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Vorwort 

sur  dritten  Auflage. 

Die  starke  zweite  Auflage  dieses  ersten  Bands  der  Fioans* 
«ineiuehafl  ist  seit  Mitte  im  Bachhandel  vergriffen  gewesen. 
Die  Bearbeitung  der  dritten  Anflöge  babe  iob  inmitten  viel  Zeit 

und  Kraft  beauspnichender  politischer  Thätigkeit  und  neben  den 
Verpflichtungen  meinen  akademischen  liebraint.s  nicht  so  schnell 
♦«»llenden  können,  als  ich'  gewünscht  hätte.  Der  ersten  im  Fe- 
^iraar  d.  J.  erschienenen  Lieferung  (S.  1  —  252)  folgte  die  zweite 
Ucferong  (8.  253—480)  zu  Ende  Oetober.  Nnnmehr  gelangt  der 
'*Ultts  des  Bandes  nnd  damit  die  Bandansgabe  selbst  in  die 
OefatBehkeit. 

Meine  Arbeit  wäre  allerdings  vereinfacht  und  bcschleuui^l 
worden,  wenn  ich  mich  auf  eine  blosse  Revision  der  zweiten  Anl- 
age beschränkt  hätte.  Aber  trotz  der  tiefgreifenden  Umgestaltung, 
welche  ich  in  dieser  zweiten  Aui'lagc  bereits  mit  meiner  Neube- 
»rbeitong  der  6.  Auflage  des  ersten  Bands  der  Ban'seben  Finanz- 
winensebaft  vorgenommen  hatte»  hielt  ieh  eine  solehe  blosse  Bevision 
Bieter  im  Jahre  1877  erschienenen  zweiten  Auflage  nicht  mehr  fHr 
««reichend.  Ich  habe  iu  allen  Abschnitten  Vieles  überarbeiicl,  das 
statistische  und  leij:islativc  Material  erneuert  und  fortgeführt  (so 
''esdnders  im  Abschnitt  vom  Besolduugsvvesen,  Militärvvesen,  ünter- 
nchtswescn).  Grössere  Partieen  sind  aber  völlig  umgearbeitet  und 
Mei  theils  erweitert  (so  die  finanzwissenschaftliohe  Literatur- 
gBsebiehte,  das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper,  die  Lehre 
TOS  der  Deekung  des  Finanzbedarfs,  einige  Abschnitte  des  Eisen- 
bihnwesens),  theils  zusammengezogen  w*>idcn  (so  das  Domänen-, 
i»s  Forstwesen).  Endlich  ist  das  vieHe  Kapitel  des  erf^ten  Buchs 
l^ormelle  Ordnung  der  Finauzwirthschait,  d.  h«  Fiuauzdienst  und 
^iiisQKbebördenwesen,  £tatswesen,  Zahlnngs-|  Kassen-  nnd  Rechnungs- 
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weseu,  Controlwesen,  Rechnun^sabscbluss  u.  s.  w.,  8.  183—335) 
in  diese  dritte  Aiiilage  ganz  neu  eingeiligt  worden.  Es  behandelt 
dieses  Kapitel  einen  G^enstand,  der,  vielleicht  mehr  als  jeder 
andere  in  der  Finanzwissenschaft,  dem  Theoretiker  besondere 
Schwierigkeiten  bereitet.  Ueber  die  Grffnde,  ihn  an  diese  Stelle 
in  Band  I  zu  setzen,  habe  ich  mich  im  Werke  selbst  ausgesprochen 
(S.  Gl,  183). 

Ueberau  war  es  mein  Bestreben,  die  priucipielle  Beband 
lung  und  die  social  politische  Auffassung  noch  schärfer  als 
in  der  vorigen  Auflage  hervortreten  zu  lassen.  Dadurch  sollte  auch 
der  Einklang  mit  der  zweiten  Auflage  der  „Grundlegung^^  herge- 
stellt werden.  Auf  die  historischen  Entwickinngen  bin  ich  dabei 
genauer  eingebauten,  als  in  den  iriiheren  Auflagen  (besonders  im 
Kapitel  von  der  formellen  Ordnnnir  der  Finanzwirthschaft).  Auch 
habe  ich  bei  der  Bestimmung  der  Aulgabe  der  1  inanzwissenschait 
meine  frühere  Auffassung  ergänzt  und  die  Bedeutung  der  Finanz- 
geschichte fttr  die  eine,  die  beobachtungswissenscbaftliche  Seite  der 
Disciplin  mehr  hervorgehoben  (§12).  An  der  scharfen  Untersoheidnng 
zwischen  Finanzwissenschaft  nnd  Finanzgeschiehte  halte  ich  hier 
wie  in  der  Katioiuilitkuiioiuie  Jedoch  fest.  Ich  kann  in  der  unklaren 
identiticirung  von  Theorie  und  Geschichte  in  beiden  Fällen  nur 
einen  logischen  Fehler  sehen. 

Das  erste  Heft  war  schon  ausgegeben,  als  Öchä ff le's  Aufsätze 
„zur  Theorie  der  Deckung  des  Staatsbedarfs*^  in  der  Tübinger  Zeit- 
schrift erschienen.  Eine  Auseinandersetzung  mit  dieser  Theorie 
konnte  ich  daher  in  dieser  Auflage  nicht  mehr  vornehmen. 

DieEisenbahnlehre  hat  jetzt  noch  eine  weitere  Ausdehnung  erfah- 
ren. Das  Bedenken,  sie  in  solcher  Ausführlich  keil  in  die  Finanz  Wissen- 
schaft zu  ziehen,  wird  daher  gegen  meine  gegenwärtige  Behandlung 
des  Gegenstands  noch  mehr  erhoben  worden.  Indessen  entspricht 
es  doch  der  deutschen  Theorie  und  Praxis,  die  „privatwirthschaft- 
liehen  Zweige"  eingehender  in  der  Finanzwissenscbaft  zu  behandeln. 
Das  Staat8eiseul)ahnwesen  ist  Jetzt  ein  beherrschender  Factor  in 
unseren  Finanzwirtbschaiteu.  Wenn  z.  B.  in  Preussen,  noch  ohne 
die  jetzt  in  Aussicht  stehenden  weiteren  Verstaatlielmngen  der  Privat- 
bahnen, in  einem  Gesamnit  Einnahme-Etat  von  1113  Hill.  M.  (f.  1884  Ö5) 
anf  das  Eisenbahnwesen  553  Mili.  M.  fallen,  so  entspricht  es  dieser 
Sachlage  einigermaassen ,  ihm  in  der  Finanzwissenschaft  eine  so 
ausgedehnte  Darstellung  zu  widmen,  wie  es  hier  geschieht  Darin 
liegt  etwas  fUr  die  gegenwärtige  Phase  der  Fiuaiiitwirthsehalt  und 
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draiDteb  auch  der  FmancwisBenscbaft  Characteristiscbes  (§  27 — 29). 

Im  Uebiigcn  glaubte  ich  uljcr  auch  in  dieser  Aulla^e  die  Ei.scu- 
bahnlebrc  nicbt  kürzen  zu  sollen,  weil  icb  noch  nicht  auf  den  Band 
des  Lehrbuchs,  in  welchem  sie  mehr  vom  volkswirthschattlicheu 
Standpancte  aus  zu  behandeln  sein  wird,  verweisen  konnte.  —  Die 
Dom&neDlehre  und  zum  Theil  die  ForsUebre  konnte  ieh  dagegen 
wobl  aaeh  desbalb  kürzen,  weil  die  älteren  Streitfragen  mebr  und 
mebr  versebwunden  oder  endgiltig  ausgetragen  sind. 

Die  Beziehungen  zur  Rau  sehen  Finanzwisseuschaft,  aus  deren 
Neubearbeitung  dieses  Werk  ursprünglich  hervorgegangen  war, 
hatten  sich  schon  in  der  vorigen  Auflage  sehr  vermindert  und 
traten  eigentlicb  nur  nocb  in  der  Lehre  von  den  älteren  Domi&nen 
und  von  der  Bewirtbaehaftang  der  Forsten  mebr  bervor.  Jetzt  be- 
sebrttnken  rieb  diese  Beziehungen  vollends  nnr  noch  auf  die 
Benutzung  von  Notizen  und  einzelnen  kleinen  Ausführungen,  wie 
ich  sie  mehrfach  auch  anderen  Werken  entnommen  habe.  Damit 
glaube  ich  nicht  gegen  die  Hau  gebührende  Hochachtung  Verstössen 
3Jk  haben.  Die  Wissenschaft  ist  eben,  seit  Raa  die  Grundlage  zu 
dem  seiner  Zeit  ao  vorzflglioben  Werke  legte,  vonrärts  geschritten 
and  gerade  ^e  principiellen  Auffassungen  sind  andere  geworden. 
Ob  mit  yollem  Rechte,  das  ist  ja  nocb  bestritten,  aber  nacb  meiner 
Lebeizeiigung  zu  bejahen. 

Dem  Umfang  nach  hat  sich  dieser  erste  Rand  in  dieser  3.  Auf- 
lage wieder  um  117  Seiten  vergrüssert,  besonders  durch  die  Ein- 
fügung des  Kapitels  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirth- 
schalt,  das  allein  152  Seiten  nmfasst.  Dem  Inhalt  nadi  bat  dieser 
Band  aber  eine  noch  erheblich  grössere  Ansdehnnng  durch  die 
verEnderte  Art  des  Drucks  erfahren.  Ich  habe,  ähnlich  wie  es  bei 
meinen  und  anderen  Abliandlnngen  im  Schonberg  sthen  Handbuch 
der  juditischen  Oekonomie  geschehen  ist,  durchweg  die  Noten  nicht 
mebr  unter  die  Seiten  oder,  wie  Kau  und  Roscher,  nach  den  Para- 
graphen, sondern  zwischen  den  Text  selbst  in  kleinerem 
Druck  gesetzt  ond  ebenso  die  näheren  Ansftthrnngen,  Be- 
weisftthrnngen,  Belege  n.  s.  w.  in  dieser  Weise  drncken 
lassen.  Dadurch  ist  eine  })edeutendc  Kaumersparniss  erreicht  wor- 
den. Es  wird  so  aber  zugleich  meines  Eracbtens  in  zweckmässiger 
Weise,  auch  für  Lehr-  und  Lernzwecke,  das  iiauptsächliche  und 
das  Detail  schon  äusserlieb  besser  unterschieden  und  fUr  denjenigen, 
welcher  die  Noten  genauer  verfolgen  will,  dasiaatigeundzerstreaende 
Hin-  ond  Herlesen  and  Heraroscblagen  der  Seiten  vermieden. 
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Diese  3.  Auflage  ist,  wie  aaeb  diejenige  des  2.  Bands  der 

Finanzwiftsenschalt,  iu  der  doppelten  Stärke  der  tiblieben  Auflagren 
gedruckt  worden,  ~  auch  ans  einer  ])ersr)ulichen  Rücksir-ht:  mir 
die  ohnehin  beschränkte  MuHse  Uir  literarische  Arbeit,  welche  mir 
das  Lehramt  und  die  Theiluahme  am  politischen  Leben  übrig  lassen, 
wenigstens  llttr  die  Fortsetzung  des  grossen  systematischen  Werks 
etwas  länger  frei  zu  halten,  dessen  Plan  ich  schon  vor  acht  Jahren 
entworfen  habe,  ohne  davon  bisher  mehr  als  dieGmndlegnng  nnd  die 
beiden  ersten  Bände  dei  Finanzwissenscbal't  vollenden  zu  können.  In 
den  letzten  zwei  bis  drei  Jahren  war  es  auch  die  per8<>nlu  ho  He- 
tbeiligung  au  der  Politik,  welche  meine  Zeit  und  Arbeitskraft  in  An- 
spruch genommen  hat,  —  oft  mehr  aU  ich  wünschte.  Ich  hin  halb 
Widerwillen  in  diese Betbetligung  hineingezogen  worden,  glaubte  sie 
aber  doch  nicht  unbedingt  ablehnen  zu  sollen.  Gerade  uns  Theore- 
tikciu  ist  es  i;ut ,  einmal  so  aus  der  Studirstube  ins  Leben  hinaus 
zu  treten  und  Manches  zu  lenien,  was  uns  Bücher  und  Studien  allein 
nicht  lehren.  Und  als  Jünger  einer  Wissenschaft,  weh  hc  wie  die 
Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft  für  das  Leben,  für 
das  Volkswohl  mit  zu  arbeiten  hat,  hielt  ich  und  halte  ich  es 
denn  auch  nicht  für  etwas  Unrichtiges,  sondern  itlr  etwas  Erlaubtes, 
ja  Gebotenes,  jenen  ,,socialpolitiHchen  Standpunct'^  in  der 
practischen  Politik,  soweit  die  Kräfte  reichen,  mit  d  n chkianpfen 
zu  helfen,  den  ich  in  diesem  „Lehrbuch"  der  pulifischen  Deko- 
nomie  theoretisch  vertrete,  —  mit  für  eine  Gesetzgebung  dieses 
Charaeters  zu  kämpfen  und  sie  in  der  »ifentlichen  Meinung  mit 
vorzubereiten,  vollends  seitdem  die  Kaiserliche  Botschafi;  vom 
17.  Nov.  1881  wenigstens  ein  ähnliches  Ziel  aufgestellt  hat,  znr 
nnendlichen  Frende  und  Genugthuung  der  Bfänner  unserer  Richtung 
(s.  §  27-~21>). 

Wenn  dann  aucli  nieiu  Werk  langsamer  \uniiikt,  als  ich  gehotVt 
habe,  so  mögen  Fachgenossen  und  weiteres  Publicum  es  mit  solchen 
Umständen  freundlich  entschuldigen,  ich  darf  behaupten,  gerade  an 
dieser  neuen  Auflage  Öfters  bis  zur  Uussersten  Anspannung  meiner 
Kräfte  gearbeitet  zu  haben.  Wenn  ich  die  Vorrede  meiner  gerade 
vor  12  Jahren  erschienenen  6.  Auflage  Rau's,  der  ersten  dieses 
Bands,  .schon  damals  mit  dem  Worte  schloss:  „Die  beschanliche 
Arbeitsmusse  unseres  Altmeisters  liau  im  schönen  Heide Iberir  gehört 
eigentlich  auch  zum  Abfassen  solcher  mühsamer  Werke,  aber  sie 
fehlt  leider  nur  in  sehr  in  der  Uetzerei  der  Weltstadt",  so  habe  ich 
allerdings  vollauf  erst  in  den  letzten  Jahren  kennen  gelernt,  welche 
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„Nerven  stehlende"  Anspannung  unsere  Zeit  von  ihrem  Geschleehte 
verlangt.  Und  doeh  ist  daa  wieder  das  Grosse  nnd  das  Anregende 
dieser  Zeit,  wer  möchte  es  eigentlich  anders  haben?!  — 

Was  mir  an  Müsse  flir  literarische  Arbeit  bleibt,  werde  ich 
möglichst  ausschliesslich  der  Fortsetzung  dieses  Werks,  znnUchst 
dem  dritten  Bande  der  Fiuanzwisseuschatt  widmen,  tUr  welchen 
ieh  seit  Jahren  viele  Vorstadien  gemacht  habe. 

CliHrlotteubaig-Ucrliu,  2.  Docember 

L)r.  Adolph  Wagner. 


Aus  dem  Vorwort 

zur  zweiten  Auflage  dieses  Bands. 

 Mit  der  tiefgreileuden  Unigc&ialtung  dieses  Hands  in  der 

neuen  Aut  la^^c  bezwecke  ich  mehr  Rinhcitlichkcit  der  suchln  iien 
Uüd  Ibrniellea  Behan(iiung  in  diesem  Bande  wie  zwischen  den  ein- 
zelnen Bänden  des  Lehrbuchs  herzustellen.  In  der  Jetzigen  zweiten 
Ansgabe  metner  Bearbeitung  des  ersten  Theils  der  Finanzwissen- 
sebaft  leitete  mich  daher  das  Bestreben,  diesen  Band  überall  in 
grundsätzliche  ü ebereinstimmung  mit  meiner  „Grund- 
legung" der  Allgemeinen  Yolkswirthschaftsiehre  zu 
bringen. 

Kamentlich  wurde  in  den  Untersuchungen  über  die  Beibehaltung 
oder  Yeiättsserung  der  einzelnen  privatwirthschalUichen  Erwerbs- 
zweige neben  dem  Gesichtspunct  des  Prodnctionsinteresses  —  wel- 
cher Ran  mit  den  frtlheren  NationalOl&onomen  nnd  im  Ganzen  anch 

noch  mich  in  der  Neubearbeitung  der  (i.  Ausi^abe  von  Kau  fast  allein 
beschäftigt  hatt«  der  Ge8ichts]uiiiet  des  v  o  lkswi  r  t  h  sc  Ii  aft- 
lichcn  Vertbeilungs-  und  des  socialpo  litis  eben  Inter- 
esses zur  gebührenden  Geltung  gebracht.  Dadurch  ergaben  sieh 
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manche  principielle  Abweichungen  von  Ran  und  hie  und  da  auch 
von  der  leteten  Ausgabe.  Die  jeteige  Behandlung  des  Gegenstands 
liefert  auf  diese  Weise  sogleich  eine  Ergänzung  der  mehr  theore- 
tischen Untersnehnngen  über  die  Organisation  der  Volkswirthschaft 

und  den  »Staat,  si)\\ie  über  die  Rechtsordnung  des  Kapitals  und 
des  Rodens  iu  der  ,,(  iniii(llci;iiiig"  durch  die  mehr  practischen  Er- 
örterungen aus  dem  tinauzwissenschaftlichen  Gesichtspuncte,  Die 
Theorieen  der  Grundlegung  erfahren  dabei  gewissennassen  eine 
^»Probe'S  die  anzustellen  mir  erwünscht  war^  om  so  manehe  Pnnete 
in  der  Grnndlegimg  genauer  und  mit  steter  Rttcksicht  auf  die 
practiscbe  Durchllihrung  zu  prülen.  Es  ist  dadurch  die  Verbindung 
zwischen  den  theoretischen  und  practischen  Theilen  des  Lehrbuchs, 
soweit  ich  letztere  zu  bearbeiten  Übernommen  habe,  hergestellt 
worden.  Darauf  lege  ich  vom  Standpuncte  meines  ISystems  der 
Politischen  Oekonomie  aus  besondem  Werth, 

B«rliu,  Fcbraar  1877, 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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1.  Abschnitt 
Der  Staat  und  die  Füiauzwirtliseliaft* 

Die  tiaanzviaseosdiaft  bat  zuDäcbät  aa  dieüemciu-,  bcsoudem  dieZwan|j;s- 
geMttinwirthschAfttlehre  und  speciell  an  dfe  ftllfemefno  Lehre  vom  Staat« 
ift  TolksvirthlcbAftlicher  Hinsicht  .ni/.uknUpfcD,  diese  Lohrcu  aber  als  be- 
kannt voratisznsetzen.  Sii^ha  daher  das  Nähere  darüber  im  1.  Bande  des  Lehr- 
buchi,  Wagner,  Allgem.  Voliuswirths«  haftslehre  I.  (GrundleguugK  2,  A.  Lpz. 
Abth.  I,  Kap.  3,  llaaptabäcliii.  1,  3,  4  und  Kap.  4. 

I.  —  §.  1.  Der  Staat  und  die  sogen.  Selbstverwaltnnj?«- 
kOrper  haben  als  Formen  der  Öffentlichen  oder  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  ftlr  das  ganze  Volksleben  Aufgaben  zu 
oftOeiiy  zvL  deren  Dnrehftlhrong  rie  wie  jede  andere  Wirthsehaft 
(G.  §.  161,  170)  der  regelmSssigen  VerfUgaog  über  Prodnetionsmittel 
d.  b.  über  Arbeitskrilfte,  Kapitalien  und  Grundstücke  bedUrf'eo,  um 
die  von  ihnen  begehrten  einzelnen  Leistungen  herzustellen.  Die 
VerlüguK^  über  die»e  ProductionBuiittei  kann  der  Staat  auf  die  ver- 
sebiedenen  Arten  erlangen,  welche  einer  Wirthschalt  überhaupt 
bierzn  sa  (Gebote  sieben  (G.  §.  10).  Geschichtlich  seigt  sich  darin 
maneher  Weehsel.  Es  kommen  indessen  ^  wenn  anoh  in  ver- 
tehiedenem  Umfange,  gewöhnlich  mehrerlei  Arten,  jene  YerAigung 
zu  ei langen,  neben  einander  vor. 

Hinsichtlich  der  Arbeitskräfte,  welche  der  Staat  bedarf, 
md  namentlich  drei  Systeme  der  Beschattung  derselben  zu  unter- 
^heiden:  die  im  Wesentlichen  freiwillige  und  aneu tgeltliche 
Bereitstellong  dieser  Krj&ftei  wie  im  System  der  nnentgeltlichen 
(Ehren-)  Aemter  der  Selbstrerwaltang;  die  im  Ganxen 
zwangsweise  und  nach  einseitiger  Bestimmang  des  Staats  ver- 
goltene Bercit^stellung,  wie  im  System  der  militärischen  Con- 
scription  oder  (ier  allgemeinen  Wehrpflicht:  und  die 
vertiagsmässig  erlangte  und  nach  den  Bedingungen  dieses 

A.  W«K»«>r,  FittMKwlBiwBwIiaft.  1.  3.  Aal.  1 


Digitized  by  Google 


2 


Eiuleitang.  1.  Abüchnitt.  Staat  und  Kinaiizwirtli^chaft.  ^.  1 — 3. 


Vertrags  entlohnte  Vcrfliuiuig,  wie  im  System  des  besoidcteu 
Staatsdienstes  (Arbeits-,  Staatsdiener-Vertrag). 

Das  erste  System  bat  nur  aosDahmsweise  in  der  Geschichte 
der  Staaten  eine  grossere  fiedentung  gewonnen.  Theila  fehlt  es 
an  der  genügenden  Bereitwilligkeit  der  Bdrger,  freiwillig  ond 
unentgeltlich  Dienste  zu  leisten ;  theils  entspricht  die  so  an^iiebotene 
Arbeit  nicht  ausreichend  den  Anforderungen  an  die  Qualität  der 
Arbeit,  welche  der  Staat  stellen  ninss;  theils  le^reii  diese  Dienste 
den  Kiuzeincn  zu  grosso  und  besonders  zu  ungleiche  Opfer  aui, 
oder  es  stellen  sich  andere  Bedenken  einer  umfassenderen  Ver- 
wendung solcher  Dienste  entgegen.  Der  Staat,  zumal  der  moderne 
Oulturstaat,  ist  daher  yornemlich  auf  das  zweite  und  dritte 
System  der  Beschaffung  der  Arbeitskräfte  angewiesen.  Ob,  wo 
und  wieweit  er  hier  mittelst  Zw  augs  vorgehen  darf  und  kann,  ist 
an  diesem  Orte  nicht  zu  entscheiden.  Es  gentigt  hier,  darauf  liiu- 
zuweisen,  dass  sieh  ein  solcher  Zwang  aus  dein  Wesen  des  Staats 
ableiten  und  principiell  rechtfertigen  lässt  (G.  §.  157)  und  nach 
geschichtlicber  Erfahrung  allgemeio,  Im  Gebiete  des  Wehrwesens, 
ausgeübt  worden  ist 

Die  zwangsweise  beschafllen  ArbeitskrUlte  vermag  der  Staat 
aber  gewöhnlich  nicht  uhiic  jeden  Entgelt  zu  benutzen,  theils  weil 
die  einzelnen  Hetrot^'enen  diesen  Entgelt  nicht  völlig  entbehren 
können,  theils  weil  die  bei  unentgeltlichen  Zwangsdiensten  zu 
bringenden  Opfer  sich  zu  nngleiehmässig  vertheilen  würden.  Der 
Staat  mnss  daher  in  der  Regel  auch  hier  die  Mittel  zum  Unter- 
halt (Snstentation)  gewähren.  Auch  bei  dem  im  Uebrigen 
unentgeltlichen  Ebrenamtsdienst  ist  öfters  wenigstens  ein  Ersatz 
besonderer  Kosten  nothwendig.  Für  die  in  Anspruch  genommenen 
Zwangs-  und  Ehrendienste,  vollends  iür  die  vertragsmHssig  gegen 
f^ohn  beschaßten  Dienste  bedarf  der  Staat  somit  zunächst  der 
Verfügung  über  Sachgttter,  daher  in  der  Geldwirtbschaü  meist 
«her  Geld. 

Ans  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich,  dass  der  Staat  zur 

Durchfuhrung  seiner  Zwecke,  welche  sich  ohne  Verfügung  üIk. 
menschliehe  Arbeitskräfte  nicht  erfüllen  lassen,  stetK  nothwendig 
eine  eigene  Wirthschaft  führen  muss,  deren  Aufgabe  es  ist, 
di^ienigen  Sackgüter  (Geld)  regelmässig  zu  erwerben  oiid  zur 
Verwendung  zu  bringen,  welche  zur  Vergtltung  der  erforder- 
lichen Arbeitskräfte  erforderlich  sind.  Der  Umfang  dieser  Wirth- 
schaft kann  sehr  verschieden  sein  und  schwankt  erfahmngsgemäss 
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icitliefa  and  örtlich  ausserordentlicb.  Aber  wo  überhaupt  ein  „Staates 
wenn  aieh  Dodi  in  primitivster  Entwicklang;,  eiittirty  da  kaoo  eine 
Mkhe  eigene  Wirthaebaft  snrn  ZweelL  der  Besohaffmig  und  Ver- 
weodnDg  tod  Saehgtttem  Diemala  voHsti&ndig  fehlen.   Dieselbe  ist 

insot'eni  eine  iibnolut  nothwendige  Bedingung  und  Folge  den  Staats 

^eibht,  an  sich  eine  aljsokue  Kategorie  des  Wirthschat'tHlel)ens  und 

MT  iu  ihrer  Erscheinuugdloriu  etwas  geschichtlich  Ver- 

inderliches. 

Bau  in  d.  5.  A.  §.  Ü  noch  andcn. 

g.  2«  Neben  Men  Arbeitskr&ften  nnd  ansser  den  fttr  deren 
Yergatnng  erforderlieben  SaehgUtem  braacbt  der  Staat  fdr  die 

EriUllung  der  ihm  als  „rroduciioiiswirthschalV  (G.  170,  69) 
obliegenden  Aufgaben  Kapitalien  und  Gniii d stücke.  Auch  wo 
ittch  dieselben  im  concreteu  iStaate  bereits  in  erforderlicher  Menge 
tnid  BescbafTenbeit  in  Beinern  Eigentbnm  befinden,  bedarf  es  zn 
ihrer  Inatandbaltong  einer  beständigen  nenen  HiDsaftthmng  von 
SaehgUtem,  mithin  zu  diesem  Zweek  wieder  einer  regelmSssigen 
Thfttigkeit  sor  Beschaffung  und  Verwendung  der  letzteren.  In  der 
geschichtliehen  Entwicklung  des  Volkslebens  ändert  sich  indessen 
fortwährend  auch  der  Bedail  des  Staates  an  solcheu  Kapitalien  und 
GnindBtücken  in  qualitativer  und  quautitativer  liiusicbt  Die  vor- 
baodenra  Staatseigenthnmsobjeete  mttssen  nmgestaltet,  neue  müBsen 
dan  erworben  werden,  n.  A.  aneh,  nm  eine  riehtige  Vertbeilnng 
der  nationalen  Kapitalien  nnd  GrondstOeke  als  Privateigeatbnm  an 
die  Privatwirtbschaften  und  als  öffentliches  Eigenthum  an  den  Staat 
Qsd  die  übiiiren  Zwangsgenieinwirthscbaften  herzustellen,  insbe- 
sondere wm  den  ixrund  nod  Boden  anlangt  (G*  §.  2Ö5  u.  ü.  Abth.  11, 
Kap.  3  —  5). 

U«  ^  §.  3.  Die  Saebgttter  (bez«  das  Geld),  weiebe  der  Staat 
IST  Vergtttong  von  Arbeit  nnd  sonst  braacbt,  kann  er  wiederam 
auf  dreierlei  Art  erlangen:  freiwillig  nnd  nnentgeltlieb  von 

den  Staatsangehörigen  aus  deren  Wirthscbat'ten;  sodann  mittelst 
privatwirthschat'tlichen  Erwerbs,  nämlich  direct  durch  Eigen- 
production  der  betretenden  Sacbgüter  oder  indirect  durch 
Verkehrs-  oder  vertragsmässige  Erwerbung  von  anderen 
Würthscbaften  gegen  speeiell  stipnürte  Gegenleistungen  (Kanf,  Dar> 
leben,  Hietbe,  Paebt);  endlieb  zwangsweise  obne  speeiellen 
oder  wenigstens  gegen  einen  von  ibm,  dem  Staate,  einseitig 
bestimmten  Entgelt  (G.  i?.  10).  Seliisl  wenn  das  erste  System 
vollständig  allein  ausreichte,  würde  der  Staat  eine  eigene  Wirth- 

1» 
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Schaft  (und  zwar  eine  „ Ausgabewirthsebaft'',  G.  §.  69) 
fuhren  müssen,  welche  die  Aufgabe  hätte,  die  so  zur  \  erfUgimg 
des  Staats  koiüiuendeii  CUlt^r  richtig  zn  verwalten  und  zu  ver- 
weadeu.  Bei  den  beiden  andern  bystemcu  erlangt  diese  VVirthscbaft 
eine  gr(Hwere  Aasdebnung  und  einen  reicheren  Inhalt,  weil  hier 
vieinUtige  nnd  umfassende  Thätigkeiten  zur  Erwerbnng  der  Gfiter 
nothwendig  werden,  also  eine  erwerbswirthschaftliche  Abtheilang 
hinzutrctcu  uiubS. 

Fr'Mwillig'e  und  a  neu  t  ^  <  Itlirhe  (i;il»on  von  Sa  1  toni  mu\  Ufbertragungen 
vou  Kapit&Ueu  uad  GnuidütUckeu  bciUüui  der  Staatäan^'uhönguii  au  duu  Staat  (Kicr,  iu 
frUhereit  Zeiten,  an  du«  den  Staat  vortretende  Oberhaupt,  den  Fürsten,  sind  üb^all 
in  dci  (irs«  liichtc  vor}?^okoiiimcn.  Sie  spielcMi  in  primitiven  Verhältnissen  des  Volk»-, 
Wirthschatts -  und  Staat>Ic!ieii!ä  eine  relativ  .rn»>;>eic  IXiMc.  so  bei  den  (ieriuaiien  m 
Zeit  des  Tacituö,  aneii  no.  h  in  der  ttaiikis'  hen  Monarchie  der  Merovinger  and 
:ipäter  iu  der  Form  vou  Ehnuigeschenkeu  au  die  Fünitcu,  von  grösseren  eiumaligen 
Leistangen  in  besonderen  Fällen,  z.  R.  iui  Kriege,  wo  die  Prlst^oii,  wenn  auch  nidit 
narli  strirtcm  Kclif'-.  s<«  do'  li  nach  der  Sitte.  Wf-tiiir^teris  tli<,'i!wciso  frciiich  schon 
<leri  Ohara'  t-  r  <  iii.  r  /,\v.ii»;^5H)>;j:abe  annehmen  kann,  aus  weh  her  sii  Ii  flann  ripätpr  das 
oigentiiche  (directe;  Sieuerweseu  entwickelt,  (iau/.  iehleu  solche  Lcisiuugcu  4iuch  im 
modemen  Staate  der  (legenwart,  x.  B.  wiederum  iin  Kriege,  bei  öffentUchcu  UnglackS' 
fiilleu,  ni«  lit.  Aber  im  Wesentlich«- n  aus  ähnlichen  (irunden  wie  lias  System  frei- 
williger uiHMitgeltlicher  Arb.  ilsdiüiisie  reicht  auch  dieses  System  freiwilliger  aneut- 
geltlicher  (lubou  uicmals  aus,  i'ur  den  eutwickelteu  Staat  vollends  uichL  Der  (iruud 
hierfar  liegt  in  der  Katnr  des  Staats  als  Zwangsgumeiuwirthschaft  überhaupt  und  in 
der  Eutwicklungstendenx  den  modernen.  Bechti»-  und  Cnltuistaatä  insbaionduie, 
(G.  §.  154  —  160^. 

Der  Staat  ist  daher  prineipiell  nnd  der  sieh  entwickehide 

uioderne  Staut  auch  thatsächlich  immer  mehr  auf  die  beiden 
anderen  Arten  des  Erwerbs  von  Sachgütern  angewiesen.  Das- 
selbe gilt  vou  den  »Seibstverwailuugskürpern.  In  die  Verlügiuig 
der  erforderlichen  Grund^tlicke  gelangten  diese  Körper  darofa 
arsprttnglicben  Vorbehalt  bei  der  Ansiedlung  und  Vertheilang  des 
Bodens,  durch  Ankauf,  Pacht,  Confiseation,  ZwangseuteignuDg. 

III.  —  4.  Die  ErürlcruLg  darliber,  ob,  wo  und  wieweit  ein 
Zwaugseru  erb  vou  Haehgtitero  dem  Staate  j^estnttet  sein  kann, 
gehört  nicht  an  diese  Stelle,  sondern  ebenfalls  in  den  grundlegenden 
Theil  der  Allgemeinen  Volkswirtbsehaftslehre.  (6.§.  10, 11, 156—159). 
Hier  ist  nur  zu  constatiren,  dass  auch  ein  soleher  Zwaugaerwerb» 
in  gleicher  Weise  wie  der  Zwang,  durch  welchen  der  Staat 
personliche  Dienste  sich  zur  Verfügung  stellt,  ans  dem  Wesen  des 
»Staats  als  Zwaii^sgenieinwirthschalt  ab/aikiten  ist  und  danach 
prineipiell  j;ereclitfertiirt  erscheint  uiul  Uberall  in  der  Oesehichte 
vorkouinit.  Seine  beiden  iiauptlurmen  sind  die  Besteuerung  und 
die  Enteignung  (G.  §.  384).  Im  Gegensatz  zum  Zwangserwerb 
alH  dem  öffentlichen  kann  man  den  durch  Eigen production  er- 
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fol^rendcD  und  tlen  vertragsniäs.si«;  mit  speciell  stipuiirtcn  ^TCgcn- 
Icistuugen  verbnndenen  Erwerb  des  Staats  (zu  welchem  letzteren 
ancb  derjenige  mittelst  Creditaofnahme  gehört)  den  privatwirth- 
schaftHchen  nennen. 

Die  gesehiebtliebe  Entwieklong  bat  in  den  modernen  etiro- 
pftbchen  Coltnrstaaten  überall  dem  Zwangserwerb  gegenüber  diesem 
jseschicbtlicb  Siteren  nud  anfänglich  vorwaltenden  i)rivatwirtb8chaft- 
lichen  und  namentlich  ge^^^enUber  dem  Eigenerwcrl)  des  Staats  das 
Uebergewicht  verscbatit  (  F.  II.  §.  340  438  tt" ).  Eh  hiiugt  dies  zwar 
zamTheil  mit  zufälligen  Ereignissen  der  europüischen  Geschichte, 
lieionders  mit  dem  mehrfaeb  vorgekommenen  Verlust  oder  der  Ver- 
ninderang  des  ebemaligen  Staatsguts  zusammen.  Vomemlieh  ist 
ei  jedocb  die  notbwendige  Folge  zweier  grosser  Momente 
der  volkswirthschaftlichen  Entwieklun -Tsj^eschichte,  ein- 
mal der  Ausbildung  des  Reelitsiii^ititiits  «les  Privateii^en- 
thnms  an  den  sachlichen  Productionsmittcln,  besonders  am 
Boden,  und  des  thatsäcblicb  grösstentheils  erfolgten  üebergangs 
des  Bodens  und  des  Materialkapitals  an  die  Priratwirtb- 
Schäften  (F.  II.  §.  341),  sodann,  in  nanmebriger  Rttckbildung 
dieses  bistoriseben  Procesttes,  ist  es  die  Folge  jenes  gegenwärtig 
mehr  und  mehr  zur  Geltung  kommenden  rossen  volkswirtli- 
>cliaftlic hen  Entwie k  1  miirspri ncips,  welches  sich  als  Ueber- 
gaug  von  der  mehr  privatwirtlischaftlicben  zu  der  mehr 
gemein-  und  besonders  z wangsgemeinwirthschaftlichen 
Organisation  der  Volkswirtbscbaft  formniiren  lässt  und  sieb 
in  der  fortsehreitenden  Äusdebnung  der  Offentlicben,  besonders 
der  StaatstbÄtigkeiten  offenbart  (G.  §.  171  ff.). 

Zur  regelroä8sip:cn  Hesorgung  nun  des  Zwangs-  wie  des  privat- 
wirtlwchartlichen  (rlitererwcrbs,  als  des  Mittels  zur  ]lerstellnn«r  der 
."^taati^Ieistungen,  sei  es,  um  Arbeitsdienste  zu  vergüten,  sei  cö,  um 
miiiiittelbar  Saebgflter  fUr  Staatszwecke  zu  verwenden,  muss  der 
Staat  eine  eigene  (Erwerbs-)  Wirtbscbaft  fHbren.  Und 
wiederum  dasselbe  gilt  meistens  Ton  den  Selbstrerwaltungs- 
körpem. 

IV.  —  5.  Diese  eigene  Wirthscliaft,  welche  ein  offeiitlieher 
Körper,  wie  der  Staat,  zum  Behuf  der  Erwerbung  und  Verwendung 
von  bacbf^'ütern,  bez.  Geld  für  die  Zwecke  der  von  ihm  mit  RUck- 
rieht  auf  die  berzostellenden  Leistungen  repräsentirten  „Prodnctions- 
wifüisebafV'  (<x.  §.  170}  betreibt,  ist  die  Finanzwirtbscbaft  oder 
der  Offen tlicbe  bez.  der  Staatsbausbalt.  Dieselbe  ist,  wenn 


Digitized  by  Google 


6 


Eiubituogr.  1*  Abächiiitt.  Staat  und  Finanzvirth:»chaft.  §.  5,  6. 


der  Staat  selbst  als  ein  Wirthschaftsgaiizes  betrachtet  wird, 
,  eine  Wirthsohaftsabtheilnng  desselben. 

And«n  Ntmea  stod:  Regiemnffsvirthschaft,  auch  (subjectiv)  Finauz- 
wi'scn.  Der  Ausdruck  Finan zvcrwaltung  bleibt  besser  für  ili'  fi' ^^ammtUeit  der 
lichörilcii  vorbehalten,  weldic  die  Finanzwirthschaft  leiten.  Die  letzlere  wird  mitunter 
auch  Staats  KT  irthschaft  gduannt,  spracklich  nicht  unhcbtig.  Der  Ausdruck  ist 
jadoch  nach  dem  heutigen  Sprachgebrauch  vieldeutig,  indem  mit  ihm  öfters  «iio 
(staatlich  organisirte)  Yolkswirthsrhaft  selbst  bezoirlitict  wird,  wie  z.  B.  in  dem  Titel 
des  bekannten  Herman  n  s  -hen  Werks:  ,,staatswiitlischat'tli<  hc"*  üntersucbuiigen. 
Anders  ist  wieder  die  Teruiiuulügio  von  L.  Stein,  übrigens  willkürlich  und  wider - 
spnicliBvolL  Er  stellt  den  Begriff  ,«S taatsirirthsch aft'^  („das  Gaterieben  als  Gegen- 
stand der  Yerwaltnng  im  weiteren  Sinne'')  an  die  Spitze,  betrachtet  die  Finanzen  als 
einen  Theil  derselben  und  will  unter  dem  Finanzwesen  dann  wieder  nur  die  Staatb- 
einnahmen  verstanden  wissen,  —  eine  Aull'assung,  die  er  jedoch  selbst  in  seinem 
Lehrbuch  nicht  festhält.  S.  L.  r.  Stein,  Lehrb.  d.  Pinanxwiss.,  8.  Ani.,  Lpz.  1875, 
S.  1  ff.  Wieder  etwas  abweichend  in  d.  4.  Aufl.,  1S7S,  1,  1  fl'.  C  ff.  4S.  —  „Das 
Wort*Fiuanz  stammt  aus  dem  Latein  des  Mittelalters.  Im  l''>.  und  14.  Jahrhundert 
verstand  inait  unter  fiuatio,  finan(-ia,  auch  wohl  financia  pocuniana,  eine  schuldige 
Geldlcistung.  Diese  Ausdrucke  stammen  von  fiuis  ab,  welches  oft  einen  ZahlongstermiB 
bodeatete,  wie  man  durch  eine  ühnli'  he  Metonymie  des  Sprachgebiaoches  öfters  sagt: 
einen  Tonnin,  ein  Quartal,  ein  Ziel  bezahlen.  Mit  dem  ^griechischen  Worte  r;'>rfj, 
Ziel,  Zweck,  verhalt  es  sich  in  ähnlicher  Weise.  D^ibselhe  wnrde  auch  für  Steuer 
und  Zuli  geltruuoht.  In  der  alteren  Kanzleisprache  bedeutete  liuis  auch  den  ciacu 
Rechtsstreit  beendigenden  Vertrag  ond  die  daraus  heirohreode  Zahlung,  ferner  einen 
vor  dem  König  Uber  eiü'-n  Kauf  von  Grundstücken  abgeschlossenen  Vertrag,  desäcu 
Urkunde  die  Form  eines  I  rtheils  erhielt  (quasi  litis  terminusl,  sodanr»  die  Ahg:abc  an 
den  König  von  solchen  Käufen  ^the  Kings  sylvor),  eine  Entrichtung  des  antieteudcii 
Pachtexs  eder  Grandhelden  an  disa  Verpächter  oder  Giondherm,  auch  eine  schirere 
Goldstrafe;  überhaupt  werden  in  England  allerlei  Gcldgebühren  mit  dem  Namen  fine 
bezeichnet.  Vgl.  Du  Fresne  du  Can^e,  Glossar,  mcdiae  et  infimae  latlnitati^,  -  v. 
ünancia  und  hnatio.  —  Spolmann,  UlossaL  arcbaeologic.  s.  v.  Jims  (Lond.  lüöi. 
S.  228).  —  HuUmann«  StSdteiresen,  III,  95.  —  Gnetst,  Engl.  Yeifsssangs-  und 
Verwaltungsrecht,  A.  I,  96.  —  Mehrere  SchriftsteUer  hldtM  den  Stamm  des  Wortes 
Finanz  für  prormanisch;  sie  deuten  entweder  auf  das  englische  fine,  Geldstrafe, 
Frivilegientaxe  u.  dgl.  i,z.  B.  Gcnovesi,  Grunds,  der  burgerl.  OcL,  I,  358),  welcheü 
aber  nach  Speimann  a.  a.  0.  nidit  ror  der  normannischen  Erobenmg  rorkam  und 
nach  dem  Gingen  mit  finis  ZQsanunenhingt .  —  oder  auf  finden,  schwed.  finna, 
welches  durch  den  Mittelbegrill*  von  er  fi  n  d  e  r  ise  Ii  auf  ränkevoll  fuhrt,  wie  das 
isländische  liiidmn  durch  in^eniostis .  ealumniosus,  erklärt  wird,  Ualdorson,  T^ex. 
island.  ed.  Kask,  I,  213  i^ilavu.  181^),  —  oder  auch  auf  fein.  —  M.erkwurdig  iät, 
dass  im  16.  vnd  17.  Jahrhundert  das  Wort  eine  allgeraeineie  und  zwar  schlimme  Be- 
deutung: hatte,  weil  vielleicht  das  fremde  Wort  an  fein  und  erfinderisch  erinnerte  nnd 
die  fmationes  selbst  mit  vielen  Bedrückungen  verbunden  sein  mochten,  weshalb  z.  B. 
Sohottelius  (Von  der  deutschen  Uauptsprache,  Brauuschwcig  1663,  S.  1310)  Finau^; 
durch  Schinderei,  Wucher,  erilirt,  und  Sebastian  Brant  (Nanenschiff)  Untren, 
Finantz,  Neid  und  Hass  zusammenstellt.  [Aehnlich  noch  v.  Seckendorff,  Koscher, 
Gesch.  d.  Nat.-Oekon.,  Münrhen  S.  211.]    Vergl.  Fri-r})  Deut^ehlatein. 

Wörterb.  S.  207,  Scherz,  Glossar,  germ.  med.  aeri,  ed.  Oberliu,  1,  o92.  Oampe, 
W6fterhudi,  S.  821.  In  Fraolardch  heieiehnete  schon  damate  finance  eliie  GeUbuanie, 
oder  insbesondere  die  Staatscin nähme  (Nos  adversaires  ont  peu  de  finance,  mais  fls  In 
T!i.*>n.agent  bion,  sprach  Kanzler  de  THospitai  15(>Si.  les  finanres  aber  das  ganze 
Staatsvermögcn  und  den  Zustand  der  Regienmgswiithschaft.  Der  EinHuss  der 
französischen  Sprache  verdrängte  aus  der  deutschen  jenen  schlimmen  Wortsinn  von 
Finanz  ginzlich.  —  Der  spanische  Ausdrack  hacienda  für  Finanz  stammt  fidleicbt 
aus  dem  arabischen  cha^ena ,  Schatzkammer.  Auch  im  Kussischcti  heisst  kasna  die 
Gasse,  kasnatschei  der  Schatzmeiater.  Vielleicht  ist  dies  Wort  durch  die  tjitarischc 
Herrschaft  eingedrungen.  Doch  wird  in  der  russischen  Sprache  Floanzwebeu  durch 
hosndaistwennie  dochodui,  hentchnfiliche  Sinnahmen,  aoHpodrodtt^*  O^aeh  Hau. 
Anm.  zu  §.  1). 
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Der  »Staat  braacht  demnaob  «mr  AasfUbriiug  seiner  Aiügahen 
als  Productionswirthschaft  eine  Summe  „wirthscbaftlicher  Guter** 
'0.  i>.  15--2())  (pers  iiiliche  oder  Arbeitsleistuuii^en ,  Sachgüter  und 
iü  der  Geldwirthsehai't  Geld),  wekbe  den  Staats  bedarf  darstellen. 
Derjenige  Theil  des  letzteren,  welcher  in  Sacbgtfterii  bes.  in 
Geld  besteht,  mn  damit  Dienete  zu  vergfiten  oder  nnmitteibar 
StaatsleittnDgen  herznstellen  oder  andere  Bacfagtiter  zu  erwerben, 
ist  durch  die  Finanzwirthschalt,  die  hier,  getrennt  vom  Staute 
gedacht,  als  Verbrauchs-  oder  Auß^abewirthschaft  fnngirt, 
zn  beschaffen.  (G.  §.  (»9,  170).  Dieser  Tlieil  des  gesanimten  Staats- 
bedarfs kann  daher  speciell  Finanz bedari  genannt  werden.  In 
der  Geldwirtheobaft  (G.  §.  114)  tritt  er  grösstentheils  als,  der 
Geldbedarf  der  FinanzwirtbschafL  hervor  nnd  erscheint  reehnnngs- 
missig  als  Staatsaasgabe,  bez.  „Ausgang'*  (G.  §.  67^  71).  Znr 
Deckung  des  Finanz bedarfs  oder  zur  Bestreitung  der  Staatsuas- 
gabe  muss  die  Finanzwirt lischaft  sodann  als  Krwerbs  oder  Ein- 
nahm ewirthsc  Ii  alt  fungiren.  ihr  Erwerb  kommt  rcehnungsmässig 
aU  Staatseinhahme  bez.  „ICingang^^  (G.  §.  67,  70)  zum  Vor- 
acheui.  Die  Doppelfanotton  der  Verbranchs-  und  firwerbswirthsehaft 
bildet  den  Inhalt  der  Finanzwirthsehaft. 

lo  UebereinstiiiUDQng  mit  Kau,  welcher  sagt,  es  sei  dem  äpradigebrauchü  durch- 
Utt  dawider,  vteh  die  Beschaff  ung  petstaliclier  Lfflstnugen  ohne  TennitlelnDg  sachlicher 
üQter,  z.  B.  das  Cooscriptionswesen,  in  die  Finanzwirthsehaft  zu  rechnen,  (vergl.  da- 
£:etr>  n  Hehr,  Wirthsch  di  s  Staates,  S.  100),  halte  ich  daher  au  der  Bes«.'liraiikiin}: 
'irr  l  iuarizwirthschaft  auf  die  Boschatlung  und  Verwendung  von  Sachftiteni  oJ.  r  Uelii 
kdt   Mein  Zusatz  zu  §,  5  Anm.  a.  in  der  Ö.  Ausg.  Kau 's  ist  danach  zu  bciichtigcii. 

Ihr  eigenthtimliches  Gepräge  als  Wirthschaftsart  erlangt  die 
FinanKwirthsehaft  des  Staats  dadurch,  dass  sie  die  Wirthsehaft  ist^ 
darch  welche  der  8taat  die  ihm  so  seiner  Fnnction  als 
höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaften  erforder- 
lichen Sachgtitcr  (Geld)  erwirbt  und  zur  Verwendung 
bringt.  Der  specitische  Character  der  beiden  Abtheilungen  der 
Finanzwirthsehaft,  der  Verbrauchs-  und  der  einnahmewirthschaft- 
iichen,  ergiebt  sich  aus  dieser  Sachlage  mit  Nothwendigkeit  Dies 
ist  Ton  vornherein  für  die  Anffassnng  der  wissenschaftlichen  Lehre 
Ton  der  Finanswirtbschaft  zu  beachten. 

V.  —  §.  6.  Die  Wissenschaft  von  der  oder  den  Finanz wirth- 
schal'ten  ist  die  Fin an Awissen sdi alt.  Dieselbe  liisist  sich  mit 
Rücksicht  auf  die  ökonomische  Natur  der  Finanzwirthsehaft  dehuiren 
als  die  Wissenschaft  von  der  Wirthschaft»  welche  der 
Staat  oder  ein  Öffentlicher  (Selbstverwaltnngs-)  Körper 
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zur  Bosihaflung  und  Verwendung  der  ihnen  xn  ihrer 
Function  als  Zwangsgemeinwirthschaften  erforderlichen 
Sachgüter  (insbesondere  Gelds)  führt  Der  früher  fltr  die 
FinanzwiBBODgchaft  in  Deatscbland  nicht  selten  gebrauchte  Name 
Cameral  wissen  Schaft  (im  engeren  Sinne)  ist  jetzt  abgekommen. 
Er  erklärte  sich  geschichtlich  daraus,  dass  man  arsprUnglich  unter 
Kamniersacben  oder  Kammergesehälicn  gerade  das  Finanzwesen 
verstand,  und  eist  nach  Errichtung  der  KammercoHegien  auch 
andere y  nicht  iinanzieUe  üescbätte,  die  sog.  Polizei,  hinzakameiu 

l'an,  Ueber  die  Cameralwiss.  S.  s.  Der  ältere  Name  z.  I^.  Vici  Dithmar^ 
EiiileitutiiT  in  die  Ökonom.,  Polizei-  und  Cameralwi>tsens(  haften.  6.  Aufl.  v.  üchreber. 
S.  lU.  (I  raukl.  ITOi^.)  Eine  noch  cogerc  Bedeutung  vun  Uameralvisseoscbaft  ist  jetzt 
fast  rcrge— en«  Man  witefBctai^d  (oMh  Ran  I.  §.  6)  ehemals  in  dem  heotigen  Um* 
fang:«  der  FinanzwissoDschaft  zwei  Theilc,  nemlich  1)  die  Cameral Wissenschaft,  welche 
von  den  ganz  in  der  Vorfilrnnfr  der  Fürsten  stchend«?n  Qa'^!l«^n  d^^r  Staatseinnahme, 
d.  i.  den  Domänen  nod  liegaiien  handelte,  2}  die  eigentliche  k-inanzwisdenschaft,  derca 
tiegansiand  die  der  landstindlacben  Mllwirbnng  nntenroifenen  Abgaben  der  Bürger 
waren ;  s.  z.  B.  Fischer,  Lehrbegritf  u.  Umfang  der  deutschen  StaatswiaMiiflch.,  S.  20 
(Halle,  178S).  Bftsaig,  Lehrb.  d.  Fünanzirifle.  §.  6. 

Die  FinaozwissenschafI  wnrde  bisweilen  aoch  mit  dem  Namen 

Htaatswirthschaftslehre  !)elegt,  was  aber  bei  der  Vieldeutig- 
keit dieses  Wortes,  welches  mituutor  auch  die  ganxe  Politische 
Oekonomie  bezeichnet,  besser  vermieden  wird.  Die  Finanzwissen- 
schalt  ist  ein  Theil  der  Politischen  Oekonomie. 

S.  u.  §.  12  ff.  u.  Kau,  Yolkawirthsch.- Lebte,  §.  15.  Ich  halte  in  diesem  Puncte 

an  Kail  s  Systematik  fest,  wenn  aurh  mit  etwas  anderer  Motivirung.  üebcr  Steint 
abweichende  Auffassung  der  Finau^wi&üenschafi  s.  o.  §.  5.  Er  fasst  die  F. -\V.  auf 
vh  einen  f^bestimmten  Theil  der  Staatswirthschaftslehrc"  oder  „die  wissenschaftliche 
Kntwicklung  der  Staatseinnahmen,  ihrer  Grundlagen  und  ilires  Hechts"  (4.  A., 
I.  }}):  zu  eng.  wie  seine  eigene  jvitere  Behandluiit:  zeigt.  —  Meine  j«  tiii<ji'  Begriffs- 
bestimmung wfirlir  von  der  Rati  s  (Fin.  I.,  §.  5.  ;ni(  h  noch  in  meiner  Bcaib  d.  f>.  AuÜ.) 
ab.  Rau  sagte  iiier:  „Die  1  inaii/cwisseiischaft  sei  die  Wissenschaft  ron  der  bcsteu 
Einrichtung  der  KcgierungswirthsehafI  eder  f<»n  der  besten  RefriedigttngtfireiM  der 
Staatsbcdurfnissi  durch  sachliche  Guter."  Dies  wurde  mehr  auf  die  FiiKin/ j« uli  tik 
aLs  die  Finanzwissenschaft  passen,  welche  iHztrro  doch  zugleich  immer  den 
C  baracter  einer  Beobachtuugbwiascnscbaft  hat(§.  i2).  Hichtig  hat  daher  gegen  meine 
Beibehaltung  der  ftlteren  Bandseilen  Definitioo  nnd  gegen  einen  Widersprach  der 
letzteren  mit  späteren  Ausftihningen  schon  in  meiner  Bearbeitung  der  5.  Aullage 
(§.85  Ii.)  Hack  Einwendungen  erhoben,  s.  dess.  Recension  der  G.  Aufl.  in  d.  Tab. 
Ztschr.  \XVm.  (1S72)  S.  434.  Auch  Gossa,  elemcnti  3.  ed.  MiL  J8bi2,  S.  3,  be- 
stimmt die  Finanzwissenschaft  als  „dottrina  del  patrimonio  pubbKco*%  vddie  lehre  Ji 
modo  niigiiore  di  costituirlo,  amministrarlo  cd  impicfgarlo*'.  Leroy- Bea ulieo 
Fin.  I.,  Par.  1877,  p.  2:  Finanzwiss  ..s'  ieuce  des  zerenos  public«  et  de  la  miso  eu 
Oeuvre  de  c^  reveuus",  m.  £.  auch  zu  eng. 
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2.  Abaehnitt 

liianieterisirttiig  der  Finauzwlrtliäeliaft  als  Wirthsciuiftjmrt. 

Vgl.  Waguer,  G.  §.  49  ff.  Rau,  I.  §.  7—10  Laspeyres,  Art.  Staatswirth- 
«h»&  im  StaatswOrterbacJi  X.  71  H.    Geffcken,  in  Scböuberg's  Handbu(;h  U,  3  ff. 

§•  7.  Ihren  Bpeeifischen  Gbaracter  erlangt  die  Finaaswirth- 
sebafty  wie  gesagt  (§.  5),  dadarch,  dass  sie  für  die  Zwecke 
'  öffentlicher  Körper,  speelell  des  Staats  fnngirt.  Im  Einseinen 

l  itt  (Ins  Wesen  und  die  EigentbUmlicbkcit ,  die  Aehnlichkeit  mit 
ainleren  Wirthschaften  und  die  Wr.siliiedeiihcit  von  denselben  he\ 
der  hier  voruemlicb  zu  betrachtenden  Finanzwirthscbaft  des  Staats 
m  Iblgenden  einseinen  T^nieten  benror: 

L  Die  Finanswirthscbait  ist  eine  Einzel wirtbscbaft,  welehe 
dss  den  Staat  in  der  Verwaltung  vertretende  Organ,  die  Regie- 

;  rang,  zum  Wirtbschaftssnbject  hat. 

Als  Einzelwirthschaft  ist  sie  in  vielen  Pnncten  anderen  Einzel- 
wirth  sc  hatten  wesentlich  gleichartig,  so  namentlich  auf  den 
jeuigen  Gebieten ;  wo  sie  ganz  oder  {l])erwiegend  nach  den 
Grandsätzen  des  privatwirthsebaftliciien  Systems  Güter, 
iosbeaoodere  Sacbgttter,  für  den  freien  Yerbianf  anf  dem  Markte 
prodneirt:  in  der  Feldgflter-,  Forst-,  BergwerksTerwaltung  a.  s.  w. 

;  Soweit  diese  Gleichartigkeit  besteht,  ist  auch  die  Lehre  von  der 
Finanzwirthschal't  in  der  Einzelwirthschaftslehre  oder  der  Privat- 
ökonomik  enthalten.  Sie  gehört  daher  streng  genommen  im 
Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen  Tbcilen,  der  Domänen-^  Forst-  und 
fiisenbahnlehre  n.  s.  w.,  nnr  insoweit  in  die  Finanzwissenschaft, 
als  der  Umstand,  dass  der  Staat  das  einzelwirthsehaftUehe  Subjeet 
iirt^  EigenthQmliebkeiten  des  Wirthschaftens,  z.  B.  bei  der  eigenen 
Verwaltung  der  Feldgltter,  Forsten,  Bergwerke,  bedingt.  Letzteres 
i'Jt  nnn  freilich  meistens,  und  ojt  in  erheblichoni  Maasse  der  Fall, 
iiidenj  die  Uebemahme  neuer  oder  Beibehaltung  älterer  privat- 
wirthscbaftlicber  Thätigkeiten  nnd  der  betreffenden  Eigenthams- 
objeete  überhaupt  nnr  selten  ans  rein  finanziellen,  sondern  mehr 
oder  weniger,  selbst  überwiegend  ans  Staats-  nnd  volkswirtbsobaft- 
licben ,  soeialpolitisehen ,  politiseben  Gründen  erfolgt  nnd  demnach 
auch  die  Verwaltung  oder  Bewirthschaltuug  mit  nach  soleben 
ROcksichten  stattfindet. 

Richtip'-'  riher  etwas  zu  weitffclifiidc  Bciji(>rktin«ren  nht^r  diesen  Pnnct  macht 
T  Scheel,  8i;höoberg's  Handbuch  ii.  80.  —  Die  Zugehörigkeit  mancher  huanzwjrth- 
«chaftüchen  Ldiren  mt  Einselvirthtchftftslehn,  nicht  zur  eigentllcbeo  Plnanzirissen- 
-:baft  hat  i.  B.  v.  Hock  in  s.  öffcntt.  Abgaben  and  Schaldeii,  Statte.  S.  I, 

krroTgehobeo    Aehnttch  betont       wenn' «neb  in  anderen  AoadrScken,  doch  dem 
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Sinne  nach  L.  v.  Stein  in  s,  Finanzwissensch. ,  bes.  in  d.  Abschn.  v.  wirthsrhaltl. 
Kinkommen  des  Staates  (^i.  Ausg. ,  S.  173  fT.).  Im  Priocip  ganz  richtig.  Wenn  in- 
dessen an  dieser  Scheidung  der  prlnttOkoMomtscIira  v&d  finAnzwirthscbafUichen  Seite 
der  Fragen  in  den  Werken  ftber  t  inanzwissenschaft  nicht  gonan  festgabalten,  sondern 
auch  die  cwtere  in  grösserem  Umfange  mit  in  die  Erörterung:  trczos-en  wini,  m:>  1i:u 
dies  in  DeTitschland  geachichtliche  und  praktische,  wii;  aiulcrseits  t ]i  c o rc  t i  sc  1h! 
üriindc.  Erbtorcä,  weil  in  den  deutscheu  Tcrritorialstaatcu  das  Douiiiuenwesen  bis  in 
die  Nenzdt  hinein  den  Hanpttheil  das  Finanzwesens  bildete  und  die  praktischen 
Cameralisten  in  der  Veivvalturtg  «lie  privatökonumische ,  technische,  volkswirthscbaft- 
liehe  und  die  eigentlich  tiuan/wirthscliaftliche  Seite  irleichz' itig  behandeln  mussten. 
Theoretische  Gründe,  weil  sich  nat  unter  dem  EinlluHs  dicker  Praxis  die  deutsche 
Finanzwisianscbaft  in  der  Farm  der  Gamenlvissetiscbaft  ond  dann  aoa  dieser  bemis 
entwickelt  hat.  Dieser  Ursprung  ist  in  dem  Werkt;  ron  Hau  noch  deutlich  erkenahnr. 
Hier  werden  die  i)rivatwirtlischaftlichen  Einkonuncnzwciire  und  die  I?eg'alieni  noch 
äehr  eingehend  behandelt,  während  violo  der  betrctfenden  Erürteningen  theils  ttber- 
baopt  nicht  in  die  Politische,  sondern  in  die  PriTatOkonomik,  thoils  wonigsteus  nicht 
oder  nicht  vollständig  in  die  Finanzwisäciischaft,  sondern  in  die  Volkswirthschafls- 
poÜtik  und  in  die  Wirthschaftlicho  Vci  waltungslehrc  gehören.  Trotzdem  Irisst  si.  !j 
indessen  auch  für  die  Gegenwart  noch  diese  Behandlungsweisc  Kau  s  aus  Grüudcu 
pracüficher  Zweckmässigkeit  rechtfertigen  und  wird  vrenigstena  einstvdlen  anch  in 
meiner  Bearbeitong  der  Finanzwissenschaft  noch  beibehalten.  Denn  bei  dem  eng«n 
inneren  Znsainmcnhano^c  laj^scn  sich  die  i)ol  i  h'^  i  Ii -ökonomischen  und  privat- 
ökonomischen, sowie  di(;  linauzwissenschafilichca  uuU  v  ulkswirtbschafts-,  socialpolitischen 
(iesichtspuncto  bei  der  Erörterung  doch  niemals  vollständig  trennen.  Auch  feJilt 
es  in  der  neueren  literatnr  an  priratOkoDomiachon  Schrillen  auf  dem  jetsigea  Stnad- 
liuiiclr  (1»[  Wissenschaft,  auf  welche  man  verweisen  kannte.  Später,  wenn  die 
Ausarlicitung  dieses  Lehrbuchs  der  IVilitischen  Oeköiioinie  bis  zw  der  speciellen  und 
praktischen  Vulkswirthschaftslchrc  vorgeschritten  sein  wird,  beabsichtige  ich  thcilwcii^c 
eine  Herabemahmo  einiger  Materien,  welche  jetzt  in  der  Finanzwissenschaft  einen 
etwas  zu  grossen  Kaum  einnehmen,  z.  TT.  d<  r  Kisenbalmlehre  in  die  Bände  4  u.  bes.  it. 
L.  Stein  tibersieht  in  seiner  fluchtifrcn  Weise  bei  seiner  mehrfachen  Polemik  gegen 
meino  BehaudluDg  der  privat wirthschaftlicheu  Zweige  in  der  3.  und  4.  Ausgabe  seiner 
Finanzwissenschaft,  dass  ich  hierin  absichtlich  Rau  noch  folgte  and  die  Auf- 
uaJimc  der  Eisen  bahnlehre  ift  die  Flnaazwissenschaft  nur  eine  Gen8c<|ucuz 
dieser  KanN-  hcn  B cli andlungsweise  war.  Die  Bedenken  hier<rec^cn  vom  St.uid- 
puncte  stn^ngor  Systematik  habe  ich  schon  damals  selbst  ausgespruchcn. 
s.  Vorwort  zu  meiner  Bearbeitung  der  ß.  Aufl.  d.  1.  B.  d«  Raa'schen  Fiuaazwiabcu- 
scliaft,  S.  IX.  Diese  Hedenken  treU'en  meine  Behandlung  aber  nicht  mehr,  als  die- 
jenigo  Ran 's  und  rieler  anderer  FinanzschrifisteUer. 

Die  Regierung^  voileods  die  der  iMurlameDtarischeu  Finanx- 
controle  des  Verfassungsstaats  untersteheiide,  ist  als  leitendes  and 
verwaltendeg  Organ  der  Finanswirthschaft  der  Natur  der  Saebe 

nach  eine  coniplexe  Grösse.  Sie  selbst,  als  einheitliches 
Ganzes,  daher  auch  ihr  Wille  muss  erst  künstlich  gebildet 
werden.  Dieser  Wille  kommt  nur  durch  einen  Organismus  von 
Behörden  und  einzelnen  Personen  zur  AuBlühning.  Die  Finanz- 
wirtbBehalt  ähnelt  daher  allen  solchen  Einzelwirthschaflen»  der«n 
leitendes  und  verwaltendes  Rechts-  und  Wirthsohaftssubjeel  avefa 
eine  juristische  Person  ist,  demnach  anderen  Gemeiowirtb- 
schaften  und  solchen  PrivatwirthschafIeD,  welche  in  Form  von 
Vereinen,  Er>verbsge»elUchafteu ,  bcbouders  Actieugesellschatteo, 
betrieben  werden. 
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Narnentlirli  die  Aehiili  hkeit  /wischen  dem  finanzwirtli>cliaftlicheu 
Betrieb  des  Staats  (der  deuiciiide  u.  9.  w.)  und  dem  Artiengcsellschaf ts» 
B.' trieb  ist  ron  weitreichender  Bedeutung  in  der  Frage  von  der  Abgrenzung 

'  da  durch  den  Staat  (and  die  sonstifen  OflentHchen  Kftrper)  rertrotaieii  gemein« 
wirthschaftlichcii  und  des  durcli  die  Actiengcsellschaft  vi-rtrcfcnen  privatwirtlibchaft- 
iKhea  Systems,  indrm  in  vielen  Frairt^n.  z.  B.  in  der  Frage  ,. Staats- oder  Privatbahn?"', 
^dtientiichc«»  uder  pritratcb  Yersicberungä-,  Bankwesen  V  '\  die  ttbÜchen  (irüude  fur  dab 
leolgaaaBBte  System  und  gegen  Staatsbetrieb  scbon  deswegen  nicht  schwer  wiegen« 
T^il  die  hier  allein  in  Betracht  kommende  Privatwirthscliafl,  die  Actiengesellschaft, 
4fl  denselben  Mängeln  wie  dio  W'irthschaft  des  Staates  leidet.  Selbst  grosse  Indi- 
iidaalwirthschaften ,  z.  B.  eineü  grossen  Grundb(»iitzers,  Berg-  und  Hüttenwerk», 

,  Fabnkbesitzen ,  haben  wegen  der  Verwickeltheit  der  Verwaltang  noch  einige  Aehn- 
fietteit  mit  der  Finanzwirthschaft,  was  bei  der  Frage  nach  der  finanziellen  Zweck- 
nÄssi^keit  des  Staats-Cimndcigenthums.  Bergworks-.  Hütten1)etriebs,  zu  beachten  ist. 
h  allen  diesen  Fällen  bandelt  es  sich  zwischen  der  Finanzwirthschaft  und  anderen 

'  TndQcliAB»-)  Wirthschafken  nicht  nm  specifische  (qualitative),  sondern  nur 
im  gradweise  (quantitative)  Ontcnschiede.  Nur  bei  diin  Vergleich  zwischen 
«Kt  Fi  nan  zwirthschaft  and  der  p:ewöhnlichen  Individ  ii  al- (Producfions-)  Wirth- 
ikcbaft  (der  eigentlichen  Kinzeliirma .  allenfalls  auch  der  otlcuen  Handelsgesellschaft 

!  lad  CommanditgeseUschaft)  verhält  sich  dies  anders:  nur  hier,  nicht  allgemein, 
kia  i  mau  wenigstens  hftnfig,  z.  B.  beim  Betrieb  des  Ackerbaues,  der  Pabfikaiien,  des 
Handels  unter  Mitwirkung:  des  im  folgenden  §.  bespro  h^nen  Omstands  von  einem 
•  uitürlichen"  ökonomisch  -  technischen  Vorzug  der  i  i  i-aten  Eirizelwirthschaft  vol- 
ler Finanzwirthschaft  sprechen,  ein  Satz,  weicher  in  praktisciien  voIkswirtJischaftlichcn 
ud  ibanzielleB  Fragen  im  Debrigien  fiel  zu  sehr  TeraUgemeineTt  und  daher  miw- 
briochlicb,  unter  falschem  Hinweis  auf  die  „Erfahrung",  angewendet  worden  ist. 
tjj  ist  2"at,  dies  schon  hier  zu  ^f  foncn.  Die  weitere  Ausführung  folgt  in  der  Lehre 
voia  Privaterwerb.  Einzelne  wiciitige  Fragen,  z.  B.  die  Eisenbahnfn^e,  und  durch 
die  fidaehe  Stallong  des  Gegensatzes  oft  ron  Tombereln  schief  aa%efa8st  worden. 
Ihr  bervoijgehobene  Iilthum  hängt  ttbrigens  eng  mit  der  einseitigen  Keaction  des 
Hmithia&ismus  und  seiner  'l'lw  ri  •  der  freien  Concurrenz  gegen  Staatsthätigkeit  und 

I  mit  der  gleich  einseitigen  optimistischcu  Beurtheiiung  der  Thätigkcit  der  vom  Selbst- 

;  iiteresse  geleiteten  Priratwirthscbaften  zusammen.  Vgl.  Wagner,  G.  g.  120, 134  IT.  u. 
Vorbemerk,  zu  Abth  L  d.  G.,  Kap.  3,  S.  196  ff.,  Kap.  4,  S.  288  ff.  u.  Abth.  IL,  S.  84Sfi. 
Inter  den  Finanzschriftstellern  begegnet  die  einseitige  Parteinahme  gogei»  die  privat- 
»inluchaftiichen  Gebiete  des  Finanzwesens  aus  dem  Grunde  einer  ohne  \\  i;itercs  an- 
ftoommenen,  vermeintlichen  principioUen  Inferiorität  des  Staates  bei  A.  Smith  selbst, 
aerdings  noch  am  Ifelston  bei  Pfeiffer^  Staatseinnalimen ,  firtther  auch  bei 
^Iix  Wirth.    Mit  Hecht  ganz  anders  Sehmoller,  Kpüchen  d.  preuss.  Fin.pdii, 

I  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  1877,  S.  104  ff.  u.  v.  Scheel«  Schönberg's  llandb.  II.  40. 

I 

II.  —  §.  8.  Wie  im  Staate  überhaupt,  so  besteht  auch  in  der 
FioaD&wiithschaft  das  Arbeiterpersonal  ans  einem  zahlreichen 
Bod  eomplioirten  Apparate  ia  der  Regel  nicht  selbst  dtrect 
Ökonomisch  am  Ausfall  der  Arbeit  oder  an  der  Menge  nnd  Güte 
des  Arbeitsprodncts  interessirter  ,,Arbeiter^S  der  Beamten.  Aneh 
in  dieser  Heziehuii^  gicbt  es  zwischen  der  Finanzwirthschaft  und 
verschiedenen  Arten  anderer  Ein/ehvirthsclKit'ten  Aehnliciikeiten 
iind  Verschiedenheiten,  welche  von  der  Finauswissenschail  and 
Finanspraiis  zn  beachten  sind. 

Die  Finanzwirthsehalt  leidet  unvtiiueidlich  gegenüber  dem 
^^elbstbetrieb  des  Privaten  an  den  Naclitheilen  aller  Wirthschaften, 
welche  mit  einem  solchen  Beamtenapparat  arbeiten  mUssen«  ^ie 
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steht  daher  wiederam  anderen  Gemeinwirthscbatlen  und  nnter  den 
firwerbsgeseliscliafteii  besonders  der  Actiengesellsehaft  in  dieser 
Beziehung  ziemlieh  gleieb.  „  Die  Trennang  mehrerer  Zweige  des 
Finanzdienstes  wird  nothwendig,  wodurch  die  oberste  Leitung  be- 
trachtlieh erschwert  wird.  Der  Vorstand  des  j^anzeu  Fiiianzwesens 
kann  nur  dnrch  veifichiedene  .Alitteli^liedcr  die  Au.siiihruü^  der  He 
Schlüsse  bewirken,  die  Gescbättsiiihrung  der  unteren  Beaaiten  nicht 
an  Ort  und  Stelle  beobachten,  sondern  dieselbe  fast  nar  aus  sehrüt- 
Hchen  Berichten  kennen  lernen  nnd  vermittelst  sehriftlieher  Be- 
fehle leiten.  Die  hieraus  hervorgehende  Umständliehkeit  und 
SchwerfHIIigkeit  int  Staatshaushalte  hat  die  Folf>:e^  dass  hier 
Manches  nach  anderen  Regeln  cinf2;erichtet  werden  muss,  als  in 
der  Privatwirth Schaft*'  (lian,  Fin.  I,  i?,  8).  Es  ergiebt  sich  daraus  aber 
auch  vielfach  fast  mit  Noth wendigkeit  eine  geringere  Wirth- 
schaftlichkeit  des  Betriebs  nnd  namentlich  in  der  Gegenwart 
in  den  gewöhnlichen  Erwerbsgesehäften  (der  Landwirtbschaft, 
Fabrikation,  des  Handels)  eine  natttrliehe  ökonomisch-tech- 
nische Ucberlc ^ enheit  des  einfachen  Privatgescbäfts- 
betriebs  geprenülier  dem  Staats-  (Commnnal  n.  s.  w.)  Betrieb  mit 
nicht  selbst  interessirten  und  noch  durch  gleichwohl  unvenncidlichc 
Controien  gebundenen  Beamten.  Dies  gilt  um  so  mehr,  je  weniger 
nach  der  Natur  des  Geschäfts  eine  eigene  Betheiligpng  der  Be- 
diensteten am  GeschäiUerfolg  wegen  des  im  folgenden  §.  9  an- 
gegebenen Grundes  Überhaupt  eingerichtet  werden  kann  oder 
wegen  der  Würde  des  Dienstverhältnisses  werden  darf,  also  bei 
der  grossen  Mehrzahl  der  eigentliclien  .Staatsthiitigkeiten. 

Abächaifuiig  des  eigeaeu  Sporte) bezugs  der  Richter  im  Dienstin toreäse;  von 
iramerhin  nicht  unbestreitbuem  Wertbe  ist  der  Schulgeld-  ond  HoDorarbezug  der 
Lehrer  (auch  an  den  UnivendläteD).  — Selbst  bei  Geschäften  der  materieU  wirthäcbaftlicheii 
Sphäre  h:\t  man.  im  Gt'ff(*n8atz  zti  der  Privatwirth schaff,  rlic  <in  sich  mf^glichr  Rc- 
theiligung  der  Beamten  am  (tewinn  des  üuterudnuciis  <:nin(i>at/iiüh  im  Dii  iistintcress»:' 
aufgeschlossen,  z.  1)  bei  der  Preuss.  Bank,  der  jetzigen  Kcicbsbank,  hinsichtlich  de^ 
leitenden  and  Terwaltenden  Benmtonpenonals,  des  gn  keine  BankactieD  besiCzen  darf. 

Mau  hat  hieraus  in  der  entwickelten  Vdlkswirthscbaft  wohl  die  Regel  abgeleitet, 
daät»  die  „Staatsin  dustrie"  b'^sser  vermieden  wird,  soweit  die  tt'<  ()  n  ische  Seite 
nnd  das  Moment  der  prifatwi rthschaftlir.hcn  Heutabiiitat  entscheidet. 
Hit  letzterem  Satze  wird  dann  zugleich  die  oft  rergeseene  Schranke  dieser  Kegel 
ge/u?eii.  in  vielen  Fällen,  z.  B.  in  der  Forstwirthschaft,  beim  Eisenbahnwesen, 
ontschcidet  die-"  Seite  und  dies  Moment  nicht  allein.  Ferner  gilt  din 
ICegel  auch  iu  deu  wichtigen  Fällen  nicht,  wu  aus  sachlichen  (tcchaischea  o.  s.  w.i 
Gründen  anch  der  sonstige  einzelvrinhscbaftUche  Betrieb  fthnlich  wie  der  Staats- 
betrieb eingerichtet  werden  und  nainentlieli  io  gleicher  Weise  mit  einem  t^ompHcirteo 
Beamtenajiparate  arbeifen  mibste:  /.  R.  bd  den  j>ros«eM  rkehrs-,  Banl»-.  Versichenings- 
aiistalien.  Der  5taat  steht  daher  aucli  aus  diesem  (nunde  bei  dem  ludubtnebetricb 
ebmsowenig  wie  an«  dem  im  vorigen  §.  7  angcgebenea  Grunde  princi[>icll  gegen  die 
A<  t  i  e  ligesellschaften  zurück,  was  wiederum  z.  ß.  fur  die  Eisenbahnfra^,  das 
Venicbeningswesen  zn  beachten  ist.  Aeholiches  gilt  von  der  6emeiade. 


Digitized  by  Google 


Das  Arbeittpenonal   luuiuUenaUtitt  d.  StMtoleutufigeiu  1^ 

Dem  Staate  kommt  feruer  auch  in  der  Fiuanzwirtbschafl  im 
Veigldch  mit  denjenigen  anderen  EinxelwirthBehaften,  besonden 
den  PriTatwirthsebafleny  welche  gleicbfallg  mit  einem  solchen 

Beamtenapparate  ihre  Geschälte  besoi^^cn  mtlssen,  zweierlei  zu 
Gate,  —  ein  sclbBt  in  ükouuiiiifitihei  und  speciell  in  finanzieller 
Hinsicht  wichti^^er  Punkt:  —  er  braucht  seine  Beamten  nicht  bloss 
ifi  Geld  zu  bezahlen  und  kann  sie  anders  stelieu  ala  jede 
udeie,  vollends  jede  Phvatwirlbscbaft  Ersteree,  indem  er  äusaere 
Khrenvortbeile  veigiebt  (Rang,  Titel^  Stellung,  Orden  o.  s.  w.). 
Letzteres,  indem  er,  wenigstens  bis  jetzt  fast  allein,  (ähnlich,  aber 
rieht  wohl  in  gleichem  Maaüse  nur  in  der  Verwaltunjx  j^rosser 
Sdbstverwaltungsköiper)  der  Staatsdienerschaft  als  Aibeitergattung 
in  der  Organisation  des  Staatsdienstes  eine  gesichertere 
und  darin  dem  einzelnen  tttchtigen  Beamten  durch  die  Aussieht 
auf  Vorrücken  (Avancementsystem)  eine  allmälig  besser 
bezahlte,  höhere  und  wichtigere  Stellung  bietet  DerSiaat 
verHigt  Dank  diesem  System  doch  häufig  Uber  ein  besonders 
töchti^^es  und  bei  gleicher  Lübuxahlung  über  ein  tüchtigeres  Arbeits- 
ptrboual  als  jede  andere  Wirthschaft. 

V^l.  anteu  Uber  dcii  Staatedioutit  u.  das  BesoUiin gewesen.  Interessante  Vergleiche 
zwischen  der  Anziehungskraft  des  Staates  nm\  der  Privatwirthschaftcn  (Artien^esellschaft) 
Arbeitgeber  iiuäbcu  tdcb  in  Deutschland  in  der  wichtigen  Wirthschalbpcnode 
Kit  IS71  uBtelleii  und  fielen  scbUeisUch  doch  m  Onnsten  des  Stella  ans. 

III.  —  §.  9.  Die  Finanzwirthschatlt  beschafft  SachgUter 
(Geld),  mit  welchen  der  Staat  zur  Erftlllnng  seiner  ihm  als 
Zwaugiigemeinwirthsehaft  obliegenden  Aufgaben  vornemlicb 
iomaterielle  Guter  („ÖfTentlicbe  Einrichtungen^',  Dienstleistungen) 

^emellt.  Fasst  man  den  Staat  uud  die  Finanz  wirthschaft  als  Ein 
Wirthschaftsganzes  auf,  so  erfolgt  aUo  hauptsächlich  ein  üm- 
»etzaugsprocess  von  materiellen  in  immaterielle  Güter. 

Vgl.  Q.  A.  Laspeyres,  StaatewOrterb.  X,  72  fT.,  80  ff. 

Wi^en  der  l;neritbehrlichkeit  der  letzteren  für  das  ganze  voiks- 
^irthächaftliche  Leben  und  für  alle  privatwirthschalltichen  Thiltig- 
iieiten  der  ßinzelnen  mttssen  diese  Staatsleistungen  und  muss  der 
^Staat  und  daher  auch  die  Finanzwirthschaft  —  und  zwar  letztere 
gerade  in  ihrer  verbrauchswirthscbaftlioben  Abtheilung  —  selbst 
ftr  eminent  productiv  im  volkswirthschaftlichen  Sinne  gelten. 
Aber  schwierig  ist  sogar  die  technische  ini<l  vollends  die  öku d  o 
üiiscbe  Productivitiit  der  ein 7*' Inen  Staatsthatigkeit  zu  beurtheilen. 
S^,     116%  151,  158,  161  &.)   Denn  in  der  grossen  Mehrzahl  der 
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Fälle  sind  schon  nach  der  Natur  der  staatlichen  Oemein^virthschatt, 
z,  B.  bei  den  Leistungen  auf  dem  Hauptgebiete  der  btaatstbätig^lLeit. 
dem  der  üeohtsordnaDg  und  des  Rechteschutzes  (MUitärwesen !), 
die  einzehieD  LieistungeD  des  Staates  speciell  iinyerkilaflicb. 
Es  waltet  im  Staate  noeh  mehr  als  in  jeder  anderen  Gemein- 
wirtbschaft;  die  übrigen  Zwangsgemeinschaften,  auch  die  Gemeinde, 
eingeschlossen,  das  Princip  der  bloss  genei  eilen  Entgelt!  ie Ii- 
keit  ob:  ein  ^enieinwirthschaftlicher  Productionj^piucess  findet  statt 
dessen  Kosten  nicht  nach  dem  gewöhnlichen  privatwirthschatilicben 
Prinoip  von  speeieller  Leistung  nnd  Gegenleistung,  sondern  nach 
einer  einseitig  ?om  Staate  bestimmten  Weise  gedeckt  werden,  ohne 
separate  Verrechnung  mit  dem  Einzelnen  Uber  dessen  Empfänge 
von  Staatisvortheilen.  (G.  §.  116  a).  Selbst  in  der  geringen  Zahl 
von  Füllen,  wo  der  Staat  (und  ähnlich  die  anderen  ränmlicben 
Zwangsgenieinwirthschaften,  wie  besonders  die  Gemeinde)  sieh  den 
einzelnen  Dienst  vom  Geniessenden  speciell  vergüten  lassen,  in  der 
sogen.  Gebühr  (F.  IL  §.  277  ff,),  wird  die  Hobe  dieser  Gebttbr 
nicht,  wie  bei  anderen  Preisen,  durch  die  Marktooncurrenz,  sondern 
einseitig  vom  Staate  festgestellt  und  regelmftssig  nicht  bloss  nach 
dem  privatwirthschaftlicben  Gesichtspunkte  der  Kostendeckung. 

Die  Folge  hiervon  ist  dann,  dass  die  Finanzwirthscliait 
nicht  wie  die  Privatwirthschaft  von  selbst  im  bezahlten 
Absatz  ihrer  Leistungen  ihr  vorgeschossenes  Kapital 
und  damit  die  Mittel  zur  Fortsetzung  ihrer  Frodnetion 
immer  von  Neuem  ersetzt  erhftlt,  sondern  zu  diesem  Zwecke 
einer  eigenen  Erwerbs  art  der  Einkiinltc,  der  B este ue  r  u  n  g, 
bedarf.  Daraus  ergiebt  sieb  aber  auch,  dass  der  gew^^hnlicbe 
Maas s Stab  des  privatwirthschattlichen  bystcms  zur  ßeurtheilung 
der  technischen,  der  privat-  und  schliesslich  der  volkswirthschaft* 
liehen  Productivität,  nemlich  der  —  freilich  oft  trttgerische  - — 
Maassstab  dauernder  lohnender  Rentabilitftti  in  der  Finanz« 
wirthsohaft  fehlt,  mit  ihm  aber  auch  diese  wirksame  Con  t  r  o  1  c 
für  die  Prodiiction  überhaupt  und  für  die  Durchführung  des  i^rincips 
der  Wirthschaitiichkeit. 

Aach  daraus  cutwickelt  sich  wieder  die  Nolliwcudigkeit  der  Forderang  ein^r 
u nabhängig^en  Finanzi^outroh;  durcli  Volksvcrtretan^en ,  um  mnen  Srs&tz  jenes 
icbleiiden  Maaüistabcji  der  Productivität  /u  i  rlangeii.    G.  §.  100,  103. 

IV,  —  §.  10.  Der  Staat  ist  auf  unbegrenzte  Dauer  be- 
rechnet Geht  aneh  der  einzelne  geschichtliche  Staat  anter,  er  findet 
in  dem  Nachfolger  seinen  Ersatz,  Der  Staat  kann  daher  Geschäfte 
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eagebett,  weiche  uudereu  Einzelwirtbschaitea  m  der  Kegel  schon 
wegen  ihrer  beschränkteo  Lebensdauer  versagt  sind.  Ein  Pimet, 
der  V.  A.  fttr  das  StaatsBcbaidenwesen  von  Bedentoog  ist:  der 
Staat  alleiD  kann  und  darf  eigentlich  immerwährende  (sogen* 

ewige)  Renten  versprechen. 

Das  Gesagte  gilt  nicht  aUoin  selbstv'urbtäiuiiich  von  doa  gewüliuiickca  W  irth- 
idiafteD,  defBo  RodittgubjeGt  ein  ehizolner  Menach  ist,  eondorn  avck  von  Yereinen, 
Krverbsgcsdiächaftci)  u.  8.  w.  Hit  gutem  (iniode  liaban  selbst  Gesetzgebungen  fftr 
Aoticrigcatllbchaften  mitantor  eine  Maxirnaldatier  f<^t gesetzt,  welche  »^r-t  beim 
Ablaut  dieser  Zeit  verlängert  werden  kann.  Aach  die  übrigen  Zwangsgumeinwirtb- 
adttfltea«  sdltöt  die  Guroeinden,  stehen  dem  Staate  hier  nicht  gleich.  Sind  sie  auch 
■ach  gtacbtchtliclicu  Erfabrongen  oft  langlebiger  ahi  der  historische  Staat«  den  fAe 
äfi?*hörcn,  we<  IjM  lt  iliro  „Sulwtanz"  (ihr*  H«?völkening,  Wohlstand  u.  s.  w  .)  nocli 
viel  mehr,  was  für  Fragen  wie  die  der  ewifren  HcnfcnsrhuM  ii>  Betracht  kommt.  Das 
Kam  der  Kaiser<£eit  von  1'/« — 2  Millionen  Bewohucrii  war  zur  Zeit  der  Pabatresideuz 
ia  ArigBon  eino  Landstadt  von  weniger  ab.  17,000  Einwohnern  geworden.  Ob  Italien 
in  diesen  Maaase  „niedergegangen"  war,  ist  doch  sa  bezweifeht. 

V.  —  §.  11.  Der  letzte  und  wesentlichBte  Unterschied  zwischen 

der  staatlichen  Finanzwirthscbaft  iiiul  anderen  Wirtbschaften  liegt 
cnUli(h  in  der  Bestim ni ii des  Staats  für  das  Volksleben  nnd 
in  der  s o  u  veräuen  bteilnug  desselben  im  und  tlber  dem  Wirth- 
sebaftsleben. 

Inhalt  ond  Umfang  der  Staatsthätigkeiten  mttssensieb 
nach  den  «richtig  erkannten,  dem  Interesse  des  Volks  gemilss 
bestimmten  Staatszwecken  richten.   In  dieser  Beziehung  steht 

aber  der  Staat  und  demgemUss  die  Finanzwirtbsebaft  ausserhalb 
der  freien  V e  r  k  e  h  r s c  o  n  c  u r  r  e n  z.  Er  vermag  vielmehr  kraft 
Heiner  Souveränetät  seine  Aulgaben,  die  Art  der  Erfüllung  der- 
"^elben  und  mitbin  die  Menge  und  Beschaffenheit  von  Leistungen, 
die  er  der  Bevttlkerang  bietet,  freithätig  zn  bestimmen,  ohne  Bttck- 
riebt  anf  die  Begehrtheit  dieser  Leistungen  Seitens  des  Volks* 
i6.  §.  162).  Die  Dnrchfühmng  dieser  Aufgaben  wird  dem  Staate 
aber  kraft  seiner  Finanz  Ii  < >  h  e  i  t  oder  F  i  n  a  n  z  g  e  vv  a  1 1  ^ } ,  d.  h. 
der  Souveränetat  8]»et  ieil  anf  dem  Gebiete  des  Ervverbs  von  Ein- 
kauften möglieb.  Denn  er  kann  sich  so  die  letzteren  im  erforder- 
licben  Umfange  durch  den  Zwangserwerb  (s.  o.  §.3,  4)  be- 
schaffen, ohne  eme  specieüe  Oegenleistnng  zn  gewähren.  Dieser 
Zwangserwerb,  insbesondere  mittelst  allgemeiner  Stenern,  ist 
die  dem  Staate  als  höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaft 
mtehende  eigentlich  organische  Erwerbsart  in  un.seren 

*)  Der  fon  L.  Stein  Finanzw.,  3.  Aufl.  S.  79,  162  perborrescirte  Ausdniclc 

-Rnauzliolieif "  llbst  sich  recht  wulil  noch  aufrecht  erhalten.    Die  Identiticirung  «lor 
L,  Stein  sog.  Staats wirth'^i  Ii aftsii;<'\v;ilt  mit  der  Finanzgewalt  (eb.  S.  7T  ü',)  ist 
UiiÜch  falsch,  aber  auch  nicht      „gewuhulich'',  wie  er  behauiiteU 


Digltized  by  Google 


16  Eiuleitttiig.  3.  Ak»8cbüitt.   Die  Finaazwu»scn&cii&ft.  §.  12,  l.*>. 


wesentlich  privatwirthschaftlieh  organisirten,  deiniiach  das  Ganze 
deB  YolkaeiDkoiiiineiis  uod  Yeriuögens  rechtlich  in  die  Eänzelein- 
kommen  und  Vennögen  zeraplitlenideii  Yalkswirthsohafteii* 

Dadurch  wird  «s  dorn  SUato  mftglicb ,  dauernd  andi'  nicht  begehrte  oder  so 

kostspielige  Leistungen  hurzustellen,  für  weh  lie  die  Privatwirtbschaft  im  freien  Ver- 
kehr keinen  Ab!*at2  oder  keirir'n  vollen  Ersatz  der  Productionskosten  erlaii^'^en  wuido. 
lu  Uicücr  Gewalt  liegt  eine  utieni)are,  durch  die  Geschichte  reichlich  belegte  Ueiahr 
des  Miasbranchs,  d.  h.  einer  Anwendung  der  Soorerineat  des  Staats  und  speeiell  der 
Finanxgewalt  gegen  das  wahre  Interesse  des  Staats  und  seiner  Bevölkerung.  Daher 
weist  auch  die  Kinauzwisscnschaft  von  ihrem  Staiidpuncte  darauf  hin,  dass  die 
Kegierung  in  der  Ausübung  der  Finanzgewait  einer  Controlc  bedarf.  Eine  solche 
liegt  in  einem  der  Regierang  nnnbh&ngig  gegendbersiehenden  Organ,  dass  die  Intev^eseo 
der  Bevölkerung  auch  in  den  Finanzsachen  zu  vertreten  hat.  daher  in  einer  je  uadi 
der  politischen  "\^■rfassunJ;^fürm  der  Staaten  verschieden  organisirten  VolksTerlretB Dg 
imstande,  rarlament  u.  s.  w.,  iStcuerbcwiUigungsrücht  derselben). 


3.  Abschnitt. 
Die  Ftnanzwissenächaft. 

Für  die  Fragen  der  Systematik  vgl.  Rao,  VolkswirthschnCtal.  8  Auf!  §.  3,  12  tf.. 
bes.  17,  21  H.  Wagner,  G.  1.  A.  Vorrt  ie  S.  10  H:  Geffeken  in  Schtobergs  U&ndb. 

II.  Aldi  1  Stein  Finaii/^wi-ss.  |.  A.  I.  1 — '}?>  {'assim.  ^'o^^sa.  nfi:ni/  mp.  1.  2. 
Leroy-Ucauiieu  iin.  i,  1  Ü.  la  der  Bestimmung  der  Aufgaben  der  Linauzw.  habe 
icli  iui  Folgenden  meine  frühere  Auffassung  wesentlich  ergänzt  (2.  A.  §.  12  II'.). 

§.  12.  Die  Fiuanzwis.senscbai't  ist  materiell  oder  nach  ihreiii 
Inhalte  ein  Tbcil  der  Politischen  Oekonomie,  lörmell  eia 
Theil  der  8ta atawi 88 en Schäften. 

I.  Die  FinanzwiflsenBehaft  bat  s wei  w es e n t Ii c h  re rs eh i e- 
dene  Aufgaben.  Sie  soll  nemlioh  einmal  zeigen,  wie  that> 
sttchlich  nach  der  geschichtlichen  Erfahrniig  die  saeh 
lieben  Hilfsmittel  (bez.  Geld)  für  den  Staat  und  die  anderen 
öifentlichen  K '  >  i  |»ei  b  e  s  e  b  a  1'  1" t  und  verwendet  worden  sind 
und  noch  werden.  Das  ist  ihre  vorwiegend  theoretische 
Aafgabe,  in  Bezug  aaf  welche  sie  Tomemlieh  eine  Beobachtnngs- 
Wissenschaft  ist,  welche  aas  der  Gesohiobte  ond  Statistik  ihr 
Material  entnimmt  nnd  die  Gansalznsammenbänge  in  der 
Entwicklung  und  Gestaltung  der  Finanzwirthscbaft,  besonders  der 
einnabme  wirthschaftlicben  8eite  derselben  (Domanial-,  Kegul  , 
►Steuerwirtbschaft,  Arten  und  Formen  der  Besteuerung,  öffentliche 
Creditwirtbsebaft  u.  s.  w.)  aufzudecken,  die  bezüglichen  Abhängig- 
keitsverhältnisse  von  den  socialen,  politiscben  nnd  namentUeb  den 
wirtbsohafUicben  Faetoren  des  gesellscbafUicben  ZosammenlebeuB 
und  die  danach  sich  ergebenden  finanzwirtbschaitlicfaen  Entwioklungs- 
geset/.e  festzustellen  sucht.    Die  zweite  Aufgabe  besteht  in  der 
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iri86eiiB*chaftliebeD  Lösung  der  practischen  Finanz- 
i  prableme,  soweit  dafür  nieht  die  concreten  Verbftitiiisse  der 
I  efoseliien  FinaoKwirtbscbatt,  sondern  allgemeine^  ans  der  Er- 
fahrung gewonnene  odci  bestätigte  oder  auch  deducliv  abgeleitete 
Gruudsäti^e  eine  Hichtschnnr  ^eben  köinx  ii.    Die  Lösung  der 
ersten  Aufgabe  bereitet  hier  diejenige  der  zweiten  theilweise  mit 
vor  (s.  jedoch      18).    Die  Erörternngen  über  das  bestehende 
liosiisreeht  und  seine  geschiehüiche  Entwicklung  (de  lege  lata) 
«öden  hier  zu  solchen  (Iber  die  passende  Fortbildung  nnd  Ge- 
stthoDg  des  Finanzrecbts  (de  lege  ferenda).    Grade  dabei  muss 
wieder  der  8taat  in  seiner  Function  als  höchste  Form  der  Zwaugs- 
eemeinwirthschait  oder  als  Gesaniratwirthschalt  des  staatlich  organi- 
.  Birten  Volks  aufgefasst  werden.    Die  Finanzwissenschait  gebort 
i  insofern  mit  zar  Gemeinwirthschatts-,  speciell  zur  Zwangsgemein- 
wiithschailtslebre  und  setzt  in  allen  ihren  Untersuchungen  die 
Bekanntschaft  mit  diesem  wichtigen  Theile  der  Politischen  Oekono- 
mie  voraus.  (G.  Abth.  I,  Kap.  3  u.  4), 

giit  üiea  ^ur  Alleiii  vuu  der  Lölirc  v  oih  FiuauzbcUurf  oder  vua  der 
^ta.^tsaiisgabe.    Dieser  Bedarf  ibt  Wirkung  und  Maass  der  bün^chenden 
AijffüsunL'  J.r  Staatszwecke,  des  geltenden  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  und  des 
otatch -uiJcii  \  crwaltuiigs^ystoins,  d.  h.  des  Organismus  von  Einriohtun«:en  und  Aibeits- 
kräfteu,  mit  iliifo  deren  diu  6taat:>tliätigkeit  dorcbgufulirt  wird.    Die  Aulgabeu  des 
Staats  als  liOduter  Form  der  Zwangsgemeinvirthsduiften,  die  organbche  Verbindoog 
iüer  ierztcren  unter  einander,  daüer  namentlicli  des  Staats  niit  der  Gemeinde  und 
Jen    tibrigen     Selbstverwaltungskörperu    (räumÜchfn  Zwan^s^f-meiiiwirthschaften), 
141,  15d),  ferner  ihrer  aller  mit  den  freien  Gemein wirthächalten  (^Vereins- 
vwt  0.  B.  w.)  (G.  §.  151  ff.)  zum  gemein wirtbschalUichen  System,  die  richtige 
'^mlnsalioB  des  letzteren  mit  dcui  ]>rivatwirthschaftlichen  und  «aritativen  Syatcm  zu 
.'iem  sjftsscn  Organismus  d»  r  Volks wirthschaft  (G.  §.  116  — 120-  —  alle  dicho  Monieiite 
i)e5ainnien  don  jeweiligen  tiereicli  der  Staatsthätigkeit  und  damit  den 
Pisanzbed arf.    Die  Fiuanzwisseuschaft  muas  dieses  Zusammenhangs  der  ausgabc- 
rirthschafUicben  AbtheUung  der  Flnanzwiithscbaft  mit  der  ganzen  Organisation  der 
V  IksÄirihschaft  stets  eingedenk  sein  und  hat  in  di  eser  Rozi.  hiiiit;  als  ein  materieller 
ittui  der  Fülitischcn  Oekonomie  zu  gelten.    Denn  die  Finaiizwiithbchatt  do^  Staats 
^uigirt  hier  als  ein  hochwichtiges  Glied  iu  der  Kette  von  Einzelwirthachaltcn,  welclic 
iie  Yelkswirthscbaft  bilden,  (Q.  §.  49-56),  diese  anderen  EinzelwirtfisiBliaften  beein- 
Eu^nd  und  von  ihnen  beeinflusst,  ihnen  stets  zugleich  indirect  Güter  gebend  — 
liemhch  die  Staatsleistun 'i-'-n.  für  deren  Herstellung  sie  die  sachlichen  Mittel  beschalil  — 
QitJ  direct  Güter  nehm<;üii.  durch  die  Besteuerung-  u.  s.  w. 

§.  13.  Aus  dieser  AutTassuug  der  Finanzwissenscbait  ergeben 
sich  Dir  die  Bebandlang  der  letzteren  zwei  wichtige  Fol- 
gerungen und  Fordernngen: 

1.  Mehr  nnd  mehr  muss  die  Finanzwissensebai);)  welche  in 

ibrer  bisherigen  Gestalt  fast  noch  ausschliesslich  die  Lebre  vou 
1er  Finanzwirthßchaft  des  Staats  ist,  sich  znr  Lebre  von  der 
Finanz wirthschaft  aller,  einen  grossen  Organismus 
bildenden  Zwangsgemeinwirthsehaften  im  Staate  er- 
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weitern  oder  m.  a.  W.  zu  der  Lebre  vom  Staatshaushalte  in 
Verbindung  mit  der  Lehre  vom  Hausbalte  der  grossen  räuju- 
lichen  Selbstverwaltnngskörper,  mitbin  vor  Allem  vom 
Gemeinde-,  Kreis-  and  Provinzialhaashaite.  Denn  der 
Staat,  zumal  unser  heatiger  geschichtlteber  Staat,  der  moderne 
enropBiBche  Beebts*  nnd  Cnltarstaat^  ist  zwar  der  vornehmste 
Repräsentant,  die  höchste  Form  der  Zwaugs^euieinwii th- 
schaften,  von  welcher  alle  anderen  Arten  derselben  in  letzter  Linie 
ibre  Zwaugsbeiuguitise  ableiten,  aber  er  ist  doeh  immer  nur  eine 
dieser  Fernen,  er  bat  in  Gemein» cbaft  mit  den  übrigen  die 
Aofgabe  za  erfttllen,  die  notbwendigen  „Gemeingflter''  (G.§.  139  ff.) 
des  gemetnwirtbscbaftlieben  Systems  der  Prodnetion  nnd  BedUrfDiss- 
befriedigung  in  der  Volkswirtbschaft  herzasteilen  nnd  dement 
sprechend  statt  des  privatwirthschat'tlichen  Systeraa  einzutreten.  Die 
ans  der  Functidn  des  Staats  entspringende  Aufgabe  der  staatlichen 
Finanzwirtbsehait  lägst  sich  deslialb  wissenschalülcb  nicht  voiL 
ständig  getrennt  erörtern  von  der  verwandten  Aufgabe  der  Ge- 
meinde, des  Kreises,  der  Provinz,  so  wenig  als  diese  Anfgaben  in 
der  Praxis  za  trennen  sind. 

Sclion  die  bisherige  Finansprissenscbaft  hat  daher  mit  Recht  auf  das  1  iiiajiz- 
Wesen  dieaer  SclbstronraltungskArper  Bezog  genommoD.  Doch  gcmigt  dies  noch  nicht 
Namentlich  drängt  die  in  dt-r  Praxis  unserer  Culturstaaten,  zumal  Deutschlands,  vor 
sich  gehende  grossartige  U  iira  n  i  sati  o  n  der  Selbst-  nel»cn  der  Staats- 
verwaltung auf  eine  förmliche  Jirweiterung  der  bisherigen  Finan^wisbeuschali  hin, 
vie  es  schon  Itager  die  englische  politische  und  Verwaltongspraiis  hitte  thun 
sollen.  Wenn  unsere  Disciplin  auch  in  ihrer  neuesten  Literatur  —  dieses  Werk  noch 
mit  eingeschlossen  —  dieser  Forderung  gegenwärtig  noch  nirht  vollständig  nach 
aiica  Seiten  entspricht,  wie  es  principiell  zu  veriangou  wäre,  so  liegt  der  (iruod  nicht 
in  etner  Bestreitung  der  Richtigkeit  jenes  Ziels  oder  in  fehlender  Ericenntaiss  desselben, 
sondern  in  äusseren  Verhältnissen,  zum  TIilÜ  in  dem  Mangid  an  genügenden  Vor- 
arbeiten über  dn*5  Finanzwesen  der  Sclhst\ i'r\v:ilturii;skr/rpcr .  speriell  der  Gemeinden. 
£iue  grössere  Uerucksichtigung  dieses  b luauzwcscns ,  als  die  bisherige,  wird  »ber 
immer  mehr  zu  erstreben  sein. 

S.  die  frühere  Behandlung  bei  Rau,  Flnanzwiss.  5.  Ansg.  §.  5S — 55.  iü  der 
von  mir  bearlicit<n'^'ii  fi.  AlJs^^  «?.  .'?sa — 3S  f.  —  Die  künftige  Finanzwissens.  haft  winl 
somit  einen  weiteren  Iialuuen,  ab  die  gegenwärtige  uud  vollends  als  die  frühere  um- 
fassen mtlssen.  Vorgearbeitet  vird  ihr  seitens  der  Politischen  Oekonomie 
dorch  die  hehre  vom  gemein  wirthschaftlichen  System,  hinsichtlich  dessen 
hier  auf  Scli  «  ff Ic  uuA  auf  meine  ..(irundlegnng"  verwiesen  wini .  ciiu?  Ilanpts.ntc 
der  Frage,  welche  bei  L.  Stein  noch  7n  sehr  fehlt;  sodann  !,i  iti  iis  dn  rH  iieron 
Staatswissenschaft,  besonders  der  Inneren  Verwaltungslehre  duri  h  4ie 
Ldire  von  der  Selbstverwaltung  in  ihrer  organischen  Verbindung  mit  derStaats*^ 
v.-rwaltung,  bezü^-^Ii- L  <leren  auf  Gneist's  bekannte  Werke  über  die  englische  Selbst- 
verwaltung- n.  \v.  iiuil  namentlich  auf  L.  Sfein's  grosse«  System  der  Verwaltuiigs- 
lehre  uud  zum  Theii  auch  bereits  auf  dessen  Finanzwisscuschalt,  besonders  die  3.  u.  4, 
Auflage,  zn  rerveisen  ist.  Stein  hat  im  letzteren  Werke  den  SelhstrerwaltnngsltOrpern 
ihre  Stelle  in  der  von  ihm  sogen.  Staatswirthschaft  s.  ))ot?,  Ii.  Aufl.  S.  SU)  und  ihrem 
Finanzwesen  im  ,,Ürganismn?<  d<T  Finnnzverwaliung'"  (eb.  S.  JlTc  j'itV  >:cs(  ht^n  .  avo- 
mit  aber  vorläufig  doch  mehr  die  formale  als  die  materielle  Seite  der  Aufgabe  gelöst 
ist.  In  d.  4.  A.  werden  jetzt  in  R.  I.  im  1.  Bache  ^Staatsfaandialt  und  8taatsrcic1i- 
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ihumj  m  4.  KaoptätUcJc   „dci  Haushalt  der  StilbätFerwaltuug''  (S.  124 — i2U),  im 

2.  Buche  (Ausgaben  u.  s.  w.)  S.  158  ff.  das  Anagabebadget  d.  Selbstrenr.körper,  im 

3.  B.  S.  2üü  Ü'.  die  Selbstvi^rw.körper  als  Finanzorgane,  dann  in  der  Eiunahmolehro 
ebenfalls  d.  Verhältnisse  der  Sclbstvcrw.körpcr  etwas  naher  betrachtet  (s.  bes.  das 
StoUerwcscn  ders.  I.  548 — 56S).  A  iei  dürftiger  als  diu  Behandlung  der  Staats- 
Fb-vifthscb.  bleib!  das  freilich  alles  noch.  Auch  Leroy^Beauliea  widmet  im 
I.  B.  ein  Kap.  den  Locaisteuern.  —  Die  Hauptaufgabe  besteht  darin,  auch  nach 
Gegenständen  die  Thatigkeitsgebiete  der  Seibstvcrvaltungi^kOrpcr  unter  einander 
ud  gegenüber  der  bphurc  des  Staats  (bex.  de>s  fioicbs)  principiell  uud  erfabrungä- 
■iss%  festzustellen,  daraus  die  AnfoTderungeii  abzaloiten,  velcho  die  betreffciidea 
ranchiedenen  Aoagabewinhscbaftcn  erfallea  müssen,  und  dann  die  principiell  and 
crfahnin;rsm!\«siL''  richtigen  Deckungsmittel  der  dazu  gehörigen  Einnahinerirth- 
schafteii,  daher  uamenUicli  die  Steuersysteme  der  vcrschiedeueu  Huu^halte  des 
Staats  nnd  dor  SdbstrenraUnngskOrper  zd  bestimmen.  Um  letzteren  Panct.  um  die 
Bestencruiig^frage«  drehen  sich  aadi  gogeDVftrtig  die  praktischen  Finanzpioblemo  aof 
diesem  Gebiete  ?oniemlich. 

§.  14.  —  2.  Die  Kweite  Fordernog,  welche  fUr  die  Befaand- 
long  der  FinaDZwissensehaft  zu  stellen  Inty  betrifft  die  stete  Beaeb- 

tang  der  BcziehuD^^en  zwischcü  der  Finanzwi  rthschai't 
einer-  innl  der  V'olkswirthschaft  des  privatwi  r  tliscliaft- 
Hcheu  hyäteitiB  anderseits.  Die  Finanzwirthschalt  liefert  die 
sachlichen  Mittel  zur  Herstellung  der  Leistangen  des  zwangsgemein- 
wirthacbaftlicbea  Systems.  Von  Art  ODd  Umfang  dieser  Leistoogen 
btagt  nothweodig  stets  die  Abgrenzung  desjenigen  Gebiets  der 
Yolkswirthsebaft  ab,  welches  dem  priTatwirthsehaftlichen  System 
verbleibt.  Die  Finanzwirthschalt  bezieht  aber  bei  der  geschichtlich 
gegebenen  heutigen  Ausdehnung  des  letztgenannten  Svstenis  in 
unseren  Volkswirthschaften  jene  sachlichen  Mittel  grösstentheiis 
durch  den  ihr  eigenthttmlichen  Zwangserwerb,  die  Besteuerung, 
«u  dem  Einkommen  der  Privatwirthschaften.  Auf  dieser  Seite 
oseheinen  die  Staatsleistungen  u.  s.  w.  mithin  in  ihren  Kosten. 
Es  ist  nun  die  Aufgabe  der  Finanzwissensehaft,  die  Noth wendig- 
keit eines  richtigen  Verhältnisses  zwischen  dem  Werth 
der  S  t  a  a  t  s  1  ei  8 1  u  n  ge  n  für  das  Volk  öl  eben  und  ihren 
Kosten  fUr  die  Privatwirthschaliteu  stets  im  Auge  zu 
behalten. 

Die  Finanzwissenschaft  kann  so  wenig  wie  die  Finanzpraxis  einen  ein  fbr  allemal 

festen  absoluten  oder  relntiveri  Betrag  (im  A"i.ih;iltni:>s  mm  VolkseinknmTnen^  antrebeu. 
welchen  die  Kosten  der  8laatsloistung-en  nicht  überschreiten  dürfen.  J>ciin  je  nach 
dem  Werth  der  Staat;»leibtungen,  nach  ihrer  Art  und  Güte  kann  und  darf  dieser  Betrag 
«ich  rerändem.  Je  mehr  sich  die  Staats-  nnd  zwangsgemeinwirdiSGhafUiche  SphAro 
bei  den  Völkern  der  modernen  Welt  aiisdehnf,  ..eine  desto  grössere  Quote  der  Aus- 
ffsbcn  des  Familienbudgets  entfällt  noihwcndi^  auf  Steuern,  besonders  an  Gemeinde 
Qod  Staat,  auch  auf  Gebühren  au  sie''  (G.  §.  171  j.  Darau:^  ist  keine  noth  wendige 
Uebeiikstong  der  Privatsrirthschaflen  abzuleiten,  sondern  es  ist  darin  nur  eine  Folge 
♦?iner  veränderten  —  mehr  gemein-,  weniger  privatwirthscbafdichen  —  Organisation 
der  Volkswinhschaft  zu  erkennen.  Aber  die  Finanzwissenschaft  müss  doch  Ii  tonen, 
dasä  hier  Alles  ankommt  auf  eine  richtige  Bestimmung  der  Leistungen  des  Staats, 
M  dasi  die  letsteron  stete  wenigstens  im  Gänsen  fbr  die  Yolkswirthschaft  den  Ersatz 

2* 
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lur  die  Steuern  bilden  und  die  eigene  Leis^tUDgsfabigkcit  uc;  Priratwirtliscliafteu  Doch 
Steigern.  DaroD  bftDgC  die  Prodoetiyitftt  der  Verwendoiijsc  ab,  irelche  der 

Staat  den  Steuern  giebt.  Wird  daher  die  StaalSlhätigkeit  in  unrichtiger  Weise 
.in^£j<übt  m'd  werden  die  Kosten  tiersrlluMi  ohne  ♦rciiuii-ende  Berücksichtig'ung  drr 
Kucliwiriungeu  der  Kinanzmassregeiü  aul  die  Voliibwirthschaft  aufgebracht,  werden 
die  Lebisfttze  der  VollawiTtbscbaralalire  dabei  nicht  gehörig  za  Rathe  gezogen,  so 
mvaa  die  Rnanzwibsenschaft  ibre  warnende  Stimme  erhel)en.  „£in<-  diuekeiide,  die 
Yemrmnn?  einzelner  \'i'!ksclasst;n  oder  (les  ganz'^n  Vollxes  In  rlH  iluliremie  rinanz\'iT- 
waJtung.  sie  mag  sich  nun  harter  GewultäUciche  oder  listiger  Kunstgriiie  (.,Piu:iüia(  hercr'J 
bedienen,  kann  nnr  nus  kurzsichtigem  Der-potismus  enispringon"  (Rau.  Fin.  I.  §.  \'2i. 

II.  —  ^.  15.  Die  Finanzwissenschaft  gehört  za  deu  Htaats- 
wissensebaften,  weil  sie  vornemlicb  die  Lebre  von  der  Fiaanz- 
Wirtbsehaft  des  Staats  ist  Dabei  bat  sie  Bezug  zd  nebmen  auf 

die  etwaige  Stellung  des  Staats  in  B^undesstaats-VerbältmBsen 

u.  s.  w.,  wodurch  eine  mehr  oder  weiiigei  ciiigreil'eiKlc  JUiekwirkuug 
auf  das  Finanzwesen  des  Einzel  oder  Gliederstaats  eiit.>tebt,  l'erner 
auf  das  Yerbäitniöt*  de»  bUuits  zu  den  Se  ibstv  er  waltun  gs- 
körpern,  wobei  wieder  mancherlei  lieziehuDgen  zwischen  den 
Finanzen  dieser  Körper  nnd  den  Staatsfinanzen  eintreten.  Vielfach 
bandelt  es  sich  in  modernen  Staaten  nur  um  eine  ihnen  vom  Staate 
„delegirte"  Thatigkeit  dieser  Körper,  zur  AnstÜhmng  eigentlicher 
Staat .sautgai)cn  dnreh  .sie,  wovon  auch  in  der  Finanzwiüsenschaft 
Act  zu  nehmen  ist.  Für  die  Finanzwisscnschaft  als  Staatsuissen- 
schafit  kommen  viele  Grundsätze  und  Lehren  der  Übrigen  htaats- 
wissenscbatten,  der  allgemeinen  Staatslehre  (Politik),  des 
allgemeinen  und  des  positiven  Staatsrechts,  speciell  der 
Inneren  Verwaltungs]ehre(Polizeiwissensohaft),  derWirtfa- 
sehaftliehen  Verwaltnngslehre  (§.  16),  der  Justizver- 
waltungislehre,  der  Militärverwaltungsichle  u.  s.  w.  in 
Betracht. 

Ntiuicntlich  mehrero  der  leitenden  (iirund>at/.f  der  modernen  Steuerpolitik, 
liosonder»  die  sogen.  Princi!>ieii  der  '1  rehtigkeit  f..  A  llge  m  e  i  nh  ei  f*  iiiid 
„Gleich m äs  sigkcil"  der  Besteuerung,  t  in.  11,  aUb— 42U)  sind  bioäwc  Consequenzen 
Oer  im  heutigen  Staate  tw  Anericennung  gelangten  Bechtäj^rincipien  der  aUatsbttrgcr- 
lichen  Freiheit  und  <iltiicbbeit  der  Bevölkerung.  Desgleichen  i.st  die  Tronanng  von 
|[nf-  iinl  Staat ?liii;in7;cn  iu  monarchischen  Stanten  und  die  darau:»  folgende  Ver- 
woiluii^i  de>  Kechb  des  Hegenten,  beliebig  zu  seinen  IVivatZwecken  über  die  Staats- 
cinkunfte  zu  verfügen,  eine  einfache  L'ouset[UCflz  der  luodemeu  staatsrechtlichen  Eut- 
wickinng  u.  a. 

III.  —  g.  lf>.  In  besonders  nahe  Reziehung  tritt  die  Finauz- 
wissensehaft  viell'ach  mit  der  W irthsch ältlichen  V  erwaltungs- 
lehre oder  der  speciellen  oder  practischen  VolkswirtbschalU- 
lehre  (Voikswirtbscbaftspolitik;.  Denn  die  Tbätigkeiten,  welche 
der  Staat  hier  austlbt,  berühren  oftmals  nicht  nur  die  Ausgabewirtb- 
Schaft y  sondern  zugleich  die  Einnahmewirtbschaft  des  FinaoE> 
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wescDs.  Es  wird  z.  B.  ein  bestimmtes  Gebiet  der  Thäti^keit,  wie 
das  MüDZ-,  r<»st-  und  Eiseubaluiwcseu ,  vom  Staate  Ubernoimiien, 
um  es  nach  den  Grundsätzen  des  gcuicinwirthscbatUicben  Systems 
VOL  leiten  y  aber  es  dient  gleichzeitig  mit  zur  Erzielung  von  Ein- 
nahmen,  sei  es  am  die  Betriebskosten  ganz  oder  theilweise  zu 
decken  oder  nm  selbst  noch  einen  Ueherschuss  dartlber  hinaus  zu 
geben.  Die  finanzielle  Behandlung,  welche  der  Staat  diesen 
Kinrichtungen  an^^edcihcu  lässt,  verändert  sieb  mit  der  gescbichl- 
liehen  Entwicklung  des  Volkslebens  mit  unter  wcscntlirh.  Das 
finanzielle  Interesse  tritt  starker  oder  öchwäclier  hervor  und  ver  • 
schwindet  vielleicht  schliesslich  ganz,  weil  der  Staat  dies  durch 
das  Volkswohl  tlir  geboten  hält.  In  der  Lehre  von  den  btaats- 
einnahmen  wird  näher  nachgewiesen  werden ,  nach  welchen  ver- 
schiedenen Finanzprincipien  der  Staat  eine  von  ihm  geübte 
Tbiiti-  keit  oder  gescbaUene  Einrichtung  behandeln  kann  und  in  der 
Geschiebte  behandelt  bat. 

Par  die  formelle  BehandlODg  der  FinanzwiaBemichaft  selb:»!  erklärt  dch  ans  (liefen 
Verhältnissen  <lic  Thatsarlic,  dass  viele  Gegonstiindc  der  \'olkswirthsr liafts- 
poliiik  sowohl  in  der  hterarischen  Darstelliin«^»-  dieser  als  in  dcrjcniirrii  der  Kiiiaiiz- 
viüseQächaft  eine  btoUu  finden  kOuuen  uitd  auch  gefunden  haben.  Die  vulkä- 
winbschftftspolitisclie  Bedentang  einer  Einricbtung  oder  Tliätigkeit  des  8taat» 
für  das  Volkälchen  oder  die  finanzielle  Bedeutung  derselben  fur  die  Staatseüi» 
nahmon  pfl.  g-t  zwar  in  einem  bestimmten  I.ande  und  Zeitalter  /u  überwieji^en.  Die 
Wisscoschaft  hat  dann  die  Aufgabe,  dies  zur  Ueltuug  zu  bringen  und  dauuch  deu 
Gegenstand  tnelur  dem  pnlttiseben  Tlieile  der  Volbswirtbscliaftslebre  edcr  mehr  der 
Finanzwisseiis«  haft  zuzuweisen.  Unter  der  Annahiiu;  eines  gewissen  Wirthschafts-  und 
f^ülturzostaDdes  der  Völker  lässt  sich  bisweilen  (nliwolil  man  darin  Alfters  gleicbfalls  zu 
ab:f<>lat  geurthcilt  hat)  auch  principicii  die  linanziellc  Ausnutzung  einer  Staatseiu- 
ricbtuDg  für  Einnahmebeschailung  verwerfen,  wie  etwa  diejenifrc  des  Schul-,  des  Mttna-, 
des  Landstrasscnwesens  b.  i  «len  Culturvi^lkern  uumm  r  Epoche.  (Ob  in  diesen  Bei- 
spielen mit  Kei  ht,  steht  freilich  dahin.  ^.  l'in  II.  §.  29«,  299,  3i)5.  'm\  Dann 
wird  der  Gegenstand  ^rnttscntbeils  ans  der  Kinnahmeiehre  der  Finanzwissenschaft  selbst 
auszuscheiden  sein.  Da  es  sich  indessen  in  allen  solchen  Fragen  meistens  um  contro-. 
rerse  Foncte  handelt,  nacK  deren  Enlscheidnog  erst  die  Hinausweisung  des  Gegen- 
standes aus  diesem  Theil  der  Finanzwissenschaft  wissenschaftlifh  begrittnlrt  ist .  so 
rechtfertigt  e^  sich  immerhin,  einer  solchen  Materie  euien  Platz  in  letzterer  Di^«  ipliii 
zu  belassen,  auch  wenn  daun  wiederholte  ErÖrterunpen  tibcr  denselben  GegensUnd  in 
den  ferscbiedenen  Tbeilen  des  wisMenscbaftlicben  Sy^^temes  der  Pelitischen  Oekonomie 
Mdit  ganz  zu  ?ermeiden  sind. 

Verl.  T^au .  Fin.  I.  §.  l".  Di<-  Fraire  \M  eine  ganz  ähnliche  n  ie  rHe  oben  im 
2.  Abschn.  T  erwähnte.  8.  nam.  das  daselbst  gegen  L.  Stein  desagte,  was  hier 
aar  m  wiederholen  wSre.  Er  obersieht  in  seiner  Polemik  gegen  die  Hineimdefanng 
naneber  Gegenstände  in  die  Finanzwissenschaft,  die  er  meistens  nur  mir  vorwirft,  die 
jedoch  zunächst  an  Rau's  und  der  meisten  anderen  deuf.-«  heii  Finanztheon  liKei  Adre^se 
gehen  müsste,  dass  eben  die  finanzielle  Behandlung  streitig  ist,  iu  der  Geschichte 
riclfach  gew^cchsclt  hat  und  eine  bestimmte  principiclle  Entscheidaug.  die  für 
die  Gegenwart  ganz  richtig  sein  mag,  (übrigens  auch  hier  meist  nur  relatir 
richtig  ist),  nach  g"  e  se  h  i  e  h  1 1  i  c  h  e  r  Aulla-ssiintr ,  w<](  lie  Stein  «Iih  h  sonst  so 
vnofj^irfrh  vertreten  will .  nii'ht  al^-  flic  allein  rii  hti;;e  ueiicu  kann.  iJie  unbedingte 
lüiiauswtiisung  eines  solchen  Gegenstands  aua  der  i  inanzwissenschaft  beruht  insofern 

«f  einer  petitio  pxino^iL 
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IV.  —  §.  17*  Htth'siehrea  der  Finanzwisseuschatt. 

Bau,  Yolksirscbl.  §.  14.  Bosclier,  Syst.  I.  §.  20. 

1.  „Privat-OekoDooiik nenilich  Land-  iiod  i  urstwirth- 
scbalts-;  Bergbau-,  Gewerks-  uod  Handelalebre,  nebst  ihren 
Speeialtheilen  (Bank-,  Versicberaogs-,  TransportJebre  u.  s.  w.). 

Diese  Disciplinen  sind  wichtig  für  die  Lehre  von  den  piiratviitbschaftlicheo 
Erwerbbzw eigen  und  von  deo  UebahrenziraigeD,  aber  auch  iur  die  Steoeriehre;  hier 
namciillich  U'iv  »lie  Lehre  von  dun  Ertragsteuern  und  tlen  indirecte/i  Ver- 
brau chbtcucrn,  besondere  der  Bin-.  Brainitwcin-,  Zucker-,  Tabaksteuer,  bei  welchen 
CS  sich  um  die  genauciu  Kcnntui:>s  z.  B.  der  chcmischcu  i'rücubse  bei  der  Lrzeuguu^f 
des  Fradvcts  ftlr  die  zweclnuftssige  und  geiechte  Eiorichtung  dor  Besieuernof  liandelt 

2.  ytaatsreclieiikiinst,  politische  Arithmetik,  ein  'I'beii 
der  aDgewandten  Matbematik,  welcher  sieb  mit  der  Lösung  luannig- 
faitiger,  io  der  Staatsverwaltung  vorkommender  Reehnungsanigaben 
beschäftigt 

S.  altere  Litcvator  bei  Baa,  Fin.  L  §.  14,  Xoto  c;  z.  Tli.  darnach  in  d.  2,  AjüL 
dieses  Bandes  §.  17  Note  IS.    Keuero  Werke  u.  A.:  fiieibtren,  poUt  Arithmetik 

2.  Aufl.,  Heidelberg  IS')'?.  Oettinger,  Anb  ifunfr  zu  jiiinnzieÜen .  polit.  u.  jurid. 
Kechnuogcu,  Braunschweig,  1 843.  Dessen  weitere  Auslilhrung  der  pohtbchcn  Arith- 
metik. 1863.  Besliiba,  Lehrbuch  für  die  juristische,  politische  und  camcraliät 
Arithmetik.  Wien,  1H62.  Wild,  Politische  BechnucKSvissciisch.  h  B.  Manchen  1802. 
Uaberl,  Lehrb.  d.  polit.  Aritfamet.  Wien,  1875. 

§.  18.  3.  Gescbicbte  und  Statistik  des  Finanzwesens  sind 

für  die  FiDanzwiüsenscbaft,  wie  Geschiebte  und  Statistik  überbaupt 
für  die  ganze  Politische  Oekouomie,  einerseits  Hilfswissen- 
schaften, andererseits  Methoden  der  Beweisführung  und 
daher  der  F.ortbildung. 

Die  Dähcre  Bcgrtlndaog  dieser  Auilassuiig  gehört  in  die  Fortsetzung  dof  „Gnuid- 
legung"  in  dem  späteren  2.  B.  der  Aligeui.  Volkswirthschaftsl.  Kau 's  Ansichten 
i^VüIkjwirtbschal'tal.  Irtih'-rc  und  noch  S.  AuÜ.  1,  §  '21.  25)  sind  hier  unzniänsriich. 
Aber  auch  Koscher  wird  der  Statistik  nicht  gerecht,  s.  dessen  System,  i,  ^.  ib^ 
22,  26.  MeiDC  Auffassung  s.  in  d.  Abb.  Statistik  in  Blontschli's  StaatswOnerb.  XE. 
400  fr.  nam.  S.  457  if.  S.  sonst  bes.  Knies,  polit  Oekonom.  Braonschv.  18d5  m.  noue 
(2.)  AaiL  läSl— 82. 

Wenn  In  beiderlei  Beziehung  die  Geschichte  bisher  kanm 
eine  so  hervorragende  Bedeutung  (Vir  die  Finanzwissenschaft,  >vie 
ftir  andere  Theile  der  Politischen  Oekouomie,  gewonnen  hnt,  so 
liegt  dies  zunächst  an  dem  äusseren  Grnnde,  dass  es  an  genügen- 
den Vorarbeiten  über  die  Gescbiclite  des  antiken,  mittelalterlichen 
und  selbst  vielfach  des  neuzeitlichen  Finanzwesens  noch  sehr  fehlt, 
ein  Mangel,  welchen  neuere  Stadien  und  Quellenforschungen  in- 
dessen mehr  und  mehr  beben.  Selbst  beute  ist  man  aber,  was 
verarbeitetes  Material  anlangt,  uocb  vicllach  auf  sonst  veraltete 
Werke,  wie  HUllmaan,  Lang  u.  A.  angewiesen.    Für  die  in 
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§.  12  geDannte  erste  Aufgabe  der  FmaozwisseiiBehaft  oder  fllr 
die  ert'abroogswisfienachaftUehe  Seite  dieser  DiBciplin  hängt  der 

weitere  Fortschritt  der  letzteren  vornemlich  von  geschichtlicher 
Forscliiiiig  und  statistischer  Untersuchung  ab.  Für  die  zweite 
Aa%abe,  die  practische,  gilt  dies  aus  einem  principiellen 
tiniade  nicht  in  gleichem  Maasse.  Die  Finauzgeschichte  vor  der 
modernen  Epoche  der  ^yStaatsbUrgerlicben^^  GeaesellBchalt  nnd 
ror  den  groBsen  techniseben  und  wirtbsebaftlichen  Umgestaltangen 
der  Neuzeit,  also  im  Weaentlieben  die  Finsnsgeschicbte  Tor  der 
Mitte  oder  dem  Schluss  des  18.  Jahilmndcits  bietet  zu  wenig  Ver- 
gleicbungs])uncte  mit  der  Gegenwart,  als  dass  man  aus  ihr  für  die 
l.^suug  der  jetzigen  practischen  Finauzprobieme  sich  viel  Kaths 
erholen  könnte. 

Jener  principielle  Grund  liegt  in  dem  innigen  Abbängigkeits- 
rerbältnisB  der  Finanzwirtbscbaft  vom  Gange  des  Staats- 
lebens. In  das  moderne  Staatsleben  sind  nun  Factoren  ein- 
getreten, welche  der  früheren  Zeit  grosseutbeils  fehlen,  weshalb 
sich  keine  rechte  \  erglcichbarkeit  ergiebt. 

Der  Offifang  und  der  Inbalt  der  StaatsfhAtigkeit  hat  sich  gegen  jede  frohere 

geä«:VichtJiche  Pcriodi-  unserer  Culturvölker  ausseronliiitlitli  erweitert  und  vcr- 
ifldcrtufld  diese  Bewegung  dauert  fort.  Die  Ausgabewii  tli^chaft  des  inodcrnen 
Staats labät  sich  daher  mit  derjeuigon  keines  anderen  genügend  vergleichen. 
Zur  Deckung  des  Finanzbedarftf  müssen  deshalb  auch  Mittel  eines  Mher  nicht 
rebnnten  Umt'angs  in  Anspruch  genommen  werden.  Aehuliches  gilt  fom  Haushalt 
<l«r  übrigen  OlFentlichen  Körper,  besonders  der  (jemeinden  (ürossstädte). 

Bei  der  Wahl  dieser  Mittel  behndet  üicli  die  moderne  Welt  wiederum  in  einer 
FcibOodi^  anderen  Lage  als  die  frohere  Zelt  Nach  der  Auf  hebong  aller  Dnfreiheits* 
v«diiltnisae,  dem  Fortfall  standischer  Torrechte  iit  der  Besteuerung,  nach  der  An* 
crkennung  allgemeiner  pers An  1  i rh r  rrf,ili''it  innl  staat>l)i\rgc'rlicher 
iileichheit,  freien  Eigenthums  und  Vertragsrechts  muss  die  Staatsgewalt 
mthvendig  ganz  anders  bei  der  Deckung  ihres  Bedarfs  verfahren,  als  sie  es  ehedem 
Ana  kennte.  Die  Entwicklung  des  modernen  Gesellschaftslebens,  der 
ißödernen  Volkswirthschaft,  des  Systems  der  freien  Concurrenz,  dann 
aameatlich  der  Productions-Techuik,  des  Communicationswosens  j^tellt 
«ÖMSO  fiel  neue  Anforderungen  an  die  Beschaüüng  der  StaatseinDahuicn  wie  au  die 
FgactioD  des  Staate  und  damit  an  die  Ansgabeirirthschaft  des  Fiuanzaresens.  Das 
moderne  Rechtsleben,  das  neuere  ^  Ikerrccht  sind  weitere  Factoren  roii 
Weitreich t^ndfm  Einfluss  auf  die  inflg-liche  Art  dor  Dcrktin?  des  Finanzbedarfs. 

Fur  die  heutigen  Aufgaben  der  Fiuau^wirthschait,  welche  die  Finanzwisscnsohaft 
Bit  ZQ  losen  hat,  bietet  sich*  so  kaom  ein  Analogen  in  der  entfernteren  Vergangenheit 
Die  Finanzgeschichtc  ist  daher  von  grösstem  Interesse  als  ein  wichtiger  Theil  der 
;*!i?em';inen  politischen,  der  Cuhur-  und  Wirtbschaftsgcschichtc,  als  Hauptt^rdcrung^- 
tüittel  i\u  Lösung  der  genannten  ersten  Aufgabe  der  Finanz wiä^euschal't.  Auch 
practischen  hohen  Werth  hat  sie  als  der  Schlüssel  des  YeTstindnisses  fBat  das  in 
den  einzelnen  Staaten  historisch  überkommene  Finanzwesen.  Aber  sie  ist  nur  ein 
'untergeordnetes  Förderungen) Ittel  d  r  Finan^wissfns.  h.ift.  -ow-  it  letztere  sich  mit  den 
practischen  Aufgaben  des  Finan/wesou^  der  <icgcMn\art  /.u  lu  lasscn  hat.  Am  meisten 
'iseoiUche  Förderung  der  aBgemeincn  wisscuschatdichcn  Krkcautniss  möchte  aus  der 
wehichte  des  Staatsschulden-  und  Papiergeldwesens  der  neueren  Zeit  nnd  für  das 
nsaaiveaen  der  Gemeinden  ans  der  Geschichte  des  atidtischen  Steoenresens  eine 
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¥or  der  grossen  Schön bcr^'ssiten  Sriiiii't  übrigens  noch  sehr  wenig  bearbeitecc 
Partie  der  Finaoigcschicbte  —  gewinnen  ^ein.  iSonsl  ist  es  vornemlich  erst  dio 
neuere  und  neneBte  GeBchicbtsperiodo  der  modernen  Staaten,  in  welcher  die 
Finanzgesi  lü<  hte  von  umfassenderer  BodemunK  für  die  Fortbildung  auch  der  prac- 
tischcn  .Siitc  der  Finnnzwissens<haft  wird.  Denn  in  dieser  Poriodo  entwickelt  sifh 
der  moderne  Kcchts-  und  (julturataat.  die  neue  Technik,  das  neue  Kechis-,  W  irthschaftc»-, 
Cultarleben  mit  seinen  Anforderungen  an  den  Staat  und  demnacli  an  das  Finanzareson, 
Hier  ^ilHl  denn  namentlich  die  Verhältnisse  der  bereits  weiter  vorgeschrittenen  Länder, 
z.  B.  Englands  und  Frankreichs,  von  Wirhtinkrit.  Die  Finanzgeschichtc  fnlirt  dann 
theiU  in  die  Darstellung  deä  positiven  Finanzrechts  unserer  modernen  Staaten, 
theils  bei  dem  Erferdemiss  zitlermäsidger  Genauigkeit  zur  Pinanr.statistik  hinüber. 

§.  19.   Das  positive  Finanzrecbt  ist  ein  Tbeil  des  posi- 

tiven  öffentlichen  Rechts.  Ks  handelt  sieh  aueh  hier  bei  der  Finaiiz- 
wisseiisehalt  um  die  verfassuiigöniassigcu  und  gesctzliehen  Be- 
ßtimmungeu  Über  die  Mitwirkung  der  Volksvertretung  an  der 
FestoteilQOg  und  Controle  des  Staatshaushalts  (Badgetrecht,  Control- 
recht);  ferner  nm  die  Gesetze,  Ansftthrangs -  und  Voilsagsverord* 
DQngen,  Instmcttonen  a.  s.  w.  Uber  Bestenemng,  Verwaltung  des 
werbenden  Staatsverroögens  ^  Staatsschuldenwesen  und  Finaaz- 
Verwaltung  im  A 11  «gemeinen ,  Kassenwesen  n.  s.  w.  Auch  die 
Steuci^nseizentwlirte,  die  Motive  zu  denselben,  die  Kammer- 
Verhandlungen  darüber  sind  eine  wichtige  Quelle. 

Die  Finanzstatistik  bildet  sich  aus  den  Daten  dcrFinauz,- 
rcehnun «Ifen ,  welche  dann  das  MateriaM'iir  die  „vergleichend e 
Finanzstatistik^^  lieieru.  Jemehr  das  Budgetrecht  der  Volks- 
vertretungen und  deren  verfassungsmässige  Finanzcontrole  und  je 
mehr  das  Princip  der  Oeffentiiebkeit  in  Finanzsachen  sieh  in 
unseren  Staaten  einbürgerte,  desto  reicher,  eingehender  und  leichter 
zugänglieh  ist  dieses  finanzstatistisehe  Material  geworden.  Koth- 
wendig  ist  dabei,  namentlich  aueh  für  Vergleiche  verscliiedener 
Perioden  und  Länder,  die  l Unterscheidung  von  Hegierungs- 
entwurf  des  Voranschlags  oder  Budgets  (vorgelegtes 
Budget),  von  verfassungsmässig  verabschiedetem  Budget  und 
Schlussrechnung  (Ergebniss). 

Die  vergleichende  Finan/ntastistik  bat  die  Aufgabe, 
aus  der  Vergleicbung  der  Finanzrecbnungeu  eines  Staats  in  ver- 
schiedenen Perioden  und  verschiedener  Staaten  die  characteristischen 
Gleichartigkeiten  und  Unterschiede  der  Gestaltungen  des  Finanz- 
wesens abzuleiten.  Zu  diesem  Zwecke  mUssen  die  ftnanzstetisttschen 
Daten  aber  möglichst  genau  vergleiehbar  gemacht  werden, 
was  oft  grosse,  nicht  immer  genügend  beachtete  Schwierigkeiten 
bietet. 
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Stfircud  ist  zunächst,  dass  in  den  cinzeliieu  L&uderii  «iie  Aiit'steliuiig  von 
Brutto-  Qod.Kettobndget  (d.h.  ron  Ausgaben  und  Einnah  oieu  bez.  inbcgriffeu 
lind  abzüglich  der  dorchlaufenden  Posten,  «icr  ricwinnungs-  und  Erhcbung^Mtea 
i)or  Einijahin(»n  ii.  s.  w.\  selten  in  ijanz  irloirliiT  Wciso  crf'iljrt;  fc-rner  das-;  mitunter 
modenic  Princip  der  fiscalischen  Kasseue  i n  Ii ni  t  noch  nicht  panz  conse- 
<{wm  durchgeführt  i^t,  soodcm  fllr  einzelne  7.weige  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
MKk  besondere  KaaeeD  besteben.  Bei  (inan^atistischen  Verf^leicben ,  DMuentlicb 
Iici  etwaigen  Berechnungen  der  Vertli'-iinni:  :  \-i>ifabcii  und  Einnahmen  auf  den 
Kfi|>f  der  Berf^lkentnsr  oder  des  V'erhriltnisscs  zwisclieti  Rohertrai:  niid  K<Mt' Ttr^iL^  im 
Ltüii;ihiuuctat  !>tört  ferner  die  »ehr  ungleicbü  Ausdehnung  der  pnvaiwirth- 
»chaftlicbon  Tbitigkeit  In  den  yerscbiedenen  Staaten  (DomäneD,  Bergwerke,  Eiaeo- 
Hahnen  u.  s.  w.).  Dorcb  Nichtbeachtung  de»  angegebenen  ümstandes  entstehen  diu 
jr*«sten  Täuschungen.  So  berechnet  selbst  Horn  in.  f.  annuaire  du  cnid.  publ.  p. 
1^,  S.  289,  die  Kopf4[UOten  der  Einuahmon  und  Ausgaben  der  Hauptstaaten  ohne 
KflcbfebC  auf  jenes  Moment:  Baden  nimmt  bier  gleicb  nacb  Gniss.-Brit  die  zveit- 
blkbris  Stelle  ein,  —  wegen  seines  Eisenbahnwesens  und  seines  Brottobodgets ; 
Rai^rii  r\\\t  -ineni  damal.  Nettnhndsret  trotz  Sfaatsbahnwesens  orst  di«  zwölfte! 
Sokiie  Zu&amuicustellungen  sind  ohne  jeden  Werth.  Weiter  hat  auch  die  unmittelbare 
Vergleichnog  fon  Staaten  und  Staatshaushalten  sehr  ungleicher  Grosse  ihr 
MiancheB,  indem  z,  B.  ein  kleiner  reicher  oder  anner  Staat  verglichen  mit  •  inem 
^rfiS<!»»n  Staat  in  zn  gQnsMgi^m  oder  /tt  Tiri^'ünstig'em  Lichte  ersclx-inen  wird.  Denn 
fl'T  gröbst-  Staat  wird  oft  ans  Provin/vn  iiiii^leichcr  Kntwi<  klun}r  /.usammeng-cftetzt  sfin. 
vuu  deaen  manche  Profinz  jenem  kleineu  Staate  gleicht,  was  aber  bei  der  Zusammcii- 
liihug  der  Benütate  des  gwssstaatlichen  Fluamsresens  nicht  so  zum  Vbncbein 
'tonuat  Namentlich  in  Deutschland. wird  dies  bei  einem  Vergleich  Preussens  mit 
mtm  Mittel-  oder  Kleinstaat  oft  ubersehen.  Und  schliesslich  <larf  nicht  unbeachtet 
bleiben,  dass  die  öffentlichen  Thätigkeiten  in  verschiedenen  Ländern  und 
Zetten  svischen  dem  Staate  und  den  Selbst?ervaltiingskörperii  manchfrch  fer- 
jcMedeo  ?ertheilt  »ind  (England- Co ntinent!),  was  natürlich  die  VergleicbbftTkeit 
der  Daten  der  Staatstinanzen  und  die  Schlüsse  daraus  sehr  erschwert. 

Yttie  Muhe,  die  (irundlageu  für  richtige  Vergieichbarkcit  der  fmanzstatistischeu 
Bates  hemwtellen.  gab  sich  ?.  Csörnig,  d.  Osterr.  Bndg.  i.  Vergleich  mit  jenen  d. 
vonügi.  and.  europ.  Staaten,  Wien  !862.  8.  darüber  meine  Besprechung  in.  d. 
<i*'t(.  rid.-An/.  isP).*^.  S.  Sl— llß.  Engel,  krit.  BeitrHfre  z.  vergleich.  FiIl:ltlZ^tati^tik. 
heu»!),  btau  Zcitschr.  I^ti2,  S.  145.  Horn,  annuaire  du  cred.  publ.  Par.  1659—61 
(leider  mit  dem  'S.  Jahrg.  eingegangen)  und  darüber  meine  Recension  in  d.  Gdtt 
'«i-Anz.  1859  .  8,  I«»  1—1620,  worin  tiberall  auf  d.  metbodol.  Fragen  der  ver- 
ckicheudeix  Finanzstatistik  eing^^'^ant^en  ist.  lieber  letztere  s.  bes.  die  Verhandlungen 
d^r  intern.  Statist.  CoTi<rri;.sse  zu  Paris,  London  n.  riam.  Wien.  Dann  ncnerdingrs : 
Kiecke,  d.  Internat,  i  inanzsiaüstik.  ihre  Ziele  und  Grenzen.  Stuttg.  181»  (im  Auf- 
tni«  der  perman.  Commission  d.  intern.  GongrMses  gearbeitet),  der  die  Sehwierig^ 
1  iton  lind  unvcrmeidliehen  Mängel  aller  vergleichenden  Finanzstatistik  n.iher  nach- 
weist (s.  bes.  Abschn.  5)  und  die  neuere  Literatur  d.  Finanzstatistik  anführt.  Di« 
hmitü  und  neuesten  Versuche  einer  Vergleichung  der  Fiuanzstatistik  der  iJuiturstaaten 
lisd  ron  Herrn.  Wagner  im  tiotb.  Afmaaacb  gemacht,  bes.  18T4.  nnd  seitdem  von  der 
jetzigen  Kcdaction  (Stein,  Behm)  wiederholt  Die  besten  neueren  deutsch  [i  v  r- 
;'leirhcnd-finanzstatisti8chen  Arheiten  sind  die  von  Gerstfeldt  Mancherlei  tiij  in/  fnt 
Vergleiche  und  weitere  Bemerkungen  über  die  Art  sie  anzustelleu,  folgen  m  dcu 
ipllnen  Abschnitten  dieses  Werks,  bes.  auch  in  d.  Ausgabelebre. 

Endlich  ist  unter  den  Gegenständen  der  Statistik  nicht  bloss 
die  Fiuanzstatistik,  soudcrn  anch  die  al1p:cm ei ne  Bevölkern nixs- 
üod  die  volkswirthschattlichc  Statistik  jedes  Staats,  wegen 
der  Abhängigkeit  des  Finanzwesens  vom  Zustande  der  Voikswirth- 
Schaft^  besonders  zu  beachten. 

^3Ian  sagt  oft,  Zahlen  regieren  die  Welt;  das  »her  i-^t  gewiss,  Zahlen  zeigeu, 
sie  regiert  wird**,  so  <a.rt  Goethe.    Ob  unbedingt  auch  der  Statistiker  selbst,  der 
<lie  Mängel  seines  ttatehalä  kennt,  ist  eine  andere  Frage. 
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Einleitang.  3.  Abschnitt.  Die  Fiaaozwiijsenschaft  §.  iO. 


V.  —  §.  20.  lieber  das  hier  wie  immer  streitige  Verhäitu  itis 
der  Wissenscbai't  (Theorie)  zur  Ausübung  (Praxis)  äusserte 
sich  Kaa  lolgeDdermaasseB  —  (Fin.  L  §.  15— IS),  —  Ausftihrangen» 
welche  zwar  heutezutage  fast  ilUr  seibstverständlich  gelten  können 
QQd  deswegen  Manchem  beinahe  trivial  erscheinen  werden, 
angesichts  vieler,  aiieli  noch  ueiicijter  Vorgänge  im  ütVentliehen 
Leben  bei  uns  and  in  anderen  Ländern,  angesichts  der  l^rüliniir.s- 
ordouDgeu  lUr  den  höheren  V  crwaltungsdienst,  auch  im  Finanztaclj, 
aber  immerhin  hier  noch  ihren  Platz  behalten  nnd  beherzigt  werden 
mOgen: 

„Die    1}Io8Si-    Geschaiisu  buiig    Uioutiiic)    oLac    wisseaa«.  h aftl i  c  b c 
Kenntnis^  muäs  uutscLieden  als  uuzureickeud  eriilärt  werden.  Ohne 
geordnetes,  reifes  und  fiolseitifes  Naohdenken  ttber  die  wirthschaftlicben  Aiigdegfeii- 
heiti  ri  der  Staaten  ist  man  nicht  im  Stande .  dou  richtigen  Weg:  zu  Verbessern ng-eu 
zu  liiivl  'ii  ;  man  bleib!  aus  (iewohnhcit  gerne  bei  dem  Bestehende»,  ohne  es  unhofang^en 
pruicn,  und  halt  sich,  statt  das  üanze  zu  Überblicken,  an  Einzelnes.   Subald  m 
eioem  praktischen  Gebiete  eine  wissenschaftliche  Bebandiong  angefangen  hat,  kaan 
Niemand ,  der  zur  Ausu1»un^^  berufen  ist.  es  sei  denn  iu  den  ganz  untergeordneten 
Diensten,   den  liii:-!  in  l   des  in  *!(  r  \\  i>«!>enschart  niedergelegte»  (iedankcnrnrrathes 
entbehren,  selbst  wenn  dann  noch  Manche»  unreif  würc.   Der  Schein  einer  au»  blo&ier 
Geschaflsttbung  erlangten  vollkommenen  Tachtigkeit  ist  oann  eine  Tftnschiing,  weil 
dabei  immer  mittelbar  auf  irgend  eine  Weise  me  in  dem  Beamtenstande  verbreiteten 
oder  auch  zum  (Jemeingute  der  PnrL'er  gewordenen  wissenschaftlichen  Lehrsätze  ihren 
Einliuäs  geäubsort  haben,  auch  muss  diese  mUhsauie  Weise  der  eigenen  Ausbildung, 
wo  man  die  Theorie  zorsttlckelt  und  aus  zweiter  oder  dritter  Hand  sich  aneignet,  dem 
nnmittclbaren  Erforschen  derMlben  immer  nachgesetzt  werden.    Die  Erfahrung  beweist, 
dass  dii!  Wissenschaft  eine  grosse  Marht  Uber  die  AusübuiiL'  l>'j>it/.t,  drts<  iliro  Lchroji 
auf  vielerlei  Wegen   früher  oder  später  in  das  (ieschäftslebeu  gelangen  und  dort 
herrschend  werden,  und  dass  hierdurch  grosse  Verbesserungen  zu  Stande  kommen  \ 

Der  theoretisch  hochgebildete  österreichische  Finanzpractiker  v.  flock  setzte  daher 
mit  Hecht  seiner  Schrift  Uber  „d.  öli.  Abgaben  u.  Schulden"  folgendes  Wort  Koyor- 
Collard's  vor:  .,I>ie  Theorie  als  überflüssig  erklärtm,  heisst  den  Ilochmuth  habon, 
man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn  man  spricht,  und  was  man  thut, 
wenn  man  handelt*'  S.  auch  Vorwort  znm  B.  iL  meiner  Fin.wiss.  —  Ueber  dnti 
Vnrblltniss  von  Theorie  und  Praxis  in  einzelnen  Finanzfragen,  2.  B.  der  Valntafnge, 
8.  A.  Wagner.  Russ.  Papier- Wahrung,  Kiri.  l'^*»'!>.  S.  1  II. 

„(ileichwohl  giebt  die  Wissenschaft  fUr  sich  allein  zur  Fuhrung 
schwieriger  Staatsgeschtfte  nicht  die  hinlinglichc  Pfthigkeit  Sie  kann 
bei  der  Entwicklung  allgemeiner  Lehrsätze  nicht  in  aUe  Verschiedenheiten  der  Aasscren 
Zustände  der  Zeit  und  des  einzelnen  Landes  eingehen  und  m\i^->  Imm  ihren  Anforden!nsr**n 
eine  gewisse,  oder  die  gewöhnliche  i^age  der  Dinge  voraussetzen.  Nur  da,  wo  blas^j 
wenige  F&lle  möglich  sind ,  ist  es  tiinnBch ,  für  jeden  derselben  besondere  Grundsätze 
anfzostellen.  Man  mma  also  bei  der  Anw endnng  jener  wissenschaftlichen  Vcrächriftan 
auf  ein  einzelnes  Land  immer  erst  die  bisonderen  Imstande  erforschLn  nn  i  hirraub 
die  Kegeln  für  das  zweckmässig>>te  Verfahren  ableiten.  Was  hier  als  AusnaJiuii"  .  iner 
theoretischen  ixegel  erscheint,  ist  nur  die  Folge  der  Einwirkung  eines  anderen  lirund- 
satzes.  Zn  diesen  sorgftltig  au  (  zufassenden  Umst&nden  geboren  die  rechtlichen  Verbftlt- 
niss-  (positives  Privat-  und  Staabrecht  d«s  einzelnen  Landes»,  die  bisherigen  Ein- 
richtungen der  Finan^verwaltung .  anf  die  man  foribaucn  muss  oder  von  denen  man 
wenigstens  nicht  sogleich  abgehen  darf,  der  Zustand  der  (jewerbu,  die  Wuhihabeuheit 
des  Volkes,  die  inssere  SteUunp  des  Staates  n.  dgl/* 

„Es  war  auch  öfters  di«  .Schuld  der  bisherigen  Theorie,  wenn  man 
sie  nicht  anwendbar  fanii,  d.  h.  sie  war  noch  iinvidlknnimen  und  ihre  Lehren 
bedurften,  wenn  mau  sie  in  Vollzug  zn  bringen  antcrnnhm,  noch  einer  Läuterung. 
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Dies  war  die  Folge  des  jugendiichcu  Alters  der  ganzen  Politischen  (Jekonomiu  und 
des  Cmstaodc«,  dass  Tide  Bearbeiter  derselben  ihre  Sorgfalt  und  Vorliebe  doa  vollis- 
triitbscbafUicbcn  Grnndl ehren  zugewendet  hatten  und  in  die  Finanzwisscnscbaft  weoiger 
eingedrungen  wnren.  Daher  blirbcn  mnnche  sdnviorijsri^re  'l'li  il  -  derselben  ungenücrond 
durchfiarht.  es  wiird-  n  hier  imd  da  aus  einem  zu  lieschräaJ^teii  Kreiso  von  Erfahrun^'-en 
tiuaciuge  ScUlu»»e  abgeleitet,  es  wurden  Behauptungen,  die  nur  in  gewissen  lic- 
tthiiiikiui^oii  wahr  sind,  mit  m  i^rosser  AUgemeinbeit  aofgestellt,  die  renchiedeo- 
artigen  ober>ten  Grundsätze  durchdrangen  sich  nicht  immer  gehörig,  endlich  sind  über 
iBaache  Arten  von  Finanzgeschäften  noch  gar  keine  wissensrhnfilichen  Betrachtungen 
itäge»teUt  worden.  Wo  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  da  ist  man  leicht  geneigt,  sogar 
die  MCgUcbkeit  oder  doch  die  Frachtbaileit  einer  systematischen  Behandlung  in  Zweifd 
2a  ziehen  nnd  die  Gegenstände  in  das  Gebiet  wechselnder  b^  suinb  rer  Regeln  m  reP- 
weison.  wie  dies  in  Frankreich  oft  «!f(»8fhphpn  ist.  Wie  aber  »Jie  Wissenschaft  mehr 
gepflegt  wird,  zieht  sie  auch  mehr  solcher  Angelegenheiten  in  ihren  Boreich.  Je 
j^tacUicher  man  diese  Mangel  vermeiden  und  je  mehr  sieh  der  Vorratli  bdehrender 
Er&bningen  anhäufen  wird,  desto  fester  mQSS  aocb  das  allgemeine  Yoitranen  auf  die 
V  i<?ensrhnft  wurzeln."  Vergl.  v.  J  akob,  Finanzwis'^enschaft.  I.  Vorrede.  —  v.  1  l1i  ufs. 
Haiidb.  I,  Vorrede.  —  Jakob  a.  a.  0.  unterscheidet  i)  den  reinen  Theoretiker,  der 
sich  bloss  an  das  Allgemeine  hält,  2)  den  praktischen  Theoretiker,  der  die  Anwendung 
der  Theorie  auf  wirkliche  Fälle  lehrt,  3)  den  theoretischen  Praktiker,  4)  den  bloeaen 
Praktiker,  Boutinier.  Die  Finanz<3:clehrten  mtlsscn  zur  zweiten,  die  Finanzpraktiker  zur 
tiritten  Kategorie  gehnren,  um  jiut/)i<  li  wirken  /tj  kAnncn.  In  Männern  wie  Malrhtis, 
J.  (i.  Hoffmann,  Nebenius  und  namentlich  liock  hat  die  deutsche  Finanzwissen- 
vhih  Vertreter  besessen,  welche  mehr  als  Ähnliche  bei  i^end  einem  anderen  Volke 
Tbeorie  und  Praxis  auf  diesem  Gebiete  vortrefflich  vereinigt  haben, 

„Wie  die  gcsammte  Politische  Oekonomic,  so  ist  die  Finanzwissenschaft  d(  ninarh 
für  den  Beamten  in  jedem  Zweige  der  Fiuanzverwaltuug  unentbehrlich. 
Hindie  dieser  Zweige  wniden  frttheifain  bloss  nach  den  besonderen  Knnstregeln,  s.  B. 

F(^twissenschaft,  des  Bergbaues,  des  Post-.  Munz-,  Lottowescns  n.  8.  w,  behandelt. 
In  anserm  Zeitalter  aber  verbreitet  sich  mehr  und  mehr  die  rebcrzcugung,  dass  diese 
techuischen  Kenntnisse  nicht  genttgeu,  und  dass  man  auf  die  allgemcioen  tinanzwissen- 
whafiliclien  Grondlehien  znraclrgohen  mnss,  am  joden  dieser  Geschifiszweige  ganz 
zvedmässig  zo  gestalten.'' 

„Die  Finanzwisscnscliaft  ist  ferner  für  difi  K  e e Ii  t sp f  1  e ^  e  und  sogen.  Innere 
Verwaltuiiff  im  en^jeren  öinne  von  unzweifelhafter  Bedeutung,  weil  bei  vielen  liechts- 
•treitigkcitcu  {i.  B.  liscalischen)  und  Vergehen  (z.  B.  Steuerbetrug)  die  Begriffe  und 
£iarichtungcn  des  Finanzwesens  massgebend  sind,  nnd  weil  viele  Staatsanstalten  die 
Zwecke  der  Volkswirihschaft-politik  und  der  Finanzwirthschaft  zugleich  betrefren". 

„Die  Finanzw^issensclnift  ist  cndlicli  aueh  dem  Gebildeten,  dem  Burger, 
welcher  die  Ereignisse  seiner  Zeit  begreifen  will,  nützlich  und  geradezu  unentbehrlich 
Demjenigen,  welcher  in  GemeindeSmtern,  in  den  Parlamenten  und  in  den  Venrstnngs- 
oiipaen  der  SelbstrerwaltnngskflTper  zu  einer  Öffentlichen  Wirksamkeit  berufen  ist'' 

4.  Abäcbüitt. 

Bh  £iitwicUiiiig  der  Fioanzwlssensebaft  und  ihrer  Literatur. 

£iDe  efgehtHclie  umfassendere  Literaturgeschichte  der  Finanzwisseoschaft 
fcUL    Man  ist  auf  die  allgemeine  Literaturgeschichte  der  Politischen 

Oekonomie,  welclie  freilich  die  1  manzliteratur  oft  nur  hohr  nebenbei  (mittinter  gar 
iticht)  bertihrt,  und  auf  die  kurzen  Abrisse  und  Bibliographien  der  systematischen 
\^'erke  der  Finanzwissenschaft  angewiesen.  Aus  der  allgemeinen  Literaturgeschichte 
X  das  fleissige  und  stoffieiche  Werk  von  Kantz,  geschieht!.  Entwickl.  d.  Nat-Oek.  n. 
i^iror  Literatur,  Wien,  1S60  und  jetzt,  bes.  auch  f.d.  ältere  deutsche  Finanzlitor., 
*.  K  '-'  hcr.  (iesch.  d.  Nationalökon  .  Münclien  .  1"^74  (vgl.  Register  s.  v.  Finanz- 
fisseiiiLliait,  Finanzen),  K.  \V  aIcker 's  „z.  üusch.  d.  Finanzwiss."  („Zcitfragen'^,  Lpz. 
ilass.  1S74,  S.  183—196)  enthlli  nur  einige  Aphorismen.  Bau,  Flu.  L  §.  22— 2S 
fleht  einen  kurzen  Abriss,  mit  Bibliographie,  danach  auch  noch  meine  2.  A.  §.  21  iL. 
^lein,  Fln.  4.  A.  1. 24 — 39  einige  allgemeine  Bemerkungen  n.  Notizen,  dsgl.  (ieffcken 
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in  ScbOnberg t  iluidb.  d.  pol.  Oek.  II,  Abtb.  1,  §.  9  ff.  Bei  Gossa«  Km.  4.  ed.  p<  7 — 1 1 

»iinige  literar.  Fingerzci;,'''  f^.  auch  dcrs.  guida  alle  studio  dell'  ecoii.  pol.  2.  od. 
Mil.  1*^7*^,  psssim,  dcutsrh  von  Moonnf^isfrr,  1*»^!);  iu  einem  Anhange  (p.  171 — 2n4) 
eine  gute,  systematisch  nach  den  Materien  gcordaeie  Bibliographie  der  ncucreu  finan/- 
«riss.  engl,  franzfis..  dcQtsehen.  itatien.  u.  z  Th.  der  sonstigen  {n.  A.  d.  span.)  Literatur. 
Eine  vorzügliche  umfaiiscnde  Monographie  über  die  itaL  Fin.Ut.  z.  Th.  mit  Hinblicken 
:iuf  •lic  nhn»;p.  lieferte  jftogst  G,  Ricca-Salerno,  storia  delle  dottrine  finaoziaiie  in 
Itaiia,  Houia,  1^81. 

In  dieser  3.  Äufkgc  ist  dieser  Abschnitt  ttber^  u.  /..  Th.  umgearbeitet  und 
etwas  erweitert  worden.   Ungleich  wichtiger  als  die  Literatur  ist  bis  zar  neaeien  Zeit 

(viorte  dor  im  Text  iintcrsrliicrlfnin  Ejkk  h.  iO  die  practischc  Gestaltung  des  Fiuanz- 
wesens.  Darauf  winl  uu  lularli  den  bctretlcnden  einzelnen  Materien  (so  im  B.  l. 
Kap.  4,  vom  Kinanzdienst,  6<)  Ii.)  eingegangen.  Auch  fttr  weitere  Einzelheiteu  der 
neueren  Literatur  seit  der  Mitte  des  18.  J.h.,  soweit  diese  ron  Bedeotong  fttr  die  Ent- 
wicklung der  Ideen  und  Zicliuinctt*  auf  den  Tcrschiedencn  Gebieten  des  Finanzwesens 
sind,  ist  auf  Späteres  zti  verucis.Mi,  wo  öfters  Abrisse  der  literarhistor.  Entwicklun^r 
an  betreuender  Steile  gegeben  werden,  ^.VgL  bes.  B.  II,  von  den  Gebühren  u.  der 
allgein.  Stenerlehre.)  Eine  eingehendere Literaturgescblcbto  der  allgcmeinoa  Finanz- 
literatur  niuss  der  monographischen  Behatidlufig  vorbehalten  bl^ben.  Deber  die  lite> 
rarisrhi-  Boarbriüin^'  <lrs  altiTcn  und  neueren  practischcn  Finanzwesens  einzdru^r  Lan- 
der 8.  unten  die  Bibliographie  am  Schluss  dieses  Abschnitts  u.  obcufaUä  die  ^otcn  iu 
den  späteren  Abschnitten. 

ij.  21 .  D i  e  G  e  s  e  h  i  c  h  t  e  d  e r  F  i  n  a  n  7  \v  i  s  s  e  n  s  c  Ii  a  f  t  steht 
mit  der  ricscbicbte  der  FinanzwirtliHchai t  in  Zasaniiueo- 
haog.   Theorie  und  Praxis  wirken  gegenseitig  anf  einander  ein. 

Die  Anfänge  einer  einigermassen  wissenschaftiieheu  Er- 
5rternng  des  Finanzwesens  gehen  nicht  Uber  den  Beginn  der  neaeren 
Zeit,  (las  Reformationszeitalter,  hinaus.  Etwas  bedeutendere  Au 
sjii  iK  lie  werden  kaum  vor  der  zweiten  lliiltte  des  18.  Jahrhunderts 
beiriedicrt.  F(ir  die  ältere  Zeil  kann  man  auch  ans  (fenFinan/.- 
einr  i  c  h  t  u  ng  en  uur  mit  Vorsicht  auf  theoretische  Ansichten 
der  betreffenden  Epoche  schliessen,  indem  dabei  gewöhnlich  nnr 
rein  practischc  Gesichtspnncte  massgebend  waren  und  Zufall, 
Tradition  nnd  Rontine  entschieden. 

Fttr  die  Geschichte  der  Finanzwissenschaft  sind  etwa  dieselben 
grossen  Epocheu  wie  für  diejenige  der  Finanzwirthseliaft  unfl 
damit  der  allgemeinen  Geschichte  überhaupt  zu  unterscheiden: 
J.  Alterthum,  IL  Mittelalter,  III.  Uebergangszeit  vom  15.,  16.,  zum 
17.,  18.  Jahrhundert,  IV.  neuere  Zeit  etwa  seit  der  Mitte  des  18., 
V.  neueste  Zeit  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhundert  '  Jene  Ueber- 
gangszeit knflpft  an  die  mittelalterliehen  Verhältnisse  noch  deutlich 
an  und  lilsst  sich  für  das  Finanzwesen  als  die  Epoche  der  ständi- 
schen Gesellsc'hatt"  characterisiren.  Im  17.  und  vollends  im 
IH.  Jahrhundert  be<;innt  diese  Epoche  mit  dem  Siege  der  absolutcu 
Staats-,  insbesondere  Fiirstengewalt  in  die  Kpochc  der  „staats- 
bürgerlichen Gesellschaft^^  Uberzugehen.  Denn  der  Absolutis- 
mus hat  grade  dieser  Epoche  hier  wie  sonst  mächtig  yorgearbeitet. 


Digitized  by  Google 


I  (leschichtlicbe  Perioden  der  FiuauziriäseiU>GLaft.  2U 

I 

Im  nnd  mit  dem  Zeitalter  der  französischen  Revolution  gelangt 
diese  Epoche  aber  erst  zu  voller  Herrschaft  und  rechtücher  Auer* 
kenniiDg  im  ,)Recht8Btaat'^  In  nnserem  Jabrhandert  treten  dann 
alhnälig  die  socialen  Ideen  immer  mitehtiger  hervor,  beeinflussen 
die  AnffassaDg  des  Staatszwecks,  der  Aufgaben  nnd  damit  der  Aus- 
gaben der  üffentlicheii  kürper,  soc i a Ipolitis che  Gesicbtspiincte 
taügen  an  für  die  Ausgabe-  und  Einnahmewirt hschaft,  besonders 
ftir  die  Besteuerung  sich  geltend  zu  macheu :  eine  „sociale'^  Epoche 
der  Finanzwirthsehaft,  eine  Zeit  des  Cultnr-  und  Sociaistaats 
kttMÜgt  sich  in  Anknüpfung  an  die  und  in  Weiterentwicklung  der 
sisilsblIrgerlicheD  Periode  an.  Die  finanzwissenschaftliche  Literatur 
seit  dem  15.  und  lt>.  Jahrhundert  spiegelt  auch  diese  drei  Epochen, 
die  ständisch-absolutistische,  die  staat s bürgerliche  und 
die  sociale,  wieder.  Die  grossen  Gährungen  in  der  Praxis  der 
Politik  und  der  Finanzpolitik  kommen  in  der  Literatur  stets  deutlich 
im  Vofsehein»  Die  Wissenschaft  hilft  dann  der  Praxis  mit  zu  all- 
niliger  Abklärung.  Aber  natttrlich  gelangt  auch  die  Literatur  selbst, 
stets  vom  umgebenden  praetisehen  Leben  beeinflusst,  wie  sie  ist,  erst 
allniuiig  /AU  Klarheit  des  Erkennens  und  der  Ziele.  Grade  in  der 
unmiuelbaren  Gegenvvart  i.st  die  Unfertigkeit  der  Finanzwissenschaft 
weseutUch  mit  eine  iTolgc  der  gewaltigen  socialen  und  wirthscliail- 
i  lieben  Qihrnngen  im  praetisehen  Leben. 

I.  —  §.  22.  Dem  Alterthum  und  dem  Mittelalter  ist  nicht 
nur  eme  systematische  Finanzwissenschaft  völlig ,  sondern  selbst 
euK  wissenschaftliche  Erörterung  einzelner  Finanzfragen  in  der 
Haoptsache  fremd.  Dies  kann  nicht  auffallen,  da  es  in  der  autiken 
^^elt  Griechenlands  und  Korns  kaum  zu  einer  eigeutiicheu,  von  der 
Philosophie  wenigstens  nicht  losgeiiisten ,  Staatswissenschaft,  zu 
öner  selbständigen  Wirthschaftswissenscbaft  aber  überhaupt  nicht 
gekommen  ist  Denn  die  sporadischen  Bemerkungen  der  Historiker 
nnd  selbst  die  gelegentlieben,  etwas  zusammenhängenderen  und 
principiellcren  Ausführungen  einzelner  Philosophen  über  ökonomische 
hncte  können  doch  noch  nicht  als  eine  „Politische  Oekonomie" 
in)  Sinne  einer  wirklichen  Wissenschalt  gelten.  Aus  den  Massregeln 
der  praetisehen  Staatsmänner  der  antiken  Colturstaaten  lassen  sich 
aber  immerhin  auch  theoretische  Gesichtspunete  ableiten,  welche 
dieaeu  Männern  deutlich  zum  ^wusstsein  gekommen  waren  und 
nach  denen  sie  handelten.  Der  Zusammenhang  zwischen  guten 
^^inanzea  und  Macht  und  Wohlsein  von  iStaat  und  Volk  ist  auch 
^als  nicht  verkannt  worden. 
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Vfl.  die  Ausführungen  von  Böckh,  Staatshaosh.  d.  Athener  2.  A.  L  201 

über  die  auch  im  Altcrfhiim  nm  liw-  i-li-m-'  n.  erkannte  BtNlMitang  der  Finanzen  für 
i]m  Staahiwolil.  —  Theiircisc  rinanzvrissenschaftHrher  Art.  jedonfalls  tinaoziciler  Ten- 
denz ist  die  gevCbnlich  und  nach  Böckh  wobl  mit  Kcclit  dem  Xcnophon  zuf^c- 
schricbeno  Schrift  vom  Einkommen  oder  ron  den  Quellen  des  Wohlstandes  {nc^l 
noot'iv^.  Die  meistens  freilich  sehr  fraj?würdigen  Vorscliüiir«^  dieser  Schrift  sieben 
darauf  liinaus.  durch  Entviclilung  der  inneren  volkswirthschaftlicheti  Kräfte  des  Lands 
uud  \  oik.s  von  Alhcn  den  Wohlstand  und  die  Staat^iciiikUDfte  unabhängiger  roin  Aus- 
land, ron  den  Bandesgenossen  zu  maehen.  U.  A.  soll  im  rolksirinhsch.  n.  finaniieUen 
Interesse  die  Vermehrung  der  vom  Kriegsdienst  zu  befreicndon.  aber  Schutzgcld  zah- 
l.'n<iiMi  Schntzgenoss^n  bofTfinstigt,  dem  Hanael  soll  durch  öfftiitlichc.  mit  ans  Staats- 
mitteln herzustellende  Kinrichtuugen  Unterbtutzung  zu  Tbeil  werden.  Der  iiaaptror- 
schlag  botrifit  die  Ansdebnvng  des  attiitchcn  Silberbergbans.  Dieser  gilt  dem  Xcno- 
phon für  unerschöpflich  and  durch  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  für  jeder  Auödehnang 
ffthig.  Die  VermehnniT  d. Silh  rs  vcrd«  dessen  Werth  nicht  erniedrigen.  Der  Staat 
solle  nach  und  nach  eine  grosse  Anzahl  Sciaven  anschalten  und  diese  rermiethen. 
woraus  ihm  ein  erhebliches,  sich  steigerndes  Einkommen  erwachsen  kSnne.  S.  B5ckh, 
a.  a.  0.  8.  777—789,  Kautz,  (icsch.  d,  Kat.ökon.  S.  126  ff. 

Unter  den  hcrs-o fragenden  K'^'jrcnfcn  des  Mittelalters,  welche  di''  Hiuloutong  der 
Ordnung  der  Finanzen  fur  das  Staatsleben  erkannt  haben  u.  bei  ihren  Plänen  u. 
Maassregelu  den  Eindnuk  machen,  als  ob  sie  wohl  mit  von  theoretischen  Eiusicliten 
aosgegangen  wftrcn,  ist  wohl  Friedrich  IL,  der  Hohenstaufc,  liesonders  als  Herrscbor 
Siciliens,  bcrvorzoheben.  S.  v,  Baumerts  Hohenstaufen,  B.  III. 

II.  —  §.  23.  In  der  Üebergangsperiode  vom  Mittel- 
alter zur  Neuzeit  begannen  sieb  seit  dem  U>.  Jahrhandert  die 
politischen  Sehriftstelier  auch  über  das  FinaDZweaen  an 
verbreiten.  Es  waren  die  allgemeinen  politischen  nndwirth- 
Hcbaftllchen  Veränderungen  des  Zeitalters,  welche  anch  anf 
diese  tlieoretische  Beschäftigung  mit  Finanzfragen  hinwiesen: 
einerseits  die  alimälig  erfolgende  Lo>lüf»uii^  des  Staatshegrifls 
von  der  patrimonialeu  Auffassung;  das  Emporkommen  des  lürst- 
licben  Absolntismns,  wodurch  doch  die  Entwicklung  eines  eigent- 
lichen Staatslebens  begünstigt  wurde;  die  Umgestaltung  in  der 
WehrverfasBung;  die  Einbürgerung  des  römischen  Rechts  (auch  des 
Fiscalrechts);  der  wachsende  Finanzbe^arf  des  Staats  im  Ckfolge 
von  alle  Dem;  anderseits  in  ökonomischer  Hinsicht  der  imukcr 
mehr  sich  vollziehende  Uebergaiig  von  der  Natural-  zur  Geldwirth- 
scbaft;  die  Geldentwertbung  im  Gefolge  der  amerieauisehen  Silber- 
ausbeute;  dazu  die  allgemeine  bevormundende  Tendenz  in  der 
Wirthschaftspolitik,  die  mercantilistische  Politik^  die  BegOnstigaDg 
des  Regalienwesens  in  der  Praxis;  die  SScularisation  äes  geistlichen 
Guts  in  den  protestantischen  Ländern,  die  u.  A.  eine  andere  Regelung 
des  Armenvvescns  ^^ehot. 

Aber  die  ersten  literarischen  Versuche  einer  Art  tinanzwisseu- 
scbaftlicher  Theorie,  sowohl  in  grosseren  staatswißsenschaf t- 
liehen  Werken  (Bodin,  Gregorius  Tbolosanus,  Box- 
horn u.  A.  m.)y  als  in  der  abgesonderten  Darstellung  des 
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Fioanzwesens  (Bornitz,  Besoid,  Klock,  y.  Seoken- 
dorff  IL  A.)  waren  nnd  blieben,  so  nrtbeilt  Ran,  Fin.  1.  §.  20 
mit  Recht,  lange  doch  ^^sebr  mangelhaft.   Sie  zeugen  mehr  für  den 

SammlerfleisB,  als  fUr  die  grliudlicbe  SachkeniitnibS  ihrer  Verfasser, 
welche  zwar  niaDche  gute,  [aber  auch  oft  sehr  platte]  Lehren  der 
Sparsamkeit,  Gerechtigkeit  und  wirthschaftlichen  Klugheit  aufstellten, 
jedoch  die  znr  ErUintemog  bestimmten  Tliatsachen  aus  den  ver- 
aebiedensten  Zeitaltern  nnd  Staatsrerhältnissen  hernahmen  und 
wenig  Einateht  in  den  Zustand  nnd  die  Bedürfnisse  der  Gegen- 
wart bewiesen.  Später,  im  Verlaufe  des  17.  Jahrhunderts,  ergrifTen 
Geschäftsmänner  die  Feder.  Auch  ihnen  .standen  strenirere 
wissenschaftliche  Grundsätze  nicht  vor  den  Augen."  Mercantilistische 
Ansichten  äussern  dabei  vom  17.  Jahrhundert  an  immer  mehr  ihren 
Einfluss  auf  die  Finanzliteratur. 

Die  deutschen  Autoren  knüpfen  im  Uebrigen,  dem  Zustand 
der  Praxis  gemäss,  vorztlglicb  an  das  Domänen-  und  Regalien- 
weaen  der  Territorien  an  nnd  machen  allmälig  die  Finanzlehre 
zu  einem  Theil  der  Ka  nie  ra  Iw  i  ss  en  sc  ha  ft.  Das  Domänen- 
wesen s:ilt  fa^t  allcrcmein  als  der  wahre  Kern  des  Finanz- 
Wesens.  Da  aber  bei  dem  stcigeudeu  Ötaatsbedarf  und  dem  noch 
unentwickelten,  mehrfach  noch  an  die  unliebsame  ständische  Zu- 
stimmung geknüpften  (durecten)  Steuerwesen  die  Domäheneinkttnfte 
immer  weniger  ausreichten,  wird  das  Augenmerk  stärker  auf  die 
Entwicklung  des  Regalienwesens,  der  indlrecten  Abgaben,  der 
Aecise  u.  s.  w.  gelenkt,  worüber  dann  auch  in  der  Literatur 
debattirt  wird.  ,,Die  Lehre  von  den  Staatsausgaben  blieb  schon 
wegen  des  Mangels  leitender  staatsrechtlicher  läätze  sehr  unvoll- 
kommen. Doch  wirkten  deutsche  Schriftsteller,  von  einem  richtigen 
Gefühle  geleitet,  mehrfach  eifrig  fttr  Ordnung,  Gerechtigkeit  und 
Schonung,  obgleich  sie  dieses  Streben  nicht  tiefer  zn  begründen 
▼ermochten.^'  (Ran  a.  a.  0.).  Der  Znsammenhang  zwischen  Volks- 
wirthschaft  und  Volksw(dilstand  einer-,  Finanzen  und  Steuerkraft 
andrerseits  wird  in  dieser  Periode  aber  schitn  deutlich  erkannt  und 
tindet  in  der  theila  patriarchalisch,  theils  höfisch  und  tisealisch 
gefärbten  Literatur  seinen  mitunter  freilich  sehr  naiven  Ausdruck 
(?.  Seckendorff,  v.  Schräder).  In  der  traurigen  Zeit  nach 
dem  verheerenden  dreissigj ährigen  Kriege  galt  es  in  der  That 
zunächst  direct  nnd  indirect  durch  wohlgeplante  und  zweckmässig 
durchgeführte  positive  Staatspolitik  („Land esc ultur- 
politik^^)  Volk,  Land  und  Volkswirthschaft  zu  heben,  wenn  die 
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Fiuauziutcresseu  dejs  FUrsteu  oder  Staats  Bollten  wahrgenomiueD 
werden  können.  Dies  war  der  richtige  GeBichtspanct,  welcher  in 
den  mitunter  rein  fiscalisch  nnd  absolutistisch  klingenden  Beweis- 
flihrnngen  der  Schriftsteller  nicht  zu  verkennen  ist 

Eine  Cluunicteristik  der  einzelnen  älteren  Autoren  ist  bei  der  Unklarheit  ihrer 
Mcinuii;;cii  ii.  der  Vorwirrtheit  ihrer  Darstelluiitr  mit  W'-nifT'-ri  Worten  kanrn  zu  liefeni 
u.  «iuich  den  Werth  der  Sclirifteu  auch  hier  nicht  gcbuteii.  Im  Folgenden  daher  nur 
Einiges  zor  Orientimng.  Aqs  der  deutschen  ftlteren  Litentar,  namentlich  des  17. 
Jahrhanderts,  giebt  Koscher  in  s.  Gesch.  d.  NationalOkoo.  meut  genauere  Aoszttge. 
Besonders  wichtig  sind  zwei  Perioden  mit  ihrer  Literatur,  die  von  Koscher  soge- 
nannte dca  „Eindringens  des  wäischeu  Kej^.ilismus"  im  16.  Jahrhundert,  der 
aber  in  Deutschland  nie  solche  Bedeutung  wie  im  Auslände  (Frankreich,  Italien)  ge- 
wann (8.  bes.  Bosclier  a.  a.  0.  §.  S8,  39,  S.  151  in,  158  C),  und  die  Periode  des 
sogen.  Acciscstrcits  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  und  splter  noch,  bes.  in  Brun- 
d<  nh)iibr.  s.  darüber  und  über  die  sich  ankntipfende  Literatur  Roscher  5  74,  8.  31  H., 
V.  iuuuia-bternegg,  in  d.  Tub.  Ztschr.  Iböä,  B.  21,  Ü.  515,  Gliomauu,  ebendas. 
1673,  R  29,  S.  177,  auch  Riedel,  brandeob.  prenss.  Hansh.  8.  Sl,  4U  E,  iL  bes. 
Isaacsohn.  pivass.  Beamtenth.  II,  1S2  — 197,  Ueber  eine  ähnliche  Slreitschrift- 
literatur  Iili  (jelcgenheit  des  W  a  1  p  o  1  e 'sehen,  später  gescheiterten  Planes  einer  Salz-, 
Wein-  u.  Tabakaccisc  ^1732 — dö)  s.  Leser,  ein  AcciÄCötieit.in  England.  Heidelb.  1Ö79. 

Der  haii|)tbächlichsie  denfscbe  Vertreter  der  fiscalischen  Be^birungen  war  der 
sti'assburger  Jurist.  Professor  Obrecht  (1^47—1612),  ans  dessen  hierher  gehörenden 
Abhandlungen  (1617  nach  seinem  Tode  herausgegeben  zu  Strassburg)  Koscher  län- 
gere Auszuge  giebt.  AehuUche  Tendenzen  linden  sich  mehrfach  bei  italienischen  und 
französischen  Autoren  jener  Zeit. 

Das  im  (ianzen  auch  wohl  hier  in  der  Finanzliteratar  bedealsamste  Buch  ist 
Jean  Bodin's  (Bodinua  1530-  I  Vir,  i:,7(i — 77  zuerst  französ.,  dann  l.'iSi  lateiniscli 
geschriclx'tM's  u.  After  erschienenes  \\  urk  de  republica,  bes.  Buch  H.  Kap,  2  de  aeraiio. 
i>,  über  liiii  Üaudriliard,  Bodin  et  son  temps,  Par.  Ib5.'i,  bcs,  p.  ilH—ök)'6,  auch 
Kautz  S.  271,  Boscber,  Gescb.  d.  deutschen  Nat•^ik.  S.  143  C,  Ricca-Salerno 
a.  a,  0.  p.  60  IT,  Bodin  ragt  überhaupt  als  theoretischer  Politiker  und  Nationalökonom 
über  seine  Zeitgenossen  )(ervor  und  kann  als  einei  der  Bcsrrtlnder  moderner  Sta;its- 
wisscnschall  gelten.  Kr  hat  u.  A,  die  „Veriheucruug d.  h.  die  Preissteigerung  der 
Waaren  im  16.  Jahrhundert  mit  zoerst  auf  die  Yermehmiif  des  Oeldes  in  Folge  der 
amerilt.  Silbergewinniing  znrttcl^ge^hrt.  £r,  rertiitt  eine  rationelle  Muuzpolitik,  Seine 
Ausflllirungcu  über  Kinanzen  stellen  bereits  eiiM«  Art  theorefi'-  Iv  b  System  dar.  Er 
erörtert  die  zweckmässige  und  gerechte  Verwendung  des  lursiiichen  Einkommens« 
wobei  neben  den  eigentlicb  Mfentlichen  Ansgaben  Aosttbnnf  der  Woblthätigkeit  benror- 
geboben  wird.  Er  bringt  die  Einnabmen  in  ein  System :  Domanialcinkommcn,  das  er 
für  das  passendste  und  sicherste  hält,  weshalb  der  Veräussorung  der  Dümimen  vorza- 
beup:on  i^t:  Beute  u,  dgl.  vom  Feinde;  beschenke,  auch  testamentar.  Zuwendaugen 
von  Freunden  u.  Unterthanen;  Tribute  der  Bundesgenossen;  Staatshandel  (bedenJUich) ; 
Abgaben  der  Kau  Heute  beim  Ein-  und  Ausfuhren  der  Waaren  (Zölle,  höhere  Auslidir-, 
niedrij^crc  TjnfuhrzGllel,  alt  und  im  (ianzen  berechtijrt;  endlich,  directc  Steuern:  nur 
im  Fall  absoluter  Nothwendip:kcit  zulässig.  FUr  solche  SteU'^rn  wird  Aligemeinheit 
(keine  Exemtion  der  privii.  Stände)  u.  Gleichmässigkeit  verlangt.  Luxussteuern  werden 
empfohlen.  Die  theueren  Anleihen  sind  dem  Bodin  bedeniUch,  eher  im  Fall  der 
Noth  Zwangsanleihen  zulässig.  Bodin  empfiehlt  auch  zu  Zwecken  der  Verwaltung,  der 
Bcstcuening  und  der  Sittlichkeit  einen  umfas?«enden  Census  (VoUoziUdang,  mit  vieler- 
lei specicllen  Angaben  über  Beruf,  Vermögen  u.  s.  w.). 

Neben  Bodin  ist  sein  Landsmann  Gregorius  (Gr^goire)  Tholosanos  (ans 
Toulouse,  gest.  151)7)  mit  s.  Werke  de  repubt,  3.  Buch  zu  nennen.  Nach  Kau  §.20. 
Note  G  wurde  dies  Buch  mehrmals  abgedruckt,  u.  a.  Francof.  lf>42,  1**.  Arnd  (bi- 
blioth.  pulit.  hcraldica,  1705,  S.  97)  erwähnt  eine  Frankf.  Ausg.  von  15U7;  nach  der 
biographie  gen^r.  XXI,  879  ist  die  Siteste  Ausgabe  lo95  zu  Oshors  eischienen. 
Naud6,  bibliogr.  pottt.  Hai.  1712  S.  28  schild  n  den  A'crf.  richtig:  omnia  ingorit 
et  paaca  digerit,  vgj.  Ran,  primae  lineac  historiae  poUtices,  p.  82.    S.  indessen 
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zadtra.  Koscher,  dcscb.  d.  deutschen  Natök.  S.  139  tt'.  Bodinas  wird  nach  Kau 
ron  Grc^arius  Dicht  enrftliDt,  scheint  aber  Ton  ihm  hie  und  da  benutzt  worden  za 
«eia;  er  hebe  lucUr  die  jnridischoa  o.  religiösen  (iesichbi'UiK  tc  als  Bodiii  hervor, 
tiei^e  si"h  anrli  iii*  hr  zur  unbedingten  fürstl.  ffewalt,  obno  ji'<J(K  ]i  di  rcn  Missbrauch 
nngerflgi  zu  lassen.  —  Auch  die  h o Iiiin d.  polit.  Schrilistciler  u.  Naiiouaiökonomen 
•ici  17.  J.h.  sind  z.  Th.  auf  Finanz-  u.  Steuerfragen  eingegangen,  so  die  beiden  De- 
Ucoirt  (Peter  1618 — 1GS5,  u.  Jan),  Boxhorn  (institutioaes  politicAa  üb.  I,  c  10, 
au'li  varii  tractatus  polit.  Austcld.  I(i43).  S.  danihrr  E.  Laspeyrcs,  (lesch.  d.  ?olks- 
winhsrb.  Anschauungen  der  Nicderl.'inrlnr  v  ihrer  Liter,  zur  Zeit  d.  Kepubl,,  Lcipz. 
I^t>3;  ders.  Uber  Ddacourt  in  d.  Tub.  Z(ächr.  ]Hi')2,  K  Ib,  S.  330,  bes.  b.  3(i4  j^priu- 
d^ello  Abveisnng  der  OteidmiSssiglieft  der  Bestcoerung;  mn  die  irohlhabenderen  v. 
volkswirthschafth'ch  wichtigeren  Thcile  der  Bevölkerung  nicht  aus  dem  Lande  zu  vc^ 
•Irinj^cn,  seien  diese  mit  Stenern  zu  «rhonenV  Koscher  Gesch.  d.  Nat.ök.  S.  221  il'. — 
l'filci  den  italien.  Zoitgcuosseu  Bodin  s  vertritt  der  bedeutendste,  G.  Boteru  (lü4ü 
^1617)  (della  ragione  di  State,  Yenet  15S9)  in  der  Hanptsache  fthDliohe  theoiet 
Ansichten  über  Finanzen  wie  Bodin  ( 1{ i cca- S ale  rno.  p.  (52  Ii.  Kb.  über  andere 
itilien.  Finanzschrift^tellcr  der  Zeit).  Auch  i>ully'8  Memoiren  sind  aus  dieser  Pe- 
riode m  crvikhaeii. 

Die  deutschen  Aotorcn  des  17.  Jahrhunderts  kommen  bereits  za  einer  gewissen 
V.rsolbständigung  und  Systematisiru ngr  ihrer  Ausfahrungen  Uber  I'inanzcn. 
S>  giebt  ßornitz  (Jai\  Bornitins.  aernriuni  i  rainnf.  IC.lJ,  l")  ein  ncripiK^  einer 

1  inanzwissenschaff.  Er  lictont  vor  Allem  liie  Dumancnwirtlisclialt  ais  Grundlage  der 
rinanzcn,  rechtfertigt  im  Trincip  Steucrcxemtionen,  verlangt  aber  sonst  <jlcichmässig- 
Uit  der  Besteuerung,  auch  ist  er  Gegner  der  ( Mjrccbt'sclien  iiei^alisirungstendenzen  (s. 
I^ao  §.  20,  Note  b,  IN. scher  S.  IM,  VXi  -WH).  —  Chr.  Ii.  smM.  von  Koscher 
li  r  grüsste  deutsche  Stiiatsgelehrte  in  der  1.  Hälfte  d.  17.  J.ii.  l' •iiannl  (a.  a.  0.  S. 
l'Jd  Ü.)^  ein  äusserst  fruchtbarer  und  vielseitiger  Schrifbteller,  bcruiirt  mehrfach  L'iuajiz- 
fngeo  und  hat  eheofallH  eine  Schrift  de  aenirio  geschrieben  (zuerst  1615  [?],  2.  A. 
1620  Q.  spätere).  £r  ist  gegen  die  willkiitirli -Iio  Ausdehnung  der  liegalien,  nur  aus- 
nahmsweise für  StaHt^inonopoIieu.  In  der  lic-tcucruntj:  vortritt  or  rüo  ständischen 
U<chte  der  Bewilligung  und  Coutrolc,  mehr  die  iudirecten  als  die  directen  Steuern, 
er  rerwirft  die  SteacrexemtiooeD  der  privU.  Si&nde  (Koscher,  S.  203  —  205,  Rau, 

20,  Note  6).  —  Vuii  Einftuss  auf  die  Literatur  seiner  Zeit  war  namentlich  mit 

2  grossen  Finanzwerken  Kaspnr  Klork:  tractatus  oeconomico-politicus  de  rontri- 
ijutionibus,  Brem.  1034,  l*ol.,  und  tract  juridico-politico-polemico-historicus  de 
aerario.  Norimb.  1051,  2.  ed.  1671,  Fol.  (Roscher  S.  210—217  hebt  auch  hier 
Jas  Hauptsachliche  gut  hervor).  Zwei  unendlich  weitschweifige  und  von  ihrem 
Thema  abschweifciid«'.  ho-hst  umfangreiche  W'-  rka  (d  n  rr>U'  von  5H>.  das  zweite  in 
•ier  2.  Autl.,  bcsuigi  von  Peller,  von  1101  doppelspaltigcn  Seiten  Gross- Kolio>. 
NationalöküD.,  Jurist,  u.  iinanzwirthschaftliche  Erörterungen  laufen  neben  einander  her 
u.  siud  mit  fwlit,  histor.  u.  anderen  Ezcurson  wirr  gemengt.  Im  1.  Buche  de  aerario 
vir!  I  in-  wirre  Geschichte  der  Finanzen  in  der  ganzen  We  it,  im  '2.  Tlm  hc  eine  Er- 
innerung über  die  vers.  hiedencn  Mittel  n.  Wege  der  Besehaliung  der  Eimialiineii  gc- 
jrebcü,  unter  licrucksii-hligung  der  damit  ia  Verbindung  stehenden  volkswirthschaft- 
lichcn  und  Yerwaltnogsfngen.  In  der  llteren  Schrift  ist  Kl.  hinsichtlich  der  sllndi- 
><'hvn  Kechtc  auch  in  Butr.  der  Besteuerung  freisinniger,  in  der  zweiten  absolutisti- 
Mhcr.  Er  tritt  fiir  das  Regalienwcson  ein,  doch  mit  Maass.  Für  die  Steuern  stellt 
^  oiüigc  richtige  voliswirthäck.  Gcidchtspancte  auf  u.  macht  KaiaAirirungsvorschlüge. 
Den  Acciscji  rodet  er  wenigstens  in  schwachbovdlkcrten.  rcrkdirsarmen  Landern  wie 
r>tut>chland  nicht  das  Wort.  B(->t(  ucTiiDg  der  wichtigsten  LebeoshedOrihisse  vorwirft 
«  .s.  be^.  Koscher.  S.  215  -217). 

WäUrcxid  die  erstgenannten  Schriftsteller  mehr  als  Theoretiker  an  die  Finanz- 
fngen  herentrelen  und  diese  wissenschafUich  ^  nach  MaasM;»h0  ihtet  Zeit  ^  behan- 
itit  wollen,  verfolgt  der  bedeutendste  deutsche  Autor  auf  diesem  Gebiete,  Veit  Lud* 
von  Seckendorff  (J*52f)  —  li>02)  mehr  practischc  Verwaltnngszwer ke  in  seinem 
i»ßge  Zeit  sehr  einflussreichen  Werke  „der  teutsche  FUrstcnstat"  t^zuerst  1050, 
Prsnkf,  a.  M.,  in  kl.  4°.,  erschienen,  die  von  mir  benutzte  u.  im  weiteren  Verlauf 
<itirte  Aufl.,  dann  noch  öfters  bei  Lebzeiten  u.  iiaeli  dem  Tode  dos  Verf.«  bis  in  die 
Mitte  d.  IS.  J.h.  heu  aufgelegt).  Dies  Bueh  „hat  lange  Zeit  die  vornehmste  Grund- 
iage  des  polit.  Unterrichte  rtiif  den  deutschen  Univcreitüten  gebildet,  wonach  verschic* 
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34  Kiuivituuj^.  4.  A.  Kntwickluu^  der  Fifiaiizwisseii»cliaft  u,  Literatur.  §.  23—24. 

(ItMic  (jt'lehrl«;  ihr»»  Vorlcauiif^cti  hii-ltoii  "  ^  ü»»  <-ini:<  hfitJ  wtH- 

tligt,  S.  T6b  —  252,  Uber  S.'s  l-iiiani'.-Auftas-süugen      'IVJ  IT.).    \r.  S.  wai  ein  clireji- 
fester  Ste&tiiinaiitt  iroii  gesuader  realpolitischer  ti.  gemässigt  conserrativer  Bichtang. 
lan^e  in  henoj^l.  i$Scb:».,  zuletzt  m  kurbraodenb.  Dicosten  (Kanzler  d.  Univer».  Halle). 
S»in  'j<-iiaiintes,  in  den  neiioren  Auflair-'n  vriiiohrtcs  u.  itt  dnzelnon  Puiicten  vei- 
audurtcs  llau|itwerk  liefert  ein  StLcuia  lur  die  lic»chrcibuuij  eiuc»  l"ürsteütbuiiit>  odci 
oiner  äliDUclien  Kerrscliaft  (Lurzer  1.  Theil).  bchaudelt  daan  in  einem  2.  Th.  di<' 
Kiiiriclitunjp  der  Yerfaifoon^  and  Kogicning:  eiiu  s  aolcben  Landes  des  Breiteren  icinc 
Art  alli^euit  int^r  u.  innerer  Verwaltunf^aiehre)  und  ir^Iit  in  einem  dritten,  dem  liicrlK-r- 
ueliöri^on 'J  heile,  auf  dui  Fiuauzweseu  und  die  Fiaaniverw'altuug  öiu;  „vou  ciiic*s 
Lands- Herrn  ei;cencn  (iutern  0.  EiDkttiiflteu,  Vorzügen  u.  Uegalien,  dadurch  er  n«beii 
i'urstlicher  u.  Herrlicher  Pr&miucn/.  u.  Hoheit  die  Mittel  zu  seiner  Furstl.  u.  Standet 
•;ebühiliehen  l'ntcrhaliuiiii  u.  eri;efzi!>  likeit  erlanget  u.  wie  er  daraua.s  sein  Kammer  u. 
HaUbbWesen  führet  u.  be^tellet*•.   (Das  Wort  .,F!ti m/  '  l».  ^I-  iit'  t  l> -i  v.  S.  noch  in  jeiicui 
altcreu  Sinne  [s.  o,      5,  i).  tij  „unbillige,  zumai  arglistige  Ei|/re35ung**,  Koscher 
S.  241^   £r  betrachtet  hier  freilich,  für  seine  Zeit  characteristisch.  bei  allem  Maa^^ 
iia  Einzelnen  u.  bei  pv>liti->eh(.-!j  An<ichten  —  z.  Ii.  iu  Pefn  ff  der  Steuern  uin!  der 
ständischen  Bewilligung  derselben  — .  welche  keine  wi^::^  lii-m  furstl.  Abso!fiti^niij>  der 
Zeil  schmeicheln,  „die  ganze  Völkswirihtjchaft  aus  dem  Standpuncte  des  noch  vurzugs- 
veiso  höfisch  u.  domanial  gefärbten  Kegiemugsbaushalts"  (Boscher  S.  249).  Der 
genannte  3.  Theil  des  Werks  ht  mehr  eine  jiraeti-rhr  Finanzverwaltanj^Iehre  o.  Du^ 
st'dhinir  der  positiven  Kin;\iizverhriltnisSO  in  deutsehen  Landen,  als  "inc  theorct.  Finaiiz- 
wiäseuächatL.  Doch  tindeu  sich  Beätrebuugeu  der  tbeoret.  Sy^temutisirung  und  der  priu- 
cipiellen  Behandlong  n.  Gaieralfeimng  vielfach.  In  5  Kapiteln  wird  gehandelt  ron 
den  furatl.  Ciutern»  JClniiünfleM  n.  Regalien  insgeUK  in   Kap.  1);  dann  speeiell  von  deu 
iVir-tl.  rhj;ru'-)i  (Juti^ni  11.  Kinkiiüften.         nicht  .mf  Kegali'  ii  'lestfhen**  (privat\virtli>.  !i , 
Einnahmen,  K.  2,  (jcbaudc,  landwirthsch.  Kammergüter,  gemeine  GelVdle,  Keiiieij. 
liiilteu,  Zinsen,  Zehnten  u.  a.  m  );  ?ou  furstl.  Einkünften,  Hoheiten  u.  (Jerechtigkeiteu, 
die  andere  Stände  des  Lands  insgemein  nicht  haben.  S(tndern  als  l'Urstl.  i\ejiralieu  gel- 
t -II,  uder  denselben  rerglichen  werden  oder  sonst  hierherzuziehen  sind  (Kaj\  also 
Kinn  ihm iMi  aus  Ke^'aÜen  i.  e.  S..  gebühren-  u.  sieuerartige  Abgaben,  wohin  v.  S. 
rechnet.  Bergregal,  Münziegal,  Oeleii  u.  Zoll.  Lcheu-Hofsangelcgcnheiteii,  Wildbanii 
nebst  JSgerei.  Fischerei  n.  Wassemutzung,  Forstbann  u.  Waldnntzung,  „Landes-Stener- 
barkeii",  Fiscalgerechtigkeit  u.  dgl.).    Das  4.  Kap.  bcschriftigt  sich  mit  der  BesteHung 
der  fürstl.  Kammer  zur  Beaufsichfigu?iL'  ii.  VfTwriltung  der  aufgezahlten  Einkünfte. 
Nutzungen  uud  Kegalieu  (die  eigentl.  hiuanzverwaltungalehro«  mit  Ausluhruitgea  Uber 
Verrechnungswesen,  Etats  n.  dgl.).    Das  5.  Kapitel  ist  eine  Darstellung  der  füisd. 
Privatökouoniie,  indem  es  vun  der  Bestellting  u.  Verfassung  der  „fUl'Stl.  Hofstadt " 
^Hofhidinng)  hantlrlt  u.  die  da/n  gehötigcn  Aufi;ali<  ii  ii  Einrichtungen  näher  darlegt 
I)as  Privat*  u.  OUeutlich-Kechtiiclio  und  -Oekonomischc  wird  doch  schon  mehrfach 
deutlicher  geschieden.   Bei  der  Gliederung  des  Finatizbcdarfs  (Franbf.  Ausg.  v.  I65G 
S.  164)  werd«>n  0  Kubriken  gebildet,  die  erste  und  die  letzte  betreMen  fürstliche  Prirat- 
Intt-rcsSiMi  (Hau~h.iltiinir  —  Ergöt/Ii'  liLi  iii  ii''.  die    I  uiitflercn  öü'entlirlif  Angelej;jcn- 
heiten  ^^BcsoMung  der  Hof-  u.  Staaisdiener,  —  aunsliffe  innere  u.  äussere  Verwaltung, 
—  Erhaltung  der  Schlös'jscr,   Amt>gebäude,  Fe>tungen,  Landstrassen,  Brücken,  — 
Kircheil-,  Schul-,  Armcnwesen).    Eine  characterist.  Beihenfolge.  in  der  beacht«*n8- 
weriher  Weise  die  besondere  Ilervoihrbiing  des  Militärwesens  n!^  Hauptglied  di  r  Ati-,- 
guben  noch  fehlt.   Bei  der  Darstellung  u.  Beurtheilung  der  Einkünfte  stehen  auch  für 
V.  S.  nach  deubchcr  Praxis  die  Domauialeiukünftc  u.  Kegaleiuuahmen  rorau,  wobei 
aber  in  letzterer  Beziehung  an  die  alten  Begale  gedacht,  nicht  deren  Ausdehnung  das 
WtTt  geredet  wird.   Die  Steuern  fas>t  v.  S.  bes.  in  der  1.  Aull,  noch  als  eine  durch- 
rius  extraordinäre,  mehr  freiwilliffe,  nur  mit  stand  Bewiliiirung  zu  •  rh'dxMide  Einüahine 
auf  (S.  222  11.)  und  betrachtet  es  selbst  als  erreichbares  Ziel,  wieder  zur  Beseitigung; 
aller  Steuern  zu  kommen,  wo  „die  Obrigkeit  bei  ihren  ordentlichen  Einkttnlften  u.  die 
ünterthanen  bei  Ablegung  ihrer  Erbsciiuldigkeit  beruhen  und  vergnUgt  sein  können" 
iS.  2J1»'.    Sp.i'.  r  ci^cheint  ihm  diese  HoUnnng  selbst  als  zweifill  aft.   Er  neigt  dann, 
auä  den  gewühnlicheu  Urundeu  der  pracU  Siaaismänuer,  („(JumerUickkeit")  mehr  zu 
Accisen,  Lizenzen.  Consumtionssteuem  als  zu  Schätzungen. 

In  vieler  Beziehung  ein  Zerrbild  der  patiiarchali  Ik  u  Auffassung  der  Volks* 
wirihschaft  und  des  Finanzwesens  erscheint  in  dem  Werke  eines  Zeitgenossen  r  Sdcken- 
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«lorlTc,  in  W.  von  Schröder's  fQrätl.  Scliatz  u.  Kentkammcr  (zuerst  1686  u.  8  mal 

>pit  T  nnf-.  I.'^^f^.  Deunnrli  ist  molir  die  An.s^inicksw  eise  als  die  volkswirthschaftlirhe 
u.  fiaauzielic  ürundtcndenz  des  Buclis  so  aobiiiasi^.  iL-sscn  Yerf  nur  sonst  riuklialt- 
Wr  Abbolutist  u.  strenger  Mercautilist  war.  Er  euiplichlt  wuttlich  dem  Fürsten, 
gldch  einem  Hansvater  seinen  Duterthanen  erst  zo  einer  gaien  Nahrung  za  verlielfcD, 
W€ua  er  ihnen  etwas  nelimtii  woW^.  ähnlich  wie  ein  Hansvater  das  Vieh,  daa  er 
soLlachtcn  wolle,  erst  mästen,  die  Kühe,  die  er  miflk^'n  wolle,  erst  gut  füttern  müsse: 
Yuü  der  Form  abgescbeu  ja  ein  gau£  richtiger  u.  von  <leii  prac tischen  Fluanzmäunern 
oft  unbeachtet  gdassener  Satz.  (Roficher  S.  29i  ff.).  —  Auch  die  bekannten  gnuaen 
Staaisgelehrtcn  der  Epoche,  H.  Co n ring  (de  aerario  boni  principis  recte  constitueudo, 
aojr'M.i!..  et  conservainK».  Kusrlior  S.  2H0  und  Puffendorf  (eb.  S.  :v[r,)  ".-hörfu 
a  den  in  der  Literarhistorie  der  dcutbcheu  Finanz wi:»!»cn3ichaft  zu  nennenden  Autoren 
Die  Scbrilt  des  ersteren  entbalt  nach  Roseber  „eine  ziemHcli  vollständige  Finanz- 
wissenschaft jener  Zeit,  allenthalben  mit  volkswirthschaftlichen  Durchblicken".  Pulfen* 
dorf's  Finaii/lflirt;  ist  ,.uiii  aiifgeklftit*  r  Absolutismus  fast  genau  dprseUx'n  Art,  wie 
die  Praxis  des  Grossen  Kurfürsten"  (KoacherX  Bemerkenswerih  ist  seine  rechts- 
philosophische  Begründung  der  Besteuerung  auf  den  Schutz  für  Leben  u.  Vermögen, 
den  dafür  die  Unterthanen  geuÖAsen,  und  seine  Forderung,  dass  die  SteaenrertbeiluDg 
nach  Vorhäliniss  des  Nutzen^  der  Pflichtigen  vom  öHentlichen  Frieden  erfolge  (Ro- 
scher, S.  317).  Das  noi  li  in  tief  modernen  Thcori*' -^juikendc  s<>iren.  „Gcnussprincip'* 
«.  ^A^^uranzprincip"  al»  Kc«  hupriacip  lur  die  Begründung  und  finanzwirthschafl- 
Kehes  Piiocip  for  die  Vertheiliing  der  Steuern  (Fin.  U,  §.  418,  340)!  ~ 

Cnter  den  ausländi>rlien  Schriftstellern,  welche  F"'inanzfragen  mit  bertthren, 
sind  im  IT.  J.h.  in  England  die  Philosophen  Hobbos  u.  bes.  Locke  mit  zu  nen- 
u€fl,  wofür  liier  auf  Koscher,  z.  üusch.  d.  engl.  Volksw.sch.lehre,  Lpz.  1851.  u.  jetzt 
weh  anf  Ricea^SaUmo  a.  a.  0.  p.  82  11*.  zu  renreisen  genügen  mnt».  (Bei  Locke 
Stcuerüberwal/angstheorie.)  Unter  den  ital.  Autoren  der  Zeit  wirkt  Botero's  El»« 
!la^  nach.  Bedeutende»  auf  diesem  (ivbietc  tritt  nicht  henor  (IUcco-8alerno 
p.  73  ü.). 

Die  orwfthnte  Epocbe  des  Accisestreittf  in  d.  2.  U&lftc  des  17.  J.h.  und  noch 
luoubcr  ins  IHte  spielend,  liat  /u  ein^  Streitscbriftliteratur  gefuhrt,  in  die  Koscher 
u.  die  oben  S.  H'l  trcn.  Schriften  interossniitc  Einblie!,e  ^^owähreu.  Aehnliclier  Streit 
4er  Ansichten  über  directo  u.  iudireete  Steuern  wie  noch  heute. 

§.  24.  Bis  über  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  hinaus  ändert 
sieb  in  diesem  Zustande  der  Finanzliteratnr  doch  nur  wenig.  Im 
Wesentlichen  auf  Grund  der  bisherigen  Anschauungen,  wenn  auch 
aQmfilig  unter  dem  Einflnss  der  neueren  Staats-  and  Rechtsphilo- 
sophie, besonders  WolfiP scher  eudUmouistischer  Richtung,  wurde  die 
FiDaiiztlieorie  in  Dcutschlnnd  nnr  melir  und  mehr  s ystematisirt 
niid  im  Einzelnen  mehr  ausgebildet,  meist  im  engen  Anschluss  an 
die  Kameralwissenscbai'ty  diesem  ,,[nbegriife  der  für  einen  Beamten 
in  der  inneren  Verwaltung  dienlichen  Kenntnisse''  (Rau)  oder  als 
ein  Theil  dieser  Disciplin.  Die  wichtigsten  Autoren  sind  v.  Justi 
imd  r.  Sonnenfels. 

S.  die  Literatur  in  Bau,  Cirundriss  der  Kameralwissenschaft,  S.  10.  Viele 

IjIcs  finanzielie  Scbriften  bei  Zincke.  Kameralistenbibliothek,  III«  780  ff.  (1751).  — 
N'Xh  licut-  Mnd  mnnrlie  dieser  Schriften  auch  deshalb  beachtenswertli .  weil  bie  die 
Vtriiälinisse  der  "laiiiaii^en  Praxis  schildern  oder  /.um  Ausgangspunct  der  theoret. 
Betrachtung  uohuen.  1  ur  die  ganze  deutsche  Kauieralwisseuschaft,  die  eine  Wurzel 
<Ur  nedomea  deutscben  NationsiOliononiie,  ond  damit  aucb  f&T  die  «Jtamoralistische 
Piiniizw  isscnschaft**  des  1**.  Jahrhunderts  ist  die  cndäinonislische  oder  Wohlfahrtsstaats- 
l'hiiusnplii,.  Chr.  Wolff's  vielfach  von  Einfluss  gewesen,  —  jene  Philosophie,  welche 
iur  die  Praxis  des  Staats  des  „aufgeklärten  Despotismub*'  der  Friedrich  iL  u,  Maria 
Thefesia  in  mancbar  Hinsiebt  die  tbeoretiscbe  Begrandun;  n  Rechtfertigung  gegeben 
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36  £üilcitung.  4.  A.  Entwlcilung  d.  Fiaaozwissensclial't  u.  ihrer  Literatur.  §.  4. 


hat.  Unter  den  (luanz.  l'achsclirit'icii  verdienen  iicrvorgcliohcD  zu  werden:  (i.-isser'ä 
(erster  Inhaber  des  von  Fricdr.  Wiih.  I.  neu  errichteten  Ökonom.  LehrstuhLj  an  der 
Uoivers.  Hallo«  1727)  Einleit.  zu  den  ökon.,  polit  ii.  Kamcralwi^enscIiafteD ,  1729 
(1.  Band\  „eine  nach  den  damaligen  Degrillen  ziemlich* rollütändige  Finanzwissenschafi" 
([{oscher,  S.  .M72  H'.\  'i  h.  vorncmlich  dio  Lclirc  v.  d.  Domänen  u.  Hegalien,  der  n 
Erträge  den  tiviietut,  während  die  Steuern  deu  Militiirctat  zu  de<.keo  hab<.'n.  Iki 
Weitem  der  herrornigendste  deatscbe  Theoretiker  dieser  Epoche,  hier  wie  anf  dem 
¥crwandten  polizciwissenschafil.  (J*  lüi  fo  war  Joh.  Ilcinr.  Gottl.  ?on  Jasti  (gest.  1771. 
ausfühilirh  über  ihn  Kosrh.  r.  S.  444—105,  über  s  I'in.wiss.  4'>l  IfV».  Mit  seinen 
hierhergchürigeu  groi»seD  Werken  (System  des  Finanzwesens,  ilaiie  17G1,  4.,  u.  Siaat^i- 
wirthschaft  2.  R  Leipz.  1.  A.  1752,  2.  stalle  vermehrte  A.  175s)«  hat  r.  Jüsti  wohl 
den  Anspruch  auf  den  Platz  des  bedeutendsten  finanztlicoretischen  Systematikers  seiner 
Zeit  erwürben.  Mit  Kn  lit  >tellt  ihn  Stein  voran,  fivilicli  ilm  doch  wohl  etwas  !:b'T- 
.  schätzend.  Auch  Rau  nennt  seine  Werke  „die  ci-stc  ausluhrlichc  u.  mclhodis»clic 
Abhandlung  der  Finanzwisseuschaft,  die  auch  lange  Zeit  Handbuch  der  Practiker 
blieb/*  V.  Justi  steht,  wie  r.  Sonnenfels  auf  ausgesprochen  eudämoiiisr.  Stand- 
fiiinrte  (s.  bes.  d.  Tünleit.  z.  Sy^^tein  d.  Fin.  S.  4  11.)  n.  (heilt  die  Vur/üue  u.  dio 
ScLsv.ichen  dieser  philosoph,  Auffassung,  weiss  namentlich  die  Contiictc  zwischen  dem 
Staats-  und  \  ulksinlereääc  u.  der  Einzelfreiheit  so  wenig  als  seine  practischcn  Vor- 
bilder, Maria  Theresia  xu  Friedrich  d.  Gr.  zu  lOsen.  In  polit  Ansichten  ist  er  von 
IMontestjuieu  beeinflni;t.  Die  Anschauungen  seiner  Zeit  über  vi'.lkerung,  positive 
Volkswirthschaftbpolifüv  (..Polizei")  als  Mittel  zur  Hebung  des  W  ohlstands  u.  damit 
der  Finanzkraft,  im  üedankcDgauge  der  v.  Seckendorli  u.  v.  Schröder,  theilt  er,  w^i.«« 
auch  auf  seine  theoret  Behandlung  der  Finanzvissenschaft  Einflass  Übte:  der  I.  Baad 
der  „Staatswirthsch."  enthält  die  „Lehre  von  <ler  Krhaltung  u.  V^ennohrong  des  Vcf- 
iiii'ejens  des  Staats,  mithin  di"  Stn.itskunst,  di*;  Polizei-  und  Commcrzienwisscnsch.. 
nebst  der  Haushaltungskunst'' ;  der  2.  Band  baut  danu  auf  dieser  Grundlage  „die 
eigentliche  Kamerai-  oder  Finanzwissenschaft**  auf,  oder  „die  Lehre  von  dem  ver- 
nünftigen (iebrauche  des  Vermögens  des  Staats".  Es  tritt  ubeniil  bot  r.  Justi  in 
volkswinlise]),  Frapren  der  ?o  charactcristischc,  th.  mcrcantilistisehe,  th.  staatsberor- 
mundende  Stand piiiict  der  Doctrin  vor  den  Physiokraten  ii.  Smith  scharf  hervor,  liii 
Finanzwesen  steht  ihm  die  Besteuerung  schon  mehr  voran,  als  den  deutscheu  Kamcralisten 
des  17.  J.h.,  wenn  er  das  auch  mehr  als  einen  thaisächiichen  Oebelstand  ansieht  u. 
von  den  Einkünften  ntis  dm  Dnrn.'inen  ii.  Kegalien  sagt,  „sie  seien  eigentlich  die- 
jenigen, worauf  der  Staat  fnndirt  ist"  [¥iu.  S.  .*}47).  Die  Steuern  ii.  Abgraben  «sollten 
daher  eigentlich  nicht  zu  den  ordentlichen  Staatseinkünften  gerechnet  weiden  (Kb.S.  c!öi> . 
Er  stellt  für  die  Besteuerung  bereits  die  Begcln  der  „staatäbttrgerlichen  Gesellschaft", 
im  Wesentlichen  die  v.  A.  Smith  (Fin,  S.  362  (f.,  .^OS),  auf,  kennt  die  Bedeutung 
des  tinan/.technischcn  Momeiifs  in  allen  Stetjenachen  gut  (l^n.  S.  ,H99  ii.  bat  hier 
für  die  Folgezeit  der  deutschen  Steueitheorie  vorgebaut.  Die  lediglich  principidlc 
Behandlung  der  Stenerfragen  in  der  englischen  Doctrin,  ohne  irgend  genügende  Kack> 
sieht  auf  die  Steuertechnik,  wird  so  mit  Becht  vermieden.  Seine  volkswirthsch. 
Würdifiiiiii:-  der  Stenern  enthält  ini  Kliizclnen  manrhe.s  Kir  htiire.  cntlteln  t  a'^er  fi\ilii  Ii 
jener  principieilen  Würdigung,  wie  sie  erst  seit  der  Smith'scheu  Zeit  crioit  lu  wird. 
In  Montesquieu 'scher  Weise,  aber  nicht  mit  einfacher  Zustimmang  zn  ihm,  wird  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Steuern,  deren  Art,  HOhe  nnd  der  Staatsform  u.  s.  w. 
bcliandelt  fPin.  S.  80'.»  ff.).  I>orh  die  ganze  Staabidec  v.  Justi 's  war  eine  zu  einseitige, 
als  da^s  grade  seine  politischen  Betrachtungen  der  Besteuerung  geniJ^'cn  keimten. 
Im  Ganzen  ist  er  giösser  im  Speciellen.  im  Technischen  als  im  Allgemeinen,  Pliilo- 
sophischon,  Oeflentlich -Rechtlichen.  Volkswirthschaftlichcn. 

Der  jüngere  Zeitgenosse  v.  Justi's.  der  östcrr.  Nationalökonom  Joh.  v.  Sonnenfela 
(IT.';.*)— 1817,  jiid.  Abstammung)  nminit  in  der  denti^ehen  Finanzliteratur  de^  vor. 
Jaljrhuuderts  mit  seinem  s.  Z.  berühmten  viel  knapper  gesthricbeneu  Werke  „Oruud- 
s&lze  der  Polizei,  Handlung  u.  Finanz*'  (3.  B.,  I.A.  Wien  1765,  6.  1798,  nach  der 
ich  citire.  7.  1S04.  8.  ISl*.))  wokl  als  Finanztheorcfiker  die  erste  Stelle  nach  Jnsli 
ein.  (Vgl.  liosrher.  ö'!.*  -»''i,  über  d  Fin.wiss.  S.  548  11.).  Er  war  zwar  cb- nfalls 
Eudämoniat  und  aulgekUrter  Absolutist,  vertritt  noch  schärfer  als  seine  ZeitgeuuädcQ 
das  „BevOlkerungsprincip'*  (Vermehrung  der  Bevölkerung  als  üisacbe,  Wiänug  d. 
Massetab  der  IlebuDg  des  Volkswohlstand»),  ist  bis  zuletzt  von  A.  Smith  noch  um 
berührt,  aber  in  seinem  politischen  ürtbeü  u«  seiner  Auffassung  des  FinsnzvGsta 
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Jo-  Ii  M  luMi.  > '  iiii  r  Zoit  entsprechend,  mehr  ein  tnod'Tner  Mann  :i!s  v.  Justi,  in  seiner 
buatzjautfu^isung  ron  i{üUä:»cau'iicbcii  Idecu  mit  buciiiiiiiäst.  Douiünen  ii.  l^egalien 
treten  bei  ihm  weit  mehr  zorück  als  Ijci  y.  Justi;  seine  Steuerlehrc  ist  nicht  so  tccli- 
niech  eingehend,  aber  principitll  m  Iiärfer  u.  z.  Ii.  seine  Polemik  wider  die  Stoiiar' 
freiheiteu  privUeg.  Stände,  rürAll  n  <l' r  ..Cierisey"  athmet  dua  Gebt  der  Josefiniseheo 
üteit  u.  der  „staatsbarfreriichen  Epn,  Ii,  •  (III,  107  fl".). 

Aus  der  deubcUun  iMnauziit.  aind  ausserdem  etwa  noch  zu  liciincu:  «lic  linanz. 
Arükel  io  Bergias*  Polizei-  u.  Kameralmagaziii,  17(37  ff«  9  Bände.  —  y.  Pfeiffer, 
(irundri.^s  d.  Finanzwesens,  Lpz.  17^1  ii  dess  Lchrboy^rifF  sämuitJ.  ökon.  u.  Kamcral- 
w^iiscnsch.  1764— 7S,  VI  (Koscher  S.  555  II).  —  Jung.  Lehrb.  d.  Fin-wiss.  17S9 
^Koscher  S.  552).  —  liössig,  Fin.wi.sj».  17SI)  (Roschers.  591).  —  S.  auch  Mor- 
timer«  Grundsitzo  d.  Handlungs«,  Staats- u.  Fiii. Wissenschaften«  d.  y,  Eng'elbrecbt« 
Iliuib.  17S1.  —  Mehr  rem  Staodpanct  d.  pracf.  Staatsmanns  ;\u»  d.  Schule  Friedr.  d.  Gr.; 
de  Bielfcld,  inslitutions  polltiques»  1760,  I,  ch.  11,  VI  (K'oschcr  S.  426  ff.). 

Diese  ganze  Fioanzliterator  des  18.  J.h.  leitet  dann  hinttber  . 
zur  modernen  dentseben  Finanz  Wissenschaft  der  streng  wissen- 
8cbaftlichen  Periode,  auf  die  sie  (anch  von  Rau  gilt  das  noch) 
einen  deutlicheu  Eintluss  ausL':efil»t  hat.  Dieser  letztere  wurde  nur 
dnreh  die  mächtigeren  Kinlliisse  \oh  anderen  Seiten  (§.  25)  mehr 
and  mehr  zurückgedrängt,  ist  aber  auch  gegenwärtig  berechtigter- 
massen  noch  nicht  viillig  yersehwunden,  was  System,  Methode, 
Berttcksichtigung  der  finanztechniscben  Momente  anlangt,  worin 
die  moderne  deutsche  Wissenschaft  Dank  dieser  Nachwirkung  der 
kameralistischen  l'eriode  die  fremde  heute  noch  Ubertrilft. 

In  der  ausländischen  IJteratur  von  Ende  des  17.  bis  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  gelangt  man  nur  ausnahmsweise 
zu  der  in  Deutschland  beliebten  Systematisirung  der  Finanztheorie- 
Aber  einige  Finanzfragen  finden  doch  bereits  in  dieser  Periode 
eine  bemerkenswertbe  Behandlung  Ton  wissenschaftlichem  Weilhc. 
So  fl)rdern  in  Frankreich  Bois^nilbert  und  Vanban  durch 
ihre  Kritik  der  bestchcudcu  Hesteueruii^  and  deren  W  iikiii!.;cD  und 
durch  Erörterungen  und  Keform vorschlage,  weklie  sieh  daran 
schliessen,  die  theoretische  Erkeuutniss  des  tStcuerwesens.  Die 
Theorie  des  öffentlichen  Credit»  nnd  damit  zusammenhängender 
Panete  wird  dnrch  den  Schotten  Law  gefordert,  trotz  des  practi- 
sehen  Fiasco's  dieses  Mannes.  Die  Italiener  sind  auch  jetzt  nicht 
ntlssig  (Broggia).  Montesquien^s  Auftreten,  das  auch  fUr  die 
Pinanztheorie  von  nachhaltiger  Bedeutung  war,  IVillt  in  den  Schliiss 
(lieser  Periode,  wie  eljensn  dasjcuigc  von  Ilunie.  15eide  bringen 
dann  mit  den  Physiokraten  die  politischen  und  Wirthschaftswissen- 
81-haften  zu  jenem  mächtigen  Aufschwung,  welcher  in  A.  Smith 
colminirt  und  auch  die  Finanzdoetrin  in  neue  Bichtnngen  fttbren 
sollte. 

Kfthens  Hängeben  auf  diese  Literatur  mttssen  wir  uns  hier  rersagen.  Sie  daif 
tbcr  nicht  unterschätzt  oder  Übersehen  werden.  Ran 's  UrtheU  Fin.  I,  §.  20  Uber 
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die  Italiener  des  Ib.  J.li.  ist,  wie  lUcca-Saicruo's  Arbeit  zeigt,  doch  zu  ungünstig 
biDSicIitlich der  Ausbcnto  dieMr Autoren  aoch  für  die FiQftnzvis!>efiächaft.  BoisguilberC 
II.  Vaubnn  sind  von  der  Deueren  französ.  Literarhistorie  wohl  etwas  uboriolssig' 
hcrroiirilioh'^ii  iiit<l  Ubersrli;if/f  worden.  n1»cr  licmerkeuswerth  sind  ihre  Ausfuhruiisr«*n 
Uber  die  Unbiidt  n  der  dauialL-' n  Besteuerung'  u.  ibr*^  Hefonnvorbchläge  allerdings. 
S.  beider  Schriften  [U.'a  Detail  de  la  France  lOÜö.  2.  ed.  lüUT,  Factum  de  la  Fraiice 
1706  oder  1707,  Va  dtrae  royale»  1707)  in  vol.  I  der  Collect  des  princip.  6coiioiD!«toe» 
ed.  Daire.  Darüber;  Horn.  econ.  polit.  arant  Ics  physiocratcs,  Par.  186",  Cadc  t, 
P.  de  Boisguilijcrt,  l'ar.  1870,  G.  Cohn,  Rois«r.  in  d.  Ttih.  Ztschr  ]^r,'.\,  B.  25, 
S.  ÜÜÜ,  V.  Skarzynski  P.  de  B.,  Beil.  iblH,  Kicca-Salemo,  b.  %  Ii.  B.  wie  V. 
strebten  doch  ror  Allem  nach  einer  gerechteren  und  virthschafclich  sweck- 
mässigoren  A'ertheilnng  der  Steuerlast,  wobei  der  Vorwaltnngspractiker  B. 
nur  nicht  so  i:ulical  vorgeht  als  der  M!\r><'hall  Vauban  mit  seiner  Fordcriiiiür  des 
,,KOaigszeheuts"  von  allen  lüodlicheu  und  stadtt^chen  Erträgen.  —  Law  ö  Credilihcorio 
hefl.  in  e.  .»m^molree**  a.  „lettrcs**  sor  Ics  ban(|ues  (im  1.  rol.  der  Coli.  d.  princ  econ.)* 
Darttber  Kantz ,  S.  2s2.  II  o  r n .  J.  Law,  Leipz.  1  So«»,  bes.  Knies.  Credit  1, 63  ff.  Weitere 
fran/ös.  F'inanzschril'ten :  Dufal,  ci^ments  des  finances,  Par.  173<».  Dutot.  rofleT.  polit. 
Sur  les  lin.  et  le  commerce»  La  Ilaye,  IToS — 54  II.  B.  Auch  Melon,  eüsai  polit.  »ur 
le  commerce,  1734,  Forbonnais,  reclicrches  et  considör.  sur  les  lin.  de  France  175b 
Q.  a.  m.  berQhren  Finanz-.  Credit-,  Sienerfragon.  Oronbor  de  (i  roabentlial, 
th6orie  g6ner.  de  r;idiiiiiii^tr.  dc^  fin.  P.  IT^s  2  B.  —  l'.  ber  die  Italiener  (auch 
■andere,  wie  z,  H.  Meioni  s.  Hir«-:<-S;»lernü,  1)«J  iL  (Pascoli,  17.SH.  173". 
Bandini  lt>77  — ITüO.  bes.  Broggia,  gest.  1763,  von  ihm  tratlato  dei  tributi  etc. 
Nap.  1748,  8.  Ricca-S.  p.  106  0.  tJenoveai,  dessen  gcdriogte  EntwicUoor  der 
Finanzgrundsätze  auch  Kau  scb&tzbar  nennt,  gehört  doch  erst  der  spiteven  Periode  an. 

III.  —  Neuere  Zeit  seit  der  Mitte  des  18.  .1  ah r- 

hllndert8  oder  strenger  wisseuscliaftliche  Periode  der  Fiiianx- 
wlsseuöchat't.  Diese  beginnt,  wie  diejenige  der  gcsauunteu  Politischen 
OekoDomie,  ~  was  bei  aller  Achtung  vor  einzelnen  früheren  Autoren 
mercantilistischer  wie  freierer  Riehtang  wahr  bleibt  —  doeh  erst 
naeh  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts.  Drei  Hanptmomente 
zeigen  sieh  daranf  von  Einflnss.  Zunächst  und  zumeist  die  Ent- 
wieklimg  der  neueren  N  oikswirthschalts  lehre,  der  „Theorie 
der  Ircien  Coucurreuz*^,  in  der  Lehre  der  Physiok  raten  (Quesnay, 
Turgotj  und  mehr  nooh  in  dem  epocbeuiachenden  Werke  von 
Adam  Smith.  Sodann  der  Umschwung  in  der  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  nnd  in  der  (theoretischen)  Politik,  In  An- 
knüpfung an  Montesquieu,  Rousseau  und  schliesslich  und 
hauptsächlich  an  Kaut.  Endlieh,  den  Ausschlag  j;el)ciul,  die 
practi.sche  Ii  m  e:e s  t  a  1 1  u  n  ijr  des  politiseheii.  soeialeii  und 
wirthschaftiic  lieu  Lebens  durch  die  Irauzö.sische  Kevo- 
lution  und  die  mit  ihr  in  Verbindung  stehenden  Ereignisse.  In 
der  Praxis  und  in  der  Theorie  geht  nunmehr  erst  die  ständische 
Periode'*  definitiv  unter  nnd  gelangt  die  „staatsbürgerliche^' 
zur  Herrschaft. 

Die  Physiok  raten  waren  die  ersten  consequenten  Vertreter 
des  1  n  d  i  V  i  d  n  a  Ii  s  ni  u  s  u  n  d  Li  h  e  r  a  1  i  s  m  u  s  a  u  f  ?i  ko  n  o  nii  s  e  Ii  e  m 
Gebiete,  sie  stehen  hiermit  auf  dcröclbeu  püiiosupLiächcn  Giuud- 
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läge  wie  A.  Smith  und  die  brttwcbe  OekoDomik.  Ihre  Doetrin 
wird  mit  Recht  mit  der  britischen  Lehre  tn  einer  höheren  Einheit, 

eben  der  , .Theorie  der  freien  ('«»iicniri'n?/*,  zu  Kiner  grossen 
..i'^^  hnle"  zuj^HüiuiCDi^erajist,  in  welcher  sie  die  crBte,  die  Smith'scbe 
Lehre  die  zweite  Enlwiiklungsjdiase  bildet.  Der  auch  lür  die 
Finanztheorie  hochwichtige  Punct  der  neuen  Doetrin  ist  die  ganz 
veränderte  Aaffassang  des  Zwecks  nnd  der  Anfgaben 
des  Staats.  GmndstttKltch  wird  Front  gegen  die  endämonistische 
Staatsanffassnng,  gegen  die  Vielregiererei  nnd  die  Ktntniscbnng 
(le:>  J^taats  in  das  Wirthscbaftsleben  gemacht.  Die  ,,natnrliehe 
(JrdnuDg''  isoll  im  letzteren  hergestellt  werden,  der  Stnat  ^uli  sieh 
im  Wesentlichen  auf  Kechtsschutzgewähr  und  etwa  auf  Volks- 
erziebnog  beschränken,  Handel  und  Wandel  nicht  kttnstlicb  regu- 
liren,  „die  sterilen  Ausgaben  sich  selbst  Uberlassen''  (Qnesnay 
Max<  8).  Darans  würde  eine  Verminderung  des  Finanzbedarf's 
folgen  müssen.  Der  verbleibende  Bedarf  soH  dann  naeb  pbvsio- 
kratiscLer  Lehre  einfacher  und  rationeller  und  dem  Icitondeii 
ökonomischen  Princip  der  Doetrin  der  „Oekunumisten  ^  gemäss 
ganz  oder  grossentbeils  durch  eine  einzige  Grundsteuer  oder 
eine  einzige  Steuer  (impot  unique)  vom  Hoden-Keinertrag  (produit 
aet)  bedeckt  nnd  die  schweren,  belästigenden,  ungleichmüssigen, 
groese  £rhebungskosten  bedingenden  bisherigen  Steuern,  zumal 
die  indireeten  Verbrauchsteuern  sollen  beseitigt  werden. 
Die  Forderung  jener  einzigen  Steuer  ist  die  Consequenz  der  schiefen 
und  unhaltbaren  pbj  siokratisehen  Lehre  von  der  allein  Reinertrag 
oder  Ueberscliiis.s  schafienden  Bodenarbeit  und  ausserdem  von  dem 
Streben  nach  Vereinfachung  der  Besteuerung  eingegeben,  indem 
die  Steuer  jenen  Heinertrag  an  der  Quelle,  in  der  Hand  des  Boden* 
bebaners  bez.  des  GrnndeigenthOmers  trifft.  Die  Beseitigung  des 
bestehenden  Steuerwirrwarrs  wird  somit  «uicli  aus  Gründen  der 
8leuertechnik  (\  ereinfachuug  der  liesf^  uening,  Verringernns:  der 
Erhebungskosten)  und  der  Gerechtigkeit  (gleichniäs8i<icre  Ijc- 
Steuerung)  verlangt.  Trotz  der  theoretischen  Einseitigkeit  und 
grossentbeils  der  Falschheit  der  philosophischen  Grundlage  des 
Physiokratismns,  der  Unrichtigkeit  der  Liebre  vom  alleinigen  Bein- 
ertrag der  Bodenarbeit  und  der  practischen  Undnrchftthrbarkeit 
der  „einzigen  Steuer''  hat  die  ^anze  Doetrin  doch  anregend  und 
befruchtend  auf  die  Fiuanztheorie  eingewirkt. 

Icbcr  die  innere.  liicht  our  Verwaudlicliaii.  süudcru  (jcujciiis>aijjkcit  dca  Physia- 
LiotisjDtt;  QDil  SmithiimiBmiia,  iiO{{eachtet  der  BericIitiguDgp  der  Lohre  vom  x^iKiiut  not 
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lind  itni><"'t  «ni'iuc  «iuroli  fciuiith,  s.  bes.  v.  Scheel  UIj'  T  'I'urgot,  TUb.  Ztsrlu*.  I^^i**. 
B.  24,  S.  213  Ü.,  auch  v.  8ivers  Uber  Turgot,  in  liiiiicbr.  Jahrb.  1S74  i,  meiuo 
Grandteg.  8.  223  ff.  Vgl.  auch  v.  Skaizynski,  A.  Smftb«  Berl.  1878.  Leser,  Begr. 
d.  Keichthums  bei  A.  Smith.  —  U' b  r  dir  Physiokralcn  im  Allg.  z.  B.  E.  La-pey- 
rcs  in  Bluutschlis  Stantswörterb.  B.  L.  De  Lavergue,  tcon.  fran«;.  du  1?5.  si'V-lr», 
rar,  1S70.  —  Qucüiiay's,  Turgot's  und  der  übrigen  wichtigeren  Physiokralcn 
Scbriften  jetzt  am  Besten  zugänglich  in  d.  Coli.  d.  princip.  6conoinistes^  2 — 4.  — 
Die  Stcucrlehro  schon  in  Qucsnay's  Max.  5  (aus  175S):  .,<iae  rimpöt  nc  seit  pas 
dcstructif  ou  disproportionno  a  la  massf»  du  revcnu  de  la  nation:  fjrje  son  auguienta- 
tiou  sui^re  laugmentation  des  rcvenus;  <|u'il  soit  6tabli  immcdiatcxnout  sur  la 
prodttit  net  des  bions'fonds  et  non  sqt  le  salaire  deshommes  ni  stirles  deoK'csi^ 
od  il  ranldpUeiait  les  frais  de  pcreeption,  prcjudicicrait  au  commerce  et  dölruirait 
annuellcment  un*;  partic  des  richesses  de  la  nation.'*  Modidcationcn  u.  Zugestund niis^c 
an  die  Praxis  bei  andern  Physiocraten.  So  pladirt  Mirabeau  (d.  Acltcre\  thcone 
de  Tiinpot,  ITOO,  für  eine  Besteuerung  in  Frankreich  von  73  Mill.  F.  mittelst  einer 
Grundsteuer,  von  150  Mill.  F.  mittelst  einer  auf  Heerd,  Haus  u.  Personen  gelcgtea 
Einkommensteuer.  Ein  IIaiipfar;rument  gegen  die  bestehende  Besteuerung:  ist  aucli 
für  M.  die  colossalc  Höhe  der  Krl1ebt1n7skfvsit.11.  dit»  rr  anf  c.  5*^"'',,  nnschi.igt  (?,  ^50 
von  6ü0  MilL  F.)  —  Le  Trus»nc.  tiait«;  de  l  admuiibtr.  pruvinc.  ei  de  la  rcforme  de 
l'impAt«  1779,  behalt  die  GrenzzAUe  bei,  rerelDfacbt  aber  sonst  das  Steuersystem,  in- 
dem  er  die  indir.  Steuern  durch  einige  directe  ersetzt.  —  Seit  den  Physiokratcn  ist 
der  theoret.  Kampf  gegen  die  indirecten  Verbranchsteiiern  aus  princip.  n  tcchn. 
ürunden  lebhaft.  Vgl.  meine  Fin.  II,  S.  4SS  Ii".  —  Ein  \  ersuch  zur  Verwirklichung 
der  physiokrat.  „einzigen  Steuer*'  ist  in  kleinem  Maassstabe,  in  ein  paar  Dörfern,  in 
Baden  gemacht  worden.  Er  musste  schon  dieses  Haassstabes  wogen  missliogeil.  8. 
den  auch  sonst  ffir  j>hysiokr.  Lehre  bcachtenswerlhen  Aufs,  von  Emminghaus 
tlber  Karl  Friedr.  v.  Baden,  in  Uildebr.  Jahrb.  Ib72,  B.  19,  S.  1  11.  Scheel  in  d. 
Auk,  ober  Tttrgot  S.  255. 

Mit  den  PhyBiokrateü|  wie  gesagt,  aul  demselben  Boden  der 
philosophischen  und  ökonomischen  Ornndanschaunngren  stehend, 
aber  die  falsche  Stenerlehre  derselben  fallen  lassend  verbreitete 
hieranf  „A.  Smith  ein  neues  Licht  Uber  das  Finanzweseo,  indem 
er  die  yolkswirtfasehaftliche  Grundlage  desselben  in  seinem  der 
^aii/.eii  rnlitischen  Oekonomie  gewidmeten  Werke  entwickelte. 
Die  StantM  iiikünlte  traten  ans  der  Vereinzelung,  in  der  man  sie 
bisher  betrachtet  hatte,  zu  einem  Ganzen  zusammen,  welches  mit 
dem  grösseren  Ganzen  der  Volkswirthschart  in  der  engsten  Ver- 
bindoDg  erschien.  Man  ward  jetzt  in  den  Stand  gesetzt,  für  die 
notbwendige  Schonung  des  YolksTermOgens  und  der  Volksgewerbe 
bestimmte  OrnndsHtze  statt  nndeutlieber  und  schwankender  Kegeln 
aufzustellen ;  und  man  lernte  Massregeln  und  Eiurichtungen  als 
fehlerhaft  crkeunea,  bei  denen  man  bisher  kein  Ikdcnken  gehegt 
hatte"  (Rau  §.  22).  Allerdings  bat  selbst  Smith,  wie  L.  Stein 
mit  Kecht  sagt,  zwar  schon  eine  ziemlich  vollständige  Staatswirth> 
schaltsiehre,  aber  noch  keine  vollendete  Finanzwissenschaft  ge- 
liefert, weil  ihm  in  seinen  Erörterungen  Ober  das  Finanzwesen  ein 
einheitliches  leitendes  Princip  noch  fehlte.  Dies  war  die 
nothwendige  Folge  seiner  mangelhaften,  dürftigen  Staatslehre, 
namentlich  der  volistäudigeu  V'erkcuuuug  der  universalen  Bedeutung 
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des  Staats  l'tlr  das  Volksleben  und  der  Bedingtheit  der  Volkswirth* 
Schaft  (selbst  des  von  A.  Smith  nnd  seiner  engeren  Schule  eigent- 
lieh  allein  betrachteten  privatwirthscbaftliehen  Systems)  durch  den 

Staat.  Aber  von  diesem  allerdings  verhängnissvollen  Fehler  ab- 
{^eselicii  hat  A.  Smith  auch  hier  mit  dem  fünften  Buche  seines 
berühmten  Werks  vom  Volkswohlstande  Epoche  gemacht,  mass- 
gebenden, in  der  englischen  Literatur  eigentlich  noch  heute  nach- 
haltigen Einflnss  auf  die  theoretische  Aaffassung  und  Behandlung 
des  Finanzwesens  ausgeübt  und  schon  ein  ziemlieh  abgerundetes 
SjBtem  der  Theorie  entworfen.  Die  auch  änsserlich  enge  Ver- 
biDdung",  in  welcher  er  das  F'inanzweseu  mittler  Politischen  Oekonomie 
liehandeltCj  l)lieb  lür  die  ausländische  Wisse u ^ c ha ft  bis  heute  meistens 
bestehen.  Die  sich  selbständig  stellende  deutsehe  1  iuauzwissensehaft 
ist  in  ihrer  Systematik  aber  ebenfalls  von  Smith  mit  beeinflusst 
worden.  Sie  hat  sich  erst  seit  ihm  aus  der  alten  Eameralwissen- 
sehsft  herausgelöst  nnd  verdankt  Smith  namentlich  das  Durch- 
dringen zu  schärferer  principieller  Behandlung  der  Finanzfrageu 
aoB  dem  volkswirthscbaftlicheu  Gesichtspunct. 

Der  wichtige  britische  Vorläufer  von  A.  Suiith  auch  im  Gebiete  der  Finanz», 
naiDcntUch  der  Steuertheoric  ist  D.  ITiiuie,  bcsoiKlcrs  in  seinem  Essay  über  Stoncrn 
u.  Slaatscrcdit  in  den  „cssays  a.  treatises  on  scveral  hubjecls**  1753.  H.  ist  Uegnor 
der  physiokrat.  u.  ähnlicher  Stcocrtcndenzco,  mehr  Anliangrer  passender  Verbrauchs-, 
auch  Laxusstcucrn,  auch  ein  scharfer  Kritiker  der  leicbtsinnigen  Staataschnldenvirth« 
scbaft.  Auch  der  überhaupt  durcli  Smith  etwas  zn  sehr  verdrängte  gemässigte  und 
geläuterte  Mcrcantilist  T.  Slcuart,  inqairy  into  the  principlcs  of  pol.  econ.  1767,  giebt 
ciiie  bcachtenswurthc  ^tcucrlchre. 

Es  M  Oberhaupt  hier,  wie  sonst  nicht  sovrobl  die  keineswegs  ttberaU  rorbandenn, 
mebrfacli  trauz  fehlende  Originalität,  als  die  glückliche  Form  seiner  Darstellung,  die 
grossartige  Zusammenfassung  dc<  Stn]r>.  dio  richtisro  Verbindung  theoret.  u.  pract. 
Auffa&^uog,  der  A.  Smith  seine  Epoche  machende  Stelinng  in  der  Fiaauzvisscnschaft 
verdankt  Seine  ataatsmänniscbe  Anffassan^  ISsst  ihn  die  doctrinSren  Einseitigkeiten 
eker  rcrmeiden  und  dadurch  ihn  auch  für  die  Praxis  gi&sscren  Erfolg  er/.icL  n.  Kino 
iiäh  ^rr  D.irirgnnir  ii.  Würdigung  seiner  Finan/theoric  gch«)rt  nicht  hierher.  \  iolfarh 
liegt  seine  Theorie  doch  der  Finanzwissonschaft  bis  auf  unsere  Tage  zu  (irtindc  u. 
ist  daher  iu  diesem  Werke  öfters  an  ihn  anzuknüpfen,  beistimmend  nnd  kritisch  ab- 
lehnend. S.  ..Inqaiiy  into  the  nature  a.  cause»  of  the  wealth  of  nations''.  Lond. 
I'7(l  u.  zahlreich  >prit<'r.  Unter  den  deutschen  Uobi;rsetziiniren  dir  ältiTc  von  fiarvf, 
»iic  ifur  die  beste  gi  ltcnde)  v.  Asher  (Stuttg.  IStil,  2  W.),  nuncsie  mi  Stöpcl  l'^T;?, 
von  Löwenthal,  2.  A.  ISbO,  fiaiizös.  in  d.  Coli.  d.  princip.  cconom.  vol.  V  u.  VI. 
Das  5.  Bach  ,.of  the  revenno  of  the  soveretgn  or  Commonwealth''  zerfiillt  in  S  giössere 
.\bthcil.  (Kap).  Zuerst  werdoii  die  An><rahrn  geprüft,  wo  die  Staatslehre  des  Verf. 
am  Mci«>ten  narlitbciüir  einwirkt,  neben  nKiiichcm  richtigen  polit.  (ic--iclitspniirt.  der 
bei  Smith  nie  Ichli,  aber  uiii  meiner  (irumlanschauung  in  Widerspruch  steht.  Darauf 
werden  die  Quellen  der  StaatseinkQnfke  bebandelt.  Hier  werden  u.  A.  für  die  Besten^ 
rong  die  bcrtUimtcu  4  Kegeln  aufgestellt  (B.  V.  ch  II,  part  2  im  Anf.)  (s.  m«;ine  Fin.  II, 
521).  wie  itbrigens  vor  u.  irleichzeitig  mit  S'mith  von  manchem  andern  Autor  ge- 
geben wunicn  (auch  von  deutschen  Kameralisten,  s.  die  Noten  der  vorausgehenden 

Drei  dieser  Regeln,  .,Bo8timnithcit'%  „Bequenüicbkeit",  „geringe  Erhebnngskosten** 
sind  selbstverständliche  Stcuervcrwaltungsprincipicn  {V'in.  II,  §.  ö.'l'j — 5*}6).  wn  nur  die 
Schwierigkeit  besteht,  sie  in  der  Praxis  richtig  auszuführen.   Die  erste  Regel,  „De- 
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iteuoruiig;  im  V'erhültuüs  zu  den  re^p.  tahigkciteii,  d.  k.  luuk  Kiiikouimeü,  wulclictt 
man  unter  dem  Schutze  des  Staats  geniesst",  ist  mit  den  anderen  Segeln  das  ricbtlge 
Steucrprofrrauini  ihr  ,,st;iatbl>(lrjjorl.  (iesollschaft"  (Stein),  aber  ein  unklarer  Satz,  der 
iu  seiner  Fassunj;-  alles  problematisch  !;is?t.  d  h.  eigentlich  keine  Frage  Ißst,  vielmehr 
alle  mögUcLon  Streitfragen  der  Steuert heoriu  in  sich  birgt.  Auch  die  weitere  Steuer- 
lehre  ron  A.  Smith  leidet  an  erheblichen  Mängeln,  z.  Tb.  der  Folge  der  nng^nDgon- 
den  Smith'scheo  Lehre  ron  der  Verthcilung  des  Einkommens.  Das  Schlusükapitel 
harK?e!t  von  Aen  Stfiatssrhuldon.  S.  über  Smith'  Srnnf!-  n.  Vinnnzlehv-'  On-  ken. 
Smith  u.  Kant,  Leipz.  iH77.  X,  lOä  tf.  —  Iiis  heute  halt  sich  (he  britische  iinanz- 
wisseoschaft  ffleffcwilrdig>  streng  in  den  Gleisen,  die  Smith  zog.  nach  Inhalt  ond  selbst 
anch  Form.  8.  z.  B.  Mill.  princ.  of  pol.  econ.  (Dcntsrh  v.  Söibeer),  ebenf.  Buch  5.  — 
Immerhin  manches  Seibständifje  zeigt  anch  im  \<.  J.li.  .Iii  Italien.  Litenitor 
Uber  Fiuauzcüf  wofür  hier  auf  Uicca^-Saleruo  ä  rcichhalt.  Werk  zu  verweisen  genügen 
muss,  da  ein  allgemeiner  Kinfloss  dieser  Literatur  anf  die  Fiuanzwisseuischah  über- 
haupt und  spccieU  auf  die  deutsche  doch  nicht  hervortritt  S.  11.  A.  Genoresi's 
lezioni  di  ocon.  civiio,  1765,  a.  darüber  Bicca-8.  p.  178  fti» 

Der  Umschwung  der  Rhilosopbie  und  die  französische 
8taatsnmwHlzung  haben  dauu  /Ji  neuen  staatswisseiistliaftlichen 
Uutei^ncliuii^eii  fiber  die  Anfgabeii  den  Staats  und  die  Grenzen 
seiner  Tliütigkeit  getahrt,  wodurcli  neue  staaterechtliehe  bätze  ge- 
wonnen und  der  FiDanzwiBsensehalt  von  einer  anderen  Seite  aa8 
vorgearbeitet  wtirde.  Ein  Uebelstand  war  nur  hier  die  tlber- 
triehene  Reaetion  der  K  an  tischen  Staatslehre  gegen  die 
endämonistisebe  Tbeorie  der  Wolff  sehen  Schule  und  ge^^en  die 
Praxis  des  ;Staats  den  , jaulgeklärten  Despotismus".  Diese  l\eaetion 
bewirkte  eine  bedenkliche,  der  euncreten  Sachlage  auch  durchaus 
widersprechende  Entleerung  des  btaatsbegrillSj  welche 
sieh  mit  der  einseitigen  und  ungeschichtlicheu  Opposition  des 
Smithianismns  gegen  alle  „Staatsei nmisehnug*'  in  das  (materiell-) 
wirthsehaftliehe  Gebiet  begegnete.  Die  falsche  Lehre  von  Smitb 
und  seiner  Schule  tlber  die  Unprodiutivitiit  der  Dienst- 
leistungen TG.  V?.  16  ff.)  und  damit  auch  des  Staats  lcl^lete 
dieser  verhäiignissvollen  Kicbtung noch  Vorschub.  (U.  Abth.  1,  Kap.  4.j 
Trotzdem  gewann  aber  unter  diesen  verschiedenen  Einflüssen  die 
Finanzwlssensebaft  eine  festere  systematische  Gestaltung  und  es 
bereitete  sich  in  Folge  der  allmäügen  VervoUIcommnun^  der  Wissen- 
schaft ein  Umschwung  der  Praxi»  vor,  der  seitdem  zwar  langsam, 
aber  dueh  unaufhaltsam  sieh  vulkielit. 

Neben  dein  gro>öcren  u.  nachhalligeren  Eiutluss  der  neueren  Philobophio,  bes. 
der  Kant'schcn.  darf  der  KinJliiss  Mon  fes<luieu'^  nicht  guni  übcricheu  werden.  In 
seioem  berühmten  ..c.^prit  dos  lois*'  (Genf  174"^  zoerst)  behandelt  X.  die  Bofiteoeruag 
iu  B.  XIII,  li  -ii  nfientl.  Cu^Ah  mit  in  H  XXII.  Er  stellt  j<Mie  utilitarische  „Ässc- 
(•uranzthi'nne*  tiir  di<»  H-irrniidunp:  der  Steuern  auf.  wonach  diese  sind  ,.uuc  portion 
nue  cha  |ue  ciluyen  dünne  de  son  biea  pour  ak'oir  1«  5>uretc  de  l  autre  ou  pour  ca 
jouir  agrcableinent  (XIII,  cb.  1).  Eioe  Schoo  ältere«  aber  noch  heute  nicht  rOUip 
Ub  .rwundone  Theorie  der  Reg-rUndunu:  und  Vertheiluiig  der  Steuern  (s.  Tin.  II,  41S). 
Bes.  wirhtip:  i<t  mAw^  Kr'"^rt'njn<r  über  die  Bczi'Minnireti  zwisohcji  St;iabt(.nn.  politi- 
.•*rher  treiheit  u.  Besteuerung,  wo  die  ^klö^jüchieil  btaiker  Bestcuciunjj  giadc  für  deii 
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ftdcKii  Staat  abgeleitet  wifd.  (iute  Uebeisiclit  Uber  M/s  FlDanzlebren  bei  Sicca- 
Sdenx»,  p.  1)2  if. 

§.  26.  Die  wissenschaftliclie  Behandlung  des  Fiiianzwesens 
bat  bich  dann  auf  dieser  Grundlage  im  Auslände  und  in  De  utsc  li- 
la ud  bis  in  die  Aeaeate  Zeit  bemeikeoBwertli  verschieden- 
artig gestaltet. 

„Die  vielen  Bearbeitungen  der  Politisehen  Oekonomie  seit 
Adam  Smith  erstreekten  sieh  gewöhnlich  anch  anf  das  Gebiet 
des  Finanzwesens,  inzwischen  wurde  dasselbe  in  den  nichtdentselicu 
Werken  jener  Art  nicht  vollständig  systematisch  behandelt,  sundern 
vorzüglich  iu  der  Absiebt  herbeigezogen,  um  volkswirthschaftliche 
Lehren  darauf  anzuwenden  und  dadurch  zu  erläutern.  Man  be- 
schrinkte  sich  dabei  meistens  anf  eine  allgemeine  Betrachtung  des 
Stenerwesens,  der  Staatsansgaben  und  Staatsschulden,  die  man  bei 
der  volks^irthschaftlichen  Lehre  von  der  Coneumtion  einschaltete." 
Rau,  ij.  23.)  Schon  eine  eolehc  Einschaltung  schloss  unliebsame 
Conse(juenzeu  in  sich.  Es  konnte  dabei  in  wirthsehaftlicher  Hin- 
sicht, wie  im  Uebrigen  nach  der  ganzen  staatspbilosophischen 
Auffassung,  von  der  diese  Oekonomisten  ausgingen,  eine  prin- 
eipielle  Auffassung  der  Bedeutung  der  Finanzwirtbschaft  flir 
die  Volkswirthschaft  nicht  gewonnen  werden.  In  der  That,  eine 
solche  t'ehli  hici  bis  in  die  Gegenwart  last  durchweg.  Aber  im 
Einzelne-Ii  wird  Kedeutendes  geleistet,  besonders  in  der  Lehre 
von  den  volkswir tbticbal'tiichen  Wirkungen  der  steuern, 
von  der  Ueberwälzung  der  einzelnen  Arten  .Steuern. 
(Ricardo.)'  Ueber  der  principiellen  Erörterung  wird  jedoch  die 
itenertechnisehe  Seite  der  Fragen  arg  vernachlttssigt. 

Die  iiiuiiüffraphiscbc  l*  iriarizliteratur  knüpft  srern  an  die  grossen  practisclicn 
Probleme  dai  ötFentlicheu  Lcbeus  an,  namentlich  in  En  Irland,  an  die  Fragen  dos 
Suatäscimldeoiresens.  des  Papier^^cldä.  der  Münz-  und  Hankpolitik. 
Jos  Zollwesens  n.  s.  w.  h\  neuester  Zeit  finden  sich  auch  Ankläng^e  an  die  social- 
Itolitiöcho  Auffassunj^  des  1  inanzwesens.  Im  Einzelnen  zeigt  >u]i  liier  in  «Ifr  cng- 
Ibcheu  uuJ  fraiizösischcu  Literatur  fast  iuiuier  der  Tuet,  den  di'  Auschauunj;  i^robser 
Sttttworbtitoffee  verleiht,  wodarch  auch  die  reinen  Theorctilier  vor  dem  Doctrluarismos 
bevalirt  werden,  zu  welcbuiD  gerade  auf  iIlmu  Gebiete  der  rinauzwissenscliaft  die 
.Tht'ori  '  il'  i  froi'  fi  Concurrenz"  sonst  so  leicht  geführt  hnf.  A'i  r  eiu''  -••Ih-^ r  t ndi jre 
Kiaaiizw  issenschaft  iu  ücutbchcr  Weiio.  aU  ein  besonderer  Theii  der  FoiitiiSchuu 
<)dDooniie,  fehlte  der  ftemden  Wissenscliaft  bis  vor  Karzern  grossentbeil«,  soireit  sie 
iiiclit,  wie  die  osteuropäische  und  etwas  die  italioiiis«  ]i(> .  von  der  deutschen  Wissen- 
schaft 1i--..uiflu<st  wurde.  Selbst  besondere  W  erke  üb»  r  il;is  uranze  Fiuanzwcson  sind 
iü  der  englischen  und  frauzösischeu  Literatur  stalten  und  beginnen  ursit  iu  iiuustur 
Wt  mehr  hervorzutreten. 

8.  n.  die  Bibliographie.   Zu  nennen     z.      aus  der  1.  H&lfte  d.  19.  J.h.  J.  6. 
Say,  traite  d'econ.  pol.   vielfaehe  Aufl.)  L  III.  ch.  G— 9:  «l.-is.  «  our»  oomplet  decun 
l»ol.  |»rat.  7.  Tl;.  M.  Ah^rlni.  ii       Th         Eingreifoinlrr  u.  »elbständifier  :ui'>-h  hier 
Siffloudc  Je  bisuiundi,  >iouv.  princ.  d  ecou.  poi.  l'ui.  l*>j*>,  2.  A..  IbiL  i.  0  (de 
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rimpni).  —  Ricardo,  priiic.  of  pol.  ccoii.  ch.  S — IS,  'l'J,  zuerst  IhTJ,  dcuf^rli  vou 
'  Baumstark,  Leipz.,  I.A.  1837,  2.  A.  1S77,  liebst  Baumstarkb  £rläutcruiigeit,  1  ^»SS. 
M 'Gull och,  trcat.  on  tbe  prioc.  a.  praci  Influcnce  of  tazation  a.(hefandiDg  systom, 
Lond.  1845  n.  6ftor.  ^  Z.  St  Mill,  princ.  of  pol.  ec.  B.  V. 

Deutscblancl^  wo  die  Finanzwissensebaft  gcbon  frKher 

als  eine  besondere  Wisscriöch  di  (von  den  kanieralistisclien  Autoren) 
behandelt  worden  war,  wurde  dagegen  von  vielen  Sclnil'tstellern 
die  zusammenbäugeDde  und  vollständige  Darstellung  dersclbeu 
beibebalten,  so  dass  sie  als  einer  der  drei  Haapttheilc  der  Politischen 
Oekonomie  vorgetragen  oder  anch  ganz  ausscbliesslich  abgehandelt 
wnrde.  Diese  Methode  hat  die  Aasbildnng  der  Finanzwissensehaft 
»ehr  befördert."  (Raii  §.  23).  Hier  zeigt  sich  einmal  die  Nach- 
wii kling  der  alten  kameralistisclicn  Tinditi on  von  günstigem  Ein- 
flüsse, dann  anch  die  in  Deutschland  ddch  immer  vorhandene 
tieterc  Autfassuog  des  :^taats  und  damit  der  Finanzwirtb- 
sohaft,  als  der  materiellen  Bedingung  des  Staats,  verbanden  mit 
dem  deutschen  Sinn  ffir  systematische  Behandlang.  Aber  zwei 
Klippen  bat  besonders  die  ältere  dcntscbe  Finanzwisscnscbaft 
dieser  Periode  (vor  der  neuesten  Phase  der  Disciplin)  nicht  stets 
vermieden.  Sie  hütete  sich  nicht  immer  vor  dem  Ductrinari-jnms, 
eine  mauchesterschuleartige  Beschränkung  der  ^taatsthätigkeit 
za  befUrworten ,  und  sie  betonte  den  öffentlichen  Character 
der  Ftnanzwirthschatlt  oft  nicht  genügend. 

Am  letzteren  Fehler  war  nicht  selten  die  Enge  dos  politischen  Gcsichtskrdses 

kleiner  Staatsvcrhältnis^e  schuld.  Es  hängt  htemiit  und  mit  dem  thats&chlichcu  Zu- 
stande der  dentsclicn  Tcrritörialfinan^cii  zusammen,  dass  (\:i<  Domänen-  und  Regalien- 
wesen gegouUber  deui  Sleaer-  und  vollends  dem  Slaatäbciiiildeuwescn  noch  zu  sehr 
im  Vordergmnd  der  Betrachtung  i^tand.  Zu  einer  principicllen  Würdigung  namentltcb 
des  Sta  it.s(  I. MÜS  t;<  I  ingto  die  deutsche  Finan/.wiüscnscliaft  daher  z.  B.  noch  nicht, 
selbst  Nebenhin  kniiin  ausircnoirimnii.  Ilircii  llrihi^pmict  i-rreirlifo  dir;  nltcro  dcut-^cho 
systematische  Fiiiaii/\vis!)cnschalt  sonst  im  danzeu  wühl  in  dem  lur  seine  Zeit  muster- 
giltigen  Werke  von  Kau. 

Die  Litorator  s.  n.  in  der  Bibliographie.  Bes.  zu  nennen  sind  neben  Hau 
V.  Jacob.  V.  Malchus  für  dif  allgemeine  Finanzwissens«  haft,  Nebenius  f.  d.  Lehn- 
vom  flffentl.  (credit,  J.  (i.  Ilolluiann  f.  d.  Steuerlclir«',  vnn  etwas  spateren  v.  llofk. 

Ausser  in  den  grosseren  selbständigen  W  eiken  und  in  den  umfassenderen  Syste- 
men der  Politischen  Ookonomio  wurde  in  Deotschland  auch  Often»  ciu  Abriss  der 
Fi  nanztheorie  in  den  allgemeineren  Werken  Uber  die  ganze  Staatswissenschaft 
(Politik)  gegeben. 

Ein  immer  wichtigeres  Hilismtttel  auch  flQr  die  Finanztbcoric 
warde  im  Laufe  des  Jahrhanderts  die  stark  anschwellende  historische, 

statistische  und  administrative  Finanzliteratar  tlber  das  Finanzwesen 

einzelner  Staaten,  die  monographische  Uber  einzelne  praetisclu 
Finan/tVngcn,  die  politische  und  populäre  über  finanzielle  Zeit  uixi 
Streittragen.  Das  Uberall  neu  erwachte  politische  Leben,  in  dei 
Aera  der  Constitutionen,  die  immer  stärker  hervoitreteude  Bedcotang 
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derFiuauzcii  iür  Staateo  uod  Selbstverwaituiigskörpcr  führte  überall 
xnr  regstCD  Beschäl tigung  mit  FiDanzacgelegenheiteD.  Die  parla* 
mestarischen  Verbandlongen  bewirkten  eine  solche  von  Amtswegen 
und  das  moderne  VerfasBnngswesen  gab  ansacrdem  den  Anlass  zur 
Anerkennung  und  breitesten  Verwirklichung  des  Princips  der 
l^ublieitlU  in  allen  Fiiianzsachen,  wodurch  eine  Masse  werthvollts 
statistisclit s  üutl  legislatives  Material  zu  ']'a};e  trat,  das  vielfach 
Doch  der  wisscnscbäftlicbeo  Verarbeitung  harrt  ^  diese  durch  seine 
l  eberfQlle  erschwert,  unverarbeitet  aber  nicht  immer  gentlgend 
braachbar  für  Scblnsssiebangen  ist. 

IV.  ^  §.  27.  Eine  neueste  Cntwicklnngspbase  der 
Finanzwissenschaft  bat  sich  in  manchen  Symptomen  etwa  seit  der 
Mitte  unseres  Jahrhunderts  angekündigt  und  ist  jetzt  in  Deutsch- 
land wenigstens  deutlich  iui  Durclihrucli  begrilfen.  iSie  findet  ihre 
Berechtigung  in  den  Mängelu,  welche  nach  dem  Gesagten  der  bis- 
herigen Finanswissenscbaft  ankleben,  nnd  ihre  Erklärung,  wie  immer, 
in  der  Umgestaltung  der  Anscbauungen  auf  den  nficbst- 
stehenden  Wissensebaftsgebieten,  sowie  in  neuen  Er- 
scheinungen des  öffentlichen  Lebens.  Dadurch  erhält 
die  FinanzwisFCiiseliaft  auch  neue,  erweiterte  und  veriindcrtc 
Ziele:  es  bereitet  sich,  nach  der  „staatsbürgerlichen**,  das  Ivichtige 
in  derselben  aufnehmend  und  fortt'fihrend,  eine  „sociale^^  Phase  des 
öfientiichen  Lebens,  der  PoHlik,  der  Finanzwirtbscbaft  und  als 
Beflex  davon  eine  analoge  Phase  in  der  Finanzwlssenscbaft  yor. 

In  der  Rechts-  nnd  Staatspbilosopbie  und  (tbeorettschen) 
Politik  ist  an  die  Stelle  der  engen  und  einseitigen  Kant  sehen 
Sehutzzwcektheoric  und  der  rationalistischen  AutVassunc:  die 
organische  und  historische  Auffassung  des  Staats  getreten. 
Der  Staat  wird  nicht  mehr  als  eine  willkührliche  Bildung^  die  etwa 
ueh  unterbleiben  könnte,  nicht  nur  als  ein,  besten  Falles,  notb« 
wendiges  Uebel,  sondern  als  die  anumgängliche  Bedingung 
snd  zugleich  die  bftcbste  Form  des  gesellscbaftlichen 
Zusammenlebens  der  iMcuscben  betrachtet,  als  ein  rrndiut 
der  Gesebichte,  mit  dem  Jede  Theorie  als  mit  einer  gegebenen 
Grösse  rechnen  muss.  Der  entleerte  Staats  begriff  ist  daher 
wieder  angefüllt  und  dem  Staate  sind  tbeils  für  sich  allein, 
tbeils  in  Gemeinschaft  mit  den  SelbstrerwaltungskOrpern  die  um- 
fassendsten Aufgaben  ?indieirt  worden,  namentlicb  neben  denjenigen 
auf  dem  Gebiete  des  RecbtsKweeks  solcbe  der  Onltur-  und  Wohl- 
iabvtsförderung,  ohne  fest  bestimmbare  Grenzen,  in  neuester 


Digitized  by  Google 


46     Einleitung.  4.  A.  EutwicUung  der  FiimuzwisiacJisrhiili  u.  Literatur.  §.  27. 

Zeit  mit  der  bestiiinnten  Tendenz  einer  Heb nüg  der  unteren  Classcu 
mittelst  Staatshihe.  In  der  aueli  für  die  Finanzvvissensehafl 
zunächst  nmssgebenden  vnlkswirthscliaitiiclieD  Aoffassuog 
erscheint  der  »Staat  als  hüc liste  Form  der  Zwangsgemein- 
wirthschafteD,  als  wafare  GeBammtwirtfaschaft  der  Nation, 
stets  in  enger  Verbindung  mit  den  übrigen  Zwangsgemeinwirth- 
sehalten,  mit  den  grossen  Selbstverwaltungskörpern.  Die 
ftir  den  Staat  erfolcrenden  Eiinia Innen  und  Ausgaben  der  Finanz- 
wirthschaft  erlangen  ihre  organische  Stellung  im  l'j  oductions-  und 
Vertheihingsprocess  der  wirthschaltliehcn  Güter.  Sie  lungirenals  das 
Mittel  des  Umsatzes  von  materiellen  in  immaterielle  Güter,  von  Sach- 
gittern  der  Privatwirtbschaften  in  Dienstlelstongen  des  Staats  und, 
durch  den  direct  und  indirect  fordernden  Einflnss  der  letzteren  anf  die 
Volks wirthsehalt,  wieder  dieser  Dienstloistu n^^en  in  Sache:Uter. 

Ks  muss  gentlpeii,  hier  rmziKlriue«.  Das  Nalwre  und  <lie  HcgruutJuiit::  j^elii^Tt 
nicht  in  die  FiDanzwissonschaii.  aoiuleru,  soweit  überhaupt  in  die  politische  Oekouoiuic, 
Iiarh  meioer  AufTas^cn^  in  deren  grundlegenden  Hieil"  KHen  do.>hnlb  habe  icb 
auch  für  mein  System  der  Fiiiari/wiN-.  n-rhaft  ^eg-Jaubt.  diese  ..lirundlcfrung"  zuvor 
ausarbi  iten  in  m»l>-en.  (S.  \  <  i\voit  /u  B.  I  «1.  Lehrb.  <1.  l'oüf.  « »t'Koii.  1.  Aull\  Ich 
beziehe  luidi  daher  hier  jetzt  aut  dirs  Werk,  t».  be».  (uundleg.  2.  A.  1.  Abth.  Kap. 
S  n.  4.  Aach  Ittr  den  folgenden  Panel  habe  ich  die  iiähere  Begrandnng  in  tetzlen^m 
Werlte  2a  geben  gesacht,  I.  AbtheiJ.  K.  3,  n.  2.  Ablh.  der  2.  Ausgabe. 

Dazu  kommt  noch  ein  wichtiges  zweites  Moment.  Die  neuere 
Wissenschaft  der  Nationalökononiie  erkennt  niobt  nur  den  orga- 
nischen Zusammenhang,  die  gegenseitige  Aldiangigkeit  und  Sieh- 
Ergänzung  des  Tomemlich  durch  den  Staat  vertretenen  gemein- 
wirthsehaftlicben  nnd  des  privatwirthscbaftlichen  Systems,  sie  sagt 
sieb  auch  mehr  und  mebr  von  der  optimistischen  Anf- 
fasflung  des  letzteren  im  Smithianismns  los  und  erkennt 
die  grossen  iiedeiikcn  desSystems  der  freien  Coneurrenz. 
(G.  ^  121^138.)  Sie  lernt  ^ erstehen,  dass  die  Gestaltung  des 
privatwirihiicbaftlicheu  Productionssystems,  die  bestehende  Privat- 
eigenthumsordnung ,  besonders  das  private  Kapital-  und  Grand- 
eigentbum,  dass  die  anf  dieser  Basis  sich  vollziehende  VertheiluDg 
des  volkswirtbscbaftlicben  Productionsertrags  oder  Volkseinkommeus 
mit  der  ökonomischen  eine  entscheidende  sociale  Bedeutung  haben 
und  dass  die  socialen  Maehtverhültnisse  der  Klasrsen  und 
Individuen  der  modernen  Erwerljsj^esellschaft  dadurch  ihr  (Teprä*::e 
erhalten  (G.  Abth.  Jl).  Zugleich  erkennt  die  Nationalökononne 
den  EinflnsS)  welchen  der  Staat  direct  oder  indirect  auf  die  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens  und  anf  die  socialen  Macht- 
Verhältnisse  einerseits  durch  die  Art  seiner  Thfitigkeit,  ako 
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durch  ilie  Art  tit-r  Verwe u  du ii seiner  Einkünfte  oder  dnrcli 
seioe  Ausgab ewirtbschaft,  anderseits  durch  die  Gestaltung 
»einer  Ein  nahm  ewirtbscbai't  ansttbt    Der  Staatsbesito  (und 
Üintich  der  CommiiDalbesitK)  von  saeblioheD  Prodttctionsmitteln, 
KapitalieD,  Gr&ndstOcken,  als  Grandlage  der  privatwirtbsebaftlicben 
Erwerbnzweige  (älteres  und  neueres  Domaniuni)  und  vieler  Gebühren- 
anslalteu  (\'erkeLr8\vc^en ) ,  hnt  als  iiftentliehes  oder  Genieiueij;en- 
tbum  (G.  §.  254)  auf  die  ganze  Organißation  der  Volkswirt hscbalt, 
daher  weiter  auf  die  Troduction  uwd  Vertbeiiung  des  Volksein- 
kommens ond  Vermagens  erheblichen  Einfluss.   Und  die  Art  der 
BesteneruDg,  der  vornehmsten  modernen  Einnahmequelle,  (Stener- 
gattnngen,  Stenerfnss,  Steuerforro,  Erhebungssystem  n.  s.  w.),  endlich 
das  öffenf liebe  Creditsystem  (J^taatsscbuldenwesen i  sind  in 
ilireui  Einlli     auf  die  wirtli.^eliaftlieben  und  socialen  Verbältiji.S8e 
(^leicbfalis  immer  mehr  erkannt  wurden. 

Es  entwickelt  »ieb  aus  dieser  Eikenntniss  nun  eine  doppelte 
Forderung  ftlr  die  Finanzwirthsehaft,  mithin  auch  für  die  Finanz- 
wissensehaft: 

Zunächst  die,  die  Ausgaben,  den  Staatsbesitz  und  das 
Besteuernngs-  und  Crcdittiyijtem  so  einzurichten,  dass  gewisse 
daraus  bisher  hervorgehende  ökonomische  und  sociale 
üebelstände  möglichst  abgestellt  werden. 

Sodann  die  weitere  Forderung:  dass  auch  solche  Uebel- 
Btilndey  welche  unabhängig  von  der  bisherigen  positiven  Staats- 
tliltigkeit  und  vom  Einnabmesystem  der  Finauzwirthscbaft  sind, 
durch  eine  zweckentsprechende  Soc  ia  I  p  oli  tik  und  eventuell 
mit  An f w e u d u u g  v o n  F i n an / mittel n  i^eiioben  ^\ erden.  Daraus 
lujgt  dann  für  die  Finanzen  eine  Aenderung  und  im  All- 
gemeinen eine  Ausdehnung  des  Finanzbedarfs,  um  mehr 
Qud  andere  Staatsthätigkeiten  zu  ermöglichen,  eine  Erweiterung 
des  Staatsbesitzes»  um  Benteneinkommen  und  Gewerbsgewinn 
den  Privatwirthschaften  zu  entziehen  und  auf  den  Staat  (ähnlich 
auf  die  Communen  u.  s.  w.)  zu  übertragen  (Staatseisenbahnwesen, 
Versicherungswesen,  Bankwesen,  neue  Regalisiriuigen ,  Tabak- 
monopol, —  städtische  Anstalten  f.  Gas,  Wasser,  Verkehr  u.  s.  w.). 
^'eben  den  rein  finanziellen  Gesiehtspuuct  der  Deckung  des 
Finanz bedarfs  tritt  ferner  der  Gesichtspnnet  einer  ,,socialen 
Stenerpolitik''  zu  dem  ausgesprochenen  oder  nicht  gescheuten 
Zwecke,  eine  andere  Vertbeiiung  des  Volkseinkommens 
ftis  die  im  System  der  freien  Coucurreuz  uul  der  Basis  der  heutigen 
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Eigeothuius-  uud  Eikvci  bdorduuug  sich  vollziehende  mit  U  ilfe  des 
BestetterangSBystemsberbeizufUhren.  EsistdiemoderneyiSoeiale 
Frage''  in  der  Wissenscbaft  und  im  djGTentliehen  Leben,  welche 
hier  nmgestaltend  auch  auf  die  Ftnanzwissensebaft  einKuwirken 

beginnt  und  eben  deren  „sociale  i'ha.se  '  einleitet. 

Die  nähere  Begründung  fUr  das  Gesagte  sucht  wiederuui  meijje  „tirundieg-ung^" 
zu  geben.  S.  1.  Abth.  Kap.  a,  4,  im  2.  Kap.  die  §.  TG— u.  04— lUO  e,  nebst 
Abth. II.  Ans  der  I  inanzliteratnr  l>es.  v.  Scheel,  pfogrcss.  Bcstei]eiiiDg.  Tab.  Ztsch. 
IST5  n.  dcrs..  Erlöst  liaftsston.  r.  IlildcUr.  Jahrb.  Ib'ö.  Jetzt  auch  mein  B.  II  der 
Fin.wiss  Einzelne  iihulu  h<>  (i(  >ichtbi)iini  tc,  aber  dabei  m.  E.  noch  niclit  die  ansroi- 
chendc  Zuruckfuhruug  der  Spccialfragcu  (Steacrart  u.  Form,  Stcucrfuss,  proportionaler, 
progressiror,  Erbschaft»-,  BOrsenstenor  u.  s.  auf  das  höhere  Msociaie  FinanzpriDcip", 
nach  dem  gegenwärtig  solche  Fragen  zu  entscheiden  sind,  bei  Neu  mann,  Schm  ol- 
ler, L.  Stein  (I,  414)  ii.  A.  m.  S.  Fin.  II,  bes.  d.  Absch.  uhrr  rrr.vhfe  Steuer- 
rertbeiluug  S.  2S2  If.,  u.  die  Gitate  S.  2b2,  283.  Am  Meisten  hat  auch  hier  Schäfflc 
tu  seiner  ,»$teocrpolitik''  (Tab.  1S80)  sich  mit  auf  den  Boden  dieser  sodnleii  Auf- 
fassung gestellt 

V.  —  §.  28.  Die  Finanzwissenschaft  ist  unter  diesen  Einflüssen 
gegenwärtig  in  einer  äbnlielien  Krisis  begriffen  wie  die  ganze 
Politisehe  Oekonomie.  Es  ist  niebt  zu  erwarten,  dass  die  grossen 
Probleme,  welche  hier  vorliegen,  von  der  Theorie  bereits  vollständig 
bewältigt  sind.  Vieles  ist,  wie  im  practi&chen  Leben,  noch  unab- 
geklärt Aber  das  Ziel  möchte  bereits  feststeben:  Die  Finanz- 
Wissenschaft  mnss  der  neuen  organischen  Auffassung  des 
►Staats,  den  durchaus  gemeinsamen  Aufgaben  der  Staats- 
und der  Selbstverwaltung  und  dem  social  politischen 
neben  dem  fiscalischen  Gesicht8j)uuct  im  ganzen  Finanzwesen, 
in  den  Fragen  des  Besitzes  von  öffentlichem  Eigcntbum, 
im  Stenerwesen,  im  Greditwesen  und  in  der  Ausgabe- 
wirth Schaft  gerecht  werden.  Damit  schreitet  sie  weit  Ober  die 
Entwicklung  hinaus,  welche  die  ältere  deutsche  Finanzwissenschaft, 
anch  bei  Rau,  erreicht  hat. 

Einigkeit  (iher  dieses  Ziel  herrscht  freilich  aiicli  in  der 
deutschen  Wissen.sehaft  noch  nicht,  so  wenig  als  in  der  politischen 
Praxis.  Wird  der  erste  Theil  der  Aufgabe,  die  Finanzlebre  der 
neueren  Auffassung  des  Staats  und  der  Staats-  und  Selbstverwallang 
anzupassen,  anch  immer  mehr  zugestanden  und  hat  derselbe  in 
L.  Stein's  Finanz  Wissenschaft  bereits  eine  in  vieler  Beziehung 
vorzligliehe  Lösung  gefunden,  so  wird  der  zweite  Iheil  der  Aut- 
gabe, die  zugleich  nocial-pol itische  Auffa  suii«r  des  Finanz- 
wesens, noch  um  so  mehr  beanstandet,  vielfach  noch  nicht  einmal 
verstanden. 

Vgl.  z.  B.  die  Acusseruniren  Sötbecr's  in  TJetroff  einer  St*  II'"  i\hoT  das  social- 
poliüschc  Stcuerphncip  in  meiner  Vorrede  zum  1.  Bando  des  Lehrbuchs  (S.  VI.)  in 


Digitized  by  Google 


Neneste  Pluue.  Krisia. 


49. 


km  AiifsaUc  über  d.  GesamnKeiokoniaien  in  Proasseo  im  „  Arbeiterfrcuiid^'  J$76 
XIII.)  Die  scliätzen.sworthoH  Vcr;:l<ji(  Ii--  »ks  preus*».  u.  englischen  N^ilksi-inkom- 

ia:n^  und  seiner  Vertheilung,  velth'  SfWlx  i  r  liior  gicbt,  beweisen  in.  K.  schon  die 
Teiitlcoz  stdigCDilcr  Dogleichhcit  Uc»  Einl^omuieus,  die  ich  bciäm|ilca  uiOchte.  Und 
stfttbeer'«  frfihere  Arbeit  Uber  die  Wiitnngen  des  Staatsscbnldenvesens  ist  selbst  eiii 
Hcleg  für  die  Nothwendigkeit.  die  »ocialpoli tische  Seite  der  Fiuanzmassregeln  mit 
lu  beachten.  Bei  fremden  Vtf  ''konotnt n.  z.  B.  bei  Lcroy-Beaulieu  in  seinem  viel- 
fach TorzUglichen  Finan^wcrk,  maugeU  eine  solche  sociale  Auffassung  noch  g;auz,  so 
b«i  der  Betrachtung  des  Steuerfiisses,  der  Erbsebafissteaer.  —  Auf  die  msnoheilei 
Angriffe,  velcfae  diese  Aaf&ssang  der  Floanzen  und  der  Finanzwissenschaft  mir  la- 
i.;;2«»g»?n  hat.  lohnt  es  sich  mir  nicht,  an  dieser  Stelle  cinzusjoliori.  Sachlich  waren  sie 
«cüen  genug,  die  groäse  liberale  Tageäpresse  iät,  wie  immer,  in  solchen  Dingen  durcb- 
»as  in  d«r  Arriiiegarde«  vie  es  Lassa  IIa  m  ihr  so  richtig  sagte,  govQholich  oui 
1«  nehr.  je  mehr  sie  rea  «,For(8Ghiitt**  redet 

In  der  Finanzwissenscbailt  selbst  kaun  eile  auf  jenes  Ziel 
bexfigliebe  ContFoverse  auch  nicht  ausgefochten  werden,  denn  isie 
gebort  hierher  nnrnaeh  ihren  finanztechnisehen  Conseqnenzen. 
VdlKg  zn  erledigen  ist  de  allein  in  der  AUgemeinen  Volkswirtb- 
sehaAsIehre )  speciell  in  der  ^jGmndlegung^S  ^uf  welche  daflir  hier 
ZQ  verweisen  \^t.  Dieses  Werk  stellt  sich  aber  unnmehr  aul  iliesen 
-ocialpoii tischen  Standpnnct  inid  wird  veräucUeOi  ihn  auch 
iu  der  Finanztheoiie  zur  Geltung  zu  bringen. 

Attszerhalb  der  deutschen  Wissenschaft  ist,  abgesehen 
von  einzelnen  Anzeichen  in  der  italienischen»  von  der  deutschen 
Uteratnr  beeinflnssten  Finanzwissensehaft ,  von  dieser  neuesten 
Entwicklungspbase  der  Finanzlebrc  selbst  noch  weniger  zu  spüren, 
aU  \  n  dcY  Umgestaltung,  welche  der  gesaiumten  Politischen 
Oekuuomie  Ijci  uns  neuerdings  zu  geben  gesucht  wird.  Von  unserem 
Standponcte  aus  erscheint  dies  als  ein  Mangel,  welcher  Rieh  aus 
der  ongenflgenden  Auffassung  des  Staats  und  aus  dem  falschen 
Hingenbleiben  in  den  Schablonen  des  Smithianismns  erklärt. 

§  29.  Die  Weiferentwicklnng  wird  gewiss  hei  uns  wie  im 
Auslände  wesentlich  mit  von  der  Entwicklung  der  öllent- 
lielien  Din^e  im  practischen  T.eberi  abhängen.  In  dieser 
HiDsicbt  mut»B  das  Zurtlckgehen  auf  nationale  Wirthschafts* 
poUtik  und  der  entschiedene  Fortschritt  zu  einer  positiven 
ätaatswirthscbafts-  und  Soeialpolitik  —  naeh Bodbertus' 
riehtigem  Programmwort:  Die  Volkswlrthscbaft  raus«  mehr  Staats- 
I  wirtbschafi  werden  —  oder  m.  a.  W.  die  Hinwendung  zum  „Staats- 
social israus"  und  die  finanzielle  Voraussetzung  dafür,  eine 
j,.«ocia!e  Finanzpolitik"  von  grossem  Eintiusse  auch  auf  die 
l^ioanzwissenscbaft  werden.  Eine  solche  Politik  erscheint  mir 
ebenso  berechtigt,  als  unausbleiblich,  wenn  die  grössten  inneren 
Kstastrophen  vermieden  werden  sollen.    Es  ist  hoch  erfireuHch, 
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dass  das  junge  Deatsche  Reich  hier  mit  gewohnter  preassischer 
Energie  den  neuen  Weg  betritt,  sich  gelbst  zum  Ruhme,  allen 
anderen  Culturstaaten  zur  Nachahmung.  Die  bisher  in  der  Theorie 
noch  so  vielfach  angefochtene ,  in  der  politischen  PraxU  als  uner- 
hört geltende  ,| sociale  Steuerpolitik^^,  welche  in  diesem  Werke  in 
dieser  Weise  zuerst  Tertreten  wurde,  hat  iu  den  Motiven  snr  ersten 
Unfallversieberungs-Vorlage  im  Deutschen  Reichstage  und  noch 
allgemeiner  und  priiicipieller  in  der  Kaiserlichen  Botschaft  vom 
17.  Nov.  1881  im  prächtigen  Lapidarstyl  ihren  Ausdruck  und  ihre 
Anerkennung  gefunden.  Ein  solcher  Vorgang  in  der  Praxis  wird 
von  der  Theorie  auf  die  Dauer  nicht  ignorirt  werden  küouen  and 
xnr  ToHen  Herrschaft  der  „socialen  Phase'^  in  der  Finanawissen- 
Schaft  der  Gegenwart  das  Seine  beitragen. 

Ich  habe  hierauf  schon  in  meiocr  Abh.  dirccte  Steoem  in  Scliönberg'i»  Hand* 
buch  U,  170  UngeviMen  «od  viedeiliole  ea  hier  absichtUeh  atch  gcgenOfaNBr  Beaer- 
llcher  Polemik  gegen  diese  Auffassung.   Vgl.  aus  den  geo.  Motireii  der  Uofallversich.- 

vorl^L'"  II.  A.  die  folg.  Sätze:  ..dass  der  Staat  sich  in  höhrTcm  Maasse  als  bisher  aei- 
iier  hiUsbedUrüigco  Mitglieder  annehme,  ist  nicht  bloss  eine  Püicht  der  Hajaaaitat 
u.  d€S  Ghristenthoms,  ?ou  welcher  die  staatlichen  Einrichtungen  durchdroBgeo  sein 
SoUeo,  sondern  auch  eine  Aufgabe  staatscrhaltcnd  r  Politik«  welche  das  Ziel 
ni  verfolgen  hat,  auch  in  den  besitzlosen  Klasstii  der  Bcv  lkcrunjc,  welche  zugleich 
die  zahlreichsten  ii.  am  wenigsten  unterrichteten  siml.  tiie  Ans»  hauun;;  /u  pflege u. 
duss  der  Staat  nicht  bluss  eine  noihwendigo,  «»oadem  auch  eiite  wohlthatige  Anstalt 
sei.**  ....  «,Dis  Bedeilieii,  dasa  in  die  Gesetzgebaug,  wenn  sie  dieses  SUd  reiMge« 
ein  soo  iaiistisches  Element  eingefiihrt  werde,  darf  von  der  Betretung  diescb 
We^^e«  niclit  abhalten.    Soweit  dies  wirlilich  der  Kall  i-^t,  handelt  es  sich  iiicht 
um  etsras  ganz  lieaes,  sondern  tun  eine  Woitercntwicklang  der  aus  der  christlichen 
GesittODg  enrsolisenen  modernen  Staatsidee«  nach  welelier  dem  Staat  neben  der  de* 
fcnsiven,  auf  den  Schutz  bestehender  Rechte  abzielenden,  auch  die  Aufgabe 
obliegt«  durch  ztreckmä.Hsi)irc  Einrichtungen  und  durch  Verwendun«r  der  zu  sei- 
ner VerlUguug  stehenden  Mittel  der  Uesainmthoit  das  Wohlei gehen  aller 
seiner  Mitgueder  und  namenttteli  der  sclivaclien  nnd  hÜfiibedttrftigen  positir  zv 
fordern.    . . .  Atteh  die  Uesoifniss,  dass  die  Gcset/4?ebnag  nof  diesem  Gebiete  nam- 
hafte ErfLtlg^e  nicht  err<2ichen  werde,  ohnt»  die  Mittel  des  Reichs  und  der 
Eiuzclstaaten  in  erheblichem  Maa^se  iu  Anspruch  zu  nehmen,  darf  von 
der  Betretung  des  Weges  nicht  abhalten.  Denn  der  Werth  ron  Maaasnahmen,  bei 
welchen  es  sich  um  die  Zukunft  des  gesellschaftlichen  und  Maatlichen  Baslands  han- 
delt, darf  nicht  an  den  Geldoi»fern,  welche  sie  rielleicht  criurdern,  gemessen  wer- 
den." —  ü.  ähnlich  ist  allK'omeincr  noch  in  der  Kai!-.  Botschaft  v.  17.  Nov.  l^Sl  die 
Ucdu  von  riiiuea  „zur  i^u^itiveu  l  urderung  des  Wohls  der  Arbeiter"',  namcnilich  von 
(lewähning  ««grosserer  Sicherheit  n.  Ergiebigkeit  des  Beistands«  anf  den  die  Hiif^be» 
dürftigen  Anspruch  haben",  ii.  v.»n  ..einem  höheren  Maass  staatlicher  Fnmrge,  als 
ihnen  (speciell  den  Arbeitsinvaliden i  bisher  hat  zu  Thoil  werden  können."   Dass  hier- 
für ..ohne  die  Aufwendung  erheblicher  Mittel  "  nichts  zu  erreichen  sei«  rerhohlt  sich 
die  Botsöhnft  nicht  Einstweilen  fon  einem  grossen  Theil  der  .«oiEantBchen  MelBiBfc** 
abgelehnte,  verspottete,  aber  im  Zusammenhang  der  Secial-  n.  Finanzpolitik  betrachtet 
durchaus-  der  Erörterung  wenhe  Ideen  u.  PlÄnc.   «rrosse  Erwerbsquellen  der 
Priratwirthschatt  dieser  zu  entziehen  und  nach  einem  neuen  „Liega*  i 
lisirnngsprineip"  dem  Staate,  znm  Zweck  specieller  Leistungen  fttr  { 
die  unteren  Classen,  zu  Qbcrtragen«  solche  Ueen  u.  Pläne  mochten  in  nicht 
all/iiforner  Zeit  /.n  den  r  'j-i  Itn^issirron  Objecten  zShlen.  welche  die  Finanzwi<sf»nscbaft 
in  der  nsocialen  Phaso"  der  1  inanzpolitik  zu  behandeln  haben  wird,  —  wie  z.  B.  die 
Constitoirung  eines  Reichs- Tabaitsmonopols  als  .«Patrimoninm  der  Enterbten** 
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lum  Hilt-l'uiids  für  Arbeitener»i«  herunghwe»cu.  irnch  cuicr  sptioidlen  Idee  des  Fürsten 
Bismarck  (nicht,  wie  Oflew  gesagt  wurde,  des  Verf.  dieses  Werks,  der  nur  ähnliche 
Meen,  z.  B.  hinslchUich  der  YerveodoDf  der  Salzsieoer  schon  früher  kundgegebeo 
[i.  Fin.  II.  S.  4Ül]  und  jene  Bisuiari  kVrhc  Ideo  zuerst  mit  im  Pn?)li(  um  vcrbn'itot 
hatl  I>ie  bloss  negative  Kritik  und  die  Äbtruinpfong  solcher  Ideen  mit  i'inein  Sclilai^- 
voit  des  Tags,  wie  ;:»iu  auch  vuit  Mänucm  der  Wi^aeiiächaft  erfolgt  ist,  woliuu  wenig 
ben^en  xegetitiber  einer  nnrerkeiiiibaren  TeodeiiB  der  PraxSs,  eben  derartige  Pro- 
blenie  de?  Social-  u.  Finanzpolitik  zur  Lösung  zu  stellen.  Uic  Rhodus, 
bic  salta.  —  das  wird  für  die  Finanzwissensohaft  in  dieser  neusten  Fntv^  i(  khinfrsphaso 
des  iKÜitiächen,  socialen,  wirthschal'tiicben  Lebens  a.  in  der  eben  dadurch  bedingten 
Pbase  der  FintnzwisMnschift  solclien  Problemen  gegenttba  geitea. 

VI.  —  §.  dO.  Zar  Bibliographie  der  Fin  a  n  zwissen* 
Behaft  Im  VoransgebendoD  ist  nor  in  grossen  Ztigen  ein  Bild 
der  Entwieklnng  der  Finanzwissenscbalt  entworfen  worden.'  Es 

kann  nicht  die  Aufgabe  eines  Lehrbuchs,  wie  des  gegenwärtigen, 
>e\u,  eine  förmliche  Literatnrp^eschichte,  welche  sich  ein- 
gebend mit  den  AVerken  der  eiü/Alnen ,  wenn  auch  nur  der  wich- 
tigeren Autoren  beschäftigt,  zu  geben.  Ebenso  wenig  vermale 
ein  solcbes  Werk  eine  Yollständige  Bibliographie  des  Fachs 
IQ  liefern*  Entspreebend  dem  Voi^ftnger  dieses  Werkel  dem 
Ran 'sehen  Lebrbncbe,  soll  indessen  aocb  hier,  im  Ansehlnss  an 
obige  Skizze  der  Geschichte  der  Finanzwissenschatlt,  ein  Beitrag 
zur  Bibliographie  der  Disriplin,  insbesondere  hinsichtlich  der  neueren 
und  neuesten,  namentlich  deutsclien  Literatur,  seinen  Platz  tiudeu. 

Die  folgende  Uebersicht  Uber  die  Fiuauzlitcratur  beschränkt 
sieh  im  Wesentlichen  auf  die  Schriften  systematischer  vnd  all* 
gemeiner  Art,  einschliesslich  einzelner  monographischer  Arbeiten 
von  Bedentung  für  die  principielle  Anffassong  des  Finanzwesens, 
t'crner  auf  die  Werke  Uber  Finanzgeschichte,  Finanzisiatistik 
und  tlber  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  Die  Special- 
literatar  tiber  die  einzeiueu  Hauptgebiete  des  Finanzwesens  (Steuer- 
wesen, Staatsoiedit  n.  s.  w.)  findet  sieh  in  den  späteren  Abschnitten 
sngeftthrt 

t.  Allgemeine  bibliographische  Uilfäinittel  der  (neaeroD)  Finanzliteratur 
sind:  >Iuldcncr«  bibl.  geogr.  btat.  et  occon.  poL  (GOtt.);  deas.  (jetzt  eingestelite) 
iluttvisseBScb.  BOcbcrschau  in  den  frttberen  Jahrgftiigeo  der  Tttb.  Ztechr.  for  Staats- 
tri»sensch.  Ferner:  0.  Müh  Ibrciclit's  (auch  Jic  fremde  Literatur  vollständig  um- 
fassende) Uebersicht  der  rechts-  u.  staatswiss.  Liter.,  Beil.  seit  lSt5S  jahrlich.  —  Ausser- 
dem  düii'en  drei  gedruckt  voiliegende  Bibliothckitkataloge  hier  genaiiut  werden, 
den.  4er  Hamburger  Commerzbibllotbelt  (Hamb.  ISSi«  mit  Bpiteren  Machtrigoii) 
l.deij.  der  Bibliothek  dos  K.  Statist.  Bureaus  in  Berlin  (1.  Abth.  1^74.  2.  1879), 
WOZQ  jetzt  noch  ilSS2t  «i»^ri  der  nibliolh.  des  Deutsrhon  Reichstags  getreten  ist. 
Die  zwei  cnttgcnanutea  liiüiioiheken  ünd  wohl  die  reichsten  bpecialbibliothokcn  der 
SiiaiavlMe«cba(ten  (im  weitesten  Sinne)  in  Dentscbland«  rdcb  bea.  aoch  an  aus- 
Undiscbcr  Literatur,  die  Berliner  frcilicll  lückenhaft  in  Beza;  auf  iütcro  Werke. 
Dit  lioichstagobiblioihek  beginnt  sich  ihnen  wtlrJig  anzuschlic^^sen  und  ubertrifll  sie 
bereits  ia  eiuzelnca  Zweigen,  allerdings  nicht  in  der  Fiuanziiicratur.  —  Für  die 
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Deneste  in-  u.  auUänd.  Liter,  s.  auch  den  reichhaltigen  Lagerkatalog  No.  30(18^2) 
der  Buchb.  f.  Rechts*  Q.  8taa«8wi^nsch.  Puttkammer  n.  MQhlbrcchC  in  Berlin. 
Das  speciell  die  prenes.  Fliiaiixlitenitiir  betreiloudc  Werk  von  Kletkc,  Liter,  über 
das  Fiiiaiizvcscn  des  prcnss.  Staats.  3.  Aufl.,  lioilin  ISTH.  liefert  zügleich  vielfach 
ein  allgemeines  bibliogr.jpiiisclu's  Hilfsmittel  fUr  die  Kiiian/.literatur.  Eine  kürzere 
Bibliographie,  sy^teuiatisch  gegliedert,  enthält  Gossas  elemeiiti  d  äcieu^UL  d.  iiii. 
UU.  S.  ed.  1882,  deutsch  t.  EhebcTg«  ErianKen  1882,  (hier  v.  A.  mehifftche 
Angaben  über  span.,  ruüs^  poln.,  scandinav.,  holländ..  im^r.  u.  s.  w.  Finanzrcrkc). 
Die  fol^<'ncIe  Ucbersiclit  beschränkt  sich  im  WescntlicheA  ftir  die  fremde  Literatur 
auf  Angaben  über  t'ranzös.,  englische  u.  Italien.  Werke. 

iLEiuselne  Werke  (die  ftitere  Literatur  z.  Th.  nteh  lUiiV 

1.  Aus  der  fremden  Literatur  Uber  Polit.  Ockonomie  im  Allgemeinen. 
Ad.  Smith,  wcalth  of  nations.  b.  V.  s.  o.  S.  41.  —  Ricardo,  principlcs  of 

pelit.  ecoD.,  s.  S.  44.  —  M'Guliocb,  cbeodas.  —  J.  bt  Mi  11.  princ.  of  pol.  ecoo., 
B.  V.,  deutsch  r.  Sotbeer,  2.  Aufl.  in  1.  E,  Hamb.  1864,  8.  590  IK  (3.  Aull.  1870). 

J.  B.  Say,  trait6  diicoD.  poL  8.  e.  S.  49.  —  Simonde  de  Sismondl,  Doar. 
pxinc.  d'econ.  pol.,  ebenda^. 

2.  Deutsche  W'erke  über  Finanzwissenschaft  im  Anschlost  an  die  Werke 
Uber  Polit  Oekonomic  im  Allgemeinen. 

Krug«  AbritfS  d.  Staatsökonomie,  S.  116  bis  Ende.  —  Harl,  Handb.  d.  St.iati- 
wirthsch.  u,  Finanz,  *2.  Abth.  ISll.  —  (iraf  J.  v.  Soden,  NationalAkonomie.  VL  B. 
ISll  (hat  ancli  Jen  besuiiciercn  Ti(el:  Staatsfinanz\vissenschnft\  —  TiiMa  (t  1847'*. 
GruudsMtze  der  öl>ouümiäch-|>ulitii)chen  oder  Kameialft  ia-^eust halten,  2.  A.  Jb  iU.  S.  2öö 
bis  Ende.  —  Schmalz,  StaatäwinhschafislehTe.  IL  152  bis  Ende.  —  Letz,  Hand- 
buch der  Staatswinliscliafislehrc,  Iii.  B.  —  Pölitz,  Die  Staatswissenschaften,  II,  263 
bis  Endo  (2.  Ausg.  1827).  —  Kran*5c,  Nafionnl-  und  Staatsökonomie,  II,  2I8(1S30). 
—  Schäffle.  d.  geseUach.  Sy&t  d.  menschi.  Wirthsch.  Tüb.  1S67,  2.  Aufl.  §.  176 
bla  1T9,  198—220  (bes.  nationaKVk.  Analyse  d.  Staats).  §.  274—284  (Abrisa  d.  Finanz- 
▼IsaeAScb.).  —  W  inh ,  M.  (irundz.  d.  Nationatftk.,  a,  4.  Aufl.,  C5ln  1882,  S.  928^5u6. 

3.  Selbständ^ige  Behandinngen  der  gesammten  Finanzwissenschafc. 
(Systemat.  Werke). 

a.  Deutsche  Werke:  Stochar  v.  Nenforn  (t  1S17).  Uandb.  der  Finanz- 
wisr^enschaft,  Kotlienburg  a.  d.  T.  1807.  IL  B.  —  v.  Jacob,  Die  Staatsßnanzwissenschaft. 
Halle.  1S21.  II.  2.  Ati!,fr.  von  Eisclcn,  1837.  !'clir.  Die  Lehre  von  der  Wirth- 
schaft  dos  Staates,  Leipzig,  1*^22.  —  Fulda,  liundb.  der  Fiuanzwissenschalt, 
Tttb.  1820.  —  V.  Malchus  (f  1840),  (ehem.  wcslfähl.  u.  wünemb.  Finanzminister). 
Handbuch  der  Finauzwissenschaft  und  FinanzrcrvaUnng.  Stnttg.  1830.  II.  ^noch  bente 
wcnlivoll  bes.  fiir  die  pract.  Seiten,  ^'erwnltimir  n.  s.  w.)  —  Schön,  Die  (Jrundsätze 
der  Finanz,  eine  kritische  Entwicklung.  Breslau  1SH2.  (Nur  einzelne  Abhandlunsrcn.') 
• —  Barth,  Vorlesungeu  Uber  Finanz  Wissenschaft,  Augsb.  1843.  —  Gr.  Cancrin, 
(t  1846),  Die  Oekonomie  der  mensehlioben  Gesellschaft  und  das  Finanzwesen.  Stutt- 
gart 1845.  —  Magnus  Graf  Moltke,  Ucber  die  Einnahmequellen  des  Staats. 
Hamburg  1846.  —  Unipfonbnch.  Lehrbuch  der  Finanzwis^cn'-chatt.  II.  B.  Erlangen 
1859.  1860,  (mehr  nur  Grundri>s>).  —  Stein.  Lehrbuch  der  linanzwisseuschaft. 
Leipzig  1860,  4.  Aufl.  jetzt  in  2  B.  1878.  —  Huhn,  Flnanzwiss.,  Lpz.  1805^ 
E.  J  Bergiu.s.  Grandsätze  der  Finanzwis-.  mit  l»t  s:onderer  B<  /:icliung  auf  den  preoss, 
Staat.  Berlin  1S65.  2.  Anfl.  1871.  —  E.Pfeiffer,  die  Staatseiuiirdimmi.  «iVschichte, 
Kritik  und  Statistik  derselben.  Stuttg.  18^6.  IL  B.;  dcrs.  rergleieh,  Zusanimensicll. 
d.  cnrop.  Staalsansg.,  1865,  2.  A.  1878.  —  Bischof.  Katechismus  d.  Finanzwi«.; 
Lpz.  1>70.  3.  A,  1880  (grossenth.  Auszug  aus  Stcin's  und  meinem  Fin.werk).  — 
Parth.  A.  B,  C.  d,  Fin.wi>s.  Gratz,  1^74.  —  Schmidt,  Ropctit.  d.Syst.  d.  all^fcm. 
Fin. rechts  u.  d.  Fin.wisscnsch. ,  Lpz.  1880.  —  v.  Hock,  öd".  Abq^aheii  und  S-'liuldcn, 
Stuttg.  1863  (nahezu  eine  volhitand.  Fin.wisscnschaft  in  prägnanter  Karze,  tibcr  Fiuaiu- 
techniächcs  mit  das  Beste).  —  0.  SchOnberg,  Handbuch  der  polit  Oekonomie, 
Tub.  1882,  B.  II.  1 — 464.  10  frrAssrre  monograph.  Abhandlungm :  v.  Gcffrkun  üb. 
Wesen.  Anfirabc,  Geschichte  d.  l'in.wiss.  n.  üb.  Sta-ifsan^-pabcn .  r,  r.  Scheel  üb. 
ErwerbseinKunltc,  v.  Schall  üb.  Gebühren,  üb.  Autwandsteuern,  üb.  Verkehr-  u. 
Erbsch^tener,  ji  Helferich  Hb.  allgem.  Steii.lchie,  T.  Bieclce  Hb.  Zolle  u.  Zucker* 
steuern,  ?.  A.  Wagner  ttb.  dliecte  Stenern  n.  ub.  Ordn.  d.  Fin.virthscb.  nebst 
Ofl'enti. -Credit   
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b.  Prende  Litorator.  J.  Garnier,  tnM  d«  ünaneea«  3.  M.  Par.  ]872. 

Lcroy-Beaulicu,  traitä  do  la  scicnce  de  fin.  2  ToL,  Far.  1877,  2.  6d.  1S79  (sehr 
reidüUiltig  u.  eingehend  in  Rofr.  d.  frari/.5s.  FinaBzeii).  —  Gandillot,  princ.  do  la 
K.  d.  fin  Par.  Ib74.  —  De  Luca,  bi  ieiiza  d.  fin.  Nap.  185S.  —  Maroscotti,  le 
goanze.  Bul.  Ib67.  —  Zcppa,  la  sc.  liuauc.  Fir.  1870.  —  Gioranclli,  Uulla  bc. 
fnaiiL  vol.  I,  Roma  1877.  —  Morporfo,  la  fioanza,  Fir.  1877.  —  L.  Cosaa«  primi 
elemcuti  di  so.  1  fin.  3.  cd.  Mil.  ISS'i  (liier  Werk«;  in  and.  fremd.  Sprachen  S.  176), 
deutsch  ö.  d.  T.  Grundriss  d.  Fin.wi-»soiisch.,  frei  hcarb.  v.  Ehcbcrg,  Erl.  lbS2  (als 
GniQdriäs  auch  dies  Uccii  Co5t>a's  fi^lcicb  seinen  anderen  sielir  brauchbar). 

4.  Hosofcrapliisch«  theoret  BehaiidluDfefi  von  Hauptgobieten  dar 
Finanzwisaenacbaft  nobst  einigen  grundlegenden  Arbeiten  ttb«r  einzelne  Panel«. 
(Weileres  in  den  späteren  Abschnitten  bei  den  Speciallehren). 

a,  OrdnungdcrFinanzwirthschaftu. d^I.:  Dietzel,  Syst  d. Staatsanleihen, 
Ueidelb.  1855.  —  A.  Wagner,  Ordn.  d.  Osten*.  Staatshaubhaits ,  Wien  1863,  Ab- 
seht. I,  8.  1 — 6S.  (Oberste  Gmndsitze  d.  Pi&anzirifls.  f.  d.  Ordnung-  d.  Staatshnnn- 

b&Itcs.):  ders. ,  Art.  StaattllMlshalt  in  Ucntzsch'  Handwörterbuch  der  Volksvrirdi* 
^chaftilchrc  (lb««>).  dcrs.  a.  a.  0.  in  Schßnborg's  Handb.  II,  413—433.  — 
Laspeyres,  Art.  Staabwirthsch..  Staatiw.buch.  B.  10.  —  Schäffle,  z.  Theorie  der 
Deckoog  des  Suatabedarfs ,  Tüb.  Ztschr.  1883  (B.  39).  —  Knies,  finanzpolit.  Er- 
diternngen,  Heidelb.  1871  (Prorcctoratsprogr.  allgemeineren  Inhalts)  —  Vgl.  auch  die 
ataatsrechtl.  Liter.,  hes*.  über  Budgietreclit,  so  (in  ei  st.  fJesctz  n.  Budget,  ßerl.  1879). 

b.  Beste  uernn?  S.  die  uinfa^seiidcro  Biblioj^raphie  in  B.  H.  S  — 1.*>0. 
U.  A.  MarharU.  Theor.  u.  Polit.  d.  Besteuer.,  Gött.  1^34.  —  J.  G  Hullmaun, 
Lehre  t.  d*  Stenern,  Bert  1840.  —  0.  Sebmoller,  Lehre  vom  Einkommeo  in  ibreo 
Znsammenhangc  mit  den  Grundprincipicn  d.  SteaerleliP-.  Tüb.  Ztsch.  IS63,  XIX,  I. — 
Prondlion.  th/^oric  de  l'impot,  Brüx.  1861  u.  spitter.  —  Eisenhart,  Kunst  d. 
Bötcacr-,  Berl.  186S.  —  Hau  ms,  mod.  Besteoer.,  Heid.  1>»70.  —  A.  Held,  Ein- 
koaneiatener,  Bonn  1872.  —  Henschling,  I'impAt  sor  le  rerenn.  Per.  et  Brox.  1873» 

—  Crtechten  über  Personalbcsteuernnic  von  Nasse,  Held,  Gcnsel,  Graf  v.  Wintzin* 
»rcrod«»  u,  T?i'»s->ler,  I.pz.  IST.*?  (Sdirifien  dc^ü  Vereins  f.  Soc.  Pol.  Ill.>.  — 
Fr.  ).  Neu  mann,  progrcss.  Einkommensteuer  im  Staab-  und  (•em'eindehaodhalte, 
Lpz.  1ST4  (Sdififten  d.  Ver.  u.  s.  w.  VIH.):  dcrs.  d.  Slener  nach  d.  LeistnnitB- 
flbigkfllt,  in  Gonnds  Jahrb.  1S80,  1^81.  —  Verhandl.  dieses  Vereins  Uber  Ein- 
Wincnitener,  Lpz.  1875.  (Schriften  No.  XI).  15  ff'.  —  v.  Scheel,  pronress.  Be- 
^tcncr,  Tüb  ZncH.  Ih75,  XXXI,  273:  dors  .  Erl.schafissteuer,  Hildelir.  Jahrb.  1S75„ 
XXIV,  233;  dies.  Arbeit  selbständig  in  2.  Auii..  Jena  1877.  —  Schaille,  Cirund- 
ätied.  Steoerpolilik,  Tllb.  1880.  —  Esqu.  do  Fsrion,  traite  des  impOts,  4  rol. 
2  6d.  Par.  1^66,  1807.  Cliffe  Leslie,  fimmc.  rdbrnt,  Lond.  1871  (auch  deutsch 
(Oft  BrOmel,  1872.) 

lieber  Co  ii»  in  u  n  aibe s  teu eru  ng  insbesondere:  Di«  Communalsteuerirage, 
10  Gotachteu  d.  Vcr.  f.  Soc.polit.  (bes.  v.  E.  Meier,  Nasse,  r.  Kuitzenstcin  u. 
A  ■.),  Heft  12  d.  yer.schr.  1877.  —  Verhandlungen  darüber  in  d.  Vcr.rers.  z. 
Berlin  1877,  Heft  14  d.  Schriften,  Lcipz.  1S7S.  —  Daraus  bes.  ausgearbeitet  das 
licfcrat  Ton  A  Wa;;:nf«r.  d.  Communalsteurrfrafrc ,  L^^ipz.  1878  ~  R  Fri'edbcrg. 
d.  Be^euer.  d.  Gemeinden,  Bcrl.  1878.  —  r.  Biiiusiii,  d.  Gcmeindcbcstcuerung  u.  d. 
Re&im,  Leipz.  1876.  —  Gneist,  d.  preass.  Finanzreform  durch  Begnlir.  d.  Gemeinde- 
»tcifin.  Beif..  1881.  - 

c  0  e  f  f  e  n  1 1  ich  er  Credit.  Ne  b  e  n  i  u  s ,  ölFcntl.  Credit,  2.  AulL,  1.  B.,  Karl^T.  1 829. 

—  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen,  Heid.  1855.  —  A.  Wagner  Art.  Staatsschulden 
m  StaatswOrterb. .  X.  —  Sötbeer,  Betracht.  Uber  d.  Staatsschuldenwcsen,  BerL 
Yieneljahrsichr.  f.  Volkswirthsch.  1S65,  2.  B.  —  E.  Nasse,  Steuern  und  Stnatsanloiben. 
Tübing.  Zcitschr.  1868,  XXIV.  —  0.  Michaelis,  über  Staatsauleihen  (aus  d.  relisw. 
Virtelj^^rhr'  in  d.  volkswirthsch.  Schriften,  Berl.  1873  11.  —  Eicca-Salerno,  teor. 
gentr.  d.  prest  publ.  Mil.  1S7?>. 

Blondere  deutsche  Fachzeitschriften  f.d.  Fiaan/wiasenscbaft  allein  bestehen 
Bidit,  doch  finden  sich  manche  tinanzwiss.  Specialarbeiten  in  den  alldem,  natökon. 

staatswhfs.  Fachzeitschriften ,  so  in  d.  Tob.  Ztschr.  f.  d.  ire^.  Staatswiss.,  in 
Hildebrand  -Conrads  JahrbUcherir  f.  Nat  ök  u.  Stati^t.,  im  Jahrb.  f.  (u-s.geb.  u.  .s  w. 
dentächeo  Ri>ichs.  in  d.  Beii.  Vierte)j.9cbr.  £  Vull&öwirthscb.    Aus  d.  fcemdeu 
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54  EiulcituDg.  4.  Abächiutt.  Kntwickluiig  d.  Finanzvissciiäcliaft  u.  Litontur.  §.  80. 

Lk.  B.  bes.  4ttf  Juvnü  des  Ectoomistes,  das  Jonn.     tlie  Stttist.  Soo.  te  Loudon, 

den  engl.  Ecoßomist  n.  :A*  in. 

5.  Abriss  der  Fsnaiislelire  in  Werken  der  allgeneinon  Staats- 

wisüenscbaft 

Behr,  Syst  d.  angow.  Staatsl.,  III,  348.  (ISIO)  —  Craij?,  Gruudzttged.  Politik, 
III.  Bd.  deatsch.  I<«ipz.  Ibl6.  —  t.  Aretin.  Staatsr.  d.  eeitstitut.  Monarchie,  fortge^ 
durch  V.  Kotteck.  II.  'm.  (Ib27.)  —  Weber,  (iruudzügc  d.  Politik,  2.  .^50.  (1V27.) 

—  Eist  len,  HaiKibiich  di:?  Systems  der  Staatswissenüchafteu,  S.  2i)l.  (l'^'iS.)  — 
Sclimitthcuüur,  (iruuUrlai»  der  politischen  und  biäturiächcu  Wi^^euä« bai'teu ,  1,  215, 
(18310.)  —  SollOD,  Die  Staatswisaensehaft,  8.  911—860.  (18Si.)  —  RoUock, 
Lehrbuch  der  ökonomischen  Politik  (Jos  YemDiiftrechteä  4.  B.)  Stutr^r  1^  :',  S  22S. 

—  Stahl,  Philos.  .1.  Kcchts,  II,  2.  J<.  120  ff.  —  Waitz,  Politik,  l-*  .:  ^  bl  Ii.  - 
H.  Eüchor,  Haudb.  d.  pract.  Politik,  Lpz.  lSb3,  I,  247  Ü'.  —  Biuui!»chli,  Lelirc 
r.  nod.  Staate,  5.  Aufl.,  Stottgart  t$76«  II,  49$  ff.  u  a.  m. 

0.  Zar  Literatur  der  Finaozfeschichto  (a.  auch  No.  7  v..  b«.  8  ilBten 
Q.  f.  Weiteres  d.  Spccialabschnitte). 

Heeren,  Ideen  Uber  die  Politik  u.  s.  w.  der  Volker  der  alten  Welt,  3.  Auäf^., 
Gött.  1S15,  III.  —  L.  Key  nie  r,  de  Iccou.  polit.  ct.  rur.  des  Pecics,  et  Phcnic,  Gen. 
et  Par.  ISI'j  .  <li:l.  des  Arabes  et  des  Juifs,  1820:  d^^l.  dos  Egyptiens  et  Carthagiu.. 
1823;  djrl.  des  (jrccs,  1825.  —  Ganilh,  Essai  politique  sur  le  revcuu  puWic  de- 
peuples  de  l'antiquitc  du  nioyen  apre  et  des  «^iAcIes  niorltM'iies.  P.  ISOi'i.  Neu«.  .Vuä>g. 
1S23.  II.  Bd.  (grössentheils  Uber  Frankreich  und  Eiiglaud)  —  Bockh,  Die  Staatä- 
hansbaitung  der  Athener,  Berlin  1817.  IL  2.  Ausg.  1850. 

Ueber  Rom  ist  die  ältere  Hauptschrift:  Barmann,  de  vectigalibus  populi  Ko- 
mani.  Leid.  1734.  —  Hegewisch.  Histor.  ycr5.uch  «bcr  di«^  rt^m.  Finanzen,  Altona, 
lb04.  —  Bosse,  GrundzUge  des.  Fmauzweseus  iju  römischen  Staate.  Braun&chwoig, 
1806.  7,  n.  ^  Becker,  Handbach  der  rftau  Alteithttmer,  fortgea.  v.  Kar  q  aar  dt, 
3.  Tbl.  2.  Abih.  1S53  (cntbilt  Finanz-  a.  MiUtftrwesen),  neoe  Aofl.  Röm.  St  latsvcrw.  B.  2, 
Lpz.  S.  76— 30S.  1S7G,  —  Mommsen,  mm  S-uitsr.,  Lpz.,  1*^74,  11,  1.,  400  I!.,  596  fl'.. 
II,  2.  (Ib75),  929  ff.  »~  Bouchard,  etude  sur  laduiinistr.  des  fiuaiices  de  ^cmp^ 
Romain,  Par. -(1874).  —  v.  Gosen,  röm.  Fiscus,  Tüb.  Ztsch.  28.  —  Rodbertas, 
z.  G(  ^<  h.  d.  rOm.  Tributsteuer  u.  s.  v.,  in  Hildebr.,  Jahrb.  B.  4,  5,  8. 

11  u Ilm  an  n,  Deutsche  Finauzgeschichto  des  Mittelalters.  Berlin.  ISüö.  (Sur 
das  Finanzwesen  des  ganzen  Reiches,  nicht  der  einzelnen  Lande,^  —  G.  Wsitz. 
Deutsche  Vcrfassungsgeaebichlc  pa^s. .  bisher  S  Bande,  d.  alteren  in  neuen  Auflagen. 
*B.  8.  Kiel,  1878.  Fttr  die  einzelnen  K]iochen  s.  bes.  die  Kapitel  über  d.  Finanzve6ea 
(so  B.  S,  S.  216  —  414").  —  Zenmer,  d.  deutschen  Städiesteucru,  insbes.  d.  stüdt 
Reichssteuern  im  12.  u.  !M.  J.h.  Leipz.  187S  (Schmoller's  Forsch.  I,  2).  —  Lang, 
bist.  Entwickl.  d.  deatschcn  Steuerrerfass.,  Berl.  u.  Stett  1793.  —  Ilse,  Gesch.  d. 
dontscben  Stcaenresens  1.  Abth.  Giossen  1844.  —  G.  ScbSnberg,  Fln-reiliUtolsse 
d.  St.  Basel  i.  14.  u.  15  J.h.  Tül..  1^70.  —  TOppen,  d.  Zinsverfass.  Preussena  unter 
d.  Herrsch,  d.  Deut^chen  Ordens,  Ztschr.  f.  preus'!.  Gesch.  B.  4.  —  Kotclmann,  d 
Finanzen  Albr.  Achills,  cbcndas.  B.  8.  —  G.  Sc hni oller,  d.  Epochen  d.  preoss. 
Fin.polit^,  Jablb.  f.  Gcs.geb.  u.  s.  w.  i.  Deutschen  Reich,  N.  F.  I,  187T  S.  38—114.  — 
Klowitz.  Steu.vcitas?.  im  Iler/ogth.  Magdeburg.  Berl.  1797.  —  Kries,  liist  Ent- 
wickl. d.  Steu.verfass.  in  Sihlesi.  n,  Bn  ?!." ISl'i.  —  Kirdcl.  d.  Brand,  preuss.  Staats- 
haashalt  in  d.  beulen  1.  f/t<'ii  Jahrhunderten.  Berl.  l^^)()  (ipielLmässig).  —  Krufr. 
Geacb.  d.  preuss.  Staatsschulden,  hcr.geg.  v.  Bcrgius,  Breslau  1861.  — •  ?.  Bosse, 
Darstellnng  des  staatavirthsehafilioben  Zustanden  in  den  dentMhen  Bondesataatea  aof 
seinen  geschichtlichen  Grundlagen.  Braunschweig,  1820.  —  Falko,  Gesch.  d.  Deutschen 
Zollwescns.  Lpz.  1S69.  —  Hoffmann,  das  Finanzwesen  von  Wilrtemberg  zu  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts.  Tübingen,  1S40.  —  Oberleitner,  0<»torreiclis  Finanzen 
anter  Ferdinand  L,  Wien,  1859;  ders.,  Finanzlage  Nieder-Oesterreleha  im  16.  Jabr- 
hundert.  Wien  1S6S:  ders..  Finanzlage  der  deutsch-östcrreich.  Erblande  im  J.  1761. 
Wien,  1S65.  —  Schwabe  v.  Waisen  freund,  Vers,  einer  Gesch.  d.  österr.  Staats-, 
Credit-  u.  Schulden wesens,  Wien  1860  Ü..  —  J.  v.  Hauer,  Beitr.  z.  Geach.  d.  osterr 
Finanseo,  Wien,  1848,  5  Hefte.  —  A.  Wagner,  z.  Gesch.  n.  s.  w,  der  JVsterr. 
Bancozettelperiode,  Tub.  Ztaobr.  1S61  u.  1S63.  —  Yocke,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Em- 
kommen^tener  in  B.iiorn.  Tüb  Ztschr.  B.  20  u.  21.  S  im  All;?em.  sonst  die  W  crke 
aber  deutsche  Staats-  u.  KecUtsgescliichte  (wo  Eichliorn  auch  Uber  das  Fioaoz- 
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veseA  inLmcr  noch  das  Beste  u  Eingchendstö  giebt)  u.  uhcr  allgemeine  deuttckd 
iL  Texritorialgeschicbte,  »o  Droyt>en's  Gescb.  d.  preuss.  Politik. 

Silclair,  Hibtory  of  tbe  public  memid  of  the  British  empire.  S.  Edit  1808. 
UL  —  Hadox,  History  etc.  of  th.-  cxcboquer»  2.  ed.  Load.  1769.  —  Giioist,  eogl. 
Venraltiiogsrecht,  2.  A.  2.  B.  Berl.  l*^»n.  passim.  —  Vocke,  Gesch.  d.  Steuern  d.  brit. 
fiflicba,  Leipz  —  EOfler«  Gcscb.  d.  eugl.  CiriUiütc.  StuUg.  1S34.  —  Dowell. 

iketeli  €f  tiM  bist  of  tozes  in  Engl.  Lond.  )b76  ff. 

Froamanteau  (peendonym).  Le  secrct  des  fioances  France,  ISöl  Auf- 
lählang  aller  ElDDabmen  und  Ausgaben  des  SO  jährigen  Zeitraums  von  1550 — 1580, 
rgL  T.  Mobl,  Goäcbichte  und  Literatur  der  btaaUwissenschaft ,  III,  III.)  —  de 
Forbon nai 8«  Becherchcs  et  conäidcratious  sur  les  finances  de  la  France  depais  1595 
jatqif«!  1721.  Balo.  1738.  IL  4«  u.  Liöge,  175S.  VL  S*».  —  Ar  neu  1.1.  Histoiro 
gin^rale  des  finances  de  la  Fraoce,  Par.  ISOl,  4".  —  de  Mon t hi on.  Partieulantes 
••t  obsemtions  sur  les  mini:>tres  des  finarices  de  la  Franee  les  plus  eclrbres  depuis 
lüGU  ^U!>4U  cu  ITDl.  Par.  Iäl2.  —  Brci>son,  Histuirü  liaancicre  d«i  la  iraiice.  Par. 
lbt%.  II.  (ffleistentheild  ans  Montbion  abgeschrieben).  —  Bailly*  Histoire  fioandöre 
de  la  Fraucc.  1S:50.  II.  (bis  17S6.)  —  Die  Discours  pr^;liminaires  ron  Pastor  et  vor 
if^h  von  dcDi^  »II  bcrausgc^rebenen  Thcilen  der  Ordoimances  des  rois  de  France, 
tiaad  15 — 1^,  LüLiialten  ebeuf.  die  ältere  franzDsi&cbe  Finanzgeschichte.  —  ClamageraD, 
litt,  de  rimput  en  France.  3  foL  Par.  1867 — 76.  —  de  Neriro,  Les  finaoees  fran^isos 
34)09  i'ancieuQo  monarchie,  la  rcpublique,  le  consiilat  et  l'empire  P.  1863.  IL  B. 
Forts,  soos  la  rc?tauraiion.  1S65 — Ö8.  IV.  B.  —  ^  uiiry  6tudes  sur  1-^  n'-gfirae  fin. 
L  L  France  SFaut  ia  rövolution.  Par.  IS78.  —  Obcrleitaer  Fraijkr.s  Fin.Yerhalt- 
ause  nnt  Lodir.  XVL  Wien  1866.  —  d'Audiffret,  aper<;tt  du  crM.  pnbL  etc.  de 
1789— 1S60,  Par.  1S61.  Dgl.  bis  1873,  Par.  1873.  —  Tripier.  la  dcttc  pnbl.  cn 
France  1789—1873,  Par.  1873.  —  v.  Wolff,  d.  Staatsrentenschuld  in  Frankr. 
Li>z.  1875.  ~  Cabn,  G.,  Colbert«  i,  d.  Tub.  Ztscbr.  f.  Staat&wiss.  B.  25.  bes.  B.  26, 
S.  390  ff. 

7.  Zur  FinanzstatistiL 

S.  oben  §.  1U,  S.  25.  Hauptwerk  immer  noch:  v.  Gzörnig,  d.  ?  ti  rr.  Budget 
im  Vergleich  mit  jeiiea  d.  vorzüjrl.  and.  curop.  Staaten.  Wien.  1SH2.  Eiue  neue  Be- 
AiUatuiig  diottca  haibamtl.  Weikä  durch  ein  btatist.  Bur.  wäre  erwünscht.  —  F.  Cohen 4 
ilodM  sur  les  imputs  et  snr  ies  badgets  des  princip.  6tats  de  TEnrope  Par.  1863  ^ 
rC/öruig,  Einriebt. tlb. Budget, Staatsrechn. n; s.  w. in renchied. Staaten.  Wien,  1SG6. — 
ü.  Block,  l'Europe  poL  et  soc,  Par  1860.  ch.  3.  —  Der».  Annuaire  d'6con.  pol. 
A  de  siMt^  jäbrlich.  —  Kolb,  Ilandb.  d.  rcrgL  Statistik.  —  Goth.  Almauach,  die 
Kiepldaten  fUr  alle  GoltOKStaaton  jUirL,  in  den  letzten  Jahrgängen  gegen  frtther  sehr 

fciali»irt  —  Mehrfach  Antsützo  in  dorZeitschr.  f.  Kap.  o.  fiento.  —  Publlcationen 
internaL  Statist.  Cougresses  über  Finanzstati-tik,  bes.  der  grossen  StSdte  ;v<.rn  Pester 
4ädt.  Bur.  bcüorgt).  1.  vol.  1877  it.,  Jahresbuiletin  kurzer  ausserdem.  —  Die  Arbeiten 
der  vergleichenden  Flnan/^tatistik,  vorneml.  ttber  deutsche  VerhUtnisse,  aber  mit  Ver- 
.,'Icichuiigcu  fremder,  von  Ph.  Gerstfeldt,  bes.  Beitrlge  z.  Beichsstoocrfirage  0.  s.  ir« 
Uip/.  lb7J,  ferner  vergleicbcnde  Zahlen  u.  Bilder  i.  Rcichssteuerfrage,  Leipz.  1881.  — 
Cebcr  ihren  betrellenden  Staat  bring-  n  die  amtl.  Statist.  Bureaus  bes.  in  den  ,.Jahi- 
btlcheru '  vergleichend,  »tatiat.  Daten  f.  liaij^tue  Perioden  (Deutsches  Boich,  Prcusöcu, 
OoMeneich,  bes.  Italien  q.  a.  m.)  Oeber  Qommnoal-Finanzstfttist  s.  bes.  die 
tt.  gea.  neuereu  preuss.  Publlcationen. 

Regelmässig  tindeu  sieh  geschichtliche  Ausfahrungen  und  statiit.  Daten 
ut  den  W  erken  der  lulgendcn  lUibrik,  natürlich  von  verschiedener  Ausdehnung. 

8.  Znr  Literatar  Iber  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten,  (weiteret 
ia  deo  Specialabschnitten). 

Deutschland.  Gebiet  des  ehemaligen  Deutschen  Bundes:  v.  Keden, 
<T  1857;,  AU^^emeine  vergleicheudo  FinauüSUUistik,  Darmstadt,  1851—56.  II  B.  in 
4  Abtheilaugen.  Es  sind  bloss  die  dentscben  Staaten  abgehandelt  Bd.  I  enthalt  die 
nm  dentscben  Staaten.  Bd.  II  Prcu^sen  nnd  Oestetreich. 

Neues  Deutsches  Kelch:  A.  Wagrner,  Beichsfinanzwesen  in  v.  Helt/en- 
doiffs  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  B.  1  u.  3  (hier  bes.  Uber  die  Kriegsfinanzen  1870—71). — 
ZtUreiche  Abfaandlongeu  und  Mutet ialiensammlungcn  über  alle  wichtigeren  Gebiete 
lies  D.  Finanzwesens  (r.  f,  Anffsess  n.  a.  m.)  in  Hirth's  Annalen  d.  D.  U.  -r 
Jskih.  d.  nmtL  Smtist  d.  pmaisisch.  Staats,  IV,  2,  S.  215  ff.  —  Statist.  Jahrb.  t  d. 
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$6  SinleUujig.  4.  Abäcbniit.  Entwickiang  d.  Finanzwisaonachaft  a.  Litentar.  30. 

Deotsche  Reich.   Lpz.  1>S>2.  Berl.  1882,  S.  148  if.   Zoll-  u.  Steueratatlstik  auch  in  d. 
.«Statistik  d.  D.  BcicLs>",  bes.  in  d.  MonatalicfceD.  —  W  e  ber,  d.  D.  Zollrcrciu,  Lpz.  1869, 
•2.  Aufl.  1871.  —  üeber  du  Beicbsfinanzrecht  a.  bes.  ?.  Bdnne's  n. Laband's 
•WeriCQ  über  das  Staatsrecht  d.  Deutschen  Reichä.  ... 
Tünzcliie  Staaten         hont.  Deutsrlicn  Kcichs: 

Preusseii:  Kletke,  Literatur  Ub.  d.  Fiuanzw.  d.  prcusü.  Staates,  ^i.  Aufl.,  Bcri. 
1S76  (sebr  lleissig).  —  t.  Bcguelin,  histor.  krtt  DaratelL  der  Acdse«'  v.  ZoUrerfass. 
iu  preuss.  Staaten.  Bcri  1797.  —  Borowski,  Abriss  des  praktiscbca  Kamend-  nud 

Finanzwrs.  in  dou  K.  prctis^i.  Sfanfnn.  .T.  Ausir.,  II..  R-rlin  1805.  —  B  fn  z  en  b  e  r  g-, 
Prcusseiis  (icldljaushak  u.  neues  Steucrs^ysleui.  Leipzig:  1820.  —  (v.  BeibnitzV)  über 
Prcussens  (leldhaushalt  u.  .s.  w.  Berlin  1821.  —  Ilansemann,  Prcassen  u.  Frankreich, 
siaatswirthschaftlich  u.  politiscb,  2.  Aufl.,  1>>34.    (Gegen  den  Verfasser  trat  Kaaf- 
maiin  auf,  den  wieder  Springsfeld  zu  bekämpfen  suchte.')  —  7.  Bulow-Gom- 
morovir,  Preusscn.  Berlin  1^12.  8.  A. —  Bergt  us.  Ppmis-«.  Znstiinflc,  Münster  1S44: 
desä.  Grundsätze  d.  Fiuaiuwiha.  init  bes.  Bezieh,  auf  d.  prcu^ä.  btaat.  Berlin,  2.  Aufl. 
1871.  —  D  i  et  eri  c! ,  Tabellen  and  Nacbriebten  fOr  den  prenss.  Staat  für  das  Jihr-1 849. 
IV.  B.  IS53.  —  Schimmelpfennig,  d.  preuss.  directcn  Steuern  2  B.  8.  u.  4.  A. 
Potsd,  1859;   dcrs.  die  preuss.  indin^rten  Stouern,  2  B.  3.  A.  Berl.  185S.  — 
Kasso,  Bemerk,  über  d.  prouss.  Steuersyst.  Bonn.  ISlil.  —  v.  Czöruig,  das  d>terr. 
Budget  etc.  I,  281.  —  Jabrbacb  für  die  amtliebe  Statistik  des  prenss.  Staal».  8.  Jahr- 
gang 1869,  S.  357 — 578  (Einnahmen  u  Ausgaben  ron  1860— 69\  —  Audi  4.  Jahrg.. 
2.  .\lj(h.  S.  245  fr.  (1874—76).  —  Richter,  das  preuss.  S'aafs^rhuldcnwcsen,  Berl. 
18Ö9.  —  Dieterici  (jun.).  Gesell,  d.  Steuerref.  in  Prcussen  von  ISIO — 20.  Beri. 
1S75.  -7-  S.  auch  J.  G.  Hoffmnnn's  Lehre  7.  d.  Stcoem,  BerL  1840.      t.  Czad- 
nochoWski,  St.  u.rcform,  F!D.poI.  n.  s.  w.  in  Preussen,  Berl.  1873.  —  WissmaBn. 
d.  SfcMiorwesen  d.  preuss.  Monarrhi<^.  Berl.  IST,"».  —  Ucber  Communalfiii  an7- 
st'iti-tik:   L.  Herrfurth,  Beitrage  z.  Finauzatatistik  d.  Gemeinden  in  Preus>j>en, 
£rg;iu/i.h.  6  d.  Ztschr.  d.  i)reuss.  stat.  Bur,  1879:  Uerrfurth  u.  Studt,  Fin.stat 
d.  Kreise  d.  preuss.  Staats,  Ergh.  7,  1880;  Beitrüge  z.  Statist  d.  Gemcindeabgabeo 
in  Preusscn  (auch  Stat.  d.  Kreisa))<ra1)i'u\  Erg.h.  9,  18S2.  1. rstfo  1  d  t .  SiaJte- 

finanzen  in  Preus.sen.  Lpz.  1**S2  (Schmollcrs  Forsch.  IV,  J  ,  —  S  taa  tsfi  na  nz- 
recbt  bes.  in  v.  Könne's  preuss.  Staatsrecht  ^4.  Aufl.).  Ein  allgeinciues  Werk 
Ober  das  preuss.  dentscbe  Finanzwesen  Im  Ganzen,  wie  die  Weike  von  Stockar  ron 
N^oforn-Hock  über  Baiern,  ?.  Hock  u.  v.  Kaufmann  über  Frankreich  fdilt 
leider.  Einen  beztiirl.  Abriss  giebt  ?.  Oesfeld,  Prcusben  in  Staatsrecht!,  u.  s.'W. 
Bezieh.  Berl.  1871,  II  1—183.  ■  . 

Andere  dentscbe  Staaten:  HOck,  Grundlinien  der  Kamemlpmxli,  -Tttb. 
1S19  (ist  gröastcntlieils  Finanzstatistil).  —  Dessen  Materialien  zu  einer  l'iuanzstatistik 
d-T  dt  iitsrhcn  Piiiidcäsfaatcn.  SchinaU.  1823.  —  Geret.  Systomat.  I\<_portoriuoi  der 
königi.  baier.  Finan/Tcrordnungen.  Ibl2.  1825.  IL  dessen  Samml.  nngedrucktcr*  Ver- 
ordnungen. —  Rndbart,  lieber  den  Znstand  des  K.  Baiern,  Erlangen  1827.  IlL  B. 
Erl.  1827.  —  K«StOckar  ron  Nenforn  (Sohn  des  oben  genannten.  +  1865),  Hand- 
bnch  d<'T  g(\san  in*  Ml  l'inaiizvervaltung  im  Königreich  Baicrn.  Raudi  rir.  l'^5T.  'S.  Anfl. 
V  J.  Hock,  cb.  lsS2  -83.  —  Vocke,  Uber  d.  baier.  Fin.  in  d.  Ztschr.  d,  baicr. 
Stat.  Bur.  heroosgeg.  von  G.  Mayr,  1870  U.  2,  3,  1^71  II  1,  2,  3,  1872  H.  2,  5 
(Statist«  Einn.,  bes.  dir.  n.  fndlr.  Stenern,  Staat>eigcr)th  ,  Untemelim..  dann  Aus- 
i;al)en\  —  Ch  1.  Herdegen,  WUrtemberirs  Staat^l^au^halt,  Stuttg.,  1848.  —  Hoff- 
mann,  Da»  wu  rtemberg.  Finanzrecht.  I.  Tübiuaron.  1857.  Rieckc,  in  d.  Würt. 
Jahrb  1861,  1871—74  tibcr  Wurtemb.,  ders.  Verfass.  Verwait.  n.  Staatsliansh.  d. 
K.  Wttrt  Stoltg.  !S82.  Oeber  d.  Finanz,  d.  Kirr.  Sacbsen  in  den  letzten  Mr- 
zohntoD  b.  V.  Nostiz  in  d.  Sächs.  Stat.  Ztschr.  1*^7'  .  —  Übbelohdo,  ücber  die 
Finan^^n  d-js  Könisrreichs  Hannover.  18-51.  —  Lehz^*n  r+  1S55).  Hannovers 
Staat>bau&halt.  1853 — 55.  IL  B.  —  Amtliche  Beiträge  zur  Statistik  der  Staatütiuanzcn 
Grossb.  Baden.  Karisrobe,  1 8S 1 .  4^.  Ven  dem  Minister  Begenaner  boflkti«- 
gt;p;eben.  —  Regen  aucr.  Der  Sinat^hanshalt  des  GfOSSh.  Badrii.  Karlsr.  18K3.  — 
Ei^enbrodt.  Haiidb.  d'-r  Grus>h.  H  ess.  Verordnungen.  II.  II  I^^IT.  —  v.  Hoff- 
iD'ann,  Beiträge  zur  näheren  Keuntuiss  der  Gesetzgebung  und  Vcrraltung  des  Groäsh. 
Hessen.  Glessen.  1882.  —  Baor,  Handb.  d.  dir.  Stcucrwes.  U;  s.  v.  in  Hessen, 
L  B.  Heidelb.  1868.  —  M.  Wiggers,  d.  rinanzvcrhältnissc  d.  Grossh.  Mecklcnb.- 
Sch worin,  Berlin  1 866.       Balck,  Fia.rerbiltnisae  in  Mecklcnb. •Schwerin. 
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Wiacar  1877.  —  Denkschr.  üb.  d.  Fin.  v.  Els.-Lothr.  Strassb.  1875.  —  Grad, 
'riMisidir.  siir  Ic>  fin.  etc.  do  l'Altäace  Lorraine,  Par.  1ST7.  ■—  Rnrkhard,  Ilandbudi 
<iec  VerwaltQDg  im  Gro&»h.  Woimar-Eiseoach.  }S44.  S.  517.  —  Ueber  Hamburg 
iiderStAdsUk  d.  bamb.  Staats,  H.  3  and  4.  —  GrSnln;^,  zur  Roforai  der  brcmischon 
FioaDzcn,  Bremen  ISCT. 

0«  -t-rroi«  b:  A.  r.  MalinkoFski,  Hand)).,  /imachst  für  k.  k.  Kamcr.il- 
beamte.  U  ieii,  15>40.  II.  (Abriss  des  österreichischer»  Finanzwesens).  —  do  Tengo- 
bor?ki,  Dc:*  fiiiances  et  da  credit  public  de  l'Autriche,  Par.  1843.  II.  B.  Deutscli 
1S45.  Dagefen  dio  8  folgenden:  Wiesner,  Ronlseb-politiscbo  AritbBielik,  Letpzif, 
1S44.  II;  A.  Tcli-  l<n.  fnddtcl?).  Die  Geldangelegenheiten  Oesterreichs.  Lcip/.i^;. 

vNur  zum  Theil  tinan/.wissenschaCtlich.) ;  L.  Jo h n.  Anti-Teboldi.  Leipzig,  l'^  iS.  — 
Uabner,  Oesterreichs  Finanzlage,  1848.  —  f.  Czörnig,  Oosterrcichs  Noujte- 
^n^  5S,  Stntlgnrt  1858.«.  IIQ.  Deav.  Das  Osterreicbiacbe  Dudf^et  tat  1S62 

iß  Verrieichiing  mit  jenom  der  rorzughchcren  anderen  europäischen  Staaten,  II  B. 
LA-  \Vif»n.  I**tl2.  —  Wagner,  A..  Ordnung^  «I.  ö-for»- -i-  h  Staatslianshalts,  Wien  l&tiS. 
—  Ders ,  Uc^tcrreichs  Fiuanzoo  (bistor.  stat.  Abriss  bis  18(W)  im  d.  Staatüv^rtcrb. 
vn,  $9S — 646  n.  din  btercit.  Abbandl.  Dors.,  Oesterreicbs- Finanzen  seit  den  Prioden 
von  A'illafranca  (1859  —  63)  in  „Unsere  Zeit"  ISß.S.  —  Angerstein,  25  J.  tet 
liD.polit.  1S4S  — 73,  2.  A.  Lcipz.  1874.  —  de  Mttlinen,  lin.  de  TAutrichü,  Paris 
«t  Yicnne,  lb75.  —  Neuwirt h,  Bank  u.  Val.  in  Oesterreich- tnarani,  2  Bde., 
Leipzig  1878  —  74.  -^  H.  Wirth,  Oestorreichs  Wiedergeburt,  Wien,  1876,  S.  309  ff. 

A.  Beer,  Oest.  Fin.  L  10.  Jhrh.  Wien  1877.  —  Ders.  d.  St«tt8bau>}ialt  Ocsterr. 
^'T^nrns  «eit  \^C>^  Prag- 1^^*!!.  —  T  .  n  .r  f  \s  finanros-  delaHongrie  et  do  rAntriclio, 
!>Ö7 — 77.  Par.  18^1.  —  Horn,  l  Jigai  lis  Fin.lajfe,  Wien  1874.  —  Dossnry,  (>run<l- 
züge  d.  fcterr.  Finaoz/fescsctzkundc,  Wien,  1855.  —  v.  Chlupp,  Handb.  d.  dir. 
Stenern  (Im  OcstV  6.  A.  Lpz.  1877.  Konopmk  q.  v.  Mor,  2.  Aofl.  r.  Rlonski 
^  s^irirt,  Fiii.gcsctzkundc  d.  öst  Kaiserf-taats,  2.  B.  Wien.  1880.  —  Hancl.  d,  österr. 
Meoergesetze.  Mies  —  Wien  1^79,  1880.  4  B.  —  f.  Pftclier«  chnuk.  Fitt.notb  in 
Otätcrr.  Zürich  1888. 

Orossbrltannfen:  v.- Kanin  er,  D.  britische  Bestoneningssysiem.  Beriin  1810. 
(Betrifl\  auch  andere  Eiiikttnflo.)  —  Dess.  England  im  Jahre  1885.  Boriin  1886.  IL  B  — 
Lowe,  England  nach  seinem  gejrcnwRrtijren  Zustand.:,  ria(*h  dem  Ei^gl.  v.  Jacob. 
Leipzig  J823.  —  Parnell,  On  finuncial  reform.  2d.  ed.  London,  1880.  —  Marüli all, 
Oigc&t  ef  all  (he  acconnts  rolatUig  tho  the  Population ,  p^lductions.  rcvcnuos.  fitianeiid 
Operations  .  .  .  etc.  of  tho  U.  K.  of  Tuv  r  l;  nain  .nid  Ireland.  Lond.  1813.  II 

S-br  rou  lilialtiü'r  M.^terialien .  H|.i>v,.  Z  iIil.  riHngaboii.)  ^ —  Pablo  1'  t  ;-  Histoire 
toanciore  et  «taiistir|»ic  piMu-ralc  do  1  Empire  Britanni(|uc,  irad.  par  Jacobi.  Paris  1^34. 
1  Aufl.  1839.  —  Bailly,  Exposö  de  Fadministration  g6u«!:ralc  et  locale  des  liiiauces 
Aiioyaoinoiiiai  de  Ja  Gr.  Brut,  et  d'Irlande.  Paris  1887,  IL  —  Porter.  The  Progrcss 

f  The  ii.^tiou,  n.  A.  1S51.  —  Wells,  The  true  State  of  thc  national  finaiii .  ^  Lon- 
dm  —  V.  T/örniir,  Oestcrr.  Bud^rct.  I,  19.  —  Oladstom'.  Imaiic.  ^tit.  inrjiis. 

1  ed..  Lond.  Ibiii.  —  Korthcotc.  2ü  ycars  of  üi».  poiicy.  London  Ibül.  —  Peto 
8.  Holten,  tavation,  Lond.  1868.  —  Koble,  fisc.  legisktion  1842-*4I5,  I»nd.  J867.  — 
Baiter,  iiafion.  incomc  of  thc  L'nitcd  Kingdom,  Loud.  Ibfis.  Tocke.  (i.Mh.  d. 
Steocrn  d.  brit.  Keic  hs.  Lpz.  1867.  —  Ünoist,  Engl.  Verwaltrccht.  2.  A.  J  W. 
BerL  1867.  —  Baxter,  taxat.  of  tho  Unir.  Kingdom,  London  1869.  —  Dcrs.  national 
iledlt,  Lond.  1871.  —  G.  Dnff;  East  Ind.  financ.  Statement  1869.  ^  Sarirant« 
Ttiation,  Lend.  1874.  —  Fawcett,  Inthnn  linance.  Lond.  1S80.  —  IL  Giffon, 
^tiny<  in  finance,  Lond.  (nur  z  Th  lneilp  rfj'iböriü).  —  Parliament.  papora, 
hnanco  accounts.  j&hrl.  —  Kep.  of  the  commiss.  of  IiilaitU  IJevcnues  etc.  f;lä567.69, 
Trttb  retiKepeet.  history.  2.  p.  Lond  1870.  —  Rep.  on  local  tazation  1844.  Weitere 
•Uter.  über  (k>mmun«l6uaiizwcscn  s.  u.  §.  53.  — 

■I*  (Die  ürundlajre  dieses  für  die  KcnntnihS  der  'lacnaliircu  l'iiian/.\  erwaltunir  scliäta- 
bireQ  Werkes  sind  die  ciuschlSgipcu  A«ikel  der  l>id erut'schcii  Eucyklop&dic.)  — 
Kecker,  De  Fadministration  des  finances  de  )a  France.  Paris  1785.  III  o.  flfter.  — 
Bosse,  Uebt-rsicht  der  JVanzdsischen  StaatswirtliM  liafr.  Braunschreig  IS06 — 7.  IL 
^ier  L  B.  hist^rie»  10.  —  Wohnort,  Leber  den  deist  der  neuen  franzttsischca  Finanz- 
»wwaltuH?.  Berlin  1812.  —  (ianilh.  La  scicncc  des  tinanccs.  P.  1825.  (Gegen 
^1IUle*s  Venraltnng.)  ^  Piic  de  Gaöte  (Uandin),  Kotice  biatofiqtte  snr  les 
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üüMceB  de  la  Ftance  de  Tan  ISOO— 1814.    P.  1S4S.  -  Mcmoires.  II.  1826.  de 
(f6raütlo,  Instituts  du  dr' i?  adinini>^tratif  fraiK^ais.    III.  B.  zum  Tbcile,  IV.  ganz. 
Paris  IbüO.  —  iiapport  au  iioi  sur  l'adiaixibtrau«>&  des  tinaocei.  Pari»  18dU.  {joit 
f.  Audiffret«  nit  S8  Tabellen  mid  einer  SanunhiBg  ron  Yeioidniuigen.   4*).  — 
Macarel  et  Boolatign ier,  De  la  fortuno  publique  cn  France.    Paris  18^8  t). 
III.  I?.   nn vollendet).  —  Osiandnr,  I>ar-f'lltinL'-  der  frauz.  Finanzen  tou  IS30 — 32. 
bluitgan  ]b'l9.  —  Marquis  d'AudiHrct,  Jüiauieü  des  rerenus  publics.  Paris  IbiJä.  — 
Der«.  Systeme  fiuaucicr  de  la  Fraace.  Paris  1>>4Ü — 54.  VI.  B.  ;*  cd.  Ib63 — 1870. 
Sopplcm.  daai  Far.  Ib76.  —  t.  Bcdcu.  Frs.  Staatsbaiub.  o.  8.  w.«  Humst  1S58.  ^ 
V.  liork  (t  1869),  Die  Finauzvcrwaltuug  Frankreichs.  Stuttgart  1851.  —  7.  Czörni? 
a.  a.  0.  I,  133.  —  CaimoD,  hist.  parlauient.  da  Ünances  de  la  restaurarion,  2  vol. 
Par.  1868,  1870.  —  Koro,  Fraukreicbs  Finauzlage,  Wien  1868.  —  Auauäirü  dt: 
de  l'teen.  poUtiqoa  ftor  jedes  Jabr.  —  Horlin.  Progresdon  comparto  dct  budgett 
de  l'dtat  sous  Je  Mcond  eapirc.  P.  1869.  —  Huru,  bilan  de  Tempife.  Par.  186i». 
5.  6d.  —  Keller,  dix  annees  do  dtiticit  (18r.lt— ti'V.  Par.  1869.  —  f.  Brasch,  Ge- 
meinde u.  ihr  Fiuauzw.  in  Frankreich.  Lp2.  Ib74.  —  v.  Hirsch feld,  die  Fioanzcü 
Fnankreicha  oacib  dem  Kriege  r.  1870.  Beii  11i7$.  —  L.  Say,  rapp.  sor  le  payemeot 
de  ia  contrfbutittB  de  gnerrc  etc.  Par  1^74.  —  Volovaki,  n^ult.  econom.  du  payem. 
de  la  coDtrib.  de  guerrc.  Paris  1S71.  —  Desmousseaux  de  Girre  la  Irgislat  do 
buds:et.  —  Vraye,  le  budi^et  do  Ictat  etc.  Par.  1875.  —  Ferraris,  ['iudcunita  di 
gucrra  dclla  Franda  alia  Gumauia,  Nuova  Aiitulo^ia  1S75.  —  de  Caäabiaoca  Üix. 
Ran?.  Par.  ISSO.  —  Noel«  6tude  bistor.  Bur  1  oigaolsat  finaoe.  d.  1.  France,  Par.  f881. 

—  Mathieu-ßodet,  fin.  fran^.  de  1S70— 78.  2  vol  Par.  ISSl.  —  Block,  budget, 
rerenus  et  d»'penscs  de  la  Franct'.  Par.  1*^82.  —  Atlas  de  «tat.  Ananciere,  Par.  1881. 

—  Die  Specialarttkel  ia  Block  »  Uiction.  de  Fadministr.  fraa^  2.  ed.  Par.  I8S1  ^3.  Ab- 
dniok),  nebet  Jabressupplcmenten.  —  Dejean,  cede  des  oonr.  iinpOts,  2.  ed.  Par.  1675. 

—  V.  Kaufmann,  die  Finanzen  Frankreichs,  Leipz.  1882.  —  Perroux,  d.  franzd:: 
directen  Steuern,  Ubers,  f.  Joppen,  Straaib.  Ib74.  — •  Olibo«  codo  des  cootiib. 
indiroctes,  3  rol.  Lyon,  1878—79.  — 

Italien:  Plobano  et  Masse,  Fln.  da  roy.  d'Ifalie.  Par.  186S.  —  Annoario 
dei  miaistio  delle  finance  d.  B.  d  Itaita,  seit  1862  fast  jährlich  (sehr  reicbbaltig)L 
Auch  sonst  rcichhaltiirc  Finan/^iatistik  —  De  Choisy,  situat  financ.  d'Italie  etc. 
Tor.  1869.  —  Boöghi.  storia  d.  fia.  ital.  d.  1?»64— 68,  Fir.  186S.  —  Morpurpo,  U 
hnanza  etc.  Fir.  1877.  —  Wokei,  d.  kirclil.  Fiuanzwet>cn  d.  Päbste,  Xördl.  1878.  — 
Ferraris,  monete  e  conto  fbrzoso«  Hil.  1879. 

Niederlande:  (Oslander)  Geschichtl.  D  r.t  llun^j  der  oicderl&ad.  Finanzen 
seit  1818.  Amsterd.  1829.  ~~  Dessen  Geschichil.  Daretcilung  .  .  von  1830— dd. 
StuUg.  1834.  —  van  Houten,  de  toekamst  onzcr  tiuanzien ,  Grou.  1869. 

Belgien:  EzpoB6  do  la  sitoatioo  g^n^rale  da  Boyanme  en  1841 — SO  Brtz. 
1852.  III,  671.  Dsgl.  1857—60  im  ExpoM  .  Brüx  1863.  t.  11,  p.  609  ff.  —  Malou. 
notice  histor.  sur  les  fin.  d.  I.  BoJg.  (1831—05),  Bnu.  1867.  —  Bollie,  tiaiic  de» 
tazcs  common,  Brüx.  1881.  — 

S  c h  ve  i  z :  Reriebt  an  den  Grossen  Batb  der  Stadt  n.  Bepoblik  Bern  über  die  Slaata- 
forwaltong  von  1S14— 1830.  2.  A.  Bern  1832.  —  Mathy,  Dcber  die  Finanzen  dos 
Caotons  Bern  in  Raus  Archiv,  IV  V.  Bd.  —  Hottin  ger.  Der  Siaatshau»h«lt 
der  schweizer.  Eidpcnosscnsdiaft.  ZUnch  1^47.  —  von  Taur,  Der  Suatshauaiiali 
der  schweizer.  Kidgonobsenbchaft.  Chur  1860.  4.  —  v.  Scheel.  Kuiuim  d.  Steucr- 
veaeiis  im  Ganton  Bern.  Bern  1878.  —  Jabrosbericbto  der  foiBchiedenen  Gantass- 
BOficranicea  Uber  die  ganze  Verwaltung.  —  G.  Cohn,  d.  Finanzlage  d.  Scbweii, 
Zfilich,  1877.  —  Lombard,  dtudes  sur  les  Im.  d.  L  confederation.  Zürich  l!>7S.  — 

Spanien:  Ganga  Argueües,  Diccionario  de  bacienda,  Loud.  1826 — 27.  V. — 
Boirego.  Der  Nationalretchtfaom,  die  Finanzen  ond  die  Staatsschuld  des  K.  Spanisa, 
denCseb  von  Kottenkaiup,  Mannh.  1834.  —  ^lirunda  y  Eguia,  rof otnc  finaoc 
do  Espana.  Madr.  18t)9.  —  Finau/en  n  s.  w.  Spaniens,  Wien,  1871,  — 

Portugal;  A  de  Figueiredo,  lö  Portugal  etc.  1873,  p.  89  if. 

Bassland:  Horn  in  d.  Ananafres  do  cr6d  pobL  —  Wolovski,  Fin.  do  k 
Rusaio.  Par.  1864.  —  Graf  Keyserling,   aus  den  Reiüotagcbüchem  des  Graftft 
G.  Kankrin  (nm.  Finanzm.).    Braun^cliw.  1^G5,  I,  59  —  118.  (Per.  1823  —  1842.)—  , 
A.  Schmidt,  Das  russ.  Geldwesen  wahrend  der  Finanzverwalt.  des  Gr.  Kankrio. 
Pol.  1875.  —  (Goldmaon)  Boss.  Papiergeld.  Riga  1866,  2.  Aufl.  —  A.  Wagner. 
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Buk  Pkpienrihruiig.  Kiga  186S.  —  Do  Bocca.  cirool.  noneter.  od  U  cono  fonoso 
iBassia,  Annali  di  Statist,  vol.  24.  Roma,  1881.  —  Walckor,  Selbstrcrwraltung  d. 
steoenrescns  u.  mss.  Steuerreform.   Berlin  —  Petersburger  Deutschor  Kalen- 

'  •ia  1S66  fil  —  Beäobrasofff  revenus  publ.  de  la  Kussie.    Petcräb.  1872.  — 
DeTalcoQTt.  1.  fio.  d.  I.  Rassio  en  1876,  Par.  1876.  —  Hftdison,  Bossia  lintnclally 
ooaklered,  Loud.  1S77.  —  Amtliche  Jahresberichte  Uber  d.  mm.  Budget  u.  s.  Durch- 
fiibrang  ^aach  doutscb).  ^  Yessölowtfki,  annnairo  d.  fio.  nssos.  Pdtoisb.  seU  1879 

Türkei:  refbroM»  fiuaiic.  en  T.  Par.  1S65.  —  Die  tOrk.  Finanzeu,  1873.  Beri. 
nicht  im  Handel).  —  BmnairicK ,  la  cri>c  lin.  en  T.  Par.  1874.  —  Farloy,  übers,  v. 
Kölb,  il.  tu./  u.  pol  Verfall  d.  Türkei,  Bed.  1875.  —  Uebcr  Aegypten:  Hist. 

yuüc.  (^c  I  Lii.       l    TG.  Par. 

Verciaigtc  Staatcü  vou  Kordamerika:  v.  Uock,  liuauzea  u.  l'iaauz- 
(nscb.  d.  y.  St  Y.  A.  Stattg.  1867  (vonOgUeh,  e.  d.  Anzeige  t.  A.  Wagner  i.  den 
'lölL  Gel.  Anz.  1867,  S.  021 — 952).  —  Andrews,  pract.  treat.  of  roveniie  laws. 
Ro3*on,  185S.  —  ShcrnKin,  selcctcd  speches  a.  reporb  oii  fin.  a  taxatiun.  {lS5y--75\ 
Stiwj.  1879.  —  Pattcu,  Fiu.wcsen  der  Staaten  u.  6tadte  der  Union,  Jena  1S78  (an* 
Couad  s  SamniL  r.  AbhandL). 

Neuere  Staaten  überhaupt  (s.  auch  unter  No.  7,  Finanzstatiatik):  Cohen, 
Coiupendium  of  finanoo  Lond.  1*^22.  —  John  Macgrcgor.  Couimercial  slatistics, 
lU.  fi.  Lond.  1817.  —  üorn,  auauaire  interuat.  du  cred.  publ.  d.  Jahrgang.  Paris 
1859-^61  O^er  nicht  fortgesetzt).  ^  CzOrnig,  Oosterr.  Bodget  fitr  1862, 
HaapCvMk,  Vcrglcichung  d.  Bud>;cts  von  Oesterreich,  Gross- Britannien,  Fianltreicb« 
PiTQs*^,  Kusslait'l,  T?t.'l;;icn,  Holland,  Baieni,  Spuuion,  Portugal,  di  '  1  erstycn.  ans- 
Vihchch.  —  0.  iiubiicr,  Berichte  d.  Statist,  Geutr. -Archivs,  1S5^>,  über  Gr.-Brit. 
«.  Oesterr.  —  Pfeiffer,  europ.  Staatsausgabon  u.  Einnahmen  s.  o.  — 

Hanpfqoelle  für  SpeciaÜtftten  des  Finanzwesens  duzelner  Lftnder:  DioStaats- 
Uüsbalt!>etats  (Slinlich  die  CommTin.  Haush.etit>),  die  Papiere  der  parUm.  K'^rper 
aber  Finanzsachen,  Stcuerj^csetzcutwarfe  u.  s,  w. ,  die  (lesetzsammlunn^en  in  Be/..  auf 
diti  Finauz-,  Steuer-,  Staatsschuldengesotze,  die  Berichte  der  Coutrolkörper  ^Ober- 
lecbenkammen,  Staatnchnldenooininiäonen  n.  dgl.  m.).  Auch  daTOo  wird  Einxelnes 
gdogentiich  an  seinem  Orte  in  diesem  Werke  genannt 
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Erstes  Buch, 
Die  Ordnung  der  Finanzwirthschaffc. 

Bau,  Fin.  I,  (5  Ä.,  Mcli  z.  Th.  noch  meine  Bearbeitung  d.  6.  A.)  hat  in  sdnem 

'..  Tiaclic  von  deu  „Staatsaasgaben*'  Man«  liorlei  behandelt,  was  systematisch  riclitjgcr 
ttai'ji»  zu  trennen  ist.  weil  es  sich  aul  die  Regelung  der  Finan/witthscliaft  im  All- 
gciiieiiieu  bezieht,  ao  die  Lehre  von  den  Uaushalten  der  Selbstverwaitungskörpur,  in 
den  §§.  5S — 55  ond  57  (In  der  6.  Ausgabe  ?on  mir  an  eine  andre  Stelle  geschoben, 
^  )8o  ü"t.  Andres  m  grosser  und  allgemeiner  Bedeutung  für  die  Finanzwinh- 
^rhaft  und  ihre  Ordniiitc  wit  die  Lehre  vom  Haushalt  il.  r  Staatenverbindtinjren, 
vofi  der  Deckung  der  Staatsausgaben  (Abschn.  3  det»  1.  Buchs  iit  meiner  (l  Ausgabe) 
Int  Sa«,  nach  dem  froheroo  Standpnncte  der  Wissenschaft,  ganz  übergangen  oder 

1.  ur  nebenbei  und  gelegentlich  In  anderem  ZnsaDlIJl•'tl}lan^  berührt.  Dagegen  findet 
^ich  dann  wieder  in  Erörterongen  wie  der  allgemeinen  Betrachtung  der  IStaatsaus- 
pben"  in  der  5.  Aufl.  §.  24 — 41  (6.  Ausg.  g.  24-~.HTa)  Manches,  wa«?  frcsrenwärtig 
thcilä  unuöthig,  tlieils  antiquirt  erscheint.  Anderu  Punkte,  welche  sich  auf  die 
msteiielle  und  formelle  Ordnnng  der  Finanawinhscbaft  bezieben,  erörtert  Ran  im 

2.  Bd.  im  3.  und  z.  Th.  im  1.  Buche.  In  der  2.,  bereits  im  Wesentlichen  verriclb- 
''titidigten  Ao?:gfibe  <1<'8  1.  Banden  m  einer  Neubearbeitung  des  Rau 'sehen  Finan/.wcrks 
l^b  ich  im  dortigen  L  Buche  schon  in  erheblicher  Erweiterung  und  Fielfach  völliger 
AWeiehnng  ron  Ran  ^die  Ofdnnng  der  Finanzwictbsehafit  und  den  Finanibedarf** 
^"ihandelt.  Aber  ich  behielt  damals  noch  die  formelle  Ordnung  des  Haushalts  dem 
Sch!Q?s  des  Werks  vor.  Bei  den  engen  Zusammenhang  der  materiellen  und  formellen 
Oninung  and  in  der  Con&equeuz  richtiger  finaazwissonschafilichcr  Systematik  erticheiiit 
ei  aber  doch,  in  UebervinsUmmmtf  mit  Stein,  angemessener,  nach  die  Lehre  ron 
'l'^f  formellen  Ordnung  schon  hier  mit  in  das  ento  Bach  herüber  zu  nehmen  und 

d«  r  Lehre  von  dnn  Ausgaben  und  Einnahmen  voraniuschickcn,  wie  ich  es  niinmelir 
iü  dieser  3.  A.  thue.  Die  Abtrennung  der  Lehre  vom  „  Finanzbednrf*  für  ein  be- 
wrteres  (jetzt  das  zweite)  BueH  ist  ebenfalls  wohl  das  Richtigere.  Aus  der  LiUTatur 
i^t  namentlich  anf  Stein,  l>es.  aaf  dessen  neueste  Behandlung  des  Gegenstands  in 
J-  4.  A.  zu  verweisen  (1.  Buch:  »  Staatshaushalt  n.  Staafsröiihtlium'*,  I,  51 — 12*^. 
dieilwcise  aunli  anf  Burh  2.  „Staatsausgaben,  Verwaltungslchrc  u.  CameralwissenschalV 
B.  Bach  H,  1.  Abth.  .,verf»ss.  mässigcs  Finanzwesen"),  Hier  wie  sonst  geht  nur  bei 
Stein  die  finanxirissenBcbafcliche  und  finanzpolitische  Behandlung  der  Fragen 

sehr  in  der  finanzrechtlichen,  bez.  verwaliunirsrechtlichen  auf,  was  bei  dem 
engen  Zusammenhang  ?  fHnge  freilich  nahe  Iie^it,  aber  wobei  da*«  Gebiet  der  Finanz- 
ri^iuchaft  (vollends  wunn  man  diese  mit  Ötcin  auf  die  Einnahmen  —  allerdings 
inidittg  —  beschrinfct,  s.  o.  ror  §.  7)  zu  sehr  enrolterl  und  rerscheben  wird.  Bis 
dlt  namentlich  von  der  Behandlung  der  ..formellen''  Ordnung  der  Finanzwirthschaft 
Ich  babf!  mich  grade  in  diesem  Gegenstand  möglichst  auf  das  Hauptsachliche  zu  bc- 
iicbräiiken  gesucht,  ohne  in  das  reiche  Detail  der  budgetreclitlichen  Fragen  u.  s.  w. 
ciBiigehen,  wie  das  ähnlich  auch  Leroy-Beaulieu  (Fin.  H.  1.  1,  le  budget)  ror- 
Midet  Dagegen  war  mein  besonderes  Bestreben,  die  Finanzwirthschaft  in  engerem 
ZlsamiD '•  II  !i  a  II  g  e  mit  der  Volkswirt  Ii  sc  Ii  aftlichen  Lehre  vom  Staate 
■ad  Tom  z  w  a  II  {TS  |re m e i  n  w i r  t  h s  (■  h  a fr  i  i  r  h  c  n  System  Uberliaupt  zn  be- 
k*addü,  gemäss  dem  in  der  „Grundlegung"'  dargelegten  und  dort  begründeten  Stand- 
pttete.  Anf  letzteres  Weih,  bes.  Abth.  I,  Kap.  S  n.  4,  z.  Th.  auch  2.  o.  Abth.  II, 
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1.  H.  Orduuiig  der  Fituiiizwirtbschaft  §.  .HI. 


.  ibt  dalicr  Lief  iu  verweise».  Ich  wollio.  wie  schon  In  <1cr  vorigen  2.  Aufl.,  «Icn  1 .  IIa« 
der  FliuiDZviflseiiscbaft  mit  der  „Graodlegnng '  möglichst  fn  EioUtng  briogon. 

Mit  Ausnahme  von  Stein  und  Lcroy-Bcaulieu  beschränk  sich  die  soii8ti|l 
allpemcinc  finanzwisscrischafilicho  Literatur  im  Wesentlichen  anf  die  Erörterunsr  cir 
zeiner  (iegco&täude  dic:>es  1.  Buchs.  Im  Abriss  habe  ich  jüngst  in  der  Abh.  Ji 
B.  II  d.  SchOiiberg 'sehen  Hmdb.  der  Polft.  Oekon.  „ Ordnung  d.  F1n.wirth9cli. 
(S.  418—498)  den  grOsslen  Tbeil  des  Tbemas  behandelt 

§.  31.  Einleitung.  Hier  sind  folgende  Gegenstände  zu  he 
haiuleln. 

I.  Es  ist  die  Einwirkung  darznlegeu,  welche  der  Staat  al^ 
Gedamnitwirthscbait  und  Hauptorgan  des  zwaugs 
gemelnwirthschftftUchen  Systems  auf  die  GestaUiiBg  nnc 
EntwicklQDg  der  FiDaozwirtbscbaft  ansttbt  (Kapitel  1). 

II.  Es  ist  neben  dem  eigentUoben  Staats  haushalte  das  Finanz- 
wesen einmal  der  Staaten  verbin  dun  gen,  zu  denen  ein  Staat 
Völker-  oder  staatsrechtlich  gehören  kann,  sodann  der  kleineren 
räumlichen  Zwangsgcuieinwirthschaften  oder  der  beibstverwal- 
tungskörper,  besonders  der  Provinz,  des  Kreises,  der  Gemeiude, 
ins  Auge  zu  fassen,  mit  welehen  allen  sieh  der  Staat  in  die  Auf- 
gaben des  zwangsgemeinwirtbsohaiUichen  Systems  theilt  (Kap.  2). 

III.  Es  sind  oberste  Grundsätze  für  die  materielle 
Ordnung  des  ^5taat8hau shalts,  (bez.  auch  der  übii^^en  ütf ent- 
lichen Haushalte),  insbest  iidore  ffir  die  Sicherung  des  Gleich- 
gewichts in  demselben  und  damit  eine  Theorie  der  Deckung 
des  Finanzbedarfs  aufzustellen.   (Kapitel  d). 

IV.  Es  ist  die  formelle  Ordnung  des  Offentliehen, 
besonders  des  Staatshaushalts  darzustellen,  mit  besonderer  Bück- 
siebt  auf  die  prineiptellen  Fragen,  welehe  dabei  auf^anehen,  nnd 
als  solche  eine  f i n  a n z  \v issea schaftlic he,  nicht  bloss  eine 
öffeotlicb-  oder  yerwaltungsiechtliche  Bedeutung  haben.  (Kap.  4). 
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ErgteB  Kapitel. 

Die  Finanz wfrthseliatt  iu  ilirer  AbhIIngigkeit  vom.  Ü^aag  des 
Wentlielien,  Imonden  des  Staatolebens. 

Der  Gegenstand  dieses  Kapitds  fiodot  seine  tlefiirc  Beg:rüu(lung  nicht  hier,  sondern 
im  grutidie^eodeo  Thcil  der  Politischen  Oekononiie.  Hier  in  der  tinaxizwissensciiaft 
siad  danu»  Biir  einige  Folgeroogen  fto  das  FinaBzwesea  tbziileftn.  S.  bes.  meine 
Gimdlc^ang,  L  Abth.  Kap.  4  «nd  Eap.  3  Ilauptabaeliu.  4  (§.  150  —  160).  Sonst  dio 
JMtiT.  tibtr  V-  rwaltungslchre,  nam,  Steins  grosses  WtI  1  r^tin  „Handbuch"; 
im  Abrits  K.  Meier,  in  f.  Holtzcndorff s  Encyrl.  d.  Rechts wissenscb.  3.  u.  4.  A. 

§.  32.  Die  Finanzwirtbschaft  bat  dem  >^tnate  die  sachlieben 
ffilfamittel  (Sacbgttter,  Geld)  so  besebaffen,  welche  dieser  tu 
sdoer  Fonction  als  GesammtwIrthBchaft  bedarf  (g.  1  IT.).  Daraus 
folgt  mit  Noth wendigkeit  ^  dass  der  äussere  Umfang  der  Finatiz- 

wirthschai^  von  dem  Umfang  und  der  Art  der  jeweiligen  Aufgaben 
nnd  Th{lfi«rkeiten  des  Staats  bestimmt  wird.  Und  weseutlich  das- 
selbe gilt  von  den  üaasbaltea  der  Übrigen  i^fi'entiicben  Körper. 

Kameotlicb  ist  die  Ausgabewirtbschaft  des  Finanzwesens  anmittelbar  ab- 
HäBgrg  vom  Umfang  und  Inhalt  der  Staatsthätigkeit:  der  Finanzbedarf  gestaltet,  bewegt 
und  gliedert  sich  nach  dieser  Thatigkeit.  i>ie  Eiuthcllung  der  aligcmeiueu  Zwecke 
md  efmdnen  Aufgaben  des  Staats  ist  daher  anch  ron  selbst  dio  Grondlage  der  "Eiti" 
thdloBg  des  Flnaubedarfs.  Die  Gestaltung  und  EintheiivBf  dieses  Bedarfs  iht  aas 
diesem  Grande  an  und  für  sich  auch  nicht  in  der  Finanzwissenschaft,  sondern  in  der 
Staats-,  bez  der  Staatsvcrwaltünjrslehr**  und  der  Ali«remeinen  Volkswirthschaftslehre 
in.  begründen.  Siü  musä  darau»  hier  in  die  t luaiiiüeliru  herüber  gcooinmcu  werden 
end  dieser  znm  Ansgangspooct  dienen.  Aber  in  der  Finanzwissenschaft  selbst  sind 
dann  nar  die  fi n a n /. i e II c n  C o nseq Uenzen  ans  der  Gestaltang und  WciterentwicUnng 
dsr  Staatstbätigkeit  za  ziehen. 

In  dieser  Hinsicht  sind  es  drei  Pancte  ans  der  Tolkswirtb- 
schaltticheii  Betraehtnog  des  swangsgemelnwirthschafkliebeB  Systems 
•berbanpt  und  des  Staats  speclell,  von  weleben  die  Finanswissen- 

schalt  besouders  Act  zu  nebuien  bat. 

1.  Die  Zwecke  luul  Aufgaben  des  Staats  (bez.  der  sonstigen 
öffentlichen  Körper)  und  dieses  Systems  und  die  zur  Durchführung 
TORunebmenden  einzelaen  Tbätigkeiten  (§.  33  —  35). 

2.  Das  Oesets  der  waebsenden  Ausdehnung  dieser 
Tbitigkeiten  in  der  modernen  Gnltnrwelt  36). 

3.  Das  Vorwalten  des  Präventiyprincips  ?or  dem 
Repressivprincip  im  entwickelten  Staatsleben  (§.  37). 

1.  —  §.  33.  A.  Das  zwaiig8geiueiii\\  irthscbaftlit  he  System  und 
in  ihm  der  Staat  (G.  §.  154  ff.,  162  ff.)  specieli  baben  durcb 
STOBtnell  awangsweises  antoritatlTes  Eingreifen  das  Selbstinteresse 
der  Indindaen  unter  die  Zwecke  der  menschlichen  GemeinscbalFken 
u  beugen  md  dadarcb.Ezistaiizbeduigungen  der  Gattung  und  .des 
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Einzelnen  als  Mitglieds  der  Gattung,  Entwicklungsbedingun^en  der 

Volkswiithscliaft  und  sittliche  Zwecke  der  Gesaniiiitbeit  und  der 
Einzelnen  sicher  zu  stellun.    Der  Staat  und  Jenes  System  treten 
dabei  in  eine  »tets  veränderliche  Combination  mit  dem  privat- 
wirtbschattlichen  83'steni.  Die  durch  sie  herzustellenden  LeistuD^eo 
lassen  sieh  daher  nieht  endgiltig  feststellen.  F9r  die  FioaDz- 
wirthsebafi;  folgt  daraus  der  wichtige  Sehlass,  dass  auch  Air  ihren 
Umfang  nnd  ihre  Thätigkeit  keine  festen  Grenzen  zn  ziehen 
.^iiid,  woraus  sich  die  Verkehrtheit  einer  grundsätzlichen 
Stabilität  der  Einnahmen   und  der  ausschliesslichen  An- 
weisung des  Staats  auf  unbewegliche  oder  wenig  be- 
wegliche Einnahmcarten,  sowie  die  blnss  relative  Bedeutung^ 
des  Grandsatzea  der  Sparsamkeit  im  (öffentlichen  Hanshalte  er- 
giebt.  (G.  g.  163,  n.  u.  g.  34,  36). 

Die  einzelnen  Leistungen  des  Staats  lassen  sich  nnter 
die  beiden  organisch  verbundenen  Staatszwecke,  denReclits- 
und  Machtzweck  und  den  Ciiltur  nnd  Wohlfahrtszwcc  k  , 
einreihen  (G.  ^.  165  if.).  Die  Verwirklichung  dieser  Zwecke  iai 
Leben  des  Staats  fuhrt  zu  einem  System  Ton  Leistungen,  welches 
zngleich  zu  einem  System  der  Ausgaben  der  Finanzwirthscbaft 
oder  zu  einem  System  des  Finanzbedarfs  wird.  Als  Durch- 
fUhrungsmittel  der  Staatszwecke  erscheinen  die  verfassungs- 
mässige oberste  Centraileitung  oder  oberste  Handhabung 
der  Staatsgewa  It,  sodann  die  Finanzverwaitung,  welche 
ihrerseits  nur  Mittel  fUr  die  Staatszwecke  sind. 

* 

'  Kfttt  Acilt  dio  Aosgatien  in  solche  suis  der  MVerfassunir**  vud  in  ,,lle|rieruii^s* 

ausjfaben''  ein  (5.  Ausg.  §.  42).  und  rechnet  zn  den  crstcrcii  die  Au>g;ibon  for  den 
Hof  und  die  Volksvertrctnuf^  Die  Kcgierungsausgrahcn  (§.  4  !^  uliuiiert  er  dann 
mateiicll  iiacU  den  ätaats/.wcckcn.  la  der  6.  Ausgabe  (§.  42,  4:(,  43c)  habe  ich  diese 
AusürUcko  noch  bcibehnJten.  Sie  la-oscn  uch  iadcssian  Uujn  billigen*  Aocb  die 'sogen. 
Regieruiigsauafgaben  sind  votfsssung^mftssi^e. 

Im  modernen  Staate  ergiebt  sich  alsilaiüi  tolgendcs  System 
der  A  u  s   a  h e  w  i  r  t  h  s  c  Ii  a  t  t  ridcr  des  F  i  n  a  n  z  b  e  d  a  r  fs. 

1.  Hedaii  tür  die  verl ass uugsmässige  oberste  (Jen- 
tralleitung,  insbesondere  fttr  die  obersten  Leiter  des  Staats 
(d.  1.  in  Monarchieen  fttr  den  Fürsten  und  seinen  Uoi),  fttr 
die  Volksvertretung  und  lllr  die  obersten  Staatskörper 
(^Staatsrath,  Ministerrath^  v^taatsmiuiätcrium'^). 

-  Strcjig  genommen  wäre  dieser  Redarf  auf  di  njcni^en  der  anderen  Gebiete  mit 
ZQ  vcrthuilcu,  weii  die  oberste  Lciu^un  do&Staab  bciiiieablich  nur  das  Miticl  zur  Kuali- 
siruug  d(ir  betdeu  organiäcben' &»«ts«irtfciiO  ist.  Der  . Übrige  Thj;il  der  Ausgaben.  Hlr 
die.Contrftlleitang  sdillesst  sich  oniuitielbAr  «n  .dio.Tbaügluiiten  mr  Hiiiclifabfnn^ 
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ti<r  beide&  büuitäzwecie  idkI  die  I  inanzvcrwahung  ao,  repartirt  sich  also  demgemäss 
gkkh  richtig-.  la  der  v  er  iass  u  n^^^iuiüssig  eu  obersten  Centralleituug  liegt 
die  Btirgscbaft  Ar  die  nothwendige  hftmo&toche  iniieie  Veveinigimg  dee  BechCa-  u&d 
ColtBizwada  des  Staats. 

f.  Bedarf  zur  Dnrchfttbning  des  Rechts-  nnd  Machtsweeks. 

Die  hierher  gehörigen  StaatsleistuDgen  lassen  sich  wieder  in  ein- 
zelne C lassen  zu»aninienfas8en,  welchen  hestiinmte  Verwal- 
tuQgsabtheilungen  (Ministerien)  zu  entsprechen  pflegen. 
Nach  letzteren  theilen  sich  daher  dann  wieder  die  betreifenden 
Finanzbedarfsqaoten.  Hierher  gehören 

a)  die  Jnstiz  (Ciyil-  nnd  Griminaljnstiz  nebst  Strafanstalts- 
wesen); 

b)  die  (S i cherheits-J  Polizei  (i.  e.  JS.),  ein  Theil  des 
sagen,  „innereu^^ 

Die  Eessorts  von  Jastiz,  Polizei,  Dincror  Ycrualtuog  (i.  uMet  Nr.  H)  sind  in 
ilen  einzelnen  Staaten  verschieden  begri  ri/f.  :vu'  h  fimict  nicht  selt«»n  ein  Wechsel  darin 
^iXL  Die  GeDsdarmeric ,  das  Gelitngni!>bwci>cii ,  die  Strafanstalten  stehen  bald  hier, 
bdd  dort,  im  Prenssca  s.  B.  die  Polizet?enrtkBnf,  die  Landgeasdsmierlef  die  Snaf- 

ari-talt<  n  beim  MinisteiiDDi  des  Innern ,  beim  Justizministerium  die  (ierichtshöfe  und 
Jie  Ge^iiiirni^^-v-Twaltanp:.  In  Rai  ei  n  Strafanstalten  beim  Justizininist- riujii ,  iVtlizei. 
üeasdanaeric  beiiu  Minist,  d.  Innern.  Ln  Oesterreich  gab  ea  in  der  centralist. 
Periode  zeitweise  eine  oberste  Polizeibehörde  in  einer  den  Ministerien  coordinirten 
StaDuDg,  spilter  ein  Polizciministcrium.  Jetzt  steht  in  West-Oesterreieh  die  (iens-' 
•iarmeric  in  dem  bes.  „Min.  der  Landesverthcidigxing*'  (woneben  das  Kei<  hs- 
khegsnin.  f.  beide  Keichshälftcn  gemeinsam die  Polizei  ressortirt  z.  Min.  d.  Innern. 

c)  Die  diplomatische  und  consularische  Vertretung 
im  Auslände  („Answftrtiges'O»  welche  neben  dem  Zweck  des 
Recbtsschtitaes  der  Staatsangehörigen  im  Auslände  auch  noch  den 

Interessen  der  wirthschaftlichen  Wohlfahrt  dient  und  insofern  zum 
Theil  zn  den  Leistungen  behufs  Durchiührung  des  Cultnrzwecks 
dea  »Staats  gehört; 

Der  diplomatische  Dienst  steht  reg"clmässig  onter  dem  Minist,  des  Auswärtig'en. 
•ias  Consulatswesen  meistens  auch  (im  Ivurddeatschen  Bande  im  Bundesetat,  im  Deutschen 
Hvtcii  beim  Ausw.  Amt),  mitunter  anter  dem  Minist  d.  Handels,  z.  B.  zeitweise  in 
OMtonicli«  jetzt  aaeli  Uer  in  dem  (gemslissaieiB)  MfuSst  d.  Aevssem. 

d)  Das  Militärwösen  (bewaffnete  Macht,  Heer  und  Flotte). 

rar  Heer  und  Flotte  bestehen  zwei  g-ctrcnnte  Ministerien  in  di^n  meisten  Staateo 
Ulli  Maiinewesen;  in  Frankreich  umi'asst  das  Manncministerium  die  Golonieu  mit. 

Justiz  und  Polizei  bezwecken  den  Becbtssehoiz  Im  Innent  des  Staats,  diplo- 
■sHaeke  tiad  consularische  Vertretung  deqeiugaa  ausserhalb  des  Sfaats.  Vernemlicb, 
dsch  aidil  aqMGUieasUcb,  gilt  Letzteres  auch  fsm  MUitAnrsssn. 

3.  Finanzbedaif  zur  DurohfUhrnng  des  CuUnr-  und  WohK 

fahrtsz wecks.    Die  hierher  gehörigen  Staatsleistuiigcu  erfüllen 
das  grosse  Gehiet  ,  welches  man  mit  einem  gemeinsamen  Namen 
dasjenige  der  inneren  Verwaltung  (i.  w.  S.)  bezeichnen 
i^Q>     ein  Gebiet»  welches  sich  gerade  im  modernen  Staat  immer 

A*  W«f  HAr,  FlaaaiwimMiiiehaft.  I«  8.  Ani.  5 
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mehr  aasdebnt,  daher  immer  neue  Aufgaben  za  lösen  giebt  und 
dal'ttr  immer  grössere  Mittel  beanspmeht. 

Di6  einzelnen  Thätigrkciten  nnd  Lcistungeo  laasan  sfcli  Öfters  nicht  scharf  toii 
ilenjenigen  zur  Diirrlifilhrung  des  Kecblüzweck!»  trcnnon.  z.  R.  von  denen  iui  Ci«-hiett> 
der  „l'olizei  ".  Die  „allgemeine  Landesverwaltung'"  is.  unter  a)  unter  deui 
Ministerium  des  Inneren  dient  beiden  Staatszwecken  zugleich.  Im  Einzelnen  Uieten 
sieh  ferner  manche  Schvieiigltelteii  für  die  EinreihuDg  io  Claesen  uod  V«r* 
waltungsabtbeiliin),,'en  (Ministerien).  In  den  einzelnen  Staaten  nnJ  zu  vt'rschicd«»Mt-ij 
Z»'iten  bestehen  daher  auch  nicht  unbedeutende  Verscliied'  nheiten  in  der  Bc.!j;^ronzun^' 
der  Hogen.  Hessorts.  Aach  zwischen  der  Inneren  Verwaltung  ^iu  diesem  aiigcmeineii 
Sinn)  einer'*  nnd  der  Justiz  und  Pdizei  aodereneits  sind  die  Thitigleiten  in  noseren 
CoitDrstaaten  nicht  immer  gleicbmissig  abgetheilt.  Ein  absolutes  Princip  für  die 
richtige  Eintheilung  giebt  es  auch  nicht,  sondern  die  Gestaltung  dieser  grossen  (lehif't«« 
der  Staatsthätigkeit ,  ihr  VerbiUtniss  zu  einander  und  die  Eingliederung  der  sper-jelieu 
Thitigkeiten  in  jedes  Gebiet  Qnteiliegen  seihst  wieder  einem  nieinsb  sdil  «tehenden 
geschichtlichen  Entwicklungsprocess.  Für  die  Gegenwart  ItOnnen  in  den  west* 
europäischen  Culturstaaten  etwa  folgende  drei  Gebiete  nnd  demgemiss  B«- 
darfsquoten  unterschieden  werden.  (G.  §.  16U). 

a)  Die  Innere  Verwaltnng  im  engeren  Sinne:  deijenige 
Tbeil  des  Geschäftsgebiets  des  sogen.  Ministerioms  des  Inneren, 
welcher  sich  nicht  anf  RechtsschntzthStigkeiten,  Sicherheitopolmei 

noch  auf  volkswirthschaftliche  Fürsorge,  Cultus  und  Volksbild uii<::s- 
wesen  bezieht.  Daher  rechnen  wir  hierher  die  amtliche  Statistik, 
das  öffentliche  Gesuiidheitsweseii ,  das  Hilfs  und  Armenweseu 
(öffentliche  Woblthätigkeit)  u.  s.  w.  Einige  dieser  Zweige  sind  in 
der  Praxis  öfters  mit  der  PolizeiYcrwaltang  verbunden.  Ferner 
gehört  hierher  die  allgemeine  Landesverwaltungi  soweit  sie  Staats- 
verwaltnng  ist  nnd  anf  Staatskosten  erfolgt,  nc^st  der  Oberanfaichf 
Uber  die  Verwaltung  der  Selbslvcr\>altung8köri)Ci. 

Iii  Preussen  ^tcht  z.  B.  d.  amtl.  Statist.,  uieteorol.  Instit.,  das  Verwaltangä- 
ferichtswesen,  die  Deputation  f.  d.  Ileimathwescn ,  die  staatlichen  Ansgnben  f.  d* 

Standesämter,  die  Verwaltung  der  ölTentL  Aiii(«blatter  u.  s.  w.,  Wohlthätigltait  in 
Ministerium  d.  Inn«Tn ,  ausserdem  d.  landräthl.  Bi^liAnl-'n  ,  Aeniter,  T  nnrJf^ro^t.,  u. 
unter  N.  2  mit  genannten  Zweige   Das  (jcäundheitbwcj>cu  im  Unterrichtj»iQmuteriuin. 
In  Baiern  £lat  lUr  Gesandheit,  WoUthatiglceit«  Sicherheit,  gew.  Distridastnasea  im 
Minist  d.  Innern. 

b)  Die  Tolkswirthschaftliche  Verwaltnng.  Dabin 

gehören  wichtige  Zweige  ans  dem  ablieben  Ressort  des  Ministe- 
riums des  Innern,  so  alles  Da.s,  was  man  die  Verwaltung  oder 
Hai]<l!)nbnn^  der  (materiell-)  wnrthschaft!  irhen  Keohts- 
orduung  nennen  kann.  Die  Feststellung  dieser  Ordnung  ge- 
hört zum  Kecbtszwecke.  Der  Staat  ttbt  hier  ,;Volk8wirth8chaft8- 
pflege<<  im  Gebiete  der  privatwirthsehaftliohen  Thätig- 
keit  (Ackerbau,  Bergbau,  Gewerbe,  Handel  n.  s.  w.).  Ferner  ist 
dieser  Verwaltungszweig  regelmässig  verbunden  mit  der  gänzliehen 
oder  theilweisen  lieber  nähme  gewisser  allgemeiner,  die 
ganze  Volkswirtbscbaft  anklebenden  Angelegenheiten  anf  den 
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Staat    Dt6«e  ADgelegeDheiteD  kOnnen  aoter  dem  Namen  des 
„Yerkehrswesens"  zoBammeiigefasst  werden  and  es  gehört 
'  (bbin  besondere:  Maas«  nnd  Gewicht,  Mnnze,  Bank-,  Verstcberangg-y 

Communications-  und  Transportwesen.  In  iiasercn  »Staaten  sind  die 
hierher  gehörigen  Thätigkeiten  theils  dem  allgemeinen  Mini.steiimn 
de«  Innern ;  theils  Specialministerien  der  Landescultur,  der  Land- 
wirthscbaft,  des  Handels,  der  Gewerbe  und  (öffentlichen  Arbeiten, 
der  Commnnicationen  n.  s.  w.,  Einzelnes  aneh  wobl  noeh  dem 
FinaDsministerium  Übertragen. 

Die  ZusamiuenfassuD^^  di^er  ThiUigkeiteii  in  eiueu  „Müiiüteriuui  der  Volks- 
viiüutthallr,  wie  eine  Zeitlang  in  Oestenreicb,  sohlen  Mjuiclies  fQr  sich  zu  hai>en, 
-latt  der  jetzigen  Zerbplittming.  wo  drei  oder  vier  Ministerien  in  enge  verwandten 
Sachen  entscheiden  oderdio  Vcrthcilung  der  einzelnen  (j(!gcnstän(io  unter  sir  /iciulit  h  v.  il! 
Lidiriich  erfolgrt,  —  wenn  nicht  <i»T  Ressort  zu  j^rass  würde!  —  Da«  „Handeläiiiiuiiitenunr' 
mehrfach  eine  neue  bchüpfung.  2.  B.  in  Preussen  i.  J.  ^^i48,  Verordu.  v.  IT.  A|>r. 
ab  Minist  d.  Htndeb«  der  Geverbe  Q.  OfTentl.  Arb.  rom  Mittisterium  des  Innern, 
•J«r  Finanzen  losgetrennt.  Neuerdings  Veränderungen  in  der  Gestaltung  und  in  den 
Ke^orts  dieser  Ministerien.  Neben  einem  jetzt  auf  einon  mir  noch  kleinen  rifl^enen. 
Tomemlich  die  Angelegenheiten  r.  Handel  und  Gewerbe  umfassenden  Gesciiäft!$lvrei.s 
besehrtnkten  ,3fiB*  for  Gewerbe  und  Handel'*  (worin  n.  A.  such  die  Xarigateschslen) 
-in  besondres  „Min.  d.  Ofientl.  Arbeiten'*  (mit  der  Verwaltung  der  StaatseisonlMthnent 
ler  «önstijren  Bauverwaltung  [Wasserbau  u.  s.  w.J.  dein  Staats-  Rerg-  u.  Hutt('ntt  <»-<,Mi\ 
cio  beäondcrcä  „Min.  f.  Landwiilhscli.,  Domänen  u.  Forsten'*  (Ictztereä  beiden  Iruhci 
beim  FlnanzmiDisteriiun)  (Erl.  r.  7.  Aug.  1S7S,  Oes.  r.  19.  Mira  1879).  —  In  (West-) 
Oesterreich  jetzt  im  Min.  d.  Inneren  auch  der  Staatsbaudienst,  die  Polizei,  im 
Hrindelsministerium  Post,  Telegraphen,  Staatsbahncn ,  im  Ackerbauministerium  die 
DomiiiQcn .  Forst'^n ,  "Reri^werke  des  Staats.  —  In  H.ii»:rn  iui  Min.  d.  Inneren  eine 
Ähtheil.  i,  Landwiilhscli.,  Gewerbe,  Handel.  —  In  Frankreich  (unter  dem  Kaiser- 
tham  u.  jetzt  unter  d.  Repablil[)  ein  besond.  Hinist  der  Offen tL  Arbeiten  (mit  Scnssen- 
^Q,  Eisenbahnen,  inn.  SchiflTahrt,  Häfen,  Staatsbauten)  und  ein  anderes  gemeinsame 
far  Ackerbau  u.  Handel.  —  In  Russland  ein  Minist,  der  Wege  u.  Verkehrsanstalten 
(t  Eisenbabaen,  Landstrassun,  KaniUe,  Flosse,  wogegen  Posten  u.  Tclographcn  Abtheil. 
1  sich). 

cj  Die  Verwaltung  des  Unterrichte-  und  Bildungs- 
wesens  sowie  des  Öffentlichen  Cultus.  Hierhin  gehört  das 
CsltuS'  nnd  Unterriehtsministerinm  mit  seinem  tlbiieben  Ressort. 

In  kleineren  Staaten  etwa  eine  Aldheilung"  des  Mini;>t.  des  Innern,  z.  B.  in 
Baden.  In  Baiern  ein  allgeni.  Minist,  d.  Innern  u.  ein  anderes  Minist,  d.  Innern 
für  Kirchen-  und  Schulangdegenheiten.  In  Franltreich  ein  Minist  des  öffentl. 
'  nterrichts  u.  unter  Naiioleon  III.  ein  g-emeinsanies  für  Ju.stiz  0.  Caitus :  spater  bildeten 
Coltos,  Unterricht  u.  schöne  Kunsie  ein  Minist,  zusammen,  jetzt  ist  der  (Jultus  davon 
alt^ezweigt  tind  unter  d.  Min.  d.  Inneren  gestellt.  In  Prcusscn  ein  Minist  der 
ceistficlieB«  Onterriehts-  and  Medicinalangelcgenheiten.  In  Rnssland  ein  lÜBist. 
^  r  Volksauf  klärung  u.  der  Ressort  des  heil.  Synod  (für  d.  griecb.  orthixl.  Kirche).  — 
Einzelne  Zw^-it^e  befinden  sirh  mitunter  '<ei  anderen  Ministerien,  z.  B.  di--  öKcntlichen 
Aiuistsammiungen,  Bibliotheken,  Theater,  die  etwa  nuter  einem  Ministerium  des  K. 
HuMS  oder  der  sehOnen  KflnsteCso  im  Kais.  Fnnltreich,  mit  Reiebsarchiven  u.  A.  m  ) 
treiben  oder  gewisse  Fachschlllen  (etwa  l>ei  einem  der  rolk^wirtlischaftlichen  Mini- 
sterien u.  8.  w.^  In  PreoMScn  z.  R.  die  Bau-  u.  (Jewerb.  nka  l  iti  H  rlin.  d.  techn. 
Lehranst.  in  d.  Provinzen  früher  unter  dem  Minist,  des  Handels,  jetzt  im  Unterr.min.. 
1  bodwiithsch.  Akad.  u.  Lehranstalten  sind  beim  Minist,  d.  Landwirthschaft  ver- 
blieben. 
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Mehrfach  knttpfen  sich  an  die  Steatsleistnngen  anf  dem  Ge- 
biete des  Rechtsschntzes  und  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsförderun^ 
EinnahmeD,  nanientlich  die  sog.  Gebllhien  an.  Diese  hVin- 
nahmen  sind  aber  uicht  der  Zweck,  dessentvTegen  die  betreffende 
Staatstbätigkeit  erfolgt,  sondern  letztere  gesehiebt  bebnfs  Dnrch- 
ftthmng  der  vom  Staate  einmal  im  Interesse  der  Gesammiheit  Aber- 
nommenen  Aufgaben^  also  aos  inneren  sachlichen,  yolkswirthschaft- 
liehen,  socialpolitisehen,  politischen,  nicht  ans  ftnsseren  finanziellen 
(irUudcn.  Der  Zweck  darf  unter  der  Benutzung  einer  solchen  Staats- 
thätigkeit  als  Einnahmequelle  daher  auch  uicht  leiden.  Insuteru 
masB  die  bnanzielle  Rttcksicbt,  eine  Einnahme  zu  erzielen,  bei  der 
Vornahme  dieser  Thätigkeiten  ttberbaupt  und  bei  der  Art  und  Weise, 
wie  sie  vorgenommen  werden,  hinter  die  Rücksicht  anf  den  Zweek, 
dessentwegen  die  Thfttigkeit  vom  Staate  flbemommen  wird,  znrflck- 
treten.  Einige  Staatsleistungen  auf  den  genannten  Gebieten  sind 
im  Folgenden  demnach  sowohl  bei  den  Ausgaben  als  bei  den  Ein 
nahmen  zu  berühren,  z.  B.  Justiz  (Kosten  und  Einnahmen,  (iebUbren, 
GericbtssportelD),  Schaleni  Strassen,  Post,  Münze  u.  s.  w. 

4.  Bedarf  fttr  die  Finanzverwaltnng,  welche  im  Finans- 

ministerinm  repräsentirt  wird.  Die  Finansverwaitang  hat  die 
Aulgabc,  die  Mittel  zur  FHhrunt;  des  Staatshaushaltes  herbeizu- 
scbaften  und  sie  den  ein/.elnen  Dienstzweigen  Ijehufs  Ansiubrung 
der  diesen  im  Staatsleben  obliegenden  Functionen  zur  Verfügung 
«n  stellen.  Sie  mnss  zu  diesem  Zwecke  bestimmte  Thätigk^ten 
anstlben,  welche  wiederum  nur  Mittel  zur  Dnrchfilhmng  dieser 
organischen  Staatszwecke  sind.  Die  Ausgaben,  welche  sieh  an  die 
Thätigkeiten  der  Finaiii^vcrwalmiig  knüpfen,  sind  theils  allge 
meine,  aus  der  F.eitung  und  Organisation  des  Finanzwesens  im 
Ganzen  hervorgehende  (Ceutralieitung,  Etats-,  oberstes  Kechnungs-, 
Kassen-i  Controlwesen);  theils  specielle,  welche  sich  an  die  Er- 
hebung der  einzelnen  Einnahmen  oder  an  die  Verwal- 
tung der  betreffenden  Einnahmezweige  anschliessen  und 
in  den  Abschnitten  vom  Privaterwerb  der  Regierung;  von  den  Steuern 
und  den  Staatsschulden  einzeln  mit  behandelt  werden. 

Genau  gcnoramcu  mUasten  die  Ausgabun  für  die  Fiiianzverwaltung;  auf  die  Aas- 
i^abon  für  die  Durchführung^  der  <;i<:entTichen  Stantszwecke  repartirt  werden.  Deou 
utienbar  koätet  /..  B.  daä  Militair,  die  Juätu  uicht  nur  das,  waa  uiimiUeibar  dafür  vcraas- 
nbt  wird,  sondom  noch  um  «o  Tid  mehr,  als  die  BeaduSSsrng  der  OeckniigeBiiitel 
für  die  Ausgaben  (aii  Erhcbungslcostcu  für  die  Steuern»  an  Zinsen  u.  s.  w.  für  die 
Schuhh'ii)  erheischt  Bei  der  Würdi^run^:  der  Kosten  dcA  Rechtsschutzes,  namcotlich 
des  MiIuairwetieAa,  ist  jedenfalls  daran  zu  denken,  dasä,  von  den  nouen  Eisoababn- 
BcbokleD  abgesehen,  ootoiisch  der  bei  Weitem  gtösite  Thefl  der  StuUflschnlden  ans 
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Kri-j^pn  a.  s.  w.  herrührt,  die  Jaufcndcn  Aiispa^on  für  die  Schuld  also  auf  ifnos 
'  oiito  mit  m  setren  sind.  Der  Kessort  des  rinaiizministeriiiins  nmfasst  nicht  immer 
auiti  diejeoigeu  Zweige,  welche  ausschliesslich  oder  roruemlioh  Kinnahiueijuellou  üind 
•im  üttlenebied  ron  den  ThltigkeiteD ,  an  die  sich  GebOhren-Einnalimen  liatkpfen). 
Irl  Rassland  besteht  z.B.  noch  ein  besonderes  Ministt-rinm  der  Domänen  neben  dem 
'ier  Finanzen,  Mehrfai  h  stehen  auch  solche  wichtige  Anstalten,  welche  für  den  Staat 
<ioch  wenigstens  vorneiniich  als  £inDahuet|acUe  in  Betracht  iiommun,  unter  dem 
Hndeb-  oto  dem  Ministeifam  der  ölTentl.  Braten ,  melk  der  LandwIrtliBch.  S.  die 
Aigaimi  0.  unter  3.  a.  In  diesen  BeaeoTtbeg^enzangen  viid  allerdings  Afters  passend 
'J«m  rollrswi'ihsrhaftlichen  n^h'^i  nf?fr  vr^r  f]^m  finanziollt'n  '^'^siohtspunct  Bechnan)i![ 
getragen,  aber  Vieles  ist  doch  willkürlich  und  durch  ganz  zutäilige  historische  Ent- 
wicklung bedingt  Die  OffcntL  Schuld  steht  mitnntor  anter  einer  selbständigen  höchsten 
ß^hOide  oder  auch  als  selbstindiger  gestellte  AbtheUnng  im  Finanzminist.  Ebenso  das 
ob<  rste  Control-  a.  Reebmuigiveien  (i.  B.  in  Oesterreich,  Rassland,  in  Prenssen  nnter 
d.  j^taitaminist.). 

§.  34.  —  B.   Die  Brandsätze  und  Gesiehtspnncte  für  die 

Feststellung  des  Bereichs  dei  .Staatsthätigkeit  im  All- 
L'emciiicn  und  der  einzelnen  lieistnnpren,  dnrch  welche  die 
6uats2 wecke  ausgeführt  werden^  sind  Dicht  in  der  Finanswissen- 
aehaft,  sondern  wieder  in  der  Staatslehre  nnd  Staatsverwaltangs- 
lelire  und  soweit  der  Staat  als  Zwangsgemeinwirthsehaft  erscbeint, 
'  im  grundlegenden  Tbeile  der  Allgemeinen  Volkswirthscluiflslehre 
tiarznlegen. 

G.  §.  1S4— 190.  Schäffle,  gesellsch.  Syst.  2.  A.  Kap.  29.  .31,  §.  185,  199. 

Da  jede  staatliche  nn»!  andere  zwangssrein^^inwirthschaftliohe ,  „Öttcntüche" 
Ihätigkeit  in  der  Regel  nothwcndig  mit  einem  tmanzbedarf  oder  einer  Ausgabe  für 
M  TertMBiiden  ist ,  so  folgt  danns,  dass  die  FeststeUnng  einer  solchen  Thütigkeit  und 
'iirait  des  Ob  und  Wie  ihrer  AusfOhrang  zugleich  von  einer  Feststellung  des  Finanz^ 
bcdarfs  aml.  implicite,  der  zu  dessen  Declning  «H'^n^nden  Einnabm-^n  bedingt  ist.  Es' 
erklärt  sich  auf  di^  Weise  die  bciiannte  und  wichtige  geschieb tlicbe  That^che.  dass 
dtej^ugen  Factoren,  welche  im  Staatsleben  (und  elienso  im  Leben  andrer  Oftentlicher 
Kkper)  die  Finanzwirthschaft  beherrschuii  ocier  mit  bestinmen,  wie  die  Volksfertre- 
lonircn  (Parlamente.  S(iinde).  lu'hrn  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt,  auch  im  .\lIgoineinen 
QTii  im  Kiri7elnt>n  <)«*n  Ber'>ich  der  Staatstbätigiteit  feststellen,  selbst  wenn  ihnen  dazu 
ht  Qimiiuelbare  Uompctcnz  abgeht. 

Bei  diesem  nntrennbaren  Zosammenhang  zwischen  Finans- 
bedarf  nnd  Staatsthätigkeit  mnss  die  Finansswissensehaft  fllr  die 

Feststellnng  beider  folgende  drei  Fordeningen  stellen: 
Organisation  einer  richtigen,  uuabhilngigen  Fiüanzcontrolc, 
Beachtung  des  U  rund  salzen  der  Sparsamkeit  und  Beachtung 
des  Verhältnisses  des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen. 

1.  Es  ist  eine  dareh  die  Volksvertretnng  auszuübende  wirksame 

Pinanzcontrole  zu  verlangen,  damit  Umfang  und  Inhalt  der 
•Staatstbätig^keiten  nnd  daher  wiederum  die  Hohe  des  Finanzbedarfs 
richtig  und  sparsam  liostininit  werde.  In  der  sog.  ronstitntin- 
nellen  Budgetwiribschaft  liegt  bierfttr  die  —  wenigstens  ver- 
hUtnissmissig  —  beste  Garantie. 
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Uegiuruiig  und  Voiksvertretuui^  icpräbeaUieu  hier  in  mancher  Bezieliun^^  di) 
beiden  refscUelileiieii  Seiten  eines  GoscIiIftsabecliliuiMt«  die  Begieruog  die  des  Ad 
gebots,  die  Vertretung  die  der  Nachfrage  nach  den  Staatüleistuiigcn.  Bcida 

T'rtlK'ile  ülx  r  Werth  und  Kosten  di«'ser  T.eistunapen  worden  leicht  auscinanderg:ehen 
l>ie  Regierung  wird  mitunter  den  Werth,  d.  h.  die  Summe  von  Yortheilen  der  Staats 
leiätungen  ftir  die  BerOlkeruag  und  das  tieneinveien«  Uber-  und  die  Koste»,  d.  b.  df« 
npfer,  welche  die  BoTölkerang  in  den  Stenern  (niul  in  der  damit  verbundenon  Be- 
lästiguujL'-)  trägt,   iintersrli.itztn ;   TiinL''-'kf'hrt  die  Volksvertretung.    Die  Rejricrunj 
wird  auch  oft  geneigt  sein,  Staathtliatigki  iicu  überhaupt  langer  beizubehalten,  st&tt  aic 
aulzugeben  oder  den  Privaten  zu  Überlassen  (z.  B.  in  der  gewerblichen  Sphäre);  ein« 
beittante  Venraltnngseinrichtung  unreiindert  zu  erhalten,  statt  sie  za  verbcnonHi 
CPriucip  der  Stabilität  in  der  Verwaltungspolitik);  die  Staatsthätigkeiten  noch  weitei 
anszudchnrn .   ^fatt   den   Privaten   und   den   Voreinen   oder  doch  den  Gemeinden, 
Kreibun,  Pruviuzen  neu  herantretende  Aufgaben  zu  übertragen  (Pimcip  der  StaatJ»- 
alimacht,  der  Bemmnndanfr,  der  Hypercentndisation);  oder  endlich  neoe  Gebiete  der 
Staatsthätigkeit  nach  alter  Schablone  einzurichten.    In  allen  diet^en  Dingen  wird  eine 
unabhängige,  s^nt  eiogerichtete  Volksvertretung  sehr  häufig  d-  n  entgegenp'*s<^»zten 
Standpanct  einnehmen,  das  Princip  des  Fortschritts  bekennen,  auf  Kinschraukuug  der 
StaalBthitigkeiten,  Beform  der  Yenraitun  g  hindrlngen  and  gerade  dadnrcli  der  Ke> 
•rierunr  gegenttbeff  xn  einem  Organ  wirksamer  Finanzcontrole  werden.    Freilirh  wird 
(lie  Volk>v<>rfr'-ttinp  unter  dem  Einflüsse  einseitiirer  Zeitansichten  auch  leicht  in  die 
den  regierungsseitigen  entgegengesetzten  Fehler  verfallen,  der  Popularität  weisen 
knausern  oder  abstreichen ,  z.  R.  im  MiUtairetat.   Aber  dennoch  besteht  eine  grosse 
Walltschdnlichkeit t  dan  aus  dem  Pactiren  der  Kegierong  und  der  Volksvertretung 
Comproniisse  hervorgehen,  durch  wel- ho  das  Intcnsse  ron  Staat  und  Volk  in  *h  r 
Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten  und  <les  dafür  erforderlichen  Anfwande>  nofh  am 
Beaten  gewahrt  wird  und  namcuili«  h  aucli  der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  zur  rich  - 
tigen Geltung  kommt  Der  leitende  Grundsatz  bei  der  Prtkftang  mnas  in  jedem  einzelnen 
Falle  sein :  jede  Staatsthätigkeit  oder  jede  Art  derselben  und  dah<>r  jede  Ausübe 
dafiir  ist  zu  verwerfen,  welche  der  (lesammtheit  ein  höheres  t)pfer  auferlegt,  als  die 
betreflende  Staatsleistüng  ihr  nutzt  oder  werth  ist  (absolute  Verwerflichkeit)  oder 
als  sie  nothwendig  kostet,  wenn  sie  ebenso  gut,  aber  billiger  ren  den  Prit-aten, 
Vereinen  oder  anderen  Organen  für  öffentliihe  Zwecke,  wie  den  Gemeinden  u.  s.  w.. 
ausgeführt  werden  kann  (relative  Verwerfliehkeit».    (S.  Schäffle,  Ges.  Syst  <l. 
menschl.  Wirthsch.,  2.  A.     205,  2 IC.    Im  absolutistiscbea  Staate  liegt  die  Gefahr  qu> 
richtiger  Bestimmung  der  Staalsihktifkeiten  und  gerlngwer  Sparsamkeit  niher,  doch 
kann  auch  hier  etwa  durch  einen  Staatsrath  und  durch  eine  richtige  Stellung  da 
Finanzministerium»  ire«:cnüber  den  anderen  Ministerien  eine  Prufnnsrs-  und  Oontrol- 
instauz  gebchallen  werden.    Die  preussische  Finanisverwaltung  war  aach  in  der 
absolutistischen  Periode  sparsam  und  ausgezeichnet). 

Werth  and  Kosten  der  Staatsleistungen  allgemein  und  einzeln  festzn&laUea, 
ist  freilich  schwierig:  Denn  bei  der  ImniateriaMt;it  nnd  rnvcrkiinfliehkeit  der  rneistcn 
Leistiinprcn  kann  nicht  der  Tauschwertli .  sondern  nur  der  (iebrauchsworth  und 

auch  dieser  nur  sehr  allgemein  ermittelt  werden.  Und  selbst  die  kosten  sind  schwer 
psnwn  zu  ermitteln .  weil  die  richtige  Kepartition  der  vielen  gemeinsamen  Ausgabe- 
l)05ten  (,far  die  gemeinsamen  Centraibehörden,  für  die  aufgenommenen  Staatsschulden, 
für  die  Erhebung  der  Steuern  u.  s.  w.)  sieh  niemals  vollständig  durchfuhrt-n  l&ssi. 
Krleichtert  wird  die  Aufgabe  in  der  Praxis  dadurch,  dass  die  Masse  der  alt- 
ttborkommenen  Leistungen  überhaupt  kaum  ernstlich  in  Fra^e  steht  «nd 
nur  die  einzelnen  alten  wegfallenden  oder  neaon  hinzukommenden 
Thäägkeiten  auf  ihren  Werth  und  ihre  Kosten  zu  prüfen  sind. 

2.  Der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  ist,  wie  Itir  jede  Wiith- 
scbalit,  so  früher  aoeb  i'ttr  die  FiDanzwirtbscbatt  als  die  Haupt- 
regel  für  die  Ausgaben  bezeicboet  worden.  Diese  wohlgemeinte^ 
auch  von  Raa  getbeilte  Auffassung  ist  indessen  in  dieser  Absolut- 
heit bei  der  Bedingtheit  des  gesanintten  Wirthsehaftslebens  durcli 
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den  8Uat  nicht  halt  bar.  ,|Jeiier  GrnndBaiz  kann  memals  eine 
abnolnle^  sondern  nur  eine  relative  nnd  überhaupt  nicht  die 
BedeatuDg  haben,  dam  eine  Ausgabe  unbedingt  anterbleiben 

müsste.  Denn  das  hangt  immer  von  dem  Zweck  derselben, 
daher  von  der  mit  ibi  herzustellenden  öffentlicben  Leitituiig  ah. 
Die  iSparsamkeit  kann  mithin  niemals  ein  leitender  Grundsatz 
des  Staatsbaushalts  werden,  sondern  ist  bloss  eine  selbst^ 
yentändlichey  aber  freilich  in  der  Praxis  oft  verletzte  Klagheits- 
regel  in  Betreff  der  Durchführung  des  ökonomischen  Princips  im 
Staatshaushalte,  wie  in  jeder  Einzel wirthschaft."  (G.  §.  163). 

\i  tuü  man  den  Grundsatz  iu  dieser  BescliränkuiiK  aouimint.  kanu  loun  mit  l{au 
äa^n :  „  er  entspringt  aus  der  Rflcksicht  «if  die  Beschrftnitheit  des  Vermögen»  und 
ßakoauneits  im  Vergleich  mit  dem  grossen  Uuiflinge  der  Redfirfnissc,  und  fordert 
eint'  verstandige  Anordnung  des  Aufwandes,  so  dass  mit  gleicher  Aufopferung  sach- 
licher (juter  der  grosstc  Erfolg,  oder,  was  das.s<dl)C  sagt,  g-leichcr  Erfolg  mit  dem 
geringsten  Guterauf  wände  bewirkt  wird.    l>ie  lieobachtung  dieses  Grundsatzes  wird 
aaeh  sieht  alldo  von  der  wiiduclialUicheik  Klogheit,  sondern  «ich  ron  der  Gerecht 
ügkeit  geboten.  Der  Staatsaufvand  schmälert,  von  der  Kostenseite  betrachtet,  immer 
Gatergebrauch  der  Bürger,  es  mögen  nun  die  erfonlerÜchen  Einkünfte  unmittel- 
bar auä  dem  FhvatrermOgea  erhoben,  oder  gewisse  Krwcrbsgescbiifte  den  üargern 
«Btzogea  imd  m  der  R^emng  betrieben  werden.  Staatsbürgern  dürfen  aber  nur 
solche  Lasten  aufgdegt  werden«  welche  zur  Erreichung  der  Staatszwecke  dienen,  und 
Ik  Staatsgcw:tlt  i-t  /u  keinem  Aufwände  b'^nirt ,  der  nicht  zur  BeiViediguug  eines 
solchen  Staatäbcüurtiiisses  beiträgt.''    Kau,  Fiu.  1,  §  28,  Ubngeus  erkennt  er  in  §.  '6H 
selbst  schon  die  Relativität  des  Sparsamkeitsprincips  an.    Beredte  Entwicklung 
jenes  Satzes  bei  Neck  er,  Admin.  des  fin.  de  la  Fnoce.  I,  SO  der  1.  Aasg.  —  Von 
den  allem  Schrifbtellern  nimmt  Rod  in  irrossc  I.iixusbauten  in  Schutz,  eiiipfichll  aber 
doch  ein  verständiges  Maas  diiMllMii  und  der  furbtlicheu  (iescheuke.  Gregoriiis 
^liap.  VIII»  Abs.  IL)  eifert  strenger  gegen  die  Verschwendung  und  den  Trunk  der 
HAfe,  nocli  stfifcer  Besold,  S.  IC  ff..  Diese  Beiden  tragen  die  Lehren  der  Sparsam- 
keit in  dem  Abschnitt  von  der  Erhaltung  des  SfaatsvcrmÖgens  vor,  conscrvatio 
acrarii   Ran)   —  Zu  einseifige  Betonung  der  ..Sparsamkeit"  als  leitender  Grundsatz 
d«  Finanzpoiuiii  ucx  einzelnen  Theoretikern  der  neueren  Nat.ök. ,  z.  ß.  J.  B.  Say 
(trdtö,  1.  3,  ch.  6,  coors  p.  8,  ch.  W  wo  die  „OlFentUchen  Ausgaben**  als  „Consam- 
tionen'"'   betrachtet  werden;  ähnliche  Tendenzen  bei  manchen  Parlamentariern.  — 
l'eber  die  freilich  durchaus  falsche  Ansiclit.  die  Staatsati-!'  *)» -fi  l^önnten  überliauj»t 
ohne  Nachtheil  beliebig  vermehrt  werden,  wenn  nur  ,,das  Geld  wieder  unter  die  Leute 
komme",  was  ja  eigentlich  last  immer  geschehe,  eine  Art  mercaotÜistischen  Irr- 
thtuns,  s.  Bau,  Pin.  L  §•  29.  SO  n.  danach  nieiue  2.  A.,  S.  63.    Eine  ähnliche  Be- 
richtigung giebtSay  a.  a.  ()..  auch  cours  p.  7,  ch.  13.  Nur  wenn  Hi  Dieuste,  welche 
mit  dem   (i'-lde  bezahlt  werden,  wirklich  productiv  sind,  liegt  ein  Ersatz  der  durch 
Steuern  u.  s.  w.  herangezogenen  Guter  für  die  ganze  Volkswirt})schai't  vor.    Die  Aus- 
gsben,  welche  die  Beamten  o.  s.  w.  ans  ihrem  Gehalte  bestreiten,  vertreten  aber 
leine  neue,  sondern  nur  eine  veränderte  Nachfrage  nach  SachgUtern  und  Diensten 
venrli<  hen  mit  den  Ausgaben,  welche  die  Besteaerten  ohne  die  Besteuerung  liiUtcn 
macheu  kOoneu. 

Man  kann  dann  mit  Ran  (§.  32)  anB  dem  GrandBatze  der 

Sparsamkeit  folgern:  ,,Ks  darf  keine  Ausgabe  ohne  einen  dem 
Gcuieinwohle  angehöreiuleu  Zweck,  also  ftlr  irgend  eine  Privat- 
absieht oder  bloHse  Privatvoitheile^  vorgenouimeD  werden,  ein  batz, 
denen  Biehtigkeii  aniBer  Zweifel  steht ,  dessen  Anerkennung  nnd 
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DarebfübruDg  aber  frtther  schwer  sa  bewirken  war,  so  «.  B.  hiD- 
siobtlieb  der  sog.  Sinecaren,  der  Amtsstellen  mit  Besoidtiiigeii 

ohne  DicDstgeschäfte.  In  Grossbritannien  sind  dieselben  in 
neuerer  Zeit  abgeschafft  worden.  Anfang  dieses  Jahrhunderts  soll 
ihr  Betrag  dort  noch  an  360,000  Pf.  St.  gewesen  sein.  —  Man 
darf  ferner  auf  minder  wiebtige  Zwecke  keine  Samme  verwendeD, 
welche  zur  Bestreitung  mner  dringenderen  Ansgabe  n(Mkig  ist 
Ueberbanpt'  soll  wegen  der  UnmOgliehkeitf  Hlr  alles  Ntttsfielie  in 
einem  gegebenen  Angenblieke  zareiehende  Mittel  en  finden,  mögKohat 
eine  solche  GleichfÖiiuigkcit  in  den  verschiedenen  Hegierungszweigcn 
beobachtet  werden,  dass  gleich  wichtige  Zwecke  zugleich  besorgt 
werden  und  leichter  vei  scbiebliche  Ausgaben  erst  nach  der  Deckung 
der  wichtigeren  an  die  Reihe  kommen".  —  £ndiioh  moss  im  ein- 
zelnen Falle  mit  den  geringst  möglichen  Kosten  gewirthschaftet 
werden,  wobei  jedoch  nicht  allein  der  Vortheil  des  Angenblieksi 
sondern  auch  derjenige  der  längeren  Periode  zn  berttcksichtigen  ist. 

35.  —  3.  Die  Beachtung  des  Verhältnisses  des  Finanz- 
bedarfs (des  Staats,  wie  der  anderen  ottentlichen  Körper)  zum 
Volkseinkommen  ist  stets  ein  hochwichtiges  Postulat  richtiger 
Finanzpolitik,  anf  welches  die  Finanawissenschalt  eindringlich  hin- 
weisen moss.  Aber  von  Tomeherein  mnss  man  sich  darflher  klar 
sein,  dass  sieb  ein  G^mndsatz,  welebe  Höhe  der  gesaromte  Staatsanf-, 
wand,  —  gauii  allgemciu  genommen  oder  in  einem  bestimmten 
Staate  zur  bestimmten  Zeit,  absolut  dem  Betrage  an  Geld 
oder  wirtschaftlichen  Gütern  nach  oder  als  Quote  des  Volksein- 
kommens, —  erreichen  darf,  offenbar  nicht  aufstellen  lässt.  Die 
früheren  Versnche,  hierfür  bestimmte  Zahlensätse  oder  nnttber- 
schreitbare  Qnoten  des  Volkseinkommens  zu  ermitteln,  sind  daher 
aneh  immer  missglttckt  Sie  bernhen  anf  einer  falschen,  roeehanischen 
und  äiisserlichen  statt  einer  richtigen  organischen  Auüas6uug  des 
Verhältnisses  des  Staats  zur  Volkswirthschaft. 

Murhard,  Theor.  u.  Pol.  d.  Besteuerung,  S.  110,  Pari'Mi,  Theor.  des  ina|»»*»fc. 
I.  87,  Hock,  Oeff.  Abgaben.  S.  34,  und  die  dort  citirten  Schätzungen  vou  Busch, 
Bielefeld,  Jnati  (rergL  ttber  ihn  Roscher,  (ieech.  d.  Nationalokoti.  S.  468),  Psiitz, 
Schmalz  ii.  A.  m.  Man  ging  von  bis  des  Volkseinkoininens.  Selbst  Hock 
glaubt  aber  doch  noch  sanken  zu  dürfen:  „Wir  wurden  ein  Steucrsystf^m,  das  jährlich 
mehr  als  15*'^^  des  freien  £inkoumens  dos»  Volkes  kostet,  schon  tur  m  hoch  halten." 
Schon  hält  den  Nationalohamcter  ood  die  Staatsferm  (letztere  euch  schon  Jnsti)  fiKi 
entscheidend  für  die  mflgliche  Höhe. 

Zu  Ijeluuen  ist  nur,  dass  weder  der  Werth  noch  die 
Kosten  einer  Staatsleistuug  fUr  sich,  sondern  immer  nur  beide 
zasammen  bei  der  Beortheilang  der  abaolaften  and  relaliven  Hobe 
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der  Ausgabe  zu  berücksichtigen  sind.  Daher  düri'en  nicht  bloss 
politische,  ans  dem  Wesen  des  Staats  hergenommene,  aber  auch 
Dicht  ausschliesslich  pri vatwirthschaftliche  Erwägungen  ent- 
acheiden.  Als  Regel  kann  der  Satz  gelten:  je  grösser  der 
mmittelbar  9k od  o mische  Werth  einer  Staatsleistiug  —  der 
Iber  erheblich  weiter  als  gewöhnlich  zu  fassto  — je  mehr  die 
Ldstang^  die  Prodnctionskraft  Aller  fördert  und  je  grösser 
das  absolute  freie  Volkseinkomraeu,  d.  h.  im  Sinne  Roscher's 
dasjenige,  welches  nach  Befriedigung  der  notli  wendigsten  (materiellen) 
Hedflrfnisse  der  Bevölkerung  übrig  bleibt,  (G.  §.  85)  ist,  endlich 
ein  je  grösserer  Theil  der -reinen  StaatseinDahme  aus  dem 
Privaterwerb  des  Staates,  nicht  aas  Stenern  herrtthrt,  desto 
höher  kann  auch,  der  Staatsanfwand,  absolut  nnd  als  Quote 
dieies  Einkommens^  sdn« 

Die  Ancrkeiinünir  des  ökonomischen  Worths  einer  Staatsleistnng  in  wcKorcnii 
Maasse  folgt  schon  aus  der  Auffassung  d^r  Dienstleistnnpon  mit  als  wirthschaftliihi-, 
'«ütcr  (abweichend  von  Kau)  oder  der  sogen.  Prodactivitiit  diüüer  Leistungen.  (Vgl. 
Vifier,  G.  §.  IS— 30.)  Beeonden  wichtig  zeigt  es  sich  z.  B.  in  der  Mi  Ii  tat  r- 
frage.  so  weit  dies  eine  ?oIkswirthscbaftliche  und  finanzielle  ist.  Das  weltgeschicht- 
liche Beispiel  Preussens  dient  als  Beleg.  Namentlich  in  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, woian  sie  ernst,  wie  in  Preussea,  durchgeführt  ist,  muss  sicherlich  auch 
*m  ^sartige  Schulung  der  mftnnliehen  Berölferung  eiksnnt  ▼erden .  die  der 
1  toteren  dauernd  zu  Gute  kommt.  Don  MitttsirlMidget  klebt  daher  mehr  Okonoinisch<  r 
.VitKrtect  auch  in  dieser  Beziehung  an.  als  man  oft  denkt.  Der  volkswirthschaftliche 
Fortschritt  Preaaseos,  der  auch  im  Übrigen  Deutschland  kaum  eine  Parallele  fiudot, 
fQwm  zu  dMB  veWDtliehen  Theile  anf  diese  Schulung  des  preuHBischea  Velkes 
in  Militairweseii  mit  zurückzufahren.  S.  A.  Wagner,  Pfeuss.  Jahrbücher  1868,  I,  89S. 
».  Bif-hthofc  n ,  nh.  d.  Productivltät  d.  Armee  ii.      w.  Schlesw.  1SH9. 

Die  Herkunft  der  Einnahmen  aus  Steuern  oder  Priraterwerb  ist 
MWndich  auch  bei  Vergleichen  rerschicdeacr  Staaten  zu  beachten,  um  den  wirk- 
Bckn  Druck  ?on  Ausgaben  wie  fur  die  Staatsschuld  und  ftlr  Militair  richtig  zu  be^ 
nesen.  Ein  hohes  Procent  dieser  beiden  Ausga'iftn  von  der  Gesammtaiisgabe  kann 
Joch  relatif  ertriit^-Iich  sein,  wann  dor  Staat  grosse  K'eineinnahmen  aus  FeldgOtern. 
lorsten,  Kiscnbahncn  u.  s.  w.  bezieht.  Die  Lage  des  Deutschon  Reichs,  Pruussens 
■ad  4er  dentsohee  MiHebtaaten  ist  in  dieser  Beriehnng  besonders  günstig,  rcrglichen 
mit  Oesterreich .  Frankreich ,  Gross-Britannien .  Italien ,  weil  bei  uns  die  Staatsschuld 
oosseotheib  aus  Rente  i-^ebenden  Kapitalanlatren  .Staatseisonbalmen)  herrührt  und  der 

des  Scbaidonauiwands  (.fUr  Zinsen  u.  s.  w.j  regelmässig  mehr  ahi  FoUständig 
^h  die  UebecBchllBso  der  Dominen ,  Fofsten ,  Bergwerke,  der  Post  n.  s.  w.  gedeckt 
^irl.  S,  die  Daten  Q.  d.  Meth.  d.  Berechn.  bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  rtsterr.  Staats- 
li»a*b..^>.  1.51 ;  Ders..  Art.  Staatssrhnlden  i,  St.Kitswörtetb.  X.  58.  Jetzt  bes.  (Jcrstfeldt, 
B«itr.  2.  Beichssteaerfrage,  Lpz.  1679.  Nach  seinen  Berechnungen  betrugen  um  1879 
J*S>  die  UehefSchQase  (Reinerträge)  der  Domänen.  Forsten.  Bergwerke.  Eisenbahnen. 
«H^Telegr.  in  Deutschland  (Reich  und  Einzelstaaten)  287  Mill  M.  ^p.  Kopf  6.72  M.>. 
in  <JTc*'>brit.  78  (p.  K.  'IM),  in  Frankreich  78  (2.12),  West-Oesterr.  19(0.S8', 
HossUüd  5t)  (ü.^ü).  d.  h.  von  sänundicheii  ..Abgaben",  (directen  u.  indir<?ctcH 
Stoiem,  Stempeln  u.  s.  w..  es  fehlen  z.  Th.  dabei  die  Gerichtskosten  u.  dgl).  44.4",, 
Deutschland ,  gegen  5.74.  4.06,  S.55.  4.24^/0  in  den  4  anderen  Orossstaaten.  Zur 
Bfcitr^itunc  der  Ausgaben  von  Heer  xi.  Flotte  n.  Schuld  erübrigen  also  in  Deutschland 
^  gru-Sf-rc  n  i  c  h  t  -  •)  te  u  erre  e  h  1 1  i  '•  h  c  Einnahmen,  so  dass  oeteris  i»;iril)us  der  Drurk 
^Hter  ohnehin  bei  uns  kleineren  absoluten  Ausgaben  leichter  zu  tragen  i:it.  Eoer. 
0.  Schnld  kosten  zusammen  p.  Kopf  Mark  in 
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ubernaupt,    stenenecliüicheii  B«iaertiäge 

Dcubchiand        15.8  S.6 

ürossbrit.  36.6  3V^ 

Fraakreich        40.8  38.7 

West-Ocsterr.      18.9  18.0 

Fussland  14.2  Kil 

Deutücblaud  verdankt  dies  gunstige  VcrhiUtniss  iui  Vergleich  zu  den  andereu  Stanteu 
namentiicb  vier  DmsUndeii:  1)  der  Hasaigrkeit  seines  Aufwands  fttr  Heer  n.  Flotte, 
dem  absoluten  Betrage  der  Ausgaben  nach  (in  Deutschland  11,  in  (JrossbriL  18.d« 
Frankreich  17. s.  West-Ocstcrr.  7.  2.  Russland  10.6  M.  p.  Kopf\  zumal  unter  n<^r!ick- 
sicbtigung  der  militärischen  Leistungen;  2)  der  Kleinheit  seiner  Staatsschuld eul&->t 
(p.  Kopf  jähriieli  4.3,  gegen  1S.2,  23,  11.7,  n.  3.6  M.  in  den  4  andern  Stesten); 
3)  dem  Ursprung  eines  giessen  Theils  seiner  Schulden  iu  Staatseiseobahnen .  die  sieb 
durchs'"hriift1ir)i  nu^rtMrlifMu!  vtT7.iri^''n ;  I  i  drni  Ijcd'-nti-inl'-ft  Rfsif/  r-'ntablen  älteren 
Domaniuus,  Fcldguter.  forsten,  Bergwerke.  Die  Einnahmen  aus  Kapitalionds  (Invalideu- 
fonds  u.  a.  m.^  sind  dabei  in  Deutschland  nicht  einmal  berücksichtigt  Domgcmä:^ 
kann  Deutschland  auch  tinanzwirthschafdicb  nnd  zam  TbeÜ  rolkswirthschafUicb  leiaeii 
Militäraufwan«!  Icirhter  als  die  anderen  Staaten  tragen,  und  würde  dies  um  so  mehr 
tier  Fall  sein,  wenn  nicht  der  VoikswuliKtnrHl  geringer  als  in  Cfrosshritainiicn  u. 
traukreich  u.  der  liela^tungscoeCßcicnt  durcii  die  grosse  kinder/ahl  so  hoch  mare. 

Bei  Vergleichen  mehrerer  Staaten  oder  eineB  Staates  in 
verschiedenen  Zeiten  ist  namentlieh  immer  erst  eine  entsprechende 
Gleiehmässi^keit  der  Budgets  zu  gewinnen,  in  Ueberein> 
stimmnDg  mit  den  ForderuDgen,   welche  die  vergleichende 

Finanzstatistik  stellt  (§.  19). 

Vielerlei  Ausgaben  für  ölfentli'  lif  Zwei  ke  ei-srbcinen  liier  im  Staabbuil;rei  (z,  B. 
auf  dem  europäischen  Continrnt.  namentlich  in  Fiankreii  li) .  dort  in  den  Ix'sondereu 
BudgeUi  der  (temeinden,  Kreise,  l'rovin^en,  auch  der  Kircht;  u.  s.  w.  {i.  Ii.  iu  Englandu 
Gzörnir,  d.  teterr.  Bndg.  u.  s.  w.,  bat  sieb  daher  mit  Recht  besonders  bemllht,  das 
Staatsbudget  durch  Ilinzufügung  dieser  anderen  Budgets  (auch  derjenigen  besonderer 
Anstalten,  z.  B.  für  Unterricht,  welche  Kinnahmen  aus  eigenem  Vermö*ren  beziehen) 
zu  ver?oilständigeu,  (s.  z.  B.  l,  lUä,  Uber  üro^britaunieu).  S.  u.  44  tf.  Viele 
Lasten  des  Yolkes  far  Dfiendiche  nnd  s]>eciell  ftkr  Staatsldstiingen  geben  anch  gar 
nicht  oder  nicht  ?dbit£ndig  durch  die  Kechtiuugen  des  Staates,  der  tiemdnde  IL  s.  w.. 
z.B.  Einqoartimngen  und  manche  Arbeitsleistung: in :  l>i<'  sti;en  verborgenen  Aus- 

rben  oder  Ferste ckter  Staalsbedarf.  (S.  Ucrman  u,  btaatswirthsch.  Uotciä.  2.  Aufl.. 
60,  224;  ders.  auf  den  Wioier  Inteffnat  Statist  Gongress,  s.  Kechenscbaftaibericbt 
S.  :m,  526;  Ficker.  3.  Vers.  d.  intemat  Congr.,  Ib57,  S.  106.  114.  Vgl.  Lötz. 
Hanrih  III.  93.>  In  den  einzelnen  Staaten  und  in  verschiedenen  Zeiten  (Kriegszeiten ! 
sind  diese  Ausgaben  von  sehr  verachiedencui  Uuifange.  was  bei  Vergleichen  dc^  offen 
vorliegenden  Staatsaufwandes  nicht  zu  vergessen  ist.  In  i'raherer  Zeit,  vor  aligeuieiiicrei 
Entwicklung  der  (ieldwirtbschaft  im  Staafsbaushalt,  besonders  bei  der  ilteran  Ein* 
richtung  des  Heerwesens  (\aturahiuartier  u.  s.  w.)  waren  diese  Ausgaben  ungleich 
bedeutender  als  in  <len  meisten  Staaten  g:e«^-enwarti£  Grosse  rdM'lst.lnde  bestehen  in 
diesem  Puncte  noch  in  Kussland.  Natürlich  ist  es  die  (iesammtheit  aller  solcher 
Opfer,  welche  mit  dem  Yolkseinkonunen  in  Veifleicb  gebracht  weiden  mnss.  Statistische 
Berechnungen  hierüber  sind  höchst  schwierig  und  fast  niemab  vollständig.  Vollen«^ 
einigermaasst'ü  /uverlrissig-e  Berechnungen ,  welche  Quote  des  Volkseinkommens  in 
einem  bestimmten  Staate  und  Zeitpuncte  von  dem  gesammten  (in  obiger  Weise  rer» 
Btandenen)  Öffentlichen  Anhrand  beanspmcht  wiid,  fehlen  noch  durchaus  wegen  der 
Unsicherheit  der  Berechoang  des  Volkseinkommens  ((i.  92,  93.  S6,  110).  Da  es  immer 
auf  die  Art  der  Staatsleistunjron  anlommt.  so  ist  Uberhaupt  eine  endfriltifjc 
statistische  Feststellung  der  Quote,  weiche  der  Staat  (oder  eine  andere  der  gross^eu 
Zwangsgemeinschaften)  Fom  Volkseinkommen  ohne  Bedenkon  für  seine  Ausgaben  ver- 
wenden darf,  an  nnd  fUr  sich  unmöglich*  Die  statistischen  Untennchnngen  ober  den 
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.VonuUciMKsiuii  der  FamUien  (HM»]iattniigcn)  imd  dtt  oinzclnotk  Wohlttandfl«  and  Be- 

rof^la&sen  vou  Familien  $chcü  unter  Vottossetzmig  einer  bestimmten  Sphäre  der 
Sl«itsthäti>:keit  indessen  auch  für  die  beregte  Frage  (-mge  Anhaltspunctc  an. 

(S.  i:Dgül  i.  d.  Ztschr.  d.  iC  Sftchs.  Stet.  Bur..  1^57,  S.  16»,  u.  die  doitigeu 
Arbeiterbudgets  nach  Ducputiaux,  Le  Plaf.  Keneidin«  die  Arbeiten  Ton  E.  Lns- 
pcyres  in  d.  Belt  MontitBOhr.  1870;  ders.  in  d.  nC(»iflonlia'*  1875.)  Die  (Jniiid- 
lage  für  Alles  ist  eine  ipite Hanshaltstatistik  der  verscbiedenen  Wohlstands- 
duMn,  worüber  indessen  noch  wenig  UenUgendes  vorliegt. 

Man  kanii  die  Frage  nach  dem  VerhältDisa  des  Finansbedarfs 
mm  Volkseinkommen  auch  dahin  zuspitzen:  ob  der  Finanzbedarf 

öu  hoch  steigen  dlirle,  dass  die  in  der  Deckung  gebrachten  Opfer 
der  Bevölkerung  ein  druckendes  Maass  erreichen.  Letzteres 
will  besageu:  der  übliche  Normalconsum  der  Bevölkerung  muss 
bMchrättkti  die  ttbliehe  Erspamng  vollends  stark  vermindert  werden 
oder  ganz  aof  hören. 

IMeee  Frage  ist  zu  bejah euj  wenn  dieser  Zustand  sich  nnr 
aof  kurz  yortibergebende  Staatsnothlagen  erstreckt,  die 
Vornahme  der  huheu  Au.sgaUc  Lii'olg  verspricht  und  yciiule  dieser 
cuncrele  Staat  die  Erhaltung  verdient.  Die  Frage  i.st  zu  ver- 
aeinen,  wenigstens  theoretisch^  so  schwer  dies  auch  den  Be- 
tbeUigten,  namentlich  den  leitenden  Staatsmännern)  fallen  mag, 
wenn  diese  Bedingungen  fehlen  und  der  Zustand  ein  dauernder 
würde.  In  untergehenden  Staaten  liegt  letztere  Eventualität  öfter  vor. 

Uuaslatiii  1512  —  Preussen  18ia~lsH4!    Freilich  wird  das  ondgiltigo 

Crtheil  hier  immer  ?om  Ausgang  mit  abhängeo.  Gambetta  und  die  Seinen  werden 
m  Deccmber  I S70  das  Beispiel  der  französischen  Republik  auch  hierher  gerechnet 
haben,  öh  mit  Recht,  lehrte  >lie  Zukunft.  Der  Ausgang  des  heroischen  Kampfes  der 
Nordsiaaten  von  Amerika  liat  die  enoruieu  tinanziell*'n  Opfer  gerechtferti«^.  Bm 
liagerer  Dauer  disa  südlichen  Widerstandes  hätte  die  Union  doch  vielleicht  schon  aus 
imozielleii  QrSnden  geepelten  bidbeo  mOssen.  Denn  Stnafsniisgftbeii  von  der  Hohe 
der  l9S4er  kSnoen  nichl  lange  Aosgebalten  weiden. 

Sind  die  Staatsleistuugen  an  sich  nicht  entbehrlich,  kann  auch 
an  den  Konten  für  sie  nichts  erspart  werden,  so  beweist  die  ün- 
oiüglichkeit,  den  Staatsbedart  aufzubringen,  eben  die  Unmöglichkeit 
des  dauernden  Bestandes  eines  solchen  Staates.  Selbst  die  Hülfe 
dareh  Btaatsbankerott,  also  durch  Bruch  der  privatrechtliohen  Ver- 
pfliehtungen ,  wird  hier  nicht  immer  dauernd  helfen.  Die  „Staats- 
prodoetion'*  rouss  in  solchen  Fällen  am  Ende  wie  die  Privat- 
produetion  eingehen,  weil  „das  Luiernebmea  nicht  mehr  die 
Kosten  deckt." 

Auch  liier  iät  die  Geschichte  die  Richtcrin.  die  aber  Ihr  endgiltiges  Urtbeil 
autunler  länger  rcn>cliiebt  ahi  man  envartet.     Türk  eil) 

Ein  auf  die  Daner  nicht  ttberschreitbares  Verhältniss 
des  Finaazhedarfs  zum  Volkseinkommen  besteht  mithin.  Damit 
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wird  aber  nnr  die  Regel  bestätigt,  dass  zwisebea  den  Verwen- 
dungea  des  Eiozeben  ftlr  seine  verschiedenen  Bedttrfnissbefrie- 
dignngen  eine  gewisse  Harmonie  bestehen  nuiss.  Denn  in  letzter 
Linie  vertheilt  sich  der  durch  Stenern  gedeckte  Fiuanzbedarf  ja 
als  Ausgabe  auf  das  Haushaltbutlget  der  Privaten. 

II.  —  §.  36.  Das  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  öffentlichen,  insbesondere  der  Staatsthätigkeiten''  wird 
fttr  die  Finanzwirthschaft  znm  Gesetz  der  wachsenden  Aas- 
dehnnng  des  Finansbedarfs,  sowohl  des  Staats,  als  In  der 
Regel  (und  öfters  noch  mehr)  auch  der  Selbstverwaltungskiirpcr 
bei  entsprechender  Decentralisation  der  Verwnltnnf;  und  ordentliriicr 
Organisation  der  belbstverwaltang.  Neuerdings  zeigt  sich  bei  uns 
besonders  eine  grosse  Zunahme  des  Finanzbedarfs  der  Gemeinden, 
zumal  vieler  stftdtiseben  (§.  44  ff.).  Jenes  Gesetz  ist  das  Crgebniss 
empirischer  Beobachtungen  bei  den  fortschreitenden  OnltnrvQlkem 
wenigstens  unserer  Civilisationsperiode  und  findet  seine  Erklärung, 
K(  (  hifertlß-unp:  und  Hej^iündnng  im  Entwickluogsbedtlrfniss  des 
Volkslebens  und  in  den  Veränderungen,  welche  diesem  ßedUrlniss 
gemäss  in  der  Combination  des  gemein-,  besonders  des  zwanga- 
gemeinwirthsehaftlieben  nnd  des  privatwirtbsebaffciichen  Systems 
vor  sich  gehen.  Finanzielle  Schwierigkeiten  kOnnen  diese 
Ansdehnung  der  Staatsthätigkeiten  hemmen,  wo  dann  der  Umfang 
der  letzteren  von  demjenigen  der  Finanzwirthschatt  bestimmt  wird, 
statt  wie  sonst  umgekehrt.  Aber  auf  die  Dauer  Uberwindet  das 
EntwieklungsbedUrt'niss  fortschreitender  Völker  diese  Schwierigkeiten 
doch  immer  wieder. 

Bei  Ran  bis  ind.  5.  AQSgmbe  fehlt  die  Beachtong  dieses  vichtigeB  Homeois. 
Iii  der  S.  Avsgabe  hatte  ich  in  §.  I  (bes.  Anno,  a)  mit  Berafung  auf  meine  älteren 

*  iri^'  ]i!ar^i^nd(»n  Arbeiten  (Ordn.  «1.  österr.  Staatshausli.  Wien,  1S68  S.  3  fr."!  kurz  darauf 
hingewiesen.  Meine  frühere  Fornmlining  ging  grade  von  der  finanziellen  Ue- 
trachtong,  d.  h.  doch  nur  von  dem  Aeusserlichen  der  Erscheinung  aus.  Das 
Innerlich -Treiben  de,  das  sich  nur  im  Finuizbedarf  abspiegelt,  ist  aber  die 
Entwirkltinc;  drr  Sta.itstlKitifrkcit  oder,  allgemeiner  ausgedrürkt.  der  Zwan?  :r  m  "in- 
wirthschaften.  Fur  die  nähere  Darlec^m«'  nnd  Begründung  vgl.  jetzt  Wagoer,  GruAd- 
kguug,  Abth.  I,  ka|>.  4,  Uaupiabschn.  H. 

AoB  diesen  Verhältnissen  folgt  nnn  mit  Nothwendigkeit  hin* 
siehtlieh  des  Finanzwesens  die  Forderung,  dass  dasselbe  in  seiner 

Einnahmewirthschal't  Expansionsfähigkeit  besitzen  niuss, 
um  sieh  dem  steicrenden  Finanzbedarf,  der  finanziellen  Wirkung  der 
Ausdehnung  der  btaat^thätigkeit,  anzupassen.  Demnach  kein  aus- 
sehliessliehes  Angewiesensein  auf  unbewegliehoy  wenig- 
hewegliehe  oder  nach  anderen  Rflcksicbten  als  der- 
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jenigen  der  Decknog  des  FinaiiKbedarfg  sieh  bewegende 
Eionabmeii:  d.  h.  kein  bloss.  priyatwirthBehaftliches 
fiiDkommeii  im  modernen  Staate,  nicht  allein  grnndsätKlIch 

stabile  Steuern,  wie  es  mitunter  gesetiilich  die  neueren  Giiuid- 
steaern  sind,  auch  nicht  blos.s  solche  Steuern,  welche,  wie  die 
Ertragsteuern ,  nicht  leicht  eine  einfache  Erhöhung  vertragen 
(FId.  II,  §.  463),  sondern  BegrUndang  der  Einnabmewirthscbaft 
des  modernen  Finanzwesens  wenigstens  stark  mit  anf  bewegliche 
Stenern  nnd  Staatscredit.  Eine  wichtige  principielle  Streit- 
frage aber  die  richtigen  oder  passenden  Einnahmequellen  des 
moderueu  Staatähau.slialt.s  wird  hierdurch  einlach  und  sicher  ent< 
schieden  (Fin.  II,  §.  ;^t;s). 

III.  —  §.  37.  Nicht  minder  wichtig  für  die  Praxis  und  Theorie 
des  Finanzwesens  ist  ein  zweites  „Gesetz  des  Staatswesens, 
dasjenige  des  Vorwaltens  des  Präventivprincips  vor  dem 
Eepressiyprincip  im  entwickelten  Staate«  (G.  §.  179 — 183).  Es 
betriflfl  die  Veränderung  der  technischen  Art  und  Weise 
oder  Methdde,  in  welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  aikstiibrt. 
Diese  Veränderung  ist  einerseits  wieder  eine  Conseqiienz  eines 
ailgemeinen  ökonomischen  Gesetzes  auch  auf  dem  Gebiete  der 
„Staatsprodnction",  nemlich  des  Gesetzes  der  aiimäligen  Präpon- 
deranz  des  Kapitalt'actors,  besonders  des  stehenden  Kapitals, 
und  der  qnalificirten  Arbeit  im  gesammten  Prodoctionsprocess 
der  Volkswirthsehaft.  Anderseits  bringt  es  das  BedUrfniss  des  ent- 
wickelten Volkslebens  mit  sich,  dass  Recht  «Störungen  überhaupt 
ujüglichst  vermieden  werden.  Der  Staat  sucht  daiier  dagegen  all- 
gemeine Vorkehrungen  zu  treffen,  d.  h.  er  greitt  auf  dem  Gebiete 
des  Rechts-  nnd  Machtzwecks,  vor  Allem  im  Wehrwesen,  aber 
sieh  In  der  Answärtigen  Verwaltung,  in  der  Justiz  und  Polizei, 
XQ  umfassenden,  präveutiv  BechtsstOmngen  yerhtttenden  Einrieb* 
tungen  und  Massregeln. 

Es  erfolgt  deshalb  eine  feste  Organisation  des  Staats- 
diensts,  die  Ausbildung  und  Anstellung  eines  berufsmässigen 
ßeamtenthnms,  die  Einrichtung  stehender  Heere  und  Flotten, 
bleibender  Befestigungen.  Im  System  der  Kriegswaffen 
tritt  die  Maschine  auch  hier  immer  mehr  an  die  Stelle  des 
Werkzengs.  Zar  Ansftthmng  aller  Dienste  des  Staats  und 
zur  Handhabung  der  complicirten  Kriegswaflfen  bedarf  es  eines 
eisrens  gebildeten  und  geschulten,  „qualificirteu^'  Arbeits- 
persoaak. 
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Das  Vorwalten  des  Frävcntivprincips  hat  für  die  Fiiianzen 
vor  Allem  eine  andere  zeitliche  Vertheilung  des  Fiuaiiz- 
bedaris  zur  Folge.  Der  laufende  Bedarf  ist  dauernd,  auch  in 
ruhiger  Zeit,  höbefi  bei  der  JElepressioD  geringer.  Aber  dafür 
wird  aoch  letilere  »eltener  nOtbig,  weil  weniger  Reebtestttroii^ii 
ansbrecben,  nnd  wenn  dieee  (Kriege!)  docb  eintreten ^  so  wird 
bei  dem  PräventiYsystem  der  Extrabedarf  niebt  so  viel  grösser, 
während  er  bei  dem  anderen  System  ausserordentlich  steigt.  Dort 
wird  sparsamer  «revvirthsrhjiftet  und  lässt  sich  eine  geordnete 
Besteuerung  zur  Deckung  des  Bedarfs  einrichten.  Hier  treten 
in  beiderlei  Beziehung  Schwierigkeiten  ein.  So  verdient  im  eot- 
wickelten  Staate  ancb  in  finanzieller  Hinsicht  das  Präventiraysteni 
den  Vorzug. 

S.  Qraodlcg.  §.  XSö.    Bebonden»  frappant  tritt  der  Üntencbied  beider  Systeme 
im  geoTdnetoo  Heerv«sen  und  im  bkMmm  MlIizirMen  herror.  Du  Mfentfrsyatem 

ist  freilich  erst  auf  höherer  vollswirthschaftlicher  Eiitwiclilungsstufe  das  ökonomisch - 
zwerkniHSsigere,  ebenso  wie  hier  erst  die  W'irth^rliaft  mit  mehr  steh  en  d  em 
Kapital  und  die  intcnsivcii  Systeme  der  Bodtiiibetiut/uu(|;  rationell  sind,  wahrend 
froher  passender  mehr  omlaofendes  Kapital  venrendet  wird  und  Ezteasiritlt 
vorherrscht.  Prävention  im  Sf  atslebeu,  Wirthschaft  uiit  stehendem  Kapitele 
und  Iiiti-nsivität  dor  Bodenbenutzunir  sind  analog-e  Ki-scheianngen  ihm!  /iHainmen 
auf  ein  höheres  allgemeines  vviloiwirthschaftliches  FrincSp  xoruck  filhreji. 
auch  Grundlegung  §.  Ii  1 1  (Anm.  10)  md  nute«  Iber  Stnssen  Qiid  Eisenbahnen. 


Zweites  Kapitel. 

Die  FInanxwirthseliaften  der  StaateiiTerbiiidangen  und  der 
HellMstrerwaltiingsk^rper  neben  dem  Staatshaushalte. 

Rau  behandelt  nur  kurz  den  Haushalt  der  Selbstverwaltungskorper  (5.  A.  §.  53 — 55. 
erweitert  und  verändert  in  der  von  mir  bearboit.  H.  A.  u.  in  der  2,  A.  meines  B. 
bei  der  allgemeinen  Hetrachtang  der  HcgierongsauAg^ben ,  femer  in  §.  3S  die  ^Ver- 
wendiiDgsart  d.  Ansgaben  in  Bez.  anf  das  Land*',  das  nnannresen  der  Staatenrer- 

bindungen  gar  nicht.  Die  drei  Puncto  stehen  aber  in  enger  organischer  Ycrbindang 
und  betrelPcn  nicht  niir  ilio,  Ausgabcwirthschaft,  sondern  die  p^an?»^  Finrtn/wirthsihaf). 
Deshalb  milsscu  sie  hier  m  genaueren  Zasammcuhang  gebracht  werden  und  eine  andere 
Stellung  im  System  der  FinanswiMensehaft  erhalten.  Dem  entsprechende  Verindemngen 
und  Kr\^-(-it<  rnniren  der  Lehre  habe  ich  schon  in  der  2.  A.  vorgenommen  (§.  38 — 50). 
S.  auoh  «K«ü  <\h'  \'orbeni.  S.  Ol  ii.  Stt-in  a.  a.  0.  Auch  hier  ist  an  die  [.«ihre 
von  den  Zwan^bgciiicinwirthbt  haften  und  <len  GemeinbedUrfnissen  anzuknüpfen,  s.  (iniod- 
le^ung,  Abth.  I.  Kap.  3  §.  t-t'i— IM.  IVl  — IHO  u.  Kap.  4. 

§.  38.    Das  zwangsgenieinwirthschaftliche  System  wird  an 
seinem  wichtigsten  Gebiete,  denyeuigeu  der  B'Ursorge  iUr  die  Ge> 
meiobedUrfnisse  der  RecbtaordimDg,  flür  die  ,yräamüchen<'  nnd  ^^seit- 
Hohen"  Qemembedttrfnisse,  (G.  §.  140—148)  zwar  hanptBäehlieh, 
aber  doch  nicht  allein  dnreh  den  Staat  vertreten.  Neben  nnd 
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über  ihm  fungirt  in  der  Geiehiehte  Öfters  die  Staatenverbindung, 

neben  und  unter  ihm  stets  eine  der  kleineren  räumlichen 
Zwangsgemeinwi r tbschaften  oder  der  grossen  8el bstver- 
waltongskörper^  Provinz,  Kreis,  Gemeinde.  Die  IStaaten- 
verbindoDg  und  die  Selb8tverwaltang8kör])er  stellen  mit  dem  Staate 
io  engem  oi^ganiaoben  Connex  und  tbeilen  sieb  mit  ibm  in  die  Auf- 
gaben des  swangsgemeinwirüiflefaafllieben  Systems.  ?^nr  Ansftlbmng 
der  TOD  ihnen  geforderten  Aufgaben  bedürfen  sie  in  der  Regel  aaeb 
eines  eigenen  Haushalts,  jedenfalls  gewisser  Finanzmittel. 
Die  Finanzwissenschat't  bat  daher  auch  das  Finanzwesen  dieser 
Gemeinsebaiten  an  und  lUr  sich  und  besonders  in  seinem  Zu- 
üanmenhange  mit  dem  Staatshaushalte  za  betrachten.  Dieser 
Zssimmenbaiig  tritt ,  gegenüber  den  SelbstverwaltangskOrpem,  am 
XeisIeD  bei  der  Besiehnng  des  Staats  nnd  seines  Finanz* 
bedarfs  xnm  Staatsgebiete  nnd  dessen  Tbeilen  hervor, 
weshalb  dieser  Punct  hier  auch  zugleich  mit  ins  Au<;e  zu  fassen 
i^t.  Es  bat  sich  daher  dieses  Kapitel  mit  drei  Gegenständen  7n 
i>esehäftigen :  mit  dem  Finanzwesen  der  Staaten  Verbindungen 
(1.  Abschnitt)  g.  3d— -41),  mit  der  Beziehung  des  Finansbe- 
darfs  zum  Staatsgebiete  (§.  42)  nnd  mit  dem  Finanzwesen 
der  SelbstyerwaltnngskOrper  (§.44  ff.,  beides  im  2.  Absebn.)« 


1.  Abschnitt 
Finanzwesen  der  Staatenrerblndangen* 

I.  —  §.  39.  Unter  „Staatenverbindnngen''  verstehen  wir 
hier  nnr  solche,  welche  fUr  nnbegrenxte  Daner  bestehen  nnd 

gewisse  öffentliche  Aufgaben  ftlr  eine  Gemeinschaft  von  „Staaten" 
oder  „ stuatsartigen öffentlichen  Körpern  „gemeinsam''  dauernd 
verfolgen,  im  Gegensatz  zu  vorübergehenden  Verbindungen,  wie  z.  B. 
AUiancen.  Von  solchen  Staatenverbindungen  sind  hier  drei  Arten 
tn  nntersebeiden:  der  sogen.  Staatenbund,  dnrcb  weiche^ 
wniTerftne  Staaten  dauernd,  wenn  auch  nnr  lose  vOlkerrechtlieh 
miteinander  verbunden  sind;  der  sogen.  Bundesstaat,  ein  engerer 
staatsrechtlicher  Verband  mit  ci^^eiier  Souvcriinetät  (§.  40);  und 
Ändere,  sidi  nicht  genau  in  (lie^<e  beiden  Kategorieen  fügende 
Formen  einer  Staatenverbinduug  (§.  41). 

Staatenbund  und  Bundesstaat  (nnd  öfters  auch  eine  dieser 
anderen  Formen)  haben  vor  Allem  regelmässig  Ausgaben  7on 
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Buudeäwegen  zu  machen.  Die  Gcgeustände;  iUr  welche  und 
die  Höhe,  iu  welcher  diese  Ausgaben  erfolgen,  femer  die  Art  und 
Weise,  wie  die  letzteren  dareh  EinnabmeD  gedeckt  werden,  daher 
die  Gestaltung  desBondesfinanzwesene,  eigeben  sich  aus  der  Banden* 
verfassnng  and  den  dieselbe  ansfUbrenden  oder  fortbildenden  Ver- 
trägen  der  Hiuuleöistaaten  oder  Gesetzen  des  Bundes. 

S.  /,  B.  über  StRatcnbund  und  Üuiidebstaat  W  aitz,  l'ülif.,  S.  4ö.  4M.  1  :>3  Ö'.. 
K.  V.  Muiii,  Kncyclop.  ti.  Stuatawiss.,  1S59,  S.  Iii,  Ii.  A.  Zacharia,  U.  blaats-  u. 
Bnndesrecht,  I,  §.  25 — 28  (2.  Aufl.).  Ob  mta  im  BaDdesstaat  strenr  genommen  den 
tänzeln  eil  Staat  noch  ..Staat"  im  eigenUicben  Sinn  nennen  und  daher  auch  bei 
diesem  von  „Staatshaushalt*'  sprechen  kann,  ist  oine  hier  nicht  zu  entscheid«'ndr 
Fraga.  Wir  bleiben  beim  üblichen  Sprachgebrauch.  —  Das  Finanzwesen  der  Suuiten- 
verbiadangen  ist  principiell  ünaiuwIfiseiiMhafitich  ftst  nodi  gar  jAttht  belwdelt 
Kau  liatte  nichts  darüber.  Stein  noch  jetzt  fast  nichts.  Für  Deutschland  natürlich 
ein  Mnriircl.  Auch  f.  d.  lin.wis*^.  Behandlani?  im  AUg.  s.  Laban d,  Fin.re«  ht  d. 
l).  Keiciia,  in  Ptirth's  Annab.ii  is?:;  S.  405  Ü\  und  im  H.  B.  s.  Staatsrechts  d.  D.  Kelchs. 

1.  im  Staatenbunde  ist  die  Souveränetät  der  einzelnen 
Staaten  nnr  wenig  beschränkt,  die  gemeinschaftlichen  Gegenstände 
sind  an  Zahl  nnd^fiedentnng  nnbetracbtlicb*  Wenn  sie  anoh  wesent- 
liche Staatsaufgaben  betreffen,  hat  der  Bnnd  als  solcher  doch  keine 

eigene  Staatsgewalt,  kein  (iesetzgcbungs-  und  Hestcuci  u n 
recht.  Ein  selbständiger  Fi  un  des  ha  usbalt  kaiui  daher  beinalk 
ganz  iehlen.  Die  etwaigen  wirklichen  ßundesansgabeu  werden 
durch  Beiträge  der  einzelnen  Staaten  nach  einem  bestiinniten 
Vertheilnngsmassstahe  (z.  B.  der  Grösse  der  Beyölkemng)  gedeckt 
(Matricularheiträge)  nnd  erscheinen  alsAnsgaben  derEinxel- 
staaten  in  deren  Etat.  £in  besonderes  Bnndesschnldenwesen 
fehlt. 

Ein  solcher  Staatenbund  war  der  Deutsche  Bund  1S15  — 66«  die  Schweiz 
(obwohl  schon  mit  einiger  AnnUierung  an  den  Bondemlaat)  bis  1848.  Ueber  den 

Deutschen  Bunds.  Zachariä  II,  §.  243  ff..  Uber  ä'm  Bundesniatrikel  u.  Bunde scat^sen 
eb.  §.  294  —  296.  Die  Kosten  der  Bundeskanzlei  wurden  durch  Beitr&ge  gedeckt, 
welche  nach  dem  Stimmrecht  im  engeren  Uath  in  der  Weise  lepartirt  wurden,  dass 
anf  der  17  Stimmen  ein  Slmplnm  ?on  2000  fl.  im  24  fl-^Flisse  Itam,  alle  anderen 
Ausgaben  imch  der  Grösse  der  Bevölkerung  auf  Grund  der  Bundesmatrikel,  Siiuplum 
.'iO.oilO  fl.  Bei  der  Auflösung  des  Bund..^  im  J.  1S66  galten  für  dieses  Matrikolar- 
Wesen  die  BeschlUssc  der  Bundesversammlung  vom  14.  April  1S42,  8.  Oct  1851  und 
26.  Jnni  1860.  Auch  für  den  Fall  eines  Bunde&kriegs  war  zur  Bestreitung  der  Kriega- 
kosten  ein«-  Bandeskriegscasso  in  Aussicht  genommen,  welche  aus  den  matrUnüaiv 
massigen  BcitriiirtMi  dor  Bundesstaaten  zu  dotiirn  war.  —  Wagner,  Reiclisfinanzwüsen 
in  V.  Holtzcndorif's  Jhib  f  Gesetzgeb.  u.  s.  w.  d.  I).  Reichs,  I  (1S71\  S.  5s()— 

Auch  das  alte  Deutsche  Reich  konnte  ia  den  letzten  Jaiaiiuadertcn  kauui 
noch  fur  mehr  als  einen  Staatenbund  gelten.  Hat  doch  schon  Bodin  ihm  den  Ghancfer 
der  Monarchie  ab-  und  denjenigen  »Ic^  aristokratischen  Reichs  zugesprochen  (L  II  c  6). 
Der  Hauj)tniaii;jri  l  in  linanzwirthsch.  Hinstirbt  war  seit  Jahrhunderten  das  Fehlen  ge- 
nügender selbständiger  Reichs  einnahmen.  Das  Ertrag  gebende  ReichsYermögeu, 
die  Finanzregallen  nnd  gebttbreaaitigen  Einnabmen  aus  Hobeitsrochten  waren  fbsl 
sämmtlich  an  die  Reichsstände  verloren  gegangen,  die  Begründung  einer  selbständigen 
allff*»Tncini'n  ]\«M^  !i-b--''teuerung  nicht  ^ehmsren.  Per  Vorsuch  im  ..»-emeinen  Pfennig'" 
i^im  15.  Jahrhunuen  (1427—1551)  11  mal  ausgeschrieben,  aber  ganz  unzureichend  ein« 
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^e^^),  zeigte  beretts  vOUig  die  Ohmucht  des  Reiobi.    Msd  wmde  flcbon  im 
JahiküBdert  zum  System  der  Matricularnmlftgen  (nach  sogen«  Römor» 

Bonaten,  indem  nath  d^r  Matrikel  ron  1V21  Mir  von  jeJem  ReichMtand  fUr  den 
KOmerzQg  zu  üteileode  Maauschal't  in  Geld  angeschlagen  wurde)  gen5thigt,  das  elend 
fenag  fungirte.  (£iu  Monat  anfangs  128000  fl.,  seit  1787  58280  fl.,  bellen  rolistiiadig 
ingegangen,  zur  Deckung  der  Kosten  des  Reichskammergerichts  n.  e.  w.).  üine 
Inn^cDtle  Warnung  för  das  neue  Deotsch«-  Reich,  S.  Weiiiickcr,  gMclüdltl. 
DfltYickL  d.  idee  einer  allgem.  Reichstever  (Rede)  Berl.  \iiH2. 

§.  40.  —  2.  Der  BmidesBtaat  bat  eine  in  besümmter  Spbifare 
sooFerftney  eine  eigeotlicbe  Staatsgewalt.  Wiebtigere  nnd 
uUreiehere  Tbetle  der  den  wesentlieben  Slaatsaufgaben  entstam- 
menden Staatsthätigkeiten  sind  der  Cuiiipetenz  einer  eigenen  Bun- 
dasgesetzgeboDg  unterstellt. 

Die  grossen  Beispiele  von  bleibender  Htd-nitung^  sind  bekauntlich  die  Ver- 
ciDtgten  Staaten  von  Nordamerika,  die  Soh  wei^  (Yerf.  v.  12.  Sept.  1848), 
KoTddaiCiclie  Band  (Verf.  7.  25.  Jnni  1867)  und  das  nwimehrige  neue 
Deutsche  Reich  (Yerfus.  r.  81.  Dec.  1870,  Vertr.  mit  Hessen  v.  15.  Nov.  1S70, 
Baden  f.  dems.  Tage,  WUrtemberg  r.  25.  Nor.  1S70,  Baiern  v.  23.  Nov.  lSTi>).  Für 
die  finanzrech tl.  Seite  des  Deutschen  Finanzwesens  s.  Laband  in  Hirth's  Annalen. 
a.  a.  0.,  f.  d.  änanzwit>Süu»€L.  u.  ünanzpol.  Seite  A.  Wagücr,  Reichbtinanz- 
wesen  in  r.  HoUssnd.  Jahibücli  I,  1871.  S.  581—645  (nach  selbstlndig  «cschienen) 
B.      1874,  &  60—252. 

Namentiieb  pflegen  das  Militairwesen,  die  answftrtige 
Vertretnng  (Diplomatie  nnd  Gonsniate),  einzelne  Zweige  der 

Inneren,  besondei s  der  V  o  l  k  s  vv  i  r  t  h s c  h  a ftli c h  e  n  Verwaltung 
(Handel,  Miinz  ,  Zettelbankwesen,  Communicationen  und  grosse 
Verkehrsanstalten,  Post,  Telegraphen  n.  s.  w.),  des  obersten  Justiz- 
aod  Unterricbtswesens  n.  a.  m.  Bacbe  des  Bundes  zu  sein. 

In  Nordamerika  sind  Aeosseres,  Heer  u.  Flotte  (incl.  Invalidenpensionen), 
i'^Rte  (lerichte,  Indi.merwesen,  Regierang  der  Territorien.  Handelspolitik,  Zollwesen. 
MuaK,  Fostt  Landverm^sang ,  KtLsteosicherang.  Bondesschold  Bnndessache.  In  der 
Sekvsii  Aenvont,  Heer  (IncL  Pidrer-  iL  i^4ioneniabriken),  obenter  Geilehtsliot 
Haadelspolitik,  ZoUvesen,  MOnze,  Post,  Tfllagni^heo ,  Maass  nnd  Gewicht,  technische 
Hochschule  Bandesangclcgenheit.  Die  Compeienz  des  Norddeutschen  Bunds  ^r- 
^eckte  sich  nach  §.  4  der  Verf.  auf  folgende  „der  Beaufsichtigung  u.  Gesetzgebung 
Bunds  nntedlegende"  Gegenstände:  Freizügigkeit,  Heimaths-  und  Niederlassungs- 
wtahnisM»,  Statlwttrgerrecbt ,  Passwesen  u.  Fremdenpolizci,  Geirerbebetrieb  u.  Vei^ 
ächcruDgswesen  (s.  §.  S  d.  Verf.),  Colonisation  u.  Answandcmng  nach  ausserdeutschen 
Lindem  —  Zoll-  u.  Handelsgesetzgebung  u.  f.  Bundeszwecki-  zu  v<*rwpnd  Stpii'^rn  — 
^aaas-,  Muüz-,  Gewichtstiystem,  Grundsätze  über  Ausgabe  v.  iunii.  u.  uiiluud.  i^apier- 
?eld  —  allgem.  Bestimm,  aber  Bankwesen  —  Eifindungspatente  Schutz  d.  geist. 
Ki^th.  —  Schutz  d.  deutschen  Handels  im  Ausland,  der  SchiüTahrt,  der  Flagge, 
i^osolatswesen,  —  Eisenbahnwesen  u.  Herstell,  v.  Land-  u.  Wasserstrassen,  im  Interesse 
4er  Landesreitheid.  n.  d.  allgem.  Verkehxt,  —  Fl<toserei  u.  Schiilf.  auf  den  mehreren 
Stnten  gemebs.  WaiienliiMi,  Znstend  der  letzteren»  Flnss-  «.  and.  WsisenBBe^  — 
Post-  und  Telegmphenwesen,  —  Best.  üb.  wechselseit.  Vollstrednmg  ?.  Erkenntnissen 
in  Cinlsachen  u.  «.  w.,  —  Bf\ü:Ia!ihi2:nn^  öffentl.  Urkunden,  —  gemeins.  G-'^Mtzgeb. 
tUw  Obligat,  Straf-,  Ilaadeis-,  W echseirecht  u.  gehchtl.  Verfahren,  —  Miütärwesen 

Bonds  u.  Kriegsmarine,  —  Medicinal-  u.  Yeterin&rpolizeL  —  Dieser  Artikel  ist 
v^örtliek  als  Art  4  auch  in  d.  Yerfus.  d.  Dentsrhcn  Reichs  Qbergegangen  mit 
2*ini  Zusatz,  dass  die  Bestini mun2:f^n  ihcr  Presse  und  Yereinswesen  auch  Bundessache 

sollen.  Die  normale  Forteuiwicklung  bringt  es  gewöhnlich  mit  sich,  dass  dio 
CVuipetenz  des  Bandes  sich  langsam,  aber  steetig  erweitert,  wie  die  Schweiz  und  das 
A.  W«g«er,  FiBaorwisseoBcbufl.  L  J.  Aufl.  6 
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Demlaclie  Reich  es  jetzt  erieben.  Die  Zedegmig ,  bez.  UmbiMtng  des  !iisprllnglioli«ii 

Roichskanzleramte  in  eine  Anzahl  selbsUndiner  oberster  Reichsämter ,  von  denen 
bes.  das  Keichsamt  des  Inneruu  eine  Keihc  von  klt-iueren  Keichsämtern  umfasst 
(Ueimathwed. ,  Statist. Amt ,  Gesundtunnt«  Patentamt,  Nonoaleicb.commüision)  u.  die 
Sleigerong  der  AoHiabeB  für  ifiese  Abtheilongen  der  «^buiefen  nnd  VoQoiwtrtliBch* 
Verwaltung*'  belecea  das  am  Besten.  1S72  beanspruchte  (Schlussrecbu.)  diese  bukere 
Q.  die  Justizverwaltung  l'OßS  Mi».  M..  IsM 'S2  fAnscbl.)  4-555  Mill  M 

Damit  oäbert  sich  natUiiicb  der  Bundesstaat  mehr  dem  Eiolicitssiaat  und  der 
Einzebtaat  mehr  der  Prarinz.  Fttr  die  betreffenden  Haushalte  ergeben  sich  analog« 
GoDseqnensen  (rgl.  z.  B.  Wagser  in  Heltzend.  Jahrb.  III«  167)l 

Znr  Durchführung  dieser  genieinsamen  Zwecke  und  zur  Be- 
sorgung der  dalllr,  sowie  ftlr  die  Bnndesgewalt  und  Bundesver- 
tretung selbst  nöthigen  Ausgaben  bedarf  der  l>iin(lo«staaf  eines 
eigenen  Haushalts,  wie  ein  Einheitsstaat ^  einer  besonderen 
FinansTerwaltnng  und  erentaell  (für  Kriege,  etwaige  Ver- 
kebnanstalten  n.  s.  w.)  eines  eigenen  BnndesBchnldenwesenft. 

In  den  gen.  S  Bundesstaaten  besteht  ein  eigener  grSsserer  Bnndeshanshalt  und 

i'in  Bundesschuldcnwcsen.  In  Nordamerika  Abschluss  f.  1S79 — 80  (ü.  in  d.  Klammer 
Ansrhbfr  f  issl— S2)  in  Mill.  Doli  (Uvildicnst  incl.  Aeusseros  fr.7-5t)) 
Kriegsdep.  '4b- \2  <30'24i,  Marinedep.  13*54  (15^2),  Pensionen  Ö6-77  (incl. 
19*3  Mill.  Rückstände)  (50  0),  Indianer  5*95  (4*86).  Zinsen  d.  Schuld  98*55  (88-8>). 
Tilgung  d.  Schuld  unlH'stinimt,  District  Columbia  '{•27  i3*H5),  Sumnui  d.  Ausg:.  oMd« 
Tilg.  2f;7'04  f259'!i2).  Kinnahmen  3:i3-53  (350-0),  n«;ml.  Zftll  1^<V52  (195),  Innere 
Steuern  124  01  (1.30).  Landvorkauf  102  (10),  v.  d.  Xationulbanken  701  (7-l2>. 
.Münze  2  79  (3  0),  Summe  plus  allen  aud.  divers.  Eiu».  333*53  (350).  Ueberschusb 
der  ordentl.  Einnahmen  ttber  d.  ord.  Ausgaben  63-98  (90  09).  Sund  d.  öffentL  Sohvid 
der  Union  t  'nli  I^^O  212IV42  (wovon  38S*S0  Papiergeld),  ab  Gassen  bestand  (201*09), 
Restschuld  l'.ll'J3;i  1  Inli  tS79  199IV42.  1.  Juli  1S70  2100*6  M.  D.  —  Schw.n/. 
Abschl.  f.  laSÜ  (in  hiaiumer  Anseht  f.  iSbl).  Einn.  ^ioh)  in  MiU.  fr.  42*5  <,40-7), 
woron  zolle  17*2!  (17),  Post  U-51  (19-43)  (Ausgabe  dafür  14-25,  bei.  14*20]. 
Telegr.  2*37  (2*25)  fAusg.  1*81  ii.  1*90],  Münze  1*27  (0-404)  (Ausg.  ebenso  hoch>. 
Ausgaben  im  (ranzen  41*04  (40*95^,  wovon  Kap  -  ii.  Zinszahl.  2*75  (1.S7),  allg^em. 
Vervalt.  O  iö  (0*76),  die  einzelnen  Departements  (vergleichbar  den  Ministerioo,  aber 
nur  t  d.  obere  Yenralt)  8*58  (3-52),  Militär  11*76  (13*14)  (aoaserdea  Riieg^- 
matorial  0*94.  bez.  0*88),  Polytechnikum  in  Zürich  0'3fi2  (0*360)  (Zusrbusa  zu  den 
'  ijr.  Einn.).  Nach  einer  vergleichenden  Znsstoll,  der  Bundes-  u.  der  Gantonal- 
tinauzeri  f.  1S70  (Goth.  Jahrb.  18b2  S.  964 1  betragen  die  N  e  1 1  o  ausgaben  des  Bands 
18*30,  der  Cantone  44*10  MlU.  fr.,  davon  u.  a.  f.  Militär  bez.  12*61  n.  2*17,  Justiz 
O  IH  u.  2-7S,  (iefängnissc  nichts  u.  l*Ob,  Polizei  0*0 IS  u.  2*70,  vefksvirthsch.  An- 
gelegenheiten und  öff.  Arbeiten  2  17  ii.  12*71,  Unten*.,  Wissensch.,  Kunst  0*39  u.  8*90. 
Kir^'henwescn  nichts  u.  312.  W  ohlthiitigk.  0*(H5  u.  2*51.  Sanit.wcs.  fast  nichts  u.  0'2<i, 
Geä.geh.  lUkd  allgem.  Verwalt.  i  '2b  u.  3  tii ,  Koäteu  d.  Schulden  1'22  u.  3  01  Mill.  fr. 
Man  sieht,  wo  der  Sohwerpiuict  der  Bandes-  n.  d.  CantonalthitiglL  liegt  Yod  dam 
ord.  Nettoeinnahmen  (B.  17*24,  C.  39*74  Mill.)  treffen  anf  d.  indir.  Steu.  i.  w.  S. 
beim  B.  !5'8.'i,  bei  d.  Cant.  15*04.  v.  d.  dir.  Steu.  0*96«  u.  16'45,  v.  d.  Regalien  n. 
Monopolen  (Salz  u.  s.  w.)  0*305  u.  4  15,  v.  d.  Eiun.  aas  Forsten,  Domänen,  StajUj>- 
geveroea  0*103  n.  8*67  MilL  Dr.:  doch  ein«  wesentUohe  Aehnlichltdt  mit  dea  V«r- 
hultnissen  im  Deutschen  Boich  in  d.  lelatirer  YerdieilDttg  der  Poston  zwiaelmi  S^nd 
0.  Gantonen. 

Ueber  das  Deutsche  Keich  s.  uiogtjbeiid  bis  1874  Wagner,  Uolt/.cod. 
Jährt»,  in,  167;  Statist.  Jährt»,  f.  d.  D.  Boich,  3.  J.  g.  1882,  8.  148  C  n.  bat.  aoch 

Oerstfeldt.  Beitr.  z.  Reichsteuerfrage.    Die  „fortdauerndun'  Ausgaben  waren  (Ab- 
schlusis)  1ST2  338*41,  IsSl 'S2  (Anschlag  mit  Nachträgen)  r>ir»»*^.  t^s2's3  (Aoscbl.- 
531*S>3  Mill.  M.    Davon  Keicbsheer  bez.  26ö  7>5,  342  21,  342*49,  Manne  U'bo,  27-52- 
27'57,  BeichstaTaLfondil  (also:  Belastung  dcsselbon  mit  Pensionen)  2y2S,  31*07,  30 
aUgen.  Pensionsfonda  20*87,  18*40,  18*10,  Boichsschuld  0*59,  10*60,  lO"?«,  Bciebs- 
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tif  a-136.  0-404.  0'40S,  Aivwärt.  Amt  4'SS,  6- 56,  6  08,  Beichsamt  d.  Innen  (inol. 

Reicb?kaiizh T  u.  Kanzleramt  a.  Reichseisenb.amt)  0*826,  2*30,  'S'2i) ,  Keichsjustizver- 
iriltiin^r  'y'lH[).  1'70.  TTl,  Iieichssrhatzauit  Ii',  Sft-*?2,  u.  and.  Posten  mehr. 

Ihn  „emmaligea"  Aua^aben  gestatten  bei  Uer  stafkeu  Schwaiikuuj^  uiitl  grusscn  Vor- 
sGUedenlMit  in  den  einzelnen  Jaliren  keinen  nnmittelbareo  Veif  leicli.  Die  oidendichen 
Eiimalimen  (d.  h.  die  Eingänge  ohne  die  Anleihen,  d.  franzOs.  Contribution .  die 
Zablangen  aas  d  -m  Festungs-  u.  Eisenb.fonds)  waren  18"2  (Aböchlusst  u  1'^S1 '82 
iAoscbiig  nebst  liachtrag)  u.  1^82/83  (Anschlag)  bez.  2S4'25,  519-71,  (>1U63  (incl. 

fon  10*56  MiU.  M.  ans  Vorjahr);  dafon  ZoUe  n.  Terbranchsteuem  164*04, 
JJI'IÄ,  8S9*10,  Stempel-  a.  ähnl.  Abgab.  n  istatist.  CRbUhr)  5-OS,  7'51,  19'58,  U<  l»er- 
•''bTiss  von  Reichsbahnen  (Eis.  Lothr.),  Post,  Telegr.,  Keichsdruckerei,  Einn.  au»  Bank- 
wesen (licichabank),  Munzwesen  U)-80,  32-30.  36*51,  verschied.  Verwalt.einn.  120, 
äil  6  01,  aas  dem  Rcichsinval.fonds  (Zinsen  ond  Kapitalqnoten)  nichts,  31*07,  30' 13, 
Zinsen  ans  belegten  Hcichsgeldem  nichts,  3*84.  3  06,  MatricoiarbeitrUge  94  12,  103*68« 
!'i-6S  Mill.  M.  Die  Ke ichss «  hulden  sind  in  den  letzten  Jahren  wieder  aus  An- 
kilifO  für  vei^chicdenc  Z'Ä'ccke  anjrewachscn,  narhdein  sio  (bez.  die  des  Norddeutschen 
Bandes)  nach  dem  letzten  Kriege  aus  der  frauzOa.  Güiitribution  getilgt  waren.  Am 
t.  Aptil  1880  wsr  der  Betng  218*08  Hill.  M.  nominell  Anldhen,  10*0  MIU.  M. 
Schatischeine,  159  44  Mill.  M.  Reichscassenseheine  (Papicrj^eld).  Die  aus  d.  franzöe. 
f\)ntribotion  gebildeten  „Fonds"  überragen  diese  Schulden  auch  noch  nach  dem 
gegeDwärtifen  Bestände  :  dazu  dann  noch  der  baaro  Reicbskriegsschutz  v.  120  MiU,  M. 
ii  6oM. 

Da  es  sich  hier  um  grössere  Aiis^abeposten  handelt,  deren 
AofbriDgUDg  durch  Matricularbeiträge  der  Einzelstaaten  uach  der 
Kopfzahl  oder  nach  irgend  einem  ähnlichen  immer  ziemlich 
wOIkllbrliebeii  Maassstabe  ohnebin  diß  Einzelstaaten  tingleicb  be- 
laatoa  würde»  ao  werden  sweekmttBalger  Weise  mit  den  genannten 
Anigab«!  aneb  gleiebKeitIg  bestimmte  Einnahmequellen  ans  dem 
Hausbäll  der  Einzelstaaten  gauz  ausgeschieden^  der  Competeoz  des 
Bandes  und  seiner  Gesetzcrebung  unterstellt  und  p<aösciul  dem  Bunde 
daaeben  noch  ein  hesouderes  Besteuerungsrecht  zur  Deckung 
umt  yerfassnngsmässigen  Aasgaben  verliehen.  Von  letzterem 
phgt  ans  stenerteehnisohen  Gründen  namenttioh  in  Besag 
Inf  die  sogen,  indireeten  Stenern,  Zttlle,  inländisebe  Ver- 
braneh 8 steuern  Gebrauch  gemacht  za  werden,  passend  so, 
dasg  diese  ausschliesslich  dem  Bunde  zulallcu,  wührend  die 
directe  Besteuerung  ganz  oder  grossentheils  den  Einzelstaaten 
verbleibt,  illr  die  Deckung  ihrer  Bedürfnisse.  Andernialls  mUsseni 
weoQ  die  angewiesenen  Einkünfte  nieht  aasreiehen,  aaeh  hier  noeh 
Mstriealarb eitrige  erhoben  werden ,  —  was  besser  abzustellen 
ttt  Je  mehr  «cb  der  Bandesstaat  in  sein^  Fortentwieklnng  dem 
Rinheitsstaatc  etwa  nähert,  je  grössere  und  kostspieligere  Aulgabeu 
an  ihn  herantreten  (Bundeskriege!,  Reichsbahnen!),  desto  mehr 
anch  der  Bundeshaushalt  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen allmälig  einem  gewöhnlichen  Staatshaushalte  gleichen  und 
teo  mehr  sdmmpfen  die  Einzelstaatsbanshalte  zu  freilieh  hüher 
«nssbUdeten  Provinzialbausbalten  zusammen.   Eine  solehe  £nt> 
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wicklang  ist  aneh  in  finanzieller  Hinsicht  wohl  im  Ganzen  erwflnaeht 
Das  schwierige  Problem  der  richtigen  Trennung  von  Hanptstaats^ 
d.  h.  eben  Ton  eigentlichstem  Staatsbedarf  und  Loeal-  (Landea- 

theil  )  bedarf  wird  auf  diese  Weise  für  grosse  Ausgabeposten  wohl 
am  Besten  gelöst  (s.  u.  §.  43). 

Es  ist  gewiss  heachtenswertli ,  dass  in  den  drei  wichtigsten  modernen  Rnndes- 
staaten,  wie  die  vorausgehenden  Angaben  zeigen,  vor  aUein  die  Grenzzölle,  dann 
mit  diesen  in  nftherer Venvindung  stehende  innere  Verbrancbsteuern  (ßo  wenigstens 
im  Dentschen  Keich  und  in  Nordamerika,  —  die  Schweiz  hat  das  noch  nicht  erreicht'  , 
rechtlich  und  tbaLsächlich  auf  den  Bund  abertragen  sind:  namentlich  die  Tabak 
und  die  Getränkütoucra.  So  im  Deattichen  Reich  speciell  die  Tabakst.  t^Au- 
schl.  1681/82  4.58,  1$S2/S3  ll.OS  MUI.  M.),  die  BttbonsQckerst  (49Ji5  a.  47.42). 
die  Salzst  (d().37  u.  36.71),  leider  noch  immer  nicbt  volktäudig  die  Branntweinst 
(die  in  Baiern,  Württemb. ,  Baden  noch  aparte  Landesst,  blieb,  A.  f.  das  ubrig-» 
lieichsgebiet  34. S5  u.  fl5.52'i  u.  die  Bierst.  (die  au>ser  in  d.  ü  gen.  Steuern  noch  in 
Eisass-Lotli.  besondere  Landesst.  ist.  A.  f.  lieichsgebiet  15.10  u.  15.U  Mül.  M.). 
Diese  iännahmcn  sowie  die  UeberschOase  der  Post-  und  TeI^.feTwaltnng  (die  in 
Baiern  und  Wünteuiberg  ebenfalls  Laudessache  blieb)  dienen  zunächst  zur  Bestrei- 
tung der  Keichsausmiben  (Art,  70  d.  Reichsverfass,").  Durch  Ges.  v.  15.  Juli  Ibl^  ist 
bei  Gel^cnheit  der  Zollreform  u.a.  w.  allerdings  die  Bestimmung  getrotien,  daas  der 
Ertng  der  Zolle  n.  der  Tabakstsner  nur  bis  zur  Somme  ron  180  luIL  M.  der  Beicbs- 
casse  zufliesst  u.  der  Betrag  darüber  hinaus  den  Einzelstaaten  nach  der  Hntricülar- 
bevölkerung  zufallen  soll:  foruiell  rcirhspolitisch  ein  unliebsames,  im  Effect  ab-  r  docli 
nicht  erheblidies  ZugestAndniss  au  den  Particularisffius,  da  pro  tanto  eben  nur  eine 
Gempensation  mit  den  HatrtcbeitrSgen  erfolgt  Die  Einflihmnp  andrer  Reich- 
steuern  ist  gestattet  (Art.  Ti)  d.  Verf.),  aber  bisher  nur  f.  die  Wechselstenipel  CErtr. 
Anschl.  1881/82  n  si/S.-j  (j.ii  u.  0.01  Mill.  M.),  Spielkartenstempel  (1.1  u.  1.04  Mill. 
M.),  die  statistische  Gebuhr  (0.;i  u.  0.4ö),  iSbi  f.  vcrsch.  and.  Stempelabgabeu  (,30r8eo- 
steuern",  AnschL  1882/88  J2.07  MÜL  M.)  erfolgt,  nicht  fttr  directe  Steuern.  So  waren 
1881/82  864.26  M.M.  direner  ehemaliger  einzelstaatl.  Einnahmen  u.  Betriebs  Überschüsse 
an  das  Reich  Ubertragen.  Die  steuer-techuischen  Grtlnde  für  die  L'ebernahuir 
grade  solcher  indirecti  r  Steuern,  auch  der  Post,  Teleg^raphie  u.  ».  w.  .-iuf  da- 
Keich  sind:  gemeinsame  u.  vereinfachte  Controlen,  wohlfeilere  Erhebung  grade  ict 
einem  grossen  Gebiete,  rolkswirthscbartliches  Bedttiflüss  gleidimSssiger  Regelung 
dieser  Dingte.  S.  Wagner,  Jahrb.  1,  .')*>!).  Direi  te  Kcichsteuern  werden  deichwohl 
^rlnvcrlich  auf  die  Dauer  ausbleiben,  lieber  die  Stcuerprojecte  im  Keich  Wagner. 
Jahrb.  111,  213.  Ders.  schwebende  deutsche  Fin.fragon,  Tuk  Ztschr.  1880,  S.  6S1L 
Geffoken,  Beform  d.  Reiebstenem,  Heilbr.  1879,  Scbmoller,  dealsche  SCeneireform, 
Jahrb.  1881,  S.  859  IL  Gerstfeldt's  Schriften.  Schäffle,  SteneipoUtik.  Pinn 
einer  Reichseinkommensteucr,  Hirth,  Annalen  IS"."),  S.  115  iL 

In  Nordamerika  ist  während  des  BOrgerkriegs  der  umfassendste  Gebrauch  Ton 
dem  Bestenenngiredit  des  Bandes  gemseht  worden,  s.  Hock,  Finanz.  Ametikss 
SL  187  C  Nach  d.  späteren  Ermässigung  brachten  diese  Steueru  1  ^iV^^  noch  186.34  M.  D., 
wovon  auf  rohe  Baumwolle  22. .5'»  Si-irit.  14.2S,  gegühr.  Getränke  5.69,  Tabak  1*^.^4. 
Manufact.  39.1(),  Licenzen  16.30,  Banken,  Versich.,  Eiseub,  Telegr.  ges.  16.Ö3,  Ein- 
kommenst.  33.07,  Testamentsst  2.82,  di?.  Abgaben  2.43  Mill.  D.  Die  Weiterentwick- 
lung hat  von  directen  Unionstenen  wieder  abgeführt. 

Die  Matricularbeitr&ge  belasten  im  Deutschen  Reiche  die  süddeutschen 
Staaten  relativ  stärker,  wpü  diese  an  der  allgemeinen  Bier-  u.  Branntweinsteuer  nicht 
theilnehmen  (z.  B.  Preussen  18SI/S2  nur  52.oO,  Sachsen  nur  5.62,  dagegen  Baiem 
20.U.  Wartlemberg  7.28,  Baden  8.19  Mill.  M.).  Dss  BedenUicfae  und  das  TTtgerisclie 
des  Kopfij  uotensystems  beruht  derauf,  dass  ohne  Rücksicht  auf  den  verschiedenen 
Wohlstand  die  Consumtions-  u.  Productionskrafl  u.  die  SteuerfiUiigkeit  jedes  „Kopfes" 
in  jedem  sogen.  „Staate"  als  gleich  angenommen  wird.  Dabei  wird  gani  lÜ>er8ebeB, 
dus  grosse  und  kleine  Staaten  sich  gar  nicht  unmittelbar  rergleidien  lassen,  da 
der  kfoine  .,S(anf\  roUends  in  Verhältnissen  wie  dmi  dentschen,  eben  nichts  Anderes 
ab  eine  zur  Sonrerftnctftt  gelangte  Provinz  oder  gar  nor  ein  Kreis  eines  natttrüchsn 
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grobseu  Staabgebiöta  ibt,  ä.  o.  ||.  19.  6.  über  die  iragu  io  Doutschlaad  Wagner, 
Jahfb.  I,  628,  III,  217«  Hirth,  in  s.  Anoalen  1875,  115  C  MatricnUrbeitrige,  com- 

biiürt  nach  der  Kopfzahl  und  der  ungef&hron  Steuerkraft,  sind  verfassuDgsm&ssig  in 
rier  Schweiz,  aber  nicht  in  pract.  Anwendung:  ärmste  Cantone  15  cent.  p.  Kopf» 
reichste  90  cent;  Hirth,  AnnaJ.  1875,  S.  142,  7^.  Yorsdiläge  zur  Beseitigung  a. 
Yertademifr  der  Matricbeitrftce  machte  ?.  Scheel,  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich  1S78  (Nene 
Folge  II),  4S  ff.  DgL  Vorschläge  dess.,  statt  nach  der  blossen  K<q»faU  nach  der 
Zahl  der  Erwerbsfähigen  in  der  BeröUterung  die  Matric.beiträge  zu  vertheilen, 
iu  Ilildebr.  Jahrb.  1878,  XXX,  84,  mit  Statist  Ausftlhrung.  —  Um  den  Ersatz  oder 
doch  die  wesentliche  Verminderung  der  Matric.bciträge  und  zugleich  um  die  Schaifuug 
!!elbständiger  BetcheeiBnahmen ,  ein  auch  politisch  so  wichtiges  Ziel,  drehen  sich 
die  Reformpläne  fi.  Vcrsnche  im  Eeich-^  seit  ISTS.  Gedanke  auch  an  I\ci<  hs-Erb- 
ha f t »-tP'JfT  u.  an  umfassendere  Cebcrtragung  der  Hnzclstaatl.  sti^mpelart.  Verkehr- 
steuern auf  daä  ßeich  nebst  deren  weiterer  Ausbilduug ;  jetzt  vot  der  Keforni  der  Zölle 


örtenmg  der  EinfUir.  einer  Betche-Stempelr  v.  SrheduBleiier;  Papiero  d.  Bondeoidia 

1877/78  N.  98. 

§.  41.  —  3.  In  der  concreten  Wirklichkeit  zeigen  die  sogen. 
Staatenbunde  und  Bundesstaaten  scbon  mancherlei  erhebliche 
McdificaUonen  der  Aeoreliseben  Idee  dieser  Staatenverbindnogen. 
Die  Oeeeldehte  wdst  aber  aneb  noeb  zaUreicbe  andere  Ver- 
hältnisse einer  btautcoverbiTuhniii:  auf,  welche,  zufälligen 
historischen  Ereignissen  entsprungen,  sich  nicht  immer  leicht  unter 
eine  bestimmte  Völker-  und  staatsrechtliche  Formel  bringen  lassen, 
zumal  der  rechtliche  und  factische  Zustand  in  solchen  Fällen  oft 
erheMiob  Ton  einander  abweichen. 

Beispiele:  das  frühere  und  jetuge  Verhältniss  des  K.  Polen  zu  Roadand,  früher 
wohl  ein  Mittelding  zwischen  Personal-  und  K  almion,  getrennte  Finanzen,  jetzt 
fa4:tisch  wenigstens  kaum  etwas  Anderes  als  Einverleibung;  das  polnische  Budget 
der  Ausgaben  poetenweise  bei  den  Budgets  der  russ.  lieicksministurien,  woneben  eine 
Z«Üiag  nur  ein  kleiner  Betrag  noch  besonders  iQr  Pden  im  mae.  Budget  stand 
n^70  .S.74  M.  R.).  der  jetzt  aucL  verschwunden  ist  ;  ebenso  bei  den  Einnahmen. 
I^^;  Verhältniss  Transkaukasienb  (Einn.  u.  Ausg.  ein  besonderer  Theil  des 
ru^oischeii  Budgets) ,  Finnlands  (im  Wesentlichen  Personalunion,  durchaus  getrennte 
HasozeB  v.  Ausgaben,  Sdnilden,  hesond.  Mllitairbndget  getrennt  w,  aUgem.  Bndg.  des 
nm.  Reichst  —  In  Oesterreich  hatte  die  Militairgrenze  seit  lange  ein  apartes 
Bod^t  das  nnr  als  hesond.  Th^  il  d.  Staatsb.  aufgestellt  war.  Jetzt  hat  d.  Königreich 
iöoatiea  n.  Blaronien  noch  ein  besond.  „Budget  f.  d.  Erfordernisse  der  inneren  Auto- 
ander*  dSer  ili  telne  ,^fonome  Tenraltung''  (  55  d.  hier  eihob.  dir.  n.  indir.  Stenern 
fieman  in  d.  ongnr.  Staatsschatz,  45  7o  bleiben  dem  Lande  für  jene  Erfordernisse; 
fcsetzl.  Bestimm,  v  1*473).  Das  jetzige  Verhültniss  zwiscli'-n  ^>'^<f"rreich  u.  Ungarn 
idsleith.,  im  Wiener  Reichsrath  vertretene  u.  Länder  d.  ungar.  Krone)  auf  Grund  der 
Verfassung  r.  1S67  lässt  sich  auch  nicht  unter  eine  einfache  Formel  bringen.  Merk- 
■ale  der  Personal-  und  Realunion«  des  Bundesstaats,  Staatenbunds  u.  wieder  des 
Einheitsstaats  liepm  in  hiintT  Mi-rhiing  diiroheinander.  Als  Reahinion  ist  fJa.«* 
Verhältniss  vielleicht  nru  h  im  Richtigsten  zu  bezeichnen,  weil  dies  Moment  noch 
Torwaltet  Das  ist  natürlich  für  die  Einrichtung  des  Finanzwesens  von  wesentlichem 
Bnftms.  —  Weiler  sei  an  das  Yeihlltnlas  der  Tttrkei  vor  dem  letzten  Kriege  zu 
Hirea  Schutzstaaten,  der  DonaufUrstenthUmer  unter  einander  (Rumäniens,  fast 
dem  Einheitsstaat  schon  vor  1877  gleichkomfutTid-'  Healunion,  jetzt  ^anz  Kinhf'itsstaat"), 
Laxem burgs  zu  Uoiiaiid  (seit  1867  Personaluiuou),  Limburgs  desgl.  bis  1866,  der 
Elhherzogthttmer  zn  Dlnemarlr  hie  1894  n.  m.  erinnert  Alle  solche  httnst* 
liehe  Verhiitniss«  äussern  aucli  nif  die  AnagiAeelnrichtung  nnd  die  ganze  Finan/- 
»irthschaft  überhaupt  ihren  Einfluß.  Sie  haben  selten  lanfrc  unveränderten  Bebtand 
ukI  fiUuren  leicht  zur  poüt.  VerwickluDgen,  daher  auch  zur  Unordnung  im  1  iuanzwesen. 
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Staaten,  welche  nur  in  Personalunion  stehen,  wie  z.  B. 
Schweden  und  Norwegen,  bleiben  im  Wesentlichen  selbständige, 
weon  auch  unauflöslich  verbundene  Staaten.  Ein  grosserer  Kreis 
gemeinsamer  Angelegenheiten!  daher  auch  ein  gemeinsamer  Haus- 
halt fehlt,  kaum  dass  einselne  gemeinsame  Ausgaben  (etwa  für 
Diplomatie)  vorkommen.  Auch  für  gemeinsame  Behörden  kouueu 
hier  die  Auiigabeu  in  den  einzelnen  Budget»  getrennt  bleiben. 

Schweden  und  Norwegen  haben  f.  gemeinsame  Sachen  einen  :>ns  >iw<'<^i<«-hoii 
und  norwogiscbea  Mitgliedern  zusammengesetzten  Staatsrath,  dessen  Kopien,  weuu  aus 
dm  wit  niclit  ■pecieUer  rorliegondeii  Budgets  goschloaBM  woden  darf,  getreimt  in 
beiden  HambAlten  encbetnen. 

Staaten,  welche  in  Rcalunion  oder  einer  ähnlichen  näheren 
staatsrechtlichen  Verbindung  stehen,  haben  in  vielen  Puncten  die 
Merkmale  einen  Bundesstaats  oder  selbst  eines  Einheitsstaats  nnd 
eine  grl^ssere  Beihe  wichtiger«:  gemeinsamer  GegMistände  („G^- 
sammtstaat'^,  wie  %.  B.  die  Oestendchisch-ungansobe  Monaicbie). 
Daher  giebt  es  hier  einen  eigenen  „Haushalt  für  die  gemein- 
bameii  Angelegenheiten'',  neben  besonderen  Haushalten  der 
Länder  oder  Ländergruppen.    Die  Einrichtung  gleicht  in  vielen 
Hinsichten  derjenigen  des  bundesstaatlicheu  Finanzwesens:  im  ge< 
meinsamen  Haushalt  gewisse  durchaus  gemeinsame  Ausgaben  (etwa 
Aensseres,  Heer^  gemeinsame  Schuld),  auch  besümmie  gemeinsame 
Einnahmen,  welche  ohne  Separatverrechnung  für  die  Theile  de« 
Gesammtstaatsgebiets  zuvorderst  cur  Deckung  der  gemeinsamen 
Ansgaben  dienen  (Einnahmen,  welche  sich  an  die  Ansgabezwei^^e 
knüpfen,  einzelne  indirecte  Steuern,  wie  Zölle).    Die  übrigen  Aus- 
gaben werden  nach  einem  verfassungsmässig  bestimmten  Maass- 
stabe durch  Beiträge  jedes  einzelnen  Landes  aus  dessen  eignen 
Einnahmen  gedeekt  Die  Geschichte  zeigt  auch  in  solchen  Pnneten 
viel  Mannigfaltigkeit  Mitunter  ist  die  Bealunion  so  eng,  dass  alle 
wichtigeren  Gegenstände  gemeinsam  sind  nnd  die  einzelnen  Länder 
höchstens  noch  besr  ndere  Haushalte  von  der  Natur  eines  Provinzial- 
hausbalts  oder  selbst  das  nicht  einmal  mehr  haben. 

Kach  d.  A'erfabs.  von  1867  sind  in  Oostcrroich  -  Ungarn  gemeinsam:  die 
Zwrigf  'ü.  Ausgabeetat^')  für  d.  Aousscp'  (wobei  auch  die  Subrention  der  <  )cstcrr. 
Lloyd-Dam{ifächiU'.gesellüchaft),  i'ui  Heer  u.  Flotte,  f.  ein  gemciiis.  Finauzmioibteriara 
0.  einen  gemeinsuBea  Bedmiinfrshof  (Sanuiie  A.  f.  1881  122.18  MÜL  fl.,  voroa 
107.89  ordentl.)  u,  gemeinsame  Dcokungsmittel:  cipcne  Einnahmen  der  gemeinsamen 
Verwaltungszweige,  besond.  des  Kricgsmin. ,  der  ('onsolate  (i.  Ci.  MiJl.  fl.). 

UeberschUsse  der  ZoUgef&lle  1,3.77  MiU.  iB.),  im  <i.  f.  ISbl  IM  Mill.  tl.  Alle  aiidexeu 
Einnahm»*  uid  Ansgabeelats  («veh  z.  B.  der  Hofttaftt)  sind  getreoot  Der  R«at  4er 
gemeiniuActt  Ausgaben  wird  —  nadi  Abzug  eines  be8.  Zaschasscs  v.  2.18  ^fill.  II., 
den  Ungarn  jetzt  tUr  den  l  ebergang  eine?  Theils  der  Militairerranze  an  die  Civilrfr- 
wftitung  noch  bes.  giebt  —  zu  70  %  von  den  cisieith.  und  zu  30  "/o       den  ungar. 
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Landtam  gedeckt  Von  der  Staatsschuld  ist  nur  die  schwebende  in  Bctrell  drr 
HypothekarauweisaiigeQ  (Schatzscheine)  and  des  Papiergelds  (beide  Tosten  zus.  ge* 
setdich  bogrenzt  auf  412  Mill.  tl.»  gemeiusam.  Die  ttMge  sog.  allnpomeine 
^'huld  (K.  1S*»0  27b5.HA  Mill.  fl.)  lastet  eigvntlich  jetzt  auf  dm  cisleith. 
laiid'-n  nach  dem  finanzit-ÜL-n  Ausgleich  mit  Ungarn  allein,  jedoch  zahlt  dicsos  zur 
\er£uidUQg  der  Schuld  die  tixe  Summe  von  tiO.32  3IiU.  iB.  jährlich.  Dazu  kommt 
duB  Boek  eine  bosondore  Schold  der  Wetthlifte  („der  im  fieiehanthe  vertreteaen 
Königreiche  o.  Länder"),  E.  ISSO  4Ü8.«1  Mill.  fl.  Die  Grundentlastungsschuld 
l»?tet  in  der  vestl.  Hälfte  des  Staats  auf  den  einzelnen  Kronland-n ,  iji  Ungarn 
Aof  der  (iesammtheit  der  oogar.  Laude  als  deren  Staatsschuld.  Ausserdem  hat 
üagaio  sdt  seiner  wled«reriangten  politiscli.  Selbatibidigfceit  eine  schon  ncht  bedeutende 
eigene  eigentliche  Staatsschuld  erlangt  (meist  f.  Ei.->er)bahnbautcn  u.  Deckung  der 
l^^ficite  .  Änf.  ISSO  702.5  Mill.  fl.  —  Rumänien  hatte  schon  länger  ein  einheitl. 
hadget ;  an  die  Tiirkei  zahlte  es  tur  beide  Furstenth.  getrennt  den  kleinen  Tribut  von 
im  u.  3000  Beutel  [k  500  Piaster  gleich  30  Thlr.).  Auch  Serbien  hatte  schon 
f'ji  der  1S77/78  erreichten  vdlligen  Unabhängigkeit  ein  ganz  getreantea  Budget,  in 
dem  d<.'r  Tribut  an  die  rfortt;  als  Ausgabeposten  (in  der  türk.  Rechnung  als  Einnahme) 
apart  lorkani  ■  hIdO  Reutel).  Aehnlich  no>h  jetzt  Satnos  fHOO  Rrutol),  Aegypten 
(76.0  Hill.  Fiaster  oder  1)81.480  ägypu  Pfund,  XCeichsmarii). 


2,  At/K^cbuitt 

Finanzwesen  der  Seil>stTenraltmi§;8kdrp€r. 

S.  o.  S.  61  u.  78  die  liter.  Notiz.  Ausser  Stein  ist  kaum  etwas  W  eit.  res, 
ipocieü  FinanzwissenschaftHchfö  zu  nennen.  Die  bisherige  Literatur  de»  l  luan^- 
woeos  dieser  Köri)er  bezieht  sich  fast  nur  auf  die  Uemeinden  und  beschränkt  sich 
mebtons  anf  die  Steuenerhältnissc.  S.  die  bezQgL  Lit.  obeu  §*  30.  Ans  der  Statistik 
bei>  Horifurth  u.  Gerstfeldt. 

I.  —  Der  staatliche  Finanz  bedarf  in  seiner  Be- 

liehnng  zam  Staatsgebiet.  Die  Betracbtoog  bierttber  iUhrt  xnr 
Besprechnng  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltungskörper  hin 

und  geht  derselben  passend  voraus,  weil  dabei  einige  tlir  die 
finanzielle  Ordnung  dieser  Verhältnisse  maassgebende  Gesichts- 
poDcte  bereits  deutlich  hervortreten.  Folgende  zwei  Fragen  sind 
bnr  hervorzuheben.  Einmal,  welche  Wirkung  die  Veraas- 
gabang  des  Finansbedarfs  im  Unlande  als  Verwendung  von 
Stehgtttern  ansttbt  Sodann,  wie  sieh  der  Finanzbedarf  hin* 
mehtlicta  seiner  in  der  Herstellnni^  von  Staatsleistnngen  her- 
vortretenden Wirkung  aiif  das  i ii  1  ä ii d ische  Staatsgebiet  ver- 
theilt Die  Ultere  Finanzthcorie  bat  den  ersten  Punct  öfters  erörtert, 
Bat  dem  zweiten,  wichtigeren  sich  jedoch  noch  wenig  beschäftigt. 

1.  y,Wenn  der  Staatsaofwand  innerhalb  des  Landes  geschieht, 
itgt  Ran  (g.  38),  so  werden  einheimische  Arbeiter  nnd  Unter* 
nehmer  lyesehäftigt,  wird  inländischen  Kapitalien  und  Gnindstttcken 
eine  Rente  abgewonnen,  was  ohne  Zweifel  für  die  Volkswirthschaft 
zoträglich  ist.  Daher  haben  schon  ältere  Schi ittsteller  den  Satz 
äuigestellty  man  solle  die  btaatsausgaben  so  einrichten ,  dass  die 
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Summen  nicht  ausser  Landes  gehen,  sondern  dem  inländischen 
Nahningsstande  zu  Gute  kommeD.  Doch  ist  diese  Regel  nar  unter 
zwei  BediDgongen  solttsBigi  dass  nemlich  der  Zweck  der  Aoscpabe 
damnter  nicht  leidet  and  diese  aach  nicht  hoher  wird,  oder  dass, 
wenn  die  Verwendung  im  Inlande  mehr  kostet,  dadurch  ein  ▼olks- 
wirthschaftlicher  oder  politischer  Nehci]\()rtheil  erreicht  wird  und 
desshalh  der  Mehrbetrag  auch  als  besondere  Ausgabe  zu  recht 
fertigen  sein  würde,  z.  B.  als  eine  Trämie  zur  Ermunterung  einet» 
wichtigen  und  dieser  Begünstigung  bedürftigen  Gewerbszweiges/^ 
namentlich  etwa  eines  solchen,  durch  welchen  wichtige  Gttler  ihr 
die  Militairverwaltung  erzeugt  werden.  Die  Herstellung  solcher 
Güter  im  Inlande  kann  mitunter  durch  die  politische  Sicherheit 
de»  Landes  geboten  sein. 

f.  Justi,  Staatsw.  U,  482,  verlangt  die  inl&ndisclie  Verwendung  der  btaatbaua- 
g»beii.  Auch  Rav  a.  a.  0.  meint,  daas  die  ins  Audaiid  gehenden  GeMtimaMn  in 

der  Regel  eine  entsprechende  Waarenausfuhr  nach  sich  ziehen,  kann  nicht  als  roUr 
stäiuliger  Ei>:^t'  U's  Nachtheiles  für  »Hf  oinheimisrben  Gewerl»'  ang<»eheri  n-  rK^n. 
Allerdings  habcu  aber  wohl  mercantili^tiächo  (iründe  zu  der  Forderung  mitgewirkt.  — 
Oeftcre  Vorschrift,  besonders  froher,  Pensionen  im  Lande  zu  verzehren.  Selbst  in 
deutschen  Staaten  bestanden  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  mehrfach  Abzl}^  fi  r 
Pensionen,  selbst  ftir  Wittwenpensionen .  volchi;  im  „Ausland''  ver/ehrt  werden,  d.  h. 
natürlich  in  der  .Mehrzahl  der  Falle  in  andern  deutschen  Staaten.  Da  dergleicheri 
meistens  durch  Fauilieiiverhähuisse ,  (iesundheitsrucksicliteu  u.  s.  w.  veraulaitst  werdeu 
wird  und  die  denischen  „Stsnten*^  doch  schon  lange  ?or  1866  nnd  1870  «in  nationales, 
culturUches  und  wirthscbaftliches  Ganze  bilden,  so  erscheinen  diese  Ab/.iigre  kleinlich 
und  unbillig.  —  Die  inl&nd.  Herstellung  auch  /ti  höheren  Kosten  im  [nteresse  der 
nationalen  Unabhängigkeit,  z.  B.  bei  WaUenfaOnkcu ,  Kanone ngiessereien ,  Schiiisbau- 
anslalten,  manchen  Pahriken  ftr  Eisenrenfbeitung  (^Panzerplatten ,  Etsenbnhn- 
nalerinl)  n.  s^ 

§.  43.  —  2.   Die  VertheiluDg  des  Finanzbedarfs  oder 

der  StaaLsaus<,^aben  tiber  das  inländische  Staatsgebiet. 
Hier  hat  man  zwischen  Haupt-  und  Landcstheil-  oder  Local- 
iinanzbedarf^)  oder  zwischen  allgemeinen  und  speciellen 
Ansgahen^)  (in  diesem  Sinne  des  Worts)  zu  unterscheiden. 

Der  Hanptfinansbedarf  wird  dnrch  die  allgemeineo 
Zwecke  des  gansen  Staats  als  solchen,  der  Finansbedarf  ftr 
die  Landestbeile  durch  die  speciellen  Bedürfnisse  dieser  letzteren 
nach  einer  Htaatsthätigkeit  überhaupt  oder  nach  einer  gerade  in 
der  Art  oder  in  dem  Lmlauge  auszuübenden  Staat  st  hätigkeii 
bedingt  oder  er  umfasst  eine  solche  Staatsausgabe,  welche  doch 
bestimmten  Landestheilen  vorwiegend  zn  Gnie  kommt 

')  Umpfenbach,  Kiiianzwisü.  §.  2U  (ctwaö  andere  Scheidung).  Ich  brauchte 
früher  den  Ausdruck:  Haupt-  nnd  Localfttaats  bedarf.  Da  der  St  an  in  bedarf  aber 
ein  weiterer  Begriff  ist  als  der  Finanzbedarf  5),  ist  es  richtiger,  nnch  hier  dcii 
letzteren  Ausdruck  anzuwenden.   S.  auch  Kan,  Pin.  I,  §. 

*)  r.  Malchas,  Finaozwiss.  II«  §.  7. 
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Haoptfinanzbedarf  also  namentlich-  Anfr:in<^  (<  i  f 'r-iitralverwaltuny-.  Ifof-tnat. 
Meenruäen,  Flotte,  öii'entliche  Schuld,  oberste  Jaäüzl>eböriien,  Gerichtshöfe,  höchste 
allgemeine  Bildangs-,  Knnstanstaltoa  n.  8.  w.,  L  o  c  a  Ifiiuuixbediirf  dagegen  gesammtes 
■iulflw  naä  nntoiw  Gerichtswesen,  dft  dies  nach  der  hMite  herrschenden  A«f- 
fijäunr  S  t  a  atsang^elegenheit  sein  soll.  Jlhnlich  auch  innere  Verwaltung.  Poli/eiwcscn. 
Nhal- .  Stra&senwcsen  u.  s.  w..  soweit  diese  Ciebiete  StnatssAche  im  Interesse  der 
LaadeäUieile  und  dei  G^ammtheit  dein  i>ollen.  bei  entsprechender  Entwicklung  der 
iiffimiiiit  alw  anch  i.  B.  das  Amen-,  daa  Venicheningavflaao.  Hier  eniselieidet 
d«r  Stand  der  poHtischen  Meinungen,  dor  Ofl'entlichrechtlichon  und  nationalAkon. 
IkH  trinen.  In  Staaten  mit  grosser  Staatsschuld,  starkem  Heer  ist  der  Hanptsta&tsbedarf 
aothweadig:  im  Yerhältniss  zum  Localstaatsbedarf  sehr  hoch.  Die  unrermeidliche 
FilgB  iat,  daaa  die  Prorinien  ilaifce  Hinnnazalilangen  an  die  GentndoaaBen  rar 
I)«cknag  dieser  Ausfaben  maohen  müssen,  waa  aikiDiter  etwa  gerade  die  wohlhabenderen, 
daher  mehr  Steuern  tragenden  Provinzen  in  der  nnrichtig'  n  Ansicht  rcrfnhrt,  sie 
!»^ien  überhaupt  den  anderen  Frovin^n  gegeuilber  Ober  iahtet  (Italien.  Provinzen 
Oeüterreichs  früher,  einigermaassen  halt  Prorinzen  Rasslands).  Venetien  zahlte  1862 
9.76  1^.  fl.  fUr  die  Gentnlaasgaben  Oeatomidia,  12.34  Hill,  wurden  in  der  Provim 
j^lbst  Terwandt.  schwerlich  im  Vorbältniaa  zum  Wohlstand  des  Lantl  s  '  in  -  Tr  hcr- 
lastting,  S.  Näheres  in  dem  unten  gen.  Aufs,  v  A.  Wapner.  Um  so  notliw  ii  liger 
aber  i»t      in  solchem  Fall  wenigstens  den  ilauptäuabbedarf  möglichst  zu  decentrahaircu. 

DeijeDige  TheO  des  Hanptfinansbedarfti«  welcher  sich  an  die 
OenlrBlFenrtltaDg  anknllpft  und  daher  anch  yornehmlieh  am  Re- 
gierungssitz verausgabt  wird,  kann  cciitraliHirtcr,  derjenige 
Theil,  welcher  sich  schon  nach  seiuem  Zweck  oder  doch  unbeschadet 
desselben  über  das  ganze  Land  yertheilt,  kann  decentralisirter 
odM"  vertheilter  HaaptfinaDzbedarf  genannt  werden.  Letzteren, 
soweit  68  der  Zweck  erlaubt,  mögliehet  gleichmtaig  Aber  die  Theile 
des  Staateg^etes  in  Tertheilen,  also  demgemttss  die  betreffenden 
SteatsanstaHen  and  Thätigkeiten  n.  s.  w.  efnzoriehten  ^  ist  eine 
billige  volkswirthschaftHpo litis  ehe  Forderung  im  Interesse  der  stener- 
zahlenden  Provinzen  gegenüber  zu  starker  Ceutraliöirungstenden». 

Centralisirter  IT a n p tbedarf  (iihcr:  Hofstaat,  Ministerien  und  andere  hfichste 
Mihlair-  und  Givilbehorden .  allgemeine  Keichäanstalten .  wie  z.  B.  höchste  Srhnlen, 
Sammlungen ,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Die  Zinszahlung  der  Staatsschuld  erfolgt  meist 
am  Regierungssitz,  namentlich  irain  derselbe  ein  Geldplatz,  sonst  an  anderen 
i't-  und  z.  Th.  au^ilandischen  Börsenorten.  Vertheilter  Bedarf:  die  Ausgaben  für 
Ol  mittleren  und  unteren  Venraltongsibehörtlen,  Gerichte,  Schulen,  das  Gros  der  Aus- 
gtbeo  fiir  Heer  und  Flotte.  Sie  erfolgen  nothwendig  an  den  Orten,  wo  die  betretlendeo 
AjHtadtea  ficli  bdudeo.  Hitiuter  besttmait  die  Natiir  dei  Sache  schon  die  Localltit, 
^i'  /.  B.  bei  der  Flotte,  den  Festungen,  dem  Bergbau.  In  anderen  Fällen  steht  die 
^^  nhl  frei.  Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  in  unsem  modernen  Staaten  und  zwar  neben 
I  Miiikreich  und  iiosaland  (Peteiüburgi)  wohl  am  Heisteii  ia  den  deutlichen  und  andern 
europ  iiscben  MittebttateD  (z.  S.  auch  Diaemaik)  oft  eine  eiiueitigo,  mitmiter  ganz 
^«eckwidrige  BegUnstiguDf  der  Residenzen  erfolgt  ist,  indem  möglichst  alle  höheren 
Behörden  dahinein  verlegt  wurden.  Gewiss  auih  ein  cnlturlicher  Nachtheil,  freilich 
alw  eine  Folge  der  künstlichen  Territorialbildung:  dieser  Staaten  (.Karlsruhe.  I>armstadt, 
SOMKgart,  Hannover!  Auch  selbst  Mlinchcn  und  Dre^iden).  Passend,  wenigstens  nach 
dieser  Seite  betrachtet,  der  oberste  bad.  Gerichtshof  in  Maonbein,  der  hannov. 
früher  in  ("  II-,  d-i-  l''  ichsgericht  jetzt  in  Leijizij^.  —  isf^ch  Kan  .tS  Anm.  d  der 
5.  Aufl.)  betrugen  un  Dep.  Seine  1^4»;  die  Staatseinktml'te  lohne  Zölle)  \2U  Mill. 
Fiucb.  die  Staatsausg&ben  machten  dascibst  .>27  Mill.  aus.  in  19  Dep.  beliefeu  sich 
imt  Ansgnben  nicht  roll  auf  %  der  Sinkflnfte  (nnr  68  Proc.  derwiben);  Cordier, 
Depntiften-Kmer,  18.  Hai  1846.  De  Lnrergne  berechnete,  dass  1860  im  Neid* 
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weütuii  von  Frankreich  die  StaatseinkUnfto  514,  die  Suatsaus^beu  707  Mill.  Fr.  bc- 
triipeii,  in  den  mittleren  Landcstheilcn  jene  diese  au  77  M.    Im  Jahre  1855 

war  die  Yerscbiedenheit  noch  grösser.  i>ie  gesamiote  Ausgabe  mit  Ausnabme  der  iiu 
AmUode  filr  den  Krieg  venraideten  Smnmw  war  u»  727  HOL  Fr.  Mtgewachseii, 
wovon  543  Mill.  auf  das  Dep.  Seine  und  die  4  Dep.  mit  Kliegshäfen  kamen,  aL»o 
nur  1S3  MiU.  auf  den  «hrigen  Theil  des  Landes,  und  zwar  «of  die  Dep.  der  Mitte, 
dos  Südwestens  und  Nordoütens  zu^wmmeu  nur  44*/^  Mill.  OffeDVar  konnten  die  Eiu- 
kOnfte  der  Landestheile  noch  weniger  im  gleichen  Verh&ltniss  zu  den  Ausgaben  stehen. 
Jonin.  des  Egoil  April  1853,  S.  1,  Juli  1857,  S.  32.  —  Ueber  Österreich  siehe 
rzf^rnip:  a,  a.  0.  II,  420.  A.  Wagner,  Oesterr.  Finanz,  seit  dem  Fri<jden  von 
Villafranca.  ,,(Jns.  Zeit"  1 SG^^ ,  S.  1*>S  iL  imrh  den  D'tten  aus  d.  Vorlairfii  zum 
Vorau:>cMag  v.  lbi)2  bereciiimt).  Auf  Uai»  Geutraiu  kamcu  v.  iiöl  ii  Mill.  &.  Erforder- 
nlSB  267*7,  r.  30«*6  MUL  fl.  Mettwrttitinfamhine  10'4  (incL  MUilsiigTeiizo).  Ok 
Provinzen  hatten  also  257*3  Mill.  fl.  für  die  Centralausgabcn  zu  liefern,  erp:abeu  aber 
nach  Abzug  der  fur  sie  «nd  in  ihnen  erfolgenden  spec.  Ausgaben  ron  86'i*  MiU.  nur 
199*3  MilL  Ü.  für  diesen  Zweck,  daher  58  Mill.  Ü.  ordentL  Deficit.  Dio  UebecschUiüM 
der  PfOTinzeii  siod  selir  ungleiGh,  Dtlnatlett  Iwtte  gtr  keinen;  Niheras  a.  s.  ü. 
&  189—190. 

Hinsichtlich  des  Localfinansbedarfs  ist  nameBtlich  immer 
sa  niiteFBiieheii,  ob  und  wieweit  demsellieB  wirklich  ein  Staats-^ 

nicht  nur  ein  (reines)  Local  oder  Landestheilbedüriniss  zn 
Grunde  liegt.  Im  letzteren  Falle  ist  der  Bedarl  möglichst  ganz 
aus  dem  Staatsbudget  in  dasjenige  des  betreffenden  Selbstver- 
waltnogskörpers  (Provinz,  Bessirk,  Kreis,  Gemeinde)  hinüber  zu 
Selsen.  Hier  handelt  es  sich  nm  die  allgemeine  Finge  der  Orgmui- 
sation  der  Selbstverwaltang  neben  oder  statt  der  StaatSTerwaltnng. 
Nicht  aasgesohlossen  bleibt,  dass  dabei  mitmiter  ans  besonderen 
Gründen  wahre  Localbedüilnis.se  zu  Staatsbedürt'nisötu  erklärt 
und  demiremnss  die  betreffenden  Ausgaben  in  das  Staats! )iuli;ti 
gesetzt  werden.  Die  Natur  des  Staats  als  eines  Organismas  recht- 
fertigt dss.  Gleichwohl  wird  es  ein  Aasnabmefall  sein  ond  ist 
alsdann  eine  Prägrayation  des  begtlnstigten  Landestheils  mit 
Staatsabgaben  wohl  snlftssig.  Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  es 
sich  eben  uii]  gemischt -staatliche  und  provinzielle,  communaleu.  s.  \\. 
BedUrtnisse  handelt,  wie  so  vielfach,  z.  B.  im  Verkehrs-,  Strassen  , 
öchul-,  Armenpolizeiwesen  u.  s.  w.  Hier  erscheint  als  das  Kichtigc 
eine  Vertheilung  der  bexttglichen  Ausgaben  auf  den  Staat  und 
den  (oder  die  mehreren)  sonstigen  öffentlichen  Körper,  nach  einem 
bestimmten  Veräieilnngsschlttssely  oder  so,  dass  der  Staat  Zosohfisse 
bis  zn  der  nnd  der  Höhe  an  die  Provinz,  Gemeinde,  oder  mn  ge- 
kehrt diese  an  jene  gicbt,  oder  dass  eine  Kategorie  der  Kosten, 
z.  B.  die  persönlichen,  vom  einen,  eine  andere,  z.  B.  die  saelilicheu. 
vom  anderen  Theil  übernommen  werden.  Gerade  auf  eine  solche 
Entwicklung  drängt  der  organische  Character  des  gemeinwirtfa- 
schaftliehen  Systems  hin. 
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OhM  AseikemiQDg  dies«  Gnuidaafses  luuin  man  iiberhaiipt  nicht  von  einem 

Stiatsleben,  sondern  nur  ?on  einem  Gemeinde-,  Provinzialleben  snrcchen.  Voll- 
:tindigc  (ileichm&asi^kcit  der  Vortheil«*  und  Opfer  aller  Betheiliirtcn  bei  allcu 
Stutsüiätiglieitea  ist  einmal  nicht  za  erreichen.  S.  Wafcner,  Grundlegung  Abth.  U 
Elp.  3  a.  4.  yoitroffHehe  Anfinge  einer  richtigen  Scheidung  von  Staata-  aud 
Latathttllbedarf  and  einer  aalchen  Koetenvertheilung  z.  B.  in  neueft  Strassen- 
eesetzcn  ^-'v-  ?  m  badiachen  r.  14.  Jan.  1868«  auch  in  der  neaeien  finanziollen 
SdDlge8eUgebuIi^^ 

Die  riebtige  nnd  billige  EntsebeidaDg  Aber  solche  Panote, 
welche  besonders  bei  denjenigen  Ansgaben,  die  den  Gnltur-  nnd 

Wohlfahrt»zweck  des  Staats  betreffen,  schwierig  ist,  hängt  von 
einer  zweckinässigen  Organisation  der  Gemeinden,  Kreise,  Proviniien 
cnd  von  der  Einrichtung  von  Vertretungsorganeu  dieser  KJirper 
(Undrath,  Provinzial-,  Kreistände,  Gemeindevertretung)  wesentlioh 
mit  ab  und  ist  wieder  die  Yoranssetcong  einer  gesunden  Gestaitong 
CM  Idstongsfäbigen  Finanzwesens  dieser  Körper  nnd  weebsel* 
wirkend,  desjenigen  des  Staats.  Die  grosse  Frage  der  sogen. 
Decentralisation  der  Verwaltung  und  der  Organisation 
der  iSelbstverwa  1 1  ii  iig  im  modernen  Staat  hat  liier  auch  finanziell 
eise  wichtige  Tragweite. 

Die  gerechtere  Yerthcilung  der  Lahten,  ki-incswogs  nothwendig 
cioti  lermindr-rtc  Belastiing  Überhaupt,  oft  sicher  das  (iegcnth^^il,  wird  die  finanz. 
l^^olge  der  Deceotraiisatiua  der  Verwaltung  äeiü,  was  mau  oft  Yerwechselt.  S.  Gnindl. 
1 309.  —  Die  Bedeutung  der  Frage  der  FnMFiiitial-,  Kiejaoigaiiiminn,  beaonde»  in 
Preussen,  kann  in  unsrer  gcgcnirlrtigen  politischen  EntwicUnag  anch  in  finanzieller 
ItmkBBg  kauB  Ubeiachtttt  werden. 

II.     Das  Ftnanswesen  der  SelbstyerwaltnngskOrper 

44.  Die  Bildung  besonderer  rrovinzial-  (Hezirks  ), 
Kreig-  uud  ( > cm eindchanshalte  neben  dem  Staatshaushalt  ist 
Q^h  dem  Vorauagehendeu  eine  principielle  Forderung  zum  Be- 
bafe  der  richtigen  nnd  gerechten  DnrcbfUhrang  des  zwangsgeraein- 
wirtfaeehafUiehen  Systems.  Der  Staat  kann  nnd  darf  nioht  alle  in  das 
Mut  dieses  Systems  in  der  Volkswirtbsebaft  gehörigen  Leistungen 
üpeet  selbst  übernehmen,  sondern  muss  Vieles  den  Selbstverwaltnngs- 
körpcm  von  vornherein  überlassen  oder  von  Neuem  tibertragen. 
Die  entscheidenden  Gründe  hiertühr  sind  nicht  finanzielle, 
^  aaob  finanzielle  Gründe  sprechen  für  diese  Gestaltung  der 
^nge  mit»  weil  sieh  nnr  so  ein  Mittel  bietet,  den  Finanzbedarf  ^ 
nnd  die  Decknngsmittel  dafür  einigermaassen  gerecht  und  zngldeh 
in^fiebet  zweckmftssig  auf  die  BeyOlkemng  des  Staatsgebiets  zn 
^ertheilen. 

£t>  ergiebt  sich  namentlich,  da^s  bei  richtiger  Organisation  d<Bi  S^db^tvcrwaltung 
•wl  bei  entsprechender  Mitwirkung  uud  Controlc  foü  Vertretungsorganeu  in  den 
'■"Miaen  SflIhstfenraltungskorpefB  „die  Letstnngen  der  Bttrgef  mit  deo  für  rie  ans 
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den  ftrti  iitliclion  Thätigk«Mtcn  cntspringeuden  Vorthcilcn  leichter  im  richtigen  Vf^rhält- 
niss  i^teheii  werden,  die  Bereitwilligkeit  zur  Uebernabme  von  Lasten,  durch  diu 
deutlicher  sichtbaren  Mutten  für  die  einzelnen  Landestheile ,  die  Anhänglichkeit  der 
Barger  «i  diese  Terstirken,  ein  IftbUcher  Wetteifer,  nützliche  Anstalten  xo  enichlen 
und  zur  Bliitht'  zu  bringen .  entstehen  wird ,  »  ndlicli  die  Ausgaben  nach  reiferer  Er- 
wägung des  wa!ir -n  Ht-dUrüiisäes  eingerichtet  und  auf  die  sparsamste  Art  bestritten 
werden  k&nnen  '  i^ii  nü  Via.  I.  §.  53).  Auch  lehrt  die  I^rfahriing,  dass  eine  solche 
Selbstferwnltanir  eine  Ueoge  tüchtiger  Arbeitskrifte  entwickdt,  weldie  steh  ftr 
das  Gemeinwesen  ohne  Entgelt  zur  Verftigung  stellen  und  dass  wohlhabende  patriotische 
Familien  es  als  eine  Ehrensach»'  an<»^h'"n  ,  durch  Stiftungen  und  Beitr-vre  öffentliche 
Zwecke  durchfahren  m  helfen,  weil  sie  eben  den  unmittelbaren  l^utzea  fUr  da» 
GemeinvoU  ezlennen.  Ein  niclit  renrerflicber  Ehrgeiz  spielt  dabei  oft  mit  Von 
jeher  äuMSfle  sieb  die  Heigoug,  SUftongen  ftr  gemeinntttzige  Zwecke  zu  dotiren. 
innerhalb  cn^rer  localer  Krt-i-;.' ,  nnrncntlirh  in  den  Gt^meinden»  Mhr  selten  ftlr  den 
ganzen  (zumal  g:rosseü)  iJtaat,  psycholoj;isch  lio^^rcifÜch. 

Auch  in  neuester  Zeit,  trotz  fiel  lebhafteren  Staatsbewusstseins,  bewährt  sich 
dies  noch.  Städte  wie F^mkfurt,  Köln,  Basel  und  flberliaapt  die  scbveizer,  attdi  die 
boilftndiscben»  sind  hier  rOhmlicthst  berfonoheben. 

Im  Uebrigen  gehOrt  die  Frage  der  üecentraliBation  der  Ver- 
waltung und  der  Organtsation  der  Selbstverwaltnng  nieht  in  die 

FinanzwisseDScbaft,  sondci  n  wiederum,  wie  andre  ähuliche  Fragen, 
iü  die  Staats-,  VertasRun^'s-  und  Verwaltungslehre,  Einiges  davt-a 
specteil  in  die  innere  Yerwaltungslehre,  auch  in  die  Allgemeine 
VoikBwirthscbaftslebre.  Die  FinanzwisBeoflchaft  hat  dann  nur  die 
finanziellen  ConseqnenBen  zn  ziehen,  welelie  das  wieder 
in  versehiedener  Weise  denicbare  nnd  in  der  Praxie  Terachieden 
gestaltete  Nebeneinanderbestehen  von  Staats-  und  anderen  öffentlichen 
Haui^halten  mit  sieh  bringt. 

"Mit  dem  politischen  Verständniss  der  Sache,  sos^^ar  dem  Begfriff  der  ..Selbstver- 
waltung" fehlte  den  :iltcren  Fiiianztheoretikern  auch  das  VerstÄodniss  der  tinanzieUcu 
Seiten  der  bezüglichen  Fragen  meibt  8.  r.  Jacob.  II,  §.  $28,  985,  Fulda,  Uandb. 
§.  21,  T.  HnlcliQS  n,  41.  Anob  Bn«  b.  A.  §.  52^55  in  der  prindp.  Anfasmag 
noch  ungenüfreiid.  Diese  erstrebte  ich  bereits  in  d.  2.  A.  von  B.  I,  §.  44 — 49,  doch 
reichte  da>  dort  (»etrebene  noch  nicht  aus.  Erhebliche  PHrdeninp  spende  auch  der 
fioanzwissensch.  liehaudiung  des  Gegenstands  erfolgte  durch  Stein,  3.  A.  S.SO, 
126  ff.  Q.  oain.  4.  A.  I,  18—24,  39—50,  124--128,  158—162  ,  200  £,  290  ff. 
Stein  beDQtit  hier  wie  BOBSt  mit  Erfolg  die  Katcgorieen  seiner  Vennütongslehre, 
beleuchtet  Manches  in  sehr  zutreffender  Weise,  -«  bn'jlonisirt  und  constrairt  aber  wie 
gewöhnlich  etwas  zu  viel  und  hütet  sich  auf  diesem  Gebiete  vor  verworrenem  lu- 
halt**  und  Detail  (vgl  I,  128),  Indem  er  ,.Inhah**  und  Detail  m  sehr  vermeidet  nnd 
aich  seiner  Neigung  nach  nur  mit  den  „grossen  Gesichtspuncten**  begntgt  So  werth- 
voll  diese  zur  Oricntirnnp:  sind,  so  wird  vhen  doch  auf  »Mncru  positiven  Gebiete 
wie  dem  Finanzwesen  der  Selbstverwaltun^kOrper  noch  etwas  mehr  verlangt 

A.  Die  Organisation  der  Selbstverwaltung  in  ihrer 
^  finanziellen  Bedeutung  §.  45.  Der  Anadmek  „Selbatver- 
waltnngski^rper''  wird  hier  in  der  nenerdinga  tiblieh  gewordenen 
Weise  fttr  die  ^Jocalen  Zwangsgemeinwirthschaften'^  (G.  §.  141)» 

besonders  die  geiiaoiiten  drei  oder  vier,  Provinz,  Bezirk,  Kreis, 
Gemeinde  gebraucht.  Rr  enthält  aber  eigentlich  zwei  noch  heute 
keineswegs  aiigemein  erlUllte  Foatalate,  dasa  nemiich  diese  „Ge- 
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mdnwirthflehafteD^^  als  (9fltotliclie)  Körper,  ab  selbBtilndige 
ReebtapersOnKcbkeiten,  mit  dem  Reehte  der  jmristiieheii  Person 

nd  der  eigenen  Vermöji^ens-  und  Erwerbsfähigkeit  und  ferner,  dass 
.-le  als  Selbst  VC  rw  alt  Uli  gskörper  mit  dem  Recht  uml  den 
Organen  eines  solchen  Körpers  constitairt  seien.  Dies  trifii 
Beides  Ton  aitereher  fast  allgemein  bei  den  (Orte-)  Gemeinden 
la,  aber  yielflub,  wenigstens  bis  vor  Karzern  anch  in  nnseren 
Llbidem,  nur  bd  diesen.  Die  „Selbständigkeit''  gegenllber  dem 
Staate  and  diejenige  ihres  Haashalts  gegenüber  dem  Staatshaas- 
balte ist  dabei  wieder  örtlich  und  zeitlich  manchfach  verschieden. 
Die  grösseren  öffentlichen  Körper,  die  im  neueren  deutschen 
Staatsrecbt  wobl  sogen.  ,,Commonalverbände  höberer  Ordnoog^i 
die  KreisSi  besonders  die  Proirinsen  and  die  ibnen  analogen,  unter 
versobiedenen  Kamen  vorkommenden  (Grafsebaften,  Hersogtiittmer, 
Kronlinder,  „Königreiebe  and  Lftnder*'  fOesterreicb]  n.  s.  w.)  sind 
zwar  historisch  oftmals  ans  älteren  wirklich  ganz  uder  fast  ^^anz 
nnabbängigen  und  selbständigen  Tei ritoiialkörpern  der  Feudalzeit 
bervorgegangen.  Aber  sie  haben  in  den  letzten  Jahrhunderten  im 
absolnt-monarebiseben  und  im  modernen  eentralistischen  Staat 
wenigstens  auf  dem  enropttiseben  Continent  ibre  Selbständigkeit 
beinahe  gana  verloren  vnd  sind  nnr  territoriale  staadiebe  Ver- 
waltangsabtheilongen  geblieben  oder  selbst  das  erst  wieder  nen 
geworden. 

In  ihrer  ratmilichen  Begrenzung  hat  diu  Staatsgewalt  nach  änss«  p  ri  Zwrck- 
maisigkeiisirucksichten  inanrhe  Aenderungen  dos  historischen  (lebiet'^mutangjj  vorge- 
ttvfflmea  (beäouderü  auch  in  den  deutschen  Staatcu)  oder,  wie  Kraukrcicii  in  aeioem 
McbaBiscben  ^parteiiwiitoyatein'^  ohne  jede  SlIclBiGlik  auf,  ja  hier  eogar  mit  ab- 
dehdicaeT  Nichtachtang  der  historischen  EJntbeUmis  des  StaaibgebietB,  letactei«  in 
gUtre  imd  kleinere  Yenraitnogagebiele  zedegt 

Erst  die  neuere  nnd  neueste  Zeit  bat  begonnen,  n.  A.  spedell 

io  Deutschland,  zum  Zweck  der  Decentralisation  der  gesammten 
iiffeotlicbeD  Verwaltung,  zur  Erleichterung  auch  für  die  eigentliche 
Staatsverwaltung,  nnd  im  politischen  Interesse  der  Herbeiziehung 
der  Staatsbürger  zur  eigenen  Tbeilnahme  an  den  öffentlicben  Ge- 
aebftlleni  den  Provinxeni  Kreisen  u.  s*  w.  in  eigenen  „Provineial^'- 
„KreisordnuDgen'^  u.  dgl  m.  reebtlicbe  Selbstündigkeit  in  geben 
sad  sie  zu  9ffentlicb  reehtlieben  Körpern  oder  an  Selbstver- 
waltungskörperii  auö-  üdcr  umzubildcu. 

Ne}>en  den  Vorgängon  iii  einigen  Ueiner^'n  deutschen  Staaten  ist  liir^rfür  vor 
Allem  die  preussische  Uesetzgubung  f.  1872  Ii'.  £poche  machend  gewesen.  Dadarch 
iät  hier  in  einigen  Poncten,  besonders  durch  Uebcrweisung  von  Staat  saufgaben  zur 
DsrchfahroBff  an  die  Kreise  und  Profinzen,  dne  Annlhening  an  die  VerhlltnlsBe 
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der  englischen  SLlbstvi  rwaltiins,^  erful^^t.  Das  wird  allmäiig  zu  einer,  heute  noch 
erst  beginnenden,  grössieren  \ ergleichbaikeit  auch  der  britischen  und  prcussischen 
öffentlichen  FinanzTerh&ltniaso  ftlhren«  iidem  der  Staatshaushalt  y^nebät  den  prcuss. 
Quoten  dos  Reichshaushalts)  ähnlich  wie  ttt  £Bfland  in  sUrkerem  Mtiwa  dvich 
ilift  Ilauöhalti-  der  Localvi  iwriltiinj^sikörper  ergänzt  wird.  In  den  deutschen  Staaten 
bestehen  auch  jetzt  nor!i  uiauchti  Verschiedenheiten  in  der  Olientlich  rechtürhcn 
Stellung  der  „Couimuiiulverbaudc",  Kreise,  Dtsthcte  u.  s.  w.  und  dem^emäbti  in  den 
Hanahalten  diefler  Körper  sowie  in  der  mehr  oder  weniger  nnAbhingwen  StdDang 
cHener  Haushalte  gegenüber  dem  Staatshaushalt.  Die  französischen  Departemeste 
und  kleineren  Gebietsabtheilungen  liönnen  auf  den  Namen  von  Sdbstverwal  tungs- 
kOrpern  in  finanzieller  wie  in  sonstiger  Beziehung  noch  gegeuwärtig  nur  in  geringem 
üuaflo  Ani|>racli  ni*eh«n  ind  find,  wie  Iii  manelier  Hlnalolil  nelbat  die  dertifen 
(piincipiell  gleichmtoig  organisirten,  daher  Öffentlich  -  rechtUdli  niclit  weiter  nnter- 
schiedcH'^n  S;ni!t-  und  Land-'i  Gemeinden  in  ihrem  Finanzwesen  mehrfach  nnr 
eine  Art  Appendix  zum  Staatshaushalte. 

Oeber  die  nicht  allgemein  feststehenden  Begriffe  ,,Staats-  und  Selbstrervaltung*' 
lind  tlber  die  doch  wohl  wichtige  Ablehnung  einer  völligen  Idctititi  ir  i:  ^on  Com- 
munal-  und  Selbstverwaltung:  s.  Ernst  Meier  iu  Holtzendorft's  Encyd.  d.  Rechb- 
wiss.  S.  A.  (ls»77)  S.  bSt) — 697,  auch  Georg  Meyer  in  Schönberg's  Handb.  II.  4S<i. 

Stein  stellt  regelmässig  zu  den  Selbstverwaltungskörpem  ausser  den  geuaunteu 
att<ih  die  Körperschaft.  Dafor  Hast  sich  twnr  Einiges  geltend  machen,  aber  die 
Körperschaft  wci.  lu  doch  in  wesentlichen  Puncten  zu  sehr  ab,  um  hier  eingereiht  zo 
werden.  Ich  ziehe  sie  daher  nicht  hier  iiiil  ein.  (Eine  gleiche  Entscheidung  gegen 
iitein  tritit  Ul brich,  ö»terr.  Staabrecht,  Berl.  18S2).  Gewisse  einzelne  Körper, 
Kirchspiele  (England),  Amen-,  Schul-,-  Wegeverbinde  n.  dgL  sind  noz  io  elnigea 
Flllen  noch  neben  den  Ortsgemdnden  zu  berftclisichtigen. 

Die  auch  Itir  die  finanzielle  lietrachtung  characteristisclien 
Momente  der  Selbstverwaltung  im  moder&en  Staate  sind  eine  ge- 
wisse ÄntoDomie  der  betreffenden  Körper  und  eise  Oberaafeicht 
des  Staats  tlber.  sie.  Wie  ttberbaapt,  so  ist  aneb  ap«eiell  auf  den 
Gebiete  des  Finanzwesens,  bei  der  Bestimmnng  der  Ansgabon  nd 
der  Besteuerung  das  Maass  der  Autonomie  und  der  Oberaul'sicht 
und  beider  Verliältniss  zu  einander  in  den  enropäischen  Staaten 
ein  erheblich  verschiedenes.  In  England  ist  die  Autonomie  seit 
lange  nnd  noch  heute  die  grösste  in  Bezug  auf  die  Art  der  Aus- 
fübrnng  öffentiicber,  einscbtiesslicb  der  vom  Staate  ttbertragenen 
Tbfttigkeften,  keineswegs  in  Bezug  anf  die  Wahl  der  Gegen- 
stünde  öffentlicber  Thätigkeit  (Iberbanpt  und  anf  die  Besteuerung 
zu  ConiHimialzwecken.  Selbst  hinsichtlich  des  ersten  l'uncts  hat 
sich  die  StaatseinDiischung  und  Oberaufsicht  z.  B.  gegenüber  den 
Kircbspielen  (parihses)  in  der  Armenverwaltung ,  ausgedehnt,  weil 
gewisse  vom  Staate  diesen  Körpern  auferlegte  Verpfliobtangen 
oder  zur  freien  Uebemabme  gestattete  Tbätigkeiten  nieht  genttgeud 
oder  „autonom*^  gar  niebt  ansgefHbrt  wurden.  Dentsebland  nod 
besonders  Prenssen  bat  die  stftdtiscbe  und  Tb.  tiberbanpt  die 
Autonomie  der  Ortsgemeinden,  neuerdings  auch  der  anderen 
gr(isseren  Körper  in  gewissen  Grenzen  gegeben,  aber  sich  doch 
erhebliche  Beschränkungen  namenüioh  der  finanKiellen  Autonoiuie 
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vorbehalten,  so  das  Erforderniis  der  BtaaÜiehen  GenehmigQDg  bei 
SebnldanfnahiDen^  bei  grösseren  Verftasseruiigen  von  Immobilieu  und 

in  Bezug  auf  die  Art  und  das  Maass  der  Hestoncrung  (Vor- 
hehak  i:t  \vijs8er  Steueiarten  für  den  Staat,  Bescbriinkiuigen  in  der 
Wahl  der  einzelnen  Arten  bei  den  Selbstvervvaltuugskörpeni,  Fest- 
aeiaiing  einer  Maximalgrenze  für  die  Quote  der  ZoseblUge  zn  den 
HCaatBiteuenii  Iber  die  blnans  eine  ErbObnng  nur  mit  Zastimmiing 
der  vorgeeetsten  Btaatlteben  Anf^iehtsbeb^rde  erfolgen  darf  n. 
dgl.  m.).  Darin  und  iu  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Com- 
petenzkrei^ie^i,  wenigstens  für  die  nr  ueii  gnisneren  Selbstverwaltnngs- 
körper,  innerhalb  dessen  »ie  allein  das  Hecht  der  AntoQomie  be- 
nteen,  liegt  auch  eine  wirksame  Schranke  für  die  avtonome  Aua- 
gabeirirtbaehafk  dieser  K((rper.  Dentsehland  vertritl  mit  diesen 
EiBTiebtiingen  wieder  wie  so  YielfiMb  eine  gewisse  mittlere  Stelhmg 
zwiscben  England  und  Frank releb.  Im  letzteren  ist  das  Maass 
der  A  utuDüiiiie  noch  jetzt  das  geringste,  mein  fach  nur  aul  einen 
Heirath  von  Vertretungskörpern  zu  den  Vorsclilägen  und  Beschlllssen 
der  durch  den  Staat  ernannten  V^rwaltungsvorstände  {VrM^if 
Unterpitfo<^,  Maire)  besebrftnkt. 

S.  Stein,  HuHil).  d.  Verw.lehre.  2.  A.  S.  3»  IT.,  der».  Pin.  I,  8  H,  21,  172  If. 
Ernst  Meitr,  Verwalt.fccht  in  Holtzend.  Encycl.  X  A.  S,  S97  H'.  4.  A..  1882, 
10*sl.    (Abriss  der  Verwalt.üpjraüisation  in  Preusstn.  England,  rrankreich).  (Jeorg 
M»'yer.  Abb.  BehörJenorgaiiis.  d.  Verwall.  d.  Inneren,  iu  Scliönberg's  Handb.  d. 
iJ^ViL  Uelou.  II,  485.    N&hercs  onteE  in  §.  S-U  ff.  — 

B.  Der  Wirkungskreis  nnd  die  davon  abhängige 
Ansgabewirthsebaft  oder  der  Finanzbedarf  der  Selbst- 
rerwaltnngskQrper.  §.  46.  Die  reebülche  Stellung  nnd  davon 
mit  bedingt  die  thatsHcbliebe  Entwleklnng  der  Belbstrerwaltuu^s 

kSrper  ist  fUr  die  Vertheiluu^  der  öffentlichen  oder  Ver- 
waltn  n;n:saufgaben  zwischen  dem  Staate  (und  Reiche)  einer- 
uod  diesen  Körperu  anderseits  sowie  auch  zwiscben  den  verschiedenen 
RategoHeen  der  letzteren  unter  einander  maassgebend.  Demgemäss 
rertbellen  sieb  aueb  die  betreffenden  Ausgaben  nnd  gestaltet  sieb 
das  Verbiltniss  der  Aosgabewiitbschail  des  Staats  zn  denjenigen 
der  SelbstverwaltUDgskürper. 

Di  •  niritre  stehen  wieder  durchaas  im  Flnss  der  «"  liichte,  und  sind  zeitlich 
ia  d60i9uib«a  Lande  und  Ortlieh  zu  gleicher  Zeit  in  ?eräcbiedenen  Liindern,  auch  necli 
?tfea«Sit%  In  Biiio|»a,  namenflioli  zviiclien  dm  Cmdlneiit  nd  Eogland,  rielfach 
versckiedeo.  Dies  ench wert  nicht  nur  Yerrieichc  in  administrativer  nnd  fiiiati/.ieUer 
ßeziobang,  es  laar^ht  nnch  ili«-  Anwemlung'  allgemeiner  Kategorieon  nn«l  S(  hablonen 
auf  die  ötfentlichea  Au%aben  und  Aufgaben  misslich.  Jedenfalls  kanu  sie  nur  uit 
Vorbehalt  und  unter  ausdrücklicher  Anerkennung  der  That:»ache  erfolgen,  dass  jede 
Mlsh«  Kalcs^MfsItiiDg  Sttgenaber*  d«r  MuroiffUtffMl  den  Lebens  nnd  dem  Wechael 
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der  ma&sHgf  liönden  Ansclianungen  bloss  nucn  bedingten  Wt'rtli  hat.  Gleichwohl  isi 
sie  für  daä  wissenscbaftiicbe  Bediirfiiiää,  welches  eiae  Zusammenl'assnng'  des  Gleich- 
artigen and  eine  Treunang  des  Verschiedenartigen  ferlangt,  nicht  zu  entbehren. 

Grade  ancb  für  die  finanzwisseDScbaftlielieD  Zwecke  ist  zonEchat 

der  „übertrageoe"  und  der  „eigene"  („selbständige") 
Wirkungskreis  der  Belbstverwaltungskörper  zu  unterscheiden.  Dort 
handelt  es  sich  um  öffentliche  Aufgaben,  welche  weaentüoh  StaaU- 
aufgaben  sind  und  diesen  Körpern  vom  Staate  zur  Auaftthmog 
ausdrtteklicli  „ttber wiesen*'  worden:  ,,,8pesieli''  d.  h.  mit 
Normlning  des  Binaelnen  diircb  den  Staat  achon  bei  der  lieber- 
traguDg  oder  mittelst  Oontrole  in  der  An^ebtsinstanz,  oder 
„generell'  j  indeiu  das  Einzelne,  in  lietreff  der  Art  und  Weise 
der  Ausführung  u.  s.  w.  im  Weseutlicheii  diesen  Körpern  zu  be- 
ätimmeu  Überlassen  ist.  In  der  neuesten  Kutwicklung  dieser  Dinge 
wird  bier  das  Ziel  einer  Decentralisation  der  öffentiicbeD  Ver- 
waltung mittelst  Entiastang  der  StaatsYerwaltnng  nnd  Benntinn^ 
der  Selbstrerwaltuug  Hir  Staats  zwecke  yerfolgt:  dnreb  letstere 
sollen  hier  Staats-,  insbesondere  Local-  StaatsbedUrfuisse 
aus  politischen  und  aus  tcchnisclien  Gründen  durch  „Delegirte", 
eben  die  Belbstverwaltungskörper  und  deren  Orgaue,  befriedigt 
werden.  Im  eigenen  Wirkungskreise  dieser  Körper  handelt  ee 
sieh  am  öffentliche  Anfgabeni  welehen  der  Character  einer 
Staats  aufgäbe  nicht  —  oder  wenigstens  nach  der  hemoheiideD 
Anffassnng  nicht  —  anklebt,  sondern  derjenige  einer  Aufgabe 
speciell  des  betreffenden  Selbstverwaltungskörpers  in  seinem  Ge- 
biete.   Diesen  Kategorieen  der  Aufgaben  entsprechen  dann  die 
analogen  der  Ausgaben  dieser  Körper  auf  der  ausgabewirth- 
sehaftlichen  Seite  ihres  Haashalts:  speciell  ttberwiesene 
(obligatorische)^  generell  ttberwiesene  (obligatorisehe) 
Aasgaben  ans  dem  fibertragenen  Wirkungskreis,  eigene  oder 
freiwillige  (facultative)  auö  dem  selbständigen  Wirkiiiij[2:8krei8. 

Die  Autononiie  fehlt  bei  den  speciell  Überwiesenen  Aulg^iliin 
uud  Ausgabeu  fast  ganz,  bei  den  generell  Überwiesenen  grossem 
theils,  sie  besteht  in  beiden  Fällen  etwa  nur  hinsichtlich  eisiger 
Fnncte  der  verwaltangstechnischen  Ansfhhrang  nnd  der  Ait  der 
Aufbringung  der  Deckttngsmittel  der  Ausgaben,  obgleich  auch  diese 
mitunter  gesetzlich  bestimmt  wird.  Die  staatliche  Oberaof- 
sieht  wacht  über  die  im  Staatsinteresse  verlangte  richtige  .Aus- 
führung des  „Mandats'^  Im  eigenen  Wirkungskreise  kommt 
die  Autonomie  auch  auf  dem  Gebiete  der  Aufgaben  und  Ausgaben 
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inr  Geltung,  vorbehaltlich  gewisser  Beschränkuugeu  und  Controlen 
Seitens  der  staatlichen  Aufsicht.sinstanz.  Die  finanzielle  Anto- 
ih^mie  im  Gebiete  der  E  i  n  n  a  h m e  wirthscbaft  ist  die  Bedingung 
lOr  die  Ausführung  der  Aufgaben  im  eigenen  Wirkungskreise,  die 
BesebränkiiDg  dieser  Antonomie  dareh  das  staalliehe  Anfsiehtsreeht 
(Erfordemiss  der  Stsatsgenehmigung  bei  eiozelnen  Maassic^eln, 
wie  SebnldavfnabfDe,  Beafenemng  Uber  ein  gewisses  Maass  binans, 
I'.e.schrai)kuii;L:  aiit  die  Wahl  gewisser  Steuern)  ist  eventuell  die 
Grenze  lür  die  Ausdehnung  dieses  Wirkungskreises. 

Die  Unterscheidung  dieser  Kato.gorieon  von  Aufgaben  und  Ausgaiten  flefztere  bei 
Kab,  Fiu.  I,  §.  54,  55,  weine  Fin.  I,  2.  A.  §.  45.  Stein  Fin.  I,  100,  scheinbar 
ilwcicliend  und  In  dem  Abweichenden  unrichtig,  aber  im  Grunde  nur  andere  Aus- 
drücke rur  dieselbe  Sachet  ist  principiell  und  theorotiscli  durchaus  richtig  und  auch 
iractisch  wcrtlivoll  Nnr  ist  «lic  Srlicidnng  /.wir-<  lien  den  s])eciell  und  generell  über- 
wiesenen Auigabeu  und  Ausgaben  iitters  niclit  genau  bis  ins  Einzelne  darchznfülireii. 
Ind  die  wichtigere  zwischen  übertragenem  und  eigenem  Wirkungäkrciä  beruht  nicht 
urf  der  ^Matnr  der  Sache^  odor  auf  einem  absoloten  Merkmal,  wie  nicht  selten 
in  Icn  Ernrternnffen  der  Politilicr  und  Staatsgelehrten  (sogar  Ton  Stein'  ausdrücklich 
»itx  iiiipliritc  aiig;i.'i)unHiiijii  wird,  sondern  sie  erfolgt  »ach  der  jeweiligen  gc- 
acliichtiic hen  Entwicklung  und  deren  Anerkennung  im  VolksbewusstsciD.  Daitack 
ind  gevine  Gebiete  von  Öffentlichen  An^ben  dem  Staate  aosachlienUch  —  vie 
jout  regelmässig  Heerwesen,  Auswärtiges,  Justiz  —  oder  den  Solbstrorwaltangakttifwin 
iUssf-hlies^Hrh  —  wie  Theile  der  T/x  al-.  auch  der  Sicherheitspolizei,  des  Wegewese«?, 
das  Dutere  Schulwesen,  das  Armen wesen  —  oder  beiden,  Staat  und  diesen  Körpern 
nad  etwa  wieder  mehreren  Arten  der  letzteren  gemeinsam  —  wie  gewisse  Theile 
*ier  Polizei,  Verkehrs-,  mittleres  und  höheres  Schulwesen  —  übertragen.  Demgemäss 
Inidet  sich  danit  im  Einzelnen  die  Srhridtwig  der  Aufgaben  und  Aiisü^ahcn  im  con- 
creten  Falle  und  erscheint  für  sich  selbst  bow  ic  in  der  Kichtung  der  Weiterentwicklung, 
«dcbc  ihr  durch  ihre  bishoriice  Entwicklung  und  Gestaltung  gegeben  ist,  dem  Volks- 
bc^MBisela  nnd  sogar  der  Staatswissenschaft  als  selbstrerständlich  so  und  so,  als 
..aitorgeinäss*",  Iciclit  auch  der  Nacliwiüs  ist,  dass  es  sich  liier  um  manchfach 
i>r5nderlichc  und  noch  honte  zwi.sehcii  unseren  so  nahe  verwandten  Cultiirst?i;>fen 
t^rdchiedeiic  (Jompeteuzbegrcn/uugeu  zwischen  dem  Staate  und  dun  Selbstvcrwaltuxigs- 
Idtpen  nnd  wieder  imter  den  einzelnen  der  letzteren  handelt.  Eine  principiell 
leste.  ein  fttr  allemal  richtige  Bestimmung  dieser  Compet- n/rn  giebt 
-s  -50  w^nig-.  als  eine  feste  Grenze  zwischen  Gemein-  und  Privatwirth- 
ächaft  Uic  neueren  Teudcuzen,  die  Schulkst,  Armonlast  auf  den  Staat  oder  gr&^re 
Ktiper  roll  den  Orlscemeinden  ab,  die  Strassenbanlast  vmgehofart  rem  Staate  ab  auf 
die  Sdbstvorwaltungskörper  zu  legen,  (wenn  auch  mit  finanzielle  StaatsbeifaUlfe .  wie 
in  PrcQss.  n).  ahtdiche  Tendenzen  in  Sj)ecialzweigon  der  Inneren  und  der  Wirthschaft- 
lehen  Verwaltung  {jL  B.  Aufgaben  und  Ausgaben  im  G^uudheitswesou  i  zeigen,  dass 
Uer  Vieles  sich  im  Ploss  der  Geschichte  bewegt,  was  mitunter  fdr  abeolat  feststehend 
fih.  Wie  in  der  Verwaltung  und  in  I  i  1  inanzwirthschaft  kann  es  sich  daher  auch 
in  dar  Finanzwissenschaft  nur  darum  handeln,  für  gegebene  Zeiten  und  Länder 
*ieu  Wirkungskreis  von  Keich  und  Staat  einer-  und  der  verschiedenen  Arten  der 
iielbstrerwaltnngskörper  anderseits  zweckmässig  nach  den  jeweiligen  Vcrh&ltni^en  und 
ridrtig  nach  den  jeweilifen  Anschauungen  abzugrenzen.  In  gleicher  Weise  sind  dann 
»ieder  jetzt  als  Staatsaufgaben  anei kannte  olfentliclie  Aufgaben  nach  solchen  Kuck- 
sichten  eventuell  den  Sclbütv-  rwrihiingskörpcrn  /.u  iibortrap:en  und  ist  (Iii-  Deckung 
'Jer  betreffcuden  Ausgaben  mit  btaais-  oder  (Jomniunaluiitteltk  oder  mit  beiden  zu- 
t^kidi  in  einem  gewissen  VerhSltniaa  vorzunehmen.  Die  Unterschiede,  welche  in 
•lieaen  Puncten  zwischen  unseren  modernen  Staaten  noch  bestehen,  -  immer  noch 
iin  Meisten,  trotz  beiderseitiger  Annäherung,  /.wisch'  r»  Kneland  und  dem  Continent  — 
^<1  desikc^eii  berechtigt,  sofern  die  beztkgUchon  Einrichtungen  den  gesauiuiten  Landcs- 
TflririOtnteBett  entsprechen.  Man  darf  nw  wegen  dieser  Yerachiedeiiheiten  keine  ein- 

L  W»ffm»r,  Filianiwiamiwbalt  I.  8»  Aafl.  7 


Digitized  by  Google 


98        !•  B.  2.  K.  2.  A*  FinuizwoBcii  der  Sclbstrenrahtingtik5ri>er.  §.  47. 


Mitigen  VorgldekODgen  z.  B.  Midi  in  Betieff  der  Aoagaben  und  SiniialuieB  (§.  19) 
machen,  sondeni  muss  z.  B.  in  England  die  Etats  des  Staats-  und  der  GommuDal- 
haublialtc  in  tn;4nrhcn  Rubriken  zusammenfassen,  um  mit  coDtinentalen  Verhältniaseii 
des  Staaisliaibhaltä  allein  rergleichbare  Daten  zu  erhalten. 

§.  47.  Die  angedeoteten  Sehwierigkeiten  treten  auch  bei  einer 
Eintlieiliiiig  der  ein  Keinen  eoncreten  Ausgaben  unserer  Selbst- 
▼erwaltangsk^rper  benror.  Man  kann  ((fters  nur  sagen,  dass  bei 

einer  solchen  Ausgabe  sich  der  Character  einer  der  drei  nnter- 
schiedenen  Kategorieen  mehr  oder  weniger  scharf  zeigt,  häufig 
eine  Ausgabe  Je  nach  der  aDgeiiommenen  AutlasHung  von  der 
richtigen  Competenz  dea  Staats  oder  eines  anderen  öffentlichen 
Kt^rpers  bald  zn  dieser,  bald  zu  jener  Kategorie  zn  stellen  ist 
(z.  B.  für  Armen-,  Schal-,  Wegewesen),  mebrfacb  eine  Ausgabe 
gemischten  Character  bat.  Im  Folgenden  daber  mehr  nnr  Bei- 
spiele der  Eiutlieilung. 

1.  Spcciell  überwiesene  obligatorische  Ausgaben  sind,  melirfa- L 
Leistungen  der  ScHistverwaltungskörper  ftlr  staatliche  M  ilitärbed  urfnisae, 
Beschaii'ung  von  Naturaltjuartier  fur  die  Truppen  (soweit  hier  nicht  eine  individuelle 
Last  der  einzelnen  BfLrgw^  namentlich  der  Hausbedtier  und  WohnoBgfliDludMr  ror- 
liegt)  und  Erhebung,'  rommunaler  Abgaben  dalVir  fpreuss.  Siil'levationssteucr);  ii: 
Preussen  u.  A.  Lasten  der  Kreise  für  die  Unterbtiitzung:  bedürftiger  Familien  zum 
Dienst  einberufener  Bescnun  u.  Landwuhrlcute,  Ges.  v.  27.  tübr.  1850,  ^.  9.  Schau 
nadi  d.  älteren  preoss.  mid  nach  der  oeaen  dontschen  Boichsicesetz^ebrnf 
Uber  Krie^sleistungen  (Rcichsges.  7.  13.  Jon!  1873)  liegen  gewiaa»  imturalt' 
Kriegslcistungen  den  (iemcindcn.  Kreisen  oder  bes.  Lieferungsverbänden 
ob.  Das  Kelch  leistet  aber  spater  ^  ergtltong  Näheres  bei  A.  Wagner  in  Uoltzand. 
JOah.  d.  D.  Roidis«  III,  80,  tlQW.\.  üthw  IhnHcbe  Leistongeii  in  Frieden  s. 
Ges.  V.  13.  Febr.  1875.  Femer:  Leistungen  für  l  nterhalt  und  Transport  der  SträfÜDjre 
Tind  Gefangenen,  sowie  für  Erhaltung,  Mobiliar  der  GerirlifsgebiiuUe,  Gefingnisj>e  nnJ 
mitnnter  noch  anderer  Ollcntiichcr  Gebäude  und  Lvcale  lur  Staatszwocke  (fraDzO>. 
DeiMrt.la8t.,  ähnlich  Belgien,  Polizeilooal-Beschalfnng  durch  die  Gemeinden  in  Preussen), 
Srhebi]n<!;  von  Staatssteuem  doTch  die  Gemeinden,  soweit  dafilr  kein  oder  kein  ge- 
nfigender  Ersatz  erfolgt.  Mittra^o;  staatlicher  Fo]izeiav9g«ben,  Ketten  der  peh- 
tischen  Wahlen  (Staat,  K'eich). 

2.  Zu  den  generell  uljerwieäeucit  obligaturiiicben  ^iu^gabeti  gehören 
nach  der  heute  wehl  meisteas  mtiefienden  Aufftssong  eigendich  die  gnMSen  Hanpt" 
posten  der  jetzigen  Coinmnnaletats ,  die  Ausgaben  für  das  Armen-  und  fur  das 
Volksschulwesen.  Denn  rec^elmässig  sind  diese  Lasten  den  Communen  und  Ver- 
bänden durch  Staatsgesetze  ausdrücklich  ttbortrageu.  während  es  sich  dabei  in  erster 
Linie  um  8 taatsanfgaben.  bandelt  Gieiehee  gik  von  den  Kosten  der  Ciril^ 
stand sämter  (im  Wesentlichen  den  Gemeinden,  ab  Standesamtsbezirken,  zugcwäbt, 
s.  pre)i<-j  G«  s.  V.  !>.  März  1874  §.  5),  ferner  ron  denjenigen  Wege  bau  lasten, 
wdcbe  sicJt  auf  ölientliche  Strassen  fon  mehr  als  localer  Bedeutung  beziehen  and 
fom  Staate  nicht  oder  nicht  reit  enetzt  werden  (wie  jetst  theilwslse  in  Preussen  doieh 
das  Dotationsgeaetz).  Je  nach  der  Auftanng  nnd  verwaltungsrechtlichen  licgehmg 
des  Wegewesens  sind  die  Unterseheidungen  von  spedell  und  generell  nberwieseDon 
und  selbst  von  facultativen  Ausgaben  auf  diesem  Gebiete,  wie  aueh  auf  dem  ver- 
wandten des  Wasserbaus  freilich  vielfach  fliesseude.  (Vgl.  /.  B.  das  baJ. 
Strassengesetz  v.  14.  Jan.  iMiS:  Interscheidang  von  Gemeindewegen  —  für  den 
Verkehr  innerhalb  einer  Geinarkiing  oder  vorzugsweise  für  die  nachbarliche 
Verbindung  einer  Gemeinde  mit  einer  anderen  —  und  von  L a n d Strassen,  die  einen 
weitereu  Verkehr  vermitteln  und  nach  Ardiürung  der  betbciligten  Gemeinden  iiiiJ 
KrelsverbSnde  ins  Staatsbndgot  gesetzt  weiden.  —  Als  Regel  j^lt  nach  §.  5  fAr  die 
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LaAdstnuMen .  dass  die  Kosten  der  Unterhaltung  den  Gememdeu,  doich  deren 
(iwMtiiiife  sie  ziehen,  sa  V4«  dem  KraUirerband  dieser  Gemeliideii  n  V4*  ^  Staate^ 

caase  zu  V'^.  die  Kosten  des  Neubnns  itn<l  der  Hauptverbessrrung  bez.  zn  *!^. 

and  zufallen.  Unter  ümständcii  wird  der  etwa  zu  druckend  werdende  Beitrag 
(icr  (ieiQci&deii  iü  Ljustcü  der  Staatäcaäse  cruiääüigt  Nack  erfolgter  (ienebuiigUDg 
Am  Badgeto,  worin  die  betzelTeDden  Stnneik  eiageMtit  sind,  kann  der  Bau  n.  a.  v. 
aach  gegen  den  Wiliea  der  beitragspflichtigen  Gemeinden  und  Kreise  anageftihrt 
werden.  Hier  handelt  es  >iich  um  sp'-r  nherwiesone  Ausgaben,  bei  den  (iemeinde- 
wegen  in  §.  4  d.  Oe».  um  gen  er.  überwies.  Auagaheo).  —  FUr  Prcusseu  vgl.  die 
VoiacUige  ?.  Gneist,  Venralt,  Jnst,  Boehtsireg  0.  a.  v.,  Berl.  1869,  S.  471,  475 
iiber  Wegcwcsen.  Jefxt  d.  prcuss.  Ges.  7.  S.  Juli  t876,  betr.  die  Ausführung  der 
i^.  5  n.  t>  (1,  (ieü.  t.  30.  April  ISTM  wegen  der  Dotation  der  Provinzial-  und  Kreis- 
ferbände.  l>ie  Ausgaben  für  die  Herstellung  besserer  Straotien,  als  der  etwa  ge- 
setzlich Terlangten,  z.  B.  von  Chausseen  statt  der  gewöhnlichen  Landwege,  fiir  Ver- 
hwiawniigiin  im  PJkstonreaen  m.  dgl.  worden  schon  in  den  faesltativen  zu  rechnen 
sein,  w.^hrend  Strasscnreiniü;iin»2^  (mit  Cloukeiiwoscn)  und  Bc  I  e  11  c  Ii  tu  ng 
im  Weik'nüichcii  zu  den  generell  überwiesenen  oblif^atorischen  An»»galicn  gehören, 
aber  auch  wieder  zu  facuitativen  im  balle  höherer,  als  der  gesetzlich  gebotenen  Qualität 
Mbm.  —  DerAafrand  fttr  Sicherheitepolizei,  soweit  ihn  die  Gemeinden  tragen, 
i^  spcciell  Qb^wlesene  Ausgabe,  wenn  die  Verwaltung  in  Händen  des  Staats,  generell 
überwiesene,  wenn  sie  in  denjenigen  der  (jeroeinde  ist.  Sanitäts-,  baupolizeiliche 
Aoagaben  gehören  meistens  zu  lauteren«  jene  gehen  aber  öfters  in  facultative  über 
bd  grJMeffly  fkefwilligeir  ConmiinaltWgkeit  anf  dieaem  Gebiete  (1.  B.  Koaten  de« 
iApfweaeoa,  bei  fehlenden  Imp^ebuhren,  in  Deutschland  wesentlich  den  Se}list> 
verr.JvQrpem,  sa  in  Prenssen  nach  fies.  v.  12.  April  1875  den  Kreisen,  zugeschoben, 
mit  Ausschluss  der  Kosten  f.  d.  Herstellung  o.  Unterhaltung  der  Impfinstitnte,  die 
der  Staat  trägt). 

3.  Die  facnltatiren  Ausgaben  ergeben  akh  auf  den  bereits  genannten  Ge- 
bieten des  übertragenen  Wirkungskreises  regelmfissiir  aus  dem  Plus  an  Kosten,  welches 
»US  einer  die  t^esetzliche  Verptiirhtung  quantitativ  und  qualitativ  ubeföchreiteiiden 
Art  der  Ausführung  der  l^zttglieheu  Aufgaben  hervorgeht,  z.  B.  im  Volksschul-, 
Wego-,  Sanmiawesen,  Oaza  tritt  der  Aufwand  fttr  mittleres  irad  höheres  Sehnig 
Wesen,  tta  dessen  Oebeniabme  regelmässig  bei  uns  kein  gesetzlicher  Zwang  für  die 
S*:Ibstreni'al'un>'-sknTper  besteht;  ferner  der  Aufwand  for  Kirchliche  Dinge,  wofnr 
iileiches  gilt,  endlich  ftir  das  grosse  Gebiet  „gemeinnutziger  Zwecke'%  wohin  vor- 
aoailfeli  TolkswirthaoliaftTiehe  FOrdernngamittel  aller  Art  gebOraa  (,,La&des- 
odtariBtenasen"  in  den  Kreisen,  Prorinzen),  wissenschaftliche,  ktinstlerische, 
allgemeine  Bildungs-,  Wohlthitif!:leitsang:ele|renhf>iten  (letzteres  über  da.s 
Maass  gcs*:tzlicher  Verpflichtung  zur  Armen  Verseilung  hinaus),  Stadteverschönerung 
^grösaertir,  äsChetii^heQ  und  Kunstinteressen  dienender  Aufwand  bei  öffentlichen  Ge- 
bäsden,  Deokmller,  Parin  n.  dgl  m.).  Grade  dies  Gebiet  dehnt  aich  mit  der  Cultur- 
entwicklung  immer  mehr  ans,  so  fast  überall  neuerdinj^s,  iiütnnt"r  zu  schnell  und  zu 
itark  (Italien.  Städte,  FlorenzJ.  Die  staatliche  Oberaufsicht,  wenigstens  im  Wege  der 
Controle  über  die  Besteuerung,  erscheint  nicht  unnöthig.  Vielfach  haudeit  es  sich 
hier  OB  Anatnlten,  welche  sogleich  zo  einer  Kcstendeckiing  des  betreuenden  Anftrands 
mittelal  Gebühren  der  Intereasenten  oder  selbst  zu  einer  Erzielung  von  UebefBchttsaen 
'Reinerträgen!  darüber  hinaus,  dienen  können  und  passend  so  dienen:  Wasserver- 
sorgung, Gasanstalten  (Anstalten  fQr  Beschaffung  electrischeu  Lichts),  Viehhöfe, 
Sehlnebtliittser,  Harktballen ,  Lagerbftasor,  bald  wohl  aUgemeiner  loeale 
Transpor  tan  stalten,  wie  städtische  ond  ?an  grIVssercn  Verbänden  ausgefubtte 
Ueine  (Local-)  Bahnen,  Pferdebahnen,  u.  dgl.  m.  Hier  ist  es  die  Entwicklnnp 
der  Technik,  welche  solche  Anstalten  alt»  eigentlich  öffentliche  im  Besitz  von 
Öffentlichen  Körpern  passend  und  im  gemeinnützigen  Interesse  fast  nothweudig  er- 
scJielnen  läset  S.  Wagner,  G.  ^.  142,  140,  ders.  Ommunalb^tener.,  jetzt  selbst 
Gleist .  Gemeindcsteaem.  üeber  die  Verhältnis  .  in  den  eijizelnen  Staaten  s.  a.  §.  fl'. 

Stein,  Fin.  1,  160  unterscheidet,  mehr  tormeli  als  materiell  vom  Obigen  ab- 
weichend, aber  systematisch  unrichtig  vier  grosse  Kategoriecn  der  Selbstvcrwaltungs- 
ausgaben :  (1)  Ausgaben  fUr  die  ftrü.  Yervaltmig  in  der  GesammHielt  der  für  das 
OltÜche  Bedurfniss  bestimmten  Anlagen  u.  Anstalten  (also  vornemlich:  Ausgaben  im 
eigenen  Wirfcnngskreis ,  —  mit  der  falschen  Behaoptung,  die  Besteuemng  könne 
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hier  nur  einen  subsidiären  Gharacter  haben,  voruemlicb  seien  diese  Anflgsbeo  durch 

(ii  luhn'ii  zu  decken);  (2)  Ausgaben  f.  <1.  st:iatl i ■  Ii «-ii  Functionen  der  a!!s::emeinen 
Verwaltung,  die  die  Selbstverwaltung  uljcincliui«'  (also  im  uburtrageiien  Wirkuna^kp^Kt 

(3)  Aosgabeü  für  Ofteu  tl.  I>ieu»t  u.  licäuld  uuga  «r  uaca  |{$ehöjt  richtiger  zu  1  u.  2/. 

(4)  Ausgaben  t  d.  Schul  denvesen  der  Sclbdtrenrnlliuig  (ebenfelto  richüger  zu 
repartircn  auf  die  Zwecke,  denen  die  Schulden  dienten;  wamm  }iirr  nicht  von  Ge- 
bfldiren  —  z.  B.  für  Schulden  des  Caunlisinintrs-.  \\  asser-,  Gasbeleuchtungswesens I  — . 
sondern  nur  von  Steuern  die  Bede  sein  äoli,  ist  uuertindlich).  Wesentlich  mehr  nach 
pntctiBchen,  ab  nadi  iriflseiuchafilichen  Geadchtspuncten  notencbeidet  die  neueste 
preussische  amtliche  GommiiDi]«  und  Kreisfinanzstatistik  (s.  bes.  Statist.  Ergänz.  Nr. 
r».  V.  1 S79)  folgende  Kategoriecn  von  Ausfrabtsu:  1.  allgemeine  staatliche  Zwecke, 
einschliesslich  Polizei,  darunter  l)  Leistungen  f.  d.  Militär-  u.  MarineverwaU. 
(einzehi  noch :  Einqnartier.,  sonst  Gaiiife.elniidit,  sonst  AoH^sben ,  vie  DnteiBtQCz. 
Ton  Resenristen-Fanmien) ;  2)  Ausg.  f.  d.  Justizreiwalt  (Gerichtsg^efängnisse ,  PoUzei- 
anwaltsch.,  Schiedsmannssachen) :  T  Polizei  (Nacht-\\'achwesen ,  Keuerlöschwesert.  — 
doch  Beides  kaum  als  „staatl.  Zwecke",  :>oiideru  als  echte  Localzwecke  zu  bf- 
zeichnen,  —  FolizciKcfaiigaisse ,  soiiöt.  roliz.au8g.) ;  4)  f.  Wahlen  z.  Reichs-,  Land-. 
Profinc-,  Kreistag;  5)  sonst  Ansg-.  f.  staatl.  Zwecke  (Steaerrenralt,  EichuiifB- 
wesen  u.  A.  m.).  T^aher  rncist:  speciell  überwiesene  Ausgaben.  —  II.  Ausgaben 
für  Verkehrsani ag:ün,  nemi.  1)  1.  Strassen  u.  Plätze  (Entväs^.,  Pliaster.,  Bcleucht.. 
Reinigung,  Sonstiges) ;  2)  Ausg.  f.  sonstige  Yeckehrsaniagen  (Ohauss.,  Lraudwege,  Bracken, 
Fihiett,  Ganftle,  Schleaseen,  Dimne,  Hafenanlagen  n.  s.  w,).  —  HL  Ausg.  t  ge- 
werbl.  Anla|j;en  zu  (iemeindezwecken  u.  f.  gemeinnutz.  Anstalten,  Hei- 
fach  gebtlhrenpfli cht i-/,  also  auch  Einnahmen  gebend,  1)  Gasanstalten;  2^  Wasserwerke: 
3)  Sonstiges.  —  iV.  Ausg.  f.  Wohlthätigkeits-  u.  Armenanstaiteu,  f.  Wohl- 
thitigkeit  Q.  Armenpflege  ubeihatipt,  1)  nnt  Gemeindererwalt ;  2)  Zuschüsse  an  andere 
Anstalten  nicht  unt  Gem.verwalt,  8)  Simstiges.  —  V.  An^.  f.  ünterrichtszwccke. 
1)  Volks- u.  Elem.  Schulen  unter  (lem.verwalt.  incl.  Armen-  xi.  MitteLt  liulen ;  2)  höh. 
ünterr.anstaiten  unter  Geui  verw. ;  3)  Spec.unterr.aiiät.  unter  dem.verwalt,  4)  Zuschüsse 
an  nicht  unt  Gem.venralt.  steh.  Untcrr.anstaltcn;  h)  Sonstiges.  —  VI.  Ausg.  f.  d. 
allgem.  Gem.  verw  alt  (Besold. ,  PensieDen,  RUreaukostcn)  incl.  Kosten  f.  b^uMid. 
Verwaltzweige,  1)  pcrsönl..  2)  sachi.  Ausg.  —  VII.  Ausg.  für  Gemein deschulden, 
1)  f.  Verzinsung,  2i  f.  Tilguufr,  3)  P&äsivrentej» ,  P  f  neue  Anleihen.  Die  Rubriken 
II,  IV,  V  sind  gcneicll  überwiesene  (übligatoribclic  t  Ausgaben,  wenigstens 
la  der  Hauptsache,  mit  Aosnahme  besondoia  dos  facnltat  höheren  Untenicht8> 
Wesens  u.  abgesehen  von  der  die  gesetzliche  Verpflichtung  ineist  ül »ersteigenden 
besseren  Ausfuhrung  der  überwies«  nen  Zwecke,  z,  B.  beim  Wege-,  Armen weeen.  Die 
Rubriken  III.  VI^  VII  sind  überwiegend  facultatire  Ausgaben. 

§.  48.  In  finanzieller  Hinsicht  liegen  die  Verhältnisse  im  Uber« 
tragenen  Wirknngskreise  der  Selbstverwaltungskörper  erbeblich 

verschieden  von  dcueii  im  selbstständigeii  Wirkimgskreise,  in8 
bewundere  auch  iu  Bezug  auf  die  Fragen  der  Deckung  des  Finanz- 
bedart's.  Da  es  sich  dort  um  iStaatsaulgabeu  bandelt ,  dereo 
AusflibruDg  nur  ans  politischen  und  technischen  Gründen  jenen 
Körpern  ttbertragen  worden  ist,  so  mttsste  in  der  Kegel  eigentlich 
der  Staat  die  Kosten  dafür  tragen  oder  sie  ersetzen.  Hier  ist 
das  System  der  Dotationen  ans  Staatsmitteln  (Preussen)  am  Platze 
iiüd  piiiicipieil  berechtigt.  Nur  soweit  die  Aufgabe  ein  Local- 
Staatsbedürfniss  bct rillt  uwd  soweit  es  zur  technisch  richtigen  und 
ökonomisch  sparsamcu  AusfUbruug  dient,  den  die  letztere  besorgen- 
den Selbstverwaltangskörper  finanziell  eigens  an  möglichster  Er- 
mässigung des  Kostenanfwandes  zu  interessiren,  wttrde  jene  Regel 
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eine  Ansnabme  oder  Einschränkung  erleiden  und  der  bezügliche 
Körper  die  Kosten  einer  solchen  Maassregel  im  Gebiete  des  öber- 
tragenen  Wii  kmii^skreises  selbst  endj];iltig  zn  tragen  oder  eine 
Hepartitiou  zwischen  ihm  und  dem  Staat ^  wie  in  dem  System 
speeieiler  Staatsbeiträge  %n  einzelnen  Ausgaben  (§.  49)  einzutreten 
haben. 

Wurde  ullgeni'-iii  in  diosf-r  Weise  verfalur-n  .  so  h.'itfr-  jeder  iMitlieiligte  Körper 
diejcnig«'  finan/iell»'  Belastung,  welche  ihm  gdMilut.  Dir  Staat,  als  grösster  Kreis 
gemcijisaiuer  öüenüither  Intercsseu  und  regduiuüüig  leistungbfäbigütcr  Körper,  würde 
freilieli  MineB  Haiisluüt  nicht  anf  Kiksten  der  Sdlwtrennütnngskörpcr  entlasteii  kftnnen, 
iondcrii  inüsste  nach  geeigneten  eif^enen  Deckungsmitteln  sich  umthoo.  Diese  Körper 
aber  irard<'n  nicht  so  «-edrückt  durch  den  «b<^rtragrenen  Wirkonirskreis  und  I  ^nüten 
m  oigeiieD  die  aöthigen  Aufgaben  leichter  und  besser,  uiituuter  Uberhaupt  erst 
erflUIeB.  Die  Entwicklung  dieser  Yerliftltnisse,  znmal  in  den  letzten  Jalirzehnten,  war 
aber  in  den  neiaten  Staaten  eine  andere.  Der  übertragene  Wirkungskreis  wurde  nidit 
(»nr  ans  sachlichen ,  sondern  mit  staafsfinarizielien  GrHndt^n ,  daher  mitunter  zu 
stark  und  überhaupt  nicht  iuuiier  passend  ausgedehnt,  um  den  Staatshaushalt  zu 
entlasten ,  aber  um  den  Preis  einer  Uebcrlastung  der  Communalhausbalte.  Daiaus 
sind  Störungen  hervorgegan^^en,  neuerdings  namentlich  in  Deutschland,  welclie  nach- 
tbeilig  auf  die  öffentlichen  lnterr?s<M»  zurack?:ewirkt  haben  und  di--  vielfach  nothwendige 
oder  eru  tiiisrhtc  weitere  Ausdehnung  ("iffentli'her ,  ,.gcmeinwiitliseliartlirher*'  ThUti?- 
keit  heumiexj.  Finanz-,  bmndcrs  Steuerreformen,  welche  den  Staat  in  die  Lage 
bringen,  diese  Abscbiebonf  von  Staatslasten  auf  die  Sdbstrenraltungskörper  anter- 
hi^ü  zu  können,  oder  die  letzteren  durch  selbständige  Entwicklung  ihrer  Einnahnie- 
wirthsrhaft  Icistungsfaliig^ßr  nnd  zur  "STittragunf?  der  Kosten  dos  Hljertra^-enen  N^'irkunirs- 
kreises  befähigter  zu  machen,  sind  eine  Vorbedingung  für  eine  Besserung  dieser  Yer- 
klhnisse.  In  der  eigenthttmliehen  Lage  Deutschlands  nimmt  das  Beieh  hier  zum 
Theil  die  Stellung  des  Staats  anderswo,  die  Einzelstaaten  nehmen  die  Stellung  der 
ero^-ten  Selbstrerwaltungskfir|ier  fin  tmd  ■luktebc  finanzielle  Schwierigkeiten  entwickeln 
sich  hier.  Die  Matricularbeiträge  der  Eiuzelstaaten  an  das  Reich  zur  Dei  kiinc:  der 
Rdchsausgaben  (§.  40)  sind  ein  Analogen  der  Belastungen  der  Selbstverwsdtungskörper 
mit  den  überwiesenen  obligatorisehtti  Ausgaben.  In  dem  dringenden  Bedttrfoiw  der 
A^rstoIIiiriff  dieser  r.-lndstände  lic^t.  noch  rieben  dem  pcditisclicii  Moment,  die  tiefe 
iriner--  r<  in  linanzwirthschaftliche  Berechtigung  der  grossen  Pläne  der  Keichsgfener- 
rcforui  des  Fürsten  Bismarck,  Pläne,  welche  recht  eigentlich  in  dieser  bei  uns  noch 
durch  die  gegebene  historiscbpolltisclie  Entwieklong  efsehverten  Sachlage  ihre  Er* 
Uärung  finden;  darin  auch  das  finanzwlssenschaftliche  Interesse  der  Gneist'sdien 
Schrift  „die  deutsche  Finanzrcfonn  dur*  h  Kcgulirung  der  Gemeindesteuern" 
(B^.  1^81),  wo  der  gerade  entgegengesetzte  Plan,  eine  Steaerreform  „von  Unten 
nach  Oben**,  doch  scihBesdieh  die  gleiche  Tendenz  wie  der  Bismarck'sche  Plan 
lerfulgt:  die  Lasten  zwischen  Reich,  Staat  und  Scibstyerwaltungskörpern  richtiger  zu 
Tcrtheilen.  S.  auch  'm- rstfeld  t's  fm.stat.  Schriften  (bes.  Zahlen  u.  Bilder,  1SS1  ,  u. 
Städtetinanzen  in  Preussen,  1S82),  Schmoll  er,  Theorie  u.  Praxis  der  D.  Steuer- 
reform, Jahrb.  18S1,  859.  —  Stein  I,  22. 

C.  Die  Einualinicwirthschaft  der  Selbstverwaltungs- 
kr»rper.  ^.  49.  Ihr  Umfang  und  ihre  ganze  Einrichtung  hängen 
jn  einer  iiinsicbt  von  der  erörterten  Gestaltung  der  Ausgabewirth- 
scbai't  nnd  von  ^  der  die  letztre  wieder  bedingenden  Organisation 
der  Selbstverwaltung  ab.  Danach  bestimmt  sich  yomemlich  die 
Wahl  der  Decknngsmittel,  nach  Art,  Höhe  nnd  finanz- 
tecbnischer  Etnrichtang  derselben.  Daneben  macht  sieh  flir 
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die  EinDahmewirthschaft  spcciell  aber  noob  die  gegebene  ge- 

schichtiic bc  EiuwickluDg  geltend  und,  soweit  nur  Iii r  die  freie 
Bewegung  des  einzelnen  8elbRtverwaltnngskörpers  ein  gewisser 
Spielraum  durch  die  Kecbtsordnung  gegeben  ist^  wirken  Gesicbtä- 
puncte  der  tecboiBehen  Zweckmässigkeit  und  überhaupt  alle  die- 
jeoigen  Factoren  bier  mit  ein,  welobe  aaeb  im  Staatehansballe  die 
Gestaltang  der  Einnabmewirtbsebaft,  besonders  bei  der  Wabl  der 
Steuern  und  Gebühren ,  beeinfliigsen.  Die  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  zwischen  Staat  und  Selbstverwaltungskörpern  und 
wieder  zwischen  den  einzelnen  der  letzteren,  u.  a.  schon  die 
verschiedene  Gebietsgrösse^  der  Unterschied  in  der  vorherrschenden 
Erwerbsarbeit  (Ötadt  —  Land,  Indostrie,  Handel  —  Landwirthschail) 
bedingen  dabei  natHrlicb  aaeb  rein  aas  dem  Zweekmüssigkeits- 
gesicbtspancte,  von  der  Rechtsfrage  abgesehen,  mancbe  Verscbieden- 
heiten  in  der  Wahl  der  Deckungsmitte!. 

Die  Einnahmen  der  Selhstverwaltuii^^skinpcr  lassen  sich  in 
zwei  Hauptclassen,  Beiträge  aus  btaatsmitteln  (äbnUeh 
Beiträge  des  Kdrpers  höherer  Ordnung  aus  seinen  Mitteln  an  den 
kleineren  Körper)  und  selbst&ndige  Einnahmen  eintbeilen. 

1.  Beiträge  aas  Staatsmitteln  sind  in  verschiedener  Weise 
denkbar  und  in  der  Praxis  flblieb. 

a)  Zunächst  in  der  Form  von  Zuschtfsseii  ff!r  einzelne  Aus- 
gaben, in  festem  betrage,  mit  der  und  der  bcstininiten  Geldbunime 
oder  mit  veränderlichem  Betrage^  hier  wieder  so,  dass  etwa  ge- 
wisse Th  eile  einer  Aasgabe  vom  Staate,  andere  von  dem  betreffen- 
den Körper  gedeckt  werden  (z.  B.  Theilung  nach  persönlichen  nnd 
sacblieben  Kosten  einer  Einrichtnng)  oder,  dsss  der  Staat  die  ein 
gewisses  Maximum  übersteigende  Ausgabe  deckt  oder  in  anderer 
iiliniicher  Weise.  In  dieser  Art  mrd  öfters  bei  dem  Schnl-,  Wege  , 
Polizeiwesen  verfahren,  ähnlich  bei  den  Selbstverwaltungskörpem 
anter  einander,  z.  B.  im  Armenwesen  (Landarmen-  und  Ortsarmen- 
verbände).  Mancherlei  Modalitäten  and  Combinationen  sind  bier 
möglieb  and  Versehiedenbeiten  nach  den  Zwecken  der  Aasgaben 
aaeb  passend.  Der  leitende  Gedanke  muss  wieder  sein,  die  all- 
gemeinen Interessen  des  Staats  (und  Körpers  höherer  Ordnung) 
und  die  speciellen  des  Selbstverwaltungskörpcrs  (bez.  kleineren 
Körpers)  möglichst  in  i^^inklang  zu  bringen,  dem  organischen 
Zasammenhang  der  gesammten  öffentlichen  Einriehtangen  gemäss, 
sowie  die  Vertheilang  der  Lasten  möglichst  zweekmäaatg  and 
gerecht  zn  gestalten. 
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Hier  Uagi  noch  ein  jnduuiftifdflhet  Gebiet  linauzwiidiscliafUioher  Orduunge», 

v.J  hcb  man  iu  neueren  W e g c ges«tz<.*ii  'z.  Tl.  d  in  oben  ^cnaiinffn  b:i>!i  sehen) 
Oi-eckmässig  aoszabaaen  begonnen  hat.  Wichtig  aiud  solche  Einrichtungen  und  werden 
«  immer  mtlkr  flkr  die  Deckung  der  Kottiea  des  Schul-  und  Armenresens,  wo 
die  auf  diesem  Vertheilnngsprindp  berohendeo  iltereii  fHdtzUchen  Vonchrifteii  Tiel- 
ÜKk  oicJit  mehr  recht  genOgen. 

b)  Eine  andere  Form  der  Beiträge  aus  btaatemitteiü  ist  eine 
regelmässige  feste  Dotation  an  die  Selbstverwaltniigflkörperi 
eben  ^  Zwecken  der  Selbstrerwaltong'^  Solche  Dotation  kann 
pamnd  zur  Bestreitong  der  ttberwieeenen  obligatorischen  Aus- 
üben ^  Damentlieh  der  generell  überwiesenen  dienen.  Die  Be- 
stimmung der  \erweDdung  im  Ganzen  erfolgt  durch  die  gesetz> 
liehen  Nonnen  fUr  den  Wirkungskreis  der  Selbstverwaltung.  Die 
Verwendung  im  Kinzeinen  erfolgt  naeb  eigener  Anordnung  des 
betreffenden  Körpers  vorbehaltlich  des  allgemeinen  Oberaufsicbts* 
reehts  des  Staats.  Diese  Einrichtung  erleichtert  die  Dnrchfilhrnng 
der  Decentralisation  der  öffentlichen  Verwaltong  nnd  der  Organi- 
sation der  Selbstverwaltung  fttr  den  Beginn,  wo  es  den  Selbst- 
verwaltungskörpem  an  eigenen  Einnahmen  fehlt  und  dieselben 
>icb  nicht  sofort  zweckuiässig  beschali'en  lassen.  Aber  auch  als 
dauernder  Beitrag  des  Staats  ist  eine  solche  Dotation  doch  unter 
der  Voranssetzung  passend,  dass  die  Einrichtung  der  Staatsein- 
nahmen, der  Besitz  von  Rentenohjeeten  (Domünen,  Forsten,  Eisen- 
bahnen) und  das  Staatsstenersystem  grade  die  Beschafinng  dieser 
Mittel  Seitens  des  Staats  zweckmässiger  als  je  apart  für  sich  durch 
den  einzelnen  Selbstverwaltungskörper  erscheinen  lassen.  Das  triti't 
wohl  thatsäcbiich  öfters  zu,  soweit  Steuereinnahmen  in  Betracht 
kommen  besonders  bei  geeigneter  Gestaltung  der  indirecten  Ver- 
braachsbestenerung,  in  den  deutschen  Staaten  (Preussen)  grade 
auch  bei  dem  grossen  und  werthvollen  Domanialbesitz  des  Staats. 
Aber  ein  Maasshalten  mit  solchen  Dotationen  empfiehlt  sich  bei 
der  Verwandtschalt  der  öfters  in  einander  Ubergehenden  generell 
überwiesenen  und  freiwilligen  eigenen  Ausgaben  der  Selbstver- 
waltung doch,  —  um  so  mehr,  als  die  Auffindung  eines  ge- 
eigneten Schlüssels  oder  Maassstabes  für  die  Vertheilung 
der  Dotation  unter  die  einzelnen  KOiper  ihre  begreiflicher  Weise 
erheblichen,  völlig  nicht  zu  lasenden  Schwierigkeiten  hat 

Das  typische  Tleisi  i.  l  fUr  die  Ausstattung  der  Sclbstvcrwalluiigskörpnr  mit 
^utsdotatiooen  ist  die  neiiü  preussisch e  <»esetzgcbung,  bes.  die  (icsetzc  v  '^O,  April 
1573  u.  8.  Juli  i875,  wo  sich  die  Schwiehglieit  der  Vertbeilung  aber  auch  gezeigt 
hat  Ia  der  Beortheilang  des  Dotatioossystems  ireiche  ich  zu  deasen  Gansten  von  der 
t  Auflage  <§.  46)  etwas  ab. 
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—  2.  Selbständige  Einnahmen.  Hierhin  kcSnnen 
gehören  nnd  gehören  meifitens  aneh  thatsächltch  so  ziemlich  alle  die 
EinnahmeD,  welehe  sich  Im  Staatshaushalte  vorfinden.  Doch  ist 

eine  eiuzclue  Einnahme  mitunter  mehr  för  letzteren  oder  fttr  den 
Haushalt  eines  Selbstverwaltungskörpers  ^ceiprnet  und  durch  das 
öÜ'eotliche  Finanzrecht  ausschliesslich  oder  überwiegend  auch  wohl 
dem  Staate  vorbehalten.  Näheres  darüber  in  der  Lehre  von  den 
Einnahmen.  Die  drei  grossen  Kategorieen  der  ordentUehen  Ein- 
nahmen finden  sich  in  Tersehiedenem  Umfang  auch  im  Finansweaen 
der  Selbstverwaltungskttrper: 

a)  P  r  i  V  a  t  w  i  r  t  h  g  c  h  ;i  t't  1  i  c  h  c  Einnahmen  ( „  E  r  w  e  r  Ii  s  e  i  n  - 
kiinfte'^)  aus  werbendem  Vermii^^en,  aus  Grundbesitz,  Kapital. 
Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  Da  die  Provinzen  und  Kreise  vielfach 
erst  neuerdings  wieder  als  selbständige  politische  Köriier  mit 
eigenem  Finanzwesen  organisirt  sind,  im  Unterschied  zq  den 
Ortsgemeinden y  so  fehlt  es  jenen  in  der  Regel  ganz  oder 
grösstentheils  an  solchem  Vermögen.  Die  etwa  ehemals  poli- 
tisch unabhängig  gewesenen  Landestheile  (Ht i zogthlinier,  GraT- 
S(  halten  u.  s.  w.j  haben  ihr  altes  Vermögen  dieser  Art  an  den 
Staat y  der  sie  einverleibte,  tibertragen.  Nur  in  einzelnen  Fällen 
ist  dies  neuerdings  anders  gehalten  worden.  Mit  der  Zeit  können 
auch  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltungsköiper  aber  maoehe 
fihiriehtnngen  gründen,  welche,  wie  Localbabnen  (f)lr  Dampf-  und 
Pferde),  Transportcurse  fOnuiibu.swe.sen),  Credilan stalten  u.  s.  w., 
wenigstens  halb  pri vatwirthKchaftlicber  Natnr  dder  ;:ciniscbt 
dieses  und  GebUhrencharacters  sind  und  eine  liente  abwerten. 
Auch  hier  zeigt  sich  die  moderne  Technik  Von  Einfluss. 

üas  Staatsvermögeu  der  1866  neu  erworbcDcn  prousbischcn  Provinzen  isi 
rensfliaclies  StutsrennOgen  geworden,  mit  wenigen  AnsnahmeD,  so  z.  B.  was  den 
urhess.  Slaitsschatz  anlangt,  der  dem  c<iliuiiiiii«l8tftnd.  Verbftnd  des  B.-B.  Cassel 
Terblieb  (pienss.  fitiasa  t.  16.  Sept  1S67). 

b)  (rebtihren  für  die  Benutzung  von  utleutiieben  Anstalten 
der  Selbstvervvaltungskörper  und  Beiträge  der  nächsten  Inte- 
ressenten für  die  Errichtung  solcher  Anstalten.  Hier  steht  wohi 
noch  eme  bedeutende  Entwicklung  in  Aussicht,  je  mehr  man  von 
dem  Bestreben  abkommt,  eine  Menge  wichtige  gemelnnfltzlge  Ein- 
ricbtungen  der  Actiengesellschat't  zur  Ausbeutung  zu  überlassen, 
und  sie  in  finanziell  oft  recht  vuiiheilhal'ter,  für  das  Gemcinwuhl 
jedentalis  günstigerer  Weise  aut  Recbnung  des  interessirten  belbfit- 
Verwaltungskörpers  ausfuhrt  und  betreibt. 
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c)  EigenUiohe  Stenern.  Die  versehiedensten  Arten 
nid  bei  diesen  Körpern  ebenso  wie  beim  Staate  selbst  mtfg* 
Heb,  sind  aneb  in  der  Qescbiebte  vor^kommen  und  kommen 

noch  jetzt  vor^  namentlich  directe  Htcuciu,  wie  Grund  ,  Ihius  , 
Mieth-^  Gewerbesteuer,  Einkouiuieu-,  Vermögenntencr  und  ander- 
seits iüdirecte  Verbraucbsteaern,  hesonders  Thor  -  Accisen, 
OetroiSi  Getränkesteuern  n.  a.  m.  Im  feudalen  and  im  stitndisohen 
liMaate  war  die  Mannigfaltigkeit  der  LoealBtenem  bei  fast  völliger 
finansieller  Antonomie  der  Stftdte  in  diesen  eine  grosse,  wie  denn 
die  moderne  Besteaerung  in  den  Stadtgemeinden  zuerst  zur  Ent- 
wicklung kam.  Später  wurde  grade  mit  Rücksicht  aul"  die  Inter- 
essen der  Staatsbesteuerung  diese  Autonomie  beschränkt,  städtische 
Abgaben  wurden  in  Staatssteuern  yerwandelt  oder  mit  jenen  ver- 
banden (Aecisewesen).  Aneb  in  der  neneren  Zeit,  als  die  Städte 
wieder  pofitiseh  selbständiger  nnd  die  Selbstverwaltnngskörper 
b9berer  Ordnung  nen  organisirt  wnrden,  bat  der  moderne  Staats- 
credanke  und  das  Beriicksichtiguug  erheischende  Finanzinteresse 
des  btaatä  regelmässig  ^selbst  in  Enp^land)  gewisse  Beschränkungen 
des  —  Uberhaupt  nur  ans  dem  Stu Ussteuerrechi  abgeleiteten^ 
bea.  übertragenen  —  Stenerreobts  der  Selbstirerwaltungskörper 
u  Bezug  anf  die  Wabl  der  Stenerarten,  die  Form  der  Stener- 
erbebnng,  die  Httbe  der  Steuersätze  nnd  die  einselnen 
Artikel  der  Verl)] iiuchsbesteuerung  festgehalten  oder  neu  gegeben. 
Das  Einzelne  dariiiier  gehört  noch  nicht  hieher. 

§.  51.  Zwei  allgemeinere  Fragen  betreffen  die  leiten- 
den Prineipien  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung  gegentfber 
dem  Staate  und  seinem  Hansbalt  nnd  sind  scbon  hier  zn  erdrtern, 
nemlieh  einmal,  ob  die  Stenern  dieser  KOrper  nur  Znsebläge 
zu  Staat 8 steuern  (oder  gewissen  Arten  derselben)  sein,  oder  ob 
es  srestattet  sein  soll,  eine  von  der  Staatsstener  abweichende 
eigene  Besteuerung  durchzulühren ;  sodann,  ob  die  HTihe  dieser 
Zoscbläge  oder  der  eigenen  Steuern  jenen  Körpern  selbständig 
fftr  sieb  festzusetzen  erlaubt  sein  kann  oder  nur  mit  Staats- 
Zustimmung  muss  erfolgen  dürfen. 

Was  die  erste  Frage  anlangt,  so  bat  die  eontinentale 
Entwicklung  überwiegend  zu  dem  System  von  Zuschlägen  zu 
den  Staatssteuern.  vornemlich  zu  den  directen,  gcKihrt,  was  sich 
geschicbtUcb  aus  dem  Untergang  der  Autonomie  der  trüberen 
grösseren  poUtiseben  Körper  im  Staatsverbande  und  bei  den 
Gemeinden  aus  der  Unterdrtteknng  ibrer  Autonomie  erklärt. 
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ProvinxeOf  Kreise,  selbst  Gemeioden  worden  hier  eben  vielfaeh 
ZQ  jenen  bloss  meeliAnisehen  Verwaltongsmbtheilangen  des  Staato- 
gebiets,  ohne  selbstindiges  Leben,  herabgedrllekt  Aoeh  bei  der 
neueren  Tendenz  der  Deeentraltsation  der  StaateyerwBttnn^  and 

der  Verwandlung  jener  mechanisclien  Gebietstheile  in  politische 
und  wirMiHcliattliche  Organismen,  scheute  man  vor  den  Sohwieripr- 
keiteu  der  Einrichtung  eines  selbständigen  (autonomen)  btcuei- 
systems  meistens  zurttok,  iHrehtete  wohl  noch  mehr  dessen  Gonfliet 
mit  dem  Staatsstenersystem  nnd  wollte  llberhnnpt  Seitens  den  Steato 
die  Unabhängigkeit  der  Selbstrerwaltnngskörper  aneh  nicht  an 
gross  werden  lassen.   So  hat  man  vorwaltend  das  Sybicm  der  Zu- 
schlüge zu  den  Staatssteuern  beibehalten  bez.  eingeführt,  dabei 
auch  wohl  die  Zuschläge  aut  gewisse  Staatssteueru  (directe  Keal-, 
Personal-,  einzelne  üinere  Verbrauchsteuern)  beschränkt.  Anden 
ist  hier,  wie  in  so  vielen  Beziehungen,  die  Entwieklnng  in 
England  gewesen.    In  Verbindung  mit  dem  gesohiehtHch  Über- 
kommenen, inhaltsreichen  Selfgovemment  stand  und  steht  hier  ein 
entwickeltes  sclbstäud iges  System  der  Conimunalbe Steue- 
rung flocal  taxation),  ohne  Verbindung  mit  der  Staatsbesteue 
rung,  allerdings  rechtlich  und  thatsächlich  wesentlich  beschränkt 
auf  direote  Kealstenem  und  einige  gebtthrenartige  Stenern. 
Aueh  auf  dem  Gontinent  fehlt  es  nicht  an  einzelnen  besonderen 
Stenern  der  Selbstverwaltnngskörper,  namentlieh  der  Gemeinden 
(besondere  Mieth-,  il  u  udc. Steuer;,  andere   ,,Lux  us  steuern*', 
eigene  Ein  kommen  steuern,  namentlich  aber  eigene  städ  ti  sehe 
Octrois,  mit  gewissen  Beschränkungen  in  der  Wahl  der  Artikel 
(Frankreich,  Oesterreich,  ßaiern,  Ausschluss  einzelner 
Artikel,  z.  B.  Sabs,  Staats* zollpflichtige  Waaren,  so  meist  in 
Deutschland).    Aber  diese  Fälle  bilden  gegenüber  den  Zu- 
schlägen doch  die  Ausnahme.    Die  neue  preuss.  Commnnalfinanz- 
statistik  hat  übrigens  den  Beweis  ^elielert,  dass  mehr  oder  weniger 
von  den  Staatssteuern  abweichende  Kinkoiiinicii  ,  andere  besoudere 
Personal-  und  Beaisteueru  in  Städten  und  Landgemeinden  doch 
noch  viel  häufiger  sind,  als  man  annahm. 

Fflr  die  Entscheidung  der  Frage  in  principieller  Hinsiohtsind 
wohl  die  Stenern  zur  Deckung  der  überwiesenen  von  denjenig«B 
zur  Deckung  der  eigenen  freiwilligen  Ausgal)en  zu  trennen. 
Wie  für  jene  die  Staatsdotationen,  so  können  für  sie  aueh  die 
Zuschlüge  zu  Staatssteuem  besonders  in  Betracht  kommen.  Aber 
schon  für  einen  Theil  der  generell  Überwiesenen  und  mehr  noch 
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für  die  freiwUligea  Ansgaben  meheint  doch  ein  eigenes  Steuer- 
system der  Säelbflt?erwdtaiig  als  fiaanzieUe  CenseqiieDz  des  Wesens 
d«r  letetereD.   Freilieh  kann  Ton  einer  völligen  Antonomie  in 

liezug  aul  die«  btcucisy^tem  ebeiisu  wenip  wie  sonst  iu  der  Selbst- 
verwaltnnsr   die  Rede  sein.    Dies  widcisjiricht  dem  modernen 
■>taatägedaiikcn  and  dem  Begriff  der  Souveränetät  des  Staats  und 
bei  der  Wahl  wie  bei  der  Hohe  der  Steuern  mnss  die  Eücksicht 
aaf  die  Staatsstenem  maassgebend  bleiben.  Aber  nur  ein  be- 
sonderes Stenersystem  kann  sieh  den  WirthsehaftsverhlUtnlssen 
der  einzelnen  Landestbeile  und  den  speciellen  Aufgaben,  welche 
gerade  die  Selbstverwaltungskörpcr  statt  des  Staats  ausführen 
Mellen,   richtig  anpassen.    Für  das  Steuersystem  dieser  Korper 
mttssen   die  Sonderverhältnisse  der  Landestheile  ebenso  mit 
maassgebend  sein  als  fttr  das  Staats  stenersystem  die  all- 
gemeinen VerhUltnisse  des  ganzen  Landes  verglichen  mit 
snderen  Undem.   Im  System  der  Zuschläge  wird  gegen  diese 
Aüiurdemng  Verstössen.   Eine  Selbstverwaltung,  welche  auf  dieses 
System  allein  finanziell  basirt  ist,  wird  daher  ebenso  wie  diejenige, 
wekhe  sich  bloss  auf  Staatsdotationen  stutzt,  ihren  Zweck  in 
einer  wichtigen  Beziehang  wenigstens  nicht  gentlgend  erreichen. 
Vollends  aber  ein  grundsätzlicher  Ansschlnss  von  besonderen 
Stenern  ans  dem  Stenersystem  der  Selbstverwaltongskörper,  znmal 
der  Gemeinden,  ist  zu  verwerfen,  als  dem  Zweck  der  ganzen 
rliuriehtung  der  Selbstverwaltung  widersprechend.    Wird  zwischen 
den  einzelnen  Körpern  unterschieden,  so  erscheint  das  Zuschlags- 
gystem  noch  am  Wenigsten  bedenklich  bei  den  dem  Staate  selbst 
IbnHehsten  Kdrpeni,  daher  bei  den  Provinzen  nnd  znm  Theil 
noch  bei  den  Kreisen,  immer  bedenklicher  dagegen  bei  den 
kleineren  Verbänden,  daher  vor  Allem  bei  den  Gemeinden. 
Denn  hier  verlangen  die  aparten  Local Verhältnisse  immer  mehr 
Berücksichtigung,  wie  es  denn  z.  B.  in  der  Gemeinde  am  Leich- 
testen steuertechnisch  möglich  und  zugleich  hier  am  Dringendsten 
eine  Fordemng  der  Steuerpolitik  wird,  besondere  Stenern  Denen 
aafsnerlegen,  welche  an  den  öffentliehen  Einrichtungen  nnd  Ver- 
wendungen aller  Art  wenigstens  indireet  den  meisten  Nutzen 
haben,  wie  die  Grund-  und  Hauseigcntbluncr  fG.  §.  76—81, 
352 — 362).    Auf  diese  Weise  wird,  soweit  dies   überhaupt  in 
Zwaogsgemeinwirthschaften  mögüch  und  zulässig  ist  (G.  §.  158), 
hier  durch  ein  besondres  Stenersystem  das  Princip  von  Leistung 
«nd  Gegenleistung  (Fin.  II,  §.  423,  424)  mehr  durchgeltlhrt.  Fflr 
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die  Wahl  der  eigenen  Localsteaern  wird  eich  der  Staat  nar  ein 
Znstimmnn gerecht  und  gewisse  Stenern  wird  er  sieh  passend 
allein  yorsBnbehalten  haben.    Diese  Schranken  der  Steuer- 

antonomie  sind  nothwcndig:,  al)ei  iu  Verbindung  mit  Voröchrifteii 
über  die  Höhe  der  Locaisteaeru  auch  genügend. 

Im  Allgemeioan  sind  fttr  iiosore  Linder  heutcntag«  im  Interesse  de»  freien 
Veikebn  besonders  ei;^''uo  indirect»^  AIjumI)  n,  wie  Thoracciscn  und  beim  Prodn- 
centen  erhobene  Verbrauchssteuern,  der  Solbstverwaltungstörper  hier  auszuschli*»»*i€n 
oder  nur  ausDahmäwciäe  und  mit  bcsondcr*rr  Vorsicht  zu  gcätatton.  £hor  sind  bei 
solchen  Stenern  ZtscIiUgo  zn  deu  betreffenden  StMtsatenem  xalSssi^,  nber  mneh 
mit  Ausnahmen  nach  Artikebi  (z.  B.  nicht  bei  Sal/.  wohl  bei  Getränken).  iSgttse 
Verkehrssteuern  (Fin.  II.  tf»?  II?  können  cbcnl'alls  intr  mtsnnhm«;n'<^isc  irc^tattcr 
werden,  auch  Zuschläge  zu  den  Staats- Verkehrüsteuem  gcwiihnlich  nicht  (Au^iiuhmeti 
bei  Besitzwechselabgaben  rom  Chtrtcter  der  Sieaer  auf  Conjanctureng^winn ,  Pin.  IL 
.  476  ff.).  Das  Haupt^^ebict  der  selbfitftndigen  und  der  Zitschlagsbesteaening  der 
eUistvervcalttinf;^  ist  die  direct-'  Brst(Mirin>n<!::  die  sclbstün  rli  rre  hf^sondr-r-  in  der 
Form  eigener  Ertrairs-.  namentlich  Healsteuern,  die  Zu-schliit;«-  Ixi  den  ^taats- 
Ertrags-  and  Healsteuern  und  ausschliesslich  bei  etwaigen  Staats- Kinkuumicüäteucru. 
ISn  doppeltes  Staate-  nnd  Oommnnalsjratem  der  Ertrags-,  Realstenem  ist  aUe»- 
ialls  zolissig;  bei  der  Einkommensteuer  jedoch  nicht.  Die  Basis  derselben  muss 
eine  einhf'itHrlic  sein.  Dageiren  Verstössen  in  Preussen  die  bestehenden  Steuer- 
eiorichtungen ,  wie  die  neue  Finanzstatistik  der  Gemeinden  zeigt,  noch  vielfach.  Die 
Realstenem  als  eigene  Stenern  eignen  rieh  principiell  nnd  technisch  an  Beirten  fyi 
die  Selbstverwaltungskörper,  wenn  auch  die  übliche  englische,  in  Deutschland  von 
(inei>t  (mit  Ausnahmen^  nnd  voti  XationnK^konom^n  <l'f  Fr -i^  uidelschnlo  (Fn n  r h  r»  f 
vertretene  ausschiessiiche  Beschränkung  dieser  Körper  auf  solche  Steuern  lu 
weit  geht.  (Vgl.  Fin.  II,  §.  4(i5,  466.  52.<l-5dl,  anch  Wagner.  Abb.  Directe  Steuern 
in  Schönberg's  Handbuch  II.)  Die  neuen  prcnss.  Communalstcucrcntwürfe  (so  v.  1$77^> 
wollen  n  n  r  ZuaclilÜK"'"  "i  'I  n  (Hrrrten  Sfa.its?tfnem.  irar  keine  eigenen  direcfen  Steuern 
zulassen:  das  wäre  selbst  bcdtuklich,  wenn  die  directe  Staatsbestenening  in  Preosscn 
besser  wäre  (Grundsteuer,  Gewerbesteuer.  Classcnsteuer!),  bei  der  Beschaffenheit  dic&cr 
Stenern  ist  es  gewiss  nicht  rftthlich. 

Die  Bestiuiuiung  der  Httbe  der  selbständigen  wie  der  Zn- 
sohlagslocalsteuern  wird  bei  uns  auf  dem  Continente  regelmässig 
nicht  den  Selbstverwaitangskörpem  ganz  allein  überlassen^  sondern 
stets  I  jedenfalls  aber  wenn  ein  gewisses  gesetzliches  Maximum 
Qher sehritten  werden  soll,  bis  zn  welchem  sich  der  betreffende 
einzelne  Körper  frei  bewegt,  an  die  »Staatagenebmigung  ge- 
knlipft  (Pi  cussen).  Das  erscheint  aiuh  passend,  weil  sonst  die 
Zwecke  jener  Körper  zu  weit  nnsgedehnt  werden  könnten  nnd  die 
•Staats besteuern ng  leicht  unter  zu  hoher  Localbesteuerung  zu  leiden 
vermöchte.  Je  besser  aber  die  Organisation  der  Selbstyerwaltiing 
nnd  besonders  die  £inriohtang  einer  wirksamen  Finanzcontrole 
durch  eigene  Vertretungen  in  ihr  selbst  gelingt,  desto  freieren 
Spielraum  kann  der  Staat,  wie  in  der  Wahl  so  in  der  Huhe  der 
Localsteuciii  jenen  Körpern  gewähren,  (ö.  unten  §.  54  If.  über 
Freussen). 
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§.  52.  —  d)  Eine  leUte  ansserordeDtliche  EinnahmequeUe 
ist  die  Verftasserang  von  VemögeDsbestandtheUen  der  Selbst- 

verwaiuuigskürper,  besonders  von  ertragg:ehendem  Grund  ver- 
QKigeu ,  nnd  namentlich  die  A  u  f  n  a  lun  e  v  u  u  Schulde  u.  Für 
äoiehe  (sumal  grössere  und  Grundbesitz  betretlende)  Veräusserungen 
gdtea  in  prioeipteller  Hinsicht  ziemlich  dieselben  Kegeln  wie  illr 
Vertsssening  von  Staatsgot  (Domänen  n.  s.  w.),  woillr  auf  die 
spiteren  Absehnitte  zn  verweisen  ist  Gewöhnlieh  ist  bei  nns  die 
Veräusseriiiig  von  Grundeij^entluim,  auch  wühl  von  Kapitalver- 
mögen au  die  Staatßgenelünigung  gebunden  (Preus8en).  Die 
Aufnahme  von  Schulden  unterliegt  principiell  einer  ähnlichen 
BeartbeiluDg  wie  beim  Staate.  Sie  hat  weniger  Bedenken,  weil 
die  Sebalden  hier  gew((bnlich  zur  Herstellnng  wieh- 
gemeinnittziger,  oft  zugleich  einen  Ertrag  znr 
Deeknng  der  Zinsen  nnd  wohl  noch  Ueberschflsse  darüber 
liiuaus  gebender  Anstalten  und  Einrichtungen  halb 
privatwirthschattiichen,  halb  Geblihrencbaracters  dienen  (Gasan- 
stalten, Wasserwerke,  Cloakenwesen ,  Markthallen  u.  s.  w.)  — 
blutiger  als  dies  beim  Staate  der  Fall  ist.  Denn  letzterer  nimmt 
Tomemlich  znr  Dorehftlhning  des  Bechts-  nnd  Maebtzwecks,  die 
Sdbstverwaltnngskl^rper  dagegen  meist  nur  fDr  Cnltnr-  nnd  Wohl- 
lahrtüinteressen  Schulden  auf.  Es  ist  daher  aucii  nothwcndig, 
diesen  K(irperu  die  betreffende  Ermächtigung  gesetzlich  zu  gewähren, 
weil  sie  viele  Aufgaben  nur  oder  doch  am  Besten  durch  Aufnahme 
voQ  Anleihen  ausführen  können.  Die  Staatsgenehm ignng 
is  jedem  einzelnen  Falle  erscheint  dabei  zur  Oontrole  nnd  um  ftlr 
spiter  ttbermftssige  Belastung  der  Bevölkerung  zn  verhüten  ge- 
boten (Preussen). 

Von  allen  Selbstverwaltungskörpcrn  sind  die  G  e  ni  e  i  n  d e  n 
nicht  nur  die  ältesten  und  diejenigen,  welche  doch  von  Alters  her 
eiiie  gewisse  Selbständigkeit  und  auch  eine  gewisse  tiuanzielle 
Autonomie  sieb  last  überall  durch  alle  Zeit  hindurch  erhalten  haben,  — 
äs  sind  auch  heute  noch  die  wichtigsten  dieser  Körper.  Sie 
bsl»en  vielfach  noch  ein  eigenes  Grundvermögen  („Kimmerei- 
gtiter**  der  StäiUcy,  oft  seit  unvordenklicher  Zeit,  etwa  ein  Rest 
des  ursprüngliclien  Gemeineigenthuuis,  das  später  zum  Corpo- 
rationsvermügeu  der  Gemeinde  wurde  und,  wie  die  Staats- 
dominen  behandelt ,  Erträge  zur  Deckung  der  Gemeindeausgaben 
iMrft.  Daneben  aber  wird  grade  neuerdings,  mit  den  immer 
grosseren  Anforderungen ,  welche  an  die  Gemeindeverwaltung,  zu^ 
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mal  der  Städte,  herautreteu  das  Gebühren-  und  Steuerwesen 
für  die  Gemeinden  immer  wichtiger.  Jenes  im  Anschlnss  an  jeoe 
noch  einer  bedenteaden  Amdebniing  fähigen  und  im  dffentiiehen 
•  Interesse  selbst  zu  übernehmenden  mehrfach  erwähnten  „gemein- 
ntltzigen  ^ifentlichen  Anstalten  nnd  Einricbtnngen'^  welche  vor 
Allem  Gemeindesache  passend  «iiid.  Und  zwar  je  mehr  grade 
die  Gemeinde  ihrer  Natur  nach  den  Character  einer  Gemeinschaft 
ttlr  die  Befriedigung  ioeaier,  auch  der  materiell  wirthschaft- 
lichen  Sphäre  angehöriger  Gemeinbedürfnisse  hat  und  je  mehr 
sie  wegen  der  Fortschritte  der  Teehnik  erfolgreich  hier  statt 
der  Privatwirthschaften,  d.  h.  meiste  der  specnlativen  Erwerb«- 
(Actien-)  Gesellschaften  ökonomisch-techmsch  befähigt  ist,  Aufgaben 
zu  ttbernehmen  (so  namentlich  auch  im  örtlichen  Communi- 
eationswesen)  und  gut,  im  Interesse  des  Gemeinwohls  und 
ihrer  FinanzeUi  auszuführen.  Ein  umfassendes  örtliches 
Besten erungsre eh t,  auf  dem  Gebiete  der  selbständigen  wie 
der  Zaschlagsbestenemngy  bedarf  aber  schliesslich  grade  die  Ge- 
meinde am  Meisten,  sowohl  nm  ihren  sich  stets  yermehrenden 
öffentlichen  Aufgaben  nachzukommen,  als  um  die  öffentlichen  Lasten 
möglichst  zweckmässig  und  gerecht  zu  vertheilen.  Für  die  Regelung 
der  tiiumziellen  Autonomie  der  Gemeinden  und  des  grade  ihnen 
gegen ti  her  freilich  noch  besonders  wichtigen  staatlichen  Oberani- 
siehtsreohts  wird  gewöhnlieh  anch  hente  noch  passend  swtschen 
Stadt-  nnd  Landgemeinden  nnterschieden  nnd  namentlieh  der 
modernen  Grossstadt  eine  freiere  Bewegung  ftlr  dieGestaHnng 
ihrer  Haushaltnng,  mit  scharfer  Controle  durch  richtig  orgaui- 
sirte  städtische  Vertretuogskörper  gegeben  werden  müssen. 

D.    Finanzwesen   der  Selbstverwaltung   in  einigen 
Staaten. 

§.  53.  Die  britischen  Verhältnisse  sind  immer  noch  prae- 

tisch  besonders  wichtig  und  geschichtlich^  öffentlich-rechtlich  wie 
finanzpolitisch  auch  allgemein  besonders  lehrreich,  freilich  in  ihrem 
chaotischen  Zusiaude  nichts  weniger  als  mustergiltig^  viellach  darin 
wahrhaft  abschreckend.  Für  die  Selbstverwaltung  der  Körper 
higherer  Ordnung  hat  die  nene  prenssische  Qes^sEgebnng 
grosse  Bedentnng  nnd  verdient  sie  am  Meisten  Beachtung,  neben 
Ihren  Vorlänfem  in  anderen  deutschen  Ländern  nnd  Ihren  Nach- 
folgern in  einigen.  Die  fi  au  z  <i  s  i  s c h e  Gesetzgebung  ist  in  den 
formellen  Puucten  hier  wie  »oust  vorzüglich,  wenn  sie  auch 
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neUkb  am  Wenigsten  den  neueren  Anfordeningen  an  eif^ntliehe 

„öelbs t veiwalluug''  ciUbpiicbt. 

Ein  Speele  II  es  Eingelien  auf  alle  Einzelheiten  wiJ.rspricht  dem  Cliaracter 
QQÜ  Zweck  ilieäeä  U  crks.  Die  aUgemeiiic  verwaltungsrcchtüche  und  die  iiuaiiziellc  . 
Seite  des  Gegenstand»  hängen  auch  —  namentlich  in  England  —  so  eng  zusammen, 
dl»  eine  genauere  Darlegung  des  concreten  Finanzwesens  der  SellMtferwaltiiDg 
in  einem  Staate  fast  zu  einer  Darlegung-  dei  Oii^auisation  und  des  gesammten  Yor- 
riltuD^rcchts  der  Seihstvenvaltung  scllist  wcnlcji  muss.  W  ir  müssen  uns  hier  auf 
ouc  OrieuuiujJt^  ulier  die  linauz  w  irthachartliolicu  Uau|>tpuncte  beschränken, 
vtldie  filr  unsere  Zvecke  wach  |^nQgt  Manches  Weitere  sp&ter  in  der  Lehre  von 
den  Aosgaben  und  Einoalimcn. 

1.  Für  England  sind  die  einschlagenden  Werko  Gii(  i:)t's  auch  in  Bezug  auf 
liie  hnanzielle  Scih%  besonders  das  Steiicrwcsen  der  ^ 'irL'ovcrnnieüt  die  sogen,  loral 
uxdä)  roroemlich  hervorzuhaben.  So  sein  englisches  \  crwaitrechi,  2.  B  2.  A.  Berl.  \Mu, 
Sel^gtffeiunent  in  England,  8  A.  B«rL  1871  (bes.  Bacb  1,  Kap.  2  v.  3,  anch  §.  ^H^ 
162.  104),  engl.  Vcrf^idä.geM  hidite  BeiL  1^>2  (bes.  S.  667  fr.)  ;  mehrfach  auch,  for 
die  Vergleiche  mit  en>;lit,rlien  Dingen,  Gn  eist 's  verwaltungsrechtlicho  und  verwaltungs- 
pdhtieclie  Schriften  Uber  preiuaische  u.  deutsche  Ycrhititnisse  (s.  u.j.  Vielfach  Einzelnes 
M  Stein  in  dem  frrfltseren  Werk  Uber  Venraltleltre  u.  in  der  Fin.wiis.  I  a.  a.  0; 
püt  Abrisse  über  die  Ori^anisation  des  Sclfgorernment  geben  Ernst' Meier ,  Abb. 
Ver¥alt.recht,  in  Holtzendorll  s  Efm  v  1.  '!  A.  S.  4.  A.  S.  1141,  Gcori;  Meyer 
)a  Sch&nberg's  Uandb.  II.  4bl  (beide  mu  weiteren  Liter.angabeu).  b.  sonst  u.  A. 
Kai  es,  engl.  Armenpflege,  Berl  1863,  ders.  Gemeindesteuern  in  England,  2  Art. 
in  d.  Tab.  Ztschr.  185&.  Beport  of  the  poor  lav  commission  on  local  taxaäon  S  vel. 
L'jul.  1S44,  Auszug  daraus  in  the  Im  al  taxos  of  the  ünited  Kingdom,  Lond.  lS4f!, 
He|*.  on  loci]  taxat.  1*^70,  desgl.  1^75  (VOii  Gösch u.  neuere  Heports  über  Arnion- 
vescu.  Statistik  f.  ld7ä/74  (Uauptposten)  im  btatist.  aubtract  i.  Ib7t>,  p.  7.  l'algrara 
tt.  Scott  Alfeitze  iB'Jenni.  of  the  stat  soc  of  London  1811.  Oobden  clab  essays, 
W,  )^verDm.  a.  taxat.,  1875  (über  England  u.  die  wichtigsten  andren  cürop.  Staaten). 
T.  Czörnig,  österr.  Budget  I,  lül  il.  de  Parieu,  imjxjb  IV,  230.  Fisco  et  van 
iti  Straeten,  instit.  et  tajces  locales  du  roy.  um  2.  cd.  Par.  1863.  Leroy-Beau- 
lien«  l^administr.  locale  en  France  et  en  Angtotene,  Par.  (1872),  derB.tnit6  de  fin. 
l  livre  2,  eh.  15,  Bödikcr,  Communalbesteoaning  in  England  u.  Wales,  Berl.  1S75 
'scharfe,  aber  treffende  XirlnrcisuTi^;  der  grossen  Missstände .  hcs.  mit  Gncist's  zu 
«{itiinistischer  Beurtbeiiuiig  des  ieUenden  Grundsatzes  der  engl.  Oommunalbesteuerung 
n  Tergleichen).    M.  Block,  Ics  communes  et  la  liberte,  Par.  1876,  p.  94  t\\ 

England  tchica  Laudgcmeiudcn  im  contiuentalcn  Siiyi  des  Worts,  die  sogen. 
Sodte  sind  nnr  znm  Ideineren  TheÜ ,  der  Zahl  nach ,  Stftdto  mit  eigentlicher  Stadt- 

Verfassung  (die  sogen,  municipal  borooghs),  die  grosse  Mehrzahl  sind  nur  „Local- 
■listricte",  u  «'lrhe  durch  eine  fUr  einiije  Loralzwei  ke  fungirende  Behrnl  einheitlich 
2usammengct'asst  werden.  Die  unterste  Locaiver^ altungseinheit  ist  das  ivuchspielf 
ach  die  Stlkdto  bilden  eigentlich  nur  eine  Vereinigung  von  Kirchspielf'D,  die  Graf- 
schaften stellen  den  Sclbstvcrwaltungskörpcr  höherer  Ordnung  dar,  dem  es  aber 
ia  einer  förmlichen  Organisation  fehlt.  Für  Speo ial zw e<  ke  sind  dann.  be>ondr^rH 
ia  ncoercr  Zeit,  vrrschiedcncrlci  Verbände  i^cbildct ,  so  nanientlich  dit-  unit^is  für 


deselbeo,  Disiricte  tüt  die  Gesandheitsvenraltnng,      das  Wegearesen  q.  a.  m. 

Innerhalb  dieser  Kirchspiele,  Verbände,  Grafschaften  werden  nun  regelmässig 
Ito  getetslich  bestimmte  Zwecke  nr^s^tzllche   bestimmte  Steuern 

—  „Z w e  r  k  st  c  11  c r  n"  —  erhoben  und  verwendet.  Diese  Erhebung  und  Vor- 
»codun«  von  Localstenfrn  «huvli  eij!;eno  Organe  bildet  das  SeUirovernment  in  finanz- 
virtiiM. liaf tlichor  Be^eliun^.  Die  finauzielle  Autonomie  der  einzchicu  „körpur" 
läoweit  dieser  Ausdruck  hier  mUasig  ist)  Ist  aber  eine  engbeschiinkte,  im  Puncto 
Wahl  der  Stcuerart  und  des  Verwendungszwecks  fehlt  sie  gro^sentli«  ib  ganz. 
I>ür  eijrone  (selbständige)  Wirkiinir^kreis  und  damit  «las  Gebiet  fler  faeultativen 
Ausgaben  ist  oemlich  ei^er  bemessen,  als  in  Deutschland,  selbst  in  den  Städten 
■it  StsdiferfMsong.  Die  Erhebung  von  Stenern  für  die  hetroifenden  Aafgahen  and 
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Ausgaben  dieses  Wirkungskreises  erfolgt  nur  auf  drund  einer  allii^cmcinen  j^t^'-tzlicheu 
£rmacbtiguug  des  einzeineu  Körpers,  fur  die  und  die  generell  angegebenen  Zwecie 
Steaem  etlMben  zu  dflifen.  Die  Aotonoiiiio  beschiflnkt  aidi  dann  danaf ,  tod  d«r 
ErmIcbÜgaiig,  änen  solchen  Zweck  sich  aaznoignen  und  Sieaem  dafür  zu  erheben. 
Gfhranch  zri  machen.    Mitunter  handelt  es  «ich  hier  aber  um  Dinj  -.  w^lrbe  <!•  : 
Staat  im  öliontlichen  Interesse  sicher  ausgeführt  zu  sehen  wUuscht.   ivomuit  der  lt>e- 
treflende  Körper,  wie  es  Öfters  g;eschchen  ist,  nicht  freiwillig  dem  nach,  so  wird  er 
auch  wohl  gesetzlich  gen<}thigt,  du>  Angabe  zu  Ubeniehnien,  also  diu  Autonomie  AOeli 
nielir  beschränkt  (so  im  Gesundheitowescn).    Dadurch  geht  auch  ein  solclier  Gegen- 
stand in  das  Haiiptgebiet  der  englischen  Selbstvemaliuiig  in  den  ,,übcrtrag^enen'' 
Wirkungskreis  mit  Überwiesenen  Ausgaben   Uber.    Hier  bet»  hränkt  sieb  die 
finanziolle  AotoDomie  ToUands,  auch  in  Betreif  der  Hftlie  der  Anagabea  und  der 
dafür  zu  erhi'bendcn  Steuern,  indem  diese  Höhe  eben  in  der  Hauptsache  durch  den 
vorgcschrielianen  Zweck  schon  bedingt  ist.    Bei  dem  Ineinanderlaufen  und  Sicb-krenzen 
der  Cofflpetenzen  der  einzelnen,  einem  oder  einigen  Zwecken  dienenden  Localbehördefl 
(boaids),  bei  dem  Hangel  einer  centnüiairten  Lecalrerwaltnof  selbst  in  den  Stiüee 
sind  diese  Zustände  nach  dem  eigenen  Ausdruck  britischer  Practiker  und  Staatsmänner 
(so  namentlich  (i^srhen's  in  seinen   ürtlieilen  uber  Localvcm-rilfing)  ..wahrh'^*' 
chaotisch'*.    Durch  das  System  von  Specialsteucrn,  bez.  von  bestimmton  festen  Steuei- 
bcträgen  für  die  Deckung  von  Specialaufgaben,  ohne  ordentlichen  Gcsammtctat  und 
im  wesentlichen  ohne  Uebcrtragungen  zwischen  den  verschiedenen  spccialisiiteii  Abs* 
gaben  ond  den  Steuern  dafür,  wird  dieses  Chaos  im  Gebiet  der  Be^tcncrung-  noch 
gesteigert.    Auch  die  Finanzsfatistik  leidet  danmtcr  sehr  und  ist  absolut  vullr>l3ndi'-' 
kaum  zu   beschaiien.    Die  W  eitläutigkeit  und  die  Kosten  der  Commuualverwaltung 
(200,000  Beamte  in  England)  steigen  dadurch  stark.  Genttgend  eingerichtet  sind  die 
Vertretungsorgane  der  Besteuerten  in  Kirchspiel,  Union,  District  ebenfalls  nicht,  in 
der  Grafschaft  fehlen  sie  ganz.    Aber  der  einzelne  Besteuerte  ist  wirksam  '\y)u)\ 
die  gesetzliche  B^renzuog  des  Localsteuerrechts  geschätzt,  indem  er  nur  suweit 
bestoseit  werden  darf  und  so  seinem  Schutze  die  Gerichte  anrufen  kann. 

Die  Gommunalbesteuerung  hat  sich  geschichtlich  auf  das  Engste  an  die  Armen- 
steuer  (poof  rate)  aus  der  Zeit  Elisabeth's  Eliz.  c.  2.  v.  lOül)  ange^rlilncNcn  und 
im  Wesentlichen  dieselbe  rechtliche  und  thatsachliche  Entwicklung  wie  diese  bleuer 
gewonnen.  Unter  dem  Namen  „Armenstcuer*'  wird  die  Hauptmasse  der  geaammten 
Localsteuem  erhoben,  nicht  nur  für  die  Deckung  der  den  KirchspieJen,  jetzt  giuasen- 
theils  den  Unions  obliegenden  Armcnlast,  -  tlbrigeiis  immer  hoch  der  Hauptzweck  — 
sondern  auch  für  zahlreiche  andere,  gesetzlich  bestimmte  Sitccialzweuke.  Danei'en 
kommen  Steuern  unter  anderem  Namen  vor,  dieselben  werden  theils  rechtlich,  theils 
wenigstens  tbatsichlich  auch  nach  dem  Massstab  der  Armensteuer,  hOchsteou  mit 
einzdnen  kleinen  Abweichungen  daron,  erhoben,  was  die  steuerpflichtigen  Subjecte 
und  Objcete  betrittt,  so  besonders  die  wieder  einer  M' nge  Spccialzwecken  dienende 
Grafschafts  teuer  (couuty  rate),  die  Wegesteucr  und  eine  ganze  Anzahl  sonstiger 
,,rate8**  für  Specialzwecke  (s.  Gneis t,  SelfgOTemm.  3.  A.  Kap.  3,  mit  grossem  Detail 
u.  Statistik,  aueh  BOdiker  a.  a.  0.).  Der  feste  Grundsatz  dieser  Besteuerung  ist, 
dass  sie  auf  dem  in  dem  betrcfi'enden  lyrtlichcn  Gebietstheil  liegenden  Realbesitz, 
der  visibie  profitable  property  in  the  parish  ruht,  eine  aus  dem  Armco- 
gesetz  vuu  JtiOl  herrührende,  in  bestimmter,  nunmehr  unbestrittener  Weise  ausgelegte 
Vorschrift  Denmach  sind  die  Steuerobjecte:  Lindereien  aller  Art  und  Benutznnga- 
weisen,  auch  Kohlenbergwerke  (nicht:  andere  Bergwerke),  Hänser,  Zehnten,  ver- 
käuflicher Niederwald  (nicht:  Hochwald).  Zn  den  Häusern  gelo^ren  Wohnhäuser 
wie  Gewerksgebkude  aller  Art  Das  steuerptiichtigc  Subjcct  für  diese  Ubjecte  ist  aber 
nicht  der  EigenthOmer  an  sich,  sondern  der  nutzniessende  Inhaber  (oceupier), 
daher  eventuell  statt  des  Eigenthümers  derMiather,  Pächter  u.  s.  w.,  —  ein  PrlTi 
das  n«*ncrding8  (seit  1SH  zuerst,  dann  noch  ausgedehnt)  aber  für  kleine  Miethgrund- 
stücke  verJassen  worden  ist,  indem  hier  der  Eigenthumer  statt  d^  Mietherb  im  Interesse 
leichterer  Erhebung  der  Steuer  zum  Pflichtigen  gemacht  w<Hden  ist  ^System  des 
„compounding  the  ratest*,  fttr  c  Vs  '^^^  steuerpflichtigen  Wohnungen  in  Knll)^ 
(S.  Gneist,  Selfgovernm.  2t  S.  WH  &.),  Die  nidit- grundbesitzende  BeviMkerong 
ist  also  nor  durch  diese  hier  als  Mi«  th-  und  Pachtstcuer  zu  characterisirend«"  Eeal- 
besteuorung  mit  Localsteuern  belastet.  Wer  die  letzteren  trägt,  hangt  von  den  Leber- 
wSlznngsverhSItnissen  ab:  beim  l&ndlichen  Grundbesitz  doch  wohl  oftmals  der  Eigon* 
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tblner,  indem  die  Pftcbtrentc  um  die  Stener  rerringcrt  wird.    Die  Icapitalbcsitzcnde 

Beröüierang  wirl  i\i<scr  aaf  diesem  Wege  d<>r  Micth-  mi<!  Pachtsteuer  durch  die 
Localsteuer  aui  diu  babrikeü  u.  dgl.  m.  und  auf  den,  meist  hoch  abgeschätzten  Boden, 
vdcher  zn  Ck>mmanicationen  (Eisonbalinen)  und  zu  verschiedenen  sonstigen  technischen 
ikhl-landwirthsebaftlichen  Zwecken  dient,  mitgetroffen.  Eine  üeberlastung  des  Qrand- 
bcsitzes  durch  die  Localsteuern  ist  gleichwohl  kaam  zu  rcrkennen.  Gneist's  eifrige 
B':'fiiruürtun?  dif^es  eni^Iischen  Systems,  pr  in  den  Grundzügen  selbst  für  Deutsch- 
h&d  empfiehlt,  geht  zu  weit.  So  sehr  mau  diu  Belastung  des  Ecalbesitzes  grade 
für  Gemmaiialzwecke  ancla  «ns  wirthsdiafUicben  Gründen  ate  berechtigt  zugeben  darf 
u:id  sie  selbst  Torzugsweise  verlangen  muss  (s.  Fin.  II  §.  423,  124),  so  ist  duch  die 
Schablone  „den  Communcn  nur  die  Realsteuem"  zu  ens^  und  z.  Th.  falsch.  Weiteres 
ia  der  Steucrlehre.  —  Au^er  diesen  directen  Steuern  kommen  unter  den  eng* 
iKbea  Loadateveni  noch  mnncbeilei  GebQbren,  gebabrenartige  Stetten,  Ktfisn- 
geUer  u.  dergL,  nncb  Utefe  Acdaen  und  SladtzOlle  (t.iuidon,  u.  A.  auf  Kohlen,  Wein) 
ror.  Aber  die  personale  Einkommensteaer ,  die  Grenzzöile .  die  grossen  inneren  Vci- 
hnnchstenem  (Malz,  Spirituosen)  hat  der  Staat  sich  vorbehalten.  Mcuerdings  liat 
sich  jedoch  zur  Edeichtcmng  der  Lasten  der  Localsteaem  und  zur  leichteren  Durch- 
fthEong  nener  den  Verbänden  aufgetragener  Oifcntlicher  Aufgaben  das  System  der 
Staatszus chtlsse  für  Sprri.ilzwetke  f§.  49)  in  England  immer  weiter  ausgedehnt. 
Dies  srhlios^t  bei  dem  i  h praeter  der  britiscbun  StaatsC'innahmfwirthschaft  eine 
Y€fv«toduog  anderer  olä  blosser  Realsteuem  für  die  Kosten  der  Selbstvcrwal- 
tmg  ein. 

Die  einzelnen  Aufgaben,  welchen  die  einzelnen  Localstcuern  gesetzlich  dienen, 
dBd  znm  Tbeil  insBermdentlicb  specialisirt,  was  wieder  den  Vergleich  mit  continentalen 
Verhältnissen  sehr  erschwert.  (Reichstes  Detail  bei  Gneist.  Selfgovernm.  S.  117  ff.), 
la  d'rr  H-inptsadie  dient  die  (J rafschaftsst»' u '^r  (rounty  rate)  zur  Dcrkunc"  der 
Gerichts-  und  Folizeikosten  (7  ältere  Haupt-  und  an  40  neuere  Nebenzwecke, 
A,  auch  f.  Erhaltung  der  GrafschaftsbrUckcn,  der  Irrenh&nser  der  Grafschaft) ;  die 
ftidtiscbe  Steuer  (borough  rate)  ebenfalls  fUr  Gerichts-  und  Polizei- 
kosten u.  allgemeine  Verwaltungakosten  (Besoldungen  d.-r  Beamten);  die  Armcn- 
stener  fiir  die  Bestreitung  der  den  Kirchspielen  nntl  Sanimtg'cmcinden  (Unions) 
gesetzlich  anfliegenden  Kosten  der  uÜeutiichen  Armenpllege  u.  für  eine  wachsende 
AnzaU  KebenzwMln,  welche  auf  Kosten  dieser  Körper  ansznfbbfen  sind  (n.  A.  Gonstabler- 
dienst,  Impfwesen,  Civilstandsregister) ;  die  Wegesteuer  für  die  öffentlichen  Strassen 
Vi  Stadt  lind  T.and  (subsidiär  auch  für  Chaussee- Erhaltung,  fOr  fhausseebau  sonst 
besondere  Yerwaitangcn,  die  sog.  tompike  tnists),  —  ebenfalls  nach  dem  Princip  der 
AnMostener,  mit  Ueiner  Hodiücation  im  Umfimg  der  steoerpftiehtigen  Objecta 
:o.  A^  Hochv^  ald  u.  Bergwerke  hier  aUgemein  einbezogen).  Nooerdings  sind  besonders 
die  AuspaKcn  für  ^iesundhcitswesen  und  Volksschnlwescn  hinzugekommen 
Bad  werden  ebeniali:^,  neben  StaatHzuschussen  und  Uebertragung  einzelner  Posten  auf 
den  Staat  (u.  A.  Lehrerseminare)  nach  dem  Modus  der  Armensteuer  gedeckt 

Im  J.  lS7?i'74  stellten  sich  die  Einnahmen  der  gesammtcn  Local7Crval- 
tung  in  Tausenden  Pf.  St.  (also  Weglassuug  von  3  Nullen): 


Direct  durch  „rates" 
Indiiect  durch  Zolle, 

Gebobren  v.  dgL 
Zus.  Localsteuem 
Staatszubchüsse 
Andere  Mittel 
Anleihen  (ausser  der 

AnenTefwilinng) 
Zvannnen 


England  o. 

Wales 
10.17S 


Schottland 
1.908 


Irland 


2.641 


Zusammen 


24.^22 


4.106 

23.879 
1.006 
4.t)45 


464 

2.373 

520 


965 

2.996 
1.23S 
236 


4.926 
29.248 

•2.405 
5.401 


8.201 
67.781 


149 
3.206 


120 
4.500 


8.4SO 
45.434 


A.  Vaga«r,  Fiaaaxwineiiaeliaft.  L  8.  Aufl. 
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Die  Ausgaben  waren  <rIoi<  Iizeitig: 

End.uid  II.  Wales, 
Metro-     LAüd-    Kosten-    «      Schott-  f_i._j 
polo.   diatricie.  dSsCiicte.  ^  laiid. 

Armenpflege  (bei  Engl.  incl.  Zurück* 

Zählung  V.  Werkhaosanleihcü)  1.6S7  6.054  —  7.691  651  1.001 
Andere  Paror)nalaiise:a))on,  nus  der 

poor  rate  zu  zahlen   137         583        —        720      —  — 

Hauptstldt  Ge8.«u.«fab«  fdr  StrasBen, 

Bauwesen,  Wasser.  Canalisir.,  Be- 

Icucht.,  Gcsondb.verwalt  n.  dgLm. 

Allgcui  i.oüb         _        _        —      —  _ 

D<»gl-  i  Inlande  (z.  Th.  a.  Pdizei)     —        1 1.691     _        _      _  - 

Polizei   1.042         —         —         —  — 

Dg!.,  auch  (iefän^nisse.  Irrenli5Bi«r      —  2.788      —         —      25*^  1.211 

Wegewesen  (incl.  Chausseen)    .   .      —  2.247      —         —      1J>Ü  l.Uu 

Schulverwaltang   74S        1.214      —      1.957    327  — 

BefTäbnisswesen   57  342      —        399    —  — 

Uandelshäl'cn.  l.eur  htthanne,  Loot- 

sciiwesen  ii.      w   —  —        3.763       —      —  4TT 

Durch  die  ..  Stadiautoritiiten  '    .    .      —  —         —    •     —     1.176  tkH 

Anderes   —  422       —        —  364>-' 

Sumu.a   7.653      25.334     3.763    30.751  8.15t; 

Auf  den  Kopf  S.  hillin jr:  .  —         —     31.4  18.4 

FUr  das  ganze  Verein.  Königreich  zus.  44,o24,0üU  Pf.  St.  Manche  einzelnen 
Posten  dieser  Ansgabestatistik  sind,  wie  man  siebt,  nicht  genaner  mit  dentseben  Ter- 
hSllnissen  v<  rirlei(  lil>ar,  die  JJrganisation  der  Verwaltung  ist  zu  verschicil-  ii.  .i1»or  einea 
uniretalireri  KiiiMi«  k  erhält  ni.tn  »loeh.  Dieser  Ausgabcetat  ist  /..  Th.  durch  Anleihcr. 
ge'le-  kt.  l  atcr  .\bziig  di  r  letzteren  bliebe  eine  Au.sgabc  von  c.  30  Mill.  Pf  Sl, 
d.  h.  etwa  die  Hälflc  dt-r  damaligen  ordentlichen  Staatsausgabc  von  c.  71  Mill.  Pf.  St 
Die  Localstcnem  allein  betrogen  c.  46  Vo  der  damaligen  Staatsstenem  (63.3  Mill.  Pf.  St) 
nnd  die  directcn  Loralstcuern  c  IMl')      der  dircctcn  Staatsstenem. 

§.  .54.  —  2.  Preusst^n.  Hie  hi'TgehOrige  neuere  Literatur  li.it  thcils.  vi. 
besonders  (ineist's  Schriften,  die  neuere  (icsetzgebuug  über  Selbstverwaltung  mit  an- 
geregt nnd  dafiir  in  Ansftlbrungeo  de  lege  ferenda  vorp^rbeitet,  theils  das  bestehende 
Recht  dartrelegt.  S.  CJneist,  Verwaltung,  Justiz  u.  Rechtsweg,  Staats-  u.  Selb>t- 
verwalt.  Berl.  l^OIJ  Ders.  Kechtsstant  u.  Vorwalt.  - (ierichtsbark.  in  DcntsrhL. 
2.  A. ,  Berl.  1871);  ders.  d.  preuss..  Krcisordn..  Herl.  15*70;  ders.  Verw.refonn  n. 
Rechtspflege  in  Prenssen,  Berl.  ISSO;  ders.  d.  prcnss.  SteQ.relbrra,  Beif.  1878;  ders. 
d.  pTfUss.  Fin.reform  durch  Kegnlir.  d.  Gemeindesteuern.  Berl.  ISSl  (s.  dar.  G.  ("ohn.  i 
Conr.  Jahrb.  1SS1,  D.  :i(i.  8.  I  ii:.  Sehmoller.  im  Jahrb.  d.  D.  Keiehs  ISSl.  S.  <63. 
auch  (»erstfeld,  Fin.nforuiplan  f.  d.  D.  Kelch,  Lpz.  l&Sl.  S.  soll'.).  —  Ernst 
Meier,  Abh.  Verwaltungsrecht  in  HoltzendorU's  Encyd.  d.  Rechtswiss  ,  3.  A.,  S  8^7 IT; 

4.  A.,  S.  1099.  Ders.  die  Reform  d.  Verwalt.organis.  unter  Stein  u.  Uardenbeig. 
Lpz.  1881.  (icorg  Meyer.  Abh.  Behördenorganis.  in  Sdionbcrg's  Ilandb.  II,  507.- 
Ueber  das  Verwaltungsreeht  vor  der  Reform  der  70er  Jahre:  v.  Möller,  d.  Rerhi 
d.  preoss.  Kreis-  und  Pro vincial verbände,  Berl.  1  ;>(.>(>.  -  v.  Könne,  preass.  Staat^- 
recht  3.  A.  I,  2.  Abth.  Lpz.  1970  S.  466  flP.  (zas.h&ngend  wird  r.  ROnne  das  Recht 
der  Selbstverw.köriter  im  ö.  R.  d('r  im  Erscheinen  begriffenen  4.  A.  s.  preoss.  Staats- 
rechts behandelnd    Herrn.  Schulze.  pr«u>s,  Staatsrecht,  II  'LfiZ.  lS77"i  Kap.  4. 

5.  1  ff.,  ders.  Lehrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts,  I  ^Lpz.  1881)  S.  408  ff-,  üeorg 
Meyer,  Lehrb.  d.  Dentschen  Staatsrechts,  Lpz.  1^78.  §.  109—118.  MoHer,  Selfast- 
regiemng,  D.  r.  Beta,  Lj)z.  187(5.  IIuo  de  (^rai^,  Ilandb.  d.  Verfass.  u.  YemlL 
in  Prenssen  ii.  d.  1).  b'eich.  2.  A.  Herl.  lsS2  71— TC).  Das  legislat  n.  s.  w. 
Material  ülter  die  neue  (ies.geb.  der  höheren  Verbände  detaillirl  bei  v  Brauchitsoh. 
d.  neuen  preuss.  Vcrwaltgesetze ,  h.  A.  Berl.  18S2,  2  B.  Prenssen  erfreut  sich  jcui 
vorzttglicher  finanxstatistischer  Anf nahmen  ttber  die  Finanzen  der  Oemcittden  n. 
Kreise,  besomlir^  ib-r  das  Steuerwesen,  bearbeitet  v.  Herrfurth.  Stndt,  v.  d. 
Brincken.  im  Kri;an/..heft  <».  7.  9  d.  Preuss.  stat.  Ztschr.,  sich  anschliessend  an 
frühere  Auisat/e  in  d.  Ztschr.  (so  im  Jhg.  1S71,  Arbeit  von  Blenck),  an  das  amli. 
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Jibrbnch  n.  an  Ilft.  .15  d.  ,,PrcwsH.  Statistik".  Eiu  allgemeines  fle«ietz  tiher  Communal- 
bc^^teueruag  ist  wiederholt  in  Angrill  gcuommäQ  worden«  aber  bisher  uicht  gelungen. 
Di«  geMBBtflB  BtitiitiMheD  Arbeiten  toUton  dafto  n.  für  die  ganze  deutsche  Seielie- 
und  die  preusi.  Staatsfinanzreforrn,  für  das  sogen.  „Yerwcndungsf^esctz''  a.  A.  in. 
dif'  Thatsachen,  namentlich  die  Höhe  der  Belastung^  mit  (Jcmeiiiilo-,  Kr<  is-,  Provincial- 
uad  anderen  Öffentlichen  Corporatioüsabgabcu  (Schul-,  Kirchen-,  Armenstcuern)  und 
das  Yediiltniflt  dieser  Beleatnng  xn  den  Staatseteneni  feststellen,  —  Thatsacben,  deren 
fcitne  KfaiatBiJ»  in  miuichen  Poncten  die  VoraQssetznug  für  die  ricblige  Wahl  des 
znr  Finanzreform  ist.  Gegenwiiriig  wird  kein  andrer  Staat  «  ine  so  vorzugliche 
Fiaaoz&tatiitik  der  Selb^trerwaltang  besitzen.  Es  fohlt  Tornetnlich  diejenige  der(iuts- 
bezirke  ^in  duren  Gebiet  Uber  2  Mül.  Einwohner  ausäcihalb  der  Gemeindererfaäsung 
Ithm,  giQMealheU»  nur  in  den  Ostl.  ProriozeoX  Dieselbe  bat  aber  kaum  obenriad- 
liche  Schwierigkeiten  in  der  Vermischuiij?  dob  ollcntlich- rechtlichen,  gomeinwirth- 
!»chaftlichen  mit  dem  pri?atrechtlichen,  privat wirthsfhnfllichen  Moment.  Bei  tlcn 
Luidgcmeiudoa  bildet  die  noch  vielfach  herrschende  Naturaiwirtliächaft  (2.  B.  in  der 
Besorgung  dos  Wegebans)  ebenfalls  flllr  die  Fioanatatistik  eine  Klippe,  da  hier  Natoral- 
Idscnafen  üa  GeUveithe  umzusetzen  sind,  irie  es  in  den  genannten  Arbeiten  auch 
peschehen  ist.  S.  sonst  auch  Xeumann,  progress.  Kinkommensteuer.  Wegner, 
Keferat  über  Gommun.bcsteuemng  nebst  Statist.  Tabellen,  Verhandl.  d.  Ver.  f.  See. 
peik.  1S77,  Heft  14  d.  Ver.schriften ,  S.  27,  überhaupt  die  Liter.  Uber  allgemeines 
und  Aber  preuss.  Communalstcucrwcsen ,  so  Grotef<  iid,  1S74.  Kotze  1S77.  Gut- 
stchteu  d.  Vor.  f  Soc.  i'olit.  1S77,  mein  ferat  auf  d.  Versamml.  dieses  Vereine  I*^77 
tu.  «e!bt5tändi(r  Lp/.  l^T^i,  die  Gerstl'eld'schen  Arbeiten,  welcho  das  j^eti.  anitl. 
Material  weiter  rerarbeiteleu,  bes.  „ein  Fin.ref.plau"  ISSI,  „Zahlen  u.  Bilder"  ISSl, 
«Südlsfinaiuen^  1882-  Asch  Blenk,  Oehallsrerbaltnisse  der  bAheren  Gemeinde- 
Wanten  in  d.  preuss.  Stadtgemeinden  Uber  ]0,()00  Einw.,  Preuss.  Stat.  Ztschr.   8.  271. 

a.  Für  das  öffentliche  Fiuanzrecht  der  Gemeinden,  na?n<>ntlirh  n;r  das 
Steoerrecht  sind  die  Vorschriften  der  Stadt*  und  Landgcmciudcord nungcn 
sMasgebend.  Nach  der  St&dteoidn.  f.  d.  6  teü.  ProFinzen  r.  30.  Hai  1858  ist  u.  A. 
die  Genehmigung  der  Bejcierung  erforderlich  xnr  Voränssornng  von  Grund* 
Stillken  und  diesen  p?snt/li' Ii  jrleichgestelltcn  Gi^r'rlit.samen ,  und  zu  Anloihi-n, 
daroh  welche  die  Gemeinde  mit  einem  Schuldeubestand  belastet  oder  der  vorhandene 
Tergrössert  wird  (§.  50  d.  Ges.).  Zur  Deckung  der  durch  Bedttrfniss  oder  YertifUchtongea 
der  (lemeinde  nMhigcn,  ans  den  Einnahmen  vom  städtischen  Vermögen  nicht  gedeckten 
Änspaben  können  die  Stadtverordneten  die  Aufbringung  Ton  Gemein  d  esteii  cm 
beschlie-sen  5.'}}.  Diese  können  bt.-stelien:  einmal  in  Zuschlägen  zu  den  Staats- 
stcuern,  wobei  aber  die  Steuer  f.  d.  Gewerbebetiieb  im  Umherziehen  und  bei  Zu- 
lebUgen  zur  dasait  Einkommensteoer  das  ansMrhaib  der  Gemeinde  belegene  Gmnd- 
eigcnthum  frei  zu  bleiben  hat;  die  Genehmigung  der  Regierung  ist  bei  allen 
Züschtäorcn  zur  Einkommensteuer  {aUo  nicht  ztir  Classcnst.),  bei  Zuschlägen  za 
den  ubrgen  directea  Steuern,  wenn  sie  507»  tibersteigen  oder  nicht  nach  gleichen 
Sitzen  anf  diese  Steoem  reitbettt  vorden  sollen  (Freilassurig  (jder  geringere  Belastang 
<Jer  letzten  ClasseBStsCilfe  ist  ohne  Genehmigung  erlaubt),  und  bei  Zuschlrt^rcü  zu  den 
indir^  ten  Stenum  erforderlich.  Sodann  können  besondcro  directc  oderin- 
directu  Gcmeiiideäteucrn  beschlossen  weiden,  die  der  Genehmigung  der  Uegierung 
bednrfcn,  wenn  sie  neu  cingeftlhrt,  erhöht  oder  in  ihren  Grundsätzen  verändert  werden 
MOea.  Bei  besonderen  Communaleinkommenstetiern  ist  ebenfalls  das  ausserhalb  der 
Gemeinden  ;rcIeg^one  Grundeigenthum  frei  zu  lassen  (§.  d.  St.  0.).  \Me  die  neueste 
Statistik  zeig-t.  bestehen  dorh  nach  yielo  besondere  Einkommensteuern.  B>''Htimmung<*u 
über  den  Gemeindehaus  halt  im  Titel  7.  ^.  ÜG  if.  Jährlicher,  eventuell  bis  3  jähr. 
Etit  TOB  Kagistrat  den  Stadtrerordneten  znr  FeststeUung  zn  überreichen;  aosseretat^ 
massige  Aasgaben  bedürfen  der  Genehmigung  der  Stadtverordneten.  Bestimmungen 
über  Gehälter  ti.  Pensionen  in  Titel  G.  —  In  der  Hauptsache  dieselben  Vor- 
scbnütcn  in  d.  Städtcordn.  r.  19.  März  lä5G  f.  Westfalen  (§.  49,  52,  mit  einer 
BcKhrlnknng  in  Betr.  der  ZnschlSge  anch  bei  d.  Glasienst.,  nicht  nur  der  Eink.si. 
indem  auch  dabei  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  Gnindeigenthum  ausser 
Rore.  Imang  bleibt;  die  Zus.  lilligc  unter  ."»O^©  verlangen  hier  hei  der  Eink.vf.  k.  hi,- 
besondere  Staatsgenehmigung;  Tit.  6  u.  7).  d.sgl.  in  derj.  f.  die  Kh  ein  pro  vi  uz  v. 
Ij^Mai  185G  (§.  46,  hier  auch  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich  zu  gewissen 
Pncetsen  ra  finanz.  Bedentaaff;  §.  49,  mit  weiterer  Bescbrinknng  der  ZoschlSge 
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zar  Classcn-  uud  Einkümmcnst.  als  in  den  anderen  Stiuiteordiiungen ,  in  Bcz  auf 
Freilassong  auch  doa  orbfreinden  Gewerbeertrags  in  gewissen  Fälleo;  Tit.  b  u.  7). 
Die  f  leichen  Bestimnrangen  Uber  das  Steaerrecht  wie  in  deo  Oid.  Provinioi  aaeh  Im 
(i'-s.  V.  31.  Mai  ISäiObcr  d.  Vcrfass.  d.  Städte  in  Neaforpommem  u.  Rügen,  §.  5,  IXL 
In  der  Prov.  Hannover  gilt  die  revidirte  liannov.  Städieordn.  v.  24.  Juni  1''*5> 
(?.  Könne,  preoss.  Staatsrecht,  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  531,  569  ü.,  bei  ürotefcnd, 
Pollzcilezicon,  Lpz.  1877  S.  1082).  Danach  Verpflichtung  der  Gomeindemitglieder 
zur  Zahlung  von  Abgaben ,  wenn  die  Einkünfte  dee  Stadtremageiis  nidit  amniekeB 
(§.  III).  Vorgängiffc  (ieiielnnigung  der  Hcgienmg  zur  freiwillitr<ii  Veräusscrnng:  von 
<ier<!olitif?kciten  u.  (irundstückin,  zu  Anleihen,  AnelVhe  den  Schuldcnstand  vergrösscrn, 
zur  Einführung  neuer  oder  Veränderung  bestehender  Gemeindeabgaben  (§.  IVJ).  lu 
Sclileswig-Holstein  ist  dordi  das  preuss.  Ges.  r.  14.  April  1869  die  Ver&880ii|r  «. 
Verwaltung  der  Städte  und  Flecken  geordnet  (v.  BOnAe,  II,  2.  Abth.  S.  5?52,  590  flU 
(rrotefend  a.  a.  O.i.  Die  Vorschriften  Uber  Vcräusserungen,  Anleihen,  (lemeindesteaero 
(§.  71,  72)  sind  hier  deojeuigen  für  die  Kheinprovinz  im  Wesentl.  nachgebildet.  U^Mr 
AbwdchtiBgen  io  Hessen  s.  d.  ehemal.  kurbess.  Gemetodeofdo.  f.  Stidte  v.  Land« 
gemeinden  r.  23.  Oct.  1834  (bei  Grotefend,  a.  a.  0.  S.  510,  ROnne.  II.  2,  S.  .5S3)i 
r.  A.  Können  hiernach  (direrte'l  <J<Mncindeunilagen  wst  Stattliiulcn.  wenn  *hi6  Erwerbsein- 
koniuien  uud  dieErtrageder  bestelu  ii«len  Vorbrauchsabirahcn  nicht  ausreichen(§. 77). 
Für  die  Einfuhrung  neuer  A^'erbrauchsabgabeu  minister,  dcuehmigung  erforderlich. 
188a/81  waren  unter  2.541  Mill  M.  GemeiBdeabgabea  in  den  hess.  St&dten  0.844  Hill.  U. 
indirecte,  in  den  Landkreisen  v.  I.TS  Mill.  M.  Gemcindeabg.  0.29  Mill.  M.  S.  sonst  Tit.  4 
der  gen.  hess.  Urdn.  Im  ehemals  nassau  'sehen  Gebiet  besteht  die  nass.  <iemeindeverfa>>. 
r.  2ti.  Juli  lb54  (v.  Rönne,  U,  2,  585,  Grotefend,  527);  auch  hier  noch  mehr  in- 
directe Abgaben.  In  Frankfurt  a.  M.  gilt  d.  preius.  (Ses.  ?.  25.  Ute  1867,  weaantL 
nach  den  Grundsätzen  der  Städteordn.  f.  d.  OstL  PiOfiozen,  so  bes.  ia  d.  Yonchriften 
Uber  Staatsgenchmig.  von  Aideihen,  Vcräusserungen  ii.  über  das  Stcnerwosen. 

FUr  die  Landgemeinden  bestehen  luden  6  östl.  Provinzen  die  bosonderou 
Bestimmungen  der  Gemeinde?erf.  v.  14.  April  1856;  so  tibcr  d.  Vertheilung  der 
Gemeindeabgaben  §.  11,  12.  Hiernach  gilt  zon&dist  der  „hergebrachte**  Hase- 
Stab;  Veräiulcriin?  desselben,  Ergänzung  u.  s.  w.  durch  Gemeindebeschlnss  mit 
Ke^ri'Tungsgenehmigung;  eventuell,  w^nn  ein  solcher  nicht  zu  Stande  kommt,  allein 
durch  die  Regierung  nach  Anhörung  des  Kreistags  mit  Geuehmigung  de^  Min.  d. 
Innern.  In  der  Laodgemeindeoidn.  f.  Westfalen  t.  19.  Mte  1856  gelten  ftr 
den  Gemeindehaushalt,  die  Staatsgenehmigung  zu  Vcräusserungen  u.  Anleihen  u.  für  das 
Steiierrccht  wesentlich  (iicsolbcn  Pestimmungen  wie  für  die  Städte  §.  15,  4B.  .j7 ' 
in  der  Rhciuproviuz  können  die  Landgemeinden  (bez.  die  Gemeinden  unter 
10.000  E,  Erl  r.  15.  Mai  1856)  auf  Wnnsdi  entweder  die  Stidtoordnting  oder  die 
Gemeisdeordnung  v.  23.  Juli  1845,  verladert  durch  Ges.  v.  15.  Mai  1S5G,  TcrÜchca 
bekommen.  Die  Bestimmongen  über  das  Steuerrecht  sind  in  letzterem  Gesetz  dieselben 
wie  in  d.  Stiidteordn.  In  d.  Prov.  Hannover  besteht  das  hannov.  (ies  über  die 
Landgemeinden  v.  28.  Apr.  JS59,  nebst  hannov.  Min.erh  v.  dems.  Tage.  Die  Ver- 
theilong  der  Gemeindelasten  erfolgt  nach  dem  heiitOmmUchen  oder  sonst  gütige  be- 
stehenden Fush.  der  durch  (iemeindevorsainmlungs-,  bez.  Ausschuss-Beschluss  unter 
Staatsgenehniiguug  abgeändert  werden  kann.  (§  4"  11".  der  Min.  V.o.,  mit  Angabe 
der  Gesichtspuucte,  nach  denen  die  Geuehmigung  zu  ertheilen  oder  zu  versagen). 
Erfolgt  wiederholt  keine  Genehmigung,  so  hal  die  obere  Staats-VerwaltbeliOrde  das 
Beitrags- Verhiltniss  za  bestimmen,  §.  50—52.   Grotefend  S.  492. 

liach  der  gen.  neuen  Finanzstatistik  hatten  für  18S0  81  zu  entrichten  (MilL  IL): 

Die  Stadtgem.  Landgem. 

(ohne  GutsbezSiic :) 

1.  Directe  Staatssteuem   80.99  65.75 

2.  Gemeindeal)gaben   99.66  68.92 

d.  i.  auf  den  Kopf   10.53  3.70 

davon  in  Müi.  M. 

a.  Zuschoase  zur  Grondst       ....        1.87  18.07 

b.  „         „  Gcbnudest     ....         6.84  5.19 

c.  „  ( lass.u.Einkommenst.  .       50.66  22.12 

d.  „         „  Gewerbest   1.24  1.21 

zusammen:  Znschlftge  ....       60.61  46.69 
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Die  Siadtgein. 

Landcem. 
(ohne  Gatsbezirk.) 

•11 

c-  b^oudero  duniüindetfiQkoiuiiienstoucru 

in  CT 

2.04 

i  i.it> 

0.06 

WW  A  -  -  J 

1.20 

0.57 

%_                            _           ä                        .     _  1   .  4 

0.67 

5.51 

•           _           A        T~l  ,   . .  A 

0.29 

3.21 

4.05 

0.56 

L  ind.  Gem.  v.  Gorpoisteoeni  .... 

0.38 

zusammen:  and.  Stenern  .   .  . 

89.04 

12.33 

3.  Anssordem  orilobeo,  neml  

8.50 

30.00 

3  J4 

1  l.d9 

3.13 

5.26 

0.12 

1.9« 

1.8G 

11.15 

«1.  Summa  Gem.  u.  Corp.st.  

108.11 

88.88 

189.10 

154.63 

TeiliittDlw  ron  N.  4 : 1  vie  ?  za  100: 

133 

135 

Okoe  HobenzoUem.  Das  System  der  allgemeinen  Gemeindeabgaben  waltet  demnach 
stark,  in  1"-*oridcrem  Maasse  in  den  Städten  vor,  wo  die  SchuUasten  nnr  nc  h  tiu  i!- 
Teise  Schuiäocietätslasten  sind,  meistens  auf  die  Gcmeindecasse  übernommen  wurden 
ad,  gemSes  einer  BeftagnisB  der  StSdte  in  den  KreiBoidnnngsprorfnzen,  sowie  gemlas 
ton  Oblichen  Contiiigentirungsprincip  in  den  anderen  Provinzen,  die  Kreisabgaben 
noss^ntheils  direct  aus  dfr  (icuieindecasso  im  (Janzcii  rntnrhtft  werden,  ohne  Indi- 
ndoalrepartition  auf  einzelne  Steuerpflichtige.  Letzteres  Princip  ist  dagegen  für  die 
I^ndgemcinden  durch  die  Kreisordnung  vorgeschrieben  und  besteht  auch  sonst  all- 
feaein.  Die  Zwectoeoern  fUr  das  Annenwesen  sind  auch  in  den  Landgemeinden 
l'.r  altt-n  Provinzen  unerheblich  (durrh  Cah.  ().  v.  22  Juni  1'^2^)  ist  überlimipr  dio 
iijQfahrung  einer  besonderen  „Armensteuer*  als  allgemeine  Form  zur  Auf I  riuLrung 
der  Armcnlat»tea  verboten),  wichtiger  hind  sie  noch  in  Scblesw.  Holstein  u.  lianuuver. 
—  Dm  System  der  Znschlige  zu  den  Staatssteoern  aberwiegt  in  Stadt  und  Land 
bei  den  Geneindeabgaben ,  aber  die  mehr  oder  weniger  ?on  den  Staatssteuem  ab- 
weichenden besonderen  Steuern  sii»d  doch  noch  sehr  verbreitet  und  erheblich  im 
Betrage.  Das  Person alstcuergebiet  {m  dem  auch  die  Wohnongs-  und Idiethsteueru 
bes.  in  BerUii,  im  Wesentl.  mitzniecbnen  ist)  hat  selbst  in  den  Landgemeinden  eine 
fresse  Ansdehnong  gewonnen  und  überwiegt  vollends  in  den  Stidten:  ein  Haapt- 
:nter^'^hied  von  England.  Die  indirecte  Gemeindebesteueruns:  ist  nur  noch  sehr 
^rhwacb  vorbanden,  am  meisten  in  Heesen -Nassau,  Hannover  u.  in  einzoben  Ötädten 
der  alten  Provinzen ,  wo  die  Sehlaehfsteiter  ab  6emfllndesteiter  blieb  (so  In  BreslanX 
Die  einzelnen  Provinzen,  theils  die  Gruppe  dar  alten  (und  hier  wieder  der  östlii  heu 
und  westlieh 'Ti  ■.lUf^h  iinfffiTirtridiT)  L''^ir''r!''^'i^r  d»'n  ncii'^n  f  1  vtifi  ■r'i.  theils  jede  Provinz 
u'^t^fn-iber  den  andern,  lerner  die  eiuzchieu  btädte  and  die  eiuzcluea  Landgemeinden  in  den 
kreist^  zeigen  aber  viele  Verschiedenheiten,  fUr  die  auf  den  reichen  Inhalt  des  statibt. 
Ei|^zJi«Bts  9  zu  verweisen  ist.  Bemerkenswerth  Ist  n.  A.,  dass  TOn  den  37,305 
Undgemeinden  des  Staats  (ohne  Ilohenzollern^  doch  nur  noch  040  olmc  (femeinde- 
ib^ttben  n.  7^24  vorTtnnden  sind,  in  denen  diese  Abgaben  ausschliesalich  von  den 
'inndbesitzern  aul'gebracht  werden.  — 

Die  Slteien  statistischen  Aofiiahmen  gestatten  nnr  theilweise  eine  Vergleiehnng 
Mt  den  nenesten.  Für  1857  wurden  im  Staate  alten  Umfangs  (ohne  Hohenzollern) 
^Immtliche  Corpor.abg^abcn  berechnet  in  den  Stadtgemoinden  auf  29.47,  den  Landgem. 
ul  43.57,  zns.  auf  73.04;  diese  Beträge  waren  1880 — 81  gestiegen  auf  90.35,  05.68 
IL  136.03  MUL  M.,  p.  Kopf  1857  im  Staate  4.21,  1880—81  6.21  M.«  Zunahme  in 
^Irin  Städten  207,  Land;;emeinden  51,  im  Ganzen  lU^^  p.  Kopf  nm  48*/«,  mit  vielen 
Vefschiedenheiten  in  den  Provinzen.    (Erg.h.  9  S.  111\ 

lieber  die  Verwendungszwecke  der  Gemeindesteuern  u.  der  gesHUiuiien  Ge- 
meindeeinuahmen,  sowie  Uber  die  nicht- steuerrechtlichen  Kinnahmen  liegen,  abgesehen 
«Oft  den  erwähnten  Zweckstener- Daten,  im  Krgänz.heft  6,  bcarb.  v.  Herrfurth, 
xeoauere  Daten  für  die  preuss.  (lemcindeu  v.  über  10.000  E.  vor.  in/r  In  t'ur  170  Ge- 
meinden, f.  1876.  Hier  werden  i^S.  121)  berechnet  für  die  Summe  dieser  170  Ge- 
meinden ; 
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118       1.  B.  2.  K.  2.  A.  FiaaiUEVoMii  der  SellMtrerwaltiuigsItOiper  §.  $4. 


QeBunmto  Bratto-    Auf  d.   Ofd.  Brutto-  Auf  d. 

M^.  ord.  u.  ausaord.    Kopf     ausg.  alldo  Kopf 

MiU.  M.  M.        Mill.  M.  M. 

Allü  Ausgabou  (iucl.  Lcistuiigcii 

an  Krois  u.-Pm.  Torband)  227.45  42.37  165.88  30.91 
Davon  f.  staatl.  Zwecke  (ind. 

PoUz«n   13.12  -2.45           12.37  2.31 

f.  Verkehmulagüu  u.  s.  w.  .    .  36.6S  6.8»  18.22 

t  WoUthätigk.  Q.  Armenweeeo  21.tt2  4  00         20.08  8.74 

f.  UnteiT.zwecke   40.73  7.69         32.08  5.97 

f.  yerziosunp:  Tin  ]  Tilgung  der 

üemeiodescbuldcu    ....  20.71  3.bÜ         19.35  3.60. 

Im  EinzelneD  ontencheidet  diese  aintttche  Statistik,  wie  oben  (S.  100>  ange^cbea 

wiuil«?.    Zur  Illustration  mögen  die  Zahlen  fUr  die  zwei  grössten  prcuss.  Gcuu  inden, 

Herlin  u.  Br-^slau.  mitgethcilt  werden.  Fau/Aiu:  l'n^t  Mi  bedürfen  oiiic  Kriautcnmjr, 

wofür  auf  die  Quelle  selbst  zu  verweisen  ist.    Die  bei  einigen  Rubriken  rorkommcodoa 

Einnahmeu  äind  zugleich  mit  augegeben,  {bin  Zahlen  in  lOOÜ  Mark). 

Berlin.  Breslav  (1675) 

Ansgabe  Davon  Ein-     Aug.      TViv  d  Kin- 

Extraord.  nähme              Extraard.  uahmc. 

L  Ailgem.  ätaati.  Zwecke    3.742  62  33()      389           5  57 

nemL  1.  f.  Militverw.     .  .     639  —  156       16       ^  7 

davon  a.  Einquart                     569  —  154        M        —  7 

b.  sonst,  üarnis.einricht.  —  —  —  0,2  —  — 
G.  soasL  Ausgaben  (Ho- 

serristenonteistatz  u  e.  w.)  .      70  —  2     —         —  — 

2.  Justiz veiwali  ....     —  —  — 

3.  Polizei  2.!)(>0  73  172       351            5  h\ 

Davon  a.  Nacht- Wachtwes    .      337  11  52      1Ü9        —  — 

b.  Feuerlöschwes.  .    .    1480  50  61      177           1  9 

c.  PolizoigefAngn.  .   .     131  —  47       25          3  5 

d.  Sonstiges  .   .   .   .      <)5S  12  12        40           1  37 

4.  Wahlsachen     ....        33  —  —        —          —  — 

5.  8taatssteuerverwaltuag  .     —  —  —        —          —  — 

6.  Eichweeen  n.  A.  m.     .      165  —  8       23       —  — 

II.  Vcrkehrsan lagen.     .  16.048  S.693  9S2    2.135      1428  157 
I   Strassen  und  Plfitzo  .    .  15.256  8.439  837     1.393        836  15 

Davon  a.  Entwässerung    .    .    8.420  8.420  101       515        492  1 

b.  Pflasterang   .  .  .  8.552  1  603      893       834  — 

c.  Belettchtnng  ...  1.171  —  —  212  —  — 
d  Kdnisruns:      .    .    .    2.013  6  43      263           8  14 

2.  Sonst  VeriLanL  (Ghauss., 
Bracken,  Ptbien,  Ganile, 

Schleussen,  Häfen  Q.S.W.)      792  254  145      742        592  142 

III.  »IG  wer  hl.  Anlagen  n. 

ge  Ol  einnutz.  Anst  13.i»63  451  14.992      973        114  1357 

1.  Gasanst  (Breslau  in  1877>   9.9U5  —  12.126  (1.765       415  193o) 

2.  Wasserwerke    ....    2.189  23  2.807      578        375  325 

3.  Sonst.  Prem.  nütz.  Anst.      970  42S  59      391        177  41 S 

IV.  W^]ll^h:Ui^k  .Ann.vres.    5.032  257  517    1.362         318  935 

1.  Anat.  unt.  Gern,  verwalt.    2.058  219  267      610         240  55U 

2.  ZnteliQMe  an  andere     .119  —  10       —  — 
Sonstiges   incl.  Armen- 

krank-  ripHege  u.  s.  w.   .    2,856  3S  250      742          78  385 

V.  üüternchtsz wecke     .    8.470  2.7b7  2.017    1.5b4         93  478 

1.  Gemelndc-VollM-u.Elem. 
schulen,  auch  Armen-  n* 

Mittelschulen       ...    4.860  1.562  70      770         52  0 

2.  Höhere    Scholen  unter 

Gem.rerwaltaog   .  .  .  3.436  1.224  1.946      734        81  893 


Digitized  by  Google 


Pronsascho  Oemeiaden. 


119 


Berlin.  Breslau  (1S75) 

Au^^bo  Ihuon  Kiii-     AlUg.      Davon  Ein- 

^xtFaord.  Mhue  Kxtraord.  a«hiiie. 

3.  8|Hic.uüterr.aüat          .       33  — '  1        4U           7  7y 
L  ZuaehSflse  «d  Schuleii, 

Dicht    unter  Geiii.forr.      121  —  —          IS        —  — 

5.  Sonst.  Ausgaben  ...       90  »  1        18           3  | 
VL  UcmeiDdererwalt 
LA  1 1  e  m.  (BesolcL,  Pens., 

Bure&uausgb.  u.  s.  w.)   .    4.132  5  504    1.043        100  155 

1.  PereOoÜcbe  Ausgaben  .   3.360  —  488     8^5        -  128 

3.  Sachliche                       772  5  16      1  $9        lUd  28 

Vn.  üemeindeschuldeu    4,6»U  —  S.42Ü    1.509        —  — - 

1.  VerzüttOBg  ».621  —  —      1,005        —  — 

2  Tü^uns                        1.078  —  —        41»         28  — 

■  '.  l'a^<ivrt;nten     ....      —  —  —             1        —  — 

\.  Neue  Aiiieihca     ...      —  —  8.420      —           —  — 

VnL  Smiime  der  Brntto- 
ausg^.    (incl.  einige 

hier  nicht  ^eu.  Posten)  50.157  12.379  —     lO.Mil      2.850  — 

Dazu  treten  dann  noch  die  Leistungen  dor  Städte  für  d»5n  Kreisverband,  den 
Proviuzialverband  u.  fiir  kirchliche  Zwecke  <.bei  Berlin  fcldend,  bei  Breslau  N.  1  dgl.» 
N.  3  T4,  N.  3  80  lausend  IL). 

HicM  unerheblich  sind  die  Nettoeinnahmen  ^tu»  dem  notzbarem  Ver- 

aöjrcu"  (Kämmereigüter,  landwirthsch.  Grundbesitz,  Waldungen,  andere  gcwerUl. 
AnU^cu  „zu  Privatzwecken'*)  der  Städte,  im  Ganzoii  in  d.  17(1  preuss.  (iemeiuden 
über  10.000  E.  in  1S76  14.19  Miil.  il.  (netto)  oder  2,04  M.  Kopi",  neben  i5inür 
BmttoeinBahme  ans  der  Commnnalbeatetioning  ron  70.89  If.  M.  oder  18.12  M.  p.  Kopf. 
Femer  die  theils  gebuhrenartigen,  th.  den  Ch&racter  privatwirthschafilicher  Kenten 
und  rnternchmergewiiins  tragenden  Einnahmen  bez.  Betriebs-  oder  Verwaltungstlber- 
y.Uu:äe  der  Qcmeiadeaustalten,- Einrichtungen  u.  Cnternehinangea.  liier 
gevinniai  moderne  Dinge  wie  die  Gasanstalten,  Wasserldtnngen  auch  eine  wachsende 
Cnaoziclle  Bedeutung  für  die  Einnahmewirthschaft  der  preuss.  Städte.  Leider  fehlen 
•  A'h  die  hoben  grossstädt.  Eiimahmcn  ans  Sfrassi  iilmlincn,  die  man  bisher  ancli  hier 
Jen  .\ctiengoselLschaften  zur  Ausbeutung  überliest,  Lntor  den  gebtlhronartii^t  n  Ein- 
nahmen sind  die  Schulgelder  für  höhere  Schulen  hervorzuheben,  wcl«  hc  die  bcirciicudeu 
KostMi  meist  zur  Hälfle  nnd  mehr  decken.  Kelches  Material  über  dies  Alles  im 
Ergän7h.  N.  (>.  Die  B  ru  ttnrinnabmen  (von  denen  bei  Gasanstalten,  WasserleittüiL' 
allerdintrs  nur  eine  massige  Quot(»  ah  Reinertrag  für  andere  romtnnnalans^aben  v^  r- 
fOgbar  bleibt)  waren  in  den  170  demcindeu  über  10.000  E.  50.20  Mili.  M.  (davon 
Gasanstalten  27.98,  Wasserversorg.anstalten  8.81,  EntwS88.an]agen  und  Abfuhr- 
anstalten  0.45,  M&rkte,  Markthallen,  Messeinrichtungeu  0.90,  Communications- 
anhren  1.19,  Schlachthanscr  u.  Höfe  0.??1  ,  Stadtwaagen  0  14.  Kntnkonhäuser. 
Hospitäler,  W  ohlthätigk.anstalten  1.54,  Schulen  im  Ganzen  10.91  jnemi.  Volkäsch.  1.46, 
höhere  TOchtench.  2  03,  MHtelseh.  1.70,  Real-  and  höhere  BOrgersch.  2.85,  Gym- 
assicn  2.23,  Fachsch.  0.55  M.  M  ]  Dazu  traten  noch  besondre  „Beitrüge"  2.03 
f.  Einquartier.  u.  s.  w.  1.02,  F'  ld  und  Waldhnferlohn  0.0'M,  der  Adjaei-nt' ii  f.  Strassen- 
u.  Wt.'geliaukosten  1.54),  ferner  diverse  „Gebühren  u.  Sportela"  (u.  A.  f.  Standesamt- 
Ächeo.  Eichweseo  u.  A.  m..  z.  Th.  auf  Herkommen  oder  Special-Rechtstiteln  beruhend) 
0.54  M.  M.  Im  Gaumen  an  solchen  Bmttocinnahmen  aus  gebülir< nartigen  Gefällen, 
Beitrapii  n  s.  w.  "..-). M  ^^.  M  ,  D).33  M.  p.  Kopf,  gegen  70.39  AI.  iL  oder  13,12  M. 
p.  Kopf  Communalsteuern  (Br^  h.  N.  (>  S.  222,  21S\ 

§.  55.  —  Ii.  Die  Selbstverwaltungäkurper  hdherer  Ordnung,  die  kreise  und 
Provinzen,  haben  in  Preussen  früher  nur  beschrankte  Befugnisse  der  .\ntoiiomie 
gehabt.  Eine  erhebliche  Erweiteronf  derselben  ist  durch  die  neue  Gesetzgebung  der 
TOcT  Jahre  erfolgt.  l)io:>e  gilt  aber  erst  in  den  östlichen  Provin/A/i,  mit  Ausnahme 
r»>sens  h\  d'  n  anderen  best^du  n  tlieils  die  rdteren  Nonnen  noch,  theils  neue  iiesondere 
Bts&tiuiüiunijtji,  ao  iii  den  ISiUi  anjiectirtcn  Ländern,  unter  Gewährung  etwas  grösserer 
Autonomie. 
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a.   Die  Kreise,  i.S.  v.  Könue,  I,  2.  §.  169,  Schulze,  preass.  Staatar. 
tl.  ^  ff.,  F.  Heier,  4.  A.  t.  Holtzend.  b  EncycL  L  1114).  Kech  den  Kreisordniui^ea 

?.  1S23  ff.  fikr  die  acht  alten  Profiozea  (Gesetze  r.'i.  Juli         u.  27.  März  1824) 

haben  die  Kreisstände  nnr  die  Befugniss,  die  kreisweise  aufzabrinfenden  Staats- 
präätaüoDeii  zu  reparUren,  soweit  deren  AufbriogUAgsart  uicbt  durch  das  Gesetz 
bestiffloit  rorgeschrieben  ifit,  sovie  die  Begidinuig'  von  Abgftbea  und  Leistongen  ür 
Kreisbedurfoisse  zu  begataditen.   Durch  verschieden«,  im  Einzelnen  nidit  gaai 

übereinstimmende  Vero^nungen  von  1811  fF. —  ls46  filr  die  vcrschif"i*-n"n  Lanrles- 
theile  (?.  Könne  I.  2,  S.  540)  haben  die  Krcisstäiulc  aber  die  Befuij^uiss  crLaiteu. 
die  Kretseiiigeäe^eneu  auch  zu  anderen  als  deu  obuebin  obligatorischen  Ausgaben 
zu  reipillcbten«  voniu  wtoder  das  Recht  abgeleitet  wurde,  Kreisschnlden  aaf- 
zunnhmcn,  Die  regelmässigen  Zwei  sind:  Ausgaben  zu  gemeinutttzig^  Eiu- 
richtungen  und  Anlagen,  auch  (mit  Ausnahme  der  Fror.  Preussen)  zur  ,.neseiti^:uug 
eiues  Nothstands''.  Zu  diesen  Zwecken  können  auch  die  Einkünfte  der  Kreis- 
cominnDalfondsbenntzt  werden,  das  KapitalTermllgen  denelben  mit  KOn.  Gefidmiigang. 
Einzelne  wdtere  Besch ränlcongen  amerdem.  so  in  d.  Eheinprov.,  dass  die  Beiträge 
u.  Leistungen  der  Kreiscingoscssenen  lO^o  der  «lir-  - fen  Staatssteuern  (incl.  Mahl- 
u.  SchJachtst.)  nicht  Übersteigen  dürfen  (doch  Ausnahme  mit  Kön.  Genehmigaog/. 
Kach  der  Kreisordn.  f.  13.  Decb.  1872  (neue  Faasung  v.  19.  Hft»  1881)  ist  der  Knto^ 
tag  (§.  116)  allgemein  befugt.  „Aiugabeii  zur  Erfoillnng  einer  TeTi'fli  chtnnf 
oder  im  Interesse  des  Kreises  zu  bcschliessen  und  zu  diesem  Bebufe  Uber 
das  dem  Kreise  gehörige  (irund-,  bez.  Kapitalvermögen  zu  verfügen,  Anleihen  aof- 
zunehmcu  uuU  die  Kreisangehörigen  mit  KrcisabgabeQ  zu  belasten,  innerhalb  der 
Grundsätze  der  §.  10 — 18  der  Kreisordn.  den  Vertheilongs-  n.  Aufbringungsmaasastab 
der  Kreisabgaben  zu  bcsihlie-,sen,  den  Kreislianshaltsetat  festzustellen  nud  hiasifhtlich 
der  Jahresrcchnung  Decliarire  zu  ertheilen;  die  (irundsat^e  festzustellen,  narh  welchen 
die  Verwaltung  des  dem  Kreise  gehörigen  Grund-  und  Kapitalvermögens,  sowie  der 
Kreiseiuricbtangen  n.  Anstalten  zn  erfolgen  hat,  die  Einrichtung  TOn  KreisSmtem  an 
bescliUeseen ,  die  Zahl  u.  Besoldung  der  KraUbeamten  i\\  bestimmen."*  lieber  die 
Bcitragsjjfl  ichten  zu  den  Kreisabg^aben  s.  §.  !i-  l!t  l1  Kr.  0.  Hanptgrundsatz 
in  §.  lü:  „Die  Vertbeilung  der  Kreisabgaben  darf  nach  keinem  anderen  MaaäSätabe 
als  nach  dem  Yerh&Itniss  der  von  den  Eroisaneehorigen  zu  entrichtenden  dlrecten 
Staats  Stenern  u.  zwar  nur  dnrch  Znschligc  zu  denselben,  bez.  zu  den  nach 
§.  M.  15  zu  ermittelnden  fingirten  Steuersätzen  der  Forensen,  juristischen  Personen 
u.  s.  w.  erfolgen"  —  >init  spee.  Bc^timmuns^-en  nbrr  dns  Verhältnis^  der  Heranzieh uni: 
der  einzelnen  Steuern).  In  den  einzelnen  (icujcindcn  u.  den  üutsbczirken  erfolgt  daiiu 
Individualrepartition  der  Ereisabgaben  auf  die  einzekien  Pflichtigen,  nur  den 
Städten  bleibt  die  Art  der  Auf l>rin*?unij  ihres  St.-uerconlingents  ulierLis^en  (§.  Iii 
und  sie  decken  «  s  viellach  gleich  im  (ianzen  ans  ihren  Einnahmen.  I)<'r  Maassstab 
der  Yertheiluug  der  Kreisabgaben  soll  ein  i'ur  allemal  festgestellt  werden,  Kerision 
?on  5—6  Jahren  vorbehalten  (§.12^  Eine  Mohr»  oder  Minderbekstang  einzelner 
Kreistheile  ist  gestattet,  wenn  einzelne  Kreiseinrichtun^^^en  in  besonders  hohem  odtr 
l^eringem  Maasse  solchen  Theilen  zu  Gute  kommen  (§.  \'.'<).  üeber  den  Kreish.iushah 
s.  §.  127 — 129  d.  Kr.O.,  über  das  Uberaufslchts-  und  (ien.  hmii^ungsrccht  der  Kegierung 
^.  176—180  (tf.  A.  bedarf  die  Belastnng  der  Kreisangehörigen  mit  Uber  50*/,  der 
Gesammtsumme  der  dir.  Stautssteuern,  auch  jene  Mehl^  oder  Minderbelastung  einzelner 
Kreistheile  der  niini>terifll''ii  (ieneh!ni;2fiins.  VcrUnssenin^en  von  GnindstQeken  u.  Im- 
mobiliarn-chten.  Aufnahme  voti  Anleihen  meistens,  neue  Belastung  der  Kreisaiigehf^nV.'u 
ohne  gesetzliche  YerpÜichtuag  aber  die  nächsten  5  Jahre  hinaus  der  (ienehmi^uug 
des  Bezirksraths  §.  176).  ^  Uebur  die  bisherigen  kreisstftndi sehen  Einrichtungen 
in  den  nent^n  Provinzen  s.  die  preuss.  Verordnungen  v.  12.  Sept.  I8GT  f.  Hannover, 
22.  Sept.  ls«7  r  Schleswig- Holstein,  9.  Sept.  l'-G"  f.  R.  B.  Cassel.  26.  Sept.  ISfJT 
f.  U.  B.  Wiesbaden.  Die  bctretfeudcn  Kreisstände  haben  die  Verwaltung  der  dem 
Kreise  gehörigen  Fonds,  mit  dem  Recht,  Ansgalien  daraos  zn  beschliessen,  zn  g«mein« 
nOtzigen  Zwecken .  bei  denen  ein  Interesse  des  Kreises  obwaltet,  oder  zur  Abwehr 
eines  Not]i>t:inds  die  Kreisangehörigen  m  hestenern.  Staatssrenehmis^mg  ist  erforder- 
lich zu  Beschlüssen,  wodurch  Ausgaben  uud  Leistungen  fUr  den  Kreis  ohne  beiUeht^nd«- 
Yeipflichtong  nen  ttbemommen  wefden,  znr  AnCstellnng  des  Bdfragsfosses  f.  Anf  bringung 
der  Kreislasten  oder  zur  Acndenmg  des  bestehenden  Pnsses,  auch  znr  Veräussening 
von  Gmndstüdien  u.  Kapitalbest&udeu  (ausser  Ersparnissen  ans  don  letzten  5  Jahrao), 
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KinVilick  in  die  tliatsächlicho  Gestaltung:  der  Krtiishanslialte  fi;ewShron  ebenfalls 
die  feAauBU^a  aeaeren  amtUcben  fioanzstatist  Arbeiten.  An  Kreis-  undProTiucial- 
•teMa  neben  d«B  (toetodeabgabea  worden  denaoli  1880 — 81  aofgebrndit  in  den 
Sttdien  1.S56  Hill.  M..  in  den  Landgemeinden  11.147  Mill.  M.,  dort  so  viel  weniger, 
Teil  die  grösseren  Städte  (über  25.000  TÜnw.)  meist  kTf^i-^xemt  sind  u.  viele  andere 
diese  Absrabcn,  wie  bemerkt,  nicht  indiridiioU  erheben  (Erp.  Heft  U,  S.  4^,  99). 
Der  (i«i>ammtbetrag  der  ausgeschriebenen  Krei& steuern  allein  (^üarunter  die  direct 
ihr  Cratingait  uhtonden  Stidie  inbegiiffen),  war  im  preoas.  Staate  (incl.  Hohenzollem) 
IS77— 78  22.S00,  1880—81  2o.S7C  Mill.  M.,  davon  im  Gebiet  der  KreisordnnniJ^  14.55*1, 
Übrigen  Staatsgebiete  11.323  Mill.  M.;  von  letzteren  zwei  Summen  worden  erhoben 
ili  y«*^|ilfg  zur  Groodsteoer  bez.  4.968  a.  4.4t).1,  zur  Gebäudest  1.501  a.  1.202,  zur 
CboMn-  m.  Eiakoniinenst.  7.066  n.  4.150,  rar  Gowerbest.  0.656  o.  0.500,  ftberhenpi 
io  Zoschlagform  14.190  u.  10..'{24,  aasserdem  in  Form  besonderer  Uealst.  0.047  u. 
O.O^fi,  besond.  Personalst,  o  OfU  n.  O.OSS.  sonstio-er  bi-^nii<l.  Kreissteuern  0.2.')  >  u.  0.822 
(Erg.  H.  9,  S.  135).  Näheres  in  d.  „tinanzstatistik  der  Kreise  i.  1877  —  78"  von 
Horfiirth  u.  Studt  (Erg.  Heft  7\  auch  über  diu  anderen,  nicht  steoerrMhtL  Einnahmen, 
aber  die  Ausgaben,  den  Vermögens-  und  Schuldenbebtaiid  n.  den  Vertheilungsmaass- 
in^^  i  r  Kreiäbteneni.  Folgende  Uebenicht  zeigt  dk»  Uanpipostoa  (oid.  nnd  annxid. 
ABäg.  u.  EittB.  zos.)  in  1000  M. 

Staat  Davon  Provinzen 

der  Kreinordn.  andere* 

I.  Ausgaben. 

1.  Für  allgem.  Staatszwecke   215  105  109 

2.  Veckehrsanlageu   21.965        12.848  9.117 

1  WeUOitigk  Amenw.  i.  a.  w.  1.71S        1.146  567 

i.  Unterricht   158  98  60 

5  S3iiitrif>'w<'^(Mi   1.094  551  542 

t>.  Laiide:3iDeiiorat.  Land-,  forstwirthsch.  Zwecke       137  24  113 

7.  (MnneinnQtziges   79  35  44 

6.  Betaitig.  v.  Nothstand   ........        3d  32  1 

9.  Zinsen,  Til?.  d.  Kreinchnlden   7.748         4.919  2.829 

10.  AUg.  Kreisverwalt  5.2R9         4.716  552 

11.  Lei^  an  Provioc.  o.  comm  -  stand.«  Vorbände  5.U77  2.171  2.906 
aSoMtiges   1.789        1.375  418 

Somme  d.  Ausgaben     .   .   ;   45.377        28.022  17.355 

II  Einnahmen. 

J.  Aas  nutzbarem  KieisvormSgen    .....     1.662         1.110  552 

I  Am  den  YeilebiMnlag.   2.089        1.759  280 

a.  Aas  Wobhbitfgkjunt,  u.  geneinntttz.  Anlag.       188  131  52 

4.  Ads  Unterr.an8t    ,   ,       .    6  6  — 

ä.  Aus  Kreissteaem   .    22.798        12.994  9.808 

6.  Aus  Jagdscheingeldern   511  200  310 

7.  Ans  Zahlnngen  ana  Staats»  od.  Fk«f.fbnd8  .    8.298        5.437  2.856 

«V.  Anlehen  :   5.871  3.102  2.268 

9.  Sr.nsti^es   3.168  2.005  1.162 

Suoune  der  i^iunabmen   44.030        26.746  17.284 

m.  SoMme  des  ActifrernOgeDS    .  .  48.205        82.488  10.761 

J.  Seron  Gebäude    .    .    .   .   ^   10  011         18.301  8.365 

1    „   Iuhal>#^rpapiere  8.612         13.027  '<  ♦iT^ 

3.  and.  Forderungen .   *   1.399         5.274  2.(iU2 

IV.  Snmiie  der  PassiT«   93.266        64.997  28.269 

l.Daron  Inbaberpap.    ,  ,  ,  »   47.685        37.16(»  10.525 

t    „   sonstige  Schulden  45.5*^1         27.836  17.744 

Die  Naturalieistungea  sind  liier  uberall  in  Einnahme  ii.  Ausgabe  auf  Goldwerth 
Kcdaärt   Die  Bedeutung  der  Ausgaben  f.  Vcrkehrsaalagen  ragt  hervor. 

§.  56.  —  ß.  Die  Provinzen.  (&  t.  R5nne,  £.  Meier,  Seboize  a.  a.  0.)  Die 
"^^en.  PrövincialverbäiHio  sind  nach  der  neuesten  preuss.  Gesetzgebung  jetzt  die  höchsten 
Mbstvcr^altiJtijrsli(>rper,  wflrhr  iuübesondcre  regelmi-^ij^  nunmehr  aiirh  als  T.and- 
^«Dverbande  fungireu  und  die  älteren  commonalständischen  Verbände  iu  sich  auf^ 
»gw  (I.     B.  das  Ges.  r.  18.  Jan.  1881  betr.  die  Anfheb.  d.  cemin.st5nd.  Verbinde 
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I'.  lVi(!f!!!"ni ,  (1,  (»es.  y.  19.  Jan  iss|  tjetr.  dir  Aiifheb.  d.  couini.sfainl.  Vi  fbaiids  d. 
Nüuuiaii  u.  dca:>ca  Vereinig,  mit  Br^udeuburg.  Kiue  AuäQabmc  bildet  lumcuüich  die 
Pioviaz  Hessen-Maflsan,  wo  die  boidea  gteschielitUoli  getramten  BostaadtheUa  aodi 
in  dea  beiden  Bagierangsbexirfcon  der  Provlnx  aeibsOadige  commnaalftlad.  Ferblnde 

geblieben  sind).  — 

Nach  dum  Öles.  r.  5.  Juni  lb2'6  und  deti  daoack  für  die  einzelnen  älteren 
ProTiaieo  gegebaaen  pmlndabtladischfla  Vettoangea  batten  die  Sttode  kein  Bodit 
der  eigeaea  Beataaening  zur  Deckung  der  Proviadalaiugaben ,  noch  ein  Kecibl  der 

Scholdaufnahuie.  Nach  dem  J.  1806  fQhrtc  zunächst  die  liücksicht  auf  die  ncnt  n 
Provinzen  zu  einer  Ausbildung  der  Provincial?erfa4öun£ren  und  znr  Ausg:e5taltuug  der 
Frotrinzcn  zu  Selbätverwaltungskörpern  höchster  Ordnung  mit  umfas^euduicr  Goiiii>etcuz. 
Die  pienss.  Terordnimg  v.  22.  Aug.  1667  maebte  %m  dem  Gebiete  Haaoefers  (iroza 
später  das  prcuss.  Jad<  )^fbiet  trat)  einen  Pruvincialverband  mit  Corporationsrecbt,  den; 
durch  das  (»e«.  r.  7.  Mar/.  1><)S  t  ine  j ith rliche.  l>otati o n  von  Vj  ^liU«  Thl.  au- 
Staatsmitteln  zu  eigner  Acrwaltung  eigenthümlich  Überwiesen  wurde,  und  zwar  mr 
folgeade  Zwecke:  Bestreitung  der  Koetea  des  PfoviaoJandtagi  and  der  einzelaea  Laad* 
schaftea,  Uoterhaltung  u.  Ergänzung  der  Land^bibliotheken .  Zuschüsse  f.  OffeDtl. 
Sammlungen  d.  Kunst  u.  Wissensch.,  IJntfrhalt.  w.  Unterstütz,  d.  Irr-  nanstaltcn,  uiilden 
Stiftungen,  Blinden-,  Taubstummen-,  Kettungs-,  Idioten-,  I^nUarmenaiistalteu ,  deo 
jttdisGbea  Sohal-  a.  Synagogenweseat,  KosteobestreitBng,  bez.  Untentützung  des 
ckaasscemäss.  Ausbaus  ron  Landstrassea  a.  laataodlialtung  der  Gemeindewege,  BUdaag 
eines  Fuuds  flir  Zuschüs>"  /u  l.^iidesmeliorationen ,  sowie  f.  ähnliche,  im  \\''cgc  der 
(iesetzgebung  zu  bebtimmende  Zwecke.  Dem  Prov.landtaer  steht  unter  Mitwirkung 
u.  Aufsicht  der  Staatsregierung  die  Beschlussnahme  Uber  die  Gouimunalangelegcuheitcn 
der  Prcnrinz,  die  Verwaltung  und  Vertretung  der  pror.8tlad.  lastitate  and  Vetmögeos- 
rechte  m.  Kr  hat  sonst  die  Hechte  und  Pflichten  dor  Prov.stände  der  ält<rren  Prorinzen. 
Daniber  hinaus  ist  die  Provinz,  znm  Untersrhied  von  den  alten  Provinzen,  die  dies 
Uecht  bis  daiiiu  noch  nicht  hatten,  befugt,  im  Interesse  der  Provinz  Aucigabcn 
a.  LeistODgea  zn  ttberaebmen  and  die  Art  aad  Weise  der  Aafbriagnog 
derselben  zu  beschliessen,  also  ein  weiter  Kreis  facnltativ er  Ausgaben  eröHiiet 
(§.  2  d.  Verordn.  v.  22.  Aug.  1867).  Staatsgenehmigung  ist  erforderlich  bei  der 
NeuUbernalime  von  Ausgaben  u.  Leistungen  fCLr  den  Verband  ohne  bestehende  Ver- 
pfliciitnng,  ferner  car  Aa&tenaag  dea  Bdtngsfassei  für  Aaf  bringung  der  Yerbaads- 
ttstea  a.  ftlr  Abänderung  des  bestebenden  Fusses,  radlidi  zu  Veränsserungen  voa 
Grand-  und  Kapitalbestand  des  pror.ständ.  Vermögens,  soweit  das  Kapital  nicht  aus 
Jtrsparnissen  der  letzten  5  Jahre  herrührt.  (§.  17  d.  gen.  Verordnung).  Durch  Ges. 
T.  35.  Dec.  1869  ist  die  hannov.  Landescreditcasse  von  1842  zur  Prov.anstalt  erklärt 
u.  unter  bezQgl.  üatlastung  des  Staats  mit  ihroo  Rechten  und  Pflichten  auf  die 
Provinz  übergegangen.  (Erweiter,  d.  Sfatntcn  dieser  Anstalt  durch  Ges.  v.  24.  Juli  1875, 
auch  Ges.  v.  7.  März  IS79).  Die  Wrwaltunt:  dr>r  Angelegenheiten  des  Landarmen- 
verbands  der  Frov.  Hannover  ist  dem  Frov. verband  ubertragen  worden  (Verordn.  v. 
I.  Aag.  1871).  Aach  die  ProrincialsHbide  r.  Scbleswig-Holstein  baboi  deicb 
V.  V.  22.  Sept.  1867  wesentlich  dieselben  finanziellen  und  sonstigen  Befugnisse,  wie 
die  hannoverschen  erhaltf'n .  obenso  die  getrennten  Communalstände  der  beiden  Be» 
zirkeder  Prov.  Hessen-Nassau  (V.  v.  20.  u.  26.  Sept.  1867,  beim  uass. Beg.bz.  ist  der 
Stadtkreis  Frankfart  a.  M.  re»  commaanIstKad.  Yerbaad  aasgaschktten).  Der  £riis$ 
V.  lt.  Nor.  1^8  regelt  für  den  K.  Bz.  Kassel  die  Venraltaag  des  <  ommiinalständ. 
Vermögens  n  der  mmmunalständ.  Anstalten  niiher.  Dem  Communah  erband  ist  di 
Landescreditkasse  von  18^(2  (s.  Näheres  bei  v.  Könne,  I.  2.  Abtb.  &  542  lt.)  durch 
preoss.  Ges.  r.  29.  Dec.  1960  alt  stAndlscbe  Anstalt  ttbenricsea  weiden,  aater  specicUer 
Begelong  der  Rechtsverhältnisse.  Die  bess.  Brandversidi.aastalt  in  Kassel  ist  durch 
Gc5J.  V.  IS.  M  mv  1^7!»  vun  Anf.  ISSO  an  auf  den  Communalverband  d.  K.  B.  Kassel 
uberi;c!?an?en  Durch  Erlass  v.  16.  Sept.  1**r»7  ist  der  ehemals  korhess.  St:iais- 
schätz  dum  comm.ständ.  Verband  des  K.  Ii,  Kassel  Uberwieaeu  als  ein  demselben 
gehöriges  a.  voa  ibm  zu  verwaltendes  VenaOgea,  mit  Bestimmaag  der  YerweadaagS' 
zwecke  f.  Unterstützung^  de.s  Chaussee-  n.  Landwe^^cbaus.  UnterliAltinia;  der  Laud- 
krankenanstalten  u.  Laudhospit.iler.  .\nle|tf:unL^  und  Interlialt.  einer  irrenheilanstalf 
dsgl.  einer  Arfoeitsanst&lt  f.  verhaftete  Landstreicher.  Bettier,  Arbeitsscheue,  für 
Rostea  der  Laadarmeapflege,  eines  LaadarmeabaoBea,  f.  LaadesbiMiothokea«  a.  ««iludiofae. 
im  Wege  der  fieselxgebaag  festsastellende  Zwecke.**  Ausdehnaag  dieser  Zwiy^e 
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Lat  erfolg  durch  Ges.  v.  25.  Marz  isB'.l  ni  A,  Uebcmaliiiic  der  Kosten  der  cuuiinuii. 
Oäad.  Verwalt. ,  verschiedener  Armcu-  uud  WobltU&tigk.auikgabon ,  fiUduug  eioe« 
ZoKtaaifbods  f.  LanderaMliorationai).  (Die  YerbiUtnirae  d«8  hesfiscbea  Äntticbm 
Fldeicommissvcrmögens  [wozu  der  „Haosschatz^'  gohOrte,  s.  Rönne,  I,  2.  A., 
S.  5-421  sind  nunmehr,  «arh  vertragsmäss.  Kegching  uud  Auscinandcrselzung  mit  den 
Mitgliedern  des  karhess.  Hauses  endgllüg  darch  üoä.  v.  lö.  März  18S1  geordnet. 
Die  VermOgcnsgegenBUndo  dee  Fidflieamtiiisses«  die  dem  Staate  demnach  rerbliebcu, 
>ind  als  Staatseigentlmiii  anerkaant,  die  Bestände  dea  Uaussrhatzcs  mit  den  bei 
d«r  Gcncral8taatska<?e  verwalteten  StaatMMJti?k»pitalfonds  vcroinifrt.  li^  ;iuf  dem  Haus- 
i''hzfz  ruhenden  rcclitin  In  n  Verpflichtungen  auf  den  Staat  ubcruüiniin'fj  worden.  J)ie 
Aü  die  Mitglieder  det»  Fürstenhauses  auszuzahlenden  Kenten  stehen  jeUt  auf  dem 
Staatahanabaitetat).  —  Den  cwmmjtind.  Verband  d.  R.  B.  Wieahadoa  iat  die  Haas. 
Landcsbank  durch  Ges.  v.  25.  Dec.  1S69  übertragen  worden,  eine  nass.  Staataanstalt; 
r.'b<  n  }hr  i-t  eine  l  omm. stand,  Sparkasse  errichtet  worden.  Die  nass.  Hrandwrsich.- 
mn&ii  wurdu  durch  Ges.  ?.  21.  i>ec.  1871  communalstüud.  luätitut  v.  Auf.  1&72  au. 
Dncb  Gee.  t.  It.  Mir/  1872  ist  der  Wieabad.  Verband  aiieb  zu  Cbaoaaeebaotaa  u. 
inea*  n.  Taubstummenftrsorgc:  mit  142.000  Thl.  jährlich  aus  StaiUsfonda  dotirt,  aueb 
iln6  zwei  .iltcni  Frn.ls  von  iü.HSi)  Tbl.  i»t  tirUndoDg  einer  comm.8tiiid.  Uil&kaaae 
jeaem  Verband  uberwieaen  worden. 

Eine  Fortbildaag  der  Pronncialrerfbasungcn  der  alten  Provinzen  erfslgts  dnrob 
Jie  wichtige  Gesetzgebung  von  1875  :  Provincialordn.  f.  d.  0  östl.  ProTinnn  (olme 
Posen)  V.  29.  Juni  1S75,  abgeändert  «iiir  h  Ges.  v.  22.  März  l&sl  und  darauf  n<m 
redigirt  in  d.  Ikk.ni;i<  li.  7.  22.  März  IbSl,  Icruer  durch  die  sogen.  Dotationsgeset/A 
vdchc  sich  z.  Th.  mit  auf  die  Kreisrerbände  a.  aaf  die  anderen  Provinzen  beziehen, 
ikL  r.  30.  Apnü  1873  n.  8.  Juli  1875  (s.  das  Material  darüber  bes.  bei  r.  Brancbitach). 
Die  Pror.Ferb&üde ,  bz.  Landtage  haben  hier  eine  amfassendere  Gompctenz  erhalten, 
*M  — 44,  bes.  5^.  3"r,  namentlich,  wie  die  neu<^n  Provinzen,  das  Recht,  Aus- 
üben, weiche  zur  Erfuiiuug  von  VerpHichtungeu  oder  im  Interesse  der  Provinz 
«riiBfderUch  sind,  za  bescblieMen,  dafbr  die  Staaladotationen  nacb  der  geeetil.  Vor- 
schrift, dir  Kinnahmen  aus  dem  sonstigen  Kapital-  und  Grundvermögen,  auob  dai 
\>rm5g^on  selbst,  zn  verwenden,  Anleihen  aufzunehmen.  Bflr<rschaftcn  zu  übernehmen, 
Prorjibgaben  auszuschreiben  (§.  hl).  Nähere  Bestimmungen  aber  diese  Abgaben  iu 
§.  105 — 109,  im  8.  Abacboitt,  t.  Pnnr.baiiehalte.  Bis  zon  Eriasa  eines  beeond. 
Omnanalsteaergcsetzes  ist  die  IIiii]>tvondirift  die,  dass  die  Prov.abgaben  anf 
^io  «einzelnen  Land-  n.  Stadtkreise  nach  dem  Maassstabe  der  in  ihnen 
äwikum uienden  dirocten  Staatssteuern,  mit  Ausschluss  der  Hausir-Gewerbe- 
»leaer,  vert heilt  werden  sollen.  Die  Stade-  u.  Landkreise  bringen  (§.  lOS)  die 
CenängeDte  nacb  den  Vorschriften  der  Kreisordn.  u.  der  Städteordn.  v.  1853  auf, 
dah'^r  Z^an*?  zur  Imli\ idiialropartition  nur  bei  den  L:indkreisen  fo,  S.  120}.  Kine 
^lehr-  oder  Minderbelastunir  einzelner  Provincialtheile  ist  eljenso  wie  diejenige  einzelner 
kfetstheile  zulässig  HO),  üeber  das  staati.  Aufsii.htärechl  s.  Tit  3,  §.  114  H'., 
bet.  §.  119.  U.  A.  ist  danach  miniat  Genehmigung  etfordeflich  bei  Melir-  n. 
Mfnderbelastungen  einzelner  Prov.thcile  zur  Aufnahme  v.  Anleihen,  zur  Beiast  des 
Verbands  mit  Ober  2-'»"  „  Prov.  bei  tragen  vom  Gesamni  tauf  kommen  der  dir.  Staatssteuern, 
auch  zu  Uber  iuuijühr.  Belastungen  ohne  gesotzL  VerpÜichtung.  Ia  diesen  Bestimmungen 
Hegt  die  erentndle  Begtenzong  der  facolt  Aufgaben  und  Ansgabea;  die  einzelneo 
Gegenstände,  velcba  der  Pror.verband  obeBnebnea  darf,  sind  geaetzlicb  niobt  nibef 
bcAtimrot. 

Das  Dotationsgesetz  v.  30.  April  lbi:>  hat  jährlich  2  Mill.  Thlr.  aus  den 
Slaatseinaabmen  beviUigt  rar  Ansstattung  der  Prov.verbikode  der  alten  Provinzen, 
Scblesw-.-Holsteins,  des  Stadtltr.  Frankfurt  a.  M.,  Hohenzolleins  u.  des  Jadci^ebicts  mit 
..Fonds  Selbstverwaltung",  ferner  jährlich  1  Mill.  Thlr.  zu  Fonds  für  die  Durch- 
fahnin^^  fi'-r  Kreisordnung  (u.  ähnlicher  f.  d.  anderen  Provinzen  zu  erlassender  Gcset/e\ 
bes.  /,ur  Bestreit,  d.  Kosten  des  Kreisansschusses  u.  der  Amtaverwaitung  im  ^Aiiica 
Staate.  Der  —  wohl  aDgreilbare,  meohaniacbe,  aber  schwer  dnrob  einen  besseren  zv 
cTsctzende  —  Vertheilungsmaagsstab  für  diese  Summen  unter  ilie  Verbände  ist: 
nr  Hälfte  der  FlächeninhaU.  zur  lliUtte  die  CivillievAlkerung  v.  ib71:  gleicher  Maass- 
ftab  for  die  Vertheiluug  der  1  Mill.  Thlr.  unter  die  Kreise.  Durch  Ges.  v.  8.  Juli 
\9lh  wurde  die  Dotation  der  gen.  Provinzen  um  7.44  Mill.  M.  erbObt  (EndgÜt 
Veitbeilnn;  der  ganzen  Snmaie  von  Mill.  M.  dorcb  V.  v.  U.  Sept.  1873). 
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Ausserdem  wurden  den  gcnauatcu  Verbänden  die  nach  d.  Ues.  v.  1^75,  5,  ^iiisbai 
aogclcgten  DotaUonsfondfl  f.  d.  Hhn  187S — 75  rom  1.  Jan.  1876  an  tberwiesen 
(zna.  t9JS%  Mill.  M Die  gesetzlichen  Verwendungszwecke  dieser  Summen,  — 

also    generell  überwiesene,  nhü ß;atorische  Ausgaben"  —  sind  nach  §.  I 
d.  Ges.  V.  1875:  Neubau  chau&s.  Wege  u.  Unterstatzung  des  Gemeinde-  u.^  Kreis- 
wegebans,  Bef&rdemiig  von  Landesmeliorationen  innerhalb  des  prorinz.  Inteiesses, 
Landarmen-  n«  Conigeidenwcsen ,  Inen-,  Taub^^tinniuen-,  Blinden wesen ,  UntentQtz, 
milder  StiftTin2:pn ,  Rcttunf^s- ,  Idiot«n-  ti,  and.  Wohlthätigkeitsanstalten  .  Z'jsrhüsse  f. 
kunsü,  u.  wiistjiisrli.  Vereine.  All'.  Saminluno:cn ,  l.andesbiblioth.  u.  s,  w.,  u.  ,,ähnli*:he 
im  Wege  der  Gesetzgebung  fetttzuatellende  Zwecke".    In  den  Prov.verbäodea  bind 
mit  dm  ilberwieceoea  Snmmen  tmA  die  Kosten  des  ProrJandtags,  der  Pnnr.venraltiuig 
Q.  einiges  A.  m.  zu  bestreiten.    In  Verbindung  hiermit  sind  den  Pror.verbänden  eine 
Keih»'  von  ircmeinnUtzigen  Anstalten  mit  allen  Rechten  u.  Pflichten  anter  Anssc)i'M<1unjr 
des  .suais  zur  Verwaltung  u.  Unterhaltung  uberwieseo,  auch  verschiedene  kl  i  lore 
Fonds  an  sie  abertncen  worden.    £ndlicb  worde  durch  das  Ges.     1875,  ^.  !S. 
allen  Provincialverbftnden ,  auch  der  nenen  Provinzen .  den  ÜDmm. verbinden  von 
Kaüs.  l  n.  Wiesbaden,  den  Stadtkreisen  Berlin  n  Frankfurt  a.  "NF.,  n.  dem  Comrn.rorband 
von   llolienzoUern  Eigenthum  an  und  Verwaltung  u.  Interhaltung  der  Staats- 
Chausseen  tibertragen  (mit  Ausnahme  der  berg-  n.  forstfetcal.  Staatschausseen\ 
Zur  Uebemahme  dieser  Last  wurde  den  Verbänden  eine  weitere  Jahresrentc  au< 
Staatsfonds  von  10  Mill.  M.  gewährt,  wovon  IT»  Mill.  M.  im  Ge^rtzr  selbst,  4  MiO. 
M.  hall»  naeh  Flache,  halb  nach  Volkszahl  auf  die  Verbände  ver;ti  lil  wurden. 

Auf  Gruud  dieser  verschiedenen  Dotationsgesetze  enthüll  der  preuss.  Staats- 
lMit8h.ettt  jetzt  jfthitieh  $7,569,111  M.  „zur  Qewihr.  ren  Profincibnds  f.  Zwecke  der 
Selbstverwaltung,  einschliessl.  d.  Mittel  z.  Darchfnlir  der  Kreisordn  ",  ausserdem 
.^leitrag  z.  d.  Kosten  der  Amtsverwait.  der  östl.  Provinzen"  745..")()0  M.  Dies« 
Dotationen  machen  in  den  Prov.verb&ndeQ  die  Prov.steuem  bisher  noch  grosseutheils 
entbehrlich.  Die  genannten  neueren  finanzstatist  Arbeiten  trennen  die  Kreis-  ond 
Prov.stoucm  nicht  An  „Leistungen  der  Kreise  an  den  Prov.-  oder  Communalständ. 
Verband"  erscheinen  in  d.  Fin.statist.  der  Kreise  f.  1877/7^  die  schon  oben  mit  anf- 
gefohrten  Summen  von  5  077  Mill.  M.,  wovon  2.171  im  Gebiete  der  Kreisordn., 
2.906  im  übrigen  Gebiet  Diesen  Snmmea  irtehen  bei  den  Einnahmen  der  Kreise 
an  „Zahlungen  aus  Staats-  oder  Profincfonds*^  8.298  Kfli.  H.  gegenUlm;  bc«.  5.437 
U.  2.^56  in  den  hriden  (^ehiets^mpppn.  — 

Wichtig  für  d&i  gesammte  preussische  a.  deutsche  Communalfinanzwesen  i.  w.  S. 
ist,  dass  die  indirectc  Besteuerung  in  Form  von  Zöllen  oder  Zuschlägen  zu  den  Vereins- 
zAÜen.  auch  zu  den  inneren  Verbrauchsteuern  auf  Salz  wie  den  Einzelstaaten,  so  aneh 
den  r i  mmunen  n.  CommnnaU'erbiinden  rintersag:!  ist  fZollvercinsvertr.  v.  1S67  in 
Betr.  der  cingoftlhrten  ausländ.  Erzeugnisse,  die  eing^ang^szollplliehtit!:.  vorbehaltlich  der 
inneren  Steuern  auf  Branntw.,  Bier,  Esäig,  der  Mahl-  u.  Schiachtsteuer  auch  von  aus- 
lind.  Producten,  Art.  5,  N.  I;  ihnliebe  Bescbrtnkungen ,  auch  in  Betr.  der  Hohe 
der  Sitze  f.  in  Und.  Artikel,  Branntwein.  Bier,  Wein,  ferner  Afehl  n.  Mehlfabrilnte. 
Fleisch  etc.,  für  die  einzclstaatl.  Bestenernng,  Art.  5,  N.  II,  §.  2;  Alchen  f. 
£echn.  v.  Commnnen  u.  Gorporationen  dürfen  nur  f.  Gegenstände,  die  zur  flrti lohen 
Gonsumtion  bestfmmt«  erfolgen,  nam.  t  Bier,  Essig,  Mab,  Cider,  f.  d.  der  MaU- 
n.  Schlachtst.  niiterliegenden  Eizeugnisse,  Brennmater.,  Marktvictualien,  Fouragc,  nsr 
in  NVeinlanden  f.  Wein,  ntir  ausnahmsweise  f.  Branntwein,  daneben  Beschränkungen 
in  d.  Höhe  der  Sätze  bei  Wein,  Bier,  Branntw.  (Art.  5,  II,  §.  7);  nach  d.  üebereiri- 
kunft  v,  8.  Mai  1867  darf  neben  der  neuen  Vereins  -  Salzsteuer  keinerlei  andere 
Salzabgabe  erhoben  werden.)  EIsnss-Lotbringen  unterliegt  für  seine  attdt 
Octrois  dicken  Beschränkungen  nicht.    fRcichsp??.  v.  25.  Juni  1*^7:5      '  . 

In  den  j)rt'nss.  Provinz^^n.  worin  dit;  neue  Provincialorduuug  nicht  gilt,  stehe« 
die  Irulicren  Ordnungen  noch  in  Kraft  und  sind  durch  neuere  Vorechriftcn  ergäii/t, 
80  dass  doch  in  wesentlichen  Punotea  Olelclimüssigkeit  der  Yerhlitoisse  bMtebi 
S.  u.  A.  Erlass  v.  27.  Sept.  1S71,  betr.  das  Regulativ  über  die  provincialstfuid.  An- 
stalten n.  Vermögen  der  Kheinprovinz .  mit  Nachtrag  v.  1  Nor.  1*^75.  Erl.  v. 
1«.  Aug.  1S71,  mit  Nachtr.  v.  8.  Dec.  iblh  über  die  prov.stäud.  Anstalten  der  Prov.  Poseß. 

§.  57  —  <S.  In  den  ftbrigen  deutschen  Staaten  gelten,  mit  manchen  Ab' 
weichungen  im  Einzelnen,  ähnliche  gesetzliche  Bestimmnn<jen,  für  die  tinanzielid 
Autonomie  der  Gemeinden  u.  der  höheren  Communalrerbände  und  für  das  Obeiaaf- 
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iicbts-  ujid  Genehm ig:ungsrccht  di;r  Staatsregieruug  in  Betr.  der  Wahl  der  Stcueran, 
der  Höhe  der  Steuer,  der  Schuldaufnahineo  u.  8.  w.  Communalvcrbände  höherer 
Urduuug  mit  weituren  Befugttiääea  (ubrigkcitlicheu ,  iiuauzielico)  hat  auch  liier  die 
peuera  QtMtigehm^  erat  geschaffen,  tb.  (Baiern,  Baden,  SadMen^Weimar  n.  a.  m.)  scbon 
früher,  mit  nach  preuss.  Master  io  K.  Sachsen,  Hessen,  ßraunschweig.  Hier  kann 
üor  Einiges  aus  diesem  grossen  Detail  hervorgehoben  wertJen.  —  Vgl.  i.  Allg.  Uber 
die  betrell.  Fcrlassiuigs  -  u.  vervalt. rcchtl.  Bestimmungen  des  Particuiarreclitd  Georg 
Meyer.  lehrbneh  d.  D.  Staatsrechts,  §.  110  ff.  —  118,  211. 

Für  die  Ge m eiiide steuern  ist  das  Syatem  der  Zuschlft^c  zu  den  directcn 
Staat&steuern  (einzeln  auch  /u  Verbraurhsteuem ,  so  der  Dicislener,  z.  B.  in  Baiern) 
xmAi  ausserhalb  Preusscns  das  vorwaltende.    Doch  kommen  cummuuale  Octrois 
mahl  vor  (liaicru,  Wurtembcrg,  u.  a.  m.).    In  Baiern  gingen  im  Gemoiudocdict  r. 
n.  Mai  1B18  u.  der  Verordn.  v,  22.  Juli  1819,  betr.  die  Omlagen  f.  Gcmeindebe- 
'lürfnisse,  die  Getreide-  u.  Flcischaufschl&ge  den  directen  Steuern  ?oran  .  in  d.  Gem. 
ordn.  Y.  29.  April  ISW  Art.  .W  sind  diese  Steuern  als  «gleich  statthaft  erklärt.  Ausser- 
d&ia  kommt  bea.  der  Localmak-  oder  Bicraufschlag  vor,  der  l!>79  in  den  re(;htsrbein. 
Kidsen  4,55  Mill.  M.  ertrug  ^Ztscbr.  des  bair.  atit  Bnr.  1880,  S.  174).   Vgl.  Zttrn, 
ia  d.  Gatwshton  l»  CoDm.steuerfragc ,  Sehr.  d.  V.  f.  Soc.pol.  XH,  1877,  S.  102. 
Scböller  u,  Mayer,  (baier.)  Gem.ordn..  :i  A.  Erl.  JS82,  S.  40  (1.    N  ^i,;  Vor- 
braachsteuern  der  Gemeindeu  können  nur  durch  Gesetz  eingeführt  werden.  In 
Vnrtemberg  zunlchat,  wenn  die  ttbrigen  Einnahmen  nicht  reichen,  Umlage  fon 
Jiemeiudoschadctt''  auf  dioimGomcindeverband  boHndl.  Guter,  GeftÜle,  Gebftnde,  Qeverbe 
na-^h  Verbiltriiss  der  Staatssteucr;  auch  Ziiscliliige  bis  1"  ,,  de^  steuerbaren  Betraj^s  zur 
Lirikoiniiien.sti-uer    wovon  dann  '    an  die  liöhcren  Verbünde,  die  Amtscorporationen.) 
Dazu  »ubsidiur  iu  deu  Gemeinden,  wo  sonst  diuGemeiudcuuiiagca  al»  Zuschläge  zur  Grund-, 
tiebinde-  n.Geverbesteaer  100%  ttbeisteigen  würden,  mit  königl.  Voroidnnng  Goramnnal- 
a%abeD  auf  Bier,  Fleisch,  Gas.  in  bestimmten  Maximalsätzcn  zulassig  (Gesetz  v.  23.  Juli  1877 
.\rL  Ib  u.  Ges.  v.  8.  März  Ibbi).   S.  Biecke,  Verfass.  Würt.s  u  s.  w.         S.  227.  — 
Im  K.  Sachsen  hat  Dresden  eine  bedeutendere  indirecte  Gommonal - Yerbrauchs- 
besteueruDg  (s,  MittbeiL  d.  Dnsd.  stnt.  Bor.  H.  1,  t.  Jannaschy. 

Die  Com munalrer bände  höherer  Ordnnng  anlangend,  so  bilden  in  Baiern 
Ht;  Kreise  (Regier.  Be/irke)  »'iu'enc  Kreis^emeindcn  mit  d.  Kc-  lif  di'v  inri^t,  Person 
(Ges.  f.  ib.  Mai  1852,  ältere  Gesetze  v.  \S2\  lb4G,u  denen  verschiedene  gemeinnützige 
Zwecke  obliegen,  bes.  im  Gebiete  der  volkswirthsch.  Interessen,  des  Verkehrswesen, 
(Jes  Armen*  u.  WoUthitigkeits-,  Gesundh.wesens.  Die  Yortretnng  der  Kreisgemeindo 
der  sog.  Landrath,  setzt  den  Etat  fest,  bewilligt,  soweit  die  andorweiten  Mittel  nicht 
-n^ifeif^hcn .  mit  Staatsgeriehniijfung  die  ,,  Kreisumlajj^en  "  oder  Kreissteuern,  die  regel- 
itiä:j(aig  nach  Maassgabc  der  directen  Staat&steuern  vertheilt  worden,  (anderer  Maass- 
Stab  mr  aof  Antrag  des  Landraths  dnrcb  Stnatsgesetz  zolMgX  Znschoase  aas  der 
Staatskasse  für  Kreiszwocke  kommen  el^enfalls  vor.  Vgl.  v.  Pözl,  baier.  Verfass.recht 
^.  (F.,  Stockar  v.  Neuforn,  Ilandb.  d.  baier.  Fin.vcrwalt.  3.  A.  v.  Hock, 
l^b.  l9bi,  L  72  £  vom  Kreiahaushalte.  —  Der  kieioere  Gommunalvcrband  im  Kreise, 
sMer  den  kreisonmittelbtrea  StSdten,  wird  in  Baiem  darch  die  mit  dem  Bezirksamt 
iis.fallende  Districtsgemoinde  gebildet,  die  der  Districtarath  TCftritt.  (And.  Ges. 
T.  2S.  Mai  1852).  Finanzstatistik  über  die  Districtsumlagen  u.  ihr  Vcrh&ltniss  711 
'Itii  directen  Staatssteoern  in  d.  Ztsehr.  d.  baier.  stat  Bur.  1878  S.  2<is  IT,.  I^vu 
S.  22  IL,  eb.  S.  lUO  ü.  Uber  die  grosseren  Städte,  Daten  f.  1876  —  78.  im  gauzi^u 
Staate  waren  dantch:  Die  Stenetiprindpalsomme  der  directen  Slaatssteoem  in  den 
Bezirksämtern,  Iß.^^fl  ^lill.  M.,  die  Districtsumlagen  5.00  oder  der  Staats- 

ftröer.  die  SteiiiMiirincipalsuiDnien  der  directen  Staatssteuern  der  (iemciuden  2I.t)5  Mill.  M. 
(bloss  derj.  Gemeinden,  in  denen  Gemeindeumlagen  erhoben  werden,  20.«i3  MilL  M.), 
der  Betrag  der  erhobeien  Gemeindeomlagen  17.01  H.  M.  eder  78.56%  der  Slaals- 
steuern  (eder  83.08%  unrer  Berncksichtigung  bloss  der  Gemeinden,  in  denen  Umlagen 
erhoben  wurden).  P,  Kopf  die  Distr.uml.  l.ül ,  die  Genieindeuml.  '].3'.>  ^l.  {lAos,^  in 
dea  Gem.  mit  ümlageerhebung  3.00),  zus.  4.4U  M.  Die  Kreis  Umlagen  allein  betrugen 
«ttserdem  (1876)  5.51  M.  M. 

InWttrtenberg  f ungiren  dioOberamtcrals  höhere  Gommnntlrerbftnde  n.  Selbst* 
Tenraltungskörjker  auch  auf  dem  finanziellen  Gi  Iii'  schon  nach  Ges.  v.  1S22,  nicht  die 
kreise.  S.  Hi^'^  e  a.  a.  O.  S.  222.  Wichtig  m  princip.  Hinsicht  fur  die  Ausbildung  der 
^elbstrera'äiiuiig  war  die  badische  Gesetzgebung,  Ges.  Uber  ürganis.  d.  inneren  Verwali. 
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V.  .'>.  (Jet.  ISon.  Die  mehrere  „Be^itl  ninfasseiidcn  „Kreise",  mit  gewählten  Krcis- 
versatnmlungco  u.  Kretsausschüsseß  liabeu  Corporationsrecbtc.  Narb  §.  41  ist  „dk 
Krcisversammlung  berechtigt,  im  Interesse  des  Kreises  u.  seiner  Bewohner  g^emoia« 
ntttzijsre  Anstalten  zu  (prOndea  n.  mr  Föidenui^  gemeinsamer  Knltnr,  Wirthscbsfl  a. 
Wobltliätigkeit  die  Gemeinden  zu  untersttltzen".  Besond.  Gt'«reTistI\ndc  des  Wirknnir-- 
krcises  sind:  neue  Stnssen.  Brücken,  Kanäle,  Ueboriialitiio  schon  vorliandeuer.  Erriciit. 
V.  Sparkassen,  krcisschui-,  liettuagsaostalten,  Werk-,  Waisen-,  Armen-,  KnhoiyealiäUätcrti. 
80D8t.  Armenftoi^orge,  event.  Debemahme  ron  Gemeindelatten  auf  dca  Krais.  AtitoÜMa, 
Kreisumlagen,  Alles  unter  Aufsiclit  des  StMla.  —  Gr.  HoBSeJl  (Ges.  12.  Juoi  1S74) 
hat  ähnlich  wie  Preusscn  hiMiere  S('lbstircrv!iltnn2:skr»rppr  (Provinzen.  Krciso)  mit  Vcr- 
trotungborganen  u.  weiteren  tinanzieilen  Befugnissen  eingerichtet.  Dasselbe  gilt  rom 
X.  Sacbsen  (Gesetz  w.  21.  April  1873«  betr.  die  Bildung  von  BeziritsrorundM). 
Diese  Verbinde  Verden  durch  die  AmtsbaaptmamischafteD  gebildet,  haben  die  Rechte 
i^inor  jimst.  Person,  werden  durch  die  Bez  Versammlung  u.  den  ßezirksausschass  ver- 
treten. Die  ]5iv.\ orsamml.  darf  for  gemciniiiit/.ii^e  Zwecke,  welche  gesotzlich  zu 
Bezirkbangelegeitheiten  erkl&rt  sind,  —  namentl.  Einriebt.  1.  A rmi'ii versorg. ,  ött<»itL 
KrsBkeiiplIege,  Wegebao,  Nethstaads-Abwehr,  Untentatz.  der  Familien  der  Reserwisteii 
u.  s.  w.  -  Einrichtungen  u.  Ausgaben  beschliessen ;  dafUr  u.  A.  das  Recht.  Aulcibcu 
atif/uuehmen  u.  den  Beziik  mit  Abjraben  zu  belasten.  Vertheilung  der  Bezirkssteucm 
auf  die  Gemeinden,  Gutsbezirke,  Fiscus  nach  Maa&sgabo  der  directcü  Staatsaeuert^ 
Die  SOdte  Dresden,  Leipzig,  GliemDitz  sind  bezirksexeint  DoteCion  der  VerbAiMle  ■. 
dieser  Städte  mit  3  Mill.  Tbl.  Foods  zu  Sclbstverwaltungszweckon  :  der  Kapitalbetzs|f 
dieser  Fonds  mnss  erhalten  werden  (Ges.  v.  2').  Juni  1<*74).  Leuthol.L  ^ärhs. 

Vorw.rccht,  Lpz.  Isib  16.  —  Auch  in  den  deutschen  Kleinstaaten  bcstciicu 
jetzt  mehrfach  zwischen  Gemeiodo  D.  Staat  Communalrerbände  höherer  OfdBvns  for 
Zwecke  der  Selbstverwaltung«  mit  finaaz»  u.  steoerrechtl.  Befiignissea.  S.  QeQTg  Meyer, 
Staatsrecht.  S.  303  (f. 

§.  äs.  ~  4.  In  ( I  s  t  e  r  IT  i  c  Ii  (West-,  .. ni-<!eithanien  oder  „Gebiet  il';r 
Kcichsrath  ?ertreteneu  Kuutgreiche  und  i^andcr ')  bestehen  Uber  den  Ortsgcmeiudeu 
als  GommnnalrerbftDde  höherer  Ordnung  in  einigen  KroDltadem  (B5bmea«  Tirot 
Steieruiarlv,  (ialicien)  Bezirke  (Ulbrich,  Lchrb.  d.  österr.  Staatsrechts.  Berl.  1S^2 
§.  III)  \\'.\  IHe  Kronländor  sell>!^t  hal)en  nach  der  eig-cnthUmlichen  historis»  U  -  pnü- 
tischcn  Entwicklung  des  Kaiscrstaats  thciis  die  Bedeutung  von  Sclbstrcrwaltuagskörpeni 
höchster  Ordnung,  gleich  den  Provinzen  anderer  Staaten,  theils  eine  darüber  noch  etvw 
hinausgehende,  der  Stellung  ?on  Einzcistaaten  eines  Bundesstaats  Fcrgleichbaie.  Dei) 
virkt  auch  .^nf  die  Finanzwirthsehaft  ein.  S.  f.  d.  Staatsrechtliche  Ulbrichts  neues  Werk. 

Für  die  österr.  Gemeinden  hat  das  Keichsges.  v.  5.  Marz  1 802  die  alige- 
meioeD  Grundsätze  festgestellt,  fllr  die  einzelnen  Kronländer  sind  daraufhin  besondere 
Landes-  Gemeindcord noagen  erbasen  (Ulbrich,  246,  giebt  die  Daten  dieser  Gesetze). 
Ausserdem  bestehen  ftlr  grössere  Stridte ,  bes.  die  Landeshaupt- f't  lre  eigene  im  Wego. 
der  Gesetzgebung  erlassene  Ortsstatuten  (ücbers.  bei  l'lbrich,  S.  2i>6).  Der  Wirkungs- 
kreis der  österr.  Ortsgcmeiudcn  stimmt  in  Bctreti'  der  obligatorischen  (u.  A.  aach 
YoUnscholiresen,  Armonwesen,  flbrlgens  Beides  im  Gemelndeges.  t.  1862  Art  5  mmm 
„solbsländ."  Wirk.kreis  der  (iemcinde  gerechnet)  und  facultativen  Aufgaben  iin  Wesent- 
lichen mit  demjenigen  der  Gemeinden  im  Deutschen  Reiche  Uber<  in.  Die  finanziclie 
Autonomie  im  Ausgabe-  und  £i n nähme wesen ,  das  betrcüonde  Uberaulisidits- ,  bez. 
Kiwtimmnngsrecht  des  Staats  (bei  Verinsseningen  von  grOsaereo  TermOfensol^ecieB, 
bei  Schuldaufnahmo,  Bcstenerung  f.  Gcmeindezvecke)  ist  glcichfidla  ihalieh  gengekL 
Die  G.  ineiiiilcstencrn  können  als  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  —  und  z-^v  .ir 
nur  not  alle  directen  Steuern  glcichmüssig  —  u.  zur  Vorzehrungsstcuer  (liier  mit 
Beschränkung  auf  den  LocaUcrb rauch,  also  Freilassung  der  anderswohin  geUeudeu 
Ortsproducte  nnd  der  nur  im  HandclsverlwhT  darchgefllthrtea  Waaren)  oder  in  Perm 
anderer  Auflacen  u.  Abgaben  beschlossen  werden,  wenn  die  Einkünfte  aus  rlem  Ge- 
meindeeigenthum die  Ausiraben  nicht  denken.  Einfuhnuig^  n.ner  Autiac^eti  u.  Aus- 
gaben, ausser  jenen  Zuschlägen,  u.  Erhöhung  bestehender  setzt  ein  Landes- 
gosefz  Foraos  (Gem.  Ges.  t.  1862  Art.  15). 

Die  im  (3em^ndc(res.  ?.  1862  Art  17  (T.  vofgvwehenon,  nnr  theUweis«  g:ebildeten 
Bezirke  haben,  ähnlich  den  preu?s.  Kreisen,  einige  grössere  Localanfgabeo  der 
Inneren  \crwaituiig  durchzufuhren  (Anstalten  f.  Landeskultur,  GesandheitspUcge, 
Armenversorgung,  Hraanitüsanstalteo ,  Bezirkstrassen  u.  dgl.).  Die  Bealeaerang  zu 
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B<dri«nrecken  hat  regelmässig  in  der  Form  ron  Zuschlägen  zu  den  lürerton 
Sf^nern  zu  erfol<?''n  ,  bis  zu  einem  bestiininten  Maasso  fBöhnuMi  10,  Tirol  ÖO.  Steier- 
mark 27,  tialicten  2(>"/„)  ohne  Weiteres,  darüber  liinaus  und  im  Fall»-  arxlfirr  tmiageii 
ist  ein  bcsoudercs  Landesgesetz  erforderlich  (ücm.  Oes.  r.  lHti2  Art.  21.  ül  brich  S.  2t»4). 

Die  Stollong«  welche  die  tetcrr.  KronlAnder  in  der  neoeren  Verfaesnngscpochc 
^eit  1S451  („Februarpatent"  v.  26.  Febr.  1861,  „Laiidesordnnngen"  auf  Grund  desselben) 
wieder  erhalten  haben,  ist  wie  «rcsafft  eine  et^ras  sclbstfindigere,  als  sie  den  Provinzen 
ixt  einem  mcMiernen  Einheitsstaat  gewährt  zu  sein  pflegt.  Das  hat  auch  seinen  Ein- 
ii»  Auf  die  LuideBhanthalte  gehabt.  (Vgl.  Ulbrich,  a.  a.  0.  §.  118  AT.,  r.  OzOrnig, 
t  Budg.  n,  401  f{'.)  Die  ..Länder*  haben  eine  erhebliche  ThStigkeit  auf  dem  Ge- 
bi"(<*  der  Inneren  Verwah  11  ni;  ('Anstalten  f.  Krankenpflctre,  Findel-.  (jeb"ir-.  Irr-Miwesen, 
Implwesen,  Zwangsarbeitahäuscr ,  Schulwesen,  Aufwand  f.  Kunst  u.  Wissenschaft, 
Strassen-  ü,  Chausseebau,  z.  Th.  (icnsdarmerie - ,  Militärquartier-,  Vorspannwesen  u. 
.\.  m.).  Die  Einnahmen  zar  Deckung  dieser  obligat,  u.  facult.  AiH<L!:aben  iiiessen  ans 
dem  werbenden  Vermögen  ti.  Gefällen  der  Länder,  aus  Landesfonds  ( Homesti  •  alf  indsl 
niM  der  früheren  stand.  Periode,  ans  Spezialfonds,  tlberwieg^»  nd  jcd.M  h  aus  Landes- 
stenem,  wiederum  regelmässig  in  Form  von  Zuschlägen  zu  den  directen  Staat^^steuern. 
Bbii  können  diese  Znschllge  dareh  aaton.LandtagsbeachloM,  datiher  Idnava  oder  in 
anderer  Form  nur  mit  kais.  Genehmigung  angeordnet  werden  (Ülbrich,  S,  301).  Auaer* 
»km  ist  in  Wostüsterrcieh  die  (irnndentlastungssebuld  eine  Speciallast  der  einzelnen 
tuooliader,  nicht  desSraats,  der  aber  erhebliche  Zuschüsse  abernommen  hat.  8utistiäches 
aber  die  Landcsfonds,  den  Gemeindehamhalt  im  Asterr.  Statist  Jahrb.  t  1879  H.  YIL 

§.  59.  — 5.  In  Frankreich  stehen  ftber  den  Gemeinden  (eommnnes)  als  An al<^ 
ODserer  rommtina!vi;rbrtnde  höherer  Ordnnng  nur  dii™  Departements.  Die  Canfone 
f!hören  nicht  dazu,  da  sie  nur  (icbietsabtheilungen  für  einige  Specialzwecke,  ohne 
cor]>orativc  Gestaltung,  bind.  Und  auch  die  Arrondissements  sind  hier  nicht  zu 
DCfinen,  da  sie,  die  Onteralithdlnngcn  der  Departomenta,  zwar  in  „Rftthen^  (conaeils) 
eine  Vcrtrctun^'^  mit  gewissen  Aufgaben,  aber  keine  selbstäiidini:  Finanzwirthschaft, 
Stein  eigenes  Budget  haben.  S.  Ober  die  Organisation  Ernst  Meier  in  Holtzendorffs 
Eacyci.  d.  Bechtswiss.  'S.  A.  S.  S)3i)  If,  4.  A.  Ö.  1148  IL,  Georg  Meyer,  in  Schön- 
beif's  Hmdb.  d.  pol.  Oekon.  II,  499.  Leroy-Beanlion,  administr.  )ec.  en  f^nee 
et  cn  Anglet  1.  Partie  u.  3.  partie  (diese  tlber  d.  PtnanzielleV,  ders.  trait^  de 
lin.  I  livre  2,  ch.  15.  BIdi  k.  les  communes,  passim  ( Vr-r^leiche  mit  and.  Lriiidr-m). 
Ders,  dict  d«  ladministr.  fran<;.,  2.  6d.  9.  tiragc,  Par.  Ibbl,  nebst  den  jahrl.  er- 
schnnendott  rapplvmentB  dazn  (bisher  4,  1878  —  81),  nnter  den  betrefTenden  tech- 
nischen Ausdrücken,  so  „Organisation  communale"  Q*  A.  m.,  sehr  reichhaltig  im  legis* 
1«.  MriterlU.  auch  über  die  finanzwirthsch.  Bcstiinmnn^-cii:  ebendaselbst  Bibllograpliie. 
l'eber  das  franz'^s.  ('ommunallin.wesen  si«eciell:  v.  IJraseh,  d.  Gcineinde  u.  ihr  Fin.wos. 
in  Frankr.  Lpz.  1?>74,  r.  Keitzenstein,  Gutachten,  iu  Ii.  XII  der  Schriften  d.  Ver. 
f.  Socpol,  1877  ,  8.  111  —  187,  bes.  S.  133—157.  Auch  r.  Heck,  Pin.verwaÜ 
Frankr.s  4.  Kap.  passim.  über  den  Octroi  7.  Kap.  8.  877  ff.  Jetzt  v.  Kaufmann,  Fin. 
Frankrcii^hs.  LfMi»/  Buch  V,  spec.  über  Paris  S.  752  11"   wahrend  des  Dnirks 

dieses  Bogens  nur  zugegangen:}  b^.  viel  Statistisches.  Die  Verhältnisse  in  Betreti 
der  Zosehbgceotimen  sind  compHcirt  Fttr  Kiherea  s.  bes.  Blockes  dict. 

Die  Ausgaben  der  Gemeinden  zerfallen  renraltungsrcchtlich  bes.  in 
obligatorische  u.  fakultative.  Zu  den  ersteren,  welche  die  staatli<-be  Aufsichts- 
bebftrde  (Präfect)  zwangsweise  ins  Budget  setzen  kann,  wenn  sie  der  Municipalrath 
nf^  bewilligen  will,  gehören  eine  Reihe  spcciell  tiberwiesoner  Ausgaben  für 
Staatszwecke  (o.  A.  gewisse  Kostenpo>ten  f.  die  Volkszählungen,  f.  d.  Giviktandsregister, 
Mioth«',  Reparatur,  Unterhaltung::.  Mobiliar  f.  d.  Friedenb<,a'n<-lite ,  gewisse  Zuschüsse 
m  den  Cultaskostcn  [subsidiär],  Zuschüsse  zu  den  Unterbaltskosten  der  Waisen  -  u. 
rindelkiiidcr ,  auch  solcher  Geisteskranken,  die  in  der  Gemeinde  ihr  Domicil  haben, 
Kosten  der  polit.  Wahlen«  Legis  f.  d.  PrlsidentiBn  der  Assissen  ausserhalb  des  Sitzes  des 
App'  lliTcrichts,  gewisse  Polizeigebäudekoston,  Kosten  der  Erneuerung  der  Mutterrollen 
der  directen  Stenern ,  gewisse  andere  Polizeikosten,  nur  ein  Mininnim  l'nterrichtsaus- 
gabeo  u.  A.  m.).  Die  Armenlast  bildet  iu  Frankreich  keine  obligator.  Ausgabe  der  (ic- 
■eiadea.  Dagegen  Verden  eine  ReiheTcn  Ansgahen  f.  eigentHcheGenimimi32«recke  ( Wege- 
vesen.  C^mmBwdgebftQde,  allgem.  Communalverwalt.kosten,  Schuldenlast)  zu  den  oblig. 
Anitriben  cr*  r'^<^hnrt.  Erst  nach  Bestreitung  der  oblig.  Ausgaben  können  vom  Mnirieipal- 
nth  selbständig  facult.  Ausgaben  beschlossen  werden,  vorausgesetzt,  dass  die  ordontl. 
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Einnabuicn  zur  Dcciung  beidiir  Katogorieen  ausreichen,  so  für  Zwecke  dv>  Cultus,  öfTeiiÜ 
Unterrichts,  ütlentl.  Wohitliätigkcit,  dlieuU.  Arbeiten,  Wege  u.  dirl.  m.  (ki&üpigen.  d.  Ge« 
mtjiuclögeb.  v.  Ib.  Juli  1887,  neuere  Ges.  ?.  Ib.  Juü  lJ>üli,  lü.  Aug.  1S71).  —  Die  K  in« 
nuhmowirtli  Schaft  derOomeinden  beruht,  abgoedten  vom  Ettng  wethmd&i  Vennftgeos 
u.  communaler,  nach  dem  privatwirthscli.  Krw  t-rijs-  oder  nach  di-m  Gebiihrenprincip  ver- 
walteter Anstalten,  sowie  ;U)goschoii  von  Gf^Huhren  verschiedener  Art,  uberwiegend  aul 
dem  gt^etzlich  genau  geregelten Sy^teui  vou  Zuschlugen  zu  den  directea  Stcaeru 
(centimeB  additioneis),  AnthelleD  an  d«r  Patent-((ieirerbeatiiiier)  o-aa  d.  Pferde- 
u.  Wagensteuer  (hier  5''/o)i  endlich  dem  rerbreiteten,  bes.  in  den  grOawMn  Gc^meindcn 
wichtigen  städtischen  Octroi  (Thoraccise).    Die  Zuschläge  sind  th.  gesetzlich  feste, 
th.  veränderliche  nach  dem  Jahiosbedarf,  ferner  th.  allgemeine  f.  die  Deckung  der 
ordentl.  CommiiDalausgahou  Qborhaopt,  th.  specielle,  eine  Art  Zvecksteuern  f.  be- 
sondere einzelne  obligatorische  Ausgaben.  2)as  System  der  Zuschlagcentimen  steht  hier 
mit  der  SpociMÜMnjnL'-  I  «i/terer  Aiis^r^i^^'  n  in  Verbindung.    5%  Zuschläge  zur  Grund-  n. 
Personal-  u.  V\  ohiiungsj>tcuer  im  Majoinum  )>ilden  die  erste  allgemein.^  Steuerriimahme  zur 
Deckung  der  jährlichen  r^elmäss.  Ausgaben  der  (iumeindeji.  Im  Fall  deö  Bedarfs  treten 
Spedalzosehlftge  zu  den  4  direcien  Stenern*  t  YicanabtrssMa  im  Max.  ron  5*/«  (Oes.  v. 
21. Mai  1S36),  desgleichen  mit  wechselndem  Maximum  [festgesetzt  durch  das  Finauzgeset/) 
f.  die  Primärschulen,  teraer  für  die  Kosten  der  Fddh  uer  hinzu.    Im  Fall  die  Einkünfte 
noch  nicht  ausreichtsii ,  werden  mit  StaaU^enekmigung  weitere  Zuschlagctuitimeu  zu 
den  direnten  Straem  erhoben*  Anoh  Znschttge  zut  Bestreitung  einmaligrer  obli* 
gator.  u.  facult.  Ausgaben  sind  ebenfalls  antw  gewissea  GaoteleD  (Genehmigung  dc^s 
Prafecten.  bez.  der  Staatsregierung^)  znt.lssig.    Die  Maxima  der  ansserord.  Zuschlüge 
werden  jährlich  rou  den  (ieneralräthen  innerhalb  der  Fom  Fiuauzgcsctz  nortnirten 
Grenzen  festgestellt  (r.  Beitzenstein,  S.  189,  Ges.  r.  10.  Aug.  187]  Art.  42). 
Allgemein  femer  beziehen  die  Gemeinden  S%  vom  Ertrage  der  in  ihnen  erhobenen 
Patentstcuer  (Ges.  ?.  25.  Apr.  1844).    Unter  den  zahlreichen  sonstigen  Gebühr«  n 
u.  Mteuerartigen  Abgaben,  welche  ausserdem  in  den  Communen  vorkommen  (s.  lilock, 
dicu  [>.  1413),  befindet  sich  eine  obligat.  Hundesteuer  zu  Gunsten  der  Oemeiuden 
(Ges.  f.  2.  Mai  1S55)  n.  bes.  der  Octroi,  die  Hanptstenerqnelle  der  bedeotenderen 
französ.  Städte ,  über  auch  in  kleineren  Gemeinden  sehr  verbreitet  (im  Ganzen  jetzt 
in  Uber  1500!)  aus  der  alten  Monarchie  stammend,  ITlil  aufgehoben,  schon  unter 
dem  Directorium  wieder  hergestellt  (Ges.  v.  \).  germin.  Y,  11.  frim.  VII,  2.  rendem. 
«.  27.  frtm.  VIII,  5.  fentoee  VIII  n.  a.  m.  bis  in  die  neuste  Zeit).  Vgl.  Art  octroi 
bei  Block,  dict.  v.  Reitzenstein ,  S.  150  If.   Die  Reibe  der  steuerbaren  Artikel 
ist  eine  sehr  grosse  u.  den  Municipalräthen  ist  Freiheit  gegeben,  sie  mit  Zustimmnngr 
des  Gencralraths  des  Departements,  erent.  d^  Ministers  und  Staatsratfas  noch  auis- 
zudehnen.   Sie  mnfasst  (Tarif  im  Anschlnss  an  d.  Decret  v.  12.  Febr.  1870)  sechs 
grossere  Katcgorieen,  Getränke,  Nahrungsmittel,  Brennmaterial,  Futter,  Baomaterial, 
Verschiedenes.  Der  Tarif  bestimmt  das  zulässige  Maximum  der  Tarifsätze,  verschieden 
nncli  (J.  nach  der  Kevölkerungsgrösse  gebildeten  Orlbkla^sen.    Der  Wein  spielt  eine 
Hauptruile  im  Krtrag  des  üciroi,  bes.  der  grossen  Städte  des  iS'ordens;  ein  Hauj^t- 
onterKUed  ron  den  Verhftltnissen  anderer  Länder.   Nach  der  amtlichen  Statistik  £ 
1S77  (im  Auszug  in  Biock's  ann.  de  l'cc.  pol.  p.  1881  p.  1  1'»  ^^stand  der  Octroi  1S23 
in  1434  Gemeinden  mit  6  MUl.  Einw..  Hohertrag  61.87  M.  fr.,  p.  Kopf  IU.32  fr.,  Is77 
in  1543  Gemeinden  mit  10.V5  Mill.  £inw.,  Rohertrag  2Ö0.12  MUl.  fr.,  p.  Kopf  22.H3  fr. 
Davon  Itber  die  HlUte  in  Paris,  126.49  H.  1^.   Von  den  Hanptobjecten  galten 
Wein  7r,.8ti  M.  fr.  (in  Paris  allein  50.84),  Cider  u.  s.  w.  2.24  (Paris  0.22),  Alco- 
hol  15.7U  a\  1).S3),  and.  Flüssigkeifen  24.79  (P.  12.03),  Nahrungsmittel  63.68  (P.  23.2*s). 
Brcnnslüüc  24.49  (P.  9.97),  Futter  12.34  (P.  4.19),  Baumaterial  24.19  (P.  12.28),  Ver- 
schiedenes 5.74  (P.  4.01).   An  finanz.  Bedeutung  Qberwiegt  so  der  Octroi  nb  Oommunal- 
einnahme  im  Ganzen  die  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  bei  Weitem,  namentlich  aach 
in  den  grösseren  Städten  (Lyon  1868  ges.  Einn.  14.63  Mill.  fr.,  wovon  Octroi  (i.TI, 
Znschl^i!?-'  1  4.5,  Marseille  1869  16.30  i.  <j..  wovon  Octroi  8.5,  Zuschläge  1.32  M.  fr.; 
i'aiiä  Budg.  i.  ibbi  ord.  Einn.  2S2.34,  auss.urd.  5.36,  zus.  237.70;  von  d.  ord.  Einn.  aus 
Octroi  199.45,  ans  Zoschlagcentimen,  Specialaofl.  v.  Hnndesteaer  ns.  nur  24 J7  IL  fr., 
Voranschi.  d.  Octroi  f  18S3  140  Mill.  fr.  Hebekosten  des  Octroi  in  Paris  1860  5.62. 
1879  4.37*^/o).  Eingehende  Bcstimmnngen  auch  über  die  Aufnahme  von  Communal- 
Anieihen.    (Ges.  v.  24.  Juü  1867).   Bei  Anleihen,  welche  ans  ansserord.  Qoellen 
^Itei  ab  ladk  12  Jahren  Euraokzahlbar  sind,  ist  ein  Begiemogsdeaet  ecfoideilicli, 
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daj  l"  i  (tr-mpin-len  mit  über  100,000  fr.  Einkommen  im  Stantsrath  erlassen  werden 
mass.  Bei  Anleihen  im  Betrage  von  über  1  Mill.  fr.  ist  ein  tiosotz  notliwendig. 
Bei  gewissen  tnäeTOn  Anldhen  Zastimmangsrecht  des  Präfecten.  Die  Zuschläge 
zo  den  directen  Stenern  für  Com munalz wecke,  ebenso  für  Dcpartcmuntszwccke ,  er- 
s-Jieincn  aL  Annex  zum  jährlich-n  Biklg;L't  <les  Staats:  im  B.  f.  1882  151.48  Mill.  fr. 
f  rommuiKil- .  110.77  "M.  fr.  f.  Dcpart.zwr-cke ,  y'w<  40.4,  dieses  37.5,  zus.  77.9% 
lies  Lrtiags  der  4  giu:>ac'ii  directen  Siaatiateuern  (.i7ö,14  AI,  fr.).  Die  dirccleu  Steuer- 
zMGhlftge  betrageo  also  in  Ganzen  noch  nicht  60%  jotzig^  Rohertrags  des 
octroi,  obwohl  dieses  nur  in  einem  Theil,  allerdings  in  allen  lirii-sseren  Gemeinden, 
i  ••'Steht.  Nach  einer  auitl.  Statistik  f.  1*^77  (bei  Kaufmann,  a.  a.  U.  S.  737  ff.)  betrugen 
la  den  üemeindeu  ohne  Paris  die  ord.  Ausgaben  Sbi.H,  die  ausscrord.  35U.4  (wovon 
Sdtoldentllf.  187.7)  M.  fr.,  dazu  Paris  mit  bez.  199.2  n.  87.7,  zos.  653.5  n.  447.1, 
Sottsia  1000.6  M.  fr  Die  gleichzcit.  Einnahmen,  ohne  Paris,  ord.  407.3  (daron 
Zuschläge  zn  den  dir.  Steuern  77.S,  Authcil  an  Staatssteu.  S.7,  Octrui  110.1.  Hunde- 
»teuer  G.3)  M.  fr.,  die  ausserord.  Einnahmuu  514.C  M.  fr.  ^davon  directe  Zuschlage  38.3, 
Aaleihen  113.4,  Rtkckstiode,  UebenchOsse  226.2  M.  fr.),  zos.  922  H-  fr.  Einn.,  dazu 
Psiis  mit  42(>.l.  Summe  aller  (lem.einn.  134S  M.  fr.  Die  Abhängigkeit  der  fraazAs. 
Gemeindon  vom  Staate  tritt  auch  in  der  Erhcbun^^  der  Zusehlage  dureli  die  S'euer- 
rinuehuier  det>  Staats,  in  der  Ueberweisung  der  Quoten  au  die  (ieineinden  u.  iu  der 
Beifügung  der  betreffenden  Einnahmen  zum  Staatsbudget  hervor. 

Die  Departements,  wekhc  in  der  BerolnttOD  als  hauptsachliebe  Yervaltungs- 
»bih .iluiiO^en  an  die  Stelle  der  Provinzen  u.  s.  w.  der  alten  Monarchie  traten,  haben  im 
<ienerair.ith  (conseil  g-ineral)  ein  Vertretun^suigan;  sie  besitzen  eine  eigene  l"i  n  a  n  z  w  i  r  t  h  - 
»chaft  u.  ein  eigene:»  Budget,  das  in  ein  ordentliches  und  ein  ausserordeu t- 
Uches  serfiült.  Auch  hier  sind  die  ordentlichen  Ausgaben  z.  Th.  obligatorische 
fjr  «taatliche  Zwecke,  welche  in  das  Budget  gestellt  werden  müssen  (a.  A.  Miethe, 
Mobiliar,  Unterhaltung  der  Präfectur-  u.  Unterpräfectur- Hotels,  dgl.  für  die  Assissen-, 
(  irii-  n  Handelsgerichtshöfe,  Kascrnirung  der  GensdaTmerie).  Auch  die  Last  der 
Ausgaben  fftr  enfiants  aasisete  (Waisen-.  Findelkinder)  liegt  den  I>epartements  in  der 
Us^ptsache  ob.  Dazu  treten  Ausgaben  ftir  Dei>att.(3eb&nde,  Dep.-  Strassen  (womit  die 
Ausüben  der  Gemeinden  ftlr  die  Vicinalstrassen  pröi'serer  Verbindung  u.  Ton  all- 
pmeioem  Interesse  in  gewisse  Oombinatioaeu  gebracht  werden),  für  Öffentliche  Doter- 
«ttzuog,  far  Caltus,  De|Mirt- Archive,  Befbiderung  von  Ackerbaa  q.  Industrie,  Offentl. 
Cnternclit,  gewisse  Katasterkoslen .  ÜntorstUtzung  an  Gemeinden  f.  gewisse  Zwecke. 
Zur  De^kunn^  Jer  ordentl.  Depart.aiisis^aben  dienen  namentlich  die  ordentlichen 
Zaschlagcentiuicn  zu  den  directen  Staatssteuern.  Der  Betrag  wird  jährlich 
doreh  das  Finanzgesetz  festgestellt;  er  ist  neuerdings  im  Max.  25  cent.  oder  '^i^  von 
«Jer  Grand*  n.  der  Personal-  n.  Wohonngsstener,  1  cent  von  allen  4  divecten  Steuern. 
Duu  kouimeo  Specialznschläge  für  g-ewi s.se  Z \ve <  k o  (Zwecksteuern),  namentlich 
far  Vicinai««-«^e  (Max.  7  cent.),  f.  Priniaruntei  ii(  ht  Max.  H  eent),  beides  Ztischlag;e 
za  d^  4  directen  Steuern,  f.  Kaiaslerurueuerung,  i^Max.  5  cent.,  bloss  von  der  Giund- 
itsnar,  doch  nnr  zam  kleinsten  Theil  verwandt).  —  Das  ansserord entliche  Ans- 
rabebudget  ist  zunächst  auf  ausserordentliche  Zuschlagccntimen  zu  den  4 
directen  Steuern  basirt,  deren  Maximum  ebenfalls  das  jährliche  Finanzgesetz  feststellt 
t&etterdiogs  12  cent).  Darüber  hinaus  müssen  Zuschläge  durch  ein  Gesetz  gestattet 
werden.  Femer  dienen  zu  grösseren  derartigen  Ausgaben  Depart- Anleihen,  die 
•i'T  Genenliath  bis  zur  Bückzahlungsfrist  von  1.5  Jahren  auf  die  ord.  ^l.  ansserord. 
Einnahmfri  aufnehmen  darf.  Für  andere  Anleihen  i.-^t  ein  Sperialgosetz  nothwendig. 
Vgl  bes.  Ges.  v.  10.  Aug.  1S71,  das  die  Befugnisse  der  Generalrätha  erweitert  hat. 
Stteres  in  den  Art  Departement,  conseil  gtoiral,  chemins  vlcinanx  n.  a.  m.  in 
Blockes  dict  de  raduiin.;  auch  IL  Meier  in  Holtzend.  Encycl.  4.  A.  S.  1150  ff.  — 

In  Belii^ion  hat  das  Prov.g-e??.  v.  80.  Aug  ^'ähcres  über  das  Finanzwesen 

der  Provinzen  bestimmt  Auch  hier  das  Sy^item  (i<  r  Zu  seh  lüge  zu  den  directen 
Suiuern  (6%  ord.  Zuschlag,  dazu  ein  wechselnder  aul  bedtiuinUe  Zeit).  Die  belg. 
Commonen  erhalten  für  die  aufgehobenen  Octrois  Enisohidignngen  in  Antheilen  an 
den  Zöllen,  inneren  Verbranchsteucm  (auf  Branntwein,  Bier,  Essig,  Zucker),  Postein- 
ikahmen  (zus.  IS^l  25.H*<  Mill.  fr.,  neben  60.01  Mill.  fr.  Suiatsantheil).  Leber  das 
b<lg.  Commuijalhn.we».  s.  Buliie,  traite  des  taxus  commuuales,  Brüx.  1881.  Ueber 
die  Anfheb.  d.  Octiois  KoUmannind.  Ztschr.  d.  prooss.  etat  Bar.  1868.  Anf  das 
Italien.  GommiinaUin.we8en  kann  hier  nicht  weiter  eingegangen  weiden.  Herrorza- 
A.  Waf  n«r.  FiBaii«wi«MiuclMll.  L  S.  Aull.  9 
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heben  sind  die  guten  tinanz-statistiächeu  Arbeiten  des  ital.  ätat.  Uur.  darüUer,  :u 
Büaeci  communali  i\  ibliK  Romä  188U. 

Drittes  Kapitel. 

Materielle  Ordnung  der  Flnanzwirtliseliaft  und  Theorie 
der  Deckung  des  FinanzbedarfH. 

Vgl.  oben  S.  bi  die  Vürbemeik.  zum  1.  BucLe.  Die  Iragea  der  laateriellua 
und  formellen  Ordnung  des  Staatsbanshalts  hängen  enge  zasammen  und  lassen  sich 
amli  in  der  Darstcllong  nicht  roUstund ig  trennen.  Bei  der  materiellen  Ordnung  handelt 

es  sicli  in'  lir  tun  f  i  nan  zwisscnschaftl  i  r  Ii  c  und  firia  n  zpolitische  'Irnnd^^afzr. 
bei  der  foiaiclien  mehr  um  1  inanztcchnische  und  um  Staats-,  bez.  veriraitun ge>- 
rerhtiiche.  In  diesem  Werke  sind  die  ersteren  das  Wichtigere.  Sie  werden  daher 
auch  in  diesem  Kapitel  vor  der  formelica  Ordnung  behandelt.  Vom  finanzvissen- 
schaftlichcn  Standpuncto  nns  ist  zu  rerlanqri  n .  da?>  die  fHiiiids.lf/c  fiir  die  materiell^' 
Ordnung  in  der  fonnclicu  Urdauog  des  öücntlichon  Uaushalts  alädaon  möglichst  Be- 
rücksichtigung liiidcii. 

Soweit  Ran  diesen  Gegenstand  aberhanpt  berücksichtigt  bat,  geschah  dies  im 
1.  Abschnitte  des  Buchs  (ITerhältniiss  der  Kinkünfte  zu  den  Ausgaben  des  St.iaiii 
§.  in.'i  bis  470  nnd  theilwoiso  im  2.  Abschnitte  dr>sH.  Bu'  li-;.  in  dt  r  Lidiii^  vo»  don 
Staatsschulden  §.  471  ti"..  Von  der  einen  Alt  der  Lntcrscheiduug  zwis»  hcu  ordcatl. 
u.  ausserordeotl.  Einnahmen  sprach  Rau  in  §.  SO — II  (5.  Ausg.).  Bei  der  {•hueipiellen 
Bedeutung  der  hier  m  erörternden  Punctc  fiir  die  Lehre  von  den  EinoahiDea  erschi<^i< 
('S  rif^hfiger,  diesen  (iegenständen  eine  ani*^io  Sd  llf  im  Sysfi  m  zu  geben.  Dadurch 
wird  einmal  die  inucre  Verbindung  zwischen  den  Lehren  von  den  Ausgaben  und  vo.t 
den  Einnahmen  tiefer  begriindet  Sodann  wird  innerhalb  der  Ausgaben  die  Grenz* 
Hole  gezogen,  bis  zu  der  die  ordentlichen  Einnahmen  unter  allen  Umstftndeo  ftOSfr«- 
dehnt  werden  müssen.  Man  gewinnt  so  erst  ein  Mass  für  diese  Einnahmen  insg<js.'uniijt, 
das  bereits  rr>ts(.  licii  tnn<s,  wr-nii  die  Frage  nach  der  Wahl  der  einzelnen  Arten  der 
»»rdcntlichcn  LiaualiniL-n  uuid  durunter  auch  der  einzelnen  Stcuerartcn)  beantwortet 
werden  soll.  In  meiner  Neubearb.  (6.  Aufl.  von  Rau,  1.  von  mir»)  hatte  ich  €llci»r 
Lehre  an  den  Schlnss  des  Buchs  von  den  Staatsansgabeu  gestellt  (§.  S2  —  SHA. 
S.  — 212\  In  der  2.  Au<ir.  rub  ich  ihr  eiti<^  wold  richtig<^rc  syst.  inHlischt! 
Stellung  und  fügte  zugleich  die  damals  noch  davon  getrennte  Erörtcining  Uber  deu 
ordentl.  u.  aosserordentL  Bedarf  (§.  39 — 41  d,  S.  OS  W.\  woran  jene  Lehre  vom  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalte  und  der  Deckung  des  Beilarfs  anziikaitpfen  hat.  nuuniela 
unmittelbar  in  diesen  Absrhjiift  ein.  Irh  bin  dabei,  wie  auch  in  der  jetzig  u  Autl. 
grosscntheils  meinen  eigenen  iilteren  Arbeiten:  Ordn.  d.  üsterr.  Staatshansh.  t^dessen 
Verhältnisse  mich  zunächst  auf  die^e  Untersuchungen  führten'  S.  1 — 63,  Art,  Staats- 
schulden im  Staatswürterb.  X.  1 — 20,  Art.  Staatshaush.  u.  Staatsschulden  im  Hand- 
w  'irterb.  d.  Vollv^wirthsch. lehre  v.  Kentzsch  gefolgt.  S.  jetzt  auch  m*  ine  Abh.  X 
..Urdn.  d.  Fin.wirthsch.  *'  in  Schönberg's  Handb.  II,  413.  An  eiii<  r  JUmUchcn  allge- 
meinen und  principielleu  Behandlung  des  Gegenstands  hat  es  in  der  liu.wiss.  Literatur 
bisher  gefehlt.  Man  hat  sich  mit  der  Aufstellung  u.  Kritik  des  obersten  Postokts  der 
Finanzpolitik  dVi  begnügt,  bis  man  dann  nach  Dietzel 's  hier  massgebender  An> 
r'.'gung  die  I'rai^c  vnii  f}cr  Deckung  d  1  inanzbedaifs  principieller  errisste  und  Sii  « 
als  die  principielle  \  orirage  über  die  Benutzung  des  Oflentlichen  t'rcdits  überhaupt 
eilcanAte.  Hauptsächlich  gehört  daher  hfehcr  die  neuere  Liter.  Uber  den  Staats- 
crcdit:  Dietzel.  System  d. Sf  i  itstulrihen.  Heidelb.  1855,  meine  vorhin gea.  Arbeiten, 
Lasp'  vr 'S.  Art.  Staatswirthsch.  im  Slaatswüit.  rb. .  SOtbecr,  Betrachtnugea  ixlni 
Staatsschuldenwescn  in  d.  Heri.  volksw.  Vjcrt'-lj.s<  hr.  18bö  D.  2,  Nasse  in  dem  alle 
diese  Arlieitcn  kritisch  zus. fassenden  Art.  Steuern  u.  Staatsanleihen,  Tüb.  Ztscl.r. 
B.  24  (18<>8).  Eine  allgemeinere  ErÖrternog  des  Troblems  jetzt  auch  boi  Stein, 
Kin.  3.  A.  S.  X)  ü.  u.  4.  A.  1,  00  fl".  Die  wenig  loyale  i'olemik  Stei  n 's  in  s.  3.  A., 
die  ich  in  der  A.  ^.  rügte,  hat  der  geniale  W  iener  College  in  d.  4.  A.  wieder- 
holt und  verschal  it.  auf  Grund  einer  so  flüchtigen  Lectüre  der  angegriUeucn  Aul- 
fa.Hsnngen.  wie  man  sie  bei  ihm  leider  gewohnt  ist,  oder  wie  er  sie  sich  wcnigstcL» 
im  Fall  einer  solchen  Polemik  nicht  zu  schulden  kommon  lassen  sollte.  So  bczcichh«- 
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Dicht,  wie  er  mir  iioputirt,  in  §.  tiO  S.  13ü  d.  2.  A.  ,,£xtrai>tuueni''  iu  Staab- 
aothU^  zogleich  als  ,^WMigsaiileih6n'\  sondern  spreche  ron  ^grossen  Extrastoueru", 

■jJer  „richtig  repartirten  Zwaogsanleihen ii,  stelle  ni<  ht,  nach  Steins  falschem 
<  iUt,  einen  ..(iegeusatz"  von  „ohronischeui"  und  „wahrem*',  sondern  einen  Unterschie*! 
Vw&  ..chromächem"  und  „acatcm*'  Deöcit  aof  (Stein,  I,  07,  Ob,  meine  2.  Aull.  S.  143). 
Seine  Potendk  hat  mieh  zu  keiner  sachlichen  Aendening  reninlasst.  Auch  bleibe  ich  Ihm 
fe^enüber  objcctir  (s.  Rn.  II.  S.  l  12),  Seino  eig^enen  i  nt.  i^cheidunf^en  der  Deficite 
geben  abiT  entweder  nur  andere  Ausdiurki'  füi  dieselbe  S:i<  In-  uilrr  sind  Worf^piflrrr  ifiu 
Man  kann  eine  in  der  „Gmndlegung"  G4  W.)  näher  dargeleij;te  und  niotivirte 
Tenaittologie  für  die  (lüterbewcsrung  in  einer  Wirthschaft  zwcckmibsig  auch  auf  die 
Fiaanzwirtbschaft  anwenden.  Danach  sind  als  „Einginge**  and  Ausgänge'* 
liejeuigen  SachglU  -r.  bo/.  Ueldsununen  zu  unters -Ii' ideii,  welche  zur  Durchführung 
1- r  Aufiraben  der  Finanzwirthschaft  in  die  Vi^rt'iigun;;  der  letzteren  eing  ehen 
uüü  aus  dieser  Verfügung  heraustreten.  Unter  diesen  Ein-  und  Au^güugen  belinden 
ädi  auch  die  durch  den  Credit  bewirkten  Empfänge  und  Fortgaben  ron  SachgUtem 
ader  Geld.  Cnter  Einnahmen  und  Ausgaben  der  FinanzwirÜischaft  sind  dagegen 
nach  jf-ner  Ti  rminnbi^:!  '  stmifr  genommen  nur  diejenigen  Ein-  und  Ausgiiiig-f  der 
Finanzwirthschatt  /u  verstehen,  weiche  gloiclueilig  eine  Veränderung  des  zur  Ver- 
fugTing  der  Finanzrenraltong  stehenden  Staatarerin Ogens,  des  sog.  Piscalver^ 
ijOgcns,  in  sich  schliesscn.  Es  ist  im  Folgenden  an  diese  Unterschei<lung  zwischen 
Ki  t-  iHi  l  Ausn-än^en  und  Einnahmen  und  AusgabiMi  für  einen  Pntu  t  der  wichtigen 
l^re  voiii  üleichgewicht  im  Staatshaushalte  und  vom  Deiicit  anzuliiiu|  len. 

§.  GO.  In  diesem  Kapitel  sind  gewisse  obersteGrnndsätze 
fttr  die  materielle  Ordnimg  der  Finanzwirihscbaill  und  damit  für 
die  SicbernDg  des  Gleichgewichts  im  Staatshausbalte 
anfzustellen.  Es  handelt  sich  dabei  znoSchst  um  Grundsätze^  deren 

Befragung  die  \  ciiiieidung  eines  Det'icits  zwischcu  Ein-  und 
Ausgängen  oder  eines  sogen.  C a  s s e n - DeliciU  sichert.  Dieses 
'Idtl  kann  auf  die*  Dauer  nur  erreicht  werden ,  wenn  für  ein 
richtiges  System  van  Eingängen  in  der  Finanzwirthschaft  ge- 
sorgt wird.  Deshalb  mflssen  auch  dafür  Grundsätze  fttr  die  Wahl 
der  passenden  Eingänge  abgeleitet  werden.  Solche  lassen 
»ich  nur  in  der  Weise  finden,  dass  die  einzelnen  Eingänge  den 
verschiedenartigen  Ausgängeu  bez.  Ausgaben  der  Finaiizwirthschai't 
angepasst  werden.  Daher  mii.ss  eine  Analy.se  der  Ausgaben 
oder  des  Finanz bedaris  nach  dem  Gesichtspuucte,  iUr  jede  Aus- 
gabeart  die  geeigneten  Deckungsmittel  zu  ermitteln ,  erfolgen. 
Diese  Analyse  führt  zu  einer  Unterscheidung  von  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Ausgaben  (in  verschiedenem  Sinne 
des  Worts).  Die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Decknngs- 
iiiiitel  des  modernen  öffentlichen,  namentlich  des  Staatshaushalts 
sind  Htcuein  und  Staatsschulden.  Die  Untersuchung  kann  * 
sich  daher  vornemlich  auf  die  Wahl  dieser  beiden  Arten  von  Ein- 
gängen beschränken.  Dabei  ist  an  die  genannte  Unterscheidung 
der  Ausgaben  anzuknttpfen.  Zugleich  muss  aber  auch  der  Fall 
der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des  Staatscredits 
erörtert  und  nach  Ililfsniittcln  zum  Ersatz,  in  einem  solchen 

9* 
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Falle  geforscht  werden.    Nafb  Frlcdi^ung  dieser  Pnnctc  i.st  daiiii 
(Iii'  Lebre  vom  Dcl'icit,    nisbesondere   vom  eigentlichen 
Deticit,  zum  Abschlass  za  bringen.    So  gewiuot  mau  eine  TbeorLe 
der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 
«    Im  Folgenden  wird  somit  behandelt: 

I.  Das  Gleichgewicht  in  Ein-  nnd  ÄnsgUngen  und  daa 
Gassen  deficit,  §.  61. 

II.  Dil'  l  nteisclu'idiing  von  (»rd eutlicheuj  und  ausser- 
ordcntiic he m  Finanzbedarf,  §.  t\'. 

III.  Die  Wahl  der  Eingänge  oder  Deckungsmittel  Itlr 
den  Finanz  bedarf,  speciell  die  Wahl  zwischen  Steuern  und 
StaatsachuldeU)  §.  65  ff. 

IV.  Die  Falle  der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  dea 
Staat  sc  red  its,  g.  71  If. 

V.  Begriff,  Arten  und  ümfang  des  Deficits.  ij.  77 
T.  —  §,  (Jl.  Das  Gleichgewicht  zwischen  Aus-  und 

Eingängen.  Derjenige  Betrag  des  Finanzbedart's,  welcher  tlUr 
eine  Rechnnngsperiode  (Jahr)  einmal  naeh  Massgabe  der  über- 
nommenen Verpflichtungen  und  auszuführenden  Tb&tigkeiten  fest- 
gestellt worden  ist  (§.  34),  niuss  durch  Eingänge  der  Finauzwirth 
.Schaft  in  derselben  Periode  gedeckt  werden.  Diese  Kingänge 
mlisseu  ferner  in  den  Zeitpuncten,  wo  die  Ausgaben  zu  machen 
sind,  verfdgbar  sein.  Daher  müssen  sich  die  Eingänge  einer 
solchen  Periode  in  ihrer  Hohe  und  ihren  Fälligkeits- 
terminen genau  nach  der  H»he  und  den  Fälligkeits- 
terminen der  festgestellten  Ausgänge  richten  oder  mit 
andern  Worten  —  da  dies  auf  beiden  Seiten  vornemlicli  in  i>etriu  la 
komiiit,  -  es  wird  iiixilern  die  Hinnahme  diireh  die  Aus- 
gabe bestimmt.  Dieser  oft  missverstandene  und  wegen  seiner 
vermeintlich  sehr  bedenklichen  practisehen  Consequenzen  vielfach 
bestrittene  Satz  ist  ein  im  Grunde  selbstveriständliches  oberstes 
(formelles)  Postulat  der  Finanzpolitik  fUr  die  richtige 
Ordnung  des  Staatshaushaltes.  Wird  es  vernachlässigt,  so 
tritt  ein  ('a  ssen  def  i  ci  t  ein,  d.  h.  die  laufenden  [Eingänge  Onul 
*  insbesondere  Einnahmen )  reichen  zur  Bestreitung  der  laufendeu 
Ausgänge»  hez.  Ausgaben  nicht  aus. 

Dauu  uiUöa  üiilwi'dcr  Uie  i;anzc  lSta;ibiliuiii;kcii  ius  Sctu'kcu  jj;ciaü»ou,  oder 
die«  nicht  anficht  nnd  da  stilttst  einzelne  uinmal  untenroniincne  Staatirthfttigkeitefi  nicht 

ohiK-  gross*-  Sioiuiik:  and  Na<  htlK'ile  plötzlich  <  iii^o:jt<  llt  werden  k(VnDca.  so  fiihrt  ein 

si>!.  lirs  (Ja  -  :i  I  fl  ir  nur  /.u  l<'i>;lit  zum  >•  hlimm^t<'ii  ScliuldiMiuta-lifn .  z.  B.  in  d  ; 
i'  orui  der  i'aiiK'i  j^« uhiu^gali«',  uder  zuiu  \  ers«  )dcudi-ru  von  Stiiatseigtuthuuj  io  gau/ 
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I-Uiioacr,  ujigorechtui  uuU  kcidcrblicbcr  Weise,  sowie  in  Kmkwirkuug  hicrvou  oft  zu 
BD  SO  gteringerer  SpanaDkeit  im  Staatshaushalle,  daher  zu  Doncr  YergrOssorniig  des 

„■-•i? entliehen"  Doficits  (§.  77).  Namentlich  unterbleiben  etwa  contractlicho  Zahlungen 
i.  B.  an  die  Staatsglaubi^^«  r .  Beainten,  LielV  raiiten  u.  ü.  w.  ,  woraus  die  unbilligsten 
WikUrzungcu  dieser  Penioneu,  welche  doch  ihren»eits  dtiiu  Staate  Leistungen  gemacht 
baben  oder  selbst  noch  fortv&hreod  machen,  herrorgchen.  Ein  solcher  Zustand  fUhrt 
•alfldich  zur  grössten  Unordnung  und  loirht  auf  Jahre  hinaus  zum  schlimmsten 
chron i <  •  Ii  Ii  Deficit  und  damit  zum  Kuin  Ilm-  Finanz-'n  und  des  Staatscredits. 
„Ist  die  Herrschaft  der  Dcdcito  eiugebrocheu,  ist  man  um  enia  üuzahl  von  Miliiouuu 
rom  Gleichgewicht  entfernt,  da  erscheint  jede  Ersparong  im  Kleinen  unntltz,  man 
^rtranet  die  Rettung  von  sogen,  grossen  Massregeln  und  ein  Geist  der  L'nwirthschaft 
und  Sorglo>igkeit  bemächtigt  sich  der  Finanzvortwallung'',  Hock,  öllentl.  Abg.  S.  33, 
mit  d.  gewiss  sehr  rieht.  Hrtheil  über  Kuh  eck,  d"n  npars.  österr.  Minister  in  Gleich- 
i^-ewichtäieiten,  und  Bruck,  der  in  der  Deficiiwirth^»  haft  blosä  MilÜoneu  beachtete. 
Ceber  das  obeitte  Postnlat  s.  Wagner,  Ord.  a.  a.  0.  S.  1  12  ff.,  Art.  Staatshaosh. 
S.  >3S.  Km.  in  d.  5.  Aufl.  der  Finanzwissenschaft  4G9,  v.  Malchus  II,  S  If, 
.^chön.  Urunds.  S.  2«»  ft'.,  Murhard.  Th.  u.  Polit  der  DcstfUtTung  S.  103—131, 
Impfe abach,  Finanz wiss.  g.  4,  §.  IbU  U.,  Hock,  öli.  Abgaben  ^.  7,  S.  30  ü. 

Der  Ausdrnch  Deficit  i,engl.  deficicncy,  fianzfis.  auch  dt^conrert,  dook»ch  mit- 
sater  Ansfall,  s.  Kau  in  Welokcr's  SUmtsIex.  3.  Aufl.  IV,  330)  wird  im  gewöhnlichen 
Leben  und  selbst  im  Staatsrechunngswesen  in  versrhiedenom  t>inn  srebraucht,  woraus 
'Äi  irrige  Ansichten  Uber  die  Lage  eines  Stuatäiiaushalts  hervorgehen.    S.  u.  §.  77. 

Zar  Vermeidang  eines  Cassendeficito  und  der  es  begleitenden 
Uebelstände,  ferner  ebenso  zur  Verroeidnag  Ton  Kweeklosen,  nnver- 
wendbaren  Ueberscbflssen  (^^GassenUberfichtissen'^  als  Gegen- 

j^ttick  des  Cassendeficits)  im  Staatshanshalu  wird  tilr  die  Dauer 
als  Retrel  die  (i  1  e  i  c  h  Ii  e  i  t  der  I '  i  n  ^  ä  ii  e  u  ii  d  A  u  ^  a  n  g  e 
ia  der  betreffeiideii  Kcchnuugspertode  zu  erstreben  sein.  Zu  diesem 
wie  zu  den  weiteren  Zwecken  der  formellen  Ordnung  der  Finanz- 
wirthsobafl  dient  die  Anfstellang  eines  Voranscblags  (Etat^s, 
Badget's)  fttr  die  ITinanzperiode  Uber  die  darin  zn  erwartenden 
Aus-  nnd  Eingänge,  bez.  Ausgaben  und  Rinnabmen  nnd  die  Ziehnng 
einer  iiihiüz  zwischen  diesen  Summen. 

In  unseren  Staaten  mit  Volksvertretung  wird  die^r  Voranschlai:  ir^clmris^ig- 
^itlach^t  von  der  Ixogierun}:^  autgestellt,  ilor  Volksvertretung  zur  Piulung  und  lie- 
achmigung  vorgelegt  und  aLdaan  nach  (jeiichmigung  des  Staatsoberhaupts  als  S'aats- 
hiashalt»-  oder  Finanstposetz  der  Periode  vericttndet.  Er  eoUiAlt  in  dieser  Form 
Vi  den  Ausgaben  die  Erlaubnis^,  sie  bis  /.u  der  bestimmten  Summe  für  den  be- 
stimmten Zweck  rorzimr'hfnen  idie  sog  Credit''  der  citi/"!nf»Ti  V'r\v:\I(rinr-ahtheilnnjren, 
MmtÄUiricü ,  Behörden  u.  s.  w.).  Dabei  bestehen  dann  nähere  stHatarechtJicho  Vor- 
schriften, ob  nnd  welche  Ueberiragung^-n  ron  Crediten  (Transferirttnir«n,  Vireraenta) 
t'  n  Anem  Zweige  aom  anderen  in  F«  Ue  von  ürrtparangcn  oder  ^liuderausgabciK 
w».-lch'  in  einer  Abtheilung  gemacht  sind,  der  H'  L'-ieninir  allein  vor/tin-  liiii  3ii  erlaubt 
seiÄ  soll,  l^uie  Ue  bersch reitung  der  etalsmils^lgeu  Ausgaben  ist  sonst  im  Allge- 
»«tnen  nnzulässig,  entzieht  sich  aber  bei  nothvendi^on  nnTorher<grcsehenen  Ans- 
fihen  nnd  bei  cia. m  lio|i.;n;n  Bedarf  fttr  die  ctatsmässigeu  (z  B.  wegen  höherer 
St-hpr-nse)  zuin  'l'li.  il  (hm  Kiiif!ii>.-  de;?  Staats.  Der  Voranschlag  rulnl  f>rnfT  dio 
Kiiisfänge  und  Einnahni'  ii  n  ich  dem  muthmasslichiii  Ertrage  der  cin/.eliica  Quellen 
auf.  Dieser  Ertrag  hängt  \un  der  gegebenen  Bcschallenheit  dieser  Quellen,  bei  einem 
Theile  der  Stenern  von  dem  Entrichtungsfusse  und  sonst  im  Allgemeinen  von  der 
mzen  Lage  d'  r  Volksrirfhsrhaft,  der  l^litik  u,  s.  w.  ab  und  muss  auf  Grund  der 
^'•.shcrigen  Erfahrungen  unter  Berücksichtigung  der  '/"itverhidtnisse  m^^c•li»■hst  übjt-rtiv 
fcstgu:4ellt  werden,  entzieht  sich  aber  mit  seinen  Schwankungeu  ubeuiada  ätcia  luuhr 
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oder  weniger  der  ganz  genaaen  Veranschlagung.  Diu  Constitution  eile  BadgetvirtbM;faaf% 
und  die  Vereinbarung  zwiäc1i< n  Ivegierung  und  Volksrertretung  (§.  84)  über  das  von 
li  tzterer  <  ini^chend  durchgeprüfte  Budget  )»ietct  auch  für  di.-  yoriiu-i  liitig  eines  Casion- 
defu'its  wnhl  u  iedenim  besond.^r '  B(ir?r<''haft.  Dt>»)n  die  Regicruug  wird  laicht  cr-  neit:'. 
acut,  die  Ausgaben  zu  niedrig,  die  KiiiUHhincn  /.u  hoch  zu  Fcranachlagen ,  wahreuJ 
die  Volksvertretung  Öftere  der  entf^eBgesetzten  Annahme  haldigen  irird;  mitonter 
auch  umgekehrt.  Ausserdem  sind  die  Fälle  zu  berucksichtigen ,  dass  aus  der  vcr- 
:jchicdcnen  zeitlichen  Vertheilunp'  Irr  Ein-  und  Ausgänge  innerhalb  einer  Tinan/- 
puriodo  Cassendehcits  entstehen,  indem  Ausgaben  vor  dein  Eingang  der  zu  ihrer 
Deckung  bestimmten  Einnahmen  (2.  B.  Stenern)  zn  leisten  sind.  Die  materielle 
OrdnUDff  dea  Haushalts  macht  bei  allen  solchen  I  *  ber»'  hrcitongcn  der  Ausgalten. 
Ausbleiben  von  Einnahmen  u  s.  w.  B«*fM.:ni<Mi  der  Kegioiiinj^,  j^'M'iirn  'tc  D<*i  kun!r<- 
mittül  2U  beschaflen,  z.  B,  mittelst  Aulnahme  einer  schwebenden  bchuld.  YoruaLui» 
Yon  Üebertragungen,  Anlegung  und  Verwendung  von  Reservefonds,  nothvcndig.  — 
In  ähnlicher  Weise  wie  der  Staat  liaben  auch  die  Staatenrerbiadnngen  (§.  St*)  nnd 
Selbstverwahinij^skrirp'  r  Budi^cts  aufzustellen. 

Für  Etat  früher  in  Deutschland  das  lat.  sfiitns  gebraucht.    Budget,  cigontli' 
im  Englischen  ein  Sack,  Beutel,  von  dem  aitfranzüs.  bougc  und  dem  noch  jeti; 
Qblichen  bougetto,  sodann  in  der  engl.  Parlamcntssprache,  wegen  der  Uebeigabe  der 
Actenstücke  in  einem  solchen  Behälter,  der  vom  Kanzler  der  Schatzkammer  thn 
l'arlanient  vorgelegte  Etat  (daher  Campe's  wnndt»rhche  Uebcrsctzung-:  B*'darf<tas'hrt 
italienisch  preveuüvo  im  Gegensatz  von  c^usuntivo,  den  lUichnungscrgebnisscn  des  icr- 
flossenen  Jahia*  Welckera  Staatsiez.  3.  Antl.  ttl,  115  Art  Budget  ?on  K.  IL  Bao. 
(Bau,  §.  465).  BSheres  über  Etatvesen  Im  folg.  Kap.  4,  bes.  Abscho.  2. 

Der  Voranschlag  eines  geordneten  Staatsliaiishalts  ninss  in 
der  Regel  in  Ausgang  und  Eingang  hilauciren^  d.  Ii. 
beide  letztere  einander  decken,  wenn  nicht  aus  besonderen, 
bei  uns  nar  ansnabmsweise  zutreffenden  Gründen  ein  Eingangs- 
Ubersehnss  erzielt  werden  soll.  Das  Verbleiben  eines  (CaBsen-) 
Deficits  schon  im  Budget  —  budgetmässiges  Deficit  —  ist  nnr 
dann  zii!  i->ig,  wenn  für  alle  Fälle  Eingangsquellen  zur  Disposition 
gestcllf  sind,  aus  denen  das  Deficit  rechtzeitig,  sobald  e>  wirklich 
eintritt  oder  zum  „wahren''  wird,  mit  Sicherheit  gedeckt  werdeu 
kann,  z.  B.  in  der  constitutionellen  Budgetwirthscbaft  mittelst  £r- 
mäehtigang  der  Regierung,  kleine  budgetmässige  Deficita  eTentnell 
durcb  Aufnahme  einer  (schwebenden-)  Staatsschuld  bis  za  einem 
Maximal-  oder  auch  bis  zu  dem  wirklich  nöthig  werdenden  Be- 
trage zu  decken.  (So  jetzt  rcjrelmäsjsip;  auch  im  Deutschen  Reich 
und  in  Preusscn  bei  zeitweiligem  Mangel  an  Cassenmittelu  inner 
halb  des  Finanzjahrs).  Aber  davon  abgesehen  gilt  recht  eigentlich 
hier  der  Grundsatz,  dass  der  einmal  als  in  der  Finanz- 
periode  nicht  reducirbar  bewilligte  Finanzbedarf  folge- 
richtig  die  Bewilligung  der  vollständigen  Bedeckung 
dieses  Bedarfs  durch  die  dazu  erforderlichen  Ein 
gange  in  der  Periode  in  sich  schliessi. 

Diese  budgetmässige  und  wirkliche  Bilancinnig  von  Aus^rimgcu  und  Ein^Siisren 
i-^t  <las  ein/.iirc  Millel  /nr  Y'-rinoirinnir  vorderblichen  Cft.s>' inK  fi'  tfs  und  i'üi': 

Oonsequenz  Je»  aufgestellten  i'osluJats  und  des  eben  forinulirtcn  batze».    Der  Eiß- 
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w.)ud,  dä-^i  damit  eiao  „rückbii  htslose  Steigcrun;^  der  Einnahmen  gerechtfertigt"  weide, 
irillt  ni«:ht  zu.  Wenn  die  Einnahuion.  :ilso  iri^h  -sondcro  die  iStcucrii.  jL'tzt  schon 
iruclcen«!  ho«i>  «ind  oder  es  h<n  der  Erhöhung"  auf  den  Betrai^  der  Auspabi  ii  wcnl-Ti, 
3Aj  mübscn  nur  zuvor  die  letzteren  vermindert  oder  andere  Eingiinj^o,  z.  K.  aus 
Cniditopentionen  fdr  znllMtg  und  erreichbar  bofundea  Verden.  Die  sorgfftltiitste 
Prüfung  hierüber,  die  Nachforschung,  oh  nicht  wenigst-  ns  ein  Theil  der  Ausgaben 
vi'rschobcn  werden  kann,  i^t  drinn  dringend  geboten.  In  d  r  R'gel  ist  jedoch  über- 
haupt eine  beträchtlicho  Vermmdoruog  der  Ausgaben  schwur  durch/uset/eu  odor  2>iu 
iaoB  venigstens  nicht  sofort  ftlr  die  bororetehende  Finanzpcriode  erfolgen.  Alsdann 
muss  dennoch  fUr  jetzt  dieser  Ausgabebetrag  ab  die  feste  Grösse  betrachtet  Verden, 
;;  i  h  1  r  «i  -h  dir  Kiiiiiririi:.' .  Im  z.  die  Einn  ihmon  unbedingt  richten  inUssen.  In  der 
loodtitutioneüea  Budgetwirüischaft  adopUrt  die  Voiiiävertretuug  damit  no<'h  nicht,  wie 
man  oftmals  in  dieser  Frage  eingewendet  hat,  die  ganze  legiarangsseitigc  AuRassung 
der  Staatszwccke .  di.  zur  Verwirklichung  der  letzteren  eingeschlagene  Politik  nnd 
«Ins  bestehende  Verwiltiiiitr'^  ystem.  Sie  erkennt  vielmehr  nur  mit  der  Budgetbe-- 
Aillirun«.'  an,  dass  für  die  jetzige  Finanzpcriode  der  B-durf  nicht  zu  vcriind>rn  ist, 
f"Igiuh  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  im  Staatshaushai tc  auch 
Finnmbncn  oder  Eing&nge  in  entsprechender  Hohe  eröffnet  Verden  müssen. 

H.  —  §.  62.  Die  Srlicidung;  des  FinanzhefKirf«  in 
ordeDtlichen  und  ausserordeutlichon.  Diese  Eintbeiluug 
kommt  in  einem  dreifachen  Sinne  vor^  einmal  indem  man  anf 
die  Zeit  des  Eintretens  des  Bedürfnisses  nnd  Bedarfs, 
fllr  welchen  eine  Änsgabe  bestimmt  ist,  auch  anf  den  Umstand, 
ob  die*  i;enau  voraus  zu  bestimmen  war  oder  nicht;  zweitens, 
indem  man  auf  die  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  ( Ausgang) 
erzielten  Wirkungen  sieht;  drittens  kann  die  Liiterscheidung 
noch  eine  staatsrechtliche  Redeutung  haben.  Die  zweite  £in- 
theiiang  ist  fttr  die  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  von 
piindpieller  Tragweite,  daher  finanzwissenschaftlich  die  wichtigste. 

I.  Erste  Unterscheidung. 

Rau,  5.  Aufl.,  §.  39  —  41  bat  nur  diese,  aber  nicht  ganz  correct;  ebenso  uh 
in  der  6.  Ausg.  §.  ;i9 — 41  noch  nicht  ganz  tichtig.  —  S.  auch  Malchos,  Fin.  II,  55. 
Text  >.  Tb.  nach  Raa«  aber  mehrfach  von  ihm  abveicbend. 

a)  Ordentliche  Ausgaben  sind  hier  solche,  welche  im  regel- 
niassicrcn  Gange  dtt^  Staatslebens  jährlich  oder  doeh  in  hc- 
stiiumter  Periodicität  vorkommen,  daher,  einem  fortdauernden 
Bedürfnisse  entsprechend,  sich  genau  vorbestimmen  lassen. 
&6  ist  deshalb  zweckmässig,  zn  ihrer  Deckung  Einkünfte  von 
gleicher  Fortdauer  und  Höhe  aufzusuchen. 

b)  Ansserordentliche  Ausgaben  treten  dagegen  in  Folge 
eines  besonderen  entweder  tlberhaupt  nicht  oder  seinem  IJecLntN- 
betrage  nach  nicht  vorauszusehenden  lJedUrtiii>>fs  in  einem 
Zeitpuncte  unerwartet  hervor,  z.  ß.  bei  einem  Kriege,  einem 
plötzlichen  Nothstand.  Sind  hier,  wie  gewöhnlich,  grosse  Summen 
m  Deckung  erforderlich,  so  mttssen  ausserordentliche  Hilfsmittel 
m  Bewegung  gesetzt  werden.  In  einem  grösseren  Staatshaushalte 


Digitized  by  Google 


13d       1.  B.  3.  k.  Mateheile  Orünons  der  t  tnanzwirthschaft.  §.  62,  63. 


kommen  aber  auch  zahlreiche  kleinere  Posten  solcher  aasser- 
ordeDÜiehen  Ausgaben  vor,  die  sich,  wenigstens  im  Gänsen, 
mit  einiger  Regelmässigkeit  wiederholen.   Daltlr  kann  man  einen 

Kinnahmebetrag  schon  nach  dem  Budget  als  freiverfügbaren 
Hi  1  tsvor rath  (Reservefonds)  in  Bereitschaft  halten,  daher 
im  Etat  in  Ausp^abe  stellen  oder  die  KegieruDg  zur  Ausgabe  von 
Schatzscheinen  ermächtigen. 

Diese  kleinen  Poeten   ausserordentlicher  Aasgaben  sind   dann   den  so^en. 
iinätändigen  unter  den  ordentlichen  Ausgaben  rerwandt  Kan  äoaseite  aich 

darüber  folgeuderuiassen  (,§.  41): 

„Man  nennt  diejenigen  Ausgaben,  die  Ton  Jahr  zu  Jahr  mit  gleicher  Samme 

bestritten  werden  kennen,  8t  And  ige.  während  die  unständigen  von  wechselnder 
Grösse  siml.  Zur  Erreichung  mnnclier  Zwf^cke  wird  na«  Ii  Umständen  bald  eine  jrri^<?5iere, 
bald  ein»'  kleinere  .M<  iit^e  von  Mitteln  nothwendig,  z.  Ii.  bei  Baukosten.  DiMen,  Ifrämien, 
Strafprocebbkoüicü.  Um  aber  doch  für  zureichende  Einkünfte  schon  vorher  einiger^ 
massen  sorgen  zu  tonnen «  bildet  man  sich  bei  den  vnstlndigen  Ausgaben  wenigsteos 
eine  Vernintliunir  über  ihre  walirsclieinlii  ho  (irösse,  im  Anhalt  nn  den  Durchschnitt 
aus  den  vorlieri^ehenden  Jahren  '  und  unter  Berücksichtiprnni;  der  steigenden  oder 
fallenden  Richtung  der  Jahrüs^uuiuiu  dieser  Ausgaben.  „)\'o  vielerlei  unständige  Aus- 
gaben rorkemmen,  da  kann  man  bei  soi^fältig  gefertigten  Ueberschligen  hofien,  dtss, 
wenn  ein  Theil  der  ersteren  den  Anschlag  übersteigt,  dagegen  an  andeni  etwas  er- 
spart wird.  r>fi  OS  jcdAeh  nicht  «sicher,  dass  bnido  Fllle  sich  gerade  ausgleichen,  »o 
ist  auch  um  der  unständigen  ordentlichen  Ausgaben  willen  ein  Uilfsvornuh  natzlich, 
dessen  Grftase  im  Yerhftltniss  zam  ganzen  Staatsanfwande  nach  den  ümstinden  so 
bemessen  ist",  oder  die  Krnission  von  Si  hat/s.  Leinen  erfolgt  auch  hier.  „Lassen  neb 
unständige  Ausgaben  ohne  atukrd  Nachtheile  in  stindige  umwandeln,  so  ist  dies  tkt 
die  Ordnung  im  Staatshaushalte  förderlich.** 

Nach  dem  hannör.  Grundgesetz  ?.  1933,  §.  143,  sollte  ein  Roservecredit  Ton 
5  Proc.  des  ganzen  Ansgabebodgets  zur  Verfügung  des  (iesammtministeriums  bereit 
gelialten  werden.  In  Preusscn  war  sonst  ein  an>eluilie}icr  Ivi'Srrvefond-.  /.  R.  na--h 
dem  \'oransrhla;;«'  von  1S47  2.31200U  Tlilr.,  er  wurdi*  alter  auch  /n  Landosvcr- 
bcöserungen  benutzt  und  der  Ueborschuss  zum  Staataschaize  geschlagen.  Neuerlich 
sind  nur  noch  300.000  Thlr.,  dann  400.000  als  Haapt*eztra-ordinariom  des  Finanz- 
ministerinms  aufgenommen.  So  auch  jetzt  noch  12  Mill  M.  Bai  er  n  hatte  1S55 — 61 
ßoO.UOÜ  11.  Reservefonds  auf  43  Mill.  fl.  Ausgaben  na«  h  Abzug  der  EinnahmsXosten. 
also  1'/-  Proc,  für  l!5»iS  und  09  sind  je  l.b»l>.OUO  11.  als  licichsreservefouds  bei 
SS^/i  Mill.  reiner  Staalsausgabe  angesetzt,  abo  S'l  Proc,  für  1874  n.  75  nur  O-OO  MiU.  M. 
bei  einer  ei-.  ntl.  Staatsansgabe  v.  13r,-8  Mill.  Mrk.,  f.  1S80  u.  81  «'  ';  M.  M.  bei 
i:{2..M  M  M  Sachsen,  A.  IS74--7Ö  0  12  Mill.  Mrk.  K.-^ervefonds  bei  47  4U  MilL  M. 
Gesammtausgabe ,  f.  l^SO  u.  Sl  0-23r>  bei  G3  i6.  Wurtemberg  f.  1575 — 76 
105.000  Mric.  bei  44*34  Mill.  Mrk.  eigentl  Staatsansgabo ,  1881—83  70.000  bei 
Ö2'04  M.  M.  —  Die  Ausgabe  von  Schatzscheinen  für  die  gen.  Zwecke  ist  ein  pa&sendea 
Mittel  zur  Ersetzung  oder  Kr^nnziinc  baarer  Reservefonds,  wi  il  .sie  wenig-cr  Zinsen 
kostet.  In  England  u.  Frankreich  ist  sie  seit  lange,  in  Prenssen  u.  im 
Deutschen  Reich  jetzt  auch  üblich. 

§.  6.'J  —  2.  Zweite  U nterscheidnng. 

Zuerst  hat  Dietzel.  Syst,  d.  Staatsanleih  n  1Sj5,  dl«-  W  lehtigkeil  dieser  Ein- 
tliüilung  betont  und  sie  für  die  Staatsbcdaiisdeukung  verwerthet,  s.  nam.  S.  OD  ff.» 
152  ffl.  wobei  er  indessen  nicbt  genuirend  specialisirt«  s.  unten.  S.  auch  UmpfeD- 
bach.  Kinanzwiss.  §.  194,  201,  174.  Ganz.  (inaMiringig  von  Dietzel  bin  ich  aof  in- 
ductiv.  iM  \Veg:e.  speejtll  dnreh  f\^^  Studium  der  österr.  Kinanzverhältni-^?*^  bei  dem 
Aufsuchen  eines  richtigen  \  eifahrens  in  einem  am  chronischen  Deticit  leidenden 
Staatshanshalte.  zur  Aofstollnn^  cini^a>r  Hnuptprincipien  für  die  Ordnung  der  Fin»]i»> 
wirthsrhaft  gelangt,  wie  sie  früher  .schon  Diefzol  a.  n.  0.  abgeleitet  hatte  Nacbden 
ich  Letzteres  nachtr&glich  bemerkt  hatte,  habe  ich  Dietxei*s  Priorität  offen  aner> 


Digitized  by  Google 


Uanptantenclieiduiig  des  Finanxbedarfs.  137 

hnat,  (s.  Vorrode  »i  Wagner,  Ordn.  d.  Osterr.  SUafeliaushalts)«  was  Dietzel  selbst 

fr:her  dankbar  constatirt  hat.  —  ücber  die  Frage  selbst  s.  meine  angcf.  Schrift,  bes. 
S.  !l— 19.  54—63,  f^^rner  ^^*f^^rn"r.  Art.  Sfaahsrhnlilfii .  Staatswörtorb.  X,  5-10, 
».  Alt  Staaltfhauähalt  im  HandwOrterb.  der  Voikswirtliächalt^l.  v.  KeutscU.  Laspeyr^s» 
Alt  Staatswirthsch.  im  StaatswOrCerb.  X,  84  ff.  Nasse,  Steuern  nnd  Staatsanl^  Tttb. 
/.ts-rhr.  f.  Staatswiss.  XXIV  (1S69)  I  ff.,  11  IF.  Jetzt  auch  Stein,  Finanzwiss.,  3.  Aufl., 
42— IM.  4.  A.  l,  64  H". .  ^anz  älmÜrh  dem  Sinno  na.  h  'nur  mit  g-oMiclitoii  neuen 
Ansdruckeo)  wie  ich  schon  in  d.  6.  Amg.  v.  Rau,  auä  welcher  diese  i^artie  hier 
liejolich  wörtlich  herüber  genommen  wurde  (6.  Ausg.,  §.  41a  if,). 

Wichtiger  als  die  eben  besprochene  ist  die  mit  ihr  verwandte^ 
aber  doch  scharf  za  nnterBcheidende  zweite  Eintheilang  des  Finanz- 
bedarfs  in  ordentlichen  nnd  ausserordentlichen,  wobei 
anf  das  innere  Moment  der  Daner  der  mit  einer  Ans- 

gnbe  CA  11 8  gang)  (sicher  oder  nuuliniasslich)  erzielten 
Wirkungen  gesehen  wird.  Die  Wiihtii^keit  dieser  Kintheilimfj^ 
liegt  darin,  dass  sie  zugleich  den  Ausgan gspunct  i'iir  eine 
richtige  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung,  insbesondere 
für  die  Beantwortung  der  Frage  Ober  die  principielle  Zaillssigkeit 
Ofid  den  Umfang  der  Benatznng  des  Staats  er  edits  statt  der 
Besteuerung  bildet 

Für  die  Scheidung  der  Ausgaben  nach  dem  angeführten 
Moment  lässt  sich  zugleich  der  Begriff  des  umlaufenden  und 
stehenden  Kapitals  (G.  §.  27,  259)  auch  anf  die  Finanzwirth- 
Schaft  anwenden,  wenn  die  Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  auch 
Iräe  ganz  ▼oUstftndige  ist  Hiemaeh  sind  zn  unterscheiden: 

a)  Ordentlicher  Finanzbedarf:  die  periodische  regel- 
mässige Zuführung  umlaufenden  Kapitals  in  den  öftentiicben  Haus- 
balty  d.  h.  der  Aufwand  an  Gittern,  welcher  innerhalb  einer 
Prodaetion8-(Finanz-)periode  definitiv  Im  staatlichen  (communalen 
Q.  s.  w.)  Prodnetionsprocess  zugesetzt  wird^  seinem  vollen 
Werth e  nach  in  die  produeirten  Güter  (Staatsleisstungeu)  Uber- 
ireht  und  sich  eben  deshalb  jährlich  iu  demselben  Betrage 
Hiederiiulen  muss. 

Man  kann  <lieä<  Ausgabe  aacb  die  eigentliche  ordentliche  Aufgabe  oder 

iis  Normalerforderii  i"5s  nennen.  Dieses  iiinfassl  alsdann  alle  die  Atis;j;aben,  welche 
Äich  dorch  den  gegen  w  krt  i  <•  n  Bereich  «i«:r  Sraatstliatigkritcn  und  das  in  einer 
Finanzperiode  bestehende  Verwahungssysteui  jalirÜch  cet.  par.  in  demselben  Be- 
raife  ergeben,  also  einschliesslich  dos  bleibenden  Theiis  der  seit  der  letzten 
Fiuanrp  rioic  hinzngckomnienen  neuen  (rcrmelirtcn)  Aus«?abc.  Der  Haupttheil  do!^ 
NonDaiorfordemisscs  ist  Lohn  für  die  vom  Staate  gebrauchton  ArlHitskräfte  (CJehalt 
^  fi«amten,  Sold  u.  s.  w.),  dazu  kommt  der  sich  regelmässig  wiederholende  unmittel- 
SecbgOterbedaif  (Realbedarf)-  Aach  die  Zinsen  (nnd  Lottericanlchensge- 
^inoste  als  Ersatz  oder  Vervollständigung  der  Verzinsung)  der  Staatsschuld  gehflrcti 
it'.erher;  die  Au«5;;a1>rn  fiir  Tilgung  fonnell  rechtlich  j«'  nach  (h  n  Anleihecontra'*t»^,n, 
licht  unbedingt  allgcuicin  Jinanzwissenschaftlich,  weil  eine  regelmässige  Schulden- 
%Ting  nicht  principiell  gebotcu  ist 
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b)  Ausserordentlicher  Finanzbedarf:  der  unpcrio- 
discb,  in  grösserem  Betrage  meist  nur  von  Zeit  zu  Zeit  fc>iait 
findende  Aufwand  an  Gütern,  dessen  Wirkungen  über  die 
laufende  Finanzperiode  (aotbwendig  oder  regelmässig)  hin- 
tt  her  ragen.  Hier  ist  aber  weiter  zweifach  (a  und  ß)  zvl  nnter- 
scheiden. 

ibt  ein  Fehler  voa  Dietzel  a  a.  0.,  dies  nicht  genügend  zu  tkuo.  Dadurch 
gelaogt  er  za  seiner  viel  zu  irclt  gefasstcn  Ke^^cl  für  die  Anvcndonp  des  StaatBcrcdits 
»tatt  der  ßesteiieruiig  behufil  Dedtung  de;^  Staaülbedarfe.  S.  A.  Wagner,  Orda. 
ji.  n.  ()  ,  S.  .^v  II..  Labpcym  s  a.  n.  0.  X,  85,  Nasse,  a.  a.  0.,  S.  U.  Auch  St*na. 
liiian/wisseiiich.,  3.  Aufl..  b.  4<»,  47,  wo  jedoch  auch  die  Kegel  für  die  Benutznriir 
des  Staatscredits  zu  absolut  ausgesprochen  ist,  ahnlich  wie  bei  Dietzel.  Kbeuso 
noch  in  Stoiu*s  4.  A. 

a)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  die  Tf  rund  läge  einer 
dauernden  Nutzung,  d.  b.  sie  wird  zn  einer  siebenden  Kapital- 
anlage, 80  dass  in  den  folgenden  Finanzperioden  eine  Minder- 
ansgabe nnd  eine  gesteigerte  staatliche  Productions- 
fäbigkeit  eintritt.   Hierher  gehören  zwei  Fälle: 

aa)  E i Ii m a l  die  p r i v a t \v i r t h s c Ii a l't Ii c h c  Kapitalanlage : 
alle  Ausgaben  für  die  Erwerbung  (diuiü  eigene  Erricbtiiug  oder 
durcb  Ankauf)  und  für  die  Verbesserung  eines  privatwirthsebatt- 
licben  UntcrnebnienSy  dessen  Zweck  ansschliesslich  oder  doch 
zngleijch  mit  darin  besteht ,  dem  Staate  einen  Reinertrag  znr 
Bestreitung  der  ans  der  Durchführung  der  eigentlichen  Staatsswecke 
entspringenden  Ausgaben  abzuwerten ,  oder  wo  wenigstens  die 
( Verzinsungs-  und  Betriebs-)Kosten  des  betreffenden  Untemehnien:* 
ganz  oder  tlicilweise  durcb  die  i^innaUmeu  aus  der  Kapitalanlage 
mit  gedeekt  werden  sollen  (Objecte  von  Erwerbseinktint'ten  nnd 
von  Gebttbreneinnahmen). 

Wie  in  der  späteren  Lehre  fou  (l«;n  priFatwirthsch.  Einnahmen  gezeigt  wird,  giebl 
es  im  modomeii  Staatshaushalt  immer  veniger  rein  privatirirthschttfU.  Üntmiehmeii. 

sondern  es  spielt,  z.  Jl.  li  'i  I'or-ti  ii .  Eisenbalincn ,  ein  staatswirthschaftl.  Gesicht.^- 
punct  stark  inif.  D'^r  Kcute bczug  ist  dann  mir  ein  rrn^hr  oder  weniger  mitsprechen 
der  Zweck.  —  Beispiele:  Anlage,  Ankauf,  tochn.  Verbesserung  (durch  neue  KapitJ- 
fenrendoDgen)  von  Feldgütero.  Forsten,  Berg-  und  Hllttenireilren«  Staatsfiibrikea,  Eisen- 
bahnen, Post-  und  Telegrapheneinriditangeo. 

bl))  Sodann  die  staa  t  s  w  i  r  t  h  sc  h  aft  lic  Ii  c  Kapualanlagc, 
wodureb  zur  Durcbfübrung  der  eigentlichen  Staats- 
zwecke bestimmte  Staatsoinricbtungen  und  Anstalten  geschafl'ea 
oder  verbessert  werden,  weiche  alsdann  wie  ein  stehendes  staat- 
liches Immaterialkapital  wirklich  die  Grundlage  fUr  eine  danemde 
Nutzung,  ftlr  eine  grössere  T^eistungsfäbigkeit  des  Staats  auch  bei 
nicht  wiederholter  Ausgabe  bilden. 
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Die  Ausgabco,  welche  far  die  erste  Ein*  und  DarchfQhniD^  grosser  staatlicher 
H^formen  Yorabeigeliend  in  besonderem  Umfimge  erforderlich  sind«  —  «rohl  za  nntcr- 

?  h-?i!'n  von  denen,  um  welche  sich  etwa  von  an  wn^^r-n  «olclier  Roforrrr-n  »Ins 
Nörmalcrforderniss  dauernd  erhöht  — ,  bilden  den  wichtigsten  ball,  z.  H.  ilic  Anlag-«' 
iines  nvaen  Cirandsteucrkatastcrs  für  die  Finanzferwaltuug:,  eines  Staatssirassennet/eiJ, 
die  Yomahme  einer  Jnsäzroform,  wie  etwa  die  Etsetznng  der  Bitrimonialgerichto 
liinh  landesherrlich'^,  einer  Yerw-altiinj^sreform  ,  einer  ^Jrsotzi^i  bung  über  Ablüsun;? 
von  «irundlasten  oder  anderen  wohlerworbenen  Ke<  ht> n ,  wobei  der  Staat  etwa  einen 
Theii  der  Kntächädigungcn  auf  seine  Kechnuog  niuiuit,  einer  Militarroform,  die  Ein- 
fahniRp  eines  nenen  BewaShnogssystems,  die  Hersleitung  ron  Flotten,  Festnngen  n,  8. 

A.  Wagner,  Ordn.  8.  43  ff.  Hier  statistische  Beispiele  ans  der  grossen 
i^sterr.  inneren  Reformperiode  184'J  (T.  Eine  Sammo  von  12-11  ^Fill.  ti  m?i\:; 
IsiO— t>U  bei  der  Justiireform  in  Oesterreich  als  stehende  staatswirthschatiliche 
KapitaJaoIage  renmndt  worden  sein.  S.  auch  Wagner  in  Horn  s  Ann.  du  cT6d. 
rubl.  1961,  p.  ')0  ff.  [art.  fin.  de  rAutriche)  u.  Staaiswörterb.  VII,  »iOH.  616  ff.  Die 
h'.'kannte  engl  Auscrabe  von  20  Mill.  Pfd.  St.  fiir  Ent'^rhäflifriinjj:  der  Sklavenhalter, 
die  Zaschusse  (oder  Vorschüsse)  Russlands  bei  der  Einancipation  der  Leibeigenen, 
die  Zeschüsse  der  Österreich.  Kronl&ndcr  bei  der  Grandcntlastung.  ahnliche  in 
Jeatschon  Staaten  {i.  B.  in  Raden  bei  der  hntablösung)  sind  wichtige  Beispiele, 
ll  iufi::  wrT  lt  ii  solclie  Aufgaben  für  staatswirthschaftl.  K  ipitalanlagen  nach  lännjeren 
/.^?<  lienraiiun  n  'PerifHlen  <lfT  Stabilität.  K'eartion)  aiii"  einmal  in  besonders  grossem 
luiiaug  iiothwcndig.  i'crioU«jü  des  l'ortsch litis,  tlcr  Kciurui,  oft  nach  grossen  l>olitischen 
Bewegungen,  so  nach  184S,  nach  1866  (neues  enrop.  Infanteriefeuerwafiensystem,  rer- 

>s<irte  Kanonen.  Panzerschiffe  «.  s.  w.),  ähnlich  wic<l' r  IS71  II.    S.  Wagner,  Ordn. 

3,  4.=>  ff.  und  jetzt  nament!.  tlers.,  UrupdlegUttg  1,  17&.  S.  auch  untea  über 
'Ui  tiiiau/^esen  d«*r  M lüt.irv-.-ru  altnnir. 

ß)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  vorübergehend  in  einzelncü 
Fioanzperioden  durch  aboornie,  sich  zeitweilig  der  Verwirklichang 
der  Staatszwecke  entgegenstellende  Schwierigkeiten  Terursaeht. 
Man  kann  hier  nnr  gezwungen  nnd  oft  ganz  nnd  gar  nicht  von 

der  Schaffung  stehender  staatlicher  Immaterialkapitalieii  durch 
solche  Ansgahcn  sprechen.  Vielmehr  stellen  letztere  in  der  Regel 
grosse  Verluste  an  Saeb^iifern  und  Menschenkräften  für  die  ganze 
Yolkswirtbschaft  dar.  Der  Hanptfall  ist  stets  der  Kriegsauf- 
wand  oder  der  ähnliche  för  die  Bewältigung  innerer 
Unrahen.  Mitunter  kann  auch  der  Staatsaufwand  fUr  die  Be- 
kämpfung allgemeiner ;  dnreh  Elementarereignisse  bewirkter  Noth- 
stände  (bei  Misswach.Sj  Ucljerschweiimiüu^j  hierher  zählen.  Nur 
darin  gleicht  diese  Ausgabe,  welche  man  die  eigentliche  ausser- 
ordentliche oder  die  ausserordentiichc  im  engeren  Sinne  nenneu 
kann,  der  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapitalanla<;e,  dass 
alle  drei  nicht  regelmässig  periodisch  wiederkehren.  Dadurch 
unterscheiden  sie  sich  auch  ron  der  ordentlichen  Ausgabe  (Normal- 
erfordemiss). 

Ueber  die  volkswirthsdiaftl.  Wirkung  dci>  Kriegsau twauds  siehe  A.  Wagner, 
Ordn.  S.  49 — 53.  (Vgl.  auch  ders.  Buss.  Papicnr&hr.  Absrhn.  I  n.  II.).  —  Andre 
Nöthstände:  die  Östcrr.  Staatsuntersttttzung  Dngaros  bei  dem  Mi^^swachs  (durch 
Trc  Vi^nheit)  in  1*«6.H,  desgl.  Ah-  pronss.  Ostpreussens  bei  tlrm  ^^i^>wachs  (durch 
NiaSfi  in  1S67.  desgl.  die  schweizer.  Cantonalhilfcii  bei  der  l\iH"iiiui>erschweinmung 
n  1%6S.  xüie  preuss.  Hilfe  beim  obcrschles.  Noihatand  1S70.  i^Ges.  v.  3.  Febr.  1880, 
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G  XUl.  Hm  aas  einer  Anleihe.)  Vgl.  Siegel,  über  Stutobilfc  bei  Nothstinden, 
Tttb.  Zfachr.  1882. 

Man  kann  auch,  freilich  iuiincr  nnr  ganz  bedingt,  zugestehen,  diiss,  wenn  i-iii- 
uial  eiuc  solche  cigeaüicho  auüüerordeuüicbo  Ausgabe  ia  einer  Kinaiizperiode  ^Jabi) 
voixckommon,  sie  in  den  foli^endcn  nacb  einer  gewissen  Wfthrscheinlichkeit  ausbleiben 
wird,  lusofcrn  wirkt  al>.i  uich  diese  ausserurdeniJiche  Ausgabe  allerdings  über  dir 
Period«;,  in  w.  lr-hcr  sii'  .  rfuIuM'-.  liiiiatis.  Alc-r  ciii''.  S  •  r  h  r  h  r  i  f .  wir  doch  im  F'all 
der  staaiswirthschattlichcu  Kapitalanlage,  besteht  glcichwolii  nicht.  Ja,  io  dem 
wichtigsten  Falle,  dein  des  Kriegsaufwands.  i>t  die  wirkliche  Sachlage  oit  gerade 
amgekehrt:  der  beendete,  selbst  der  glücklich  beendete  Krieg  schafft  oft  genug  für 
den  Staat  gerade  eine  Aussicht  auf  einen  bahligen  neuen  Krieg.  Dici  kann  selbst 
in  jenen  KiUlen  gelten,  wenn  ein  Krieg  /ii  eifn*rn  wohltha'igon  ^(;lat]il  hcri  N*  tibau 
und  zu  einem  Jieucn  Aufschwung  der  nationalen  \  uikswirtiischait  tuhrt.  D\c  <iUch 
voIksvirCbschaftlich  so  segensreiche  Folge  der  niederl&nd.  Befreiongskämpfe 
im  U).  Jalirh.,  ebenso  der  deutschm  l'^l.t,  tles  KricffS  von  18ßt>  in  Deutscbiand 
sind  Beif<itieli'.  Aber  wenn  man  auch  mit  Kcrht  in  deti  Kricir'^ii  Pr>'tjss»»ns  geg'jn 
Däueuiark,  Uesterreich  und  Frankreich  die  Grundlage  für  die  politische  W  i';dergehurt 
Deutschlands,  und  insofern  noch  etwas  Tolkswirthschaftticbes  Gutes  sieht,  so  beweitl 
doch  gerade  dieses  Beispiel,  wie  so  manche  andere,  dass  „ein  Krieg  den  anderen 
gcbährt,  oder,  wio  boit  1871,  zu  geblbreu  droht**,  was  l^r  unsere  Frage  von  Wichtig- 
keit ist. 

Anch  vom  finanziellen  Standpnncte  ans  wird  man  daher  diese 
ausserordentliche  Ausgabe  in  der  Hauptsache  als  eisen  Kapitai- 
yerlnst  zu  behandeln  haben.  Derselbe  kann  nur  mitunter,  weil 
er  sich  nicht  periodisch  wiederholt,  ähnlich  wie  ein  Elemeotar- 

scliaden  (oder  wie  etwa  bei  Hanken  massciibaite  \'crlnste  an  aus- 
stehenden Darlelien  in  einer  CrcditknVe),  in  einer  Reihe  von 
Finanzperiodea  amortisirt  oder  „abgeschrieben*'  werden.  Dieses 
Verfahren  beruht  aber  eigentlich  nur  auf  einer  buchhaiterischeo 
Fiction,  indem  der  erlittene  Verlust  einstweilen  theilweise  noch 
als  ein  Guthaben,  oder  ein  Activum  bloss  in  Rechnung 
betrachtet  wird,  während  in  dem  Fall  der  privat-  nnd  Staats 
wirthschaftlichen  Kapitaliiiilage  dieses  Activuni  auch  wirklich 
existirt.  In  der  T-.ehrc  von  der  Staatsbedarl'sdeckuug  ist  dieser 
wesentliche  Unterschied  zu  beachten. 

St<'in  a.  a.  ().  A.  S.  U'>  11.  nntvi-sncht  die  Gründe  des  von  ihm  sogen,  staats- 
wirthsi  h.  Dcfirits  im  Wesentlichen  mit  dens»'llv'n  Kr-*  Imis'^ett .  w\p  i,  !>  srlion 
im  Text  der  i5§.  Ha  — 41c  der  (\.  Ausg.  von  Kau  die  connexc  Frage  behandelte. 

§.  64.  —  3.   Dritte  Bedeutung. 

Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  Unterschieds  zwischen 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahmen  kommt  auf  die 

Untcrschciduiii;  eines  stalnlen,  ein  fiir  allemal  oder  doch  lür  längere 
l^erioden  vn  den  ircset/lichon  Kactoren  (l*arlanient,  Stände'^ 
willigten  und  eines  wandelbaren,  Jährlich  (oder  von  Viima- 
perlode  zu  Finanzpenode)  neu  zu  bewilligenden  Theils  des  Aus- 
gabevoransehlags  hinaus.  Namentlich  nach  englischem  Vor- 
gange, der  ttbri^^eus  nicht  ganz  allein  steht^  erscheint  es  als  eine 
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;  wichtige  Aufgabe  des  öffentliche  u  Finaiizreclits  (Bud- 
getbewilligungsfrage); aus  der  jährUclien  Ausgabe  einen  Theil 
ab  stabiles  Budget  auszuBcbeiden,  der  etwa  nnr  von  Zeit  za  Zeit 
wieder  revidirt  wird,  und  dafttr  besiimnite  Deekungsmittel 
privatwirtbschaftHche  Einnahmen,  Stenern)  bleibend  der  Regierang 
zur  Verfügung  zu  stellen. 

l)Ai>  stabile  Budget  kaun  nicht  wuhl  die  ganze  ordentliche  Ausgabo  (in  der 

'  zuciten  Bedeutung.  Normalert'oidorniss)  uiuta^sen,  wohl  abor  eiiii^^tj  Ilauptposteu 
dcibelt'en.  trcirhe  ihrem  Wesen  nach  längere  Zei l  eine  gleichmässige  Höh  e 
bdialtcii  uijd  uatcr  allen  Umständen  bestritten  werden  müssen,  wenn  die 
Stulsanschine  nngdstörton  Fortgang  haben  soll  Dahin  sind  namentlich  gewisse  aus 
j  riratrech  tlichen  Verpflichtungen  herrühre  nde  Zalilunpcn.  wir.  dio  "\'(  izui?ang  und 
luütractliche  Tilgung  der  öffentlirhen  .S>  huld  zu  rechnen.  tA.  Wagner.  Art. 
:Suati»ächu]dciL,  StaaU>wörterb.  X,  4U).  Dazu  treten  passend  solche  weitere  Thcilc  der 
oidcntlicben  Ausgabe,  aber  velcbe  auch  ans  anderen  Grttnden  {z.  B.  um  peinliche 
oder  schwierige  pail  unontarische  Verhandlungen  zu  vermeiden  oder  um  eine  gewisse 
^ubilität  der  Behaiidlun^  dox  «ich  an  diese  Ausgaben  knüpfenden  politischen  Fragen 
iM  erxeicbeu),  passend  lur  längere  Zeit  ^selbst  für  eine  unbeatiuiuu  lange  Zukunft) 
^  feate  Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Volksrertretung  getreflea  wird. 
Nichtige  Beispiele  der  Praxis  ud<1  x\v>  geltenden  Öffentlichen  Finanzrechtes  sind  die 
br^mmungen  über  i  vi  11  i>  t ii .  Kruinl^fationeu  u.  s.  w,.  f'Tncr  die  ..('ontinsrcn - 
üruüg"  des  Militärbudgets  auf  mehrere  Jahre,  wie  iia  Norddeutschen  Bunde 
ii»d  Deutschen  Keiche.  Der  schon  rorhaudeno  Begriff  der  Dotation  könnte  und 
'Ite  hier  in  entsprechender  Weise  weiter  gebildet  worden,  so  dass  das  stabile 
Budget  Hus  einer  bestimmten  Reihe  ^^olchcr  Dotationen  bestände.  (Der 
technische  Ausdnif^k  Dotation  bezeichnet  im  preuss.  Budget  den  Zuschuss  zur  Rente 

I  ivi  Kroafideicouiujissfonds,  die  Ausgabe  für  die  öllentliche  Schuld  [Verzinsung, 
TiJfung,  Verwaltnng}  und  die  Kesten  des  Landtags.) 

Eine  solche  Scheidung  hätte  nicht  nur  günstige  politische  Folgen,  sondern  käme 
Li  ithmasslich  auch  den  Finanzen  zu  (lUte.  Denn  das  wandelbare  Budsrcf  würde 
Uia  um  so  sorgsamer  geprüft  werden,  während  jetzt  die  ganze  Prüfung  schon  aus  Zeit- 

!  oangcL,  oft  genug  nur  allzusehr  Formsache  ist.  Politistch  und  finanzpolitisch  mOchten 
iihcr  dio  Vortheile  einer  solchen  Einrichtung  grösser  Sein  als  die  von  liboralpoUtischor 

,  i'arieiseitc  geltend  gemachten  Bcd(  uLon. 

i         Tretleud  sagt  Stein,  Finanz  ,  1.  Aull.,  S.  2^:  „es  durfte  kaum  zu  bezweifeln 
I  $etB.  dass  dieser  Gedanke  (der  Ausscheidung  eines  ordentlichen  oder  stabilen  Budgets) 
s<:ch  cii.'j  Ixdeotsame  Zukunft  hat,  da  eine  Bewilligung  des  absolut  Kothwendigen 

in  sich  ein  Unding  und  m  iin-  Verweigenmc:  nls  Misstrauensvotum  gcpcn  IVr-nnlich- 
•>iten  ein  durchaus  verkehrtes  Mittel  ist,  denn  sie  würd«'  in  der  That  ein  Misstrauens- 

I  tatum  gegen  die  Existenz  des  Staats  selbst  sein."*  Der  preuss.  Etat  hat  bei  den 
Aesgabea  eine  Rabnk:  „darunter  künftig  wegfallend**  (z,  B.  Gehalte  auf  Aussterbe' 
■  tat).  I)iL>>;  Ansscheidung  liesso  >ii  h  in  der  im  Text  angedeuteten  Weise  ausbilden. 
FjD  rerwandier  tjcdanke  liegt  zu  (irnridc.  Ciegen  solche  stabile  Budgettheile  sind 
li^ci&ti^s  die  mehr  links  stehenden  jmlitischeu  Parteien,  in  Deutschland  z.  B.  di*t 

I  Porlscfarittspartei  in  der  Millt&rbndgetfrage. 

S.  V.  Male  hus,  Finanz.  II,  §  20  (S.  III  11'.).  A.  Wagner.  Ordn.  u.  s.  w. 
\  Stein.  Finanzwiss..  1.  Ausg..  S.  29  tl..  Anssr  ,  S.  t;«».  71  Ii".  UehtM  Kn-Jaihl 
Halchas  a.  a.  0.,  S.  11^,  v.  Czörnig,  üsterr.  Budget,  L,  2U,  Bcrgius,  iinanz- 

>  vise&scb.  8.  14.  »  ders.  in  d.  Tab.  tUch.  fttr  Staatswiss.  1871.  S.  105  (aber  den 
onsolid,  Fonds  handelnd),    (ineist,  engl.  Verwaltuiigsrecht,  2.  Ausg.  II,  700  um! 
^.  »i^.  S.  HH2--^A'i.    Der«..  Hu. Iii.  u.  (Jcs.  nach  d.  crn-fituf.  Sfa.it-r-rlit  Englaii.K. 
r.'.'rl.  iHfiT.    Die  Angaben  der  verschiedenen  Schriftsteller  stimmen  übrigens  über  di«' 

•  efeglischctt  Verhältnisse  nicht  ganz  Uborcin.  Man  unterscheidet  zwischen  den  auf  dem 

'  (iesetz  beruhenden  u.  den  fnr  den  Dienst  dos  Jahrs  bewilligten  Ausgaben.  Die 
r-teri-n  H-  trnr  n  nnch  fnu^ist  ji^tzt  an  .HO  Mill.  Pf.l.  St..  vornemiich  für  di.-  Zinsi-ii 
tiet  .^-huld,  ausäcr  welchen  im  J.  1S04  l.UTä.l.'l^  Pf.  ordentliche  dauernde  Ausüben 
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waren,  bes.  for  das  gesummte  RicUterpersonal,  das  ordontßcbe  Pemmal  der  Gesandt* 
Schäften  und  einige  andre  Aemtcr.    Diese  Äiiagabcn  sind  auf  den  sog^en.  consoli* 

dirton  Fonds  ang<-'wi«'sen .  d.  Ii  auf  den  Betrag  einer  bestimmten  Kcihr  von  Ab- 
gaben, welche  Pitt  llbl  in  einen  Fonds  vereinte  und  für  jene  Aus^al«  u  l.I.;ih(  nd 
bewilligen  li^  ss.  Die  einzelucu  KiuBabmen  u.  Ausgaben  dieser  Fonds  waren  uraprautjin  U 
nach  dem  ftlteroo  fioanzrechü.  System  je  als  besondere  Fonds  constHnirt,  daon  in 
drei  nrn^^scre  Fonds  zusammengezogen  worden,  bis  sie  nun  zum  consolid.  Fonds  veT" 
einigt  wurden  {21  (ie.  III,  c.  13).  Dieser  Fonds  linftet  für  die  betr.  Aus^-fib  Tt .  nur 
sein  Ueberschuss  stebt  zur  .fViiwcisung  für  den  Dienst  des  Jahres  olfen.  Die  auf  d*n& 
Gesetz  berahenden  Ausgaben  werden  dahor  anch  nicht  im  Etat  dem  Parlameol  ar 
Bewilligung  vorgelegt,  r.  li.  r  den  consolid.  Fonds  u.  die  ihm  ?orangeh.  Gcsetxseb. 
«.  «iTicist  a.  a.  (.).  II,  83."^.  Di  -  neueren  Aomtpr  und  Verwnltun£rseinrirhtungcn  sind 
immer  mehr  auf  die  period.  l'arlamentsbcwilligungen  angewiesen  worden  (eb.  S.  835). 
In  den  Niederlanden  wurde  m  der  Trennung  Belgiens  nach  Ges.  v.  24.  An^.  ihi.i 
ein  10 jähr,  stabiles  Budg<?t  bewilligt  „für  alle  ordentlichen,  fixen  und  bestindigen 
Ausgabon.  w.  1(  h.:  ;iiis  (?<'m  jrewöbnlichen  Laufe  der  Dinjrr  h'  rvorgchon  u  insb.  sich 
auf  >K  II  Friedeasstand  bc/.ieiien  "  S.  Malchus  II.  D.i.  \  Orschlag  Latttte's  für 
Frankreich  l!s27,  cbcndas.  S.  114.  —  Norddeutsche  Bundesverf.  Art.  (iü,  ik- 
willigunir  eines  sUbilen  HiUtärctats  bis  Ende  1%  d.  Bcv/Ukerun^  v.  186i, 

225  Thlr.  per  Mann.  Ebenso  Deutsche  Reiehsverf.  Art.  »lO.  auch  Art.  i'rl,  71. 
Dann  Deutsches  Keichsges.  v.  \).  Dec.  1S71.  w.^riu  auf^  .lahre,  bis  End*-  1^71.  ein 
stabiler  Militäretat  bewilligt  wurde.  S.  daiub.  A.  Wagucr  im  Hoitzeodorti  schon 
Jahrb.  III,  171  ff*.  Seitdem  jährliche  Bewilligung,  aber  anf  Grand  der  im  Rdchsge?. 
V.  2.  Mai  1874  für  die  Zeit  v.  1875  —  M  gesetzlich  festgesetzten  Truppenstäti- 
'.  l'rirdcii'spriHfrfT^^tarkc"  des  Heeres  an  Fnteroflicieren  u.  Mannschaften,  ohne  Eiji- 
rechuung  der  Einjuhrig-Ffciwilligcn)  von  4(M.<'59  Mann.  Durch  das.  v.  Ö.  Mai  1&m> 
ist  diese  Zahl  bis  Sl.  März  1SS8  auf  427.2T4  Mann  festgestellt  worden. 

III.  Die  Wahl  der  Deckungsmittel  oder  Eiugaugsarteu 
für  den  Fi uanz bedarf. 

S.  hierzu  bes.  die  oben  S.  130  in  der  Vorbeui.  /u  diesem  Kap.  genannte  neuere 
Literatur  Ubrr  fli<*  Principienfrage:  Steuern  oder  Schulden? 

Dieäcr  allgemeiaeu  Fiagü  uach  den  ricbtigcu  Deckuugsmittelu  wird  ia  der 
Praxis  selten  näher  getreten,  weit  fUr  die  Hauptmasse  der  Ton  einem  zum  andern 
Jahr  sich  wiedorholenden  Ausgaben  bestimmte  Deckungämittel  geschichtlich  Uber- 
kommen  und  staatsrechtlich  fr,sfjr' -sti  llt  /u  sein  pfli  tri  ii.  Aii  h  die  Theorie  hat  er^t 
neu<Tdings  dieser  Frage  ihre  Aufmciksauikcit  gewidmet  und  sie  principiell  zu  be- 
antworten gesucht  (s.  u.).  Dies  ist  vom  Staudpunctc  der  Wissenschaft  aas  au»  h 
durchaus  geboten.  Namentlich  treriangt  die  systematische  Behandlung  der  Finanz- 
Wissenschaft  eine  solche  principielle  Erörterung  der  Frage,  weil  sonst  immer  dir 
inn*^r'^  (organische")  Verl)intlinig  zwischen  der  Lehre  von  den  Staatsausgaben  uua 
Einuahmeu  fehlt.  Diu  Ihcgric  muss  der  Praxis  hier  den  richtigen  Weg  zcig^. 
Kümmert  sich  die  Praiis  um  jene  Frage  nicht*  so  steht  sie  eben  nur  anf  dem  Staad- 
|»unctc  gewöhnlii  her  Routine  «nd  wird  bei  jeder  Schwierigkeit  Fiasco  machen ,  nach- 
dem sie  mit  ihr- r  platdosen  Wahl  der  Deckungsmittel  für  tcigerte  Ausgaben  ua<l 
Deficite  der  Voikswirthschaft  und  den  Fiuaozeu,  dem  \  ulke  und  Staate  schwv  ir 
Wunden  geschlagen  hat.  Nameottich  droht  hier  regelmässig  die  gitrase  Gefahr,  da:^ 
ohne  Untersuchung,  o)>  >s  in  diesem  Falle  zulässig  sei.  diis  acute  Deficit  einfach  m 
lange  es  irgend  ff'  ht  durch  Aufnahme  von  StaatsschuMi-n  oder  Vcräiisseruug  vvu 
meiste!!«  w*»rb«  ud. m)  Sfrir^f^eiL'-enthum  irf^d'^rkt  wird,  statt  d.iss  die  Ausgaben  möglich>t 
beschrankt  und  die  Eiiuiahutea  aus  Steuuüi  rechtzeitig  erhöbt  werden.  Dadurch  wird 
das  „acute**  Deficit  zu  einem  ^^chronischen",  das  sich  von  einer  Flnnnzperiod« 
zur  anderen  hinzieht,  in  Folge  der  falschen  Deckungsmittel  immer  mehr  vergrössen. 
schliesslich  lawinenartig,  iiril  nun  vollends  nicht  mehr  m  beseitigen  ist.  Von  d-r 
Walü  richtiger  Dcckungsmittei  für  die  Ausgaben  hiiugt  daher  auch  der  dauernde 
Gleichgewichtszustand  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Staatsliaiishalt  ab. 
Wahrend  die  V'-rmeidnug  eines  Cassendeticils  mehr  nur  eine  Aufgabe  der  Finanz- 
rai c  n  I  :i  t  ii  r  ist,  wird  di.  Kiiialtung  fniid  .  viiituell  die  Wiederherstellung)  jen-? 
dauernden   <dcichgewiciifszustands    des    Staatshaushalts    eine    der   wichtigsten  und 
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äcbvicrig^eu  Aui'irabeu  der  pracüscüeu  Fiuanzpulitik  und  die  theoretische Ktürteruiig 
kkr  diese  Aüfj^abe  eine  bisher  meistens  nicht  genügend  erörterte  Gardinalfrage  der 
RimTris!''  u?«  liaft,  —  Besonders  instructiv  für  Pathologie  und  Therapie  von  Deficits  und 
ir;>t'iern  für  «Ii.-  Tlir^orie  der  Staai-biMlarf^dcckunp  i.-t  die  neuere  ostprr.' i  (•  h.  Finan/- 
^*^hirhte.  In  di«j,sein  Staate  hat  man  es  zu  lang:e  versäumt,  das  einmal  nirht  zu  l^e- 
^.ltigende  Deficit  durch  rechtzcitisre  und  gehöri>^c  Stcigeruiif^  der  Steuern  zu  decken, 
Gtvar namentlich  ein  schvcrer  Fehh!r  der  absolutistischen  Ivc^ierungrorund  nach 
mmer  wieder  zu  l  i-  ht  /u  d< m  VLifulirerischen  und  politisch  bequemeren  Mitd  l  derA'er- 
Hi-jhrang  der  Staatsschuld  und  so'^mi  des  Papiergelds  zu  prcif^^n,  als  zur  unliebsamen 
^t£UcrerhöbuDg.  Manuiclif.  Bcisp.  in  meinen  huanzgcächichtl.  Auisätzen  Uber  Ücsf erreich, 
so  z.  B.  Staatswörterb.  Yli,  605, 620.  Wie  anders  verfuhr  Nordamerika  im  Bttrgerlcriegel 

§.  iji).  Für  die  aufgeworfene  Frage  genügt  es,  bloss  zwischen 
den  beiden  Hauptarten  von  Eingängen  oder  Deckungsmitteln  zn 
anterseheiden,  welche  man  gewöhnlich  ordentliche  nnd  ausser- 

ordentliche  nennt.  Die  ersteren  sind  die  ihrer  Natur  nach 
e i u e r  r c g e  1  ui ii s s i g e n  Wiederholung  von  Periode  zu 
Periude  liihigeu  Einuahiiieu,  iieiiilich  der  Privaterwerb  des 
Staats  nnd  die  Auflagen  oder  Steuern  (iin  weitesten  Sinne  des 
WottB).  Die  ausserordentlichen  umfassen  die  keiner  solchen 
periodischen  Wiederholung  fähigen  Eingänge  aus  der  Veräns- 
Bernng  von  Staatseigenthum  (Verminderung  der  Staatsactiva) 
und  aus  der  Benutzung  des  Staatscrcdits  oder  der  Auf- 
Dftbme  von  Staatsschulden  oder  An  Ic  ihen  (Vermehrung 
1er  Passiva).  In  unserer  heutigen  Zeit  und  in  den  civilisirteu 
Staaten  kommen  als  ordeotlicbe  Einnahmen  vomemlich  die  Steuern 
vnd  als  ausserordentliche  die  Staatsschulden  in  Beti'acht 
Die  Frage  dreht  sich  daher  vor  Allem  darum,  ob  Steuern  oder 
i^taatsschnlden  zur  Bedeckung  der  Ausgänge  flber- 
haupt  uud  specieli  doi  Ausgahcn  und  eveut.  in  welchem 
Verhiiltuiss  beide  dazu  benutzt  werden  sollen.  In 
dieser  Form  liegt  sie  in  der  Hegel  in  der  Praxis  zur  Entscheidung 
For  und  bietet  sie  auch  für  die  Theorie  das  meiste  Interesse.  Sie 
mms  aber  beantwortet  werden ,  noch  bevor  die  einzelnen  Arten 
der  ordentlichen  Einnahmen  näher  betrachtet  werden,  weil  es  vom 
Ansfall  der  Antwort  abhängt,  bis  zu  welcher  H^(he  der  Ausgänge 
unbedingt  ein  Gesammtbetrag  ordentlicher  Eiuiiahmen  zu  be- 
^chafi'en  ist. 

Nach  der  Terminologie  o.  S.  191  o.  in  der  Grundlegung  §.  64  0*.  worden 

'ii'!  ..aQSserordcQÜichen"  Einnahmen  des  gewOlinlichen  Sprachgebrauchs  meistens  nur 
i<i*  r  dfii  alli^'-meiner'^r}  H  •irriir  der  „Kingänge"  fallen  und  nur  die  o  r  d  ii  t !  i  ch  e  n 
i^^ituahmen  cigontliche  Einnahmen  i>cio.  Zu  beachten  ist  tlbrigeus  aueh  tur  die 
Fiaanzirirthschaft,  dass  manche  Ein-  und  Ausgänge  nur  ein  Sobstanzvechsel 
Vermögend  sind,  nicht  eine  eigentliche,  neue  Einnahme  oder  Ausgabe, 
ts  Irinut  dies  mit  der  L<  Im'  vom  ordcntiich'^ri  iiikI  a-isscrordentlii'lien  Finanzbcdarl' 
IQ  ilrr  obigen  zweiten  Bedeutung      ü^;  zusammen.    Der  Aufgang  l'Ur  eine  ütaats- 


Digitized  by  Google 


144        l'^'         M»tcrieUe  Orduung  der  Finaa/wirthdchaft  §.  05, 

wirthscliafüiche  Kapitalanlage  i^t  z.  Ii.  kuiac  reelle  Ausgabe,  soodern  uur  ein  solche 
Snl»tanzwec1isel.  S.  (srnnoleguni^  I,  §.6$  fT.  Die  neae  TermiDoIogie  dient  diux, 
auf  solche  wesentliche  Mouuntt  ikr  Unterscheidung  hinzuweisen,  was  z.  B.  Ac 
Held  in  8.  Bemerk,  in  Uildebnuid:)  Jahrb.  1876,  B.  27,  S.  15S  rerkannt  hat. 

§.  66.    Stenern  oder  Staatsschulden  als  Deckungä 

ui  i  1 1  c  1  der  Ausgaben. 

1.  Dogmengescliiciitlicbes  Uber  diese  Frage. 

Es  lEann  sich  an  diesem  Orte  nur  um  eine  generelle  CharacteriäiniQg;  dc 
ältercn  und  neiioren  thcorcti-M  lu  ii  Ansichten  handeln.  S.  Näheres  bri  Piotzel 
System  d.  Staatsani.  pass..  be».  i».  15S  If.,  und  hei  A.  Wagner,  Ordimug  d.  österi 
Staatshaush.  S.  6  it.,  1 4  tW  Im  Texte  h,t  dieser  Darstellung  und  dci  lichaudlun^  de 
Frage  im  Alt.  Staatsschulden  im  StaatsirOrterb.  gefolj^  worden.  Das  Gesairte  bestell 
sich  so  ziemlich  auf  alle  früheren  Theoretiker,  auch  auf  Neben  ins,  v.  Male  hu 
und  auf  Kau.  S.  in  der  5.  Aufl.  seiner  Finanzwiss.  bos.  §.  4CR.  171 
478a,  worin  übrigens  im  Vergleich  mit  den  früheren  Auflagen  schon  mehrtache  Zu 
gostUndoisse  gegen  die  neuoro  Lehre  gemacht  sind.  Der  Satz,  mit  welchem  in  §.  471 
der  früheren  Auflagen  die  L<'1ire  von  den  Staatsschulden  von  Ran  einjceleitet  wurde 
,.wenn  zur  Bestreitung  dos  beschlossenen  Sta;itsriiif\viui(ls  die  gegenwärtigen  St.-*a^- 
einkaufte  (d.  h.  die  ordentlichen  Einnahmen)  nicht  zureichen,  eine  ErhOhang^  dci 
selben  für  volkswirthschaftlich  nachtheilig  oder  überhaupt  nicht  für  rathsam  erachte 
wird  und  kein  früher  angesammelter  Hilfsvorrath  zur  VerfUgnng-  steht,  so  mtasa  di< 
fehlende  Summe  durch  eine  S>  Ii ii M  ir. de«  U  werden"  —  dieser  Satz  bezeichii' f  «  ber 
nur  ganz  rii  litit'^  ilen  Zei{[Hui«  t.  wu  eine  Schuld  autgenommen  zu  werde  n  pfieirt 
aber  enthali  kein  l'rincip  Uber  das  Wesen  und  die  Zulässigkcit  einer  Benutzung  do: 
Staatscredits. 

Die  älteren  Theoretiker  haben  die  Frage  nach  der  Wahl  dei 
BedeckuQgsart  der  Ausgaben  nicht  geuereil  und  principiell  bebaodeit 
sondern  sie  regelmässig  nur  bei  Gelegenheit  ihrer  £r(^rteniiigen 
Uber  Staatsschulden  bertthrt.  Sie  stellten  dabei  kurzweg  die  Fra^ 
anf^  ob  und  wann  der  Staatscredit  benutzt  werden  dfirf'e  und  aoll« 
uud  ob  Staatsschulden  mehr  Vortheile  oder  iiiehi  Nachtheile  hüten. 
Hier  hätte  dann  eine  absolute,  allgemein  giltige  Antwort  gegeben 
werden  mUsben,  die  aber  unmöglich  war.  Jene  Theoretiker  sind 
deshalb  zu  einer  klaren  Krkenntniss  des  Wesens  und  zu  einer  unbe- 
fangenen Würdigung  des  Staatscredits  nicht  gelangt,  sie  blieben 
alle  an  dem  Namen  Staatsschuld  hUngen  und  dieser  wurde  somit 
verhängnissvoll  (Diet/>el).  Man  wog  die  Vortlieile  und  Nachtheile 
ab,  i'find  regelmäsjsig  die  für  eine  Heniitzung  des  Staafeücredits 
.*?prech enden  Gründe  zu  leicht,  sah  höchstens  in  der  Aut'nahme  vou 
Staatsschulden  ein  freilieh  oi't  unvermeidliches  L'ebel  und  beschäiligte 
sich  dann  vorzugsweise  mit  den  Erscheinungsformen  des  Staats- 
credits,  indem  die  Naehtbeile  des  Staatsschulden weaena  dureb 
eine  richtige  Wahl  der  Scbnldform  ml^glichst  abgescbwiicht  werden 
sollten.  Statt  ein  festes  Trincip  lil)er  das  Wesen  und  die  Zulässitr 
kcit  einer  Hetuitzung  dts  Staatscredits  aiif/iistellen,  bezeichnete  die 
herrschende  Fiuaui&theoriei  von  den  Vorgängen  in  der  Praxis  ein- 
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(aeh  abatrabireud)  nur  den  Zeitpanot,  wo  eine  Schuld  contrabirt 
za  werden  pflegt,  als  denjenigen,  wo  eine  Schuld  allenfalls  auf- 

genommen  werden  darf.  Hier  warde  also  die  angefochtene  Praxis 
zDiii  theoretischen  Rechtfertigun^sp:rnndc  des  Staatsschiiklcumachens 
selbst.  Jjei  emeui  solchcu  Seilj.sLu  idcrspruch  der  Theorie  Hessen 
begreiflich  nicht  einmal  die  notorisch  schlimmsten  Aus- 
scbreitongen  der  Praxis  in  der  Benutzung  des  Staatscredits  yer- 
bfiten.  Es  wftre  bei  der  gegnerischen  Stellung  zu  allem  Staats- 
Bcbuldenwesen  folgerichtiger  gewesen,  zu  verlangen,  dass  die  Aus- 
grübt nicht^  Uber  den  Betrag  der  ordentlichen  Einnahme  steigen 
solle  oder  letztere,  wenn  der  Bedarf  einmal  nieht  mehr  zn  ver- 
Bundeni  sei,  unbedingt  auf  die  Höhe  desselben  gebracht  werden 
mflsse.  Aber  angesichts  der  practiscben  Schwierigkeiten  wurde 
diese  Gonsequenz  nicht  gezogen. 

2.  Prineipielle  Erörterung  dieser  Frage.  Die  Fraheren 
flberBahen,  dass  die  von  ihnen  behandelte  Frage  Uber  die  Anwend- 
barkeit dcö  Staatscredits  nicht  Itir  bich  zu  beantworten  ist,  sondern 
dass  ihr  eine  Vorfrage  vo rausgehen  rauss,  welche  Ausgänge  bez. 
Aasgaben  grundsätzlich  durch  ordentliche  Einnahmen  zu 
decken  sind.  Die  Untersuchung  hierüber  Itihrt  erst  zu  einer 
ricbtigeii  Anfiassnng  alier  der  Gontroversen,  welche  sich  an  die 
Bentitsang  des  Staatscredits  knüpfen,  hin.  Es  sind  dabei  die 
beiden  Fragen,  welche  Aui^gänge  durch  Steuern  und  welche  durch 
Anleihen  zu  decken  seien,  in  ihrem  organischen  Zusaniuienhang 
aufzulassen  und  auf  ein  ubeisies  Princip  zurückzuführen,  nach 
welchem  sie  einfach  beantwortet  werden  können.  Die  Neueren 
«id  in  dieser  Weise  yerfahren  und  haben  dadurch  eine  feste 
Grandlage  für  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung 
gelegt  Eine  prineipielle  Würdigung  des  Staatscredits  ist  erst  hier- 
udfcii  erzielt  worden. 

S.  die  betreff.  Literatnrangaben  oben  S.  130.  Ausserdem  auch  E  in  in  in g: haus 
iiuf  d.  volkswirthsch.  Congress  in  Mainz  l^w  i.  Auszug  Br.  II.  Iii.  l^GD  Nr.  935), 
d«».  im  Bremer  Handulübl.  lir.  892  (IM)  (wie  der  Auls.  v.  ^'assc  in  ü.  Tub. 
Ztielir.  eine  kritische  Revision  der  Theorieen  r.  Dietzel,  Wegner,  Laspeyres, 
Sötbeer).  £bcnda£.  ein  Aufsatz  ans  ander« t  Feder,  „Staatsscholden  u.  Steuern *\ 
S'r.  929  (18Rf»  ( i.  (iiidemoisler  ,.  Kri(:j;sanleihcn "  in  d.  Freuss.  Jahrb.  D.  17. 
Das,  was  an  den  Ansichten  Sötbeer's  in  Betreü  iier  nachtheiligen  Wirkung  inländisrh.  r 
Anleihen  rerglichcu  mit  Steuern  auf  die  V er t heilang  des  Vermögens,  bez  Ein- 
lommens  in  der  Volkswirthschaft  richtig  ist,  ist  nidits  Neues  und  kann  durch  fingirte 
Zahlenbci-t>i<  Ic  auch  ni.  E.  nicht  besser  '  -viüson  v.  crden.  i  V<;l.  auch  die  sich 
"^Otbe^rr  anschliessenden  Bemcrkunsr<'n  von  unn  i  n  Ii  a  u  s  im  Br,  H  a.  a.  0.}. 
in  den  JeiirörterungeQ  über  die  W  iiiiUiigeu  ^»ulchcr  Anieiheu,  die  dinti  iiupiud  eiaer 
prodectireii  Tenrendnng  im  InUnd  eist  wegnehmen  (s.  §.  68)«  als  Kapital ent • 
fiebBagen  aaf  die  Ydkawirtliscliaft,  konune  icli  schon  in  d.  Oida.  d.  ösleir.  Staats- 

A.  Wag  Der.  iTiaaftnriiMMeliaft.  I.  3.  And.  IQ 
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haosh.  S.  31 — 35  flSf»S)  und  noch  bestimmter  in  dem  Art.  Staatsschulden  im  Hand- 
wörterbuch Voll  Kciiizaeh  S.  S60  (geschrieben  Auf.  1S65)  und  im  StaatswOrterk 
X,  15 — 18  (1865)  zat  Bevorzugung  der  Steuer  vor  ä&t  Anleihe,  well  letztere  die 
Vertlieilnng  ungünstiger  beeinflusse  und  die  Arbeiter  eher  becintrfichtig-e.  Stein: 
hat  schon  fruher  und  noch  in  der  'i.  Aull.  s.  Fiuanzwiss.  S.  41  II.  dann  S.  ll'j  iT. 
727  fl*.  im  Wesentlichen  lieiue  andre  Theorie  der  Staatsbedarfsdeckung,  als  die  iui 
Text  sofgetttellte,  nur  dass  er,  wie  Dietzel,  die  notbwendige  Einsduftoknng  für  die; 
wirkliche  Benutzung  des  Staatscrediis  zur  Deckung  nicht  macht  und  somit  die 
r'ip-r-n  tli  i-h  socialpolitische  Scit.^  der  Fraj^e.  dii^  nnch  Sötbeer  behandelt,  — ^ 
Eintiuäti  der  Wahl  der  Deckungsmittel  und  specieil  der  Schuidaufnabme  auf  di< 
"Vertheil ung  des  Volkseinkommens  —  vernachlässigt.  Wenn  er  es  dabei  far  gut 
findet,  ancb  In  der  3.  Ausg.  S.  731,  meine  Behandlung  der  Frage,  die  viel  Slter  alsj 
die  seinip'^  ist  (srLon  in  meiner  „Ordnung  des  Österreich.  Staatshaushalts"  a.  a.  O.  — " 
1863),  nicht  cinruai  zu  erwähnen,  obwohl  «io  m  d.  i>.  Au>jr.  v.  l?au's  Finanzvi>s. 
die  erschöpfendste  Bearbeitung  des  Gcgenstauds  war,  urspnuigiich  unabhängig  nou 
Dietzel  ontttnnd  v.  z,  B.  Nasse  in  dem  von  Stein  seihst  genannten  An&atz  mit 
zum  Anknüpfungspuncte  diente,  so  berechtigt  mich  das  wohl  zu  einer  Verwahrung 
gegen  diese  literarische  IlloyaÜfrit  in  einem  Werke,  welches  auf  Olij-M  tirität  An>i.n]i  h 
macht  Die  von  Stein  jetzt  so  betonte  Verbindung  der  Staatsschuldenfrago  mit  der 
Verwaltung  ist  in  meiner  schon  lb63  nnd  1865  aufgestellten  und  in  der  6.  Ausg. 
V.  Kau's  Finanzwiss.  neu  formulirten  Lehre  von  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage 
im  Kern  und  in  di  r  Ausführung  vollständii^  enthalten.  Stein 's  ohnehin  schiefe  und 
in  seiner  Weise  nicht  haltbare  Unterscheidung  von  Finauzcredit  und  Staatssohuld 
hat  mit  der  hier  zu  behandelnden  Frage  nichts  zo  thun.  Kau  hat'e  den  Gegenstand 
des  Tezts  noch  kanm  nnr  berührt.  In  d.  4.  A.  hat  Stein  keine  Aesdernngea  ge> 
macht,  welche  mich  zur  Zurücknahme  dieser  Vorwiiifc  bestimmen  können.  S.  i.  A. 
I,  61  ff..  IT,  M13  fl'..  457  ff.  In  pekanstclter  nfuor  T<rininolocrie  wird  die  jetzt  allge-: 
mein  angeuommeue  Lehre  vorgetragen,  nur  ditä»  wie  bei  Dietzel  die  Grenze  für, 
die  Benutznng  des  Credita  viel  zu  weit  bleibt  u.  demgemlsa  auch  das  enorme  Wadis>: 
tbum  der  Schulden  in  einigen  modernen  Staaten  zu  leicht  genommen  wird  (II,  464  IT.). 

Den  Wegy  auf  welchem  man  zur  jeteigen  Theorie  der  Bedarfs- 
deckung gelangte  nnd  diese  Theorie  selbst  betreffend,  so  hat  man; 
znnftchflt  die  Frage  nach  der  riebtigcn  Bedeckungsart  der  Aug- 

gaben  mil  der  früher  in  *^.')  luii^^estellten  Unterscbeiduns"  des 
Finaiizbedarfs  in  ordeutlicheii  und  ausserordentlichen  in  Verbind luio- 
gebracht,  wobei  das  Unterscheidungsmerkmal  in  der  Daoer  der 
mit  einer  Ausgabe  als  einer  Güterrerwendung  hervorgebrachten 
.  Wirkungen  liegt  Dadurch  gewann  man  eine  feste  Unter- 
grenze fUr  denjenigen  Theil  des  Qesammtausgangs ,  der  unbe- 
dingt durch  ordentliche  Einnahmen  (Steuern)  bedeckt  werden 
mnss:  im  Wesentlichen  die  o r d  c n  1 1  i che  A u sg abe  oder  das 
Normalerturderiiiss.  Jene  rntergrenzc  bezeichnet  zugleich  die 
Obergrenze  (Maximum i,  bis  wohin  allenialls  die  ausserordentUche  ^ 
Einnahme  (Öchuldaufoahme)  znr  Deckung  der  Ausgänge  benutzt; 
werden  darf,  soweit  nemiich  Zweck,  Wesen  und  Wirkung; 
der  letzteren  hierüber  entscheidet:  demnach  darf  von  diesem 
(xesichtspunete  aus  der  ganze  ausserordentliche  Finanz- 
bedarf, d.  h.  die  privat-  und  sta  a  t  s  wi  rt  hs  ch  a  1 1 1  ic  h  e 
Kapitalanlage  und  die  eigentliche  ausserordentliche 
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Ausgabe  auf  diese  Weise  bestritten  werden«  Jedoch  ist  damit 
vodi  nicht  die  weitere  Frage  beantwortet,  ob  Überhaupt  nnd  nnter 

Hillen  Umständen  oder  wieweit  die  ausserordentliche  Einnaliiiie 
wirklich  zur  Deckung  dieser  Ausiraben  benutzt  werden  soll:  denn 
iiieriUr  können  doch  noch  andre  als  der  obige  Gesichtspuiict  in 
Betracht  l^ommen.  Die  Entsoheidang  hängt  nemlich  noch  von 
einer  weiteren  Erwägung  ab. 

Dietzel  a.  a.  0.  zieht  diesen  zweiten  Punct  nicht  mit  in  Betracht,  sondern 

entscheidet  nur  nac.h  der  Wirkung-  der  Auagaben,  die  mit  Anleihen  oder  Steaeni  be- 
stritten werileii.  Ilienns  sowie  aus  der  unterlassenen  weiteren  Specialisirone:  der 
ao^rordentiichen  Ausgaben  erklärt  sich  seine  Fiel  zu  weit  geiasste,  deshalb  unrichtige 
Bq^  f(ir  die  Benntzon^  des  Staatscredits.  Die  im  Text  herron^ehobone  BcrQck- 
iichtigung  der  Wirkongen  von  Anleihen  oder  Steuern  als  (liiterentziehungen  schon  in 
1  Or-in.  d.  österr.  StaatshausL.  Alisrhnitt  l  Nr.  .'{,  S.  10  .in.  Aehniich  einseitig 
vle  Dietzel  auch  noch  Stein  a.  a.  0..  selbst  noch  in  d.  4.  A. 

Neben  der  vergleichenden  Betraehtnng,  welche  Wirl^angeii 
die  Ausgänge  als  Güter-  oder  Kapitalverwendtingen  auf  die 

Volkswirthschat't  ausüben,  müssen  nemlich  auch  noch  die  Wirkungen 
verglichen  werden,  welche  die  beiden  verschiedenen  Arten  der 
Einnahmebeschaffang,  also  namentlich  die  Hesteuerung  und  die 
Schulden  aufnähme,  als  Güter-  oder  Kapital  heran  Ziehungen  ans 
den  Einseiwirthschaften  auf  die  Volkswirthsehaft  hervorbringen. 

Die  ansserordentliehe  Einnahme  darf  dann  der  ordentlichen 
EmDahme  wirklich  als  Deekungsmittel  vorgesogen  werden,  wenn  es 
erstens  der  Zweck  und  die  Wirkung  des  Ausgangs  eilaubt,  also 
wenn  e«  Rieh  um  ausserordentliclie  Ausgaben  li.  w.  S.)  hnndelf,  und 
wenn  zweitens  in  diesem  Falle  zugleich  die  Beschallung  ausser- 
ordentlicher Einnahmen  von  der  Volkswirthsehaft  günstiger  oder 
ndnder  nngttnstig  empfunden  wird,  als  die  Beschaffung  ordentlicher 
Einnahmen. 

Hierdnreb  erhält  man  fHr  die  Theorie  nnd  die  rationelle  Praxis 

die  Kegel,  dass  die  w iiklichc  Anwendung  des  Staatscredits 
gegenüber  Jener  voiidn  aufgestellten  Obergrenze  sehr  wesentlich 
IQ  beschränken  ist,  d.  b.  es  muss  auf  die  8chuldaufnahme 
in  vielen  Fällen  verzichtet  werden,  wo  die  Beschaffenheit 
der  Ausgänge,  welche  durch  Schulden  gedeckt  werden, 
allein  betrachtet,  sie  erlauben  würde.  Demgemäss  ist 
alsdann  die  ordentliche  Einnahme  (Besteuerung)  mit- 
unter seihst  auf  den  ganzen  Betrag  der  ausserordent- 
lichen Ansga!)c  zu  erhüben  (s.  u.  §.  68  fl'.). 

Hiernach  ist  mithin  im  Unterschied  von  der  priuciploseu  Aul- 
fiasflong  der  frflheren  Theorie  der  Sats  festgestellt  worden,  dass  die 
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Deckuiigsmittel  der  Finanzwirthschaft  grundsätzlich  doppelte 
sind:  ordentliche  £innahmeD,  besonders  durch  Benatzang  der 
Stenerkraft  und  ausserordentliche  Eionahmen,  besonders 
darch  Anwendang  des  Staatscredits:  Besteaerong  und 
Bcbuldanfnabme  sind  zwei  Formen  derselben  Operation 
mit  .speciiisch  gleicher,  nur  gradweise  verschiedener 
VV  i  r  k  u  u  g. 

^.  ü7.  —  3.  Begründung  dieser  Theorie  der  Finanz- 
bedarfsdeckang. 

hierzu  auch  Wagnor,  Grondl^.  Abth.  I,  Kap.  9  und  4,  über  die Oigaaisatiou 
de;  VolJffiwirtliBchaft  and  den  Staat 

In  beiden  genannten  Fällen,  bei  der  Besteuerung  nnd  der 
8(  Imldanfnahme;  werden  für  die  Zwecke  des  staatswirili^i  liaftlichen 
Produciiüusprocesses  Guter  aus  den  Kinzelwirtbschaften  in  der 
Volkswirthschatt  herangezogen  und  in  das  iätaat;»wesen  verarbeitet. 
Aber  die  „Frodacte'S  welche  in  letzterem  dorcb  diese  Gdtenrer- 
Wendungen  gewonnen  werden,  sind  von  verscbiedener  Üanor.  Die 
Nothwendigkeit,  sie  neu  zu  erzeugen,  wiederholt  sieb  daher  in 
l'oiioden  von  ganz  ungleicher  Länge.  An  diesen  Unterschied  ist 
hier  anzuknüpfen  und  sind  dcniiiiich  die  Staatsleistuni^ciij  je  naeh- 
dem  sie  mit  ordeutUchen  oder  mit  ausserordentlichen  Aus- 
gaben bewerkstelligt  werden,  zu  trennen. 

a)  Die  Leistungen  ersterer  Art  werden  im  Allgemeinen  stets 
in  gleich  langen  Zeitabschnitten  (z.  B.  Finanzjahren)  7dllig  ,,con- 
sumirt^'.  Im  Wesentlichen  liegt  Jahr  itlr  Jahr  das  gleiche  Be- 
dürfnis» der  Einzelwirthschafteu  nach  diesen  von  der  staatlichen 
Gesammtwirthschaft  för  sie  zu  erzeugenden  (iüterii  (Sorge  für 
Rechtsschutz,  Beförderung  der  Cultnr  und  Wohlfahrt)  in  derselben 
Weise  wieder  vor.  Die  Einnahmen,  mit  denen  die  ordentliche  Aas- 
gabe gedeckt  wird,  stellen  daher  in  der  Tbat  die  Zuftlbnmg  yon 
umlaufendem  Kapital  in  den  Staatsbaushalt  dar,  gehen  mit  ihrem 
ganzen  Werthe  in  die  Productionskosten  der  mit  jener  Ausgabe 
hergestellten  Güter  (also  meistens  immaterieller  Staatsleiftunjcen^ 
und,  wenn  man  der  Berechnung  z.  B.  Jahresahschnitte  zu  < Grunde 
legt,  auch  in  den  Gesammtwerth  der  Jahresproduction  in  der  V olks- 
wirthschaft  über.  Was  der  letzteren  zur  Deckung  der  ordentlichen 
Ausgabe  an  Gütern  jährlich  entzogen  wird,  was  also  gewisser- 
massen  eine  Ausgabe  fttr  die  Gesammtheit  der  Privat-  nnd  der 
Gemeinwirthschaften  ausschliesslich  derjenigen  des  Staats  selbst 
bildet,  erhält  die  Volkswirthschaft  und  erhalten  speciell  diese  Wirth- 


Digitized  by  Google 


BegrUudujig  der  Bödeckuu^atlieorio.  149 

schatten  in  derselben  Zeit  im  Werthe  der  »StaaUleistuugeii,  aUo  an 
Einnahme,  wieder. 

So  ist  <»s  vpiricrst-  ns  bei  gerechte  SteTK^rvcrtheilun"*  nnd  bei  der  richtigen 
KonoiruDg  von,  Alien  im  Wcsentliciieu  gleicliitiässig  zu  Gute  kouiuicndcn,  Staats- 
lal^ngea  *ach  in  BetrcH' jeder  einzclueu  Einzelwirthscliaft.  Die  Staataeiu  nah  inen, 
Bit  denen  die  ordentliche  Aasgabo  bos^Uen,  also  m.  a.  VV.  mit  denen  die  jährlich 
TOD  Neuem  in  itlcicljcrn  rmt-mge  nöthijr  werdenden  Staatslt'i>tnnj!:cn  beschalfi  «rerdea 
rollen.  mU?sen  daher  einer  oliensolchen  refrclmässigen  Wiclcrhoiuriß:  ffthip  sein.  Dies 
siikd  iiun  aber  bloss  «lie  ordentlichen  Staau>emuahmcu,  iiauicuilich  auch  die  btcuem. 
D»hflr  aind  dies«  ellein  die  gecignetoa  Deckangsmittel  für  die  oideotiicbeD  Ausgeben 
«nd  müssen  sie  ausreichen,  abo  oOthigeoiells  entsprechend  erhöbt  werden,  vm diese 
A«9§aben  ToUstAodig  zu  decken. 

Wird  non  das  Gebiet  der  Staatsthfttigkeit  und  dag  Verwaltongs- 
System  richtig  bestimiDt^  so  dass  der  Betrag  der  ordentlichen 
Ausgabe  nnd  Einnahme  wenigstens  anf  die  Daner  ebenfalls  als 

aogemessen  gelten  kann,  so  wird  durch  die  strenge  Beiolgung 
des  Grundsatzes,  niii)det>tenm  stets  die  ganze  ordentliche  Aus- 
gabe durch  ordentliche  Einnahmen  zu  decken,  in  finanzieller 
und  involkswirtbschaftlicher  Hinsicht  ein  zweifacher  wichtiger 
Vortheil  erreicht,  dem  nachsustreben  ist  Einmal  bleibt  der 
Staatsbanshalt  vor  der  Gefahr  eines  ^^ehronisehen'^ 
nicht  bloss  stets  wiederkehrenden,  sondern  sieh  in 
seiner  Höhe  stets  noch  steigernden  Deiicits  bewahrt. 

Damit  wird  auch  in  schwierigen  Perioden  des  Staatslebens  der  rcttangslosc 
Koin  der  Finanzen  mit  allen  seinen  furchtbaren  wirthscha filichen .  politischen  nnd 
sittlichen  Folgen  für  das  Volk  vermieden.  Denn  wenn  selbst  ein  Theil  der  ordent- 
Bcbeo,  Dothvendlg  jftbriicb  in  gleichen  Betrage  wiederkehrenden  Ausgabe  durch  die 
nattlrlich  nicht  lauge  vorhalteDde  Veräusserung  von  Staatseigenthum  oder  durch  Schuld- 
anfnahme  gedeckt  wird,  so  wächst  das  vcirhandenrt  Deficit  jährlich  auch  bei  sonst 
^ch  bleibender  Ausgabe  um  den  Betrag  der  verminderten  Einnahme  und  der  hin^ 
zukommenden  Zinsen ,  und  zwar  in  immer  stärkerer  Progression. 

Besonders  deutliche  Belege  für  diese  Sätze  giebt  die  neuere  Finanzgcschlchte 
Oesterreichs,  Italiens,  auch  Kusslands  und  z.  Th.  Frankreichs.  Die 
Pf'jüTf^S'iion  dr-i  Schulderforderniss^'«  nnrh  d^m  absoluten  Betrage  (in  Million<in)  des 
I<.'iitcrea  und  nach  dem  Verhaitaiss  zur  ordentlichen  Netto-Einaahmc  in  zweien  dieser 
SiSBten  zeigt  die  folgende  Uebersicht,  wobei  fieffich  zuzugeben  ist,  dass  nur  ein  Thoil 
iler  Zunahme  auf  die  ganz  rerwerf liebe  Decitung  oidentÜcher  Ausgaben  mit  Staats- 
ichnldeD  zurackgcfuhrt  werden  kann. 
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Die  Berechnung  fttr  Oesterreich  1868  ohne  Rllciczahlung  an  d.  Natioiudb«&ki 
weicht  von  den  Daten  in  Czftrnig's  HaodbUchlein  und  a.  a.  ü.  etwas  ab,  weil  liier 

iiarh  otwiis  andcrt-n  (irnndsätzen,  z.  B.  in  Betn-fT  der  (ict  Zahlungen  nn  and  ans  dem 
chcuialigeii  aligeuicinen  Tilgongsfonds,  verlahreu  wurde.  Die  luitgethcilteo  iMten 
nach  meinen  speciellen  Berechnnngen.  Für  1867  der  Anschlag,  Nach  dem  danu 
eintretenden  6ninzieUen  Ausgleich  mit  Ungarn,  der  damit  rerbundenen  Einstttllnnf  der 
moiston  Tilgongen  und  der  erfolgten  Zinsrodiiction  t  uphc.mistisc  h :  Einkommensteuor- 
crhöhnii'jr)  ist  die  früher»;  Entwicklung  al)ge)iroclnii.  In  rrig:arn  ist  sie  dafUr  n'^- 
QDi  60  mehr  Erfolg  uuu  allein  fortgeführt.  (Im  uugar.  Eui  f.  Ibbl  steht  das  Schiau 
crfordemias  für  die  seit  1868  entstandene  ei  gen e  Ungar.  Schuld  schon  mit  64'3  MilL  fl., 
neben  dem  Betrag  v.  30  '5  M.  fl.  Östrrr.  Scliuld.)  In  den  früheren  Zahlen  f.  Oesterreidl 
ist  dii  contractliche  Til^^uiifr.  tl»  r  MiUu-  und  Wechsel  verlast  (Folge  der  Papicrgeld- 
xrirthscbaft),  die  Subventionen  au  Bahnen  u.  6.  w.  im  Schuldurfordemiss  bei  deu 
Zinsen  inbegriffen.  —  Aach  bei  Bassland  amfasst  die  Ziffer  die  Tilgon^  mit  For 
die  Jahre  seit  ISin  ist  das  Badget  etwas  anders  als  früher  publirirt.  weshalb  der 
angegebene  Proi  ontsatz  von  da  an  nur  annähend  richtig  ist.  Fiir  die  folsrenden  .Tahrt; 
wagte  ich  ihn  aus  den  mir  vurliegenden  Daten  überhaupt  nicht  zu  berechnen.  Die 
enorme  Zunahme  ist  die  Folge  des  letzten  TQrlenkriegs.  In  1881  betr&gt  das  Schuld- 
erfoiderniss  von  den  stark  gesteigerten  oh finnahinen  aas  den  dir.  a.  indir.  Steuern 
II.  von  don  Staatsgütern  (/Ais.  548*6  Mill.  B.i.  c\nr  Summe.  wHrhe  Haupttheil 
der  ord.  Ke  i  n  Liiinabuie  darstellt,  35"2"/„.  Diese  Quote  war,  in  derselben  Weise  be- 
rechnet, 1S62  von  de IV  gleichen  Einnahmen  (circa  258  Mill.)  circa  21%:  also  trotz 
der  YcnncArung  der  genannten  Hanpteinnahroen  nm  106*/«  noch  eine  Steigerong  der 
'^uoto  des  Schulderfordemisses  von  ein  Fünftel  aof  Whor  ein  Dritfill  Fnd  daneben 
Uber  1  Milliarde  K.  im  ein  lesbares  Papiergeld  mit  Zwanfrscun^.  Wären  nicht  in 
Österreich  und  Kuäi»land  die  onientl.  Einnahmen  (worunter  aber  manche  Posten,  die 
hn  (imnde  zu  den  ansserord.  gehören)  so  bedeutend  gesteigert  (wenn  auch  in  Oester* 
reich  nicht  erheblich  genug  und  nicht  rechtzeitig),  so  würde  der  Procentsatz  noch 
viel  grösser  geworden  sein.  Das  österr.  Schulderforderniss  von  1801  betrug  /.  B. 
mehr  als  die  ganze  Netto  -  Einnahme  von  1848  u.  63  7**  g  der  (durch  Eiobeziebuug 
Ungarns  0.  8.  w.  schon  stark  gesteigerten)  Einnahme  von  1851.  Das  nun.  Schnld- 
erfordemisa  von  1S70  ist  25-2''  ^  der  urdentl.  Einnahmen  von  ls62,  das  v.  1881  69*,',.— 
In  Italien  sind  die  SchuM -n  drr  •■licnial.  selljstrmdiLren  Staaten  hinzv/eUtminen.  Dor 
llauptpoäten,  die  d"  ,,  (consolid.)  K'eute  rührt  auj>  der  t>ardin.  Schuld  und  aui  neuen 
8(  hulden  des  Königreichs  Italien  her.  Er  betrug  1861  97  8  Mill  fr.  Zins,  1870  263'2, 
woneben  noch  etwa  ein  Drittel  dieser  Summe  auf  andre  neue  rückzahlbare  Sebalden 
des  Königreichs  kam.  Wähn  nd  i>ich  die  ordentl.  Einnahme  Italiens  von  1S61  —  70 
etwa  verdopji-  ltr  f  ir,7  auf  Hol  Mill.  Kranr-^  inrl  Erhebungskosten),  stieg  der  gesammtc 
SchuldaulwauU  aul  das  4  -5 fache.  Nach  d.  A.  f.  18bl  war  das  Zinserforderaisb 
f.  d.  consolid.  Schuld  S55*6.  f.  d.  rOckzahlbare  38'7,  das  Erforderniss  f.  d.  schwebende 
(incl.  Eiscnb.zinsgarant)  63*5,  f.  Annuitäten  /.  Ankauf  d.  oberital.  Bahnen  29'I, 
zus.  187  Mill.  fr.  oder  cirea  45"  „  der  ord.  Netff^.  innahTnc  (c.  lO^J  Mill.  fr?>.  — 
lu  Frankreich  erforderte  die  Keute  (fundirto  Schuld)  isöl  233,  1870  364,  1676  74S, 
1S82  743  Mill.  fr.  Zins.   In  Oesterreich.  Italien  und  neueidings  auch  in  Kussland 
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y;  •  laibaJiB  P«iersburg  <  Moskao)  bat  man  daneben  in  sehr  bedeTitciidem  Umfange 
»erbeodes  SUateeigenthum .  so  fast  allf»  Stantscisenhahnen  ver&ussort,  z.  Tli.  auch  zu 
schlechtea  Preisen,  in  uestürreich  mcut  im  Beginn  der  Reniabilitätspcriode  der 
fiihiiea.  Hier  varde  bis  Ende  1859  ein  Behncomplez,  der  386*26  MUI.  fl  O-H. 
ztfkostet.,  fiir  meist  erst  in  längeren  Jahreetateo  fällige  löS'ö6  MiU  fl.  C  -M.  vcr- 
krft'  S.  Wagner  in  Uns.  Zeil  1863.  S.  l'jy.  Erst  in  d  u  letzten  Jahren  haben 
■kstarreich  u.  Italien  mit  d^m  nenou  Erwerb  von  Staatsbabtien  begonnen  u.  daraus 
nüirt,  wie  auch  in  Ungarn,  ein  Tüuil  der  neuereu  Schulden  her,  die  sich  wenigstens 
etvM  tos  den  BahnefOi^ii  selbst  feniMeii. 

Der  Gleit  ha  e wir htszn stand  zwischen  Consumtioü 
aod  Prodttction  in  der  ganzen  Vol ks wirthschaft  oder 
m.  a.  W.  zwischen  BedUrfnissbe friedigangen  und  pro- 
diictiTen  Leistangen  der  Einzelwirthschaften  bleibt  dann 
ebeofalls  gewahrt:  der  zweite  Gewinn,  der  ans  der  Befolgung 
jenes  Deckungf^grundsatzes  hervorgeht. 

Was  die  TÜnzelwirtlischaften  /  B.  jährlich  an  ßechtssrhutz  und  Förderung  ihrer 
liitercssea  alior  Art  erhalten,  in  diesem  Zeitraum  völlig  rerzebren  und  jährlich  in 
deaielbai  Umfange  ron  Neaeo  bedflrfen,  das  beahleo  sie  aach  in  den  Stenern 
a.  w.  aiiB  ihren  bofenden  Leistungen  (oder  Einnahmen)  vollständig.  Sie  Verden 
iber  zu  diesen  Leistonren  .inch  nur  in  den  Stand  gesetzt  durch  das.  was  ihnen  wieder 
iler  Staat  leistet,  ebenso  wie  uniu'-ckL'hrt  letzterer  dies  nur  leisten  kann,  wenn  er  die 
erfordcrlichca  Güter  aus  den  Eia/elwirthschaltcu  heran  zieht,  llior  bcateht  also  bei 
richtiger  Kormirnng  der  Staatsth&tlgkeiten  nod  der  Besteoerung  und  bei 
ler  Befolgung  drs  richri^ren  flrundsatze^  für  die  Declcuui::  des  Finanzbtidaifs  das  Ver- 
häJtn!<»s  der  völliß;^en  Corrtjspondcnz  v  on  Leistung  und  Gegenleistung,  wenn 
ioch  in  anderer  Form  als  im  gewöhnlichen  Tauschsysiem.  (G.  |.  116,  158).  Es  ist 
die  An^be  der  Stnatsrenraltong,  dieses  Verhiltniss  fest  ins  Auge  zo  nehmen.  Der 
Staat  und  die  anderen  Kin/.elwirthschal'ten  bilden  ja  nur  zusammen  das  organische 
'»^nzii  der  Volkswirthsehaft.  In  den  Steuern ,  die  der  Staat  zur  Bcs(r<'itung^  der 
^rdoatlichea  Ausgaben  verwendet»  nimmt  er  den  Eiuzelwirthschafteu  etwas,  was  er 
ikun  la  dersdben  Zeit  im  rollen  Betrage  tn  den  ^tnatsloistungen ,  nlao  nnr  in  einer 
indem  Form,  an  Gätem  wiedergiebt;  und  zwar  in  der  Form,  in  welcher  die 
Einzelwirth- chatten  diosu  riütcr  brauchen,  inshi  ^undero  auch  um  ihre  eigenen  Produc- 
aonen  zu  betreiben.  ut»i|  wio  sie  diese  (tiltcr  sidb^t  y:ar  nirht  oder  nicht  t'lienso  gut 
•rtzeagea  können.  Die  Eiii^clwirihschatt  schaiii  also -stich  aclbat  allein  nachhaltig 
iie  Bedingnngcn  der  eigenen  Prodnction,  wenn  sie  die  ordentlichen  Ansgnben  des 
Suats  mit  ordentlichen  Einnahmen  (Stenern)  zu  decken  ermöglicht.  Dnin  nur  in 
iücsem  Falle  kann  der  Staat  andauernd  den  übernommenen  Anfgaben  nachkommen. 

Der  anfgestellte  Grundsatz  hat  daher  eine  eben  solche  yolks- 
wirlhsehaftliche  als  finanzielle  Tragweite.  Die  richtig  bestimmte 

iiüd  mit  öteuern  u.  s.  w.  gedeckte  ordentliche  Austrabc 
i^t  insofern  wirklich  reproductiv:  sie  erzeugt  ihre  cigeiieii 
wirthiycbaftlieben  Bedingongen  immer  selbst  wieder  (8tein):  das 
Princip  der  „Erhaltung  der  Kraft"  in  der  mit  der  Staatswirth- 
«cbafl  als  Ein  Ganzes  betrachteten  Volkswirthschaft. 

Stein,  Finanzen  1.  Ausg.  S.  30,  wo  der  Satz  ohne  Weiteres  —  zu  weit  —  fttr 
>Ua.  nicht  bloss  for  die  ordentL  Ansgabon  aufgestellt  wird.  Auch  die  neuste  Dar- 
steDoriL'  St  ein 's  in  d.  1.  A.  IL  Tl^  II*.  Iridet  an  dem  tiefen  Manpcl  jeder  richtigen 
Beg  r  ;i  /  u  n  iT  der  Ann"endbarki-it  d' .>  Staats.Tedit'^.  Ein  ..Anla'j '•kapital"  der 
Staats* inhbch.  ist  die  Siaatjsschuld  (auch  wenn  mau  sie  mit  Stein  vom  1  inanzcredit 
tcamt)  keineswegs  so  allgeneio.  wie  Stein  es  binsteUt  II.  345),  namentlich  regelmissiif 
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nicht,  wenn  sie  zt;r  I'  kune  von  Deficiten  im  oi'l.  Ktit  u.  von  KriegaLioton  di<:;if 
Die  ^Jinze  Bfweisfuhrinig  St<  ui  s  a.  a.  0.  schwellt  ohne  jciio  Boti^renzang  in  Her  Luit 
u.  dieitt  uni  ihreii  vageu  balbwahrcu  AU^eiuduheituii  nur  dazu,  die  misisbriiuchiicbätr 
«  Schnldrennebitiiig  der  Pmxis  noch  theoretisch  zn  lechtfenifeii.  Der  lichtigB  und 
wichtige  (iedankc.  die  Staatsschuld  in  eng-er  A'urbinduDjf  uüt  der  YervftltllD|F  zu 
betrachten,  fuhrt  so  hei  Stein  nirht  zur  Kläruüsr.  sondern  lur  Confusion. 

b)  Mit  der  ausserordentlichen  Ausgabe  nnd  zwar  mit 
der  privat-  uod  staatswirthsebaftlichen  Kapitalanlage, 
sowie  mit  der  durch  abDorme  Scbwierig^keiten,  z.  B.  Kriege,  ver- 
anlassten eigentlichen  ausserordentlichen  Ausgabe  (§.  63), 
verhält  es  sich  anders  als  mit  der  ordentlichen  Ausi,'abo.  Die 
Wirkungen  der  ausserordentlichen  Ausgabe,  also  der  mit  ihnen 
bewerkstelligten  Leistungen  konimcn  wenigstens  in  der  Uegei 
künftigen  Finauzperioden  in  der  Form  erhöhter  Staatseinnahmen, 
gesteigerter  staatlicher  oder  zunächst  volkswirtbscbatUicher  Pro- 
daetionsf&higkeit  oder  muthmasstich  zn  vermindernder  Ausgabe  zn 
Gute.  Diese  ümstftnde  stehen  bei  einer  Deckung  der  betreffenden 
Ausgaben  mit  ausserordeiitlicbcn  Einnahmen  der  Ikdastung  künftiger 
Perioden  mit  den  Zinsen  und  Kosten  der  Anleihen  u.  s.  w.  ans- 
gleiciiend  gegenüber.  Bei  der  Wahl  solcher  Deckungsiuittel  wird 
also  das  Gleichgewicht  der  Finanzen  nicht  gestf^rt. 

N;im-;!Titli(  h  wenn  etwa  dir  Dauer  der  Anleihen.  al?n  die  Tilijungstermine.  ua<.h 
ih'T  vorauöbiclitliL heil  Dau'  i  «h-r  yiltisf irr<'n  finanziellen  Wirkung  der  mit  den  ao^scr- 
ordentliehen  Aus^^abeu  hergebtcUten  Aulagen  oder  gcinachteu  Lübtuugen  betncai>cii 
wird,  so  köDDcii  kaam  noch  rein  finanzielle  Bedenken  Uni  verden.  Piactiache 
Schwierigkeit  macht  mir  die  Berechnuog  einer  soMieu  Dauer,  besonden»  in  dem 
wichtigsten  Falle,  wenn  Ivrieirsausfraben  mit  den  Anleihen  bestritten  wurden.  Aber 
man  kann  sich  durch  Aonahme  kürzerer  Tilguugsperioden  auch  hier  ziemlich  sicher 
stellen.  Es  ist  kein  Widersprach  mit  dem  hier  Gesagten,  dass  die  Lftnge  der  TilgnngS'^ 
Perioden  u.  die  Dauer  der  Wirkung^en  der  bezügl,  Ausgaben  übereinstimmen  snilsston. 
wenn  gleichwohl  die  principielle  Nothwendiükrit  d<  r  Tiljrnnff  selbst  in  solchem  Fall 
einer  jdlmäligou  «Aufzehrung"  der  beireüeiidcn  Anstalten  hotritteu  wird.  Entdckiedc 
bloss  die  Datier  jener  Wirkungen,  so  mOssle  unbedingt  ent^p^echend  getilgt  wenlcn. 
Aber  nach  der  Natur  des  Staatshaushalts  kt  di>  Frage  ob  Tilgen  oder  nicht  in  der 
Kegel  (d.  h.  von  Einiiahnien  aus  PrivatcrÄ'frV'  I  r  Veräussening  von  Staatseigenthnui 
abgesehen^  identisch  mit  jener;  üb  Besteuern  bloss  zum  Zwecke  der  Tilgnu^> 
oder  Fortbestchenlassen  der  Schuld.  Diese  l-'rage  ist  aber  so  wenig  unbedingt  zu 
Gunsten  der  Besteuemog  zu  beantworten,  als  die  andere«  ob  Ansgalien  mit  Steoem 
oder  Si  hulden  gedeckt  werden  nullen.    S.  A.  Wagner  im  Staatswörterb.  X,  20. 

Auch  vom  Volk  swi  rt  h  sc  h  a  f  1 1  i  (•  h  cn  Stai)<l|KJii' ti?  ist  wenijr^ten-  in  einer 
Hinsicht  gegen  diu  Benutzung  des  Staatäcrcditä  in  dem  angegebeuun  Falle  nichb 
einzuwenden.  I>cnn  für  die  Volkswirthschaft  als  ein  Ganzes  ist  es  ohnehin  in  einer 
Beziehung  einerlei,  ob  die  dem  Staate  nOthigen  Mittel  durch  Steuern  olcr  durch 
Staatsschulden  beschaff  werden:  in  beiden  F.llien  sind  die  v o  r h  a n  d  e n  u 
Guter  der  Gegenwart,  diu  einem  audcrweitcu  Lousum  oder  ciuer  anderweiico 
piodactiven  Yerwendang  entzogen  werden,  weil  sie  der  Staat  fttr  seine  Zwecke  braucht 
Früher  hat  man  wohl  öfters  die  Staatsschnidenaufnahmc  damit  zn  rechtfertigen  ge- 
Hucht,  das!»  durch  si<'  die  l  asten  auf  die  Zukunft  gescho^Mt  würden,  was  im  Falk 
gewisser,  der  Zukunft  mit  oder  ausscblic^ich  zu  Gute  kouunender  AUdgabcu  daher 
ganz  billig  sei.  Diese  Rechtfertigung  beruht  aber  auf  einer  offenbaren  Verkennung 
des  doch  sehr  einfachen  Vorgangs.  Die  Unrichtigkeit  dieses  Arguments  zu  Gunsten 
der  Staatsschnld  bewirkt  jedoch  nicht,  dass  man  nun  die  Anwendung  des  Staatscredits 
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TefverCfin  mllBse.  Vielmebr  würde  eine  «olclie  OperaUoii  gerade  am  so  mehr  fest- 
zahjJten  sein,  da  sie  nach  dt-m  Obigen  bei  der  Deciiung  der  ausserordentlichen  Aas- 
r»b«  durrh  {Inanzielle  Gründe  unterstützt  wird  nnd  fnr  die  Volksrirthschaft  als  (laiizo'i 
'  fracbtet  iii  der  erwähnten  Bezichnng  wenigstens  indillercnt  ist.  Der  haii«lur.'lfiiche 
uiibuu»  wird  Ton  den  Gegnern  der  Staatsschulden  oft  mit  unnöthiger  Wichtigkeit  be- 
buHlelt  So  TOQ  Ghalmers  und  nadi  ihm  ron  Mill,  polit.  Oek.,  B.  I,  Kap.  5.  §.  8  a. 
rielen  Anderen.  Aber  wenn  das.  was  durch  Anleihen  oder  Steuern  dem  Staate  zur 
Vcrfagung,  z.  B.  l'ur  Krietrsführung,  crejst*  11t  wird,  nothwentlig'  atirh  die  vorhandenen 
ijüter  der  Gegenwart  sind,  so  macht  es  eben  doch  einen  Unterschied,  welchen  Einzel 
virdbsdiftfieB  diese  üQler  in  jedem  der  beiden  Fille  geliöieD  und  sqd  entzogvu  werden, 
Eifenthümlich  ist,  dass  Ilock  eine  Ansicht  über  die  Entlastung  der  (iegcnwart  dnrdl 
Anleihen  änss  'rt.  die  mit  jener  irrigen  älteren  vi<"l  Afhnlii  hki  if  hat  und  einer 
mtiachen  Bemerkung  gegenüber  sie  brieflich  festhielt,  s.  öüenti.  Abg.  S.  32,  linan/.. 
Anerika's  S.  470  ff.«  A.  Wagner  in  d.  üfttt  Gel.  Anz.  1S67.  S.  946.  S.  anch  a. 
l  72,  S.  163. 

Gleichwohl  kann  luaii  .sich  trot/Alcm  uicht  unbedingt  ftlr 
die  Benutzung  des  Staatscrcdits  zur  Deckung  des  ausserordent 
liehen  Bedarl's  aussprechen.  Denn  die  Wirkung  der  Steuern  und 
Staatsschnlden  auf  die  Lage  der  Eiozelwirtbscbaftea  und  iusoferu 
wieder  auf  die  Yolkswirthsebaft  kann  eine  yerschiedene  Bein.  Die 
BesebafToDg  der  Deckungsmittel  ist  daher  in  dieser  Beziehung 
tl«»ch  nicht  gleichgültig  fUr  die  X'ulkäivvirthschaft,  wenn  sie  es  auch 
in  der  vorhin  erwähnten  Hin.sicht  war.  Es  lirtlnrl'  dann  keines 
weiteren  Beweises,  dass  diejenigen  Deckungsmittel  den 
Vorzug  verdienen,  welche  günstiger  oder  minder  an- 
günstig  als  Gttterheranziebnngen  aus  den  fiinzelwirtb- 
lebaften  auf  die  Volkswirthscbaft  einwirken.  Kur  das  ist 
vielmehr  nachzuweisen,  ob  und  wieweit  solche  Unterschiede  zwischen 
Besteuerung  und  Scbiildautuahme  bestehen.  Hiervon  hiinut  es  ab, 
ob  da.s  Gesetz  der  Anwendbarkeit  des  8taat8credits  im  Staatsliaus- 
balte  mehr  oder  weniger  Einschränkungen  gegenüber  jenem  Öatze 
erfahren  soll,  dass  alle  ausserordentlichen  Ausgaben  wegen  ihrer 
länger  dauernden  Wirkungen  an  sich  durch  Staatsschulden  gedeckt 
werden  dürften* 

§.  68.  —  4.    Die  vergleicbsweisen  volkswirthscbaft- 

lichen  Wirkungen  der  Steuern  und  Staatsschulden  als 
Güterherauziehuugeo  ans  den  Einzelwirthsc hatten. 

In  den  früheren  Aufla^uu  (2.  A.  S.  124)  ist  nur  «Lis  H-j^ultat  der  bofref[eiiJLn 
rnter-ürhang:  ^Cfrcben,  die  Begründung  dafür  auf  di«- spätere  Lehre  vom  Öttenfliclion 
'  itfJit  überhaupt  verschoben  worden.  Ich  gebe  ia  dieser  3.  A.  diese  BogrllJiduiijj 
oonnehr  schon  hier«  womit  die  principielle  Frage  dann  erledigt  ist  Das  Folgende 
Wdet  einen  Aaszog  uu-^  meinen  älteren  Arbeiten  Uber  den  Gegenstüinl  Ordn  d. 
ösiterr,  Staatnhansh.  S.  l'J  Ö".,  271—280,  Staaf^wörterb.  Art.  StaatsschuM  ii.  X,  lO-  IS). 
Pitt  dortige  Beweiäiuhrung  glaube  ich  in  aiieui  \Vei>cutiicheu  aufrcclithaltcu  zu  kOuucu, 
vi«  ich  sie  auch  jungst  in  Eitrze  in  Scb&aberf^'s  Handb.  Ii,  427 — 480  wiederholt 
Ittbe.  Dietzel  spcc  iali^irt  auch  hier  zu  wenig.  Stein  ebenfalls  nicht.  ausser 
«iie«?'.!  sonst  bes.  die  oben  S.  l.HO  u.  S.  145  gen.  Arbeiten  von  Lfispey res,  Sutb .  er, 
Nasäe,  Kmmlaghaas,  ferner  f.  d.  Frage  der  auswärtigen  Anleihen  0,  Kichaclis, 
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in  d.  Tolkswirthscb.  Viertelj^clir.  1S67  (jetzt  in  B.  2  e.  ?olksw.  Scbrifteo),  wo  eai 

andere  Auffassnau;  vertreten  ist.    S.  auch  v.  Hock,  öfi'.  AbgabeD  §.  85  ff.,  u  hin 
ichtiich    f\np^   Einwarids  aus  der  vermeintlich  wideiiegten  „Lohnfondstheorie' 

Brentaii.»  in  Hiklcbr.  Jahrb.  1871,  I,  2H9. 

FUr  die  Frage  der  Häthlicbkeit  der  wirkiichei 
Benutzang  des  Staatscredits  statt  der  Bestenerani 
sind  zonäehst  drei  Arten  Anleihen  nach  den  Arten  dei 
Kapitalien,  ans  denen  sie  fliessen;  sodann  die  einzelnei 

Arten  des  ausserordentlichen  Finanzbedarl's  zu  unterscheiden.  \ 

a)  Die  Ad  leihen  können  sein:  i 
«)  Anleihen  aus  wirklich  disponible n  Kapitalien  de4 

heimischen  Volkswirthscbaft,  I 
ß)  Anleihen  ans  Kapitalien  fremder  Volkswirtbsehafiten  (Ver] 

schuldung  an  das  Ausland),  i 
y)  Anleiben  aas  heimischen  Kapitalien ,  welche  erst  dnrclil 

die  Allleibe  einer  audcrweiten  productiven  Verwendung  m 

Inlande  entzogen  werden.  I 

T.^  ist  p^ciT''!!  eine  solche  Tiit-TSi  lu;iduii*f  der  K;i]'i(alirn  ,  mts  denen  die  An-' 
l.nh- u  fliessen,  wohl  unter  dem  Hinweis  auf  die  practibchcu  Verhältnisse  des  Gdd- 
iiiarkts  eingewendet  worden.  Iiei  dem  heutigen  kosmopolit.  Character  des  U  crth|M]jier- 
veikebn  und  bei  der  Bethciligung  der  verschiedensten  Börsen  und  Geldlevte  an  iüi«'' 
leihenprrrifioncn  la  -  i'  h  gar  nicht  sagen,  wf^lt  h'^r  Art  >'iiie  AnlLÜhi?  sei.  Sicherlicfi 
ist  dies  ott  in  der  Praxis  schwor.  Aber  aiH  w<-lrhrn  Kapitalien.  d»-s  Inlands  od-i 
Au&landä,  eine  Anleihe  hauptsächlich  und  dauernd  komme,  iäsät  t^ich  doch  auch 
hier  beBllmmen.  Far  die  theor.  Seite  der  Frage  genügt  dies:  man  vird  t.  B.  eine 
Anleilie,  die  als  in  der  Frande  aufgenommen  zu  billigen  u  ire,  doch  lieber  mOglicbt 
vermeiden  müsson.  wonn  sie  durch  Betheili^img  des  inläml.  schon  Rn*relegtcn  Kapital* 
zu  Stande  kommt  oder  muthmasslich  die  Ubligationcn  rasch  heimströmeu.  Hypotheseii 
«rie  die  obige,  dass  die  Anleihen  nur  der  einen  oder  anderai  Art  seien,  ma»  mn 
last  ))ei  jeder  theoret.  ßchandlang  practischer  TolkswiräiBch.  Fragen  Elim  Zwedr  der 
laolirung  der  einflnssQbenden  Dmat&ndo  bilden. 

b)  Die  auch  hier  «n  nntersoheidenden  Arten  des  ansserordent* 
lieben  l'inanzbedurl's  sind  die  drei  geuauiiten:  pri vatwi rthschatt 
liebe,  ötaatswirtbscliaftliche  Kapitalanlagen,  eigentlicber 
ausserordentlicher  Aufwand  (Kriegskosten  u.  dgl.)  (§.  73  ). 

Zu  a.  Immer  vorausgesetzt,  dass  die  Anleihe  nach  der  Art 
der  Ausgänge,  die  mit  ihr  gedeckt  werden  sollen,  zulässig  ist,  8o 
darf  im  Allgemeinen  vom  Standpuncte  der  einzelnen  Volks- 
wirtbsebat't  aus  die  Anleihe  der  ersten  und  zweiten  Art 
der  IJestenernng  vorgezogen  werden.  Dagegen  niubis  um- 
gekehrt die  Besteuerung  statt  der  Anleihe  der  dritten 
Art  gewählt  werden.  Die  letztere  Anleihe  bildet  aber  im  Ganzen 
den  normalen  Haupt  fall  der  Benutzung  des  Staatscredits. 
Insofern  ist  doch  in  der  Begel  der  Besteuerung  der 
Vorzug  zu  geben.   Vom  Standpuncte  der  Weltwirthsehaft 
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ins,  wo  die  Kaj)ital  üb  ertragung  von  einer  Volkswirthschaft  zur 
iiideru  als  indifferent  erscheint,  wird  das  Urtbcil  ferner  sogar  nur 
lann  zu  Gunsten  der  Anleihe  lauten,  wenn  ohne  die  letztere  das 
lapital  bloss  in  schlechten  Unternehokimgen  (algo  z.  B.  in  Zeiten  - 
^MchwttfeDder  Ueberspecalation)  vergeudet  worden  wäre.  Dem- 
eemSsB  ist  von  diesem  Btandpuncte  ans  der  Benatzung  des 
staatscreditB  nar  in  bestimmten  einzelnen  Fällen  der 
ersten  und  zweiten  Art  von  Anleihen  der  Vorzug  ein- 
luräumen.  L'eberaU  nonst  nin.s.s  man  daher  auch  für  die 
Deckung  der  an sseror deutlichen  Ausgaben  möglichst  die 
ordentiicbe  fiinnabme,  bez.  die  Steuer  wählen.  Da  ferner 
US  dieser  Einnahme  nothwendig  stets  die  immer  zum  Normal- 
erfordemiss  gehörende  Verzinsung  nnd  vorkommenden  Falls 
Mcb,  wenn  sie  anders  einen  vemtlnftigen  Sinn  haben  soll,  die 
Tilgung  der  Schulden  erfolgen  mu.ss,  so  erscheint  die  ordent- 
liche Einnahme  oder  Steuer  zugleich  als  Basis  der  Credit- 
.benutzu  n  g. 

Erfolgt  die  Schuldanfnahme  trotzdem  in  weiterem  Umfange 
als  nach  obigen  Begeln,  so  hat  dies  die  unbedingt  naeh- 
theilige  yolkswtrthschafUiche  Wirkung,  dass  sich  die  Lasten 
der  Staatsansgaben,  also  das  Oesammtopfer,  anf  die 

'  iiizelwirthse  haften  in  der  Gegenwart  ungleichmässiger, 
mitbin  ungerechter  als  im  Falle  der  Besteuerung  vertheilen  werden: 
die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  wird  bei  der  Schulden- 
,  virtbschaft  ungleichmässiger  als  bei  der  iSteaerwirthschaft,  selbst 
I A  im  Falle  hoher  nnd  drttckender  Gesammtbestenernng,  welche 
:  bet  Vermeidang  von  Anleihen  n((thig  wttrde.    Darunter  leiden 
vornemlich  die  unteren  (arbeitenden)  Olasseu,  deren  Interesse 
ilso  keineswegs  die  Anleihen  in  den  vorerwähnten  Fällen  enipt'ehlens- 
verth  macht.    Eine  solche  Wirkung  der  Anleihen  kann  dann,  auf 
die  Dauer  wenigstens,  auch  den  Staatshaushalt  schädigen. 

Sonst  wird  letzterer  jedoch  bei  einer  solchen  unrichtigen  um- 
^giicheren  Benutzung  des  Staatscredits  nur  dann  leiden  und  in 
Unordnung  kommen,  wenn  nicht  einmal  das  volle  Normal- 
er forde  miss  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird.  Denn 
bier  droht  immer  ein  chronisches  eigentliches  Deficit 
einznreissen. 

(39.   Die  Begründung  der  hier  getroü'enen  Entscheidung 
,  zwischen  den  drei  verschiedenen  Arten  von  Anleihen  lässt  sich  in 
folgender  Weise  geben.   In  allen  drei  Fällen  ist  fär  diese  Ent- 
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ächeiduug  der  Einfluss  massgebend,  welchen  die  Auleihe  anf  die 
Volkswirt  bis  chaft  im  Gauzcu,  auf  die  Prodnction  und  die  Ver- 
theiluii^  des  Volkseinkommens  nnd  VerniögeDS,  initliiu  aucb  auf 
-  die  Lnge  der  unteren  Ciasseu  der  Bevölkerung  mutbmasslicb  aus- 
übt. Hierbei  ist  dieser  Einfluss  an  sich  und  znm  Tbeil  wieder  im 
Vergleich  mit  der  Bestenernng  zn  nntersachen. 

Die  erste  Art  Anleihen  anlangend,  diejenige  ans  disponiblen 
Kapitnlicn,  so  sind  unter  Ict/.tcrcn  solche  zu  verstehen,  welche 
thatsächlich  zur  Zeit  der  Aulnahuie  der  Anleihe  mltssig  liegen,  alau 
nicht  in  der  Production  beschäftigt  sind,  sondern  eine  Verwendung 
Sachen.  Durch  Anleiben  dieser  Art  wird  mithin  der  Production, 
der  Arbeiterbeschäftigung  kein  Kapital  entzogen,  wird  keine  Ein- 
Bohränkong  der  Production  nothwendig  nnd  erfolgt  keine  allge- 
meine Steigerang  des  landesQhlicben  Zinsfnsses.  Wo  daher  solche 
Kapitalien  zm-  Verfdgung  stehen,  dürfen  Anleihen ^  den  liir  diese 
zulässigen  Vi'i  wetulüiigszweek  voran sp^esetzt,  gebilligt  werden.  Sie 
haben  hier  unter  Umständen  selb&t  noch  einige  Kebenvortbeile, 
während  die  vermehrte  Besteuerung  in  gewissen  volkswirtbschaft- 
lichen  Lagen ,  wo  solche  Ansgaben  Tomemlich  in  Frage  ateben, 
ihre  besonderen  Schwierigkeiten  hat.  Es  giebt  nun  in  der  Praxis 
aneh  Ffille,  wo  disponible  Kapitalien  fttr  eine  Anldhe  wirklich  sn 
Oebote  stehen.  Nur  liegen  diese  Fälle  niebt  immer  vor,  wie  die 
neuere  Theorie  (Dietzel)  zu  wenig  beachtet.  Aucb  sind  Kapiialien 
doch  regelmässig  nur  für  eine  gewisse  Zeit  in  dem  angclUhrten 
Sinne  disponibel,  so  dass  för  eine  andere  Zeit  die  Beweisführung 
nicht  oder  nicht  genttgend  passt  Die  betreffende  Anleihe  geht 
in  letzterem  Falle  in  diejenige  der  dritten  Art  Uber  nnd  hat  dann 
entscheidende  Gründe  gegen  sich.  DemgemSss  ist  derVormg  der 
Anleihen  ans  disponiblen  Kapitalien  vor  der  Besteuerung,  uiiiuer 
den  eine  Benutzung  des  Credita  tiberhaupt  reebffertisrenden  Ver- 
wendungszweck als  vorhanden  vorausgesetzt,  zwar  richtig,  aber 
diese  erste  Art  Anleihen  hat  eine  viel  geringere  practisehe  Be- 
deutung nnd  Anwendbarkeit,  als  Öfters  (besonders  von  Dietzel) 
angenommen  wird. 

In  zw«!  oflcr  drei  l'iilleii  triebt  es  sol  lic  «lisponiblc  Ivii  it  »lien  titid  kann  hier 
ihre  Heraiiziehun;^  für  öfleuüicbc  Finaiii^wecke  selbst  volkiwutbscliattiich  g^nstijr 
wirken.  In  der  höher  ontwickcitcu,  besonders  in  der  Volkswirthschtft  mit  hedeatender 
Industrie  und  starker  Retheilignog  am  Weltbandel  (typisches  Beispiel  der  Geg-cnwart: 
Endainl'i  wcition  cinriKiI  in  K  r i  egszei  tcn ,  also  in  f\cm  practiscli  so  vv  i.  htiLi« n  Fall-' 
der  Bcnutzun;^  des  6taatscredits,  viele  bishe  r  lirs.  hitf(it;tt'.  Kaj.italirn  in  roi.;o  der 
allgemeinen  Vcrtehrssiockung  ., disponibel"  lui  die  \  erwenduiig  zu  Auloihuii.  Die 
sende  in  solcher  Zeit  leicht  besonders  drucirende  Mebrbestoaemng  vird  hier  in  er- 
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wunschter  Weise  entbohrlicb.  Lafitte's  bekanntes  Wort  bewahrheitet  sich:  die  An- 
leihe Dimmt  die  Kapitalien,  wo  sie  sind  (d.  h.  disponibel  sind),  die  Steoern,  wo  sie 

iJckt  sind;  diese^  wo  sie  10,  12%  «lul  mehr,  jene  wo  sie  4,  57<,  kosten  (Lafitte  in 
1  französ.  Kamm<»r  1S30.  s.  Rau,  Fiii.  IL,  §.  474  a  Nute'.  Auch  in  einem  zweiten 
tili.  <^PT  in  modernen,  indubti'i»iüeu  und  kapitalreichen  Volkswirthschat'ten  in  der 


Ten^adender  oder  schlecht  anwendender,  in  ücberspecalation  ttbergehender  Specnktlon 

auf  dem  Geldmarkt,  auch  bei  nachtheiliger  Abströmung  von  Kapital  aas  der  Hoimath 
in  die  Fremde,  kann  eine  Anleihe  in  günstig'^r  Weise  Kapital  heranziehen,  Ueber- 
^»ecuiatiouen  und  Krisen  renneideii  oder  crma:»sigeu  helfen.  Endlich  in  jenen  oft 
hage  dauernden  Perioden  Mflanef  Geschifte,  wie  sie  Ueberspecnlationen  und  Wirth- 
sdiafiakrisen  zu  folgen  pflegen  oder  durch  politische  Yerhältnisse  hervorgerufen  werden, 
kann  eine  Anleihe  öfters  auf  genügende  Meiifren  disponibler  Kapitalien  rechnen  und 
dorch  deren  Abschöpfung  gOustiger  einwirken  als  die  Besteuerung.  In  diesen  Fällen 
passt  daher  Dietzel  s  Beweisführung  (a.  A.  Syst.  S.  224  C),  &hnlich  dieM.  Wirth  s, 
Stein's  u.  A.  m.  und  ist  das  Vcrdirt  von  Nationalökonomen ,  wie  z.  B.  J.  St.  MilTs 
(pol.  ec.  4.  engl.  Ausr^.  1*«')7  I,  94  ff.,  II.  452  II"),  gegen  die  Staatsschulden  ein  zu 
unbedingtes.  Mill  nimmt  Übrigens  einen  di^er  Fälle,  wenn  neuilich  sonst  ohne  diu 
Anleihe  das  Kapital  doch  in  Ueberspecnlationen  rergendet  oder  in  die  Fremde  ge- 
sendet sein  wQrdc,  selbst  ansdrttcklich  schon  Ton  seinem  Yerdict  aus  (Mill  II,  453). 

A^'  -r  der  Fehler  der  neueren  Staatscreditth'^oric  i.st.  dass  bU-  jeiio  Fälle  thoils 
lu  sehr  veral!£:<'m*^incrt.  thoils  als  stets  vorhanden  annimmt.  Ks  uiebt  »;anz  ver- 
schiedene Falle,  wo  die  Diu^c  in  der  Praxis  wesentlich  anders»  liegen,  als  hier  an- 
fsaoninien  wird.  Jene  Theorie  bat  die  Verhältnisse  hochentwickelter  Yollawirtb- 
Schäften  vor  Augen  und  ist  liirr  in  gewissen  Perioden  richtig.  In  ärmeren,  weniger 
entwickelten  Volkswirthschaftcn  wird  es  in  der  Kegel  an  disponiblen  Kapitalien  felilen. 
Aach  in  reichen  Yolkswirthächafien  kommen  ferner  Zeiten,  wie  nach  liingercr  Dauer 
des  Kriegs,  oder  mitten  in  Specnlatlonsperioden,  wenn  schon  viel  Kapitel  in  neneu 
Anlagen  feststeckt.  ins  Ausland  abgeflossen,  viel  umlaufendes  in  stehendes  verwandelt 
ist  (Eisenbahnen,  Bergbau,  Fabrikwesen)  u.  a.  w..  wo  die  Anleihe  vergebens  „disponible'' 
Kapitalien  sucht  (England  während  der  Zeit  des  Eisenbahuschwiodels  1844  ff.).  Hier 
Unkt  daber  anch  jene  Theorie,  nach  welcher  „ Immer auf  genügende  :Mengen 
dispMtiblen  Kapitals  in  niod<^en  Volkswirthschaftcn  zu  rechnen  sei,  —  von  jenen 
Füllen  panz  ab^^esclicn,  wo  aus  politiscljcn  Ursachen  der  Staatscredit  den  Dienst  ver- 
sagt, wie  es  Frankreich,  das  Haupt beispiel  Dietzel's  nach  den  zu  optimistisch 
ao^elegten  Erfahrungen  der  50er  Jahre  für  die  neuere  Staatscredittheorie,  IbTO— 71 
leitet  fahren  musste.  Vgl.  meine  Ordo.  d.  österr.  Staatshansh.  S.  20  IT.,  anch  Art 
Stiatbschulden  im  Staatswörtcrb.  X,  10,  wo  diese  Einwände  gc^on  und  Berichtigungen 
an  Dietzers  Th(,'orie  bereits  srcmaelit.  r>.  aueli  ilie  ri<  hiiir.'  Einschränkt] nir  dieser 
Theorie  durch  Umpfonbach,  Fiu.wiss.  11,  IJO  Ii.:  „Je  nach  dem  Vcrhäitnisa  des 
fsihtndenen  Kapitalrorraths  zn  den  ?orhandenen  Anlagegologenheiten  wiid  der  Ein- 
fla»,  welchen  die  Contrahirung  einer  Staatsschuld  übt.  von  einer  empfindlichen 
S  L^lohnng'  des  Kapitalmarkts  durch  die  mannip^faltigsten  Stadien  hindurch  bis  zn 
Lioer  wohlthätigeu  Erleichterung  desselben  gehen  kennen/* 


§.  70.  Die  zweite  Art  von  ÄnleiheD,  solche»  welche  ans  dem 
Aneland  hereingeliehea  werden,  also  aas  fremden  Kapitalien 

stammen,  ist  im  Ganzen  überwiegend  günstig  zu  beurthellen,  ho- 
weit  sie  eine  Kapita Ivermehruug  im  lulaiidc  bewirkt.  Es  wird 
äo  zunächst  das  disponible  Kapital  vermehrt,  weshalb  die  Be- 
weigfttbrung  zoin  Theil  dieselbe  wie  im  voransgehenden  Fall  ist. 
Daneben  kommen  einige  besondere  Gründe  Fflr  und  Wider  in 
dieser  Frage  nach  den  Wirliangen  einer  Verscbnidnng  an  das 
Ausland"  in  Betracht,  von  denen  diejenigen  „Ftlr"  docli  w^ichti^cr 
als  diejenigen  „Gegen''  sind.  Die  letzteren  könnea  um  so  weniger 
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entscheidend  sein,  da  Jede  aiulerc  Verscbulduug  uii  das  Ausland, 
welche  unter  den  heutigen  Verhältnissen  des  internatioDaien  Ver- 
kehrs bei  grosseren  Versehiedenheiten  des  Zinsfosses  zwischen 
In-  und  Ausland  nieht  za  yermeiden  ist^  die  gleichen  Bedenken^ 
aber  nicht  dieselben  Vorzüge  wie  eine  Verscbnldung  an  das  Aus- 
land in  der  Form  von  Staatsanleihen  bietet. 

Aiiswrtrtio:^''  Anl.-'ih'^n  kennen  in  form  eil  nnd  F'^o  1!  aTi>w;!rtigc  unterschiedtij» 
werden:  jene  werden  iiu  Auslände  selbst  aufgenommen,  haben  daher  regclmä^isig 
Einzahlungs-,  Zünszalilungs  -  und  RapitalrtlckzBblimgsstellen  an  apslbidisclicn  BOneo- 
pl&tzen;  diese,  die  reell  auswärtigen,  liegen  vor,  wenn  die  0 Migrationen  der  formell 
«nswiirtiif'  ri  AmL  iIk'  uirlilii  Ii  im  Besitz  des  Auslands  sind  und  solange  sie  bleiben 
oder,  ein  heutzutage  wichtiger  Fall,  wenn  inländische  Anleihen  durch  Erwerb  der 
Obligationen  in  (h  n  Besitz  des  Auslands  flbergehen.  Auch  formell  answärtire  An- 
leihen i^elangen  i^ftcrs  In  den  Besitz  ron  Inländern,  dann  scheiden  sie  aus  unserer 
Betrachtang  ans.  Fur  die  torliegendo  Frage  braucht  im  U'^brigen  an  diesen  Unter- 
srhierl  iiii  lit  weiter  angeknüpft  zu  werden.  "Fs  hanfleit  si.  h  hier  y-t/i  um  Anfciheij 
welche  wirklich  fremdes  Kapital  zur  Verfügung  tlcs  Ijilands  büugcu,  also  um  reell 
ausv&Ttige.  Beide  Formen  von  ausw&rtigen  Staatsanleihen«  die  formdl  ausvänigen 
mitunter  in  besonderem  Maasse,  sind  verglichen  mit  anderen  Crediten,  dorch  welch«" 
ihs  Inlnnd  Kapital  aus  dem  Au?lnn<l  hereinzieht,  öfters  wegen  des  grössere u ,  ge- 
festetercu  und  verbreitetcren  Crcdits  grade  des  borgenden  Staats  das  best«  und 
billigste  Mittel,  sich  diese  Kapitalrerfugung  zu  reiscbaffen.  (Oesterreich,  Ronland. 
üngam«  Italien,  Nordamerica  Rönnen  als  gute  Belege  dienen). 

Indem  die  auswärtige  Anleihe  das  disponible  Nationalkapital 
im  iulaude  vermehrt,  vermag  sie,  verglichen  mit  der  dritten  Arf 
der  Anleiheni  derjenigen  ans  bereits  prodactiv  verwendeten  heimischen 
Kapitalien,  und  verglichen  mit  normaler  und  Übermässiger,  d.  h* 
mit  einer  den  tlbliehen  Consam  nnd  die  übliche  private  Kapitsl- 
bildung  einschränkenden  Bestenemng  volkswirtbsohaftUch  gtinstig 
zu  wirken,  d.  h.  eine  sonst  uütlnge  Consnm  oder  Productions 
einschränkuug  zu  verbilten.  Und  zwar  in  den  l)eiden  hier  zu 
unterscheidenden  Fällen  des  Verwendungszwecks  oder  der  Aus 
gaben,  nemlich  sowohl,  wenn  es  sich  um  productive,  selbst  rentable 
Verwendungen,  wie  bei  privat-  und  staatswirthschaftlicben  Kapital- 
anlagen, als  auch,  wenn  es  sich  um  unproductive,  Kapital  ver- 
zehicude  Verwendungen,  wie  bei  der eigentlichen  ausserordentlichen 
Ausgabe",  auch  in  dorn  I lau pt lall  der  letzteren,  wenn  es  sich  um 
die  Deckung  von  Kriegskosteu  handelt.  Hier  „verhütet  die  au^ 
wärtige  Anleihe  eine  Einschränkung  der  Production,  welche  sonst 
dadurch  nothwendig  geworden  wäre,  dass  inländisches  Kapital 
aus  der  productiven  Verwendung  zur  KriegsfUhrung  vu  s.  w.  heraus- 
gezogen und  zerstört  worden  wäre;  dort,  im  Falle  der  Verwendung 
zu  privat  und  siaatswirthsehaftlichen  Kapitalanlagen,  eruiöglicht 
sie  neben  der  Wmiahnic  der  letzteren  eine  irloichbleibende  Aus 
dehnung  der  privatwirthscbaftlichen  Productiou,  soweit  diese  von 
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der  Verftignng  über  Nationalkapitai  abbängt,  denn  von  letzterem 
wflrde  ja  der  Annahme  nach  nnn  dem  Inlande  nichts  entzogen. 
Also:  unter  der  hier  zolassigen  Einrechnnng  der  betrefTenden  pro- 
doctiven  Verwendnngen  des  Staats,  die  auswärtige  Anleihe  er- 
möglicht hier  eine  reelle  grossere  Ausdchniiug  der  Gesaramt- 
prodnction.  Sie  kommt  so  dem  lulaude  n.'^ehhaltig  zu  Oute,  gleicht 
Wirth Schafts-  und  Culturdiffcrenzen ,  die  tiefere  Ursache  nationaler 
Zinsfassrerschiedenheiten,  und  damit  internationaler  Kapitalbe- 
wegnngen,  ans  nnd  bewirkt^  statt  eines  Rttckgangs  eine  Hebung 
der  ganzen  Volkswirthsehaft:  eine  wahrhaft  coltnrhistorische  Mission 
des  inteniatiftnalen  ötlentlichcn  Credits. " 

Die  IctztcD  Sätzi-  /.  Th    würtlicli  ans  meiner  Abb.  Urdu.  (}.  i  iii.wiithsch.  in 
Sthöüberg'a  Ilandb.  II.  Iis.    Etwas  eiugclumdcrc  Begründoog  iu  meiner  Ordn.  d. 
MeiT.  sSwtehtoflii.  S.  272  ff.  u.  im  SteatsirOrterb.  X*  11  IT.  Einveodanfen  ^gen 
diese  Rcweisf abrang  können  allerdings  mehrfach  gemacht  werden.    Dieselben  heben 
/  TTi    nirht  mit  Unrecht  einige  Bedenken  —  noch  abg<  seh-'n  rnn  den  unten  zu  er- 
wahücndcn  —  gegen  dea  auswärtigen  Credit  hcFFor.   Aber  diese  Bedenken  treten 
gegeiMllMT  den  Yortlieileik  zurflck  und  sbid  wtederom,  gleich  den  später  zuzogebenden. 
nicht  dordischlagend ,  weil  sie  sich  gegen  jede,  einmal  doch  nii  ht  zu  vcrliiriiKTade 
R'.'jiutznnjT  aiJsläiidischon  Crodits  erheben  lassen.    So  iMiiiint  es  f(;r  die  \>'irkun^ren 
^Uicr  auswärtigen  Anleihe  und  der  durch  sie  berbeigeiuhrtcn  Ka]>it&lubertragung  vom 
Ausland  ins  Inland  ti.  A.  anch  auf  die  Form  an,  in  welcher  sich  diese  Uebertragung 
Mlfaeiit    Die  letztere  kann  direct,  darch  Baargeldeinndir  und  durch  rcrmehrt** 
\^'aareneinfuhr  und  indii  '-i  (,  dun  Ii  P.>m  lirTinkung  der  sonst  eintretenden  Geldau>riibr 
oder  der  Waarouausfuhr  orfol^eii.    Hier  werden  die  Schulden  des  Inlands  an  das 
Aosland  dorch  da^  fremde,  in  die  Anleihe  gesteckte  Kapital  beglichen.  Verschiedenerlei 
äOnogen  einzelner  Zweifee  der  heimischen  Prodnction  können  hier  allerdings  zeit- 
vdSg  aus  der  grösseren  Einfuhr  fremder  Waaren  oder  aus  der  gerinp:ercn  Ausfuhr 
beiinischer  Waaren  hen-onrehen.   Die  in-  nnd  ausländischen  Absatzverhältnisse  werden 
rerscbobeo.    Im  l^Iin^elnen  kommt  es  hier  auch  noch  auf  die  Art  der  Waaren  an. 
in  welchen  eine  UehiansAihr  oder  Mindereinfohr  erfolgt,  ob  es  mehr  Höh-  nnd  HUf- 
>io9e,  also  Natnral -Kapitalien  für  die  weitere  Verarbeitung,  oder  forti^'e  Erzeugnisse, 
Fabrikate  u.  dgl.  m.  unmittcllMr  fur  den  Oonsum  sind.    Fnr  die  Volk>wiithscbaft  als 
•ianzes,  daher  für  die  gesauimle  Bevölkerung,  diese  ebenfalls  als  ein  (Jan/es  .«tiifge- 
iASSiiy  cigiubt  öieh  aber  doch  aus  der  Verfügung  über  das  auswärtige  Kapital  der 
VMtheil,  mehr  prodnciren  nnd  mehr  censnmiren  zu  IcOnnen,  als  wenn  das  Inland  die 
betreffende  productive  od^  r  unproductive  Staatsausgabe,  um  deren  Deckung  mit  der 
Anleihe  es  sich  hrmdelt,  aus  seinen  eigenen  Sachgütern  mit  Hilfe  heimisrher  Anleihen 
<4er  ^aeni  bestreitet.   Dur  j^utzcn  von  iiemdeu  Subsidien,  Conti ibutionen  u.  dgl. 
liegt  hl  denselben  Yerh&ltnissen.   Lehrreich  fttr  die  ganze  Frage  sind  die  neueren 
l'ntersuchungen  über  grosse  Werthübcrtragmjgen  zwischen  verschiedenen  Volkswirth- 
•"hrinen.  wie  sie  /  'B.  durch  Contributionen  ti.  dgl.  bewirkt  worden     S.  die  Liter. 
ij*)er  die  »,Fünf  Milliarden"  (IS'I),  bes.  Fellioeth,  z.  Lehre  v.  d.  intcrnat.  Zahl.bilanz. 
H«idelb.  1877,  L.  Bamberger,  die  5  HitKarden,  Berl.  1873,  A.  Sötbeer  dgl.. 
BerL  1S74,  Stöpcl,  dsgl.  .Frankf.  1S73,  A.  WaL'uct  ,  in  dem  Aufs,  über  d.  deutschen 
Reichsfinaozen  in  Holtzend.  Jahrb.  des  D.  Reichs,  B.      IsTl.  S.  228  -~2.')2,  dcrs. 
Jjber  diese  ganze  Liter,  in  Hildebr.  Jahrb.  1874  B.  '22  s.  .'{TU  Ii..  L.  Wolowski, 
Tcsult  econ.  da  payement  de  la  contrib  de  gucrre  en  Allem,  et  ea  France,  Par.  1874 
(aosd.  J.  des  Econ.)«  C.  Ferraris«  indennitiL  di  gnerra  etc.  Nuorn  Antalogia.  Febr.  1S75.  — 
Aach  die  Vermeidung  eines  sonst,  ohne  die  Verfügunp  tiber  den  auswärtigen  Credit, 
'eingetretenen  höheren  SteuerdribLs  dnrf  dneh  nh  fir,  Vorth-ll  <r<lten.  -    Ohn*»  die 
VerfOgnng  liber  ansländischeä  Kapital  wurden  Lander  wiu  Oesterreich,  Italien,  liuss- 
Ittd,  Kordamerica  die  grossen  Ausgaben  fttr  Kriege  u.  dgl.  and  flir  productire  Zwecke, 
vi«  CIsenbahneu  entweder  gar  nicht  haben  be9treit«>n  können  odor  auf  anderen  G«*- 
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bieten  der  \  olkswirUiscbaft  uud  damit  lui  danzeii  iiictit  im  Staude  (^eweben  r^ein,  <tch 
entsprechend  wirtbachAftlich  so  weit  und  so  rasch  zu  entwickch) ,  «rie  sie  eb  jetzt 
vermochten. 

§.  71.    Als  regelmässige  erhebliehe  Yülks  wir th sc haftliche 
^' acht  heile  der  Verschuldung  an  das  Ausland  gelten  die  Hin  an  s- 
zahiuug  der  Zinsen,  der  „Zinstribut"  an  die  Fremde,  uud  die 
KapitalrfickzahloDg,  mag  letztere  in  der  Form  der  eigentUcben 
ScbuldeDÜlgaDg  oder  des  Rttekerwerbs  der  Anleihetitel  durcli  In- 
länder erfolgen.    Hier  wird  jedoch  das  Causalverhältniss  nicht 
richtig  anfgefasst    Wnrde  die  Anleihe  ihrer  Zeit  zn  nnprodiietiYeD 
Zwecken,  z.  H.  für  einen  Krieg,  verwende,  so  bat  allerdin-^s  eine 
Zerstörung   v<»n   Nati(»nalkapital   stattgelnntlen ,    weldio    fur  die 
heimische  Volkswirthschaft  und  Bevölkerung  einen  Druck  bewirkt 
Den  letzteren  hätten  sie  aber  unmittelbar  und  stärker  bei  der 
Bestreitung  jener  Anleihe  ans  beimischen ,  bisher  beschäftigten 
Kapitalien  oder  ans  Steuern  empfunden.   Das  Nationaleinkommen 
wäre  sofort  definitiv  verkleinert  worden.  Mit  Hilfe  des  auswärtigen 
Kapitals  konnte  dies  vermieden,  jener  Druck  veüiiindert,  in  der 
Zinszahlung  an  das  Aushmd  aut  eine  längere  Zeit  vcrtheilt,  in  der 
Kapitalriickzahlung  aui  eine  spätere  Zeit  höherer  Entwicklung, 
grösseren  Wohlstands ,  niedrigeren  Zinsfnsses  —  lauter  gttnstige 
Umstände,  welche  mit  auf  die  Verfügung  Uber  das  fremde  Kapital 
zurttekzufHbren  sind  —  verschoben  werden.  Die  Zinsen  insbesondere 
stellen  regelmässig  nur  einen  Theil  desjenigen  Volkseinkommens 
dar,  welches  ohne  die  Verfügung  über  das  fremde  Kapital  gar 
nicht  gewonnen  worden  wilre.    Aehnlich  bleibt  immer  noch  ein 
besonderer  Vortbeil  nachweisbar,  wenn  die  ursprüngliche  Ver- 
wendung des  Anleihekapitais  eine  productive  war.   Die  gesammte 
volkswirtbschaitliche  Entwicklung  wird  Dank  dem  fremden  Kapital 
immer  eine  grössere  sein,  als  sie  sonst  möglich  gewesen  wäre. 
Ein  Plus  au  Volkseinkommen  und  Volksvermogeu  bleibt  nach  Ab- 
zug der  Hinanszablung  von  Zinsen   und  der  späteren  Kapital- 
rUckzahlung  au  das  Ausland  stets  übrig. 

Vgl.  auch  Iii«  r  'li<  »  (  itt  n  n  Ausfuhrungen  Uber  diese  Puncto  in  meinen  ge- 
nauuten  früheren  Arbeiten.  Der  Öfters  besonders  betonte  Cebelstand,  dass  eine  An- 
leihe billig  an  das  Aui>iand  begeben  werde  uud  theucr  zurückzukaufen  sei  —  durch 
TUgnog  wie  dorch  Privatankaaf  im  Verkehr  ~  ist  tbatsAchUch  liäafis:  genutr  rw- 
jMtdeik,  lässt  sich  aber  durch  eine  richtige  Form  der  Anleihe,  nemlich  durch  Auf- 
gabe dt'ree!hf>n  nnnrihonu!  zu  einem  dem  jeweilig"»'n  wirk!irh''n  Zinse  t  Rea  I^iIl^ftI^•^'* 
entsprecheuden  2<i  ouiiu  al  zlnsfuss,  statt  der  Begebung  stark  unter  Pari  grosseniheüs 
renndden.  8.  meine  Ordn.  d.  (toteir.  Staatsbaiuh.  S.  204 — 225,  Art  StaatMchobieii 
im  Staats»- örterb,  X,  IM»  tf. ,  Art.  Ordn.  d.  l"in  wirthsch.  in  Schönberg's  Uaudb.  H, 
§.  31.  S.  Iis  IT.  —  Die  Last  einer  ödi  iitlichen  Ausirab«'  wird  dem  Inland  durch  di'.- 
auüvärtigc  Anleihe  fr<'ilich  nicht  eudgiliig  abgcnonimcu  —  aiutier  im  l-'aü  des  «>taaU- 
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btnkeroUs!  Aber  sie  wird  ihm  rcgelmäiöig  erheblich  erleichtert,  „?oii  der  äruiereü 
Ge^nwart  auf  die  nicbere  Zokanft  renchoben**.  Die  jüngste  Finansgescliichte  ron 
Nordainerica,  das  nunmehr  seine  Anleihen  vom  Ausland  zuruckerwerben  und  im  Zins- 
l'M  stark  reduciren  konnte,  auch  von  Frankreich,  welchem  der  auswärtige  Credit  1871  ff. 
eiDd  Zeitiaug  ebetiiallü  die  grosseu  Credit-  und  Finanzoperatiouen  sehr  erleichterte, 
uigea  deotlicli  die  pnctische  Biclitigkeit  der  ronuugehendea  BeweisffBhnmg.  Wenn 
Otäterreich ,  Ungarn,  Russland  a.  a.  L.  m.  den  Dinck  des  „Zin^tributs''  bcsonden 
«tark  empfinden,  so  liegt  die  Schuld  wieder  nicht  an  der  answiirtigen  Verschuldung 
m  sich«  sondern  an  der  langen  Andauer  einer  stets  auf  Anleihen  sich  stützenden, 
ridbcli  bedeDklicben  Finanzpolitik.  Welcber  rolkswitthschaftUche  Druck  wurde  jedoch 
eist  obne  den  Reciin  auf  den  aualindischen  Credit  entstanden  sein?! 

Unter  den  weiteren  Nachtheilen  der  Verschuldung  an  das 
Ausland,  zumal  in  der  Form  von  Staatsanleihen,  werden  auch 
politische  genannt:  grössere  Abhängigkeit  vom  Ausland  und 
seinen  Börsen  (Italien  gegenüber  Frankreich,  Russland  gegenüber 
England  nnd  jetzt  anch  gegenttber  DeotBohland).  Dieser  Naobtheil 
ist  nicht  ganz  zu  leugnen.  Die  Abbängigkeit  ist  jedoeb  in  gewissem 
Grade  eine  gegenseitige,  aneb  eine  mitunter  reebt  beilsame  Friedens- 
blirgsehaft  und  Garantie  ruhiger,  besonnener  auswärtiger  Politik 
des  vc'i\^cliuldeten  Staats.  In  der  Hauptsache  ist  das  Vcrhältniss 
aber  auch  nicht  anders  bei  den  übrigen  Formen  internationaler 
Versehaldung.  Letztere  ist  bei  dem  heutigen  Verkehr  die  Wirkung 
von  Zinsfnssyerschiedenbeiten  nnd  hM  nur  mit  deren  Ansgleiehnng 
auf.  Diese  Ansgleiehnng  wird  grade  durch  die  internationale 
KapitalUbertragung  vom  reicheren  und  volkswirthschaftlich  ent- 
wickelteren Lande  niedrigeren  in  das  ärmere  Land  hciheren  Zins- 
fasses allmälig  mit  herbeigeführt*  Hier  waltet  also  ein  Princip 
des  Selbstcorrectivs  ob. 

Bedenklieheri  aneb  in  volkswirthscbaftlieher  Beziehung,  ist  eine 
aodere  Wirkung  der  Verschuldung  an  das  Ausland,  welche  auf 
dem  Gebiete  des  Staatscredits  mitunter  besonders  scharf  hervor- 
tritt: die  Gefahr  grosser  Störungen  der  iutci  nationalen 
Zahlungsbilanz,  daher  des  heimischen  Geld-,  Credit- und 
Bankwesens  in  kritischen  Zeiten,  in  wirthächaitiichen  und 
umal  in  politischen  Krisen. 

Das  Ansknd  sodit  sich  in  solchen  Zeiten  rasch  auf  einmal  dnes  mehr  oder 
veniger  erheblichen  Theils  seines  frcmdci»  Werthpapierbesitzes  zu  cntl^diRen,  die 
ObU^tionen  strömen  ins  Inlanrl  zurück,  drücken  den  Ours  uiiverhältnissmäjisig  herab. 
Zur  Bezahlung  reichen  die  GuthabcQ  aus  dem  gcwuhiiiichcu  Handelsverkehr  nicht  aus, 
die  Waareaaosfuhr  ans  dem  Inlandd  stockt  ohnedem  leicht  in  solcher  Lage,  sie  iSsst 
^ch  jetzt  vollends  nicht  anf  einmal  rasch  steigern.  Weclisel  aufs  Ausland  werden 
daher  stark  gesucht  und  vcrtheuern  sich,  Baar^cld  fliegst  liiuaus,  wird  den  Banken 
eiitiogeu.  die  La^^e  der  letzteren,  ihre  BaarzahlungsrähiKkcit ,  die  EiulOsbarkeit  der 
BtikaoteD  wüd  geffthrdet«  der  Credit  mnss  allgemein  besehiinkt  irenien  nnd  der 
Discuntn  stei;:t.  Zwangs(  urs,  Papiergeldwirthschaft  lelssen  unter  solchen  Umstünden, 
▼0  der  heimis«  he  Staat  etwa  ohnedem  in  Finanznoth  zur  Papicrgeldpresse  greift,  um 
leichter  ein  oder  rep^chUmmern  sich  noch  mehr.   Mitunter  kann  der  politische 
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Autagoubmus  zwischen  dem  ächuldcndeu  lulaud  und  dem  creditircuden  Ausland,  ron 
Kriegen  zwischen  beiden  selbst  abgesehen,  die  Lage  der  Dinge  noch  erschweren. 
So  hat  z.  B.  Engüuid  die  russischen  Staatspapiei^  und  Papieigaldcmse  io  den  letzteo 
Türkenkriogc  (1877)  durch  massenhaftes  Loüolilageii  nssisdier  Papiere  in  BeiUft, 
Tetersbiurg  u.  a.  m.  stark  gevorfen. 

Diesen  Schwierigkeiten  gegenüber  ist  wieder  das  beste 
Präventiv  mittel  eine  vorsichtige  heimische  Politik.  Die  freilich 
nur  theilweise  wirksamen  Kep res siv mittel  sind:  richtige  Disconto- 
politik  der  Banken,  rechtzeitige  und  genügende  ErhnhiiDg  des 
ZiDsfasses,  BeschrSlnkuDg  der  Vorschüsse^  wodurch  aaf  die  Wechsel* 
cnrse,  auf  die  Corse  der  Fonds  und  die  Preise  der  Waaren  ein- 
gewirkt, die  RttckstrOmnng  der  Papiere  und  der  Abfloss  des 
Mcialih  in»  Ausland  erschwert  wird.  So  beachtcnswerth  aber  dieser 
Zusammenhang  zwischen  auswärtiger  Verschuldung  und  den  dar- 
gelegten Umständen  ist;  den  Ausschlag  gegen  die  aoswärtige 
Anleihe  kann  auch  dies  Bedenken  nicht  geben,  znmal  jede 
andere  Art  nnd  Form  internationaler  Verscbnldung  ganz  ähnliche 
Wirkongen  hat. 

§.  72.  Wesentlich  verschieden  von  dem  Urtheil  Uber  die  erste 
und  die  zweite  Art  Anleihen  lallt  da.sjenige  über  die  dritte  Art 
aus,  über  die  Anleihen  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst 
durch  die  Anleihe  einer  anderweiten  productiven  Verwendung 
im  Inlande  entzogen  werden  (§.  68).  Hier  ist  die  Oppositiott 
der  älteren  Theorie,  der  britischen  Oekonomisten  (Mi  11)  im  Ganzen 
berechtigt  und  trifft  die  von  Dietzel  u.  A.  m.  gegebene  llecht- 
fertigun«!:  in  der  Hauptsache  nicht  zu.  Sogar  eine  reelle  Kapital- 
besteuerung, weiche  nicht  nur  nach  dem  Kapital  aufgelegt, 
sondern  aus  dem  Kapital  bezahlt  wird  (Fin.  Ii  §.  330,  370  ff.) 
oder  auch  eine  solche  ^yttbermässige'^  Besteuerung,  welche  den 
Normaleonsum  der  Besteuerten  und  deren  weitere  Eapitalvermehrsng 
vermindert  oder  letztere  unmöglich  macht,  vollends  die  gewishnliche, 
wenn  auch  hohe  reelle  Einkommenbesteueiung  (Fin.  II  i^.  .*>oU,  .379) 
hat  hier  muthmasslich  iWr  die  Volkswirthschaft,  besonders  lür  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  weniger  ungünstige  Folgen  als 
jene  Anleihe.  Im  Princip  wirken  diese  inländische  Anleihe  nnd 
die  inländische  Besteuerung  auf  die  Volkswirthschaft  und  die  Be- 
völkerung, beide  wieder  als  ein  Ganzes  betrachtet,  gleichmässig, 
aber  dem  Grade  nach  wirkt  diese  Anleihe  noch  übler  ein. 
Wenn  man  nemlich  die  verschiedenen  wirthschaii liehen  Classeu 
des  Volks  unterscheidet,  so  ergiebt  sich  durch  das  Anleihesystem, 
verglichen  mit  der  Besteuerung,  eine  Begünstigung  der  besitzendeB, 
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■■■entlieh  der  das  Kapital  zur  Anleihe  hergebenden  nnd  eine 
Benachtheilignng  der  nieht  besitzenden  |  der  nnteren  arbeitenden 
Cfameii:  letztere  beziehen  eine  kleinere,  jene  die  i^leiehe  oder 

selbst  eine  grössere  Quote  vom  gesammten  Volkseinkommen ,  aus 
welchem  auch  der  Fiuauzbedarf  des  Staat«  mit  gedeckt  werden  muss. 

Jeae  scbon  erw&hotc  (S.  152)  inthamliclie  Bechtfertignn^  des  Anleihesystcms 
liarch  einzelne  frühere  Theoretiker,  wclrlie  nntcr  Laien  und  PractiKem  heute  noch 
Terbreitet  ist,  die  Annalune,  dass  Anleihe  und  Ijicsteucrung  nicht  principieU  gleich, 
Modem  entere  üuofezn  günstiger  widce  ala  die  Bestenerang,  als  sie  das  virthschaflt- 
Uche  Opfer«  die  Lut  einer  mit  ihr  gedeckten  Ausgabe,  z.  B.  fur  Kriegskosten,  ?on 
der  Gi;  Ifen  wart  auf  die  Znkunft  wSlze  und  dadurch  die  jetzige  Generation 
erleichtere,  ül>eri»i«ht,  wie  schon  bemerkt,  dass  es  in  beiden  Tiillen  vorhandene 
oder  in  der  Gegenwart  hervorgebracht  werdende  neue  Sachguta  des  je  L/.ig  on 
(jflsddechts  sind,  irdche  dem  Staate  bei  der  Anleihe  oder  der  Steuer  aus  dem  Einr 
kommen  oder  Vermögen  dc3  Volks  zur  Verfilgung^  gestellt  werden.  Im  Ganzen 
mas3  die  betreffende  Einschränkung  des  Consums.  ^linderbildnng  von  Kapital  und 
Minderproductiou  gewisser  Güter  ia  beiden  Fälieu  zunächst  in  gleichem  Umfange 
ii  der  Gegenwart  eintreten.  (Ygi.  ansBer  Hill,  a.  n.  0.  auch  Dietzel  S.  177)i  Es 
kann  sich  bei  der  Walil  zwischen  Anleihe  und  Steuer  daher  nur  um  die  Frage  handeln, 
0^'  nicht  die  directen  und  indirecton  Weitf^rwirkuncrcn  der  einen  oder  der 
abücreu  dieser  zwei  Methoden,  einen  Thcil  des  iilinkommeus  oder  Vermögens  der 
gegenwärtigen  Generation  dem  Staate  zor  Deckung  von  Finanzbedarf  zuzufahren, 
verschiedene  sind?  Das  ist  nun  der  Fall  und  zwar  ergeben  sich  bei  der  Besteuerung 
ffiuthuiasslich  giinstigere  Wirhingen  für  die  Production  und  namentlich  für  die  Ver» 
ikeiiuug  sdä  bei  der  Anleihe,  der  entscheidende  Punct  in  dieser  Frage. 

Zur  Betheiligong  an  der  Anleihe  werden  die  Kapitalisten 
diieh  die  Anssicht  anf  grösseren  Gewinn,  als  sie  ihn  ans  der 

bisherigen  Beschäftigung  ihrer  Kapitalien  ziehen  —  die  Voraus- 
setzung dieser  Erörterung  —  angereizt.  Eiu  besonderes  Motiv  zu 
eigener  Beschränkung  des  Cousums,  zu  grösserer  Sparsamkeit, 
nm  neues  Kapital  zu  bilden,  und  zu  gesteigerter  productiver 
ThitigkeU  liegt  daher  für  diese  Olassen  bei  der  Anleihe  nicht  ror, 
wohl  aber  bei  der  Bestenerang.  Bei  jener  droht  In  Folge  dessen 
derjenige  Theil  des  Volkseinkommens,  bez.  Volksvermögens,  weleben 
der  Staat  für  die  Deckung  seines  Finanzbedarfs  den  i^inzelwirth- 
schatten  entzieht,  ausschliesslich  an!"  Kosten  der  nicht  kapital- 
besitzenden, an  der  Anleihe  unbetheiligten  Volksclassen,  vor  Allem 
d«  Masse  der  Arbeiter  in  die  Verftigung  des  Staats  übertragen 
tu  werden.  Bei  der  gleichmässigen  Bestenemng  aller  Classen 
mflsaen  die  Kapitalbesitzer  an  dieser  Last  ihr  Theil  mittragen  nnd 
werden  sie  angespornt,  die  Einbusse  an  Einkommen  oder  vollends 
an  Kapital,  welche  ihnen  die  Steuer  auflegt,  durch  angemessene 
Regelung  ihres  Consniiis,  ihrer  Ersparnngen  und  durch  Steigerung 
ihrer  ii'rodacÜYität  wieder  wett  za  machen. 

Dies  ist  der  Vorgang,  auf  das  einfachste  Schema  zurückgeführt.  In  der  Piaxls 
ko«men  natürlich  noch  andere  Facloren  mit  in  Betracht.    Die  Einschrinkung  des 
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Consums  der  Kapitalisten  hei  il>  i  H>  ?tcuerujig  kann  /.  B.  auch  eine  veruiinderte  Naoli- 
frage  nach  EucugDUisen,  dadurch  nach  Arbeit  bewirken,  welcher  aber  aiiderscib  die 
r^mehrte  Nacbfinge  nacb  beiden  fon  Seiten  dee  die  betreffende  Aufgabe  machenden 
Staats  gegenttbcr  steht 

Ausser  anf  die  angegebene  Weise  Ift&st  sich  der  Beweis  Ztt  Gunsten  der  Bj- 

steuening  und  gegen  die  Anleihe  au<"h  noch  foIgcncJermasscn  ftlhrcn.  Anlrili. 
wird  —  auch  hier  wieder  den  l'all  der  voiicn  Beschäftigung  dta  heimischen 
Nationalkapitals  vorausj^esetzt,  also  ?om  Vorhandensein  disponibler  Kapitalien  abge- 
sehen, —  noth wendig  aas  dem  umlaufenden  Kapital  gedeckt  Aas  diesem  erhalteii 
in  unseren  Vulk->\virrlis(iinften  in  der  Hegel  die  Arbeiter  zunächst  wenigstorii  üiren 
Lohn.  jVi'ilirh  in  lier  \  orausserzun^  des  Rürker-atzes  dieses  Lohns  aus  deu  ^Mitteln 
derer,  weklic  nach  den  Arbcitsproducicn  :Us  Consumenten  eine  wirksame  Nachlrage 
unterhalten  und  diese  Prodacte  bezahlen.  Eine  YenDindomng  dieses  Theila  des  om< 
laufenden  Kapitals,  der  als  Lohnfonds''  fungirt,  droht  also  wiederum  die  Arbeiter 
besonders  zu  benachthcilig'en.  Denn  aelhsl  wenn  die  Nachfrage  der  Consumfntt^n 
uacli  A rbcitsproducteu  gleich  bliebe,  würde  ea,  wenn  diese  Nachfrage,  wie  an/unehnieu 
ist,  keine  YorschOsse  an  die  Unternehmer  gäbe,  an  Mitteln  zu  gleicher  LohnzahluL? 
wie  bisher  fehlen.  Auch  hier  ist  es  nnr  wieder  die  rem  Staate  durch  seine  Ver- 
wendungszwecke :ui<5irrliciidL'  N.iclifrage  nach  Arbeit,  wtdche  diesen  Nachtheil  für 
die  Arbeitiu"  zw.-it weise  ausL^leichcu  oder  Fcrmiiidcrn  konnte.  Im  Falle  der  Kriesrs- 
uusgabu  wird  z.  H.  zuerst  und  eine  Zeitlaug  bei  starker  Keerutirung  von  Soldaten  ontei 
der  ArbeiterbevOlkerand^  und  grosser  Nachfrage  nach  AnsrQstungsgcgenstajiden,  fiBi 
deren  Herstellung  wieder  Arbeitskräfte  gesucht  sind,  eine  Lohnerhöhung  statt  der 
sonst  7M  erwartenden  Verschlechternii;r  fler  Lajre  der  Arbeiter  eintreten  (nordameri'- 
Erfahrungen  lBt>2,  Einliuss  von  „Kapitaischatiung"  durch  i:'apiergeidaut-gabe.  meuie 
Ordn.  d.  Ost  Staatsb.  S.  50  ff.,  aach  Hill,  pol.  ccou.  I,  95).  Aber  da  hier  nicbt 
wie  in  der  gew&hnlichen  S;u  ]iKUteq)roduction  eine  regelmässige  lU^production  de» 
Kapitals  erfol;rt.  mtiss  ,,iM  einem  langen  Kriege,  welchen  ein  Volk  ganz  mit  eigenei. 
Truppen  und  (lUtein  »ohne  irenide.  Soldheere  und  Subsidien)  führt,  nothwendig  all- 
miilig  eine  ätarko  Einschränkung  des  Consums  mateiieller  Güter  erfolgen,  welche 
schliesslich  die  Masse  der  BerOlkerQng  in  Noth  und  Entbehmng  stürzt'*  (Wagner 
a.  a.  0.),  beim  Anleih' systeni  aber  noch  mehr  die  nnteron  Classcn  sf  liädigt.  In  Staaieu. 
welche  dies  System  übennri.N>ii:-  ausfrcdeluit  haben,  lauft  in  der  That  ..das  auf  dem 
Bestcucrungszwang  funditte  ülleniliche  Sehuldenwcauu  dann  vicifach  nur  auf  eine  ueut; 
Zinsknechtschaft  der  Massen  zu  (innsten  der  Staatsgläubiger  hinaus**  und  drohen  heil- 
lose Zustände,  Air  die  es  an  Symptomen  nicht  mehr  fehlt.  Mit  Hecht  warnt  hier 
auch  Sfttbccr  a.  a.  0.  ror  dem  Anlcibesystem  und  das  Verdict  der  J.  St  Mili  o.  v. 
A.  m.  ist  hier  berechtigt. 

Den  Einwand,  den  BreJitano,  Hildebr.  Jahrb.  B.  IH,  S.  2Ub  aus  der  durch 
Thornton  —  dem  sich  dann  auch  Mili  anschloss  —  u.  A.  m.  erfolgten,  rooi 
Brentano  gebilligten  Berichtigaog  der  älteren  brit.  Lohnfondstbeorie  gegen  neine 
vorausgehende  Bcweisfulirung  f  rhebt,  kann  i'  h  nielit  fUr  zutrellend  halten.  Einmal 
stutze  ich  mich  gar  nicht  ail.-in  für  meinen  Nachweis  des  Vorztiirs  der  Steuer  roi 
der  dritten  Art  Anleihen  und  iur  meine  Darlegung  der  Benachtheiiigung  der  Ärbtiiltr 
im  Falle  der  Anleihe  aus  bereits  beschäftigten  Kapitalien  auf  jene  Lohnfondstbeorie. 
wie  sich  aus  dein  Obigen  ergiebt  Sodann  aber  halte  ich  die  neuere  „Berichiiguiifr" 
der  Lolinfondstheorio  (u.  A.  seihständig  jetzt  auch  von  (jeor«?e,  Fortschritt  n.  Armutli. 
Deutsche  Ucbersetz.  v.  (iulschow,  Berl.  Ibbl  Buch  1  vorgenommen)  überhaupt  nur 
l'iir  tb  eil  weise  richtig.  Nicht  die  Lohnfondstbeorie  allein,  aber  auch  nicht  die 
auf  Hormann  zurückzuführende  sogen,  deutsche  Theorie  vou  der  Abhängigkeit  de» 
Lohns  von  drr  Nai  lifi  im' .  l  e/.  der  Zahlung  der  Consumenfen  erklären  das  ProMota 
der  Bestimuigrunde  der  Lohnbewegung,  <of(dern  nur  eine  recht  wohl  mögliche  unl 
m,  E.  nothwcndige  Vereinigung  dieser  beiden  Theorieen.  Die  Ausfuhrung  dics4;r 
These  und  ihre  BegrOodung  gehSrt  jedoch  in  die  theoretische  Nationalökonomie,  ich 
wollte  hier  nur  nieine  frühere  Beweisführung  den  neueren  Bemängelungen  pegenabw 
ausdrücklich  aufrecht  halten.  IHe  Ausfulininsren  Brentano'-s  n.  a.  0.  in  d.  Note  »in^l 
auch  sonst  anfechtbar,  da  sie  von  uicJil  zutrclleudeu  Voraussetzungen  m  Betreff  des 
Kspitalzuschusses  ausgehen.  Ausfahrlicher  als  oben  habe  ich  in  meiner  Ordn.  d.  dst 
Staatsb.  u.  im  Art.  Staatsschulden  die  Pnge  behandelt 
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§.  73.  Zu  b  (in  §«  68).  Aach  je  nach  der  Natiir  der  einzelnen 
Arten  der  ansserordentiiohen  Aasgaben  ist  die  Frage  der  Mth- 
fiehkeit  der  wirklichen  ßenatznng  des  Staatscreditd  vei  schieden 
/u  entscheiden.  Wenn  ancli  Zweck  und  Wirknnp:  dieser  «Hmnit- 
iielien  Ausn;aben  die  Scbuldautnahme  rechtfertigt  (i?.  (itij,  so  doch 
schon  lür  die  verschiedenen  Arten  nicht  gleich  unbedingt. 

a)  Denn  allein  die  privat-  and  die  Staats wirthscb aft- 
liche  Kapitalanlage  und  unter  ihnen  wiederum  am  Meisten  die 
erstgenannte,  bieten  eine  siehere  Btlrgschaft  dafür,  dass  sie, 
einmal  vor^enonimcn,  kiinfti;;en  Finanzpcriodcn  und  der  ganzen 
\  oikswirthscbal)  als  Ausgabeeisparung  oder  Einnabmcvermehrung 
zu  Gute  koninien  werden.  Bei  der  eigen tlicben  ausser- 
ordentlichen Ausgabe,  insbesondere  bei  Kriegskosten,  be- 
steht eine  solche  Sicherheit  stets  in  viel  geringerem  Maasse. 
Wran  man  daher  auch  nur  nach  den  Wirkungen  der  Ausgaben 
urtbeilt,  so  wird  man  zwar  nnter  den  oben  bezeicbiu  ti  n  Cautelen 
selbst  die  Krie<;sausgabe  dnreb  Anleihen  decken  dUrfen. 
Aber  unter  übrigens  gleichen  Umständen  ist  es  doch  bereits  ge- 
rathener,  lieber  hier  wenigstens  mit  zu  ordentlichen  Einnahmen 
zn  greifen  and  womöglich  die  Benutzung  der  Anleihen  auf  die 
beiden  genannten  Arten  der  Kapitalanlage  za  beschränken.  Dies 
ist  um  so  mehr  anzuratben,  wenn  nach  ihrer  vergleichsweisen 
Wirkung  als  Kapitalentziehung  der  Besteuerung  vor  der  Anlcibo 
wegen  der  Art  der  Kapitalien,  aus  denen  die  Schuld  gezahlt  wird, 
nach  dem  Vorigen  der  Vorzug  zu  geben  ist.  Denn  dann  kommen 
möglicher  Weise  noch  volkswirthschaftlichezndenfinanziellen 
Bedenken  gegen  die  Anleihe  itlr  Kriegs-  und  dergleichen  Ausgaben 
hinzu.  Hiernach  wird  die  Deckung  von  letzteren  nur  durch 
auswärtige  und  in  gewissen  Füllen  durch  Anleiben,  welche  ans 
di'?poniblenKap  Italien  der  heimischen  Volks  wirthschalt  kommen, 
Yur^unehmen  sein. 

Es  ist  daher  gewiss  ab  die  solidcro  Praxis  zu  bozciclineii,  wenn  wcnig-stcns 
•-in  Theil  <I.  r  K ri egskoHt e ii  und  sonstiger  ausscrordcntl.  "Ausgaben  ^2.  B. 
für  itStiüÜ,  JSothütandc)  durch  btcuera  bcätritton  oder  nur  vorQbcrgebeud  durch 
»cbvcbeiide  Schulden,  welche  abbald  mit  Stcucrcrträgen  wieder  abirozahlt  werden, 
ficdcckt  wird.  So  verfährt  mit  Recht  in  ncucr  r  /  it  (irosshi itannion.  Seibat  in 
'\ki':m  Lnn<l<'  i<t  fiuf  grössere  Massen  disponibler  Kapitalien  iii '!it  iiiuner  m  ri''  linen. 
N.iinciuli«;h  wird  die  Einkoinnirnsteuer  in  solchen  Fallen  richlii;  •  rlidii.  Das  Vor- 
biidcoseiu  einer  derartigen  beweglichen  und  mit  Sicherheit  eineü  höhereu  Ertrag 
gebeadan  Steuer  ise  anch  mit  RUcksidit  aaf  solche  F&Uo  zu  verlangen.  (Fin.  II  §.  368.) 
Im  Krim m  kriege  erhöhcte  Grossbritannien  die  Einkomniensteii'T  von  7  auf  14  und 
schliesslich  auf  in  d.  v.  L.  St.  'G^^/a";,)  fUr  das  voll  bcstenfit,'  und  von  5  auf  10 
UQd  11 '/j  d.  für  daü  niedriger  besteuerte  Eiukommoa;  erst  1*557  erfolgte  wieder  die 
HsnbsetZQDf  auf  den  alten  Satx.    Der  Ertraf  stieg  von  7*18  aaf  ]6'92  MilL  L. 
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Ausserdem  vnrden  damals  die  Zoll  mf  Zacker  (Durchschnittszollsatz  per  Ceutncr  für 
alle  Gattungen  von  11  allm&lig  bis  auf  14'/«  sh.),  Thee  (von  iVa  auf  IT  .,  per  Pftind. 
statt  der  beabsichtigten  Ermässigung  auf  1  sh.),  KaHcc  (von  3  auf  4  d.  per  Pfondi. 
die  Acciseii  auf  Malz  (von  last  2'/^  aui  4  sh.  per  Busliel)  u.  Branntwein  (in  England 
▼on  7  sh.  10  d.  aaf  8  sh.,  in  Schottland  von  4^3  auch  allmälig  bis  auf  S  sh.,  fo 
Irland  von  S'/^  auf  S  sh.  per  Gallon)  erhöht  Arhnlich  wurde  die  E \pedi tion  nafh 
Abyssinien  grossentheils  durch  Steigerung  der  ordentl.  P2innahmen  besintt'  ii  (Auf- 
wand 1867/67—69/70  dafOr  S'3  Mill.  L.,  Erhöhung  der  Einkommensteuer  von  5*7  Mill 
ia  1866/67  auf  6*18,  8.62,  10*04  Hill  L.  in  dea  8  folg.  Jahren  nach  Rechmmgs- 
abschlnss,  Änschl.  für  1870/71  7*6  Mill.).  Auch  bei  anderen  Extraausgaben,  z.  B.  fftr 
den  n;rös'!er''n  militärischen  und  maritimen  Aufwand  ISBO  ff.  wurde  so  operirt.  Achnlich 
jetzt  1?5S2  lur  den  ägyptischen  Krieg.  —  Preussen  erhöhte  1855/56  wegen  der 
Koeten  der  Rostnngen  die  Klassen-,  Einkommra-  nnd  Sehlachtstener  um  ^U.  — 
Oesterreich  legte  im  Kriege  ron  1859  einen  Zuschlag  zur  Grund-  d.  Haassteuer 
vnn  zur  Hausklassen  Steuer  von  '4,  zu  der  Erwerhsteuer,  EinkommcTistcncr  und  dem 
<  untributo  arti  c  commercio  von  des*  Ordinariums  „für  die  Dauer  der  durch  die 
Kriegsereigiiibh«  herbeigeführten  Verhältnisse  "  auf  (Vcrordn.  v.  13.  Mai  1S59).  Ebenso 
minie  die  Yeizehrangsst.  um  Vs  Normals&tze,  der  Silzpreis  nm  15%*  ^  Recht»- 
gebtthren,  Stempel  u.  s.  w.  meist  um  20"/o  erhöht  (Verord.  v.  17.  !Mai  1S59).  Die 
meisten  dieser  Erhöhungen  blieben  mit  einigen  Abänderungen,  zeitreise  mit  neuen 
Steigerungen  und  selbst  Verdoppelungen  (1862  if),  permanent.  —  Frankreich  erhöhte 
dnrdi  Verordn.  der  preris.  Kegierung  ?,  17.  KSrz  1848  die  4  directen  Stenern  xm 
457o»  wafe  102  Mill.  Fr.  betrog  vu  1852  wieder  aufhörte.  Später  iGes.  v.  23  Juni  1857) 
trat  ein  zweiter  10 *'',igrr  Kricg:9zuschlag  zu  dem  lani,^e  bestehend' n  b-M  iII  n  directen 
Steuern  hinzu,  die  Tabaksteuer  (im  Monopolpreis)  und  die  Branntwcm^leuer  wurde 
ISüO  erhöht.  Die  bedeutenden  Steuererhöhungen  und  neuen  Steuern  in  Frankreich 
nach  dem  Kriege  ron  1870 — 71  fallen  unter  einen  anderen  Gedehtspanct,  denn  sie 
dienten  im  Wesentlichen  nicht  mehr  zur  Deckung  der  laufenden  ausserordentlichen, 
sondern  der  durch  die  Kriegs-  und  Contribution-sanloilien  u.  s.  w.  gesteigerten  ordent- 
lichen Ausgaben  fUr  Zinsen,  Erhöhung  der  Militärbudgets  u.  s.  w.  Die  Lage  war 
&hnfich  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  t.  NordameriJta  n.  in  Italien,  wo  natoilieb 
auch  im  giOssten  Umfange  neue  Steuern  geschaffen ,  alte  erhöht  werden  mussten,  um 
die  enormen  Ausgaben  für  Krie«rc  «,  Sta  rt^^Ti  MiK \m  M'-Mtii^stens  tlieilT^e.isc  zu  decken. 
Nach  dem  Ende  des  Kriegs  hat  Amerika  bald  die  voüstaudige  Deci^uug  der  lanfeaden 
Ausgaben  mit  erdend.  Einnahmen  erreicht,  ebenso  Frankreich,  in  den  leixfen  Jahren 
auch  Italien.  In  den  Verein.  Staaten  hat  man  die  Best'  Uerung  in  so  ertieblicher 
Höhe  bcibehalt'  n.  dass  nunmehr  seit  Jahren  beträchtliche  Ueberschtlssc  zur  S<  buldeu- 
tilgung  aub  ordentiichen  Einnahmen  bleiben  (Abschluss  1^79/80  b5'b'^.  Anschl.  l>81/82 
!M)'0»*  Mill.  Doli.  Ucbcrschuaa«.  Eine  Finanzlage,  die  dann  auch  auf  den  Staatscredit 
sehr  giUistig  wirkte  nnd  im  Verein  mit  anderen  günstigen  Umstinden  stallte  Sias- 
rednction  der  Schuld,  ron  6  anf  5,  4^/^     ^Vo  ermöglichte. 

ß)  In  gleicher  Weise  wird  man  sich  dahin  aussprechen  mflssen, 

dass  die  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage  besser  anch 
dnrch  ordentliche  P^innahmen  gedeckt  wird,  wenn  nii  ht  eine  in 
/jeder  Beziehung  unbedenkliche  Anleihe  in  Aussieht  sieht.  Denn 
die  günstigen  Wirkungen  solcher  Anlagen  und  die  Daner  der 
ersteren,  z.  B.  bei  grossen  Yerwaitungsreformen,  sind  doch  niobt 
leicht  ganz  so  sicher  zu  eonstatiren,  als  etwa  bei  privatwirtb- 
schaltlichen  Kapitalanlagen. 

Die  herrschende  Praxis  ia  Staaten  normaler  Finanzlage,  dass  die  staaiswirth- 
schaftHchen  Kapitalanlagen ,  wenigstens  die  Uelneien,  ziemlich  Jahr  ftlr  Jahr  voikom- 
menden  Ausgaben  dafür,  durch  ordentl.  Einnahmen  bestritten  werden,  lässt  si«  b  daher 
anch  billigen,  so  z.  B.  hini^i  I  tli  I:  der  sog.  „uns  t  an  d i .  n Ausgaben  für  Bau- 
kosten u.  dgl.  (§.  62),  wo  B.  bei  der  Menge  von  Neubauten  in  einem  ,i:rC>ss«rcn 
Staate  jihriich  dieser  Posten  überhaupt  besser  grossentheils  zur  ordenüichen  Aui- 


Digitized  by  Google 


Einfliu»  der  Au^abesvccke  in  der  Frage  der  Aiileilien. 


167 


gäbe  gesetzt  winl.  während  ein  einzelner  Neuliaii  im  TlMu^lialt  -  itior  klriiu-n  (Jemeindc 
nicht  dazu  gc-^t'-lli  zu  werden  braucht,  da  er  sich  nicht  bald  wieilerholen  winl.  Nur 
sollte  in  jenen  r<illcn  auch  im  Staatshaushalte  ein  bestimmtes  Princip  leiten  u.  die 
hetaeS.  Poeten  in  den  Ausweisen  flbersichtlich  zusammongebt<-llt  werden,  damit  man 
zar  besseren  Beiirtheilung  der  wirklichen  Finanzlage  I>  idit  T  r<  -.t-f.  !] -n  Lmti.  <>h  un<l 
in  welchem  \  erhÄltniss  die  Au8ü:;»lM^n  nnn.s  Jahres  na^  Ii  der  iJaiin  \\  iikuti^en 
der  bescbattlcn  Leiätungcu  und  Anstalten  nur  diesem  Jahre  oder  auch  sputeren  t  inanz« 
Perioden  za  Gute  kommen.  In  Prenssen  gebOrt  der  grOsste  Tbeil  der  sog.  einmaligen 
und  .iu^^  rord.  etatsmassigen  Ausgaben  zu  Staats-  u.  z.  Th.  selbst  zu  privatwirtbschaft* 
heben  Kapitalanlagen  (z,  II.  Meliorationen  der  !>omänei»  u,  s.  w.)  und  winl  rei^elinässip; 
schon  nach  dem  Yoranschiagc  durch  die  ordeutliclie  Kinuahmo  (diu  allerdings  einige 
Heinere  Posten  aosseionientL  Einnahmen  etnsobJiesst)  gedeckt  Aber  ein  festes  Priticip 
der  Scheidung  fehlt  auch  liier;  so  stehen  z.  B.  ganz  gleichartige  Posten  für  Chaussee- 
neubariten ,  8tronir»  i;:olirun|r(ni ,  Hafmbaiiti^n  !i.  s,  w.  unter  den  opl»  ntlichen  uiul  den 
etatmabsiu^i  ii  ausserordentlichen  Ausgaben  Jahr  für  Jahr,  —  In  Staaten .  welche  so 
häufigen  „Neugestaltuugen"  (der  inneren  Organisation,  Verwaltung  im  Justiz-,  Polizei-, 
Cntemchfa-t  Kriegswesen  n.  s.  «.)  nnterliegen,  wie  froher  wenigstens  (1S48  ff.)  z.  B. 
Oesterreich,  /..  Th.  auch  Russland,  würde  e5  virlleiitls  rin  liA-hst  gefährliches 
Princip  sein,  niit  l\ii>  ksirht  auf  «lie  m «r  1  i r  h l'auor  der  W  iikaiii^  solcher  Vor- 
vendungea  eine  Üeci^ung  mit  ausserordentlichen  Kinnahmcu  vorzunehmen.  Hier  fehlt 
bd  der  CnstJUbeit  der  VerfaSltnisae  das  in  finanzieller  Hinsicht  wesentliche 
Merkmal  der  staatsvirtlischaftlichen  KMpit  üanlaij:«  n :  die  wirkliclie  längere  Dauer 
der  Wirkungen.  —  Von  den  Theoretikern  haben  Dietzel  wie  Stein  auch  diesiv  S.  itc 
der  nur  bedingten  Hathlicbkcit  der  Benutzung  des  Staatscredits  viel  zu  wenig  be- 
achtet, z,  Th.  ganz  übersehen.  Stein  wird,  wie  so  hanfig,  von  einem  partiell  richtigen 
Gadaakm,  der  Productivitüt  der  Staatsausgabe  und  Staatsschuld,  ganz  hingenommen 
ond  rergisst  darüber  die  so  hDchst  noth wendigen  liUnsclir&nkungeD.  YgL  3.  Aufl., 
ii.  717       42  tt.  Ebenso  noch  in  d.  4.  A. 

y)  Anders  lieget  die  Sache  bei  grösseren  Verwendungen  fllr 
priratwirthscliaftlicbe  Kapitalanlagen.    Diese  mfiBsen  nnbe- 

diu'^i  aus  aui5!?eronleutlichen  Einnahmen  oder  Anleihen  bestritten 
werden,  so  lange  man  wenigstens  im  ßalnnen  der  bisherigen 
Wirtb^cbafts-  und  Finanzpolitik  bleibt  und  nicht  etwa  mit  Hilfe 
der  Besteoerong  dem  Staate  die  Mittel  verscbaüeu  will,  um 
direct  auf  dem  Gebiete  der  Saebgttierproduction  den  Besitasern 
des  Privatkapitals  als  überlegener  Gononrrent  entgegentreten  zn 
können.  Sehen  wir  von  dieser  Eventualität  hier  ab,  so  darf  in  der 
Tbat  bei  der  privatwirtbsehaftlichen  Kapitalanlage  des  8taat4>  die 
Kegel  für  die  Benatzung  desiStaatticredits  absoluter  tormulirt  werden. 

Diaser  Satz  wird  von  Laspeyrcs  iiu  Staats wört erb.  X,  9^  angegriffen,  hier 
aber  meines  Krachtens  mit  Kccht,  w  ir  schon  cbeiul.  X,  f<  stgehaltcn ,  wenigstens 
als  Uegei  Ix-i  u;rörf9eTen  Aus«raben,  wenn  man  nicht  die  ubige  Kventualität  statuirt. 
Ob  die  Vüllisvertretung  hier  uätwirkt  oder  nicht,  ist  für  die  volkswirthschaftlichc  und 
fioanadle  Seite  der  Frage  gleichgültig.  Es  ergiebt  sich  hier  Übrigens  wieder,  wie 
bei  einer  weitgreifenden,  socialpolitischen  Zweclien  ilit  nentlen  Steuerpolitik  die  heutigen 
tinaDzwissenschaftlirhcn  Grundsätze  mannichfach  nur  als  h  i  s  t  o  r  i  s  c  h  -  r  <• !  a  t  i  v  r  r- 
scbeinen.  Bei  kleine  reu,  sich  ohnehin  in  einem  grosseren  Haushalt  au<  h  öfters 
wiederholeuden  Yerwendnngen  jener  priratwirthsch.  Art  empfiehlt  es  sich  aber  wohl 
auch,  ebenso  wie  bei  kleinen  stnatswirthsch.  Ausgaben,  sie  zur  ordentlichen  Ausgabe 
za  schlajren  und  demgemiiss  au-  or  lentl.  Einnahm*^n  m  flock,  n :  ein  Zugeständniss 
an  Laspeyres'  Auffassung.  Andcrseiu»  ist  an  den  grossen  Kapilaiaulwand  lar  Eisen- 
bahnen (Bao,  Kauf)  o.  Aehnliches  xa  deniten,  wo  sich  das  MiisaUche  einer  Besteuernng 
a  solchem  Zvock  doch  denUich  loffU 
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Zu  dem  allgememen  Kechtiertigungsgrunde,  welcher  aus  der 
Wirkung  der  Ausgaben  entnommen  ist,  kommen  noch  weitere 
GrUnde^  die  hier  wohl  den  AosBehlag  geben. 

Privatwirtbgchaftliche  Kapitalanlagen  mit  Stenern  heratellen, 

widerspricht  einmal  dem  letzten  Zweck  nnd  tieferen  Reohtsgrond 
der  Besteueruug. 

Die  hcrgesteuertcn  Güter  werden  den  Einzel wirthschaftcn  onfzogea,  damit  in 
der  Gesammtwirthschaft  des  Staats  solche  Gttter  prodacirt  werden,  welche  der  Staat 
allein  oder  doch  am  Beeten  für  die  Voltawirthschaft  herstellen  kann  («gentllche 
StaatslcistODgen,  meist  immaterieller  Art),  nicht  aber  solche  Guter,  welche  der  Kinzel- 
wirthschaffer  selbst,  und  oft  besser  als  der  Staat,  hcrst<-llt.  Steuern  ftir  die  privat- 
wirthschaftiidicii  Kapitalau lagen  zu  verwenden,  wUrüe  also  nur  dazu  lahren,  dein 
einzelwirthschaftiichen  Betrieb  SachgUter  oder  sachliche  ProducliOBsmiCld  za  entxlelieB, 
mit  Httlfe  deren  der  Staat  den  EinzdiriiUiflchafteD  in  der  Prodnction  dereelben 
Güter  nnmittelbare  Goncmrenx  macht 

Die  Deckung  durch  Anleihen  wird  femer  auch  durch  die 

specifische  Natur  der  privatwirthschaftliehen  Kapitalanlagen 

und  durch  die  Wirkuug  der  für  letztere  erfolgendeu  Kapitalver- 
weuduugeu  gerecht! ertigt. 

Oh  der  Staat  oder  Private  Kapital  ziiin  Ankauf  oder  zur  ersten  Anln-r»^  und 
Verbesserung  von  Domänen,  Forsti  ii.  Ber;;-  uiul  Hüttenwerken.  Fabriken  und  sonsügeu 
Gewerksaulagen,  Eisenbahnen  u.  ügl.  m.  verwenden,  das  hat  für  die  Volkswirthschaft 
im  Wesentlichen  ganz  die  gleiche  Wirkung.  Theils  wird  (beim  Ankauf)  Kapital  ein- 
hch  von  einem  Wirthschaftsbetrieb  auf  den  andern  nbi^rtngen,  th.  ils  (bei  der  Ncu- 
anlaiTLi  und  Melioration")  umlaufendes  in  stehendes  Kapital  verwandelt,  neue  Erspami^p 
als  Betricb^ikapital  benutzt  u.  s.  w.  Private  macheu  für  solche  Zwecke  auch  baulig 
Anleihen,  die  dann  nicht  anden  virken,  als  die  Staatsanleihen.  Letztere  entziehen 
vielleicht  das  Kapital  einer  andenreiten  productiven  Verwendung  in  der  heimischen 
Volkswirthsrhafit .  so  dass  hier  eine  Einschränkung  der  Production  erfolgen  muss. 
Aber  auf  der  andern  Seite  vcrgrösscrt  sich  die  Prodaction  durch  die  Leistungen  der 
betreffenden  Staatsanstalt.  Die  Wirlrang  einer  Deckung  der  prifatwirthschafUlcheii 
Kapitalanlage  des  Staats  durch  Anleihen  ist  immer  cMnso,  als  wenn  Private  ihre 
ei*reH"M ,  luTeits  anderswie  angtdoirt' li  nder  ans  d<'M  iToductiven  Anlagen  dritter 
Pen»oucü  leihweiae  herangezogenen  Kapitalien  in  ein  neues  Unternehmen  stecken;  nur 
die  Richtung,  nicht  der  Gesauimtumfang  der  volkswirthschaftlichen  Prodaction 
ftodert  sich,  eine  Kapitalremi<^tatig  erfolgt  nicht 

Endlich  set/i  die  Aulbiingung  des  hcdeutenden  Aufwands 

z.  R.  für  Eisenbahnen  durch  Steuern  eine  viel  vollkommenere  Ein- 

richtuDg  der  Besteuerung  voraus,  als  sie  besteht  und  in  absehi)arer 

Zeit  bestehen  kann.    Der  Druck  der  unvermeidlichen  Ungleieh- 

mässigkeiten  jeder  Besteuerung  würde  in  solchem  Falle  vollends 

unerträglich. 

Dies  hat  Perrot,  der  einzige  mir  bekannte  Befanrorter  des  StaatseisenbahniMMB 
ans  StenerfondSf  ganz  übersehen. 

Wo  es  sieh  um  grosse  Summen  fiBr  solche  Anlagen,  s.  B. 

um  Eisenbabnbau  handelt,  ist  es  aiuii  allgemeine  Praxis,  ausser 

ürdentliche  Deckungsmittel  zu  brauchen.    Neben  Anleihen  kann 

man  passend  den  Erlös  für  veräusserte  Staatsgüter,  die 
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AblösiingBkapitaHeii  für  beseitigte  Grundlasteii  a.  dgl.  ni. 
MTerwenden.  Auch  die  HeinertrHge  des  DomaniutnB  (i.  w.  S.), 
obp^leicb  zn  den  ordentlichen  Eiuiiahiiicn  gehörig,  mögen  alleulalls 
am  diese  Weise  benutzt  werden.  Die  Wirkung  davon  auf  die 
Volks wirtbsebal't  ist  dieselbe,  als  wenn  Private  die  Erträge  ihrer 
UDtemehmen  sofort  tibersparen  ond  für  die  firrichtung  neuer 
Anstalten  verwenden.  Fttr  die  Steuerzahler  gewährt  dann  nur 
zeitweise  der  Besitz  von  Rente  gebenden  Staatsanstalten  keine 
Erleichterung. 

Nach  dem  Vorausgehenden  kommt  man  zu  folgender  "Regel 
lär  die  wirkliche  Benutzung  des  öffentlichen  Credits,  in 
wesentlieber  fiinsebränknng  gegen  DietzeTs  Theorie  und  Steinas 
Er&rternng^:  Die  Benutzung  des  Credits  ist  ttberbaupt  nnr  zu- 
Ilssig  bei  gewissen  Verwendungszwecken  der  Anleihen,  zn  denen 
nicht  die  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  gchiirt.  Auch  wenn  der 
Zweck  sie  erlaubt,  sollte  die  8chnldenaufnahme  miiglichst  beschränkt 
werden  auf  die  Fälle  von  Anleiben  aus  wirklich  disponiblen 
heimischen  und  ans  auswärtigen  Kapitalien.  Dies  nm  so  mehr, 
wenn  dgentlieher  ausserordentlicher  Aufwand,  wie  Kriegskosten  n. 
dgl.  zu  decken  ist,  während  die  Deckung  des  Bedarfs  ftlr  Staats- 
wirthschaftliche  Kapitalanlagen  auch  mittelnt  Anleihen  ans  bereits 
angelegten  heimischen  Kapitalien  unbedenklicher  ist  und  der  Bedarf 
tlir  privatwirthschalUiehe  Kapitalanlagen  grösserer  Art  in  normaler 
Weise  durch  solche  Anleihen  richtig  bestritten  wird.  Demgemäss 
ergeben  sich  auch  die  Forderungen  an  die  Ausdehnungsfähigkeit 
der  ordentlichen  Einnahmen,  besonders  der  Besteuerung  zur  Deckung 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Finanzhedarfs. 

IV.  —  74.  Die  Fälle  der  ünzulUnglichkeit  der 
lienutzung  des  Staatscredits.  Nach  dem  Vorhergehenden 
mQgs  die  Benutzung  des  btaatscredits  zur  Deckung  der  Ausgaben 
doch  auf  wenige  ganz  bestimmte  FUlie  eingeschränkt  werden. 
Aber  auch  wenn  sie,  wie  von  einigen  Anhängern  des  Staats- 
flcbuldenwesens  geschieht,  in  weiterem  Umfange,  namentlich  unbe- 
dingt zur  Deckung  der  gesammten  Kriegsausgaben  —  practisch 
<ler  Hauptfall  —  empfohlen  wird,  so  erheben  sich  noch  tolgendc, 
eng  mit  einander  zusammenhängende  wichtige  practische  Fragen; 

1)  ob  Anleihen  denn  immer  möglich  sind; 

2)  ob  anch  in  diesem  Fall  der  Zweck,  die  Deckung  des 
einmal  vorliegenden  Bedarfs  in  festbestimmter  Zeit,  mit 
ihnen  immer  sicher  erreicht  werden  kann; 
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3)  ob  die  Bedingungen  einer  Anleihe  nieht  mitunter  so 
nngilnstig  sein  können,  dass  dennoch  besser  ^filr  andere  Deckange- 
mittel gesorgt  wird. 

Diese  Fragen  tühren  zu  derjenigen  von  der  Noth wendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit  eines  Staatsschatzes  nnd  eines  Systems 
grosser  Bztrasteuern  (Kriegsstenern)  hin.  Erst  durch  ihre 
Erörterung  erlangt  die  Theorie  der  FiDansbedarfsdeckung 
den  richtigen  Abschlnss. 

Die  biaheiige  Theorie«  aucli  in  ihren  neueren,  der  Benutninir  des  Staatscredils 

günstigen  Vertretern,  wie  z.  B.  Dietzel,  hat  diese  Fragen  so  g^ut  wie  rdlli;  ignoriit, 
während  sio  (lo«^h  nnsspronlt^ntlich  wiehtiiSf  sind.  Bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  Österr. 
Staabhnush.  S.  23 — 2^  u.  Art.  SUat»i>chuIii.  im  StaatäwOrterb.  S.  IS  sind  die  Frsgen 
bereits  berflhrt  Fttr  die  Entwicklang  im  Texte  sind  die  neuesten  ErMrangea  bes. 
Prenssen's  i.  J.  1S66  a.  1870  gewiss  mit  ßecht  massgebend  gewesen.  Heikw1lrdi|^. 
aber  characteristisch  für  ihn,  ist  die  Stellung,  welche  Stein  zu  diesen  Frag-en  und 
:>peciell  zu  meiner  Bchajidiang  denjellicn  i.  d.  6.  Ausg.  Kau'«  einnisiint  Vgl.  besood. 
seine  Polemik  gegen  meine  Bechtfertigunu:  des  Staatssehättes,  Fiuui^riaseDfloli^ 
3.  Ausg.,  S.  682  11.,  bes.  191  ü". ,  1114.  Dieser  geistvolle  Gelehrte  besitzt  leider  mm 
Schaden  für  seine  verdienstrollen  Werke  absolut  nicht  die  Fähigkeit,  üedanken  n 
practischeu  Verhältnissen  ausserhnlb  seines  Schematismus,  ich  sage  nicht  gerecht  zu 
werden,  sondern  nur  sie  zu  vurbtclien.  Wenn  Jcuiaud,  wie  er,  so  lange  in  Üeätcrr«;KL 
gelebt  hat  u.  doch  nicht  einmal  im  Stande  ist,  die  Lttcke  za  erltennen,  welcbe  fXtx 
die  Theorie  u.  Praxis  des  Finanzwesens  liier  von  mir  auszufüllen  gesucht  wird, 
während  ihm  gerade  Oesterreich's  Geschichte  den  Beweis  ad  hominem  demonstrin, 
dass  hier  eine  Luckc  ist,  :>o  bleibt  nichts  weiter  übrig,  als  ihn  achselzuckcnd  bei 
seiner  Einseitigkeit  so  belassen.  Bedaneilicli  ist  es  aber,  dass  Stein  mit  sophittiscIieB 
Theoiieen  schlimme  österreichische  Finanzpraxis  rechtfertigt  (man  vgl.  z.  B.  seine 
Stellung  in  der  Kiscnbahnfrago,  die  grad«:-/!!  mit  seiner  Regaltheorie  in  Widerspruch 
ist,  seine  ülture  Theorie  der  Verkohrssteuern.  wo  die  bedenklichsten  fiscal ischen  Pntctüen 
nicht  nur  ihre  Absolution  finden,  sondern  als  die  wahren  Postulate  der  höheren  Wissen» 
sclmft  erscheinen,  n.  A.  m.).  wahrend  er  diese  Unfähigkeit  beweist,  aus  dem  Stndiiui 
des  so  hochinteressanten  n.  lehrreichen  Österr.  Staatshaushaltes  diejenigen  Pnnctc 
lieraiiszTTfindcn ,  wo  die  Praxis  u.  die  bisherif^e  Theorie  mit  absoluter  Nothwendigieit 
verbessert  werden  mUasen.  S.  auch  u.  über  Stein 's  „Finanzwissenschaft  des  Kriegs." 
In  d.  4.  Anil.  I,  252  hat  Stein  in  der  Erkenntniss  Tom  Werth  eines  Staatasohaties 
wenigstens  den  einen  Fortschritt  gemacht,  das  „ausnahmsweise  Zweckmässige"'  einer 
solchen  Einricbtong  zuzugestehen.  Seine  Einw&nde  sind  die  alten,  oft  widerlegtea. 

Es  geuli«]:;!,  im  FolgciuU  n  den  nicht  nur  practisch  wichtigsteiL 
sdiideiü  auch  lUr  die  ^vi^.se^seba^"tliche  Frincipieutrage  charac- 
teristischsteu  Fall  zu  behandeln:  wemi  plötzlich  sehr  grosse 
Kriegsausgaben  binnen  einer  gans  knrzen  Zeit  zu  be^ 
streiten  sind. 

Dieser  Fall  liegt  bei  Krie^^cii  der  modernen  Staaten  in  der 
Gegenwart  stets  vor.  Jedoch  gestaltet  er  sich  noch  bemeikcns- 
Werth  verschieden  nach  der  geographischen  ßeschattenheit 
eines  Staatsgebiets,  nach  der  ganzen  politischen  Stellung 
and  Aafgabe  eines  Staats  nnd  nach  dem  berrs  eben  den 
Webrsystem, 


Digitized  by  Google 


UnsallnglichkeU  der  Benatsooy  des  St»atscreditd. 


171 


Von  dor  ^eograpliischon  Boschaffcnbeit  des  Stialsg^it^iets ,  d.  h.  von  der 

B  0  d  e  n  g e  s  t  a  1 1  n  n  g  (Flachland,  fJebirgsland),  den  (irenzverhiUtnissen  ('•rntc 
DaffiTlii-lic  —  schlt'«^hte  ronvontionelle  (irenznn).  der  Abrundung  des  Gebiets, 

0  -ui  Zu^ammonlicg  cu  üc;»äclbcu  iu  einer  coiapacten  Masse  oder  dor 
Zerriftsenheit  in  mehreren  getrennten  Stticken  n.  s.  w.  hingt  die  Olfensir- 
ond  Defensivkraft  eines  Staats  wesentlich  mit  ab.  Ein  Staat  /..  B.  mit  offenen  Grenzen, 
Flachland,  mit  grosser  Ausdehnung  seines  Gebiets  in  schmalen  Streifen  über  weite 
KÄume  onterliogt  der  besonderen  Gefahr,  rasch  beim  plötzlichen  Aufbruch  eines 
Krieires  efnen  Thett  seines  GeUets  rem  Feinde  tIberKhwemmt  zu  sehen.  Badnrch 
rennindem  sich  auch  die  finanziellen  HUlfsmittcl  eines  solchen  Staats  sofort  und  der 
Staatscredit  leidet  leichter  oder  versagt  schneller  ganz  den  Dienst.  Man  vergleiche 
Bar  Preassen  and  Deutschland,  bes.  ?or  den  Jahren  iNbb  n.  Ib70,  aber  ioi 
VemtL  doch  nnch  jetzt  neeli  mit  Oroinbiitannien,  Fmnkreißb,  Spanien,  ScnndinarieB, 
Italien.  Man  denke  en  die  Schweiz. 

Von  der  politischen  Stellung  und  Aufgabe  eines  Staats,  welche  beide 
«iniü-'J  das  Product  bestimmter  geschichtlicher  Verhältnisse  sind  ond  sich  nicht 
leicht  beliebig  ändern  lassen,  hängt  die  nähere  oder  fernere  Gefahr  von  Kriegen 
vesentiich  mit  ab.  Z.  B.  ein  erst  im  Aufbau  bcgrifleaer  Staat,  der  die  Anfgabe 
sieht  von  sich  weisen  konnte,  nationalen  Bedürfnissen  gemlss  sich  anszndehnen ,  zu 
arrondirt;n  und  innerlich  in  seiner  ])olitischen  Verfa-;sTinfi:  nen  zn  restalfen .  wie 
l.>eQt>chl;ind  in  der  Gegenwart,  wird  leichter  als  ein  i^efeüteter  alter  Staat  zuOtlensiv- 
kri^cQ  buhufs  rechtzeitiger  Defensioa  (Preusseu !)  geuöthigt  werden  oder  üticrä  meinen 
Bsttand  ron  Neuem  fertheidigen  müssen.  Eine  solche  Lage  beeinftosst  nothwendig 
sQch  die  Bsnntibaiiteit  des  Staatscrsdits» 

Cnter  den  verschiedenen  modernen  Wehrsystemen  i^t  es  das  prenssisch- 
deutsche  mit  seiner  Scheidung  von  stehendem  Heere,  Feserve  und  Landwehr,  we'ches 
seiner  eigenthtUnlichen  Organisation  gemäss  relativ  noch  grösserer  Geldsummen, 
die  ZD^dch  in  noch  karzerer  Zeit  rerftlgbar  sein  müssen,  gerade  im  aller- 
kritischsten  Augenblicke,  nemlich  kurz  vor  und  unmittelbar  nach  der 
Krieg^scrklärnn^,  wo  der  Credit  reirelmässig'  am  Tiefsten  erschtlttert  ist.  bedarf:  zur 
Mobilmachung  u.  s.  w.  Das  ist,  wie  manches  Andere,  ein  volkswirthschaftlicher 
tnd  ünanzieDer  wie  politischer  und  insofern  selbst  militSrischer  Nachtheil  dieses 
Wohrsystems,  der  wegen  der  andtfWeiten  uberwiegenden  Vortheile  C^rsparung  au 
Geld  und  Arbeitskraft  ii.  s.  w.  in  Friedenszeit,  grossere  Truppenstärke  im  Kriege) 
als  dem  System  inhärent  in  den  Kauf  genommen  werden  uiuss.  Auch  für  die  Be- 
nutzung des  Staatscredits  ist  diese  Eigenthilmlichkeit  des  prcussisch- deutschen  Wehr- 
STSlams  wieder  nicht  ohne  wichtige  Folgen. 

Die  GrediterschUtterung  zur  Zeit  des  Eiiegsaosbruchs  beweist  die  Statistik  dor 

Carse  der  Werthpapiero  fast  in  jedem  neueren  "Jossen  Kriege  ganz  deutlich,  so  bes. 
1*59.  IS66.  ISTO.  Das  Minimum  der  Üurso  iifie^^t  unmittelbar  vor  oder  gleich  nach 
d«:r  Kriegserklärung  erreicht  zu  werden,  noch  bcvur  irgend  entscheidende  mllitär. 
Operationen  erfolgt  sind.  Später  steigen  wohl  selbst  im  Kriege  die  Curse  des  Stasts, 
der  Niederlagen  erlitten,  weil  die  Aussicht  auf  baldigen  Frieden  wächst:  so  war  es 
wiederholt  in  Oesterreich.  Freilich  zeigen  die  französischen  Gurse  i.  J.  ISTO  eine 
entgegengesetzte  Bewegung,  iu  welcher  sich  der  verstärkte  Kindruck  der  ganz  uu> 
erwarteten  Niederlagen  abspiegelt,  während  der  anfängliche  gtinstigere  GnrsMand  auf 
das  übertriebene  Selbstgeftlhl  der  Franzosen  zurückzufuhren  war.  Ueber  die  Bewegung 
der  deutschen  Cnr^e  in  der  Zeit  vom  5.  bis  19.  Jnli  19Tü  s.  die  Tab.  XI  in  A.  Wagner, 
Syst.  d.  Zettelbauipoiitik,  S.  412,  zum  Beleg  des  Oesagten.  —  Die  sog.  Mobilmachungs- 
ksston  (einmal  Ausgaben)  werden  für  Prenssen  im  Peldzug  von  1866  anf 
13*61  liiJL  Thir.  angegeben,  wovon  fUr  die  mobile  Armee  (persönl.  Mobilmachungs- 
u.  Ausrüstungsßeld'T  Beschaffung  der  Pferde,  Bekleidung,  der  Fahrzeuge  o.  Geschirre 
n.  «.  w..  Ansrtistung  der  Pontoncolonnen,  Ausstattung  dor  Feldlazarethe)  10*14  Mill.  Thlr. 

1  ur  daui  norddeutsche  Heer  im  J.  I87U  war  in  der  Zeit  vom  15.  Juli  bis  H.  Aug. 
täglich  mindest  2  MilL  Thlr.  nothwendig  für  Mobilmachung  n.  Krieg  (ohne  das 
äidtsi.  Contingent).   (Steoogr.  Ber.  ttb.  d.  Keichstagsverh..  2.  Sess.,  1S71,  U,  74). 

iJ'ir-  drei  rnrähnlen  Umstände  erschweren  die  Benutzung  des  Staat-'^rp'i  bei^. 
III  De nt?c bland,  zumal  in  Preuss^Mi.  vollende  vor  den  Ereignissen  von  Ibtib  und 
Die  schwierige  geograph.  Lage  m  ^tten  des  Welttheils,  die  auch  jetzt  noch 
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i>ch]cchten  Gitn/cn  gegen  die  bcbwei/.  u.  Holland,  gogon  Üostcrroicb  u.  RuasUuid  oder 
Polen  ul>eii  Uaiiernd  einen  ungünstigen  Eiofluss  aus. 

Die  Sommcn,  vm  welche  es  sich  in  neueren  Kriegen  ?en  Grossstaatea  binnen 
kurzer  Wochen  und  Monate  handelt,  Uberateigen  bei  Weitem  Alles,  was  sonst  im 
Haushalt  Stuats  orlcr  aiidorer  trrosscr  Einzel»'irth8rhafff»n,  z.  B.  für  Eisonbahnzveckc, 
in  ähnlich  kurzer  Zeit  an  gro:>sen  Ausgaben  noch  vorkommt. 

Die  dnrcbschn.  tftgliche  Ausgab  fiftr  Heer  n.  Flotte  stieg  In  den  Yerein. 
Staaten  I8t)5  auf  über  3  Mill.  D.,  die  laufende  Extraausgabe  für  <]<  n  Krieg  von 
1870  —  71  (über  di'  ^--wöhnl.  militär.  Ausgabe  hinaus  betrug  für  Norddeuisch- 
land  täglich  weit  über  1  Mill.  Thlr.  —  F'örinli*  h  experimentell  lassen  sich  die 
prcuss. -deutschen  Erfahrungen  von  1866  und  mehr  noch  von  1870  —  71  fOr  die 
Theorie  venrerthen.  Der  nrpldtzliche  Kriegsausbruch  im  Jnli  1870,  die  Erfoidemitte 
der  Mobilmachung  einer  riesigen  Armee  und  deren  Sendunir  an  die  ferne  WisTgrenr^, 
die  «M^rnthUmlichen  geographischen  Verhältnisse  DeufschJan.is  belehren  vurtr-  tTlich 
Uber  daü,  was  hier  auch  in  finanzieller  Hinsicht  nothwcudig  ist.  Ich  darf 
deshalb  hier  wohl  spedell  auf  meine  eingehende,  ({uellenmSssige  Besibeitong  des 
dentschen  Kriegsfinanzvesens  in  1870 — 7t  im  Holtzendorirschen  Jnhrb.  d.  D,  Reichs 
Hl,  S.  (>5— 166,  renrdsen,  bes.  S.  6g  If.,  120  iL,  152  Hl 

Erweist  sich  nun  die  Benutzun-;  des  Staatscredit«  gerade  för 
diesen  Zweck,  für  die  Deckung  plritzlicher  grosser  Kriegs 
ausgaben  immer  als  zulUnglich?  Diese  Frage  ist  durchaus  nicht 
mit  Sicherheit  tUr  alle  Fälle  zu  bejahen,  vollends  nicht  in  Staaten, 
wo  die  im  Vorigen  erwähnten  Umstände  erschwerend  einwirken. 

S.  A.  Wagner«  ürdu.  S.  24,  26.  Das  hier  im  Jahre  1863  Uber  Frankreich 
Gesagte  hat  im  Kriege  ron  1S70  seine  Besifttigung  gefunden. 

Absolut  nnmOglich  ist  freilich  wohl  die  (freiviliige)  Anleihe  zur  Boschaifung 
lilein'^r  Summen  nicht  leicht  für  ein»^n  Sf.iM.  wohl  aber  öfters  zur  Res«  hnniing 
grosser  Sumuien.  zumal  wenn  letztere  in  bcdciitenilen  B -trit<;cn  rasch  auf  ein- 
mal  nothwendig  zusammen  kommen  mOssen.  Mit  Einzahluiii^r^tiirmioen,  welche  sich 
Uber  lange  Zeiträume  erstrecken,  reicht  man  nicht  ans.  Durch  Gewährung  wesentlich 
günstigerer  Rr'iIinL''»iMp:en ,  also  bei  einer  Emission  einer  Anleihe  zu  vi.  l  niolrif^ereui 
als  dem  lnn  (Jnrse  oder  zu  ?iel  höhenMn  Zin^^fussf».  kann  man  zwar  iii  der  I?ogel 
grÖÄSijrc  üuüiuicu  eher  beschallen.  Aber  auch  diese  Kegel  hat  ihre  Ausnahmen. 
(Ein  interessantes  und  lehrreiches  Beispiel  liefert  die  Ost  erreich.  Steneranleihe 
von  J!>t)l,  die  bei  einem  Betrage  von  hioss  30  Mill.  Gulden  in  Friedenszeit,  aber 
mitten  in  einer  der  schwersten  inneren  Vrrfas<5nnir^l4risen  [vor  der  Schnierlinif'^r^H'ri 
FebruarverfassungJ  nur  mit  grösster  Mtthe  und  unter  den  härtesten  fiedingungeu 
[d7o«  CniB  88.  radizahlbar  al  pari  zn  je  ein  Fttnftel  schon  in  1—5  Jahren,  reeller 
aUnsfnss  an  9«/J]  zn  Stande  kam.  S.  A.  Wagner  in  Uns.  Zelt  1808,  S.  149.). 

Die  Bedinirnngen  d'T  rredifcriaiigung  kArnu  n  ferner  in  solchem  Fall*»  so  «u- 
gUnstig  fUr  den  Staat  als  Si  hiiUlin  r  werden,  dass  es  auch  aus  diesem  «irunile  grosse 
Bedenken  hat,  bloss  auf  den  Suiatscredit  angewiesen  zu  sein.  Der  Staat  i^t  daoa 
der  Ansbentnog  dorch  die  Creditgeber  follstftndig  preisgegeben.  Die  Anleihe,  selbst 
wenn  sie  im  erforderlichen  Betrage  wirklirh  die  Deckungsmittol  liefert.  —  und  gerade 
recht  in  diesem  Falle.  —  kofinnt  so  tlieurr,  disn  andere  Hilfsquellen  drin^rend  ia 
Erwägung  zu  ziehen  sind.  Vollends  in  der  Zwangslage  eines  Staats,  welcher  untuittd" 
bar  ror  und  nach  der  KriegserkUmng  ans  den  vorerw&hnten  Gründen  dnrehans  floasigtf 
Geldmittel  bedarf,  wird  eine  Anleihe  meistens  nur  mit  grossen  Opfern  zu  Stand« 
kommen  Mf<n  denk«'  z.  B.  an  die  erste  Krioir^nnleih'^  des  Norddeutsehen  Ruiel.^s  im 
Jahre  1^70,  die  doch  erst  fast  14  Tage  nach  der  Kriegserklänuig  aufgelegt  wunlc. 
beim  Curse  von  S8  (.5%  ig)  nur  zu  weniger  als  zwei  Drittel  trotz  alles  Patriottsmof 
zu  Stande  kam,  —  am  3.  u.  4.  Aug.,  allerdings  2  Tage  vor  Weisscnburg!  S,  Wagner 
im  Jahrb.  III  fH»  —  71.  Zu  welchem  Curse  hätte  Geld  beschaflt  werden  müssen  obinj 
Vorhandensein  des  prcnssischen  Schatzes,  also  etwa  Mitte  Jalil  Die  o^^.Jren  preti-»? 
Papiere  waren  vom  ö.  bis  l'J.  Juli  von  1Ü2';,  auf  »7,  die  4Vt7|i8en  von  94  auf  7(% 
gewichen,  mnthmasslich  aber  am  viele  Procente  mehr,  wenn  gleich  damals  die  neae 
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Aaleihe  aufgelegt  woriieii  wäre.  lu  welche  peinliche  Yerlegeuliuit  kam  Uesterrcicii 
j  iii^t  bei  der  Beechallaiiir  des  kleinen  Eztnibedarfii  fttr  die  DorcbfUhmn;  der  bosuischen 

I )ccapatioii !  Bia  zum  Plaue,  eine  hyijotliekarische  Schuld  mf  die  grossen,  im  Bau 
hefindliohen  Staatsgebäude  auf  d.;m  Wieiiur  Glacis  aufzunehiiic  iil  Der  Umstand,  dass 
ilic  A  hhfuigigkcit  der  ui  ilitiit  i^eheu  Leistuugsiähigkcit  des  Staate  von  der 
Verfügung  über  bestimmte  grosse  SdjdbüA  Geld  innerhaib  gewisser 
karzer  Zeit  bekannt  ist,  wirkt  abormab  nur  QDgttnstlg  auf  den  Staatscredit  ein  und 
renichlecbturt  die  Bcdin^'ung-cn.  unter  denen  wenigbtcns  die  Aoleilie  zor  Deckaog  des 
efstea  Bedarfs  aufgeoommcu  werden  muss,  wiederum. 

Demgemäss  Ist  es  ais  Grundsatz  richtiger  Finanz- 
politik hlDzastelien,  dass  der  Staat  rechtzeitig  im  Frieden 
Vorkehrnngcn  treffen  mnss,  um  in  dem  immerhin  möglichen 

l  aiie,  dass  eine  Anleihe  im  erforderlichen  Uinfan^^e  gar  nicht  oder 
liifht  schnell  genng  zu  Staude  kommt,  und  in  dem  oftmaligen  vvirk- 
üchen  Failc,  dass  die  Bedingungen  der  Anleihe  im  Augenblicke 
ausserordentlich  ungünstig  sind,  nicht  durchaus  auf  die  Be* 
uutznng  des  Staatseredits  angewiesen  zu  sein. 

Die  Vorkehrungen I  welche  za  diesem  Zwecke  zu  ergreifen 
sind,  sind  die  Anlage  eines  Staatsschatzes  (Kriegsschatzes) 
und  die  Einrichtung^  eines  Systems  von  Extra-  (Kriegs-jsteuern. 

§,  75.  Die  Anlage  eines  v^ta ats-Krioi^sschatzes,  d.  h.  die 
]>ereitbaitung  eines  grösseren  Betrags  haaren  (gemünzten)  Geldes 
dient  zur  Deckung  der  ersten  grossen  Ausgaben  vor  und 
im  Beginn  eines  Kriegs.  In  früheren  Zeiten^  bei  geringer 
Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  und  hei  dem  Mangel  an  Credit,  galt 
dab  ^Sammeln  eines  Staatsschatzes  für  eine  wesentliche  Massregel 
der  vStaatskluglieit.  Unter  den  heutigen  Verhilltnissen  der  modernen 
»Staaten  hat  die  Praxis  meistens  auf  Staatsschätze  verzichtet  und 
die  Theorie  sie  in  der  Kegel  kurzweg  verworfen. 

Für  den  Staatsschatz  Hume,  8.  Yeiaacll,  tiönnor,  Notluvendigkeit  eines 
Staatsschatzes,  staatswiss.  u.  jurid.  erwogen,  Landshut  1805  (in  d.  Werk  über  Staats- 
>i:huldtin  §.  43  nimmt  G.  diese  Ansicht  ^urUck).  Ancillon,  Geist  der  Staatsver- 
lassung,  S.  297,  mit  Udcksicht  auf  Friedrich  IL  —  Gcnovesi  II,  77  folgt  Hume, 
Kblie^  jedoch,  es  komnie  atif  die  Verfassang  u.  auf  d.  Handeläreichthom  an.  FQr 
dou  Schau  auch  Struensce,  Schmalz,  Encycl.  §.  ^11.  Ja.^üli  I,  g.  731  ff. 
-ncht  m  zoifrcn.  dass  Schutze  nur  da  n^^tlnir  seien.  ■\vo  wenig  Geiduuilauf,  wenig- grosse 
Kupitalc  uud  wenig  Credit  zu  iinden.  —  Vgl.  A.  Smith,  III,  35ö.  —  v.  Sonuen- 
fels,  Gmnds.  III,  §.  190—195.  —  Lötz,  III,  424.  —  Mac  Calloeb,  tazation 
^.  30Ü  (Kau).  —  Gegen  den  Staatsschatz  auch  Malcbus  I,  §.  Sl,  Kau  in  d.  früheren 
Aufl.  d.  Finanzwissenschaft  §.  i(M,  z.  Th.  den  hier  im  Text  widerlegten  Gründen, 
ferner  Dietzel  S.  157.  Umpieubach  rj2,  Stciu  1.  A.  S.  47ö,  4.  A.  1,  252, 
Bergins  S.  415  C,  die  sämmtlich  den  «rescntlichan  Pnnct  nicht  erkennen.  —  Hinweis 
aof  die  bedingte  RecUlfertiguag  und  die  Einseitigkeit  der  abstracteu  Theorie  in  dieser 
Frage  bei  A.  Wagner,  Drdn.  d.  österr.  Staatahansh.  8.  2".,  Art  Staat.sscli.  Staats- 
'<rr>rtorb.  X.  1*J.  Durchaus  der  richtige  Standpuuct  bei  Hermann,  atuabwirthachufiliche 
UhtcrsucLuiigen,  2.  Aufl.,  S.  228,  wo  besonders  auch  die  Bedeutung  des  Staatsschatzes 
ab  eines  Sichemngamittels  gegen  Ubermlbaiges  Sinken  aller  Corse  von  Werthpapicren 
und  der  demgemässe  volkswirthsch.  Nutzen  eines  solchen  Schatzes  richtig  hervor- 
gehoben wird.   Die  Frage  rom  StaatascbaUe  gehört  2u  den  vielen  practi;>cheu  Fragen 
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uiitkjres  Facliä,  in  dcnea  nach  einer  einseitigen  abstracteu  apriori^tiiieLeu  Theorie  uuici 
jedem  AbMlieii  not  den  Tliat^acben  und  unter  Verzicht  auf  irfendpelohe  objoctlre 
Prüfung:  entschiodcn  und  ilie  absolute  Yerwerfung  des  Staatsschatzes  abgeleitet  wird« 
Nachdem  dieser  Mandpuuct  in  solchen  Fragen  wenigj^tens  von  den  wissenschaftlichen 
Vertretern  der  deutschen  Matiouaiükonomie  ziemlich  übcrvunden  ist,  hält  ihn  um  so 
mehr  noch  der  Joofiiellsmas  md  die  Geschifbwelt  fest  Bei  der  Terverfung  des 
StMtnchatzcs  denkt  man  meistens  an  die  Schftize  barbarischer  HerrBcher  oder  Staaten 
der  altoii  Welt:  die  Gründe,  welche  für  solche  Schätze  sprechen,  treffen  in  den 
ciriiiüirten  Staaten  freilich  meist  nicht  mehr  zu.  Mit  diesen  ürUnden  widerlegt  man 
aber  den  Kntzen  eines  Staatsschatzes  eines  modernen  Staats  nicht.  Es  ist  deshalb 
die  Art  und  Weise  schwer  begreiflich,  wie  Stein  die  Frage  des  Staatsschatzes  noch 
glaubt  abmachen  zu  können.  Er  sagt  darüber  3.  Aufl.  d.  Finanzwiss.  S.  ItH:  „Das 
Bcdürfniss  nach  eiiieiii  sokücn  Schatze  ist  mit  dem  Greditwescn  der  neueren  Zeit 
verschwunden  ^VV),  die  Cebclstände  der  Entziehung  Fon  Geld  aus  dem  Umlaufe  und 
der  Zinslosigkeit  desselben  jedoch  nicht;  gewiss  ist,  dass  der  Schatz  nur  aus  Oeber- 
schtlssen  entatelien  kann,  und  sein  Vorhandensein  daher  nur  beweist,  dass  uian  diese  nicht 
rationell  zu  vcrwaltun  versteht  (sie ! !V  .  .  .  Die  ganze  Frag-e  kann  in  unserer  Zeit 
als  beseitigt  angesehen  w  erden."  Und  in  der  Aumerk.  S.  194;  „Was  Wagner 
bei  Ban  mit  seiner  vertheidigung  dos  Staatsschatzes  will,  ist  nicht  recht  abzosehen  (V); 
hatte  ihn  doch  J«ceb  I,  331  ^falsch  citirt  f.  1,  §.  728,  731  ff.i  Ichren  müssen,  wie 
wesentlich  sich  in  unserem  Jahrhundert  die  Auüassun«:  [)hcT  die  historische  Bedeutung 
der  Sache  geändert  hat."  ^ach  dieser  Probe  von  Stein 's  Fähigkeit,  die  Ausichten 
anders  Beizender  zu  verstehen,  wird  meine  Bemericung  oben  wohl  nicht  als  ungerecht- 
fertigt erscheinen.  Uebrigens  hat  Jacob  in  §.  731  die  richtigen  Gesichispuncte  her- 
vorgehoben, täuscht  sich  aber  in  §.  733,  da  *  ir;  Staat  in  einem  kapitalreichen  Volie, 
der  unbedingt  Credit  besitze,  sich  „die  prompten  Mittel  zur  Führung  eines  Kriers" 
ohne.  Schatz  sicher  verschalfen  könne.  Jacob 's  AuÜasaung  ist  viel  grdndlicher  al^ 
die  Stein'sche.  In  d.  4.  A.  I,  252  macht  dann  Stein  doch  das  Zog^tSadoias«  dass 
die  Yoraussichtlichkeit  drohender  Krieg:e  den  Werth  eines  Staatsschatzes  so  hoch 
steigern  könne,  dass  die  Vortheile  die  Naclitheile  überwicg^cn.  — 

In  neuerer  und  in  neuester  Zeit  hält  mau  bes.  nur  in  Preusscn  und  jetzt  im 
Bentschen  Reiche  an  dem  Staatsschatzsystem  seit  Fdedrich  Wilhelm  L  fest:  fgi 
Uber  d.  Geschichtliche  bes.  Riedel,  brandenb.  preuss.  Staatshaush.  passim,  bes. 
S.  72,  ^0,  I2ü  ff.,  189,  wo  manche  Berichti^'uno-en  früherer  irrthüml.  meist  zu 
hoher)  Zahlen.  Betrag  1740  b'7,  1786  55*2  (incl.  viel  leichtes  Geld),  neuerdings 
ffldst  20  —  SO  MiU.  Thlr.,  wenn  nicht  gerade  grössere  Ansgaben  daraqs  bestntteu. 
Nach  K.-0.  X,  17.  Jan.  1S20  und  17.  Juni  1826  flössen  dem  Staatsschatz  Yerwaltangs- 
überschtlsi^e.  "Rest-  und  zufällit^c  Einnahmen  aus  d.  Erlös  bei  Veräusseningf n  oder 
Vererbpachtung  sulciier  Besitzungen  und  Auk^^cn  des  Staats,  die  nicht  Domänen  sind 
(z.  B.  Hutten-,  (jrubcu,  SaUwerkc  u.  s.  w.,  Militärgebäude  u.  s.  w.),  gewisse  nicht- 
domaniale  AblOsnngsgelder,  gewisse  znrOckznzahlende  Darlehen  n.  s.  w.  zn.  Uiemach 
war  das  Anwa- hseii  des  Staatsschatzes  unbegrenzt,  —  der  hauptsächliche,  aber 
wesentlich  nur  formelle  üebelstand  der  ganzen  Einrichtung.  Der  Streit  zwischen 
Eegierung  und  Kammer  drehte  sich  bes.  um  diesen  Punct;  es  erfolgte  das  Gompronüss 
im  Gesetz  r.  28.  Sept  1866,  worin  der  Staatsschatz  als  feste  Staafseinrichtiing-  mit 
Becht  beibehalten,  aus  der  Kriegsents«  hadi-^iin^  vorweg  mit  27'S  Hill.  Thlr.  dotirt. 
aber  in  §.  2  bestimmt  wurde,  dass  die  dem  Staatsschätze  nach  der  K.-O.  v.  1S2U 
u.  1$26  „Übereigneten  Einnahmen,  sobald  die  haaren  Bestände  desselben  durch  fernere 
Einziehnngen  t\ber  90  Mill.  Thlr.  erhöht  werden  worden,  den  allgemeineii  Staatsfonds 
als  Einnahmen'*  ....  /ufliessen.  ■  Oeber  d.  Verwalt.  s.  Rönne,  Staatscsoht,  3.  Anfl. 
II,  1,  S.  73;  vgl.  auch  Kichter.  preuss.  Staatssch.  passim  und  Bergius,  Finanzwiss. 
bes.  S.  415  —  422.  Die  Institution  hat  sich  von  Neuem  186t>  und  1870  vortrefflich 
bewährt,  wie  so  manche  preussischc  (und  englische),  die  vor  der  abstracten  Theorie 
keine  Gnade  fanden.  Sie  steht  mit  dem  preuss.  Wehrsystem  in  engem  Zusammenhange, 
nicht  minder  mit  der  geographischen  T.a^^e  des  Landes.  Vgl.  über  d(?n  Nutzen  des 
preuss.  Staatsschatzes  in  1S7Ü  meinen  Aufs.  Keichsfinanzwesen  im  Hoitzendorlfschen 
Jahrb.  III,  07  If.,  152  11'.,  und  die  dortigen  Daten  aus  den  Keichstagsverhandlongcn. 
Fürst  Bismarck  ännerte  sich  dahin:  ^Ich  will  bloss  die  eine  Thatsache  henrorheben, 
difls,  wenn  wir  einen  StMtasdMiz  lüdit  gehabt  hatten,  wir  positiv  nicht  im  Staude 
gewesen  w&ren,  die  paar  Tage  zn  gewinnen,  welche  hinreichten,  das  gasanmte  linke 
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Kheiilufer,  «las  baicrische  wie  das  pi^eussischü ,  vor  der  französischen  Invasion  z« 
ddüUzeu.  Uälteü  wir  den  iStaatsschatz  nicht  gehabt«  so  üng  dor  Krieg  nm  iihoin 
ai''  V.  9.  w.  —  Mit  foUeiB  Rocht  bat  es  ddier  die  Bcicluregienuig  durchgesetzt, 
das  der  ehemalige  preuss.  Staatsschatz  zu  einem  Belehskriegsschatz  gemacht 
irurde  (Krichsgcs.  v.  11.  Nov.  ISTll  S.  darüber  meinen  Awfs.  S.  lOS,  152  11. 
Er  ist  auf  120  Mill.  Mark  iit  (iold  lixirt,  aus  der  französ.  Gontribution  dotirt,  ge- 
setzlich nur  zu  Ausgaben  fur  die  Zwecke  der  Mobilmachung  verwendbar  mittebt  kais. 
AaeiAiwig  unter  rorg&ngig  oder  nachträglich  (s.  über  diesen  Streitpunct  meinen 
Auis.  S.  155)  eir/.ubolender  Zu^tiul^lnng;  des  Bundesraths  und  des  Rcidistags.  Die 
Eiswündf^  im  Reichstag  waren  ausber  politischen  di<^  truwöhnlichen  privatwirtliscliaft- 
iicben,  die  im  Text  wiederlegt  werden.  Der  miiuiuer  (auch  1^71)  gemaciito  Vor- 
adibf ,  den  Schatz  Tendnslich  anralegen,  wird  dorch  den  Zweck  dor  Institatlon  ver- 
boten. Die  plötzliche  KOndigung  dertielder  wurde  auch  eine  Creditkrise  beim  Kricgs- 
»ashrodi  noeJi  steigern,  s.  A.  Wagnei,  2iettelb.  poUL  S.  d90«  Jahrb.  S.  lo'd  IL 

Die  ^"ei;eii  den  Staatsschatz  an  geführten  Gründe  sind  nicht 
durchweg  stichhaltig  oder  werden  durch  andere  überwogen: 

Man  sagt  zunächst^  ein  Staatsschatz  sei  unnüthig,  weil 
man  sich  in  Nothfällen  durch  Anleihen  helfen  könne. 
Nach  den  Erörtenrngen  im  YorhergeheDden  ist  diese  Behaaptang 
auf  Grand  der  Eifabrang  aber  gar  selir  der  Einschränknog  be- 
dürftig. Vielmehr  erscheint  danach  der  Staatssehatz  bedingt  fast 
uberall  auch  jetzt  noch,  wenn  ein  Staat  nicht  etwa  ganz  ausser- 
ordentlich durch  seine  Lage  gesichert  ht,  —  selbst  England  kann 
wohl  mehr  wegen  seiner  geschützten  insularen  Lage,  als  wegen 
seines  Kapitaireichthnms  anf  einen  Staatsschatz  verzichten  — 
onbedingt  aber  in  Staaten  der  oben  geschilderten  Art  gerecht- 
fertigt  £r  ist  hier  ein  wichtiges  Mittel  der  Sicherheit. 

Man  sagt  ferner,  das  „Todtliegen''  grosser  Geld- 
sammen,  die  Zinj^veriubte  n.  s.  w.  seien  ein  nachtheiliger 
voIIls wirthschaftlicher  Verlust,  der  zudem  eine  Belastung 
der  meistens  ärmeren  Gegenwart  zu  Gunsten  der  reicheren  Zukuntl 
ia  sich  schliesse.  Die  Bereithaltnng  euaes  Staatsschatzes  ist  jedoch 
eine  Maassregel,  wie  sie  im  Staatshansbalte  nnd  in  der  Privat- 
wirthschaft  zur  regelmässigen  Führung  der  Wirthschalt  mehrfach 
unvernieidiich  sirul,  z.  R.  wie  die  Anlegung  von  WaffenvorrlUhen, 
Zeughäusern,  Arsenalen,  SchiÜeD,  Festungen  u.  s.  w.  und  wie  über- 
hanpt  von  Reservefonds  (in  Geld  oder  in  Sacbgütern  tUr  einen 
eonereten  Zwecit),  welche  bereit  gehalten  werden  fflr  einen  mög- 
licher Weise,  stets  aber  nngewiss  wann  eintretenden  Fall. 

S.  die  sehr  treU.  Bemerkungen  von  Heruiajin  IS.  2211,  der  „Vorrüthe,  die 
iii4ii  dem  gegenwärtigen  Verbrauch  entzieht,  um  sich  die  Art  ihrer  Verwendung  m 
wahren,  ftr  FiUe  noferherziisehenden  Bedarüi  oder  nm  spftter  in  beliebiger  Weise 
frei  darüber  zu  verfügen",  auch  nicht  zu  den  todten  Kapitalien  n  rlmet.  — Wagner, 
<irundl. ,  §.  27.  Anin.  3.  —  Solche  Keservefonds  liabcn  eine  he  stimmte  wirth- 
&chaftliche  Function:  »ie  gewähren  die  Sicherheit  rcgeiiniu>äiger  Fuhrung  der 
betteflbnden  Geeeliiae,  Min  kenn  eie  dah«r  n&eh  nicht  «b  todt  oder  massig 
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liegend  bczeichneu.   Ihre  Nutzungen  sind  aor  anderer  Art  alä  die  vieler  anderer 

Guter.  Vom  Siaatsschatz  spccicll  gilt  dasselbe«  auch  für  die  Zeit,  wo  er  rohig  bereit 
liegt.  Soiii  XiUzlii  besteht  in  der  Gewähr  grösserer  Sicbeiheit  für  «ien  Staat  und  für 
die  YulksÄ  U  thscliatt.  \\'<  }in  den  Leiätungen  des  Staate  aui  h  iiu  (icbii  te  dos  Kechta- 
schutzes  nacli  Innen  und  Aussen,  wie  von  den  Ncucreii  mit  Recht,  vulLawinhscliali- 
liclie  ProdncÜTitAt  zuerkannt  wild,  so  ist  sie  auch  einem  Staatsschatxe  von 
richtiger  Höhe,  der  die  Vornahme  jener  Leistungen  mit  ?crbürgl,  nicht 
ahzusj^r-  'M! -'11.  Die  unmittelbaren  Zinsverluste  <in<l  der  meistens  nicht  sehr  hohe 
Preis,  uui  welchen  der  Staat  die  werthrolle  (iewissheit,  sietä  über  die  nöthigen  (idd- 
mittel  beim  Ansbracho  eines  Kriegs  zu  rerfttgcn,  bezahlt.  Bei  einer  mlssigen  UOhe 
des  Staatsschatzes,  die  allein  in  Flragc  kommt,  sind  jene  Zinsverluste  auch  ftü  die 
Finanzi^n  (^rtifiglicli  und  wcid*  n  unniittclbar  durch  diö  erheblichen  Cursgewiunste  bei 
Kriegsanleihen  mehr  oder  weniger  autgewogen.  Rechnnnffsmässisr  würde  ei  sich 
rechtfertigen  lassen,  die  jährlichen  Zinskosten  des  Schatzes,  also  in  Deutschland  jetzt 
etwa  4%.  zu  den  Staatsaosgabcn ,  specicli  zum  Mitttäretat  zo  setzen.  In  den  ohno 
Krieg  bisher  verflossenen  1 1  Jahren  also  bei  uns  c.  52'S  Mill.  M.  Aber  dieselbe 
Forderung  könnte  eigentlich  auch  fur  die  Anrechnung-  von  Zinsen  auf  den  Kostea- 
aufwand  flir  Arsenale,  Fe^stungen  u.  s.  w.  gestellt  weidLn. 

Mao  wendet  weiter  ein,  mit  Hülfe  eines  Staats- 
sehatzes  erreiche  man  doch  nicht  den  beabsichtigten 
Zweck.    Es  handle  sich  bei  modernen  Kriegen  nm  so  grosse 

Siiiiinieij,  dciSö  luau  sie  nicht  in  einem  Schätze  aufsammeln  könne, 
sonst  wäre  der  Zinsverlust  ganz  uucrtrH glich.  Ein  kleiner  Staats- 
schatz aber  sei  gleich  erschöpft  und  ohne  irgend  erhebliche 
practische  Bedeatung.  Man  müsse  also  doch  sofort  wieder  auf 
den  Staatscredit  zurückkommen.  Diese  Beweisführong  verfehlt 
das  Ziel^  weil  sie  dem  Staatsschatze  eine  falsche  Aufgabe  stellt 

Es  liaiitlelt  sich  beim  Staatsschätze  nicht  um  (ieldsnjiiiiien ,  mit  denen  ein  länger<?r 
grobsei  Krieg  eines  GrossstaaiJs  getUhrt  werden  kann,  nicht  um  2 — 3 — 4üO  Mill.  Thli. 
und  meBr.  Von  der  Ansamminng  nnd  Berdtbaltiing  eines  selcben  Betrags  kann  Pu 
l&ngere  Zeit  nicht  die  Rede  sein.  Die  Fouction  des  Staatsschatzes  ist  aber 
auch  eine  ganz  andere:  li.  r  Staatsschatz  soll  nur  die  Mittel  dazu  gewähren,  das» 
der  Staat,  welcher  plötzlich  in  einen  Krieg  verwickelt  wird,  mit  unbedingter 
Sicberbeit  sich  in  ItUrzester  Zeit  seh Ia|f fertig  machen  kann,  ebne  lofbit 
unter  den  drückendsten  Bediiigini<^cu  mit  Anleihen  an  den  ^ieldnuirkt  kommen  za 
mtissen  uiul  dabrn  ^ieichwühl  nicht  des  Erfolgs  sicher  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke 
genügt  über  ein  Staatsschatz  von  massig- er  Höhe,  seihst  in  einem  Staate  mit 
ungünstiger  geographischer  Lage,  schlechten  Grenzen  und  mit  Landwehrsyatcm.  Die 
Zinsreiinste  bei  einem  sdcben  Schatze  fallen  daher  nicht  se  scbirer  ins  Uevicht  und 
werden  durch  die  besseren  Anleihecurse  um  so  leichter  gut  gemacht 

Mit  tliest'm  Einwände  npjjonirten  früher  I^örsenhlätter  gern  gegen  den  Staats- 
schatz, jetzt  noch  L.  Stein.  In  unruhigen  Zeiten,  wie  den  jetzigen,  wo  der  Schau 
nur  koTze  Zeit  unbenutzt  liegt,  kann  der  finanzielle  Gewinn  am  Cnrs  roBends  leicbt 
den  Zinsvcrludt  Ubersteigen,  v on  E.  1S66  bis  Sommer  1870  gingen  am  prenas.  Sdialz 
ö— 0  Mill.  Tlilr  Zins  verloren.  Diose  Summe  möchte  reichlieh  an  besseren  Cnrs-M; 
im  Juli  und  Aufi.  lt>70  wieder  gewonnen  sein.  Daneben  der  von  Hermann  hervoi- 
gehobene  Vortheil,  dass  der  allgemeine  Cursdruck  geringer  wird.  Die  La::>t  de: 
Schatzes  wie  des  Heeres  trag  Prenssen  bisher  allein,  der  YordieU  kam  auch  hier  dem 
übrigen  Deutsdkiand  mit  zu  Gute. 

Mau  erhebt  endlich  politische  Bedenken  gegen  den 
tSüiatääcbatz:  er  mache  die  Regierang  unabbHugiger  von  der 
Volksvertretung,  die  Controle  schwerer,  erhübe  die  Gefahr  unuUtser 
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Kriege  oder  sooetiger  minttthiger  An^gabeo.  Diese  Bedeoken  sind 
ktmn  irgendwie  haltbar. 

Ks  UiUaä  traurig  um  die  Alaclit  einer  Vülksvertretuug  und  um  die  Gcwisseii- 
kiJkigleit  6iner  Regierang  bestellt  sein,  ireno  eio  Staatsschatz  in  dieser  Hinsiebt  Be> 
ilklditoogeD  erwecken  k<iunte.  Dann  würde  eine  Regierung  auch  ohne  ihn  anabhUngi^ 
iin-J  eine  Volksyertretuusz  bcdeuiungslos  genuf^  sein.  Der  practische  Nutzen  eines 
^tMbäcluUzes  für  die  puiitischo  Sicherheit  und  Macht  eines  Staates  fuUt  aiogekehrt 
jfhvcr  ins  Gewfclit  Indem  man  die  Zwecke  der  Yerwendnng  des  Staafsscbatsos 
gesetzlich  feststellt,  z.  B.  auf  den  Fall  der  Mobilmachang  des  Heers  beschränkt, 
titnlen  awh  die  letzten  politischen  Bedenkon  hiiifiillig-.  (Heichs^es.  v.  11.  Noremb.  1871, 
§.  2.  Der  iSchotz  heisst  auch  amtlich  jetzt  Keichskriegsschatz.) 

Die  erste  Begrflndang  oder  die  WiederanfttlUng  des 
SCtstssehatzes  erfolgt  dem  Zweck  der  Einrichtung  gemäss  oft  am 

Besten  durch  Aufnahme  einer  Anleihe,  wenn  uicht  ausserordentliche 
Mittel,  wie  Kriegsentschädigungen  vom  Feinde,  zur  Verfügung 
stehen.  Auch  die  Veräusseruug  von  Staatseigenthum  kann  in 
Frage  kommen.  Wird  dann  noch  eine  weitere  Erböbnng  Uber  den 
hieidnieh  erreiehten  (Minimal-)  Betrag  für  nothwendig  gefanden, 
so  kann  diese  ans  kleinen  Uebersehttssen  der  laufenden  Einnahmen 
l^schehen.  Die  gesetzliche  Bestimmung  der  Verwen- 
dun^'sz wecke  des  Staatsschatzes  empiiehlt  sich  auch  aus  dem 
rein-fiaanzieUeu  Gesichtspuncte. 

Gen.  Kcichsgcs.  §.  t  ir  2.  Bei  eingetretener  Vermindcnins:  soll  der  Schatz  bis 
ztr  Wiederhcrstcllnns:  der  ^»umine  Fon  40  Mill.  Thlr.  ..ans  andiTen  als  den  im  Reichs- 
kKbludbctat  aufgeluhrtcu  Bezugsquellen  ilieasenden  Einnahmen  de:»  iveichä  und  im 
tiflhrigsn  nach  der  darikber  im  Reichskansbaltsetat  zu  treffenden  Bestimmang  ergänzt** 
Kidou  S.  lahrb.  d.  D.  Reichs  III,  155. 

§.  70.  —  2.  Die  reehtzeitige  Organisation  eines  Systems 

grosser  Extiasteuern  (K riegsstcuern )  oder  richtig  rcpar- 
tirter  Zw  an  ii"S  an  leihen  ist  die  zweite  Vorkehrung,  welche  für 
Stutsnothfälle  getroüen  werden  muss. 

Auf  diesen  Punct  hat  mich  schon  vor  längerer  Zeit  Holforich  mit  Recht 
iafmerksam  gemacht,  s.  A.  Wagner,  r.  <iesch.  ti.  Kritik  der  österr.  Bancozettelper. 
Iftb.  Ztächr.  1SÜ3,  S.  402.  Auf  die  we:»eutl.  Lucke,  in  unserer  modernen  Finanz- 
Tirtbicbail,  welche  weder  das  bestehende  Be^nerungs-  noch  das  Anleihesystem  ans- 

füllt,  sondeiD  derentwegen  es  eines  Schatzes  und  eines  Systems  von  Kriegsstcuem  bedarf« 
namentlich  durch  die  Studien  über  PapiML'-fldwirthschaft  liina^efuhrt  worden. 
K'j'^üd.  UM).  Stein  scheint  es  anders  gegangen  zu  sein.  Er  spöttelt  über  den 
Aäadiuck  „Ext rastcueru'':  „was  fUr  ein  Ding  ist  denn  für  die  Fiuanzwissonschaft 
eoe  EntrastenerV"  I,  6S.  Wenn  er  diesen  einfachen  und  klaren  Begriff  nicht  ver- 
>teht,  so  ist  ihm  durch  Erläuterungen  nicht  zn  helfen.  S.  jetzt  auch  meine  Abh. 
<lirecte  Steuern  in  Schönbeig's  Uandb.  IL,  271  u.  Fin,  II«  §.  366  £  tiber  die  „tinauz- 
poÜL  Steuerprincipien", 

Durch  eine  solche  Einrichtung  wird  der  Staat  auch  im 
weiteren  Verlaufe  eines  Kriegs  mehr  gesichert  fttr  den  Fall 
der  Unzulänglichkeit  einer  Benutzung  des  Staatseredits.  Damit 
wird  aber  aaeh  ein  praetisoh  ausreichendes  Mittel  geschaffen, 

1.  Wag'oef,  PlnMiiwfMonwhaft»  I.  3.  Aufl.  12 
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durch  das  die  Autnabme  von  Staatsschulden  in  den  Fällen,  wo  sie 
nach  dem  Früheren  besser  anterbleibt,  eher  entbehrlieh  gemacht 
wird,  ohne  dass  der  Staat  die  Mngliehkeit  der  Deckung  für  seine 
einmal  nnvermeidlichen  Ausgaben  verliert.    Die  gewOhnltchen 

Steuern  reichen  für  den  fraglichen  Zweck  uichi  aus.  Der  Kmag 
solcher  Extriisteuern  oder  Zwantrsaiiieihen  kami  uüthigenfalls  selbst 
ohne  wesentliche  Gefahr  durch  die  zeitweilige  Ausgabe  von 
Papiergeld  (ohne  Zwangscurs)  anticipirt  werden,  denn  es  besteht 
alsdann  die  Sicherheit,  dass  dieses  Papiergeld  alsbald  wieder  ein- 
gezogen wird. 

Selbst  Oesterreich  hat  ungctährdet  die  iomb.  -  vi'iK'tiaii.  Zrangi^aiileiheii 
durch  Papiergeld  (Vaglien)  anticipirt:  so  lh59  Ausgabe  u.  schua  IS60  Eiri^tehung  v. 
7*2$  Mill.  IL  Papiergeld,  s.  Uns.  Zeit  lä63.  S.  27. 

Zwnngsanleihcn  fallen  wenigstens  in  der  hier  in  Betracht  kommeudco  Beziehung 
wesentlich  unter  den  ficsirhtspniict  der  Be<^teaerung.  Sir-  können  vor  eigentlichen 
Sttiuera  gerade  iu  bta:4täuotiti';tiicn  den  Vorzug  verdienen,  neil  bei  ihouu  maucherlei 
tfonst  imvermeidliche  HAiten  eher  ausgeglichen  werden,  —  sofort,  durch  Weiteibe- 
gebong  d<v  betreffenden  Schnldtitel,  spftter,  durch  Rückzahlung  der  entnommenen 
Summen. 

Die  Organisation  eines  solchen  Systems  von  grossen  Extra- 
stenern odier  Zwangsanleihen  mnss  nodiwendig  vorher  in  ruhiger 

Friede  11  szeit  erfolgen. 

Improvisiren  laittLii  in  der  Zeit  des  liriegs  und  des  immittflbaren  Geldbedarf^ 
liisat  i>icli  dergleichen  in  ausreichender  Weise  gar  nicht  und  stetä  aladann  nur  mit 
grossen  Dnrollkommenheiten  und  Härten«  Die  An^be  ist  hier  auf  finanziellem  Ge- 
biete eine  ähnliche,  wie  in  Betreff  der  Organisation  ausserordentlicher  militärischer 
Huifskräfte  im  nobicte  des  Heerwesens.  Ein  Wehrsystciii  wie  das  heufisre  deutsche 
erlangt  erst  sein  nothweudiges  tinanzieües  Complemeiit  und  darin  die  daraatic  seiner 
siciieren  DnrebfUirbarireit  mittelst  eines  Systems  von  Hill£wtaQem  in  Kriegen  und 
anderen  Staatsnothlagcn. 

TÄn  rii  liti^^cr  Botiinn  ist  auch  hier  das  namentlich  in  Preussen  und  jetzt  im 
Deutschen  Heiche  ausgebildete  System  der  sogen.  Kriegsleistungeu.  zu  denen 
gewisse  Private  (wie  die  Pferdebesitzer)  und  namentlich  die SelbstrerwaJtangs - 
i^örpcr  (Kreise,  (iemeinden)  gesetzlich  dem  Staate  verpflichtet  sind.  Diese  Leistungen 
beschränken  sich  im  Wesentlichen  auf  N a tural liefeningen  und  Leistunsr^n.  Die 
nothwendig^e  Ersrütizii  felilt  aber  iiorh:  ncmlieh  die  Einrichtung:  t'i[ie>  Systems 
von  Extra- (jeld steuern,  wodiuoli  zugleich  das  Sysleui  des  Staatsschatzes  und  das  des 
Öffentlichen  Credit»  richtiir  crglnzt  werden.  Vgl.  die  preussischen  Bestimmungen 
nach  d.  Ges.  v.  11.  Mai  1S51  wegen  der  Krieysleistungen  und  deren  Vergütung  (ein- 
geführt im  Norddeutschen  Bunde  durch  Verordnung  vom  7.  Nov.  1867).  In  Za- 
sammenbang  damit  die  Verordnung  vom  24.  I^ebr.  1S.H4  u.  Gesetz  v.  12.  ScpL  ISdö 
Uber  die  Herbeisohaffbn^  der  Pferde  durch  Lnndlieferangen.  Hier  wird  mt  einen 
erheblichen  Tbeil  des  Kriegsbedarfs  (Brotmaterini,  Hafer,  Heu,  Stroh,  Natondver- 
pflegunsr.  mant^lie  Transportmittel.  H«Iz,  Pferde  tt.  s.  w.)  durch  eine  entsj>r.  rhen^! 
Verpachtung  der  Kreise  und  Gemeinden  gesorgt,  denen  nachträglich  eine  t^treiiich 
nicht  immer  genügende)  Entschädigung  von  Seiten  des  Staats  zu  l'heil  wird.  Jer^ 
s.  naui.  (].  Gesetzgeb.  d.  D.  Keichs,  Ges.  vom  18.  Juni  1S79  (mein  Aufs.  Iteiehstin. 
im  J.ihrb.  III,  ^0  f!. ,  220  fl.L  das  die  liauptgTUndsitze  des  preuss.  K.rli^  h-  rtlbt'r- 
nulim,  manche  Härten  derselben  beseiti£;tc  (so  in  Betr.  der  l'l  e  r  d  e  st<*!h!r!.r.  eb. 
S.  223,  225).  Ucber  die  Verhältnisse  ün  rieden,  s.  Ges.  d.  Nordd.  Ii.  v.  2ö.  Jmu  liCb 
i)ber  Quartferleistung  u.  bes.  zum  Verg:leich  das  Ges.  Uber  d.  Natunlleistungen  t  d. 
bewaffnete  Macht  im  Frieden  v.  19.  Febr.  1875.  Diese  Gesetxgebnng,  bes.  d.  Ges. 
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r  !ST3,  ist  auch  ein  iiitercss.  Beitrag  zur  priiicipiell  rieht.  Behaudl.  des  Prifateiffeii' 
?  unis  aus  dorn  Gesichtspuücte  des  n  ff  entliehen  Interesses,  s.  Jahrb.  III,  225, 
mciüe  drundi.  1,  §.  2S6.  —  Correspoüdireu  maas  nur  ein  gerechtes,  auch  für  solche 
Z«eele  an  b  reichend  es  Steiienysteni  der  Kreise  n.  Oemeinden.  Die  Aufgabe,  dorck 
Extrasteoem  die  Bedeckung  des  Slaatsbedarfs  fur  den  Krieg  sicher  zu  stellen,  wird 
überhaupt  wohl  nitteist  D^centnlisation  der  Besteaemn^  gelöst  weiden  mOsseo.  S.  o. 
§.  46,  47. 

Untivblnbeii  die  besproefaenan  VorkehraDgen,  so  wird  besten 
FiUeB  schon  der  Staatscredit  in  einem  zu  masslosen  Um* 
fange  ftlr  die  Deckung  ausserordentlicher  Ausgaben  in  Ansprach 

.euommeii.  Das  tlihrt  nwr  zn  leicht  in  die  reine  Deticitwirthschatlt 
bioftber.  Oltmals  wird  aber  die  Hülfe  des  Staatscred its  ver- 
dagen.  Dann  muss  iu  Ermangelung  anderer  Mittel  die  Ausgabe, 
von  welcher  vielleicht  das  Schicksal  eines  Staats  nnd  Volks  ab- 
flogt, unterbleiben.  Oder  aber  der  Staat  hilft  sieb,  so  lange  es 
gebt  —  und  es  geht  stets  eine  geraume  Zeit  lang  —  durch  die 
Ausgabe  von  eigentlichem  Papiergelde,  d.  b,  uneinlüsbia ein^ 
mit  dein  Zwaugscurs  versehenem,  und  regelmässig  geht  daraus 
länger  andauernde  Papiergeld wirthschalt  mit  allen 
iiiren  zerrüttenden  Folgen  hervor. 

S.  A.  Wsgner,  Ordn.  S.  37,  SteatswOrterK  X,  19,  Ber.  d.  rollraw.  Gongress. 

^  Hiiiüufer  S.  4S  u.  die  Entgegnung  ?.  Wolff,  worin  der  gerrigte  abstracto 

Stttdpant  t  in  äll^^^•lstt;^  X.ÜTctlit  Ii  rvortritt.  —  Zu  diesem  verdfrl)lii  hen  Hülfsmittrl 
iA  tiQtz  der  iilarsten  Eiusiclit  in  (k-^^nn  Schädlichkeit  fast  jeder  neuere  Staat  in  an- 
4Msmden  schlimmen  Nothla^^cu  gedrängt  worden:  so  fast  alle  betheiligten  Staaten 
is den  grossen  französ.  ReTolutionskriegen ,  selbst  Grossbritannien.  Frankreich 
»rrrmi'd  di''  PapiorgcMwirthschaft  unter  Napoleon  I.  Ih  sondtTs  Daiil  don  ungeheuren 
Coatnbotionen  u.  s.  w.  des  Ausland:?,  In  neuen-r  Zeit  slm  nur  an  ( » f  s  t  e  rreich 
1S4^,  1^05,  1859,  1S60},  Kussland  \^seit  lb54,  u.  von  Neuem  im  letzten  Türken- 
iriega  1S7S  ff.),  Nordamerilta  (seit  1862),  Italien  (seit  ISSS),  Franlcreich 
;Kit  1870)  erinnert. 

In  unserem  gerUhmtön  Zeitalter  der  Tolkswirthschaftlicheri  Aufklärung  und  des 
i^tsstaats  hilft  mau  sich  also  wie  ehedem  mit  Verschlechterung  der  Währung,  d.  h. 
Tdntteditficb  gesprochen  mit  Raub  nnd-Betnig  und  nngleiclunftssigster  Belastung  der 
TukZühien  für  die  Staatszwecke,  nicht  weil  man  das  Mittel  billigt,  sondern  weil  es 
fiftisch  zunächst  allein  zum  Zi  !<•  fulirt.  Der  Grund  liegt  einfti  in  der  oft- 
aihfen  practischen  UnzulänglichkcU  des  Anieihesystems,  im  Mangel  eines  Staais- 
Miiitm,  der  am  Besten  über  die  ersten  finanziellen  Schwierigkeiten  beim  Ausbruch 
eiier Staatsuothbge.  insbe^ndete eines  Kriegs,  hinweghilft,  und  in  der  UngenQgendheit 
'^T  bestehenden  Steuersysteme,  welche  bei  Weitem  nicht  elastisch  ffenugsind, 
«m  sich  plötzlichem  grosserem  Staatsbodarf  anzubequenum.  Die  Sicherung  gegen  die 
^i-^falir  der  Papiergeld wirthsohaft  ist  daher  nicht,  wie  man  wohl  gemeint  hat ,  in  dor 
VcihnitB&g  der  Einsicht  In  die  ToIlnwirdischafUichen  Nachtheile  des  Papiergelds  zn 
f^fhth,  denn  diese  Einsicht  fohlt  nicht  mehr,  —  von  der  Verbreitung  dieser  „Auf- 
Uiron^'*  tiber  die  Nachtheile  des  Zwan«r!'enrses  erwartete  mau  auf  dem  vnlk^wi^tll- 
^tilichcn  Congrcss  iu  Hannover  das  Wunder,  da^  es  keine  Papiergcldwirtiischaft 
gehn  WOTde!  S.  Ber.  6.  52.  Vgl.  mdne  Gmndl.  §.  189,  —  sondern  in  der 
B^reitmachnn;  anderweiter  finanzieller  Halfsmittel,  d.  h.  neln  n  d. m 
Srutsschatz  in  '»incm  System  ?on  Extrasteuern.  Bialier  i^t  diese  wichtige  Aufgabe 
H>a  der  Praxis  noch  sehr  wenig  beachtet,  von  der  Theorie  so  gut  wie  ganz  ignorirt 
idtr  mit  oberflächlicher  Kurzsiclitigkeit,  wie  in  der  Slaatsschatzfrage ,  von  der  Hand 
scviesen  worden. 
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Auch  Stciü  bat  darüber  nie  hu»  in  d.  Fiu.*Us-  —  Li  s.  Lehre  v.  ^.eerwe^e^l 
giebt  Stein  S.  28 — 28  einige  Fingerzeige  für  die  Aufgaben  d.  Finanzw^eseiis  im 

Kriege  n.  Btellt  dann  eiue  allgemeine  Kegel  auf,  «reiche  den  Mittclpunct  aller 

„Finanzwissenschalt  des  Kiieg^cs"  (!)  bilden  soll.  Danach  ..hat  ilie  Diiilomatio 
dem  Staate  /u  >aj;(  n.  welcher  Krict^  wahrscheinlich  ist  die  Ktiegäwisäenächait  bar 
zu  s^eu,  weh;he  MiUcl  ci  fordert,  die  Heeresverwaltung  hat  darnach  die  Kriegis^- 
beieitschaft  zu  bestimmen;  die  Finanz?enraItiiDg  hat  ihrerseits  diese  Kriegsbereitsdiaft 
durch  ein  Anlehen  zu  decken;  dieses  Anlehen  vor  (I!)  dem  Kri-irt-  mii>s  so  gros* 
sein,  dass  es  die  bereits  vorhandene  schwebende  Schuld  des  Staats  im  Voraus 
consolidirt  (?!),  denn  der  Krieg  selbst  soll  nicht  mit  Anlehen,  sondern  mit  Ausgabea 
von  schwebenden  Schuldscheinen  geftahrt  Verden  und  diese  Scholdscbelne  soll 
man  nach  dem  Kriege  wi  !  r  dOKch  eine  ObUgmtionsschnld  consolidircn/*  Fangen 
die  srhwehciuli  Ti  ^.  lifil  lMlirine  an  .,zti  billig  zu  werden,  so  soll  dei  Krieg  auf- 
hören!!). Denn  das  richtige  finanzielle  Maass  seiner  Dauer  ist  kein  andres, 
als  der  Ours  seiner  schwebenden  Schuldscheine  (1).**  Der  Krieg  „dauert  zu 
lange,  wenn  seinetwegen  Papiergeld  ausgegeben  werden  muss;  gefährlich  wirl 
seine  Danor,  wenn  daa  Papi-  r^'^eM  ein  Agio  bekommt.**  ..Nur  die  höchste  Gefahr 
kann  einen  Krieg  mit  Auio  motiviren".  Mit  diesem  letzten  Satz  hält  sich  Stein 
fUr  diese  „Finauzwi^seusehatt  do  Krieges"  ein  Piürtchen  offen,  um  diese  bodeiilua 
doctrioäre  und  oopractische  Theorie  der  Deckong  des  Kriegsbedarf  zn  retten.  £1» 
weiteres  Wort  der  Kritik  ist  nicht  nothwendig.  Man  braucht  nur  an  Ereignisse  wir 
1851),  18<><>,  1870,  an  die  Lage  vollends  von  Staaten  wie  Oesterreich.  Riissland. 
Italien  u.  v.  a.  m.,  welche  scbou  in  Friodenszeit  entwerthctes.  schwankendes  Papier- 
geld haben,  zQ  denken,  nm  die  absolnte  Unanwendbarkeit  jener  Stein*schen 
„FinanzwisM  UM  haft  des  Kriegs"  sofort  zu  erkennen.  Die  Au&tellung  unbrauchbarer, 
schön  klin^eiider  Formeln  ist  dorh  die  Aufürahe  der  Fin.nnzwis^ensrhaft  iii<  ht!  Dies«- 
Stein 'sehe  Theorie  ist  eine  neue  Bestärkung  meiner  oder  vielmehr  der  deutscheu 
Staatsschatztheorie  und  des  im  Texte  Gesagten. 

V.  —  §.  77.    Begrifl",  Arten  und  Undang  des  Deficits. 

Der  Begriti  Delicit  wird  im  gewdhnlichen  Leben  und  selbst  in  der  technischen 
Sprache  des  Staatsrecbnungswesens  oft  in  venchiedenem  und  &st  immer  in  einoA 
Tigen,  nnprtcisen  Sinne  gebraucht.   Eine  schärfere  Begriffsbestimmung  und  die  noch' 

wendige  Unterscheidung  verschiedener  Arten  von  Deficiten  ist  für  Theorie  und  Praxis 

Seboten,  um  viele  Unklarheiten  zu  beseitigen.  Beides  erlangt  man  am  Besten  durcii 
ie  Anknüpfung  des  Bcgrifls  und  der  Unterscheidungen  an  eine  wissenscbafUicke 
Theorie  der  Deckung  der  Staatsausgaben.  Demgemass  ist  schon  in  den  früheren  §§.60 
n.  ff.  eine  bestimmte  Terminologie  geblacht  worden,  welche  hier  zun  Schlo»  noch 
Ubersichtlich  ziisammeniiüstcllt  wird: 

1.  C asseiideficit  oder  Delicit  im  weitesten  Sinne  be- 
zeichnet den  Zustand,  wo  die  laufende  Gesammtansgabe  (alle 
Arten  znsammengefasst)  oder  der  yiGesammt-AosgaDg''  dnrch  die 
Gesammteinnahme  (gleiehfalls  aller  Arten)  oder  den  ,,Ge8aiDmt- 

Eingang*'  in  einer  Finanzperiode  nicht  gedeckt  wird.  Dieses  Gassen- 
deficit  ist  ein  acutes,  wenn  es  plötzlich  durch  Vermehrung  der 
Ausgänge,  V  eruiiuderung  der  Eingänge  oder  durch  beides  zugleich 
hervortritt,  ein  chronischeSi  wenn  es  sich  durch  mehrere  Finaoz- 
perioden  hinzieht,  also  länger  andauert.  Jedes  solches  Deficit  kson 
und  muss  zur  Ziffer  gebracht  werden. 

2.  Eigentliches  oder  wahres  Deficit  bezeiehn^  den 
Zustand,  wo  die  ordentliche  Ausgabe  im  tinanzwisseuschafN 
lichen  Sinne  de8  Worts  (das  Normalert'orderniss)  nicht  vollständig 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeclLt  wird,  wie  dies  oac^ 
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tiO  principiell  zu  verlangen  ist.  Au(  Ii  hier  kann  in  ähnlicher 
Weise  wie  beim  Cassendeticit  ein  acutes  und  cbronisches  Deficit 
uotersebiedeu  werden.  Diesem  eigentliche  Deficit  ist  ebeniialis 
möglichst  genau  zur  Ziffer  zu  bringen^  was  aber  eine  viel  schwierigere 
Aufgabe  der  Finanzcalcalator  and  Finanzstatistik  als  beim  Gassen- 
deficit  Ist.  Es  bildet  das  Hauptkriterion  für  die  Beurtheilnng  der 
I  DQgQnstigen  Lage  eines  Staatshanshalts. 

'  3.  Deficit  in  der  ausgerordentli elien  Gebabrung  be- 
zeichnet den  Zustand,  wo  die  ausserordentliche  Ausgabe  oder 
die  Summe  der  Ausgänge  durch  den  Ueberschuss  der  ordentlichen 

;  BiBiiahme  Uber  die  ordentliche  Ausgabe  nicht  gedeckt  wird.  Es 

'  kann  dabei  wieder  das  Deficit  im  Zweige  der  staatswirthscbafülichen 
Kapitalanlage  und  im  Zweige  der  eigentlichen  ausserordentfiehen 
Ausgabe  unterschieden  werden.  Namentlich  letzteres  Deficit,  welches 
dann  meistens  durch  Schuldaufnahme  gedeckt  zu  werden  pflep:!, 
i«t  ebenfalls  ein  wichtiges  Kriterien  zur  Beurtheilnng  der  un- 
gftnstigen  Lage  eines  Btaatsbanshaits.  Gegen  Uber  der  privatwirth- 
Bchaftticfaen  Kapitalanlage  gestalten  sich  die  Verhältnisse  insofern 

{  anders,  als  die  Deckung  dieser  Anlage  durch  ansserordentlicbe  Ein- 
naiimen  allgemein  zulässig  ist,  daher  der  genannte  iiegriflf  „DcHcit" 
hier  eigentlich  entfällt. 

4.  Die  verscbiedeueu  Deiicite  können  b udgetmässige,  die 
schon  im  Voranschläge  Torgesehen  sind,  und  wirkliche,  die  sich 
io  Uebereinstimmung  mit  dem  Budget  oder  auch  gegen  dasselbe 
ans  der  laufenden  Gebabrung  ergeben,  sein. 

'  Andere  Begrillsbestimmojigen  des  Deficits  bei  Stein,  Fiüanzwisseiisch.,  3.  Ausg., 
S  42  C  Et  uoleneheidet  ein  fimmzieUes,  ein  administn^ves  und  ein  eigentliches 

iK-kit,  das,  auf  seine  Ursachen  zurückgeführt,  den  Bciiriir  des  staatswirthsdiaftlicheii 
l)iticit!>  erjreh<^.  Ucber  letzteres  nrilclare  AnseinaiideRjot/.untr  S.  46  iW  (Es  soll  /.  B. 
entstehen  darch  dats  re^elmä^aige  Steigen  der  Ausgaben .  das  seinen  aligeujcineu  (iruud 

i  ift  dem  in  der  Regel  (?)  steigenden  Preise  aller  Bedürfnisse  hat:  dies  sei  das  ^^latflr' 
liehe'-  (!)  Deficit).  Dann  führt  Stein  das  Deficit  auf  „einmalige  grosse  Auslage  für 
iTzcnd  einen  Thoil  der  Yerwaltuiii?"  zurück,  —  im  Wcsentlichon  so  wric  ich  nach  der 
älugea  Lehre  von  d.  staatswirthsch.  Kaj^italanlage,  aber  ohne  scharfe  Characterisii  iiiiA^ 
iü«Hs  Falls,  wio  ne  oben  rersucht  wird.  In  d.  4.  A.  I.  61  kommen  noch  einigu 
weitere  willkUbrÜche  Specialisiruugeii  u.  Benennungen  von  Deficits  vor.  Das  „admini- 
j^miTt,"  Di'tj(rit  entsteht,  „wo  ein  bestimmter  Vcrwaltiingszwoiff  mehr  Ausgaben  macht, 
iii  ihm  im  Voran>(hlu?c  berechnet  worden."  Stein  zerlegt  es  in  drei  Formen,  N.  2 
»ini  durch  ein  „ülientl.  Unglück"  begriindct  („Deficit  d.  Noth  ').  N.  3  uproductivcs 

j  IMcit"*)  durch  einmalige  grosse  Ausgaben  (also  wie  meine  „staatswittbsch.  Kap. 
tnlage").  Die  „letzte  o.  eigentl.  allgemeinste  Art  des  Deficits"  ist  das  „regelmässige" 
■ic!i.  das  auf  den  Ciesetzen  beruht,  wehhe  den  Werth  des  (ieldes  beheri^fhen ,  wn 

I  iiat  jener  halbwahren  GcneraUsationen  über  die  beständige  Tendenz  zum  Sinken  des 

I  <iddweit]is  ZOT  BegiUndung  herbeigezogen  wird.  Anch  in  der  Datstellung  gehen  bei 
Xein  hier  die  „Arten"  und  die  ,,Fonnen  der  Arten"  des  Deficits  bunt  durcheinander.  — 

I  I'h  hrtV'  keinen  finmd  gefunden,  an  meiner  früheren  Darsfcllnns:  etwns  zn  Sndem. 

I  Wein  Stein  meine,  übrigens  nach  dem  obigen  secundäre,  Unterscheidung  von  acutem. 
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chronischem  Deficit  practisch  und  tlit  üiutbch  wcrthlos  neiiut,  so  ist  dies  ürtheil  oiir 
wieder  eia  Beleg  dafür,  dass  Stciu  Jeider  aus  den  österr.  Zuständen  nicht  so  viel 
gelernt  bat,  als  er  gekonnt,  vcnn  er  unbefangen,  ohne  sich  rou  seinem  Schema  be- 
herrschen zn  lassen,  geprüft  hätte.  In  d.  t.  A.  I.  spöttelt  Stein  auch  Qbcr 
meine  UnterschRidtin^  des  „budgetraässigen"'  und  „wirklichen"  Deficits  ganz  unver- 
ständig; ein  „  budgetmüssiges*'  DcOcit  braucht  durchaus  kein  wirkliches  zu  werden. 
z.B.  Venn  die  Einnaliinen  die  VoranacUSg«  ubencliraiten.  Stein  *8  weitere  Einwinde 
sind  ein&ch  Folge  seiner  Flachtigkeit  im  Lesen. 

Die  richtige  Berechoniig  der  versehtedenen  Arten  und  nament- 
lich dcü  eigentlichen  Deficits  ist  hiernach  eine  schwieriju;e  Aufgabe, 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  nmfassende  Unircchininiicn  der 
Etats  nothwendig  macht.  Die  gewöbnlichen  amtlicheu  und  piivatcu 
Berechnnngen  ergeben  fUr  die  Zwecke  der  yergleichenden  Fioanz- 
statisiik  und  für  die  Beartheilang  der  wahren  Lage  eines  Staats- 
hanshalts  immer  nur  ganz  annfthemngBweise  richtige  nnd  vergleich- 
bare  Werthe,  was  zu  oft  übersehen  wird.  Denn  man  legt  dabei 
keine  richtigen  Begriffe  der  „ordentlichen"  und  „ausserordentlichen'' 
Einnahmen  nnd  ihrer  Unterarten  zu  Grunde. 

I>ie  Grunds.if/c ,  n.irli  denen  die  amtlichen  Staatsrechnungen  im  Ausgabe-  uikI 
Einnaliiiie-Etat  aufgestellt  we  rden,  sind  sehr  verschieden.  Auch  die  Unanzstatistikt-r 
lassen  »ich  selten  von  ganz  bestimmten  wisscuschaftliehen  Priucipien  bei  ihren  Zu- 
sammenstellungen leiten  oder  Temiögen  dieselben  doch  bei  der  Verwickelthoit  der 
Angabe  nicht  ganz  conseqnent  dnrth/ufilhren.  Man  uiuss  daher  immer  erst 
genau  anji^ehen,  was  im  concreteii  F:ille  unter  dem  Be2:ri  ff  ..Dofii  it" 
verstanden  werde.  Meistens  fasst  man  zwar  diesen  Bcgrili  in  der  Praxis  und  iu 
der  Finanzstatfsttk  so.  dass  er  sich  obigem  Begrift'  des  wahren  Deficits  n&hert.  aber 
eine  Menge  nach  Zeit  und  Land  immer  wieder  vers<  liiedene  Untcn:<;hiede  finden  doch 
statt.  Von  diMi  Ausg;aben  pflegen  wohl  diejciii;;cii  fiii  prh at«'irthsohaftlifhi^  Kapital- 
anlagen, z.  B.  für  Eisenbahnballten,  zum  Tlieil  rii  htii;-  ahsre^^i  t/l  zti  werden,  aber  z.  B. 
Meliorationsrerwendungen  für  Domänen,  Berg-  u.  Hüttenwerke  u.  s.  w.  iu  der  Regel 
wieder  nicht  Eine  Ansscheldnng  7on  Ausgaben  fna  staatswirthscbaftUche  Kapitel« 
anlagen,  /..  B.  grosse  Verwaltungsreformen  und  neue  Organisationen,  regclmassigeti 
Strassen-  und  Wassemeubau,  Grundsteuerkataster,  findet  gewöhnlich  nicht  statt.  abiT 
in  einzelnen  Fällen,  uaiocntlich  wenn  es  sich  um  sog.  „einmalige"'  Ausgaben 
handelt  z.  B.  fllr  grosse  AblOsongen,  „ansserordentlichen*^  Sfrassenhao.  Umgestaltung: 
der  BewafTanng  des  Heers,  Scbi&ban,  Festnngsbau,  wird  die  bezügliche  Ausgabe 
doch  wieder  von  der  ordentlichen  a'i|rezweigt.  Die  Schuldcntilgunär  wird  triederani 
ganz  verschieden  behandelt,  bald  ganz,  bald  gar  nicht,  bald  theilweiso  zur  ordcnthchcn 
Ausgabe  gerechnet  Aehnliehc  Unglcichmftssigkeiten  finden  sich  bei  der  Behandlong 
der  Einnahmen.  Ein  festes  Prineip  für  die  Eintheilung  fehlt  regelmässig  auch 
hier.  Meistens  wird  zwar  nun  Behuf  der  Berechnung  d.-s  Defi.-its  die  crJentJi'-he 
Einnahme .  also  die  Reinertriitre  den  Staatsei^cnthums  und  der  .Steuern,  zu  Grunde 
gelegt,  Schuldaul'nahmc  und  Vcräasserung  von  Siaaiseigeuthum  (wie  Domänen  u.  s.  w. 
richtig  abgesetzt,  aher  conseqnent  wird  dieser  Gmndsats  selten  dnrchgeflihrt  Kleinere 
Erlöse  z.  B.  aus  regelmässigen  V(!räusserungen  von  Domänen,  selbst  aus  cin- 
malijren  von  kleineren  besonderen  Staatsanstalten,  wie  Hüttenwerken  n  dgl.  ni.,  sind 
doch  oft  bei  den  ordentlichen  Einuahmen  eingeschlossen.  Mittheilungen  ans  deu 
Pinanzreohnnngen  der  Staaten  aber  das  ^Deficit**  müssen  daher  stets 
mit  aller  Yorsich t  aufgenommen  werden.  Sellist  wenn  die  Ausweise  sehr 
detaiUirt  vorliegen,  ist  es  zumal  dem  Privatstatistiker  kaum  möirlich,  ganz  sirbtTe  unl 
genau  rergleichbare  Daten  festzustellen.  Man  hält  sich  für  die  Berechnung  do 
Deficits  in  lingeren  Perioden  auch  woU  einfach  an  die  Zunahme  der  Staak^chold, 
die  Abnahme  des  werbenden  Staatsrermögens,  indem  man  grössere  neue  privatwirthsch. 
Kapitalanlagen,  z.  B.  Eisenbalinen ,  in  Abzug  bei  der  Schuld  bringt.   Allein  aus  der 
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Zsubne  des  Kapitalbetni^  der  Schuld  ist  darchaus  nicht  auf  uitie  gleiche  Vor- 
T*»n<iang  aosserordentlichcr  Nüttel  zu  schliesscn.  da  di'-  S  huldtitel  sehr  oft  iintcp 
Fan  begeben  werden.  Selbst  wenn  der  wirkliche  £rlö5  aus  der  Schuldvermehrung 
lud  EigcnthniDsrermindeniiig  constatirt  wird,  so  kann  vielleicht  ein  nmfassendor 
StnneOMll,  eine  g:rossarrige  Reorp^anisation  der  Verwaltung,  des  Stenerwesens  durch* 
fefuhrt  sein,  w.xlun  h  das  ..wahre"  Deficit  (im  obigen  Sinne,  tinter  N.  2"^  vir:l  t^enngor 
vird.  als  es  sich  aus  jener  Kechnung  ergiebt.  Ofienhrir  iln-ht  sich  hier  aiith  Vieles 
um  den  Bcgrifi  der  Prodactivität  einer  Ausgabe  oder  Aulage,  wonach  sich  wiederum 
der  Begriir  Deficit  verlndert:  das  Deficit  wird  grOeser,  wenn  nnter  piodactiveB  Ans- 
xabon  nur  die  verstanden  werden,  wr-lche  eine  rentable  privatwirthsch.  Kapitalanlage 
jrhaflen,  nnd  kleiner,  wenn  auch  an(Jcre  Ausgaben  mit  längerer  Wirknnjf  so  genannt 
Verden.  —  Nur  mit  all  den  Vorbehalten,  welche  sich  aus  dem  Gei>agten  ergeben, 
Ia»en  ^h  daher  Statist  Angaben  Aber  ..Deficite'*  siaehen,  wie  sie  in  der  Korze  Raa 
in  der  5.  Ausg.  §.  4t)3a  und  ausfühiliefaer  ich  in  d.  6.  Ansg.  von  Ran  S.  236  —242 
hr:»'  !it«'ii.  Pioser  finanzstati^tisflic  Kr^^urs  ist  in  dieser  vvv>  fti  .1er  vontrun  (2  ^  Ans- 
cibe  fortgefallen,  weil  er  in  ein  \^crk  (Iber  Finanzwisscnschaft  Überhaupt  kaum  ge- 
liert Er  wSre  einem  Handbuch  der  pract.  Finanzstatistilt  rorznbebalten.  Dann  aber 
iBch,  weil  ich  mich  noch  mehr  flberzengte,  dass  bei  einer  wirltlich  braochbsren 
>tatistis', lioii  Behandlung  ilcs  Pnncts  noch  viel  mehr  ins  Detail  rinire fransen  werden 
mn«.  aU  es  an  diesem  ( »rte  irtrend  ans:(  li(.  Diejeniu-en  Daten,  wclcho  allenfalls  l'lutz 
Kaden  könnten .  sind  auch  noch  immer  viut  reichlicher  in  leicht  zugänglichen  Wcikcn 
ZB  finden«  wie  besond.  in  den  finanzstatistischen  Abschnitten  des  Gothaer  Hof  kaieoders 
'bis  1S76  Ton  Ilermanri  Wagner,  seitdem  v.  Bchm  u.  v.  Stein),  in  Kolb's  Statistit[ 
Q.  w.  Ausser  auf  diese  Werke  ist  fUr  die  einzelnen  Staaten  auf  die  frühere 
Bibliographie  za  verweisen. 


Vierteü  Kapitel. 
Formelle  Ordnnni^  der  Fliuiiizwlrthscliaft« 

Dies  Kapitel  liildet,  wie  früher  bemerkt  (S.  61, 130),  eine  Hinzufuguug  in  dieser 
i.  Auflage  dieses  Bandes  1.  zum  er<ton  Buche  ,,von  der  Ordnuni:  d»;r  Finanzwirth- 
•chaft''.  aus  den  S.  <il  dargelegten  Gründen.  Die  Angelegenheiten  und  Fragen 
4er  formellen  Ordnung  sind  im  Unterschied  zu  denjenigen  der  materiellen  Ordnung 
finanztechnischer  nnd  Staats-  und  verw  altuugsrechtlicher  Natur. 
Sic  verlangen  \ielfa(  h  iv.rh  für  eine  allgemeine  R- !:  nifllunp-,  vollends  für  das  V^r- 
sUodniss  der  Finanzeiurichtungen  eines  concreten  Staate  ein  Zurücks^i  hen  auf  l  inan/- 
siiui  Verwaltangs- Geschichte,  Auch  in  einem  Werke  über  Finanzwisseuschaft 
iid  Finanz politilt  kann  ein  Eingehen  auf  diese  technischen,  rechtlichen  nnd  ge- 
M:kichtlichen  Verhältnisse  des  engen  Zusammenhangs  mit  den  finanzwissenscbaftlichen 
ind  -politischen  Erörterunsfeii  wofi:en  nirlit  gau/r  rennieden  wf^rden.  Aber  es  ist  nicht 
uur  aas  äusseren  Gründen  zu  beschränken,  es  mnss  auch  die  Verse hiedenheit  des 
Stittdpancts  diesen  technischen,  rechtlichen  nnd  geschichtlichen  Seiten  desGegen- 
•it'.U'h  jregcnüber  in  einem  Werke  üIkt  Finanzwissenschaft  einer-  und  in  solchen  über 
d.'  T'M'imik  des  Finanzdiensts,  das  ötientlirhe  Finanzrecht  und  die,  Finan^r-  und  speciell 
dl«;  l'inan^verwaltungsgeschichte  anderseits  febtgehalten  werden.  In  dem  vorliegenden 
^crke  handelt  es  sich  bei  der  Beschäftigung  mit  jenen  Seiten  immer  nnr  um  die 
At^abe,  allgemeine  Kntwicklungsprincipien  aufzufinden  nnd  allgemeine 
^irondsätze  für  die  mit  der  |>'\vcilig«ai  Iveehtsordnuni;  und  dem  gesammten  Knltiir- 
'Q2tand  eines  Zeitalters  VL-ninbarc  möglichst  zweckmässige  Gestaltung  der 
larmellen  Ordnung  der  Finauzwirthschaft  festzustellen.  Der  Finanztbeorctikcr  und 
ruanzpelitiker  haben  daher  andere  Ziele  nnd  mUssen  in  Folge  dessen  auch  theilweise 
Mildere  Wege  gehen,  als  die  juristischen  Darsteller  des  Finanzrechts  und  die  Histo- 
riker des  Finanzwesens.  Stein  scheint  mir  das  öfters  zu  übersehen.  Anr\i  einzeln' 
butoriicbe  Natioualökonomen  sind  wohl  geneigt,  Finanzwissonschaft  und  Finanicgeschichte 
ebsaw  2a  identifieiren,  wie  sie  es  mit  Wirthschafisgeschichte  und  NationaiOkonomio 


i^iyui^u^  Ly  Google 


184         J.  B.  4.  K.  Formelle  Onlnnng  der  FioAiizviithscbaft.  §.  78«  79. 


zu  thuD  suchen,  —  freilich  ohne  dies  wirklich  zu  orreichen  — .  anter  dem  nnlwlirrn 
Vorleben,  nur  so  werde  die  letztere  .,c.\act"  begründet.  Hier  liec:t  in.  K.  <  lu  Miss- 
verätküdniüs  Qber  das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Nationalökonomie  und  Kinaiiz- 
wiflsenschaft  als  eig^ener,  tob  Wirthschafo-  und  FiAanzgescbichto  unterschiedobcr« 
wnu  audi  aus  diesen  einen  Theil  ihres  ICateziAls  and  ihrer  Beveismitkel  entaehmcn- 
dei  Disciplineu  vor. 

Die  im  Ganzen  so  reichhaltige  neuere  deutsche  systematis(^e  Literatur  Uber 
Finanzwisseoscheft  hat  freilich  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  nur  nosnahmsweise 

etwas  genauer  und  principieller  bdumdelt  (am  mciätcu  v.  Malchns).  Wenn  äuia 
jet2t  auch  MaiK  lu--  hin/n/ufügen  ist,  so  liefet  doch  der  bisher  ilMirhen  mehr  nur 
orieotircndcn  und  cun>unschen  Behandlungsweise  die  richtige  Auiia:»äung  zu  Grande, 
dass  die  Materie  wegen  ihres  engen  Zusammenhangs  mit  Finanztochnik  nnd  Finans- 
recht  in  der  Finanzwissenschaft  als  solcher  nicht  erschöpft  werden  kann  noch  mnss. 
An  dieser  Auffassung:  halte  i(  h  im  Folgenden  ebenfalls  fest. 

Aus  der  .-iltcrru  Literatur  s.  u.  A.  schon  v.  Seckciido rf f,  teutsch'T  Fursteii- 
staat  (Frankf.  Ausg.  v.  ItioO,  nach  der  ich  citire),  bes.  Th.  3,  Kap.  4.  v.  Justi, 
Staatswiifhsch.  2.  A.  Lpz.  175S,  U.  Buch  anch  B.  2«  S.  469—527  pasaim.  Aus 
der  neueren  systemat  hnanzwiss.  Literatur  s.  Jacob,  Fin.wiss.  II,  Buch  3,  bea. 

äC4 — 9S9  u.  §.  1208  ff.,  vnrnemlich  u.  am  eingehendsten  t.  Malchus,  der  don 
2.  Band  seines  1  inanzwerit»,  ^wi^chen  Finauzwissenschaft  und  Finanz verwal- 
tungslehre  prfiicipiell  im  System  untersclieidend,  ganz  der  letzteren  widmet  RaoU, 
Ruch  4,  §.  bSO  fl:  ümpfenbach  II,  Buch  4.  Bes.  Stein  4.  A.,  I,  51-22;^ 
(gr<^ssfoiif),r  i!s  liierhergehörig,  übrigens  mit  sehr  gektlnstelter  und  angreifbarer  Syste- 
matisirung  des  Stofts).  Lcroy-Be aulieu ,  üo.  II.  li\rro  1.  Abriss  einiger  Haapt- 
puncte  in  meiner  Abh.  Ordn.  d.  Fin.wirthsch.  in  Schönberg  s  Uandb.  II.  §.  1—9. 
f.  Czftrnig,  Darstell,  d.  Einrichtungen  Uber  Budget,  Staatsrechnung  u.  Controlo  in 
Oesterr. ,  Preussen,  Sachsen,  Baiern,  Württoinb.,  Baden.  Fi mkrcich.  Belj;ien  (Wicu 
ISBfi).  Sonst  gehurt  Manches  aus  den  Schriften  tlber  ^  erw  altungs-  und  Finanz- 
gcschichle,  über.  Staatsrecht  u.  Politik  hiehcr»  bes.  auch  die  bezugliche  Literatur  über 
diese  Veriilltnisse  in  einsehen  Staaten.  Darunter  sind  ans  der  deutschen  Lilerslor 
T.  Hock*s  Werke  aber  Frankreichs  und  Nordamerikas  Finanzen,  Gnci^t'^  über 
englisches  Sta.its-  und  Verwall.recht.  v.  Könne's  Uber  prcuss.  u.  deutsches,  La- 
ban d 's  tlber  deutsches  Staatsrecht,  besonden  in  den  Abschnitten  Uber  Etat,  Budget  u. 
Fin.rerwa1tang  herronnheben.  Uebear  Frankreich  etnschläg.  Detail  in  Blockt 
dict.  de  Tadmin.  fraa^  nnd  auch  d'Aadiffret*s  syst  fin,  de  la  France,  8.  idit 
Par.  1^164  ff. 

§.78.   ZtirUebersicht   In  jedem  etwas  ansgedehnteren 

öffentlichen  liaiishalt,  zumal  im  Haushalt  des  modernen  entwickelten 
grösseren  Staats  verlangt  die  Leitung  der  Finanzwiithsehaft  inid 
die  DarcbtlUhrung  der  ünanzielleu  Aufgaben  eine  eigene  Finanz* 
verwaltUDg,  d.  h.  einen  besonderen  Aemter-  nnd  Behörden- 
apparat  („FinanzbehOrdenwesen'^)  specieli  fttr  die  finaoz- 
wirthsehaftlieben  Zwecke  innerhalb  des  Organismns  der  Toll- 
ziehenden  Gewalt  oder  lür  den  Fiuan  zd  i en  st. 

Nach  den  unvermeidlichen  Aiit'oideninsrcn  des  Priucips  der  Arbcitstheiluug  iu 
der  uioderuen  ölfentlichcn  Verwaltung  hat  sich  in  unseren  Staaten,  höchstens  von  gaiu 
kleinen  sogen.  „Staaten*'  abgesehen,  eine  solche  eigene  Flnanzverwaltnng  auch  überall 
geschichtlich  herausgebildet,  meistens  als  eine  der  besonderen  obersten  Verwaltungs- 
abtheilungen, fils  ein  eigenes  .,"Mi  nistcrinm**.  Die  einzelnen  theils  unter  diesem 
allein,  theils  uit  unter  anderen  Ministeheu  stehenden  Finanzämter  und  FioanzbehOrdcu 
bilden  dann,  wie  die  Aemter  in  anderen  Zweigen  der  Öffentlichen  Yerwaltonft,  etu 
vielgliederigcs  System  und  stehen  untereinander  in  einem  b( '^tiinttit*  n  CJeber-,  Neben- 
und  ünterordnungsverhaltniss.  Sie  sind  insbcsoiuiMv  .Mtwedrr  hiWier<»  leitende, 
auch  Aufsicht  und  Oontrole  austlbendo,  oder  untere  austubreude  Orgaue 
im  Verwaltungäorganismus. 
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Dem  obersten  leitenden  Organ  der  FinanzverwaltiiDg»  dem 
jetzt  gewöhnlich  sogen.  Finanzministeriam  liegt  neben  der 
LeitQDg  and  Beanftohtignng  der  gesamntten  FinanSTerwaltnng  aneh 

die  An%abe  ob,  in  erster  Linie,  wenn  auch  gewöhnlich  unter  be- 
«timijitci  Mitwiikuii|^^  der  übrigen  obersten  Staatsbehörden  oder 
eiuiger  von  ihnen,  die  Finanzgesetzgebunj;  vorzubereiten  und 
den  Voranschlag  (Etat,  Budget  g.  61)  für  die  kommende 
nngniperiode  anfzusteOen. 

Dieser  ßnauzmiiiiäteriellc  Entwarf  des  YoiMSchlags  wird  alsduun  etwa  nocli  eiuer 
B-.rathQDg:  diiri  h  anJerc  Orpan-;  d.:s  Bchdrdenorganisnius  'Staatsrath,  Gcsainmfniinistc- 
nauj  ODtcrzogcQ  und  darauf  dem  Staatsoberhaupt  zur  üenebinigung  anterbruitut.  Mit 
dimr  rcrschoii  kommt  er  in  Staaten  mit  Volks?ertrctuQ)c  (Stände,  Kammern,  Parla- 
■Mrt)  als  Rcgicrun^s-Entwurf  zur  I'iufaDg  nnd  Gcndmigniif^ftii  die  Vertretung«!- 
UqMsr.  Nach  bestimmten,  ans  dem  Vorfassang?recht  sich  cr^^cbcnrleii  RecliLsformeu  ♦ 
Tird  er  hier  durchboiatlieii  und.  im  (iaiizcii  odor  Kinzclii-n  mulii"  oiler  w*'nij;(jr,  viel- 
fkb  auch  ^ar  nicht  abgeüadcrt,  von  der  Vcrtietung  gebilligt  \,„votirt").  Zurück- 
«eieitot  an  die  Begienu^  wird  er  nach  erfolgter  ycreinbaraog  swisclioii  den  Factoren 
der  ge:>etzgebeodcn  Gewalt  vom  Staatsoberhaupt  sanctionirt,  als  ,«verab3chiodetor 
Etil"  onrj  Finanz^espitz  r)f!<  iitiif  h  Forkündig^  und  damit  der  Kinanzverwaltung;  und 
«ka  bötheiiigteu  soostigen  Organen  der  FoUzichcadoa  Gewalt  zur  iiichtschnur  gegeben 
ud  roQ  ihneo  zur  Aosfflhrnnf  oder  Yollziehnng  gebracht 

THc  An^^ele2:en!ieiieu,  welche  sich  auf  die  Vorbereituufr,  Auf- 
äieilQDg,  Einrichtung }  parlamentarische  Yotirung,  endgiltige  ge- 
setzliche Feststellung  nnd  nunmehrige  AnsfÜbrang  des  Voranschlags 
bestellen,  bilden  das  sogen.  Etatwesen. 

§.  79.  Die  Ansführang  des  Voranschlags  erfolgt  zunächst 
dirch  Anordnungen  (Verordnungen)  der  hierzu  nach  dem  öffent- 
lichen Recht  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gcw  nlt.  Diese 
Anordnungen  bestehen  vornemlich  in  Anweisungen  odci  Auf- 
trägen dieser  Organe  an  bestimmte  untere  finanzwirthschaft- 
liehe  VollzngsbehOrden  znr  Empfangnahme  der  gesetzlichen, 
litt,  etatmissigen  Einnahmen  —  „Elnnahme-Aemter^'  —  und 
nr  Vornahme  der  gesetzlichen,  bez.  etatmUssigen  Ausgaben  — 
flAtisgabe-Aemter". 

Diesem  „linaazielle  An  Weisungsrecht"  haben  einmal  das  i-inanzmiuii»te- 
lini  oder  die  tob  ihm  reesortireiiden,  diunit  betiaaten  Behörden,  sodann  znr  Dnrch- 

fibrang  ihres  Ausgabootats  um!  soweit  sie  Einnahmezwoige  mit  zo  Tenralten  haben, 
"■^fh  die  anderen  obersten  Behörden  {Ministi  rit  ii)  und  die  von  ihnen  dependirendcn 
Amkr,  z.  Ii.  eines  der  volkswirthschaftlicheu  Miuisterien,  dem  die  Domänen,  Forsten, 
jferfwerle,  Eisenbahnen,  Posten  unterstehen.  In  der  Zeit  des  ancicu  regime  war  es 
uns  wie  in  anderen  L&odem  ein  verbreiteter  Uebelatand,  dat»  der  Monarch 
'^^i  ^t  las  fiiianzi  Ile  Anweisangarecbt  wUlkOhilich  zo  allen  mdglicbcu  Ausgaben  den 
«VÄssen  güg.'iiiitior  ausübte. 

Die  finan/wiriliscbaftUcben  VoUzugsbehörden  stehen  ebeufalls  theils  iin  Ucssort 
^"'^  Fioanzfervaltang.  theils  andeier  Yenraltaiigszweige  ^Idinisterieo).  Zo  etstereu 
-"^bfircQ  f^ewöhcUch  die  Eionahmelmter  für  die  Hauptzweige  der  Einnahmen,  uameut- 
üch  für  die  Steuern,  dann  die  Ausgabeämter  fttr  gewisse  allgemein«  Ausgabf- 
J^ige  (etwa  Pensionswesen,  bestimmte  Dotationen,  Staatsächnld).  t'inauzwirthschatt- 
w  YoUzDgabehOrden  anderer  Kessorts  sind  vornemlich  Ansgabellmter  fUr  die  Be- 
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werkstelli;;ii)i;:  <l«  r  V i  r  w  a 1 1 it  n  g^sa n strab en  dieses  Hessoii^,  fcTDor  auch  Aftntcr 
fUr  dcu  Eiiiiialimctiietist  solcher  Ki1rags«|aelleii.  welche  deui  b-itreliLMidm  IJossort  imter- 
ätellt  sind,  l.  \\.  bei  der  Oebcrtragung  des  Domäneu-  und  ioiätwe^cns  au  da»  ianu- 
wirthschaftUche  Hinisteriam«  oder  mr  die  Erhebonf  solcher  Einnahmen,  welche  sich, 
wie  di  -  Sössen.  Gebühren"  oder  gebOhreDiitigOD ,  an  die  Ansahnn;  der  Verval- 
tuu^Chiiti^'ki  U  <nncs  Ressorts  ankaUpfen. 

Die  hierhergehörigen  tiaanzwirtb^hafdichen  Voll^ug^bohGrdcn  haben  daher  die 
mit  der  Auüfinhninff  des  Amts  rerknUpflen 'Kassenge schifte  ood  die  nit  diesen 
unmittelbar  Terbundonen  BecliiongsgeschAfte  auf  Grnnd  dor  durch  Gesetze  vad 
Verordnongen  fcsigestellten  Xorm^'n  zu  besorgen.  Sie  sind  demnach  Kasse  nriintcr 
oder  Katiöeiibehörden  und  luhreu  gewöhnlich  diesen  technischen  Kamen  od*;r 
kaizveff  den  dor  „Kasse'\  «ro  dann  wohl  darch  Hinznfugung  eines  Beiworts  Rang, 
Angabe  nnd  Zweck  der  Kasse  näher  bczeichiu-t  wird  B.  (ieneral - Staatska^äe. 
Staats- Hauptkasse,  Proviru  iai-.  Kr*-is-.  Special-,  Mini8(erial>,  £ri<^,  Staatsscliakleo'. 
Steuer-,  Zoll-.  Domänen-,  l'urstkassc  u.  \r.  a.  m.). 

Die  bezüglichen  finaDZwirthschaiitUcbeo  Angelegeohmten  bilden 
das  Zahlnngs-y  Kassen-  und  RecbnungsweseD.  Letzteres 
trennt  sieb,  zamal  in  grösseren  ÖflTentlicben  Haasbalten,  tbellweise 

vom  Kassenwesen  nnd  dem  damit  unmittelbar  verbundenen  Rechnungs- 
wesen nnd  wird  dann  als  „ötaatsbue  hhaltungs  wcsen" 
(Staatsliuclihalterei)  ein  besonderer  selbständiger  Zweig  der  Finanz- 
verwaliung.  Diese  Staatsbacbbaltung  dient  dem  Zweck,  Ueber« 
siebt  ttber  die  Bewegnng  nnd  den  Stand  der  Kassen  nnd  weiter 
Aber  die  Lage  des  Offentliehen  Haushalts  nnd  seiner  einzelnen 
Zweige  zu  gewinnen  nnd  fortdanernd  zu  erhalten. 

§.  80.  An  das  Zahliings-,  Kassen-  und  licchiiungswesen  schliesst 
sirh  das  Controlwesen  an,  das  versehiedeue  Aufgaben  hat  nnd 
danach  in  verschiedene  Arten  zerf a  11t :  die  eigentliche 
Rechntings*  oder  Kassencontrole  (Controle  im  engsten  Sinne), 
die  administrative  oder  Verwaltangscontrole  nnd  die 
politische  oder  sog.  Staatscontrole  (^^verfassnngsmSssige'* 
Stcin's). 

Der  ersten  unterliegt  alles  Kaisen-  unU  das  datait  verbundene  Kcchnungsrcscu 
biosichtlich  seiner  ordnungsrnSasigen  rechneriflches  ond  den  Anveisnngon  entsprechen- 
den Durcii fuhrung:  Seitens  des  Kfissen-  und  Kechnungspcrsonals,  welches  dcinircni'i- 
•'oiitroliit  wird.  V«MWi\!tun)ffecontrole  soll  die  Bür<r!?f'liaft  d.nf  ir  lii^f.Tri,  dxK»  die 

mit  dem  Kecht  der  lioanzicUea  Anweisung  verseheneu  Behörden  streng  geäetimä&»ig, 
bez.  nnch  den  Bestunmongen  ond  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  ton  diesem  ReehlB 
Gebmuch  gemacht  haben,  besonders  in  Bezug  auf  die  Aosgaben,  welche  die  K&ssen 
vorzunehiiicn  in'^'  wit^sen  wurden.  Sie  liat  im  gutpeordneten  üaushalt  der  ali^olutcn 
Monarchie  bereits»  eine  grosse  Bedeutung  und  wird  hier  ftir  die  obersten  VcrwaltDDgs- 
cbe£i  (Minister)  schon  zu  einer  politischen  Controle  dem  Staatsoberhaupt  gegcDüber. 
Von  einer  solchen  besonderen  politischen  Controle,  welche  sich  mit  der  adminisditiren 
ens:  und  im  iotzten  Endzweck  kaum  mehr  unterscheidbar  verbindet,  kann  mm  dann 
vorneuilich  im  mo  lem 'ii  Stnate  mit  Hcpriisentativverfassung  sprechen.  Hier  wendet 
sich  die  (Jontrolc  gegen  die  für  die  Ausübung  des  ünau^ielleu  Anweisnogsrechts,  wiu 
dem  Staat8oberbau[>t  {Monarchen)  so  der  VolksTertretang  verantvortlichea  oberstes 
Regierun gsorgano  ^MinisterV  Es  soll  dadunh  tVstirestellt  werden,  ob  und  wie  weit 
die  «ranze  Fifmn^wirthschaft  und  insltesoiidere  i;  A'^fiUiniriir  des  Staatshnu>^halb 
streng  gesctz-  und  bez.  etatuiässig  erioigt  ist  und  ob  iieiue  eigenmächtigen,  roo 
Gesetz  und  Ctet  abweichenden  Acto  der  Begi^ng  stattgefunden  haben.  Im  letüeren 
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Fäll  mosü  die  Hegieruag  Eritladtung  aiici  nachträgliche  iiuthebüuiig  von  der  Voikävur- 
tretung  wegen  gesetz-  und  otatwidrigcr  Fahrung  dos  Staatshaushaltü  einholcü  Qod  er- 
tttkett  (Pnge  der  MinisterTerantirortlichkci  t  in  finanziellen  Angelegen- 
heiten und  der  Erlangung  der  Indem  nitätserth  eil  ti  ng).  Die  administrative  und 
•lie  politische  Controle,  welche  demgcmilsii  in  unseren  Staaten  nunmehr  vielfach  in 
tma&der  Ubcrgeheu,  pücgeu  durch  bcc>oudorc  äolbstündige,  auch  den  MinUtericn  gegen* 
tler  oubhiingige  olwnte  GoDtrolbehSrden  — oberster  Boch nun gsbof,  Ober- 
reeben kämm  er  —  ausgeübt  zu  weiden. 

%,  81.  Anf  Gnind  der  Rechnangsergebnisse  der  Kassenämter 
wird  daon  der  Reehnangsabsehlass  des  StaatshauBhalto,  das 

„Ist*'  iiebeu  dem  „80 11'^  des  Etats ^  festgestellt  und  dieses  End- 
resultat der  finanziellen  (teb;ihnin*r  wiederum  dem  Staatsoberhaupt 
Qod  der  Volksvertretung  zur  nachträgliebeu  Genehmigung  derjenigen 
AbweichuDgen  vom  Etat,  ilUr  welche  die  Finanzverwaltung  uod 
die  sonstigen  obersten  Verwaltungsorgane  verantwortlioh  sindi  vor- 
legt. Die  Dinge  endigen  daher  normal  wiedemni  mit  einem 
besonderen,  den  Rechnnngsabschloss  genehmigenden  Gesetz. 

Dieser  Abschluüs  zieht  sich  ooTermeidlicb  läogcre  Zeit  nach  Ablauf  der  be- 
tnSeato  Finanzperiode  (Jahr)  hin,  da  die  etatmSssigen  Einnahmen  and  Amgaben 
(äei  nleben  Periode  überhaupt  nicbt  alle  genaa  innerhalb  de»  , .laufenden''  Jahres 

"!  VTcrlcstcIIii::^!]  sind,  .sondcm  sich  vielfach  ganz  tmüMsän^iiT  vom  Willm  der  Finanz- 
rcrwaliung  in  das  oder  die  fuli^-cndcn  Jahre  al^  Kintialiinc-Kat:ki)taiide  und  Ausgabe- 
Reste  hinziehen,  so  sind  auch  gesetzliche  Besiimuiuugen  darüber  nuthwendig,  wie  es 
in  solchen  Fallen  gehalten  weiden  soll«  ob  und  wie  weit  nsmendich  Ausgaben  (z.  Tb. 
«ich  EiDnahinen'i  auf  Grund  des  Etats  einer  abgelaufenen  Periode  zur  Vornahme 
fl»€Z.  Erhebung)  trelangen  dürfen .  welchem  Jahre  siii  zuzurechnen  sind  ii.  w. :  die 
Fragender  f in anz-administrativen  Trennung  der  rerschiedeneu  „Jah- 
reid ienste",  der  Einrichtung  der  Yerrecbnnng  di^or  n.  s.  w. 

§.  82.  Jede  Finanzwirtbschat't  eines  ^geschichtlich  (ibei  kounncnen 
öffentlichen  Körpers  tritt  endlich  eine  neue  Finanzperiode  mit  einem 
laehr  oder  weniger  erheblichen  Bestände  von  öffentlichem  (Staats-, 
Comomnal-) Vermögen  an,  das  theils  Finanzzwecken  ( „Finanz - 
TemOgen'^),  theils  Verwaltangszwecken  (^^Verwaltungsver- 
fiögen«)  dient  (G.  §.  25). 

Eistereu  Falk  gehört  gewöhulich  zum  Hessort  der  Fmauzverwaltuug  ^Finauz- 
■ioisterian),  ancb  wobl  eines  der  rolbswirthscbaiUicheQ  Ministerien  Gandwirtbscbaft- 

liches.  Bauten-,  Verkehrs-Ministcrinm),  letzteren  Fdls  zn  den  Ressorts  der  einzelnen 
n-orvfi  Dien>tz^veige  ((lebande.  Mobiliar-Invcntare,  militärische  und  maritime  An- 
jUitea  and  £inri(  htTinp:en ,  Knust-  und  «'issenschaftliche  Sammlungen  u.  s.  w.).  In 
]«4«r  Etatsperiode  gehen  vüu  diesuui  Veruiogcn  wenigstens  einzelne,  oft  recht  bedeu- 
'eudc  Veränderungen,  Vernindening  darcb  Ge*  und  Verbrauch  (BliKtärrerwaltnng), 
doKb  UnfUle,  Vennebnmgen  durch  betreflende  etatmSssige  Aasgaben  m  sieb. 

Aach  das  gehört  zor  formellen  Ordnung  des  Olfentliehen  Hans^ 
Wte,  dass  tlber  diese  Ab-  und  Zugänge  und  demnach  Uber  die 

Bestände  Ruch-  und  Rechnung  —  theils  in  Geld,  theils  nnd 
^ornemlich  in  natura  —  geführt  und  Verzeichnisse  angelegt  und 
äui  dem  Laufenden  erhalten  werden  (Inventarisirung  des  Ötaats- 
vermögens).  Die  Controle  in  den  erwähnten  drei  Formen  bat 
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sich  anch  aaf  diese  „Aetivbestände^'i  wie  andeneits  dag  Beehnangs- 
oDd  CoDtrolwesen  aaf  die  Passiva  der  Verwaltnogs-Dienstsweige, 
insbesoodere  aof  das  eigentliche  Staatsschitldeiiwesen  zn 

erstrecken. 

Aach  in  den  liausli:iltoii  der  Selbstverwaltungskörper  verlangt  «lie  Ibr- 
loelle  Ordnung  der  Finan^wirthschalt  iu  Priocip  dieselben  KmncUtQDgen ,  wie  im 
StutsBaiisbalto.  Die  geringere  AasdehoiiDg  der  betreffenden  tttushtlte  gestattet  nnr 
in  der  Regel  eine  Vcrelnfacliang,  z.  B.  im  Finanzbehördonwcscn.  Mehrfach  können 
und  u'crden  Finanz-  /  T\  V  men^eschMta  von  St.iritsbeh<'5rflcn  zuglcicli  init  far  SeJbst- 
vcrwaltungsköqier  au^gcluhrt,  z.  6.  die  Eiuziehaog  gcwi:$ser  Steuern  (wie  anderseit» 
nneli  nmgokehrt.  indem  etwn  die  iärndekwig  ?on  Stsatsetenem  mit  durch  Organe  der 
Commune  geschieht).  Unterschiede  in  den  oetQglichen  Einrichtungen  der  Staats-  und 
der  Selbstverwaltnnpihaushaltc  rrgeben  sich  sonst  ans  den  Ver^dli^'dcnhciten  des 
öHcntlichen  Kechts,  z.  B.  in  Bezug  ;iul  das  Etat-  und  Controiwcscn  (;iduiiriistraüvi; 
oud  politische  Controle).  Aber  in  grossen  Selbstverwaltungs-IIaushaltcn,  so  der  ino- 
demen  Groisstldte,  in  cntwfcirelten  Provincitl^UMishalten,  müsson  sich  diese  Eioiich^ 
tungeu  aus  finanztcrJmisclien  und  öflcntlich-rechtlichen  Gründen  denjenigen  des  Staat»- 
haushalts  uichr  und  mehr  nähern,  wie  dies  nnrh  thritsricliÜrh  cfcschchi^ii  ist.  Manches 
richtet  bich  dabei  uach  der  Art  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  und  dem  Maasse 
der  den  betreffenden  Kl^rpem  gevflhrten  finamiellen  Äntonomie,  so  besondeis  bd  den 
Selbstvenraltangskörpera  bOheivr  Ordnung. 

Demnaeh  sind  in  diesem  Kapitel  folgende  Gegensti&nde  xn 

behandeln: 

L  Der  Finanzdieuöt  im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 
behördenwesen. 

II.  Das  ßtatwesen. 

III.  Das  Zahlnngs-,  Kassen-  und  Reehnnngsweseo. 

IV.  Das  Controlwesen. 

V.  Der  R  e  c  h  n  u  n  g  s  a  1)  s  c  h  1  u  s  8 ,  die  E  i  n  r  i  c  h  t  u  n  «;  der 
J a  1) resdienste  und  die  inveniaribirung  des  ötlentlichen 
Vermügens. 


1.  Abschnitt. 

Ber  Finanzdienst  im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 

beliOfdenwesen. 

1.  Gesehiehtliche  Entwicklung. 

Die  Organisation  des  lieutigon  Finanzdiensts  und  die  heute  Übliche  Zusammeu- 
fesBung  der  obersten  FinanzverwaJtung  im  Finanzministerium  in  den  modernen  Stuten 
ist  das  Ergebnis«  einer  langen  geschichtlichen  Entwicklung,  wt  l(  h  ■  >ich  in  der  euro- 
päischen Welt.  bf;sonders  auf  dem  Continent.  vom  Mittelalter  her  in  jedem  Land  «  ver- 
schiedeu  und  dock  iu  den  GruudzUgen  gleich  massig  volUogeu  hat.  Diese  Entwicklung 
Steht  in  engstem  Zusammenhang  mit  derjenigen  der  gesnmmten  OffeniliGben  Verwal- 
tung und  mit  derjenigen  der  ölmntJiohen  Einnahmewiithschaft  und  lässt  sich  auch  in 
jedem  einzelnen  Lande  nur  in  diesem  Zusammenbang  darstell<*n  und  verstehen.  So- 
weit die  (iescbichte  des  Finauzdieitstt»  uud  seinet»  Behördenwesens  ein  Thcil  der  all- 
gemeinen  Venraltnngsgesehidite  und  damit  wieder  ein  Tlieil  der  ganzen  EutsrlcUoDg«- 
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;;oschicUtc  licd  utuJurucii  Staats  ist^  kann  hier  darauf  nicht  Di^lier  eiugcg^angcii  «cideo. 
S»  iK  dafbr  auf  die  Werke  Ober  Staats-  und  Bechlsgesohiclite ,  aber  die  specielle 

Vervaltangrsgeschichte  einzelner  wiclitiper  L  inder  —  ein  kixnm  erst  zu  bebauen  bc- 
?onn<mf's  Gebiet  —  übor  Verwaltungslehrc  und  Verwaltangsrcclit  zu  verreisen.  Der 
Zosauioiuiihaag  der  Kiitwicklungsgescbichte  des  FinaiizbehOrdcnwcdeii:^  ebenso  wie  der 
gegenwärtigen  Gestaltung  d««  letzteren  mit  der  Gestaltong  der  Eiiuialimewiithacliaft 
vird  in  der  Lebre  ron  den  Ofibntlichen,  uamentÜcli  von  den  Staatseinnahmen  mehrfacb 
Hejjandeit  werden.  An  dieser  Stelle  muss  die  Hervorhebung  einigrer  allgcnioinen  Mo- 
mente genOgen ,  welche  fur  die  geschichtliche  Eutwicklong  und  heutige  Einrichtung 
jeaes  I>ienitä  wichtig  waren.  Daran  leilien  flieh  einige,  mehr  nor  ab  Beispiele 
dienende  Ansfalirungen  zur  (jcschichte  des  FInanzdicnsts  einzelner  Lfmdcr  an.  wobei 
vir  uns  aber  fUr  Mittelalter  und  neuere  Zeit  anf  deutsche  Verhältnisse  besrliränken 
^.  Stt — 91).  Alles  Speriellore  darüber  gehört  in  die  eigentliche  Finanzgcbchichto, 
»eiche  als  solche  keineu  Gegenstand  dieses  Werks  bildet.  Die  wissenschaftliche  Bc- 
«AeiUuif  der  Geschichte  des  Flnanzdiensts  ist  auch  bisher  noch  sehr  spärlich,  noch 
DDgleieh  mehr  als  z.  B.  diejenige  der  Steneigeschichte.  QneUen-  u.  litcrar.  Nachweise 
s.  nnten  in  den  §§.  S6  ff. 

§.83.  —  A,  Aeltere  Zeiten.  Von  „Verwaltung"  im 
modernen  Sinne  kann  in  den  Beiehen,  Stoaten  und  Temtorien 
wftbrend  des  ganzen  Mittelalters  nnd  vielfach  darüber  noch  hinana 

bis  ins  17.  Jahrhundert  bekanntlich  nnr  bedingt  gesprochen  werden. 
Es  fehlten  dafür  die  Bedtirinishc  wie  die  Voraussetzungen.  Eiue 
lentralisation  der  Verwaltung  beim  König  oder  Fürsten  fand 
vollends  nur  in  geringem  Maasse  statt.  Bei  der  vorherrschenden 
Natnralwirthschafty  der  Begründung  der  königliehen  Einkflnfte 
romenilich  anf  Domänen,  welche  yon  eigenen  Verwaltern  bewirth- 
sehaftet  wnrden,  und  ftlr  den  Hof  nnd  fllr  dessen  Beamte  nnmittel- 
bar  die  Ertrage  in  natura  abliei'eni  muböteiij  bei  dcui  äliDÜchen 
System  von  Naturalleistungen  der  Hintersassen  (tiscaliui)  und 
Interthaueu  zur  Deckung  der  nicht  genauer  zu  trennenden  fürst- 
lichen- Uof-  nnd  öfifentlichen  Bedürfnisse  waren  eigene  Finanzorgane 
der  Verwaltung,  ein  eigentliches  Etat-,  Kassen-  nnd  Rechnungs- 
wesen einheitlicher  Art  fUr  das  ganze  Oebiet  des  Staats''  weder 
iiöthig  noch  möglich. 

Der  ächwerpuuct  der  Fioanzurirthschaft  lag  in  der  örtUchea  ^iatuialgcvioaong 
der  Donftnoaertrifce  und  der  OrtÜcIieB  Erhehmig  der  GefiUie  doroh  Adminlatnlorai 

DAd  Beaujtcs  welche  zugleich  andere  Aufgaben,  militärische,  polizeiliche,  rogteiUclie, 
äilj^emcine  admini-fr:itivc.  mittirtt-T  auch  richterliche  zti  l)esor^cn  hatten.  Sin  waroii 
s<*Ibst  auf  Naturalgchalte  auü  diesen  Einnahmen  gesetzt  und  hatten  die  U(!beröchitss(' 
^o^efero.  Aehuliches  galt  von  der  Erhebung  der  wenigen  ateucrartigen  Einnahmen 
d«r  Illeren  Zeit,  von  der  Verwaltung  der  Regalion,  der  steoerartigen  (im  Unteiscliied 
TOD  den  grundherrlichcii)  Grundabgaben  und  sonstigen  directen  Steuern  (auch  der 
Beden,  soweit  diese  nicht  von  Grnndherrdchaftcu  und  Gemeinden  selbständig'  snbrepar- 
tirt  und  vuu  ihnen  gleich  im  Ganzen  abgeführt  werden),  während  nur  etwa  für  die 
la  bestimmteii  Stellen  m  erliebenden  ZöUe  eigene  Unterbeaaiten  scbon  frtth  sich 
fiadcn  (ZDUncr).  Tom  Centram ,  vom  König  und  Fürsten  aus  fehlte  zwar  nicht  jede 
Ckifitrole  (wel*  lic  /  Tt  schon  die  carolingischen  missi  mit  an-'iniben  hatten,  die  zu- 
^ieich  manche  Einkünfte  selbst  einziehen  und  verrechnen  musaten),  aber  dieselbe  ist 
hier  so  wenig  wie  auf  anderen  Gebieten  der  öffentlichen  Verwaltung  eine  feste  Ein- 
riciitiiog  und  nicht  genügend  wirksam.  Unter  den  d<;n  Bath  nnd  die  Vcrwaltungs- 
OTfsne  des  Fanten  blUenden  höchsten  Beamten  am  Uof  befinden  sich  besondere 
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Beamte  („Küuimercr"  u.  s.  f.)  iar  die  Aufsicht  ubci  Uie  EiultUufte  uud  deu  Schutz, 
die  Basorgang  der  Ausgaben  und  die  hiermit  in  VerbindiiDg  stehenden  Kassen-  und 
BechDnilgBgeachäftü  meist  erst  später.  Früher  gehören  die  bezüglichen  Fuik  tionen 
mit  zu  denen  iK'S  olioritcii  Vi  rwaltungsbeamten  (des  .^Krinzlers"  oder  welchen  Titul 
er  führen  mochte),  gleich  allen  anderen  Verwalttinfsgeschaften.  Er  vollführt  s\f  durch 
Liiterbeamte,  Schreiber  u.  dgl. :  die  crsteii  Keiuie  eines  speciellen  Finanzdiuhätes  an 
der  CentralateUe. 

§.  84.  —  B.  Spiiteres  Milieialter.  Uebergaugszeit. 
lü  diesen  VerhäUpUseo  geben  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittei- 
alters,  namentlich  gegen  denen  SchlnsB  allgemeinere  Veränderungen 
vor,  im  Prineip  ähnlich  in  sonst  sehr  verschiedenen  enropäischen 
Staaten  und  in  den  znr  politischen  Selbständigkeit  gelangenden 
Territoncn.  Diese  VerUnderungen  sind  das  Product  bekannter 
allgemeiner  Umgestaltungen  im  wirtbscbaftlichen  und  politisclien 
Leben.  Die  öffentlichen  Bedürfnisse  steigen,  indem  Staat,  Territorium 
und  Stadt  mehr  Aufgaben  an  sich  ziehen.  Letztere  werden  ebenso 
wie  die  schon  von  Altersher  ttblichen  mehir  centralistiseh  und 
gleichmässiger  im  ganzen  Staatsgebiet  ansgefUhrt  Der  Vermehrte 
Finanzbedarf  mass  bei  der  wachsenden  (Jnznreichendheit  der 
Riteren,  obnebin  vielfach  verloreu  gcgaugeneii  oder  vermiudciteii 
EinnabmeqiK Ik n  {^Domänen,  Regalien)  mehr  steiierwirtbschaltlicli 
gedeckt  werden.  An  Stelle  der  .älteren  Xaturalwirthschalt  in  der 
Volkswirthscbaft  nnd  im  Finanzwesen  kommt  die  Geldwirtbsehaft 
mehr  zum  Dnrchbmch:  der  Finanzbedarf  selbst  wird  mehr  Geld* 
bedarf,  so  vor  Allem  mit  der  Aenderong  der  Wehrverfassnng  und 
dem  Aufkommen  von  Soldtriippeii ,  vollends  mit  den  stebendes 
Heeren  seit  dem  17.  Jabrhuudert;  die  Einnahmen,  die  Leistungen, 
Abgaben,  Hteuern  nitlssen  mehr  Geldabgaben  werden.  Die  Steuer- 
wirthscbaft  fUbrt  direct  und  indirect  zu  einer  grösseren  Mitwirkung 
der  ,y Stände"  an  der  Hegelnng  des  Finanzwesens  gegenüber  der 
auf  diesem  Gebiete  nicht  souveränen  öffentlichen  Gewalt  Den 
Ständen,  Parlamenten  u.  s.  w.  mnss  der  Stenerbedarf  nachgewiesen 
werden.  Das  setzt  schon  eine  gewisse  Entwicklung  des  Etat , 
Kassen-  und  Rechnungswesens,  wenn  aueb  noch  nicht  nothwendig 
eine  einbeitlicbe  Gestaltung  desselben  voraus.  Die  Entwicklung 
landständisoher  Verlassungen,  wie  in  deutschen  Territorien,  die 
dabei  übliche  Trennung  der  Kassen  und  Etats  (Kammerkasse, 
Steuerkasse  §.  90)  ist  hier  besonders  itir  die  Ausbildung  des  Finanz* 
behindenwesens  uud  des  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  von 
Einfluss  ^^esvesen.  Alle  die  genannten  uud  audeie  ve^^s.Ul(ilc 
Umstände  wirken  auf  die  Entstehung  eines  von  der  sonstigen 
üffenttichen  Verwaltung  getrennten  eigenen  Finanzdienstes  hin. 
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Mit  ziif.Tst  und  bereits  ziemlich  rationell  in  den  StTi  Ifen,  wo  die,  tvirtlischaft- 
Jichen  Uüd  tiiianziellen  Vcrhiiltnisbc  d;is  b«'30iiders  begmisligeu  (üeldwirthscüait,  Steuer- 
wirthschaft,  mehr  und  früher  „ölloütlichc",  „ccmcinwirihschaftliche"  Thätigkoit,  §.  88); 
iuM  aveh  in  den  Territorioa  und  Staaten  (§.  89  ff.).  Die  moderne  tinanzvirthschaft- 
"  Iio  OntralisatioQ  fehlt  hier  freilich  auch  später,  im  17.  und  IS.  ,I;ilirhui»di  rt  in  der 
^:  lit^rnweh  di'S  ..anrien  re^nme"  grossentheil»  noch.  Die  „fisralisrhe  Kar^seneinheif*. 
»uch  nur  im  Ktat-  und  Kechiiungswascn,  war  noch  nicht  erreicht.  Die  Hot-  und 
Sttttsfbiaazen  werden  ent  nUmftUg  und  in  der  ganzen  Periode  bis  zur  fruzOslschen 
HerolQtion  noch  selten  ausreichend  geschieden.  Aber  an  der  CentralsteUe ,  beim 
Forsten,  sind  doch  <rhnn  Kesondore  höchste  Beamte,  mit  einem  besonderen  Auits- 
und  Bcamtenapparat ,  spcciell  mit  dem  Finanzdienst,  uameuüich  mit  der  \'erwaitung 
der  haiiptsftciilichen  Eionabmen,  betraut  Centraikassen,  wenn  aocb  noch  mehrere 
nebeneinander,  auf  welche  einzelne  besondere  Ausgaben  angewiesen  sind,  werden  von 
h:  r  au5  vcrw  ilt<«t  un(^  empfan^rcn  Ifaar  oder  durch  Verrechnung  aus  von  ihnen  ab- 
häflgende?!  Provincial-  und  LocalkHS^eii  «leren  Uehersrhilsse  (nach  Abzuj?  nament- 
lidi  der  uauiiti«;lbar  auä  letzteren  Kaescn  m  declweadeu  Krtiagsgewinnungb-  und  £r- 
bcbenfslosten).  Das  wird  allmSfigf  besonders  im  17.  und  18.  Jabrhiindert  nach  dem 

der  monarchischen  Gewalt  über  die  Stände,  soweit  durchgeführt,  als  es  das 
Fet^thalten  an  einer  gewissen  Selbständigkeit  der  unter  F.'uv-t  Staatsgewalt  (Kürst)  ver- 
eifligten  Provinzen  und  Länder  in  der  gesammteu  Verwaisung  im  Zeitalter  des  altaa 
Stittensysteiiis  ?or  de?  fnaiAsischea  Be?olotionsperiode  („Provindalsystem**)  ttberhavpt 
ii^estattet  nnd  als  es  mit  dem  geschichtlich  ttberkoDiineiicn  System  von  „Zweckkassen** 
Eiiiüahmcn  und  Ansj^aben  g-etrcnnt  für  einzelne  Zw- l.ri  vereinbar  ist,  —  ein  System, 
weiobea  mit  (hu  Finanz-,  Steuer-  und  Landesverfasüung  einmal  eni^  zosammenhing  und 
tkb«r  das  sich  deshalb  auch  die  absolute  Monarchie  jener  Periode  nicht  vullig  hinweg- 
wtttn  konnte  oder  wollte. 

Mit  der  Umgestaltung:  des  Aernterwescns  und  des  Beamtenthums,  der  Einbürge- 
miz  vuii  Geldgehalten  und  dem  stärkeren  Hervortreten  der  Besteuerung  wird  dann 
•iucii  im  Lande  selbst  die  wirilischattlich-hnan/iclle  Behandlung  und  Verwaltung  der 
iftsKtt  EitragsqueUen  des  öffentlichen  Einkommens,  des  Domaniams  und  der  Regalien 
mt  andere:  der  „cameralistisch-fiscalische"  Standpunct  gewinnt  die  Herrschaft,  be- 
>onderen  technischen  Specialbenmten  wird  die  Vei waltiinsi'  iUiertrag*M!  ,  Be- 
ulten, die  nicht  mehr  oder  nur  noch  nebenbei  andere  Verwaltungsautgabcn  auszu- 
fchren  haben.  Die  regeimlssig  und  allgemein  werdende  Besteuerung,  zumal  das 
Geldäteuersystein  und  die  Entwicklang  besonderer  Steuerarten  (indirecte  Steuern)  fahrt 
auch,  theils  schon  für  den  Veranlagungs-  nnd  Krlie1)iHii,'^s<lienst.  theils,  wo  dieser  noch 
anderen  Verwaltungsorganen  oder  ('ommunalorganen  vcrMcibt  oder  neu  Übertragen 
vird,  venigstcns  iur  die  Ansammlung  der  (ielder  iu  Kaaocn ,  lür  das  Verrechnungs- 
voen  und  für  den  Ansgabedienst  zu  eigenen  localen  Finan^Beamten  und  Be- 
biirdea  iwie  in  Deutschland  die  „Kentmeister  "  und  .,Rent&mter**X  und 
IS.  JahrhTindert  sind  bei  uns  in  Deutschland  wie  in  anderen  europäischen  Staaten 
bereits  emsig  bemuht,  diesen  localen  Finauzdienst,  das  sich  ihm  anschliessende  Pro- 
liseiil-  und  Gentral^PinaiizbehOrden-,  Kassen-  und  Bechnongswesen  nach  bestimmten 
■  •vrttiM'.hen  R.--elü  und  practisclien  Grunds&tzcu  „ration  11  zu  gestalten  (Preusson, 
''-^tern.'i'  h.  Frankreich  im  IS.  Jahrhundert,  v.  Seckcn d  o r  i'f .  v.  Justiz  So  bereitet 
sicii  die  moderne  Ürganiüatioü  des  Kinanzdieiistes  und  des  finanziellen  Behörden-, 
El«-,  Kassen-  und  Rechnungsweseus  bereits  allgemein  vor.  Die  vicllaoh  achuii  tech- 
ÜKh  ganz  guten  Einrichtungen  am  Schluss  des  ancien  riftgime  tragen  hier,  wie  aof 
anderen  Verwaltungsgebieten,  nur  noch  die  Spuren  der  älteren  volkswirthschafilichen 
UDd  öHentlich-rechtlichen  Verhiiltni>;>e  an  sich,  unter  denen  das  frühere  Finanzwesen 
ücb  entwickelt  hatte.  Der  Hauptülielstaud  lag  iu  Mängeln  des  ölfentlicheu  Rechts, 
in  isuier  noch  nicht  voUstftndiger  oder  nicht  genügend  verbürgter  Trennung  der  Hof* 
und  Staatsünan/.  'n  und  in  dem  vom  absoluten  Fürsten  ausgeübten  Anweisuni^s recht 
lf''jenoher  den  «Mlentlichcn  Kassen.  Ein  Recht,  von  dem  tüchtige  Regenten  wohl  nur 
utMrriegend.za  öttentlichea  Zwecken  und  zum  Nutzeu  des  Landes  Uebmuch  machten, 
VIS  aber  selbst  hier  fQr  die  Ordnung  der  Finanzen  Gefahren  barg  und  das  von  un- 
tticlidgeil  Begenten  immer  wieder  zu  persönlichen  Zwecken  missbraucht  werden  konnte 
ud  worde.  Damit  war  keine  datende  Ordnung  des  Staatobaiishalts  vereinbar. 
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§.  Ö5.  —  C.  Neueste  Zeit  der  verlassuugsmässigeü 
FinanzTerwalinng.  Entwicklungen  im  öffentlichen  Becht 
waren  es  denn  aneh  Tornemiieb,  welche  die  haoptsftchliehen  neuesten 
Fortschritte  anf  dem  Gebiete  der  formellen  Ordnnng  des  Finanz- 
wesens und  des  Finanzdienstes  herbeigeführt  haben^  —  in  England 
dank  der  scbon  fi  ilher  erreichten  Consolidation  seiner  Verl'assungs- 
verhältnisse  zuernt,  bebuudei.s  seit  der  zweiteo  Revolution,  auf  dem 
Continente  Europas  seit  den  grossen  politiüoben  Bewegungen  im 
Gefolge  der  französischen  Bevolntion. 

Die  volUitaiidigti,  dauernde  und  mit  gciiUgcudcii  Cautdcu  rcrbttrgtc  Treüuuog 
der  Hof«  and  Staatsfiuanzcn,  dio  ent  so  emtehte  vOUifo  SeUwübidigkeit  des  Finsat- 

dicnstä  als  eines  (ilicds  des  f^rosscn  Organismus  der  mofloriicn  ö(reutlichen  Vt^rwaltung-. 
die  technisch  vollendete  Ausbildung  des  Etat-  und  Gontrolwesens  sind  allgemeine  Er- 
ruugcnschattcu  die:!er  Periode,  nicht  nur  in  den  Staaten  mit  sogeu.  ßiiprä&entativ- 
rernssuDg,  soDdcni  audi,  wcimgleicli  immer  nocb  veoiger  gesicliert,  in  d<m  sogen. 
absolut-monaiThiscbea  Staaten  (Preussen,  Oesterreich  vor  184^^.  Rossland).  Uchendl 
bricht  sich  ferner  ^of^cnnlicr  der  fiillieren  proviiiriellcn  Zersplitt«*™»!? .  dem  Ücber- 
rcst  der  Ultereu  geschichtlichen  Yerhaituibse,  der  Ocdauio  der  Staatsciulieit  jeut 
Dabo  und  lOsi  sicli  der  Suatsbcgrilf  von  der  patrimonialen  AufTassnii^  lo».  Das  liat 
auch  für  das  Finanzn'csen  und  speciell  für  die  Otiaranisatinn  des  Fitian/.Jieu^ts,  Dir  das 
FinanzbehOrdcn-  tiiid  das  EtatWf^'srMi  jrrnssc  Rcdoutuns':  Kiuhcif,  Kii)licitli(  likoit,  g-nVsero 
(iieichmässigkcit  im  Staatshaushalte,  ( 'cntrali--atio;i  der  Kiunahmcii,  ti?<  ali^rlie  Ka>>.»n- 
einheit,  Conccutratiou  der  Leitung  des  l- iiiauzdiensts  iu  Einer  obert»teu  OcuinUsicllc, 
dem  nonmelingen  .«Finanzministerium^,  sind  die  Folge.  Dieses  Ministerinm  eridit 
auch  in  den  Staaten  ohne  Volksvertretung  als  ( r^te  L-itiiide  Vervaltungsinstanz  in 
allen  Fiuanzsachc»  fine  bevorzugte  Stellung  beim  Eiitwurf  des  Etats,  bei  der  Re^rilÜ- 
gung  höheren  Aufn'ands  in  demselben  für  die  anderen  Vcrnraltungäzweigc  und  i^t  da^ 
eotKlieidonde  Vcnraltungsorgau  unter  dem  Staatsoborhaopt  fOr  die  Gestaltung  und 
PortbÜduiig  der  Einnabmewirthscbaft. 

Zum  Abschluss  kommt  dies^e  Entwicklung  durch  die  modernen 
„Verfassungen**  in  den  Staaten  mit  Volksvertretuug.  Hier 
erlangen  die  „Stände'',  „ Kammern „Parlamente"  das  poliUscli 
besondere  wichtige  Keoht  einer  entscheidenden  Mitwirkung  bd  der 
AnfeteUnng  des  Etats  nnd  bei  der  Finanz-^  besonders  der  Steuer- 
gesetzgebung. Es  entsteht  dadurch  erst  eine  hinllinglich  yerbtlrgte 
„  ver fassu  11  g  a  Hl  ähbi^ c  Fiu  ;iiiz  Verwaltung'^,  uauieiitlicli  eine 
Finanzcontrole  in  BetretV  der  PrUfuni;  und  der  Innebaltnng  des 
Etats.  Das  Etat-  und  das  Controiwescu  (die  administrative  und 
politische  Controle  §.  80)  werden  Hanptangelegenbeiten  des  ver- 
iassnngsmSssigen  Rechts  der  YolksTcrtretung.  Die  Verwaltung, 
insbesondere  die  im  Finanzministerium  znsammengefasste  Finanz- 
verwaltung werden  fllr  die  Führung  des  Staatshaushalts  dieser 
Vertretung,  wie  schon  bisher  dem  Staatsoberhaupt,  verantwortlich. 
Auch  dies  wichtige  staatsrechtliche  Princip  bedingt  wieder  eine 
Steigerung  der  Anforderungen  au  die  technisch  zweckmässige 
Einrichtung  des  Finanzdiensts,  des  FinanzbehOrdenwesens,  des 


oiyui^L.^  Ly  Google 


Zur  GcächicUto  den  Kiuaa^dieuättiti.  Altorümm.  1^3 

Zahlung^  ,  Gassen-,  Kechnungs-  und  Coutroiwesens.  So  wird  die 
formelle  Ordnaog  des  Staatsbausbalts  erst  iu  der  gegeDwärtigen 
Epoche  der  pverfassangsmässigeii  Finanzwirthschaft'*  mit  den  notb- 
wendigen  öffeDtlieh-recbtlicben  Garaatieen  umgeben. 

II.  Znr  Geschichte  des  Finanzdienstes  einzelner  Staaten. 

§.  8S.  —  I.  Alterthnm.  Griechenland.    Was  man  hente  ttbcr  die  alt- 

rriechische  FinaozYenraltnng,  uauentlich  die  athenische  w^eiss,  ist  wenige,  spo- 
raJisrh.  im  Einzelnen  «nsichcr  m»d  die  historlM  lu-  Entwirkltni!?  dicior  Dingo  «  tifzieht 
äich  vollends  grosseDlheiis  der  Konntubä.  lieunoch  gcuUgt  da:»  Bei<annte,  um  sich 
eitt  ongellhns  Bild  von  der  Einrichtung  des  Finanzdiensts  zu  mach<Mi.  Man  sieht, 
das8  hier,  besonders  in  Athen  während  seiner  BIttthezeit  eine  finan/.technisch  und 
«♦xitsrerlitlii  Ii  hoch  ans^cl»iM<'tf!  Fitian/.Vf^rn'nltnnf!:  hesfnnd.  welche  in  ihren  typischen 
tinüi(l/.uu:('ii  den  nioderneu  Einrichtungen  gleicht,  —  ganz  natiinr«^ni  iss,  da  »;s  sich 
feier  uui  feste  logische  oder  natilrliche  Katogorieen  von  Dingen  handelt,  welche  nur 
ia  ansaeren  Formponcten  dem  geschichtlichen  Wechsel  unterliegen.  S.  das  Buch  2 
v«.n  Böckh's  Staatshaush.  d.  Athener,  I.  Der  Rath  der  500  fahrte  die  Finanzver- 
»ahong.  Unter  ihm  fungirteit  'Rrliur<lcii  nnd  Beamte  «retrennt  für  di<*  drei  Haupt- 
liico^,  die  Erhebung  der  Elnuaiimeu,  d^ui  Kassenwcsen  mit  der  Besorgung  eines 
theib  der  Ausgaben  (so  dtrch  die  atben.  Apodecten*  die  die  empfangenen  Gelder  als 
oberste  Kaäseninstanz  an  Speciallcabscii  abführten),  und  für  das  Rechnungs-  und  Gohtrol- 
w*^»Ti  (>ehr  umfassende  Pflicht  zur  1\V'<  hdisrhaftslegung,  entwickeltes  Verfahren  dabei, 
Ueüeutlicbkcit).  Zahlreiche  Finanzbeainten-Kategoriea  kamen  iu  diesen  drei  Dienst- 
zweigen  ror.  Ein  förmliches  Etatwasen  in  Form  von  Y oranschlSgen  Uber 
Einnahmen  und  Ausgaben,  als  Grundlage  fUr  den  Finanzdienst  und  fQr  die  Vet^ 
untwortlichkeit  il-^r  leitenden  Finanzrerwaltungsbehftrdcn  f.  hlt--.  Ein  ^oIcIkt  Ueber- 
><blag  wurde  „schwerlich  in  irgend  einem  heilcuischeu  Staate  regelmäsbig  und  im 
Voraus  augefertigt.*'  BOckh  I,  2bO. 

Born.  Trotz  mannl^acher  Lücken  reicht  dss  Material  Uber  die  Finanzvenrai- 
t'Jiig  Roms  aus,  sich  ein  ziemlich  !z:cnau<-.s  Bild  daron  zu  ina«  lirn  und  die  baoptsäch- 
liehen  Veränderungen,  welche  die  Krhcbung  der  Stadt  zum  Wehreich  und  der  Ueber- 
laüg  ron  der  republicaniäciieu  zur  monarchiscbea  ßcjgierung  mit  sich  brachten«  ge- 
schichtlich za  verfolgen.  Die  neoeren  Arbeiten  von  Th.  Mommscn«  H.  Mar- 
[Uardt.  0.  Uirschfeld,  Lange  u.  m.  a.  haben  unter  Mitbenutzung  des  inschrifk- 
lichen  Materials  Vieles  auch  im  Detail  f  stzustelleu  vermo  ht.  S.  bes.  Mart]  uardt, 
rüaL  Staatsverwalt.  II  (187ü)  S.  7»!.  114,  lüU,  286  II".  —  .!(»«.  Momuiscn,  röm. 
Stttttiecht  (1.  Aufl.)  II,  1.  Abth.  (Ih74),  S.  510— 538  (QuÄstur),  U,  2  Abth.  S.  \m-~ 
1*53  |^Staat»kas>'  n  und  manches  Andere  pas:>im.  L.  Bouchard,  sor  radmioistraüon 
<l'jsi  tTnnnrea  de  rciiijiiri;  romaiii  dans  les  dcrniers  temps  de  son  existente,  Paris  (ohne 
J-ihr-'/rihl.  Ulli  isTfi  .  1.  5.  eh  1,  11 — 13.  Eine  kurzo  Uohersirht  aiieh  nnr  des  \\'ich- 
tigcr<:;ü  losat  sich  ohne  ein  uns  hier  unmügUches  Eingehen  auf  Einzelheiten  lucht  wohl 
geben.  Kar  einige  Poncte  seien  daher  hier  hervorgehoben. 

Vielleicht  zu  den  ursprünglichen  seit  Bognmdung  des  Amts,  jedenfalls  zu  den 
s^hr  alten  l'unctionen  der  Quaestores  urbaui  gchdrte  die  Ka-scnverwaltung 
\M.offimäen«  II,  1,  ölO  Ü'.).  Sie  hatten  die  Aufsicht  Uber  das  aerarium,  den 
Soiteehafz  nod  die  Staatslcasse  nnd  Uber  Alles,  was  darin  war,  einscbliesdich  der 
KmienbQcher,  sp&ter  der  Al  reehnongea  des  Aerars  mit  den  Provincialstatthaltoni. 
..Als  Verwalter  der  römischen  Ka3se  waren  die  Quästoren  verbunden .  die  für  den 
Staatsschatz  bestimmten  Zahlungen  entgegenzunehmen  und  die  aus  demsulbcn  ange- 
wiesenen zu  leisten"  (Mommsen  a.  a,  0.  S.  514).  Doch  gelangten  nicht  alle  £in^ 
nahmen  in  diese  Kasse,  sondern  in  Spocialkassen,  ,,die  rechtlich  Theile  des  aerarlnm, 
-i^m  thatäächlich  davon  getrennt"  waren.  Kassen,  deren  Kinnahmen  untl  Ausgaben 
iz  B.  für  das  zur  Soldzahlung  dienende  tributuiu*  iber  rechriungsmässig  diireli  die 
Bacher  der  Quä^toren  liefen,  —  also  insofern  das  i'nncip  der  Staabkassen-Eiidieit 
Gnzelne  Arten  ron  Einnahmen  und  Ausgaben  wurden  verschieden  behandelt  ,,Ueber 
das  eiganüiche  Kassenverfahren  ist  sognt  wie  nichts  bekannt*  (Mommsen  II,  1, 
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521).  Mit  der  kaiserlicheti  Zeit  giiij^eri  in  der  licsctzung  dioiKss  Amtä  der  Aerar- 
Quastur  und  dünn  in  diesem  selbst  Aeuderungen  vor  sich. 

,,£in  fester  Etat,  in  welchem  Ausgaben  und  Eionalimen  gegen  einander  ab- 
ifcwoji^en  waren,  ^cjicint  zur  Zeit  der  Republik  niemals  aufgestellt  ^vnrrJcn  zu  sein" 
(>Tnr(|uardt  a.  a.  ().  S,  71).  Krst  Auff'iJ^ttis  liess  einen  solchen  Ktat  auf  (irund 
^ull^;^^selldor  Vorbereitungen  hcr&tcUcu  ( raiionariura ,  breviariuui  impcrii).  Unter  den 
ersten  Kaisern  erfolgten  VerOfrentlichungen  daraus.  Aber  vom  Inhalte,  der  sieb  auf 
die  Kassrn- RcstHnde,  die  Kinnahmen  und  Ausgaben,  ausserdem  auf  rerschiedencs 
Andere,  bezog,  ist  nichts  auf  uns  gekommen.  Nur  von  den  Vorb'Tejtungcn  ist 
J:^iaiges  bekannt  (Marijuardt  199.  Mommscu,  II,  2.  Abth.  9Ö3).  Die  Öfters  ver- 
suchten Schätzungen  der  Neueren  aber  die  HOhe  der  römischen  Staatseinnahmen  und 
Ausgaben  sind  srimmtlich  sehr  unsicher  (Marquardt  S. 

Von  1»!  -oii'lcnT  stnntsrorliflirlior  und  finanztechniseher  Wichtigkeit  wnr  die  Cu:- 
ätaltuug  des  kassjen  Wesens  seit  der  Kaiserl.  Zeit  {Mar'juardt  S.        11,,  Momm- 
sen  II,  2.  Abth.  S.  931).    Die  Entwicklung  der  Dinge  ist  hier,  entsprechend  der 
immer  absoluter  werdenden  Gewalt  des  Monarchen,  cinigermaassen  die  analoge  wie 
in  der  neueren  Zeit  des  Niedergangs  der  ständischen  Ma^  lit  und  die  umgck<  lirto  wie 
seitdem  in  der  Periode  der  Loslösung  des  modernen  btaat:^  von  der  palriuionia! d 
Aul'fa^ung  und  seit  der  Ausbildung  der  constitutionellen  Staat^iform.    Daü  aerariuui 
Satnrni  der  Republik,  damals  die  einzige  Haupt-Staatskasse,  wurde  nach  der  Tboi' 
lung  der  Trovinzcn  in  senatorisehe  und  kaiserliche  zur  Staatskasse   bloss   fiir  die 
ersteren.    Obuli-ich  tler  vScnat  darnbcr  rechtlich  verfii^rto.  knm  dnrli  atich  «liose  Kassf 
mehr  und  mehr  unter  die  maaä>gebende  Leitung  des  Kaisers.    Länger  noch  formdi 
getrennt  neben  dem  Rscus  besteben  bleibend,  wurde  sie  fm  9.  Jahrhandeit  zar  blossen 
Stadtka.sse  und  der  Fiscus  die  einzige  llaupt-Staatskajäse.   Der  fiscus  (f.  Caesar is). 
ist  die  von  Augiistns  b«gnJnd(^tc  (Mfrentlirbe  kaisTÜche  Staatskasse,  in  wi^idie 
VuL'  Allem  die  Einnahmen  auä  den  kaiserlichen  Provinzen,  ferner  gewisse  Einnahmen 
von  Domänen  und  Abgaben  auch  aus  den  senatorischen  Provinzen  flicssen,  auf  welcher 
aber  Ausfall  u  wcsenllich  Öffentlichen  Characters.  nur  von  nächstem  Interesse 
aneh  fur  den  Monarchen  lasten,  fnr  di^  l'tit'  ihaltnng  des  Heere-'- .  d  r  l'lotten,  d.s 
Kriegsmaterials,  für  die  Besoldung  der  Beamten,  die  Versorgung  iioms  uiit  <ietrnile. 
die  Miliiiirstrasseu .  die  Post,  die  Staalsbauten.    Vom  Fiscus  als  kaiscri.  SiaatsLnsse 
unterschied  sich  eine  kaiserl.  Priratkasse  (Patrimonium  Caosaris),  dieabor 
•loch  mehr  die  des  Fürsten  als  solchen  als  reines  Privat-  und  Familienvermögen  (res 
t'arnt)i;»ris>   j^ewesm   zu  sein   scheint.    Entsprechend  den  Verhältnissen  drs  a!>>olt)f- 
monarchischeu  Staats  war  die  Trennung  von  Fiscus  und  Privatkassc  ein«'  scliwankende, 
tbatsachlich  nicht  wesentliche.   Neben  diesen  Gentraikassen  errichtete  Augustos  end- 
lich noch  im  aerarium  militare  eine  mit  bestimmten  Einnahmen  (□.  A.  der£*rb« 
scliaffssfr-iirf)  anse-c'^tritt.'fe   .."Militnriicn^innskasse'*,     l'ür  d.'ii  Erlirlttmsrs- ,  Ausgab<^-. 
Vcrrechnuugs-  uud  tonlroldieust  bestand  nun  ein  sehr  entwickeltes  Aemiersystem  auch 
in  den  Prorinzen.   ö.  A.  in  jeder  Provinz  eine  Provincialkasse  (fiscus  provinciac\ 
unter  ihr  verschiedene  £innahme&mter;  bei  jedem  Truppi^ntheil  ein  fiscus  caslrensis 
für  die  Ausgaben,  Besondere  Organe  .'ilinlichcr  Art  hatte  das  Aerar,  solange  es  Staats- 
kasse war,  und  die  kais.  IMivatkasse  ^.Mar<|uardt  S. 'K)l\  Für  den  Erhel>unr*di<^ri-f 
ist  die  Aufgabe  dunh  das  ausgedehnte  System  der  Verpachtung  der  Steuern  un.i 
(iefalle  vereinfacht  worden.  Allerdings  wurde  im  kaiserlichen  Rom  die  provindalc 
Haui)tstener ,  „die  (irnnd-  imd  Vi-i rnr.o.iissteuer  nicht  mehr  verpachtet,  sondern  von 
den  Behörden  des  Beichs.  unter  V  crniittliiiig  der  städtischen,  dircct  erhoben"  i  Mom?n- 
sen  II,  2,  917).  Aber  wichtige  Eiunalimen.  so  die  Erbschaftäteuer,  die  Zölle,  manche 
Domänongcßille ,  blieben  verpachtet.    Die  Pachtgesellschaftcn  und  ihre  einzelnen 
„Bureaus^*  in  den  Sr.  nerbezirkcn  standen  indessen  unter  einer  gewissen  Gootfote  durch 
beigegebene  kais.  Ikanite  und  die  Schhis^i linnti;r<ni  giiitron.  nach  MommsiMi.  nach 
Born  i^cb.  S.  94i5).    So  deutet  alles  das,   was  von  Nachrichten  über  die  r«»niisclio 
Finanzverwaltung  auf  die  (je<renwart  gekommen  ist,  so  viel  Unsicheres  auch  im  Ein- 
zelnen bleibt,  darauf  hin.  dass  die  damaligen  Einriolitiingen  in  ihrer  späteren  Eot' 
wickliincr  /tir  /  ir  des  wohlgeordneten  röm.  Weltn  i.  Iis  denjenigen  moderner  Cross- 
Staaten  >chr  ahidich  gewesen  sind,  —  was  ja  auch  natürlich  genug  ist. 

b7.  -  2.  Früh  eres  M  ittelalter,  besonders  in  Deutschland.  Die  römi- 
schen Einrichtungen  gingen  zun&chst  in  die  Staaten  mit  über,  welche  ^ich  auf  den 
Trummom  des  rOm,  Risiches  in  der  romanisch-germanischen  Welt  neu  bildeten,  Abfir 
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das  Meiste  davon  f?cricth  doch  l)alrl  in  ^  rfall  und  rcrscliwand  Qnfer  den  ganz  Tcr- 
.Indcrton  wirthschaftlirh' n,  socialen  und  politischen  Verhaltnissen.  Erst  alluialiju:  ent- 
wickelte die  neue  Staatcnwclt  nnch  ihren  Bedürfnissen  ihre  neue  Finanzverwaltung, 
technisch  und  rechtlich  viel  unn-ilkoiniucner,  als  die  römische  Verwaltung  gewesen. 
Einzelnes  bildete  sich  später  auch  volil  mit  nach  antilrcm  Köster  und  nicht  erst  mit 
ler  ät.^ren  Einbürgcmng  des  röni.  Rerhts,  sondern  schon  früh  beim  fränkischen 
Königthum  fand  dr\<5  rAmisrhe  Fism  lr,>rhf  eine  gewis«*' Anerkennung-  nud  Narh- 
ihmoüg,  was  nicht  ohne  Eintiuss  auf  die  <iestakung  des  Finanzwesens,  besonders  der 
Eiuiahmen  blieb. 

Im  fränkischen  Heicb  der  Mcrovinger  findet  sich  unter  den  höchsten 

Hofbeamten  b<*r^its  ''in  eigener  S  c  h  a  t  z  tii .  i  - 1  »^r  oder  Kännneror  (thesaurarius), 
der  den  Schatz  und  was  damit  in  Verbindung  stand,  dio  Geschenke  u.  s.  w.  verwal- 
tete (Waitz,  Vcrf.gesch.  II,  2.  Aufl..  402).  Der  BcjErriff  des  Piscns  im  römischen 
"^iun  hat  sich  auch  bei  den  Mcroringom  erh  iltm.  winn^^b  ich  etwas  niodififirt  Er 
bedeutet  di--  kr.rilL'-l.  Kasse  und  w  >itcr  alhss  königl.  Eiireiitliinii  und  was  dazu  gvliörf 
an  Kinldlntten  a.  dgi.,  auch  den  Schatz,  der  in  der  SV  1»  it/k  iiuin-  c ,  dem  aerarium 
(acr.  publicum)  bewahrt  wird  und  die  Einnahmen  empl  iitgt.  Eine  Trennung  des 
eigentlichen  Otfentlichen  nnd  des  itOniglichen  Yerrnft^ens  und  Eioltommens  fehlt  aber 
nach  Lairc  der  Verhältnisse.  Für  die  Verwaltung  der  (jutcr  und  die  Erhebung  d<'r 
Sölten  genau  /n  tr'  nrf^nrbni  steucrarligen  und  hcrrsrlnftÜrhrti  AVi^'b-'u,  (ieiTdIe,  d<"r 
Strafgelder  dienen  im  Lande  die  gewöhnlichen  allgemeinen  Beamten,  die  (irafea,  auch 
die  domestid,  onter  ihnen  die  Ertlichen  Beamten,  Viearien«  Tribunen,  Schalthcisscn, 
die  W irthschaftsbearaten  d>  r  Pcmäncn,  keine  eigenen  Finanzbeamten,  mit  Ausnahme 
der  Zöllner  (Waitz.  II,  017-  62ü,  Hullmaiin.  I>.  Finirf^r],.  i'jri. 

In  der  caroiingiüchcn  Zeit  ging  die  Entwicklung  auf  der  so  gcschalfcneu 
(»niDdiage  fort  Carl  M.  wie  seine  Nachfoigor  schärfen  in  den  Gapitularien  auf  finanz. 
Gebiete  mehr  alte  Kormen  ein,  als  dass  sie  neue  (irundsätze  durchführten.  Das  Major» 
d"tnat  war  selbst  durch  dit^  Tb<  ilnahme  an  d-  r  A'nuiillnng  des  ki'tnigl.  Guts  mit  zu 
s-nner  Macht  gelangt.  Der  Kern  der  Finanzwirthschalt  war  nach  wie  vor  das  kt^nig- 
hche  Domänengut,  und  blieb  das  noch  lange  nach  der  carol.  Zeit.  Die  Verwaltung 
dieser  Goter  durch  eigene  Wirthschafbtbeamte  nnter  Aufsicht  ron  Hofbeamten  und 
Tontrole  der  Sendboten  wird  bes.  im  capit.  dr-  villis  7on  (!arl  M.  genau  geordnet.  Ver- 
zeichnisse, Beschreibungen  und  Inventare  werden  aufgenommen  W'aitz,  IV, 
Kap.  6,  hes.  S.  119  ü'.,  v.  I nama-Stcrnegg,  Dcuti»che  Wirthsch.gesch.  1,  321  if.. 
Hall  mann.  Fin.gesch.  1  ff.,  19  ff.«  36  1f.>.  Eine  besondere  Finanzvenraltonjor  und 
eigene  Finaii/bcamte  fehlen  bei  dem  ('hantctei  des  gaii/i  ii  Sf;iaf<\vesens,  di  r  Ver» 
luischong  des  ölfentli»  h-  ti  rechtlirln  ri  nnd  privatrechtlichott  Momeuta,  der  voilitiri'ächco- 
deo  Naturalwirtlischaft  ^vgL  bes.  Waitz  a.  a.  Ü.j. 

In  der  fofcrenden  Periode,  etw»  vom  9. — 18.  Jahihvndert ,  gewann  zwar  die 
'><^ldwirth^chai  t  ^  hon  mehr  Boden  und  die  Heeresverfassong'  Änderte  sich  und  begann 
Uioht  (ieldbedarf  zu  schafl'en.  .J>n(  h  war  man,  -^rxcat  Waitz,  VIII.  2in.  w  it  etitfcrnt 
ton  einer  nacli  irgend  welchen  allgemeinen  dcsichtsipuncten  geordneten  Finanzwiiih- 
«cbaft.  Als  Kegel  galt  noch  immer,  da.ss  die  staatliehen  Bedürfnisse  möglichst  durch 
directe  Leistongen  zu  l>efriedijren  seien:  dficntliche  Ausgaben  nnd  die  des  KOnigs 
Taren  nicht  geschieden  und  deshalb  auch  die  Einkünfte  nicht  ausrniainlcr  gehalten, 
f  ir  die  Verwaltung  dieser  waren  keine  besonderen  Kinriehtnni:«  n  getrotien.  Auch  in 
den  einzelnen  Fürsfenthümern  verhielt  es  sich  nicht  wesentlich  anders,  was  sich  fand, 
trog  nur  den  Gharacter  einer  grosseren  Pri?atwirthscha(t  an  sich.**  Der  ,.K&mme- 
r«^r"  hat  die  Finanzgeschäfte,  soweit  von  solchen  zu  reden  ist,  za  leiten.  Der  Auf- 
Wwahrnngsort  des  Einkoni!n»'ns  nnd  der  kr»n.  Kas^e  wird  camera.  Kammer  ge- 
uaont.  woueben  die  Ausdrucke  hscus,  aerarium,  thesaurus.  Schatz  in  der  früheren 
Bedeutung  Torkommcn,  mit  etwas  reischiedenen  Uebcnbedentangen  (Waitz,  VIII, 
2t9  H.).  Sonst  fehlen  eigene  Finanzbeamte  auch  auf  ihn  (intern  und  im  Lande  wohl 
noch  fast  ganz,  die  Winhschaftsbeamten  (Aintl- ut  '^  und  allgemeinen  Verwaltung.s- 
••eamten  iVrisfte")  b^'fsnrfren  auch  hier  den  unteren  Dienst  für  die  etwaigen  Finanz- 
ßojchäfto,  Erhebung  von  Abgaben,  (iefällen,  Bewerkstclligung  von  Aus«iabcn  mit 
Aach  „ftn  umfassenden  Anfzeichnungcn  tiber  das,  was  dem  KOnig  an  Besit/nn::'  n  und 
Kinkünften  zustand  oder  durch  und  für  ihn  zur  Verwendung  kam.  hat  es  ^v:ilirschein- 
lich  in  Deutschland  iref  hlt"  (Waitz.  VIII,  223).  Also  noch  nichts  von  ..Etatwesen'\ 
Mit  dem  allmäligen  Hcrabgchcu  der  Ueichsgcwalt,  dem  Verluste  der  meisten  Domänen 
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und  Regalien,  deiu  Fehlen  einer  ttlcihendeu  Keicliäbeäteueruug,  dem  Ueberganf  det 
Zolle  Q.  s.  w.  au  die  Territoiialgcwaltou,  dem  Mangel  eigeutÜcher  öttendicher  Keich»- 
ausgaben  ist  io  der  Fulgczoit  im  Deutschen  Reiche  als  solchem  luitttTlicli  ron  einer 
eigenen  Finanz?erwaltang  immer  weniger  die  Hede.    lU '  vcrbli*-l>oneii  Domnnial-  und 

anderen  Kinküiifte  wtirdiMi  auf  Keichsgatorn  iiluilirli  wi«-  in  «]<:ti  Territorien  venralt.  t. 
die  ^rltciit'n  hs>teuciii  von  den  Städten  un^l  TerritMiiLii  meist  hier  eigens  erhoben 
und  an  die  ivais.  Kauiuier  abgeführt  Dicä  gilt  groääcuthuilö  auch  fon  den  Keiclis- 
Stenern  des  15.  nnd  IS.  Jahrhunderts  (dem  «.gemeinen  Pfennig*'  und  der  ««TOrkeii- 
Steuer**),  konnte  mangels  eigener  Verwaltungsorgane  des  Keii'hs  und  anj^t'sicbts  d<T 
bereits  ziemlich  an?!t2:ehildeten  Verwaltungsmaschinerie  der  Territorien  aui  h  kaum 
anduHi  sein ,  erUärt  aber  das  ganz  unzulängliche  Eingehen  äolchei  Abgaben  mit 
(Weizsäcicer,  Rede  Qber  d.  geschieht!.  Bntirickl.  u.  Idee  oner  aügem.  Reickssteoer, 
Berl.  18S2). 

§.  S8.  —  3.  Deutsche  Fi  n  a  n  Tiver^al  tu  n  g  in  den  Territorien  und 
Einzel ütaa ton.  Die  gcsrhichtUche  Entwicidung  der  deutschen  politischen  Verhält- 
nisse erUSit  es,  dass  vom  spateren  Hittelaiter  an  nur  eine  territoriale  nnd  locale 

FinanzvervaUnng  in  ßetracht  kommt    Am  Frühsten  bildet  sich  die  locale  in  den 
Städten  aus.  weil  hier  Ttuerst  eigentlich  ö f fe n  1 1  i  t  Ii e  ,  ., gerne i ii  w  i rth s c h  a  ft - 
liehe"  Bedurfnisse  Befriedigung  erheischen,  dafür,  zumal  in  Stadien  mit  wenig 
(iemeindevermögen  und  deshalb  Forhcrracheudcr  Sieuerwirthschaft ,  umfassende  Ein- 
richtnngen  zur  EinnahmebescbafTong  getrolfcn  und  öffentliche  Organe  zur  Leitung  und 
Durchführung  der  Finanzgeschiifte  bestellt  werden  uiilssen.    In  den  „Städten  ent- 
wickelte sich  7uen5t  'in  f^cordnetcr  flffentlieher  Haushalt;  in  ihnen  bildeten 
sich  zuerst  im  deubclien  beuieitiweieu  Steuern  im  heutigen  Sinne  des  Wurts 
und  eine  Staatswirthschaft  heraus,  in  welcher  die  Geldwirthschaft  durchgeführt 
wurde,  die  Hanptcinnahmcqnelle  in  Steuern  bestand,  in  welcher  auch  der  öffentliche 
(Jredit  in  mannigfacher  \Veise  zur  Bestreitung-  ordentlicher  und  ausserordentlicher 
Oii'entlicher  Ausgaben  zur  Anwendung  kam  und  eigene  Finanzorgaue  unter 
öffentlicher  Cootrole  nach  gesetzlicher  Yonduift  die  Einnahmen  und  Antraben  der 
Ofi'entlich-rechtlichcn  (iemelnwirthschaft  besorgten"  (Schön borg,  Fin.verf.  d.  St. 
Basel.  Till».  !^T!>.  S.  *.)  fl'.).    .,Die  /werkma^^^igo  Orgaiii^alion  der  Finanzverwahnng- 
war  daher  in  den  Städten  bereits  lange  ein  wichtiger  Zweig  der  ölicnüichen  Verwal- 
tung, ehe  in  den  Territorialstaatcn  auch  nur  das  Bedürfniss  danach  vorhanden  var^ 
(Eb.  S.  11).    Wahrscheinlich  hat  die  städtische  Finanzverwaltung  später  den  Terri- 
torien mit  zun»  Muster  gedient,  wie  z.  B.  Arnold  (Verf.gesch.  d.  di  iitx.hen  Frei- 
städte, 1>5},  II,  l'!8,  hei  S  rh<'^ti  borg  a.  a.  0.)  auch  annimmt,  Sehiiuberg  selbst 
mit  liUcksicht  auf  erst  noch  eilurdeiiiche  weitere  üntersut Lungen  dahin  gestellt  sein 
lässt.  In  Basel  (SchOnberg,  S.  29  ff.)  war  im  14.  Jahifaondert  der  Rath  auch 
die  höchste  FinanzbehOrde ,  die  Ausfahrung  seiner  Beschlüsse  in  Finanzsachen  und 
die  eigentliche  Finanzverwaltung  hatte  seit  Mitte  des  1 1  Jahrh.  ein  besonderes  (  .dle- 
gium  von  7  Poräonen  ^die  ,^ieben'\  5  Rathsherren,  2  Zunftmeister).  „Sie  waren  iht^ 
eigentliche  administrative  Central-Flnanzoigan.  Sie  hatten  die  Stadtkasse  hinter  sich 
(drei  von  ihnen  führten  die  Schlüssel  dazu),  empfmgen  direct  oder  indirect  durch 
andere  Finanzbeamte  die  Einnahmen  und  besorgten  naeh  den  Anweismi^on  des  Kaths 
die  Au^igabeu'*  (eb.  S.  31).    Ueber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  wurden  genaue 
Wochen-RechnoDgsbacher  geführt  Am  Ende  der  Amtsführung  hatten  die  Sieben  eine 
Rechnimg  aller  Einnahmen  und  Ausgaben  zusammenzustellen  und  dem  Rath  zu  ftber 
g<.'ben.  tim  Derhnrfre  zu  erhalten.    Aii<  Ii  Ja  lir  i  saltschlUsse  wurden  gemacht  imd 
alle  diese  Abrechnungen  m  besondere  Bucher  ciriiretrai^en.    Ein  anderes  f'ollegium, 
da^i  im  15.  Jahrh.  dazu  kam,  das  der  13«  scheint  iu  Finanzsachen  die  Entscheidungen 
des  Raths  mit  vorbereitet,  die  Ausführung  der  Rathsbeschlttsse  mit  besorgt,  die  Thitigkeit 
dersp -ei     II  FinanzorL'^ane  ilberwacht  zu  haben,  — also  eine  Art  Controlorgan  gcweseji  zu 
sein  (Sc  hönberg  S.  4il).   Noch  ein  anderes,  aus  ständi^ereu  Mit^^Hedorn  bestehendes 
Organ,  die  „Dreier",  hatte  neben  den  Siebenern  eine  Function  Uei  Mitwirkung  an  dcii 
l^ioanzgeschftften  und  rioHeicht  speciell  die  Stadtscbnldenverwaltung  in  Uänden  (Sch An- 
berg, S,  49).   Die  Siebener  wie  die  Dreier  erhielten  Honorar.    Als  untere  Ausfall - 
ru?tir'-orü:.'ine  besonders  für  die  speeielle  Erhebung  einzelner  Einnahmen  utid  für  die 
Besorgung  einiger  Ausgaben  waren  Einzelbcamte  vorhanden,  die  in  gewissen  Ter- 
minen die  Einnahmen  an  die  Siebener  abaiftthren  und  ihnen  Rechnung  zu  legen 
hatten  (eb.  S.  fiO,  Daten  Uber  die  Gehalte  nnd  Lohne  der  Stadtbeamten  in  1430  S.  559> 
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§.  SO.  Die  Territorial finanzcn  behielten  längt  r  ihren  S(  liwcrpunct  in  den  üo- 
isaiien,  Kcjrnlien  und  alten  Abealion  and  Gefällen  iiianclu-rici  Art.  eigentliche  «in- 
fuscuderc  Steucrwii-thscliHli  kam  ci'st  später  unU  als  bleibende  Kinrichtuüg  erst  vom 
IS.— 17.  Jabihundert  hinzu,  als  auch  hier  mit  der  Umgestaltong  des  Heenreseos,  der 
Xothvendigkeit  yennchrtor  „innerer",  polizeilicher,  wirthschaftlicher  Verwaltungs- 
fhätigkcit,  mit  der  stärkeren  Entwicklung  der  Gcldwirthschaft  der  Finanzbedarf  stieg, 
mehr  als  üeldbcdarf  eiijchien  und  neue  Einrichtungen  zu  seiaer  BmrgUDg  und 
Deckon;  erforderlich  irorden.  Die  Ausbildung  der  landst&ndischen  Verfassung 
liingt  eng  mit  diesen  Verhältnissen  ZDsanimen.  Es  galt  fUr  die  Stände,  ihre  her^ 
s;ebrathten  Rechte  und  Privilegien  zw  erlialten;  das  jrcfährdetste  dieser  K'm  hte  war 
bei  düm  steigenden  Finanzbedarf  und  der  oftmals  tuhlbareu  Finanznoth,  wel<  he  m 
schlimmer  Schuldenwirthschaft  führte,  die  Freiheit  von  Beten  oder  Steuern,  wäh- 
reod  die  Territorialgewalten  unbedingt  mehr  und  neue  Steoem  branchten.  Eben  dies 
führte  zu  VerhandliinL^en  mit  den  Ständen,  tim  Hilfe  zur  Abtn;rnn;^  von  Schulden 
und  zur  Bestreitung  von  Ausgaben  mittelst  Steuern  zu  erhalti  ii.  Daraus  irin^  flie  Ver- 
einigung der  Stunde  und  die  Undatäudiache  Verfassung  mit  hervor.  Wouu  dabei  uueh 
andere  Momente  noch  mitwirkte  und  andere  Dinge  in  den  Versammlungen  erledigt 
»iinlen,  so  war  doch  die  ständische  Stouerbewilligung  meistens  der  Kern  von 
Allem.  (S.  daher  auch  Fin.  II.  §.  3ö5,  bes.  350  u.  uberh.  Abschn.  das.  S.  1U5  (f.: 
„die  Bedteueruug  in  ihrer  Beziehung  zur  iaueron  Verfassung  u.  zum  polit.  Stäadu- 
veaen*'.  ^Eichhorn,  D.  Staats-  n.  Ilechtsgesch.  II,  §.  423  iT.  Als  Bei^ele  der 
Entiricklung  der  Dinge  im  Einzelnen,  ausser  den  Noten  bei  Eichhorn,  s.  u.  A.  Kries, 
histor.  Eutwiekl.  d.  Stenerverfnss.  in  Schlesien,  Bresl.  Falke,  SteuerbewilHg. 

«Icr  Laadstände  in  Kur-Sachsen,  Tab.  Ztschr.  1874,  1875,  Hiecke,  Verfass,  u.  s.  w. 
WOrtemborgs  18S2,  S.  12  «.). 

Es  bildete  sich  so  der  Begriif  des  „Kammerguts"  lechtiich  genauer  aus  und 
f!nt--^tnfid  neben  der  fürstlichen  K  a  mmerkasse" ,  in  welche  die  Einkünfte  des 
Kauimerguts,  d.  h.  meistens  nur  die  üebersehüssc  der  einzelnen  Krtrair.s(iuellen 
ikteäcu.  —  Uber  die  unmittelbar  zur  Ertrags>gewiuiiuug  erforderlichen  Aufgaben  und 
Aber  die  allgemeinen  Verwaltongsansgaben  lünans«  die  z.  B.  fllr  die  Vögte  und  die 
Diensimannschaft  gebraucht  wurden  —  die  landständische  Steuerkasse.  Ein 
LTwijises  Etatweacn  wnr  damit  schon  verbunden,  weil  den  Ständen  der  Bedarf  der 
Färbten  aus  der  linzureichcndhcit  der  Mittel  der  Kammerkasse  erst  nachgewiesen 
weiden  mnsste.  Ein  genaueres  Rechnungs-,  Spedalkassen-,  Gontrolvesen  knüpfte  sich 
daon  nothwendig  an. 

In  der  Verwaltung  der  landesherrlichen  oder  Kammereitiktlnfte  gjnir  aus  den 
verschiedenen  bior  angeduutetoo  GrttJiden  im  14. — IG.  Jahrhundert  denn  auch  eine 
Vettederang  herror.C  Vgl.  bes.  Eichhorn,  Hl,  §.  430,  IV,  §.  54'.>.)  Ein  eigenilichor 
hSlierer  wie  unterer  Finanz  dienst  beginnt  sich  von  der  allgemeinen  Venraltung  los- 
zulösen. Der  allLTemeine  oberste  Verwaltunjisbeamte,  der  jet/t  tlber  grossere  Districtc 
•k  ^Landeshauptmann"'  u.  dgl.  bestellt  wird,  hatte  zwar  auch  nneh  die  Einliefening 
WkI  Verrechnung  der  Einnahmen  unter  sich,  der  oigeatÜche  Finanzdienst  wurde  aber 
Kbon  ron  besonderen  Gamerai-  oder  Finanzbeamten  (MRentmeister", 
..Kam  tn  er  m  eister",  „Landschreiber"  u.  dgL  Namen  mehr^  besorgt.  Solche  Spo- 
ialbeamte  (^Amtskassncr,  Amtsverwalter'»  kommen  auch  bei  den  unteren  Acmtcrn 
mehr  und  mehr  auf.  Die  Naturalbesolduugeu  der  Verwaltungsbeamten,  das  System 
«ler  Anweisung  derselben  auf  Domftnen,  die  sie  dann  für  sich  selbst  zu  bewirth- 
^chaften  hatten ,  und  auf  gatsherrliche  (icfälle  hOften  noch  nicht  auf,  aber  die  (reld- 
l.>et>oldungen  verbreiteten  sich  mehr.  Die  Domänen  s»dbst  w'»ir»len  bis  zum  Ende  des 
17.  Jahrh.  in  deutschen  Landen  meistens  auf  Kechnung  der  Karnmerkasse  bewirth- 
schaftet,  nicht  verpachtet  Ein  Theit  ihres  Ertrags  wurde  immer  noch  in  natura  d*  m 
H(tfc  oder  den  Beamten  als  Besoldung  zugeführt,  aber  die  Verrechnung  und  die  C<»n- 
trole  wurden  mt^thfiillscher  und  umfaKsender  \m  IM  n.  17.  Jahrh.  bestand  di.'  ^'er- 
aü'lcrurit,'  d«  r  allgemeinen  Einrichtnnir  di  5  obersten  Heanitenwescns  in  der  Uüdung 
TOD  ('.»llogien  von  Häthcn  („llofrath  \  „Kanzlei'  ,  „Kcgierung").  einem  oder  in 
piMseren  Ländern  mehreren  Är  die  einzelnen  Landestheile.  Hier  ftthrte  die  Ver- 
mebning  der  (ieschäfte,  die  steigende  ArbeitsthMlnnir  und  das  BedUrfni:»s  nach  spe- 
ciali<5ti'>-h  ausgebildeten  l?eamten  dann  zu  einer  Trennung  nach  (ieschäfts- 
?rnppcu.  Besonders  tUr  die  Besorgung  der  (ieschäfte  des  Kammerguts  entstanden, 
•ntangs  ab  eigeuo  Deputationen  der  Bcgi<-rung,  dann  als  selbstAndige  Collegien  die 
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II  ofkainmerii  Eirhhorn,  IV,  M71.  Die  Einrichtung  und  Aufj^abc  dieser  Kam- 
mern Mitto  dtis  17.  Jabrh.  behandelt  v.  Scckendorff,  teuucher  Fürslejistaat,  Th.  3, 
Kap.  4,  Frankf.  Aasg.  v.  1656,  S.  232  ff.  genau.  Die  ..Kammor*'  oder  Ken  t- 
Icammer  [„Renteroy",  auch  BecheDkamiiier ,  Hofkuumier]  hat  für  „die  rechte  Ein- 
brirignn<j^  iler  furstl.  intraden"  und  für  .die  j?cbuhr)i  In-  Anw-  inlunj;"  dcrs.'lben  zu 
öurgca.)  \Vü  duAU  vom  17.  Jahrb.  aii  der  Einlluss  der  btantlc  in  i  inau/^sarbcii  ge- 
brochen vQido  und  Bicsh  die  Torritorialiireiralt  aoch  im  Inneren  ziemlich  znr  absolateu 
eutwii:kfho,  wahrönd  die  stohondea  Heere  und  die  «cesamnite  Landcaverwaltung-,  dio 
sich  ohnedem  mehr  f  ritrali-iitc .  tl- ri  l'inrüizl)''«]  tri' immer  inrhr  htei^crten  uud  unbe- 
diugt  grOjisere  Steuercinnahmea  verlangten  (Uesterrcich,  Treussen,  Baiuru  u.^  a.  lu.), 
kam  es  bereits  zu  einer  eiuheitiichercu ,  alle  Arten  Öffentlicher  Einoahmeo,  Kammdr- 
eiukünfte  und  Steuern  zusammenfasBendeo  Finunzverwaltung.  Anderswo  erhielten  sich 
melir  die  alleren  Eiririf  hliin;;en,  auch  selbst  die  förmliche  Kasseiitrennung,  iii'  ht  nur 
wühriinl  des  Ib.  Jahrb.,  sondern  noch  über  die  StUrme  der  französischen  Krieg^zeit 
•  hinaus,  in  einzelweu,  beüoudei-s  einigen  kleinen  deuti»chea  Staaten  sogar,  mit  ciuigeu 
Modifiicationen  in  Folge  des  neueren  Verfassungsrechts,  his  in  die  unmittelbare  Gegwi- 
wart.  Diese  Dinge  lassen  sich  überhaupt  nur  in  h  i  sto  rische  r  Betrachtung  ver- 
stehen. Sie  hänfnen  mit  der  liochtsgeschichte  des  altcn-n  domanium  oder  K'ainmcr«ruts 
auf  das  Engste  zusammen,  worauf  au  dieser  Stelle  nuch  nicht  einzugehen  ist.  Nur 
Uber  das  getrennte  Kaasenresen .  in  seiner  Bedeutung  fitr  die  formelle  Ordnung  des 
Staatshaushalts  und  fur  die  Finanzverwaltung  ist  liier  noch  Einiges  hinzuzufug<»i 
(z.  Th.  nach  §.  151.  1'j;{.  151  der  2.  Aull,  dieses  Bands  I,  im  Anschluss  an  Kau 
I'iii.  i.  §.  9Üt  92.  93,  S.  auch  v.  Seckendorff,  Furstoust.  Th.  1.  Kap.  3,  Abscha.  b 
(ron  der  ..Landes -Steuerbarkeir ' ,  Frankf.  Ausg.  v.  1636  S.  121),  r.  Juati,  Staats- 
wirthsch.  II.  ^w,  Zachariä,  D.  St.  u.  Bundesrecht  II,  §.  209  ff.,  219  11.  (2.  A.). 

§.  90.  Die  Kass«  ri  f  renTHi  iig  im  deutschen  territorialen  Fiunn/.- 
wesen.  Nach  den  anerkaniitcu  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Landesstaatsrechts, 
welche  meist  noch  beim  Juntritt  der  l'eriode  der  neuen  Verfaiisungsbildungca  im 
19.  Jahrhundert  galten,  war  der  Begriff  des  „Kammerguts'S  der  farütlichen 
..Kam  merei  nkunfte".  die  in  die  ..Kammerkasse**  Hussen,  ein  ziemlich  um- 
fa<S(  ti  li  T.  Zum  Kammergnt  gehörten  iii  -ht  nur  der  ländliche  (jrundbesit/  und 
Verwandtes,  dio  Feldguter,  d.  h.  üarien-,  lieb-,  Ackerland.  Wiciieu,  Weiden,  samuit 
Winhbchaftsgeb&uden,  hAufig  mit  guteherrlichen  Gerechtsamen,  dinglichen 
Berechti«;; untren  verbunden,  wobei  dio  Fefaigllter  viidfach  grosse  Hofgüter 
iDo man  en  It  1^  fi'i  bildeten  (die  späteren  „KammcrgUter  ini  engeren  Sinne"  oier 
die  „eigontlicheu  Domänen**),  ferner  Gew e rksvorrich  lungou,  als  Muhlcn,  Braue- 
reien u.  dgl.  m.,  auch  wohl  Wohn^ebäude,  dann  die  Waldungen,  Porsten.  Die 
tiesammtheit  dieses  Besit/thunis  hiess  schon  im  fränkischen  Keich  bona  fiscalia,  später 
deriKuiia,  DdiiKincii  (Züpfl,  St.  u.  K.gesch.  H.  21'.*.  Waitz,  Vii l'.iicsch.  II,  t>D*.  Ü.t. 
Aus.serdeui  gehörten,  wie  sieh  aus  d<r  ^'erbill'lulll^  der  Terriiunalgewait  ^späterer 
Landeshoheitj  und  dem  Domanenbesitz  in  der  Eiiien  Hand  des  Fürston  erklärt,  noch 
andere  finanzielle  Gerechtsame  verschiedenen  ataatsre« hdichen  CharactoB 
zum  Kaninierfj;ut,  welche  linanzwissenschaftli«  h  überwiegend  gebühren-  und  steuer- 
artif:er  Natur  sind.  So  werden  die  soi^.  nutzbaren  Kegalien,  Bergwerke,  Salinen, 
rosten,  Münze  u.  v.  a.  m.,  dann  die  Zölle  uud  Cielcitsgclder,  ferner  Coutis- 
cationsertrSge,  Sporte  In,  Concessions-,  Nachsteuer-  und  Abxugsgelder,  Kot- 
zclmteu,  Stempel  gefalle  im  All.:,^emcinen,  mit  particalarrechtlichen  Ausnahmen, 
zum  l\  uiiineri^ait ,  daher  die  b^  tp  f!«  ndcn  Einkünfte  rei;elmä><sig  zum  Einkommen  dt'r 
Kammerkaase  gerechnet  (ö.  Zachariä,  D.  St.  u.  Bundesrecht,  II,  iuH,  in  der 
2.  Ausg.  S.  421).  Wie  nan  auch  der  rechtliche  Ußiprung  dieses  Kammerguts,  namcnt- 
Ii<  h  seines  Haoptthcils,  des  Grundbesitzes,  immer  war,  —  theils  wirklich  ursprüng- 
liches Staa(^^•Ilt.  t!i<>ils  dynastisclies  Ilausgnt  -  .  nacli  jjen'.otnem  deutschen  Stiiab- 
recht  halte  der  Ertrag  dieses  ^esammten  Kammergnts  nicht  nur  zur  Be»treitung  der 
eigentlichen  fürstlichen  oder  Hufausgaben,  sondern  darüber  hinaus,  soweit  erreichte, 
zur  Bestreitung  der  übrigen,  wirklich  „OffcntMchun"  oder  Staat-^liedürfnisse  zu  dienen, 
eine  Unterscheidung  der  Ausgaben,  welche  freilich  früher  voll<'ml>  -  ine  fliessende 
war.  Aüf'h  nach  der  Etitst"dniri.r  dnr  lnfidstri?idis<-h''ij  V«Tf'a^siin^  haue  der  l  ui-st  dio 
Verwaltung  des  Kammerguts  und  der  Kammerkasse  allein  in  Händen.  Im  Interesse 
des  Landes,  bez.  ihrer  selbst  durften  die  Stände  aber  einer  Veräusaerong.  Verigebung 
uud  Belastung  des  Kammerguts  widersprechen,  um  dessen  Einnahmen  für  dio  Deckung 
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lief  Aasirabon  Ferfü^^bar  zu  erhalten,  ferner  hatten  unter  diesen  l'mständcn  die  Stände 
das  Hecht,  wenn  von  ihnen  die  Ik'willigun^  rxMicr  oder  der  I  ortdaTi  r  aiter,  d.  h. 
(roher  ?oa  ihueu  bevirilligter  SttiUcru  verlauj^t  wurde,  £im>icht  vom  Mande  und  den 
Kiltdo  der  KanmeTkasso  zu  nelimen.  Nar  bei  ibnon  iiachgoiriesoner  iDsoflicicQZ 
<Beter  Kasse  brauchten  sie  Steuern  zu  ^^ewührcn,  ein  Kechtshat/.  welcher  ausdrücklich 
in  Kraft  blieb,  als  im  Lauf-  des  17.  Jahrh.  mehr  und  mehr  di«'  Vn j»!!!«  htini'jr  der 
Siäiide  zur  Bewilligun<<:  von  Steuern  im  Fall  uothwcndiguü  Bcdaris  gehendes  Ollcnt- 
lidies  Recht  wurde.  Diese  Yerhältoisse,  u.  A.  auch,  schon  in  der  friüiereu  Zeit  der 
badsttAdischoo  Yerfassaog.  die  Bowiiligon^  der  Steuern  in  der  l-'orni  von  „Zweck- 
sieacrn"  für  die  und  die  bestimmte  Ver^'cndung  (Schuldentiljrun.;,  Kr  i.  ^jsLosten  u.  dj;l. 
—  V.  S*  '  kendorff  a.  a.  <K  crw/ihnt  als  soTi^tif^e  Motivirun^  der  Sfeuerforderunj; 
L  B.  Abgiiiig  der  eigeneu  kamuiergUtcr,  weitläufige  Bestellung  des  Ifegimeuts,  nolh- 
vcodig«  (tebiude,  Forhabeade  gemeinnOtx.  Anstalten,  ansehnliche  Heirathen,  kostbare 
neisoii.  Legatioueu  u.  s.  w.  „zu  des  Fürsten  und  iles  Landes  Nothdurft**  -)  führten 
;urPiMTir)(^  der  landst^indisciiea  Stoaerkasscu  („Landcskassou**),  iu  wclclio 
«iic  bewiiiigteu  Stuueru  llosseu. 

In  den  einzelnen  Territorien  war  die  Beebtsstollonir  und  Verwaltung  dieser 
Kmmo  nicht  f^anz  die  gleiche.  Anfan^rs  waren  die  Kas.'^  n  ausschliesslich  oder  über- 
vic?"tnl  iiiitiT  der  Verwaitiiii^  di  r  Sfiuide  oder  ihrer  Ausschüsse,  di  r  sfäinliscli.  n 
SchatzcoUegieu  selbst,  nicht  bloss  m  Bezug  auf  die  eigentlichen  Kassen<^escK<itte  und 
Ulf  die  Verwendnug  der  bewilligten  Summen ,  sondern  mehrfach  auch  in  BctreflT  der 
Krhebun«^  der  Steuern.  Spater,  als  di«^  Steuern  tliatsiichlp  Ii  regelmUssifpe  worden 
uiui  dcshall)  ein  i.idiiitliches  Behördcnw«  s-  ir  fur  den  Erhebnn'.rs-,  Kassen-  und 

\erwendungsdienst  {mrliiL'^  wai  1.  und  als  die  Territorialjjewalt  Ubtrhaupt  den  ^^aI^dI- 
-->:liea  Eiutluss  mehr  und  mehr  luhuitc,  wuide,  wie  einst  beim  nim.  aerariuui  in  der 
Kikferzeil.  die  stindtscbe  Mitwirkung  dfters  nur  eine  l*VBialit&t  oder  verschwand 
M;Ibst.  l>as  allgemeine  l?echts|irincip  war  aber  doch,  dass  die  Si mdi  selbst  oder 
i'jrch  Ausschliefe  die  I^indeskasse  vcru'alt^;ten  oder  bei  der  laude^lll•l ilw  Ih  n  ^'«  rwn!- 
tußg  derselben  mehr  oder  weniger  wirksam  concurrirteu  und  dioseil)e  contiolirten.  in 
nehrereu  Lftodern  ging  das  Bestreben  der  Sttade  darauf  aus,  f^r  die  Landeskasso 
f^ge  Unabhängigkeit  von  der  Landesherrschaft  xu  erlangen ,  was  aber  nicht  zu  er« 
Hchen  war.  Iiier  walten  nri'  li  Ländern  und  Zeiten  «rro^^r  V  r>i  hi<'dr  ii}i.  it.  n.  ..Worin 
«Ik*  Kecbte  üttö  Laudesherrii  in  ButruU'  der  Landcbkasäe  bestuudeu ,  läs>t  sich  uur  aus 
>i«r  Verfassung  der  einzelnen  Linder  bestimmen;  so  viel  lag  aber  Oberall  in  der 
Nitor  der  hergebrachten  Verfassung,  dass  der  Landesherr  oder  seine  KTttlie  nicht  cin- 
^'  itif  uh'  i  «Ii  -  vorhandenen  Landcsx.  ldcr  disponiren,  L'eberschibse  sich  nicht  anei^^iicn 
iJiil  keine  verbindlichen  Zahlungsbetehle  an  die  landschaftlichen  Kassenbcamten  er- 
l»»cn  kounten,  sowie  auch  auderseits  die  eiusoitige.  der  landstandischen  Zustimniung 
»ibehreodo  Ausschreibung  aeuer  Steueranflagen  für  die  Untorthanen  nicht  als  ver- 
^Jindlich  erachtet  wurde"  (Zacharia.  a.  a.  0.  II,  4(M).  Näheres  in  den  Schriften  der 
alUTon  Piibli' i^fi'ii ,  hrs.  ^loser,  v.  d.  Landeshoheit  in  Steuersactu  ii.  Kries,  Falk«: 
a.  (}.).  Thutsachlich  waren  os  vor  Allem  die  Bedurinisse  de^  W  ehrwcseiis,  diu 
SoItitrnppL^n  und  stehenden  Heere,  für  welche  die  Landesstenerhassen  die  Mittel  auf* 
bringt"!:  mussten.  Daher  die  Sfeuerkasse  die  „Kriegskas  se",  wieim  brand.preuss. Staate. 

Natürlich,  dass  diesi  Kassentrennuni;  finanztci  Imi^i  h  Tnnnni.ifai  he  Nachtln  i!--  und 
auch  sUatäfechtlicb  uui  solange  ciueu  guten  Sinn  hatte,  als  das  altere  Verlashun<;s- 
reebt  bestand  und  die  Auffassung  noch  zutraf,  die  r.  Seckendorff  (am  Eingang 
<)es  Abschnitts  von  der  „Landcs-Steuerbarkeir*  S.  222)  t^i^  Ii  mit  den  Worten  ver- 
tritt: „Die  Stciinn  od-jr  dit;  also  genente  Aiila;rcn  f>der  Kntrichturigen  sind  leine 
«nl'Utlichü  gewisse  (lefälle,  die  etwan  ein  Unterthaner  seinem  Herrn  an  Erbzinsea 
■üd  Frohudieu.steu  entrichtet,  sondern  seynd  extraordinär  Anlagen  und  Einnahmen, 
velrke  Ihrer  rechten  Art  und  Gelegenheit  nach  freiwillig  und  als  guthertzige  Bey- 
^ti!a»;rn  {rereichet  und  dahero  auch  in  etlichen  Orten  Bethen,  d.  i.  erbetene  Ein- 
^•ti»fle,  anderswo  auch  Hülffen  oder  Präsenten  };enennet  w.-rdeu  Die  Ver- 

yilluag  doppelter  Kassen  dieser  Art  war  unvermeidlich  schwerliUliger,  fur  die  for- 
aell«  Ordnung  dos  Haushalts  stOrcnd,  zu  mancherlei  Streitigkeiten  wurde  dadurch 
'»•-lejjcnhfdt  gegeben.  Wo  in  der  absolutistischen  Zeit  die  Dynastie  sich  mit  dem 
•^laat  mehr  Eins  wusste  und  sich  hier  gerade  dadurch  und  mehr  dann  noch  in  der 
loljtezeit  des  neuen  Yerfa&sungürechtü  der  Staabbegrill  der  frnhtiren  patrimuuialeii 
Airf&sstjiig  entrang,  kam  es  daher  zu  einer  neuen  Uechtsbildung.  eventuell  zu  einrr 
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vertragsiuässigcii  Regelung  ^wiüchcn  T.andesherm  uihI  Stfuideii  über  das  Kammergut 
und  m  ciiicr  Vureioiguug  der  beiden  Kasscu,  der  Kauimer  uud  der  L?ndcÄ>tcuer- 
kasse.  Dadarch  vordo  erst  der  Boden  für  die  moderne  rationelle  Ordnanir  ^  Stuts- 

hanähalb  und  des  Finaiudten&tü  gOSchalfeD.  Nur  die  eigenthuuilicheu  poIitüiclieB  und 
staatsrorlitlicheii  Vcrhiilti  i-"-  '  in  Öoutschland,  besonders  in  den  Mittel-  uni  dt*n  docli 
nur  eupheniibtisch  „Staatcu'  zu  neunenden  Kleinstaaten,  crklürcu  oä,  da:>ä  Ke:>tc  jener 
alten  Einrichtungen  noch  in  unsere  Tage  hineinragen. 

Sonst  hängt,  wie  bemerkt,  die  ehemalige  Kassentrennung  auch  mit  den  Kechts- 
Verhältnissen  dos  allen  Domaniums  n  ih  r  zusammen,  mit  dem  wirklichen  oder  behaup- 
teten (Jharacter  alles  oder  eines  grossen  J  heils  dieses  Domaniums  als  Patriuionial^-ut 
der  herracheuden  Dynastie.  Hier  schien  öfters  ein  dynastisches  Interesse  die  daucnidu 
SondciHtcllaug  di(«cs  ÜonaniQuiii  und  eine  aparto  Kasae  daClOr  zn  rerlangon.  Eis 
(jcsii-htspunct,  welcher  in  «len  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sich  mehrfach  bi> 
in  die  (iegcnwart  hinein  vertreten  lindet  und  mancherlei  Kämpfe  zwischen  Fürst  Tin  1 
Ständen  Uber  das  Domauium,  sowie  neuere  vertragsmassige  Hcgcluug  darüber  erklärt. 
Ausserhalb  Deutschlands«  wo  die  iUtercn  Rechtsrerbftltnisse  ähnli<ä  lagen,  nnd  in 
Oesterrei<  h  und  Pr  -ussen,  wo  die  Dynastie  sich  mehr  mit  dem  Lande  politisch  eines 
wiis'^to,  ist  bow(»hl  die  Anerkennung  nller  Domänen  als  Staatsgut  als  auch  di  •  Iltsciti- 
gung  der  besprochenen  Kattsealrennung  längst  erfolgt,  worauf  in  der  Lehre  von  den 
Doininen  zniüctizukommen  ist.  In  DentscbJand  stobt  mit  der  Begelang  dieser  Do- 
mänen- uikI  Kassonangclegenbeit  auch  diejenige  ii<  r  tur>tlichon  Cirillisten  öftort» 
in  Verbindune.  Spccielle,  sou^t  kaum  vcrständli.  he  Einrichtungen  wie  die  BiMm.r 
von  „(j  ru  nd»  t  ü  ck  V  0  r  m  Öge  n"  iA\'ürleii»  l>e  t  ^  s.  Riemke,  Verf'ass.  u.  s.  ». 
W'iutemb.s,  S.  ISl  iL,  Uaden,  s.  liegcnauer,  bud.  Staatahauah.  >S.  51)  häagcü 
ebenfalls  mit  der  nur  historisch  zu  rentebenden  besonderen  BechtssteUuag  des  Do- 
maniums zusammen.  Aehidiches  gilt  auch  heute  noch  von  der  Einrichtung  der  Etats 
in  einigen  deutschen  Staaten  'z.  R.  in  Wti  rte  m  her«r:  Einnahmen  L  vom  Kammer- 
gut,  II.  aus  Steuern).  Im  ehemal.  Kön.  Hannover  wurde  die  Ka&sentreuuuug  1>>34 
aufgehoben,  1S41  wieder  eingefabrt,  1851  abermals  beseitigt,  Ver&ndeniDgen  in  ooger 
Verbindung  mit  den  hannov.  Verfassungskämpfen.  In  Braun  schweig  noch  jetzt 
2  Etaf^^.  ..Staatshaush.etat"  und  „Etat  der  Kamnierkasse'*.  Im  I'  t/.tcroii  Eiiin  ilim*^u 
die  Domäneupachten  urul  (jefuUo,  Forsten  und  Jagden.  IJcrg-  u.  H(Utcn*crke,  Zinsen 
(18^1  zm.  2.193  Mül.  M.);  als  Ausgaben  die  Verwalt.kosten,  Erhaltung  d.  Kammer- 
guts.  KaiJitiierschuld,  Ruck/.ahlungen  und  „Zahlung  an  die  herzogliche  Hofkasse'*' 
((»25  M.  M.),  zus.  1.156  M.  M  ,  der  rLlicrM-lmss  kommt  DomriULii  -  N e l  to - 
ertrag  (0.737  M.  M.)  in  den  Staatshaush.etat  unter  (le*5sen  Kiiiualimen.  Aeluilirh.  ein 
echtes  Bild  der  an  altere  Zustände  noch  erinnernden  kiuin^tautI.  Fiu.vcrwalt.,  die  Ver- 
hältnisse in  Coburg-tiotha.  Im  ersten  oder  Dom&nenkassenetat  die  BruttoeinnahnMsa 
(aus  Forsten,  Domänen,  Zinsen,  Verschiedenem)  und  die  darauf  zunäf1i-t  lastenden 
Ausgaben  (Verwalt.kosten,  Doman.sehuld.  Kirelien-  ti.  Sehulans!:^ab(  tr .  »Icr  L  e*-  r-ehus» 
in  bestimmtem  Vcrhältniss  an  die  herzogliche  und  an  die  ötaaiäkasse.  Im  Etat 
der  letzteren  dann  diese  UeberschOsse  als  EiDnahme.  Einige  weitere  Sltero  Notizen 
bei  Kau  I,  §.  02  Noten  u.  in  d.  2.  Aofl.  dieses  Bands  §.  154,  Noten. 

*JI.  —  4.  Bramlenhu  r«r-|treMssischc  Finan  zvorwaltu  n  g.  Ein  ge- 
naues Bild  der  Finanzvcrwaltung  der  Staaten  «Ics  Lebergangszeitalters  im  17.  ond 
1$.  Hhrhandert  erhält  man  natOrlich  nur  ans  der  Darstellung  der  \'erwaltung  eines 
einzelnen  concretcn  Staats.  Die  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  dafür  sind  für  keinen 
eiii/ii;'ii  Staat  bisher  aiisrcieli.  ii'l.  Hi'-  ;illi:«'[ii.-iiu'  Vcru'.iltun^sgeschichte  der  einzelnen 
Staaten  wartet  noeh  ant  ilue  iri  iiiii; -  iiiiu  Bearbeitung  und  d.as,  was  davon  bisher  vor- 
liegt, nimmt  aut  die  linanzverwaltung  nicht  immer  die  gebührende  ßUcksicht.  Die 
Arbeiten  Uber  Finanz-  and  Stenergeschichto  rernachlässigen  die  Geschichte  der 
Finanzverwaltung  gewöhnlich  zu  sehr  ünt«^r  den  deutschen  Verhältnissen  ist  die 
Entwicklung  der  Finanzver\va!fnng  in  Oesterreich  und  in  Prcussen  bepr-iuir- 
wichtig.  Fur  letzteres  verspricht  G.  Sc  hm  oll  er 's  geplante  Vcrwaltungsgeschichte 
auch  hier  eine  wichtifre  Lücke  aoszaftdlen.  Vorläofig  ist  auf  einzelne  einschlageode 
bereits  ver'WRhtlirlitc  Vorarbeiten  Schmollor's,  meist  in  d.  Zt>»chr.  f.  prcuss.  tiesch. 
(so  Jahrg.  1871,  IH,  74  liber  Städtewesen),  u,  A.  aiu  Ii  auf  >(  iin-n  Aufs,  „die  Epochen 
der  preuss.  Finanipolilik"  in  d.  Jahrb.  f.  d.  D.  Keich,  Jahrg  ISTT,  S.  33.  aui 
Droysen's  Gesch.  d.  preuss.  Politik,  auf  Isaacsohn  s  Gesch.  d.  prcuss.  BeamteM« 
thoms  (bisher  2.  B.,  bis  E,  d.  17.  Jahrb.)  Berl.        u.  7Sf.  und  Tor  Allem  auf  Bie- 
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i-il's  hraiulcnb.  prcuss;.  .Sr:ia(>liaush.  {]7.  w.  J8.  Jahrh.),  Borl,  ISftO  zu  verweisen.  Die 
I  n;::^-hthuii:: -II  in  «I-t  Sti  iii-IIardenbcrp'scheii  Iveformporiotle  auch  auf  dem  (iebintc 
•1er  i«maiizrerftaltii!i^'  ><iiiltl(  rt  E.  Meipr.  in  s.  bczUgl.  Werke  (Leipz.  l^^Sl).  Die 
bauptdächlichen  Einrichtungen  dos  1  inanzdiensts  iu  ihrer  allmiiligcn  Um-  und  Auä- 
bUdang  im  fioanzbarahnitea  hohenzoUar'acboii  Staate  sind  nach  der  hier  zaroeist  be- 
iiDtzton  Darstellung  von  Isaacsohn  und  Kiedil  die  füllend. Sie  werden  hier  ala 
in  Beispiel,  und  im  Allgemeinen  als  ein  iniisterhaftcs.  der  Kntwicklnnir  der  l'lnanZ' 
vcrvaltaug  des  Patriinotiial^itaatä  in  dessen  Fortbiidung  zum  modernen  Hechts-  und 
Outtontaat  vorgefahTt 

An  eil  ia  Bnadonbuig  findet  sich  im  t5.  Jahrb.  als»  ein  eigenes  oberstes  Hofamt 
Im  des  Kammerme Itters  oder  Kämmerers,  der  damals  bereits  na*  Ii  Abgr«'»b«; 
dt»  ci^otlichen  Kammcrdioni^t  i.  o.  (Verwaltung  von  kloidun^«  Schmuck,  Gc- 
lilh  B.  8.  w.)  das  eiprentlicho  oborsto  Finanzamt  repriscnüit  Er  hat  die  Kamnier- 
etakftnfte  und  die  darauf  angewiesenen  An^.raKrri  /u  verwalten«  läs^t  diiri  h  ^«'iacn 
K,imincr>i  lin.ib< T  die  Krchntiniren  fu)ir«'ii ,  hat  dir  Kiiinahmen  tnid  Ausgalicn  l)csor- 
_'eiideü  Bcumteri  im  Lande  zu  contrüiiren  und  seinerseits  selbst  dem  Markjfraleii  Kech- 
üung  zur  Erhaltung  ^«jincr  Entlastung  zu  legen.  Auf.  d.  16.  Jahrb.  unter  Joachim  I. 
weideii  Kammermotster  nnd  Kammeriaase  ai^f  die  Venraltttnip  der  Domänen  und  klei- 
aen:n  Regalien.  Jiiderisrliutzjrelder  u.  s-.  w.  beschränkt,  niid  unter  einem  Hofrcnthei- 
meister  eine  Hofrenthei  und  Landeskasse  (für  di  '  liaujdsrtchliehsten  Kegalien, 
Stcoem.  Zölle,  Zielen)  abgezweigt  Beide  Kajusen  bleiben  aber  in  engster  Beziehung. 
Die  Kamneiiaaae  wird  dann  mehr  nnd  mehr  die  korfontliche  Priratltasae,  die 
?l>ätcrc  Chatulle  für  den  persönlichen  Bedarf,  die  Hofrenthei  ist  mehr  die 
Staatskasse,  filr  den  Hofstaat  und  die  allgemeine  Landes-,  namf^ntlirh  t^ivilvcrwal- 
uiif.  Kur  das  Militärwesen  entstand  erst  mit  der  Einbürgerung  des  stehenden  Hoerus 
einer  festen  Institation  unter  dem  proasen  ITnrfdrsten  eine  eigene  Kasse.  Von  einem 
.^ordneten  Staatshaushalte  ist  bis  Mitte  des  17.  Jahrh.  noch  keine  Hede.  Ke^te  der 
dten  Naturalwirthsdiaft  hatten  si<'h  erhalten  und  strirf.-n  die  Tebersicht,  und  <ler  Knr- 
fitrst  grift"  durch  Eithcilung  von  unmittelbaren  Zahlungsanweisungen  an  die  localei» 
slpecialkasscn  willkürlich  ein.  Kechnungs-,  Buchungs-,  Coutrolweseu  blieben  ttnvoll- 
fctiadig  (Isaacsohn  I.  9  ff.,  Riedel  1—8).  Auch  die  neueren  Forschungen  haben 
iaher  für  die  älter»:  Zeit  bis  zur  2.  Hälfte  des  17.  Jahrh.  nur  ganz  lurkruliafte;,  tinanz- 
f  ifi'^t.  Mat'  rial  zusainincnbringen  können,  obw  idil  srh<in  im  Landliuch  der  Mark  vOU 
l\4fi  IV.  1573  ein  V  erzeichniss  der  landesherrlichen  Lmkunlie  aufgestellt  wurde. 

Fikr  die  untere  Finanzvervaltong  im  Lande  selbst  war  im  15.  Jahrb.  noch  der 
allgemejno  Verwaltungsbeamtc,  der  Vogt,  das  Hauptorgan,  der  ,.ncl)cn  der  Eintreibung 
'i  r  r'*£rf»lr!iiis*(igpn  Stenorrr  in  seinem  Bezirk  die  bestmöglirhe  Ausnutzung  der  Kega- 
!i'-u  und  Eiiiziehuttg  der  ^atural-  und  Geldleistungen  der  markgrüä.  Uomüneu,  die 
^«nane  Kcgistrirung  sämmtlicher  Einnahmen  und  schliesslich  ihre  Vorrcchnonfc  vor 
dtn  landeahcrrlichen  Commissionen  zu  besorgen  hatte"  (^Isaacsohn.  1.  55».  Doch 
^crdca  vom  1.'),  Jalirli.  an  und  mehr  noch  im  1(1.  Jahrh.  die  Unterbeamten  des  Vr.gts, 
Kastner,  Zöllner.  Amtsschreiber  specieller  mit  dem  Finanzexccotivdicnst  betraut  und 
die  höheren  Beamten  auf  den  Finanzcontroldienst  beschränkt.  Der  Kastner,  der 
MKh  noch  andere  Geschäfte  zu  besorii^  hatte,  war  der  vogteiliche,  später  der  landos- 
i^nd  amtshauptmännische  K  assc  n  b  .  a  rn  t  e  .  mit  entsprechenden  finanzwirthschajtlii  hcn 
l^unctioncn  im  Vngtei-  und  Aintsb  v.irk,  nauientlirh  au<  h  mit  Verrechnung  und  Huch- 
fübrung  betraut  und  verantwortlich  dafür  (Isaacauhn.  I,  ()3  ü'.).  Neben  dem  Kästner 
«■Bcheint  im  16.  Jahrh.  der  Schosser,  dann  schon  frQher  bei  bedentenderen  Zell^ 
jtAiten  der  Zöllner  für  die  Verwaltung  der  Zollgefälle  (eb.  S.  72  fl.).  Unter  ihm 
st-'hen  für  die  Zollcontrole  die  Zollreiter,  Ucbor  dem  Zollwcsen  als  oberer  Control- 
l^mter  tritt  Endo  des  10.  Jahrh.  der  Oberzollaufseher  hervor  (eb.  S.  78).  Auch 
der  Landeshauptmann  an  der  Spitze  eines  grosseren  Bezirks  bat  in  seinem  klei- 
oefen  Specialbezirk  mit  den  anderen  Functionen  des  Vogts  die  wlrthscbaftlich'lioan- 
delloi  Befugnisse  doss-  llien  (cb.  H.  107). 

Die  oben  angegebenen  allgemeinen  Verhältnisse  haben  auch  in  der  Mark  Bran- 
deaburg  zu  einer  Mitwirkung  der  Stände  in  der  Finanzverwaltung  gefahrt. 
Weientlich  zu  Zwecken  der  Schuldentilgung  war  zucfst  1 18s  eine  ßierziose  (Accise) 
von  d' n  Sian-Ien  bewilligt  und  später  verlängert  worden,  154!>  kam  ein  neues  Bier- 
ridd  hinzu.  l)i<:  Verwalfang  besorgt  ein  aus  den  sog.  Oberständen  (Prälaten  und 
Ritterschaft)  und  den  Städten  gemeinsam  gebildeter  Ausschnss,  unter  dem  besondere 
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„Ziesemeistci''  die  Spccialverwaltuiig,  Verrechiiuug  u.  s.  w.  fubrcu.  Auch  eine  zur 
DiK-Uuiii  laiulrslierrliclier  Scliiildcu  Milte,  *lcs  10.  Jahrh.  I)<  u  itlii^fc  ^!^ult.  ilirerte  Stctic^r 
(Schoäsj  wird  vou  duu  SUidtca  scibst  vcrvi'altet  Uüd  iii  zwei  Hauptkus^cn  gcdaiutDuit 
(Standst  und  Berlin).  Eine  andere  directe  Steuer  der  Landschaft  uiiterlieg:t  der 
VoiwaltDDi?  durch  einen  Aob?«  hu>5  der  ObeisUnde  (Isaacsoho«  I,  186  S.). 

Im  17.  .lahili.  wnr  auch  für  die  gcsammte  ob( .n-  Fiuau/vi^rn'alfuug  die  Errich- 
tung deü  „üeheiiiirii  Kaths*'  (MiÜll  von  Bedt^utuiig,  indem  dadinvli  ^^in  Ayfsicht»- 
uud  Coutrolorgau  für  diu  Kauiincrrcrwaltung  mit  gcächatieu  wurde,  liald  darauf  Lau 
es  zur  Umbildong  der  m&rk.  Kammer  in  eine  Gollegia]bc)i<>rde  unter  einem  Pf&* 
öidentcn  (IG  15),  dem  auch  die  Hefrenthei  untersteih  wurde  und  dereu  Vorstand  (,Huf- 
ronthcimcisfer)  H).")2  regeliuib&igcs  Mitglied  d'T  Aintsknmmer  wird.  Zeitvf  rluih- 

uüüic  lieä&cu  üä  uock  niclit  zü  einer  eriulgrcichen  Ucbuug  der  tmanzrerwaltung 
kommen,  akier  in  dieser  Amtskammer- Vcnraltung  Met  das  preuss.  Finanz-  und 
Camoralbeamten thum  seine  Scliulung.  Getrennte  Kammerverwaltangen  bestanden  in  den 
neu  crwofli.MKMi  T,;niili'ii.  Prousscn,  t'lcv  f- M  ;irk  flsaacsohti.  II.  10  .'it)\ 

Erhebliche  Fortschritte  machte  die  Urganisatioü  der  Finanzverwailung,  dio  Ik- 
schaflung  und  feste  Ordnung  neuer  Steuervjuellen  (Accise)  zur  Deckung  der  steigeaden 
Ausgaben,  besonders  auch  für  das  Mtlitftr,  UDtor  dem  grossen  Kurfurston.  Die  Grund- 
lairo  flu  ili.:  Kntwicklung  der  Kinanzvenvnltnnc:  itn  alten  preuss.  Staate  (der  Zeit  v«tr 
Isuti)  wurde  damals  gelegt.  Schon  bei  der  iieorganisation  des  (jeheimen  Haths  i. 
Iti.ii  wurde  in  einem  CoUegium  von  „Staats- Kam uierräthcu''  ein  eigenem 
oberstes  Venraltungs-Departement  für  die  Finanzen  (KammereinkUnfte.  Stenern)  ge- 
bildet. Später  kam  es  zu  einer  >  '  l  iaistratiFcn  Scheidung  in  ein  Ilofkammer- 
departement  tinmentlioh  fur  die  1  »om.'ineneinkünftc  unrl  ein  Kriegsdeparte- 
ment für  die  iieui:u  Steuern  zu  Militär-  und  Kriegszwecken.  Für  letzteres  Departe- 
ment ward  in  Ankuiipfung  an  Utero  zHlweilige  Einrichtungen  ähnlichen  Zwecks  eine 
eigene  neue  (i c n  era  1  kass e .  die  (i eneral-lvriegskasse  errichtet  (1074.  16T6). 
Zugleich  wurde  dif!  zu  Zwecken  der  Militärverwaltung  und  Aufbringung  der  Kosttn 
dafür  gubildutc  Einrichtung  von  Commissariateu  (Kriegs-  u.  a.  m.  Gommissarc 
etn  ..ständiges  Institut .  das  vermöge  seiner  Doppclnatur  als  Militftr-Intendantur  und 
Steuerdirection  auf  die  Entwicklung  der  Heeren-  wie  der  Civilverwaltong  herfor- 
rair^nul.'ii  Kinilir^s  L^fsiht  li.if'  (Isaa-  >uhn,  II,  178).  I>i'-  st:iiidi>rhe  Steuerverwalton^ 
ging  mehr  und  mehr  in  Städten  und  auf  dem  Lande  auf  iui^ilicho  S  teuer- Com - 
missariate  Uber,  kasseu-,  ßechuuugs-  und  Con trol  w cseu  vcrbesseneu 
sich  auch  bei  dem  Kebeneinanderbestehen  rerscbiedener  Gencraikassen  (ChatuUo«  Hof- 
renthei,  Hofstaatsrenthei,  Kriegskassc)  and  centraler  Xebenkassen  und  bei  noch  mangel- 
hafter Einrichtni  L''  des  Specialkassenwescns  erheblich  (  Riedel,  11  — 13,  auch  p 
13—34,  Isaacsohn  11,  lüb  U.»  122  If. »  bes.  Kap.  5  „der  Kriegsstaal  d.  Irr.  Km- 
farsten",  EntwicLl.  der  Commissariate,  der  Stouerrerfass.  u.  s.  8.  ibH  AT.  Deber 
die  Eechnungsabs' hlu!-^e  s.  d.  Tabellen  in  den  Beilagen  ZU  K  i  o  d  e Ts  Werk).  He- 
merkfMi'^wprth  sind  auch  die  pnirtis<  Iien  Bemtihungcn,  allgemeine  Etats  dnich  die 
Summirung  der  Provincialetats  zu  bilden  (lt)70— St)). 

Zu  einer  geordneten  Etatseinrichtung  für  das  Finanzwesen  kam  es  jedoch  er»! 
unter  König  Friedrich  noch  in  dessen  kurfürstlicher  Zeit  (1683,  16S8 — S*.)).  unter 
dem  zugleich  das  Kechnnncr^wesen  bedeutend  vervollK'-inmnet  und  ein  TIauptubol?-faiid 
der  älteren  Finanzwirthschaft  grossentheils  beseitigt  wurde,  nemlich  drtrrh  directe  An- 
weisungen des  Fürsten  au  untergeordnete  Behörden  und  Kassen  willkuilich  über  deren 
Geldmittel  zu  reifttgen  (Riedel  S.  35,  Isaacsohn  II,  356).  Das  System  der  all- 
gemeinen und  der  speciellen  olfiNttn  ..Zweck-Kassen"*  erlitt  manche  Veränderungen, 
blieb  aber  lir-t-  lien  und  wurde  durch  ziemlich  willkilrlirlie  Verfheilung  der  Ausgal»on 
auf  die  einzelnen  Kassen,  z.  ß.  ZuscUiebung  mancher  anderweiter  Ausgaben  auf  d\% 
Kriegskasse,  nicht  Torbessert.  Wie  in  der  übrigen,  so  tritt  auch  in  der  Finanzverwal- 
tung  das  Streben  nach  grosserer  Gcntralisation  und  Yenchftrfung  der  BerisioneD  und 
Coiitrolen  hervor. 

Grosse  I-'ortsch ritte  in  jeder  Kichtung  machte  die  preuss  Finanzverwaitung  danf* 
unter  dem  „cameralistischen"  KOnig  Friedrich  Wilhelm  I.  Die  besondere  königliche 
Chatollkasse  fur  die  persönlichen  Ausgaben  des  Fürsten  wurd.-  aufgehoben,  der  Kdnir 
setzte  sich  s,  Ili-t  auf  „llandt"  l<l  r",  eine  Art  Civilliste  der  absoluten  Monarchie.  Di  - 
liüter  der  (  hatiillkasse  wurden  mit  den  Domänen  vereinigt  (1713)  und  so  der  Schritt 
aus  di-m  reinen  i^atiimoniabtaal  zum  modernen  Staate,  die  Trennung  der  Hof-  und 
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StaabfiiiaozeQ  bereits  damals  iu  Preusseii  im  Wesentlichen  vollzogen.  Tür  die  Haupt- 
z»cige  def!  Einnah  med iensts,  mit  Ausnahme  der  (ioschaft»^  dcü»  Gcneral-Kriegscommis- 
tafüUi,  wurde  bereite  171^  eine  obcr&te  coUegialo  Ccntraibchördo ,  das  Geooral- 
FiBanxdirectorium  gebildet.  Im  X  1T22  machte  die  ContralisiniDf  auf  diesem 
*i:biet  den  weiteren  wichtigen  Fortschritt,  dass  dies  Directorium  und  das  (icaeral- 
kiie^commissariat  zu  einer  einzigen  Behörde,  dem  (J o  iic ral-0  ber- F i  n  a  nz - 
iridgtt»  und  DomäutiU-Diructoritim  irenichmülzeu  wurde,  das  nunmehr  die 
KaamereinkttAfie  tt.  e.  w.  nud  die  Stenern  unter  sich  hatto.  Auch  in  den  Provinzen 
'^uritii  die  hbber  getrennten  FioanzbebOrden  mö;;Iichät  zusammenf^clcgt  (Kriegs-  und 
[lyiriiDvilkunmeru').  Nur  das  Kassi-iisystcni  blieb  in  der  (''Mitral-  wie  Proviiicialvcr- 
»jltUDg^  ein  doppeltes,  dns  der  (iunerai-K  riegs-  uihI  der  (n- ii  e r ;i  1  <1  u in ii n c n - 
Ka^sc,  aber  die  iiiteiun  kleineren  Nebeukasseu  verloren  ihre  ScU»stiiadi;2;kcit,  indem 

ihre  Deberscbasse  (Ober  die  Erhebungidtoeten  ihrer  £inkttufto)  an  eine  der  zwei 
tj.atcnUkasscn  abzuliefern  hatten.  So  wurden  in  der  Hielitung:  auf  ..hscalische  Kasscn- 
ä:ili<:ii"'  erhebliche  Fürlschrifie  srcuiaeht,  denen  gej^cnübcr  die  Errichtung  einiger 
düitädscher  bpecialLtöscu  fUr  besondere  Zwecke  (Uccruteu-,  Invaliden-,  Potsd.  Milit. 
Wtisenhatts-Kaase)  nicht  schwer  ins  Gewicht  fUlt.  Die  Errichtung  einer  eigenen 
KLvhüungs-Kevisionsbehöixie,  der  (ieneral-Keche  nkammer,  II'IH,  sicherte  die 
ÜeoUitat  aller  dieser  Verbesserungen  (Kiedel.  S.  54  ff.,  57,  58,  u.  Heil.  11  LS). 
Fciüdrich  d.  Ur.  behielt  diusu  Kiurichtuugeu  der  i^iuaiuverwaUung  üeincs  Vaters 

nach  dem  7j&hr.  Kriege  im  Weeentlichen  uei.  Dann  traten  in  der  Function  dos 
tieneraldireetoriums  einige  Aenderungen  ein  (Riedel  S.  HD  H.  .  iKimentlieh  aber 
-Ui-hre  der  Kunig,  unabhängig  von  diesem  Directorium.  nach  IVeimleii,  bounder^  fran- 
^v^iidchen  Clustern  und  mit  Hilfe  fremder  Finanzbeamten  neue  Kinnahmezweigo 
iLuttorie,  Tabakmonopol)  zu  schaden  und  den  Finanzdienst  für  die  indircctcu  Steuern, 
A  cise  und  ZOUe,  sowie  Post,  neu  zu  organisiren  (System  der  „Uegie*').  Diese 
V  räüderungen  uiid  Neugestaltungen  wurden  auch  für  die  Einrichtung  des  Kassen- 
■  v^Qs  wirliii^-.  Zwar  blieben  dii"  beiden  ?:rossen  (Jeneralkassen  besti  ln  n  ,  aber  über 
-migo  tieldcr  darin  zog  der  König  die  direcle  \  cil'ügung  an  sich  und  von  den  Kin- 
koaflea,  welche  seine  neuen  Einrichtungen  brachten,  galt  dasselbe.  Es  bildete  sich 
lieber  eine  neue  k.  Dispositionskass  -.  mit  dem  (jeneraldirectorium  geheim  gchai- 
>Ler  (if'balinui'j'.  olnie  Mitwirkung  und  selbst  uhnc  Kenntiiiss  der  sonstigen  obersten 
»tjkiolicheD  rinanzbehördeu,  uubeu  den  Ucuerulkussun.  Im  Uebrigen  fand,  mit  Aus- 
ubuie  Schlesiens,  dessen  Pinanzrerwaltung  selbsiändig  blieb,  eine  grOesen  Cen- 
t:ilisirung  der  Staat^ciiiiKthtucn  und  Ausgaben  statt  W  eim  miit  auch  die  formelle 
i'fJiiiiiijr  «b  s  St.iat.-.lKiii>lialts  in  Kass(!n-,  Reehnimirs- .  ( "omrolursi'n  FurLscliritte  i;:e- 
ttocht  und  der  König  nicht  für  seine  persönlichen  Zwecke,  sondern  für  die  wich- 
tgsten  Staatszwedco  Uber  die  Mittel  der  Dispositionskasse  verfügt  hat,  so  ist  doch 
Jicae  zu  absolute  Gabinetsregierung  des  Königs  in  der  Zeit  nach  dem  Tjalir.  Krieg  der 
hDanzverwaltun^r  nicht  j^llnstig  gewesen.  Sic  war  verwickelter.  UIl1lller^iehtlicher  tiiid 
^luiarechtli»  Ii  weniger  gut  geordnet,  als  unter  Friedrich  Wilhelm  I.,  die  Uberrechen- 
i-ittüDcr  War  lü  ihrer  Bedeutung  und  Function  herabgedrückt  worden.  (^Belege  bes. 
hd  Riedel) 

Diese  Kuckschritte  sind  unter  Kriedrirh  Wilhelm  II.  gleich  zu  Anfang  wieder 
Wx;iiiiit  worden.  Das  (jeiieraMireetnniini  eriiielt  wieder  die  Stellunir  der  obersten 
l:aaideu  und  beaiiüsichtigeuden  Behörde  iur  alle  Zweige  des  Finauzdiensts,  die  Accise- 
Kud  ZolUdministration  wurde  eine  Abihcilung  des  Directorinms,  die  verbasste  beson- 
l're  Kegiü  dafür  aufgehoben  l'Sü— S7).  Die  Ober-Kechenkammcr  erhielt  ihre 
l-  deuisame  Stellung  und  Aufgabe  fUr  eine  umfassende  Controle  des  Sfaatshans- 
bitü  neu  anjjcwicben  (G.  J.  v.  'l.Üov,  ITbOj,  —  nach  üesichtspuncten,  welche  far  sie 
iMete  noch  in  Preusscu  gelten.  „Bei  der  Revision  der  Kochnnngen  sollte  nicht 
»Iiiss  calculatorische  K  ich  t  igkcit,  Geb  e  rein  st  immung  mit  den  Etats, 
J  uä  t  i f i  c  a  t  i «' Ii  d  I' r  A  b  w  r  i  >■  Ii  u  n  £:"e  n  und  gehörige  Beibrinirtinj;^  von  Belägen,  son- 
'i' m  auch  di'  zweckmässige  Benutzung  der  Einku  mnie  ntpiellen  und  die 
Beobachtung  geblihrender  Sparsamkeit  in  den  Ausgaben  ihrer  Prüfung 
uiiterlieiren '  (Kicdel  S.  14,H  U ).  Mit  wenigen  Aosnahmen  worden  die  Rechnungen 
wlr-r  öti'enll.  Kassen  der  Hevision  der  Oberrecheukammer  unterstellt.  Zu  diesen  Aus- 
uiLmen  gehörten  die  Kechnungen  der  besonderen  geheimen  Dispo-^itionskasse, 
>:urcn  Stellung  eine  unliebsame  Anomalie  im  Staatshaushalte  iilieb.  praclisch  eine 
»chlinmcre      unter  Friedrich  IL,  da  die  Ausgaben  dieser  Kasse  mehr  mit  zu  per* 
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^  Ii  !  1  iiihI  Iluf-Lu.vuiaubgaben  vi rwriidct  wurden  (Kiodol  S.  152,  auch  Beil.  17), 
\Vi.  hiig,;  Srliritt.  in  Bczu^i:  auf  die  Organisation  des  Finanzdicn^ts  im  alten  Staate 
Utat  üüdiich  uoch  iriedricb  Wilhelm  III.  iu  der  Zeit  vor  IbOU.  Eine  im  medial- 
Pioanz-Gomtnission  aas  4  MiDistein  und  4  R&then  worde  mit  dem  Aoftnge. 
PiDanzreforincn  aufzustellen,  gebildet  Der  Wirkmigskreis  der  0 Itorrechenkamjner 
wurde  au<i.'  "!<'iMif  ii.  A.  ilir  jetzt  anrli  die  Revision  (\pv  In-li.  r  -  rt'mten  Kassen, 
darunter  der  l)ispuöition&ka»bc,  unterstellt  und  diese  BcliünJc  dem  dcneraldiredoriuia 
im  Range  gleichgestellt.  Daneben  wurde  noch  eine  (leneral- Controle  der 
Finanzen  unter  einem  (jcneralcontroleur,  der  /.ngleich  (.'hef  der  Oberrocbeniaminer, 
eingerirlitct  (1T9*^\  mit  der  Anfti-ibc,  j."ihrlii'lie  Uebersichten  'Irr  Einiialnnen  inui  Auf- 
gaben (i-  in  König  zu  liefern  und  die  Ergebnisse  der  gesammlcn  Verwaltung,  specicll 
der  Finanzen,  kritisch  zu  bcurthcilcn.  Hierdurch  ent^itand  ciuc  schärfere  CeQtralisiruoj; 
des  ganzen  Finanzdionsts.  Auch  das  Geoeraldirectoriiim  warde  ervcitcrt,  die 
Verwaltungen  der  neu  erworbenen  Länder  mehr  in  dasselbe  hineingezogen,  die  colle- 
gialc  Berathnng  all'»r  d:is  ihmc  Staat';  angehenden  Geschäfte  im  Diroctorium  ein- 
gerichtet. Die  Disposuionskasse  blieb  zwar  dem  Köuig  gegenüber  in  der  fruherea 
StolluDg,  aller  sie  barte  auf,  bloss  vom  Gabinet  aas  verwaltet  zu  weiden  und  woiue 
dem  Staatsniinister-Gcneralcontroleur  mit  unterstellt.  —  also  eine  BcscbrioltllJig  des 
absolutistischen  Systems  in  diesem  Puncte.  Die  beiilrn  grossen  finnernlknsscn ,  Wo- 
miinen-  uud  Kriegskasso,  blieben  besteben,  die  gesammten  Staatseinkünfte  und  Auf- 
gaben Warden  darin  mehr  und  mehr  contralisirt,  so  z.  R.  die  Militärgclder  der  schien, 
rrovincialkassen  anf  die  (iencral-Kriegskassc  ubertragen  (Wiedel  S.  200  n..  210,226, 
2'M).  Aücs  dies  trug  dazu  bei,  il*  n  p^c^s^is^  llen  Staatshaushalt  /.n  An  lang  des  I'J.  Jahrb. 
auch  si  hon  vir  l^^Of]  mehr  iiml  mehr  zu  einem  modi-rncn  zu  machen.  Die  absohit- 
monarcliischü  Kegieruiigslurui  zeigte  sich  freilich  auch  in  der  Organisation  der  Finanz- 
rerwaltong  noch  maassgebend ,  aber  bei  der  strengen  Rechtlichkeit  vad  Spammkcit 
des  preuss.  K()nigthums  war  die  formelle  Ordnung  im  Staatshaushalto  fost  seht« 
vollständig  erreicht  und  verbürgt. 

§.  02.  —  5.  Auch  in  Uesterreich  war  im  Laufe  des  IS.  Jahrh.  die  Finaa^- 
verwallung  doch  schon  mehr  auf  modernen  Fass  eingerichtet  und  in  st&iiorem  Maassc 
contralisirt  worden.  Das  gilt  noch  mehr  und  schon  frUher,  in  GemSsshcit  der  gan^^eu 
politisrhen  Entwicklnn^  dc^  Staats,  von  Fi  ankrcich,  wo  im  sti  ri n  te ndan  t  dos 
nuaucuü  »chon  seit  dem  11.  Jahrh.  und  im  spätereu  coDtrüleur-gendral  dca 
financos  sdt  dem  17,  J.b.  bereits  in  der  alten  Monarchie  ein  in  rider  Hinsicht  den 
ni<Mlrnien  Finanzminister  ähnliches  oberstes  leitendes  Finanzon.'^aii .  das  durch  eine 
einzelne  Per>on  vfM-tr'-ten  wurde,  liot.uuli'n  bat.  Die  formelle  Hrdnuntr  di's  Sfnats- 
hanshalts  würe  im  l*^.  J.h,  schon  ausreichend  gewesen,  wenn  nicht  die  staats- 
rechtlichen Bürgschaften  dafür  im  Zeitalter  Ludwig  XIV.  u.  XV.  gefehlt  hättcji. 
Ks  war  der  Vorzug  Englands,  auch  in  dieser  Hinsicht  bereits  Einricbtangen  erlaugt 
i\i  Ii  ihoii.  \vi  Ii  auf  dem  Contincnt  erst  in  der  Periode  nach  der  französ.  Kevolutioti 
zur  Durciiliilinini:  ;i:ekoinm<^n  sind.  Aber  iiidit  nur  staatsrechtli  ch,  sondern  aU' k 
linanztechniseh  war  in  England  die  Organisation  der  1  inanzverwaltung  und  der  Fiuauz- 
dienst  schon  weit  frQber  als  auf  dem  Gontinente  gut  geordnet  Die  tOcbtIge  Grund- 
lage dazu  schuf  b<>reitä  der  normannische  Lehensstaat,  nach  Hostom  aus  seinem 
Heimatldatide,  der  Noimandii\  in  dt-r  Einrirbtung  dr>r  Schatzkamm e r,  e.\che«ju«  r. 
mit  ihrem  an  moderne  Gestaltungen  eriuncrnden  bestimmt  geregelten  (ie^chäftsgang. 
S.  bes.  (jneist,  engl.  Verwaltrecht,  2.  A.  I,  194  If.,  nach  dem  Utoron  Haupt werit 
von  Mado.x,  Ili-tory  etc.  of  the  cxchc<jucr,  2.  ed.  Lond.  1769.  Bei  Gneist  amh 
di'^  Wfitr-rentwirklung  u.  heutige  (icstaltuiig  des  Fiii  ul/lli(■Ilb!•^.  (wonnrh  nnti'M  in  loo 
Weiteres),  si.  bes.  (ineist,  II,  762  —  862.  Auch  in  der  iicutiguu  Eitniclituug  und  in 
der  ganzen  Stellung  der  cxchctjuer  ist  Vieles  nur  historisch  verständlich .  steht  ab  r 
grade  in  England  in  so  engem  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Ycr&issung  u.  Ver- 
waltung, dass  hier  nicht  darauf  eingegangen  werden  kann. 
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IIL  Die  oioderue  verlassungsmässige  Fiuaozverwaltuug, 

§.  93.  —  A.  Das  Finanzministerium.  Insbesondere  seine 
Fanetionen.  Das  Gfaaraoteristisehe  der  modernen  Organisation  der 

oberstcD  Staatsverwaltung  überhaupt  ist  die  Zerle^uii^  derselben 
in  grössere,  nach  dem  Princ  ij)  zu.saminengehüriger  Fachgegensrande 
gebildeter  Verwaltungsabth eilungen,  meist  jetzt  allgemein 
80geD.  Ministerien,  an  deren  Spitze  verantwortliche  Chefs 
stehen^  womit  also  hier  die  Coilegial?erfassnng  beseitigt  ist.  Eine 
dieser  Abtheilnngen  ist  nnn  die  finanzwirthscbafUichey  das  Finanz, 
ministerinm. 

Stellung:  und  Wirkongskreü  de:k>cibcii  aiud  cmi  in  d^r  ucueren  Epoche  «K  i 
«Verfks&uiigen*',  d.  h.  der  Einrichtung  ron  Volksrertretongan  neben  Pom  und  Kcgiei  u^g, 
Maatsrechtlich  7M  dem  geworden,  was  sie  jetzt  sind.  Iiidesj>eii  ist  doch  auch  hier, 
v-ll>;t  in  Frankreich,  wo  der  l'Mnanzminist('r  y-t/X  an  die  Stelle  des  (ieneralcontn.lrms 
ikr  Finanzen  in  der  alten  Monarchie  getreten  ist,  nur  eine  Entwicklung  fDiti^cfuhrt 
worden,  welche  in  der  vorausgehenden  Periode  angebahnt  und  in  den  Siaaten  des 
IK.  J.h.  benits  im  Wesentlichen  znr  Verwirklichung  gelangt  wm.  Die  Untorschiedo 
irischen  unseren  heutigen  Finanzministerien  und  den  obersten  Central-Finanzbehördcn 
1-  IS.  J  h.  sind  daher  in  hnanztechnis<  hrr  Iliasicht  auch  nicht  so  bedeutend,  als  in 
iUaisrec.hiiichcr.  Die  schärfere  HeiForhebung  des  (iruudsatzes  der  Verantwortlichkeit 
ita  Flntnzminitfters  bat  nur  in  derselben  Ricbtong  gewirkt«  wie  die  technischen  Be- 
iirfniäse  des  Finanzdicnsts:  zur  Ooncentration  der  (jescbäfte  der  obersten  Leitang, 
Verwaltung.  Aufsicht  bei  der  Centralstcllc. 

Im  Einseinen  zeigen  die  Stellong  und  der  Wirkungskreis  des 
Finanzministeriums  in  den  verseliiedenen  Staaten  einige  Verschieden- 

heiten  nach  dem  gelteuden  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht,  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  und  den  speciellen 
iiedürruissen  jedes  Staats.  Aber  in  den  (t  r  u  n  d  z ü  ge  u  besteht 
grade  hier  eine  hervorstechende  Gleichheit  der  Hinrichtungen,  zumal 
saf  dem  europäischen  Gontinent  Naturgemäss,  da  es  den  ner?us 
renim  gerendarum  verwaltet,  bat  das  Finanzministerium,  wenn 
aoeh  nteht  im  Range,  doch  der  Sache  nach  eine  hervorragende 
Stellung  unter  den  Ministerien.  Dies  kommt  auch  in  bestimmten 
^laatsrecbtüchen  (irundsützeu  zur  Anerkennung,  namentlich  darin, 
dass  das  Finanz miniäteriam  principiell  zu  hören  ist  und  auch  wohl 
die  entscheidende  Stimme  hat,  wo  es  Bich  für  irgend  einen  Ver- 
waltungszweig  um  neue  oder  um  gegen  bisher  vermehrte  Ausgaben 
handelt.  Die  hauptsächlichen,  im  Wesentlichen  in  den  modernen 
Staaten,  wenigstens  in  den  grosseren,  gleichmässigcn  Functionen 
ücä  Finanziuiuistcriums  isiud  dann  die  folgenden. 

1.  Entwerfung  des  Staatsvorauschlags  für  die  künftige 
Finanz  Periode.  Zunächst  zur  Vorlegung  an  die  etwa  bei  der 
Feststellung  mitwirkenden  sonstigen  obersten  StaatskOrper  (Gesammt- 
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ministerium ,  Ministerratli ,  Staatsrath).  Nach  hier  eri'olgter  Be- 
rathuDg  Qod  Erledigung  bat  namentlich  der  Finanzmtnister  den 
Entwurf  beim  Staatsoberhaupt  selbst  zu  vertreten  und  nach  dessen 

Sanction  ihu  der  Volksvertretung  vorzulegen  uud  ihn  hier  zu  ver 
treten. 

Y.H  PTnffiehlt  sich,  die  Vorb'^f'Mtnnir  d.s  r>uili;>'ts  >  \i\r  liiiilänglirli.-' .  nl»er  aijrh 
wieder  eine  iiiciit  zu  lange  Zeit  vor  der  Vorlage  im  Parlament,  bez.  ?or  dem  AaDuig 
der  ftouen  Finanzperiode  zn  bofrinncn  und  eine  bestimmto  %cU  vorher  innerhalb  der 
RegiemngBkreise  selbst  ziim  Ahschluss  zu  hriugcn,  Dalur  pflegten  Uestimniunsen 
gf-troffon  7,0  werden,  dass  die  andoreti  Vrirt  iltuiifrschefs  ihr-  AiidäuM»  ntif  vcränileiti', 
besonders  auf  crh«diete  Creditc  im  neuen  Etat  bis  zu  einem  bestimmten  Pradu^iv- 
tcrmiu  beim  riuanzuinistcrium  anbringen  mUbseu,  (in  Preussen  z.  B.  bis  zum  30.  Juai 
des  Vorjahrs).  Die  Vorbereitungen  des  Budgets  im  Finanzminist' rium  und  weifer  in 
der  Refi^ierunjrsinsfanz  nicht  zu  Innere  Zeit  vor  dem  neuen  Finaii/j.thr  aTiszndehnen.  i^ 
räthlirh  mit  Iii  auf  die  sonst  in  jrrAsscrfm  rmfanff  zu  erwartenden  VcrätiderunjroH 

der  lür  die  Euiiialimc-  und  Ausgabe- Ausiuze  im  Budget  roaassgcbcnden  Verbältnii^i . 
wodurch  dann  wieder  die  nissltche  Nothwondigkeit  von  Nachtragsetats  entsteht 
Id  dieser  (iefahr  liejjt  auch  das  Missliche  länjrerer  als  ein  jähr  Ktatsi>i;rioden .  bes.  in 
grossen  Staatm.  wenn  sich  dafUr  auch  andere  ZQtreliend>  (iriinde  geben  lassen  (s.  iHti. 

2.  Vollziehung  des  Staatsvoransehlags  nach  seiner  Ver- 
abschiedung und  seiner  Verkündigung  als  Finanzgesetz.  Grade 
diese  wichtige  Aufgabe  eoncentrirt  sich  im  Finanzministerium  und 

iliilt  zunächst  diesem  zu,  wenn  sich  auch  im  weiteren  Verlaufe 
andere  Ressorts  daran  lietliL'ilif^cn.  Das  Finanzministerium  voll- 
führt die  Aufgabe  im  Vero rd u ungswege  und  mittelst  des  ihm 
grundgesetzlicb  zustehenden  Anweisungsrechts  Uber  das  ge- 
sammte,  zunächst  ihm  zur  Verfügung  stehende  Staatseinkommea 
(bez.  Ober  die  etatsmässigen  ^^Eingänge'^  einer  Pinanzperiode),  ein 
Uccbt,  welches  durch  den  Etat,  namentlich  für  die  Ausgaben,  nur 
seine  nähere  ziffermässige  Bestimmung  und  Begrenzung  findet. 

DcmgemäH«  cAnrenti  irt  Kieh,  auch  vorbehaltlich  der  Mitwirkung:  and  r-  r  Ministcri''n 
und  coordiüirter  oberster  S  erwaltuugsbebörden  (z.  l\,  für  daä  iStaatsscbuidenweseo)  ood 
der  zu  diesen  gehörigen  Mittel-  und  DnterbehArden,  der  Ausgabe-  und  Einnahme* 
dienst  in  oberster  Centraiinstanz  beim  Finanzministerium  und  untersteht  domselhon 
daher  die  Hanittstnntskasse.  Nach  dem  jetzt  anerkannten  ,.1'riii' ip  der  fiscalisrli-Mi 
Kasseneinbe  if  läuft  dun  h  diese  Kasse  mögli«  hst  die  (icsjimmtheit  aller  auf 
Rechnung  des  Staats  (Fiscus)  erfolgenden  Ausgänge,  bez.  Ausgaben  und  aller  Ein- 
gänge, bez.  Einnahmen  zu  seinen  Gunsten.  Und  zwar  mindestens  rechnungsmissigi 
so  weit  es  nolhwendif?:  und  zweckmässig,'  aucJi  th  n  t säe  h  1  i c h ,  indem  die  Einnahiuo- 
:nn(er  ihre  Einnahmen,  eventuell  —  unter  Alizu^  ihrer  unmittcHinr  bestrittenen  Betriebs-. 
Krhcbungs-  und  dgl.  Kosten  und  nach  weiterem  Abzug  diT  auf  bie  angewiesenen 
allgemoinen  Verwaltungsausgaben  —  ihre  UeberschQsso  an  die  Haoptkasse  abfahren 
und  von  dieser  Ausgaben  direct  geleistet  oder  Fonds  dazu  an  andere  Kassen  ttbe^ 
tragen  werd<>n. 

Auf  drund  des  Ktats  uberweist  daher  das  Mnan^uuiii<.terium  aus  den  ihm  zur 
Verfugung  Gehenden  Einn«hm<m  allen  anderen  Vorwa]tungszwei<!:en  die  für  rie  anS' 
gesetzten  Crcdite,  Uber  welche  die  l»etr«>frenden  Ressortschefs  und  BohOrden  dann 

weit<'r  durch  '•i'_'""'ii>^  AriW'M'-TjriirtMj  ili-i-nnin'n.  F'^r  «lie  rirhtijre,  d.  Ii.  ^r^^<^t,'ro^l^.^ii:<' 
und  innerhalb  dir  (ircn/.cn  des  Etats  sich  haltende  AiisUbnnp  des  Aiiweisungsreilit* 
ist  daä  FiuaJizministerium  der  administrativen  und  der  pulitischeu  Controle  (§.  ^U) 
nnteiworfen.  Ueberschreitnngen  des  Etats  in  den  Au^gal^n  haben  die  anderen  Ver- 
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traltQDgszwpjp'i^  rmrh  ilun  gepcuübcr,  und  wenn  sie  mit  seiner  Znstiminuiig  ^^»sclichcn, 
iut  sie  da»  i«  iuaii^^iiiiiiistcriam  in  Gemeiuschaft  mit  dem  Clicf  der  betreli'cndcn  Ver- 
waltung dem  Staatsoberhaupt  and  dor  Volksfertrotong  gegenobor  so  rortreteD  und 
dafür  Indcnmlllt  einzuholen. 

3.  Vorbereitung  der  organischen  Gesetze  rein  oder 
überwiegend  l'inanzwi rtliscbaftliclieii  C Ii arjicters  iind  Ver- 
tretung dcrseibeu  in  der  Berathungginsianz  vor  den  anderen  obersten 
»Staatdkdrpern  (Ministerrath ,  Staatsrath  u.  dgl.)^  sowie  weiterbio 
ror  dem  Staatsoberbanpty  um  dessen  Genebmignng  zur  VorJage 
des  Gesetzes  bei  der  VolksTertretnng,  und  vor  letzterer,  um  deren 
Zustimninug  zu  erlangen. 

Yornciiili'li  ktuiimcn  liier  die  grnssen  orsrnnisclicn  (IcsMr.p  über  die  Manptcin- 
jÄnpc  <  Kl  II  n  ahmen )  des  modernen  Staats,  die  Steuern  und  das  Staatsschuldcn- 
veacn  in  Betracht.  Bei  den  Gesetzen  über  privatwifthschafdicho  oder  Erweibs- 
-iükunfte  (Domänen,  Forsten,  Bcri^werke,  auch  Verkehrsanstalten,  wie  Post,  Telegraph, 
Ei*en)' ilin.  n)  und  vollends  über  ti<'lHiliri  iicinnahmen  (Justi/^rbiniron ,  UnterricTnsg'e- 
biibren  □.  a.  inJ  steht  regelmiissig  der  hnauzielle  (icsichUipunct  in  zweiter  Jjnif^.  wes- 
halb die  Vcnrahung  dieser  Zweige  tlberhaupt  nicht  dircct  dem  Finanzminiätcrium  zu 
BBterstehen  braneht  (s.  u.)  und  die  YorbeTeilnng  der  betrelTenden  Gesetze  zwar  wohl 
anter  Mitwirkunir  <1.  s  Finanzministeriums  erfolgt,  das  dabei  das  fiscalische  Interesse 
in  v.-rtrct'  n  hat,  ali -r  von  den  lictrL'irernlr-n  an(l<-r''ii  MinistfTir»tt  mi^L'-i'lif.  Kin  ahnlifhor 
öAchrerliait  besteht  bei  den  desetzcn  in  Bezug  auf  Staatsausgaben ,  weiche  letztere 
natotlich  darch  die  bexttglichcn  Staatsthitigkeiten  bedingt  werden,  weswegen  die 
f<:«<?tze  regelmässig  zum  Ressort  des  betrefiV.ndcn  Fachrainisteriums  goh<)ren  (.Militärisches, 
Raotoii ,  T?pform'^n  n.  s.  w.V  Speci*'!!  ins  (lebi'^t  dor  vun  Fit)nn7mirii>t-'riuni  vor/ii- 
iKTeitcndeo  ürganischen  Ciesctzc  des  Ausgabewesens  gehören  aiicr  diejenigen  zur 
Rca^.ilüng  der  (ichalte  und  Pensionen  der  Staatsbeamten.  Dafür  sind  im  Wcscut- 
licbea  in  allen  Zweigen  des  Staatsdiensts  gleichmiasigc  Normen,  Tornemlieh  nar  mit  der 
rmerschcidang  von  Civil-  und  MilitärJienst,  erforderlich.  Das  IMiianzministcrium 
;lk'in  ist  im  Stande,  das  fisralisrhc  Intorf»«"?*»  gegenüber  der  tJ'^sammiheit  der  An- 
jpniche  des  Bcsoldungs-  und  i'ensiunsetats  zur  Geltung  zu  bringen.  Nur  wird  bei 
<ier  grossen  allgemeinen  politischen  Bedeutung  dieses  Gegenstands  natürlich  anch 
*^idcr  der  finanzielle  Gesichtspunet  nieht  allein  cntsrheiden  können.  Die  Aufgabe, 
iis  pr.üti'^r-he  Interesse  in  der  Sache  wahrzunehmen,  wird  den  anderen  liossortschefs 
mi  zu  fall  CD. 

4.  Vollziehung  der  finanzwirthscbaftiicheu  Gesetze. 

Diese  erfolgt  namentlich  wieder  im  Wege  der  Verordnu  n g<- n  fVoll/ngs», 

Verr  altTi  nrsverordnung),  durch  Erla«s  von  Verfügungen  und  Bescheid  in  znr 
U^ong  %on  Zweifeln  und  Fragen ,  welche  erst  bei  der  Vollziehung  des  Gesetzen  auf- 
iMchen.    iS.  Stein,  4.  A.  I,  194. 

5.  Oberste  Leitung  und  Verwaltung  der  Finanz- 
wirihschaft 

In  dieser  Hinsicht  gehört  znm  Finanzministerium  znnächst  das  gcsammte 
/.ahl«!Ti jrs- .  Kn-^«''n-,  Berlin nnirs-  Tind  Controlwesen  (Rechnungs-  oder 
K/issencontrolej,  die  Staatsbuclihalterei;  ferner  die  unmittelbare  Verwaltung 
wichtiger  Einnahmequellen;  regelmässig  insbesondere  der  meisten  Stenern 
(directeo,  indirecten,  Fin.  II.  §.  S.HS,  „Krwerbs"-,  „Verkehrs"-.  .,Verbraurhs"-Steu..'rn 
n.  w. .Tin.  II,  §.  1)1 — .'»31),  zum  Theil  auch,  so  namentlich  früher,  der  „Domanial- 
•linnahmen"  i  w  S..  der  Domänen,  For^^t^  n.  B«^rcrworke,  Staatsfabriken,  Staats-  Handels- 
'leld-  und  Bankgeichäfle,  Verkehrsanstalti^n.  Doch  sind  diese  Kinnahmequcllcn, 
eleich  den  meisten  Verwaltiingen  von  GebQhronzweigen,  vielfach  dem  Ressort  des 
riaaozmioisteriams  entzogen  und  ans  principiellen  nnd  practischen  Granden  anderen 
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Miuibtcneti,  üciijeiugen  lur  Laiidwiitliscliaft,  Handel  und  (icweibc,  liauten,  Verkehni 
Anstalten  unterstellt.  Das  Finan2^uiistonain  bat  Öfters  anch  die  Substanz  des  Staats 
rermOgens  zu  überwachen,  daher  die  Inirentarisirung  desselben  unter  sich.  Forbolialtlid 
der  Uehirfrai^nini!;  tli<sci  Aufgaben  an  andere  Fach -Ministerien.  Auch  das  Staats 
s «•'Ii  n  M 11  w '■--<•  n  i>t  wohl  aus  strint-=rf?chtlichen  und  prnrt5srh</n  <irf!n-leii  —  letzteiq 
ucuiiich  im  Intuiesäu  des  StaatäCiedits  —  duui  i  iiian/iUiiüistcuum  eutzogCJi  udti 
venigstODS  unter  eine  besondere  Behörde  gestellt,  welche  auch  bei  der  ressort 
massigen  Zugehörigkeit  zum  Finanzministerium  eine  selbständigere  Stellung  als  ■■'.u 
blosse  Vcr^ahiinirsahtlK^ilnnsr  dosseltien  einnimmt.  Von  den  Ausgabez vcigcn  ver 
waltet  das  Finuuzministenum  unmittelbar  wohl  clazelnc  vou  allgeuiciucr  Bc 
deatung  fdr  den  ganzen  Staat«  die  allgemeinen  Dotationen,  das  Pensionswescii 
tt.  dgL  in.  —  mitunter  sogen,  „allgemeine  Finanzrerwaltung im  Unterschied  roi 
der  ..spec iellen"  — ;  ferner  die  zum  Dienst  seines  ci'^'erien  Sperialrfssorts  u'chörigoi 
Ausgabczwoige  —  eben  die  «,speciellc''  Fiiiauzverwaitung.  Beispiele  aus  cinzeluei 
Ländern  unten  in  §.  96  ff. 

I>iu  Ausscheidung  von  Domänen  u.  s.  w. ,  Verkeil iban -stalten  aus  dem  Finanz 
ministeriuiii  ht  mehrfach  principiell  verlangt  und  atis^cl'iihrt  Honlen,  um  den  fiS' 
calischcn  (.irsichtspunct  in  dor  jran/cii  l\i(  lituiii:  und  'J  cMdcii/  der  Verwaltung  hintei 
den  eigentlich  &  t^a ts vv irthsc h aiili ch cn  zurücktreten  und  allgem ein  e  Staats- 
und  folksirirtbscliaftliche  Interessen,  die  eben  fttr  die  Uebertragung  dieser  Verwaltung» 
zweige  grade  an  den  Staat  die  entscheidenden  -lud,  mehr  zur  Berdclsichtiguiij 
kommen  zu  lassen.  Insofern  hirirt  diese  administrative  Organisation  und  KessortlH!- 
Stimmung  ein  Stück  Entscheidung  wichtiger  allgemeiner  Staats-  und  volkswirthschaft« 
Heber  Principien  fragen  in  sich. 

§.  *J4.  Organisation  und  Eintlieilung  des  Finanz- 
ministeriums. Gewisse  GrundzUge  sind  hier  dem  Finanzniinisteriuiu 
mit  den  anderen  Ministerien  im  modernen  Staate  ;2;emein. 

Heim  Minister  und  in  seinem  Bureau  Concentrin  sich  die  Entsrlieidnng;  allet 
«jesclififfc.  zu  deren  Berat hung  alxr  die  Mini^tc^ialrätho  in  Form  von  Coilegien 
wohl  hinzugezogen  werden,  während  der  einzelne  Kath  (Keferent,  Dcceroentj  übet 
die  Angelegenbeiten  seines  speciellen  Ressorts  dem  Minister  berichtet  Deber«ll  aber 
ist  CS  dt  r  Minister,  der  nach  dem  sfantsrochtlichen  Grundsätze  der  Verantwortlichkeit 
gegenüber  dem  Staatsoli-rhaupt  und  d-  r  Volksvertretung  die  Entsch  c  i  d  u  n  et  trifft. 
Alle  Verfügungen«  Bescheide,  Verordnungen  des  Ministeriums  erfolgen  daher  durch 
den  Minister  persönlich  oder  In  Vertretung. 

Im  Uebrip^en  hängt  die  Organi.-jation  und  Eiiitheilung  des 
Finanzmiuisteiiums  wesentlich  von  den  Functionen  nnd  der 
Res8ort])e8timmang  des  letzteren  ab,  wonach  sich  auch  wieder  die 
Ausdehnang  der  Geschäfte  richtet.  In  kleineren  Staaten  kann 
Manches  vereinfacht  und  zusammengezogen  werden,  was  sich  in 
^nisseren  verwickelter  gestaltet  nnd  getrennt  wird.  Neben  tecb 
iiischen  Rücksichten  machen  sich  mitunter  auch  staatsrechtliche 
bei  einzelnen  Puncten  geltend. 

Nach  techüisclien  Gesichtspunctcn  scheiden  sich  die  allge- 
meinen Angelegenheiten  der  im  Finanzministerium  eoneentrirtcn 
Jj'inanzverwaltung,  fKr  die  dann  wohl,  etwa  in  Verbindung  mit 
dem  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  eine,  oder  mit  diesem, 
aber  getrennt,  zwei  Abtheilungen  (Dci)a rtenicnts,  Sectioneu  ) 
gebildet  werden,  \<>n  den  speciellen  Finanzdicnst  Zweimen.  Für 
letztere  werden  je  nach  dem  Umi'aug  der  Geschäfte  eine  grössere 
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oder  kleinere  Anzahl  weiterer  Ministerial-Abtheiliingen  nach  dem 
leitenden  Gesichtspnnet  der  sachlioben  Znsammengehörigkeit 

der  Gegenstäude  eiugerichtet. 

Also  z.  B.  wenü  DotDäncn  u.  s  ^^. .  Vcrkehrsaiistalfpn  im  Fin.inzmiiiiat.üiinn 
stehen,  fnr  Domäncu,  für  Forsten,  oder  lur  beide  zusamineii,  für  Berg-  und  Hutten- 
werke, tdi  dircclc,  für  iudircctc,  für  Stempel-,  Register-  und  derartige  Steuern,  flir 
StutMchnlde&weseii,  mit  etwaigt»  weiteren  Spcciafisinuigen  nach  BedOrfniss,  that* 
vicUicb  OfleiB  nach  liistoriscber  Tradition,  die  man  beibebftit. 

Mituiiier  bilden  sich  solche  Ahtheilini'^cn  des  Ministeriums  ans 
^Taal^ recht  1  i  (•  Ii  en  Gründen  zu  mehr  «elhstündigen  Behfirdeii 
aus,  die  nur  wegen  des  Gegenstands  ihrer  Beschättigung  dem 
Finanzministerium  angegliedert  und  bloss  in  gewissen  Poncten 
demselben  snbordinirt  sind^  so  z.  B.  die  Verwaltung  des  Staats- 
Bchnldenwesens,  aneh  der  oberste  Rechnungshof,  wo  der- 
selbe nicht  ganz  selbständig  gestellt  Ist.  In  anderen  Fällen  werden 
aus  speciell  finan z-techn ischcn  und  r>kn nomisch-teclui  is chen 
Grltndeu^  n.  A.  we^eii  des  Erfordernisses  speeieller  Fachkennt- 
nisse auch  in  der  oberen  JA^tung^  einzelne  Dienstzweige  des  Finanz- 
ministeriums zu  selbständigeren  ^^Directionen^'  („General- 
directionen"  u.  unter  dgl.  Namen  mehr)  erhoben  und  damit  der 
unmittelbaren  Verwaltung  von  der  Centralstelle  aas  entzogen. 

I^euerc  Beispiclo  sind:  Monopolvci wultuugou,  wie  Tabak  (Oesterreich),  Lotto- 
renraltong  (Oesterreicb ,  Preossen),  Bci^wcrksrenraltunff  (Baiorn),  Mttnzweseu  (mehr- 
fach).  St;uitsmanufacturen  (Frankreich),  Staats-,  Geld-  und  Bankgcsch&ne  (Preassen, 

."^cchandiuu-r,  ehemals  die  Rank',  Pt  iisionsw«'«.»)!  ijjn.-uss.  Witiwtin- Verpflesrungsanstalt). 
ikaeraldirccUoncn  der  Hauptciunahmezwcige  überhaupt  (Frankreich,      \)\)}  u.  dgl.  m. 

Mehrfach  spielen  hier  auch  die  schon  erwilhnten  Tendenzen 
mit,  neben  und  vor  dem  bloss  fiscaiischen  die  allgemeinen 
Staats-  und  volkswirthschaftlichen  Gesichtspnncte  mehr  zur 
Geltung  zu  bringen  (z.  B.  bei  eigenen  Directionen  fdr  Bergwerke^ 
iStaatülabriken,  Baiikcuj. 

Der  weitere  Schritt  Uber  die  Bildung  solcher  selbständigeren, 
aber  doch  noch  zum  Finanzministerium  ressortirendeu  „Directionen" 
hinaus  ist  dann,  die  betreiTenden  Dienstzweige  anderen  Fach- 
mmisterien  zu  unterstellen,  bei  denen  diese  allgemeinen  Staats- 
Qnd  volkswirthschaftlichen  Interessen  ex  officio  gepflegt  werden, 
I.  B.  die  Domänen  und  Forsten  dem  landwirthschaftliehen,  die  Ver- 
kehrsaustaitcn  dem  liaudeJsmiuiiiterium  oder  einem  verwaudteii. 
Oder  man  geht  endlich  auch  noch  einen  letzten  Schritt  in  dieser 
Üichtung  vorwärts  uud  erhebt  solche  Dienstzweige  ^  einzeln  oder 
verwandte  miteinander,  zu  eigenen  Ministeiien  oder  diesen 
wenigstens  im  Wesentlichen  gleichgestellten  obersten  Centralbe- 

i.  W>{;n<>r,  Fioaii'irIw(»n«ehaft.  I.  8.  Aoll,  |4 
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bttrden,  so  b.  B.  die  PoBt  und  Telegraphie  (so  jetzt  in  Fraokreich), 
das  Staatseisenbahnwesen.  Derartige  ErscheiDangen  sind  im  Leben 

der  modernen  Staaten  mehrfach  hervorgetreten.  Sie  bilden  einen 
interessanten  Beleg  für  die  wirtli8chalt>-  und  culturgescliiclitlicii 
bemerkeii^werthe  Thatsaclic  des  allmiiligen  Zurückwciclien.s  der 
älteren  rein  oder  überwiegend  üscaliBcbeu  Tendenz  bei  der  Ver- 
waltung Yon  Objecten  des  Staatsvermögens  und  von  Ertragsquellen 
(Begalien  u.  dgl.)  vor  dem  Princip  der  Verwaltung  in  möglichst 
staatswirthsefaaftlieb-gemeinnUtziger  Weise.  ^ 

Vgl.  Stein,  4.  A.  i.  IBh.  Kau  i  lu.  Ii.  .'i3ö.  Beispiele  uiitcu  in  §.  96  ff. 
BeacliteDswerth  ist  namentlich,  wie  sich  der  iDoere  Graud  der  Begalisirnnprt  d.  h. 

des  aasschliesslichcn  Vorbehalts  einer  wirthschaftlichcn  Tli&tigkeii  für  den  Staat,  hier- 
mit verändert,  z.  B.  bei  Mttnzc.  Post,  anderen  Vcrkehrsfinsfaltcn :  das  Reg;al  diento 
ursprünglich  ror  allem  dem  fiscaiischon  Zweck,  einen  grösseren  Kciuertrag  erxiekii 
zu  können,  jetzt  dorn  volkswirthschafUichen  Zveck«  die  betrelTende  EinrlchtUDg  mdglidist 
gnt  einrichten  zu  können.  Darauf  ist  in  der  Lehre  von  den  Regalien  und  GebOhn» 
zumdEzokommen  (s.  «uoh  Fin.  II,  Kap.  1  v.  d.  QebUbren). 

§.  95.  —  B.  Das  sonstige  Finanzbeb9rdenwesen  und 
der  finanzielle  Executivdienst.   Die  Einrichtungen  scbliessen 

sich  zum  Theil  an  die  allgemeinen  in  der  modernen  Staatsver- 
waltung an,  zum  Theil  fo]g:en  sie  der  Organisation  der  oberen 
Finanzverwaltung,  besonder»  des  Finanzministeriums  genauer  und 
gliedern  sich  nacb  dessen  Abtheilungen  und  nach  den  General- 
Directionen;  zum  Theil  endlich  und  vielfach  ttberwiegend  ist  auf 
sie  das  technische  Bedttrfniss  der  verschiedenen  finanzwirthsehaft- 
liehen  Dienstzweige,  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Einnahmen, 
von  Eiulluss,  ein  Hedlirfniss,  das  uiulerscits  lür  die  Orji^anisHtioü 
des  FinauzniiDisteriiuns  selbst  ndt  bestimmend  sein  muöste. 

In  früherer  Zeit  (§  87 — 91)  dienten  die  allgemeinen  Venvaltuns:sorgan*».  A*^inter 
und  ßeauUen  zugleich  meistens  mit  für  den  Kinauzdient>L,  besonders  auch  zur  Einziehuntr 
der  Einkünfte,  mit  wenigen  Ausnahmen,  wie  z.  B.  im  ZoUdieust.  Fortschrcitendef 
ÄTbeitstheUnng  auch  in  der  Verwaltung  gemäss  hat  eich  dann  der  FioanidieRSt  aU- 
mklig  von  dem  allgemcinfn  Verwaltungsdienst  losjrotn^nnt  und  verselbslfintii^^r . 
namentlich  da.  wo  es  sich  um  specifisch-tcchnische,  dieselbe  Arbeitskraft  aErh 
ziemiicli  gleichmässig  und  fortwährend  beschäftigende  tinauziello  Aufgaben  hüudcltc 
Eben  deshalb  schon  am  frtlhsten  im  Zelldienst,  später  im  Dienst  der  anderen  indirecteii 
Steuern,  der  Verkehrssteuem,  in  der  Eigen  Verwaltung  von  Staaiscigcnthum,  HegalicB 
und  anderen  Ertragsiiuellcn  durch  Administratoren  auf  licclinunii-  dev  Staats,  dah-  r 
beim  Münz-«  Post-,  Bergwerks-,  Foi-siwesen  u.  s.  w.  Dagegen  blieb,  z.  Th.  bis  in 
die  Gegenwart  hinein ,  die  Verwaltung  der  directcn  Stenern  und  der  DoaiBev  in  det 
neueren  Periode  der  Verpachtung,  in  der  Mittel-  und  selbst  in  der  BBteren  Instanz 
wolil  «  in  Tl,-  il  der  allgemeinen  Ijunli^vi  rwaltunL' .  indem  deren  Organe  anrh  h'wr 
die  bctreüenden  llnanzwirthschattlii  iieii  <iesrhuftc  mit  zu  besorgen  hal^.  AUerdiog» 
mitonter  —  auch  hier  die  Consequenz  des  Arbeitstheilungsprincips  —  so,  dass  inner* 
halb  einer  allgemeinen  Verwaituni^blx  Imrde  wieder  Abtheilungen  wie  für  andere  fach- 
grappen  von  Ges.häften  Püliz.  i-.  Schul-.  Kirclieii.  Saniläts-.  Wirthschafts>a(  li-n  ti.  -.'s/', 
so  auch  für  Finanzsiachen  gebildet  oder  wenigstens  Specialbearate  einer  .«ül^omoirien 
Behörde  mit  dem  Finanzdienst  betraut  werden.  Die  Vermehrung  aller  Verwaltuu^- 
geschikfte,  wie  auch  der  Finanzsacheu  speciell  und  das  Bedttrfniss.  gende  die  Finanz- 
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§esch&fte  roo  teclmiscli  gebildeten  Organen  besor^eu  zu  laaieo,  htt  aber  jetet 

Ei-hrfach  za  eig-'n'Mi  Finanzheli  Si  ihTi  fur  fast  alle  vorxijicdeiirn  Zweige  oder 
»euigstcDS  für  je  eine  Keihe  verwandter  Zweiffo  des  Finan/dien^t^  •^i  fulirf.  Auch 
hier  zeigen  üich  freilich  manche  Unterschiede  in  den  ciu/t-lucn  Ländern,  je  nach  der 
(ir<^  der  Staaten,  der  Eatwicklong  der  inneren  Staatärorwaltuiig  Ubcrhaopt  und 
ihrer  St»  IltinEr  znv  localen  Selbstverwaltung  und  nai  Ii  der  (le^tallung  r].-;-  Pinanzw'irtli- 
M:hafu  namentlich  ties  St'*nora-.>ens  In  Deutschland,  spcciell  in  i'rcus^cn  ist  die 
Lü»treiinuQg  dei  Fiuaiizvcrwultiuig  in  der  Mittel-  und  Unterinstanz  besondere  hei  der 
directen  Bcsteoerang  ?on  der  übrigen  Inneren  Verwaltnnjr  nech  nicht  so  veit  gediehen, 
ab  z.  B.  in  Frankreich,  was  tnir  il<  r  <::iüäseren  Einfachheit  unserer  directen  Steoeni 
nnd  mit  Verschiedenheiten  in  dor  Krhubuug  «nsammenhäogt. 

Die  schon  erwähnten  spccitiscli  technischen  Dienstzweige 
Laben  ihr  eigenes  Hehördeuwesen,  das  etwa  nach  oben  zu  in  einer 
Generaldireetion  oderMiuisterialseetion  gi()tclt,  aus  inaerensachlichen 
Grtindeu  auch  nach  unten  zu  am  Meiaten  selbständig  ausgebildet 
und  damit  daa  sog.  y^Centralisationsprincip^'  in  dem  einzelnen 
Zweige  —  Poet,  Zollwesen,  Verwaltung  der  inneren  Verbranebtt- 
stenerD,  mit  weiteren  Specialisimngen  nach  den  Hauptkategorieen, 
Salz,  Tabak,  Hier,  Branutwciu,  W  ein  n.  s.  w.,  l  <»rst-,  Bergwesen 
—  vollstilndig  durchgeführt.  Die  tihiigeu  linanzwirthscliaftlicheu 
Dienstäweige,  wie  namentlich  die  Verwaltung  der  directen  Öteuem^ 
bleiben  anch  aoB  Bachlicben  Grttnden  mit  dem  sonstigen  VerwaltnngB- 
bebOrdenwesen  mittlerer  und  unterer  Instanz  in  näherer  Beziehung. 

So  sebetdet  sich  denn  das  moderne  FinanzbehOrdenwesen 
nach  drei  frrundsiltzen,  einmal  nach  Fachgruppen  oder 
gegenständlich;  sodann  räumlich,  nach  dem  Wirkun^^skreis  im 
Staatsgebiet  und  dessen  Tbeilen,  wo  als  Kegel,  die  aber  Ausuahmeu 
erleidet,  die  Finanzbehr^rdenorganisation  sich  der  räumlichen 
Organisation  der  inneren  Landesverwaltung  ansehliesst  —  Provinz, 
Bezirk,  Kreis^  Gemeinden,  Stadt  nnd  Land,  mit  den  betreffenden 
Amtsstellen  fttr  den  Finanzdienst  — ;  endlich  nach  Rangver- 
hältniäseu,  indem,  wie  gleichfalls  in  der  sonstigen  Verwaltung, 
die  Finanzhehnrden  jeder  Fachgruppe  und  des  ganzen  Staats  in 
einem  bestimmten  Verhältniss  der  lieber-  und  Lnterordnung  unter 
emander  stehen.  Zwischen  ihnen  länlt  daher  der  Instanzenzug 
ron  unten  nach  oben,  bis  zur  Oentralstelle,  daher  regelmässig  bis 
zam  Finanzministerium.  Hier  gelten  dann  in  Betreff  des  Rechts, 
Verordnungen  und  Vertilgungen  zu  erlassen,  die  untergeordnete 
Behujdt'  zu  conuulireu  und  zu  rcctifieircn ,  hinsichtlich  des  He- 
ÄChwerdcniaut's  u.  s.  w.  die  allgemeinen  Urundsilt/e  dos  modcriK  ii 
VerwaUungsrechts,  speeiell  des  Rechts  der  vollziehenden  Gewalt, 
fiegelmässig  sind  die  Local-Finanzbehürden  (Zoll-,  Steuer-Aemter, 
Steuereinnehmer,  Ansgabekassen  n.  s.  w.)  mit  der  eigentlichen 
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Au&iühl'uug  der  ciuzelneD  in  ihr  Ressort  schlagenden  tinanzwirtb> 
scbalUicben  Verwaltungsacte  betraut,  wie  dies  der  Gang  der  Dinge 
erfordert.  Diesen  Behörden  und  ihren  Organen  stehen  daher  auch 
PUt  die  Sichemng  des  Einnahmediensts,  mithin  besonders  fllr  die 

Steuerveranlagung  und  Erhebung,  die  erforderlichen  Control-  nnd 

Zwangsrechtc  ( „Execution")  (Fiu.  II.  ^j.  585  -  oDU,  571»,  580)  zq. 

Vgl.  V.  Maldini,  II,  Hau,  Fin.  M.  §.  r)'!!  :.;t4.  Stein,  4.  A.  I.  l')5.  Eine 
weitere  Auiiubruug  kaan  hiur  iiu  Uiubhck  auf  die  |3ractiäcliou  Beispiele  in  deu 
lolg.  §§.  unterbleiben.  Sind  aucli  die  leitenden  Principien  und  GrundzOgc  der  moderneu 
Orginisatiuii  (IcN  FiiiaiizbchÖrdcu\ve:icu3  und  seiner  Dienstverriclitungen  im  Wesent- 
lichen iil)eri  iii'5tiuituend,  so  unterscheidet  si.  Ii  diese  Orjfaui>.itioii  «iurli  in  den  einzelnen 
Staaten  unter  dem  Einllu:»s  der  verschiedenen  goichichtlicheu  Entwicklung,  der  Ver- 
schiedenheiten der  Landesrerwaltung ,  der  wirths»chat>liclien  Verhältnisse,  der  Volka- 
dielitigkeit,  der  Eionalimearten  u.  s.  w.  iuuncr  wieder  bemerklich.  Auf  den  Wirkungs* 
kreis  und  die  Functionen  der  Mittel-  und  Unterbchörden  im  Finanzdienst  wird  in 
den  einzelnen  Abschnitten  dieses  Werks  bei  den  Einnahmen  u.  s.  w.  mitunter  ein* 
■  gegangen. 

IV.  Gegenwärtige  Eiiuichtung  der  Finanzverwaltang  iu 

einigen  Staaten. 

Das  Weaentiicbe  hiertkber  wird  vohl  in  den  Weriten  Uber  Staatsrecbt,  Ver- 

fassungs-  u.  Verwallungsrocht  und  Uber  Fiiianzgcsetzkundo  der  einzelnen  Staaten  mit 
getheilt.  N\'('itcivs  linder  sirli  in  den  Staatsbaii  Ibücliern  ti.  d*?l  n.  ist,  z.  H.  in  BetrcH 
der  Einzelheiten  des  iicamtcuthums ,  au»  den  Etats  zu  ersehen.  Uober  die  uord- 
doufcichen  Staaten  giebt  eine  Uebei^cht  der  Organisation  o.  Gompetenz  der  oberen 
Behörden  ein  Aufsatz  in  Hirth's  Annalen  1S70  S.  147  If.,  671  IT.  AllgCBMine 
organisatorische  (iort/.-  frlil  -n  uften'. 

§  '.Iti.  —  I.  l'reussen.  Hier  gehen  die  jetzigen  Einrichtungen  auf  di* 
grosse  Hcformpenode  nach  dem  FriediMi  von  Tilsit  und  auf  die  Zeit  der  Neugestaltung 
des  Staats  nach  1815  znrilck.  An  Stelle  der  älteren  Behörden,  namentlich  auch  des 
O  fTi  craldi  r<*('t  0  ri  II  m  s  .  'ij  ^\).  d;i-i  im  alten  StMato.  um  JSt>r>,  n.irh  ii)  4  T'rovincial- 
und  in  4  Kcaldcpanerin  iit.-i  /crliel,  i^wovoii  dns  (  lilr  Kas'^on-.  St  -in]M'l-,  Münz-. 
Bank-,  ^Mediciual-,  Lotterie-,  Postwcsen  unter  einuui  Minister,  der  zugioich  (.ieueral- 
Controlonr  der  Finanzen  war),  trat  eine  neue  Organisation,  welche  auch  fttr  den 
Finanzdicnst  umgestaltend  war  (s.  E.  Meier,  Ref.  d.  Vi^rw.orfanis. .  S'.  29,  177  ff. 
F.  Könne,  preuss.  Staatsr.  n.  A.  II,  1.  Abth  ,  S.  *M)  lt..  II.  2.  Abth.  S.  574  ff.) 

Kach  dem  rublicnudum  v.  16.  Dec.  IbOS  wurde  ein  eigenes  Finanz- 
ministerittffl  zur  Leitung  und  Verwaltung  des  gesimmteii  Finanzwesens  (unter  Zu- 
weisung der  Fonds  zur  weiteren  Verfügung  an  die  anderen  l{os>ort<  hefs)  errichtet. 
Die  Stellung  desselben  unter  den  obersten  Behörden,  sein  Wiikuns^kroiM  tind  ^  ■in«' 
Kcssortvorhiilluiäse  sowie  seine  Eiutheiluug  haben  wiederholt  Aendcrungcn  erfahren. 
U.  A.  wurde  zeitweilig  (1817 — 2S)  ein  besonderes  Schatzministerium  vom  Finanz- 
ministerium abgezweigt.  Die  jetzt  geltende  Organisation  beruht  rorncmlich  auf  d.  K. 
Erlass  v.  17.  April  1S4S;  die  wi.difiL''>(t^  seitdem  t  rfolglc  Ar'iHVriina:  ist  die  Ueber- 
Iragung  der  Abiheilung  f  Domänen  u  Forsten  vom  Finanzministerium  auf  das  land- 
wirthschafilichc  Ministerium  (Erl.  v.  1.  Aug.  Ib'S).  Danach  „hat  das  Fioanzmiuistcrium 
gegenwärtig  die  gesammtc  Pinanzrerwaltung  des  Staats  zu  leiten,  den 
Staatshaushaltsetat  und  die  Kochnungen  darüber  aufzustellen  uni)  iiu  fort- 
lanfiMidc^  Controle  über  die  Staatseinnahmen  u.  Ausgaben  zu  tlb  ii.  Dasselbe 
bildet  demgemäss  den  Mittelpuuct  ftir  das  gesammte  Etats-  u.  Kassenwesen  des 
Staats,  indem  ihm  sibnmtliche  Etats  zur  Uitrcrislou  ronulegen  und  alle  Kassen- 
abschlUsse  einzureichen  sind.  Ausserdem  hat  dasselbe  die  Verwaltung  der 
dirccteu  u.  indirecteu  Steuern  und  der  sonstigen  Einnahm ezwcigo  des 
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Stttts.  valcfae  nicbt  andonn  Ministerien  oder  Reiolisbehftrden  ontergeordnel  aind, 
jpadeli  m.  fuhren.    Endlich  unterliegt  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschllklan 
sdner  oberen  Leitung:"  (\*.  I?5nric  II,  I.  Xhth.  S.  !r>  .    1)a<  Finanzministi  rium  zor- 
flUt  jetzt  ia  3  Abtbeilungen,  für  Etats-  und  Kassenwesen,  —  (im  Wesentliclien 
diftr  bestaml  ron  1S17 — 26  eine  eigene  unabhängige  CentralbehOrdc,  die  „(rcncral- 
coBtrole  der  Finanzen*^  dann  für  einen  Thoil  der  hierhergehörigen  Aufgaben 
von  ]*^'2'i— H  c'mf  andere  Centralhehörde,  die  „Slaatsb u h h n I f c rei"  1 :  —  für  die 
iiaiirecten  Steuern  (wozu  in  Preussen  ausser  den  ulili«  lien  auch  die  btempel-, 
ErbäcLäteucr,  verschiedene  gebtlhrenart.  Abgaben  iui  VcMkuhrswc^en,  jetzt  auch  die 
(ierichtskoslMi  n.  s.  w.  gerechnet  Verden),  a.  fttr  die  dirocten  Stenern.  Zum  Reasort 
»les  Finanzministeriums  g^ohören  an  sonstigen  CentralbchMi  lrn  die  Goneralstaatskaaac, 
die  General- Lotterie -Direotion.  die  MtlnzanstaUen .  die  (ien.-Dir.  H.  ;i!l<jem.  Wittwon- 
reipflcg^nstalt ,  weiter  die  f^cehaudlung.    In  einer  abgesonderten,  mehr  selbständigen 
Sfetling  steht  die  Haaptrerwaltung  der  Staatsschulden.  Abgesehen  ron  rersohiedenen, 
mtüt  gebuhrenartigeD,  dem  (Sesamnitbetrage  nach  kleineren  Einnahmen,  die  bei  allen 
ciDzeliii-n  Ministcr'K  'i  vorkommen,  sin<l  von  Haupteinnahmezweigen  mehr  privat\virth«?ch. 
Nitur  anderen  Miniäterieo  ah»  dem  Finanzministerium,  mit  aus  den  oben  dargelegten 
pniK  ipieUen  ond  practiachen  OrQndcn.  in  Prewsen  onnittelbar  ttbertragen:  die  Demftnen 
(i.  Forsten  dem  landwirthschafUi'-hen .  'las.  Bei|f-,  Hutten-  u.  Salinenweson  (incl.  der 
ß«rgwerkstenern)  u.  das  Staatseisetibalin^'cscn  dem  Min.  f.  öttcnll.  Arbeiten  f1^7'>\ 
Eih'i  „dem  König  unmittelbar  uniergfordnete ,  d'  ii  'Mirii-tcm  c:e«ffntJher  seDjstandige 
Behörde"  ist  die  Überrechnungskauiuicr  (lies.  v.  27.  Marz  1^72.       1,  Vor- 
geschichte bei  r.  Kftnne,  II,  1,  S.  154,  G<  Herrfnrth,  prenss.  Etats-  n.  s.  v.  Wesen, 
Bert.  ISS l,  S.  i:i  fT.\ 

Für  dir  K i ii a  ii  / \  l  r  w  a  1 1 u n g  im  Lande  fungiren  als  \r i  ( t e  1  bchörden  diö 
AbtheiUugen  dur  Bczirksrcgicrangen  (Regier. Uezirki  für  die  Verwaltung  der 
dlrecten  Steuern,  der  Domänen  nad  Forsten,  also  Oliedor  des  allgemeinen 
Oiiginismus  der  Inneren  Verwaltung,  ferner  die  selbständigen,  den  Regierungen 
eoordinirten  Pro?incial-Steuer-Diroctioncn  für  die  Verwaltung  der  in d inerten 
iSteucrn  ond  Zölle,  die  in  gleicher  Weise  wie  die  Kegierungen  der  Uberaulaicbt 
des  ObetprSsidenten  der  Prorinz  anterstehen  (das  Ilfnzelne  nSher  bei  r.  Rönne,  II,  1, 
'na.  §.  264,  266,  274,  279;  zu  den  Bez.reL,n.  rui)j,n'n  ;rehören  auch  Kassenräthc. 
Einzolbeamte,  dir-  die  Ka.s-^eri-.  Etats-  u.  K-  «  Im.sachen  zu  bearbeiten  haben).  Ab- 
veichende  Einrichtuugen  in  der  Mittelinstanz  bestehen  namentlich  in  Berlin,  wo  die 
(ieschafte  der  directen  Steuenrerwaltung  jetzt  von  einer  besonderen  ,,Dircction"  dafUr 
vahrgeoommen  werden  (Organis.gee.  v.  26.  Juli  18S6  §.  88)  Q.  bisher  in  d.  Prov. 
Hannover,  vra  im  theilwei-«eii  AuMrliluss  an  die  alteren  hannov,  Verhaltni-se ,  für 
die  ganze  Profinz  die  gesamuit.'  l  inanzv-rwaltung,  mit  Aufnahme  der  auch  hier 
einer  eigenen  Prorincialsteuerdirection  unterstehenden  indirecten  Steuern  u.  Zölle,  bei 
der  „Finanzdirection^'  Concentrin  ist  (prenss.  Eri.  r.  6.  April  1969).  Nach  dem 
urganis-ges.  v.  ISSO  §.  21  .soll  auch  hier  dieselbe  Einrichtung  wie  in  den  anderen 
Provinzen  eintreten,  also  die  Hcsehäfte  der  Finanzdirection  an  die  Kegiernn<reii  'bis- 
berigeo  Landdrosteieu)  tibergehen.  —  Bei  den  Kegierungen  bestehen  iieg.-Uaupt- 
kassen,  in  welche  die  Kreiskassen  und  in  den  Prafinzen,  wo  solche  bestehen,  die 
Stencrerheln  1  Iii:    Kinnahmen,  bez.  CcberschtLsse  terminwci:>e  abzufahren  haben. 

Die  staatlichen  U  n  t  ij  r b'- h  rd  c  n  der  Finanz?crwaltiing  sind  in  Prensseii  da- 
durch z  Th.  entbehrürh.  dass  in  «  iner  Reihe  von  Provinzen  diu  directen  Staats- 
>t«aem  durch  die  Cummuncn  erhoben  werden.  In  einigen  Prodnzen  fhngiren  aber 
auch  daflBT  eigentliche  staatliche  Stenerempftnger.  In  den  Kreisen  giebt  es  dann 
nreiskassen  und  K  reiss  t  en  e  rei  n  n  eh  mer,  an  welche  von  den  Comuinnen  u.  den 
übrigen  Stenr'r<'!npf^n;rern  die  (ieldcr  abgeliefert  werden.  Kin  besonderes  System 
eigener  Fiaanz-Unterbehorden  u.  Beamten  besteht  iur  die  indirecten  Steuern 
«.  ZOilft  unter  jeder  Pn>r.stenerd{roction  (Zoll-  u.  Steoerftmter  verschied.  Bangs.  im 
QlMizbczirk  u.  im  Innern). 

Der  Ansgabei) i <"i -^t  wird  th.  von  der  nenoralstaatskasse,  th.  von  Cenfral- 
kassen,  (sog.  General  lassen)  einzelner  Ministerien  ^sn  im  Gnltusoiin.)  u.  Behörden, 
isLajkde  von  den  Begierungshauptkassen  und  von  Specialkassen  !br  einzelne 
Terwaltnngszweige  besorgt. 

Die  Verwaltung  der  RuicIiszQlle  und  inneren  Keichs- Verbn  Tich^touom 
ttt  bisher  Angelegenheit  der  Einzelstaaton ,  das  Reich  hat  aber  Commissariato  zqt 
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Gontrolo,  indem  wechselweise  FiDanzboamte  der  grösseien  Einzelstaaten  bei  den  be- 

treficnden  DistrictsbehOrden  eines  anderen  Staats  als  Bovollmäcbtigte  fungireu.  Die 
oberste  FiiianzrLTA'altnn^  f!''s  Dciit^clien  Reichs  ronccntrirt  sich  in  dem  jetzt  zu 
eiuem  selbständigen  Kcicbbamt  erhobenen  Hoichsschatzamt.  dcitöcn  unmittelbar 
rerwaltoode  Th&tigkeit  aber  bei  dem  engen  Connex  zwischen  Reichs-  a.  Siaatsfinanaeii 
^e  geringe  ist.  Die  K  ei  c h  s  hau  pt  kasse  wird  von  der  Keichsbank  ?erwaltct.  Zu 
den  Rt  iclis -  Finan/.behördcn  Gölifirf  no'^li  die  Verwaltun^r  d  '  i  R'MchsschalddD, 
diej,  des  Hei ch s kriogsschatzes  u.  diej.  don  Reichs-in valideufonds. 

97.  —  2.  Andere  deutsche  Staaten.  In  sftmmtltchen  Mittclstaaton 
bestehen  jetzt  cbenfaUs  besondere  Ministerien  der  Fii  ri  cit.  während  iu  den 
Kleinstaaten  etwa  nur  eine  .\'itli>  ilunp  der  obersten  routralbehördc  i  Ministen  um- 
u.  df;l.)  spcriell  für  die  l' inanzgeschüfte  fuugirt.  Bei  manchen  rnt(T;''liii™dcii  rni 
Einzelnen  unter  »ich  u.  von  den  preuss.  Einrichtungen  besteht  doch  im  (iauzcu  mit 
letzteren  Uebereinstimmnng. 

In  Baiern  (PözL  Verw  r.  'j.  A.  S.  60  ff.,  Stockar  v.  N eu  fo rn  -  H o  c k . 
3.  A.  l,  HU  W.)  stehen  die  Domänen  u.  Forsten,  letztere  als  eino  eigene  Abtheiluns! 
i,Min.  Forütburcau),  dann  die  Bergwerke  u.  Salinen  runter  einer  zum  Finanzministerium 
Tossortirenden  eigenen  Generaladministration)  unter  dem  nn.min ,  die  Vwkehisansfalten 
in  einer  eigenen  (iencraldirection  unter  d.  Min.  d.  K.  Haukes  n.  des  Aeussern  (ebenso 
wie  in  W  il  rti*  m  h  er  i:).  Aih  h  die  ZAlJe"  n.  indirerten  Stenern  1>ildi  ii  eine  bcsouderi" 
(ieneraldirectiou  unter  dem  linan/ministerium.  Zu  diesem  resdoitiicn  auch  die  Staate - 
GentralltBSsc  nnd  in  selbständigerer  Steltnng  die  Staatsschvldeneommission 
sowie  der  ober-te  Rechnungshof.  Die  Finanz -Mi  ttelstellen  im  Lande  sind  in 
den  Kreisen  ( K'-  ti.liezirken)  reirelnüissig  —  d.  h.  wo  nicht  Ci  nti  ilstellen  gewisse  Ge- 
öchätte  ausiuhren  oder  ein  besonderes  Behürdensystem  besteht,  wie  bei  der  Geu.dir. 
der  indir.  Stenern  u.  s.  w.,  der  Bergwerke  u.  bei  d.  Verkchrsan stalten  • —  die  Krcis- 
rcgierungen,  bez.  die  Finanzkam morn  in  denselben.  In  jedem  Kreise  befindet 
sich  eino  der  Kreisregierung  unmiffelbar  untergeordnete  K  r  e  i  ska s  s  e.  Die  Finanz- 
F  fi  te  rbehflrden,  für  das  (Jros  hiiuimtlicher  Einnahmen,  '»es.  lur  den  Steuerdieust  u. 
lui  die  Beüorgung  der  Ausgaben  aind  die  Rentämter  (Stockar-Hock,  S.  133  lt.). 
Ein  eigenes  Mittel'  u.  UnterbehSrdensystem  (Zoll-,  Salzsteveilmler)  besteht  für  die 
Reichs-  u.  baier.  indir.  Steuern  u.  Zivile  unter  der  betreff.  Generaldirection  (Stockar- 
Ilock  S.  H»7  II.).  Filr  das  (fehiihren-  Iu.  Verk<'hrsfener-'  Wesen  fungiroo  th.  die 
Rontämier,  th.  besondere  E.\peditions-  u.  Taxamtor  ^eb.  S.  144  ti.). 

In  Wartemberg(Riecke,  Verf.  u.s.w.  W.S  16J)i8tda8  Finanzministerinm 
eines  der  verfasaungsm&aa.  Vcrwaltnngsdepartements,  in  welchem  sich  die  gesammte 
FinanzFcrwaltung  vereinigt,  mit  den  beiden  Hanptausnahmen .  dab>  fiir  die  Staats- 
schuld verfassungsmässig  eine  busoudere  iaudstäodische  Verwaltung  (unter  Ober- 
anfideht  eines  k5ii.  Commissftis)  besteht  u.  dass  die  Verkehrsanstaltcn  seit  \büA 
mit»  dem  Finanzdepartement  ausgcsehieden  u.  dem  Min.depart.  der  Auswärt  Attge> 
leg«'nlieiten  übertrau-en  sind.  Unter  dem  Finanzmin.  stehen  «lie  Oberfinanzkam mern 
mit  II  Abtheil.  (Domanendirection ,  Forstdirectlon,  Bergrath),  das  S  t  e  n  e  rr o  1 1  e  y  i  u ni 
für  die  Verwaliung  der  dirccten  und  indir.  (incl.  Reichs-)  Steuern,  zeitweilig  eine 
fimr  neue  Kataster  gebildete  Cofflmis»ion,  dann  die  Staatskassenrerwaltang,  die 
O  bc  rrcc  lieri  k  a  ni  m  er  u.  das  stati>t.  topogr.  Bureau.  Fiuanz-  Mittel-  u.  tinter- 
beluirden  im  Lande  sind  die  K a m c ra  1  ä in te  r  (f.  Domiincnwesen .  Leitung  eine?! 
Thcils  der  dir.  Steuern,  Erhebung  eineü  anderen  Thcils,  auch  der  indir.  Landcs- 
steoem,  o.  f^r  den  AuKgabedienst).  Das  Kanstatter  Kameralamt  fnngirt  zugleich  als 
Hanptsteueramt  f.  Zolle  u.  Reichssteuern,  wofilr  au&scrdem  noch  Grenz- u. 
innere  Zollämter  u.  Steiierämter  bestehen.  Für  die  indir.  Lau  des  steuern  gicht 
noch  staatliche  ümgcldscommissäro  u.  Ortssteuorbcamtun.  Die  üruiid-,  de- 
binde-  u,  Gewerbesteuer  wird  von  den  Gemeinden  u.  AmtskSrpcrschaften  erhoben,  unter 
dem  Priocip  der  commnnalen  Steuerhaft  (Fin.  II,  i;».  5t)7)  und  an  den  Staat  abgeftüot. 

Tn  Raden  ( Rege  na  n  er.  S.  12  tf..  iL  u.  passinn  bestehen  im  Finanz- 
ministerium eine  Domänen-,  cuic  Steuer-,  eine  Zoll-,  eine  Baudirection  u.  die  iien.dir. 
der  Staatseisenbahnen.  Eigene  Finanz-  Mittel-  u.  F nterbchOrden  im  Laude  (unt 
dazugehörigen  Kassen)  sind  die  Domäncnrcrvaltangen ,  Bezirksforsteien .  die  Hutten* 
verwaltnniir .  Salinenvcrwaltung,  die  Uberein nehmereicn  für  einen  oder  mehrere  Amts- 
bezirke zur  Stcu<  iTen\^ahunf.  die  Zoll  init*  r.  Auch  in  Hessen  ist  die,  Finanzvcf* 
waltuug  in  einem  Finani^miniatciium  i^uüi  .H  Hauptabtheil.)  conccntrirt. 
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Ebenso  im  K.  Sachsen,  ebciftUs'S  Abtheil*  —  die  ofsto,  ronetal.  £  EtoK 

Kassen-,  Rechniinjfa-,  xVbgaben-  ii.  Stenerweson  u.  A.  in.,  die  zweite  f.  Domänen. 
Foreten  u.  andres  Staatseigenthntii .  «lie  rlritto  f.  Weg'e-  ,  VcrkchiiiWüSoii .  Verkehrean- 
istütGik  —  u.  unter  d.  Miu.  die  Zoll-  u.  Siöuerdirection  für  die  ZoUo  und  indiroctea 
StoMn,  die  Gen-dir.  der  Etsenbahnea,  die  Landienteii-  n.  s  w.  Bankrerwaltonir.  die 
DirectioD  der  Landeslotterio ,  das  Obcrhergamt.  Die  Oberrechnungskammt  r  steht  hier 
unter  dem  (lesrtmmtministnrinm.  Im  Lande  die  Zoll-  u.  SteuerRmter  f.  d  indirectcn 
Stcttem  0.  Zolle ,  die  Krei^teuerräthc  u.  Bexiikssteuercianahmostelleu  f.  d.  dir^teo 
Steoern.  die  Domlnen-  n.  die  FomrerwreltDiigen  ti.  s.  w. 

§.  9^.  —  3.  Oeiterreicli  (Ulbrich,  Lchrb.  d  Ost.  Staatoraelits,  S.  42. 
141  ?r..  156  H.,  Dessary,  Fin.ges.kande,  S  20f)  fl..  <iniTe}ieiKl  K on opas ek-Mor- 
BloDbki,  Fla.ges.kunde.  2.  A.  I.  25  IT.).  Naturlich  bat  hier  anch  die  Organisation 
der  Finanzferwaltung  manclioTlei  Verlnderangen  unter  den  Wechsel  fällen  der  inneren 
Politik  de«  Kaiaerstaats  erfahren,  so  anch  noch  in  der  jdngsten  Periode  seit  ]648/  Schon 
im  alten  Staate  w-ar  im  vor.  Jalirliumlert  u.,  unter  manchen  Verainienintren  n'ährend  u. 
uach  der  franzOs.  krie.'bzeit .  >i»iiter  ilas  Finanzwesen  in  der  llauptijacho  bei  einer 
t«ntralsteUc,  der  allgcuiciuun  lIulkHuinici ,  die  aber  nach  älterer  Weise  auch  volkh- 
wfithscbaftlichc  Venraltnngsgeschftfto  zu  besorgen  hatte,  ooncentrirt  worden.  Neben 
ihr  bestand  das  Generalrechnungsdirectorinm  als  allgemeine  Controlbehörde. 
Die  184***^  Ereig'nisse  mit  ihren  weiteren  politischen  und  staatsrechtlichen  Fnlpen 
fahrten  lum  modernen  Ministerialsystem  mit  Ministern  ah  reraatwortiichen  Oheis  an 
der  Spitze.  Seit  dem  Avsgleich  mit  Ungarn  (tS67)  besteht  ein  Reichsfinanz- 
ini&isteriam  and  ein  gemeinsamer  oberster  Rechnungshof  für  das  ganze  Beleb. 
Um  Ministerium  hat  wesentlich  nur  den  HaiLshalt  f.  d.  (iesammtmonarehic  form »-11 
£Q  ordnen  n.  za  leiten  (Etat-,  Kassen-,  üechnungswc^oo),  indem  fast  die  ganzen 
Bisnahmen  des  Bdehsetate  ans  Beitrugen  der  beMen  BeicbshUfti»  (s.  o.  §.  41  S.  86) 
herrühren  niid  ron  deren  Finanzverwaltung  getrennt  beschallt  werden. 

An  der  Spitze  der  westösterr.  Fiiiaiizvenvaltunfr  („ini  Reichsratbe  vertretene 
kuuigreiche  u.  Lander")  steht  da«  Finan /.ministerium  f.  skmmtlichc  Finanzan- 
?elegenheitcu.  Zu  dessen  Ressort  gehören  ron  Uaupteinnahmequellen  die  directen  u. 
iodirecteu  Steuern  (letztere  incL  Zölle,  Monopole,  Lotto,  Stempel  u.  „Gebühren  von 
Kcchtsgeschafteii"),  die  Staatsdruckerei,  die  Münze.  Dacregen  nnterstelieir  dem  besond. 
Min.  d.  Ackerbaus  auch  hier  jetzt  die  Domänen  u.  Forsten ,  ftirucr  die  Rer«jwerke  ii. 
cicm  HanUelbmin.  die  \'erkchr5au lagen  u.  Anstalten  (Häfen,  Post,  Telegraphen,  biaats- 
dMBbabnen).  Das  l'lnanzministeriam  zerfUlt  in  3  „Sectionen**  (f  Badget  a.  Credit- 
wesen;  f.  indirccte  Abgaben  u.  unbewegl.  Staatseigenth.:  f.  Pensionswesen,  directe 
Steuern  u.  die  leitenden  Finanzbehardcn).  die  Sectionen  in  eine  Anzahl  ti'citerc  Fach- 
dcpartemeuts.  Ale  eigeno  (Jcntral-Bohörduu  unter  dem  Finanzministerium  fungiren  in 
Nftstindigerer  SteUnng  die  Direction  der  Staatsschuld,  die  LottogefUlsdireetion,  die 
1S34  errichtete  Generaldirection  der  Tabaksregic,  beide  letztere  mit  einem  selbständigen 
\Iittd-  0.  Unterl' dinT  icn  -  n.  Aintsorpanisnius  im  Lande,  die  Centralcommission  zur 
K^elang  der  Grundsteuer,  die  Direction  der  Hof-  u.  Staatsdruckerei,  das  Haupt- 
■Onitmt  Femer  stehen  die  Salinenr^waltungcn  im  Salzkammergut  unmittelbar  unter 
das  Flnjnin.  (in  Galicien  unter  der  Fin.landesdirection).  Zur  Controlo  der  Finanz- 
verwaltung besteht,  den  Ministerien  gleichgeordn'  t.  der  oberst>i  R  e  e  h  n  u  n  i: sli  n  f 
(Verordü.  v.  21.  Nov.  Ein**  besondere  Stellung  niiuint  die  Finan/.iirue  ii  ratu  r 

<^  (diejenige  in  Wien  mit  centralamtlicher ,  die  in  den  Proviu/eu  mit  Provinz.be- 
Meneteilanf ),  zur  Vertretung  des  Staatsschatzes  in  Uechtsgescbftflen  u.  Rechtsslreiten 
iHor-Blonski,  I,  46  ff.). 

Der  Finsnzdicnst  im  Lande  in  der  Mittel-  nuA  Unterinstanz  ist  Überwiegend 
ia  besonderen  Finanz behörden  organisirt,  welche  aber  z.  Th.  mit  der  politischen 
(iageraii)  Vervaltung  in  Yerbindang  gebracht  sind.  Die  oberen  MIttelbehOiden«  direct 
aler  dem  Finanzministerium  sind  die  Finanzlandesbehllrden,  immer  je  1  in  jedem 
Kronlande  (in  den  grösseren  Finanzlandesdirectionen,  in  den  kleineren  Finanz- 
(iirecüonen  genannt).   Sie  haben  die  zum  Fin.min.  ressortirendea  Finanzsachen  unter 

daher  namentlich  die  Venraltung  der  directen  und  indirecten  Steuern  In  ihrem 
Kronlaode  (s.  „Amtsunterricht"  v.  29.  Mai  1874,  bei  Konopasek-Mor-Blonski  1,  2S). 
Ptr  Präsident  ist  der  Landeschef,  durch  den  die  Verbindun;::  mit  der  polit.  Verwaltung 
ii^^r^cstellt  ist,  unter  ihm  steht  ein  speciell  fitianzieller  Direetor.  Im  unteren  Finanz-, 
lamentlich  Steuerdienst  bind  die  Behörden  im  die  directe  Besteuerung  von  den- 
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jeniu'-  n  U\t  die  übrigen  Finauzj^cbclijiftL' ,  \>vr^.  lur  die  indirectc  Bcüteueruüp  getrennt. 
Als  KcliiinfTi  erster  Instanz  oder  leitende  (uv  AI:  liirecten  Steii.  rn  hestohen  in  dm 
g^o^i^eIeu  LaiideaLauptstädtcu  Steucrad uii u utratiuncü,  in  den  ucinercn  5icaer- 
localcommissiooen«  ausserhalb  die  BczirksbaoptmannschafteD,  die  politiadten 
Behörden  der  inneren  A'ervaltung^.  welchen  für  die  Stenersachcn  bcüondcrc  Finanz- 
bcaintc  beigegelion  iiiid.  Die  q^lcicli'itehendeii  Finaiizbchördeu  für  «Ilm»  sonsti^-en 
Fmanzdieutit  &iud  die  Finanz  bczirkädircctioncn  v^tatt  ibier  iii  dcu  klciacruu  Krou- 
länden  FinanziiuipectoFeii  n.  Oberinspectoreb).  Die  unteren  Exccof iirbehOrden 
sind  die  Steucräntter,  besunders  für  die  VcrwraltDOg  u.  Erhebuii;;  d«  r  directefi 
Steocm,  '\vtd>.  i  uirh  die  iiiriud..'ii  5clb>(  miiu  irLii)  und  «  Ines  'l'heiL  dci  'iebiihren. 
Stempel,  Ta.\en.  indirecten  bteucia  u.  sunatigen  defalle;  leiuer  die  Zoliiimtcr,  dit 
Verzohrungssteuerämtcr  in  Wien  (Linie),  die  balz-,  Tabak-,  StempelTcr- 
lichleissäiuler  In  Wien  besiebt  ein  höheres  Centrniuz-  und  Gebahre.nbc- 
nicssting.sanit  fiir  das  in  Oesterreich  stark  entwickelte  Gebiet  der  StciDi)el,  T&.xeu  u. 
(lebuhren  von  Kechtsgescliaften .  ausserdem  Gebühreribemcssuii«rs.iiiiter  in  den  Kf'iT; 
ländcrn.  Eine  besondere  Einrichtung  für  den  Uontroldienst  in  Bezug  auf  die  Siaats- 
j^efalle«  best,  die  Zolle  und  indir.  inn.  Steuern  n.  Monopole,  ist  die  Osterr.  bewaflnetc 
Finanz  wache  (Blor-Blonski  I,  b^  II. .  — -  Die  Berg-  u.  Hütten-,  Douiancu* 
n.  Fo rstverwaltung  erfolgt  durch  besond  re  Directioneu  mit  »eiteren  l'nterbehörden 
lu  den  Provinzen  brich,  155,  Blonski,  1,  17bi.  AehnÜeh  wie  iu  Weat- 
Oesterreich  Ist  die  Organi8ation  dea  Clnanzdienstä  aoch  jetzt  noch  in  Ü  nrarn  (Blooaki . 
1,  bJ) 

>;.  1.    Frankreieli    Hoek.  I'in.verwalt.  I  rankieiehs .   Ka]«.  I.  au<  h 

2  u.  3,  Kauinjann,  Fin.  Fr.'  s.  Buch  i,  Im •^.  Kap.  2  u,  ü.  Specieilere*  m  1)' A lidill rel  a 
syst.  Rd.  de  la  I'rance  u  in  den  bczügiichen  Spccialartikeln  von  B 1  o  c  k  's  dicL  d« 
l'adntin.  frane.  .  Die  franzAs.  Finanztrenraltoiig  bat  gegeuwärtif  den  grössten  Staats- 
haushalt der  Welt  unter  sieh,  von  3-  1  Milliarden  Fr.  im  JahieSctat.  die  Nehcnetat- 
eingeschlossen  Sie  i^t  aber  nicht  nur  die  'jr''t<ste.  sondern  auch  'ine  der  besf- 
orgauisirteii  und  be&lgeorduelcn,  namentlich  in  allen  form  eilen  Tuueicii.  Mchtiach 
ücbon  in  der  alten  Monarchie,  dann  seit  der  Rerolutionszeit  hat  sich  Frankreich  be« 
^onders>  ausgezeichneter  Finanuiiiniitter  erfreut,  die  auch  im  speciell  Finanz  tech- 
nischen Ii.  iTorragcud  n-areii.  Das  Hauptveidienst  ;,'ebulirt  zwei  Ministem  der 
Ucstauration ,  Baron  Luuis  u.  Oraf  Villelt;.  Bca.  wichtig  f.  d.  Organibatiüu  de« 
nnanzminüterinurf  ist  die  Ordonnanz  v.  17.  Dec.  1S44.  Aenderuniren  in  Gompeinnz, 
He>sort,  Kintheilutig  u.  s.  w.  sind  aber  seitdem,  z.  Th.  unter  dem  Einflus^  der  wech- 
selnden J>taat>,\(  rrnssungen  und  der  von  die?c!i  wieder  mit  abhängigen  \^'r^^a!lung^- 
grundsät/e,  mehrtach  erfolgt,  auch  in  der  neuesten  lepublican.  Zeit.  Wie  auf  andereu 
franzOs.  Verwalluugsgcbictcü  sind  jedoch  auch  hier  die  Haupteinrichtungen  unter  allexi 
neueren  politiscbcii  8ittrmon  des  Staats  im  Wesentlichen  bestehen  geblieben;  wohl 
Piner  der  (ir  uidc,  dasi»  diei>c  Stürme  weniger  tief  in  das  wirthschaftJi«  h-  Wohl  der 
Nation  luid  in  die  tiuanjüellc  Uosundhoit  dos  Staats  ciogegritieo  bnbeu,  aL  man  haue 
•  ciniuthen  mögen. 

Die  franzosische  Fluanzvervaltnnjf^  der  Neuzeit  ist  im  Finanzminiskerlnm 

noch  volUtiindiger  als  in  anderen  Staaten  conccntrirt  und  centralisirt  Es  nntcrstehen 
demselbe  n  fa^r  alle  Eiiiiiahinezwei'^'e  imniittelbar,  nur  di  '  Forsteti  sind  neuerding? 
abgezweigt  und  unter  das  Ackerbauministerium  gebullt,  und  daä  F*  u  1  v e r  mom^l 
wird  Tom  Kriegs minibterinm  rorvaltet.  Aber  auch  in  diesen  und  ähntiehen  PtUen 
vird  der  Einnahmedienst  durch  Beamte,  welche  Ztun  Finanzministerium  ressortiren. 
besorgt.  Für  Posten  und  Telegraphen  besteht  p^epcnwärtig  ein  eigenes  Ministcriom. 
Unter  dem  Finanzminister  iungirt  jet/t  ein  ^llte^^t;iatsse^retä^.  Beide  haben  eiii 
eigenes  „Cabinef  zur  Besorgung  der  iJeutral-  u.  allgcmeihcii  Geschäfte.  Das  Miui- 
»tcrium  zerfällt  sodann  in  eiue  Reihe  von  grosseren  Fachnbthcilangen:  far  die  aUge- 
niciiKj  fiolderbewegun^  (direction  du  mouvcment  general  des  fonds],  für  die  Staate- 
Central-Kass<'n  fdirLcteiu  roinptHble  de^  caisses  centrales  du  trcsor,  aurh  cüssiei- 
payeur  central  du  tresor  public),  lux  diu  Ucburwachuug  der  Geucraldircctiouen,  fui 
die  RochtHmgelegenbeiten  (lo  contentienx)  und  die  Generalinspection  (eine  der  fnuizA& 
Finanzvorwaltnng  ci^enthumliche  Einrichtung,  darin  bestehend,  dass  eine  Anzahl 
Tttspectoivn  der  (>entral?erwa!tnnfr  in  einem  '^^ewisbeii  Turnus  je  eine  bestiirni*  Anzahl 
Depaiiemonts  zur  ^visäiou  aller  Fmanzgeachattc  bereisen;  die  (ienej^liuäpvctton  v&r 
froher  neben  der  Peisouaidirection  eine  der  Piaaidialabthoilungen  des  Ministeriun». 
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jetzt  bt  ai<  iiiit  icin  cuütcutiüux  zu  einer  Abtlieilurii;  verbunden,  /u  wcirli.  r  au(  h 
•lie  StatistiSi  goliort.  I>.is  rnntcnticnx  des  financcb  bctrilit  die  Rcpr'*l'inir  ^fi»  Hcchts- 
^t-schäftcn  u.  dgl. .  an  denen  dei  fetuatSöchaU  betheiligt  ist,  Uocli,  b.  1 1  ,  eine  Ab- 
tkeüang  mit  fthnlicliGii  FtanctioneD,  wie  dio  taterr.  Fioanzprokantar) :  ▼eitere  Abtheilnn^cn 
!j3  Finanzmiuisteriuuis  sind  noch  die  Direction  der  altgomoinon  Buchhaltung  'dir, 
-'«•«.  de  Im  comptabtÜti"'  j>nbliqae)  nnd  dicjcnio;'^  der  cingcsrhrifrb^»nf»n  SrhiiM  idctto 
uuxiiia).  Unter  dem  Flu. min.,  aber  iu  der  sclbstuudigoreu  Stellung  eigener  General - 
«lirectloncD  stellen  fogeowärlig  die  folgendon  6:  ftlr  dio  diiocteti  Stenern,  filr 
Kegisteni'oson  (cnrcgistrcmcnt)  nebst  Stempel  n.  Doiiirui  jn,  für  die  inneren  indirecten 
Steuern,  für  die  Zölle,  für  die  Tabaksregic.  filr  ilas  Münzwosen,  laudr  Zwei;:»'!  von 
cjgcathümlicher  tinanzwirthschartlicher  u.  z.  Tli.  ökonomischer  Techniii,  worin  der 
iBBeic  Grund  für  die  Bildung  solcher  eigener  Dircctioncn  bei  diesen  Zweigen  liegt. 
I»fch  iüt  mitunter  die  Eingliederung  der  letzteren  ab  einfiiche  Äbthoilungen  ins 
!  niao/.iuiiiisterium  angert'^t  worden.  Die  (Jeiieraldircrtionen  zerfallen  wieder  in  Unter- 
■ilitheilu Ilgen,  diese  in  vers«  lucdone  lUireauv  u.  haben  roUegiale  Verfassung.  Eine 
Utsionderu  .Stclloug  im  liessort  dct>  t'in.iuin.  nimmt  noch  diu  Gcu.dir.  der  TUgungs- 
und  der  Depeeitenkasse  ein  (dir.  geni-r.  de  la  eaiase  d'amortisseroent  et  dos  d«pot8  et 
nasignations),  eine  Kasse,  deren  Function  als  Tilgungskassc  iui  Wesentlichen  seit 
länger  si«tirt  ist,  welche  aber  als  Depositen kasso  ifür  ölientliclie  Depositen  der  (ie- 
richtv  0.  Verwaitungcu,  wie  auch  fUr  gewisse  Privatgeidoc  u.  fUr  einige  Einriclitungcn 
des  Sparkasseu'  u.  Lebensrenicheruiigswesen)  eine  sehr  omfinsende  Thätigkeit  hat. 
Sie  steht  im  Uebrigeu  als  unabh&ngige  Vcrwaltungseinrichtung  dircct  unter  dem  FaF" 
lamente.  In  d  r  Stellung  eines  solbstiodigen  GeiichtBhofi»  fungirt  der  Uechnungs- 
kat  {coüt  des  comptcsi. 

Der  Finansdleuttt,  iusbcsoiidere  der  Einnahmedienst  i  ui  Lande  erfolgt  durch 
riBanzl>eb9rdeD  nad  Beamte,  welche  theils  unmittelbar  unter  dem  Flnanzministeriam, 
'h.  unter  den  gen.  GeueriMiuM  fioncn  stehen  (Kaufmann,  Kap.  3).  Ersteres  gilt 
TOü  den  rc^clmässiir  in  jedem  Departement  (ausser  dem  Scinedep.)  ansrcstellton 
♦leoeraieiaaehmern  (tresoriers-paycurs  gcoeraux).  unter  denen  wieder  die  Arron- 
disMnentB-EiDnehmer  stehen  (als  welcher  im  Ort  seines  eigenen  Arrond.  der  Genenl* 
•innehmer  fungirt  .  die  ihrerseits  Localeinnehmcr  (percepteurs)  unter  sich  haben  (auch 
hier  fungiit  der  Arrond. -Einnehmer  als  Localeinnehmer  in  seinem  Urte).  Di(i  Local- 
und  in  der  Uauptbache  auch  die  Arrond. -Einnehmer  sind  Special beamtc  fUr  die 
Erhebwig  der  direeten  Stenern.  Die  Genendeinnehmer  sammeln  dagegen  alle  Ein* 
kxlimen  der  Finanzverwaltung  in  ihrem  Departement  und  leisten  nach  Anweisong 
•lie  Ausgaben  in  demsellien  damit.  Sic  iK'hrnen  im  Kassendienj>t  eine  Iion'orrafrendo 
bteUung  in  der  fnmzOs.  finanzverwaltung  ein,  müssen  z.  B.  die  otatmässigcn  Katen 
tier  Einnahmen  terminweise  zur  Verfügung  des  SchaUes  steUea,  auch  wenn  dieselben 
»öcb  nicht  ganz  eingegangen  sind  *  anch  vermitteln  sie  kestenloe  den  Kaof  und  Ver- 
lianf  von  Staatsrenten  beim  Puldiciim. 

Die  «i-  neraldirection  der  diiucten  Steuern  im  Finanzuiinisieriiaa  /iiin  Zweck 
<lcr  Veranlagung,  luspectiou  und  Controlc  der  diructen  BesteuerunK  im  Liindo,  ausser 
I  ihn»  «vMirice  centrar*  im  Ministerinm  einen  ,^rnoe  ext6rienr^  in  jedem  Departement 
Die  vier  anderen  Generaldirectionen  des  Steuerwesen^  liabeti  na«"h.  der  technischen 
Satnr  iiirer  GeschSfrc  jede  ihr  eigenes  System  von  Mittel-  w.  rntcrbch«»rden .  bez. 
Beamten  im  Lande  und  ein  sehr  zahlreiches  Bcamtenpersonal  tiburbaupt,  wie  das  be- 
iondois  die  Einriditnng  dee  franzM.  Enregistremeat  und  der  indlrecten  Bestenernng 
^•odingt.  Bei  dicken  zwei  Geoeraldirectionen  ündet  sich  in  jedem  Departement  in  der 
Ivjfel  eine  Direction  mit  [nspcrtor'-n  Coiitroleuren ;  der  untere  Dienst  in  der  indirecten 
Btistenerung  wird  th.  ron  festan:>u&:>igen,  th.  von  Wauderbeamten  (reeeveurs  ambubnts) 
bmiMgt  Ein  Tbeil  des  Unterbeamten  •  Personals  dient  mehreren  Generaldirectionen. 
Sa  thid  die  Tabakällden  z.  Th.  in  den  Händen  von  Unterbeamten  der  indirecten 
Besteuerong.  bes.  in  kleinen  <tcmoinden.  Zur  Zcdlvcrwahnng  gehört  eine  Grenzwache 
von  20,0<)0  Mann,  wel,  lic  .\U(  h  für  die  Monojioli'  ü.  indirerten  Stenern  von  Wichtig- 
keit isL  Dio  Beamten  sind  thciis  auf  Gehalt,  tli.  nur  auf  Tuaticuicn,  th.  auf  Beides 
gesetzt  Das  Ttotit^eaystem  findet  in  Frsnlrreich  hier  om&ssende  Anwendung  (bes. 
M  den  S6  Generalein nehmeru ,  l^Sl  522,000  fr.  Gehalt  u.  3,353,300  fr.  Tant.,  dann 
bei  den  Einnehmern  'l"s  Knregistrement,  die  nur  auf  Tantieme  stelion\  -- 

Mehrfach  nach  iranzös.  Muster  ist  die  Finanzverwaltung  in  Italien  eingerichtet 
An  der  8|iil>e  alaht  ein  Hlnisferiiim  der  Finanzen  and  des  Schatzes,  mit  Genend- 
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(liructintieii  unter  demsolbcii  für  diu  \'crwaltung  <lc8  Scliatzdcparteuioiib  (öü'eotUchis 
Schuld,  wofür  no.  h  olno  bcsond.  Dirertion.  P<>nsionen.  Dotafionen  f.  flivilliste,  Apanagen. 
Parlament,  u.  A.  ui.),  für  Zölle,  für  Domänen  u.  Enregistremciit,  für  directo  Steoerti 
Katwtenresen,  einachliosslich  Maatt-  tiiid  Gewichts vesdo,  ftlr  die  allgemeina  Bncli* 
fahrung.  Posten,  Telegraphen,  Eiaenbthnen,  Strassonirefen  stehen  unter  dem  Hin. 
£^  Öffcntl.  Arl)citL'ii 

In  KusälHitd  besteht  neben  dein  KinauzminUtertuui  ein  be^ond.  Miauteriam 
der  Domftaen.  Wege,  Verkebnaobtalton,  Eisonbahuen,  Posten,  Telegraphen  sind  wieder 
unter  andere  Ministerien  gestellt.  Die  Heichscontrole  ist  einer  eigenen  oberBton  Be- 
hörde übertragen.  Das  Fin.Tniii.  /crriUlt  in  Oepartementü  fnr  die  grossen  Einnahne- 
zweige  und  die  sonstigen  Geschäfte. 

§.  100.  —  5.  Grossbritanuien.  (^Ü.  bes.  tuiciät.  engl.  Vewalt-rccht,  2.  A, 
II,  702  IT.),  IKe  Kinrichtnng  der  obersten  Fbiansvorwaltung.  das  Prodoet  einer  laiigeu 
und  vii'lfarh  nipTithninliclien  geschichflichen  Entwicklunfr .  Mngl  in  England  eng*.- 
mit  (liT  «■uizcM  <  iiiraiiisatioii  des  f'abiiiets  und  dessen  Stellung  zu  Königthnm  nn«J 
rarlauieni  zusammen.  In  der  Form  bestehen  auch  heute  noch  viele  Abweichungcii 
ron  den  contineatalon  VerhXltnissen ,  im  Wesen  sind  die  Dinge  unter  dem  Einihiss 
ahnlicher  Bedürfni^e  in  allen  modernen  Staaten,  doch  nicht  mehr  so  sehr  verschieden. 
Die  Spitze  des  sogen.  Schatzamts  (treasury)  bilden  nominell  zwei  Anitsstcll«'n .  <,li' 
des  „ersten  Lords  des  Schatzes'',  und  die  dos  „Schatzkanzlers''  (chancelior  of  tbc 
exchoquer).  Diese  Stellen  kftnnen  in  einer  Person  ?ereinigt  sein,  gegenwiitig  iwt 
dies  bei  Gladstone  der  Fall.  Soiist  ist  iKr  ..Erste  Lord  <!->  Scliatzes"  der  Chef 
des  Cabinets,  im  Wesentlichen  <h'\  ..Premierminister*',  als  solcher  Chef  der  gerammten 
Staatsverwaltung  und  somit  aucii  an  der  obersten  Finanzverwaltung  betheiligt,  doch 
banpts&chlich  nnr  nominell.  Der  eigentliche  Leiter,  besonders  dem  Parlament  gegen- 
über, und  der  „Finanzminister**  im  continentalen  Sinne  ist  der  Schatzkanzler.  Das 
weitere  oberstem  Verwalttin(rsnr{i:an  (l<is  Finanzwesens  ist  eine  (^^ollegialbehörde ,  die 
Lords  Comrniss.ioiit'rs  of  the  treasury,  bestehend  ans  d<  iii  Ersten  I^onl  di;^  Schntzo- 
als  nominellem,  dem  Scbatzkanzler  als  zweitem  Ghef  und  drei  ordentlichen  sog.  junior 
Lords,  zu  denen  gegenwärtig  noch  ein  riertes  ausserordentliches  Mitglied  eetretea  ist. 
Doch  liegt  die  wirkliche  (ieschäftaftlhning  und  oberste  Verwaltung  thatsächlich  über- 
wiegend in  den  H.lnden  von  drei  üntcrstaatssecret&ren,  von  denen  zwei  gleich  den 
Ministem  und  den  Uomuissioncrs  mit  dein  Ministervecbsel  wechseln,  der  drittc 
permanenter  Secretär  ist.  Die  ebeiste  rtnaazverwaltong  zorfUlt  in  drei  AbtfieUnngen 
unter  diesen  drei  Sccretären:  eine  für  das  Staatseinkoramen,  dessen  wirtliche  obere 
Verwaltung  aber  durch  selbständige  Ünterbehflrden  ((ieneralzollamt.  (Jeneralamt  ft;r 
das  ^inländ.  Einkommen"  —  inland  reveoue  — ,  GeiieralpustHmt,  auch  für  die  IVicgraphie. 
und  ein  Dep.  ftr  Domftnen  n.  s.  w.,  Genendcontrolc .  [comptroQer  gAnerel).  Uoneral- 
ragistratur),  besorgt  wird,  so  dass  die  Schat/abtheiliin<r  mehr  nur  Aofsichtsin statu  ist: 
«*inc  zweite  Alitheiliing  für  die  Ausp.dien.  mit  umfassenden  Controlbefugni>sen,  tinter 
dem  permanenten  Secretär;  eine  dritte  Abth.  für  das  Anstellungswescn  (dir«  cf  von  hier 
werden  nur  die  oberen  Stellen  besetzt,  die  unteren  durch  ünterbchörden».  Der  Schatz- 
kammer attachirt  sind  Specialbureans  des  Solidtors  (Gonenifiscals)  und  fttr  Schreib- 
materialien  und  Drucksachen. 

Erst  im  Laufe  der  Zeit  (IH.  n.  17.  J.h:  ist  von  der  alten  Schatzkammer  dor 
eigentliche  Kassen-  uud  Kechnungsdieiist  abgetrennt  worden.  Krstcrcs  geschah 
insbesondere  durch  Uebertragang  eines  grossen  Theils  des  oberen  EinniAine*  «ad 
Ausgabediensts  an  die  Bank  von  England  (1834),  welcher  die  EinnahmedepartMaentb 
ihre  Einkünfte  zufuhren.  Die  Rank  besorgt  datin  die  sSmnitlichen  Auszahl«n«ren  in 
der  St&atsschtUdenverwaltuug ,  einen  Theil  der  Zahlungen  für  den  coosolidirten  Fond» 
und  die  Zuweisung  der  Gddsnmmen  an  die  Dionstzweige  der  Staatsrerwaltung  aaf 
die  Anweisungen  der  FinanzverwaltQOg  hin.  Im  Schatzamt  selbst  befindet  sich  ein 
Gencml  -  ("otitrolamt  (comptrollcr  ?eneru)  und  ein  Ueneralzahlamt  (paymaster  geaend) 
fl^r  die  sonstigen  Zahlungsgeschafte. 

Der  mittlere  und  untere  cxocntirc  Einnahmedienst  gliedert  sich  nach  deu 
grossen  Zweigen  des  Saatseinkommens.  Das  Generalzollamt  (.commissioneTS  of 
rnstom.  Gneist.  a.  a.  0.  II .  **15  M.)  ist  das  Centralamt  für  den  Zolldienst.  neV-  n 
ihm  fuiiixiren  der  (>e n  eral  e  in  n  e h in c  r  receiver  eeneral)  und  G  e n  (•  ral  cr.n  f  rolcur 
i.comptroUer  goneialj,  unter  ihm  stehen  die  grosse  Zoll-  und  Ilalenverwaituug  von  L.ondoa, 
die  f&r  sich  einen  besonderen,  mehrfbch  gegliederten  Amtsorganismns  dantollt,  und 
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bot.  f'ir  Jic  inneren  Steuern  tcommissioncrs  of  inlamt  revcmit!.  (ineist,  II,  S20  ff.'i 
au-^  der  VcnMuitrunnf  dor  iir5prniii;li(  h  js^ct rennten  l{i-lii'')rtlcn  der  vorHchiedcnen  hier- 
bcrgeböriguu  Einkunttc  cutätaoiiea  und  jetzt  das  teutralamt  für  dicücu  Eiuuahmedicuät, 
(Jca  w!<»denim  ein  besondere  Genonleimieltiiier-  and  ein  Centrolamt  bcigegobon  bL 
I)ie  innere  Kiiirichttuig  dieses  Amtt  gUeden  tick  nach  Facbfni)i|>i  n .  •].  h.  nach  deu 
lüuptcinnabmezweigcn  oder  Sleucrarton,  die  es  vorwaltet,  wohin  «Hl'  directcn  Steuern 
tuies,  die  tiriind-,  Haus-,  Einkommcu-,  die  Luxusätouem,  sog.  a^isun^ed  taxes),  die 
inneren  Vcrbrancbslouern ,  Äcciso  (ezciso,  daher  bes.  die  Spiritus-  und  Mal/ätouor) 
uid  die  Stempelabgabcn  u.  s.  v.«  sovie  die  Erbscbaflastoncro  geboren.  Der  Ans- 
fuLraagsdienst  im  Land«'  steht  unter  diesem  Generalamt  und  ist  filr  die  directeii 
^t'iuern  nnd  dir  Acci-^c  >;(jtroiiiit .  wie  dies  die  technische  Natur  dieser  Abgaben  be- 
diugt.  i'ui  die  crstereu  iuugircn  »og.  burvcyors  uud  lospcctorcn ,  lur  die  Accisc 
colkcton  je  in  einem  Bezirk  (colloction)  mit  dem  erforderiicben  Unterpomonal.  Die 
Sriatsäcbuld ,  deren  Kassengeschäft  der  Bank  obliegt,  wird  von  einer  besonderen 
Bvböple  vcrwa!t»»t.  o'mcr  Commission ,  gebildet  ans  dem  Schat/kanzler .  Spre»  hor  des 
iBtcrhauäeä,  dcu  Bankgouvoruouren  und  oiuigen  anderen  Würdcuträgcru  ((ineiüt. 

Seit  1884  ist  an  Stelle  früherer  Behörden  ein  Oenoral-Oontrolamt  (compt- 
roller  gcneral,  Gtieist,  U.  846)  mit  d<  r  Aiit'i^ibc  getreten,  die  rii'htip*  Verrcrhuung 
<kr  Einnahmen  und  die  GoiKitzmässigkeit  der  Ansgabou  zu  coutroliren.  Erst  18.H2 
iA  «fl  zur  Organisation  dner  erdcntJicben  Behörde  Ittr  die  Function  einer  Obor- 
rechenkammer  (eommlssionofs  of  andit,  Gneis t«  II,  S»5tt)  gekommen. 


2.  A  bschuitt. 
Daa  Etatswesen« 

V.  Justi,  Staatswirthsoh.  2.  A.  17äS,  II  §.  40S  H.  v.  Malchu.^.  l  in  II.  u:;  IT. 
Kau  Fin.  II.  §.  561  —  5ti5.  Stein  Pin.  L  5J  Ii.,  73  Ii:,  A.  Wagner,  Abb.  Ordn. 
<f.  Fin.wirthsch.  in  Schönberg's  Haudb.  II,  413,  §.  2 — ^.  Le r oy-Beaulieu  Fin.  II, 
1.1.  bes.  oh.  1.  —  V.  Czörnlg,  Bndg.,  Stoatsrechn.  u.  s.  w.  —  Die  öffonllich- 
r-;chtlichc  Seite  des  Etatwesons  wird  mehrfach  in  den  modernen  Ve  r  f  a  s  s  u  n  gs- 
urkandon  ercrcijclt,  s,  so^^t  die  Schriften  über  Staatsrecht,  v.  Rönne.  1. ahand, 
^<ii\,  Gneist  (s.  v.  Gneiät  \His.  auch  die  Schrift:  Ge&ctz  u.  Budget,  Berl.  IbTU) 
n.  A.  m.  —  Die  finansteehniscbo  u.  administratife  Seite  behandeln  meistens 
mehr  oder  weniger  eingehend  die  Schriften  Uh<  r  positive  Finanzgesetzkunde 
und  tiber  Staate-  bez.  öffeiitJiches  Kassen-  und  V  errechnungswcsen  znglei<  h  mit. 
^.  die  Bibliographie  darüber  bei  Schrott,  Lehrb.  d.  Verrcchu.wiäsensch.,  4.  A. 
Wiea,  J881  S.  551  ff.  Einzelnes  ans  der  Alteien  Liter,  bei  r.  Malcbas,  II,  97, 
Raa  11,  §.  53*^  Stein,  I,  )ü4.  Die  Specialschriften  Uber  einzelne  Länder  gehen 
'öfters  auch  auf  die  allgemeineren  Friiicipien  und  technisrhen  Fruiicii  des  Etatswesens 
ciu.  Von  iiiteren  Schriften  sind  noch  hervorzuheben:  Feder,  H and b.  tlber  das  Staat»- 
lechnaugs-  u.  Kassenwesoo,  Stuttg.  n.  Tub.  ls2U:  Kicschke,  (imndzflge  z.  zweck« 
itm.  Einriebt  d.  Staats*  Kassen-  n.  Rechn.wcsens.  Berl.  1S21.  —  Ton  zig,  trattato 
«IcIIa  scicnza  di  amministrazione  c  dl  rnntabiiita  priv.  c  dello  atato,  Venczia  I8r»7.  — 
Schrott's  gen.  Work  §.  154  ff.  (S.  4b4  If.).  —  l  cbcr  Pi  eiisson  Näht^rr^s  betr.  diu 
l^czOgL  ältere  u.  neuere  Liter,  bei  kletke,  Lit.  ub.  d.  l  in.wescn  d.  preuss.  Staats, 
3.  A.  Berl.  S.  887  ff.  8.  ii.  A.  Wöhnor.  Handb.  Ober  das  Kassen-  n.  Rech- 
mjDgswescn,  2.  A.  v.  Symanski,  Berl.  1*?24.  (Jraaf,  Handb.  d.  Etats-,  Kassen  -  ii. 
IJeohnungs« e^enH  d.  preuss.  Staab,  Berl.  1S31;  Jojias,  d.  Kassen-  u.  Kechn  wo-en, 
Ikri  1864.  Meissner,  d.  gcgcuwärtig  giltigen  preuss.  Gesetze  betr.  d.  Staats- 
mhnmigsvenen,  Berl.  1878,  ders.  prcoss.  Venraltnngsknnde,  B.  1,  Uber  preuss. 
IStatswesen  o.  aber  Baufonds,  Orttnborg  1882;  G.  Herrfurth,  d.  gesammte  preuss. 
Etats-,  Kassen-  n.  Kechnungswesen  u.  s.  w.,  Berl.  18S1.  v.  Könne,  preuss.  Staats- 
recht 3.  A.  il,  2.  Abth.  S.  575  tl.  (Etatsweseii),  ob.  S.  722  ü.  (Kassen-  u.  Kechn.- 
vesen)  —  Ueber  Baiern:  Stockar  7.  Neuforn-Hock  Handb,  d.  gen.  Fin.fawalti 
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H  tiriii-,  I.  1^  II..  :{s7  II..  Pözl.  Lchrb.  d.  baicr.  Vcrfaa!»  r.  i  ht- .  5.  A.  MuucLen 
1*^77.  Ml.  :i2<)  fl.  —  L'<?ber  Oc  s  terr  cicli :  Frftlilich,  Handb.  d.  StaAtsrcchn- 
wiabcnsch.,  Wien  lS5ft.  v.  EächoricU  Ltihrb.  d.  ai%eiii.  u,  Staabrecha.wcs.  Wieo  IS51. 
ders.  Kassen-  a.  Rocbn.wes.  WicD  1860.  Lichta e gel,  Gesch.  d.  ftsterr.  Rochn.  ii. 
(,'ontrol*es. ,  Graz  1^72.  Blonski,  Fiii.gcs.kunde  II.  IM't'l  ff.,  auch  350  ff.  —  l'cb«r 
Frankrci.  li  v.  Hock,  Fin.w.  511  ff.  (Staatshawsh.V  lt.  Kap.  S.  S5  ff.  (öff  Kcclm.- 
wes.t,  V.  haulniano,  Kap.  21,  i.  Th.  K.  4,  Art.  couiptabilitc  publi<(ue  in  Blockes 
dict.  de  Fadmiu.  —  L'eber  (ir  Britaan.  (in eist,  eng:!.  \'erwalt.recht.  2.  A.  II. 
§.  6S— 10,  S.  S32  ff.,  auch  S.  765  ff.  —  AbgeMhen  von  den  BeetiinmnngeD  der 
Verfasstiugäurkunden  oder  ähnlicher  (irundgesetzo  ül-t  r  einzelne  Ptirii  f**  rlc^  Etat-  Tirpi 
des  Oontrolwcscus  (Gesetze  Uber  die  Oberrechiii]iiir>k;iiiimcr>  ist  das  Kiozelne  aut  tleui 
Gtibiotc  des  Etats-,  Kaä6eo-,  Bechoung)»-  und  Cuntiolwescus  auch  in  der  neuercu 
cottBtitotiOD,  Periode  meistens  im  TorordiiiiDg:swegc  (Seitens  des  Monarchen,  der  obeisteti 
Sta«(sk9rper  n.  bes.  des  Fin.mini8terinns),  nicht  im  Wege  der  Oesetzgebang,  geregelt 
Vörden. 

g.  101.  Das  EtatsweseD  der  FiDanzwirtfaBcbaften  oder  öffent- 
lichen Haushalte  (§.  61)  ist  eigentlich  nur  die  Uebertraguug  «iner 

allgemeinen  technischen  Einrichtong  der  Einzelwirtbscbaften  (G.  §.  51 ) 
luii'  die  FinanzwirtliKtliaiten.  In  technischer  Hinsicht  bewirken 
nnr  die  Gr?1sse  und  d'w  Vei wi<  keltheit  der  tinanzwirtliscbaftlichcii 
Ein-  und  Ausgänge,  bez.  Einnahmen  und  Aasgaben,  besonders  des 
Staatshaushaltes»  Verschiedenheiten  von  der  Aufstellong  von  Vor- 
anschlägen im  Privathaashalte,  bei  Erwerbsgesellscbaften  n.  dgl.  ni. 
8odann  bedingen  die  Verhältnisse  des  Öffentlichen  Rechts  eine 
besontlere  rechtliche  Bedeutung  des  finanzwirthschal'ilichen  Etats 
\v<  s(  IIS,  welche  sieh  bei  der  Aiitstelluiig,  Genehmiirnngj  \  erpflichtung 
zur  luuebaltuug  des  durch  die  zuständigen  Factorcn  genehmigten 
und  damit  als  Richtschnur  vorgeschriebenen  Etats,  bei  der  Durch- 
ftthrnng  des  let/.teren  nod  weiter  bei  dem  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen in  Bezug  auf  den  Etat,  schliesslteh  bei  der  betreffenden 
Controlc  Überall  in  eigenthttniHeher  Weise  geltend  macht.  Naeh 
den  rechtlichen  Gesichtspuneten  ninsa  sich  Manches  in  der 
tc(  lini>rli(  11  Einrichtung  Etat.swi'Mii>  richten,  damit  beötiüniite 
Kechtsgrundsätze,  z.  B.  hinsichtlich  der  vertassungsmässigen  Contjrole 
der  Volksvertretung,  Uberhaupt  ordentlich  durchgeführt  werden 
kl^nnen.  Insofern  sind  t^r  die  Technik  des  Etatswesens  nicht  nur 
technische  Zweekmässigkeitsgesichtspuncte  allein  massgebend.  Als 
Angelegenheit  der  Finanzwissenschatlt  wie  der  practischen  Finanz- 
verwaiiuiig  sind  indessen  doch  die  technischen  Seiten  des  Etats- 
weeens  das  zuniiehst  und  all^^eniein  Wichtige,  die  rechtlichen  beiien 
kommen  hier  nur  in  zweiter  Linie  in  Betracht 

Namentlich  ist  davon  auszagehen,  dass  ein  moderner,  fast  s^anz  auf  Geldwirth' 
Schaft  begründeter  Staatshaushalt,  rinerlei.  wolche  ..Verfassung"  in  dem  St.nate  bestell*' 
doch  iu  der  Hauptsache  wegen  der  zvingcndcu  Anforderungen,  welche  die  Ordnung 
der  Finanzwirthschaft  stellt,  ein  gutes  £tat»wesen  bedarf.   Es  ist  daher  auch 
begreifliche  dsss  sich  das  letzters  geschichtlich  schon  ror  der  neuesten  Periode 
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der  Vec&ssaDf^ii  —  mit  Volksvurtrctuitg:un  und  mit  Fiiiaiizcotitrol-,  äpeciell  mit  Mit- 
wirknn^Tf»f^ht<*n  rii^'sor  VL'rtr"rnny<'!i  ^>vi  «Lt  Fcststellunu"  fler  Etats  —  im  Interesse 
ier  Ordnung  der  l-inauzwiithächaltun  oat\v'ickelt  hat  FUr  die:»e  urdouug  schuf  dann 
d&9  YeifiMBUDgsreclit  in  den  betreffctidcn  Rechten  der  Parlamente  unr  eine  vermehrte 
BtugadiAft  in  Bezog  auf  die  Prüfung  h  i  Anfoteliung  und  auf  die  Innehnltnog  der 
Etats,  aber  an  dem  T'.iliitischen  «los  Etatwesens  treibst  viel  n\  lindoru,  war  wegen 
lii'iier  Entwicklung  nicht  iuimer  nothwcndig.  Im  Kolfff^nderi  werden  zuerst  die  terh- 
aischcn,  dann,  soweit  sie  nicht  unmittelbar  gleich  dabei  besprochen  werden  können, 
dierechtliclieu  Seiten  des  Etatsro^iis  (g.  114  tf.)  behandelt. 


1.  Die  t6chnii»clieii  Seiten  des  Etatsweaen». 

^.  102.  —  A.  hegriff  und  Zweck.  Der  Etat  oder  Vor- 
an8chiag  (Budget)  ist  eiuc  ziti'crraässige  Uebersicht,  in  bestimmter, 
gewöbulich  mebr  oder  weniger  systematiseber  OrdDung,  Uber  die 
mothmassliclieD  Bin-  und  Ansgänge  (Einnahmen  und  Ausgaben) 
in  Geld  oder  Geideswerth  im  Haushalt  eines  dffentliehen  KOrpers 
flir  eine  künftige  Periode  (Jahr)  und  Uber  die  danach  sich  er- 
gebende Bilanz  zwischen  diesen  Summen  (§.  61). 

Der  w i<  liti^sfc  dieser  Etats  iia(  Ii  seinem  Umfang,  auch  nach  seiner  öti'entlich- 
rcohtiichen  liudLUtuni;  pflegt  der  S  f  tshaushalts-Etat  zu  sein,  in  Bundesstaaten  der 
Reichs-  oder  Ii undcs haushalts-Elut.  Ilicbcu  ihm  kommcQ  thcils  sclion  seit  frUhor, 
thcik  nacli  neueren  Bedorfuissen.  besonders  bei  grosserer  Eutvlcklnng  der  Oeldwirtli- 
■<hafl,  jetzt  auch  g:-  wohnlii  Ii  in  Folge  ausdrlicklicher  gesetzlicher  Anordnung  Etats  der 
Hau^haiteder  Selbstverwait  ii  n  irskftrp'^r.  der  Provinzen,  Kreise.  Gemeinden  vor,  deren 
technische  und  rechtliche  Seiten  ähnlich  wie  diejoniguu  dos  Staatshaashalts  sind  und  hier 
nicht  nüher  behandelt  zu  werden  brauchen.  Vgl.  die  Bemerkungen  passim  oben  im 
Abscho.  rem  Finanzwesen  der  Selbstverwait.  §.  53  fi*.  Die  neueren  Provinzial-,  Kreis-, 
'icmciiideordnungen  (Preussen  u.  a.  L.)  pflegen  wohl  au^diüclilich  die  Etatisirung  der 
Eiaiohmeii  und  Ausgaben  far  die  betrefiendcn  Haushalte  vorzuschreibeu.  Womöglich 
sollte  dabei,  aocb  im  Interesse  der  vergleichenden  Fiuanzstaiistilr,  eine  gewisse  Gleicb- 
uiä:^:>igkeit  in  den  benutzten  Schemateil  befolgt  werden.  (S.  die  o.  gen.  neueren  preuss. 
-Arbeiten  v.  Hi-rrfurth  u.  s.  w.).  In  kleineren  nnrl  namentlich  in  Landgemeinden 
mit  noch  > alt«  tnii  r  Nnttiralwirthsclialt  am  Ii  in  ihrem  l  inauzwescn  Naturalleistungen, 
(KisOnl.  i)iea2>te,  z.  Ii.  iui  Wegewesen)  i&t  die  KtatiMrung  noch  heute  oft  wenig  ge- 
«Qgend,  mber  auch  noch  nicht  ein  so  dringendes  Bedarfniss, .  wie  bei  (leldwirtbschaft, 
ogldeh  erheblich  schweier  technisch  dnrdiznftthien  als  bei  letzterer. 

Seinem  Zweck  nach  ist  der  Etat: 

1)  zunächst  ein  technisches  Hilfsmittel  lUr  die  Erfüllung  einer 
Httuptaufgabc  der  formellen  und  inareiiellen  Ordnnnp:  im  öffent 
liehen   Hanshalte,    der   planmässigen    Fürsorge    für  aus 
reichende  Deckung  der  Aasgaben  (Ausgänge)  durch 
die  Einnahmen  (Eingänge)  4n  der  späteren  wirklichen 
FfihruDg  des  Haushalts. 

Der  Etat  zeigt  der  FinanzrerwaltunK-  welcher  Art  und  wie  gross  die  BedQrfnisse 
auf  der  Ausgangsseito  und  die  Decknngsmittel  auf  der  Eingangsscite  sind ,  macht 
«ianach  frleich  die  Xotliwendi^keit  von  Aenderungen  auf  dor  oim  n  oder  der  anderen 
"der  auf  beidi^n  Seiten  ziiiermasslir  er^ichflieli ,  um  das  (iieichgewichi  l'ur  die  bevor- 
stehende Finauzjjeriode  herbeizu fuhren,  dient,  ganz  abgesehen  von  der  betreifcnden 
Kechtspiicht,  als  Richtschnur  bei  der  BcwerkstoIIigung  der  Ein-  und  Ausginge, 
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udU  weiät  auch  iin  Gebiet  ücr  k-tztcren  auf  die  erforderlichcu  bedeutcnderea  Umge- 
fltaltoogen  fUr  di«  weitere  Zukanfi  hin,  welche  sich  aus  dem  BedarfuiM  d«r  Vcr- 
waltoRg  des  StMts  einer-  umi  der  bcbtehcndcii  Einrichtung  des  Finanziresenä  uidrair- 
sf'üH  erpeben.  In  technischer  Hinsii-ht  mn>s  <Kt  Ktnt  so  eii^gorii-htct  sein,  dass  er 
für  alle  die  genannten  Aufgaben  möglichste  Klanitcllung  der  Verbdltoissc  bewirkt. 
Leichte  Uebcrsicbtlichkeit  des  Etat»,  paisäendc  Anordnung  seiner  Kubrikeo  i>ind  dabei 
leitende  ZielpoDCto. 

2)  Der  Etat  dient  weiter  dazu,  die  Grösse  des  Gesammt- 
auiwauds  eines  üfl entliehen  Körpern  im  Verhältaiss  zur 
Leistungsfähigkeit  des  Volks  und  der  Volkswi rthschaft 
(oder  des  betreffenden  Theils  beider  bei  den  lileineren  öffentlichen 
Körpern  innerhalb  des  Staats)  ersichtlich  zn  machen,  sovelt  dies 
von  der  einen  Seite,  derjenigen  der  Belastung  der  Volks- 
wirthschaft  durch  den  Kostenaufwand  eines  öH'entHchen  Körpers, 
möglich  ist. 

Mit  um  dieses  Zwcds  willen  sind  an  die  (io»(altung  do.<  Etats  bestimmte  An- 
fordcriinpt'n  /.u  steilen:  Brutto-,  nicht  nur  Nettoetat,  V**Ilst.i  n  digkei  t  des  Etats. 
Einheit  demselben  oder  in  deren  Ermang(;lung  Hin/utugung  von  Nebenetats  zum 
Hauptetat  u  dgl.  m.  Dadurch  erst  erlangt  man  die  Möglichkeit,  einigermassen  den 
Werth  der  Loistunß:en  des  betreffenden  OffeDtiiclien  Kftrpecs,  im  Ganzen  wie  im 
Einzelnen,  mil  der  IIulic  der  Kosten  dieser  Leistungen  zu  vergleichen,  wie  es  für 
die  richtige  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthiilisrkcit  f!^.  'Ii)  und  zur  Würdigung 
der  volkswirthschaftlichen  Productivität  des  Finan/aulwands  ^cbuten 

3)  Der  Etat  (lat  endlich  den  Zweck »  sehlnssberechtigendes 
Btaterial  für  die  Beurtheilnng  der  ökonomisch-technischen 
Einrichtung  der  Ftnanzwirthschaft  selbst  za  bieten, 
besonders  in  Bezng  anf  das  VerhSltniss  der  einzelnen  Einnahme- 

kateprorieen  und  deren  I  hcile  zu  einander  (Steuern  und  andere 
Eiukünlte-Arten  u.  s.  w.)  und  in  Hetretl'  der  Roh-  und  Reinerträge 
(Höbe  der  Verwaltungs-,  Hewirthschaitungskosten  in  den  Betriebs- 
verwaltnngen,  der  Erhebungskosten  der  Steuern  u.  dgl.  m.)- 

Zu  diesem  Bebiife  ist  wieder  die  passcnJo  Rubrtcirung  der  Posten«  die 

Selbstündii^keit  dei  Etnts«  die  B  rutto-Etatislrun^  unter  genaoer  Angabe  der 

Ton  den  Rdheinnahmeri  zur  Erzieluiii^'  iln-  Ki  inerträge  abiii  lu  nden  Kosten  nothwi-ndiif. 
Die  Entwicklunpigcschichtc   des  Eiatswescns  zeigt,   dass  diese  verschiedeneu 
Zwecke  er»t  allmülig  immer  klarer  erkannt  und  durch  verbesserte  Einrichtung  der 
Etats  zu  erreichen  faucht  worden  sind.    Die  „constitntioneilo  Bndgetwirthscbnfk!'*  bat 

zu  diesen  Verbesbci untreu  im  öffentlich-rechtlichen  Interesse  vielfach  mit  beigelrajen. 
Aber  die  dargelej^ten  Zwecke  nud  die  aus  ihnen  lu  i  viirirehenden  Auforderaugen  ge 
hören  doch  zuniichst  wieder  in  Jas  Gebiet  der  Te«  linik  des  Etatsweüens. 

§.  loa  —  B.   Arten  der  Etats. 

Vci-schitdene  Grundsätze  der  Unterscheidung  lai»en  sich  hier  anwenden,  tecL- 
iii«^<  Ii.'  tinil  rt't  litiirlii'  EintlK'i'un&:en  kommen  neb'  n  inander  vor.  theils  letztere  >'n  ii 
an  jeni-  ansc  lilic>>rri().  theils  getn^nnt  dnvon.  Im  Sta.itNlmnshaltc.  von  dem  es  hier  zu 
sprechen  genagt,  sind  der  Unterscheidungen  mehr  als  in  den  liaushaltcu  der  Sdbst- 
vcrwaltttngskörper,  aber  im  Princip  kommen  bei  ietxteren  dieselben  Arten  rar  und 
bei  grossen  verwieMten  Hansbalteu«  7.  B.  einer  Grossstadt  finden  sie  s^ch  auch  in 
der  Praxis. 
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1.  Zanäebst  siod  zu  iioterecheiden  yerfagsiinggmftssige 
oder.iinanzgesetzlicbe  nnil  Verwaltnngs-  oder  Kasseii- 
etatB.  Zu  ersteren  gebören  der  Haaptfinansetati  die  Haupt- 

eCats  nnd  die  Specialetats. 

■d)  Der  H  anpt-Finanzetat  ist  der  Etat  der  ges  a  mm  teil 
Pinnnzwirthsehaft,  im  Unterscbied  von  deu  Etats  eiüzeloer  grosserer 
imd  kleinerer  Dienstzweige. 

Im  Princip  umfasst  er  daher  alle  Zweige  der  Kiiigäii^f  und  AtisgSngc  einer 
Finiozpcriodü,  Li  der  Praxis  i>t  das  freilich  auch  heute  ik«  Ii  ni.  ht  imaier  völlig 
erreicht,  indem  noch  öftew  diese  oder  jene  Nebenetats  (^Siicci aietats  s.  u.)  fur 
.•imelne  Zireige  apart  vom  HauptHiianzctat  gefuhrt  werden  (§.  113).  Doch  bildet  das 
Mi  gewöhnlich  nurli  ^a'^lilich  nicht  erhebliche  Ausnahme,  die  mit  der  strengeren 
I'archfnhrnn'jc  des  „Princips  der  ti s c.i lisch cii  Kiriheit"  seltener  wird.  Der  Haiipt- 
jMAzetat  ist  zugleich  jn  rechtlichei  Hinsicht  der  wi«-htig8te,  indem  vor  Allem  er 
TM  den  (tes^tzgebenden  Factoron  festgestellt  nnd  der  Finanzverwaltnnf  «nd  den 
viijstigen  betheiligten  obersten  Verwaltungsbehörden  als  ge■^<'tzliehe  Richtschnor  aar 
loQchaltung  in  der  practischeu  Finauzgebahrung  selbst  vorgeschrieben  wird. 

b)  Hanptetats  (Haupt- Specialetats)  werden  die  besonderetk 
Glatfl  für  die  einzelnen  grl^sseren  selbständigen  Dienst- 
zweige in  der  AasgabewirtbsehafI  nnd  fHr  dieHanptkategorieen 

der  Ei  11 11  a  1]  iiicn  in  der  Einnahraevvirthscbaft  geii:unit,  nach 
Eintlieiluijgen,  welche  sich  ^ew<>hnlich  aus  der  ^^aiizeii  Organisation 
der  Staatsverwaltung  (Ministcrialsystcni,  Ministe rialetats)  und  der- 
jenigen des  Finanzdienstes  (Abtbetlungen  im  Finanzministerinm, 
besonders  fUr  die  Einnahmezweige,  Directionen  dafür,  Verfraltangs> 
^kenamiseh-teebniscbe  nnd  reebtlicbe  Gruppen  der  Einnahmen) 
eigeben. 

IKese  Haaptetafs  sind  ihrerseits  Bestandtheile  des  ilauptiinauzetatb.  Der  Ent- 
Verfang  des  letzteren  geht  ihre  Bildung  roraus.  Nach  seiner  TerbssungsmüsaigcD 
^ieoehmigniitr  erhalten  die  Hauptetats  dann  als  Tfaeile  des  Haoptfinanzetats  ibro  bc- 

iänaite  rc(  htlirhe  Redeiituug. 

c)  Special etats  sind,  uocb  von  deu  ebeugenaunten  iiuter- 
aehieden : 

a)  tn  einer  Bedentang  des  Worts  die  Etats  fttr  die  einzelnen 
Aemter  und  Behörden  der  grösseren  Verwaltnngsabtbeilnngen, 
diber  insbesondere  ftir  die  Dienststellen  im  Lande. 

Diese  Etats  bilden  die  Elemente  (Kapitel,  Soctiuueu»  Titel  u.  Ugl.),  aus  denen 
«ch  hei  dor  Entirerfang  des  Budgets  die  Hanptetats  nnd  scbiieBslieh  der  Hanptfinanz- 

tat  zusammensetzen  und  in  weleli«-  wi.-J.  r,  auch  z.  Th.  mit  liestimmten  rechtlichen 
Coiisequenzpn .  iler  ^enel)niic;te  Hauptiiuanzetat  mit  seinen  Haujttefats  /.ornUlt.  Die 
Auistelluiig  dieser  Special-  und  der  Hauptetats  schliesst  sich  auch  an  die  (liicderung 
der  Kassen  nach  Gesehäftszweigon  nnd  an  die  Srtliche  Vertheilong  der  Kassen  an. 

ß)  Der  Ausdruck  jjSpecialetat''  wird  ahor  auch  noch  indem 
aiiütien  Sinne  gel)raiicht,  indem  darunter  die  iVliher  hilutigen,  jetzt 
noch  bie  und  da  vorkommenden  selbständigen  Nebeuetats 
Air  einzelne  apart  gehaltene  Verwaltungszweige  neben  dem 
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Hauptfinanzetat  verstanden  werden;  mitunter  auch  solche  EtatsJ 
von  denen  bloss  die  abschliessenden  Hanptsnmnien,      B.  die 

Ueberschüsse  tüies  Zweiges,  uliein  in  den  Hauptfinanzetat; 
kommen,  während  das  Kinzelne  in  einem  solchen  „ijpccialetal^' : 
besonders  aulgelührt  wird  (§.  113). 

Specialetatb  er^tercr  Art,  welche  noch  ljo?oiii]ci"i>  aU  Nebeuctats  bezeichnet  werdcu 
können,  sind  dir  gelegentlich  noch  zu  fiinl-  inlL'n  Etats  für  einzelne  öebictstheile 
Keste  des  alten  Provincialsystems,  das  sonst  meistens  dem  centi;ili.->iivn(lcD  Ecalsystcm 
ije wichen  ist)  neben  dem  UauiHhnanzctat  für  das  Hauptgebiot  do  Staats.  Beispiele 
der  zweiten  Art  sind  die  Etats  für  virdischafUidi  selbständiger  gestdlte  Staatwoter' 
nehmuugen,  wie  Fabriken,  Banken  (preuss.  Sechandlung),  ferner  auch  für  seibsUiudipe  ' 
Anstalt"»  rnrporativer  An.  7.  B  I.ohr-,  Kranken-.  Armenanstalten,  n-elelie  nur  ..Bc-«  ■ 
darfs-Zuschusse"  aus  dem  biautshaushalt  crluugou  (ausnahmsweise  etwa  auch  an  diesen  ' 
UebencbOfise.  statt  'äio  seihst  sotu  Vermögen  ivi  »cMageo,  abliefern).  .Oesterr.  .^otirte  . 
politische  Fonde**  fUr  Zveclie  des  Gnitus  u.  (Jutenichts,  „lieli^onsfonde*^,  «Jächulfonde"*). 

'  Die  Verwaltun^s    oder  Kasscuetath  dienen  nnniittelbar • 
und  auöscbliesslich  den  Verwaltimgszwecken.    Sie  ergeben  .sieh 
aus  den  tinanzgesetzliebeu  Etats  und  gliedern  sieb  eventuell  naeii. 
Kasseubezirken  and  nach  Verwaltnngsbezirken. 

Bei  efsterun  siud  wieder  Hauptotats  für  die  Geutralkassen  nnd  die  Pro?inci«I< 

(Be/Jrks-,  Departenkents- ,  Kronlands-)  Küssen  und  Spccialetats  für  die  Localka>sen. 
mit  weiterer  Unterseheidung  dieser  Kassen  nach  d  u  Finnahine-  und  Ausgabezweigen 
denen  sie  specieii  dieueu,  zu  unterscheiden.  Die  V  ciwaltuugsbezirks- Etats  schlicaseü 
sieb .  au  die  VerwaltungseintheiloDgf  des  Staatsgebiets  an ,  welche  in  den  einzdnen 
Diensizweigen  zu  (irunde  irelegt  wird  und  wonlen  in  G e neralelats  dieser  Dienst- 
/.weige  (z.B.  der  ßer»--,  Forstverwaltun^  7.nsammeuge£Hsst.  O.Meissner«  preuss.  . 
Verw.liDndc  i,  G,  wonach  hier  z.  Th.  das  ticaagte. 

§.  104.  —  2.  Mit  Rücksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  zur ' 
Kategorie  ,,Zeit''  werden  folgende  Unterscheidungen  gemacht: 

a)  Nach  der  Zeit,  fttr  welche  die  Etats  bestimmt  sind,  und 
in  welcher  man  steht,  sind  die  Etats  solche  der  abgelaufenen 

Fiiiauzperiodc,  der  laulenJtu  nnd  der  künftigen.  Ebenso; 
unterscheiden  8i(h  die  Jahresdicn.ste". 

i 

Praetisrli  und  rechtlich  wichtig  wird  diese  Unterseheiduns:  bt^sonders  hinsi<  Ijtlicli  ' 
der  Frage,  ub,  wie  weit,  wie  lauge,  und  unter  welchen  Bedingungen  und  Fonnaiitateii 
FinanzoperatioDcn ,  bez.  Kassenbewegungen  (Kin-  und  Ausgänge)  nach  Ablauf  einer 
Finanzperiode  noch  auf  tirund  des  Etats  der  letzteren  und  auf  Rechnung  derselben  . 

geinarlit  wenlt  n  'lurfen,  wie  und  wann  dir  Ti'bertragung  in  den  laufenden  I>ii  nst  in  \ 
Ttulj:.  ri  liit  u.  dgl.  m.:  Puncte.  wlrhe  mit  der  Ausfuhrung  des  Biid-jefs  und  m:i  ' 
dem  Kec iin u ngsabschluss  /usanimenhängen  und  spater  in  Verbindung  mit  diesen 
Oegenstinde»  zu  bebandeln  sind. 

b)  2sach  der  Z e  i  t  tl  a  u  c  r  d  e  r  V  i  n  a  u  z  j) e  r  i  o  d  e ,  fUr  welche 
die  Etats  aufgestellt  werden,  unterscheidet  man  vorncmiich  ein 
Jährige  und  mehrjährige. 

In  neuerer  Zeit  und  zumal  in  grösseren  Staaten  sind  jene  die  Üblichen.  Ir 
technischer  Hiiisii  lit  li.ibcn  ?^ie  wohl  na  istens  den  Vorzug,  dass  sie  sjrh  in  ihrt-n 
Veranschlagungen  der  Wirklichkeit  mehr  annähern  können  und  werden,  nachträglich« 
Acnd<;nuif<*n  und  Nnr.litrft;rr«»itats  n^h  sititeuer  nothwiMidiir  erweisen.    Auch  wenn  di«< 

•  I 

I 
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sehrjälirigeu  Etats  in  der  Weise  aufgestellt,  bez.  gesetzlich  festgestellt  «reiden,  daas 
üicht  ein  Jabresetat  ohne  Wi  ifer-s  für  eine  mehrjähritr»'  Periode  gilt.  Condom  so. 
4m  Behrere,  unter  sich  erciuucU  verschiedene  Jahres -Etats  gleichzeitig  auf  einmal 
fir  eine  mebrjührige  Periode  gegeben  Verden,  sind  die  angedenteten  Schvierigkeiten 
roriMnden.  xvic  namcntlicli  das  leichtere  nnd  stärkere  Auseinandergehen  von  Voran- 
''•klag'  nirl  wirkli<"hcr  Finan7gcl)nhnin£r.  .Te  nai  h  der  BescliafTonlieit  di  r  Kiriiialimen 
ind  Ausgaben  in  eirif^in  Staatshaushalte  und  je  nach  der  ganzen  Laj,^-  riucs  St&hts 
T'^rden  diese  Schwi<jrigk>;iteii  kleiner  oder  grösser  sein.  Wo  die  Beinertritge  grosser 
IMriebsrenraltQDgen  (Eiflenbahnen ,  Forsten,  Berg^  nnd  HQttenirerko,  wie  in  Prenssen 
und  anderen  deutschen  Staaten)  eine  herForragendc  Rolle  im  Kinnahmebndget  spielen, 
>iüd  die  Bedenken  gegen  längf^r«'  als  einjähritr»'  Ftatspcrioden  Wi^frcn  der  von  so 
Quacheriei  wechselnden  Umständen  abhängigen  Linnahuien  und  Ausgaben  dieser  Üe- 
Diel»renraltungen  nicht  zo  rerltennen.  Anderseits  bangt  die  Frage  mit  der  Einifchtiing 
der  parlamentarischen  l^ntiberftthnng  nnd  mit  anderen  Verhältnissen  des  Parlamentnrlsnins 
mi  dt's  Staatslebens  ZTisaniinr'n.  Jene  Ilcrathun^  Ifl^st  sicii  erheblich  vt-rkarzen  und 
•lidorch  in  Bezug  auf  Einzelheiten  grtindlicher  machen  bei  längeren  Etatsperioden. 
Bm  ..Geföhrduug  des  Budgctreclits  der  Volksvertretung",  welche  öfters  in  einer  solchen 
tioricbtung  gefunden  wird,  möchte  deshalb  kaum  anznerkennen  sein.  Kürzere  Etats- 
HTtthiiii?  kommt  auch  wie«]»  r  <1en  sonstigf^ri  parlamentarischen  .\rbciten  zu  Gute. 
Wo.  wie  in  Denrsrhhnd.  verwickelte  Vcrfassuugsverhiiltnisse .  'iie  Schwierigkeit  des 
Nebeneioandorbeaiehcns  und  eventuell  gleichzeitigen  Tageiis  des  Ueichstags  und  der 
landlage  zur  Erledigang  der  Etatsberathnng  rorliegen.  sind  daher  immerhin  wohl 
beachtenswerthe  Gründe  auch  für  längere  Etatsperioden  anzufahren.  Die  Ermächtigung 
/u  amfangreicherer  Aufnahme  schweh<Midcr  Schulden  (Ausgabe  von  Schatzs.  lioincn) 
^  erheblicheren  unvorhergesehenen  Abweichungen  der  Wirklichkeit  vom  Etat  wird 
dabei  freilich  kanm  immer  zu  Termciden  sein.  Das  Nichtigst u  w&re  wohl  eine  Ein- 
lidrtOBg  von  „stabilen"  Budgets  mit  längeren  (möglichst  langen)  und  roo  „ wände  1- 
'nrcn"  nu(lu'--(s  mit  kilrzoren  (1  jähr.)  Etatspcrio-lcii.  nach  dem  Vorgang  Englands,  in 
der  \\eise.  wie  es  oben  in  ^.  Ol  erörtert  und  bcgnuidet  worden  ist. 

In  den  europ.  Staaten  sind  einiähr.  Etats] icriodcn  die  allgemeine  Regel.  Auch 
m  Dcatschen  lieich  nnd  in  Preussen  Dastehen  sie  bisher  vertassungsmSssig,  doch  wiid 
die  Frage  Tt';j:icrnnfr>scitijj  zu  Gunsten  mehr-  (2)  jrdir.  rerioden  erwogen.  In  den 
'Iditscben  Mittel-  und  Kleinstaaten  sind  meistens  längere,  selbbl  bis  6 jähr.  Et?it-;- 
petiodco,  verfassungsmässig,  neuerdings  aber,  besonders  in  den  grösseren,  aua  tinanz- 
tadoiiehett  und  mehr  noch  ans  bndgetrechtUchen  Granden  mebnach  rerkürzt  worden. 
Baiern  hat  jetzt  2 jähr.  Perioden,  mit  gleichen  Summen  für  jedes  Jahr,  ebenso  K. 
Sachsen;  Wtlrtembcrg  nnd  Raden  stellen  in  einem  Kinanzji^esetz  den  Etat  für 
.'Jahre  getrennt  fest,  Gr.  Hessen  hat  eine  4Jährige,  die  Kleinstaaten  1— 4jähr. 
Itat^perioden. 

c)  Nach  dem  Zcitpun  et  der  Feststellung  (nach  denyeoigen 
der  parlaDientarischeo  Embringung  Seitens  der  Kegierang  oder, 
wenn  dies  gestattet  ist,  Seitens  der  Mitglieder  der  Volksrertretang) 
unterscheidet  man  den  regelmässigen  (,,Haupt^^-)  Finanzetat 
and  N ach trags- Etats  zu  jenem,  insbesondere  zu  dem  einmal 
von  den  zuständi?;en  Factoren  festgestellten  und  vom  Staatsober- 
banpt  verkündeten  regelmässigen  Etat* 

Principiell  und  unbedingt  zu  rermeiden  »ind  solche  Nachlragsetats  nach  den 

^uuii'i  des  Staatslebcns  nicht,  z.  B.  wenn  nach  Erlass  des  Hauptetats  grössere  Ver- 
iodcniDjfeii  in  Einnahme-  und  Ausgabezweigen  eingetreten  sind.  So  hat  z.  B.  in 
Preussen  juugst  die  üebeniahmc  von  Privatbahnen  Nachlragsetats  veranlasst  (Ges. 

H.  Mai  1882,  betr.  Feststellnng  eines  Nachtrags  zum  Staatsh.h.etat  f.  1882  — SS). 
Aber  im  Interesse  der  Ordnung  und  üebersichilichkeit  des  Haushalts  mr.s.=5en  Nach- 
tngsetats  auf  dringende  Fälle  beschrSnkt  werden.  Einiges  liaii^t  dabei,  wie  schon 
bemerkt ,  von  der  Lange  der  Etatsperioden ,  dann  auch  vou  der  Zeitdauer  der  Vor- 
benStung  des  Budgets  im  Kreiie  der  Begiemog  and  ron  derjenigen  der  Parlamentär, 
a.  Wftgtter«  f1atot«iii»n«dMfl  I.  3.  AnS.  15 
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Durchberalhung  ab.  Zur  VerinoiduDjir  von  N.ti  litrairsctats  ist  ein»'  kurze  ZeitJauer 
der  Vorbereitung  uud  DurcUborathuug  (irwauscUt,  dabur  itamcatiicii  ciu  Begiuu  der 
YorbcrcituDg  und  Ddwliarbeituiif  de»  Etats  inDerhalb  der  Rei^tirung  mo^lichät  kurz 
fOT  dem  Aufaiig  des  neuen  Finanzjelin  (Leroy-Boaulieu ,  Fiti.  II.  7).  Vieles  h&ogt 
mich  lii<r  wieder  von  Parlament.  Eiurichtuiigcu  u.  (jobräucheii  ab.  Iit  Frau  kr  eich 
wunica  <lie  mm  System  gewordenen  Nachtragsetats  udcr  Supplemeuiar-Credite  ai> 
eiu  Misastand  cmplundeu.  Z.  Tb.  erklären  »ich  die  dortigen  Vcrhaliuisse,  im  Unler- 
schied  zvk  Engrltod«  das  die  Nachtragsetats  kaum  könnt,  in  Frankreich  daraus,  das« 
Supplenientarcredite  in  Betr.  der  Ausg^abcu  hier  in  O])position  zur  Kegierung  oder 
ohne  Mitwirken  derselben  vom  ParlHinenl  auf  Antras^  von  Deputirten  voiirt  werden 
kOouüu.  £iuc  Eciorm  in  diesen  Diugcn  gilt  als  uothwcudig.  (S.  Näherem  beiLeroy- 
Beaulieu,  lim  1.  ch.  U).  lu  Preussen  können  nach  d.  (voschiftordu.  d. 
Hauses  d.  Abg^rdn.  v  IT,.  Mai  1S76  Aotrige  ron  Mit;,^liedern,  „welche  eine  (ield- 
bew'illii^ung  in  sich  acbliessen  o»ler  in  Zukunft  hcrbii/nfülirf n  besliinint  sind,  /nr 
Abstimmung  nur  gelangcu,  wenn  eine  Comiuissiun  mit  ihrer  Vorböiathung  beiraur 
worden  ist  n.  diese  einen  Bericht  darüber  erstattet  bat"  27).  Auch  mit  der  Bc- 
fugniss  der  Uegierung  zu  Uebertragungeu  (rirements)  innerhalb  dos  Etats  uud 
daher  mit  d-m  Maasse  der  Spccialisinnij,'  (h-s  l^tKltrcfs  (in  Kapitel,  Tif.'I  u.  s  w.)  und 
mit  der  Form  der  parlam.  Votirung  —  in  Ablheiiungen  oder  in  Kapiteln  oder  in 
Tiicln  uud  noch  weiteren  kleiuen  Posten  —  steht  das  grössere  oder  geringere  Bt- 
dOrfoiss  nach  Nachtragsetatü  in  Verltindung.  Je  beschränkter  das  Recht  zu  Ueber- 
tragungen  und  je  grösser  die  specialisirende  Votirun^^  de-  Etats,  de>fa  leichter  die- 
Kothwcndigkcit  von  Kachtraj^^etats  oder  —  von  „ nachtriiglichtti;  (iauchmigung  anssei- 
etatsmiUsigcr  Ausgaben."    b.  darüber  u.  §.  117,  IIS. 

d)  Nach  dem  Zeitpunct  des  Beginns  des  Etatejahrs  (der 
EtatBperiode)  anterseheidet  man  Etatsjabre  („Finanzjahre^*), 
welehe,  mit  dem  Kalenderjahre  zasammeofallend,  am  1.  Jan. 

oder  zu  einem  anderen  Termine  anfaugen. 

Alluronioine  wirt!i>-<  liaftlifhc  Gründe,  die  verschiedene  neweg-un^'  der  Einuahuien 
uud  Ausgaben  nach  den  Jahrcüzeiten«  nameutlich  aber  KUcksichteu  auf  die  geeignetste 
Zeit  der  pariament  BamthiiDK  des  Budgets  machen  einen  sndenm  Anfangbterniin  al» 
den  1.  .lan.  rath^am.  Diese  Erwägung  hat  mehrfarli  zur  Annahme  aiidnr  FinanzjahK 
als  der  Kalenderjahr'-  'geführt,  so  in  (irossbritaiini'  U,  im  Dcutschi-n  K'cirli.  in  Preusscn. 
wo  (in  beiden  letzten  seit  1.  Apr.  1S77)  das  Fin.j.  am  1.  April  beginnt;  so  jetzt  .auch 
in  WUrtcmb.  u.  Gr.  Hessen.  In  Kord- America  ist  der  1.  Juli  der  Termin,  ein 
Zeitponct,  den  Leroy-Beaulieu  (II«  9)  auch  für  Pcankreich  empfiehlt. 

^.  105.  —  3.  Mit  Rücksicht  aul  die  ßezicluuig  dei  Etats  zur 

Kategorie  ,,Kaam"  nntersclieidet  mau  uicLt  nur  die  Htaatsbaii?« 

halts-  und  dio  Kta,t»  der  verschiedenen  Selbstverwaitungs- 

körper,  sondern  anch  in  den  ersteren  ^vieder  den  £tat  iRlr  das 

ganze  Staatsgebiet  und  die  Staatshaoshaltsetats  fttr  einzelne 

Gebietstheiie  (Provinzen  a.  s.  w.). 

Früher,  vor  der  FIrsetzung  des  „Provincialsystems'*  mii  eigenen  getreuuten  Yef- 
waltongsdepartemonts  fOr  jede  Provinz.  Groppe  ?on  Provinzen ,  oder  «.Landschaft'* 
durch  das  centralistische  ..Koalsystem",  war  dio  getrennte  Führung  des  Staatshaus- 
haltsofat>  in  ,.Pronncialeiat>  '  das  üebliche  und  Zweckmässige.  Nur  f«r  einige  bcrdt^ 
zusaniuicugefasstc  Yerwaltungsiweige,  z.  B.  Militärvesen,  wurden  etwa  ..Generaictats" 
der  centralidrmden  ,«6enoTid-^StaBtscasse''  gcfiihrt,  in  denen  bei  den  Einnahmen  die 
OebenchOsse  der  Provincialetats  als  Beitrige  zu  den  Kosten  der  allgemeinen  Staats* 
verwaltung«:zwci[rc  crsoliien- ii.  Die  nrin»rc  politische  Eatwicklnns-,  die  Einführung 
allgemeiner  Vertretungsorgane  der  ganzen  Staatsbevölkerung  und  hnanztechaisch«^ 
RQcKKichten  haben  mit  Recht  zum  ..Prindp  der  fiscalischen  Kasseueinheit"'  und  zu 
einfaeitUeheo  Staatshanshaltetats  für  das  ganze  Staatsgebiet  gefAhrt  Einielne  Üeine 
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icrtB  il*^  «Itwen  Sy:iteiii8  habeo  sieb  abor  mitunter  erhalten  oder  finden  sieh  in 

^pecialctaib  des  Uauptßuaozetatä  noch  hic  und  da,  uaiueutlich,  wena  in  gewissen 
£inn^htnn?en,  z.  B.  im  Steuerwcsen  provinzielle  Abveichongen  geblieben  sind  (Stenern 

JtF  iiohenzuih  iu'jicheu  Lande  im  pieuss.  Etat). 

4  Endlich  ist  anter  den  Arten  der  £tats  noch  der  Brutto- 
und  der  Netto  et ats  zu  erwähnen.  Die  ersteren  enthalten  bei 
den  Einnahmen  die  Kosten  der  Gewinnung,  Bewirthscbaftnng,  des 

Betriebs,  der  Erbebuug  mit  in  sich,  die  letzteren  ftlbren  nur  die 
Reinerträge  auf. 

Principiellc»  darüber  u.  l<»If. 

Die  coa^4ueuto  tcclmidciic  Durchluhiung  der  Brutto-  wie  der  Kettoetatiäirung 
bietet  manche  Schvierigkeiten  und  btt  absolut  f^enan  kaum  zu  cnreiehen.  Das  ge- 
schichtlich Aeltere  sind  die  Kettoetats,  das  linauztcctinisch   und  bndgetrechtlich 

Riilaii^c  'Ho  Bruttoetat.^.  die  aber  so  an fu^'^itellt  und  eingerichtet  .sein  Dttsson,  dass 
auh  der  ^kcttoetat  daraus»  leicht  hurätoUen  iiiUMtt. 

§.  106.  —  C.  Einrichtung  und  Form  der  Etats.  Der 
Etat  ist  ein  RechnungsanscLlag.    Ans  diesem  seinem  Wesen 

folgen  die  Anforderungen  hinsichtlich  seiner  zweckmässigen  Ein- 
riciiiuug  und  Form. 

Aorh  hier  liesrt  zuii!i<'h>t  eiiu'  technische  Aufgabe  vor,  bei  deren  iJ^sunjf 
Tieder  rechtliche  Uesichtüpuucte,  „budgct-  oder  ctatdrechtliche'*  coucurrireo. 
üamnlUch  lichtet  sieh  nach  letzteren  die  Bedemung  der  einzelnen  Rnbrikim  und 
Penen  (Abtheiluogcn ,  Kapitel,  Sectiouen,  Titel  u.  s.  w.)  des  Etats  und  wild  dann 
lU'^li  darin  mit  KQcksicht  auf  die  budgeti»-*  htliirlie  Bedeutuujr  soli  lii  r  Posten  mehr 
cder  weniger  specialisirt  117).  Im  Uebrigen  ist  das  allgemeine  Schema  des  Etats,  wenn 
amil  das  Priucip  der  Etatisirung,  „Brutto-  oder  Kettoetat?**  feststeht,  ein  doich 
die  Sache  selbst  gegebenes,  das  sich  daher  auch  zeitlich  und  Ortlich  nur  in  Neben- 
piBcten  feriodert. 

1.  Der  Hanptfinanzetat  und  seine  Theile,  die  Hanpt-  und  die 
Specialetats  (§.  103)  zerfallen  zunächst  vielfach  in  einen  ordent- 
lichen nnd  einen  ausserordentlichen  Etat,  eine  Scheidung, 
welche  prmcipielie  liedeiituug  bat,  dieser  gemiiss  dann  auch  richtig 
darchgefllhrt  werden  sollte,  aber  in  der  Praxis  öfters  eine  mehr 
insserlieh-formale,  als  innerUch-begrUndete  ist.  Die  wissenschaftlich 
nd  praetisch  werthirolle  Unterscheidung  mttsste  sich  bei  den  Ans- 
angen (Ausgaben)  an  die  oben  in  §.  62,  63  erwähnte  Trennung 
des  FiDaii/hcdai fs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  „nach 
dem  inneren  .Moiik  nt  der  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Ansgangi 
rzielten  Wirkungen"  und  bei  den  Eingängen  (Einnahmen)  an  die 
aben  §.  ö5  ff.  anfgestellte  Deckungstheorie  („Steuern  oder  Schulden  V") 
anknltpfen.  Das  Streben  in  der  Praxis  des  Etatwesens,  dies  zu 
tlion,  Ist  auch  ersichtlich,  aber  es  wird  selten  streng  und  folge- 
riciiLg  verwirklicht. 

Dies  gilt  z.  B.  auch  von  der  prcuss.  etatsmassigen  Scheidung  von  „fortdauernden" 
md   einmaligen  nnd  auBsecordtfmicheii"  Ausgaben  und  m  derjenigen  der  „oident- 
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liehen"  und  ,.aU'^><Toiil.  nilic  1km»  •  Kiniiabmcn.  Unter  <lcn  forffhiicrnMcii  Ansgabci. 
bildet  zwar  der  wirkliche  ordenti.  Bedarf  (das  „Normaierrorderniss"  §.  63>  da?  firos. 
aber  zahlreiche  mehr  oder  weniger  erhebliche  Posten  „ansserord. "  Aosgabeii  im 
visseoschalUiehen  Sinne,  fQr  privat«  nnd  steatswiithsch.  Kapitalanlagen,  befinden  skb 
ancli  darunter.  In  einem  grösseren  Staatshaushalte,  wo  sich  derartige  Ausleben 
ziemlirh  rofrf^linftssifi^  wi(Hl(»rliol  n ,  lässt  sich  für  die  Einr^ihnng  dor^clhen  unter  di'.- 
ord.  Ausgaben  practiscb  Manches  sagen,  aber  das  W  lUkUhrlichc  ist,  dass  dann  wieder 
tnderc,  ganz  renrandte  Posten,  z.  B.  für  grössere  Nenbtnten,  in  das  Extrtoidinaiinn 
kommen.  Bei  Vcri^Ieichen  verschiedener  Jahrosctats  desselben  Staate  w  der  Etats 
der  verschieden en  Staaten  miisste  man  daher  tlio  Etats  «rst  Fo^teu  fnr  Posten  zor- 
gliedcrn.  Auch  unter  den  ordentlichen  Einnahnien  beliiidcji  sich  in  Prens«^n  und 
anderswo  manche  Posten,  welche  als  eine  Verminderung  der  Substanz  des  SiaatsTcr- 
mOgens,  i.  B.  bei  Verk&afcn  von  Domänen-  nnd  ForstgrundstQckcn,  eigentlich  ein<^ 
ausserordcntli*  hr  Einnahme  bilden,  gleich  der  Schuldaufnahme,  oder  welche  implicitr 
auf  letzt<^res  hiiiau*laufen  (z.  B.  im  nenston  prcnss.  Etat  f.  1SS3/S4  di«  Einset/nng  dor 
nur  erst  zum  iilcinen  Theil  zu  Pensionszahlungen  verftandten  3"  „igen  Zahlungen  der 
Beamten  ans  ihren  Gehalten  zn  den  Beitrügen  for  Versorgung  der  Wittiren  nnd  Waisea 
unter  die  laufenden  Staatseinnahmen  zur  Deckung  der  laufenden  Ausgaben).  Unter 
diesen  Umstünden  ist  dir-  Berechnung  des  ,.Deficits"  auch  stets:  ziemlirh  willkillirli  ]\ 
77),  —  in  soliden  Uaushalten,  wie  dem  preussischen .  die  wirkliche  Lage  meist 
g(\nstiger,  ab  diejenige,  welche  in  dem  t,rechnungsmussigen  Deücit**  herrortritt 

Principiell  ist  eine  scharfe  und  consequente  Scheidung  von 
ordentlichem  nnd  ausserordentlichem  Etat  anf  beiden  Seiren,  der 
Ein-  und  der  Ausgänge,  unter  Befolgung  der  oben  auigestelheu 
Grundsätze  für  die  materielle  Orduang  des  öffentlichen  Haasbalts 
(B.  Kap.)  berechtigt.  Sie  darf  mr  nicht  dazu  dienen,  die  Lage 
des  Haashalts  durch  wUlkttbrIicbe  Einreibung  ordentlicher  Bedarts- 
posten  in  den  ausserordentlichen  Etat  nnd  ausserordentlicher  Ein- 
gaiigsposten  in  den  ordentlichen  Ktat  glinstiger  oder  dun* Ii  das 
uaifTT"  kc  ti  rte  Verfahren  sie  u  u  ^  ii  n  s  t  i  i^e  r  als  der  Wahrheit  ge- 
mäss erscheinen  zu  lassen.  Auch  letzteres  ist  bedenklieb  und  tmhrt 
möglicher  Weise  zu  falschen  Finanzoperationen  und  einer  unrichtigen 
Bedeckung.  Ungleich  bedenklicher  und  practisch  gefährlicher  ist 
aber  das  erste  Verfahren,  das  unsolider  Finanzpolitik,  leichtsinnigem 
Schuldenmac  heil  und  einem  grundsätzlich  verkehrtem  liedeckungs- 
system  Thor  und  Thür  ürt'net. 

Es  gehören  demnach  in  den  ordentlichen  Etat  andmflssen 
darin  genau  sichtbar  gemacht  werden:  bei  den  Eingingen  die 
sogen,  ordentlichen  Einnahmen  (oder,  richtiger  gesagt,  die 

überhaupt  nur  so  zu  nennenden  „Einnahmen")  nebst  dem  etwaisren 
ZuschnsR  aus  ausserordentlichen  Eimiülimen  zur  Deckung  der 
Ausgaben  des  ordentlichen  Etats;  bei  den  Ausgängen  die 
ordentlichen  Ausgaben  nebst  dem  etwaigen  üeberscbuss 
in  diesem  Etat,  welcher  fttr  die  Verwendung  im  ausserordentliehen 
Etat  zur  Verfügung  bleibt.  Die  Einstellung  jenes  Zuschusses  oder 
dieses  Uebersehnsses  als  besonderer  Po^n  in  den  Etat  empfehle 
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,  neb  aUgemein,  um  diesen  wichtigen  Umstand  recht  deutlich  su 
machen.  In  den  ausserordentlichen  Etat  gehören  dann  bei 

den  Eingängen:  die  ausserordeutlicheu  Deckuugsaiittel  nebst 
dem  ctwai^^cn  Ueberschubs  des  ordentlichen  Etatü,  bei  den  Ans- 
prängen die  „ausserordentlichen  Ausgaben'^  (nach  deren  drei  grossen 
Kategorieen  getrennt  §.  ()3)  nebst  den  etwaigen  Züsch Ussen  zar 
Oecknng  des  ordentlichen  Etats. 

Die  Prtxld  bietet  auch  heute  uoch  inaDclie  Verscliiedouhelteii  iu  der  AnfstelluDg 

des  Ktats,  was  eine  Bcurtlieiltmic  in  Geiiiiissheit  der  dargelegten  Grun(I:^rit/.c  und  ciuu 
V-rdeifhutif;^  sehr  erschwert.  So  werden  z.  B.  in  Prcussen  im  St;lat^ll:lU^halU!etat 
tkUupißuajiZctat)  bei  deu  Ausgaben  die  daueiudeu  von  Jen  einoiali^en  und  ausser- 
urdendidieii  getrennt  und  bei  den  daaeniden  wieder  die  „künftig  wegfallenden"  nabeu 
<ler  HaQ])tsumme  besonders  henorgehoben  Koi;i<.r.Liit\Mii  t  f  1883/84  %,  B.  mit 
10  067>7n  \L»u  1.0 15.473, 13fi  M.  im  Ganzen).  Hei  den  Kiniialiuion  wird  aber  nur 
iH  den  Spe.  iulotats  zwischen  ordentlichen  u.  ausscroidentlichen  dadurch  unterschieden. 
(i«s&  au»  der  Bezeichnung  des  einzelnen  Pustens  seine  Zugehörigkeit  zu  der  einen 
'  der  beiden  Kategorieen  ersehen  irerden  kann.  Selbst  die  Eingänge  ans  AnleihfMi  er- 
:^•  licinen  hier  nur  als  ein  Titelposten  dt?  Kapitels  „allgemeine  Finauzrcrwaltuug''  und 
■^iLd  iu  der  einen  Abschlusszid'  r  ilf'i  Kinnalifncn"  mit  enthalten.  So  verschwindet 
hier  der  Posten  der  durch  den  Staat>credit  bevvirUcn  Kingitnge  uud  ordcutlicher  und 
ansierordoiidicher  Etat  werden  auf  der  Eingangsseite  rorschmolzen ,  —  was  gewiss 
nicht  zveclmässig  ist.  —  In  Frankreich  wird  das  ordentliche  Ausgabebudget,  fikr 
}'^<\n\  l>orlung  di«'  ordentlichen  Einnahmen  uohs\  d'  ri  etwaigen  Ucberschüssen  der 
Uijahre  dienen,  vuu  dem  auf  ausserordentlichen  iiiilsqueUcn"  lundirteu  Ausgabe- 
bod^rct  unterschieden.  In  (West-)  Oestorreich  weiden  bei  deu  Ausgaben  die 
«rdentlichcn  u.  auasefOldontlichcn  getii  nnt.  denen  die  „Kinnahmen''  nebät  dem  doich 
Asieihen  und  andere  ausserordentliche  Mittel  zu  decicendcn  „I^eticit**  gegenüber  stehen. 

§.  107.  —  2.  Jeder  vollständige  Hanpt-  wie  8pecialetat  ent- 
hält zunächst  die  zwei  Seiten  der  Eing^änge  (Einnahmen) 
üiid  der  Ausgange  (Ausgaben),  die  bei  gröiisercn  Etats  hinter- 
Hnander  aafgeilQhrt  werden,  wobei  bald  die  Eingänge,  bald  die 
Ansg&Dge  voranstehen.  Da  letztere  das  eigentlich  bestimmende 
Moment  fllr  die  Höhe  der  Eingänge  sind  (§.  61),  so  ist  es  logisch 
richtiger y  sie  voranzustellen.  Innerhalb  beider  Seiten,  von  der 
grösseren  odei  geringeren  Speeialisiriiug  noch  abgesehen,  werden 
die  einzelnen  Posten  und  Gruppen  von  soUhen  iu  systematischer 
Zagam meufassung  und  Reihentolge  eingestellt.  Man  kann  hier 
entweder  nur  nach  der  inneren  Zusammengehörigkeit  und 
Verwandtschaft  der  Einnahme-  und  Ansgabeposten  selbst  oder 
'  Dseh  der  Zugehörigkeit  derselben  zu  den  grossen  Ver- 
waltungsabtheilungen  (Ministerien)  und  wieder  innerhalb 
'1er  letzteren  nach  innerer  Zusauunengchörigkeit  der  Posten  rubricircn. 
Diese  zweite  Methode  entspricht  am  Meisten  den  Couseciuenzen 
les  modernen  Verfassungs-  und  Verwaltungsreehts ,  insbesondere 
dem  „Bndgetreeht^*  und  der  verantwortlichen  Htellung  der 
Ministerien  nnd  hat  sich  daher  jetzt  mehrfach  auch  für  die  Huhri- 
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cimn^;  der  EinDahmen  eingebürgert.  Für  diejenige  der  Ansgaben 
ist  sie  sehon  Uter  nnd  liegt  8ie  aach  noeh  näher.  Sie  gebt  hier 
in  die  erste  Methode  der  Rnbrieimng  mit  (Iber. 

Iii  maiiclicii  LonstilutiuucUeu  Staaten  des  ( 'ontinriits  h«.'>teht  jetzt  in  der  Kobri- 
cirung  der  £iaiiabmen  wie  der  Ausgaben  nach  Miuibteheu  (uud  ähulicben,  ditsieii 
GOOfdinirten  BehOrdeir  im  Grossen  und  Ganzen  eine  gewisse  GleicluDissigkeit .  im 
Einzelnen  linden  sich  ahi-r  immer  noch  viele  Unterschiede.  Das  britische  Budget, 
auch  das  nordamericauische  weichen  erht  blirher  ab.  Vcrsleichungcn  der  Budgets 
venicbiedener  Staateu,  aack  Ot'terb  der  älteren  und  neueren  Budgets  desselbeu  Staai> 
reilugen  so  noch  heute  nel  Yonicbt.  — 

Beispiele.  In  Preussen  zerfallt  der  Etat  in  die  zwei  Hauptabthcilungcu :  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  I)i<;  ..Einnahmen*"  im  Etat  werden  in  die  M  grossen  Abtbeilujjgen 
einzelne  Eiiiuahmezweige  *.  „Dotationen  uud  allgeuteine  Fiuauzrcrwaltuug"  uud  „Staats- 
▼enrtttnnfseinnahmen''  geschieden  nnd  innerhalb  der  eisten  und  dritten  Abtheiluiig  nach 
Ministeriahiepartemcnts,  von  denen  die  Einnahmen  rcssortiren,  postenweise  eingesteUt 
Bei  dt'ii   .tV»rt'l.iii<  rii(len  Ausgaben"  tritt  der  < 'haracter  des  Bruttobudgets  si  harf  h<.n'or. 
Sie  zerlallen  auch  in  drei  grosse  Abtheiluiigen :  „Betriebs-,  Erhebungs-  u.  Verwaltungb- 
kosteu  der  einzelneu  Eiuuahmezweige " ,  .,Dotatloncu  (wobei  die  Oifentl.  Schuld)  nnd 
nUgemeine  Finanzverwaltong    und  ,,StMttrenraltiings-ÄV8gaben^,  in  der  1.  nnd  S. 
Abth.  wieder  Kubricirung  nach  Ministerien.  Die  Oeoersicht  wild  durch  die  Trennung 
der  Roherträge  und  der  Betrie))sausgaben  der  sogen.  ..Betricbsrerwaltungen efwa^ 
erbchwert.  Die  „einuiaiigeu  uud  ausserordentlichen  Ausgaben''  werden  ebenfalls  nach 
Ministerien  robiieiTt   Die  Einnahmen  stehen  im  Etat  voran.   Umgekehrt  ist  es  in 
Etat  des  Deutschen  Reichs.   Die  „fortdauernden"  Ausgaben  werden  hier 
theils  nach  Verwaltungsabtheihingen  n\eirhsämtern)  und  innerhalb  derselben  nach  ded 
einzelnen  Verwaltungszweckeu,  theils  nach  Haupt- Verwaitungszweckuii  ^iieichsscbuld. 
Rechnungshof,  allgem.  Pensionsfonds,  KeichsinFalidenfonds)  znsuBmengefiMst  im  Etat 
aufgeführt.    Bei  den   ..einmaligen'*  Ausgaben  erscheinen  noch  einige  weiter- 
Hauptrubriken  (u.  A.  im  Et.  f.  1>^2  *>.-•>  f.  d,  Post-  u.  Tele^rr.vTwalt.,  f.  d.  I^eichs- 
druckerei.  1.  d.  Eisen b.verwalt.,  1'.  Ausgaben  in  Folge  des  Kiii-irs  gegen  l rankreich, 
f.  Delicit  [„Fehlbetrag"]  des  Haush.  f.  1880/Sl,  i.  Betriebsfonds).    Die  Einoahme» 
weiden  nach  den  grossen  QoeÜMi,  ans  denen  de  flieasen,  mbiicirt   Bei  den  Betriebä- 
rerwaltongen  (Post-  u.  Telegr.verwalt.,  Heichseisenb.verwalt.  [Els.lothr.  Bahnen].  Keichs- 
dnicli'erei)  werden  die  Hrnftociimahni'-n .  die  I^ftriebsaiistraben  und  die  Uebcrschüsst' 
IUI  Eiunuhmeetut  aulgcfuhrt  u.  nur  die  leberschusse  in  die  buuime  der  Beichseinuahmcn 
gezogen.   Die  Ruhr,  „ansserord.  Znschttsse*'  enthllt  Reitrige  ans  Fonds  (so  ans  d. 
Reichsfestungsbau-.  Reichseisenbahnban-,  Rcichstags-<iel"  iudefonds)  sowie  die  Eingäuir* 
aas  Anleihen.    Selbst  zwischen  dem  preus>.  u.  il«  ui  K   i c  h seMat  bestehen  also  er- 
hebliche Verschiedenheiten,  die  bei  Yergleiciicn  erst  durch  Umrechnungen  ausgeglicbcii 
werden  mnssen.  —  Das  Budget  Baierns  besteht  ans  STheilen:  A)  Staalseinnahnes 
des  lauf  Jahres  (nach  EimialiniLiiuellen,  nicht  nach  Ministerien  rubri«  irt),  B)  Ans- 
gaben  auf  dir  Erhebung,  die  \  erwaltunir  und  den  Betrieb   na<  h  den  Einnahuiezweiim 
unter  gleicher  Zitier  wie  diese  ruhriciit  .  C)  Staatsausgaben  (th.  nach  Hauptausgabc- 
zwecken  —  so  für  d.  K.  Hof  u.  Haus,  f.  d.  Staatsschuld,  f.  d.  Staatsrath,  f.  d.  Laadttg. 
f.  Keichszwecke,  f.  Pensionen  n.  dgl.  (in  S  Rubr.l,  n.  A.  m.  — .  th.  nach  Ministcrial- 
departcmcnts  zusammengefasst).  —  In  Würtcmberg  ist  das  Budget  der  Ausgaben 
ahnlich  wie  in  Baiern  auftrestellt ,  (ias  der  Einnahmen  hat  die  A  Ilauptrubriken:  „aus 
dem  Kammergut"  Und.  Vcrkehrsanstalteu)  mit  Brutto-,  Kosten-  und  ^ettosummen. 
„ans  den  Stenern**  dsgl.,  ^ntheil  an  Reichseinnahmen'',  „Znsdinss  zur  Deekong  der 
contractl.  Tilgung  l- r  £i8enb.anlehen —  In  (West-)  Oesterreich  werden  dii 
Ausgaben  jetzt  nac  Ii  Ministerien  und  einzelnen  sellistäiidigen  Hauptzwecken  (Cirillistc. 
Cabinctskanzlei ,  Keichsrath,  Keichsgericht,  Ministerrath,  Kechnungshof,  Pensiooen, 
Dotationen  nebst  Subrentionon ,  Staatsschuld,  Antheil  an  den  gemein«.  Ausgaben  der 
Gesammtniouarchie': .  die  Einnahmcu  gleichfalls  giOsstentheils  nach  Ministerien  (mii 
Unterscheidung  der  Quellen),  ausserdem  nach  einigen  selbständigen  Zweigen  rubricirt.  — 
In  Frankreich  wird  da.->  ordentl.  u.  ausserord.  A  u  s ü:a  1) e  budget  jetzt  nach  Mini- 
sterien aufgestellt  (beim  Finauzmin.  stehen  die  üUcntl.  Schuld,  die  Dotationen  >• 
Ausgaben  f.  Prisident,  Parlament,  Ehrenlegion.  ZnschikKe  s.  HarineiinTattdcslafls& 
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ferner  <Ho  Erhebnogskosten  0.  8.  w.  der  Steui;rn  u.  öffentL  Einktlnfte,  welche  von 
diesem  Ministerium  verwaltet  wtnlcn).  Auch  die  Ncbcnb u d  i^^cts .  !§.  113s  dasjenige 
kr  auf  Specialeianahincn  fuudiitcii  Ausgaben  f.  Departements  u.  Geineindcu  u.  das- 
jenige der  Services  rattaches  pour  ordre  au  badget  de  laDoee,  werdea  in  der  Ausgabe- 
Seite  nach  Ministcriea  rabricirt.  Dagegen  filhien  die  Einnahme bndgets  in  Frankroldi 
J;  Eionnhmoü  nach  den  Qa eilen  allein  zusaminengofas^t  auf.  —  Letzteres  gilt  von 
(f  [ji  auch  sonst  vielfach  abweichenden  britischen  Hudlet,  das  bei  den  Ausijaben 
!i4cli  Zwecken  denwlbeu  uod  unter  Berücksichtigung  der  suau^rcnhülchen  Trennung 
de»  stabilen ,  anf  dem  consolidirten  FoDds  beruhenden  nnd  dee  Jahresbndgets  (s.  o. 

64^1  unterscheidet.  —  In  Italien  sind  die  Ausgaben  im  Budget  nach  Ministerlen, 
mit  cigenthümlichcr  Unterscheidung  von  Kateg-orieen  innerhalb  der  Ministt  ricii  (l  witkl. 
Aosgabeo,  II  Bewegung  der  Kapitalien,  III  JCiseubahuban ,  IV  CompensationcD),  die 
E^eahmen  nach  den  Quellen,  mit  analoger  UnferBcheidQii^  nach  diesen  Kategerleen 
nbridrt  —  In  Kussland  werdi.u  die  Ausgaben  im  Etat  nach  einzelnen  selbständigen 
y.rr-rken,  überwiegend  aber  ebenfalla  nach  Ministerien,  die  Einnahmen  nach  Quellen 
^Qsammengefassu 

§.  108.  Die  RabriciruDg  der  einzelnen  Kategorieen  and 
Posten  von  Ansgaben  nnd  Einnahmen  im  Etat  wird  sieh  immer 

mit  nach  der  Verwaltungseinrichtung  ihn  concreten  Staats  richten 
müssen.  Auch  in  den  einzelnen  Ministerien  und  Dienstzweigen 
ergeben  sich  Kigeuthümiicbkeiteu  aus  spceiellen  Verhältnissen. 
Mitanter  hat  man  aber  hier  gewisse  durchlaufende  Kategorieen 
eingeführt,  nach  denen  gegebenen  Falls  in  allen  Speeialetats  unter* 
aehieden  wird.  Dahin  gehört  bei  den  Ausgaben  z.  B«  die 
dDterecheidnng  von  „persönlichen"  nnd  y^sächliehen"  im 
preussiseli Deutschen  Etat,  welche  richtig  durchgeführt  einen 
allgemeinereu  Werth  beanspruchen  kauu. 

Die  „ persönlichen "  zerfallen  hier  wieder  in  „Besoldungen**,  „Wohnungsgeld- 
fj-  Ii  isso  für  die  Beamten"  u.  „andere  persönliche  Ausgaben"  (worunter  Prttfungs- 
t^'cbubren,  Bezahlung  von  Hilfsarbeitern,  persönl.  u.  Locakulagen  f.  Beautte,  ausscrord. 
Seaonerationen  f.  Subaltern-  u.  Onterbeamto).  Die  „sichÜchen''  Ausgaben  umfassen 
BoreanbedOrfhi^se.  incl.  Beleuchtung,  Fenerung,  Reise-  n.  Pnhrkosten,  Miethen,  aber 
Meh  Oi&ten  oder  Tagegelder  u.  A.  ni.>. 

Bei  der  Rubricirung  der  Eingänge  ist  vom  finanzwissen- 
wbaftlichen  Stantlpuncte  aus  die  Forderung  zu  stellen,  das»  nach 
dem  tinanzieiien  Character  der  Eingänge  uutersehieilen  wird. 
Daher  miissten  namentlich  die  ordentlichen  und  aasserordent- 
liehen  Eingänge  scharf  getrennt  nnd  bei  beiden  wieder  die 
finanziell  gleiobartigen  Posten  rnbrikenweise  vereinigt  und 
80  von  den  anderen  getrennt  werden.  Dies  gesehieht  jedoeh  kaum 
in  einem  Etat  <;anz  loi^ericiiti^  luid  in  verschiedenen  Haushalten 
nicht  jjleichniässig.  Theils  ist  dnran  die  versehiedene  Termi- 
nologie schuld,  die  in  der  Praxis  noch  mehr  als  in  der  Theorie 
xdiwankt^  z*  B.  hinsichtlich  des  Begriffs  privatwirthschaftliche  Ein- 
kttnfte,  Gebühren,  Steuern  und  wieder  „directe"  und  ,>indireote" 
Btonem.   Theils  richtet  sieh  die  Rubricirung  der  Einnahmen  auch 
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hier  mit  naeb  VerliäitniBflen  der  VerwaltunggorganiBatioB, 
der  Ressorts  der  Ministerien  und  anderen  Behörden,  was  dann 
wieder  zn  Abweiehungen  in  der  Rnbricirang  von  der  finanawisseo' 

schaliiicii  richtigen  führt.  Hier  wird  sich  die  Wissenschaft  he 
scheiden  müssen,  da  das  Ktatwcben  doch  zunächbt  praetihchen 
Zwecken  dient  und  diese  demnach  voiaugeheii.  Bei  der  kriüscben 
Benrtheilung  des  Etats,  bei  finanzstatistischen  Vergleiehnngen  nins<^ 
aber  auf  das  Incorrecte  solcher  practischer  Rnbricirangen  Rttcksicbt 
genommen  nnd  das  Material  der  Etats  für  manche  SehlnssnehnngeD 
erst  über-  und  umgearbeitet  werden. 

S.  nhcr  i\\>'  Te rmiiiolügic  in  Betr.  der  Eiunahuien  »ntcii  Buch  3  u.  -sp^jcicli 
iij  Bcu.  der  ücbUbreQ  u.  Steuero  Baod  II«  nameuü.  277  u.  329  lt.  Die  gc- 
üchicbtliche  Entwieklang  und  der  technische  Znsamineiihaiig  der  Dinge  haben  x.  B 
iu  Preusseii  dahin  'gefohlt«  dass  die  Steuern  und  Steuer-  und  <rcbühre aartigen  Ab- 
i^abeu  von  rrivatbt-r^xwLrken  nur  als  ein  besonderer  Kinnahmetitcl  de*  EinnaliuiLkapiteU 
\''  !  w  tltuii^^  liir  15't;:-.  Htitt'^n-  u.  SalinonT^-t'sen"  orschfinen.  also  in  Veibin-liini?  mit 
Luiuahuieit  ^atiz  anJcieu  Cbaracter:j,  mit  |invatwiiihscbaftlichcn  aua  Staats-  Berg-  u. 
HattemrerkeB.  Die  elgeoüittinliche  VermeDgODg  des  Gebtthreo  -  ond  des  Verkebiv 
Steuer-Moments  bei  dea  sogen,  ,,JustiEgebubren''  (üerichtskosieu).  K'egiaterabgabeu  und 
iu  der  Form  des  Stempels  erhobener  Abgaben  („Stcinpelstcucrn'*  .  eine  i:«  -»' lii-  hiüdi 
uberkuuimeuc  und  im  modernen  Recht  dieser  Abgaben  uuch  vorhandene,  vulii^  aoch 
\anm  zu  beseitigende  Vermen^ung  [s.  Band  II,  Fin.  S.  29  fr.>.  nOthigt  noch  in  der 
Ütadsirong  dieser  Einnahmen  zur  Zusammenfabsung  solcher  Iii  t  rogener  Posten.  Di^ 
"Erbschaftssteuer  verschwindet  dann  al>  »rlbständige  Kubrik  wulil  ;:an/.  in  der  ILuipt- 
rnbrik  „ Stern pelgef alle  u.  Gebühren  von  Kechtsgeschäften "  l'rUber  in  Freusseo  u. 
a.  deutschen  Staaten,  jetzt  noch  in  Frankreich,  Oesterreich  u.  s.  w.\  Auch  je  nach 
der  ErhebUDgsform  muss  eventuell  eine  Einnahme  im  Etat  unter  anderer  Robnl 
erscheinen,  z.  B.  wltdir  h>.'\  «bn  ibeugenannten  Abgaben,  jo  narbdem  sie  mittelst 
Stemp'^ls  oder  n  n  ni  i  1 1  u  1  Ii  a  r  erhoben  werden  Pin.  Tl.  '.>2<)  tl.).  Die  Teber- 
traguug  der  Krhebung  der  derichtskosteu  von  der  Jusiizvorwaltung  au  die  Vcr»alluj^ 
der  indirecten  Stoaeni  hat  in  Pretissen  seit  d.  Etat  f.  1  SSO/81  zur  Folge  gehabt  da» 
die  „Gericbtskosten  and  Strafen'^  nnnuiehr  unter  den  ..indirecten  Steuern im  Et» 
erscheinen. 

§.  109.  -  3.   Brutto-  und  Nettoetats.   Die  Alteren  Etate 

enthieheu  gewöhnlich  nur  die  Xettosunniien  bei  den  Eiuuabmen 
und  Ansiraben.  die  neueren  Ktats  sind  regelmäbsig  Bnittoetafs;. 
Diese  Entwicklung  ist  tinanztecbnisch  and  rechtlich  ganz  bereciitigr. 
Denn  nur  aus  den  Bruttoetats  ersieht  man  alle  Kosten  eines  öffeut 
liehen  Haashalts  (so  besonders  bei  den  Stenern  nnd  GrebftbreD), 
alle  Belastungen  des  Volks  und  der  Volkswirthschaft  durch  dis^s 
Haashalt  (so  ebenfalls  namentlich  bei  beiden  genannten  Posten  b 
Ebenso  ist  die  ökonomisch -technische  Leistung  der  VerT\aliuiig  i» 
Bezug  auf  die  Privaterwerbseinkünfte  und  auf  die  Besteuerung 
und  das  GebUhrenwesen  zum  rheil  wesentlich  mit  nach  dem  \er 
haltniss  des  Roh-  zum  Reinertrag  und  nach  der  Höhe  der  Be- 
wirthschaftungs*,  Betriebs-  and  Erhebungskosten  zu  beurtheileo. 
Der  Etat  muss  daher  alle  Daten  erhalten,  uro  diese  VerhältaiMe 
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tiebttg  ttbeniehen  za  können:  eine  freilich  sehwer  zn  ertlHUende 
ttttd  Tollstttndig  consequeot  und  correot  kaum  in  irgend  einem 

;röi?seren  öfteiitlicheu  Haushalt  ert'UlIte  Forderung.  Je  mehr  privat 
virthschaitliche  Hetriebs - Ver\valtun'::cn .  wie  DomüneD,  Forsten, 
Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisen  bahnen,  Fabriken,  Gebtthren- 
zweige  wie  Post,  Telegraphier  Monopol  Verwaltungen  ^  wie  Salz 
Bad  Tabaky  indireete  ötenern,  wie  Zölle,  innere  Verbrauch- 
Stenern  in  einem  Haushalte,  desto  mehr  steigen  die  Schwierigkeiten 
der  Brattoetatisimng  und  desto  höher  sind  die  Summen  der  Brutto- 
ctats,  abj?olut  und  im  Verhältnis»  zu  den  Xettozifferii.  l.etztere 
müöjjeu  am  dem  Etat  auch  genau  mit  zu  entnehmen  sein,  uui 
schliesslich  den  wirklichen  Geldbetrag,  welcher  fHr  die  öffentlichen 
Zwecke  verlttgbar  ist,  nnd  damit  die  wirklichen  Kosten  der  £r- 
nilnng  dieser  Zwecke  ersichtlich  machen. 

ficachichtlich  t.-rkliirt  sirh  div  rütere  NettoeUtUiriiii^  :uh  dem  g;ui/cii  Zustand«' 
l(»  aitereü  Fiuaüzwei>ens  uuil  d<.i  I  in ati /.Verwaltung  (§.  bü  iL).  Eiu  grossicr,  anf&ng;» 
(ier  grösbtc  Theil  der  öHcutlichcft  Thi4Üi;keitcii  erfolgte  örtlich,  wo  grade  nOthig 
■ar«  b^taod  aus  Natanldiensten  oder  wurde  mit  NatiinleiiuialiBiea  aasfefohrt,  die 
«OD  den  einzelnen  Beamten  und  Briliörd.-n  >ellist  eingezogen  oder  von  rnterbehörden 
*a  diese  Beamten  a.  s.  w.  direct  abgeführt  wurden.  Nur  die  ct^'aiscn  ücberschubS'' 
der  Örtlichen  EiuoaiuneäteUea  kommen  i'ur  allgemeine  und  an  der  Oeotrala teile 
etfrigiende  Thltigk«iten  in  Betraclit  nnd  onr  für  diesö  UebenchOsM  lag  das  Bedarfniüs 
dner  Xtatisirung  vor,  die  ebendeshalb  eine  l^ettoetatidnuDg  war.  Erst  mit  der  Durch- 
rinjong  dcjj  Gedankens  der  „fiscalisrhen  Kasseneinhcit"  (§.  112).  mit  der 
{iteieitta  Centralisation  im  Staate  Ubcrhaui>t.  wobei  die  örtlichen  ötteutiicheu 
TUtigieÜen  eben  doch  anch  als  Slaatadiätigkeiten  aneikannt  wuden,  mit  der  rer- 
aehrten  wirthschafUichcn  Einsicht  in  das  Wesen  der  Kosten**  der  Einnahmen  cincA 
ßffenihchen  Haushalts  nnd  mir  der  Ziehonjr  nllt-r  Folifcniniren  atis  dem  Begriff  und 
Zreck  des  Etats  kam  man  zur  Brtitf'i»^tati>inin«;-.  Die  neuere  staatsrechtliche  Ent- 
vicklong  hat  diese  dann  voUstaudig  /.ur  (jultung  gebracht,  weil  nnr  sie  die  wirkliche 
Hrtiitnflg  des  Volks  und  den  wiikUcben  AnfWand  der  Verwaltnng  ergiebt  In  Dentsch- 
liD<i  i^f  daher  anch  hierauf  die  neuere  Periude  der  ..Verfassungen"  von  Einfluss  g.  - 
»Ofden,  mindestens  mit  Vorschriften,  welche  implirite  dl«!  Bruttoetafi-irnnü:  bedingen. 
iLctztereü  in  d.  prcass.  Verf  urk.  v.  1S50  Art.  U9:  „alle  Kinnahuieii  u.  Ausgaben 
des  Staats  mOssen  im  Torans  veranschlagt  nnd  auf  den  Staatshaushaltetat  gebracht 
weiden",  wo  im  W  ort  „alle"  die  Bruttoetatisirung  inneliegt).  Die  allgemeine  Dnrcli' 
fthnng  der  Geldwirthschaft  hat  ebenfalls  auf  Bruttoetats  mit  hingewirkt. 

Die  äussere  Erscheinung  eines  Brutto-  und  Nettoetab  idt  natürlich  utihs  vur- 
tehieden:  ersterer  schliosst  namentlich  ceteris  paribus  mit  viel  grosseren  Snmmon  ab. 
Eiae  nnmittelbare  Vergicichbarkeit  solcher  Etats  fehlt  gro&sentlu'il^.  Dasselbe  gilt 
für  Bmttoetats  von  Staatshaushalten  mit  lir  \  <■  r^<  h i edene n  Einnahmequellen 
und  Verw al tu n g'ssy steui en  in  Bezug  auf  letztcrr'.  T>f^r  Besitz  und  vollends 
<he  eigene  Verwaltung  (vo  dann  die  Betriebs-  u.  a.  w.  Kusleu  durch  den  Etat  lauten, 
«IS  bd  der  YerpacbtuDg  nicht  der  Fall)  von  ilteren  Domanialobjecien  (Donineu  t  e.  8., 
Forsten,  Berg-  u.  Hütten werkenV  von  Staatseisenbahnen,  der  Post-  u.  Telegraphen- 
Wtricb  des  Staafe»,  die  ei|?ene  Motiopolverwaltong:  statt  andrrer  Verbrauchsteuerformen 
iSali,  Tabak),  das  Vorwalten  indirccter  Steuern  mit  höheren  Vcrwaltungs-  und  Er- 
behnagsloBten  ror  directen  mit  regehnlssig  niedrigeren  Kesten  bedingen  hohe  Summen 
Brattoelats,  höhere  als  in  Haushalten  mit  anderen  Einnahuieverhältnissen.  Daher 
M  hit-r  vor  den  nicht  seltenen  oberflächlichen  ünanzstatistischen  Verg^lcicheii .  z.  B. 
der  beliebten  Berechnung  von  Kopfquoten  der  Gesammt-  (Roh-)  Einnahmen  und  Aus- 
Kibeo  zn  warnen  (s.  o.  §.  lU).   Die  Etats  der  deutschen  Staaten  figaziien  alle  mit 
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rdbUr  hohen  Bruttozifi'ern  w^cn  Rc^jitzos  ^roitöcr  privatwiiihschaftÜcher«  meistei 
s«^ll>st  verwalteter  Kinfia}Mnef|nelleii,  abweichend  von  den  Etats  fremder  Staaten,  dene 
diese  i^aellca  grossenthcils  fehleo.  Der  Einöuss  des  Staatseiseiibahn  wcsens  as 
den  Etat  zeigt  sich  besonders  stark.  Yomemlich  in  Fol^e  neuer  Verstaatliehmig'  ro 
Privatbahnen  schlicsst  z.  B.  der  preuss.  Etat  f.  I>>b3ib4  (^Kcgier.entwurf)  gegen  t],. 
des  Vorjahrs  (verabschied.  Etat)  um  1.H4.Ü  M:I[  M.  höher  (I O^^'.l  ö^  -e-ren  fl5r,  r,S  M.  M 
ab.  Nach  Abzug  der  demnach  im  Wo^eatiicben  nur  durchlaufenden  Po^teu  \it 
grossen  Betriebsverwaltungen  reduciren  sich  daher  die  deutschen  Etats  sehr  erhcblicl 
Die  dann  sich  ergebenden  Zahlen  zeigen  erst  verglichen  mit  denen  ansländischc 
Etats  die  verlwiltrnssmussige  Niedrigkeit  der  Summtii.  mit  denen  unsere  Staatshaushalt 
Ä'irthschaften.  Bei  der  ^ro-^stni  Abhängigkeit  der  Etats  von  den  ^ctlie^J^vcr\vaItu^igoJ 
liegt  der  (iedanke  doch  nahe,  für  letzlere  ncbeu  dem  eigentlichen  Staatshaushaltaetat  be 
sondere  Etats  an&ustellen  and  in  jenen  nnr  die  (Jeborschttsse  oder  Zuschösse  (Deficite 
dieser  Betriebsverwaltungen  einzustellen:  ein  Verfahren,  das  als  Verstoss  gcg-en  dei 
(trundsatz  der  liscaiis<-hen  Kasscneiiiheit  sonst  meistens  mit  Recht  im  modemeo  Etats 
Wesen  boseitigt  ist  113). 

Folgende  Beispide  zeigen  den  ElnMoss  der  Uratto-  und  der  Nettoetatisiniiif  nnc 
die  grossen  Onterschiede  in  earop.  Staatshaashalten  je  nach  der  enrSlinten  Gestnttonc 
des  Einnahmeweseos. 

Brutto-         lietnebs-»  :grhob.-,  Netto- 
einnähme  yerwalt.kosten         «einnähme  derBratto- 

d.  Einnahmen  einnabme 
Preussen  i^s'l/bll  M.  M.       419.7  M.M.  522.511.  M.  S5.4 

0.^11  r.  fiO«/,  Aiitheil 

au  Kuichaeionuhmeu  * 

(ezcL  Hatr.boitr.}       c.   406  c.  92     ,«  c.  314  ,« 

Zusammen:  c.  134S.3      ,«     c.  otl.T  „  c»  $36.6  „  „  c.  62.5 

Baiern  IS^:?  22S.7  „  Ol.«  137.7  „  60.5 

West -Oesterreich  1682      448.2  „  Ä.        134.U  „  11.  316.2     H.  70.5 

Glossbritannien  18b]/82  S7.T  Pf.  St.  %A  »  Pf.  St.  79.1  Pf.  St  1K).2 
Frankreich  ord.Eimi.  1883  3032.S  „  fr.       317.6  „  fr.          2715.2     fr.  89.5 

Bei  Pnussen  nur  annäherungsweiser  \ri<  !i!i;:  1  >  Antheils  an  den  Keichsein- 
nahmen  i^eigeniliclt  etwas  höher,  weil  Suddetuschiand  an  den  Branntwein-  u.  Bior- 
steuern  nicht  participirt).  Genau  gloichwerthig  für  Vergleiche  ^nd  alle  solche  and 
ähnliche  Daten  nicht,  weil  zu  mancherlei  sonstige  Verschiedenheiten  in  der  Verbachung 
und  Etatisinui^  bestehen.  Aber  ein  ungef&brcs  Bild  der  ausserordentlichen  Doter> 
schiede  erhält  laan  doch. 

110.  —  4.  Eintheilung  and  BpeciaiisiruDg  des  EUU 
Die  technisch-sachliche  and  die  rechtliche  Zusammenge- 
hörigkeit der  einzelnen  Posten  des  Etats  pflegt  durch  die  ftnaser- 

liehe  Z II 8 a m ni e n ta 8 s u n i:  derselben  zu  ,,Titeln'',  dieser  zu 
„ S  e  c  t  i  0  u  e  11  "  oder  „  K  a  |)  i  t  e  1  n  *\  letzterer  wieder  zu  Ab 
thciluDgeii''  im  Etat  oder  durch  eine  ^,  Eint  hei  iuug"  in  diesem 
Sinne  angedeutet  zu  werden.  Die  technischen  Namen  und  die 
Omppen  dieser  Zasammenfassnngen  schwanken.  Ihre  rechtiicbe 
Bedentang  hildet  einen  wichtigen  Theil  des  ,3Qdgetrechts'<  (§.  114  f). 
Auch  ihre  technisch -sachliche  Bedeutung  ist  aber  für  die  ganze 
Ordnung  des  Etatswesens  und  des  Haushalts,  für  die  Uebersicht 
lichkeit  des  Etats,  tllr  das  Rechnungswesen  und  die  Controle  niclii 
zu  verkennen.  Je  nachdem  man  bei  dieser  Eintheilung  und  folge* 
weise  bei  der  Zeriegnng  des  Hauptetats  and  der  grossen  Einnabme- 
und  Ansgahernbriken  mehr  oder  weniger  ins  Einzelne  geht,  est* 
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•teht  daoa  eine  grösBere  oder  geringere  ,,8peeiali8irQog'^  des 
filate.  Der  Aofstelliiiig  des  Etats  selbst  miiss  natttrlieh  —  wenn 
man  sich  nieht  mit  ganz  rohen,  deshalb  nnr  wenig  brauchbaren 

Schätzungen  und  Pau.scbauschlägeii  Ijcgnügt,  was  nur  ausnahms- 
weisf  zulüHsig,  wenn  auch  mitunter  unverüieidlich  ist,  eine  solche 
^3pecialiäiruDg  zu  Grunde  liegen.  Deshalb  ist  aber  weder 
technisch  noch  rechtlich  nothwendig  noch  zweckmässig, 
in  dem  Etat  selbst,  wie  er  der  Volksvertretung  znr  Genehmignng 
vorgelegt  nnd  der  Verwaltung  znr  NiM^haehtung,  der  Oberrechen- 
kanimer  zur  Grundlage  der  Controle  vorgeschrieben  wird,  gar  zu 
«>ebr  2U  »pecialiäiren. 

Viele  Pasten  im  Etat  beruhen  ducli  nur  auf  VeratiscLla;;uugen.  für  welche  die 
M'heren  (iruudlagcn  fehlen,  so  alle  ditMeni'j-cn,  welrhe.  wie  die  sachlichen  Atjsgaben 
grossentheils  uud  wie  die  Erträge  der  rnvater\verbs.zweijjc  ^l'oreteu ,  Bergbau),  vou 
der  Bevegang  der  Preise  der  Gtiter  im  Verkehr  abbiDgcn.  Je  mehr  man  hier  und 
ü  udeien  ähulichen  l  allen  eine  zaüammengehOrigo  Gruppe  von  Einnahmen  und  Aus- 
sahen speciali^iit,  dc^tu  mehr  Abweichungen  der  wirklichen  Ergt  lurisso  von  <lrii  Voi- 
'laschlageti  sind  wahrbchciniich.  Ih^i  der  Zusainuienfassung  in  einer  grösseren  hlubrik 
waA  eher  in  Folge  dex  entgegengesetzten  Bewegungen  der  Kinzciposten  eine  Aus- 
irleichiing^,  daher  eine  grössere  Uoboreinstimmun^  zirischen  Voranschlag  und  Ergebniitt 
antreten.  Ein  ^exrisi.'r  Siüclr.uim  von  Uobe rtragungen  zwischen  Einzelposfen. 
titeln  und  selbst  Kaiiiteln .  thihor  eventuell  die  Aufstellung  des  Etats  iu  grös-^ercn 
Uabni^cii,  iAbtheiluugeü,  kapitelu),  um  Ueborschrcilungcii  hier  und  Mindcrausgabeu 
^egen  die  ^iMcialaoschiage  dort  in  der  wiritUchcn  Geliahrang  zam  Aasgleich  zu  bringen, 
«scheint  insofern  als  etwas  ganz  Natürliches  gef!:enuber  der  Unvollkominenheit  aller  Vor- 
Jiwchiige,  was  doch  auch  für  die  hMd?i  trochtli<  he  Frage  t§.  117)  zu  bcachf«  ii  ist 

In  Preusäou  zerfällt  der  Etat  in  Kapitel,  diut»e  iu  Titel  mit  budgetrechtlicbcr 
BedeMaikf ,  indem  naeh  Titeln  votirt  wird).  Jene  fthren  forthmfende  Nommem  je 
bd  don  Einnahmen  und  bei  d  a  Aii>L'abcn,  durch  alle,  in  feststehender  Heihe  sich 
folgenden  Ministerialetat*^  hitulnn  h.  l>i<'  Titel  haben  in  jedoin  Kapitel  besondere 
laufende  Nommern.  Dieselbe  Einrichtung  besteht  im  Etat  des  Deutschen  Keiche>. 
£ioe  junj^e  Nenerang  ist  hier  nnd  jetzt  (seit  1SS8/84)  auch  iu  P  reusscn.  da^s  der 
Hnptflnanzetat,  der  Verein&chQni:  und  besseren  l'cbcrsichtlichkcit  wegen,  nnr  in 
Kapiteln  den  Parhnienten  vnrirolcgf,  \vi'-  er  .;l.ens<.  im  ^^ie^et/Jilatt  publicirt  wird. 
Die  T.t'  l  stehen  nur  in  den  Sitccialetais  der  Anlai-en,  —  In  Ii aiern  zerfällt  jede 
<)er  drei  Abtheilungen  des  Staatshausüaltsetats  in  „Ziffern"  (mit  lauf.  Nummer  je 
(iarch  die  Abtlieil.),  diese  in  Kapitel,  diese  in  Faiagraphen.  —  In  Pranicreich  zer- 
fillt  das  Budget  in  Minist. departemciits ,  die>e  iii  '^ectionen  ürrössere  Abtheilungen). 
4i«9c  in  Kapitel  (nach  denen  jetzt  votirt  wird)  mit  laufender  Nummer  innerhalb  jedes 
HioiateriucD» .  die  Kapitel  sind  in  Arükel  zerleift, 

FUr  budgetreehtiiche  Zwecke,  z.  B.  wa8  das  Kecbt  der  Leber- 
tragung  voo  Ausgaben  von  einem  Jahre  aui  das  andere  (so  bei 
Baiifonds)  and  zwischen  gewissen  Etatsposittooen  verschiedener 
AbtbeilangeD;  Kapitel  anlangt,  werden  wohl  gleich  im  Etat 

bettigliche  „Anmerkungen"  den  betreffenden  Posten  beigetii«;t. 
^Preussen).  Im  Uebrigen  werden  besondere  „Erläuternn^rcu^* 
Bemerkungen '^j  tbeils  am  Rande  im  Kiat  oder  in  den  bpcciai- 
«Ute  selbst,  theils  nachfolgend  in  weiteren  Ausführungen  gegeben, 
wwentlich  znm  Zweck  der  Begrttndang  einer  Position  ttberhanpt 


(z.  B.  einer  Oredittordenmg)  oder  des  Geldbetrags  derselbeDy  der 
Abweiebtmgen  vom  Voijahre  a.  s.  w.   Das  Alles  sasammen  bildet 

die  „Ad lagen"  des  Etats,  zu  deueu  auch  wohl  die  »Specialetats 
ttclbst  gereihnct  werden. 

M  iiM  Ii  r!ci  kleinere  und  g:rössen'  f..fit!fl!->  VriMliiLMlfiilicitcn  finJcii  sich  hier 
gcwoliulielUilijuääig,  kic  4iiid  da  auch  aiij»  i>UAbrcchüichou  üruudeu  lu  vci:>cUicdeiieii 
Stutsliausbaltcn,  aber  im  Wesentlichen  besteht  doch  oüie  gewisse  l'cbcroinätimiiiQug, 
den  Zwecken  des  Etats  und  der  Erläuterungen  gemBsti.  ~  Wichtig  wenlen  diese  Cr^ 
autcrun^rcii  l)<'?oii(Ici>  dn ,  wo  bei  Au-ga1)''n  r\nc  acuo  oder  sehr  erhöhe  tc  Vor- 
dei  iuii;.  bei  Kiiinaliiinin  cbciitalls  t-iuc  neue  »iilcr  \  e  r  in  i  n  d  c  r  te  Position  bogniiidei 
weiden  soll,  daher  /..  B.  im  |>rcub3.  -  deutschen  Et&tweaeu  bei  den  ,,ciDmalig^uu  und 
ausserordeDtlidieii"  Ausgabe»,  für  KeubaoteD,  grossere  Meliontiouen  u.  dgl.  ni. 
Besondere  „Denkbcliriften"  werden  wolil  in  einzelnen  wichtigeren  Fällen  bcigefü>:t 
(»der  nachtraglich  auf  W  unsch  der  Parlauicnte  oder  der  ..Builtrcfcoimnissionen "  von 
tler  Kcgierung  geliefert.  .  So  entwickelt  i>ich  um  und  aub  dem  Etat  cincä  {^rdasercn 
Hausball!)  ein  grosses  Äctcomatefial,  das  fmr  die  gaiattere  Keimtniss  des  Finaozwoseto 
vou  bedeutendem  W'ertbc  ist«  schon  der  UeberacMicbleeit  halber  aber  vom  Etat  selbst 
besser  getrennt  vird. 

III.  —  5.  Feststellung  der  Zahlen  ftlr  scbwankende 

Fytatspusitionoi).    Daliui  <;eh(iron  last  alle  Eimialiiiien,  die  einen 
mehr,  wie  die  Knh   und  lieinerträge  der  IJctriehsverwaltungcn,  die 
t^iQoahmeo  au«  Geblihreuzweigen,  indirecteu  uud  \'crkebrt»stcuera, 
die  anderen  weniger,  wie  die  tiummen  der  Domäoenpacbten  und 
die  Erträge  der  directen  Steuern.    Bei  den  Ausgaben  sind  die 
sacblieben  grossentbeils  hierher  xn  reehnen,  auch  diejenigen  flfr 
iiiebt- ständige  Arbeitsdienste,  ferner  unvorhergesehene  Ausgaben 
w.  dgl.  ni.  (§.  (12).    Theils  ist  das  Vorkoimueu  dieser  Anspraben 
fraglich  und  schwankend,  tlieils  ist  ihre  Höhe  und  diejcuige  vieler 
Einnahmen  veränderlich  unter  dem  Einfluss  der  Preisbev?egiiug 
und  anderer  Umstände  des  Verkehrs  und  des  öffentlichen  Lebens. 
Im  Etat  als  einem  Voransehlage  handelt  es  sich  darum,  anf  Grand 
gewisser  Erfahrnngsregeln  und  Muthmassungen  ZifiPerslltze  zu  ge- 
Winnen.    Daz u  können  D  u  r  c  h  s  c  h  n  i  1 1  s  b  e  r  c  c  h  n  u  n  g  e  u  n  a  c  Ii 
den  wirkliehen  Ergebnissen'der  ^'orjahreJ  der  nbgesehlospeneii 
Jabresdienste  und  Veranschlagungen  nach  gewissen  Beob- 
achtungen im  Staatsleben  und  im  Verkehr,  besonders  in  Bezog 
auf  eine  seit  den  letzten  abgeschlossenen  Ergebnissen  wahmebrabaie 
veränderte  Richtung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  (Steigerung. 
Abnahme  des  Verkehrs,  Aenderung  der  Treisbewegung,  der  öffent- 
liche   1'hätigkeiten    bedingenden  Verhältnisse  u.  s.  wJ  benntzt 
werden.    Im  Interesse  des  wirklichen  Gleichgewichts  im  Haushalte 
nittssen  namentlich  die  beiden  Gefahren  vermieden  werden,  die 
ktinftigen  Einnahmen  za  hoch  und  die  künftigen  Aasgaben 
zu  niedrig  zu  veranschlagen.   In  der  „ eonstltutionellen  Budget-  , 
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wirttischaft"  liegt  immerhin  eine  gewisse  Garantie  gegen  diese 
Gefahren.  Die  Parlamente  sind  aber  den  letzteren  leicht  besonders 

ausgesetzt,  während  die  Regieruogen  eher  zn  dem  entgegengesetzten 
Fehler  einer  Uebersehätzung  der  Aufgaben  iiiul  einer  l'nterschätzung 
iler  Einuahmcn  nei«:en. 

reber  (V\t^  toclmischc  Bcreclinuiigsweisc  solcher  Etatsposifioi»«Mi  i»fl*>«^cn  Vor- 
^oänften  im  Verordunngswcfce  Seitens  der  betreffenden  Kessortministorien  gegeben  zu 
sefii.  thelb allgemeine,  tbeils tüt besondere Dieostzirefge.  S.  Ober Prcasscn  Meissner. 
Vervaltknndo.  I,  10  If..  über  l'radionsberechnungcn'*.  Für  diö  Rcrcchnong  der 
Durch;' hnittc  werden  U  jrihr.  Kii^cbnisse  zu  Grunde  gelegt  uml  Abweichungen  daron 
JaiB  besonders  begründet  unter  Würdigung  der  massirfbcndcii  ViThrtU»i«S4'. 

Besonders  wichtig  und  schwierig  sind  die  Voranschläge  iur  grössere  Bauten, 
ib^be^.  für  eigentliche  Ncnbanten  aller  Art,  die  in  den  Parlamenten«  so  in  Prenasen, 
ikkh  Ix  i  iler  ersten  ( roditforderung  verlangt  werden.  Darüber  eingehende  Special- 
l^estimmungen,  s.  f.  Preuasen.  Me i s sner ,  a.  a.  0.  S.  24,  III  Ii'.  Während  der 
Baiueit  erfolgt  Uebcrtragung  der  bewilligten,  noch  nicht  rcrbraucbteu  Credito  auf 
<]»  oder  die  nichstcn  Etatsjahro.  Der  reianscblagte  AnfVrand  kommt  aber  raten- 
v^isc  bei  den  „elnmaL  u.  ausscroid.  Aasgaben*'  aof  den  Etat  und  unterliegt  somit 
h.*dc  neue  Rate  einer  V>t'>'«ndren  Bt^willia^ung.  Für  di"  !;Mif<Midcn  gewöhnlichen 
U«|>aratur-  u.  Unterhaltungskosten  der  Bauten  werden  Pauächi>uu(uien  nach  den  allge- 
Miaen  Grundsätzen  ins  Ordinarinm  des  Etats  gestellt. 

112.  —  D.    Einheit  des  Etats  und  Priucip  der  fis- 

caliäcben  Kasseneiuheit. 

Aufh  diese  Fraisen  <Ics  Etatwesens  sind  doch  zonürhst  f i  aanztee Ii  ii  ise h  e  , 
vUche  nur,  wie  manche  der  im  Vorausgehenden  schon  berührten,  mit  rechtlichen 
ftahe  zQsammenbftngen  und  znm  Theil  damit  zosammen&llen.  Sie  werden  daher  aucli 
hier  gemeinsanL  behandelt 

„Princip  der  fisoalisehen  Kasseneinheit'^  heisst  die  mindestens 

rechn  Uli  ir  siii  ässi^e  e  rc  i  n  i  ii  n  aller  Ein-  nnd  Aus- 
?Un<;e  eines  r»  fte  u 1 1  i c b  e ii .  insbesondere  des  Staats- 
haashaltes  iu  Einer  Kasse,  bez.  Uechnung.  Die  Consequenz 
dieses  Prineips  Ist  im  Etatwesen  die  Einheit  des  £tats^'  oder 
die  Zusammenfassung  aller  Ein-  nnd  Ausgänge  des 
betreffenden  Uanshaits  in  Einem  Etat. 

Finanztechnisch  sind  diese  Kasseneinheit  nnd  Einheit  des 
Ktats  geboten,  weil  so  allein  die  Vollständigkeit  im  Ue!)er- 
Uick  der  einem  öl'feutlieh(  ii  Haushalte  zu  Gebote  stehenden  und 
der  von  ihm  verwendeten  Finanzmittel  erreicht  wird.  In  politi- 
scher nnd  öffentiioh-reehtlicher  Hinsieht  entsprechen  sie 
beim  Staatshaushalte  dem  modernen  Prineip  der  Staatseinheit, 
weh  der  Centralisation  gegenüber  der  früheren  Deeentralisation 
und  provinciellen  Aur 011011116,  ferner  den  müdciiien^esanimtstaatlichen 
einheitlichen  Vertretiuigskßrpern  der  i^^nn/en  Staatshevr>]kerung,  im 
liutersebied  von  älteren  provinciaistandi^chen  \  ertretuugen.  in 
wirthschaftlicher  Hinsicht  sind  Kasseneinheit  und  Einheit  des 
Btats  die  Gnnseqnenz  der  Auffassung  der  öffentlichen  Hanshalte 
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d68  Staats  and  der  SelbstverwaltungskOrper  als  einheitlicher 
Wirthsehaften,  welche  als  j^Fiscns*' (Staatsfiscns,  analog  bei 

Communeu  und  Verbänden)  selbständige  liechtspersönlicbkeiten  lür 
tiuauzwirthschaftliche  Zwecke  werden. 

Es  ist  daher  auch  begreif  licli,  wenn  sich  die  tiscalische  Kassen- 
einheit und  die  Einheit  des  Etats  im  Staats-  und  Commnnalhans- 
halte  erst  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  mehr  und  mehr,  auch 
jetzt  Übrigens  aus  technischen  und  politischen  Gründen  noch  nicht 
immer  vollständig,  dnroliireruiii;cn  haben.  Im  Staate  war  es  das 
Zeitalter  der  absoiuteu  Monarcbien,  welches  den  Uebergang  vom 
mittelalterlichen  feudalen  und  patrimonialen  zum  modernen  Staate 
bildet,  in  dem  sich  dies  Streben  nach  fiscalischer  Kassen-  and 
Etatseinheit  deutlicher  zeigt.  Erst  in  der  Periode  der  verfassungs- 
mässigen Finansverwaltnng  nach  der  Epoche  der  französischen 
Revolution  ist  jedoch  diese  Einheit  im  Princip  völlig  zur  Geltung 
gelangt,  wenn  auch  aus  verschiedenen  Gründen  Xcbenetats  1 
mitunter,  dann  aber  ausclnickiicii  als  Ausnahme  geblieben  siod. 
Aus  üuanztechnischen  Gründen  und  unter  dem  befördernden  Ein 
flttss  des  neueren  Verfassungs  und  Verwaitungsrechts  der  Selbst- 
verwaltungskOrper  hat  jene  Einheit  sich  dann  auch  in  den  flans- 
halten  dieser  Körper  eingebürgert 

S.  obtiu  Abäcliu.  1  diüsoä  Kapitels  S.  ISb  &,  Waj^uer,  in  Schön  berg  'a 
Handb.      41(5  ff.  Aeltere  Abweicbuogan  von  der  Kassen-  und  EtnlsdnlieU  habe 

ich  bereits  in  dem  ebeii  gen.  Aufsatz,  d<  m  ich  hier  folge,  auf  drei  typische  Vcr- 
schiedenhciteD  des  früheren  t'i  iianzw  esens  zurückL'cfillirt.  l\e^te  dieser 
älteren  Eiurichtungcu  rageu  mehrfach  noch  m  die  Gegenwart  herein,  so  im  deutechco 
kleiostaatlichen  Finanzwesen.  Aber  aach  aus  practischen  Zweckmässigkelts-  und  aus 
OflentUcli-'fechtUchen  Gründen  hat  man  mitunter  iJO(  h  jetzt  den  ftitereo  ähnliche  Ein* 
richtTing^cn  in  einzelnen  Fällen  befürwortet  und  beibehalten  oilor  neu  geschatfen  (§.  113). 
Insofern  haben  diese  Dinge  niclit  mir  liibtorisches ,  suiKlcru  auch  ai  fnellt-'s  Tuteresse. 

Ein  mal  bildet  die  früher  besprochene  Kasse  n  tren  nun  g  lu  LauUeru  mit 
älterer  landst&ndischer  Verfassung,  vie  in  den  deatsehon  Territorien  (§.  9C) 
eine  cbaracteristischo  Abweichung  vom  Princip  der  Kassen-  uml  Ktatseinhcit  Reste 
davon  haben  sirh ,  wie  oben  gezeiert.  mehrfach  noch  in  deutschen  Staaten  erhalten. 

Sodann  bestanden  früher  auch  für  die  einzelnen,  ohcuals  selbständigen 
Landestheile  eines  gri)sscien  Staatsgebiets  Iftngere  Zeit  nocb  getrennte  Kassen  und 
Etats,  auch  naclulein  diese  L&nder  unter  Einer  Hoheit  (Fürst)  vereinigt  waren.  Ein 
solcher  Ztistaiid  des  Finanzwesens  entsprach  don  ttbrigen  staatsrechtlichen  uml  t 
waltungsverhältnissen.  Die  Einheit  des  Staats  (Territoriums)  war  Uberhaupt  zunächst 
mehr  erst  nur  in  der  Dynastie  gegeben.  Anch  im  Zeitalter  der  ttber  die  alten  Stände 
obsiegenden  Monarchie  hat  man  in  Verwaltung  und  Finanzen  erst  nach  und  nach 
mehr  ri'iitralisirt.  Ke^I-  lu'ben  und  statt  Provinciaidcpartcments  gebihlot.  für  „g^emeinsani. 
Ausgaben"  „Keineinsanie  Einkünfte'*  g-eschaffon  oder  beide  aus  den  Provincialtinanztiu 
ausgeschieden.  So  wurde  in  den  Landern  des  aucieu  regime  das  Princip  der  Kassen- 
ond  Etatseinheit  vorbereitet,  aber  noch  nicht  erreicht  Die  Staatshanshaltelats  waren 
doch  mehr  nur  eine  Verbindung  von  Provincialetats.  (Vgl.  §  91,  bes.  Riedel  ttber 
Preusscn).  Wo  gegenwärtig  ein  „Land"  nur  durch  Personalunion  mit  einem  Staate 
verbanden  oder  sonst  politisch  selbständiger  geblieben  ist,  findet  sich  wohl  noch  etwns 
den  früheren  Pnirlncialetats  Analuges.    (Pinnland,  früher  anch  Königr.  Polen 
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i;.^flber  Ku>slati«li.  In  P.ii  ii  des  Staaten  Mtid  die  £iDZolsta»tS'U»ilslialte  und  Etats 
aack  'ien  älk-rcii  \ \■^haltln^äell  veröle icii bar. 

Eudlich  bildet  das  ältere  System  von  Speoialkaasca  und  Etats  für  Special- 
•  /veoke,  für  bestimmte  eiazelne  VeiwalttiBgnwecke  und  ftkr  bestimmte  zur 
iKckuAg  dieser  Ausgaben  dienende  Eid  nahmen  noch  eine  besonders  churactcristische 
Abwi'j'  hnnij  von  der  modernen  fiscaliscbcn  und  Etatseinheit.  Das  Specialknsson- 
Sjsieui  war  das  uaturhcke  geschichtliche  Pioduct  der  alimäligeu  Entvicklunj^ 
■euer  nad  veimehiter  Tbätigkeiten  eines  OffentUeben  Körpers,  der  dafttr  herrortretendeB 
I  inanzbedftrlbisBe  und  der  speciellen  Massregeln  zur  BeschnUuog  der  dafUr  erfordere 
lich^'n  I>erkung^niittel.  Wo  es  sich  ftlr  letzteren  Zweck  uui  ständische,  wie  in  deutschen 
lemtorien,  oder  um  parlamentarische  Steucrbe willig uogen  wie  in  England,  handelte, 
«der  wo  die  absolute  Konarchie,  wie  im  Torigen  Jahrhundert,  doch  auch  nur  mit 
Mshe  und  VorsicJit  aone  Finanzi|ucllen  sich  erOflnen  konnte,  da  hat  sich  wohl  eine 
;aiize  Keili'?  ron  .^eichen  ..Zwrc  Uflssen'*  gebildet.  Daraus  ging  neben  dem  Mangel 
iR  Cebcrsichriic  likcit  >  iMnan/w  csi  ns  atirli  eine  {grössere  und  kostspieliircre  Ver- 
^aiiuugsarbcit  hcrvur,  bia  dann  „CoaM>lidationeJi",  wie  in  England,  und  Ccutralisationen, 
vie  aaf  dem  GoDtineote  stattfänden.  (S.  bes.  (kbcr  die  Eotstehuog  des  „consoUd. 
Foads"  in  England,  17S7,  und  über  die  ihm  vorans^eheiiden  Gestaltungen  Gnoist, 
cßgl.  Yerwalt. recht,  2.  A.  II,  "»"J^,  >>4Ü).  Erst  diu  moderne  AuUiassunff  von  der  Ein- 
licit  der  Staatszweckc ,  von  der  prindpielleu  KothweDÖigkeit  der  Uebernahme  der 
rdnebiedeaartissten  öffentUchen  Tbitigkeiten  auf  den  Staat  nnd  ron  der  Einheit  der 
lutanzmittel  und  der  Finauzverwendungen  far  solclio  Thätigkeitcu  hat  hier  aber  an 
^*t\h  der  Zersplittening;  des  Zweckkassen -Systems  zur  üscalischen  Kasseneinheit  gc- 
(ohrL  Auch  hier  lat  diie  httanzidie  Entwickiuxig  ein  Froduct  und  ein  Spiegelbild  der 
Eitvickloug  der  politiscben  Idee  imd  Offendieh-redillicher  Verhältnisse.  —  Im 
)^ommonaIfiaanzwesGU  ging  etwas  Aehuliches  vor  sich.  Doch  ist  die  Einheit  hier  ge- 
"jlnli- h  nicht  soweit  als  im  Staatbhauslialto  durchgeführt,  was  sich  mit  aus  der 
tri^cüüiümlichon  Art  mancher  Communalthätigkeitcn ,  bcsondcrsi  solcher,  welche  der 
mterieil-wirthächaftUcLeu  Sphäre  angehören,  erkläit  liier  kommen  dann  aber  ül'iera 
aach  die  gleich  noch  za  erwähnenden  Gründe  fOr  tbeilweise  Abweichungen  rom  Piincip 
der  Kiüeneinheit  in  Betiacbt 

113.  Nebenetats.  Absukit  vollätiiiKli^  ist  die  Kassen- 
und  Etatseinheit  auch  gegenwärtig  wohl  noch  nirgends  erreicbti 
wenn  man  ibr  auch,  be8ondei*s  unter  dem  Einfluss  der  neueren 
VerfassangsTerhältnisse,  in  den  Staatshaashalten  immer  ntther  ge- 
kommen  ist. 

Norh  immer  giebt  es  auch  einzelne  Eiiiiiahmen  und  Au»;^Mben.  die  kategorien- 
;  vetse  oder  doch  in  Betrell'  einzelner  Posten  tlberhaupt  nicht  im  Etat  erscheinen,  weil 
<i»  An  uuiMUg  und  zweddoe  Muhe  machend  gilt  oder  die  Venedmnog  tu  nm- 

:  stiadhch  ist  (z.  B.  Werth  d^  Dienstwohnungen,  der  eigentlich  in  Geld  veranschlagt 

ffiT  Ein  nähme  und  Ans«:a>ie  srehürt)  oder  weil  p^wisse  Vcrc-fltnngen  für  a  mtl  i  che 
Tlnätigkeiten  von  Beamten  gleichwohl  —  kaum  mit  Kccht  —  als  deren  Trivalbezüge 
zelten  (Gebühren,  Vorlesungshonorare). 

Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  auch  gegenwärtig  noch  für 
eiaielnei  etwas  apart  stehende  öffentliche  Einrichtungen 
und  Anstalten  Specialetats  als  selbständige  Nebenetats'' 

neben  dem  Hanptetat  geführt  werden.  In  den  letzteren  werden 
tlauu  nur  etwa  die  liebe rschüsse  jener  Specialetats  als  Ein- 
nabmen  oder  die  Zuschüsse,  welche  ans  dem  allgeiiiciiieu  Haus- 
luUt  zur  Deckung  der  Deficite  eribrderlich  sind,  als  Ausgaben  ein- 
gestellt Hierin  liegt  eine  bleibende  Abweichung  rom  Prineip 
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der  Kassen-  und  Etatscinhcitj  die  zwar  mit  Recht  eiue  Augnahmey 
aber  unter  Umständen  doeh  eine  berechtigte  Ansnahme  bildet 

S.  0.  %  JOS,  sulj.  •  So  kaon  sich  die  Sache  verhalten  bei  gewissen  Betriebs- 
V  >' rw  al  t  n  n  fl^en  i  Eismli  ^Ijuimi  Stimr  nihrikeii .  Banken,  städtischen  ppwerhlichen  un'l 
gebührenpflichtigen  Anstalteu,  wie  (jasaiistaltcii,  Wasserlcitongen,  Viebliufeii,  Kanali&iruiig^ 
u.  dgl.  m.)t  ferner  bei  der  Abwicklung  grosser  Extraauagaben,  z.  Ii.  von  Kriegs- 
kosten, bei  der  Durchfühning  besonderer  Reformen  aof  einem  Verwaltoogsgebiete, 
nii  h  heute  endlich  noch  bei  Anstalten  mit  Stiftungsrharacfer  für  Kirchen-.  Schul- 
\V ohlthätigkeit  und  mit  Zuschusspflicht  des  Staats  oder.  <ler  (icuioindon.  Im  Schön- 
berg'üchcn  Handb.  IL  41S  habe  ich  die  ausnahmsweise  Berechtigung  von  solchen 
Neben-Spedaletata  neben  dem  Hauptetat  noch  etwas  bedingter,  als  im  Vorausgehenden. 
ZQgegebcn.  Aber  grade  die  Aufnahme  der  grossen  Betricbsvcrwahnngen ,  bes.  der 
Slaatseisen bahnen ,  in  den  Hauptetat  hat  doch  in  tl-  r  That  auch  für  letzteren  ihr^ 
bedeaidichen  Seiten.  lu  Prousseu  kommt  jetzt  nach  den  neueston  Eisen  bahn- Ver- 
staatllehangen  fast  die  HSlfte  der  Bmttoeinnahmen  auf  die  Eisenbahnen  (Kcg.entw. 
1SS3/84  514.7  M.  M.  von  1089.6  M.  M.:  dazu  96.5  M.  M.  des  Etats  der  Bei^, 
Hutten-  u.  Salineiirerwaltung^.  Das  hat  sein  ^lisslirhes.  Es  wurde  die  Aufstellung 
fjanz  selbständiger  Nebenetats  für  solche  Verwaltungen,  mit  blosser  Uel>crtrag"nnc:  der 
l'ftberschusse  oder  erforderlichen  Zuschüsse  in  den  Hauptetat,  wohl  die  „ücber^icht- 
lichkeit  und  Klarheit  der  Finanzverfailtnisse"  hier  erhöben,  nicht,  wie  ich  a.  a.  0. 
zu  allireinein  annahm,  rcrring-eni. 

l»iebeuetat«?  der  eeseliiltliTtcn  Art  tinden  sich  aus  iiriiieipiellen  und  practischeii 
(irUiiden  noch  ütters  in  modernen  St&atshauähalten ,  mehr  noch  lür  die  mancherlei 
grosseren  städtischen,  halb  gemeinnOlzigen,  halb  gewerblichen  Anstalten,  in  Conmmial- 
haushaltcn.  So  hat  bisweilen  die  Staatsschulden  Verwaltung,  namentlich 
aparte  SchiiMeiitilijiiripsfoiHl  einen  solchen  >iL')»fiieiat.  Im  DiMU-rhen  Reieh 
wie  in  Frankreich  sind  die  jüngsten  Kri^kosten  iu  besonderen  Ktsrn»  liquidirt  In 
Prenssen  hat  die  Seehandln ng  ihren  Spedaletat,  nur  der  DebeiBchuBs  steht  als 
Nt^ttoeiniiahiiie  im  Haaptetat  Mitunter  ist  es  so  bei  der  M Unze,  bei  der  auch  sonst 
'Ii'"  Ein-  und  Ausgänge  von  MUnzmaterial  iiirht  im  Staatsliaushaltsetat  zu  erscheinen 
pflegen  i insofern  eine  Abweichung  von  der  liruttoetatisirung).  In  Baden  sind  jetzt 
einige  Betriebsverwaltungen  aus  dem  allgemeinen  Etat  ausgeschieden  und  werden  iu 
spedeUen  Nebenetata  gef)ÜiTt(EiseDbaha-B  e  triebst,  Eisenb.-  Bau-,  Eisenb.-S  ch  a  1  den- 
lilgungs- Verwaltung.  Bod(  ii<«'e  -  Dampfx-liiilT.).  -  Iii  F  r  a  n  k  r  e  i  c  Ii  Leroy- 
Bcaulieu  II,  10  It'.  v.  Kaulinaim,  bia.  trankr.s,  S.  7^7  11.)  besteht,  naoli  niancheni 
Wechsel  der  Verhältnisse,  gegenw&rtig  eine  ganze  Reibe  solcher  Nebenetat«  neben 
dem  „allgemeinen  Bndget'*  (1$S3  3044.2  M.  Fr.),  so  ein  „Budget  der  anf  ausser- 
ordentl.  Hllfemittel  begründeten  Ausgaben'^  (meist  f.  grosse  öHentl.  Arfaeiten  des 
Verkehrswesens),  im  Et.  f.  1*^*^.']  .')20 i  M.  Fr.,  dann  das  ..Budget  der  auf  specielk 
Hilismittel  begründeten  Ausgaben**  (die  Zuschlage  zn  den  dir.  Staatssteuern  f.  Depart- 
und  Common. -Ausgaben,  1883  417*1  M.  Fr.),  femer  die  S  „ordnnngsmlasif  zun 
allg.  Budget  gefugten*'  Specialbadgets  f.  die  Nationaldrackerei .  Ehrenlegion,  Manie' 
Tnvalidencassc ,  Staatseisenbahnen.  Münzen  und  Medaillen*  die  Central -Konst«  Ond 
(iewerbeschule  (zus.  1SS3  S4  0  M.  Fr.). 

IL  Die  rechtlichen  Seiten  des  Etatswesens 
(sogen.  yyBndgetrecht'^). 

Einiges  ist  des  Zosammenhanges  wegen  schon  im  Vorausgehenden  bei  den 
technischen  Seiten  mit  cronert  worden.  Einiges  Anden  mnss  hi^r  noch  berohn 
werden.  Es  liandelt  bi(  h  dabei  aber  in  diesem  finanzwissenscliaftlichen  Werke 
«iclit  um  ein  näheres  Eingehen  in  das  ganze,  manche  schwierige  Controversen  auf- 
weisende staatsrechtliche  Gebiet  des  Budgetrechts,  z.  B.  bezüglich  der 
ICinisterverantwortlichlceit,  des  ..Ausgabebewilligungsrechts",  des  Rechts  der  «.Budget' 
Verweigerung'',  der  Forterbe  biinir  bestebender  Sten<^rn  und  Abgaben  (Art  100  ' 
jireuss.  Verfaüs.)  od^r  der  ailgemeinen  Bewilligung  der  Steuererhebung  durch  da§ 
Etat^gesetz  u.  dgl.  m.,  wobei  auch  unvermeidlich  die  KechlsgeschicUto  und  das  po6i- 
ti?e  Becht  jedes  einzelnen  Staats  melir  2om  nnmittelbaren  Aasgangspnnct  genommen 
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rerd«u  müssU*.  Für  uns  koniuit  es  violiucbr  uur  daraul  au,  einige  der  budgetrccht- 
licbcn  Fragen  vom  Gcsichtspnnct  finanzwirtlischaftlicher  Zweckmlssig-* 
keit  aas  flir  unsere  Zeit  in  unsere»  Staaten  in  einer  dementsprcchenden  Behandlunjr 
■le  lep:  for-nda  h'wv  in  ilie  Finauzwissenschaft  hinein  zu  ziehen.  Dies  geschieht  in 
forzüglicher  Weise  in  gleicher  Tcndcna  von  Leroy-Beauliea  II,  I.  1.  ch.  1  u.  2. 
l>dr  St&ndpunct  fioanzwirthscbaftUclier  Zweckmässigkeit  kommt  in  der  Praxis  in  diesen 
Mögen  jedoch  selten  Tcin  zum  Ausdruck.  Politische  Tendeiizen ,  —  QM^hlngigen 
Stelluft?  der  Kegierung,  grösserer  Einfluss  der  Parlamente,  —  sind  öfters  cntscheideu- 
•lere  Factoren  für  die  Gcitaltuim  des  Budgetrechts  im  (i;in/tjii  und  in  den  massgeben- 
den KiozelheitcB.  Die  pailam.  Kämpfe  drehen  sich  gern  um  diese  Puucte.  Alle 
nOglkke  Verinderangeii  mit  den  VerfusnDgs&nderungeD  bes.  in  Franitreicb.  S. 
Leroy-Beaulieu  a.  a.  0.  —  Vgl.  sonst  passim  Stein,  Fin.  I,  72  fl'.  und  für  das 
hodgelrechtliche  Material  die  Werke  über  positives  Staatsrecht  einzelner  Staaten, 
für  rergluicheude  Behandlung  bes.  üneist,  „(jesetz  und  Budget'*  (1879), 
nun.  K«p.  rV  (Qher  das  englische,  firanzOs.  belgische  und  deotscbe  Budgctrecbt) : 
h^chit  lelin  ii  l)  u.  m,  E.  durchweg  zutrellend  in  der  staatsrechtlichen  Construction  des 
U'QtS'  li' II  Hudgetrerhts  urid  in  den  eingestreuten  politisehen  und  finan/polit.  Er- 
örlenjngen.  so  u.  A.  in  dem  L'rtheil  über  die  „sachwidrige  Sperialisirung  * 
did  Budget  in  Preussen  und  Uber  die  bedenklichen  Folgen  davon  (S*  174  (1.,  s.  u. 
%  IIT,  IfS).  Aussenlem:  Fricker,  d.  Natur  der  StenerrerwiUic^Dgr  nnd  des 
FiDanzgesetzes.  Tab.  Ztschr..  B.  17,  1961 ,  S.  üaö. 

§.  114.  ~~  A.  Allgemeine  Bedeotang  des Budgetrecbts. 
Iii  finaoswirthscbaftiicher  Beziehnng  ist  zunächst  tu  betonen,  dass 
eine  staatsrechtlich  und  politisch  gut  geordnete  Gestaltung  des 

„Bud^'etrccbts''  ihren  allgemeinen  Werth  für  das  P'inaiizweseu  bat. 
'^ie  bietet  vermehrte  liUrgsehaf'ten  lür  ordentliche  Prtifnn«;]^  der 
i:^innahiiieu  und  Aufgaben,  lür  ökoDomiscb  und  techuisch 
zweckmässige  nnd  sparsame  Finanz  Verwaltung,  sie  wirkt  dadurch 
günstig  anf  den  öffentlichen  Credit  ein,  was  sich  n.  A.  in  £r> 
mäasignng  des  Zinsfnsses  der  Anleiben  und  geringerem  Schwanken 
der  Curse  der  Sehuldverscbreibungen  zeigen  wird.  Es  mnss  dabei 
alM  r  auch  im  fiuanzwirthschattlieben  Interesse  vor  jenem  Extrem 
<icr  links  stehenden  Parlanjentspartcien  gewarnt  werden,  welche 
m  einer  Ausbildung  des  JUidgetrecbts  zu  dem  (formclieu  und 
materiellen)  Rechte  einer  absoluten  Ausgabe-  nnd  Einnahme-,  ins- 
besondere  Steuerbewilligung  und  demgemäss  in  dem  Rechte  der 
völligen  „Budgetverweigernng"  und  „Steuerverweigerung"  ihr 
Ideal  .sehen.  Hin  sokhes  Uecbt  würde  darauf  hinlaufen.  Alles 
„in  Fra^^c  stellen''  und  die  ganze  Staalsniasebinerie,  Verwaltung 
u.  s.  >v.  eveutueil  auch  „zum  »Stiii.stand  bringen^*  zu  können. 
Selbst  wenn  ein  derartig  extremes  Keebt  der  Volksvertretung  maass- 
baltend  mit  politiscbeoi  Tacte  aosgeQbt  wird,  möchte  die  Anerkennung 
desselben  als  eines  Theils  des  geltenden  öffentlichen  Rechts  (inanz- 
wirthschai'tlich  nachtheilige,  den  öffentlichen  Credit  schädigende 
Wirkungen  mit  sieh  tllhrcn.  Das  verfassungsmässige  Budgetreeht 
aber  doch  überhaupt  in  erster  Liuie  iinauzwirtbbübai'tliohe 
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Zwecke,  die  politischen  in  BetrcÖ'  des  Kintlusses  der  Volks- 
vertretungen der  Regierung  gegenüber  stehen  erst  in  zweiter  Linie. 
Hiernach  mtissen  bezügliche  Bestrebungen ,  welche  auf  eine  solche 
Missbildnng  des  Budgetreobts  abzielen ,  gerade  im  finanzwirth- 
Schaft  liehen  Interesse  abgewiesen  werden.  In  letzterem  Hegt 
durchaus  eine  Sicherung  der  Grundlagen  und  der  Stabilität 
des  Finanzwesens,  welche  bei  einem  solchen  Budgetrecht  verloren 
zu  geben  droht. 

Es  spukt  hier  iiuuier  noch  die  extrem  iudividualistisch  -  liberale  Auäcli»uuii^. 
welche  den  ^«t  als  etwas  mehr  oder  weni<^cr  EotbekrHclieB  anstellt  and  eineu 

Qobältbareii  Gegensatz  von  Staat  und  Volk  und  von  Regieninp:  und  VoIksvertretQii? 

fcsitliält:  Iiis  ob  etwa  die  gi  ^l' licrte  lorldauer  di  r  Staatövei wnltoni^  mehr  oder  iiWi- 
hanpt  nur  ein  Kegierunörsintciessc,  nicht  vieluiolir  das  erste  und  höchste  Vulk?.- 
iutcresse  väre,  dessen  Befriedigung  gar  nicht  in  I  rage  gestellt  werden  darf,  kleine 
Crondlegung  §.  154  Ii'.,  U')\  fi".  Gn eist's  grosses  Verdienst  ist  es,  in  seiaeii  Wcrkeii 
ttber  englisches  Kccht  ini--  An-i^  liti  n  iiM»r  das  dortige  Budgetrecht  berichtigt  und 
auch  filr  Deutschland  nachgewiesen  zu  hatjcn.  dass  ein  solches  e\'tr«^Tn;^'i  Budtr'"trrc!i'. 
hier  nirgends  vcrfassuugj>mäsi>jg  ist;  s.  bcs>.  sein  ,.(je5..  u.  Budg.'*  :i.  a.  » ».  Leber  dio 
politische  und  fiDauzpolitische  Bedenklichkeit  solchen  Bechts  ist  kein  Zweifel  möglich. 

4$.  115.  —  B.  El  11  zu  lue  finanzwirtlisc  hattlieh  besonders 
wichtige  Fragen  des  Budgetrechts.  Als  s-olelie  sind  wohl 
zu  nennen:  1)  die. Form  der  parlamcotariseben  Beratbun^ 
und  BeschUessnng  oder  sogen.  Votirung  des  Budgets;  2)  die 
Specialisirung,  in  welcher  das  Budget  der  Volksvertretung 
vorgelegt  und  namentlich  in  welcher  es  mit  rechtsverbind- 
licher Krall  für  die  Verwaltung  votirt  wird,  woraus  bich 
dann  das  Maass  der  Befugnis^  der  \'erwaUiiiig,  von  sich  ans 
Uebertragungcn  (TransfenruDgen,  virementß)  zwischen  ver- 
schiedenen Etatspositionen  vurzuuehmen  und  anderseits  auch  er- 
giebt,  ob  und  in  welchen  Fällen  Naebtragscredite  erbeten 
oder  nachträgliche  parlamentarische  Genehmigung  von  der  be- 
sonderen Erlaubniss  bedörttigen,  eigenmächtig  erfolgten  lieber 
trn^rtinjien  (äliiilieli  aueli;  der  ^'(M•llallnle  unbewilligter  Ausgaben) 
eiugchuli  werden  niuss:  3)  die  Einriehtuiiu-  derControle  in  Bezii^' 
auf  die  innehaltung  des  Etats  bei  der  AuslUhrung  und  4)  die  Ab- 
legung der  Schlussrechnung. 

Die  beiden  letzten  Puncto  w<  rdm  anten  in  Abschu.  4  und  5  dieses  Sapltd« 
mit  behandelt,  die  beiden  ersten  sind  hier  zn  erledigen. 

1.  Die  Form  der  parlamentarischen  Berathnng  und 
Votirung  des  Budgets  zeigt  in  den  einzelnen  modernen  Staaten, 
im  engen  Anschluss  an  andere  Verhältnisse  des  Parlamentarismus, 
manche  Verschiedenheiten,  welche  in  Europa  wieder  auf  den 

britischen  und  c  o  n  t  i  n  e  n  t  a  1  e  n  T>  pus  ziuuckgelührt  werden 
kouDen,  woneben  Nordamerica  einen  dritten  Typus  darstellt. 
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a)  In  G  r  o  s  s  b  i  i  la  ii  n  i  e  ü  wird  ni  Folge  der  Sclieiduug  des 
stabilen  und  waudel baren  lUidgets  64)  Überhaupt  nur  ein 
Theil  der  Ausgaben  und  ein  noch  kleinerer  Theil  der  Ein- 
naboieo  eigentlich  jährlich  vom  Parlameot  „bewilligt^',  die  übrigen 
Ausgaben  und  Einnahmen  bernhen  auf  feBtem  Gesetz  und  erscheinen 
nur  reehnnngsmässig  der  Vollständigkeit  wegen  im  Etat.  Dadareh 
wird  von  vorneherein  die  In -Frage -Stellung"  des  ganzen  Haus- 
halte vernueden  und  die  vortheilbafte  Möglichkeit  gegeben,  die 
Milwiikun;^^  des  Parlaments  hei  der  Feststellung  des  Etats  grade 
da  eintreten  zu  lassen,  wo  etwas  wirklich  „tVaglich^^  ist. 

Die  Berathang  des  vom  Sohatzkanzler  vorgelegten  Budgets 
erfolgt  in  allen  ihren  Stadien  nicht  in  besonderen ,  zn  diesem 
Zweck  aas  dem  Parlament  gewählten  Oommissionen,  wie  anf 
dem  Contincnt  «  deu  sogen.  B  udgetc om  ni  i  s s i on  cn"),  sondciü 
iD  toruiloöerer  Weise  im  ganzen  Haii&e  (^L'uterhause),  das  sich 
hierzu  zunächst  als  „Comite"  constituirt,  und  zwar  als  „Comite 
ler  Bedürfnisse''  (comitcc  of  supply)  für  die  Bedarf st'rage  and 
üaaach  als  „Oomite  der  Mittel  and  Wege^'  (eomitee  of  ways  and 
ueans)  ftlr  die  Bedecknngsfrage. 

Jodes  Mitglied  des  Hauses  kann  sich  an  diesen,  nicht  ötrentlicboa  Comitc- 
ützongen  und  Berathaogeii  bcthcihgou,  thatsächlich  aber  bethciligen  sich  meist  nur 
Jlä  fachmännisch  oder  sonst  am  Gegenstand  interessirtun  Mitglieder.  .,Die  Resultate 
Ik-ser  Verhandlung:  werden  dann  gewöhnlich  gegen  Schluss  der  Session  in  einer 
tij?ammtübersirlit  7.^^^nmmeügefai)St,  die  in  Form  eines  Gesetzes  als  consolidated  fund 
«^pubücirt  wild  (Ciueist,  Ges.  u.  Budg.  S.  1)5}.  Mit  Recht  rahmt  Leroy-Bcaulieu 
tl,  20  diese  OiganisatUKi  als  besonders  ingenills  ond  practisch.  Sie  habe  «Ue  Vor- 
tlieiJe  ohno  die  Nachtheile  der  coDtinentalen  geschlossenen  Commissionen ,  schliesse 
i'ciii  Mitglied  von  der  Bcrathun'^-  aus,  verkürze  die  nffentlichen  rarlaini-iit^^sifztitii^^en 
a-  beschleuuige  die  Durchberathung  des  Budget.s  erwünscht.  —  Ob  ohne  6<  heidung 
mes  ttebilea  und  traadelbana  Budgets  die  Erfolge  dieselben  ▼Aren,  steht  vielleicht 
<iahia,  aber  anderseits  weisen  auch  die  Erfolge  einer  solcheu  Bcrathuuir^uiethode 
»nieder  anf  die  Zweckmässigkeit  dieser  Scheidunc:  hr>  Absiriche  an  Kor. Irrungen 
i^rHegierung  sind  im  englischen  Parlaineut  selten  und  spurlich  (Boispide  bei  Gu eist 
a.  a  0.  S. 

Im  Unterschied  zu  Frankreich  and  zn  anderen  Continental- 
Staaten  schlägt  das  englische  Parlament  oder  einzelne  Mitglieder 
desselben  nicht  selbst  Ausgaben  vor,  was  ein  Vorrecht  der  Krone 
ut   Das  möchte  zwar  als  allgemeines  Bndgetrechts -Princip  zn 

weit  gehen,  aber  hat  immerhin  den  Vortheil,  wie  sich  am  Geg^en- 
'^uu  Fraukitichs  zeigt,  grfissere  liCgelmässii;keit  im  Etat  und 
Vermeiduag  von  iSupplemeutcrediten  zu  bewirken. 

Tgl.  Leroy  II,  52  ff. 

§.  116.  —  b)   In  den  eonstitationellen  Staaten  des  Gontinents 

W^teht  uiüistens  keine  Anzische iduug  bestimmter  Ausgaben  aus  dem 

16* 
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Etat  der  FinaiiKpenode  (Jahr)  wie  in  Eugland,  sondern  der  odei 

die  Etats  der  Ausgaben  und  Ein  na  Innen  werdeu  vollstundi^  von 
der  Volksvertretung  durcbberathen  und  votirt.  Diese,  wenn  si€ 
ernstlich  genommen  wtirde  oder  wird,  sehr  umfassende  Arbeit 
doreh  Berathungen  nnd  Bescblttsse  besondererCommissionen, 
inabesondere  der  sogen.  y^Badgetcommissionen''  (^yGommtssioD 
zur  Prüfung  desStaatsbansbaltsetats"  nacb  der  amtlichen  prenasischen 
ßenennunii)  für  die  endgiltige  Iksclilusstabsung  in  der  „I'lenar- 
Versammlung'^  vorbereitet  zu  werden. 

Die-^pn  Cominissinnen   wordrn   von  vornberciü  entweder  d'^r  ?auze  Kcat  oii-  r 
bestimmte  wichtigere  und  streuigeie  Theile  desselben  und  eventuell  spater  auf  be- 
sonderen Antrag  cinzelue  Specialitäten ,  worüber  sich  die  FleDanei'sammluiig  erst  im 
Wege  der  ?orbcrdit6Dd«tt  ComniüsionsbcrathUDg:  tarn  Zwecke  ihrer  Entscbcidnn^  onter« 
richteu   will,  tiberwiesen.    Die   Commission,  aus  cuier  imT-Tncsscnen    Anzahl  - 
nominell  durch  Wahl,  factis<  h ,  wie  z.  B.  in  Pr«»nssen  hier  und  bei  anderen  Coui- 
missioueu  duirh  iu.idSgcbcudc  Bestimmung  der  .,KraeUoncu'*  (politischen  l'urtei|;ru|)p'^) 
ernannter  —  ^litglicder  bestehend,  bestellt  JKeforenten  für  die  einzduen  Theile 
Etats,  die  dann  zuerst  in  der  Commission,  hinterher  im  Plenum  Bericht  erstatfeii. 
mtlndlich .  in  wiehtiiioren  F.illen  schriftlich.    Auch  andere  verwandte  Finan;rsa»  heii 
z.  B.  Steuergesetzcutwurle ,   wcrdea  wohl  der  Budgetcommissioo ,  der  ,,eiut'achcii ' 
oder  „ad  hoc  TerstArkten'*  tbenHesen.  Manches  Einzelne  ist  nattLrlich  in  rerschieden^o 
Staaten  verschieden ,  im  Wesentlicheu  besteht  üebereinstimmuug  der  Einrichiuuireri. 
wie  dies  bei  Annahme  des  Princips  der  Coinniissionsbehandlung  begreiflich  ist.  Wir 
haben  hier  im  Vorauss-ehenden  und  Folgenden  die  pr'Mis^i sehen  und  die  analojr- ri 
Einrichtungen  dea.  Deutschen  Hcicbs  vor  Augo«.    Die  i'i an zösischen  sind  nicht 
sehr  renchieden  daron. 

Diese  Einrichtungen  beruhen  sicher  auf  einem  richtigen  Gruud 
gedanken  und  baben  aucb  in  der  Praxis  einige  Vorzüge,  denen 
aber  erhebliche  Nachtheile  gegenüberstehen.  D\e  Vorberathniig  io 
kleineren,  z.  Tb.  mehr  ans  Fachkennern  nnd  Liebhabern  des 

(Jegenstands  bestehenden  Commissioneii  kann  einfacher  und  doch 
zugleich  gründlicher  als  in  grossen  Versammlungen  sein  -  wenn 
die  Zusammensetzung  der  Coinudssiou  die  richtige  ist.  In  die^r 
Hinsicht  bietet  aber  das  Mitspielen  des  politischen  Parteimomeiit< 
und  die  nnTermeidlicbe  Beschränkang  der  Zahl  der  Mitglieder 
zwei  Gefahren:  dass  nicht  immer  grade  die  sachlieb  geeigneten 
Mitglieder  in  die  Commission  kommen  und  dass  <inalificirte  Personen 
ausgeschlossen  bleiben.  Die  britische  Einrichtmii:  vermeidet  beide 
Gefahren.  Die  ganze  Berathuug  wird  ferner  i>iters  zeitraubender, 
weil  sie  eine  doppelte,  in  Commission  und  Plenum  wird.  Die 
Minorität  der  Commission  wird  sich  selten  zufrieden  geben  nnd 
im  Plenum  ihren  Standpnnct  von  Neuem  vertreten.  Die  CommisstoDS- 
berathnng  giebt  reiche  und  oft  gern  benutzte  Gelegenheit  zu  end- 
losen VerLandlun^en  Uber  Kleinigkeiten,  znmnl  bei  so  weitgehender 
Specialisirung  des  Etats  wie  bei  uns,  worüber  die  grossen  Frageui 
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>  ieicht  SU  kurz  kommen.  Die  PrUfang  des  Etats  er  scheint  dann 
wohl  gründlicher,  ist  es  aber  in  Wirklichkeit  nicht.  Die  Autorität 
eines  CommissionsYotnms  kann  ira  Plenum  wohl  den  richtigen 

We^  zeigen,  aber  ebei)s<»t(nt  auf  den  Abwe^  ffibren,  weil  mit 
Rücksicht  auf  das  Vuuuu  die  Bcrathuui;  im  rieiium  uiigrUiidlich  wird. 

Es  liegt  daher  wohl  immerhin  eine  Verbesserung  vor,  wenu 
Sur  gewisse  wichtigere  Theile  des  Etats  zuerst  in  der  Budget- 
,  Gommißsion,  andere  sofort  im  Plenum  verhandelt  werden,  wie  jetzt 
in  Prenssen.  Dadurch  erfolgt  eine  Annäherung  an  das»  britische 
System  (die  sich  bei  der  üblicheti  „schwachen  Besetzung  des 
Hauses''  bei  unwichtigeren  Etatsverhandiungen  auch  äusserlich  noch 
mehr  heraossteilt!) 

j 

So  wurden  z.  B.  vom  prenss.  Etat  f.  1S88 — 84  der  Badgctcommission  sofort  nur 

'iWnrie:»en:  simintUcbe  einmalige  u.  aiisserordcntl.  Auägabeu;  ans  der  Yerwalt.  der 
directeii  Stenern  2  Titel  eines  Kapitels  (classific.  Einkomiiiensteuer  n.  rinsscnstcuer) ; 
.  au»  (lerj.  der  inciir.  Steuern  2  Titel  eines  Kap.  d.  Eiunahme  (Steuipelaleuta-,  üerichts- 
kosteo),  1  Titel  eines  Kap.  d.  dau.  Ausg.  Kosten  f.  d.  Verwalt.  d.  Zölle  u.  s.  w.  von 
Bremen);  tou  der  Eisen bahovenraltong  die  ganze  Einnahme  u.  die  dauernden  Aos- 
I  paben:  von  >!.  allgem.  Finauzverwaltung  1  Titel  nines  Kap.  d.  Einnahme  (Ergänzung 
I  'ler  Kianabmen  f.  d.  Etat»  und  1  Titel  eines  Kaj».  d.  dau.  Ausg.  (Klickzahlung  von 
.  biüterlegten  Geldern);  von  d.  Justizvcrwait.  5  Titel  aus  2  Kapiteln  u.  3  Kapitel  der 
«tueiiideii  Ausgaben ;  aus  dem  Hinist,  d.  geistl.  u.  s.  v.  Angelegenheiten  6  Titel  aus 
Z  Teisehied.  Kapiteln    endlich  die  beiden  Etatsgesetze.    Die  Auswahl  botrifit  anch 
hier  wichtigere,  streitiger  -  'i  neuere  Theile  des  Etat?  '^Eisenb.verwalt.I);  sie  ist  zu- 
%kick  den  „Stichproben'   zu  vergleichen.    Die  umfassende  Thätigkeit  der  Budget- 
ooamissiooen  ergicbt  sich  lasseruch  ans  der  grossen  Zahl  und  langen  Daner  der 
Sitzungen.    In  Prenssen  fanden  z.B.  in  d.  3.  Sesbion  <!  11.  Legislaturperiode  (Anf. 
:    ISSi   20  Sitzungen  der  gewöhnlichen,  17  der  verstärkten  (f.  d.  Eisenbahn vorlagren 
u.  s.  wj  Butlgetcommission  statt,  meist  3 — 1-  u.  mehrstündig,    l'eber  di«:  l\.  -ultate 
Jes  preuss.  Etat-Bcrathungssystems  passim  sehr  richtige  kritische  Beuitiikuitgen  von 
Qneist,  Ges.  n.  Bndg.  S.  134— MIO. 

Je  mehr  nnn  anf  diesem  Gebiete  der  EtatsberatbiiDg,  begflDBtigt 
dureh  die  Form  der  parlamentarigeben  Beratbung  und  Votiruiig 
and  dnrcb  das  Specialisirungsprincip,  die  YolksvertretnDg  sieb 

•  thalsiichlich  bei  der  Feststellung  des  Ktats  in  die  Verwaltung  ein- 
I  mischt  n.  „durch  das  Budget  hier  organisirt",  desto  leichter  werden 

sieb  auch  Fehler  bei  den  ßeschlussfassungen  einschleichen,  welche 

•  fttr  die  Verwaltung  nnd  z.  Tb.  aocb  für  die  Finanzwirthscbatlt 
'  aehädUeh  sind. 

I 

]  Die  Gefahr  solcher  Fehler  steigt  noch  bei  dem  französischen  System,  wo- 
B^'-h  die  Abgeordneten  berechtigt  sind,  .Antriijr'*  auf  Oreditbewillignngen  zur  Abstim- 
Uiuag  za  bringen  auch  in  Widerspruch  mit  oder  unter  Passivität  der  Kegierung  (t^I. 
Leroy-Beaulien  H,  50  fr.).  In  Prenssen  ist  dem  darch  die  oben  S.  226  sehen 
'irvähate  BcstinUDiing  des  §.27  der  Gesch-iftsordmin;^  des  Abgeordnetenhauses  w>  nig:- 
^tens  theilw'üse  ein  Rieg»^'!  ^orareschoben,  indem  hier  AQtiäq:c  von  Mitp:lie  !  rn  welche 
'iiQe  Geldbewiliigang  in  sich  schliesscn  oder  in  Zukunft  herbeizuführen  bestimmt  sind, 
wir  nach  Vorberathung  und  Berichteßtattung  einer  Coramission  zur  Abstimmung  ge- 
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L-inp' n  lOoneii.  Doch  gt  bereits  der  Präredcuzfall  vor,  ^la^s  vou  '  i-jUüg  au 
eine  Commission  abgesehen  W'^rd^^n  kann,  w»>nn  solche  Anträge  zum  £t»l  gtiättiUt 
werden  u.  die  Kc^cnrng-  zustimiiii.    S.  Stcau^fr.  Bcr.  1^>73  74  l.  7*j3. 

In  oDsereo  Staaten  mit  Zweikammersystem  ist  endlich  noch 
bemerkensvrertb,  dass  wohl  das  Abgeordnetenhaas,  als  Volks- 
vertretnng''  im  engeren  Sinne,  etwas  weitergebende  Befugnisse 
als  die  erste  Kammer  bei  der  Votiruug  des  Etats  und  etwa  auch 

bei  anderen  1  iiianzgeäetzeo  bat. 

Sü  tüHSseu  z.  B.  diese  beiden  in  Preusscu  der  2.  Kammer  zuerst  vorgelegt  u 
können  die  l^tuts  von  der  1.  Kammer  nor  im  üanzcn  angenommen  odor  abgelehnt 
weiden  (Art.  62  d.  Yerfaäs.).  ' 

In  d.  nordamer.  Union  bestehen  bestindigc  Coramissionen  ans  Mitglie- 
dern dca  Hcpräsentantenhaases  U.  des  Senats.  Zwei  davon  beschäi'tifi^eQ  sich  mit  dem 
Etat  und  den  Finanzgcsf^tzen.  ''ine  f  ■  ü  -  ftentl.  Auspab  -n,  »ine  für  di--  ..Mitt-*!  u. 
Wege'*;  die  letztere  musd  binnen  lio  lugcü  ihre  YorsclUage  machen.  Leroy- 
Beanlien  It.  21. 

^.  117.  —  2.  Die  iSpeciaUsirung  des  Budgets  and 
die  Uebertragnngen.  In  dieser  bndgetrechtlicb  and  wegen 
der  Tragweite  fttr  die  Verwaltung  besonders  wichtigen  Frage  ist 
die  Vorlegung  ond  die  Votirang  des  Etats  wohl  zn  aoter- 

scheiden. 

a)  Jeder  finauzteclniisch  richtige  Voranschlag  nmss  Mch  aii> 
Specialitäten  aller  Art  aulbaueu.  Für  die  Verwaltung  ist  bei  der 
AustlUhrung  des  Etats  die  weitestgehende  Specialisimng  Vorbedingung 
der  practisehen  Brauchbarkeit  des  £tats.  Jetzt,  wo  es  sieh  regel- 
mässig nicht  mehr  um  Geheimnisse  im  Finanzwesen  handelt, 
sondern  umtasseude  Oeflfentlicbkeit  in  h  tztercni  anerkannter  Grund- 
satz ist,  wird  daher  die  Vni  hiire  eines  sehr  sj) ccialisirten 
Etats  mit  allen  Abtheiliuigcu,  bectioneu;  Kapiteln,  Titeln  und 
weiterem  Detail  in  den  Parlamenten  mit  Recht  zu  verlangen  sein. 
Bin  solcher  Etat  dient  am  Besten  zur  Information,  giebt 
wttnschenswerthe  Gelegenheit  zur  Kritik,  in  und  ausser  dem  Park- 
ment,  welche  auch  der  Regierung  nützlich  sein  kann,  ist  für 
mancherlei  finanzstati.stische  Zwecke  brauchbar,  mitunter  allein 
brauchbar.  IJ.  A.  ist  Gewicht  darauf  zu  legen,  dass  auch  die 
Einnahmen  ihrem  tinanzwirthschaftlichen  Character  nach  möglichst 
genau  specialisirt  werden. 

Dio  meisten  Schvierigkoilcn.  die  sieb  aUerdings  völlig  nicht  lOseo  laaeen,  bieten 
hier  die  in  Stcinj^elform  ü.  aU  Begisterabgaben  erhoben«!  Oebahren  n.  Teikebnateaen. 
Fiu.  II,  Kap.  1. 

b)  Eine  ganz  andere  Frage  aber  ist  es,  wie  der  Etat  rom 
Parlament  beschlossen  oder  votirt  werden  soll:  ob  im  Ganzen 

(en  bloc);  ob  in  ^rü^scrcn  Abtheilungen,  z.  B.  bei  den  Aus- 
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gaben  naeh  Ministerialdepartements,  oder  in  grosseren  Seetionen 
der  letzteren,  in  grösseren  Gruppen  von  verwandten  Ausgaben 

nnd  Einnahmen;  oder  ob  in  klciuei  en  Abschnitten,  Kapiteln, 
iitelü  u.  dgl.  m.,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  der  Etat,  soweit 
las  Ton  der  VerwaltuDg  abhängt,  also  regelmässig  besonders  bei 
en  Aasgaben,  naeb  diesen  einzelnen  Voten  von  Titeln, 
Kapiteln,  grl^sseren  Abtheilnngen  n.  s.  w.  bei  der  Ansfflibrung 
streng  inne  gebalten  werden  mnss. 

Demnaeh  dürfen  insbeeondere  die  betreffenden  einzelnen  Aus- 
gabepositionen nur  genau  t  ii  r  den  bewilligten  Zweck  ver 
wendet,  nicht  überschritten  und  zwischen  ilmen  dürfen  keine 
i'ebertragangen  gemacht  werden,  wenn  z.B.  bei  einer  votirten 
Position  firspamngen  von  selbst  YorkommeD  oder  zu  Gunsten 
anderer  Ausgaben  herbeigeführt  werden  könnten.  Vielmehr  mttssen 
solche  Erspaniugen  definitiv  von  der  Verwaltung  als  Erübrigung 
behandelt  werden. 

Je  T\'(  itcr  uuQ  bei  der  Votirung  des  Budgetü  specialisirt  wird,  bis  in 
^Itiat  KapiUii  uiul  kleine  Titel  hinab,  desto  mehr  ist  die  Verwaltung  an  die  Vor- 
•iQäcbläge  bis  iu^  KiDzclnc  bei  der  AuslUhruQ£  des  Etats  gcbundcu. 

weniger  specialisirt,  je  mehr  der  Etat  in  grossen  Kapiteln  oder  Abtheilnngen 
.  tirt  wird,  desto  freier  ist  sie  in  Betreff  der  wirklichen  Vorwendang  der  Sam- 
Qi';n.  Begreiflich,  dass  daher  die  Kegieruim*  seihst  nnd  di«'  ihre  Änffassiiii^  theiletideu 
iHiÜQscheü  Parteien  eine  geringere,  die  Parteien  des  Individualismus  und  extremen 
LibenJfaiiiiis  eine  grossere  ««Specialisirong"'  des  Budgets  in  diesem  Sinne  de» 
Worts  entreben. 

Bei  objeetivcr  Krwägung  suwolii  des  Zwecks  der  parlanientari- 
eben  Mitwirkung  bei  der  Etatsfeststelluug  als  der  HedUrfuisse  und 
Voraussetzangen  guter  Verwaltung  wird  man  in  der  Frage  der 
{>pec!ali8inuig  einen  Mittelweg  fUr  den  riehtigsten  erklären  niflssen. 
Daher  zwar  keine  Votirung  nnr  im  Ganzen  oder  bloss  in  ganz 
^rossen  Abtheilnngen,  Seetionen  u.  dgl.,  wie  zeitweilig  frOher  in 
Kraiikreich,  al>er  auch  keine  soweit  getriebene,  dii  liu-ch  sachwidrig 
werdende  Specialisining  fast  bis  inn  kleinste  Deiail  wie  iu  der 
l^^eL  in  Deutschland,  speciell  auch  in  Preusseu.  Vielmehr  statt 
denen  ein  richtiges  Maass  in  der  Specialisirang,  das  im 
prenssisch-dentsehen  Etatswesen  wohl  dnreh  die  Vottrang  in 
Ministerialabtheilnngen  (als  Regel)  und  dieser  in  Kapiteln, 
nicht  in  Titeln,  uud  zwar  im  Allgemeinen  wohl  iü  der  Form 
etwas  grosserer  Kapitel,  alB  den  bei  uus  üblichen,  am  Besten 
gekennzeichnet  wird. 

Die  richtige  Bildung  solcher  Kapitel  wäre  eine  ?orau8gehende  finanzstatistische 

Ar^'Ht.  derpn  Krjr'^^nis«;  tlann  dem  Etat  al-:  Schema  zu  Grunde  zu  loirr^n  wäre.  Nach 
'J*:o  uaturlicben  Verscbiedenbeiteu  der  Eingänge  und  Ausgange.  Einnaiimon  n.  Aii<f- 
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gaben  ergeben  sicli  schon  veiscliiedene  Kapitel  auf  dieseu  beiden  Haupt^oitcu  dta 
"Etats,  In  dorn  Ix-Miiid.  rs  wirhtig:<^n  Ausj^abedieiist  liegen  ahnlirln-  iiaturli'  In:  Vrr- 
scliicdt^nheiten  für  die  Bildung  von  Etabkajiiti'ln  in  den  versrh  i  edenon  Dien^t- 
zweigen  und  deren  grossen  Gruppen  —  Doiaii«inen,  Schuld,  ivriegsdcparte- 
ment,  Ci7il?erwaUiinfr  —  vor,  wie  denn  z.  B.  im  Eriegsdeparteinent  eine  Toti- 
rnng  in  ganz  grossen  Kapiteln  gewiss  dem  VcrwaltangsbedQrfniss  am  Meistwi 
entspiiclit.  In  der  Civilverwallung  kann  nnb'  derikli«  h  etwas  mehr  sp-  ciali-irt  werden. 
Unter  Voraussetznng  eines  richtig  dorchgefithrteu  Aemicrorgauismus  und  eincd 
inssenden  Systems  Ton  Normalgehalten  ist  aber  ancb  hier  die  Specialisirung.  an- 
beschadet  aller  sachlich  begr&ndeton  Anq»lflcha  der  Volksvertretung  auf  Mitwirkung 
bei  der  Feststellung  des  Etats,  erheblich  mehr  zu  bescbräolcen,  als  dies  in  Deutsch- . 
land  Üblich  ist. 

Innerhalb  der  nach  solchen  sacbiichen  Gesichtspuncten  ge- 
bildeten Kapitel  des  Etats  hat  das  der  Verwaltung  zustehende 
Recht  der  Uebertragnng  dann  keine  Bedenken.  AUentalis 
konnte  die  Verwaltung  angehalten  werden,  bei  der  Reebnongslegung 
dem  Parlament  motivirten  Bericht  Aber  die  Uebertragiin^en  tn 
erstatten,  welche  sie  bei  der  Auslühnui^  des  Etats  gegen  die 
Titel  u.  s.  \v.  des  von  ihr  selbst  früher  vorgelebten  Etats  Tor£re- 
Domraeu  hat.  Die  Forderung  einer  uachtrkglieheD  parla 
ment arischen  Genehm ignng  von  Ueberschreitungeo  der  efcats- 
m&Bsigen  Ausgaben  wäre  aber  anf  die  Uebersebreitnng  der 
Kapitelsummen  zn  besehrlinken. 

§.  118.  Die  Heg r  ü  11  d  u n ir  für  dicM-  :uit  l  ii  htiges  Maass- 
halten in  der  Specialisirinii^  uiui  in  der  Ijeseliräukuüg  des 
adniiniätrativea  üebertraguugsreehts  abzielenden  Vorschlüge  ergiebt 
sich  unschwer  ans  einer  Betraehtung  des  Zwecks  aller  parla- 
mentarischen Mitwirkung  bei  der  Feststellung  des  Etats.  Dieser 
Zweck  ist  nicht  und  darf  vor  Allem  im  Interesse  von  Land 
und  Volk,  das  eben  hier  mit  dem  wahren  Interesse  der  Ver- 
waltung durchaus  zusammenfällt,  nicht  darin  gefunden  werdeii, 
dass  die  meist  in  Verwaltungssachen  dureiiaus  nicht  hinreichend 
competcnte  Volksvertretung  störend  in  die  Verwaltung  durch 
Speeialisirnng  des  Etats  bis  ins  Einzelne  eingreift  oder  „dnrch 
den  Etat  die  Verwaltung  mit  organisirt'S  geschweige  —  worauf 
diese  extreme  Speeialisirnng  in  der  Praxis  nicht  selten  hinanszn- 
laufen  droht  —  der  Verwaltung  nur  am  Y.cwse  zu  flicken  sucht: 
eine  wahre,  auch  dem  Parlanientarisnms  selbst  «^efabrliebe  Aus- 
artung des  letzteren.  Jener  Zweck  ist  vielmehr:  eine  vermehrte 
Bürgschaft  zu  geben  fUr  sorgfältige  Erwägung  des  Bedürfnisses 
an  sich  und  seiner  Höbe,  fHr  Ökonomisch  zweckmässige  und 
sparsame  Finanzwirthsehaft  nnd  für  eine  mit  den  Bedürfnissen 
von  Volk,  Land  nnd  Staat  und  mit  den  Kräften  der  Volkswirtbseharr 
harmouirende  Vertheduug  des  otteutlicheu  Fiuanzaufwauds  auf  die 
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Sprossen  Hauptgehiete  der  modernen  idTentliclien  Verwaltung.  FUr 
diesen  Zweck  reicht  allerdings  die  Votiruug  der  Ausgaben  im 
Oanzen  oder  iu  wenigen  grossen  Abtheilungen  nicht  aas,  jedoch 
Ist  jene  weitgehende  Specialisimng  ebensowenig  nothwendig.  Die 
letztere  hemmt  aber  besten  Falles  die  Verwaltung  leiebt  nachtheilig, 
und  schafft,  was  doch,  von  unberechtigten  politischen  Nebenabsichten 
abgesehen,  ihr  einziger  Zweck  sein  könnte,  durchaus  keine  ver- 
mehrte Garantie  für  sparsamere  Verwaltung,  —  eher  das  Gegen- 
theil.  Denn  bei  solcher  Specialisirung  hat  die  Verwaltung  gar 
keio  Interesse  an  möglichsten  £rsparnngen,  streng  genommen, 
wenn  der  Etat  wirklich  wörtlich  ansgeftihrt  werden  soll,  gar  keine 
Möglichkeit  dazu.  So  wird  grade  die  Gesammtansgabe  wachsen. 
Nar  das  ominöse  Mitspielen  politischer  Velleiiäreii  aal  iSeiten 
parlamentarischer  Parteien  kann  zur  Verkeiinung  dieses  Zusammeu- 
imngs  der  Diuge  und  dieses  iöachverhalts  tührcn.  „Kammeni  und 
Kegiemng  mttssen  ein  wenig  gegenseitiges  Vertrauen  haben;  fehlt 
es  daran,  so  ist  eine  intelligente,  voranssichtige  und  sparsame 
Verwaltung  nicht  möglich (Leroy-Beaulien  II,  33). 

Ein  solches  VertTMensTotoin  liegt  ja  in  jeder  parlamentarisclieik  Badgetrotinuic^. 

Aber  nichts  ist  tliurichter  und  dem  wahren  eigenen  Interesse  von  Volk«  Land  nod 

Staat  liädlicher.  als  ans  Misstrauen  gegen  eine  bestimmte  Ivcg-iernng-,  concret  ge- 
sprochen gegen  (lad  Ministerium  X  V  Z,  wie  das  l^udget  zu  verweigern,  so  auch  bis 
iu  Eleinste  zu  apecialisiren  nnd  dadnrch  die  Venraitang  besonders  in  ihren  Beform- 
besmboogen  lahin  zu  legen.  8.  Uber  solche  GonaequenzcD  des  preuss.  -  deotschen 
Systems  boi^onders  Gn «' it.t,  Ges.  u.  Budget,  a.  n.  ().,  mit  rortrefllichen,  dun  haiis  zntrcf- 
fenden  Auit'uhrun.iren  ü)»cr  die  Nachtlicile  der  deutschen  zu  weit  q:eheiidoii  Siicciali- 
sining.  womit  Leroy-Buaulieu's  ebenfalls  guten  Erörterungcu  zu  vergleichen  sind. 
«Die  Folge  des  Uebermaasses  im  Gebrauch  poUtiticher  Rechte  ist,  dass  man  den  Zireck 
iii:ht  nur  verfehlt,  sond'-in  das  (iegentheil  dos  erstrebten  Zwecks  herbeiführt.  Ein 
solcher  Etat  dient  nicht  dem  Zweck  der  Förderung  der  Sparsamkeit,  der  Förderung 
foa  Yerwaltungsreiurmen,  der  zweck  massigeren  Gestaltung  des  Finaniplaus,  sondern 
beviikt  vttwillklUiilich  von  alledem  das  GegentheU"*  (Gneist  S.  176).  Wie  sehr 
schliesslich  auch  im  specialisirtesten  Etat  und  bei  genauester  sachgemfeser  Be;j:i  andung 
'iie  Bewilligung  der  gefordf-rf'-n  «"redit«?.  z.  B.  fllr  einmalige  u.  auf^sprnrdeiitlich»^  Aus- 
gaben, eine  Vertrauenssache  bleibt,  ergiebt  sich  aus  jedem  nur  ein  wenig  näheren 
EiaUick  in  die  Berathongen  ?on  Pariamenten  und  Badgetcommissionen. 

Mit  vollem  J(echte  wird  z.  B.  unter  Mitwirkung  der  Volksvertretiing  venn 
1  h  in  dicfii'U!  Falle  grade  nicht  nothwendig  jährlich,  sondern  für  längere  Perioden 
—  f..-atir.-stollt  werdt-n.  wflcher  Aufwand  für  Ilecr  u,  Klutto  im  (i;iiizcn  und  im  Vor- 
lüitJQiss  zum  Givilverwaltuugs-Auiwaud  erfurdeiiich  und  mit  den  voikswirthächaUlicheu 
Kiifteu  rereinbar  «nebeint  Zq  diesem  Zireck  ist  eine  SpeciaUsInmg  des  Milittoelats 
m  eine  ICeiho  weiterer  Kapitel  im  AQgemeinen  richtig,  weil  erst  dadurch  die  Höhe 
Ufidari»  sicherer  begründet  werden  kann.  Aber  i'\ne  irenauere  Specialisirung 
f-^tia  grade  hier  auf  einem  Gebiete  besonders  nachtheiiig  wirken,  auf  weichem  nach 
petitisdMii  Omstinden,  nadi  techniseben  Verfaillnissen  (Ecfindnngen  u.  s.  oft  zasch 
VeriodetDOgen  der  Pläne  und  VoianschÜlge  erfolgen  mflssen.  Die  Forderang  der 
»trengen  Tnnehaltuiifi:  eines  sehr  special isirten  Etats,  ohne  Recht  der  Uebertragung. 
»ürde  ähnlich  wirken,  wie  iu  einem  grossen  industrieUen  Privatunternehmen  das  Ver- 
iuigen,  dass  der  Unternehmer  einen  far  eine  gewisse  Technik  gemachten  Plan  und 
Voranschlag  genail  so  ansfohrcn  solle,  auch  venn  mittterreile  eine  neue  Erfindang 
(iie  alten  PUne  nnzveckmltssig  erscheinen  lässt. 
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f,NicUt  nur,  um  politucL  hoikic  uuU  ieiclji  zu  CuuUicteu  luhrcuUc  i>eL)a.ucu  &cl- 
teoer  zo  machen,  sondern  auch,  um  einer  technisch  tüchtigen  Vervaltang  Oelegeolieit 

und  Anreiz  zu  geben,  mit  gegebeneu  Mitteln  bestimmte  Aufgaben  zu  erfüllen,  daher 
auch  im  rcia  liaanzicUcn  Interesse,  knnn  es  sich  mitunter  cinpfeblea,  f  tr  £rc\ris?c 
wichtige  Vcrwaliuu{(!»zwcckc  Pauücksuut uien  zu  gowährcu  oder  deu  £tat  daiut 
veniger  als  sonst,  etwa  nur  in  einige  grössere  Abtheilongen  zu  specin* 
lisiren  uuU  domgom&ss  ZVL  rotireu  oder  mehr  Uebeitra.;ungen  innerhalb  eines 
solchen  Etats  zu  gestaltet!,  so  namentlich  h .  im  Militfir  u.  Marino-,  ati -h  bei  grossen 
Rauetats,  wie  z.  B.  der  Eisenbalinverwaituug  '  i.aus  meiner  Abb.  in  Scbönbcrg  s  Uaodb. 
Ii,  421).  Die  Ausscheidung  eines  daueradon  aus  dem  üesammtbadget 
und  dia  jährliche  ßewillignng  bloss  des  wandelbaren  Budgets  (§.  64)  würde  nach 
in  der  Fn^^j  ilor  Sp  ■ciihsirung  Vh::\<'.^  «trlriohtorn. 

In  (iro>>brit  uiiiien  uud  ia  Frankreich  wird  die  Si>c!cialisirung  des  Budgets 
viel  massiger  gcixaudbabt  aU  bei  uas  ^s.  (jiicibl  a.  a.  0.  S.  113,  128,  174  tti.  lu 
Gross britannien  wurle  1876  der  Etat  d.  Marine  in  17  Posten,  der  Hilitäretat  in 
25,  die  abrigc  Staatatrcrwaltuag,  nach  Materien  in  7  Theile  gcordaet,  in  13'.>  Posten, 
die  Steuervervrahuag  in  5  Po>?ten  votirt  (fineist  S.  175).  Ia  Frankreich  war  die 
Specialisirung  i>tcts  ein  grosser  politischer  Streitpuuct  (Loroy-Bcaulieu  II,  S.  26  ff.. 
d4).  Das  Ausgabobadget  wurde  hier  unter  der  i.  RepubL  u.  dem  Kaiserthnm  en  bloc. 
wälireiul  der  ersten  Zeit  der  Kcstauration  und  der  ersten  Zeit  des  zweiten  Kaiscrthuma 
IIS'  Ii  Ministrri«'a,  am  Ende  tl  r  I?'>st;mntion  und  Uw/.e  Zeit  am  Ende  dos  2.  Kaiser- 
reichs ObtiO — hier  in  59)  grossen  Scctionen,  von  — 53,  dann  seit  dem  Senats- 
consult  vom  *>.  Sept.  IbU'J  am  Schlass  des  Kaiserreichs  uud  seitdem  unter  der  Re- 
publik  in  Kapiteln  TOtirt.  Im  Et.  v.  1677  waren  deren  c.  350,  im  Durchschnitt  van 
7.7  Mili.  Im.,  :il>er  von  selir  ungleichem  Betrag  (f.  d.  5;"o  o  Kente  z.  B  34Ö  bez 
Mill.  l  r.,  im  Militärotat  „S"ld  und  Nituralleistiiagcn"'  liiiH  Mill.  L  r..  bis  herab 
auf  viele  Kapitel  mit  unter  1  MiU.  u.  selbst  unter  lOü.OüO  Fr.\  Oer  IVaazua.  Etai 
f.  1881  (s.  denselben  bei  Kaufmann,  S.  801  ff.)  zerlegt  die  Ausgaben  des  Finanz* 
iniaisteriums  lincl.  f.  Schuld,  Dotationen,  Regie-  und  Erhcbuna:sko3ten,  im  Ganzen 
1147.i{  Mill.  Fr.^  in  85,  bez.  Si  Kapitel,  dci  JusfiT-rninisteriuins  <;*4.5  Mill.  Vr.)  in  1»'> 
hol.  13,  dos  Minist  d.  Aeusserou  (13.7  Mill.  Fr.j  lu  15,  bez.  13,  des  Minist,  d.  Inne- 
ren u.  d.  Gülte  (140.7  Mill.  Fr.)  in  62,  bez.  76.  des  Minist,  d.  Posten  n.  Telegr. 
(in  MiU.  Fr.)  in  11,  bez.  9.  des  Kriegsrain'ist.  (570  3  Mill.  Fr.)  in  2S,  bez.  26  (Mav. 
jetzt  Sold:  Pll.3  Mill.  Fr,  2  and.  Kapitel  /.wi;,  h  n  50—100,  7  zwischen  10 — 50. 
10  zwischen  1  — 10,  6  unter  1  Mill.  Fr.),  des»  Miai^t.  der  Marine  u.  Golonicn  (190  J 
MilL  Fr.)  in  27,  bez.  25,  des  Min.  d.  ülfentl.  Unterrichts  u.  d.  schönen  KUnstc  (72 
Mill.  Fr.)  in  57,  bez.  55,  des  Min.  d.  Ackerbaos  u.  Handels  (35.3  MilL  Fr.)  in  2S. 
bez.  26,  des  Minist,  d.  uUcntl.  Arbeiten  (141.4  Mill.  Fr.)  in  5»),  bez.  o  i  Kapitel  , 
demnach  zerfällt  der  p-anze  ordentl.  .Vusgabcetat  (2T»iJ.5  Mill.  Fr.)  jetzt  in  405,  he/ 
3SU  Kapitel  (die  kieiaeic  Zahl  nach  Abzug  der  Kubriketi:  ,..\usgabea,  noch  uioht  ver- 
fUlen,  der  perimirten  Fiscaljahre*\  u.  „Ausgaben  der  abgeschloss.  Fiscaljahre^'.  welche 
in  jedem  Ministerium  oluie  Ziller  im  Etit  stehen).  Im  Durchschn.  kommen  auf  1  Kap. 
(ron  den  £r,>„.  ^^O)  7.27  Mill.  Fr.,  ohne  Militär-,  Marine-,  Schuldetat  (dann  31%»  Kap. 
u.  9Üb  MiU.  Fr.)  3.03  Mill.  Fr. 

Ganz  anders  im  preuss.  Etat.  Hier  bestanden  1S7S  264  EInnabmolttel,  1460 
ordentlii  Ii  •  u.  300  einmalige  Ausgabetitel  (Gncist  a.  a  0,  S.  174).  Der  Torgelegtc 
Etat  f.  1^>3 — S4  weist  bei  den  Einnahmen  l'^  Kapitel  auf,  die  meistens  wieder  ir 
mehrere  Titel  zerfallen  (circa  274  Titel  im  tianzcn,  ohne  einige  kleine  Nebentitci, 
f.  10S9.6  Mill.  M.  Totalsummc,  oder  im  Durchschn.  f.  1  Kap.  22.7  M.  M.,  f.  1  Titel 
fast  4  M.  M.).  Bei  den  dauernden  Ausgaben  zerfällt  die  Rubrik  A)  Betriebs-, 
Erhebungs-  u.  Vcrwaltungskosten  der  einzelnen  Einnahmezweige  (zn^.  rii2.9  M.  M.i 
in  30  Kapitel  «.  diese  in  rirca  503  Titel,  oder  f.  1  Kap.  15.1,  f.  1  Titel  mir  10^ 
M.  M.;  die  Kubr.  Ouiat.  u.  allg.  Fiu.verwait.  (zas.  251.4  M.  M.)  zkhli  11  Kap.  u. 
77  Titel  ^incl  hier  der  Kapitel,  welche  nicht  in  Titel  zerlegt  sind);  G)  die  Stantsfcr- 
waltungsausgabcn  (24>'.l  M.  M.)  sind  in  S5  Kapitel  u.  ssO  !  i  Titel  (incl.  der  1-titeI. 
Km  ^  thfilt,  oder  p.  Kap.  2.92  M.  M..  )>.  Titel  nur  2s2,U00  M.I  Die  Vcrw.-Aus?. 
im  ."^taatsmiutst.  zahlen  11  Kap.  u.  77  Xitcl  f.  3.12  M.  M.,  im  Minist,  d.  Aeusereu 
2  K..  9  T.  f.  0.50  M.  >L,  im  Fin.minist.  7  K.,  60  T.  f.  40.45  M.  M.,  im  Minist  d. 
ft«.  Arlioiten  3  K..  :i7  T.  f.  IT. 15  M.  M  .  im  Minist,  f.  Hanihl  ti.  GeweTbc  4  K 
3i»  T.  f.  1.50  M.  M.,  im  Just.uiiuist.  12  k.,  8^.  T.  f.  bO.lO  M.  M.,  im  Minist  d. 
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nnt^ra  Ift  K..  177  T.  f.  41.24  M.  M..  im  Minist  f.  l.aiidwirtlisolj.,  I .  '  n  u.  Dom. 
11  K..  !42  T.  f.  11.45  M.  M..  im  l'nterr.uiinist.  19  Kap.,  246  T.  f.  51. lU  M.  M.. 
im  Kriegbiniii.  1  h..  h  T.  1'.  0.11  M.  M.  Im  Ganzen  zerfällt  hiernach  die  ordentl. 
(dnendfi)  Ausgabe  (1045.5  M.  M.)  jetzt  in  132  Kapitel  zu  7.9  M.  M.  und  1460  (!) 
Titel  zu  715.000  M.  M.  im  Dorchschnitt.  Im  Vergleich  mit  Frankreidi  ffilif  hier 
»llerdin^rs  ins  Tiewicht.  da»>s  der  irewöhiilich  welliger  specialisirte  Militär-  u.  Manne- 
cut Dicht  im  preDi>s..  sondern  im  deutscheu  Beichsbudgct  steht.  Aber  (Ü6  viel  zu 
tnm  Specialisirnn^  in  votirte  Titel  bleibt  gleichwohl  dentllch:  sie  ist  auch  in  der 
«  irilvervaliuiii:  xv  uhl  lOirial  w-  it  getrieben  tis  in  Franlreicb.  Die  einmal,  n.  imsser- 
"rdenil.  Aii-pal  r  M  1.1  M.  M.)  zerfallen  ausserdem  noch  in  14  Kap.  ti.  170  Titel, 
im  Etat  des  Deutschen  Kelches  besteht  eine  ähnliche  Specialisirung.  Bei  der  .«Ver- 
fUtnne  der  Reicbsheers"  wird  nor  der  Pesten  „Milit.verwait.  in  Baiem"  ungetrenut 
»osjrerorfen  (ord.  Au^l'.  1sS2  41.13  M.M.).  der  für  das  übrige  Reich  (299  36  M.  M.) 
m  3  SpaltiMi  jTPtrennt  f.  Freussen  u.  s.  w. .  f.  Sachsen,  f.  W'ürtemberg;  f.  Vrensscii 
i^t  die  Summe  2t)3.40  M.  M..  in  30  Kap.  a  S.7S  M.  M.  ii.  2S1  Titel  h  912  000  M. 
Kthcilt  Bei  der  Mar.verwalt.  i^dau.  Ausg.  27.56  M.  M.)  giebt  es  20  Kap.  a  1.37b  M.  M. 
0.  14d  Titel  k  1 86.000  M.  im  Dorchscb. 

An  besondere,  mit  dem  hetreft enden  Ktatsposten  nieht  in 
Verbindung  stehende  Bedingungen  dnif  die  Ausgabe-  und  Ein- 
Dahmebewilligung  bei  uns  zwar  staatsrechtlich  nicht  geknUpft 
werden.  Aber  durch  besondere  Bemerkungen  zum  Etat''  kann 
die  freie  Verfügnng  der  Verwaltung  Uber  einen  Etatsposten  auch 
Docb  ein^^esehrftnkt  werden^  was  gelegentlich  yorkommt.  Ander- 
»eits  sind  lüiiunttr  Ueheiiragungcu  zwischen  verschiedenen  Titeln 
mid  Kapiteln,  z.  B.  i)ei  den  Besoldungsetats  verschiedener  Mini- 
(>teriaiabtheiltmgen ;  ausdrücklich  im  Etat  als  zulässig  bezeichnet* 
Aber  im  Ganzen  bleibt  der  Vorwurf  einer  „sachwidrigen  Special!- 
simng  des  Budgets  in  Preussen,  auf  Kosten  der  Sparsamkeit,  der 
Zweckmässigkeit  nnd  unter  Verdrängung  des  Finansministers  aus 
<ler  finanziellen  Dispositiou'MGneist)  bestehen.  Eine  Beschrän- 
kiuic;  in  der  Specijilisirung,  nach  bewährtem  i)iitischem  Muster, 
ist  daher  eine  gerechtfertigte  Forderung  besonders  f(U*  das  preui^siscb- 
dentsche  Etatswesen. 

Die  hier  aufgeworfenen  l'rasf'-n  stehen,  wie  man  sieht,  in  engster  Verbiudang  mir 
ler  staatsrcchilichej»  F-  rni  «I-t  ..Anordnung"  iIit  ■  -  f  <■  ucru  n  g.  Sie  w  'nl  ii 
»Uher  in  Bezug  auf  IcUtcre  lui  2.  Bande  dieses  Wciks  wieder  aufgenommen.  S.  II. 
Abediü.  V,  d.  ..Besteuerung  in  ihrer  Beziehung  zur  inneren  Vedassung  u.  s.  w," 
>  333  ff.  (S.  195  ff.).  Bei  der  hier  znnik  hst  ontc  rschiedcnen  Anordnnngsform  der 
HesteueruDg,  der  „Auflegung''  dureh  die  absolute  Staatsgewalt  allein  .'^.'SJ). 
unter  Voraussetzung  politischer  Rechtlosit-keit  der  Bevölkerung,  haben  jene  Kragen 
klöne  der  modenicii  „budgetrechtlichcu"  vergleichbare  Bedeutung.  Die  Specialisirung 
lies  Etnii  kommt  nur  innerhalb  der  Yerwaltong  selbst  zur  practischen  Geltang. 

B.  für  die  Verantwortlichkeit  der  Verwaltungschefs  gep'  nuln  r  dem  Staatsoberhaupt 
'^ud  gegenübe  r  »'iucr  etwa  auch  hier  bestehenden  '  Hu  rreciiciikammcr.  Bei  der  zweiten 
''•nn  der  Anordnung  der  Besteuerung,  der  von  mir  a.  a.  U.  sogeu.  ,, Vertrags- 
ffilssigen  Kegelong  ',  wie  sie  im  mittelalterlichen  und  spatereii ständischen  Terri- 
tdrialstaate.  namentlich  auch  im  deutschen,  einen  so  characteristischen  typischen  Ans- 
inick fiiel'^t  II.  i;,  ;^55.  ^  fiiliit  «Ii.-  sCirnli-'  Sf('U''ibr\vi!IiL'-ung  vornemlich.  /iimal 
IQ  der  früheren  Zeit,  zu  „Zwecksteuern"  iur  bestimmt  genannte  Ausgaben 
aad  für  festbogrenzte  Perioden,  nach  deren  Ablaut  die  Steuer  unbedingt  „ganz 
todt  ond  alle  sein^*  soll.   Eine  förmliche  AfTentlich- rechtliche  VerpfUchtang  zur  Steuer* 
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in  bfifichräiikti-m  Manss(;  von  der  Tcrritorialge\{'alt  durchgu^eut.  Auch  war  c&  auec- 
kftnnter  Kechtsöatz,  dasä  bloss  bei  nacbguwiegoner  Insufficienz  der  Kammer 
•  iiikünftc  einu  Stcucrbewilligoog  mit  eiiiGm  gewissen  Kocbts^rruiid  zu  fordern  war. 
Alle  diesi;  Yerhältiiisse  driliii^ten  auf  eine  grnnnerc  er  ia  I  i  ^  i  i  im  -  il  r  Aiisgabm 
und  Einnahmen  hin  und  «jnhnn  den  Ständen  die  gern  benutzte,  aurh  vom  Fürsten 
nicht  allgemein  als  rechtswidrig  anerkannte  Möglichkeit,  die  fc)teuerbewilligang  an 
Beding  Hilgen  zn  knOpfen,  die,  wie  z.  B.  Gevähning  u.  Bcstittigang  fon  Rechten 
f.J'reiheitcn",  —  modern  aufgefasst  ,, Privilegien"^  mit  dem  Zweck  der  Ausgabe  oder 
Stf!n'«r  rn'onttioll  gar  nichts  zu  thun  hatton.  moderne  politische  For»lcninir  woitest- 
gcbender  Specialisiruug  deä  Budgets  enU>priclit  daher  Wühl  den  (Konsequenzen,  zu  dcneu 
mui  bei  der  Anirendong  der  Gnindsitie  des  iltemi  ständischen  Stenerbewilligungs- 
rci-hts  im  ehemaligen  Patrinionialstaat  anf  unsere  modernen  Y«>hältni>se  gehagen  kann. 
Al>t  r  ili''«;*^  ^rundsütze  sind  <^hcn  auf  den  modernen  VMfMHSungsstaat 
in  dies  IT  Weise  ni^ht  anwendbar.  In  diesem  Staate  beruht  die  Anordnonjr 
der  Besteuerung  nicht  mehr  auf  jener  wirklich  oder  doch  'luasi-vertragsmäÄsigen,  mehr 
privatrechtlichen  Regelung  der  Besteuerong  zwischen  FQrst  nnd  Stünden,  sondeni  auf 
dorn  das  ganze  Staatsrecht  des  modernen  Staats  durchziehenden  (ledanken  der  Offen t- 
1 1  c  h  -  rcc  h  tl  i<  heil  Steuerpflicht  der  Bevölkerung,  ah  der  Staatsangehöric^'n 
ihrem  Staate  gegenüber.  Die  hier  geltende  l*^orm  der  Anordnung  der  Bcsteueruiit. 
die  dritte  der  in  B.  II,  §.  357  if.  unterschiedenen  Formen,  die  rerfassungsni issige 
Steucrbe  willigung,  hat  zur  nothwcndigen  Voraussetzung  „die  im  Volksbewussticin 
anerkannte,  im  rdrentüeh'Mi  Hcrlit  zur  (Jeltnnp  gelangende  Identität  des  »Staals- 
u»d  Yolksinteresses  und  daraus  resultireud  die  Idee  einer  Steaei- 
p flicht**  (II,  204).  Nainrlich  ist  solche  Yoiaussetzung  eine  Fiction,  die  im  Ein- 
zelnen oft  nicht  zutreffen  mag,  ohne  die  rann  aber  den  modernen  Staat  und  sein  ödent- 
liches  Ri  eht  'jnr  m'i  lit  eonstruiren  kann.  e\freiiie  Sin  oiaÜsirnn^  dr>  Budgets 

vorsirtsst,  ebenso  wie  die  Knüpfnncr  fremdartiger  Bedingungen  an  die  Bewilligung  einer 
Steuer,  gegen  diese  unvermeidliehc  l  iction  und  muss  auch  deswegen  abgewiesen  werden, 
wie  es  mit  der  Stellung  solcher  Bedingungen  geschehen  ist.*  Ueher  letzteren  staats- 
rechtlichen Punct  vergl.  H.  A.  Zachariac,  deutsches  Staats-  und  Bundesrecht  (2.  A. 
II,  50G.  In  den  älteren  landstünd.  Verfassungen  bildet  das  Verbot  der  Stellung  fremd- 
artiger (d.  h.  Zweck  und  Verwendung  der  Steuer  nicht  betrclieuder)  Bedingungen 
eine  seltene  Ausnahme ,  in  den  neueren  deutschen  Verfassungsurkunden  ist  es  die 
Ivegel  (z.  B.  Baier.  Verf.  f.  ISIS:  ..die  Stünde  können  die  Bewilligung  der  Steuern 
mit  keiner  Bedingung  verbinden".  (Tit.  VII,  0.  Bad.  Jj.  d(i.  Wurt.  §.  II n  a.  m. . 
Die  p  reu  SS,  Verfassungsurkuude  enthält  den  Passus  nicht,  dafUr  aber  die  wichti^^c 
allgemeine  Beschränkung  des  ständ.  Steuerbowillignngsrechts  durch  Art  109^  wonach 
die  hestchenden  Steuern  forterhoben  worden,  bis  sie  durch  ein  (lesetz  abgeändert 
werden.  Fin  '\  oseiit]i<  li  eingeschränktes  ständisches  Steuerbewilligujigsrecht  li<  ;:  t  r»;i  !i 
hier  vor.  .S.  v.  Könne,  prouss.  Staatsrecht  H.A.  I,  1.  .\bth.  S.  4*ill  fi.,  besonder> 
auch  über  die  Vereinigung  der  sich  z.  Th.  widersprechenden  Art.  9'J,  lüü  u.  10'.» 
der  preuss.  Verfassung.  Obwohl  v.  ßönno  hier  den  sogen,  liberalen  Standpnnct 
vertritt,  gelangt  doch  auch  er  zu  der  Ansicht,  dass  den  Kammern  ,.in  BetrefT  der- 
jenigen Stenern,  welrhe  einmal  ohne  Bedingung  oder  Zeitbeschränkung  festgestell' 
worden  sind,  ke i  n  Bewilligungsrecht  zusteht,''  Ein  „eigentliches  Steuerverweigerungs- 
rocht.  Im  Sinne  des  neueren  constitutionellen  Frincips'*  haben  die  Kammern  nicht 
Insofeni  beruht  auch  nach  v.  Könne  die  preuss.  Ver&ssungsurknndc  auf  dem  Grund- 
sätze, d  iss  flie  Staat>biiraer.  hni.  die  Volksvertretung  verpfli  <  h  f  -^eien,  dieMitl«  ! 
zur  Deckung  der  ütaatsbedUi^nisse ,  insoweit  solche  nicht  aus  den  sonst  bestimmten 
Mitteln  bestritten  werden  tönueu,  zu  gew  ähren ;  „sie  erkennt  kein  Steoerbcwilliguns!»- 
recht  in  dem  Sinne,  dass  die  fttr  den  Staatshedarf  nothwendigen  Steuern  an  ' 
willkuhrlich  verweigert  werden  könnten''  l>.»sselbe  besfitnint'-  alli^emein  der 
Beschluss  der  ehemal.  Deutschen  Buudesreisamuluug  vom  2b.  Juni  1*^32,  Art  2.  S. 
V.  Könne,  a.  a.  0.  S.  112. 
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3.  Abschnitt. 
Bitö  Zakluugs-,  Kasseu-  uud  Ik'eliuiuigsnesen. 

Diese  drei  Dinge  stehen  sowohl  unter  einander  aIs  aach  wieder  mit  dem  Control- 

weiicn,  dem  T?e«  hnun|rsal>.'?rhluMi  uihI  il«  r  Einrichtung  der  Jahresdienste  (§.  ^0,  vT  in 
«^iiirfm  Zti^ammeith.uiLir'.  8ie  werden  daher  in  diesem  Ahsclmitt  zwar  in  der  ange- 
4'ebeiieii  iiciheiifolgc  bebandelt,  aber  mohrfach  bind  Eiuzclheiteu  der  drei  Gegenstände 
b  der  einem  jeden  gewidmeten  specieUen  DarsteUong  (§.  123  ff.)  eben  dieses  Zu^ 
^ainmenhanges  halber  und  um  \\  icdcrholungen  zu  vermeiden  vereint  zu  orörteni.  Aus 
deros^^lben  Grunde  mnss  Einzehn  s  hezUglich  des  Controlwescns  und  des  Eeclinimgb- 
libs^'hiQääes  ächon  in  diesem  Abschnitte  vorweg  mit  berührt  und  z.  Th.  bereite  er- 
ledigt Verden. 

Das  Zaidottgs-,  Kassen-  und  ßecbnongswesen  ist  in  u  i  Ii  höherem  Grade  als 
<he  anderen  Ocf^enstrindc .  w.  l<  he  in  dieses  ICapitcl  von  der  „formellen  Ordnung  der 
Haaaiwirthächaft "  gehören,  eine  uberwiegend  f  inanztechuisc  he  Materie.  Dieselbe 
hingt  wieder  Überall  mit  öffentlich-rechtlichen  Verhältnissen  zusammen,  doch 
thtt  dies  Moment  hier  weniger  als  im  Utatswesen  und  als  im  Controlwesen  henror. 
lo  die  Finanzwissenschaft  .rthört  das  Zrihlnnfrs-.  Kassen-  und  Kechnungswcsen 
in  seinen  rirundzü^en  jedenfalls  und  ist  aueh  von  iiltert-n  und  nnucren  Autor^'ü 
deuigtiüÄss  iü  den  s>yslematischen  Werken  dieser  Disciplin  behandelt  worden.  Aber 
benitwillig  moss  zugestanden  werden,  aass  grade  hier  MGmndzUge*'  nicht  ansreiehen, 
um  einen  genögenden  Einblick  zu  geben.  Wenn  fenier  schon  die  Enlwerfong  solcher 
linmdzUge  überliaujit  und  vollends  dem  Theoretiker,  der  nicht  aus  der  eigenen  An- 
frchaaung  and  tebung  der  Praxis  unheüt,  in  der  doch  auch  hier  zu  erstrebenden 
aehr  principiellen  Behandlung  des  Gegenstands  grosse  Schwierigkeiten,  wie  anf 
lunrn  einem  anderen  Gebiete  des  Finanzwesens  bereitet,  so  steigern  ^-ieh  <liese  noch 
trheblich,  sobald  man  weni^rstens  etwas  mehr  in's  Detail  jreht  und  hier  die  'J'hatsaehert 
uad  Einrichtungen  auf  Principien  zurückzuführen  sucht.  Die  „grosisen  leitenden  Ge- 
Mdtfspunkte'',  mit  denen  auch  hier  Stein  operiit  uud,  wie  ich  gern  cinrämne.  oft 
•:xc<Ilirt.  lassen  dann  hald  im  Stich  und  die  Ableitongen  darans  erweisen  sich  mehr 
gci>trel<  he  Tonstnietionen  und  Conjectnren,  denn  als  etwas,  das  wirklich  den 
pnacipi-  lh  n  Kt.rn  d-  r  KeaiitÄten  enthält. 

Die  eigentliche,  die  concreteu  VerhiUinissQ  einzelner  Staaten  boiretfcude  Fach- 
Uteamr  des  Gegenstaads,  wie  z.  Th.  anch  des  Etats-  nnd  Gontiolwesens,  ist  bisher 
r.it  i:  •ringen  Ausnahmen  subaltern,  auch  meist  unmittelhar  im  Dienste  subalterner 
-^nraitungszwecke  verfasst  und  e- w.ihnlich  rein  rorniiiiatorisch ,  nur  das  Material. 
<liä  Verordnungen .  Instructionen  wiVrthvh  zusammenstellend  und  sie  durch  Auszüge 
MS  den  Acten.  Spccialinstmctionea  n.  s.  w.  coramentirend,  fast  ohne  jeden  Yennch 
systematischer  Verarbeitung  des  Gebotenen.  Daher  bietet  diese  Literatur  (für  Preussen  z.  B. 
Jie  neuen  Schriften  von  Meissner,  Herrfurth)  zwar  aueh  d<  m  Finanztlnioretiker 
adu  dankenswerthes  i^uelienmatcrial,  das  demselben  z.  Th.  sonst  gar  nicht,  jedenfalls 
nur  mit  einem  onverbäitnissmässigen  Aufwand  von  Arbeit  und  Zeit  und  doch  schwerlich 
f&ll-^tändig  verschafibar  wäre.  Aber  auch  nur  als  eine  hnanzwissenschaftliche  Vor- 
irbeit  kann  diese  Fa( hliteratur  iii(  ]it  mlt'  ii.  Hier  bedürfte  es  erst  einmal  t  iner 
umfas 5 II  d (j  II  innn<»«craphischeii  H<  handlung  des  ganzen  (iebiets  von  Gegenstanden, 
▼eiche  iu  die  foiuielic  Ordnung  der  Fiuan/.winhschaft  gehören,  Seitens  eines  theoretisch 
and  pi actisch  gleich  dnrdigebildeten,  auf  so  hohem  wissenschaftlichen  Standpnnote 
»ie  etwa  V.  Hock  stehenden  I'.u  Ijinanns.  Erst  dann  wird  die  3Iaterie  auch  in  dem 
bap|>cr*'n  Rahmen,  in  W'  l-  !.  m  sie  immer  doch  selbst  in  ein<'in  grössi  ren  sy^t  rnati- 
ichen  Werke  üb<ir  Fiuanzwiddcnschaft  nur  behandelt  werden  kann,  genügend  darzu- 
MeUen  sein.  Das  Beste  gab  denn  auch  wohl  —  für  seine  Zeit,  heute  neilich  nicht 
sehr  ausreichend  —  v.  Malehus,  Fin.  II.,  129  91,  neuerdings  v.  Hock  (Fin.verw. 
Frankr.s)  u.  v.  Czörnig,  Budg..  Staatsrechn.  u.  s.  w.  S.  im  Febrigen  die  auf  S. 
gea.  Literatur,  auch  für  diesen  Abschnitt,  v.  Jaeobs.§.  12.*{3— l.ilö,  Kau  ü,  §.  öau  II., 
5« <r..  Stein  I,  77.  89  ff..  100  ff.,  die  unten  sren.  Artikel  in  Block's  dict.  de  ladmin. 
fraac.  Eine  ganz  gute  j:- n-  r.  11  •  uud  prineipielle  Behandlung  des  Gegenstands .  nur 
nehr  vom  Standpnncte  der  £inzelwirthsch.lehre  nnd  der  Finaoztcchnik.  ah»  vom  hnanz- 
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wissenscliafUiclicii,  findet  sieb  in  SchTott*s  gen.  Werke.  Wichtigere  Verordniinieti 
einzelner  Länder  nnd  SpcdnlUter.  darüber  s.  .nnten  in  den  Koten. 

§.119.  E  i Iii  eitung.  Der  Gegenstand  dieses  Abschnitts  bietet, 
wie  im  Grande  freilich  auch  derjenige  des  vorigen,  das  fitatsweseo^ 
zwei  Ansgangspuncte  iHr  die  Betrachtnog.  Man  hat  es  hier  zu- 

nächst  mit  allgemeinen  Angelegenheiten ,  Einrichtungen  nnd 
Aufgaben  jeder  grösseren  und  complieirteren  Einzel  wn  th 
Schaft  zu  thnn.    Die  demgeiuilss  zu  treüeuden  Vorkehrungeu 
ergeben  sich  aus  der  ganzen  ökonomisch -technischen  Structur  und 
ans  dem  Betrieb  (der  Function)  einer  solchen  Einzeiwirthschalt. 

Die  mehr  oder  wenisr^-r  zweckmässig;c  Gestaltung  diesi^r  Vorkehninjron  ist  eifif 
Mitbcdiuguug  des  grö^scrcu  oder  geriagcreu  techoiächeü  uud  Oliouomiüchcu  £rf<%» 
der  Wirthschaft  Insofern  ist  der  Gegenstand  dieses  wie  des  vonrasgehenden  Abschnitts  — 
denn  jede  geordnete  Einzclwirthschaft,  zoinal  die  grössere,  beduf  auch  der  Tor- 
an-<i  Iii  i^:e  —  Iioiii  rein  finanzwissenschaftlicher,  sondern  ein  solrher  dir 
Lehre  von  der  Einzel  wirthschaft  überhaupt,  oder  der  ..Privatökonouiik".  Nur 
die  besondere  ürösse  und  Eigenihündichkcit  der  Ein  -  und  Ausgänge,  der  An  der 
Eianahmen  nnd  Ausgaben  der  in«  i>tcu  FinanzwlTthschaften  bedingen  hier  anch  sdioa 
manches  Eigcnthündiche  in  den  Verhältnissen  des  Zahinngs-,  Kassen«,  Bechnongs-. 
i^ontrolwesens,  des  Bechnoug^abschlusses  u.  s.  w. 

Weitere  Abweichnnjreu  und  ßesonderlieiten  der  betreffenden 
Einrichtungen  bei  Finauzwirthschafteu  folgen  sodann  daraus^  dasj» 
es  sieh  hier  um  Hanshalte  öffentlicher  politischer  Körper  handelt. 

Iiü  Elatswc^cn  iMit'-j'iiiitit  diesem  l^iiistiiinlo  «-iii  irrosser  TIil'H  (l..'r  vp'  cifi;,  hcu 
Eigenihuinlichkeiten  des  ataatlichen,  des  couinajualcji  Etatsweseii  iuj  Interschicd  vi'n 
•lern  sonst  vorkommenden.  Einzelnes,  mitunter  selbst  an  sich  ünzwcckmiissiges.  wic 
die  weitgehende  SpecialisirttDg  des  Etats  mit  den  angegebenen  rechtiichen  Consequeozen 
>}.  117  H.).  ist  grci-'M  iithi  il>  auf  das  Mitspielen  des  politischen  Mom  nr-  zur;,  l.  r: 
fahren.  Auf  den»  uiisircdehnteren  Gcl>ietc  der  Gegenstände  dieses  n.  des  näch.-ton  Abschnitt> 
zeigt  sich  dies  wohl  nur  in  wenigcu  fällen  in  domselbca  Maa»se,  so  iu  der  Verwaltaag^- 
nnd  mehr  noch  in  der  politischen  oder  Staatscontrole  (§.  80).  Aber  mehr  oder  weaiger 
richten  sich  die  einzelnen  Vorkehrungen  doch  anch  in  den  betreffenden  soastifön 
Punct<^n  d(^r  uns  hier  beschäftigenden  Materien  nach  Anforderunirrn  politischer 
Art,  in  Gemassheit  der  politischen  Natur  der  Körper,  doreu  Finauzwirthschaftca  e\Ku 
eine  ztreckmftssige  formelle  Ordnung  erfahren  sollen. 

Die  hierher  gehörigen  Einrichtungen  des  Finanzdienstes  eihalten 
daher  ihr  ebaracteristisches  Gepräge  durch  zweierlei  znsamnieii' 

wirkende  Uuj  bläu  de:  sie  sind  ciimial  ein  nuthwen  diges  Ergeb- 
niss  der  Verhältnisse  eines  grossen,  com  j)licirten. 
jedoch  einheitlichen  Wirthschaftsbetriebs,  welcher  mit 
einem  umfangreichen,  vielgliederigen  Beamten-  oder  Arbeiterappsrat 
und  einem  grossen  verschiedenartigen  Kapital  und  gleichzeitig  an 
zahlreichen  verschiedenen  Orten  in  mannigfaltigster  Weise  operiren 
muss;  sie  sind  sodann  eine  logische  Consequenz  derjeniges 
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.^iiir ic L lun^,  welche  seiner  ganzen  Natur  naeh  der  Ilanshalt 
Ellies  üttentlichen  politischen  KUrpers^,  speciell  des  k^taats 
t>ediDgt. 

In  crä(crer  Hinsiebt  haben  die  bezflglicheii  Vorkehrungen  und  VernnhUltimgeA 
^tnionder**  Aolinlichkeit  mit  denjenigen  gros?^er.  örtlich  ausgedeliiitcr  Privr\twirlhsohartcn. 
wie  z.  B.  groäbcr  Urundhcrrschaitoo,  llaDdeläUiitiirit&buiuugcu  mit  Filialen,  Agrenturen, 
miacher  Actiengesellschaftcn.  In  der  zweiten  Hinsicht  finden  sich  Yerüchicdenbeitcu« 
auch  bei  ungefährer  Gleichheit  der  volltswirihschaftlichen  Euiwicklutig  nnd  der  daran 
bedingten  Art  nnd  II<.li.-  di  [•  Einnahmen  und  Ausgaben,  ^\vib<  h.-n  den  verschiedenen 
Suatshaushalten  derselben  Kpoeht .  wie  vollends  zwischen  den  Staats-  und  den  (.'om- 
BOMlbaushalten.  Doch  zeigen  uicht  nur  die  typischen  (irundzUge  der  Ein- 
ridmugeD,  —  eben  das  Prodnct  der  gegebenen  Skonomisch^tecliniscbeii  VerhlÜtnitte 
grosser  Wirthschaftsbetriebe  und  der  gegebenen  rechtlich<  ii  Structur  öfl'entlicher  Haus- 
halte.—  sondcni  sdbst  K  inz  e  i  h  e  i  t  n  in  der  Du  r  c  h  f  U  h  rii  n  tr  der  Ein- 
richningeu  und  Vorkehrungen  in  demselben  Zeitalter  der  staatlichen,  wirthschattiichcn 
«nd  CnltmeDtwicUaug  eine  groflse  UebereinätimBninnr.  Eine  solche  tritt  besonders  in 
IcD  bezüglicheii  YeiBliStaltangen  der  abbo  1  u t e n  M o n a n- h i c e n  im  letzten  Ja hr- 
i'Jüdert  d»*H  an<'i»"n  rr:riine  (17..nam.  1)S.  Jahrb.,  Franlireich.  Oe>ti  rr<  irh.  Prenssen, 
kicmcrc  Staaten)  hcnor,  wo  mau  aligemein  ziel-  und  zweckbewusst  hnauzwirths'-haft- 
Udie  Yenraltnogsreforinen  grade  anch  anf  dem  bier  besprochenen  (lebiete  schnf  oder 
doch  anbahnte«  Noch  mehr  ergiebt  sich  eine  solt  lu-  l'ebereinstimmung  in  der  ,,staats- 
i>ürjr rl  i  c  he  n  Epochi**  srit  drr  f  ran  /  i>  s  i  he  n  K  <•  v  ol  u  t  i  o  n  .  indem  Uberall 
^  ökonomisch  -  techiiis<']irii  I{i  (lini:uiii;vn  t:«  ni  (lnrt<T  W  irthschatt  nml  die  rechtlichen 
Bedingungen  ötfcutlichcr  liauabahc  erkannt  und  piaotisch  möglichst  zu  verwirklichen 
lencht  werden. 

Von  besoiulerer  Wichtigkeit  waren  für  die  Entwicklung  und 
lUr  die  neuere  Gestaltung  der  hierher  gehörigen  Einrichtufigen 
denn  auch  ein  wirthscbaftliches  nnd  ein  politisches  oder 
9ffentlieh>rechtliche8  Moment  Jenes  war  der  Uebergang 
TOD  der  noch  fiberwiegend  natural  wirthscbaft  liehen  Gestaltung 
des  älteren  Finanzwesens  (in  Deutschland  doch  in  den  Territorial- 
finanzen im  17.  Jahrhundert  noch  worwaltend)  zur  geldwirth- 
schaft liehen  Gestaltung.  Das  politische  Moment  war  erst 
die  Ausbildung  der  absoluten  Monarchie  des  Wohlfahrts- 
nnd  Polizeistaats'')  mit  ihrer  Vermehrang  und  Ceutralisining 
der  Staatsthätigkeiten,  dann  neuerdings  auch  hier  die  Ansbildnng 
der  y^verfassungsmässigen  Finanzverwaltung",  in  der 
Aera  der  „constitutionelieu  Monarchie"  (§.  85). 

Die  (ieldrirtlisrbaft  tritt  auf  der  Ein  nahmeseite  in  der  Kc-cal-.  (iebühren- 
ujjd  Steocnv'irtlis*  haft  ^M'i;«MIuber  ilcr  l)omanialwirthschaft,  in  der  Verpachtung  der 
l)oiuäQen  »iail  der  ^clbAtbewirthschaituiig  üdcr  der  Ueberweisung  an  die  Beamten  zur 
!Sa(zoDg,  im  noDeren  System  der  Steatsschulden,  aof  der  Aasgabeseite  in  der  all- 
mäli?  auch  mehr  auf  Geldwinhschaft  basirten  llofhaushaltung,  in  d<  in  Sy>t<  m  der 
^ittldbesoldtuigen  der  Beamten,  in  den  stehenden  Soldbeeren  u.  s.  w.  charactoriätiüdi 
m  Tage. 

Die  politische  Thltigfceit  des  neueren  „Debergangsstaats**  erheischte  besonder» 
Kh  dem  SoldheeiBystem  und  der  Uebernahme  umfassender  geiicbts*  und  polizei- 

orjanisatori-' lnT.  cnltur-  und  wirtlis«  liaft?i'ulitischer  AufgabtM»  unvermeidlich  eine 
»olche  mehr  geUiwirtbschaftliche  (jestaltting  des  ganzen  btaatshaushaltä,  zugleich  aber 
eine  grössere  Centralisirung  der  Einnahmen«  eine  Disposition  Uber  die 
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Finanzmittel  von  der  Centralstellc  aus,  eine  sorgsamere  Zurathehnltun^:  aller 
dieser  ATittel .  eine  scliinfrre  rontiolc  über  die  Erhebung  und  die  Vi'rwondun«;^  der 
Einnahmen.  Khcn  /u  die>eii  Zwecken  niusste  das,  was  etwa  von  Zabluntj^-,  Kassen-, 
ßechuuugä-,  (JontrulwfScu  schon  bestand,  aber  den  neuen  Bedürfnissen  der  durch> 
gefUhTten  Geldvirtbsehaft  nicht  entsprach,  anf  ganz  nene  GnindJagen  gestellt  woidee. 
Vieles  auf  diesem  Gebiete  war  aber  auch  erst  so  gut  wie  neu  zu  schallen:  ohne  das, 
was  :uirh  nnderc  Staaten  leisteten  (Frankreich.  OesterrcichK  zu  unterschätzen,  darl" 
aucli  hier  wohl  besonders  die  erfolgreiche  Thatigkeit  der  preussischen  Kegenten  vom 
grossen  Knrfarsten  an  rahmend  hemi>geboben  werden  91).  IHe  letzten  finanz' 
technischen  nnd  rechtlichen  Conscqoenzen  sind  in  den  modenieD  europäischen  Staaten 
in  der  jetzi<r»ni  IVriode  d«^r  ..Tcrfassungsmässigcri  Finanz?erwa!tiin?:*"  doch  wi-- !  >r  in 
wetieQtlichcr  Uebcroiustimmuug  gezogen  worden,  besonders  im  Zahlungs-,  CoutroUe^cD, 
in  Bezng  anf  die  Bechnnngsabschlttsse ,  den  Kassenverband  u.  ^.  m.:  begreiflich  bei 
der  grossen  Glcichmüssigkeit  der  Bedürfnisse  und  nach  den  einfachen  Erfordernissen 
der  logischen  Folgerichtigiteit  in  der  Dnrchfuhiung  ein«  leitenden  Princips. 

I.  Die  Einrichtung  des  Zahluugs-,  Kassen-, 
Kechnungs-  und  Controlwesens  und  des  Geschäftsgangs 

im  AUgemeiueD. 

§.  120.  —  A.  I'ebersicht.  En  ist  das  Princip  der  fis- 
cal Ischen  Kasseneinheit  in  der  niodeinen  Finauzwirthschaft 
112),  die  administrative  Concentration  des  gesammten 
obersten  Finanzdienstes  im  Finanzministeriiim  als  Centralstelie 
und  der  staatsrechtliche  Grimdsatz  der  Verantwortlichkeit  des 
Chefs  dieses  Ministeriums  gegenüber  dem  Träger  der  Staatsgewalt 
und  der  Volksvertretung,  woraus  sich  mit  logischer  Consequenz  die 
liaupteinrichtungen  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesens 
und  des  Controlwesens  ergeben. 

Die  Summen,  welche  das  Etatsgesetz  zur  \  ereinnahnmug  und 
Verausgabung,  gegliedert  nach  den  einzelnen  Dienstzweigen ,  an- 
weist, stehen  in  höchster  Instanz  dem  Finanz  mini  st  er  zurVer* 
ftlgung.  Er  hat  die  Einnahmeämter  zu  instruiren,  direct  die  vom 
Finanzministerium  ressortirenden ,  mittelbar  die  übrigen,  welche 
zum  licssort  anderer  Ministerien  gehören,  lieber  die  Gesanmitbeii 
der  Einnahmen  trifft  der  Finanzminister  zu  Zwecken  der  Veraus- 
gabung, also  speciell  der  Ausfuhrung  dieser  Seite  des  Etats,  die 
Dispositionen. 

Soweit  es  sich  um  unmittelbare  Erhebungs-  (Betriebs-) 
kosten  der  Einnahmen  handelt,  pflegen  diese  auf  Grund  allgemeiner 

Verordnungen ,  eventuell  in  besonderen  Fällen  nach  speeieller  An- 
weisung des  Finanzminislers  bez.  Kessortchefs,  gleich  :uis  den  Ein- 
nahmen der  betreffenden  Einuahniedienstzweige  und  Aemter  bestritten 
zu  werden.  Wichtiger  und  schwieriger  zu  regeln  sind  die  FäUe, 
wo  es  sich  um  die  Verwendung  der  Ueberschfisse  der  Ein- 
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nthmeämter  znr  Bestreitnng  der  VerwaltuBgsaasgaben  der  einzelnen 
Dienstzweige  handelt. 

Hier  bedarf  es  zunächst  einer  genauen  Uebersicht  der  je 
weili^,  bez.  in  bestimmten  Terminen  wirklich  erfolgten  Ein- 
Dabmeu  sowie  der  daraus  unmittelbar  bestrittenen  Betriebs-  u.  s.  w. 
Aufgaben  und  der  danach  vorhandenen  Kassen  bestände  der 
einzelnen  Aemter  oder  (Einnahme-)  Kasaen.  Zu  diesem  Behufe 
bben  diese  Kassen  periodisch  yon  Unten  naeh  Oben  zu  an 
ihre  Torgesetzten  Behörden  bis  hinauf  zuhi  Finanzministerium  be- 
zQgKehe  Ans w eise  Kassenextracte")  zu  liefern.  Durch  die 
biK'bhalterischen  Zusaninienstellungen  dieser  Ausweise  ergiebt  sieb 
I  an  der  tcotralstclic  die  Gesammtlage  aller  Einnahmekassen. 

Von  Oben  nach  Unten  zu,  wiederum  in  erster  Linie  vom 
I  Finanzminiaterium  aus,  erfolgt  darauf  hin  die  Disposition  Uber 
I  die  Ueberschflsse  dieser  Kassen.  Theils  werden  den  letzteren  Ver- 
waltungsausgaben znr  Zahlung  überwiesen,  auf  Reehnuog  der  be- 
treöeiiden  Kasse  oder  anderer  Kassen,  theils  werden  sie  angewiesen, 
ihre  verfügbaren  Ueberschüsse ,  etwa  nach  Abzua:  eines  gewissen 
Kassenbestands  zur  Bestreitung  weiterer  Ausgaben,  au  andere  gleicb- 
'  geordnete,  der  Zuschüsse  bedürfende  Kassen  oder  an  höhere 
'  Sammelkassen  periodisch  abzuführen.  Diese  Geldbewegung  geht 
ffieder  tod  Unten  nach  Oben,  von  der  niederen,  der  Special-, 
der  Ortskasse,  z.  ß.  eines  localen  Stenererhebers,  zur  höheren,  z.  B. 
Jer  Kreiskasse,  von  dieser  zur  Bezirks-,  l'ruvincialkasse  und  von 
diesen  schliesslich  zur  Central  -  oder  Uauptkasse  des  Staats. 

Jeirdir  tim  letzter<'r  iniTni'f.-lltar  Ausgaben  zu  besfi-fi'tMi .  grosse  rcnfralfonds 
4'j  dotircn  nind  —  z.  B.  die  Krooka^c,  die  SUatsscbaldeukab;3c,  die  Eisen  bahn baukas.sc« 
rer»chicdenen  Ministerialkassen  —  desto  mehr  sind  Uebenchftsse  ans  den  prorindeUen 
und  bcaleo  Kaascn  an  die  Ccntraläteile  /.u  ubeilragen,  die  sodann  wieder  von  Oben 
oacii  Unton  zor  Dotation  der  betreffenden  AusgnbeluMen  disponiit  werden. 

Auch  diese  ganze  Kassenbewegung  wird  wieder  dureh  die 
BochAlhmDg,  die  Extracte  für  die  höheren  Behörden  und  die  buch- 
halterische Zusaninienstelluii^^  liicscr  E\ti;icte  an  der  Centraistelle 
pnd  für  deren  Zwecke  tiber.sichtlich  gemacht.  Die  sämnitlichen 
Kassen,  welche  Gelder  einuehmeu  und  ausgebcu,  bilden  so  einen 
einheitlichen  Verband  („  Kassen  verband").  Finanztechniscbe 
Aufgaben  desselben  sind,  auf  möglichst  geringe  Höhe  der  mttssigen 
ICassenbestftnde  hinzuwurken  und  baare  Geldsendungen  thunlichst 
;  IQ  Termeiden,  indem  durch  Ueberweisnng  von  Ausgaben  zur  Zahlung 
so  viel  als  möglich  Uber  die  von  einer  Kasse  nicht  selbst  gehrauchten 
LcberüchUsse  vcrlügt  wird. 

A.  Waicoar,  Fiuanzwiiiiw>iiiieb»ft.  I.  3.  Aufl.  17 
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Durcii  teboriragung  eines  Tlieils  der  Kasson^os«  liiiftc  an  eine  giusac  liauL 
Oller  wejiigstcus  durch  regelmässige  Verbindung  mit  einer  solchen,  indem  der  Staat, 
bez.  die  Centraikasse  nad  andere  Kassen  mit  der  Bank  ein  Gontocorrent  ffthiMt,  lassen, 
sich  diese  Angaben  bosser  erfiUlen  (§.  122). 

Da  die  ganze  baaie  und  bucLlialteriscIie  (leldbewegung  iu  den 
Einnahme  -  und  Ausgabekassen  wesentlich  das  Resultat  feststehender 
ond  in  der  Hauptsache  gleichbleibender  finanzwirthschafüicher 
EinrichtiiDgen  im  Einnahme-  und  Ansgabedienst  ist,  so  kann  uaä 
wird  anch  ein  grosser  Tbeil  der  regelmässigen  Zahlnngs-  und 
Kassengeschäfte  dnroh  allgemeine  Verordnungen  oder  In- 
structionen lest  geregelt.  l)iesell)en  geben  iür  den  ganzen  Kinair, 
dienst  vom  Staatsoberliaupte  („Königliche  Verordnung")  oder  vom 
Finanzministerium  aus. 

Diese  Verordnungen  regeln  häufig  zugleieh  die  technische 
Einrichtung  und  die  Formalien  des  Zahlnngs-,  Kassra-  und 
Rechnungswesens. 

^.  121.  —  Pr»artisrho  \' erh  filtn isse  in  einzelnen  Lfmdern.  S.  die 
Literatur  über  die  Einrichtungen  einzelner  Staaten  oben  S.  21U  in  der  Vorbem.  zum 
Etateiresai. 

In  Preossen  (vgl.  über  die  Eiitw  ieklung  und  die  gegeiiviitig<  Ivuirichtnojf  der 

Fin.verwaltung  o.  §.  91  u.  1)6)  sind  die  alteren  Bestimmungen  nbor  das  Kassen  -  Uüd 
Hcchnungswesen  durch  eine  Instruction  ?.  27.  Febr.  1769  ersetzt,  bez.  zus&mmeD- 
gefasst  und  entsprechend  umgestaltet  worden.  Diese  Instruction,  das  „K.  preiKts. 
Kassenedict",  ist  lange  die  Grnndlage  geblieben,  obwohl  viele  einzelne  Vcränderaogcn 
eintraten.  Neue  zubanimenfassendi;  B<  stiniintin|ien  erfolgten  im  Regulativ  r.  17. März  1S2S 
s.  V.  Kninptz .  Annalen,  XII,  2bb,  Iii- rrf  ii  i  Iii.  Etatswes.  Preus.sens  S.  12.5  ff.  <ic- 
schäftsah Weisung  far  die  Kcgierungsliaupliiassen  v.  1.  Juni  1857,  bei  ilerrlurth 
S.  133.  Die  verschiedenen  noch  gütigen  Verordnnngen,  Reglements,  Instractionen  v.  s.  w. 
tlber  EiJizolnos  im  Kassen-  und  Kerhnungswescn  s.  l>ei  H  e  r  r  f  urth  u.  Meissner 
a,  a.  0.  (z.  Th.  wörtlich  ab ii;:p druckt,  l'cbersicht  dariib  r  bei  Meissner  II,  S.  Xlff'. 
IlorvorzuhcbtiU  siüd  u.  a.  die  K.-O.  v.  19.  Aug.  1623  betr.  die  Kassenrerisioncu, 
Vofofdn.  V.  24.  Jan.  1844  betr.  Kassondefocte,  Ges.  r.  25.  MUrz  1873,  betr.  die 
Kautionen  der  Staatsbeamten,  mit  zahlreichen  AusfuhrongsverordnuDgen  für  dio 
Beauiten  der  verschieden<>ii  Ministf^rien  mid  Dicnst/.weigc.  Durch  Verordn.  r.  3.  Nov.  ISIT 
war  eine  höchste  Behörde  u.  d.  T.  „üeucral-Coittrole''  für  das  Etats-,  Kassen-, 
R4*.chnungs\vcscn  nnd  die  Staatsbachlialterei  errichtet  worden.  Diese  wurde  dnreli 
K.-O.  ?.  29.  Mai  182()  aufgehoben,  wobei  gleichz.eitig  die  Staats))achhalterei  als  h&- 
sondere  Behörde  verbli«!».  Im  J.  1h|4  wnrde  auch  diese  aiifj^ehoben  und  ihre 
Functionen  dem  Finanzministerium  ubertragen.  Seit  1S59  besteht  in  letztcrem  eiu 
bosondres  Rechnnngsburcau  als  „Hauptbuchbaltoroi  des  Fin.min,s".  —  Aacli  die 
Uegniative  n.  s.  w.  far  den  Geschäftsgang  der  Oberrcchenkammer  sind  hier 
mit  zu  nennen,  bes.  die  Instruction  v.  Der  1^21,  Erlass  v.  22.  Sept.  l'^TH  fiiii 
Anschluss  an  das  Gesetz  betr.  Einriebt,  v.  Befugnisse  der  Oberrecheoiiammer  rou 
27.  März  1S72),  mit  verschiedenen  spiitercu  Abänderungen. 

Schon  in  der  absolntist  Zeit  war  namentlich  dnroh  die  Reformen  der  ISSOcr 
.Tahre  da'^  im  Te.vt  besprochene  Princip  anerkannt  und  streng  darchgeführt  worden, 
ilass  nemlic  h  „die  Dispositi<in  Uber  die  Uebersclitlssc  aller  Verwaltuiigäzveige  vom 
1*  laanzmiuisterium  allein  ausgeht",  weshalb  dasselbe  furtwahrend  l  ebcrsichteu 
(„KassenextTacte'O  Ton  den  Einnahmeertrügen  und  den  Best&nden  der 
Kassen  zu  erhalten  hatte.  Damit  hing  auch  die  damals  eintretende  grössere  Ccntrali- 
sirung  des  Knssenweseiis  zusammen,  indem  mehrere  der  ülteren  kleineren  rentr.aJ- 
kasseu  aufgehoben  und  ihre  Eiunahmen,  sowie  diejenigeu  anderer  Eiunaluuezwcigi^ 
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(aach  der  Domänen-  und  Forstrerwnitnn j\  durrh  die  Regierunprshnnptlassen,  dio 
Ueberachusso  der  verbleibenden  besonderen  Ccntralkasäcn  der  Post  und  Lotterie  an- 
aittetbar  in  die  Geiieralstaatgluse  feleftot  wniden.  Letztere  worde  erst  so  eine  vfthre 
oberste  Geotralkiissc.  Die  rorharidonen  besonderen  Ministcrialkai-scn  koniiteii  nur 
aN  reine  Auspa'iokasspn  verbleiben,  sie  orlneltcii  d<^n  Bedarf  nus  der  Gcru'r.il- 
»taätakasse  —  durch  directe  Ueberweisung  oder  durch  Auslülirung  von  Zahlungen  für 
sie  in  den  Pro?inzen.  S.  Herrfurth  S.  125  (f.,  r.  Rönne,  prcuss.  Staatsrecht  X  A. 
II,  2,  723.  Folgerichtig  und  auch  zugleich  dem  Princip  des  Bmitoetats  In  der  Ver- 
reclinun«r  entsprcfliciid  werden  nicht  nur  die  Ueberschüsse,  sondern  rechnungsw«Mso 
auch  die  Bruttoeiuiiuhuieii  und  die- abgezojrcnf^n  Verwaltung^-  und  Betriebsausgaben 
durch  die  Gcücralstaatsk»65e  geführt.  —  Zur  Lcbeisicht  der  Erträge,  der  Ausgaben 
lud  der  Bestände  und  zur  zweckmässigen  Benotzong  und  Vertheilnng  der  Mittel  haben 
alle  Kassen,  anch  die  andren  ül)er5tcn  Behörden  untergeordneten,  periodische 
Kassenextra  •  te  nnd  Jahresabschlüsse  dem  Fin. min,  einzureichen.  Kur  die  ver- 
schiedenen Gattungen  von  Kassen  sind  dafilr  ein  für  aliomal  bestimmte  Mouatstagu 
fatgesetzt.  Die  Einnahmokassen  haben  in  der  Regel  zwei  mal  monatlich  an  bestimmt 
bt'zeichnetc  Kassen  ihre  Ueberschtlsse  abznliefern.  Das  g^mmte  Kassenwesen  bildet 
Bttt  dem  Etatswesen  eine  der  3  Abtheilun<?on  des  preuss.  Finanzministeriums  (§.  90). 

üeberBaieru  (o.  §.  Ü7)  s.  Stockar  von  Neuforn-iiock  a.a.O.  Im  Staats- 
niofsterinm  der  Finanzen  concentriTt  sich  auch '  hier  die  gesammte  Finaozrerwahnng, 
tuit  eotsprochonder  Verantwortlichkeit  des  Mioisters  (Hock,  I,  SB),  (Jnt-r  dessen 
L«ilnng  steht  die  Tenfralstnatskasse ,  in  drr  Meli  die  (icldbewegnni?  des  Starits- 
baashaltes  vornemlich  rechnungsweise  concciitrirt;  sie  hat  nur  geringe  seib- 
fitlndige  Einnahmen,  aber  grosse  selbständige  Ausgaben,  die  sie  unmittelbar  selbst 
besorgt  (a.  a.  0.  II,  94,  95).  Die  Übrigen  Kassen  haben  monatlich  (früher  z.  Th. 
häuliger)  Bestandsausweisc  dem  Finanzministerium  zu  nltrrx  nden  (eb.  I,  .*{S4\  Auf 
'irund  des  Finanzsresetzes  eröffnet  erst  der  Finan/minister  aiirh  den  anderen  Ministerien 
ihr-  „i.icdilu  '  und  hat  er  die  Befugni»s,  die  be^tigliehcn  Zahlungen  au  die  Ccntral- 
kisse  direct  anzuweisen  oder  die  Hörigen  Finanzstellen  zur  Ertheilung  der  erforder- 
lichen Anweisungen  zu  ermächtigen  ((1).  I,  107.  114). 

Üeber  (West-)  Oesterreich  (§.  s.  Blonski.  Fin.e.^s.lainde,  T.  27,  55. 
U,  350.  Die  Vorschriften  über  das  Kassenwesen  s.  in  „Zus.steilung  der  Kassenmani- 
pelationsroTschrifien^*  v.  1850,  im  „Amfsuntcrricht  f.  d.  austtbenden  Aemtet**  ron  1853 
X  in  d.  Kais.  Verordn.  ?.  21.  Nov.  1*^00  Ix  tr.  Bestimmungen  über  die  Regelung  des 
Ji'taats-,  Rechnungs-  und  Conlrold!en>tes.  Vgl.  aurli  Srhrritt  Verr- <  lin.  wi-^s^nsch. 
^  57  Ü',  dessen  gute  und  klare  theoret.  und  princip.  Darstellung  vornemlich  österr. 
Verhiltnisse  ror  Augen  hat.  Unter  etwas  anderen  Bezeichnungen  doch  den  preussischen 
ähnliche  Einrichtungen,  so  in  der  Stellung  des  Finanzministeriums  zum  Ksssen-  und 
Rechnnnjr^wes'cn. 

Leber  Frankreich  i§.  99)  s.  v.  Hock,  Fin.verwalt.  Fr.s.  Kap.  3.  S.  85  fr. 
116  ff.  (vorneml.  nach  d' Audi  ffret's  syst.  fin.  p.  2  u.  5  bearbeitet«  concis  u.  klar), 
V.  Kaufmann,  Fin.  Frankr.s,  pnssim  in  Kap.  1,  S.  44  Ii.,  K.  3  u.  4  (hier,  nach 
Block 's  dict.,  gute  Darstrllung  des  Dicnsts  im  Finanzministerium,  sonst  unvollständig 
in  diesen  T*nrtif'en).  Das  gellende  legislative  Mnterial  bes.  in  Blork'g  dict.  de  I'ad- 
ffiiniäir.  u.  den  »npplim.  (bisher  5);  s.  nameotl.  d.  Artikel  coniptübilite  publique,  cour 
ö«s  omptes,  payeurs,  percepteurs,  tr6sor  public,  trfisoriers- payeurs  g^.n6raux.  Die 
Hanptbestimmungen  sind  in  Ordonnancen  der  Restaurationszeit  u.  der  Julimonarchio 
enthalten  (14.  Sept.  1S22,  10.  Di  c  182:^  n.  a.),  Zus.fassung  in  der  Orden,  v.  31.  Mai  ^^H^; 
j^tzt  geltcudo  Fassung  der  letzteren  in  dem  die  früheren  Verordnungen  zus.fasscndcn 
s.  lerrollatftndigenden  Beeret  r.  31.  Mai  1862.  * 

Die  leitenden  Grundsätze  für  das  ganze  Qebiet  der  franzBs.  compt.  publ.. 
—  einf*»?  Mi!ster>i  füljjcriehtigerOrdnun";  d.  s  Zaliliin^s-,  Kassen-,  Rechnungs-  und  Coritrol- 
Vfiseus,  daher  von  allgemeinem  Interesse  für  die  Theorie  des  Gegenstands  überhaupt 
nd  hier  aus  diesem  Grunde  nnd  zugleich  mit  zur  Debersicht  der  einschlägigen  Be- 
Hiuiotingen  über  <las  ans  hier  Ix  schäftigendo  Gebiet  «  inp  r<  iht  —  stellt  Hock 
folgcndermassen  Inn  (in  vortrrfj  licher  Fassnncr,  wenn  auch  in  <  iner  uns  nicht  ganz 
angemessen  erscheinenden  Reihenfolge,  dic  wir  hier  aber  beibehalten):  1)  „Niemand 
Jarf  Gelder  des  Staats  verwalten,  der  nicht  vom  Finanzminister  ernannt,  unter 
seile  Befehle  gestellt,  ihm  verantwortlich  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Bechnnngs- 
Ms  unterworfen  ist   Wer  das  Hecht  hat,  Gelder  des  Staats  an zn  weisen,  darf 
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niclit  Gelder  des  Staats  r  erwalteii'*.   Diuäcr  ürUQdäau  bedingt  eiue  iiuch  grüssero 
Centralisation  des  betreff.  Fi&ajixdieiista  beim  fransQs.  FinaozmiDistoriom  ab  is 
anderen  Staaten.  —  2)  , Jeder  Terrecbnendo  Beamte  ist  zu  einer  Cautionslciätang  ver- 
pflichtet". —  3)    Der  Staatshaushalt  unti-rliegt  einer  dreifach  cii  reborwachungp  nn»! 
Prüfung**,  einer  legislativen  durch  btaatärath  u.  gcs>etzgeb.  Körper  yetzt  Nalional- 
Tenanmilang),  einer  j ad ici eilen  durch  den  Ucchuuugsbo^  dner  administratiren 
durch  i'inzolno  Miiiisterieu  und  durch  das  Fiii.iniuiäteriQin,  —  wie  in  Priucip  und 
Priixi>  jetzt  allgonicin  al)jilirh,  nur  mit  inelir  Abwcii  liniip:en  hi-i  tK  r  zn'eiteii  (*-)HiruIe, 
in  den  modernen  Staaten  mit  constitut.  Vcrfasäsung.  —  4)  „Als  (irundlage  der  Vor- 
waltung des Staatsrermögens  dient  das  jäbri.  Finanzgesetz  mit  dem  genehmigten 
Staataroranschlage",  den  einzelnen  Crediten  u.  s.  w.,  —  vio  jetzt  ebenfalls  all- 
gemein. —  ißr.  5  bezieht  sich  auf  die  Trennung  der  Jahresclienstc.  wovon  später).  — 
»V)  „Gelder  de:^  Staats  dürfen  nur  g-f^^en  juxtirtc  (aus  einem  liucli  au;.;;(;s<  hniiteue) 
oder  mit  Taiuns  versehene  l^uitiungcu  in  Emplaug  gcnumuien  weiden.  Wer 
fttr  Hecbnung  des  Staats  Abgaben  eiubebt  oder  Golder  empfängt,  wird  mit  dem 
Betrage  derselben  belastet*',  ein  ei?entliiliuli( lier .  zu  weiteren  besonderen  Ein- 
richtungen in  der  kun/.^s.  Finanzverwaitung  iubrender  Grundsatz.  —  7)  „Ein  Zahlun:?^- 
aufirag  darf  nur  von  dem  Minister,  dessen  Kessort  er  betriil't,  oder  von  einem  durch 
ihn  im  Kreise  seiner  Befugnisse  hierzu  ermftehtigten  Dienatchef,  nach  Liqnidirung  der 
Ansprüche  des  Staatsgluubi^ers  (d.  i.  Zahlungsberechtigten)  ....  ausgestellt  werden". 
„Wer  Zahlungen  für  du  Staat  leisf.  t,  darf  die  Zalilunü:  nicht  Full^ichen  ,  wenn  ihm 
nicht  vom  Finanzministerium  ein  Fond  hiezu  angewiesen  (ausnahmsweise  nicht 
orfoideTlich  bei  den  Soldzahlnngen  f.  d.  Heer  lud  die  Flotte),  vom  betreff.  Hinister 
oder  Dienstchef  die  Zahlangsan wcisu ng  zugekommen  und  vom  Staatsgläutnger 
(Zahlungsberechtigtcu)  die  .seine  Ansprih  he  rechtfertigenden,  durch  die  Reirlemeuls 
nach  Art  und  l'orm  genau  bezeichneten  lieheltc  vorgelegt  sind*'.    Dies  ist  die  Iranzös. 
Regelung  des  .,finanzielleu  Anweisungsrechts",  die  verglichen  mit  der  deutschen  einiges 
Elgenthümliche  hat,  wenngleich  im  Hauptpriucip  auch  wieder  damit  Ubereinstimmt 
S.  u.  §.  123 — 125.  —      ..Alle  Schriften  der  i'vhl  anweiseiuleu  und  Geld  verrech- 
nenden Bch^^rderi .  Aeuiter  und  l\assen  werden  in  di  r  Hauptsache  ::enau  nach  den- 
selben Forniulai ieii,  unter  denselben  ßunennungen,  in  derseibeu  W  eise 
gefohrt,  in  gleichen  Fristen  abgeschlossen  und  vorgelegt*S  —  9)  „Alle  Btteher 
der  Hauptrechnungsleger  werden  nach  doppelter  Buchhaltung  mit  thunlichster 
Beibehaltung  der  im  Staatsvoranschlag  enthaltenen  liubriken  geführt.    Jeder  Artikel 
des  Journals  erscheint  so  unter  passend  gewählten  Kubrikeu  doppelt,  unter  dcu 
Einnahmen  und  den  Ausgaben,  eingetragen,  so  dass  stets  jede  Eintragung  sieh  selbst 
controllrt*\  —  walirend  in  Deutachland  doch  wohl  aus  trifti<;en  (irüuden  der  sogen, 
r'aineralsty !  (s.  u.  ij.  l*!.Vi  dem  Kechrinns^wesen  zn  drunde  liegt  oder  die  doppelte 
Buchhaltung  nur  wesentlich  modilicirt  Auwendung  iindet  (Ueaterreich  i.  Ib.  JJ».).  — 
10)  „Eine  dntoh  alle  Yerwaltongs-,  und  Keehnungszweige  durchgreifende  Unterscheidiuig 
ist  die  zwischen  den  zom  Ertrag  gehörenden  Einnahmen  und  Ausgaben  (oder  den 
etwa  als  eigentliche  oder  wirkliche  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  Dieostzweigs 
zu  liezeichncnden]  und  den  bloss  auf  das  Kassavirement  (die  Fondsbeweguug) 
sich  beziehenden'':  die  sog.  durchlaufenden  Posten,  z.  B.  Einnahmen  und  Aus- 
gaben ftir  Kechnung  einer  anderen  Kasse,  die  zwar  auch  im  Kechnungs-  und  Kassen- 
wesen  andrer  Länder  vorkommen,  aber  im  französischen  fctigerichtiger  und  vollständiger 
durch  die  Kcchnungon  geführt  werden  —  (Xr.  11   be/ieiit  sich  auf  die  Einrichtung 
und  Buschallenheil  der  ßechnungsdocumeuto,  Kegisier,  Journale).  —  12)  „Kein 
Rechniingsleger  kann  sich  selbst  einen  Beleg  ausstellen,  keiner  nnit  einem  andwen, 
der  nicht  zu  ihm  im  Verhältniss  dep  Ueber-  oder  Unterordnung  steht,  ohne 
höheren  Auftrag  in  unmifielbare  Verbindung  treten'*.  —  (Xr.  Ki  betrifft  die  aus^prc 
Einrichtung  ujid  Fuhrung  der  Kasse,  wo  die  franzOs.  Bestimmungen  ganz  den  deutscheu 
entsprechen,  s.  u.     1 29).  —  Im  Finanzministerium  ist  es  in  Frankreich  die  besondere 
Abtheilung  für  die  allgemeine  Gelderbewegung,  (dir.  da  mOQfoment  general 
des  fonds  s.  o.  ^.  *.)'}).  in  welcher  sich  die  nb- rste  T-^Mtunf;  dieser  Bewegung  in  den 
StiMitskassen  Concentrin,  bei  der  die  Kassenubersichten  einlaufen  und  buchhalterisch 
zosammengestellt  und  die  Verfügung:  Qber  die  Uobertragungen  zwischen  den  rer^ 
schiedenen  Kassen  (anter  Hitbenatzt  n-    l<  r  Bank  von  Frankreich  und  ihrer  Filialen^ 
getroffen  wird.    Die  gesammte  comjitahilite  |iubli.|iie  bildet  <  ine  weitere  eigene  Fach- 
abtbeilung  des  Fin.uiiuisteriams  (wonach  oben      ÜU  S.  210  zu  crgän^^u  ist),  von  der 
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«Jaun  die  Abthcilaiif?  für  die  Gentraikasse  und  deren  Dienst  noch  zu  nnterschciden  ist. 
Diese  Kasse  ist  oberste  Sammelkasse  der  Ueberschtkssü  der  Dcpartcmentskasseu  und 
bnfirt  ausserdem  als  Kasse  für  das  Seinedepartement. 

r.^l.cr  England  (§.  loti)  s  (fneist.  engl.  Vcrwalt. recht,  2.  A.  II,  §.  (59,  70. 
Der  Zahiung^tHcnst  concentrirt  sich  in  dem  Amte  des  jiaymastor  <!:en»»ral  '<ieneral- 
ZaMkassc),  welches  jetzt  zum  Schatzamte  (treasury)  gehört.  Dies  Amt  tungirt  neben 
4er  Bank  ron  EngUod,  welche  die  ZaUimgeii  Ar  die  Steatsscliold  besorgt,  ais  Ans« 
zahlnngsamt  nx  die  Ausgaben  der  flbiigen  Zweige  der  Staatsvorwaltnog.  * 

i?.  122.  —  B.  Eine  Verbindung  des  Staatskassen- 
weseDS  mit  Hanken,  besonders  mit  der  etwaigen  erroKscn 
Centralbank  des  Landes  empfiehlt  sich  in  unserer  Zeit  aus  ver- 
schiedenen Gründen  und  ist  auch  mehrfach  erfolgt,  gewöhnlich  mit 
der  privilegirten  oder  eiaea  NotenmoDOpoU  geniesseoden  Zettelbank. 

Im  Einnahmedienst  kann  eine  solche  Bank  passend  bei  der  Aufnahme 
und  Einzablnng  ron  Staatsschniden  direct  dienen.  Bei  entwickeltem  Check« 

verkehr  und  einem  solideu^  gut  eingerichteten  Abrechnungshnuse  (Clearing-House)' 
Ist  die  Annahme  von  Checks,  besondi'r^  —  aber  nicht  nothwcndicr  nnssrhlios^lich  — 
^f  die  Hauptbank,  wenigstens  fui  gewisse  grössere  Zahlungen  au  Staatskassen,  daher 
Minentlich  Ar  Zoll',  fbr  gewisse  innere  Verbraiichsteiier- Zahlungen,  wie  Rabenznc^er'« 
Branntwein-,  Bier%  Salzstenem,  tfir  die Dom&nenpachtschillinge,  fnr  grössere  Zahlungen 
an  die  Foi^t-.  Rfrsrwcrksverwaitung,  zulässig  und  zweck  in  . issig  (  Englands  Die  üeber- 
^bUsse  der  Frovincial-  und  Localkassen,  in  Orten  mit  Hanklilialon,  gelangen  vielfach 
durch  eine  Bank  fUr  Fiscns,  Publicum  und  Volkswirthschaft  am  Betjuemsten  und 
ohlfcilstcn  an  die  Bestimmungs-  und  Bedarfsorte.  Endlich  können  grössere,  einige 
/.eil  im  B(?>tand  lilribcnilr  (."•■berschüs*-(* .  <]ir,  sonst  etwa  in  der  C-utralkasso  an- 
bai]fon  .  orwUi)s<-htcruiass<>n  einstweilen  bei  der  Bank  stehen  und  hier  mit  fUr  Bank- 
gfschüfte  ferwendet  weiden. 

Im  Ansgabedienste  kann  eine  Bank  ebenfalls  passend  für  die  Bewerk* 
stelligoDg  interlocaler  und  etwaiger  internationaler  Zahlungen  der 
Staatskasse  fungiren.  Ferner  kann  sie  —  zwar  in  ungleichem  Maassc  je  nach  dem 
System  der  Beurkundung  der  einzelnen  Schuldtitel,  daher  besonders  bei  der  Form  der 
i&chaehiild,  wie  in  England,  indessen  doch  aneh  bei  der  conti nentalen ,  s[)ecioll 
deutschen  Form  der  „OUligationcnschuld"  und  der  Zinserhebung  mittelst  Coupons  — > 
•loi  Auszahlungsdienst  und  die  «»esammte  technische  V  erwaltung  der 
i>iaat8schuld  Ubernehmen  (England).  Endlich  liessen  sich  auch  sonstige  Aus- 
zahlungen, nam^tlich  solche,  wo  es  sich  um  grossere  Zahlangen  auf  Grand 
voraasgehender Liqoidation,  z.  B.  für  Lieferangen  an  den  Staat,  oder  um  periodisch 
fe^t<^  Hebungen,  wie  die  Besoldangen  der  Beamten  liaadelt,  an  Banken  zur  Beh 
sorgong  aberweisen. 

Durch  dieee  Emrichtnogen  wird  der  eigentliche  KassendienBt  * 
vereinfacht  nnd  wohlfeiler,  die  Ansammlung  mtlssiger  Goldbestände 

geringer,  Stockungen  im  Geldverkehr,  die  Afficirung  des  Geldmarkts 
dürch  jrrfJssere  Zahlungen  an  die  Staatskasse  oder  von  ihr  mehr 
vermieden,  der  wirkliche  Geldumlauf  in  Münze,  daher  der  Bedarf 
«ler  Volkswirthschaft  dafUr,  ebenso  der  Banknotenamlauf  kleiner. 
Viele  Zablongen,  z.  B.  zwischen  Staaatsschnldnero  ans  dem  Titel 
der  ZoUgeAlle  nnd  Btaatsglänbigem  ans  dem  Titel  der  verzinslictaen 
Staatssehnid  lassen  sieb  dnrch  blosse  Eintragung  in  die  BankbUcher 
Uüd  reell  durch  Compensation  abmachen.  M.  a.  W.  die  G'^-ij. 
wirthschaft  wird  auch  in  den  Beziehungen  zvviächeu  i  iscus  und 
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PnblicuiD  vielfach  dnrcb  die  Creditwirthscbaft  ersetzt 

Das  ist  im  Ganzen  eine  volks  uiul  privatwiithsehattlich  günstijre 
Entwicklunir.  Ks  kommt  dadurch  auch  in  das  Kasscnweseu  des 
Staats,  das  ott  au  einer  gewissen  bureaukratischen  bchwerfälligkeit 
leidet,  ein  kaufmännisch -bewegliches  Element,  das  hier  keine 
Bedenken,  sondern  nur  Vortbeile  bat,  hinein.  Am  Meisten  passt 
die  Verbindung  des  staatlieben  Kassenwesens  mit  grossen  Central- 
Zcttelbanken,  die  zugleich  ein  ausgebildetes  Filialnetz 
haben  (Deutsche  Rcicbs!>ank).  Doch  ist  auch  die  Verbindiin? 
rait  sonstigen  soliden  Banken  lUr  diese  Zwecke  nicht  au8ge!>chioj?.se]]. 
Auch  für  grossere  Communalh aushalte  empfiehlt  sie  sieb.  Der 
(ttberwiegend  wtinschenswerthe)  Uebergang  vom  System  der  speenla- 
tiven  Erwerbsgesellscbafts-,  besonders  der  Actienbanken  zum 
System  wirklieb  dffentlieber  (,,gemeinwirtb8chaftlieber'')  Banken, 
in  Eigenthum  und  Vei  wakuug  öffentlicher  Körper  oder  doch  i^ffent- 
licber  Genobseuschalten .  wtirde  jener  Verbindung  von  Staats-  uuu 
Communalkassen  mit  Banken  Vorschub  leisten  und  die  letzten  Be- 
denken socialpolitiseher  Art  gegen  eine  solche  Verbindung,  wie  sie 
in  Deutschland  wohl  —  u.  £.  mit  Unrecht  —  aus  dem  Cbaraeter 
der  bekanntlich  schon  jetzt  nur  von  Reicbsbeamten  verwalteten 
Reicbsbank  als  Actiengesellsebaft  abgeleitet  worden,  beseitigen. 
Auch  die  Ausbildung  öffentlichen  VersicheiuDgowcbcus  drängt  daraui 
hin  und  würde  selbst  wieder  dadurch  begünstigt. 

Frülu^r  war  die  Aiismitzting  der  Bank^*»  zur  Oeditgewähning^  an  den  Sta.u  lu 
Fiuanzuölheu  ein  pewichligeä  Gegenbederiken ,  das  jetzt  in  Foi§c  Verbesseruüg  dtja 
Staatäcredits  and  staatsrechtlicher  Cautclen  zurückgetreten  ist.  —  Das  wichtigste  Bci^iH«! 
der  Ucbemahinc  eines  Theils  des  Kasseodiensts  dos  Staats  durch  eine  Baiüc  büdet  die 
I?nnk  von  Eii^^larnl.  Dieselbe  ist  schon  s.*it  ihrer  («rütidung  (1694)  wcpon  ihrer 
Darlehen  an  den  Staat^ssehaf/.  in  näherer  Verl)iiiilun^  mit  di-iii  letzteren  iimi  hat  dl- 
inählich  die  Guldvcrwaiiuiig  der  Staatsschuld  ganz  ubornounneii.  Dann  sind  ihr  aucL 
die  Ucbeischttsse  der  Einnahmekassen  Qbenriesen,  ▼oftür  sie  mit  dtiin  Staate  ein  Conto- 
corrent  führt  (public  deposits).  Die  Auszahlung  der  vierteljährlichen  Zinsen  der  Scbul<i 
•  kann  sich  jetzt  in  A'erbindung  mit  dem  »»nsrüschen  System  der  Riichcrcdite ,  Check^ 
und  des  GieariAg-Uouseä  grossentheils  dtirch  Umschreiben  in  den  Bankbuchcm  voll- 
ziehen: das  Conto  der  poblic  deposits  tiimmt  ab,  das  der  private  deposits  eotsprecheBd 
zu.  Indem  jetzt  Zoll-  ii.  ähnliche  Zaliluii^ei)  initf.  lst  Checks  auf  die  Bank  von  Edc- 
land  bewerkstelliut  wcnieii  können,  wird  dies  L'inschreiljrveri'alir.  n  (Girircn'^  noch  oichr 
zur  Vermittlung  der  Zahlungen  zwischen  Publicum  und  Staabka^se  benutzt.  >'eo&rc 
Begelung  dieser  Verhältnisse  dos  britischen  Zahluu^wcscas  durch  Ges.  t.  1866  (29. 
80*  Vict.  c.  3<i).  S.  aoch  Stein,  Pia.  I.  97  der  aber  hier  wie  cb.  S.  91  nit 
Unrecht  die  Bank  schon  von  Anfang  an  (seit  1G94)  zur  „Centraikasse  für  den  rnnzea 
Haush alr*  bestimmt  und  <^eumcht  sein  lässt.  [Er  schlicsst  -^cine  Aiisfühnin^en  S. 
mit  eincui  Aiialail  gegen  mich:  „wenn  Wagner  diese  Verhältnisse  und  Principici» 
bekanot  gewesen  w&ren,  so  hitte  er  wohl  nicht  seine  wanderliche  Idee  eines  Erwerbs 
?on  Staatseinnahmen   aus  dem  Staatlichen  Betrieb  von  Bankgeschäften  (2.  Aut).  I. 

224  fl.)  aufstellen  kf-ifinen  ....  So  wie  er  kann  man  in  diesem  ernsthaften  Dins:  ' 
iürhi  .'^  einem  Resultat  kommeu".    Dass  mir  „diese  Dinge  bekannt"  waren,  —  ubc-r 
haupi  und  apcciell  mit  Bezog  auf  die  finglischo  Bank  —  hätte  Stein  bei  ein  wenig 


üigiiizeü  by  Google 


Oeootzung  von  Banken  za  Kassonf^cblften, 


fpenngerer  ab  Beioer  gewOlinlicbeii  FlQchtiglceit  and  bei  ein  wenig  mehr  Ernst  in  der 

Kritik,  wie  man  ihn  bei  solcher  Polemik  wenigstens  erwarten  sollte,  aus  den  von  ihm 
>dbat  citirten  Stellen  ersehen  kennen:  2.  A.  I,  S.  510,  51.H.  Nr.  5,  Nofc  17  u,  dii! 
iiurt  cit  Stellen  meiner  Älteren  iiarikschriften ;  schon  iu  meiner  ersten  (1^57 j  spreche 
icli  Ton  den  Yotsclillssen  der  Bank  auf  delidency  bills  des  Schatzes  ii.  ron  dem 
Kasieadieost  für  den  Staat  Neben  einem  solchen  Dienst  einer  Bank  kann  aber 
r'Air  wohl  aüch  ron  einer  mit  aus  fiscal,  (u.  volkswirthscliaftspulitischcn)  Rilck*<i<  hten 
crlolgenden  Uebertragong  von  ««Geld-  u.  Bankgeächäften''  auf  den  Staat  (oder  Communen^ 
die  Sede  sein  und  öfters  waren  solche  Rflcksicbten  (auch  in  Prenssen)  massgebend. 
Dagegen  lassen  hich  naturlich  aurli  Gründe  anfahren,  wie  ich  denn  die  Gründe  für 
und  ^epTfn  in  T,  §.  224  ff.  prüfV-.  Eine  „wonderlichc  Idee"  kann  das  nur  (LMi-  iii-ie 
iiconeu.  der  die  Thatsai  licn  nicht  kennt  oder  nicht  versteht  (Preuss.  Seehandlangt) 
Nicht  in  der  Ausdehnung,  wie  in  England,  steht  die  Staatskasse  in  Frankreich 
mit  der  dortigen  Bank  in  Verbindang,  mit  der  sie  aber  Immerbin  ebenfalls  ein  GontO' 
corrcnt  fahrt  und  deren  Vermittlung  zu  Znlilungen  zwischen  Paris  und  den  Departe- 
ments wie  dieser  unter  einander  sich  die  Staatskasse  und  die  (iencraleinnehmer  viel- 
fach bedienen.  Aehuliche  Verhältuis^o  bestehen  iu  Italien,  Belgien  (Ges.  v. 
17.  Joli  1872). 

In  Deutschland  hatten  die  Zettolbanken  auch  schon  früher  hie  und  da  in 
ihren  Statuten  rilichten  zur  Ausfühnmg  von  Staats- Kassengeschäften  ilbcruommen. 
Im  Deutschen  Bankgesetz  r.  15.  März  1ST5  ist  der  Keichsbank  iu  §.  22 
die  Yerpfliebtnng  auferlegt,  „obno  Entgelt  für  Hecbnung  des  Keichs  Zahlungen 
anzunehmen  und  bis  auf  die  Höhe  des  Reichsguthabens  zu  leisten"  und  das  Recht 
"itlicilt,  die  ncmlichcn  Geschäfte  für  die  Biiiulesstaaten  zn  üliernchmen.  In  Folge 
späterer  Anordnung  fv.  29.  Dec.  1875)  fuugirt  nun  die  Keichsbank  förmlich  als 
Reichshauptkassc  (u.  A.  auch  —  büdcnklich  genug  —  als  £inl0sungsstelle  fUr 
die  Reiebskaesenscbeine),  was  allerdings  bei  dem  eigenthomlicben  Cbaracter  des  Reichs- 
finanzwesens  und  der  meist  im  blossen  Verreehntin^swes^c  vor  sieh  g-ehenden  Aus- 
cinanderscfiiiin},^  zwischen  den  Kcichslinan/en  und  d«  ii  Kinan/ei»  der  Kinzeistaaten  nicht 
zu  einer  grossen  eigentlichen  Kassengebahruug  fuhren  muöste.  I'ur  die  Buchführungs- 
pesch&fka  der  Beiclwbaaptkasse  ist  bei  der  Reichsbank  eine  besondere  OesebftRS- 
abtheilung  eingerichtet.  In  den  Ausweisen  der  Reichsbank  ist  das  Guthaben  dos  Reichs 
ungeschieden  in  dem  Posten  „täf^lich  fällige  Verbindlichkeiten*'  enthalten.  Im  Jahres- 
btiiicht  wird  unterschieden,  doch  das  „Guthaben  des  Reichs  *  mit  dem  der  Bundesstaaten 
(das  ttbilgeoa  in  der  Regel  nicht  so  erheblich  sein  wird)  zusammengefasst.  Am 
I.Jan.  1SS2  betrug  dies  Gcsamntguthabcn  15  (\1  M.  M.,  worauf  in  1SS2  926.34  M.M. 
eingezahlt,  891.S2  M.  M.  ausgezahlt  und  31.  Dec.  1^^2  4!).:).';  M.  M.  als  (Juthabon 
terblieben  sind.  Mit  weichen  einzelnen  Staaten  des  Reichs  und  in  welchem  Umfange 
die  Reiduhuk  in  Verbindung  steht,  ergiebt  sich  nicht  Die  etwas  schwerfällige 
preuss.  Kaasenverwaltung  könnte  dadurch  nur  gewinnen.  In  Baiern  bedient  sich  die 
Staatskasse  fflehr&cb  der  Vermittlong  der  fiön.  Bank  in  Narnboig  für  ihre  Kassen- 
bev«gung. 

II.  Einzelheiten  des  Zahlungs-^  Kassen-  und 

Reehnnsgs  Wesens. 

§.  123.  Hierliiii  gehören  von  wichtigeren  Verhältnissen;  A)  die 
Ordnung  des  finanziellen  Anvve isungsrechts,  -  B)  das 
Kassensystem  nnd  die  innere  Einrichtung  des  Kasäcu- 
diensteSi  sowie  der  Gang  der  Kassengeschäfte  bei  den 
Kassen,  —  0)  die  innere  Einrichtung  des  Rechnungswesens 
(Bnehftthrnng). 

Es  sind  dies  spedell  technische  Dinge,  von  denen  wieder  die  Bemerkung  in 

^.  119  gilt,  dass  es  sich  dnbci  urn  allgemeine  einzelwirthschaftlichc  und  finaii/w  irth- 
s^thaffÜdie  Angelegenheiten  zugleich  handelt.  Die  drei  unterschifdi'ncn  \'ri  haltnissc 
bingen  eng  zusammen,  so  dass  bei  der  Erörterung  eines  jeden  Kinzülues  mit  hiueia 
n  ziehen  ist,  was  die  beiden  anderen  bettUEt  Eine  grosse  FttUe  von  Einndhelten 
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liegt  hier  vor,  welche  in  den  modernen  Staaten  in  zalilreirlicn  Verordnungen,  Re^^ala- 
tiven,  Instructionen,  nur  ausnahmsweise  Einzelnes  im  \\  ey^o  der  (icsetzgebang  (st.  R 
dab  Cautionswcseu)  geordnet  sind.  Bei  maachea  Ycnschicdcnbeitcu  besteht  iu  dein 
Allen  docb  eine  nus  der  Natur  der  Sache  und  nodemeik  Bechtsbef^rilfen  aoch  noth- 
wendig  folgende  grosse  Gebercinstimmung  in  dem  WeseoÜtchen.  DarQber  darf  n.io 
tüich  durch  die  öfters  verschiedene  T«- rm  inologio  —  auch'innerhalh  neutsrlilands  — 
und  eben  gewöhnlit  h  nar  scheinbar  bedeotonde  Doterscbieda  in  den  Einhchtungen 
und  im  Goschäftäguug  nicht  t&nsehen  lassen.  Eine  aoch  hier  m.  E.  zu  «ntiebeDdc 
und  fon  mir  erstrebte  mehr  principielle  Behandlung  cincä  solchen  Gegenstands  bietet 
nach  dem  Character  des  letzteren  besondere  8«  liwicrigkeiten  iinil  ist  nur  fUr  die 
wichtigeren  Puncto  strensrer  durchzuführen.  Das  grosso  technische  und  administrative 
Ueuil  gehört  nicht  iu  die  Finauzwisscnschaft ,  sondern  allenfalls  in  eine  Lehre  rom 
Technischen  und  Formell«!  der  Finanzrerwallong.  Ein  freilich  meist  noch  sehr  nsvoll- 
kommencr  Versuch  systematis -hrr  Verarbeitung  dieses  Details  licj^t  il«  nn  nurh  nur  iu 
den  Schriften  für  practische  Zwecke.  ..Anleituniren"  zur  Aasbiiduug  uad  fttr  die 
Prtlfungon  des  Subaltemdicnstes  in  die&en  l^ran*  hen  vor. 

A.  Das  I  i  n  a  n  z  i  c  11  e  A  D  w  e  i  s  u  n  s  r  c  c  h  t  ist  das  Recht  einer 
Behörde  (oder  des  Chefs  einer  solchen j  von  Aratswegen  oder  nach 
speciellem  Auftrag  (schriftliche)  AnweisuDgen  (Aufträge)  an  andere 
Beamten  und  Behörden  zur  Empfangu ahme  (Einhebung)  von 
Zahlungen  auf  Rechnung  des  Fiscns  (Staats,  der  Staatskasse  oder 
einer  Behörde,  eines  Instituts),  sowie  zur  Vornahme  Ton  Zahlungen 
auf  Recbiumg  dieser  Verpflichteten  an  Dritte  (insbesondere  im 
„Publicum**)  zu  geben. 

Auch  dies  Kecht  conccutrirt  sich  iu  oberster  Instanz  beim 
Finanz  minister.  Von  ihm  ergehen  sowohl  die  Aufträge  zur 
Empfangnahme  von  Zahlungen  als  zur  Vornahme  von  Zahlungen 
an  die  betreffenden  Behörden,  soweit  nicht  gewisse  Dienstzweige, 
z.  B.  für  Einnahmen  (Verkehrsanstalten,  Domänen,  Forsten)  etwa 
unter  anderen  Ministerien  stehen.  Bei  den  Verwaltungsaus- 
gaben beschränkt  sich  die  Anweisung  des  Finanzministers  rcgcl 
mässig  darauf,  den  anderen  Ministerien  die  etatm  äs  eigen 
Gredite  im  Ganzen  anzuweisen,  worauf  dann  die  Special- 
verwendung durch  die  Chefs  dieser  Ministerien  je  in  ihren  Bessert« 
angewiesen  wird.  Die  Minister  und  die  Chefs  der  den  Ministerien 
coordiiiirtcn  sonstigen  Behördcü  bilden  die  obersten  Verwaltungs- 
osgane  mit  seihständigem  Anwci.suugsrecht  innerhalb  ihrer 
Competeuz  (A  n  weisungsbebü  rden  erster  Klasse).  Vou  ihnen 
wird  das  Anweisungsrecht  delcgirt  an  gewisse  untergebene  Be- 
hörden in  verschiedenem  Umfange  (Anweisungsbehörden  2., 
3.  Klasse  u.  s.  w.,  ordonnateurs  secondaires). 

Dem  Ftaanzminister  sind  Aber  die  erfolgten  Anveisongcii  und  deren  Ertediguiif 

dnrch  di.^  Kassen  auch  aus  den  anderen  Ministerien  regelmässig  periodische  Mit- 
theilungen zu  machen.  Es  kann  auch  die  Einrichtung  getroffen  w.  rden .  dsv?  ri!lo 
oder  gewisse  Anweisungen  andrer  Ministerien  äclbst  iunerludb  dor  etatinibsigca  Oreditc 
vor  ihrer  Vollziehmiir  im  FinaoziniDisterinin  7.a  viidTen  siDd  —  so  in  Fksokreich  Seitens 
der  Direktion  der  Fondsbeveson;  (t.  MalchiiB  II,  124). 
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Zor  Emp tangnahme  yoii  Zahlungen  in  ihrem  regel- 
inftssigen  Wirkungskreise  erhalten  die  EinnahnieUmter  einen 
Genera  lauftrag,  welcher  sich  aus  ihrer  Restimmnng  und  Function, 
bez.  aus  der  l^eberwcisnnf;  eines  ,,Etatb  "  zur  Vollziehung^  an  sie 
(Zoll-,  Verzehrungsstenerämter,  Aemter  lllr  directe  Steuern,  Forst- 
kassen,  Domänenkassen,  Postkassen  u.  s.  w.)  ein  für  allemal  ergiebt. 
Zahloogen  ausserhalb  dieses  Wirkungskreises  und  Etats  haben 

'  solche  Aemter  entweder  gar  nicht  anzunehmen,  sondern  bei  irr- 
thflmtieh  angebotenen  die  Zahlungswilligen  an  das  competente  Amt 
zu  weisen,  oder  nur  ausnahmsweise  einstweilen  „in  Verwahrung" 
zu  uebmen  und  dann  apart  zu  buchen.  Sonst  setzt  die  Annahme 
einen  Specialauftrag  der  competenten  vorgesetzten  Behörde 

I  voraus. 

Auch  bei  der  Vornahme  von  Zahlungen  sind  die  auf  all- 
gemeinen Rechts-  und  damit  Zahlnngstiteln  beruhenden 

regelmässigen  Zahlungen,  insbesondere  die  periodischen, 
wie  für  Besoldungen,  Pensionen,  Schuldzinsen,  gewöhn- 
lich ein  för  allemal  bestimmten  Kassen  durch  einen  General- 
äuitrag  zur  Zahlung  überwiesen.    Ein  solcher  Oeneralauftrag 

I  hegt  auch  hier  in  der  Uebermittlung  des  betreffenden  Etats 

;  („Kassenetats*')  an  die  Kasse  zur  Ausführung  (Preussen). 

!  Einer  Specialanweisung  der  competenten  Dienstbeht^rde  bedarf  es 
hier  nur  für  den  Beginn  und  die  Beendigung  des  einzelnen 
/aliluugsanspruchs,  so  bei  neuen  Anstellungen  und  Gehaltszahlungen 
dafür  und  bei  der  Sistirung  oder  üebertraguug  an  eine  andere 
Kasse  oder  bei  definitiver  Beendigung  einer  solchen  einzelnen 
rechtlichen  Verpflichtung  (z.  B.  einer  durch  Tod  oder  sonstiges 
DienstaaSBcbeiden  beendeten  Gehaltszahlungspflicht  an  den  Be- 
iiDten  N.  N.).  Bei  sonstigen  einer  Kasse  generell  zur 
Berichtigung  tiberwiesencu  Zahlungen  mnsb  dagegen  in  der  Tiegel 
Doch  für  jede  einzelne  Zahlung  —  z.  B.  tiu  Hach- 
liebe  Ausgaben  im  Bureaudienst,  bei  Baarkäulen,  soweit  nicht 

.  eben  an  bestimmte  Beamten  Pauschsnmmen  dafttr  periodisch  zu 
üblen  sind,  ftir  Berichtigung  Ton  Rechnungen  tlKr  Lieferungen  — 
eine  specielle  Zahlungsanweisung  der  betreffenden,  das  An 
weisnngsrecht  besitzenden  Behörde  der  Rasse  zngehen,  um  letztere 
zur  Bewerkstelligung  der  Zahlung  zu  Icgiiiiuireu.  SclbstvcrstUndlich 
berlarf  es  vollends  einer  .solchen  speciellen  Anweisung  bei  allen 
inzelnen  Zahlungen,  welche  nicht  zum  regelmässigen  Wirkungs- 
kieis  einer  Kasse  gehören  und  dieser  nicht  generell  Uberwiesen  sind. 
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Die  Durchführung  des  finanzidlen  An  Weisungsrechts  bedingt  dann  wieder  ciue 
entsprechende  Buchführung  bei  der  an  weisen  den  Rehörd«^  nbt>r  die  crprangcnon 
odor  ausgestellten,  bei  der  beauftragten  Kasse  tlber  die  e mpfaDg&ncu 
Anvefsongen.  Letztere  BochfQhronf  kann  felbstftQdig  neben  der  Uber  die  vervirk- 
lichten  Zahlungen  oder  den  eigentlichen  Kassenrerkßlir  einhcrgelien  oder  durch  Ein- 
fügung einer  bctrcD'cndcn  Spalt<-  in  die  Kasscnrcrhrninircn  mit  der  Kassen  -  Buch fuhrunf^ 
näher  verbunden  werden.  Den  oberen  iiehordcn,  speciuii  den  bctrefibnden  Ministerien 
und  besonders  dem  Finanzministerium  sind  wieder  periodische  Auszüge  tiber  die 
ortheillen,  empfangenen  und  ansgofhbrten  Anweiftnngen  znznatellen. 

Wo  die  Kasse  nach  Generalauftrag  auch  den  einzelnen 
Zablangsanspinch,  z.  B.  aus  dem  Rechte  auf  die  periodische  UeboDg 
der  Besoldung)  selbständig  zn  erfüllen  hat,  obliegt  ihr,  bez.  einem 
damit  speciell  beantragten  Kassenbeamten ,  auch  die  Pr  II  fang 

aller  auf  die  rechtliche  Seite  der  Zahlung  Bezug  babenden 
Punete,  somit  die  sachliche  und  die  formelle  Prüfung,  bei 
VoUziehuDg  vou  bpecialanweisungen  nur  die  letztere  (§.  130). 

Das  Eassenpersonal  handelt  hier  auf  seine  eigene  Ver* 
antwortlichkeit  und  untersteht  demgemäss  etwaigen  Regresa- 
ansprlichen  des  Fiscus  wie  des  Berechtigten.  Bei  Zahlungen  auf 
Grund  vod  Spec ialanweisungen  der  competenten  Dienstbehörde 
modifieirt  und  beschränkt  sich  diese  Verantwortliclikcit  eutisprechena. 
Hier  muss  die  Prüfung  des  einzelnen  Zahlungsanspruchs  und  die 
„ Liquidation'^  desselben  in  der  höheren  Instanz^  bei  der  an- 
weisenden Behörde^Tor  sich  gehen,  welche  demgemllss  hier- 
fttr  die  Verantwortlichkeit  trägt.  Die  Buehfithrung  wird  hier 
eventuell  über  die  eingereichten  und  die  liquidirten  Zahlnngs- 
forderunü:e  11  mul  über  die  darauf  hin  ausgestellten  Zahiungs- 
auweisuugcn  getrennt  erfolgen  mUt^^sen. 

§.  124.  Ein  besonderes  Augenmerk  ist  bei  den  Liquidationen, 
der  Ausstellung  der  Anweisungen  und  bei  der  Zahlungsleistung  zu 
richten  auf  die  Innehaltung  des  Etats,  bez.  der  einzelnen 

etatsmässigen  Credite,  dabei  auch  auf  die  Beachtuug  der 
staatsrechtlichen  Bestini  nnin  gen  über  die  Zuläs-igkeit,  die 
Bedingungen^  das  Verbot  oder  die  Beschränkung  der  Ueber> 
tragungen  zwischen  Terscbiedenen  Kapiteln,  Titein  u.  s.  w.  des 
Etats  (§.  117  ff),  femer  auf  die  Inn ehaltnng  der  Vorschriften 
Uber  die  Trennung'  der  Jahresdienste,  ttber  den  Verfall 
der  nicht  erscluipfteu  Credite  früherer  Jahre  nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit  u.  dgl.  m. 

Das  Finanzministerium  ist  hier  dem  Htaatsoberliaupte  und  der 
Volksvertretung  verantwortlich,  die  Oberrechenkamnier  hat  eventuell 
die  bezügliche  Controle  mit  auszuüben,  die  anderen  Ministerien 


üigiiizeü  by  Google 


Das  fioanzieUe  Anveisuiigsiocht 


267 


amd  dem  FinaDzmiDisteriain  gegenüber  zur-  Innehaltnng  ihrer 
Credite  nnd  jener  Vorschriften  verpflichtet,  jede  anweisende  Behörde 
ihrer  vorgesetzten.  Feststehen  iiiu>.s  vor  Allem,  dass  eine  lieber- 
sehreitUDg  der  Credite  und  Vurschi  Ilten  Seitens  der  anderen  Ministerien 
nar  mit  Wissen  und  —  regelmässig  vorhergehender  —  Zustimmung 
des  FinanzminiBters  geschehen  darf.  Diesem  sind  daher  die  Gründe 
Torzulegen  und  er  hat  darüber  mit  zu  befinden.  Er  bat  dann  die 
Ueberscbreitangen  seines  Specialetats  nnd  diejenigen  des  Gesammt- 
etats  nach  Oben  hin  zu  vertreten  und  dafür  nachträgliche  Genehmigung 
des  Stantsoljciliaupts  und  der  Volksvertretung,  regelmUssig  bei  der 
Vorlegung  des  RechnnngKabschlusses  (§.  147),  einzuholen.  Für  eine 
selbständige  Mitwirkung  der  lediglich  nach  Aufträgen  der  an- 
weisenden Behörden  handelnden  KassenTcrwaltangen  bei  der  Controle 
wegen  Innebaltang  des  Etats  fehlt  eigentlicb  diesen  Verwaltungen 
die  Competenz,  selbst  wenn  sie  einen  Generalanftrag  In  der  Form 
der  Ueberweisung  eines  Etats  zur  Vollziehung  erhallen  haben  (s. 
u.  über  Preussen). 

Aorh  darüber  ist  eine  fortlaufende  Cuntrulc  Lnboten,  dass  nicht  kleinere, 
mclir  zufällige  üeberschreitunpen  des  Etats  und  der  einzelnen  nicht  übt  rtragbarcn 
Kredite  stattfinden,  z.  B.  indem  auf  generelle  Titel,  wie  etwa  „zu  persönlichen  Aus- 
gaben Ausser  den  BesoIdungen*\  „zn  allgemeinen  Unkosten'*  dorch  Specialanircisungcn 
nuiir  nngewiescn  und  verausgabt  wird,  als  auf  diesem  Tit.I  zur  Verfügung  stellt. 
Die  Hauptsorge  hierfnr  muss  wieder  in  die  anweisenden  Behörden  und  schliesslirh, 
als  oberste  Comrolinstanz  in  das  Finanzministerium  verlegt  werden.  Zu  diesem 
Belmfe  wiid  panend  in  den  Bttehern  der  nnvoisenden  Behörden  eine  Vcr- 
gleiehsspal  t  c  far  das  „etatmässijpe  Soll**  (bez.  „Darf**  bei  den  Ausgaben) 
gesetzt,  nin  dadurcli  j^'cJ.  rz(  it  die  Innehaltung  dieses  „Soll"  dnrcli  dns  wirkliclie  Er- 
gebnis» »das  „Ist  *,  hier  zunächst  der  ausgestellten  Anweisungen)  leicht  verulcii  hcn 
zu  können.  Aehnlicli  kann  man  hier  dann  anch  die  Buchführung  der  Kassen 
emrichten  und  durch  Aufnahme  einer  Spalte  des  „Etats- Soll**  den  Vergleich  mit  der 
wirklichen  Geldgebahrnn^  oder  Vernnstrahung-  erleichtern.  Nur  ersclirint  (1(m  ]i  auch 
hier  die  Kasse,  welche  stets  nur  auf  j- 'ifrcllcn  oder  sjtcciolleu  Zahlungsauftrag  der 
Torgesetztcii  Behörde  handelt,  keine  gtci^'ucte  luatanz,  um  etwa  uuter  Hinweis  auf 
baieltB  erfolgte  Oebersdireitong  des  Üredits  ron  sich  ans  selbstftndift  die  Er- 
ftdluDg  einzelner  sonst  formell  richtiger  Zahlungsansprüche  an  sie  oder  vollends  die 
HonorirunfT  "in/olnor  Specialanweisungen  auf  sie  abzulehnen,  Sir  sollte  nur  etwa 
ßecht  und  Fiiiciit  haben,  in  solcheji  Fällen  ror  der  Auszahlung,  also,  soweit  angiinglich, 
mit  Aufschub,  an  die  roi^iesetzte  anveisende  Behörde  den  Tbatbestand  zu  berichten 
aad  weitere  Instmetion  zu  erbitten.  Lautet  diese  dann  doch  anf  Anszablung.  so  mnss 
di<*  Kasse  ordnungsmässig  Folge  leisten.  Aelinliclie  Restimmun«r*Mi  sind  für  die  Kassen 
in  ballen  Ton  aufstossendcn  Inthilmern  der  anweisenden  Behörden  nothwendig. 

Eine  besondere  Frage  ist  es,  ob  allgemein  die  Zablnngs- 

anweisungen  der  mit  dem  Anweisangsreebt  yersehenen  Verwaltuags- 
behörden  noch  vor  ihrem  EiDgaog  bei  den  Kassen  einer  Visiriing 
dnrch  Kecbüuugs-  und  Controlorganc  unterworfen  wcrdeu  und  ob 
von  dieser  vorausgebendeu  Visirang  die  Giltigkeit  der  Anweisung 
für  die  Kasse,  allgemein  oder  wenigstens  als  Bogel,  wolcbe  aber 
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bestimmte  AusDabmen  znlMsst,  abhängen  soll.  BeBtimmangen  dieser 
Art  finden  sich  mehrfach,  aber  je  nachdem  die  Visimngsorgane  zti 

der  arnvcisenden  Verwaltunp:sbehördc  gehören  und  von  dieser  ab 
hängen  (Oesterreich  j  Italien)  oder  unabhängig  neben  ihr  stehen, 
von  verschiedener  rechtlicher  Bedeutimg.  Die  Einrichtung  hat 
finanztechniscb  ihr  Für  und  Wider,  letzteres  fiberwiegt  wohl,  aber 
sie  kann  staatsrecbtlieh  werthToU  und  im  gegebenen  Falle  folge- 
richtig sein.  In  Frankreich  passiren  die  Anszahlongsanweisangeii 
das  Visum  der  Direction  der  Fondsbewegnng  allgemein. 

Vgl  Näheres  bei  Schrott,  S.  47«  Ii,  u.  u.  in  §.  140  über  die  „Yisacoütrole". 

Die  Rechnungen  der  anweisenden  Btlionlen  über  die  von  ihnen  erlassenen 
Anweisungen  (zur  Einhebung  und  zu  Ausgaben)  kann  man  als  „Verwaltungs- 
rcchnungen"  von  den  „Kassenrechn  ungen**.  d.h.  den  Rechnungen  der  Kasseu 
Uber  die  vollzogenen  EinbebDD|i^n  und  Ausgaben  auch  terminologisch  unterscheideii. 
Danach  trennt  sich  <l;iiin  aiirh  eine  all^cinciii  (il<-ii  ..'  in-fii  Staatshaushalt  zusarriDum- 
fassendr)  VerwaltungsrechnuniA  (ruii])»tL'  d  aduiiuiaüation)  u,  Kassen rcchn unp 
(coiü|>te  de  gcstiou)  (d' Audiffret).  Vgl.  Schrott,  VerrochD.wissensch.  S.  527. 
QewOhntich  denkt  man  beim  Becbnungtiwßiioii  nor  an  dio  letztere  Roclinon^. 

§.  125.    Practischc  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern. 

In  Prcussen  (vgl.  llerrfurth  u.  Meissner  a.  a.  0.,  ausserdem  Meissner, 
preuss.  Verwalt.liUDdc ,  I,  2ß  IT.,  44)  bestimmte  dio  K.-Ü.  v.  17,  März  (Re- 
gnlatir  f.  d.  Kassenwesen),  dass  den  Ministerien  n.  obersten  Venraltungsbeh&iden  der 
im  Etat  festgesetzte  Ausgabebedarf  vom  Fi  ttaiizministcrium  bei  der  Gcneralstaats- 
kassc,  für  die  in  den  Provinzen  zu  k'i>triidcn  Aiisgalx.n  bei  der  betrclf.  Regier.- 
hauptkaöso  aberwiesen  werde.  Das  l'in.min.  hat  aber  auch  dafür  zu  sorgen, 
dass  überall  die  nfttliigon  Mittel  zor  Zeit  des  Bedarfs  vorhanden  sind.  Mit  deswegen 
nach  der  dien.  K.-O.  period.  Kassene xtracte  von  allen,  auch  von  den,  anderen 
obersten  Verwahunij^licliJ^rden  nnterstpli« mltiii  Kasten  an  das  Fin.min.  —  Für  alle 
KassenFerwaltuugen  werden  dann  „Kasse n etats  '  aul'gcsteiit,  lur  die  Generalsiaats- 
kassc,  die  Regicr.hauptkassen  u.  andere  Hauptkassen  der  Verwalt  zweige  des  Fioanz- 
ministerinms  vom  Fin. minister,  der  diese  Etats  zu  zeichnen  u.  dem  König  znr  YoII- 
zichnng  einztin-irlieu  hat.  Die  aiidrivii  Ktab  im  Fin.min.  Wt-rdcii  vom  Fin. minister 
allein,  die  d<r  übrigen  Ministerien  von  d-  ron  l'licfs.  abor  unter  Mitrevision  u. 
Mitvollzieli  u  ng  des  Finanzministers  vullzugen  ^K.-U.  v.  2y.  Mai  lS2b).  Die  üeber- 
weisnng  der  Kasseoetats  an  dio  botrefTendo  Kasse  involvirt  dann  einen  Generalauf- 
trag  zur  Einhebung  u.  Auszahlung  gemäss  dem  Etat,  wie  schon  bemerkt  —  Nach 
der  Geschäftsanweis.  f.  d.  Ti<^^ior.1iauptka'JSf^n  v.  1.  Jnni  1h57  (n.  in  diesen  l'uncten 
ganz  analogen  yors<;hiirtcu  1.  die  sonstigen  Kassen)  Hb  müssen  alle  bei  der  Uaupt- 
ifaase  zur  Verrecbnnng  gelangenden  Hinnahmen  „cntireder  durch  die  Etats  u.  sonstigen 
allgemeinen  Vorschriften  oder  durch  spec.  Einnahmoordres  überwiesen  sein"; 
andere  Einuahinfn.  die  üborlianpt  zur  Vriwalttinu  der  Ilauptkasse  gehören,  sind  nur 
in  „ Asservation''  zu  oehmcu  und  Bestimmung  darüber  einzuholen.  Ebenso  gilt 
für  die  Aasgaben,  dass  sie  von  der  Kasse  nur  geleistet  werden  dOrfen,  veiin  sie  „durch 
den  Etat  oder  durch  ein  filr  allemal  ertheiltc  Anweisung  oder  durch  spe&  Ansgabe- 
ordr»?s  A^m  ormächti?^  worden  i-t"  fß.  52\  Die  Buchlialter  der  Kassen  sind  ffU 
EtalsUberschreitungen  mit  verantwortlich,  müssen  daher  stets  dio  Summe 
der  auf  jeden  Etatstitel  angewiesenen  Zahlungen  mit  dem  EtatssoU  in  Vergleichung 
halten.  Dies  entspricht  zwar  dem  preuss.  Prinrip  der  Kassenetats*  acbeiat  aber  mit 
der  Stellnn^:  der  Kassian  zu  den  aiiwoisomlt-ti  R.'h5rdL'ii  nii  lit  recht  in  Einklang  ZQ 
stehen.  Zahlungen  über  das  Etatssaii  hinaus  durien  nur  nach  zuvor  ein«j-eholter  (}>  ■ 
nehmigung  der  Regierung  erfolgen  Ol).  —  Die  Specialkasseu  müssen  unwoifferiich 
die  ihnen  von  den  Regier.hauptkassen  zugebenden  SSablongsanwelsangen  anaidiion. 
nöthigenfalls  si(  h  die  Geldmittel  dafür  vorschuss weise  von  der  Haupikasse  Qberweisea 
lassen  (§.  73).  Zahlungen,  weiche  ,,£ortdaaemd  an  bestimmte  Empfänger  u.  fo  be- 
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ilma»tcn  Beträgen  zu  leisten  sind'-  (BesoIdiiiif^^Lii  u.  werden  den  t>])i'cialkassen 

ck  für  allemal  doicli  die  Uauptkuäso  Ubei wiesen,  sie  sind  bis  zum  Tode:jfall,  sou&tigou 
Abfiof,  Ablauf  der  Beirilligangszett  oder  Widerruf  ztt  leisten  (§.  74). 

Auch  in  Baiern  (V.  v.  9.  Dec.  IS25,  Stockar  v.  Neuforn-HocK  T.  S3. 
Ut2  rt.,  4o6  tf.,  Fahrmbacher,  d.  Zahlun^wescn  der  alljj^em.  Finanzverwraltung) 
erfolgt  die  Asäiguiruug  der  (icneralctatä  auf  die  Staat^liaäsua  durch  den  Fiuanzmiuitftor. 
Dieser,  bez.  das  Fio.miuisteriiim  ist  auck  die  eberste  Zabluof  anweisende  Behörde. 
Er  delegirt  den  Begicrungsfinanzkauimern  das  Recht  tb.  mit  den  Etats  (speciekl  den 
..FiuanzTerwaltüngbetats".  für  die  Kiiiniiliincn  u.  die  mit  deren  Erhebung,  Verwaltung 
II.  Betrieb  verbundenen  Au«fgaben),  tb.  geueroll  filr  gewisse  Ausgaben  (mit  u.  ohne 
Vorbehalt  nachträglicher  AntorisaUonV  tb.  dorch  besondere  Rescripte  n.  erOflbet 
ihnen  hierfQr  einen  bestimmten  „Credit"  (detaill.  Darl.-^:.  Hock  a.  a.  O.  I,  40Ü  )T.). 
I)ic  Kassen  f Krciukasscn ,  IviMitäniter)  durf-  M  uhne  schriftlicbe  Anweisung  durch  die 
Kegier.hnanzkammern  (ausimbuisweise  andere  Behörden)  u.  ebne  CrediteröHnung  keine 
Zahlung  leibten  u.  bedürfen  in  der  Kegel  noch  specieller  Zablungsanweisungen  für  die 
•nozelneii  Ausgaben  auch  zur  Yervendung  der  etatmässigen  Ausgaben.  Die  Kassen« 
be^mten  liaft<  n  d-^mgemriss.  ausserdem  auch  für  Etatsüberschreitungen  und  fur  Ver- 
geudung der  bewilli>^ten  Mittel  zu  anderen  Zwecken,  als  wofttr  sie  bestimmt  sind 
a.  a.  0.  S.  414  IF.,  420j. 

In  Oesterreich  (Blonski,  II,  357,  im  AUgom.  die  Theorie  bei  Schrott, 
132,  474  IT.,  4bO  Ü.)  haben  die  „mit  dem  Anwcisungsrocht  betrauten  Behörden"  — 
ier  Finanzminister,  die  übriL'eu  Ministcricfi.  delegirt  die  weiteren  Verwaltungsbehörden, 
laäbesoudcrc  die  Kroulands-liauptbehörden  , —  zur  Vollziehung  der  Auweisuugeu 
rnDecretiiren**)  eine  unsiittelbar  nuterstohendo  Kasse,  dann  ^n  Bechnungs- 
«lepartemont  im  Evidenzhaltung  dor  Anweisungen  u.  s.  w»  unter  sich.  Die  An- 
Toiäungea  der  Vorwaltungsbehüid.  n  >-ind  hier  in  Verschrcibung  zu  nehmen  und  vom 
Vorstand  des  Kechnuugädcpart.s  oder  dcäüeu  Stelkertreter  zu  contraäignireu, 
bevor  aie  an  die  Kassen  gehen  (s.  u.). 

Mehrfach  eigentbOmliche  Bestimmungen  bestehen  in  Frankreich  in  Bezog  anf 
■Jas  Anweisungsreclit  u.  dir  srharfc  S<  li';idiiiij^^  der  ..ordonnateurs**  1.  u.  2.  Klasse. 
Jede  Zahlung  auf  Staatsrechiiung  muss  vorher  von  einem  Minister  angewiesen  'ordon 
aaiicc)  oder  von  Anweisungsbehörden  2.  Kl.  (ordouuateurs  secondaircs)  beauftragt  sein 
in  Gem&ssheit  ministerieller  Delegation.  Die  Zahlnngsleistung  setzt  eine  Crediteröffhung 
voraus.  Die  Anweiser  2.  Kl.  sind  speciell  be/.cirhnet.  Die  Kasse  (der  „comptable", 
dor  zur  I{cchnuiii;s!cf;ung  Ver|)llichtete»  kann  und  muss  gegen  Mängel  der  Anweisung 
(vie  auch  der  Beweisstücke  des  eine  Zahlung  Bcanspruchendeu)  remoustriren ,  aber 
taf  erneute  Anvcisong,  trotzdem  zn  zahlen,  miuss  die  Kasse  dem  Anweiser,  unter 
irie  ich  zeitige  III  Bericht  ao  den  Finanzminister,  Folge  leisten.  Die  besondere  Visirungs- 
usfanz,  welche  die  Direction  der  Fondshcwe^iinir  als  Abtheilunö^  des  Finanzministeriums 
Tilr  alle  Zahiuugsauweidungcu  der  Minister  bildet,  ist  schon  oben  erwähnt  worden. 
NIhcres  im  D^ret  t.  31.  Mai  1862  n.  im  Art  comptabilitc  publ.  im  diction.  de 
fadoin.  fran^.  S.  auch  o.  §.  121  die  Darstellnng  nach  Hock.  Kaufmann  S.  04. 

§.  12(;.  —  B.  Das  Kassenwesen  im  Einzeluen.  1,  Ent- 
wicklung. Das  f^anze  Kassensysteiu  des  Staatshaushaits  hat  sich 
hei  uns  wie  in  anderen  Ländern  historisch  in  enger  Verbindung 
mit  den  Staatseinnahmen  nnd  deren  Gattnngen  nnd  mit  der 
Ctüricbtnngy  Umbildnng  und  AuBdebnung  der  öffentlichen  Ver- 
waltung, bez.  mit  den  für  diese  zn  bestreitenden  Ausgaben 
entwickelt. 

In  der  älteren  Periode  vorher  lachender  Naturalwirthschaft,  aber  bereits  mehr 
vorkommender  Geldgcfalle  flicsscu  die  vei-schiedcneu,  privatrechtlichen,  gebühren  -  und 
r  '^'akrtigen ,  steuemchtlichen  Einnahmen  bei  einem  Localertieber ,  der  eventuell  zu- 
gleich Verwalttm^sbeamter ,  wohl  schon  zusammen.  Er  liat  daraus  die  Betriebs-  und 
Krheiiungskostcn,  wie  ni'  lif  Tniiid<T  locale  oder  sonst  auf  ihn  angewiesene  Verwaltungs- 
ausgaben zu  bestruitca  und  uui  die  UoberschUssc  termiuwcisc  an  vorgesetzte  Be- 
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liördüii  und  Kassen  abzuführen.  Bei  diesen  aauiuieln  sich  so  aus  einem  grOäisei^i» 
Landesdiätrict  die  Summen  an.  Buch  wird  regelmässig  nur  Uber  die  erhaltenen  Gddef. 
also  nor  Uber  die  IcbcnchOsse,  die  ans  andereo  Kassen  einengen,  Uber  die  sonstigen 
baar  erhaltenen  Verläge  oder  ücberweisungen  andrer  Kassen,  üb-r  ilie  geleisteten 
Zahlungen  unfl  nhf^r  die  Alifnhrcn  an  rlin  höliore  Saininclknssc  L^eluhrt  („Netto- 
rechuuug").  Immerhin  bildet  dies  Kasseuweacu  schon  in  gewissem  Maaase  troU  »einer 
Unrollkoinmenheiien  ein  Kassen  System  und  irenigstens  fOr  den  einzelnen,  einen 
politischen  Körper  darstellenden  Landestheil  hätte  sich  daraus  eine  gewisse  fiscalisrh-* 
Kassencinheit  mittelst  der  Ansammlung  aller  UeberschUsse  in  Einer  Ceotralkasse  und 
der  Verwendung;  für  Centralausgabeu  durch  diese  bilden  können. 

Der  vei'ftclii  ede  n  e  geschichtliche  UrspruDg  der  ein- 
zelnen Einnahmen  und  Einnahmekategorieen,  der  verschiedene 
rechtliche  Character  derselben  nnd  der  mit  einer  jeden  Ein- 
nahme oder  dem  UeberschoBS  einer  £innahmeart  zu  bestreitenden 
Ausgaben  hat  indessen  grade  in  den  Staatsformen  der  Uehergaiigs- 
zcit  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  bis  ins  17.  nnd  18.  Jahr- 
hmidcil,  als  die  Finanzwirthschaft  melir  und  mehr  in  geldwirtL 
schaftliche  Formen  überging,  zu  einer  Zersplitterung  des  Kassen 
Wesens j  besonders  nach  Yerwaltungs zweigen,  geführt  und 
trotz  des  frUh  unverkennbaren  Bedürfnisses  eine  erheblichere 
Gentralisation  desselben  verhindert 

Einmal  bedingte  das  die  mehr  oder  weniger  verbleibende 
Selbständigkeit  der  einzelneu,  ehemals  getrennten  Landes- 
theile  auch  nach  deren  V'ereinignng  in  Einem  Stante  (TerrituiiiimX 
Kaum,  dass  Ueberschiisse  der  Laudestheile  in  Einer  Kasse  ver- 
einigt wurden.  Jeder  Theil  hatte  von  Unten  bis  Oben  sein  eigenes 
Kassenwesen  fUr  sich. 

Sodann  wirkte  das  staatsrechtliche  Doppelsystem  von 
Kamnierkasse  nnd  Landesstenerkasse  (§.  90)  auch  anf 
grundsätzliche  Trennung  der  Kassen  bis  in  die  unteren  Glieder, 
die  I^ocalkassen,  flir  die  Einnahmen  und  für  die  darauf  angewiesenen 
Ausgaben  hin  und  eine  Zusammenfassung  von  üeberschQssen  an 
der  Oentralstelle,  eine  Uebertragnng  von  Geldmitteln  ans  der  einen 
in  die  andere  Kasse  fand  nicht  statte  höchstens  dahrlehensweise. 

Aber  auch  iimeihalb  jeder  Gruppe  bewirkten  recht  Ii  ehe, 
administrative  und  technische  Verhältnisse  noch  weitere 
Trennungen  wie  im  Aemterwesen  der  Verwaltung,  so  im  Kassen- 
wesen. Die  Domänen  (i.  e.  S,%  die  F  o  r  s  te  n ,  die  B  e  r g werk e , 
die  Hanptarten  der  Stenern,  alte  directe,  wie  besonders  die 
Vermögens-,  die  Grand-  nnd  Hansstenern,  hie  nnd  da 
neuere,  Personal-  «.  dgl.  Steuern,  die  ZiUle,  die  Accii^en, 
die  Monopole,  die  Stempelgciälle  u.  s.  w.  —  zum  Theil  in 
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noch  weiterer  Specialisirung  —  haben  ihre  eigene  Verwaltungs- 
Organisation y  ihre  besonderen  Aemter,  Behörden  nnd  Kassen. 
So  special isirte  sich  der  Einnabmedienst  auch  im  Kassen- 
wesen nach  Einnahmezweigen  (.^Forstkasse",  ^^Bergwerks-", 

,.Zoll-",  „Stempel -'^j  „8al/. legal-"  oder  „Debit-",  „Chaiisseegeld"- 
kasse  n.  v,  a.  ni.)  oder  m.  a.  W.  die  Eiiinalimekassen  wareu  in 
,  der  Kegel,  sowohl  als  bammclkasseu,  wie  als  Locai-  und  erste 
I  Erhebnngskassen  Specialkassen  im  Sinne  von  Kaisen  eines 
cinselnen  besonderen  Einnahmesweigs. 

Auf  diesen  Kassen  lasteten  an  Aosgahen  zunähst  immer  nur 
die  unmittelbaren  Betriebs-  nnd  Erhebnngskosten  des  EiDnahme- 
zweigs.  Dann  wurden  auf  die  Ueberöchiissc  die  eigentlichen  Ver- 
waltungsausgaben angewiesen,  jene  auch  woh!  reditlicb  tür  diese 
verhaftet  —  wie  Schuldzinsen  und  Schuldrückzahlungen  —  oder 
omgekehrt  oft  zur  Deckung  einer  bestimmten  Ausgabe  bestimmte 
neue  Einnahmen ,  z.  B.  die  und  die  Steuer,  geschaffen.  Wenn 
jene  Specialkassen  des  Einnabmedienstes  unmittelbar  Ausgaben 
dieser  Art  zu  leisten  hatten,  wurden  sie  also  auch  als  Ausgabe- 
kagsen  Spec i al kassen  nach  Verwaltungüdieustzweigen.  Auch 
awaigc  Sammelkassen  der  Ueberschtlsse  eines  Einnabmedienst- 
zweigs  („höhere'^  Forst-,  Zoll-,  Steuer-,  Sai^kassen  u.  dgi.  m.),  die 
dann  regelmässig  in  den  Büchern  nur  die  von  den  unteren  Kassen 
übersandten  Ueberschflsse  führten,  behielten  diesen  Character 
von  Special- Ausgabekassen,  da  auch  sie  regelm3issig  nur  die 
emmal  auf  diese  Kassen  fundirten  speciellen  Verwaltungsausgaben 
m  bestreiten  hatten. 

Dies  Kassensystem  gipfelte  dann  folgerichtig  und  vielfach  auch 
III  der  Praxis  in  einer  obersten  Central kasse  („iiauptkasse^O 
des  betreffenden  Einnahmedienstzweigs:  so  viel  recht- 
I  lieh,  administrativ  nnd  technisch  getrennte  EinnahmezweigCi  so 
j  viele  Gentralkasseo.  Nur  die  etwaigen  Ueberschttsse  dieser  letzteren 
1  konnten  wenigstens,  soweit  das  nicht  rechtlich  unstatthaft  war  oder 
den  administrativen  (Irundsätzen  widersprach,  in  eine  einheitliche 
I  lentralkasse  zusammcutiiessen ,  hier  sich  ansanmieln  zu  einem 
„Staatsschatze''  oder  zu  „gemeinsamen"  Zwecken  des  ganzen  Staats 
.  oder  Landes  verwendet  werden. 

•  Nebeu  diesen  Vcrwaltungü/.wcigkasscn   sind  einzelne  besondere  bohördlirlie 

.   Kmbm  roinemlich  für  die  Verein nahinung  der  mit  der  Behörde  und  deren  Thätig- 
'   ^^ii  onuittelbar  verbundenen  Einnahmen  (Sportebi  ilDd  (lebulircn,  Strafgelder  u.  dgl.) 
vorbaii  len.  (b-n  ii  EiDiialinu^n  früher  ganz  oder  grosscnthcils,  auf  ]i  in  i?  n  Staat»;n  des 
n.  und  i^.  Jahrhundcrta  uoch  thoilweise«  den  Beamten  zufloesen.    ihre  Uobersclilbiso 
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konnten  aber  aucb  zur  Zaiiluii^  von  V erwaltangsauägabcn  (Besoldungen,  Kosten  der 
Behörde)  dieDen«  wo  diese  Kassea  dsnii  auch  als  bebOrdlicho  Auspabeltaflseii 
fangirtßO.  Auch  ein  solcbes  Kassenwesen  entspricht  dem  älteren  Zustand  der  Ver- 
wiütuDg  und  den  damals  Überhaupt  geltenden  politiackea  Anschaaiuig«D. 

Die  Zersplittemiig  der  KaBsen  und  die  maiigelode 
Centralisation  des  KassensystemB  BelbBt  in  den  oberen 

Instanzen  lag  mitbin  in  der  einmal  geschieh tl leb  gegebenen 
üf icntlich-recbtlicheu  iStructur  dos  „Uebergangsstaats'^ 
und  in  der  Entwicklungsgeschichte  seiner  Verwaltung. 
Selbst  die  LoeatkaBsen  sind  daher  vieilaeh  zersplittert,  wenn  ancli 
in  kleineren  Orten  nnd  sonst  für  die  Erhebung  versehiedener  Ein- 
nahmen wie  frttber  Ein  Einnehmer^  dann  mit  getrennter  Verreeh- 
nung  der  einzelnen  Einnahmearten  fungirt.  Neue  und  neuartige 
Einnahmen  verlaugten  auch  aus  technischen  Gründen  ol't  neue  und 
besondere  Beamte,  Aeniter,  Kassen. 

Wenn  nun  auch  im  Einzelnen  wohl  schon  frUher  Olpers  inner 
halb  einer  rechtlich  zusammengehörenden  Gruppe  yon  Einnahmen 
und  Ausgaben  eine  gewisse  Centralisation  im  Kassenwesen  unter 
Beibehaltung  getrennter  BachftthruDg  eintrat|  so  konnte  das  doch 
erst  in  grösserem  Maasse  selbst  nur  erstrebt  werden  mit  dem  mäch- 
tigeren Aul  leben  des  Gedankens  der  Staats-  (Tcrritorial;- 
Einheit,  daher  seit  dem  Ende  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert 
mit  dem  biege  des  Fürstcuthums  Uber  die  Stände  und  mehr  und 
mehr  dann  mit  dem  politischen,  administrativen  und  finansiellen 
System  des  ,^Wohlfahrts-"  und  „Polizeistaats^S  „aufgeklärten 
Despotismus'^  Hier  ist  denn  auch  das  eigentiieh  mod  erne  System 
angebahnt  worden,  dasjenige  „einheitlicher  Staatskassen'', 
welche  von  unten  bis  oben,  von  den  Local-,  zu  den  Kreis-,  Pro- 
vinzial-  und  zur  Centrai -Staatskasse  hin,  also  in  allen  Gliedern 
roügUchst  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  territorialen  Wirkungs- 
kreises, welcher  Art  immer,  einheitlich  zusammenfassen, 
auch  die  Kassenbestande  als  Ein  Ganzes  behandeln,  die  Trennung 
der  Einnahme-  und  Ausgabe gattun gen,  soweit  nöthig,  nur  in  der 
Buchiüliruug  uud  in  den  summarischen  Ausztiiren  daraus  fest- 
halten und  in  der  Einen  wahren  Central -Staatskas^se  ihren  io^i-scii 
und  practisch  richtigen  Abschluss  finden.  iSeibst  das  blosse  Streben 
in  dieser  Richtung,  YoUends  seine  mehr  oder  weniger  umfassende 
Verwirklichung  war  an  Voraussetzungen  geknüpft,  welche  sieh 
vomemlich  erst  im  18.  und  voll  erst  im  19.  Jahrhundert  erftült 
haben:  eine  grössere  Centralisation  und  Ausdehnung  der  Staats- 
thätigkeilen  Uberhaupt,  eine  bestimmtere  Auffassung  der  letzteren 
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ab  wahre  Aufgaben  des  Staats,  eine  veränderte  Stellung  des  Staats- 
dtensts  und  die  Bezahlung  der  Staatsdiener  durch  feste  Besoldungen 
uüti  durch  solche  allein,  unter  Ausscheiden  von  Gebühren be/ü<;en. 
Die  noch  mehr  oder  weniger  zahlreich  verbleibenden  Aus- 

,  nahmen  von  diesem  System  einheitlicher  Staatskassen  wurdeu, 
abgesehen  von  einzelnen  noeh  nieht  zu  tiberwindenden  reehtiiehen 
Mindernissen  I  wie  heute ,  wo  sie  auch  noch  vorkommen  (§.  127) 

:  Donmehr  aus  bestimmten  finanzteehnischen  und  administra- 

I  tiven  Gründen  beibehalten.  Im  Ausgabedieust  bedarf  u.  A.  das 
Heerwesen  sein  eigenes  Kassensystem,  in  den  unteren  und  z.  Th. 
in  den  mittleren  Gliedern  getrennt  vom  sonstigen  Kassenweseu. 

I  Aber  solche  Fälle  waren  jetzt  erst  za  begründende  AusnahmeUi 
nicht  selbstverständliche  Eegei. 

Auch  wo  aus  besonderen  Gründen  das  System  der  einheit- 
liehen Staatskassen  nur  theilweise  angenommen  wird,  muss  wenigstens 
dem  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit  geniäss  (§.  112)  buch- 
halterisch die  Gesamnitheit  der  wirklichen  Einnahmen  und  Aiis- 
^'aben  aller  Kassen  —  nicht  die  ganze  Geldbewegung  derselben 
in  Ein-  und  Ausgang,  —  daher  auch  bei  den  Einnahmen  der 

I  Bruttobetrag,  bei  den  Ausgaben  der  Aufwand  an  Betriebs- 
nnd  Erhebnngskosten  in  der  Gentraistaatskasse  vereinigt  werden. 

§.  127.  —  2.  Gegenwärtige  Kassensysteme.  Theils 
im  Anschlags  an  die  älteren  geschichtlichen  Verhältnisse,  theils  in 
Gemässheit  der  besonderen  BcdUrlnisse  einzelner  Zweige  des  Kiu- 
uabnie-  wie  des  Ausgabedieustes,  theils  auch  nach  speciellen  He- 
(Itirinissen  der  Behördenorganisation  und  der  Geschäfte  einzelner 
Behörden  sind  auch  jetzt  noch  neben  dem  System  einheitlicher 
Staatskassen  die  zwei  im  Vorigen  schon  mit  berührten  anderen 
Haoptsysteme  zu  unterscheiden:  dasjenige  der  „Verwaltangs- 
/weigk assen**  nnd  dasjenifire  der  „behördlichen  Kassen*', 
•'•'des  dieser  drei  SvstcHie  liisst  sich  mehr  oder  wcuiircr  zum  herrschen- 
den  machen :  zum  ausschliesslichen  auch  in  der  modernen 
Finanzwirthschatt  keines.  Jedes  hat  seine  specifischen  Vorzüge 
aod  Hänge!,  jedes  entspricht  besonderen  Bedürfnissen  der  allgemeinen 
und  der  Finanzverwaltung.    Während  aus  den  dargelegten,  für 

'  ihre  Zeit  guten  Gründen  das  System  der  Verwaltungszweigkassen 
irilher  das  hanptsächliclic  war,  woneben  nur  noch  behördliche 
Ka-sücn  zu  bestehen  ptiegten,  ist  das  System  einheitlicher  Staats- 
Ivassen  wohl  als  das  logisch  richtigste  und  practisch  zweckmässigste 

:  nir  die  moderne  Finanzwirthschaft  zu  bezeichnen.  Aber  in  gewissem 

A.  WaifBQr,  FinaiirwiMM>iiM'h»ft.  I.  S.  Anfl.  \^ 
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Umfange,  besonders  nach  der  Technik  des  Erhebnngsdiensts 
nnd  der  Verwaltung  sind  Verwaltangszweigkasaen  fllr  einselne 

Einnahmezweige  und  AdministrationeD,  theils  in  allen,  besonders 
in  der  Mittel-  und  IJntcriiistaiiz ,  theils  wenigstens  in  der  unteren 
Instanz  allein,  in  Heziig  auf  die  Localkassen,  —  Zuiidienst,  Oetrni 
oder  Tborsteuern,  Monopol verwaltUDgen,  wie  Tabak,  Poßt,Telegrapbie, 
Bisenbabnen,  Berg-  und  Hüttenwesen,  Lotterie  n.  a.  m.,  —  femer 
auch  fSr  gewisse  Au  sgab  e  zweige — Staatssehnidenverwaltnng  z.Th., 
Militärwesen  y  Baukassen  —  noch  beute  am  Platze  und  ttblicb,  Ja 
MicisteDs  Dütlnvcndip:.  Auch  behördliche  Kassen  sind  in  manchen 
Fällen  nicht  wohl  ya\  entbehren  oder  doch  passend,  fllr  ^ewis>o 
Amtseinuahnicn  (z.  B.  Polizeibehörden,  Schulen),  mehr  noch  Itir 
den  Ausgabedienst  (Gefängnisse,  einzelne  Verwaltungsbureaus» 
wie  z.  B.  Statistische  Bureaus). 

Es  ist  (Ji.  Anffral)o  der  obersten  Lcifiiiig  dos  Kassen)-  und  Keclinungswcseiis, 
also  der  Ublichuu  betreuenden  Abtbeilun^  deü  Fiiian^uiiiabteriuins,  hier  die  je  nach 
Omst&nden  sweckmUssigste  Wahl  des  Systems  m  treSeii.  Dabei  wird  die  Tecbnil 
des  Finanzdienstes  auf  die  stärken-  F.iitwirkliiHi;  des  Systems  einheitlicher  Staatsiottsen 
hindrängen.  Di' .s  i^cschieht  u.  A.  diiic  li  ('iirinihuiuii  des  Erhebung^di<  ii>ts  für  ver- 
si-hiedenartige  Einnahmen  in  Einer  Kasse  oder  durch  Ueliertragung  eines  bisher  po- 
trcnnlcn  eigenen  Diensts  mit  auf  eine  andere  Verwaltung,  sei  es  in  Verbindung  mit 
der  Climulation  der  Verwaltungen  selbst  (Post  und  Tolcgraphic ) ,  sei  es  ohuo  solcbe 
(Stempelmarkendebit  der  Postkassen,  der  Tabaktrafiken  in  Moiiopoliändern,  Uebertragung 
der  Einzitduing  von  „(lericlitskosten"  an  eine  Stcuerv«  rw.dtiiiig,  wie  jüngst  in  Preusseii 
an  diejenige  der  indirectcn  Steuern).  Aehnlich  wird  iui  Ausgabcdiaist  verfahren,  z.  B. 
besondere  bebSrdlicbe  und  AusgftbekasBon  irerden  beseitigt  nnd  Ibre  Fonction  mit  foo 
einer  grösseren  einheitlichen  Kasse  übernommen  (Uebertragung  des  centiali  n  Aijsgabc- 
dicnstcij  der  bis  auf  eine  aufgehobeiion  preuss.  Ministerialkassen  auf  die  (ieneral-Staatskas-^  . 

Den  Gharacter  dor  drei  Systeme  schildert  Schrott  a.  a.  0.  S.  1B2  if.  gut  und 
pricis  in  folgender  Weise: 

a)  Beim  System  der  einbeitiiclien  Staatskassen  wird  Jede  einzelne 

Kasse  grundsätzlich  als  Kasse  der  Gcsammthcit  der  Verwaltungj'zwcigc  bcstelit.'* 
Erforderlich  ist  grundsät?li<  h  ..nur  Eine  Kasse,  nn  jedem  Orte  d(^h  Gi  biels,  an  welcher 
Geldanweisungen  einer  oder  mehrerer  oder  aller  Verwaltungsbehörden  do»  betreflcnden 
Gebiets  zum  Vollzug-  kommen  nttssen.  Das  Antrcisnngsrecbt  bei  jeder  solcben  Kasse 
steht  sftmintlich  t  ii  Verwaltungsbehörden  des  Gebiets  —  jeder  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise —  zu.  Das  'J'agi'lnn  li  einer  solchen  Kns<c  Zeijjjt  dalier  die  Kinnaliiiien  und 
Ausgaben  sämmtlicher  Verwaltungszweigc  des  Staats  vereint  uud  dca  hiernach  \m 
der  Kasse  vorliegenden  Gesammt- Kassen rcst  an  Staatsgcldcru.'' 

b)  Das  System  der  Vorwaltongszwcigkassen  „scbliesst  sieb  unmittelbar 
den  bestehenden  Vcrwaltungszweigcn  selbst  an**.  Jeder  soL-Le  Zweig  hat  ..>eino 
eigenen  Kassen  —  Finan/.kasst  ti  für  jeden  Einkommenzwcifr,  Aufwandskassen  iVir  jeden 
Aufwandszweig  —  in  erlordcriicher  Anzahl.  Die  Tagebücher  jeder  solchen  J\a^^e 
zeigen  also  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Geldstaud  (Kassenrest)  ihres  Ver- 
waltongszweigs". 

c)  Das  System  der  behördlichen  Kassen  schliesst  bieh  an  die  Behörden 
an.  Hier  sind  „für  jede  VerwaUiin::slielirirde  (i.  w.  S.*  in  dem  Territorialirel.iete.  üli  r 
welches  sich  ihre  W  irksamkeit  erstreckt,  die  zur  Voll/.i«  Imn^  der  in  ihrem  Wirkung^- 
kreise  gelegenen  Anweisungen  erforderlichen  Kassen  aufzustellen;  die  Tagebücher 
dieser  Kassen  zeigen  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Gddstand  der  &amml' 
hcit  aller  im.  WinlangskreisA  der  Beh<^rde  gelegenen  Verwaltangszweige  vereint**. 
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Beim  zveiten  System  ist  die  grtwte  Ajizahl  Kassen  nOtliig,  an  jedem  Ort  fttr 

'  <t' D  Verwaltung8z«reig,  der  hier  Einnahmen  und  Ausgaben  hat,  je  eine;  beim  dritten 
Warf  es  an  jedem  Orte  je  einer  Kasse  filr  jede  Behörde,  die  hi<*r  Anwtnsnnf^-cn  zn 
vulUiühen  hat;  beim  ersten  System  der  eiuheitlichou  Staat^lusseu  genagt  Eine  Kasäc 
sa  jedem  Orte,  an  dem  (SeDahningen  In  Staatsgeldern  zn  roUzlehen  sind.  Da  aber 
«a  jedem  Orte  die  Kassea  des  zweiten  und  des  dritten  Systems  in  Ein  „Kassen- 
aint"  rerf'inig^t  werden  können  («iid  sollen)  un^l  beim  ersten  \vietl<  r  die  Eine  Kasse 
für  verschiedcue  Geschäftsgruppen  bei  grösserem  (ieschäftsumiaag  in  mehrere  Aemier 
ufgeUtet  »erden  mass,  sei  die  erforderliche  Anzahl  der  Kasseuämtcr  bei  aJleo 
lirei  Systemen  die  nemliche  (Schrott  S.  i:(4).  Auch  er  bexetchnet  das  System  oin< 
iieitiirli  :r  Kassen  als  „das  in  der  Pr.ixii»  'u-  kmässigste". 

Besonder»  die  Post-,  Telcjrntphen -.  Ei^tMlbahnv'e^waItIJn^^  Monopolverwaltung'en, 
überhaupt  ,.Eiiikommeitzweigo  mit  gewerblicliem  Betrieb  in  eigener  Verwaltung" 
(Schrott),  Staats»,  Berg-  nnd  Hattenwerke  haben  auch  gegenwirtig  noch  allgemein 
ilir  eiireii.s  Kassensystem,  ganz  abgetrennt  von  dem  sonstigen  der  allgemeinen 
i  iüajiz?erwaltung,  von  iiiitoa  bis  oben  «re trennt  für  sich.  .Alit  dem  übrigen  Kassen- 
wesen stehen  sie  daher  regelmässig  nur  durch  die  Gentralstaatskasho  in  Verbindung, 
indem  sie  ihre  Oebenchosso  —  die  Übrigens  nicht  nothvendig  vorher  bei  einer 
»'entralkasse  des  ganzen  Vcrwaltting^veigs  angesammelt  zu  werden  brauchen,  soudom 
in  Sammelkassen  der  Mittclinstanz  bis  dahin  vt  iblcihen  kf'innen  'pr^^iiss.  Staatsbalmen)  — 
direct  an  diese  (oder  au  die  ihnen  zu  diesem  Behulc  specicU  angewiesenen  unteren 
nnd  mittleren  sonstigen  Staatskassen)  abführe  nnd  ebenso  tob'  hier  etwaige  Bedarfs- 
zochllase  .erhalten.  Innerbalb  jedes  solchen  Venraltungszweigs  und  seines  K;issen- 
'Vst^ims  kann  dann  eine  ähnliche  Kan?ordnung  der  Kassen  wi"  in  iibrip-n  Finan/- 
I*  sen  (§.  128)  vorkommen.  Doch  lässt  sich  auch  hier,  wie  bei  anderen  Verwaltun)^s- 
zweigen,  welche  etwa  nur  eigene  nnterc  (Lokal -)kassea  haben  (z.  B.  Wege-,  Forst-, 
Acciseverwaltung),  dio  *Einrichtung  treffen,  dass  die  Mittel»  nnd  Oberkassen  des 
•nstiiifn  Staatska.sscnsystems  au<  Ii  für  den  im  Kassenwesen  getrennten  Verwaltungs- 
£weiK  mit  fuugiren,  besondere  dessen  I^-berscliUssc  anfnehmen  und  aiif^h  etwaige 
Ausgaben  dafür  bestreiten,  direct  oder  durch  Dotation  der  ünterkasscn  de»  allgemeinen 
Stattika^n  Systems. 

Die  TerminoIo^M«^  b-'/ü^^Mich  der  teehnischen  Namen  der  verschiedenen  Kassen 
N:hwankt  in  der  Theuiie  und  Praxis  sehr.  Schrott  a.  a.  0.  S,  135  nennt  die  be- 
sonderen Kassen  des  Systems  der  Vcrwalt-zweigskassen  Specialka&soD,  ein  sonst 
Öfters  in  andeiem  Sinne,  z.  B.  für  die  nntcren  Lokalkaasen  oder  für  Kanon  (Ueinon 
Om&ngs)  zu  ganz  spedellen  Zwecken,  gebraaehter  Ansdrack. 

§.  128.  —  3.  Ran^ordniiDg  (^,^PIierarobie'0  Kassen. 

Bei  allen  Kasscnsystenien,  voi  iicuilich  dem  der  ciidicitlieben  Staats- 
kiiHseii ,  ilhulicli  aber  auch  innerhalb  des  Kasseuwesens  eines  in 
diesem  Gebiete  seibstäiidigcu  Verwaitungszwcigcs  besteht  oacii  der 
Fnnction,  der  Ausdebnang  des  territorialen  Wirkungskreises  und 
der  gliedliehen  Steilong  der  einzelnen  Kasse  eine  Eangordnnng, 
welebe  sieb  in  grosseren  nnd  kleineren  Staaten  ans  drei  typiscben 
Arten  von  Kassen  Knsatntnensetzi  Diese  werden  mit  den  Namen 
Unter-  oder  Lokal  iaueli  1. lonientar-),  Mittel-  oder  Bezirks-, 
nnd  Ober-  oder  Ilauptkahseu  deutlich  gekennzeichnet. 

Die  Kategorie  der  Mittelkassen  wird,  in  grössen  ii  Staaten  wenigstens,  cvenlmll 
wieder  2 — 3  verschiedene  Unterarten  umfassen:  Kreis-,  Pro?incial-,  neben  etwa 
zwischen  beiden  in  der  Mitte  stehenden  Bezirks-  oder  Districtskassen.  Diese 
Ifittelkassen  werden  sich  stets  mehr  oder  weniger,  gewöhnlich  ziemlich  oder  ganz 
j^eDan  an  die  alljfcmeinc  administrr.tive  Eintheilung  eines  Staatsg»'biLts  ans(  hli.  s>on. 
in  der  Kegel  auch  danach  ihren  besoderen  Amtsnamen  fuhren  inul  iliren  Amtssitz  in 
dem  betreffenden  Haoptorte  des  Kreises,  Bezirks,  der  Provinz  haben.  Die  Unter- 
tassen zerfiillen  mitunter  ancli  noch  in  reiscliiodenc  Rangklassen,  x.  B.  stehen  etwa 
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diu  Katsäcn  eiii^viuer  Steueivihebur,  Gliaussecgelduinuehmer,  behördliche  Specialkasscit 
einzelner  UnlorbehOrden  unter  eina  (pnltaaeren  LokatliMse,  mit  der  sie  zanftchf*  ab- 
rechnen, und  an  die  sie  ihre  Üeberschusse  abführen.  (Hie  und  da  Aehnliches  im 
Ausgabedienst,  z.  B.  Raukassen  für  einen  besondere  n  Ban,  als  Appendix  einer  Lokal- 
kasse). Die  Uauptkasscu  stehen  an  der  Spitze  des  ivassensystems  eine»  selbständigen 
VenraltnngssweigeB  und  sind  dessen  Gentraikasse.  Daher  froher«  wie  enr^Di 
(v^.  12»*(),  eine  ganze  Reihe  solcher  (oberster)  (Viittalkassen  nebeneinander.  Aber  auch 
hei  dein  System  einheitlicher  Staatska«si^n  und  einer  einzigen  obersten  Central-  oder 
(icncralstaatskasse  kommen  wohl  noch  abgezweigte  sonstige  Kauptkassen,  besonders 
fOr  Ausgabe^ruppen  vor,  so  Afters  for  die  Staatsschuld  (.«Staatsscfanldenkasse**, 
.,8taat>S(  huldentilgekasso",  für  die  MiliJärverwaltnni^.  die  Marine).  —  Schrott  a.  a.  0. 
S.  \'M  ti.  nnterscheidet  vier  Arten:  Elementar-,  Kreis-,  T-nndes-  und  Kei<  li-,kassen ; 
CS  empiiehlt  sich  m.  £.  die  zwei  mittleren  wie  oben  geschehen  als  Eine  Kategorie 
mit  2  Unterarten  znsammenzu fassen ,  Ran  Fin.  II,  §  506  bildet  S  Arten:  dieHanpt- 
staatskasso,  Prorinzialkassen «  untere  Kassen.  Kine  Vereinigung  mehrerer  Kassen  in 
Einem  Kassenamte,  z.  B.  auch  von  Stmts-  niid  Instituts-  (Fonds-)  Kassen  ist  ooter 
Umständen  schon  aus  Sparsamkeitsgründen  zweckmässig.   S.  Schrott,  S.  142. 

Die  Mittelkassen  des  Einnahmedienstes  bilden  diu  besonders 
Sammelkassen  itlr  die  Ueberschttsse  der  Unterkassen,  welche 
diesen  nach  Abzng  der,  wie  frUher  schon  zn  erwähnen  war,  regel- 
mässig uuniittclbar  von  ihnen  zu  bestreitenden  dirccten  Kosten  des 
Krhebuugs-  und  Ik-triebsanfwaudö  und,  soweit  diese  Untcrkab^«  i; 
zugleich  als  Ausj^abekassen  flir  eigcDtiicüe  VerwaltUDgsausgabcn 
dienen,  nach  Abzug  auch  dieser  verbleiben.  Gleiches  gilt  Ton  der 
unteren  Klasse  der  Mittelkassen,  den  Kreiskassen,  gegenüber  den 
Bezirks-  und  Provinzialkassen  und  von  diesen  gegenüber  der  einen 
allgemeinen  oder  der  betreffenden  besonderen  Hauptkasse. 

Anvh  die  wirkliclio  B;iargeldbewegnng  (eigentliche  „Kasscnbeweprung")  geht 
demnach  hier  zwischen  den  Kassen  voa  Unten  nach  Oben,  pracüsch  in  um  so 
stärkerem  Maasse,  je  weniger  eigentliche  Yenraltung^ausgaben  den  Unter-  und  lUttel- 
kassen  mr  Bezahlung  überwiesen  werden  und  je  mehr  grosse  Centnlaosgaboi  yor- 
kommen  nnd  direct  ans  der  Uaaptkasse  bezahlt  werden. 

Umgekehrt  werden  die  Ansgabekassen,  sowohl  die  reinen,  ohne 

Eiiiiialiiucdienst,  als  dicjcnigeu  einheitlichen,  deren  Einnahmen  oder 
l  ebtrschlisse  zur  Bestreitung  der  ihnen  übciwiescuen  Ausgaben 
nicht  ausreichen )  aus  der  höheren  Kasse  unmittelbar  oder  na/cU 
deren  Weisungen  von  anderen  —  höher,  gleich  oder  niedriger  im 
Range  stehenden  —  Kassen  mit  den  erforderlichen  haaren  Fonds 
(,y Vorlägen^')  versehen. 

Im  Ganzen  geht  also  hier  die  baaro  Gcldbowegong  zwischen  den  Kassen  tou 
Oben  nach  Unten,  aberfiel&ch  anch  in  Kebenkanftio  seitv&rts,  anf-  und  abvirts« 
in  allen  möglichen  Kreuzungen,  nach  dem  BedOrihiss  der  Venraltnng. 

Die  Dispositionen  in  dieser  Beziehung  werden  theils  generell 
ein  für  allemal  getrolVcn,  indem  bestimmt  wird,  an  welche  andere 
Kasse  eine  Kasse  ihre  UeberscbUsse,  regelmässig  in  bestimmten 
kurzen  Perioden,  abzuliefern  und  von  welcher  sie  Yeriilge  zu  be- 
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kommen  oder  zn  fordern  hat;  iheiU  erfolgt  sie  speciell  durch 
die  ADweisnngen  der  eompetenten  vorgesetsten  Behörde,  fiehliesslieh 

des  Finanzininisterinms  oder  der  in  diesem  die  Oeldbcwegiui^;' 
leitcüdeu  Abtheiluii^.  Ihr  dienen  hierl)ci  die  Kn  Ksenextracte 
lind  die  b  ueh  halteriscli  en  Z u sam in e n stell u ngc n  derselben 
an  der  Cent  raistelle,  heim  System  der  einheitlichen  wie  der  Ver- 
waltungszweigkassen  erfolgen  die  Anweisungen  und  Geldsendungen 
zDuScfast  meistens  innerhalb  des  bezOgliehen  Rassenwesens  eines 
grnsseren  Territorialbezirks  (Provinz).  Erst  wenn  sieh  hier  nooh 
üebersehüsse  oder  Verlagsbedarfe  im  Ganzen  ergeben,  tritt  die 
llauptkasso  direct  mit  in  die  V'crhiutliin^  oder  weist  I  ■  ebertragungen 
zwischen  den  Kassen  verschiedener  'IVrritorinlliezirke  an. 

80  bilden  also  die  Kassen  zuuäckst  iür  die  wirklichen  Geld- 
tibertragungen  zwischen  sieh  einen  sogen.  Kassen  verband,  der 
in  der  General -Staatskasse  gipfelt  und  mit  dem  Filialnetz  einer 
grossen  Bank  zu  yergleiohen  ist. 

Wie  bei  einer  solchen  Bank  kommt  es  aber  alsdann  auch  hier 
darauf  an,  die  thatslichlichcn  Geldübersendungen  zwischen 
den  Kassen  möglichst  zu  beschränken  und  durch  ancre- 
messene  Benutzung  des  Anweisungarechts  so  über  die  Fonds  jeder 
Ka^se  zu  disponiren,  dass  dieselben  von  ihr  selbst  zu  ihr  ein  für 
allemal  oder  durch  specielle  Ordres  überwiesenen  Ausgaben  thnnlich 
ToU  Verwendung  finden ,  aber  auch  ausreichen.  Eben  hierzu  ist 
wieder  die  umfassendste  Verbindung  yon  Einnahme-  und  Ausgabe- 
gesehäften  in  Einer  Kasse  geboten.  Die  Sache  wird  in  der  Weise 
durchgeführt,  dass  die  Kassen  in  bestimmten  Grenzen  sich  gegen- 
seitig einander  Zahlungen,  die  sie  an  Dritte  zu  leisten  haben,  — 
besonders,  aber  nicht  ausächliesslich  solche  an  anderen  Orten  als  dem 
ihres  Amtssitzes^ — zu  weisen  dtirfen,TornemlichdieTorgesetzten, 
höheren  gegenüber  den  ihnen  unterstehenden  unteren ,  aber  auch 
amgekehrt 

So  dürfen  z.  B.  in  Prcassen  die  Spccialkassen  für  Zahlungen  im  Orte  der 
U^cruagshaaptkass«  sich  der  letzteren  bedienen,  lastr.  v.  22.  Dec.  Ibti9  §.  6,  Herr- 
fartb  S.  287.  MGeldfersendungeii  sollen  ttberhanpt  mOgUcbst  Tonnieden  weMen,  dio 
B«.'hörden  haben  Zahlungen  durch  Abrechnungen  und  Anweisungen  in  allen  den  Frdlen 
bewirken,  in  denen  dios  füi^licli  geschehen  kann"  a.  a.  O.  Schrott  S.  HO  \<t 
<ialiör  im  Irrthamef  wenn  er  daä  als  etwas  Oesterreich  Eigcnthumliches,  in  Doutsch- 
bod  kaom  Vorkoannendes  bezeichnet  S.  auch  f.  d.  Folgende  Schrott  S.  148 

Diese  Art  von  „Oommissionsgeschäften''  —  theils  „auf 
eigene  Rechnung  der  vollziehenden  Kasse'^  theils  y,mit  Zurechnung 

an  die  zam  Vollzug  berufene  Kasse'*  (Schrott)  —  bewirkt,  dass 
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ein  ^losscr  Thcil  sonst  erforderlicher  GeldUber- 
sendungeu  und  damit  mancher  Zeit-  und  Kostenaufwand 
und  manches  Risico  erspart  bleiben  nnd  wie  zwischen  cien 
Filialen  einer  Bank  unter  einander  und  mit  der  Hauptbank,  auch 
wie  in  der  PostFerwaltnog  im  beatigen  Postanweisongsverkebr, 
statt  dessen  Abreehnangen  und  bOeberliehe  Uebertragnngen 
zwischen  den  Kassen  eintreten.  Dnreh  die  oben  befürwortete  Ver- 
bindung des  Staatskassenwesens  mit  einer  grossen  Centraibank  nnd 
deren  Filialen  (§.  122)  wird  auf  dieser  Bahn  noch  zwecknüissig 
weiter  geschritten.  Zieht  man  hier  möglichst  die  Consequenzen 
aus  dem  System  einheitlicher  Staatskassen,  so  kann  die  baare 
Geldsendung  auf  die  Fälle  mehr  und  mehr  beschränkt  werden^  wo 
gewisse  Emnahmekassen  definitiv  Ueberscbusskassen  nnd  gewisse 
andere  Kassen  desgleichen  Zoschosskassen  sind.  Darob  Hinzutritt 
einer  Bank  lassen  sich  dann  selbst  in  diesen  Fällen  Baarsendnngen 
noch  viellach  vermeiden. 

So  bilden  die  Staatskassen  in  doppelter  Weise  einen  Kassen 
verband  fUr   thatsächliche  Geldlibersendungen  und  fllr 
Abrechnungen  und  commissionelle  Ueberweisungen. 

nie  EinnahmeltasseD  aUtton  demnadi  ihn  Einnabnieii  an  die  höhere  und 

schliesslich  die  Gentralkasse  in  dreifacher  Form  ab:  durch  Zahlungen  für  eigene 
Jtechnnng.  in  Betreff  der  ihnen  zu  Lasten  liegenden  Ausgaben,  durch  Zahlungen  anf 
Ktichuung  einer  anderen  Kasäo  fur  di<i  gleichen  Zahlungen  dieser  letzteren  und  durch 
baare  Uebonendongea  an  andere  Kassen.  Die  Anssabelcassen,  welche  nicht  zuglcidi 
Einnahmelcassen  sind,  statten  ihre  Schuldigkeiten  auf  zvcifachc  Art  ab:  diiect  mittelst 
der  ihiHMi  baar  ttbersfindeten  Gelder,  ausserdem  durch  ^'cruiittlun^  anderer  Kiaaen, 
die  für  iiechuung  der  auweisenden  Auägabcitäääcu  Z:ihluugcn  leisten. 

§.  129.  —  4.  Das  Kassenpersoual  und  seine  Amts- 
pflicbten.  Zabl  nnd  Art  des  Kassenpersonals  richtet  sieb 
mit  nach  der  GrOsse  der  Kasse  nnd  ihrer  Geschäfte.  Bei  einhdt- 
liehen  Staatskasse,  in  welchen  Einnahme-  nnd  Ansgabedienst  ver- 
einigt ist,  lässt  sich  öfters  verhältnissmässig  an  Personal  und  Material 
(Geschältsräiime,  Kassenhehälter  u.  dgl.)  sparen  —  ein  weiterer 
Vortheil.  Das  Personal  grösserer  Kassen  pflegt,  in  den  eiuzelueii 
Staaten  ziemlich  übereinstimmend,  zu  umfassen:  einen  Vorsteber 
(Rendant),  der  vomemlich  die  Leitung,  Oberaufsicht,  die  FUhmng 
eines  Tagebuchs  bat,  ohne  selbst  an  den  eigentlichen  Zahlongs- 
geschäften  tbeilzunehmen,  einen  Controleur,  der  auch  mit  dem 
Vorsteber  signirt  (gegenzeichnet),  einen  Oberbuchhalter,  einen 
oder  mehrere  Kassirer  für  den  wirklichen  Zahldienst  (in  Empfang 
nehmen  und  auszahlen),  sonstige  Buchhalter,  Gehilfen, 
ii^cbreiber,  Diener. 
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Abgesehen  von  der  Sorgfalt  der  Auswahl  im  Personal,  bei  dem 
es  sich  in  den  meisten  Fallen,  auch  in  den  höheren  Steilen,  noch 
mehr  um  Vertrauenswürdigkeit  als  um  technische  Geschick- 
lichkeit in  den  an  und  fttr  sich  einfachen  Yerrichtangen  des  eigent- 
lichen EasflendienstB  nnd  des  damit  eng  verbnndenen  BncbfUhrnngs- 
diensts  handelt^  sollen  folgende  Einrichtnngen  und  Yorscbriften, 
theils  präventiver,  thcils  repressiver  Art,  gegen  VeiliiiLuiig  und 
auf  Wiedergutmachung  und  Bestrafung  vorsätzlicher  wie  fahrlässiger 
Schädigungen  der  Kasse  sowohl  durch  den  oder  die  Kassebeamten 
selbst  als  durch  Dritte  gerichtet,  —  die  gesetz-  und  ordnuogsmässige 
Ftthnmg  der  Kassengeschäfte  nnd  die  Sichemng  der  Kasse  vor 
Hmterziehnngen  der  Beamten  verbürgen. 

a)  Die  Stellung  einer  Amtscaution. 

Sie  wird  vuh  alltiu  oder  vou  bcatiuimt  geuaiuUeu  Beamten  einer  Kiu>äe, 
BBHieiitUcli  fon  den  fttr  die  Kasse  znnkchst  Yerantwortlichen  leitendeu 

und  oberen  Beamten  rerlangt.  Sic  inuss  regeluifissig  vor  der  Kinfülirari}^  in 's  Amt 
gestellt  werden.  Ihre  Hf^ho  richtet  sich  theils  nach  der  Bedeutung  der  Kasse, 
ioibesondere  den  durchschnittlich  darin  rorhandcncu  Beständen  —  w&a  in  diesem 
Pniiete  wichtiger  ist  ab  der  blosse  Umsatz,  —  theils  nach  der  Amtssteiiang  nnd 
Faricti<in  und  der  dadurch  mit  bedingten  YcrantworÜiclLkeit,  aber  auch  Möglichkeit 
und  iiiüglichen  Hohe  von  ünterschleifcn  des  einzelnen  Kassenbeamten.  Sie  steigt  dem- 
gcmass  bei  den  höheren  Beamten  und  ist  regeimasüig  am  Uöchstea  beim  Vorsteher  und 
«nten  Kassirer.  Sehr  hohe  Gantioiien  haben  das  Missliche,  die  Zahl  der  znr  Auswahl 
stehenden  Personen  zu  verringern  und  selbst  zu  grade  beim  Kassenbeamtcn  bedenk- 
lichff  Verschuldung  zu  führen.  Die  Kaution  wird  in  Baarem,  oder,  wie  jetzt  bei 
um  gewöhnlich  in  einheimischen  Staatspapieren,  die  als  Faustpfand  hinterlegt 
werden,  gestellt  Die  Zinsen  bezieht  der  Beamte.  Die  Bestellnng  der  Gantion  braucht 
nicht  nothwendig  durch  den  Beamten  selbst,  sondern  kann  eventuell  auch  durch  einen 
Anderen  für  ihn  rirfoljren,  wobei  nur  der  Fiscns  die  g:lcir*licn  Rechte  wie  im  ersteii 
Fall  erhalten  muss.  Die  Ansammlung  von  Cautionen  aus  KUckbehalteu  der  Besoldung 
vird  mitunter  passend  zugelassen ,  um  in  der  Auswahl  des  Personals  Dreier  zu  sein. 
Die  Caution  haftet  in  erster  Linie  für  alle  Verluste  und  Schäden,  welche  der  Fiscus 
dorch  die  Schuld  oder  Mitschuld  des  Beamten,  mag  Fahrlässigkeit  oder  bOsu  Ahsicht 
vorhegen,  erleidet.  Nach  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt  die  Kückgabe 
der  Caution,  sobald  keinerlei  Anspriicdic  an  den  Beamten  aus  der  Zeit  der  Dienst- 
Athrung  mehr  zu  machen  sind. 

S.  Schrott  a.  a.  0.  S.  418  If.  Ziemlich  hohe  Cautionen  in  Prciissen  wenigstens 
iur  'lie  bot  hsten  Kassen bea m te n .  niedrigere  in  anderen  deutschen  Staaten,  auch  in 
Oeaturreich;  hohe  vielfach  in  Frankreich.  S.  f.  l'reussen  d.  neue  Ues.  v. 
25.  Hirz  1873,  betr.  die  Cautionen  der  Staatsbeamten,  nebst  den  vielen  Aosführungs^ 
verordminiT»  II,  u.  A.  mit  f^ommentar  aus  den  Landtagsverhandlungen  u.  anderen  Quellen 
bei  Herrf  u  rth.  a  a. ' ).  S.  isl  If.  Die  relativ  hohen  Cautionen  sind  ein  ( "baraetcristirum 
(kr  soliden,  uU^r  m  aileu  Ijeziiglichen  Vcihdltuidacn  des  Finanzwcaeus  nocli  heute  wie 
im  ror.  Jahrhundert  sehr  argwöhnischen  preuss.  Verwaltang.  Die  Gantionen  sind  in 
deutschen  (nicht  nur  preuss.)  Staatsschuldobligationcn  nach  deren  Nennwerth  zu 
stelleu  (also  bei  niedrigem  Noininalzinsfuss  reell  kleiner  als  nach  dem  gosetzlif Jjon 
liöhebetrago).  Be  ispiele  von  Gautionon:  bei  der  (ien.staatskasse  Kendaut  l^.üOü  M. 
<Gekslt,  ohne  \Vohn.geId,  7500  H  momonton  8100),  Oberbuchhalter  6900  M.  (Geh. 
ßOOU  M.).  erster  Kassirer  6000  M.  {(ich.  GOOO  M.),  zweiter  4800  M.  (Geh.  fehlt  im  Etat), 
Kassirer- Assistent  3600  M.  (Geh.  .'{800  M.):  bei  den  Regier.hauptkassen  l'endant 
1S.00ÜM.  ((ich.  4SÜÜM.),  Uhcrbuchhaltcr  ÜÜOO  M.  (üoh.  2S5Ü  M.  i.  Durchschn.), 
taiier  8600  (Geh.  8600  M.),  ständig  mit  Vertretung  des  Rendanten  beaufitagte 
BscUuöler  3000  H„  Kassirer- Assistenten  12-- 1800  M.  (Geh.  210O  M.);  bei  Kassen 
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der  Doiuatictiverwalt..  der  FoTStvenraU.,  ReDdanten  io  Dacb  Grösse  der  Kasse  6000  bis 
3000—1500  M.;  die  Kcndaaten  bei  den  Haoptzoll-  und  Stcneräintem  9000,  Gon- 

tmleiirr-  27()(^  ^T.,  Kinnchincr  von  XeHcn^'oüämtcrn  *?fiO()    1*^00— 1200— rttH»  M.  Kassen- 
di'  ti  r  u.  d^l.  in  den  verschiedenen  Verwaltungen  bis  600  M.  —  üeber  Baiern  ein- 
goiiLud  St.  V.  Neuforn-Hock,  Hajidb.  I,  570  tf.  Verordn.  v.  11*.  Febr.  1819,  nebst 
sahtfeichen  lostractionen  u.  FiD.inui.eiits<  hlic^s^.   Die  Cautioncn  („Amtsbiirgs(  haften*') 
der  cip-entlirh'  ii  Kassenbeaintcn  (wie  sonstiger  caat.pfliclit.       mten')  sin«!  ausnahms- 
los in  baier.,  mindestens  M',',"'„  Staatsobligrationcn  ni  Karistpfaiul  in  Ix^stellen.  Die  Höh 
hebtet  sich  th.  nach  der  zu  verrechnenden  liruttoeinuabuic  (11  Klassen,  von  Max. 
6iM»0  M.  bei  Aber  tO  Mill.  M.  Samme,  5000  M.  bei  6^10  MUl.  M.,  n.  s  w.,  10OO  M. 
bei  20—80.000  M.,  400  M.  bei  Tnni.?er  als  lO.onO  \r,\  th.  sind  feste  Beträge  be- 
stimmt (z.  B.  Ka«seofficianten  und  (Jeldzählcr  400  M.,  Zollbeamte  3000,  2000.   1  hOO, 
1200,  600,  400  M.,  Malzauliichlag-Einnebioer  1000  M.).  —  Oesterreich  (Hofdecr.  r. 
1.  Joni179$  0.  Tieie  weiteT«,  s.  Blonski  I,  mtfl,  100,  Schrott  S.  419).  Die 
Kassen-  u.  vernrhnenden  Braiiiten  cautionspflichtig,  meist  die  Höhe  der  rautiou  der 
1-jähr.  Gehalt,  Erlegung  ))aar.  zu  .'>%  beim  Staatsschuldcntilg.fonds  oder  in  ristcrr. 
Staats-,  auch  Gruudcutlastobiigationen,  oder  „mittelst  iidejussorischen ,  mit  pragmat. 
Sicherheit  reisehenen  Caationsiostninients/*  —  In  Franit reich  (tr.  Hock  S.  89, 
62(n  Kaufmann  S.  61      bes.  Art.  cauiionnemcnt  in  Block's  diction),  ^a^tion^.- 
pffichtigkeit  allor  vorre«iinernlen  Beamten,  hohe  raiittonon  fnarh  Hock  300.tM»(>  fr. 
der  Staatscentralkassirer,   iOtj.oOO  fr.  viele  Oencraleinnehmer,  jetzt   allgemein  das 
Sechs&che  des  Betrags  ihrer  Emolninente  jeder  Art«.  wo?on  ein  bestimmter  erheblicber 
Theil  als  eignes  Vermögen  nachgewiesen  Verden  innss,  50.000  fr.  die  rerrechncndcn 
Agenten  der  Dir.  d.  Staatsschnlii).    Erlag  in  Baarem,  mit  3"^,  Vt*r/insung,  bez.  Um- 
tausch iu  .'{"/„Keute.    Die  Uauptsummo  dieser,  wie  der  sonstigen  Cautioncn  ^dcr 
Lieferanten ,  Notare  n.  a.  m.)  bildet  einen  Theil  der  schwebenden  Schuld «  Oesammt- 
betrag  1S7>  30S  (wovon  213  M.  fr.  in  29.6SS  einzelnen  Cautioncn),  ISVi  317  M.  fr. 
mit  fnarh  Et.  v.  1*>S3)  0.5  M.  fr.  Zinsen.    Die  baare  Ein/aliliiiit;  der  Cautioncn  u. 
deren  Hinzurecbuung  zor  schwebenden  Schuld  hat  keine  erheblichen  Bedenken,  weil 
die  KUckzahlangen  an  die  auascheidoncteii  Beamten  rogelui&ssig  dmrch  die  Einzahlaagen 
der  eiatrotonden  gedeckt  sind  und  sogar  meistens  spiter  als  diese  erfolgen.  — 

b)  Die  Einrichtung  einer  Art  gegen seitiger  Controle  der 

Kassen heamten  selbst. 

Eine  solche  besteht  bei  Kassen  uiit  mehreren  Personen  gewohulicli,  indem  bei 
Ein-  und  Auszablangen  mehrere  Beamte  bethdiigt  werden,  der  eine  so  den  anderen 
controliren  kann  und  muss,  eine  Gegenzeichnung  stattfindet,  der  Vcrsohlass  der  Kasse 
dnrch  mehrere  Bt;amte,  von  denen  jeder  einen  eigenen  Schlüssel  führt,  erfolgt  u.  dgl.  m. 

c)  Die  Bestimmung,  die  Kassen  bestände  regelmässig  in 
kurzen  Perioden  oder  bei  bedeutenderer  Hdhe  sebon  früher  an  die 
vorgesetzte  Kasse  abzuführen,  so  dass  in  einheitliehen 
wie  in  reinen  Ausgabekassen  im  Allgemeinen  nur  der  zur  Gesehäfts- 

ftlhrung  nnd  Auszahlung  erforderliche  Betrag  iu  der  Kasse  liegt. 
(1    Die  bestündige  Aut'sichtstührung  über  die  Kassen  und 
'  das  Ivasseupersonal  durch  stehende,  damit  beauftragte  Verwaltungs- 
organe. 

Hivrhin  gehört  die  specihsch  preuss*.  Einrichtung  der  K assonru ratoren 
juud  Kassen  rät  he,  Mitglieder  der  betreltendcn  Verwaltungsbehörde,  zu  der  die  Ka^se 
unraittellttr  ressortirt,  die  dann  zugleich  die  Revisionen  zu  besorge  haben.  Instr. 
V.  27.  Febr.  1769,  Ed.  v.  .SO.  Mai  1761»,  K.-O.  v.  .Sl.Dcc.  1825,  Begnl.  v.  IT.MtalSSS, 
Gesrh  an\reis.  f.  d.  Hegier.haoptkassen  r.  1.  Jani  1857,  s.  Herrfnrth,  n.  a.  0. 
S.  213^219. 

c)  Vornahme  regelmässiger,  p eriodischer  sowie  ausser- 
ordentlicher, gewöhnlich  mindestens  ein  oder  einige  Male  im 
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Jahre  uuvcrinnthct  statttindender  Kcvisioucu  durch  bestimnite 
vorgesetzte  Verwaltaogsorgane  nnd  darch  ad  hoc  im  einzelnen 
Falle  beauftragte« 

VfL  Sclirott,  S.  458  fr.  (««Scontririingeii^*  i.  d.  dsterr.  Terminologie,  ,,Ka8se* 

?>urz'  \  Die  rej^elmässigen  Kurisioncn  erfolgen  wohl  an  ein  für  allemal  festg:csetztcn 
Tagen  und  Stunden,  während  deren  dann  die  Kassen  für  den  Geschfift^vcrkchr  gi;- 
»chioääea  sind  (2.  B.  iu  Prcussen  monatlich  in  Berlin  bei  den  iiau|ilkai>seu  am 
letzten  Alltage  dee  Monats;  ansserordeotliclie  etoigomal,  mindestens  dnmaJ  im  Jthie). 
S.  f.  Preubsen  K.-O.  v.  19.  Aug.  IS25.  Herrfurth  S.  219  ff.  Es  ist  besonder» 
die  Uebereinstiinmung  der  I^üclier  mit  den  Kassenbeslünden  zu  prüfen.  Etwaige 
Mehrbebtände  Fcrfalien  dem  Staate,  Uefocte  werden  coustatirt  ujid  veranlassen  ein 
weiteres  Verfahren  gegen  den  Beamten  —  wobei  besonden  Vorsatz  oder  Verseilen 
tle^  Beamten  VerschiedenTielten  im  Vorgehen ,  Amtssuspension ,  Strafen  u.  s.  w.  1»- 
'linüt  und  Massregeln  zur  Sirherstellnnir  d<  s  fisralisrhcn  od'^r  lios  sonst  engagirten 
iiaeressea  (s,  preuss.  Verordu.  v.  24.  Jan.  ibU  betr.  licfecte,  Herrfurtli  S.  22U  Ii.). 
Bmndere  VorBchriften  betreffen  wieder  die  Verbatnng  ron  Vertnscbnngen  oder 
f'ollusionen  zwischen  den  iierisoren  und  den  Kasaraboamten.  (Solbet,  wie  in  Oester- 
reich, Verbot  für  den  Commissär  bei  dem  Beamten,  dessen  Kasse  zu  unter--:  Ii  •?!  ist, 
za  wohnen,  zu  üpei^cn  u.  s.  w.,  Biont^ki,  II,  357).  lieber  Vornahme  und  Bufund 
der  Berision  ist  ein  ProtolcoU  avfznnehmen  und  zu  onteneichnen.  Fflr  die  Richtigkeit 
der  Revision  haftet  der  Kerisor  mit.  Von  Straf  bestimmongen  kommen  im  Deutschen 
Reich  j'  t/.t  l«  s.  die  §.  '150  ft  iiira<  lic  Untersclilnirnng,  mit  (irfrmtrniss  nicht  unter 
3  Mon.  bedroht ,  event.  Verlust  der  bürgerl.  Ehrenrechte)  u.  ^.  3.M  ('lUaUtic  Unter- 
schlagung, verbunden  mit  Fälschung  der  BOchcr,  Geldpackete  n.  dg!.,  Zuchthaontrafe 
bis  zu  10  Jahren)  in  Betracht.  —  Vgl.  ausser  den  preuss.  Bestimmungen  die  baier- 
i-i  hcn  Uber  die  sng-en.  ..Visitatinnr-ri"  der  Kassen  'u  n  vorm u  t h  et i- .  cing-ehend 
uüd  grundlich  f.  alle  der  Kegiei-.tinanzkammer  unterstellte  Kassen  mindestens  einmal 
alle  4  Jahre,  nnbeschadct  dieser  Visitation  alljährlich  bei  einer  entsprechenden  Anzahl 
Eiaaen  cnisoriscb)  Ken  forn-llock  I,  2:n  ti'.,  die  Osterreichische  Instr.  Uber 
KtsscuntersurhTinjr  v.  I.  Nov  17!»,*!.  Vurs.  hr.  f.  d.  Vollziehung  der  Atii(>iintcrsuchung 
bei  d  SalllI^llunl^^kass.•u ,  Steuer-  u.  (jefiilisämtern"  v.  Biunski  11,  357.  — 

Die  kuTiLtermiüIicliou  period.  Kevisionen  sind  ausserhalb  l'reussens  nicht  allgemein 
«blieb.  — -  Für  Frankreich  s.  v.  Hock  S.  106,  Kaufmann  pass.  S.  02,  100  tf., 
Art.  comptab.  publ.  im  dict.  de  l'admin.  passim,  Art.  inspection  gener.  des  fin.  im 
Suppl.-m.  II  (1879).  Das  Staatsgebiet  wird  in  Abtheüungen  von  Departements  (Max.  9) 
zoriegt  und  in  jeder  Abtheilung  wird  durch  eine  aua  einem  (jeucraÜnspector  und 
einigen  lospectoren  bestehende  dommission,  einer  Beauftragten  der  finanzministeriolle  u 
'leneralinsjM  *  tion,  das  öflentlichc  Kassen  -  und  Itechnungswesen,  drei  Jahre  nacheinander 
immer  von  ileinsclbcn  Generali n spector ,  genau  tinten^ucht.  —  Bei  Kassenrevisioncn 
erfolgt  womüglicb  die  Untersuchung  mehrerer  Kaisen  bestünde  in  einem  Kassenamte 
oder  in  einem  Orte  gleichzeitig,  oder  es  wird  w&brend  der  Dntersncbong  der  einen 
Kasse  eine  Sperre  der  andren  vorgenommen.  —  .\ns';f^r  diesoii  so^'.mi.  ,,1^'stands- 
Tevisioncn'*  und  den  damit  in  prAs^erer  oder  kleinerer  Ausdehnung  zu  verbindenden 
..ßechnungsreFiäioncn"  durch  Dritte  sind  auch  wohl  regelmässige  Bestaudsrcvisiouen 
der  reebnnngsl^enden  Beamten  selbst  ron  sich  aas  vorgeschrieben  oder  llbiich. 

f)  Zn  r  Uns 8 e fe  n  S iehe r u n g  der  Kasse  gegen  Schädignngeni 
wie  bei  Diebstahl,  Einbrach,  Brand  n.  s.  w.  dnrcb  fahrlässige  und 
böswillige  HandluDgen  Dritter  nnd  darcb  Elementarereignisse  dienen 

verschiedene  technische  Sicherungsni  it  tcl  in  Bezog  auf 
La<;e,  Banart,  Verwahrung  des  Kasscnlocals  nnd  der  Kassenbehälter, 
worüber  Überall  ähnliche  Vorschritten  bestehen.  Für  die  lunehaitung 
der  letzteren  sind  die  Kassenbeamten ,  insbesondere  die  Vorsteher 
verantwortlieh  bei  vorkommendem  Einbrach  a.  dgl.  and  die  Visi- 
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tationen  der  Aufsichtsorgane  haben  sich  aui'  die  geeignete  Beschaffen- 
heit  dieser  EiDrichtnogen  mit  za  erstrecken* 

S.  z.  ß.  die  ßüstiinmungcn  in  Proussen  bei  Herrfarth  S.  2J2.  Bei  Kasseu 
in  PriratgeUsscn  mnss  der  Kcndant  in  dctiiselbcn  Hause  q.  sogar  iromOgjidi  in 
dem  Local,  wo  die  „Kaase**  (i  e.  S.)  anteigebracht,  schlafen  1 

§.  130.  —  5.  Der  Geschäftsgang  in  der  Kasse.  Nach 
den  früheren  Ansfdhningcn  Uber  das  Zaliliingswesen  und  das  tiiianziellc 
An  Weisungsrecht  setzt  die  Empfangnahme  von  Geldern  l'ür  den 
Staat  sowie  die  Auszahlung  von  solchen  anf  dessen  Rechnung  emen 
General-  oder  Specialanftrag  vorans.  Der  erstere  kann  der 
Kasse  in  der  Form  der  Ueberweisnng  eines  Specialetats  „snr 
Vollziehung"  ertheilt  werden.  Ein  solcher  Auftrag  bedingt  und 
begrenzt  die  Rechte  und  die  Pflichten  der  Kasse,  bez.  ihres  Vor- 
stands gegenüber  der  vorgesetzten  ßehihde  und  dem  Fiscus  wie 
gegenüber  dem  Publicum  nach  Unten  und  Oben  zu:  d.  h.  nur 
innerhalb  der  Grenzen  dieses  Auftrags  darf  in  der  Regel  von  der 
Kasse  QtM  für  den  Staat  angenommen  oder  eingezogen  nnd  in 
Zahlung  verausgabt  werden,  aber  innerhalb  dieser  Grenzen  mnss 
das  auch  geschehen,  soweit  das  von  der  Kasse  abhängt,  sonst 
verletzt  der  Vorstand  seine  Amtspllicht  und  wird  demgemaaa  dem 
Fiscus  oder  dem  Publicum  regresspflichtig. 

Eine  Reihe  einzeloci  Yoi-schrifteu  besteht  hier  wieder,  um  die  Rechte  dieser 

hcideu  Thcile  pcgonübcr  der  Kassenrerwaltung  sicher  zu  stellen:  Vorschriftcrj  über 
den  (lang  der  Kassengeschäfte,  üb<r  die  von  der  Kasse  ihhci  zu  beobachtcuden 
i  t>rui4iiitätcn,  Controlvorschriften  zum  Schutz  der  Kochte  des  Staats,  welche  die  Ka^^c 
gegenflber  dem  zaldcndcn  und  Zahlung  empfangenden  PabUcam  wahrzunehmen  bat 

und  wieder  zum  Schutz  der  Rorhte  des  Staats  gcj;oiiii1ter  der  Kasse  selbst.  Manches 
gestaltet' sif'h  hier  wcg-en  iIlt  Yrrsrhi» dünhcit  des  betreflendea  fiscaliscäcn  Interesses 

im  Ei  uaah m odiciiüt  uuJ  iiu  Ausgu'MMlienst  verschieden, 

a)  Im  Ein n ahm e dienst  fdllt  der  Kassenverwaltung  ala 
solcher  in  der  Regel  nicht  die  eigene  Vornahme  derjenigen  Acte 
zn,  dnrch  welche  Geldfordemngen  des  Staats  —  aus  Verträgen, 
aus  dem  Titel  der  Steuer-  nnd  Gebtthrenpflicbt  —  in  jedem  be- 
tretenden einzelnen  Falle  festgestellt  („liq  uidirt^')  und  zur 
Einziehung  oder  Erhebung  angeordnet  werden.  Das  i.st  viel- 
mehr die  Aufgabe  der  bezüglichen  Verwaltungsbehörden,  bteuer- 
erhebungsorgane  u«  s.  w.,  die  auf  Grund  ihrer  Liquidation  der 
einzelnen  Zahlnngspflicfat  einer  Person  der  Kasse  den  Auftrag 
znr  Einziehung  der  Forderung  von  dieser  Person  geben. 

Nur  ist  häulig  die  Kasse  selbst  ein  int*^«rrirender  Bestandtheil  einer  solchca 
Verwaltungsbehörde,  i.  B.  die  Zollkassc  des  Zollamts,  dessen  eine  Abthcilang  daon 
die  Kqnidiiende  und  zur  Einzahlung  bei  der  Kam  anv^Miide  Instanz  ist. 
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Hier  handelt  es  sich  dauu  um  eine  vierlache  Keibe  von 
Yorkebrungen  und  Sichcrnngsmitteln,  von  denen  die  drei 
ersten  ebeoBowohl  za  Gaosten  des  Fiscos  als  des  PabUcnm»  in 
Betracht  kommen:  einmal  um  richtige  Feststellnng  der 
Zahlnngspflfcht  Seitens  der  Liqnidationsinstanz  —  dass  alle 
gesetzlich  lici^^ehöri^^cn  Fälle  in  richtigem  Maassc,  zu  rechter  Zeit 
wahrgenommen  uud  die  Zahlungen  dafür  vorgeschrieben 
werden;  —  zweitens,  dass  demgemäas  an  die  Kasse  alle  eil  order- 
lichen Anweisungen  richtig  und  rechtzeitig  ertheilt - 
werden;  drittens,  dass  die  Kasse  sie  danach  richtig  nnd  recht- 
zeitig vollzieht  nnd  viertenSi  dass  sie  sie  in  ihre  Blicher 
richtig  einträgt  nnd  die  Fonds  wirklich  im  Bestände  ftthrt. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Kassenpersonals  bezieht  sich  nur 
auf  die  beiden  letzten  Puncto.  Die  Instructionen  müssen  hier  die 
PHicht  der  Kasse  genau  bestimmen  uud  die  Controlc  sich  aui  die 
£rniUang  dieser  Puncte  erstrecken. 

.Von  Einzelheiten  wichtigerer  Art  nnd  formellen  Vorschriften, 
Uber  die  der  Kasse  obliegenden  Verpflichtnngen  —  im  Verkehr  mit 
dem  Zahlungen  abstattenden  Publicum  und  zwischen  Kassen  unter- 
einander, daher  besonders  bei  Ablieferungen  von  Ueberschtisscn 
an  andere  (Hammel-  oder  sonstige)  Kassen  und  bei  der  Eniplang- 
nahme  von  Geld  aus  anderen  Kassen  —  mögen  folgende  Puncte 
beztiglich  der  Qnittnngen  nnd  der  Qeldsorten  nnd  Geld- 
zeichen hervorgehoben  werden. 

a)  Bestimmungen  Uber  die  von  der  Kasse  zu  ertheilendeu 
Quittungen. 

InhAlt  und  Form ,  Art  und  Zahl  der  Unterschriften ,  etwaiger  Äintssteinpel  auf 
'1er  Quittnn«^  und  Angnbf  sonstig'cr  Moincfifo,  welche  die  Kcchts^^nlti-rkeit  der  Quittung' 
bediogeQ,  sind  genau  vorgeschrieben.  Zur  Do^polcontrole  geecn  den  zahlenden  (^uittungü- 
empfänger,  romemlich  aber  gegen  die  Gold  einnehmende  uud  darQber  quittlrende 
Kaae  dieocn  wohl  (bei  Steuererhebungen,  besonder»  in  der  Zoll-  und  Acciseverwaltiing, 
aber  auch  sonst,  besonders  in  I  rankreicl))  Einrichtungen,  wie  ihiss  allo  solche 

t^aittungen  zunächst  in  «  iin  in  Ixcgister  oder  Quittnn^sbuch  sich  betiuden  und  der 
Reihe  nach  bei  der  V'uiMreadung  aus  ciueui  aulchun  herausgezogen  werden  mUsseu. 
Hi«»r  lind  mehrerlei  Controls'  mOglich,  namentlich  mittelst  der  im  Boche  zoittck- 
Weibenden  Aufschr»  ibungen  und  Rinder  (Ilork,  Fmnkr.  S.  03).  Oder  man  ver- 
sieht die  Quittungen  mit  Talons,  die  vom  Empfänger  der  Quittung  behufs  der  Controlc 
a&  andere  Vcrwaltungsorgauo  zur  Abtrennung,  Eintragung  und  Visirung  in  kurzen 
Fristen  tiberreicht  trerden  mOssen  (Frankreich«  Hock  a  a.  0.,  Kaufmann  S.  101). 
h  Preoföcn  sind  die  Qnittnngen  derReg.hauptkasscn  von  dem  betrefT.  Buclihalter,  dorn 
Rassirer  und  dem  Landrentmeister  zn  vollziehen  ((ie9ch.anireis.  r.  1.  Jnni  1857  §.  49).  — 
O^rr.  Bestimmungen  Bionski  II,  353. 

;i)  BestiiiniiiiiigcM  über  die  ia  Zahlung  auznnehmeadeii  Geld- 
Kurten  und  Geldzeichen. 
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Kcgelüiässig  gelten  hier  zunächst  die  Vürsschriften  der  Münz-.  Papiergeld - 
und  etwa  auch  d«r  Bankgesotze  ttber  die  gesetzlicheii  Zablmittel.  Danach  mOascn 

Slaatskas^i'ii  mitunter  Scheidemünze  und  leichtes  Silbergeld  im  System  der  reinen 
(iold-  od'T  (iiT  Doppelwährung  in  üruss.Tcn  Rotrifrcn  o*ler  «elhst  unhodin^t  für  jede 
Summe  in  Zahlung  auuehmca,  auch  wenn  dalur  im  i'nvatvcrkchr  Bcächruokuogen 
bestehen  (Deutsches  MQnrfrcs.  v.  9.  Jali  iS78  Art.  9  AI.  2:  Reichssilbennttozeii  TOn 
Boichs-  u.  Landeska^^    i     i  jedem  Betrage  anzunehax  n).    Kiiih'-imisohcs  Staats- 
papier^-pld  mit  und  ohne  Zwansrsrnrs  ist  in  der  Kegel  von  ölfentlich-'n  Kns^scn 
allgemeiu  und  im  Nennwcith  anzunehmen,  do<  h  erstcreü  iu  rapicrwührungslaiideru 
im  Interesse  der  Metollgcldbeschaffung  fllr  einzelne  Zahlungen,  die  io  Gold  oder 
Silber  verlangt  werden  (Zölle.  Nordamerika,  Oesterreich,  Kussland)  mitunter  uicbt  oder 
nur  n;>ch  dcrn  Cnrswerth.    Hei  dem  f«  inllst/aren)  Staatspapiergcld  ohnt'  Zw:<nL'-  -urs 
hat  frlüier  mehrfach  (Oesterreich,  Prcusseu  u.  andere  deutsche  Staaten;  die  Vorschrift 
bestanden,  dass  bestimmle  Quoten  ron  Zahlungen  an  Staatsirassen,  besonden  Steuer- 
zahlang^  in  solchem  Papiergeld  oder  mit  „Strafagio''  in  Mitnzo  gesahh  werden 
m(nsrn,  -    im  Interesse  drs  fiirs-s  d-^s  Papiergelds,  eine  Bestimmung,  die  r.  B.  in 
Preu&scn  forniell  nicht  aufgehoben,  aber  obsolet  geworden  war  *  die  Hälfte  der  t^ourant- 
zahlung  an  Staatskassen  hnttc  in  Kasscnanwois.,  oder  mit    '     „  Strafagio,  1  Sgl.  vom 
Thaler,  zu  erfolgen,  Best.  v.  1S24,  ls2r)  u.  IS'iT).   Von  inlftnd.  Banknoten  werden 
in  der  Kegel  nm  die  d.  r  Centraibank  in  Zahlung  genommen,  was  mitunter  ausdnirk- 
lich ,  wie  frliher  l)ei  der  Preuss.  Hank  als  ein  Privileg  zugesagt  ist;  jetzt  gilt  in 
Deutschland  die  Bestimmung  des  Bankgesetzes  v.  15.  Mär/,  1*^75  §.  2,  wonach  auch 
fUr  Reichs-  und  Staatskassen  keine  Verpflichtung  zur  Annahmo  der  Noten  bei  Zahlungen 
an  sie  besteht  u.  auch  ni«-ht  durcli  I  nndr-^-^esetz  fUr  Staats-kasbca  begrnndet  werden 
kann.    Doch  ist  wr.M  alltrt  mrin  in  den  Einzclstrifif'^n  (speciell  in  Prcnsst  ni  An- 
nahme der  Kcichältaiik-i^utcn  an  den  Staatskassen  im  V'erordnungpwego  vurgcschrieben 
und  erfolgt  sie  ebenso  danach  in  den  Einzelstaaten  je  fUr  die  betreffende  Uaoptzettel- 
bank  ihres  Lands  (s..  in  Baiem  f.  d.  Noten  der  Baier.  Notenbank  u.  s.  w.).    Die  Ent- 
wicklung der  Creditwirtlisrhaft  macht  wenigstens  in  gewissen  Verwaltungszweigen  die 
Annahmo  von   Checks  auf  Hauptbaukcu  wünschenswerth  (s.  o.  §.  122).    In  der 
R^I  beschränkt  sich  die  Annahmepflicht  der  Staatskassen  auf  iniindische  Manzen 
und  etwaige  sonslig^e  Zahlungsmittel.    Doch  kommt  in  einigen  Zweigen  —  Zolldienst, 
Eisenb.  u.  Postrerwalt.  —  die  Annahme   fpfind^^r  Münzen,  bes.  ohlmflnzen, 
Papiergelds  und  selbst  Banknoten  (Kussiand)  nach  bestimmtem  Cun>e  vor.    Der  ganze 
Pnnct  ist  mQnz-  u.  creditpolitisch  wichtiger  ab  finanzpolitisch,  s.  darttber  laueres 
in  A.  Wagner,  Zettelb  polit.  2.  A.  I'rcib.  IS73,  S.  43 — 49.  Verwechslungsge^chäflc 
mit  den  Kassenbeständen  sind  den  Beamten  untersagt.    ledwede,  auch  no<  Ii  so  kurze 
Benutzung  von  Kasseugcldern  für  Privatzwecko  eiucü  Kassen  bcamten  iüt  verboten. 

Die  Controle  gegen  die  Kasse,  bez.  den  Kassirer  mnes  nan 
theils  (Iure Ii  die  anderen  Beamten  (Vorsteher.  Bnchhalter),  theils 
gegen  das  ganze  Personal  durch  Verwaltuiitc^or^ane  im  Wege  der 
Revisionen  u.  dgl.  mittelst  Vergleicliuug  der  Hlieber  der  An- 
weisuugs-  und  Liquldationsbehörden  mit  den  Bticbern  der  Kasse 
nnd  dieser  Bücher  mit  den  Kassenbeständen  avagettbt  werden. 

Speeielle  Vorschriften  bestehen  .regelm&ssig  noch  über  die 
Reihenfolge  der  Operationen  im  ßinnahmedienst  and  nber 
die  Functionen  der  einzelnen  Kassenbcanitcn  dabei: 

Empfang  der  Anweisung  zur  Zahlungsannahme ,  Anbieten  der  Zahlong  Seatens 

des  Ptlichtigrn  .  Vm^lricluiiii;  d  r  Anw»  i>iiiiüL'ii  und  ..Kmpfangszettel"  mit  dem  An- 
gebote des  l'llirlitii;.-!! ,  Eiii]*i'angnahiii'',  Soitinint:.  Zahlung  dos  Geldes,  Eintragung 
iu  die  Bücher,  Ertheilujig  der  Quittung.  Die  buchhalterischen,  die  Thätigkeiten  der 
eigentiichon  Geldhantiemng,  die  Gontrolansttbung  durch  Gegenzeichnung  eind  bei 
grosseren  Kassen  hier  Functionen  Teischiedener  Beamten. 
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Nicht  minder  bestehen  far  die  Auf  bewehrong,  Yerpackang  (Art,  Beutel,  Packete, 

lüuIJen,  £ijihcitüirerthbeti%e  der  Rollen,  Noteopacketo  u.  s.  w.  nach  GcEdaorten,  Noten» 
itilcken),  V.^rs.Mi(liin?  —  bei  uns  rcgeluiässig  nur  darch  die  J;'OSt  —  genaue  Vor- 
icliriften  bia  lu  die  kleinüten  Einzelheiten  hinein. 

b)  Eine  Reihe  der  im  Vorauägeheudeu  erwähuteD,  namentlich 
die  letztgenannten  Vorschriften  gelten  ebenso  oder  mit  einfach  aus 
der  Sache  sieb  ergebenden  Aendernngen  fttr  den  Aus  gäbe  dienst. 
Einige  andere  Puncte  kommen  bei  ihm  speciell  in  Frage  und  sind 
gleichfalls  überall  durch  besondere  Vorscbriflen  geordnet: 

«)  Die  ri  iü  uii^  der  Zali  hui forde run ^eu,  sowohl  der 
nach  Generalaultra^^  von  Amtsswe^en,  als  der  auf  Kpeoielie  An- 
weisung der  competeuten  Behörde  zur  Kasse  gelangenden. 

Im  enteo  FaU  muaa  die  Pnifuug  der  Kasse  auf  die  sachliche  und  formelle, 

im  zweiten  Fall  wesentlich  nur  auf  die  fonnello  Berechtigung  der  Forderunjr  iiiid  des 
lord-^rnden  gehen,  indem  hier  die  sachliche  Prüfung  iu  der  Auweisuners-  iiiid  J>iqui- 
Jationsinstanz  zu  erfolgen  hat  i,^.  V2i).  Die  erforderlichen,  genau  vorgeschriebenen 
Bei  i^rtiK  kl  .  iiiUhigen£ftllB  eine  Legitimation  und  der  Nachweis  der  Identitfit  des 
/.ililiiii-rldidtTiKlen  sind  zu  verlangen.  Die  Erhebung;  muss  For  Ablauf  des  Credits, 
aus  dem  die  Zahlung  erfolgt,  stattfinden,  weshalb  tleni^njmäss  der  richtige  Termin 
ai  prüfen  ist.  Sie  darf  regelmässig  auch  nicht  vur  Eintritt  des  rechtlichen  (z.  Ii.  bei 
Besoldoogeu')  oder  vertragsmftasigen  Termins  der  P&Uigkeit  erfolgen.  Pttr  ansnahms- 
»eise  vorher,  dann  als  Vorschus»  zu  leistende  Zahlungen  muss  die  Kasse  gewöhn- 
lich zuvor  die  Erlau bniss  der  competentcn  Behörde  einholen.  Solche  VorsrliUsse  sind 
'iauQ  auch  in  der  Buchung  besonders  zu  behandeln,  nach  hierfür  in  den  Instruciioncn 
ebenen  Vorschriften  (prenss.  Instr.T.  IS.Dec  1824§.  23,  Anveis.y.l.  Juni  1857 

p*,)  Die  Vornahme  der  Zahlungen. 

RegelniiUsi^  Hind  die  Beläge  und  Quittungen  von  ciueiu  iiueh- 
halter  zu  prlileU;  zu  siguiren  und  die  Posten  in  das  betreffende 
Buch  einzutragen )  dann  an  den  Vorsteher  der  Kasse  zur  Unter- 
zeichnnag (Zahlungsvermerk)  und  von  ihm  an  den  Kassirer  snr 
Anszablung  zn  leiten. 

üeber  Form  und  Inhalt  der  Quittungen  bestehen  genauere  Vorschriften;  der 
Scknldgmad,  die  zahlende  Kasse  sind  mit  zu  nennen,  die  Geldbetriige  ausser  in  Ziflem 
auch  wörtlich  anzugeben.  Für  die  (Jeldsorten  und  (i  eidzeichen  gelten  bei  Zahlungen 
aus  Stil atskasseu  die  münz-,  papiergcld-  und  bankgesetzlichen  Vorschriften  genau, 
daher  hat  hier  die  Kasse  begrenztcre  liechte  bei  der  In  -  Zahlunggcbung,  als  bei  der 
lu-Zahlungnahmo  (s.  o.).  Papiergeld  und  Banknoten  ohne  und  Kleinod  mit  be< 
>clirtiikt''ra  Zwangscurs  braiirht  z.  B.  der  Zahlungsbercchtigte  nicht  anzunehmen.  Die 
I  iUigkeitstermine  von  (jt  Kls^iiiiim«  n  wcrilen  nicht  immer  von  den  Berechtigten  inue- 
Rchalten.  Die  Kassen  kOnuen  daiuuf  nur  beschränkt  hinwiilen,  sollen  aber  nach 
Xtflichkeit  die  rechtzeitige  Abhebung  botreiben,  um  Uebertragung  yon  Resten  zu 
TerttHtcn  (Preosson). 

§.  131.  —  tl.  Kasseuwcsen  einzelner  Länder.  Die  < 'ri^aiiisation  und 
Function  der  Kassen  hängt  vielfach  mit  der  Einrichtung  des  Finanzdieusts  und 
der  ganzen  FinanzvervAltung  zusammen.  Insofern  var  davon  schon  oben,  so- 
wohl bei  der  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  als  bei  derjenigen  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  dieses  Dienstes  mit  zu  sprechen  (i^.  Kfi  fl",  ff.),  worauf  daher 
Itii^r  vemioscn  wird.  Weitere  Einzelheiten  sind  iu  §.  121,  I2h  und  in  den  voraus- 
gdieaden  §§.  129  u.  130  zum  Beleg  und  zur  Erllatemng  der  Darstellung  angegeben 
worden.  Im  Folgenden  wird  noch  ein  Geaammtdberblidt  gegeben,  etwas  eingehender 
aber  nur  fQr  Prcussen  und  Frankreich. 
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la  Prea88«D  (§.  91,  96)  bestellt  keines  der  genannten  drei  Kaasensyateffle 
fein  oder  aussclilics»Uch,  sondern  '  ine  Cmabination  denselben,  mit  duutlichen  Resten 
der  älteren  Verhiiltiiissc,  wenn  an.  h  da?  l'iiricii)  der  tisr ;ili--choii  k;i>s<'iicinheit .  ei»e 
gröääöre  Ceutraliäatiou  des  Kasscnwesenä  uud  die  Kiurichtuug  ciDhcitiiclier  SUatskasäeu 
besonders  in  der  Ober*  und  llitteiinsUkOS,  tbeilveiso  aucb  in  der  Unteiinslans  in  dem 
Kassenwesen  (L  r  <'ii;<-ntli<  hen  Flnanzferwaltung  Platz  gegritfen  haben  (§.  121).  Der 
Uebcrgang  einzelner  N't'iwaltunjrs-  und  Einnnhniezwcige  (Po-^t.  Telegraphie)  uh«! 
grosser  Ausgabezweige  ^iecr,  Flotte)  aiil'  das  Deutscho  üeich  hat  die  Au^ichtiidung 
dieser  Dienste  anch  Ms  der  preoss.  Fiaanzrenraltnng  znr  Folge  gehabt  Die  Ver« 
wultiing  «I  r  zolle  Dud  gemeinsamen  inneren  Steuern  ist  aber  bisher  bekanntlich  bei 
drn  Kiii/rlscmten .  unter  K<  [.-iisrontrolo,  rrrMIuhi  n.  Im  prsnss.  Finanznkinisteriam 
besteht  ein  Abrecbnun^sbureau  für  die  lioichssteuern. 

An  der  8[)itze  des  preuss.  Kassenwesens  steht  die  Genoralstaatskasse,  in 
welcher  das  Princip  der  fiscal.  Kas^<>ii*  inheit  leprAsentirt  ist.  An  bi>  fuhren  di<; 
and^r-^n  Ober-  und  Mittelkassen  die  L  cb»  rsrlinsKc  ab  oder  lei.s!t'ii  für  sie  in  ihrem 
Auftrage  daraus  direct  Zablnugen,  und  sie  dutirt  die  anderen  Uberkassen  direct  luit 
Geldfonds  oder  iudircct  uüt  der  Summe  ihrer  ctatmässigen  Credite,  indem  sie  Zahlungen 
fttr  dieselben  selbst  ansfttbrt  oder  durch  andere  Kassen  ausfahren  llsst 

Dir  weiteren  noch  bestehenileii  Ccntralkassen  sind  die  so^en.  (J e n oralkasscn. 
von  denen  narli  Ausscbeidung  der  (ien.-l'ostkisse  (''ntral-Einiiahrnukasaie  nur 
noch  die  General lotteriekassc.  als  Central- Ausgabe kasseu  nur  noch  die  eigene 
tienemlkasse  des  Minist  d.  gelstl.  Unterrichts-  v.  Medicnngelegeslieitea  n.  die 
Staatsschuldentilg;ungska^st•  Ix^tehcn.  Die  anderen  Ministerien  haben  keine 
ci^eni'H  (icnci.ilk  is-^cn  (das  Min.  d.  Inn«  ren  hr»t  eine  Minist.-Bureaukasse).  Die  Gencral- 
Staatskiuiät;  liii  i  ui  ministenum  fungirt  für  den  Ausgabedieust  dieser  Ministerien  ioit, 
soweit  es  sich  nm  Geniralausgaben  (in  Berlin)  handelt  Darin  ist  das  Systöm  der 
einheitliclien  Slaabkassen  conse<{ueut  durchgeführt. 

Die  Mittclk:i-.s.  n  sind  in  den  Provinzen  die  (33)  Uegiornngshauptkasscn 
im  Auschluss  au  die  uduiinisirative  Eintheilung  in  Uegicr. bezirke,  am  Sitze  der  iiegicniog, 
allgemeine  einheitliche  Staatskassen  für  Einnahmen  und  Aasgaben  Ibies  B«altw, 
Sammelkassen  der  Kreis-  und  der  sonstigen  Ontcfkassen,  ein  Hanptglied  des  preoss. 
Kasscnnresens. 

Unter  diesen  Kassen  stehen  vor  allen  die  Kreiskassen,  welche  als  Einnabine- 
kassen  znn&chst  Püt  die  diiecten  Stenern  fnngiren  nnd  Sammelkassen  für  anders  Unter- 

kasäcn ,  dann  aber  auch  Ausgabekassen  der  Staatsverwaltung  im  Kreise  sind.  Sie 
gehören  einerseits  zu  den  Mittel-,  anderseits  zu  den  ünterkassen.  Dasselbe  gilt 
Tou  den  lediglich  als  Einnahmekafisen  fungirendea  Ka&>en  der  HauptzoU*  und 
Steoorämter  für  die  indirecten  Stenern  nnd  von  der  Stenerkasse  der  Verwaitun;^ 
der  Berliner  directen  Staatssteoern,  Kassen,  tod  welchen  nur  etwa  die  eigenen 
unmittelbaren  KrlKlumc^  -  u.  Betriebskosten  zu  verausgaben  sind.  Diese  Kassen  siiid 
zum  System  der  „Verwaltungszweigkassen"  zu  rechnen.  Ebenso  die  weiteren 
t'uterkassen  (sogen.  „Specialkasson"  in  Preussen),  vomemlich  für  den  Einnahme- 
dienst and  etwa  auch  für  Specialausgaben  ihres  Dienstzweigs,  nemlich  die  DunKtncno 
rentamts-,  dir  Forst-,  die  Ncbenzollaint'; die  Kassen  der  Steucrempfiinger  u.  Erheber 
(der  direeteii  Steuern,  vornemlich  in  den  westl.  u.  neuen  Provinzen).  Aehnlichc  ünter- 
oder  Specialkassen  nach  dem  System  der  Verwaltungszweigkassen  für  den  Ausgabe • 
dienst,  aber  gewöhnlich  zugleich  fUr  die  Einkassirnng  der  spec.  Amtseinnahmen  der 
Behr.id.:  oder  Anstalt  sind  die  maiK  Ii.  i  Spocialkassen  in  den  verschiedenen  Ministerien: 
so  in  der  Unterrichtsverwaltini!;  ( mi  hi farh  einzelne  Schiilkassen ,  Univers.kasscn  für 
gewisse  Kassengeschäfte,  Kraukeubauskasaeii  u.  dgl.  m.;,  in  der  Inndwirthscliaftl. 
Verwaltung  (Gestaiskassen),  in  der  inneren  Verwahnng  (Gef&ngnisse ,  Strafanstalten^ 
Statist.  Bureau,  Pulizcikassen  u.  a.  in.).  Im  Finanzministerium,  Abth.  f.  Kassen-  u. 
Etatswesen,  gehören  hierhin  noch  die  Haupt-Seehandliingskasse  (der  überhaupt  in  di-r 
Kassen-  wie  soustigeu  Verwaltung  ein  eigenes  selbstandij^es,  nur  dem  l  iu.uiiu.  an- 
gegliedertes Institut  darstellenden  „Seebandlnng**),  die  Kassen  des  k.  Leiliamls,  der 
Munzverwaltung,  die  Ministorialiiaukasse.  die  Kassen  der  Wittwen-  u.  Waisen veri)flcgiing»- 
anstalten  (auch  in  anderen  Ministerien,  so  die  Inftizofficianfen- Wittwenkasse  im  Jostix* 
min.},  die  Kassen  der  Kcutenbankcn,  die  Depositenkaäsen  u.  a.  m. 

Einzelne  dieser  Kassen  (z.  B.  Polizeiksssen)  können  aucb  zur  Kategorie  der 
„hob ftrd liehen  Kassen**  gerechnet  werden. 
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Ein  eigenes  Kassensystcm  fbrsicli.  Unter-  wie  Mittelkassou,  hat  die  Ber^vorks* 
renntltung  vBergamts-  u.  Oberbergaintbkasscn)  u.  die  KiscnbahnFonraltung  (HaQpt- 

ka^n  bei  den  Directioncn,  Bi^tricbskassf^i  l»ei  den  B(:tri('b>rimtcrn.  dnnn  Slationskasseii, 
aber  ioiae  eigene  Ceutralkassc).  Es  ist  hier,  wie  bei  der  Fost  u.  Tclcgrapiiic  die 
Uckonomik  v.  Teclinik  der  Verwaltung,  die  auf  ein  solches  durcbgcbcndos 
VerwaltoDgszweigfcaflsenwcaon  hinwirkt. 

Die  hervorragende  BedeiitMii^  der  privatwirths(  Iiaftlichcii  Kiiiiiahinczweigc  noch 
iü  der  hcatigcn  preuss.  Finauzwirthschaft  erklärt  auch  in  dieser  (icslahung  des  Kassen- 
vesens,  besonders  bei  den  Specialkassen  manche,  von  anderen  Staaten  abweichende 
Kigenthamlidikeit  und  den  Mango!  einlieitliclier  Untefkasson.  Eine  Vereinigung  kloinoror 

.Specialkasscn  m?5clitc  wohl  iiiituntcr  zur  Krsparung  an  Personal.  Mnfcria!  und  Ko<t<*n 
zu  erwägen  sein.  Die  selbst.indigou  ivasscn  von  Instituten  iiiitl  Kinzelverwaltungcu 
entsprechen  den  gegebeneu  Verhältnissen  und  werden  sich  kaum  weiter  viel  ver- 
nindern  lassen. 

Im  (i  -sclififtsirany:  der  prcuss.  Kassen  ist  wohl  .  iiif  gewisse  borcaukratische 
Schwcrfalli^'^kiit  niclit  -aiiz  zu  bestreiten.  Die  VerbinUuiitj:  mit  der  Bank  könnte  hier 
yidlcicht  m  oinigou  \  erbcsscrungen  fuhren.  Es  wird  hier  wie  in  anderen  Fällen 
(ZtUferfehren  n.  dgl)  in  Preassoii  wohl  auf  Fonnalien  etwa«  zu  Tiel  Werth  gelegt 
nirht  immer  genfifxi'nd  bedacht,  dass  die  Erfüllung  dieser  Foruialicn  nicht  nur 
il<m  Staate,  sondern  aucli  dem  mit  Staatskassen  rerkehrcnden  Publicum  Arbeit  und 
Zeit  kostet.  Furmelie  Ordnung  und  Siclierung  in  allen  (ieldgeschäfton  ist  gewiss  notli- 
wendig  und  segensreich,  aber  nicht  durchaus  das  Einzige,  was  dabei  in  Betrneht 
kommt  Easchhcit  und  Promptheit,  eine  gewiss«'  ..('uulanz*''  in  kaufmännischer  Art, 
die  mit  Ordnung  und  Sicherung  recht  wohl  vereinbar  ist,  wie  z.  B.  iu  dem  grossen 
Geldrcrkchr  der  Postvcrwaltuug  sich  zeigt,  sind  cbonfalk  zu  oratreben. 

Die  wichtigeren  Verhftitniflse  in  der  Stellung  der  Kassen  zu  einander  und  im 
(icsciiäftsgang  sind  oben  mit  berQhrt  worden.  Die  bedeutsame  Stellung  der  Begierungs- 
baoptkasscn  im  preuss.  Kassonwesen  wird  in  der  Ci  s«  liäftsanwcisang  v.  1.  .Inni  1857 
sdir  detaillirt  und  klar  entwickelt.  Ucberali  haben  sich  diese  Kassen  iu  den  geeigneten 
Fällen,  besonders  fOr  Zahlungen  nach  ausserhalb  der  Specialkassmi  zn  bedienen  (§.  58 
d.  Auweis.").  Unter  Sp(  ( ialkasscn  werden  verstanden:  „diejenigen  Kassen,  welche  die 
von  ihnen  auf  (inind  besonderer  Speeialetfits  selltstrunllir  zfi  verreehnenden  Einnahmen 
unter  Anrechnung  der  etatmäss.  Ausgaben  an  die  Kcgicr.hauptkassen  abzuführen  haben'^ 
(cb.  §.  71).  Die  Specialkassen  verrechnen  jetzt  monatlich  mit  den  Hauptkassen  (seit 
iSßO)  Letxten  stehen  wieder  zur  (ieneralstaatskasse  in  demselben  Vorbftltnlss«  wie 
die  Specialkasscn  zn  ihnen.  Sic  haben  daher  die  Einnahmen  unter  Anrechnung  der 
Ausgaben  an  die  Gen.st.kasse  abzuführen,  Zahlungen  nach  Auftrag  für  letzterer  Kechnuug 
ZQ  leisten  und  periodisch  abzurechnen  (eb.  §.  S2).  „Die  für  die  übrigen  Cenlralkasscn 
einzuziehendes  Uelder  n.  zu  leistenden  Zahlungen  sind  denselben  d  u  r  c  h  Vermittlung 
'i  r  (itn.st.ka?so  rosp.  zu  überweisen  u.  anzurechnen"  d  h.  §.  Der  eitrentlichc 

Kiisseiibestand  ((ield  -  und  Gcldzeiclicju  ormth)  wird  in  jeder  Kasse  als  Ein  (janzes 
behandelt  und  verwahrt.  Die  Herkunlt  ilesselbcn  und  die  liechtsansprüche  daran 
ergeben  sich  ans  der  ßnchftlhrung. 

In  Baiern  f§.  97)  bilden  di<-  Kreiskassen  für  die  Kreise  f Hegier.bezirkr)  die 
Mitte Ikasson  der  allgemeinen  Finaiizverwallung,  fungiren  als  Kinnahme-  u.  Ausgabe- 
iaüseu,  und  vcrniitteln  zwischen  den  Uutcrkaüscu,  der  Ken  turnte  r  (auch  f.  Einnahmen 
«.  Ausgaben  t  u.  A.  mit  fttr  die  Dom&nen-  a.  Forstrerwaltnng) ,  und  der  Contral- 
staatskasse.  Apart  davon  sind  „ccntralislrtc  Administrationen"  mit  eigenem  „Ver> 
waliungszweigkassensystem*"  die  ..Gcncraldirection  der  Zölle  u.  ind ir-  t -  u 
Stciicra"  (licichs-  und  baicrische,  bcs,Malz-u.  Branntwcinaufschiag),  die  „Gene  lai - 
Bergwerks*  u.  Salinouadministration^S  beide  ilbrigeiw,  nebst  anderen  dgl 
Administrationen  (Mttnzamt,  Kürnb.  Bank,  StaatsschuldentUgtti^(8cominission)  dem 
Finaniministerium  untergeordnet  ',  ferner  die  zu  einem  anderen  Ministerium  rcssortirende 
^Oeoeraldirection  der  Verkehrsan stalten"  (Slaatsbahueu,  Post,  Telegraph),  lieichcs 
Detail  bei     Nenforn-Hock,  I«  33  ff.,  180  CT. 

In  Oesterreich  (§.  OS)  bestdit  in  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  das  System 
»l^r  einlieitlichcn  Staatskassen  strenger  und  fole^erirhtiger  durehsefohrt  ah  in 
Deutschland.  Die  Eine  Kasse  bat  daher  in  ihrem  localon  oder  torritoriuien  Wirkungs- 
i^  regelmässig  alle  Einnahmen  n.  Ausgaben  fUr  sftmmtliche  Verwaltunguweigo  ku 
roHnehen.  Alle  Kassen  bilden  einen  Verband  und  jede  kann  in  ihrem  tocaien  Wirkungs- 
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kreSfle  beaaflragt  «refden,  oommiaaionell  aof  Recbnang  einer  anderen  Gelder  einsa- 
uehmeii  mul  zu  verausgaben,  worüber  Gontocorrentjournalo  geführt  werden.  An  der 
Spitze  steht  die  Staatscentralkasse,  unter  ihr  in  den  Kroniändcrii  L  iini  eshaupt- 
kassen,  Finauzlandeäkasäeii  uud  Landeäzahlämter,  einheitliche  Kassen  für 
Einnahmen  und  Aufgaben  ^mit  zwei  Abthoilon^cn  dafUr),  zogloicb  SanuneUtasaeD  für 
die  Deberschus^e  der  unter  ihnen  stehenden  Kreis-  u.  Localkasbi-n  (  unter  renchiedenen 
Nainrji.  Stcuerämter  u.  a.  ui.).  Noboii  Sciaf-^ccntralkasse  bobichen  an  sonstig'en 
(^entralka^äen  noch  ein  Ministcrialzahlamt  tili  den  Au»gabedient>t  der  Ministerien, 
dann  die  Staatsschuldenkassu.  Eine  Ausnahme  rem  System  der  einheitlichen  Kassen 
bilden  aber  auch  in  Oeätorreicb  die  „^  enraltangszweigka^sen''  der  Zoll-  luul  Ver- 
Z'^hrnngssieucrvcru-altuii;.'  (wenigstens  in  der  unteren  Stufe'»,  der  Bergwerks-,  Tabak- 
UiunoiH)!-.  Sal/regal-,  Poii-  u.  Telegraphenverwaltung.  Vgl.  Blonski,  l,  55«  11,  354, 
auch  ScliioU,  S.  132  fl".  passim,  Dessary,  Fin.gea. künde  S.  256  11. 

Das  Kassen  Wesen  Frankreichs  hat  manches  KigenthUnilicbe  ond  wie  die  ganze 
Einrichtung  des  Finanzdieni>t>,  wie  auch  das  Zaliluni;^-.  Iu'cliiiunji>-  nnJ  G-ntrulw  esen 
von  deutsrjjen  Vcrhrilfnissen  Abweichendes,  freilich  iluch  auch  wicJor  mehr  iu  den 
Formen,  als  iu  der  Sache.  S.  o.  §.  9U  Uber  die  neuere  Einrichtung  der  französ. 
Finanzrenraltnng  überhaupt,  wodareh  die  GmndzQge  dea  KassenweseoB  mit  bestimint 
sind,  u.  die  Ausfuhrungen  in  §.  121.  125,  ferner  Hock  u.  Kanfmann  a.  a.  O., 
dann  f.  Näheres  die  einschlrig^i<2:eri  Artikel  in  Block's  diction. 

Der  Grundsatz  der  Scheidung  desAuwcisuugsdiun&is  und  An  Weisungs- 
rechts rem  Kaaaendienst  der  Einnehmer  (r6cerenrs,  perceptenis)  nnd  der  Ver- 
ausgaber (jjayeurs)  oder  der  Scheidung  der  ordonnateurs  und  comptables  iht 
besonders  schnrf  und  folgt  richtig-  dureh  alle»  Stadien  des  Dienstes  hindurchgeführt. 
Der  Einnahnicdicnst  alier  Verwaltungen,  auch  der  selbst  nicht  unter  dem  Finanz- 
miniiiterinm  stehenden,  wird  dnrchana  nur  von  Behörden  a.  Beamten  dieses  Kinisterioms 
besorgt  und  alle  Einnahmen  werden  hier  centralisirt.  Das  System  von  Verwaltungs- 
zwei<;kassen  besteht  aber  dabei  noch  mehrfach,  indem  für  die  finanztechnisch  wesentlich 
verschiedenen  Eiuaahmearten  (directe,  innere  iudirecte  Stenern,  Zolle,  Enrcgistrement 
u.  Stempel)  der  Dienst  der  Vorwaltung  (Crhebani^)  ond  der  Kassen  in  der  Unter-- 
und  z.  Th.  in  der  unteren  Mittelinstanz  getrennt  ist.  Auch  sind  die  Einuahmekassen 
nicht  allgemein  zuirleich  Aus<j;abckassen.  So  lialjcn  die  einzelnen  anderen  Ministerien 
dafür  ihre  oigeneu  Kassen.  Das  System  der  einheitlichen  Staatsk'assen  ist  somit  nicht 
das  herrschende.  E^  bestellt  aber  fUr  die  Staatscentrai kasse,  die  andi  als  eine 
Abtheilung,  nicht  als  eine  selbstündige  Gentralkasse,  die  Staatsschuldenkaase  in  <ieh 
iiliesst.  Alle  Zahlungen  dieser  Kasse  unterliegen  zuvor  dem  Zahlungsrerm»  rk  der 
(  uatrolabtheilung.  Die  einheitliche  Disposition  über  alle  Kassenfonds,  in  den  der 
Ff nanzrerwakiing^  allein  (Einnahmekassen)  wie  auch  anderen  Ministerien  (Ausg^abekasseu) 
unterstehenden  Kassen  wird  durch  die  litiau/tiiinistenelle  Abtheilong  fftr  die  Kassen- 
riiids-ncwepinu;.  welche  zu  diesem  Rcliufe  Heridite  Uber  Bewegung  und  Stand  alli-r 
Kassen  erhält  und  die  Zahlungen  der  anderen  Ministerien  visirl,  besorgt  Neben  der 
Centralkasse  hat  die  D epositcnkassc  (cAisbe  des  depots  et  ronsig^ations)  eine  aparte 
Stellung  ond  Fonction  für  eine  Keihc  wichtiger,  grossentheils  nicht  zur  eigentlichen 
Finan/verwaltuni:  zählender  Geschäfte  (Hock,  S.  5.')!,  Kaufmann  S.  72,  778). 

Die  hauptsächliche  obere  Mittelkass«  ist  iü  Frankreich  die  des  General- 
cinnehmers  oder  jetzt  bogun.  tresorier-pay  eu  r  geueral  jedes  D epar  te m cu  t^. 
Bei  ihm  concentriren  sich  die  Einnalunen  der  anderen  Kassen  des  Departements,  nnd 
zwar  aucli  aus  den  im  Kasscnweseu  getrenntLii  oder  dem  Finanzministerium  nicht 
niitersteheudcn  Ver\vnltt^n^■CIl .  b?iinmtlich.  Kr  hat  aber  nach  Arnreisun^  auch  die 
Ausgaben  in  ^einem  Departement  zu  leisten,  andere  Au^gabckasseu  daselbst  mit  Fonds 
zo  versehen,  direct  oder  ans  nnteren,  ihm  nnteistehenden  Einnahmekassen,  die  rer- 
bleibenden  üeberschUsse  zur  Verfügung  des  Finanzministers  zu  stellen  und  eventuell 
von  diesem ,  d.  h.  von  der  Ccntralkasse  die  erforderlichen  Zuschüsse  za  beziehen. 
Dies  Amt,  bez.  diese  Kat^e  nimmt  also  in  dieser  Hinsicht  die  SteUe  der  preuss. 
Regierongsbanptkasse  ein  nnd  ist  eine  einheitliche  Staatskasse  ftr  den  Ein- 
nahme-, bez.  Sammeldicnst  und  für  den  Ausgabedienst.  Der  wesentliche  Unterschied 
des  Gcncraleinnehmers  von  der  analogen  deutschen  Kasseninstnnz  bestellt  darin,  dass 
jeuer  zugleich  eine  Art  Ban([uier  für  die  Staatskasse  darstellt,  mit  den  nach  den 
gesetzUchen  Terminen,  bez.  rechnungsmässig  uach  den  Quoten  d«i  Jaliresetats  feigen 
Einnahmcsnmmcn,  anch  wenn  sie  noch  nicht  rOllig  eingegangen  sind,  wie  mit  einer 
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pentalichen .  am  Eingangstermin  zahlbaren  Schuld  belastet  wird,  Zahlungen  darauf 

lebter  umvs.  ili-;  (ir-M  häftr  tl-'s  Pnblikums  in  Staatsrenten  zn  vwmittt^In  hat  und  sonst 
norh  mit  dio-stin  ruMiknin  in  gewisse  Geschäfte  (so  Annahme  vei/inslirhcr  Depositen, 
Wechselgeschäftu  in  gewissem  Umfange)  eintreten  dart  Auch  verachiedcno  Zinö- 
kerechniingen  zwischen  der  Staatskaase  und  diesem  Ueneraleinnolimer,  —  zu  aeineii 
(juiistcn,  wenn  er  mehr  oder  früher,  als  er  vorpflichtet  war«  ablieferte,  zq  seinen  Un- 
^un-'t^'n  im  (selteneren)  umgekehrten  F;i!lc  kommen  vor.  Thatsächlich  zaldt  der 
Maat  alsü  oft  Zinsen  für  seine  eigenen  (icider  {am  Steuern  u.  s.  w.)  an  den  lieneral- 

I  cianefamer!  Das  Abnorme  dieser  Einrichtung  springt  in  die  Augen.  Durch  Hinweis 
w(  die  historische  Entwicklurtg,  auf  die  Analogie  der  (jeneriuplchter  des  ancien 
reErim'".  ii.  eiin-  he  Stellung  einn.iliinen.  wird  diese  Einrichtung:  wohl  erklärlicher, 

aber  nicht  gcrechtlertigtor.    Und  won»  mau  im  (ieneraleinnehmer  nur  den  Finanz 
beamten  sieht,  fehlt  die  Rechtfertigung  vollends.    An  eine  grundsätzliche  Umgestaltung 
dt^  Verhältnisses  hat  man  auch  gedacht    Dennoch  ist  es  bisher  beibehalten  und  die 
Stellung  des  (ieneruleinuehmers  eher  noch  bedeutungsvoller  geworden,  bes.  seitdem 
5)  (In«  Amt  des  (jeneraleiniu  lini  rs  u.  des  Gt;neraizahlincistors  im  Departement 

!  ftr.iiii^L  Aurde.  Neben  persönlichon  ii.mtlüsäen ,  die  sich  hier  zeigen,  sind  der  Ein- 
richtung grade  auch  in  der  neuesten  Zeit  der  grossen  franzOs.  Pinanz-  u.  Anleihe- 
ojrcraüoDen  die  Erfahrungen  hinsichtlich  ihrer  Bewährung  in  solchen  Perioden  wohl 
/u  Out.'  gekommen.  Diese  Stellung  des  „(ieneralschatzmi'i>ters'\  wrl.  )i-  r  .  mehr  als 
ein  gewöhnlicher  Kassierer,  der  Han(|uicr  der  Kegierung  ist,  weicher  mit  dem 
Siaattsdiau  in  offener  Rechnung  siohv  (Hock),  hat  aber  doch  auch  grosse  Vortheile 
cewähit  Das  günstige  Urtlx-ii.  das  Hock  ?or  25  Jahren  frdlte,  gilt  heute  noch  u. 
no.*h  mehr  als  daiii  ils.  Die  Leichtigkeit  und  Wolilft  illn  it  <1it  fiddhewoi^-nnc:,  di«r 
Xleidieit  der  massigen  Kassenvorräthe,  Dank  der  Verbindung  mit  Privaten  u.  mit  der 
Baak,  sind  wohJ  in  Betracht  zu  ziehen.  Vgl  bes.  für  die  princip.  Würdigung  u.  die 
Iiarie^'uiig  der  Technilt  des  Dienstes  Hock,  S.  124—134,  Statistisches  bei  Kanf- 
m:inn  S.  7t>,  Art.  triis.  payeurs  ghicT.  u.  Art.  comptab.  publ.  N.  !!'5  fl".  in 
Blocks  diction.  Neben  (»000  fr.  Ohalt  b(>-/iehen  die  tn-soriers-payrurs  T;uiti  -uien. 
f>iuh  der  ürössc  der  Einnahmen  u.  der  Ausgaben,  bei  jenen  0.11  "/o  ersten 
3  MilL  dann  abnehmende  Proeente  bis  O.OSVo  Summen  Uber  50  Mill.  fr., 

'i' i  den  Ausgaben  0  25Vo  von  den  ersten  4  Sliil.  u.  ebenfalls  abnehmende  Proeente 
i^ii  0.043 "/o  vofi  d.  n  Summen  tlber  ;J0  Mill.  (Jesammteinnahme  nach  Et.  f.  18^2  f.  sC» 
ijeo^ianehmor  522.000  ir.  Gehalt,  Einu.-TauUemeu  1.2U7.bOO  fr.,  Ausg.-Tantiemeu 
lOHSJMK)  fr.,  zus.  8.875.300  fr.  oder  45.071  fr.  durchschnittlich,  nur  an  diesen 
Anbeinnabmen. 

§.  132.  —  C.  Innere  Einrichtung  des  ßecbnangs- 
weseDt»  (Buchführung). 

Das  liechnungswesen  in  der  Finanzwirthschaft  liat  zunächst  wieder  dieselben 

Aufgal>  'ii  wio  in  jeder  andiMpn  Kifi/.elwirths' Ii  ift  iiihI  Inst  >ir.  aiicli  wr^^cntlieh  auf 
Ji'-  nemiiche  \Veis<'.    Es  bezieht  sich  an  sicli  und  tlut^.K  lili.  li  niolit  nur  auf  Geld- 
beträge, aber  es  hat,  nach  Durchdringung  des  gcldwirthschaitlichca  Verkehrs  in  «lei 
VcAnrirthschaft  wie  in  der  Finanzviithschaft«  mit  Geldsummen  ganz  überariegend, 
vielfach  ausschliesslich  zu  thun,  —  und  zwar  regelmässig  mit  Bestand  und  Bewegiinti 
wirklicher,  aus  Geld  und  (i('\(\7.r-\r])eu  ((Mnsrhlies>lii  h  rrpditwirthscIiaftlirh'T)  besti'hendei 
'leldaummcü,  nicht  bloss  mit  den  (leldwertluuibchiagen  von  bachgutem  und  Leistungen, 
velche  übrigens  auch  im  Rechnungswesen  vorkommen  (§  149).  Das  ünanzwirtiischafüiche 
^H:i&ll  das  Staatsrechnungs Wesen  gewinnt  dann  noch  besoudeit;  Bedeutung  als  Grund- 
ug.j  der  ron  trolo.  Aber  aii>  Ii  darnns  ergielit  sieh  kein  speci  fischf-r  ('iit<^rsrhtod 
^l/m  sonstigen  Rechnungswesen,  denn  bei  allen  solchen  Kinzelwirthschaften .  welche 
Leii^ngen,  Güter  und  KcchtsansprUehe  verschiedener  Personen  umfassen,  wo  es  siel 
daher  um  scharfe  Trennung  des  .Mein  und  Dein**  handelt,  ist  das  Bedttrfniss  dei 
■  ontrolc  ein  ilhnlichcs  und  hat  die  h'tztere  ein  'Entsprechendes  Rechnunpwesen  zui 
\arao88etzuog  ihrer  Mögiickkeit  und  Wirksamkeit. 

I 

I  1.  Aufgabe.  Arten  der  Rechnung.  Roll-  und  Ist- 
Rechnung.    Das  Reelimmgswesen  im  •Allgemeinen  .soll  ilie  That 

A.  W.ajjiiT,  Finanxwifison-iohnft.   I.   3.  Aufl.  J 
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Bachen,  welehe  sieh  auf  denBestand  und  auf  die  Veränderangen 
im  Bestand  (oder  anf  die  Bewegungen)  der  in  der  VerftiguDg 

einer  Wirthschaft  (bez.  des  leitenden  Rechts-  and  Wirthsc ha l'ts- 
Nubjects  —  Grnndlefjimf]^  i?.  51^  befiiidlicheu  wirthschattlichen  Oütcr 
fG.  §.  7)  be/jtiieii,  z, i f t'erui iis i> ig  in  bestimmter  Orduuuo^ 
zur  «chriftiicheu  Aufzeichnung  bringen  oder  darüber  voll* 
ständig,  genau  und  systematisch  y^buchfflhren^',  regelmüsng, 
aber  nicht  ausschliesslich  in  der  Form  der  Rechnung.  Dies  gilt 
auch  Tom  Staatsreehnnngswesen  in  seiner  Ausdebnong  anf  die  In- 
vciitarisirung  des  StaatsverniÖgeus  (§.  148).  Das  uns  an  dieser 
Stelle  allein  näher  bescbättigende  Kechnungswencn  soll  dagegen  bloss 
Bestand  und  Bewegungen  der  Geidsummen  (hie  und  da 
einschliesslich  gewisser  Geldwerthanschiäge  von  Sachgtitem  und 
Dienstleistuttgen)  im  Staatshaushalt  ziffermässig  in  bestimmt  geord- 
neter Weise  sur  schrüUichen  Aufzeichnung  bringen.  Die  Buch- 
führung, mittelst  welcher  dies  geschieht,  knüpft  sich  daher  zu- 
nächst an  die  Vollziehung  des  Etats  an.  Diese  Vollziehung 
erfolgt  durch  die  Anweisungen  (§.  123)  und  durch  die  wipder 
in  der  VoUziebuog  dieser  Anweisungen  bestehende  wiriiliche 
Gebahrung  der  Kassen  —  Vereinnahmung,  Veransgabnng, 
Empfangnahme  von  sonstigen  „Eingängen'^  (§.  60)  und  Bewerk- 
stelligung von  sonstigen  „Ausgängen^S  neben  den  eigentlichen  Ein- 
uahnjcn  und  Ausgaljcn.  —  Die  Huchflilii  imi:  ist  daher  grundsätzlich 
und  im  geordneten  Haushalte  auch  tliaLsäi  liliiLi,  wie  bei  den  früheren 
ErürteruDgen  schon  hervorzuheben  war,  eine  zweifache,  die  uur 
in  verschiedenem  Umfang  und  in  verschiedener  Weise  nach  der 
Verschiedenheit  der  aufzuzeichnenden  Thatsacben  stattfindet:  eine 
„Anweisungsbuchfflhrnng^^  bei  den  anweisenden  Behörden 
und  bei  den  Anweisung  empfangenden  Kassen  und  eine 
„Kasse nbnchführung*'  bei  den  Kassen. 

Die  Buchführung  über  die  Anweisungen  nimmt  bei  den  an- 
weisenden Aemtern  den  C'haracter  einer  förmlichen  Keelinung 
nur  in  Bezug  auf  die  Special anweisungen  und  auf  die  durch 
Ueberweisung  eines  Kassenetats  an  eine  Kasse  ^^zur  VolK 
Ziehung^'  erfolgten  ,^ Generalanweisungen''  (§.  123)  an,  und  auch 
da  weicht  sie  von  der  gewöhnlichen  Form  einer  solehen  mehr  oder 
weniger  ab.  Die  Bncbftihrung  der  Kassen  ist  dagegen  eine  eigent- 
liche Kechnungst iiiirung,  fUr  welche  der  zur  Vollziehung  über- 
wiesene Etat,  die  empfangenen  und  YoUzogenen  Specialanweisungen, 
die  empfangenen  Quittungen  Uber  Zahlungen  und  die  Vermerke^ 
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Kaodreste  n,  dgl  über  QnlttnDgen,  welche  die  Kasse  ertheilfe,  die 

weiteren  Belegstücke  bilden. 

Hier  wird  vonu-tiilicli  nur  Mc  Buchfiilinin;^  un<i  Kcchnniiiirswesf^ii  d.T  Kassen 
iN:huMlelt  Das  iiechuuug^swetven  der  auweiscadeu  Behörden  ist  übrigens  ganz  aualog 
eimmichteii.   Die  folgenden  drei  Untersebeidangen  kOanen  aach  hier  ^ro macht  werden. 

Die  Yollstäudige  Buehtüliruug  und  liechnung  der  Kassen  ist 
eioe  dreifache,  die  „Soli^-Hechnting,  die  y^Ist'^-RecbnQDg,  die 
„Best^'-Rechnang,  —  eine  Unterscheidang)  bei  welcher  an  die 
Kategorie  ^^Zeit*^  angeknUpft  und  demgemüss  die  zu  lösenden, 
die  icciösten  und  die  noch  zur  L($8ang  rflckstftndigen,  anR 
den  der  Kasse  zu^eji^aiigencn  (TCiieral  und  8pecialau Weisungen 
sicli  ergehenden  Aufgaben  uiittji^cbicdcu  werden. 

a)  Die  80 Ii- Rechnung  der  Kasse  betrifft  die  Zukunft,  d.  h« 
die  Zahiangen  an  die  Kasse  und  aus  der  Kasse  oder  die  Ein-  and 
Ausginge,  bez.  £innabmen  und  Aasgaben,  welche  die  Kasse  nach 
Generalaaftrag  (incL  Etats- Ueberweisang)  and  Speeialanweisang 
bewerkstelligen  „solP^ 

iiier  ist  znn:irhst  nidit  ..Etats-Soll"  und  „Keclinua^^s  Soll"  unierscbicden, 
rie  cä  öfters  gi^cbieht,  aucli  vun  Uau  II,  §.  514.  Das  einer  Kas»c  vorgescbriebeno 
£ttts-SoU  (apecialUrirter  Kasseoetat)  bildet  ebeo  einen  Generalaaftrag  (§.  123)  n. 
ffchört  damit  zum  Keclinnn^rs -Soll .  worunter  Ifaa  u.  A.  nur  „diejenige  Summe,  zu 
liefen  Entrichtung  in  dem  Verreclinungszcitriiuni  eine  h(->stiinmt<:  Verbindlichkeit  oin- 
getreteu  ist"  verstehen,  wonach  vorncuilicii  da^  aus  bpeciaian Weisungen  abzuleitende 
jjSoB**  ond  das  etatmissige  Soll  ent  im  Momente  seines  Sich-VerwirUidiens  hierfain 
^Olte.  Die  Soll -Rechnung  bildet  immer  eine  V  orauschla?- R<j<'linang.  Diese 
i>f  r**s!:»ilmässig  schon  vor  oder  am  Beginn  der  Kechnungrsperiode  für  die  durch  General- 
aiittrag  (u.  Ktat)  aberwieöenen  Ein  -  und  Ausgänge,  mit  Angabe  der  Fäliigkeitäturmine 
der  Snmmen  anfirosteUen  —  der  geseCzliclien  Ternine  bei  den  einen,  der  nur  sehfttznngs- 
veise  ermittelten  Termine  bei  den  anderen  Ein-  und  Ausgängen*  Dies  „Kechnungs- 
Sofl"  ist  dann  zu  ercpänzen  in  (ternässheit  der  SjiL  cialanweisungon  im  Laufe  dr'r 
tvaküiniog,  aber  auch  hier  immer  aui  ein  ,,Zul(  Unit  ig"  hin,  daher  als  Voran  schlag. 

Die  practiscbe  Bedeutung  des  „Soll**  fftr  die  KassenTenraltajig  gestaltet 
»ich  Terscmeden  b^ElB-  und  Ausgängen,  bei  gesetzlich  fixirter  oder  bloaei 
uuf  Veranschlajrnngen  beruhender  Höhe  beider  und  bei  f  es  t  tonn  i  n  liehen 
uder  ande rweiten  Ein-  und  Ausgängen.  Unterächeidungeu ,  weiche  dann  wieder 
AirBecht,  Pflicht,  Terantwortliclilceit,  Controle  der  Kasse  wichtig  weiden. 

Das  „SoU"  bat  die  Bedeiuuni>  eines  pflichtmiSBigeii  „Mu^*'  für  die  Kasse  bei  ' 
J' u  EinsTfinfren  in  «gesetzlich  fixirter  Höhe  zu  gesetzlichen  J'erminen, 
»0  also  iiestiminte  positive  Kechtssätzc  des  Steuerrechts  und  privatrechtliche  Vertrags- 
bestimmungen in  Betracht  kommen,  daher  bei  directen  Steuern,  Pachtrenten,  Schuldig- 
keiten aas  Kauf-,  Daildienscontract  (Restkaufgelder  vuu  reräusserten  GrandstUcken, 
Holz,  Bergworksproducten  u  dgl.,  fällige  Wechsel,  d-rl.  Zinsen).  Hier  moss  die  be- 
trcHende  Stimme  voll  und  rechtzeitig  eingehen,  oder  von  Seiten  der  beauftragten  Kasse 
inuisen  andernfalls  die  vorgeschriebenen  rechtlichen  Schritte  erfolgt  sein.  Bei  den 
Eiagftngien  in  bloss  Tonnschlagter  Höhe  (oder  bei  selbst  bl<^  veranschlagtem  „Ob**) 
ond  in  unbestimmten  Terminen  wird  das  „Soll"  zu  einem  „Muss"  fnr  die  Kasse,  nur 
Venn  und  soweit  als  die  vcran^Jchhii^ten  Thntsaclien  eintreten.  Erst  al?<d:irjn  hat 
<he  Kasse  wie  bei  der  erst  genannten  Kategorie  von  Eingängen  zu  verfahren.  Dies 
ut  xemlniMg  der  Sachrerhalt  bei  indirecten  Steaem,  Yerkchrsstenem,  —  bei  Stenern, 
..welche  sich  an  einzelne  Thalsachen  n.  Handlangen  anknapfen"  (Fln.  II,  §.  453, 
467  iL)  —  bei  (iebtthran. 
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Bei  den  Ausi^anprcn  aiidersints  liegt  ein  „Mnss"  für  die  Kas^e  nur  vor,  so- 
weit ein  nach  dem  „SoU  '  begründeter  und  specieii  als  zur  Zalilbarkeit  berechtigt 
erkannter  Anspruch  von  dem  Berechtigten  der  Kasse  gegenüber  erhoben  wird  oder, 
wenn  dies  unterbleibt,  nach  der  Sachlage  von  der  Kasse  überhaupt  die  Abbtattong 
h«;rbeii:t  fi;lirt  wriden  kann  (so  bei  Zahlungen  aus  d'  in  Titel  der  (iehalte.  Pensionen. 
IvemunoratiiiiH  n  n.  d-?!).  (Oftmals  ist  dies  nifht  d-r  Fall.  z.  B.  bei  unterbleibender 
Abhebung  von  Zinsen  dcf  Suatsschuld.  Das  „Suli"  »telii  hier  dann  auch  ein  „Darf" 
dar,  in  dorn  Sinne,  dass  bis  znr  Hohe  des  Soll  (als  eiaem  Maximum)  Zahltingen 
Seitens  der  Kasse  erfolgen  dürfen,  wenn  dir  B  e  d  i  n  i;u  n  ge  n  dafür  eingetreten 
sind.  Die  Kasse  ist  für  Letzteres  reiantwortlich  und  die  CoDtioie  gegen  sie  mnss 
sich  auf  diesen  Punct  erstrecken. 

b)  Die  „Is t''-Keclmaiig  der  Kasse  betritlt  die  Gegeuwart, 
bez.  die  soeben  zur  VcrgangeDheit  werdende  Gegenwart  oder  die 
wirklich  erfolgten  Zahlungen  an  die  Kaaae  (,,Eingftnge'')  nnd 
aas  der  Kasse  G^Ans^^^Unge'O,  die  VerwirkUchung  (Realisirung) 
der  8 oll- Rechnung  oder  das,  was  sich  von  dieser  volteogen  hat 
(auch  ,;iliit" -Rechnung). 

Das  ist  wieder  genau  durch  ilie  BinlifuhniniL?  zu  con^tatireu.  Die  eigeatlichr 
Ist-Uechnung  bezieht  sich  daher  auf  diestslbcn  Postcii  wie  die  Soll- Reclinuüjf. 
Andere  als  in  letzterer  stehende  Zahlungen  auch  an  die  Kasse  (£ingftDg:e)  hat  demnach 
folgerichtig  die  Kasse  entweder  i^nr  nielit  anzunehmen  oder  sie  apart  zu  buchen  (s. 
schon  0.  §.  l'i.H'^.  Die  Soll-Keclmuni,'  ^nebt  die  Richtung  an,  in  welehcr  sich  die 
Aufgabe  der  Kaase  zu  bewegen  hat,  die  Ist-Kcchnung  zeigt,  wie  weit  diese  Aufgabe 
erfttUt  wurde  oder  werden  konnte.  Soweit  sich  nicht  ans  den  forausgehendoa  Be- 
merkungen über  die  practischc  Bedeutung  der  Soll- Rechnung  Ausnahmen  ergeben, 
muss  auf  die  möglichste  Ucbcrcinstimmnnf^  der  Ist-  mit  der  Soll-Rcehnunsr  bin!rc?trebt 
werden.  Bei  allen  auf  blossen  Veranschiagungon  des  „Ob",  der  Höiie  und  der  Termine 
beruhenden  Posten  der  Soll -Rechnung  kann  diese  Oobereinstimmong  aber  bestenfidles 
immer  nur  eine  annäln nide  sein.  Aber  auch  bei  Posten,  «reiche  auf  gesetzlicher 
und  vcitragsmässiger  IJ.  stimmnnir  in  diesen  Beziehungen  beruhen,  hänirt  die  wirkürho 
Einzahlung  oder  Auszahlaug  eben  nicht  immer  von  der  Macht  der  Kasse  ab,  so  dass 
wiederum  ein  Auseinandeigehen  zwischen  Soll-  nnd  Ist-ßechnung  und  zwar  reg«l-> 
mässig  in  der  Weise  erfolgt,  dass  das  „Ist'^  mehr  oder  weniger  hinter  dem 
„Soll"  zurück h ! c i bt.  sowohl  mf  der  Eingangs-  auf  der  Ausgangsscite,  indem 
bis  m  dem  Termin  des  Abschlusses  der  Ist -Rechnung  (des  sog.  FinalaUchlossesi 
nicht  a]Ie  nach  der  SoINBedtnnng  zu  erwartenden  Zahlungen  eingegangen  und  hixuius 
erfolgt  sind.  Der  umgckehite  Fall,  dass  die  Ist-Rechnung  die  SoIl-IiKechnung  über- 
schreitet, kann  in  d^  r  K rissen- Rucliführunj^  bei  den  Ausgängen  rorrert ,  von 
Irrthum  oder  böswilligem  Vorsatz  abgesehen,  nicht  vorkommen,  weil  jede  in  der,  Ist- 
Rechnnng  erscheinende  Auszahlung  eine  vorausgehende  Anweisung  (genereller 
oder  s|H-cieller  An)  an  die  Kasse  und,  wenigstens  nach  der  hier  festgehaltenen  Aof- 
•  E^abc  <icr  Su1I-L'l(  linnng^ ,  deren  vorausgehende  Eintragung  in  letzt'^rc  voraussetzt. 
Bei  den  Eingängen  ist  dies  ebenso  in  Bezug  auf  die  durch  Spcciaiauweisuniren 
der  anweisenden  Behörde  einer  ivassc  zur  Annahme  zugewiesenen  Einzahlungen.  Nur 
bei  denjenigen  Eingüngen,  welche  eine  Kasse  unmittelbar  von  sich  aus  auf  Grund 
fieneralauftrags  uml  zu  vollziehenden  Etats  ein]^.'ls^i^t,  liegt  die  Saebe  anders.  hi.*sondcrs 
bei  den  a  u  f  \  e  ra  ns  c  Ii  1  a  ^ru  n  p  beruhenden  Eingan^^^cn.  die  in  Wirklichkeit  ja  grösser 
als  nach  dem  .Vn^t  lilag  der  Soll-Rechnung  sein  können. 

§.  133 — c).  Restrechnung  und  Jahresabschlus.«.  Die 
Rest-Kechnong  bezieht  sich  aaf  diejenigeD  Fosteo  der  Soll -Rech- 
DQDg,  welehe  bis  za  dem  Zei^oncte  des  letzten  Absefalnsses  der 
Ist-Recbnnng  noch  an  Eingingen  ansstehen  (^^ActiT^'-Reste^  nAns- 

gtUiule*')  und  an  Ausgängen  rück.s(ehcn  („Passiv ''-lieste,  „KUck- 
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sUülde'*).  Die  Hest-Kechniing  mögliebst  nnndtbig  oder  gering-za 
QttcheDi  mim  das  Ziel  der  Kassenverwaltmig  seio,  dessen  Erreichung 
freilieh  nach  dem  Oesagten  von  ihr  nur  theilweise  abhängt.  Darauf 

winl  dcnu  auch  in  den  Kasseninstructionen  als  auf  eine  Pflicht 
der  Kasseu  hinge wiLsen  (z.  B.  in  Preussen).  Soweit  aber  ein- 
mal Keste  auf  eine  liest -Kechuuug  übertragen  werden  mussten, 
hat  die  Kasse  sie  mö^liehst  bis  zu  einem  bestimmten  Termine  zu  ' 
effectniren.  Mit  der  Festsetzung  eines  solchen  Termins  hängt  die 
Scheidung  der  Jahresdienste  zusammen.  Die  nicht  erhobenen 
Rückstände  verfallen  nach  einem  längeren  Termin  in  der  Regel 
definitiv  zu  Gunsten  der  Staatskasse  (z.  B.  in  Preussen  unein- 
gel'i.ste  Coupons  nach  4  Jahren)  und  sind  dann  eine  definitive 
Ergparung,  auch  rechnungsmässig  als  solche  nachzuweisen. 
Nach  einem  kürzeren  Termine  verfallen  sie  wenigstens  itlr  die 
Beehnnng  des  Jahres,  aus  dem  sie  herrtthren,  und  treten  dann  bis 
zu  jenem  längeren  Termine  in  die  Ausgangs -Ist -Rechnung  des 
folgenden  Jalues.  Ausstände  werden  eventuell  ebenfalls  nach 
einer  iiestiniinten  Frist  niedergeschlagen  und  demgemäss  ^cebnclit, 
bis  dahin  wird  ähnlich  wie  bei  den  liUckständen  durch  einen 
Tennin  bestimmt ,  ob  sie  noch  zur  Rest -Rechnung  früherer  oder 
lur  laufenden  Ist- Rechnung  späterer  Jahre  gehören.  Im  ersteren 
Falle  müssen  dann  solange  besondere  Restfonds  zur  Bestreitung 
gehalten  werden. 

Die  Rest-Rechnung  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unver- 
meidlich, aber  immer  störend  für  den  Haushalt,  auch  Mühe  und 
Kosten  verursachend.  Neben  prompter  Kassenverwaltung  und  guter 
Cotttrole  der  Anisichtsbehörde  in  dieser  Hinsicht  empfiehlt  es  sich 
wohl,  die  Termine  für  die  Offenhaltung  der  Restrechnung  nnd  der 
ZarUckhaltung  yon  Restfonds  nach  Abschlnss  des  Jahres,  aus  dem 
die  Reste  herrühicu,  nicht  zu  lauge  hinauszuschieben.  Sonst 
verzJ^gert  sich  auch  die  definitive  Schlussrechnung  eines 
abgelaufenen  Jahres  unliebsam  (§.  144—147). 

In  Preassen  gelten  folgende  Bestimmojigen  (K.-O.  v.  17.  M«^rz  1S2S).  Dio 
Alfgftben  sollen  prompt  in  den  l-alligkeitatenninen  geleistet,  alle  Anforderungen  an 
'Ik'  Kassen  für  das  laufende  Jahr  mötilichst  vor  dem  Kasscnabscbluss  desselben  be- 
friedigt werden,  worauf  rti«  Verwaltungsboliürdtn  /.n  sehen  haben.  Diej'^niiren  Aus- 
g^foDcU  aber,  bei  denen  die  obersten  Verwultungsbe bürden  ^alau  nicht 
bk»  die  Kusen)  es  für  BOÜhig  halten,  worden  noch  ein  zweitos  Jahr  für  die  Beet- 
^lu^ben  Olfen  gehalten,  nach  dessen  Abbinf  aber  definitiv  geschlossen  u.  die  Bestände 
icr  Fonds  als  Ersparnisse  nachgewiesen.  Dif^  dann  noch  vorkommenden  Kcstaus- 
L'aben  müssen  aus  den  laufenden  utatmässigen  Fonds  mit  bestritten  werden. 
Eine  Ausnahme  ron  diesen  Bestimmangen  tiitt  bei  etatsmias.  Baufonds,  bei  den 
Fonds  der  Haaptrerwalt  d.  Staatsschiddea  zu  d.  Zinszahloogea  xl  bei  aolchen  anderea 
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Fonds,  „bei  wclcben  die  Zurückhaltung  der  Ik'>tfirnk'  zu  gewisseo  Zwecken  oder  zu 
Vur&tärkuiig  der  etatmuss.  i  oads  der  folgcndco  Jahre  durch  heäondere  BeätimmuDgcu 
msdrflcklich  genelmii^  isT*,  in  der  Weise  eiii,  das»  zwar  such  bier  die  Fonds  nacli 
Ablauf  dcä  zweiten  Jahres  defiuitir  abgeschlossen,  deren  Bestände  jedoch 
nicht  als  Erspart! iss  berechnet,  sondern  veraasgabt,  ncmlich  bei  der  Verwaltung 
dos  lauf.  Jahres  in  Einnahme  ubertragen  u.  der  Sollausgabe  dieses  Jahrs  zu- 
gesetzt werden.  Aus  solchen  Bestfonds  darfen  Aasgaben  der  lanfenden  Venrakong 
nirht  bestritten  werden.  (S.  Herrfurth  a.  a,  O.  S.  128,  250,  2S2).  Manches  Eigen- 
thiiinlichc  gilt  für  die  Bau  Fonds,  /.  Th.  schon  bei  der  Ftatsbewilligung,  wo  in 
l'n  uss»»n  regelmässig  ein  ordentli«  her  \  oranschlag  der  Gesammtkosteu  bei  der  ersten 
Einsetzung  in  den  Etat  gefordert,  dann  aber  bei  grösseren  Bauten,  die  sich  über 
mcbreie  Jabre  erstrecken,  immer  jede  Jahresrate  besonders  bewilligt  wird.  Die  nicht 
\  rVrnr-rhtcn  Raten  bind  aber  ohne  Weiteres  auf  die  nSchsten  Jahre  tlbeitraglar. 
Nur  wird  liei  |j:röst>ercn  Kesten  davon  wohl  die  neue  Hate  rnässiger  j^e^rilfen  .  event. 
einmal  ganz  gestrichen.  Misslich  ist  der  Mangel  eine*  eudgilligeu  Termins  für  den 
schliessIicbeB  Ablauf  solcher  Bancredite,  die  wohl  Ofteis  n  lange  offen  gehaitea 
werden.  S.  über  die  preuss.  Baufonds  bes.  eingehend  Meissner,  jireuss.  Ver- 
walt  bnide  I,  107^ — 2(»i).  --  Ansg^nben  für  folgende  KechnTin}rsiahro  sind  ni<  ht  aus 
Fonds  des  laufenden  Jahres  zu  bestreiten,  sondern,  wenn  überhaupt  zulässig,  als  Vor- 
schflsse  zu  buchen  (Best  t.  1854,  Herrfurth,  S.  282).  —  Zur  Berichtigung  der 
Ausgabereste  (wie  aach  zur  möglichst  vollständigen  Einziehung  der  Einnahmereste)  haben 
alle  Kassen  ihre  Bücher  noch  4  Wochen  nach  dem  Jahresschluss  offen  zu  halten.  — 

Einnahmen  ^s.  auch  Instr.  f.  d.  Oberrechenkammer  v.  IS. Dec.  1S24. Meissner, 
Bechn.wesen  I,  78  C  Herrfurth,  8.  280)  sind  prompt,  unTeikflrzt  zu  den  bestehen- 
den Terminen  einzuziehen  und  für  Bechnung  desjen.  Etatsjahrs  nachzuweisen,  dem 
sie  itacli  den  sie  bcgrtUidenden  IJeehtstiteln  u.  Thatsachcn  angehören.  Ro>'"  dürfen 
in  den  liechnuugen  nur  erscheinen,  wenn  £endant  u.  Verft'altungsbehörde  nachweiseu, 
dass  die  dabei  einwirkenden  Umstinde  nicht  zu  rerhindern  waren.  (Stundungen  dürfen 
nur  ron  den  Ministerien  u.  obersten  Verwaltungsbehörden  bewilligt  werden.  Bei  den 
Steuern  hängt  der  Ge^rcnstand  dann  mit  der  Ordnunpi:  der  Steuercredite  u.  Stcaer- 
reste  zusammen.  S.  darüber  Fin.  II,  §.  578,  5S1).  Einnahmereste ,  die  über  das 
laufende  Jahr  hinaus  in  Ausstand  bleiben,  weiden  immer  als  solche  Beste  in  den 
BUchcm  des  folgenden  Etatsjahrs  bei  den  entsprechenden  Kapiteln  u.  Titeln  neben 
dem  etatmiii>s.  Soll  behuf>  der  Vereinnahmung  in  Solleinnahme  g-cstcllt.  Das 
Kechnuiigssoll  setzt  sich  dann  also  aus  2  Posten  zusammen,  dem  Hesic  aus»  früheren 
und  dem  Etats-Soll  aus  dem  laufenden  Jahre.  Die  Ist-Kecbnung  gicbt  getrennt  ati, 
wie  viel  von  beiden  Posten  im  Jahre  eingekommen  u.  am  Schluss  in  Best  rerblieb, 
was  ilann  auf's  nnno  Jahr  als  EiunahmesoU  übertrafen  wird.  Demgemäss  wird  auch 
der  dent  Landtai;  ilherreiohte  Kechnnn]s^sabsrhlnss  aufgemacht.  Derselbe  kann  auf  der 
Einuahmescite  rascher  als  z.  B.  iu  Frankreich  festgestellt  werden  u.  euth^ül  die  wirk- 
lichen Einginge  des  betr.  Jahres  rerglicben  mit  dessen  Etatssoll.  Daneben  zeigt 
die  Bewegung  der  Beste,  die  aus  dem  vor.  Jahre  übernorninon  wurden  u.  in  das  nächsto 
übergehen,  ob  hier  eine  Verbesserung  (d.  i.  Yermiuderang)  oder  eine  VerscblechteraDg 
(d.  i.  Vermehrung;  eingetreten  ist.    Vgl  u.  §  146,  147. 

En  Frankreich  bestehen  etwas  rerwickelte  und  leicht  zu  Verwechslungen  o. 
IrrthUmern  Anlass  gebende  Unterscheidungen.  Die  klarste  Darstellung  bei  r.  Czörnig, 
Budg.  etc.  S.  ^2,  Hock  S.  93,  Art.  exercice  bei  Block,  auch  Kaufmann  S.  43. 
Schrott  S.  540,  ööü.  Im  Decret  von  31.  Mai  1862  Art  33  ist  an  diesen  ältercji 
Verhflitnissen  nichts  ge&ndert  worden.  Der  eigentliche  laufende  IHenst,  welcher 
unmittelbar  im  Verwaltungsjahre,  d.  h.  im  Kalenderjahre  sich  vollzieht,  heiüt 
annep.  Von  ihm  unterscheidet  sieh  znnSchst  exercire  als  Ke<h  n  n  n  g:sjahr.  das 
den  laufenden  Dienst  des  betretenden  Kalenderjahres  zuzuglich  der  für  Rechnung 
des  letzteren  wlhrend  eines  Theils  des  niehsten  Kslende^ahres  erfolgenden 
rationell  um&sst.  Für  K-  chnung  des  letzten  Kalenderjahres  kann  oev- 
lieh  noch  im  darauf  folgenden  Januar  imo  rhalh  der  eröffneten  Credite  eine  sogen, 
Materialgebahrung  (ttervices  du  materiei),  ferner  bis  Ende  Juli  noch  die  Liquidation 
tt.  Anweisung  von  Ausgaben,  bis  Ende  Aagost  noch  eine  Geldzahlung  ans  den  Stesls- 
kassen,  bis  Ende  November  noch  eine  Einka^sirung  von  Staat^^^eIdem  stittfittdes. 
Dann  wird  tier  Dienst  dieset?  .Tahres  j^esrhlnsscn  ii.  fuhrt  den  technisciien  Kamen  exerrioe 
dos.    Was  an  Ausgaben  dieses  ex.  clos  noch  restirt,  darf  aber  ohne  Weiteres  noch 
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frm<»r»'  fünf  Jaliro  lancr  (iud.  des  cxerc.  clos)  in  dm  Etat  des  laufenden  Jahres  cinj^estellt 
«erdfii.  Darauf  werden  diese  Dieuäto  definitiv  geschlossen  oder  gelten  für 
abgcthaii  (ezoTC.  perimcs),  iadem  die  ^emaüireii  fttr  die  betreffenden  Ausgaben 
in  Budget  l^villiglea  Crcdite  nunmehr  als  rerfallon  angeeehen  werden.  Restireii 

jrleichwohl  nofh  in  rechtsgiltii^nir  Weise  Ausgribeverpfiirlitungen  dos  Staats  ans  den 
abgetkancü  Jahren,  so  sind  dieselben  unter  dem  Namen  „Dienst  des  und  des  abgc- 
tbrnen  Jahres"*  ins  Budget  zu  stellen ,  müssen  aber  von  Nenem  erst  vie  andere  Au^- 
^ben  bewilligt  weiden.  So  giebt  es  also  eigentlich  3  od«'r  gar  4  ,..)abrB6dienste"  in 
der  franzOs.  Finanzyerwaltung:  1)  1  au  fcutler  Dienst  im  Kalenderjahre  für  dasselbe, 
2)  nachträglicher  Dienst  im  nächsten  Jahre  für  dasselbe,  H)  Dieirst  der  ge- 
schlossenen Jahre,  4 — 5  Jahre  lang  nachdem  Schluss,  4)  Dienst  der  abgethanen 
Jahre.  Practisch  wichtig  ist  besondere  die  Trennung  des  laufenden  Jahres  (Nr.  t  0.  2) 
v^n  dt-m  Dienst  der  geschlossenen  Jalire.  Dies«»  Unterscheidunji:  ist  ..kt^inc  liloss  thco- 
r«tteche  oder  principicllc,  sondern  sie  wird  in  allen  Kechnunpen  der  einzelnen 
Rechnuiigälcgcr  bis  in  die  uiuorätcii  Stufen  herab  durchgeführt;  Über- 
all ist  angegeben,  auf  welchen  Jahrgang,  den  laufende  oder  den  rergiuigeDen ,  die 
Einnahme  oder  Ausgabe  sich  bezieht"  fllock.  S.  93,  der  das  rühmt).  Hierbei  ist 
es  aber  doch  ein  Uehelstand.  dass  durch  verspätete  Operationen  {Vir  den  Dienst  der 
abgelaufcimu  Jahre  isich  so  der  dehnitive  Abschluss  eines  jeden  solchen  Jahres  unge- 
bOhiUch  in  die  Länge  zieht  Vgl  n.  §.  \4»,  147. 

^.  134.-2.  Die  Ree  hnnn^sbli  (  iiei-  sind  nach  Gattung, 
Zahl,  Kinricbtang,  Form,  Kechaungsmethode  („Rech- 
mtngsstyP')  genau  yorgeschrieben.  Ebenso  sind  die  Beamten  (Vor- 
steher, Kasrirer,  Ober-,  sonstige  Buchhalter  bei  den  Kassen,  analog 
bei  der  Bachfhhning  der  anweisenden  Behörden)  speciell  bezeichne^ 
welche  die  verschiedenen  Bücher  yerantwortlich  zn  führen  oder  bei 
der  Fülirung  contioliiend  mitzuwirken  haben.  Die  wichtigsten, 
gewissermassen  typischen  Bücher,  deren  Erwähnung  hier  ge- 
nflgt,  sind: 

a)  Die  Tagebücher  (Journale,  Diarien)  üür  die  Ein- 
xeiehnnog  aller  betreffenden  Reehnnngs-Thatsacben  (Änsstellnng, 
Empfang  Ton  Anweisungen,  Auszahlung,  Empfangnahme  von  Ein- 
zahlungen) in  chronologischer  Ordnung,  regelmässig  in  der  be- 
treffenden Süll-,  Ist-  und  Rebtrecliiiuu^'  uiiinittelbar  bei  Eintritt  der 
Thatsacheu  vorzunehmen. 

Deber  die  Einrichliin},'  dieser  Bücher  einii^e  Andeutungen  bei  Kau  Fin.  II, 
547,  .')48.  Dieses  Detail  gehOrt  nicht  hierher  u.  muss  doch  viel  si)im  ieüer  behandelt 
Werden,  woon  diese  technische  Seite  der  Buchführung  genügend  verständlich  werden 
«oll  Vgl  f.  Weiteres  Schrott,  §.  15  IT.,  §.  67  ff.,  n.  die  betreff.  YeTordnongen. 
ÄOch  die  beigegebenen  u.  in  den  einschlagenden  Fachverkcn  zu  findenden  Formu- 
lare (einijre  davon  u.  in  §.  13.5).  Für  Preussen  s.  u.  A.  d.  (icsch.anvreis.  f.  d. 
Hegier.bauptkasscn  r.  I.Juni  1857,  11):  ,J)ic  Buchführung  geschieht  in  zweifacher, 
iiealich  in  chroDolog.  n.  in  eystemai  Ordnung,  jene  dnrch  die  Jonrnate,  dit'sc 
•larch  die  Mftniiale.  Jone  bat  den  Zwrck  i'irit'r  uiiiintrrlirochi'iK'ii  Uebersicht  U. 
Coutrole  des  gesammton  Kassen verl(f'hrs'\  Dazu  Schemata  von. Formularen.  In  i  Il.irr- 
furth  S.  690.  Die  Journale  selbst  sind  wieder  verschiedener  Art,  Haupt-,  Neben-, 
OategenrDale,  KanenbOeber.  Bncbbaltereijonmale.  Daneben  kommen  Geschäfts- 
regtster  über  alle  Einlaufe.  Belehre  vor,  Nutizbucher  filr  die  vorläufigen  En- 
fragungen  u.  djil.  tu.  In  den  Taju^ebiu  hprit  w'wd  der  baare  Kassenverkehr  ^zugleich 
Controle  gegen  den  Kassirer)  und  der  durch  Anrechnung  stattfindende  unter- 
MUeden.   Zablongen  dnrch  Anrechaung  bilden  zugleich  ein  Einnahme-  n.  ein  Aus- 
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galH>t^-<"ich.(ft  (aiigof.  prcuss.  (Jesch. anweis.  §.  'tS).  Die  Tagebuclier  Lönneu  vereint 
fiir  ilin-  und  Ausgänge  auf  2  Seiten  oder  nach  zwei  Geldäpalteu  geführt  werden. 
Ans  den  Tagebttchem  ist  bei  jeden  Angpenblick  möglichem  und  raeh  regolmissigr  tig- 
lich  —  insbesondere  bei  den  KassctagebUchcm  —  erfolgendem  Abschluss  sofort  der 
Sollstand  der  Kasse  zu  ersehen.  Sie  flienon  daher  bei  Vcrgleichung  mit  dem 
Lt- Stand  der  Kaüse  dem  betr.  Beamten  selbst  als  Uontrolmittel  und  sind  eiu  Haupt- 
controlmittel  bei  den  Knssenrerisionen.  Audi  die  sonst  foigeschriebenen  Kftsseu' 
abschlUSSO  in  best  i  III  III  tcE  Terminen,  zur  Anfertigung  der  an  die  vorgesetzten 
Behörden  zu  sendenden  l  »lursichten  u.  Ausweise  (..  Knssen  pxtractc**)  u. 
der  eigentlichen  Kochnungsabschlüsse  in aiabschlusse'j -erfolgen  xanachst 
nach  den  Tagebttchem,  ebenso  die  Ablieferungen  der  UeberschOsse  an  die 
Sammelkassen  u.  a.  m.  (Ueber  die  vierfachen  Abschlüsse  der  pieuss.  Ilauptkasseu: 
Taircs-,  Monats-,  Oiiartal-,  Finalabschluss  s.  <1.  angcf.  (iesch.nnwcis.  §.  87  il". Aus 
den  Eintragungen  der  Tagebücher  der  Ist-Kechnung  mid  dann  diejenigen  in  die 
folgende  zweite  Art  der  Bttcher  in  der  Ist-fiechnung  der  Kassen  zu  machen. 

b)  Die  Ha apt bttcher  (Manuale)  fttr  die  Einzeichnmig  aller 
betreffenden  Rechnnngfethatsachen  in  Bystematischer  Ordnung, 
daber  nach  bestimmten  Rubriken,  Verwaltungszweigen, 

Etatskapiteln  u.  dgl.  Die  oll- Hechnungsbuchung  erfolgt 
„nach  den  Anordnungen  des  Winhschartsleiterü^'  (Schrott),  also 
im  btaatshaiiHhalt  nach  den  Etats  und  Anweisungen,  die  Ist-liech- 
nungs-Bucimng  wie  gesagt  nach  den  Tagebüchern.  Für  die  einzelnen 
Verwaltungen,  deren  Anweisnngs-  und  Kassendienst  eine  gemein- 
same Behörde  und  einheitUehe  Kasse  besoigt,  werden  Special- 
Manuale  benutzt,  deren  Ergebnisse  dann  wieder  in  ein  General- 
oder  Haupt-Manual  Übertragen  und  so  zusammengefasst  werden. 

Ytrl.  Schrott.  §.  *22  II".,  71  ü'.  Rau,  II,  ^.  '.öl.  lilr  Preussen  b(>s.  d.  all?,'. 
(icsch.anwcis.  v.  1.  Juni  isö?  §.  19,  23  fl".  u.  die  Formulare  (bei  Horrfurth  S.  692  Ii.). 
„Die  Buchfahrung  durch  die  Manuale  zerftUt  nach  den  verschiedenen  Venraltongen 
u.  rereinigt  sich  in  dem  llauptniauualc.    In  denselben  wird  der  Zustand  jeder  "^r- 

valtUTic:  11.  jctlcs  ilircr  Fonds  nach  der  durch  die  Etats  oder  «onstig-c  RestiTnTnnnir'"Ti 
vutgeschricbcncn  Ordnung  dargestellt  u.  die  kuuttige  iCechnungslogung  vorberuueL 
Die  Manuale  sind  daher  nicht  nur  die  Gnmdlagci.der  Rechnungen^  sondern  kOnnen 
zugleich  als  Concepte  derselben  dienen"  (gen.  prenss.  Anweis.  §.  Itj).  In  Prottssen 
werden  Sim  ' iahnaiiuale  f.  die  einzelrnMi  etatmüss.  Verwalt.zwcige  (incl.  der  thm 
irr-li^^rcnden  extrauidinären  u.  ^ebenfonds),  dann  über  jeden  abgesonderten  ^ebell- 
toud».  über  die  Asservate  u.  über  die  Vorschüsse  geführt,  Näheres  über  die  Führung 
der  Manuale  eb.  §.  26. 

c)  KasscnbestandsbUcher  („Tresorbucb"  in  Preusseii/, 
Uber  Bestand,  Ab-  und  Zugang  (d.  b.  bier:  hcransf::cnomnienc  nnd 
hineingelegte  Gelder  u.  s.  w.j  nach  Gcldsorten,  Ucldzeichen-iSürteu 
und  etwaigen  anderen  Werthen  (Coupons,  EfiTocten  und  deren  Arten) 
unterschieden. 

Prausa.  Anweis.  §.  67  £ 

In  den  dnzehien  Düidem  und  z.  Th.  auch  in  den  verschiedenen  Verwaltnng»- 

zw>  i<rcn  ilcsst'lben  Landes  kouiiiivii  nuta  Im  Verschiedenheiten  unter  diesen  Büchem 
und  neben  letzteren  aucli  iio  h  andere  Bücher  fitr  (Ia>  Rechnungswesen  vor.  Diu  tct- 
wi ekelten  Abrechnungen  der  Kassen  unter  einander  feraulassen  auch  in  der  Zahl 
u.  An  der  Bücher  Unterschiede. 
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L'ebcr  die  äussere  Boschaffcnheit  der  Bücher  bcstoh»'n  rc};ülinri><sip:  Vor- 
bchrifum,  welche  irrthamliche,  fahrlässige  und  vorsätzlich  unrichtige  Buchfuhtu^igeii 
büdom  soUen  (BMtimmanfeii  ttbor  Einband,  Folilrong,  Paginirung,  Bonrlnindung:  des 
ÜB&ogs  0.  Inhalb  der  Bücher  durch  die  Vorgesetzten,  Verbot  der  Rasuren,  dcü 
Hcrausreissens  von  Blättern,  Angabc,  wie  aliein  Corrcctnren  vollzojfen  werden  dürfen 
und  dcrgl.  mehr.  In  Preasüou  hat  z.  B.  der  Kassenrath  das  Foiiircn  dos  Haupt» 
joinials  Q.  dos  eigenüiclien  Kasscnbocfas  specioll  zn  eontroliren  «.  vor  dem  Gebitach 
der  Bacher  auf  dem  1.  n.  letzten  Blatte  die  Zahl  der  Blätter  oder  Seiten  mit  IfameDS- 
Unterschrift  zu  bescheiniü^en.    (iesch.anw.  v.  1S5T  ^. 

Die  iunere  technische  Einrichtung  der  Bucher  und  die  Buchführung 
in  ihnen  ist  ebenfalls  genan  Torgeschrieben  und  in  den  Formolaren  erfolgt  die 
nähere  Anwoiraiig  dazu.  Die  Bücher  sind  regelmässig  in  die  erforderliche  Anzahl 
V,  i  tiralspalten  eitif^ctheilt,  welche  am  Kopfe  die  Kategori«?  d ts  Einzutrai,a'iiden 
mit  dem  betreffenden  technischen  Namen  benennen  und  in  die  dann  in  den  hori- 
zontalen Linien  die  erforderlichen  Eintragungen  nach  der  chronoL  oder  syittemat. 
Rdhenfolge  stattfinden ,  wobt:!  das  Gleichartige  untereinander  steht  n.  sourcit  es  sich 
nm  (icldwerlhc  Iiamlclt  ein  Zusammenr^rlinpii  Icii  ht  sfattfir:  ! n  kann.  Die  rneisteu 
Vunicalspalten  sind  daher  Zahlenspalteii  und  /.iigleich  (juidapalten  der  Itech- 
iiungco.  Mitunter  werden  diese  selbst  doppclspaltig  eingerichtet,  einmal  für  die 
einzelnen  Posten  einer  Kategorie  (z.  B.  links),  dann  fdr  die  Summe  dieser  Posten 
(nechts).  Daneben  kommt  wcld  bei  einzelnen  Kechnunc^cn  noch  eine  Einschubsj>altc 
, innerhalb  der  Linie,  intra  linenm''.  „vor  der  Linie,  ante  lincain"  vor.  für  Kin- 
traguugeu,  die  noch  nicht  rollgiltig  sind,  ^um  \  t-rmcrk  dienen  sollen  u.  dgi.  m.  Neben 
den  Zahlenspadten  unterscheidet  man  unter  den  Verticalspalten  Ordnungsspalten  fUr 
die  Eintragung  der  laufenden  Nummer  der  Bechnung,  für  das  Datum,  für  die  be- 
trellciide  Nummer  des  correspondirenden  Buchs,  meistens  links  im  Anfanfr,  bei  den 
systematischen  Kcchnungen  für  die  Bezeichnung  der  Abthciiuiig  oder  Nummer  der 
Kttegwie  (z.  B.  des  Etats);  dann  Benennnngsspalten,  vorin  das  Nähere  Uber 
die  einzelne  Eintragung  (Art,  Ursache,  Umstände  etc.)  angegeben  wird,  ferner  Ver- 
»ei SU n irs spalten,  die  zu  den  Ordn1lt!•JN^|,alttnl  gehören,  wenn  sie  eine  Verweisung 
auf  andere  Bücher  enthalten,  sonst  aber  auf  die  Belegstücke  u.  dgl.  verweisen.  S. 
Raa  II,  §.  548.  Niheres  in  den  tbooret  n.  pract  Werken  Ober  Rechnongsiresen, 
Schrott  t^.  10,  17,  29.  Dio  EOpfe  der  Sputen  richten  sich  natOilich  nach  den 
Huchem  u  den  Eintragungen,  daher  hier  wie  in  der  Spaltinbildnn^  2-nwissc  Ver- 
schiedenheiten bes.  bei  den  Tagebüchern  und  den  Hauptbürkcrii.  den  Journalen  der 
Vorsteher  v.  den  eigentlichen  Kassenbttcliein,  Folgende  Beispiele  ans  den  preuss, 
Formularen  für  die  Bücher  der  Kegier.kailpdn8Mn  geben  einen  Einblick,  wobei  nur 
zu  benii  ikcn ,  dass  die  hier  des  Kanmes  wotron  vcrtical  von  oben  nach  unten  ge- 
steUteu  SpaitenkOpfe  horizontal  von  links  nach  rechts  zu  losen  oder  zu  verstuhuu 
«ind  I  Abdruck  der  Fonnnlaro  bei  Herrfarth  S.  690,  692,  Nr.  II,  U[,  V). 

Siehe  die  folgende  Seite. 

Im  Abschnitt  5,  §.  14H  u.  147  i^Uber  die  Methoden  des  Rechnungsabschlusses  u. 
über  Absolutorium  u.  Indemnität'  finden  noch  einige  weitere  Ausführungen  ttbei  du 
iu  den  §.  \A2  If.  bL-liamii  ltiMi  ( ii  >^ren-tanil  statt,  mit  spri  jrllrr  Bezugnahme  auf  den 
Jahresabschluss  der  Slaat^r«  rlninag  u.  auf  dessen  Krlcdigung,  S.  bes.  am  Schluss 
V.  §.  147  die  Schemata  dea  pieuss.  Kechnungsabschlusscs  für  den  Jahresdienst  in 
den  „Uebersicbten  def  Staatseiimahmcn  n.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  der  Etats- 
äbenchrutangen  n.  s.  w.** 
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§.  135.  —  3.  Der  RechntingsstyL  Hinsichtlich  der 
Methode  der  Reehnung  bei  der  Buefaftthraog  oder  hiosichtlieh 
des  sogen.  Reehnungsstjrs  wird  aaeh  im  Recbntings*  nnd 
ßncbfobrnngswesen  der  Finanzwirthscbaft  die  sogen,  einfacbe 

iUcbführnug:  (Jiecluiungsstyl  in  einfachen  Posten)  oder  der 
Cameralstyl  und  die  sog.  doppelte  Hucht'tili rung  (Eeclinungs- 
styl  in  doppelten  Posten,  ,,doppische'^  VerrecliuaDg)  oder  der 
italienische  oder  Mercantilstyl  untersobieden. 

Bei  der  ersten  Methode  verfolgt  man  alle  Veränderungen  im 
Vermögen  einer  Wirtbsebaft  (im  Bestand  einer  Kasse)  unmittelbar 
80  wie  sie  vorgeben;  nemlieh  als  Eingänge  und  Ausgänge  (Zn- 
imd  Abgänge,  Einnahincn  und  Ausgaben),  entweder  chrono- 
lojriscb,  wie  in  den  Tagebüchern  oder  systematisch  wie  in  den 
Hauptbüchern.  Durch  einfache  Additionen  beider  Seiten  und  8ub- 
tractionen  der  betreffenden  Summen  erhält  man  das  Ergebniss 
der  erfolgten  Veränderungen.  Geldrechnung  und  Saebrechnung 
werden  getrennt  geführt.  Soll,  Ist  und  Rest  stehen  in  den  Manualen 
neben  einander. 

Dir  Kin  -  uii<1  AtiSfrSiige  bestehen  theils  in  wirklichen  Rewnpunircn  der  (ield- 
fuud:»  der  Ka:>9e,  aut  dcrua  eigene  und  aul  lierhuung  andrer  Kaä:»eu  (Gommiääionü- 
fochift),  dioUi  auch  hier  in  fin; irten  Bewegang«n«  indem  die  durch  VemitUaDg 
audercr  Kassen  aber  auf  Kerlimnif?  der  betreH'cnden  Kasse  erfolg'  ti  I  n  Ein-  und 
Ansgänge  mit  in  die  Buchführung  gezogen  Verden  („Zahlungen  d  ir  h  Anrechnung 
bilden  zugleich  ein  EiuBahuie-  u.  ein  AusKabegeschäft",  s.  o.),  uuii  mdoui  i'orner 
ueb  dem  Grnndaatz  der  BrotterechnuDg  die  Betriebs-  und  Eibebungskosteu  einer 
Ciniuihmo  oder  sor  !iir<  Aasgaben,  veichc  von  den  an  die  Kinnahmekasse  abzaführendon 
Tebcrschüssen  gleit  h  abgegangen,  also  nicht  eigentlich  zur  Kasse  gekommen  sind, 
«loch  deren  liechnungen  mit  durchlaufen  und  sowohl  bei  den  £in- 
Babmeo  als  bei  den  Ausgaben  gebacbt  werden  (prems^  Inatr.  tr.  18.  Dec.  1824 
t  d.  Oberrechenkammer  §b  5,  gleiche  Bestimm,  in  Oesterreich). 

I>ei  der  doppcltcü  BüchfUhrnng  wird  jeder  Geschaftsi'all 
(eiazutragcnde  Posten)  als  Inbegriff  einer  Leistung  und  der 
dazngebi^rigen  Gegenleistung  aufgefaset  und  dargestellt**  und 
er  kommt  dann  in  der  hier  anzuwendenden  Geldrechnung  „zwei- 
maly  das  eine  Mal  mit  der  in  ihm  begriffenen  Leistung,  das  andere 
Mal  mit  der  zugehörigen  Gegenleistung,  also  in  zwei  Posten  oder 
in  einem  doppelten  Posten  vor"  (Schrott).  Die  Hecboiaig  er- 
folgt getrennt  nach  Geschäftszweigen,  die  unter  isich  durch  Leistnncrcn 
und  Gegenleistungen  in  Verbindnng  stehen  und  so  zu  einander  iu 
dag  Verhältniss  Yon  Geber  oder  Gläubiger  und  E  m  p  f ä  n  g e r 
oder  Seh u Id ner  treten.  Die  gemaehte  Leistung  (Zahlung)  erscheint 
bei  jenem  als  Guthaben  (Haben,  Credit),  bei  diesem  als 
3ebuldigkeit(Son,  Debet).  Wo  sich  die  in  Geld  angeschlagenen 
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Leistungeu  luui  Gegenleistungen  bis  zum  Zeitpunct  des  Recbuiingj^- 
abschliisses  (der  Bilanzzieliungj  nicht  ausgeglichen  haben,  bleibt 
ein  Mehrbetrag  (Saldo)  als  Guthaben  za  Gansten  des  Einen 
und  als  Bohald  stt  Lasten  des  Anderen,  welcher  Posten  mit  ge- 
boobt  nnd  dann  dnrcb  eine  besondere  Gegenleistung  beglieben  oder 
auf  neue  Rechnung  yorgetragen  wird.  Die  Summe  im  Credit  nnd 
Debet  muss  imuier  die  gleiche  sein,  weil  jeder  Posicü  dujjpelt  ein- 
getragen wird^  eiu  Moment,  das  für  die  Controle  der  Richtigkeit  dient. 

Wo  es  sich,  wi<^  iui  gxjwöhnlichen  wirthschaftlichen  Verkehr,  daher  besonder? 
uütcr  Kauflcutcn,  wo  diese  Hcchuungsmcthudü  die  übliche  ist,  um  die  Lcistungeii 
und  Gegenleistnngeii  wirklicher  rertchiedener  Pertonan  (selbst&ndigcr  Redits* 
subjectc)  handelt,  bat  es  auch  die  doppelte  Buchhaltung  mit  unmittelbaren  Reali- 
täten zu  thun.  Aber  zahlreiche  Fictionen  müssen  daneben  gebildet  werden,  ins- 
besondere erfolgt  eine  Personification  der  einzelnen  Abtln  ilungen  der  einheltücheu 
Wirtluchaft,  Ar  deren  jede  dann  eine  hesondere  Rechnung  i„ Conto'*)  gefohlt  wd 
deren  Beziehungen  zu  einander  in  den  Leistungen  und  Gegenleistungen  dun  h  die 
doppelte  Buclihaltnng:  dfirtrestellt  werden.  Und  ebenso  wird  dio  Wirtlischaft  als  eine 
eigene  Person,  getrennt  vom  EigenthUmcr  (Leiter)  aufgcfas^t  und  die  Beziehungen 
zwischen  ihnen  auch  aia  Leistungen  u.  Gegenleistungen  gebvcht  Somit  bestehen 
Conti  wirklicher  und  solche  fingirter  Personen.  Jedes  Conto  hat  zwei  Ab- 
th'  ilnniren,  links  für  das  Soll  (Debet),  rechts  für  das  Haben  (Credit).  —  Vgl.  über 
beide  Style  Kau,  Fin.  II,  §.  54!),  550.  Schrott,  13,  14,  ü6.  An  beide  lehnt 
sich  obige  Darstellung  in  einigen  Pancten  näher  an. 

„Die  Doppelbucbhaltung  ist  demnach  die  vollständige 
Darstellung  der  Verhäitnisse  zwischen  einzelnen 
Personen*'  (wirklicher  und  fingirter),  „der  C amcralBtyl  ist  ein 
einheitlicher  Auibau  der  Rechnung,  welche  alle  Vorgänge 
in  Beziehung  auf  eine  einzige  Person,  die  Verwaltungsstelle  (Kasse) 
bringt'«  (Ran,  II,  §.  549). 

Anwendbar  sind  beide  Metboden  auch  im  Staatsreehnnngswesen. 
Der  Gamera1st}l  ist  der  ältere,  verbreitetere ,  in  Deutschland  und 
Oesterreich  übliche,  —  mit  einzelnen  Verschiedenheiten  nnd  manchen 
crlieblichcn  Verbesserungen  des  fj:efrenwärtigcn  iJ:egen  den  ,,aiteu 
Cameralstj^'.  Die  doppelte  BnchtUhruug  besteht  namentlich  in  Frank- 
reich, auch  in  England.  Beide  Methoden  haben  theoretisch  und  practisch 
ihre  Vorzttge  und  Mängel  und  haben  ihre  Anhänger  in  der  Wissen- 
schaft nnd  im  praetischen  Leben.  Die  Grttnde  für  den  Yerbessertea 
neueren  Gameralstyl  flberwiegen  aber  doch  wohl.  Dieser  Styl  ist 
im  Staatsrechnungswesen  nicht  nur  der  einfachere,  sondern  auch 
derjenige,  welcher  dem  Finanzwesen  nach  dessen  Natur  und 
nach  den  eharaeteristischen  Unterschieden  der  i'iuanzwirthscbait 
von  der  gewöhnlichen  privaten  Verkehrswirthschaft,  zumal  von 
dem  Handelsunternehmen,  am  Meisten  entspricht 
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Denn  i  einem  gössen  Theile  der  (icbahrun«r<-n  im  oirenflicluMi  llau^hrih  . 
velche  gebucht  werden  sollen,  handelt  es  sich  nicht  um  Leistungen  an  den  htaat. 
denen  Gegenleistungen  Überhaupt  oder  wenigstens,  wenn  auch  mit  Ililfe  von  Fictionen, 
bafieck«ilM£re  G^^leistaiigcn  d«s  SUuits  an  die  Lteittenden  eDtspr<M-hen  (so  im  SteQe> 
vt'Sf  n)  und  obriisowcniiT  tinifrckehrt  um  Leistunsren  des  Staats  an  Dritte,  denen  soh  ho 
bnrhtitii.'st'iliiiZ'^  (iL•l^(•Illc•i^tullgen  dieser  Drifff^n  •ic^^entibcrsfehon  ((tehalte.  Pensionen). 
Sehr  ikUiisitliche  tictiuuen .  weit  mehr  ala  in  der  kau fuiauu lachen  i'raxia  mibsen  hier 
bei  Beontzing  der  doppelten  BoehfOhrong  im  Staatsrcchmingswoscn  fcemacht  werden. 
Die  Sicherung  des  Rechnungswesen  bezUgli'  Ii  seiner  Richtigkeit  und  die  Mittel  zu 
an^rei<  hender  Controie  gewährt  aber  aach  der  verbesserte  Camenüatyl,  wie  deutsche 
KrlahrunfT  lehrt. 

Demnach  verdient  in  den  btaatsrecbnungen  der 
Regel  nach  der  Gameralstyl  den  Vorzug  (Hau Ii, §. 5d0). 

Za  deniaolben  Reeoltat  gelangt  Schrott«  8.  S9O,  „die  Anvoadung  der  Doppiic 

sd  für  die  Kegierungswirthschait  gradezu  unzweckmfiasig.  Weil  hier  die  rubrikenweise 
Aufzeignng  der  SchulJijLikeiten  ti.  der  Rückstände  eine  wesentliche  liedingniig-  einer 
%üUa  Wirthschaftsleitung  sei.*  Auch  v.  Maiclms,  Fin.  U,  131)  hat  uberwiegend 
Bodenken  in  Betr.  der  doppelten  Buchhaltung,  die  jedenfalls  nur  mit  Modificationen 

anwendbar  sei.  Misslungencr  Versuch  im  1^.  Jahrb.  in  Oesterreich,  (iewisse  Modi- 
hrationtNi  Miieinen  auch  in  Frankrcirli  zu  be<lehi»n  (Ordonn.  v.  1  1.  Sept.  1^22  .  D«jcb 
ruiimt  .niderseits  Hock  die  Methode  grade  nach  den  franzus.  Krfahrungeu  «S.  D7), 
mit  Bezugnahme  auf  Beispiele,  die  aber  kaum  unbedingten  Werth  in  der  Frage  haben. 


4.  Abaehnitt. 

Da»  Controlweseii. 

S.  0.  §.  so  Uber  die  8  Arten  der  Contiole«  was  hier  weiter  anssofiihren  ist 

T>';r  Zasammcnhang  des  Gegenstands  mit  dem  im  vorigen  Abschnitt  behandelten 
nöthigte  .nber  dazu.  Einzelnes  auch  bezüglich  des  Controlwesens,  namentlich  die  eiufent- 
ii'  bc  K  a SS  c  n  controie  mittelst  der  Visitationen  u.  Kcvisioncn  12U)  schon  dort  zu 
behandeln.  Jetzt  erübrigt  hier  von  dieser  ersten  Art  der  Controie  noch  die  Bc- 
HnechuDg  der  eigcntliehea  Bcchnungscontrole  und  der  Kassen  controie,  soweit 
diese  zugleich  Kechnimirs<ontrole  ist.  Fnr  die  Literatur  s.  die  Angaben  in  den 
Vorbemerkungen  zu  den  vorigen  Abschnitten,  S.  219  u.  253,  specieil  v.  Jacob  Fin.  II, 
1316  81,  T.  HalchOB  Pin  II,  159  Ran  Fin.  II,  §.  557,  Stein  Fin.  II, 
115  ff.,  Leroy-Beaulieu  II,  L  1,  ch.  'I,  bes.  v.  Czörnig  Budget,  Staatsrechn.  u.  s.  w,, 
vo  diesem  fle^rcnstand  bei  jedem  der  behandelten  Staaten  besfmdre  Aufmerksamkeit 
geschenkt  0.  derselbe  zum  Schlubs  8.  163  11.  vergleichend  behaudeit  wird  ulie  Schrill 
wurde  Ende  1865  rerOfientlicht,  entliält  also  u.  A.  die  nenero ISntwicklnng  in  Preussen 
Bsch  nicbtX  B^te  auch  in  vergleichender  u.  principieller  Behandlung  leistet  wohl 
dio  anonyme  Arl)eit  „üeber  den  IJcehnungshof  mit  bes.  Rücks.  auf  das  r)eiit>che 
Keich".  2  Art.  in  d.  Tub.  Ztschr.  H.  :v2  u.  33  (ISTfi  u.  77),  der  erste  mehr  priücipi(  ll, 
dann  näher  eingehend  auf  Preussen,  im  zweiten  auch  eine  Darstellung  der  gegen- 
v&itigfen  Gestaltung  der  Rechunngscontrole  in  Frankreich,  Oesterreich,  Baiem,  Belgien, 
'•iiic  gute  Ergänzung  der  rdteren  Sdirift  v.  Czörnig 's,  iViiun  eine  n.'ibere  Dar- 
stellung der  bis  dahin  i'n.  .uieh  seitdem  noch  rcsu!tat!os«  ii  Parlamentär.  Verhand- 
laugen über  Etat:»gc»t:Lz ,  Rcchnungs-Cuutrol-Ueaetz  u.  b.  w.  iui  Deutschen  Reiche. 
l>i*^er  Arbeit  wird  in  diesem  Abschnitt  mehrfach  gefolgt.  Eine  umfassende  Behand- 
lung des  Gegenstands  vom  wirthschaflstechn.  Standpuncte  ans  bei  Schrott,  Verrechn.- 
tu».  Jj.  12'«  fT.   154  ir  ,  151)  tf. 

Die  1  iuu,ii/techn  isclie  Seite  des  Coutrolweseus  ist  augenfällig  und  auch  in 
der  adminiatratifen  und  in  der  Staatscontrolc  deotüch  sichtbar.  Aber  hier  tritt  doch 
als  das  noch  bedeutsamere  Moment  das  staatsrechtliche  u  politisch«'  hervor, 
baher  denn  insbesondere  in  der  iifiKTen  Penoda  der  „Verfassungsstail« n"  nnd  ^eit 
dem  liebergang  der  absoluten  in  die  eonstitutionelle  ^.u.  eventuell  parlanieritarischo) 
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Staatsform  «in  lebhafter  theorotlBeher  n.  pnctiscli-politisöher  Streit  Aber  die  Controle, 
besonders  über  die  Stutuontrole,  deren  Verhältniss  zur  Vervaltangscontrole,  über  die 

Orgam»  oilcr  das  Organ  zur  Ausübung  dieser  Controlc,  über  die  staat-irechtliche 
Stellung,  Bildung  u.  ^usamucosetzaDg,  Fanctioa  besonders  des  obersten  Oootroloinui* 
(„oberster  Rechn1Ug3bo^^  „OberrechenlcemnieT*',  coar  des  c«mptcs).  aber  das  Ver- 
hiltnUiS  desselben  zur  Kegioning,  zu  den  obersten  Verwaltungsbuliurdon,  (MinistericQ, 
Ueber-  oder  Neb^-n  -  oder  Ein-  und  rntcri^rdiniiig-  ih.-s  Ivccliiiuiig^hofs  «rcjrcntiber  der 
Ministerien),  Uber  die  Beziehung  des  Kuclitiunphois  zum  Parlament  u.  dgi.  m.  Die 
Geschichte  u.  das  geltende  Recht  des  Cootrolwesens  werden  liier  zn  einem  wichtigen 
Gegenstand  der  allgemeinen  Verfassongs-  und  Verwaltungsrechts  -  Gesclriebte  n.  des 
i>esteh<-iu]L-ii  Staats-  besondc■r^  Vcrfassunjrsreclits ,  wi<'  *>>  ri]inli<  li  vom  Etatswesen,  der 
Etats-  und  Steuerbewilliguug  gilt.    Die  Ik'Utij^oa  itusitiveii  Einrichtunfren  der  Staaten 
aul  dcia  Gebiete  des  Controlwescns  siitd  daher  daa  gemcinsauic  Produot  iiaanz- 
technischer  Bedürfnisse,  —  wie  sie  sieh  schon  im  eotwUieiteD  Geldhansbalt 
der  absoluten  Monar«  liie    IS.  Jahrh.)  zeigten  m  l  mehr  oder  weniger  gefittgend  durch 
die  damals  <rotrofrcneii  Eiurielitiiiig'cn  befriedig:t  wurden  d'reusscn)  —  und  politisrh'''r 
Aulurd  ciungeii  aowie    taatärechtlicher  Consei|U  euzen  des  geltenden 
öffentlichen  Rechts.    Fttr  diese  Seite  des  Gegenstands,  welche  hier  in  der 
Finanzwissenscbaft  nur  gestreift,  nicht  genauer  behandelt  werden  liann,  ist  ausser  auf 
den  genannten  Aufsatz  in  d.  Ttlb.  Ztsohr.,  ein  wichtiger  Beitrag  zum  „vergleichenden 
öfieutlichüu  Kccht'*,  auf  die  Literatur  dos  positiven  Staatsrechts. zu  vcrweiseu, 
wo  dieser  Panct  regelinftssig  n&her  erörtert  wiid,  daher  ftlr  das  Dentsche  Reich 
auf  ¥.  Rönne  u.  Laband.  fUr  Prenssen  auf  r.  Rönne,  für  Baiern  auf  Pözl, 
für  W  u  rtemberg  jetzt  auf  Sarirey,  fOr  £ngland  auf  Uneist,  fär  Oesterreich 
auf  Ul brich  u.  s.  w. 

Kehr  nach  seiner  Bedentung  grade  f&r  die  Ordnung  der  staaflichen  Flnana- 
wirthschaft,  wenn  auch  unter  Beroiclisichtigung  jener  öffentlich •recbtlichen  Seile  nnd 
der  Techniii  des  Zahlung^-,  Kassen-  u.  Rechnnni^swcscns.  wird  das  Controlwesen  in 
den  monogcapb.  Arbeiten  über  den  Staatshaushalt  einzelner  Staaten  behandelt  S.  Uber 
Frankreich  T.  Hock  Kap.  3.  bes.  III  II'.,  v.  Kanfmann  Kap.  4,  Leroy-Beaulleit 
a.  a.  0.  n,  L  1,  ch.  .3.  Bloek's  dict.  Art  comptabilite  pnbl.  u.  cour  des  comptes, 
(Czörnig  a.  a.  0.  S.  «>7  ff'.,  Tüb.  Ztschr.  1S77  S.  11  ff.);  über  Oesterreieh 
Blonski  11,  a5S  ü'.,  364  11.,  Dessary,  Fin.ges  künde  122.  123;  über  Bayern 
Stockar  v.  Neuforn-Hock,  §.  6S,  69,  113  Ii",  u.  a.  m.  passim;  über  Würtemberg 
T.  Riecke  Verfass.  u.  s.  w.  Würt^  S.  163  n.  pass.;  über  Baden  Regenauer  a.  a.  0. 

1??— 15.  Für  l'n^usscn  fehlt  ein  entsprechendes  Werk  dieser  Art.  S.  dafür  v. 
Könne,  preuss,  Maatsreeht ,  uber  die  <  )berrechenkannncr.  bes.  IT.  1.  \bth.  §.  260. 
t".  d.  iegislat.  u.  Veiordn.material  Uerrfurth  a.  a.  U.,  bes.  Abschn  ii,  S.  13  If., 
Heissner  Bechn.we8en  I  n.  II.  Uebersicht  der  Hauptponcte  des  posit.  Controlrecht$ 
verschiedener  Staaten  auch  bei  Stein,  Fin.  I.  119 — 124  «kaum  haltbare  Aufstellunf^ 
„zweier  grosser  europ.  Systeme  der  höchsten  Staatscontrole'* ,  des  franz<'>sTschen  o. 
deutschen.  Dass  sich  so  nicht  genau  schematisircn  lässt  zeigt  d.  Aufs,  in  d.  Tab. 
Ztschr.)  —  Daten  aber  wichtigere  Gesetee  u.  Yerordnongen  nnten  in  den  Hoton. 

§.  13(>.  Einleitung.  Die  Lehre  vom  Controlwesen  hat  vor- 
Dehmlicb  drei  Puacte  za  erörtern:  die  Aufgabe,  die  ürgani- 
Bation,  die  Aasführung  der  Controle. 

I.  Die  Aufgabe.  Das  Controlwesen  in  der  Finanzwirthscbaft 
ist  znnäehst  das  Mittel  zur  Co d statinin g  der  bezflglietaen  Tbst- 
Sachen  darüber,  ob  und  wieweit  die  tu  fordernde  UebereiD- 
siimmnng  der  Zahlungsanweisungen,  der  Rechnungen  nnd  der 
Kassenbewcgnnf^  iimi  Kassenhestände  mit  den  Normen  besteht, 
welche  für  diese  Gehiete  im  geltenden  allgemeinen  Recht,  in  be- 
sonderen Gesetzen,  im  £tat  und  in  den  giltig  erlassenen  Verord- 
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niiigea  der  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  aufgeBtellt 
und;  8 od a im  zogleicb  das  Mittel  dazn,  diese  üebereinsUininuiig 
mögliehst  sicher  zu  verbürgen  nnd^  wo  sie  fehlt,  sie 

wieder  herbei%uf(i hren.    Diesem  gemeinsamen  Zweek  dient 

in  verscliiedener  Weise,  eventuell  unter  Mitwiikimir  verschiedener 
Offrane,  jede  der  drei  ()i)eii  sthoii  t^.  öO)  untersclnedenen  typischtin 
llauptarten  der  Controle,  die  K^chnuug«-,  die  Verwaitungs- 
und  die  Staatscontrole. 

IL  Die  Organisation.    Dahin  gehören  die  Fragen  Uber 

das  Verbältuiss  dieser  Controlen  zu  einander,  tiber  ibre  nähere 
Verbindung  mit  einander,  fiber  ihre  Ausübung  durch  verschiedene 
•uler  zum  Theil  auch  durch  die  ncniliciien  Organe,  tiber  die  Stellung, 
Kiniichtuug  und  Competenz  dieser  Orgaue,  über  deren  Rei  hte  und 
anderseits  Uber  die  Hichten  der  zn  controiirenden  Behörden  und 
Beamten. 

III.  Die  Ausfnhrnng.  Hier  handelt  es  sich  darum,  in 
welcher  Weise  die  Oontrole  der  drei  ▼erschiedenen  Arten  yor- 

gcnommen  (Methode  der  Controle),  welebe  besonderen  Zwecke 
dabei  verfolgt,  wie  die  Erreichung  der  letzteren  sicher  gestellt 
werden  soll. 

Katürlich  be^tcheii  hier  \\'echselbcdiQgUQg:äverliältuiüäe:  nach  der  Auf- 
rabc  ist  die  Orgaiaäatiou  einziirirlifeii  uml  eine  bestimmte  i  ir;^auisation  bedingt  wieder 
'lic  Art  der  Li^-^iinji^  der  AiiIImIx;  uud  ebenso  bedingt  <lie  i  hgauisation  die  Ausführung 
uud  verlangt  ciuc  boatiuiuitc  Auft^abe  diu  und  die  Art  der  Ausfahrung.  Aber  der 
leherrbchendo  Hauptponct  iat  duch  der  rorangesteUte ,  die  Aufgabe.  Vgl.  den  gen. 
Aufs.  üLlt  iJon  Keclinungshof  in  d.  Tüb.  Ztscbr.  B.  32.  S.  480  fl.,  dessen  sachkuiidiijor 
Damellang  hier  mehrfach  (in  ^.  137  in  einzelnen  Sitzen  beinahe  wörtlich)  gefolgt  wird. 

1.  —  §.  137.  Die  Aufgabe.  Dieselbe  specialisirt  sich  uacb 
den  drei  Arten  der  Controle,  wie  dieses  oben  (§.  80)  schon  generell 
&kizzirt  worden  ist. 

A.  Die  Reehnungseontrole  (Controle  im  engsten  Sinne,  anch 
wohl  Kassencontrole  genannt)  sehliesst  sich  mehrfaeh  nahe  an  die 
früher  besprochene  Kassenrevision  (§.  129,  ,,KasseDeontrole'^ 
in  einem  anderen  Sinne)  an,  ist  aber  nach  Aufgabe  und  Wesen 
davon  zu  untersebeiden.  Die  Kassenrevisiun  ist  eine  Controle, 
welcbe  vornemlicb  die  Uebereinstimmun^  der  KnHsenbestände  mit 
den  Uber  die  Kassenbewegung  getubrten  BUcberii  und  Rechnungen, 
dann  das  wirkliebe  Vorhandensein  der  reohnungsmttssig  naeb- 
gewiesenen  Kassenbestände  prüft  and  sieh  eventaell  sonst  auf  die 
PQhning  der  Kasseagesehäfte  n.  dgL  erstreckt,  sie  ist  also  recht 
eigeutlich  eine  Controle  der  Kassenverw alter.  Die  Reclinnngs- 
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coDtrole  dagegen  ist  j,a*j^cu  die  Verrechner,  daher  soweit  diese 
auch  Kassen  Verwalter  siud,  gegen  letztere  in  dieser  Eigeuäcliatt 
des  Verreebners  gerichtet.  Sie  prlift  dann  vor  AUem  die  Rech- 
nungen und  zwar  nach  folgenden  drei  Seiten:  zunächst  nach 
der  Richtigkeit  des  GalcUls,  in  der  Rechnung  selbst,  in  den 
Beilagen  and  den  Belegen  („calcnlatorische*'  Controle  oder 
Revision),  sodann  nach  der  Richtigkeit  der  in  der  lirrlmaug  vor- 
getragenen Zittern  untl  Thatsaehen  sowie  nach  der  Voll- 
ständigkeit der  dazu  gehörenden  Nachweise,  endlich  nach  der 
Einhaltung  der  ftir  die  Rechnnngslegang  vorgeschriebenen 
Formen,  bezüglich  der  Reohnang  selbst  wie  der  Legalität  nnd 
Vollständigkeit  der  Belege  („formelle*^  Controle).  Die  Kassen- 
und  die  Rechnungscontrole  wenden  sich  demnach  beide  gegen  die- 
jenigen Behüiden  uud  Beamten,  welche  mit  der  wirklichen  practischeu 
Durchführung  der  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  betraut  sind. 

Die  cftl<  iilafitiische  und  formelle  (lontrüle  sind  an  sich  am  Einfarh-t  n. 
seUca  aber  technisch  geschultes,  weseutlicb  dem  SubaiU^rudienüt  augehörigoä  rcräoual 
Toraas,  das  hinsichtlich  der  Zuvcrlftssifkeft  seiner  ControUeistongen  selbst  vieder 

einrr  (lonirolc  durch  ImIioic  ()r|?ane  unt('rzüir<-n  werden  mnss,  erentucll  durch  dif- 
solbcn,  an  I'.iIIl'  iIli  Ilcnist.TniliiMu-  Arv  li'iM-iinniiercn  zunächst  zu  li-it-  ii  Ii.iL 

Abi  Wichtigsten  ist  die  zweite  <vontrole,  in  weicher  es  sich  u.  A.  besonders  um  die 
Prüfung  der  Ueborciiistimmuiig  der  Aflweisung:en  mit  deren  in  den  Reclmungs- 
büchern  beurkundeten  Durchführung  S*  it«  [i>  der  Kassenrerwaliun{r  handolL  Ditj 
Zuv- rl;i?-:i^keit  dieser  Confrol-  imis?  Vm  -oihI-  ts  durch  eine  /w.ckiiiassiüv  ( ii  iiM!ii>:ifi.  n 
d<'S>  i/üutroldienstes  verbürgt  werden,  bie  »teht  von  den  drei  eiuzuiuen  Xlieileu  der 
iii'chnungscontrolen  mit  der  folgenden  zweiten  Ilauptart  der  Controle  in  nächster 
liezichang  und  weniptens  sie,  wenn  oicht  auch  die  beiden  anderen  Theile,  erfol|^ 
am  Besten  gleichzeitig  und  durch  dieselben  Organe  mit  ihr. 

B.  Die  VerwaltnngBcontrole  wendet  sich  im  Unterschied 
von  der  Kassen*  nnd  Rechnnngseontrole  nicht  gegen  die  Kassen- 
Verwalter  nnd  Verrechner,  weklie  nach  allgemeinen  oder  speciellen 
Aufträgen  die  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  ausf  ühren,  sondern 
gegen  diejenigen  Behörden  uud  Beamten,  welche  solche  Auftrage 
ertheilen,  —  gegen  die  „anweisenden  Verwaltnngs- 
hehörden*'  (ordonnateors).  Hier  soll  die  geselz-^  etats-  ond 
Terordnnngsgemässe  AnsUbnng  des  finanziellen  Anweisnngsrechts 
znnüchst  innerhalb  des  Verwaltangsorganismns  selbst 
gepriil't  und  in  der  Verwaluingshierarchie  hinsichtlieii  der  unter- 
geordneten gegenüber  der  vorgenrdueten  liclii>rdc  con.statirt  werden, 
bis  hinauf  zu  den  oder  der  leitenden  Obernien  Behörde  (Ministerien, 
bez.  Finanzministerium),  in  Staaten  ohne  Volksvertretung,  wie  in 
der  absolnten  Monarchie  bis  hinauf  zam  Staatsoberhaupt^  als  der 
eigentlichen  Spitze  auch  der  Verwaltung.  Die  Verantwortliehkeit 
jeder  anweisenden  Behörde  kommt  daher  hier  zunächst  gegenliber 
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ilver  mgesetzten  Behörde  zur  OeltUDg.  Neben  der  Controle  der 
fiecbtmüsBigkeit,  d.  Ii.  der  Uebereinstimmung  mit  den  Gosetoeo, 
Etats,  VerorduungCD,  kann  und  soll  es  sich  in  der  Regel  auch 
zugleich  um  eine  Controle  der  finanzwirthsehaftliclicn  Zweck - 
mäBsi^'keit  der  Anordnungen  im  (rebiete  der  Ausgabe-,  Einnnliinc- 
and  VenDÖgensverwaltung  bei  der  Verwaltuogscontrole  handeln, 
ein  Pnnct,  auf  welchen  die  Oontrolorgane^  besonders  das  oberste 
(Obenreehenkamnier)  in  den  Gesetzen  wohl  ausdrttcklich  mit  hin- 
gewiesen werden. 

Im  Einzelnen  lääst  sich  mit  dem  gen.  Aui^s.  in  d.  Tub.  Ztsclir.  (ß.  32,  S.  4^2) 
wieder  ein  d  roi  fach  es  Gebiet  der  Venr.controle  unterscheiden :  dasj.  der  Einnahmen, 
wo  es  sich  neben  der  KecbtiDSsäigkeit  des  Verfahrens  um  die  Prüfung  der  rollstündit^en, 
aficr  ilu<  ]i  auch  ri<  litin  rnnssvollcii  Ausnlitziinpr  «In- Eiiiii.iliiJi»''|iH'noii  iiml  um  die  Fia-r«; 
JOB  Verbtäserungen  bei  der  Benützung  handelt;  dasj.  deö  Vermögens,  wo  die 
Vorschriftsmässigkeit  und  Zweckmässigkeit  des  Verfehrens  bei  der  Erwerbung,  Bcwirth- 
^'haftung  und  Veräusserung  zu  controliren  irt;  endlich  dasj.  der  Ausgaben,  wo 
die  Autorisation  zu  tlrn  n  Leistung  u.  Anweisuni:,  die  Zweckmässigkeit  der  ViM  Wcn  iiinir 
0.  die  Sparsamkeit  bei  der  Bemessung  Sache  der  Verw.controle  ist.  Das  EtatM  iv  lu 
küinmt  bei  dieser  Controle  besonders  für  die  Ausgaben  in  Betracht.  Nur  wenn  die 
vfiteifeordneten  anweisenden  Behörden  sich  streng  Innerhalb  des  Etats  halten,  ist  fflr 
Jie  ganze  Fioanzverwaltonj::  die  Einhaltung:  (h-s  Etats  möglich.  Daher  die  Bedeutung 
der  früher  erwähnten  strengen  Vorschriftcu  wiikr  Etatsoberschreituri«;:,  welche  letztere 
tiner  anweisenden  Behörde  nur  mit  (meist  voiherigor)  Bewilligung  ihrer  vorgosetitcn 
Behörde  gestattet  ist,  wobei  CebeRSchreitangen  des  Gesammtetats  der  letzteren  wieder 
die  Zustimmung  des  Finanzministeriums,  ^c/.  dtjs  (iesammtministeriüms  und  Staatb- 
Oberhaupts  Foraussctzcn.  (le^-ou  diese  Vorschriften  vcritossendi'  oder  .lurh  soL  lic  /war 
bemängelte  Anwcisangeu  der  Verwultungsbchördcn,  deren  Bemäugeluagen  Jcducii  nicht 
im  frttheien  administratirea  lustanzenzog  behoben  sind,  bilden  dann  auch  einen  Gegen- 
tand der  Staatsi  ontrole  gegen  iibcr  den  obersten  Verwaltungsbehörden,  weh  he  filr  die 
üicht  rorschiiftsmibsigen  Handlungen  ihrer  nuteigeordneteu  Behörden  verantwortlich  sind. 

C.  Die  Staatscontrole  soll  nun  grade  die  Verantwortlichkeit 
der  obersten  Verwaltungsorgane  in  Finanzangelegenheit  practisch 
wirksam  niacben.  Sie  wendet  sich  daher  gegen  diese  Or^^ane, 
speciell  gegen  das  Fiaauzministeriuni,  bez.  dessen  Chet\  um' 
zu  prüfen,  ob  hier  streng  gesetz-,  etats-  und  verordnungsmässig, 
e?entaell  anch,  ob  hier  ttberall  zweckmässig  mit  dem  ätaatsver- 
mögen,  im  Gebiete  der  Einnahmen  and  Ausgaben  verfahren  worden 
ist  Die  Staatscontrole  soll  namentlich  die  Uebereinstimmung 
zwischen  Voranschlag  und  Ausführung  des  letzteren  prüfen 
und  etwaige  Abweichungen  constatiren,  die  Hegründunp:  der  vom 
Willen  der  leitenden  Organe  der  Verwaltung  mit  abhängigen  Ab- 
weiehungen  zwischen  Voranschlag  und  Gebaiirung,  mitbin  besonders 
t>ei  den  Ausgaben,  was  hier  Etatstiberschreitnngen  und  Ver- 
letzungen der  gesetzlichen  Bestimmungen  des  Etatsrechts  bezDglicb 
der  Uebertragungen  (§.  117)  anlangt,  von  den  betreffenden  verant- 
wortliehen Organen  fordern  und  die  ertheilte  Begründung  beurtheilen, 

A  WagB«r,  FlnanwlMeiMchaft  I.  S.  Avil.  -Ji) 
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unter  Umständen  darüber  entscheiden,  und  endlich  die  constatirten 
Abweichungen,  di^  nicht  behobenen  Bemängelungen  znr  Kenntnisn 
und  endgiitigen  Entscfaeidong  des  Staatsoberbaaptes  und,  in  Ver- 
fassungsstaaten,  der  Volksvertretung  bringen,  eventnell  zugleich  mit 
einem  Berichte,  welcher  eine  Kritik  dergesaminten  Finanzvcrwaltang 
vom  Standpuucto  nicht  nur  der  Vorschrilt&miissigkcit,  sondern  auch 
wieder  der  ZweckniUssigkeit  Udert  oder  Uber  einzelne  Wahr- 
uehmuDgen  kritisch  reierirt 

Ilm-  w.ilit't'  1^  fleutung  hat  din  jtnlitische  n,l<  r  Staatscoiitrole  allc.rdin^^^  erst  in 
niis.^rcr  Zeit  der  verfassuiifrsinä>sigen  iMnan/.verwaltung  erlaiiut  und  ihre  prin' ipiello 
L  nterscheiduDg  von  der  YcrwaJtuiigscontroIe  iit  cbeiifalJs  erst  ein  Ergebms^  der 
fieaeren  politbclicii  Docirin.  Doch  ftUt  die  tuch  Im!  Stein  dnrcUdingeiide  Aef- 
fftssDiig  ZU  weit,  als  ob  practisch  und  principiell  erst  im  Verfassungbstaatc  mit  Volk^ 
Vf^frctunc-  voji  fiü.^r  *'iir<  itf!ii  hen  Staatsrontrole  zu  sprechen  sei.  Eine  solche  i'^t  rcdit 
wohl  auch  in  der  abr^oluteu  Monarchie  gugcuubcr  dem  Monarchen  selbst  für.  die 
Verwaltnngscheftf,  die  Minister  u.  specieU  für  den  FiDAazminister  donkbar  n.  in  nenercr 
Zeit  auch  vorhanden  gewesen  (Proussfn.  Ocstorreich).  Die  Staatscontrole ,  welche 
IVanst.indungen .  Abweichungen  vom  Etat  u.  s.  w.  an  die  Volksvertretung  leitet, 
ist  keine  von  jener  audcron ,  älteren ,  wo  dem  Staatsoberhaupt  allein  Bericht  erstattet 
wird,  speeifisch  rcrschiedone,  sondern  nur  die  rolgoricfatige  Ans^  und  Urabildunfr  dieser 
älteren,  im  Zosammcohang  mit  der  Umbildung  der  absoluten  in  die  ronätltutioncllc  Monar- 
chie. Meistens  eine  principiell  bedeutsamere  und  practisch  werthvoUure  ist  sie  freilich. 

II.  —  1.38.  Die  Organisation  der  Controle  muss  sich 
einerseits  den  dargelegten  Aufgaben  anpassen  und  demgemäes  ge- 
staltet werden,  anderseits  hängt  sie  aber  unTermeidlieh  auch  mehr 
oder  weniger  von  der  allgemeinen  Organisation  der  Verwaltnng 

und  des  Finanzdiensts,  des  Zablungs-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesens, sowie  von  dem  geltenden  Verfassungsrechte  des  Staats  al). 
Letzteres  Ubtj  wie  selion  angedeutet,  naiueiitlicb  seinen  Kintlu??» 
auf  die  Staatscontrole  und  auf  deren  Verhältniss  zur  Verwaltungs- 
Gontrole  aus. 

S.  nxuh   lii-Mfiii    hes.  den  Aufs,  in  d.  Tub.  Ztschr.  B.  T2  S.  5 14. 

dem  hier  wieder  in  einigen  Puncten  uähar  gefolgt  wird;  dann  aach  ?.  GzÖini^, 
liudg.,  Staatsrechn,  u.  s.  w.  S.  170  11'. 

In  allen  drei  Arten  der  Controle  handelt  es  sich  um  eine 
Constatirung  von  Thatsacbcn,  insbesondere  betttglich  der 
Uebereinstimmung  der  Rechnungen  der  Rechnung  legenden,  mit  deo 
Anweisungen  und  Anordnungen  der  anweisenden  Behörden  nnd 
der  Anweisungen  und  Rechnungen  mit  den  auf  diesem  Gebiete  ' 
geltenden  Bestimmungen  der  Gesetze,  des  Etats,  der  obersten  Ver- 
ordnungen („Königl.  Ordres'';  oder  bezüglich  betretfendor  Ah- 
vvei(  liuni:en ;  ferner  in  Anknüpfung  an  diese  constatirende  Thätigkeit 
um  eine  Kritik  des  Befundes;  weiter  um  die  Behebung  vou 
aufgefundenen  Mängeln,  entweder  durch  Verhandlungen  mit  | 
den  revidirton  oder  controlirtcn  Behörden  und  Beamten,  wonach 
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letztere  selbst  den  Mangel  zugeben  und  abstellen,  oder  dnreb  die 
selbständige  endgiltigc  Entseheidnng ,  sei  es  des  Controlorgans  ftlr 
sieb  oder  einer  anderen  Instanz ;  endlich  bei  nnbeboben  bleibenden 

Bemängeluügeii  um  die  Zur- K  cii  iit  ii i bi  i  n giiii g  derselben 
bei  den  darüber  endgiltic:  entscheidenden  Instanzen  ((»beröten  Vcr- 
waltuiigsbebörden ,  eventuell  8ta»atsol)eilia(ipt  bei  der  Vcrwaltungs- 
coDtrole,  Staatsoberhanpi  und  Volksvertretung  bei  der  Staatscoutrole). 

Alle  Controle  mass  da  Ii  er  so  organisirt  sein,  dass  die  sie  ans- 
flbenden  Organe  technisch  (fachmässig)  dafür  befähigt 
sind,  den  zn  controlirenden  Behörden  nnabhängig  nnd  ausge- 
stattet mit  der  erforderlichen  MachtbeAigniss  gcgenllber  stehen  und 
Willens  sind  oder  durch  ihre  eigene  Verantwortlichkeit 
!ind  durch  eine  t!  b  e  r  s  i  e  s  e  1  b s t  s i  c  h  o  i-  s  t  r  e  o  k  e  n  d  e  C  o  n  t ro  1  c 
(.Supcrrevision)  angehalten  werden,  die  ihnen  obliegenden  Control- 
aafgaben  pflicbtmässigausznfübren.  Diesen  Bedingungen  entsprechen 
rersehiedene  Systeme  der  Organisation  des  Controlwesens  in  ver- 
schiedenem Maasse,  aber  nnr  ein  solches  darf  gewählt  werden, 
welches  ttberhaopt  die  Bürgschaft  dafHr  gewährt,  dass  diese  Be- 
dingungen möglichst  erfüllt  werden.  Eine  solche  lilirgncbaft  bieten 
die  beiden  hier  V(»iiienilich  zur  Wahl  stehenden  Systeme,  dasjenige 
der  AiisfilMui^^  der  Controle  durch  die  vor.2:e8et  zt  c  n  allsremeinen 
Verwaltungsbehörden  und  dasjenige  der  Uebertragiing  der 
Controle  (bez.  der  Snpercontrole)  an  eine  eigene  oberste  Oontrol- 
behOrde. 

8.  Tab.  Ztschr.  B.  32  S.  4$4— 4Hd,  490  IT. 

1.  Man  kann  nemlich  einmal  die  ßechnungs  -  nnd  Verwaltnngs- 

controle  (Iber  Kasse  tilhrcnde,  verrechnende  und  über  anweisende 
Ik'hr.rdcn  durchweg  der  nächst  vorgesetzten  Verwaltungs- 
behörde, von  welcher  die  zu  controlirende  Hehürde  ressortirt, 
Übertragen.  Vornebuilich  werden  hier  die  Mittel  behördeu 
(Provinzial-,  Bezirksbeb(3rden)  die  Controlorgane.  Da  es  sich  nm 
eine  regelmässige,  technische  Kenntniss  nnd  Uebnng  voraussetzende 
Thätigkeit  handelt,  sind  bestimmte  Abtbeiinn  gen  solcher  Be- 
hlirden oder  wenigstens  bestimmte  Fachbeamte  derselben  mit 
der  Ausübung  dieser  Controle  siiuidig  zu  betrauen. 

liidein  man  dieses  System  conse(|UCDt  diirchiuhit,  bis  zu  den  oberüteu  lichördoii, 
die  Controle  Uber  die  letzteren  (so  ubor  die  anderen  Ministerien)  etwa  dem  Finanz- 
■inisteriom  Oberfrägt,  aus^nlem  aber  Air  ciiK  etwa  &ocb  von  diesem  Ministerium 
^•iunh  «ine  Fachabthrllung  desselben)  aus/.uüliL-ii<l.',  S  u  p e rc on  t rn I c  Sii  |i.Tre?ision) 
Jer  gcsammten  Finanzgeschäfte  in  allen /wciu'cii  dt  r  SlaaU>rerwaiüinfj:  sor^^l,  kaui»  man 
die  Aafgabea  der  Kechuuiigs-  und  Verwaliungscontrulc  wohl  im  ganze»  StaitsliatU' 
Inlte  genttgeiid  darchftüirea,  —  bis  auf  eine  hior  Torbloibcndo  Lttciio  im  Gontrol- 
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System  in  Bezug  auf  das  FinanzmiDistehum  sd\)st.  ViXr  dit^eö  At>  uberäte  aaweiseade 
Behörde  inüssle  ein  besonderes  von  ihm  nnabhftngiges  Organ  auch  für  die  VemraltOD^- 
coiitrole  f«schalleii  werden.  Ein  solches  ist  ferner  auch  hif-r  für  die  Zwecke  der 
Sfri.itir.intn.lr  (_rt\ii»leilirli.  Die  Krfulluiig  dieser  Bedürfnisse  bcdiugt  eine  Annrihi-nnir- 
an  dita  /.weite  System.  Gewisse  Vorzuge  hat  die  Coutrole  durch  die  Verwaltuugsi- 
behördcii  selbst  sicherlich,  besonders  den,  dasä  bier  die  sachlich  am  Besten  auter- 
richtete Behflrdo  rovidirt  und  eut^i  hei  let .  wahrend  der  wobl  gerügte  Maugel  eines 
im  Tu  <  hnungsweson  liiiilänjjlieh  geschulten  Coutrol personal»  zwar  practist  Ii  bri  difs^m 
System  leichter  vorkommen  kann  als  bei  dem  anderen,  sich  aber  recht  wohl  ab^tclicti 
lüssU  Die  Menge  kleiner  und  oft  kleinlicher  Monita,  welche  bei  dem  anderen  Control- 
systAiD  so  leicht  und  notorisch  oft  erfolgen,  nutzlos  für  den  Zweck,  Verstimmung 
bereitend,  Zeit  and  Arbeit  kostend,  wird  hier  ober  unterbleiben. 

2.  Das  andere  System  bestebt  mn  darin  ^  dass  man  entweder 

Uli s seil  1  i c .SS lieh  oder  auch  —  und  bch&cr  —  nebeu  und  ikic-L 
einer  durch  die  höheren  Verwaltungsbehörden  selbst  ausgeübten 
Uechuungs-  uud  V^ei  ivaltungscontrolc,  daher  hier  besonders  für  den 
Zweck  der  Snpercontrolei  io  beiden  Fälleu  aber  allgemein 
darcb  den  ganzen  StaatshaaBhalt  von  unten  bis  oben 
bindnrch  eine  eigene  Controle  durch  eine  besondere  oberste 
Behörde  einrichtet. 

Dies  System  hatte  sich  schon  in  neueren  absoluten  Monarchteeii 
(Preussen,  Oesterreich)  eingehllrgert  und  ist  dann  in  unserer  Aera 
der  jjveriassun^^smässi^^en  FiuanzwirthschalV*  weiter  entwickelt  nnd 
zum  herrschenden  im  heutigen  Europa  geworden.  Darauf  wirkte 
der  Umstand  mit  ein,  dass  dasselbe  sich  am  Besten  zogleich  nlit 
für  die  Zwecke  der  Staatscoutrole  benutzen  liess.  Dies  geschah 
dadurch,  dass  die  oberste  Controlbehörde .  eine  selbständige 
Stellung,  unabhängig  von  anderen  h)(chsten  Verwaltungsbehörden, 
insbesondere  von  den  Ministerien,  nicht  unter  einem  solchen, 
bundern  neben  ihnen  erhielt,  n)it  der  Aufgabe,  grade  aneh  über 
die  Ministerien  die  Controle  mit  auszuüben.  Dies  System  ist  das 
des  Obersten  Kechnungshofs  (Oberrechenkammer ),  welcher 
dann  fttr  die  Ausübung  der  Rech  nun  gscontrole  —  mindestens 
als  Superrevisionsinstanz,  —  Ütr  diejenige  der  Verwaltungs- 
und  ftlr  die  Vorbereitung  der  Staats  controle  zugleich  fungirt 

Soweit  die  letztere  ein  Attribut  der  Volksvertretung  ist,  könnte  zwar  auch  ein 
besonderes  ständisches  (parlamentarisches)  ständiges  Controlorgau  dafür  ges»chafiea 
werdv  II.  da  das  Parlament  nicht  wobl  die  Controle  selbst  und  MCh  nicbtdiicli  fMQbei^ 
gehciiii  ad  lioc  hesfelltc  Ausscliüssc  uder  Coramissioncn  auszuüben  vermArhte.  Ein 
solches  besonderes  ständisches  Uontrolorgan  könnte  sogar  als  die  nothwcndic:»-  Com^- 
«juenz  parlamentarischer  Finanzcontrolc  erscheinen,  wie  man  in  Belgien  auch  vor- 
gegangen ist  (§.  143).  Indessen  lässt  sich  auch  eine  Staatsbehörde  mit  scJchen 
politischen  uud  staatsrrK  litliclicii  Cautel-n  umgeben,  dass  sie  recht  wohl  mit  als 
(  outrolorgan  für  diese  parlamentarische  Finanzcontrolc  oder  für  die  Staatscontmle 
dienen  kann.  Die^e  Aufgabe  wird  durch  die  gleichzeitige  üeburtia^uug  der  Kcchnungs- 
rerision  und  der  YorwaltangscoDtroIe  an  dieselbe  eberslo  Bcliörde  auch  tccbnfaicb 
bt!s<er  gelltet  anddiegesammte  Controle  raichor,  wirksamer  und  wohlfeiler  atugeabt  werdea. 
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Gegen  eiA  besondres  stündisclies  (^oiitrolor^an,  das  mehr  der  älteren  UuidstSiid. 
Vrrfa^snnET  ontspriclif,  im  lieiititrcn  constitutiomlkii  Staate,  auch  d.  Auls,  in  d.  Tüb. 
Zbchr.  Ii.  .H2  Ö,  510.  Schrott  8.  4^>ß  verlaufet  ausser  dem  Rcchnuiiiarshof  nocli  zur 
Erreichung  einer  rascheu  u.  sicheren  Verwalt.cüntrole  in  jedem  Landcsthcilc  (Pro- 
riaz)  eigene  GontiolsbehOiden  in  Untererdnnng  nnter  den  Rocbnnngshof,  was  xwar 
nicht  dnrrhaus  nöthig;  eiBcheint.  aber  die  Aufgrabe  des  Obersten  Bcchnungshofs  er-' 
ieichtert  S.  u.  in  §.  142t,  Hü  Uber  die  £inriclitQngen  in  Baieni  n.  Oesterreich. 

Die  ganze  Stellang,  die  specielle  Organisation  und  die  innere 
Einrichtnng  de»  Obersten  Rechnungsbofs  wird  sich  nothwendig  in 
erheblichem  Grade  nach  anderen  Momenten  des  positiven  Staats- 
rechts, besonders  nach  dem  Maass  der  Belii^^nisse  der  Finanzcontrole 
•Seitens  der  Volksvertretung  mit  richten  mflsscn.  Die  Gesetzgebung 
ttber  den  Rechnungshof  ist  daher  auch,  ähnlich'  wie  das  Badget- 
recht  and  Steuerbewiliigangsrecht,  ein  belcannter  Streitpnnct  im 
politiflchen  Leben  der  modernen  Staaten  (Preussen,  Deutsches  Reich, 
Belgien)  und  involvirt  schwierige  Fragen  des  Staatsrechts.  Allge- 
mein zu  verlangen  ist  aber  jedenfalls  eine  solche  Stellung  und 
Organisation,  welche  möglichst  nach  Üben  und  Unten,  der  Regierung 
wie  dem  Volke  und  dem  Parlament  selbst  gegenüber,  Unab- 
hängigkeit des  Reohnungshofs  nnd  seiner  Mitglieder 
TcrbOrgen.  Daher  müssen  die  modernen  Grundsätze  der  Organi- 
sation der  Gerichtshöfe  nnd  der  zum  Zweck  der  Unabhängigkeit 
den  Richtern  zu  gewährenden  Rechtsstellung  auf  den  Recliuuii^.s- 
hof  und  seine  Mitglieder  Anwendung  linden:  collegiale  Ver- 
fassung und  Geschäftsgang,  Unabsetzbarkeit ,  Verbot  von  Neben- 
ämtern, im  Allgemeinen  Rang-  und  Gehaltsgleichheit  der  Mitglieder, 
Aosscbluss  naber  Verwandtschaftsyerhältnisse  unter  den  letzteren^ 
AusscbinsB  Ton  der  Wählbarkeit  ins  Parlament  u.  a.  dgl.  m. 

S.  TUb.  Ztschr.  B.  32  S.  511 — 514.  Die  GrOsse  des  Obersten  Kcchuungshols 
oder  die  Zahl  seiner  Mitglieder  mms  sich  natoriich  nach  der  zu  lösenden  Aufgabe 
riehteo.  daher  besonders  nach  dem  Umfang  der  Finanzwirthschaft  (nenere  Ver- 

mehrunsr  der  Beamten  in  Prciisscn  mit  der  Vcrstaatlichnng  der  Eisenbahnen  u.  grösserem 
(ieschäliszuwachs  im  (iebiet  der  iudir.  Steuom.  so  z.  B.  im  Etat  f.  lS>5'V/b4  uro  1  Kath 
md  9  Berisoren),  dann  nach  dem  Maasse  und  der  Art  der  Berhnungs-  und 
Yervaltnn gscontrole,  je  nachdem  diese  rem  Obersten  Rechnungshof  gaos  allein 
o'ier  nur  als  Sujitirrerision  im  Anschluss  an  nnd  nach  l  inr  r  durch  di<;  vorgesetzten 
Vervaituagsbeh<>r<lcii  selbst  ftus£^r»abten  er^tt-n  Revision  stattfindet.  Auch  Hic  Methclc 
der  lierision  —  ccntralistisch  bei  der  Oontrolbehördo ,  deccn tralistisch  bei 
der  oontwUrten  Behörde,  s.  Tab.  Ztschr.  B.  82  S.  491  tfl,  ferner  eb  nach  ToniDs- 
?ehende  Visacontrolo  der  Anweisungen  oder  nur  nachträgliche  Verwaltungscontrole 
(?;  Ui»  —  ist  auf  die  Zahl  des  Personals  mit  von  Einfluss.  Letzteres  besteht  reg»4- 
luaaäig  aus  ciKcntlichou  Mitgliedern  („Rathen")  und  denselben  fUr  das  Detail  der 
Gontnlarbeit beigegebenen  Uerisionsbeanten  („Re?isoren")  in  mehr  subalterner 
Stellung;  daneben  aus  Kanzlei-  und  Registraturbeamten.  Sclirribern ,  Unterbeamten. 
Dienern.  Von  Wichtijrkeit  ist  es.  im  Interesse  ord*»Tif!i(iu'r  Arbei{?ilrishin^,  eine 
Uebcrburdung  der  Revisoren  und  Rathe  zu  verhüten,  daher  fUr  eine  angemessene 
Zahl  beider  und  ein  richtiges  Vcrh&ltniss  zwischen  der  Zahl  der  Rühe  n. 
Beilsefen  (4 — 6  «if  1  Bath»  in  Preqssen  jetzt  14  Rathe  n.  85  Rerlsoren  u.  CalcaU* 
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toren,  oder  1  :  0,  orheblicli  unguiisli;;«  r  für  die  Iv  iilit  als  ia  Frankreich  u.  Belgieu 
mit  1  :  :{.5,  iu  Ucstorrcich  mit  1  :  4,  s.  1  ub.  Ztschr.  Ii.  33  S.  07)  zu  sorgen ,  uro  die 
unentbehrlidio  SopcKootrolo  der  Arbeit  der  Berisoren  durch  die  Käthe  sicher  zu 
verbUrp^n.  Auch  auskömmliche  (Jelialte  sind  bei  dem  höh-nn  {/..  TIi.  au- h  b-i 
d -IM  Subalterubeauitenthuin)  d -s  (>bersten  Kechnuiiärshofs  noch  wichtig:cr,  ais  im  übrigen 
•  Staaüidieiust ,  weil  das  gcwübiiliche  Avaucementssy&tem  hier  nicht  ohne  Weilres  an- 
wendbar ist  uod  fiiDnahmen  atu  Nebonftmteru  ausgeschloBsen  sind.  Ucbcr  alle  nolche 
Puncte  g;ute  Henierkunj^cn  in  'I-  rn  jren.  Aufs,  in  d.  Tub.  Ztsrhr.,  bes.  H.  -Vi  S.  491  fl".  bis 
515,  auch  iu  B.  ü»,  bc».  iS.  U2  fl.    Eiuzeluiiä  aus  der  Praxis  u.  ia      142  u.  143. 

III.  —  §.  Die  Ausfiili niiig  der  Coiitrole  gestaltet 

sich  verschieden  Dach  den  drei  llauptarten  der  Controle,  uur  iu 
Ncbeupuncten  nach  den  beiden  genannten  Systemen  der  Organisation. 
Bei  der  Staatseootroie,  zum  Theil  aoch  bei  der  ^^  rwaltuogscontrole 
spielt  wieder  das  poUtische  und  staatsrechtliche  Moment ,  die  Be* 
i'ugnisse  der  Volksvertretung  auf  *  dem  Gebiet  der  Finanzcontrole 
(iberhaupt,  wesentlich  mit  Die  Hauptpuncte  der  Ausführung  der 
Controle  ergeben  sicli  iuiplicite  aus  den  oben  iu  ^.  137  dargelegten 
Aufgaben. 

Virl.  Tab.  Ztschr.  IJ.  32  S.  iU4  If.,  Schrott,  S.  437  If..  dann  die  (icsetz»-,  hi- 
btruciiüoeu  f.  d.  Uborstcu  Kuchuuugshöfc.   Practischos  Detail  auch  ti.  in  §.  142«  143. 

A.  Die  Kechnungscontrole  bedingt  eine  Vorlegung  der 
Rechnungen  der  Kassenverwaltnngen ,  sammt  den  dazn  gehörigen 

Belägen,  an  die  Coutrolbehördc,  die  Vornahme  einer  DurcliprUluii;:: 
dieser  Kecliiiuiigen  Seitens  der  letzteren,  eventuelle  Verliandlmiireu 
mit  dem  Reehuungsleger  tiber  sieh  herausstellende  Bemängelungen 
und  sie  schliesst  mit  einem  Urtheilsspruch  ttber  den  Befund. 

Nur  gewisse  Rechnungen  untergeordneter  Bedeutung  dürfen,  mtlssen  nl«-  r  uichi 
notfaweiidig  ron  der  Vorle^uni^  ausgeschlossen  werden  und  aneli  de  sind  von  'Init  m 
Zeit  mit  /u  rovidiren  Prenssen).  Blo-sc  Sti<  hproben  genügen  nicht.  IH.-  Kechnungcn 
sind  rcgclmiisisig  für  den  ganzen  Zeitrauui  dt  r  Cnntrolportoiii'  (iv'cliuuutisjalir''  Torzu- 
Icgcn.  Die  Controle  bezieht  sich  zunächst  auf  die  Prüfung  der  Kcchninii^sposien, 
auf  deren  Richtigkeit  in  calcnlo.  anf  deren  Wahrheit«  aber  zugleich  auch  —  der 
schwierigste  Punct  —  darauf,  „ob  kein  im  Hechnungszeifrauin  wirklich  Follzogencr 
(jeschitftsfall  in  d<  r  h'r  rlinnng  verschwiegen  u.  ob  keine  Gebahrun-r.  welche  im  Rechn.- 
zeitraume  bitte  voiUugen  werden  solle»,  püichtwidrig  unterlassen  worden  ist '  (^Schrott 
S.  439,  eb.  8.  440  fT.  tlber  die  Mittel  zur  ErfoKchung  aolcber  «.veischwiegener  Go- 
b;ihrungen"i,  Sudann  müssen  die  „zur  Boweiskraft  der  liechnongsurkunden  erforder- 
lichen Kigenschafren".  ihre  ..Echtheit,  Unverfälschtheit,  (iiltijrkcit  n.  ni.itihwtlrdigkeii" 
untersucht  werden,  wofür  sich  thcils  allgcmeiue,  theils  diesem  Zweige  des  Urkoodeit* 
Wesens  speciell  angehOrige,  in  den  bezüglichen  Instructiouen  gewöhnlich  nih«r  be- 
zeichnete Merkmale  angeben  lassen  (Schrott,  S,  442 — 444).  Darauf  hat  der  be- 
treH'ende  Kevisor  die  etwaigen  „Bemängelungen"  („Monita",  ..  Notata", 
Bedenken)  festzustclleu ,  sie  iu  einem  Berichte  zu  sammeln  u.  sie  dem  trurgesot£tcu 
Beamten  (Rath)  mit  den  Rechnungen  zur  Superrevision  zu  unterbreiten.  So  ergiebt 
sich  ein  ..Notatenprotokol P'  '„RcvisionsprotokolP'K  d.is  nicht  nothw<^ig 
(und  im  nüpemeinen  nicht  zweckmässige  vom  Bechnnng^shof  als  sohhcm,  sondern  ron 
em .  einzelnen  rc¥idiroudeu  Kath  uuu  wieder  dem  coutrolirteu  liuchuaujfsJeger  zur 
pflichtmtodgen  Beantwortung  binnen  bestimmter  ftisi  zugeht  Von  gewissen  Bean- 
standungen der  Becbnangen  ist  die  rorgesetzto  Dienstbehörde  mit  zu  benaduichligen. 
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»icüui<i  die  erste  „Nütateiibeantwortuiig"*  des  Keclinungslegcrs  uicht,  um  alle 
Bem&Dj^elungcn  zu  l>ehcben  oder  erkeont  der  letztere  die  Monita  nicht  aii,  so  kann 

eventuell  ein  weiterer  Schriftwechsel  zwisclicu  -ler  priifciiden  B  liarde  und  dem  Rcch- 
iiun^legcr  ointn-tcn.  Do'li  empfiehlt  es  sich,  die  Zahl  der  zu  wechselnden  Schriften 
u.  die  Zeiträume  dafür  im  Interesse  der  raschereu  Erledigung  der  Kevisiou  be- 
«cbitoken.  In  den  reKdmtongen  FftUen,  wo  nicht  eine  Pflichtwidrigkeit,  sondern 
nur  Irrthüuier  orlrr  hArh^tcns  kleine  Verschen  bei  den  Bemängelungen  in  Frage  stehen 
oder  wo  sich  der  Kri  hiniii^-^lei^cr  bt  i  den  Monitis  des  Kcchnunipihofs  beruhigt  oder 
iu  dem  normalen  Fallu  wu  uberhaujit  keinerlei  Bemängelungen  zu  machcu  sind,  er- 
folgt dann  auf  Grand  der  Reriaion  nnd  der  etwaigen  Verhandlungen  ein  eudgiltigcr 
«.Entscheid"  i  „Hevisions"-,  ,.Justificationsbescheid"i  —  eventuell  in  der 
pAnn  '«ines  U rtheilsspru chs  nach  Analoa:!^  der  (ierichtsliTifo  —  Sfifeiis  fl.'s  Kcch- 
Duogsliols  reibst  Durch  denselben  wiiti  dem  Kechnuugülegcr  die  „Entlastung'' 
'„I>echarge^>  zu  Thdl«  entweder  „ohne  Vorbehalt*',  wenn  Alles  in  Ordnung 
oder  erledigt  ist  oder  „mit  Vorbehalt"  in  Bezug  auf  etwaige  „Ersatzleistuncron" 
des  R«Hlinungslu!rers  (wie  auch  umgekehrt  auf  cfvi'ru^^e  ..Krs^itz.insprUche  '  des 
letzteren,  z.  B.  bei  KechuungsirrthUmern  zu  seinen  Ingunstin,  die  er  auü  eigcuen 
Htttdfl  der  Kasse  bereits  enetzte>.  Solche  Ersat^loistangeu  festzosteUen  und  fttr  ihre 
Einbringung,  orentuell  durch  Vermittlung  der  TOigesetzten  Behörde  des  Kcchnungs- 
Icgers.  u.  A.  mittelst  Kück«?reifeus  auf  iH«-  Tantion.  /u  soriren,  goh«1rt  mit  zu  den  f  th- 
liegeiiheiteu  der  Controlbekördu.  Hundelt  es  sich  um  eino  strafbare  rUichtverletzung 
des  Rechnungshigers,  welche  erst  die  Rechnung-sprufung  ergeben  hat,  so  hat  die 
CoDtiuIh'  liOrde  dui»  zur  KcnntnidS  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  des  Beamten  und 
durch  diese  oder  gleich  von  hich  aus  eventuell  auch  zur  Kcnntniss  des  (ierichts  /.n 
bringen,  damit  von  hier  aus  das  Diäciplinar-  uud  Strafverfahrou  eingeleitet  werde. 
In  diejenigen  FAllen,  wo  der  Rechnnngsleger  ohne  Weiteres  entlastet  werden  kann 
oder  Bemängelungen  u.  Ersatzleistungen  aneiiennt,  w&re  es  im  Grunde  einerlei,  ob 
der  Jiislifii  atk)n>l)0:?cheid  von  li.-m  i-uizelnen  Beamten ,  welcher  dii-  Kechnunfr  selbst 
prüfte,  ertheilt  wird.  Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  mehr  die  Ertheiluag  des  Be^icheids 
durch  den  Rechnungshof  als  solchen,  nach  coUegialcr  Rehandlang  der  Sache,  Un- 
>>ediDgt  nothwendii;  n  ;>  heint  diese  coHegiale  Behandlung  bei  Streitfällen,  wo  der 
Kecbnungsleger  und  iI.t  Rovisionsbcamto  niirli  narli  dm  Si  liriftcnwe«  Ii-^d  in  Dissens 
bleiben.  Hier  muÄ»  dem  Kecbnungsleger  ein  Kecurs  binnen  bestimmter  Frist  an 
den  Kechnuugshof  gestattet  sein,  welcher  letztere  dann  als  eine  Art  (ierichtshof  ent- 
leheidet.  Ob  von  diesem  Entscheid  auch  noch  der  ordi  ntlich«;  H<Thtsweg  an  die 
fj'Cirölinlii  hon  fit^richte)  dem  sich  nicht  beruhigen  den  lv«  c  Imungslcu  -  r  all<:  i»mein  ollen 
stehen  soll,  ist  zwar  nicht  ohne  W'eiters  zu  bejahen  und  auch  in  der  l'raxis  nicht 
allgemein  zugestanden  (so  uicht  iu  Frankreich,  wohl  aber  in  OcÄterrcichu  bei  Ersatz- 
tttprachen  gegen  den  Becbnnngsleger,  welche  nicht  zugleich  eine  Strafbarkoit  invol- 
riren,  aber  doch  wnJil  anir' rnessfu.  Alitreincin  jedoch  die  Berufung  vnn  Bescheiden 
des  Kechnun^shofs  an  ■  iiu-  and.  r.-  Instanz,  als  weh  he  etwa  das  <  »benerwaltungs- 
gericht  iu  Beiraciit  kuuiineu  künnti;.  zu  gewähren,  erscheint  dagegen  zwar  nicht  absolut 
UMidissig,  aber  doch  mit  Zweck  und  Wesen  des  Obersten  Kechnungshofä .  der  hier 
eben  als  eine  Art  höchsten  Vorwaltungsgcrii  litshürs  fiir  «lies  spi'<  i.  llr  (I.  Iti.  f  /n^l'Mrh 
fuDgirt  und  auf  demselhefi  der  competenteste  iTtheiler  ist,  ni(  ht  recht  voieinl^ar.  Die 
Urganisation  und  das  Verfahren  des  Rechnungshofs  lassen  sich  recht  wohl  mit  allen 
erforderiichen  Gautelen  für  sacbgcinJisse  nnd  gerechte  £nts<:botdung  von  StrcitfUlen 
im  Bechnungsw.  s.  n  umgeben.  Vgl.  Schrott  §.  141— Md.  Tub.  Zt^  lir.  B  32 
S.  495  ff.  (etsva^s  al»W(n<,hcnd  Schwiori2:<'r  wird  die  Sache,  wenn  etwa  die  Anna>siiti^ 
dcä  Bechnuugslegers  in  W  iderApru«  h  mit  der  CoutrolbehOrde  bleibt,  aber  von  dor  ilwu 
roigesetztett  Verwaltung&bchArde  getheilt  und  mit  gegen  den  Kechnungshof  vertreten 
wird.  Dieser  Fall  gehört  schon  mit  zur  Verwaltungscontrule,  Hier  wird  zunächst 
dtirch  Verhandlungen  mit  jener  Behörde  und  mit  der  betrellcn  I  ti  .»bersten  Verwaltungs- 
behörde ^Ministerium;,  zu  der  sie  rcssortirt,  eine  Ausgleichung  zu  suchen  sein.  Mi&s- 
liagt  auch  diese,  so  kann  nicht  unbedingt  der  Rechnungshof  die  endgiltigc  Entscheidnng, 
welcher  sich  die  Verwaltungsbehörde  fügen  inuss,  beans[»rucheu,  sondern  muss  sie 
dem  Staatsoberhaupt  oder  der  gesetzgebenden  (Jewalt  Uberlassen,  oder  es  kann  —  was 
iQ  solchen  Fälicu  wohl  ^^ulässig  orichcint  —  das  ober»to  Verwaltungsgericht  für 
OMBpeteiit  oikUrt  weiden.  i,Der  Anfii.  in  d,  Tab.  Ztschr.  S2  S.  49h  will  hier  die 
EoltdieiduDg  in  hftchstcr  Instanz  der  Reri8.beh0rd6  geben,  mir  doch  bedenklich). 
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Iinmerhin  crioiclitort  und  rcreiofkobt,  dabcr  auch  uiner  sohr  ervttuscbtoo  rascUoraa 

Erlc«ligiiiig  fällig  wird  »lic  Kecliiiungscontrolc  durcli  iloii  Oberstcu  Hechnungsliof,  wenn 
ilir  citic  ebensolche  Control«^  dt-r  Kasten  Verwaltungen  u.  der  Verrechner  durch  »lic 
vorgesetzten  VcrwaltungsbeliOrdon  vorausgeht  und  pie  danji  mehr  nur  eine  Super- 
rcrision  wird  ^Oesterreich,  Baiern«  weniger  genügend  Pronssen,  §.  142, 149\ 
Bei  der  grossen  Bedeutung  der  F'o  rmalicn  und  der  Nothwendigkeil  der  (Ileirh- 
mUssigkcit  in  Ri  '  hnungsfuhrung  und  I?cclniungslegung  auch  fUr  eine  wirksam^'  und 
leichter  auszuübende  Ivcchnungscuutrule  iiiuss  dem  Obersten  Bcchaungshut  daä  ikccht 
crtheilt  werden,  allein  für  sich  oder  in  Verbindoof  mit  der  competenten  Yerwaltang»- 
behördo.  bez.  mit  dem  Finanzministerium  diese  Formalien  anzuordnen  und  den  Kasscu- 
und  Kochnungslegern  Weisungen  zur  Nachaclitung  zu  ertheilcn.  Dazu  werden 
Wahrneltmungen  bei  der  KcchuuogsprUfuug  öfters  Anlass  geben. 

§.  140.  —  ß.  Die  Verwaltungscontrole  betrififik  nach 
dem  frttber  Dargelegten  im  Wesentliehen  die  Controle  fiber  die 
richtige,  d.  b.  den  Gesetzen,  dem  Etat  and  den  obersten  („könig- 
lichen") Verordnungen  entsprechende  AnsUbimg  des  finanziellen 

Anweisiing.sicc'lits  Seitens  der  mit  diesem  Keclite  versehenen  Be- 
hörden. Es  ist  dabei  zu  constatiren ,  ob  sich  diese  Behörden  hier 
materiell  in  den  Schranken  ihrer  Competenz  gehalten,  aber  auch 
alle  ihre  Amtspflichten  (so  in  Bezug  auf  die  Einziehung  der  Eio- 
t^ahnien)  erltült;  ob  bei  der  Ausstellung  der  Anweisungen  die  mit 
dem  finanziellen  Anweisungsrecbt  versehenen  Verwaltnngsbehörden 
ihre  Befugnisse  —  in  Bezug  auf  Höhe  der  Summen»  Zeit  der  Aus- 
Stellung  u.  dgl.  m.  —  nicht  Überschritten  haben;  ob  die  im  Etat 
bewilligten  Aiisn:ahen  auch  nur  für  den  genehmigten  Zweck 
und  in  der  genehmigten  Höhe  erfolgt  sind,  daher  qualitativ 
und  quantitativ  innerhalb  der  Grenzen,  welche  das  Etatsrecht, 
namentlich  die  Bestimmungen  über  die  Specialisirung  des  Etats 
nnd  Uber  die  Uebertragungen  (§.  117)  bedingen:  „Ver^rendangs- 
controle"  — ;  ob  auch  innerhalb  dieser  Zulässigkeitsgrenze  mit  der 
erforderlichen  Sparsamkeit  verfahren  ist  u.  dgl.  m. 

S.  Schrott,  Uaui^tät  XII,  §.  154  II,  Tab.  Ztschr.  a.  a.  0.  B.  .H2  u.  33  [>a»äim 
(bes,  über  Bolgion),  r.  Gzörnig  a  a.  0.  S.  170  ff.,  Gneist,  engl.  Yenraltreclii, 
2.  A.  n,  851. 

Die  Verwaltnngscontrole  kann  auf  zweierlei  Weise  mge- 

richtet  und  ausgeführt  werden,  einmal  so,  dass  sie  sich  unmittel- 
bar an  die  Ausstellung  der  A n  weisunjuren  Seitens  der 
Verwaltun^^shehörden  anknüpft  und  vor  deren  Zustellung 
au  die  Kassen  und  Parteien  erfolgt:  die  sogen.  „Controle  ob 
ante"  (sc.  expeditionem) ,  vorläufige  Controle**,  „Visa- 
controle*',  besonders  gerichtet  auf  die  Competenz  der  anweisen- 
den Behörde,  die  Höhe  der  Anweisungen  (keine  Ucherschreitung 
der  „Credite'^X  Ausstellung ;  sodann  so,  dass  sie^  gleich 

der  licchuungscontrole,  nachträglich,  gewöhnlich  zusammen  mit 
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der  CoBtrole  der  Rechnnngen  der  Kassen  Verwaltungen  crlolgt:  die 
sogen.  y,ControIe  ex  post^'i  ,yiiachträglichß  Oontrole'',  weleho 
dann  besonders  znt  Yerwendnngscontrole  mit  wird. 

1.  Die  Visaeontrole  bezieht  sieb  namentlich  auf  den  Aus- 

o^a bedienst,  beschränkt  sich  aber  etwa  hier  aul"  gewisse  Kiite- 
gorieen  von  Zahlungen  (z.  H.  die  unständigen,  Belgien).  Die  nach- 
träglicbe  Controle  tritt  dann  später  auch  hier  noch  hinzu  und  ist 
ohnebin  zur  AusüboDg  der  Bechnnogscontrole  Uber  die  Kassen 
nothwendig.  Die  Visaeontrole  wird  so  ausgeübt,  dass  in  der  Regel 
eine  von  einer  VerwaltnngsbebOrde  ausgestellte  Anweisung  znvor 
und  als  Bedingung  ihrer  Giltigkeit  diese  Controle  passirt  haben, 
daher  mit  dem  bezüglichen  Visum  verschen  sein  muss,  bevor  die 
Kasse  sie  realisiren  darf.  Damit  die  Visaeontrole  indessen  nielit 
zu  einer  förmlichen  Hemmung  der  Verwaltung  ftthre,  muss  die 
VisimDg  von  dem  dissentirenden  Controlorgan  ansnahmsweise 
^nnter  Vorbehalt^'  gewährt  werden,  wenn  ein  beztlglieber, 
fiber  diesen  Dissens  sieh  aasdrttcklicb  hinweg  setzender  Besehlnss 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  vorliegt,  die  dann  dafür  speciell  ver- 
antwortlich ist,  was  demnach  ins  Gebiet  der  Staatscontrole  hinüberführt. 

Soll  die  Visarontrolf*  einirrerinassen  pmctisch  wirksam  worden ,  sich  also  auf 
eilten  bedeutenden  Tiieii  der  Zahlungen  bezichen,  so  setzt  sie  einen  grossen  Coutrol« 
ap(*nt  foniiis.  Selbst  in  einem  kleinen  Staate  reicht  der  Oberste  Heohnanil^of  ohne 
besondere  Erweiterung  oder  ohne  grosse  BeschrSnkuug  der  Visaeontrole  (.Belgien) 
«rliTTfr  ans.  In  «'inem  grossen  Staat  bedürfte  es  wohl  neben  diesem  Hofe  ftlr  dicken 
/.weck  besonderer,  nur  vom  Hechnungshof  abhängiger  Provincial-Hechnungskammcru 
ibchrott  S.  481),  iroW  es  sich  doch  fragt,  ob  dies  Mittel  zu  dem  Zweck  in  richtigem 
Yerhiltniss  steht.  Schrott  ist  glcichwold  dat'ilr.  und  wenn  einmal  die  Visaeontrole 
dvas  Emstliches  sein  soll,  erscheint  in  der  That  ihre  l;())ertrag^ung  an  selbständige 
Controlorgane  richtiger  und  werthvoUer,  als  ihre  Ausnlmiifr  durch  Abtheilungon  der 
gtiwöhnlichen  Verwaltungsbehörden,  wie  in  den  folgeiidoji  l  itllon.  Man  kann  ucndich 
»ach  diese  Visacontrolo  ins  Finanzministeriam  selbst  rerlegen,  eine  besondere  Ab- 
theilung dafür  einrichten  oder  l  inc  Abtheilung  eines  verwandten  Wirkungskreises  mit 
ii'^er  Function  betrauen  ^Frankreich).  Dies  iiiai^  in  finem  grossen  Staatshaushalte 
immerhin  der  Urduung  dienen,  aber  unbedingt  nuthwendig  dafür  erscheint  es  niolit, 
die  sonstigen  Einrichtungen  der  modernen  Kinanzrenraltang  reichen  ans,  um  Fehler 
hti  der  Anattbung  des  Anweisungsrechts  Seitens  der  mit  diesem  Kechto  betrauten 
B-liorden  zn  verhüten,  und  für  die  Staatscontrole  hat  diese  Einrichtung  der  Visa- 
coQtrole  kaum  Werth.  Oder  man  verbindet  gleich  mit  den  Verwaltungsbehörden  und 
deren  RechnnogstbthellQBffen  für  den  Zareck  der  Visacontrolo  eigene  Controlorgane 
(ItcsteTTeich,*  Italien).  Dabei  fragt  es  sich  jedoch  abermals,  ob  der  Apparat  fUr  den 
Zweck  nifht  zu  complieirt  wird  und  dies-  m  Zweck  überhaupt  genügen  kann,  sobald 
(lif*«c  Controlorgane  doch  nicht  unabhängig  neben,  bez.  über  den  anweisenden  Vcr- 
wältuiigabchörden  stehen,  sondern  ab  deren  fiestandtheite  von  den  Ghofii  dieser  Be- 
hihde  mit  abhängen  (Oesterreich.  Schrott  8.480).  Als  IKassrcgel  der  Verwalfungs- 
controle  kann  die  Visaeontrole  —  neben  dem  aneh  sonst  und  einfacher  zu  erreichen- 
<kü  Zweck,  die  Fiuanzverwaltang  in  vieler  liebcrsicht  der  ausgestellten  Anweisungen, 
über  welche  dann  die  mit  der  Visaeontrole  beauftragten  Organe  die  Bücher  führen, 
n  erhallen  —  doch  nur  den  Zweck  haben ,  Unregelmässigkeiten  bei  der  AnssteUang 
der  Zahlungsan^v•ei^nng:on .  Etitbiiberschreitungeii .  Irrthiimer  u.  dgl.  m.  im  Voraus 
a  rerhaten.   Bedarf  es  da2u  aber  eines  solchen  besonderen  (JontroJapparates  ond 
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gielit  audcracits  diu>cr  Apparat,  wenn  er  intcgrirciidcr  UcäUiidtlail  der  »ou-siigtii 
VenraltQog  int,  genügende  Büigscbaflen ?  Durch  einfache  Cantelen  bd  der  mit  der 
Ausstellung  der  Anweisungen  unmittelbar  betraoton  Venraltangsoigaoc  liest  sich  dedh 
wohl  g^Ti/.  dasselbe  erreichen. 

l>ie  Vertreter  der  „Coutrule  ob  ante"  kabeii  dabei  auch  luckr  die  ZvecLc  der 
Staatscontrolo  ids  der  Vorwaliungscontiole  vor  Avisen  n.  betonen,  daas  die  blosse 
.,C^'iitroI>3  ex  post"  eben  ZU  sptt  kommt,  an  voU/ogenen  Thatsachen  nichts  mehr 
äu<lcrii  k.iiiii.  St  lbst  bei  reellem  politischeui  W  crthc  dos  Prinrips  der  Miniiter- 
vcrantwortlichkcit  und  der  Verantwortlichkeit  der  sonstigen  anweisenden  Verwaltnngs- 
chefe  sei  der  finanzwirthschaftliche  Wenb  eines  solchen  Grundsatzes  geiiiig: 
In  dcr„Controle  ob  ante"  liege  daher  das  wirksamste  Controlinittel  und  Hemmongs- 
mittel  von  F.tatsüberschrcitun^^.  n  i<.  Sc  hrott  S.  481,  477  IL  \i.  i\\<-  dort  «  it.  f^•w^l^i^^- 
männcr,  auch  d.  Verf.  des  Art.  in  d.  Tub.  Ztsclir.,  mit  besond.  lie^ugnahme  aof  die 
Lage  in  Belgien  nach  d.  (ies.  v.  29.  Oct  lS4ü,  [s.  u.  §.  14.'J,  u.  v.  Czörnig  a.  a.  0. 
S.  141,  auch  Tab.  Ztschr.  B.  33  S.  86  ff.].  Gneist  engl.  Verw.r.  II,  S.'il  sagt  eben- 
falls in  Bc/ug  auf  die  ehemalige  entrl,  ('ön(rcirnr?c  über  dii'  ctwaigo  Besf ititrung  des 
die  vorherige  Controle  dort  übenden  coiuptrulltr  n  ril  ii.  «cgen  die  <J;ir.ujf  hin- 
zielenden Tendenzen  des  cngL  Fin.mini^iteriuuis:  „ujii  ücui  comptr.  gen.  wurde  ohnt 
Zweifel  eine  S&ole  des  Rechtsstaats  fallen.  Die  nachtrigliehe  Controle  kann  die 
vorhergehende  Controle  der  Verausgabung  nicht  ersetzen";  die  Ministcnrerantwortlich- 
keit  sei  pm»  fisch  nnzureichend.  8.  liher  England  u.  §.  143).  Allein  die  Nolhwendigkoit. 
von  der  Visacuutrole  Ausnahmen  zu  statuiren,  wie  iu  dem  grade  im  belgischen  Rechte 
bestehenden  (übrigens  nach  Gz9rnig  wenigstens  bis  1S65  nicht  vorgekommenen^  FUle. 
dass  der  Rechnungshof  „mit  Vorbehalt*'  nach  minisfer.  Beschhiss  visircn  mu?ä.  und 
grosse  Reihen  vnn  Ausgaben  uberhaniit  vom  Visazwang  auszunehmen  (in  Bclgi<  ii  %,) 
mochte  doch  dafür  sprechen,  dass  der  wirkliche  Werth  dieser  Controle  vou  ihren 
Anhängern  tiberschätzt  wird  nnd  dass,  wo  sie  dne  ernstliche  Henunung  wird,  wichtige 
Verwaltnil ^>/\v ecke  Gefahr  laufen.  In  Belgien,  wo  die  Hitg^iedor  des  Rechnung 
hofs  auch  nicht  von  der  Kogicninp  (König)  ennrint.  sondern  von  der  Kammer  der 
Abgeordneten  gewählt  werden,  steht  die  Visacontrole  mit  dem  Character  der  Ver- 
fassung allenfalls  iu  Einklang,  ebenso  in  England  in  ihrer  älteren,  wie  in  der  neuereu 
Gestaltung  seit  1866;  in  deutschen  Verhältnissen  wäre  das  ebeusowonig  der  Fall,  aL 
die  (iewährung  eines  unbedingten  Steuribcwilligungsrcihts  (s.  o.  §.  IIS).  Es  sind 
in  letzter  Linie  auch  hi<^r  witder  j  rinciitiolle  \"cr5rhiedt;nheiten  iu  der  AuÜassunt: 
deü  Staatsgedankcns  —  orgauisch-socialc  und  individualistische  Auffa^ung,  —  welibc 
zur  Venrerfbng  oder  zur  Anerkennung  einer  wirklich  emstiichen  Visacontrole  fthrea 
worden.  — 

2.  Die  „nftch trägliehe  Controle"  ttber  die  von  Verwaltnog»- 

behördcn  ausgestellten  Anweisungen,  insbesondere  im  Ansgabedienst 
nnd  über  die  wirkliche  Verwendnug  der  Credile  zu  den  bestinimnns:»- 
luassigen  Ausgaben  ist  somit  die  eigentliche  Aufgabe,  welche  die 
Verwaltangscontrole  aaszaftihren  liat.  Zu  diesem  Behufe  Bind  die 
AnweiBongen  von  den  avssteUenden  Behörden,  bez.  tob  den  sie 
empfangen  habenden  KaBsenverwaltnngen  ebenfalls  an  den  Kechn«n|9' 
hof  SU  leiten.  Hier  dienen  sie  einmal  mit  als  Oontrolroittel  bei 
der  Kechmingseontrole  gegen  die  Kechnungslc^ci  der  Kassen,  so- 
dann als  die  Grundlage  znr  Ansllbung  der  Verwaltmi<;^cninrole 
gegen  die  anweisenden  Behörden^  bis  hinauf  zu  den  Ministerieu, 
besonders  zum  Finanzministerium.  Der  praetisch  wichtigste  Pnnct 
ist  die  Prüfung  der  Uebereinstimmnng  der  Anweianngen  mit  deo 
Sätzen  des  Etats.  Diese  Prttfong  moss  sich  nothwendig  mit  auf 
die  Beohnnngen  ttber  die  erfolgten  Ausgaben  beziehen,  weil  nur 
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aus  dic^^en  die  wirkliche  Verwciiduui;  der  «angewiesenen  BctrUgc 
za  den  gesetzlichen  und  etatmässi^en  Zwecken  liervorgeht.  Wo 
sich  hier  Diti'ereuzen ,  Etatsüberschreitungen,  unzulässige  lieber 
tragnngen  und  Verwendungen  ergeben,  sind  diese  festzustellen,  im 
Correspondenzwege  zwiscbenRecbnnngshof  und  anweisender  Behörde 
%ü  erörtern,  bei  unteren  nnd  mittleren  anweisenden  Behörden  znr 
Kenntniss  der  obersten  Verwaltnnfrsbehörde  (Ministerinm)  nnd  zn 
deren  Entsclieiduu^,  bei  diesen  obersten  Behörden  im  lahresberichte 
(los  Reciiiiüi)i!:shnfs  zur  Kenntniss  des  Staatsobcrliauptes  und  der 
\  ulksvertretuug  behufs  endgiltigei  Entscheidung  und  eventuell  (bei 
Ktatsttbersehreitungen)  naeh träglicher  Genehmigung  zu  bringen. 
Hier  geht  dann  die  VerwaltnngBoontrole  in  die  Vorarbeit  fttr  die 
Staatseontrole  Uber  (s.  n.)* 

Geschiifb^ng  und  VcrfHhicu  des  Ke.  hijuügühofs  in  der  Vcrwaltuiigscoutrolo 
«■d  UMlog  denen  in  der  Recbnangscontrol«.  Y^.  Schrott,  §.  157,  Tab.  Ztschr. 
B.  32.  S.  4y7  U.  Bei  Diflereiizen  zwischen  dem  Rechnungshof  und  der  Verwaltunfrs- 
behörde,  wenn  let/.fcrc  die  Rein.inErt  lungen  nicht  anerkennt,  sind  Verhandhingen  im 
Corredpoudcfuwcgu  criurderiich.  W  erden  dadurch  nicht  alle  Beuiangclungcu  behoben 
oder  zar  Anerkennnoir  der  anweiseoden  Behörde  gebracht,  so  kaon  audi  hier  die 
esdipltige  Kutscheidung  (s.  o.  8.  311)  nicht  uhnc  WeitRss  dem  Bechnungshofc  zufallen, 
Nmdern  den  obersten  Behörden  (Ministerien),  wenn  es  sich  um  DiHerenzcn  mit  I  nter- 
u.  Mutclbcliörden  handelt,  dem  Staatiiobtirhau{)t ,  der  Volkärcrtrctuug  oder  eventuell 
den' ohorBten  Venndtungsigerichtidiof  bei  DiSbreozcn  mit  den  Hinisterien  ond  speciell 
mit  dam  Finauffliiiisteriam  selbst  (Tab.  Ztschr.  32,  S.  479—480). 

§.  141.  —  C.  Die  Staatseontrole  sclilicsst  sich  nun  njit 
vollem  Rechte  gieich  au  die  Kechnungs-  und  Vervvaltungscontrole 
an,  indem  die  nicht  erledigten  Keehnangsbemängelungen  nnd  die 
nicht  wieder  gutgemachten  und  in  der  Regel  bloss  durch  die  Ver- 
waltung von  sieh  ans  gar  nicht  wieder  gutzumachenden  Bemängelungen 
der  Ansflbnng  des  An  Weisungsrechts  der  competenten  Instans,  in 
der  absoluten  Monarchie  dem  Btiiatsoberhaupte,  in  der  constitntio- 
nellen  und  parianicntarischcn  diesem  nnd  der  Volksvertretung 
(Parlament)  zur  kenntniss  gebracht  und  damit  zur  Entseheidung 
und  nachträglichen  Genehmigung  gestellt  werden.  Die  Control- 
behdrde,  der  Keebnnngshof  Übt  die  Staatseontrole  somit  nicht  selbst 
aiiSy  er  ist  vielmehr  nur  das  Organ,  welches  durch  seine  Rechnnngs- 
vod  VerwaHnngrscontrole  und  durch  die  dabei  ermittelten  Thatsachen 
die  Ausnhuii<;  dur  Staatseontrole  diireh  die  Organe,  welchen  dieselbe 
allein  zusteht,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung,  vorbereitet. 
Hier  rückt  dann  aber  der  KechnungBhof  in  unseren  Verfassungs- 
sta«ten  insofern  in  die  Stellung  eines  Organs  ftir  specielle  (yyCon- 
«titntionelle")  Zwecke  der  Volksvertretnng  mit  ein  nnd  muss  auch 
deswegen  eben  mit  jenen  Cauteien  der  Unabhängigkeit  (§.  139) 
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versehen  werden^  welche  ihn  7,iir  AusiUlluug  einer  solchen  btcUuu^ 
befahigeA. 

Was  er  id  dieser  Hinsiebt  rcgelnilUisig  vor  Allem  an  Vor- 
bereitaDgen  für  die  Austtbung  der  Staatscontrole  zu  leisten  hat, 
knüpft  sich  an  die  Rechte  an,  welche  der  Vertretang  Terfassmigs- 
mUssig  im  Etatsrecht  und  in  Bezug  anf  die  Recbnnngs* 

abscblüsse  des  Staatsbaushalts  <;egeben  sind.     Im  Einzelnen 
entscheiden  also  hier  das  Vcrrassuugsrccbt  und  die  etwaigen  Aus- 
llibrungsgcsetze,  welehe  ttber  die  fmanzwirtbseliafilichen  Refuguisse 
der  Vertretung  gegeben  sind.  Im  Allgemeinen  steht  naeh  eonstitntio- 
nellem  Staatsrecht  fest,  dass  (^tatsUberschreitangen  (bei  den  Aus- 
gaben) nachträglicher  Genehmignng  der  Vertretung  und  die  Staats- 
regiernng  der  Entlastnng  ftlr  die  abgeschlossenen,  dem  Parlamente 
vorgelegten  Staatsbanshaltsrechnnngen  der  abgelaufenen  Finanz- 
periode Seitens  der  Vertretung  bedürfen  (Preuss.  Veifass.  Art.  104). 
Um  hier  klar  zu  sehen,  muss  jene  eingehende  delaillirte  Prüfnn^' 
der  Kechnuugen  und  Anweisungen  erfolgen,  welehe  das  Parlament 
nicht  von  sieh  aus  volliUhren  kann,  sondern  weiche  eben  die  Auf- 
gabe der  besonderen  ControlbehOrde  ist.   Letztere  muss  daher  die 
bezaglichen  Ergebnisse  ihrer  Beehnungs-  und  Verwaltnngscontrole, 
also  auch  die  ermittelten  EtatsUberoehreitungen  und  unerledigt  ge* 
bliebenen  Bemängelungen  (,,Controlberichte")  ftlr  das  Staats- 
oberhaupt und  für  die  \01ksvertretung  in  einem  Berichte  zu- 
sammenfassen ,  web'ber  an  diese  Organe  direct  oder  durch  Ver 
mittiuDg  der  btaatsrcgierung  zugleich  mit  den  »Sehlussrcchuungeu 
gelangt    Die  P^ntscheidungen  des  Farlamenh^  Uber  die  nach- 
gewiesenen Etatsttberschreitungen  und  Uber  die  Ertheilung  der 
Entlastung  an  die  Regierung,  bez.  an  den  Finanzminister  erfolgen 
dann  in  derselben  Weise  wie  in  anderen  FSllen  der  Finanzgesetz- 
gebuug.    Mit  ihnen  ist  die  Staatscontrole  erledigt.    Dieselbe  stellt 
sich  demnach  als  das  richtige  und  in  ihrer  Ausübung  durch  die 
Volksvertretung  als  das  dem  heutigen  „constitutionellen**  (wie  auch 
dem  im  engeren  Sinne  sogen,  „parlamentarischen'')  Staatsrecht 
entsprechende  Complement  des  gesammten  finanzwirthsehaftlicben 
Controlwesens  dar. 

S.  auch  den  fol^^.  Abschn.  T4>ni  SecliDiuigwInclilQSS  n.  tOi  pncüsdie  Einzel- 
Seiten  die  nächsten  §§. 

Abgcsekeit  worden  ist  in  dieseu  AUschuitt  von  deu  üblichcu  -  bcsond cren 
CoBtroIeinrichtiuigett  für  die  Staatsscbnld  dorch  Staatsschulden -Coiitrol- 
com inissioncn  aus  Yertrctern  der  Kammern,  «ie  sie  auch  in  OentsdUand  sich 
finden.  Da¥on  wird  besser  in  Yeibindung  mit  dem  SCaatsscholdenwesea  geliamielt. 


Digitized  by  Google 


GoalroIveBen  in  Prenaseo. 


817 


IV.  —  §.  142,  Ueber  das  Controlwcscn  in  einzelnen  Staaten.  S.  auch 
hier  bes.  ?.  Czöniiü^  :i  a.  0.,  den  T«M>  hhalt.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  u.  33, 
Eiiudines  paäbim  bei  ärbrott  In  den  fruUercu  91  ii;,  II*,  zur  dcachicbtc 
ud  fegenvftitigen  (iostaltung  des  Fiuatizdieiists  vofd«  das  Controlwcscn  gelegentlich 
Ixrrubrt.  Der  G<^eii9iand  hängt  in  dcu  «inaelaea  Ltüderu  mit  der  (ie»cKichte  dei» 
\>rfai<uiigsroch(s  und  der  Finauzverwultung  /.usrimtin-n  iitid  hat  ein  sfarti  jM.lMi-  hes 
Gepräge.  Diese  Seite  ist  hier  uiclit  weiter  zu  veii'uigen,  aber  äie  iat  scbwci  au:>  der 
DanteJluBg  j^auz  auszuschliesseo.  Hier  muss  die  Uerrorliebung  einiger  solcher  Puncto 
{^enOgen,  welche  zur  Beweisführung  in  den  Phncipicnfm^^en  und  zur  Illu^tiatiuti  Acv 
Vorausgehenden  principiellcn  Behaiiflltitifr  des  fJcgeiistauds  besonders  wichtig  sind. 
Eine  föriulichu  Dar&teUung  des  positiven  (Joulrolrcchtä  ist  in  der  hier  geboteueu  Kurze 
nidit  zn  geben  n.  utcht  Aufgabe  dieses  Werk«.  Das  Folgende  bezweckt  nur  eine 
Orientirang  in  dem  K^cLte  der  hier  zu  erwähnenden  Staaten. 

1.  Preusseu  S.  o.  §.  lifi.  v.  ('/.nrnig  S.  2H  IK,  173,  Tüb.  Zh-  1  r  H.  :;2. 
S.  517  U'.,  B.  33  S.  23  U'.  (,woseibi>t  ^lähered  Uber  die  au  die  preuäs.  (icä.geb.  sich  an- 
lekaeaden  PUne  der  dootschen  Rdcharegierang  bezQgl.  eines  bes.  (iesetzes  Uber  das 
CoQtlolwcscn  im  Ki  i'  ,  v.  liönne,  prenss.  Staatsrecht  3.  A.  II.  2.  Abth.  S.  738  ff, 
u.  n,  1.  Abth.  S.  154  ir.,  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  13  II',  lausfulirl.  runimenlirting  des 
lies.  V.  Ib72  auü  dmi  Laodtagavcrhandluugeo),  Meissner,  Kechu.wes.  I  u.  11  (Au$- 
rabr.  grossentheils  in  Anlebn.  an  d.  Oes  geb.  aber  die  OberrechenkauimerX  — 

Die  gegenwältig  geltenden  Einrichtungen  des  Goutrolweseus  0.  spocieU  die 
Gesetzgebung  über  die  (  Hu  rrcchenkauiiner  sind  liuc  orgmisf  hi  Fortbildung  der  älteren 
Emhchtungeo  u.  Verordnungen  der  absolutistischen  l'eriode,  wie  sie  die  neuere  con- 
stitntioDclle  Zeit  uoth wendig  machte.  Dabei  sind  zwar  in  Bctreir  der  Stellung,  Eiu- 
i  lituji^  u.  Function  der  ObertecfaenJMuniner  die  Pordorungen  der  streng  constitut 
Düciriii  nicht  in  vollem  rnifatige  zur  Geltung  i^clangt,  wie  bes.  in  der  parlam.  Ver- 
iaäisatig  Belgiens.  FUr  das  Deutsche  Keich  hat  mnn  daher  Seiten»  der  liberalen 
P^uteiea  die  einfache  (k)pie  der  prouss.  (Jes.gebung  abgelehnt.  Immerhin  aber  sind 
durch  das  Ges.  v.  1872  auch  die  wichtigsten  staatsrechtlichen  Cautelen  geschaffen. 
Die  fiiuiiiztcchni-^cliijii  Leistuii;z:i'ii  der  Contrulc  liaben  auch  schon  frUlur  im  (tanzen 
i:(--nug:t,  lie^sen  sich  aber  durch  eine  wirksamere  erbte  Uovisiou  der  Verwaltuugsbchördeu, 
»Ib  die  jetzt  bestehende,  wohl  noch  verbecseru. 

Für  die  aus  der  Zeit  vor  1806  ttbernoaunene  Oberrochnongskammer  wurde 
diK-  lecliiiisch  trcfTliche  Instruction  am  18.  Dec.  lS2t  vom  Kftnige  erlassen,  welche 
die  ijruiuliagc  bin  /.um  (Je?,  v.  m72  blicl)  und  ftir  iiiaii-  hcilci  i^et^tMiwiirliu:  noch  in 
UeUung  iat  <S.  dieselbe  bei  iicrri'urth  S.  5b  iL,  bei  Mcisbucr  I,  77  Ü.i.  Durch 
die  1826  erfol};to  Beseitigung  der  damals  noch  bestehenden  Behörde  für  die  n^neral- 
coütrole"  ist  die  Oberrecheukammer  die  einzij^e  höchste  Controlbehörde  geworden, 
»ährend  sie  zuerst  mit  der  (Jencralcontrolc  aut'  das  ffleiclie  Ziel  liinzuarbeiteii  hatte 
1,  53  d.  lustr.).  Ihre  Stellung  i^tt  die  eines  selbständigen,  nur  dem  König 
iuite^eordDeten  CoUegiaras**  (§«  &0  d.  lustr ),  das  aus  dem  Uhefpräsideuten ,  1 — 2 
!Mrectoren  u.  der  nöthigen  Zahl  von  Käthen  besteht  TyV .  Auch  die  Käthe  hab<!n 
-ic  die  Kevisoren  eiiu*  Probezeit  Max.  '/^  Jahri  abzulegen.  Die  eol  1 i'  ia  1  i sehe 
b<rathung  u.  Bcschlu»änahme  ist  die  Kegel,  doch  mit  Ausualimea  lu  Betr.  des 
PormeUeu  der  Gesch&flo  d.  bei  dnem  Dissens  des  Prisideuten  rom  Goliegialbeschlass 
auch  in  Betr.  des  Materiellen ,  wo  der  Präsident  ein  Suspensivveto  hat  u.  Kön.  Cnt- 
acheiduDg  einholen  kann  (§.  55).  Durch  eine  neue  Instruction  v.  16.  März  1S31 
wurde  jedoch  der  coiJegiale  Character  der  Kammer  moditicirt,  den  Räthen  mehr  nur 
eine  boraihende,  den  Präsidenten  die  allein  entscheidende  Stimme  gegeben,  —  der 
Meuklichste  Punct  in  dem  Controlrecht  dieser  Periode.  Der  Zweck  der  0.  K.  K. 
i>t  in  d  Instr.  v.  1S24  (§.  1)  so  hingestellt  u.  im  Weitereu  im  Detail  ausgeführt,  daj>s 
(iaaach  die  Kechuuiigs-  u.  die  Verwaltuugscoutrole  selbständig  von  dieser 
Behftrrio  aosgeObt  o.  dem  König,  au  den  zn  berichten  v.  Strdtfälle  ii.  Zweifel  znr 
Kut-- lieidung  vorzulegen  sind  (§.  52 1.  die  Ausübung  der  Staatscontrole  ermöglieht 
^mi.  Namentlich  hat  die  0.  K.  K.  darauf  zu  sehen,  das»  „die  einzelnen  Yerwaltung<;n 
Dach  den  b&»tehondcu  Gesetzen,  Verordnungen,  lustructioueu  u.  Etatd  gewissenhaft 
liefdAirt,  Einnahmen  u*  Ausgaben  gehftrig  nachgewiesen  u.  die  den  Verwaltungou 
iM  wiilinten  Summen  besti  mm  u  ngsmässig  verwendet  werden"  i§.  1  AI.  &).  Nebeu 
(Jt-r  <  »rdnuTii^smässigkeit  hat  sie  (wie  schon  im  1*^.  J.h.  i  die  Z  w  e  ck  mässij'keit  /.ii  be- 
nrfl)fib-n   u.  narh  ihren  Wahrnrhmiingon   K'-IVirnun  »ni'Jiretf^'n        I  AI.  b).  Der 
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\\  irkungskrcis  u.  die  Aul'gaben  der  0.  K  K.  im  KiiizeluoB  werden  danii  in  d.  lasti, 
V.  1S24  üclir  auüfuhrlicli  u.  muätcrliaft  l^lar  dargdegt 

In  der  Periode  der  Verfassung  erfolgte  nun  in  der  Stelltuig  n.  Auf^be  der 

U.  U.  K.  (Ii«i  bodeiitsaiiu:  Acndorung,  da^s  sie  auclj  für  den  Landtag  das  «»riran 
der   Vorbercitij  iif?  der  Staatscontrolc   Seitens    der   V  ol  k  svcrt  r  eia  n  s 
wurde.    Nach  Art.  104  d.  Vcrf.urkuiido  v.  -MI.  Jan.  Ib.'iO  werden  „du;  Ucchoangca 
über  den  Stant»liaush«lt8ctat  von  der  U.  K.  K.  gcprQft  n.  gestellt   Die  allirem^De 
Uecluiung:  Uber  d  ri  Staatshaushalt  joden  Jahrs,  einschliesslich  <  in.  r  rrltersi*  hf  r 
St.nr-s,  ]tu|<l«.n ,  wird   m  i '  den  RomcrLun^en  der  (),  R.  K.  zur  KnUastiing  der 
Su;lt^Icgluruug  duu  kuuiiueru  vorgelegt'.    Zugleich  verhiess  eiu  letzter  Satz  des 
Art.  104:  »ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Einrichtnng  n.  die  Befo^nlsse 
der  0.  H.  K.  bestiuiwcn,"    Zu  einem  solchen  (umsetze,  selbst  nor  zur  Vorlegung  eines 
Entwurfes  an  den  Landtag  kam  «'s  :ilM»r  länger  nicht  u.  ü))er  das,  was  unter  don 
,,B<}Uierk ungeu"  der  0.  Ii.  K,  die  mit  vorgelegt  werden  soliteo,  zu  vcn»tchen  ^»ci, 
entstand  zwischen  Kammern  ii.  Uegiomng  ein  IHsscns  (S.  Näheres  aber  diese  Zwiecben* 
periüde  bei  v.  Könne,  I.  1.  Abth.  S.  429  ff  4.SH  fl'.).    Erst  nach  dem  französ.  Krice 
kam  ein  (iesctz  zu  Stande,  das  die  treji^envv.-irtii?.'  (irundlagc  des  preuscs.  Controlr'^rbt» 
bildet;  Ges.  v.  27.  März  1872,  betr.  die  Kinrielitung  u.  Befugnisse  der  Oberrechnun^- 
kammor  (bei  Hcrrfurth,  Meissner  n.  a.  O  im  Wortlaut  mit  CommentftrK  nobst 
d.  Erl.  V.  22.  Scpt   1S73  betr.  das  Regalativ  über  d.  Geschäftsgang  bei  d.  0.  IL  K. 
\'\\\  d.  (iiÄ.samml.  v.  IS7:;  S.  4')S  ptiltlic..  m   A.      i  llerrfurth  S.  15  ff.   u.  ^cit^rcu 
K.  Erlasseu  v.  27.  Juii  l!b74  u.  11.  Mai  t>T7  betr.  Aendorungen  dieses  Kcgulattvs. 

Durch  dictfc  <to»ct/gobang  sind  die  Garantien  der  Unabhin  gigkcit  derO  R  K. 
U.  ihrer  Mit;i:liedcr  veratärkt.  der  collc^ialo  riiararler  der  Behörde  schärfer  horaus- 
gebildef  »iiitl  die  Mel'iitriiis.se  d<-s   l'i .isi.lfiif.-ri  'S.  danlbcr  Tlctrul.  v.  10-  21 

demgemass  bcschuukt.  weun  aurh  nicht  mit  allen  (yun^c^ueiizeii,  wie  anderswo,  die 
der  0.  fi.  K.  xiir  PrOfung  vorzulegenden  Kechnnngen  genauer  bezeiclinot.  dio  StttUvDg 
der  ().  H.  K.  gegonQber  den  Heliördcn  u.  zum  Landtage,  sowie  die  Aafgal>eii  der 
0.  U.  K.  in  Bezug  auf  die  Vorbereitung  der  Sfaatscoiifn»!«'  ilun  h  d.*n  L^tidtar  ^ 
bos.  §.  Ib  u.  Iii  d.  (ies.)  präcisirt.    Die  Ü.  K.  K.  ist  dauach  „eine  dem  König  un- 
mittelbar nntcrgeordncto.  den  Miuistcrn  Kcgcnltber  solbst&ndige  Bobdrde" 
Ii.  I  i,  bestehend  aus  ]  Träsidenton  U.  der  erforderliclien  Anzahl  von  Dircctoreo  0, 
Uiifh'-rt  ' 'j'^fj-'-nwärtig  bez.  2  11    1  I,  ausser  <b!n  IJätht  ii  d.  s  R.m  hn.h<.fs  des  1).  K.M.  Iis  . 
welche  vom  Köuig  ernannt  werden  KU&ch  Vorschlag  des  Staatsmiuistcriums,  bez.  des 
Präsidenten  d.  O  .R.  K.  §.  2.   Die  ehemal.  Probezelt  der  EAtho  ist  beseitigt  wordenV 
(Unabhiingigk.burgicbaften  in     8—5).    Das  durch  K.  Yeroidn.  zu  erla^nde  HegulatiF 
über  <!en  (jesehäft!;^an<r  dor  <».  |{   K.       duiii  landfage  zur  K '•  11 11  tu i ss n ali  ni e  inH- 
zutbeiien  (§.  7/.    }\ur  bei  Stimniengleiehlieit  giebt  der  I*rääideut  bei  Abstimmuugcti 
im  Collegio  den  Ausschlag ;  i^ewisso  Hauptsachen  sind  im  Gesetz  selbst  als  nitbodijQgt 
collogialer  Benthling  u.  Besehlussfassung  bedürftig  bezeichnet  (§.  S).    IKe  AllüfÜimilg 
eines  Beschlusses  flo>  ( 'ollcuiunis  kann  der  l'räsidi  tit  suspcndircn,  musr;  aber  binnen 
14  Tagen  die  Sache  noelunals  dem  '"ollegium  vorlegen,  das  nunmehr  eudgiitig  enl- 
acheidot  (Hegul.  ?.  1S73  §,         Auch  jetzt  noch  hat  d.  0.  Ii.  K.  neben  der  Vor»chrifi8- 
mässigkeit  dio  Zweckmässigkeit  der  Einrichtungen,  soweit  daraus  aus  den  Rechnungen 
zu  schlicssen,  zu  beurtheilen        12 1  u.  in  dem  Jidiili'  Ii  »Irin  KAnijr  y.u  crst.'\tt<  n'ien 
Berichte  demgemäss  gutachtliche  Vorachlüge  zu  ^'erbesserullgen  zu  machen        2d  • 
Die  0.  ii.  K.  darf  a.  A.  auch  selbst  ausserordeutticho  Kassen-  u.  Magazinrerisioncn 
feranlassen  (§.  13).   Aasgenomuien  v.  d.  Revision  der  ().  Ii.  K.  sind  die  Bcchnaogcn 
über  (Ho  im  Etat  dis  Staatsiriiiiisf    f.  aHiri  niciiie  polit.  Zwecke  u.  im  Et.  d.  Min.  ■!. 
Inneren  tur  geheime  l'olizeiausgabcn  ausgesetzten  Fonds       0)    Die  Kechnungen  der 
Kasse  der  ( ».  Ii.  K.  selbst  werden  vom  Präsidenten  der  K.  revidirt  u.  mit  den  Revis.* 
bemerkungen  dem  Landtag  zur  Prüfung  u.  Decharge  vorgelegt.    Das  Gcsc4i&fti^ahr 
dri  0.  K.  K.  läuft  jetzt,  seit  Verlegung  des  Etatsjalirs  auf  den  L  April    -  ?5L  Mär/, 
v.  1.  Ort.  —  ;{0.  Sept.,  innerhalb  weh  hen  Zeitraums  das  Hevisionsgeschält  u.  dio 
Festatcllung  der  Kevis.protokollo  für  das  vorangegangene  Etatsjahr  zu  beenden  ist;  die 
Erinnerungen .  die  K'echnungsberichtigungen  u.  das  ganze  Reris-verCahnui  mftssen 
spätestens  im  folgenden  Gcseliaftsjahr  erledigt  sein  (Erl.  v.  II.  .Mai  1S77k  — 

Die  Kechnungscontrole  Seitens  der  preusa.  ()  I{.  K.  ist  insofern  auch  nocli 
jetzt  eine  Superrcvision,  als  nach  der  «och  geltenden  Vurschrift  des  §.47  der  Instx. 
V.  1S24  ..j<Mlo  Rcchnun^r  vor  deren  Einsendung  an  dio  O.  R.  K.  bei  der  Vervalt- 
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bch''tr'li-  a  Ij  L' n  om ui  werden  iiiuss.  nachdem  solche  u.  die  Beläg»^  vorher  in 
caJculü  voUaiiujdig  }(cpfufi  u.  altesUn  worden."  Doch  soll.  troU  der  weiteren  Be- 
ttuurangen  dieses  §.  47,  diese  Vorprafung  keiDo  aebr  tiefgreifende  FomaUtftt  io  der 
Praxis  sein ,  so  dass  die  cijfentliche  Arbeit  doch  auf  der  0.  K.  K.  ruht.  Für  eine 
irnindliche  erste  Prutuu}^  müsstc  den  Rcliörden  wohl  vcrinehrtes  bcsondn^s  l'erBOuaJ 
2u  (icbote  gestellt  oder  wirklich  provinz.  Kechnuughkajnucrn  gebildet  werden. 

Im  Etat  f.  1883—84  steht  die  id  Potsdam  ibreo  Sitz  babende  Ü.  II.  K.  mit 
729  M.  Ausgabe  (im  Vorjahr  mit  nur  G74.sin  M.),  d.  i.  c.  O.o;j;t7„  der  Summe 
der  Bruttoeinnahme  und  Aus<i:abe.  Die  ßesoldungren  u.  Wohn.geldzuschttsse  botragen 
daron  G71.i»*.>4  M.  Ausserdem  steht  im  gleichzeitigen  Etat  des  D.  Ueichs  fOr  den 
Bit  d.  praoss  0.  It  K.  fereinigten  Becbnungsbof  die  Ausgabe  r.  531.473  M.  Der 
ChcfprFis.  bezieht,  ausser  Iroier  Wohnung,  21.000  M.  (leli.ilt  (wovon  Va  Keichs- 
fonds),  2  Dirociorcn  je  12.000  M.,  14  Käthe  je  7500— iium».  i.  D.  8700  M.  (gleich 
den  Vortrag.  Batheu  der  Miuiüterieu ,  ~  beim  Ausschlu»s  aller  Nebenämter  fur  die 
RStbe  der  O.  R.  K.  dttrfte  der  Gehalt  diefwr  Beamten  böhcr  sein);  veiter  sind  voi^ 
banden  1  Vorsteher  des  Prfis.bur,  (5400  M  (ieh.),  S5  Revisoren  u.  Calculatorcn  u. 
1  Kanzlcidirector  (JJOOO  — 5400  M.,  i.  D  4200  M.  (J.di.),  ^  Ref,nstratoren  (.1000  bis 
4^00  iL,  i.  D.  .'illUO  M.  Geh.),  7  Kanzleisecret.  (IbOO-  3:J00  M.,  i.  D.  2ö5Ü  M.j. 
Alle  baben  Wobn.geldzttMbius. 

üeber  die  auch  für  die  princip.  Fragen  sehr  lehrreichen,  bisbor  misslungcnen 
VerSQcho  einer  selb^iiindigen  (iesetzgebung  Ub<-r  das  Co ntrol Wesen  im  Haushalt 
des  Deutschen  Kelchs  s.  d.  Aufs,  iu  d.  Tub.  Zbchr.  Die  anfänglich  gelroUene 
IQwricbtong«  wonacb  die  prenss.  0.  It  K.  mit  als  Uecbuniigabof  des  Norddeutschen 
Bandes,  dann  des  Heichs  dient  a.  domgcnUi-^s  ent>precliend  erweitert  wurde,  ist  bis- 
her geblieben.  S  tioiddeutsches  (i«'s.  v.  I.Juli  ISO^,  D.  Keu  hs;;es.  v.  11.  Febr.  1S75 
id^  das  preuss.  bes.  v.  Ib72  fUr  massgebend  auch  fur  den  Uechnuugshof  des  D. 
Beicbs  eiilirt),  tiecotze«  velcho  seitdem  jährlich  für  die  Contiole  des  Kdchshausbalts 
ia  dem  betrell.  letzt  vergangenen  Jahre  erneuert  worden  bind.  Aach  der  Landeshaus» 
halt  von  Elsass-I.othringeri  wird  in  tb  rsi  llien  Weise  von  thr  preuss.  0.  R.  IC. 
coutrolirt.  Speciell  f.  d.  deutschen  Uecbn.huf  i'uugireu  ausser  dem  gemeius.  Präsi- 
denten 1  Director.  10  B&tbe,  5H  Iterisoren  n.  Galculatorea,  5  Begistratoren,  1  Kanzlei- 
fmsteher,  7  Kajizleisccr.    Die  ^litglieder  werden  vom  Bundesrath  gewählt. 

2.  Baiern.  S.  v.  (' zornig  S.  Tri  fP.,  IT:,.  Tüb.  Ztschr.  B.  H:i  S.  TO  ir.  Pözl, 
baier.  YerwalLrecht.  A.  ^.  32,  2b3  lt.,  auch  2711  lt.,  i^tockar  v.  lieuforu-ilock  I, 
96  SU  192  IT.,  450  II.,  bes.  471  IT.  Haaptrerordn.  v.  11.  Jan.  1826  modifie«  darch  y.o^ 
Uber  dä^  1  iiianzrechnuugswcsen  v.  28.  Üec.  ISOs.  Das  Charactoiistischo  ist  die  Zt^ 
legung  der  Bevlsion  in  eine  erste  (primitive)  u.  eine  S ti p c rrevision ,  die  grösser« 
Decentralisation  der  Kevision  u.  die  Vornahme  derselben  diirdi  verschiedene  Landes- 
und  Centralbchörden ,  welche  nach  Districten  u.  Geschäftszweig t  n  die  Arbeit  tbeilen, 
endlich  das  Fehlen  einer  speciullen  Beziehung  de8  0bei>ieii  Keeliniutgsho^i  zum  Land- 
fasr.  Die  erste  Kevision  der  Finan/iet  Imungen  erfolgt  (hir>  Ii  die-  lieehnunsrseoMjmissariaio 
der  Verwaltungsbehörden,  d.  i.  der  Kreisregieruiigen  U^t^gi^r  tinanzkammern)  selbst  u. 
tu  die  Rechnungen  gewisser  Centraistollen  durch  die  dem  Finanzministeiiam  unmittd- 
bar  ontergeordnetc  „Hechnungskam m er*'  ^bestehend  aas  1  Dirocior,  2  Käthen, 
!  Assessor.  Cuininii>sären,  1  Seer.  1  Kegistralor,  I  Kan/li.ston  als  pragmal.  od,  stand. 
Personal,  5  lievisoren,  2  Kanzlisten  als  instabilem,  Ktat  b7.ul.>  M.),  Die  Super- 
revision  ist  Sache  des  Obersten  Kechnungshofs.  Dieser  ressortirt  zum  Finanz- 
ministerium, ist  aber  innerhalb  ^»eiMer  i  ompetenz  unabhängig  u.  hat  Üieils  ganz  für 
sich,  theils  begutai  lit.  iid  ("nr  d,i.->  l'iti.ministerium  die  oberste  Leitung  des  Kec  hnungs- 
wcseas,  ist  auch  endgiitige  Üecui-siustanz  bei  Berufungen  aus  der  1.  Revision.  Er 
besteht  aus  1  Präs.  ((ieh.  lO.SOO  >L',  7  Käthen  ((ieh.  55*>0— 5040  M.).  1  C/ommissar, 
1  Kanzlisten,  wo/u  noch  instabiles  Personal  tritt.  Etat  S2.450  M.  Die  Verfassung 
ist  cüllegial,  <lic  Stellung  des  Hofs  n.  meiner  Mi!>;liedei  gleieh  der  des  obersten  (ierichts- 
hüfs.  Die  Suiione\  isi(»n  bezieht  sich  auf  die  iiochnialigo  rridung  der  bereits  von  den 
gen.  ersten  InsUuzen  geprüften  Kechuungen  u.  erfolgt  mittelst  jährlicher  Abordnung 
•-iiies  Katbs  in  jode  Provinz  (Kreis)  zur  Vornahme  der  Kevision  an  Ort  u.  Stelle,  wobei 
der  Hath  eine  staatsanwaltlichc  Functi-iü  hat.  l'elter  ^ein(  Walnii.  limungen  beri<iitet 
er  8t  hriftlich  an  den  Kechnunurshof ,  wo  alsdann  ein  anderer  Kath  Uber  den  Bericht 
rcfernl,  der  Ilof  in  collcgialer  l  uini  beräib  u.  über  Kechuungsfragen  cndgiltig  out- 
scheidet« andere  dem  Fia.rainisterinm  zur  Entscheidung  vorlegt.   Der  Hof  hat  aueh 
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die  (leneralfinauzrechrjiinj?  des  Staat-*  /n  >fi  llcn  it.  bis  spätestens  1.  Scpl. 
iicä  i'olg.  Julin»  dum  Fiu.miu.  vor^ulogcu.  —  Man  luliuii  die  Ortludlichkeit  der  Kcriäion 
ftchoo  in  1.  liutanz,  dio  Bcschiemügnog  ^er  Abrechnirng,  die  gute  Schvliinip  Dir  die 
Hevisioiisbeamteii  bei  der  Kevisioii  1.  Instanz..  do(  h  i^t  die  Vcrwalt.confr')!  •  j:<^ gen  über 
(Ion  olnT-ti  II  Sra:itsVif  li«Tr*l<Mt  nur  ..fiiissfrat  iiothdüiing"  ii^cvurahrt  (Tab.  Zt«:i:lir.  H.  3^,  9^' 
u.  die  \  oiarbeit  iur  die  ^taatscontroie  dos  Landtajj^s  i:>t  weuigstCQ»  nicht  gcs4;tzlicli 
liinläiiglich  gesichert,  weun  «uch  in  der  Pnxis  die  Stelle  sich  listiger  gestaltet 

H.  Aucli  den  übrigen  deutlichen  Staaten  fehlen  die  bezüglichen  Ein- 
richtuiii^f'n  Jiirlit.  Sie  /ri^on  im  Einzelnen  manche  kleinere  Ver^ärhiedenhcit ,  nh- r 
doch  in  wesenli.  Tuncten  Uebercinstiiumuug.  Die  Rechuungsconirole  ist  wohil  üV»eijU 
genügend,  nieisteBs  TortrefTUcb,  dio  ye^rBltun{r^cont^ale  Aber  die  bOekstcii  Staats- 
behörden aber  noch  öfters  mangelhaft  u.  die  Staatscontrole  noch  nicht  immer  der 
coiistitut.  l)t»<  trin  entspre  chend  gestaltet  oder  wenifrsfcns  fur  die  Kammern  nicht  durch 
Kechuungshöfc  bowcit  vorbereitet,  alü  uti  für  eine  wirksame  Coutrole  geboten  cn>cLcinL 
Die  Elnrlcbtang  der  Staat^^controle  ist  in  deü  VerÜBssoDgen  iL  in  damit  zas.hiiigeD- 
de»  (icsetzen.  mehifacii  aber  au»  Ii  ii;icli  alliii  ihlicher  ständischer  Praxis  geordnet. 
treten  darin  manche  Kigenthumliclik.  iten  des  Staatsrechts  des  einzt  lri<  u  Staats  licn-or. 

S.  Uber  K.  baclutteu  v.  Czörnig  S.  .i?  Ii'.  174.  Die  Kcchnuugen  der  ressor- 
tireuden  SpcdaUiMsen  worden  bier  in  jedem  UioistoritiD  far  sieb  gepraft  o.  jnstificirt, 
th.  durch  die  mittleren  VerwaltongsstcUcn,  th.  darcii  die  Rechnungsstelle  des  Ministeriums. 
FJne  eigene  Obern  (  lienkammer.  welrlic  zum  (lesammtiniiii-terium  ressortirt  (Ktat 
72.100  M.,  1  Tiäs.  mit  11.100  M.  u.  2  Küthe  mit  72UO  — SlOO  M.  (iebalt)  übt  die 
Uechuungscontrolo  über  die  GentnUkasscu  allein  n.  eine  beschriukte  Vcrvaltcontrole, 
indem  sie  Bemängelungen  dem  betretl'.  Ministerium,  bez.  dem  (iesammtminisieriuui 
/tir  '  iiiiiriltiaren  Entscheidung  mittheilt.  Mit  den  Landstlnden  steht  die  ü.  U.  K.  nicht 
in  Beziehung.  — 

Deber  Wttrtcmberg  8.  v.  Czörnig  S.  .59  ff.  175,  r.  Riecke  Yerfass.  n.  a.  w. 
V.  W.  S.  163.    Die  dem  Fin  min.  untergeordnete  Oberrcchnungsliammer  „ist  die  obente 

KechnungsbehArde  di  !>  Leindes  u.  hat  dii'  Aiif>i(  lit  über  das  gesammte  Staatsr.  rliri iinjrs- 
wesen,  auch  bei  den  verrechnenden  Behörden  andrer  Departements**  vHierke).  Mc 
übt  die  Kassen-  u.  Kechn.controle  nnmittelbar  i  Abnahme,  Prüfung,  Abhör  der  Kech- 
unngen  bei  allen  Hanpt-  u.  Specialkassen  n.  Anstalten  des  Staate,  mit  der  eig^nthtUnJ. 
Ausiialiun'.  ilas-  die  rameralaiiifl.  Stcticrliriii |iil)nclirr  u,  die  der  HauptzoH-  u.  Ilauj't- 
Steuerämter  vom  Steuercoüegiuni ,  die  Hechnungen  der  Hutten-  u.  Salinenkasst^u  v. 
Bergrath  re\idirt  werden).  Für  die  Verwalt.coutrole  ist  die  (),  K.  K,  nur  thcilweisc, 
für  die  Staatscuntrole  gar  nicht  weiter  tli&tig.  Wie  denn  an  der  Spit/c  d<  r  O.  B,  K. 
-  :\\>  T^ircrttir  <l<-i  Dirorhir  der  Staatsk.iss.verwaltung  steht  (Geh.  6b0o  M..  ansserdem 
l  Halbe  mit  ötiOO — büOU  ^I.  (ieh.^.  Diese  beiden  Ontrolen  werden  na(  h  der  ••i^eu- 
thUmlichen,  aus  der  älteren  Zeit  beibehaltenen  Gestaltung  des  würt.  StaatshaushaJics 
von  den  Ständen  u.  deren  Anaschuss  mit  ausgeübt. 

Deber  Baden  s.  v.  Czörnig  S.  Tf»  II".,  n.'i.  Regenauer  §.  13  —  15.  Zwei- 
fache Revision,  durch  die  Verwalt.miltelsteüi^ii  fiif  die  itnti^r-rebencn  Kassen  u. 
Buchführungen,  dann  Su perrevisiou  nach  Auäwald  Seitens  der  Überrechen- 
kammer, welche  ausserdem  die  Rechnungscontrole  Ober  die  Central kassen  nnmittel» 
bar  übt.  Sie  ist,  dem  constit  Princip  gemäss,  eine  dem  Landesherrn  unmittelbar 
untergeordnete,  der  Verwaltung,  auch  den  Ministerien  gegenüber  selbstrindi^e  Behörde, 
sie  hat  auch  deuigcniii&s  die  Verwalt.controle  cluuehaltung  des  Etats  u  s.  w.)  zu  üben, 
für  die  Staatscoutrole  der  Stinde  ist  sie  aber  nicht  nnmittelbar  mit  th&tig  (Etat  74.900  M., 
1  PrfLS.  mit  12.000  M.  Geh.,  4  Ritho  mit  5800^6200  M.,  II  Refisorea  mit 
2-  4000  M.). 

§.  Uli.  —  1.  Belgien.  S.  v.  Czörnig  S.  140  ri.,  i>2,  Tub.  Ztschr.  B.  33, 
S.      tr.   Der  OlMiste  Rechnongsbof  nimmt  hier  eine  wesentlich  andere  StcJlnng  ein. 

als  in  Deutschland  u  in  den  meisten  sonstigen  Staaten.  Während  er  bei  uns  überall 
eine  V  <•  rwa  1 1  u  n  «r  s  bc  h  u  rd  e .  ein  Kegierungsorgan  ist,  das  entweder  gar  nicht  un- 
Uiitteli)ar  oder  nur  in  bcschränkteu»  Maassc  in  Beziehung  zur  Volksvertretung  steht,  i!>t 
i^r  in  Belgien  ?erfasüangsmässig  u.  nach  dem  Haoptgesctz  ?.  29.  Oct.  1846  ein  Organ 
des  Parlament,-,  f  lr  dessen  Zwecke  mit  eingerichtet,  zur  Ausübung  auch  der  StaatS- 
eontrolr  s,  lli>f  iirln  II  der  Hechnungs -  u.  Verwalt.controle.  Hier  sind  die  Conse^iueuzen 
der  eigeniiuh  Parlamentär.  Verfai»suug  gezogen,  die  Einrichtung  onU»pricht  daher 
dei>  (irnndsätzen  dos  deutschen  constitat.  Stashirftohts  kaum  mehr.  Die  Mitglieder 
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des  Rechn.hofä  nach  d.  ureprüngl.  'les.  bestehend  an-  1  Prri>.  mit  II/iTiO  fr.  Gehalt, 
ö  B&then  mit  s.'iUO  fr.  Gehalt,  1  8ecf.  u,  dem  erfordcrl.  Kevia.  u.  Bureau perboual) 
werden  von  d.  Kammer  der  bgeoxdneton  je  auf  6  Jahr,  doch  jederzeit  wider- 
iiifiieh  gewfthlt.  Die  Cnabhäogigkisit  der  Mitglieder  ist  durch  nocli  WMteigeiiende 
als  die  sonst  uWi>hen  Bestiminun;*^en  Tcrbtirj^t  (n.  A.  darf  nicht  nur  keine  nähere 
Verwandtschaft  der  Mitglieder  unter  sich,  eine  auch  in  Preusseo  o.  sonst  besteh. 
Vofschriit,  souderu  auch  nicht  mu  den  Ministem  u.  den  VerwalLchefs  bestehen).  Der 
Hof  vaclit  darüber ,  ,«dafls  kein  Bndgeisatz  der  Ausgaben  überschritten  wird  n.  dass 
keine  üebertragung:  stattOndef.  Es  sind  ihm  zu  diesem  Zweck  umfassende  Befugnisse 
■1er  Verwaltungscontrole ,  namentlich  das  oben  §.  140)  besprochene  Kecht  der  Visa- 
c«Qtrole  fUi  die  anständigen  Aasgaben  ertbeüt  Die  Beschittsse  des  Uui's  in  Kech- 
anngBBaclien  aind  endgiltig,  nnr  bei  Verietzong  der  Feim  oder  des  Geseties  steht  dem 
Bechnnngsleger  binnen  S  Monaten  die  Berufung  an  den  Ca^^sationshof  zu.  Eine 
umfassende  Mitmrkung  hat  der  Hof  auch  bei  der  Yerwaltong  der  Staatsschuld.  Im 
üebngen  „ressortirt  der  Uof  in  allen  seinen  Befichlilstiea  (im  Gebiet  der  Yerwalt.- 
contrme)  in  letzter  Instanz  ron  der  Kanuner  der  KeprSsentantenv  eis  der  Quelle  seines 
Be&taiidcs.  Auf  diese  Weise  ist  die  Gesammtcontrole  nirgends  umfassender  n.  ein- 
dringlicher durchgeführt  als  in  Belgien"  (Ozörnig  S.  182).  Die  Gefahr  einer  zu 
weit  gehenden  Beschränkung  u.  unter  Umständen  einer  Labnilegang  der  Verwaltung 
vird  bei  einer  derartigen  Gestaltung  der  Gontiole,  zornal  in  einem  Grossstaate  aber 
nicht  zu  l&ugnen  sein.  Indessen  mit  dem  reinparlam.  Princip  stände  eine  Einrichtung 
•i'^r  Controle  nach  belg.  Muster  in  Einklang,  ist  daher  ancb  bei  uns  mitunter  TOn 
Vertretern  dieses  Principe  empfohlen  worden. 

5.  Oesterreich  (West-).  S.  Czörnig  S.  16  ff.,  i70  ff.,  Tttb.  Ztschr  B.  33 
Sw  53—70  ^^hier  eingehend).  Blens ki  II,  358,  3G2  fK,  Dessary  §.  107,  122  It.  (ttber 
das  Kerht  vor  ISnn  .  Ulbricht  r.str.  Staatsrecht  S.  IH!)  ff.,  668  ff.  Wildt,  d.  Ost 
Staatirechii.  u.  Coutroidienst,  IbTb.    Auch  Schrott  passim. 

Schon  vor  der  neuen  Periode  verfassungsmäss.  Fioanzwirthschaft,  zur  Zeit  des 
Abaolatismna,  war  das  Ostr.  Gontiolwesen  zwedun&ssig  u.  den  modernen  Anfordemngen 
.  ntipr.'chend  eingerichtet,  so  im  (ianzen  schon  in  di-r  Behörde  des  alten  „General- 
hecimungsdirectoriums*'  als  nnabhänsj;ik?er  oberster  (  ontrulstelle.  Die  V.o.  v.  27.  Marz  1^54 
machte  aus  diesem  Diroctorium  iu  unmittelbarer  Unterordnung  unter  den  Kaiser,  un- 
^i^bHiigig  ron  den  Ministem,  den  Ministerien  gleichgestellt  die  .,0ber8te  Kechnungs- 
controls-Behörde"  als  obersten  K  hrningsbof  der  absul.  Monarchie  zur  Handhabung 
der  Kechnungs-  n.  der  Verwaltungscontrole  u,  zur  Vorbereitung  der  Staatscontrole 
dorch  den  Monarchen  r^elbät.  Die  Controle  ward  aber  iuboleru  decentraliäirt.  als  den 
Centndvenraltnngen  n.  den  Kroolands-Veivaltangra  fttr  den  Gontroldienst  eigene 
Staatsbuchhaltangen  beigegeben  waren,  welche  ebenfalls  von  den  Yerwaltungs- 
behörden  unabhängig  u.  unmittelbar  unter  die  Oberste  Controlbchr"irde  gestellt  wnrden. 
Eine  Fortbildung  erfblgte  durch  die  Kais  Verordnung  v.  21.  üow  lbt)6,  die  Grund- 
lage des  jetzt  gdtenden  Becbts.  Hfenach  sind  den  anweisenden  Central-  nnd  Landes- 
behOrdeu  (d.  h.  den  Mittelstellen,  wie  den  polit.  Landesstellen,  Finanzlandesdirectiouen, 
oherlandesgerichten,  Postdireclionen)  allgemein  Rechnungsdepartements,  welche 
die  Steile  der  früheren  Buchlialtereien  einnehmen,  beigegeben.  Dieselben  verbuchen 
1.  oontrasigniren  alle  Anweisongen  der  VerwaltnngsbehOiden,  liberwacben  die 
oidnnngsmässige  Vollziehung  der  Anweisungen  u.  üben  Uber  die  Kassen  die  Recb- 
Bsngsoontrole  aus.  f^  bf-r  diesen  Rechnungsdepartemcnts  steht  für  die  Superrcvision 
1.  &  die  VerwaUuugscontrole  der  Mittel-  u.  obersten  Behörden,  einschliesslich  der 
Ministerien  —  n.  zwar  fOr  materielle,  nicht  bkss  ziffeimässige  Pr&fluig  der  6e- 
bahrung  mit  dem  Staatsvermögen  u.  ob  sie  in  Uebercinstimmung  mit  (»esetzcn,  Ver- 
ordnungen, Etat:  iti<  h  Beuiiheilung  der  Zweckmässigkeit  neben  der  Vorschriftsmässig- 
keit  —  der  üb  erste  licchuungshof.  Dieser  ist  auch  gegenwärtig  noch  eine  dem 
Kaiser  nntergeordnete,  selbständige,  ron  den  Ministerien  nnabhängige  n.  ihnen  coordi- 
idite  oberste  Staatsbehörde,  mit  collegialer  Verfassung,  wenn  aucll  mit  besonders  aus- 
^edelint^'n  Befugnissen  des  l^riisidenten ,  im  \Vescnflieh<Mi  aber,  nmh  Analogie  drs 
t  »bersten  (ierichtshofs  mit  den  nöthigen  Garantieen  der  l  nabhungigkeit  versehen  i^Etat 
in  lSb2  155.000  11.  Personal  um  li»SO  1  Präs.  mit  dem  gewühnl.  öst.  Ministergehalt 
r.  10.000  fl.  n.  12.000  fl.  Zolagen,  4  Uofräthe  in  2  Klassen  mit  60(M»  u.  4500  Ü.  Geh., 
2  Sert  räthr'  mit  3200  u.  280i>  tl.  Geh..  5  Hofsecr.  in  2  Klassen  mit  'I'IW  u.  2000  fl., 
21  Heebn.räthe  in  H  Klassen  mit  1800  ii.  IttUÜ  ä.  u.  1400  H.  Alle  diese  Beamten 
A.  \Vagii«!r,  Fiiianzirisänoscliaft.  I.  3.  Auti.  21 
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ausserdem  rnit  Activ.-Zul.  l>er  Huf  hat  dem  Kaiser  jährlic  h  Bericht  über  dcitie  Thitlig-koit 
zu  erstatton  u.  hier  eventuelle  Kefornivorschläge  zü  stcllcu.  Kr  ist  aber  auch  filr  die  parla-> 
mentar.  Staatscootrole  mit  thfttlff,  indem  er  den  Gentnlrechonngsabschluss  fnr  das  vorletzt« 
Verwaltungsjahr  verfassl  d.  die  Uebereinstimmun;?  «lessclbr  ii  mit  dem  Etat  pr*lft.  worauf 
diese  Rechnung:  mit  Beilagen  u.  Bemerknns^en  an  drn  Kaiser  u.  von  da  an  den  Kinanz- 
ininistcr  zur  Ucbergabe  au  den  lieichsrath  behufs  verfassungsmässiger  Erledigung  geht 
In  weaentlicben  Pnncten  gleicht  die  Stellang  n.  Gompetenz  des  Ost  Rechnungshof!»  der- 
jenigen der  prcuss.  0.  R.  K,,  ein  Hauptunterschied  im  sonstigen  Controlwesen  liegt  in 
t]i'r  flstorr.  Einrichtung  besondrer  Rechnungsdopartements  bei  den  anweisenden  Behörden. 
Der  Verf.  d.  Aufs,  in  d.  Tub.  Ztschr.  urtheiit  aber  das  ösL  Coutrolvesen  günstig:  „diese 
flst  Einrichtungen  sind  höchst  beachtentwerth.  Sie  bernhen  auf  einer  gcnanen  KenntoiBs 
soirohl  der  prenss.  als  der  franzOs.  Institutionen  «.  haben  von  beiden  riel  Ootes  lo 
sich  aufgenommen"  (B,  X.l  S.  08).  — 

Für  die  Ooutrolc  des  gemeinsamen  Haushalts  der  öst.  Monarchie  (mit  üngaru) 
besteht  ein  besonderer,  dem  vestOsterreicbiflcben  ihntich  eingeiicbteter  Obenter 
Kechnungshof  (Et.  125.4(10  11. t. 

6.  Frankreich.  S.  (^zörnig  S.  ^'i,  97  li..  105  II  .  T^h  Ztochr.  R  r*,  S.  41  ff.. 
Hock,  Fin,  Fr.s  S.  III  ff.,  Kaufmann  Kap.  4,  bes.  Block  s  dict  de  ladm.  frau^. 
Art.  cour  des  comj'teä,  auch  Art.  comptaUlitd  pnbliqae. 

Der  franzfls.  Oberste  Rechnungshof  (cour  des  comptes)  ist  eine  Schöpfung  Kapo> 
leons  I.  (HauptgcH.  v.  lf'>  S<  pt,  l^HT  u.  V.o.  v.  'is.  Sept  1S07>,  <liirch  w.  l.  h.*  die 
Kechnungscontrolc  n.  in  beschranktem  Maasse  die  \  erwaltungscontroie  zur  cndgiitij^eii 
W  iederherstellung  der  üuanz.  Ordnung  gewährleistet  werden  sollte.  AehoUche  Ein- 
richtnngen,  nur  inohr  deccntndisirt,  hatten  aber  sclion  in  der  alten  Utouarcbie  be- 
standen: Recliniuiüskainmern  (olmmbros  <\r^  rompt''s,  (hd.  v.  t4r»l>  I  r  r;  (^s  schliess- 
lich IM,  neben  den  Provinz.parlamenten,  gab.  Sie  wurden  17UU— III  beseitigt,  aber 
durch  die  neuen  ceutralist.  Einrichtungen  ungenügend  ersetzt  An  die  Gesetzgebung 
f,  1807  schlössen  sich  spiter  ver^hiedeoe.  Einzelnes  ve rinderode  Decrete  (v.  1866, 
lS59  u.  1^60)  an,  aber  dit-  Grundeinrichtung  i>t  jrcblirben  u.  auch  seit  di^m  Sturze 
des  zweiten  Kaiserreichs  nicht  w^eiter  verändert  worden.  Vgl.  sonst  anch  »las  Dccrr-T 
v.  bl.  Mai  lSt)2  Uber  die  coinptabilitc  publique  fUr  Manchem  aus  dickem  Gebiete^, 
was  mit  dem  Controlwesen  eng  zusammen  htagt  Die  BeclmaDgsctmtrole  wird  dmcli 
die  bestehenden  Kinrirhtungen  sehr  trnt  verbürgt,  die  Verwaltiingscontrole  gcgcnObar 
den  obersten  Behörden  könnte  dadurch  wohl  auch  ausreichend  f^eleistet  werden,  sre- 
hOrt  aber  in  der  Hauptsache  nicht  zu  ihrer  Ck)mpctenz.  Sie  wie  die  weitere  Staats- 
controle  haben  Übrigens  unter  den  wechselnden  politischen  Yerhiltnissen  des  Landes 
in  ihrer  praclischen  Bedeutung  gewechselt. 

Üas  Eigcnthümliche  der  französ.  l'ontrole  durch  den  Rechnungshof  licgrt  in  der 
ganzen  Stellung  u.  in  dem  Verfahren  dos  letzteren.  Er  ist  nemhch  ab)  f5rm> 
lieber  Oerichtsbof  eingerichtet,  rangiit  unmittelbar  nach  dem  Gassationshof,  genieest 
dessen  Vorrechte,  verhandelt  u.  cnbcheidet  in  den  Formen  des  Gericbtererfahrcns, 
fällt  daluT  fMrnilii  hc  •rcrirhtlirli.-  rrdu-iKsi-rüche,  bei  iler  Uecharp:;  u.  s.  w.  in  den 
feierlichen  Formen  der  Gerichtshöfe.  Seine  gegenwärtige  Zusainmeusetzung  ist  hei 
einem  Etat  fon  1.56  M.  frt  1  ernster  PrSs.  (Geh.  seit  1872  SO.OOO  fr.,  fillher 
85.000).  :i  Kammerpräs.  (Geh.  25  000.  früher  18.000),  18  RÄthe  (conseillers- maitres, 
(if»h.  1^.000  fr.,  fnilior  t.'S.OOO),  24  erste  Revison»n  Tt^f^rendaires  do  I  >  laäsr.  Geh. 
7000  fr.,  früher  0000).  00  zweite  llövisoreu  (r6f.  de  H  d.  Geh.  3000,  frtlher  2400  fr... 
alle  lebenslftnglioh  vom  Staatsoberhanpt  ernannt,  anssefdem  1  Geaeial- 
procurator  ((ich.  80  000  fr.,  flrOher  55.00«  ,  I  Obersccretär  (greffier  eu  chef.  Gab. 
lS.O(ii».  fiulicr  15.000  fr.\.  ferner  15  cr>U'  Auditoren  ((ieh.  2000  fr.)  u.  Kanzlei-  u. 
Unterpersonal.  Die  Revisoren  u.  Auditoren  erhallen  ausserdem  unter  sich  nach  Mass- 
gabe ihrer  Arbeit  die  Summe  von  420  000  fr.  jährlich  vertheilt,  i.  Dchschn.  5000  fr. 
f  den  Revisor,  1200  fr.  fttr  den  Auditor  1.  Kl.  Der  Rechnungshof  zerfült  für  ver- 
scbiid.iic  Dienstzweige  in  drei  Kammern,  je  unter  1  Präs.  o.  mit  V,  Katb-n, 
neuilich  für  die  Einnahmen,  die  Ans^ab(»n.  die  Hechnungen  der  Kreise  u.  Gemeinden. 
Die  Rechuungspruiung  erstreckt  bich  auf  alle  Kochnungsleger  (comptables)  der  Staat»-, 
Commnnal-  n.  Offentl.  AiMtallsverwaltong ,  mit  der  Ausnahme,  dtaa  die  Rechnungen 
in  Gemeinden  mit  weniger  als  .*!0. ()()(»  fr.  Jahreseinn.dim.'  durch  den  rriifectarrath, 
doch  mit  Reruiung  an  den  Rechnungshof,  u.  dass-  die  Rechnungen  der  unmitfelhtr 
unter  dem  Gencraleiunehmer  der  Depart  stehenden  Rcchnungslegcr,  spec.  für  die 
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ilirecten  Steuern,  vom  Gen.einnchincr  geprüft  wcnlt^n.  Die  Unhuile  des  lieclinun^- 
bofs  in  ßechntingssachfu  sind  vollstreckbar.  Wegen  \'eiletzung  der  Forin  u.  des  Ge- 
setzes jkuw  aber  Tom  Rechmugileger  v.  fUr  diesen  von  den  Minüitcra  Bernfong  au 
den  Staatsrath  erhoben  worden  —  V,<n  der  Controle  ist  nnr  die  r.'bi'rcinstimmun^ 
der  Rechniinir-  ii  der  Kechnun^-1<  g-cr  mit  den  Anwehuniren  der  or(fonnaf'Mir>  zu  pru^n, 
nicht  die  Ueiuclitiguug  der  auwciäcndcn  BohOrdcu  zur  ErtUeüun)^  der  Auweisun^un 
MllHt  oder  io  der  u.  der  Höke,  fftr  die  n.  die  Zwecke:  insofern  ist  die  Verwaltongs- 
ritr  .lc  nicht  Sache  des  Kechnunpshofs.  Doch  werden  ausser  den  Einzelrechnungen 
der  Rechnungsleger  auch  die  Schlussrechniingen  der  Minister  über  das  g^csrhloss  'üe 
KäckaoDgsjabr  u.  der  (icneralbcricht  der  Finanzverwaitung  über  das  Yerwalt.jabr  dem 
Rechnangsnof  zor  PrQfün;,  zur  Voiigleicliang  mit  den  Rechnungen  der  Bechoungs- 
leger  u.  zur  Beartbeiloog  ikrür  DebeTeinstiintnung  mit  den  Gesetzen  u.  Verordnungen 
übcnpiesen.  Boinän|rehiTig:eti  sind  dann  im  Corresponrlcnzwep-e  mit  den  ^Tinistern  tu 
eriedigco;  diejeaigen.  wo  dies  oicht  gelingt,  dem  Staatsoberhaupt  (i^ras.  d.  Kepublik) 
0.  darch  dieses  dem  Perlnment  zar  Entschetd&ng  mitzatheilen.  Hierin  liegt  die  Mit- 
nirkdng  des  Rechnungshofs  bei  der  Vorbereitung  audi  der  Staatscontrole.  Die  Er- 
klärungen des  Rcrhnungshofs  über  die  Uebcreinstimmung  der  niinisteri»  lleii  Abreeh- 
ttUAgea  loit  den  geprüften  Hechnungen  der  Becbouogsleger  erfolgen  in  leicrlicbcr  Oiluut- 
Udler  Sitzung.  —  Das  Decret  v.  31.  Mai  1S62  ordnete  ausserdem  dann  noch  eine 
besondere  YcrwaltUUgSCOlitrolc  durch  eine  jährlich  vom  Kaiser  zu  ernennende  Com- 
inission  von  9  Personen  aus  Mit;,'^liedcrn  des  Reehnungshofs,  Staatsraths,  Senats  n.  des 
legislat.  Körpen»  au.  liier  äoUte  die  Ucbereiustimmuug  der  Rechnungen  der  Minister 
mit  den  Ergebnissen  der  Gentralaufscbreibangcn  beim  Finanzministerium  u.  mit  denen 
der  Beeehlüsse  des  licchnungshofs  über  die  Rechnungen  der  Rechnungsicger  constatirt 
H-rrdcn.  Das  darüficr  ;tiif/i;nehmende  Protokoll  gelaii^t  an  den  Fiiian/ministcr  u.  von 
üic&eui  an  die  beiden  kammern.  Die  sonstige  Staatseontrole  erfolgt  mittelst  der  Cie- 
iiehmigung  der  definitiven  Schlussrechnung  (reglement  delinitif  du  budget)  in  Gesetzes- 
form, ist  aber  bei  der  ausserordentlichen  Complicirthcit  der  franzö^  Finanzverwaitung 
loch  heute  unter  der  Republik  noch  dieselbe  leere  Formalit&t  wie  frfther  unter  dem 
K»js4,Treich.  — 

7.  Das  Controlvcsun  Italiens  \»i  dem  iiaiuoai:>cheh  nachgebildet,  auch  in  Be- 
lig  auf  den  Rechnungshof  (corte  dei  conti),  wobei  aber  in  der  Yerwalt.controle  auch 
das  belgische  Muster  (Visacontrole  der  Anweisungen)  mit  massgebend  war  (Ges.  r. 

14.  Aug.  tSfi2,  15.  Aug.  mi). 

8.  (ifüssbritaunien 's  Guntrolweseu  (iüh.  Ztscbr.  B.  'ö'S.  S.  72 — Sü,  Gncist. 
sogL  Verwalt.Techt,  2.  A.,  II,  S.  845,  854)  hftngt  mit  der  dortigen  parlam.  Verfassung 

Tl.  anderen  siie<:ifisch  brit,  Verhältnissen  enge  zusammen,  was  das  Verständniss  u. 
Vergleiche  mit  continentalen  Einrichtungen  cr^eliwert.  Bis  zum  .1.  ]'^V,{')  bestanden 
zwei  getreiiyte  Behörden  lur  die  Controle,  deren  Anfange  in  frühe  Zeiten  zuiuck- 
reichen  u.  welche  mit  der  ganzen  Einrichtung  des  Dienstes  der  Schatzkammer  (es- 
cheqaer)  zus.hängen.  Nach  der  Organisation  im  lU.  Jahrhundert  war  das  eine  Amt 
das  des  comptroller  s:encral,  der  General«  ontrole  der  Einnahmen  u.  Ausgaben, 
bes.  wichtig  far  letztere,  dem  Zweck  u.  Wesen  nach  eine  vorgängige  Verwaltungs- 
controle  der  Anweisungen  („Controle  ab  ante'*,  s.  o.  §.  140),  zuletzt  geordnet 
durch  Gesetz  4  u.  5  WilL  14  c.  15  (1834):  „der  Gen.controleur  wacht  darüber,  dass 
keine  Zahlungsanweisongen  auf  Staatsg^elder  aus  dem  Fin.ministerium  «  rlassen  werden 
ohne  gehörige  Autoiisaüon*'  ^Gueist  II,  M7J.  Dai>  zweite  Amt,  geordnet  durch 
2  WilL  IV.  d.  1.  war  das  der  commissioners  of  audit,  der  „Abh0rcommiS8ion'\ 
feiner  Art  obeistin  Beehnungshofs ,  f  u  die  naohträgliche  Verwaltungs-  oder 
die  V  crwendun  jrs-  u.  für  die  Keehnungscontrole,  anfangs  nnr  für  bestimmte 
Verwaltungsgebiete,  später  auf  immer  mehr  ausge  leliut.  Diese  Behörde  bestand  aus 
4  ordentlichen,  nicht  willkührlich  absetzbaren  Mitgliedern,  1  Sccr.,  9  Inspectorcn, 
c  100  Revisoren,  fungirte  aber  gleich  der  Generalcontrole  nicht  ganz  befriedigend. 
T-äna:ore  Tv';formbestrel)nn;rcn ,  bei  deren  Erürtcnitifr  mh'  !-  in  England  die  Bedenken 
etaer  wirksamen,  dann  aber  in  die  Verwaltung  cingrcilcnder  „Visacontrole  ab  ante" 
zur  Spraehe  kamen  (s.  Tüb.  Zischr.  B.  33,  S.  7!l,  Citat  aus  d.  pari.  Bericht),  schlössen 
mit  dem  Ges.  t.  28.  Juni  1866  ab,  worin  für  die  bisher  getrennte  Generalcontrole  u. 
Kechnungsabhfiv  ein  iremcinsames  Amt  geschaffen  wurde,  besetzt  mit  Einem  Beamten 
romptroller  general  for  H.  Maj.  exi  hcquer  and  auditor  general  of  the  publ.  aecount) 
Q.  1  Stellvertreter  desselben,  als  fest  angestellten  Personen,  (200Ü  u.  1500  Pf.  St. 
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Gebalt),  deu  bcideu  ciKeittlicbcii  verautwuitlicheu  TriigerD  des  Auilä,  welche  roa  der 
Krone  o.  mit  eifordemclieB  HU&penonen,  wsldie  rom  Sclifttzaiiit  ernannt  werden. 

Jene  bcidi^n  Beamten  sind  aber  auf  Erfordern  beider  Häuäer  des  Parlaments  von  der 
Krone  zu  entlass.  n.  Von  diesem  Amte  wird  die  vorhergehende  Cootrole  der  An- 
weisungen, dauu  lu'r  die  pariam.  Staatscontrolc  die  Vcrwcnduugscoutrolo  hinsicbdich 
der  UebereiDstimmiiDf  der  na  den  Rechnangen  Ach  ergebenden  Venre&dvng  der 
Ausgeben  nach  Zweck  n,  HAhe  mit  den  pariam.  Bewilligungen,  —  die  Controie  der 
so^en.  appropriations-arcounts  —  a.  soweit  dies  hierfür  Lrchotcn  au<'h  die  Rechnunrs- 
rontroie  ausgeübt.  Für  die  weitere  Bechnuugscontrole  iuugirt  eine  Abtheilung  der 
Scbatzkimmer  als  eine  Art  BaduiiiDgdiof. 


5.  Abschnitt 

Der  Recliniiii^?sabsc'liluss  iiiid  tUe  Einrichtung  g:etreiiiiter 
Jahresdieu»te  sowie  die  inx^itarisirung  de»  Offeiitilciieu 

YcniiOgciis. 

Die  beiden  ersten  Pnncle  stehen  im  engen  Zusemmenhang  mit  dem  2Salilongs-. 

Kassen-  und  Rechnungswesen  wie  mit  dem  Oontrolwesen.  Sie  waren  deshalb  in  den 
beiden  let/'-  n  Ai>-i  luiiften  schon  molirfarh  mit  zn  Itcrühr^'n.  Im  Folri^cnden  bandelt 
CS  sich  nui  nuck  um  einige  abschliessende  Krörtcrungen  über  diese  Puucte  für  sieb. 
Auch  die  Infentarisimug  des  Öffentlichen  YeTmOgens  ond  die  Ftlhning  von  Natuil- 
\,Material)-TeehnQngcn ,  welche  damit  in  Verblndong  stehen,  bedürfen  hier  Iteiner 
eigenen  genaueren  I>;iiK-|;ung,  da  die  (iiundsutze  des  allgemeinen  Bechaungs-  nod 
Coutrolwoseus  dafür  mutatis  mutaudis  Auwendung  linden. 

Das  Yorraltongsrecht  der  Haterie  ist  grossentlieils  das  nemliche,  wie  für  die 
im  Voraub^i;«  lieiidcn  behandelten  Gegenstünde.  S.  darüber  u.  für  die  litciurischc  Be* 
handlung  die  VorUfniorhing-en  in  den  Al*s(  ]ini(f<'ii  *i  -4  dieses  Kapitels  219, 
253,  ."^Or*  u.  (lif  bezuglichen  Muten  in  diesen  Abschnitten. 

Der  Kechnungsabschlus.s  specicll  ist  in  der  heutigen  Periode  der  „verfassungs- 
mSssfgen  Finanzwirthschaff'  wieder  Gegenstand  besonderer  sta;itsrechtlicbor  Regelung 
in  Bezug  nuf  ilie  Rechte  der  Volksrerfrrtnnfr  hinsirlulicli  der  "Mitwirkuiitr  dabei.  Hier- 
für kommen  daher  Bestimmungen  der  \  rria^suugt  n  n  d«  r  sich  ilaran  anschliesscudcn 
Gesetzgebung,  aber  auch  ufters  eine  Art  mehr  gc« uhuheibicohtlicher  Normen  in 
Betracht,  welche  sich  in  der  stindischen  oder  periamentarischen  Praxis  für  die  Be* 
handlung  u.  Erledigung  der  Rcchuungsabschlilsse  allmählii  h  zu  bilden  ptiegt-n.  Die 
(Jesetzgebung  Uber  „Comi  taliilit.it"  und  über  die  Kecbuungshöfe  enth&lt  auch  far 
diese  Puncte  mehrfach  nähere  Bestimm ungun. 

I.  —  §.  144.  Der  BechDungsabscbliisB  und  die  Ein- 
richtung getrennter  Jahresdienste. 

Alle  Wirthschai'tsreebnuDgcn  sind  nur  zill'ertuSssigc  Verzeich- 
nangen  von  tbatsächlicheu  Vorgängen  bezüglich  der  Güter-  oder 
WerthbewegUDgen,  speciell  der  Geld-  und  Ctoideswerth-  Ein-  und 
Ausgänge  im  Leben  der  Wirthschaü  Diese  Vorgänge  wiederholen 
sich  nnauf ht^rlicb,  solange  die  Wirthschaft  besteht,  d.  h.  eben  lebt 
Sie  siiul  aii  die  Kategorie  „Zeit"  geknüpit  und  treten  in  bestinmiter 
Reihenfolge  ein.  Aber  jede  Zerlegung  dieser  „Zeit*'  in  ])e 
stimmte  „Ze i träume'*  beruht  im  Grunde  auf  Willkübr  und 
bedingt  eine  Zerreissung  an  und  für  sieh  zusammen- 
gehöriger Thatsachenreihen  oder  Vorgänge.    Sie  ist 
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gleichwohl  durchaus  nothwendig,  um  im  „Fluss  der  Erscheiuuugen" 
einen  Iiulu  jdinct  zu  finden,  von  dem  aus  rück-  und  voiiilickend 
Ergeliyiisüc  der  Vergang^enheit  festgestellt  und  klar 
erkannt  and  Aufgaben  der  Zukunft  genauer  erfasst 
werden  kennen.  Immer  läuft  dabei  aber  die  nicht  zu  Übersehende 
Fiolion  nnter,  als  wenn  die  Bewegung  der  Thatsaohen  wirklich 
momeDten  aufhörte,  die  Vor^^gUnge^  —  begriff^widrig  —  still 
ständen,  als  ob  es  reelle  Riihepuncte  gäbe.  Eben  weil  dieses 
eine  blosse  Fiction  ist,  welche  keine  HeaÜtUt  hat,  ergeben  sich 
aas  diesem  Widerspnicli  zwischen  Annahme  and  Wirklichkeit 
Schwierigkeiten  bei  der  DnrchtltthniDg  der  Annahme,  von  der  man 
ansgehty  in  den  weiteren  Gonseqnenzen.  Davon  ist  anch  im  Rech- 
nungswesen der  Wirthsehaft  Act  zu  nehmen:  der  „Abschlnss^' 
der  Rechnungen  ist  eben  eine  Conseqnenz  jener  Fiction,  wodurch 
der  Wirklichkeit  immer  mehr  oder  weniger  Zwang  ange- 
tban  wird. 

Die  Zeiträume,  nach  welchen  die  Vorgänge  im  Wirthschafts- 
ieben  in  Zeitabschnitte  zerl^  werden ,  können  an  nnd  Air  sich 
wiOkfihrlich  bestimmt  werden.  Man  bedarf  für  Tcrschiedene  Zwecke 
Tcrschiedener,  kleinerer  nnd  grösserer.  Der  hauptsächliche  g  r  össere , 

bez.  grosste,  wekluT  sich  im  Anschluss  an  audcrc  Vorgänge 
auch  im  Wiithschattslelieii  und  von  da  ans  aiu-h  in  der  Finanz- 
wirthschaft  eingebürgert  hat,  die  übliche  Wii  ihschafts-  und  Finanz- 
Periode»  ist  bekanntlich  das  Jahr  (§.  104  unter  b).  Die  Haapt- 
reehnnngen  der  Finanzwirtbschaft  werden  daher  wie  die  £tals  flttr 
Jahresperioden  geführt  nnd  dafttr  abgeschlossen.  Die 
tbatsächlichen  Vorgänge,  auf  welche  die  Rechnungen  sich  beziehen, 
werden  demg:emäss  mö£:lich8t  in  Jahresabschnitte  zerlegt  und 
io  in  Jah  res  reihe  11  gebracht.  8iiid  die  einzelnen  in  das  be- 
stimmte Jahr  rechtlich  gehörigen  Thatsachen  nicht  wirklich  in  diesem 
Zeitranme  selbst  eingetreten,  so  mflssen  Anordnungen  darüber  ge- 
troffen  werden,  wie  die  zn  diesen  Thatsachen  gehörigen  Rechnnngs- 
Vorgänge  behandelt  werden  sollen.  Das  fHhrt  zu  den  Bestimmungen 
i;bcr  den  Abschluss  der  Jahresrechnmigcu,  Uber  die  Trennung 
der  Jahresdienste,  (Iber  das  Offenhalten  der  Rechnungen  eines 
dem  Zeittermin  nach  abgelaufenen  Jahres  noch  eine  Zeitlang 
während  des  oder  der  folgenden  Jahre  n«  s.  w.,  —  Bestimmungen, 
wie  sie  oben  (§.  132,  133)  bereits  dargestellt  worden  sind.  Bei 
allen  diesen  Anordnungen  'sind  die  practischen  Bedürfnisse  der 
Flnanzverwaltung  speciell  des  Zahlungs-,  Kassen-,  Rechnnngs-  und 
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GoDtroldienstes  neben  den  Bedürfnissen  des  wtrtbschaftlichen  Ver- 
kehrs nnd  der  Staatssehnldner  und  Staatsgl&obiger,      d.  fa.  hier 

allgemein:  der  zu  Zahlungen  an  Staatskassen  Verpflichteten  nnd 
zu  Zahiungsforderungcu  tleui  ►'Staat  gegenttber  Berechtigten  —  vor- 
nemlich  zu  berlU'ksicljtigen.  Bei  der  Festsetznnc:  und  Durchtuhruug 
solcher  Anordnungen  ergeben  sieb  dann  aber  jene  angedeuteten 
Schwierigkeiten,  welche  in  der  Natur  der  Sache  liegen  und  so  gut 
als  mdglieh  ttberwnnden  werden  mttssen,  rlAWg  jedoch  niehl  be- 
seitigt werden  können. 

§.  145.  —  A.  Die  Aufgabe  und  ihre  Lösung.  Das 
Ideal  für  die  Bewerkstelligung  des  Kcebnungsabschlnsses 
wäre,  dass  die  im  Etat  für  das  Finan/jabr  vorcresehenen  Vcr- 
waltuugsthatsachen  und  die  sich  au  letztere  knUpieuden  Eiunabiuen 
und  Ausgaben  (Ein-  und  Ausgänge^  Zablungsempfdnge  und  Ans- 
sßahlungeo  der  Staatskassen)  genau  innerhalb  dieses  Jahres 
—  bei  den  einzelnen  Kassenverwaltungen  dann  weiter  genau  inner- 
halb der  supponirten  Theilabscbnitte,  Quartale,  Monate  des  Jahres — 
vor  sieh  gingen,  keine  solche  Thatsache  vorher  einträte  und  Vor- 
schütise  der  Kasse  oder  Empfänge  auf  Rcciinuug  des  kliuftiireo 
Jahres  bedingte,  keine  später  erfolgte  und  „liestverwaltnugs- 
ausgaben"  u.  s.  w.  mit  sieb  brächte. 

Da  die  Bachung  and  VerrecliDUiii^  mit  den  GobaliniBgen  der  Kassen  Schritt 
halleii  kann  nud  soU  und  tbatsächlich  nach  >\>-u  jotzt  aligemoin  besldiündtin  Ein> 

rirlituni^oii  auch  halt,  würde  ihnn  der  K' c  r  h  n  u  h  js^s  a  bs  r  h !  u  s  s  so  fort  Hf»i 
Ablaut'  des  Jahres  erfolgen  köimen.  Die  BUcher  aller  kaixseu  und  iicchnuug^- 
behOTden  liesMn  sich  hier  eofort  achlieesen ,  die  Gontrole  könnte  abbald  ihre  Th&tig- 
keit  beginnen  —  soweit  sie  nicht  schon  während  d-  s  Jahres  selbst  wirksam  wurde,  — 
und  die  Erthcilung  der  Knthstnnir  :\n  dio  eiüZ'  liicu  I\'  •  Imungsleger  sowit  Seit,  iis  der 
competenten  Organe  an  die  ganzi«  Finan/.verwaltung  und  an  deren  veraulwortlicbe 
Leiter  (Finaozminister)  hinge  nur  von  der  Dauer  der  erfordcHichen  Arbeit  fttr  die 
Rcchnongs-,  Yerwaltnngs-  ond  Staatscontrole  ab. 

Ans  bekannten  Gründen  lägst  sich  jenes  Ideal  nicht  verwirk- 
lichen» aber  man  darf  es  aufstellen,  um  sich  des  Ziels  deutlich 
bewusst  zu  werden,  dem  man  sich  mit  Hilfe  der  demgemttss  zu 
treffenden  Einrichtungen  mögliehst  annähern  soll. 

Es  Wcf^t  nicht  in  drr  Macht  der  Finanzverwaltun  er  und  ihrer  Organe,  der  Kassen, 
alle  etatmä^sigcn  Eiuuahmen  und  Ausgaben  nur  streng  innerhalb  des  laufenden  Jahres 
vorzunehmen.  Auch  die  Bedttrfoissc  des  virthschaftuchen  Lebens  machen  das  nidit 
möglich,  ü.  A.  wQidc  das  dio  al  .Milut  r.-inr  Heldwirthschaft  unter  AitSM^hlnsa  ^ler 
Creditwirthsrliart  —  wni^sti  us  ulicr  die  .luliresendterinine  hinilhiT  —  voraossHzi^n. 
iji  ist  hier  eben  der  enge  /u>:iiii mcnhung  der  Thalsacheii roiheu,  aul  welche  sich  die 
Kassenoperationen  nnd  Rechnungen  bezichen,  welcher  sich  gegen  die  den  Anfordernngcn 
der  Finan/wirthschaft  und  des  gesäumten  wirthschaftlichen  Lebens  widersprechende 
Zerlegung  Vorgänge  in  willkuhrli> '/  'itabschnitte  und  gesen  den  diesen  Ab- 
bchniiten  sofort  folgenden  Kcchnungsabscliluss  stommoo. 


Digitized  by  Google 


Uic  Au^abü  aad  ihre  LOsoog. 


327 


1.  Eiomal  sind  die  KasseiiTerwaltiiiigen  daraal'  hinzuweisen 
QDd  dementoprecheDd  za  eoDtroliren,  dass  sie  die  nach  dem  Etat 
In  das  Jahr  gehörenden  GebabrnDgen  möglichst  nur  in,  aber  aneh 
vollstttndig  in  dem  Jahre  selbst  yomehnien  und  erledigen;  soweit 

sie  dazu  im  Stande  sind  —  so  im  Einnahmedicnst  —  auch  ihrer- 
seits darauf  hinwirken  und  Zahlungsverpflichtete  wie  Zahlun^s- 
berechtigte  dazu  anhalten;  in  Vorscbusszahlung  und  Kechnung  und 
Hest-  oder  Ausstandst  und  Kttckstandszahlung  und  Rechnung 
mögliehst  wenig,  nur  ausnahmsweise  und  in  an  sich  Termeidbaren 
FlUien  nur  auf  speeielle  £rmttchtigung  der  vorgesetsten  Behörden 
treten ;  die  Reohnnngen  stets  laufend  in  (Jebereinstimmung  mit  den 
Gebahrungeu  halten  und  sie  lür  die  Kassenl)cweguug,  die  Vorschüsse, 
die  Steuercrcdite,  die  Restverwaltung  u.  s.  w.  sofort  t'Ur  sieh  heim 
Schlusstermin  des  Rechuungszeitraums  —  daher  auch  für  die  hier- 
l^r  etwa  bestimmten  Theiltermine  des  Jahres  —  zum  Abschluss 
bringen  und  der  vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  und  der  Control- 
behörde  einreiehen. 

Beztlgli«^ho  Vorsrliriftcn  finden  sich  in  den  Kasscninstructionen  und  Vemchnungs- 
uuJ  Cootrolverorduutigeu  aller  Länder.  Beispiele  umd  jucUriacli  im  3.  Äbsclinitte 
angegeben  worden  (§.  132,  183). 

Es  ist  nicht  za  übersehen,  dass  hier  Manches  ?on  anderen  allgemeinen  Ein« 
richtUDgen  des  Finanzwesens  riHhängt,  so  z.  B.  ?on  den  Bestimmungen  über  Steiier- 
credite  ^s.  Fin.  II,  §.  57M,  IStcucrätundungen  (eb.  §.  581).  Uber  die  TermiDe  UDd  Art 
der  Zablon^  ron  Betfoklangen,  Remiinemtionen  (Piftnomenndo-,  Poetnumerandozahlnng; 
letztere  in  Preussen,  z.  B.  bei  allen  rcmunerationäarti;r,-n  ZaUangen,  bei  diätarischen 
üblich,  bei  diesen  sachlich  gebotin  .  Iiedingt  srliin  Zalilnriiron  n  a  h  Jnhrajschluss 
ä  Coato  des  Vorjahr:«).  Mau  kann  solche  Puncto  nicht  nur  nach  Bedtlrfuiss  des 
Kassen-  n.  Rechnnogsdienstes  o.  naeli  den  Anforderangcn,  welche  ftor  rascbe  Ab- 
N'hlüsse  zu  stellen  siDd,  regeln.  Aber  eö  ist  doch  nach  Mögli'  lik-  it  auf  solche  Be- 
dOifnisBo  0.  Anfordcrongen  bei  den  bezüglichen  Anordnangen  mit  i&Ucksicht  zn  nehmen. 

§.  146.  —  2.  Sodann  sind  lU  .stimuiuDgeD  darU!»er  zu  treffen, 
wie  es  mit  Vorgängen  gehalten  werden  soll,  deren  betreifende 
finanzielle  «Seite,  sei  es  als  Einnahme-  oder  Ausgabeact  nach  Gesetz, 
Verordnung  und  insbesondere  nach  dem  Etat  in  das  bestimmte 
Jahr  gehört,  aber  nieht  darin  erledigt  werden  konnte.  Dartiber 
verbreiten  sich  die  ebenfalls  schon  frtlher  zn  erwähnenden  Vor 
Hchritten  über  das  Offenhalten  der  Kasscu  und  Rechnuugen  zur 
ßevverkstelligung  der  dem  abgelantenen  Jahre  anprehörisfcn  (re- 
sehäftsfalle  während  einer  bestimmten  Zeit  über  den  Juhrcsschluss 
hmans.  Dieser  Termin  darf,  nm  den  Abschluss  der  Jabreshaupt- 
leehnnng  und  deren  endgiltige  Erledigung  nicht  zn  lange  hinaus 
tu  zögern,  nieht  llbermilasig  lange  sein  nnd  sollte  daher  einige 
Monate  (bis  zn  einem  Jalire)  nicht  übersteigen.  Die  nach  Ablauf 
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dieser  Frist  immer  noch  nicht  erledigten,  nach  der  Seite  der  recht 
liehen  Verpfliohtang  dem  abgelaufenen  Jahre  angehOrigen  Ausgabe 
sehtüdigkeiten  und  Einnahmefordemogen  sind  dann  wohl  am  Besten 
sofort  als  Ersparnngen  und  Einnahmeansfälle  des  abgelaufenen 

und  11  Uli  nie  Ii  r  abgeschlossenen  Jahres  gegen  dessen  Etat  /n 
Ijehandchi.  im  Uebiigen  aber  kann  mau  in  Betreti  ihrer  wieüer 
verschieden  verfahren : 

Entweder  so,  dass  man  für  sie  eine  besondere  Eest- 
rechnnng  noch  fttr  etwas  längere  Zeit,  z.  B.  2—4  Jahre,  und  zwar 
tHr  jedes  der  abgelaufenen  Jahre  getrennt  oder  auch  für  alle  yer- 
eint,  fuhrt  und  nach  Ablauf  dieser  neuen  Frist  ftlr  jede  dieser 
Rest  -  Jahrcsiechuungen  aj)art  wieder  einen  eigenen  Rechnungs- 
ahsclilnss  herbeiführt,  und  die  etwaigen  weiteren  Reste  wie  in  dem 
iüigcndeu  Faiic  behandelt;  oder  man  geht  nenilich  so  vor,  dass 
mau  alle  weder  im  zugehörigen  Etatsjahre  noch  in  der  den  Kassen 
gegebenen  Nachfrist  erledigten  Ausgaben  und  Einnahmen  bis  snm 
Termin  der  civilrechtlicheu  Veijähmngsfrist  der  besllglichen  Ver- 
pflichtung immer  ohne  Weiteres  als  Gesammt-Restrechnung 
zn  den  Rechnungen  des  jeweilig  laufenden  Jahres 
hinzufügt 

Bei  dem  tTstcii  ^'i  if:iliren  sind  die  Crcdite  für  die  Ausgaben  o0eD  zo 
Laiton  und  die  betron'endeii  I mids  «lalicr  nirht  als  ir.'IIi;  Au^^al'iorspnnnssc  über- 
haupt, äunderu  nur  re  c  h  n  ung^sm  ussig  als  solche  des  bezüglichen  Jahres 
ZU  behandeln  nnd  Seitens  der  Finanzvcrwaltun^^  den  Kassen  im  erforderlichca  Maaaäc 
wäbrciid  der  Dauer  des  Re^itrecbnungsdienstes  zur  Verfugung  zu  stellen.  Ent  da- 
nn th  verfallen  sie.  Darauf  läuft  im  WcsoiitliLln-ii  das  französische  System  «It 
Services  des  exerciees  clos,  mais  pas  encore  perim/s  fs.  o.  §.  I.'IS  S.  hinaus, 
ein  System,  das  ubrijiens  eine  Mudification  des  im  Text  besprochenen  cn>tcu 
Verfallrens  darsteÜL  Die  aasständigea  Eitmahnien  der  abgelaofenen  Jahre  vefden 
( Ii'  iif.ill^  /II  Gunsten  der  betrellonden  Kohtrechnun?  rcatisirt.  {gewähren  also  die  Fonds 
zur  Dockung  der  rU»*l>srandip('n  Ansi:;>l><'ii  mit  iin<l  sind  fvcotiicll  als  T  ebe  rsch  Uss»-; 
der  rcsp.  Kestreohnuug  behandeln.  Beim  dehniiiveit  Abschlus6  der  leUtcrea  er^eU 
atch  alsdaim  entveder  ein  anderweit,  z.  B.  mittelst  Deberlragung  in  die  Redwunip  des 
dann  laufenden  Jahres  zu  deckendes  Deficit  oder  ein  der  Staatskasse  endgütig  aon 
dieser  Keclninng  zufallender,  etwa  ebenfalls  als  Einnabmevoitrag  in  die  üechnnag 
des  dann  laufenden  Jahres  zu  seueudcr  Uebcrschujis. 

Dieses  ganze  erste  Terfahien  bedingt  ein  oompUdrteres  Beehnungsircaeii ,  vie 
l'rankreicb  auch  zeigt,  und  eine  übrigens  sonst  für  die  Kechnungs-,  Vcrwaltuags» 
und  Staatsoüntrole  doch  nicht  b'^sonders  störende  Verzögerung  des  o n d g il tijren . 
iioinlich  die  gaazu  Bestrechuung  mit  um£ai>seiideu  Abschlusses  oinus  lütatsjahib.  Die 
Abreclmong;  aber  die  im  abgelanfenen  Xabre  wihrend  dessen  Vedanf  «nd  in  der 
enrihnten  —  unvermeidlii-hcn  —  Nachfrist  erfolgten  Gubabrnnfen,  immer  die  Haupt- 
sa^'hf'.  womit  die  Uebersicht  d(T  f  tatm:i<«;t^f'n  Ariss-ab'^rt^^te  und  dff  rechtlich  ent- 
standeueu  £iDnahnier«äte  verbunden  wird,  iiaun  ganz  wohl  ziemlich  ra^cb  and  nkiu 
allzolange  nach  Ablauf  des  Jabies  und  jener  Frist  stattfinden.  Das  «rirkliche  Er- 
geh niss  des  Jahres  in  Einnahme  und  Ausgabe  wird  allerdings  nach  Ablauf  des 
Termins  der  K -^tr  ohnungcn  und  narh  VoIIzu;;  tlci  Contrul arbeit  dafür,  also  vollständig 
stets  erst  nach  Vorlauf  mehrerer  Jahre  leatgeätellt  werden  können.  Alsdann  erst  ist 
eine  genaae  Vcrgleichuug  mit  dem  Etat  möglich,  indem  nunmehr  der  orsprtuigliciie 
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KechiiiJii^saljbchluss  tind  die  Absi  hlüssc  il.  r  Restreclinangcu  (l<^s  hetrellonden  Etat- 
jahrs zum  Ycrgl('i<  h  mit  dt-m  Etat  zusammengezogen  \rerden  können.  Atif  diese 
Webe  wird  jedet»  Jahr,  wie  iui  Etiü  anschlagsweise,  so  in  der  wirklichen  liebahrung 
MehHgllob  mit  desjenifen  Ausgaben  belastei  (debitirt)  vnd  ireiden  ihm  diejenigen 
Einnahmen  zu  Gute  geschrieben  ((Ti  ditirt': .  w  clchc  den  zu  einer  rechtlichen  Verbind- 
lichkeit des  Staatsschatz«^  an  Dritte  iitiil  Dritter  an  den  Schatz  ftlhrendcn  thatsäch- 
Uchea  Vorgingen  des  Etatjahres  entsprochen  haben.  Frincipiell  ist  das  das  Kichtige. 
Der  JBiMuizirirtbschaftliche  GhanGteT^*  jedes  Jahres  tritt  nur  dabei  ganx  scharf  herror. 
Practisch  hat  das  indesMD  doch  meistens  nur  untergeordneten  Werth  und  lohnt  inso- 
fern <lic  gross.'  Yi'rre(  hnungsarbeit  nicht.  FUr  die  Praxis  der  Finanzen  ist  die  Zer- 
legung der  Finanzvorgänge  in  ?erächiedene  Jahreszeiträum c  eben  nur  ein  Punct  von 
formeller  Bedefatang  und  es  fittr  sie  insofen  einerlei,  ob  ein  bestimmtes  Deficit 
oder  ein  Ueberscfaim  nun  auch  genaa  d  em  Jahre  gebucht  wird ,  aus  dem  er  her- 
rührt.   Das  ist  es,  ras  prn<nisch  gegen  das  <^rst'»  und  fiir  das  zweite  Verfahren  sprirlit. 

Dieses  letztere  ermöglicht  eine  Vereinfachung  im  Keelnuini^swcscn  und 
einen  i'ruhereii  eudgiltigon  Abschluss  des  abgelaufenen  Jahres,  iudoui  hier  die 
erledigten  Finanzgeschäfte  dieses  Jahfes  demselben  Oberhaupt  nicht  mehr  nachtrSglich, 
wenn  ihre  Vollziehung  erfolgt  ist,  zupereelmef  werden.  Die  Folse  hiervon  ist.  dass 
die  Endergebnisse  der  einzelnen  Jahre,  je  nachdem  in  denselben  die  zugehörigen 
etatmä&tigen  Auiigaben  mehr  oder  weniger  vollständig  vollzogen  und  die  bo- 
treffenden Einnahmen  gleichikDs  mehr  oder  ireniger  günstig  eingegangen  sind, 
sovohl  von  den  Etats  dieser  Jahre  als  auch  unter  einander  stärker  abweichen  werden : 
das  eine  .lalir  wird  überhaupt  oder  mit  einem  höheren  Deficit  oder  Ueberschuss  alt- 
iK;hIiesseQ  als  nach  dem  Etat  d^elbeu  allein  zu  erwarten  war  und  die  einzelnen 
Jahre  werden  danach  eini)  grossere  Venchiodenheit  ihres  „finanzwirthschaftlicbeu 
Chamters"  zeigen,  nicht  sowohl  wegen  der  Verschiedenheit  der  Ergebnisse  der 
spcdell  zu  ihnen  ^ehnrigcn  Einnahmen  und  Ausgaben,  als  weil  sieh  in  den  Seliluss- 
er<rebiiis.ien  die  naehträn^Hchen  Operationen  aus  Vorgängen  vorantreiran^-ener  .lahrc 
redectireü.  Ums  bedingt  dann  auch  ntalciielle  Massrogehl  zur  Bewältigung  cincb 
doi  Reetansgaben  froherer  Jahre  zu  verdankenden  l>e6eits  oder  umgekehrt  zur  Yer- 
Wendung  von  üeberschüssen.  w  elche  durch  den  Eingang  von  Ausstanden  aus  früheren 
Jahren  entstehen.  Indessen  sind  so  1  ehe  StArnngen  des  Gleieh^^ewiehts  nicht  iBicht 
dem  Betrage  nach  sehr  erheblich  und  nicht  der  Art,  dass  um  ihretwillen  dieses 
2veüe  ein&eheTe  Yerfkhren  zu  Gunsten  dee  anderen  fallen  gelassen  werden  mosste. 
Es  lässt  sich  im  concrcten  Fall  nach  Bedurfniss  mehrfacli  modifidren,  wie  dies  in 
Deutschland,  wo  man  im  Alli^emeiiten  :ihnlich  wie  nach  diesem  zweiten  Verfahren 
abrechnet«  auch  geschieht.  Diese  Methode  scheint  mir  im  Ganzen  doch  den  Vorzag 
ror  dem  anderen  und  vor  dem  französischen  Verfahren  zu  verdienen.  Sie  gestattet 
eben  insbesondere  raschere  Dehnitivabschlusse  der  abgelaufenen  Jahre,  ohne  die  Ab- 
wicklung verspäteter  Geschäftsfälle  ans  früheren  Jahren  zn  hindern. 

Zum  Zweck  der  Nachweisung  von  Etatsüberschreitnngen  kannte  dann 
noch  genauer  uitter^ichieden  werden.  Gleich  beim  ersten  Kechnung^abschluss  sind  die 
viikfich  im  Jahre  vollzogenen,  nach  dem  Etat  zn  diesem  Jahre  rechtlich  gehörenden 
Ausgaben  und  die  nach  den  Eüchern  rückständigen  Kestausgaben  diese>  Jahres 
mit  den  Etatspositionen  desselben  zu  vergleichen  und  danach  Ersparungen  und  Etats- 
ttbenichreitimgett  bei  jeder  einzelnen  Position  festzustellen.  Diese  Leberschreitungen 
bedOrfen  hier  schon  der  nachtr&glichen  Genehmigung  der  Legislative.  Wenn  sich 
ten  spSter  bei  der  Tollziehung  der  Ausgaben  in  der  Hestrechnung  hier  noch 
Ersparnisse  ergeben  sollten  —  z.  R.  weil  fällige  HMifMuis  nach  Ablauf  der  Verjähnrngs- 
friät  definitiv  unbezahlt  bleiben  oder  weil  re^ervirte  streitige  Summen  nach  gericht- 
lichem Entscheid  nicht  zahlbar  werden — ,  so  sind  solche  Ersparnisse  specieU  nach- 
zuweisen und  dOrfen  z.  B.  nicht  ohne  Weiteres  zur  Deckung  von  EtatsObersch reitungen 
bei  Fällen  eines  späteren  Jahres  verw^nd't  werden,  so  dass  etwa  der  Anschein  ent- 
stände, als  ob  gar  keine  üeberschreitungen  vorlägen.  Letztere  sind  vielmehr  auch 
hier  specieU  als  gedeckt  durch  Fonds,  welche  bei  der  Rcstvcrwaltung  der  Ausgaben 
aus  froheren  Jahren  definitiv  erspart  wurden,  festzustellen  und  nachtriglich  zn  genehmigen. 

§.  147.  —  B.  Abeolutorium  und  Indemnität.  Wie 
man  nnn  anch  immer  das  Verfahren  beim  Beehnnngsabfic&loss 
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eioricbte  —  and  in  der  Praxis  besteben  hier  in  den  einzelnen 
Staaten  manche  kleinere  nnd  grössere  Verscbiedenbeiten,  doch 
kann  man  die  beiden  besprochenen  Methoden  wobi  als  die  typi- 
schen nnd  hanptsftchlicheny  wenn  auch  in  der  practasehen 

Anwendung  sich  mehr  oder  wenl^r  modificirenden  bezeichnen  —  : 
UDtcr  allen  Umständen  ist  der  Ucchuuijgsabscbliiss  im  Staatshaus- 
halte, vollonds  in  einein  ^'logsen  fltr  ein  grosses  Land  nnd  mit 
sehr  vergeh iedenartigen  Einnahmen  nnd  Ausgaben,  —  ähnlich  auch 
in  einem  grösseren  Communalhausbalte  —  eine  höchst  verwickelte 
Sache  nnd  eine  schwierige  Verwaltnngsarbeit  i)lr  die  anweisenden 
und  fttr  die  Kassen Rechnnngs-  nnd  ControlbehSrden*  Daraus 
folgt  wieder  für  die  Verwaltangscontrole,  dass  diese  eigenen 
selbständigen  Fachbebü  rdcii  Ubeitragen  werden  muss,  uiui 
lolgt  weiter  flir  die  Staatscontrole,  dass  sulilie  Facbbebörden 
auch  allein  im  Stande  sind,  das  Abrechnungsmaterial  fttr  eine 
wirksame  Staatscontrole,  sei  es  des  Staatsoberhauptes  allein 
oder  der  Volksvertretung  gleichzeitig  mit,  vorzubereiten.  Ohne 
solche  kritische  Bearbeitung  des  Rechnnngsabseblnsses  nnd  alles 
dazn  gehörigen  Materials  ist  die  Staatscontrole  eitel  Spiegelfechterei. 

Daher  muss  im  Interesse  einer  wirklich  tüchtigen  tornieUeu 
Ordnung  des  Staatsbaushalts  in  unseren  Staaten  mit  „verfassungs- 
mässiger Finanzwirthsebaft**  die  Krtheihmg  des  Absolutoriums 
oder  der  Entlastung  an  die  Finanzverwaltung  fttr  die  Eechnungs- 
abscblUsse  nnd  die  nachträgliche  Genehmigung  von  Etats- 
fiberBchreitnngen,  nach  Etatsrecht  unstatthaften  Uebertragungen 
nnd  von  ansseretatmfissigen  Ausgaben  (Indemnitütsertheilnng) 
Seitens  der  Volksvertretung  nur  auf  Grund  eingehender 
kritischer  Rcricbte  von  Organen,  wie  die  Obersten 
R e clni n n ij; s Ii ö  1' e  ( i?.  1 38  ft". ) ,  erfolgen  dli rten .  Flir  die  Richtig- 
keit dieser  Berichte  müssen  diese  Organe  veiantwortlich  sein. 

lodem  die  Vervaltang  (Ivcgicning)  auf  diese  Weise  dazu  angehalten  wird,  nicht 
flurrliaii>  Ali\veicliun;ren  vom  Ktnt,  üeberschreitungeii  der  ctatmässigeu  Aasgaben,  üeber- 
tragungea  iiiüLihalb  ilcs  Etats  ii.  s.  w.  zu  unterlassen,  —  was  allerdings  unter  Dmst  tml-^n 
zu  einer  uuzulitaaigcii  llcmiaung  der  Verwaltung  und  einem  Preisgebeu  wiciiugcr 
Staats-  und  Volksintercsseii  führen  konnte,  —  wohl  aber  solche  Abweichnngen  q.  s.  w, 
zur  Kcnntniss  der  Volksvertretung  wie  <\es  Staatsoberhaupts  zu  bringen,  sie  hier 
zu  begründen  und  zu  rechtfertigen  und  nach  1 1  ii  uiiche  n  chmigung  dafUr  zu 
erbitten,  wird  nur  ein  Grundsatz  reell  in  der  Pruxis  durcligciuhrt,  welcher  eine  sehr 
erwünschte,  in  modernen  Verhiltnhisen  gebotene  BargscbafI  mehr  fhr  frnte  fomelle 
Ordnung  der  Finanzwirthschaft  bietet.  Die  blosse  „Ministerverantwortiii  hkeit  ist  für 
die  Spccialil.lt'^n  des  Rochnnng^wi  sens  practisch  unzureichend  und  war  auch  in  der 
(britisQhea)  rarlameutsregierung  an  dieser  Stelle  fast  ein  leerer  Name"  (Gneist, 
engl.  Venraltredit,  n,  852). 
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Auch  bei  einer  solchen  Coutrole  durch  Oberste  Kcchuungs- 
höfe  a.  dgl.  bleibt  die  £rtbeilang  des  Absolutoriams  iUr 
den  Rechnongsabscblass y  in  welober  speeiellen  Form,  ob 
eines  eigentlichen  Gesetzes  oder  eines  blossen  Landtagsbe- 
seblnsses,  sie  auch  erfolge,  und  damit  mittelbar  oder  unmittelbar 
verbunden  die  Ertheilunfc  der  Indcmiiitäi  lui  EtatsUbcr- 
schieituugen  und  ausserctatniiissige  Ausiraben  iiimier  noch  in  der 
Regel  eine  Formalität  von  geringer  practischer  Bedeutung. 
Denn  um  selbst  einer  Verweigemng  des  Absolatoriunis  einen  ernsten 
prackiscben  Werth  sn  geben,  dafür  versagen  wenn  nicht  schon  die 
formalen  Rechtsmittel  (Ministerverantwortlichkeit,  civilrechtliche 
Haftbarkeit  der  anweisenden  Verwaltongschefs,  Vorhandensein  und 
wirksame  Function  zur  Entscheidung  conii)ctenter  Gerichtshöfe), 
so  un»  so  sicherer  die  praetisschcn  I^ebcnsvcrhältnisse,  niit  weleiien 
hier  zu  rechnen  ist  (unvermeidliche  Rücksichtnahmen,  ungenügendes 
Vermögen  der  betreffenden  verurtheilten  Beamten  n.  dgl.  m.),  den 
Dienst  Aber  das  ist  auch  nicht  das  Entscheidende.  Vielmehr 
liegt  der  immerhin  sehr  grosse  practische  Werth  solcher  Control- 
eiDrichtungen  nnd  Vorschriften  schon  in  ihrem  blossen  Vor- 
banden sein.  Dies  bedingt  regelmässig  Rücksichtnahmen  der 
Regier  Hilf:  und  der  Verwaltnngsehefs,  welche  die  Innehaltung  des 
Etats  und  die  vorschrifts-  und  zweckmässige  Fflbrnng  der  Finanz- 
wurthschaft am  Besten  verbürgen,  und  damit  wird  der  Zweck  erreicht. 

Vgl.  auch  Stein  Fin.  I,  117  ff.  —  Auf  die  Eirizolhcitea  im  Verfahren  bei  der 
Ao^ellang'  des  Rechnangsabgchlusses  and  bei  derTrenanof  der  Jahresdiensto  in  den 
verschiedenen  Staaten  braucht  Iiier  nicht  näher  eingegangen  za  Verden.  Es  Icann  die 
Verweisung  auf  die  früheren  Abschnitte,  bes.  §.  1.S2,  133,  141  —  143  hier  genügen. 
Czöruig  a.  a.  <).  verbreitet  »ich  regelmässig  in  einem  besonderen  Abschnitt  über 
die  Art  der  Aufstellang  der  „Staaterechnan^ der  einzelnen  Staaten  u.  giebt 
eine  rergleichende  Darstellung  dieser  Dinare  S.  1.",')  ff. 

Als  Beispiel  der  Traxi^  kann  Iiilt  die  preu^s.  ..üeborsi<  ht  von  don  Staats- 
«innakmea  u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  von  den  Etat^Ubcrschreitungen  u.  den  der 
naehtrftgliclien  (Jenehmigung  bedorfenden  aaeseretatmlss.  Ausgaben  f&r  das  J.  v. 
1.  Apr.  1S81/82"  dienen,  wie  sie  in  gleicher  Weise  dem  Landtage  alljährlich  vor- 
pcl.  st  wird.  Sie  beginnt  mit  einer  rc*iinmirenden  „Don  kschri  ff'  des  luianiministers, 
datirt  ,am  No?.  lSb2"  (7—8  Monat  nach  Schluss  den  Rcchn.jahrs).  Am  Schluss  der- 
selben wird  beantragt,  «,dle  der  Genehmigung  des  Landtags  bedHrfenden  Etatsttber- 
BChnitangen"  im  Betr.  r.  55.9()J.GM  M.  75  Pf.  u.  die  „nicht  auf  gesot/li  Ii'  ii  Rc- 
htimmnngon  hertih''iiden  ausseretatmäss,  Ausirnhen"  im  Betr.  v.  391J.50.*»  M.  f>4  Pf. 
„aut  ürund  der  beigefügten  Motive  nachträglich  zu  genehmigen".  In  der  „üeber- 
sichl  {im  8.  Gr.  4*)  werden  dem  Etatsreeht  entsprechend  nach  Kapiteln  o.  Titela 
«ist  die  Einnahmen,  dann  die  Auhu.iIi  aufgeführt.  Jene  beginnen  mit  einem 
„Bestand  au^s  dem  Rechnungsjahr  1.  Api.  I^^O  — Sl"  von  9(>.H44.50S  M.  So  Pf. 
(wovon  2b.S(»2.4S5  M.  Ol  Pf.  f.  d.  Staatshaush.  f.  lSt)2  — S;>,  der  Kei>t  von 
67.7S2.023  M.  S4  Pf.  zur  Deckung  ron  Kesten  bostimrot'i.  Die  Recbnnng  wird  nun 
80  anfgestellt  (mit  Batspiel  von  Kap.  1,  Tit.  1): 
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Sollciauahme  Sollausgabe 
narli  <l«T     nach  dem  in  flODBB  ]Up.Ttt.  Es  sind  Mithin  gegen  du  An  Besten  B«- 

wriKen  U«ber-     Ktal  «fng»-      Etntsaoll       gehen  in  iB<>rk- 

siont  (SMto)  konmen   mehr  woniger    das  J.  v.  ongon. 

l.Apr.lH8j/8S 
Namo  des  Titf  U.  aber 
M.  Pf.         M.  Pf.      M.  Pf.  Gnindh»)rrl.  M.  Pf.     M.Pf.     M.Pf.       M.  Pf. 

nb,mM  2,248,414.—  2^64.1«)ä.—  1      1  Hebungen  2,Ul2,bSH>.23  —   2S5,&13.77  118,760.14  — 

n.  8.  w. 

Bei  den  Ausgaben  ist  das  VcrTecbnangsschcma  auf  der  linken  Seite  unter 
der  Kubrik  „So  11  ausgäbe"  fla-^sclbe,  wie  bei  den  ICiiinahinen  unter  „Soll»  innahrMc'*. 
Aaf  der  rechten  Seite  sind  die  Spalten  folgende,  wobei  das  Pius  der  Summe  der 
wirUiclicn  Ausgabe  und  der  noch  zu  berichtigenden  Koste  Uber  die  Summe  der 
SoItanBg&be  als  ,m  Kenehmlgeade  EtatsttbevBchratnnfl^^  nachgewieaeii  wird: 

Es  An  Besten  Smnnia  Mithin  gegen  das    Die  zu  genoh-  ße- 

ati^egebeii  sind  noch  zu  Soll  mi^renden  Etats-  merkUBgeB. 

berichtigen  mehr     weniger  Überschreitungen 

betragen 

M.  Pf.         H.  Pf.       M.  Pf.    M.  P£    H.  Pf.  M.  P£ 

In  der  Anlage  „Erläuterung  der  im  Kechnungsjahre  1.  Apr.  ISSl—bJ  vor.:.-- 
kommenen  Mehr-  u.  Miudercinnatuno"  (S.  268—317)  sind  die  Spalten  links  vuu  den 
Erlftotemiigeii  folgende: 

Soll  nach  Es  sind    Jirtwvr  der    Zasammen  Gegen  das  Soll  Kap.  Tit  Er- 

d.  rorin:en  cinp:(--  veibliehcnf^n  (Ist  und  mehr  weniger  liute- 
iiechn.  u.   kommen  -      ICeste  liest)  mag. 

nach  dem 

Etat 

M.  Pf.      M,  Pf:       M.  P£         M.  Pf.     M.  Pf    M,  Pi 


in  der  weiteren  Aniaßff  ..Motivirung  der  in  der  Uebcrsicht  von  den  Staatsein- 
nahmen u.  Ausgaben  f.  1.  Apr.  1HS1^S2  nachgewies.  EtatsUburschrcitungcu  u.  der 
der  nachträgl.  (tonehmigung  bedürfenden  anaserelatsrnfissigen  Ausgaben**  sind  die 
S[»aiten  folgend 

Dos  Staatshaushaltsetats      Betrag  der  Etats-  Motive 
Kap.   Tit.  Überschreitungen 

M.  Pf. 

II.  —  §.  14b.   Die  I uvcDtarisir uüg  des  öffentlichen 
Vermögens  und  dieNatnral-  oder Materialrechnangen. 

Die  Anlegung  und  die  regelmäsHigc,  den  Bestand,  den  Ab- 
und  Zugang  constatirende  Fortführung  von  Verzeichnissen 
Aber  alle  unbeweglichen  and  beweglichen  Eigenthamsobjecte,  welche 
zum  Vermögen  des  Staats  oder  des  betreffenden  sonstigen  dffent- 
lieben  EOrpers  gehören  (§.  82),  bildet  eine  nothwendige  Er^^zang 
der  Geldverreehnnngen  nnd  wie  diese  ein  Object  der  Controle. 
Die  letztere  ist  auch  hierüber  regelmässig  von  denselben  Organen 
auszuüben,  welchen  die  Controle  über  die  B'ülirung  des  Staatshans- 
halts übertragen  ist,  daher  in  unseren  Staaten  von  dem  Obersten 
Rechnangshof.  Aach  die  Staatscontrole  hat  sich  auf  dieses  Gebiet 
mit  zn  erstrecken  y  entsprechende  Rechte  sind  daher  in  der  ver- 
fassangsmässigen  ilnanzwirthschaft  ftlr  die  Volksvertretnog  zn  ver- 
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langen  und  in  der  neueren  einschlägigen  Gesetzgebnng  anoli  ge- 
wöhnlich ansdrtteklieh  gewährt  worden. 

Die  hierher  gehörigen  Objecte  (Sachgüter)  steheo,  wie  das  ihr 
Verwendungszweck  mit  sich  bringt,  regelmässig  unter  der  Obhut 
einer  beHtiiiiui  ten  einzelnen  ötaatsverwaltungsbeh^rde,  der 
DirectioD  einer  Anstalt,  eines  Instituts  u.  s.  w.  Die  Verzeichnisse, 
die  Inventarisining  nnd  die  Material reclmung  sind  daher  von 
Organen  der  betreffenden  specieUen  Behörde  zu  ftthren,  entweder 
von  deren  Yorstilnden  oder  unter  deren  Verantwortlichkeit  von 
Delegirten  der  Vorstände  oder  bei  grösseren  Behörden  und  Anstalten 
auch  von  besonderen  Beamten  unter  deren  eigener  Verantwortung. 
Die  Verwaltungs-,  hier  insbcMiiiderc  als  Verwendmiii.scontrole,  so- 
wie die  Kecbnungs -  und  JUestaudscuutrole  wendet  »ich  gegen  diese 
Organe:  die  erstere,  soweit  dieselben  ein  Anweisungsrecht  habeni 
d.  h.  aas  bestimmten  Crediten  gewisse  Arten  Sachgttter  anschaffen 
dBrfen;  die  Rechnnngscontrole,  soweit  Uber  die  Anschaffungen 
Geldverrechnung  zu  führen  ist;  die  Bestandscontrole  (analog  der 
Kassencontrole  iibci  die  KassenverwaUuu^eiii,  soweit  jene  Organe 
die  unter  ihrer  besonderen  Verwaltung:  stehenden  Gegenstunde  unter 
Nachweis  des  betreffenden  Ab-  und  Zugangs  in  Bestand  zu  halten 
Üben    Bestand 8 fähr nng'O- 

Diese  B^tandscontrole  wird  besoaden  wichtig  und  schwierig  bei  beweglichen 

C^enstandt  n  der  Magrazin-,  der  Botriebsverwaltimgftn ,  der  Heeres-  und  FJottcuver- 
waltting-  f Arscii.ile .  Zeughäuser),  der  Verwaltungen  öli'cntlicher  Samuilnngcn  (Ktnist-, 
iiatunrisscnscbaltliche  Sammlungen ,  Bibliotheken  u.  b.  w.).  Hier  müs&  dalit  i  insbe- 
sondere eine  genaue  In?6ntari8iniiig  und  daran  sich  schlleaaend  eine  genaue 
Material! en-Rechnnng  stattiindea,  welche  dann  beide  der  Gontrole  mit  nnterliegen. 

Eine  Gcidwcrth-Bestandsrecbnung  neben  der  Natural- 
oder  Materialrechnujig  ist  für  die  hier  vcrliegeiKlen  finanzwirtb- 
sehat'tiieben  und  Verwaltungszwccko  binsicbtlieh  der  lediglieh 
zum  Gebraneh  der  Verwaltung  für  sieh  als  Tbeilen  des 
yyVerwaltnngsvermOgens''  bestimmten  nnd  dienenden  Gegen- 
stände nnnOtbig  und  wäre  fttr  die  Beohnnogsleger  eine  zwecklose 
ArbeitoYermehrung. 

Sft  bei  den  uHcntlichen  Sammlungen .  in  den  meist-  n  Fallen  bei  der  Militär- 
fcrwaitung,  überhaupt  bei  allen  öffentlichen,  bloss  Vcrwaitungs/wecken  dienenden 
Gebinden,  bei  den  Utensilien  der  Geech&ftsloeale  u.  s.  w.  Hier  handelt  es  sioh 
nicht  um  den  üeldwerth,  weil  eine  ^  cräusserung  im  Verkt^hr  nicht  in  Frage  steht 
und  w(i  sie  hie  und  da  vorkommt  (z.  Ii.  lu  i  Dttuljlptten  in  den  Bibliotheken,  bei  Ver- 
kauf alter  Utensilien)  doch  die  (jeldwerthaiischiiige  nicht  massgebend  filr  den  Erlös 
sind.  Nnr  beim  wirlcüehen  An  -  nnd  Yerkanf  ?en  solchen  Gegenständen  die 
Oeld  rechnung:  auch  lii<  r  notliw  endig.  Die  Controle  (in  ihren  drei  Arten)  «-rstreckt 
^ich  dahfr  n.  A.  auch  auf  die  Innehaltnng  der  ndininistrithi  ii  Vnr-*  lirirti  ii  In  i  Ver- 
äaaserungen  alter  Iteosilien,  Actenpapiors  a.  dgl.  und  auf  den  Gelderlös  daraus. 
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(ileichwohl  wird  mitiintfr  ainli  ülier  die  «ronaimtcii  Saohgütcr  eine  Best  and  srech- 
iiuitg  in  Geld,  uiit  mehr  oder  weniger  Sorgfalt,  geführt.  Dieselbe  bat  aber  dauu 
liOchstcns  ein  gewisses  statistisclios  Interesse:  ein  beschrloktes  wegen  ibrtr 
genügen  practiscbcn  Dichtigkeit  und  wegen  der  ui  wöhnlich  vorliegenden  rechtliches 
Unvoräus^f'rlirlilieit  oder  des  thatsürhiiclicn  UnterbK'iben«»  der  Veräusscninfr  der  Be- 
»taodthede  des  Vcrvaltungäveruiögenb.  Man  hat  wohl  uniunter  solche  \\  erthaQi>chlägc 
zu  einer  Berediniing  der  „Activa'*  des  Staate,  derGemoiBdo  bonutJEt  und  dann  diwe 
Aftivu  mit  den  r.i>>ivis.  den  Staatsschulden,  verglichen.  Selbst  beim  Finanz- 
verraögen  das  Staats  und  d<  i  (icmcinde  (Domiinen,  Forsten,  Bergwerke,  Bi^trtrl.s3ri«tnlf<»n 
wie  Eiscububncu,  üaslabhkeu  u.  dgi.)  ist  eine  solche  Gegouabert)tcliiin<j:  gewöhnlich 
vofthlos  und  irreführend,  weil  doch  an  eine  Vor&usaerung  aolclier  Uijecto  nicht  ge» 
dacht  wird,  meistens  g;tr  nicht  gedacht  werden  kann  und  die  Werthanschläge  für  dio 
7.\\  erzielenden  Trcise  im  Falle  wirklicher  Veräussornnp:  wenijr  bedeuteten.  Für  die 
üeld Werthrechnung  tlber  Bcstandtheile  des  Verwahungäverinögeos  gilt  dies  vollende». 
Frankreich  hat  solche  (icldwcrthanschläge. 

Dagegen  muss  eine  dann  möglichst  nach  kautmänniscbeii 
Ginndsätzen  zu  führende  Geldwerth-Bestandsrecbnnng  ffir 
gewisse  Zweige  der  Finanzyermögens  Verwaltung  allerdings  ver- 
langt  werden,  sowohl  Uber  den  Geldwerth  von  Immobilien,  Ma- 
schinen, als  auch  über  denjenigen  von  Verarbeitiingsstoffen  nnd 
von  zum  Abnatz  bestimmten  riüilüctcn.  Dergleichen  ist  in  ver 
Kchiedeiiem  Umian^'-e  in  den  B  ctri  e  bö  Verwaltungen  oder  doch 
in  bestimmten  Al)tbeiiangeü  derselben  geboten  und  hier  fitr  die 
Rechnungsabschlüsse  auch  notbwendig.  Die  Controle  mnss  sich 
in  solchen  Fällen  auch  auf  die  Richtigkeit  des  Werth  ansät z es 
der  betreffenden  Objecte  in  den  Rechnungen  mit  erstrecken. 

Wichtigere  Beispiele  bieten    dio  Monopolverwaltungen  von  Tabak,  Salz, 
die  Eisenbahn roTwaltiingen  (Kohlen-,  Eisonmateiial-Voiri^e),  die  Bergfwefks-  v. 

Hutten-,  die  Forst-,  die  Weinbergs-  und  Keller-«  die  Fabrikverwaltmgeo 
für  die  betrcflruden  Kolistnfr-  nnd  Produf  tenvornitlie.  b(»s.  auch  für  dioj(Mjig:en,  wolrho 
vom  einen  in  das  andere  Verwaiiun^^-  oder  liechnungsjahr  Ubergehen.  Nur  bei 
einem  richtigen  Werthansatz  dieser  (icgenstände.  wie  nicht  minder  der  ImmobilifO, 
bei  einem  richti<ren  Absehreibeverfahren.  bes.  bezüglich  der  GebJUlde,  Masrbinea. 
entspr-Then  die  licrhninigfscrpeltn  isbc  der  WirUielikL-it.  U.  A.  mfiss^Mi  an.  Ii  die 
Li(  IV ruiigen vonStotien und  Producten zwischen  vcrsrhiedcuen  Staats vcrwalt u n gen 
{/..  Ii.  Forst-  und  Bergwerks-  nebst  HUtteuadministration  oder  Holzlief erungeji  aus 
Staatswäldern  an  BchördoD  zd  deren  VerwaltaDgszwecken)  möglichst  aof  beiden  Seiten, 
des  Gebers  und  Empfängers,  nach  richtigem  W.ith-  o<!it  Preisnnsntz  verrechnet 
werden,  weil  sonst  die  finanzielle  Lage,  die  Kosten  und  der  KeiiiL-rlrMs:.  uljefhaupi  die 
ökonomische  Bilanz"  der  botreli.  Hetriebsverwaiiung  oder  Staaiäanaialt  in  un- 
richtiges Licht  Itommen  151).  Diese  noch  selten  ganz  genügend  erledigton  Ponete 
sind  natürlich  in  Staat*Mi  mit  grossen  privatwirtb&ch.  EinnahmeqiieUao ,  wie  in  den 
deutsehen,  von  besondrer  practischer  Bedeutung. 

Dio  Gesetze  und  Verordnungen  unserer  Staaten  regeln  diese  Inventarisirungaii  u. 
Natoxalrechnnngen  u.  die  Controle  darüber  niher.  Vgl.  jhtr  Prenssen  die  Instr.  f. 
d.  Ob.>Rechn.-Kanimer  v.  1s.  Dec.  Is24,  das  Ges.  v.  27.  März  1S72  u.  manche  weiter«* 
Spftc.bestimniungcn  Seitens  der  Ministerien  n.  der  0.  Ii.  K.  (das  Material  auch  bei 
Herrfurth  u.  bei  Meissner).  Zur  Uovisi<ui  derO.  K.  K.  gelangen  auch  „die  Bech- 
nnngen  der  Staatabehörden,  Staatsbetriebaanstalten  u.  staall.  Inatitnto  über  Naturalien , 
Vurräthe,  Materialien  u.  ttberhaupt  das  gesammte,  nicht  in  Gold  be- 
stehende Eitzen  thum  des  Staats"  (ins.  v.  1^72.  §.  10,  Nr.  1).  Ueber  die  In- 
ventarisation  von  ütousilieu,  Geräthschafteu «  Gegenständen  d.  Sammlaugea  u.  dgl. 
s.  §.  20  d.  Instr.  r.        (Herrfarth,  8.  97)  n.  Circ.i6Btr.  d.  0.  B.  K.  r.  27.  Jan. 
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1S26.  üebcr  das  Verfahren  bei  Verkauf  v.  Inveatarstttclien  u.  dgl  Instr.  v.  1S24,  §.  r?.  — 
Aehnliche  Yorsfhriftf  ti  in  d.  anderen  deutschen  Staaten.  —  Die  Bomerliungen*"  der 
0.  R.  K.,  welche  üurh  Art.  lui  d.  preuss.  Verfass.  mit  der  ^taat:>h.rechuuug  dem 
Landtage  vorzulegen  fllod,  raOsson  n.  A.  aocli  angeben,  ob  die  Vorgänge  bei  d.  Er- 
werbung, Benutzung  u.  ^■  r  ui>M  iuMg  von  StaaLäcigcnthuui  den  (iesetzcn  u.  Etat^le- 
itimmungen  entsprochen  hüben  Kies.  v.  1^7*2.  §.  18,  Nr.  2).  —  Bes  ausj^edcliiitc 
Material- Verrechnung  u.  oiugohciidc  Guntrole  zum  Thoil  durch  den  iicchu.hof 
darüber  in  Frankreicb;  Haaptordonn.  der  „comptabilitc  des  matiöreä*'  (matiöres  de 
cOBMmmation  et  de  transformation  unter,  dann  valeuis  mobiliöres  ou  permanentes  de  (oute 
csprcc  nicht  unter  Controle  des  Kcchn.hofs,  hi  ]  rn  1  r  YtTwaltungsbehörden)  f. 
2(>.  Aug.  jeUt  Dccr.  v.  31.  Mai  lb62,     Üiock  .s  Uict.  Art.  matieres. 
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Der  Fmanzbedarl 

Erstes  Kapitel. 

Allgeiueine  Verhältnisse  des  Finanzbedarfs. 

§.149.  Im  vorausgehenden  ersten  Buch  ist  der  Finanzbedarf 
wesentlich  im  Zasammenhang  mit  den  Grundsätzen  für 
die  Ordnung  des  Staatshaushaltes,  bez.  der  üffentlicbeo 
Haushalte  Überhaupt  betrachtet  worden.  Im  folgenden  ersten 
Kapitel  dieses  zweiten  Bncbs  handelt  es  sich  darum,  diesen  Bedarf 
nach  den  grossen  Kategorieen  m  UDtersnchen ,  in  welebe  er  naeh 
seiner  wirthschaft liehen  Natur,  nach  seiner  technischen 
Seite  und  seinem  unmittelbaren  Zweck  zerlallt ,  worauf 
dann  im  zweiten  Kapitel  auf  die  eiuseiuen  Gegenstände  des 
Bedarfs  etwas  nllher  eingegangen  wird. 

In  eraterer  Hinsicht  zerfällt  der  Finanzbedarf: 
I.  In  Katural-  und  Geldbedarf,  je  nacbdem  die  Finanz- 
wirthschaft  im  natural-  oder  geldwirthschaftlieben  Znstand  steht» 
daher  wirkliche  Naturalausj^aben,  d.  h.  Ausi^abea  in  der 
Form  naturaler  bacbgUter  selbst  oder  Geldausgaben  macbL 
(1.  Abschnitt). 

ü.  in  Personal-  und  Realbedarf,  je  nachdem  der  Staat 
fOr  seine  Prodnctionswirthschaft  persönliche  Dienste  oder  un- 
mittelbar naturale  Sacbg Itter  (nicht  nur:  Geld)  bedarf. 

Fdr  <iio  Finanz wirthäcliaft  handelt  es  sich  dann  darum,  in  richtiger  \Vüij»c  die- 
jenigren  SacbgQter  (Geld)  hoiboizoschtffeti  und  zar  Vervendunf  zo  bringen,  mit  Hilfe 
deren  der  Staat  einmal  jen«  Personaldienstc  im  System  freier  Conlracte  gegen 
Entgelt  —  int  (ic^rensatz  zum  Systf^m  freier  niienti^cltlieher  Dienste  und  zum  System 
der  i^waogsdioAstc  (§.1)  —  herbaizicbt  und  bezahlt ;  und  sodann  dämm,  die  uomittei- 
bar  bednrflea  Sachfftter  passend  in  die  Verftaf^f  des  Staats  und  seiner  YernJnnic 
zu  bringen.  Vom  Personal-  und  Bealbedurf  handeln  der  2.  und  3.  Abscbnitt  Die 
•  Fra'j^t^  der  (inan/irtlfii  B<  ]i:iiriMi!^  un<l  Hegelgnii  il 's  Personalbedarfs  lässt  sirh  (<\t 
die  Verhüitnisse  des  modernen  (  ulturstants  fassen  nh  diejenige  vom  „Staatädienst 
und  BesoldiingHvesen"  (Besoldungspoiitik,  2.  Ab^chn.). 
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Di»^  Lehre  Tom  Natural-  und  Geldbedarf  hängt  mit  derjenigen  vom  Personal' 
and  Reaibedarf  in  mehreren  Puncten  zusammen,  z.  B.  in  der  Frage  der  »opren  \a- 
toralbesoldungen.  £s  mufis  daher  Einzelnes  im  Folgenden  thcils  an  verechiedenen 
StelkB  enribnt,  theils  im  ersten  Abschnitt  Torweg  genommen  oder  in  die  beiden 
folfaiden  Abschnitte  verschoben  werden.  S.  Rau,  5.  Ausg.  §  20  f. .Art  der  ans- 
gegebcnpTi  '^^rüti  r*'),  §.  59  —  61  übor  MatiiralbesoMiiimtn ,  :',  \.  :).')  über  Atis- 
bedingen,  bubrniä^ionen  u.  a.  w.,  §.  56 — 65a  über  Besoiduugswcsen ,  i^.  66  Uber 
Baoten.  Ich  habe  sclion  in  der  6.  Ausg.  von  Kau  hier  bedeutende  Umändoruugon 
und  Ervoiterungeii  vorgenommen,  bes.  den  Abschnitt  aber  Staatsdienst  nnd  Besoldnngs* 
Wesen  (§.  53 — 05b,  S.  99 — 141)  ganz  neii  f;;earb(  itet.  Die  anderen  Materien  blieben 
aber  damals  noch  zerstreut  in  ??,  25.  Hi — H'y,  (I*),  Cm.  uikI  tli<^  l'ntcrischeidung  zwischen 
Natural-  und  (iuldbcdarf  uud  Pursotial-  und  Keaibedarf  trat  nicht  prinzipiell  scharf 
genig  hervor.  Daher  schon  eotspiechende  Yerindeningen  in  der  TOiigen  (2.)  Aotl. 

III.  Eiae  dritte  Unterscheidang  ist  diejenige  in  eigentlichen 
oder  reiDen  FiBansbedarf  (Staatsansgabe,  NettoaoBgabe)  fUr  die 
AnsfOhrnng  der  eigentlichen  Staatszweeke  nnd  in  Bedarf 
fllr  die  Verwaltung  and  den  Betrieb  des  Ertrag  gebenden 

Staats cigenthums    und    für  die   E r h e b lui g 8 k o s t e n  der ' 
Gebtihren  und  eigeutlicben  Steuern  (und  eventuell  Anleihen) 
(£rhebung8-  und  Betriebskostenbedari). 

Beide  Bedarfeposten  zusammen  bilden  die  Roh«  oder  Bruttoansgabe  und 
sind  durch  die  Koh-  oder  Bruttoeinnahme  zu  decken.  Wird  von  letzterer  der 
RedarP  an  Erhfhungs-  und  Betriebsko-itcn  aHo;o7o<:ftMi,  so  .^rtrioht  sich  ilic  IJein-  oder 
Netto  ein  nähme.  Von  diesen  Kostej»  wird  später  in  /.usammcnliang  mit  dcu  Kin- 
»»hneii,  an  vdchen  de  haften«  im  EinzeLien  ifohandelt  iretden.  Einige  allgemeine 
BetracbCoagen  darüber  entbilt  Abachnitt  4  dieses  ersten  Kapitels. 


1.  Abi^chuitt 

Natural-  und  Geldbedarf. 

I.  —  §.  150.  Die  allgemeine  Entwicklung  der  Volkswirthschaft, 

welche  als  U ebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirth- 
«ichaft  bezeiclinet  wird,  —  „Naturalwiitliscbatt"  in  den  beiden, 
verwandten,  aber  doch  zu  unterscheideudeü  Bedeutungen  ge- 
nommen (G.  §.  113,  114):  vorherrschende  Eigengewinnung 
derSaohgttter  ftlr  die  eigene  Bedttrf nissbef riedig nng,  statt 
der  verkehrsrnSsaigen  Gewinnung  durch  Tausch ,  und  femer: 
nsturalwirtbsebaftlieher  Znstand  der  Taasehwirtb- 
schaft  —  hat  iiothwendig  auch  in  der  Flu  an  zwirtbschaft  des 
Staats  nnd  der  Selbstvorwaltunt^skörper  (Genteiude)  den  naturalen 
Finanzbcdart'  in  Geldbedarf  umgetttaltet.  Denigomäss  hat  der 
Staat  auch  seiner  ehemaligen  privatwirthschaftlichen  Naturalen- 
nahmen  sich  meistens  entledigt  nnd  die  früheren  Naturalabgaben 
nach  MOgtichkeit  in  Geldsteuern  verwandelt. 

A.  Wifiiar,  Piiuin»wiM«»iiirhaft.  I.  S.  Aull.  22 
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Auf  Letzteres  wirkten  auch  speciüsrh  stiMi  ertcc h iii srhe  Gründe  mit  ein. 
indem  ein  Nutural^ystum  sich  schvicriger  als  ein  <ieldätcuuniyätein  gerecht  und 
Kveckmlttig  einrichten  liast,  dem  Staate  grosse  Yenraltungslast  macht  and  dem  6e- 
steoerten  selbst  immer  ireoiger  conveniit 

Die  mit  der  Entwicklung  des  Staatslehens  binzutretcndeii 
neuen  Ausgaben  und  Einnahmen  sind  daher  auch  meist  von  vunie- 
herein  auf  Geld  Währung  gesetzt.  In8besoudere  hat  der  Personal- 
bedarf immer  mehr  die  Form  des  reiueo  Geidbedarfa  angenomnien 
(System  der  blossen  GeidbesoldoDg). 

Selbst  wo  etwa  noch  ein  Theil  der  Gehalte  der  Beamten  in  Nataralien  (Getreide. 

II  I/.)  besteht,  dient  dies  mohrfach  nur  noch  als  ein  Ma.issstab  für  «Ii."  Bcrorh n un«: 
iler  Höhe  der  GehiUc  in  Geld  und  die  Zaldusii:  -  rtolgt  ni^ht  mehr  etleitiv  in  dieson 
Naturalien,  sondern  in  Geld ,  eine  Bercchuuug^iweise .  welche  unter  UuiäUtnden  beibe- 
halten zn  werden  verdient 

Im  Gan/.en  entspricht  die  Verwandlung  des  Naturalbedarts  in 
Geldbedarf  und  demnach  des  gesammten  Ein-  und  Ausgangs- 
weseos  der  Finanzwlrtbsohaft  in  Geldein-  ond  -ausgänge  anch  dem 
Bedttrfniss  des  modernen  Staats  and  der  modernen  Volkswirtbsehaft. 
Das  Recbnangswesen,  der  Mechanismus  der  Finanzverwaltnng,  die 
UebersichtHcbkeit  der  Einnahmen  nnd  Ausgaben  ^  der  Kosten  des 
Staatswesens  und  der  Euiptangc  der  Staat.sdiener  gewinnen  ausser- 
ordentlich. Die  wirkliche  ökonomische  Bilanz  der  privatwirth- 
schaUlicheu  linteroebmuugcu  des  Staats  lässt  sich  ohne  reine 
Geldwirtiischaft  kaum  sicher  feststellen  (§.  14S). 

II.  —  §.  151.  Gleichwohl  giebt  e«  doch  anch  noch  heute 
Fälle,  in  welchen  statt  der  Geldwirthsehaft  die  Katnralwirthschart 
anch  im  Finanzwesen  beibehalten  worden  ist  nnd  dies  anch 
zu  werden  verdient,  ja  sogar  Fälle,  wo  die  Naturalwirthschaft 
pasHcnd  wieder  neu  eingeftihrt  werden  darf  Solche  Fälle 
Hegen  vor  sowohl  bei  Leistungen  Seitens  des  Staats  zum 
Zweck  der  (Gewinnung  der  Verfügung  über  Dienste  und  Sachgtiter, 
als  anch  bei  Leistungen  der  Volks wirthschaft,  speeiell 
der  stenerzahlenden  Bev()lkernng  an  den  Staat  (Natnral- 
einnahmen  von  den  privatwirthsehaftliehen  Unternehmungen,  Na- 
turalsteuern). Alle  diese  Fälle  lassen  sich  auf  ein  allgemeines 
Trincip  zurückführen:  wo  nemlich  die  p  ri  vatwi  rthschaft- 
liche  Ve  r  kehrscüuc  u  r  re  n  z  einerseit«  dem  Staat  im  Sjbteni 
der  Geldwirthsehaft  die  naturalen  Güter  und  die  Dienste  nicht 
oder  nicht  sicher  und  nicht  genügend  und  nicht  tn  einem  ange- 
messenen Preise  yerschafft,  nnd  wo  diese  Gonenrrenz  anderseits 
dem  vom  Staate  mit  Geld  besoldeten  Arbeiter  (Beamten,  Staat»- 
diener)  die  Bedttrfnissbefriedigung,  deren  Ermöglich  ung  in  be 
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stimmter  Menge  und  Güte  ihm  der  Staat  mit  dem  Geldgehalte  ge- 
währen will,  gleichfalis  nicht  ordentlich  verbürgt,  da  läBSt  sich  im 
Prineip  auch  der  Datnralwirtbschaftliche  Zostand  im  Finanzwesen 
noch  billigen.  Es  liegen  hier  also  wesentlich  practische 
Mangel  des  privatwirthscbaftlicben  Systems  vor,  welche 
eine  Abweichung  von  der  Regel  des  rein  geldwirthschaftlichen 
Verkehrs  im  Fioauzwesen  bedingen.   (G.  §.  117^  126  Ü'.,  IM  ff,), 

1.  Ein  wirilichcr  Natnralbedarf  dos  Staats,  der  heute  noch  mit  Natanl- 
leiätungcn  an  ihn  befriedijrf  M<^rden  muss,  liopt  z.  B.  in  den  früher  schon 'enrähnten 
Fällco  der  üogcQ.  „  Kriegsicistungen auch  io  gewissen  Naturailicfcrungcu  fur  die 
Armee  in  Friedenateiten  ror:  die  Versorgung  dee  Staatsbedarfs  rerniittebt  des  Enrerba 
im  Verkehr  durch  Geld  reicht  hier  nicht  aus  oder  erfolgt  zu  unverhältnissoiSssig  un- 
günstigen Bedfngtingen.  Deshalb  wird  mit  Hecht  auf  andere  Weise  Fürsorge  getroHen. 
(S.  oben  7G,  S.  HS.  Bes.  cüaracteristisch  ist  die  Versorgung  des  Pferdebedarfs 
des  Staats  in  Kriegszeiten ,  mittelst  Zwangs  gegen  die  Besitzer,  ihre  Pferde  m  stellen 
und  sie  zu  Friedenspreisen  abzulassen.  S.  mein  Reichsfiiiaiizwescn  iui  Jalirlj.  f. 
(icsetzg(^lt.  Tl.  s.  w  II!,  223,  225.  und  unten  über  .,^Tilitrnük(inuniik".)  Auch  dt  r  Fall 
dor  Dienst  Wohnungen  für  Beamte  gehört  hierher,  wenn  nemlich  diese  Wohnungen 
im  Interesse  des  Diensts  (nicht,  wie  im  folgenden  Fall,  in  dem  des  Staatsdicners 
SflltM^  fewihrt  werden,  z.  B.  weil  die  persönliche  Niiho  des  Beamten  an  der  Stelle 
seiner  amtliclion  Furi<  tionf;n  erwünscht  oder  nothwendi>,^  ist.  (Dienstwohnungen  für 
Kassen-,  Polizei-,  Po^f-,  Balinbeamte,  Institutsrorstehcr,  niedere  Dienerin  Amis- 
gebaoden,  zum  Zweck  der  Bewachung,  Reinigung  u.  s.  w.  Neucrdiags  Wcrthleguug 
auf  solche  Wohnungen  beim  Eisen  bahn  personal  im  Dienstinteresae.) 

2-  Uui;rck>.lirt  licjxt  ein  Naturalbeda rf  des  Beamten,  welcher  vom  Staate 
besser  in  natura,  als  durch  Vermittlung  von  (irlJ  befriedigt  winl.  z.  R.  in  dem  eben 
f-.rwähnten  wichtigen  Falle  der  Dienstwohnungen  vor,  welche  im  Interesse  des 
Dieners  gewährt  werden,  weil  letzterer  so  sicherer  oder  besser  und  billiger  die  er^ 
f  orderliche  BedUrrni-sbefiieditriing^  erhält.  Von  «iiesem  Falle  wird  bei  der  Erörterung 
über  Bescddnngspolitik  noch  gesjjr<M  lieu  werden.  Einstweilen  ist  m  beachten,  dass 
auch  hier  eine  mangelhafte  Function  des  privatwirthschattlii  hcn  Systems  in  der  Volks- 
virthsehaft  der  Grund  der  „BQckkehr  zur  Natnialwirthschaft''  ist  (Wamang  dam 
von  Seelig,  auf  dem  1.  Eiscnacher  soc.-polit.  Congress  1872,  Verhandl.  8.  244.  — 
Ein  andrer  Fall  ist  die  BrotiöliaaDg  neben  der  GeldiOhnung  beim  Milit&r.) 

Iii.  Hinsichtlich  aller  im  Staatshaasbalte  vorkommeuden 
Natnralansgaben  und  NatQraleinnahmen  mass  dann  aber  die 
FoideniDg  eines  richtigen,  d.  h.  den  wirklichen  Dnrch- 
sehnittspreisen    entsprechenden    Geldan  Schlags  gestellt 

werden,  eine  Fordernng,  welche  freilich  lücht  ganz  leicht  zu 
erfüllen  ist  und  genau  nirgends,  mehrlach  noch  gar  nicht 
ertiUit  wird. 

Dann  sind  aber  weder  Einnahmen  noch  Ansgaben  des  Staats  ordentlich  zu  ubcr- 
^••'hen.  Die  Forderou^  ist  ferner  den  Beamten  gcsj-enübcr,  /..  B.  im  Falle  der  Dienst- 
wohnun«ren,  nothwendig  durch  den  Grundsatz  gleichen  Kcchts  für  Alle  geboten. 
Daher  z.  B.  hier  richtiger  Anschlag  des  wirklichen  Miethwerths  (also  nicht  bloss 
und  aneh  nicht  aUgenein  ^Idehmüssig  lO^^  wie  in  Prenssen,  Baden  u.  a.  L.).  End- 
lich mn  >  i'ich  zwischen  verschiedenen  Staatsanstalten.  welche  niitor  ein- 
ander im  natural wirtiisehaftlirhen  Verkehr  stehen,  ein  soleher  richtiger  Gcldanscblag 
dur  1^'aturalempfauge  und  Naturalleistungen  erfolgen ,  gemäss  der  schon  in  §.  148 
betUDttn  Fofderong. 

22* 
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2.  Abschnitt. 

Der  Tersoual bedarf  oder  der  Staatsdienst  und  das  Besolduugs- 

wesen  (Besolduiigspolitik), 

FtlT  die  folgenden  ErörteruDgcn  über  den  Staatsdienst  s.  bes.  U.  v.  Mo  hl, 
Politik  II,  347  ff.,  391  ff.  (Tab.  1669),  wonach  Im  Wo^eatlidien  §.  152.  S.  aaeh 

L.Stein,  Verwaltnngslehre  I,  (1.  Aufl.)  pass.,  343  ff.  (Siuttg.  1865).  A.  Wag- nee, 
(irundleg.  I  189  (Einflnss  des  Ro.iuitciithnms  auf  die  Fcststelluii;::  des  Bereichs 
der  StaatBthätigküit).  Ucbcr  die  i.  Th.  abweichenden  Vcrliäitnisse  im  Militär- 
dienst unten.  Eine  principielle  Erörterung  dor  Besoldongspolitik  hat  der  dentscheo 
Kinanzwiasenaehaft  (auch  noch  bei  Stein)  jfost  ganz  gefehlt.  Was  Rau  gab  (5.  A. 
§.  af»  fr.>  war  nur  ein  kleiner  Anfang  dazu.  Meine  Vnudlung  des  Gegenstandes  iji 
(kr  (*»,  Aufl.  von  Rau  (§.  53  ff.)  war  der  erste  umlassciidere  Versuch.  An  dieser 
Darstellung  ist  auch  in  dieser  '6.  Aufl.  in  der  Sache  wenig,  fast  nur  im  Material  etwas 
verändert  worden.  Die  allgemeinere  rolkswirthtchafts-  und  socialpolitische  Bedeatnng 
des  Gegenstandes  scheint  mir  darin  zti  liegen,  dass  hier  das  Problem  der  Lohn- 
poIitiK  unter  bcsündcrcn  Umstünden  behandelt  wird.  Die  f^ewonni^nf-n  liesnltale  sind 
mutatis  mutandiä  anwendljar  anf  die  Arbeiblohnirage  überhaupt:  durch  mehr  beruf  s- 
mSssigo  Organisation  der  gewöhnlichen  Lohnarbeit«  entwickeltes  ArbeitenreRlcheraiigs- 
wesen  u.  dgl.  soll  dem  Arbeiter  eine  wenigstens  ciuigermass<;n  ähnlich  wie  dem  Beamten 
{gesicherte  Stellung  gegeben  und  sein  Arbeitslohn  ähnlicli  wie  die  Besoldung  ß^eregelt 
werden;  das  musä  wenigstens  daü  Ziel  „socialer  Lohnpolitik''  sein.  Dieser  (jesichts- 
pankt  ist  bisher  tu  wenig  beachtet  worden,  auch  von  mir  In  der  6.  Ausg.  ron  Raa 
noch  nicht  gehörig.  Die  Lehre  von  der  Besoldung  und  \  ij  der  Besoldungspolitllc  iät 
ein  wichtiges  Beispiel  dafür,  wie  überhaupt  ausscrliaib  des  Systems  privat- 
wirthsch.  Concurrenz  solche  Verhältnisse  zu  regeln  sind  und  das  im  Bc^iduugs- 
wesen  Erreichte  zeigt,  dass  diese  Begolnng  zugleich  besser  Ist,  als  diejenige, 
wo  die  Arbeit  als  „Waaie**  ihfeft  schwankenden  Marktpreis  hat  lasofiuii  liefert  dioser 
Abschnitt  einen  wichtigen  Beitrag  im  Beantwortung  der  Fragen,  welche  die  ökono- 
misch-technische Einrichtung  des  gemein wirihsch.  Systems  überhaupt  bei  einer  wesent- 
lich Terftaderten ,  mehr  gemein-,  weniger  privatwirtbsch.  Ojganlsation  der  Yolkswirth' 
Schaft  betreffen.   Vgl.  Wagner,  Grundleg.  I,  1.  Abth.,  Kap.  3. 

Die  Regelung  des  He  il  ^iiti-rswesens,  einschliesslich  des  Pensionswesens,  ist  auch 
noch  in  einer  anderen  Beziehung  interessant,  nemlich  nach  der  Seite  der  Entwick- 
lung des  rerwaltungsrechtlichen  und  des  privatrechtlichen  Moments 
aus  dem  Sittenmoment.  Das,  was  Anfangs  dem  Gebiete  der  Gnade,  daher  der 
Sitte  angehörte,  wird  allm&Uch  in  das  Gebiet  des  Rechts  übertragen.  Dank  ver- 
änderter Anschauung  und  demgemäss  veränderter  Ansprüche  des  Beamten  und  Con- 
cessionen  der  Staatsgewalt  In  Betreff  des  Ruhegehalts  des  Beamten  selbst  ist 
dieser  Proce^  wenigstens  bei  uns  bereits  vollständig  vollzogen:  statt  „Gnadenverleihang** 
Gewährung  und  Kilangung  auf  Grund  bestimmter  Rechtssätze.  Bei  den  Wittwen- 
und  Waisenpensionen  voU/.ieht  sich  derselbe  Process  gcgcnwartiK"  immer  mehr  (ebenso 
bei  den  „Gnaden^uartaleu'  u.  dgl.):  wieder  beachtenswenh  für  die  Regelung  der 
gewohnlichen  Arbeitslöhne  und  fttr  die  Bestrebungen  der  Aibelterveraicherong,  in 
denen  sich  Analoges  vorbereitet. 

Dass  übrigens  die  in  diesem  Abschnitte  betrachtete  Seite  dos  Staatsdienstes 
recht  eigentlich  eine  i'inanztechnische  ist  welche  in  die  Fiuanzwissenschaft  (nicht 
etwa  nur  in  die  VerwaltungBlehre)  gehört,  mochte  kamn  zu  bestreiten  sein.  Die  werth- 
vollste lohnpolitische  und  lohntheoretische  Vorarbeit  ist  die  trefTliche  kleine  Schrift 
von  Engel,  Preis  der  Arbeit.  Berl.  1866  (auch  in  2.  Aull).  S.  ferner  dcss.  Aufs, 
in  d.  Preuss.  Stat  Ztschr.  1>»74,  S.  93  ff.  (Preis  der  Arbeit  bei  den  Eisenbahnen) 
u.  ob.  1876  S.  417  IT.  (Preis  der  Arbeit  im  prenss.  Staatsdienst  1876,  fiber  dieSettm- 
kosten  der  Arbelt  eb.  S.  482  ff.).  In  geistvoller,  aber  m.  E.  doch  nicht  richtiger  Po- 
lemik gegen  diese  Behandlung  der  Bcsoldnngsfrage  bewegt  ■~i>^}\  Ihering-,  Zweck  im 
Rechte.  Leipz.  1877,  l,  2üU  ft,  wo  die  principielle  ökonomische  Gleichstellung  voa 
Gehalt  und  Lohn  und  die  Forderung  einer  Deckung  der  „Selbstkesteft  der  Afbeir, 
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auch  beim  Gehalt  abgelehnt  wird.  Der  (lehalt,  das  Honorar  sei  kein  Arbcitslolm, 
MAdem  nv  ein  Mittel  der  Sustentation.  Statistisches  aber  (iehalte  am  Bestoi 
aus  den  Etats.  Daten  übi-r  deutsche  (nbaU«*  vielfach  in  d.  guten  „Kleinen  Stents- 
^nadbach  des  Beichs  und  der  EioselsUatcß".  Bielef.  u.  Leipz.  Ibä3. 

I.  —  §.  152.  Der  Staatsdienst.  In  den  modernen  Staaten 

bestehen  verschiedene  II  ;i  uptsysteni e  der  licsetz  uug  iU l'cut- 
licber  Aemter,  insbehoiuicre  im  sogen.  Civildieust.  FUr  die 
foigeude  Betrachtuug  wird  das  in  D eutschlaud  libliche,  übrigens 
hier  und  da  aacb  sonst  allgemein  und  in  den  meisten  Staaten 
wenigstens  flir  einzelne  Beamtenkategorieen  (bemerkenswerther 
Weise ' namentlieh  fUr  riehter liehe  Beamte)  verbreitete  System 
zmn  Ausgangs-  und  Anbaltspunct  genommen.  Hier  werden  be- 
rufsmässige Organe  nach  Erfüllung  gesetzlicher  Vorbedingungen, 
durch  welche  die  Geeignetheit  f(lr  die  Bekleidung  des  Staatsamts 
nachgewiesen  werden  soll,  vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  in  syste- 
matischer Ordnung  zu  besoldeten  Aemtern  ernannt.  Die  £r- 
aenDitiig  giebt^  sofort  oder  nach  einer  bestimmten  Probezeit,  einen 
Reehtsanspruchy  wenn  nicht  anf  das  klaglos  verwaltete  Amt 
selbst  (keine  willktirlicbe  Entlassung  oder  Versetzang  ohne  Ein- 
willigung des  Betreffenden),  so  wenigstens  auf  die  Aratsbesol- 
dung  (Gehalt)  selbst  oder  doch  auf  eine  höhere  Quote  der- 
selben („  Warteü:eld"  ),  theils  ftlr  die  Lebenszeit,  thcils  auch 
iür  bestimmte  i  ä  n  g  c  r  e  JP  e  r  i  o  d  e  n ,  worauf  alsdann  Ansprüche 
anf  Buhegehalt  (Pension)  einzutreten  pflegen. 

AndeTe  Systeme  der  Aemterbesetznnir  sind:  l)esoIdete  Berofebenmte  ohne  Recht 
nnf  dasAmt  (Frankreich);  für  kürzere  Zeit  durch  Volkswahl  (direct  oder  indirect) 
ernannte  besoldete,  nicht  nothwendig  Ijorufümässig  gebildete  Beamte  (Schweiz.  Nord- 
amerika); freiwiili|{  und  ganz  oder  fast  ganz  unentgeltlich  dienende,  gleich- 
fiJls  nicht  immer  benukmtesig  ausgebildete  Beamte  wenigstens  tta  gewisse  Aemter 
md  meist  anf  Zeit  (System  der  Ehien&mter«  englisches  Selfgoreniment). 

§.  153.  Verglichen  mit  diesen  anderen  Systemen  erscheint 
das  deutsche  als  das  kostspieligste  und  insofern  wenigstens 
finanziell  als  das  nngflnstigste.  Doch  ist  hier  Folgendes  zu 
beaebten:' 

1.  Einmal  ddrfen  aneh  hier  die  Kosten  nnr  mit  Rücksicht  anf 

den  Werth  der  Leistung  beurtheilt  werden. 

In  dieser  Beziehung  steht  aber  das  deutsche  System,  welches  doch  ?ornehmlich 
nur  eine  Oouseqaens  der  Arbeitstheiluug  i^t,  sehr  hoch.  Dean  in  den  com- 
plicirteu  VerhältoisBeh  des  modernen  Staats  steigen  die  Anfordeningon  an  die  Qna- 
iltat  der  Leistungen  der  Arbeiter  im  Staatsdienst  ebenso  wie  auf  allen  anderen  Ge- 
bieten der  Volkswirths(  h  ifi  Mau  braucht  mithin  auch  hier  mehr  technisch  und 
srx'r  i  al  istisch,  d.  h.  eben  berufsmässig  ausgebildete  Arbeiter.  S.  o.  37. 
jiiudc&ieas  berufsmässig  ausgebildete  Orgaue  werden  daher  auch  in  anderen 
SliaMo  filr  die  meiston  niobt  eige&tttcli  pcÜtiftclieiL  AmUx  immer  mehr  retlangt. 
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Sehr  bezeidhnend  ist  ia  diMem  Puncto  die  neuere  Entwickelong  in  England,  W 
sonders  was  das  Prüfungrswi^-  -m  für  Rcamte  anlangt.  Freilich  noch  immer  grosse 
MisäsUuide«  ü.  £.  Meier,  Vcrwaltungsrocbt  a.  a.  U..  S,  938.  Dem  Nachtheil,  dasü 
der  Pestoogüstollte  leiclitor  erltluDeii  kann ,  weil  er  ciaigcrinaaseo  feacblltzt  ?or  Con- 
en rrenz  ist,  steht  der  Vortheü  der  grösseren  Uaabhingigkeit  des  Beamten  von  der 
Kegicrunp  .  v  nnch  von  den  rarteioii  im  Volke  g:«»fr^'naber.  Snwohl  der  Vergleich 
mit  Frankreich  aio  mit  der  Schweiz  oder  volleudä  mit  Nordamerika  fällt  iu  dieser 
Hinsicht  sehr  zo  Gonsten  des  deutschen  Systeins  aas.  Ferner  irlrkt  die  AnsBiekt  itif 
Vorr ticken  in  höhere  Aemter  und  Gehalte  (Avancement),  auf  Auszeicbnnag  dnrcli 
Ehren  vo  rtli-'ilc  aI^  Anj^porn.  Das  ..pliedliche  (iefühl",  eiiiein  tü>^htigen  Stande 
anzugehören,  welches  durch  das  deutsche  System  besonders  henorgcnifen  wird,  hat 
endlich  wesentlich  günstige  Folgen ,  neben  denen  die  kleinen  Nachtheile  (Gefahr  des 
Kastengeists  u.  s.  w.)  ZOrUdttreten ,  zumal  wenn  der  Staatsdienst  .ledermann,  der  die 
gesetzlichen  B('ilin?nn«ren  hinsichtlich  der  Qualification  erfüllt,  offen  steht,  l  ud  iLis 
ist  jetzt  fast  allgemein  einer  der  engten  firundsätze  der  ^ Vrlassungcn.  Vgl.  über  die 
sittliche  Tüchtigkeit  des  piousa.  Bcauiteutliums  das  hier  gewiss  competente  Urtheil 
des  Dr.  St  ro  US  her  g.  ,,Str.  Q.  8.  Wirken'%  Berlin  1916,  8^  152,  auch  E.  Meier, 
VerwaltungsrecLt,  S.  846  mit  dem  Worte  Gerbe r's:  ..es  ist  ein  Act  der  Gerechtigkeit, 
heute  AU  constatiren,  dass  die  unermessliche  Eatwickiunt^  nn«!  ('ulttir  des  Detitschen 
Volks  iü  dan  letzten  50  Jahren  zum  grossen  Theil  auf  üur  Aibcit  des  Staatsdienstes 
beruht**  Wenn  man  endlich  froher  wohl  in  den  PenBionsansprttcheii  dee  Be* 
amten  etwas  hall)  .Vnomales,  mir  seiner  ..privilegirten  T.elif  nsstellung**  zu  Verdankendes 
snh.  ist  jetzt  immer  a!l;reniein<  r  ant-ikannt  worden,  da>s  hier  im  öilentJichcn  Di>^nsto 
nur  eine  allgemeine  lohnpolitischo  Forderung  früher  als  im  sonstigen  Dienst* 
verbftltniss  crftUlt  worden  iat,  aber  in  letzterem  nach  Analogie  jenes  Dienstes  nach 
immermehr  orfoUt  werd^  miua  lud  wird  (Arbeiterronicherangswesen). 

2.  Auch  im  K  ost  c  n  p  u  n  cte  steht  das  deutsche  System  der 
Aemtcrbesctzuug  ieroer  mehr  scheinbar  als  wirklich  im 
Nacbtheil  gegen  die  anderen  Systeme. 

Die  Kosten  treten  nemlich  bei  ihm  allerdings  grossentheils  onter  den  Ausgaben 

des  Staats  hervor,  aber  sie  sind  in  den  anderen  Systemen  doi  h  auch  vorhanden 
nls  Aufwatiil.  'len  die  Volkswirth^eltifr  fui'  die  ^f/il fliehe  Th.iti.iikeit  der  B'-amteti 
tragen  niu^a.  Sie  stehen  also  glcichlalis  im  „volksw  irths c haftlichen  Budget** 
dos  zwangsgomeinwirtbschafitliehen  Sy^ms.  In  letzter  Linie  Ist  es  doch  der  Anf- 
wand  an  Arbeit,  der  die  Kosten  bildet,  und  wenn  überhaupt  diese  Arbeit  im  Staats- 
dienste i:clei>tef  wird,  so  mnss  irgend  Jemand  ihn  bestreiten. 

Im  deutschen  Aemiersystem  geschieht  dies  in  der  Hauptsache  durch  die  be- 
sam mtheit,  indem  die  Beamten  ihren  (iehalt  aus  den  Staatseinnahmen  (Steuern) 
empfangen.  Dem  (inindsatz  der  (ierechtigkeit  und  der  richtigen  gleichmiasigen  Ter* 
tlieihiii;^  <ier  S(aat->lasten  ent-jiriclif  dies  .sicherlich  am  Meist«'!).  Im  System  der 
unbesoldeten  Ehrenämter  bi-i.vstet  der  genannte  Aufwand  dit,' rrivatluuigets  der 
Frci-Dienenden  als  erhöhte  Ausgabe  oder  verminderter  Erwerb  (Zcilrer- 
last,  unmittelbare  Kosten  ii.  s.  w.).  Dies  kann  ans  socialen  nnd  politischen  GrOndea 
gut  und  selbst  in  finanzieller  Beziehung  insofern  ein  Gewinn  sein,  als  es  auf  eine 
Art  Protrri'ssivbe Steuerung  der  reicheren  und  sonst  unbeschäftigfcren  Classen 
in  einer  lur  diese  nicht  lästigen  und  für  die  (iesammtheit  besonders  vortheilhafteu 
Weise  (durch  Requisition  ron  Arbeitsleistungen  gebildeterer  Personen)  hinauslEommt. 
ZweckniassigkeibJgründe  sprechen  also  für  die  Eingliederung  dieses  Ehrenaratssysteaw 
in  pnssender  Beschränkung  in  unser  deutsches  („bureaukratisches")  System  oftmaJ.s. 
Eine  finauziellü  Tragweite  hat  daher  diese  Eingliederung  auch,  nur  eine  andere 
als  man  meistens  denkt  und  Kosten  macht  es  natQrlich  gleichfkUs.  Manches  Hierher- 
gehörige  mit  Betoii(in<:  der  Ehrenämter,  aber  ohne  richtige  Beachtung  der  im  Text 
jrofrebencn  finanzi«'lloii  \\  urdisfung  der  Snehe  h»  i  W'airker,  SelbstverwalL  d.  Steuer- 
wesens, 1.  Theil.  S.  auch  Gueist,  Verwalt.,  Justiz  u.  s.  w.,  S.  90  ü*.  u.  dess.  engl. 
Communalverfassong.  8.  1246  fi.  £.  Meier  a.  a.  0.,  8.  894  IT. 

Aber  os  knüpft  sich  doch  auch  eine  erhebliche  Gefahr  an  dieses  aristokratische 
Ehrenamtssystem  wie  roUends  an  das  der  niedrig  besoldeten  odec  nur  fOr  kune  Zeit 
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übergebcnen  Aemter  in  Demokratieen.  Nicht  nur  i^t  die  Qaalitfit  der  Ltistuii-r  oft 
gering,  i>o  Ua^  der  Kosteneräparniss,  welche  der  Oesammtheit  zu  Thcü  wird,  auch 
nur  ein  niedrigerer  Werth  entspricht.  Bedenklicher  In  finnniieller  Hinsicht  ^t 
noch,  dass  solche  Aeintcr  am  Ersten  von  den  zeitweiligen  Inhabern  durch  wider- 
r  clitlich<'  Praktiken  aller  Art  ausgebeutet  werden.  Man  denke  an  nord amerika- 
uiüche  Verhältnisse,  wo  inau  fast  von  einem  „System  der  Aomtcrausbeutung'' 
tprecheo  kuin.  8.  noch  Hock,  Finnnt.  Amerfku,  S.  40—64.  Dann  eischeint  «fio 
Ausgabe  für  den  Staatsdienst  alterdinp  wieder  nicht  im  Staatsbadgct,  aber  doch  anch 
im  volkswirthschafflii  liru  nnd  zwar  im  rrivnOiTi  liri't  derer,  welche  sich  jener  Aus- 
beutung nicht  entziehen  können.  Abgesehen  von  hUcü  politischen  und  ethischen  Nach' 
theUen  worden  die  Koeten  des  Staat^ienstes  hierbei  auf  die  denkbar  schUmmste  und 
ungleich  massigste  Art  von  den  einzelnen  Staatsangehörigen  beatritten  und  sind 
im  (ianzen  rieUeicht  noch  hoher. 

Es  erfolgt  also  bei  den  yerscbiedcneb  bystemen  der  Aemter- 
besetzQDg  doch  nor  eine  yerschiedene  Vertheilnng  der 
Kosten,  keineswegs  aber  bei  den  andern  eine  immer  an  sich 
günstigere  Vertheilnng  oder  eine  wirkliche  Kostenerspamiss  yer- 

glichen  mit  dem  deutschen  System. 

'6.  Endlich  kann  al)er  auch  dem  deutschen  System  etwas 
vom  Ehreuanit  ankleben  und  damit  an  unmittelbaren  Kosten 
im  Staatsbadgct  gespart  werden. 

Dies  geschieht  aurh  imtdris«  )i ,  denn  die  grosse  Masse  tlrr  Staatsämter,  besou- 
dcTä  der  höheren,  Ist,  verglichen  mit  anderen  ähnlichen  BerulsstelluDgen,  für  Pör- 
men  gleichen  und  gleich  thener  zu  erlangenden  Bildungsgrades,  nur  mftsaig  be- 
üoldtt.    Der  besoldete  Berufsbeamte  wird  mit  durch  die  Ehre  der  Stellung  im 
Slaabdiensto.  ferner  dnreh  V)*>sond'T   r  w  ilirte  Eh  rcn  vo rth  eile  (Titel,  Rang,  Orden 
0.  dgi.j  beiahlt,  welche  letzteren  einmal  wohl  oder  ubcl  iu  der  öffentlichen  Meinaog 
eine  gewisse  Geltung  haben.   Man  hat  dies  rom  eChfschen  Standpuncte  öfters  angc- 
ffiflen  tinil  ebenso  vom  politiselirn ,  ist  jedoch  darin  sicherlich  zu  weit  gegangen. 
Namentlich  in  deinokrat.  KepuldiL-  n  wird  ul)er  die  EhrenvortJieiU:  der  Monarchieen 
(vor  Allem  Orden  u.  dgl.)  oft  gesiiftttelt.   Dennoch  ist  es  characteristisch  genug,  dass 
man  auf  dgl.  auch  in  solchen  (iemeinwes(;u   merkwftrdii^  viel  Werth  legt.  Die 
„Pdnzenhttldigungen"  in  der  nmerikanischen  Gesellschaft  suid  bekannt,  und  in  der 
Schweiz  \^<^t  sieh  jeder  Krämer  und  (lastwirtli  j^ern  naeli  seinen  Civil-  oder  Militär- 
ämtem  tituliren  tHicbler  u,  s.  w).    Es  liegt  aber  muh  der  verniinltige  und  sitt- 
lich berechtigte  (iesichtspunct  zu  Urunde.  dass  die  öHentliche  Anerkennung  durch 
die  Teiicibung  eines  Anitstitels  u.  s.  w.  Seiten«  der  Staatsgewalt  Werth  hnt  und 
haben  seil.    Nicht  das  Tiiel-,  <)rdenswcsen  au  sieh,  sondern  der  «lamit  getriebene 
Mi&sbrauch  i'^t  das  Uebel.    Dieser  Mis«5hranch  aber  nimmt  ihm  nuch  vielftirh  dio 
günstigen  iiijanzicllen  Folgen.  Vom  finanziellen  Staudjmnctc  aus  bietet  diese  „Uc- 
zahlang  mit  EbrenMWEeichnnngeB*'  neben  derjenigen  mit  (leld  ohne  Zweifel  Ihre  er- 
hcbli'  hen  Vorfheile  (§.  b\  Die  Ersparung  tritt  in  einzelnen  l'.illen  besonders  dentlicl» 
hervor,  z.  B.  hei  dem  heutiä?en  Austheilen  von  Orden  als  Eiiieiii^abi  ii  an  Personen, 
»eiche  einem  Monarchen  Dienste  leisteten,  statt  der  einstigen  goldene»  1  abaksdosei», 
BiÜUntringe  n.  s.  w.  Nor  mu«  freilich  die  Geldznhtnng  doch  ihre  angemeaaeno  Hflhe 
erreichen,  d.  h    ein   richtiges  Vi-rhält  ni  ss  zwischen    materiellem  und 
Im  ni  af  e  ri  al  1 1»  hn  l^estelien.    Was  an  Ilicrings  lU'merkiiuiren  \)h<'T  den  fi' halt  als 
g'iuischte  Luhnform  und  tlieilweise  „idealen  Lohn"  richtig  ist,  diw  läuft  »loch  eigent- 
lich auf  das  Zugestftndnie»  hier  unter  Panct  B  himuM.  Ib.  hat  ku  ausschlieifiilich  den 
eigentlichen  höhern  Dienst  vor  Augen.  Das  vielfach  Zutr'Ueii  l.  seiner  Ausführungen 
steht  mit  der  Anwenduns;  der  Theorie  der  Selbstkosten  der  Arbeit  riuf  den  Stnats- 
dieoergehalt,  iu  der  von  Engel  und  mir  hier  festgehalteneu  Beschränkung,  nicht  la 
d«a  Wldenpiueh,  den  Ib.  Uer  in  der  Polemik  gegen  Engel  (S.  203)  annimot  ' 
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II.  Das  BesoldongBwesen. 

§.  154.  —  A.  Um  für  die  Aufstellung  von  GrimdsätzeD  der 
Besoldangspolitik  den  richtigen  Standpunct  za  gewisnen,  muss 
maD  zuerst  die  Besoldung  (den  Gehalt)  des  Staatsdieners  als  eine 
Art  des  ausbednngenen  Arbeitslohnes  betrachten. 

Die  linaozielle  Lehre  von  der  Besoldung  ist  insofern  nur  eine  Anweudnug  der 
ftllgemelBfin  ?olkswirUischaftlichen  Lehre  Tom  Lohne  auf  eine  specieDe  Kategorie  rem 
Fällen.   £s  lassen  sich  Besonderheiten  nachweisen,  welche  den  Staatsdienst  als  Ar- 

beitsart  von  den  mei:>ten  anderen  Arbeitsarien  unterscheiden.  Diese  Besonderheiten 
haben  bisher  auch  wohl  vornemlich  za  den  Verschiedenheiten  in  der  Kcgeiuog  der 
Gehalte  verglichen  mit  der  Kcgelung  der  Löhne  ftir  gewöhnliche  (niedere)  Arbeit  ge- 
führt, üud  mit  Recht  werden  gewiss»t  l'nterschiedc  im  System  der  Lohiiuug  bleiben. 
Aber  neben  diiii  Verschi  edonho  i  t-jn  besteht  doch  noch  mehr  (ilei  <  ha  rt  ig- 
küit  /.wischen  der  Arbeit  eines  Staabdioners  und  derjenigen  jedes  anderen  Arbeiters. 
Es  sind  nur  Dank  einer  richtigen  Lohnpolitik  des  Staats,  besonders  unserer 
deutschen  Staaten,  gegenüber  s  einen  Arbeitern,  den  Staatsdienern,  hier  schon  Lohn- 
rcrhältnisse  geschali'en,  welche  im  gewAhuIicheii  privatwirthschaftlichcn  Lohnsystem 
noch  grossentheils  fehlen,  heute  aber  mit  Kocht  in  unseren  Culturstaaten  immer  mehr 
als  nothwendig  erkannt  und  erstrebt  werden.  Deshalb  hat  die  finanzielle  Lehre  von 
der  Besoldung  eine  allgemeine  principielle  Bedentiuig  tta  die  Lohnlebn,  lovss  dio 
Bcsoldongspoutik  das  Muster  Ar  die  LobnpoUtik  sein. 

Besonderheiten  des  Staatsdienstes  als  Arbeitsart  treten 
nun  namentlieh  folgende  drei  hervor: 

Vgl.  auch  die  guten  Bemerkangeu  von  Laspeyres,  Art  Staatswirthschaft  i,  D. 
StaatsvOKerb.  X,  SO,  82—84. 

1.  Die  geforderte  Arbeitsart  bestellt  in  einer  Reihenfolge 
niederer  und  höherer  Dieiihte  gemäss  eines  Systems  nneinander- 
hängender,  allmäiig  wichtiger  und  schwieriger  werdender  Aemter. 
Der  Staatsdiener  ist  auf  das  Yorrticken  in  diesen  Aemtem  sor 
Verbesserong  seiner  wirthschaftlichen  Stellung  vornemlieh  mit  an- 
gewlesen.  Es  ist  daher  nothwendig,  dass  der  in  den  Staatsdienst 
Eintretende  sich  wenigstens  im  Allgemeinen  von  vornherein  IHr 
ein  Vorrücken  in  eine  solche  Reihenfolge  von  Aemtem  eigne.  Dieb 
bedingt  mannigfache  Verschiedenheiten  der  Stellung  gegeuüber 
anderen  Arbeitsarten,  besondere  Bedingungen  für  den  Eintritt  in 
den  Staatsdienst  und  Eigenthttmlichkeiten  der  Gehaits^hiang. 

Im  Hilit&rdicnst,  namenüich  dem  preossischen ,  daher  der  Grundsatz,  dass  der 
im  Avanrf?ment  Ubergangene  Officier  den  Dienst  quittirl,  für  den  —  Einzelnen  h  irt. 
aber  für  das  Üauze  und  für  das  Dieustintcresse  doch  nicltt  unrichtig.  Das  unbedingte 
Stebenbleibeninttssen  der  Beamten  in  den  niederen  Aemtem,  vegeu  mangelhaflor 
Qoalification  für  die  höheren,  ist  nicht  wUnschenswerth.  Darauf  ist  anch  bei  der 
ganzen  Organisation  des  Dienstes  nnd  bei  der  Kegelung  der  CJehalte  nicht  gerechnet. 
Auch  der  in  unteren  Pusten  iietindliche  soll  sich  fUr  höhere  Stellen  eignen,  sonst  wird 
leicht  auch  seine  jetzige  Stellung  herabgedruekt  werden. 

2.  Der  Staatsdienst  als  Arbeitsart  erfordert  in  vielen  Zweigen 
eine  specifische,  meistens  tltür  andere  Bemfs*  und  Erwerbsarten 
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nicht  nttthige,  mitanter  fUr  aoiche  gar  nicbt  onmittelbar  brauchbare 
und  doch  kostspielige  (^^techniBche'O  Vorbtldnng.  Der  Ueber- 

gang  des  Beamten,  zamal  des  älteren,  in  einen  anderen  Beruf 
ausserhalb  des  Staatsdiensts  ist  daher  oft  .schwierig. 

a)  Dieser  Umstand  begründet  die  in  der  Praxis  meistens  zn 
findende  bcheidaug  des  eigentlichen  iStaatsdiensts  oder  der 
höheren  Arbeitsarten  ?on  den  niederen  Diensten,  die  keine 
solche  Vorbildung  fordern,  in  Kecht^  Steilnng  and  Gebalts- 
System. 

St*  Ata  dien  er  —  Aageätellter,  so  wird  mitunter  der  Unterschied  bozeich- 
aet;  in  Baden  z.  B.  ejge&Üidie  Staatsdiener  ond^tere  Diener,  wobei  der  htlt»  Lahn 

der  ersten  techiibch  Besoldung,  der  der  letzteren  Gehalt  in  der  Antiapimehe 
heisst.  Bei  den  iii\;deren  Angestellten  gen(l?t  allj^^emeine  Schulbildung.  Allenf-iüs 
kann  man  zwischen  den  höheren  und  unteren  Beamten  ^Dienern)  noch  die  Kategorie 
Sabaiternbeamte  auch  fQr  das  OehaUssystem  unterscheiden.  Die  Subalternen  bedürfen 
höherer  Schulbildung,  mUssen  meist  ancli  Prtlftingen  ablegen,  aber  brauchen  nicht 
auf  Universitäten  u.  dgl.  zu  studiren.  —  Laspeyres  a,  a.  0.  meint,  dass  auch  für 
die  Beamten  in  allen  denjenigen  Productioncn ,  welche  dem  Staate  mit  anderen  Ge< 
meinwirtlischaften  der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  gemein  sind,  z.  B.  Unten-icbt,  Polizei, 
ftmer  in  all*  den  Gescli&ften.  welche  der  Staat  in  Gencttrrenz  mit  Priratcn  betreibe, 
die  feste  Anstellung  entbehrlich  sei.  Dies  lann  man  bei  der  letzten  Kategorie 
von  Beamten  (\m  Ackerbau,  Bergbau  u.  a.  w.,  weiii;;er  schon  im  Forstwesen)  zugeben, 
kaum  bei  den  Erstgenannten.  Noch  richtiger  darf  mau  aber  umgekehrt  schlicäscn : 
die  festere  Stellung  des  Staatsdienors  muss  wenigstens  in  einigermassen  Uinlicher 
Wei  •  j.  1.  m  Privatbeamten  (bei  Actiengescüs  haften  u.  s.  w.)  und  endlich  niu^^'^lichj^t 
uUirhani't  j -  dem  Arhciter  werden.  Für  die  Privatbeamten",  welche  z.  B.  l)ei  Privat- 
bahnen üii  fiuit  ganz  der  Willkür  der  Vurgesetzteu  unterliegen,  wird  eine  Stellung 
nach  Analogie  der  StaatssteUnng  ancii  bereits  neUacli  enrtrobt  (s.  B.  in 
OesteEfcioli,  Ztschr.  d.  teteir.  Beamtenreielns). 

Ii  i  l'>benso  rechtlei  liirt  dieser  Punct  fUr  den  eigentlichen  Staats- 
dienst den  Kern  des  deutschen  Systems,  nemlich  das  Reeht,  nach 
Erfüllung  der  allgemeinen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Quali- 
iication  und  nach  Abieistang  etwaiger  Probezeit,  ein  Staatsamt  mit 
der  Anssicbt  anf  Vorrttcken  za  erhalten ;  ferner  den  Keobtsanspmeh 
snf  das  klaglos  rerwaltete  Amt,  bez.  anf  dessen  Gehalt,  am  den 
Beamten  zu  sichern. 

Der  lioh-'  Werth  einer  solchen  Sicherung^  des  Staatsdienoi^  in  Hinsicht  seiner 
bürgerlichen  Stellung  und  der  Nutzen  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamlun  von 
der  Staatsgewalt  Ikir  die  Qaalitftt  der  Leistungen  crgiebt  sich  am  llovtUchstcn  ans 
dem  Grundsatz  der  ünabsetzbarkeit  der  lUchtor,  an  dorn  doch  wenigstens  far 
gewisse  (höhere)  Bichterkategorien  auch  Staaten  mit  anderen  Systemen  der  Aemter- 
besctzung  (Nordamerika,  Schwei/)  festhalten. 

8.  Die  Entlassbarkeit  des  also  gestellten  Beamten  ist 
gleichwohl  im  Staatsdienste  aas  Gründen  des  Dienstinter- 
esses  nicht  immer  zn  entbehren:  zeitweise  Entlassung  oder 

zur  Disposition  stellen;  bleibende  Entlassung  oder  zur 
Eabe  stellen. 


Digitized  by  Google 


346   2.  B.  Fio.bedarf.    J.  K.  AUgomeines.   2.  A.  Beaold.polttik.   §.  154,  155. 

Dieser  Umstand  in  Verbindang  mit  dem  vorherigen  (Nr.  2) 
bedingt  aber  in  diesem  Falle  eine  Scbadioshaltung  des  ohne 
seine  Schuld  entlassenen  Beamten.  Diese  Sehadloshaltniig  erfolgt 
in  einer  dem  Staatsdienste  nicht  eigenen,  aber'  doch  bisher  bei 
ibro  besonders  stark  ausgebildeten  Form  der  Ijobnzahlnng,  indem 
letztere  theilweise  auf  die  Zeit  n«ach  dein  Austritt  des  Be- 
amten ans  dem  (activcn)  Dienst  verschoben  wird:  Warte- 
geider  und  Kuhe^ehalte. 

Die  sehr  bcachtcnswerthe  und  erfreuliche  Weiterentwicklttogf 
ist  aber  im  (Gebiete  des  Staatsdiensts  dann  schon  länger  in  der 
Hinsicht  eingetreten,  dass  auch  dem  Staatsdiener  nnter  gewisaeii 
Bedingungen  das  Recht  gewährt  worden  ist,  an»  persttnlichen 
Grlinden,  besonders  bei  dauernder  Erkrankung  seinerseits 
seine  Imi  1 1  a  s  8  u  n  g  unter  Beanspruchung  des  R  u  b  e  - 
^  e  ii  a  1 1  s  /  u  t  o  r  d  e  r  n :  das  iiier  zuerst  allgemeiner  auerkaunte 
lohn  politische  Tostulat. 

§.  155.  —  B.  Grundsätze  der  Besoidnngspolitik.  Aus 
den  im  vorigen  §.  enthaltenen  Prämissen  lassen  sich  nannachsteheode 
Grundsätze  für  dieEegelung  derBesoldung  als  einer  Lohn- 
art  Überhaupt  und  als  einer  specifisch  eigenthflmlicheo 
Lohnart  für  eine  besondere  Arbeitsart  ableiten. 

1.  Die  in  den  meisten  Zweigen  des  eigentlichen  Staatsdiensts 
forderte  Arbeitsart  und  Interesse  und  W  ürde  des  Staats  schiiessea 
die  freie  Anwerbung  der  Beamten  (der  „Staatsarbeiter")  und 
die  Lohn-  oder  Gehaitsbestimmung  in  jedem  einzelnen 
Falle  im  Wege  der  freien  Goncnrrenz  gewöhnlich  aas. 

BekaonÜich  war  dies  früher  weder  in  DeotscbUnd  Doch  Mdersvo  m.  EiM 
besonders  characceristisclie  Abweichung  von  dem  heutigen  (irundsatzc  bildete  dta 
System  des  AemtcrrcrVanfs.  «ibu'loich  ilm  h  auch  hier  DieostrUrksirliten  neben 
allen  möglichcu  persönlichen  EinÜusäeu  die  „freie  Concurrenz''  niemals  gaiu  ztir 
(leltung  kommen  Hessen.  Der  Aemtcrvcrkauf  war  namentlich  in  den  üebergangs- 
Staatsformen  vom  Mittelalter  zur  Ncu/.eit  vorbreitet,  als  Finanzoperation  besondert» 
in  Frankreich,  aber  doch  auch  im  vor.  Jaluliundert  nnter  Friedr.  \\  illi' Im  I.  s.  llni 
in  Preusseii  (ZahlungoD  von  Monats-  oder  Viertcljahrsgagen  in  die  Kecruienkasse, 
».  Kiedcl,  Uand.  preuss.  Staatshaushalt.  S.  61,  Schmoller,  d,  preuss.  Beajjjtcu- 
Mtaod  unter  Friedr.  Wilb.  L  in  d.  Preoss.  Jahrb.  iSTO),  u.  and.  Staaten.  Erat  in 
neuester  Zeit  ist  dies  System  im  engl.  Heere  für  Ofticicrstellen  ganz  bes^^itisrt  worden.  — 
Aehnliche  Fälle  ausserhalb  des  StaatHdi^nsta  sind  die  Verkiinfe  d.  r  Stellen  von 
Advocaten,  Mäklern  U.  s.  w.  (noch  heute  iu  1  ranknMrh.  in  KU  iss-Lulhriugca  abgesrhaÜ^), 

Statt  dessen  verknüptt  der  Staat  in  der  Regel  pnf?send  mit 
den  Aemtem  fest  systemisirte  Besoldungen  und  Uberträgt 
dem  Beamten  ein  solches  Amt,  ohne  einen  speciellen  Oontract  mit 
dem  einzelnen  Beamten  über  die  Hohe  des  Gehalts  zo  schliesaen. 
Wenigstens  ist  Letzteres  die  (seltene)  Ansnabme. 
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Eine  Ausnahme  bilden  in  Deutschland  namendicli  die  Professoren  nn  . 
Onirersititcn  und  anderen  (technischen  u.  s.  w.)  Hochschulen,  gclegenüicb, 
aber  selten  auch  LehrämtLr  i  tn  i  Direclorenstellcn  an  Gyiniiiisien  u.  dgl.  m.  —  Es 
ist  belehrend,  gerade  vegeu  der  Verschiedenheit  der  (iruudsätze,  nach  welchen  ilic 
Besoldungen  im  höheren  Lebrdienst  und  im  (ihrigen  Staatsdienst  normirt  werden,  die 
Folgen  b^der  Systeme  zu  ?erglelchcn.  Die  cigenthttioliche  Stellnng  do»  höheren 
L'  hrdionsts  erklärt  sich  in  Deulschlaiitl  ohne  Zweifel  mit  daraus,  dass  für  iÜcm;  wissen- 
schaftlichen BcrufäHTien  niemals  das  particularistischu  Princip.  die  Staat:>dieiier  nur 
ans  dem  „lulande"  zu  nehmen,  durchgeführt  werden  konnte.  In  Folge  des  hier 
hcfnchenden  BerufungäS^pMons*  der  damit  verbundenen  specleUen  Contracte  der  Ke- 
giemng  mit  dem  Lchrbeamten  über  Ii  •  Hohe  der  Hesoldmn?  u.  s.  w.,  ferner  in  Folp« 
der  au'äbf^dang'enen  oder  frei  g'cwahrtcn  iN-rsiinalzulagcn  für  Lchri^r.  welche  Berufungen 
an  andere  Orte  ablchnuu  u.  s.  besteht  hier  in  dem^eibcu  Aua  (z.  B.  ordentl. 
Profaagnr)  und  in  demselben  Dienstalter  die  i^rOsste  Ungleichheit  der  Be- 
soldnnircn  .  z.  B.  im  J.  187«»  in  Fr  it'  Mij;  i.  Br.  1000  '^OO  fl.  für  J.  Mr.linarius.  in 
Berlin  bei.  1^70.  18T6  u.  Iss3  4i)U~2r)OiJ,  1100— 4Ü00,  l'jnO-  -40itO  'Hilr.  (unge- 
rechuet  die  hier  häutigen  Besoldungscrhöhungen  in  Folge  rou  Nobenämteru ,  Bezügen 
ans  d.  Akademie  n.  s.  w.).  in  Bonn  600—2500,  900—2800«  600—9500,  in  QOttiiigen 

-J-lrdi,  100"  !2nfL  ^00-  1200.  in  Marbin-  SOO— 1400,  800— 2000,  1107  bi:* 
iOur»  Ihir..  wozu  auf  d.  prcuss.  Universitäten  allgemein  noch  die  Wohnungsgeldcr 
des  Orts  treten.  Diese  Ungleichheit  wird  durch  diu  ebenfalls  grosse  Ungleichheit  der 
.amtUchen  Kebeneinnahmen  (Gollegiengelder  n.  s.  v.)  Iteineswegs  ausgeglichen«  Aften 
möchte  sie  dadurch  noch  gesteigert  werden .  da  nicht  selten  die  Höchstbesoldeten  die 
höchsten  Nebeneinnahmen  haben  und  umgekehrt  (nicht  nur  nach  den  perMiuilichen 
Lei&tongeu«  sondern  auch  -  und  gewöhnlich  viel  mehr  —  nach  der  Natur  der 
Fieber,  s.  o.)u  Diese  grosse  Ungleichheit  wird  durch  das  hier  im  Gegensatz  zum 
sonstigen  Staatsdienst  herrschende  Concurrenzprincip  wesentlich  mit  bedingt.  Sie  hat 
sicher  auch  ihr  hoeh  Bi  denkü  bes;  manche  Schäden,  ja  manche  wahrhaft  hässliche 
Seiten  der  Universitiitsverlialmi^äo  erklären  sich  mit  daraus,  da  bei  dem  jetzigen 
System  dem  Glttck  md  Zufall  nnd  der  —  Gonnexion,  dem  akademischen  Clitinen- 
veseu  (persönlichen  u.  „Bichtungscliquen")  doch  ein  sehr  grosser  Spielraum  gelassen 
and  die  Gefahr  schlimmen  „Streberthums"  nicht  zu  Fcrkennen  i-^t:  die  wenig  erfreu- 
liche Folge  des  Concurrenzsystcms.  Man  macht  2U  üunsten  der  (jehaltsungleichhuit 
bei  den  akaden.  Lehrern  geltend,  dass  nur  so  die  Gehalte  den  Leistungen  angepaast 
vttrden.  Abgesehen  von  der  FragwEirdigkeit  diese:^  Princips  der  Lohnregelung  auf 
diesem  Gebiete  u.  von  dem  hernach  noch  zu  berührenden  Umstände,  dass  die  oft  so 
wichtigen  aiiadem.  Ncbeneinnahmen  sich  nur  nebenbei  nacli  den  Leistungen,  vor- 
aemU<A  nach  anderen  Umstftnden  richten,  warum  kommt  man  denn  ohne  dies  Princip 
bei  den  Aemtern  im  höheren  Staatsdienst  aus,  wo  der  Gehalt  nach  dem  Amt,  nicht 
nach  der  individoalen  Leistunc^  unter  den  imten  desselben  Amts  sich  richtet?  Der 
Einwand ,  dass  hier  im  rascheren  Araiicement  der  tüchtigeren  Beamten  die  Aus- 
gleichung liege,  trifft  practisch  nicht  zu,  da  zahlreiche  Beamten  nngleicher  Leistungen 
iaogc  Jahre  mit  den  gleichen  Gehalten  in  demselben  Amte  stehen.  Die  einzige  Ana- 
logie bietet,  aus  ähnlichen  Cunenrrenzfrilndee ,  di  '  -  ]?ulinenwelt  der  Hoftheater. 
Die  Anomalie  des  jetzigen  Zu8taudä  auf  den  Liaiversitatcn  zeigt  sich  u.  A.  darin,  dass 
nicht  selten  die  ältesten  Professoren  die  niedrigsten,  die  jüngsten  die  höchsten  Gehaitc 
haben.  Eine  Ausgleichung  wird  zirar  wohl  erstrebt  u.  in  gewissem  Umfange  all- 
mälig  ausgeführt  Alter  .•\llf:e^ehen  von  den  auch  hier  mitspielenden  Factoron  ., Gunst'' 
and  „üng:uri>t"  hindert  das  herrsch  nde  System  durch  sieb  selbst  diese  Ausgleichung. 
Denn  es  muss  mit  im  Ganzen  gegebenen  Summen  gewirthschaftct  werden; 
asbmen  davon  die  Einen  den  Löwenantheil ,  so  bleibt  fdr  die  Andren  wenig  ttbrtg. 
Eine  M  o d i fi c at io n,  die  nur  in  einer  Ann;ihernn<r  an  das  B es o I d ti n i^s - 
System  in  anderen  Aemtern  l>e.«,tehen  könnte,  wird  namentlich  in  Folge  der 
Deoeren  politischen  Vcränderuugoa  in  Deutschland  nicht  ausbleiben  können.  Sic 
e^stict  ancb  hier  und  da  schon,  indem  man  (so  jetzt  in  Bafern  nach  d.  allgem. 
rfehalt8re;:ul:itiv  v.  187(1)  do<h  '/ulnaren  nneli  d-in  D  i  e  n  s  ( .i !( r.  bes.  für  iUtere. 
dor^h  Herut'unjfen  nicht  verbesserte  Lehrer  gewahrt,  wenn  :ui.  h  Tii  -ht  -o  regelmässig 
'Und  vollends  nicht  »o  gleichmässig)  wie  im  übrigen  Staatsdienst,  i-.ui  festes  System 
von  Normalgehalten,  b^  mit  Mini  mal  sitzen,  wird  doch  auch  hier  zu  erstreben 
a«in,  wobei  dann  Penonalzu lagen  durch  das  Benilbngswcsen  hinzukommen  mOgcn. 
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In  Baiern  hat  man  i  ii  im  aisätze  eingeführt  (f.  Ordinarien  \i.  Ejitraordinarien'i. 
In  Preussen  hestimmt'-  dir  Kftn.  V.o.  r.  1')  Juli  1^"^  (hf^i  Horrfurth  S.  79) 
einen  Durchschu.batz  u.  ciu  „Nuriu&luia.vimuur'  lier  Bcsültiuitgeu  (lierlm  £  d. 
Ord.  bez.  6000  n.  8400,  Eztraord.  3000  o.  8600  H.,  die  anderen  Univen.  in  2  Ornppea 
bez.  5100  11.  7200,  dann  ISOO  u.  6000  f.  d.  Ordin.\  Ausserdem  sfclu^n  im  Etat 
90.000  M.  zu  BesoW.verbcssoningen  u.  HiDui/ichiHiij  auxjrzoichnetcr  Doceiiten :  für 
Gebalbauägleichuug  ganz  unzureichend,  liüiig  en»cbciut  iiamcutlich  auch  eine  Ab* 
stofaiig  der  Gehalte  nach  der  Natur  der  Lonrficher,  so  da»  die  Lehrer  wicher 
Fiichcr.  welche  stets  wenig  Nebeneinnahnien  geben,  höhere  (iohalte  haben.  —  Auch 
die  deutsche  Schweiz  hat  an  ihren  4  Hochschulen  (incl.  Polytechnicam)  das 
deutsche  Berufungssystem  und  die  Uehaltaungleichheit  Auf  den  dstorrcichischen 
UnireraitUen  hat  man  dagegen  Normalgehalte  (nach  Dienstaltem«  Deewnalwilagen) 
und  erst  neuerdings  ausserdem  Pcrsonalzolagen  für  einzelne  Lehrer  in  Folge  der 
Annahme  des  nornfnn^systfms.  In  Dörjiat  (wie  auf  allen  rnss.  Unifersitnieii)  herrscht 
Gebaltsgleichheit,  woneben  Uollegicngcld ,  das  auf  den  eigentlichen  russ.  üni?etsi- 
Uten  fi^lt 

2.  Die  Höhe  der  Resolduii'^en  stcip:t  rc«;elinä.ssig  nach  der 
Bedeutung  der  A  e  m  t  e  r ,  also  in  demselben  Dienstzweige  nach 
der  »Stufenleiter  (dem  Kang)  derselben;  ausserdem  aber  aach 
mit  dem  wachsenden  Dienstalter  des  Beamten  in  ein  nnd 
demselben  Amte.  Beides  ist  angemessen* 

3.  Der  Bezog  eines  nnmittel baren  Einkommenantheils 
des  Staatsdieners  aus  den  von  letzterem  dienstUeh  voriceuouiuieneu 
Thätigkeiten  ist  im  Staatsdienst  meistens  unausfltla  l>ar,  weil  die 
einzelnen  tStaatäleistuugen  nielit  speciell  yerkäutiicb  sind.  Er  ist 
aber  anch,  wo  er  an  sich  möglich  wärCi  etwa  mit  Ausnahme  der 
Dienstzweige,  in  welchen  Sachgttterprodnction  betrieben  wird,  gegen 
das  Interesse  nnd  die  Würde  des  Staatsdiensts  (§.  8,  9). 

Bei  eigens  bcwirthschaft.  Dom&qen,  Fabriken,  Bergwerken,  bei  Staatseisea- 
bahncn  kann  Fom  Tanticmesystem  fttr  das  höhere  Verwaltungspenonal  ehenaognl 

wie  bei  Privatbali iien  (icbrauch  {;:cmarht  werden.  RrennstoffprSinicn  der  Locomotiv- 
ftthrer,  Heizer,  Schmierpramren  der  W  a^'cnincister  (d.  h.  Antlieile  dein  (iewinu. 
der  in  Folge  einer  hinter  einem  bestimmten  Alaximal^erbraucU  zuruikblcibeudeu  Stoii» 
ersparung  gemacht  wird),  sind  andere  Beispiele.  Mit  Recht  dagegen  in  neuerer  Zeit 
alle  Sportein  und  Gebühren  bei  der  Justiz,  Polizei  u.  s.  w.  in  die  Staatskasse 
fliessend.  S'  llist  wenn  einzelne  solche  Einnahmen  zu  Emolumentcn  der  Beamten  ver- 
wendet werden,  sind  sie  doch  als  Einnahme  und  Ausgabe  der  Staatskassen  gcnan 
ZD  fenechnen.  (A.  solcher  Enolomenteneinn.  im  prenssisch.  JnstizniniBteiiiiin  ISSS 
4.947. TöM  M.,  d.ininter  der  Hauptposten  v.  4.H  Mill.  M.  an  Gebühren  der  Gerichtsroll- 
iäeher  für  Parteiaufträge\  Aelinli.  h  die  B  e  u  t  e  im  Kriege  nicht  dem  Soldaten  gehörend. — 
Eine  Ausnahme  bilden  auch  hier  die  Universitüten  (seltener  die  ja  meüt 
jüngeren  sonstigen  Hochacholen)  in  Betreff  des  GoHegiengelds«  der  Doctor- 
gebühren,  der  Immatriculations-  und  Exm atriculationstaxen  u.  fthoL  m. 
Das  Doctorwesen  bedarf  anrh  in  finanzieller  Hinsicht  dringend  einer  Reform. 
Der  Bezug  der  anderen  Taxen  Seitens  der  Eectorcu ,  Prorectoren,  Decanu  u.  s.  w. 
bildet  ein  kann  mehr  m  rechtfertigendes  öeberbloibsel  Mherer  Zeit«  da  hier  Leistaag 
und  Gegenleistung  (  Arbeit  des  betr.  Wahlbcamten)  meist  in  gar  keinem  Verhältaiss 
stelH'n.  Massiere  (i\e  Remunerationen  filr  die  Muli-  wahnnp-  dieser  Wahlbe&mten 
würden  der  Wurde  des  Ehrenamts  weit  mehr  cnu«i»reeben ,  bestehen  auch  hier  und 
da  schon.  Fttr  das  Gollepriefigeld,  als  Prirateinnalune  jodos  Lehrers,  lassen  sich  txifUge 
(iründc  anführen,  fast  el)en>o  viele  aber  auch  dagegOD.  Denn  von  den  vier  auf  die 
Höhe  des  ('ollegpengelds  eines  akadcm.  Lehrers  vomemlich  einwirkenden  raetoren 
steht  die  eigene  pcrsöoUcho  Leistung  u,  indiridudle  Lehrtücbtigkeit  in  der  Uq^ol 


Digitized  by  Google 


GrandsAtza  der  Besoldongspolitik. 


349 


erst  an  vierter  Stelle,  die  drei  anderen  yoran.  die  Katur  des  Fachs.  zuflUlige 
Umiitäade  o*  £iArichtQDgen  (Prttf.'OrdnaDg,  Zwangscollogicn ,  Prüfungsfach,  Lehrer 
ab  ExuDifittor!),  endUcli  die  allgemeine,  yo&ends  Tom  elnzeUen  Lehrer  meist 

nar  secandär  beeiniiussto  Frequenz  der  Universität.  Ks  ist  daher  doch  gewiss 
T/i!s'j]ich,  dass  sich  im  Bezug  von  Coll.geld  an  derselben  üuivers.  unter  den  ord. 
Prolessoren  Extreme  wie  1  :  100,  selbst  wie  1  :  500  (Orient.  Sprachen  —  Pandecten, 
Anstomie,  Cheiaie)  finden.  —  Pttr  einen  Antheil  der  Lehrw  an  Mittei«  nnd  Elementar- 
schulen  am  Schulgeld  spräche  sogar  mehr  wie  beim  üiiiversitälslelirer  der  rmstand, 
da^  die  Mühe  der  Arbeit  mit  der  Grösse  des  Klassenbesuclis  wachst,  während  an 
der  Hochschule  der  ideale  Gottuss  der  Lebrthätigkeit  mit  der  Frequenz  steigt. 
Eine  einseitige  Panegyrik  des  CoUugicngelds  liefert  L.  Stein,  Lelirfireiheit,  Wissen- 
Schaft  n.  CSoUegiengeld ,  Wien  1875,  wo  der  Gehalt  der  Ersatz  f.d.  Amtliche, 
das  Honorar  der  Ersatz  f.  d.  ethische  Lciitunj,^  de>  Professors  genannt  Wirdl! 
(S.  24).   Es  stäado  schlimm  um  unsere  Uuivcrsitätcu,  wenn  dem  so  wäre. 

Zur  ADsponmng  des  Beamten  kann  neben  der  Anssicht  anf 
günstiges  Vorrttcken  im  Dienst  nnd  neben  den  erwähnten  Ehren- 
aitszeiehonngen  allenfalls  ein  freilieh  schwer  ganz  ohjectiv  dnrch- 

zulübrendes  System  von  festen  T crsonal-Gehaltszulagen  oder 
—  was  ültjii^üub  manche  specielle  Bedenken  bietet  —  von  un- 
periodis<i hen  Kemanerationen  fUr  besondere  Leistungen 
und  Diensteifer  dienen. 

Diese  Personalznlagen  sind  Individoelle,  nnd  ron  den  naelt  dem  Dienst- 
alter gewälirten  zu  unterscheiden.   Es  scheint,  dass  davon  mehr  Gebrauch  gemacht 

werden  ktinnte.  Um  dem  Prote(  tionswesen  n.  s.  w.  keinen  Vorschub  zu  leisten,  liessc 
sich  vielleicht  in  CoUegien  und  bei  Gruppen  von  Su baltern bcamten  die  im  Ganzen  be- 
willigte Zulage  (ebenso  die  Remuneration)  naeh  Anhörung  des  GoUegitims  nnd  der 
Gruppe  an  die  Einieloen  rertheilen.  »  Hftttfig  genug,  besonders  bei  niedern  Dienern, 
erfolgen  die  Kemunerationen  fast  ganz  periodisch,  oft  in  >)estimmter  Ilnhe, 
vo  der  Einzelne  dann  nur  eine  feste  Einnahme  darin  sieht  Dadurch  wird  der  Zweci 
&st  vereitelt 

4.  Die  Besoldung  fHr  ein  ciii/A-lnes  Amt  und  ein  einzelnes 
Dienstalter  ist  demgeiuäss  nicht  für  sich,  sondern  nur  im  Zu* 
sammenhang  des  ganzen  Aemter-  nnd  Besoidnngs- 
Systems  zu  regnliren  nnd  zn  beurtheilen.  - 

Dies  ist  besonders  beim  Vergleiche  der  Goliaiic  umos  uud  desselbcQ  eiozelnea 
Amts  in  Tenchiedenen  Staaten  zn  berflcksichtigen.  Es  Itann  leicht  sein,  dass  ein  ein« 
zclnes  Amt  in  einem  Staate  hüher  als  im  andern  besoldet  ist,  dafur  aber  in  letzterem 
das  Vorrücken  rascher  und  der  Gehalt  in  den  weiteren  Aemtern  besser  ist.  Der  Total- 
gehalt oder  dessen  Durch:>chuitt  ist  dann  doch  vielleicht  hier  hoher.  Auch  bei  Ver- 
gleiclieB  der  Besoldimgen,  z.  B.  im  Staata"  nnd  PriTateiBenbahnireaen,  ist  dies  za 
benelilen. 

§.  156.  —  C.  Der  Totalgchalt.  Alle  amtliehen  Bezüge 
eines  Staatsdieners  nnd  seiner  Familie  auf  Grund  der  An- 
stellung des  ersteren  im  Staatsdienst  sind  als  ein  Ganzes 
aufzufassen y  welchem  man  den  Namen  „ Totalgehalt geben 
kann. 

Dieser  Totalgehalt  zerfUlIt  nach  der  Zeit  des  Bezngs  und 
nach  den  beziehenden  Personen  in  vier  Kategorteen: 
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1.  Der  cigentiiche  oder  Acti vitütsgehalt,  den  der  Be- 
amte während  seiner  Dienstzeit  fttr  seine  Dienstleistang  selbst 
bezieht. 

2.  Der  Disponibilitätsgehalt  oder  das  Wartegeld, 
welehes  der  Beamte  während  einer  zeitweiligen  Entlassung  ans 
dem   aetiven  Dienste  anf  Gmnd  seiner  Amtsstellnng  bis  znr 

Wiedorhenitiin^  in  den  activcii  Dienst  bezieht. 

3.  Der  Uuhcirelialt  oder  die  Pen s iou  (Alterspeiision  ins- 
!)esondere),  welche  der  Beamte  selbst  auf  Grund  geiner  einstigen 
Amtsstellung  nach  endgiltigem  Austritt  aus  dem  activen  Dienste 
beziehti  lebenslänglich  (in  der  Kegel)  oder  fttr  eine  ge- 
wisse Zeit 

4.  Die  BezUge  der  nächsten  Familienangehörigen 

des  Heanitcn,  welche  dieselben  auf  Grund  der  Amtsstellung  des 
Beamten  nach  dessen  Tode  beziehen.    Dahin  {;eh(»ren: 

a)  Die  soj^en.  Sterbemona  tc  oder  -Quartale:  der  Fort- 
bezug des  Gebalts  des  Beamten  Seitens  der  Familie  für  eine  ge- 
wisse  (kurze)  Frist  nach  dem  Tode  des  Beamten. 

b)  Die  Wittwenpension,  welche  die  hinterlassene  Wittwe 
des  Beamten,  in  der  Regel  lebenslänglich  oder  bis  zu  etwaiger 
Wiederverhcirathung  nach  dem  Tode  ihres  Mannes,  eventuell  nach 
Ablauf  der  Sterbenionate,  bezieht. 

c)  Die  Krziehun^8<;e]der,  welehe  die  hinterlassenen, 
meist  nur  die  uuerwachsenen  Kinder  des  Beamten  bis  zur 
Erreichang  eines  gewissen  Lebensalters  beziehen. 

Der  tiigeuüicho  GuUait  üe^  im  activca  Dioost  ätcrbeudea,  dio  Pension  des  anf 
Lebenftfieit  zur  Buhe  goeetzten  Beamten  und  die  Pension  seiner  sich  nicht  vieder 

vcrbeiratliciiden  Wittwe  sind  Leibrenten.  Daa  Warteg-cld  des  spater  wieder  an- 
gestellten n  iifit<'n,  «lio  I*ension  der  t^reh  spater  wieder  verlieiratbenden  und  in  dics'^m 
Falle  oft  ilire  Pension  verlierenden  \V  ittwe  und  dio  BezUge  der  anerwachsenen  Kinder 
sind  Zeitrenteni 

Dieser  Totaigehalt  mass  nun  im  Interesse  des  Staatsdienstes 
selbst  wie  des  einzelnen  Staatsdiener  zweiBedingnngen  er- 
flilien,  die  im  Folgenden  näher  zu  untersuchen  sind: 

1.  Er  muss  über  die  mnthmassliche  Dienst-  und 
Lebenszeit  des  Beamten  (und  seiner  Angehörigen)  richtig 
vertheilt  werden. 

Daron  handelt  §.  157—159.  Bei  der  Begelung  dieser  VerÜidliingr  treten  die 
Interessen  des  Staatsdiensts  selbst  besonders  mit  henor.  Im  Einzelnen  mas^ 
sich  Vieles  riolitfn  nni  h  der  Natur  des  Strtatsdiensts  als  besondcr.^r  Arbeits- 
art. Ks  handelt  sich  daher  um  Eigcnthumiichkcitcn,  weiche  der  Staatabesoldun g 
als  Lohnart  ftU*  eine  besondere  Art  Arbeit  anhingen. 
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2.  Der  Totalgebalt  iuubb  ferner  in  seiner  Höhe  lUr  die 
wahrscheinliche  Dienst-  und  Lebenslanfbahn  des  Beamten  ond  üQr 
die  Zeit,  in  der  die  Wittwe  und  die  Kinder  noch  zu  yersoigen 
sind,  im  Oaozen  richtig  bemessen  werden. 

S.  daraber  uatuu  lÜO  C  Bei  der  Kcgdung  dar  Höhe  den  Totalgehaits 
mOBBeB  die  richtigeir  GrnndeMze  allgemeiner  Lohnpolitik  zar  Oeltang 
kommen,  in  der  Weise,  wie  es  überhaupt  das  Ziel  in     r  Entwickloog  aller  Lohn* 

Terhältniäse  sein  soll  und  wie  es  hier  noch  speciell  durch  das  Tn»  rt^-^^f  d.  s  Staats- 
dieuöts  selbst  gofordcrt  wird.  Die  finanzielle  Lehre  von  der  Bcouiduog  wird  daher 
namentlich  in  diesem  Puncte  zu  einer  Anwendung  der  allgemeinen  Lohnlehre  auf  einen 
einxelnen  besonderen  Fall  und  ist  dadurch  für  diese  letztere  Lehre  zugleich  mit  belehrend. 

Vgl.  ausser  il  t:^en.  Sehr.  v.  f^nird  die  (jcsct/»»  u.  d.  Literatur  Ober  die 
äusseren  Verhältnisse  der  hitaatädicuer  einzelner  Länder.  Mehrfach  sind 
i&  neuerer  Zeit  theils  allgemeine  (iesetze  aber  die  Kechtsrerhiltnisse  der 
Beamten  Oberhaupt,  voiiu  auch  Btstiuinmngen  ttba  Besoliunu^ä-  und  Peosioiunreaeii 
turkommen,  th.  Gesetze  hi^chste  Verordnungen  über  die  (iehalts-  u.  Pensions- 
vcrhältnissr  speeiell  erlassen.  So  ti.  A.  das  Deutsche  lü  ichssrcs.  v.  .Hl.  März  ISTS 
über  d.  Kechbverh.u  d.  Keicbsbeamtea  u.  d.  ües.  über  diel'  ursurge  1".  d.  \\  iitwea  u.  s  w.  der 
ßcichsbeamtOD  d.  Giv.vorwatt  v.  20.  Aug.  1 8S1 ,  das  v  Q  r  I  e  m  b.  Ges.  tiber  Beamten  r.  90.  Jvni 
I  ^7G,  das  ÖS  tcr  r.  Ges.  v.  1 5.  Apr.  1^73  betr.  d.  Beziige d.activcn  Staatsheainten  I  i  östcrr. 
(ics.  V.  dems  Datum  betr.  d.  Act iv it. beziige  des  Staatslohrerpersoual»  u.  der  Biblioth.- 
bcauiteu,  d.  buicr.  revid.  üebaltsregulativ  v.  12.  Aug.  Ib'b,  d.  p i e u s s.  Feusionsges. 
r.  37.  Mirs  1672  mit  d.  Ho?.  ?.  31.  MAn  1SS2  a.  das  prenss.  Ges.  r.  20.  Mai  1882 
über  Wittwen-  u.  Waiseugelder,  d.  Östcrr.  Pensionsnormale  v.  9.  Doc.  l**f*d;,  verschied. 
Veränder.  d.  k.  saehs.  Pens.gcsetze  (Hauplg«-s.  v  7.  März  1H35,  auchües.  v.  24.  Apr.  1S51, 
übgcänd.  u.  A.  durch  lies.  \r. !).  Apr.  Ib72,  15.  Juni  li>74,  u.  bes.  durch  lies.  v.  3.  Juni  Ji>76, 
PenaieiiJMrhdhimgefl  u.  dgl.  ui.);  das  bad.  Ges.  r.  25.  Jan.  1874  (Erhöh,  d.  Pens.! 
u.  ein  and«  Ges.  r.  dems.  Datum  (Erhöh,  d.  Pens.  d.  Hinterbliebenen).  Dazu  die 
später  zu  erwähnenden  (iesetze  Uber  Wohnungsgcldznschuss  D.  Reich, 
Prcussen,  Baden).  In  den  7üer  Jahren,  nach  d.  französ.  Kriege,  in  Deutsch- 
hmd  zieml  allgemeih  Gehalts-  ii.  PensionserhAhimgen.  Ans  d.  Literatur  für 
Preussen  u.  A. :  Maschcr,  d.  prcoss.  GiTilBtaak>dienst,  2.  Aufl.,  Lpz.  IbG.H, 
H eineck e,  die  EinlMimincnsvcrhiiltuisso  der  preuss.  unmittelb.  Staatsbeamten,  Berl.  \  ^7i'. 
Herrfurth,  Ktatswes.  a.  a.  U.  Abscku.  ViU  IL  Meissner,  Handb.  L  Vcrwait.- 
beamte  u.  s.  w..  Ilallo  1S79.  (Jeher  Baiorn:  Gron,  Rechts-  v.  Gohaltsverfa&ltDisse 
d.  baier.  Staatsdieners,  Müncb.  IS80,  lieber  K.  Sachsen:  Lotiehius,  sächs. 
Ge-="r/  .  betr.  {'iviUtaatsdieuer,  Lpz.  \>>lh.  Ueln  r  ^^■u  rr  m  h  r:; :  Heberle,  Kechts- 
Terh.  d.  wurt.  Staatsbeamten,  Stuttg.  1S78  u.  Kiccke,  Vcrlaia.  u.  s.  w.  W.8  S.  97 — 125*. 
Ueber  Oesterreich:  Gc8.samml.  betr.  d.  Staatsdienst  in  Üest.  2.  A.  Wien  1S77; 
BloDski,  öst.  Cir.pee6.Y0r9Chfiften,  Wien  1^79.  Ueber  Frankreich:  Block  diction. 
Art  fonctionnaires  u.  pensions.  Statistisches  über  Preussen  in  d.  gen.  Aufs. 
¥.  Engel  in  d.  preuss  stnt  Zfsrlir.  1S7<>;  eb.  ls**0  vS.  271  IT.  Blenck  üb.  d.  ücl». 
verh.  d.  huli.  (jcmeiadcbeanaou  in  d.  grösseren  preuss.  Städten.  Ueber  Wärtern  b, 
Siecke  a.  a.  0.  Dann  Mushacke,  Wartegeld  v.  Ruhegehalt  der  Civilstaatsbeamten, 
Berl.  1S6S  (Gesetzgebung  in  Deutschland,  Oesterreich,  Kussland.  Fraiikreicli).  Ueber 
dii^  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich  (auch  beim  Militär):  Wagner,  K'eicliblui. 
IUI  Jahrb.  f.  Holtzendorit  ill,  125  ü'.,  175  £1.  Ueber  die  neuesten  preuss.  Gesetze  s. 
EUter  in  Conrads  Jahtb.  1883,  B.  41  S.  127. 

§.  157.  —  1.  Hinsichtlich  der  richtigen  Vertheilung 
des  Totalgehalts,  insbesondere  des  eigentlichen  Gebults  und 
des  Kuhegehalts,  über  die  Acmterreihc  und  die  Dienstalter  u.  s.  w. 
sind  folgende  Anf'ürderungen  zu  stellen. 

a)  Der  Zeitponct  für  den  Heginn  eines  Gehaltsbezngs 
ttberhanpt  und  einer  genügenden  Besoldung  speeiell  (§.  160  ff.) 
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ia  einem  Amt  und  Dienstalter  ist  richtig  zu  bestimmen,  nemlich 
so,  dass  der  Beamte  naob  Schlass  seiner  Stadienzeit  möglichst 
bald  woDigstens  seine  Sastentation  ans  dem  Amtseinkommenerh&lt. 

Namentlich  inuss  die  Zeit  des  ttn  entgeltlich  es,  des  etwa  bloes  mit  Unge- 
wissen und  im  (J- ^:iminibotn\5e  gering'cn  Diäten  oder  K cmu  n crationen  bezalilten 
oder  des  unjE^enti«roii(l  liLSoidetcn  Staatsdieiists  thunlich  verkürzt  werden.  Dadurch 
lassen  sich  gro^au  UcLieiatändc,  welche  in  un»ereui  deubdliea  Staatsdienste  immer 
mehr  hervorgetreten  sind,  beseitigen  (Engel,  Preis  d  Arb.  &  65).  Das  Ziel  mnts 
si  iii,  dass  der  Staatsdiener  möglichst  bald  nach  der  VoUendang  seiner  theoretischen 
Stuili.  n,  also  in  der  Rog-el  des  Hochsrhulhcsiiflis .  nnd  nach  Ablegüng  seiner  (ersten) 
Prüfung,  d.  h.  nach  der  Lieferung  seines  gualiiicatioiisnachwcises,  angemessenea 
Lohn  erhalte,  venn  nach  die  feste  Anstelinng  nnd  der  Beehtsinsproeh  uf  Amt 
oder  BesoldQAg  erst  nach  Ablauf  von  eioigen  (wohl  höchstens  3  bis  5)  Probejahrea 
und  narh  AMf^g:»!)^  der  etwaigen  weiteren  (praktischen  Prafnngr  bcpnnt.  Es  \rird 
daher  etwa  durchschnittlich  mit  dem  24.  Lebensjahr  des  Staatddieoers  einLohnbezag, 
mit  dem  27. — 29.  ein  fester  Besoldo  ngsbezug  beginnen  mflssen«  und  zwar 
mindestens  in  der  Höhe,  dass  der  noch  nicht  fest  angestellte  Beamte  ans 
dem  Lohn  ohne  Zuschüsse  der  Eltern  oder  des  eigenen  VennAgeiis  den  Üblichen 
Bedarf  fUr  sciue  Person  allein  und  der  fest  aogestclite  aus  der  Besoldung 
den  Anfwand  ftlr  eine  in  diesem  Alter  zu  i^ründende  Familie  bestreiten  kann 
{%.  m). 

Dit"  Si.  liliipc  ist  in  den  einzelnen  deutscheu  S^nat  -n  etwas  verschieden,  aber 
doch  wohl  Iii  der  Hauptsache  ziemlich  gleich.  Grüsserc  Verschiedenheiten  bieten, 
namentlich  zn  Zeiten,  die  einzelnen  Dienstzweige.  Die  remnnorative  Periode  des 
prenss.  Justiz-  und  Ycrwaltnngshesmten  begann  vor  Kurzem  kaum  vor  dem  80.,  der 
Bezug  fester  Besoldung  kaum  vor  dem  8^.  ,lahre  im  Durchschnitt,  eine  Familie  konnte 
der  Beamte  ganz  aus  dem  Die  usteiuko  m  rnen  höchstens  ia  kleinen  billigen 
Orten  erst  in  einem  noch  mehrere  Jahie  höheren  Alter  erhalten.  In  den  Tücr  Jahrea 
sind  die  Verhältnisse  etwas  besser  geworden,  aber  h^  dem  ttbermlssigen  Zlldnng^ 
zum  Jurist.  Studium  si  it  d.  2.  Hälfte  der  70  er  Jahre  beginnt  sich  das  jetzt  bereits 
wieder  zu  Sndem  n.  werden  <lie  Dinge  vielleii-ht  ImM  so  sein  wie  in  den      er  Jahren. 

Unser  i'riucip  hat  den  gru^&cu  Voithcii,  da;>s  da:»  auä  dcmüchaitallmälig  zu  amortisirende 
Bildungskapital  nicht  so  hoch  anwAchst  (§.  16S);  dass  bei  etwas  frflhzeitigereD  Ehen, 
die  doch  nur  in  geringem  Maasse  die  Gefahr  einer  wese  ntlich  grösseren  Kinderzahl 
mit  sieh  bringen,  die  Zeit,  wo  die  Kinder  erwachsen  sind  und  vor  ihrer  Versorgung 
am  Meisten  kosten,  nicht  in  ein  gar  so  spätes  Alter  des  Beamten  fallt.  Dadurch 
wird  die  Nothweadigkeit  fbr  den  letzteren  beseitigt,  bloss  aus  Geldrftdsichtea  mOg<- 
lichst  lange  im  activen  Dienst  zu  bleiben,  um  nur  nicht  die  etwaige  Differenz  zwischen 
Besoldung  und  Pension  zu  verlieren.  Der  Staatsdienst  wird  sich  nicht  mit  Greisen 
überfüllen.  Die  Gehalte  brauchen  in  den  höheren  Aomtero  und  Dienstaltem  nicht 
ganz  so  stark  zn  steigen,  weil  ein  kleineres  Bildnng:>kapital  an  amoitisirea  ist  und  die 
Kosten  der  Kinderei^ehung  und  Erhaltung  geringer  ansfkUen .  wenn  die  letzteren 
auch  beim  Kintrift  in  den  Stantsdienst  selbst  frQhor  verdienen.  Selbst  die  in  anderer 
Beziehung  bedenkliche  Ermässigung  der  Pension  gegenüber  der  Besoldung  (§.  159) 
Wirkt  dann  nicht  so  schlimm,  wie  jetzt  meistens,  wo  ein  genügender  Gehalt«bezug  viel 
zu  spu  beginnt 

§.  158.  —  b)  Zwischen  den  Besoldungen  der  anf- 
stei^^endcii  Aemter  und  Dienstalter  ist  ein  richtiges 
Verhältuiss  herzustellen. 

Die  Gehaltssteig-  rung  im  höheren  Amt  ist  das  unanfechtbare  Princip.  Aber 
sehr  bedeutende  Ungleichheiten,  sehr  grosso  Sprünge  der  Besoldungen 
namentlich  in  den  unteren,  mittleren  nnd  der  Hauptmasse  der  höheren  Aemter  sind 
ZQ  renneiden.  Sonst  werden  wesentlich  gleiche  Ldstnngen  zu  ungleich  bezahlt  nnd 

es  tritt  die  fiefnlir  ^  Pruteetirin<?nnwt^sens,  der  Augendicnerci  gegenüber  den  Vor- 
get>etzten,  des  ubei massigen  Ehrgeizes,  des  StreberUiums  und  der  Stellenjägerei  zu 
sehr  hervor. 
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Oesterreich 
di«88.  Leitha 


Die  NormalgehaltsStze  (mIimo  Wohnung:sg:( 
iü  Oesterreich  in- 1.  FunctiuMii-  und  Activit.-Zulage), 
Deutsch.  Kelch 

und  Preassen 

1870  ISSS 
oberster  Mk. 
Gerichtshof. 
EntPiiflid.  IS^OOO  25,000 
Q.  ZKeutirobii. 


■l.lzuschuss  in  Preussen  und  Beich, 
^irui  /.  B.  im  Justizdienste: 


1870 


1880 


fl.  P.  d.  W. 
10,500  20,000 


ViGep7.ii.dgL  10,500 

14,000 

Rühe   .   .  9000 

12,000 

bis  6600 

Durchschn.  8400 

12,000 

SubaIt.(Gzl.)B. 

1.  Gl.  4500 

51001 

bis  2100 

2700 1 

and.  2700 

8300 1 

bis  1500 

1800j 

Uni  B.  (Dien.)  1500 

1650 

bis  1050 

1200 

G«r1ebte  2.  tust 

7S50 

5680 
4830 


1130 
bis  730 


700 
bis  400 


Prisidentea 


l  .Pr  (i:iOO 
2.Pr.  5250 
0.4200 


111,000 
\10,000 
D.c.  0400 


3100 
2200 

1950 
D.  1800 
D.  1207 
I).  850 
P.  593 
375 

(in  Wien) 
11,400 
6500 


,  Pr.  ü.  Dir. 
10,500  14,000 
SlOObisOOOOn.Mietlu- 
entächUig.  od.  Dienstwohn. 
Senatspiäs.  7500 

bis  9900 
D.  8700 

Bitbe    .   .     5400     6600         3150   D.  4S04 
bis  3600     4800      u.  2625 
1).  4500     5700      u.  2300 

OberstaatS'  * 

sair.  D.S.W.     5400     99oo        Wie  5000 
bis  4200  bis  7500  RAtbe 
D.  8700 

Staatsanwälte     —  4800 

2400 
D.  3600 

iiiecret.  u.  dgl.  3000     4200  KtiiO  2200 

bis  1800     2100      u.  1200 
D.  2472  3150 

in  Berlin. 
3600 
2100 
D.  2850 
in  and.  Orten. 
Causiisten  .     1950     2250  735   I).  1345 

bis  1350     1650        ii.  630 
D.  1950       u.  526 

Gus.  Q.  Recb- 

uangsb.    .    .    3900     4200  IfiOO  2700 

(ISSabei  bis  2700  3900  bis  500  D.  1760 
PreussJioFifl.)  D.  1437 

D.  1050 

Untern  Diener  1350  420  646 

u.  s.  w.   bis  'Mii»      \m      bis  300  460 

A.  Waguer,  Fiiianxwi»>enfM'haft,  I.  3.  AuU. 


Baieru 
1883 
Mfk. 


Frankreich 
1865  1881 
Fr. 


12,600      35,000  30,000 

792011.6060   25,000  26,000 

6480      18,000  18,000 
bis  5760  advocg'-'-n.  II.  proc.  gen. 
'  25—20,000  25-30,000 


6000 
bis  2400 


1800 
bis  1000 


9720  l.Pr.  30.1)00 
bu  15,000 
D.  17,071 
2.  Pr.  13,750 
„  „  bis  7500 

7740 


7025 
5640 
bis  4560 


1 1 ,000 
bis  5000 
D.  5897 


6000 

3800 
4000 


1800 
1100 


25.Ü00 
15,000 

13,750 
7500 


11,000 
5000 


7820      proc.  g(in. 

30—15,000  25—15,000 

6660     advoc  g^n. 

4920    13,200—5833  13,200 

2280  —  7500 


greff.,  comuüs. 
8—2000  8—2500 


:>3 
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Deatsck  Reich 
Qnd  PreüBsoA 
1870  1S88 
Mrli. 

Gerichte  1.  IiisU 

Präsidcutcn  .      Pr.n.Dir.      Landes- u. 

JJ600     \VM)0  Kreisper. 
bis  H\m     7501»      Fr.  1200 
D.  4300     S70U  Yiccpr.  3150 
(In  Berlin  0.2625 
10,500) 


Oesterreich 
diess.  Leidia 
1870  1880 
fl.  P.  ö.  W. 


([n  Wien) 

17,000 
•'500 
4700 


Ruhen. Birht.  3900  0000 
bis  ISOO  2400 
JD.  2000  4200 


Staataanwälto  3900 
biü  2400 


200r» 
u.  1^00 
u.  1600 
Bezirksr. 

15  u.  1300 

Wir- 


a  2d77 


mi)0        Wir-      D.  3200 
IbOO 
(In  Berlin 

7500) 

SUMtsanw.geh.  2100  4800 
u.  1600  2400 
Boreanbeamte     Bar«-  u. 

Bechn.-B. 
1.  Cl. 
2700  3000 
bis  1650     210(1  Oflßc.  Ganzl. 
Bnr.  u.  s.  w.  -ß.  2.CL  Aceessisten 


Baiern  Frankreich 

1883         Ibiib  18M 
Mrk.  Fr. 

G  Glasen 

5760    Pr.  20,000  20,000 

bis  SßOO  3600 
D.  4295 

Dir.  4800  Vicepr.  10.000  10,i>oo 

bis  4560      bis  3000  3OO0 
D.  43f)7 

4620          urm  bijoo 

biä  3360       bis  2400  2400 
D.  3201 


bis 


11.  Secret.  D.  22»2  — 
JUOO 

Adjuneten  D.  1000 

900 
bis  630 


1650 
bis  1200 
Diener,  Boten  1050 
Q.  s.  w.    bis  750 


2100 


630 


1500  bis  367'/, 


4'J20 

20,000 

2280 

bis  3600 

3600 

D.  4295 

sooo 

8000 

bis  2400 

2400 

^flfien 

6000 

6000 

bis  1000 

lOOU 

D.  1070 

grcflT.  commis 

3500 

40OO 

bis  12U0 

1200 

l).  14^0 

1350       420     D.  613 

800    B.  367V» 
u.  300 
u.  250 

Fflr  Proiissen  sind  hier  fßr  1870  die  SAtz«  mitf^etheilt,  welche  im  grftssten  Theile 
des  St  i  it-,  g^alton  (Gebiet  d.  Vcronlo.  7.  2.  Jan.  IS  19  flilr  CN».  2.  n.  1.  lostanz).  hu 
Gebiet  des  Appellationsger!cl»t^h"f'5  KTthi  u.  r.  Th.  in  d  n*^nen  Pro?,  (bps.  in  Tlaunorer 
und  Fraukiurt  a.  M  )  waren  die  Sätze  etwas  anders,  mitunter  höher,  aber  in  der  Haupt- 
sache doch  wenig  verschieden.  Die  richterl.  n.  Staatsanwalt!.  Beamten  bei  d.  Gerichten 
2.  u  1.  Instanz,  z.  Th.  auch  die  BaroaulH  anitt-n  beziehen  in  B  rlin  iz.  Th.  auch  in 
einiiZ'-a  armieren  j^nlsseren  Städten)  etwas«  mehr  :il.s  Ix-i  d.  and.  Gerichtni.  Alles  «ihm  ohne 
Wohnungdg^eid.  Kinige  preuss.  Kichter  bc/og-cn  Iruher  aus  Nebenämtern  Ikleino 
Nebeneiunahmen,  ferner  noch  etwas  (icblihreu.  —  In  Oesterreich  ist  die  Gerichts- 
Organisation  etiras  rerwickelter  ab  in  Prenssen,  verschiedene  Kategerieen  von  Hittel- 
beamteii  kommen  bei  uiehrcren  Gerichten  vor.  B-  i  «L  n  Gi-halten  für  den  obersten 
(ierichtshof  sind  f.  1870  dif^  nnartiergclder  tingeicrhin  t  wordon  (der  1.  Präs.  bezoi; 
auch  noch  4200  11.  Personal-  und  Functiouszulagc).  Ks  fanden  sich  daselbst  n.  A. 
noch  Hofeecretäre  mit  2415,  2205  ii.  1995  fi.  Das  sämmtliche  Personal  der  (icrichte 
2.  u.  1  Instanz  in  Wien  und  Triest  bezog  neben  den  oben  angegebenen  Gehalten 
noch  Quarliergelder  in  verschiedener  Höhe  (meist  —  '/r-  niederen  HesoI-luniTn 
noch  mehr,  bei  höheren  zuni  Xheil  weniger)  l"ui  1880  beziehen  sich  diu  Angaben 
auf  Wien  speclell  u.  zwar  auf  die  Summe  der  AmtstezQge  der  Beamten  (d.  h.  nach 
der  jetzt  g:csctzl.  Unterscheidung  in  Oest. :  (iehalt ,  Funct.-Zul.  —  für  die  höchsten 
Stellen.  —  Activit.-Zul,.  hier  und  da  Kiiränzungs-  u.  Pcrs.-Zul,>.  In  den  Provinzen  sini 
hier  wie  bei  anderen  Stollen  bes.  die  i  uuct-  u.  Activ.-Zul.  kleiner,  die  Gehalte  nicht 
allgemein.  —  In  Franitreich  bezog  1865  der  procttrenr  g<LMi6r.  am  OMBiWomihof 
35.000,  der  1.  advoc.  gi^ner.  25,000  Fr.  Bei  den  unteren  fieunt«i  (greffieo)  kommen 
wohl  die  Gebuhren  stärker  in  Betracht. 

Eine  Yerglcichung  bi:i  ins  Einzelne  ist  bei  der  immer  etwa»  vefschiedeneu  ür* 
canisation  der  Gerichte  und  Function  der  Beamten  nicht  durchweg  möglich.  Doch 
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gotattet  die  obige  Uebersicht  einen  g^enügenden  Einblick  in  die  Absta fangen  der  Ge- 
halte.   Es  ergiobt  sich  eine  bemerifenswrthe  Aehnlichkeit  di  r  Pr  iportionen  der 
Aemterclassen  in  allen  4  Ländern,  z.  B.  beim  obersten  Uerichtsbol,  was  für  ziemlich 
rfebfige  Vormtrang  spricht  Selbst  die  ebsolnte  Höhe  derGebahe  im  gleichen  Amt 
ist  in  Jen  Staaten  der  Cebeiaicht  (incl.  Baden  f.  IS 70,  wofür  oben  Baiern  eingesetzt) 
mehrfach  nahezu  dieselbe,  namentlich  bei  den  zahlrei(  hcii  St '1!' n  .]  r  RSthe.  wo- 
bei in  Oesterreich  mit  BUcksicht  anf  Valuta  und  Preise  der  tl.  kauui  über  ^/^  Thbr. 
m  lechaeii  Ist  (RSthe  2.  Instanz  um  1870  in  Prenssen  1500,  Oesterreich  so  ge- 
rechnet 1S46,  Baden  —  mit  billigeren  Preisen  —  991 ,  Frankreich  1546  Thlr., 
I   Instanz  resp.  SG« .  900,  822,  853  Thlr.).    Seit  1^70  in  Dcütsclil.  u  Oesterr.  an- 
sehnliche Erhöhungen,  in  Franiir.  Gleichbleiben,  selbst  Beductiou  einiger  höchster 
<iehalttt. 

Id  den  anderen  Dienstzweigen ,  der  inneren  Yenraltnng,  der  Finanzen  n.  s.  w. 

finden  sich  meist  die  g^Ieichen  Gehaltäiit/c  für  die  Aemtcr  oder  Stellungen  cntsprcchen- 
dea  Bangä,  so  dass  die  Daten  Ul>er  den  Justizdienst  als  typische  Beispiele  dienen 
können.  Der  Civildienst  im  Deutschen  Keich  ist  im  Allgem.  nach  den  preussischcn 
Sitzen  bezahlt.  Näheres  Ober  Prenssen  i.  d.  Aofs.  v.  Engel  im  Jg.  1S76  der 
stat.  Ztschr.  Hier  wird  für  1875  berechnet:  Ünrclischn.-Geh.  der  höheren  Beamten 
40^2  M..  der  Subalternb.  1SS4,  der  Unterb.  1020,  sonstieres  alles  ohne  Wohn- 

GeldzUi>chQSä.  Es  war  bei  diesen  4  Beamteuclassen  die  Zahl:  bez.  941i9,  25*433, 
99-217,  31S,  BesoldnngsMifiruddeeStMts:  bss.  88.78,  47.91,  40.01,  0.40MiU.M. 
Der  gesammte  Besold.- Aufwand  im  prenss.  Staatshaush.  r?1.44,  die  Wohnungs^eM/.u- 
schussc  14. .50,  and.  persOnl,  Atistraben  34.f)l ,  zus.  ISO. 51  Mill.  M.  Auss  r  t  in 
hatten  74^0  Beamte  Dienstwohnungen  fon  i.  G.  75,b39  Beamten  im  Huuptauu  und 
1277  Im  Kebeimmt  (n.     0.  &  419,  481). 

a)  Die  höchsten  Stellungen  im  Staatsdienst,  welche  ohne- 
dem hänfig  einen  gewissen  Repräsentationsaufwand  mit  sich 
brinj^en,  werden  mit  Recht  mit  bedeutend  höheren  Besol- 
dungen dotirt,  als  die  übrigen  Aemter. 

Jedoch  siiid  auch  hier  zu  grosse  Abstände  Ton  den  übrigen  Bcbuldungen, 
ToUends  wenn  diese  Stellen  am  Ende  nnr  auf  Kesten  der  ungenügend  bezahlten  unteren 

ur»'!  niittli^ren  Aemter  besser  »nsgestattet  sind,  zu  verm.  iden  (Gefahren  in  Monarchieen 
verglichen  uiit  Republiken).  Die  Besoldnngscumuliru  nge  n  in  den  hArhsten  Acm- 
tem,  indem  den  Iiihabera  der  letzteren  noch  andere  Stellen  oder  gar  blosse  Sinecuren 
übertragen  werden«  bssen  sich  nodi  weniger  rechtfertigen.  Grosser  Missbnuch  be- 
kanntlich unter  Napoleon  III.  mit  Acmtercumulirungen.  Sinecuren  u.  s.  w.  für  die 
Marschrill.v  hohen  Staatswür'bMiträgern.  Senatoren,  wobei  einzelne  (iünstlinge  es  auf 
uehrer«-  huaderitausend  Frank  Staatsg-ehalte  brachten! 

N  or  m  alg  eh  alte  i'ur  die  höheren  Ministcrial  beauiten  u.  einige  andere 
UdMf«  PosieD  in  StutHlienito  sind: 

Prenssen  Oesterreich      Baiern  Frankreich 

um  1870    1883       1870        1880       1888       1870  1881 
M.  fl.  M.  fr. 

Minister    .    .    36,000     desgl.       14,700      20,000    Minister    100,000  00,000 
nebst  fr.  incL  Qnni^  2 1 ,600   einige  mit 

Wohn.  u.  tioigeld  v.  (daron  Va  30,000 

Mobil.  16,800  Geh..    ,  Ropräs.- 

neUt  fr.  Wohn.  Funct.-Zul.  Aufw. 

Q.Bepr.-G.) 

Unterstaatssocrt.  18^0    15,009       7850        10,000  60,000  25,000 

Q.  dgl.  (Minist.-  im  Staats-  n. 

Dir.;Sect-Chef8).  rath  30,000 

25,000 

n.  20.000 
in  and.  Min. 
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Preussen.  Oesterreich.     Raiern.  Frankreich, 

um  1870     lb&3        1S70       IbbO        18b3        1S70  Ibbl 
M.  fl.  M.  fr. 


\<atmg.  ßäthc  9000 

9900  Min.-R 

25,000 

bis  0600 

7fii)(»  5^si» 

I),  r.  noßo 

im  Staats- 

Jrt.ooo 

D.  7bOO 

b700  Iji3  4b30 

Ü.IOU    bisj  7H20 

raih.Cab.-u. 

12,000 

SectioBsr. 

Dir.-Chefein 

U,000 

3570  c. 

ftSOO 

and.  Minist 

bis  .'{04r» 

c.  12—15,000 

i*roviuz.chcfs.  Obei'pr. 

SuuUuitcr 

14,400 

PräfoOeii 

Seine- Pr. 

21,000 

dosffL     d.  ffrOst. 

D.  23,380 

50,000 

u.  froie 

ProF. 

And.  in 

Wohnung 

(i— 8000  7- 

-8000 

3  Classcn 

lieg.-Präs. 

nebst 

35,0UU 

10,500 

11,400  5-10,000  5- 

-10,000 

24,000 

u.  freie 

18«000 

Wohn. 

11. /.Th.  fr. 

Unter- 

(oder 

(oder  Wolm. 

präL 

1800) 

2400—  Laiid.-Pris. 

7000 

1800)  d.  klein.  Prov. 

6000 

4000 

7000 

4500 

uebüt  4000  4000 
Fnnci-Zul. 

Eiuzelao  Ministar,  wie  die  des  Acussern,  des  K.  HanseB,  Mio.-Prasideutcn  er- 
halten öfters  au^seHcm  p:rö<spre  lu  |  r  s  i  rntlonsgelder.  (Baiern  Min.  d.  Aeu&s.  i.  (i. 
/,.  B.  32,400  M.).  W  egen  letzteren  tubtauüä  bedeutend  höhere  Euoluueutc  der  (ie- 
aandten.  In  Oesterr.  Min. -Präs.  12.000  lt.  Geb.,  14,000  R  Fanet  -  Zulage ,  die 
Dop. -Min.  bez.  10.000  fl.  und  10,000  fl,  dazu  z.  Th.  freie  Dienstwohu.  In  Baieru 
Dep.-Mini.M.T  10.^00  M.  (Ich.,  je  ."»400  M.  Fuiui  -Zulage  u.  Kcpräsciit.- Kosten.  Die 
französische  Kinthciiung  innerhalb  der  Miui^sterien  gestattet  keinen  ganz  genauen 
Vergleich  mit  der  der  deutschen  Staaten.  Die  Ministerbesoldung  war  im  kais.  Frank- 
rci(  h  lifalls  otiverhftltjiissmäsäig  hoch.  S.  auch  Hock,  Flmuiz.  Frankreichs  S.  Hl. 
Aticli  in  Preussen  ist  die  BesoMim«:  il'-s  Mini>1cr?5.  wenn  man  freie  und  meublirte. 
mit  allem  Haii<?rath  versehene  Wulmunj;  ;iuf  0000  M.  anschlägt,  relativ  hoch  verg-lirhen 
mit  der  Bezahlung  der  liiiilie,  früher  mehr  als  das  Fiinffache,  jetzt  etwa,  mit  Zuschlag 
des  Wohnuiigsgelds  von  1200  H.  bei  den  R&tben  c.  das  Vierfache,  in  Oesterreich 
(obige  Zahlen  incl.  Functionszulage)  doch  nur  etwa  das  J'  '^.  -3 fache.  Der  Fehler 
liegt  in  Prcn^son  filx  r  nif^ht  in  zu  hoher  Besoldung  der  Minister,  die  vielmehr  selbst 
zu  aieUiig  ist,  sontiern  in  immer  uoch  zu  niedriger  der  Kiithe.  Einige  der  letzteren 
haben  in  Preussen  vohl  Neben&mter  mit  Ueinon  Gehalten  oder  RemononUionen.  In 
Dcufschen  Keich  bezieht  der  Kcii  hskanzler  54,000  M.  Gehalt,  die  Staatssecret.'irc 
•JO.OOO,  24,000,  36,000  M.,  alle  mit  fr.  Dicn>t\vohn  Diro.  turen  u.  Vortrag.  Käthe  vrw 
in  Preussen.  Im  K.  Sachseu  Minister  2l,oOO,  Minist. -DirecL  11,000,  Min.-kätho 
9000—7200,  Pror.-Chefs  (Kreishaoptleiite)  11,000  M.  fn  Wörtern b.  Min.-PrSs. 
23,143,  Depart.-Min.  18,000,  Mio.- Dir.  6S00,  Min. -Käthe  6400-4100.  Prov.-Chefii 
tiSOO  — 0400  M.  In  Baden:  Mln.-Pr5s.  14,400,  Dep.-Min.  12,000,  Min.-Käthi- 
tibOO  —  3500.  —  In  Nordamerika  und  der  Schweiz  sind  die  üehaltsunierschiede 
zwischen  btthereii  und  niederen  Beamten  viel  kleiner.  &  auch  Hock,  FlaaDzen 
AmerikM,  S.  98. 

ft)  GehaltssteigeruDgeu  nach  dem  Dienstalter  in  dem- 
selben Amte  Bind  im  Dienste  der  modernen  Staaten  anch  deshalb 
j^ebuten^  weil  die  Zahl  der  Beamten  in  höheren  Aemteru 
regelmässig  eine  so  viel  kleinere  wird. 

£s  muss  deshalb  ein  grosser  Thcil  der  Staatsdioner  nothwcadig  lange  in  niedrigeren 
Aemteru  stehen  bleiben.    0ie  Zulagen  nach  dem  Dienstalter  mossen  dann  um  ao 


Digitized  by  Google 


UohailBabstofliDg  nach  Dienstalter»  357 

häufiger  and  bcdeatender  sein,  je  später  der  Beamte  iu  genügende  Besoldaug  eintritt, 
wühr  -n  l  scltent^r  und  geringer  sein  iiOnuen«  venu  die  im  vorigen  §.  geäteliten 
Aiiforücruhgeu  crfulit  werden. 

Theilt  nan  z.  B.  die  Beamten  des  prenss.  Jnztizdienstesnaeli  der  nngef&hren 

Meichhcit  ihrer  Gehaltsbezüge  u.  Rangverhältnisse  in  Classen,  so  erhiilt  man  {iiid. 
K'-.^iri  Si'r"!i!2;i'n  im  preuss.  St.iatc  altt>n  üiiifanjp5  om  1S70:  T.  Olasse  1  Stelle  (Präs. 
d.  ubertnb.;.  —  IL  Gl.  47  Steilen  (Vicepräs.  desselben ,  ücneralstaatsanwalt,  Präs. 
2.  Inst,  Qeneralprocar.).  —  III.  Gl.  54  Stellen  (Rftthe  n.  Gbeistaatsanw.  am  Obertrib.).  — 
IV.  Cl.  630  Stellen  (Pras.  d.  Ger.  1.  Inst.,  Kitli."  2  Inst.,  01)crstaatsanw.  bei  (Jer. 
2.  Inst,  ^lenerakdroc,,  Oberprocor.).  V.  fl.  2M  4  Stellen  (Richter  1.  Inst.,  Staats- 
anwälte, Procoratoren,  Landgcrichtsasscssoren  am  Rhein).  —  Gegenwärtig  (1883)  er* 
^ebt  eüie  &linUebe  Berocliniing  f.  d.  ganzen  prenss  Staat  (inel.  Refclisgericht,  indem 
60*/„  der  Senatspräs.  u.  Käthe  auf  Prcossen  gerechnet  werden):  I.  Cl.  1  (Präs.  d. 
R- ii  lisüTcr.V,  II.  Cl.  18  (Senatspräs.  u.  Oberreichsanwalt  d.  Reichsger.,  Präs.  d.  Ober- 
landesger.'; III.  Cl.  37  (Käthe  u.  Staatsanwälte  am  Koiihsgcr.V,  IV.  Cl.  140  ^Sen  - 
pris.  u.  Oberstaatsanwälte  d,  ObcrIandcsger.,  Landgcr.präs.);  V.  Cl.  504  (Käthe  am 
Oberlandesgcr.,  Dir.,  erste  Staatsanwälte  d.  Landgerichte);  \  I  Cl  .'!Ö47  (.Staatsanw. 
hei  d.  Oberlaiidcsi!;.;r.,  «Is^;!.  1»ci  d.  Lainlgrr.,  Landrichter  u.  Ami  li'^litur  bei  letztereni. 
Die  „Carricre"  im  Jüstdiuiist  ist  hiernach  für  die  oberen  stellen  (Cl.  I— III)  und 
für  die  mittleren  (Cl  IV  in  1870,  CL  IV  u.  V  in  18S3)  noch  ungunstiger  ge- 
worden, denn  damals  kamen  anf  1  der  höheren  Stollan  27.0,  auf  1  der  mittleren  44,7 
unterste  Justizbeamte,  jetzt  bez.  f]H,'i  n.  55.1,  d.  h.  für  den  RiclitLi-  1.  Instvinz  ist  die 
Chance  in  den  mittleren  Dienst  /u  kommen  um  23  "/o»  höh*  ron  Dienst  um 

129  7©  schlechter.  Die  höheren  AcuUcr  werden  erst  in  höherem  Alter  erreicht,  wo 
(üe  Zahl  der  Aspiranten  durch  Tod.  Pensionimng  u.  Uebergang  in  andere  Zweige 
-  linn  stark  Erdichtet  ist,  verglichen  z.  B.  mit  dem  Personal  in  1.  Instanz,  aber  immer- 
hin /ci^t  die  grosse  Verschiedenheit  der  Stelicnzahi  die  fiichtigkeit  der  Bemerkung 
im  Texte. 

Zar  Darchfnhning:  dieser  Forderung  giebt  es  yerscbiedeoe 
W^e,  namentlich  folgende  drei:  £inmal  1)  das  ältere  Sjstenii 
Aemter  derselben  Kategorie  nnd  Klasse  an  yersehiednen 
i  Orten  mit  yercblednen  €^balten  zn  versehen  nnd  die  Beamten 

dann  durch  örtliche  Verset/ung  in  höhere  Gehahe  aufsteigen  zu 
köseD,  was  indessen  vielfach  sarhlich  uachtheilig  und  mit  anderen 
Kosten  sowie  mit  Belästigungen  tllr  den  Beamten  verbunden  ist, 
daher,  wie  es  auch  jetzt  meistens  geschehen  ist,  besser  auf- 
gegeben wird.  Sodann  2)  das  (pre assisehe)  System,  für 
jedes  Amt  einen  Dnrehsehnittsgehalt,  ein  Minimum,  ein 
Maximum  nnd  zwischen  beiden  feste  Gehaltsstufen  einzu- 
richten, wobei  der  Beamte  mit  dem  Minimum  beginnt  und  nach 
und  nach  in  die  anderen  hiufen  aufsteigt.  Letzteres  hängt  hier 
zwar  nicht  direct  von  der  vorgesetzten  Behörde  ah,  wohl  aber  von 
zuiäliigeu  onregeimässigen  Ereignissen ,  wie  von  Todesfällen, 
Pensionirungen ,  sonstigem  Ausscheiden  der  Vormänner  aus  dem 
betreifenden  Amte  u.  dgL  m.  Dadarch  wird  das  Ob  und  Wann 
des  Anfsteigens  ganz  uusieher  und  ott  sehr  ungleichmRssig  fUr  die 
einzelnen  Hintermänner,  mitnnter  sehr  rasch,  mitunter  sehr  lang- 
sam. Daher  verdient  wohl  31  das  Svstcni  fester  Dienstalters- 
zalagcn  tär  Perioden  von  Jahren  (z.  ß.  Quiuquennial* 
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zulagcu;  besBer  als  Decennialzulageu,  was  eiae  zu  lange  Perioiie 
ist)  für  Beamte^  welche  in  demselben  oder  in  einem  nach  Rang 
und  Gehalt  gleichstehenden  Amte  dienen»  den  Vorzag.  Es  macht 
diese  Zulagen  unabhängig  von  jeder  Willktthr  der  Vorgesetzten» 
bedingt  trotzdem  keine  Erlahmung  des  Diensteifers  oder  Nach- 
lässigkeit iiu  Dienste,  weil  das  sonstige  Avauceinent  und  die  Dis- 
ciplinarbefugnisse  der  Vorgesetzten  ja  bleiben.  Es  steigert  viel- 
leicht beim  ersten  Ucbergang  von  dem  zweiten  zu  ihm  den 
Besoidangsaufwand  iUr  die  Staatskassa  etwas,  aber  nicht  noth* 
wendig  oder  doch  nur  in  solchem  Maasse  auf  die  Daner»  wie  es 
durch  das  wahre  Interesse  nicht  bloss  des  Staatsdieners»  sondern 
auch  des  Staats  selbst  gefordert  wird. 

Tn  Preusscn  u.  danach  im  K o  i  rhsd!*>nstc  besteht  das  /wite  System.  8.  die 
obigea  btatist.  Daten  Uber  diü  Gohaitc,  z.  B.  Uberlandeägericliuraüiä  l>urchächu.geh. 
5700,  tirenzctt  4800—6600,  Stiifeii  von  600  M.,  Rtchter  1.  Inslanz  bes.  4200,  2400 
bis  6000,  Stnfeu  \.  300  M.  Man  plant  jetzt  (1583)  ein  neue^i  BeamtciibesoMiings- 
^cset/.  ho\  w  elchem  der  Uebergaag  zu  dem  dritten  System  wohl  ormitliGh  ervogen 
weiiicü  wird. 

Letzteres  besteht  mehrfache  so  auch  im  nooen  Gehaltsregidati?      1876  in 

Baiern.  Hlernai  h  erfolgen  fttr  die  Staatsdiener,  mit  Ausnahme  der  I.  Ciasse.  regol- 
inässigfö  Quiniiuennial-Alterszulagcn ,  bis  zur  Vlll.  Gl.  meistens  mn  ISOM., 
iüäbei>.  V.  5.  QaiiKjuenaiam  (,21.  J.)  au  um  180  M.  You  der  IX.  Ol.  au  steigt  der 
GiAalt  schon  nach  3  Diens^ahren,  alsdann  fom  6.  Jahr  an  noch  nach  QoiAqiouilen. 
Beispiel:  1.  Cl.  Minister  lO.SOO  M.  Gehalt,  dazu  5400  M.  Functionsgehalt  und 
5400  M,  KeprRsf!ntations2;elder.  —  II.  Cl.  z.  B.  Ministerialrätbc  nach  Qainquennieu: 
6600-7020— 73S0— 7740  M.,  nach  20  J.  180  M.  Plus,  bis  zum  Max.  v.  7^20  M.  — 

III.  Cl.  2.  B.  Op  rappcUrftthe:  5760— 6120— 6300--6480  —  dann  ISO  U.  Pias.  — 

IV.  Cl.  z.  B  Appollräthc:  4560—4920—5280—5460  —  dann  180  M.  Plus.  ü.  Ju 
anrh  feste  M i n i m al gc h alt o  für  die  U ni rersitätslehrcr  mit  solchen  Ahers- 
zulagcn:  ord.  Prof,  4200—4560—4740—4920  —  dauü  ISOM.  Pius,  ausserord.  Prot 
3160— 33eo-S$40— 3720  —  dann  180  M.  Pins. 

In  Oesterreich  i^Ges.  v.  15.  Apr.  1873'i  besteht  jetzt  folgende  Einrichtaug: 
Die  Beamten  /''rfaneri  in  11  üuiTrlasscii.  die  1  obersten  mit  Gehalten  in  Einer  festen 
Ziffer  (12000,  iuuoo,  bOOO,  7uua  Ü.J  u.  mit  Functionszulagou  (1.  Üi.  14000  ^ 
nnr  d.  Hio.prSs.,  2.  Gl.  10000,  Minister«  PrSs.  d.  obent  Ger.ho&  n.  d.  B6clinJM&» 
3.  Cl.  10000—1000,  Statthalter  u.  a..  4.  Cl.  4000—1000  fl.),  die  7  anderen  mit  je 
f*in*»!n  dreistufigen  (iehalte  u.  VorrUckong  darin  nach  5  Jahren  (also  beschr^mkte 
Quiu(iu.zulageü,  Cl.  V  4500,  5500,  6000,  CL  VI  2S00,  3200,  3600,  GL  Vli  2000, 
2200,  2400,  Gl.  Vm  1400,  1600,  1800,  Gl.  IX  1100,  1300,  1300,  GL  X  900,  950, 
1000,  Cl.  XI  600,  700,  800  fl.)  und  Activitätszulagcn  nach  diesen  Classen  und 
nach  Ortsclassen  (Wien,  z.  B.  300,  400,  500,  000,  700,  800,  1000  H,  Orte  Ober 
50,000  von  10—50,000  u.  unter  10,000  Einwohneru). 

§.  159.  —  e)  Der  Zeitpnnct  fttr  den  Beginn  eines 
AnspruobB  auf  Ruhegehalt,  die  Höhe  dieses  letzteren 
und  das  VerhältniBS  desselben  zum  Gehalt  im  actiTen 

Dienste  muss  richtig  bestimmt  \v er deu. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  Bestimmungen  nhor  Kuhegehalt  und  Warte^M  im 
Staatsdienste,  aber  auch  der  Mangel  klarer  und  wisseuschaftUch  begrOuduter  Priocipien 
ist  gross,  iiaaieiitlich  such  in  Dentsohlaod.  YgL  Ilashacke  a.  «.  0.  Die  ungon- 
stigsten  Bestimmungen  in  Preossen  und  im  I>e«tschen  Reich  selbst  nsch  den  v«^ 

s. 
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beuaenuigcii  v.  IST2,  im  Ganzen  die  günstigäteo  iti  Kiisslaad.  S.  d.  neue  prenss. 
Pf'n^ionsgesetz  v.  27. März  1S72  (f.d. uninittelb.  StaatslH  ainteii)  u. NoFclle  v.31.  März  1S82, 
danu  d.  lieicbsgos.  Uber  d.  Rechtsv erhältoisse  der  iieichsbeamtea  v.  31.  Mär/  1873 
(darftber  mein  Anft.  in  Holtzendorff's  Jehtb.  Uber  Reicliflfin.,  III,  175  ff.),  vomit  das 
neue  Militärpensionsgesetz  r.  27.  Juni  1871  zu  Ter^eichen  ist  (ebendas.  S.  105  (T.). 
Auf  dif;  ap:vrt('ii  V(^rii;iltiiissc  »les  Militärpen sionswosenf  winl  lii-T  nicht  nüher  oini^e- 
gmgcn  \ß,  darüber  meinen  geu.  Auf^atz).  Der  sachlich  bcgrOadcte  Uauptuuterschied 
lenkt  netartlch  danaf,  dass  beim  Militär  im  Kriege  dorch  den  Dienst  selbst 
die  Dienstuntaugiii  hkcit  bewirkt  winl  und  leicht  und  sicher  dies  GanSalmoment  sich 
nachweisen  lässt.  l  eher  riiit-  Analogie  des  Civildiensts  auch  hier  s.  a.  a.  0.  S.  178. 
Ändere  Unterschiede  sind  sachlich  kaum  geboten,  denn  das  Ausscheiden  wegen 
Terminderter  körperlicher  Tüchtigkeit  wäre  nicht  nur  im  Militürdicnst  erwünscht, 
wenn  aach  in  beiden  Zweigen  in  dieser  Hinsicht  ein  renchiedener  Messstab  anzo- 
legen  ist 

Es  cmpficLIt  sich,  entgegen  eiuer  verbreiteteu  Aiischiimiu^ 
und  Slaat^^praxis,  welche  eine  l'alRch  verstandene  Sparsamkeit 
über  die  wahren  Interessen  des  Staatsdienstes  selbst  (keineswegs 
nur  des  einzelnen  Staatsdieners)  setzen,  folgende  Einrichtung. 

a)  Der  Beginn  eines  Anspruchs  anf  den  Gennss  eines 
Bnhegehalts  (Pension)  Überhaupt  darf  nicht  zn  spät  eintreten, 
passend  etwa  nach  vollendetem  fünften  Dienstjahre.  Es  soll 
aber  hier  die  Pension  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  des  Gehalts, 
z.  B.  ein  Viertel  erreichen. 

So  in  Anhalt  bei  5  and  weniger  Dienstjahren  Vid  Gehalten  tlber  und 
"/„  von  Gehalten  unter  300  Thlr.  In  Baden  von  dem  (bei  Rctr.lgen  von  über  GOü  11. 
bei  der  Feusionirung  stets  um  Va  Ferkdrzten)  Gehalt  vom  ?olIeiid.  5.  bis  10.  Dienst- 
jabre  70*'/u  (d.  L  56%  v<  ganzen  Gehalt),  in  Hessen  in  d.  ersten  10  Dienstjahren 
70*/,,  in  Baiern  dsgL  70,  resp.  S0°/,..  Auch  <li'^  mrUh-n  an  I,  D.  Kleinstaaten 
^eben  r.  Anfang  an  Ansprüfhf  auf  Ruhegehalt,  dsgl.  I  rankr-  ich  v.  V>.  Jahre  an 
(10";o\  Russland  in  gew.  Fällen  v.  5.  an  (.^ll'/aVoK  Würtcmberg  ?.  Follcnd.  9. 
aa  (407o^t  Sachsen  v.  Tollend.  10.  an  (30%),  Oesterreich  desgl.  nach  d.  nenen 
Veroidn.  f.  9.  Dec.  lSfi6  (SSVa**/«).  Preossen  nach  d.  Pensionsregl.  v.  :^0.  April  IS25 
(laircs^'^n  erst  y.  vollcnd.  15.  J.  an  (von  da  ab  bis  zum  10.  mir  jetzt  na  h  d. 

neuen  Ges.  r.  foUeod.  lU.  J.  au  25%,  ebenso  im  Cifil-  und  Militürdicnst  des  I). 
Reichs.  Mitanter  sind  die  PensiansreiiilUtnisse  bei  niederen  Gehalten  etwas  günstiger 
L  B.  in  Würtcmberg);  bd  ganz  kleinen' Gehalten  werden  wohl  absolute  Minl- 
malbetrii^re  der  Tensionen  normirt,  in  Pff^nsson  früliir  fi'>  Tlilr.  Für  die 
Zeit  vor  Heginn  des  Pensionsanspruf  hs  mitunter  .,G  na d  c n bcwilligungen",  auch  wohl 
ciomaligc  Abfertigungen  tso  in  Oesterr.  nach  V.  v.  ISOC  1 — I'/afachcs  des  Jahres- 
l^ehalts.  Hier  anch  die  Restimm.,  dass  event.  dem  Beamten,  unter  Verzicht  anf 
Pension,  statt  deren  ein  2jfthr.  Gehalt  als  Abfindung  anf  seinen  Wunsch  gegeben 
werden  kann). 

fl)  Die  Höhe  der  Pension  mnss  alsdann  von  Jahr  za 
Jahr,  nicht  nnr  nach  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  von  5  oder 

gar  10  Jahren)  angemessen  steigen. 

Vrr  iilirlirlic  Zti\v;»<lis  kann  fntwodir  in  der  ganzen  Dien^t:'  ir  »Irr  frl.Mchd 
oder  jj^sscad  etwa  in  der  ersten  Hälfte  derselben  ein  etwas  lucd ri gerer  als 
io  der  zweiten  sein,  z.  B.  vom  6.  bis  20.  Jahr  1%.  vom  21.  bis  40.  Jahre  2\/oV(p 
wtm  nach  .5  Xahven  die  Vieitelpension  eintritt. 

In  Prons<;en  stiesr  d.  Ruhcfrohalt  früher  im  1.  Jahrfünf  der  PensionjifSbttjlidt 
na       in  jedem  folgenden  bis  zum  50.  Diens^ahre  um  Vi«  der  Besoldung,  jetzt  iu 
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Freasbeu  wie  im  Beich  dio  gleiche  uud  jahrliche  Progressioa  um  Vso«  ^ 
1882  in  Pr.  am  Vm*  Aach  fiele  and.  D.  Staaten  laseon  die  Pennen  im  Anftn^ 

oder  aui  Kmlc  der  Dienstzeit  nnr  nach  Jahresperioden  steigOD  {z.  B.  Baden  6.  bis 
11.  J.  5(i"4.  40  u.  weiter  80%,  Sachsen  11.  bis  15.  30,  45.  n.  s.  w..  jetzt  40.80%. 
Baiem  aUe  10  J.  107^  mehr»  U esterreich  11.  bis  15.  J.  V,,  16.  bis  20.  %,  dann 
aHe  5  S,  nm  \  mehr,  daher  nach  d.  40.  J.  Betrag  d.  Pens,  gleich  dem  Gehah  <Y. 
V.  9.  Dec.  186G).  Frankreich  ¥.  3S.  an  '0%,  Russland  v.  6.  bis  10.  'I3,  11. 
bis  20.  %,  21.  >ns  30.  %,  dann  roll,  im  Lehrdienst  bis  zum  20.  J.  nichts  (v.  11. 
an  einmal.  JahresgehaltJ ,  21.  bis  25.  J.  ^{^^  dann  rollj.  £s  ist  nicht  einzusehen, 
wamm  1  und  5  oder  gar  1  und  10  Dienstjahie  mehr  gaos  gidch  sSblen  aollen. 
Richtige  jährliche  Progression  z.  B.  ja  Würtemberg  y.  10.  bis  40.  ijahrl.  Steigen 
um  1'/*%  bei  Besold,  bis  2100  M.,  um  IVaVo  '^^^i  dem  darfil)cr  hinausgehenden 
Betrage),  Baden  7.  U.  bis  40.  yährL  um  1%)«  'lo^^h  bosser  in  Sachsen  jährl.  um 
17„  V.  n.  bis  25.  J.,  T.  26.  his  S5,  um  lV»7o.  bis  45.  um  2Vi%,  jetit  hier 

(seit  1^70)  V.  16.  bis  25.  J.  um  2,  25.  bis  30.  J.  um  3,  35.  bis  40.  J.  um  l^^.  Auch 
in  Frankreich  v.  6.  Jahr  an  jährl.  um  l*/a7o  mehr,  später  etwas  grössere  Pro- 
gression. Nach  d.  Ges.  r.  9.  Juni  1853,  das  f.  alle  Pensionen  for  Staatsdienst  aus  der 
Zeit  nach  1S54  gilt,  ist  die  Jahresquote  i^ii'U  Cleo)'*  ^^^^  ^  ^  Pension 

50*/«  Q.  wichst  dann  mit  jedem  Jahre  um  2*/«  his  znm  ICaiimnm  ?.  75*/«. 

/)  Der  Anspruch  auf  Ruhegehalt  soll  uur  bis  zu  einem 
nicht  ZVL  hoch  gegriffenen  Dienst-  oder  Lebensalter, 
passend  etwa  bis  zum  ToUendeten  25.  oder  80.  Jahre  des  Dienstes 
oder  50.  oder  55.  (vielleiclit  60.)  des  Lebens,  noch  an  den 
besonderen  Nachweis  der  unversehnldeten  Dienstan- 
fäbigkeit  geknlipt't  sein.  Bei  einem  höheren  Dienst-  oder 
Lebensalter  muss  es  dieses  Kacli weises  zur  Geltendmachung  des 
Eechts  auf  die  .Normalpensiou  uicht  mehr  bedürfen. 

Doch  bedingt  auch  dann  ein  freiwilliger  Verzicht  des  Beamten  aofdas  Ami 

im  Allgemeinen  nur  in  dem  Falle  den  Anspruch  auf  den  Kuhegehalt,  wenn  det  Bo> 
arnto  nicht  in  ein  besoldetes  Amt  eines  anderen  Staats  oder  bei  Gemeinden,  Corpora- 
tioneu,  Ueselischaften «  Pri?aten  eintritt.  Ausnahmen  ?on  dieser  Kegel  sind  indessen 
mitonter  statthaft,  and  zwar  auch  im  Interesse  des  Staatadiemtes. 

Diese  Regel  wird  man  wenigstens  in  Deotschland  nicht  leicht  fahren  lassen, 
sie  i>i  mitunter  im  Pensionsrcglement  besonders  aus-'j-sf  rochen ,  z.  B.  in  \Vürf<rm- 
berg.  Ausnahmen  werden  passend  in  solchen  Dieuatüiweigen  gemacht,  wo  die  Be- 
schallung der  genügenden  Aiheitskräfte  schwierig  iat  So  kOnnen  in  Rnssland 
Lehrbcamte  nach  dem  20.  Dienstjahrc  mit  der  halben,  nach  dem  25.  mit  der 
vollen  Pension  aubtreten  und  doch  Aemt^r  in  anderen  Staaten  QbcrnLhnuM!.  ohne  der 
Pension  verlustig  zu  gehen  (ausdrucklich  so  in  Fällen  der  Bernluug  von  DorpiUer 
Professoren  au  deutsche  Uaiversitlteii  entschieden  und  in  mir  bekaoalen  Beispielen 
gegenwartig  in  WirksamkeitX  AehnUche  gtUistige  Bedingongen  im  eng lisch-ost* 
indischen  Dienst--». 

In  Preussen  und  im  Kelche  mui»ste  der  Givilstaatädiener  bisher  in  jedem 
Dienst-  oder  Lebensalter  noch  specioU  die  physische  oder  geistige  ünf&bigkeit  nach- 
weiben.  Die  Novelle  7.  1SS2  hat  diese  Bestimmong  t  aus  dem  Staatsdienst  ans- 
scheidrndc  Staatsminister  n.  f.  Beamte  über  65  Jahre  izu  spät!)  beseitigt  In  Sachsen 
fällt  diese  Hedinffiiiifj  fort  nach  dem  40.  Dienst-  oder  70.  (jetzt  65.)  Lebensjahre« 
ganz  ebenso  iu  Baiern,  in  Hessen;  in  Altenburg  nach  d.  45.  Dienst-  oder 
70.  Lebenqahr,  in  Würtemberg  nach  d.  40.  Dienst-  und  66.  Lebenajalne;  im 
Militärdienst  des  D.  Iviichs  jetzt  dsgl.  nach  v  !1  itd.  60.  Lebensjahre.  —  Unver- 
schuldete Dicnstun  ta  ufrlichkcit  bej^rundci  allgemein  im  pensionsf.ihii:«.Q 
Alter  Pensionsaii&prücLü,  im  Diuiibt  zugezogene  oder  Kriogsdienstzeit  lin  Deutschlaud 
hoher  gerechnet)  günstigere.  Ersteres  gilt  als  selbstTorständlich  und  doch  ist  es 
eines  der  wichtigsten  Beis^ele,  welche  die  so  viel  gesicheitere  SteUnng  des  ArbeiteD 
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im  Staatsdienst  Ferg^Iichen  mit  anderen,  uamentlicli  den  gewöhnlichen  Arbeitern 
deutlich  zciixen.  Krankheit  o.  df^l.  kannte  auch  der  Stastädienor ,  wie  jeder  Andere, 
als  einen  Zufali  alloia  tragen  luusäen.  Bei  einer  ordentlichen  Einrichtung  der  In- 
vatiditit8>  und  KnokeDvenichenng  wUe  das  aaoh  möglich«  gleichwohl  itazireclnnjbKig. 
Die  jetzige  Bestimmung  hftt  im  StufsdiensC  »och  das  Gute,  diesen  leichter  ron  solchen 
Penonen  za  befreien. 

^)  Wird  ein  Beamter  ohne  sein  Verschnldeii  aus  aligememen 
Dienstrflekslcbten  gegen  seinen  Willen  von  der  Staatsgewalt  znr 

Disposition  gestellt,  so  darf  das  Wartegeld  unter  keinen 
Umständen  weniger  betragen  als  der  normale  Ruhegebalt.  Es 
ist  aber  auch  angemessen,  das  Wartcgeid  erheblich  höher 
wenigstens  in  den  jüngeren  Dienst-  und  Lebensaitern  zu  be- 
stimmen, etwa  anf  75  —  90%  des  Gebalts. 

Allerdings  liegt  hei  einem  hohen  Wartcgeid  gerade  eine  finanzielle  (iefahr 
V  r,  welche  schon  bei  hohen  Rnhegehalten  nicht  ganz  zu  leugnen  ist:  persönliche 
Rücksichten,  missliche  Beamte  zu  entfernen,  schweigen  dann  elior  und  die  l>otr. 
Staatsausgabe  steigt  um  so  rascher  an.  Diese  Gefahr  ist  Uberhaupt  nur  durch  richtige 
Normen  l^ber  Znr-Disposition-Stellcn  und  Pensioniren  bei  einer  tüchtigen .  von  den 
Stinden  vu  9.  w,  controlirten  Staatsverwaltung  zu  vermeiden  (s.  z.  B.  die  prcuss.  Be* 
stimmiingrn  vom  14.  Juni  a.  21.  Oct.  I84S).  Die  Anforderungen  in  dieser  fie/.iehuag 
steigen  nur,  wenn  Wartegdd  und  Pension  billiger  Weise  höher  normirt  werden.  — 
Audi  das  Wartegcld  ist  in  rreuääcn  zu  niedrig,  Max.  200U  Thlr.,  bei  Gehalten 
70Q  1200  Thlr.  und  mehr  die  HUfte,  bei  geringeren  Besoldungen  steigt  es  bis  75% 
bei  240  Thlr.  u.  Minimum  ist  150  Thlr.  (allgemein  aussen.  Richter).  In  Sachsen 
ist  das  Wartegeld  \,„  der  Besoldung:  oder  gleich  dem  Pen.-'ionsbetrag-e,  wenn  iliescr 
hoher  ist,  iu  Wurtuiuberg  ^^aogenannte  Quicäciruug)  bei  lieauUua,  die  da^  4ü.  Jahr 
noch  nicht  heendetcn,  Va*  ^  j^es  weitere  Lebensjahr  nm  iVa  ""d  1'/«%  mehr, 
bei  'Multen  unter  und  über  1200  fl.  (jetzt  2400  bis  ZQjn  70.  J.,  Min.  600,  Max. 
3001)  Ii.  (jetzt  1200  —  bei  Volkssohullehrern  lOOO  M.  —  u.  fiOOO  M.,  Ges.  f, 
2S.  Juiii  1S76).    Mehrfach  Wartcgeid  und  Pension  gleich  hoch,  so  iu  Ücstcrreich. 

<)  Die  von  der  Staatsgewalt  angeordnete  Pensio- 
nirnng  darf  einen  höheren  Ruhegehalt  geben ,  als  wenn  der 
Beamte  freiwillig  oder  wegen  Krankheit  n.  s.  w.  den  Dienst 
Terlässi 

Kine  solche  Unterbclicidung  ist  kaum  noch  ausjrclMldet.  Auch  sie  birgt  kein«' 
bcsond.  haaiuielien  Gefahren .  wenn  die  (irundsatzc  für  Pcnsionirung  gehörig  nuruiirt 
«od.  Ueber  zwangsweise  Pensionimng  und  Zor-Dlsposition-Stttllung  s.  z.  6.  d.  Oentschc 
<h^iz  aber  d.  Rcchtsforh.  d.  Reicbsbeamton  §.  25  ff.,  34  if.  Dieser  Pnnct  gehört 
nicht  weiter  hierher. 

i)  Die  Höhe  der  Pension  soll  allmälig  nnd  zwar  in  einem 
nieht  zn  späten  Dienst-  nnd  Lebensalter  den  vollen 

Betrag  der  Besoldung  erreichen.  Als  passend  erscheint  das 
vollendete  40.  Dienst-  oder  65.  (hi»cbstcns,  ainr  besser  nicht 
erst,  das  70.)  Lebeu^ahr  als  Zeitbestimmung  für  diesen  Ansprach. 

Dies  ittm.E.  eiaHanptpiinct  einer  richtigen  Reform  des  bestehenden  Pensions- 
wesens. In  den  meisten  Landern  bh-ibt  die  Pension  auch  narh  noch  so  langer  Dienst- 
oder Lebenszeit  erheblich  unter  der  Hesoldunc:  stehen.  In  Preussen  err»»ichte  sie 
bisher  erst  nach  50  Diensj.  7d7o        letzten  Gehalts  (also  im  Ganzen  etwa  im  75. 
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Leben«*).  Oller  noch  spaten,  Hestimniungeii,  die  IciJer  in  Uaai  ncuo  Fcusioiibges«tz  u. 
iu  die  Kcichsgesctzgcbung  (auch  für  Militär)  liberpegan^eu  bind.  Erst  d.  preoM.  Ctcs. 
V.  liat  die  Erreichung  dieses  leider  festgehalt.  MaxA  r.  75%  venigstans  flüt 

dcoi  vdlendeten  40.  Jahre  bestimmt  'durch  (lic  Verandcnjng-  der  Jahressteigemng 
von  '  auf  v.  II.  J.  an).  Die  Pension  in  Krank  reich  bleibt  v.  M8.  Dienstj. 
an  aut  75"/u,  in  Sachsen  auf  SO"/,,  dos  Diensteinkommens  der  letzten  ?>  Jahre  t. 
45.  (jetzt  40.)  Diens^.  ao  stehen,  «uch  in  Wurtemberg  ^tcigt  sie  v.  40.  Dien&tj.  an 
nicht  mehr  tiber  O'iVa  '"'"^1^  *'">®'n'  i"  B.'idi  ii  geht  sie  nicht  über  SO"  ,,  lui  allen  Ge- 
halten übi-r  GOü  11.)  vom  40.  Uieiistj  ati  liiiiaus,  ähnlich  ist  es  in  einigen  Kleinätaaten. 
In  anderen  Fallen  ist  die  Pell^iou  iui  liclrage  des  vollen  (iehalts  doch  an  ein  z  a 
hohes  Dienstalter  gebunden,  so  an  50  Jahre  in  Hessen  and  nohreren  Kleinstaaten. 
In  Baiern  niaclit  rnan  Ixi  dem  A€tivg»:'halte  eine  /ieinlich  mns*»ipe  rntersclieidunjr 
zwischen  S  ta  im!  -  schielt  und  Dienstgehalt.  En>terer  bleibt  dem  Pensionär  and 
beträgt  im  1.  Jahrzohent  des  Dienstes  7,  im  2.  8,  im  3.  und  4.  0  Zehntel  des  bloss 
ans  eiDem  Haoptgeldbezug  (ohne  Nebenbezoge)  bestobenden  Gehalts.  Diese  9  Zehnte 
erhält  der  Beamte,  der  auf  Grund  von  40  Dienstjahren  oder  70  T.«  li.  nsjaliren  in  Pension 
tritt.  Richtig  gewahrt  dagegen  die  neue  Asterr  Ponsirmsordimnir  v.  M.  Dec.  18G6 
vollen  Gebalt  als  Pension  nach  40  Dieobtjahren.  In  Kusälaud  tritt  dicäe  volle  Pension 
sogar  h^  Gifilbeamtoi  schon  nach  SO  (ohne  Xachweis  der  Untaag)ichlr«if> ,  bd  Lehr» 
beamten  nach  25  und  in  gewissen  Fällen  der  UntanglichV"  it  nach  15  u.  20  Jafarea 
ein.  —  Neben  einem  bestimmten  Dienstalter  inuss  aber  auch  »in  <:e\»i^-es  Lebens- 
alter diesen  Anspruch  gewähren.  Fülle,  wo  alsdann  schon  nach  kurzem  Dienstalter 
dieses  Recht  eintritt,  werden  doch  nur  zu  den  Ausnahmen  f^ehOren  (z.  B.  bei  Ueber« 
nähme  eines  Beamten  aus  fremdem  Staatsdienste  oder  dergl.,  wo  ohnehin  die  fmhere 
Dienstzeit  angerechnet  zu  werden  pflegt).  Wenn  der  Grundsatz  feststeht,  so  wird  man 
in  der  Anstellung  älterer  Beamten  nur  vorsichtig  werden,  was  gewiss  gut  ist.  —  Mit 
der  Annahme  des  hier  befllnrorteten  Grondsatses  fallen  dann  auch  die  sehr  allgemein 
vorkommenden  Bestimmungen  über  ein  absolutes  Maximum,  das  eine  PeD:>ion 
(anrh  öfters  ein  Wartcgeld)  nicht  überschreiten  darf  'z.  B.  in  Pretissen  3000  Thir. 
nach  Cabinetsordre  v.  10.  Juni  lS4b  — ,  eine  Beschränkung  ist  auch  im  neuen  Gesetz 
§.11  fehlieben  d.  Eink.  Uber  4000  ThIr.  wird  bei  Berechn.  der  Pension  onr  mit 
angesetzt^;  (in  Sachsen  2000  Thlr.,  in  Würtemberg  3000  fl  .  ausnahmsweise  4000  1, 
jetzt  fGcs.  v.  iSTtJl  (3000  u.  0000  M..  bei  Lehrern  nur  1800  fl.^.  Diese  BestimraTi7i'r''n 
äind  mehrfach  ein  Zug^ländnüss  gegen  unverständige  Aogriü'e  auf  das  Pensionswesen 
tkherhaupt  gewesen  (so  1849).  Nor  ftr  Minister  und  Ähnliche  Beamte,  welche  cdne 
Stelle  nicht  lange  inne  ZU  haben  pflegen.  m'A'^cu  solche  Ausnahmen  eintreten  (im  D. 
Reich  tritt  bei  ihnen,  die  jederzeit  entlassbar,  ein  Pensionsanspmch  ron  ein,  wenn 
sie  das  Amt  mindestens  2  Jahre  bekleideten). 

17)  im  wahren  Interesse  des  Staats  wie  seiner  Diener  empfiehlt 
es  sieh^  an  letzteres  Dienst-  nnd  Lebensalter  —  wobei  fttr  diesen 
Fall  das  70.  Altersjahr  festgehalten  werden  mag  —  niefat  nur  das 

Kccht,  sondern  auch  die  Pficlit  mm  Austritt  aus  dem  aotiven 
Dieu8t  wenigsstens  als  Regel  zu  kiiujjl'en.  Für  eine  längere  Be- 
lassung  im  Amte,  die  dann  die  Ausnahme  ist,  mass  eine 
speoielle  Frtiiang  des  einzeineu  Falls  erfolgen. 

Dieser  (imndsatz  ist  bisher  gewiss  zom  Schaden  des  Slaatsdienstes  nur  fai 

seltenen  Fällen,  z.  B.  hei  wichtigeren  Milit&rchogen  i Difi^onsgeneräb  in  Frank- 
reich) in  der  l'raxis  angenommen.  Man  hat  wohl  dagegen  argumentirt  init  dem  Hin- 
weis auf  die  Leistungen  eines  MoUlic,  Humbuldt,  Thieni  o.  s.  v.  Aber  nach  solchen 
AnaoahmefUlen  kann  man  niemals  in  <}esotzen  gehen.  Es  banddt  sich  hier  um  eine 
statistische  Krfahrnngsregel.  die  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  zutriflt.  Die  prenSfib 
Nov»^l!<'  V.  J*<^2  IkU  liier  dnli-  r  mit  Recht  f.  üii  lUri-  litf-rl.  B»-am(e  die  Bestimmung 
getroüen,  dass  sie  nacli  vollcudetem  05.  Lebensjahre,  wenn  sie  nicht  selbst  ihre  V«r- 
aetzonc  in  den  Bobestand  beantragen,  nnler  gewissen  Onttlen  penaiMritt  wodsi 
ktonen.  AehnL  Bestimmnns  allgemein  glitig  f.  Beamtn  Uber  €5  J.  in  K,  Sachann, 
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Vjt6.  V.  3.  Juni  1S7(k  Ve  riiünftii,'  imd  meines  Erachtens  narlialiiuonswürth  ist  die 
EiiirichtTTn<j:  im  h5hor»ja  rus'-  i-'  !i  Lchrdiennt  (wohl  ursprun^rlich  als  besonderer 
Vortheil  iur  den  Lehrer  eingüiuiiit,  um  Lehrkräfte  zu  gewinnen,  aber  von  sehr  guten 
Ftigea  Pxt  dea  LehrdionsC  als  solcher  fewoideo).  Der  UsitrenitUilclirer  viid  z.  B. 
jiör  auf  2'»  Jahr  angestellt,  kann  dann  mit  seinem  vollen  Gehalt  als  Pension  austreten 
nai  b  d<  r  iitiu  rlichen  bedeutenden  (iehaltserhöhung  allerding:s  mir  mit  dem  früheren 
(iebait  ohne  i^uartiergold,  so  in  Dorpat  mit  circa  1430  U.  8.  bei  2400  U.  jetzigem 
Gehdt),  imiss  aber  auch  austreten,  wenn  er  nicht  wieder  prSsentiit  iriid.  Dies  kann 
nur  auf  Antrag  der  Facultät  unter  Zustimmung  von  "3  der  Mitglieder  des  Couseils 
(weiteren  Senats,  alle  Professoren  umfassend)  und  nur  2  mal  auf  je  5  Jahre  geschehen,  »0 
dass  35  Jahre  die  Maximaldienst^eit  ist.  (Neuestcus  ist  diese  Grenze  beseitigt  und 
Öftere  Wiederwahl  sngelasseu.)  Bei  solcher  Wiedenrahl  bezieht  der  Professor  neben 
seinem  Gehalte  zugleich  die  Pension,  welche  letztere  nach  je  5  Jahren  um 
Vs  steigt,  und  also  nach  35  Jahren  1%  des  ursprünglichen  Betrags  erreicht.  Die 
Stelle  des  Aostrctendcn  oder  Nichtwiedergewählteo  wird  neu  besetzt,  doch  behält 
defselbe  das  Reckt,  sa  lesen.  —  Bei  fielen  deutschen  Unirersit&ten,  2.  B.  allen 
preussischen  —  wie  denn  auch  das  neue  Pensionsgesetz  ausdrücklich  auf  Uni- 
versitätslehrer nicht  anwendbar  ist  —  erfolgt  grundsätzlich  keine  Pensionirung  des 
Lehreis,  was  als  persönlicher  Vortheil  gegenüber  den  sonstigen  Beamten  gilt 
und  mit  Becht  Kor  führt  es  in  der  Praxis  rollends  leicht  dazu,  dass  die  Aemter 
von  sehr  alten  Männern  inne  gehabt  werden  und  eine  Ncabeaetzang  doch  meistens 
erst  bei  einer  V.icanz  durch  Todesfall  eintritt,  —  sicherlich  im  Allgem.  ein  schidÜches 
YcrhaUuiis  mit  noch  iiiigiitisliijiTen  Fnl;^en  als  im  iiluigen  Staatsdienst. 

Wird  (las  Pec^ionswesen  nicht  iu  solcher  Weise  eioge- 
richtety  80  droht  stets  sehr  leicht  eiue  Ueberfflliaog  des  activen 
Staatsdienstes  mit  Greisen  und  deerepiden  Personen. 

Diese  suchen  so  lange  als  möglich  actir  zu  bleiben,  um  nur  am  Gehalt  keine 

Einbnsse  zo  erleiden,  und  aus  persönlichen  Rücksichten  werden  sie  gegen  das  Dieiist- 
interessc  im  Amte  belassen.  Bis  fast  zum  letzten  Athemzuge  müssen  sie  sieli  auf- 
arbeiten, ohne  in  der  berechtigten  Müsse  dos  höheren  Alters  die  oigenthumlichea 
Ttnzflge  dieser  Lebciisperiode  fbr  sich ,  ihre  Angehörigen  und  Akr  das  ganze  Volk 
inr  Geltung  bringen  *zo  können.  Die  Jüngeren  rücken  ungemein  langsam  nach.  Das 
von  diesen  zu  amortisirendc  Bilduni^skapital  wachst  immer  mehr  an.  Die  Activgchalte 
müssen  schliesslich  aas  diesem  Grunde  doch  nur  um  so  mehr  erhöht  werden  und  die 
gfciMm  Yiter  die  Gehalte  beziehen,  um  ihre  unentgeltlich  dienenden  oder  ungenügend 
bezahlten  Söhne  zu  unterhalten.  Die  Ersparung  am  Peusionsetat  ist  daher  doch  keiiic 
reelle.  (Gute  B'inerkunjren  darüber  v.  Engel  in  Preis  d.  Arh:'  u.  son>t).  Die 
ungünstige  Regelung  des  Pensionswesens  erklärt  sich  wohl  nur  aus  der  noch  weit 
renreiteten  Anschauung,  als  sei  die  GewShrung  eines  Ruhegehalts  etwas  Anomales, 
eine  besondere  Wohlfhat  im  Staatsdienst.  Sie  ist  aber  nur  eine  gerechte  Forderung, 
rclfhe  im  Grunde  fnr  alle  Arbeitsarten  aufzustellen  ist,  damit  wenigstens  die  wahren 
Selbstkosten  der  Arbeit  ersetzt  werden.  F&Ut  die  Pension  fort  oder  ist  sie  unge- 
nogend,  so  muss  der  Actirgohalt  uur  um  so  hSher  «du,  damit  daraus  dne  Alten« 
oder  InTaliditStsrsDto  gesichert  werden  kann,  wie  sich  ans  dem  Folgenden  ergiebL 

§.  160.  —  %.   FHr  die  richtige  Bemessang  der  Hohe 

des  Totalge  halt  8  imd  seiuei  iJaiiptposten  (§.  156)  sind  die- 
selben Grnndsätze  za  befolgen,  weiche  für  die  Regelung  der 
Höhe  jedes  Arbeitslohns  aai'znstellcu  sind.  Danach  müssen  ins- 
besondere die  Selbstkosten  der  Arbeit  richtig  und  vollständig 
ersetzt  werden.  Unter  den  Betrag  dieser  Selbstkosten  kann  auf 
die  Dan  er  der  Preis  der  Arbeit  oder  der  Lohn  nicht  sinken ,  sie 
bestimmen  also  das  Minimum  des  Lohnes^  wenn  die  Arbeit  be- 
ständig bedurft  wird  nnd  daher  angeboten  werden  mass.  Das 
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allgemeine  Lohnproblem  niiiuiit  hier  nur  fj^eniäss  der  specifisclicTi 
EigenthUmlichkeit  des  Staatsdienstes  eine  beöoadere  Gestalt  an. 

Die  Selbstkosten  der  Arbeit  setzen  sich  nun  ans  folgeDden 
fllnf  Posten  snsammen:  1)  Bedarf  fQr  die  Erhaltung  des 
Lebens  nnd  der  Arbeitskraft  während  der  Daner  der 
Arbeitsperiode;  2)  Bedarf  fttr  die  Anfbringun^;  ( Reservimug, 
bez.  ZaliliUi^  au  Versicherungsanstalten)  von  PriunieHj  um  sich 
[Ttvicn  vorzeitiire  Invalidität  und  Krankheit  zu  versidiein ; 
o)  bedarf  tür  die  Wiedererstattung  des  verwendeten  Er- 
ziehungs-  und  ßildungskapitals  (Amortisationsrente  dat'ür) 
einschliesslich  eines  Prämienbetrags,  um  sich  gegen  die  Gefahr 
nnvollstilndiger  Wiedererstattang  dieses  Kapitals  zu  sichern; 
4)  Bedarf  fttr  die  Erhaltung  des  Lebens  nach  Abscblnss 
der  Arbeitsperiode  (Altersrente);  5)  Bedarf  ft!r  die  nicht  oder 
nicht  genügend  erwerbsfähigen  Hinterbliebenen  des  Arbeiters 
(Witt wen-  und  Waisenpen sio n).  Im  Folgenden  ist  die 
Gestaltung  dieser  fünf  Posten  bei  der  Arbeit  des  Staats- 
dieners  zu  nntersuchen. 

8.  hier  namentl.  Engel,  Preis  der  Arbeit,  S.  ^6  ü',  bes.  über  die  gcaauuteu 
Prftmioiibeliftgo,  die  der  Lohn  decken  rnuss,  (emeoert  a.  veiter  »lugefllhrt  r.  En^el 
in  d.  Aafs.  in  d.  prcuss.  sut.  Ztschr.  1876  8.  482  If.).  Diese  Erftrtemnffen  sind  im 
Texte  melirfftch  beantzt  wordoD. 

§.  Die  dauernden  Selbstkosten  der  Arbeit  des 
ötaatsd  icners. 

a)  Der  Gebalt  muss  zunächst  hinreichen  ftir  den  Standes- 
gemässen  Lebensbedarf  des  Beamten  nnd  der  %'on  ihm  in 
ttbiicher  Zeit  begründeten  Familie  Üblichen  Umfange, 
also  ohne  Voranssetznng  eigenen  Vermögens  bei  dem  Beamten 
nnd  mit  Voraussetzung  des  im  Dienstinteresse  erfolgenden  Ver- 
bots  gcwühnlichen  Gewerbebetriebs  für  den  activen  Beamten. 

Das  Moment  de:»  ^taIldcsgcmässen  Bedarfs  isi  in  unserem  bestehenden  Wiitli-> 
srhaftssystem  bei  der  obwaltendLii  ungleichen  Vertheilang  dos  VoIUoinkoinmeiü 
berechtigt.  Vgl.  Wagner,  Grundieg.  I,  1.  Abth.  Kap.  2,  §.94  (1.  Von  gan^  anderen 
socialen  Zuständen  darf  hier  abgesehen  werden.  Die  Staatsbeamten  der  verschietienen 
Kategorien  mflssen  in  ihren  EinkoromenTorh&ltnissen  venigtteos  cinigerioassen  den 
rntsprcrhrnden  übrigen  Gesellschaftsclnssen  gleichstehen.  —  Auch  der  Staatsdiener 
wie  jeder  AndtTO  hat  dio  Folgen  einer  überniäs«iig  zalilrcirhrti  Familie  selbst  zu 
tragen.  Die  bäuiigc  Moliviruug  der  Forderung  einer  <rehalti>zulagti  uat  der  Grösse 
der  Familie  ist  iinsutthaft.  Beamte  bedürfen  bei  uns  regelmässig  z.  Geveibelietrieb 
einer  besonderen  Kriaubniss  der  Dienstbehörde.  S.  z.  R.  übtT  Pr<  ns-en  die  Be- 
aiimmuajcen  bei  Mascher,  Civilstaatsdienst .  S.  110  ff.,  113  If.  Jetzt  gehOren  hier- 
her auch  die  berechtigten  neueren  gesetzlichen  Verbote  f.  actire  Staatsbcainie, 
remnneratire  Stellangeii  in  AcUen-  n.  Abnliclieii  Gesellscliaflen  iDzuoebmen.  S. 
prevss.  Ges.  r.  10.  Juni  1874. 
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In  Aemtcrn,  welche  nach  der  Stellung  des  Inhabers  besondere  Nebonaoa- 
^abcn  mit  sich  briiifren.  ist  dafür  ein  antremessener  Zuschlag,  nach  der  spcciell  zu 
rerrcchncnden  Aufgabe  oder  besser  als  Pauschsumme,  zu  guWcIhron  (Functions- 
iidage),  der  mit  dem  Austritt  aas  diesem  Amte  wieder  fortflUt  Die  Annahme 
jedoch,  dsLäs  jedes  Amt  an  sich  solche  Ausgaben  veranlasse,  womit  man  die  Unter- 
i^cheidung  <  !rHs  Standes-  und  Dienstgehaltes  im  Aftivitritsg^ehnlt  und  die  allgemein 
üiedugeren  Vvaitegelder  und  Pensionen  hat  rechtiertigeu  wollen,  entspricht  der  Sach- 
hge  dodi  kaum. 

Bei  UiniStern,  bcsond.  dem  des  Aeossern,  mehr  noch  bei  Gesandten,  (ieneral- 
consoln  u.  9.  w.  ist  die  Unterscheidung:  g-cr  chtfertigt.  Die  sclir  liolion  ErDolumcut»^ 
der  Gesandten  (z.  B.  der  deutsche  Botscii.  in  Fraukr.  120,000,  in  England  150,000, 
in  Oeeterr.  120«000,  in  BnssL  150,000,  in  Italien  100,000  M.,  ausserdem  oberaU  freie 
Dieostwebnani;)  sind  grösstcnthcils  solche  Fnnctionszulagen ,  die  denn  auch  bei  der 
Rorcchnun?  des  pcns.fah.  Einkommens  ausfallen.  Die  allgenicinc  Untoncheidung  in 
Baieni,  jetzt  bei  den  5  Glassea  höherer  Beamten  aach  in  Oesterreich. 

Für  die  BemesBiiDg  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  bilden 
nnr  zaml&Bsige  Hauabaltbndgets  der  einzelnen  nach  der 

Einkommengrüöse  geordneten  Bevölkerungsklassen  eine  sichere 
Grundlage. 

Leider  felilen  solche  meistens  oder  werden  bei  der  (Jchaltsrcg^clung  nicht  ge- 
nügend bca-  lirct.  Eiiie  Vergleichiitif:  der  Beamteneliiaseii  mit  ähnlich  gestellten  Classcn 
der  Gewerbe-  uud  Handeltreibenden  und  besoudcrä  auch  der  übrigen  liberalen  Pro- 
fiaslonon  mnss  weiter  als  Anhaltspunkt  dienen.  Eine  wesentlich  ungQnstigere 
materielle  I^gc  der  Slaatsdiener  hat  die  grössten  Bedenken  und  verstösst  durchaus 
gegen  das  wahre  Interesse  des  Staatsdi  iistps ,  selbst  dann,  wenn  bei  den  trewührten 
Gehalten  nicht  gleich  ein  Mangel  an  biaabUieost- Aspirunicn  eintritt.  Freilich  darf 
beim  VergiMch  mit  anderen  Glsssen  die  Ehre  der  Strang  d.  s.  w.  (§.  15S)  und  die 
Sicherheit  fies  Einkommens  vollauf  berücksiclifijrt  werden. 

Besonders  wielitij:  ist  die  statist.  Erfaliriiii^>repi-1,  die  von  En;jel  ftlr  den 
Xaliiungbcdarf,  von  Schwabe,  Bruch,  Laspeyrcs  auch  für  den  \V ohuungsbedarf 
nachgewiesen  ist,  dass  n&mlicli  die  Qnete  tdr  diesen  nethwendigen  Bedarf  um  so 
grosser  wird,  je  kleiner  das  absolute  Einkommen  i.<t.  S.  Berl.  Städt.  Jahrb.  1868, 
1S61).  Balt.  Monatsschr.  1870,  Berechn.  tlber  d.  Verhältn.  d.  Miethc  zum  Einkommen 
Ton  Laspeyres  in  d.  Ztschr.  d.  Sachs.  statisL  Bur.  IS'ti.  (Lcipz.,  Hamb.,  Berl.  vor- 
^fcfaeo).  Die  ucneren  rerdlenstrollen  Arbeiten  der  sthdt  Statist  Boreanx  in  Berlin, 
Krankf.  a.  M.,  Privatarb«;iten  v.  Schnapper,  Dehn,  Ballin  u.  A.  m.  über  „Arbeiter- 
budgets** sind  auch  fnr  die  Besoldungsfrag:en  der  ünterbeamten  Heachtenswertli.  S. 
bes.  Balliu,  Haushalt  d.  arbeiL  Classcn,  1.  Th.  Berl.  ISSß  ^Zus.steli.  der  Arbciteu 
verschied.  Statistiker).  Aehnliche  Untorsnchnng  Itber  den  Haushalt  der  mittleren  u. 
höheren  Beamten  sollten  jeder  umfassetuleiv3n  Regulirung  der  (johalto  vorangehen* 
So  sehr  zuzugeben  ist,  dass,  je  höher  das  Einkommen,  desto  mehr  das,  was  zum 
„Bedarf'  gehört,  eine  sehr  variable  Grösse  ist,  u.  der  alte  Satz  immer  gilt  „mit 
Tielem  hftit  man  Haus,  mit  Wenigem  kommt  man  aach  ans'*  —  selbst  ohne  reell 
s-hr  eu)]>niidliche  EinschlUnkungen ,  indem  eben  nur  überhaupt  sparsamer  gewirth- 
srhaftet  wird.  —  ?o  lassen  sich  doch  auch  hier  prcwisbe  typisrhe  Bed ar fiscal rn 
als  Grundlage  der  Besoldungsregeluug  des  mittleren  u.  sogar  des  höheren  u.  höchsten 
Beamtenthuros  aofstcllcn. 

Kotbwendig  und  zwar  in  keiner  Zeit  mehr  als  in  der  Gegen- 
wart aiDd  beeonders  zwei  Forderungen  fttr  die  Gehalts- 
Dormirang  zu  stellen :  einmal  mttssen  die  zeitlichen,  sodann 
die  Ortlichen  Preisverschiedenheiten  der  Lebens- 
bedürfnisse (i.  w.  S.)  und  namentlich  die  in  beiden  Torgehen- 
den  Veränderungen  berücksichtigt  werden. 
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a)  Es  ist  daher  eiomal  die  rechtzeitige  und  entsprechende 
Erhöbung  der  Gehalte  bei  einer  allgemeinen  Preissteige- 
rung (in  Folge  eigentlicher  Geldentwerthung ,  —  wie 

wir  sie  iui  Ganzen  in  Eiiiupa  im  Ictztcü  Menschenalter,  trotz 
neuerlichen  Kückganj^s  der  l'reisbevvegung,  erlebt  haben  —  oder 
einer  Umgestaltung  der  Verkehrsverhältnisse  u.  s.  w. 
—  wie  sie  besonders  seit  den  40er  Jahren  aaf  dem  Continente 
ebenfalls  preissteigerndf  zumal  fttr  Agrarproducte ,  eingewirkt 
hat  ferner  aber  nicht  minder  bei  einer  dem  fortschreiten- 
den allgemeinen  Wohlstand  Kusnschreibenden  Er- 
höhung der  LebensansprUche  in  der  ganzen  Berölkernng 
und  namentlich  bei  den  mit  den  bflheren  Beamten  zunächst  zu 
vergleichenden  wohlhabenderen  Gesellschaftsklassou  m  thwendig. 
In  dieser  Beziehung  erfolgen  die  erforderlichen  Gehaltserhöhungen 
besonders  in  unserer  Zeit  zu  langsam,  zu  spärlich,  zu  nnregelmässig 
und  zu  wenig  rationell. 

Statistische  Vor^'leichungcii  von  GehaltsvcräiKlLTiingeii  in  ilicscru  Jahrliun<J<j;rt 
u.  A.  bei  Engel,  preuää.  stat  Ztsclir.  1S76  S.  491  ulier  Preubäcii,  bei  Kiccke 
Verfass.  o.  s.  w.  W.s  S.  111  ttber  Wurtemb.  Z.  B.  in  Preasseo  1825  n.  1S72 
(hier  ohne  Wohn.geld  noch)  Obcrpriis.  COOO  u.  7000  Thlr.  oder  10  7%  Plus  (am  h  fr. 
Wohn.),  Minist.director  bez.  3500^1500.  i.  D.  4165,  jetzt  5000  Thlr.  Pius  v.  2u%, 
Mioisträthc  bez.  2000— 2hOO,  i.  D.  2520,  jet2t  2500— .$300,  i.  D.  2000,  (+  15.17«). 
Lmdiitho  (1850)  800—1200,  i.  D.  1000«  jetzt  1200  bis  1600,  L  D.  1400  (+  40*/«). 
Richter  1.  Instanz  (1850i  500-  i.  D.  725,  jetzt  800—1500.  i.  D.  lloO  >  59.5%V 

Minist.  Burcaubeamte  iI825)  500—1500,  i,  D.  1100,  jetzt  1000— IbOO.  i.  D.  1400 
^,4-  27.3X).  Sccrctäre  d.  ProF.behördea  400  bis  1000,  i.  l).  705.  jetzt  700— 12u0, 
i.  D.  950  tblr.  (+  34.8Vo)*  In  WUrtemb.  Staatsntb  1822/84  SOOO,  1853  3600  iL 
:U)00,  1S64  3700  u.  3100,  1872  1000  n  .•{4(»0.  1873  4667  u.  3967  fl.,  Ministrath  in 
d.  nselben  5  Jahren:  2300  u.  2100,  2500  u.  2800.  2700  u.  2500,  3000  a.  2800«  SöOÖ 
u.  .H267  ü.  Kaiizlist  1.  Gl.  SOO,  900,  950.  1050,  1225  fl.  — 

Reichen  diese  Getaaltserböhimgen  ans?  Zar  Beantwortung  für  die  aUein  Qocfc 
etwas  zahlreiche  Kategorie  der  h  öchsten  Classe  der  höheren  Beamten,  der  Ministenal- 
rätlic  (Minister- u.  Dircrtorcnpostpn  sind  ja  f^cring  an  der  Zahl)  folgende  Berechnunir: 
Es  bezogen  bis  ?or  Kurzem  mit  dem  Wohabitz  in  dem  neuerdini^  rasch  thcarer 

Sevordenen  Berlin  die  RAtbe  des  obersten  6erloht8bo&,  die  Tortragenden  BSAe  in 
CD  Ministerien  und  die  übrigen  gleichgestdlten  Beamten  2200—3000,  i.  D.  2600  Thlr., 
meist  ohne  jerk  amtliche  Nebeneinnahme  aus  ihrem  Amte  und  ohne  Nebenämter. 
Durch  die  neuere  (iehaltserhöhuog  und  das  VVohuungsgeld  ist  letzterer  Betrag  um 
700  Thlr..  auf  3800  Thlr.  erhöht  worden:  eine  relati?  freilich  starke,  absolut  noch 
immer  schweriicli  genügende  Erhöhung.  Anf  Grund  s[h_<<  i*  IKt  statistischer  Forschangett 
möchte  der  übliche  Aufwand  für  eine  F.imilie  der  höheren  Beamtenkroise  ron 
der  Stellung  der  Mioisterialräthe  (Mann,  Frau  und  3  halbwacbüige  schulbesuchende 
Kinder),  die  2  weibliche  Dienstboten  haJt,  schon  Ende  der  60er  Jahre  im  Mini- 
mum aDznschiagen  sein  für  Berlin  u.  grössere  badiscbc  Städte  t.  20 — 30.000 
Einw.  fsp^r  Frcihurg,  in  Karhimhe  wohl  Wohnung  und  Uaoshalt  nm  10^/«  thever) 
auf  Iblgendu  Summea  in  Thiin.: 

Berlin  Bnd.  Stidte 

Haushalt  (per  Hon.  1050    (p.  Mon.  68^/«)  824 

Wohnung   500  286 

Brennstofl'   100  75 

Kleidung   420  360 
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Berlin  Bad.  Städte 

Gesandhat                        50  30 

KindeniDtenricbt    ...      200  120 

Dir.  SteneTD                      8U  c  40 

Diverses                            200  150 

Amortis.  d.  Mubiliai^     .150  125 


Suuiuia  2750  2010 


Dolar  HaDshalt  sind  bier  alle  Aoagaben  fitr  Kahmag  (iad.  kieinero  Geseltechaflts- 
aoägaben),  Wascheo,  Beleuchtung:,  Bedicuuiig  (2  Dienstboten  neben  Naturalkost  und 
Wohnung  u.  s.  w.  in  Brirlin  zus.  mit  Geschenken  r.  <)0,  in  Baden  c.  76  Tlilr  'i^  Id- 
lohu)  nebst  den  betrcli.  indirectcu  Steuern ,  welche  auf  den  IlaushaltäbeUurliusseo 
haflea;  unter  Kleldong  aach  Scliiihirerk.  Leibwiache.  Puts  fiir  die  ganze  Pamilie; 
QUter  Gesundheit  namenü.  Honorar  des  Arztes;  unter  Kinderunterricht  neben 
Schulgeld  und  Schulbüchern  nur  Nohenuntcrrirht  in  Musik.  Zeichnen  u.  di^^l  f  ir  1 — 2 
lüader;  unter  dir.  Steuern  Staats-  und  Gcincinde&l^aben  auf  Amtseinnahmen  (incL 
Wobamigset  in  Berlin,  ezd.  Mabl-  «.  Schlacbtst);  unter  Dirersom  Aasgaben  fitr 
Mentl.  Zwecke,  Anne  iL  dgl.,  Vereine,  für  venig  Bflcber,  Porto,  für  ebenfalls 
renif  Vergnügenszwecke,  Theater,  kleine  Touren  u  s.  w.,  für  etwas  grösser*'  Gp- 
äeliigkeit  in  noch  sehr  beschränktem  Umfange,  für  (beschenke  an  Fremde  u.  a.  m. 
begriH'en.  Als  Amortisation  (o.  NenbeschaHnng  nobst  Reparatnr,  aber  ohne  Yop* 
zinsung)  des  Mobiliars  (incl.  Tisch-  u.  Bettwäsche,  Silberzeug  n.  a.  w.l  ist  auf 
•iin  Kapital  von  3000,  bez.  25tH)  Thir.  «^«'rechnet.  Es  fehlt  hier  aNn  >  mI.t  Aufwand 
für  Eeisen,  für  kostspieligeren  Unterricht  (Stadiren  !i,  für  üelere  oder  längere  Gesund- 
heitMtOrangen  (Badereisen!),  fUr  grossere  Büoharuschaffangen  n.  s.  v.,  auch  die 
Wittvencassengelder  sind  weggelassen,  roii  hikI.  KapitalerBparungen  (Lebensversicherung 
n.  9.  w.)  nicht  zu  reden.  Die  Amortisation  dos  Büdunpskapitals  erfolgt  in  ili  m  Auf- 
Tand für  die  Kinder.  Sind  die  Kinder  älter,  oder  etwa  alle  3  Söhne  oder  ist  die 
Kioderzahl  grösser,  so  steigen  diese  Ausgaben  sofort  Dabei  sind  bes.  für  Berlin  die 
Uaaptansgaben  für  Haudlialt,  Wohnung,  Brennstoff,  auch  wohl  Kleidung  schon  filr  die 
(Jamaliije  Zeit  niedrig  angesetzt.  Die  erste  konnt»%  ohne  zu  hoch  zu  werden  ,  um 
10,  Wohnung  um  10 — 20,  Breiinsioil  um  20°/,,  hoher  augeschlagen  werden,  wobei  die 
GeMmmtausgabe  auf  2U50  Thlr.  stiege.  —  Und  doch  sind  die  Gehalte  jener  Räthe 
die  bOdisten  Gehalte,  welche  ftkr  eine  noch  etwas  zahlreichere  Beamtenclasse  im 
Staatsdienst  rnrknmmen.  Ob  die  jetzt  eingetretenen  (lehalfsrThrkhtinjrcn  für  liie  an- 
gegebene Kategorie  von  Beamten  in  Berlin  ausreichen,  mag  aus  folgendem  Anschlag 
crmeäsen  werden,  welcher  durchaus  auf  genauen  Daten,  aus  der  Mitte  der  70er  Jahre, 
inäbesouderc  meinen  eigenen  Haushalterfahruiii;en  beruht.  Die  Annahme  ist:  eine 
Familie  bestehend  ans  Mann,  rrau,  4 — 5  Kindern  ^bei  Deuts,  lirn  tiiclit  das  nliliehe 
Mnass  übersteigend,  wie  die  Statistik  lehrt»,  wovon  M  i  die  Inilen  besuchen,  dann 
2—3  Dienstboten,  eine  Zahl,  welche  z.  B.  so  lange  Kindel  waiiuiig  aothwendig,  kaum 
m  verrin^em  ist  For  die  Wohnung  bessere  Qoaltt&t  und  Lage  roransgeset/t,  aber 
nicht  besonders  gute.  Ein  wciM.  Dienstbote  ist  zu  veranschlagen  inf  TjO  -BO  Thlr. 
(ieldlohn,  4 S  Thlr.  Kostireld  fUr  I  ruli.-fijck  ii.  Abendessen,  lü — 15  Thlr.  Gcldgesclienke, 
zus.  c.  110 — 115  TUir.  baar,  ierner  f.  iliUagaküst,  Wohnung  u.  s.  w.  SO — 100  Tlilr., 
tos.  wenigstens  200  Thlr.,  wobei  in  grösserem  Haushalt  wie  gewöhnlich  die  Ausgabe 
aUerdinfT^  in  geringerer  Progression  als  die  Kopfzahl  steigt.  Kindeninterrieht  betrügt: 
f.  d.  Knaben  Gymnas.  u.  Bücher  c.  -10—45  Thlr..  f.  d.  Mndrhen  hnli.  Tö<  htersrhule 
u.  Bttcber  Anfangs  c.  40 — 50,  später  c.  (JO— 1)0  Thlr.,  Musikuuterr.  f.  1  Kiud  c.  r»ü  Thlr, 
Bei  Ansehaffangeii  von  NntzvermOgen  (Mobiliar,  gew.  Kleidung,  Betten,  Bücher) 
auch  hier  nur  der  Amortisationsbetrag  p.  Jahr  (ohne  Zins),  nicht  die  volle  Ausgabe 
8npe?<ctzr.  TMe  Rubriken  sonst  wie  oben  verstanden,  unter  Nahrung,  Wohnung,  Be- 
leuchtung, Wäsche,  die  Naturalverpflcgung  der  Dienstboten  inbegrilien  (noch  in  Thalern): 

1)  Nahron;  ISOO  Transport  1700 

2)  Waschen  100  Abnutzung   ....  200 

3^  Beleuchtung   ....       50  7)  Brennmaterial  ....  170 


4)  Baares  Geld  f.  Dienstbot     250  II.  Nr.  5 -7  =  Wohnen  1270 
I.  N.  1—4  =•  Haoshalt          1700     SS  Gesundheit   100 

5)  Wohnung   900  9)  Kleidung  ßOO 

0)  WohmiDgseinrichtnng  u.  .        l^nterricbt   250 

Latus  nou~                                           Latus  ü^iO 
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Transport  3920  Traosport  4370 

11'  Rildungsmittcl  (Rücher,  Zteclir.'i  150    14t  Vergnügen  ctc   15Ö 

Ii)  Steuern  KsO    15)  Gröss.  üeaeJügk  150 

13)  Beitrige  lUr  offentlidie  Zwecke.         16)  Kolhir.  Fahnn  ......  50 

Vereine  etc.  .  .  .  .  .  .  .  120   17)  Direnes   ^50 

Latus  4H7n  Summa  1  —  17  4>7(> 

Auch  hier  ist  für  Reisen  u,  dgl.  noch  nichts  angesetzt.  Schwerlich  lässt  sich  die^^e 
Summe,  jenen  Umfang  der  Familie  voraosgesetzt ,  ohne  eine  wesentliche  Heral>- 
drUckang  unter  die  Lebensweise  der  betieftenden  (iesellschaftsclasse,  auch  nur,  um  ein 
"Maximum  anzunehmen,  um  c.  10%  vermindern.  Dann  bleibt  rund  4400  Thir.  oilcr 
M''.'  "  mehr  als  der  jetzt  erhöhte  (lehalt  jrner  B'^amtenclasse  im  Durchschnitt  be- 
nagt. L  nd  bei  dieser  Ausgabe  weiss  jeder  mit  den  \  crhiUtnissen  Vertraute,  dass  die 
Lebensweise  der  Familie  dabei  eine  durohaus  nidit  flppige«  sondern  eine  knappe  ist 
Nimmt  man  nuii  aber  eine  noch  etwas  iri<'^^sere  Familie  7  Kinder)  und  thoU- 
weise  er  wnfhscn  *•  Kinder  (etwa  1 — 2  Söhne  auf  d.  rnivi-rs.)  an,  so  stoifrt  d'T  H-- 
darf,  eine  nur  halbwcga  gleiche  Lebensweise  wie  bei  kauileutcii,  mittiereu  Bentiers« 
Fabrikanten,  Gatabeaitzern  voransgesetzt«  nach  hentigcn  Berliner  Verhiltnissen ,  leicht 
um  V5 — — *A  dieser  Summen  oder  auf  n\u  i  nooo— 7000  Tlilr.  und  mehr  (Min. 
15,000,  Durchn.  wohl  20.000  VT.,  wobei  6-7000  M.  auf  Haushalt,  4— 5000  auf 
W  ohneii,  2000-  3000  auf  Kleidung  gerechnet,  1  Sohn  auf  der  Universität  2000—3000  M. 
—  letzterer  Betrag  bei  „Verbindungsleben**  nicht  einmal  hoch  angeset^;  —  bei  et- 
was mehr  Sommerreis.11,  Badecureu  steiixt  der  Retrag  i.  G.  wohl  auf  20 — 24,000  M.). 
Berlin  ist  nun  freilich  relativ  the>i<  r  aber  doch  heute  wolil  nc  h  wohlfeiler  als  Ham- 
barg, vollends  als  Wien  (öst.  Valuta  al  Pari  gerechnet  1  Ii.  ^  2  M.,  schlage  ich 
^H&k  nach  eigener  Kenntniss  nnd  manchen  eingezogenen  Erkundigungen  anf  20 — SO*/« 
tlieurcr  als  Berlin  an)  u.  im  nordwestl.  Deutschland  (Frankf.  a.  M.  a.  Rheinlande)  ist 
es  für  fieamte  nicht  viel  wenn  Überhaupt  wolüfeiler  als  in  J^in. 

Immer  noch  zu  wenig  rationell,  ja  im  Grande  ziemlich  roh 

ist  das  nenerlich  in  Dentschland  mehrfach  angenommene  System^ 

auch  den  Civilbeamtcn  neben  dem  Geholte  fixe  öü|;eii.  Wo  hiiuiigs- 
geldzuschtisse  (Qua  rtiergcldcr ),  abgestuft  iuu  h  Kang- 
k lassen  der  Beamten  und  nach  Klassen  der  Wohnorte, 
zu  gewähren,  um  dadurch  die  vielfach  besonders  starke  Preis- 
steigerang eines  der  wichtigsten  materiellen  Bedürfnisse  Dir  den 
Beamten  anszngleiehen.  Richtiger  wäre  es  auch  hier,  nicht  ein 
solches  einzelnes  Bedttrfniss  zam  Zweck  der  Regelung  des  Ehi- 
kommens  des  Beamten  herauszugreifen,  sondern  auf  der  Grundlage 
unifassender  Hausbaltbudgets  vorzugehen. 

S.  fiher  d.  Wohnungsgeld :  preuss.  (ics.  v.  12.  Mai  1>>7,H,  Keichsges.  t. 
iH).  Juni  lb73  ^hlcr  zugleich,  neben  dem  alten  bervisgelde,  f.  d.  Ofüciere  u.  Beamten 
des  Reichsheeres  u.  d.  Marine).  DarOber.  mein  Aufs.  Reiclufinuizwesen  in  Heltien* 
dorfTs  Jahrb.  III.  181—183.  Es  bestehen  6  Ortsclassea  (Berlin  u.  5  andere  Glaascn) 
und  in  jedor  im  Koiche  0.  in  Preussen  5  Dienstrangclai«sen ,  wobei  12  preuss.  Ranr- 
classen  (inci  Subalterne  11.  linterbeamte)  in  diese  5  f.  diesen  Zweck  zusammengezogen 
sind.  Kach  dem  preuss.  Tarif  sind  z.  B.  die  Satze  fUr  Berlin  500,  400,  300,  180, 
SO  ThlTn  fttr  die  niedrig^jte  Ortsclasse  200,  ISO,  120.  (iO.  20  Thir.  Die  Einrichtung 
ist  noch  7A\  roh  «nnpirisch,  die  ZusohtLsse  entsprechen  den  Vcrschicdonheiton  der  Mieth- 
preise  in  den  Urbclasseu  nicht  richtig  (sind  wolii  fOr  die  grossen  Städte,  bes.  Berlin, 
relatir  m  niedrig).  Die  Bointzung  eines  veralteten  Bangclassensystems  als  GroAdiage 
für  die  Regelung  einer  soh  hen  ökonomischen  Frage  ist  ein  weiterer  Uebehrtand.  IHe 
Ofüciere,  z.  Th.  dir  ln'ii  hsten  Beamten  >ind  gegenüber  dem  Civil.  rc?:p.  den  mittleron 
Kangclassen  za  sehr  begünstigt  Die  statistische  Regel,  dass  die  Miethc  bei  kleirierem 
fünlEommcn  eine  wachsend  grossere  Quote  beansprucht,  ist  übrigens  cinigennasseit 
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beachtet  irorden.  Das  W'olinungsg-cld  betragt  z.  R.  in  Berlin  bei  den  Miniaterial- 
directoren  10"!^  des  jetzigen  Gehalts,  bei  den  rortrageuden  Käthen  13*8,  bei  der  dann 
folf^nden  Kategorie  hOh.  Beamten  c.  17*6,  bei  d.  letzten  c.  20— 257o'  ^-  Snb- 
altemen  15 — 30,  d.  Onterbeamton  20 — 25*^/,.  Man  wiid  nach  den  Arbeiten  7oa 
Si  bwabe,  Laspeyros  annehmen  können,  dass  diese  Proccnte,  welche  diese  n  Claasen 
von  ihrem  Einkommen  fUr  Miethe  ausgeben,  ungefähr  sind:  18,  19,  22,  24,  27,  «"^0.  — 
Auch  Baden  hat  Wohnangsgeldzuschilsse  im  Oiriidienst  eingeführt.  Ges.  r.  9.  Jau. 
1874,  3  Ortsclassen,  6  Beamtencl.,  (Cl.  I  der  letiteten  900,  720,  600,  Cl.  VI  120,  84, 
üO  M. ,  dabei  zweckinlssigerc  Classific.  d.  Beamten  als  in  Proussen).  Baiern  , 
Wurtemb  ersr.  Sachsen  hab-n  bisher  keine  Wohn.g:eldcr  eingeführt,  in  Baiern 
liat  aber  die  Kegierung  dem  Landtag  im  Oct.  Ibb'ii  eine  bezügliche  Vorlage  gemacht.  — 
Die  mitonter  in  den  letzten  Jabtselmten  gewAhiten  nTheneningnaailagen**  dnd  bei  den 
neneieii  Gehaltterbttiiiingea  z,  Th.  vieder  beseitigt  weiden. 

ß)  SodaDn  mnss  mehr,  als  es  gegenwärtig  geschieht,  wegeu 
der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  örtlichen  Geld- 
preise der  LebensbedttifniBse  und  wegen  der  gerade  darin  oft 
ziemlich  raseh  Torkommendeiii  Gegend-  und  Ortsweise  wieder 
selv  versebiedenen  Aenderangen^  der  Gebalt  aneb  für  eine 
und  dieselbe  Gattnng  Aemter  in  TerBebiedenen  Orten 
verschieden  bemessen  werden. 

Conseqacnt  ist  dieses  Prinri]i  1v]  Ii  r  nur  für  Gesandten-  und  Con^nlarposten 
'iarchgeführt.  Gute  Einblicke  in  die  Ferschicdeue,  wenn  auch  fast  überall  staika  locale 
Prci^tcigenuig  der  Hauptstädte  n.  s.  w.  geben  die  Berichte  der  englischen  Gc- 
sandtsebuton  über  diesen  Punct,  die  im  J.  1870  veröffentlicht  worden  sind.  Die  hivt 
befürwortete  locale  Gehaltsverschiedenheit  liat  also  eiiip.  andere  Bedeutung  als  die  oben 
in  §.  158  erwähnte:  letztere  sollte  g-erade  eine  reelle  V  erschied  enheit.  diese 

,  dagegen  soll  eine  reelle  Gleichheit  der  Gehalte  herbeifuhren.  Die  jetzige  Gleich- 

'  heit  der  Gehnlte  ist  eine  reelle  Unflelclilieit,  vefl  die  Kaufkraft  derselben  Geldsamme 
örtlich  stdir  variirt.  Ebenso  müssen  statt  allgemeiner  oftmals  auch  locale  Gehalta- 
erhöhungen  erft^laren,  weil  die  Vertheuening  des  Trebens  an  einem  bestimmten  Ovif 
b^oders  rasch  und  stark  ist,  —  am  Stärksten  in  der  liegel  in  grossen,  schnell  au 

■  Berttlkening  wachsenden  Stedten ,  z.  B.  den  Hnnptstftdten,  wo  dialier  ror  ÄUem  die 
Gehalte  entsprechend  zu  erhöhen  sind.  Obgleich  dies  alsdann  vielleicht  mit  den 
ohnehin  schon  höchsten  Gehalten  (z.  B.  mit  denen  der  oberen  T?camtcn  in  den  Ministerien, 
obersten  Gerichtshöfen  und  Behörden)  geschieht,  so  liegt  darin  keine  Ungerechtigkeit^ 
denn  diese  Gehalte  sind  eben  am  Schnellsten  in  ein  Miss^eiliSlIniss  gekommen.  Die 
grössere  Theueriieit  des  Lebens  in  den  Haupt-  und  ResidenzstAdteii  und  mitunter 
auch  in  anderen  grossen  Städten  ist  allerdings  hier  und  da  schon  bei  der  Gehaltsbe- 
laeäftong  berücksichtigt  worden,  aber  weder  allgemein  noch  ausreichend  genug.  Audi 
ist  die  Erhöhung  zn  willkllfUdi  gegriffen,  ohne  eine  veraiuigehsBde  bnnchbare 
Statist  Untersuchung  .IlSchstens  dass  die  höheren  Wohnungspieise,  du  Ibndgreif- 
lichbte,  bea'ht'^t  sind,  aber  wiederum  nicht  so,  dass  die  (Jehaltssteigerung  gcnüirend 
diesen  Umstand  berücksichtigt.  Beispiel:  Preussen  um  1870.  Oberstaatsanwalt  in 
Berlin  (bei  Ger.  2.  Inst.)  2000,  and.  1800—1400,  Gassen-  u.  Rechnungsrevisoien  bei 
Appellationsgerichten  in  B.  1200,  sonst  Maximum  1100,  Secretärc  Max.  in  Berlin 
1200.  sonst  1000,  I  nterbeamte  400,  sonst  !50,  Stadtrichter  Max.  1300,  sonst  1100  Thlr. 
In  Städten  Uber  20,000  E.  erhielten  die  Kiehter  bei  den  Kreisger.  Locakulagen  {\.  G. 
im  Ktat  fUr  1S70  14,900  Thlr.).  Aehnlich  auch  nach  der  neuen  Gehaltsrcgelung  v. 
1S72,  z.  B.  Max.  der  Richter  1.  Inst  in  BerUn  1800,  in  den  Provinzen  1500  Thlr. 
Auch  in  Frankf.  a.  M.  sind  für  Subaltern-  u.  Unterbeamte  einzelner  Dienstzweige  in 
Preussen  .,Localzulage  n"  g-ewaLft  (im  Cap.  73,  Tit  14  d.  prcuss.  Ausg.ct  f.  1883/84 
i.  B.  je  üOO  M.  f.  Gerichtsschreiber  u.  Sccret,  je  375  M.  f.  Canidisten,  je  195  M. 
f.  Gerfchlsdiener).  Die  an  sich  wohl  begründete  Aasdehnnng  dieses  Princips  „localer 
Theueningszulageu"  f.  untere  Subaliembcamte  u.  dgl.  wird  in  zahlreichen  Petitionen 

,   dieser  Beamten,  be^.  aus  thoueren  rheinischen  Städten,  vom  Landtage  erbeten.  — 
A.  W»gn«r,  FinaoznUsdo^haft  I.  3.  AuA.  24. 
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Oesterreich:  in  Wien,  Triest  haben  die  Bc&mtoa  regelmäisig  aeben  dem  gleickda 
üehalt  der  and.  Orte  Qaartiergelder. 

In  Betretf  des  Maasses  der  GehaltadrbOhaugen  ist  es  wichtig  zu  beachten,  datt 

die  Treissteigerung  eines  bestimmten  Lebensbedilrfnissos  auf  die  reelle  Lage  der  ein- 
zelnen Beanitonclassen  doch  wied(T  sehr  verschicdni  «'inwiikt.  weil  der  liezüorlicbc 
Aufwand  im  Haushaltbudgot  bei  vcr^^cliiodeuer  absoluter  Ciröäüc  deä  Eiukouimens  sehr 
ungleich  ist.  Wenn  z.  B.  2  Beamte  mit  1000  und  400  TUr*  Einkommen  rmp.  50 
und  60%  für  den  Nahrnn^sbedarf  ausjz^eben  (der  Wirkliclikeit  annähernd  ent:>]iredK-rul' 
und  beide  in  einen  Ort  vei-M  t/t  werd(;n ,  wo  cet  par.  bloss  die  Nahrnngbiiiittcl  um 
25 "y^  theurer  sind,  so  miisste  der  erste  llV4  7o'  <^ör  zweite  157»  Gehalt  mehr  bo- 
aehen,  also  1125  und  460  Thir.«  um  sicli  in  gleicher  Lage  zn  befinden,  wie  Us^ 
her.  —  Man  kann  daher  eigentlich  aus  der  Höhe  der  Preise  den  wirklichen  Werth 
(die  Kaufkraft^  welchen  eine  bestimmte  Goldsumme  für  Jemanden  besitzt,  der  sie 
im  Haushalt  verwenden  will  —  also  doch  der  üauptfall  —  immer  nur  für  be- 
stimmte Einltommenrerhiltnisse  oder  fttr  Personen  eines  bestimmten 
Lebensmaassstabes  (Standard  of  lifo)  oder  Standes  (L  d.  S,  d.  W.)  berechnen, — 
ein  Satz,  der  sich  ans  dem  „Gesetz  der  Normalronsamtion"  (s.  Enq-el,  sächsische 
Statist  Zeitschrift  1S57,  8.  ItiO)  und  der  ungleichen  Quote  der  einzelnen  Ausgabe- 
posten  bd  verscbiedener  (absoluter)  Einkommenhdbe  ergiebt,  aber  trots  seiner  grossoi 
praktischen  Tnig«reite  kaum  noch  beachtet  ist  (m.  E.  auch  für  die  In-  der  aus 
Preisbewe^un«^en  aliojeleiteten  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Geldw-rths  wichtig 
wäre).  Für  die  Fra^e  der  richtigen  Gehaltsregelung  nach  den  örtlichen  und  zeit- 
lichen Preisrerschiedenheiten  folgt  daraus,  dass  man  für  die  rerschiedo- 
nen  Beamtenclassen  aparte  Budgets  entwerfen  und  danach  die  Gehaltseribllliimg 
eintrctcfi  lassen  mnss.  —  meist  also  eine  >elir  verschiedene,  auch  niclit  immer  eine 
etwa  mit  der  absoluten  Höhe  der  Gehalte  genau  progressiv  abnehmende,  wie  mitunter 
versucht  worden  ist  —  Wie  ungemein  stark  aber  die  loealcn  Unterschiede  der 
Preise  der  LcbcnsbedOrfhisse  sind  und  wie  verschied*  ^!  demgemäss  der  Geldbedarf 
für  die  Bestreitung  des  gesammten  Aufvrands  ist,  dafür  folgendes  Beispiel.  Das-clbe 
beruht  auf  meinen  haushalt-statistischen  Untersuchungen  aus  deu  sechziger  Jaliren 
(österr.  u.  russ.  Valuta  al  pari  gerechnet)  über  meinen  eigenen  Bedarf,  für  eine 
Familie  von  Mann  nnd  Frau  und  3  kleinern  Kindern,  exci.  aller  Ausgaben  für  Unter- 
ri<'-ht  von  Kindern  und  fUr  Kelsen,  incl.  Bücher  (in  Deutschland  lOOThlr).  Von  den 
absoluten  Zahlen  genügt  es  für  vorliegenden  Zweck  «ine  in  kennen:  der  <Mjsaninil- 
bedarf  in  Göttingen  ist  auf  Grund  speciellcr  Berechnung  auf  21(>0  Thlr.  angöachlmgeu 
worden.  Die  Ausgaben  in  meinen  anderen  Wohnorten  dnd  in  Proportion  zu  den 
Gftttinger  Ausgaben     :  lODO)  geseUt. 

^1355"  N^^g  Jl^t  boM«.««.  Wolüiaag  Etoidaa«  »UetAai. 

(iöttingen  1000  1000  1000  1000  1000  tOOO  1000 

Freiburg  iMü           —  —  877  (pl.  ?)  1 100  1000  (pl.  ?)  Ü45 

Berlin  12b5           —  —  1240  171Ü  1164  1177 

Doipat  1287  1080  1205  1117  1500  1619  1234 

Hamburg  134S  K'.ir,  1347  2000  1257  1155 

Wien  15D6  1397  1780  (min.?)  1509  2(100  1250  133$ 

..Anderer  llnu?lialt"  innfasst  Waschen,  Bedienung  (in  Kusslaud  mehr  Dieustbofcn  un- 
vermeidlich, in  Wien  bes.  theuer),  Beleuchtung,  Brounstotf  (in  Bussland  viel,  aber 
billig,  in  Wien  sehr  theuer),  Kttcheneinrichtung.  Dnter  «^allem  Anderen**  auch  Ab- 
nutzung des  Mobiliars  u.  s.  w.  Auf  dem  Nahm:  -  1  'darf  lasten  alle  betr.  indfrecten 
Steuern.  Für  die  Verschiedenheit  der  Höhe  dicics  Bedarfs  ist  der  - Müffussreichst' 
Factor  der  Fleischprcis  (z.  B.  in  GOUiugen  die  Ausgabe  fOi  Fleisch  »  luuu,  danach 
in  Hamburg  1486,  Wien  1979,  Dorpat  nur  668,  hier  aber  hohe  ColonialwaarenpreiseX 
Dt  I  W  olutun^^saufwand  in  verschiedenen  Orten  Ist  am  Sckversten  unmittelbar  zu  ver- 
gitiichen,  da  Lage  in  der  St.idt,  Beschallen  Ii  cit  u.  s.  w.  ?o  massgebend  für  den  Prei> 
^d;  es  wurden  hier  Wohnungen  möglichst  analoger  Art  verglichen  (in  W  ien  ist  die 
Miethe  auch  in  Folge  der  enormen  Gebftodesteuem  so  hoch.)  —  £in  richtiges  System 
von  Normalgehalten  mOsste  also  z.  B.  für  dasselbe  Amt  geben  in  Göttingen  2160  Thlr., 
in  Freihnr":  2040,  in  Berlin  2770.  in  Dorpiit  "iTSl.  in  Hamburar  2n<)7,  in  Wien  S447 
Thlr.  (in  Dorpat  100  !(.  =  10b  Thlr.,  in  Wien  15U  f1.  =  100  Thlr.  gerechnet,  nach 
damal.  Hoors  100  ß.      c  90  Thlr.  und  150  II.      c  83  Thlr.,  wobei  jcdocli  zu  be* 
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achten  ist,  dass  die  Ber^anj^  der  \\':iarenprcise  rielfach  eiue  langsamere  als  die  des 
Agio  ist  A.  Wag-ner.  Art.  Papiergeld  i.  Staatswörterb.  VIT,  r.72  u.  Ix-s.  d.  Theorie 
in  mmem  Kuss.  Pap.währ.  Abth.  V — VU).  Durch  Eiüreobuuug  des  l  ntenichts- 
ntnhäs  ▼Orden  sich  diese  Proportiooen  einer  solchen  Beamtenclassc  noch  etwas 
Bodifidno* 

§.  ir>2.  Natural  1) es olduug.  Den  Schwierigkeiten,  weiche 
nach  dem  Gesagten  einer  richtigen  Bemessung  der  Geldbe- 
soldungen  entgegensteheo,  kaoo  man  durch  theilwetse  Natural- 
besoidiing  abzahelfen  Sachen,  wie  sie  frttber  allgemeiner  üblich 
war  und  auch  neuerdings  noch  mitanter  za  diesem  Zweck  befür- 
wortet wurde. 

Vyi.  iiau,  Fin,  I.  §.  öl>,  tjO;  auch  noch  meine  2.  Aull,  von  B.  1  §.  81. 

Indessen  widerspricht  eine  etwas  allgemeinere  Anwendung  von 
Natnralbesoldnngen  doch  der  heutigen  Entwicklung  der  Geldwirth- 
Schaft  in  der  Volkswirthschaft  und  auch  im  Staatshaushalte  und 
dem  ganzen  Oharacter  des  modernen  Lebens  zu  sehr.   Man  kann 

übrigens  zwei  Fälle  unterscheiden,  von  denen  der  erste  sich 
wieder  verschieden  einrichten  lässt:  einmal  partielle  Besoldung 
in  diversen  Naturalien  (Lebensmittel,  Rohstoffe,  Holz  u.  s.  w.),  • 
und  zwar  entweder  wirkliche  Zahlung  in  diesen  oder 
G e  1  d za blung,  aber  nach  wechselnden  Preisen  der  Naturalien ; 
sodann  Gewährung  von  Naturalwohnung  (Quartier). 

Der  erste  FaU,  tretcher  in  Deutschland  mehrfach  noch  in  diesem  Jahrhundert 
TOifcam,  hatte  fdr  die  Staatskasse  dne  gewisse  Berechtigung,  solange  dieselbe  Natu  ral- 

riniinhmcn,  besonders  den  Kornzehnten  beznn^.  Scittleni  d{*^sr-  fast  naiiz  Vtescitigt 
sind,  also  besonders  seil  den  Ablösungen,  ist  das  anders  geworden.  Auch  den  Be- 
amten, selbst  den  unteren  ist  aber  mit  Natoralbcsoldoogco ,  z.  B.  in  Korn ,  bei  den 
hentigeu  Wirthschafts-,  Verkehrs-  und  Arbeitstheilungsrcih&ltnisscn  kaum  mehr  gc* 
liiont.  Dazu  kommt  die  Vcrrmilerung  in  den  mass^fhcml-- ii  P  ic  i  sltestim- 
01  uugsgrliudeu.  (iegenwärtig  lKini:en  die  (ietreidepreise  und  die  Preise  der  übrigen 
Agrarproducte  nur  wenig  mehr  von  dcu  localcn  Erntevcrhiiltnissen  u.  dgl.  Umständen, 
sondern  in  Folge  der  ncaeren  Communications  mittel  immer  mehr  von  den  Gonjuncturen 
des  Weltrnarkts  ab.  Die  rcrschiedenen  Artikel  bti^cgcn  sieh  au.  h  nicht  melir  sn  s^e- 
meinsam  wie  früher  iiai-li  einer  iviehtung.  Die  Consuultionsl^ewo]lIlheitcIl  ändern  sich 
rascher.  Das  iiitere  System  der  Naturalbesuldung,  welches  doch  namentlich  auf  Ge- 
wShmDg  Ton  Getreide  u.  dgL  oder  auf  Berechnung  einer  Gehaltsqnote  nach  den  lo- 
calen  fietreirleprciseri  hiii3U.>j?itt^',  ist  an«  h  aus  diesem  Grunde,  wie  Ii  Natnralwirth- 
schaft  überhaupt,  jetzt  immer  weni<!:er  passend.  Eine  richtige  Txegiihruug  der  Geld- 
gebalto  nach  ailgemeinen  Haushaltbudgeta  verdient  daher  den  Vorzug. 

Vicht  ganz  so  liegt  die  Sache  in  dem  Falle  der  Naturalwohnung,  welcher 
in  neuester  Zeit  wieder  mehrfach  ernstlicher  erörtert  wurde.  S.  bes.  Engol's  Vor- 
srhlrlgc  in  dem  1.  Eisen,  soc- pol.  Congresso  1872,  Verhandl.  S.  20Ü  IF.  u.  die  Debatte 
darüber.  Die  Aliethprüise  sind  zumal  in  grösseren  und  vollends  iu  Grossstädten  min- 
destens periodenweise  wahre  Monopolpreise,  für  welche  die  Bestimmgrttnde  des 
Preismaximums  gelten:  der  concreto  Gebrauchswerth  der  Waare  (^die  unbedingte 
Nothwendigkeit  der  BedUrfnissbcfriedigung  mit  ihr)  für  den  Begehrcr  nnd  die  Zah- 
lun^^äliigkeit  des  letzteren.  Es  hängt  diese  ökonomische  Natur  des  Miethpreises  mit 
der  eigeatibOmUchen  Function  des  sOdtjachea  Wohnungsbodens  zusammen ,  wie  sie  in 
der  „(ffttodlegojig**  näher  analysirt  wurdet  (Q.  L  §.  362—  ."{(12).  Das  privatwirthschaftliche 
(kmcurrenzsystem  auf  die  Wolmungsreisorgnng angewandt  bew&hrtsich  vielfach  ungentt- 
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^end.  Win]  die Zahlangsfähigkeit  des  W'olmnngssachers  !2:esteig'PTt.  z.B.  durch  Wohnung:?- 
geldzuächuss  des  Beamten,  so  wird  leicht  nur  —  und  in  gewi^en  Conjunctureii  sicher- 
lich " —  die  Obergrenze  des  Miethprcises  höher  und  der  Zuschuss  fällt  dem  Haos- 
Qnd  Grnndeigenthumer,  .„der  Grandnuite"  zu.  Die  höhere  Oeldz&hluog  des  Staats 
verfehlt  dann  den  Zweck.  Da  nun  anderseits  der  Staat  in  ökonomisch  -  technischer 
Hinsicht  nicht  ungeeignet  zur  Beschallung  und  Erhaltiiiif:  von  Natimlqaartier  ist, 
wenngleich  gewisse  Schwierigkeiten  für  ihn  dabei  nicht  vcikuiiat  werdcu  boUeu,  so  ist 
die  Gewährontf  von  DienetwoBntiugen  im  Interesse  des  Beamten  in  unseren  heu* 
tigen  Verhrdtnissen  ein  zweckmässiges  Vorgehen  in  der  Besoldungsfrage,  w>'khes 
auch  überall,  zum  Thoil  nai-h  dem  Interesse  d«is  Dienstes  selbst  (i?.  151  >.  srhon  eine 
gewisse  Ausdehnung  hat.  Nach  Engel  hatten  in  Preusscn  alten  L  mtuug»  im  Jahre 
1867  70  hOliere,  764  Subiltero-  n.  tecbniaclie  u.  4799  Ünterbeamte^  zus.  563S  Beamte 
Dienstwohnungen,  c.  87o  der  Staatsbeamten ;  f.  ISTO  desgl.  7480  ?on  75. S39  Beamten 
im  Haupt-  u.  1277  im  Nebenamt  (Prcuss.  stat.  Ztschr.  1870  p.  41'J).  In  WOrtcmb. 
hatten  von  10,916  Angestellten  i.  J.  1873  4222  eine  Dienstwohnung  oder  einen  Hieth- 
xiosbeitrag ,  daranter  2508  UnteibedioDStete  cWohn.geld  besteht  sonst  nidit).  Blecke 
a.  a.  0.  8.  m, 

§.  163.  —  b)  Zum  Ersatz  der  Selbstkosten  der  Arbeit, 
welcher  dem  Htaatsdiener  im  Totalgebalte  zn  Thei!  werden  muss 
(§.  160)  wurde  ferner  ein  Betrag  gehören ^  mit  dem  sieh  der 
Beamte  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invalidität  und 
Krankheit  während  seiner  muthmaasliehen  aetiven  Dienstzeit 
seinen  Unterbaltsbedarf  bei  einer  Versiohemngsanstalt  fttr  solche 
Fälle  versichern  kann.  Der  Beamte  befindet  sieh  jedoeh  in 
Betreff  dieser  Punctc  mciüteiis  in  anderer  Lage  ald  der  gewöhn- 
liche Arbeiter.  Wäbrend  einer  Erkrankung,  welche  eine  gewisse 
Zeit  ni(  bt  Überschreitet,  und  tiberall  wenigstens  für  eine  solche 
Krankbeitsdauer,  welche  während  der  aetiven  Dienstzeit  wahr- 
scheinlich ist,  bezieht  der  Beamte  seinen  Gehalt,  eventuell  sein 
Wartegeld,  bedarf  also  keiner  besonderen  KrankengeldversicheniBg. 

S.  Engel  Preis  d.  Arbeit,  S.  54. 

Ebenso  ist  eine  besondere  Versicherung  gegen  die  Gefahr 
dauernder  Invalidität,  die  znm  Dienstaustritt  nöthigt,  nnr  fUr 
die  Zeit  nnd  in  dem  Maasse  erforderlicb,  als  der  Staat  dem 
in  solchem  Falle  austretenden  Beamten  noch  keine  oder  doch 

keine  genügende  Pension  gewährt  (§.  159).  Demnach  muss  der 
Dienstgehalt  um  ao  höher  sein,  diuiiit  der  Beamte  sich  ent- 
sprecbend  vcrsicbern  k<*»nne,  je  .s])äter  der  Pensionsansprucb  be- 
ginnt und  je  niedriger  die  Pension  ist  (§.  159).  Bei  einer  ratio- 
nellen Begelang  der  Gehalte  wird  also  durch  ein  mangelhaftes 
Pensionswesen  gar  nicht  die  vermeintliche  £rspaning  für  die 
Staatskasse  gemacht,  sondern  nur  die  Form  der  Zahlungen 
ändert  sich. 

c)  Der  Totalgcbalt  muss  weiter  eine  Amortisation ss  n  nun e 
zur  Deckung  (KUckzahiuug)  der  Kosten  derAuf^iehung  und 
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Vorbildnn^  des  Beamten  (und  streng  genommen  anch  seiner 
Fraa)  enthalten.    (Amortisationsrente  des  Ersiehangs- 

nnd  BildnngskapitalSi  Tilgung  und  bis  dahin  Verzinsung). 

Der  Aufwand  dafür  ist  um  so  grösser,  je  kostspieliger  die  Vorbildunt^  zu  cr- 
»erUjn  ist  (Stodiren!)  and  je  später  der  Beamte  in  BeiK>ldiuig  überhaupt  und  in  ge- 
Bilgende  Besoldung  tritt,  so  dtss  raeb  bier  vieder  keine  reelle  Erspsmng  (Ur  den 
Staat  erfolgt,  wenn  die  ausreichende  Besoldung  zu  spät  beginnt  (§  157).  Der  besttg* 
Itohc-  GühalUtbeil  dient  zur  Erziehung  und  Ausbüdone:  der  Kiiulcr  (streng^  genninnieu 
Eines  Sohnes  und  Einer  Tochter),  an  welche  die  von  den  Eitern  aufgewendutc  Summe 
zorftck  zu  erstatten  ist  So  hat  jede  Generation  jene  Sebald  wieder  an  die  folgende 
absDtragen,  welche  ibr  von  der  rorhergehenden  vorgestreckt  wurde. 

Ist  im  Fortschritt  der  Vulkswirthschaft  und  des  Staatslebens  eine  \'erriichruti!j;- 
der  Berölkeruug  (und  dabei  dann  meist  auch  wieder  der  Staatsdiener)  in  der  tiächsteii 
(Jencration  erforderlich,  so  muss  der  Gehalt  dazu  ausreichen,  eine  grössere  Auzuhl 
Kinder  auCcnaeben  und  in  der  erforderlichen  Weise  auszubilden. 

I>if  Fran  muss  in  der  Tochter,  wie  der  Mann  im  Sohne  wieder  ersetzt  werden. 
Auch  voui  volkswirthsrhaftl.  Staudpunkt  ist  der  Mann,  der  Erwerber  oder  „Ernährer"', 
nur  der  eine  Theü  der  llauswirthscbaft,  die  Krau  als  Yoratand  des  Haushalts  L  c.  S. 
der  andere.  Die  zwiscben  beiden  bestebende  ArbeltstheUun^  ermöglicbt  eist  dem 
Mann,  vornehmlich  seinem  Beruf  zu  leben.  Das  Einkommen  aus  letzterem  muss 
daher  für  die  Frau  und  far  die  Amortisation  des  Erziehiings-  und  Bildungskapitals 
derselben  mit  ausreichen.    So  in  jedem  balle,  also  auch  beim  Staatsdiener. 

Engel  a.  a.  0.  beiecbnete  z.  B.  im  J.  1866,  wobl  damals  scbon  etwas  zu 
niedrig,  nlr  einen  gewöhnlichen  Arbeiter  das  Erzichnngs-  u.  Bildungskapital  Ton  der 
^lebiirt  bis  Ende  des  15.  J.  auf  750  Thlr.,  zu  tilgen  mit  einer  Annuit&t  zw  5**',,  iu 
50  Jaliren  (16. — b5.  Lebensj.)  ron  4 1*1  Thlr.  Für  einen  Geistesarbeiter,  der  erst  im 
26.  Jabre  erwirbt,  etwa  einen  Tecbniker,  Ingenienr,  stellt  sieb  das  Kapital  auf  .5400» 
die  Anauitit  auf  315  Thlr.  (eben&lls  Ins  z.  E.  d.  65.  Jables);  fftr  einen  Geistesarbeiter 
«ie  einen  deutschen  Jurist.  Beamten,  wenn  er  erst  v.  .31.  J.  an  erwirbt,  sind  die 
SoBinea  7380  und  451  Thlr.  Einige  weitere  Berechnungen  speciell  Uber  die  Sellist- 
itoftea  im  Beamtentbnm  giebt  Engel  in  d.  preuss.  stat  Ztscbr.  1876  S.  4S2  ff., 
486,  wobei  mit  Recht  auch  das  Erzieh.-  u.  Bild.kapital  der  Frau  mit  berücksichtigt 
ist  Unter  d»  n  hier  nfiber  nachgewiesenen  im  Kiii  '  inen  unFermeidlich  hypothet. 
Voraussetzungen  berechnet  Engel  f.  Preussen:  Seib^ikosten  des  höheren  Beamten  p. 
Jahr  4814  M.,  Darchschn.gehalt  4US2,  des  mittleren  2320  u.  1884,  des  unteren  929 
und  1020  M.  (erstere  Summe  liier  nie<lri|rer  als  die  zweite,  weil  ein  Tbeil  der  An- 
nnitätentilgnngen  bereits  vor  Eintritt  in  den  Dienst  als  verwirklicht  angenomnii-n 
wurde).  Als  „Preis  der  Arbeit  bei  einer  CentralbehOrde  in  Berlin"  berechnet  Eng ol 
e,b.  für  die  3  Kategorieen:  7221,  3479,  1393  M.  |».  Jahr. 

Im  Grossen  und  Ganzen  lecrutirt  sich  der  Staatsdienst  wie  andere  Berufe  bei 
aller  Freiheit  der  Berufswahl  doch  vornehmlich  aus  den  S(5hnen  der  bishcrij^en  Be- 
rn fstrenossen.  Das  Unaiisreirhende  der  jetzigen  Gehaltsv-t-rhältoisse  zoig-t  sich  in  Zeiten 
günstiger  wirthschaftlicher  Conjuncturen  (1S71  H.  I)  in  dem  immer  häufigeren  Ueber- 
gang  der  BeamtensObne  in  andere  Berufe  (Tecbnik,  Handel  u.  s.  w.),  nicht  nur 
wegen  der  besseren  Chancen  filr  die  Söhne ,  sondern  auch  wegen  des  Mangels  an 
Mitteln  der  Väter,  um  die  Söhne  bis  in  und  tlber  das  30.  Jahr  zu  erhalten.  Es  wird 
im  Gehalt  eben  das  Bildungskapital  des  Vaters  oft  genug  nicht  filr  einen  Sohn  (ge- 
.  sebireigo  für  mebrere)  wieder  disponibel.  Werden  die  Gehalte  nicht  entsprechend 
erhobt,  so  drohen  mit  der  Zeit  immer  mehr  Schwierigkelten.  Denn  noch  ist  im  Bu- 
amtenstande  vielfach  cinii^es  Erbvermögen  aus  der  früheren  f^ünstigereu  Zeit  (billige- 
res Leben,  viele  Nebencinnahmen,  Domäneuamtleute  u.  s.  w.,  liannovcr!).  Aber  diesos 
YennOgea  zersplittert  sich  und  wird  aufgebraucht  und  Geldbeirathen  sind  eine  un- 
dchere  und  be^ienldicbe  Hülfe.  —  Abweichungen  von  der  Bogel  natiirli«  h  hei  Stipea- 
dien,  Stiftungswesen,  Schulgeldfreiheit  o.  s.  w.  (GeisÜiche,  Philologen!  wie  tichon 
A.  Smith  bemerkt). 

Ob  der  Anftrand  fbr  die  Kfaidererziebung  ganz  unter  diese  dritte  Rubrik  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  oder  theilwoise  schon  unter  die  erste  Kubrik  (§.  160  Nr.  a: 
standesgemisse  Bedarf  fttx  den  Beamten  und  seine  Familie)  gestellt  werde,  ist  nur 
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eine  Fonnfrao;c.  (Weiter  initcrscheidend  könnte  man  die  Kosten  der  Aufcrzichuni,'  und 
GewähiUDg  der  ailgcmeincu  ElemoDtarbildungt  etwa  bis  zum  Ende  d.  15.  Jähret»,  zuw 
ünteThaltsbedarf  der  Familie,  den  AnIWand  fllr  liOhero  BUdmig  und  für  die  Lebecs- 
zcit  V.  16.  Jahr  an  Ins  /.um  genUp.  eigenen  Erwerb  zum  Bedarf  für  die  Anschaffung 
dos  BiMungskapital^  1 '  ^  (p  ibt.'sarbeiti'i-s  [fVvnr.t.'n]  n-cUnen.)  JcdenlaUs  mnss  die  be- 
zügliche Ausgabe  durch  den  (iehalt  geduckt  werden. 

Ancb  in  Betreff  dieser  AmertiBation  onus  die  Sicherheit  bestehen,  dass  sie  nicht 
durch  vorzeitigen  Tod,  Invalidit&t  and  zeitweise  Krankbdt  des  Beamten  un?olh>tändig 
Viloibo.  Der  Gehalt  mnss  also  norh  weiter  nucli  dazu  ausreichen,  eine  bezügliche 
YerslchüruDgsprämiu  bezahlen  zu  können.  Der  Fall  der  Krankheit  braucht  auch  hier 
nach  der  ftbfichen  W«dBe  der  GeliallBzahlang  nicht  mit  in  Betracht  g -zo^en  zn  werden, 
wohl  aber  die  beiden  andern  FÜle.  Wo  ncmlich  ein  Pensions  an  spruch  der 
Witt  wo  nnd  der  u  n  er  wachs  e  n  e  n  (eigentlich  der  noch  nicht  orwerl»fiihig-on)  K  i  n- 
dor  fehlt  oder  diese  Pensionen  zu  niedrig  sind  und  wo  die  Pension  de« 
dienstunfähigen  Beamten  zu  spät  beginnt  und  zu  niedrig  ist,  da  mnss  der 
Activgehalt  wiederum  nur  um  so  höher  sein,  damit  eine  )>e80ndeTe  Versichernng  g'egeo 
jene  beiden  riofabren  erfolgen  kann.  Auch  hier  :dso  l)ei  mangelhaftem  Pension'?- 
wesen  wieder  nur  eine  scheinbare  Ersparung.  S.  die  Berechnungsweise  bt;i  Engel 
a.  a.  ü.  —  Genau  genommen  muss  übrigens  noch  ein  Umstand  berücksichtigt  werden, 
nemlich  die  verspätete  Verfügung  des  Beamten  über  die  genannte  Kcnte,  —  später 
als  er  sie  für  Erziehung  und  Hildunj;  drs  Sohnes  braucht.  Wenn  /.  B  der  Gehalt 
erst  in  späterem  Dienst-  und  Lebensalter  ausreicht,  um  jenes  Kapital  von  73bO  Thir. 
zu  tilgen ,  bo  iüuik>  nicht  nur  akdann  wegen  verschobenen  Beginns  der  Annuitäten- 
Zahlung  die  Annnitftt  selbst  enteprechend  höher  werden«  sondern  der  Beamte  nach 
noch  zuvor  Kaj  it  \!  für  die  Tsrziehung  u.  s.  w.  des  Sohnes  aufnehmen.  Dann  wächst 
also  wieder  ein  Aiii'A%and  weni^'i^tens  für  die  zwischenzeiti^re  Verzinsung  dieses  Kapi- 
tals zu  (die  'J'ÜLiuug  erfolgt  durch  die  bpitterc  höhere  xVunuiliU). 

(ij  Küdlich  mu88  der  Totalgehalt  auch  noch  die  Kosten  für 
die  inactive  A It ersperiode  des  BeamteUj  also  für  die 
BestreituDg  des  standesgemässen  Lebensbedaiis  desselbeu  und 

e)  seiner  nicht  oder  nicht  genügend  erwerbsfähigen 
Wittwe  big  znm  Tode,  und  seiner  Kinder  bis  zum  erwachsenen, 
bez.  bis  zum  erwerbsfähigen  Alter,  decken,  mit  andern  Worten  der 
Beamte  mnss  entweder  nach  dem  Änstritt  ans  dem  activen 
Dienst  einen  Anspruch  auf  eine  Alters-,  Witt  wen-  und 
Wai  seil  p  ension  von  ausreichender  Höhe  haben,  oder,  wenn 
diese  Pension  fehlt  oder  ungenügend  ist,  so  muss  der 
Activgehalt  auch  noch  eine  Rente  enthalten,  welche  während  des 
Dienstes  bezogen  genügt,  um  kapitalisirt  zar  Basis  einer  ent- 
sprechenden Leibrente  für  den  Beamten,  seine  Wittwe  nnd  einer 
Zeitrente  fUr  seine  Kinder  während  der  Jahre  zn  dienen,  wo  der 
Beamte  und  seine  lauiiiie  keinen  oder  keinen  auskÜnmilicbeQ 
Gehalt  mehr  beziehen. 

Demgemäss  ist  der  Pensionsbezug  nichts  Anomales, 
sondern  etwa8,  was  noth wendig  znm  £rsatz  der  Selbst- 
kosten der  Arbeit  und  sogar  bloss  zur  Gewährung  des 
auf  die  Dauer  unentbehrlichen  Minimums  des  Lohns 
oder  Gehalts  gehQrt,  wenn  das  erforderliche  Quantum  und  Quäle 
von  Arbeit  (Arbeitsaugebot)  beständig  gestellt  werden  soll. 
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Es  vorhält  sich  mit  dem  Gehalt  des  Staatsdieners  hier  nicht  anders  als  mit  dem 
I^hne  des  gewöhnlichen  Arbeiters.  Auch  dieser  Lohu  muss  ciüe  Aitursvensorgungb- 
UBd  eine  Wictwen-  and  Waisenrente  enthalten«  sonst  hSkn  der  ubeits-  nnd  erverbs- 
iiflfäLig  gewordene  alte  Arbeiter  oder  seine  erwerbslosen  HiaterbUebenen  der  Annen- 
kasse  zor  Last.   S.  die  AosfOhnuigea  von  Engel  a.  a.  0. 

§.  164.  —  D.  Die  Ordnang  des  PensionBwesens. 

Die  principielleii  Pnnote  ron  Bedeutung  für  das  ganze  Bcsoldungsweaeü  bind 
schon  in  §.  159  erledigt  woidoD.  Hier  bandelt  es  sich  nocb  am  die  Fnge  der 
pnctischea  Doicbfühnuig. 

1.  Der  Ruhegehalt  des  Beamten  selbst.  Er  könnte 
möglicher  Weise  durch  p  i  i  v  a  t  w  i  r  t h s  c h af  1 1  i  c  h  e  s  V  e  r  s  i  c  h  e  - 
riingswesen  (Leibrentenvcrsichcrnnc:)  statt  direct  durch 
iStaatspensionszahlung  gewährt  werdeu. 

Würde  der  Aetivitätsgehalt  hoch  genug  aDgesetzt,  8o 
konnte  der  Staatsdiener  sieb  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger 'invalt- 
dititty  nnrollständiger  Amortisation  seines  BiidnngskapitalB  nnd  ftlr 
sein  Alter  dnreh  PrSmienzablung  bei  einer  Versieherungsanstalt 
ßcLützen. 

Der  Staat  branchte  dann  etwa  nur  den  Ixentenkanf  in  irewisser  Höhe  anzuordnen, 
ilso  insofern  Erspaniugon  des  Beamtem  aus  dusseu  laureudem  Dionstgehalte  zu  cr- 
Kvingen,  um  Beamfeaproletariat  zu  vermeiden  lud  die  richtige  YerhUtnissmlssigfceit 
zwischen  Stettang  nnd  Diensigehalt  und  späterer  Pension  des  Beamten  herbeizaiUhren. 

Die  Einftlhrung  einer  solchen  Einrichtung  auf  diesem  Gebiete 
wenigstens  für  den  Beamten  selbst  (Bezug  des  Ruhegehalts) 
hindert  jedoch  der  Umstand,  dass  der  Zeitpuiict  des  Beginna 
der  Tenalon  nur  in  dem  einen  Falle,  dass  der  Beamte  mit  einem 
bestimmten  Lebensalter  oder  doeh  Dienstalter  in  Pension 
tieten  musSi  von  einem  Naturereigniss  abhängt»  auf  welches 
sieb  die  gewöbnlieben  Grandsätze  des  Versicherungswesens  an- 
wenden lassen.  Daneben  sind  es  aber  Beschlüsse  der  Staats- 
gewalt und  nnperiodische  allgemeine  Ycr ander ungcu  im 
btaatsd ienste,  z.  B.  grosse  Verwaltungsreformen,  welche  Pen- 
sionirongen  herbeiführen.  Auf  solche  Fälle  lässt  sich  das  Ver- 
Biohenmgswesen  nicht  wohl  anwenden.  Man  wird  somit  ein 
Staatspensionswesen  nicht  wohl  vermeiden  können. 

Dasselbe  Hesse  sich  jedoch  bei  gehftriger  Ansbildaiig  der  {auch  prlvatea)  Kiank- 
heits-,  InvaUditäts-  und  Unfallrcrsicherung  fur  solche  Fälle,  in  denen  durch  deinrtige 

persönliche  ümstSndc  die  Pcnsionirang  eintreten  miiss.  «lurch  das  Versichening-swes'Mi 
eraetzen.  Nur  mlissten  dann  die  Dienstgehalto  hoch  genug  sein,  damit  der  Beamte  die 
Prämien  zahlen  kann.  Einfacher  ist  es  jedoch  und  bei  den  Mängeln  des  gcwöliu- 
Hdien,  roUends  des  privaten  Versich  er ungsvesens  nach  zweckmSssiger,  anch  diese 
FlUe  mit  nach  den  Qrandsfttzen  des  Pensionswesens  m  regeln. 

Die  Zahlung  der  Rnhegehalte  ist  dann  nichts  Anderes,  als 
eme  dem  Beamten  nach  den  Grandsätzen  richtiger  Lohn-  und 
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Besolduogiipolitik  gebührende  verschobene  Gchali8zahluug. 
Die  ältere  Einrichtung  besonderer  Staatspens ions- 
k aasen  nnd  die  Zablang  regelmässiger  GehaltsabsUge  in  diese 
Kassen  Ist,  wenigstens  wenn  die  Gehalte  nngenflgend  sind,  prin- 
cipiell  nnrichtig,  sonst  nnntltK,  weil  dadnreh  nur  eine  Geschäfts* 
und  Rechnungbvermehriing:  erfolgt,  jetzt  auch  mehr  und  mehr  auf- 
gegeben. Vielmehr  sind  die  Kuhcgehaltc  ohne  Weiteres,  wie  die 
Dicnstgebalte,  als  Zahlungen  aus  dem  Titel  des  Staats- 
diensts  zu  behandeln.  Mau  kann  sie  Leibrenteuschnlden 
des  Staats  nennen  und  das  ganze  Pensionswesen  auf  den 
Schuldenetat  ttbertragen,  wodurch  der  rechtliche  Oharacter  am 
Deotlichsten  hervortritt.  Uebrigens  hat  eine  solche  Uebeitragung 
sonst  nur  formelle,  nieht  saehliche  Bedeutung. 

Mit  Kccht  sind  dabor  die  Pcusioosbütträgu  der  Civilstaatsdieuer  in  Prousseu 
irom  I.  Juraar  1S69  ab  aafgohoben  worden,  was  einer  ailgemeineü  Ueioeti  Gehahs- 
crhölmii^^  g:lciclikam.  Sio  waren  nach  dem  Pensionsreglemcnt  vom  30.  April  1S25, 
§.  21  i;l  i  b  '/,.,  der  Bi-soldung  des  I.  Dienstjabrs  and  jeder  späteren  (iohaltscrh  "hir  i^ 
und  auähordcm  an  fortlanf.  Beiträgen  jäbrl.  1%  bei  einem  Dieubtüluifonmieo  hi:>  40U. 
17«  bei  eioom  solchen  von  über  400 — 1000,  von  höheren  Gehalten  beim  1.  Tausend 
1%,  3.  Tauend  2,  3.  und  I.  Tausend  8,  5.  and  G.  Tausend  57««  Max.  50(1  Thlr.« 
Gesammtbetrag  IS62  562,781  Thh  C'.  i  hc  Aufh«ib.  der  Monatsabzüge  im  K.  Sachsen 
(Ges.  V.  April  1812).  —  l"  rank  reich,  Pojisionskassen  der  Rcarafrn  .c•ai^scs  de 
retraite),  Beitrag  von  o**/«  des  jährl.  Dieusteinkouiuiciiä  und  jeder  Zulage.  Unzuläng- 
lichkeit dieser  Mittel,  Staatssucbius.  Nene  Begelong  dnrch  das  Goseta  von 
1),  Juni  alle  PciisionskassL-ii  cingiiZOfron ,  die  bestehenden  Pensionen  aaf  die 

Staatsschuld  übertrafen,  (iehalbabzu^ e  von  ■">"',„'/,./  des  ersten  Gchalt>,  ^ \^  jeder 
Zulage,  Zuweisung  der  Abzüge  wegen  Urlaubs  u.  s.  w.,  gewisser  Strafgeldur.  Ans^chlag 
dieser  Einnahmen  1856  auf  11  MilL,  Staatazmchnss  18  MÜI.  (1881  bes.  19*64  n. 
46-38  Mill.  fr.  an  Civilpens.  nach  d.  Ges.  7.  1853,  nach  d.  älteren  Ges.  noch  1'46  MilLfrA 
Hock,  Finanz.  Frankreichs,  S.  45.  Russland  2Vo  Beiträge  der  Beamten.  Eng- 
land (j)eruiaü.  Dienst)  dsgl.  27g7n'  —  ^  Baieru  wurden  alle  Pensionen  o.  Wittwon- 
gebalte bis  1835  der  Scbnidentilguugäkasse  ntgewiesen.  1825  5«282«000  i.  oder  16% 
der  Ausu^aben.  Verb.  d.  2.  Raoimer  v.  1828,  Beil.  XI.VI,  7.  In  der  7.  FSnanspenode 
1^55-  (U  diese  älteren  Pensionen  noch  V*  '^^^^^^  ^^^d  Tilgung  der  in  der 

ersten  Zeit  aufgenommenen  Schuld  447,000  fl.  Spater  Zuweisung  weiterer  Rohegebalte, 
so  dass  diese  Kasse  1868  899,000  iL  (1875  noch  856«000  M.)  Pendoik  n  zahlen  hatte, 
wozu  sie  &m  den  Activresten  der  Schuldentilgekasse  aus  Vorjahreii  die  Mittel  erfa&lt 
(Nach  Ix  a  u).  Na(  h  d.  Finanzges.  f.  1876  ist  diese  alte  Pensionskasse  rem  1.  Jaimar  1876 
an  aufgelöst  worden. 

Die  Aasscheidang  eines  bestimmten  Tbeils  des 
rentablen  Vermögens  des  Staats  znr  Bildang  besonderer 
PensionsfondS)  deren  Einnahmen  die  Zahlung  der  Pensionen 

sicher  stclleu  sollen  (und  etwa  auch  piivatrechtlich  dafür  haften), 
ist  mit  dem  modernen  Princip  der  fiscaliachen  Kasseneinheit  va  \ 
Widerspruch,  bewirkt  gleichialls  nur  eine  nachtheilige  Vermehraog 
der  Verwaltnngs-  und  Rechnungsarbeit  und  erfüllt  ihren  Zweck 
der  Sieherang  der  Pensionen,  nnabbftngig  von  der  sonstigen 
Finanzlage  des  Staats,  in  kritiseben  Zeiten  doeb  niobt.  Eine 
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solcbe  Einriehtong,  wie  Bie  2.  B.  Im  Deutsch  en  Reichs  in  va- 
lidenfoDds  besteht»  unterbleibt  daher  besser,  soweit  wenigstens 

allgemein  volkswirthscbaftliche  und  finanzielle  Gründe  entscheiden. 

Vgl.  die  (lesetzgebnng  dtiä  Heichs  Uber  den  loralidenfonds  r.  23.  Mai  1873. 
Ein  Kapital  von  187  Mill.  Tblr.  wttide  w»  dor  Dnuizte.  Kriegsentschädigung  ausge- 
schieden und  zu  einem  „ReicliaiiiTalidenfonds"  bestimmt,  dessen  Vermögen  dann  in 
eint^r  Hcihß  rerschiedener  verzinslir^ipr  \\  i  rtlipnpiere  angelegt  ist.  Seit  I.  Jan.  1^73 
hat  dieiier  Fonds  die  Militäq>euäioucu  auä  dem  Kriege  von  1870 — 71  zu  tragen.  Sputer 
sind  ihm  auch  die  sonstigen  Militärpensionen  der  einzelnen  deutschen  Staaten  aus  • 
Kriegen  vor  ISTO  ubertragen  worden.  &  darüber  meinen  Aufsatz  Reichsfinänzen 
in  Hoitzend.  Jahrb.  III,  131  ff.  Die  srnnze  Schöiifun^:  ban^t  mit  den  eigenthttml. 
Staatsrecht!,  u.  polit.  Verhältnissen  de«  Reichs  zusamme  n,  ist  aber  au<  h  unter  Rcrtlck- 
sichtigung  der  hier  vorliegenden  Schwierigkeiten  kaum  anders  denn  als  eine  ver- 
fehlte zn  bezeichnen,  wie  ich  dies  a.  a.  0.  näher  nachzuweisen  geencbt  habe. 
Finanzielle  Bedenken  wegen  der  •A.nlafrt-n  des  ohneliin  fnr  den  Zweck  zu  hoch  pe- 
prilTcncn  Kapitals  haben  sich  auch  bereits  herausj^cstellt,  wie  das  (Jes.  v.  2^1.  Febr.  1S7B 
§.  1  bestätigt.  Im  Etat  fUr  1883  sind  auf  den  Fonds  28  i>7  Mill.  Mark  Pensionen 
»gewieseii«  incL  Terwaltniigsloiteii ,  gedeckt  dareh  Zinsen  n.  KapitalznschnaB  aus  d. 
Fonds  in  f^loiehcm  Betrage.  Davon  23'11  M.  M.  Pens,  aus  dem  Kriege  v.  1870, 
.V9.>  M.  M.  aus  früheren  Kriegen.  Auch  die  I'ens.  f.  ehcmal.  französ.  Militärs 
\.U*57  M.  M.)  deckt  der  Fonds.  F.  1882  war  der  Nomin.betrag  seines  Vermögens  noch 
oM  M.  M* 

Für  alles  Weitere  s.  §.  159.  Wichtig  sind  noch  die  Bestimmungen  über  die 
Berechnung::  des  ..pensionsfähig-en  Amtseinkommens",  nach  welchem  sich 
wieder  die  Höhe  der  Pension  ials  t^oote  davon)  richtet  Fancdons-  u.  Kcpräsentaüoui»» 
alaseii,  auch  wohl  Actifitttazidageii  fallen  hierbei  regelmisBlg  fort,  dagegen  wurden 
(D.  Reich  u.  Preussen)  nicht  nur  Wohnungsgeldzuschüsse  (diese  hier  nach  dem  Durch- 
srhn.HÄtz  der  Klasse" ,  sondern  auch  d.  r  Werth  der  Dienstwohnung  (nach  dem  aint- 
Ucheu  sonstigen  Anschlage),  etwaiger  Naturalbezüge  u.  dgl.  m.  eingerechnet,  worüber 
<fie  Oceetze  v.  Verordnungen  das  Nkhere  fesMellea. 

Häufig  wird  über  zu  starkes  Anschwellen  der  Rahegehahszahlungen  geklagt. 
Es  kann  naturlifh  mit  der  Versetzung  in  Kuhestand  Misshrauch  Seitens  des  Staats- 
gewalt getrieben  worden  sein.  Dagegen  helfen  nur  politische  (iaranticen,  ein 
ovdeDtiichea  Pensioiisgetetz,  Verantworttiehkelt  der  Regierung  u.  s.  w.  Aber  öfims 
sfaMi  die  Klagen  auch  nur  mit  grosser  Vorsicht  anÜBnnehmen,  indem  sie  aus  der  Ver- 
kennunc-  ( 'h:\rr\' t  rs  der  Pension  als  einer  rersrhobcncn  (iehalts/ahlung  hervor- 
gehen. Ks  ist  daua  bacho  der  Rechnung,  zu  prüfen,  ob  die  Pensionen  zu  hoch  sind 
oder  ob  nur  d^halb  so  viel  an  Pemdonen  gezahlt  werden  muss,  weil  ehedem  zn  wenig 
an  Gehalten  l  '  zahlt  wurde    Oft  wird  es  sich  so  verhalten. 

Beispiele  aus  der  Finanzstatistik  'h'<  Pensionswesens:  Deutsches 
Reich:  ausser  den  vorhin  gen.  Pensionen,  die  auf  dem  Heichsinvaiidenfonds  lasten 
hat  das  Reich  unter  seiner  Ausgabe  noch  einen  allgcm.  Pensionsfonds,  der  die 
sonstigen  deutschen  Militftrpensionen  (mit  Ausnahme  der  baierischen)  f.  1883/S4 
mit  19'1(),  die  Marinepens,  mit  0  '!.  iie  Oivilpens.  mit  0'455,  im  G.  2(>  lf!  Mill.  Mark 
zahlt.  Von  der  Gmmmt-Ausgabe  den  Reichs  kommen  daher  auf  alle  diese  Pensionen 
48*83  Mill.  Mark  oder  c.  der  fortdauernden  Ausgaben.  1876  waren  es  noch 
52.23  M.  M.  n.  12i)7o-  Preussen:  ausser  den  vom  Reich  übemommeiien  Pens, 
noch  lG-14  Mill.  Mark  im  Etat  f.  1876,  18'34  in  dem  f  1«i*v.r''i4,  wovon  Wartegelder 
für  Civilbeamte  bez.  O'H'i.')  u.  0'478,  Pen^^ion  für  Civilbeamte  13  87  u.  lOMill.  Mark, 
im  (i.  c.  4"67o  3'6%  der  fortdauernden  eigentlichen  Staatsaussrabcu  (nach  Abzug 
dar  Erhebangskosten).  Die  Steigerang  der  abiol.  Höhe  wesentl.  die  Folge  der  nach 
d.  (ics.  V.  24.  April  I^TS  eingetretenen  Pensionirun;,^  der  Tvichter  u.  Staatsanw-llte  bei 
d^r  (terichtsreorganisation.  —  Baiern.  Die  Pensionen  u.  s.  w.  wurden  nach  d. 
Finanzges.  für  1876  bei  der  Umrechnung  von  sudd.  Währ,  in  Mark  vom  I.Jan.  1875 
an  um  5%  erhobt  (mehr  noch  die  Wittwen-  und  Waisenpension).  Sftmintlicbe 
Pensionen  (ausser  den  Kriegs pensionen,  die  der  Reichsinvalidenfonds  trägt)  sind 
incl.  der  alten  Beträge.  d!<^  auf  der  jetzt  aufgelösten  Pensionskanse  v.  1825  lasteten, 
auf  den  allgem.  Staatsfonds  übernommen:  neml.  f.  1876  3*34  Mill.  Mark  ältere 
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Militarpensioncn  und  Tiü  ^Ull.  -Mark  Cirilpeiisionen,  wovon  eigentliche  Rohcgebalte 
4*19  Mill.  Mark,  i.  G.,  soweit  s^c  Baicru  direct  trägt,  6'4Vo  dor  cigcotL  Sta&ts&asg. 
(cxcl.  Erhebangs-  und  Betriebskosten).  —  Stclisen  1876,  GivOpeiisiooeii  2.05  MilL 
Mark  oder  4*37o  der  Nettoausgabe.  —  Würtemberg  1876,  Ci?ilpensionen  V2'  Mill. 
Mark  oder  2  9**/u  der  eigentlirlicu  Staatsausgaben;  in  1SS2/S3  (incl.  Pens,  an  Geistl. 
u.  Zuschösse  an  Peus.kasso  der  Volksschullehrer),  1*4 Sl)  M.  M..  —  Baden  1S75, 
Civilpeiisionen  147  Mill.  Mark  oder  6'6"/o  der  eigentlichen  Staatsansgaben. —  West- 
Oesterreich  1875,  Pemdonen  12'48  Mill.  fl.  »  c.  4'2%  der  Nettoausgabe,  (1882 
14'75  M.  fl.  oder  i'O^'^j  ;  ansscnicm  stehen  im  gemeinsamen  Budget  'rnit  Ung-ani' 
1'24  Mill.  fl.  "Nlilit  irpoiisionen  und  lO.'l'S  Mill.  fl.  ini  KriugsAtat  f.  ISTO  .,\'ersorgungs- 
wescn*'.  —  Frankreich  1$7(),  11 G  U  Mill.  Fr.  Pensionen»  wovon  66  y  Müitärpensionen, 
j.  G.  0. 5  0%  der  NettoMUgabe.  (1881  140*7  M.  fr.,  wovon  71  H.  Militpens.;  «übst- 
dem  Subvention  /.  Kasse  der  SeeiuYaliden  1815  M.  fr/.  —  Rnssland  1875,  Pens, 
n.  Unterstütz.  24'23  Mill.  Rubel,  c.  o-l%  der  Nettoausgabe  (1S82  24-Cl  M.  K.). 
Grossbritanuieu  Cirilpensiouen  1881/82  1  17  Mill.  Pf.  St  —  Ein  bedeutender 
Posten,  jetzt  noch  50  MilL  DolL  sind  die  moSst  aus  dem  Bsigeilaiege  lunQhraMlea 
FoDsioneii  in  d.  Yer.  St  r.  Nordamerika,  hak  Vs  Gesammtansgabe. 

§.  165.  —  2.  Witt  wen-  und  Waise  npensio  nsw  es  en. 

Eine  Zwischenstufe  zwis-  lien  den  Gehalten  und  den  W'ittwcn-  und  Waisenpensionen 
bilden  die  in  den  meisten  Staaten  gewählten  sog.  Sterbe monate,  -quartalc  a.  s.  w., 
d.  h.  die  Auszahlungen  des  vollen  Gehalts  (.Pension)  noch  1 — 3  Monate  nach  dem 
Tode  des  Beamten  an  seine  hinterblicbcne  Familie.  Eine  passende  Einridifiuig,  wdelie 
CS  der  durch  den  Tod  des  Mannes  und  Vaters  meist  in  |2:anz  andere,  eingeschränktere 
Eiukommcnverhältnisse  kommenden  Beamten  familir  erleichtcit,  die  bishorig-e  Haus- 
wirthschaft  abzuwickeln ,  und  wieder  eine  um  so  uothweudigero  Einrichtung,  je  weniger 
die  spiilidien  Oeiialto  oft  genug  ein  aBcb  noch  so  geringes  Kapital  hierflkr  snittck- 
solegen  ermöglichten,  namentlich  bei  jtlngeren  M&nnem. 

Beispiele:  Preussen  (s.  Mascher  a.  n.  0.,  S.  2()4).  Hinterbliebene  i^und 
zwar  Wittwe,  Kinder,  Enkel,  einerlei  ob  sie  des  V^crstorbeneu  Erben  oder  nicht;  ausser- 
dem in  gew.  FUlen  mit  minister.  Genehmigung  einige  and.  Yenrandte)  von  Beamten, 
die  Mitglieder  eines  Gollcgiums  waren  oder  als  Subalterne  dabei  arbeiteten,  erhalten 
ausser  der  Besoldung:  des  Sterbemonats  noch  den  (Jehalt  ftir  das  darauf  folg.  Quartal. 
Die  Ilinterbiieb.  von  Beamten,  die  nicht  in  coilegial.  Ycrhältn.  u.  verschied,  einzelne 
Kategorien  bekosunen  nasser  für  den  Sterbemonat  noch  filr  1,  nach  Umstindai  £ 
2  n.  3  Monat  den  Gehalt.  Auch  billige  Bestimmungen  weg.  Räumung  d.  Dienstwohnung. 
Die  Hinterbliebenen  protest.  Geistlichen  bezieh -m»  mitunter  nach  Ortssitte  ein  Gnaden- 
jahr. In  Theilen  der  Bbeinlande  erhalten  selbst  die  Erben  von  Inhabern  katbol^cher 
Cnratstellen  ein  Sterbeqvaital.  Hintwbliebene  tob  Wartcgeldemprangem  vie  die  von 
nicht  cotteg.  Beamten,  solche  von  Pensionären  ausser  dem  Sterbemonat  ein  Gnaden- 
monat  (80  auch  im  neuen  Ges.  v.  27.  März  1872.  §.  HIV  Das  GnarltMi -i  n  artal  (nach 
d.  Sterbemonat)  beziehen  auch  die  Hinterbliebenen  der  im  Dienst  gestorbenen  Keichs- 
beamten  (Reichsges.  v.  31.  März  1873,  §.  7,  8).  —  Baden:  Wittwe  n.  lünder  eines 
eigentlichen  Staatsdieners  und  eines  unteren  Beamten  eifaalten  vom  Todestage  de» 
ATnnm  s  nn  ein  Sterbequartal.  —  Auch  diese  Dinge,  anfangs  dem  (Gebiet  der  „Gnade", 
der  Sitte  ungehörig,  sind  jetzt  meistens  in  das  Rechtsgebiet  ubergegang:en  ,  so  das> 
fUr  die  Berechtigten  ein  civUrechtlicher  Aubpruch,  fUr  die  Staatskasse  eine  ebensolche 
Yeipflichtong  entstanden  ist. 

Auch  die  Wittwen-  und  Waisenpensionen  fiind  nach 
dem  Früheren  als  anfgeschobene  Gehaltszahlung  prin- 
cipiell  gerechtfertigt 

Die  Ordnong  dieses  Pensionswesens  kann  aber,  anders  als 

diejenige  der  Rubegelialtc,  nach  den  gewöhnlichen  Gruud- 
Sätzen  des  Lebens-  und  Kenten- Versicherungswesens, 
daher  eventuell  auch  mittelst  Pr Iva tYersicherangsaDstalten,  erfolgen 
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Qod  fttr  diese  Einrichtiuig  der  Sacbe  sprechen  beaehlenswerthe, 

doch  —  wenigjjtcus  heute  in  unseren  Länderu  nicht  mehr  —  nicht 
überwiegende  Gründe. 

Ich  weiche  in  letzterem  Paokto  u.  folgcrichtijj  in  den  weiteren  Erörtorunf^eii 
über  dieäiis  Thema  voü  der  vorigen  Auflage  (§.  Hij  ab.  Meine  frühere  Ansicht  war 
hier  noch  io  dea  Anscbanaof en  des  ,,9konomischeD  IndiridaalismQS**  zu  sehr  befongeo. 
Die  jetzige  Modifi^on  ist  die  Consequenz  der  in  der  „Grundlegung"  dargelegten  o. 
bogründeten  ökon.  u.  socialen  Prinnpj.'n  u.  speciell  meines  prinrlp.  Standpunkts  io 
där  V ersieh eraagslehrc.  S.  darüber  meinen  Aufs.  ««Staat  u.  Versich.wesen**, 
Tttb.  Ztechr.  1881  (aach  selbet&adig)  n.  meine  Abh.  Yenich.W'eeeii  in  ScbOnberg  e 
&ndb.  d.  polit  Oelon.  IL  « 

Der  Zeitpunct  des  Beginns  und  des  Anl'hürens  der  Pension 
längt  hier  ganz  von  einem  N atarereigu iss  (Tod  des  Mannes, 
der  Wittwe,  Tod  oder  Erreichung  eines  bestimmten  Lebensalters 
Seitens  der  Kinder)  ab. 

Selbst  der  Fall,  dass  die  Wittwe  sich  wieder  yerheinithef  und  dann  nach  h&nfig eo 

Venduiftcn  der  Pensionsrcglemcutü  ihre  Pcnäion  ganz  oder  theilweise  verliert,  lä^t 
sich  nach  den  Daten  der  Hciratlisstntisrik  unter  die  Kegeln  N^'alirMh-'inlichkeits- 
recbnong  bringen.  Vgl.  die  Statist.  Daten  über  erste«  zweite  Eben,  Vcrhcirathung  von 
Wittven  n.  s.  w.  in  wapp&us,  ßoFftlkernngsstatistik  II,  230  ff.,  A.  Wagner,  Gesetz- 
mäasigk.  d.  menschlichen  Handlungen  I,  20,  11,99,  r.  Dettingen,  Moralstatist.  S.  3« 
t»7.  —  Kichtiger  ist  es,  wenn  jede  sulrlic  Eostimmnnp:  —  eine  Wiedorverheirathungs- 
strafe  —  fehlt.  Der  Staat  hat  jedenfalls  eher  ein  Interesse,  die  Wiedcrverheirathung 
der  Wittwe  m  begünstigen,  als  das  Gegentheil.  Mindestens  sollte  die  Wittwcnpensiou 
aar  tJi  -ilwoiso  (in  Prenssen  bei  den  Wittwenverpllegungsanst.  die  Hälfte)  bei  zweiter 
Eht'  fortfall'„u  and  lici  iieii-  m  Verwittwen  (oder  Scheidung)  ganz  wieder  aufleben  (so 
in  Preusbcn,  wo  aurh  gew.  Abfindungen  zwischen  der  sich  wieder  vcrheirathenden 
Wittwe  u.  der  Kasse  geatattet  sind,  s.  Mascher,  S.  143).  Die  Verhältnisse  kränk- 
licher, mit  Anlage  zu  organischen  Leiden  behafteter  H&nner,  welche  nicht  oder  nur 
ZB  erheblich  höheren  Kosten  Wittwenpensionen  Icanfen  konnten,  Hessen  sich  apart  regeln. 

Im  Uebrigen  wäre  das  g e \v ü h n Ii c h e  V c r s i c Ii c r u n g s - 
wcsen  technisch  zulässig  und  ausreichend,  wenn  der 
Staat  nnr  den  Einkauf  des  Ehemanns  und  Familienvaters  nebst 
der  ungefähren  U()be  des  Einkaufs  vorschreibt  (wie  es  ohnehm 
aneh  bei  Staatspensionskassen  vielfach  geschieht)  nnd  Uber  die 
Ansilttbrnng  wacht ,  namentlich  Uber  die  regelmässige  Prämien- 
zahlung. 

Raa  war  entgegengesetzter  Ansicht,  s.  ^.  til  u.  (J5  d.  5.  AufL,  aus  Gründen, 
die  ich  auch  jetzt  noch  nicht  fflr  ausschlagend  halte. 

Die  nothwendige  Voranssetzang  dafttr  ist  eine  solche  U5he 
der  Dienst-  und  Rohegehalte,  dass  der  Beamte  daraus  die  Ver- 
sichemngsprämie  n.  s.  w.  in  normaler  HOhle  bezahlen  kann. 

Bei  der  Gelialtsregelung  braucht  also  nur  auf  normale  Alters- 
verbältnisse  der  Oalleu  und  die  übliche  Kinderzabl  fc.  4  —  5) 
Rticksicht  genommen  zn  werden.  In  diesem  Falle  aber  entg^cht 
man  aach  ohne  Weiteres  gewissen  Unbilligkeiten  und  Wilikliriich- 
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keiten,  die  das  jetsige  lätaatswittwen-  und  WaiseDpensiooswesea 
immerhin  enthält 

Die  BeweisfUhrimg  wesentlich  vom  Staadponkte  ddä  ökonomischen  IndividiuJL»- 
miifl,  ist  diese:  Der  Aneprach  auf  einen  Gebutsdieil,  «u  dem  eise  Wfttwen-  und 

Waisenrente  versichert  werden  kaon,  wird  durch  den  Staatsdienst  als  solchen  nach 
den  Grandsätzen  be^rflndet,  welche  den  Preis  der  Arbeit  oder  den  Lahn  Überhaupt 
auf  die  Dauer  regeln  mUasen,  nicht  aber  durch  den  zufälligen  Uustaad,  ob  ein  Be- 
amter heisathet,  Kinder  hat  und  eine  Wittwe  nnd  nnerwachsone  Waiaon  hinteittsst 
Mit  andern  Worten  dM  mrcrheirathete,  kinderlose  oder  seine  Frau  und  Kinder  Qher- 
Icbcndo  Beamte  mnss  an  nnd  für  sich  als  Staatsdiener  dem  verheiratheten  u.  s.  w. 
in  der  Besoldung  ganz  gleich  stehen.   £r  hat  daher  das  Kecht,  die  Fräinic,  welche 
er  im  aDdem  FUle  zahlen  mtlsste,  anfinuebren  oder  apart  Air  sicfl  and  seine  sonstif 
£iben  aufzusparen.   Jede  günstigere  Behandlung  der  Verheiratheten  n.  s.  w.  enthilt 
mittelbar  eine  Heiraths-  mi  l  Kindererzeugungsprämic,  jede  nngtlnstitrere  Rehaadlung 
des  Eheloscn  eine  Art  Uage^tolzen-  oder  COUbatsteuer,  was  sich  nicht  billigen  Imüsi 
und  hier  ganz  nnnlltzer  Weise  „oommonislische**  Principlen  in  diese  Sachen  einf^lhrt 
Bei  solcher  Begelnng  des  Wittwen-  und  Waisonpensionswesens,  so  wild  water 
argrini-  ntirt,  svrden  auch  die  „wissenschafftli'  !icn  (Jruii<Jbätzc  des  Versicherungswesens" 
am  Besten  conscquent  durchgeführt  werden,  was  durchaus  wünschenswerth  sei.  Ins- 
besendere  wird  hierbei  auch  die  neuerdings  wieder  Ölten  erörterte  Frage  am  Passend- 
sten nach  den  individuellen  Yerhiltnissen  der  Betheiligten  entschieden  werden, 
ob  nomlich  einti  Leib-  be/.  Znitrf'ntcnvnr  irh  'runi?  der  Wittwen  und  der  Waisen 
oder  eine  Kapitalversichorung  des  Mannes  und  Vaters  auf  den  Todesfall  erfolgen 
soll.    Letztere  Form  hat  den  wesentlichen  Vorzug,  dass  sie  die  Prämienzahlang  des 
Beamten  nicht  nutzlos  für  seine  Familie  macht,  nlls  die  Frau  vor  dem  Manne  stirbt 
und  die  Kinder  vor  dem  Tode  des  Vaters  erwachsen  nnd  l  unit  au-  i  m  Bezugrsrecht 
ausgetreten  sind.    Das  dnreh  Prämienzahlung  erworbene  Kapital  l^onirnt  also  nrif  all 
Fälle  dur  Ifamilie  zu  Gute.    Auch  kann  es  häufig  in  wirthschaftlicher  Bcziohuu^^  lux 
die  Hinterlassenen  wichtiger  sein,  Uber  ein  Kapital  als  Uber  eine  Beute  zu  rerftigeo. 
um  die  eigene  Erwerbsflihigkeit  zu  erhöhen.    Dem  gegenüber  steht  freilieli  die  Ge- 
fahr, dass  Pin  solches  Kapital  verloren  gehen  oder  etwa  wieder  in  besondrer  W.-i*,', 
unter  Staatbcoutrole,  sichergestellt  werden  mUsste,  um  die  Wittwen  und  die  Waisen 
danemd  zn  sichern.  BezQgliche  Einrichtnngon  der  Gontrole  Uessen  dch  indessen 
freflen.    Jedenfalls  wird  es  in  der  Kegel  erftMins<-1it  sein,  wenn  der  Beamte  zwischen 
Jienten-  und  Kapitalverbieherung  wählen  kann.    Immer  passt  die  letztere  nicht,  z.  B. 
wenn  es  sich  nur  um  die  Wittwe  allein  handelt,  wu  die  Bentenveisicherang  büligeru 
oder  ausgiebigere  Hilfe  gewährt  Bei  einer  rein  staatlichen  Begelong  wird  die 
zweckmässigste  Gestaltung    aber    nicht    so    leicht    erreicht    werden.  Wicgand 
(Sind  gegenwärtig  die  Staats -Pensions-  und  Wittwenkassen  noch  zeitgemäss?  llalle 
1859)  enipliehlt  an  Stelle  solcher  Kassen  die  Lebcnsversicherong  nnd  räth,  dastö  die 
Staatskasse  einen  Beitrag  zur  Yerrichernng  gebe.  So  geschieht  es  zom  Th«0  in  der 
Schweiz,  wo  Cnntonsregierungen  Versicherungsverträge  für  die  Schnilduer  ab* 
srhlicssen  und  einen  Theil  der  Prämien  übernehmen.    Jetzt  auch  in  l>entsrh!juid 
schon  Öfters,  z.  B.  im  Post-,  Schuldienst.   £ine  gute  Aufgabe  liegt  hier  für  die  neu 
sich  bildenden  B eamtenr ereine,  wie  namentl.  der  rortreffUehe  iVster reiche  vor; 
dead.  jetzt  d.  neue  prenssische  von  18TG.   S.  gegen  diesen  Voischlag  die  Be* 
mewnngen  von  Ban  in  der  5.  Aufl.,  §.  65,  Anm.  (a>. 

Die  hier  gegebene  Beweibfühiung  (wörtlich  aus  der  2.  Aafl. 
§.  84  herlibergenommen)  ist  folgerichtig  und  zutretVeiicl,  wenn 
man  in  dem  einzelueu  Beamten  nur  ein  fUr  sich  stehendes  Indi- 
viduum, mit  bestimmten  individuellen  Rechten  und  Pflicbtcn,  siebt. 
Aber  eben  diese  Prämisse  ist  zn  bemängeln.  j>er  einselne 
Beamte  ist  vielmehr  als  Glied  einer  grossen  eorporatiyen 
Gemeinsehaft  anfsnfassen.    Seine  Besoldung;  seine  eigene 
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Paotton,  diejenige  seiner  Hinterbliebenen  wird  nicht  nor  um 
seinetwillen,  sondern  nm  der  Gemeinseliafi  nnd  deren  Interessen 
Willen  nnd  so,  ^e  es  letztere  verlangen,  geregelt. 

Hier  kommt  dann  (!er  von  Ihfrino^  hervorgehobene,  uur  von  ihm  zu  ausschlieis- 
Üch  betonte  Gesiclibpunkt  dar  ..Austen  tation"  zur  GeitODg.  Der  Beauitü,  welcher 
aieht  reiteiiitbet  ist  und  ketoe  Familie  bat,  bimdit  weniger  mm  Leben,  der  Ver- 
heirathcte  mehr.  Indem  der  Staat  dem  letzt«^ren  in  Pensionen  der  Hinterbliebenen 
oder  in  P 'if  ij'  ti  far  Wittwcn-  nnd  Waiscnkasst-n  dieses  Mehr  gewährt,  entzieht  er 
dem  Uoveriiciratheten  an  sicli  nichtä.  Wohl  aber  ermöglicht  er  dadurch  auch  in 
seinem,  des  Staats  eigenem  und  im  allgeineinen  OeseUscbafMntereaBe  seinen  Be- 
aioten  den  Eintritt  in  den  Normalzustand,  in  die  Ehe,  und  die  Gründung  der 
Familie.  Würde  der  Staat,  statt  solcher  Beisteuern  in  Form  von  Wittwenpensionen 
\L  &.  w.,  jedem  Bcamteu  aiueu  entsprechend  höheren  (iehah  geben  und  alsdann  es 
dem  Siiualaen  UberlasseUf  dnrcb  VerslGberanfseinricbtungen  die  Hinterbliebenen 
sicher  zo  st^en,  so  ermöglichte  er  thatsächlich  dem  Unverheirathetcn  nur  r'me  be- 
quemere Lebensführung  mit  dem  höheren  üehalte,  begünstigte  dadurch  indirect  vicl- 
leicbt  selbst  die  Ehelosigkeit  der  Beamten  und  bürdete  der  Staatsl^asse ,  also  der  gc* 
sammten  steneizdilenden  BerOlkerong  eine  um  den  Belüg  der  nanmebr  erepaiten 
Wittvenpensionen  oder  Wittwenkasseobeitrige  der  ledigen  Beamten  erbObte  Last  auf. 

So  verdient  das  nieistens  bestehende  »System  prin- 
cipiell  —  darum  noch  keineswegs  in  den  £inzelbeiten  seiner 
Ausfttbmng  —  wobl  den  Vorzng. 

|.  166.  Die  prineipielle  Versehiedenheit  des  Stand- 
psncts  auf  dem  Gebiete  der  Fürsorge  flir  die  Hinterbitebenen  der 
Beamten  bedingt  alsdann  folgerichtig  auch  eine  yerschiedcne 
practische  Durchführung. 

a)  Vom  Standpuncte  des  ii  k oihj mischen  Individua- 
lismus aus  muss  man  fUr  die  etwaige  Einrichtung  staatlichen 
Wittwen-  nnd  Waisenkassenwesens,  welebe  auch  von  diesem  Stand- 
puncte ans  nicht  nothwendig  ansgeseblossen  ersebeint»  zwei  An- 
forderungen stellen:  die  Bildung  besonderer  selbständiger 
Pensionskassen  (für  diesen  Zweck  nnd  die  Drganisation  der 
letzteren  streng  uach  den  rein  pr  i  v  a  tw  i  r  t  Ii  sc  Ii  a  1 1 1  i  c  Ii  e  n 
Grundsätzen  des  Versicherungswesens,  daliei  namentlich  so,  dass 
die  Kassen  völlig  aus  eigenen  Mitteln,  d.  h.  aus  den  Bei- 
trägen der  Versicherten  besteben« 

Danacb  ist  dann  freUicb  an  den  rieUkcb  bestebenden  £inricbtnngen  eine  von 

diesem  Standpuni(t  aus  richtige  Kritik  zu  üben,  wie  dies  in  der  vor.  Aufl.  §.  $5 
geschehen  ist.  Nur  i^t  die  Tragweite  di.-^*  !-  Kritili  beschränkter,  als  dort  noch  ange- 
nommen wurde,  weil  der  ganze  Standpunkt  zu  einseitig  ist  Stellt  man  sich  aber 
nnmal  aaf  diesen,  dann  ist  es  wahr,  daas  ridfacb,  wie  leb  in  der  ror  Auf.  scbrieb. 
Priociplosigkeit,  Irrationalitit  nnd  Willkür  in  den  Bestimmungen  über  solche  Kas^  n 
htmoht.  Ganz  unnöthig  worden  Dftc.rs  commMni'^Msche  Grundsätze  dabei  befolgt, 
i~  B.  der  Zwangsbcitritt  der  Ledigen  (mitunter,  wie  früher  in  (ütssen,  selbst  der 
iiaOMl.  QeiitUchen),  die  Gewibmng  von  PensioDsrascblttf^en  für  jedes  Kind,  ebne 
entsprechend  höhere  früher«;  Zahlung  des  Vaters,  die  NIchtberQcksichtigung  der  ab- 
soluten und  V  ']n(ivon  (zu  einander)  Leliensaiter  der  Gatten  0.  a.  m.  (Baden  u.  a.  L.) 
Statt  dessen  bind  daun  folgende  Kegeln  aufzustellen. 
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ai  Die  Guhalte  ^Dienst-  und  Kuhegelialtc)  sollen  auch  hier  so  hoch  nonniit 
werden«  dass  der  Beamte  die  nach  oormiden  YerhaltniaBen  xq  sridenden  Beiti&fe  ans 

dem  Gehalt  entrichleu  kann.  Am  Besten  ist  es,  bloss  fortlaufende  Beiträge,  fälliar 
zu  den  Terminen  der  Geh&ltsszablungen.  einzuführen,  nicht  auch  ein  besonderes  h?vhe- 
roä  £intrittiigeld  u.  d^L  m.,  dessen  Zahlung  iu  kurzer  Zeit  dem  sonst  mittelloseu  Be- 
amten IftUie  macht 

ß)  Kur  der  Verheirathete  soll  vom  Augenblick  seiner  Verheirathnng  an  beitreten 
mfissen.  ovenluell  mit  der  VcrptÜchtunp .  zur  Fortzahlung  der  Beiträgr'  im  Falb^  d^r 
Yerwiiiwung.  Der  bereits  früher  Verwittwete  braucht  nur  Beiträge  lar  Kindcrpejj- 
sionen  zn  zahl«!.  Da  sich  die  Wahrscheinlichkeit,  Wfttwer  zu  weiden,  für  die  ein- 
zelnen absoluten  und  relativen  (AltenrerhJUtniss  zwischen  Mann  und  FlKH)  Lebens- 
alter auch  berc  hnen  Ifisst,  so  kann  man  wühlen,  ob  gleiche  Prämien  von  Verliei- 
ratheteu  u.  Wittwcr- Werdenden,  oder  höhere  von  jenen  und  niedrigere  ^bioi»3  fQr 
die  Kinder)  ron  diesen  gezahlt  werden  sollen.  Aehnliches  gilt  ftir  den  kinderlos  gc- 
\vni  lenen  Ehemann  oder  Wittwer.  Wer  als  Wittwer  mit  unerwach^encn  Kindom  in 
Staatsdienst  tritt,  sollte  für  diese,  der  kiiulerluse  \\'ittwcr  in  solchem  Fall  aber 
gar  nicht  beitreten  müssen.    Also  kein  Zwang  gegen  Ehelose. 

y\  Die  Prämien  sind  genau  nach  den  Grundsätzen  der  \\  ahrseheinlii  hkeitsbc- 
rcchnung  in  der  Lebens-  und  Kentenversicherurjg,  daher  nach  dem  Lebensalter  der 
(Jatten,  nach  J'-r  Zahl  un'l  (l-  rii  Alter  der  Kinih  r  al>/.u^tiifen.  AIsu  keine  t^Icich  hohcii 
Gehaltsprocente,  ohne  Kücksiclit  aut  diese  Momenie,  und  voiicüds  keine  absolut  gleichen 
Beiträge  wie  z.  B.  bei  einzelnen  Cossen  für  besondere  Kategoriccn  von  Staat»- 
dienem,  z.  B.  bei  manchen  UniTersitätswittwenkassen,  die  überhaupt  nnter  allen 
SD  ziemlich  den  Preis  in  der  Irratinmlität  davontragen,  wenn  m.an  sii- bloss  privat- 
wirthschaftlich  aiiflasst.  wa*?  eben  cinseitii;  i^t  z.  B.  d.  Statut  ih  r  He  r  I  in  er  Tniver- 
sitütswittweukassc  v.  4.  Juui  1>17:  alle  neueren  Mitglieder  (i4  Thir.  Beitrag,  urd.  wie 
ansserofd.  Profess.,  auch  die  nnbcsoldeton,  mOssen  zwangsweise  beitreten.  Wittwen- 
prnsion  'IM)  (jetzt  l'^^o  Thlr.\  Waisenpensionen  bis  i\  Kinder  cvent.  *„  tn-hr, 
120  Thir.  «  Von  IMb  an  durch  stärkere  «Staatszaschüsse  erstere  aof  400  Thlr.,  ietztere 
auf  2ÜÜ  Thir.  gebraohti. 

S)  Die  Prämien  sind  so  hoch  zn  stellen,  dass  die  Rassen  ans  eigenen  Mlttelo 
bestehe  n  können,  ohne  jeden  weiteren  Staatszuschuss. 

f>  T>ie  Kassen  müssen  deshalb  eine  hinlänglich  grosse  Zahl  von  Personen  niii- 
iasseu,  damit  die  Regeln  des  Versicherungswesens  mit  Sicherheit  angewandt  wcrdeu 
können.  Daher  ?or  Allem  keine  kleinen  Localkassen,  wie  die  insofern  ganz  irra- 
tioncUen  Üniversitäts-Wittwenkassen;  überhaiii't  möglichst  Vereinigung  der  Interessen- 
ten etwa  nach  d<  u  Ilauptgruppen  dns  Iii.  ll^t  i  (('ivi!  und  Militär)  in  Einer  Kai^c. 
allenfalls  bei  nachweisbarer  Verschiedenheit  der  wahrscheinlichen  Lebensdauer  der 
einzelnen  Bemfotftnde  mit  entsprechender  Abstnfang  der  Primien.  Es  giebt  bhet* 
besond.  Kassen  für  Ofliciere,  MÜitftrbeamtc,  Geistliche,  Forst-,  Post-,  Eisenbahn"  snd 
ver»5chiedene  andere  Kategorieen  von  Beauifen  und  von  Le!ir m  s.  z.  B.  in  Prcussen. 
Masch  er  a.  a.  0.  S.  Hb).  i>ie  wahrscheinliche  Lebensdauer  dieser  Stände  ist  lu 
der  Tbat  mehrfach  ein  wenig  yerschieden.  Def  so  wUnschoisweitiien  Vecschmelzuag 
solcher  kleiner  Pensionskassen  steht  oft  der  uiiirb  ioltc  VennOgensbcstand  der  letrterefl 
cntg'^pen  oder  unsinni'^e  ^^vr^ch^iften ,  z.  B.  d  iss  Aendcnine^en  der  Statuten  an  die 
Einsiunmi'^keit  der  Mitglieder  gebunden  sind  (so  bis  ISIb  im  ^Statut  der  Herl,  üni- 
versitätswittwenkassc).  Und  doch  würde  die  Verschmelzung  viel  grö^^scre  Garaatiet 
für  die  Gesammtheit  bieten,  als  das  kleine  aparte  Vermögen,  und  di^  Beiträge  Ir — 
sich  dann  meist  bald  ermäs^i^en.  Der  Verbindung  (h-r  Kassoti  (z.  B.  zum  Zw.  ck  der 
Rückversicherung)  mit  soliden  grossen  Privat-Lebens-  und  Rentenversicherungsanstalttn 
ist  Vorschub  zu  leisten,  damit  die  Sicherheit  der  Solvenz  möglichst  gesteigert  werde. 

b)  Von  dem  am  Schluss  des  vorigen  §.  verthcidigteu  „so- 
cialen^' Standpuucte  aus  ist  dagegen  diese  Kritik  mit  ihren 
practisctien  Folgeroogen  fQr  die  Organisation  des  besprochenen 
Gebiets  erheblieh  zo  modificireD.  £iae  miDdestens  theilweise 
liebem  ahme  der  finaDzi  eilen  Last  des  Beamten -Wittweih 
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und  Waisenpemiioiisweseng  auf  die  Staatskasse  ist  dann  sa 
▼erlangen^  in  der  Conseqnen«  der  Theorie  nnd  Politik  des  Arbeits- 
lohnes ttberhanpt  nnd  des  Beamtengehalts  iDsbesondere,  wonaeh 

diese  Pensionen  zn  den  Selbstkosten  der  Arbeit  gehören.  Fraglich 
bleiben  nur  awqä  wesent liebere  Puncte:  ob  nemlich  überhaupt  be- 
sondere Tensionskassen  eingerichtet  oder  statt  dessen  auch  diese 
Wittwen-  und  Waisengelder,  wie  jetzt  schon  die  Kubegeh&lte  der 
Beamten  selbst,  ohne  Weiteres  von  der  Staatskasse  als  eine  ans 
dem  Staatsdienerverhältnies  ipso  jnre  datirende  Verpfliehtun^  ge- 
zahlt werden  sollen;  oder  ob  wenigstens  ein  Theil  dieser  Pen- 
sionslasten nach  irgend  einem  Hodns  als  IndiTidnallast  der 
betreffenden  licumten  auf  diese  in  der  Form  von  Beiträgen 
repartirt  werden  soll,  sei  es  zu  Gunsten  hcsduderer  Pensionskassen, 
als  vermügensrechtiich  selbständiger,  vom  Fiscus  getrennter,  wenn 
aneh  von  ihm  znschnssweise  zu  dotirender  Institutionen,  sei 
es  ohne  solche  Separatverrechnnng  einfach  zn  Gunsten  der  im 
Uebrigen  selbstsebnldnerisoh  haftenden  altgemeinen  Staatskasse. 

Für  und  gegen  jede  dieser  Modalitäten  lassen  sich  wieder  besondere  principieUc 
und  pimcüscbe  Gtttndo  geltend  machen.  FUr  dm  Absdieii  Ton  besonderen  PonsionS' 
kasseo  und  von  spccicll  dafiir  zu  erhebenden  und  zu  verrechnenden  Bcitnlgen  spricht, 
dass  damit  di^  vnllp  f^onsequenz  des  hier  befürwoiloten  zweiten,  des  , .socialen"  (Je- 
aichtöjianctes  gezogen  und  practisch  zugleich  viele  Verwaltung^-  und  Kcchcnarbeit, 
aiflo  Mcli  viele  Kosten  erspart  werden.  Anderseits  kann  man  einwenden,  dass  das 
mit  tliesem  Vori^ehBn  verbundene  völlige  Absehen  von  individuellen  Vtirscliicdcnlieiten 
in  den  für  die  Last  des  Wittwcn-  und  Waisenpensionswesens  massgebenden  persünliehen 
VcrbaUüisdon  der  Beamten  —  wie  absuluic^  und  relatives  Lebensalter  der  (jattt:u,  Zahl 
nnd  Alter  der  Kinder  —  doch  auch  seine  beachtenswertheii  BedenlKn  hat,  anch  wenn 
man  den  genannten  principicllen  Standpunct  festhält.  Bei  Elten  mit  erheblich  jüngeren 
I'nuen  und  bei  grosser  Kinder/.alil,  wenn  ftir  jedes  Kind  eine  besondere  Pension  oder 
cm  Zuschlag  za  der  sonstigen  gezahlt  wird ,  treten  dann  fiir  die  betrelieudc  Familie 
unrorhlKnissmissif  grossere  VMÜieUe  ein. 

Vdilig  sind  die  Schwierigkeiten,  welche  bei  der  Befolgung  des 
einen  oder  anderen  Weges  hier  entgegentreten,  nicht  zu  lösen. 
Man  mnss  sich,  wie  so  oft  in  solchen  praetisehen  Dingen,  mit 
Com  promissen  zwischen  den  Conseqnenzen  der  yerschiedenen 

Modalitiiteu  zutVieden  geljeii.  Relativ  am  zweckmässigsten  möchte 
es  sein,  nachdem  man  einmal  die  principielle  Zugehörigkeit  der 
Pensionen  für  Hinterbliebene  zu  den  vom  Arbeitgeber  zn  ersetzen- 
den Selbstkosten  der  Arbeit  erkannt  hat,  Minimalpensionen 
für  die  Wittwe  nnd  itlr  ein  jedes  Kind  einer  nicht  zn 
kleinen  Maximalzahl  von  Kindern  (4—6),  ohne  Weiteres, 
d.  b.  ohne  die  Einrichtung  hesondrer  Pensionskassen  nnd  ohne 
specielle  Beiträge  des  Beamten  an  die  Staatskasse  behufs  Erwer- 
bung solcher  RechtK>aui$prUche  zu  gewähren,  und  zwar  in  der  Form 
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von  Quoten  der  letzten  Beaoklang  des  Gatten  und  Vate»,  unter 
FestsetKiing  absoluter  Minimalbetrftge  dieser  Pensionen  bei 
den  niedrigeren  und  etwa  auch  absoluter  Mazimalbetrilge  bei 
den  höchsten  Gehalten. 

Besonders  extreme  Fälle,  z.  B.  der  Allersdilierenz  der  liatteu,  Itesäcii  äich  durcU 
eine  EmSasigung  der  WittweDpendon  oder  —  und  vieUeicht  beuer  —  dvrcli  eine 

hier  zu  fordernde  (zwangsweise)  Bcitragsleistting  des  betrefTcDden  Beamten  an  die 
Staatäkaiisc  unsrhwnr  crieditrcn.  Aehnliches  gilt  von  der  Erwerbung  einer  die  er- 
Wäbnt«.'  Maximakiihi  Uliersi  hrcitenden  Anzahl  von  Kindorpensioncn. 

Die  Ermöglichung  des  Erwerbs  von  Ansprüchen  auf  höhere, 
d.  h.  jenes  Minimum  libcrsteigende  Pensionen  fOr  die  Hinter- 
bliebenen des  Beamten  bleibt  aber  dann  immer  noch  sehr  er- 
wünscht Daftlr  kl^nnte  man  unter  Zugrundelegung  der  gewöhn- 
lichen priratwirthsehaftlichen  Principien  des  Rentenversicherungs- 
wesens oder  mit  geringeren,  passend  erscheinenden  Abweichuni^eu 
davon,  besondere  Einrichtungen  treft'en.  Im  Interesse  der  Sicher- 
heit und  Wohlfeilheit  aber  aueh  wohl  am  Besten  entweder  in 
der  Form  besondereri  staatlieh  verwalteter  Staats- 
pensions hassen  fllr  dieses  Plus  der  Minimalpensionen  oder, 
was  doch  ebenso  zulässig  erscheint  und  einfacher  und  wohlfeiler 
wäre,  in  der  Form  ron  Beiträgen  des  Beamten  direct  an 
die  Staatskasse,  bez.  etwa  an  die  Staatsscbuldenkasse,  wie  in 
anderen  Fällen  des  Leibrentenverkauls  Seitens  der  Staatsschulden- 
Verwaltung. 

Wie  man  sielit.  liegt  hier  eine  ähnliche  Aufgabe  und  Frage  wie  bei  den  Plänen 
der  sogen.  Arbeitervcrsicherung  ?or,  wo  auch  neben  Minima l Pensionen  ii.  dgl.  auf 
der  Basis  des  Zwangsprincips  höhere  Pensionen  mittelst  facultatir  zu  beautzeudcr 
EiDiiditangen  crwitnscht  erscheinen.  Vgl.  u.  A.  Sch&ffle  über  d.  corporat  UU6» 
kassenzwang,  Tüb.  is*^2.  Fur  die  weitere  Keclitfcrtifxnng  etwaiger  Abweichung  von 
tlciij<-iiii;en  (inHi<ls;it/,cii,  welche  narh  dorn  Stan(l]uinrt  des  «jkonomisfhen  Indiridnalis- 
ums  die„uilciii  ra  ti oncllou"  ini  \  oriichcrungswcscu  —  eben  eine  petitio  priucipii !  — 
genannt  werden,  a.  m  ein  c  Abb.  Staat  n.  Versieh. wes.  S.  99  ITCIab.  Ztscbi.  1881  S.  40 ff^ 
Q.  Yei8icli.ire86n  in  SchOBbeig^a  Haadb.  1.  bea.  §.  IS,  14  S.  lUSIT. 

Wie  nun  aber  aueh  immer  vorgegangen  wird,  jedenfalls  soll 
„die  Gewährung  der  Pension  gegenwärtig  nicht  mehr  bloss 
Gnadensache  mit  Entscheidung  des  einzelnen  Falls,  sondern 
allgemein  gesetzlich  geregelt  sein".   (Rau,  §.  65.) 

Die  Materie  ist  olfenbar  in  Fiuss,  namentlich  in  Deutschland.  Die  oben  ge- 
zogenen Conse<|uen7.cn ,  dass  die  Wittwen-  u.  Waisenpension  an  sich  zum  Lohn  und 
Gdiatt  gehört,  brechen  sich  Bahn,  die  Folgerungen  ans  dem  ,,socialen**  Gesichtapnnkte 
kommen  auch  mehr  und  mehr  zur  (idtung^.  Interessant  in  dieser  Hinsicht  die  neueste* 
preuss.  Geset/<,''ebnnfr.  Ueherall  Lebergang  vom  „Privatwirihschafdichen"  ins  „riem(>iu- 
wirthschafüii  he".  Vgl.  auch  Elster  in  Conrads  ö.  Jahrb.  B.  41,  S.  131 11'.,  wo  diese 
principieUe  Seite  nur  hStte  hervorgehoben  weiden  müssen. 

Beispiele  von  Einrichtungen  far  Wittwen-  und  Waisenpensiouen.  Eine  aparte 
Behandlung  erfährt  bcfifreiflich  meist  das  Wittwen  -  und  \Vaisenpen*«ion8wesen  im 
Militiir,  bes.  bei  den  Officicren.  weil  hier  der  Dienst  selbst  im  Kriege  direct 
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nachweisbar  den  Yenorger  raubt.  Daher  anch  im  DeutschoD  Reichsponsionsgesdtz 
vom  21.  Juni  1S71  für  die  Hinterbliebenen  von  Ufficioren  und  Mannschaften  Pensionen 
auä  d.  HÜgeuj.  Staatsfonds  (Inralideafonds  jetzig  s.  o.  S.  377):  für  Ofticierswittwen 
300,  400,  SOO  Thlr.,  für  Kinder  (bloas  bis  z.  17.  h)  &0,  bei  Mutterlostgkeit  75  TUr. 
jedes  „Erziehongsbciliilfo" ;  auch  f.  and.  Verwandte  in  gew.  P''ällen ;  Wittwon  der 
Untcroffi friere  u.  s.  w.  bis  zu  den  Gemeinen:  lO's,  84,  60  Thlr.,  Kinder  je  42,  hci. 
60  Thlr.,  gleichfalls  and.  Verwandte.  Pruusseu,  s.  Maseber.  S.  128  Ul  Der 
BMmie  bedeif  des  Helntbaconsensas,  der  verweigert  wird,  veon  eine  bestimmte  Er- 
Uirang  fehlt,  mit  welcher  Summe  der  Beamte  seine  künftige  Ehefinu  in  d.  Wittwen- 
base  einkaufen  will.  Bei  der  allfrem  Wittwcnvfrpflegungsanstall  zu  Berlin  von  1770 
(Pat  ?.  28.  Dec  mit  vielen  spät  Acnder.  u.  Zusätzen,  s.  auch  Cie^  v.  17.  Mai  1S5Ü) 
kenn  der  grösste  Theil  der  Beamten  n.  8.  w.,  mit  AnsscUnss  eiüi<;tr  bw.  Kategorieen 
tu.  A.  auch  derer  mit  w  uigcr  als  250  Thlr.  Einkommen)  eintreten.  Ausgeschlossen 
sind  Mäimtr  über  60  J.  oder  mit  gefährl.  chron.  Krankheiten  behaftete.  Iiedingt  auch 
Männer  verschiedenen  Lebensalters,  deren  AltersdiA'arens  gegen  ihre  Frau  ein  best 
MaasB  ttbendifeitet  (durch  entspreeh.  ZnscIiUgprftfflien  Hessen  sich  soldie  Männer, 
wie  gesagt,  doch  receptionsfähig  machen).  Die  Wittwenpension  soll  mindeetais  Vs 
(iehalts  des  Mannes,  Min,  100,  Max.  .''tflO  Thlr.  betragen,  sie  wird  nur  gezahlt,  wenn 
der  Mann  wenigstens  1  Jahr  nach  der  Aniuahmc  lebt,  nur  mit  V«-»  wenn  er  im  2., 
Bit  V«.  wenn  er  im  S.  Jahr  stirbt.  Die  Pr&mien  rind  rationeller  Weise  genau  nach 
dem  abaol.  n.  lekL  Heirathsaltor  (Jahr  für  Jahr)  beider  Gatten  abgestuft,  doch  nicht 
hoch  genns:,  dass  di.-  Anstalt  ganz  aus  eigen-  'i  ^Titti  ln  bcstt-lien  kannte  :'.\.  für 
1870:  Betrag  der  Wittwcnpension  1,516,000  Thlr..  (jcsammtausgabcn  iiicl.  Verwaltungs- 
kosten 1,548.890  Thh.,  ti^'.  £inn.  aus  Beitr.  d.  Mitglieder  7S4,2:J0  Thlr..  also  Staats- 
<DschDb:i  im  £t.  d.  Finanzministeriums  764,660  Thlr.  [im  A.  f.  1876:  2,026,780  M.J, 
woDa(  Ii  dio  I'räinieri  im  Durchschn.  etwa  zu  verdoppeln  würenl  (Jetzt,  ISS*!  erheb- 
liche Steigerung  des  Staatszuschnsses.  weil  viele  Beamte  nach  d.  unten  gen.  neuen 
Ges.  T.  1882  ausscheiden.  Daher  im  Et.  f.  188.'i/84  Ausg.  an  Pens.  u.  s.  w. 
5.452  M.  M.,  B<üträge  etc.  der  Beamten  nur  noch  1.73,  StaatstnachOflS  3.72  M.  M.). 
Beispiel  d.  Tarifs:  Jidirliche  Prämie  für  100  Thlr.  Pension: 

Mann  30  Jahr,  Krau  20  Jahr,  Prämie  lO'OH  Thlr.  M.  :!.-^  .1.,  F.  20  J.,  Pia. 
2407  Thlr.  M.  35  J.,  F.  25  J.,  Prä.  22  07  Thlr.  M.  40  J.,  F.  25  J.,  Prä.  28  03  Thlr. 
M.  50  J.,  F.  30  J.,  Pift.  42-26  Thlr. 

Früher  hatten  die  Mitglieder  noch  bes.  Eintrittsg^eldcr  zu  zahlen,  was  dun  h  d.  (Jes. 
V  1*»5R  bcseit!5^(  \Ht.  Eine  der  n achtheiligen  iiiian/ielh  n  Foliren  der  /,u  sjiütcu  und 
uugeuUgeudeu  Auiaagsgehaltc  des  Beamten  in  Prcusseu  u.  a.  L.  tritt  auch  hier  wieder 
boror:  die  Mianer  heirathen  spitar  n.  Jüngers  Frauen ,  woher-  die  Wittirenpenaionen 
mehr  anschwelleii  und  der  Staat  dabei  nachzahlen  muss.  was  er  an  Gehalten  zu  wenig 
zahlte.  Statt  der  All;;.  W.  V.  A.  kann  auch  die  Berl.  Schulenb.  a!l}r.  W  itiw  enpcns.  u. 
UnterstUtzungskasse  \.Heglem.  v.  3.  Dec.  1836)  von  dem  Beamten  zum  Eintritt  benutzt 
Verden,  wo  n.  A.  Männer  bis  zum  £.  d.  64.  Jnhrs  »nfgenommen  weiden;  Pension 
fon  20—600  Thlr.  für  Wittwen,  unverheirathete  Töchter.  —  Für  verschiedene  Wittwen- 
«nd  Waisenkassen  der  Beamten  in  den  neuen  Provinzen  (ftlr  Schleswig -Holstein  in 
Ku|H:nhagenj  hat  die  preuss.  Staatskasse  in  1876  noch  1,447.000  M.,  in  1883/84 
1*35  M.  VL  Zmchttase  zn  leiaten,  ges.  A.  IS76  daher  S,40,  1888/84  5*25  M.  M. 

Die  neueste  preuss.  Gesetzgebung  v.  1882  i(ies.  v.  20.  Mai  1882,  betr.  d. 
Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  Wai-en  der  nnmittelb.  Staatsbeamten)  ist  ein  charaeterist. 
Beispiel  des  Ucbergangs  von  cuiciu  zum  andern  System.  Sie  luilt  einmal  eine  bis- 
herige Locke  ans,  indem  sie  allgemein  Waisen  Pensionen  einrichtet  Von  besonderen 
Pensionskassen  wild  abgesehen,  Zwangs-Beiträge  der  Beamten,  auch  der  nnrer- 
heirathetert  'V,^  v.  pensionsfäh.  Dieusteinkominen)  werden  jedoch  erhoben.  fliej>sen  aber 
in  die  Staatskabse  n.  diese  bestreitet,  eventuell  mittelst  Zuschüssen,  die  aus  dem  Uesctz 
erwaduende  Penskmskit  Diese  Einrfchtuif  bedinprt  Tiel  Yerrechnnngsarbeit  (orhoben 
weiden  die  Beiträge  mittelsl  Abnigs  bei  den  Gehalts-  u.  s.  w.  Zahinngen),  die  sieb 
f^rsparen  li'"^s  ■  ^  enn  die  Minimalpensionen  oline  Wcitres  als  Conscquenzen  de??  ehe- 
loal.  Besoidungsauspruchs  behandelt  wurden  u.  demnach  jene  Beiträge  weglielen  ^was 
ftr  eine  weitre  Hcform  geplant  werden  soll  n.  dann  eben  eine  entsprechende  <9eba]t£- 
erhOhong  wäre).  Das  „Wittwengold"  beträgt  normal  Vs  normalen  Pension 
des  Beamten  (Min.  IGO.  Max.  1000  M.^  das  Waisengeld  */r..  ^«i  I)oi<{)clwaisen 
des  Wittwengeids  für  jedes  Kind  bis  zum  vollendeten  18.  Lcben.«ijahr.  Das  Wittwen - 

A.  Wagu(>r.  FiuaD/.wiü.sAiucbttrt.  I.       Aufl.  2o 
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geld  (nicht  d.  Waiscns^cW^  erleidet  eine  gewisse  Kümin^.  wenn  die  Wittire  tlber 
15  Jahr  jUoger  &h  der  Yerstorbeae  Madd;  es  fällt  auch  lort  bei  Eheschliessung  iimerh. 
3  Mob.  m  dem  Tode  dm  Beamten,  weau  Zvedt  der  EbeacliUessung  nur  Enrerb  d« 
Anapruchä  auf  d.  Wittvengeld  war.  Frei  Tom  Beitragnwaog  sind  die  Beamten«  vekhe 
in  and.  ^tt-fl  \\'ittwrMianstaiten  stehen  ii  rmf  das  neue  W.  u.  W'.geld  verzichten. 
Andrenfallö  hiuJ  sie  berüchtigt,  aus  jeiieu  Auatalten  auszuschoiduii ,  was  vielfach  ge- 
schehen ist  Im  Etat  1 1883/84  sind  die  Einnahmen  mm  den  W.  a.  W,  nldbeitiigiBn 
bei  den  einzelnen  Yerwahongen  nicbgewleaen  n.  ein&eb  znr  Deckonfr  lannnder  Slnaa- 
aoflgaben  verwandt. 

Mit  dieser  neuen  KogciuDg  schlitittöt  bich  Preussen  d.  d.  D.  Heich  dem  in 
Sachsen  (Ges.  7.  7.  März  lb35  a.  9.  Apr.  1872),  Würtemb.  (Verf.  t.  1819,  §.  §0» 
Ges.  V.  2S.  Juni  1876),  Baden  (Ges.  v.  IMG,  1819,  2S.  Juni  I87H),  Hessen  {ßes. 
V.  1808,  22.  Juni  l^Gl.  29.  Dec.  1^74)  bestehenden  System  an  ^  >iiach  also  alle  Be- 
amte Beiträge  nach  dem  Diensteinkommen  u.  w.  zu  leisten  haben  n.  die  Hmter- 
bliebcnen  Quoten  dieses  Einkommens  als  Pension  beziehen.  Ob,  wie  gewöhnlich  noch, 
die  Beiträge  in  besondere  Pensionscasscn  oder  wie  in  Preussen  einfach  in  d.  Staats- 
cassen  fliesscn ,  ist  nebensächlich.  Es  giebt  aber  auch  schon  deutsche  Staaten .  v.  o 
die  Beamten  keine  Hcitrii;;ü  leisten  ii.  die  Hinterbliebenen  dennoch  P<'n?ionen  in 
Quotea  vom  Kiukuiuuiua  oder  d.  Feusiuii  des  Beaiiiteu  bezioheu ;  &o  iu6ach^.  Wciui. 
(Gea.  T.  6.  Apr.  1821).  Sachs.  Mein.  (Gas.  r.  27.  Febr.  1872).  Eis.  Lothr.(QM.  r. 
24.  Dec.  1873).  S  KI  st  er  a.  a.  0.  S.  132,  der  demnach  die  Gesetie  daasifidct 
Letzterem  System  g^hi^rt  wn]i!  die  Zukunft. 

Ueber  Baden  s.  Kau  1,  §.  65  Nute  c  u.  meine  biu.wiss.  1,  S.  197  der  2.  Aufl. 
Durch  Ges.  r.  25.  Jan.  1874  vurden  die  Relictenpensionen  nm  15Vo  crh&ht.  —  Ueber 
Baiern  s.  ebenfalls  Bau  I,  §.  65  Note  c  u.  die  vor.  Aufl.  dieses  B.  I,  S.  198.  Pözl, 
Verwah. recht  i?.  2(17.  Ks  erhalt  die  Wiltwc  ^  ^  der  Hrioldung-  oder  des  Kohegchaltes. 
ein  ?atorloses  Kind  bis  zur  Versorgung  oder  bis  zum  Schiuss  dos  20.  Jahres  Vc  vom 
Gehalte  der  Mutter,  ein  elternloses  Kind  Vto  dessen,  wm  die  Mutter  empfangen  wttide. 
Nach  dem  baier.  Etatsges.  für  1876  sind  auch  die  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
allgemein  um  5"/o  und  in  gewissen  t'ällen  ausserdem  noch  Je  nach  der  Höhe  der 
bezogenen  Summe  um  10.  15  und  207«  erhöht  worden.  A.  im  Et.  f.  187C  an  Pen». 
Q.  Sustentat  der  Wittwen  u.  Waisen  2*11  MIU.  M.,  nebst  einem  weiteren  Pesten  in 
einer  and.  Hubr.  —  Ueber  Würtemberg  Rau  I.  §.  65,  Note  e.  vor.  Aufl.  S.  19s. 
Ucrdegen.  S.  177,  Kieeke  a.  a.  0.,  S.  119.  Seit  d.  J.  IST.S  sind  mit  anderen 
Vcrbess.  d.  Pensionen  aui;h  mittelst  neuer  oder  erhöhter  Staatszuschitöse  die  Vi  ittwen- 
und  Waisenpenaionen  gesteigert  worden.  Neueste  Ordn.  durch  Beantenges.  t.  1876 
Abschn.  IV,  f.  d.  Volksschullehrer  durch  Ges.  v.  30.  Dec.  1877»  f.  d.  Hinterbliebenen 
d.  Geistlichen  durch  (les.  ?.  12.  März  187*^.  Besondere  Kassen  geblieben.  Normalpens. 
der  Wittwe  7s  eventuellen  Normalpension  des  Gatten.  Beiträge;  £intr.geld  r.  V4 
des  ersten  Gehalts  u.  der  Geh.erhöh.,  dann  2%  des  Gehalts  u.  s.  w.  Jahiesbeitr. 
Staatszuschuss  ls83  208,500  M.,  wovon  58,000  f.  d.  W.kasse  der  Civildiener.  Fonds 
d.  r  Oivilstaatsdicner-W.kasse  1880  5,021 .000  M,.  worinf  500,000  11.  Pensionen  lasten. 
Auch  im  K.  Sachsen  Erhöhung  d.  Wittwen-  u.  \S aisonpensionen  um  10,  15.  20% 
durch  Ges.  r.  15.  Juni  1874.  —  Ueber  Oesterreich  (West>)  s.  BlonsJii  I.  141  tf. 
Allgem.  Penset.  d.  Civilrerwalt.  (ohne  d.  gemeinsehaftl  Etat)  1880  13-90  Mill.  H. 
wovon  1'^'^4  nniescentenbezOge  mit  0.70S,  8755  Pens.  v.  Beanit  n  n.  Dienern  mit 
7  60,  12,726  Pens.  v.  Beamten  -  u.  Dienerwittwen  mit  3*086.  66UG  £rzieh.beiträge  f. 
Kinder  mit  0'258.  24,070  ..Provisionen"  mit  1-556,  9560  „Gnadengaben'-  mit 
II  Mill.  fl.  —  Ueber  Frankreich  s.  Block'ä  dict  Art  pensions  §.  54  AT.  Die 
W  ittwen-  u.  Waisenpeus.  sind  fast  überall  noch  sehr  niedrig.  Zu  ihrer  Aufbesserung 
durch  private  Lebens-  od^r  l^entenversicherung  fehlen  bei  der  Knappheit  der  Be- 
soldungen meistens  die  Mittel.  Dies  beweist,  dass  die  Selbstkosten  der  Staatsdiener- 
nrbeit  auch  in  Betreff  dieses  letzten  Postens  nicht  richtig  gedeckt  werden.  Das  oft 
so  kümmerliche  I.uos  der  Beainferjwittwen  zeigt  es  dra.sfisch  genui*.  S.  auch  Elster  S  n?> 

Geschichtlicli  hat  sieli  da.s  tre'^ammte  Pensionswesen  regelmässig'  zuerst  filr  de« 
eigentlichen  oder  Itohcreu  Staatsdienst  entwickelt  und  ist  hier  zuerst  aus  dem  (iobiute 
der  (inade  in  dasjenige  des  Rechts  hinQbergegangen.  In  seiner  jettigeii  iÜnfichtnng 
best<  ]it  es  zunächst  für  den  höheren  und  filr  den  Su balt ern dienst .  ftlr  den  es 
nach  der  speritischen  Kisr»nthiirnlirlikeit  der  .Arbeit^art  di*»sier  Beamten  auch  am 
Nüthwendigsten  i&t.    Kur  die  L  nie  rbeam  len  (Dienerj  könnte  es  entbehrlicher 
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flncheinen,  weil  hier  keine  specifische  VoriMnitno^  ooüiweiuiii^  ist  und  diese  Eeamten 
SBch  im  Priratdienst  leichter  unterkommen.  Mehr  und  mohr  ist  aber  auch  bei  diesen 
Peisonen  im  Interesse  des  Dienstes  wie  ihrer  selbst  neuerdings  die  „Beamten- 
oveHtlt^,  wenn  auch  mit  gewisseB  Abweichungen  vom  höheren  u.  vom  Sabaltern- 
oieiist«  anerkannt  worden,  was  dann  auch  hier  /.ur  Ausbildung  eines  analogen  Pensions- 
rechts für  die  Diener  und  für  ihre  HiiiierbliilxTien  fülirtr.  Die  Einrichtung  eines 
ordentlichen  Altersversorgungs-.  Wittwen-  und  V\  aiiicnpensioDswesens  fdr 
niedere  Diener  empfiehlt  sich  aber  auch  noch  principietl  aas  dem  Gesichtspunkte 
einer  richtigen  Arbeiterpolitik.  Sie  vird  dann  vielfach  für  gewöhnliche  Arl>eitenrer- 
häJtnissc  als  :Muster  und  als  Anregung  dienen  kOoaen.  S.  Baa  I,  §.  65a,  vor.  Aufl. 
S.  19<^.   Beispiel;  bad.  Ges.  v.  2S.  Aug.  1835. 

§.  167.    -    E.     Neben  dem  Gehalte  sind  für  besondere 

DiaDSte  oder  iUr  ausserhalb  des  Wohnorts  zu  voUiUlureude 

Geschäfte  Tagegelder  (Diäten)  and  Beisekosten,  ferner 

bei  Versetznngeiiy  welehe  einseitig  von  der  Staatsgewalt 

ausgehen,  Umzogs kosten  an  die  Beamten  zu  yergSten.  Im 

finanziellen  Interesse  ist  für  das  Unterbleiben  unnützer  Dienstreisen 

zu  sorgen.    Sonst  soll  die  Diät  und  der  Reisekoatenbetrci^  zwar 

sparsam  bemessen  weiden,  so  dass  dabei  kein  besonderer  Gewinn 

gemaebt  w  erdeD  kann,  aber  doch  auch  die  vollen  Kosten  ersetzen. 

Fttr  die  Diäten  ist  eine  Pauschsumme  am  ZweekmässigsteOi 

welehe  mit  einiger  Rttcksieht  auf  Rang  und  Stellang  des  Beamten 

(ohne  Zopfthum)  abgestuft  wird.  Reise-  und  Umzugskosten  lassen 

sieh  Iffters  speciell  verrechnen ,  doch  ist  auch  hier  ein  Pausch^ 

quantuiii  hu  Allgeuieinen  zweckmäääiger,  weil  dabei  bparöamcr  gc- 

wirthschaltet  zu  werden  pflegt. 

Diätenordnung.  Beispiel:  Preusscu,  (Material  bei  Uerrfurth  S.  4^3  IT.). 
Vcrordn.  v.  28.  Juni  1825  nebst  späteren,  u.  A.  bes.  v.  10.  Juni  1S4S.  Neues  Ges. 
r.  29.  Mftrz  1873  über  Tagegelder  u.  Reisekosten  d.  Beamten,  in  einigen  Punclen 
abgeändert  durch  Gos.  v.  2S.  Juni  1875  und  Yeroidii.  v.  15.  April  ISTf,  nebst  ver 
schied,  and.  Verordti.  f.  t;inzeliii.'  Bcamtenkatej^orit^en.  Diäten  gezahlt  fur  Aufenthalt 
au^ihalb  des  W  ohuortä  udor  de^i  zugewiescneit  Bü^irks  bei  commiss.  Geschäften  in 
DienstaDgelegenheiten.  Abstufung  der  Sätze  nach  Kang-  und  Dienütclassen  (mit 
ziemlich  viel  Willk(irlichem).  Neue  Sätze  filr  active  Minister  SO  M.,  Beamte  1.  Cl. 
24  M.,  2.  0.  Cl.  4.  u.  5.  12,  and.  in  8  Classcn  <>,  G,  1'/^,  Unterbeamte  8  M.  — 
Reisekosten  jetzt  unterschieduu  je  nach  Kei^ieu  auf  Kisenbahjieu  u.  l>auipfschitien 
(Uer  f.  d.  hSheiren  Beamten  p.  Kilomei  19  Pf.  a.  t  jeden  Zo-  n.  Abgang  8  M.,  f. 
Subalternb.  bez.  10  Pf.  u.  2  M.,  f.  Untcrbcimfc  7  Pf.  u.  1  M.)  u.  nach  sonstigen 
Reisen  (p.  Kilom.  f.  diese  8  Bcauitenkategor.  •iO,  1U,  Pf)  Uebriprens  worden 
t^rweiülich  höhere  Reisekosten"  erstattet  Gewisse  Abänderungen  und  Krhühuugeo 
der  Sitze  im  Vererdnungswege  sind  gesetzlich  gestattet  nnd  z.  B.  dnrch  die  Venran. 
vom  15.  Apr.  1S76  erfolgt.  —  Umzugs  kosten,  Erl.  v.  26.  März  1S55.  Hiemach 
keine  Vergütung,  wenn  Versetzung  l«?diglich  auf  Antrap:  des  Beamten  r  rf  'l'jt  und  wi  iin 
mit  der  Versetzung  eine  Linkommenverbesserung  verbunden,  deren  iiaibjulir.  Betrag 
die  CmzagflkoBtenrergtltong  flbentdgt,  —  was  also  wiedenim  nnr  eine  der  bedenkt. 
Oehaltsschmälerungen  ist.  Abstufung  nach  Rang-  u.  Dieustclassen  (mit  sehr  starken 
Sprünc^en  der  Sätze,  welche  kaum  den  Verhältnissen  entsprechen,  bes.  in  den  oberen 
Classen  nicht)«  femer  Unterscheid,  von  allgem.  Kosten  und  Transportkosten  fur  ic 
S  Heilen,  entere  ?en  600  (Bithe  1.  Gh),  S50  (dsgl.,  2.  Ol.)  o.  b.  w.  bis  60  Thlr. 
'Subalt  1.  Cl.)  u.  25  Thlr.  (Unterbediente),  Transportkosten  dsgl.  .10,  24  bis  7  und 
4  Thlr  !  <;  Ii)  Stufen.  B.-i  Beamten  ohne  Familie  die  Ilrdff.t  Ferner  ffcht  v.  d. 
Vergtttangs.su uime  stets  die  Hälfte  des  Nominalbetrags  der  etwaigen  fiinkouuneuver- 
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besacnin£r  ab.  Einig-e  aparte  Bestimmungen  für  besond.  Beamte.  Jetzt  dieser  Eriass 
V.  IbaO  ersetzt  durch  (ies.  v.  24.  Febr.  1877  betr.  d.  Umzugskosteu  der  Staatsbeamten 
n.  y.  T.  26.  Mai  1877.  Demnach  bei  allen  Versetzangen  Omzngskosten  ohn«  jene 
Schniftkmngen  (allgem.  Kosten,  nach  den  Bcamten-Kaii^^rlassen  u.  anderen  RabricirongtB 
ISOO,  1000,  500,  300,  240,  180,  150,  100  M..  Tran^^p.kosten  f.  je  10  Kil.  i-hcmo 
24,  20,  10,  i»,  7,  C,  5,  4).  Ausserdem  für  die  Person  der  Umziehenden  Tagegelder 
u.  Keisekosten.  auch  in  gew.  Grenzen  Ersatz  etwaiger  Micthzinsverla^e.  Im  prea&t. 
Etat  stehen  die  „Diäten-,  Kohr-  n.  Versetz.kosten''  18^3/84  iFin.min.)  mit  1  Mill.  M., 
wirkl.  Alibi;,  im  D.  r.  1S70  S2  1'25  M.  M.  n  A.  ohne  die  Ah^r'-n-  ln 'li:it<  n\  — - 
Sonst  wird  auch  wolil  (Ii-:  Diät  im  Winter  höher  als  im  Sommer,  für  Geschäfte  im 
Auslande  hoher  als  im  lulande  augesetzt,  welches  Princip  in  den  kleinen  deutschen 
Staaten  allerdings  za  komischen  Folgen  fahrt.  S.  d  bad.  Diütcnregl.  v.  1).  Mai  18G7 
(u.  A.  107„  Winterzuschlag\  10  Stufcti  von  10  fl.  bis  IV^  fl.  In  Baden  bestellt  u.  A. 
die  Bestimmiinsr.  das«  Staatsdipncr.  «ül-  vor  5  J.  den  Dienst  wieder  verlassen,  die  Um- 
zugsgelder wieder  erstatten  um^seu,  waä  practisch  meist  nur  Litiversitätslehier  tritt) 
und  mit  dor  wichtigen  deutschen  akademischen  FieizOgigkeit  kaam  in  Einklang  Ist 

3.  Abschnitt 
Der  Keal-  oder  hachgäterbedarf. 

Vgl.  ILm  !<.  CA],  07.  .'}1.M5  u.  die  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §  200—206.  Im 
Folgenden  mohrrach  gekürzt,  da  der  (iegenstand  wosontlich  technischer  Natur  ist. 

L  —  §.  168.  Allgemeine  GruDdBätze.  Soweit  Sachgttter 
als  directes  Mittel  fttr  Staatszwecke  n($thig  sind,  kanft  sie 

der  Staat  in  der  entwickelten  Volkswirthschatt  in  der  Regel  besser 
im  freien  \'erkclir  ein  oder  läsüt  sie  auf  Bestellung  von  den  Privaten 
liefern.  Denn  hier  concurrirt  der  Staat  erfahrmigsniMssig:  selten 
erfolgreich  in  der  gewöhnlichen  Sachgüterprodnction  mit  den 
Privatwirthschaften  nod  die  Privatiudustrie  wird  diese  Güter  anf 
Begehr  gern  liefern.  Deshalb  giebt  der  Staat  yielfach  passend 
die  eigene  Productionsthätigkeit  zum  Zweck  der  Be- 
schaffung dieser  SachgUter  auf. 

Diese  lte<;el  erleidet  jedoch  berechtigte  Ausnahmen.  Die 
eigene  Erzeu^^un^jf  solcher  SachgUter  ist  auch  heute  noch  voiu 
volkswirthsehaftlichcn  und  finanziellen  Standpuncte  zulässig  oder 
selbst  geboten,  wenn  1)  der  Staat  ganz  specifischeigentbUm'- 
Uche  Sachgttter  braucht,  weiche  die  Privatindustrie  fast  nur 
nir  ihn  herstellen  wttrde  und  alsdann  oft  nach  derselben  Betriebs- 
Organisation,  wie  sie  das  Staatswerk  besitzt;  2)  wenn  besondere 
Versuche  u.  dgl.  m.  anzustellen  sind  und  3)  wenn  die  Con- 
en rrenz  unter  den  Privatunternehmern  sehr  gering, 
die  Controle  der  Privatabiief  erungeu  besonders 
schwierig  ist 

Alle  drei  Bedingungen  treffen  namentlich  dften  bei  der  Production  von  licqQi- 
siten  der  Militär-  und  M  ari  n  ev^rwaltnii?  zu.  \*>'T  <<'lhst  hier  (Krupp!)  und 
voUcnd.s  auf  *!cn  meisten  anderen  (iebieten  wird  die  «  lUwiok«  lle  i'rifatiudusthe  öfter 
passend  nn  die  HtnWa  dor  Siaatsindustiie  treten.   Am  Häafigston  be«tehoo  itonst  noch 
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besonders  Slaatsdnickcrnicn  ii,  S'lbst  Papierfahrikt  n.  Diese  Anstalten  rcn- 
tii^n  bellen ,  liefern  die  bezahl.  Materialien  oft  eher  theurer  als  die  Priratindobtric 
iiiid  nicht  iiamer  bosser.  Die  Gsutelen  "regen  der  Bewahrang  des  Amt^beiiDnü»scs 
in  BetreflT  reu  Dmcksachcn  und  we^cn  des  Dnicks  von  Wertbpapieren .  Papieq^eld 

u.  s.  w.  kennen  wohl  cb^Miso  bei  rrivatanstAlten  getroffen  werden.  Wiedf-rholt  wurde 
u.  A.  in  Uestun  cich  die  AbscbafTuns^  dieser  beiden  Staatsind ustriezweige  berathen. 
Es  ist  rach  die  Papierfabrik  in  Schl  i;;lmühl  reiünssert  worden.  Indessen  ist  es  bei 
dam  gfoseen  Bedarf  des  St^mts  an  hiii  ksachen  (loch  wohl  lolAssig,  eigene  ürackereicn, 
M>'  etwa  zugleich  als  t»  chnis(  Ii.-  M  Tr  rmstrihrn  dienen,  zu  behalten,  üeberfrai;.  d, 
prenss.  Staatsdrnck.  an  d.  Keich.lüt.  I^s2/h;>  E.  3'155.  A.  2*204  Mill.  M.,  d.  österr. 
Staatsdruck.  Ib82  E.  1*172.  A.  l  üti^  Mill.  fi. 

Bei  den  Staatsbehörden  kommt  regelmitssig  ein  Redarf  ron  rcrschiedenen  Sach- 
fftttcrn  vor:  Amtsbed  Ur fn  iss e  oder  Bu rea ukosten"  aller  Art  (Einrichtung, 
Heizung.  Beleuchtung  der  (ieschäfts/.imuier ,  Schreibmaterialien,  Parkmaterial,  Bücher 
0.  dgl.).  liier  empfiehlt  sieh,  besonders  bei  unteren  Stellen,  im  Interesse  sparsamer 
VerwendODg  des  Materials  und  um  die  Verrechnong  und  Oontrole  zu  vereinfachen, 
das  System  der  Uewährnng^  von  Pauschsummen  in  (reld  an  den  betreffenden  Be- 
amten, der  dann  damit  ant  eigene  Verantwortlichkeit  und  auf  seine  liocbnuog  den 
Bedarf  decken  muss.    ii!au  I  ßt». 

Das  Postporto  f&r  amtliche  Sendungen  wurde  frahor  meistens  nicht  bezahlt, 
da  bei  der  Post  als  Stiatsanstalt  Ausgab.^  und  Einnahme  nur  von  einer  Tasche  in  die 
ander?»  gehen.  Indessen  fuhrt  diese  Poriofreib'  it  der  Behörden  l'Mclit  wieder  zu  einer 
zu  geringen  Sparsamkeit  und  zu  einer  zu  weit  geitcndcn  Benutzung  der  Postanstalt. 
Daher  die  bc^ndero  Verrechnung  des  Porto*s  der  Beh&rden  mit  der  Post,  wonach 
das  Porto  als  Ausgabe  der  Behörden  und  als  Einnahme  der  Postanstalt  erscheint, 
doch  das  Kichtigere  ist.  Padtireh  erhält  man  auch  eine  genauere  IJebersicht  des 
virkiichen  Staatsaufwands  und  der  wahren  Leistungen  und  Erträge  der  Post.  Mit 
Reeht  daher  Anfhebnng  der  Portofreibeitea  der  Behörden  n.  s.  w.  im  Norddeut- 
ischen  Bunde  durch  Ges.  v.  5.  Juni  1S6U,  allerdings  mit  veranlasst  durch  die  eigen- 
thOml.  Trennung  der  Rundes-  und  Einzelstaatsfinanzen,  da  dit!  Post  Bondcssarli«-  i-f. 
Postsendungen  in  BunUesaachen  (also  incl.  Miiitärsacheu  a.  s.  w.)  sind  denn  auch 
poftofrei  geblieben,  §.  2.  4,  5  d.  Gos. 

In  deui  jetzt  regelmässi^^en  Falle  der  Heschaflfung  des  8aeh- 

bcdarfs  durch  die  Privatindnstrie  imiss  der  Staat  bei  der 

Besteilungy  dem  Abnehmen  n.  s.  w.  die  üe Schäftsgrundsätze 

grosser  Einze  1  wir th schalten  befolgen. 

Dahin  gehören  (Rau  1  §.34,  35)  a)  das  „Aasbedin  gen  des  Preises  vor  dem 
Be)2:inn  d^r  Xmg^ho".  h)  Die  „Benutzmisr  des  Mitwerbens,  ontw  '  !  r  durch 
mündliches  Abbieten  und  Zuschlag  an  den  Wenigstfordemden ,  oder  durch 
Annahme  schriftlicher  Offerten  (Submissionen),  wobei  man  dem  Wenigst- 
fordemden, wofeiD  seine  Persönlichkeit  die  gehörige  Sicherheit  gewährt,  den  Vorzug 
giebl."  In  nencrcr  Z^'it  sind  nb  r  das  Submissionswesen  auch  in  Deutschland  manche 
Klagen  der  Industriellen  •■iIiuIku  worden.  Sic  haben  ihren  (irund  darin,  dass  dor 
Staat  oft  za  einseitig  auf  den  Preis,  statt  zugleich  auf  die  Qualität  der  Leistung, 
siebt,  wobei  dann  die  Preise  unter  den  Stand,  welcher  ron  einer  ttichtigen  Qualität 
icr  Lci.^tunK  bedingt  wird,  herabgedrückt,  damit  aber  auch  die  Qn.ilit.it  der  Arbeit 
uljerhaupt  in  vv  eiten  Kreisen  vcrsrhl»  rhtort  worden  ist.  Im  Uebrigen  ist  das  ganze 
System  der  Submissionen  nur  eine  Cousei|uen2  des  privatwirthschafUichcn  Concurrenz- 
princii«,  steht  u.  flllt  mit  letzterem.  Durch  Verabredungen,  Kartelle  n.  dgl.  unter  den 
Bietern  werden  die  Vorthfil''  der  Conciirrenz  auch  für  den  Staat  f^ftt^rs  verringert. 
Vorschr.  der  Lizitation  oder  Submission  in  Preussen  als  Kencl.  Instr.  d.  0.  R.  K. 
T.  1824  §.  lü.)  —  c)  Abschliessen  von  Verträgen  Uber  g rOssere  ilengon  von 
Vaaren  auf  einmal,  d)  ^J3as  Verdingen  ron  Ausgaben,  die  aus  mehreren  Thei« 
len  bestehen ,  an  einen  einzigen  Ucbernehmer  (Accordanten)  gegen  eine  im  Ganzen 
ausbedungene  feste  Summe  (Aversum.  Pauschsu mmei.  Fnihrr  sojren.  Admo- 
diation)."  ^Weitere  Begründung  dieses  Puncts  bei  Uau  I  ^.  Hö  u.  vor.  Aufl.  S.  2U3). 
In  Preussen  sdl  die  Aasfdhrnng  dffentl.  Bauten  in  der  Regel  nicht  auf  Bech* 
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nung,  sond.  in  Verding,  riie  Anschaffaug  der  Baumaterialien,  bes.  Kalk-,  Maoer-, 
Dachsteine,  aut  Kechnuug  erfolgen.  S.  Rönne,  prenss.  Staatsr.,  H.  Ausg.  II,  2.  S.  607. 

II.  —  §.  169.  Besondere  Bemerkungen  über  »Staats- 
bauten  und  Staatsgebäade.  Die  AaffUfarang  und  Erhaltung 
der  den  Staatszvrecken  dienenden  Staatsgebftnde  (einsehliesslieh 
derjenigen  fftr  Dienstwohnungen)  bedingt  (ttr  den  Staat  besondere 

MUhewaltang  und  bringt  die  Gtefabr  grösserer  Ausgaben  mit  sich. 
„Namentlich  wcideu  die  Regierungen  oft  durch  Vorschläge  einzelner 
Beamten  in  Versuchiinü:  i!:eKctzt,  grosse  Hummcn  auf  unzweck- 
mässige oder  doch  entbehrliche  Bauten  zu  verwenden.^'  (Raa.) 
Zur  Bewältigung  dieser  Schwierigkeiten  bieten  sich  unter  anderen 
folgende  Mittel  dar: 

Ran  §.  67  hat  za  unbedingt  angenommen,  dass  die  Geb&ade  dem  Staate  statt» 

tlicurer  ab  den  Privaten  kämen.  —  Ucber  die  Bestimmungen  in  Preussen  ?. 
Könue'ö  Baupolizei  d.  preusü.  Staats,  3.  Ausg.  S.  3ü3  il.,  in  Kur^e  in  des».  Staats- 
recht,  3.  Ausg.  II,  2,  60«. 

1.  Richtige  Verbindung  von  C  e  n  t  r  a  1  i  s  a  t  i  o  n  und  I)  e  - 
centralisatiun  in  der  Organisation  des  iStaatsbauwescns^  z.  B. 
mittelst  Anstellnng  von  Bezirksbaumeistern  und  Einrieb- 
tang  einer  oberen  Baubehörde  in  einem  Ministerinm. 

In  Preussen  ist  die  frühere  techn.  Oberbaudircction  von  1770  im  J.  I*i49 
aufgelöst  und  ihre  Function  der  Abtheil,  für  Bauwesen  im  Handolsministorium  über- 
tragen «rorden.  Jetzt  steht  diese  Abth.  im  Min.  d.  öfi'eutl.  Arbeiten  Sie  hat  n.  A. 
die  Uebenrachnng  der  Gesch&fksfiihrung  der  Banbeamten,  die  Beraihong  des  Ban- 
bedQi&lsses  u.  d.  Aufstellung  der  Baiu  tats  f.  Staatsbanten,  die  Prüfung  und  Fest- 
Stellung  der  Bauentwürfe  und  Kostenanschläge,  dif,  oberste  Leitung  und  ücb»^rwachung 
der  Ausführung  der  Bauten,  v.  Könne,  Staatsrecht,  iL,  1,  8.  108.  In  den  Bcxirfcs- 
regiemngen  hat  ein  Benrath  die  Ben  -  und  Beparatnmnachlüge  festznsetzon,  eb.  S.  ISS. 

2.  Abschaffung  der  für  die  Staatszwecke  entbehr- 
lichen Dienstwohn u ngs-  und  sonstigen  Gebäude. 

Indessen  mit  den  He,schränkungen ,  welche  sich  aus  den  früheren  Bemerkungen 
Uber  Dieuätvohuungcu  im  Dieusliutcre:>äc  151  und  im  Staatädienerintereäe»c  (§.  162) 
eigeben.  Anch  ist  es  auf  dem  Lande  oft  schver,  eine  pesBciide  Hiethwohnan^  n 
finden.  Wo  solche  Umstände  nicht  vorhanden  sind,  da  kommt  in  Betracht,  dass  die 
Zinsen  des  Verkehrs  Werths  der  «iehiuide  und  die  Erhaltungskosten  mehr  zu  betragen 
pflegen,  als  die  für  die  Dienstwuluiung  zu  erhaltende  Vergütung,  zumal  wenn  letsUere, 
wie  es  ttblich  iat,  zn  niedrig  angesetzt  wird,  was  sich  freuicb  absteUen  liest  In 
Preussen  und  frtiher  in  Baden  (jetzt  hier  z.  Th.  noch  weniger)  wird  den  Beamten 
fUr  die  Wohnung  meistens  ein  Abzug  von  10  Proc.  des  (iehalts  gemacht,  wofür  er 
in  der  Regel  keine  Micthwohuung  erhalten  wurde.  £s  wäre  richtiger,  den  Werth  6o 
anzuschlagen,  wie  er  sich  fttr  eine  Woluinng,  welche  der  betrelGMide  Beamte  sensC 
nach  seiner  Lebensweise,  Stellung  nnd  den  ortsOblichen  Yeihfltnissea  bnnohto,  stellen 
würde. 

3.  Rechtzeitige  Vornahme  der  nothwendigen  Repa- 
raturen. 

AosfUhrliche  Vorschriften  darüber  bestehen  in  allen  Staaten.  In  Preussen 
dttrfen  nur  Arbeiten  unter  50  Thlr.  ohne  vorherige  Veranschlagung  durch  Baubcaratti 
unmittelbar  vorgenommen  werden.  Reparaturen  Uber  1000  Thlr.  bedOrfen  der  Revision 
der  Anschl&ge  durch  die  BaaabÜieiliug  im  Ministeif nm.  BOnBea.n.0. 
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4.  Sorgfältige  Prüfung  der  N othwendigkeit  von 
Neubauten  nnd  grösseren  Umbauten. 

Zu  diesem  Behuf  sind  die  Wünsche  und  Vorschläge  der  l  iiizelnen  V-  rw:iltiin*»^- 
behOrden  zuerst  durch  die  ?orgesetztcn  Behörden,  dann  durch  die  <  >brr- Baubehörde 
genau  zu  prüfen  und  bei  grösseren  Bauten  der  Volksrertrctung  eingehende  Denk- 
acÄfiften  zur  Bcgrandung  vorzulegen.  In  grftss(^ren  Staaten  erscheint  es  jedoch  puaend, 
u.  a.  A.  ^ciui  Staatsti'iriibahnweson  nnvcrun  ullich ,  der  Gentralverwaltung ,  neben 
Spccialsuuiuieii  fur  t  iti/,i  !tio  Bauteil,  im  Etat  l  ine  angemessene  grössere  Pauschsumme 
Är  Bautea,  unter  dur  Verpllichtuug  .spdtci  jii  Nachweises  der  Verwendung,  auszuwerfen. 
In  Bniern  waren  fi&r  den  Voranschlag  von  1855/61  von  den  Kreisregiernngen 
005.04.'  fl.  filr  Neubauten  zu  Zwecken  der  Staatsvcnvnltun^  vt^langt.  Man  ver- 
minderte dur-^li  Ausschcidun'!:  «b^s  Minder- üringciuJeii  die  Summe  erst  auf  740,000, 
dann  auf  615,000  Ü.  und  auch  lucnou  wurden  nur  387,000  fl.  in  den  Voranschlag 
fto  die  7.  Finnnzperiode  anfgenommon  (Bau  §.  Iu  k  —  In  Prcusscn  bedürfen 
Neubauten  Uber  500  Thlr.  der  Ifcvisron  der  Anschläge  dun  h  dii-  ministerielle  Bau- 
abtbeilung.  S.  über  „Baufoods"  eingehend  Meissner,  preuiisische  Verwait* 
künde  I,  107  ff. 

5.  Richtige  Bestimmung  zweckmässiger,  in  angemessenen 
Fällen  kttnstlerisclier  and  wohlfeiler  Ausführung  der 
Baaten. 

Zu  Ii  ' '  TU  Zwo'ck  ^!^enmlf»  erste  Anschlüjire ,  sor^Utis^e  Revision  derselben  durch 
die  Ober-üaubeUOrdo,  strenge  ACrantwortiichkcit  der  Baubeamten  iUr  die  Innehaltong 
der  Anschläge,  daher  Forderung  der  genauen  BegrOndnng  fon  Ueberschreltungen  und 
boQgiiche  Controle  der  vorgesetzten  Behörde  nnd  der  Volksvertretung.  Mit  vollem 
Becht  soll  in  der  (Jegenwart  bei  vielen  Staatsbauten  dui  Woblfeilhcit  des  Baues  nicht 
das  Hauptziel  sein,  sondern  ästhetisch -künstle  ribchen  (iesichtspuncten  und 
monumentalem  Gharacter  in  grossem  Umfang  Rechnung  getragen  werden.  Das  redht« 
fertigt  sich  auch  ihirch  die  Thatsarhe.  dass  keine  der  bildenden  Künste  eine  so 
segensreifbe  populäre  W  i rkiing  ausübt,  al^  die  A  r  r  h  i  t  n  r  t  n  r.  'Richtiger  Staiulpimct  dos 
Deutschen  Postjjecr.  Stephan),  Ob  in  eigener  Regie  oder  ob  in  Accord  mit 
privaten  üeneral- Unternehmern,  ob  und  wieweit  auch  im  ersteren  Falle  mit  Vei^ 
gebung  der  einzelneu  Zweige  der  Bauarbeit  an  Special- Accordanten  vorgegangen 
werden  soll,  dartlber  lässt  sich  k(-iiie  •^Ü'^-Miieine  Rec^el  aufstellen.  Nach  der  technischen 
Natur  dtts  Bauwesens  ist  die  l^auaustuhrung  in  eigener  Kegle  jedenfalls  IccUt  wohl 
möglich  und  bei  tüchtiger  Controle  auch  räthlicb. 

4.  AbBchoitt 

Der  Finanzbedarf  oder  die  Ausixen  für  die  Bestreltimg  der 

Erbebuiiffskosten  der  Staatseinnahmen u. 

Dieser  Abschnitt  ist  in  der  vor.  Aufl.  neu  eingefügt  worden,  weil  es  mir  wün- 
acheuswerth  schien,  von  einem  zusammoafabae  udeu  (icsichtspuncte  aus  die  Frage 
der  Erbebnngskosten  ganz  im  Allgemeinen  zu  beleuchten.  Das  Einzahle  gehört  dann 
in  die  liOhre  m  den  Einnahmen.  8.  liber  d.  Stenera  Fin.  II,  §.  5S6. 

I.  —  §.  170.  Der  eigentliche  Finanz  bedarf  oder  die 
reine  Staatsaus «^ab c  (§.  149)  kommt  unmittelbar  eleu 
8taatszwecken  und  den  zu  ihrer  Verwirklichung  dienenden  einzelnen 
Thätigkeiteu  zu  Gute.  Die  Erhebuugskoston  der  Staats- 
einnahmen oder  allgemeiner  ausgedrückt  und  den  Fall  der 
Kosten  der  Creditoperationen  (Staatsanleihe  a.  s.  w.)  einbesogen, 
der  Eiogän^c,  sind  nur  das  Mittel  für  den  Zweck  oder  für 
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die  Reschaffnng  der  Deckung  des  eigentlichen  Finaiizl)cdarts.  In 
den  Etats  müssen  diese  Tosten  nii'^gliehst  vollstiindig  mit  ei><'!<cincn, 
weil  ihr  Betrag  bei  dem  werbenden  Staatseigenthnm  die  \\  irth- 
schaftlicbkeit  und  die  privatökonomische  und  technische  Fähigkeit 
der  Staatsverwaltang  mit  erweist  und  weil  ein  Theil  dieser  Ver- 
waltangskosten  —  nemlich  derjenige  Theil,  welcher  etwa  bei  der 
Htaatsverwaltnng  wegen  der  derselben  anhaftenden  Eigenthtlmlieh- 
keiten  i^rösser  ist,  als  hei  der  Privatvci waltung  —  uiul  die  Er- 
hebiingskosten  der  Gebühren  und  oinrentliehen  Steuern  cbens(>  wie 
die  reine  Staatsausgabe  zu  den  eigentlichen  Lasten  gehören,  welche 
das  Staatswesen  der  Bevölkerung  macht  Es  ist  auch  deshalb  die 
früher  mehrfach  erwähnte  Fördemng  zn  stellen,  das  die  Etats  in 
Ausgabe  ond  Einnahme  sogen.  Brutto  Etats  sind,  welehe  alle 
an  den  Einnahmen  haftenden  Rosten  möglichst  vollständig  mit 
enthalten.  Dieser  Fordenini:  sind  die  Staaten  in  neuerer  Zeit 
auch  immer  mehr  nachgek  iimien.    (§.  109.) 

II.  —  §.  171.  Die  niüglichstc  Beschränkung  der  Er- 
bebungskosten  muss  im  Finanz-  und  Staatsiuteresse  selbstver- 
ständlich erstrebt  werden.  Wie  zn  diesem  Behufe  bei  den  einzelnen 
Arten  von  Einnahmen  vorzugehen,  ist  in  der  Einnabmeiebre  näher 
KU  erörtern.  Im  Allgemeinen  hängt  die  Höhe  der  genannten 
Kosten  theils  von  der  Art  der  Einnahmen,  insbesondere  der 
privatwirthschaitlicheu  einer-  und  der  Geböhren  und  Steuern 
andrerseits  und  wieder  der  einzelnen  Kateg  »rieen  jeder  dieser 
Einnahmearten,  theils  von  allgemeinen  Verhältnissen  der 
Zeit  und  des  Landes  ab.  Daraus  folgt  für  die  Finanzwirthschaft, 
dasB  zwar  bei  der  Wahl  der  Einnabmearten  auch  dieses 
Moment,  die  Höhe  der  natttrlichen,  einer  Einnahme  anklebendem 
und  der  durch  die  Zeit-  und  Landesverhältnisse  bedingten  Kosten, 
thunlich  mit  berücksichtigt  werden  muss;  dass  aber,  weil  die  Wahl 
der  Eiiiiiiihiiiearten  doch  wesentlich  von  anderen  Umständen  mit 
abhängt,  Einnahmen  (auch  Steuern)  mit  höhereu  Eihebungskosten 
oft  uu  vermeid  lieh  sind. 

Es  giebt  auch  nach  dieser  Suite  betrachtet,  k«in  absolut  richtiges,  «mdera 
nur  ein  flrtli«  Ii  nnd  historisch  relativ  z  w*n  k  ni.is'^ii:'«'^  Kinnahina>yBteiii. 
Dies  ist  in  Theorie  und  Praxi»  uicht  iumer  zur  üeuuge  bca«,htei  worden.  Das  £iu- 
Dahmesystem  kann  ohnehin  gewöhnlich  nicht  beliebig  geirfthlt  werden,  soadem 
ein  geschichtlich  tlb«'r  kommen  es  licirt  vor  und  vorträgt  höchstens  eine  all- 
miilige  Reform.  S.  bes.  über  die  Bedeutung:  dieser  Auffassung  f«r  t]:is  Stpn«^i^ 
System  u.  die  Steuerartou  Fin.  II,  430  II.  Auch  bei  dieser  Ueform  i&i  die  V  er- 
ringerung der  Erhebungskosten  mit  ins  Aage  zu  fassen,  allein  massgebend 
kann  sie  aber  wiederum  nicht  sein.  Daraus  folgt,  dass  zwischen  den  StaatshausbalteL 
venchiedener  Zeiten  und  Länder  auch  mehr  oder  weniger  unrerm eidliche  Diffe- 
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reiizeti  in  den  Erhebungsko!>ten  bestehen,  welche  bui  einem  finanzstatistischeii  Vt-r- 
gleich  k'  iiit'swegä  immer  der  betreltendcn  Finan^verwaltuiig  al»  Verdienst  oder  al^i 
Schuld  aügerecboct  werden  dürfen.  Aach  dies  ist  oft  bei  der  Beurtheilung  von  Fi- 
nauen  QbeiMheii  worden, 

ilL  —  §.  172.  V'ou  wichtigeren  Unterschieden  in  den  Ver- 
hältnissen der  Erhebongskosten  sind  namentlich  folgende  he- 
merkens  Werth: 

1.  Staatshanshaltc,  in  welchen  Einnahmen  privatwirth- 
schaftlicher  und  verwandter  Art  —  altere  Domänen,  PeldgUter^ 

Forsten,  Bergwerke,  Fabriken,  Eißcubabnen  — ,  ferner  aus  Ge- 
bübrenanstalten,  wie  Post,  Telegraphie,  und  aus  Staats- 
monopolen, wie  dem  Tabak-  und  Salzmonopoi,  vorkommen, 
haben  nothwendig  regelmässig  einen  höheren  Gesammtbctrag  von 
Erhebungskosten  im  Etat  nnd  damit  überhaupt  einen  höheren 
Bmttoetat  im  Aas-  nnd  Eingang  bei  gleich  hoher  eigentlicher 
Staatoansgabe,  als  Staatshaushalte,  deren  Einnahmen  vorzugsweise 
nur  aus  Steuern  bestehen. 

Denn  in  jeuon  erstgeoauateu  Uaushaltea  muss  ein  bedeutender  eigener  Aufwaud 
«a  Ketten  gemacliC  veideii,  um  die  BelAeiDiiabine  (oder  das  eigentUcIie  Staats  ei m- 
Itosmea  §.  84)  erat  durch  besondere  privatwirthschaftliche  Productionsprocesse 
la  erwerben.  Im  Aügcmeinen  ist  ans  tiefer  liegeudcti  politischen,  wirths«  haftlichou 
und  techmschen  OrUnden  in  früherer  Zeit  und  iu  den  weniger  entwid^elten  Voiks- 
virthschalten  noch  heute  die  EinnahmevIrthBchaft  mehr  ani  prt?atwirtluichaftUche 
Einnahmen,  lUtere  Regalien,  Monopole  n.  a.  v.  begründet  als  auf  eigentliche  Steuern. 
Lnter  ubri^' -ms  L-^leichiM»  Umstanden  erscheinen  al>ü  Staatahaushaltf  solchor  Zeiten  \uv\ 
Länder  mit  ciucm  relativ  und  absolut  grösseren  Hruttoetat  und  stäricereti  Summen  Er- 
hebungskosten als  Staatshaushalte  mit  vorherrschender  Steuerwirthschaft.  Ein  Beisi)iel 
Inr  jene  Haushalte  sind  no<  h  y-i/x  die  deutschen  ?erglichen  mit  dem  eii  gl  i  sc  h  •  n 
und  französisch  eil  vollenrls  wlmiii  boi  letzterem  von  dem  einen  Zveige  des  Tabak- 
luoDopols  abgesehen  wird.   S.  o.  die  Daten  in      101  S.  234). 

2.  Anch  bei  gleicher  Gestaltung  der  EInnahmewirthschaft 

niaelit  es  fUr  die  Erhebungskosten,  welche  im  Etat  er- 
scheinen, einen  Unterschied,  wekhes  Verwaltungssystem 
in  Betreli  gewisser  Zweige  der  Kinnaiimcn  belulgt  wird. 

Beispiele.  Bei  der  eigenen  Verwalttiii«;  der  Domänen  (Feldgüter),  Eisenbahnen, 
eine»  Monopols  (Tabak)  kommen  regelmässig  hohe  Verwaitungs-  und  Betriebskosten 
vor,  welche  bei  der  Vcrpachtnng  fasi  ganz  Ferschwinden.  Die  Bruttoetals  Ter- 
mindern  sich  also  mit  dem  Vorwalten  des  Paclitsystems  bei  solchen  Zweigen.  Da 
vi'.iracli  die  Vt;rpachtung  geschichtlich  später  und  in  der  entwirkelteren  Voll-wirtli- 
achalt  an  dir  Stelle  der  EigeuTerwaltung  tritt,  z.  B.  bei  den  Domänen  i.  e.  S.,  so 
erscheinen  llaubhalte  neuerer  Zeit  und  vorgeschrit teuer  Länder  wieder  öfiera,  ccteris 
parilNU,  mit  kleineren  Erhebungsltolien  nnd  Etats.  Ist  die  Verpachtung,  wie  in  solchen 
Fällen  im  Allgemeinen  anzunehmen  ist,  das  privat-  und  volkswirthsehaftlieh  /werk- 
missigere  System,  so  vennind'Tt  strli  wahrscheinlich  ^:!<;irlizeitijj  auch  der  volkswirth- 
iichafUiche  Kostenaufwand  des  ^an/un  Staatswesens.  Als  Zaliienlieispiel  kann  der  Un- 
tenohied  des  KostenverlilltniBses  bei  den  meist  rerp achteten  DomAnen  1.  e.  S. 
und  bei  den  '  ig^t^n  verwalteten  Forsten  dienen,  welcher  W'MiiListens  <:rAsstentheils 
auf  diese  Verschiedenheit  des  Verwaltungssystems  zurückzuführen  ist;  z.  B.  in  I'  r  »mi  s  sen 
Dom&neneiJi nahmen  roh  28*4  Mill.  M.,  Verwaltungskosten  G'l  Hill.  M.  oder 
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2l-57„,  Forsteinn  all  rne  roli  51  1  Mill.  M.,  VerwÄltnnir  «•  Betrieb  25*9  Mill.  M.  od- r 
5U'17w  In  Fraakreich  erscheint  das  selbstrenraltete  Tabakmoiumol  (Ind.  Palror- 
mon.)  mit  810  MUl  Fr.  roh  und  6!l*2  IfiUl.  ¥r.  Ansgabo;  in  luHan  dl  rerpachtetc 
TAbdanonopoI  mit  76*1  HiU.  Fr.  Bobeinn.  und  bloas  56,000  Fjr.  KoBtan. 

§.  173.  —  3.  Von  besonderer  Bedeutung  sind  die  natür- 
lichen und  die  ans  den  Zeit-  und  Landesverhältnissen 
entspringenden  Unterachiede  in  den  Erhebungskosten  der  Uaopt* 
nnd  Unterarten  der  Stenern. 

Zonftehst  sind  hier  nneigentliche  nnd  eigentliche  Er- 
bebungskosten  zu  unterscheiden: 

a)  Die  un  eigentlichen  Erhebuugskosten  sind  diejenigen  mit 
einer  Hteuer  vcrbuudeueii  eiiizel-  und  eventuell  auch  volkswirth- 
schaftlioheo  Kosten,  welche  direct  oder  indireet  Steuerpflichtige 
Uber  ihre  gesetzliche  Steaerschnldigkeit  hinaas  tragen,  ohne  dass 
diese  Beträge  anch  nur  als  Roheinnahme  in  die  Staatskasse 
kommen.  Hierhin  gehören: 

a)  solche  Kosten,  welche  neben  der  Steuer  in  Folge  von 
Widerrechtlichkeiten,  Bestechlichkeit  u.  dgl.  m.  der  Finanz- 
orgaiie  dem  Publicum ,  bez.  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  abge- 
drangen  werden. 

Die  Folge  der  Verhältnisse  in  Zeiten  uad  Lindern  mit  nngenOgcndw  Bechta- 
Sicherheit,  roher  Cultar.  Die  indirecten  Steuern  (Zölle,  Thoracciscn  o.  A.  m.).  aber 
auch  dirccte  St<-aern  p^eben  dazu  Veranlassung:  Abhilfe  liegt  in  f^cntl^onder  Besol- 
dung der  Bcamtea,  tjcharfer  (joatrolo,  uuerbitüicher  Strenge  von  oben,  OeffeotUcbkeit 
AUea  romemlich  erst  in  entwickelten  Staate  auf  höhefer  Cnltantofe  der  BerSlkeitig 
zu  eneicben. 

ß)  Solche  Kosten,  welche  die  Besteuerung  ilUr  die  Einzehieii 
und  für  die  Volkswirthschaft  direct  und  indireet  durch  ihre  un- 
zwcckmUssige  Anlage  und  Durchführung,  ihr  Control- 
wesen,  ihre  Verhinderung  technischer  Verbesserungen 
in  der  Prodaction,  durch  die  mit  der  Erledigung  der  Geschi&fle 
der  Stenerbemessnng  und  Erhebung  verbnndenen  Zeitverlnste 
nnd  Kosten  an  Arbettspersonal  fUr  die  Steuerpflichtigen 
mit  sich  bringt. 

S.  Bergius,  Finanzwiss.  1.  Ausig^.,  S.  240.  Nauieiitlif^h  sind  es  die  indirecten 
Steuern,  die  Zölle  ((irenüsperre  und  (ireozveikebnsc-oiUrole,  Zollmanipuiationeu,  eigeoc 
Leute  dee  Kanfeianna  sor  Besorgang  dieaar  Geecbftfte).  die  atidtiacben  Thoraeciaea 
(Mahl-  uud  Schlachtsteuer  u.  s.  w.),  die  bei  der  (Tirculation  gewisäer  Waarea 
Inland  erhobenen  Steuern  (gewisse  W^insteucin),  die  bei  der  Produetion  erhob»»nea 
Verbrauchssieuern  i^Bier-,  Branntwein-,  Zuckcrsteneri  u.  a,  m.,  welche  solche 
Crhebongskoalen  in  zum  TheU  bodentendem  Betrage  mit  alch  bringen.  S.  Fln.  II  §,  S16. 

Die  erste  wie  die  zweite  Art  dieser  uneigentlichen  Krhebongskoaten  llaat  litA 
natürlieli  nicht  ziffcrmässig  genau  anschlagen.  Beide,  die  zweite  biisonders  in  nnseren 
heutigen  Staaten  mit  aUgemeiu  verwaltender  indirectcr  Busteuerung,  faUen  aber  oü 
als  ein  achwereT  Posten  des  eifentUdien  rolkswiitbscIiafldielMa  Etats  der  SIsmiw- 
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hebangskosten  neben  dem  im  Fintnzctat  erscheinenden  Koätenbotrape  ins  (rewicht 
Vt-re  inf;ii.hong  des  Steaervesens,  Vorherrsc  hen  dv.T  dirccten  nnd  unter  diei»en 
wieder  der  reinen  Einkommensteuern  haben  u.  A.  den  Yorthcü,  den  aus  jeneu 
K€6taD  flidi  eigebenden  Betrag  dor  List  öm  Stattsweseos  zu  varmiiiflerti. 

b)  Die  eigentlichen  Erhebnngskosten  der  Stenern  sind  der 
Aufwand,  welchen  die  Finanzverwaltnng  oder  ihre  Beanflragten 
(wozu  anch  Stenerpftehter  gehören)  fUr  die  Einziehung  der  gesetzp 
liehen  Stenerbetrftge  machen  mflssen.  Sie  geben  daher  auch  durch 

die  Rechnungen  der  Finanzverwaltung  oder  ihrer  Beauftragten. 
I^ie  ni()glicbste  Verniinderung  dieser  Erhchniigskosteii  niuss  selbst- 
verstündlich  das  Ziel  sein.  Die  Höhe  dieser  Kosten  liängt  nun 
im  Allgemeinen  ab: 

er)  Yom  Znetande  der  ganzen  Finanz-  nnd  speciell 
ätenerverwaltang. 

Einen  Einfloas  Hbt  dabei  das  vorherrschende  Steacrhebungssystcm  aus 
(Pacht,  Kegie,  Erhebung  durch  Vermittlung  der  Selbstverwaltungskftrpcr ,  besoudrrs 
der  (iemeiiido,  AbfindoAg,  8.  Fin.  II,  §.  56S  £)  Hier  liegt  eiae  wichtige  Au^be  für 

St^rtechnikor  vor. 

fi)  Weiter  ist  die  Summe  der  Erhebnngskosten  des  Stener- 
wesens  von  der  Wahl  der  hauptsächlichsten  Stenerarten  ab- 

hingig. 

Üancho  der  letzteren  bringen  vrenigstens  in  der  Begel  wegen  der  Einrichtungen 
derliÄelraog  imd  derCcmtiole  hOhero  Kotten  als  andere  mit  eich.  Nameattich  gilt 
dies  im  Ganzen  von  den  wichtigsten  indirecten  Verbr&QcliBBteuern ,  den  Grenzzöllcn, 

Ii  inländischen  VerzehrungsstLuern ,  welchi-  in  dor  Form  von  Steuern  beim  Prodw- 
centen  (Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteuern  u.  A.  m.)  oder  von  Thoracciscn  in  den 
Stidten  n.  8.  w.  erhoben  weiden.  Mno  soll,  wie  gesagt,  bei  der  Wahl  der  Steoem 
auch  auf  diesen  Punct  Rttokdclit  genonunen  «crdiMi .  aber  manche  Umstände  machen 
es  öfters  unmöglich,  bloss  wegen  der  Höhe  der  Krhebungskosten  eine  Steuer  oder 
wenigstens  eine  StoaergatUmg  zu  vermeiden.  Wo  daher  einmal  gewisse  Steuerartea 
verwalten,  mttesen  die  höheren  Erhebnngskosten  mit  in  den  Kanf  genommen  werden. 
E»  setzt  dann  öfters  eist  eine  ganz  andere  Entvicklong  der  Volkswirthachaft,  der  Volks- 
cnltnr.  des  Sittenzustands  voraus,  nm  in  dem  Steuersystem  die  Steuern  mit  geringeren 
au  die  Steile  derjenigen  mit  höheren  Erhebungskosten  treten  lassen  zu  können,  z.  B. 
mehr  directe.  besonders  Einkommensteuern  an  die  Stelle  von  indirecten  VerbranclUH 
Stenern.  Auch  dies  ist  in  den  Contruvcr^en  aber  Steuernreson  nicht  immer  beachtet 
wotden.    Näheres  auch  darüber  in  Fin.  II,  allgem.  Steuerlehro. 

Nach  V.  Czörnig,  Österreich.  Budg.  H,  505,  sind  in  den  dort  verglichenen 
hauptäachl.  (.ulturstaaten  Europa 's  die  Erhebungskosten  der  dir.  Steuern  meistens  er- 
heblich kleiner  als  die),  der  indirecten  (diese  exci.  Monopole  n.  Regale),  eine  Dili'erenz, 
welfhe  sieh  /.war  «  twas  vermindi^rt.  abi-r  nicht  vers<:h\vindet .  Kenn  bei  den  dirccten 
Steuern  die  ufiers  nicht  vollständig  im  Staatsetat  ersclieinenden ,  z.  B.  theilweise  von 
der  Gemeinde  getragenen  Erhebuugbkostcu  eingerechnet  worden:  Gr.  Brit.  z.  B.  bei 
den  dir.  8*2,  den  indir.  Steoem  4*2,  Frankreich  51  u.  8*8,  Preussen  4  u.  9'|}, 
Oesterreich  3*2  u.  lO'S,  Bai  er  n  5'6  ti.  f)'2 .  Relgien  5*1  u.  11 '5.  Ausnahmen 
T.  d.  Regel  kommen  nbrigens  vor,  z.  B.  in  Portugal  w.  Ilttlland,  wm^  sich  aber  besond 
erklären  liis^it.  Bei  einzelnen  dir.  Steuern,  welche  grotxic  u.  kosispicligc  Vorbc- 
teitnngBarbellan  benStMgen,  daher  besonder  bei  der  Grundstever  iKatastort) 
würden  sich  übrigens  höhere  Erhebungskosten  finden,  wenn  man.  wie  billig,  die  Zins- 

I    ud  AmortisationflkoBtett  des  in  den  üatasteni  n.  s.  w.  steckenden  Kapitals  mit  ein- 

I  rechnete. 
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y)  Auch  bei  ein  und  derselben  S teuer art  oder  selbst 
einzelnen  Steuer  sind  die  Erhebangskosten  nach  Zeit  und  Land 
öfters  erheblich  verschieden,  namentlich  nach  folgenden 

Umstanden: 

'Aü)  Der  Sittenz  ustaiid  der  einen  Bevölkerung  verlangt 
oiituuter  umtassendere,  mithin  meistens  kostspieligere  bteaer- 
controlen,  als  der  einer  anderen. 

Z.  E  gegenüber  dem  Zoll-  aad  Thor.^cribeostdiaiuggel,  der  freilich  veMBtÜch 
«Qch  von  der  U&be  der  Steneisfttze  mit  «bhingt. 

bb)  Aebnlich  wirkt  die  Veiöchiedenheit  der  geographischen 
Verhältnisse  eines  Landes  ein. 

Z.  B,  die  Laj?e,  (icbtalt.  <lie  tirenzvcrhältriissc  fSoo,  Gebirge,  Flusse,  convciitio- 
uoUc  (ireozen»,  tias»  VerbiilUiiäS  der  Grcu^däogu  zum  Inhalt  uod  zar  B<iTölkerung  des 
Steucrgebiete  (Land,  Stadtgebiet),  die  rerticalc  Gonfi|foiatioii  dQS  Landes  n.  dgl.  m., 
80  besonders  bei  den  Kosten  der  Zdlie,  ^städtischen  Acdaen,  veil  Controle  oiid 
Sohmuggelgefahr  von  diesen  T 'mstandeii  luuiingt  werden. 

Grossbritaiiai ua  gcniesst  auch  hier  wegen  seiner  Lage  YorzOge  Tor  dea 
meisten  Lindem.  Auch  in  der  im  Text  genannten  Besiehung  war  die  Enreitenng 
des  prenssischen  svm  Zollgebiet  des ZoUrereiiui  nnddie  alUnlUge  ADsdehnnng  dee 
letzteren  sehr  wohlthitig.  8o  war  z.  B. 

Länge  der     Inhalt  des      Auf  1  Meile  Zolllioic  kamen: 
Zolninie      Zoligebiuts      Quadratmetlen  mit  Einwohner 
Pn  aaen  1819  1078  MeU.    5045  Qo.m.  4  70  c  10,100 

>nttelstaa(nn  15K4    ,»        3456     „  2-21  c.  13.60Ü 

ZoUverciti  mn  1206    „        7729     „  641  c.  19,500 

1!>44  1105    „        8245     „  7-41  c.  25,600 

18d6  1066    „        9045     „  8*48  c.  80,S00 

1809  1114    „        9666     „  8  68  c.  34,700 

IS7.{  1127    „        9S58  8-75  c.  .%.1f>0 

Vgl.  Vicbahii,  Stat.  Deutsch!.  I.  (185S),  227  u.  pass.  Einigermasscn  musaen  die 
Zollerhebnngskosfen  (Orenzirache  v.  s.  w.)  mit  der  Ausdehnung  des  Zollgebiels  sich 
rolativ  vermindern,  also  in  umgekelirtcr  Richtung,  wie  die  auf  1  Mdh  Zi.IIünie  fallende 
Gebiets-  und  Bev?^lkernnn:snn»ngc  sich  bewe^<?n.  Das  hat  sich  auch  im  Zollverein  ge- 
zeigt, wo  die-Hc  hosten  von  über  16  meist  auf  unter  107©  gesunken  sind.  Kleiae 
Staaten  mQssen  daher  nnter  ümstftnden  nnverhftltnissmMir  hoho  ZoIIrerwaltangshosten 
ausgeben  (Kur-Baiern  Ende  des  vorigen  Jahrh,  60— 70"'^,,  Viehahn.  Stat.  I,  159, 
Belgion  1831  31*4,  1860  noch  27-1*'/,,)  -  Achnliche  Wahniehmungen  hei  städti- 
schen Acciseu.  So  forderte  die  preuss.  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  1849  bei  Stidteo 
mit  aber  100«000  Einw.  8<S,  zwischen  80—100,000  E»  14*3,  zv.  15— M.OOO  E.  17-5. 
zw.  10-15.000  E.  22  2,  nnter  10.000  E.  26*5 V«  Kosten  (Preass.  Statist  Zeitschr. 
Itl68,  8.  84). 

cc)  Auch  die  V'erkehrs-  und  Produ ction sverhältnisse, 
die  Heschaffcnheit  der  Comni  uu  icationen,  z.  H.  Land-  und 
Wasserwerke,  Concentratiou  eines  gewissen  l)estciierten  Verkehrs  in 
weni|;en  oder  Zerstreuung  über  zahlreiche  Orle  sind  von  EinflusSy 
so  bei  Zöllen,  manchen  inneren  Verbrauobsstenem. 

Grossbritannien  hat  hier  wieder  den  wesentlichen  Voixng  bei  den  ZoUen. 

d.T^s  sieh  sein  Hauptvcrlcehr  mit  dem  Auslande  auf  einige  Hanpthäfen  vorzii^wei^ 

concentrirt.    »^o  wurden  z.  B.  18f;9  von  22'22  Mill.  Pf.  Sl  ZoUeinnahiiie 

liOndott,  3' 16  in  Liverpool,  3*41  in  allen  anduren  engl  Uäfeu,  3*07  in  schott,  21  ui 
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irL  U&fen  erhoben  (Martin's  statesman's  yearb.  f.  1^72,  p.  2()2j.  Auf  die  boidca 
llanpthäfea  kommen  also  4T'2  und  14*2,  zusarnmoii  (»11'*^,,  der  Zoüi  iiiiiiiljmc.  Li 
beutschlaud  Uberwiegt  der  Verkuhr  einzelner  ZoUamtur  nicht  uutfurnt  in  diesem 
MuMe.  Vom  Eiogangsacoll  d.  J.  1875  ron  120*88  Hill  M.  kam  x.  B.  zur  ErboboikK 
im  Hau |. tarn tsbczirk  Berlin  102(>,  in  Hamburg  4*56,  Stettin  .*>02.  Köln  54,  Leipzig 
5*24  Mill.  M..  also  in  diesen  5  prßssten  Aemtern  zusammen  nur  ;iü*42  Mill.  M.  oder 
c  25*1 7at  26  weiteren  Aemtern  je  über  1  bis  uuter  4  MilL  M.  Der  Übrige  Ver- 
kehr TeilneUte  dch  auf  eine  Unzahl  Aemter  mit  Beträgen  ron  weniger  ab  1  Süll.  M. 
(Vieneljahrsbefte  d,  Statist,  d.  D.  Reichs.  18T6,  4.  Jahrg.  B.  XX,  H.  1,  Abth.  2, 
S.  109  h.).  Natürlich  müssen  sich  hier  auch  die  Verwaltungskostcn  höher  als  in  Eng- 
land steilen.  —  Aehuhch  wirkt  z.  B.  bei  der  Spiritus-  oder  Branntwein  bcsteuerung  der 
Umstend  in  England  günstig ,  dass  die  Prodaction  dch  auf  gtoese  Etablissements  in 
wenigen  Orten,  in  DentscUand  ungflnstig,  das«  sie  sich  auf  zahllose  l&ndL  Brennereien 
rertheilt 

dd)  Nicht  minder  ist  die  Entwicklung  des  Volkswobl- 

stands  wichtig.  Ein  höherer  Wohlstand  erlaubt  die  Erhebung 
Uöhcrer  bteuersäucj  wobei  die  Kosten  sich  regelmaissig  gUuötiger 
stellen. 

Es  lässt  sich  dies  an  den  versrhiedciibteii  Steuern  nachweisen.  Ein  gutes  Bei- 
apiel  bietet  das  Yerbältniss  des  Koh-  und  Keincrtrags  des  Tabakmouopuis  in 
Frankreich  und  Oesterreich.  Dort  kann  bei  höherem  Dvrchschnittswohlstatid  der  Preis 
der  Tabakfabrikate  so  hoch  gestellt  weiden,  dass  er  eine  Steuer  von  70—4(0  Tbir. 

per  Centner  enthalt,  in  Otstcrrcit  L  nur  sn ,  (!a<s  rHcse  bloss  r  '.'.H  Thlr.  per  Centner 
beträgt  (nach  Sötbeer,  Daten  vor  IblO).  Wesentlich  aus  diesem  (irunde,  nicht 
aus  Verschiedenheiten  des  Betriebs  u.  s.  w.,  sind  die  Erhebungskosten  in  Oesterreich 
höher  als  in  Frankreich,  dort  (West-Oest.^  1^75  c.  41—42,  1882  35—86,  in  Prank- 
reich  (incL  Polrermonopol)  c.  20,  1882  c  197». 

ee)  Endlich  darf  die  Entwicklung  des  Grossbetriebs 

und  bedeutenden  l'r  i  v  a  t  rc  ic  Ii  l  h  u  m  s  ciiiz,elner  Classeii  und 
ludividuen  als  von  Eiiitiius  aui  die  £rbebungäko8teu  genannt  werden. 

Jener  wie  dieser  ermöglichen  S'  m! -rerhebung  in  wenigen  grösseren  Be- 
trägen und  mit  geriugoreu  Couirulon,  (z.  B.  grosser  Posten  mittelst  Stempels 
crhoDeoer  GebOhren  vnd  Steuern  in  venigen  steuerbaren  Acten,  oder  hoher  einzelner 
Einkommenstcuerbeträgc  .  Im  Preussen  kostet  z.  B.  die  Erhebung  der  Einkommen^ 
stf^ner  'von  ül»er  TOOO  Thlr.  Einlvomincn)  nor  l'ß,  der  Classensteuer  (frtiher,  von 
lüUO  Thlr.  Einkommen  abwärts)  4'U^^.  was  wenigstens  zum  Theil  auf  jenen  Umstand 
mit  zorUchzufUiren  ist.  Die  niederen  Sitie  der  (^assensteaer  machen  bei  der  Er> 
bebnng  so  viel  Muhe  uemI  Kosten,  dass  dieser  Umstand  bei  der  Frage  der  Beseitigung 
dieser  Steuer  für  die  Re/ielicr  eines  kleinen  Einkommens  mitspriclit  u.  f.  d.  18S8 
erfolgte  Aufhebung  der  2  untersten  Stofen  wesentlich  mit  ins  (iewi'  lit  liel. 

Eb  gehört  eine  genaue  Kenntniss  und  richtige  Würdigung 
aller  dieser  und  noch  mancher  ähnlicher  Umstitnde  (z,  B.  des  Ein- 
flusses des  Steuersystems  der  Nachbarstaaten)  dazu,  um,  soweit 

dies  nach  der  iiüke  der  Erhelnmgskostcii  llberhauiit  ^escheheu 
kann,    Steuern  ein  Land   und  eine  Zeit  ricbtip:  aus- 

zuwählen und  übei'  die  im  coucreteu  Falle  sich  ündenden  Er- 
hebungskosten ein  richtiges  Urtheil  zu  fällen. 

So  kommt  es  z.  B.  auf  die  Steuersysteme  des  Nachbar.sta;it>  mitunter  an, 
welche  Steuersätze  im  Inland  aufgelegt  und  welche  Kosten  für  die  <  ontrul.  verwendet 
Verden  müssen  (ehemalige  preuss.  Klagen  Uber  die  niedere  Salzsteuer  llannuvers). 
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Die  genaue  finan^cstatistiscbe  Featstellung  der  Er- 
hebnngs kosten  einer  Steuer  ist  auch  su  diesem  Zwecke  zn  er> 
streben.  Sie  hat  jedoch  ihre  bedeutenden  Schwierigkeiten,  weil 
in  der  Regel  manche  Posten  der  Erhebnngskosten ,  z.  B.  fllr 

Controleiiiri^htuugeii ,  mchi  cren  Steuern  i^eiueiusaiii  sind,  z.  B.  fUr 

die  verschiedenen  Arteu  innerer  Verbüiuelüsbleueru  oder  für  diese 

und  die  Zölle  (Finanzwache)  und  weil  die  allgemeinen  Kosten  ftlr 

die  oberen  Organe  der  Finanzverwaltung  sich  nicht  oder  nur  mehr 

oder  weniger  willkürlich  reparatiren  lassen. 

Als  feststehend  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  die 

Hebung  der  Sitten  und  Bildung  des  Volks,  die  höhere 

Entwicklung  des  Wohlstands  und  des  Rechtsznstands 

auch  die  Erbebu  auskosten  der  Finanz  Verwaltung,  spe- 

ciell  im  Steuerwesen,  zu  vermindern  streben:  tbeüs  weil  dann 

Steuern  mit  an  sich  weniger  Erbebuugskosten  eingefüiirt,  tbeils 

weil  bei  derselben  Steuer  weniger  Controlausgaben  gemacht  und 

mit  dem  gleiehen  Arbeitsaufwand  höhere  SteuerslUze  erhoben 

werden  können.   Absolute  Regeln  Aber  die  Erhebungskosten 

der  Steuer  kann  die  Finanswissenscbaft  nicht  aufstellen.  Histo- 

riscb  und  orllich  ichiliv  ist  auch  liier  Alles  zu  laiiseu. 

Auch  bei  ausserordentlichen  Einnahiucn,  z.  B.  bei  den  Eingingen  au? 
Creditoperationen,  Anleihen  u.  s.  w.  kommen  Kosten  vor,  welche  unter  die 
Snbiilt  *.,ErhebDDg8ko8ten''  faUen:  einmal  Drucksachen  (ObUfatknen.  Staatspapier^esM 

II.  s.  w.i,  <lann  naiiieiitlirh  Banijuicr-  und  ähnliclit*  Provisionen.  Fr.iiikrcicli 
rechnet  die  Konten   der  Anleihen  des  letzten  Kririjs  (nominell  0  Milliarden)  auf 
Ü31  Mül.  Fr.,  worunter  sich  aber  andere  Posten  mit  betindeu. 

Zweites  Kapitel. 
Einzelne  Uegeu^tUnde  des  eigentlichen  Fiuauzbedari'!». 

Die  Ufllie  der  Ausgaben  hierfür  h.^gC  ?on  dem  Umfange  der  vom  Staat« 

übern  o  in  !n  enf»n  AiilV;\'M'n  und  von  der  T>u  rrli  führiinfrs- Art  dieser  letzteren  — 
Varwaltungäsystcu),  wozu  ron  dem  hier  maö^^ebeudcn  Cieaichtspuiu^e  aus  auch  dit) 
Begierungsform  selbst  gelidrt  (Monarchie,  absolate  oder  beacnrinkte  HonarcUa, 
Republik  verschiedenen  Form  n.  s.  w.),  ab.  —  In  dieser  Beziehung  sind  die  leitäMler 
<ie»irhtspuncte  politische,  volks w i rthschaftliche,  sociale  und  verwalta n«rii- 
technischc,  nicht  unmittelbar  huanzielk ,  wenn  auch  bei  der  Durchfilhnmg  der 
Aufgaben  letztere  onfermeidUch  mitsprechen.  Die  nShere  BegrOndong  der  eimeliieM 
Stiiatsthätigkciten  gehört  daher  nicht  weiter  in  die  Finanzwissenschaft,  als  sie  oImii 
erfolf^^f  ist  'M\  u  H4'.  Für  nll.'<  And.Tt'  ibt  vi.'lin.^hr  auf  .Ii»-  nll-r-ri! in-  St.mts- 
lehre  und  auf  die  spocieile  Yerwaitungsiohre  (cinäichliesshch  der  Lehn?  von 
der  w irthschaftlichen  Verwaltung),  sowie  auf  den  grundlegenden  Tht^il 
der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehrc  (B.  1  dieses  Lclirbuchs  d.  poiit. 
Oekon.)  zn  verweisen.  Vgl  im  Allgom.  Ran'>  Vulkswirtlischaftspolitik  Sy^t.  llu 
Kosf'her  s  8yst.  II.  u.  III.  Moh  1  's  Poliz.wiss..  S  te  i  n  'sVerwait.lehrc,  Czörnig  's  dstcrr. 
Budg.  vorglichen  mit  and.ouropüischen.  Sc  h ü n  hi-  r a; ' s  Handb.  d.poUt.  Oekon.  1.  Die Finaia' 
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vissenscbaft  bat  die  bestehende  Einrichtung  des  Staats  in  dieser  Beziehung  demnach 
als  Gegebenes  hinznnehrnr'n.  In  Betreff  der  einzelnen  Aussraben  fietont  sie  nur  den 
aligemeuieu  Grund&au  der  Wirthschaftlichkeit  und  bparsamiieit,  d.  h.  nichts 
w«iter  als  diejenige  Bwchrtnkiing  der  Ausgaben,  wdche  nnbeachad«!  der  Erreichnng 
dM  Zwecks  stattfinden  kann  (§.  .'i4).  Im  Folgenden  wird  daher  auch  mehr  nur  eine 
üebersicht  der  wi -htiErnren  einzelneu  (icgenstände  gegeben,  woran  sich  nur  einzelne 
priAcipielle  volkswinhschaftliche  Erörtcrungeu  ^eiBgehender  uur  im  Abscluiitte  vom 
MilitSranfwand  ontoD)  scbliessoD,  um  jene  Gefenstlnde  dos  SCaatdebeM  ron 
ihrer  finanziellen  Seite  zu  beleuchten.  Diese  Uebeialcbt  scUiflSBt  Bich  dem  oben  in 
§.  38  dargcstcllteft  Svstem  des  Fiuanzbedarfs  an. 

Von  grossem  Uerthe  für  die  Beurtheilung  der  concretcn  Finanzlage  der 
Staaten  ist  dne  genanere,  übrigens  mit  amseroTdentUcben ,  rOllig  kaam  zn  losenden 
Schwierigkeiten  rerbnndene  finanzstatistische  Analyse  der  öffentlichen 
(Staats-  und  Selhstrcrwaltungskörpers-'i  A usgab en.  Neben  den  älteren  Arbeiten  v. 
Czdrnig's  sind  diejenigün  Ph.  Uerstf eldt's  jetzt  als  die  bedeutendsten  zu  nennen. 
S.  0.  8.  55,  auch  S.  7$  (bes.  Beitr.  z.  Reichntoneifragc,  Lpz.  I$T9)  n.  den  neuesten, 
wiederum  sehr  reichhaltigen  ÄnfttlZ  in  Conrads  Jahrb.  1883  B.  2  (od.  B.  41).  {E,h. 
S.  57  ü^''r  (\\r  Schwierig:keiten  rerglciehender  Statistik  der  Ausgaljen .  A\'eshalb  bei 
der  Schiusäziehuug  Vorsicht  udthig  ist^.  Hier  sind  in  mehr  oder  weuiger  genauer 
Anlehnung  an  die  etatsmässigc  Eintheilung  der  Ausgaben  grossere  Hauptgruppen 
des  Finanzbedarfs.  mit  eutsprecbenden  weiteren  TheOgruppon  zn  bilden.  Fttr 
manche  Zwecke  u.  Vergleiche  i^nmlert  man  nninentlich  drei  Uauptgruppen:  fttr 
die  gesammte  all<^eineinc  oberste  Leitung,  Central-  u.  ftlr  die  g^anze 
CiviUerwaltung  {„Civile"),  fUr  das  Kriegswesen  (Heer  u.  Flotte,  „Militare") 
n.  £  die  Öffentliche  Schuld  aus.  Werden  beim  Cirile  nicht  achon  Netto-Aus- 
pbcetats  zn  Grunde  gelegt,  so  sind  in  der  betreffenden  Gesammtausgabe  möplifli^t 
diejenigen  für  Hetriehs-,  Erlic  Im  n^-s-  n.  V  erwaItan^?*kobten  der  Ei?nirilimcM 
TOD  den  eigentlichen  Staatsverwaltuughausgabcn  zu  soudern,  um  so  die 
Nettoansgat^  zu  ermitteln.  Bei  der  Schuld  kommt  es  auf  den  Ursprung  v.  damit 
implicite  auf  die  Deckungsmittel  an:  Kricp^s-  n.  ,,nnprodn( tirc"  u.  anders.  . 
Eisenbahn-  u.  dj^l.  „produrtift»",  bez.  rentable  Schulden.  Die  weitere  Zerlegung 
der  eigentlichen  Civilau&gabuu  giebt  fernere  werthFoUe  Einblicke  in  die  Finanzlage 
v.  in  die  Verwendung  der  Öffentlichen  Mittel.  Im  Allgemeinen  i>t  eine  absolut  o. 
relativ  f!:ri^sseve  Ausgabe  —  etwa  berechnet  in  Ublich<  r,  freili<  h  mangelhafter 
Weise  nach  Kojif'iuoten  n.  nach  Prncenten  des  Gesammtbedarfs  ftlr  die 
eigentliche  Ci?ilbtaatsausgabe  und  für  bt^onders  wunschenswerthe  Theile  der 
letzteren,  wie  Unlerriohtsweeen «  Verkehnwesen .  wirthsehalUiche  Yerwaltung.  dann 
aach  fUr  Justiz,  Polizei  u.  dgl.  m.,  günstig  zu  beurtheilen,  und.  vorausgesetzt 
eine  gcnitgende  militärische  Sicherung  des  Landcü  u.  Staats  oder  nne  sonst 
gesicherte  Lage,  günstiger  als  ein  üeberwiegen  der  Ausgaben  für  Militär  und 
relleods  Ihr  Kriegssehnldai.  Bei  der  Anstellung  von  Berechnungen  u.  Vergldoheii 
ist  aber  der  in  §.  19  erwihnten  Rogein  u.  Cautelen  zu  gedenken. 

Die  blosse  Betrachtung  der  Ausgaben  u.  ihrer  A  rtheilung  reicht  aber  zur 
richtigen  Würdigung  der  Lage  des  Staatshaushalts  noch  nicht  aus.  £s  muss  vielmelir 
such  auf  die  De cltangs mittel,  deren.  Art  n.  Ycrtheilnng  mit  Bnck^ht  ge- 
nommen werden;  besonders  ob  a.  in  welchem  Maasse  dieselben  steuerrechtlichcr 
oder  sonstiger,  namentlich  privatwi  rth  s  haftlicher  Art  sind  u.  ans  welchen 
eiazelnea  Gattungen  und  Speeles  diese  beiden  Ciroppen  sich  weiter  zusammensetzen, 
wobei  Ihr  die  Beurtheilnng  u.  Schlnssziehnng  die  Bemerkungen  in  §.  85  S.  TS  mass» 
gehend  sind.  Eine  absolut  und  relativ  grössere  Ausgabe  fttr  die  öffentliche  Schuld 
oder  für  Milit  ir  r  !  r  f  ir  beide  Uauptpostcn  zugleich  wird  weniger  bedenklich,  wenn 
die  Schuld  giussentheiis  aus  Eisenbahnen  herrührt  oder  ihre  Kosten ,  die  Zinsen ,  u. 
der  Militiraof^raiid  wenigstens  in  orhebHehem  Maasse  aus  prlratwiithschafdiehen  n.  dgL 
Reinerträgen  gedeckt  wird,  wie  es  glihklicher  Weise  in  Deutschland  der  Fall  ist 
Umgekehrt  ist  zu  urthcilcn.  w^nn  Schuidzinsen  u.  Milit.lraufw  md  fast  ganz  ans  Stenern 
zu  decken  sind  (Gr.briL,  Frankr.,  (lesterr.,  Ital.).  Linter  Hinweis  auf  die  schon  oben 
8.  73,  74  gegebenen  Notizen  u.  fUr  das  Genauere  auf  das  reiche  Detail  der  bOchst 
omichtigen  O.  fldssigen  Arbeiten  Gcrstfeldt's  entncimie  ich  den  letzteren  die 
Statist.  Daten  7.n  folgenden  lebersichten  de^,  firnppen  des  Finanzbedarfs, 
itjerstfeldt,  Beitr.  z.  lielchssufr.  S.  12  ff.  u.  Tab.  Ii  u.  graph.  Darstell..  baten  aus 
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d,  Zeit  um  IbTS— 79;  derii  in  Goniads  JmhTb.  a  a.  0.  Tbb.  19  iL  S.  57, 

f.  1882). 

Tab.  I.    Ha uptgruppeo  das  staatlichen  Finanzbed&rfs  um.lbTU. 

DentflclieB      Gnnsbri-      Piuik-        West-  Suis- 


Reich 

tatinien  n. 

reicb. 

Oester- 

land. 

and  Einzüi- 

Irland. 

reich. 

siauteu. 

A.  Absoluter  Staats 

-Aufwand  in 

Millionen 

Mark. 

1.  Kriegswesen 

ms 

G2S. 

657 

lös 

741 

2.  Schuld 

IS4 

619 

851 

257 

255 

1  u.  2  zusammen 

652 

1247 

1508 

415 

996 

3.  Civile  u.  s.  w. 

720 

599 

261 

fi*<4 

Krste  Summe 

i;i72 

l(>i;( 

2107 

070 

16S0 

4.  GfTile  ohne  Erheb,  n. 

Betriebskosten 

442 

237 

437 

187 

c.  2M 

Zweite  Summe  vou  1, 

2  n.  1    oder  Netto- 

ausgabc 

1094 

1484 

1945 

602 

1200 

B.  Dieser  SUataanfirand  in  Kopfi|Uoten,  Mark 

D.  KoDf. 

1.  Krie-gswesen 

11-0 

1^-5 

17S 

7-2. 

I U  'I 

2.  Schuld 

VA 

lS-2 

23'Ü 

11-7 

St» 

1  u.  2  zusauuitra 

1  Ö'A 

Hii'l 

40.8 

isy 

t  •*>4 
lö  S 

8.  Civil«  «,  9.  w. 

16-Ü 

JO-t* 

1G*2 

11-9 

Erste  Summe 

S2*2 

47'o 

570 

808 

Z9  U 

4.  Civile  ohne  ErhebJkoet 

u.  s.  w. 

IU'3 

7»0 

IIb 

8*5 

Zweite  Summe  von  1, 

2  Q.  4  oder  Nettoaos- 

gabe 

2,V0 

yi'i\ 

27  4 

ICl 

<    Dieser  Staat^iaul'waod 

in  Quoten 

d'rocenten)  der  (iesammt-Nctto 

ausgäbe. 

1.  Kriegswesen 

42-8 

42-:{ 

33.8 

20-2 

61-7 

2.  Schiüd 

lÜ-8 

41-7 

4S-7 

42-7 

21-3 

1  u.  '2  zu^i&mmeu 

59'6 

840 

77*5 

68i> 

83.« 

^.  Civile.  ohne  ErUeb,- 

kosteii  u,  jj.  w. 

404 

16*0 

22.5 

313 

17-0 

Einzelne  dieser  Berechnongen  weichen  von  den  Gerstfeldt'schen  dann  ab. 

dass  beim  Civil-  u.  dann  beim  G esammtaulVaiid  tJrr  stßrende  Posten  .,Erhelmn£:s-. 
Betriebs-  ii.  dg-l.  Atifwand  f.  die  Einnahmegewinnung  *  möglichst  in  Ab/.uir  trobrv  lu 
(d.  k  in  (icrstlcldt'ä  Tab.  2  u.  3  die  Rubriken  „Erheb.kosten  der  Zolle  u.  bteucru  u. 
..andere  Temüscbto  Ausgaben'%  meist  Mini.  Gharaeters)  n.  so  die  „Nettoan^abe" 
ffn  il.  nur  annähernd  richtig)  ermittelt  ist.  Das  ist  namentlich  bei  einem  Yerglei<li 
Deutschlands  mit  seinen  grossen  Staatsbahnen  u.  Botriebsverwaltungen  iDom.,  Forsten 
Bergw.)  mit  anderen  Ländern  nothwendig,  um  einigermassen  vergleichbare  Posten 
erhalten  (».  o.  §.  19).  Fttr  Dentschland  .sind  Beidishanshalt  and  Einiel-Staat!»- 
liaushalte  /.usammengezogen ,  bei  Oesterreich  die  Quote  fllr  die  mit  Ungam  jrc- 
meinschaftl.  Ausgaben  eingesetzt. 

Die  gunstige  Lage  Deutiüchiands  springt  in  die  Augen  u.  i&t  thatsiichlich  noch 
gflnstiger  mit  Racksicht  auf  die  weitere  günstige  YertheUnng  des  CiTÜbedaifii,  für 
Schulen,  Justiz,  u  s.  w..  auf  den  Ursprung  eines  Uaupttlieils  der  deutschen  Schuld'!" 
aus  rentablen  ^taatsljalmon  n.  auf  die  erheblichen  sonstigen  privatwirthsch.  Deckuiius- 
mittel  ^s.  0.  S.  74 1.  So  betragt  z.  B.  der  Aufwand  des  Staats  allein  f.  Cultu»  u. 
Unterricht  p.  Kopf  in  Deutschland  2'6,  Gr.brit.  2*1,  Fnmkr.  2*5,  Oeslerr.  !'.>. 
Kussl.  0  6  Mark  oder  in  Procenten  der  Nettoausgabe  bez.  lO'l — 4*8 — 5'0 — 3"6— ^  ' 
der  Aufwand  des  Staats  f.  Justiz  u.  Polizei  p.  Kopf  in  Deutschi.  3*9.  (irbrii.  *!. 
Fraokr.  2*7.  Oesterr.  2  2,  RussL  U'6  Mark  oder  wieder  in  7o  liettoausg.  Itv^ 
15-3— 6'8—5'5~8'l— 8-7.  Dabei  ist  noch  des  gerade  f.  Ünterrieht  in  DeotscU.  ao 
bedentenden  Commonalaofwands  zu  gedenken.  Das  Bild  der  d(-uts<  hcn  FiJiaDi* 
lae««  ist  weitau.s  da^?  ifünstigste^  nach  allen  Seit  n  .  welche  für  dl.  kritis<  hf  H^- 
u rtiK  iliiiig  dis  Fiuun/.beUarfs  in  Betracht  kommen,  angesehen,  —  trotz  untres  .Jiohcu 
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Ifilitirbiidgeto** ,  der  noflivendigea  (iL  InmeEliin  mässigoi)  ABUcuranzprilmie  nnserar 
Volks wirthscuaft,  unserer  Caltor  u.  unseres  selbstäadigen  nationftleo  Lebens.  Das 
ergiebt  sich  noch  mehr  aus  der  folg.  Tab.  iL 

Tiui.  IL  Gesammtausgabe  f.  alle  OffentL  Zvecke  des  Staats  und  derSelbst- 

Tenraltnngskörper  um  1S82. 

•  A.  Absol'.iter  Aufwand  in  Millionen  Maik. 

Preuss»ea.  Gr.  Britaauien.  Fmukreich. 


Staat 

(incl; 
Keichs- 

Selbst- 
yerwalt. 

Sa. 

Staat 

Selbst- 
renndt 

Sa. 

Depart. 
Staat  u. 
Gemeind. 

Sa. 

qaote) 

].  Kriegswesen 

274 

4 

277 

543 

« 

543 

797 

4 

oOI 

1  Schvld 

118 

26 

144 

594 

12 

606 

901 

252 

1  u.  2  susamnie] 

D  392 

'',\) 

421 

1136 

12 

1149 

1698 

256 

1954 

:i 

Civüe 

364 

703 

360 

1143 

1503 

854 

677 

lo31 

4. 

Steuerverwalt. 

38 

4 

42 

57 

? 

57 

84 

24 

108 

Summe  (netto) 

794 

972 

1166 

1553 

1156 

2709 

2637 

957 

8594 

B.  Dieser  Aufwand  in  Kopfquoten,  Pfennig  p, 

.  Km 'f. 

1. 

K  rieb'S  wesen 

978 

13 

991 

1551 

1551 

2153 

12 

2165 

2. 

Schuld 

420 

93 

513 

1697 

85 

1732 

2436 

6S1 

3117 

1  v.  2  zosammen 

1398 

loe 

1404 

3249 

85 

3283 

4589 

693 

5282 

3. 

CiFÜo 

1301 

1209 

2510 

1028 

3267 

4295 

2309 

1830 

4139 

4 

Stenerverwalt. 

136 

15 

151 

102 

? 

1»»2 

228 

63 

291 

Summe  (netto) 

2S35 

1330 

4105 

4438 

3302 

774ü 

7126 

2586 

9712 

C  Dieser  Anfwand  in  Quoten  (Procenten)  der  ,,ordentl.  Nettoansgabc 

nach  Abzug  d«r  Schuld 

von  der  ganzen  Nettoaosgabu. 

1. 
1. 

Kricg-s  Wesen 
Ci?Ue  u.  Steuer- 

40Ü 

1-0 

271 

56-6 

25*8 

45*9 

0-7 

32*8 

rcrvaltnng. 

59*5 

99*0 

72-9 

43-4 

100 

74-2 

54*1 

99*3 

67-2 

Somme 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

3.  Srhnld  in  «/^ 

dieser  Summe     17  4      7'5     14  0     619      Vi     28*8     51*9     313  47*2 
Ueber  die  Beiechn.veise  n.  s.  w.  s.  Gerstfeldt  a  a.  0.,  S.  44.  Speele!!  fUr 
Unterricht  (ezoL  Coltus)  berechnet  G.  in  Pnnssen  151  (wovon  Staat  42),  Gr.- 

britannicn  120  (wovon  Staat  Ol,  Loc.verwalt.  nur  29—?—).  Trankr.  19f)  (wovon  Stnat 
112)  Mili.  M.  oder  in  Pfennig  p.  Kopt  bez.  538—344—52»,  in  %  der  Summe  der 
Hütt  IL  OIrAusgaben  14*8—5*7—8*0. 

Wichtig  ist  dies*'  Statistik  u.  ihre  weitere  Spccialisirung  bos.  ftlr  die  Fragen  der 
Verthcilunp  f1  r  off»M)ti.  Ausgaben  u.  des  Aufwands  dafür  zwischen  dem  Staate 
Q.  den  venchiedeueD  Körpern  der  Selbstrerwaltiuig.  S.  o.  §.  44  if. 


1.  AbächDÜt. 

Fin»ius1ied»rf  Ifir  die  rerfassiiiigsiiiSsslse  oberste  Centnü- 

leitiing. 

S.  Kau  §.  45—51 ,  vor.  Aufl.  dieses  B.  I.  §.  97—102,  jetzt  vcrkOrzt,  weil  die 
principieile  u.  staatsrechtl.  Seite  nicht  in  d.  Fin.wiss.  gehört. 

S.  174.  Die  hierher  gehörigen  Posten  sind  folgende  drei: 

I.  Bedarf  fUr  den  obersten  Leiter  des  Staats, 

A.  in  Monarehleen  Insbesondere  für  den  Fttrsten,  bes. 

för  die  Iura  tu  che  Familie, 

B.  in  Republiken. 

II.  Bedarf  fOr  die  Volkevertretangen. 

1.  Wagner,  FittBBxwbMiiMhan  1.  3.  Aufl.  26 


Digitized  by  Google 


402  2.  B.  Fiii.bcd«rf.  2.  £.  Eiiusdnos.  1.  A.  CentitUett.  §.  174. 

III.  Bedarf  fttr  gewisse  oberste  StaatBk((rper. 

I.  A.  Bedarf  für  den  Monarchen  und  seine  Familie. 

y^.  z.  B.  BlnntBchli,  Allg.  StaataiMlit,  5.  Avü.  1876,  n,  191  £ 

Nach  der  geschichtlichen  Tradition,  welche  im  Volksbewnsst- 
seiu  gewöhnlich  auch  heute  noch  in  niouarchischen  Staaten  ihre 
Stütze  findet,  bedarf  der  Fürst  ein  hinlängliches  Einkommen  zur 
Bestreitung  eines  umfäogUehen  und  einigermassen  glänzenden 
Haashalts  und  Hofes.  Dasselbe  gilt  in  gewissem  Grade  m 
der  Erbmonarehie  von  der  ganzen  filrstlieben  Familie.  Dieser 
fürstliohe  Hof-  und  Haushaltsbedarf  Ifisst  sieh  auf  ^ersebiedene 
Weise  decken,  wie  dies  auch  in  der  (Jeschichte  geschehen  ist.  ein- 
mal ans  dem  Ertrage  von  dem  Fürsten,  bez.  der  Dj^  iiasiie 
gehörigem  Grund-  und  z.  Th.  auch  apitalbesitz;  zweitens 
dureh  Ueberweisnng  solehen  Besitzes,  besonders  Ländereien, 
aus  dem  Staatsvermögen  an  den  Fürsten;  drittens  dureh  Fest- 
stellung sogen.  Civillisten. 

Die  gesebiehtliehe  Entwicklung  und  die  staatsreehtliebe  Re^ 
hing  dieser  Verhältnisse  steht  ijatlirlich  in  enger  Vei  bindaii^  mit  der 
allgemeinen  Staatsgescbichte  und  mit  den  eingetretenen  \  ert  jissungs- 
veränderuugcu ,  Wechsel  der  Dynastieen,  der  Staats-  oder  Ver- 
fassungsformen u.  s.  w.  Finanzwirth schaftiiche  Zweck- 
mässigkeitsriieksiohten  haben  daher  hier  nicht  entschieden, 
kaum  mitgespielt  und  sind  auch  gegenwärtig  für  etwaige  Fragen 
de  lege  ferenda  auf  diesem  Gebiete  doch  nur  untergeordnet. 

1.  Die  Deckung  des  fürstlichen  Haus-  und  Hof  bedarfs  aus  den 
ErtrUj^en  von  Grundbesitz  —  dynastisches  Hausgut  oder  wirk- 
li(  In  >  Staatsgut  darstellenden  ,,nomanium8",  ,,KanimerguU»'', 
^.  6[)  ff.  —  ist  regelmässig  die  älteste  Form,  wie  sich  aus  der 
Entstehung  unserer  monarchischen  Staaten  einfach  erklärt.  Diese 
Form  ist  mit  der  Entwicklung  der  Staatsidee,  mit  der  Verminde- 
rung des  betreffenden  Besitzes  und  mit  der  Veiilndenuig  der 
Reohtsqualität  desselben,  endlieb  mit  dem  steigenden  sonstigen 
Fiiianzbedart'  einer-  und  llofbedarf  anderseits  mehr  und  mehr 
iiii/jil;iiiglicli  <ro\vorden  und  daher  mehr  oder  weniger  anticjuirt, 
mit  begreil  lieber  tbeilweiser  Ausnahme  in  deutscheu  Staaten.  Eioe 
für  die  Dynastie  und  das  „monarchische  Prineip^^  specifisch  günstige 
oder  gar  wesentliche  politische  Bedentung  kann  dieser  Foim' 
in  der  Gegenwart  kaum  mehr  beigelegt  werden. 

Vgl.  0.  §.  S9,  90  u.  Hüten  Uber  Domänen  vesen. 
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3.  Der  zweite  der  angedeuteten  Wege  hat  wohl  za  der  ge- 
setzlichen Anordnang  geführt,  dass  fttr  die  Hofetaatsansgaben 

fortwährend  eine  a  u  6  dem  Ertrage  gewisser  benannter 
»Staatsgüter  oder  bestimmter  Kategorieen  des  staat- 
lichen Grundbesitzes  (des  „Domaniums"  i.  e.  S.,  der 
Domänen  and  Forsten,  PreuBsen)  zu  ziehende  feste  Geld- 
samme anzgeschieden  wird,  oder  daaz  sogar  bestimmte 
Guter  von  einem  soh&tznngsweise  festgestellten  Er- 
trage dem  Hofe  znr  Verwaltung  auf  eigene  Rechnnng 
(Hannover)  überwiesen  werden.  In  beiden  Fällen  läuft  diese 
Form  doch  schon  anf  das  staatsrechtliche  Princip  der  „Civil- 
listen''  hinaus,  nur  dass  man  dabei  an  die  ältere  Form  der 
Deckang  des  Uofbedarfs  mehr  anknUpil. 

Die  cräte  Einrichtang  ist  in  finanzieller  Hinsicht  kaum  etw^as  Anderes  als  eine 
Formalität,  durch  die  man  etwa,  wie  ia  Preussen,  auf  das  ehemalige  Anrecht  der 
Dynastie  an  den  Domänen  hinweisen  wilL  Sie  hat  etw^a  nur  das  gegen  sich,  dass  sie 
die  Finanzansweiae  complidit  Gegen  die  xweiCe  Efnriditang  sprecben  erheb- 
liche Bedenken,  denn  sie  verletzt  leicht  den  einen  oder  den  anderen  der  Bethei- 
lij^en,  Staat  oder  Dynastie,  Ferstos,st  «^eg-'ü  'l-  n  wichtijj*^!!  Grundsatz,  dass  die  sämmt- 
lichen  Aasgaben  für  Staatszwecke  in  den  wirklichen  Beträgen  in  den  Staatsrechnongen 
cneheisen  seilen  ud  kann  selbst  dem  richtigen  politisdien  Intensse  der  Dynastie, 
dem  sie  dienen  soll,  sogar  widersprechen. 

In  Preussen  werden  nach  Ges.  v.  17  Tan.  1S20  (s.  auch  preuss.  Verfassung 
Art  59)  2Vi  Mill.  Thlr.  von  dem  Ertrage  der  Domänen  und  Forsten  fOr  den  Hof  ab- 
gezogen, die  im  Yoianschlage  der  Staatsau  sgabca  nicht  anilsefillirt  sind,  sondern  gleich 
bei  den  Einnahmen  des  Kap.  Dom.  u.  Forsten  vom  Roheitiage  abgezogen  werden, 
▼as  bei  fioanzstat.  Zus.8tellung6n  zu  b  -nrlifeii  ist.  Die  Summe  ist  eigentlich  2,573,099 
Thlr.,  Weil  ein  Theil  ursprunglich  in  üoIU  ausgedruckt  war.  Nach  Ges.  vom  30.  April 

ist  eioe  Erhöhung  von  Mill.  Thlr.,  neuerlich  nach  der  Vergrösscrung  des 
Staatsgebiets  im  Jahr  lb66  von  weiteren  1  Mill.  Thlr.  als  Znsehlag  „zur  Rente  des 
Kron-Fideicommiss- Fonds**  (Ge».  v.  27.  Jan.  ISHS)  eingetreten,  'welche  Beträge  unter 
den  Staatsausg-aben  stehen.  Deber  die  staatsrechtliche  Frage  s.  r.  ÜOnne,  preu«s, 
Staatsrecht,  3.  Aufl.  S.  IbÜ. 

Mach  dem  hannöv.  Gfnndgesetz  von  1833  §.  125,  120  sollte  oin  Domänen- 
coraplL'X,  der  V*  Mill.  Thlr.  rein  abwürfe,  ausg-cschiedcii  und  dem  Könige  zur  fr- i  ^n 
Verwaltung  ubergeben  werden.  Eine  solche  Ausscheidung  von  (iut<'ru  uiit  600,000  Thlr. 
ikeinertrag  wurde  wirklich  später  (unter  dem  letzten  Kuuig  v.  II.,  Georg  V.)  ausgeführt, 
gab  jedodi  in  Bezng  anf  die  Ertngssch&tzung  der  abgetretenen  Guter  za  starken  Bo- 
schwerden Veranlassung  fs.  d.  betreff.  Schrift  von  Miquel,  die  durch  die  Gegenschrift 
ron  v,  Bar  nicht  widerlegt  ist,  über  diese.  Angelegenheit).  Diese  Dumäncnausschei'- 
(laug  hat  zur  Cnpopularität  des  Königs  Georg  nicht  wenig  beigetragen  und  bekannt- 
lich die  Dynastie  anch  finanziell  nicht  gesichert  In  dem  später  wieder  snspendirten 
Vortrage  des  Königs  Georg  mit  der  Krone  Preussen  von  1S6S  wurde  die  Entschädigung 
der  vertriebenen  Dynastie  nicht  in  Land  (mit  Ausnahme  einer  Domäne),  sondern  in 
Geldzahlungen  stipulirt 

§.  175.  —  d.  FflrBtliehe  Ci7illigteii.  Dem  heutigen 
VerfMBUD^swesen  und  öffentlieben  Recht)  wie  auch  den  BedHif- 

nisseu  der  staatlicheu  Finanzwirthschalt  uud  des  Fürsten  selbst 
entspricht  am  Meisten  die  Festsetzung  einer  sogen.  „Civilliste", 
d.  h.  die  durch  Verlasdimg  oder  besondres  Gesetz  erfolgende 

26* 
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Ueberweisnng  einer  bestimmten  Geldrente  ans  dem 
allgemeinen  Staatseinkommen  an  den  Fürsten. 

Die  staatsrcditliclie  Kegeluiiir  wird  natürlich  von  concreten  politiirhen  Vorgängen 
iu  dem  bctrellunden  ^taat  u.  in  der  Zeit,  wo  erfolgt,  woäeiulicb  mit  abbüngen. 
Mehrfach  ist  damit,  bes.  in  DealwUand,  eine  rertragsmftssige  Rege  long  def 
Rechtsverhältnisse  des  altoren  Bomanioms  oder  „Kamtnergiits'*  rerbundea 
worden  oder  dpr  Feststellung  der  Civillisten  rorangegangeti  w<.zu  hierbei  auch  die 
passendste  Gelegenheit  war.  Puncte,  welche  aber  hier  in  der  i  in&nzwissenschaft  nicht 
n&her  zu  TeTfolgeii  sind,  aoch  in  der  Art  ihrer  BehandloDg  o.  Ededigang  sich  Doth- 
wendig  nach  den  spcciellen  Yorhälttiisscii  dos  einzelnen  Staats  nad  def  daxeben 
Dynastie  richteten,  lieber  die  deutschen  Verbältnisäe  s.  Georg  Meyer,  dänisches 
Staatsrecht  (Leipz.  1&7S),  §.  94,  202. 

Zn  erwähnen  ist  dann  hier  nnr  die  Höhe  der  CiTilliste  ond 
die  Regelnng  einzelner  Pnncte. 

a)  In  allgemeiner  tiiiaiizwirthschattlicher  Hinsicht  ist  die  l)e- 
messnng  der  Höhe  der  Civilliste  am  Wichtigsten.  Eine  gewisse 
grössere  Höhe  ist  durch  die  Rücksicht  aaf  die  fürstliche 
Würde  und  Stellung  nnd  anf  die  persönlichen  Aufgaben  des 
Fttrsten  im  monarchiseben  Staate  geboten.  Daher  wird  in  Mittel- 
and  Kleinstaaten  die  Civilliste  relativ,  d.  h.  Im  VerhSltniss  smn 
sonstigen  Staatsanfwand  gewöhnlieh  grösser  als  in  Grossstasten 
sein  müssen,  wie  die  Statistik  bestätigt.  Im  Uebrigcn  hat  sich 
die  Höhe  der  Civilliste  mit  nach  der  Einwohnerzahl  und  Wohl- 
habenheit des  Volkes,  dem  Betrag  der  Staatseiuktinfte,  dem  Um- 
fang der  übrigen  Staatsbedürfnisse  und  endlich  insbesondere  und 
mit  ToUem  Becht  aneh  naoh  der  Grösse  des  früheren,  jetzt 
etwa  mit  dem  Staatsdomaninm  yereinigten  Hansgnts 
der  Dynastie,  wie  andersdts  aneh  nach  dem  noch  rorhandenen 
sonstigen,  Ertrag  gebenden  fürstlichen  Vermögen  zu  richten. 

Daten  über  den  Bedarf  u.  den  Luxus  des  franzus.  Kruiiffs-  ii.  Knii.Tli  f-  nach 
Rresson,  Necker,  de  KerTO  u.  A.  m.  bei  £aa  48  u.  in  d.  ror.  AuÜ.  dieies 
11.  I,  S.  219. 

Der  seltsame,  unmittelbtr  gar  nicht  TerstiiidUche  Aiudnick  „Girilliste**  iat 

englischen  ürsprangs,  aber  jetzt  staatsrechtlich  u.  finanzwirthschaftlich  technischer 
}5:cworden.  Im  engcrn  Sinne  versteht  man  darunter  jetzt  die  in  der  coAstitutiooellen 
u.  Parlament  Monarchie  Fertassangsmässig  oder  gesetzlich  festgestellte  Geldsumme, 
velche  dem  Farsten  ttr  seinen  Hans-  n.  Hofbedarf  ans  dem  Staatseinkommen  jihr- 
lieh  zugeführt  wird.  Im  weitern  Sinne  wird  der  Ausdruck,  z.  P.  in  der  Finan?- 
statistik.  tiberhaupt  auf  die  etatmässig  oder  sonst,  auch  in  d<  r  ■(b>oluten  Monarrhio, 
für  die  dem  Fürsten  und  »leiiiein  Uof  bestimmte  Summe  angewandt.  Ygl.  v.  Jacob, 
U,  §.  S51.  r.  Troitschlre.  Art  Giril liste  im  StaatswSrterbuche  ?on  Blantschli, 
II,  515  H".  S  über  die  britische  Civilliste  Sinclair,  History  of  the  public  reve- 
nue.  I,  290,  292,  II.  .'{s,  n?,.  Hnflrr.  Geschichte  d-  r  enjrlischcn  riviilistc.  isluttsr. 
1834.  Jetzt  bes.  Gncist,  engl.  Verwaltungsrecbt,  2.  Aufl.,  II.  833,  auch  §.111,  bes. 
§.  143,  S.  1328  ff.  Auch  Ran  §.  48  und  vor.  Anfl.  dieses  B.  S.  320.  Die  GeschicWe 
der  brit.  Civilliste  steht  aufs  Xngste  mit  der  Entwiddang  des  neueren  V'erfassoags- 
n.  Bndgot<r.  .  hts  u.  der  Stellung  von  Kron<^  n.  Parlnmfnt  zu  einander  in  Verbind unr 
Es  hat  sich  bu^.  .seit  d.  17.  Jh.  hier  der  allgemeine  europ.  Prucess  vollz<^en:  yjmhh- 
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n»idl  im  Mittelalter  dio  Staatsausgaben  ans  dem  persOnL  lÜDkommcn  des  Farsten,  sa 
wird  heut.  Tairs  der  kfln.  Hofhalt  aus  dem  Stäatseinkommen  bestriHcti"  iGneist  II, 
132b).  Unter  dea  letzten  Stuarts,  bes.  unt  r  Carl  II.,  wurde  die  Eiuriclmuiü:  der 
ClTilliäte  vorbereitet.  Aus  dem  dem  König  zustehenden  erblichen  Einkommen  wurden 
neben  dem  Hofhaoshalte  rerschiedcno  grössere  e^ntl.  Staatsausgaben  bestritten.  Unter 
(leorg"  III.  wurde  das  erbliche  Kroneiiikommcii  grossentheils  dem  Parlament  zur  Ver- 
fügung überlassen,  'lafür  aber  dem  Köniij  eine  feste  Civillistc  v.  800,000.  später 
900,0U<J  Pf.  St.  gewahrt,  von  w^elchcr  Summe  jedoch  dio  Hälfte  noch  f.  cigcnti.  Slaats- 
aoflgaben  darauf  ging  (Gehalte  der  Oberricditer,  Ge^^andten,  Pensionen  u.  A.  m.).  Dem 
König  blieben  imlebsen  noch  andere  Kroneinktlnfte.  Unter  den  folgenden  Königen 
warde  stets  nach  dem  Kegier.antritt  die  (.'ivilliste  neu  jü^cregelt,  a.  zwar  imfnermchr  so, 
daüKi  die  eigoutL  Staatsaasgaben  ihr  abgenommen,  ihr  Betrag  rermindert  und  das  crbi. 
KrooeinkomnieD  imaier  reUstindiger  in  den  consoL  Fonds  des  Staatshanslialts  ftberleiCet 
wurde.  (Georg-  IV  SoO.OOO  Pf.  St.  Civ.l.  in  Egl,  207,000  Pf.  in  Irl.,  Wilh.  IV.  510,000, 
Victoria  395,000  Pf.).  Danebon  aber  auch  jetzt  norh  Re/ii?  direrter  Kroneinkünfte 
durch  die  KOoigiü,  bz.  durch  Prinzen  ^Pr.  v.  Wales  diu  aus  Cornwail).  Daun  direisu 
Apanagen.   Venrendiin|r    eig«ntL  Prirattirecko  o.  f.  Reprfaentation  iL,  He&taat 

Bei  der  Vergleichung  der  Civilliste  in  rerschiedenen  Staaten  und  in  demselben 
Staate  zu  verschiedener  Zeit  sind  dio  in  §.  19  gemachten  Bemerkungen  zu  berack- 
sichtigen.  Am  Wichtigsten  ist  die  Höhe  der  Quote«  welche  die  Civillisto  von  der 
Reineianalinie  dea  Staats  beansprucht,  wobei  es  jedoch  wieder  einen  Dntenchied 
macht,  ob  die  Reineinnahme  ausschliesslich  oder  Torherrschond  nur  aus  Steuern  oder 
auch  aus  privat wirthschaftlichen  Einnahmen  herrUhrt.  Au< ii  die  Ilnlir  der  Quote  von 
der  Nettoausgabe  des  Staats  kann  zur  Vergleichung  dienen.  In  den  letzten  Jahreu 
sind  In  Deatschland  mehrfach  ErhOhnngen  der  Girillisten  Torgelommen,  mit  Rück* 
sieht  auf  die  allgemeinen  Preissteigerungen.  In  Deutschland  bezieht  der  Kaiser 
vom  Reiche  keine  Civilliste.  Die  Cinllisten  (und  ähnliche  Einnahmen,  z.  R.  bei  den 
(jrossherzOgen  von  Mecklenburg)  nebst  Apanagen  veranschlagte  Hermann  Wag- 
ner f.  187.1  far  alle  deutschen  BondeefOrstea  auf  c.  35  MiU.  M.  oder  3-59  der 
Nettoausgabe  des  Reichs  und  der  EinzelitaateD.  In  ilen  17  kleineren  tnonareli. 
Staaten  (d.  Ii.  in  d- ii  Btuul»'<staaten  excl.  die  4  Königrci'  he  und  Baden)  .soll  .sie  im 
Ganzen  an  10  MiU.  M.  oder  9*4  "/^  der  Nettoausg.  betragen  (^(ioth.  Taschenb.  1874, 
S.  328,  870  d.  deutsch.  Ausg.).  Seit  Mitte  der  70er  Jahre  sind  wenige  Veränderungen 
vorgekoaunen.  Mach  deeaellMn  Quelle  n.  anderen  oific.  Angaben  war  die  GirilUste  incl. 


um  1S78     oder  %  d. 
Miil.  Mark.  Neltoausgab. 
Preossen  ...  *     13.48  2'50       Im  Etat  erscheint  mit  den  neueren  Zu- 

schüssen die  Summe  von  12*22  MiU.  M. 
f.  d.  Kronfideicommissfonds ,  Apanagen 
ausserdem  im  Etat  0*301  Miil.  M.,  wirkl. 
Ansf.  dafür  1881/82  0*147  HiU.  H. 

Baieni   5'41  4*00       ni>-  durch  (kmz  vom  1.  Juli  1^34  auf 

2,350,5bO  Ü.  festgestellte  pcnnnneitto 
Civilliste  ist  durch  das  Fiuanzgesetz  v. 
25.  Jon  1876  1876  an  anf  4,281,044 
Mark  d.  h.  um  c.  200,000  Mark  erhöht 
worden.  Der  ganze  Etat  des  k.  Hauses 
u.  Hofes  beträgt  1870  5'35  MilL  Mark, 
nemlich  ausser  der  OirilUste  0*866  MÜL 
Mark  Apanagen,  0.238  Wittwengehalte, 
17,000  Mark  Pensionen.  Seitdem  l^eine 
Veränderung. 

Sachsen  K.   .   .  .      2*77         4*75       Im  Etat  t  1881  beträgt  der  Bedarf  f. 

d.  k.  Haus  2-94,  f.  Apanagen  0*520 

Miil.  Mark,  zus.  :V2C). 
Wtirtemberg  ...      1'^  3*29        Die  Civilliste  ist  durch  Ges.  v.  1.  Aug. 

1864  f.  d.  Lebenszeit  des  lt.  Karl  auf 
913,933  11.  ^-eset^t  (worunter  777*808  fl. 
Geld,  der  Best  üatoraiien)*  Sie  ist  im 
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Baden 


(ir.  BritauuicQ 


Italien 


Oesterreich,  West-, 
Ost-,  Ungnm    .  . 

Kussland  .   .   .  . 


Niederlaudo 
Belgien 

D&nenuurii. 


Schweden 

Norwegen  . 

PoitQf^  .  . 

Qiiecheniand 


1-44 


13-20 


11*08 

7-3a 

2SbO 


1-275 
2.80 

1.62 


1-48 

0-62 
2*68 

Iis 


Bmsilicn 


3-15 


Fisanzgesetz  vom  27.  Juni   1S75  auf 
l,88ft,688  M,  d.  h.  um  c.  17Ü,U00  M. 
erhübt    Apanagen  0*265  MilL  Mark. 
(Et.  Y.  1  $82—88  G.  L  1.880,517,  Apen. 
?113  120  M.). 
3*36        Für  H76  u.  ff.  soll  die  Cinllistc  um 
o  r^b  Mill.  Mark  d.  i.  t.  135  aal  159 
MilL  MaA  erhöht  wefden,  Apanagen 
O  l  98  Mill.  Mark,  zus.  1*79  UÜL  Haik. 
(Ebenso  noch.) 
Kt.-Abschlu&3  f.  1&81/S2:  Ci¥.L  407.590. 
Apan.  161,000  Pt  St,  ausser  den  tob 
d.  Krone  noch  bezog,  erbl.  Rerenüi-n 
In  1874  ff.  12-25  Mill.  Fr.  n.  2  Mill.  Kr 
Apanagen,  in  1SS2  zus.  15-25  MiU.  Fr. 
Nach  Ges.  r.  28.  Juni  1812  ist  die  aril- 
liste  in  beiden  Ivoi(  hshüftan  gleiehgestaUt 
mit  je  4-65  Miü.  fl. 

Im  Abschlttss  £.  1873  Etat  d.  K.  Uaosei» 
18*08  MiU.  Babel  in  dem  £  1880  1M9 
Miü.  R.  (bei  919  AnschL),  A.  t  1882 

8-95  Mill.  R. 

B.  f.  1875  750,000  L   Ebenso  1S82. 
B.  f.  1875  dvilBste  8*3  MtiL  Fr.,  Apa- 
nagen 0*2. 

B.  f.  187ß  Cinlliste  1  Mill.  Kronen  H 
Kr.  -=  9  M.),  0  443  Mill.  Kr.  Apanagen, 
l$82/$3  G.  1.  ebenso,  Apao.  225.700  Kr. 
B.    f.    1876  1*266,   f.   1888  1>888 

MilL  Kr. 

B.  f.  1874  504,000,  f.  1881  435.000  Kr. 
B.  f.  1876  CiviUiste  und  Apanage  572 
Contos  do  Reis.  1883  571. 
R.  f.  1S75  1.125,000  Drachmen,  wozu 
noch  0  3  Mill.  aus  Ziuscrträgnise  deb 
Guthabens  der  Schutzmächtc  u.  0*25  MilL 
T.  Jon.  Ins.  (1  Dr. «  78  Pfenn.  deQlsQh)u 
Ebenso  1883. 
1*90        l«i79  1171  Contos  u.  151  Milreis. 


104 


1*33 


1.681 


1-48 


1*00 
2.50 

8-68 


300 
2*77 

5*00 


Die  CiviUiste  des  jetzigen  Königs  von  Spanien  sollte  auf  7  2  MilL  Pesetas  (zu  90  Pf. 
deutsch)  gesetzt  werden.  Im  Et.  f.  1882—83  steht  sie  (wohl  incl.  Apan.)  mit  9  8  MUL 
Pcs.  —  Im  Frankreich  unter  Napoleon  III.  betrug  d.  officielle  Gl.  25.  Apan. 
l'/a  Mill.  Fr.  Herrn.  \Vag:ncr  Ixjrechneto  f.  d.  pesammUTi  Civilliston  ii.  Ap;inagen 
in  Europa  um  1^7^  ^bei  i  rankr.  uur  die  Dotation  des  Präsidenten  u.  ohne  Spanieu 
damals)  1S7  MilL  Mark,  wobei  aber  einige  Posten  nvr  schitznngsweise  eingesetzt -~ 
Im  Allgemeinen  sind  die  Hofausgaben  seit  diesem  Jalirhundcrt  langsamer  als  <he  übrige 
Staatsausgabe  gestiegen.  In  P  r  e  n  s s  <•.  u  ist  die  Krontideicommissrcnte  trotz  der  ein- 
getretenen Erhöhung  relativ  immer  kleiner  geworden.  Sie  betrug  1821  70,  1832  60, 
1841  52,  1861  45,  1861  50,  1873  51,  1888  44  Pfennig  oder  in  *f,  der  ordentL  Hetlo- 
ausg.  (Milit.  u.  Civ.  ohne  Schuld)  bez.  6'1  —  6  0  —  52  —  8'8  —  34  —  2*2  — 
1*9  (tierstfeld,  Jabib.  B.  41  S.  27,  28).  S.  nach  Pfeiffer  Staatsansg.  S.  54. 


b)  Begelang  einzelner  Punete  bei  der  CiviUiste. 
Die  Feststellnng  der  Htfhe  der  GtriUiste  kann  aaf  dreifaehe 
WeiBe  erfolgen:  entweder  wie  bei  sonstigen  Staatsansgaben  Ar 
Jede  Etatsperiode  besonders,  was  kaum  passend  ist^  weil  es  Ver- 

haudluii^eü  liber  den  Gegenstand  zu  bauii^  machtj  oder  aui  die 


Digitizod  by  Google 


Clrfllisteiu 


407 


Lebensseit  des  einzelnen  Honarchen,  daher  unmittelbar  nach  dessen 
Begiernngsantritt  (England),  was  finanzwirtbscbaftlicb  wohl  das 

Richtigste  ist,  um  etwa  nöthige  Veränderungen,  bez.  Erhöhim^eu 
der  Summe  eintreten  zu  lassen,  und  politisch  nicht  bedenklich  er- 
scheint; oder  ein-  für  allemal,  bez.  aul  unbegrenzte  Zeit  (deutsche 
Staaten). 

Weitere  Pimcte  sind  folgende:  Sogen.  Apanagien,  d.  h.  Gelddotationen  be- 
dOifen  SQSserdem  die  ttbrigen  einen  eigenen  Hanslialt  Ahienden  Mitglieder  des  Fnraten- 

bauscs  in  Monarchien;  ebenso  die  fürstlichen  Wittiren  „WitthUmcr''  u.  <lgl.,  ilic 
Prinzessinnen  bei  der  Yrrlunrathim^  Ausstenern  und  eventuell  auch  stiindige  Apanagien. 
Fflr  die  Begelang  dieser  Apanagen  bestehen  zwei  Systeme:  sie  erfolgen  entweder 
MS  der  Cirilliste  des  regierenden  Ftlraten  nach  dessen  Bestimmung  (Proussen,  Kieder- 
lande,  Weimar',  was  für  den  Staatshaashalt  gOnstiger,  aber  nur  zulässig  ist,  wenn  die 
Civilliste  dadurch  nirht  tu  sclir  belastet  und  zweckwidrig  hränkt  wird,  oder  sie 
werden  auf  Grund  bestiuimter  (iesetze  ähnlich  wie  die  Civilliste.  aber  »eben  derselben, 
fest  gesetzt  u.  aus  dem  Staatseinkommen  bestritten,  was  indessen,  um  eine  zu  starke  Be- 
lasCnng  d«r Staatscai»e  zn  Terhaten  Cautelen  wfUischeDswerth  macht,  wie  sie  z.  B.  das  Bad. 
Gesetz  vom  21.  Juli  18.H9  enthält.  Di«-  Aj'anagirn  uml  Wiitumsgeluiltc  dürfen  danach 
zusammengenommen  100  nOt)  f!  nirht  überbteigen,  und  schon  bf^i  einem  Belaufe  von 
300,000  fl.  wird  von  jedem  neuen  Apanagium  von  350,000  Ü.  an  aber  die  Hälfte 
abgezogen  (Bau  §.  49  Anm.  d).  Solche  Bestimmiiiigen  sind  bes.  geboten  bei  dem 
System  der  sogen,  individuellen  Apanagien  (für  \vi]<is  selbständige  Glied  der  fiirstl. 
Familie,  W"b»'i  sicli  die  H^ihe  d<^r  Apanage  mit  nacli  der  NHhe  der  Verwand tsciiaft 
mit  dem  ivcgcüteu  u.  nach  dem  ledigen  oder  verheirath.  Stand  richten  l^anuj.  Das 
andere  System  ist  das  der  VereTbong  der  Apanagien  nach  Linien,  d.  h.  ,,so, 
dass  die  fttr  einen  jüngeren  Sohn  des  regier<  nilen  I'ilrsten  festgesetzte  Unterlialtiings- 
somme  auf  seine  Nachkommen  übergeht  und  unter  diese  vertheilt  wird.  Hierbei 
können  die  Antheile  einzelner  fürstlicher  Personen  ganz  unzureichend  werden,  man 
miiss  daher  durch  die  Bestimmong  helfen,  dass  das  Einkommen  eines  Piinzen  oder 
einer  unverehelichten  Prin/i  ä?in  nicht  unter  eine  gewisse  Grenze  (minimum)  sinken 
kann  und  bis  dähin  diir-  h  Zi]v.  hüs=e  ergänzt  wird.  Auch  entst<^ht  durch  ztifüllicc 
Ungleichheit  in  der  Zahl  der  Abkömmlinge  jeder  Linie  eine  unbillige  Verschiedenheit 
la  den  ElnkOnfiea  deiselben;  der  Yottheil  ist  aber  nnrerkonnbar,  dass  der  Aufwand 
im  Ganzen  ein  bestimmtes  Maass  liehilt  Beisp.  Wilrtcmb.  Hausgcs.  v.  2S.  Juni 
1828  (Herdegen.  S.  \W  .  Hannov.  Hans;res.  v.   Iii.  Nov.  (Rau  §.50 

Anm.  d).  Die  früher  vorgekommene  Einrichtung,  den  Mitgliedern  des  Farstenhaiues 
Dom  inen  zur  Dotation  zv  geben,  die  dann  weiter  in  der  betreK  Nebenlinie  forterben 
konnten  (Haus  Orleans  als  bourbonische  Nebenlinie  in  Frankreich!  widerspricht  der 
heutigen  staatsrechtlicben  Stellung  des  l)omaniuiii>.    Vl;!.  G.      y.  r.  Staatsn-cht  §.  9.'). 

Die  Verwendung  der  Civilliste  hängt  lediglich  vom  i''an»ten  ab,  wobei  es 
Bechtsgrandsatz  sein  ronss,  dass  der  jeweil%e  Kegent  die  Gif  illisle  nidit  Uber  seine  Be- 
^enmgSEeit  hinaus  beiasten  kann.  Besondere  Beamte,  die  nicht  im  Staatsdienste  stehen, 
besorgen  die  \  er\valtunj^  d.  r  Civilliste.  Es  ist  dann  ntir  nothwendig,  genau  zu  bestim- 
men, welche  Ausgaben  üb<:rhaupt  der  Civilliste  überlassen  bleiben,  d.  h.  nicht  unter 
den  8<mstigen  Staatsaofwand  gerechnet  werden  sollen.  Immer  mehr  ist  hier  die  Regel 
zur  Geltung  gelangt,  dass  dieCirilliste  die  eigentlichen  persönlichen  und  Fa> 
milienansg-ab cn  des  Resrenten  —  wofür  dann  die  ..Cabiuetskasse",  „Chatnlle"  fun- 
girt —  und  den  Kepräsentatiousauiwan  d  der  Hofhaltung  zu  bestreiten  hat, 
Wihrend  alles  Uebrige,  was  früher  der  Fürst  etwa  aus  seinen  Mitteln  zu  bestreiten 
hatte,  direct  auf  die  Staatskasse  übernommen  worden  ist.  (S.  tlber  England  Gneist 
^.  a.  0.  Tl.  §.  1 4H).  Zweifel,  wohin  eine  Ausgabe  gerechnet  werden  sollte,  ent.stehen 
etwa  bei  K  0  ftlie  ate  rn  u.  dirl. ;  bisher  lasten  sie  bei  uns  meist  auf  der  Civilliste. 

ErUbriguugen  aus  der  Civilliste,  welche  kapit&lisirt  uder  zu  Ankäufen  von 
Landgütern,  Konstweiken  n.  s.  w.  benutzt  weiden,  stehen  dem  Ponten  natOrlich  auch 
zu.  Nähere  Bebfinununf^en  über  die  Eigenthumsverhältnisse  an  selehen  (iegenstinden 
Uonen  zweckmftssig  sein.  S.  z.  B.  S&ohs.  Verl  t.  4.  Sept  1831,  §.  20  b. 


Digitized  by  Google 


409  'i'  B.  Fiji.bed«rf.   2.  K.  fiioselaes.   1.  A.  Gentnlieit.  §.  176. 

Ausser  der  Cirilliate  hat  der  regierendo  Fftrst  repelmSs^i'/  'i<Mi  Nicss!) rauch 
gewisser  Objecto  des  Staatsrermögcns ,  wie  Scblöiiscr,  Parkä,  JagiigiuuUe.  ilierüW 
sind  die  gewöhnlichen  Inreottrien  (§.  149)  zn  fOhren  (z.  B.  bad.  Gea.  r.  2.  Nov.  ISSI : 
preoss.  ü<».  F.  27.  Jan.  1868  mit  Nachweisung  der  zur  StaatsdomSns:  ^ehnreiuien 
Schlösser  u.  h.  in  den  neuen  Provinzen;  franzOs.  Ges.  t.  8.  Nov  ]^14,  ..'loniaine 
de  la  courronue"),  u.  genaue  Bestimmungen  zu  treffen,  wem  die  l^t  der  Erhaltung 
obliegt.  Vgl.  Rnn  §.  48  Q.  ror.  Aufl.  dieses  B.  §.  00). 

§.  176.  —  B.  Bedarf  für  die  obersten  Leiter  des  Staats  in 
Republiken.  Dieser  Bedarf  richtet  sich  hier  mit  nach  der  spcciellen 
VerfaasQOg  (Aristokratie»  Demokratie  u.  8.  w.)  and  betrifft  theils 
etwaige  Tagegelder  der  Abgeordneten  and  Vertreter 
des  soaveränen  Volks  (grosser  Rath,  Congress),  theils  die 
Besoldungen,  den  Anfwand  fllr  Repräsentation  n.  dgl.  m.  der 
Träger  der  vollziehenden  Gewalt  (rriisident  u.  s.  w.). 
Der  Gesanimtbetraj;  dieses  Bedarfs  erreicht  natdrlich  nicht  leicht 
die  Höhe  tUrstlicher  Civillisteu:  ein  tiiiau%ieiles  Vergleicbsajorneot, 
das  aber  neben  viel  wichtigeren  kaam  mit  in  Betracht  kommt 

Vgl.  auch  Uau  §.  51  u.  Tor.  Aufl.  dieses  B.  §.  100.  In  Nordamerika  erindt 
jedes  Mitglied  ^ir  beiden  Häuser  täglich  8  Doli.,  seit  1856  fih  'ijähr.  Amtsdauer 
i.  (i.  ()ttOO  D.  nebst  einmal  Reisegeld  fttr  Hin-  u.  Rückreise,  Hock,  Amorik.  Fin.. 
8.  38.  Die  Ausgabe  fui  den  (xjngress  war  1855/56  2.000,362  D.,  1865/66  Senat 
466,000,  Abgeordnetenhaus  634,000  D.  —  Schweiz,  A.  1882:  Nationalrath  184.500  Vf^ 
Stiimlerath  '^500  Fr.  (die  Mitglieder  tlesselbcii  erhalten  ihre  Taj^-  und  Reisegelder  rem 
den  einzelnen  i'antonen),  Bondti^rath  S5,5U0  und  ("an/.lei  .■Ul,t>00  Fr.  In  den 
uordauitirikanischen  Freiätaaten  bezog  der  Präsident  früher  25,0i)0 
*  Ootzt  60.000  7)  Doli.«  der  VicepiiBident  8000  D.  —  In  den  ach w ei seri sehen 
Freistaaten  sind  die  Besoldongen  so  gering,  dass  die  obersten  Beamten  nicht  daroB 
leben  können;  z.  B.  der  Hundespräsident  erhielt  (A.  1858)  nur  8700,  jeder  Bundes- 
rath  8300  Fr.,  in  Zürich  Jeder  der  2  Präsidenten  2625  Fr.,  in  Lnzccn  der  Schultbeiss 
8143  Fr.  (Nach  Ran).  —  In  Frankreich  bezog  der  jetdge  Ptieident  Hao  Mähen 
f.  1876  bereits  1mh),000  Fr.  Gehalt  und  Repräs.- Kosten,  der  jetzige  Gr<^Fy  600,000  fr. 
<iehalt,  300,000  fr.  Reise-  u.  Repräs. -kosten ;  ausserdem  freie  Wohnung  im  ElyBee- 
Palast;  f.  die  Erhaltung  dieses  Gebäudes  Vu  seinei  Einriebt,  stehen  noch  300,000  fr. 
im  Etat 

II.  —  §.  177.  Ausgaben  für  die  Volksvertretung. 
Der  Hauptposten  sind  die  etwaigen  Vergütungen  oder  Kos  ton- 
en tschädigangen  an  die  Mitglieder  der  betreffenden  Körper- 
sehaAen.  Ob  solche  Vergtttnngen  ttberhaapt  gew&hrt  werden 
sollen,  ist  eine  wichtige  politische  Frage,  welche  eine  allge- 
meine Entscheidung  nicht  gestattet.  Der  schwer  wiegende  und 
vielfacli  mit  Recht  als  entscheidejul  ^reitende  Vortheil  der  Ge- 
währung einer  angemessenen  Vergütung,  wenigstens  an  die  durch 
Wahl  des  Volks  bestimmten  Abgeordneten  der  Volks kammer 
(2.  Kammer ;  Unterhaus  n.  s.  w.)  liegt  in  der  Erlangung  euier 
grosseren  Freiheit  fttr  die  Aas  wähl  der  Depatirten.  Za  vergüten 
ist  dann  eventadl  and  wird  bei  der  €^wftbrung  einer  VergOtang 
in  der  Praxis  aaoh  regelmässig  vergütet  der  Betrag  der  Reise- 
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kosten  (nach  Wegeiftnge  nnd  Transportart^  nebst  einem  Pansebalo 
fttr  sonstige  Kosten)  and  der  Kosten  des  Aufenthalts  am 
Sitze  des  Parlaments  oder  Landtags.  Die  Form,  in  welcher 
letztere  Kosten  ersetzt  werden,  pflegt  die  Gewährung  von  Tage- 

i:  eidern  (Diäten),  also  eines  Pause  haie  zu  .sein  (deutsche 
Liinder),  was  auch  wohl  passender,  als  ein  fixer  Jahressatz 
(Frankreich)  ist.  Weitere  Kosten  der  Vertretungskörper  entstehen 
durch  das  bleibend  beschäftigte  Personal  (etwaige  Aas- 
sehüsse,  Bureaubeamte  u.  s.  w.)  and  dorch  die  sachlichen  Aus- 
gaben fOr  Gebäude,  Inventar,  Drackkosten,  Stenographie  n.  s.  w.)> 

Im  Korddeutschen  u.  jetzt  Deutschen  Reichstag  irie im  froheren  Deutseben 

Zollparlainent  bat  man  keine  TajfOffcld er  zugelassen,  um  ein  Gcg-engcw3'"}it  'j'''cr'"'i  f^^s  allprc- 
incine  Stimmrecht  zu  schalfcn.  W  iederholte  Aiitrna:e  des  Parlaments  naf  Kini'uhrunjj  von 
Diäten  hat  die  Heichäregierung  bisher  abgciciiuu  Nur  freie  I'ahrt  (aut  den  Eiäün- 
bahnen)  ist  den  Mitgli^em  des  Reichstags  kan  vor  nnd  nach,  sowie  wihrsnd  der 
Sitzung^zr  it  neuerdings  gewälirt  worden.  In  mehreren  Lündern  hat  man  geglaubt, 
Stellen  tur  Mitglieder  eines  Oberbntiscs  (Pairskammer ,  Senat)  mit  einem  aus  der 
Staatäkabsc  zu  schöpfenden  Einkoiumca  errichtea  zu  münscn.  In  i«' rankreich  waren 
naek  der  HersleUanir  des  KOnigthnsis  bis  iS30  eÄÜohe  Fniisstellen  bis  xn  12,000  Fr. 
jährlicher  Ausstattung.  Auch  im  zweiten  Kaiserreich  erhielten  die  Senatoren  wieder 
eine  solche,  wofür  der  A.  1859  4,980,000  Fr.  auswirft.  Ausserdem  sind  für  den 
Senat  1,080,000  und  für  den  gesetzgebenden  Körper  2,795,000  Fr.  jährlich  als  Yer- 
wnltnngskosten  anf genommen.  Ä.  fUr  1870  fOr  diese  Zwecke  zusammen  11,274,000  Fr. 
Jetzt  erhalten  Deputirte  u.  Senatoren  auch  ein  Fixum  ron  9000  fr.  jährlich  (zus. 
\'^'^2  4,815,000  fr.),  der  Kammerpräsident  72,000  fr.  Gesammtausg,  f,  d.  französ. 
Dcpuuk.  1881  6,898,900  fr.,  Senat  4  5  Mill.,  zns.  ll-4Mm.fr.  —  In  West-Oester- 
reich A.  f.  1680  Ordin.  678,165  it.,  woron  Herrenhans  55,396,  Abgeordn.h.  597,784, 
Dele^tion  14,000,  Staal8schnld.contr.con)miss.  11,035  fl.  Diäten  der  AbfSordn.  10  f1. 
[ijes.  r.  7.  Juni  Ibbl).  —  Preussen.  Neues  des.  über  Reisekosten  u.  Diäten  d. 
Mitglieder  d.  Abgeordnetenhauses  v.  30.  März  1873:  Diäten  5  Thlr.  p.  Tag  (bisher 
3  Thlr),  tt.  zwar  f.  alle  Abgeordnete,  anch  f.  d.  In  Berlin  wohnenden.  Die  Diiten 
wflssen  angenommen  werden.  Reisekosten  für  jeden  Zu-  u.  Abgang  1  Thlr.«  jetzt 
naeh  Ges.  v.  24.  Joli  1S76  p.  Kilometer  Kiücnl».  od.  Dampfsch.  18  Pfenn.,  auf  andern 
Wegen  60  Pf.  A.  für  1883/84  Herrenhaus  172,310  (incl.  Besold.  der  Beamten  etc.), 
Abgeordnetenhaus  1,201,270,  zus.  1374  Mill.  M.  —  Baiern.  Diäten  der  nicht  in 
Manchen  wohnhaften  Abg.  10  M.  A.  d.  Landtagskosten  1883  346,095  M.  —  K. 
Sachsen,  üiaten  der  nicht  in  Dn^sf^m  wnhnh  Abg.  d.  2.  K.  12  cbens.  f. 
gewisse  Kateg.  d.  Mitglieder  d.  1.  K.  A.  d.  Landtagskosten  lbb3  126,400  M.  — 
Warte mb.  Mitglieder  beider  K.  (mit  einigen  Ausnahmen  in  der  1.  K.")  9  M  43  Pf. 
i5>/,  fl.)  Diäten.  A.  d.  Landt.kost.  1S83  338,255  M.  —  Baden.  Diäten  d.  nicht 
in  Carlsrnhe  wohn  \hs.  d  2.  K.  12  M.  Kosten  d.  Landst.inde  A.  f.  1882  97,220  M.  — 
Hessen.  „Auf  Verlangen"  !)  >T.  Diäten  f.  d.  nicht  in  Darmst.  wohn  Mitc-l.  d. 
2.  K.  —  Sachsen- W cimar  Abg.  10,  Kammerpräs.  15.  Vicepräs.  12  M.  Diateu. 
In  Oroasbrit.  Kosten  d.  Qberiiansss  1881/82  42,593,  d.  Unteih.  48,324  Pf.  St  Die 
gesammtc  Au^;^abe  für  Landesvertretung  berechnet  Herm.  Wagner  nm  1873  in  den 
I>entj:ich(-'n  Staaten  auf  2'25  Mill.  M..  noch  nicht  7®/o  der  Hofansgabe.  — 

Bei  directer  Gesetzgebn n 5  dnrcli  das  Volk,  wie  neuerdings  in  einigen 
Schweizer  Cantonen,  u.  z.  Th.  jetzt  im  Bunde  selbst  wachsen  den  Finanzen 
direct  nur  wenige  Kosten  zu.  Aber  indircct  wird  der  folkswirthschaftliche  Verlast  an 
Arbeitszeit  wegen  der  Agitationen,  der  Abstimmungen  u.  s.  w.  doch  als  Allsgabepost 
im  Haushalt  des  Einzelnen  und  <les  ganzen  Volks  zu  betrachten  sein. 

„Kefe rendum*'  verschiedener  Art.  so  im  Gauton  Zürich  und  Thurgan, 
wo  a.  A.  jedes  von  der  Begiemng  forgeschlagene  nnd  rem  gesetzgebenden  BeprSsen« 
t.itiilrjrjx  r  angt-noniraenc  Gesetz  noch  der  Yolksabstimniunt,^  in  den  Gemeinden  nnter- 
vorfen  wird.  In  Waadt  besteht  ein  Finanz -Beferendum  bei  Sommea  Uber  1,  iu 
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Neaenbiirg  tlsgl.  bei  Summen  über  2  Mill.  Fr.  Wieder  Modifii'ationen  in  Horn 
(wo  z.  B.  Uber  die  Subvention  zur  Gotthardt- Bahn  abgestimmt  wurde),  Aargau. 
GraubUndeu,  Schwyz,  Baselland.  S.  M.  Wirtb  in  d.  Art.  Schweizer.  Eid- 
gaoMBentohaft,  BlaBtschU's  n.  Bnter'a  StMltwörterb.  XI,  1018. 

TIT.  —  §.  178.  Ausgaben  fUr  gewisse  oberste  Sta atg- 
körper.  Nach  der  Staatsfonn  und  nach  manchen  zufälligen 
geschichtlioben  Entwickelangen  sind  solche  oberste  Staatskörper 
yersebieden  orgamsirt  und  haben  sie  eine  verschiedene  Stellong. 
Danach  gestaltet  sich  dann  der  meist  an  nnd  für  sieh  nicht  be- 
deutende Aufwand  wieder  verschiede.  Es  geb9ren  dahin  etwa 
das  fürstliche  C abinet,  das  iu  Repräsentativstaaten  mit  verant 
wortlieben  Ministern  mi runter  ganz  beseitigt  ist  oder  seine  Wich- 
tigkeit verloren  hat;  der  Staatsrath,  dessen  Mitglieder  vielfach 
zugleich  andere  Aemter  bekleiden  und  dafUr  ihre  Besoldang  be- 
ziehen; der  Ministerrath  (auch  Staatsministerinm),  in 
welchem  die  Vorstände  der  yerschiedenen  Mtnisterieen  nnd  etwaige 
Minister  ohne  Portefenille  eollegialiseh  berathen.  Anch  hier 
kommen  dann  nur  etwa  Bureaukosten  und  Gehalte  des  Bureau 
Personals  neu  hinzu,  während  die  Besoldungen  der  Minister 
im  Etat  ihres  speciellen  Dienstzweigs  stehen.  Mitunter  sind 
einige  andere  Gentralanstalten  gleich  direct  anter  einen  dieser 
obersten  Staatskörper  gestellt,  s.  B.  die  ArchiTC,  die  Oberrechnangs- 
kammer  n.  a.  m. 

Oesterreich  A.  fttr  1888«  Gabinetskttizld  d.  KalMrs,  WeatOsterreleli  nd 
Ungarn  jo  c.  70,000  fl.,  Ministcrratli  in  West-Oest.  1,011.000,  Miiiisterpra.Mil tum  is 
Ungarn  2<)9.000  fl.  —  Baiern  A.  für  1S83  St.uitsrath  4S.SU0  M.  —  Briden  A.  für 
18&3  Geh.  Cabinet  22,050  M.,  Staatsministcrium  62.bü2  M.  —  Preussen  A.  für  lb^;i/M 
StaatsmiAiBteriams-Bnieaii  298,880  M.,  Geh.  CiTilcabinet  122,680  M.  —  Frankreicli 
A.  1S65  Staatsministcrium,  Centralverwnlt.  423,500  Pr.,  Geh.  fiath  300,000  Fr«  (1862 
A.  Staatsrath  2,2211.700,  1^76  noch  856,800  Fr.\ 

In  Frankreich  standen  eine  Zeit  lang  während  des  2.  Empire:  unter  dem  Staat:^- 
ministeriam  Reichsarchiv,  schöne  Künste  und  Theater,  höhere  wissensch.  Zwecke  (u.  a. 
Institut.  K.  Bibliothek),  Staatsgebäudo ,  Gestüte  u.  Verschied.  —  In  Preussen  diiect 
unter  dem  Staatsministerium:  Staatsan  hiro ,  General-Ordcnscommission.  Oberre.  Imunjrs- 
kammcr,  Oberexaminationscommisb.  für  höh.  Verwaltiingäbeamte,  Di^cipUnarbof,  Uenchb- 
hof  zur  Entscheid,  d.  Competenzconf  icte. 

2.  Abschnitt. 

Flnanzbedarf  für  die  DnrehfOlining  des  Beehts-  nnd 

Machtzweeks. 

$.  179.  Hierhin  stellen  wir  (nach  §.  33,  Kr.  2)  die  Jnstiz, 
die  Sicherheitspolizei,  als  Theil  des  „Inneren^,  das 

„Answärtige"  nnd  das  im  folgenden  Abschnitt  näher  zu  be- 
handelnde Mili  tur  wcseo. 
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I.  Dm  Jnstlzwesen,  desBen  Kosten  gewöhnlich  nnr  einen 
relativ  kleinen  Tbeil  der  eigentlichen  Staatsansgabe  ansmachen, 

ist  in  den  modernen  Staaten  nicht  ganz  gleichmässig  eingerichtet^ 
weshalb  auch  die  Ausgaben  dai'Ur  sieb  verschieden  gestalten. 

Kau  meint  in  der  5.  Ansg.  §.  HO:  Das  Jiistizwes(^n  koste  höchstens  des 
^'anzen  Staatsanfu  riritJs.  Solche  absolute  Statist.  I't'^eln  lassen  sich  nicht  angeben,  weil 
die  Quote  einuiai  nach  der  Ke^bortbegrenzung;  z.  B.  ob  die  Strafanstaltea  antcr  dem 
JiutiziiiiD.  oder  unter  einem  anderen  Ifinfsterinin  stehen),  soten  und  mehr  noch  weU 
sie  nach  der  Höhe  des  sonstigen  Staatsaiif  vmds  (z.  B.  ob  die  Selbstrciwaltang  mehr 
ftder  weniger  ausgebilflet  ist,  ob  die  Last  der  Staatsschuld  gross  ist  n.  s.  w.'i  verechieden 
auafalien  musä.  Bevor  aUgemein  landesftlrstl.  Gerichte  bestanden  (in  Oesterr.  u.  Frenssen 
daher  bis  ]848,  bis  nr  vflUigeo  Beseitigung  der  Patrimonii^iutiz),  wer  die  Stents- 
ausg.  absol.  u.  relat  auch  Ueiner.  Gerstfeldt  (Jahrb.  B.  41,  S.  27,  2S)  berechnet 
f.  Prenssen  als  Ausg.  f.  die  Justiz  (incl.  (ierichtsgefängnisse)  p.  Kopf  Pfennige: 
1S21  47,  1832  43,  lb41  44,  1851  1G7,  18C1  186,  1S73  253,  18b;i  ao.H,  od.  in  % 
der  ord.  Nettoensir.  (GSv.  n.Mil  ohneSchnld)  bez.  4'l—4'3-~4>5^18*8- 12-7^10-9— 
12-6.  —  Beispiele.  Preussen  Et  f.  1888/84  Ord.  d.  Justizmin.  80-.16  M.  M., 
1S75  nur  64  M.  M.,  c.  I2'57o  der  ciL-^ontl.  Staatsausg.  Baiorn  1876  (incl.  Strafanst.) 
11-87  MilL  M.  oder  7'27„  d.  eigcntl.  Ausg.  (incl.  MilitüreUt).  1883  12*63  M.  M. 
Franitreieh  1876  S2'9  lUD.  Fr.  oder  1*4%  d.  eig.  Ausg.  1 1869  bei  wesentL  kleioerer 
Gesammtausgabe  3-67).  18S3  35'94  M.  fr.  West-Oesterreirh  1S75  19-4  Mill.  fl. 
oidentL  Ansg.  (incL  QeOngnissrerwalt),  o.  6*6%  d.  eig.  Ausg.,  1882  19*53  M.  fl. 

Die  Hauptposten  der  Ausgaben  betreffea: 

1.  Das  Jnstizministerinm  selbst,  nebst  den  etwa  dazn- 
gehörigen  Gommlssionen  (fttr  Gesetzgebongsarheiten ,  Prttfnngs- 
W6sen  Q.  dgl.  m.). 

Nor  ein  kleiner  Ponten  im  Justizetat,  i.  B.  in  PruUäHon  Miniüt.  550,000  M.  bei 
SO  Mill  M.  Gesammtaosg.  in  188S/84»  Jnstizprttfiingscomm.  82*600  M,  n.  Onteihaltnng 
d.  JastisgQbifide  \  Hill.  M. 

2.  Das  Gerichtswesen  mit  den  Gerichten  verschiedener, 
meist  3,  Instanzen.  Die  Höhe  der  hierher  gehörigen  Ansgaben 
hängt  wesentlich  von  der  Gerichts  Organisation  (Zahl  der 
Instanzen,  Instanzenzog,  Art  der  Besetzung  der  Gerichte  n.  s»  w.) 
snd  dem  Geriebtsverfahren  ab. 

TereiB&chimr  des  Processgangs,  hSaligere  Anwendung  des  mttndUchen  Ver- 
fahrens, scbledsricnterliche  Einrichtungen  □.  dgl.  m.  empfehlen  sich  auch  im  finan- 
ziellen Interesse  'T\3m),  Doch  darf  da^  Letzten*  in  ()i"<'>n  Punrtcn  nnr  mitsprechen. 
Dicht  enUK^beiden.  Das  Gerichtswesen  ist  regelmässig  zugleich  eine  Quelle  7on 
Einnahmen,  nameotUch  sogen,  Justiz gebtlhren,  welche  einen  Tbeil  der  Kosten 
decken.  Ob  und  in  welcher  Höhe  solche  Gebühren  zu  erheben  sind,  ist  wiedemm 
nach  finanziellen  Gesichtspuncten  nicht  za  entscheiden.  Soweit  diese  aber  mitsprechen, 
wird  in  der  späteren  GebUhrenlehre  ron  jenen  Gebtlbren  gehandelt  (a.  Flu.  II, 
§.  291—294). 

Die  Kosten  der  Gerichte  dritter,  zweiter  und  erster  Instanz  rerhielten  sich  in 
Prenssen  (1S70)  wie  1— C  S  11.  in  Baiern  (1868/60  u.  1870)  vie  1  3—19,  in 
Baden  das  Oberpericht  zu  den  Kreis-  u.  Amtsgerichten  wie  1  zu  ."JO.  Die  Gerichts- 
Terfassnug  ibt  übrigens  so  rerscbiedcn,  dä&»  sich  ein  in  der  Matur  der  Sache  gegrün- 
detes Vefbiltnifls  nicht  genau  herausfiDden  Usst.  Gegenwärtig  (um  1SS3)  ist,  anter 
Anrechnnng  Ton  607«  <ier  Kosten  des  Reichsgerichts  in  Leipzig  als  Gerichts  oberster 
Instanz  L  Preossen  das  Yerhiltnias  etwa;  1  :  4'6  :  69  (0-79— 3-55— 54*56  M.  M.). 
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Ob  eino  VcrSndening  der  Gerichtsorganisation,  wie  die  neue  deutsche,  das  Gerichts- 
wcbuu  für  die  Kiuauzen  wohlfcUcr  uiacht  oder  uicht,  ht  bei  der  Eiawirkuug  so  manch- 
facher  Factoren  (Bevegang  der  GrimiDalitSt,  der  Beansprachiuig  der  fieiwilL  Gerichte- 
barkeit,  Gang  des  Wirthsclviftslebeiu  —  Aoftcliwiiii^  und  Abediwongperlode  —  n.  s. 
schwer  zo  beortheilen. 

3.  Die  Gefängnisse  nnd  Strafanstalten. 

Diese  stehen  nicht  immer  oder  nicht  immer  alle  unter  dem  Juätiziniui2>tenuui, 
sondern  unter  einem  andereD,  z»  Bt»  dem  des  XfiBersii«  was  bei  Vei^s^ietclieii  iiidit  za 
ftbezsehea  ist  &  o.  &  65. 

Die  neuere  Auffassung  des  Strafzwecks,  die  erkannte  Noth- 
wcndigkeit  auf  die  Gelangenen  bessernd  einzuwirken  und  humane 
Hegungen  haben  in  den  letzten  Menschenaltern  zu  grossen,  aber 
auch  sehr  kostspieligen  Verbesscruugcu  des  Getaugnisswesens  ge- 
führt (bessere  Gebäude ,  Zellensystem  und  Absonderung  in  Einsei- 
haflt,  bessere  materielle  nnd  sittlieh-religiOsePflegei  Unterrieht  ii.s.w.). 
Diese  Verbessernngen  sind  ein  gutes  Beispiel  fUr  das  nothwendige 
Waefasen  des  Staatsbedarfs  auf  höheren  Cultnrstnfen  des  Volks^ 
lebens  (§.  36).  Und  wenu  auch  vielleicht  in  der  Verbesseiun. 
der  materiellen  Verpflegung  und  der  ganzen  Einrichtungen  der 
Gelängnisse  und  Zuchthäuser  neuerdings  mitunter  etwas  zu  weit 
gegangen  und  damit  dem  eigentlichen  Zweok  der  Bestrafung  in- 
direet  etWas  entgegengearbeitet  worden  ist,  mnas  doch  das  Vor- 
gehen an  sieh  im  Ganzen  gebilligt  werden.  Ein  Theil  der  hohen 
Kosten  kann  und  darf  durch  den  Reinertrag  der  —  aueb  sonst 
unentbehrlichen  —  Zwangsarbeit  der  Sträflinge  gedeckt  werden. 
Doch  niuss  dieses  Finanzinteresse  an  der  Sträflingsarbeit  wiedemm 
gegen  andere  Rtlcksichten  zurtiekstehcn.  ü.  A.  ist  Vorsicht  zn 
üben^  dass  die  wohlfeile  Sträflingsarbeit  nicht  den  freien  Arbeiten 
eine  zu  bedenkliche  Concnrrenz  macht  nnd  deren  Lohn,  besonders 
in  der  Gegend  der  Strafanstalten,  herabdrttekt:  eine  bedenkliebe 
Folge,  welche  in  der  Praxis  nicht  immer  genügend  beachtet  wird, 
allerdings  aber  auch  sehr  sehwer  zu  yermeiden  ist. 

Einige  weitere  Ausführungen  mit  Statist.  Daten  ubei  den  Gegenstand  bei  Kau 
§.  69  v.  2.  Th.  danach  in  d.  ror.  Aufl.  dieses  B.  8.  22S^290.  Auch,  dleees  OeUee 

ist  aber  zu  specißsch  technischer  Natur  u.  hängt  mit  dea  Pfincipieidiaseu  o. 

Verwalten ^sgrundsätzen  r!'^-^  Strafwesens  u.  Gefäognisswesens  zu  enge  zusammen .  ^Is 
daäs  es  lüer  in  der  Iiu.wiss.  genauer  mit  Erfolg  behandelt  werden  könnte.  Da 
nenexlichen  Zonahme  der  Yerbroclieii  und  Yeigelieik  hat  neben  den  inneren 
besserungon  ih's  Einrichtung  u.  Pflege  eine  Zunahme  des  AoArands  entsprochea. 
Aclterc  Beispiele  s,  a.  a.  0.  ncispiel.  Preussen.  Gefängnisse  unter  d.  JustiDin. 
18"5Ü/a4  Ausg.  7'52  M.  M.,  Einn.  aus  d.  Antheil  am  Arbeitsverdienst  d.  gerichti.  Ini- 
fangenen  0*789  M.  M.,  w^oraus  aaeh  Bemunerationen  der  Gefauguissbeamten  gezahlt 
Verden.  Ausserdem  haben  d.  Gefangenen  noch  f.  359,000  M.  Antheil  am  Ertraf 
ihrer  Arbeit.  Die  Strafanstalts  -  u.  s.  w.  Verwalt  unter  d.  Min.  d.  Inneren  kostet 
gleichzeitig  9*34  M.  M.  (1875  nur  T  fiT),  die  Einn.,  meist  aus  d.  Arbeil  d  Stnfliii^' 
2.68  M.  M.  (1S75  2-24).    Oesterreich  (West-)  1880  StrafansUlten  im  Juit.nnu. 
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Ausg.  2-3  M.  fl.  ün  Ord.  (Weitres  woh!  im  Et  der  Kronl&nder?),  Einn.  0-603  :^r.  fl.  — 
Baiern  Stnfanst.  im  Jostmin  1$$3  4*41  M.  M.  —  Frankreich  1^81  TiefiiQgaisae 
im  Mio.  d.  Inneren  20*78  Mill.  fr. 

II.  —  §.  160.  Die  Polizei  im  engeren  Sinn,  oder  die  sogen. 
SicherheitspoliKei,  d.  h.  „die  Sorge  fttr  die  Besebtttenng  der 
Personen  nnd  des  Eigentbums  im  Innern  des  Staates  dnrch  nn- 

mittelbar  vorbeugende  Massregeln"  (Rau),  in  vielen  Staaten  mit 
anderen  Verwaltuugszweigen  verbunden  und  dem  Ministerium 
des  Innern  11bertrao:cn .  ist  im  modernen  Staate  neben  dem 
Militärwesen  die  Haupteiurichtui  ;:,  welche  der  Verwirklieb ung  des 
Präventivprincips  (§.  37)  dient.  Ihre  Kosten  wachsen  mit 
der  Schwierigkeit  der  zn  llberwachenden  Verbältnisse  nnd  mit  dem 
Steigeoden  Bedflrfnlss  der  Cnltnr  nnd  Volkswirthsebaft,  dass  wirk> 
lieb  Reebt88t9mngen  verbfltet  werden.  Die  beztigliehen  Ausgaben 
tviitjt  :ii)ei,  soweit  sie  wescDtlicb  för  locale  Zwecke  erfolgen,  der 
Staat  gewöhn  lieh  nicht  allein,  sondern  die  Selbstverwaltungskörper, 
l'C^onders  die  Gemeinden,  participiren  daran.  Wie  dies  im  Ein- 
zelnen einzurichten  ist,  ist  in  Theorie  und  Praxis  noch  nicht  end- 
giltig  entschieden  nnd  gehört  zn  den  Fragen  der  Organisation  der 
SelbstForwaltnng  neben  nnd  statt  der  StaatsverwaUnng  (§.  43  ff.). 
Die  Kosten  betreffen: 

1.  Die  oberen  Verwaltungsorgane  und  Behörden, 
welche  im  Staate  meistens  gemeinsam  ilir  diesen  Zweck  und  fUr 
fiic  übrige  Fogenannte  Innere  Verwaltung  lungiren  (Mi- 
ni^rium  des  Inneren,  Pro\ inzial ,  Departemental-,  Bezirks-,  Kreis- 
rerwaltung  n.  s.  w.),  theiis  alleiui  theils  in  Verbindung  mit  Organen 
und  Behörden  der  Selbstverwaltnng.  Finanziell  lassen  sieb  die 
Ausgaben  naeh  den  Zwecken,  welchen  diese  Behörden  dienen, 
nicht  wohl  trennen. 

Dia  Koäteu  der  gesammten  Inneren  Staatsverwaltung  heilten  sich  nach 
<lcr  EiDriehtang  und  Grösse  d«r  Venraltangcn  ^Profiozdo,  Beziriie«  Kreise),  dem 

Vorherrüchcn  der  collegialischen  odur  der  BareaQVerfASSung.  nach  dem 

f'mfanfff.  in  wd«  liom  di«;  Selbstverwaltnng  der  kleineren  autonomen  Kreise  d<»r  Sfnnts- 
vervaitang  Aufgaben  a.  Thätigiieiten  abgenommen  hat,  u.  dgL  m.  Diu  finanzielle 
Seite  dieser  Verhftltiifsee  ISsst  sich  ohne  ein  Eingehen  in  geaaoes  Detail  nicht  richtig 
beurtheilen  und  Vorsrloi.  Ii.  zwischen  verschiedenen  Staaten  mit  gewöhnlich  mehr  oder 
^■•ni^.T  V.  rsf  hicdenh«  if  II  in  der  Einrichtung  der  Verwaltung  sind  nicht  wohl  nn- 
mitteibar  uiugHch,  (was  \\  au,  in  70  Anm.  a,  /war  in  einem  Puncto  auch  hervor- 
hebt, aher  doch  nicht  genügend  beachtet).  Nur  als  Beispiel  daher:  Prevssen  A. 
1^S3/S4  Min.  d  Inn.  (ohne  die  daron  depcndir.  Specialämter)  0,001  Mill.  M.,  Ober- 
ir.iqdi.'ii  in  d.  V\\^\\\vm\]  u.  Regierungen  (in  d.  Bezirkt-n)  inri.  Fin.inzdirrftion  u. 
litizirkshauptkasseii  in  llarinover  u.  einiger  and.  höherer  Mittelbcbörden  (auch  iiicl.  d. 
Xasscnverwatt.  d.  Regierungen)  1219  Mill.  M.  (im  Finanzmin.  eingestellt),  Ver- 
waliiinsTsgerichtc  u.  J)eput.  f.  Heimatliwes.  0'427 ,  Standesämter  0'31M).  J^anddrosteieo 
II  Ihnn«ivrr)  0  5ßl.  landräthl.  B.']iord«-n  n.  Acmter  7*175,  allgeui.  Ausjfa^'-n  im  In- 
teresse der  I'olizei  1424  Mill.  M.  (incl.  geheime  Aofsgaben  0*1  VO).  WcHt-i»ester- 

l 
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reich,  A.  f.  IbSO,  Min.  d.  Ina.,  CeiUrallcituQg  U'4ü^  Mi!!,  f.,  Ausi.  für  SUatapoliZdi 
Ü12U,  Polit.  Verw.  der  einz.  Länder  5-435  (ord.),  öHentl.  Sicherheit  3-3S9  Mill.  &,  — 
Baiern  1876.  Et  f.  Sicherheit  3*56  HUL  H.  —  Frankreich  l^iSl,  CentralfWWalL 
d.  Min.  d.  Inneien  1*72  Hill.  Fr..  SUatorenralt  in  d.  Depait  11*29  MiiL  Fr. 

2.  IHe  Local-Polizeiverwaltnng)  wdehe  grossenüidb, 

aber  nicht  allein,  sicherheitspolizeiliche  Zwecke  hat,  vom 
Staate  aber  nur  theilweise  erhalten  wird.  Im  Allii:emcinen  mit 
Hecht,  da  das  locale  Interesse  hier  mindestens  sehr  erkebiich  mit 
betheiligt  ist. 

Beispiel:  Preussen  Et.  f.  1883/S4  i.  M.  d.  Inn.,  Localpol.-Verw.  in  Berlin 
6*64,  in  d.  Provinzen  2*92,  Polizei -Dislrictcommissare  in  Pro?.  Posen  0  o44  Hill.  M. 
In  Preasseu  tragt  die  Staatskasse  einen  Haupltlieil  Königlicher  PoUzeirerw&l- 
tungen  in  gewissen  Städten  (bes.  Beriin,  aasserdem  in  20  Stildten,  z.  Th.  etwas  tnr 
fÄlliger  Auswahl  .  S.  oben  die  Statist.  Daten  in  §.  54.  —  Aufwand  f{\v  oho  im 
Polizei  in  Frankreich,  im  Durchschn.  von  1830 — 48  jährl.  2,374, 70(J  Kr.  u.  im  J. 
1860  8,S59.ÜÜÜ,  1866  7,960,000  Fr.  Im.  Et.  f.  1881  im  Min.  d.  Inn.  I,469.0ü0  Fr. 
Total  f.  OSeoÜ.  Sicharlieit  1876  (M.  d.  Inn.)  12*14  MiU.  Ft.,  1881  13,056,  woron 
ZaachQSS  f.  d.  Faiiaer  atldt  Pdizel  2  Hill.  o.  Kosten  d.  PoL  1.  Ltimi  7*093  MilL  Ft. 

3.  Die  Landgendarmerie,  gewöhnlich  die  kostspieligste 
Polizeianstalt. 

Sie  steht  in  cinifrcn  Staaten  unter  dem  Kricgsministerium  (so  in  Frankr;,  Ücsterr.' 
fungirt  aber  für  poUzeii,  Iv/ecke  und  nach  den  WeLSungeu  der  Polizeibehörden.  Aoäg. 
f.  Gendarmerie  in  Preussen  (i  H.  d.  Inn.)  1888/84  9*19  MiU.  H.  ^  Baden,  A 
f.  1876  0-593  Mill.  M.  —  Westösterr.  1880  4*1  Mill.  11.,  Frankr.  1881  402 
Mili.  Fr  Der  Anfwand  ist  hoch,  noch  viel  höher  als  für  die  gleiche  Zahl  SoldateB. 
weil  freie  Anwerbung  etwas  älterer  (gedienter)  Leute,  nicht  Zwaogsdien^t  wie  im 
Heere,  stattfindet,  was  liOheren  Sold  n.  s.  w.  Imdingt,  wefl  sie  zerBtrem  Im  Lande 
wohnen,  viele  (40 — 70*/^)  beritten  sein  müssen  und  das  YerhäHniss  zwischen  <  iftii  ier  n. 
ünternffirieren  u.  Mannschaften  für  erstcre  Ix  iden  Kategorieen  gUnstig-er  als  im  H<  r-re 
ist.  Beispiel:  Preussen  1883:  11  Brigadiers  zu  6000  M,  2  Ä^jul.,  45  Disti.- 
Offic.  mit  Majors-,  Hauptm.  L  u.  Haaptm.  IL  Cl.-Raag  (i.  D.  4050  M.>,  1  ZaUmsbler 
(3000  M.),  5  (^/orpstabs-  u.  21  Brig.schreiber  (lü5()  M.),  IIS  beritt.  Oberwachtmeister 
(1620  M.  incl.  120  >T.  Rcmontcgeld),  2  dsgl.  zu  l'iiss  (löüO  M),  1664  beritt.  (1120  M, 
incl  120  £emontej,  1941  Fussgend.  (1050  M.).  Ausserdem  noch  186  Gend.  u.  Wacht- 
meister anf  Kosten  des  D.  Reichs,  n.  einige  anf  Kosten  ?.  Privaten  a.  Corporat  Im. 
59  Officiere  u.  397^  Unteroff,  u.  Muinsch.  u.  mit  d.  Schreibern  u.  s.  w.  tlberh.  40fii 
P  TN-  Verhültn.  d.  W  aditm.  zur  Mannsch.  wie  1:20  0,  Gcsammtkosten  (incl.  sachl.' 
per  Kopf  2260  M.  —  In  West- Oesterr.  ISSO:  126  Ufäc.  u.  Kechn.beamte ,  2i 
üntbeamte,  369  Wachtmeister  (za  649  fl.  Löhn.  u.  Geldnebcnbezügen) ,  1272  Postea- 
fQhrer  (zu  549  fl.),  5.^  (7  Gendarmen  (zu  449  fl.).  Die  Mannschaft  bezieht  ansserdeiD 
T.  'Vh  Dienstes-  u.  Mcdaillenzulagen  jene  m  50—200  fl.).  Gcsammtkopfzahl  7141. 
per  Kupf  Gesammtko^^ten  574  fi.  Einige  weitere  ält  Angaben  bei  Kaa  §.  71  2«ote  t> 
n.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  232. 

4.  Die  ZwangsarbeitshäuBer. 

Vgl.  Kau,  Volkswirthschaftspolitik,  §.  348.  ^  Die  Kosten  trägt  gewdhnlid  nidt 
der  Staat,  sondern  ein  SelbärferwaltungskOipor,  i.  B.  Provinz  oder  Kraia.  For  Ptonisss 

s.  Rönne,  btaatsr.  3.  Auä.  II,  2.  S.  146. 

III.  —  §.  181.  Die  Verwaltung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten betrifft  das  Ministerium  selbst,  die  Ge- 
sa ndtso  haften  und  die  meistenSi  aber  nieht  allgemein  diesem 
Ministerinm  nnterstebenden  (Handels-)  Consnlate.  Stehende 
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Gesandtsohaften  venohiedeneik^  dem  Bange  der  Staateo  und  Höfe 
nnd  der  Bedeutung  der  intematlanalen  Beziehungen  entspreehen- 
den  Banges  sind  eine  jener  staatlicben  EinriehtnngeD,  welche  sich 

auf  das  Präventivprincip  zurückführen  lassen  (§.  37  und  G. 
§.  179  — 183).  Sie  bedingen,  wie  die  Dinß:c  einmal  liegen,  zumal 
unter  monarchischen  ätauteu,  einen  erheblichen  Aufwand  für  Ke- 
präsentation,  besonders  bei  den  Gesandtschaften  ersten  Hanges 
(Botschaftern).  Im  Consnlatswesen  bat  das  neuere,  sachlich 
vorzflglichere  System,  sogen.  Berufseonsnln,  welche  regel- 
mässig besoldete  Staatsbeamte  sind,  statt  des  Systems  (kanf- 
mäimiäcber)  Ehrencousuln  nattlrlich  auch  eine  Erhöhung  der 
Ausgabe  zur  Folge. 

YgrL  RftQ,  5.  Ausg..  §.  TS  u.  ?or.  Avil,  dieses  Bands  8.  292.  In  manchen 

Staaten  sind  dieiStt  IQnistefillBl  die  Archive  und  Angelegenheiten  der  fürstlichen 
Familie  ubertragen.  I>cr  Aufwand  fUr  das  Auswärtige  ist  überall  Tcrhältnissmiissig 
ttatergeoidnet«  z.  B.  im  Deutschen  fieich,  £t.  f.  lSä3/S4,  fortdauernde  Ausgabe 
ftr  das  Ansir.  Amt  6*89  HÜL  M.,  wwöü  M61  f.  d.  Amt  selbst,  5*22  f.  G^andtsch. 
IL  Consul.,  allg.  Fonds  0*44.  üerstfeld  a.  a.  0.  berechnet  £.  Preussen  (incl.  Rcichs- 
laote)  p.  Kopf  Pfenr;:-  1S21  16,  1  vti  M,  1S41  14,  1S51  17,  1861  15,  1873  21. 
1S&3  17  oder  7»  der  Aus^.  (ohne  bciiuld.),  bez.  14  —  1-4  —  1*4  —  14  —  0*9 
<W  —  0-7.  —  Frankreich.  Min.  d.  Aeusseren  lbS3,  14'35  Mill.  Fr.,  c.  V»"/»  d. 
eigentl.  Staatsausg.  —  Gr.  Brit.  1881,  0-695  Mill  Pfd.  Steil,  wovon  0  238  diplom., 
"  274  Gonsuldienst.  Ü  llO  Zuschüsse  an  d.  Colon. V  —  0  esterreich- Ungarn  (im 
jcemeius.  B.  f.  1882)  4-10  Mill.  fl  ord.,  incl.  1*3  Mill.  Subrention  des  Lloyd.  — - 
Kassland,  Et.  f.  1882,  3'6U  Mill.  Rub.  —  Italien,  A.  1881,  b'59  Mill.  Fr.  — 
Dänemark,  A.  1882,  0*379  MiU.  Klon.  —  NiederUade,  A.  1883,  0'684  MiIl.iL 
—  Kord-Amerika,  A.  ISTH,  l'l  M.  T). 

I>a.s  Deutsche  Keicli  unterhält  l^s.H  (\  Bütscliaftcn  (bei  den  5  and.  eiirop. 
Grosäukchtcu  u.  h^i  d.  Tilrkci),  13  Cjesaudtäi:hafteii,  9  Miuisterresidenturen,  54  Berufs- 
n.  582  WaäleoDSiilate.  Die  zu  einem  Band  es  Staate  foreinigten  Staaten  können  nnd 
sollen  die  zahlreichen  (iesandtschaften  eingehen  lassen,  indem  der  Bund  die  Vertretung 
im  Auslande  übernimmt.  So  ist  es  jetzt  in  Betr.  d.  Consulate  ganz,  der  Gesanrlt- 
schaften  grüsstenthciU  im  l).  lieiche  durchgeführt.  Die  £inzelstaatea  haben  daher 
&st  keine  bexQgl.  Ansgaben  mehr.  Das  Jlnswftrtige**  betrifft  kier  namentlich  die 
Vertretung  beim  Bunde  u.  unter  d.  einzelnen  Partie-Staaten.  So  z.  B.  im  preiiss. 
Et.  1883/84  Ausw.  0-502  Mill.  M.,  wovon  0  .iüo  f  Gesandtsch.,  0  09  f.  Avers. -Kut- 
i»chJUi«  an  d.  Reich  f.  Besor.  spec.  preuss.  Angeiegenh.  —  Baiern  1883,  ^liu.  d. 
K.  Hauses  n.  Aensseren«  0*558  Hill.  KL  Sachsen,  Aenss.  1883  0*149.  Wttritemb. 
ihier  mit  d.  Anomalie,  dass  die  Verkehrsaustalton,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  unter  diesem 
Min.  stehen)  0181.  Ebenso  fallen  die  Gesandtsch.  fremder  Staaten  bei  den  einzelnen 
Bundesstaaten  mit  Recht  weg.   Die  Wiederhorstell.  des  Deutschen  Reichs  l^at  daher 

I  fto  die  ihrigen  eoioplischen  Staaten  adum  manche  etfrenUohe  Ersparung  beviikt, 
indem  die  meisten  die  Gfwandtsfihnften  an  den  kleinen  und  lOttdhöfen  eingezogen 

I  haben. 

Nicht  unerheblich  ist  zu  Zeiten  ein  ausserordentlicher  Aufwand  im  Etat 
des  AoBWiftigen  ftr  Ankauf  oder  Henban  fon  passenden  Qesaadtsehafts-  und 

('onsulatsgeb&ud en  im  Auslände,  m.  a.  W.  es  erfolgt  die  hier  besonders  sach- 
!i  h  begründete  Anerkennung  des  Prineips  <ler  Dienstwohnungen  (§.  162)  für 
diese  Beamtenkategorie.   So  hat  d.  Deutsche  Reich  in  d.  letzten  Jahren  erhebl 
I  Summen  f.  Bauten  in  Petenburg,  Gonstantinopel,  Rom,  London,  Wien  n.  n.  0.  im  Etat 

I  I.  B.  1975  0-76,  1870  14^  MilL  M. 

Bei  den  (f  'snn'itM  haften  und  Consulaten  kommen  für  Dienstge^f'^K■^ft  ■  vu  Gunsten 
Ton  Priratpersouen  Gebuhren  ror,  tlber  welche  in  der  Gebohrenlehre  Näheres,  s.  Fin. 
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II,  §.  290.  Früher  flössen  diese  GebUlin  n  Afters  den  Beamten  selbst  zq.  wie  jetzi 
z.  Th.  Docb  den  unbedoldeteo  Juhroncoubula.  Das  richtige  Princip  ist  auch  hier, 
dass  solche  Gebtlhrcn  tlmmtfich  in  die  Staatscasse  fliesseu  und  Lier  verrechnet  Verden. 
Sie  diotion  d:iuD  zur  Deckung  eines  Theils  der  betrefleaden  Staatsansgabe. 

Hierhin  gehören  hauptsä<  hl.  d.  Einn.  d.  Ausw.  Amts  im  D.  Reich,  A. 
0-513  Mill  M.,  8-4  7„  d.  Aufwands.    A.  d.  Cons.-Geb   im  gemeiris.  österr.  B.  IbTÜ 
auf  0*177  Mill.  fl.    ^un.  d  gemeius.  Min.  d.  Aeuss.  überh.  iu  Ibb'l  714*400  fl. 

3.  Absolmitt 

FinanzbedarT  Ulr  das  MiUtilirweMa  (Heer  and  Fiette) 

Inslmaiidere* 

Abweichend  von  der  Behandlung  der  i>0Dsügen  Materien  dieses  zweiten  Kapitels 
„von  den  ein  seinen  Gefenstlnden  des  eigentUcfaen  Flnansbedairfs**  wird  das  MÜitf^ 
weson  hier,  wie  schon  in  d.  vor.  Aufl.  nicht  nur  etwas  eingehender,  sondern  auch 
nach  seiner  volkswi rthsc Ii  aft liehen  Seite  melir  jirincipidl  erörtert.  In  die  Fi- 
nauzwihbeiischaft  gehOrt  das  zwar  streng  genommen  ebensowenig,  als  eine  Erdneraikj^ 
der  principiellen  n.  mnleiieUen  Poncte  bezüglich  der  ttbrigen  Gegenstlode  dieses  Kt- 
piteb  (s.  0.  S.  39S).  Indessen  lommen  diese  Gegenstände  th.  in  anderen  Theilen  das 
Systems  d(»r  polit.  Ockon.,  th.  in  v  rwandten,  bereits  ausgebildeten  Disciplineii.  bes.  in  d 
Inneren  Vcrwaltungslebro,  auch  nach  diesen  Seiten,  weiche  die  entscheidenden  und 
wiohtifer  als  die  finsnzieUen  sind,  zo  ihrem  Rechte.  Fttr  das  MiUlinrosen  trift  das 
nicht  zn.  Kaum  Anfänge  einer  „Verwaltongslehre"  desselben,  als  Theiles  der  AU- 
gem.  Verw.l.  si-nl  vorhatidcn  (Stein,  Ratze  nhoferX  In  anderen  Theilen  des  Sys- 
tems der  polit.  Uckou.  ist  das  Thema  auch  nur  etwa  zu  streifen,  wie  in  der  „Gruad- 
lcg:ung'\  Kein  wichtftpes  Gebiet  des  Staatslcbens  ist  in  den  StaatswissenschaÄee  bis- 
her  so  vernachlässigt  worden,  als  das  Heerwesen,  und  leidet  heute  noch  so  sehr  unter 
falscher  oder  einseiti«rer  Beurtheilung  der  ökonomischen  Du  trin,  der  politischen  Pir- 
teiungen  und  der  durch  letztere  beherrschten  „öUcntlichcn  iiciuujig"  —  selbst,  ja  gerade 
mit  am  Meisten  in  Deotschland.  trotz  der  demonstratio  ad  hominem,  welche  das  Elend 
der  alten  deutschen  u.  der  Glanz  der  neuen  preussisch  •  deutscheu  Geschichte  nod 
welche  jiiiiirrit  vollende  die  Jahre  186''»  u.  1*^70-  71  geireben  liabcn.  Da«,  alte  Gf- 
spenst  der  l)ritisrhen  <  »ekonomie  von  der  ,.l  ii  pr od  u  e  t  i  v  i  t  ii t  der  Pienstieistungen. 
zumal  des  licercs"  ^pukt  hier  immer  nuch.  Dem  gegenüber  erschien  ein  Abschnitt 
wie  der  folgende  nicht  nur  zulft^g  anch  im  Kähmen  dieses  Werls,  sondern  geboten, 
gerade  auch  we-^en  der  an>serordenfliehi;n  Redeutunp  des  Heerwesens  für  die  Finanzen 
Der  Schwer|)uiict  der  tini^nzwiss  Hetraehtun)^  liegt  in  Abih.  TTI  dieses  Abschnitts 
(„Militärökouomik").  Vgl.  Kau,  ö.  A.,  §.  72 — 77.  Femer  v.  Standpunct  d.  Verwaituugs»- 
lehre  ans  L.  Stein,  Lehre  Heenresen.  Stattg.  1872,  aber  d.  Militlrliniislinit  el»> 
S.  233  ff.  ;  die  volkswiithschafil.  Würdigung  übrigens  ungenügend  (s.  das.  S.  215  X«- 
tion?<lökon.  u.  Militaruirtlisch.,  vjrL  Wagner,  Grundlegung  I,  2.  Aufl.  S.  325,  »u<li 
unten  pa&sim).  Auch  K  atze  ah  uf  er,  Staatswehr.  Stuttgart  ISS  1.  Ueber  die  gegen- 
wftrtigen  militftriscb.  Kr&fte  der  enrop.  Staaten  bl  t.  Pirks,  Uebers.  d.  f.  d.  luiAiieg 
verfügb.  Streitkräfte,  1873/74  vgl.  mit  lS5b/59.  Ferner  dcrs,.  Bcitr.  z.  Slatisi.  ! 
lieichsheere?^.  Erg;ln/..h.  VIII  d.  preu&s.  stat.  Ztschr.  ISSl.  Weitf^res  «;tatist.  Mat-r  ii 
Uber  Organisation  u.  Grüsso  des  Heers  u.  d.  Flotte  immer  iu  Kurze  am  Besten  iu> 
Gotb.  Hoficslender:  noch  vielerlei  Daten  in  den  stat.  Weilten  f.  Kolb  (satioiiliteriselie 
Tendenz),  Bracheiii.  Ebendas.  1».  s.  im  CJothacr  Almau.,  auch  die  Hauptdaten  über 
die  Finanzen  v.  Heer  u.  Flotte.  Aeltere  Daten  s.  in  Kau 's  früherer  Ausg.,  a.  At)**^ 
72  Aum.,  ().  Ausg.  cb.  u.  vor.  Aull,  diesem  B.  S.  234  IF.  Statist.  Daten  über  «i^^ 
eer  tkborh.  n.  selbst  Aber  die  Finanzen  dos  Heenresens  nUein  bOnnen  indessen  in  diesen 
Werke  nur  spärlich  gegeben  werden.  Sie  verlangen  gunde  bler  eine  genauere  Analy»^ 
um  Ff>hlsehlii9se  zu  vermeiden,  damit  aber  auch  einen  so  breiten  Kaum  der  I^ar- 
Stellung,  wie  er  hier  nicht  Vorhanden  ist. 
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1.  —  §.  182.  Die  ▼olkBwirtbschaftliclie  Bedeatnng 
und  Nothwendigkeit  des  Heerwesens  aoch  im  Frieden. 

Unter  den  gegebenen  Verhältnissen  der  politischen  Lage  der 
Völker  und  Staaten  Europas  und  unter  den  dadurch  mit  ge- 
schaffenen Daseiiiöbediiiguiigen  unseres  ganzen  Volkslebens,  unserer 
materiellen,  ideellen  and  Bittlichen  CuUur  iat  die  Ausbildung 
nod  Bereit baltung  eines  angemessenen  Heeres  und  für  See- 
Staaten  einer  Kriegsflotte  aneh  in  Friedens  seit  eine 
unvermeidlieh  gebotene  Kotbwendigkeit  zur  Dnrcbfitlbmng  des 
staatlieben  Maebteweeks  und  zur  Realisirnng  des  Präventiv- 
priücips  (§.  37)  bebiUs  lijö^-licbst  ungestörter  Aalrechthaltung 
der  Rechtsordnung  nach  Aussen  wie  im  Inneren.  Das 
„System  des  bewaffneten  Friedens",  wie  es  sich  in 
OBserer  modernen  europäischen  Staaten  weit  in  der  Haltung  grosser 
Stehender  Friedensheere  besonders  seit  dem  17.  und  mehr  nocb 
im  18.  Jabrbundert  entwickelt  und  im  19.  fortgebildet  bat,  kann 
objeetiv  nur  im  Zusammenbang  mit  der  ganzen  Völker-  und 
Staatengeschichte  gewürdigt  und  staatsw  issen schaftlich  wie 
speciell  n  a  t  i  o  n  a  1  ö  k o  n  o mis e  h  nur  ri(  btig  aufgefasst  werden, 
wenn  man  in  ihm  eine  jener  gro  s  sen  E  i n  r  i  cli  t  u  n  g  e  n  erkennt, 
durch  welche  die  staatliche  „Gemein wirthschaft^'  eben  im 
höchsten  volkswirthschattlichen  und  Culturinteresse  präventiv 
die  Bedingungen  menseblieben  Zusammenlebens  garantirt  (Grund- 
legung, §.  179  ff.).  Diese  Einriebtungen  nnd  unter  ibnen  allen 
diejenige  der  stebenden  Friedensbeere  und  Flotten  weitaus  am 
Meisten,  niiiulicn  zwar  ausserordentliche  Opfer  an  Arbeit  und 
Sachfrüteru,  einen  riesigen  Finau/Mntwand  nöihig,  Opfer  und  Auf- 
wand, welche  die  Volkswirthschaltcn  ungeheuer  belasten,  gleich- 
wohl aber  nicht  nur  als  Belastnngsfaetoren  betrachtet  werden 
ddri'en,  deren  Hdhe  man  beklagt,  sondern  wraigst^s  ideell,  wenn- 
gleieb  eine  Bezifferung  naeb  dieser  Seite  nieht  müglieb  ist,  mit 
dem  ungeheuren  Werth  verglichen  werden  mttssen,  den  ein 
tüchtiges  Heer  als  Mittel  der  Prävention  von  Störungen  der 
Rechtsordnung  und  der  Gewährung  gesicherter  nationaler  und 
staatlicher  Unabhilngigkeit  auch  v  o  1  k  s  w  i  r  t  Ii  s  c  b  a  f  1 1  ?  e  Ii  bat. 

belbstverständiicb  ist  jede  th unliebe  Erspar ung  an 
Truppenhaltung  und  Militäraufwand  durcb  volks- 
wirtbsehaftliebe  und  finanzielle  Erwägungen  geboten. 
Doeb  ist  die  fibliehe  Polemik  gegen  den    Militarismus'^  und 

L,  W»sii«r,  FtMBxwtawuelMft.  I.  8.  AnS.  27 
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2.  B.  FiiLbedait   2.  K.  Kinzoloes.   8.  A.  MiUt&nr.  §.  182. 


DameDtlich  gegen  das  System  der  stehenden  Heere  oberflächlich 
und  dberBcbiesst  häoflg  das  Ziel. 

Dies  gilt  besonders  auch  ?ou  jenen  tcudcnz]>oIitischcu  Ang^ilfen  auf  da»  Eec^ 
vesm»  als  sei  diocs  die  Ursache  der  Kriege,  oder  aU  seien  ^»  die  Pünteo  Bit 
ihren  Heeren  Schuld  aü  denselben.  Als  ob  nicht  regelmässig,  au<  Ii  in  unserem  Zeit- 
alter, tiefe  Interessengegensätze  der  Völkfr  und  Staaten  oder  ein/.oirirr  Rev'5lkeraDg>- 
gru|)peii  in  Jet^tercu  die  Ursache  der  k liege  wären,  einerlei  oh  es  stehende  Heere 
ffiebt  oder  nicbt,  eb  die  Staatsfonn  republikanisch  oder  monarchisch  ist  Man  denke 
;ui  don  nordaraerikanischen  Bürgerkrieg,  den  furchtbarsten  und  bei  Weitem  kostspieligbten 
der  Neuzeit,  oder  an  den  schweizer  Sonderbuudskrieg  oder  auch  au  den  jüngsten 
fraüaös.-deutsch.  Krieg,  der  gewiss  uicht  als  das  Werk  Napoleon  IlL»  sondern  dci 
franzAsischen  YoIIes  anzusehen  war.  S.  A  Wagner,  Elsass  u.  Lothringen  n.  s.  v.. 
n.  Aufl..  1870,  Absohn.  I. 

Mag  man  das  grosse  stehende  Heer  ein  „nothwendiges  Uebei^' 
nennen:  so  ist  es  ein  solches  eben  wie  tausenderlei  andere  kost- 
spieligere Einrichtungen,  die  der  Staat  oder  kleinere  Vereinigungen 
in  ihm  oder  Individuen  zur  Abwehr  von  Gefahren  und  zurHerstellang 

der  uuentbebrlichen  Sicherheit  tre£Pen  müssen.  Stets  ist  es  cr- 
wHnseht,  dass  solche  Einrichtungen  luöglichst  zu  vermeiden  ddei 
hillig  herzustellen  seien.  Das  Land  oder  der  Staat  oder  das  Zeit- 
alter, welches  iu  dieser  Hinsicht  wenig  für  äolche  (Ireilich  fälsch- 
lich so  genannte)  „unproduetive^^  Zwecke  aufzuwenden  braucht, 
ist  meistens  deswegen  gltteküch  zu  preisen.  Aber  dies  gilt  ?on 
dem  Anfwand  fUr  Polizei,  Justiz,  fUlr  Vorkebningen  gegen  Zer- 
störungen der  Elemente  (Wasser!),  ja  im  Gmnde  von  den  Kosten 
jeder  liedlirtuissbcfriedigUDg  ganz  ebenso  als  von  dem  Aufwand 
für  Heerwesen.  Soweit  solche  Verwendimiren  durch  den  Zweck, 
also  beim  Heeerwesen  durch  die  Sicherung  der  Reclitsordnun^ 
und  der  Lnabhängigkeit  von  Volk  und  Staat,  auch  durch  die 
Notbwendigkeit  geboten  sind,  einen  nngenUgenden  politischen 
Zustand,  namentlich  eine  ungenügende  Beschaffenheit  des  Staats- 
gebiets (nach  Lage,  Grösse,  Grenzen,  Ausdehnung  ttber  die  ganze 
Nation  oder  Beschränkung  auf  einen  Theil  derselben  u.  8.  w.)  sn 
verbessern,  Einbusseu  früherer  Zeit  wieder  gut  zu  machen  — 
soweit  sind  sie  bei  einer  richtigeren  Autfassunir  auch  nicht  uu- 
productiv,  sondern  durchaus  productiv  zu  nennen. 

Aoch  jene  Verbesserung  u.  Heparirung  dos  poUt  Zustande  darf  bei  der  Militär- 
frage nicht,  wie  es  meistens  geschieht.  HlxTselien  werdi  n.  Mit  dem  blossen  Defcnsiv- 
/.weck  des  Heerwesens,  der  vom  voiUwirtii?chafiliih<ii  Standpancto  allenfalls  notli 
üften»  als  berechtigt  unerkaunt  wird,  reichte  mau  nur  aus,  venu  die  bestehenden 
Staatsverhftltnisse  —  d.  h.  sehr  oft  in  e»ter  Linie  die  Abgrenzong  der 
Staatsgebiete  —  bereits  allgemriii  irerechte  und  natürliche,  d-n  be- 
rechtigten Bedtirfuisscn  entsprecin  nd«-  w.n-  n  und  —  vrcuu  sie  es,  voiuusgeseut, 
es  sei  einmal  ein  ganz  be£riedigender  Zustand  hergestellt,  immer  blieben.  Bcidea 
wird  mil  Unrecht  gewöhnlich  ohne  Weiteres  angenommen.  Die  nothwendige  Grase  qnonz 
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wäre  dann  die  nnreränderlichlteitderzufällig  einmal  geworrlenen  Staats- 
Terhältnisse,  also  namentlich  z.  B.  der  poJitischen  Karte  der  Län<ier. 
womit  die  „Kriegsära"  abgeschlossen  sei.  Eine  solche  Couscqueuz  widerspricht  jodoch 
aller  ^cschichdieben  Erfahrung  und  dem  ganzen  Wesen  menschlicher  und  irdiachei 
Dinge  überhaupt.  Für  Deutschland  z.  I?.  hntlc  dies  in  den  kt/ton  Jahrhunderten 
geheis>cn,  dass  es  sich  niemals  wieder  aus  dem  Verfall  des  IT.  Jahrh.  erholen  dürfe. 
Ein-  uiid  Auswanderung,  Colonisation ,  Vordrängen  der  einen,  Verdrängtwerden  der 
tsderen  VoUcer  (Dentsehe  —  Slavenl),  BevAlkerungsbewegong,  wirthschaftl.  Ent- 
ftick.lung,  Cuhur,  —  kur/  alle  ■Momente,  welche  die  Macht  der  Volker  u.  Staaten 
verrücken,  dürften  dann  L  ir  t  icht  mehr  politisch'*  Verändeniniri  ii  bi  wirkon.  wie  sie 
es  ?on  jeher  gethan  und  uiuiamasslich  auch  in  Zukunft  thun  werden.  Freilich  aber 
giebt  es  bieiboi  viivermeidlicb  WillensconHicte  der  Volker  und  Staaten,  die  nnr  dnrch 
die  Walfen  ausgetragen  werden  können.  Suldic  re;i]]).)Iitisr  ho  Th:it>afhen 
dürfen  auch  in  der  Finanzwissenschatt  nicht  ignorirt  werden.  Sie  biilen  in  der  Militär- 
frage  recht  eigentlich  dea  entscheidenden  Factor.  Erst  wenn  die  Karte  von  Europa 
den  natOrlicben  Yerbftltnissen  des  Boden«  und  den  BedOrfniasen  der  Volker  gemSss 
umgestaltet  sein  wird,  daher  doch  vornemlich  unter  Anerkennung  des  vernünftig  ver- 
standeuenen  Princips  der  natürlichen  (irenzcn  und  des  Nationalitätsprincips.  wird  eine 
dauerhaftere  Aera  des  Friedens «  der  Abrüstungen  und  der  kleineren  Militärbudgets 
rielieieht  zu  erwarten  sein.  Die  Gonsdidation  ror  Allem  Dentschlands,  aber  aucb 
Italiens  sind  jedm&Us  ein  erfreulicher  Schritt  zu  diesem  Ziele.  Die  Erfahrungen, 
welche  p-nnz  Europa  sfit  1*^7!  an  l)(!TTts.  hl.ind  gemacht  haben,  zeigen  das  j(?dein  f'n- 
beiangeuen,  wie  überall,  ausserhalb  Frankreichs,  auch  iu  England,  immer  mehr  anerkannt 
wird.  Ueberbanpt  wird  bei  einer  nnbe&ngenen  Benrtbeilnng  nicht  sb  Iftngnen  sein, 
dass  die  Karte  von  Europa  in  den  letzten  200  Jahren  wesentlich  naUrlicher  ge- 
wordt^n  ist,  worin  die  beste  Friedcnsburjj^chnft  liegt.  Nnr  im  Osten,  in  den  (Jrenz- 
ländcru  zwischen  Deutächea  and  Bussen  und  in  Sudosteuropa,  ist  noch  nichts  He- 
friedigendeä  geschaffen.  Aber  auch  für  eine  fernere  Zukunft  darf  an  einer  bleibenden 
Friedensära  gezweifelt  werden,  da  sie  kaum  denkbar  ist  ohne  vollkommenen 
Gleic  bs'  Ii  i  itt  der  Entwicklung  oder  ohne  ^hi.  he  Stagnation  aller.  Vgl. 
A-  Wagner.  Eisass  u.  s.  w.  Cap.  IL  VI,  (woselbst  auch  über  und  gegen  das  politische 
Unding  einer  ,Jfcutrali8irung"  von  Staatsgebieten);  ders.  Die  Entwickl.  d.  europ. 
Staatsgebiete  n.  d.  National irät^princip,  Prenss.  Jahrb.  1S67,  lh6>),  ders.,  die  Ver- 
ändi  rungen  d.  Karte  von  Europa,  1871.  Ueber  den  „nationalen  Machtzweck**  r. 
Holtzendorff,  Politik  S.  219  ff. 

Wer  z.  B.  das  grossartige  Müit&rwesen  Preussens  seit  200  Jahren,  dem  wir 
doch  in  erster  Linie  die  neae  politische  Einheit  und  flacht  Deutschlands  mit  rer- 
danken,  nach  der  Weise  so  vieler,  wenigstens  ehcff^m  selbst  deutscher  (legner 
Preus'jens  verdammt,  handelt  trerade  so.  wie  Jemand,  der  die  holländisehen  Deichbauten 
für  Vcrschweiiduug  erklärt  Die  Ausgaben  für  beide  Zwecke  sind  unvermeidliche 
generelle  Kosten  der  Volkswirthschaft  und  die  Vorbedingung  für  jeg- 
liches Gedeihen.  Die  nationale  Unabhängigkeit  und  Macht  ist  für  ein  tüchtiges 
Volk  eines  der  höchsten  aller  (Jüt'^r  und  des  höchsten  Preises  werth.  Bequemer  für 
den  Augenblick  —  ob  auch  nur  volkswirthschaftlich  betrachtet  dauernd  günstiger, 
lisst  sich  aopi  bezweifeln  —  w&re  es  freiliGh,  wenn  solche  Gttter  keine  Opfer  kosteten. 
Aber  gilt  dies  niclit  von  allen  Gütern  überhaupt? 

Als  Beispie  l  der  Entwickelung  des  modernen  Kecrweseoä  kann  Prenssen  dienen. 
Hier  waren  (nach  Bau  §.  72  u.  fortgeführt  bis  heute) 

das  Heer  (Mann)  die  Kosten  (Kill.  Tlilr.) 


unter  dem  grossen  Knrfüisten 

2S.000 

10 

40,000 

1-8 

Friedrich  Wilhelm  L     .  . 

•  • 

76,000 

4-834 

200,000 

13-6 

Friedrich  Wilhelm  IL    .  . 

235,000 

17 

Friedr.  Wilhelm  lU.  bis 

1806 

•250.000 

20 

ibOü- 

lbl2 

42,000 

8 

1820 

114,000 

22 

Priediidi  Wilhelm  IV.  . 

1846 

188.000 

25-75 

A. 

1857 

1  10.000 
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1858 
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Heer  (Mann)   die  Kosten  (MilL  Xhlr.) 

Wilhelm  1  1^62       212,000  üH'S 

Stehend  mh      212,631  43'5e 
(60  V«  rom  Reiclie:)  188S      267,000  66*0    (cid.  Et.  ohoe 

Pensionen ) 

älteren  Daten  übrigens  nur  aunäkernd  correct.  v.  Zediiu,  Geogr.  u.  Statist,  t. 
Preusscn,  I.  522.  Dieterici,  Mitth.  den  Statist.  Bur.  1S48,  S.  52.  Daza  1888  t 
Marine  u.  Peus.  151  Mill.  —  In  Frankreich  bcrrdiuete  Nc c Iv c r  Adminiatr.  II. 
283)  1TS4  die  Kosten  des  Militärwesens  r^uf  122  Mill.  Li?.,  das  Ihidget  für  IMl 
setzte  dieselben  auf  -160  Mill.  Fr.  und  mit  Euircchnung  der  140  Mill.  für  die  Marine 
auf  GOO  Mill.  oder  <»2  Proc.  der  gauzeu  Staatsausgabe.  l!>70  war  der  Fricdensetai 
376  Mill.  Fr.  f.  d.  Heer,  IIH  H  Mill.  Kr.  f.  d.  Marin«  n.  Colon.,  zus  541V3  MiU.  Fr. 
1SS3  ist  er  bez.  5S4  1  u.  20 IH  T  .1  Marine  allciiO,  zus  TVJO  Mill.  Fr.  im  Ordio 
la  sämmtlicheit  doiitsrh.  Staaten  luut  dem  ganz.  < )cst'.«rreirh  \^.  Preus;^en>  bcrerhn*'te 
V.  Ueden  (Deutsclilaiid  u.  s.  w.  S.  1012)  1S4U  die  Militärausgabc  auf  102  Mili.  Tliir. 
oder  1'41  Tblr.  auf  den  Kopf  der  Eünrohner.  —  CzOrnig  (das  Oesterr.  Budget  O, 
4S8)  berechnete  1&02  in  9  europ.  Staaten  über  Mill.  Einwohner  (ohne  H ausländ) 
die  Ausgaben  für  das  Kriegsministerium  im  D.  auf  21*3  Proc.  oder  2  6  Thlr  :iiif  den 
Kopf,  zusammen  auf  300*74  Mill.  Thir. ,  fiXr  die  Seemacht  7*1  Proc.  oder  156  MiU. 
Thir.  Nach  den  Angaben  ans  den  Jahren  1868  und  69  macht  der  Anfvand  fOr 
Land-  und  Seemacht  in  Grossbritannien,  Kussland,  Frankreich,  Oesterreich,  Italien  und 
den  ZoUvereinsstaaten  605  Mill.  Thir  auf  276  Mül  Einwohner  oder  'i  ')!»  Thir.  a.  d.  K.— 
Uau  u.  Andere  haben  auch  versucht,  in  folgender  Weise  den  ganzen  r egelinässigea 
Aufwand  in  Eoropa  für  die  Staatevertheidigung  auszmniftetB:  Die  Staateansgabe  fKtr 
diesen  Zweck  wurde  1S44  auf  540—516  Mill.  Thir.  angenommen.  Uiezn  kämen  noch 
als  volkswirthschaftliche  Opfer  1)  der  Verlust  an  Arl>eit8kräften  filr  die  hen'orbringen- 
den  Gewerbe,  der  sich  nicht  genau  anschlagen  lasbt,  indessen  lauft  hier  groj»a»entheÜi, 
wie  Bau  ttborsieht,  eine  grundsltzliche  falsche  DoppelrDchoung  unter,  wie  im  nichsten 
§  gezeigt  wird.  2'i  Die  Kosten  der  Familien  für  Stellvertreter.  3)  Die  Zuschüsse  an 
die  Soldaten  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  Löhnung.  Rechne  mau  für  2'i  und  3; 
60  MiU..  iür  1)  200  hinzu,  so  erhalte  man  um  1845  bOO  Mill.  Thir.  für  266  Mili. 
Einw.,  also  gegen  3  Thir.  anf  den  Kopf,  was  jedoch  nur  ein  ungefährer  Ueberschlag 
sei.  Ende  d.  60er  Jahre  sind  die  Staabausgabea  fUr  die  Land-  u  See  -  Kriegsmacht 
in  Europa  auf  Sll-s  Mill  Thir..  die  Zins,  n  <lor  zugehörigen  .sachlirli-  n  Hilfsraitiel 
^Wallen,  Geschütze,  Festungen,  Schifte  u.  a.  w.)  auf  30"4  Mill.  Thir.  aDgeschlageii 
worden;  Jene  Sammc  macht  auf  den  Kopf  i294  MilL  Einw.)  2*7  Thir.  (Engel  in 
Zeitschr.  des  prcuss.  Statist.  Bur.  1869.  S.  3Sal.  Kimmt  man  nnn  die  obigen  and. 
Opfer  Nr.  I  verhalttiissni.i-siir  hnher  nn.  so  lässt  sich  die  ganze  Aus?,  (ohne  Zinsen 
auf  beinahe  1200  Mill.  Thir.  oder  4  b  Thir.  a.  d.  K.  anschlagen.  Diese  Summe  ist 
indessen  zu  hoch  gcgrillen,  weil  für  den  Verlust  au  Arbeitskräften  überhaupt  nur  der- 
jenige Pluäbetrag  hier  veranschlagt  werden  darf,  welcher  aus  einem  aniiOthig 
hohen  Trnppenstandc  li-rvorgelit  (s.  fol^.  §.).  Kau  tifirt  noeh  Larroqtic.  De  h 
tiuerrc  et  des  arm'-e??  perniaiieiites.  Paris  1S56.  (Prcisbc)inft  der  Friedensgesellschaft.) 
Schulz-Bodemei,  Die  Ketiung  der  Gesellschaft  aus  den  Gefahren  der  Militär- 
herranhaft.  Leipzig  1859.  —  Für  die  Zeit  nm  1873  berechnet  Hermann  Wagner 
im  Goth.  Jahrb.  f.  Is74,  S.  877  den  -Bedarf  in  ganz  Europa  lincl.  asiat  Knssland) 
auf  2241  Mill.  M.  f.  d.  Heer.  .^75  Mi!!.  M.  f.  d  Flotte,  zus.  nuf  2S16  Mi!!.  M  oder 
auf  3  1  Thir.  p.  Kopf  .die  Bevölker.  d.  asiat.  Kussland  unberucks.  geiaascu),  wobei 
aber  nicht  immer  gloichmlasig  gerechnet  werden  konnte,  z.  B.  die  Mititftrpensionen 
hie  und  da  fehlen.  Jene  indirectcn  Verluste  zu  veranschlagen,  dazu  fehlt  es  /n  ?ehr 
an  siclieren  u.  allgem.  Anhaltspuncten.  Kau  hat  jedenfalls  zu  hoch  ircri  ehnet.  Mehr 
als  4  Thir.  pro  Kopf  oder  20 — 25  Thir.  pro  Familie  ist  schwerlich  anzusetzen,  auch 
wenn  man  weitere  Posten,  die  nicht  im  Staatshansbaltetat  erscheinen,  mitre<*hnet 
wie  z.  B.  Naturahiuartierleistungen.  Zuschüsse  der  Wirthe  bei  Naturalverpilcgung  gegen-, 
über  der  Ersatzleistung  des  Staats,  nirht  vercrütetc  Leistungen  der  Gemeinden  .  Kreise 
u.  a.  w.  Auch  mit  Kucksicht  auf  die  vorwaltende  —  in  ihren  WirkTingcn  aut  die 
Preisgestaltnnif  flreÜlch  fragliche  —  indirecte  Beslenening  verbreiteter  YoUs-Nalinuigs- 
und  (^nnsamittel  u.  s.  w.  muss  man  allerdings  wohl  annehmen,  dass  die  Familie 
in  den  unteren  Volk'<e]a«<ser)  in  Europ.i  einen  nicht  unbedeutenden  Retm?  ihres  Ein- 
ktMumens  für  das  Militarwcsun  opfern  mu.ss;  Jedenfalls  durchschnittlich  mehrere  Pro- 
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ceBt  Eine  genauere  Beziffcrang  wage  ich  nicht  vorzunehmen.  Hach  Heriu.  Wag- 
ner a.  a.  (S.  KT7,  SS3i  bctrui^cn  die  Militär-Ausgaben  am  187.M  die  in  fol- 
gender Uebersicht  angegebenen  Summen  in  MilL  M.,  Procante  der  Ausg.  u.  Quoten 
p.  Kopf  d.  BevOlker.  (Beihenfolge  der  Staaten  dmIi  d.  HOhe  d.  Proc.  von  d.  Netto- 
Husg..  unter  BuifUgDsg  det  ron  Raa  iL  ndr  beredweteft  Prooeote  n.  Kopfqnoten  für 
die  60er  Jahre). 

=  7od. 
Netto- 

ausgabe, 


Heer  Flotte 
Mill^  Mark  um 


Zus. 
1879 


dsgl.  **/oder8. 


d. 


Norwegen 

5'2o 

3*87{r) 

Kuablaoa 

78  30 

BmsiUen 

85  02 

30*50 

(irossbritaiuiieii 

lanO*AA 

308*26 

19086 

v>acnsen 

Preuüseu 

lleawoBes  neidi 

2vl  00 

ao  20 

Niederlande 

15*88 

Baiem 

Serbien 

3*49 

Dioemaik 

1008 

4*65 

Wurtcinberg 

Krankreich 

402-40 

llS-5ß 

<  Oesterreich 

150-60 

lö-40\ 

L'ügarn 

73-40 

6*60] 

Baden 

üriecheniaud 

50$ 

120 

ItiUeii 

182<08 

3680 

Chile 

Schweiz 

8o9 

Argen  tinia 

21-50 

1-50 

Portugal 

16'67 

9'S2(?) 

Rumänien 

11-72 

Verein.  Staaten 

148-50 

98*75 

Schweden 

20-91> 

8*13 

Die  Daten  in  d.  letzten 


eiubü 

65-58 
4H0-12 
21-65 
208-26 
847-20 
44  96 
4112 
3-49 
14*72 
15-39 
52100 

246*00 

12-35 
3000 
6-20 
218-83 

r.s3 

23  00 


11*72 

239-25 
29- 12 

Col.  f.  Deutächl.  beziehen 


43-8 
42*7 
40*0 

39-3 

.^7-1 

306 

85-6 

35*4 

33-7 

381 

31-9 

31-4 

31-3 

291 

28-9 
26-8 
26-3 
26*2 
25*2 
25-2 
24-2 
21*0 
14*6 

? 

? 

älch 


nach  Abzog 
d.  Kosten 
Schuld. 
48-0 
53-3 
65*0 
680 
52*3 
45*4 
48-7 
ofiO 
43-3 
331 
48*8 

43-  7 
59  5 

43*5 

44-  5 
40-7 

34-  1 
580 

35-  4 
33-7 
59-0 
45*5 
83*5 

? 
? 


dsgl. 

P- 
Kopf 

Mark. 

5-  2 
7-7 

6-  6 
15*6 


»5 
12*2 

2-6 
8*2 

14.4 


p.  Kopf 
in  d.  60er 
Jahren 
Mark. 


\5 


5-8 
41 
8*2 

5-  8 
3*3 

12-1 
4-6 
2*7 
60 

6-  9 


7-2 
18-6 


6*9 

11-7 
5*49 

8*7 
411 

11-1 

5-73 

5-61 
609 

5*25 


369 


auf  den  damal.  Mordd.  Bund. 


Für  1873  sind  die  betreff.  Daten  desBeiehs  auf  die  einzelnen  Deutschen  Staaten  nach 

deren  Kopfzahl  repartirt.  Es  fehlen  hier  beim  D.  Boich  aber  die  Pensionsausgaben 
des  Invalidenfonds,  die  für  l*»7r?  ?S7  M.  M.  befrag^on,  w^odunli  die  Kopfiuote  um  c. 
0-9  Mark  steigt  Bei  Frankreich  und  Italien  sind  die  Mil.-i^ens.  z.  B.  eingerechnet. 
Seit  1873  oiBd  bqo  aber  ntehr&ch  wiedenim  Steigerungen  des  AnfWands  einge- 
tretAD.  Z.  B. 


B. 


Deutsches  ßcicb.  Etat  farl876  u.  f.  1883/84.  M, 

Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  ßeichsheer    .  . 

tortdauerndo  Ausgabe  L  d.  Marine  

ABgem.  Peneionfifonds  im  Beichsetat  (excl.  Baiem) 

für  das  Heer  21 

Allgem.  Pensionsfonds  für  die  Marine 
Aus  dem  Kcichäinvalidenfonds  (incl.  Baiem) 
MUitiIrpeDflionen  iin  baieriaehen  Etat  

(p.  Kopf  9*08  M.)  in  1876  A.  Summa:  fortd.  Ausg. 

DazQ  an  einmal.  Ausgaben  im  Beichsetat: 

&h6bnDg  des  ordentlich«  ii  Etats  («xd.  Baien)  des  Heers 

Pttr  verseil i ed.  Milit.  Bauten  (Festungen  u.  s.  w.)  ii.  Ver- 
rollstättdigung  d.  Materials  des  Beichsheers  (auf  (Imnd 

Latos  A  u.  B. 


187»i 

>L  M. 
312-86 
21-07 


1883/81 
M.  M. 


,   .  .  .  2i  r.'.n  .  .  ,  19-19] 

.    .  .  .  0-211  i>.5l' 

iem)  .  .  28-881  28  67 1 

.   .  .  .  3*84j  .   .   .  c.  d.Oj 


887*90 


17*27 


339-87 
20-91 


51-37 


418-15 


6*81 


405-17 


424-46 
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Transport  A  u.  B.  406*17  424'46 

älterer  besetze  uljtir  ilic  Verwendung  der  iVaüzÖsischen 

Kriogsentschiidigung)   28T»:J  2ü'45 

FUr  die  Marine  (an  neiion  BewUl.  Uber  d.  AesttMStlBde 
d.  alton  hinaus)  .      4  7"  WU 

Summa  A  u.  B.  438-5T  455'04 
Seit  dem  iranzös.  Kriege  sind  für  das  Reich.s)ie>T  a.  die  Marine  z.  Ketabliss.  u.  zur 
Verätärknng  sehr  bedeutende  Fonds  zu  einmal.  Ausgaben  ms  der  franzOs.  Gontributioa 
rervMidet.  S.  über  die  bezUgl.  Bestimmungen  bis  ]x73— 74  Wagner,  Seichsfinaiis- 
Wesen  in  Holtzindorff's  Jalirb.  III.  113,  141  fl".  Es  waren  Ki?  ilamals  anL'rwif-nv 
(ausser  dem  Kriegsschatz  von  40  Mill.  Thlr  )  auf  Keicbsrecli n  un  g  für  die  W  ieder- 
herstellung u.  Verstärkung  d.  Kriegsmacht  I  II  11  Mill.  Thlr.,  wofon  für  elsa^-lothr. 
FßHtungs-  u.  andere  Militärbauten  40-55,  fur  Umbau  and.  Festungen  72.  f.  Erweiter. 
d.  Marine  (incl.  lO'O'J  Mill.  Thlr.  Abzabl.  norddeutscher,  für  M.iriikzw <•» ke  an-sropfcb. 
Schfitznnweis.)  3r'J5  Mill.  Thlr.,  ferner  speciell  noch  für  Kechumii:  ti»  ;,  .  he  mal. 
Kordd.  Bundes  Ketabliss.  der  Armee  (incl.  Baden  u.  Sudhc^sseu)  lOÜbi.  1.  inilit. 
Bauten  13*24.  f.  and.  inilit.  Zwecke  5  56  Mill.  Thlr.  (ebcndas.  S.  117);  ausserdem  noch 
ein  (-iserner  VorschiHS  f.  d.  V.-nv.  d.  K.'i(  ]i>lir.  rs  6-27  Mill.  Thlr.  Entsprerli.  r<.-t  n 
wie  in  Norddeutsi  hl.  wurden  in  IJai-Mii  u.  W'urtembcrg  aus  d.  franzAs  t'i.[iini>unon 
für  lielablissvuieüt  u.  s.  w.  verwendet.  S.  auch  f.  die  Zeit  bis  1SS2,  bez.  StatiaU 
Jahrb.  d.  D.  Beichs  f.  Ib83  flV)  8.  162  n.  Gerat  fei  dt  in  Conrad  a  Jahrb.  B.  41. 
füesammtaufwand  für  dris  \li-<-r  „in  Foit^-'  «lo^  KricL^s  lii  gm  Fi  inkreich*'  i  m  l.  R''ta- 
blissement  v.  1S70 — 1.  A)»r.  Jb^H  (bis  1.  Apr.  l*>7ii  nach  der  Abrechn.,  von  da  narh 
d.  Anschlag)  1603  Mill.  M.  Relativ  hat  übrigens  der  Aufwand  für  lieer  u.  Flotte 
in  Prenasen  (incl.  ReichaqnoCe)  p.  Kopf  der  BeFOlk.  seit  1821  nicht  so  stait  lO" 
genommen,  als  wohl  vorausgesetzt  wird  n.  als  Quote  vwui  (I.saiiiuit iufwand  bez.  im 
Verhkltniss  zum  Civilbedarf  abgenommen:  p.  Kopf  l'lViiiii::  (ut  h  Gerstfcldt 
S.  27)  1821  (522,  183  2  52Ö.  1841  474.  1851  407»  ISOl  oyj»  lb73  yös,  1883  980 
oder  als  Quote  (7o)  ^om  Ci?.-  und  Milanfirand  bez.:  58-7— 58'1— 47*5— !M»-7— 
46*8 — 40*0 — 10'5.  Es  lässt  sich  wegen  der  complidrtcn  Verhältnisse  des  Ki  tabliss. 
XL.  s.  w.  s^bw^r  iT'^nau  berechnen,  w-khcs  dor  gegenwärtige  wirkliche  Durch- 
schnittsauiwaud  für  die  deutsche  Kriegsmacht  ibt.  Mit  450  MilL  M.  oder:  lU  M. 
p.  Kopf  wird  er  hanm  m  hoch  veranschlagt  sein.  — 

Oesterreich-Ungarn:  gemeinsamer  Etat  für  1877:  Ordin, Landheer '.H>  7 S 
Marine  *^  IM.  zm<.  fM  Mi!!,  fi..  Kxfrnordin.  bez.  10'5S.  1*28.  zus  1t-H6  Mill.  fl. 
total  ilU  77.  wozu  noch  ^acht^)lgsc^cditc  v.  0*72  MiU.  fL  liach  Abzug  d.  eigen. 
Einn.  der  Kriegsvorw.  ron  4*62  MilL  II.  bleibt  «Id  reines  Erfordemiss  voo  i.  6. 
106  S7  Mill.  Ü.  oder  c.  3  fl.  (al  pnri  f>  Mark)  der  1861»er  Bevölkerung.  Dazu  noch 
apart  im  westosterr.  Budget  „Min.  d.  Landesvertheidig."  mit  7*4^  Mül.  H.,  Etat 
für  1875,  wovon  3*20  f.  d.  Landwehr.  H'D^  f.  d.  Gendarmerie  n  Polizeiwache,  däfi 
im  an  gar.  Etat  f.  dass.  Min.  6*24  Mill.  U.  (Uooveds)  Dadurch  steigt  die  GenaiiBt- 
aiisirabc  iohne  Gendarm.)  für  Militftrzwecke  nm  c.  8%.  Et  f.  1^^2  im  uemeius. 
Budg.  f.  d.  Heer  94  !»0  Ord.,  ti-ÖO  extraord..  zus.  101  .=)'».  Mh  iim  ds^l.  7  .'.2,  1-6«, 
fl'lS.  zus.  11077  Mill.  11..  dazu  westPst.  Min.  f.  Laudesvertheid.,  ohne  Oendann., 
4'3ö.  unjrar.  dsgl.  (wohl  mit  Gendarm.)  0  Sl  M.  fl.,  alles  zus.  c.  120  Mill.  fl.  oder 
c.  3  2  fl.  per  Koi)f  —  Frankreich  s.  o.,  die  ord.  Ausgabe  für  1S70  b.  tr  igt  17  0  Fr. 
p.  Kopf  (14  M.i  der  Bev.  v.  1^72.  —  firo'isbritannien  T?esult.  f.  l^^I  *^2  Heer 
16-31.  (aussen!,  f.  Rechn.  Tn  iiciis  11),  Flotte  10-70  Mill.  Pf.,  zus.  2^  7  Mill.  Pf. 
p.  Kopf  r.  0-vo  Pf.  (10  Mark).  —  Kusslaud  Abschluss  f.  1880  Heer  205-üs.  Flotte 
83*95.  zus.  2mi'3  M.  Rubel,  Anarhla(^  f.  1882  bez.  183*49,-27*51,  ms.  211  M 
r.  •_»•"  K.  p.  Kopf  der  eur.  Bev.  (c,  s-0  Marl  al  inri  l'' rechnet).  —  Italien  A. 
1>^2  Heer  V)H.  Flotte  45,  zus.  2:is  M.  Fr.  im  Ord.,  dazu  E.xtraordin.  bez.  2V3.  21,  /u^. 
304,  Summa  208  4  Mill.  fr.,  c.  9  1  Fr.  p.  Kopf  (7*3  M.),  —  Nordamerika  A. 
187S— 76  Heer  88,  Flotte  22*5  M.  Doli.,  zus.  60*5  M.  D.  (ohne  Penmonen)  p.  Kopf 
c.  1*4— 1-5  Doli.;  1SS1/S2  A.  zus.  46'8  D.,  p.  K.  c.  0*9  D. 

§.  183.  Fttr  die  nähere  TolkswirthschaftHche  und 
finanzielle  Wttrdigong  des  Militäranfwands  kommt 
noch  Folgendes  in  Betracht: 
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1.  Zu  den  anmittelbaren  Ausgaben  des  Staats,  welche  in  den 
Finanzraehnangen  erscheinen,  mflssen  allerdings  noch  die  Leist- 
ungen der  Gemeinden,  Kreise  n.  s.  w.  nnd  der  Soldaten  nnd 
deren  Familien  selbst  binKagerecbnet  werden  (s.  o.).  Der  Werth 
der  dnreh  den  Öoldatendienst  för  andere  Zwecke  verlorengehen- 
den Arbeit  ist  indessen  nur  dort  zum  v  o  1  k  8  w  i  r  t  h  schaftlichen 
Militärautwaud  zu  schlagen,  wo  ein  u  n  n  (i  t  h  i  grosser  Truppen- 
stand besteht,  also  aach,  wo  der  Soldat  länger,  als  es  militärisch 
nüthig  ist,  im  Dienste  bleibt 

Hier  })ani1elt  sich  nuthiD  AUdS  um  eine  quacätio  facti,  die  hiafig  cr.^t  nach 
späterer  Erfahrung  in  Kriegen  n'^htii?  zn  beuntwortin  isf.  Wollte  man  iui  Princip, 
▼ie  vielfach  geschieht,  den  Werth  der  Arbeit  all  er  Soldaten,  letztere  also  in  der 
nach  Lage  der  Umstände  nöthigen  Zahl  und  Dienstzeit  genommen,  zum  Militäraufnrand 
Fahnen,  ao  wäre  dies  eine  anhaltbare  Doppelrechnviif^.  Mit  demselben  Beeilte 
könnte  man  die  Arbeit  jedes  Arbeiters,  welche  in  dessiMi  spcciellem  Berufe  verwendet 
wird  und  nach  Menge  und  Art  hier  nöthig  ist,  um  die  Befriedigung  der  (iesammt- 
bedurfnisäc  eines  Volks  zu  erzielen,  doppelt  auf  den  Kostensatz  des  betretlienden  Products 
schlafen,  weil  diese  Arbeit  fttr  andere  Prodactioneii  rerioreo  gehe.  Man  vergisst  — 
Wils  vnll'-nds  eine  rnronse(|uenz  Derjenigen  ist,  welche  wie  fast  alle  Xeiicren  mit 
Recht  den  l/iL'n5tlcist«ns:en  Productiriirit  zuerkennen  — .  dass  ih-r  WCrtli  der  Arbeit 
der  nötbigen  Truppenzahl  in  das  l'roduct,  d.  1j.  eben  in  da^  vulkäwinhschaftUcbc  Gut 
„Sicherheit  nnd  Maclit  des  Staats"*  ftbeigeht,  gerade  so  wie  bei  allen  anderen  Pro- 
doctionen 

Dieser  Satz  sub  1  ist  vvnrtlich  ans  inoiuer  Bearbeit.  d.  \ns<r.  der  Kau 
FiQ.  I,  §.  72  b  herUhergenommcii  und  dadurch  der  auch  von  Kuu  begangene  Irrihum 
(8. 0.  Q.  Ban'a  5.  Ausg  §.  72,  Anm.  c)  berichtigt  worden.  Jetzt  bat  ancb  BQmelin 
(Reden  o.  s.  w  ,  Tab.  1S75^  S.  iJ60  „d.  Milit- Aufwand'*  diesen  Irrthum  berichtigt, 
ur  hätte  dun  h  einen  Blick  in  jene  Ausg.  sich  abeizeogen  können,  da»  dies  schon 
geschehen  war. 

2.  Die  eigentliche  H&be  des  Militäranfwands  lässt  sich 
nach  der  Natar  nnd  den  Wirkungen  des  modernen,  nach  den  Ge- 
sichtspnncten  des  Präyentivprincips  eingerichteten  Heer- 
wesens nicht  ans  der  Ans^abe  eines  einzelnen  Jahrs, 

sonderu  in  der  Kegel  nui  aus  der  Aii.sp:abe  in  einer 
längeren  Periode  von  Jahren  richtig  er.selien.  Dies  wird 
oft  bei  Vergleichen  zwischen  Staaten  mit  stehenden  Heeren 
(and  daran  sich  knüpfenden  Landwehreinriehtnngen,  wie  in 
Preussen),  nnd  solchen  mit  Milizsjstem  oder  mit  sehr  kleiner 
stehenden  Militärmacht  (Vereinigten  Staaten)  ganz  vergessen. 
Das  moderne  Heerwesen  wirkt  znnäehst  präventiv  Rechts- 
stOmngen  oder  Kriegen  entgegen  nnd  bewirkt  dadurch  unmittelbar 
den  höchsten  Nutzen.  Es  dient  aber  sodann,  wenn  trotzdem 
solche  St(iruiigeii  eintreten,  also  von  Zeit  zu  Zeit  und  im  Ganzen 
nur  in  längeren  Perioden,  als  stets  bereites  schlag- 
fertiges, weil  alles  dazu  Nothwendige  enthaltendes  Werkzeug 
der  Erfolg  sichernden  Repression,  d.h.  als  hoste  s  Mittel 
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zur  scbueiicu  und  erfolgreichen  Wiederherstellung  des  Friedens. 
Wenn  daher  aach  hier  der  Krieg  sofort  viel  grössere  Mittel 
neben  dem  laufenden  Militäraufwand  beansprnebt,  so  ist 
diese  eigentiiehe  unmittelbare  Aasgabe  fttr  den  Krieg 
selbst  doch  viel  geringer  nnd  dauert  der  Krieg  de» 
Kegel  nach  viel  kürzer,  —  was  für  Sieger  und  Besiegte  ge- 
rade in  volkswirthschaftlicher  und  ethischer  Beziehung  ein  unend- 
licher Segen  ist  —  als  in  Staaten,  welche  im  Kriege  selbst 
erst  das  Heer  schaffen  oder  entsprechend  erweitern 
und  ausbilden  müssen.  In  solchem  Falle  wird  ausserdem  un- 
vermeidlich auch  die  Aasgabe  sehr  wenig  sparsam  eingerichtet 
werden  können.  (Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  England  im 
Krimkriege  y  Frankreich  nach  den  Niederlagen  der  kaiserlichen 
Heere  bei  der  Fortführung  des  Kriegs  gegen  Deutöc bland  unter 
Gambetta.)  Es  ist  daher  sehr  wahrscheinlich,  dass  einem  Staate 
aui  die  Dauer  bei  eiucm  stehenden  Heere  die  BescbaiFung  des 
Rechtsschutzes  nach  Aussen  und  die  Durchführung  des  Macht- 
swecks billiger  zu  stehen  kommt  als  ohne  ein  solches  oder  bei 
blossem  Hilizsystem,  Zumal  in  der  höher  entwickelten  Volks- 
wirthschaft  mit  grossen  stehenden  Kapitalien,  wo  jeder  längere 
Krieg  um  so  schlimmer  wirkt,  verdient  das  System  eines  mässigcD 
stehenden  Heeres  in  Verl)indung  mit  allgemeiner  Wehrplliciit, 
Keserve-  und  Landvvehreinrichtmig  daher  doch  wohl  auch  in 
volkswirthschaftlicher  und  finanzieller  Beziehung  den  Vorzug  vor 
den  auch  militärisch-technisch  gar  nicht  bewährten  reinen  Miliz - 
Systemen.  Jenes  Heerwesen  ist  eben  nur  eine  Gonsequenz  des 
Fräventivprincips,  das  im  entwickelten  Volksleben  naeh 
Geltang  ringt  Bei  den  beiden  verschiedenen  Einrichtungen  handelt 
es  sich  also  theils  nur  um  eine  verschiedene  Vertheilnnj? 
der  Last  auf  die  einzelnen  Jahre,  theils  ist  die  gesammte  Last  bei 
dem  ersten  System  auch  eine  absolut  geringere. 

Belege  für  das  Gesagte:  im  Ganzen  wohl  srliori  die  heutigen  Kri.  tre  (auch 
bereits  die  des  ersten  Napoleon,  wo  die  einzelnen  Kriesre  doch  iuiuier  nur  Vüu 
wähilen)  iin  Vergleiche  mit  denen  des  vorigeu  und  IT.  Jalirliundurtä  und  Irubcr. 
ÜNDentUch  aber  der  Gegensatz  zwisclieD  den  neueren  enropAuclien  Knegen,  beeondoK 
denen  von  1850,  1S66.  ISTO — 71  einer-  und  dem  nordanierikanischen  Bürgerkrieg  1S61 
bis  1S()5  anderseits.  Vgl.  Wagner,  (Jnindl.  ir.  §.  181,  dcrs..  Keichsfin.  in  Holueii- 
dorü  s  Jahrb.  III,  119,  121,  mit  Anwendung  aui  Deutschland.  Im  üeer-  und  Finanz- 
wesen Preossens  und  der  Yeieinigten  Staaten  tritt  der  Gegensatz  am  AUez^ 
schärfsten  hervor.  Könnte  man  eine  bestimmte  Zeit  als  festen  Ausgangs-  und  £nd- 
punct  in  solchen  Dinaren  annehmen,  was  nicht  angeht,  weil  sieh  die  (icscliichto  eines 
Volks  und  Staats  nicht  &o  mechanisch  in  Abschnitte  zerlegen  lasst.  äo  wurde  eine  ge- 
naue zaUenmiwige  Yeigilelcbung  müglich  sein.  Man  bnnchte  dann  nnr  den  Gesammt- 
anhrand  ir&hiend  einer  solchen  Periode  auf  den  Betrag  des  Jetztverths  ein«8  be- 
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stiiamton  Zoitpuncts  (dessen  Wahl  freilich  wieder  von  Eiiifluss  auf  das  Ut  i  hnunn:b- 
ei^eboiäs  wäre,  je  nachdem  die  Kriegsausgabe  diesem  Zeitpuncte  näher  oder  ferner 
läge)  zu  redociren.  Immerhin  ist  in  folgenden  Daten,  in  beiden  Staaten  aas  Poriodea 
d«s  Kriegs  geiiofflmen,  «io  statistlicher  Beleg  flOir  das  Im  Text  Gesagte  enthalteD. 


Preussen 

Noidameri  ka 

Wirkl.  Ausgab«,  Luidmaftht 
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Ort. 
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ord. 
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0-63 
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1863 
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0*25 

40*46 

1863 

580*80 
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1864 
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0-9 1 

12-10 

50-83 

1864 
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1S65 

3S-J)4 

1-30 

4-3<) 

44-23 

1865 

lOHI-'il 

122-57 

1S66 

39-01 

1-50 

35-58 

76-09 

1866 

2bi  45 

43-32 

1867 

44*11 

1*16 

36*12 

81*88 

1867 

95-22 

31*03 

.cßofPrenss. 
^^•^^ißund 

12*86 

1868 

1-23-25 

25*77 

55  4 

1869 

78*50 

20*10 

186Ü        A.  55-8 

S.  Engel,  Statist.  Jahr)».  Iii  n.  Hoclt,  Finanzen  Nordam.  8.  729*  die  späteren  Jahre 

nach  d.  Gothaer  Almanach.  Bei  Preussen  ist  frtr  1S6S— HO  die  nach  Vcrhaltniss  auf 
dasselbe  (im  jetz.  Umfange"«  von  den  Ausgaben  des  Nordd.  Bundes  fallende  Ausgabe 
i^if)  augesetzt.  In  1SÜ4— (i5  fallen  die  Kosten  des  dänischen «  in  1866 — 68  die  des 
dentschen  Krieges  nnd  die  grössere  Ausgabe  in  Folge  der  neoen  Lage.  Audi  in 
Kordamerika  fallen  in  die  Zeit  von  1851 — 60  schon  einige  Male  erhöhte  AnagabM  fttr 
Heer  u.  Flotte  in  Folcre  von  Indianerkritigren.  inneren  Unrnhen  (in  d.  Territorien  u.  s.  w.). 
Die  riesige  Ausgabe  während  des  Bargerkrieges  erfolgte  allerdings  grossentheils  in 
einem  immer  stirker  entwerthe&den  Papiergeld,  vltide  sidi  daher  aiu*  Gold  redncirt 
stark  ennäs^ii^cii.  aber  doeh  immer  nü<;h  ^aii/  kolossal  bleiben  Auch  ist  in  finanzielier 
Einsicht  zu  bedenken,  dass  der  grösste  TIh  il  jener  Ausgabe  mittelst  SchuMuufnahme 
geschah,  diese  Schuld  aber  meist  in  Gold  /u  vorzinseu  und  jetzt  zu  tilgen  ist.  —  Die 
Folge  des  verBchiedenen  Militärsystems  zeigt  sich  daher  1)  darin,  da»  in  Prensaen 
jIhrL  eine  zieuili«  h  bedeutende  gleichmässige  Last  'auch  in  Friedenszeit  getragen  wird, 
wofregeü  die  M e h rausirabe  selbst  für  so  g-ewaliige  Kriege  wie  1866  ii.  1S70 — 7t 
dann  relativ  nicht  so  stark  steigt  und  Uberhaupt  auch  absolut  m&ssig  ist;  während  iu 
Nordamerika  im  Frieden  wenig  anf  das  Heer  renrendet  wird,  dafür  aber  im  Kriege 
diese  Ausgabe  in 's  ganz  Ongemessene  steigt;  2)  darin ,  dass  in  einem  Kriege  wie  in 
Amerika  au  h  die  sonstigen  volkswirth^  h  Opfer,  welche  nicht  in  den  Finanzrechnimgcn 
des  Staats  cr&cheinen,  schon  wegen  der  längeren  Kriegsdauer  weit  grösser  als  in 
Preuäsea  sind;  endlich  3)  darin,  dass  in  Preussen  die Stutsschnld  auch  durch  Krieg<: 
wenig  Termehrt  wird  t^A.  fnr  Verdös,  der  Schuld  1860  10*7.  isTO  ohne  die  Schuldon 
der  neuen  Prov.  15-1  Mill.  Thlr. ,  welehe  Verinf  lirung^  zum  Theil  noch  aus  Schulden 
ftir  Eisenbahnbauten  herrührt),  in  Nordamerika  dagegen  hierdurch  ungeheuer  wächst 
(Stand  1.  Juli  1860  64-8,  1S61  90-9,  1S65  2682-6,  1^66  2800,  1870  2645  6  MiU.  Doli., 
Zinsen  für  d.  Schuld  186«)  3-14,  tS()5  121-3,  1869  c.  126  MiU.  D.,  wovon  über  124 
Mill.  in  (iold).  Di<!^ü  starliL-ii  Zinszahlungen  kann  man  halb  und  halb  als  verschobene, 
früher  ersparte  Zalilnngen  für  d;i3  Ileerwesm  betraclii'-U,  so  das«  auch  darin  nur  eint' 
andere  Vcrthcilung  der  Ausgabe  für  Kechtsschutz  zu  läge  tritt.  —  Aua  den 
Daten  aber  den  letzten  deutsch-französischen  Krieg  lässt  sich  zum  Beleg  des 
oben  (ieöairtcn  Folgendes  benutzen  Nonnnle  Militaraiisgabe  (Heer  allein''  im  Deut- 
schen Reich  in  den  er^tun  Jahr-  n  nach  dein  Kriegi'  (ohne  die  Neubauten  u.  s.  w.) 
c.  92  MiU.  Thlr.,  Kriegskosten  für  leneii  Krieg  c.  520  Mill.  Thlr.  für  c.  lOMun. 
oder  p.  Jahr  c.  624  WH.  Thlr..  daher  Steigerang  des  Friedensetats  durch  solchen 
Krieg  von  1  auf  7-8.  Frankreich  norm.  Ausg.  desgl.  127  MIW.  Thlr.,  ausseror- 
dentl.  Ansg.  f  d.  Krieg  c.  510  Miil.  Thlr,  p.  J.  c.  612  MiU.  Thlr.,  also  Stfii^ernns^ 
V.  1  auf  5'8.  (Die  Ausg.  für  diu  Flotte  lüsst  sich  wegen  des  Charactcrs  des  damal. 
Kriegs  nicht  rerglelchen.)  Im  nordamerik.  Bürgerkrieg  stieg  dagegen  der  Friedens- 
etat im  Durchschnitt  der  Kriegsjahre  c.  von  1  auf  25 :  wiederum  keine  reelle  Er- 
sparung.  sondern  nur  eine,  auch  wirthsrhaftl.  nicht  gdnstige  andere  Vcrthcilung 
Aufwands.   Gegenwärtig  wird  wieder  öfters  auf  die  Vereinigten  Staaten  als  auf 
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das  benoidenswtiihc  Mustrr  eines  Landes  ..olino  M ilitari simi s"  und  ^sstei 
wirthschaftl.  Aufschwungs,  das  seine  riesigen  Krios^ssrlnilden  rasch  tilge,  hingewiesen. 
Aber  es  sind  doch  ganz,  andere,  mit  der  WeUrlragc  iinr  nicht  zus.h&ngende  Fac- 
toTcri,  welche  das  bewirken.  Und  Noidanierika  ist  eben  bisher  ein  Stut  ohne  irgend 

ern>tIi(  hon  Riralen  auf  seinem  Continent,  noch  dünn  bevölkert.  Ob  sich  nicht  auf 
seinem  (iohiete  dereinst  bei  pTf^ssercr  Volksdifhticrkcit  n.  b<Hji;utcn'i<^rer  Eatwirkltini^ 
der  liitereäseugegcns&tze  getrennte  Staaten  bilden  werden,  steht  daiiia,  aber  erscheint 
nicht  QüvahrBdieinlich. 

3.  Den  Ausgaben  und  Opfern  für  das  Heer  sind  endlich  die 
grossen,  anch  ethisch  und  ftlr  die  ganze  Cnltur,  Kraft  und  Ge- 
8nndbett  des  Volks  hoch  bedeutsamen  Vortheile,  welche  das  Hee^ 
wesen,  anch  abgesehen  von  Sicherheit  nnd  Schuts,  in  yolkswirdi- 

schaftlicher  Beziehung  mit  sich  bringt,  gegenüber  zu  stellen: 
Beförderung  der  kf^rperlicheu  und  geistigen  Ausbildung  der  männ- 
lichen Jugend,  Anleitung  zur  Ordnung,  Pftnctlicbkeit,  Reinlichkeit; 
Gewandtheit  u.  s.  w.,  —  kurz  alles  Das,  was  das  Heerwesen 
wenigstens  bei  allgemeiner  Wehrpflicht  als  Scbnlang  leistet 
(§.  35).  Dadurch  wird  der  den  Völkern  hoher  Onltnrentwicklnng 
80  leicht  drohende. körperliche  nnd  sittlicbe  Verfall,  die  einreiBsende 
materialistische  Verweiehlicbnng  eher  verhütet  und  damit  erat  die 
Bürgschaft  dauernder  CultiubliUlje  gewonnen. 

§.  184.  Flir  die  Grösse  des  fortdauernden  Aufwandes 
für  das  Wehrwesen  kann  man  mit  Ran  (§.  73)  folgende  einzelne 
Umstände  als  hauptsächlich  massgebend  aunebnien: 

1.  Die  Grosse  nnd  äussere  Stellnng  des  Staats. 

Kleine  Staaten  können  aUerd.  mit  einem  gering.  Anfr.  ansicomm.,  da  sie  öfters  darauf 
vscbnen  dürfen,  durch  gegens.  Eifemicht  iler  grossen  Staaten  ge^chotzt  zu  werden  u. 
ihnen  durch  die  Loistnn^on  <]ct  grossen  Staaten  indirect  Srhnfz  und  Vortli-  llo  ^reiren- 
Uber  dritten  Völkern  und  Staaten  mit  zu  Thcil  zu  werden  ptiegen.  hiMtforn  vertluih 
sich  aber  nur  der  Aufwand  zu  Gunsten  der  kleinen  Staaten  nicht  richtig  aul  leuierc 
mit  Dies  gilt  far  die  Schiroiz,  Belgien,  Holland,  früher  auch  für  die  Dentsdwn 
Staaten,  für  die  Prciissen  die  nothwcndigen  Lasten  iheilweise  mit  trug.  —  Aualog  d-T 
Schutz  und  dif  Hand.-lsvortheüe.  die  Deutschen  n.  nnderen  Etirnpäem  durch  EoglaiKi 
and  Frankreich  in  Asien.  Amerika  m  Theil  werden  oder  früher  wurden. 

2.  Lage,  Grenzen  nnd  Natnrbeschaffenheit  des 
Landes. 

„Natürliche  (Gebirgs-)  und  Mcergreuzen  im  Vergleich  mit  solchen,  die  im  Üacheu 
Lande  laufen.  Gerundete  oder  zerschnittene  Gestalt  des  Landes'\  (Bau).  Sehr 
günstig  ist  die  Lage  von  Grossbritanoieo,  Frankreich,  Spanien,  Schweden  n.  Nonregen, 

sowie  von  >'ord;itn<  rika ,  <chr  ungOnstiir  war  bis  l^^CH  die  von  Preussen.  Die  Lkge 
Deutschlands  mitten  in  Europa,  in  Ust  und  West  ohne  feste  Naturgrenzen,  ist  wie 
die  des  chemal.  Polen  immer  eine  schwierige,  was  schon  an  sich  und  bleibend  einen 
grosseren  MiliUranfwand  bedingt.  — 

Jt>  nnrlidnin  d.ih*^r  nii'-h  ein  Staat  bereitn  die  ni'hti«rt'  und  den  YL-rliähnissen 
entsprechende  Deckung  seines  Staatsgebiets  mit  dt  in  Nationalgebi'  t  und  mit  dem  ihm 
geographisch  zukommenden  (Natur-)  Gebiet  —  „seine  natürlichen  Grenieu'%  ein  sehr 
woU  za  rechtfertigender  Aiupmch,  trotz  des  mit  dieser  Forderong  getiiefaeiKii  Hut- 
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branchs  —  eirdcht  hat  oder  nicht,  wird  sich  sein  refoimissi^  HUittiaofwand  vet- 
schieden  geBtaiten. 

3.  Seekttsten,  fiandelsscbif ffabrt,  Colonialbesitz^ 
was  wieder  den  Aufwand  für  eine  Kriegsmarine  bedingt. 

Daher  denn  auch  ein  besonderes  Marineministerium  neben  dem  Kriegsministeriuia 
fur  das  Landheer. 

IT.  —  §.  185.  Beschaffung  des  VVehrp ersonals (W ehr- 
ste  m). 

Natürlicli  ^^cbört  auch  dieser  Punct  als  ein  spi^f^ifi^rh  m  i  I  i  t  i  r t  c ch  n  i  s  ch  er 
u.  Hdiniuiätrativer  nicht  näher  in  die  Fia.wisä.,  kaum  in  dcui  Maasse.  wie  itau, 
§.  74  ff.  Q.  die  vor.  2.  Aofl.  dieses  B.  S.  244  ff.  ihn  erörterten.  Es  ist  nur  kurz  auf 
Ii.  tMitscheideiiilo  Holciitiini:  Jos  W('lirsysfems  auch  für  die  finanzielle  Sei'e  dos 
Wehrweäcns  liinz-uwei-eu.  S,  K  at /,  c  ii  h  o  f  f  r.  Staatgwchr,  S.  ^0  Ii.  Stein.  Ho**r- 
wesoo«  S.  40  11.  iitaliatik  bei  v.  Firks  a.  a.  0.  ÜpecicU  über  die  deutschen  Vcr- 
hütniflse:  w.  Briesea«  Reichskiiegsireeen  und  preu».  Militftrresetigebnng,  Dtlsseld. 
1S72,  bes.  S.  56  (P  Gesetz  ?.  9.  Kov.  1867,  vonacb,  wie  in  Prcussen  seit  J85S,  die 
Dien^^tpflicht  im  stehenden  Heer  und  der  Flotte  7  Jahre  ivom  vollendeten  20.  J.  an), 
wovon  '6  Jahre  „activer  Dienst 4  Beurlaubung  zur  ßeserve  mit  2  Uebungszeitcu, 
hierauf  5  Jahre  Dienst  in  der  Landvehr  mit  2  korzeren  Uebnngen.  Es  weiden  aber 
nicht  alle  20-Jährigen  zum  Dienst  einberufen  und  nicht  alle  Dienemluii  3  volle  Jahre 
Iv  i  den  Fahnen  („präsent")  behalten.  Die  längere  Dienstzeit  hat  die  Aii>?aben  bc- 
iräcbtüch  vermehrt,  aber  auch  die  Tüchtiglicit  der  Mannschaft  sehr  erhöht.  S.  auch 
Beichsmilitärgcsetz  v.  2.  Hai  1874  n.  CSes.  Uber  d.  Landstnrm  r.  12.  Febr.  1875. 
Dem  Landsturm  gehören  alle  Wehrpflichtigen  v.  vollend  17.  bis  zum  vollcnd.  42.  Jahre 
an,  welche  weder  in  dem  Heere  norli  in  der  Marine  stehen.  Ein  noch  sehr  unvoll- 
kommener üebergang  von  dem  Werbsystem  zur  heutigen  Einrichtung  war  das  in 
PiBQSsen  sog.  Cantonsystem.  Hauptverordnungen  von  17S3,  s.  z.  B.  Berovsky, 
Abriss  II,  641.  —  Das  neue  preuss.  deutsche  System  hat  jetzt  die  Runde  durch 
Europa  gemacht  It»  Frankreich  Kinführung  der  aliircmeinon  Wehrpflicht  durch 
iics.  v.  27.  Juli  1872,  20  J.  DienstpilicUt,  U  J.  in  der  Linie,  wovon  5  ia  der  eigentl. 
tctiren  Armee,  4  in  d.  Resenre,  11  J.  in  d.  Territ- Armee,  wotob  5  J.  in  der  eigent- 
lichen, 0  J  in  deren  Keserre.  Oesterreich-Ungarn,  allgem.  Wehrpfl.  nach  Ges. 
v.  5.  Dec.  1S68  und  XI.  ungar.  Gcsetzart  v.  \^f\s,  ^jfihr.  Dienst  in  Linie,  7  in  Ke- 
äer>-e.  2  in  Landwehr,  zus.  12  J.  Kussiand  Ges.  v.  I.il3.  Jan.  1874:  allgem. 
Webq)flicht,  15  J.  Dienstzeit  im  enrop.  Rossland,  wovon  6  actir.  9  in  Reserve.  S. 
Hanptpuncte  d.  Organis,  im  Goth.  Ta^chenk.  (D.  Ausi;-.)  1876,  S.  S26-  s'iti  (ies. 
aber  ru<^.  Reichswehr  v.  30.  Oct.  1876.  Italien.  allu:<  m.  Wehriiflii  ht,  Ges.  v.  7.  Juni 
1>75.  (irossbritan  n  ien  u.  die  Verein.  Staaten  v.  Noi  da  m  e  ri  k  a  haben  f. 
ihr  stehendes  Heer  am  Werbesystem  festgehalten:  die  letzteren  musatcn  aber  im 
Yerlanf  des  Bürgerkriegs  doch  zur  Conscription  greifen.  Sonst  Milizsystem  hier 
vie  mit  einiger  Verbeaiening  in  der  Schweiz. 

Das  in  neuerer  Zeit  fUr  die  angedeuteten  Aufgaben  des  Wehr- 
wesens allein  genügend  bewährt  befundene  Wehrsystem,  welches 

daher  auch  den  weiteren  Hnanzwissenscliattlicben  Erörterungen  zu 
(iruiule  zu  legen  ist,  ist  das  System  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, wonach  alle  erwachsenen  Jungen  Miinner  in  einem 
bestimmten  Alter  und  eine  gewisse  Zeit  lang  zum  Waffendienst 
gesetzlich  verpflichtet  sind  and  in  möglichst  umfassender 
Zahl,  jedenfalls  soweit  man  ihrer  bedarf,  auch  zu  diesem  Dienst 
gezogen  und  in  demselben  ausreichend  technisch  ausgebildet 
werden.    Um  die  hierdurch  erwachsende  Last  fttr  das  Velk,  die 
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Volkswirthscbaft  and  Bpeeieli  auch  iHr  die  Finanzen  in  den  mit 
dem  Zweck  der  Einrichtung  ¥erdnbaren  und  die  Erreichung  dieses 
Zwecks  selbst  mit  verbtfrgenden  Grenzen  za  halten,  wird  der  Mi- 
litärdienst und  damit  das  Heer  selbst  in  drei  Theile  getheilt: 
activer  Dienst  im  stehenden  Heere  beständig  unter  der  Fahne, 
darauf  lebergang  in  die  Reserve",  mit  zeitweiligem  I)ien>t  l>ei 
UebuDgen,  endlich  Üebertritt  in  die  Landwehr  mit  noch  kürzerem 
zeitweiligen  Uebungsdienst.  Die  Lasten  und  Kosten  werden  vor* 
nemlich  durch  den  Dienst  im  stehenden  Heere,  durch  die  Länge 
der  Dienstzeit  darin  und  die  Grt^sse  dieses  Heeres  gebildet  Daran 
gilt  es  daher,  soweit  dies  militftrtechniscb  zulässig  er- 
scheint, zu  sparen,  d.  h.  die  „Friedeuspräsenzstiirke" 
des  stehenden  Heeres,  die  Länge  der  Dienstzeit  darin,  die 
etwaigen  Beurlaubungen  während  letzterer  oder  vor  deren  völligem 
Ablauf  möglichst  mit  nach  vol ks wirthscbat'tlichen  und 
finanziellen  Rttcksichten  einzurichten.  Aber  ohne  eine  hin- 
länglich  hohe  Friedenspiäsenzstärke  und  Länge  der  Dienstieit 
kann  das  Heer  auch  hei  diesem  Webrsystem  seine  Aufgabe  nicht 
erfüllen.  Eine  blosse  Landwehr  oder  Miliz,  ganz  ohne  oder  mit 
einem  ganz  kleinen  stehenden  Heere  und  mit  sehr  kurzer  Dienst- 
zeit unter  der  Fahne  (Schweiz)  gentigt  nicht.  Das  stehende 
Heer  soll  und  muss  vielmehr  nach  dem  bewährten 
preussischen  Muster  die  Durchgangsstufe  für  die 
gesammte  Landwehr  bilden.  Sonst  wird  letztere  besten 
Falles  erst  im  längeren  Verlauf  der  Kriege  ihrem  Zwecke  ent- 
sprechen, damit  aber  auch  ein  volkswirthschaftlicher 
Hauptzweck  des  modernen  Heerwesens  —  Verl^iiizuu^  der 
Kriegsdauer  —  vereitelt.  Durch  die  Ver))imlung  von  stehendem 
Heer,  Keserve  und  Landwehr  wird  jedoch  eine  Verminderung  de^ 
ersteren  zulässig  und  die  Bereithaltung  grosser  i:>treitkrätte  fttr  den 
Kriegsfall  mit  mässigeren  Kosten  möglich. 

A.  Smith  hat  fbr  seine  Zeit  als  in  Europa  hemeheade  Begol  anfpafilhrt,  da«s 
das  Heer  ohne  grossen  Nachtheil  niclit  über  1  "/y  der  BevölLenuig:  (»etragen  dürfe. 
Eine  feste  Kegel  der  Art  liisst  sich  aber  nicht  wolil  aufstellen,  weil  zu  vielo  und  zu 
verschiedenartige  Factorcu  hier  einwirken.  Für  da-s  ^stehende  Heer  tritlt  die  Quote 
ubrigetts  aadi  jetzt  noeh  mohifach  ann&hemd  m.  Vfl  Kau,  Noteu  zu  §.  14,  ror, 
Aufl.  dieses  Band^.  S.  240  u.  folgende  it' srt/l.  Bestimmungen:  Deutscher  Bund: 
Beschlüsse  v.  Apnl  1821,  13.  Sept.  Ib'd'I  u,  21.  Juni  1S41.  Rtschluss  der  deutschen 
NationalFersamiüiuitg  vom  15.  Juit  Verfügung  des  Reicliskncgsminist  v.  12.  Aug. 

184S.  VerfawQDg  dos  Nordd.  Bundes  v.  16.  Jali  §.  60:  die  Fried^ 

präsenzstarke  des  Rundesheers  ist  bis  1871  1  Proc.  der  Volkszahl  von  1S67.  Reicfi#- 
militarges.  v.  2.  Mai  IST-l:  Friedenspräsenzstiirke  des  Heers  an  Untcrofficieren  und 
Mannschaften  (also  ohne  Ofiicieret  v.  1S75 — bl  =  401,059  Mann,  worauf  die  £iii- 
j&bri(-Freiwilligen  nicht  ia  Amedurang  Itmnmeo.  Die  Zähl  ist  dieselbe  wie  im  Ges. 
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T.  9.  Üec.  1*^71,  d.  h.  gleich  1  der  ZoUabrechn.-BevöIker.  v.  1867  u.  der  elsass- 
loihr.  Bevölk.  nach  d.  franz  '/.Ihluiig  v.  1SG6.  Durch  Rcichsges.  v.  t».  Mai  ]^^^)  ist 
die  Fricdeuäpräöeuzstärke  des  Kcichbbcei'ä  f.  d.  Zeit  v.  1.  Apr.  ISSl— 8b  aut  427,274 
Sfanik  erhöht  voiddn.  Dizn  konmoii  jetzt  18*128  Ofificiare,  81,628  Dienstpfodo. 
Ot&c,  u.  Maniisch.  ziemlich  ^-^^  iiau  IV«  ^  ja^an  Be?ölk.  —  In  Frankreich 
war  Tor  I'^IS  der  Stand  .'MO.odo  Mann  oder  nicht  sranz  !  Proc.  Für  1S64  war 
^ohne  Geudarincriü)  der  Fncdensstaud  ü  'J.'i  Proc.  der  Voiksmcngc.  Nach  dem  Ges. 
T.  1.  Febr.  1868  das  acÜreHaer  400.000  Mann,  ttber  1  Proc,  die  Reaerre  ebenaorial, 
die  mobUo  Hationalgarde  ungefähr  550,000  Mann.  Nach  der  Durchfuhrung  de:»  neuca 
Militärges,  v.  1872  u.  des  Cadresgcü.  v.  \H.  März  1875  sollte  d.  Eifoctivbestand  d. 
actireu  Armee  ^ohue  Gendarmerie)  4G^,3ÜS  Maua  u.  107,227  Pferde  betrageo.  Für 
1882  wird  er  mit  47iJ01  Mann  a.  118,331  Pferden  angegeben,  d.  h.  attf  1.25% 
der  Bevölkerung.  S.  d.  Hanptpuncte  d.  neuen  Organii^.  im  Goth.  Jahrb.  1S76  (D.  Aus- 
gabe) S.  593—605.  —  Nach  v.  Firks  a.  a  0.  S.  :!7.'{  II.  war  um  I87.S-74  : 

FriodaiUDrü.-  Krhöhnii-  •l.  r-.  Im  Kriepe  zum  Die  verf.  OA'vn- 

•Sl^a  MumT  I'*'»'-'""^:' "  <i  ■t'  <  iit  1-  'tiiumt.  RivMnnnn  b«tr&);t% 

•WKW  mnn  Utit»^  xtach  Trupp.  %d.Jloröik.  d.  Berftlk. 

Dcatsches  fiaich            422,900  S  4Sfiach  3*07  2*60 

<Jesterreich-üngarn          273.800  3  05  „  2*39  1  57 

Frankreich                      453,000  2*50  „  2-51  !'76 

Gr.  Britann.  (.Europa)        67,100  7*67  „  l  oO  0  29 

Italien                         214,400  3-14  2*27  P89 

Kusölaud  (Eonpa)           751,600  2.03  ,,  1*85  1  00 

iz                            —  —  7-30  4-02 

Belgien                          41,400  2  47  „  1'86  l'SO 

Holland                         26,000  2  73  „  174  0'99 

Ebendas.  S.  3(it»  ff.  die  VoTtboiliing  der  europäiscli.  ii  Heere  in  Waffengattungen  und 

in  Feld-,  Kt  r^  e-,  ßesutzungs-  nnd  Landosverthoidigangstroj^paa,  aoarie  die  spec.  Be- 
rechnung der  Oiiensivstürken. 

III.  Militärökoiiomik. 

Fi  .iii  hat  in  d.  5.  Ausg.  einige  sporadische  Bemerkungen  ttber  diesen  Piiim  t  in 
i;.  7.">  u.  76  (auch  §.  73,  Anm.  a.i.  Die  he/.üy;li(  ln  ti  Erörterungen  wurden  in  dii  von 
mir  besorgte  »J.  Ausg.  Kau's  noch  fast  unverändert  henibergenommen.  Sie  reichten 
jedoch  nicht  mehr  ans  und  entiiielten  Tornemlich  Bür  einige  eigentlich  selbstverständ- 
liche Sparsamkeits-  u.  ähnl.  Kegeln.  Ich  habe  bei  der  2.  Aufl.  meiner  Neubearbeitung 
geschwankt,  oh  irh  ein  Einjr  ■Ii"»  auf  den  Geg'  n-^laml  an  diesem  Orte  nicht  li-  lKT 
ganz  unterlassen  sollte,  da  es  sich  hier  doch  nur  um  eine  ganz  kurze  Oricntirung 
in  einem  Gebiete  handeln  kann,  bei  dem  das  practische  Detail  die  Ilauptsache 
ist  und  wo  es  an  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  fast  fehlt,  ztiinal  sich 
auch  bei  diesem  Gegenstand  dcutliili  zeigt,  dass  auch  er  nach  seiner  k ono- 
mische u  und  fi  11  an  zi  eil  c  II  Sritc  nicht  sowohl  in  die  Finanzwissoiächnft, 
als  in  die  Yerwaltuugslchre.  hier  iu  die  M  ilitärverwaltungslehie,  gehört. 
Doch  schien  mir  bei  der  fast  noch  fehlenden  Ausbildung  der  letzteren  Disciplin 
ui<  Ii  ein  solches  bloss  orientirendes  Eingehen  auf  diese  Specialfragen  der  „Mili- 
•arnnanzcn"  hier  schliesslirh  doch  zweckmässig.  S.  S.  24!>  ff.  d.  vor.  Anfl.  Die 
be^Ugl.  Abschnitte  in  Stein  s  Lehre  vom  Heerwesen  (S.  215  tt'.,  bes.  233  Ii.,  s.  auch 
S.  18,  26  ff.)  enthalten  eine  umCusende  principielle  ErOrterong,  in  der  sich 
St  ein 's  Meisterschaft  im  Schematisireu  und  Formufiren  wie  s<;Ifen  zeigt,  aber  auch 
die  Einscitigk<  it  dieser  R»3handluii2:sweise  sich  besonders  fühlbar  macht.  Die  Grund- 
anschauung  über  das  Heer  als  „blos  consumirender  Körper"  ist  ohnehin  grundfakch. 
Vgl.  sonst:  Yeigleich.  Dantell.  der  Wehrrerhiltn.  in  Europa  (v.  dsterr.  Genemistab) 
1871.  —  Von  besonderem  Interesse  ist  es,  zu  beobachten,  welche  Verschiedenheiten 
der  finatizicUeu  Kesrulirung  beim  Militärwesen  aus  dorn  Princip  der  Z\\'ani;:ssfcllun{!;^ 
folgerichtig  hervorgehen,  verglichen  mit  den  Verhältnissen  des  Bet>oIdungswesens  im 
gewöhnlichen  Staatsdienst  Im  Folgenden  wird  daher  die  bezugliche  EtOrtemng  über 
Besoldangspolitik  im  vor.  Kapital  nach  dieser  Seite  erglnst 

§.  186.  Der  Finanzbedarf  des  MUitärwesens  gestaltet  sieh  nach 

ileiu  VVehisj)  nLcm  natürlich  bclir  vcrschietleu  ia  seiner  Höhe,  seiner 
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Gliederong  und  zum  Theil  aucb  noch  in  der  Art  seiner  Deckung. 
Man  mass  daher  bei  einer  linanzieUen  Betrachtung  des  Militär- 
wesens Ton  einem  bestimmten,  in  seinen  G-nindzttgen  feststellen- 
den Wehrsystem  ausgehen,  als  welches  hier  das  prenssisch- 

deutsche,  jetzt  in  den  meisten  Contineiitalstaaten  ähnlich  be- 
stehende, im  vorigen  kurz  geschilderte  angenounuen  wird 
Die  Verhältnisse,  welche  den  Finanzhedart  des  Heers  und  der 
Flotte  betreffen,  kann  man,  vom  Standpuncte  der  Militärverwaltung 
ans  betrachtet,  als  Militärökonomik  snsammen  fassen.  FOr  die 
Aufgaben  der  letzteren  ist  zn  unterscheiden: 

1.  Der  Friedens-  und  der  Kriegs  zustand.  Im  Folgen- 
den wird  die  Militürökonomik  nur  für  den  ersteren  genauer  be- 
trachtet. 

Es  ist  j<doch  nicht  zu  übersehen,  dass  das  Militärwesen  schliesslich  docli  im 
Frieden  tur  den  Krieg  oingerichtct  wird,  ciu  Güsichtspunct ,  welcher  zumal  lUi 
jetzigen  Heerwesen  rorherrsclit  ond  nothveDdig  euch  die  spedell  milit&rökonomiscbe 
oder  tinaßzielle  Regelung  beeinflusst.  Die  speoielien  Verhältnisse  im  K  rieg ->/ ustaud 
werden  rn*  hrfach  antea  mit  berfthit.  fiesoaders  ?oa  demselben  haadelt  mtm  Abtk  V 
dieses  Abschnitts. 

2.  Im  Friedens  zustand  niuss  mehr  fast  als  bei  irgend 
einem  anderen  Verwaltungsetat,  mit  Ausnahme  de^enigcn  grosser 
Öffentlicher  Bauten  (Strassen,  Eisenbahnen  u.  s.  w.),  im  Militir- 
etat  zwischen  denjenigen  Ausgaben,  welche  wirklich  ordentliche, 
und  denjenigen,  welche  ,,staat8wirthschaftliche  Kapital- 
anlagen" sind,  initcrsLhicden  weiden,  genau  in  Gemässhcit  der 
in  §.  ijo  l)e^iimdcten  Kiiitheihmg  des  F'inanzbedarfs 

Zu  bolcheu  einualigcu  oder  nitrht  regelmässig  wicderkcbrendeu  KapitaiaiüageQ 
gehören  namentlich  die  dardh  die  Fortschritte  der  Technik  im  System  der  An- 

griirs-  und  Verthcidignngsmtttel  (Werkzeuge,  Kriegsmaschinen,  Watten)  nnomgäiiglich 
werdenden  Neu  Ha  Uten  oder  iiinf :i>si'ndereri  Ihn  bauten  von  Festuntren,  Kri-  j?- 
häfen,  Kriegsschiffen,  die  Uuigestultu  ng  der  Waffen;  ferner  die  durch 
veränderte  Militärorgauisatiou  (Erhöhung  des  stehenden  Heers  u.  s.  w.)  be- 
dingten neuen  oder  grösseren  Kasernirnngs- ,  Magazin-  und  ähnliche  Bauten. 
Auch  f;  rn  vs  (■  p  dli  t  i  M  Ii  f  H  tn  gostalt  un^f  n  ,  Veränderungen  im  Stant^f^ebi' tc  u.dgl.  m., 
machen  mitunter  solche  Ausgaben,  für  neue  Befestigungswerke  u.  s.  w..  nuihig. 

Nach  grossen  Kriegen,  mögen  sie  mit  Sieg  oder  Niederlage  endca,  bildet  da» 
sogen.  Retablieeement  der  Armee,  d.  h«  der  Wiederersatz  und  bez.  die  Verbessening 
dos  im  Kriege  verhrnii  -htcii  oder  aü»  ungenügend  befiiniiviien  WiilV.  ii-  und  soDstigrMk 
Materials  (^Kuhrwerke,  Klci'ltiiig  u.  3.  w.i  fine  ebenfalls  in  Kategorie  irfhörig-" 

Ausgabe,  »'eiche  nun  iui  Fiiedenszustand  zu  uiachcn  ist.  Im  Militäretat  wird  auch 
gewöhnlich,  wenn  es  sich  wenigstens  nm  einigermaseen  erhebliche  Ausgaben  Ar 
diese  „Kapitalanlagen"  handelt,  ^grundsätzlich  richtiger  als  in  di  n  mL'isten  sonstigen 
Etats,  zwischen  der  „ordentlicljea**  und  einer  solchen  ..anis-rrordcntlit  heu**  Aasgat>e 
unterschieden.  Nur  kleinere  Posten  der  genannten  Art,  für  die  etwa  durchscliniti- 
llch  jährlich  yorl^ommenden  ErnetterongeD  des  Materials  und  Netibanton  oder  flir  eine 
militärische  Reform,  welche  absichtlich  nur  lani:s;im  —  dann  freilich  oft  aiis  finan- 
ziellen KUcksirhten  erst  in  einer  Reihe  von  Jahren  —  diirchgefuhrt  werden  soll, 
pilegen  in  da»  gewöhnliche  Ordlnuiium  gestellt  zu  werden,  z.  B.  der  Neubau  lou 
Schüfen  zur  ersten  GrOndnng  einer  Flotte  oder  die  Nenaalage  ron  Befestigungsweiten. 
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J)ft  jedoch  der  einmal  gutgcheissene  Zwe(^  solcher  Ausgaben  Ii  1  tztercn  meist  nicht 
als  verschiebliche  erscheinen  lässt,  so  ist  eine  solche  Regelung  des  Finanzhedarfn  für 
militärische  Kcforuicn  die  Ausnahme:  Alles  Umstände,  welche  die  Militärökoaomik 
aaden  festalten,  als  diejenige  eines  anderen  Staatsrervaltaugszveiges. 

Die  ausserordentliche  Bedeutung  dieser  Kapitalanlagen  im  gegenv&riigun  .Militär- 
budget ist  in  erster  Linie  ^  Fnl^^c  der  veränderten  und  vcrbcs-i  rten  T'chnik  in 
den  Angrilßs-  und  VertheiUigun^siiiittcln.  Einen  guten  Einblick  in  diese  Verhält- 
nisse gewähren  die  Verwendungen  des  Deutscheu  Reichs  für  diesen  Zweck  nach  dem 
fnnzjlis.  Kriege  v.  1S70 — 71.  Die  Hanptdaten  der  Beich^^inanzsta(istik  s.  o.  8.  422. 
\Veit<  re>  Detail  nach  d.  Reiclistagsafton  in  meinem  Art.  Reii  h-ifin.mzwesen  a.  a.  0. 
Vom  Hetablissement  des  norddeutsclien  Heeres  (incl.  Baden  und  llcsson)  kamen 
z.  B,  ^0-12  Mill  Thlr.  auf  verbessertes  Artillerie-  und  Waff  enwesen,  wovon  iJ4  74  .Mill.Thlr. 
auf  1,737,000  StOck  neue  Hintcrladorgewelire  zu  20  Thlr.  d.  StQck;  9*3  MtU.  Thlr. 
für  die  dazu  gehörigen  ratiuiirii  flOtM)  Stück  scharfe  Patr.  ktoteri  jetzt  3.5,  früher 
nur  15  Thlr.);  17-113  Mili.  Tlilr.  lur  Ersatz  des  Artilleriematerials  i  1  I^utteric  2!>,87i)  Thlr., 
ebensoviel  wie  vorher  schon,  1  ]^Iuuitionscoloune  31,370  Tiiii.).  die  Munition  dafür 
3  34  MUl.  Thlr.  (1*5  Mill.  Schuss  ta  2V4  Thlr.).  —  Der  auf  100  Mill.  Thlr.  reran- 
Schlagte  Festungsneu  -  und  Umbau  verlangt  besonders  we^ri-ii  dos  neuen  Systems 
7,ih!reicher  detachirter  Forts  so  viel.  Bei  den  fdteren  Festungen  sind  57  solcher 
Furt»  zu  450—700,000  Thlr.  p.  Stuck,  im  (i.  zu  30  Mill.  Thlr.  veranschlagt.  Bei  der 
Marine  sind  es  die  Hafen  bauten  (W^ilhelmshafen  hat  bis  1875  bereits  aber 
3S  Mill.  Thlr.  gekostete,  die  Schiffe,  bes.  die  Panzerschiffe  (eine  Panzer- 
fresTitf."  2 — 3*5  Mi!!.  Thlr.).  die  Küstenbefestigungen,  di'  artilleristische 
\u8rustuüg  der  Forts  und  der  Schifle,  welche  so  riesige  Summen  beanspruche«. 
Vgl.  Näheres  Uber  d.  deatsche  Flotte  in  meinem  Reichsfinanzves.  S.  147  ff. 
{Jahrb.  d.  D,  Reichs  III).  —  Die  grossen  Ausgaben  für  diese  „Kapitalanlagen"  sind 
iu  Deutschland  seit  1S71  aus  der  französ.  Contribution  gedeckt  worden.  Sonst  sind 
hier  die  früher  dargelegten  allgcmcinea  Grundsätze  der  Staatsbedarfsdeckung  anwend- 
bar, also  erentneil  anch  Anleihen:  wie  frflher  im  Hordd.  Bunde  ftlr  die  Marine  n. 
neuerdings  wieder  im  Reiche  (§.  IM»  11.).  Bei  der  Verth  eil  ung  der  betr.  Ausgabe 
auf  «»ine  lieihe  von  Jaliicn  »Tiqififhlt  sich  Deckunfr  mit  ord.  EiiiiiahiiKni .  die  ani  h 
dann  nicht  selten  ist,  denn  Anleihen  sind  hier  immer  missiich  bei  der  Unsicherheit 
der  Dauer  dieser  Anlagen  (nene  techn.  Fortschritte!). 

3.  Der  Finanzbedart'  des  MUitärwesens,  insbesondere  der 
ordeDtlicbe,  lässt  sich,  wie  derjenige  anderer  Dienstzweige;  in 
Geld-  und  Natural-  und  in  Personal-  und  Realbedarf  ein- 

tbeilen.  Aber  diese  Eintheilung  und  die  ihr  entsprcchcndeii  Quoten 
des  ganzen  Hedaris  babcn  in  der  Militärökonouiik  eine  m an c Il- 
lach andere  Bedeutung  als  iu  der  Oekouomik  andrer  Ver- 
waltungen. 

§.  187.  —4.  Natural-  und  Geldbedarf.  Die  Entwicklung 
der  Geldwii^thschafit  im  Allgemeinen  und  die  Beseitigung  der 
meisten   Natnraleinnabmen   ans  privatwirtbscbaftlichen  Erwerbs- 

/.weigeu  insbesondere  haben  zwar  auch  in  der  Mi liUii Verwaltung 
den  Geldbedarf  zum  vorherrschenden  gemacht.  Aber  die 
specifischen  Mängel  der  reinen  Geld  wir thschatt  bei  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  treten  im  Militärwesen  besonders 
sebarf  hervor,  so  dass  hier  aus  diesem  Grunde,  im  Interesse  des 
Zwecks  selbst  wie  der  bei  seiner  Durobfflbrnng  betheiligten  Per- 
sonen,  mitunter  auf  die  naturalwirthsehaftliche  Befriedigungs weise 
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der  Bedttrfniflse  snrilekgegriffen  oder  bei  deradbeo  stehen  geblieben 
werden  nrnss,  wenn  dies  auch  in  anderen  Zweigen  der  Staatsver- 
waltung ann5tbig  oder  nnzweekmttssig  ond  selbst  schädlieh  ist 

Jene  Erentiulitit  li^  besondexs  ia  zwei  FAUen  rar: 

a)  Einmal,  wenn,  wie  im  Mi]iUrwes(  n  nicht  adten,  das  in  §.  IT»!  für  soL  he 
Fälln  auf<rcstelltc  Princip  zutrifft:  innrigelhafte  privatwi  rthsc  haftliche  V.  r- 
Itohrsconcurreoz,  weswegen  die  Militärverwaltung  oder  Uie  Militärpersonen  ihre 
BedOrfnisse  nach  gewissen  naturalen  Gütern  mittelst  Geldes  ungenügend  befriedigen. 
Im  Interesse  des  Diensts  wie  des  Dienen  muss  dann  mehrfach  Naturälbo<i;irf  statt 
Geldbedarf  voig^eseheu  werdrjn,  was  demgemä^s  bei  dem  rersonal-  und  Koallx^darf 
zu  theilwciscr  Natural-  statt  GoHbcsoldung  und  zur  Eigen productiuu 
gewisser  Bedarfsgegenstände  statt  du»  Anlauf»  Jci"selben  mittelst  Gelds  im  Verkehr  fuhrt, 
h)  Sodann  moss  —  bei  der  besondereii  Wichtigkeit,  welche  der  Verftkgung  aber 
gewiss*'  Bedarfsg-e^cnständc  überhaupt,  von  richtiger  Art  und  zur  rechten  Zi  it  Seitens 
der  MilitÄrverw.ihutig  und  der  (Mtizelnon  ^liÜtärporsonen  Wizulefjen  )>t.  weil  davon 
die  sichere  Eiiuiluug  des  Zwecke  des  Militarwescus  wesentlich  mit  abhängt  —  die 
natoralwirthschaftliche  statt  der  geldwirthschaftlichen  Beschaffiin^ 
des  Mililä  rbcdarfs  auch  sonst  noch  in  manchen  anderen  Fällen  vorgezogen  worden, 
wo  der  vorerwiilmt'^  Mangel  der  Geldwirthschaft  sich  sonst  iiirht  störend  homcrkbax 
macht.  Dies  gilt  besonders  hinsichtlich  der  Befriedigung  gewisser  „Individual" 
bedOrfDisse*'  (6.  §.  139)  der  MÜitftrpenoDeo,  namentlich  der  znr  sogen.  Mannschaft 
gehörigen.  Weil  jeder  Einzelne  nicht  nur  in  seinem  persönlichen,  sondern,  da  er  ein 
dienendes  Glied  im  Militärorganismus  ist,  auch  im  Dienstintcressc  solche  Be- 
durfnisse richtig  befriedigen  soll,  muss  das  natural wirUischaftlichc  System  hier  mit- 
anier  in  grosserem  Umfange  beibehalten  werden,  denn  es  ist  dasjenige,  welches  mehr 
als  das  gcldwirthschaftliche  die  genügende  Sicherheit  hierfür  bietet.  Daher  wicdenun 
im  Besoldungswesen,  wenigstens  bei  der  Maunschaitt  mehr  liatnral-  als  Geldbesoldong. 
Gut  motivirt  r.  Stein,  Heerwes.  S.  'IHfi. 

Im  Kriegszustände  fehlt  die  pmatwirtbschaiUiche  Ver- 
kebrsconcurrenz  oder  fnngirt  sie  noch  maDgelhaftef;  während  die 
ordentliche  Befriedignng  auch  der  Individoalbedttrfnisse  der  Mi- 
litärpersonen vollends  die  Voranssetznng  des  Erfolges  ist  Hier 
erweist  sich  daher  das  System  des  reinen  Geldbedarfs  nodi  nnzii- 
i  eichender. 

§.188.  —  5.  D e r  P e r s o  n a Ib c d  a r  1".  Der  Militärfinanz- 
bedarf lässt  sich  wie  derjenige  anderer  Verwaltungszweige  in  die 
beiden  Hauptkategorieen  des  Personal-  und  Realbdarfs 
theilen,  je  nachdem  die  Finanzwirthschaft  dem  Staate  die  Sadi- 
gttter  (das  Geld)  zur  Herbeiziehnng  der  unmittelbar  bedarften 
Arbeitsdienste  oder  der  ebenso  (natural)  bedniften  Saebgttter 
liefern  soll  (§.  150).  Aber  der  Personal-  wie  der  Realbedarf  mnss 
im  Militärwesen  nach  dessen  eigentbtimlieher  Natur  und  nach 
dessen  Hpccitischcu  Zwecken  mehrfach  anders  geregelt  werden, 
als  in  anderen  Zweigen  des  Staatsdienstes.  Es  gebt  dies  zum 
Theil  schon  aus  den  obigen  Bemerkungen  tlber  den  Naturaibedarf 
hervor.  Jedoch  kommen  hier  anch  noch  andere  Momente  in 
Betracht  Es  muss  namentlich  zwischen  dem  durch  Dienst- 
vertrag beschafften  Personalbedarf  (Officierwesen) 
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und  dem  Hannsehaftsbedarf  bei  gesetzlicher  Dienst- 
pflicht nnterscbiedeii  werden.  Das  verschiedene  Vorgehen  be- 
dingt wesentlich  verschiedene  Einrichtungen.  Im  Unterschied  zum 
Werbesystcüi  wird  im  heutigen  Wehrsystem  der  ^rösste  Theil  des 
Jleen'.s  ,  die  „iMannschaft",  in  der  Kegel  nicht  im  VV^ege  des 
Vertrags,  sondern  mittelst  Zwangs  dem  Staate  zur  VcrfUgnng 
gestellt  Im  Grossen  und  Ganzen  macht  hiervon  nur  das  Offt- 
eiercorps  (and  die  ihm  gleichstehenden  Militärbeamten  n.  s.  w.) 
eine  Ausnahme.  Nor  fttr  diese  ist  der  Militärdienst  der  Hegel  nach 
frei  gewählter  Lebensbernf.  Bei  den  übrigen  Soldaten  tritt 
die  vertragü  m  ässige  HeibeiziehuDg  der  Arbeitskräfte  meistens 
nur  für  die,  die  gesetzliche  Dienstzeit  überschreitende,  längere 
Dienstzeit  ein,  z.  B.  bei  einem  grossen  Theile  des  Unterotficier- 
corps.  Für  allq  Anderen  ist  der  Militärdienst  kein  freigewählter 
Beraf,  sondern  die  Leistung  einer  staatsbürgerlichen  Pflicht 
in  der  Form  eines  persönlich  zn  ttbernehmenden  (Na- 
tQral)dien8te8,  —  einer  Pfliobt^  welche  ihr  nächstes  Analogon 
in  der  Stcucrpilicht  hat.  Für  die  tinanzicllt-  Regelung  des 
Personalbedarfs  im  Miiitärwcsen  ergeben  sich  aus  diesen  Ver- 
hältnissen wichtige  Folgerungen. 

a)  Der  durch  Dienstvertrag  bescbattte  Personal- 
bedarf. Die  finanzielle  Ordnung  dieses  Theils  des  Personal- 
bedarfsy  also  insbesondere  die  Ordnung  des  Besoldnngswesens  des 
Officiercorps,  hat  m  der  Hanptsache  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Besoldungspolitik  im  Staatsdienste 
( s; .  1  h'l  d .)  ZU  erfolgen.  Abweichungen  werden  aber  einmal 
nach  dem  oben  dargelegten  d  a  t  n  r  a  1  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e n  Ge- 
sichtspunctCy  dahci*  besonders  im  Kriegszustände,  sodann  in 
ciBigen  Pnneten  auch  nach  der  specifi sehen  Natur  des 
Militärdienstes,  verglichen  mit  dem  sonstigen  Staatsdienst, 
bedingt 

Solcher  Puncte  siud  mancherlei,  die  Mrichtigsten  wohl  die  folgenden: 
a)  Der  U Uitftrdienst  bringt  auch  im  Frieden  besondere  Last,  grössere  kOrper< 
lirbe  Anstrengang,  breitere  Beschrcinkiino:  der  indidduellen  Freiheit  (Diüciplin)  mit 
sich,  wofür  thcüs  in  der  materiellen  Besoldung,  thfiils  in  gewissen  EhrenForthdlen 
153;,  theii»  in  der  Aussiclit  auf  spätere  Versorgung  im  Civildienst —  so  beäoiiders 
Mch  bei  den  Uber  die  gesetzliche  Zeil  binavs  dienenden  Mannsdiaften,  (Doteroffi- 
ciereu  u.  s.  w.)  —  eine  gewisse  Compcnsation  gewährt  werden  muss,  wenn  auf  ein 
genügendes  Angebot  der  erforderiiehen  Arbcitskrrifte  des  Dien>5tzwcigi?  soll  i,n>rer!inet. 
werdtiii  kuuueu.  Zur  Sicherung  des  Staab  in  letzterer  IliusicLi  dient  auch  iJic  Kiu- 
richtOBg,  die  Kosten  der  Vorbildang  des  Militärs  ganz  oder  grossentheils  auf  den 
Staat  zu  übernehmen .  so  dass  dann  auch  bei  kleinerem  Gehalte  der  Dienst  lockend 
erscheint,  weil  ein  H.iuptposten  der  Selbstkosten  der  Arbeit,  die  Amortisation  und 
Verzinsung  de^  Erziobungs-  und  Bildungskapilais  i^^.  lUi^)  wesentlich  verringert  wird. 

A.  Waf^ner.  FiüJimwiMiimiwhaft  l.    X  Anfl.  28 
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In  dieser  Weise  rirken  die  öffentlichen  militärischen  Erziehnngs-  und 
BiidUQgsaiistalten,  von  denen  jene,  die  Cadettenhäu sor,  weniger  die  Militär- 
Wsisenhäuscr,  freilich  die  Gefahr  einer  kastcuartigen  Absondcning  des  militärischeji 
Berafeslands  und  der  ihm  romamlich  sich  wldmendeD  E^unilian  ron  der  fthngeB  Be- 
TOlkemng  mit  sich  bringen. 

Di'^  An'jpriJche  auf  „rivilvprsorpino:"  sind  mehrfach  als  (.'in  Mittel,  zum 
Militärdicubt  auzueifem,  in  ein  Systi^m  gebracht  worden.  Vgl.  f.  Prcu^äscn  bes.  d. 
C.-0.  r.  20.  Juni  lSß7  aber  d.  Glrilrersorg.  v.  GifilaiisteU.  d.  ItfUitlipen.  d.  H«en 
u,  d.  Marine  vom  Feldwebel  abwärts  (Re|;lein.  \.  Ki.  .Tnni  1S67),  n.  a.  bei  Bri'"?«  n 
a.  a.  0.  S  400  ff.  F.  d.  D.  Reich  Militarpensionsgos.  v.  27.  Juni  1S71  §.  58,  75  li. 
(CirÜFersorgung  f.  Invalide),  Ges.  v.  4.  Apr.  isli  ^.  10  (ünteroffidere,  welche 
nicbt  ab  Inraude  Tersorgnngsberechtigt ,  erhalten  nax^h  12 jlhr.  actiTem  Diüiste  bei 
fortgesetzter  guter  FtihroDg  den  Anspruch  auf  Civilversorgung).  —  Verbesser,  d.  Lage 
d.  ünterofficiere  (noch  immer  kaum  genügend,  um  den  Mangel  zu  heben)  durch  Reirhs- 
geseUv.  U.  Juni  1  $73.  —  Deutsches  Reich,  £t.  f.  1876:  Caduttuuaastaiten  1  173  Mill.  M., 
feioer  In  Baiem  0*090  M.  M.«  Uilitlitawbeneiziehiuigdiutit  v.  flanlMudraleii  r^p. 
0.349  u.  0  <)4S  M.  M.  BeichseL  f.  1S8S/84  f.  Militäretdeh.  n.  BUdongsvesen  tiberh. 
(ohne  Baiem)  4  81  Mill  M. 

ä)  Ferner  lUhrt  der  utlicierborof,  tbeils  in  Verbindung  mit  den  Dienst- 
pflichten, z.B.  in  Bezug  auf  Waffen,  Kleidung,  Pferdehaltiing,  tbeils  wohl  oder  flbel 
in  Yerbindnng  mit  gewissen,  wenigstens  nicht  auf  einmal  zu  beseitigenden  nnd 
für  den  Einzelnen  noth wendig  mehr  oder  weniger  mit  massgebenden  Sitten  in  der 
Lebensweise  und  im  persönlichen  Auftreten,  zu  gewissen  Extraausgaben 
im  Vergleich  zum  Girilstaatsdiendt ,  welche  eine  Compensation  in  der  Besddong  for- 
dern, wenn  auf  genügende  Versorgung  des  Personalbedarfs  Seitens  des  St:uits  gerechnet 
lind  der  OfficieiUienst  nicht  vollends  wonif^stins  thatsäehlich  das  mehr  oder  weniger 
exclusive  Privileg  gewisser  begtlterterer  Volksclassen  werden  soll. 

y)  Insoweit  endlich  der  Militärdienst  grössere  körperliche  Tüchtigkeit 
verlangt  oder  dieselbe  ?ermindcrt  oder  zum  Tode  des  Milit&rs  fuhrt,  da» 
her  besonders  im  Kriivs^e.  nuiss  das  nulitürisrhe  Pensionswesen  anders  als  im 
Civildicnst,  im  Allgemeinen  für  den  Dienenden  günstiger  eingcri<litet  werden,  so- 
wohl das  eigentliche  oder  R  u  hegehalts- als  das  Wittwen-  und  W  ai&eup ensious> 
wesen.  D.  Belchsges.  y.  27.  Jnni  1^71  nnd  4.  April  1874.  Oesterr.  Ges.  i. 
27.  De(  .  1V75. 

Manche  einzelne  Abweichungen  hierin  und  im  Besoldungswesen  des  Ofticiers 
gegenüber  dem  Civilstaatsdiener  sind  freilich  nur  da  zufälliges  historischem 
Privileg  den  enteren  Standes,  das  entweder  beseitigt  oder  dem  GivikiienBl  gleiolaettig 

zu  Theil  werden  mOsstc,  z.  B.  die  Bei>timmung,  d.iss  im  Militärdienst  die  Pensionintng 
von  einem  gewissen  Alter  an  ohne  Nachweis  der  körperlichen  öntnugÜrhkeit  von 
dem  Dienenden  irufordert  werden  kann  159).  Manche  Mängel,  wie  wenigstens  \äi 
vor  Knnem  in  den  unteren  Dienststnfen  immer  noch  m  kloine  Gehalte,  theilt  der 
Officieidieint  nnd  mehr  noch  der  untere  Berufsmilitlrdienst  (länger  dienende  l'nter- 
officierc  n  s.  w.)  zum  Srh»den  des  Dienstintercssos  selbst  übrigens  aocb  heute  noch 
mit  dem  GivUdlenste,  obwohl  in  neuerer  Zeit  im  Ganzen  bei  jenem  mehr  VerbesaerungieA 
ab  bei  diesem  eingetreten  sind. 

Ueber  die  Gehaltsverhähnisse  im  deutschen  Heer  s.  Hirth's  Annalen  1873, 
S  TH  ff.  Die  halte  vom  Regimentscommandeur  abwärts  sin«!  mehrfach  etwas  ver- 
schieden nach  den  Wafien.  Zu  einer  Vergieichung  der  Durchschnittssätze  der  Chargen 
kann  man  das  anf  Omnd  der  Bestimmungen  des  Pwsionsgesctzes  r.  1871  Ijerechnete 
„ponsionsnihige  Diensteinkommen*'  benutzen,  bei  welchem,  wenn  es  im  Ganzen  Qb^x 
4000  Thlr.  t-eträgt,  jedoch  nur  die  Ilalfte  ang-ererhnet  wird  Ks  beträgt  für  den 
command.  General  73.10,  Ghef  des  Gencralstabs  u.  and.  ähnl.  Posten  6330«  Diri>ion:^- 
•  ommandeur  als  Generallieutenant  500«.  dsgl.  als  Generalmajor  450il,  Generallieutenant 
mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dienstzulage  42.5H,  Brigadecommandeur  als  Genend- 
major 3720,  Generalmajor  mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dienstzulage  3420, 
Brigadecommand'-ur  als  Oberst  3320.  Stahsoffirier  als  Kefriuientscomraandeur  2HSb,  dägl. 
als  Bataillonscomiuandeur  2013,  Hauptuiaan  u.  Kittmei:>ter  1.  (Jl.  1Ö13,  dsgl.  2.  GL  913. 
Hauptmann  3.  Gl.  774,  Prem.>Uent.  6SI,  S«c.-Lfent  571  Thlr.  Im  Jahre  187S  sind  bei 
einer  Anzahl  Officiere  Aufbesserungen  erfolgt;  dann  1873  (Ges.  v.  3iK  Juni  1S73)  dl 
erheblichen  Wohnungsgelder  (§.  IHlj  hinzugekommen,  die  nach  t)rtsc!assen  t  JL 
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obenta  OfSderdaflse  200—500,  f.  Stab8otBeteie  mit  BQgfm6ntBeoinffl.-Buff  180 — 100, 

f.  »nd.  Stabsofßciero  u.  Hauptleute  120—300,  f.  Lieutenants  72—140  Thlr.  betragfen. 
—  Eine  Rolle  spielen  aach  die  Dionstz^lacren ,  die  vom  BrigadecoinmandPTir  auf- 
v&rts  in  das  pensionsfähige  Diensteinkommen  eingerechnet  werden.  Sie  betragen 
6000  Thtr.  beim  commaDd.  General,  400O  o.  2000  bei  gew.  and.  Stellen,  1500  beim 
Dirisionscominandeur,  300  beim  Brigadccommandeur,  Summen,  ans  denen  aber  z.  Th. 
die  Kosten  f.  Burcaiibedüifoisse  zu  bestreiten  sind. 

Die  Hohe  des  ganzen  Fioansbedarfs  fftr  das  yertraga- 
roftssig  zu  beBohaffmide  Mflitärpersonal  hftngt  dann  schliessiicb 
Ton  der  Zahl  der  Offtoiere  n.  o.  w.  und  des  länger  als 

die  gesetzliche  Zeit  dienende  ii  L  uterpersonals  sowie 
von  dera  Verhältniss  dieser  Zahlen  zu  derjenigen  dereigent- 
licbeD  Mannschaft  ab.  Hier  muss  nach  technischen 
Rücksichten  der  Heeres-  und  Flottenverwaltung  entschieden  werden. 
Die  Zahl  der  Oberofüciere  in  hohem  Chargen  mag  hie  und  da, 
besonders  in  kleinen  Staaten  sn  gross  gewesen  sein.  GewObnIicb 
wird  nmgekebrt  ans  finansiellen  Rflcksiehten  die  Zahl  der  Officiere 
eher  zu  niedrig;  als  zu  hoch  gehalten,  was  bei  der  eminenten  Be- 
deutung einer  genügenden  Anzahl  Officiere  und  gedienter  Unter- 
officiere  für  die  eigentliche  Kriegsleistung  des  Militärs  dem  Zweck 
der  ganzen  Militari nstitution  nicht  entspricht. 

Im  Dentsohen  Reich  kommen  (IS?""»  auf  1  Infantericregim.  1  Commfin- 
denr,  1  Stabsofficier,  3  BataiHonscomm.,  0  Uauptl.  1.  GL,  6  dgl  2.  CU  12  Premier- 
lientennnls,  28  Secondelts..  zos.  57  Officiere,  anf  1721  Mann  (?.  Feldwebel  abwifts). 
Dainal.  Kosten  dor  d  cid  Verpflegung  eines  Infanteiiefegiments  U8..5S4  Thlr.  (ohnf> 

Aerztf ),  Wdroii  1,760  Thlr.  f.  d.  Officiere.  1  Dragoner-  od.  Husarenrej;iment  55,888, 
W070D  anf  die  Ufiiciere  16,550,  1  Feldartillerieregim.  151,008  Thlr.,  wovon  ca.  35,000 
aiof  die  OfRciera  — 

§.  189.  —  b)  Der  M aiiuschaftsbedarl"  bei  gesetzlicher 
Dienstpflicht.  Wesentlich  andere  Graudsätze  sind  für  die 
finanzielle  Regelung  dieses  Theiis  des  militärischen  Personalbedarfs 
zur  Ctoltang  za  bringen.  An  und  itir  sich  wtlrde  es  dem  Wesen 
dieser  Diens^fiicht  entspreeheni  wenn  der  Soldat  sieb  selbst  nnter- 
hielte,  wie  dies  In  frflheren  Webrsystemen  anch  in  gewissem  Um- 
fange der  Fall  war,  wo  selbst  die  I^ewaftnung  oft  vom  Einzelneu 
gestellt  wurde.  Wenn  der  Staat  jetzt  allgemein  die  Unterhaltung 
der  dienstpflichtigen  Mannschaft  überniiimit,  so  geschieht  dies  zu- 
nächst im  Interesse  des  Dienstes  selbst,  sodann,  weil  ein 
grosser  Theil  der  Pflichtigen  nicht  im  Stande  ist» 
sich  ans  eigenen  Mitteln  während  einer  Zeit  zu  erhalten, 
in  welcher  der  Staat  die  Erwerbsarbeit  so  gut  wie  nnmOglicb 
macht,  endlich  auch,  nm  die  Lasten  des  Kriegsdienstes 
glei  (  Inn  ässiger  auf  die  Bevölkerung  zu  verth eilen.  Es 
sind  daou  uamentllcb  zwei  Fragen  von  aUgemeinerer  Bedeutung, 
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za  erOrtern,  nemlioh  wie  die  HO  he  der  „Beaoldimg''  des  Dienst- 
pfliebtigea  — wenn  die  gewährte  UDterettttznng  in  Ennangelnng  eines 
andren  allgemeinen  Namens  noeh  so  genannt  werden  darf  —  sn  be- 
mcsseu  11  ml  iu  welcher  Zahl uugä form  dieüc  Besoldung  zu 
gewähren  ist. 

a)  Id  ersterer  Hinsicht  können  die  gewöhnlichen  Grund- 
sätze der  Lohngestaltongy  welche  auch  die  Besoldung  der  Beamten 
bestimmen  müssen,  fttr  die  Personen  im  gesetzUeben  Wehrdienst 
nnr  znm  Theil  massgebend  sein.  Denn  gegenflber  einer  allge- 
meinen Dienstpflicht,  welche  der  Einzelne  an  die  GemeinschaH 
■AU  erlUllen  hat  für  die  ihm  durch  die  letztere  gewährten  Be- 
diugüugen  seines  Gedeihens,  kann  von  eigentlichem  Lohne,  in 
welchem  eine  Belohnung  liegt,  Uherhaupt  nicht  die  Rede  sein. 

Von  den  einzelnen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  lül) 
mnss  Tomemlich  nnr  der  erste,  die  Deeknng  des  Lebens- 
bedarfs  während  der  Dienstzeit  selbst,  in  dem  dem 
Pflichtigen  gewährten  Unterhalt  ersetzt  werden. 

In  avtreichender  Wdse,  so  daas  die  Erbaltong  oder  Wfederomeiiening  der 

im  Dienste  meist  stark  in  Anspruch  genommenen  Kräfte  mit  möglichster  Sicherheit 
rerbargt  ist,  worin  die  Verpflegung  leider  mitunter  zu  wdnschen  tlbrig:  iJsst,  aber  im 
Wesentlichen  nuriadem  Umfange,  dassdie  „Existenzbedürfnisse  zw  eitea 
Qrads**  (ntch  meiner  Terminologie  in  d*  Grandlegung,  §.  96),  d.  lu  diese  Bedorf- 
niflse  in  der  nach  dem  Lebensmassstabe  der  Matte  der  Bevölkerung  üblichen  Weis« 
Befriedi^unf!:  finden.  Denn  es  handelt  sich  hier  mir  um  dif»  'iewährung  der  Mittel, 
durch  welche  jeder  DieuätpÜichtige  in  seinem  und  im  üoi»aiau)Uutei'C96e  sicher  isk  den 
Skand  gesetzt  wird,  dieser  seiner  PSieht  ordeotUch  naduokonuDen.  DaiQW  hianns 
können  vom  Staate  während  der  Di«  üät/eit  keine  Mittel  beansprucht  werden.  Qie 
Frhnliunie:  des  LTiiterhaltes  wifi]  diher  auch  nicht  nach  dem  socialen  und  Okono- 
uiiächcü  Stande  des  F^chtigeu  —  wie  bei  dem  eigentlichen  Beamten  und  dem  Ofh- 
der,  wo  der  standesgemSsse  Unterhalt  (§.  lül)  zu  gewihren  ist,  —  erfolgen  dorfen, 
sondern  nur  iut  Dieustiuteresse  selbst  nach  der  militärischen  Kangclasse,  welche  der 
Sol'hit  wlilirend  der  Zeit  seiner  DienstpHieht  etw^a  erlangt  und  dertTi  ErlangTing.  wieder 
in  cTziter  Linie  im  Dienstiuteresse,  auch  durch  solche  Vortheile,  wie  höherer  SolU  u&d 
dergleichen,  erstrebenswerth  gemacht  werden  MÜ^» 

Beispiel  der  Soldabstufung  in  d.  deutschen  Infanterie  1873:  monftd.  der 
Gemeine  3,  der  Gefreite  3*5,  die  (  nter  ifficiere  nach  3  Classen  5,  6  5.  7  5.  die  Sergeanten 
nach  2  Gl.  8*5  u.  105,  die  Feldwebel  15  Thlr.  an  Geldsold.  Seitdem  sind  kleine 
Erhöhungen  f.  d.  Unterofliciere  eingetreten.  Fttr  das  Jahr  erhalten  gegenwärtig  an 
Geidlöhnung  bei  den  gewOlmi. Infant.rogimentern  die  Gemeinen  126,  Gefreiten  144, 
Cnterofficiere  in  D.        Sergeanten  i  D.  432.  Yiccfeldwebel  540,  Feldwebel  720  M. 

Die  Übrigen  Poeten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  163) 
kommen  bei  der  Berechnung  der  dem  Dienstpfliehtigen  ans  Staats- 
mitteln ZQ  gewährenden  Subvention  nur  ausnahmsweise  in 

Betracht. 

Eine  angemessene  Entschädigung  aus  den  Mitteln  der  GemcinschaA,  in  deren 
Interesse  der  Einzelne  zum  Militärdienst  verpflichtet  wird,   mnss  nur  in  allen  dm 

Fallen  fref;^elien  werden ,  wo  der  Einzelne  dureli  den  Dienst  naeliweisbar  Schaden  er- 
leidet. i.st  deshalb  einmal  im  Kriege,  dann  auch  sowint  als  nir»^'^lit  h  im  Friedens- 
dieoste  ein  Pensionsauspruch  für  die  Dicn^tpflichtigt;!!  zu/ugu^teheu ,  vor  Alleiu 
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für  durch  den  Dienst  inralidc  gevordene,  —  vgl.  die  neuen  deutschen  u.  ftsterr. 
Militariiensionsgesetze,  so  bes.  d.  dentsche  Ges.  v.  27.  Jani  1871,  §.  58  ff.  (in  §.  59  auch 
diu  Fälle  der  Dienstbeschädig,  im  Flieden,  worunter  auch  d.  ,4onere  Dienstbcschäd." 
bei  actbem  Dienste,  d.  oonttg.  Angenkraiiklieit).  Oestenr.  Ges.  r.  25.  Dec.  1875, 
§w  72  ff.,  §.4;  —  sodftnQ  in  gewissem  Cnifanj,^e  auch  ein  Wittwen-  iind  Waisen- 
pensionswesen. (Deutsches  Ges.  v.  1871,  94,  regelmässig:  nur  f.  d.  Hint<  rblicbencn 
der  im  Kriege  oder  auf  gewissen  Seereisen  Verstorbenen).  Bezügliche  Einrichtungen 
änd  Meb  tBn  den  Friedensnstand  im  Prttcip  gerechtfertigt.  Wenn  dch  ihre  prac> 
tische  B'Mleutung  auf  im  Dienst  ohne  eigenes  Verschulden  erlittene  Unfälle  meist 
zu  beschr&nkon  pf1^0.  so  er]griebt  sich  dies  aas  der  Schwierigkeit,  in  anderen  Fällen, 
d&her  besonders  bei  inneren  acuten  und  chronischen  Krankheiten,  den  Gausalnexus 
zwischen  dem  Dienste  und  dem  RnnltbeUsBchaden ,  der  im  AUgerndnen  Torbnnden 
sein  mag,  speciell  nachzuweisen.  Weitere  Ausbildung  der  Krankheitslehre  wQrde  bier, 
wie  beim  OiTÜdienst,  die  BerlicksichtiguDp  auch  solcher  Fälle  im  Petisionsweson 
vielleicht  möglich  machen,  was  gerade  im  Militärdienst  besonders  erwünscht  wäre. 
(S.  mein  BeicbsfinuunreMB  in  Uoltzendorff's  Jahrb.  III,  178). 

Im  Ganzen  kann  daher  die  Besoldung  der  Dietistptiiehtigen 
eine  auf  den  Ersatz  des  erstgenannten  Postens  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  sieh  beschränkende  sein,  mit- 
hin  hinter  dem  normalen  Dorehsebnittssats  des  gemeinen  Arbeits- 
lohns etvras  ftarUekbleiben. 

Wie  fiel  zn  geben  ist,  bingt  dnnn  znnicbst  von  den  nilgemeinen,  aus  der 

Natur  des  Menschen  folgenden  und  von  den  speriellen,  nach  de d  Zeit-  und  Landes- 
ferbftltnissen  sieh  richtenden  rmstSmlen  ab,  welche  die  IL'ibc  des  nothwcndig-en  Tnter- 
haltsbedarfs  überhaupt  beatimmeu:  iu  Betreff  des  wichtigsten  Thcils  diese»  Bedarfs, 
desNahrongsbedarfs«  entscheidet  daher  die  Physiologie  der  Ernährung  darttber, 
wie  viel  -  rfni  lt-rlich  ist,  unter  Beriieksichtiunuiür  rie-  Kinfliisses  des  KliniT^  u.  s.  w. 
Aebnlich  bestimmt  sich  der  nothwendige  Aufwand  ftir  die  sonstijj'nt  Iftrpcrliclien  Rc- 
dürimsäe,  wobei  die  Volkssitte  immer  mit  spricht.  Danebeu  muss  icruer  stetä  der 
SniiiM  des  Mflttärdiensts  eis  einer  besenderen  Ätbeitsart  mit  bertck- 
sichtigt  werden:  sowohl  beim  Nahrungs-,  als  bei  dem  sonstigen  materiellen  Bedarf. 
Es  folgt  daraus  auch,  dass  im  Kriegsdienst  regelmässif;:  der  I  nterhaltsbedarf  höher 
anzuschlagen  ist  'Regelmässig  wird  schon  in  der  Verpflegung  in  derüarnisou  und 
in  BiTonaks  nnd  Lagern  ein  üntencbied  gemacbi  Im  deatseben  Heeve  wird  in 
letzteren  die  grosse  V ictuallenportion  (unter  Einbehaltung  des  zum  Mittagessen 
bestimmten  L()hnungsantheils  und  des  Yer])llegungszu8chusses)  gewährt,  nemlich  250  Gr. 
Fleisch,  120  Gr.  Reis  oder  150  Gr.  Graupen  oder  GrUtze,  300  Gr.  Ufllsenfrttchte  oder 
200O  Gr.  KartoAfai  eder  170  Gr.  Erbsenmehl,  25  Gr.  Salz,  15  Gr.  gebrannter  Kaffee). 
Eine  zu  Icnappe  Bemessung  dieses  Bedai6  ist  im  Kriegs-  und  Friedensstandc  eben- 
so sehr  {repen  das  Interesse  des  Dienstes  wie  des  Pflii  htig^en.  Sie  führt  entweder 
zu  kämm  er  lieber  Lebensweise,  wobei  der  Dienstpflichtige  für  sein  ganzes 
Leben  Scbaden  Idden  kann,  oder  zv  der  Notbvendigkeit  einer  Erglnznng 
des  Bedarfs  aus  anderen  Hilfsquellen,  im  Kriege  zum  Kanbe,  im  Frieden 
Äg-t' !i-  ZU  Zuschüssen  der  Familien,  einer  schlechten  Art  Steuern,  welche  als 
S(\iworc  Last  empfunden  werden  und  die  einzelnen  BcrOlkerongsclassen  zudem  sehr 
ungleich  treffen. 

ß)  Die  Zab  1  u ng8t or m  der  Besoldung  des  gesetzlich  Dienst- 
pflichtigen kann  im  Interesse  des  letzteren  wie  mehr  noch  in  dem- 
jenigen des  Dienstes  selbst  nur  zum  Tbeil  die  G  e  1  d  besoldung 
sein.  Denn  diese  Form  gewährt  keine  hlnlftngliclie  Sicherheit 
daittr,  dm  die  erhaltene  Geldsamme  vom  Soldaten  richtig  zur 
BeBtreitnng  des  Unterhaltsbedarfs  verwendet  wird.  Davon 
hängt   aber  die  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen  Mannes  und 
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schliesslich  des  ganzen  Heeres  ab.  Dazu  kommt  die  Zweck.- 
mäseigkeit  einer  theUweiseo  Nataralbesoldnng  aiiB  den  oben 
angeftthrten  Gründen  grade  hier.  Anch  Iftest  sich  die  Besehaff- 
nng  des  UoterhaUsbedarfs ^  wenn  aie  im  Grossen  erfolgt, 

billiger  einrichten,  als  wenn  der  einzelne  Mann  Air  sich  selber 
allein  sor^t.  Bei  einzelnen  Bcdtlrlnisscn ,  wie  bei  der  Kleidung: 
and  der  Wohnung  (Kasernirung)  kommen  auch  noch  »pecielle 
Militäriuteressen  zugleich  mit  dem  Gcsichtsponcte  der  Gewährung; 
des  Unterhaltebedarfs  zur  Berücksichtigung.  Dies  Alles  hat  stir 
Folge,  dass  der  finanzielle  Personalbedarf  bei  der  dienst- 
pfliehtigen  Mannschaft  snm  Tbeil  in  einen  finanaiellen 
Beal bedarf  sich  verwandelt,  und  nach  den  fioanziellen  Grand- 
Sätzen  des  letzteren,  besonders  eiii  Tbeil  des  Lnterbaltsbedarfs 
ähnlich  wie  der  Waffenhedarf,  geregelt  werden  mub>.  Die  eigeii- 
thiioilicho  Folge  der  Thatsache,  dass  es  sich  dabei  jedoch  eigent- 
lich um  einen  Personalbedarf  handelt,  zeigt  sich  in  den  besonderen 
£inrichtnngen  nnd  Massregeb,  welche  zor  hchiigen  Yerthei- 
Inng  der  Bedarfsartikel  an  die  Einzelnen  getroffen  werden 
müssen. 

Der  IJntcrhaltfibedarf  wird  dem  Soldaten  daher  regelmässig 
in  der  Praxis  —  nnd  principiell  ganz  richtig  —  gewährt  in  der 
vier  fachen  Form  von  N  a  t  u  r  a  1  q  u  a  r  t  i  e  r ,  v on  N  a  t  u  r  a  1  b  e 
kleiduug,  von  Naturalverpfiegung  für  einen  Haupttheil 
des  NabrongsbedarfSi  endlich  nur  zum  Rest  in  der  Form  von 
Geldverpflegang  oder  eigentlicher  Ltthnnng  (Sold). 

VfrL  Stein,  Heerwesen,     236.  244  ff. 

(!.}  Das  Natu  ral(|  uartie  r  ist  durch  die  ökoDomischc  Lage  der  Mfuiiischaft  und 
durch  das  BedUrfüiss  des  MilitJirdicnsten  seihest  gicirhmässig  geboten,  im  l'ri-Jens- 
Wie  iiu  Kricgszuätandc.  En  icanu  durch  Eiuquartieruug  der  Maoiiächaft  bei  dcti 
Bttrgern  nnd  dnrch  Easerniraug  bescbafft  werden.  Die  eiste  Form  ist  im  Kriege 
unentbehrlich,  sie  war  au<-h  für  den  Friedenszustand  früher  die  forwilteilde.  Im 
Interesse  der  iiwlitilrischcn  Disciplin  und  der  Befreiung  der  Bürger  von  einer  stete 
diUcLendea  und  auch  bei  Gewährung  einer  EoUchädigUAg  uiemalä  gleichmä&iig  ver- 
theilten Last  ist  die  Kaserniruug  vonnzieben  nnd  aacli  In  unseren  Staaten  inmer 
allgemeiner  geworden,  wenigstens  in  den  Städten.  Sic  ^L•tzt  natOrlich  eine  zienlich 
ft'Stf  uinl  gleichbleibende  Verthcilun?  der  Truppen  na<  h  Menge  und  WafTeugattung 
iio  Staatsgebiet  voraus,  —  eine  Kinrichtung,  welche  auch  sonst  wegen  der  localen 
volkswirthschaftlichen  Wirkung  der  MilitlrauigabcD  wttnschenswrth  i^  (BegeJimg  des 
Garnisonwesens).  —  Vgl.  d.  Bundesges.  Uber  d.  QuartierleisL  f.  d.  bewafln.  Macht 
im  FriL^Icn  v.  25.  Juni  lsf;»^.  Dlo  Fftrsorgc  f.  rl.  raunil.  Fiitorliriupins-  der  bL-wriüh. 
Macht  ibi  nach  1  eine  Last  d  es  Bundes,  deren  Mataralleibtung  nur  gegen 
£ntschädigung  gefordert  worden  kann,  nach  d.  näh.  Bestimmangen  d.  ües^^tzc^. 
Ftlr  den  Kriegszustand,  d.  i  nach  eingetretener  Mobilmachnnif,  gilt  da^i  Relchsfes. 
T.  IS.  Juni  IST.H.  s.  bes.  §.      9,  14,  mit  bcschränktor  Yerg-ütun^  f.  Naturalqüaitier. 

Die  Anlc^uh;;  der  Kasernen  uu'l  die  rstc  H  e  sc  half  ii  n  ?  ihres  In- 
v'entars  gehürt  dann  ^ur  s  taatswirthschaftlichen  Kapitalanlage.  Ea  iat 
dabei  in  finaazieUer  Hinsieht  nach  den  tUgaDeiiiflo  QnindiUBeik  des  Bi^swesent 
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und  der  Beschaffang  des  R*  ;ühe(larfs  zu  vorfahren  (§.  168  ff.).  Die  Instand- 
haltung der  Kaseroen  und  ihreä  iaventars  gehört  zur  ordentlichen  Ausgabe. 
Es  kann  dabei,  um  das  Princip  der  Wirthschaftlichkeit  möglichst  zur  Geltung  zu 
bringen,  dai  SjBtem  der  Geirährung  von  PftiiBcbsoiiiiiieti  an  jeden  kasemiitea 
Tnippeiikörper  und  dessen  Abthcilnngen  befolgt  werden. 

Die  Etats  des  I).  Keichs  enthalten  in  den  letzten  Jr\hrfn  hcdentende  Summen 
iur  KäMsnieu  u.  abiU.  Bauten  unter  den  ,,cinmaligcu  Ausgaben"  im  „ausserord.  El", 
z.  B.  1SS0/81  12-3S,  6t/H2  !1'17.  «2/83  8*27,  83/84  4*85  M.  H.  (ind.  jährL  einige 
1<)0,0'>'>  >r.  r\n  Kostenerstattungen  für  aus  Landesmitteln  erbauten  Kasernen).  Aus 
der  frau/.rtsi^ch.  krieijsent.scliadigung  wurden  dnrch  (ies.  v.  Juli  1872  u.  A.  ^'ir  Mill.Thlr. 
angewiesen  f.  die  ei'ste  Einri<:htuug  der  Kasernen,  Stallungen  u.  sonst  Garnisonanstalten 
in  TÜw-LofliriDgen.  —  Da  ee  sicli  ttMgens  bei  den  Bau  von  Kasernen  n.  s.  v.  am 
eine  nur  allmälig  durchzuführend«:;  Aufgabe  handelt,  kann  die  Einsetzung  der  be- 
treffenden Quoten  in  den  gewölinl.  Etat  ausreichen,  ohn^  <1hhs  liann  auch  dafür  ausser- 
oidentL  Einnahmen  tlUssig  gemacht  werden.  —  üeber  die  iauicnde  Ausg.  f.  Kaseinen- 
weeen  s.  q. 

(2.)  Die  Bekleidung  fällt  bei  dum  Soldaten  in  besonderem  Maasse  unter  den 
doppelten  Gesichtspunct  eines  Artikels  des  individn eilen  Bedarfs  und  der  mili- 
tärischen Ausrttstanf.  Wesentlich  deshalb  die  Naturalbekleidung,  wenigstens 
fittr  die  Hauptgegenstinde.  Die  Anschaffnng  kann  im  SnbmieBionawego  oder,  viel* 
fach  nicht  unpassend,  in  eigenen  Militürwerkstättcn  erfolgen.  (In  d.  <)Oer  Jahren  war 
die  Ausir.  f.  Kleidung  in  Frankreich  f.  tJemeine  d.  Infant  29'4,  Dragoner  14'32, 
Gaide-Kurassier  121*21  ifr.:  in  Baden  jährlich  für  grosse  BekleiduoffastUcke  eines 
InfimleiiateB  13  fl.  33  kr.  n.  36  kr.  sn  Ausbesserungen,  eines  GaTaUerbrteii  desgl. 
16  fl.  65  kr.  n.  48  kr.  Für  jiules  Bi-kleidungsstück  wird  •  iiu:  i  iTtln  ungsniäss.  mittlere 
Daaer  angenommen,  z.  B.  Waf'i mi  'k  des  Gemeinen  2,  des  Kanoniers  \'■\^,  Mantel 
des  Infantensten  9,  des  Cavaileristuit  u.  Artilleristen  lU  Jahre.  In  Baiern  früher 
jährl.  Ausg.  f.  In&nt  28  fl.  50  kr.,  Ulanen  u.  Kürassier  39  A.  (Nach  Rau).  —  Ge- 
s&mmtausg.  s.  u.).  Fflr  die  Instandhaltung  der  Kleidung  nnd  eventuell  auch  für 
"lie  Anschiffiin^  gewisser  Artikel,  wie  der  \V:t^(  he  u.  s.  w,.  tMiipfiehlt  si^li 
in  wirthschattlicher  Hinsicht  die  (ievrähning  einer  (rehipauschsumnie  lUr  den  Mann, 
am  ihn  zur  Schonung  anzucifcnL  Da<  h  müssen  auch  hier  die  militärischen  Dienst- 
rocksichten  erentneU  vorgehen.  So  z.  B.  frUher  in  Baden  f.  d.  sogen.  Kleinmontur 
illemden,  Stiefel  \i.  ^•.  ein  In-Verdinp-fJeljen  e;-ewissermassen.  Der  (lemcinc  in  d. 
Infant  erhielt  ITk  in  der  Cavallerie  I  f  fi..  dazu  für  Reinigungsmittel  resp.  IS  kr.  u. 
2  i.  S.  Vogcimaun.  bad.  Miiitärrerwait,  Karlsruhe  185.H.  Ö.  171),  IS"»  ^Nach  Kau). 
SpSter  nach  dem  preoss.  System  aligeschafi!. 

'^.)  Die  N  atural Verpflegung  erstreckt  sich  im  Friedenszustand  und  im  festen 
(,'uamer  (im  Gegensatz  zu  Märschen,  Lagern  u.  s.  w.)  vor  Allem  auf  das  Ilauptnah- 
ruQgsmittel,  das  Brot  Dasselbe  wird  am  Besten  und  Billigsten  dem  Soldaten  in 
natura  geliefert.  Es  moss  von  richtiger  Beschaffenheit  nnd  Gute  sein  —  VO' 
bei  die  Volkssitte  neben  der  physiologischen  Anforderung  mit  zu  entscheiden  hat. 
Im  J.  1871) — 71  erhielten  dcmgemäss  in  Deutschland  selbst  die  französischen  Gefangenen 
aiehriach  besseres  Brot,  als  d.  deutsch.  Soldaten;  auch  im  preuss.  Heere  jetzt 
stvsB  bsHeres  Ikot  (grOttere  KielianiBoodemng),  z.  Th.  mit  BfidoiGht  anf  die  bessere 
Gewöhnung  anderer  Gontingente  der  Reichsarmee,  s.  Hirth,  Annalen  1873.  S.  — 
und  in  genügender  Menge  gereicht  werden.  Sn  lange  der  Stant  bedeutendere 
NaturaleiakOaAe  in  Getreide  von  seinen  Domänen  oder  aus  gutsherriichen  GoiMen 
beng,  kennte  er  aften  diese  zur  Brotlieferung  unmittelhar  benntzen.  Jetzt  ist  der 
Ankauf  ?on  Getreide  ond  Mehl  im  Grossen,  durch  Vermittlung  ron  Lieferanten  und 
im  SuKmi^sionswege  nothwendig,  wenn  das  Br^  r  iii  igenen  Militärbackereien  gebacken 
werden  äoU.  Unbedingt  geboten  ist  das  Letztere  nicht.  Es  kann  auch  das  Brot  unter 
lichtiger  Controle  durch  FrivatbScker  geliefert  werden.  Bei  dem  starken  jährlichen 
Schwanken  der  Getreidepreise  muss  schon  im  Etat  eventuell  ein  Ztuchuss  zu  der  Aus- 
gabe für  Brot  eingestellt  sein  oder  nachträglich  der  Militärverwaltung  geleistet  werden, 
wenn  der  Getreidepreis  eine  bestimmte  l\r>he  erreicht.  Denn  an  dem  Brot(iuautum 
Mannschaft  darf  nichts  abgezogen  werden.  Aeltere  Daten  aus  d.  (>Oer  Jahren  bei 
Bat,  f.  7«  NoIbb;  Danach  z.  Th.  in  vor.  Aull,  dieses  Bands  S.  261  Note.  —  Im 
detitscLen  Heere  IST.T  d.  tügl.  Brotportion  750  Gr.  in  der  Garnison,  alle  I  Tt.:- 
i  Brot  T.  SOOO  Gr.   Die  Festsetznng  der  bezQgl.  Kosten  der  Beschattung  der  ^atura- 
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lien  im  Etat  erfolgt  f.  d.  1.  Hälfte  des  Jahresbedarfä  nach  den  im  Oct  vorher  wirt- 
lich za  zahlenden  Freisen,  £.  d.  2.  Il&Ute  nach  10  jähr.  DarchschB.prei«en,  vom  zweit 

Die  übrige  Kahm ng  hat  sich  der  Soldat  im  Friedensznstand  Öfters  aus  «jeiner 
(ieldldhnung  zu  beschaffen,  wobei  jedoch  fur  die  Mannsrhaft  auf  deren  Reclmting 
gemeinsame  Kochanstalten«  besonders  fUr  die  Mi ttagsli ost,  sich  auch  aus 
OkoBomiBclien  Radtsicbten  empfehlen  und  tlblich  sind.  Wenn,  wie  oftmals  (nndi  im 
deolschen  Heere)  feste  Quoten  der  Löhnung  ftir  diese  Kochanatnl^  nfafegeben  werden 
mllssen  und  dazu  etwa  noch  vom  Sr  nte  ein  fester  Vf'rpflegung8Z0!<rhns8  crewährt  wird 
(wie  gleichfalls  im  deotschen  Heere,  wo  dem  ^Soldaten  (187Ü)  von  der  Löhnang  1  Scr. 
S  Pf.  abgezogen  und  ein  TerpflegungszoflchotB  r.  t  Sgr.  sVi  ^  dazugegeben  wurde, 
wovon  es  meist  noch  möglich  ist,  Suppe  oder  Kaffee  /.um  FrUbstuck  mit  zn  beschafTeo, 
Hirth,  Ann.  1S73,  8.  T.  so  lie^rt  allerdings  im  (inuide  inrh  nur  eine  bestimmte 
Form  der  Naturalver['flegung,  nicht  der  (ieldverpfleg^ng  vor,  wobei  nur  der  Mannschaft 
eine  directere  Mitwirkung  bei  der  Einrichtung  der  Verpflegung  —  ganz  passend  — 
gegeben  ist.  —  Zur  Naturalverpflegung  gehOrt  endlich  noch  die  im  Interesse  den 
Diensts  und  der  Mannschaft  selbst  geb<»tene,  iiieh  Okonomisoh  zweclnnissige  Kranken* 
pflege  im  Militärlaza  reth. 

(4.)  Es  hängt  vom  Umfang  und  von  der  Einrichtung  der  Naturalverpflegung  und 
der  Liefemng  der  Kloidong  ab,  welche  HOhe  die  GeldlOhnnng  dann  noch  er- 
reichen muss.  Mit  einer  kleinen  Löhnung  muss  sonst  im  Allprcmeinen  vorlieb  g'^- 
commen  werden,  wenn  die  Naturalverpflt^fnmp:  ausreichend  ist.  (ianz  entbehrlich  ist 
die  Gcldlöhnung  aber  niemals,  weil  sie  mindestens  die.  wenn  auch  geringen  Mittel 
ftlr  ganz  indiviiinidle  Bedürfnisse,  ftlr  kleine  Nebenausgaben  u.  s.  w.  bieten  mnas, 
wovon  nicht  vollständig  ah^resehen  werden  kann.  Auch  kleine  L(^hnnn2:'^nnter>chit'd»j 
nach  den  Waffen  enjchcinen  mit  !?flrksirht  auf  die  durch  die  W'alfe  ctwa^s  mit>>e- 
dingte  Verschiedenheit  der  Lobeiiswei&e  und  der  Aualagea  fur  Instandhaltung  der 
Heidung  n.  s.  w.  berechtigt.  Der  Gemeine  in  der  Infanterie  im  denCsch.  Heere  1673 
Ii  Tbir.,  in  der  Linien-CavaUeno  3'/«  Thlr.,  jetzt  i.  Jahre  136  n.  144  K,,  Gellte 
144  U.  162,  rnt.'Toffiri.T-  .'!06  u.  M24  V. 

Gesammter  M an uscb al ts b cd ar f.  Wenn  die  Höhe  de» 
Unterhaltsbedarfs,  welcher  durchschnittlich  für  einen  Mann  er- 
forderlich ist,  feststeht,  so  hängt  der  gesammte  Aufwand  iHr  die 
Mannschal)  ab  von  der  St&rke  des  Heers,  daher  der  Zahl 
der  zum  Dienste  Einbernfenen  und  der  Länge  der 
Dienstzeit,  sowie  der  Verth  eil  uui^^  der  Dien8tpfliehtig:en  auf 
Genn  ine  und  aui^  die  eine  Iii»  her  c  m  i  I  i  t il r  ische  1\  a  n  t  ii  le 
einneiimendenPersoneii (Gefreiten,  Ünterofficiere,  Sergeanten, 
Feldwebel  a.  s.  w.),  da  die  letzteren  eine  etwas  höhere  Löhnung 
und  z.  Th.  auch  Verpflegung  erhalten  müssen,  lieber  alle  diese 
Pnnote  muss  unter  möglichster  BerQoksicfatiguug  des  Finanzinter- 
esses schliesslich  doch  das  Dienstinteresse  entscheiden. 

Besonders  wichtig  anch  in  finanzieller  Beziehong  ist  die  Lftnge  der  Dienst- 
zeit Bei  kürzerer  Dienstzeit  kann  mit  demselben  Änfiraod  eine  grössere  Anz.ihl 
Personen  militärisch  aussrebildet  werden.  Bei  Benrlanbnncren  \rahrend  ib  r  Di'-n-t- 
y.eit  vermindert  sich  wenigstens  ein  Theil  des  ünterhailsbedarls  der  Truppen,  besonders» 
iUr  Natnnl«  und  Geldrorpdcgung.  und  wird  anch  im  rolbirirthscbafuichen  Intensse 
die  für  die  militärische  Arbeit  entbehriiche  Arbeitskraft  far  andere  Arbeiten  der  lla- 
tion  veiftkgbar.   Einige  bezugl.  statist.  Daten  s.  n.  S.  44r>. 

§.  190.  —  6.  Der  Real bedari.  Derselbe  ist  zum  Theil 
in  der  vorausgehenden  Erörterung  Uber  den  Personalbedarf  schon 
mit  berührt  worden.  Ausser  den  grossen  Ausgaben  filr  militftriscfae 
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Kapitalanlagen  in  Festiing:en,  SchilTen)  HUfen,  Kasernen  nnd  Über- 
haupt Bauwerken  verschiedeiicr  Art  und  ausser  den  zur  Na- 
tnralverpfle|i:un2:  der  Tnippen  gehörenden  Ausgaben  kommen 
namentlich  drei  llauptposten  des  Staatsbedarfs  auch  im  Friedens- 
zastande  in  Betracht:  das  Waffen-  nnd  Ansrüstungswesen 
Qnci.  Fahrwerke,  TratiiwefleD)i  die  Pferde  nnd  das  Futter  n.  s.  w» 
(Foorrage)  fttr  dieselben. 

S.  Stein,  HeenreMii,  S.  244  S. 

k)  Die  Bewaffnung  und  Ansrlistnng  des  Heers  kann  Im 
Allgemeinen  gegenwärtig  nur  eine  Sache  der  Militärverwal- 
tung s  c  1!)  s  t  ^^ein. 

i^ie  durch  tecbüifecho  Kücksii  htcii  f?:cbotcti«'  f,'en;iuc  0  I i  c  h  m äss i f^koi t  der 
Bewailnuug  verbietet  schon,  von  allen  anderen  (iriiudou  abgesehen,  die  BewafTnaug 
zur  Sache  des  einzelnen  Mennes  zn  machen,  sei  es,  daas  dieser  sie  sich,  wie  ehedem 
vielfach,  ans  »ni^enon  Mitteln  beschaffon  ninss  oder  zu  ihrer  Anschaflanp:  das  (Jcld  vom 
Staate  -'rlialt.  Auch  ('ikonomische  Hürksichten  sprechen  für  die  Be.schalluri^;  S»?iteus 
der  MüiurverwaltUDg ,  welche  allein  im  (iroäi^en  eigene  produciren  oder  ao- 
kanfen  kann.  Welches  dieser  beidee  Systeme  der  Besorgung  des  Bealbedaifii  befolgt 
Verden  soll,  lässt  sich  ni<  ht  allgemein  entscheiden.  Es  gilt  dafilr  das  in  §.  16Ü  und 
170  Gesagte.  Nor  auf  Pritratfabriken  angewiesen  zu  sein,  kann  aoch  im  Kriege  sehr 
theaer  kommen.  England  uui>ste  im  Krimmkriege  die  Tonne  gewisser  G&icho!k>e 
(diaphragm  shell)  t  TS  Pf  St  kaufen,  die  es  spSter  za  15  Pf.  selbst  machen  Hess 
(Raa).  Jedenfalls  sind  niilit&rische  RoparatnrwerkstäUen  und  solche  für  Experimente 
unentbehrlich.  reH»>r  ^  pr<  u8s.  Einrichtungen  s.  Rönne.  Staatsr  H.  Aufl.  II,  2.  S 
7T3  S,  Die  Mannschati  kann  auch  mit  der  Instand  haitaug  der  Watten  in  der 
Bsgid  nicht  nomittslbar  betraut  werden.  Wohl  aber  hat  sie  die  Reinigung  der 
Waffen  zn  fibemehmen  und  dafür  ist  wieder  die  Auswerf ung  von  Paaschsummen  fllT 
d*'n  einzelnen  Trnppcntheil  und  seine  kleinsten  Abtheiiungen  bis  herab  zum  einzelnen 
Mann  mögiicb.  Für  das  sonstige  KUstzeag  (Tornister,  Kochapparat  o.  s.  w.)  der 
Manoschan  gilt  im  Allgemeinen  dasselbe  wie  nr  die  Walfon. 

Abweichend  hiorron  kann  bei  den  Offi  eieren  das  geldwi r thscli a ft I i che 
System  aurh  in  Bezog  auf  die  Einzetbewatfnung  nnd  Ausrüstung  durch  (lewähning 
ttsittir  jährlicher  Paaschsummen  für  diesen  Zweck  und  Auswerfong  von  Ausrttstungs- 
geldern  für  den  Feldzug  allgemeiner  angenommen  werden,  was  sich  im  (janzen  wohl 
ökonomisch  empfiehlt  Heber  den  Kostenpunct  des  Wafi'onwesens  s.  o.  S.  481.  Die 
Dorchschnittsdancr  einer  \\atte  ist  schwer  festzustellen,  da  ein  Korts'liritt  der 
Technik  zur  Erneuerung  der  Watlen  zwingt .  auch  wenn  die  alten  noch  lange  nicht 
abgenutzt  sind.  Die  Preise  der  Waffen  sind  mit  der  höheren  Leistungsfähigkeit  daher 
bes.  bei  SchnsswaSen,  meist  stark  gestiegen,  dsgL  die  der  ICanitlon. 

b)  Die  Beschatfung  der  notlnvcudigcn  Arm  ce-Pf erde  ist 
im  Frieden  und  vollends  im  Kriege  eine  ebenso  wichtige  als 
schwierige  Aufgabe.  Im  Frieden  kann  die  Beschattung  der 
Officierpferde  wieder  dem  OfHcier  gegen  Panschalentschädigung 
selbst  überlassen  Werden,  Die  Mannsebaftspferde  in  der  Cavalierie 
nnd  alle  sonstigen  Pferde  in  der  Artillerie,  dem  Train  n.  s.  w. 
mttssen  wie  die  Waffen  dnreb  die  Militärverwaltung  selbst 
besorgt  werden.  Es  kann  dies  auf  verschiedene  Weise  geschehen 
nnd  in  den  verschiedenen  Staaten  sind  auch  verschiedene  Systeme 
der  Pferde  beschaff  ung  in  Uebrauch. 
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Manches  rnass  sich  hier  nach  den  Lantlesv(.'rhältiiisi>cii,  dem  Umfang  der  ein- 
heimischen Pferdezucht,  der  Nothwcndigkeit  eines  Zukaufs  au»  dem  Auälaudu  richten. 
Es  liegt  sehr  im  militärischen  Interesse,  dass  der  Pferdebedarf  im  Kriege  mögiicbät 
foUAtiodig  und  in  gentigeader  Qualität  im  InUnde  beschafit  werden  kann,  um  in 
dieser  wichtij^en  BeziehTKi.r  vorn  Aushndn  anabhängig  zu  sein.  Zu  di  -om  Zwecke 
müsson  aber  schon  irn  Frieden  die  erforderlichen  Massregoln,  wie  Hebung  des 
iiuimischen  Geätutcweüenti,  Bezahlung  hinlänglicher  Preise  f Ur  die  Miiitärpferde, 
um  dio  Zucht  rortheilhaft  za  machen,  ergriffen  werden.  Hier  begegnet  sich, 
kreuzt  i^ich  aber  auch  leiclit  das  nvilitärisch.'  und  das  volkswirthschafüiche, 
speciell  das  landwirthsrlnfrli'-h«'  Iiiteres-i»'  Die  Frage  der  ünterstützunij  des  GestUte- 
wesuuü  mit  Staatsmitteln  wird  aus  einer  ugrarpolitischen  zugleich  eine  militärpolitische, 
wo  dann  in  letzterer  Rftekiicht  die  Pflege  der  heimtachea  ireniezachC  aaeh  dann  noek 
erfolgen  darf,  wenn  die  allgemeinen  volks-  und  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  die 
Pferdezucht  vom  Standpuncte  rationeller  Agrarpolitik  nicht  mehr  so  passend  erscheinen 
lassen.  Ucber  Pferdezucht  rom  volkswirthsch.  Standpuncte  betrachtet  s.  Bau,  Volk»» 
wirthsehafispol.  §.  168  (GestttteV,  Roscher,  Nat-Oek.  d.  Ackerbans,  §.  IT6.  ÜOmt 
d.  prcuss.  Verhältnisse  Moitzen,  Boden  Prenssens,  II,  445  ff.  Der  Militär  u.  der 
Pferdeliebhaber  übersieht  leicht  die  bloss  relative  volkswirthachafUiche  Zvack" 
mässigkeit  der  Pferdezucht   S.  auch  n.  §.  04.   S.  45U. 

a)  Der  Ankauf  der  Militärpferde  im  Frieden  geschieht 
nnter  unseren  Verhältnissen  am  Passendsten  nach  dem  im  deutschen 
ileerc  besteheiideii  preu88ischen  System  durch  militärische  Com- 
missionen  („RemoDte-Ankaufs-Commissionen''),  eventuell 
unter  Mitwirkang  von  Lieferanten,  welche  die  Pferde  an  bestimmle 
Plätze  (De|K>tB,  AsBentplfttze)  stellen,  und  zwar  am  Besten  80|  dass 
junge  Pferde  gekauft  und  in  sogenannte  Remontedepots  des  Staats 
zur  Ffltterung  und  Wartung  überwiesen  werden,  um  sie  fttr  den 
Armeedieust  brauchbar  zu  macheu. 

Der  Zuschuss  /u  den  Kosten  der  ReaiOlltadepotS  stellt  dann  neben  dem  Ankaafii- 
prcis  der  Pferde  den  Kostenbetrag  deü  Prt  rf^"1»oibirr<  der  Militarverwaltunsr  dar.  Aas 
diesen  Depots  werden  die  Pferde  durch  militiuiache  Ueuioute-Commandos  den  Truppen- 
theilen  zugeführt  Der  jibrÜche  Bedarf  an  Pferden  wird  durchschnittlich  auf  eine 
gewisse  Quote  der  etatuiässigen  St&rite  des  .P&cdebestands  und  demgemäas  vird  eine 
frewisse  Dnrrlischnittsdaiier  des  Pferd^is  angenommen,  Tobci  sirh  in  den  einzelnoii 
Landern  einige  Versclüedenheitcn  herausstellen.  Bei  den  seit  lim^ercu  Jahren  stark 
gestiegenen  Preii>cn  der  Piurdc  ii>t  diu  bezügliche  Ausgabe  ein  zieulich  erheblicher 
and  imner  noch  steigender  Posten.  S.  Stein.  Heerwesen«  S.  247«  der  aber  saier 
den  verschied.  Systemen  der  Beschaflung  der  Pferde  in  Deut  bland  die  ..Kerjoi- 
sitioii  als  gesetzl.  Dienstpliicht  der  Pferde"  nennt,  was  nur  un  Kriegszustand  gilt, 
Ueber  Prcussen:  Könne,  Sta&tsr.  II,  2.  S.  772*  Jetxt  im  deutschen  Uoere  (excL 
Baiam)  6  RemanteaBkaiiftoommisBioiion,  15  Renontedapott,  wo  die  Pfefde  Im  Alter 
von  8  bis  incl.  6  Jahr:  Durchschnittsdaucr  Jahre  (in  Oesterreich  12  Jahre),  Chargen- 
pferde  5  Jahre.  Die  Uemontedepots  sind  Domänen,  dir-  landirirthsch.  benutzt  n.  ftlr 
die  dem  Domänenfisous  eine  Pachtrente  gezalUt  wird.  Im  Keicbsetat  filr  1^8j(/84 
(ezcl.  Baiem)  stehen  aa  Kosten  der  Semontirung  5*68  Mill.  M.  IHe  Terwaitiag  d» 
(prcuss.)  Remontedepots  kostet  1*52  Mill.  M.  Angekauft  werden  nur  nodl  Pferde  r. 
3 — 5  (nicht  mein  bis  0  Jahre  Alter,  durchschn.  Preis  1880  ()55  M.  Als  Bedarf  der 
JBemontirung  wird  gerechnet:  jährl.  bei  der  Cavallerie  Vt«  (minu^  4  Pferde  p.  Ke^- 
nent),  bei  der  Aitulerie  V»  Fiiedensetatstftrke  an  Dionstpfeiden ,  so  z.  B.  in  1^0 
incl.  der  Officierchargenpferde.  w<wanf  die  Subalternofßciere  der  Ca?ali.  n.  reit  Ar- 
tillerie Aiisprn -Ii  haben,  (i2T3  Remontepferde.  Der  Abgang  durch  Tod  u.  Aasranirimn;:: 
in  d.  Depot»  i>elbst  wird  aof  5^/«  berechnet-  Dadurch  u.  durch  Berticksichtigang 
einiger  besonderer  Eisslz-  und  BedaifrfUle  steigt  der  Öosaountbedarf  aof  9719  Pferdti. 
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Aeltere  Aogsben  hes.  über  Bfticru  bei  Kau,  (>.  Ausg.  ^.  76  Anm,  *- Pferdo* 
bestand  der  Amed  noA  Wechsel  deiio  187»  s.  im  Jahrb.  d.  Stet.  4.  piesss.  Staate« 

iV.  2.  S.  344. 

ß)  Im  Kriegssnstande  (bei  der  Mobilmacbung)  ist 
die  gewl^bnliehe  Form  des  Ankaufs  der  Pferde  swar  iiieht  ausge- 
schlossen. Sie  ist^  soweit  es  sich  am  Versorgung  mit  Pferden  ans 
dem  Auslände  bandelt,  besonders  wichtig.    Aber  sie  reicht 

nicht  aus,  tbeils  weil  der  Bedarf  dabei  niebt  rascb  genug,  tbeils 
weil  er  unter  zu  ungllnstigeu  Bcdinguugeii  gedeckt  würde.  Im 
Kriege  muss  daher  anders  vorgegangen  werden,  am  Besten  so, 
dass  die  Fferdebcsitzer  gesetzlieh  gezwungen  sind, 
ihre  Pferde  der  Militärverwaltung  zur  Auswahl  zu 
stellen  und  sie  ihr  gegen  angemessene  Entschädigung 
abzutreten.  Die  letztere  braucht  aber  nicht  nach  Kriegs- 
preisen, sondern  darf  nach  Friedenspreisen  bemessen  werden. 

Hier  liegt  al&o  uiu  pracu^oli  wiclitiger  uuü  principiell  richtiger  Kall  der  Zwangs- 
entei^nmig  ?or,  welcher  darch  die  Unzorcichendheit  des  prirttwirthschaftlichen 
Systems  geboten  ist.  Der  Fall  i^t  deshalb  von  allgemeinerer  Bedeutung  für  die  Fragen 
der  wirthsrhaftiichcii  I^xhti>orLhlUtl^^  S,  nitiinf^  f Grundlegung  2.  Abth.  Kap.  5, 
uiiü  nieiu  Ueichfinanzwctiien  im  Jahrb.  h.  a.  ü.  Iii,  223  über  die  neue  dcutache 
Gesetzgel^nn;.  Oes.  Uber  Kiiegelelstiiogee  7.  JS.  Jvoi  187S,  §.  2S  ff.,  BeetimmiiiigeiL» 
welche  an  die  Stelle  der  älteren  iz.  Th.  härteren)  preussischen  Vorschriften  getreten 
»iüd,  s.  meine  Keichsfin.  S.  80.  Für  die  Pferde  wird  aas  den  bereitesten  iiitteln 
der  Jiriugiikasse  Ersatz  des  vollen  von  bachrerständigen  anter  Zugrundelegung  der 
Priedeoepreiee  endgiltig  feetzoeteUeoden  Werths  geleistet  (§.  25).  Ein  neues  frenzOs. 
tiet.  V.  1.  Ang.  1sT4  ordnet  ebenfalls  die  Zwangsstcllung  der  Pferde  im  Fall  der 
Mobilmachung  des  Heeres  an.  Jährlich  im  Jan.  findet  zu  diesem  Zweck  eine  gemcinde- 
weise  KegistriroBg  aller  Uber  6 jähr.  Pferde  und  über  4 jähr.  Maalthiere  statt.  Diese 
Thieie  werden  jihtl.  schon  im  Flieden  nnlemtcht  und,  venn  militiiisdi  renrendbtr 
gefiiuden,  nach  den  Remontcpreiseo  des  Jahresbudgets  abgescliiU/i.  Im  Kriegsfall 
werden  dann  alle  rciiuirirten  Ueit- und  Artill*'!i'';'ni'-pf('rde,  mit  Ausnahme  der  Tfemr^t»-, 
nit  25  Vo  Zuschlag  za  den  obigen  Taxpreisen  abgenommen.  Zahlung  mittelst  An- 
weisung auf  die  nichste  Stenererhebnogsetelle.  Strenge  Stmfbestimmiiiigen.  8.  Fvenss. 
Stat.  Zeitschr.  1S74,  S.  S45.  —  Der  Pferdebedarf  des  deutschen  Heers  ist  im 
FricUii  sl,629,  im  Kriege  •il2.731,  wovon  212,415  bei  d.  Feldarmee;  Frankreich: 
activu  Amec  im  Frieden  jetzt  126,544,  wovon  18,013  auf  diu  (iendarmerie;  für  die 
mebile  fnnzOs.  Feldarmee  wenigstens  224,000  (offic.  Angabc  250,000).  —  FQr  An- 
ächatlang  der  Pferde  da  mobilen  norddeutchen  Armee  sind  im  Kriege  v.  1870/71 
22"S2  Mill,  Thir.  ausgregebcn  (wovon  gleich  bei  der  Mobilmachung  13*37».  Der  Erlös 
für  Pfetdcverkiiufe  betrug  1870  u.  71  N  l3  Mill.  Thlr.,  hon,  f.  Vorkauf  ffauzOä.  iBeute* 
pferde  und  für  aligeuieiucn  Verkauf  bei  der  Abrüstung-. 

c)  Futter,  Hafer  und  Heu,  ferner  iStroh  für  die  IM'erde  ist 
im  Fried  e  n  in  der  Regel  im  Grossen  durch  die  Militär- 
verwaltuDg,  bez.  durch  die  einzelnen  Truppenkürper  (Kegimeutery 
Bataillone)  anzuschaffen,  meist  im  Wege  der  Submission. 

Passend  erlialton  dii- Officierc  fur  die  Dienstpferdü,  wolrhc  sie  halten  müssen, 
feste  i'ourragerationen,  also  insofern  auch  hier  u  a  t  u  r  a  1  w  i  r  t  h  s  c  Ii  a  f  1 1  i  c  h  n  s  System, 
da  der  Einzelne  nicht  immer  ordentlich  seinen  Bedarf  decken  kann.  Die  Pferderationen 
lerfalien  im  D.  Heere  nach  der  Waifo  «od  der  Q^mm^  der  Pfordo  in  schwöre,  mitt- 
lere and  leichte:  sie  betragen  in  der  Garnison  ITro  I  |tV)  n  ItHMj  (lt.  Ilnfcr,  aosser- 
dem  bei  jeder  lUtien  idOO  Gr.  Uett  o.  ttdOÜ  ür.  btroh.  .Nur  ausuahmsweiee  ist  int 
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Frieden  (z.  B.  auf  Märscliei)'*  für  Foarrag^e  ein  Lieferongszvanp:  licr  (iemeindcn  am 
Platzo.  fSo  im  deutsi  hon  Ges.  ttber  d.  NatonJUeistangen  für  die  bevattnete  Macht 

im  Frieden  v.  13.  Febr.  1875,  §.  5). 

Im  Kriege  erweist  sieh  dagegen  die  Beaebaffnng  der  Fonr- 
rage  im  Wege  des  freien  Ankaufs,  namentlich  da»  wo  man  sie 
gerade  bedarf,  mitunter  nicht  möglich  oder  ist  sie  nicht  raseb 

gcrnig  und  zu  theuer  aut  diesem  \A  egc.  Desbalh  nius»  auch  biet 
eioe  gesetzliche  Pflicht  zur  Lieferung  dieser  wie  anderer 
verwandter  Artikel  (Vieh,  Brotniaterial )  für  gewisse  Selbsfrverwal- 
tnngskOrper,  wie  Gemeinden  uod  Kreise  oder  eigens  ftlr  diesen 
Zweck  nen  zu  bildende  „LiefernngSYerbände'%  ansgespiochen 
werden.  Eine  angemessene  Entsch&dignng  ans  Staats- 
mitteln ist  dabei  namentlich  deshalb  geboten^  weil  nach  dem  an- 
fUlligen  Anfenthalt  der  Truppenkörper  die  einzelnen  Landestheile 
gewöhnlich  in  sehr  verschiedenem  Umfange  zu  solchen  Lieferungen 
in  Anspruch  genommen  werden. 

S.  das  dentschc  frcs.  über  Kriegsleistonpen  r.  13.  Joni  1873,  bes.  §.  H> 
EDtscbädignng  für  Fourragc  a.  and.  sogen.  „Landlicfcniugen"  ausser  Vieh  nach  dem 
lOjäbr.  Oarchschnittspreis  des  Haaptmarktorte  dos  Liefcrungsverbands,  unter  Autscbia» 
dfls  theuarsteii  imd  vohlfoitaten  Jahn.  S.  mein  iSaichafiiianzwaseii  S.  220 — 226. 

Die  Höhe  des  Gesamnitanfwands  für  den  Real  bedarf 
des  Heeres  im  Friedenszustande  richtet  sich  einmal  nach  den- 
selben Umständen I  weiche  die  Höhe  des  Aufwands  für  den  Per- 
sonalbedari'  bestimmen;  sodann  nach  den  technischen  An- 
fordernngen,  welche  an  das  System  der  AngriflSs-  und 
Vertheidigungswaffen  nnd  der  damit  in  Verbindung  stehenden 
militäriflcben  (und  maritimen)  Einrichtungen  und  Anstalten  zu 
steilen  sind. 

Ist  da<  Mattmal  des  Heere  und  der  Flotte  einmal  in  technis  -h  ü 'nit-reudem  Zu- 
stande vüriiuudeti,  so  handelt  es  sich,  was  die  laufende  Ausgi^  aulaugi,  nur  um  dcJi 
veibftltnisBiiilssif  Idd&erai  Anfrmd  fbr  die  regelmlssige  Ergiozmig  und  Instaiidbaltinf 
des  Materials.  Aber  os  ist  in  ökonomischer  und  finanzieller  Hinsicht  nicht  zu  über- 
sehen, dass  dieses  Material  eine  „staats^irthschaftliche  Kapitalanlage"  darstellt,  deren 
Verzinsung  und  Amortisation  eiguutiich  zu  dem  Militäraufwand,  bez.  zu  dem 
Anfwaad  ftr  den  BMlbedaif,  geschlagen  irerden  mnsBte,  am  die  wnlixe  HIAie  und 
Last  der  Milit&rausgabe  zu  erkennen.  Da  nach  der  Finanzlage,  nach  pdiUsGlien  Um- 
ständen und  nach  anderen  zufälligen  Einflüssen  in  den  einzelnen  Staaten  gerade  auch 
der  Aufwand  for  das  militärische  und  maritime  stehende  Material  in  verschiedener 
WeiM  und  zn  reneUedeaer  Zeit  iMstritten  wird  —  bald  dnrdi  einmalige  grosse  Ver- 
wendOD^en  aus  Kricgscontributionen ,  wie  nacli  1S15  und  nach  1871  in  Deutschland, 
oder  aus  verzinslichen  Anleihen,  bald  durch  allmähligc  Verwendungen  in  einer  Reibe 
r<Mi  Jahresetats  —  so  ernebt  sich,  dass  man  die  Ausgabe  fttr  den  gesammten  Real« 
beduf  ond  dalier  nncb  fbr  den  gnnsen  mUittilBGben  Bedarf  in  fen^iedenen  Studtoo 
adiwer  onBittalbnr  vergleichen  kann. 

Eine  g-onjinep'  6n?inzstati8tische  Vergleichnng  der  einzeln pii  Hauptposten 
des  Ueeresauiwauds  ?ei  schiedener  Staaten  oder  eines  Staats  in  Ferschiadeuea  Zeiten 
leidet  aoaser  an  der  ebengenannten  nook  nn  der  weiteren  Schwierigkeit  der  doch  immer 
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manchfach  verschiedenen  Organiantion  des  Heeres  und  der  verschiedenen 

Methode  der  Et&tisirun  jE^  des  Finanzb  edar      für  das  Heer  fnmi  (Ii  -  Flotte). 

Vgl.  ältere  Angaben  Uber  die  Bestaudthoiie  der  milit  Auägabeu  bei  Kau. 

§.  73  Anm«  e  ia  der  5.  n.  (neaere)  in  d.  6.  Ausg.    Aach  Stein«  Heerves.  S.  232 

Tabelle  nach  der  „Vergleich.  Darstdl.  d.  Webrverbiütnis:je").   Einen  Einblick  in  die 

relative  Bedeutung^  der  eijizelnen  Hauptposten  giebt  folg  ndf  Uebersicht  aas  dem  Etat 

des  deutschen  Heeres  (ejccl.  Baiern)  für  1884/83,  des  usterr.-ungar,  für  1^77 

ond  des  französ.  fUr  1881.    Eine  anmittelbare  Vergleichong  auch  dieser. drei  Ei&u> 

ist  bei  der  Verscidedenheit  der  Etatisirung  nicht  für  alle  Posten  darcbfiUirbBr.  Aber 

wichtige  Äribaltspnncte  für  die  YeigleicluiJig  bieten  tidi  glekbwobL 

Dentsches  lleer  lohiie        a*-**-«  n  „  n^m 

Oesterr.-Ungar.  Hetf. 

Oidin.  Hill  fl. 


Baiern).  Fortdauernde  Ausg. 
in  MilL  M.  (Elttakapitel) 


Französ.  H^. 
Mill.  Fr.  ► 


Kriegsministerium  .    .  190 

Militär-Kassenwesen   .  0'27 

Militanniendanturen   .  1*13 

Militiig^Uliclikeit    .  064 

Militärjastizverwalt.  .  0*6S 
Höh.  Trappenbefehls- 

haber   202 

Goavem..  Conunaod.  o. 

Platz-Mi^re  .  .  .  0*64 
Adjut.,  Offic.  u.  Offic. 

m  b&i.  Stellungon  .  0*97 
Geoeiabtab  und  Yer- 

meesoogaveBen    .  .  1*62 

Ingenieorooiiis  .  .  .  1*59 

Geldreiplleg.  d.  Tmpp.  ftS-02 

Maliurabreipil^gimg .  .  7S'22 

Bekleidung  u.  Aosrttat  22*41 
Garnison  renraltnng  v. 

Ser?is  33-45 

riarnis.bauweieii  .  . 
ICeisekoäL,  Tagegelder, 

Vonpami-  n.  Tianap.- 


Woluningsgdd  .  .  . 

ICUiCInnedici  nal  «resen 

Traind^j'Ots.  f'i;'ltlirer.  . 
Verpdeg.  d.  i^rsatz-  u. 

Be^ervcuanuschatten 
Ankanf  d.  Remonten  . 
Bftmondedepots  .    .  . 
MilitArerziehongs-  and 

BUdongüwesen  .  .  . 
MilUirgeflngniasvea. . 
Artill.-  u.  Waffen wes. 
Techn.  Instit.  d.  Artill. 
Bau-  u.  Unterhaltung  d. 

PeeCiragen  .  .  *  . 

Gew.  Unterstütz  .  . 
MiiitärwUt«rcnku5Se 


DfTeiBea 


Summa 


5*41 

7-29 

602 
0*48 

2*Ü7 
5*68 
1*52 

4-81 
O'Ot 

12-74 
0-57 

2*76 

.  0-08 

.  <>-8t) 

296-92 


Centralleitung    .    .  0*47 

Territ.-  u.  Loculheh.  0-43 

Intend.  u.  Goutruie  .  0  84 

Miiit&rseelsorge  .   .  0*15 

Militärjustizverwalf.  0*27 
HAh  Commaudant. 

u.  Stäbe  ....  r59 


Techn.'  tt  adminiflCr. 

Militärcomitc   .    .  0  IS 

Mil.-geogr.  Institut .  0*35 
Truppenkörper,  allg. 

Auslagen ....  22*08 

1. Mauusch.  Kost.    .  1201 

\Natiifalrerpflegnng  16*09 

Mentor  «.  Betten  .  8*34 

ünterkunftsauslagen  4'47 

UAterftir.-Dien8Q»fim.  190 


Verpfleg-,  Betten-, 
Monturmagazin 
Militinanititswesen 
Fahnres.  mat  dep. . 


Remontining  .  .  . 

Militlibilditngianst. 

MUitMialkDat  .  . 

Techn.  Artillerie  . 

Pionierzrn2rm3t(»r.  . 

Geoie<-iL  MiL  Baadir. 


Versorgungswescn 
VerBchfedcnea  . 


070 
S'IO 
0*11 


1*07 

0-06 

2-70 

212 


1000 
0*29 


Min.,  Gentralrerwalt  3*27 


Miliaijustiz 


0*98 


GeiierahiUb  .  ,  .  23-9] 
Dep.  gen.  d.  1.  gnene  0*49 


Seid  etc.    •  . 

I^ebensmittel  . 
Lirlif,  Heizang., 
Fourra^e .  . 

BekfeUong  .  . 

MiUtärbetten  . 
Jftanchdienst 


191*26 

99-20 
408 
71'6& 
39*49 
0-40 
9*48 


Allg.  Tianaporte 
Ho^iOler    .  . 


3*66 
12*25 


Beemtir.-Beserreii  .  0*86 
1*43  Beraente  a-Gesdiirr  15*18 


ICmaiBclmlen 


Feldcquip. 
Salp.fabr. 


Aeuilei 


d. 


Artill.  u 
Pulv.  u 
Etabl.  u 
Gtoie  .   .  . 
ünterstQlzunpen 
Subvention-'i!  . 
Kriegsin?aiidea 
Nicht- AGtiv.HoId  eto. 
Odielme  Ausgabe  . 


80*77      (ebne  Gendarm.) 


3*80 

16-85 
5-27 

15*18 

311 

0  b2 
1*28 

0-30 

53010 
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Deutsches  Heer  (ohne 
DaiArn).  Fortdauerndp 
[ia  .MUl.  M.  ^Etaläkapitol) 
IteZQ  trommt  noch: 
Allgem.  PemlMMlimds 

UdchsiuvaiideDf.  f.  d. 


Oestcrr.-U 
OrdiD. 


Ilt'cr. 
MiU.  11. 


u^ar 


l'ranzüü.  Ilccr. 
MilL  Fr. 


MUitpeiis. 


75-00 


Heer 


Ohne 


22*97 


Sttnmift  359*08  $0*17 

einmaligen  und  auäserordentlichcn  Ausgaben. 

Aa8g&b«n  im  OrdinarioB  für  die  Flotte  sind  die  folgenden,  in  denselben 


die 
Die 
Jahren. 

Dentsche  Flotte. 
Mill  M. 

Admiralität   ....  0.49 

liyUrogr.  Bur.  .    .   .  O  l 4 

Seewarto   ö'22 

Stationsintendnntnr.  *  0*18 

Rechtspflege  ....  '>  03 

Seelsorge   0  04 

MUit&n*crsonal  .    .    .  5'65 

Indiensthalt.  d.  Scliiffb  2  \)2 

Naturalrerpflcgang .   .  '2*2.5 

Bckleidang    .    .    .    .  Oll 

^rvis,  (jarnisüuverr. .  0  71 

Wohnungsgeid  .   .   .  0*51 

Krankenpflege   ...  0  52 

Heise-  etc.  Kosten.    .  0*.S1 

Uoterricht    .   .   .    .  0.12 

WeTftbetrieb.   .  .   .  10-13 

Artllerie   193 

Torpedowesen    .    .    .  0*37 

Lootsen,  Betonn.  etc.  .  0*19 

Dfreisce  .  ,  .  :  .  0-07 

SuDoin  26'91 

Invalidcnpens.    .    .    .  0*51 

-    aus  Kcichsinval.- 

Fonds   002 

27  44 


Oesterr.  Flotte. 
Hill.  fl. 

Gagen   1*09 

Löhnung.,  Hekieid.- 

Ma88.-Gelder    .   .  1*04 

Dienst  za  Lande    .  o  4r> 

„   See    .    .  1  22 

Hydrogr.  Anst.  .    .  0  03 

And.  Anstalten  .   .  0'14 
Instandhalt ,  Ersatz, 
B.'frirb  d.  Flotten- 

materials  .    .    .    .  .S'I7 

Artillerie,  Sccmin.,  0*22 

And.  Anslag.    .   .  0.21 

V  rsor;_ningsausIag.  ♦  0*23 

Marinespitäler    .    .  O'll 

Saifiuia  b'l'd 


Franzds.  Fbtte. 

Mill.  Fr. 
Minist.  11.  Centr.  . 
Karten,  Pläne    .    .  0*52 
Oenerdatab,  Person. 

z.  See  ....  42  07 
Trupp.  1  7  See  .  .  l,3-95 
Secinteridauz  .  .  .  2'^i:^ 
Person,  z.  Lande  .  5*17 
Lebensmittel  .  .  .  20**»2 
Spitäler  ....  S-JO 
Arbeitslöhne  im 

Schiffbau  .  .  .  22  37 
Schiflsbaotcn.  Kater.  42*Si 
Artiii  tj.  Pulv.  .  .  4-00 
Uydraul.  .Arbeiten  n. 


Civ.-Bauien 
Becbtspflege  . 
Ailg.  Dmckkost. 

Reisekost.  etc. 
Verach.  A^^^^  . 

Suuiuia 
Inralidenkasse  .  . 


.  .  0-2Jt 
etc.  0D2 

.    .  »-17 

.  0-7:. 
lotJ  6u 
25*67 

"  192-3« 

Die  franzils.  SeeiuFaliden- 
kasse  fiin}?irt  fur  die  Kriegs- 
und  die  Handelsmarine. 


Kine  genauere  Vefglefchiing  Ist  hier  noch  veniger  mOglicb  als  heim  Heere. 

IV.  ^  §.  191.  Eigene  EiDnahmen  der  Miiitürver- 
waltnDg.  jSoIcbe  konnDen  regelmtoig  vor. 

Es  gehören  daliin  ili<^  oft  nicht  unerheblichen  Einnahmen  für  Verfiiisserang 
filtor  abg.ungigcr  Watien,  Pferde.  Materialien  u.  s.  w..  bedeutendere  Poeten  nach 
Kricgeo,  bei  grösseren  Reformen  im  Waflcnmateriai  u.  s.  w.  Auch  gewisse  üebühreit 
fttrdie  Beontznng  von  MOftlrinstHoten  und  Taxen  (bei  Drianb,  beim  Avanoemenm.aLT.\ 
Strafgelder,  Milben,  der  Erlös  Ton  VeTk:iufs;^ec:';Qständen  militirischer  Anstalten  tz.  B. 
K.'irlen)  u.  A.  m.  Tri  « h^st-^rreifh  ist  das  l'uh'nr-  und  SalpetergefaJl  der  Hecres- 
verwaltttog  unterstellt.  Besondere  Fonds  (for  inraliden,  Stellvertreter  u.  A. 
geben  ihre  Ertrftgnisse  der  Mllitinrervaltang. 

Es  ist  zwar  nicht  notbwendig,  aber  es  Innn  zweckmissig  sein,  di  -st  KiiinuhuH  n 
als  eicT'^np  Kinnahrnen  der  Militärverwalturi:'-  m  bflumdeln  und  sie  im  Ki.it  irleich 
von  den  Ausgaben  dieser  Verwaltung  abzusetzen.  Jedenfalls  müssen  sie  aber  ab 
wirkliche  Staatseinnahmen  angesehen  und  verrechnet  werden. 

Im  österr.-nngar.  Etat  f.  1S77  erscheinen  4*53  Mill.  fl.  eigene  Einn.  *I, 
Heeresverwaltung,  wovon  knmin^»n:  auf  d.  Pulvf^r-  u.  Salpeter-Hi^fall  1'4.  vrTS« liiedea«' 
Taxen  0  2^6,  Interessen  v.  Fonds  1*53  Hill.,  der  Rest  meist  Erlös  v.  YeräDsserungeo. 
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Mieth-,  Pachtzins  u.  s.  w,  (1882  im  Ganzen  2*61  Hill.  fiX  Auch  die  Marine  hat 
84,OüO  fl.  eig.  Einnahme.  Im  Deutschen  fieichsetat  f.  Iä84/S5  linden  sich  an 
Einn.  der  Verwaltung  des  i^eichsho.ers  3':\S  Mill.  M.,  der  Marine  ü'43  MilJ.  M.,  ausser 
den  Zinsen  u.  KapitalzuschUssen  des  Keichsinvalidenfouds  (28*67)  u.  Keichsfiestungs^ 
tMUifonds  (11*47),  letztere  meist  für  die  aasserord.  Bauten.  S.  auch  Hirth's  Ann. 
1873,  S  In  FrarikrtM«'!;  l  aben  die  Dotationskasse  der  Armee  n.  die  Invaliden- 

kasse  der  Manne  cig:ene  Kinnahuien  aas  eigenem  YermOgan,  aus  Taxen,  Abzügen  an 
der  Oage,  hesond.  alx-r  ans  Sta.-it!>.suljVfiitionen. 

V.  —  §.  192.  Die  Kriegskosten  selbst  lassen  sich  anter- 
Bcheiden  io  die  eigentlichen,  welche  anmittelbar  die  FinaDz- 
yerwaltang  treifen  und  die  mittelbaren,  welche  die  sonsügeD 
Lasten  des  Kriegs  für  die  Volkswirthscbaft  begreifen. 

A.  Die  eigentlieben  Kriegskosten  setzen  sich  im  Wesentlichen 
aus  folgenden  3  oder  4  grossen  Posten  zusammen. 

Belege  für  das  Folgende  au^  dcu  iuiaiiZatatibtischen  Daten  neuerer  Kriegs« 
AUirang  wmden  unten  im  Zusammenhang  gegeben.  Die  Berechnangen  ?.  Gallina 
u.  nach  ihm  v.  Stein,  Heerwesen  S.  231,  scheinen  mir  zu  übersehen,  wie  sehr  das 
Vf  rhältniss  des  Kriegs-  zum  Friodcnsbudget  von  der  lleeresrerfassong  abh&ngt  Vgl 

^uch  §.  IS.*^,  S.  125. 

1.  Die  Kobten  der  Mobilmachung  und  der  AufstelluDg 
des  Heers  in  kriegsbereitem  Zustande  auf  dem  Kriegsschauplatz. 

I>er  ruifanfj  dieser  Ko>trii  hrmi^t  namentÜrli  von  tl'-iii  V  e  rh  fil  (  n  i  s  s  der 
KrieUens--  zur  Krieg8>tärke  de>  Heeres  al>.  Je  mehr  die  letztere  die  eriitero 
ObertriHl,  desto  hoher  belaufen  sich  nothwendig  di<-  „einmaligen  Ausgaben  fOr  die 
MobllBiacblulg.**  Die  Anschaffung  <lcr  Pferde  pflegt  der  stärkste  einzelne  Posten 
zu  sein.  Je  nach  dem  Stande  der  Vorräthe  von  Waffen,  Munition,  Feldgerilfh, 
Kleidung  u.  s.  w.  sind  die  Kosten  der  Mobiimaehung^  nnd  Ausrüstung  natürlieli  auch 
verscbiedeu ;  ebenso  je  nach  der  Lage  des  Kriegsschauplatzes,  der  Cirüsse  des  eigenen 
Staatsgebiets  and  dem  Zustande  der  Commnnicatfonsmittel,  wonach  die  Auslagen  für. 
den  Trausport  des  Heers  um!  seines  Oerüthes  sowie  der  Gegenstände  seines  Ver- 
pricgungsbedarfs  verschiedi'n  ausfallen.  <iemeiii2:iltii?e  Kefreln  über  die  Hfthe  der 
Kosten  und  ihr  Verhültuiss  zum  Friedensutat  lassen  sieh  daher  nur  annähernd  geben. 
In  finanxieller  Beziehung  steht  nor  der  Sats  fest,  daas  die  füt  eine  Mobihnachung 
des  ganzen  Heeres  unbedingt  nothwendigen  einmaligen  Auslagen  unter  allen 
Umständen  müssen  gemacht  werden  können,  auch  unabh&ng^i;::  von  der  jeweiligen 
Lage  des  Staatscredits  und  deä  tieldmarkta.  Diese  bichcrbedt  giebt  allein  rollstündig 
der  Kriegsschatz,  der  daher  wenigstens  hei  gewissen  Heeisystemen  eine  noth« 
wendige  Finanzein richtnng  ist  {§.  75).  Bei  den  Festungen  gehören  die  Kosten 
der  Armirong  und  Proviantirnng,  bei  der  Flotte  diejenigen  der  volbtändigen  Aus- 
rüstung und  Indienststellung  der  i^jchitt'e  zu  diesem  ersten  Uauptposten  der 
«igentlienen  Kriegsausgaben. 

2.  Die  Kosten  der  KricgsfUbrnn ^  selbst,  welche  über 
den  gewöhnlichen  Friedensetat  hinaus  —  der  daneben 
bestehen  bleibt      zu  machen  bind. 

Sie  hänfren  von  der  Starke  des  Heere*,  der  Dauer  des  Kri«  ;?s,  bez.  der  Kriegs- 
bereitschaft, den  vorkommenden  Verlusten  an  Material  aller  Art  t  Waiien,  Kleidung, 
Cieittb  Q.  8.  w.),  welches  sofort  wieder  ersetzt  und  ergänet  werden  mnss,  fom 
nothwendig' er,  I  mfang  des  Lazaretliwt'sens,  vom  Xaehsehnh  di-r  Truppen  zur  Frjränzung 
tind  Vermein  Ulli'-  des  Heers  aus  der  Heimath  /.um  Kriri^^^'^h  utTt':»tz  u.  A.  m.  ab.  Die 
einzelnen  wiciiugsten  Posten  sind  die  Auslagen  fUr  diu  aturuiv erpflegung  der 
TnippsB,  für  die  Oehftltar  und  Lohnungen,  Atr  die  Ergftnzung  der  Waffen 
und  Munition  und  Bekleidung,  wozu  dann  noch  je  nachdem  grössere  tSommen 
fftr  Transporte  nnd  für  Lazaretbe  und  Krankenpflege  kommen. 
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2.  B.  Fin.bedMrC  2.  K.  EiAzelne«.  3.  A.  Müiiär.  §.  191. 


a)  Die  Gage  und  LöhnuDg  ist  im  Kriege  vielfach  zu  er- 
höhen wegen  der  tbenreren  Preise,  der  stärkeren  Ahnatzmig  der 
Sachen. 

b)  Die  Natnralverpflegnng  muss  notbwendig:  viel  nm- 

1  a  Ii  ^  I  e  i  c  h  u  1  uud  gewühaiich  auch  viel  k  o  s  t  ä  p  i  e  1  i  g  e  r  als  im 

Frieden  werden. 

Donn  üie  wird  im  heimischen  wie  im  Feind^Unde  im  Interesse  der  Truppes 
wie  des  kriegerischen  Zvecis  yiel&ch  auch  du  efntrelea«  wo  im  Frieden  die  Gdd- 

Verpflegung  ausreicht,  z.  B.  bei  den  <  I:  iereii.  Die  Kosten  stei<;»;n,  weil  der  Krie^ 
überhaupt  die  Preise  der  Artikel  di  ^  M ilifrtrhnlarfs  mpor  treibt,  weil  gewOhnli«  Ii 
hohe  Transportkobteit  hiozuitomuten  und  weü  im  eigenen  Laude  die  naturalen 
Landliefcruugen  der  Nachbarschaft  zn  druckend,  im  Fcindeslande  die  K  e  q  u  i  s  i  t  i  o  n  e  n 
atn  listil^.  zu  gehässig  werden«  die  Disciplin  dabei  leicht  leidet  ond  dcMih  die  Ver- 
sorfT^nff  nieht  hinlänglich  siiher  gestellt  wird.  Daher  bleibt  soweit  il-  möglich  di« 
Verpflegung  des  Heeres  auf  eigene  kosten  im  Ganfre,  mittelst  eines  nrn- 
fasscndeu  Systems  von  Liderungen  (durch  kaufmännische  Lieferanten),  Feld  mag a- 
zinen,  Bäckereien«  Fabriken  von  tmnspoitflihifeen ,  dnaerhaften  ]f«hriinp8> 
mittein  u.  s.  w.  So  sind  auch  im  letzten  franz.  Kli<^e  die  Requisitionen  des 
deutschen  Heeres  iii)mer  untergeordnet  geblieben. 

Ein  besunderer,  unter  Umständen  nicht  unerheblicher  Ausgabeposten  während 
des  Kriegszustandes  kann  die  Unteiiitltnng  der  Kriegsgefangenen  sein.  Z.  B.  siiid 
auf  Rechnung  des  Nordd.  Bundes  filr  IS70 — 7!  an  Kosten  für  kriegsgefangene 
Franzosen  21  (vJ  Mül.  Tblr.  liquidirt,  ohne  die  Ausgabe  f.  die  Verpflegung  d.  Ge- 
fangenen auf  franz.  Gebiete. 

öeber  die  Sicherung  der  Beschaffenheit  der  Finanzmittel  zur  Kriegs - 
fuhrung-  selbst  ist  oben  in  §.  74  ff.  schon  gehandelt  worden.  Da  die  Benutzung  des 
Staats credits  nicht  unbedingt  diese  Sicherung  bietet  oder  unter  Umständen  tinrerhältniss- 
mässig  kostspielig  isu  muss  einmal  die gesetdiche  Verpflichtung zu^aturaiieistuugefl 
der  Selbstrervaltungskörper  (Gemeinden,  Kreise«  LteferongsverbAnde) ,  best^ieB, 
sodann  eüi  System  ron  Extra-Steuern  (bez.  Zwangsanleihen)  eingeäclitet  sein. 

3.  Nach  beendigtem  Kriege  handelt  es  sieh  znnächst 

a)  Ulli  die  Kosten  der  Abiiistuü^. 

So  KUcktransDort  der  Truppen,  Zahlung  gewisser  Abfindangen,  Desarmirung  d>-r 
Festungen,  Ausserdienststellong  der  Schiffe  u.  s.  w. 

b)  Sodann:  Ersatz  oder  Ergänzung  des  verlorenen 

oder  unbrauchbar  gewordenen  und  Verbesserung  des 
durch  die  Kriegserl'ahrung  als  uug:euügend  erwieseneu 
Kriegsmaterials  aller  Art :  Waffeu,  kleidnng,  Heergeräthe  u.  s.  w., 
Reparatur  und  Umbau  der  Schiffe,  Festungen :  das  sogen.  Retab- 
lissement  und  Verwandtes. 

In  finanzieller  Hinsicht  ist  zu  beachten,  dass  die  bezüglichen  Auslagen,  ob- 
wcdil  ihrer  Natnr  nach  eine  staatswirthschaftliche  Kapitalanlai^e,  doch  mOglich;>T 
rasch,  soweit  es  das  sachliche  Interesse  zulässt,  zu  machon  sind,  also  uicht,  wie  im 
Feieden  mitunter,  anf  lAagere  Perioden  reitbeUt  Verden  dttifen,  weil  das  Heer  mi^^' 
liebst  sofort  wieder  in  jeder  Hiusicfat  lebtnngsfähig  gemacht  werden  muss,  iub 
seinem  Zwecke  der  grossen  Präventiv-  und  I?'*i'r.'-^siv;<iis(alt  m  ent.<prechen.  Fern-^r 
ist  es  auch  für  die  finanzielle  Aufiassung  wiohug,  dass  in  der  Tli&t  nicht  nur 
Ersatz  und  Ergänzung,  sondern  zugleich  Verbesserung  des  Kriegsmaieriab  noth- 
wendig  ist  und  daher  die  bezüglichen  Kosten  zu  den  mit  dem  Kriege  in  Verbindung 
bleheiideti  gölir»rcn.  Denn  der  Krieg  ist  der  letzte  l'r  if-t  in  wie  für  di  u  Werth  Jt-r 
Militürorgauisaiion ,  so  fUr  denjenigen  des  Kriegsmaterial:».  Daher  z.  b.  nach  dem 
letzten  Kriege  in  Deutschland  die  Meubewafl'nuug  der  Armee  auA  verbesüeritfii 
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Oewehrcii.  Bei  der  Instttotion  des  KricgsaelifttzeB  geliArt  »nch  deisaii  Wieder- 
aafallang  unter  dics«n  Theil  der  Kosten. 

c)  Endlich:  Kosten  der  Wied ergatmaohnng  der  Oberhaupt 
ersetzbaren  Schäden  in  Folge  des  Kriegs.  Hierin  gehören 
namentlich : 

a)  Die  Pensioneü  der  durch  den  Krieg  invalide  gewor- 
denen Militärpersonen ,  nebst  den  Witfwen-  und  Waisenpensionen 
für  die  Hinterbliebenen  der  yerstorbenen  Miiitärpersonen. 

Ein  Posten,  «reicher  natürlich  zunächst  von  der  Grösse  der  Verluste  abhängt 
worauf  neben  der  Grösse  des  Heers  und  drr  Daner  des  Kriegs  auch  das  Waffen- 
system ?ou  Einüuss  ist,  sowohl  was  die  Zahl  der  Gebliebenen  und  Verwundeten, 
ikl9  die  Art  der  Wanden  nnd,  de?on  abhängig«  die  Grade  der  In?alididiu  anlangt. 

—  Die  Hohe  der  einzelnen  Pension  wird  von  der  Finanzlage  mit  bedingt  sein, 
aber  knappe  Pension  ist  gegenOb^^r  ^nnov  wr^liren  Klirenschuld  der  Nation  am  Wc- 
uigsteR  angebracht  und  auch  nicht  richtig,  weil  cnüiiuthigeud  für  die  individuelle 
Leistung^. 

ß)  Entschädigung  derjenigen  Landestheile  und  einzelner 
Staatsbtiro^er,  welche  durch  den  Krieg  besondere  materielle 

Verluste  erlitten  haben. 

die  Bewohner  des  Kriegsschaoplatzes  oder  seiner  Nachbarsrhaft ,  die  vom 
Feinde  Geschädigten  (Plünderung,  Rcqui^iition  des  Feindes,  Vertreibung  aus  dem 
Peindeslande,  IVegnabme  Ton  Handelsschiffen  bei  dem  noch  geltenden  Znstande  des 
Völkerrechts  u.  s.  ir.\  die  aus  ihrem  Erweiljsbcnif  heraus  gerissenen  Ani,'ehrtriff('ii 
des  Heers  Iveservistcn,  Landwehrleute)  u  a.  m.  Da  es  sich  hier  immer  um  Dpfer 
handelt,  welche  durch  den  Krieg  veranlasst  sind  und  vom  Einzeiuea  für  die  Ue- 
sammtbeit  getragra  wecdra,  sich  aber  sebr  nngleidi  auf  die  £fnidnen  vertbeilen, 
i>i  cinö  Entschädiguni?  im  Princip  geboten.  Ihre  Höhe  wird  mit  Rdcksicht  auf  die 
Finanzlage  bemessen  werden:  volle  Entschädigung  ist  aber  jedenfalls  zu  erstrobrn. 
Die  französischen  5  MiUiardea  haben  es  dem  Deutschen  Kciche  möglich  gemacht,  in 
allen  diesen  BezIehnngeE  das  Etfordeiliclie  reichliob  zu  leisten. 

y)  Ersatz  der  Kriegsleistnngen,  welche  Landestheile 

oder  Einzelne  nach  gesetzlicher  Vorschrift  in  Arbeits-,  Spanu- 
Diensten,  Transportleistnng,  Quartiergewäbr,  Naturallieferungen  u.8.w. 
dem  heimischen  Heere  machen  mussten. 

Auch  hier  ist  möglichst  voller  Ersatz  geboten,  weil  diese  Leistungen  immer 
mehr  oder  weniger  angleich,  in  der  ßegel  schon  wegen  der  geographischen  Lage  des 
Kiiegsebanplatzes  nnd  der  ICarachienten  sebr  nngleiob  die  einseinen  TheUe  des 
Staatsgebiets  und  die  verschiedenen  Glassen  und  Individuen  der  Bevölkerung  beUsten. 
Es  gelten  hier  die  Grundsätze  fttr  die  gleichmissige  Vertbeilnng  der  Steuerlast 
(Fin.  H,  §.  340—429). 

Ob  und  in  wie  weit  für  alle  diese  nach  beendigtem  Kriege 
nothwendigen  Ausgaben  ausserordentliche  Mittel  wie  nameut- 
Ueh  Kriegscontribntionen  zn  Gebote  stehen,  hängt  natdrlich 
▼om  Ausgang  des  Kriegs  und  von  der  Höhe  solcher  Gontribn- 
tionen  ab.  Sind  solche  Einnahmen  vorhanden,  so  werden  sie  in 
erster  Linie  zur  Deckung  der  Kosten  der  Kriegs fuhrnng  und  znr 
Deckung  dieser  weiteren  Kosten  nach  beendigtem  Kriege  dienen. 
Doch  mass  dabei  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  V  (i  r  s  i  c  h  t 

A.  W»(;itftr,  FiiunzwbiM'iift'luift.  l.  3.  Aufl.  29 
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in  Betreff  der  raschen  Einziehung  grosser  baarer  Geld- 
sammen  au8  der  Fremde  and  in  Betreif  der  raschen  Ab- 
zahlung etwaiger  Kriegsanleihen  angewandt  werden. 

Pttr  die  vissenachaftliche  Bebandlnog  aller  solchen  Fragen  liegen  jedt  wie  in 
einem  grossartigcii  Expcrimeiit  die  Erfahrangsthat^achen  in  den  Einwirkungen  der 
französischen  Kriogsrontribution  v.  1871  auf  Frankreich  und  Deutschland  vor.  Sichf 
darüber:  Ramberger,  die  5  Milliarden,  1873  laus  cLn  Preuss.  Jahrb.  B.  :U). 
SOtbeer  desgl.  Herl.  1874,  mein  Keichsfinanzwesen  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs »  III. 
S.  85^1  (»5,  bes.  228—252,  dagL  mein  iMillgi  Aufs,  in  Hildebr.  Jahrb.  XXIL  (lb74\ 
S.  HIS  ir. ,  Wolöwski.  r''siilt.  rronom.  du  payem.  de  la  contribut.  d..-  gnerre  etc^ 
Prir  IsTl  (aus  .1.  iL  Ecou.  Do-.  1>T4),  Say,  rapport  ^u^  le  payein.  di'  la  ro!»- 
tnbuuou  etc.,  Paris  1874;  i  crraris^,  iitUemuitii  di  gucrra  etc.,  Sümv»  Antolugi» 
Febr.  1875. 

Fehlen  solche  Contributionen,  so  sind  die  bezüglichen  Aus 
sraben  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Detkun«!^  des  Finanz- 
bedaris  zu  regeln,  also  eventuell  auch  durch  A  n  1  e  i  b  e  n  zu  decken, 
aber  immerbin  bei  der  sweifelhai'ten  Dauer  der  durch  die  Kriegs- 
ausgaben  her?orgerafenen  Wirkungen  und  in  dem  Falle,  dass  es 
sich  um  Anleihen  ans  bereits  angelegten  heimischen  Kapitalien 
(§.  65—73)  handelt,  wenigstens  theilweise  mit  durch  erhöhete  oder 
neue  Steuern. 

4.  Ein  letzter  Posten  der  Krieii:saus4]:a})en  ist  endlich  evcntueU 
die  vom  Besiegten  dem  Sieger  zu  zahlende  Kricgscontri- 
b  u  t  i  o  n  („Kriegskostenentscbttdigang'O* 

Eine  rasche  Zahlunjr  dorsflben  wird  in  der  Regel  schon  im  FriedensFcrtrac-" 
bedungen  und  lif^jrt  ö:ewr>hiilich  im  Interesse  des  Besiegten  eben  so  sehr  oder  noch 
mehr  als  in  dcmjcnigeii  des  Siegers,  weil  von  ihrer  Entrichtung  die  Befreiung  de> 
eigenen  Gebiets  ron  feindilcber  BeMbcong  und  die  Wiedererlangung  der  poliCitfclieA 
Unabhängigkeit  abzuhängen  pflegt.  Der  Druck,  der  auf  den  besetzten  Landestheilea 
Ii  •-•».  trifit  die  einzelnen  Staatsbürger  sehr  «n^lei«  h,  was  auch  die  möglichst  m^rlH- 
Abwicklung  erwünscht  macht.  Es  nftthigcn  diese  Verhältnisse  meistens  zur  Aufnahme 
von  AnleUien  und  mcli  der  Nator  der  betreffbndeB  Angabe  sind  dieadben  »acii  ge- 
rechtfertigt. Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  ein  Bilckgieifeii  mit  auf  Stenen,  beaoii« 
der^  soll  he .  welche  die  wohihabenderen  Claasea  st&nter  tat  Tngang  dieses  Opfen 
mit  heran  ziehen. 

]>ie  ^riegskosleBeiitscIiSdigungea'*  an  Prensseo  betragen  nacli  d.  Friedeii»> 

venr.iüeii  186()  55*73  Mill.  Tlilr.,  woron  ?on  Oesterreii  h  20.  Baiem  l'  lt»  (i,''  uaa 
3(»  Miil.  fl.),  Sachsen  8  87,  Würtemberg  4  56  (genau  8  Mill.  fl.).  Rad  Mi  ;r40  (C,  Mill.  t\  . 
Hessen  1-70  Mill.  Thlr.  {H  MüL  fl.),  Reass  ä.  L.  100,000  Thlr.  Ausse  rdem  mt  Kna^- 
contribut,  Kriegsbeate  u.  dgl.  4*77  MiU.  Thlr.,  wovon  3  284  .Mill.  Thlr.  KriegacoD- 
tribution  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. ,  1*29  Mill.  Thlr.  Zahlungen  des  sächs.  FIbuiz- 
miüisters  an  die  preuss.  Civih.Twalt.  walirL-ml  d.  Occup.-Zcit,  339,000  Thlr.  bannov^. 
Feldkriegskasse  u.  a.  m.  S.  Jalirb.  d.  preuss.  Statistik  III.  463.  —  Die  f ranz 5?. 
kriegäkostonentschädiguiig  au  das  Deutsche  Reich  war  nach  Ab^ug  der  Koäii:>aUon»- 
Icosten,  aber  inbegriffen  die  von  Franlireicli  f.  die  Beste  seit  dem  Frieden  zu  zahlenilca 
Zinsen,  na.h  deutscher  Kerhnang  5.301,145.078  Fr.  =  1.210.n72,sn.'i  Mark  {umth 
trauz.  KechD.  5,302,065,000  Fr.\  die  Pariser  Contrib.  (20i)  Miil.  Fr.)  100-52  MiU.  M., 
der  Ucbcrschuss  (über  d.  VerwaltungsLosten)  der  in  Frankreich  erhobeneu  Steaem  u. 
niclit  noiAittelbar  Tenrend.  «rtl.  Contribot  62*8  MiU.  U.  0»  Bedui.  fisdiet 

sich  als  „Wiedererstattung  d.  v.  Dentschl.  erhobenen  Steuern"  61*70  MiU.  Fr.).  In 
Suinttf-A  (laber  dif  dontschc  Baareinnahme  aus  Frankreich  1 15.'?  99  Mill  M.  Di*»  rnr»*r- 
haltuiig  der  deutschen  Truppen  auf  französische  Bechnnng  während  der  Occupatioa 
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nach  dem  Friedensschluss  beredinet  Fraakreich  auf  823*64  Mill.  Fr.  S.  Preass.  ttak, 
Jahrb.  IV,  2.  Abtb.,  S.  240,  mein  Reichsfinanivea.,  Jahrb.  III,  S.  »5,  97,  Qotb. 
Jahrb.  187C,  S.  592. 

ß.  Die  mittelbaren  Kriegs  kosten^  die  Lasten^  Leiden, 
Veriaste  aller  Art  ttir  Land  und  Leute ,  znmal|  wenn  der  Kri^< 
Bchanplatz  auf  heimischem  Boden  ist,  lassen  sich  niemals  genan 
in  Zahl  nnd  Maass  fassen,  sind  aber  meistens  so  erheblich ^  dass  ' 

sie  das  Conto  der  eigentliclien  Kriegskosten  noch  ansehnlich  er- 
höben, mitunter  vielleicht  letztere  noch  ii herragen.  FUr  die  Wehr- 
verfassnng  xmd  die  Militärfinanzen  \'()\^t  daraus  wieder,  dass  sie 
in  Friedenszeit  zweckentsprechend  ia  der  oben  (§.  185)  dargelegten 
Weise  eingerichtet  sein  mttssen,  um  mit  verheerender,  Erfolg  rer- 
spreehender  BepressiTkrafI  den  Krieg  aof  feindliches  Gebiet  zu 
spielen  nnd  rasch  siegreich  zn  Ende  za  fahren.  Dann  werden, 
wie  die  eigentlichen,  so  vollends  die  mittelbaren  Kriegskosten 
wenigstens  so  viel  als  möglich  verringert  werden. 

Vg-l.  Kau  §.  7*2,  auch  vor.  Aufl.  dieses  Bandes.  S.  27(>,  woselbst  einisrc  statist. 
Dateu,  Ircilich  von  nur  bedingter  Za?crläsäigkeit,  über  Kricgbkoätea  uuä  der  Zeit 
Napoleons  1.  u.  fiir  den  Krimmkrieg.  Der  Krieg  von  1866  kostote  der  prenasischen 
Staatskasse  über  die  l:iiif?nde  Ausgabe  cin  a  SH  Mill.  Tlilr.  und  brachte  derselben  au 
EntriclUungeu  anderer  Staaten  60'/^  ^lill.  Tlilr.  ein.  Der  diitiische  Krieg-  kostete 
Prcu:$äen  ejclra  c.  Id^g  Mill.  Thlr.  Die  eiuiual.  Mobilmacliuiigäkuäten  betrugen 
ISee^ST  circa  16*3  IfilL  Thlr.  S.  Engel«  Jahrb.  III,  541,  462.  Der  italienische 
Krieg  von  1859  kostete  Oesterreich  extra  c.  210  Mill.  fl.,  s.  A.  Wagner,  Uns  Zeit. 
[b&ü.  S.  25.  Der  Krieg  ?on  Ib'O— Tl  bat  Frankreich  J) — 10  Milliarden  Fr.  bloss 
au  verrechneten  Ausgaben  gekostet.  Nach  d.  Bor.  d.  Min,  Mathieu>Bodet  v. 
1.  JaD.  1875  (Jonn.  o£Bc.  8.  Jan.  1875,  danach  GoOi.  Jahrb.  1876,  S.  592)  ergaben 
sich  fblgende  Pasten  in  Mill.  Fr.: 

AusserordentL  Avsgabe  in  Folge  Ui)ten>tatz:üng  d.  Familien  7.  Seid. 

des  Kripirs   .  inri'OS       u.  Matrosen   50  00 

Vefproviantirung  von  Pam     .   .  1 69*52    Baare  Entöchäd.  au  Opf.  d.  Kriegs  106  00 
Hiebt  cIa88iiic.JKriegskaet»n    .  .    aO-QO  DsgL  an  Gemeinden  (Annnit)  .  .  251-95 
L  Eig.  Kriegskeston  2111*57^        ^  ^*        fcnim.  Schlden  .  2g'00 

KeBton  der  Anleihen  631 '27  Wiedergntmach.  v.  Schäden  4S8-95 

Veitoste  an  Stenern  u.  Einkünften  364'J9    Kriegscontrib.  (ohne  Paris) .   .   .5000  00 

n.  Bcsond.  finanz.  Opfer  d95-46   Minsen  daftlr  302*07 

M"  1     —  t     j  TLf        o  r  4:  ünterb.  d.  deutsch.  Truppen  .   .  323*64 

^  lÄll^:  d'ÄoÄ  erhob.lenem.  61>70 

«  m.  WiederkenlolL  n.  Ver-  V,  ContriK  u.  dgl.  m.  6687-41 

at&ftaing  der  Kriegsmacht   .  .  592*26  Samma  9287*88 

U^er  die  deutschen  Kriegsfinanxen  von  ISTO — 71  siehe  mein  Beicbsfinanz- 
wesen.  Jalirb.  III,  65 — 166,  mit  den  verrechn.  Daten  bis  Ende  1J<72.  approximativen 
bis  1S74.  Auch  Jahrb.  f.  d.  ajntL  Statist.  Preosseos  IV,  2.  Abth.,  iS.  240,  bis  1^74 
V.  1875.  Dann  d.  fin.  Tabellen  in  d.  Statist  JsbrbQchem  des  D.  Reichs  (bisher 
4  Jahrgänge,  1880—83).  Vollständig  waren  noch  bis  1882  nicht  alle  Posten  abge- 
wickelt. iTuJr'm  der  Keiclishaushaltsetat  noch  bis  1HS2/83  bezügliche  kleine  Siuiuneu 
als  „Ausgaben  in  Folge  des  Kriegs  luit  FraokreiGh,*'  aofTuiirte.  Die  Verweoduugeii 
f.  die  Wiederherstellung  u.  Verstärkung  der  Kriegsmacht  werden  ferner  erst  im  Lattfe 
der  Zeit  verbrauchL  Schwierigkeiten  f.  d.  Berechnung  nmcht  die  getrennte  Liquid, 
f.  d,  Keich,  d.  Nordd.  Hnnd.  die  einzelnen  sudd.  Staaten.  Die  filcr.  Ucbersicht  aus 
laeioaia  gen.  Anluitz  kann  genügen,  wcü  sie  die  mutlimaassi.  Aus>;aberebte  nach  den 
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officielleti  Anschlägen  mit  enthält  u.  die  gesetzl.  Venren«! n in-  f  d  später  -m  ni  i'-fii^ni  - 
Ausgraben  schon  fast  ganz  in  IHIU  ger^elt  war.  Yetw^^uduag  der  lraji£u6.  Uiutn- 
botion  n.  s.  w.  in  Hill.  Tblr.: 

Auf  Beichäredin.      Auf  spec  nordd»  Boduu 

I.  Krie-^ko^t.Mi    .   73-13  »77-M 

IL  W  ieUerlierstciiiuig  u.  s.  w  d.  Knega- 

macht   ISG'll  I2Ü02 

IH.  WiedergntBUCboDg  von  Scbädoii   .        246*39  10*82 
IV.  Verwaltungsiw.  der  Kriegsmacht   ,           6*27  — 
V.  Ally^t-mcinp  VerwaJtungsreformcn    .         29'7i»  1*66 
VI.  Ertrag  gebende  Kapitalanlagen  .    .        1 43*87   — 


Somina  I~V       685  57  509  83 

UdMRQite  m  y«r(heaaBg    ....       798*98  133-70 


Summa  14S4-55  643*50 
Di«'  f!.  Titschen  Krieg^kosten  (Mobilmachung,  Kriegsführonp.  Abrüstung^  nitWcn  im] 
Süddcutächland  c.  520  Mill.  Thlr.  betragen.  Für  die  finanz.  Seite  dei>  kncg»  ^ud 
die  unmittelbar  zu  maeheDdeo  Ausgaben  (im  Unterschied  von  den  erst  später  nach 
und  nach  za  machenden  resp.  nbiowickolndcn)  bes.  wichtig.  Sie  ergehen  sich  in  der 
Hauptsache  aus  dem  Kechnungsnarhveis  d  Nordd.  Bandfö  f  IHTO  u.  71.  Hiernach 
wurden  verrechnet  £  d.  Mobilmachung  aO  bO  (wovon  24  23  in  1S70  allein),  ▼ovob 
f.  Pferde  14*69  MIU.  Thlr.  (abzügl.  813  f.  Erlös  ans  Verkäufen),  f.  Mobilm acLungs- 
gelder  d.  OAdere  n.  gew.  Pers.  d.  Mannschaft  2*54,  t  Portific,  Armir.  d.  Festungen 
u.  KOstcnpuncte  4  92,  f.  Verproviant  d.  Festungen  *2  *i5;  ferner  f.  '1  lauf.  Kosten 
des  Kriegä  beim  Land  he  er  in  beiden  gen,  Jahren  "JUGTO  Mill.  Tbir.  (wovon  TJi'n 
in  1870,  188*55  in  1871),  davon:  f.  Gehälter  u.  Löhne  der  Truppen  43*79,  Natural- 
verpfleg.,  Feldaugaz.,  Bäcker.  105*77,  BeUefdung  und  Anarttat  37*27,  LastreÜie  n.  d|i 
10*35  RemonÜr.  der  Feldarmee  1*58  (wenig  wegen  der  erbeuteten  Pferde),  Munitiot» 
u.  Waffen  T'9*>  u.  s.  w.  —  Die  \Vi cd e r  horste  11  »i  n  ir  und  VerstTirk  u  n  g  der 
KriegüUi acht  erforderte  nach  d.  gesetzl.  Beätimiuuugeu  an  Uauptpostcn  iur 
Beiclieiechnnng:  Kriegseclints  40,  Festungsban  n.  dgt  114,  f.  nordd.  Bechnong 
spec:  Retabli^s.  (ind.  Baden  und  Hessen)  1 06*85,  div.  debäude  etc.  c.  19  Mill.  Thlr. 
—  Die  Wiedergutmachung  von  Schäden  u.  s.  w.  schon  bis  1873/74  (seitdem 
bei  eiüz.  Pesten  weitere  kleine  Beträge):  auf  Reichs rochnung:  Invalideufonds  18T 
(ZaUnngen  vor  b.  Grflndnng  aasBordeD  10' 1  IfflL  Thir.t,  Beiliilfen  an  Angehörige  der 
Reserven  u  Landwehr  4,  dsgl.  an  aus  Frankreich  vertriebene  Dentsche  2,  dsgl.  für 
deutsche  Khedcrci  5*6,  dsgl.  Ersatz  v.  Kriegsschäden  u.  Leistungen  u.  s.  w.  (bes.  f. 
Els.-Lothr.)  37*7,  dann  aul'  nordd.  Rechnung:  Ersatz  d.  Kric^eistungen  d.  Gemeinden 
2*5,  dsgl.  der  Dnlenttttzong  für  die  Familien  d.  einberoC  slBeerre-  n.  Ludwehtlevte 
8*3  MiU.  Thlr.  Weiteres  Detail  aus  den  betr.  Gesetzten  u.  der  Statistik  in  meinem 
Reichsfinanzwesen,  S.  103  tf.,  112  IL,  118  ft".  —  lieber  den  letzten  oriental.  Krieg 
Rnsslands,  den  die«»  fast  eanz  mit  ueoeu  Papiei^eldcmissionen  und  einiger  Ver- 
mehrung seiner  verzinaL  Schuld  wlhread  des  Kriegt'fflbite  —  Fnn^ngsoperationea 
folgten  erst  später,  bisher  in  beschrinltlem  Manage,  —  tind  mir  keine  spec.  Abrech- 
nungen Über  die  Kriegskoaten  bekannt  geworden.  Einen  Einblick  geben  aber  folg. 
Zahlen:  fund.  Schuld  nomiu.  ISTO  9037  Mill.  R.  (wovon  439*3  äussere),  1880 
2039*9  M.  R.  (wovon  672  5  äussere).  Yeiziosung  der  ganzen  Schuld  nach  d.  Etat  L 
1877  los .{.  is82  198'S  M.  R.  GrediCbfillite  (Pnpieifehl)  in  Dnünof  1876  797,  IhhO 
1163  MilL  & 


4.  Abschnitt 

Finanzbedarf  für  die  BurchfUlirung  des  Cultur-  und 

W  0  h  l  fah  i*t  8Z  w  ecks. 

mf  Dnrstellung  beschränkt  sich  iui  Folgenden  wieder  nn^hr  auf  eine  karze  IVber- 
sicht  der  <>ebiete>.  Mehrfach  ist  auf  dieselben  in  der  Kinanzwissenschaft  in  der  spär. 
Einnnhmelehr«*.  namentl.  bei  den  (ieb Uhren,  so  bei  Mdnzo,  Post,  Strassen,  Schulen. 


Digitized  by  Google 


Inner«  YervaUanp^. 


453 


odOT  bei  den  zugleich  privatwirthscIisftL  Enrerbszweigen ,  wie  bei  Eisenbahnen, 

••inztiL' -hrri  und  lanii  sind  die  enge  zasammenhän^endeu  Verhältnisse  der  Aubgabeu 
u.  Eilin ahrrir[i  zugleich  zn  Uehatideln.  Anderes  ist  genauer  in  den  anderen  Theilon 
des  Syst.  dl.  poUt  Oekon.,  ia  der  VoliiswirtiiscbaftspoUtik,  zd  erörtern.  Aut  dem 
(jebiete  der  bier  zo  bohrenden  Angelegenheiten  bnl  nun  es  d«in  namentlich  mit 
Jen  früher,  im  2.  Absclui.  des  2.  Kap.  des  vor.  Buchs  (Finanzwesen  der  Selbstver- 
waltnnpikArper'^  schon  behandelten  theoretischen  und  practischen  Streitfragen  hinsicht- 
iich  der  üeberuabme  solcher  Angelegenheiten  auf  den  Staat  oder  auf  einen  Selböt- 
renraltnngskSiper,  bez.  auf  velohen  der  letzteren  und  hinsichtlich  der  angemessenen 
Vertheilang  der  Lasten  zu  thun.  S.  bes.  o.  §.  43,  S.  90,  §.  46—48,  S.  96  ff.,  §.  oH  H., 
vo  die  in  Betracht  kommenden  Gesichtspuncte  und  die  Verhältnisse  der  Haupüänder 
tlargclegt  sind.  Em  Haupttheil  der  heute  in  Deutsclilaud.  spec.  in  Freussen  «^schwe« 
lienden  Finanzfragen''  (üebeitragunfr  eines  Theils  der  Stnato-Ertragssteneni  an  Com- 
mnuen  u.  Terbände,  Schuldotationen ,  Regelung  der  Annen-,  der  W^elast  n.  8.  w.) 
dreht  sich  nm  diese  Pnncte  des  Abechnitts. 

I.  —  §.  193.  Die  innere  Verwaltung,  soweit  »ie  von 
der  Polizei  (§.  180)  und  von  der  volkswirthschaftlichen  und 
Unterrichtsverwaltung  (§.  194  ff.)  getrennt  wird,  unifasHt  in  ihrer 
heate  tiblichen  OrgaDisation  mit  ihrem  sehen  erwähnten  Behörden- 
apparat folgende  Hanptgebtete: 

1.  Die  amtliche  Statistik. 

Hi'Tltt^r  irHiören  die  Kostni  ih-r  ji  t/.t  in  den  meisten  civilisiiti  u  Staaten  )n-sti  h<  ii- 
iku  stat iätiächeu  Bareauä,  die  Kosten  der  laufenden  statistischen  Saui- 
melarb eilen  der  YeriraltnngsbohOrden,  welche  sich  schwer  von  den  Qbrigeii 
Kosten  di<!aer  Bchönlen  absondeni  lassen;  dann  naint  ntlich  dit  Kostun  der  periodischen 
Volkszählungen  oder  Ceusus  und  ähnlicher  Aufnahmen  i^Yiehz&hliingoa 
u.  a.  m.). 

Z.  B.  D.  Reich,  Stat.  Amt  1883/84  668,000  M.,  Pronssen  1883/84  382,00011. 

(ohn»*  Ranconto),  danchen  noch  hesondors  ftlr  d.  mtt«;orol.  Instit.  29,800  M.  Die 
Ansirahe  ist  in  ih  ti  verschiedetion  Staaten  nicht  nur  nach  der  Grösse,  der  Ictzteron 
und  der  Umfassendheit  der  iVrbciten,  sondern  auch  nach  der  ganzen  Stellung  und 
Einriditung  der  Bnreaus  yerscideden,  je  nachdem  sie  nur  die  letzten  Concentrininga- 
untl  Puhlic.*Afbcit<'ii  0<1<t  schon  frUluM-e  Sammel-  und  Conc<;ntrining!>arl)eiten  (ans 
'h  n  erlisten  u.  8.  w.)  /.n  machen  hahen.  S.  A.  Wagner,  Art  Statistik,  Staatswörter- 
Imch  X,  44b.    Stein,  Verwaltungsl.  bes.  B.  2. 

Di«  Kest«;n  des  Gensns  ^d  nach  ^<^r  Methode  der  YolkszAhlnn^,  der  Sp«;- 
cialitit  d<  rs<D><  n  riamenfl.  nenenlings  ointzi  h<  nd*-  £i<renschaftsstat.  der  Be?Mi(.)  und 
ie  nachdem  die  Zähhin«r  mit  and^-ren  statist.  Aut'naiimcn  (Uber  Wohnungen,  Viehstand, 
üewerbeweseu  u.  s.  w.)  verbunden  ist,  selur  verscliiedeu.  Wo  die  Sellistzähloug  und 
die  Z&hluns:  durch  freiwillige  nnd  nnentfeM.  dienende  Z&Mer  stattfindet  (wie  rielfiM^h 
in  Deut-M  ri  1)  säind  die  Kosten  g«  rinur,  !  ,  ohn-  indossi  ii  f.  d.  Voli(Swirthsch.  zu  ver- 
?ehwind«'u.  Es  gilt  hi^r  das  iu  §.  15.']  (il  i  Khnn.imter  Gesagte.  8.  nam.  Engel 
i.  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  J87U  ul>cr  Kosten  der  Volkszähl.  S.  HS  ff.  Z.  B* 
Oesterr.  Ccnsus  v.  1S57  2  Mill.  fl. ,  Brit  ?.  1861  250,000  Pfd.  St.,  Verein.  St. 
V.  1S61.  l-«i5  Mill.  D.,  Belg,  von  186«  a»)cr  644,000  Fr.  Die  10 jähr.  Periode  der 
Zahlung  empfiehlt  sich  auch  vom  Kostenstandpuncte  ans.  Engel  a.  a.  0.  S.  41  wr- 
aitschlagte  bei  theilw.  Benutzung  unentgeltl.  Zähler  für  die  71er  Volkszählung  die 
Ausgabe  Preussens  auf  191,000  Tlilr.  Uebersicht  über  Aufwand  an  Geld,  Zeit  und 
.Vrbeitsleistnng  bei  der  letzten  (1880er')  preuss.  Volkszählung  s.  Ind.  Anh.  v.  Hlenck, 
preuss.  stat.  Ztschr.  1S82,  S.  188.  Voranschi.  1880—83  452,500  M.,  wirk].  .\ns-ali.> 
l'HJ.fiOO  M. ,  davon  Be^chatf.  d.  Zählpapiere  175,59!,  Verpark.  u.  V-'rseiid.  20,1 '»>. 
Kuckscud.  9  11)7,  Remujierat.  d.  Zähler  37,a,Hb,  Aufboreit.  d.  Zahlpajnere  204,41^, 
Zvisehenfonralars  n.  and.  Bureanbedttifldsse  2326,  Unrorheigesehenes  5tt8  M.  Es 
sind  dies  die  Kosten  hfs  Oct.  1882;  slo  betra|i^n  p.  Kopf  der  Oftsanwes.  Kezfthlten 
ßerj^Ut.  1.83  Pfenn. 
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2,  Das  öffentliche  Gesandheitswesen  and  die  dafllr 

dienenden  Anstalten. 

Letztere  (Kranken-«  üeb&r-,  Irronhänser«  Hebammcninstitate  a.  dgl.  m.)  pflegen 
10  der  Regel  gMis  oder  groesentlietls  aiu  Profindal-  oder  Gemeindemitteln  oder  ms 

.■iü-'ncni  Stiftiinu''svi'rmö'jr'  n  he^tritton  zu  wi-nlcn,  so  flass  »»s  sicli  für  >Vu'  Sf?i;ir4;i 
r  'wa  nur  um  Zuschüsse  handtrtt.  Völlifj  if&p  der  Staat  mitunter  nur  d(;n  Autwanti 
lur  aolchc  Anstalten  dieser  ^Vrt,  welche  zugleich  zu  üntcirichtszweckcn  dienen.  Ausser- 
dem hat  der  Staat  die  Ausgaben  fQr  des  Senitftts-  und  HedicinalbebOnleDvesen.  — 
meistens  eine  Abtheilunjr  des  Ht  liördcnwesens  der  ^:csammten  TnniTf  n  Vi-rwaltiin?, 
„MedicinalroUejjrieii"  ti.  d'/l.  — .  dann  etva  auch  für  rinzfln"  Mciiicinallc  amT.-.  Amt>- 
irzto,  vVuitsirund-  und  Hebeärzte,  ierner  für  luipl'we^en,  QuaraatiUic  u.  s.  w.  zu  decken. 
Eine  ausserordentUelie  Ausgabe  femisaeben  bisweilen  die  Sevchen,  Epidemieen  und 
Viehseuchen  (Epizootieen),  indem  sie  Absperrnni:>nia>>r«  L'^«  !n  u.  s.  w.  nothvendig  machen. 
Ein  Theil  <lieser  Kosten  la>st  sich  auch  auf  Sclbätrtirv«]t.kft]^r  u.  in  QebQhrenfonD 
auf  die  YicUbebitzer  abwälzen. 

Ausgabe  des  Staats  für  öffentliclies  GesondlidtsweBGa,  meist  ebne  die  betreff. 
Anstalten,  welche  an  Uni?<  r>.  ii.  w.  mit  für  Lehrzwecke  dienen:  z.  B.  Oesterreich 
w,-fl.  Th.  18B0  Or,!.  74S,om»,  mit  Extraortl.  780,000  fl.  D^^r  sosreu.  „Sanitätsdienst" 
»teht  unter  dem  Min.  d.  Inneren  u.  wird  hier  in  der  Uauptrubr.  des»  Eials  ,,polit. 
Verwah.  in  d.  einzelnen  Kronl&ndem**  getrennt  t.  „Auf^rand  d.  polit  Behitoden**  tkber^ 
haupt  nachi^ewiesen.  Obige  Zahlen  umfass^-n  den  Aufw.  an  d.  Centraistelle  nicht  mit.  — 
I).  K.-ii  li.  Krich.^^r.undii.-Aint  1S^3'H4  126,000  M.  —  Pr.'iissfn  18S3/S4  Mr.Iir.- 
wes.  (im  Cuit.min.}  l,4ä2«UUU  M.  (1.  d.  Proviuc.medic.coliegien  u.  Ke^er.mcdic.raiht^ 
222,000.  f.  d.  Physiker  in  Stedten,  Kreisen,  Bezirken  n.  s.  722.000,  Zuschüsse  zn 
Dnterr.,  TT«  iL-  u.  Woldtbfttanst.,  bes.  Ikrl.  (jharit6  213.000  M.,  Kemuner.  der  Examina* 
toren  b.  i  PrUfunsren  —  <iurch  Gebühren  d.  r  Examinanden  ü.  drokf  —  T.'i,000  M.  0. 
and.  Posleu  mehr).    Dazu  kommt  eine  yuof<«  d.  Ausif.  d.  Ministeriumi.  >ell)st. 

3.  Das  Hilf 8-  nnd  Armenwesen  (öffentliche  Wohl- 
tbätigkeii). 

Die  Staatskasse  winl  hierfür  im  AUfremeinen  nur  ausnahmsweise  und  etwa  nur 
^iilisiililtr  in  Aii>-pnich  iivnommen,  indem  theils  die  freiwilüjre  (Privat-),  e?*'ntu«'ll  <!!•• 
kirchliche  und  btütungsarmenpflcge  eintreten,  theils,  wo  eine  gesetzliche  Armenpliegr 
besteht,  die  Gemeinden,  Kreise  imd  deren  Verbinde  die  PHichtigeD  simL  IMe  end- 
giltlge  Be^elung  der  Tra^rung  der  Annenlast  gehört  zu  den  erwähnten  „schwebenden 
Frafren"  der  Auseinandereetzunp:  zwiscli -n  Staat  nnd  Selbstrerwaltunir^körpem  ir>H.  o. 
^  b'6  Ol.)  und  ist  in  der  „Inneren  Verwaituugslehre"  näher  zu  erOrtem.  Der  Staat 
wird  sonst  nur  bei  einzelnen  grosseren  Öffentlichen  Kothstinden  (Misswachs, 
Wassersnoth,  Krie^sverhecning:  u.  s.  w.)  mit  Geldwittoln,  Öfters  übriirens  nur  rorschu^-• 
wi  i<c.  oder  mit  Steuernaclilass.  —  ja  auch  nur  eine  Form  d»  r  Untrr>f(Uziinr  —  Hülf«- 
gewahren  müssen.  Deispiei:  Preussen,  Ausg.  für  „Wohlthäii^keiisz wecke"  im 
Minist  d.  Innern  1888/84  1  15  MUI.  H.,  woron  aber  allein  225.000  (1875  noch 
1,085,000)  f.  Ontersttttz.  anner  Krieger  aus  1806—15,  der  Re.st  meist  f.  Pens.  o.  dgi, 
nur  11 '{,000  M.  f.  Almosen  u.  Unterstatz.  im  Allg.,  146,000  M.  feststeh.  Unteistati; 
f.  Armen-  u.  WohUhätigkeitsanstalteu. 

Zur  Abhülfe  des  ostpreuss.  Nothstandi-s  (Misswachs  durch  Nässe),  wurde  vom 
preuss.  Staate  verwendet  nach  Ges.  v.  23.  Dec.  1867  1.'<!>S  000,  nach  dem  v.  3.  Mir»  1808 
^  Mill.  Thlr.  —  Wälin  nd  drs  ISTOrr  Kii-  irs  ähnl.  üiit.  r-tütz.  a^^  -1.  StaatskasM'  an 
Th«'ile  d.  R.-B.  Trier.  Arlinl.  1S76  f.  Ut  lK.rschwemmuiiu.  n  in  d.  Pj-uv.  Sachsen,  f. 
den  lierijbturz  bei  Kaub,  li>bO  ö  Mill.  M.  1.  oberschles.  Mothstand  (Ges.  7.  3.  l'ebr.  J880  , 
1882/85  8  MilL  M.  f.  Bhdn  •  Ceberschwcmmun^ren  (Ges.  v.  21.  Jan.  1888).  Vgt. 
Siegel,  Uber  Staatshilfe  bei  wiithsch.  Notlistinden,  Tob.  Ztschr.  1882. 

II.  —  §.  194.  Die  volkswirthsebaftliche  Verwaltang. 
Hieber  zählt  ein  grosser  Tbei!  der  allgmeinen  Ansgaben  der 

üblichen  Ministerien  des  Inneren,  des  Handels,  der  L;uid- 
wirtliscbaft,  der  öffentlichen  Arbeiten  (Bauten,  Ver- 
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kehrsanstalten),  z.  Th.  auch  der  Finanzen  n.  s.  w.  Viele 
Tliiltigkeiten  der  znm  Bfinnterinm  des  Inneren  ressortirenden  Ver- 

waltungshehörden,  der  Polizei  sind  oft  hauptsächlich,  in  der  Kegel 
wenigstens  nebenhei  zur  volkswirthschaftlichen  Verwaltung  zu 
rechnen,  wenn  sie  sich  auch  ausserdem  gleichzeitig  aul  andere 
Gebiete  erstrecken.  Die  bezüglichen  Aasgaben  sind  daher  auch 
nicht  wohl  zu  trennen. 

Von  den  einzelnen  Einrichtnngen  nnd  Anstalten  des  Staats 
znr  Pflege  der  Volkswirthschaft  sind  diejenigen  im  Ganzen  die 
älteren,  welche  gleichzeitig  —  nnd  in  der  Praxis  frtiher  meistens 
stark  —  mit  als  eine  wichtigere  Einnahmequelle  iWr  die 
Staatskasse  in  Betracht  kommen  kiumen.  Kichtigere  Einsicht  hat 
jedoch  dazu  geführt^  dass  der  fiskalische  Gesichtspunct  bei  der 
Verwaltung  dieser  Anstalten  zurück  getreten  ist  nnd  im  All- 
gemeinen nnr  noch  eine  mtaige,  gebflhrenartige  Einnahme  beab- 
sichtigt wird,  wenn  der  Staat  nicht  etwa  ganz  anf  Gewinn  ver- 
zichtet. 

Näheres  Uber  die  cinzelnea  Verhältnisse  gehört  ia  die  Gebttbrcnlchre  (l  iu.  II, 
i.  Kap.)  und  in  die  Lehre  tod  den  piivaiwirdisclutfUicheB  EiimaliDeii  (folgeados  Boch 
dieses  Bandes  D  oder  in  die  anderen  Theile  des  Systeme  der  poUttBcben  Oelconomie, 
epecieU  in  die  Yolksirirtli8chen»poUtik. 

EHe  beztIgUchen  Thätigkeiten  anf  diesem  Gebiete  sind  wieder 

solche  thcils  des  Staats  allein,  theils  der  Selbstverwaltungskörper 
alieiu,  theils  dieser  und  des  Staats  zusammen,  wobei  dann  aber 
die  Fragen  der  richtigen  Vertheilinii;  der  ThUtigkeiteu  selbst  und 
der  daraus  hervorgehenden  finanziellen  Lasten  theoretisch  nnd 
practiseh  besondere  Schwierigkeit  machen  nnd  vielfach  nnr  von 
Fall  zn  Fall  entschieden  werden  können.  Deiters  tritt  aber  hier 
die  noch  schwierigere  Frage  anf,  ob,  wann  nnd  nnter  welchen 
Bedingungen  und  Modalitäten  überhaupt  ein  öffentlicher  Körper 
als  Vertreter  der  Gemciiiwirthschaft  hier  statt  oder  neben  der 
Privatwirthschait  eintreten  soll,  —  die  principielle  Hauptfrage  der 
„Organisation  der  Volkswirthschaft'*. 

Für  die  allgemeinen  leitenden  ^^-^i' htsj)unctc  ist  hierbei  auf  die  principiellen 
KrAitorungcn  in  der  „(irandlegong'*,  i^bebouders  1.  Abth.  Kap,  3),  für  die  specielleu 
:NU'iuente  in  den  einzetoen  Fngen  wieder  auf  die  ErOrternngen  in  der  Lehre  Tom 
Privattirwcrb  duä  Staate  {ioh^.  Buch  dieses  Bander^ii,  iu  der  Gebabieolehre  (Kap.  1  des 
B.  II  der  Fio,wia&.)  und  in  der  VolkswirthschafUpolitik  hinzuveisen. 

Die  Yolkswirthscbaftlieheii  Angelegenheiten ,  welche  Ursaehe 
und  Gegenstand  et ues  FinanKbedarfs  sein  kOnnen,  lassen  sieh  auch 
für  die  finanzwissenschaftliche  Betrachtnng  in  zwei  grossere 
Gruppen   zerlegen:   allgemeine  Angelegenheiten  der 
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ganzen  Vo  1  kö wir th schalt,  bez.  i^^en  ereil volkswirthscliaft- 
lichcQ  lutereBses  (wenn  auch  vieUeicbt  nui*  in  einem  bestimmtea 
Gebietotheile  oder  Orte)  and  Bpeeielle  Angelegenheiten 
einzelner  Prodnctionssweige.  Die  enteren  Angelegen- 
heiten sind  bereits  and  werden  immer  mehr  solehe  des  Staats 
oder  grosserer  Selbstverwaltnngskörper.  Hier  hat  man  es,  wo 
die  JSachc  noch  nicht  entschieden  ist,  mit  den  Plänen  der  Ver- 
staatlichung'^ (Eisenbahnen,  Versicherungs-,  Bankweöcu  i  zu 
thun.  Uebernimmt  der  8taat  die  Sache ,  so  werden  besondere 
7, Anstalten'*  dafUr  eingerichtet,  bei  denen  es  sich  dann  u.  A. 
wieder  um  das  leitende  Finanzprineip  in  der  Verwaltong 
handelt  In  der  Lehre  vom  Privaterwerb  nnd  von  den  Gebtthien 
ist  dieser  Pnnet  näher  zn  erörtern.  Bei  den  speeteUen  Angelegen- 
heiten der  einzelnen  Productionszweige  („Volkswirthschalts- 
pClcge"  im  en^;ereii  Sinne)  wird  die  p  ri  vat wirthschaftliche 
Urganib«ati()n  als  bestehend  nnd  verbleibend  vorausgesetzt.  Die 
Frage  ist  dann,  ob  und  wie  und  wann  und  speciell  anter 
welchen  finanziellen  Modaiitliten  der  Staat  oder  ein 
andrer  öffentlicher  Körper  helfend  and  nnt  er  stützend  ein- 
treten Süll,  eine  Frage,  deren  nähere  Erörterung  and  Entscheidung 
in  den  speciellen  Thdl  der  Volkswirthschatltspolitik  gehört  (in  die 
„Af;rai-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik**). 

Die  einzelnen  Gebiete  der  volkswirthschauliehen  Verwal- 
tung sind  dann: 

A.  Allgemeine  Angelegenheiten  der  ganzen  Yolks- 
wirthschaft. 

1.  Das  Maass-  und  Gewichtswesen.  S.  Fin.  IL  §.315. 

2.  Das  MUnzwesen.   S.  Fin.  II.  §.  299. 

3.  Das  Poötwesen.    S.  Fin.  II.      308  —  312. 

4.  Das  Telegrap h c n wcsen.    S.  Fin.  II.  §.  313. 

5.  Das  Staatseisenbahnwesen.  6.  darüber  den  Scbloss 
des  nächsten  Buchs. 

6.  Das  Staatsschi  f  f  f  a  hrtswesen  (Dampfschiffcurse.  S.  eb.). 

7.  Das  sonstige  Wegewesen.  S.  ebendaselbst  a.  Fin.  II. 
§.  303—306. 

8.  Der  Wasserbau. 

D-T  Wi  Itau  f«  im  ntlicht'  er-t«  .Vjilajrr  u.  Erhaltun;;'^  und  (i«'r  W&>sfrhau 
*UlVi>)i  liut/ .  1).  ich  bau  u.  (über  diesen  Näherem,  in  thv  Volksw.scü.poliu)  inachiu 

in  d.  ü  Staats-  u.  rvriiL  (h  ii  f  rovinc.budget»  Q?rcua5>cu)  lK;d.'tUeudc  Kosten.  Z.  B.  We&t- 
0«!iierT«ich  1S90  Strassenbau  4,102,000  fl.  im  Onl.,  372.SÜ0  S.  in  Extraoid..  ma. 
M74300,  Waxtcrbao  dg].  798,000— SOS^OO-^l ,601,800  S.  lo  Prevssen  ist  duich 
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rfbt  nrauutij?  <Ut  Staabchausst;»uj  an  dir  Provinzen  v.  S.  Juli  1875)  d««r  l»»«,- 

trffffiid»'  Aii-::aT»i  po^f'  ii  iii>of''rn  doch  nicht  aus  drm  Staatshudjfrt  ausj^eschied-n ,  als 
die  Staathka^»c  dou  rrofinzcu  llLr  diu  Cliaubscrn  eine  Dotation  v.  19  M.  M.  zahlt.  S. 
darftW  0.  §.  56,  S.  124.  Avsserdom  ist  im  Min.  d.  ö£  Arbeiten  (ohne  die,  Aus^. 
f.  d.  Min.  9pLbät).der  ord.  Et  d.  Bauvervraltuug  lSdS/84  noch  16*57  M.  M.,  worou 
die  Be>o!danjren  ii.  pi  rsöul.  Au^nali.-n  3*2,  die  sachl.  Ausgaben  \'\  '.iS  M.  M.  (wovon 
ein  Theil  f.  Erhalt.  divers<:r  ätaata.u;e bände,  dann  2*47  M.  M.  f.  Seehäfen  u.  Seekti^teii, 
6-37  M.  M.  f.  Binnenhäfen,  Gewibser  u.  Schiffif.,  0*9  f.  Unterhalt,  d.  Kanäle,  1*09  f. 
Unterlialt  d.  Wege  iL  Bracken  auf  Grund  lechtl.  Yerpflicht.,  0-475  t  BohrschiSl). 
^  ^  r  1.  .'inmal.  u.  auss.ord.  Staatsausgaben  stehen  f.  1983/81  H  ni.  r  8'04  M.  M.  z. 
lü  ^uliriiiiir  d.  \Va>s<  rvtras^en ,  3*17  M.  M.  z.  Bauten  z.  Fönlerun^^  d.  BinnenschifFT., 
i"44  zu  St(  lialVn  u.  ».  w.,  ferner  weitrc  Posten  f.  einzelne  Brücken  bauten.  Erhebl. 
Podton  f.  Oferschnts,  gUMmeoBtUi,  Ftossrepniliniiiiir  C/«  M.  M.  daftlr  im  Et  f.  1883/84) 
stt'hen  auch  im  landwirthsch.  Ministerium,  ü-  n  Aumi-.  st-  hen  im  Fin.miii.  irciirnüber 
m  „Brtjck'  ti-,  Fahr-.  Hafoii<_'^«  ld'  rru  Strom-  u.  Canaifrefällen"  2  2  M.  M.,  au  Nieder- 
lage, Krahn-  u.  Waagegeld  017  M.  M.,  im  Min.  d.  öff.  Arbeiten  auä  der  Hulurerwalt. 
51t,000,  ans  Beitrügen  z.Unter1uilt  der  Land  >  iLWissentrissen,  GanlUe,  BrQcken  u.dgl.  m. 
200,000  \r.  In  Frankreich  Et.  f.  1883  im  Ord,  beim  Min.  d.  öff.  Arbeiten  (auss.-r 
>\.  Quote  V.  d.  allir.  V.  rwalt.^  M.  fr.  f.  Straasenba«,  lO'Ö  £.  Binuenschifi'.,  7*2  £. 

Seehäfen.  —  Vgl.  überhaupt  oben  §.  bH  ti. 

Statt  der  StaatMusgahea  für  Strassen ,  Eisenbahnen  und  Canftle,  Watuorbaaton, 
Sellins  n.  ä.  w.,  die  im  Eigenthum  des  Staats  stehen,  kOnnen  auch  unti;r  ver> 
>ch!edenen  Forme»  Staatssubvention ««u  für  solche  Veii  lir^w^ege  nnd  Verkehrs- 
uütttil.  Welche  Eigeuthum  von  Privaten  (iucl.  Geseit£>chaften),  Gemeinden 
IL  «.  w.  sind,  rorfcmDmen.  Die  Subvention  kann  in  einer  Betheiligung  des  Staat»  ab 
AetionSr  an  der  Unt^ebmontr,  in  einem  veiviii>]ichen  oder  unverzinslichen  Darlehen, 
'nr  ersten  AnUge  odt-r  zum  Bi  tri'-b.-,  in  l  in.  r  Zin^l.^1I•antil•  an  dir  Actionäre  (wobei 
die  Zinsen  ••twa  vorschussweise  geleistet  werden  und  aus  den  spiUeien  Erträgen  wieder 
zu  erstatten  sind)  oder  aucb  in  einem  nicht  rückzahlbaren  Beitrage  bestehen,  wobei 
im  £inz(di)en  noch  weitere  Modificationon  vorkommen.  Namentlich  bei  E&senbahneu, 
l)aflipfschifffalirt>lini.Mi  ist  <>inr  solch. •  Subvention  sehr  gebräaclilicli  -j-nvortlfn  und 
macht  wenhrsten;>  zeiiwcUig  ott  bedeutende  Ausiraben.  Näheres  auch  hierüber  in  d. 
Volkswlrthsch.politik.  Am  Wichtigsteu  sind  die  Subventionen,  bes.  in  der  P'orm  von 
Zinsgarantie*' n,  bei  Eisrnbahnen,  im  System  des  aosscbliesdichoD  oder  neben 
Siaatsbahnen  bestrh -nd- n  PrivateistMibahnweseos,  dah«  r  in  0<  >trrr»  icli  Gro^s, 
Staatssubvt  nt.  f. Privatbalniru, Wi'-n  1SS2),  Knssland,  Frankr-  ich,  Itali.  ii  u.a.L.m., 
niemals  aucli  im  früheren  Ei:»<  iib.vv>ti;m  in  dit.'sc.m  Maass<*  vorgekommen  in  Deutsch- 
land. Geber  d.  prindp.  Frage  Seh&ffle,  gesellsch.  8y8tem^2.  A.  §.  266  £,  Saz, 
V  hr^mitt'  l  B.  2.  Mit  dem  Forfscliivif'-n  drp  ,,V<TstaatlichuTii;*'  der  Baliiien,  wie 
jetzt  in  l'rrus>en,  ändert  sich  dir  Saclilain  natürlich,  ähnlicli  auch  in  Oesterr. 
s<:it  Staau^erwerb.  der  Elis.  Westbahn  u.  a.  m.  Den  betreff.  Ausgaben  f.  Zinägarautieuu 
a.  andere  Zuschtt;^  entsprechen  dann  auch  Einnahmen  des  Staats  aus  Gewinn- 
ajithcilen,  Dividen«len,  Ruckzahl  untren  der  Privatbahnen.  Im  preuss.  Et.  f.  1883/84 
>t'-hrn  an  tbrtdaneniden  \n-L';tl>'  fi  f  P  ri  v. bahnen ,  an  denen  d.  Staat  lictheiligt  ist, 
I  nur  noch  901,3tjo  M.,  wovon  Ziu^garautieeii  3SC,200,  Amortis.  v.  Stammactien  der 
I  Best  Die  Einnahme  ron  der  Betheilig.  an  Privatbahnen  (a)i gesehen  wm  d.  Eisen- 
l>ahnst«*urr )  ist  dair«-sren  5*42  M.  H*  —  Im  westÄsterr.  Etat  f.  1SS2  befinden  sich 
da'/rtren  H07.0()0  fl.  onl.  ii.  1H,9Sfi.450  fl.  ausseronJ.  Subvmtion  an  Verkehrsanstaltt-n 
(meidt  Eiscnb.j,  ausser  d.  Subvention  an  d.  Dampfsch.f.gesellsch.  d.  öst.  Lloyd  v. 
P9  Mill.  6.  im  gemeins.  Budget  Die  Rttckeinnahmen  etc.  f.  Prif. bahnen  (Kau^hill,* 
nsteu.  dgU  waren  o,4S8,000  fl.  Noch  im  Et  f.  1880  waren  d.  W'  r,t-ist.  Subventionen 
an  V.Tk.Iirsan<;talt.'n  21,071.^100  fl.,  daninter  spec.  f.  d.  o>tin.l.  l  uhrtin  des  Lloyd 
(die  Ungarn  nicht  mit  subventionirt)  637,000  fl.,  die  iibrige  Summe  meist  4"/o  Vor- 
!^:hfi&^  z.  Deckung  der  Zini^raiantieen  u.  Betriebsdoficite.  Für  dif»  Verzins,  u.  Tilgung 
d'T  Anl'  ih'  n  <i  ■^  Unternehmens  der  Donauregulirang  tiai;t  d.  wr>tost.  Etat  auch  nocb 
'VO.^.OOn  fl.  Lei.  —  Im  frai  '.-  Ya.  ]\  ISSl  u.  A.  14-7  Mill.  fr.  an  Annuitiifm  an 
Eisen  Ii. ir  -br  llschatten  u.  40  Mül.  an  Ziji»-arantieeii  zu  verausgaben.  Die  französ.  Staats- 
ka»-  bat  bes.  die  Ostbahnges.  für  die  an  Deutschland  abgetretenen  Bahnen  in 
Els.-Lothr.  2n  entsch&digen  habt.  —  Immer  wichtiger  ist  neuerdings  die  Frage  der 
Subrention  f.  transatlant  Dampfschiffe  u.  für  Ganftle  geworden.  England, 
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I  rAiikr.,  N.  Aüi-  r.,  Oi-st-  rr.  ü'cIm'II  solchr  Dampfsch.suhvnition.  ii,  Di'Uts<"hIaiK!  rtorh 
Hiebt.  Trotzdcui  haben  die  hamb.  a.  bremur  Linien  bi:>hcr  die  Coucum-uz  be- 
:itonrfen.  Aebnliche  SolnrenHoiien,  ZinsKanuitioen  Q.  dfl.  f.  coloniale  UnterneluniinfrPB 
u.  Vemraiidte^s  (Samoa-Vorlajfc  in  Deutsch!.)  nenerdiiiir-^  oft  discutirt.  —  S.  auch  Raa 
I  in.  §.  79,  YoUuw^.poUt  R,  §.  25d  ff.,  n.  m.  Aufl.  dieses  1  S.  2^  (Uber 
Caukle). 

0.  Das  Bankwesen.   S.  folg.  Buch  u.  Fio.  II.  §.  aOO. 

10.  Das  Yersichemngswesen.  8.  Fin.  IL  §.  dOl. 

11.  Commnnale  gemeinntttsige  Einrichtangen  und 
Anstalten.  S.  o.  §.  53  ff.  n.  Fin.  II.  §.  314. 

12.  Verschiedene  Ausgaben  zur  Förderung  der  allge- 
meinen Tjandescnltnr.  So  für  Arbeiten,  durch  welche 
ein  T  h  e  i  I  d  o  s  L  a  n  d  e  s  urbar  fremacht  oder  z  u  ni  A  u  !>  a  u 
besser  zugerichtet  wird^  wenn  sie  in  so  grossem  Lmtange 
ausgeführt  werden,  dass  die  Mittel  and  die  Kenntnisse  der  einzelnen 
Bürger  und  der  Selbstverwaltnngskörper  nicht  snreicbeni  s.  B. 
grosse  Anlagen  znr  Entw&ssemng  nnd  Bewässenmg. 

Es  itnd  dies  Anspaben«  die  auch  mr  Katcgor*  6  im  Folfr«iiden  mit  gc1i9Ttii. 

S.  Rau,  Volkswirthschaftäpolitik  §.  102  ff.  —  Z.  B.  im  pr-  uss.  Etat  für  tSS3/84  im 
latidwirthsch.  Minist«^rium  f.  „Land(»sincliorationen",  Moor-,  D'  ich-,  üfor-,  DOn»-»- 
ireix;u  Ü'7t)  M.  M.,  ausserdem  unter  d.  einmal.  Ausg.  Fcrsdüed.  Posten  für  ähn- 
liche Zwecke. 

13.  Ansgaben  f^r  Ablösungen  von  PriTatrechten^ 

welche  der  Entwicklung^  der  Volkswirthschaft  im  Allgemeinen  und 
einzelner  Prodnctionszweige  speciell  liinderlich  sind.  Wenn  die 
Beseitigung  solcher  Hechte  ein  wesentliches  allgemeines  Inter* 
esse  ist,  kann  sich  die  Uebemahme  der  Ablösungskapitalien  gans 
oder  theilweise  auf  den  Staat  nnd  die  dem  entsprechende  Unter* 
sttttsnng  der  Verpflichteten  rechtfertigen.  Namentlich  im  Interesse 
der  Land  wir th Schaft  (Grnndentlastung)  sind  solche  Fllle 
vorgekommen. 

l>aä  Nähea'  darüber  gehört  iheilä  in  liie  gTUndleirende  Lehre  tou  der  Entcijruuii|f 
(ÜFOndle^.  2.  Abth.«  Kap.  5).  theils  in  die  8peda)lelii«n  der  VolkswirthacIuinspoUtik. 

Mit  der  Writerentwicklufig  der  Cultur  und  der  Volkswirthschaft  werden  immt-r 
Kalle  eintreten,  wo  einzeLie  wohb-rworbene  PriratrtThti?  dem  (öffentlichen  Intt-ri^-^- 
eut{;;cgeiistehen  und  beseitigt  weixleu  mus^n  (event.  im  Wege  der  Zwaugscntcigiiuti!: 
^KKpfii  EntichlUlifrQngr)«  damit  Yeiielinfreihelt  erlangt  werde  oder  die  bez^Uehen  Ai- 
stalten  in  das  Eiirenthum  und  in  die  Verwaltung  des  Staats  ubergehen  (Telegraplk'ii 
in  England,  vi^'UcirlTt  in  nirlit  f-riicr  Z.-it  alL-emeiner  dir-  rriratfi^-cnbahnenV  All' 
Verwendungen  lur  solciie  Zwecke  und  überhaupt  für  die  in  dietKim  §.  aufgeführte ii 
Einrichtangen  g<'hftn>n  recht  eigentlich  zu  den  besten  «^staatswiTtbachaMichen  Kapital- 
anlagen."  S.  §.  «3.  Baden  hat  bei  der  Zebentablusung  auf  d.  Staatskasse  über- 
nomuitMi.  In  Oesterreirh  ulMinaliuirn  die  Kronländer  der  GrnndentlastuiiL'S- 
tichuld  (d.  h.  V«  <l^r  Ablösungssummen,  da  7«  gestrichen  wurde).  —  li^t^iidigBug 
der  West ind.  Sciarenhatter  dnrch  England  mit  20  MilL  Pfd.  St  htd  d.  Avfhewni^ 
der  Scla?erei.  —  Ablösung  des  Thum-  u.  Taxisschen  Posizechts  dnrch  Prei»'» 
ISfib — 67  um  3  Mi!!.  Tlilr.  Wichtisr  sind  auch  die  ueu»'rdiMg8  gelegentlich  vor?»*- 
kommcucn  Ablösungen  von  ausländischen  Gerechtsamen,  welche  den  Veiiehr 
lasteten:  Aufbebonfc  der  Sand-  nnd  BeltzöUc  zu  Gunsten  Dänemarks  18&7  (Prevssea 
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hat  z.  B.  inne  Quote  von  S.S80«000  Thlr.  von  dem  Entsehikliiruniialtapital  ttbernehmen 
mOsseii«  Die  Summe  wun]<-  in  ha11>j;ihrL  Katen  vom  1.  OctoIxT  1857  —  1.  April 
al»!r''/ahU  mit  j"«hrl.  2I'>.4Ö2  Thlr.),  «les  Stad.  r  Zo]l>  /n  (liiiisf.  n  Hannovcr's,  ihr 
8clieldezOlie  ZU  Gunsten  Belgiens.  —  8.  auch  Kau,  VoikäWinlibcUaftspolit.  §.  47  fl'., 
8teip,  Yenraltangslehre  Bd.  7. 

B.  Specielle  Angelegenheiten  einzeluer  Prodnc- 

ti ooszweige.     Hierhin  gehören   Staats  - ,    Provincial-,  Kreis-, 

GemeiDdeunterstützu ngen  in  verschiedener  Form,  z.  B.  auch 

io  deijenigeu  der  Prämien  bei  Ausstellungen  und  sonst,  für 

einzelne  kradwirlhsohafltliehe,  gewerblichOi  mereantile  Unter- 

nehmnngen,  fttr  Experimente  darin  n.  dgl.  m.  Oas  Ob  und  Wie 

macht  manche  Schwierigkeit  und  ist  nicht  hier,  sondern  soweit 

überhaupt  generell,  in  der  Volkswirthschaftspolitik  zu  behandeln. 

Der   wichtigste  Fall  betrifft  wohl   in   der  heutigen  Praxis  das 

Gesttitewesen  in  der  Pferdezucht,  wo  man  vieliach  eigene 

staatliche  Gestüte  hat.   Doch  kommen  hier  neben  den  volks-  und 

speeiell  landwirtbsehaftliehen  Interessen  milit&rpolitisehemit 

snr  Erwägung  und  geben  aueh  wohl  die  Entseheidung  (§.  190). 

S.  Fin.  II«  §  Sie,  817.  Prämien  tm  Ebifttlnimg  benerer  Viohracen  Öfters 

nützlich  ü:<'Wost;n.  Dispositionsfonds  dos  piiuss.  landw  .  Min.  f.  Untcrstatznn^c 

landwirthsch.  Verein«  ii.  /m  Förflcrnnt;-  d.  Landescultur  220,000  M.,  zur  Förde ning  d, 
Obstcoltur  lü,511.  d.  lischerei  214,401)  M.,  zur  Fördermifi  d.  Viehzucht  tilb,40ü  M. 

Uetper  das  GestHteveaen  e.  Rau,  Yolltawirthschaftspo].  §.  168  ff.,  Roacber 
n,  §.  17S.  Auch  olx  n  S.  442.  Es  kommt  auch  hier  eine  jrebührenartii:«'  Einnahme 
(Sprung^eld,  Fohlcnfceid),  dann  für  v^Tkaiiitr  Thier--  w.  dirl.  vor.  Von  il';n  Landf!;«;- 
stuUiU  bind  diejenigen  Gestüte  zu  nnterscheidi^n .  in  denen  zu  den  Henkten  auch 
Zaditstnten  gehalten  und  juni,^>  Ffeide  ant^ezogen  werden,  sogenannte  Hwaptf^cstttte. 
—  Prenssen  3  Hanpl-,  15  Land^estute. 

1858  1870  1881 

Hauptgestute,  Beschäler    .      25  28  29 

Znehtstuten  •     550  570  585  ^ 

LanilireBtOte,  Beschäler  .  .   1070  1450  201'. 

Tansi^nd  Thlr.  Tausend  Thlr.  Tausend  M.  (1883/4) 

Kinnahmen   436        .     326  1842 

Äiisf?ab(%   698  599  S849 

Mehraus-alh   202  2(>2  2007 

Ohn.'  die  einmal.  xVus^r.  i.  (778.000  M.).  Die  Hauptjrestiite  kost  ;i   l  ,(li:..000 

die  I^nd-estUte  1,866,000,  (bei  1,140.000  M.  Spruiiir-  n.  FuUeniield),  die  all^jem. 
Ausv'.  923,000  M.  Gedeckt  V.  d.  Landheschälem  1881  100.469  Stuten,  irovon  he- 
frochtet  welche  55.192  lehemle  l'ülle.u  gebaren.   West-Ocsterr  -  ich  Is^O  5 

Henjr>t-D''pot?< .  /tis.  niit  ini:^  Pfenli  ti  in  firar.  Vfrpfl'-rnn^r.  1  Gestüt  zu  Kadautz  mit 
257,400  fl.  kosten.  A.  f.  18S0  in  West-Oesterr.  f.  Staatsi!:estute  Ausp.  257,400.  für 
Hcnjjstdepots  u.  Fohlenhiife  967,500  fl.,  1".  Erfränz.  des  Zuchtmatt-rials  aus  d.  Privat- 
zocht  200,000.  f.  Förderunu:  der  Pferdezucht  sonst  noch  55,000  fl.  Au^. ,  Eiiin. 
JW7J20  fl.  —  Frankreich:  Die  üestüte  o.  Bescli.Uanstaltm  kod  t.  n  1S81  lO.'i  Mill. 
Fr.,  daneben  der  Ankauf  von  Henfj:sten  nnd  die  Beförderung  d<  r  Pferd.  /ui  ht  «iurch 
Prämien  noch  2  07  Mill.  Fr.  Das  Sprung j^^eld  brachte  1870  572,500  I  r. ,  andere 
Neliendnnahnen  112,440. 

III.   —  §.  IIT).    Die   \  c  1  \v  a  U  ü  n  g  des   ü  ii  t  c  i'  r  i  c  h  t  s  - 

und    Bildnil  rrsweseTis    und    des    öffentlichen  Cultu». 

Die  hierdurch  ertbigende  Beförderung  der  Volksbildung  wird  in 
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aDserem  Zeitalter  als  eine  hoehwiehtige  Aofgabe  der  Staatsgewalt 
anerkannt  Die  dafttr  erforderliehe  reine  Staatsaosgabe  »t 
aber  in  den  meisten  Ländern  yerbftltnlssmllssig  gering,  weil  ein 
gruBHcr  Thcil  des  Aufwandes  aus  anderen  Mitteln  bestritten  wird, 
theils  aus  solchen,  welche  meisteus  schon  Hingst  diesem  Zweck 
gewidmet  waren ,  wie  8 1  i  f  t  u  n  ^  r  v  e  r  ni  o  g  e  n ,  theils  ans  den 
Einnahmen  der  jSel bstverwaltungskörper,  besonders  der 
Gemeinden,  so  bisher  namentlich  die  Kosten  der  Volks* 
sohnlen  nnd  eines  Theils  der  Mittelsobnlen,  theils  aas  Ge- 
bühren (Sehnlgeldem  n.  dgl.)  der  betreffenden  öffentiiehen  An- 
stalten. 

"VkI,  im  Allff.  Stein,  TcnraltungileliT«;  n.  5.   Alles  Genraere  u.  PiindpioUe 

jrrhört  in  <Uc  Inii-  n  VerwaltunirsI«  Im-.  Ut  lu  r  dii-  Lc'istaii;r»'ii  der  (i<  m>  iixl. n  ii.  <.  w. 
s.  passäim  o.  §.  bü  Ü.  u.  ftlr  die  bmii^'  der  Dotation  d.  Volksschule  mit  aas  vSta.it-- 
he/.  lieichämittciii  Gcrstfuld,  preusä.  Städtcfiuaiizcii ,  auch  U.  Aufk.  iu  Courttia 
Jahrb.  S.  41.  Ferner  f.  d.  prenss.  TeiliUtnine  d.  oben  gen.  neueren  tmtL  PubU- 
ratioiien  d.  Ministerinnis  (Erganz.h.'fti-  d.  pn  iiss.  stat.  Ztschr.),  wo/u  noch  H.  X, 
üff.  Vo!k'-«r)iiilcn,  ron  P<>tersilie  n.  li.  neueste  Ere.h.  XIII,  d.  ufl".  Volksschiüeu  im 
prcusü.  Suat,  Jkrl.  Ibb3  iiommeii.  Der  Aui'waiid  im  Staatsl>udget  ist:  iii  Preus^cn 
im  Etat  des  Min.  d.  Unterrichts  f.  Unterricht  allein  Pror.9chiileollefien  508«000, 
Prttf,commis8.  92,000,  Dnivers.  6,130,000,  höhen;  Lehranst  4,681,000,  Elem.-ünti^rr.- 
w.-sei»  2(),7'.)6,000,  techn.  üntemresen  2,117,000,  zus.  im  UTit.  rrichtsmin.  34*32  Mi!!.  M. 
Dazu  i.  landir.  Miu^  laiidw.  Lehranst  n.  s.  w»  »26,000,  Thierarzueisch.  239,000  M.  I>azu 
koniDeiL  noch  bezttfrl*  Posten  in  anderen  Kapiteln  des  Etats  des  Unterr.mini8L 
sondcrs  ans  d.  Gap.  124  „Cultus  u.  Unten-,  gemeinsam"  (Scinilräthc .  Zaschiissc  £a 
Wittw.  n-  n.  Waisenlta-sseu  d.  Elem.lehrer).  In  liaiern  A.  f.  1876  1.'?'35  M.  M. 
Etat  d.  Ausg.  f.  Eräek.  n.  Bildaog.  Baden  A.  1882  2*67  M.  M.  West-Oosterr. 
A.  f.  1882  f.  Üntenr.  im  GoltmiD.  9*98  M.  Ü.  Frankreich  A.  1883  f.  siaaitL 
Attfw.  f.  Unterr.  n.  wissensch.  Zvecke  184-41  H.  Fr. 

Wie  die  Deeknng  der  bestigliehen  Kosten,  besondere  fttr  das 
Schnlwesen,  am  Zweckmässigsten  erfolgt,  Utsst  sich  wieder 

kaum  allgemein  beantworten.  Man  wrid  dabei  nur  die  verschie- 
denen Arten  Schulen  und  sonstigen  bierhcrgehörigen  Verwendnngs- 
zwecke  zu  unterscheiden,  dann  aber  auch  auf  die  Einrichtung  der 
Staats-  und  CommuDaltinanzen,  speciell  auf  die  Steuersysteme  bei 
der  £nts6heidnng  Rtteksicht  zn  nehmen  haben.  Principiell  ist  die 
Mitbenntsnng  von  Gebühren  (Sehnlgeldem)  wohl  für  alle  Arten 
Schalen  allgemein  gerechtfertigt  nnd  meistens  sweckmtaig.  (Fin.ll. 
21)6.) 

Die  Hauptgebiete  der  hierhergehürigcn  Verwaltung  sind: 

1.  Die  iiir  die  geistige  Hildnng  dienenden  Sch nlen  mlrr 

Anstalten  iUr  den  Jugendunterricht,  welche  hier  auch  tUr  die 

linanzwirthsehaftliohe  Betrachtung  in  Volks-  nnd  Bernfs- 

schttlen  serfallen. 

a)  Als  allgemeine  Gnindlage  alles  Unterrichtes  dienen  die 

Volks-  (Elementar-)Sehalen.  Nach  der  modernen  Anpassung, 
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wekbe  im  Prineip  der  allgemeinen  Schulpflicht,  als  einer 

staatsbürgerlichen  Pflicht,  ihren  folgerichtigeD  und  deutlicbsteu 
AuKclnick  tiudet,  liegt  hier  eine  iiQ/.weitelhafte  Aufgabe  zur  Er- 
ricLtuDg  öffentlicher  Volksschulen  wesentlich  mit  iilTent- 
lichen  Mitteln  vor.  Nach  der  geschichtlichen  Eutwicklang,  ins- 
besondere der  deutschen,  hat  man  regelmässig  zunächst  den 
Ortsgemeinden  die  Pflicht  auferlegt,  die  Mittel,  welche  Uber 
die  etwaigen  Zuschüsse  ans  StiftnngsvermOgen,  KirchenyermOgen 
und  Schulgeldern  gebraucht  werden,  ans  G-emeindefonds,  theils 
den  allgemeinen,  theils  etwa  den  Ertrügen  besondeier  hchulsteuern, 
zu  bestreiten.  Indessen  sind  die  An  fordern  no^en  an  die  Orts- 
gemeinden in  ITolge  der  neueren  immer  grösseren  Ausdehnung  und 
Vervollkommnung  des  Volksschulwesens,  der  notbwendigen  Ver- 
mehnmg  und  besseren  Bezahlung  der  Lehrer,  der  Verhessemng 
der  Sehnigebftnde,  der  längeren  Schulzeit  u.  s.  w.  sehr  gestiegen. 
Die  Anfbringung  dieser  Mitlei  durch  die  Ortsgemeinden  (oder  et- 
waige Schulsocietäten  in  der  Gemeinde,  Gemeinschaften  der 
Familienväter  u.  dgl.)  ist  dadiiK  Ii  vieltach  schwieriger  gewoiden, 
während  die  Erhöhung  des  bchuigeldes  nicht  angänglich  erschien, 
selbst  wohl  aus  piiocipieilen  Gründen  und  nach  öfientlich  -  recht* 
liehen  Bestimmungen  eine  Ermässigung  oder  sogar  der  TiJllige 
Fortfall  des  Volksschulgeldes  verlangt  und  mehrfach  durcbgefllhrt 
wurde.  Obgleich  nun  wohl  auch  bei  der  Volksschule  und  selbst 
bei  gesetzlichem  iSchulzwang  eine  allgemeine  Freiheit  vom  Schul- 
geld nicht  nothwendig  und  nicht  einmal  durchaus  zweckmässig  ist, 
wird  bei  der  Volksschule  ein  erheljüeher,  steigender  Zuschuss  aus 
öftentiiehen  Mitteln  vorzusehen  sein.  Die  UrtsgemeiudcD,  besonders 
die  ärmeren,  vermögen  denselben  nicht  allein  zu  tragen,  theils 
wegen  ihrer  beschrjUikten  wirthsehaiUichen.  und  finanziellen 
Leistungsfähigkeit,  theils  auch  wegen  der  unzureichenden  Beweg- 
Hchkeit  ihrer  Besteuerung.  Da  es  sich  bei  dem  betreffenden  Auf- 
wand und  unter  unserer  heutigen  socialen  und  wirthschaftlichen 
Kechtsordnuiig  { FreizLi^ni^keit,  Ehefreiheit,  Gewerbefreiheit  u.  dgl.m,, 
auch  lauter  staatsbürgerliche  Rechte)  ausserdem  Uberhaupt 
in  erster  Linie  um  Lasten  handelt,  welche  die  Coosequenz  der 
Staatsgesetsgebung  und  staatlicher  Einrichtungen  und 
Interessen  sind,  so  erschemt  es  wohl  gegenwärtig  ähnlich  wie  bei 
der  Regelung  der  Armenlasten,  Wegelasten  angemessen,  wenigstens 
einen  Theil  der  Lasten  der  Volksschule  den  Ortsgemeinden  üb 
und  dem  Staate  aufzubürden.    Die  übliche  Eiorichtuug  der 
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BeB  teuer  OD  nemlicb  das  Vorwalten  oder  selbst  der  nahem 
ansschliesBlicbe  Vorbehalt  der  indirecten  Verbraachsteuem  (Hr  du 

Staats  Steuersystem  spricht  daneben  zn  Gansten  dieser  Massregel. 

Der  Modalitäten  der  Darchtahmiit^  bieten  sich  alsdann  mcbrere,  z.  Ii.  duj<>.ui;.'v. 
du8  man  ein  geirisses  Minimam  der  LeutooireD  ron  der  Gemeinde  verlangt  nmi 

den  dari\lK-r  hinau>i:<  li<  iuKmi  B«  tra>r  aus  Staatsi'oiids  zuschiosst,  wobei  man  viedcr 
vorscliünlL'U  rori'f'heii  kaitn,  etwa  uacli  Mass^abc  drs  r^ '  s  o  1  u  f ii  Aufwands  fttr  «Ji' 
Schuli!  oder  für  den  Kopf  der  Schüler  oder  lur  den  Kü^)!  der  Einwohner  oder  uacli 
dem  Quotenrerhältniss  des  conununalen  Schulaafrands  mm  fresammteu  Communal* 
aufwand  oder  nach  Mass^abe  der  Quote,  um  velche  die  wirkiiclie  directe  Bestenermtf 
zur  Dttckun«?  drs  Schulaufwands  «  rhöht  wrrdrn  ihmss,  bez.  ohne  Staatszuschiiss<>  . 
Od<T  mann  kann  um*rekelirt,  in  Anlehnung-  an,  aber  mit  Modilication  d«'ä  Gt  tst- 
fel dt' scheu  jedenfalls  wohUUm  hdachten  und  ernstlicher Erwä}j:un}f  werthen,  wenngleich 
auch  Bedenken  bietenden  VorscIilajB;«,  ein  Minimum  der  Staatsleistnn<ren  fUr  VoUs- 
schul«  II  fi  ststclli  n  und  dics<  n  tra^;,  z.  B.  1  M.  per  Kopf  der  Ortsbcvölkt-ron?  au^ 
lieichsfonds  den  Gemeinden  /.ufuliivn  (Gerstf cid,  Städtc  fin.  bfs.  S.  DO  tf.)  Oder  man 
kann  endlich,  wie  es  in  der  Praxis  melutach  ^eächii  ht,  ron  Fall  zu  iaii  au  ^bcdurt- 
tif?e  Gemeinden**  Stnatszuscliüsse  leisten,  aus  Staatsmitteln  das  festgrcstellte  ICiniDum 
der  Lehrenrehalti-  .•niaii/.  u .  spi  cicll  di.f  Pensionslast  ganz  odrr  tli<  ilw.  is--  auf  dt-n 
Staat  iirhm-  ii,  auch  sonst  noch  Kategorieen  fod  Ausgaben  (persönlichi  a.  Iirsonders  lU- 
soldungcn,  sachlichen,  Geljaude)  uutei'bchciden  und  die  eine  rom  Staate,  die  andere  roii 
der  Gemeinde  tragen  lassen  oder  beiden  Ycrpfliditcten  gewisse  Quoten  anfItMiren.  Jede 
dieser  Modalitäten  hat  ihre  Vorziijre  und  ihre  Kachtheile.  Die  Entscheidung  wird 
wesentlich  nai  h  den  vielseitigen  vei-scbiedenen  concreten  Verhältnissen  zu  treffen  s^  in. 
welche  hier  mitsprt>cheD.  Gewisse  mittelbare  Kosten  de^  Volküschulweäens«  l>eson- 
ders  tutr  die  Schullebrerseminare  und  für  die  Schulaufsicht  sind  wohl  am 
Besten  ganz  vom  Staate  zu  übernehmen,  wie  das  bezüglich  der  erstereii  in  der  Kegel 
geschehen  ist.  FUr  flie  Verbt!SS«'nM«g  ih  r  fnllier  n.  'üs  in  die  neuere  u.  neueste  Z«it 
oft  Sehr  kärglichen  Besoldungen  der  Yolküschullehrer  in  den  Städtan  u.  auf  des 
Lande  ist  in  Deutschland  in  den  letzten  Jahrzehnten  riet  goschchen,  auch  mit  aus 
Staatsmitteln.  Aber  noch  niclit  vor  langer  Zeit  war  das  LehFendnkommen ,  bes.  aof 
dem  Lande,  !;anz  unzoreirh  inl,  olt  kaum  so  hoch  als  der  gemeine  Taireloho  und  d«  r 
Lelircr  so  zu  unwiirdigem,  seiner  Stellung  und  damit  auch  seinem  £rlolge  scbadendcn 
Nebenerwerb  gezwungen,  an  den  „Eteihetiflch*'  bei  den  Bauern  angewiesen  u.  dgl.  m. 
(In  Hannover  lebten  i^'M  nueh  :'>\)Q  Lehrer  mit  vom  Beihetisch). 

Ueber  Preussen  s.  Zt^chr.  <i.  statist.  Bur.  v.  Enu^el,  1869,  S.  99  ff.,  ir.ri  f^.. 
177,  u.  Jahrb.  f.  d.  amt.  Stat.  iV,  2.  S.  20  II.,  woraus  Daten  in  vor. 

dieses  B.  S.  2«7.  Genanntes  Ergänz.h.  XllI  S.  48  ff.  u.  X.  ^von  Petersilie)  S.  XiU  fl. 
Im  J.  1821  war  ihib  Durchschn.eiukommen  der  S  tadtsehnlstellen  (alier  incl.  dama- 
liger Bünrer-.  Alitt-  1-  n.  Kealschulen)  68S  M.  (bei  J22  unter  150,  bei  498  150—300, 
bei  143G  IJOO— OOU  M.i,  der  Landschu Istellen  259  M,  (unter  30  M.  hei  323.  30 
—60  bei  S57,  GU™120  bei  22S7,  120— ISO  bei  2S26!)  Ditäse  Sätze  stiegen  bis  1S61, 
18T1,  1878  f.  Elem.-schulen  in  d.  8tid!en  auf  H46->- 1087 1480  M.  (Beriin  allain: 
1249  — 1533— 2063  M.)  mf  dein  Lande  auf  548-  701  951  M.  (Staat  im  ror- 
66  er  Umfang).  Im  ganzen  preujti.  Staate  jctz.  Unifam^s  war  die  Lchrcrbcsold.ini 
Dchschn.  1871  in  d.  St;ulten  1U89,  1878  1441,  auf  d.  laude  705  u.  955,  im  Dcbschn. 
überhaupt  792  u.  1122  M.  Diese  Erhöhungen  sind  th.  durch  formehite  Gemeinde-«  th. 
durch  Staatszuschusso  ermöglicht,  bes.  in  <1.  Ivleiiieren  Städten  u.  auf  d.  Lande  :im 
Dchschn.  lieferten  f.  d.  (lesammtstcllenoinkommcn  1^78  in  d.  Städten  d.  SchulgelJ 
25  02,  SchulvurmOgenscrtrag  3*75,  üomeindc-,  üutsherrl.  u.  Patronatsleistnngcn 
Staatsmittel  5-56,  dsgl.  auf  dem  Lande  bez.  1G'80  —  19*07  46*39  —  17*74.  und 
im  ganzen  Staate,  Stadt  n.  Land  zus.  bcz  20  58  —  12  02  —  55-26  —  12  14Vo  (Peter» 
silic,  Erg.h.  X  S  X!H  .  Der  Dchschn.-Kuhegeh alt  emerit.  Volksschullehrer  war 
1878  534  M.,  wovon  bes.  auf  dem  Lande  ein  erhebl.  Betrag,  hier  22*25 °/'  noch 
durch  Abgabe  des  Dfenstnachfolgen  anf^bracht  wird.  Das  Ifinimam  der  LehRr- 
Wittwenpension  ist  jetzt  250  M.  Auch  hierfür  0^83/84  i.  (i.  396,000  H.),  wie  für 
d.  Ruhegehaitc  der  Lehrer  (l^^'r^  t  TOO.OOO  M.)  leistet  d.  St:\r\t  kn-^e  wi  h-^ende  Zu- 
schüsse.  Reiches  weiteres  stat.  Detail  in  d.  gen.  2  neuen  amü.  statistischen  Fubh- 
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cjiUonen.  Das  aUgeiueiae  Unterrichtsgcs«'!;^  wie  ein  besonderes  Schuldutatiouägeset/. 
steht  noch  aus.  Es  sind  aber  in  der  gUustiguii  Finanzlage  der  letzten  Jahre  sehr  er- 
heb!. Summen  f.  Volksschulen  unter  die  fortdauernden  Ausgaben  des  Staats  gestellt, 
M  im  A.  f .  1874  13*16«  1875  17-48,  1S70  18*82  MiU.  M.,  vovon  speciell  für  die 
Schulen  10-42,  13'61,  liJ'77,  f.  d.  Seminare  a.  dgl.  2  23,  410  Mill.  M.  Im 

Et.  f.  1S&3  s4  stehen  an  Ansg.  f.  Seminare  41H«I  Ü0()  M.,  f,  Priiparandenanstahcn 
Ü26,000,  1.  i:^cm.8chulen  10,227,000,  wovon  t.  Schuiaufsicht  1,472,000,  f.  Lehrcr- 
besold.  Q.  Zoschfisse  12,151,000  M.,  f.  Schnlbatitea  500,000  M.  Beispiel  eines  treff- 
lich'n  Schulg'esetzcs  da^  Badische  schon  v.  S.März  t*^fiS;  Tit.  V.  vom  Einkommen 
ilnr  I.chrer;  4  ÜrUiclajisen,  (ieineintien  bis  500,  501  —  1500,  1501—3000,  Ul>er  :iOOO 
Luiw.  liauptlehrer  Minimalgchait  \.in  (ield,  ^iaturalien  oder  testen  Mutzungen)  bicnach 
850,  375,  400,  450  f.;  wenn  an  einer  Yolkflsclnile  wenigstens  2  Hsnpdeliier,  so  bat 
der  eri>te  50.  wenn  3,  so  der  erste  100,  der  zweite  50,  wenn  4  oder  mehr,  so  hat 
der  erste  200,  der  zweite  100,  der  dritte  50  fl.  mehr;  ausserdem  stets  freie  Wohnung, 
femer  Antheii  am  Schulgeld,  das  in  der  niedersten  Ortsclasse  mit  50,  in  den  drei 
anderaii  mit  75  fl.  garantiit  wiid;  endlich  Penonalzulagen  aacli  d.  Dienstalter,  alle 
5  Jahr  20  fl.,  bis  zum  Max.  r.  120  fl.  in  der  untersten,  100  f!.  in  d.  anderen  Classen, 
doch  nur.  soweit  fcsto  Bfsoldang-  n.  Scholf^eldantheil  050  il.  nicht  nbersteigt.  Schul- 
^üfen  als  Unter-  und  Hulislehror :  heizbare,  m5bL  Stube  und  im  Min.  265  fl.  in 
den  2  nnteisten,  290  fl.  in  den  2  obersten  Ortsclassen,  in  Stftdten  Uber  6000  Einw. 
315  fl.    S.  Titel  VI  Uber  die  Bestreitung  des  Aufwands  für  die  Volksschulen.  Was 
dtirrh  Schulfondä,  Dotationen,  iresetzl.  Beitrage  d.  Lehrer  nicht  gedeckt  ist.  tr.igt  die 
Staatskasse,  §.  74.   So  im  Jahre  1S71  A.  178,000  fl.  Staatsbeitrag  zu  den  (ie- 
halten  der  YottsadiiiUeliTer,  ansseidem  901)00  11.  Personalzniagen,  A.  für  1876:  resp. 
246,000  u.  t)  1,000  H.,  Uberhanpt  an  Staatsbeitr.  f.  d.  Volksschulen  541,000.  lieber 
Rnhegehaltc,  Versorg,  d.  Wittwen  u.  Waisen,  s.  Titel  VII.  d.  Ges.  -  Btis.  f.  Lehror- 
besolduDgen  u.  Pensionen  sind  noch  in  anderen  deutschen  Staaten  neuerdings  Staats- 
zuschOsse  beim  commun.  Elemcntarschulweson  cingetr^en,  so  giobt  Wdrtember^ 
7t)9,000  M.  Zoschoss  an  Goneinden  u.  t.  •!.  ^VlCenszulagen  der  Lehrer.  0ie  Seminare 
sind  rc.; ehnässifiC  Sfaatsanslalten  auf  Staatskosten.    In  Wos t-Oesterr.  fiel  v.  einem 
Gcsamint-Staatsaufwand  f.  'J  S2  M.  fl.  in  ISSO  1*71  aut  die  Volksschulen,  meist  fUr 
Seminare  u.  dgl..  (1*43  Mill.  11.),  doch  auch  Zuschüsse  zu  den  Normalschulionds  u.  für 
Volks-  o.  Btir^emsholen  aberhaapt  (243,000  fl.),  spec.  f.  Tirol  :{5-000  fl.  —  Das  in 
d.  prcuss.  Ycafass.  anerknnnte  Princip  der  Schuli^oldfrciheit  bei  d.  Volksschulen  ist 
nur  theilweise  durchgeführt  wnrfl'^ii  (so  in  Berlin).   Dagegen  hat  Frankreich  dasselbe 
j&ogst  (1881)  an-  u.  d.  Au:iluii  aui  d.  Staatscasse  übernommen.    Dies  hat  eine  bc- 
devtende  ISteigeraog  des  Staad.  Unterriclilsbndgets  bedingt   Anch  in  OrossbritaD' 
ttien,  wo  lange  Zeit  für  das  Schulwesen  gar  nichts  vom  Staate  geschah,  ist  das  jetzt 
anders  geworden.    1*^01 — G2  war  die  Staatsansgabc  fftr  Erziehun- ,  Wissenschaft  und 
Kunst  1,360,000  L.,  davon  803*784  L.  filr  ött'eutl.  Anstalton  für  i^rzichnng,  meist  für 
SchtilhSiiser,  Lehrerbesold.,  Lehierbüdongsanstalt,  nberhaopt  grossentheils  fUr  Elemeo- 
tanmtcrricht.    1881/82  worden  für  öflentl.  üntcrr.  (ohne  ünivors.)  3*85  Mill.  Pfd. 
reransgrabt    S.  sonst  einige  ältere  Daten  l>oi  l\au  §.  80  u.  vor.  Aufl.  dieses  T?ands 
S.  285  H'.   Ein  genaueres  Eingehen  auch  anl  die  huanziclle  Seite  des  Schulwesens 
irad  die  bezOglfche  neneie  Gesetzgebung  mnss  bei  dem  engen  Zosammenliang 
mit  den  sonstigen  administnÜfeii  Fragen  der  Schulverwaltung  der  Inneren  Ver- 
waltangslehre  vorbehalten  bleiben.   Der  Gang  scheint  ziemlich  allgemein  in  Europa 
der,  dass  der  Staat  neben  den  Uemeindon  mehr  und  mehr  utit  hnanz.  Hilfe  auch 
beim  Volksscholwesen  eintritt,  mittolbar  oder  unmittelbar.   Gerat feldt  (Gonrad's 
Jahrb.  B.  41,  Tab.  6  ff.)  berechnet  f.  Preussett  den  absol.  Staats -Aufwand  f.  Un- 
t  rri  hf  u.  Cultus  iincl.  Medh'.wesen>  f.  I^il  auf  f.  Mill.  M.,  1832  7,407,000.  1841 
0.0^7,000,  1S51  11,321,000,  IbOl  12,6b0,000.  1«73  38,525.000,  18S3  60,405,000  M., 
oder  in  Pfennigen  per  Kopf  bez.  55—57—61—67—70—160—216  H.  In  der 
oidend.  Nettoansg.  f.  Milit.  u.  Civüronralt  bez.  4-7- 5-8  — 6i —5-5— 4*7— 6-8— 
S  O.    Fiir  Volksunterr.  allein  berechnet  er  um  i^*^2  (eli,  S.  39)  f,  Pr^Misncn:  Staats- 
kasse 20,4.^0,000,  Gemeinden  u.  s.  w.  89,341,000,  zus.  109,7b0,00U  .M.,  f.  Gross- 
brit.  ebenso  77  04  —  29  10  (Localverwalt.  —  wohl  zu  niedrig  ange.setzt?  — )  — 
106-2  M.  M.,  f.  Frankreich  51*76—68*89  (Depait  «.  Gemeinden)  —  120-59  H.  M. 
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b)  Das  BerutsschalweseU;  mit  seiueu  drei  HauptgebieteD, 
des  gelehrten  oder  wissenschaftli che des  wirtbscbaft 
liehen  und  des  kttnBtlerisehen,  und  in  jedem  dieser  Gebiete 
mit  seinen  Sehnlen  für  die  Vorbildnng  nnd  fOr  die  Fachbil- 
dnng  znm  Bernf  ist  in  finanzielier  Hinsicht  gewöhnlich 
schon  län^];er  mehr  mit  zu  Lasten  tier  Staatskasse  übernommen  als 
das  VolksHchulwesen ,  soweit  nieht  Schulgelder,  CoUegiene:eld  und 
das  oft  nicht  uiibcdeuteude  iStiltuiigsvermögen  u.  dgl.  (wie  bei  den 
Universitäten)  die  Kosten  decken.  Dabei  ist  auch  fflr  die 
finanzielle  Seite  zn  beachten,  dass  das  gelehrte  Sebnlwesen  im 
Ganzen  das  Ultere  ist,  das  wirthschaftlicbe  erst  den  Bedttrf- 
nissen  der  neueren  Zeit  seine  Entstehung  verdankt  nnd  d» 
Kunstschul  wesen ,  wenigstens  als  öffentlicbe  Aiigclc^eiilicit, 
meistens  erst  der  JUngnten  Zeit  angehiirt.  Das  gelehrte  Seböl- 
wesen  ist  ferner  für  die  meisten  Staatsdiener  (höherer  Art)  in  der 
Regel  das  Mittel  zur  Erlangung  der  Vor-  und  der  theoretischen 
Fachbildung.  Dieser  Umstand  hinderte  gewöhnlieh  die  £rhöhuug 
des  allgemein  üblichen  Schulgelds  ttber  ein  gewisses  Maass.  Die 
niederen  und  höheren  gelehrten  Sebulen  (Lateinschulen,  Lyceen, 
humanistische  Gymnasien)  sind  besonders  häutig  auf  altes 
eigenes  oder  Stiftungs vermögen  fundirt.  Wo  dessen  Erträ^'e 
nicht  genügten  oder  wo  sie  fehlten,  werden  diese  Schulen  seit 
lange  von  den  Städten  dotirt  ÜW[  soweit  diese  Mittel,  wie 
neuerdings  vielfach,  nicht  ausreichen  oder  neue  Anstalten  erforder- 
lich wurden,  leistet  auch  der  Staat  bedeutendere  Zuscbttsse  oder 
unterhält  die  Anstalten  auch  allein.  Das  wirthschaftlicbe 
Schulwesen  (Realschulen,  Special-Berufsschulen,  wenigstens 
niedere  und  mittlere,  seltener  Hochschulen,  wie  Polytechniken, 
Landwirthscbafts-,  Forst-,  Ber^-,  Bauakademieeuj  steht  den  Inter- 
essen der  grossen  Masse  der  Bevölkerung  näher,  konnte  daher 
auch  mehr  auf  freiwillige  Gaben  (Grtindungsbeiträge  n.  s.  w.) 
der  Interessenten  und  auf  Schulgeld,  dann  besonders  auf  Bei- 
träge der  Gemeinden,  Kreise  begründet  werden,  so  dass  der 
Staat  nur  secundftr  daftir  eintreten  mnsste.  Die  wirthscbaft- 
liehen  Specialsc  hulcn,  namentlich  die  Hochschulen, 
machen  in  dieser  Beziehung  indessen  schon  länger  eine  wichtigere 
Ausnahme,  indem  der  Staat  in  deren  Unterstützung  wieder  seine 
Staatsdienstinteressen  pflegte  (Forst-,  Berg-,  Bauschulen)  und 
ausserdem  darin  eine  passende  Form  der  Förderung  der  Volks- 
wirthschaft  erkannte.   Dieser  berechtigte  Gesicbtspunct  ist  neuer- 
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diogs  aaeh  öfters  dem  niederen  wirthBcbuftUehen  SehniweBen 
zu  Gute  gekommen.  Die  Unterhaltung  der  niederen  KnoBtsobnlen 
(%,  B.  Zeiehenschnlen)  dient  aneb  zugleich  wirtbscbaftlichen*. Inter- 
essen. Diejenige  der  höheren  für  Malerei ^  Bildhauerei,  Baiikuuät 
ist  Sache  des  reichen  MUcenateothiims,  der  grossen  blähenden 
Städte,  aber  doch  mit  Recht  auch  dey  Staats. 

Die   allgemeine  Aufgabe  ist  nnn  auch  hier  wieder,  die 
richtige  Vertbeiinng  der  Last  zwischen  dem  Staat 
und  den  verschiedenen  Arten  der  Selbstverwaltangs- 
körper,  besonders,  aber  doch  nicht  ansscbliesslicb  der  Ge- 
meinden, faerbeisnfilhren.  Mit  der  Neuordnung  dieser  finanziellen 
Seite  des  Gegenstands  ist  man  in  Deutsclil;iiul  in  neuerer  Zeit 
niehrl'ach  beschät'tiirt,  etwas  endgiltig  Befriedigendes  ist  aber  kaum 
uocli  erreicht.    Jedenfalls  dart  nicht  nur,  sondern  soll  auch^  den 
ttesichtspuncten  richtigen  Gebührenwesens  gemäss  (Fin.  II.  §.  29G) 
durch  Beiträge  der  Schulbesucher  (Schulgeld)  ein  erheb* 
Ucher  Thell  der  Kosten  des  Berufsschulwesens  gedeckt  werden^ 
da  das  letstere  Privatmteressen  in  starkem  Maasse  zu  Gute  kommt. 
Dabei  Hesse  sich  wohl  eine  Abstufung  des  Schulgeldes  mit 
nach  dem  Wohlstande  der  Schiilbesucher,  bez.  ihrer  Familie, 
wie  es  bie  und  da  bei  preussibcben  Gymnasien  geschieht,  vor- 
nehmen.  Der  Kest  der  Kosten  wäre  dann  bei  den  Mittelschulen 
(Gymnasien),  älmlich  wie  es  oben  für  Volksschulen  erörtert  wurde, 
zwischen  dem  Staate  und  der  Ortsgemeinde  zu  vertheilen, 
dabei  aber  auch  eine  Mitbetheiligung  der  Verbände  höherer 
Ordnung,  wie  der  Kreise  und  Provinzen  in  Erwägung  zu  ziehen. 
Die  Wahl   des  Weges  (»der  der  Modalitäi  ticr  Kostenvertheilung 
wird  sieb  nach  den  conereten  Verbältnissen  int  eiu/.elueu  »Staate 
richten  müssen.     Eine  unbedingte  allgemeine  Kegel  lässt  sich 
dafür  nicht  wohl  aufstellen.   Besonders  wichtig  —  nicht  nur  um 
der  betheiligten  Lehrbeamten  willen  —  ist  wieder  die  Gewährung 
genügender  Besoldungen  der  Lehrer,  nach  einem  den  Verhält* 
nissen  wlrkHch  entsprechenden  „Normaletat''  und  die  gute 
Ordnung  des  Pensionswesens,   wobei  nach  der  Eigenthflm- 
lichkeit  des  Lehrberufs  Normen  nothwendig  erscheinen,  welche 
gUiistiger  als  diejenit;eii  des  sonstigen  Civildicnsts  sind  (früherer 
Anspruch  auf  volle,  dein  Gehalt  gleiche  Pension,  um  früheres 
Aasscheide u  alter  und  Einrttcken  jOngerer  Personen  zu  ermüg- 
liehen).    Die  Staatskasse  möchte  hier  wohl  zur  Eri'öliung  dieser 
Forderungen  mit  dem  System  von  „Bedttrf nissz nse htlssen " 

A.  W.ign«t,  PiBUiswlM«Melwft.  L  S.  AttA.  30 
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gegenüber  städtLschea  MittelBchiileii  (GymnasieDy  Freussen)  {lasaeod 
Targehen. 

Das  eigentliche  Hochsehnl'weeen,  UnivenitSten  und  Poly- 
techniken u.  dgl.;  wird  bei  dem  hier  mit  spielenden  allgemeinen 

1  Uteresse  des  Volks  und  dem  besonderen  Interesse  des  öffentlichen, 
zumal  des  Staats diensts  wohl  mit  Recht  in  der  Re^^l  zu  Lasten 
derStaatskasse  stehen  müssen.  Doch  mochte  wenigstens  in  eiuein 
grossen  Staate  mit  leistungslUbigen  Communalverbänden  höchster 
Ordnung,  wie  den  Provinzen;  und  mit  grossen  Verschiedenheiten 
des  Wohlstands,  der  GnHnr,  der  Bevölkennigsdiehtigkeit,  der 
wirthsehaftliehen  Bedttrinisse  auch  hier  eine  Mitbetheiligung 
der  Proyinzen  an  der  Tragung  dieser  Lasten  zn  erwägen  sein. 
Mit  liUcksicht  daiaul,  dans  lerner  das  llucbbchulwesen  duuh  neben 
den  allgemeinen  die  besonderen  Interessen  der  wohlhabenderen 
Classeu  speciell  mit  betriedigt;  wäre  wohl  auch  die  Aui*briuguQg 
der  Staats-  und  Commonalbeiträge  in  höherem  Maasse  diesen 
Classen  mit  zn  ausehieben,  nemlich  in  der  Form  von  höheren  oder 
besonderen  Stenern  ad  hoc  für  grösseres  und  für  fnndtrtes  Ein- 
kommen. 

SttHiMiBohcs  Uber  Preiissen  auch  t  d.  höhere  Sohnliresen  (Mittelsckulrt. 

Gymnasien  u.  s.  w,>  in  den  ;::enaniitoii  iD  Ucrcii  amlliciu-ii  cou]inuiialtiii&ii7>ta(. 
Pulilicaüoix  ii .  b<*s.  Ersr.li-  ft  VT  («rrö.sscrf  Stäih«').  Virl.  auch  oben  §.  53  ff.  Fiir 
vtws^  t'rlÜKTc  Z«it  ficht  noch  toig^cnüc  UoljersiciU  aut»  d.  vor.  Aufl.  büieü  £iublici. 

lu  Pieus.sen  (alten  Umfanj^s)  kosN  tcn 

0<>ff.  Kle-  ir^.h.  RpaWh.  Koalwh. 
menUnch.  lüx-  )t.  Otü,  1.  Unt. 
K«ndi 
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Im  (iauzeu  Tausend  Tbalcr 
pr.  1  Schale  .  .  .  „ 
pr.  1  S«  büler    .  , 
davon  "/o  von: 
Staat  a.  unmini'll>ar. 

Pofids  .... 
Staat  a.  inittalbwti 
!''oiitl<  .... 
StadtgL-meindcn  .  . 
Kirch.  Q.  nicht  unter 
StaatsvenraJt.  steh. 
Stiftuntron  .  ,  . 
Scbuigeld  .... 
Uebrigi-ns  (?).  aoeh 
eigenes  Vermöjrcn  . 

Bei  der  Univers,  ohn  •  Einrechnunu-  dos  f'olIepi<-ni!:eM«vs  bi  i  Scluilgold  bi.  r  .,EinnaLnie 
aus  aig.  Erwerb*':  wohl  Gebühren).  Um  1870  Iktrag  der  Normalg^chali«-  der  <tym- 
naaiallehTer  nach  8  Ortsdassen  Diractorcn  bis  1800,  1600  n.  1400,  ordentl.  Lehrer 
600—1300,  .iäO— 1150,  .500  Kmhi  Thir..  Knird.  Zeitschr.  ISCl».  S  202,  200. 
Details  in  Musharko's  Scliulkalondcr.  Nach  ein«^r  neofn-n  Statr-ril,  flalirb.  d.  auitl. 
Statiätil  l\\  2.  Abtb.,  S.  8I>,  114)  ist  der  Aufwand  f.  d.  höh  er  in  Lchran>u]ten  and 
UaivenitUeh  In  Preiusen  folgi  ndermasseu  gostic^ron  (in  1000  Thlr.),  ganzer  Staat  ind. 
Qeoe  Prorinzcu. 
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1869 
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1876 

SmiDft    .  .  •  • 

401 

640 

801 

1584 
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6 
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374 
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776 

1477 

2272 

3222 
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Im  p reu 88.  Et.  f.  1883/64  wird  im  GaszeB  die  Siunme  r.  4,681.000  M.  f. 

„liöherf  Lehranstalten"  (ohne  ünivcrs.  \i.  tcflm  Anst.)  ausgeworfen  u.  dafni  unter- 
schulden:  1)  Zahlimgen  vcrmög'e  rechtl.  V<rpfiiclit.  an  lir-naruit'"  Ati>taiten  u.  Fonds 
(221.0Ü0  M.),  —  2)  Zuschüsse  f.  d.  v.  biaato  zu  erhaltenden  ^Viistalten  u.  touds 
(8.107,000  K.),  —  3)  Znsehfiase  f.  d.  t.  Staate  o.  r.  anderen  gemeinschaftl.  zu 
haltenden  i\jistalU'i!  "i',,ino  M.)  —  4"^  Zuschüsse  f.  d.  v.  Auderi  ii  zu  unter- 
halt* ndcii.  ah^T  V.  Staate  zu  unterstützenden  Anstalten  (961,000  M.).  Der 
Bi*st  (320,000  M.)  enthalt  u.  a.  Summen  f.  Turschied.  Ergäozujigcu ,  so  zur  Erfüllung 
des  Normaletets  der  Gymnasien  r.  1872  (65,700  M.),  ZnschttBae  t  hohen  TOohter» 
schulrn  (100,000  M.).  Im  Ganzen  erpiebt  sich  fUr  die  mit  Staatsmitteln  dotirten  oder 
iint-  rstiUzten  467  h^^lieren  Schulen  (meist  Gymnas.  u.  Proirymnas.)  ü cj^enwärtig  (1883) 
ein  Ikdarf  f.  25,519,000  M.  (daFon  f.  Besold.  der  Dircctoreu  2,2»>9,000,  der  Lehrer 
16,415,000,zaBemimenlloBenf.Dnterr.  1,2(8,000,  zaW<ihn.geld.ni8ditUBen  1,823,000— 
noch  uicht  bei  allen  städt.  Gymnasl^  gewährt,  —  zu  sachl.  Ausg.  u.  VenraIt.ko6tett 
4,234,000  M.  Dit'>,  r  Bedarf  wird  gedeckt:  aus  eigenem  Evwrrli  (S'-huI-reld  u. s.  w.) 
12,091.000  M.  oder  i'r'ö'^L,  aus  eigenem  Vcrm5!ren  1,740,000  M.  oder  O  ^^jo,  aus 
SdlbingD-  und  andren  Fonds  708,00011.  oder  2* 7"/»,  aas  gewimen  Spedalfonds  548,000  IL 
oder  2- iVo'»«»  städt.  Fonds  6,082,000  M.  oder  23'87o.  „BodUrfnissznsehUssen** 
des  Staats  1.134,000,  dl.  r  Ifi  'iVj,,  aus  Staatsmitteln  nach  rechtl.  Verpflichtung 
221,000  M.  oder  0*97««  H&ch  dem  in  den  Staats gymuasieu  schon  iünger,  in  (L 
stSdt  jetzt  meist  aoch  durebgefiÜuteB  „Normaletat^*  r.  20.  April  1872  betragen  an  den 
Gymnasien  u.  gleichgestellten  höheren  Dnterr.anst.  (.auch  R<  alsch.  I.  Ordn.)  die  Gehalte 
der  IHr-  Ctoren  in  Berlin  «600,  in  Städten  über  50,000  Einv.  5100— OUOO,  i.  ü.  5650  M., 
in  aud.  Orten  4500—5400,  L  D.  495U  M.  id.  h.  nur  750  M.  mehr  als  d.  Durchschn.- 
rdialt  der  Land-  o.  Amtsrichter  jetzt  heträgt),  der  ordentl.  Lehrer  in  Berlin  2100  bis 
5100,  i.  D.  3000  M.,  sonst  1800—4500  M.,  i.  D.  3150  M.  Dazu  das  Wohnungsgeld 
d.  r  f  1.  m  {in  n.  rl.  900,  sonst  720  fU;0— 540— 480— 420— 3Ci»  \T )  Die  Gleich- 
stellung mit  den  Hichtcrn  1  .Inst,  ist  wohl  zu  Ferlangen.  —  Ln  West-Uesterr.  trägt 
1880  die  Staatskasse  f.  d.  staatlichen  „Mittelschulen**  (Gymn.  n.  Realsch.) 
3^78.000  Ii.  bei,  davon  t  d.  Gymnasien  2.766.000  IL  Dieselben  haben  ausserdem 
ans  Schulir»'ld  u.  Beitrajren  Dritter  (i^eistt.  Stifter),  auch  eig.  Vermugen  556,000  fl. 
Einn.  — in  Krankreich  sind  die  Ausg.  f.  d.  Mittelschulen  (Staatslyceen  u.  Communal- 
coUegcs)  in  1876  c.  76  Mill.  fr.,  woFon  d.  Schulgeld  65-6,  d.  Staat  5  57,  die  Depart. 
0*47,  die  Gemeinden  4*28  M.  fr.  tragen  (Kaufmann  S.  674). 

Die  preussischen  Universitäten  haben  1883/84  einen  Etat  v.  8,103,000  M., 
wovon  aus  Staatsfonds  .5,845,000  (mit  Zuschlatr  riiiiger  f.  alle  Univers,  gemeins.  Fonds 
6,130,000).  aus  Stiftuugs-  u.  dgl.  Vuriflugeu  1,016,000,  aus  Kapitalzins.  u.  Grundst- 
nsrenoen  481,000,  aas  eigenem  Erverb  (diTemc  Gebohreji  etc..  uicht  Uolkgiengdd) 
7r.2,00O  M.  Davon  f.  Besold.  der  Lehrer  S.O.'iT.OOO,  Wohn.i:<  ld  150,000,  Institute, 
Sainmluu<:  n  u.  s.  w.  3,697,000,  Conricte,  Stipendien  152,000,  Andeius  (auch  Bau- 
kosten) 462,000  M. 

Im  Einzelnen  war  d.  Etat  1883/84. 
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Marban^    •  •   .   .   611        478    Krakau     (1880)   .   .    1  Oid.   216  d.r 

Ki.l   661        507    LemlxTr    153  Staab- 

Biauusbciff  ^Lyc.)   .     41  20    C/criiowit/    ,   95      kas>o.  , 

Heidelberg  (1876)  .  ?  496  Dorpat  .....  Kbl.(1870)209  209 
Die  Ausiralx-  u.  EiiniuIiiHL'  bilancin-n  rtfr«lin.is>i«r.  Nur  Itoi  Würzbur«'  ist  dif  Aa<- 
'^ahi-  h|os>  269,000  ti.,  die  Zahl  in  ^ler  üt^HTsicht  bctrirti  dif  Eiun.  (Bai<'rn:  Statistik 
li.  Uiitcrr.  p.  27,  1.  Tb.,  S.  39).  —  Vou  trumdcn  UuiFen».  haben  z.  B.  Luiui  und 
üpmla  in  Schweden.  Oxford  (174,000  L.  Einkommen  einschliesslich  der  CollcfM), 
Cambridge  (133,000  L.SO  bedeutende  eigene  Einkünfte.  In  DeutAcblaud  bimi  let/tere 
initnnter  vom  Staate  eingezogen,  dit;  heutige  Staatsdotation  erfolgt  theilveiso  aus  diöseia 
Titel  (z.  B.  1  i>70  bei  Freibarg  1 3,564  Ii.  Staatä^uschuss  lUt*  entzogene  üefälle,  50,436  fi. 
eigentlicher  Suat8Zii8cbii88>.  —  Ueber  den  Betnr  des  Gollegicngeldii ,  der  Dooton^ 
bahren  u.  ü.  v.  fehlen  Angaben  fast  dorchaas.  (Jm  so  dankenswerther  sind  die  Mit- 
theiluniren  in  dem  p:'^n.  W^rke  liHcr  die  baicr  Cntf^rrirht^stat.  S  n.  "XIX.  Die 
oingc^hlten  ( .'oilegiengeidcr  betragen  lb69/70  in  MUnclion  4d.i»00,  Wurzbarg  32.40Ü, 
Erlangen  16,200.  i.  G.  94,600  fl.,  1871/72  resp.  5S,900.  41,700«  18«200.  119.t»00  i. 
Uuch  mit  Unterscheidung  der  Facult.).  Itii  Durchschnitt  v.  1S69/70 — 71/72  war  daa 
(Jollegieti^'cld  f)7.f)00  fl.  oder  13**/,,  de^;  (iesaiiiintlietrags  der  Ko.sten  des  üniversitäts- 
unterrichts  t.  744,000  11.  in  1*^71.  Allerdings  betragen  die  voUatäod.  Befreinngea  20. 
die  theUwelsea  25,  zns.  45  '  ;,  der  Stodonten.  Ebendaselbst  Beroehnonfen  d«!«  WeTtfas 
der  Sammlungen  nnd  Anstalten  der  Universitäten.  Aettere  Nachrichten  Uber  {ireu>^. 
Universitäten  y.  bei  Di  t  rici.  gesch.  nnd  Statut  Machrichten  Qbec  die  UnireisitlleQ 
iui  preuss.  Staat,  Berlin  1^36. 

Fflr  d.  taehn.  Hochsckala  in  Berlin  (in<^-  Banak.)  Terwendet  d.  preass, 
>>taat  aus  Staatsfonds  in  188S/84  für  (i.dialtc  alb  in  221,000.  für  «lie  in  Hannover 
l4>.0i)i)M  West-Oesterr.  f.  d.  t(>chn.  Hoclischulen  im  ürdin.  16^80:  719,000  fl. 
Baden  1.  d.  polytechn.  Schule  l.j 3,000  M. 

,  Die  Aasgaben  für  das  höhere  Unterrichts«resen  anderer  L&nder  lassen  nicht  immer 
eine  unmittelbare  Yefj^lAichiinir  mit  den  bezUirlichen  Ausgaben  in  Deutschland  zu. 
woW  die  OruHiiisHiion  zu  verschieden  ist.  Roispiel:  Frankreich,  A.  der  Ausl'.  des 
Staats  lur  iN^l:  1.  d.  sämmti.  Facultäten  9*55  M.  Fr.  GoUüge  de  France  (fiir  eineji 
»rossen  Theil  der  Fächer  d.  deuts<;hen  philosophischen  FacnltJiten ,  Naturwissenschaft, 
Mathematik,  Philologie,  class.  u.  moderne)  466.000  Kr.  Museum  der  Natunreschieihtf 
tLehranst.iIi  ii>i  1.)  840,000  Fr.  —  In  (irossbritannien  1861/02  Zuschui^s  des  Staats 
fiir  d.  Universitäten  zu  Lon<lon,  Dublin,  d  schott.  23,610  L.,  flS^l  41,000  Pf.),  Bcrg- 
bauNchule  und  geologische  Anstalt  17.1s.'>.  olfentliche  Anstalten  fUr  Erziehung  in  Irland 
285..H77  L.  S.  avcb  A.  Beer  u.  F.  Hoch  egger,  Fortschritte  des  Unterrii^lsvesens 
in  d.  Culturstaaten  Europa 's.  1867  II'.  —  Beispiel.«  von  Aussraben  für  K  unstbildunf : 
Ak;id.  der  Künstf  /u  Ik-rliii  Stnatszuschuss  MHr»,0(ii>  M..  Knn<«takademien  7.u 

Königsberg.  iHuMoldorl.  i'aascl  und  Hhiiuu  i^a,000  M.  Dotation  d.  Deutschen  Ueicbs 
£.  d.  arch&olog.  Institut  za  Born  n.  Athen  in  1876  93,000  U.  —  Akad.  d.  bild.  KOnste 
in  Wien  ISS»  114,000  fl. 

2.  Ausgaben  fttr  die  Beft^rderang  wissenachaftlicber 
Bildung  ttberbanpt  • 

Bibliotheken,   natnrwissensnhafUiche ,   culturhistorische  u.   dgl.  Sammlungen, 

botanische  Gärteti .   «ieuerbeniusr^'  it  ii.  s.  w..  yelehrte  (jesellschaften  Akademieen». 

Beispiele:  l^reus?^.  u.  Et.  l.  i*!.S3/S4  Staatszuscbüs>f  Berliner  Akad.  d. 
W  i^sensch.  201,000  M..  K.  Bibliothek  in  Berlin  252.000  M.,  (leodät.  lasütut  in  Berlin 
10'».000  M.,  astrophys.  Dbservatoriuui  bei  Potsdam  69.000  M.  -  Frankreich.  18S1 
Institut  708.0IM)  Fr..  Nat.  Bibliothek  644,000  lu  aiisserord.  fiir  Catalojris.  äo.nitn  . 
andere  öffentlich«'  Hil.liorlieken  u.  s,  w.  300,000  i  r.  —  England  15^61  -62'  Brit. 
Museum  101,714  1...  wovon  Staatszuacbu>s  100.414  L.  lbSl/S2  f.  Wiss.  u.  Kua:»t  i. 
AUg.  362,000  Pf.,  f.  d.  Maseon  157,000  Pf.  —  Oesterreich  < West-)  1880  Akad. 
d.  Wisseosch.  65,000  II.  Staatsznschoss. 

3.  Ausgaben  fttr  Kunstpflege  im  Allgemeinen.  Neben  den 
erwähnten  Schulen  für  Malerei,  Bildhauerei  und  Tonkunst  geb5ren 
hierbin  Kunstsammlungen  aller  Art. 
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Hierfür  ist  direct  ans  »1er  Staatskasse  meist  erst  in  neuester  Zeit  mehr  gc- 
>':hcl)un.  Dagef^eu  haben  hier  die  Höte  und  einzelne  kunstliehendc  lniäten  schon 
lau;;;«sr  Kuuätäaiumluujifea  u.  s.  w.  angelegt,  welche  dem  PubUcum  iMt  Bcnuuuug  gu- 
«ifoM  waren,  und  auch  noch  jetzt  werden  manclie  Uo&iisj^ben  fUr  solche  Zwecke 
venrandt.  Neuerdings  hat  man  die  Uedentuo};  der  Konst-  uikI  (lowerbemaseen  apecielJ 
für  di^*  Eritwirklunu:  der  Kunstintln^tri<>  immer  mein*  erkannt  und  «lalicr  anch  irn 
wirthschalUichen  lutereiue  äolche  Museen  gegründet  und  starker  mit  Staatsi'ouds  auä- 
geslattet 

Beispiele:  Preussen,  Staatszuschiiss  f.  d.  Kunstmuseen  in  Berlin  IMU  (iii.öSO  Thir.. 
^^T'>  201,000  Thir.,  lSS3/>>4  7,'U.OOO  M..  ansMerd-ü»  f.  .1.  Natioiia!ir;ilI  m  ISTf. 
ir>.uoo  Thir.  in  IbbHßi  b'6M0  M.  (im  Ürdin.).  t-ur  buu^t.  Kunst-  u.  wiss.  /iwecke 
252,000  Thir.,  bez.  jetzt  590,000  M.  (Vermehr,  dieser  Ausgaben,  anch  durch  ao8ser> 
oni.  Bewill.,  in  den  letzten  Jahron).  Zuschuss  f.  Knnstgewerbemusenni  in  Berlin  1SS3/S1 
269,000  M.  —  Baiern.  Alva.leini*'  <1.  biM.  Künste  n.  Kunstsnminl.  1870  7l,Ü00  fl. 
Staatsdotation,  ausserdem  tOr  Fliege  und  i'ördcrungd.  Kunst  im  Aligenieinm  ir>,000  fl.  — 
Oesterreich  ISTO,  Akademie  der  bild.  Künste  in  Wien  59,740  11,  lS7«i  lll,UilU  11. 
Staatsdotation,  Oesterreich.  Museum  für  Kunst  und  Industrie  und  Kunstgewerfoeschule 
60,200  fl..  ISTC.  87,000  fl.  —  l-  rankn-ich  1865:  Conservat.  für  Musik  195.000 
flSSl  270.01)0  Fr.),  Ausstellung  von  Werken  lebender  Künstler  345,000  Fr..  5  kais. 
Theater  1,515,000  (Oper  820,000  l'r.i.  ^Theater  1881  1,470,000  Fr.\  für  Kunstwerke 
Q.  YenieruDg  öflentlicher  Gebäude  950,000  Fr.,  1876  f.  schöne  Künste,  Museen, 
Theater,  Musik  0  09  M.  Fr.  U*>91  S  'IC  M.  Fr.,  wovon  noch  f.  d.  Nationaimuseen 
T90,(»00  fr.,  f.  Krhalt.  histor.  Moniimoiitc  1,550.000,  für  d.  NatioDalmauufactttieu, 
(iobcliijs,  Si  vrcs  u.  ».  w.  897,000  fr.,  f.  Volksconcerte  .'jd.OOO  frX 

4.  Die  Kirche.  Ob  und  wie  weit  der  Staat  seihst  den 
Kircbeu^esellRchaften  Subventionen  gewährt,  das  ist  meistens  durch 
die  geschichtliche  Entwicklung  und  das  positive  Kccht  entschieden, 
ohne  besondere  Rücksicht  auf  die  Principienfrage.  Was  in  dieser 
Beziehnng  geschehen  sollte,  hängt  von  der  Anffassung  des  Ver- 
hältnisses von  IStaat  und  Kirehe  ab^  worüber  die  Politik,  nicht  die 
Finanzwlssensehall  die  Entscheidung  zu  geben  hat. 

In  oiancheD  Ländern,  so  bis  ror  den  jüngsten  Ereignissen  in  Italien,  Spanien, 
ferner  In  Gfoesbritannien .  S<  ]iw*><].mi  liat  sicti  ein  grosses  KirchcnvertnOgen  erhalten, 

in  .iiidorcii  wftii^tens  theilwins»-  W'iedrr  in  anderen  ist  das  Kirchenvrmti^c'i  vf>m 
Stallte  •  iiigezojifen  u.  d.  Unterhalt  der  tieisilichen  u.  s.  w.  auf  Staatsfonds  tti>enioiumen, 
so  iu  Frankreich.  A.  für  IbHH:  Ausgab»-  f.  d.  gesamintcn  Cultus  ö'1'9H  M.  Fr. 
[n  Deatschlaud  ist  «rcnlgatens  fast  ulicrall  ein  örtliches  Kirchenvermögen  zor 
I)eckung  der  Pfarr1»fso!dunsen  uml  'Iit  iu»il»jivii  Korjtcii  dr-^  (iottr^dieiisf^  vorhanden, 
/.  Th.  auch  norh  'in  allgemeines.  Daher  erscheinen  jrew^diiilich  nur  verhaltniss- 
masnig  kleine  Summen  iui  Staatsbudget  fUr  Cultaszwecke.  Auch  das  Firianzwcseit 
der  Kirchen  geht  einer  grossen  ümgestaltung  entgegen,  je  mehr  die  Ideen  der  Trennung 
von  Staat  und  Kirdie  ^an(•tiolli^t  w.  rden  un«l  der  Liberalismus  anch  in  der  Kirch«' 
zur  Herrschalt  kumuit.  Das  kirchliche  Geltühren wesen  ist  in  '1'T  prntestaiit, 
Kirche  Deutschlands  so  ächoQ  jetzt  fast  unhaltbar  geworden.  Die  Liuiulirung  der 
(Zivilehe  und  der  eigentUcben,  von  bttTgerUchen  Standesbeamten  gefUbrten  Civibtandtf- 
register  (Reichsges.  v.  6.  F-  lir.  1^75).  womit  dio  Anfholuuit;  m  sefzli- hrn  Tran- 
urid  Tanfzwangs  verbunden  war,  nöthit:!.' .  aürniiliü;  die  kir  lilicheu  Sto lgehnhr»Mi  zu 
beseitigen.  Um  so  mehr  müssen  dann  andere  iiiltst^uellen  fur  die  Finanzen  der  Kirche 
er5ffbet  werden.  Dine  einfache  £rb5hting  der  Staafsdotation  (wie  in  Preussen  seit 
1S75  wegen  des  Ausfalls  an  Stol«rebnhren  znr  Verbesserunir  der  äusseren  Lage  der 
(ieistlichen  um  r.  2  Mill.  M.)  widerspricht  den  Grundsätzen  der  neueren  (ics»  t/jrebung 
Uber  Kirchensachen,  aber  nicht  dem  wahren  Voikä-  und  dem  richtig  verstandeikon 
StaatsbedHrfniss,  darf  daher  gebilligt,  ja  mnss  unter  Umstinden,  wie  den  gegenwärtigen, 
veriangt  wertien.  Wieweitron  der  Einräumung  eines  kiiohlichen  Best«'ucruiigs- 
T»'chts  (wie  in  PrensMen  nach  d.  (ieneralsynodalordnnng  v.  1^7»)<?.  11  ir.  jna«  tisch 
Gebraach  gemacht  werden  kann,  ist  zweifelhaft.   Deiui  ein  Bosteuernngsrecht  setzt  im 
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QniDcie  stets  eine  Z  WÄngsmitglief^-^linft  voraiis,  welche  jetzt  fehlt.  Die  haopt-ri  hlui 
Quelle  der  Einkünfte  werden  dann  Iroi willige  BiHtr&ge  sein  mUssea.  Au€4i  die 
Beziehungen  zwischen  dem  Staate  und  der  kaChol.  Kirche  durften  zu  einer  wm 
]{eirclung  der  Fin&nzrerliiltoto  hindräni?en.  Doch  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  dian 
Verhaltnisse  wesentlich  ki  r  ch  e  np  o  Ii  t  i  s  c  h  r  A  rt  einzufehi-n.  Beispiele:  P  r  ■  n  -  ^ 
]SS'V84  A.  im  Min.  d.  üeistl.  n.  s.  w.  Angeiegcnh.  f.  li.  <^v»üg^.  Kirche  2,.'>3T,U0ü  M., 
wov.  f.  d.  £v»ng.  Oberkirchenrath  146,000,  Gonsistoricn  1,061,000  M.,  evangel.  GcistL 
v.  Kirchen  1.330,000;  f.  d.  kathol.  Kirche  2,582,000  M.,  wof.  f.  Bisth.  «.  die  t. 
dens.  gch.lr.  Tnstit.  1,254.000,  kath.  Consist.  35.000,  Kirchen  n.  (ieistl.  1.244.m 
Ansserdem  f.  Tnlt,  u.  Untcrr.  pemeins.  t)"7*{  M.  M.,  wovon  Unt^'rhalt.  d«T  Kirrhen-. 
Pfarr-,  Küster-,  öchuigebäude  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  des  Staats  l'7!s. 
zur  Yeibeaierang  der  Lage  der  Qetadichen  aller  Bekenntnisse  S'26  (1874  1*41)  M.  3L  — 
Baiern  A,  f.  187ß  kathol.  Cultas  im  Stnnt^bnd^et  'A'^l ,  protost.  de^^l.  l'Sl  M.  M., 
Israel.  14,000  M.,  übrige  Sta^itsausiraben  für  kirclil.  Zwecke  11. i  M.  M.  —  Badea 
A.  f.  1876  kathol.  Goltus  117,000  (wobei  aber  die  damals  ge<itricheo6  Dotation  filr 
den  eizbiscbftfl.  Sinlil  In  Freibnrg  tob  IS^dOO  fl.  nicht  SabegTlürao),  erangeL  Csttn 
95,000  M.,  israel.  dsgl.  3600  M.,  Somma  Cnltus  215,000  M.  —  West-Oesterreich 
18S0  kathol.  Galtns  Erfordemiss  d.  Eelitrionsfonds  ord.  3*8'J.  Kxtrnori  o  77,  zosammen 
4  60,  Stiftungen  u.  Beiträge  für  kath.  Cultas  bez.  0*17,  O  Oö,  zusamciea  0*22.  f.  eraa^r. 
Gultus  ]04«000  ord.,  f.  giieeh.-or.  Oaltu  (Dahnat.)  64,000  ,  6,000,  zns.  70,000, 1lbe^ 
haapt  für  Caltua  417,  0'82.  zus.  5  Mill.  fl.  Durch  Ges.  r.  18.  März  1876  zur  üntcr- 
»tützung  kathol.  Gcistli«  h.^n  f)00,000  fl.  mehr  (aus  d.  Rolig.fonds).  Die  gleichuitigHi 
Einnahmen  der  Religionstonds  sind  veranschlagt  auf  3'8ö  M.  fl. 

IV.  —  §.  196.  Der  Finanzbedarf  für  die  Finanzverwal- 
tung selbst  ergiebt  sich  einmal  aus  den  Verwaltuogs- 
nnd  Betriebskosten  des  rentablen  Staatseigenthams 
nnd  den  Erhebangs kosten  der  Stenern  n.  s.  w.  Daren 
war,  soweit  es  sich  dabei  nm  allgemeine  Verhältnisse  handelt, 
schon  oben  (§.  170  ff.)  die  Rede.  Weiteres  mnss  für  die  spätere 
Leliie  von  den  EinnabmcD  selbst  vorbehalten  bleiben.  Sodann 
ist  der  Bedarf  für  die  Staatsschuld  (Verzinsung,  Tilgung  u.  s.  w.) 
hierher  zu  rechnen.  Davon  wird  in  der  späteren  speciellen  Lehre 
von  der  Staatsschuld  gehandelt  Endlich  gehört  hierher  der  Bedarf 
fOr  die  Finanz behörden  n.  s*  w.  selbst  Soweit  die  Dar- 
Stellung  des  Finanzbehördenwesens  in  die  FinanKwissensebsft 
tiberhanpt  anfennehmen  ist,  war  dieser  Bedarf  im  4.  Kapitel  des 
vorigen  Buchs  mit  zu  berühren.  Das  Meiste  hängt  aber  auch  hier 
mit  den  Einnahmen  zusammen  and  wird  am  Besten  bei  diesen 
mit  besprochen. 
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Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Finanz- 
wirthschaft  im  Allgemeinen,  insbesondere  der 

Frivaterwerb. 

Erstes  Kapitel. 

Jülgemeine  Betmelitiing:  und  Hanptefntlieiliiiig  der 

ordentlichen  Einnalmien. 

1.  Abschnitt. 

HanptelntlieUnng  nnd  C^rnndsfttie  fOr  die  weitere  filnthellung 

der  erdentllehen  ElnnAlimen. 

E-  Ii.iikI.'U  sich  hier  um  oinijrc  zusammouhängendr  Krörtcrungou  zur  Feststflluiifr 
uud  Bi'gruuduu{^  der  in  d<;r  Theorie  Q.  Pr&xi&  schwaiikeiidcu  Tu rmiuologic.  Da- 
dncb  soll  auch  der  Yenneng:uiig  der  historisebeii.  rechtliehen  nnd  finanzwiaieiMchaft- 
lich<'ii  BetrrifTc  ein  Ziel  gesetzt  werden,  zu  we.lchrm  Zwfck«;  ein  näht^rcs  Einj^ehcn  auf 
(Ii.-  Stri'itfrairen  über  lifirriffsbfstimmunjc  und  Clasäüication  nothwendijr  ist.  V|?I.  znr 
Ergänzung  des  Folgenden  auch  Fin.  II  329  ff.  aber  Terminologisches  in  Betr.  der 
Bestenerang.  Bei  Bau  feUt  es  an  einer  lihnlichen  zuBammeniiingenden  Betrach- 
tnng  dieses  Gegenstands,  s.  darOber  §.  S2 — SS,  dann  die  Einleitungen  zum  Abschnitt 
.  voi!  den  Einkünften  aus  Hohcitsrechten"  (Kegalieii)  §.  166  bis  171  nnd  zum  Ab- 
schnitt von  den  Gebühren  (§.  227—230),  Einzelnes  auch  in  247  Ü.  vom  Steuer- 
vesen. 

I.  —  §.  197.  Begriff  und  Quelle  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Der  Ausdruck  „ordentliche  Eimiahmen"  (des  Staats, 
WTC  der  Staateiiverliinduu<;en  und  der  Selbstverwaltiine^skörper) 
wird  in  der  Finanz. pr&xis  nicht  immer  in  einem  genau  be- 
stimmten nnd  gleiebmttssigen  Sinne  genommen.  Er  anterliegt 
aneh  naeb  den  Venehiedenbeiten  des  affentlieben  Finanzreobts  in 
ein  und  demselben  Staate  gesebiebflieb  einigem  Weobsel.  Im  All- 
gem^nen  veratebt  die  Gegenwart  in  der  Praxis  nnter  den  ordent- 
lichen Einnahmen  diejenigen,  welche  auf  Grund  des  be- 
stehenden Rechts  dauernd  in  gewisser  periodischer 
Regelmässigkeit  der  Finanzwirthscbatt  zuüiessen.  Die  Finanz- 
tbeorie  hat  an  diese  Auffassang  anzuknüpfen,  aber,  wegen  des 
untrennbaren  Zasammenbangs  der  Finanzwirtbscbaft  nnd  ibrer 
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Einnahmen  mit  der  ganzen  Volkswirtbschaft  bei  der  Begriffs- 
bestimmnng  der  ordentlichen  Einnahmen,  als  einer  Hadptart  der 
Einnahmen  ttberhanpt ,  die  notfawendige  Okonomisebe  Be- 
dingung ^  von  welcher  die  dauernde  PeriodicitUt  jener  Einnahmen 
abhängt,  mit  zu  berlicksichtigen.  Danach  sind  in  fin an z w isscn- 
schaftli eher  Ifinnicht  die  ordentlichen  Einnahnien  zu  l)ezeichucii 
als:  die  ihrer  ökonomischen  Natur  nach  einer  regel- 
mässigen Wiederholung  vonPeriode  sn  Periodedanernd 
fähigen.  Es  mnss  daher  die  Quelle,  ans  welcher  diese  Ein- 
nahmen itiessen,  Nachhaltigkeit  verbürgen.  OemgemSss  mvm 
in  der  Regel  das  Volkseinkommen,  oder  müssen  die 
dasselbe  bildenden  Einkommen  der  Kiiizelwirthschal'ten  in  der 
Vülkswirtlischaft  die  Quelle  der  ordentlichen  Einnahmen  sein. 

Eabprcohcatl  seim-T  Auffassang  des  Staatsschaldcnwescus  (l-m.  ,3.  Aum:.  II. 
§.  47 1  (f.)  behandelt  Ran  Überhaupt  unter  den  „Einkünften"  nur  die  hier  M>freii. 
ordeutl.  Eiunahincn.  Stein  hat  die  Dntencheidung  vod  ofdeutt.  und  suwerordeod. 
Einn;i!mp  II  in  d  iescr  Weise  nicht.  Ich  halte  ui  ihr  sowohl  in  wesentlicher  Uel»-: 
einstimiauiig  mit  der  Praxis,  als  we?rt*n  ihrer  pnncipiellen  Bedeutung'  für  die  Finaoz- 
bcdarfädcckang  fest.  Büsobrasofl'  nennt  die  ordeittl.  Linnahuien  diu  sources  plwi 
Ott  moins  constantes,  in  der  untttD  gen.  Abh.  S.  18.  ^  Deber  den  Begrifl  des  Eio- 
koinm-ns  und  des  V  ■»  I  kseinkommens  siehe  jetzt  Grimdlegaog  I.  §.  S4,  SC  tf.  Etras 
abweichend  sind  Erbschattsstcuern  und  uKerhaupt  eig-entl.  K  api  tal  st eu  <  rii. 
d.  h.  solche  Steuern,  welche  nicht  nur  nach  dem  kapitalwerth  angelegt,  sondern  aa^ 
dem  Kapitel  einer  Einzdwirthiichai^  »eil  entrichtet  Verden,  nnftufassen.  Hier  kann 
man  nicht  immer  sagen,  d.is.s  die  Quelle  der  Steuer  das  Volkseinkommen  ist.  Mit- 
unter dient  solch«:  Steuer  nur  als  Mittel  zu  einer  veränderten  Vertheiluns^  de^ 
Volk.-5vermögeus,  speciell  des  Katioualkapitais,  und  wenn  der  Steoerertrag  ein- 
fach Terxehrt  wird«  so  ist  dann  dieses  Votksvormöf^en  die  Steoerquelle  gewoseo. 
l>e^ll;lll'  wird  im  Text  gesagt,  dass  „in  der  Kegel"  das  Einkommen  die  Quelle  der 
nrii'iitl.  Kiuiiahmc  sei.  Aurh  jene  Erl  »Schafts- u,  KapitalsteDcrri  sind  jedoch  ordentl. 
Einnahmen  unter  der  \orausset/.ung  der  regelmässigen  Keproductioii  der  von  der 
Fioanzwirthschaft  den  Priratwirthschaftcn  entn^eoen  Vennftgen.  Weiteres  in  der 
allgem.  Steoerlehrc,  lin.  II.  MVJ  ff.  (Abschn.  v.  d.  Wahl  der  Steucniuelle).  Die 
Vermög'^ns-  'i'id  K  «pi»  iliinterscheidun>r  vom  rein  ökonomischen  und  historisch  -  recht- 
lichen Staitdpuuctc  ((jrundicg.  l,  23  lt.,  27  lt.)  u.  der  i^oc.  «Steuergesichtspoiict  (o. 
§.27)  spielen  hier  mit 

II.  —  §.  198.    Haupteintbeilnnj;  der  ordentlichen 

Einnahmen.    Je  nachdem  das  Einkonmien,  welches  die  Quelle 

der  ordentlichen  Einnahmen  ist,  von  der  Finanzwi  rthschalt 

selbst  in  den  gewöhnlichen  Formen  des  freien  Verkehrs  oder 

von  anderen  Einzelwirthsc haften  erworben  wird,  sind 

zwei  —  aber  anch  nur  zwei  —  eoordinirte  Hanptarten 

ordentlicher  Einnahmen  zn  nnterseheiden,  privatwirtbsehaft- 

liche  und  gtaatswirthsehaftliehe. 

Zvei  Hauptarten  unterschied  aneh  Bao  §.  S4  H.,  von  der  Regierung  erwor- 
bene und  von  ihr  befohlene  oder  geforderte.    Aher  er  reclinet  die  Einnahmeo^ 

aus  FinanzreL^alien  zu  der  ersten  \f.  *»5 ,  ^iras  ich  aus  den  oiiten  ontwiekelteD 
Gründen  für  unrichtijr  halte.  Die  Emthcilun«;  Kan's  auch  bei  ri'cil  fer.  Staatseiu- 
nahmeu  l,  5S  (ohne  QueUenangabc).   Umpi'enbach  §.  22  untei-scbeidet  last  in  der> 
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sdben  Weise  xirei  H»QptMtea  aiiter  «lern  Namen  mochanischu  und  organische 
.Staatseiiikommen(|ij' II -11 .  verwirft  <lt'n  Re;;riH"  Regal   hei  der  Eintti' ihm^r  (l,  S.  5H), 
MMct  aber  unter  dem  Namen  1' i  s  «  a  I  \  orrc  c  h  t  einen  almlichcn  (S.  öb)  und  setzt  die 
iüuiuahiuea  aas  letzterem  uuter  Vernachlässigung  des  bei  dea  «richtigsten  zuiiial  deut- 
lich mit  ]i«rvortiieteBdoii  Steoeicharacten  (Salzrorrecht,  Tabalcforreohtl  dennoch  unter 
die  TTicchanisjchen  Kinkouimenqucllen.    Bergius,  Finanzwiss.  S.  71  stellt  .'I  Hanpt- 
anen ,  Regalien  (incl.  (jeb&Iireu),  Doui.inen.  Steuern  auf  ;  elienso  schon  Jacob,  I  i«. 
^.  47,  4U,  MalchuH  §.  1,  doch  mit  Kinreibung  der  lueiäteu  Gebuhren   unter  die 
indirecteo  Stenern  §.  6S  bis  65  und  mit  richtiger  Anffaasung  der  Henopo&simnir  von 
Salz  und  Taltak  als  Hesteuerungsform.       Hi).    Vgl.  auch  J.  G.  Uoffmann.  Lehre 
von  den  Steuern,  Berlin  1840,  S.  2^!  Ii.    Stein,  Finanzwissonschalt,  1.  Auflage, 
S.  lül  aad  2.  Auflage  S.  136  erkennt  drei  t inanzciueilen :  das  wirthschaltlichc  £iu- 
koDunen  des  Sttels.  des  «rirthschaftUclie  Einkommen  des  Einzelnen  und  den  Stnnfs« 
credit    Die  Eintheilung  der  Eionibmen  nach  den  beiden  ersten  Quellen  tritlt  also 
mit  der  im  IVxt  peprebenen  zusammen.    Aber  Stein   fahrt  (1.  A.  S.  10«.  2  A.  S, 
143)  Einnabiueu  auä>  den  Kegaiien  (nach  beiner  wiilkUrl.  und  uabaitbaren  Begriliitiie- 
stiflunmig)  n.  aas  d.  GebtUiien  anf  die  erste  FlnsnzqneHe  zarflck,  nicht  wie  ich  anf 
die  zweite.    Fdr  die  Fmgen  der  Classification  der  Einnahmen  s.  sonst  bes.  Bh- 
sobrasoff,  revenues  pnbl.  de  la  Russie,  (mit  einer  theor.  Einleit.  über  die  Grund- 
bätze  der  ülassibc),  in  d.  M6m.  de  l'Acad.  de  St.  Petersb.  tom.  XVUI«  N.     St.  FeU 
1972,  bes.  p.  18  ff:   Er  fheilt  ein  iu  Auflagen  (impAts)  and  «^o^^ostr.  Eünk.  des 
Staats**  (r^Fcnues  industriels),  die  elfteren  in  Steuern  u.  Gebühren  (contributions 
'•f  tiTcs),  die  letzteren  in       -alifn  (droits  rcgal.)  und  revenues  indnstriels  i.  e. 
u.  wendet  sich  bes.  g^ua  meine  Auffassung  der  Regalien.  B.  hat  mich  nicht  davon 
Dlierzengt,  dass  meine  Eintheilang  aufzugeben  sei  (vgl.  bes.  p.  28  über  d.  Unterscheid. 
2W.  Gebühren  und  Regalion).   Er  ^iebt  a.  a.  0.  selM  so  (p.  29),  dass  diese  Ein- 
nahmen gcmiseht  >ind  ans  verschied.  Eifmenteii.    Mir  «^ch -int  in  1.  Linie  (Icwicht 
zu  legen  auf  d.  allgcm einen  rechtlichen  Bedinguu:;cn .  unter  welchen  die 
Eianaiimen  erworben  werden.    Hier  steht  sich  priucipiell  gegenüber  der  privat- 
virtbscb.  nnd  der  staatswirthstsh.  Erwerb.    Wo  freie  Ckmcurrenz  ausge- 
»chloss<!n  s.  die  rechtlichen  Bedingunv<'n  des  Erwerbs  specifisch  verschieden. 
—  V^:l.   f'Tfier  Kiii''S.  i.  il.  p:en.  Heidelb.  Rectoratsiirogramm;  s.  (Classification  im 
Ganzen  mit  meiner  AuUassuag  in  ücberuinstlmmun;;^ i  oui'  behandelt  er  Tost  u.  dgl. 
noch  anders.    .\.  Held,  Einkommenst.,  Bonn  1872,  G.  1.  nntencheidet  privatrechtl. 
II,  ölfentlichr  rh*I   Kinnahm«  n,  bei  letzteren  Gebühren  und  Steuern,  also  wie  ich.  Die 
Fiscalvorr«  cht'  wäi-  ii  trcmischb-n  Charactcrs:  P'tst  und  Münze  „trotz  des  Monopols" 
Utibübreueiiirichtongeu  (S.  ti),  richtig,  aber  ohu'-  die  irenUg.  Unterscheidun;;  ilcs  inneren 
(irends  des  Vorrechts    S.  anch  Nenmann,  progress.  Einkemmnnsteuer,  Lpz.  1874 
bes,  S.  46  ff.  ülier  die  „Beiträge".    Gegen  meine  Classification  und  beä.  gegen  die, 
P'V.  ichnung  „privatwirthschaftliche"  Einnahmen  neuerdings  v.  Scheel  in  Schönberg's 
Uandb.  II,  30,  mit  beachtemiwerthen,  gleichwohl  m.  £  nicht  durchscblageodeu  Grün- 
den. Derron  ihm  n.  A.  m.  statt  dessen  gebianchte  Aosdmck  „Crwerbseinklinfte** 
scheint  mir  kein  wirklich  besserer  zu  sein.    Wenn  anch  der  Privaterwerb  der 
Finanzwirthschaft  aas  gutem  Grunde  nicht  immer  wie  von  anderen  Wirtbschaften  ge- 
wonnen wird,  so  kann  er  doch  so  gewonnen  werden,  nach  der  geltenden  £echts- 
ordnung.   Das  scheint  mir  das  Mischende  zu  sein.   Demnach  sab  1  n.  eine  dem 
Scheel'scheo  Einwände  Rechnung  tragmde  kleine  Modification  der  Formuliruog«  Eine 
Uebereinstimmnng  der  Eintbeilnng'en  der  Theoretiker  ist  daher  jet/t  noch  ebenso  wenig 
ab  fnthor  erreicht.    Der  Streit  dreht  sich  bes.  um  d.  Kegalien  und  Gebühren,  s. 
Bisobrasoff,  p.  23  fT.  —  Auch  die  Praxis  claanificirt  ganz  verschieden  a.  schwan- 
kend. Die  Gebahren  werden  meistens  zu  den  (indirecten)  Stenern  gestellt,  Einnahmen 
aüs  Post,  Mtinze  (vulgo  Rei;ali«'n)  öfters  unter  ili     r  izen  ans  Staatseigcnthura  und 
Staatsanstalten.    So  ist  z.  B.  noch  im  baier.  Budgetentwnrf  f.  d.  10.  Finanzperiode 
(1870/71)  der  Ausdruck  „Itegalien  und  Staatsanstalten"  in  den:  „Staatsanstalten"  ver- 
ändert worden,  wonnter  z.  B.  Salinen.  Beigweike.  Post,  Telegraphen  ii.s.w.,  s.POzl, 
baier.  Verwaltongsrecht,  S.  Anll.  HQnchen  187t,  S.  535. 

1.  P  r  i  V  a tw  i  r  t  h  8  c  h  a  f 1 1  i  c  h  e  oder  I)  o  m a  n  i  a  1  e  i  n  n  a  h  m c  n 
(im  weitesten  Öiune),  oder  Privaterwerb  (y^Erwerbseia- 
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ktinfte'^)  Üiessen  ans  einein  Eiokommen,  welches  die  Fiiuu»- 
wirthscliaft  (des  Staats  n.  s.  w.)  als  Einselwirthschafl  in  Unter- 
nehmnngen  (Tornemliob  in  8acbg(iterprodiietionen)  nach  des 
gew5hnlieheD   Grundsätzen   des  privatwirthschaft- 

lichen  Systems  in  der  freien  Vcrkehrscoocorrenz 
zu  erwerben  rechtlich  in  der  Lage  ist. 

Die  ordentliche  Staatseiimahine  erdebt  sich  also  hier  n  n  m i  tt 1  H:^  r  ?iU  Kein- 
ortrag  jener  Unteruchmongcn,  der  das  Kiokommen  des  Staats,  ab  ihres  ciozelvinii* 
scbafUichen  Sabjects.  Mldet. 

2.  Staatswirthschaftliche  Einnahmen  oder  Auflagen, 
auch  (im  weitesten  W'oi  tsinn)  A  b  a  b  e n  oder  Steuern  genannt, 
sind  diejenigen,  welche  irgendwie,  d.  h.  nach  der  Art  ihres  i n- 
gangsund  nach  der  Höhe  ihres  Betrags,  Kraft  der  Fiuanz- 
hobeit  als  Mittel  zur  Aasftthrnng  der  Staatszwecke  zwangs- 
weise von  anderen  £inzelwirtbscbaften  eingefordert  werden. 

Diese  Einnahmen  fliessan  tu  dem  Einkommen  (be/.  YemiOgen)  JÜler  anderen, 
der  FiTinn7}in};i  it  Staats  —  o-If^r,  in  Fol<rc  Jer  üebertrajEiTing^  eine^;  li  ^züglit  hen 
Kechts,  eines  Seibstverwaltnngskürpen  —  unterstehenden  Einzelwirthschatien.  Die 
Staatseinnahme  wird  hier  dem  Staate  dorch  gesetzlichen  ßefehl  an  die  Einxel- 
wiiüitcliafter,  mithin  durch  Z  vang  nir  Vcri'agung  gestellt,  wonach  diese  in  bestimmtea 
Fällen  einen  Theil  ihres  Einlommen<;  des  Kdinertngs  ihrer  Untemehmiingen  od« 
ihieti  Vermögens  —  dem  Staate  überlasaeu  mussen- 

Raa  «riU  in  §.  84,  8Ü  den  BegrifT  Steuer  nur  in  einem  engeren  Sinuc ,  iai 
(iegcusatz  zu  GebQhr,  gelten  lassen  (vgl.  jedoch  §.  227).  Selbst  die  ▼thren  6e- 
Inihren  (im  (ieu-^cnsatz  zu  denen,  welche  in  der  Praxi*?  meistens  auch  so  genannt  werden. 
ob?;leich  bic  iia<h  ihrer  Hulie  un«l  sonst  eigentliche  Steuern  sind,  so  dir  Mjgeu. 
Yorkcbrsätuuern  in  Stempelforui,  die  von  Ivau  in  231  Nr.  3,  236  ebenfallä  noch  unter 
die  Gebühren  gereiht  werden)  kOnneo  aber  im  weiteieD  Sinn  nach  ihrem  Rechtsgnind 
und  der  Art  ihrer  ürhebnng  Steuern  genannt  werden.  So  aach  Hock,  OflTentL  Ab- 
gaben u.  Schulden.  Stuttg.  Isfi.'t,  S.  ^4.  85. 

III*  —  ^.  lO'K  Unterscheidung  verschiedener  btaud- 
pnncte  für  die  Begriff  sbest  im  mnng  nnd  Classification 
der  Einnahme  arten.  Um  die  im  vorigen  §.  gegebene  £io- 
theilang  richtig  zn  würdigen  nnd  letztere  nach  allen  Seiten  streng 
dnrehznflihren ;  femer  am  die  weitere  Eintheilnng  dieser  beiden 
llauptarten  von  Einnahmen  in  Unterarkn  richtig  vorzunehnicii  und 
die  in  der  Geschichte  und  in  dem  bestehenden  Rechte  vorkdiunien- 
deii  Kinnabmearten  richtig  zu  rnbrieiren  und  zu  hcurtheilen,  müssen 
folgende  vier  Standpuncte  auseinander  gehalten  werden;  einmal 
deijenige  der  recbtsgescbicbtlicben  Entwicklung  nnd  des 
frtther  geltenden  RechtSi  sodann  deijenige  des  gegen- 
wärtig geltenden  (positiven)  Rechts,  femer  der  finanz- 
politische Standpunct,  welcher  unter  Berücksichtigung  der 
politischen  und  vulkövvirthscbaftlichen  Verhältiiisse,  Bedürfnisse 
und  Auflassungen  für  einen  bestimmten  Staat  und  eine  be- 
stimmte Zeit  aufgestellt  werden  muss,  endlich  der  tinaaz- 
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wisBenscbaftliche  StandpaDct,  van  welchem  ans  die  Ein- 
Bahmearten  nacb  ihrer  (Ikonomfsehen  Natur  und  ihren 

Wirkungen  auf  die  veibchicdcnen  Hinzelwirthschailten  (besonders 
auf  die  gewöhnlichen  Priviitwirthscliaften)  und  scbliesslich  auf  die 
ganze  Volkswirthschaft  unterschieden  werden. 

Es  ist  der  g:ros5e  und  verhangnissvolle  Fehler  der  Theorie  und  Pra\i-  des 
rüianzwesens,  dass  diese  vier  SUndpuDctc  nicht  geoAU  aus  einander  gehalten«  soudern 
in  der  Bagel  unUar  veTmengt  woraen  sind.  Darms  sfnd  manche  Streitfragen  ent- 
standn,  die  sich  sonst  sofort  als  mUssig  ergeben  hätten.  Vgl.  die  Bemerk,  von  Stein, 
Finanz.  !.  A.  S.  1.15  If.  tlber  den  BegrifT  Kcgal,  wo  aber  \vif>  andern  S^-'Uen  bei 
gaaz  richtiger  Betonung  der  verschied.  Standpuucte  doch  aus  deui  Gesicbt:^puact  der 
Gegenwait  die  fndieren  Auffassungen  zu  gern  als  „nnldar**  rerartbeilt  werden,  —  wie 
denn  ftbexbanpt  jede  der  Stein 'scheu  entgegenstehende  Auffassung  mit  diesem  Epi* 
theton  verseben  wird.  Dem  Stein 'neben  Begriff  Rega!  j-'^ht  es  dann  freilich  ebenso. 
wie  Pözl's  Unheil  beweist  (Staatswörterbuch  v.  Blootschli,  VIII,  554),  ver^'^l.  u.  In  d. 
6.  Ansg.  Raus  §.  S5  hatte  ich  nur  3  Standpnncte  unterschieden,  indem  ich  noch  den 
tinanzwissenschafUichen  mit  dem  ßnauzpolitischcn  Standpunctc  identificirte.  In  diesem 
Foncte  ist  der  Einwand  v.  Bösobrasoff  lichtig  (p.  11),  der  aber  wieder  seihet  nicht 
g^nOgend  unferecheidet. 

Namentlich  die  zwei  folgenden  nachtheiligen  Consequenzen 
gingen  aus  der  VermeDgnng  jener  Standpunete  hervor. 

1.  Einmal  hat  man  die  ziemiieh  unklaren  nnd  wenigstens  ftir 
die  Gegenwart  Tolkswirthsehafttieh  wie  politiseh  unhaltbaren  Be- 
griffe nnd  Eintheihingen  der  Einnahmen  ans  der  Rechtsgesehiehte 
und  dem  positiven  Rechte  einfach  in  die  Finanzwissenschaft  wie 
in  die  Erörterungen  über  die  Finanzpolitik  herübergenommen  und 
mh  dann  regelmässig  ganz  verf^ebens  bemUht,  sie  mit  den  An- 
forderungen der  eigenen  Disciplin  in  Einklang  zu  bringen. 

So  ^iiiir  es  iitit  den  rechtsgeschichtlichen  und  positivrechtliehen  liepfrifrefi  der 
Dom  anialein  nahmen,  der  Steuern ,  der  sog.  Regalien  und  der  Gebühre  ii. 
Unter  beiden  letzteren  Rnhriken  befanden  sich  öfters  ehizelne  Gattungen,  welche  als 
reine  Stenern  von  der  Finanzwissenschaft  entweder  In  eüie  ganz  andere  Stelle  des 
^ysteIn.s  hätten  eingereiht  oder  vollständig  ausgemerzt  Werden  mSflsen.  Keines  ron 
Beiden  g^eschah.  was  nur  Verwirrung  zur  Folge  hatte. 

Boiapicle:  (I)  Falsche  Auffassung  eigentlicher  Steuern  als  Re- 
ifale. Der  dem  Monopol  zn  verdankende  Extra  gewinn  beim  Salz-,  Tabak-  u.  a. 
ähnlichen  Rep^alien  ist  eig.'iitliche  Stencr.  die  Reffalisirung  insofern  (also  deshalb 
noch  nicht  hloss'  eine  besonder^  SteUiirform,  wie  schon  Sonnenfeis,  Fin. 
§.  108,  UO,  J.  G.  Hoff  manu,  L.  von  den  Steuern  S.  25,  Malchus  I,  69,  S.  340, 
349  tdirten,  neuerdings  Stein  1.  A.  S.  868  IT.,  Laspeyres  im  8t»al8w5rferb.  X, 
104,  M.  Wirth,  ^fationalök.  .'t.  A.  II,  51R,  51S  u.a.m.  Orade  mit  als  Steuer- 
form muss  d.  Kegal  daher  in  d.  Finanzwissenschaft  Vietrachtet,  mit  ander  en  Steuer- 
formen für  dens<;lben  (iegensund  verglichen,  also  tUierhaupt  systematisch  in  die  Steuer- 
lehx»  eingereiht  weiden,  wenn  nicht  ZasammengehOriges  auseinander  gerissen  werden 
soll.  Demnach  ist  die  Behandlung  von  Raa  in  der  5.  Aufl.  §.  1S4  fl'.,  ff.  (Salz, 
Tabak  u.  s.  w.  in  der  Lehre  v.  d.  Regalien)  zu  berichtigen.  Besobrasoff  a.  a.  0. 
kommt  auf  diese  ältere  Auffassong.  m.  £.  mit  Unrecht,  zurack.  Auch  Scheel's 
Bemerk,  a.  a.  0.  8.  36  Innfen  danof  hinaus.  Bergius  spricht  ?on  Salz-,  Tahak- 
monopol  n.  a.  w.  crar  bei  den  Staatsgewerben  n.  Domfuien,  wodurch  jede  utifi'Tnni:>  ne 
Würditrunir  unrnTtglich  wird.  Auch  ümpfenbacb  behandelt  Salzvorrccht .  Tabak- 
Torrecht  unter  den  Fiscaivorrechten,  wie  die  Früheren  unter  den  Regalien,  wobei  dann 
trotz  der  TerSuderten  Kamen  doch  im  Wesentlichen  Alles  beim  Alten  bleibt  ;  apart 
daroB  bespricht  er  die  „T^baksmanth^*.  Gelten  Tabak-  nnd  andere  Finanzmonopole 
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bloss  als  Regale,  so  bat  das  auch  fl'n  Xachthcil,  dass  sie  hei  der  Ilerrscbaft  der 
„Theorie  der  freien  Goncurrenz"  (Uruudleg.  §.  117,  12b  ti.)  noch  leichter  ohne  Wei- 
teres ?om  volksvirtliscli«  Standpuncte  ms  nur  dem  Interesse  der  Verkehnfreilnit 
widerstreitend  verworfen  werden.  Die  Frage  ist  aber,  ob  nicht  trotzdem  aus  finanziel- 
lem Interesse  and  anter  Voraii'^sctzurifr  eim^  einmal  beistehenden  \'erbniachsstfa'?r- 
systems  solche  Monopole  zu  rechtfertigen  sind.  —  (2)  Falsche  Auffassung  ?oa 
eigentlichen  Stenern  als  Gebühren.  Mtnche  mittelst  Stempel«  erhobene 
Steuern,  z.  R.  Wechselstempel.  Wcrthpapierstempel,  nameutl.  aber  die  finanziell  wich- 
tigste and  Vüikswirthschaftlich  wenigstens  mitunter  bedenkliche  und  drückende  Abirabe 
vom  Besitzwechsei  bei  Immobilien  i^Cnregistremcut,  Uebcrtragungs..gebUhr*%  ICaafacci»; 
n.  B.  w.)  sind  nach  ihrer  htster.  Entstehung  und  jarist  Behandlung  anch  Toa  des 
Finanztheorctikem  unter  die  GebQhren  gestellt  Unter  den  finanziellen  Begriff  der 
(jcbtlhr  fallen  sie  .iber  ?ar  nicht.  Etwa«?  Andres  ist  die  Fraire.  ol>  -if  -\<-})  niclif  in 
beschränktem  Maasse  als  eigentliche  Steuern  rechtfertigen  lassen.  Kau,  der 
diesen  innem  Widersprach  in  der  Bebimdlung  dieser  Abgaben  als  Gebobren  fMt 
(5.  A.  §.  236  IT.  231),  hat  ihnen  dennoch  weder  eine  andre  richtigere  Stellung  im 
System  gegeben,  noch  sie  t^fan?.  renrnrfen.  Von  Neueren  noch  rihnlji.h  U  m  j»  fe  nlj.iQh 
27 — 29.  wenn  auch  anter  schärferer  Betonung  der  Verwerflichkeit  mancher  Poeten 
im  Enregistrement  als  Steuern,  nichtiger  ßergins  S.  297,  354,  Pfeiffer,  I,  3m7. 
Wirth  II,  521.  aher  alle  dem  Standpunct  der  Praxis  gemäss  diese  Abgaben  als  <Te- 
bllhren  beurtheilend  und  danach  verwerfend.  Prineijiiell  liehtiijer  ist  dalier  sicher  di-- 
Auffassung  und  Fmgstellung  ron  I>  Stein,  der  jctloeh  einen  wie  s:ewfthnlich  sreist- 
reichen,  aber  wie  gewöhnlich  bei  ihm  auch  suphi2>tiächeu  und  haltlosen ,  weil  viel  zu 
weit  gehenden  Versach  macht,  diese  Abgaben  vOUig  als  V er k  eh  rs  steuern  zu  rette», 
1.  \,  S.  nn,  412  fr..  2.  A.  S.  217,  m  fr,  tMnea  Vei-iucli .  den  er  freilich  in  der 
4.  Aufl.  seihst  wieder  fallen  liisst.  während  er  einen  richtigen  kern  enthalt.  Aehnii- 1:, 
aber  doch  mit  einem  gewissen  Zweifei  Uber  die  Triftigkeit  der  Rechtfertigung:»grtiitdt- 
Hock,  OffentL  Abg.  S.  294.   S.  jetzt  Fln.  II,  439  IT. 

Für  die  Einreihung  einzelner  Einnahmen  unter  Gebühren  und  Regalien  Wie)» 
eboufaUs  der  rechtsgeschichtliche  oder  juristische  Begriä  massgebend,  was  für  die 
Finanzwissenschaft  neue  Verwirrung  stiftete. 

Beispiel:  Die  Einnahmen  der  Post  ans  Porti s  n.  a.  w..  der  Münse  am 
dem  Schlagschatz  für  Prägung  auf  Rechnung  Prirater,  der  Telegraphen  wurdeii 
als  Ei  n  n  ,i ]i  rfi  e n  aus  Reijalien,  wie  diejeniß-en  aus  dem  Bei^wesen.  aus  der  Jap! 
betrachtet,  wahrend  sie  finanzwissenschaftlich  unter  den  BegriH  der  Gebuhr 
(oder  anter  Dmstitaiden  selbst  der  priratwirthschafU.  Einnahme)  fidlen.  Daher  das 
Ungenügende  der  Behandlung  dieser  Einnahmen  nnter  denen  ans  Hoheitsrechten  bei 
Rau.  5.  A..  §.  l'.Ui,  205.  210  b.  Ebenso  die  meisten  Aelteren  und  Neueren.  -> 
Pfeiffer  (unter  monopolis.  Gewerbeal),  Bcrpius,  Wirth  u.  a.  m.  Ganz  ncbtv^ 
fasst  dagegen  Umpfenbach  dieie  Einnahmen  als  Gebahren  anf,  nnr  dans  er  da» 
Gebühren i>rincip  zu  absob  i  liinstiJU  nnd  die  Relativität,  die  auch  hier  gilt,  ül)ersieht, 
wie  seine  Einreihnng  der  Eisenli;ihnen  schon  jetzt  allgemein  iintcr  das  Gebühren- 
princip  zeigt.  8  t  ein 's  Vorwurf  gegen  Umpfenbach.  dass  dieser  Regalien  und 
Gebühren  ..gänzlich  yerachmelze"  (2.  A.  S.  191)  oder  „ungeschieden  dnrcheittander- 
werfe  <  219)  ist  daher  unrichtig.  Vielmehr  hat  U.  eher  Gebtthres  und  priiatwirth« 
schaftl.  Einnahm,  nicht  genug  unterschieden  und  die  Regalien  unpassend  wenijr^tenr 
theilweise  als  Kiscalrorrechte  wieder  aufleben  lassen.  Stein  dagegen  verwirft  mit 
Recht  den  frUh<  rcn  Kogalbegriff  für  die  gegenwärtige  Finanzwisseoschaft.  aber  er 
stellt  einen  neuen  ebenso*  nnbranchbaren  auf,  durch  den  bedingt  wird,  dass  die  oben 
gen.  Einnahmen  aus  Post  u.  s.  w.  wieder  nicht  als  Gebühren,  wie  doch  durcha^^ 
verwandte  Einnahmen  (z.  B.  Chanssoeticld).  aufgefasst  werden.  !.  A.  \M,  137.  2.  A. 
184,  190.  Bcsobrasoff  meint  dagegen  wieder,  dass  die  Aehnlichkeit  der  Regalien 
und  Gebühren  (taxes>  mehr  insserlich  ^tn  der  Erhebongsfoim  und  Organisation  , 
als  innerlich  sei.  nicht  in  ihrem  inneren  finanz.  Character,  den  mit  ihnen  verbünd. 
Hechten  des  Schatzes,  dem  ökonomischen  Einfluss  beider  liege.  Das  ist  zuzugeben, 
aber  es  beweist  nicht  das.  was  B.  beweisen  will,  nemlich.  dass  die  Gebühren  zu  den 
Aoflagen  nnd  die  Regalien  zun  indnstr.  Erwerb  za  reihen  sind.  Denn  Gebühren  vnd 
Ret,Mlirn  haben  gemeinsame  Eigenthümlichkeiten  dem  industriell«  n  Erwerl«  sreiren- 
nber.  B.'s  Ansfnhrting.  p.  23  ff.,  ist  nicht  überzeu'jend :  »\s  ist  /.  H.  in  UftP^tf  d»  r 
Post  die  entgegengesetzte  Einseitigkeit  von  Stein,  der  dieselbe  zu  einer  seiner 
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„Regale"  emporschraubt,  während  B.'äoltrasoif  in  dien  (alten)  Regiliea,  alflo  anch  der 
P«6t,  nur  die  industr.  u.  utilitar.  £inrichtaQg  sieht,  p.  25. 

Aach  die  Stelloug  der  Gcsajumthcit  der  Ke^aliea  .und  (iebuhrcn  in  hnanz- 
vioBeMchaftliclien  Syvtem  der  ordeutlieben  EimiahiiieD  ward  in  vieler  HSndelit  diiTeh 

den  reclits!?cschichtlich<;n  und  positiv-rechüiclieii  Zusammenhang  dieser  Einaahneaiten 
mit  den  Domanialeinnahiiirti  oder  dcui  KamuicruMit  und  die  dcmgemä.sse.  vom  fiuanz- 
wüscnsohaftlicben  und  hnanzpoUtischeu  btandpunctc  aus  an  rieht  ige  Gegenüber- 
stellung gegt'a  die  Stemm  eine  schiefe.  (So  itt  es  «ach  ein  Nachtbefl  der  Stein - 
ichcn  Classiticatioii,  dus  wiederum  Domänen,  Regalien,  Gebühn  u  Ii  •iiin,  Steuern 
di«.'  andere  Hauptgjnppe  der  ordcntl.  Einnahmen  bilden).  Es  fehlte  daher  an  cinnr 
klar<;n  principieiien  Behandlung.  Nur  zu  leicht  wurden  deshalb  auch  Gompromisse 
mit  der  buchenden  Praxis  •feschlossen :  unpassende  und  schlechte  Einnahmen  in  der 
Tlicufie  nicht,  wie  es  ■sich  f,'ebuhrte,  verworfen,  sondern  höchstens  etwas  bemängelt. 
Bezeichii-  rul  ist  in  dieser  Hinsicht  besonders  die  Stellung-  der  Theoretiker  und  ratio- 
nrller  Praküker  wie  Hock  (ötf.  Abg.  S.  234,  248)  zu  „Gebühren'-  wie  denen  für  di^n 
..Erwerb  von  Privatrechten"  •Eifj^eiithumsUbertragung  bei  Immobilien  u.  s.  w.).  Der 
Einiluss  der  Theorie  auf  die  l-inanzpolitik  und  dadurch  auf  die  Verbesserung  des 
!r>  Itendi  ti  Kinanzreehts  Q&d  der  Praxis  blieb  aber  gerade  bei  einem  sdchen  Verhalten 
»lin  unterj:eordnetrr. 

2.  Die  zweite  uaciitbeilige  Folge  war  die  gerade  ent-^egen- 
gesetzie.  AngesichU  der  Mängel  des  bestehenden,  gescbichtUcb 
aberkoiDmeneii  Einnahinewesens  und  angesicbts  der  imklaren, 
vielfach  nnbaltbaren  Begriffe  und  Emtheilnngen,  welefae  die  Theorie 
einer  doreh  sie  erst  zn  reformirenden  Praxis  entnabnj,  fand  ein 
abstracter,  unhiRtoriscber  Radicalismus  und  Absolutismus  nur  um 
so  leichteres  Sjiiel,  —  wenigstens  in  der  Finanz theorie,  freilich 
hei  der  unvermeidlichen  Notbwendigkeit,  einen  gegebenen  Staats- 
bedarf  zu  deci^en,  nicht  in  der  Praxis. 

Ein  neue^  Beibpiel  ist  Maurus,  moü.  I?  h?  (i  r. .  Hci«lel)).  1S70.  DaTin  di»» 
en;;  lisch  e  (Smith'äcbc)  Schule  der  Natioualökuuumie «  namentlich  in  Deutsch- 
laad,  bes.  die  eztremea  fieihftiutter  unter  den  Stimmflüurem  und  PnUidston  des 
deutschen  voUtöwirth  Congiesaee,  die  sog.  „deutsche  Freihandelaschnle^  bos.  mit  ihrer 
Theori«-  von  Leistung  und  Gegeolaiatong  auch  im  Stenenreflen  des  Staats, 
voUeudü  der  Gemeinde. 

Die  herrBchendeu  BegrilTe  and  Eindieiliugen  der  Einnahmen  worden  renrorfen, 
weil  sie  vielfach  vvillktirlich  und  onlegisch  wiren,  statt  dass  der  richtige  Kern  heraus^ 
hält  ward.  Gewisse  Einnahmearten,  die  wegen  veränderter  Verhältniase 
von  Zeit  und  ürt  nicht  mehr  passend  waren  oder  erst  hätten  umgestaltet  werden 
aili^n,  wurden  unbedingt  fUr  überall  and  alle  Zeit  als  verderblich  bezeichnet. 
Namentlich  wurden  häufig  alle  privatwirthschafttichen Einnahmen  des  Staate  kurzweg 
verurthoilt.  luv  <}\r  ünanzielle  Behandlung  von  sonstigen  Staatsthuti^keiten  .  rui  welche 
sich  heriiömuiiicii  i:.iiiiiahm(^n  knüpften,  wurden  allenfalls  verschiedene  1  inauzpnacipien 
als  Richtschnur  zugelassen,  aber  für  jede  einzelne  Thätigkeit  wieder  immer  nur  ein 
e  i  nzi  ges  als  das  ein  für  allemal  richtige,  z.  B.  fUr  diePost,  dass  sie  stets  nur 
•la-  li  »b  m  fiultulirenpi  incip  behand<'lt  w* T(Ii;ii  solle.  wa.s  nur  für  unsre  Zeit  und  Lfiiider 
ii<  hti^r,  früher  bei  ^:eriii'j:er  Verbreitung^  der  KeiinrnUs  von  Lesen  nnd  Schreiben  und 
i^i  <ius.schlieä8l.  liuiiut/uitg  der  Post  durch  einzelne  (jlasoa  nur  bedingt  richtig  war. 
kPio«  II,  §.  aob  ff.).  Oder  es  wurde  auch  entschieden,  dass  bestimmte  Staat»' 
tbätigkeiten  iiberLaupt  niemals  zur  Beschaffung  von  Einnahmen  1)  ;iutzt  werden 
dürften.  wieder  nieht  so  allgemein  richtig  ist.    'Z.  B   Forderung  des  uneul- 

1^  el  tl i«.  hc II  Unterrichts  in  Staatsschulen,  besonders  niederer  Art,  der  Beseitigung 
aller  Wegegelder  auf  Staatsstnssen.)  Kurz,  als  ob  anch  hier  eine  vOUige  tabula 
lasa  bestänili;.  wurde  wie  auf  so  vielen  anderen  Gebieten  der  wirthschaftliohen 
Politik  der  ,..\b»<'!iifisinus  der  Lösungen"  praeti?5eher  Kragen  aufgestellt  unti  rlein 
^(jesetü  der  Kelauvuat"   zuwieder  gehandelt.    Vollständig  neue  Einnahme-,  d.  h. 
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Steuersystcmc  wurden  entworfen,  die  jedoch  iiur  auf  dem  Papiere  standen,  und  ftber 
dem  Siu  hen  nneh  einem  (absolut)  „besten  Steuersystem  '  wurde  die  wahre  Äuf^aV»«- 
düu  vurliaudeueu  Uebelständen  gegenüber  verfehlt.  ICadic&le  Keforiuer,  wie  Mauru» 
a.  tu  0.,  dnd  weuigstons  mitonter  einsichtig  genug  gewesen,  ihre  StenemfimipUMe 
an  die  Voraussetzung  zu  kntlpfen,  dass  zuvor  der  Staatübedarf  sehr  stark  vermin iert 
m.  a.  W.  die  meisten  Th&tigkeiten  des  modernen  Staats,  die  daher  ron  Mauras  ein- 
fach als  unuuu  bezeichnet  werden,  aufgegeben  oder  uin^jcschraukl  wurden.  S.  jetzt 
Bin.  U  §.  220      366  IT. 

§.  200.  Die  wahre  Aufgabe  ist  angesichts  dieser  beiden 
entgegeogesetzten  Fehler  and  Einseitigkeiten  tllr  Theorie  «ad 
Praiis  folgendennassen  za  bezeiehnen: 

1.  Vermeidung  des  Anfotellens  rein  abstracter,  ytr- 

meint  lieh  absolut  gültiger  und  nach  ein  cm  aprio  ris- 
tischen Princip  construirter  Schablonen  fUr  die  Ein 
nahiiiebeschaffung;  statt  dessen  Auffassung  der  Einnahme-  und 
speeieU  der  ötenersysteme  als  abhängig  von  geschichtlich 
gewordenen  Verhältnissen,  die  sich  so  wenig  als  andere 
Beziebnngen  des  Volkslebens  mit  einem  Sehlage  darch  ein  Madit- 
wort  der  radiealen  Theorie  umgestalten  lassen,  aber  andererseifes 
allerdings  einem  beständigen  Wandel  und  einer  sehr  wohl 
zu  beeinflussenden  und  in  die  passende  Richtung  zu 
leitenden  Entwicklung  unterliegen;  Prüfunc:  der  recbt.s  ; 
geschichtlichen  und  positiv  -  rechtlichen  Begriffe  und  Eiutheüaogeii 
der  einzelnen  Einnahmearten  an  dem  Maasse  des  jeweilig  vor- 
handenen politischen,  socialen  und  volkswirthschaftliehen  Bedarf- 
nisses  und  demgemässe  Umbildung  jener  Begriffe  und  £tn- 
theilnngen  in  solebe  finanzielle,  wie  sie  fllr  bestimmte  Staaten  und 
Zeiten  passen;  daher  denn  auch  BcliaLidUiug  der  eiuzehieu  Ein 
nahniearten  in  der  Finanzpolitik  nicht  als  absolute 
(logische),  sondern  als  historische  Kategorieen,  und  in  der 
Finanzwissenschaft  als  Formen  der  Güterherbeizieh- 
ung  aus  der  Volicswirthscbaft  zu  Zwecken  des  Staats  (der  Selbst- 
verwaltungskörper u*  s.  w.),  welche  verschiedenen  Okono- 
mischen  Gharacter  und  nach  Zeit  und  Land  verschiedene 
Volks-  und  einzelwirthscbaftiiche  Wirkungen  haben. 

2.  Für  practische  Ziele  demnach:  volle  Beachtung 
des  geschichtlich  Ucberkonimenen  und  rechtlich  Be- 
stehenden, und  Reform,  nicht  Umsturz  desselben  nach  ; 
richtigen  volkswirthschaftliehen,  socialen >  politischen  und  finan-  \ 
zielien  Grundsätzen  unter  genauer  Berttcksichtignng  der  Verhält- 
nisse von  Zeit  und  Ort,  so  dass  einmal  und  vor  Allem  die 
Deckung  der  Gesammtausgabe,  soweit  sie  durch  oident- 
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Utthe  EinnahBaen  erfolgen  mnss,  stets  gesichert  bleibt  (§.  65  ff.); 
und  sodann  diejenigen  soeiaipo  Ii  tischen  and  dieVertheilnng 
des  Volkseinkommens  betreffenden  Wirkungen  dareh  die  Einnabme- 

bcbchaüuug  und  besonders  durch  die  Hcsteueruug  erzielt  werden, 
welche  dem  richtigen  socialeu  li'rogramm  der  Zeit  und 
des  Landes  entsprechen  (§.  27). 

Tti  dem  ersten  Puncte  kann  Enirland  wie  in  so  vielen  Diniren  der  practischen 
Poiiük  uamenüidi  hiu^ichtlicli  der  Art  uud  Weise  der  Einiuhruiig  vou  Kel'ormen  als 
Vorbild  lUeiien:  Zoll-  and  AccuMednctioiMii  immer  ent,  wenn  EinnnlimeOberBoliOHe 
rorbandco  oder  and(;re  Einiiahincn  zur  Verfugun::.  So  Einführting  d<  r  Einlvouiuien- 
>t«'üor  bei  d<'n  Zolln  forinrn  der  4üer  Jahre  u.  a.  m.  Fiir  die  BeBeitiguiig  oder  Er- 
uüsaiguiig  lästiger  und  schlechter  Abgaben  wird  gevi&»  durcb  die  Begrundaiig  ciuer 
erriebij^en  ond  wcnigsteos  reUtlv  guten  Steuer  auf  Tnbak,  Branntwein  ii.  s.  w. 
viel  erfolgreicher  als  durch  pathetische  D«  clamationen  nnd  theoret  ErOitcrangen  über 
die  Verwerflichkeit  aller  indir.  Steuern  i^ewiritt. 

3.  Für  die  Ziele  der  Wissenschaft  endlich  die  Ge* 
winnnng  nnd  Verwerthang  der  Erkenntnisse  welche  in 
der  Unterscheidung  der  obigen  Standpnncte  bei  der 

Eintheiluug  der  Einnahmen  und  in  der  A  n  e  r  k  e  ii  ii  u  n  g  der  im 
Folgenden  unterschiedenen  Principien  für  die  finanzielle 
Behandlung  einer  .Staatsthätigkeit  und  des  bloss  rela- 
tiven Werths  oder  Unwerths  sowie  der  historischen  (zeitlichen 
nnd  örtlichen)  Bedingtheit  der  Anwendbarkeit  eines  jeden 
dieser  Principien  liegt 

IV.  —  §.  201.  Unterscheidung  leitender  Finanz - 
principien  für  die  finanzielle  Behandlung  solcher 
Staatsthiitigkeiteu  (Einrichtungen,  Anstalten)  zur 
Ausführung  von  Staatszwecken,  an  welche  sich  Ein* 
nahmen  knttpt'en  können.  Solcher  Principien  (oder  finan- 
zieller Standpnncte)  giebt  es  vier^  nemlich  dasjenige  der 
reinen  Aasgabe,  das  Gebtthreaprineip,  das  rein-privat- 
wirtb  schaftliehe  (gewerbliche)  nnd  das  reineRegalitäts- 
und  Beste  uer  ungsprincip. 

Diese  Principien  siud  oftmals  da  und  dort,  in  dieser  oder  jener  Zeit  wirliiich 
befolgt  worden.  Die  Geschichte  zeigt,  wie  bei  einer  nnd  dernelben  Staatsinstitation 

diei»e  Principien,  —  nicht  immer  in  t^leichfürmiger  Ordnung,  —  auf  einander  folgten  nnd 
-t -h  ablösten,  z.  B.  im  Post-,  Münz-,  Strassen-,  Schul-,  sell»st  in  Zweimen  des  Justiz-, 
i'oii/ciwdseus.  Das  weist  schon  daraul'  hin,  dass  mau  schwerlich  stets  ein  einziges 
Prindp  als  das  allein  nnd  ein  fflr  allemal  riehti};e  fftr  die  finanzielle  Behandlung 
einer  solchen  Institution  bezeichnen  kann.  Jede  Zeit  pflegt  dies  freilich  gern  zu  thun, 
die  Anwendung  eintrs  bestimmten  Princips  sogar  mitunter  ^(d listverständlich  zu  find«Mi 
Qiiil  jedes  andere  Priucip  scharf  zu  venuthcilen,  so  z.  B.  jetzt  Iji  der  Öppcwition  gegen 
*ftTtBitfrn-.  Sdralgeld,  CierichtsgebOhren,  in  dem  nnbedingten  Verlangen  des  blossen 
<  iebübreoprincips  ffir  die  Post.  Aber  der  thatsächüche  Wechsel  der  Principien  und 
der  daniber  be.steh'  rififn  Ansii  ht.  n  l>ew<  ist,  da?s  diese  Auffassung  einseitiir  ist.  Eine 
unbeüaagene  Pruiung,  wobei  die  bestimmten  geschichtlichen  Bedingungen 
der  einsMlnen  Prinetpien  gebührend  nwUrdigt  werden,  lehn  dasselbe,  indem  sio  xu- 
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gleich  die  tiefer  liegenden  Uecbtfcüligimgsgruudc  der  wechsclitdea  Behaadlung  aufdeckt 
Es  ist  dahor  die  bisher  zo  weoig  beacliicte  Aufgab«,  die  VoRQg«»  nod  lÜUushtkeUe. 

welche  die  Buhandlun«;-  einer  Staatsoinrichtuii>r  nach  jedem  der  möglichen  und  tot- 
gekouuienen  Firian/priucipieu  au  sich  und  unter  pftrebcn«»»  Umständen  mit  sich  bringt, 
/u  vergleichen  und  das  für  die  beätimmto  Zeit  und  <iaä  Ix^titomte  Land  relativ 
richtigste  anszQtirUiIeii. 

1.  Das  Princip  der  reinen  Ausgrabe:  der  Staat,  bez.  ein 
ftfFentlicher  Körper,  bestreitet  die  Kosten  einer  Einricluuug  oder 
Thätigkeit  vollständig  aus  allgemeinen  Einnahmen, 
ohne  denjenigen,  der  von  der  Einrichtang  Nnteen  zieht  oder  sonst 
irgend  wie  besonders  mit  ihr  in  Bertthning  kommt ,  vor  Deckvng 
dieser  Kosten  specleü  mit  beranznzieben.  Der  Rinzelne  geniesst  also 
diese  Einriebtungen  umsonst,  d.  h.  ohne  speci eilen  Entgelt 

Der  Staat  stellt  sie  her  und  untcrhfilt  sie,  weil  er  die^  als  eine  seiner  im  allge- 
meinen Interesse  ilbemommonen  Anfgabeii  betrachtet.  Hierin  zci^  sich  der  eigent- 
lich c  orn  mu  n  i  st  ische  Character  de*  Staats  uiul  'ydfv  rJuni  li  In  n  Zwan;:i5L'-cinciii- 
wirthschatt.  in  weicher  principiell  ein  anderes  Princip  der  EatgeUlichk<  it  ab  im 
pilvatwirthschaftlichen  System  obwalti-t  und  obwalten  muss.  S.  in  der  Grundlegung 
d.  Abschnitte  über  das  gemein-,  besond.  das  z wanirsg^ümeinwirthsdinftt.  System^ 
namentl.  §.  Mfla.  118,  l50--i:)2,  154—160,  171.  Auch  Neuniann,  progress.  Ein- 
kommensteuer, S.  (»6 — 70.  —  Hl' i.sj)  i  i>Ic  aus  der  Gegenwart:  >li«  (i«  w.-ihriiiii: 
des  Rechtsschutzes  der  Ein/eln«  n,  (ur  ihre  Person  und  ihr  Yermögeu,  im  Iniande  und 
bis  XU  einem  urewitten  Gnde  im  Auslände  (durch  Cesandte,  Eonsuln),  durch  polizei- 
liche, militärische,  diplomatische  Leisturit;.n.  (i ro s s brit an iii cn  t:a1i  für  cUe  <n 
wälirunir  des  Rt-clrtssrhutzes  von  ein  paar  Dut/end  seiner  Biüirer  im  aKessin.  F-  ld/ii- 
über  ^  Hill.  Pfd.  St.  aus.  —  Unentgeltliche  Benutzung  ron  Strassun  (^Ghau^iM^ca)  ali- 
iremein  (mit  theOveiser  Ausnnhme  der  Brücken)  fUr  Fusverltehr«  liie  und  dn  snch  für 
I'alirverkehr  (Siiddeiitbchland,  jetzt  auch  bei  Siaatschaussecn  in  l'r.  Ubsen);  freier  Besuch 
d«r  SammlunfJTeu ,  Bibliotheken  u.  s,  w.  Unentgeltliche  Mitthcilung  von  Narhrirhten 
Uber  WirthschaftsverhulUiisse  (z.  H.  Kousulatsberichte);  unentgolti.  Prägung  gewisser 
Münzen  (Gfoanbritonnieo,  Busdand)  o.  s.  w, 

2.  Das  Gebühren  princip:  der  Staat  unterzieht  sieh  im 

örtentlicheii  iüteicssc  der  Lcbernahme  einer  Thätigkcit  udcr  der 
Ansfiihruiig  einer  Einrichtung  (Anstalt).  Aber  er  erhebt  von  denen, 
welche  daraus  besonderen  Nutzen  ziehen  oder  weiche  die  Kosten 
der  Einrichtung  mit  provociren ,  eine  besondere  Abgabe  als 
speeiellen  Entgelt,  die  Gebtthr,  nnd  zwar  oft  in  einer  Hobe, 
welche  die  Kosten  vollständig  deckt  oder  doch  decken 
soll.  Die  Einnahme  ans  diesen  Gebtihren  kann  aber  seihst,  da 
die  betrettende  Thiitigkeit  immer  zugleich  in  einem  allgemeinen 
RtaatsinteresHe  liegt,  niedriger  bleiben^  als  der  Kostenbetrag 
ist  oder  vollends  als  eine  privatwirthschaftlicbe  Kente  sein  würde. 

Die  Differenz  ge^en  Iteide  l>ildet  dann  liinen  Zuschuss  (also  implieitc  ein»" 
Ausgabe)  der  Staatskasse  für  die  Ausiibuiig  einer  aL>  nothwendig  oder  zwockm<&.N»is. 
erltnonlen  Sttnfsthltigkeil,  welche  von  dem  einzelnen  Beansprocher  oder  Benutzer  nnr 
theilweise  vergütet  wird.  Beispiele  kostend  i  LMider  (lebühren  in  d<  r 
(iegenwart:  meistens  Postgeld ,  Telegraphen g« :li  1 ,  niuuii*.!  r  noch  Münzsclilatp>olu'iu. 
auch  mehrfach  noch  JastizkostengebUhreu.  Beispiele  aiclii  voll  dio  kostcb 
decltender  Gebtthren  In  der  Gegenwart:  Justiz-,  Polizelgebtthieii  fefsehiedeaer 
Art,  WegegeMer,  Schulgelder,  Einnahmen  aus  den  Gestüten  u.  r.  a.  m. 
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3.  Das  r  e  i  n  p  r  i  V  n  t  \v  i  r  t  h  s  c  Ii  a  ft  l i  c  b  e  odei"  gewerbliche 
Prioeip:  der  Staat  iil)ernininit  eine  gewerbliche  Tbätinrkeit  oder 
schafft  eine  solche  Eimiciitung  rein  oder  doch  tthervviegeud  mit 
aus  dem  finanziellen  Grande,  um  sich  dadurch  eine  Qneile 
von  Einnahmen  fttr  die  Deckung  von  Ausgaben ,  also  die  Mittel 
twt  Anaftthrang  anderer  Thätigkeiten,  zu  eröffnen. 

Es  soU  daher  m  der  Begel  aoch  eine  möglichst  gros>d  Reineinnahme 
(licntc)  er/iclt  werden,  um)  zwar  im  Allgemeinen  nach  deu  (imiidsittzeil  der 
priratwirthse  liaft lic  hcn  V  er lic  hrs c  o  ri  c  ur  reiiz. 

Beispiele:  die  landvirthsch.  Domäoco,  Berg-  u.  Hutteowerke,  Staatsgeverfcs- 
anlagen  uud  Handelsuntcmehmttngen.   Absatz  des  Holzes  in  der  Fomtviithschaft. 

4.  Das  reine  Regalitäts-  und  daher  Besteueruiigs- 
princip:  der  8taat  betreibt  ebenfalls  allein  oder  doch  Über- 
wiegend nur  aus  finanziellen  Gründen  eine  gewerbliche 
Thätigkeit  (Unternehmung),  aber  er  äucht  aus  dieser  eine  grössere 
als  die  priTatwirthscbal'tiicbe  Concnrrenzrente  zu  gewinnen.  Zu 
diesem  Zwecke  geniesst  er  gewisser,  ganz  oder  theilweise 
Andere  aussebiiesseDder  Vorrechte  (Monopole,  Fi- 
nanz m  onopole,  „Regale"),  die  ihm  die  Erzielung  eines  solchen 
Melircitrags  enuu-lichen  sollen.  Letztrer  stellt  dann  aber  eine 
reine  Steuer  dar. 

£r  ist  nicht  ein  Thoil  des  etwa  ausserdem  daneben  und  ioi  rüchuungsm.'lssigon 
Rüincrtraji;  mit  ihm  verbundenen,  vom  Staate  priratvirthschaftlich  (gewerb- 
lich) erworbenen  eig:onen  Kinkommcns.  sondrm  er  rcpriaentirt  eine  auf  staal- 
liehen  Z  w a n  ir ^  '> f Ii  I  zurnckzu  I  n  h re n d e  U  e  b e r t  ra {r  u  n g  v o  n  Einkommen 
anderer  £in/.ciwirihs<  hatte»  auf  den  Staat.  Hfispiele:  jetzt  namentl.  Tabak-,  Sal/- 
moDopol.  früher  eine  üuzahl  gewerblicher  Kogale,  von  denen  jedes  einzelne  nur  geringe 
fiiuuu.  Bedeatnag  hatte;  feroer  früher  sehr  aUgemein  die  Post,  anch  die  MQnze. 

In  der  Praxis  gehen  diese  verschiedenen  Staudpuncte  ölteis 
fast  unmerkbar  in  einander  Über,  z.  B.  bei  Eisenbahnen 
(privatwirthseijaltliclie  Rente,  Gebühr),  Post  (desgl.,  auch  Steuer), 
Telegraph  (beide  erstrej  u.  s.  w.  In  der  obigen  Reihenfolge  er- 
giebt  sich  ein  Fortschritt  zu  einer  immer  weniger  fiscaliscben  Be- 
handlung. 

Dir  FinanzfreschicMe  liefert  Beispiele  für  Beides.   Beispiele  immer  weniger 

fiscal,  !!  hniidlunp:  Münze,  Post,  Strassen,  Schulen,  öfters  nn^h  zn  wenic"  (jcri^hte  ; 
Heispi^le  der  steigend  fiscal,  liehandiung:  in  Zeiten  starker  Finanzbedurlnisse, 
in  und  nach  Kriegeo  selbst  oeoerdings  viedor  ErhOhtiog  der  OebQhren  fUr  die  eben 
genannten  Anstalten  (Postporto  Z.  B.  in  den  grossen  fran/.ö-i.  Kriegen  Anzing  d.  Jahr- 
hund, in  Oesterreich  ntis  finniiz.  GniniU'ii  cihriht .  gici'  licr  Vorechlag  so«rar  1^71  in 
Prankreich;  ds^l,  Gebühren  u.  eigentliche  Steuern  bei  (jcriciiten).  Die  Kntwicklungs- 
geächicbte  des  Stempelwescns  bei  Gerichten.  Behörden  u.  fUr  Urkunden,  Bescheinigungen 
Q.  s.  V.  gehört  im  Ganzen  noch  hierher. 

Auch  bei  ein  und  derselben  Institution  wechselt  wohl  die 
ganze  Richtung  ihrer  tinaii/.iellen  Pchandlnng.  Im  Grossen  und 
Ganzen  begünstigen  Zeiten  der  politischen  Unmündigkeit  der  Be- 

A.  Wagoer,  FioanswUwn^luift.  1.  3.  Anfl.  31 
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vOlkernDg  und  einer  noch  nnentwickelten  nod  in  den  Formen  der 
Natnralwirthsebaft  steckenden  Volkswirthscbaft,  wo  die  Elrhebaag 
reiner  Geldstenern  nocb  8cbwieii<^er  mt^  femer  Zeiten  grossen 

Staatsbeda rfs  begreiflicher  Weise  mehr  die  tortsehieitend  fisca- 
liseher  werdende  Behandhnig  einer  Institution,  oder  es  ist  von  vom. 
herein  dahei  das  dritte  oder  selbst  das  vierte  obiger  Prineipien 
allein  das  leitende.  In  Zeiten  dagegen,  wo  die  Bevölkerung  selbst 
mebr  mitspricbt,  wo  die  Interessen  der  unteren  Classen  besser 
berücksichtigt  werden ,  wo  das  gerwerbliche  Leben  entwickelter 
isty  der  Volkswohlstand  wächst  und  die  Erbebnng  reiner  Geld- 
Steuern  das  bequemste  Mittel  zur  Deckung  des  Staatsbedarl's  wird, 
da  waltet  die  umgekehrte  Richtung  vor,  so  im  Grossen  und  Ganzen 
gegenwärtig. 

Die  Kegalien  viirschvrin'!«  n  dann,  iveil  si»«  als  volkswirthschatilich  zu  nachtheili^e 
EiDuahmequelleu  geltea,  so  ilie  luuiäicn  gewerblichen  Regalien ,  bei  deaen  die 
Regalisimng  nur  eine  Steaerfonn  war,  t.  B.  die  im  17.  und  18.  JahThoDdert  eiof^- 
ffthrten,  selbst  in  Preussen  auf  Mühlsteine.  Schweinsborsten  n.  s.  w.  Das  bedcatendslr 
neueste  Heispiel  ist  die  Aufhebung  des  Sal/monopols  in  I>euts«'hland  I'^HS  ^tit»?. 
d.  Kordd.  B.  v.  12.  OcU  1BG7,  §.  1).  Ein  einzelnes  Monopol  wird  nur  hier  and 
da  etwa  trotzdem  ab  bestes  Mittel  znr  ErheboDg  einer  ünanziell  ergiebifrea  eigent- 
lichen Stf-ncr  lieibehalten  oder  selbst  n  eu ei ng  ef tlh rt ,  ohne  Verkennung  mancb^'r 
volkswirthschaftlii  lur  Nacbtheiie  desselben.  II  auptbei  spiel:  Taba  km  onopol.  in 
Oesterreich,  Iraiikroich,  Italien  und  andern  Ländern.  Absicht  der  Regierung  dafür 
in  Dentschland  jungst.  IJene  Einfflbrnng  des  Ztndbftlzehen-Moaopols  i» 
Frankreich  nacb  dem  letzten  Kriege  durch  Ges.  v.  2.  Aog.  1872,  nachdem  venchiedfloe 
Steucreihöhun^^en  bei  diesem  .\rtikol  /n  viel  Si^hwicrip^koiti^n  s:cfunden.  Privatwirth 
äcbaftliche  Thätigkciten  IrUheror  Wirthsclialtäperiodeu  werden  aus  volkswirthschalt- 
Hcben  (irQnden  Tielfadi  ?om  Staate  anlgcgcbon.  so  Slaatsfabriken,  Staats-HaodelsoDter- 
rit  inniiM<ren  (theilweise  ausgenommen  Baolien),  eigene  Veriraltung  von  Landgutem  fa^t 
:illi;<'tiifin.  vit-lla-  li  aiK'li  Siaarslicrsr-  n.  Hüttenwesen  .  selbst  eigener  Besitz  von  L.iml- 
giiier»,  lerner  Scbiiilahrtsbetrieb  d«;s  Staats.  Die  (jebuhren  weriien  aus  volkswirth- 
schafilichen  und  aus  politischen  Gründe»  ermässigt,  so  der  Schhi<jschatz  litr  Prägung 
auf  Rechnong  Prirater,  Postporti,  Telegraphengebttbien ,  Strassengeld ,  Schnlgelder. 
Prüfunjjsiaxen ;  Tnitnnt.  r,  aber  im  Ganzen  norh  /n  wenii:  ..Gt  b  thren"  (wahre  und 
solche,  welche  ganz  u.Icr  tast  ganz  pis:<':ntliche  Stenern  sind)  lur  Gerichts-  und  \>r- 
waltungsthätigkeiten.  in  eiiueluen  Faileu  wird  selbst  auf  jede  biähcr  bezogene  Eiu- 
nähme  aus  bestimmten  Staatseinriebtangen  oder  Tbfttigkeiten  ganz  verzichtet ,  weil  das 
öffentliche  Interesse  bei  der  unentptltlichen  Ausiibung  am  B(->ten  gewahrt  erscheint, 
so  die  Auf  hebung  jeder  PniijHvOstrnliorechnung  für  Präsrtin^  tur  Private,  des  Strassen- 
gclds,  Brückengelds,  I'ostportos  in  bestimmten  Fällen,  /.  iL  iur  gew.  Briete  an  Soldaten 
im  Kriege;  der  gerichtl.  Q.  Verwaltung:a.^gebnbre&**  dsgl.,  z.  B.  am  landwirUmch. 
Ix'eformcn  zu  erleichtern  (Stempel-  ttnd  Gebttbrenfieibeit  bei  GemeinheitstheÜDngitn, 
Zusammenlegungen  u.  s.  \v.). 

Sicherlich  ist  eine  Bolcbe  Entwicklung  der  finaDziellen  Be. 
handluog  jener  Staatstbätigkeiten  ancb  in  Zeiten  der  bezeichneten 
Art  im  Ganzen  die  richtige  nnd  die  zn  begfinstigende.  Aber  sie 
muBS  nur  abermals  nicht  als  die  schlechtweg  allein 

richtige  betrachtet  werden.  Eine  Finanzpolitik,  welche  dies 
thäte,  würde  in  anderen  Zeiten  und  Verhältnissen  iniudesteos  ver- 
früht und  oft  gar  uieht  durchführbar  sein. 
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Z.  R.  eine  Portoreforui  wie  die  der  neueren  and  neuesten  Zeit  liatd'  frilber 
bei  gennt!<^in  Verkehr,  schwacher  »rbrcitunir  von  F,!(^rnent.irkenntnisscn  u.  s.  w.  wahr- 
scheinlich nur  y.ü  einer  starken  £iiibusse  der  Staatskasse  j^ei'Uhrt.  Unter  der  Be> 
diD^ng  so  niedrijBrer  Porti  s  hätte  der  Staat  dann  rnttthmaaslicb  die  Postanstalt  gar 
nicht  abcrooniaicn  oder  nicht  beibehalten,  zum  Nachthoü  auch  des  Einzelnen,  der 
etwas  hohes  Porto  zahlt  ä.  Fin.  II,  ^.  30b  Ii. 

Htnsicbtlich  der  Regalien  ist  daher  auch  ein  Moment  Ton 
allgemeinster  Bedentang  fttr  das  Verständnis«  der  ganzen  volks- 

wirthscliaftlichen  Organisation  und  der  Entwickluna^sgescliichte  der 
Staatseinnahineu  uocli  einer  besonderen  1  Ier\ orliebnng;  schon  au 
dieser  Stelle  wertb.  Regalien  oder  VoibeUalte  gewisser  Boden- 
producte  und  ihrer  Gewinnung  und  trewisser  Gewerbe-  und 
Handelfibetriebe  za  Gnnsten  des  Staats  (Fisens)  sind  eine  recht- 
liche Bedingung  einer  mehr  gemeinwirtbscbaftlichen  Orga- 
nisation der  Volkswirthsobaf^  und  ein  Ersatz  eigentlicher  Stenern, 
vor  deren  selbständi^Licr  Kuhvickhui^  und  naeb  eini^ctretcner  l'n- 
zureichendheit  der  Domanialcrtriigc.  Xaeb  dem  Durcbbrucb  des 
privatwirthscbaftlicbcn  (Jrgnnisationsprincips  erscheinen  sie  als  eine 
Anomalie  der  wirtbscbaftlichen  Kcclitsordnung  und  als  eine 
Hemmung  der  ToUen  Entfaltung  des  privatwirtbscbattlichen  Pro- 
ductions-  und  Verkebrssystems.  Deshalb  werden  sie  theoretisch 
verworfen  und  practisch  mehr  und  mehr  aufgegeben.  Letzteres 
wird  durcb  die  mittlerweile  erreichte  Entwicklung  der  eigentlichen 
Stenern  möglich.  Der  Vorgang  steht  in  Einklang  mit  der  Über- 
wiegend privatwirthschaitiichen  Gestaltnnj;  der  neueren  \'(ilks\virtb- 
schaiL  Aber  geschichtlich  betrachtet,  erscheint  er  eben  des- 
wegen doch  nur  als  eine  zwar  anter  gewissen  Verhältnissen, 
aber  keineswegs  stets  richtige  Phase,  was  in  den  Theorieen 
der  Nationalökonomen  und  Finanzmänner  wiederum  oft  genug  ver- 
kannt worden  ist.  Die  theilweise  Verdrängung  der  privatwirth- 
.sebattliclioii  durch  die  gemeinwirthschaftliebe  Organisation,  welche 
aus  ökonomisch-technischen  wie  aus  siHiai -politischen  (Gründen 
notbwendig  oder  wenigstens  zweckmäj»sig  sein  kann,  wird  daher 
vielleicht  wieder  mit  der  Einführung  neuer  Regalien  verbunden  sein. 

V<rl.  Grandlcgung,  1.  Abth.  Kap.  8  a.  Ul>or  den  Zll8.banji;  der  Besteoening  mit 
der  Ei^enthnms-  u.  Krwerbsordnvni^  u.  der  Orj^isation  der  YoUswirthsch.  jetzt  Tin.  II, 
ü.  m      bes.  §.  346-34!». 
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2.  Absciiuitt. 

Allgomelne  Betrachtung  der  prlTatwIrtbsehaftliehen 

Elnnalimeu. 

L  —  §.  202.    Za  den  privatwirthschaftlichen  oder 

I) o  11) ania leinnahmen  geboren  nach  der  oben  anfgestelhen 
liegritrsbestiiiiiiiunf!^  streng  genommen  nur  die  Hinnahmen, 
welche  aus  der  Verwendung  von  werbendem  Staatsei^eiitlium  und 
aus  dem  Hetrieb  von  Staatsgewerben  Hiessen,  wenn  sie  vom  Staate 
als Einzelwirthschafter unter  den  all  p^emeineo reehtliehen  Be- 
dingungen des  privatwirtbschaftliehen  ConeurrenzeystenUy  daher 
eecbtlich  im  Wesentlieben  wie  von  den  gewObnIieben  Privat- 
wirthschafteo,  erworben  werden. 

Dieses  Concurren/systcm  hänjrt  in  seiner  jeweiligen  Gostaltiii»^  freilich  wesentlich 
von  der  Bescbaffcnheit  seiner  ßechtsbasis  ab,  wi  I<  lui  selbst  wieder  ver- 
änd',ili'  h  ist.  S.  rtrini<!l(.^:uii«jr.  §.  123 — 125  u.  Abth.  II.  Hier  muas  mithin  eine 
bestimmte  Kcohtsbasis  als  beaiehcfid  rorausj^eset/t  werden:  diejenige,  in  der  Haujpt- 
sacbe  gleiche,  im  europäisch-amerikanischen  Staatensystem  der  üe|;enwart, 

Domgemlss  mttssen  toli^eude  drei  Voraussetzungen  zotreSen,  damit  eioe 
EiDnahmc  fin.in /wissenschcfllicb  als  r'  in  privatwirtbschaftlichc  bcz-  ichn.  t  werden  kann: 

1.  Der  Staat  niuss  in  keinerlei  Weise  bei  der  Produetiuii  uml  dem  Absatz 
der  Producte  in  seiner  Eigenschaft  als  Staat  oder  als  Inhaber  der  rinaii£hoheit  zum 
Zweck  der  Einnahmeerzielang  tot  andern  Prodoconten  und  VerklIvfcrD  im  Verkehr 
einen  rechtlichen  \ot7.\\<:  gcniessen.  Soweit  solches  der  F'all  ist,  gehört  die 
Einnahme  zu  den  Steuern  i.  w,  S..  so  nach  Zweck  und  finanzieller  Polare  die  Ein- 
nahme bez.  ein  ThcU  der  Einnahme  ^der  „Extragewiau.  aus  gewerblichen 
Regfalien  (Finanzmonopolen). 

2.  Der  Staat  muss  die  Thätigkcit  (Anstalt  u.  s.  w.)  wenn  nicht  wirklich  aus- 
schliesslich im  fin  rin  /  i  e  llen  Interesse,  um  eine  für  andere  Staafs/weeke  v«>r- 
fügbaro  Einnahme  zu  gewinnen,  übernehmen  oder  beibehalten,  so  doch  rechtlich  im 
Stande  sein,  so  vorgehen  zn  kennen.  Einnahme-gebeode  Thfitigkeiteo  oder  Ansdilen, 
welche  nur  die  Verwirkliehnog  von  als  ri<  hiig  erkannten  Staarsaufgaben  bezweekea, 
gehören  daher  niilit  liieilier.    Die  Einnahmen  daraus  sind  Geb'ihren. 

3.  Der  Staat  muss  die  Xhütigkeit  oder  Unternehmung  auch  durchaas  nur 
fon  dem  priratwirtlischAftlicbeu  Gesfchtspnncte  höchstmöglicher  —  wenn  anch 
unter  gebahivnder  BerQcksichtigung  der  Nachbaltigkeit  erstrebter  —  Rentabilität 
aus  betreiben  dürfen,  wenn  auch  niclit  iiotliwr'inlig  sie  in  Wirkliebleit  nur  Vietreibeo. 
Lüsät  sich  der  Staat  bei  der  finanziellen  Kegeiung  der  betreUcnden  Thätigkeit  aber 
von  einer  ROcksicht  auf  die  eigentlichen  Staatszwecke  mit  leiten  und  verzichtet  er 
auf  einen  Theil  der  bei  priratwirthschaftliclier  Betriebsweise  erlangbaren  Rente,  so 
«tfllt  das  i-ich  hierbei  ergcbendi-  Kiniiahuuiniiin';  frcwi^ fnnasscn  <-ini'  (verhuUte'i  Aus- 
fr;ibe  dar.  welche  der  Staat  absichtlich  im  öiientlichcn  Interesse  macht  Die  betreffende 
Kiuuahme  ist  dann  wieder  keine  rein  privatwirthscbaftliche.  So  kann  die  Sache 
bei  den  Forsten  li^en. 

lu  der  Wirklichkeit  erfüllt  in  der  Finanzwirthschat't  der  Gegen- 
wart nur  ein  Theil  der  sogen,  privahviithschaltlichen  Einnahmen 
diese  drei  Voraussetzungen  genau.  Bei  manchen  gewUhnlich  hier- 
her gerechneten  Einnahmen,  z.  B.  bei  derjenigen  aus  Staats- 
forsten, aas  Eisenbahnen,  vollends  ansCanälen  des  Staats 
waltet  der  fiscaltscbe  Oesicbtspnnet  gegenwärtig  bei  nns  meist  nicht 

I 
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ansschliesslich  ob,  und  mit  Recht  nicht.  Einnahmen  dieser  Art 
sind  daher  immerhin  aiulcrs  als  die  rein  privatwirthsehultlichcn 
anfziit'n^sen.  Sie  können  mit  letzteren  gleichwohl  in  eine  Gruppe 
2U8ammengci'a88t  werden,  weil  die  Erzielung  der  Einnahme  unter 
den  gewöhnUchen  Bedingnogen  der  wirthschaftiiehen  KeehtsordDiing 
erfolgt,  vrozn  noch  kommt,  dass  sie  thatsäehlicb  (bei  Eisen- 
bahnen, ond  wobl  aneh  CanSlen,  wenigstens  so  lange  das  Anlage- 
kapital  noch  nicht  amortisirt  und  daher  noch  zn  verzinsen  ist),  ein 
sehr  hervorragender  Zweck  mit  ist. 

Dies  ist  für  uiich  der  entscheidende  (iruiul,  warutu  icli  irouigstens  für 
jetzt  nocli«  wo  besten  Falls  bei  dem  gi^ringea  Alter  der  betr.  Untemehtnungen  das 

Kapital  aas  den  Ertrügen  erst  zu  einem  (meist  noch  kleinen)  TlK'ile  amortisirt  ist,  die 
S  ta  a  t  s  i  >  ••  n  Ita  Ii  ri  cn  unter  «Ion  An^stalton  tilr  den  Privalerwerh  ilis  Staats  einreihe. 
U  mpie  u  Ii  ;ic  Ii ,  der  die  Kiseubahucn  in  Händen  des  Staats  haben  u.  Uaua  unter  dai^ 
(febtthreoprincip  stellen  will.  Übersieht  dies  zu  selir  §.  ."^T— 39.  Die  Hfthe  der  Koston 
bedingt  einen  wesentlichen  Unterschied  in  diesem  Puncte  zwischen  Bahnen, 
Chaus^i^f.fi  n.  Teleffraphen  (un>fefithrf*s  Kost-^nverhältniss  in  Deutschl  iinl  wie  r.  500  bis 
600  :  10—30  :  1—31).  Waü  fdr  JCisenbahücu,  ^iU  wenigsteus  auch  für  neue  t'anäle 
(K<^tenan8chla^  per  Heile  Dir  ein  grosseres  denttcbes  Oanalne^z  schon  vor  1S70 
252,000  Thlr.  muh  Meitzcn.  d<o  immerhin  die  Häifie  von  Bahnen,  wahrscheinlich 
noch  niehr).  I>tT  Satz  in  ^^.  51  (l-r  Nordd.  üml  d.  r  dtMit»5rhcn  Iv-ichsverfassung:  Uber 
Staatscaniile  ist  etwas  andeutlich  in  diesem  Puncte,  gin§^c  aber  zu  weit,  wenn  er  dies 
Princip  nicht  mit  sanctionirte.  Atthnliche  Auffassung  der  Staatsbahnen  wie  bei  mir 
aocli  bei  Nasse.  Tariferhöh  .  .1 -ua  1^74,  S  31  II. 

Früher  war  der  T>-'\n  inivatwirthschaftliche  Stan'lininrt  atii  h  lici  Eiiiiialiinrii,  w  h: 
den  genannten .  mitunter  der  mussgebende  und  in  manchen  Ländern  i>t  er  es  ihk  Ii 
jetzt,  z.  B.  im  Forstwesen.  Auch  bei  den  Einnahmen,  welche  gegenwartig  in  der 
Kegel  als  rein  privatwirthschattliche  behandelt  werden  können«  z.  B.  ans  StaatsberiC' 
Werken,  Staaf-faln iL  n  .  kam  iriiliL-r  '.ft  rs  der  andere  (iesichtspunct  mit  In  Betracht,  ' 
ilass  d'T  Sta.it  lii'T  -icli/fiüj:  M  u  f  ransfalff'n  zur  N'arhahmung  betreiben  wollte. 
Eiuzuliic  StaatatabriikuJi,  z.  K.  iui  i'oiZcliaiiberciiuitg,  abnhcli  einzelne  landwirthschutt- 
liche  sog.  Masteranstalten  stebco  auch  jetzt  noeh  nicht  unter  dem  bloss  priraiwlrth- 
sehaftlichen  Gesicht>puncte  hftchstmöv'li<  h<T  iventabilität,  sind  aber  doch  finanzwirth* 
scbaftlich  zu  den  privatwirthscbaitJieiien  £innahme<iuellen  zu  rechnen. 

Demnach  kann  man  auch  in  der  Theorie  nicht  ein  für  allemal 
kurzweg  sagen:  diese  nnd  jene  Einnahmen  sind  privatwirthschaft- 
liebe,  sondern  man  kann  immer  nnr  angeben^  welche  Einnahmen 

unter  gci;ebcnen  Verhältnissen  als  rein  oder  «ils  uber- 
wiegend oder  als  doch  zugleich  wesentlich  mit  privat- 
\vi  r  thsc  hat  t  lie  Ii  c  in  behandeln  sind.  Der  Uebergang  von  der 
Betriebsweise  einer  Anstalt  nach  dem  rein  privatwirthschatUichcn 
za  deijenigen  aifbäbernd  oder  ganz  nach  dem  Gebtlhrenprincip 
oder  die  Behandlung  einer  bisher  in  priratwirthsohaftlicher  Weise 
betriebenen  Thäiigkeit  tbetlweise  nach  dem  Gesicbtspuncte  einer 
wirklichen  Staatsanfpabc,  wobei  auf  einen  Theil  der  Einnahme 
verzichtet  wird,  k;niii  gerade  hier  öfters  in  Frage  kommen.  Das 
ist  aber  kein  ürund,  sie  sofort  ans  der  linanziellen  Kategorie  der 
privatwirthschaftlicben  Einnahmequellen  gan^  auszuscheiden. 
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Dies  mache  ich  u.  A.  gc^cn  v.  Schecl's  Eijiwändc  iiu  S(  Ii r-nherg 'scheu  Ilamlk  II. 
3fi  geltend.  Er  infint  ..«Hl'  Idosse  rechtliche  Form,  unter  der  die  Einnahme  er/.iclt 
wird,  also  uameiiil.  ub  ^louopoi  oder  nicht,  sei  f.  d.  C'lassilication  der  öUentl.  Eiakunftc, 
bez.  die  Eiurdhon;  denelben  unter  ErwerbseinbQnfte  oder  niclit,  als  massgebeod 

nicht  aDiUsehen'*.    Ich  glaube  doch.    Dies  i<  ■  Ittli  lic  Moment  ist  auch  das  einzig 

f««st«'  riitcr^clu  i<lungsmcrkmal.  die  t  h  a  ts  är  h  Ii  r  ho  Behandhing  einer  Einnahniequelh- 
sciiwanlvt  zu  sehr,  als  dass  mau  sich  darau  alieiu  lUr  die  Classiticatiüu  baltuu  kutinte. 

IL  —  §.  203.  Im  Folgenden  werden  naebstehende  Einnahme^ 
sfiweige  noch  m  den  privatwirthschaftlichen  unserer  heutigen  Staaten 
gerechnet  und  demnach  im  zweiten  Kapitel  diesen  Bucha  (Privat- 
er wer  b  des  Staats)  behandelt : 

1.  Kiniialiiiicii  aus  Feld g U tern  ( Domäueu  im  engsten  Hinnc) 
einsehiie«slich  der  Einnahmen  aus  dinglichen  Rechten  aul* 
Leistungen  von  Privatländercien  (Grundgcfälle)  oder  auf  eine 
Benutzung  derselben  (AVeide-,  Fischereirecbte  u.  s.  w.),  ferner  aus 
landwirthschaftlichen  Gewerksrorricbtungen. 

2.  Einnahmen  ans  S taats wa Idan gen,  nebst  Jagd  und 
Fischfang:. 

3.  Eii;iiahmeii  aus  Staat sbcrg-  und  Hüttenwerken,  ein- 
schliesslich des  8  a  !  i  n  e  n  bolneljs ,  ans  anderen,  als  mit  Laud- 
gUtern  u.  s.  w.  verbundenen  ;Staatsgewerk^^anlagcU|  ins- 
besondere  Fabriken  u.  s.  w.,  und  aus  Wohngebäuden. 

4.  Einnahmen  aus  Handels-,  Geld-  und  Bankgesehätten, 
sowie  aus  werbendem  beweglichen  Vermögen  überhaupt 

5.  Einnahmen  aus  dem  Staate  eigenthflmlieh  gehf^rigen  oder 
aul*  seine  Kechnung  betriebenen  Einrichtungen  des  Verkehrs- 
wesens, nenilich  Eisenbahnen,  Cauäieu  und  Schilttabrtä- 
dicustcn. 

Die  GrüiHlc.  warum  diese  Einnahmeo  iü  der  (iogenwart  noch  als  —  rein  oder 
aberwiegend  "ii  r  docl»  zugleich  wesentlich  mit  —  privatwirthschafliiche 
ir<  lttni  k<'»nnen,  worden  in  den  Abschnitten  des  l'olg.  Kapitels,  welche  von  den  eiD/.'dncJi 
Zweigen  handeln,  mit  erörtert.  Dort  wird  daher  auch  uulei"&ucht,  ob  und  wieweil  der 
priratwirthschaftticheGeBichtspunct  mitunter  modificirt  werden  mass«  z.  B.  bei  Waldongeii, 
CanlÜen,  Bahnen. 

Manche  andere  Eiiinahiiipn  ^\w\  ♦nriirren  der  obigen  nahe  verw;i[i']t.  und  \\  urdc; 
bisweilen  ebenfalls  zu  den  privaiwathsclianiichen  gereiht:  so  die  Eiiiiiahmcu  au> 
Staatsstrassen  (Wegegeld),  Telegraphen,  aus  der  Post  (liesonden  aas  «aaielneM 
Zweigen  derselben,  wie  /..  B.  aus  der  Person cupost).  aus  der  f  r  Kechnung  Privater 
erfolgenden  .Münzprägung,  aus  den  Staa(s<rhiilcn  aliffr  Art  (Schulgeld),  aiu 
Ölaalslotterieu,  Da  jedoch  hier  die  wirilischatiliclie  Kcchtsordnung  für  diese  Ein- 
richtungen eine  andere  als  die  gewöhnliche  des  Concurrenzsystems  £U  sein  pHegt,  cU 
ausserdem  aus  später  .in/ii Ruhenden  (iründen  der  privat wirthschaftliche  Oesicht>piinrt 
hier  nicht  nur  nicht  der  leitende  o  lcr  nnr  vorwaltende  seiti.  j-niideni  weniirstens  in 
unseren  Staaten  in  der  (iegeuwart  in  der  Kegel  nicht  einmal  wesentlich  mehr  rail- 
sprecben  soll,  ja  mitunter  ganz  fortfiUlen  muss,  auch  schon  jetzt  wegen  der  gerin gcreii 
}lM\c  dos  in  der  £inrichtunt<:  steckenden  Kapitals  —  im  (legensatz  zu  den  Eisen- 
bahnen, —  au<  ftriritt/irllen  Kücksichten  meist  nirlit  n.' lir  nothw^endig  entsch- i  l  rkd 
zu  sein  braucht,  so  werden  die  genannten  Einnahmen  hier  zu  der  folgendao  zweite  a 
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Hauptclaääc  der  ordoatliclicu  JhliaQahmuQ  gerechnet,  die  meiäten  jetzt  mit  iiccbt  m 
deu  Geb  Uhruu. 

Stein  S.  Aosg.  S.  256  macht  mir  einen  Vorwarf  daraos,  dass  ich  in  der  6.  Ausist. 

der  Kau'-  Ii-  II  Finanzwiss.  so  wcitläufi-?  die  Kisenbahnen  beh:ui<li  lt  lialjr  und  doch  kein 
Wort  Uber  'He  Telegraphen  hätte.  Er  liiittc  vielfach  nus  mriiier  Arbeit,  u.  A.  aus 
1J3  ^Vnoi.  a,  erziehen  köaueu,  dass  und  warum  ich  die  Tcle^raphie  mit  der  Post 
unter  die  Gebahrenanstalten ,  nicht  unter  die  priratwirtbschaftUchen  (Jnteroehmungen, 
wie  in  einer  Hinsicht  die  Kisenbahnen ,  stelle.  Man  mag  diese  Grunde  anjfreifen  u, 
verwerfcu,  kann  aber  doch  nicht  ig^noriren,  dass  ich  hier  bestimmten  Gründen  folje. 

Dei  Umstand,  dass  einige  Zweii^e,  wie  Telegraphen,  Post,  Münze,  geschichtlich 
und  nach  geltendem  Kecbt»  ODteis  so^en.  Regalien  sind,  nftthigC  nicht,  die  Ein- 
nahmen aus  solchen  Zweigen  von  den  Gebühren,  wozu  sie  nach  ihrer  richtigen  linan- 
zieilen  Auflassung  gchf>ren,  als  besondere  Classe  ab/utrcnnen,  s.  folg.  Absc^hnitt. 

Die  Lotterie  dient  vielfach  als  Besteuerangst'orm  des  Spiclgcnusscs.  Der 
finanzielle  Gesichtspanct  soll  aber  nicht  der  entscheidende  sein  und  er  kommt  gar  nicht 
mehr  in  Betracht,  wenn  der  Staat  sich  ausschliesslich  das  Uecht  vorbehält,  Lotterien 
zu  betreiben,  es  aber  ans  (iriltidcii  rlcs  Volk??-  u.  Staatswuhls  niclit  aiisiitit.  Per  \ov- 
behalt  erfolgt  dann  nur  wieder  aus  Gründen  der  Politik  u.  s.  w.,  um  Andre  am  Lotterie- 
betrieb  /.u  verhindern. 

Anhangsweise  kann  man  zu  den  privatwirthschaftlichen  iännahmon  solche  ge* 
L<a- e  n  1 1  i  fh  Tyinkünfte  stellen,  welche  ans  der  Vcriiusseruii:?  alter.  abiTfiuit/tcT  G'e- 
brauclisgcgcitständc  der  Staatsverwaltang  erzielt  werden,  besonders  im  Militürdepartcmcut. 


3.  Abschnitt. 

Aiigemeiiie  Betraclitang  der  HtaatHwirtliseliaftlieiteii 
Einnabiuen  oder  Auflagen  (Stenern),  insbesondere  der 

Gebühren. 

Näheres  im  2.  Bande  d.  Fin.wiss.  Kaji.  1  ..-lir  firlinliron".  Ks  ist  nur  "  ine  N'-tü 
i'iction,  wenn  Maurus,  Beäteuer,  S.  bs,  auiih  den  Sceucrcharactcr  der  privat- 
wiithschaftlichen  Einnahmen  des  Staats  behauptet  wie  (hnlich  schon  frtther  Pfeiffer  1, 
()1.  Danach  soll  z.  B.  der  Domänenbesitz  des  Staats  wie  eine  Vorcnthaltun^^  von  so 
und  s«i  viel  Mur^M'ii  Land  ]\  F'amilic  der  Staat^bürgerschaft  und  daher  wie  eine  Art 
liliukommensteuer  wirken.  Hier  wird  ebenso  einseitig  die  natürliche Selbstverät&ndlicli' 
itoU  des  bloss  privaten  Grundeigenthums  angenommen  als  Ton  Seite  der Socialdemocratie 
die  natOrliche  Selbstverständlichkeit  'ics  hioss  gemeinsamen  Grundeigenthums.  Vgl. 
(i  ni  n  dl  erj  Jin?r  Abtb.  IL  lies.  Kap.  4.  h'ur  ilioe  hwarlie  Arirnincntatinn  P  f  «•  i  ffe  r's 
hat  der  sun>t  »o  absprechende  L.Stein  blor5>  «lic  zahme  Bemerkung:  er  habe  diesem 
Gedanken  nicht  recht  folgen  können.  2.  A.  S.  l.'i.'J.  Die  der  Pfeiffer 'scheu  ähn- 
liche ErAlterung  Ton  A.  Held,  Einkommensteuer,  S.  7— s,  ist  zwar  etwas  vorsichtiger, 
aber  auch  noch  schief  und  zu  Missdeutongeii  Ai^ss  bietend. 

I.  —  §.  204.  Die  Btaatswirtbschai'tlichen  Einnahmen 
gliedern  sich  in  zwei  Arten^  in  die  eigentlichen  Gebühren 
oder  speciellen  Stenern  und  in  die  eigentlichen  allge- 
mein c  n  Steuern  (JSteuern  im  ci)«;-ercn  iSinue). 

Gebühren  sind  Abgaben ,  welche  von  Einzelnen  oder 
Gruppen  von  Kin/elnen  als  ein  specieller  Entgelt  eines 
ihnen  vom  Staate  geleisteten  Diensts  oder  einer  durch  sie  dem 
Staate  verursachten  Ausgabe  (Kostenprovocation)  bei  der  Ausübung 
einer  Staatstbätigkeit  in  einer  von  der  Staatsgewalt  einseitig 
bestimmten  Weise  und  normirten  Höhe  erhoben  werden. 
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Wer  wi6  meuteDs  in  diesem  Werke  sind  d.  Bei^rifisbestiininuti^cn  u.  Formnlinragen 

der  EiiiCarhlirit  nufl  Icii  hteroii  Verstaiidlichk<'it  u  ej^ei»  fiir  die  Staats  finanzen  ^v- 
ßi-h'^n.  (iebiiliren  u.  s.  w  können  natürlich  aucli  bei  den  Sclbstverwalluiiu>k'^q>erri 
vurkomuen.  Die  erforderliche  L'uformuiig  (Verallgcmeiacrung)  da  Begritia  crgieUt 
sich  Idcbt 

Die  Einnahme  aus  den  Gebübrcn  hat  den  Zweck,  die  Kosten, 
namentlich  die  liiiii'enden  Betrieb-skosten ,  eventuell  aiicli  die  l^o- 
wöbnliehen  liersteilungskosteu,  (bez.  einen  üblichen  Zins  und  eine 
Amortisation sfiuote  des  erfordeiiieh  gewesenen  Kapitalaufwands) 
der  betreifenden  StaatsthUtigkeiten,  Einrichtungen  und  Anstalten 
ganz  oder  theilweise  za  decken.  Ein  Ueberschass  darüber 
hinaus  fUIIt  unter  den  Begriff  der  eigentlichen  Bteuereinnahme. 

Die  GebUbren  wurden  bisher  (ror  Ratt)  gewöhnlich  so  den  Stenern  f^rechnct 
3Ian  fuhrt  hie  lucihtciii»  unter  den  indlrecten  Steuern  auf,  obgleich  sie  >;röhi»tenthcili 

diffv't,  d.  h.  von  demjcnii^en  <rcfiiri!iTt  \v  r(l(  ii.  .Ii  r  sie  fra}r  -ii  ?,oll.  Die  (iebuhrm 
unterscheiden  sich  vun  den  eigentlichen  bteucrn  abur  so  weseutlich,  dai^s  us  nöthig 
ibt,  sie  abi  eine  besondere  Art  von  Aulia^ea  betrachten.  Pasücnd  wird  jodoch 
das  Wort  Stenern  auch  in  einem  weiteren  Sinn  genommen,  wo  lum  die  Gebühren 
an*  Ii  darunter  ^>i'::riiren  werden.  Trülier  führten  sie  öfters  den  N.inieii  znfiilli^-'" 
Kiiikünfte,  /..  R,  bonnenfels.  Fin..  §.  112,  1  10  Ii.,  auch  werden  sie  mitunter  üeiäile 
genannt.  Die  Neueren  sind  Kau  in  der  Begritlsbestinimung  und  Begründung  der 
(iebuhren  vielfach  gefolgt.  Vgl.  ttbrig.  Pfeiffer  I,  295,  Umpfenbarh,  §.  23  iL. 
Walckcr.  Selbstverwaltung  d.  Steu<  rwesens .  S,  h.  14,  A.  Meyer  in  d.  Vienei- 
jnhr^rhr  f  Volkswirtli^ch.  u.  s.  w.  l^C.I.  T^.  Hock,  öff.  Mhj..  {i.  14,  M!-  "4, 
Stein,  linanzen,  1.  A..  S.  lüC.  151  Ii..  2.  A.  143,  215,  3.  A,  2(»5— 296,  raiicu, 
traitc  des  impots  III.  105,  B6ftobrasoff«  impota  «nr  les  actus,  in  den  mumoires  d. 
Pef.  Akad..  B.  X.  Nr,  14.  1?  XI.  Nr,  in  d.  oben  gen.  Abhandl.  über  die  rcveu. 
]n\h\  21.  2,'t  ff.  (Eintheilung  wie  ich,  nur  dn>s  B  gewisse  HeiraHcn .  die  ich  /n  d.  n 
(lebuliren  rechne,  wie  l-'ost  u.  A.,  als  licgal  /u  d.  itidustr.  i^^inuahuje  ^tclii . 
Kn ios  a.  a.  O.  Ceber  Steinas  falsche  Trennmig  ge«is.<er  Regalien  von  den  (jebnhren 
s  die  unten  fulg.  Bemerk,  und  Uber  U  nipf  eii  l)ac  h 's  im  W  esentlichen  richtige,  nur 
etwas  7U  wi  ir^i  ]i.  Ilde  Lehre  »Iber  <iebuhreii  s.  o.  S.  47G.  Etw,»s  ab«'i  i(  lietid  Schall. 
Äbh.  Uebuliren  in  Schuuberg's  Handb.  II,  71».  Er  will  den  (lubiihrenbcgriÜ  aus- 
schliesslich an  die  Qualitftt  des  betreHenden  Staatsacts  anknüpfen  n.  nor  von  ,.(ie- 
bubren'*  sprci  hen,  wo  es  siih  um  Amtsbaudlongen  zur  Vorwiiklichnng  wesentlicher 
Staatszwfrkr  handelt.  Das  erscheint  mir  ein  weniü: /u  <  n^.  l  oini^i  iis  li  ilu-  ii  h  nicht, 
wie  Schall  meint,  das  Muui*nt  der  Bcmcsbuug  der  (iebuhr  nach  den  Kosten  lu 
die  Definition  der  GebQhren  gezogen,  sondern  die  Kostcndecknug  nur  als  einen  doch 
nicht  /.u  I.iüi:ii<'[i(]>;n  Zweck  mit  angeführt.  Wieder  etwas  anders  SrIi.tITie.  Steucr- 
polit.  S.  52.  454  II.,  der  vnii  „Vervvalt  ^^ebühren"  sjjri'iit.  wenn  die  brtr  tf.  r-ff  nt!. 
recht].  Vciwalt.eiunahuio  „höchstens  auf  Deckung  der  Koaten  des  vorgolteiieu  \  crwaiL- 
acts  berechnet  ist**,  damber  hinaus  btancht  er  den  m.  E.  leicht  irre  fttbrendca  An»- 
dnick  „Steucrgebuhrcu**  oder  „(iebuhreusteucrn". 

Diese  Gebühren  knüpfen  sieh  an  zweierlei  verchiedene, 
wenn  auch  in  einzelnen  Fällen  nicht  immer  leicht  zu  unterscheidende 

Tliäti,irkeitcn  des  Staats,  iieuilicli  an  die  AnsUbun«^  wesentliehcr 
Hoheitsrechte  und  an  Thätigkeitcu ,  welche  bloss  aus  Zwo  ck- 
ni  ä  s  s  i  g  k  e  i  t  s  g  r  ii  n  d  e  n  im  öffentlichen  1  ntei esse  vom  Staate 
Übernommen  sind.  Bei  den  ersteren  handelt  es  sich  vomemlich 
am  Tbätigkeiten  zur  Aasfübrung  des  Rechts-  und  Macht* 
zwecks,  bei  den  anderen  um  solche  zur  Ausltlhraog  desCultnr- 
nnd  Wohlfahrtszwecks. 
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An  diose  UiitenicLeiduiij;  wint  am  h  die  Gebuhruiilebrc  passend  aiigckn  ipfr. 
Der  historische  Staat  fuiit  sich  allerdings  nicht  in  eine  en;rc  thcoretisrh»'  Formel  und 
zeigt  namentlich  niemals  eine  vf\llige  Bcbcbränkuug  auf  den  Itcchts^we«  k.  Ebensowenig 
hab«n  die  Hobeitsrecbte,  welche  wir  Tom  StaodpuAct  der  Gegenwut  (,.iin  moderneu 
Staate'")  uiit  Kecht  wesentliche  nennen,  immer  alle  oder  im  jetzigen  Umfange  dem 
Iii>tor.  Staat'-  /"ugestanden ,  olm'^  dnss  mau  deshalb  den  BegrifF  ..Staat"  in  solchen 
Kalieu  als  nicht  vorhanden  wird  Ijczeichiien  wollen.  Gleichwohl  ist  es  duch  voUkommeu 
besnüiidiit,  erat  im  entwickelten  (RecbtS'  und  Galtar^) Staat  das  wahre  Wesen  dos 
Staats,  den  „wahren  Staat"  /u  erkennen.  Zum  ]?egriir  dieses  Staats  gehört  aber  dann 
tii  rcliernahme  aller  dor  Functionen,  durch  welche  der  Rechtszweck  vcrwirkliclit 
wird,  in  der  güichichtlich<  n  Erscheinung  des  modernen  Staab  hat  sich  dies  auch 
geltend  gemacht.  Im  Unterschied  davon  Iftsst  sich  von  iteiner  einilgeu  einzelnen  und 
nicht  einmal  von  cini-r  giösstrea  Gruppe  der  zur  Verwirklichong  des  Cultur-  und 
V  oIiIfah?t«zwf>rks  gehörigen  Starit>fbätii:keiten  behaupten,  dass  sie  auch  dem  hoch 
eütwick'lten  Staate  wesentlich  sind,  —  nicht  au  sich  und  nicht  ebenso  wie  die 
Kt'cbtafabctionen.  Die  Vornahme  oiner  der  Punctioncn  auf  dem  zweiten  Gebiete  hA 
daher  nicht  als  wcMjnr]i<  h-»  Hohoitarecllt  zu  bezeichnen.  Das  ist  u.  A.  auch  gegen 
Stein 's  non.Mi  [{egalbegrill  ein/u\vfndon.  1.  A.  S.  LH  fl"..  2.  A.  S.  1S1  ff..  3.  A.  S. 
229  iL  Denn  in  dicsuio  Bcgriile,  wo  diu  Kegalien  „die  wirthschaftiichen  Uohcits- 
lecbte  des  Staats*'  bedeoten  sollen,  wird  unter  Kegal  nicht  mehr,  wie  in  der  späteren 
Kecbts-  und  Fioan^eschichtc  und  viclfarli  noch  im  heutigen  Kechtc.  «  in  nutzbaroH' 
k!ein««res.  hondern  «r'^ralc  wieder  wie  clMiicm  ein  wesentliches  Iloheitsrecht  ver- 
standea.  £s  ist  vom  iStandpuncte  der  I<echt.sphilosophie  wie  von  demjenigen  d.  Kcchtd- 
^cschichte  u.  des  positiven  Rechts  an^  gleich  sehr  willkürlich,  Munze,  Post,  Eisen- 
i>ahucu,  Telegraphen,  PapicrgcM .  l.otterie  überhaupt  Regalien  oder  wirth^chafdiche 
Höh  ei  t4>  rechte,  nder.  wenn  es  cinni  il  gcscliieht.  nur  sie  ^^o  zn  nennen,  mit  Au>-cliluss 
»lier  anderen  ähnlich'  n  Einrichtungen  und  Functionen  des  Staats.  Ganz  V  erwandtes, 
wie  Posten,  Telegraphen  und  Ghansscen,  wird  dabei  getrennt.  Wenn  aber  Stein 
2.  A.  S.  l^s  u.  3.  A.  S.  2Mi  noch  ebenso  wie  in  der  1.  A.  sogar  das  „Kegal  "  definirt 
als  „dicjen.  wirthsrh.  Fnt<  rnc-hrniinE;- ,  ileren  K.vistenz  u.  ^esichi^rte  Ordnung  als  eine 
absolute  (!i  u.  allgemeine  Hedingun«:  der  winhsch  Wohlfahrt  eines  Volkes  erscheint 
u.  die  eben  deshalb  nicht  dem  Zufall  oder  der  WilikUr  der  Einzelnen  in  ihrer  ße- 
grlUidong  u.  Durchführung  überlassen  werden  kann,"  so  ist  ea  doch  IDiude^tens  gesagt 
eine  starke  Ci  Ix  Td oibtina^,  Post,  Telegr.,  Eisenb.,  Lotto  hiernach  Kejfalien  zu  nennen 
u.  wiederum  nur  loigcwidrig.  Weircwespn  u,  vieb^s  Andere  nicht  elieuso  oder  nicht 
noch  eher  unter  diese  Ucgaiieu  zu  ruiltcn.  (Vgl.  übrigens  in  der  3.  A.  S.  218.  wo 
vom  Bergbau  gesagt  wird:  ,^r  ist  die  Productlon  (mcI)  einer  der  allgem.  u.  absol. 
liedinguugen  der  Volkswirthschaft  *'  Warum  bleibt  er  dann  nicht  auch  jetzt  nn<  h 
IJegalV)  Auch  gerade  ftir  die  Finanzwi?*senscliat>  und  spfcieii  fur  flie  (iebuhrenlelire 
i^t  dict>e  ncuü  Unterscheidung  Stein 's  von  iiegaiien  und  Gebühren  nachtheilig.  Da- 
^^egcn  wird  durch  die  im  Text  befrtrworlete  Unteischcidting  gleich  das  richtige,  den 
tregebenen  Verhöltnissen  an;;eincssene  Princip  fur  die  finanzielle  Kegelung  des  Ge- 
buhreuwesetii  festi;"s(elli ;  ein  nieilri?eh  ^I^a-^  der  Kechtsgebuhreii ,  ein  höheres 
der  übrigen,  namentlich  der  wirthschaftiichen,  deijeuigea  fUr  materielle 
Leistungen  des  Staats  aberhaopt:  s.  n.,  auch  Hock.  Öff.  Abg.  §.  34. 

Ueber  die  Einth e i  1  u  n g  und  Systematik  d  r  (i,  buhrcn,  melirfarh  abweichend 
Von  der  Durstellung  im  Texte,  s.  Hock,  eb.  Iii  —  "M  .  Umpfenbaf  h.  2<)-  II, 
Bcrgius  K-  3  (v.  d.  I{egalien>,  Pfeiffer,  buatseinnahme  l,  Th.  5,  namentl.  aber 
Stein,  1.  A.  S.  187  (.Kcgalienl,  154,  2.  A,  S.  190,  (Regal.),  bes.  S.  226  if.  (Syst.  d, 
(kbuhren).  3.  A.  S.  229,  2ii5,  4.  A.  I,  'M)S  If.  Kau,  5.  A.  227  bis  246.  Beso- 
l'i  aM'ff.  rcv.  pnbl.  p.  2}.  stellt  mit  Unrcclit  bei  sriner  Ilervorliebnnu'  de*-'  l ut' r- 
schieds  v.  toxes  u.  droits  re;c>ilieus  die  Sache  so  dar,  als  ob  es  sich  bei  jenen  immer 
nm  die  wesentlichen  Zwecke  des  Staats  handle,  oder  als  ob  die  taxes  nur  bei  dem 
Kcchtszweck,  die  Ki^alien  nur  bei  dem  Wohlfahrtszweck  vorkämen.  Schall  a.  a.  U., 
der  am  Kriterium  „w  eseutUcher  Staatszwcck**  festhält,  bes.  S.  dl.  Schäffle  a.  a.  (). 

IL  —  §.  205.  Uanptarten  der  Gebühren. 

1.    Unter    wesentlichen    Uoheitsrechten    (Regalien  in 

diesem  binue  des  Worts)  weiden  liier  diejeui^ca  verstanden, 
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welche  ziiui  BegrilVc  des  wahrcu  iStaats  gehören,  daher  ihm  rich- 
tiger Weise  ausschliesslich  zustehen,  ODd  deshalb  regelmässig  in 
gewissem  Umt'aoge  bei  Jedem  Staate,  ganz  allgemein  aber,  ansge* 
dehnt  und  aosscbliesslich  wenigstens  bei  dem  entwickelten  Staate 
get'anden  werden.  Dabin  geboren  mitbin  vomemlich  die  Tbätig 
keiten  zur  Aus-  und  Durchlübi-ung  des  Rechts-  und  Machi- 
zwecks  des  Staats  (^.33).  Diese  Thätigkeiten  werden  aus  einem 
allgemeinen  Grunde  im  Interesse  der  Gesammtheit  übernommen, 
aber  sie  kommen  in  vielen  Fällen  Einzelnen  besonders  zu  Gate 
oder  werden  von  diesen  besonders  verursacht.  Abgaben,  welche 
alsdann  von  diesen  Einzelnen  erhoben  werden,  sind  GebflbreB. 
Man  kann  sie  in  ihrer  Gesammtheit  Rechts-  oder  Rechts-  nad 
Verwaltungsgebühren  nennen. 

Als  (walirc'  (iebuliri  ii  siii  l  die  Abtraben,  wclclie  >ii  h  an  dir  Stiut-^tliriti-^koitcn 
zur  DurclifuLrung  Ucä  Rcchbzn'cckä  knupluo,  aber  einmal  nur  dann  anzu^eheu.  wcuu 
der  Einzelne  wirklich  ans  triftigen  sachlichen,  d.  h.  in  der  betrelKbnden  StaatsinstittttiAii 
UegeiKiun  (ii  itideu  in  eine  mit  Abgaben  verbundene  Beruhrung  mit  der  Staatsthütigk 'it 
Icomtnt ;  «lahor  doiiii  z.  B.  Abgaben  wie  im  Iranzös.  EiiP-scistrement  fur  die  Authrri'i- 
cirung  des  Datums  d.  Urkanden  ;^s.  liock  a.  a.  0,  S.  24s)  keine  Gebühren,  sond. 
hohe  u.  lästige  Stenern  bind.  Ebenso  veoig  sind  Abgaben  nocli  (iebuhrcn.  bei  denen 
der  Zahlende  keine  tiegonleistun«^  von  der  Staatsgewalt  empfängt:  [gegen  Hoffmann, 
würtemborg.  iMuanzrecht  I  feru«  r  nur  in  der  Höhe.  v\r]ch<  mit  dem  \\ertli<.- 

des  geleisteten  niriists  lur  den  NutzniLSSer  und  dem  hüstenbetrage  dieses  Diensts  lur 
de«  Staat  in  einem  richtigen  Vcrhältuiss  steht.  Wird  eine  Abgabe  in  anderen  VäWku 
oder  in  einem  viel  höheren  Betrage  erhoben,  indem  z.  B.  ein  Dienst  oder  eine  Kosten- 
veruiNarhung  nur  fingirt  oder  der  erstere  bloss  /.um  Zw.  i  K  der  KinnabnicbcsrhaÜuui; 
aufgezwungen  oder  der  Werth  dw  !>icnsts  iibermässig  hoch  angeschlagen  wird,  so  ist 
diu  Einnahme  keine  (jebuiir  im  iiciitigeu  huau/vissenschaltUchen  Sinuc  de^  Work 
mehr,  andern  eine  bei  einer  besondem  Gelegenheit  «rhobttne  eigentliche  Steaer,  ober 
welche  dann  als  Steu.  r  zu  urthcilen  ist.  S.  Tin.  II.  S.  t3*>  ff.  aber  Verkehrs- 
bcätouorung  u.  S.  455  ü.  über  Besteoer.  d.  Krwerbs  durch  AotaU. 

2.  Aus  Zweckmässigkeitsgründen  werden  vom  Staate 
vielerlei  Thäti;;keitcn  Übernommen,  welche  einzeln  jedenfalls  nicln 
zu  den  wesentlichen  Staatsanijraben  gerechnet  werden  könuen, 
wenn  sich  auch  ein  bedeutendeö  üi'fcntliches  Interesse 
an  sie  knttpft  und  sie  überhaupt  nur  im  Falle  einea  solchen 
vom  Staate  ausgeübt  werden  sollen.  Dahin  gehören  zehireiche, 
aber  geschichtlieh  und  von  Land  zu  Land  mannigfach  wandelbare 
Th'atigkeiten  auf  dem  Gebiete  der  Gultnr-  und  WohlfahrtaförderuDg. 
Auch  hier  werden  (Tel)ülircn  von  denjenigen  erhoben,  welche 
(Inrcli  die  Berührung;  mit  dem  Staate  und  den  bezüglichen  FJii- 
richtungen  eine  Förderung  ihrer  spcciellen  Interessen 
(besonderen  oder  grösseren  Nutzen  als  die  Allgemeinbeity 
andrerseits  Kostenersparnng)  erlangen.  Die  Gesammtheit  dieser 
Gebühren  nennen  wir  Cultur-  und  Wohlfahrtsgebtthren. 
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Ancli  diese  Abgaben  lallen  anter  den  Begriil'  dur  (rcbuhr  nur  unter  don!>clbeii 
Vnran>setzungeii  wie  dio  lu  rlitsj^cbülircM.  Wenicii  si--  in  ;um1  >  r«;  u  F  all  e  ri  oder  in 
hulicrcm  Ausmaass  erhoben,  ao  geliru  sie  in  eine  cigeutliobe  Steuer  oder  uiuu 
privatwirthschaftlichü  (Gcwerbs-)  Kcnte  fUr  den  Staat  Uber. 

Bei  vielen  hiorher  gehörigen  Abgaben  ist  ein  solcher  Oobergang  leicht  inOglicb, 
iiianchfacli  in  d-  i  Praxis  vorg:<;kouiinen  und  nicht  immer  alliiemr  in .  sondern  nur 
nach  den  Verhältnissen  den  einzelnen  Kalles  zu  billigen  oder  zu  verwerfen. 
Man  kann  daher  auch  wieder  nur  lur  gewi.sse  Zeiten  und  güwis:>e  Länder  an- 
geben, welche  Abgaben  auf  diesen  (^bieten  ron  der  Verwaltang  als  Gebühren 
behandelt  werden  sollen. 

Das  System  der  ^MbUliren  oder  die  weitere  Classi  1  i  ■  1 1  ion  der  )»<-id<Mi 
geuanuteu  llauptnrten  wiid  ratiuuelier  Weise  durch  da^  System  der  Verwaltung 
bestimmt  Die  Begrandung  des  GebOhiensystoms  gehört  daher  in  die  Verwaltaogs- 
lebre,  die  finanzielle  Durchführung  desselben  in  die  spätere  si»eciellc  (iebilhren- 
lehre.  S.  daruber  Fin.  II,  Knp.  ],  hcs.  S.  2\)  Str-in  a.  a.  n.  bes.  die  Abschnitte  2.  A. 
S.  219  fl'.,  3.  A.  S.  über  die  Entwicklungsgeschichte  d.  (iebuhreu,  u.  S.  22'J  11'., 
9.  A.  S.  279  ff.  Uber  die  Kccbtspflege  n.  das  GcbOhrenwesen .  (4.  A.  I,  S.  S0$  IT., 
tY.)  —  eine  vortrettUchc  Partie  dieses  Werks,  Schäfriea.a  0..  bes.  Schall  a.  a.  0. 
S.  05  II".,  der  seinem  engeren  (jebührcn begriff  g-etnji^s  hier  im  \\  oscntl.  nur  die  obige 
erste  Class«  der  üebuUreu,  die  Kechts-  u.  Verwalt-gebUhreu  behandelt. 

Die  Hechts-  vnd  Verwaltan  gsgcbohrcn,  velche  wirklich  als  Gebtthrcn 
zu  erachten  sind,  konDien  gemeinsam  mit  manchen  sogenannten  Gebühren,  welche 
f!  tro  fl  t!  i  r  h  f  Steuern  sind,  in  der  Praxis  und  in  di  r  Sprai  hj  dir  (iiietze  unter 
verschiedenen  Namen  als:  liochts-,  Justiz-,  Gerichts-,  Poliieigebührcn  (auch 
wohl  -Taxen),  als  Gerichtskoston,  Vermögens-, insbesondcreGeldstrafenu.s.w. 
vor.  Eilte  gleichmäasige  allgemeiu  gültige  Einthcilung  fehlt  in  der  Praxis  noch.  In 
d  r  S.i.  lio  selbst  liegen  auch  manche  Si^hwieripki-ifi  n.  Di''  .Iiiri>iMud' n/  li;it  dii  >i-s 
wichtige,  so  viele  privatrtichtliche  Verhältnisse  beriihrende  dcbiet  des  (icbllhrenwe:^ens 
noch  nicht  genügend  bearbeitet.  Daraus  erklärt  sich  auch  der  häufig  bemerkbare 
Mangel  scharfer  juristischer  l'rücision  des  Ausdrucks  in  den  (iesetzen  selbst  Dies 
ni:rt  rielitiir  Mor,  K'andbemerk.  zum  Asterr.  Gebiihrengesct/.e,  Wien  ISTO  (Separat- 
abdruck  aus  der  ailgcmuiueu  östcrr.  Gürichti>2eituug),  eine  beuierkcnswertho  Abhandlung. 

IIT.  —  i?.  206.   Erhebtingsform  vieler  Gebühren. 

S  t  e  III  |)  e  1.  In  der  Fiiianzwissciischaft  hat  nanieiitlicb  ein  Uni- 
staod  Unklarheiten  Uber  das  Wesen  und  die  richtige  Einthcilung 
dieser  Gebühren  veranlasst,  ncmlich  die  äussere  Form  der 
Erhebung.  Viele  Kechtsgeblihren,  manche  mit  ihnen  i'älschlich 
ZQsammengeworfene  eigentliche  Stenern,  aber  auch  einige  Gebühren 
ans  der  zweiten  Classe  des  Gebtihrenwesens  werden  vermittelst 
eines  sogen.  Stempels  erhoben:  Es  wird  gesetzlich  vori,^e 
schrieben,  dass  hei  gewissen  RerUhnin^^en  des  Kin/.chien  mit 
Staatsciüiichtiingen  und  Thätigkutrii  I  n  d\?  dabei  vorkoniniendeu 
Schriftstucke,  für  gewisse  Urkunden,  Docuniente  u.  s.  w.  ein  vom 
►Staate  mit  einem  Werthstempel  versehenes  Papier 
(^yStempelpapier**)  oder  eine  staatliche,  auf  das  {Schriftstück 
zu  klebende  nnd  eventuell  zu  überschreibende  Stempelmarke 
gebraucht  werden  soll.  Durch  die  gesetzliche  Anordnung  des  Ge- 
brauchs des  Stempels  wird  also  bloss  die  Gebührenpflichtig- 
keit einer  solchen  Berührung  mit  einer  Staatscinrirlitnng  (oder  in 
anderen  Fullen  die  öteuerpfiicbtigkeit  in  eiuem  bestimmten 
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thatttächlichen  Fall,  bei  einer  gewissen  Handlung  u.  s.  w.)  aii8g& 
sprechen.  Die  Vorschrift  Uber  den  Gebranch  eines  Stempels  in 
bestimmter  Werthhöhe  normirt  die  Gebflhrensätze,  so  dass  der 

StempeltarifGeblihrentarif  wird.  Die  wirkliihe  Anbringnug 
des  Stempel«  aut  dem  bezllf^lichen  HchriltstUck  u.  8.  w. ,  wcklies 
di'ii  Beweis  für  die  Inanspruclnialmie  der  liesHmmten  StaaisthaiiL'- 
keit  (oder  iUr  die  Steuerpflichtigkeit)  bildet,  liefert  den  Beweis  lür 
die  Zahlung  der  Gebühr  und  die  Quittung  darüber.  Diese  Stemper 
luttg,  die  Benutzung  von  Stempelpapier  und  vollends  von  Stempel- 
marken ist  eine  ftir  die  Staatsbehörden  wie  für  die  Zahlungs- 
pflichtigen einfache  und  bequeme  Gebühren-  und  S ten er- 
erbe buugüionn.  Aber  eben  deshalb  ist  der  Ik^nii  einer 
bcs(tndern  „Stempel^ebll h r"  (Stoinpelgctlillo  ,  Stempel-  j 
Steuer^')  alt»  einer  eigenen  Gebtihreuart  unhaltbar.  Es  giebt  j 
immer  nur  mittelst  Stempels  erhobene  Gebühren  oder 
IStenem,  aber  keine  ,,Stenipelgebttbren'^ 

Etwas  Aciisserliclics .  ünweseniiiches  wird  bei  der  Aufstellung  vüü  ,.i>teinp«i- 
^cbubrun*'  zu  eiuuu  we^eiitliclicn  inneren  UtiterticbeidangBiiicrknial  {gemacht.  Die^ 
Zeigt  sich  auch  darin,  da^s  maii*  Ii.-  dcbiilni  ii,  statt  durch  vorKcbrirtäuiibäigen  (jcbrauck 
von  Stoirpclpapior  oder  8:'Mnp(liii;irken,  durch  unmittelbare  Ki  ii  l\  a^^  i  i  n  ij  c  '!e?  j 
S Ii  II  I  il  belraijs  erliobcii  werden.  Auch  ist,  wie  ;j:esav:t,  die  Erhebung  uiateUt  Stcm-  ' 
]iuU  keineswegs  auf  Hechts-  und  Verwaltuugsgebuhren  beschränkt,  wenn  sie  hier  aucJi 
am  Aelicstoii  und  Hftufigbteu  i»t.   Sie  dehot  sich  ihrer  formeUcn  Vorzlkgo  wegen  auf 
immer  ni-  hr  (i<  biet.-  dos  (i.  biihrcti-  und  des  eigentlich'  ii  St  UlTw  -  -cns  aus,  jene»  /_  B 
l)ft  li  n  Post-  u.  T«'lcj^raph' uKebuhren  (l'orto'.  denn  die  betr.  Mark'  ist  nichts  And-T  -s. 
als  «  lue  bteiupelmurke ,  dioe.^  /-.  JB.  bei  d.  liesleucrn  u::  v.  Zeitungen,  Buchera. 
BrochQren  (Pranlireicb),  Spielkarten«  Kalondero,  Tabak  (ratw.  KaDderoUisiuystein)  n.  h.  w. 
VgL  ttber  Kurland:   Vecke,  britische  St.uern  „(icbrauchsüteucrn  m  Stempelform". 
S.  21t),    iibi  r  Nordamerika  manchfrK'i  \\ aarenstenip«  ! ,   Hock,   l  in.  Amerikas 
b.  2UU  II.    W  '  chsel-,  viel«:  Urkunden-  j^l'outracl-»  Übligationeu-,  Aciicn-),  »JlrlÄchaft;- 
btcmpet'*  u.  s.  V.,  sind  keine  Gebtthronerheban^cn,  bondem  SteoererhebaDiren. 

Näheres  lilicr  die  Erhebungsform  von  (iebuhrm  (u.  gewissen  Sf<  iiern.  namerit! 
den  sogen.  Verkchrssteucrn)  in  i<in.  11,  ^.  32Ü— 324*  auch  S.  2»  Ii'.,  431»  Ü.  Schall 
a.  a.  U.  S.  b?5  H".    Ii  au  1»  ^.  231  tt. 

Die  ..Stein (iclgebuhr'  ab  besondere  Art  ron  Staatseinkauftcn  ist  uacb  Boxhoru. 
di.s<|ui^.  pulit.  Amst.  WiH  p.  SUl  von  einem  Holländer  erdacht  wonl  u .  itacl)  !  ^ 
(Ii"'  (ioiK  ralstaaleu  einen  Pp'i-^  auf  die  Erfiinlujig  einf»r  iienft«,  nicht  lini'  konden  uij>1 
doch  eintrügliühen  Abgabe  gescl/:t  hatten.  D.e  Eiiiluhrung  geschah  1('>24  und  «'.riftieä 
sich  bei  der  Menge  der  Vertragtsurkunden,  in  jenem  reichen  Land«:  jalirUch  au^ 
gestellt  wurden,  sehr  einträglich.  Der  gen.  Verfasser  ruhuit,  dass  die  (iebuhr  niedrig, 
dass  die  Unbegiiterten  nicht  davon  ■j>*»riitffii  wci'I ii.  il.is^  df-r  Ertrag  für  'Ii'-  Staat;- 
kassi*  gross  sei.  Eine  Art  von  iStempelpapier  kumml  zwar  schon  in  d«  q  rumi scheu 
(ttrüorxcn  vor  (Nov.  44),  aber  ohne  Erwähnung  einer  davon  angeordneten  Bezahl aag. 
Uci-kinann.  lU-itr.  X.  (iesch.  d.  l'ttiiHl.  11,  .'{00—310  Einfuhr,  in  England  l^Tl, 
l''ra:j  U  <■  i  r  h  ItiT.'i.  Oust.rr.  i  rli  \im.  Baiern  1690.  (Nach  Hau  §2:^1  Not  '»t 

Mcniprlmarkon  in  England  1^53  il»i.,  17.  Vict.  c.  51).  v.  4.  Aug.),  Oesterreich 
V.  V.  2^.  Marz  lN.i4  (v.  Czörnig,  Neugestaltung,  S.  14.')  ,  Frankreich,  Cic>.  »on 
11.  Juni  1859  (timbre  mobile),  Preuti^en,  Ges.  v.  2.  Sept.  1S62  d.  a.  L.  m.   Der*  . 
jenig'\  ttor  das  Blältchen  anllcbt .  rnnss  seinen  Namen  oder  die  Anf.mirshn.  ]i>iaHcu  ' 
<\f'<>  Si  hrüistUcks  <>*l(;r  das  Datum  darauf  sclir«  ili-n  mul  es  dadurch  zum  weiit  in  'h- 
brauchc  untauglich  machen.  In  gewiaacu  1  alicu  mu»»  auch  ein  öüeutl.  Beamici,  ^  B. 
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'ler  Behörde,  welche  das  Schriftstück  ausstellt  odor  beglaubigt  0.  8.  w.«  die  Debci^ 
!>cbreil)aag  der  Marke  vornehmen,  (Raii.) 

}iameotlich  Stein  hat  den  Stempel  als  eine  blosse  Form  der  Erhebung 
«jjier  Abgabe  richtig  getcenDzeichnet,  1.  A.  8.  153.  Aehnlich  aber  schon  Torber 
Umpfenbach.  §.  26  H. 

Von  einer  bc>nndercn  ,.Sf  ümi.clgebuhr*,  von  S t  «•  in p c  1  «i  fri! h' n,  als  ..einor 
iß  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  vorkommenden  (iebuhrenart"  s^pricht  auch  Rau 
in  231.  Stempel  auf  verk&ufl.  Gegenstände  (Zeitangen,  Spfelkarten)  siebt  Übrigens^ 

aii<  h  er  281  a.  K.  als  Steuern  an.  Die  Prttfaercn  stellen  Kau  folgend  meistens 
eine  besondere  Stempelsteuer  atif.  wie  es  die  Praxis  und  Oesetzsrchnnj^  »och 
heute  vielfach  thut,  so  in  Preussen  (Steulpcl^teucr  unter  den  indirectert  Steuern, 
bei  der  Einnabne  des  FioaDZininist,  Gerichtslro»teD,  Strafen  frQber  bei  denen  dos 
Jijstizmin.).  Vgl.  schon  Sonnenfels,  1  ti.,  dann  auch  Pfeiffer  I«  .'{45  Anm., 
der  d<  n  \tl^^•ltuck  Stempeigebuhren  rermeidet,  weil  der  Stempel  so  verschiedentlich 
verwendet  werde. 

Unmittelbare  Einkas^ng  grftsstentbeils «  venn  nicht  allein  bei  den  Gerichts- 

sebuhren,  s.  Fin,  II,  §.  322.  In  dem  österr.  Ges.  über  (lebuhreu  v.  9.  Febr.  werden 
.lUsdni'  Mii  li  die  n  n  m  i  f  1 1  V»  n  rc  ii  (Jchuhren.  welche  dun^h  iiriinitf-'nian'  Ein/ahlung, 
und  die  übrigen,  welche  durch  Verwendung  von  Su^mpclmarken  oder  Stempelpapier 
m  entrichten  sind,  unterschieden.   Vgl.  Dessary.  Österr.  Finanzgcsetztr.  S.  55.  In 

I  rankreich  gab  es  nach  Hocic,  Fin.  Frankr.  S.  1*»7.  Itcin  höheres  Stempelpapier 
:.Ia  10  Fr.  (iiössere  Reträge  werden  mittelst  Vidiruiij^  der  Urkunde  durrU  die 
stempelämtei  als  berichtigt  bezeichnet.  Es  ist  sogar  unzweckmässig,  wenn  eine  Ab- 
gabe stets  nur  in  Stcmpclform,  nicht  auch  durch  unmittelbare  Zahlung  entrichtet 
werden  Itann«  2.  B.  bd  der  Wechseibesteuerang.  Im  Sunmier  1871  soll  z.  H.  ein 
Wechsel,  gezogen  von  der  franz?^».  K'-'^iiL-runcr  niif  ein  Ikrl.  Haus  mit  (),'?  "NTarken  zu 
10  Thlr  v  .rseheii  worden  Bein.  Hier  hört  natürlich  die  Beiiuemlichkeit ,  der  Zweck 
der  gauzeu  Einrichtung,  aul. 

Aach  die  Leistung  sogen. Bei trftge*^  —  einmaliger,  insbesondere  zn  den 
Anlage-  und  ersten  Einrichtungskosten,  oder  lüch  fort  lau  Tender,  zu  den  Betriebs- 
kosten oder  zn  der  Verzinsung  fnnd  Tilciiim  des  Anlagekapitals  ein  r  öffentlichen, 
einzelnen  Personen  oder  Personeuiiiuppen  besonders  mit  dienenden  Einrichtung  —  i.>t 
principiell  eigentlich  nur  eine  Zahlung  von  G<>.bilfaren  in  einer  besonderen  Form 
der  Pauschalirung  oder  Abfindung.  S.  darüW  die  schönen  Erörterungen  von 
Neu  mann,  progress.  Einkommensteuer,  Kap.  2,  S.  4l»  If.  mit  den  dazu  gehör. 
.Noten  S.  205  ff.    Näheres  in  Fin,  II  §.  325. 

TV.  —  §.  207.  Geb  Uhren  der  zweiten  Classe  in  der 
Kecbtsform  des  Regals.  Auch  das  Kecht  der  Vornabme 
einzelner  zum  Gebiete  der  Cultiir-  und  Wohlfahrtaförderung  ge- 
höriger Tbäügkeiten  hat  sieh  der  Staat  mitanter  aaBsehliess- 

II  eh  Torbehalten,  wenn  aaeh  etwa  die  AnsttboDg  dieseB  Rechts 
dann  Privaten  ftberlaasen  wurde.  Auch  ein  solches  ansscbliess- 
liebes  Recht  des  Staats  ist  Regal  genannt  worden.  Die  Regali- 
drung  kauu  nua  hier  einen  zweifachen  Zweck  haben: 

1.  Sie  kann  einmal  wie  im  Falle  eines  wesentlichen  llobeits- 
rechts  ertolgen^  weil  die  bezügliche  Thätigkeit  nach 
ihrem  Inhalte  am  Passendsten  vom  Staate  ausgeübt 
«nd  die  Vornahme  der  Leistungen  durch  den  Staat 
dadurch  erleichtert  sowie  ihre  gute  Beschaffenheit 
verbürgt  wird. 

2.  Sie  kauii  aber  sodann  auch  bloss  oder  v orwi egen d  im 
Interesse   der  finauzielieu  Ausbeutung  einer  soicbeu 
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Tiiätigkeit  statttiudeu,  wobei  das  Regal  wesentlicli  zur  Steucr- 
form  wird.  Früher  war  dies  mebri'aeh  der  Fall,  namentlich  beim 
Mttnz-  ond  Postwesen  (Mttnzregal,  Fostregal).  Solche  Regale 
wurden  dann  von  den  „höheren'*  oder  ^^wesentlichen''  ab 
sogen,  nutzbare  oder  niedere  unterschieden,  zu  denen  ausser 
den  pjenannten  noch  gewisse  ^  i  und  Ii  c  r  rl  i  c  Ii  e  und  sonstige 
gewerbliche  K  finale,  alier  auch  nach  IJeehtsgeschii  lite  und 
geltendem  Rechte  nocii  maucherici  andere  eine  Einnahme  gebende 
Kechtsinstitute  zählen. 

In  der  Gegenwart  darf  nun  in  der  Kegel  bloss  der  erste, 
nicht  der  finanzielle  Zweck  Air  die  Beibehaltung  oder  Ein- 
führung der  Regalisirang  einer  Staatsthätigkeit,  welche  in  das 
Gebührengebiet  geheuren  soll,  euUcheiden,  so  namentlich  beim 
Post-,  Münz-,  TelegrapLieuweseD. 

Alsdann  erlangen  die  Einnahmen  aus  letzteren  Einricbiuugen 
aber  auch  eine  andere  ^Stellung  im  System  der  Staatseinoabmen. 
Sie  gehören  zu  den  Einnahmen  aus  Gebflhren,  während  die 
Einnahmen  ans  den  Übrigen  nutzbaren  Regalien  meisteuB  als 
eigentliche  Steuern  zu  betrachten  sind.  Das  Staatsvorrecbt 
bildet  dann  kein  characteristisches  Unterscheidungsmerkmal  mehr 
zwischen  diesen  Gebühren  aus  regaiisirten  Staatsthätigkeiten 
und  anderen  Gebühren. 

l'cber  tien  histor.  bcjirili  dos  Reg^als  n.  jseine  Entwicklung  h.  über  den  beut 
rechtl.  iiegriü,  soweit  er  überhaupt  im  geilenden  Kcciite  iiot.li  aiuuerkennen  ist,  sitLc 
Hollmann,  Gesch.  d.  Urepning»  der  Regal.  Ib04,  6  mein  er,  Beitr&fi^  z.Ijebr«T.d. 
K<'gnl  1S42,  Krau  t,  (irundrisü  z.  Vöries,  über  D.  Privatrccht  (^t-  A.  IS45),  §.  117  u.  tf. 
<,iii.  Ilt  naiiszuo:«'),  Kichhorn.  Ixcchtsgesch.,  Zarhariii,  Uber  Ke^al.  u.  s.  w.  in  dtr; 
Ztächr.  lur  Deutsches  Recht  B.  8.  13.  Höh  lau.  de  regai.  ootiüoe  u.  s.  v.  1S'>'>. 
Straocb.  ub.  Urspr.  n.  Nat  d.  Regal.,  1865  (kone  Uebersicbt  der  LebrmeiBnog^' :i 
d«>r  Aütorcn  üb<  r  d.  Begr.  Regal,  wroD  auch  sonst  im  Resultat,  dass  es  keine  Jurist. 
< 'onstruction  d-  s  K'i  iralheerHfs  crcbc  und  srebefi  könne  und  das  Regal  tiberhaupt  kein 
Jurist.  Begritl  sei,  von  zweUelhattem  Wenhe,  ebcnd.      TS>    Pözl,  Art.  Regal,  uiA 
Laspeyres.  Art.  Staatsmonopol  im  StaatswOrterb.  Vllt  und  IX,  Zacbarii,  P.  j 
Staatsrecht  §.  iHH  n.  tl".,  (icrber,  D.  Privatrecht  {4.  A  t,  bes.  §.  6T.  Booler,  I'.  | 
Privatrecht  {2.  A.  l*^nr.\  §.  <J4.    Stobbo,  Deutsches  Priv.recht,  2.   V.    B-  rl.  IhS». 
II.  84.    Vgl.  auch  Koscher.  Gesch.  d.  Nat.-Uckun.  Kap.  0  (Eiudringen  des  wäLjciica 
B^Iismns),  bos.  §.  39  S.  158  If.  «her  die  „Hcgalvirthsehafr  als  ZvischeBSdilb 
ZW^chcn  der  miUelalterl.  Domänen-  und  di  r  aiodernen  Steuer^'irthschai't.    Er  unter" 
sclioi-lAt  bei  den  ncncren  "\'«ilkern  7nv.  i  I'cii*nlfii  d.  s  Kf;^Mli>inus .   die  vxw-  im  A/i- 
schluss  an  da»  binkende  DMiii  iiienthuui,  wesentl.  feudali^tiscb,  di<>.  andre  an  das  b^rao- 
nahonde  Vorh«:rrschen  der  Steuern,  wesentl-  absolutistisch;  ieroervierGrappen:  Lehen.''* 
grf&lle,  die  mö-i^lichst  ausgebeutet  worden;   Krkl&runt?  aller  herrenlo«-r 
(iüter  —  weif  !:efai;>t       al>  Krongut;  Bezalil  u  nsr  en  für  die  eigene  poIit.j 
Thätigkeit  der  Regierung  (mit  vielen  g<b  u  h  reu  artigen  Abgaben;  tifwerb«« 
0.  Handelsgeschäfte  des  Staats  (Monopol  •',  aber  auch  manchen  rerschi^eM 
artig.  (ii\sichlsp«ncton  erwachsen  .  | 
Höch>(  i1>w  i'  hiMidr  V>ii>t'  Hungen  der  alten  ii  Publicisten,  aber  kaum  gerincv]  -* 
Aust.'inandcrgi'lien  auch       Ii  iji  i  hrtiti<^(^n.  wir,  Straurh's  Schrift  zeigt I  KloclJ 
Wort  de  aerariü  S.      d.  2.  A.,  reualia  vcni  ijuac  sint  vis;  dofiniri  potent,  gilt  eiaigvD 
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nassen  aqcIi  heute  noch.   Die  Aelteren  nehmen  zahllose  Regalien,  d.  b.  ?ornenilich 

nutzbare,  an,  so  Matthaeusdo  Afflictis  125,  ()hassan«-us  20S,  P«'trus 
Antonius  de  Petra  -ar  113,  Klock  S.  lÜT.  Vgl.  Bcrgias,  Magaz.  Art. licfj;»!, 
Yil,  242.   (Rau      Ibb  Nute  a). 

Anch  die  neueren  Joristen  sind  nicht  einmal  Uber  die  Zahl  der  fh\her«  selbst 
nicht  der  heute  als  Kesralien  anziis<-l)ciidcn  Rechtr  des  Staats  einig-.  Während  dio 
Kineo,  wie  Beseler  a.  a.  0.  S.  .Tf;t}  ii*  n  Pei^rnff  der  Kepalicn  „auf  die  hergcbrai  hten 
oder  festgestellten  Arten  beschränken,  ohne  dass  eine  Ausdehnung  desselben  uut'  vor- 
vandte  Verhiltnine  durch  die  wissenscb.  Doctrtn  zulAssij?  erscbeinrN  daher  Eif^snbahnon« 
Telegraphen  nicht  zu  den  Rej^alien  uroscliiclit  dios  von  anderen  wieder,  so  von 

Key  sc  her.  Ztschr.  f.  I>.  Recht  B.  i:»,  8.  24 Ii  .  eb.  B.  19.  so  noch  ntMipnlinirs  in 
Betreff  der  Telegraphen  von  Meili,  Telegraphcnrecht,  Zilr.  1871.  Sicher  ist  es  da- 
her schon  schwer,  sich  fttr  die  Finanzwissenschaft  ron  den  Rechtshistorikem  und 
Juristen  Raths  zn  holen  über  den  jurist.  B^rri^'  des  Itcgals  zu  irgend  einer  bestimmten 
Z^Mt.  Um  so  Wf'niirer  kann  uns  die  verwandte  Disciplin  einen  klaren  fi n an z wissen- 
schaftlichen Bcgnil  des  Regais  bieten.  Dies  erkannten  schon  die  Cameralistcn  des 
ror.  Jahrhunderts,  so  (in  Ankuupfuni^  an  Seckendorff)  Justi.  FinanzSfStcm  §.  2(i2, 
Staatswirthschaft  II,  §.  95.  97.  Bergius,  Magaz.,  VII,  243  C,  Sonnenfels. 
Fin.  ^  welcher  letztere  in  §.  110  klar  trennt:  diejen.  Reealien,  welelie  ihrer 

Wesenheit  nach  Steuern  u.  Abgaben  u.  nach  aiigeinetitcn  iirundsätzcn  der  Steuern 
zn  rerwalten  sind  n.  die,  welche  als  Halfstheile  zur  Beförderung  der  Polizei  u.  Hand- 
lung beitragen. 

Ueber  den  historischen  n.'grifr  der  Ke<i:ali<'n  sei  bemerkt,  das^  der  Ausdiuik 
in  Rcichsgesetzen  zuerst  im  12.  Jahrhund,  vorkouimt,  so  iui  Wormscr  Coucordat.  für 
d.  Temporalicn,  die  den  Bischöfen  voui  Kaiser  verliehen  werden  ^Pertz,  legcs  II, 
p.  7P>,  69.  80  auch  Strauch  a.  a. 0..  S.  1  ff.,  Beseler  S.  358%  dann  in  der  Constit. 
I  rie.l.T.  I  de  reiralibus  v.  11.')*^  {Pert-^.  II.  p.  III)  für  die  kais.  Befugnisse  in  Ober- 
italten,  die  andere  Personen  nur  durch  Beiehnung  erlancren  konnten.  Später  entwickelt 
dich  der  Begriti  Regal  so,  dass  darunter  die  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt 
alt  solchem  (in  Deutschland  frfther  dem  König,  spiter  auch  dem  Landesberm)  7n> 
stehenden  Rechte  (einerlei,  ob  wesentl.  selbstverständliche  Ausflüsse  der  Staatsgewalt 
oder  ob  auf  bcsond.  Thatsachen  im  einzelnen  Staate  bcniliendo  Rechte-  ver^^tanden 
werden,  so  allgemein  in  Deutschland  im  16.  JahrhunderL  Die  Abschwächiing  der 
laiserL  Gewalt  brachte  nur  zu  Wege  dass  die  Teriitorialherren  die  meisten  Kegalien 
an  sich  ziehen  konnten.  So  war  lange  Zeit  Regal  und  Hoheitsrecht  identisch.  Zu 
diesen  Regalien  peh^^rt'^n  aber  naroentl.  auch  gewisse  fiscal.  Rechte,  deren  Bedeutung 
eben  in  ihrem  linanz.  .Nutzen  lag.  ^S.  Roscher  a.  a.  0.  S.  lös — 160.)  Die  An- 
wendung mancher  ^tzo  des  rOm.  Fiscalrechts  hat  zu  dieser  Entwicklung  beigetragen. 
Noch  mehr  hat  d<  r  vielfache  enge  Zusammenhang  oder  das  völlige  Zusammenfallen 
von  Landeshoheit,  Lehcnsherrschaft  und  Gi  uudlierrsi  haft  i]<t  Verbindnnir  solclu  r  fiiian/. 
Rechte  mit  den  Regalien  Vorschub  geleistet.  Vom  10.  Jahrb.  un.  wo  der  Staatsbt.-gritl 
scharfer  bmorzutreten  beginnt,  erfolgt  dann  in  Theorie  u.  Pra:ds  allmälig  eine 
Trennung  der  bunten  Mannig^faltigkeit  ron  Rechten  des  Inhabers  der  Staatsgewalt, 
w'rlelio  nnter  dem  Namen  Keiraiien  zusammenjrefasst  wurden,  und  zwar  sn .  da-^s  dir; 
wesentlichen  Regierungsrechte,  die  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  gehören 
und  im  «.noch  so  eng  gefassteni  Bcgrilf  des  Staats  liegen  (wie  Ziegler  bei  Strauch 
1.  c  de  jnr.  majcst.  tract.  1681  sagt:  jnra  quae  gnbernationem  et  statum  ipsum  reipubl. 
*^oncernant)  Jifllicre,  majora,  die  von  wesentlieh  bloss  finanzieller  Redeu- 
tunj?  (commoda  et  cmolnrnenta.  <|uae  e.\  bonis  publicis  ....  percij>iunlnr ,  ders.\ 
niedere  oder  nutzbare,  mmura  genannt  wurden.  Wie  ..die  begrii  t  liehe  ünter- 
scheiduttg  der  dem  Staate  seinem  Wesen  nach  zustehenden  Hoheitsrechte  von  den 
zufällig  erworbenen  fiscalischen  Rechten,  die  der  Staat  nur  so  besitze,  wie 
hie  auch  ein  Privat-  r  besitzen  könne"  nur  eine,  der  Consc«iuenzcn  der  Entwicklung 
dcÄ  Sonveränetätsbegrills  gegen  Schluss  d«^  Mittelalter  war,  zeigt  (j  ierke.,  ücnosscnsch.- 
recht  nt,  623  (1881). 

Ftlr  jene  wesentlichen  Hoheitsrechte  kam  der  Ausdnick  Regal  dann  allmälig 
mehr  und  ni  hr  ausser  (jebrauch,  so  das.s  Wissenschaft,  ^ieset/'icbnnu"  Ufid  Praxis 
unter  Re/ralien  schlechtweg  nutzbare  oder  Tinanzregalien  verstanden.  i)a/,u  ge- 
hörten nun  bes.  zwei  dassen:  grundherrschaftliche,  welche  Beschräiftungen  des 
priraten  Gmndcigenthums  in  ausschlicssfnden  Rechten  des  Staah},  gewisse  „herrenlose" 
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S.u  lirii  in  Besitz  zu  nehmen,  rniluili.  n  vom  nlto^TiTi  «  ht.'  nirlif  lifL-innt .  nairsr.'itL 
JJerg-,  i>al/.-,  Forat-,  Ja«rd-,  lischereiregal)  und  gewerbliche  Kegalicn  (bes.  Vost 
und  Mttiize,  früher  zahlreiche  andere,  sehr  verschieden  in  den  einzelnen  Lindem). 
Die  iietianntcti  sind  die  cinzijj^eü  Regalien,  welche  neuere  (ieruaniaten ,  wie  Beselcr 
.S.  f50n  als  f^iy'eiitlich  noi/h:irr  IJejralien  d"'>  ((x-d  i  n  t  !reui?M:i''n  Krohfs 
anciicnuen,  wahrend  sie  allgein.  Vorrecht»!  des  Kiscua  aui  erblosr  Guter  u.  s.  w.  voii 
den  l\L';ralicn  au»schlicsscn.  I)aui  !:.  n  i!«t  ilor  BegriH"  der  nut/barcn  Hegalien  voiu 
(teseiz  (80  im  Preuss.  Ally.  L.  Kecht  ThI.  II,  Tit.  14  §.  21.  24^  wohl  weiter  g. - 
fasbt,  dass  das  Nutzunnsrechl  der  im  gemeinpri  KijTt  nthum  des  Staats  htehendcn 
Land-  und  Heerstrassen,  d»  r  von  Natur  schitlbaren  Ströme,  des  Ufers  des  Meers,  der 
Uäfeu,  feru<  r  das  Recht  auf  alle  .Vrteu  herrenloser  Guter  (verlassener,  erbloser  u.  s.  w  ), 
das  Recht,  verwirkte  Guter  einzuziehen«  Geldstrafen  aufzulegen,  Abzogsgelder  zn  for- 
(h  rn  (Preuss.  Landr.  a.  a.  0  i?.  '2''>  .  einllich  mitunter  noch  wcifer  Zölle,  (jcleitsgelder. 
Sportein,  Stemptd  u.  s.  w.  uni.  r  i'  it  Regalien  KesTriflen  sind.  Dass  dies«-  Regalieu 
zum  staatsrechtl.  Be;cnll'  des  Dutiiaiuuuis,  die  Einnahmen  daraus  zu  den  Kammcrciu- 
Icitnften  geharten  n.  der  Einwiricnng  der  Landstindc  entzogen  waren,  hat  abermals  aor 
d.  Verwirrnng  in  d.  Ansichten  über  diese  Re|::alien  al>  Einnahm<-art  gesteisrert.  weil 
d  Steu.  rcbaractt  r  hr  vieh  r  nun  ?oll«'nds  verkannt  wurde.  Trotzdem  stellte  d.  öffentL 
Kecht  öfters  aucii  wieder  die  Regalien  den  Eigen thuuisrechtcu  am  werbenden  Ver> 
mOgon  (Domänen  u.  8.  w.)  wie  andererseits  dem  Rechte,  Stenern  aofznlegon,  geeen* 
Uber.    iViil.  f.  die4>o  historische  Harlejcun«;  bes.  Strauch,  PözU  Beseler  a.  a.  O.) 

Auch  Rau  wie  die  Cauioralisten  des  vor.  .Talirli.  sah  daher  ein  166  d.  5.  A.), 
dass  dieser  rechtsgeschichtl.  u.  positivrec htl.  Begriff  Regal  fUr  d.  if ioanz- 
wissensch.  schlechterdings  u  n  brav  chbarseL  ersetzte  ihn  ddrch  den  fin  an  z» 
wissenschaftlichen:  ein  Vorrecht  der  Staatsgewalt  in  Rezttg  avf  eia 
(m  ä  i  rl»p.  das  ohne  besondere  cre«et/l.  Rr^timmung  zu  den  burgerl.  Nahninirszweig^ii 
geliiireu  wurde,  u.  rechnete  unter  solche  Regale  die  Berg-,  i>Hlz-  u.  balpeter-,  J&gd- 
n.  Fischerei*.  MQnz-,  Tabak*  n.  and.  Gewerks-  n.  Handels-,  Post*,  Staatseiscnbahn-. 
Fahr-  u.  KJOss-  u.  (ilücksspielregalo.  Aber  hierbei  warde  der  schon  von  Sonnea* 
fels  a.  a.  ().  klar  erkannte  Steiierch  arartcr  der  einen  u.  polizeiliche  oder 
Verwaltungszweck  der  anderen  Regale  wieder  Ubersehen,  was  ich  jetzt  durh 
Einreibung  der  erstereu  Hegalien  unter  die  eigentlichen  Stenern  und  der  letzteres 
unter  die  (lehuhren  berichtigt  habe.  Im  (irundc  ist  zwischen  meiner  n.  Stein 's  Auf- 
f.issinisr  kein  »-hr  irrosser  rnterschied.  nur  dxss  ich  <;l.iiitM'.  den  neuen  Stein  ;>'  ]i'n 
Retcaibegriir  u.  damit  eine  sei  bstständ  i  ^e  Kinnahm'  art  der  Regalien  lui  Eio-> 
nahmesystem  der  Finanzwissenschaft  K'guiiwärtig  fast  ^ziii  verwerfen  und  di« 
Stein 'sehen  Regalien  unter  die  (iebuhren  i  Mimze,  Post,  Teli^raphen)  oder  unter  die 
privatwirthscliafü.  Einnahmen  (Eisenbahnen)  oder  unter  die  Sleoem  (Lottos  reifaea  zu 
müssen. 

Die  Finanswissenschatlt  mnss  daher  vor  der  V  e  r  m  e  n  g  u  n  g 
der  Finaozregalien  QDd  Gebühren  warnen.  Ueber  SnssereD 
Aehnlichkeiten  werden  hier  die  tieferen  Verschieden- 
heiten übersehen. 

Die  äussere  Aehnlichkeit  liegt  darin,  dass  sich  jedesmal  eine  Einnahme  xu 
eine  speeielle  Staatsthätigkeit  und  zwar  an  eine  dem  Staate  ausschliesslich 
vorbehalte  ne  ankti'i)>tt.  Aber  weder  erfolgt  die  Thätigkeit  bei  dem  Finanzregal  zu 

(lernvellien  ZwecL-  wie  Ivi  der  Celjühr,  nof  }i  iM-ruht  ila^  St;n(«5vorre.  ht  fia-  di.'  A 
Ubung  der  Thatigkeit  beide  Male  auf  dem  gleichen  inneren  <irunde.  Die  mit  iie- 
huhren  verbun dene  Staatsthätigkeit  ist  Verwirklichung  der  eigontlichea 
Staatszwecke.  Die  bei  einem  PInanzregai  erfolgende  Ist  bloss  Mittel- 
he?rh  a  ffun fUr  die  A  ii ->  fii  h  rn  n  g  von  Staatszwecken.  Das  aii'^srhÜesslich'^ 
Rerht  des  Staats  dient  dort  zur  liesseren  Verwirklichung  der  Aufgabe,  hirr 
zur  Erziclung  einer  höheren  Einnahme;  hat  dort  einen  politischen  (volks- 
wirthschaftlichen,  cultnrlichen ,  socialpolitischen).  hier  einen  bloss  finanziellen 
Zweck.  Bei  dieser  (irundverschiedenheit  kann  der  /.ufallitre  Ftiistand.  dass  <»  U  hr»  , - 
zweige  wie  Post,  MiJnze.  ffcMchichtlich  und  oft  noch  nach  dem  gelfenflen  1  iiunzreebt 
zu  den  Kegulien  gehören,  so  wenig  für  eine  Zusammenwcrliing  mit  den  eigentlichen 
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Piaamr^^en  nnd  far  die  Verkcnnang  des  wahren  Stcucrcbaracters  der  letzteren 
«<p!vr hen,  als  dt«.-;  die  änssr-re  Acbnlichkeitdcs  öboaomiacb'-tecjiikischen  Moments  in  bei« 

deu  Einrichtungen  thun  darf. 

V.  —  §.  208.  Finanzwißsenschaftliche  Aufgabe  im 
Gebflbren rechte.  Gebühren  scbltesaeD  sich  demnach  immer  an 
solche  Einriehtnngen  und  Anstalten  des  Staats  an,  welche  in  einem 
allgemeinen  Öffentlichen  Interesse  znm  Zweck  der  Aus- 

fiihriTTiop  von  Staat.saufgaben  unternommen  werden.  Im  eoncreten 
Falle  wird  daher  stets  zu  untersiieben  sein,  ob  und  wieweit 
tiberliaupt  eine  Geblibr  erhoben  oder  nicht  etwa  besser  ganz 
oder  doch  in  grösserem  Umfange  als  bisher  auf  Einnahmen  aus 
solchen  Staatseiorichtungen  verzichtet  werden  soll.  Geschieht 
letzteres,  so  müssen  die  Kosten  der  Institatlon  aas  eigentlichen 
Stenern  gedeckt  werden ,  wie  ohnehin  bei  sehr  yielen  nnd  gerade 
bei  sehr  wichtigen  und  kostspieligen  Staafsleistungen  (namentlich 
ffir  Rechtssicherheit  nach  Aussen:  Heer  und  Flotte).  Hier  weicht 
dann  das  GcbUhrenprincip  dem  ^^Princip  der  reinen  Ausgabe'^ 
(§.  201). 

Die  Tntscheidung  hicrühcr  wird  im  einzelnen  Falle  noth\renJig  immer  mit 
Sdcksicht  auf  die  jeweilige  Finanzlage  zu  trettcn  äcin,  also  ob  andere  Aus- 
gaben ibi^fbUoD  sind,  sonstige  geeignete  Deckungsuiittet  zur  Verfügung  steben  u.  s.  w. 
Aber  aclilicsslich  muss  die  Entscheidung  doch  nicbt  vom  finanxiellon  (iesichii»- 
pUDctp.  sondern  von  den  richtigen  Anfonl*  niitcren  dor  politi^rlitMi,  so'^ialen,  volkswirth- 
ächaftiichcQ  und  (Juitur- lutorc&äcn  abhaugeu.  Das  üuan/icUc  Ltlcre^sc  rcchtiertigt 
gegenüber  dem  als  mangelhaft  crkumten  bcstohendfA  ZiMtaocIo  liOch»tens  eine  Vor* 
zögerung  einer  nothwendigen  Beform,  einer  Ermässigung  oder  solbet  Beseitignng 
des  Gebuhrcnwescns.  nuis:^  aber,  wenn  jene  ciitsclieid«'ndert  Intcros?eti  fiir  eiiic 
solche  Kelorui  fc|>r.  <  li'  u ,  nur  um  so  eifriger  auf  baldige  finanzielle  i>urchtührbarlieit 
der  Massregel  hiugcstrebt  werden,  so  also  namcutl.  in  den  wichtigen  l  allefi  der  Kcchts- 
und  Verwdmngsgebttbren .  des  Woge-  und  Wasieigelds,  der  Post,  der  MUniee,  des 
Schulgelds  an  niederen  Schulen  u.  ?.  w. 

Hieraus  ergiebt  sich  auch  für  die  Theorie  der  wichtige  Folge- 
salZ)  dass  die  Lehre  von  den  Gebühren,  ebenso  wie  diejenige 
von  den  einzelnen  Gegenständen  des  'Fioanzbedarfs,  nach 
ihrer  Hauptseite  nicht  in  die  Finanz  Wissenschaft, 

sondern  in  die  theoretische  Politik  und  in  die  Verwal- 
tungslehre  (einsolilicsslich  der  Volkswirthschattspolitik ,  in 
Betreff  der  Kechtsgeb Uhren  namentlich  in  die  Justizverwaltungs- 
lehre) gehört.  Denn  die  Frage,  ob  und  wann  überhaapt,  ferner 
in  welcher  Höhe  Gebtthren  erhoben,  ist,  ebenso  wie  die 
Frac;c,  ob  nnd  welche  einzelne  Ausgaben  gemacht  werden  sollen, 
nach  Gesichtspuncten  der  Verwaltungspolitik  zu  entscheiden. 

Dies  ist  ftlr  die  spätere  Darstcitang  der  Gebohrenlehre  zo  beachten.   Auch  die 

Ucbersicht  und  Besprechung  der  ciu/chK-n  (iL-iniltren  gehört ,  wie  die  der  einzelnen 
Ausgaben,  mehr  /nr  l'inan/statistik  als  zur  rinanzwissenschaft  und  l-'iDan/.poiililf. 
S.  Fin.  ir,  Kap,  1  ii.  üben  S.  ;jy>,  Eml.  zu  Kap.  2. 

A.  Wigncr,  Kiuauz»l*«en.vhaft  1.   3.  AuU.  3l? 
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Leider  zeigt  die  FinaDzgescbiohte  und  der  gegenwärtige  Za- 
stand  des  Gebtthrenrecbts  in  deo  meisten  Colturstaftten  ein  ganz 
nngerechtfertigtes  Vorwalten  des  finansieUen  Inter- 
esses im  GebQhrenwesen.  Die  Grttnde  dafUr  Hegen  wenigstens 
zum  Theil  mit  in  der  rechtsgescbichtlichen  und  positiv  -  recbtlichen 
Yernien<2:nng  von  Gebliliren  und  Finanzregalien.  Die  Aufjrabe 
der  Wissenschaft  und  der  rationellen  Praxis  ist  es  daher,  die  A  n - 
forderuiigen  der  Politik,  insbesondere  der  Social  ,  Volks- 
wirthsebafts-,  J  astiz-  und  Unterricbtspolitik  in  folgen- 
der Weise  znr  Geltang  zn  bringen: 

1.  Es  mnss  zwischen  Gebühren  and  Finanzregalien 
streng  unterschieden  werden. 

2.  Die  G  c  b  ü  h  r  e  n  p  t'l  i  e  h  t  i  g  k  e  i  t  von  Iki  ühruiigen  der 
einzelnen  Personen  im  Staate  mit  StaatsthUtigkeiten ,  Einrich- 
tungen u.  s.  w.  ist  genau  zu  begründen  und  zu  begrenzen, 

Ausdehnung  der  Gebiihreniiflirhtigkeit  auf  unpassemli-  Falle  ist  niihedingt 
zu  verwi  ifVn,  also  da,  wo  von  einem  husünilin  ii  Nutzen  des  Eiii/.cIii'  U  aus  t'inor 
rUhruu^  uiit  einer  biaatsthätigkcit  oder  von  einer  besonderen  KobteuveruraacLuug  liuri  h 
den  Einzdien  gar  nicht  ernstlich  die  Bede  sein  kann  odtf  Natz^  wie  Kostenaiacbiing> 
in  solchen  F.lllt  n  ganz  unbedeutend  sind.  Ob  und  wie  weit  hier  eine  Abu'abc.  w  elche 
als  Gebfilir  zu  verwerfen  ist.  als  Steuer  beding-t  oder  unbedingt  zu  rechtt-ttiErea 
iüt,  muss  nach  Geüichtspuuctco  der  Beäteuerungbpolitik  entschieden  werden.  S.  h  it^  It, 
439  ff. 

3.  Für  die  B  e  m  l  8  s  u  n  g  der  H  h  e  der  G  e  b  ti  h  r  a  1  s  A  u  f - 
läge  (oder  Steuer  im  w  e iteren  Sinne)  muss  der  Gesie  h  t  s- 
punct  der  leitende  sein,  dass  der  Staat  die  bezügliche 
Tbätigkeit  stets  mehr  oder  weniger  auch  im  allge- 
meinen, Öffentlichen  Interesse  ansflbt 

Daher  braucht  der  Kostensatz  einer  solchen  Thitigleit  dem  Einzelnen,  weldier 

von  dieser  letzteren  einen  Nutzen  zieht,  nicht  vollständig  augerechnet  zu  werden,  denn 
Andere  (Alle  oder  die  Gesammtheit)  sind  an  dieser  Nutzcngew&hrung  zu  Gunsten  de^ 
Einzelnen  doch  immer  mii  inieressirt  und  ueliuien  in  Folge  der  »^esellschaitiiche« 
Zasammenhftnge**  sozusagen  mittelbar  daran  ThetL  Je  mehr  letzteres  der  Fall  Ist, 
desto  niedriger  darf  die  Gebtlhr  angesetzt  werden  and  unfelieblt  8.  Kähcmi  in 
Fin.  II,  §.  3J7— 319.  — 

Hieraus  ergiebt.  sich  auch  die  Regel  für  den  üebergang  der 
Gebühr  einerseits  naeh  Oben  in  einen  solchen  Satz,  welcher 
dem  Staate  eine  volle  privatwirthsohaftHche  Rente  ans  der 

Tbätigkeit  (mitunter  selbst  noch  darüberhinaus  eine  eigentliche 
Steuer)  abwirit,  andererseits  naeh  I  nten  in  einen  so  ge- 
ringen Satz,  dass  der  JStaat  fast  die  ganzen  Kosten  dei 
bezUgliehen  Thätigkeit  aas  allgemeinen  Einnahmen  decken 
mnsS|  bis  scbliesslicb  etwa  anf  jede  Gebühr  versiebtet  wird: 
die  letztere  läuft  durcb  eine  ganze  Stufenleiter  von  Sätzen  von 
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einem  Miniiniini  (von  fast  Kn)1)  an  bis  zu  einem  Maxironm  und 

geht  in  ciDcn  vollen  privatwirthschaftlichen  Preis  über,  je  mehr 
bei  einer  Staatsthätigkeit  das  rrivatiiiteresse  des  einzelnen  Re- 
nntzcrs  das  allgemeine  Interesse  der  Gesannutheit  au  der  Ausübun^ij 
jener  Tbätigkeit  durch  den  Staat  tibersteigt  oder  sehlieseUch  last 
nnr  allein  vorhanden  ist;  ferner  vollends,  je  mehr  der  £inzelDe 
dnrdi  seine  Sebald  eine  Staat8tbätigls.eit  Überhaupt  nothweudig 
gemacht  hat  (Finanzprineip  bei  Criminaljnstizkosten,  bei  chieanOsen 
oder  leiehtsinnig  angestrengten  Civilproeesflen ,  bei  Geldstrafen). 
Hieraus  sind  Principien  für  die  Hohe  d  e  r  G  c b  ü  h i  en sätze 
im  Grossen  und  Ganzen  abzuleiten^  welche  in  der  speciellen  Ge- 
bUhrenlebre  darzulegen  sind.    (Fin.  II.  §.  318.) 

Vgl,  die  in  einer  Hinsicht  selir  älinliche ,  in  an<lertT  grundverschiedene  Auf- 
fassuDg  ron  Stein.  2.  A.  S.  215  H'.  Er  sagt,  die  Höhe  der  (iebiilir  L^nne  weder 
nach  dem  Werth  der  Leistung  für  den  Gebührenpflichtigen,  noch  nach  d<-n  Kostea  der 
Aosabiuig  der  Lefstang  bemessen  werden.  "Wäre  dies  richtig,  obwohl  ja  die  Schwierig* 
keiten  ira  einzelnen  Fall  nicht  m  v.rk.-'iituMi  sind  und  mtlsste  demnach,  wie  St.  in 
behauptet  'S.  217).  die  Gebühr  iiiimrr  den  Chur.ir'ter  der  VcrkohrsjsteiJer ,  aNo  der 
eigcntl.  Steuer  haben,  so  fiele  der  wesentliche  Lntcrschi<'d  zwischen  Gebuhrcü  u. 
Stoaero  gftoz  fort  n.  damit  die  Gebühren  als  selbststand.  Einnahmegrattung.  §.  209  u.  IT. 
Alles ,  was  Stein  übrigens  hier  u.  an  anderen  Stellen  der  Grbtilirenlohre  sagt,  passt 
wied'T  freradL'  so  auf  seine  Regalien,  weshalb  atnh  de:>halb  die  Alifn^tuiunir  der 
letttert'D  von  den  Gebühren  wülluhrlich  erscheint  und  auf  einer  Ueberschätzung  einiger 
ganz  modener  Verkehngestaltangen  bemhen  möchte.  Stein  hat  die  EtnwSnde,  weiche 
ich  ihm  in  d.  6.  Ausg.  von  Rau  machte,  nicht  beachtet,  aber  aurh  nicht  zu  wider- 
legen ?ennocht.  S.  auch  die  tn'fllirhf-n  Au'^fidirungcn  Schäfflc's,  Sr.  r|><-)lit. 
S.  47T  IT.,  worin  ich,  wie  in  di  u  weiteren  Bemerkungen  S.  öOb,  514  tl.  nur  das  Zunu  k- 
gehea  mS  die  dtere  Atuftonng  verkelirsBteaerartiger  Abgaben  ab  Gebahren  nicht  lUr 
tiebtig  halte.   Vgl.  ferner  Schftll,  a.  t.  0.  S.  82  ff. 

4.  Absehiiitt 
Allgemeine  Betraehtuug  der  eigen  tiieheu  Steuern» 

Dieselbe  beschiänlt  sich  anf  eino  rorltufi^e  allgemeinste  Orlentimng  ttber  den 

Gegenstand  aus  dem  in  Jicsem  Kapitel  überhaupt  leitenden  Gisichtspunct  der  Fest* 
Stellung  der  Terminolofiri  i;  iiml  di  r  Classi  ficatian  der  ordenflii  Ii -n  Einnahmen. 
S.  jetU  die  umfasseudü  „allgemeine  bteueriehre"  in  B.  11  der  iiu.wiss.  S.  150  ü., 
ISe  ffl  bis  Schlnss  des  Bandes. 

I. — §.209.  Die  zweite  liaiiiitart  der  staatswirthscbaftlichen 
Einnahmen  oder  Auflagen,  die  Steuern,  sind  Zwangsbeiträge 
der  Kiozelwirthschaften  (Einzelnen)  zar  Deckung  der  allge- 
meinen Staatsansgaben^  welche  Tom  Staate  kraft  der  Souveräne- 
tftt  (Finanzboheit)  in  einer  Ton  ihm  einseitig  bestimmten  Weise 
und  Höhe  als  generelle  Entgelte  nnd  Kostenersätze  der  ge- 
sammten  Staatsleistungen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  und 
Maassätäben  eingefordert  werden. 

32^ 
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Dies  i-t  (l'-r  Bejiriff  der  Stenern,  wenn  ihr  nurhster,  rein  finanzieller 
Z^'eck  ios  Auge  gelaust  wird  6ol\  diu  Steuer  gleichzeitig  socialpolitiscben 
Zwecken  dieBen,  d.  b.  \n  diejeni;?c  Vcrtbeilung  d(f»  Volkseinkommens,  welche  im 
privaiu  irthschnfUicben  CüocHrrunzhyblem  vor  sich  geht,  rc^:ulireiid  ein  greif  ea 
(§.  2T),  so  muss  die  PfjrriHsbestiinTrnns:  etwas  tnodificirt  und  eine  Hinwei«nn«r  anf 
diesen  /weiten  Zweck  mit  in  sie  aufgcuoinmeü  werden.  Die  Steuern  aiixd  dann  Zwaugs- 
beiträge  dor  Einrelwirthscbafien  tbeUs  rar  Deckung  der  allerem  einen  Stentwnsgisbea, 
theiN  zur  Herb«  iiuliniiig^  einer  ver&nderten  Vcrtheilung  doe  Volkseinkoinmen:». 
Trpr>nd  erheblirli.T>-  Erl»-»  liaHssteuern  und  üvwi-sc  Ycilchrssf.  n  rn  haben  R.  ilf.^s« 
Wirkung,  auch  wenn  »ich  die  Ciuselzgebun^-  dessen  nicht  klar  bcwu»ät  ist.  Diu  Xiccilt' 
fertigunir  dieses  socialpolit.  Zwecks  der  Besteuerung:  liegt  in  den  Aosftibmnireii  ^ 
§.  27  und  allgemeiner  in  der  in  d.;r  ..firiiiuUegung",  bes.  1.  AUth.  Kap.  2,  i^.  TG — Sl, 
•14—107,  Kap.  :i  u.  4  nebst  Abth.  II  näher  entwickelten  n.  motivirten  Auffa-snnr. 
\\  Citren  in  Kin.  HS.  151  u.  bes.  §.  :m,  in  den  Abschn.  t».  2y;>  tl.  ubor  .Ul- 

gemcinheit  u.  Glei(hmäs>igkeit  der  Besteuerung.  §.  470  II.  (Besteaer.  d.  Coojanct- 
gewinne),  §.  4S2  11'.  (Krbsch  stX  Eine  »chiefe  Polemik  gegen  meino  AafEuniBi:  bei 
11  elf'eri'  h .  allg.  Steuerlehre  in  Schf-nbcr^'s  Handb.  II,  III;  tla.regeü  mein  Auf;*. 
ebftTidas.  S.  259.  Eine  besondere  N\  iderlcgung  H.s  scheint  aiir  überflüssig.  Seine 
eigene  Definition  S.  110  ist  nnnöthig  weitläufig  u.  in  zweifacher  Beziehung  aacli 
falsch.  Denn  eininal  gehört  das  Gerechtigkeitspostniat  der  Steuervertheiiung,  die 
(i  1  ei  r-li  ni  itssigkeit,  nicht  znin  Bet  riff  der  Steuer  u.  sodnnu  ist  der  du»  h  wenigstens 
ni<v.;liclie  und  öfters  thatsärblichc  Zweck  der  Steuer  nicht  imnicr  nur  „die  Be- 
liicdigiiag  der  allgeui.  öliuuti.  Bedürfnisse,  wenn  und  soweit  die  Kinnahmen  aus  dem 
privatrcchtl.  Erwerb  n.  8.  w.  a.  aus  denj.  öffend.  Geschftften  nnznreichend  sind,  bei 
deren  Ausübung  besond.  Abtraben  erhoben  werden",  sondern  e, nt.  -ben  t-ln  Ei  n  grei  fcn 
in  dif!  priv.  V.jrniögensverhaltnis-ie.  —  lieber  die  Besfritibbestiniuiuii^::  «l-r  Steuern  s. 
auch  A.  Held,  Kinkoumuust.,  S.  11,  wo  jedoch  unrichtiger  Weist:  nur  von  eiiiäm 
Zwang  des  Staats  gegonUber  seinen  Untorthanen  gesprochen  wird«  was  eine  — 
vielfach  nothwendige  und  verbreitete  fiesleuening  Fremder  ausschlieesen  worde; 
die  Definition  ist  also  zu  eng. 

Ucber  das  Wort  Steuer  bemerkt  Kau      247  Aum.  a: 

,,S(eaer,  ehemals  Sture,  Stior,  beisst  im  Allgemeinen  Stlllxe,  Hilfe;  dalirr 

Steucrrnder.  —  zur  Steuer  der  Wahrheit.  Enjfila  stiura.  Schutz  der  Eujrel.  bei  Ott- 
fried, vgl.  Hullmann,  Kinanzcesch.  drs  Mittelalters,  S.  Hf».  [S.  auch  Waitz.  D. 
Yerfassungsgesch.  H,  (2.  A.).  öGÜ  Uber  steova,  stuoi'aj.  Aehniich  aide«  adjutoriuiü  in 
l<'rankreich.  —  Abgabe  hat  öfters  eine  allgemeinere  Bedeutun^r,  indem  ^  jede 
dauernde  Entrichtunu:  anzeisi,  i,  B.  aus  dem  gutsherrlichen  V  rl.anJe,  oder  dos 
Sohnes,  der  dt-n  Hof  Obernommen  hat,  an  die  Eltern.  Es  »riebt  daher  Privat-  und 
Staatsabgaben,  bedungene  und  auferlegte  Letztere  «ind  \iiach  Kau)  Auflagen.  V'gL 
abweichend  Schön,  Grunds,  d.  Fin.  S.  55.  —  Impöt,  imposiüo  kommt  mit  Aoibre 
ftberein.  Tributam,  contributio  drflckt  znnldist  den  Bcitra!>:  m  den  StnatMMQbeii 
ans,  sodann  das  Merkmai  des  Zwangs,  die  Steoeiforderung.*'  — 

Das  Unterscbeidungsinerkmal  zwischen  Gebflifaren  and  eigent- 
lichen Stenern  (im  üblichen  Sinne)  liegt  in  dem  Moment  der  spe- 
ciellen  Entgcltlichkeit  und  Kostendeckung  b  e  s  o  n  d  er  er  Staats- 
leistiiugeu  iiiul  der  generellen  Entgeltliohkcit  uml  Kustendeckung 
der  allgemeinen  sonstigen  StaatsieistUDgen.  Aus  diesem 
Unterschied  des  nächsten  Zwecks  folgen  alle  weiteren  Unterschiede 
der  Grajfidsätze  fUr  die  Aofiegung,  HOhebeinessung  und  innere 
Einrichtung  des  Geböhrenwesens  einer-  und  des  Stenerwesena 
andererseits. 

Bei  den  Gebiihreii  ist  daher  der  leitende  Gesichtspunct  für  die  Erhcbang  ond 
die  Höhe  weuigbtens  da^  Bestreben,  zwischen  dem  Werth  einer  einzelnen  Staau- 
Icistung  fur  den  einzflnen  tieniesscndon,  der  KostenTemrsarliung  darrh  den  Benutieadei 
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«Bd  dem  Kostenbeträge  der  euizelooii  Staatsleistun^r  fur  <1<  u  Staat  ein  möfjclichät  au- 
jL'emesäenuii  WrliJiltniss  herzustellen.  —  ein  Analop:oii  «1  r  privn  t  \v irthscliaft- 
lichen  Preiübustimoiun^  im  Verkcbr.  Bei  den  eij^entiiclien  Steuern  kann 
ein  solches  Bestreben  ia  ein  seinen  Falle  nicht  stattfinden,  weil  zwischen  der  Steuer 
des  Ein/elntn  und  dem  Nutzen,  welchen  er  von  der  Gesamintheit  der  Staatstliati^^^lvLiten 
zieht,  oder  (Il'Ii  Kosten,  mit  rt-rrhon  er  an  dem  Gesainmtaufvatid  luitlieiliit  ist,  k-  iim 
apeciellc  Beziehung  besteht.  Üei  den  Stuuera  inus»  es  vieiinehr  gcuQgcn,  ein  soichci» 
aogomeaseoes  YerhlltniBB  Uoss  zwischen  dem  Geeammtwerth,  den  die  Staats- 
leis tanken  für  die  nngvstrennte  Gesammtheit  aller  Derer  besitzen,  um  derentwillen 
diese  Lei^tontren  erfolgen,  un<I  iIl-iii  ^'-an/.en  Ho rstellangsaafw*nd  fUr  letztere 
Bud  daher  der  üesammtbostcuerung:  herbeizufuhren. 

Diese  Werthcorrespondenz  zwischen  der  Gesammtheit  der  Staatsleistuugeu 
und  der  Gesnnmt?e<?enloistQng  der  Berftlkerun^^  in  der  Besteuerung  ist  aber 
aocli  20  erstreben.    S.  Gründl,  u-.  S.  2*^:^  fsreccn  IIcM,  Kinkommenät  S.  2'>  II'..  .'Jl  !. 

Die  richtii^e  Unterscheidun<r  zwischen  [Steuern  und  Gebtlhren  und  die  richtige 
Auflassung  des  Ökonom.  Charactcrs  der  ersteren  ist  oline  Yerständoiss  des  Wesens  der 
tiemoinwiitlii>chat'ten,  speciell  der  Zwangttgemeinwirthächaften,  des  Staats,  nicht  möglich. 
Denn  die  Ei-rt nthUmlichkeit  der  Besteuerung:  i^t  eine  roltre  der  Nattir  (J<  r  Zwangs- 
gciueiuwutbscbaft  und  ihres,  vom  privatwirthschaftlichcn  System  verschieden  ii  Ent- 
geltlichkeitsprincips.  S.  daher  Grundlru.  1.  Abth.  §.  llßa,  IIS,  150  ff.,  154  Ii., 
bes.  §.  159. 

Allerdiiiirs  hat  es  an  theoretischen  Versuchen  in  der  anderen  Kichtunji  Utini 
Steuerwescii  lucht  -eft-hlt:  es  sollte  das  Gebu  h  ren  p  rin  c  i  ji  v  o  ral  1  l-- e  ni  e i ji  er t , 
ja  sogar  /.um  ciiiziiren  Priucip  iur  diu  Kinnahmebeachufrung  /.nr  Deckung  der 
Staalsau^ben  gemacht,  m.  a.  W.  jede  Steuer  sollte  Gebtkhr,  bei  jeder,  wie  Im 
pri?atwirthschaftlichen  Verkehr,  das  Ent^^eltlichkeitsprincip:  Lcistunii  und  Gegen- 
leistung, d  h.  sprciflle.  vollständi  f  o  unrl  mAirliclist  s^enauc  Werth- 
corresponduuz  vuu  Leistung  und  Ge>f  eulcistunu: ,  beiolgt  \7erden.  Aber 
diese  Versuche  sind  theoretisch  verfehlt  and  mQssten  ohnehin  schon  an  den  practischen 
Schwieriirkciten  der  Aubfuhrung  stets  srhfit««rn.  Das  wird  in  (h-r  .iiigemeinen  Stcuer- 
lehre  bei  der  Kritik  des  Princips  der  „Glci  i  hm  ässigkcit"  der  Besteuern no  tiliher 
erörtert  und  nachgewiesen.  S.  Fiu.  II,  S.  'ö-^H  Ii.  {iu  der  vor.  Aufl.  diesem  liaiuls  war 
die  WlderlegnnfT  der  Verallgemeinerong  des  Gebtthrenprincips  an  dieser  Stelle,  in 
§.  144  S.  328  H.,  jrefrcben.  Im  Hinblick  auf  die  eing<  li<Mi<Jere  Erörterunir  an  der 
bysteniutisch  richtiir«  ri  ii  Stelle  in  H.  LI  ist  dieser  ^.  144  in  dieser  3.  Aufl.  wog- 
gebliebcuj.    Vgl.  auch  Kau  §.  252. 

Grundsätzlich  ist  demnach  eine  Besteaernng  auf 
anderer  Grundlage  als  anf  derjenigen  des  Gcbtthrenwefiens 
tiothwendig.  Letzteres  ist  nnr  innerhalb  der  im  vorigen  Abschnitt 
gezogenen  Schranken  zn  billigen  nnd  selbst  dabei  zeigen  sich 
schon  manche  Schwierigkeiten,  weil  in  vielen  Fällen,  /lun  il  anC 
den«  Gebiete  der  HecbtsgcbUbreu ,  die  XuUen-  und  Kosten beretii- 
nuDg  im  einzelnen  Falle  ihr  Misslicbes  hat 

I»if  lieäfirnnmni!-  der  rlclitlL'-en  Grundlage  der  Besteuerung  erfolgt  in  der 
hpät-Ton  L-  hre  ron  den  JStLU«'in  im  15.  II.  S.  hcs.  uhi-r  die  obersten  Grundsätze 
der  licatcucrunir"  S.  u.  ul.cr  <la.  .,St(!Uor:,ysti;m"  S.  302— öUS. 

II.  —  §.  210.  Steuern  in  der  Form  von  Finanz- 
regalien.  Zu  den  eigentlichen  Steuern  gehören  auch  die  Ein- 
nahmen (oder  genauer  gesagt  ein  bestimmter,  als  Steuer  zu 
betrachtender  Theil  der  Einnahmen)  aus  vielen  sogen,  eigent- 
lichen F  i  n  a  n  z  r  e  g  a  1  i  e  n  (§.207).  Diese  werden  aber  trotzdem 
nicht  nur  in  der  Hechtsgeschichte  und  im  geltenden  Rechte,  sondern 
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danach  auch  wieder  in  der  Finanzwissenschatt  den  übrigen 
Steneni  gegenüber  gestellt  and  häufig  auch  gar  nicht  als  Steoem 
betrachtet. 

Die«  iiamentlicb  von  den  fiuaoziell  wichtigsten  jener  nutzbaren 
odor  niederen  RefraUen,  denjenigen,  welche  sich  er^^eben  tos  dorn  Vorbehalt 
eines  ausschliesälichen  Kechtä  des  Staats  in  Bezu^: 

1)  auf  den  iictrieh  trcwisser  Gewerho  (srewerbürhe  Regalien); 

2)  auf  die  Anci^^nung-  gewisser  Naturgcgreustände  im  ganzen  Staat«- 
^cbieto,  daher  auch  selcher  Objecte.  die  sich  niif,  am  oder  im  Boden  der  Piifit- 
cifrenthumer  befinden,  wobei  daa  Staatsvorrecht  zur  entsprechenden  Besch ränkon^ 
des  (jnindeiirenthums  fuhrt  ( ^ randherrschaftliche  Ketralicn):  hie  und  da 

3)  iu  Bezug  auf  gewisse  Benutzuntrsarten  der  öflentUchen  (iewässc; 
(Wasser*,  FShiv,  Piuss-,  Mtthlenregal  v.  s.  v.)  (§.  207,  S.  495). 

In  der  Regel  war  nnd  ist  der  aaBsehliesslicbe  Zweck  eines 

solchen  Vorrechts  des  Staats,  wie  bei  allen  nutzbaren  Regalien,  so 
ancli  hier  ein  f  inanzieller:  dem  Staate  eine  für  seine  Ausgaben 
verlügbare  Kiunahuie  zu  beseharten,  weim  auch  gelegentlich  eia 
polizeilicher  und  volJ&swirthschaitlicher  Gesichtspunci 
bei  der  Hegalisimng  etwas  mitgewirlLt  hat  Dabei  sind  die  Ein- 
nahmen  ans  diesen  Regalien  theils  mit  solchen  Gebühren, 
welche  sich  an  regalisirte  Staatsthätigkeiten  anknüpfen,  theils 
mit  privatwirtb schaftlichen  Einnahmen  vermengt  worden. 
Sie  müssen  jedoch  von  beiden  genau  unterschieden  und  nh 
oi:;entliehe  Steuern  betrachtet  werden.  Der  Unterschied  z^vibcbin 
Finaozregalicn  und  Gebühren  ist  schon  oben  (§.  207)  dargelegt 
worden.  Kicht  minder  wichtig  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  privatwirthschaftlichen  und  Finansregal- 
einnahmen. 

Die  ietzturcn  ächuiaeu  allcvdijiga  in  der  Ke^cl  auf  dieselbe  W  cibo  iic 
jene  wirthschafdich  irewonncn  zu  werden,  so  wenn  der  Staat  ein  gewerbliches  Rof^ 

S.  B.  duü  Tabaknionopol  selbst  ausübt  oder  ein«  n  <  i-t  nen  licwerbebetricb  mit  natm 
ji  rundhcrrsoliaftlich -II  Ii  u  al.  wie  z.  11.  dem  dt  s  Ilci  -  ljau'b ,  \Lrbiiidc(.  Deshalb  siuJ 
diu  Einuahmeu  aus  boichcu  Kcgalien  io  der  tiuanzwisseuschatt  olt  unmittelbar  nebeb 
die  rein  pri?atwirthschaftlichcn  iresfellt  worden:  zwei  GInssen  von  „Erwerbs« 
«' i  n  k  Quf  ten**.  unter  sich  nur  dadurch  verschieden,  dsbS  bei  dun  crsteren  durdi 
das  Staatsvorrcclit  d.is  Miiwei  l>Lii  «1- r  Privaten  au^^irosrhlosson  werde,  bei  den  nndcr-u 
nicht,  —  beide  Classen  aber  als  die  eine  liauptgruppc  von  Eionahmeo  dor 
s weiten  Ilaui)t<rru])pe,  den  Auflagen  ((jcbUbrou  uod  Stenern)  gegenüber  btebcod. 
(Kau  §  85  u.  vor  u.  nach  ihm  die  meisten  SohrifUiellcr,  s.  o.  S.  472,  ftbnUoh  Wieda 
V  ScliL-el  a  a.  O.i. 

Diese  AuHassuni:  ist  durch  die  rechtsliistorische  Kutwickhmjf  und  durch  das 
ireltende  Kecht  öfters  noch  unterstützt  worden.  Die  Kinanzreiralien  ^und  inam^ 
Ucbulircu)  wurden  als  Ausfluss  der  Landeshoheit  und  der  mit  ihr  wieder 
iii.  lulirh  oft  verknüpften,  bald  au^  ihr  entstandenen ,  bril  !  zu  ihr  hiufulir- ni-n 
<irundlierr!ichkeit(und  LeheusUcrrlichkcit)  rrrelmfissifr  wieder  uiit  d"m  Iiomaniua 
und  dem  lurst liehen  Kaniuier;^ut  verbunden,  zu  desäcn  KcdtAitdihcUcu  üit 
nach  deuLscheni  Staatsrecht  gehören.  (S.  o.  S.  19$,  ZachariM,  Staatsrecht,  2  A  II- 
2li%  Die  Einnahmen  aus  den  FinanzrcgaKen  waren  daher  anch  der  stlndiachet 
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£iii«rixkujig  eutzoireii.  Dies  hat  in  practischcr  HiosicLt  ihre  jichebtiicii  erhöht  uud 
ia  den  letzten  JahrhuDÜerten  ihre  AusdchDiiDf  sehr  begflnstigt*  in  theoretischer  Hin- 
sicht aber  vollends  bewirkt,  tluss  sie  ebenso  wie  die  !{'ewtthollohen  Knmiaer* 
cinu  ahmen  den  Steuern  l:  eL'-enüber  l;  es  teilt  wurden. 

^uu  kann  aber  auch  in  diesem  1  alle  diuse  rechts^eschicbtlickc  oud  juristische 
SceUiin?  der  Finanziegiilien  für  die  l^lDanzwisseDSchalt  nicht  entscheidend  sein.  Letztere 
muss  vielmehr  den  versrhiedcnartiL:  en  wirthschaftsreclitli«"hen  Charactcr 
der  KiiirKibuicii  auä  Fiiianzrcuali'Mi  uu>\  au>  Privaterwerb  betonen  und  deniL''cm?isü 
reloriaircnd  aui'  dm,  ölleutlichc  i  luaiurccht  einwirken,  bie  hat  dabei  vor  Allem  nach- 
znveisdD,  dnae  ia  jonea  Regalien  die  Erhebung  einer  Steuer  (vonigsteos  jetzt)  beab- 
äicbti^  and  in  den  bezfl^Iicheo  Einnahmen  auch  in  der  Reifet  eine  Steuer  wirklich 
entlialton  ist 

AUerdiDgB  bildet  der  Reinertrag  eines  solchen  vom  Staate  ans- 
geübten  Begals  zam  Tfaeil  gewöhnliches  privatwirthschaftliehes 
Eünkommen  des  Staats  als  des  Rechtssobjects  der  betreffenden 
Untemehmnngen ;  —  ein  Einkommen,  welches  aus  der  Kapitalan- 
wendiing  im  Gewerbebetrieb,  aus  der  Ausbeutung  des  eigenen 
GruiHlhesitzes  berrUhrt  und  auf  Zins,  Rente  und  Unteruebmcr- 
gewinu  cbeuso  wie  z.  B.  bei  der  Bewirtliscliaitang  eines  Landguts 
zurückzuführen  ist  Aber  dieses  Einkommen  ist  auch  bei  eigenem 
Betrieb  (Regie)  vermischt  mit  einem  Eztragewinn,  welcher 
dem  Vorrechte  zn  verdanken  nnd  von  diesem  bezweckt  ist. 
Dieser  Extrais^ewinn  ist  ganz  nnd  gar  Steuer  und  soll  nach  der 
freilich  oft  dein  Gesetzgeber  selbst  nicht  ganz  klaren  Idee  auch 
nur  Steuer  sein.  Dieser  Umstand  ist  für  die  finanzielle  Betrach- 
tung der  wcseutlichc.  Die  Finanzregalisirung  oder  Fiscalbevor- 
rechtnng  ist  daher  eine  Besteaernngsform,  die  in  der 
Steile rl ehre  zn  behandeln  ist. 

Dies  tritt  auch  in  dem  besonderen  Falle  honror,  wenn  ein  Finanzrei^I  eiuem 

Dritten  vom  Staate  zur  Ausnutzunu:  tibciJassen  wird.  Die  Abtrabe,  welche  dann  für 
die  VerleihnnLT  nnd  die  in  ihr  lic^jendc  Ausschliessung:  Anderer  vom  Hetri -bp  zu 
oatrichten  iat,  stellt  hieb  als  Steuer  dar.  Der  Erwerber  des  nutzbaren  iicchts  uber- 
wlbt  entweder  diese  Steoer  in  den  höheren  Preisen  der  Prodncte  und  Leistungen 
auf  diejeni<uren  Personen,  welche  die  letzteren  befi;chrcn.  Alsdann  {^leicht,  der  Fall 
•ranz  dent jenijren.  wo  trewisse  indirecte  Steuern  vom  Producenten  oder  Kaufmann  vor- 
^eschoitöcn  uud  im  höheren  Piei;ie  vom  Cousuroenten  wieder  eingezogen  werden,  2.  B. 
mitunter,  wenn  die  GonenmmzrerhMtnisse  es  erlauben«  bei  Bergwerken,  welciie  der 
Staat  an  Private  kraft  bestehenden  lie-;ds  jejCtfen  Abjrabe  verliehen  hat.  Auch  die 
VerpÄchtanL^  des  Tabakmonopols  (Italien)  ist  ein  ähnlicher  Fall.  Oder  der  Erwerber 
des  Hechts  äieht  sich  nicht  im  Stande,  diese  Steuer  zu  Ubcrwälzou.  Dann  fallt  die- 
»dbe  auf  seinen  eifrenen  Gewinn  und  wird  zu  einer  Erhöhung*  der  Gewerbe-,  Ber^- 
wcrkflfitauer  u.  a.  w. 

Beispiel:  bei  Berafwerksab-rabcn  von  kraft  ^V•JaI^  verliehenen  l^eriL'Wcrkcn 
wild  die  (jeberwäUuu^  meistens  nur  golinj^eu,  wenn  diese  Herj^werke  ein  natür- 
liches oder  rechtliches  Monopol  haben  oder  doch  fttr  die  Yenor<.'^unir  des 
Hnritts  dner  Yolkswirthsehafit  ?orwie^:end  allein  in  Betracht  kommen.  Wenn 
andere  Bercnrcrke  frei  eoncarriren.  wird  der  Gewinn  jener  ersten  um  die  Abu^ahi-  vcr- 
mdodert  werden  Die  hierj^Cj^en  sprechende  nationalökonomische  Keg-el  von  der  üe- 
winnaua^leidiung  in  Tenchiedenen  UntemohmnnEren  und  ron  der  fehlenden  Nui^ranjr 
des  Kapitals .  sich  Prodttetionszweii^cn  zuzuwenden,  worin  der  Gewinn  durch  eine  un- 
nherwUzbare  Extrastouer  verringert  wird,  luuin  sich  eben  in  der  Praxis  nicht  immer 
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Temrirklichen.  Auch  mOssen  «ch  vielfach  fest  anirelo^e  Kapitaliei)  sowohl  ah  solche, 

welche  später  erst  minder  ;rcwinnl*rinirenden  riitorii'liinuni:on  bicli  /uw«-iiilen,  mit 
einem  fiatirTHfi  niedri{:reren  Gewinnsat/  Vioirnüsreii.  ia  neuerer  Zeit  ist  iiauii  iitlich  in 
dem  i  iiUc  «it  r  btuatliclicu  Vcrlüiliung  vuu  AloüOpoku  oder  voa  PrivUegica  an  Frirat- 
untenieliinuBgreii  eine  besondere  Abgrabe  neben  (oder  statt  der  uiedrirereat 
alliremeinen  (jewerl)csteuer  viel  fach  üblich  sreworden.  welolie  als  E  v  t  r:\>t- u  er  fixr 
die  üel)erlas!«iinir  der  Aiismitzunir  eines  staatlichen  Vorrechts  bezahlt  wird  uad  wolil 
nur  selten  uberwul/,t  werden  kann;  so  z,  Ii.  ftlr  die  Gcwührujig^  eines  Banknotea- 
monopols  oder  eines  weitgehenden  Privilegs  der  Notenausgabe  (Ofteis  zagleich  i 
fiir  die  Veri;ünstii:  iii)^  dv.v  Annahme  der  Noten  an  den  Staatskassen  in  Zahlung  ,  ^, 
A.  \Va<j:ner.  Sy>t.  d.  Zcttelbankpolitik  S  451,  460 — 463;  ferner  fUr  die  Gewährung' 
des  Kxprupriationärechts  au  Eisenbahnen  u.  s.  w.,  wo  vollends  bei  der  ubiicbeo 
Feststellung  von  Iftaximaltarifen  eine  OebervAlzung  der  besonderen  Eisenbihnsteoer 
kaum  vorkommen  wird. 

Die  finanzwirthscliaftliche  und  mehr  noch  die  iillgeiiieiu-volks- 
wirtlisehattliclie  wnd  so ci  a  1  p  o Ii  t  i  se  b  c ,  nemlich  den  volkswirlh- 
schaitlichen  V^ertheiiungsprocet»^  beeinflussende  Bedeutung  > 
der  Kegalisirung  gewisser  Boden benut^ungBarten  und  Gewerbe- 
betriebe wird  bei  der  bier  betonten  Anffiissung  der  BegalistruDg 
als  Bestencrnngsform  keineswegs  verkannt  Mit  Hilfe  des  R^l- 
princips  erfolgt  freilicb  nicbt  nur  eine  Besteuerong^  sondern  zogleicli 
eine  Uebertragung  privatwirtb  sc  halt  liehen  Renten- 
e  i  n  k  u  nmi  e  ji  s  und  U  n  t e  r  n  e  h  ni  e  r  g  e  w  i  n  n  s  auf  den  btaat. 
Insofern  liegt  in  der  Regalifirung  zugleich  eine  Einwirkung: 
aut  die  Organisation  der  Volks wirthschaft  in  mehr 
gemein wirtbscbaftlicber  Richtung.  Unter  Umständen  kann 
wobi  einmal  im  Reinertrag  eines  Staatsmonopols,  wie  des  Tabaks, 
dieses  Moment  wichtiger  als  das  Besteuernngsmoment  sein.  Aber 
das  letztere  bleibt  gleichwohl  wie  in  der  Rege!  das  practisch 
wichtigere,  so  das  für  die  ünauzwirthschaltlichc  Classification  der 
Einnahmen  massgebende. 

Jene  Aultussun;;  bei  der  Keichsre<rierunu-  in  d.  deutschen  Tabakttooi^oIfiigOk 
8.  auch  oben  §.  27,  auch  §.  29  S.  50  u.  Fin.  II«  §.  34H  Uber  diesen  PuucL 

Die  Finanzwissensebalt  muss  demnach,  den  SteoercharacUr 

der  Pinanzregalien  betonend,  die  Einnahmen  aus  letzteren 

dcm^ciuäös   bciirtbeilen   und  sie  lulgerichtig  den  Domaniai- 
cin nahmen  gegenüber  stellen. 

I.ä^-t  si-  sii  h  iljijc'.'cii  vom  staatsre  I  Ii  Iiichen  IJcuriir  dos  Domaniums  k- 
stiuiuiuii,  so  ist  CS  nur  iolt'^ewidri»\  bloss  die  Finanzrcgalien  und  nicht  auch 
andere  cbcnfalU  unter  Jenen  Me^rifl'  des  Domaniums  fallende  Einnahmen .  wie  die 
wichtigsten  Gabtllircn  m,  !  -  n  ihniptarten  indirecter  Stenern  (z.  ]\,  Zölle)  vou  den 
SlrutTii  nli/iitrciiii'-n.  /a <  !i ;\  r i ;i  a.  a.  O.  S.  421:   rotre  1  ni äs *- i     irchöron  n:t'"^ 

allgemeinem  deutsi  hen  Staatsrecht  iulirende  Posten  zum  Kammerirut:  1)  zur  land- 
winhschaftl.  Cultur  bestimmte  Grundbesitzunuen  (incl.  Muhleu.  Üöfe  u.  s.  w ),  2)  dt« 
damit  verbundenen  gutsherrl.  (»erechtsame.  ä »  landeäherriicho  Forsten ,  Jairden .  lieri" 
^'crk'«,  Salinen.  Posten  ii.  andere  ntif^bnro  IJeuralien ,  insbeä.  aur!i  (Im  F.rtr.t:  d  r 
Zolle  u,  des  Gclcitü«  sowie  auch  der  Nutzcu  des  Mttuzrocbts,  4)  Confiscatiouco, 
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S  p  o  r  t  c  1  n ,  OoDce^ions  S  t  c  oi  p  e  I  -  .  Kachstoucr-,  Abzngsgeldur.  Rottzebnten  n.  b.  w. 
Abweichung'en  iu  doii  Ix  soiidt  rcn  Lanilesvcrfassunircii  ti.  nach  territor.  Herkommen. 

Die  bwher  Übliche  Hcliatidlim«r  ist  abo  ungenügend  und  incünseiiuent,  indüin 
weder  bloss  der  rechtsgeschichtliche  und  positiv-rechtliche,  noch 
bloss  der  rationell  finanzwisscnschaftlichc  GesichtspUDCt  entschieden  haben, 
SOOdom  willkulirlii  li  bcid(i  vermcntrt.  staatsrechtlich  /ns.imrnr^nirehrtretide  Kinnahnc- 
attea  getrennt  nnd  tinaDz^rissooschat'tiicli  vcrachiedene  zo^amincuj^efü^t  wurden. 

§.  211.  Die  Fortdauer  eines  geschichtlich  ttberkonimenen 
und  noch  recbtsbestfindigen  Finanzregals,  die  etwaige  Ein f Hb- 

rong  eines  neuen,  die  Höhe  der  dabei  erhobenen  Steuersätze 
sind  zugleich  vom  volkswirthschaftlicheii  und  xoin 
iinanziellen  8tandpuncte  ans  zu  beurtheilen.  In  erstcrer  Be- 
zieh ung  gilt  für  die  Lehre  von  den  Finanzregalien  etwas  Aebn- 
liches  wie  für  diejenige  von  den  einzelnen  Staatsausgaben  nnd 
von  den  einzdnen  Gtobttbren:  sie  gebart  nach  ihrem  Inhalte  nnd 
ihren  entscheidenden  Gesichts  pnncten  nicht  in  die  Finanz- 
wissenschaft,  sondern  in  die  Allgemeine  Volkswirthschaftslehrc 
(Grundleguiigj,  in  die  Volkswiithschaftspolitik  und  die  wirthschaft- 
liche  Verwaltungslehre.  Die  Beschränkungen  des  privaten  Orund- 
eigenthuais,  vvelclie  die  giundherrschaltiichen,  und  der  Erwerbs- 
Qnd  Berufswahl,  sowie  der  freien  Concorrcnz  in  den  Untemeh- 
mnngeoi  welche  die  gewerblichen  Finanzregalien  in  sich  scbüesseni 
haben  weittragende  volkswirtbschaftliche  Wirkungen,  selbst,  wie 
bemerkt,  fttr  die  ganze  Organisation  der  Volkswirthschafl, 
Wirkungen,  nach  denen  vorncnilich  es  zu  entscheiden  ist,  ob  der 
»sraat  passend  auf  diese  Weise  sieh  Renteneinkonimen  und 
Gewerbsgewinn  zuführe  und  dabei  zugleich  in  die  Lage  komme,  eine 
Steuer  mit  zu  erheben.  Diese  Entscheidung  kann  wiederum  nicht 
iHr  alte  Länder  nnd  Zeitalter  gleichmässig  ausfallen,  weil  jene 
Wirkungen  auf  einer  verschiedenen  Entwicklungsstufe  der  ganzen 
Volkswirthschaft  sehr  verschieden  sind.  Namentlich  werden  der 
allgemeine  Zustand  der  Volkswirthschaft,  besonders  die  för  zweck- 
mässig geltende  Combination  zwischen  dem  privat-  und 
dem  gemeinwirth  schalt  liehen  System,  die  ücx  i  al  poli- 
tischen Bedenken  gegen  die  immer  weitere  Machtsteigeruug  des 
Privatkapitalismns  nnd  des  Grossgrnndbesitzes,  ferner,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  das  privatwirthschaftliebe  System  hier  fungiren 
isoU|  der  technische  Znstand  des  Gewerkewesens  (der  „Industrie'*), 
des  Bergbau's,  die  Kapitalkraft,  das  Associationsvermögen  und  die 
technische  Intelligenz  der  Privaten  mit  entscheiden  müssen. 

A'T  Ii  })icr  Ist  daher  wieder  an  die  tiefsten  Principienfrairen  der  OrL^anisation 
der  Vuikawifthäch.  anzuknüpfen.   8.  bes.  Grundlegung  I,  ^.  120  u.  überh.  Kaji.  3« 
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dann  1  u.  2.  Abtli.  I)i<-  Sin  ith '  srbc  Schult.-  ist  iu  ihrer  Polemik  ncircii  „Monopo!!?  ' 
Kiiiait^tcuülicn  u.  s.  w.  am  Nuiguii^  zur  treieu  Coucurrcnz  lü  weit  gejcaogcu  uad  bat 
oft  2U  vDbeding-t  die  Nachthoilo  jener  B60chTi&kuDj^e&  des  freien  VerkebcB  keiror- 
^robobeij.  Socialpolitiächc  Graiido  können  i.  B.  Iteschrunkunsren  der  GrandeiiT' a- 
thninsfVüihcit  wr»hl  -htr  rfircn  In  sehr  bemerkcnbH'erther  Weise  spi.-len.  mehr 
oder  weui}^ur  kiar  bcwusst,  in  der  dcuUcbcu  Tabakmonopolfiagc  iVtst  mehr  als  die 
fiiianzvirthiicbaftliclieii  dio  üesicbtspnncte  der  SocialpoUtik  oud  der  ToUswiitkick 
Ürganisatiojt  bei  Freund  o.  Gegner  de»  Plans  mit. 

Nar  soweit  bloss  finanzielle  (nieht  auch  socialpolitisebe 

und  verwandte)  Gründe  mitsprechen,  kann  man  daher  in  der 
Gegenwart  für  die  Volkswiitlischaften  Mittel-  und  West- 
enropa's  wobi  folgeode  EutscheiduDg  Uber  die  Fiuauzregaiiea 
treüen. 

1.  Diejenigen  Regalien,  welche  Beschränknogen  des  privaten 
Grnndeigenthnms  bloss  aus  fiscalischen  Gründen  entbalten, 
wie  oft  die  gr  und  herrschaftlichen  Regalien,  femer  die- 
jenigen, kraft  deren  fQr  die  blosse  Gestattnng  der  Be- 

mit/ 11 11  g  ötrenllichei  Gewässer  Abgaben  erhoben  werden,  das 
W  asfjcr-,  Flüss-,  Fähr-,  MUhienreL^nl ,  sind  aus  volkswirthsciiait- 
Uchen  Grllnden  im  Wege  der  Gesetzgebung  aufzubeben. 

I>ics  kann  nm  '^o  eher  ircs«  hclien,  weil  das  finanzielle  Interesse  des  St.'\afs  %u 
dioüen  Keiralien  jut/.t  wenigstens  meist  ein  ganz  untergeordnotos  ist  oder  in  den 
veni;i^a  ond  seltenen  Pfillen,  wo  es  in  ansem  Lftndeni  noch  erheblicher  sein  ktonte 
(wie  mitunter  beim  Bergregal«  überwiegi-nde  volkswirthschaftliche  Interessen  von  «l^-r 
<(;irkrii  fjeUondinnchung  des  finanziellen  Int-  ressi  's  abmahnen  oder  Concurrenzverhäh- 
uisäe  die  licltendmachung  numöglicU  machen.  So  liegen  di<  Diuge  vciugsteni  iu 
Kittel-  nnd  Westeuropa  In  dem  wichtigsten  Falte,  beim  Bertrregal,  anderswo  Bid»teii$ 
nach,  soweit  es  sich  um  Kohlen  und  die  Ifebrzaht  der  anedlen  Metalle  handelt.  Eine 
finan/iell  erpi<;bijv  Kcgali^i^ung,  bei  eigener  Staatsregie  und  bei  U-  bcrlassung  dc; 
Bauruchts  an  Fnvato.  äotzto  hier  eine  gldchmäsüigo  Behandlung  aller  Ber>::werk6  im 
Staate  Torans,  was  bei  den  bestehenden  BecbtSFerhiHnissea  seine  ^nm  Sdiwfeiiglwit 
hfitte;  ferner  den  Ausschluss  der  Concurron«  ausländischer  Bergwerke,  also  ein  Verbot 
oder  eine  hohe  Dr/oÜnn^  ih:v  Kiiifulir  ,  h  ähnlichen  Grundsätzen  wie  bei  d'ii 
Zölleu  auf  im  Inland  accist-ptlichtigo  IremUc  Artikel ,  —  bekanntlich  bei  der  Dorch- 
fuhmn^  ein  sehr  schwieriger  Punct!  S.  A.  Wagner,  Zölle  im  StaatswOrt^s^ 
XI,  — 370)  Nur  bei  der  eii;enthiimlicli -n  Vorthcilunir  der  urÖ?scren  Lager  der 
edlen  (Gold,  Silber,  Piatina  n.  einiger  unedl'T  Metall«^  (Qtteeksilb<.*r.  Zink  n.  n.  a.  m.' 
kajin  iu  den  Productionsländerit  in  solchen  Zeilen,  wo  diese  Lander  ein  tUciivcbi» 
natürliches  Monopol  für  dl.-  Versorgunir  des  Markts  haben,  zumal  wenn  die  Produc- 
tlooskosti'n  sehr  niedrig  sind,  wohl  mitteist  der  Uei!alisiniO|r  doe  erhetiliehero  ßa- 
nähme  er/i  If  Tcr  lea,  di«-  al)er  dann  wieder  den  Character  einer  ubcrwälzbaren  Eitra- 
steuer hat  Mil)er  in  Mciriro.  Peru,  Chile,  Nevada  u.  s.  w.,  Gold  in  Sibirien,  CaUfor- 
nien,  Auätialien^  Leber  die  Behandlung  der  Bergwerke  mii  aus  dem  socialpoUtischon 
(iesichtäpuncio  s.  meine  Grundleg.  I,  Hiiii  bis  S65.  Ueber  Bergrecht  u.  Staat»- 
bergbaus  unten.  Meistens  sind  I  1  TJegalien  denn  auch  neuerdings  au^'IrlU  klii  Ii  uur  b 
tiesct/.r*  beseitigt  (wie  das  Berg-.  >»aU-,  Jagd-,  tischereiregaU  WaBsorrogal),  oder  vüi- 
unter  äcLuu  früher  ob>uIet  gewdnlen. 

2.  Andere  gewerbliche  Kegaiien  hemmen  leicht  heut- 
zutage Verkehr,  Production  und  Entwicklung  der  gewerklicheu 
Technik  mehr  oder  weniger,  öfters  stark.  Das  volkswtrtbschaft- 
liehe  Interesse  spricht  daher,  soweit  es  an  einer  weiteren  Ans- 
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dehnuDg  des  priiratwirtbscliaftlicbeii  Systems  interessirt  ist,  für 
mSgltcbste  Beschrilnknn^  der  Zalil  und  des  Umfangs  oder  itir 

gäuzlichc  Beseitigung^  dicber  Kegalicn,  so  dass  völlige  Verkehrs- 
treibeit  eintritt  und  die  alli^enieinc  »Steuertaliigkeit  EisaU  giebt  fUr 
den  Wegfall  der  iStaatseinnalmieu  aus  der  RegalitHt. 

Dieser  Einsicht  sind  denu  auch  die  grosse  Mehrzahl  der  ehemals  sein  zalilreicheii 
gewerblichen  Bcgaliea  schon  gewichen,  wiederum  uui  bo  Iciclitcr,  da  d-An  liäcaliüchu 
lotorease  bei  dem  einzelnen  in  der  Kegel  doch  nur  gering  w«r  und  andere,  bessere 
ond  bequemere  Besten erungswege  aufgeiunden  wurden.  Die  Strömung-  im  wirthschaft- 
lichcn  Zeitaitcr  der  ,,freicn  Concorreaz''  ist  natttrlich  in  dieser  Jiicbtuog  gegangen, 
freilich  oft  zu  einseitig. 

Einif^e  wenige  Kegalien  sind  jedocb  nocb  gegenwärtig  in 
unseren  Staaten  übrig  geblieben,  und  zwar: 

a)  wesentlicb  nur  aas  dem  erbeblich  ins  Gewicht  fallenden 
finanziellen  loteresse:  das  Balz-  und  das  Tabakregal, 
wozu  neuerdings  in  Frankreieb  das  Ztlndhölzcbenregal 
kommt; 

b)  wesentlicb  aus  einem  politischen  oder  polizei- 
lichen Interesse :  das  T  u  1  v  e  r  -  und  S  a  1  p  e t e  r  re^al  (hier  und  da 
noch  ein  anderes  ähnliches  —  neuerer  Gedanke  eines  Dyuamit- 
monopols),       untergeordneter  tiuauzieller  Bedeutun«::; 

c)  ans  vorwaltendem  politiscben  oder  polizeilicben,  aber 
daneben  ancb  stärker  mitsprechendem  finanziellen  Interesse:  das 
Lotto-  nnd  etwa  das  (seltene)  Branntweinregal. 

Die  Hegalisirung:,  welche  bei  allen  diesen  Regalien  zur  Mono- 
pol isiruug  wirdj  kommt  hier  als  eine  Form  der  Verbra  nc  hs- 
i>der  O  c  11  nsshestencrun^  in  Betracht,  bei  den  beiden  Ictztgeiianiiten 
Kegalieu  mitunter  mit  der  ausgesprochenen  Tendenz,  die  Befriedi- 
gung des  Genusses  durob  die  Regalisirung  za  erschweren  oder, 
wie  iieim  Lotto,  sie  ganz  zu  verhindern. 

Demgemttss  wird  die  Beibehaltnng  nnd  ancb  die  Neneinfäh- 
rnng  dieser  Regalien  von  folgenden  ErwUgungcn  abhängen: 

a)  beim  IS  alz-  und  Tabakregal  nnd  etwaigen  ähnlichen, 
welche  wesentlich  nur  ans  finanziellem  Interesse  neu  in 
F'rw'dgung  kommen  ki'iintcn:  ol)  die  Hesteuernuf^  des  Verbrauchs 
oder  Genusses  überhaupt  zu  rechtfertigen  ist;  und,  im  Bejahungs- 
fälle, ob  die  Regalisirung  oder  Monopolisirnng  so  sehr  als  die  ge- 
eignetste Form  der  Verbranebsbesteuernng  erscheint,  dass  sie  trotz 
der  sie  etwa  begleitenden  nacbtheiligen  Folgen  fttr  Verkehr  und 
Prodnction  gewählt  werden  darf.  Diese  Fragen  sind  mithin  nur 
im  Zu&aiiuiicnhange  des  ganzen  SteuersyRtems  und  speciell  in  der 
Lehre  von  den  Verbrauchssteueru  zu  erledigen. 
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Das  Salzrcgal  wir«!  iregciiwärtig  ab  Bostcuerunfrsforin  meist  verworfen,  viuUeicht 
zu  uiilicdiiigt,  gerade  boi  Boructsichligung  des  Ouiisuuictiteiiinterüsscs;  die  neue 
Kiuf  alirnng  des  Tabakmonopols  wcnigüteoi  ist  bedingt  in  oinem  grtosen»  Vcr- 
braiichsst«uonyätem  zu  locbtfertlgen  uud  icin  Bentelienbleibeu  legclmlMif  a 
empfehlen. 

b)  Bei  den  Regalien  von  politlBchem  oder  polizeilieb em 
Interesse:  ob  letzteres  tiberhanpt  gen  (igt,  nm  eine  besondere  Ein- 

mischung  des  Staats  und  um  vollends  die  Regalisiiuiig  trotz  der 
etwa  auch  hier  vorhandenen  vidköwirthiicliaftlichcn  und  sonstigen 
(politischen,  reclitiicbeu)  Bedenken  zu  rechtiertigeu,  oder  ob  der 
politische  oder  polizeiliche  Zweck  nicbt  auob  dnrcb  eine  andere 
Form  der  Verbrauob-  oder  Geuussbestenerung  erreicht  werden  kann. 

Denn  die  Regal isiruuj;  ist,  soweit  bic  niclit  wie  etwa  beim  Lotto  zum  roUi|ren 
Verbot  des  (Genusses  benutzt  wird,  eben  doch  nur  als  wiche  Besteinrunfrbform  auch 
bei  diesen  Hcirali.  n  zu  betrachten.  Aiicli  dir-o  Frasren,  so^voif  sie  nberhanpt  in  die 
i'inanzwissenschait  uud  nicht  in  die  VerwaltuMiisIchre  und  Ciiltiiritoliiik  gchör.-n,  sind 
in  der  Lehre  von  den  Yerbrauchssteucrn  zu  behandeln.  Daa  Lottöicwal  i»t  wobl 
beiznbehiilten  oder  selbst  nea  einzufahren,  wo  es  noch  nicht  beisteht,  aber  nicbt 
ansEuubcn,  das  Pulver-  und  Salpetr  rreu  al  in  lor  Kegel  auf/.uhrlxMi ,  das 
Branntwein regal  durch  eiue  andere  i^'onn  der  Verbrauchssteuer  zu  ersetzen. 

Sonach  entfällt  dann  eine  selbständige  f  in  ans* 
wissenschaftliche  Einnahmeart  der Finanzregalien 

und  damit  ein  besonderer  davon  handelnder  Abschnitt  in  der 
.N\^tt  iiiatiselien  Lehre  der  Finanzwissenbchait  von  den  ordentlicbeii 
Einnahmen  wenigstens  jetzt  mit  Kecht. 

Die  grundhcrrlichen  Hegalien  sind  ohnedem  tiici>t  bcsoitiizf.  Soweit  Einnalnno]. 
unter  »iiesem  Titel  noch  vorkonuncn.  l^nntuTi  sie  in  den  bezüglichen  Abschnitten  vuu 
den  verwandten  privatwirthscUatth«  heu  Einnahuicu  des  Staats,  mit  denen  sie  ^ccht^- 
ffescbicbtllch  meistens  zosammonhftngen ,  itorz  enrftbnt  werden.  Einzelne  Kegalein- 
naliuii-n  dieser  Art  haben  jetzt  einen  ganz  nnili?rcn  rii^rnrtcr  erhalten  und  sind  thciis 
in  die  H<^i!ie  der  tJehnhren  (so  beiin  Beri^wiM'ii'i .  thciis  der  (te  n  u  b  »  s  r  u  e  r  n  "-o 
bei  der  Jagd)  uberiregangen,  wo  sie  ^u  erwähnen  ^ind.  Die  Einnahmeu  aub  gewerb- 
lichen Bciralfen  geiiftren  ferner  entweder  unt^r  die  Geb  Uhren  in  denjenigen  Fallen, 
wo  uui  (i.  ljuhren  verbundene  Staatsthati^ki  iten  unrichtiger  Weise  zu  F'inanzreg.ilie/i 
gemacht  worden  waren,  oder  unter  die  Verbrauchs-  und  (lenussstcuern.  bic 
liudcn  danach  ihre  <  nl.si)r«  chende  Stolle  im  System  der  i•lnanzwi^sen^chaft. 

Es  verbleiht  dann  nnr  eine  besondere  Einnahmeart,  welche 
zn  keiner  der  drei  Glassen  der  privatwirthscbaltlicben  fiinnahmeOf 
der  Gebttbren  oder  der  reinen  Steuern  gezählt  werden  kann.  Sift 
ist  zwar  mit  den  Einnahmen  ans  Finanzregalien  verwandt,  aber 

i^cliürt  doch  auch  da/u  nicht,  nicht  einmal  nach  dem  recldsge- 
8chichtli(  l)cn  He^riti'  der  eigentlichen  Kegalien:  die  Einualiiuc 
aus  herrenlosem  Kigenthum,  erhlosen  Gütern  u.  dirl.  i). 
Diese  Einnahme  gebtibrt  dem  Staate  nach  gesehicbtiicbeiii 
nnd  positivem  Rechte  und  in  der  That  auch  rationeU  als  dem 
Vertreter  der  Gesammtheit  in  Ermangelung  eines  näherberecbtigtei  - 


* 
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Einzelnen.  80  untergeordnet  sie  in  finanzieller  Hinsicht  auch  zu 
sein  pflegt,  so  verlangt  sie  doch  eine  selbstiindi^^c  Stelhing  im 
System  als  Einnahme  aus  dem  Hoheitsrecht  an  herieniosem 
Eigeuthum^^ 

Sie  wäro  streng  systematisch  da  ein/.ti!^?iljcn,  wo  sonst  die  Tcrwaiiilten  Einnahmen 
auij  «rrundherrschaftlicheii  und  aus  Finanzrejralien  o<l«  r  Kisralvorrcchten  lÜMThaupt  be- 
haodelt  za  werden  pHegton:  /.wischen  den  privatwinhiichattiichcQ  Kionahmcn  und  den 
Gebabren.  Si»  wird  ron  mir  allhallg^woitie  im  Kapitel  ron  den  Gebttbrcn  behandelt. 
(FId.  U,  %.  926 — ^328).  Mit  den  Gebühren  und  Stenern  gehört  diese  Einnahme 
ubritreiis  ztir  (trnpi>c  der  stan  t  svr  i  rt  Ii  sc  Ii  a  f  f  Ii  rh  c  n  .  'la  sie  ntif  <:^inein  staats- 
rechtli'-li'-it  Titel  beruht  und  ans  Kiähci  fremdem  Kigentbuui  oder  Eiitkommca  licrruhil. 

III.  ~  §.  212.  Die  Gliederung  der  Lehre  von  den  ordent- 
lichen Staatseinnabmen  ist  hieniach  die  folgende  dreifache: 

A.  Der  Privaterwerb  oder  die  privatwirthschaftHche 

oder  domaniale  Einnahme,  die  von  Anderen  sogenannten  ^,Er- 
werbseinktinfte"  des  Staats:  das  zweite  Kapitel  dieses 
dritten  Buchs  in  dieser  Auflage,  vollständig  noch  in  diesem 
ersten  Baude  der  Finanzwissenschaft  enthalten. 

B.  Die  G  e  b  fl  h  re  n  :  das  erste  Kapitel  des  zweiten 
Bandes. 

C.  Die  eigentlichen  Stenern,  deren  Behandlung  in  diesem 
Werke  in  einer  „allgemeinen  Stenerlehre  (Kap.  2  des  zweiten 

Bandes)  und  in  einer  „speciellen  Steuerlehre  (im  Band  III  der 
Finanz  Wissenschaft)  erfolgt. 

5.  Abschnitt. 

Bas  YerMItniss  der  U anptarten  der  ordeutlieheu  Einnahmen 

zu  einander. 

Die  gei>chichtli(  lit'  Entwickliinir  dieses  \'erliülinisscs  h5n;:t  auf  das  Enj^te  mit 
der  allgeineintu  inneren  politischen  (ieschichte  zusammen.  In  diesem 
Alwchnittc  handelt  es  sich  nur  um  eine  generelle  üebersicht,  welche  nach 
einzelnen  Seiten  in  anderen  TbeilflD  dieses  Werks  weiter  anszttfuhrcQ  ist.  S.  Uber  die 
Entwicklung-  des  Fi  n  anzdi  en  s  tos  u.  Bclu'irdenwe.srns,  woiiu  sich  die  Entwick- 
lung des  Vcrhiiltni^scs  der  Einnahmen  zu  einander  ab.spieiijelr ,  oben  Alisrlm,  1  d.  s 

4.  Kap.  dea  1.  Bucha,  8.  ISS  if.,  heu.  §.  b6  Ii.  l>as  Wichtigsie  bleibt  die  i:.utwickiuii^ 
derBestenernng  and  die  Kiarlegong  der  bedingenden  nnd  Ternnacbonden  Momente 
'^»•scs  Proccsses.  S.  dariiber  Fin  TT,  den  Abschn.  Uber  „die  Besten,  rung  in  ihrer 
iiezieli.  zur  Organisation  d.  Volkswirlhsch.,  sowie  zui  KiLientli  -  u.  Krwerbsordnung'*, 

5.  169  ferner  ,^ur  inneren  Yerfasäung"  S.  1U3  if.  u.  den  Absch.  «iber  die  „Grand- 
zB«re  der  gcsebicbtL  Entwicitlan?  des  Steneisytteoin  und  der  Stooerarten''  S.  ^"^7  ffl 
Ich  beziehe  mich  ausserdem  auf  meine  Abh.  „directß  Steuern''  in  Schonb«  rff*s  Hand- 
boch  II,  157  ff".  Die  Literatur  des  (jejcenstands  ebendas.  u.  bes.  in  Fin  II.  1U>  u. 
oben  S.  54.  Vgl.  u.  A.  Lang,  bist  Entwickl.  d.  D.  Stcucnrert'.,  1793,  liulimann, 
Finanzgeecb.  d.  Hittehlten,  JJse,  Geseb.  d.  D.  Steacrrerfain.,  1.  Abtb.  Gieeaoo,  1S44. 
Eichhorn,  Rcchtsg.sch.  §.  24,  8S,  171.  Zöpfl,  1).  K.  chtsjresch.  4.  Aufl.  II,  §.  40, 
50,  75.  —  ii.  Waitz,  D.  Yorfassnngsgosch.  die  botrefil  Kapitel.  —  Falke,  (losch. 


Digitized  by  Google 


510  3*  B.  Onl.  Einn.   1.  K.  Im  AlljjroiD.  5.  A.  Verli.  der  Einn.  zn  einand.  §.219. 

J.  D.  Zollw.  v.Mis,  T.i  ip/i»-  1*»('»4.  —  Gncist.  en;j;I.  V.'ivaltanirsniclit,  2.  A.  l.  S.  28, 
§.12  8.  1S2  ti ,  §.  13  u.  a.  Stellen.  —  Z  com  er,  Stadtcsteuern,  1878.  — Schinoüt^r. 
£pochca  d.  preuss.  Fin.pol.  Jahrb.  Neae  Ful^e  B.  l.  O^'?}-  —  Roscher,  Oesch.  d. 
Nat.-Oek.  §.  39.  S.  158  ff.  —  Rav,  FiiL  §.  S9,  98. 

I.  -  1^13.  Chai  acter  d^s  älteren  Ptn anzwes ens, 
besonders  der  Einnahmen.  Das  Finanzwesen  des  mittel 
alterlicben  Patrimoniali^taats  und  noch  des  »Staats  in  der  lieber 
gangszeit  zum  modernen  Staatsleben  vom  15.  oder  16.  Jahrhundert 
an  bis  in  das  17.  and  tbeilweise  selbst  noch  bis  in  das  18.  nnd 
19.  hmein,  characterisirt  sich  durch  dieselbe  VermischaDg 
prirat-  nnd  staatsrechtlicher  Momente,  welche  der 
früheren  Zeit  Überhaupt  eigen  war. 

Die  Ausgaben  für  den  König  oder  den  Fürsten  und  seinen 
Hof  und  für  öffentliche  Zwecke,  soweit  letztere  überhaupt 
unter  Vermittlung  einer  besonderen  ünanzwirtbscbafllichen  Thätig- 
keit  and  nicht  gleich  direct  durch  Requisition  pend^nlicher  Dienste 
verwirklicht  wurden,  erfolgten  gemeinsam  nach  der  Bestimmnng 
des  Fürsten.  Die  Einnahme  zur  Bestreitung  dies  Aasgaben,  das 
Besitzthum,  insbesondere  der  Grandbesitz,  aus  welchem  die  Ein- 
nahmen zum  Tbeil  üossen,  bildeten  als  fürstliches  Einkommen  ein 
u  n  g  e  t  r  e  n  n  t  e  s  0  a  n  /,  e  s ,  welches  regelmässig  wie  ein  Privat 
einkommeo  und  Privat>(  rmögen  angesehen  wurde  und  wie  eia 
solches  zur  Verfügung  des  Fürsten  stand. 

Gleichwohl  lässt  sich  dieses  Einkommen  nach  seinen  Öko- 
nomischen Quellen  und  mitsammt  dem  fUrsÜichen  Vermögen 
nach  seinem  rechtlichen  Charaeter  anterseheiden.  Das  Ein- 
kommen wie  das  Vermögen  haben  immer  Bestandtheile  in  sich 
enthalten,  welche  als  öffentlich-reehtli  eher  Natur  anzusehen 
sind;  weil  sie  dem  Fürsten  in  seiner  Eigenschaft  als 
Staatsoberhaupt  zustanden.  Das  Einkommen  zeigt  femer 
immer  eine  Vereinigung  der  drei  finanz wissenschaft- 
lichen Hauptarten  der  ordentlichen  Staatseinnahmen,  der 
privatwirthschaftlichen,  derGebtlhren  und  der  eigent- 
lichen Steuern.  Die  Gebühren  erscheinen  theils  unmittelbar 
als  solche,  theils  mit  in  der  Vanii  voji  Steuern  in  V^erbindung  mit 
nutzbaren  Regalien.  Die  Steuern  zeigen  die  beiden  typischen 
Grundformen  der  indirecteu  Verbrauchssteuern  wie  Zölle, 
Marktgelder,  Abgaben  Ton  Gewerben,  —  mitunter  in  Verbin- 
dung mit  gebuhrenartigen  Einnahmen,  wie  z.  B.  bei  den  Markt-  | 
geldern,  WegezOllen  —  und  der  directen  Personal-,  Ertrags-,  j 
(Grund-)  Vermögens-  und  Einkommensteuern.  I 
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Vielerlei  persöii liebe  Tcrpflichtuii^cn,  zum  Krieofsdienst  (mit  eigener 
Wafrenstflliiriü ,  l'iit<  rlialtuiiü) .  zu  aml.  r<  ii  Dicnätleistuncfen  (Fuhren.  Spanndienste 
u.  ile:\.  ui.),  entspreclien  «lern  alteren  nHiuralwirthsrliaftliclien  Zustande  der  V'oikswirtli- 
ächaft.  Sic  betrcH'en  nicht  iinmittelhnr  «las  nüttclalterücJie  Fiuauzw<'sei».  Aber  da 
sie  später  im  ireldwirtiischaftUchen  Zustande  durch  ftudcro  Fomuin  dur  Beschaffiinjir 
der  Arbeitskräfte  für  öfTentlirhe  Zwecke  (§.  1)  i  rsct/t  werden,  wonuf  dann  die  Kin- 
iiahinewirthschaft  des  Finanzwesens  sich  entsprechend  entwickeln  niusste.  dürfen  sir 
hi'T  nicht  unerw^ähnt  bleiben.  Eine  besondere,  dem  modernen  Staat  meist  fchlcmic 
Einoalunc  waren  namentlich  in  früherer  Zeit  die  freiwillijrcn  Gaben  (Geschenk«, 
don.i '  III  den  Fnrsten.  Sie  dnrfen,  wenn  aucli  nicht  auf  ilem  Rechtözwanjr  b«'rnhend. 
doch  /.ur  ord'"  fit  liehen  KiniiaUme  Kvrudiiiot  werden,  weil  sie  ziemlich  rc)^eiraSäsi{;, 
der  Sitte  ffeuiäa:».  eingehen. 

In  allen  diesen  Verhitttniflsen  besteht  ron  der  Mnkisohen  Zeit  an  in  Mittel*  nnd 
Westeuropa  eine  Gleichartiirkeit  der  Gestaltunjr  iind  Kntwicklnntr  Wi'niicrstens 
in  d'Mi  Grundztiireii  «i- s  FiiKinzwcsens  und  sp<  ri»  U  der  Entrcilmiewirthscliaft.  Nur 
dass  iii  Deutschlanil  delmitiv  ursprüngliche  Kinnahmcu,  BesitzthUuicr  und  finanzielle 
Rechte  des  dentschen  Königs  und  des  Keichs  an  die  scIbstSndig  werdenden  Terri- 
torialherren überdrehen,  wahrend  sie  in  Frankreich  nnd  England  der  Krone  oder 
•leiii  KOnig  verbleiben  o<ler  tvitd'^r  von  ihnen  erlaii'jrt  w.  r-lett.  mit  Aunnahme  freilich 
eines  grossen  Thcils  der  alten  Kioniiindereien,  die  ub<'rall  dnrcii  Verse htiukuug,  durch 
das  Lehensvesen  n.  s.  w,  endgiltig  in  Pri?athj)nde,  voraehmlich  der  ehemaligen  Grossen, 
des  Adels,  der  Kirche  gelangen. 

Theilt  liiau  die  Kinnahinen  nach  dem  liiiaiizwissenschaftlichen 
Character  in  der  angegebenen  Weise,  so  lässt  sicli  die  Hegel  nnf- 
stellen,  dass  je  weiter  man  in  die  Geschichte  der  Vorläufer  der 
heutigen  europäischen  Staatsbildangen  in  das  Mittelalter  zurückgeht, 
desto  mehr  die  privatwirthsehaftlichen  und  in  zweiter  Linie 
die  gebttbren artigen  Einnabmeii  überwiegen.  In  diesen 
beiden  besteht  anob  in  den  einzelnen  Ländern  am  Meisten  Gleich- 
aitigkeit.  Die  regel ni ä s si e  llesteuerung  gewinnt  erst  iu 
der  neueren  und  neuesteu  Zeit  immer  allgemeiner  den  Vorrang. 

Von  früh  an  linden  sich  sehr  alla^eiuein  ZöU«  .  d.  h.  retielniässiire  Passage- 
(Transit-)  oder  Weg  Zölle  für  den  Transit  der  Waaren  an  bestimmten  Stellen. 
Eiuzeluc  auderc  iudircctc  Verbrauchssteuern,  wie  Getriinkcstcucru  \^Bier, 
Wefn),  Marktabgaben  an  den  Thoren  bilden  sich  im  stSdtischen  Finanzwesen  frtther 
aus,  werden  aber  von  Anfang  an  und  später  mehr  mit  für  land<isherrliche  Kechnunsr 
erhoben.  In  Form  von  Fi  n  uizretralii-u  untl  Monopolen,  dann  von  all«jr»'tiieinen 
Acciaen  werden  sio  hcit  dem  Sclilusi  des  Mittelalteiii.  besonders  seit  dem  17.  .laiir- 
hnndert  im  Staats-  und  Territorialfinanziresen  wichtiger. 

Am  We>nigsten  ausgebildet  blieb  rejjelmüssiif  laufre  das  directe  Steuerweseu 
nnd  wieder  besonders  die  Personal-  und  Einkommensteuern,  während  allsremcine  Ver- 
mögens-, Real',  namentlich  ürund-,  Gcbiiudc-  (llccrd-)  steuern,  früher  vop- 
komineti.  Die  älteren  Abgaben  dieser  Art  sind  übrigens  vielfach  nicht  <(ifentlich- 
rechtlichc  Steuern,  sondern  privatrechtlich  o  oder  leliens-  und  dienstrecht- 
li'  he  Abtrnben  dt  s  Grundbesitzers  und  dfr  Personen.  Im  fr»dK'r»'n  Mittelalter 
hintieite  schon  die  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  die  Kniwicklunjj  dcä 
directen  Stenenresens,  später  that  dies  die  erforderliche  ständische  Zustimmung:, 
.rclclie  si'  I  S  i  diesem  Zweige  der  Steuern  tiberall  am  Wirksamsten  zeipte.  So  blieb 
lu-^oriders  die  ilirc  fc  Dr  steuertiMi  l>is  in  ili<-  N' U7.cit  hinein  und  selbst  noch  in 
der  Theorie  der  deutschen  Cameralisiei»  des  vori^j^en  Jahrhunderts  eine  untergeord- 
nete und  mehr  nur  eine  Ausnahme  bildende  Einnahmequelle,  auf  die  in  irrOsse- 
r<>m  Umfange  nur  in  besonderen  Fällen  für  Staats-  oder  früher  für  königliche 
ü<i<  r  fürsflicii.  z  v  «  ke  zurückgegHßbn  wurde.  S.  Flu.  U,  44ü  ff.  und  oben  S7 
—90,  auch  91  u.  ^.  23  u.  24). 
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512  3.  Bk^Onl  Einn.   1.  K.  Im  AUfe«in.  5.  A.  Vftrii.  d.  Einn.  zu  einander.  §.  215. 

Di.»  -ML'.  Dflttniilii  Ii-'  (i.  st.dfiiii'j-  nml  v  "  r!t  a  1 1  n  i  nsmäss  i  ir  trrosso  Amk*!-!!- 
niniu,  velolif  das  Uübuhrcnwcsuii  im  lulttulalttirUclieu  bUuU  einuahm,  i&t  besau- 

bcuurkt-iiswerth.  Das  Priiicip  von  Leistnntr  und  Oepr^nl«istiin}r  war  in  dieatn 
..3p«i'i:>  I-t>  iMTii'*  im  aoaiisjrobildeteu  8i  >    ih>lir  vortreten,  als  jetzt  im  entwick^toa 

Staat.  (Irin  <lir,  i- u r  a  Isf'Mi'Tii  citr'-ii  -imi  :  '-ui  l-  in^'-r/.'-ii;  .  ihiss  ili-'  nllsfemeinew 
Kiiiliiliriinfr  «I'T  ri^t«reti  ein  weüfiitlifhcr  Kueküchritt  im  moilern^^u  ÜtajU  wlre. 
Vi*!.  Fin.  II  §.  281.  bes.  S.  12  ft".  „zur  Gesrhichte  des  ö«»b«l>Tenwesens'\ 

II.  —  §.  214.  Oese hichtiiclie  und  staatsreebtliche 
Stellung  deB  älteren  Domaniams. 

S.  obt  ti  §.  87— <^0,  bos.  S.  wohin  in  dieser  3.  Aufl.  £ini|^es  ipestetU  i»n 

(bis  in  der  2.  Aufl.  (§  151  (T  i  in  di-seni  Abschiiitto  «resrebeii  wiinle.  S.  rui^h  Ran 
Jij.  (f.,  bes.  die  Noten.  Hu  Ilmann,  (f<^s -liielite  der  Di»n»änenbenut/uiij  in  D- utst'b- 
laud.  ISO'.  V.  liutieck  in  dessen  und  Welckcr's  Staatslexikon ,  i\  .  45y. 
?.  Treitschke.  Art.  Domilnen  in  Blontschli*»  Staatsvftrterb.  III,  162.  Roscher. 
Grnndriss  §.  4r.  Za.  liari  i.  Staatsrceht  II,  Kap.  7.  Tit  2.  (ieorj^  Mcycr,  D. 
Staat^r<'<'iit  fl,  202.  Bulilaii.  Fiseus.  Jandcsfi-  t rl  ii.  LautlesveruiTt^r.  in  M<  "kl. 
Schwerin,  Kost-  1*>77.  Berums,  Grundsätze  der  i  la.mzw.  S.  161.  Stein.  Kin.. 
2.  A.,  S.  147.  Ueber  Enfrland  8.  Gneist,  engrl  Venraltanirsreeht.  2.  A..  bes.  I., 
128,  1ÜJ{.  IDO,  4(10.  II.  940.  1151.  V.)rke,  brit.  Steu.  S.  128:  über  Frankreich, 
lloek.  Flu.  Frankreichs  S.  209;  über  Freussen  (17.  u.  IS.  Jahrb.)  Riedel,  bram). 
preuäs.  Staatshaushalt  paääim,  neue  Zeit  ROnue,  Domüu.-,  Forstwesca  u.  s.  w.  ü^ji» 
pTüUSS.  Staabi  1854,  ders.,  Staat^r.  PreuM..  3.  A.  H,  8.  587  ff.;  ober  Baiern, 
Piizl,  bair.  Verwaltunirsret  lit  §.  229  if.;  über  Iladeu,  Retfenauer,  §.  192  IT.; 
über  Nordamerika.  Ho'  k.  l'in.  AnnTika's  S.  225.  \>^L  au<h  Czdrnig,  ö^crr. 
Budi;et.  II,  477.    (Ver.-!.  i,  h-  ».    Dann  ol'  -n  §.  175  über  Civillisten. 

A.  Gentaitiiug  im  Allgeni einen.  Die  Grundlage  und 
den  Haupttheil  der  privatwirthscbaftlichen  Einnahmen  bildete 
von  jeber  nnd  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  der  ländliche 
Grundbesitz  der  Krone  oder  des  Fürsten.  Er  umfasste  vor- 
nemlicb  Feldgttter  (die  späteren  Kamm  er  gflter  im  engeren 
Sinne ),  (1  e  w  c  r  k  s  \  o  r  r  i  c  Ii  t  u  u  g e  ii ,  Wal  d  u  n  ^  e  u. 

Ursprünglich  war  dieser  Grundbesitz  in  den  germanisch - 
romanischen  Reichen  des  trühen  Mittelalters  sehr 
bedeutend.  Er  rührte  aus  Vorbehalten  Ton  der  Landvertheilung 
bei  der  ersten  Ansiedlung  und  Eroberung,  auf  dem  Boden  des  alten 
r^Smisehen  Beiehs  aus  Confiscationen  und  Uebernahme  römischen 
Staatsguts  her.  Die  Geschlechter,  welche  zur  Forsten-  oder  K^nigs- 
wHrde  kamen,  waren  in  der  Regel  grosse  Grundbesitier,  deren 
Guter  mit  dem  eigentlichen  Stniitsgut,  bez.  mit  dem  Gnte  der  alten 
(ansgestorbeneu  oder  vertriebeueuj  Dynastie  zu  einer  Einheit  ver- 
Hcbmolzen. 

Wait/  II,  »ilS  ff,  (nierov.  Zeit).  Weiden  und  WiUder  fast  in  allr^n  Theiim 
fränk.  Reichs  im  Besitz  des  Köniyrs.  /..  Th.  wohl  nur.  weil  unbebautes  I..ni.i  ihm  £11- 
fse.'Jchiiebcu  wurde,  ürosho  Wälder  waruii  bes.  zur  Jagd  (als  „Forste**)  im  B4*siu  dr» 
Königs.  Grosse  Masse  ?on  farstlichen  Lftndereien  im  Mittelalter.  Veizi^ieb- 
niss  von  12:1  kaiserlichen  Villen  der  Karolintrer  bei  IIa!  hnann,  FinanzgetclL  S.  Iii  ff. 
L'nter  den  Koni'-'-'n  Vf>ii  Knsrland  atis-  dein  sächsischen  Stamm»'.  !t:<in"tvtlicU  uiit-r 
Kduard  dem  Bekenner  i,l042  — Ü5)  belandeu  sich  1422  LaßUgUter  (manors),  di«  lum 
Theil  vo»  der  fiärltsisrhßii  KAnigsfaTiiilit>  herstammten,  nnbst  US  Porsten  un<i  1b t  Ptais. 
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tiB«!  bis  auf  Hi*iiiricli  tl.  bcwirthotvn  die  KOntgr«  «UjAlirlich  an  den  frrosBen  Festen 

i\h-  Barone  und  ihr  G'^folfr»*  aufs  Reirhlirhsto.  (Svn'h  Kau:  Sinclair,  Ilistory  of  the 
pnblii-  r«'V<'iMi«;.  I.  26.  27.  Gn*'ist.  t hl-I.  Vcrwaltnnusr.  l.  28,39.)  l'eb«:r  das  Alter- 
thum 8.  0.  ^.  b6.  Ucber  dir  alt mischen  DomUucn  bes.  Martj^uardt,  iDm. 
Staatsrcrvalt.   II  147.  152,  176,  2»9— 257. 

Im  fnihorcn  Maiiiralwirths«  haftlii  hon  Zu!<tan(l«'  dienten  dic80  Gutt-r  thcilw  ciso  un- 
mirf<  lbar  zur  Unti-rhaltun«;  d«'S  Hofs  und  »U's  k.  Hauses.  Die  vielfaehen  Rrisrn  uiul 
liecT/.u^u  des  Fun>teii  gabcu  dazu  iji  allen  Laudcstheüen  Gclu^cuheit  und  setzten  da» 
Vorhandensein  solclicr  Qater  eijrentUch  voians.  Die  Hatnraleinkttnfte  deiselben  bei 
StilbstvonraltuniT  dunrh  k.. Beamten  lieferten  auch  zufifleich  mit  die  Mittel  fär  die  Be- 
tft^•irun|?  d^^r  fiegiernni^üsfcabeu,  soweit  ron  solchen  n^prochen  weiden  kann. 

Mehr  und  mehr  aber  ist  der  Bestand  des  .arsprttng- 
liehen  Do  man  in  ms,  besonders  der  Besitz  eigentlicher  Feld- 
gOter,  Überall  im  Lanf  der  Geschichte  vermindert 

worden,  in  niauchen  IJIndern  so  sehr,  das»  davon  aiii  die  Gegen- 
wart nur  wenig  gelangt  ist.  Die  a  1 1  £^  e  m  e i  n  e n  U r  s  a  o  b  e  n 
dieser  Erscbeinuug,  welclie  nach  Zeitaltern  und  Ländern  ver> 
schieden  stark  einwirkten  und  sich  yerscbiedenartig  untereinander 
und  mit  anderen  specielien  Ursachen  verbanden,  sind  die  folgenden. 

1.  £inmal  erfolgten ,  besonders  in  frttherer  Zeit,  sehr  nm- 
fassende  Landver8chenknD>gen  Seitens  des  Uber  das  Gut 
wie  über  ein  Privatverniögen  vciiiigcuden  Herrschers. 

So  an  Faiuilicnangeliorige,  Grosse,  (jiuuitliugo,  ivircin  u  n.  s.  w.  zur  Ausstattung:, 
zur  Belohnunir  Ton  VeiYtionatcu .  zur  Eilan^ngr  ron  Geirendiensten ,  UnteTStttt»infr  in 

politischen  Verhältnissen  u.  a.  w.  Selbst  wo  nicht  sofort  «  in''  V  rizcbunp  zu  EU  i  n- 
t  h  II  n»,  sond-m  z!i  pree;ir<'iti  R<"«if/.  als  B»Mieficiuni  oder  /u  L<'hen  statthndet, 
ist  meistens  spiiter  ••ine  voUständij;:«'  Ausscheidung?  dieses  Guts  aus  dem  Stusits-  oder 
Kfotiisrut  per  fas  et  nefas  oingrctrcten, 

2.  Sodann  bat  bei  solchem  Gut  wie  bei  anderem  Grundbesitz 

eine  Vergebung  an  kleinere  bäuerliche  L  a  n  d  w  i  r  t  b  e 
zur  Bebauung,  gegen  Naturalabgaben  von  dem  ao  erhabenen  T^ande 
und  gegen  die  Uebernahme  von  Diensten  aui  dem  Hoigute,  statt- 
gefunden. 

Darnns  entwi<'kelten  sich  dir  d  i  n  1  i  i  Ii -■  n  fi e  r  er  h  t  sa  ni  e  des  llofjfiits  i:ri;.Mi- 
iiber  diesen  Landereien.  Die  von  Torneheri  in  t;*  walirt'-ii  od*'r  später  nach  Sitte  und 
Uecht  sich  ausbildenden  Krbpac  htrerhältni^i'  und  s«hli<säUch  die  Beseitigung 
der'' Dienstpflichten  und  Abg:abcu  nnd  des  £rbpacht-Kaaon8  mittelst 
A  Ii  I  •'•HTi  n  üen  oder  sonst  wie  lialx  n  dann  den  Doniänenbesitz  wie  den  sonstigen 
h«irrschafllich»'n  (jriindh«'sitz  vermindert. 

3.  Mit  Grundbesitz  aus  dem  fttistiichen  oder  Staatsgut  wurden 
OTBprttngiich  vieUach  gewisse,  namentlich  höhere  Aemter 
dotirt,  ^  also  wesentlich  ein  System  der  Natnralbesoldiing. 
Mit  der  Erbliohkeit  dieser  Aemter  ging  der  GrnndbesitK  an  die 
vornehmen  FamiKen  Uber  nnd  ist  meistens  im  Lanf  der  Zeit  mit 
dem  Eigengut  und  mit  anderem  Lehensgut  derselben  7ai  einer 
neuen  Einheit  meiir  oder  weniger  unnnterscbeidbar 
verBchmolzen. 

W agaer,  Fiaan^wiaseDeehaft.  1.  3.  Aufl.  33 
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514  3.  B.  Ofü.  Kinn.  1.  K.  Im  Xülßm,  5.  A.  Verh,  d.  Einn.  zu  Huand.  §.214,  215. 

^^'tl^l^il  uihI  bli«  l),'ii  sül  li»-  Faniilicn  Dyn;isfi«'iMi  iihpI  'i"<Tritijri;iIli'  rr<"U .  m>  i»i 
zwar  ilirsrb  >:<:!>aüitiitc  (int  o.k  r  v'iu  Tlu  il  duFOii  sputi-r  öti*  rs  wi<Mi<T  s«  iiiein  iirspnm«:- 
lichcri  öfTfiitlichoii  Zw«-<k  zunnkut.'ui'bon  worden.  AbiT  biswrilrn  vorblirb  es  auth 
der  nullen  Dynastie.  Erhobm  si*  Ii  diese  l'ainilien  jii<  lit  zur  i'iiri'Utii<-hiii  LAHd^sborT' 
sehaft  oder  vorlor< n  sie  diest-lbc  wieder,  so  Ii  il»eti  si<;  das  (iut  «dters  endariltiir  als  ihr 
l*ri?atverin..._n  II  behalten,  wie  z.  B.  tlie  metlialisirtcji  w-dtlu  lieit  Funüen  in  Dc'Utst'hbud 
iiüeli  zu  Antaiiu  dieses  .luhrhunderts. 

4.  In  neuerer  Zeit  ist  auf  eine  Scheidun^^  dos  Hof-  und  des 
Staats liaashaite  hiugearbeitet  worden^  als  sich  die  moderne 
Htaatfiaufiassung  von  der  patrimonialen  loslöste.  lo  dem 
seinem  verschiedenen  rechtlichen  Urspning  nach  schwer  zu  schei- 
denden Doroanium  hefand  sich  jedenfalls  ?$fter8  altes  ^  eigentlich 
riffentlichrechtliches  Besitzthuni^  das  an  der  Krone  oder 
Landeshoheit,  bez.  an  der  ftirstlirbcn  (Jewalt,  als  der 
Vertreterin  der  Rechte  des  staatlichen  Geuieinvvesens  als  solchen, 
haftete.  Bei  den  vertrag» massig  oder  durch  Octroyrung 
erfolgenden  Auseinandersetzungen  Uber  dieses  Domaninm 
und  ttber  etwaige  Civillisten  (§.  175)  wurde  dann  aber  mitunter 
wohl  das  ganze  Domaninm  oder  ein  Theil  desselben  der  Dy- 
nastie  als  Patrimonialgut  zugesprochen.  Dadurch  ist  aber- 
mals der  Bestund  des  alten  I)(aiiaiiiums  vermindert  worden. 

5.  Endlich  kamen  sclion  liin-er,  B.  in  Enghind  im  16.  und 
17.  Jahrhundert,  und  fast  überall  neuerdings  (selbst  in  deuti»cbefl 
Staaten,  wie  Prenssen)  Verkäufe  von  Domänenland  Tor. 

A'icira<  Ii  lialxMi  rrcilich  uberall  and  zu  allen  Zeiten,  wenn  an.  Ii  in  s  -hr  ver» 
sehiedenen  Formen  und  in  verschiedenem  rrnfan^c.  wieder  Vorniehrunjrcn  de- 
Domaniums  stattgefumlco.  Frdlierhin  duicli  Kin/.iehunu,  von  Schenkungen,  Verfall  xoü 
Leben,  VermögensoonfitRationeD,  welche  ehedem  oft  eine  grosse  Quelle  der  Eiraaltiie 
überhaupt  bildeten,  u.  s.  w.,  (s.  z.  B.  f.d.  uieroving.  Zeit  im  frank  Reich,  Waitill. 
.5^3  ff".),  später  diireh  die  Säcul  arisationen  des  geistliehen  riiits.  ihircli  V*'r 
eiaigung-  des  t  Urstlielicn  Haus^utü  mit  dem  Staatsgut — ,  also  der  umfekelinc' 
Fall  wie  die  beiden  vorhin  erwUmten  — .  gelegentlich  immer  dnrch  Anlinfe. 
Aber  im  Ganzen  haben  diese  Vcrmehrongen  d^«  Domaniums  nicht  die  Vi^rmindeninfei» 
aufgewogen. 

Das  Endergebniss  der  geschichtlichen  Entwicklung  ist  in 
unseren  west-  nnd  mitteleuropäischen  Staaten  ein  t erb ä Unis s- 
mässig  doch  nur  kleiner  werbender  Grnndbesitz  in 

Händen  des  Staats,  am  Meisten  noch  Wald  he  sitz.  M.  a.  W. 
das  ei«;entiich  private  Giundeifirenthuni  der  1*ri  va  t  wirtb- 
schaften  hat  mehr  und  mehr  den  ländlichen  g  r  a  r  i  s  c  h  o  n) 
Boden  nmfasst  und  ö f  f e  n 1 1  i  c  h es  (.gesellschaftliches^^  Eigentbum 
daran  verdrängt  Ftlr  die  Finanzen  ist  diese  Entwieklong  mit 
der  Nothwendigkeit  verbunden ,  auch  abgeseh^  von  den  vid 
grosseren  Staatsbedarf,  jetzt  mehr  als  früher  anf  S  t  e  u  e  r  einnahmea 
bedacht  zu  sein. 
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Wncrncr.  (irundleir.  Abth.  I.  Kap.  4.  Samtor.  sresellscli.  a.  PrlrAteigcnthum, 
Lpz.  ibTT.  —  Man  erkennt  itier  leicht' den  ICinfluss  eines  Bochtsinstituli  wie  das  pri- 
vate GnindeitrenHium  and  wir  der  private  Kentetilx  /.ii'i  davon  auf  das  Finanzwesen  u. 
auch  in  dieser  Hinsirlit  wieder  aut  die  Vertheilun^  d<  s  Volicseiukoininens:  indem  die 
Rent<%  die  sonst  der  Staat  bezichen  könnte,  ihm  entgeht,  muss  die  BevOlkcron^-  auch 
mehr  alli::emeine  Stenern  zahlen,  l  eher  die  Bedcntuoir  diesi^s Moments  for  die  Ent* 
wiokhmf?  der  Bestcuerong  s.  Fin.  II,  §.  342  II'.,  551. 

§.  215.  —  B.  Gestaltung  der  Rechtsverhältnisse 
des  il  1 1 e r c n  1) o  iii  .'i n  i  u m s  s  j) e o  i e 1 1  in  D c n t s  c  b  1  a ii d.  Der 
eigentlillniliclien  ])olitis('li(Mi  Kntw  icklinif^  Deutschlands  ist  es  zu 
verdanken,  dass  sich  hier  in  büberem  Grade  als  sonst  ein  be- 
deutendes DomanialvermOgeD ,  nicht  bloss  Forsten ,  sondern 
meistens  auch  Feldg^ter  n.  A.  m.  im  Besitze  der  deutschen  Staaten 
erhalten  hat  Die  Finanzwirthschaft  der  letzteren ,  zumal  der 
Kleinstaaten,  doch  aneh  der  Mittelstaaten  und  selbst  PrenssenS; 
bat  in  Folge  dessen  noch  beute  mehr  als  diejenige  der  meisten 
anderen  enropäiscben  Staaten  von  dem  älteren  domanialwiith 
scballiiehen  Character  Etwas  beibehalten.  Jene  politisehe  Ent- 
wicklung Deutschlands  ist  aber  aueb  die  Ursache,  dass  hier  die 
Rechtsverhältnisse  des  Domaniums  sich  ganz  besonders  compücirt 
haben  und  zum  Theil  noch  gegenwartig  von  denjenigen  in  anderen 
Staaten  abweichen. 

liati  (g.  90,  U\)  hat  dieses  im  Wesoaüichca  in  folgender  Weise  rorUcdlicli 

ii&r^e]cj>!:t: 

In  mehrmi  deutschen  Staaten  haben  Ach  ans  alter  Zeit  her  LioicenschaReo 

erhalten,  deren  Ki.i'enthnni  dem  fürstlichen  Hause  zusteht,  deren  Hein" 
ertrair  jedoch  fortdaiu  rml  dem  Staatsrechte  dieser  Länder  t^emäss  zur  iiestreitunu' 
von  Staatsausjjcabüii  verwendet  wird.  Solches  farstliche  Haus-  oder  Stamm- 
l^ater,  die  sich  dorch  die  far  sie  ireltendeo  Rechtss&tze  ron  dem  reinen  Prirat- 
veilDö)?en  des  Fürsten  oder  seines  Hauses  anterscheiden wurden  eben  so  wie  die 
eipcntlir-hen  Staatsjruter  DomUnen,  oder  nr\ch  d«  in  älteren  dcntschon  Ausdruck 
K»mmergilter  ^cnauaL  Der  licgritt' „ D o m ä n c n "  cntliäit  also  hier  die  den  beiden 
Arten  von  Gutem  fremeinschaftlichen  Merfcmale  der  UnbeireirUchkcit  nnd  der  Wid- 
muni;-  des  Krtraties  fttr  öffentliche  Zwecke.  Nach  dem  K  i  ^4  enth  ums- 
verhaltniss  aber  Z' rfallen  diese  (lüter  in  Staats-  und  II  a  ns- Du  m  än  en.  Diese 
Unterscheidung;  wurde  jedoch  früherhin  uieisteus  nicht  stren<;  l'cstKehalU>a.  Die 
Kamme rfrflter  der  deutschen  Kaiser  waren,  dem  Wesen  eines  Wahlreiches 
li^eiDftss,  Staatsp  iitor.  die  bei  dem  Aftern  Uebenranire  der  Kaiserwurde  voo  einem  Hanse 
zum  andern  sii  h  na<  ji  und  na(  h  verloren  und  in  die  Hände  der  Keichsfilr^jten  nelanirten. 
Die  Tafelgütcr  der  geistlichen  Pursten  und  die  Besitzungen  der 
Keichsstftdte  gaben  jedech  fortwährend  das  Beispiel  onrerkennbarer  Staatsgüter, 
Venn  aach  Atr  erster»  mitunter  der  Charact^  von  Xirchenrermfl^en  behauptet  wurde. 
Die  Kammerirüter  der  weltlirhen  Fürsten  da'Teiren  hatten  keinen  uleichfcirnii-en 
Ur^prung^.  Antän;;lich  waren  es  Privaty^Uter  (Ailode),  welche  iu  den  sich  empor- 
Jiebenden  Familien  durch  Kauf,  Erbschaften,  Heirathen,  Scheukun^^eii  u.  s.  w.  sich 
«llaialifr  vermehrten.  Als  ans  solchen  reichen  Grandeif^enthtUnem  mit  der  Zeit  Iiaiaer' 
liebe  Beamte,  Lehenträjrer  und  endlieh  Landesherren  wurden,  diente  der  Frtra» 
jener  Güter  ni<  ht  bloss  zum  Unterhalt  dieser  fürstlichen  (leschleehtcr,  sondern  auch 
zur  Bestreituo^u  vou  Iieg;ie ruugskosten.  Später  trat  mauchcrlci  Zuwachs 
ans  Beichslohen,  au  kniaerlichen  Staatsgütern,  nach  der  Beforouitton  noch 
»US  anf|r<»hebeBen  gcistHchen  Stiftern  (KlSstern,  Ordcnacemmeadcn  u.  8,  w.) 

33* 
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i'in ,  ähnlich  wi«  d(  r  in  der  politisch  bL-wi  <:t(  U  Ztit  zu  Anfaosr  duiats  JaJirbttnderts 
iu  Fol-r  il.  s  K'  ichsdrput.itionshauptschlussi.s.  So  wurdr-  z.  H.  in  \Vü  rt -  inb . m  noch 
JsiM)  Ins  '  vaiitrrliöch«'  Kircli'-H'rut  d<'S  KrWaiid»  5  im  Ilrirasrc  von  >  twa  It»  Mill.  fl. 
dt  ui  kümm«  ri;uto  cinvcTlcilüt.  Auch  in  d»  r  Maikural^chaft  Üad  <  ü-D  urlnch  iät  das 
cvaiif^eUsehc  aUfgremeine  XirehenrenDOgreii  m  dum  Kftmmeixate  frczo^on  voideB.  h 
Pr<-.uss«  n  «Tfolirtc  die  Einzichan^  alh  r  fjtistl.  (jü(<  r  und  di-r<  n  Krkl.iruni:  zu  Staats- 
iraU'rn  durch  Kdi^  t.  v.  vJU.  Oct.  ISIO.  (Afhnlich  wiird  -  in  Fran  kr-  i  cli  im  Arifan-« 
der  ct>U'ü  licvolution,  in  Spanien  lb35  und  8])ättT,  nach  l\UckjLrati.>;i.<'uiachung  d<  r 
Massregot,  fon  Neuem,  inRnssUnd,  dann  in  nenestor  Zeit  in  Italien  das  Kifchen* 
jfOt  Fon  diT  StaatS}?<'walt  in  Hrsitz  p-Dommcn,  hierauf  dii-  Vt  räusscrun^-  in  sTÖsserem 
Cmfanfr«'  durch«; «  führt).  I'Vnur  fand  in  den  deutsche  n  Staat<  n  oim-  V<Tm -hrnn-  d 
Domanialbcsitzos  aus  den  Domänen  der  ucu  rrworbcnen  Landcstheiii-,  alis) 
aus  staatsrHchtliclien  YeianlassQo.ircn«  statt  Bi4  diesem  vecschiodcnartigea 
Ursprnnji;  der  Kammrrirut*  r  i  t  der  Streit  und  dio  önlx'stimintboit  dor Mimdiidsv.« 
abfir  die  r<  chtlich»t  Natur  d«>r8<*lb<  n  icicht  zu  rrklän  n. 

Das  auf  die  angegcbi'no  inuhrfachc  Weise  ailmäli;^  entstandene  Domaniuia 
oder  Kammeriirnt  der  dentschon  Landosircbictr  woidc  nnn,  ebcnsoveoiir 
wie  in  den  aud«T(-n  oniopllscbcn  Lrmdtrn,  nicht  nach  der  Art  des  Drspruniri  s 
in  Haus-  und  Staatsirut  i^ctheilt,  sond«  rn  als  finc  einzig  r  Mass«-  brhaud-U 
und  nur  von  demeni^^in  lirsit/.uni^rn  getrennt  j;clialteu.  die  der  Fürst  wie  ein  Prirat- 
nann  besasB,  den  sou.  Chatoulurtitern.  LetEtere  nnterlieierf^n  frcwObnUi^  dor 
LandcsbestcueruDg  nnd  den  lUtstimmungen  des  bQr^orlichen  Rechts,  auch  des  allje:e< 
raeinen  Krbrechts,  vorbehaltlirh  -  twaijvr  Ab\ri  i>  hunr^n  in  d'  ii  Xorun  n  «1er  fürst- 
lichen ,.IIaustre8etze''.  (In  Preussen  p  hört  dahin  d.  Kön.  Uaushdeiconiuiiäs,  das 
prinzl.  Fam.fideicommiss;  Aehnlichcs  im  K.  Sachsen,  Wortcmb.).  Für  das  Kamm  er- 
entgalt  dafre^en.  wie  oben  sclion  zu  orwäbnc^n  war  (&  19S)  in  Deutscbland  aO&r^miin 
der  staatsrrrlitliehe  Grundsatz,  dass  der  Krtrajr  dos  Kamme rirot  s  ;  in  ist 
mit  Einscli  luHs  d-T  Ue'jfalien)  f  u  r  S.taatszw  ecke  und  zwar  zunächst 
fUr  die  Ilufstaats-,  sudanu  aber  auch  f  Ii  r  K  e  i;i  er  u  n  ^'^  sa  u  s  a  b .  u  vr- 
vendet  werden  müsse  nnd  dass  Stenern  erst  dann  znlftssifr  seien, 
wenn  erwiesener  Maassen  jene  Kinkünfte  nii  ht  zur^  i'  h'  n.  Durch 
Landes-  oder  Hausfresetze  oder  l'ebiTeinknnit  mit  di  u  Landsfimd-  n  ward  m-  titens 
ausdrücklich  festgesetzt ,  dass  dies  gesammte  Kauimerf^ut  unzertrennlich 
beisammen  bleiben,  nicbt  veränssert  oder  belastet  werden  sidle 
(ausser  unter  scwissen  Hedinjrunsren)  und  sich  nach  d' r  Krstireburt  im 
Mannesstamme,  alsu  zufrleieh  mit  d  r  l'ürstenwiirde.  vererbe.  Das- 
S4'lbe  unteria;*-  nicht  den  i^emein rechtlichen  V«Tjäiirungsrej2:eln  und  tru^  keine  Steuern. 
IMo  LanctetiUide  durften  seiner  nnbcfngten  Yeiftnssemoir  widersprecben ,  ancb  wnidea 
mit  ihnen  Vi  relubarongen  p  troffen ,  wenn  aus  Landesmittehi  ein  Zuschnss  zu  dem 
Hedarf  der  Hof  haltun^-  «rel 'ist.  t  oder  bei  ein.  m  rei'  hÜ' Ii- n  Homänen- rtriL-e  »  in  Theil 
desselben  zu  anderen  Staatsausgaben  bestimmt  werden  .süiUe  (§.  98).  Das  Kammer' 
gut  war  folglich  in  vielen  Hinsfcbten  dem  wabren  oder  ei^entlicben 
Staatsgntß  Abnlich,  wenn  es  «rleich  nicbt  als  solches  anerkannt 
war.  Aus  diesen  \ erhidtnissen  des  deutschen  Kammeriruts  erklärt  es  ^i- h .  das?  !  'i 
den  Mediatisirunt^en  Anl'an;;  dieses  Jahrhunderts  die  bisher  reicbsunmitteibaren  Terri 
torialbemn  ak  nnnmerige  so?.  Standoshenen  die  Domänen  als  Kincnthum  for  siffa 
behalten  durften,  während  die  anderen  Staatselnkfinfte  auf  die  Staatskasse  der  Länder 
überginpen,  »I  vien  die  Sfaiulehherreu  jet/.f  anirehörten.  I>i(^  Schulden  wtirdi  ii  na.  Ii  dorn 
Yerbältniss  beider  Thede  des  bisiieriiieii  Einkommens  üetheilt.  Hei  der  KinverieilionfC 
HannoFor's,  Korhessen's,  Nassau's  u.  s.  w.  in  Preussen  1S6G  sind  ds- 
i>eifen  die  Domänen  mit  dem  prenss.  StaatSgfUern  vcreinisrt  worden.  Tel.  sonst  ftr 
<lie  älteren  Rechtsverhältnisse  n  Anffas8un'.ren  v.  Seckendorf,  T.  Füntenstaat, 
i worüber  oben  S.  Putter,    Institutiones  juris  pnbl.  §.  2'tL     7, a«  liariä, 

Staatsrecht  2.  A.  5^.  2()b,  v.  Könne,  Das  Domänen-,  Forst-  und  Jaüdw.-sen  dei 
prcnsa.  Staats,  1^54,  S.  2  ff*.  —  Mehrfacb  ist  Uber  die  ältere  n.  neuere  Reehts«iaaUtilt 
des  Kammern-otä  u.  über  die  auf  dessen  KrtrH^^en  ruhenden  Verpfliehtunir«'n  auch 
neuerdings  noch  bei  tJeh  urenheit  der  .,l»omän.  ristreitiirkeiten"  in  deutschen  Staaten, 
bes.  in  Kleinstaaten  literarisch  discuiirt  wurden.  Vjrl.  bes.  die  Literatur  über  den 
Meininrer  Domftnenstreit:  üeW  die  Pominenftage  im  H.  S.  Keinlngeo,  1647. 
Yollert,    Die  Entstebang    nnd   die    rechtliche  Matur  des  KaramenrermOgens 
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in  l>  .  tSriT.  Z:irli:iriä.  ücber  das  rechtliche  Verhältnis-  »les  fiirsil.  ICamnicr- 
guts  insbesoüder''  im  Herzogthnrn  S.  Mrinin^eii.  GOtt.  1861.  Keyschcr,  Die  Kerbte 
des  .Staats  an  iJeu  Düiuiuieu  und  Kauiiiiötgutern,  Leipiüg  1SG3  (gegen  Zao bar iä  und 
for  die  dtfcntliche  Natur  des  Kammeiigutes).  Z9pfl,  Bemerltungen  zu  Key  seh  er« 
18ö4.  Zachariü,  Das  Kifrenthuinsrecbt  am  d.  Kaininergiit.  (Jegren  A.  L.  Reysclier, 
1S64.  l'eysrher,  der  !^«'«'bfsstrrjt  über  das  Kifr<'ntbnm  an  düU  DomäneD.  1^66* 
Hein  zu,  Doui.fi-age  iu  S.  M<  in,.  Tub.  Ztschr.  Ii.  n»,  S.  212. 

Kach  der  Gründung  de«  Deutschen  Rondos  seit  den  neuen 
siJindischen  Verfassunjf  en  wurde  <lriii;ienderes  Bed'irfniss.  das  uiillare  Kechfs- 
virbiiltiiiss  •;:enau  zu  reg:eln,  \v;ts  Inn  uinl  da  nicht  ohne  'jntsse  Schwierigkeiten  und 
iaugeruii  Streit  zwischen  Füi^tcnbauä  und  Ständen  geschah.  Doch  suchte  man  cinu 
mahsamo  Sondening  jener  beiden  Ga(tun<^en  zn  umgeben. 

In  -  incm  Thrilc  der  deutschen  Staaten  wurden  slmnitliche  Kammergtiter 
als  Staats«riit  erklärt,  was  die  Dninriuen  in  tlf-n  Jiusserdent<rhmi  Stanten.  zufolge 
dcä  öftern  \\  cchsels  der  regierenden  tje>chiecbter  oder  nach  ausdrücklicher  l->klärung, 
meist  schon  früher  geworden  waren  und  Civillisten  festgesetzt  (i:^.  ]75>. 

Vgl.  im  Allg.  Zachariü.  Staatsrecht.  2 Ii)  (bes.  in  d.  Änm.).  auch  oben 
§.  SU  ?n.  In  Freussen  wurden  rlic  hier  ( 'liatoiilw-tlter  j^en,  PrivatgrUter  iler  hohen- 
zollemscheu  Dynastie  schon  unter  dem  g^rossen  Kurfürsten  in  der  Verwaltung  ihrer 
KinkUnfte  m\t  dem  Staatsdom.  zus.  gezog:on  n.  unter  Priedr.  Wflh.  I.  durch  Edict  r. 
13.  Aug.  17 la  die  Dom.-  u.  (!hat.-<Jtiter  vereinigt  u.  beiden  >rleichc  Bechtsqaalität 
beigelegt  (s.  o.  S.  202i.    Könne.  Staatsr.  II.  2.  S.  5^*^.    Landreeht.  Th.  H.  Tit.  11. 

11,  sodann  Hausgesetz  v.  ü.  Nov  ISiVJ,  Kdict  v.  30.  Det.  1^10  §.  1.  Die  früher 
iS.  403)  erwähnte  Radicirung  der  Rente  v.  2'/^  Mill.  Thlr.  auf  die  Krträge  der  Dom. 
11.  Forsten  u.  der  Vorwegabzog  dieser  Kcnte  von  diesen  Einlrttoflen  noch  jetzt  im 
prenss.  Etat  hängt  indessen  mit  den  älteren  .\nreehten  der  hnhenz.  Dynastie  am 
Doinanium  zusammen.  (Veronln.  r.  17.  Jan.  l^io  und  Art  o!i  der  Verfassung  y. 
:^1.  Jan.  l^Öü).  S,  auch  Riedel,  brandenb.  Staatshaush.  S.  .■>4.  <)].  Treitschke, 
Art  Domänen  im  StaatswOrterboch  S.  161.  —  ßatern  1818.  Verf.  ürk.  TiL  III, 
1,  2.  Würtembcrg  1819.  Verf.  Crk.  §.  lO.H,  in  Ansehnn-  des  k.  Kammer- 
^mtes.  -  Kur h essen  in  der  Verl"  f  rk.  von  l^.'Ü  §.  1^59,  140,  mit  Vorbehalt  einer 
Ausscheidung  des  Maats-  und  Faniiliengutes.  —  Sachsen,  Vcrt  v.  1S33,  §.16  II'.  — 
Von  anderen  Ländern  zeigen  frMchen  Vorgang:  DInemarlt,  Frankreich, 
(»rossbritanni<'n.  Oesterreich,  Niederlande,  Schweden  u.s.w.  In  Krank- 
reich  hie?«;en  rlic  Domänen  Krofi.'  Ut  ^doraaine  dr  la  couronne"^  und  nnter  Kranz  I. 
wurde  die  ünv<  r<iusscrlicbkeit  desselben  verordnet,  Edict.  v.  30.  Jun.  1539.  l-ruhzeit. 
Anerlrenniing  als  Staatsgut  (was  freilich  durch  die  absolut  monarchische  Gewalt  ver- 
wischt wurde»,  ßodinus  de  republ.  Hb.  VI.  cap.  2,  S.  648  (ed.  Par.  1591).  Das 
T'ri\  itei'ienthum  des  Königs  wurde  im  Augenblick  der  Thronbesteigung  Staatsgut. 
Kdia.  V.  1ÜU7.  (ies.  V.  b  Nov.  1&14.  Die  assembl^e  Constituante  erklärte  1790  diese 
Ctfiiermasse  fttr  domabe  nalional,  d.  h.  ide  sprach  aus,  dass  sie  Staatsverrnftgen  sei. 
Da»  Kronvut  («lomainc  oder  dotation  de  la  eouronne)  im  19.  Jahrb.  war  der  dem 
Staatioiierhaupt  /.um  Nies-hraurh  tiberlasscne  Theil  des  Slajitsvermögens  (doni.  de  l'c'tat). 
Es  gehörten  hiezu  sowohl  Liegenscliafteu  (Schldsser.  Landgüter,  die  Fabriken  zu  Sevrcs 
und  Beauvais  und  die  Tapetenfhbrik  des  Gobelins,  udaaii  8  Wälder),  ab  beweglicho 
Dinge«  wie  Juwelen.  Kunstwerke.  HUclier,  Zimmergcräthe  u.  w.  Rel  der  Entsetzung 
der  napoleoui>chen  Dyna,stie  ls7ü  ist  d.  r  Cliaiarter  diet.-^  nii?«it/.fhiims  als  Staats- 
gut von  Neuem  anerkannt  worden.  Das  bisherige  Apanagiuin  des  ilauscs  Orleans 
Too  1061 ,  ItiTÜ  und  1692  war  unter  Napoleon ^Itl.  wieder  mit  dem  Staatsgute  ver- 
einigt worden,  nach  ISTl  erfolgt(!  jedo<  h  eine  Restitution. —  In  den  Niederlanden 
wurde  erst  unter  König  Wilhelm  II.  da>  F.i' enthiim  der  Domruien  an  d(Mi  Staat  zurück» 
gejjebcn.    (.Vach  Rau.    Heber  England  (ineist.  engl.  Vcrw.recht  11,  llöo. 

In  anderen  deHt^chen  Ländern  wurde  der  fürstlichen  Familie  das  Eigen- 
ihum  der  Domänen,  selbst  in  den  neu  einverleibten  Lande8theil<*n,  vorbehalten,  z.  B. 
in  Nassau  (ISlli,  Waldeek  (l^-M).  Haden.  (iotha,  Liechtenstein  'Jrossh. 
Hessen  U'^iO).  W  ciinar,  Koburg  {l^ll,  ibUi),  Knrhessen.  Altenbuig  (1S3I 
Brauiisc  ji  w  eig  '1S  j2  ,  Eohcuzollcrn-Sigmari ngcn  (1833),  Hannover  (Verf. 
tr.  I84U>,  ijchwarzburg-Sondershaiisen  (1941),  Lippe  (186H  In  mehreren 
andi-rn  <leutschcn  LiäHd'.in  (z.  \\.  Me«.klenburg,  die  anljalti>cben  und  renssischen 
Lande)  galt  dies  ebenfalls  fortwährend.  (Leber  Gr.  II  essen  u.  Hannover  s.  Rau. 
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5.  A.  §.  Iii  Anm.).  Jedoch  wurde  auch  iiiei-  die  Vernreitduu^  des  Domaaeu- 
ertra^cs  tu  Staatsaasgaben  im  All|i:e meinen  oder  znr  Bestrcitang  dir 

Hofstaatsausirabeii  zuircsichcrt.  Erstres  ^^eacliali  z.  1!.  in  Hadcn,  nach  d.  Verf.- 
ürk.  (v.  IblS)  >?.  59;  ..Ohiicrachtet  die  Doniaiien.  nach  all-remein  anerkannten  Giun<l- 
süUeu  dt&  Staais-  und  Fürsten  rechts,  unstreitiges  Patrimooiaie  ivcn  tham  do 
Ke«renten  und  seiner  Familie  sind,  und  Wir  sie  auch  in  dieser  Kigenschaft  — 
Ilionnit  ausdrücklich  bestäti^'-en ,  so  voUea  Wir  donnocb  den  Krtrai;  derseib«!,  anaser 
der  (larauf  latli- iit-Mi  Civilliste  und  ausser  anderen  darauf  liaftcndi  ii  Lasten,  so  l.inj 
ahi  Wir  uns  nicht  durch  HerätelluDg  der  binan/en  in  dem  Stand  behnden  werden, 
Unsere  Uuterthaaen  nach  Unscrm  innigsten  Wunsche  zu  erleichtern,  —  der  Be- 
Btreltung  der  Staatslasteo  ferner  belassen/*  tJober  die  aus  dieser  Be- 
stimmung entspringenden  Kcchtsvcrliiiltuibse  zwischen  tlem  Fürstenhanse  und  der 
Staatskasse  als  Nutzniesst-rin  di  r  l'oniancn,  wobei  indess  die  rein  -  privatrechtlichen 
Ühtic  nicht  unbcdiiü^t  uiasä'^ebead  sein  kt>uncii ,  ilelturich  in  der  Zeitschrift  fdi 
die  ges.  Staatsviss.  1847.  t  (Gcd.  IIb.  Cir.Uftte  7. 1854,  später  erhöbt).  —  Aehnllch 
Koburg,  §.  76  der  Verf.  von  1821,  —  Braunschvcig,  Landschafls-O.  ron  1832, 
§.  a.  (Rau). 

Etwas  abweichendes  Verfahrcu  m  Meiuingen,  Nassau  (lb2i>)  u.  s.  w.  S. 
Uber  Meiningen  die  oben  gen.  Scbriftvn.   Endlicher  Abschlnss  eines  Vertrags 

daselbst  zwischen  Dynastie  und  Ständen  im  J.  1S71,  auf  Grund  des  zweiten  Ver- 
gleichsentwurfs, den  das  als  Schiedsgeti'  htshof  gewählte  Dresd.  Oborappellation-'^eneht 
aufgestellt  hatte:  das  den  Landessteuern  nicht  unterworfene  DomäneuFermOgcn  wird 
wie  bisher  rerwendet.  der  Herzog  erhiilt  eine  feste  Rente  ron  280.000  Thir.  jihfüch, 
der  Rest  fällt  zur  Hälfte  an  ihn  n.  an  die  Landeskassc.  Der  Domänenetat  wird  mit 
Znstiniinung  (früher  bloss  mit  Beirathi  der  Landesvertretung  festgestellt.  Dies-  Be- 
stimmungeu  bleiben  in  Kraft,  solange  ein  Mitglied  des  Mein.  Specialhauses  oder  (joth. 
GesamiDthaines  na<-h  Massgabe  der  Verfassongsnriinnde  die  Regierung  des  Landes 
fuhrt.  Wenn  Ii-  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  mehr  der  Fall  ist,  so  erfolgt  eine 
Grundthcilan«:  des  l  >(jin;iii(  lueniirjjjens:  dein  herzoglichen  Hause  bleiben  " als  hJei- 
couuniss.,  der  gewöhnlichen  Besteuerung  uuterworl.  Prirateigeuth.  des  Goth.  Uesammt« 
haases,  dem  Lande  *  >,  als  Pror.-Fonds.  (Mein.  Ges.  ?.  20.  JoU  1%7U  —  üeber 
Nassau,  s.  Kau,  5.  Ä.      91  Anm.  ih». 

!>i-»  T!reij?nisse  von  IslS  hahrn  die  Folge  gehabt,  dass  in  mehreren  deutichcn 
Lkndern  aul  Antrag  der  Landstuiide  die  Domänen  für  Staatsgut  erUart  wurden  und 
eine  Civilliste  cingefilhrt  ward,  z.  B  in  Altonburg,  wo  die  Kammer-  und  Landesets- 
Vttnfte  vom  Anfang  1849  an  zusammengelegt  vonien  sind,  in  Weimar,  Mecklcnboig. 
Meinincren,  Kii))iirg:  "nd  (lotha,  Oldenburg.  Nassau  u.  s.  w.  In  den  folgenden  Jahren 
wurden  djese  R<'btiriiuinn^en  von  den  RoEfiemni^en  wieder  anfsrehoben  und  neue  Ver- 
abredungen übel  die  Verwendung  des  Duiuaneuertrages  getroUen ,  die  sich  oft  laugo 
hinzogen  nnd  mitunter  erst  unter  dem  Eindrock  der  Ereigtiisse  r.  1866  zu  einen 
Abschluss  gekommen  sind  (Anhalt  1S69,  Schaumb.-Li  f  i'  *,  Meiningen).— 
Nachdem  im  Krieir«-  von  ISüü  die  Gebiete  von  Hannover,  Kurhesscn  xi.  Nassau  in 
Preussen  einverleibt  worden  waren,  erhielten  die  i^'uisten  dieser  Lander  reichliditi 
Entschftdigungen,  vobl  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Uansdom&nen,  welche  nun  preussiseb« 
Staatsgüter  wurden.  So  der  König  von  Hannover  I3,ü79,0üü,  der  Herzog  von  Nassau 
s,892,üüü  ThIr. ,  doch  wurde  die  Entschädigung  des  crs-teren  wieder  mit  Bes.iiln- 
belegt  —  Uebersicht  über  die  jetzt  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Keibb- 
verhaitnisse  bei  G.  Meyer,  D.  Staatsrecht,  §.  94,  vgl.  mit  §.  202  eh. 

Mit  diesen  eigenthamlicheu  VerhaltniHsen  des  älteren  nnd  neueren  Rechts  der 
Kammergüter  steht  dann  auch  die  Kinrichtunj'-  des  Kassen  w es ens  in  Verbindunc: 
das  System  zweifacher  Kassen,  die  „Kammerkasso*'  für  die  Einkttufte  de» 
Kammergnts  und  fOr  die  daraus  zovOrdeist  zu  bestreiteaden  Hofstanatsausgaben,  utd 
die  (stftndischc)  Landes-Steuerkasse  fdr  die  Steuereinnahmen  und  für 
die  darauf  la-fmd-Mi  Staatsans'.raben.  Dieser  Gegenstand  ist  o.  in  UO  scbon  ef- 
iedigt  wurdeii.    Vgl  dazu  auch  Kau      U2.  'Jli. 

III.  —  §.  Heutige  finaDZwirtb^chai'tlicbe  Be- 
deutung des  älteren  DomaniumB.  Die  Vermindernng 
desselben  musste  sieb  für  die  Finanzen  um  so  ftihlbarer  macheiiy 
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je  mehr  schon  seit  den  letzten  Jahrhunderten  und  vollends  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart  der  Staaisbedarf  stieg. 
Selbst  da,  wo  eich  noch  ein  erheblicher  Theil  des  Domaninms  er- 
halten hat  und  wo  dessen  Einnahmen  nicht  ganz  zur  Deckung 
des  Hofbedarfs  dienen,  ist  thilicr  regelmässig;  nur  noch  eine 
massige  Quote  der  uideutlicben  Staatseinnahme,  wrlrlie 
letztere  sich  wenigstens  im  Ganzen  dem  \  ergrösserteu  ^laathlicdarf 
anpassen  musste,  auf  dieses  Domanialeinkommen  zuraduufilhren. 

Relati?  am  B«'«1onteii(lsteii.  i\.  h.  als  Quot»-  von  «li  r  (i<;sainiiit»  iiiiialiniL',  ist  «js  norh 
in  *}>u  c}  f>  II  t  -  r  }i  11  Sta.TffMi.  in  wclclii-n  i?i<  Ii  m-bon  dcrii  bri]»Mitciideii  Kinkotmii'^u 
lK-'£»outlers  aus  borstou,  cluiucU  auä  Fclü.ir  iit  eru  aui  Ii  «las  nächst  verwandte 
EinkoiDiDcn  ausBer;,^-  ntid  Httttenwerkcn,  Salin en.  iiLnrissen  Staatsfabriken 
u.  8.  w.  ]io«-li  Teichlirli«r  als  iu  den  inclsteu  andern  Läiuh  rn  liudet.  Reste  «lo  alten 
DoHianial(:iiikommt.'ii>  siml  tvolil  uoi-h  in  all<jn  ciiropriis'  !:-  n  Sfaatpu  vorhaiidt  ii.  Abi-r 
hi«:  sintl  ••ftors.  hesoiub'rs  in  Westeuropa,  nii  lit  mehr  erhebiieii,  weuii  nicht  etwa  durch 
iMäUcrc  JCiu/iehun/a:  von  Kirchcuj^ut,  weni-fstens  zeitweise,  jfriVsserc  Bestände 
viodor  hinzu  gekommen  sind. 

Tm  Ganzen  ist  daher  die  Einnahniewirtlischaft  unserer  Staaten 
immer  weniger  alte  Domanialwirthschatt  geblieben  und 
immer  mehr  Steuerw  irthschaft,  d.  h.  theils  Gebühren-, 
namentlich  aber  eigentliche  Steuerwirtbschai't  geworden. 
Nor  das  Hinzukommen  von  Staatseisenbahnen,  finanz- 
wirthsohafUich  betrachtet  des  Haup^Zweigs  modernen  Do- 
manialwesens,  hat  diese  Entwicklung  mitunter  etwas  zurück- 
gedrängt. 

Genaue  liuauzstiitist.  Veiiileicliuü^ieji  bieieu  wieder  wej;en  der  ViTSchiedenlieit 
der  Bestaudtboile  des  ]irirahriitluic'liaftli<:hen  EinkomniGns  und  der  Vascliiedenheit  der 
Ktatisiruni;-  uianehe-  Sebwierii?keit«*n.  S.  aitrro  Daten  über  den  ..Reinertra'jr  der  Do- 
niän<-n  mit  Au'jtmW»«  s.  Verli-Ütiiissei»  /lun  reinen  Staatseiukoinmen"  bei  Rau,  5.  A., 
6>y  Anni.  d.  iu  meiner  Bearb.  d.  ü.  A.,  §.  UT  Anm.  d,  bei  Czürnig-,  (Jesterr. 
Biiü«^  II,  452«  477.  Nach  Herrn.  Wai^ner  (CtotJi.  Tasclieub.  1874,  &  878  tfl,  884K 
•  rieben  sieh  tolueuile  «Jiintru.  web  lie  einmal  der  ..Reinertrafr  <b'r  Domänen  (i.  c.  8.) 
n  Korst' d"'.  dann  „der  Keineriniii  di  >  'j»- s  a  ui  m  t  ••  ii  Privaterworbs"  von  d»Mi 
N  c  uoauügaben  dos  Staats  nm  Iblü  deckten.  Unter  dem  «^t^aumtcu  Privat- 
erirerb"  siod  hier  aW  einige  Posten  inbegriSes,  welche  steudrartiges  (Einnalun. 
aoä  d.  Colonicn.  Lotterie)  oder  ^ob  uhrenartiices  Eittkomnicn  (MUnzo,  Post,  Tele* 
graphie)  ^irid.  Es  lasst  sieh  in  der  That  aueh  eine  genaue  tnid  •^'^leich  mässi  t,'ü 
Auä^chciduu{^  ^K^hwer  voruchiuuu.  Dur  Privaterwerb  lunfasst  uemlich  boi  der  l'olseu- 
den  Bor<^b&ang:  Domänen,  Forsten,  Golonion,  Zinsen  aus  GeldgeschSften  (bei  den 
einzelnen  denbchcn  Staaten  incl.  dcä  rcsp.  Autheils  an  veneinsUchen  Roicbsactiven  , 
Slaat^vU^tteri'  .  Ber«j-,  Hüttenwerke  und  Salinen,  versicliiedotie  j^ewerliHcho  Anstalten 
Öucl.  St.iatddruckorei,  Maa2c,  Ertrag  der  (iebetzbluticrj,  endlich  i'ubt,  Staatseisen  bahnen. 
Tdcgrapheo. 

Von  der  Nettoansgabo  Von  der  Nettoaiisgabo 

bctriig't  beträgt 
d.Mettoortr.  d.  Nettoertr.  U.     •  d.^ettüürtr.  d.  Neltocrtr.  d. 

d.  Dom.  u.  ganz.  Privat-  d.  Dom.  u.    ganz.  Privat- 

FDivtten.       erwerbs.  Forsten  erwcrbs. 

S.i.  hsen  .        .    .       M-7  r)J-T       1; ncrn    ....      lT-3  .'{7  0 

Wurtcmbcrg    .    .  i2 Baden    ....       71  y6  ö 
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V  Mi)  Uur  NettoaUdgabe  Vou  dur  KcttoaoägaJbe 

betrat  betritt 
<\ .  Nottoertr.  d. Kettoertr.  d.  d.  Xcttoertr.  d.  Hettoertr. d. 

d.  Dom.  a.    franz.  Prival-  d.  Dom.  u.    jsranz.  Privaf- 

Torbtcn.        •rwcrbb.  1  on>tcu.  iiwcrbs. 

Pruusäeb    .   .   «      8*4  31*9  Italien  ....      S-O  10-2 

DiMBaik  ...      2*9  26*0  Chile    ....      1*7  8'3 

Srhw.'iz      ...      4*1  'i  J-4  S-  r!i',.jn  ....       I  S  6'6 

Belgien  ....       TU  lS»i  Ucäterreich     .    .      U'5  4"9 

Niederlaude     .   .      1'9  170  Portugal    ...      06  4*7 

Norwegen    ...      1'2  13*5  l'raDlreicb     .   .      1*4  9*9 

GriechenlaDd  .   .      3*6  12  7  Groesbritaanica  .      0*6  3-5 

Kuaaland    ...      Ml  125 

In  «ieu  deubcbca  Kluiuätaaten  ibt  der  Krtra^r  der  Domänen  und  ror>teu  mehrfach 
relativ  noch  j^rO^ser  als  in  duu  Mittebtaateu.  Weitere  Einzelheiten  s.  im  folg.  Kapitel 
Auch  Üeratfeldt  hat  io  8.  T«rdieo8trollao  finaozstat.  Arbdten  einige  hierher  gihAr. 
Berechnuniron  für  die  neueste  Zeit  nnf^eütellt.  wobei  iiid.  ssen  obcnl'alls  wegen  der 
Zn8.fas>uiig  nirlit  grin/.  j^lci--h;irliirer  Rubriken  nur  Jiunaherii'l  richtig-e  Erg-ebnis'^f 
zu  gtiwiiiuca  waren.  S.  bca.  d.  Tab.  in  «t.  „beitr.  HeicbäSt.irage"  u.  tit^n  Aula,  lu 
ikmnd'ii  Jahrb.  B.  41  (1883).  Y^fl.  aach  obea  S.  73.  HlernaGh  wiinle  aich  w 
1878  atelleo: 

Nettocitrag  Oder  i'^r  Koj«f  der 

Domänen  u.     Berg-  und  Bevölkerong. 
Fönten     HQttADw«wit  Dom.  n.8.ir.  Betgw.  o.s.w. 
MiJl.  U.  Pfennig 

Prensscn   16(17  13-38  181  .Vi 

Baieru   '24-50  OHA  491  17 

K.  Sachsen   8*10  0*70  290  25 

WOitomborif    ....       r>l!  «v-sn  :i25  4*J 

Baden   3  74  0-2;S  218  15 

Ktsass-Lothriugcu  .   .   .        :VU6  —  259  — 

Hflsaen   5*78  _  667  — 

Andere  deutsche  Staaten      11-92  192  360 

Alle  Staaten     ....     110-85  17^  260   42 

(ir.  Britannien  ....  26  7 8  (?V)  "1% 

Frankreich  44-OM  119 

West-Oesterreich  .   .   .  iU  40  5S 

Kowland.   $0*84  16 

Die  Zifler  f.  Uiwiabrit.  mOcht«  einen  Irrthum  euibalten  (zu  hoch  aeinV  Eben- 
falls nach  Gerat  fei  dt  war  in  Prcnssen  <nach  18r»r>  incl.  ueoe  PtW.)  der  Rein 
ertrag  tlor  Domänen  u.  Forsten  ls21  27-ö;^,  1S32  2:{  5Ü,  1^41  22-7S,  18.M  24  T4, 
1861  25  00,  1873  45-44,  1883  47  34  Mill.  M.  oder  p.  Kopf  der  Bevölk.  be^  250— 
181— 151— 145— )36^]91--169  Pfennig,  d.  b.  in  %  der  «srluichzeitigen  .jteaeireditl. 
Einnahme  *  bez.  231  —  IS  l  -  10  0  -  13'.')-  lO  O— 1'2-2— 10-0.  al>o  ciii  starkes  rclaüvos 
Zurtlckbleiberi  hinter  der  Entwicklung  der  Bcstenomn?  doch  auch  hier.  Die  Reinein- 
nahme aus  Berg-,  Hutten-  u.  Salzwerken  ist  auch  relativ  biä  1873  gestiegen  (p.  Kopf 
1821  16,  1873  b9,  1«»83  54  Pfennig,  io  */,  der  Stenern  1*4—5*8—9*2).  schvanltC  alicr 
jahrenweine  udir. 

IV.      §.  217.   Principlellc  flnanzwirthschaftUcfae 

B  c  u  r  1 1)  e  i  1  II  n  g  dieser  K  ii  l  w  i  c  k  I  ii  n  ^^  I)ie:?e  t  Ii  a  t  s  ä  c-  bliche 
(Tcstaltung  des  Vorbältnisses  der  beiden  llauptarten  der  urdeiitlicbcn 
Einnahmen,  der  privat-  und  der  btaatswirthschafÜichen,  zu 
einander  hat  die  Finanzwisscnschaft  aas  dem  Gesichts pnncte  der 
Zweckmässigkeit  nach  den  Bedürfnissen  des  modernen  Staats  za 
beurtheilen.  Dies  ftthrt  in  Bezog  auf  die  Objecte,  welehe  ab 
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die  Grniidlage  des  betreffenden  pmatwirthscbai'tlichen  Einkommens 
dienen,  tn  derFrage^  ob  dieselben  beibehalten,  vermindert, 

bez.  vei äussert  oder  vermehrt  werdcu  sollen.  Eine  solche 
Frille  rrmss  getrennt  ftlr  die  einzelnen  IIa upuinellen  des 
rri\  aterwerbü  untersucht  werdeui  weil  bei  jeder  immer  aparte  Ver- 
hältnisse mit  in  Betraoht  kommen.  Im  ulichsten  Kapitel  wird  die 
Untersncbmig  demgemllss  geführt  werden. 

Bei  der  allgemeinen  Benrtheilnng  des  Verhältnisses  der 
privat-  nnd  staatswirtfasehaflliehen  Ehinabmen  zn  einander  nnd  bei 
der  Erörterung  der  genannten  Frage  i.st,  wie  gewühnlieh  l)ci  den 
practiechen  Problemen  der  Finanzwissenschaft,  wieder  der  rein 
l'iDanzielie  und  der  soc iai  politische  und  „aligemein- 
Tolkswirthschaftliche'^  Gesicbtspunct  zu  unterscheiden. 

So  lüBD  AM  ihn  nennen,  venn  gewisse  alle- •'meine  luterossen  der  VolUwirtli- 

Schaft,  auch  d«r  Produciio«  im  Ganzen  io  Betra-  ht  koiiimen.  Dicht  mir  «lie  Spo- 
r  ial  iutcresscu  ein«'s  riüdiictionszweitfcs.  So  ist  /.  U.  Erhaltung  ftcr  XN'  ildor 
wegeil  den  Eioiiuiseü  des  Wuldbestauds  auf  daä  Klimu  und  aut  die  gaiuc  Latidescultur 
ein  allgemein-folkswiTthscIi.  Interesse. 

1.  Xach  deni  ersteren  Gesichtspunet  ist  die  geschilderte 
Entwicklang  und  demgemäss  das  starke  Vorwalten  der 
Stenerwirthsebaft  vor  der  Domanialwirtbschutlt  im  modernen 
Staate  principiel!  zulässig,  ja  dem  Wesen  dieses  Staats  im 
Ganzen  angemessen.  Aber  immerhin  bietet  die  Verfügung  Aber 
ein  erheblicheres  privatwirlhsrlialtliches  Einkommen  auch  heute 
noch  ihre  linanziellen  V  ortheile  (§.  35),  weil  die  Steuer- 
last dann  ceteris  paribus  nicht  so  gross  zu  werden  braucht,  weniger 
empfindlich  gespürt  wird  und,  wie  jede  kleinere  Last,  leichter  richtig 
veriheilt  werden  kann. 

Deshalb  sind  tiuaiuatatist.  Burcchiiuiiücii  wichtig,  welche  sp<u'ioll  zci)ccii ,  wie 
gnoA  die  Qaote  ist*  die  je.  B.  die  Schuld  odur  Heer  und  Motte  vuii  der  Stuuereiniiahiue 
uoch  absorbiren,  nachdem  si«-  /ai?«>rderst  soweit  :\U  uiö;ilii  ji  vom  lieiaertrag  der  privat- 
wirthsch.  Einnahmen  ^^cdLikt  ^uhI.  S.  ('/nrniir,  oaterr.  liud^-.  II,  l**l,  A.  W.if^nr r, 
Urdu.  d.  Öbt.  Staatähaiish.  S.  Ijl  und  An.  blaatss«  huldeti  im  Staats\vt»rtcrbuth  X.  57, 
jütet  oben  &  73,  74.  Prensseii  z.  B.  konnte  seinen  srroweu  Militäraufwand 
'dichter  tr.v^on:  wciren  j»eim  r  kleine  ii,  nhnehin  /.  Th.  IVir  Hisen bahnen  anfV«  nommencn 
.Schuld  uimI  w-rq^eii  mm-r  grossen  ]irivatwirthäch.  Eiuiiahuioji,  umgckohrt  dopiNiUo  La^t 
doii  MÜLtaraniwanda  in  Ueste  r reich. 

£s  ergiebt  sich  daraus,  dass  eine  principielle  ßeseiti 
goog  allen  Privaterwerbs,  wie  sie  hier  nnd  da  in  der 
briliscben  Sehnte  des  ökonomischen  Individnaüsnms ,  auch  hei 
deren  dentsehen  Vertretern,  t,  B.  Bergins,  verlangt  wnrde,  dem 

Interesse  der  Finanzen  zuwider  wäre,  l.iiie  Vermehrung 
jenes  Erwerbs  kann  unter  Umstundeo  auch  ünanziell  passend  sein. 
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Nur  wird  darüber  selten  das  Finanunteresse  allein  cntscheideo 
dttrfen:  es  spricht  bloss  in  zweiter  Linie  mit 

i.  Die  Entsehetdnng  mnss  i^ielmehr  schliesslich  nach  dem 

socialpolitisclien  und  dem  a  1 1  g c in c i u - v o l k s w i r t h s c h a tt- 
liehen  Interesse  erful^^cn.  daher  im  Ganzen  auch  verschieden 
nach  Zeit  und  L  a  n  de  s  v  e  r  h  ä  1  tnissen  und  nach  den 
einzelnen  Arten  des  Privaterwerbs,  wie  es  im  nächsten 
Kapitel  gezeigt  werden  wird.  Uier  ist  jetet  nur  ans  den  Ergeb- 
nissen  der  dort  anzustellenden  Untersnchongen  vorweg  zu  nehmen, 
dass  eine  principielle  Beseitigung  allen  alten  Privat- 
crwerbs  des  Staats  nicht  im  Gesammtiuteresse  liegt. 
Einzelne  Objecte,  wie  die  Forsten,  sollten  durchaus  in»  Staab- 
eigenthuni  erhalten  werden,  auch  die  weitere  Verminderung  der 
8taats-FcldgUter  ist  wenigstens  nicht  allgenieiu  riUhlich.  Andere 
Objecte  werden  passend  zu  den  privatwirthscliaftlichen  Einnahme- 
quellen  neu  hinzutreten,  wie  die  Staatseisenbahnen.  Im  Ganzen 
winl  daher  der  Privaterwerb  des  Staats  doch  seine  heutige 
Bedeutung  zweckmässig  behaupten  und  mehrfach  wieder 
Erweitern niic  Ii  gerade  aus  Rücksicht  aut  muderne  Verbalt 
ni.ssc  des  V»)lkslebens,  der  Volks wirthschaft  und  Technik  u.  8.  w.,  er- 
fahren. Die  Ausdehnung  geuicinwirthschaftlicher  Thätigkeit 
des  Staats  und  der  Gemeinden  und  übrigen  Selbstverwaltungs 
kOrper  an  Stelle  der  Privatwirthschaft,  besonders  der  durch  die 
Erwerbs-  (Actiengesellschaft)  vertretenen,  —  vielfach  eine  ökono- 
misch-lechnische  und  eine  social  politische  Noth  wendigkeit,  welche 
sich  jetzt  alkiithalben  bei  uns  vullzielil  ,  wirkt  aul  solche  Er 
weiterungeil  des  privatwirthschattUcbcn  Einkoaiuicns  der  Finanz- 
wirthsehatt  von  selbst  mit  hin. 

Aber  dadurch  wird,  wenigstens  voraussichtlich  noch  für  sehr 
lange  Zeit,  der  specifische  Cbaracter  der  modernen  Ein- 
nah mewirthsc  ha  ft  des  Staats  und  der  Communen,  das 
starke  Vorwalten  der  Steuerwirthschaft,  nicht  be- 
seitig-1,  .sondern  nur  wieder  etwas  modil'icirt  werden. 

3.  Das  V^orwaltcn   der  Steuer-   vor  der  DouKinia! 
wirth  Schaft  im  modernen  Staatshanshalte  Hndct  auch  noch 
iu  folgenden  Erwägungen  seine  weitere  Begründung: 

a)  Das  Wesen  und  die  Aufgabe  des  Staats  selbst 
spricht  dafür.  Das  zwangsgemeinwirthschaftltche  System,  das  in 
Staate  seinen  höchsten  Vertreter  findet,  soll  das  privatwirthschaft- 
liehe  System  in  der  YolkswirtUschaft  ergänzen  und  theil weise 
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er«$el£en|  abor  uicht  alle  Fnoctioneo  desBelben  ttbernebmeo. 
PriTatwt^bflebaitUcbe  Tbfttigketten  des  Staats  rein  %n  finan- 
ziell en  oder  E  r  w  e  rb  8  zwecken  a'ind  eben  desbalb  nar 
a  u  ä  n  a  h  III  8  w  e  i  6  e  passend :  sie  haben  die  V  e  r  m  n  t  b  u  n  g 
gegeu  sich. 

Das  richtige  Vcrhältiiisä  i>l  \ iclniolu,  «lass  «Ici  Staat  fUhiilicli  die  (icincitidc)  das 
producirt,  was  gniudsäUÜch  seine  Auljfalic  i^l:  die  mancherlei  meist  iinniatorielleu 
StaatslciatUDgen,  die  ihu  auf  dem  Gebiete  de^ä  Rechts»  und  Macbtzwrcks,  des  Ciiltur- 
Qnd  Wohlfährtszvcdcs  obliof;«D,  weil  die  BovAlkoniDg  die  betreffendcu  GiUer  nach  dem 
privaiwirth.-^cb.  System  nicht  odrr  iiirlit  so  «rut  produciren  kann,  Di'*  Bevöliie- 
ruiig  tlagegeu  erzeugt  die  Sac  h  -  u  t  c  r.  welch.'  tli  r  Staat  dire<-t  um!  iiidiro»  t  für  die 
llerätcliuug  der  von  ihm  verlangten  Lci&tungon  l»iauchl.  Ei  giobt  diese  der  Bc- 
T4>lkoniDg,  die  letztere  giebt  dio  Sach|^llter  (das  Geld)  io  den  allgemeinen  Steuern  dem 
Staate:  auch  eine  Art  Tausch,  nur  nach  den  I^:■<^illgungen .  tlie  der  Staat  btelll. 
üo  erscheinen  Staat«lcibtungen  und  Streuern  als  ricliii^'^es  ('orrelat  für  einander. 
Aeuderuugcn  iu  diesem  Vcrhäliuiss  bind  in  der  heutigen  Volkswirthschat't  freilich 
ducli  die  öL'onomisch-tecliiiiscben  Bedingnogcn  des  Productionsbetriebe  (Groasunter- 
nehinungeu)  und  durch  die  social-polilibchen  Bedenken  geu:eu  das  l  eberwuchern  de> 
Privatkapitali"-niu>  geboten,  aber  eben  dorli  tuir  in  bcstimuiti  u  l'ällen.  nii  ht  auf 
dem  ganzen  grossen  Gebiete,  wo  sich,  wie  in  Landwirthschaft,  (je werbe  u.  iiaudel  die 
Pfodoction  docb  nocb  beute  in  den  Formen  der  gewöhnlichen  Priratiriithscbaft 
V  Il/iehr  und  ~  bewahrt.  Das  übersieht  der  „extreme  Socialismufl".  S.  Grnudleg. 
1.  Abth.  Kap.  3  u.  §.  lüBa^lüUe. 

b)  Dazu  kommen  polltische  Erwägungen.  Die  Domanial- 
einnähme,  xnmal  die  vorwaltende,  kann  wenigstens  der  Regierung 
leichter  zu  grosse  Unabhängigkeit  und  Macht,  bedenklichon  Ein- 
f!iiJ?s  gebeu,  —  gegen  this  politische  und  aiteh  gegen  das  finan- 
zielle Interesse  der  Kation .  Auch  im  i  i  n  a n  z  i  n  t c r c s s c  hat 
sieh  am  Stenerbewilligungsrecbt  die  Volksi'reiheit 
emporgerankt  und  ist  dadurch  eine  wirksam  eFinanzcontroIc 
gesebaffen  worden. 

c)  0  c  k  o  n  o  m  i  s  c  Ii  e  Gründe  sprechen  wenigstens  iu  den- 
jenigen Fällen  gegen  Privaterwerb,  wo  wirklich  der  »Staat  (oder 
die  Commune)  als  leitendes  Wirthschattosubject  ökonomisch- tech- 
nisch Geringeres  leistet  als  der  Private. 

Da>-i  dies,  entgegen  einer  verbreiteten  Annahme,  uicht  immer  so  isf,  wurde  schon 
fruhcr  hervorgeliobon  Ci;.  7j  und  wird  im  IViI:;enden  K.tiiifel  noeh  iiielirlach  näher 
nachgewiesen.  In  manchen  Fallen  ist  der  Staat  aber  ohne  /wf^ifel  ruin  IJeiriebc  un- 
geeignet, wie  zur  l'uhrun;;  gewöhnlicher  landwirthbcljaftlichei .  guwcrklicher  und 
Handebgeschäfte.  Da  hier  nicht  allgemein  Verpachtung  möglich  faft«  so  owpliehlt 
-ich  aus  rein  finanslellcu  Grtüiden  dauu  Bescltigitug  der  betroHcnden  Zweige  des 
Pritatcrwerbs. 

d)  £ndlich  sind  auch  specifisch  finanzielle  mit  den  An- 
fordemngen  der  Ordnung  des  Finanzwesens  zosammenhängende 
Grtlnde  gegen  ein  Vorwatten,  selbst  auch  nur  gegen  eine  sehr 
j$tarke  Vertretung  privatwirthschaftlicher  Einnahmen  im  modernen 
ötaatshanshalte  anzuführen.    Der  ziemlich  gleichmässige 
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3.  B.  Ord,  £iim.   2.  K.  Privaterwerb.  §.  21S. 


ilud  im  Gauzcn  ailmäiig  steigende  Fiuanzbedarf  tindet  in 
nothwendig  stärker  wechselnden  und  nicht  nach  demselben 
Prineip  steigenden  privatwirthscbaftlichen  Einnahmen  (Rein- 
erträge der  Berg-  und  Hfiitenwerke,  Eisenbahnen!)  keine  richtige 
Deckung.  Der  Bedarf,  welcher  dnrch  nnmittelbar  gefühlte  Steuern 
bestritten  wivd,  wird  in  der  Kegel  sorgsamer  preprtift  werden.  Die 
ant*  Steuerwirtbschaft  be^rrtlndete  FinanzwirtlisrlKift  hnt  daher  mehr 
als  die  auf  Domanialeinuabuieu  basirte  die  Vermuthuug  einer 
Regelung  nach  dem  wahren  Volks  und  IStaatsinteresse  fQr  sieb 
nnd  demgemäss  wird  wahrscheinlich  dort  mehr  als  hier  die 
Staatsthätigkeit  richtig  bestimmt  werden. 

Zweit*»«  Kapitel. 
Der  Privaterwerb  der  Fiiiaiizwirthsehatt. 

Zu  dciu  rrivatcrwcrb  werden  hier  dicjciugcii  Liuualime4UeIIcii  gcrecliuct,  welch;' 
oben  in  §.  203  aufgezahlt  worden  sind.  Je  nadidem  man  die  Abgrenzon^  2visciies 
l»ri  vat  wirthsc  liaftlii  hcn  und  gob Uhrenartigen  Einnahuien  etwas  ander» 
\uniiiuuit.  als  es  hier  geschieht,  wird  die  Keihe  der  Einnahmequellen  ersiercr  An 
sich  »ercügcu  —  /..  B.  wenn  das  Staatscisenbahnweacn  jetzt  bereits  unter  die  (j  - 
bObrenansCalten  trerecbnec  wird  —  oder  sich  erweitern,  —  x.  R.  w^  die  PoäL 
Telegraphic  noch  nicht  als  (jehuhrenanstalt  bohandelt  werden  sollte.  Daraus  eikl.tit 
si«  h  dann  nothwendi«^  di**  ver<f  liicd»Mi^  Sff>!|i  .  wi  Irhe  einzelne  Zweier'  d  r  Kinnolini'  n 
im  System  der  Theoretiker  t-rlang:en,  /.  B.  bei  Bau,  Stein,  Um  |*  icn  bac  h ,  mir. 
Diese  Stelle  ist  eine  Oonsequenz  der  principielleu  Auffaisaoir  und  nicht  sie.  sondera 
letztere  rnnsM  event.  berichtigt  werden,  was  L.  Stein  Oftei»  nbcntieht 

§.218.   Einleitnng.   Bei  allen  privatwirtbschafilichen  Ein- 

iiulniicartcn  sind  zwei  Fragen  auseinander  zu  halten,, 
welche  im  Folgenden  daher  inuner  getrennt  untersucht  wenlen:; 

1.  Ob  die  bczliglicheu  Objccte,  welche  den  Ertrag  geben,; 
bei l)c Ii ;i  1  ten ,  vcräiisscrt  oder  vermehrt  werden  sollen.  | 

^.  Wie^  int  Falle  des  Staatsbesitaes,  dieBewirthschaftong| 
und  Verwaltung  eingerichtet  werden  soll. 

Für  die  erste  Frage  sind  die  beiden  iu  ^.  217  genannten 
Gesichtspunc te  zu  unterscheiden:  der  rein  finanzielle  und  der 
s  < »e i a  1 1)  o  1  i  t i b e  Ii c  iiud  a U g c Ui  c  i n -  v o  1  k s w i  r t h  s e  h  a f 1 1  i c  h c . , 
Von  letzterem  an«  ist  die  Beibehaltung,  Vermehrung  oder  Besciti-i 
gung  des  betreffenden  ^werbenden  8taatseigentbunis^^  (ähnlich  deti' 
gleichen  Commnnaleigenthnms)  zu  benrtheiien  nach  den  allge- 
meinen  Einwirkungen  sei  es  des  Staats-,  eei  es  de» 
Privatbesitzes  auf  die  ganze  Volkswirthschafl,  anf  die  allgemeine 
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Landescultiir,  die  Productioii  und  Vertheilung  des  Volkseinkonmieiis, 
und  wegen  der  hieraus  wieder  fol^i^enden  socialpolitischen  Wir- 
kuugen  einer  solchen  (Testaltung  der  Besitz verhUltnisse.  lui 
Allgemeinen  mass  sich  der  rein  finanzielle  Standpnnct  dem 
anderen  unterordnen. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Frage  der  Veräusserung  etc. 
des  „werbenden  Staatseigenthunis''  nnr  eine  relative  Beant- 
wortang  zulässt 

Die  iiiibi  Jin-rte  Ktnprcliluii^   <  iiicr  sulolien  MassropToI  war  tlie  ('oiis.'<|ucii/  der 
iil^Tw  ioir''n<l   pmat\virt!i<>.  Iiaftliclion  Ansrliauniiir  der  Smith 'srlien  SrUulo  mit  ihrer 
Theorie  Our  ireicn  ('oiictirreuz.   Dies  verkeoot  auch  Steiii,  2.  A.,  S.  löü,  wena  er 
zwei  Yenraltuiigsprin«  ipien  fttr  ]>oiniüien  unterscheidet:  nat'h  dem  massgelienileQ 
£W''\u'M  mtisse  die  iiiianz.  Verwaltung  so  eiii^erichtet  werdiMi.  dass  man  den  Dehrrirang 
[  Doinün<;n  in'»  Privateiuemlniin  vorboreite.    Lct/torcs  ist  kf^i'i    tü'-t^in'  in  fiultii^es 
Axiom,  srWm  nicht  fnr  die  (iet^cuwajt.    A.  Stuith,  III.  20!>;  „Uta  Kinkoiumcn, 
reiches  in  jeder  ri?ilisirten  Mouarehie  die  Knuie  ?oii  den  Staatstrtttern  zieht,  ohschon 
•  s  die  Biir/rer  ni<  ht»  zu  kosten  sciirint.  k   fct  doch  in  der  That  di»-  Gesrllsrliaft  mehr 
■iIs  vielleirlif  j.dr-  aii  l-      Kinnahm«;  der  Krone  von  gleieh'-r  Grösse",  ein  Lorlist  <in- 
ädüjirer  .Satz  und  .in»-  tals-he  Geneiali»atioii   hrit.  V.rh.dtniss«-.    Lot/.,   lü,  120. 
Seelig:  in  Hau  o.  Ilanssen,  Arrhiir  der  polit.  Oekon..  N.  Folue,  IX.  i!».  Beruius, 
Finan/wisseuschaH  S.  171.    Pfeif t'cr,  Staats-Kinnahm.   I,  112.  und  Uberhaupt  die 
Wrtretex  der  Maiieli.  st.TriehtOTij.    Sieh<-  nu'  h  oben  S.  i^l  die  ein*ütise  Aiiff:issnne 
v.  Pfeiffer,  Maurus,  dass  der  Dom.« nen besitz  des  Staats  wie  «'ine  Steu«-r  wirke. 
Di«-  Praxis  ist  von  di«iscr  Anschauunj;  mi  hrfa«  ii  bi  cinflusst  worb  n,  w<  iiu  auch  bei 
ihr  Kioaiusehirierifkeiten  irewöhnUoh  zumeist  /.n  Verftussemn^cii  von  Domänen  dränirten. 
In  Oesterreieh  sind  s«  lion  im  vori?i-n  JaIirhun«hTt,  sodann  aueh  im  i<  t/igon  (V.  v. 
7.  Ortol».  1*^10  u.  20,  Kehr.  J*>11,  ferner  nach  «lern  P.ntcnt  vom   22.  Januar  1817) 
sehr  viele  grosse  Domänenherrschaften  zur  S<^huMeüt)l:;ung  veräussert  worden.  Der 
Vcfkaof  brachte  ISIS— l&dl  35,7.^6,097  iL  eiu,  der  Auarofdpteis  war  28,S93,9«S  fl. 
"<)rr  * des  Erliis.'.s.    Darunter  bef  ind  '^irh  die  ]I<  rrs(  !Kift  Podiebrad  in  ß5hmcn,  die 
fiir  l.H.'i4,0.50  Ii.  vcrfinssrrt  wurde.    Täfeln  zur  Statistik  der  österr.  Monarchie, 
Xcae  l  ülge,  I,  3.  Heft  Taf.  11).    (Kau.)   Neuerdings  war  die  Domiinenvcräusscrung 
in  Oesterreich  wieder  bloss  eine  Folge  der  Finanznoth.  ohne  ein  leitendes  rationelles 
Finanzprincii».   Dies  gilt  namcntli«-h  von  dem  v«'rfehlten  Vertrag  vom  IS.  Ocfobcr  IS.'»,'), 
zwisrhen  Staat  und  Nationalbank,  wonach  eine  Mass«-  von  Staatsgütern .  die  auf 
löti.-l^.'f^OOO  il.  angeschlagen  waren  und  eine  liuchu  von  löO  g.  Quadr. -Meilen  ein- 
nahmen, an  die  Nuionalb«ik  als  Unterpfand  fnr  das  Gothaben  derselben  von  155  M.  fl. 
dberlassen  wurde.    Die  Bank  durfte  diese  Güter  verwalten   und  allmalig  verJiussern 
und  der  Krlüs  wurde  an  der  ?ena!inti  n  S<  huld  d-  s  Staates  abgerechnet.  Für  ilie  Ifer- 
siellang  der  Valuta  —  doch  der  Zweck  der  Massregol  —  war  dieser  Vortrag  ohne 
Erfolg  (8.  A.  Wagner,  Finanz.  Oesterr.  im  Staataw.  B.  VII.  630).  (Die  Bemerkungen 
'n  Stein  S,  D>.")  d.  2.  A  machen  fast  wieder  ein  festes  ..Princip"  ans  der  Verwen- 
«iung  des  Erblses  verkaufter  Domänen  zur  Papierjreldeinlr)snn<r.    -   wie  so  oft  bei 
Stein  eine  li^hebuag  zufälliger  i^sterr.  Finaozuiassrcgelu  zum  wisseaschaftl.  Postulat!) 
Tu  dem  Terkaufe  ron  Eisenluihnen  und  anderen  Gegenstftndt^n  an  eine  (Sesdlscliaft. 
fitr  welche  ftiaiizOsisdlo  Capitalisten  den  Vertrag  abschlössen  ^1.  Jan.  tS55,  fAr  200 
Mill.  F>.),  \r:ir.  Ti  auch  1 1  1,000  Tickt.  Land  «  inbegriffen.  Sla i  ke  Veräusserungen,  selbst 
vun  forsten,  sind  in  neuester  Zeil  in  Oesterreich  wieder  erfolgt,  mit  zur  Bcschaftung 
von  Deckungsmitteln  des  Staatshaush.  seit  1Si>s  (Ges.  v.  20.  JToni  1S6$).    Vgl.  die 
(oflicfQu)  Schrift  Staatsgütenrorwaltimg  der  Nationalbank.  Wien  1S62.  Es  sind  daher 
mit  Aiisnrihrae  «J.  r  Staatswaldungen  im  westlich«!ii  ri,'steri'-i«  h  nur  noch  ganz  wenige 
htri  »  !r'Mer  Ubriir  ^^«  blieben.  —  Auch  in  Preussen  führten  »lie  Ereignisse  von  l*»oti  H. 
zur  Aufiiebung  der  gesetzlichen  Unveräusscrlichkeit  «1er  Domänen  i, Ed.  v.  5.  Nov.  1^09, 
liaosges.  r.  17.  Doc.  ISOS)  u.  zu  grosseren  Verkäufen  (s.  v.  Rönne.  Staatsr.  II.  2.B. 
§.  519).  Bis  1829  sind  fUr  20  Mill..  von  da  an  bis  1940  für  35*/«  MilL  Tlilr.  Kammer- 
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guter  voikuuft  wi-iil-  n.  Auch  spiiler  wunlc  norli  jrilul  1  Mill.  Thlr.  I  ir  \  '  rk  .'if,, 
Abl<»sungeii  in  den  £tat  gesetzt  iC.-ü.  v.  7.  Novbr.  I**''."2).  «taim  bald  etwaü  m^hr. 
bald  etwas  weniger,  z.B.  im  D.  1S51  -5ü  wurdoji  2S1>:J4.  ISCÜ— C4  11)35.  1S65— 6S 
U'S54.  1S74  1*842  Mill.  Thlr.  aus  dem  Verkaofe  r.  DoniMn  u.  Forslgniiidsttckai  «. 
il  r  \M    iing  von  DomaiiengerTtllen  ciiis,'enoinnicn.    A.  U\r  IST.'»  a.  *■  ii  ^t!. 

1>   t.  '.',  '1  M5II  M.    W  irVlirhf»  Kinnabrn«>  für  VerüHsseruniien  (nur  m  d-ii 

uUen  l'ronnzen)  allein:  IMl  117,  l>72  2  2ls  IST.'J  2-Ü».  1^79  SO  1'8U  JbSii/Sl  l-«ti. 
1SSI/S2  1*05  Mill.  M.,  viclfnch  kleiner»  OntnrLstacke,  aber  sonst  dorli  aof  die  Duer 
keine  enrilnsclito  Praxis, 

Die  neuere  Wissensehaft,  wie  sie  insbesondere  von  der 
deutschen  historischen  Sehnte  der  Nationalökonomie  Tertreten 
wird,  ist  solchen  Massregeln  der  Veränssernng  der  Domänen, 

wenn  sie  als  allgemeine  Forderung  der  Politik  erscheinen, 
8('h(»n  abhold,  weil  sie  mit  Ilecbt  die  Bedi  nji^theit  aller  solcher 
Entscbcidun^^en  durch  die  geschichtlich  gegebenen  Verhältnisse 
des  Volks-  und  Wirtbschaftslebens  betont  und  danach  eine  rieh 
tige  Entscbeidang  nnr  von  Fall  zu  Fall  fUr  möglich  hält.  Die 
socialpolitische  Auffassung,  welche  namentlich  den  Einflnss 
der  Gestaltung  der  Besitzverhältnisse  und  Bentenbezttge  auf  die 
VertbeiluDg  des  Volkseinkommens  und  auf  die  sociale  Lage  der 
Volksclasscn  beachtet,  wird  sich  vfdlends  dem  allgemeinen 
Verdict  gegen  das  werbende  iStaatseigentliuni ,  besonders  gegen 
Htaatsgrundbesitz  nicht  anschliessen  können,  hie  wird  vielmehr 
die  Bedenken  eines  ausschliesslich  privaten  Besitzes  der  Pro- 
ductionsmittel  und,  daraus  herrorgehend,  eines  zu  starken  üeber* 
wiegens  des  pi  ivatwIrthscbafUiehen  Systems  in  der  Volkswtrthschaft 
hervorheben. 

Die  Frage  der  RcibeliaUuug ,  Veiinchrung  oder  Vcräus.serunp 
der  privatwirtiisehaftiichen  Einuahmeobjecte  des  Staats  hängt  da- 
her wieder  eng  mit  den  allgemeinsten  und  wicbtigsteu 
Fragen  der  Organisation  der  Volkswirthscbaft  und  der 
Gestaltung  der  Besitzverhältnisse,  epeciell  der  Ver- 
theilung  des  Eigenthums,  namentlich  des  Grnndeigen- 
thums,  als  PriTateigenthnm  an  die  Privatwirthschaften  uid 
als  öffentliches  oder-  „ ge s ells cha  1 1 1  i chcs "  Eigcnthiuii  an 
die  Zwangsgenieinwirtbscbaften,  den  Staat  und  die  Selbstverwal 
tungskörper,  besonders  die  Gemeinden,  als  die  Vertreter  der  Volks 
gemeinsehaft,  zusammen.  Jene  Frage  ist  deshalb  z.  B.  in  Uinsicbt 
auf  die  Feldgttter  zugleich  eine  principale  Frage  in  Bezug  auf 
die  Rechtsordnung  fttr  den  ländlichen  (agrartsehen) 
Boden.  Diese  Seite  der  Bache  hat  die  ältere  Finanzwissensehaft 
zu  wenig,  oftmals  gar  nicht  beachtet.  Sie  beging  denselben  Fehler 
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wie  die  Politische  Oekonomie  der  Smith'schen  Scbnle  in  den  Tolks- 

wirthschaltlichen  Fragen  überhaupt.  Daraus  ergiebt  sich,  d.is.s 
die  Gründe  für  und  wider  DomünenverUiTssernng  bei  den  älteren 
Finanztbeoretikern ,  auch  iir»eh  Kau  hier  eingeschlossen,  nur  eine 
bediogte  Beweiskraft  haben  und  mit  den  anderen  Grttuden  ans 
dem  socialpolitischen  Qeeichtspuncte  für  die  Enteeheidung  combioirt 
werden  müssen. 

S.  daher  In  s.  dir  cingeln-nd«-  priiirij»i.  llc  Kiortoruiiff  drr  firuridoisniMtliUinsCrati'' 
in  »Icr  (inindl.  'iun!r  2.  Abth.,  Kap.  I,  Ue».  §.  341  — .H4r»,  ;V47— wo  aiiC  dir  Staiils- 
domäucn  mit  Kucksicht  }r«:noiiiuu  ti  i^i :  Irrner  A.  Samtir,  rio-^t-llst h.  u.  Privatciü. 

Erster  Ilaui>ta]>s4  liuiU. 

Feldg&ter  oder  Domänen  im  engsten  Sinne  nnd  dingliche  Bechte. 

1.  AbBchnitt. 

licibt'iiuituiig:  oder  VerUusseniug  der  Feldgüter. 

L  —  §.  219.  Die  Gründe  fOr  nnd  wider  in  der  bis- 
herigen Finauzwissensebaft.  Zur  allseitigen  Würdigung 
der  Fraire  und  der  Art  und  Weise,  wie  sie  behandelt  wurde,  er- 
scheint es  zweckniäesig,  zunäch.si  die  bisher  übliche  HeweisfUhrnng 
darzulegen ;  deren  bester  Kepräseutaut  Kau  war.  Kau  hat  die 
Grande  für  und  wider  folgendermassen  zosammengestellt 

S.  Kau«  5.  A.,  §.  94—98.  mit  kU>ini.'ii  V'i'.ränderungrcn  von  mir  in  d.  6.  A.  §.  122  ff. 

Uan  hat  hier  noch  n  in  di-  liii.inz.  fii.  pi  iy  at^Unoiii.)  B<  ti-achtimi;-\v.  .  Eiiuchic 
Mndifjcationcu  di«'-cr  A^l^t'a^^unlr  liaft«'  i'  Ii  -cIiüii  in  d.  6.  A.  fin'r.  fiiL't  /..  H  Pinirf  1 
in  ^.  122),  al>cr  noch  nicht  24:i--UU^cDd ;  iiu-iur  Aii>iciit  nai  ünu  .Staat>^iutid<u.!;ciittiiiiii 
nocit  211  no^nstfiir'  Die:»»  Bcliandlunir  fand  schon  in  inoinor  6rnndh;?un<r  n.  a.  O. 
die  nothwcndiir«'  Brrichtiirunjr.  Icli  LTh«-  jitzt  hin-  nur  kurz  die  Gründl- .  di«-  K*aii 
riftühii,  d<  III  Siiiii'  mrh  an.  S«  in-»  wfiiläiifiin-  Auscinandri-s<-tztm'r  'Üm;!-  (iriinde 
j<  t/t  uoiil  «iitln-lnlicli.  Sic  Undrt  sicli  ttliri<:cus  im  Gaa^*u  noch  s\ örtlich  in  d<  r 
lor.  Anfl.  dieses  Bandes  §.  159  S.  .169  ff. 

A.  Für  die  Veräusserung  der  Domänen. 

1 .  Die  geringere  nkmioniisch-technisclic  Geschick- 
lichkeit de  r  Staatsverwaltung  verglichen  mit  der  der  Privaten 
im  gewöhnlichen  Wirthsehaftsbetrieb. 

Man  hat  darauf  if.  A.  a»>  der  Höhe  des  Erlö>es  heitn  V  rkauf  v<  lylichcn  mit 
d-  ni  lnr*httri^:«'n  licinertrair  und  dem  Sc]iätzunü>werth  schli<'»eu  woll.  ii.  L.  tztere>  i'ii 
j'  dentalls  l)«  i  der  In^chcriicit  der  liriindlagea  ndN>lich.  Nach  Kau  a.  a.  U.  sollen  in 
Dl04!m»rk  nenerlich  dio  Staalsf^ttter  so  i^it  verkauft  worden  sido,  da.s9)  ihr  hisherig^r 
Kcincrtrajf  nur  '''.j— 1  Proc.  de>  Erlü>e>  war.  Die  in  Spanien  l»is  ISll  verkauften 
Staat-'rnt«  r  w  ar<  n  auf  138  Mill.  Mr.  ireschät/.t  und  es  wui-den  02H  Mill.  erli»t.  Die 
\fu  l'iäb  \m  der  liegicnmg  verkauften  Kirclicu^uter  brachten  einen  £rlö»  von 
I7.S.5 1.000  Bealoü,  wihrend  sii«  zn  9,143,000  Ke.  an^schlajrtin  «ordcn  vtacn.  Ancli 
Ii"  nc'ue>t>  n  italien.  l{<  >ultat>'  beim  V(?rkauf  der  Staat>-  n.  Kirchcnfrütcr  ^'md  \eT' 
riiriicn  mit  d<!D  liishcr.  Kentoii  u.  den  Taxen  irOn>fiir.  In  Bai  er  n  .sind  in  den  Jahren 
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1S20 — 2S  fiir  y..'l50.557  11.  Duiiiäut'ji  u^rLautt  WOiiI<-u,  d-  t  n  I>'  in.  itraü  bbkcr  o  i . !  .*>  1  ti. 
od«  r  2"3  Pi-oi-.  war.  D.-r  Erlüs  i>t.  \v«  nn  man  noch  l'i.oiu)  tl.  VoincIiUss*'  n.  ?{.").000  fl 
Aiisstäudr?  einj-cchm:t,  das  45 lache  der  bisücrigi-n  reiuon  Idutc,  und  v<TZiDM-.t  tach 
da?<>fri;n  xn  4'2  Proc.  Y.irli.  \.  1831.  Beil.  XXL  Vettcrlein's  Vottrair  §.  ]s  (BanX 
l.  l).  r  n<  -.tcrroicli  v  d.  Schrift  v.  J.  Schulhol".  Stafttsjcüt.-r  ii.  (iiüSvirniDdb<  >Ü/.  iii 
t].  .Vst,  n.  Moii..  Wirti  \^tV2  zi  -nilicli  muuv.  il.i-^^i.:)  u.  dair«:!ifu  di<*S.  52')  i^i  n.  Schrift  d.  r 
liauk.  in  letzterer  wiixi  u.  A.  {fcZi  iKt,  daN?>  man  Ix  i  dor  Vci-jtluiclnuiji  mit  PrivW- 
'XfiUin  oft  den  ErtnjT  der  Staatifirtttur  nicht  richtiv:  (lüclit  hoch  «reuiiir)  ansf'lili:!!. 
S.  12:  ..Di«'  Koiitabfohfun  können  nicht  zur  Grundlasrc  einer  verui  icln  n Jen  B^  iirtheilunc 
dienen,  da  \ori  d.'in  l'i-in.  rtrnL'-  «l'-r  Sfnaf>^'-:•üf<■^  ni- ist  nur  ein  Th- il  in  di-'  St:i;it'Iia«.>.- 
i;elauirt."  K>  mücht»j  U)>erhaiipt  liäuliKer.  ab  liir^ijor  angenoininea  wurde,  der  .staai^ 
j;aterei-ti-ai;  st;lli«t  jetzt  schon  nicht  alk  eiui  iu  (wenn  Zeit  dos  Verkaufs.  Laj?c,  Bod««. 
Ab»tatz\erliftUniiwe.  (irö>s<}  der  Güter  u.  s.  w.  \ergrlichcn  wird)  so  >ehr  hinter  öeiii  \on 
PrivatiiUterii  ziiriiel-t.dieii.  von  iiiM^^licheri  Verl>e>>i'run^en  in  der  Vtrrwaltiinir  »rar  nicht 
zu  red«  i).  liiiiiierliiu  verkauft*-  jedoch  auch  d,  «»>ferr.  Nationall>ank  8  Guter  von  zun 
Ü1.Ö24  H.  uiittl.  Heinertrajc  im  Anschlag-  (unter  BerUcksicht.  »tcijrcnder  Cultur^  lon 
1-46  Mill.  H.  far  2,620,645  11.,  «-ovon  diT  hisher.  Ertrafr  also  2*35Vo  ^«r*  — 
eineui  Staat»chuidziu>fu->s  \ou  7  —  il^  ^.  Bei  d-  n  n  ^ioten  preus>,  Domänenverän— - 
runp-n  (1874  fi.),  be>ond.  in  Neu -Vor-Poiiiiuern .  sucht  die  I»«  irienuiir  nn^t 
Auretiuiiu  der  Kanwiiern  die  Domänen  in  kleinen  Stücken  zu  veräus»ern,  uui  dei  I^ini* 
l»n.völkcrunir  Gck*^fDhdt  zum  Ankauf  von  Land  zn  f^bca  und  dadnrch  n,  A.  der 
Au>\vand«'nm<r  ••iilui-uenzuwirken.  Be>oudi  rcn  Krfolu"  haheu  dii>e  Ma>srefreln  biah«  ! 
nicht.  Doch  soll  auch  nach  den  Ansidtti-n  SarhveiNtändip'r,  z.B.  SotnH.nrT'^,  nicht 
in  dor  richtipsn  Wtise  vorge^aupi'n  werden  Die  Sache  nimmt  in  solchem  Falle  a>H- 
schon  den  Ghataliter  einer  .-«ödalpolitiKchen  Massn*^cl  au.  So  wurden  im  K.-B.  Stial- 
sund  3  Domänen  in  Parc^  llen  vom  I  uifany:  eines  Bauerhofs  u,  von  (^»»säihenhöfea. 
theih  'a\>  Hüu>leistelleii  iit  •i>thietend  zu  \.  liwiiifeu  ui  >ucht.  Zahlun»^>hedinc:un5r  M 
der  UebiTgahe,  '/j  nach  Jahn^sfrlst,  bleiben  5  Jahre  lang  zinsfrei  stehen.  Gerinff 
Nachfr^e,  Itesondcrs  die  kleiner«!!  raedlen  konnten  meliTfusli  nicht  «inmnl  unter 
der  Taxe  verkauft  wenh  n.  V|rl.  Somhai't.  d,  Fi-hlor  im  Parc^'lUnrcrfaliTeil  d.  {»ffiiN«- 
Staat«idomänen.  Berl.  1876. 

2.  Passende  Verwendnng  des  Verkaufserlöses  der 
Damänen  zar  Schnldentilgungy  wobei  gewöhnlich  mehr 
Rente  erspart,  als  preisgegeben  werde. 

3.  Nachtheilige  Verwicklung  der  vStaatHverwaltuug 
als  Domiinenfiseus  in  1* ri vati nteressen. 

4.  Erlahruugsiuüssigc  Eutbehrlicbkeit  der  Uomäuea  zur 
Deckung  des  Finan/bedarfs. 

B.  Fttr  die  Beibehaltung  der  Domäneo: 

1*  Politiscbe  Zweekmässigkeit  des  Domäuenbesitaes, 
besonders  in  Erbmonarchieen)  nach  dem  historischen  Ursprung 
der  letzteren,  wegen  grösserer  Unabliiliigigkeit  der  Regierung  vou 
Volk  und  Ständen,  grösserer  Sicherheit  dieses  Besitzes  mul  der 
Einkünfte  daraus  iu  unruhigen  Zeiten,  welch'  letzterer  rimct  ireiliek 
zweifelhaft  ist 

2.  Politische  und  speciell  finanzpolitische  Zweck- 
mässigkeit des  DomäDcnbesitzes  auch  verglichen  mit  der  stell 
mehr  oder  weniger  unliebsamen  Bestenernng  dem  Volke  gegenttber. 

3.  Keineswegs  allgemein  es  Zurückstehen  der  Rein- 
ertrüge und  der  BewirthsehaftUDg  der  Ooinuueu  vergiieheii  mit 
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Privat^iuiulbesitzungeu.  Wo  es  vorhanden  sei,  lasse  es  sich  be- 
seitigen und  bei  der  üblichen  Verp  a  c  Ii  t  ii  n  ergäbe  sich  kaum 
ein  Unterschied  zwisehea  Domänen  des  Staats  and  den  meist  an 
ihre  Stelle  tretenden  Grossgrnndbesitzmigeii  grosser  Grundbenren 
und  Körperschaften. 

4.  Gewöhnlich  in  fortschreitenden  Ländern  im  Lanfe  längerer 
Zeit  cn  erwartendes  Steigen  des  Domäneneinkommens,  wegen 
der  alJgera einen  Erhöhung  der  Grundrente  und  der  Preise  der 
Agrarproducte. 

6 er;; ins,  fjriinds&tzc,  S.  ISO.  Mvitzno.  Bodon  Fruii>si'nV,  III.  40S,  419. 

Stat.  Jalirli.  Vf.  J.  156.  Gründl      Ij.  .^1'.  KiIi  ilt  d.  p)'<  iiss.  Doiii.\ onv rikr  j».  n<».t. 

:>«),  09,  7;>.  H.'t  Im'Z.  1.^-4ti  -  17  (II)  iN  ls-_;j7-4!J  — 3913  M.;  ullcrdiiJi-s  unt. 
Mit<  ij)flu>>  Urs  HinziitriU.s  der  l>uiiiuii<  ii  d<  i  isüli  iwii  crwoi'lM.m  ii  LajidcMheUi;  u.  iu 
puer  Period»  fnt)ft.<or  .Stei^nui;?  der  Pacli(^rtrS(r«:  jodoch  hsi  nouerding«  dies«  ätcigoniBir 
lan^Namcr  uokK  ii  ti.  bat  in<  liriach  l»  i  AI*Iaiit'  ältmT  P«chtcODtra<^tj  in  einzolneii 
i'aUcn  einer  Hcj-aUs<:Uun^  der  lientc  Platz  Ci-maciit. 

5.  Vorth  ei  Ih  al  ter  Einfluss  des  Domäii  cn  besitzes 
auf  den  Staatscredit  mittelst  Fuudirung  der  Anleihen  auf 
diesen  Besitz. 

0.  ßeoutzharkeit  einzelner  Domänen  zu  landwirtbschait- 
lieben  Masterbetriebsanstaiten,  zn  landwirtbsehaiUichen 
Lebranstalten,  und  der  mit  entsprechenden  Gebäuden  ausgestatteten 
Domänen  zu  sonstigen  Staatszweeken  (Irren-,  Arbeitshäuser,  Schul- 
lehrerseminare u.  dgl.  m.). 

C.  Nach  der  Abwäf^un«^  der  vorstehenden  einander  zum  Theil 
widerstreitenden  Gründe  gelangt  sclton  Rau  auch  fltr  die  Gegeu- 
wart  nicht  zu  einer  einfachen  unbedingten  Kegel. 

..WV-il",  wie  VT  sairfo  (§.9S'^  „die.  Bestandtlieilc  d.  Domänenvenn  Harns  seihst,  iowiv  die 
öirlicli«*!»  »od  z<'itlicln  n  \  «  rhältiiisw»  so  V(;isclii«^drii  s«  i<'n,  ÖASs  niolit  ühcmll  und  2U 
all.-r  Zrit  '  in  •  und  di.  -M  Ilic  Handlunu>\vt:iM!  der  K<ti'ii;nini:  t  iiipinlil'-n  wiTdi-n  konn«-. 
\)or  Ni-rkauf  ali*  r  Dorrianm".  meinte  «t.  „wäre  clM-n  so  wi-niir  alli-rnirin  zn  rrrlit- 
l<*rti«r«  n,  als  die  Bcihehaltunfr  aller,  viidinelir  iinisse  man  in  )»e)i,ebcaen  lallen  uidxu 
dfn  fuAtsti  ii<ndcD  Zw<;cken  «iicli  auf  die  obwaltenden  Umstände  Kncksiclit  nehmen/* 
Kau  lioli  dann  v<'rsrliiiMlcne  zu  liorUcksicliti-rcridt'  Puiicte  lirrvor.  Xnin  ritlich  UA 
alltfiiuiii  iutensivercr  Hodt-nciiltui  urrdir  der  llut«'i"schi«^d  l»ir1ir>  i  zu  <ji(iist«'U  di-s 
PnvatgruiidUeMtzcs  .sein  und  sidi  daiiii  der  Verkauf  der  Uomaiieu  aucii  im  voIk>- 
wirthüehaftliohtta  Interesse  empfehlen.  Am  Ersten  sei  der  Vobtn^eran^  von  Garten*  und 
Kehland,  wenij^er  von  Ackerland  und  Wiesen,  am  wenifrstea  von  Waltliinir«  n  an  Private 
zwecimäs:«!?.  (Kau,  §.  »8,  darnach  auch  vor.  Aufl.  dieses  Bandes,  §.  IGO.) 

Diese  ganze  Beweisführung  ist  ein  characteristisches  Beispiel 
der  ArfTumentationen  des  besonnensten  und  wigsenscbaftHcb  unbe- 
fangensten Theils  der  b  ui  i  t  h  '  s  c  h  e  n  nationalükouonii.sciien 
Schule  in  allen  soleben  Fragen  der  Finanz-  und  Voikswirtbiscbafts- 
Politik»   Die  GrUnde  für  und  wider  eine  solebe  practisehe  Mass- 
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rege]  werden  liier  objeetiv  geprüft  und  es  wird  immerhio  schon  ; 
in  einer  der  historischen  Bchnle  ähnlichen  Anffassnng  eine  ab-  i 

so  1  Ute  Entscheidung  ab^^elelint,  den   relativen  Verhältnisseo  j 
vielmehr  richtig  Reclmnog  getragen.    Aber  dennoch  bleibt  die 
BeweislUbruDg   einseitig  und  unzulänglich,  wesentlich  an« 
Kwci  Gründen:  Einmal  bewegt  sie  sich  immer  nur  iu  den 
Gesichtspancten  des  Tolkswirthschaftlichen  und  privatwirthschai)- 
liehen  Prodnctiensinteresses  nnd  Ittsst  die  anderen  Gtosicbts- 
pnncte,  diejenigen  des  Yolkswirthschaftlichen  Vertheilnngs-nod 
des  damit  verbundenen  socialpolitiBcben  Interesses  oder  in. 
a.   W.    die   Einwirkung    der  Grundbesitz  Verhältnisse 
auf  das  Volksleben       Sta atsgrundeigeuthuni  und  Staa  t  s  renfen- 
bezug  im  Falle  des  Domänenbesitzes  und  Beseitigung  dieser  W\- 
hältnisse  bei  der  Domänen veräassernng  —  ganz  nnheachtet; 
sodann  geht  jene  BeweisftthrnDg  aach  überall  ohne  ausreichende 
Begründung  von  der  Annahme  einer  natttr liehen  Inferiorität  ; 
des  Staatseigenthums  verglichen  mit  dem  Privateigenthnm  am  ! 
Buden  und  demgeniäss  von  der  Voraussetzung  einer  zu  allgemeinen  i 
und  zu  bedeutenden  B e  n  a  c  h  t  h  e  i  l  i  g  u  n  g  des  v  o  1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  - 
liehen  Frodactionsinteresses  bei  der  Beibehaltung  der 
Domänen  ans. 

Die  n8]i(;rß  Dcjs^riUidiuifr  dio^or  KinwürTe  trcu:cD  die  hior  als  B«  i»pi<-l  iri-noBUDooi' 
ncwcififthmoir  Kan's  ^«-hort  wi^-drr  nicht  in  die  Finanzwls8<>nscliaft,  sondern  theils  ii 
den  '^Tti  n  d  j^r  11  d  e  n  Thcil  d  er  al  1 m  e  ine  n  ^  0  lies  Wirt  Iis  cliaf  I  >I  <■  h  re.  ni<- 
brsüii(l<  i.-  ia  dji>  Ivapit«  !  von  di  r  ail^  e  nie  in  i- n  w  i  rt  Ii  s  c  Ii  af  1 1  i  r  iie  n  Ri  chts- 
orduau;;  und  der  (j  rund «'ij^en Ihn m so i  d n  un  ü  4>t^ci<>ll  (<iraiidh  ;;un?r,  2.  AbtL, 
bes.  Kap.  4),  tbelbt  ia  die  Afrrarpolitik. 

II.  —  §.220.  Entscheidung  der  Frage  des  Domänen- 
besitzes  mit  ans  dem  soeialpolitischen  Gesichts- 
pnncte.  Das  Ergebniss  der  einschlagenden  Er(Srterungen  in 
der  „Gmndlegung''  (bes.  §.  341—351,  368)  für  diese  Entscheidung 
ist  filr  nnsere  Staaten  in  der  Gegenwart  etwa  folgendes: 

Die  genannte,  wie  alle  Fragen,  welche  sich  an  die  Rigenthuras- 
Ordnung  für  Productionsmittel ,  specicU  für  den  Grund  und  Hoden 
knüpfen,  müssen  stets  au8  dem  doppelten  Gcsi e b tspnncte 
des  Yollcswirthschaftlichen  Prodnctions- nnd  des  rolks- 
wirthBchaftliehen  Ve r th eilnn gs i nie ress es  nnd  mit 
letzterem  zusammenhängend  des  soeialpolitischen  Interesses 
benrtheilt  werden  (G.  S.  719,  §.  340).  Es  lÄsst  sich  aber  nach- 
weisen, dass  der  letztere  Gesichtspunct  bei  der  Eutacbeiduug  doch 
den  Aussehlag  geben  darf  (G.  §.  345). 
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In  der  DomäneDfrage,  wie  In  allen  Fragen  des  ländlichen 

Grnndeigenthums,  ist  ausserdem  zwischen  kleinem  and  mitt- 
lerem einer-  und  (t  rossgüterbetrieb,  bez.  Besitz  anderseits 
zu  unterscheiden  (0.     Hl ,  Die  Entscheidung  wird  dann 

i'olgendermassen  lauten : 

A.  Handelt  es  sich  nach  der  »Sachlage  nnr  dämm,  die  Do- 
mänen als  Grossgtiter,  was  sie  bei  ans  meistentheils  sind,  in 
die  Hände  von  PriTaten  übergehen  zu  lassen,  so  erscheint  die 
Beibehaltung  ans  Tolkswirthschaftlichen  nnd  Bocialpolitischeny 
;ius  Gründen  des  Productions-  und  V'crtheiliuigsinteresses  gerathen 
und  jedenfalls  aus  finanziellen  Gründen  nicht  so  allgemein  ver- 
weri  Ucb|  wie  die  irtihere  Theorie  annahm. 

Die  Gründe  far  diost^  Etilsc1i(>idiitir  diT  I  ratu-  siod  die  nachstchondon: 

1.  Bei  ordentliclK'i-      ^cliiim  d<«!f  Zcitpaclit\ ciIiiltiiiiSKtiS,  welche  recht 

ttolil  zu  «'iiiiklii  n  i^f,  ^nid  di-  DoiiiUnr  \öü  P.tclitriii  .•l».'n>oirut,  wriin  nicht  1)«>s.r 
Ix  wirtli'.cliaft.  t,  al>  \ori  Kiircntliniiii  m.  lä->t  sirli  aii>  d<  n  ma-^sf'-lH  ndcn  Vrrhalf 
üiw.'D  ahloitcr»  und  n  Ud  durch  di<-  EHahiiin^  In  >taiisr1.  *G.  §.  34.">,J  E.>  kommt  auch 
in  deufsclien  VorbSItnisscn  liirr  der  hf>ond(  rr  Vorthril  ht>i  der  Parbt  im  Vei^ricicli  mit 
fl  bi  jiiivfttt'n  Ki-'  nrlmiJi  iu  J?.'tfaolit.  da>s  d«T  Pächter  mit  «  inrm  urnv-rri  ii  -  iLrenca 
Butrit'lislvapital  u  ii  th-i  li;it><-n  kann  nU  d  r  Kruif  r  (l'atj.  Volk^w.M-luh-lin;  377. 
l?Osc]i*'r,  Sy.>t.  II.  02),  w<  il  Irtzti  rcr  m-ui  kaj^ital  zum  f;iu>Nru  Theil  für  dcu 
Kaufpreis  Torwonden  müna.  Wird  das  Gut  rom  Errorber  etwa  scDist  «icdor  rerpaclitot, 
M>  Mcilit  die  Sachlap-  im  EUcct  fUr  da.'^  Production««inf(  rcs>r  dieselbe  wir  lii-h.  r. 

2.  Da>  \  oHiand<  n"»«  in  «•ii)i  >  unal»)ianjriiren  (irü">>irniii'n'<  ^it/f  r-tand-j  kann  Inr  «  in 
Land  iu  socialer  Hin>tcht  >o  werthvoll  seiü.  das-»  der  privatr  (innairentenhczujc  dat'Ur 
trotz  soIdct  Bcdcniioii  mit  in  d*m  Kauf  ^««ouimeti  Vierden  darf.  Für  die  ErhaltUB^ 
des  pri\at«'n  Grossirrundhr^it7ä  -  wird  die  >ociale  Function  d<  >  Grundlusit/cr- 
stand.  -  daher  wirhtiir  in  ilie  Waac^chah'  frillcn.  Mi,  §.  "l.Ki).  Alier  mit  Domiin<  n- 
icrauss.  nm^reu,  di»-  ^cllon  bei  der  Bla^.^i);en  Zahl  nocli  vorhandent:r  Cii-ossdoinänca  ia 
iiDs<>rrYn  Staaten  und  bei  der  notlivendifr«;&  Vereinzelung  von  Verklufcn  niclit  bedeutend 
]»iefaiif  einwirken  kOnnon,  läsHt  sich  die-^f-r  Stand  doch  nicht  -  ivt  scIiaficD.  (Zahl  der 
Poifi  inen  seihst  in  Pr(  ussen  1S75  nur  1127  [in  Kheiniand  fehlen  >ie  {janz,  in  West- 
lalen  )>i^  auf  4].  Zahl  der  Pachtuu-^^cu  Ibb'd  bl8  üitt  1077  Vorwerken  und  1^  27  Mill.  M. 
Ertnur.  daneben  Ertra;;  ron  anderen  Domftnenpmndstttcken.  in  Parcellenpacht,  v.  Mtliilea 
und  Fischereien  4*70  MiU.  M.)  Ein  solcher  Stand  nius>  ohnehin  «einu  pesehicht- 
\\rhi  Tj-aditioji  haheu.  um  eine  r-pii' --lieh,^  -^nci.ile  Function  au'-zuührn.  D'  sw.-u-eu 
koiniut  bei  der  l'mg-e  der  DouiäDenveräussoruuf;:  nur  da.s  andere  Moiueut  in  Betracht, 
da»  mit  dem  Voitheilun^  nnd  socialpolitischen  Interesse  rcrbunden  ist:  die  nationale 
Grundrente,  liez.  ilir  natürlich.'r  wtiitiircr  Zuwaelis  wurde  in  noch  -ir.  -  .  le,,)  Maassc 
ans  d«-r  Hand  d<T  diii< ii  den  Sfnat  veHretenen  Volk-ueiiirinsehaft  in  die  Hand  eines 
kleinen  I><!sitz4-aden  Bruchtlieils  der  Bevölkerung;  uliei>!:chuu.  (G.  §.  341.)  Da.i  it»t 
ni<  ht  erwünscht. 

3.  Das  finansicÜG  Interesse  kann  allerdin^iS  durch  den  \'i'rkanf  der  Domlinen 
l»erri«;diirt  werden,  wmn  der  Zins  nu<  m  Kaufpreise  (Thehlicli  iiTdier  i^t  :iN  die 
rein»-  T'ar  hfn  nte  und  etwa  drr  Staru  >ehiiiden,  die  »tr  hoch  verzinsen  iuii>s,  so  tilp-n 
kann.  Hier  hahen  di«:  von  Kau  /u->itmmen;;esteUten.  Grunde  ein  g^ewisscs  Gewicht. 
Aber  durch  richtig  AuHrandun)?  den  Goncurrensprincips  Hh^  sich  dio  Paclitrente 
st«'iirorn.  Sie  steiirt  dann  r  l:i  Itii.issiii"  mit  der  alliiiMii'  inrM  nationah'U  Grundrente, 
d<Teii  Wachsthuni  Im  i  v  rrni  lnf-  r  R-'Völkerunir  und  hüh< n  r  Kntwirkcltintr  des  Yolks- 
mclitUums  im  .Ui^^imieim  n  zu  erwarten  ist,  von  zoitweilif{«  ii  Uückschlu«icu  abjfoiieheu, 
wie  etva  <.re<renw&rti^  und  in  nichstcr  Zni^unft  unter  dem  Einllas»  der  amerilänisclien 
Conciirrenz.  Sell>it  finanziell  fra^t  es  sich  daher,  ob  der  Staat  bei  rin.  in  tzigren 
Verkauf  diese  Chancen  genügend  bezahlt  bekommt.    Gegenuber  dem  piincipieUen 
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Ik'dcnkrii,  iiniut  r  urö-vsor«;  Tliiiilr  uud  .>(  lili<  --lieh  die  ixsuim  iiational«  (iniiidrcut«-  o«}<  r 
M  cinir^f'-ns  ilirrn  Zuwachs  an  woiiitr«'  i*ri\  at'  üli  T.r  'lt»  n  /u  >oli.'n.  « nt-^«  Ic  idi-t  ah«  r 
ciiK'  Zin-NdilTcri  nz  zu  rn^riinsti'ii  d<'>  Staat-  in  {\<  v  \ .  r;in--.  i  tni!r>rrairc  au.  !i  nie  iit  :ilh'iii. 

R.  Anders  liegt  die  Sache  im  AllgemeiDen,  bei  einer  Zer- 
Rchlagimg  der  Domilnen  in  kleinere  oder  mittlere 
(bäaerlicbe)  Betriebe  oder  Gttter.  Kann  hier  mit  Aussiebt  aaf 
£Hblg  dareh  eine  VeränsseniDg  der  Domänen  ein  Banerstand  er- 
halten oder  neu  geschaffen  werden  —  allerdings  ein  sehr  schwie- 
riges Problem!  —  so  empfiehlt  sich  diese  Massregel  aus  allen 
in  Betracht  kouuuendcn  Gesichtspuncten  (G.  §.  347,  MS), 

Die  lctztor«m  sind  ins1)e5;on<li're: 

1.  Das  Prodactioosintereikse,  besoudcrs  wenn  es  sich  um  intanNivorf.  tav\n  llaitdck- 
gewSchse  o.  8.  w.  baaende  Caltiii«ii  bändelt,  wird  hier  darch  das  Privateigenthon 
nin  Boden  wohl  besser  gefUrdert  als  daich  ein  bier  ohnahiD  schwerer  zu  regeJjidt<s 
Zeitpacht  recht. 

2.  Der  Bozug  eines  TliciU  der  nationalen  Grundrente  in  kleinen  Quoten  dur«  h 
eine  grnsaere  ÄnzaM  b&ucriicher  Wiithe  hat  die  oben  henrorcehobenen  Bedenkea 
nicht,  oder  si<  \v(Mden  durch  den  sodalpoUtiflcben  Vortheil  des  Yorbandenseina  eines 
üolchen  Raoerstands  aufi:-^\roL'-i*n. 

3.  Das  finanzielle  Interesse  des  Staats  kann  bei  einem  Verkauf  von  zerschlagenen 
Domilnen  auch  besser  wahrgenommen  weiden.  Denn  bei  der  «rrOsseren  Zahl  mit* 
werbender  Kiiufer  lassen  sich  höhere  Preise  als  bei  der  Veraussernng  gesi  hiossentT 
Domaticnhöfe  erlangen,  ohne  dass  das  Plus  des  Preises  für  den  Klein-  und  Mittt»J- 
landwirtb  bei  seiner  Betriebsamkeit  und  seinen  llodenculturen  drückend  werden  muss. 

Das  Haaptbedenken  bleibt  nur,  ob  das  erw^tinschte  Ziel  bei 
solchen  Verkäufen  erreicht  wird.  Die  Käufer  kOnnen  durch  Auf* 
nähme  kündbarer  Schulden  leicht  von  vorneherein  in  abhängige 
Lage  geratben.    Sie  werden  dann  nicht  immer  im  Stande  seiD; 

den  Besitz  zu  halten.  Anderer  Gross-  und  Mittclbcsitz  sauirt 
die  ehemaligen  Doinänenstücive  auf.  Es  wird  daher  bei  der  Durch- 
ftthrnng  der  Massregel  auf  ein  richtiges  Scbuldrecht  an 
kommen  (G.  §.  322),  oder  statt  des  Verkaufs  richtet  der  Staat 
besser  ein  Erbpachtsystem  ein.  Dies  kann  die  wirthschaft- 
liehen»  finanziellen  und  socialpolitischen  Vortheile  der  Veräusserong 
und  des  festen  Besitzrechts  iir  beide  Betheiligte  bieten,  ohne  die 
mit  dieser  Maassregei  leicht  verbundcLieii  Schwierigkeiten  und  Be- 
denken. Die  speciellen  Bedenken,  welche  gegen  die  Erbpacht 
geltend  gemacht  werden,  wiegen  nicht  so  schwer,  als  dass  man 
dies  System  unbedingt  dem  Privateigenthum  des  Landwirths  nach- 
setzen mUsste. 

III.  —  §.  221,  Verfahren  bei  Do roänenveränsaer- 
ungen. 

Vm:1.  Raa  §.  9»,  100.  n.  danach  noch  vor.  Anl  dieses  Bands  §.163.  lebt 

hier  verkürzt.  Für  Prcussen  s.  die  BestimmunL'en  des  geltenden  Recto  (mit  IbOUDk' 
b!i>  k  auf  dessen  Kntwicktang^  in  Oeiricbs,  d.  Dou&neorerwalt  d.  prenss.  Sinais. 

lliesL  li^y,  8.  77  U. 
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A.  Allgemeine  Pancte. 

1.  Die  dem  älteren  Staatsrecht  der  deutschen  Territorien  be- 
z  Herl  ich  der  „Kam  mergti  t  e  r^'  angehörige,  aueh  im  Ausland 
(Frankreich)  frtiher  für  die  Domänen  giltige  Bestimmung  der 
nnbedingten  Unveräusserlichkeit  entspricht  den  Verhält« 
niflsen  der  Gegenwart  nieht  mehr  nnd  ist  als  Cautel  gegen  finan- 
zielle HiwwirtbscbafI  nnd  gegen  Missbraneh  der  Regiemngsgewalt 
im  System  der  „verfassnDgsmftssigen  Finanzwirtbsehaft''  nicht  mehr 
nöthig.  Es  sind  vielmehr  nur  die  Bedingungen  der  Ver- 
ä n s  s e  rii n g  (ebenso  des  A n  s t a n s c Ii e s ,  der  V e r p i" ä u  d  u n g; 
ge8et/Jicli  l'estznstellen  und  über  deren  Iiiuehaltung  die  Verwaltungs- 
und die  Staatscontrole  (§.  137  ff.)  mit  auszuüben.  An  die  jedes- 
roaligo  voransgehende  Zustimmung  der  Volksvertretung  die  ein- 
zelne Veränsserang  zu  knfipfeni  erscheint  dann  weder  nothwendig 
ooeb  zweckmässig. 

JetloiifalU  milaätu  sich  eine  solche  Yorächrilt  aul'  \  tirüubäcruiigcu  i^  i  däücrcu 
Ktitn^TS  (ttber  eine  gewisse  Wörthsumine  oder  FlichengrOsse  hinaus)  beschränken.  Fttr 
kl«'inere  Vcrkrmfc.  von  l  itizelncD  Grundsmcken ,  Parcellcn,  deren  Aasftthrong  die 
H<'dnrffiis8c  des  wirthscbaftüchen  Leben".  Strassen-,  Häuserbanten,  Acnderung  der 
Culturcn  regelmässig  bald  da,  bald  dort  budiiigon,  muss  die  Verwaltung  ruHendü  freie 
Hand  haben.  Es  gentt^  aocb  in  der  TerftssonsismifleigeD  Finattxvirchscbait  die  yer~ 
pdichtung  der  Regierun*r.  die  vorgekommenen  VoräassemDgen  nachträglich  der  Yolks- 
TertFetnog  regelmässig  zar  Kcnntniss  zu  bringen. 

2.  Besondere  sonstige  Beschränkungen  der  Veräusserung 
der  DomUnen  nnd  der  Verwendung  des  Erlöses  sind  dann  gegen- 
\varti«i;  nur  da  noch  am  Platze,  wo  den  Doniäiieu  noch  nicht  die 
Kechtsqnalität  reinen  Staats "rnts  anhaltet,  sondern  die  Dy- 
nastie noch  ein  besonderes  Anrecht  daran  hat  (§.  215,  174).  Hier 
ist  wohl  die  Consetjuenz,  dass  der  Erlös  von  stattgefundenen  Yer- 
änaserungen  wieder  in  Grundstücken  oder  dgl.  angelegt  oder 
wenigstens  darQber  eine  besondereRechnnng  geftthrt  wird, 
welche  den  ursprünglichen  Umfang  der  Domänen  und  die  darin 
durch  \'eraus.sci imgcn  eingetretenen  Vei mimlcrungen  in  Evidenz 
liält  ((}  r  II  n  (1  s  1 1>  c  k  V  e  r  w  a  1 1 1 1  n  ,  bez.  i\  e  c  h  u  u  u  g  einzelner 
dieatscher  Staaten;.  Die  Regelung  dieser  Verhältnisse  ist  dann 
eine  Frage  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats,  keine  finanz- 
wiaaenBohaftUche. 

S.  Kao     90  Note  0  n.  vor.  Aufl.  dicües  Handt»  S.  37^  Kote  24.  Kad.  Verfo». 

§.  5^,  siichs.  IS,  wiirtemb.  J^.  H»2  II'.,  hess.  Art.  7-- 10,  baior.  Vcrf.-Ürk. 
Tu.  III.  (j,  Ueber  Preus.H.-n  s.  v.  Könne.  Staate-  II.  i,  n'il.  Oclri.hs 
S.  79  tl'.  gulteu  hier  vertichiedeue  Kechtssätze  in  Betr.  der  Vurkn^suruug  in  den 
Tbeilen  dea Gebiets«  daa  zum  Staate  ^ohOrte  n.  später  dazo  kam.  fn  Baden  z.  B. 
«ird  cl<-r  aus  dem  Domftnenvcrkaufc  und  den  AblösilDgeo  eingegangene  und  nicht 
wiedex  20  Aokiufca  Tenreadete,  soadem  zur  Einlüäuap  reo  .Staatsoblijiationen  benabcte 


Digitized  by  Google 


534       d<  B.  Ord.  EioD.  2.  K,  Priraterwerb.  1.  IL  A.  DomSoen.  §.231. 

Betrag  unter  dein  Namen  des  (iru udstoclcsvermögens  als  eiue  Korder.  des  Fürsten- 
hauses au  das  Land  betraelit -t  nnd  als  ein  besonderer  llestandthcil  der  Staatssrbnld 
aufgeführt.  (.Jedoch  sind  unter  den  verkauft<iu  (lögeustäuden  auch  wahre  Staatsgüter 
be^ffon  gewesen).  Bis  zom  Belaofe  von  12  MilL  fl.  ist  dieses  GrandiitoeksFemidfren 
UDTerzinshch;  der  Mehrbetrag  wird  den  Domänenkassen  aus  der  Schutd€Jltilgunt:>k:l^.>o, 
welrhf^  di»^  (irniidstocksi'  i'hnunjf  fuhrt,  veiv-in^et.  je<loch  nicht  baar.  sondern  «iur  h 
Abrechnung  mit  der  btaatäka&itt ,  aus  welcher  did  äuhuldeDkaäs«  ihre  Dotatiou  erhält 
>^9  ist  dies  um  eine  Form,  um  den  Belauf  der  i&  letztere  Kasse  geflossenett  Ver- 
kaufs- und  AbtOsDDgsgelder  in  Kriimenin!;  zu  erhalten.  Durch  Ank&nfe  und  (irund- 
verbessenin<ren  von  Domänen  winl  diese  Vermöü:cnsinasse  anrh  viedcr  verinindtTt. 
Neben  dem  Domanial-  wird  neuerlich  auch  ein  Staats-Gruudatocksvermögeu  auigefuhn, 
welches  aus  Verkäufen  von  llestandtheilen  des  Staatsvermögens  gebammelt  und  zum 
Theile  wieder  zu  Ankäufen  verwendet  wird.  Beide  Gmndstocksberechniingeii  weiden 
jährlich  dem  ^t;^mli.s(  licn  Aussc  hnss  zur  PrUfnng:  vorgelrg-t  u.  bei  dem  Anfrvnir  einer 
Bud^-otperiode  den  Standen  milgetheilt  Kau)  (Stand  Auf.  1*^*^2  nntcr  den  TasM^^n 
der  Amortis.kasse :  Domänengrundstock  20  57  Mill.  M.  unverzinslich,  ITlli  M.  M. 
Torzinslidi  (4%^,  zus.  32'80  Iii.  M.,  Staatsgraudstock  noch  2158  11.  unretdiisl.).  — 
Achnticli  in  Wartemberg,  s.  Blecke  a.  a.  0.  S.  181  ff, 

3.  Die  Verwendung  des  Erlöses  mtiss  im  Uebrigen  nach 
den  richtigen  Grnndslltzen  der  Finanz  Wissenschaft 

gesetzlich  so  bestimmt  werden,  dass  entweder  Sebalden  iz-etilgt 
oder  Ausgaben  ftir  prirat-  und  staatswirthschaltli che 
Kapitalanlagen,  cventueil  auch  iUr  andere  (eigentliche) 
auBserordentliehe  Ausgaben,  in  Folge  von  Kriegen  etc. 
damit  gedeckt  werden.  Hier  gelten  für  die  Verwendnng  des  Er- 
löses mithin  dieselben  Regeln  wie  für  die  Benntznng  des  Staats- 
credits  «nr  Deckung  des  Finanzbedarfs  (§.  65  ff.).  Es  sind  daher 
nar  die  laufenden  ordentlicbeu  Ausgaben  grundsätzlieh  nicht  aus 
dem  Erlös  zu  bestreiten. 

Der  „Krlös  aus  Ablösungen  von  Doniänengefüllcn  und  aus  dem  VerLaut  \oii 
Domänen-  und  Forstgrundstücken"  bildet  jetzt  zwar  ein  besonderes  Kapitel  in  der 
preiissischcn  Staatseinnahme,  aber  iniisstc  streng  genommen  überhaupt  oicht  unter 
der  ordentl.  Einnalimo  ?trlhii.  Die  ausschliessliche  Verw.'niluii;:'  fnr  Srliul.l.'titilguijg 
11.  f.  neue  privatwirthsi  hattlichc ,  Rente  gebende  Kapitalanlagen  entspräche  mehr  der 
älteren  Kechiöateliuiig  der  Kammergiitcr  u.  den  (irundaätzen  jener  „Gruudätock- 
vervaltangen**«  gebt  aber  als  unbealtigte  Uegcl  (irie  sie  aoch  Ran  impliciie  giebi, 
*M))  zu  weit.  —  Wo,  wie  in  JM  eusscn.  die  Domänen  (nur  des  Staats  imUmfaof 
V.  181.'))  als  (leueralhypothek  der  Staatsschuld  dienen,  sind  dinn  die  VerkaufacrlCnic 
lund  Ablösungsgelder)  zur  Schuldentilgung  zu  verwcndrn.  Daruber  erfolgt  denu  hier 
auch  eiae  bewodre  Abrechnung. 

4.  Ob  eine  bisher  geschlossene  Domäne  im  Ganzen  oiler  in 
T  h  c  i  1  e  n  f P  a  r  c  e  11  c  n  )  und  letzteren  Falles  in  welcher  Weise  sie 
dann  weiter  veräussert  werden  soll,  ist  nach  dem  Staude  der 
landwirthschaftliehen  Cultur  (Grad  der  Extensivität  nad 
Intensivitüt  der  Landwirtbschaft),  nach  sonstigen  Localver- 
häitnissen,  nnd  als  allgemeine  Frage  endgiltig  wieder  nach 
dem  YorerwShnten  zweiten,  dem  social  politischen  Gesichts- 
puncto  zu  cntsebeiden.  Mitunter  war  die  DoiiiaiicnvcrUnssernng 
nnd  ZerscbiaguDg  ein  passendes  Mittel  zur  Golonisatiou  weniger 
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bevölkerter  Landstriebe  oder  zur  Hebung  oder  Nciibegiüüdung 
ciues  Bauernstandes  und  kann  dies  und  damit  ein  lleniniun^mittel 
der  Auswanderung  unter  Umstünden  aueb  wohl  hente  nocb  wieder 
werdea,  wenn  nicht  etwa  die  Vererbpaclitung  vorzuziehen  sein  sollte. 

Preuss.  Miissregeln  unter  Fricdr.  il.  (ir.  in  Westpreussen.  Die  preussischo 
Regicnm^  verordnete  ISKi,  dass  künftig  auf  parhtlos  wcplemlen  Domänen  in  den 
Provinzeu  I'reussen  und  Posoa,  uowäc  im  iL-ti.  KösÜa  zur  Verhinderung  der  Aus- 
wanderungen Stocke  von  nngefthr  60  Morgen  an  Ansiedler  veikanft  irerden  sollen 
UvHu):  ähnlich  neuerdings  ^eit  (nach  Be&cr.  v.  80.  Aug.  18T3  f .  AnsiedL  liodL 
Arbeiter).  S.  n.  S.  ^)•2*^  u.  bes.  d.  Sehr.  v.  Sombart.  -  Irn  Zusammenhang  mit  der 
Fra^'e  der  ländlichen  Auswanderung  ist  auch  neuerdings  wieder  mehrfach  die  Fraj!<- 
der  Domänenzerachlagung  o.  Ycr&ussorang  erörtert  worden.  Doch  darf  man  die  Be> 
dcutnog  dieser  Massrogcl  für  die  HommuDg  der  Aoswandenuig  nidit  nbeischätzen. 
Wie  schon  di«-  Bewri^ung  <l<  s  gross<'n  dcutsrli^  ii  Aiisw'atKlenins^strnms  zeip^t  —  früh  r, 
bes.  in  den  50er  Jahren  im  Westen,  b<i  vorherrschondem  Jilein.ijruüdbesitz,  dann,  in 
den  GO<  r  Jahren  in  der  Milte  Deutschlands  von  Westen  nach  Osten  gesehen,  bei  viel- 
fach r<Tbrrit*  teiii  bäsorl  Mittclbcsitz  (Uannofor),  nenecdiiigs  bes.  seit  den  70er  Jahren. 
Ix  i  Torwalt'  Uli'  rn  (irossgrundbrsitz,  im  f>st*  n  — ,  wirk<  n  ab' r  »loch  zu  mannigfaltig« 
l  instände  hi^  r  ein  und  die  „Agtarverfassujig'*  d<'S  Ostens  i&t  nur  einer  der  dabei  mit 
spielendrn  Fai  for.  n. 

5.  Statt  des  Verkaufs  kann  nemlieb  die  1  ■  e b er I assu ng 
in  Erbpacht  gerade  auch  im  Interesse  eines  Stauds  kleiner  und 
mittlerer  Landwirthe  and  insofern  sogleich  im  Staatsinteresse  liegen. 
Die  finanziellen  Bedingungen  sind  dann  entsprechend  nmznändem. 
Sie  braiieben  nicht  nothwendig  nngtinstig  zu  sein,  aber  selbst  etwas 
ungtinsti^cic  tiuanzielle  Bedingungen  als  beim  Verkauf  können  aus 
socialpolitiscben  Oianden  gerechtfertigt  erscheinen. 

B.  Das  besondere  Verfahren  bei  Domänenveräusserungen 
ergiebt  sich  aus  dem  einschlägigen  Privatreeht  des  Landes,  aus 
den  üblichen  Grandstttssen  bei  solchen  Massregeln  Uberhaupt  and 
aas  einzebien  specteilen  Vorschriften,  wie  sie  das  fiscalische  Inter- 
esse bedingt 

So  liat  der  Käufer  regdmis^  die  Steuern  und  andere  Lasten  des  Gutes 
/.u  übernehmen,  das  von  nun  an  insbesondere  giuudsteucrpflichtig  wird,  wenn 

dii:  Domiinen  steuerfrei  wnreii.  Ferner  soll  in  der  Kegel  der  Verkauf  diireli  Vor- 
ittcigerung  geschehen,  mir  uiU  ciuzclucu,  bestimmt  auzugebeudcu  Ausnahmen. 
Bietung^cantionen  weiden  reriangt,  Kaufgclderminima  festgesetet,  in  wicbtigeien  FftUen 
die  Ertheilung  des  Zuscblags  der  vorgesetzten  Behörde  vorbehalten,  binnen  einer  Frist, 
in  der  der  ^lei^tbict'  i  ;ui  sein  fiebot  gebunden  ist.  Ei?t  nach  Kntriehfnng:  ei!i«-r 
üate  des  Kauiscbillings  wird  der  Käufer  in  Besitz  gesetzt.  Für  den  Kest  bekommt 
er,  unter  Zinsstipulation,  Zahlungsfristen.  Verfolgt  man  zugleich  jene  socialpolltischen 
Zwecke,  BegUiiätiuung  der  Ansiedlnng  und  des  Grundorwerbs  kleiner  Landwirthe  u.  dgl., 
s<i  mnsti  mnn  d\c  Z;ililiiii->ln'diiiirnn^en  in  Bezug  auf  die  Höhe  tl  'r  ersten  Anzahlung 
und  die  .\btragujig  des  Kcsts  (eventuell,  schon  nach  Kau 's  Voi-schlag,  durch  Um- 
wandlung des  Kebtkau&chUlings  in  eine  Zeitrente)  entsprechend  erleichtern.  Der 
Fiscua  Inhalt  aber  bis  zur  Abzahlung  ein  Pfandrecht.  Ceber  die  Bedingungen  bei 
den  neueston  preusä.  Doinänenverkimreii  s.  o.  528.  Sombart  verwirft  für  jene 
Zwecke  der  Dom.parceilirung  Uberhaupt  dai>  Mcihtgebot  u.  befürwortet  S.  4 1  ^j^  baare  An- 
zahlung nach  Taxe,  Kest  mit  Amortis  -Kentc  u.  V'/o  Zinsen  in  3U  Jahren  zu  tilgen,  was 
fast  anf  Erbpaclittiedingnngen  binaoskommt  —  S.  sonst  f.  Prenssen  z.  H.  die  Kegeln  d, 
LiciUtionv. %.Mai ]&69(üelri chs,S. SS).  Ministrcscr.r.  IO.Kebr.  1^73(ob.S.202>.  Von» 
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Mitbleton  Dom.-  u.  Pontbeamte  ohne  spec.  Erlanbniss  des  Min.  aasgascUofaeo.  Biet* 

caution  10%.  Keine  Gewähr  f.  (irösse,  Ertrag.  Bcschaßenb. ,  Priv.dlemtbeAeiteii« 
T.?tst»'ii ,  Abj^aVien.  Anzablung  r.n  ^\  beim  ücbergabetermin ,  zu  '  \,  binnen  1  .Tahre» 
Hest  binnen  •(  Jahron;  Yer^inäung  eiustweilen  mit  5%.  Ycn>teigeruDg  diu  Kugol: 
Aosnabmen  in  besond.  Fitten,  vo  daduTch  finanz.  u.  staatswirüiscb.  Vortheile  zu 
erreicbcn  (Kescr.  r.  12.  Febr.  iSSS,  Oelricbs  8.  90). 

IV.  —  §.  :?22.  Die  Frage  der  Vcrmehrnng  der  Do- 
mänen ist  nach  ihrer  principiellen  Seite  durch  die  vorans- 
gehenden  firörteroogen  Uber  die  Dom&nenyeräassemngen  im 
Wesentlichen  schon  mit  erledigt  werden.  Ans  reinfinauziellen 
Gründen  ist  in  der  Oegenwart  eine  Vermehmng  in  der  Regel 
nicht  rathsam.  Socialpolitische  und  allgetnciii  vulk^s- 
\v  i  r t h  s  c h  a  ft  l  i  c  h  c  Gründe  haben  aber  auch  hier  den  Ausschlag 
zu  geben.  JedenlaiLs  licjj^t  indessen  auch  nach  dieser  Seite  bei 
Feldgütern  die  Frage  anders  als  z.  B.  bei  Forsten  und  Eisen- 
bahnen. Bei  ländlichem  Boden  kann  i%lr  unsere  Zeit  wohl 
von  einer  nmfassenden  Enteignungsmassregel  dem  Privat- 
besitz y  auch  dem  Grossgnmdbesitz  gegenüber  nicht  die  Hede 
sein,  weshalb  von  dieser  Eventoalit&t  hier  abgesehen  wird. 

Vi::!,  für  die  ganze  Krage  wieder  die  (irundl  '!r   Alith.  I,  Ka[».  1.  Weilorgebendc 
Auaichtea  vertritt  A.  Saiutcr  in  s.  üosellsoli.-  u.  i  nvateigcnlhuu».  —  S.  souät  R»u 
100a  n.  Tor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  104,  woselbst  auch  einige  Uterc  statitt.  Itcispiele 
aas  deutscben  Lindern. 

Vermehrungen  der  Dunianen  können  dann  erfolgen  durch 
Einzug  heimfailender  Kitte  riehen  und  durch  Ankaaf 
von  Privatgrundsttteken  (anch  standesherrlicben  Gebieten). 

Erstere^  ist  bei  der  Dblicben  AUodification  der  Leben  mebt  von  geringer  pnu - 
tiücber  ß^eotung.    Diese  AUodification  ist  die  practiüch  gewöhnlich  geoogene  Conto* 

<(nen/,  der  allgeni-  iticn  Entwicklung  privaten  'Jriindei^entboins,  r-iiif  rnnseiHJenz.  welche 
freilich  ihre  bedenken  ha:,  weil  so  ehemaliges  SiaatSfigcnthura  dehuiliv  der  b<*uicin- 
schaft  verloren  geht.  Eine  Bekämpfung  der  Massrcgel  ist  aber  nur  von  einem  gaju 
anderen  als  dem  beutigen.  die  Gmnddgenthumsfrage  bebemcbendcn  (icjdchtspmcte 
aus  in<)glich.  Anlwiiif  nrnt  r  l'<'Mgüter,  von  dorn  ol'on  crwSlmti'ri  l";tll'-  nVir  -jhcn. 
'l;t>s  si<'h  nur  um  :-t;i  ifM'echtlich  vorgeschriebenen  Kr-^at/.  fur  M  'k  oirtf».  Domäacb 
liaiideit ,  wird  aiä  all g c ui e i n cr e  Massregel  gegenwitrtig  auch  Kaum  anders  ia 
Frage  Itommen,  als  wenn  etwa  Abiösungskapitale  fttr  GrundgcfUle  wieder  an- 
gelegt werden  sollen.  Das  ist  nicht  unpassend  nnd  in  dentschen  Stalten  niehrfarli 
in  it'-ni^rer  Z''it  ere^fh«  b  -n.  Tiibedingt  ist  es  aber  auch  nicht  zu  vrrlang-en  nitd 
Schuldentilgung  Ol'tei^  vur/.uziebcn.  Einzelne  Auiiaufe  werden  naturlich  iiuoier  mu» 
speciotteu  OrQnden.  xar  Arrondirung  des  Besitzes,  zur  Besdtigang  störender Dfewt- 
barlcifeii  u.  dgl.  m.  stattfinden. 

Noch  im  neuesten  prenss.  Et.  S5S.OÜ0  M.  so  verwandt  filr  d»Mi  Ankauf  tt»!', 
drumbtucken,  welche  {iui  Kog.bez.  Magdeburvri  mit  2  Dom.  im  Zusammenhang  lit-gcu 
II.  deren  ErtragsfAbigkcK  bei  guindRsauier  Bewirtbsicbaftang  sebr  steigern  (Steigvmng 
des  ncni.*n  Pacbtechillin^ri  al>  1'«^;t  gciren  bisher  von  .H5,535  auf  90,4<>5  fit.,  was  eine 
Yerziusuiijc  des  Kaafgcldcs  mit  (»  47«  ergiebt). 
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2.  Abschnitt 
Venraltiiiig  und  Uewirtlii^ehaftuug:  der  Feldsjiitcr, 

Dieser  (if^^onstand  ist  uherwiepond  technischer  und  p ri vat Ökonom isrlicf, 
iitrr  n-  henl)>;i  .sin-cicll  in  i  ii  i s  t  ra ti  v e r  und  f iiia n  /  w  irthschaftlichcr  Nrttur. 
Ute  Kröitcrung  ist  desbaib  in  dieser  Aufl.  utwas  mehr  zasaniuicngezugeu  worden,  als 
noch  in  der  vor.  Aufl.  dieses  Bands  (§.  16.)— 182)  und  als  bei  Kau  Fiu.  1.  101  bis 
l.{«.  —  S.  a.  A.  über  Preassen  v.  Könne,  Dom.-.  Forst-  u.  Jagdiresen  S.  45  fl'., 
4-;:;  fl  .  dcrs.  prooss.  Staat^r.  ::.  A.  II,  2.  "iM.  Oelrichs  a  a.  n.  S.  l»  II'. 
(UuIkt^.  :i!lcr  V'iruorksparliti'ii  S.  217  H'.V  l'^rntitz,  Prousseris  Dom.j^MU'f  l'r'hcr 
Baiciii  l'üzl.  Vcrwall.icclu  23y,  St.  v.  Neulorn-ilock.  a.  a.  0.  Üeber  Wurteui- 
beriir  Dom.vcrwah.  d.  w.  Staats,  Ttlb.  1S12«  r.  Rleckd  a.  a.  0.  S.  t62.  1b4.  Deber 
P  > -| .  !i  W-  lii  -  r.  Kam.dom.administration ,  ls33,  l{ej?<  naucr  Slaatshausli.  Kadens 
S.  ^s^.  lieber  Ucsterreicb  (West-),  K  onn  pase  k -M  or  -  Klo  nski  l.  }<">.>  H'. 
Tcbur  Frankreich  liock  8.  201).  kaut  mann  a.  a.  0.  .S.  570  tt*.  Klock  diction. 
Art  domainc   Oober  England  Gneist,  engl  Verv.r.  II,  §.  III. 

1,  —  §.  223.  Die  Eiarichton^  der  Domänenverwal- 
tu  Dg.  Ein  Panet  nicht  ohne  princtpielie  Bedeutung  ist  es,  anter 
welchem  Ministertam  das  Domänenwesen  des  Staats  steht,  bez. 
stehen  soll.   Neben  rein  administrativen  Gesiehtspnncten  kommt  es 

darauf  an,  welches  das  leitende  Trine ip  in  der  Domäneiiver- 
waltung  iüt  und  Hein  soll.  Gelten  die  Doiniinen  wesentlich  nur 
als  privatwirthscbal'tliche  Kinnaliniequolle  des  Staats,  wie  früher 
ziemlich  allgemein,  so  erscheint  es  am  Richtigsten,  sie  unter  das 
FinanzmiDlsterium  zn  stellen,  zu  welchem  sie  auch  gewöhnlich 
ressorttrt  haben  und  vielfach  noch  ressortiren.  Will  man 
neben  oder  vor  dem  finanziellen  mehr  den  Staats-  und  volkswirtb- 
schaftlichen  Gesichtspunet  zum  leitenden  auch  für  die  Verwaltung 
iiuu  lien,  —  heute  wohl  mit  Recht  ™  so  werden  die  Domänen 
unter  eines  der  volkswirthschafriichen  Ministerien,  am  Besten 
unter  dasjenige  der  Landwirthschaft  (so  jet/.t  in  Preussen  uud 
Oesterreich)  gestellt,  wobei  natürlich  das  tiscalische  Interesse 
innerhalb  gewisser  Schranken  berechtigt  bleibt  und  wahrgenommen 
werden  mnss. 

8.  o  S.  t>7.  P  reu  SS.  Verordn.  v.  7.  Aug.  IS7*!>.  west-tVste  rr.  v.  20  Jan.  1872. 
lu  audaren  deutscbeo  Staateu  titcbcu  die  Dom.  regelmässig  uuter  d.  Fimoiii., 
ebenso  in  Fi ank reich.  Bosond.  Dom.ministörinin  in  Russland. 

In  dem  betreffenden  Ministerium  bildet  das  Domänenwesen, 
bei  grösserer  Ausdehnung  eventuell  für  sich,  oder  mit  dem  btaats- 
forstwesen  zusammen  eine  eigene  Miuisterialabtheilung,  Direc- 
tion  n.  dgl.  zur  obersten  Leitung  der  (leschäl'ie.  Die  Provinciat- 
nnd  Local-Domänenverwaltung  wird  sich  mit  nach  der  bestehenden 
Behörden-  und  Verwalttingsorganisation,  dann  aber  auch  nach  dem 
Lmtaii^  der  Domänen  und  nach  dei  Art  der  Verwaltung  richten. 
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Seit  der  Al>l'"'>sun^  d«  r  (irund^efalle  und  dem  Aufhören  der  Naturaleinuaiiiucii 
liat  äicli  der  Gescliaibuutlaug  auch  iti  Deubchland  erheblich  Tcrmiudert  uod  Verein^ 
fachungon  der  Doo&neDffiriraltnDjr,  YenniiideniDi?  des  Persoiuils  ennaglicht  In 
joanchen  deutschen  Staaten  ist  zudem  der  Domänenbesitz  (zum  Untcrsrbied  vom  For>t- 
besitz)  ntir  nnrh  klein,  ebenso  in  Frankreich,  England,  seit  den  neueren  grossen  Vcr- 
auiaeiungcn  in  West-Oesterreich.  Bei  der  vorherrschenden  V er uach tu ng  vermijidcru 
sich  die  Uuf enden  Vcnraltaugsgescbftf^e  sebr  uod  beschrinVen  sich  iinr  ooch  auf 
eine  gewisse  Controle  der  Pächter  und  der  verpachteten  Feldgütcr.  Die  älteren 
„Domänenkammern*',  als  Obcrbeb^irden,  baben  daher  nur  noch  einen  Theil  ihrer 
ehemaligen  Bedeutung  behalteu  und  die  Verwaitung  in  der  Mittel-  u.  Önterinstaii^ 
könnte  anderen  UehOrdeo  oder  einzelnen  Beamten  in  diesen  mit  abertragen  werden. 

Beispiel.  Prenssen.  Die  Dom&nen  standen  früher  in  den  Provinzen,  mit 
rinderen  Finanz-  u  Vcrwaltungsgeschäftszweigcn,  unter  der  Kriegs-  u.  Domänenkamm«;r. 
bcit  der  liehordenorganisatiua  v.  ISOS  u.  deren  späterer  Abänderung  (IS  17)  fongiit 
eine  der  „Abthcilungcn''  der  „Regierung '  (in  d.  Regier.beziilten)  fOr  die  „Vcnralt. 
d.  directcn  Steuern,  Domänen  u.  Forsten".  Die  Erhebung  der  DomänengelalK-  erfolgte 
fiHher  durch  eigene  Domänen-Keniiiinter  n.  Domänenämter,  jetzt  in  d.  Kegel  durcb 
die  aligomeiuen  Kreiskassen  oder  andere  Kön.  Kassen.  Im  Etat  werden  jetzt  noch 
Ii  Donu-Bentbcamte  aufgeführt  (Geh.  i.  D.  270U  Hl.).  In  West-Oesterr.  bestehen 
unter  d.  Min.  d.  Ackerbaus  0  ,,For8t-  o.  Doin.-Direetionen**. 

Als  Grundlage  der  Domänenverwaltung  dienen  geuane  Vcr- 
zeiehuissc  aller  zu  den  Domänen  gehörenden  Bestandthcile  und 
Oerechtsame,  welche  nntürlich  sorgfältig  auf  dem  Lauteuden  ^a-- 
halteu  werden  m(ls8cn.  Seit  der  Durchführung  der  Abiösungea 
der  Grnndlasten  hat  sich  auch  dieses  Geschäft  der  Aufseichnang 
erbeblich  vereinfacbt 

Der  Umfang  des  Besitzes  an  Feldgütcrn  u.  dem^remltss  die  Kinnahme 

daraus  ist  in  den  curop.  Staaten  sehr  verschieden,  relativ  am  (irOssten  noch  in  Ru^^- 
laud  und  in  d<ii  deutschen  Staaten,  aber  au<ii  in  einzelnen  dieser  letzteren  nicbi 
immer  mehr  erheblich.   Daten  auch  tiber  die  ürOsse  mehrfach  in  den  LtaXs.  i>. 
einige  ftltcre  )9otizen  bei  Bau  §.  108  u.  vor,  Aufl.  dieses  Bandes  S.  382.  In  West« 
O dt  (  I  r  I  i (- h  meist  nur  noch  kleine  Bette  lundwirthsch.  Domänen,  in  Verbindung 
mit  Foniteii.    Is^o  uorli  ('»77'»  llcrtaren  Accker,  Wiesen,  (lärten,  (meist  in  Grilicicn  . 
■14.143  liect.  Alpen  u.  Weiden  (bes.  in  Tirol,  Sal/b. ,  Stcierm.'),  15.2S?»  ha.  sodsl 
Uultarbodens ,  dagegen  doch  noch  tji:i,217  ha.  Waldungen ,  25^,08^  ha.  unproduct 
Boden.    Rohertrag  d.  Landwirthsch.  Gll.'HO  11..  der  Nebenwirthschafteu  2115,220  fl., 
neben  «'512  Mill  (1.  ans  d.  Foistwirthsch.  Anschl.  f.  1*<^2  roh  8-955,  rein  0  «>(;i  MiW  fl, 
aku  fast  jranz  aus  den  i  or.^tcü.  —  Preussen   1>?!>3.    Sl>  Pachtun^ren  mit  l'»7T 
Vorwerken  u.  3^JÜ,lb5  ha.  nutzbarer  Grundstücke,  gc;;eu  Iii"  Vorwerke  u.  o4i»,7(iu  L» 
noch  in  Milb.  Dennoch  der  Krtra^  damals  nur  11*21,  jetzt  13i4  Mill.  M.  Sehr 
unglfiriic  V-  rtheilung  dieser  Domänen  über  das  Staat-.: chi-'t,  in  Kheinprov.  u.  Uuhcii- 
/ollfTii  t:.ir  keine,  Wcsfithalcn  (K.-B.  Minden'^  nur  '1  iint  lOU.'J  ha.  (l'*"'»  norh  4  inu 
IhM  ha.j,  li.-li.  Wiesbaden  (ehem.  Nasaau)  26  mit  2175  ha.,  K.-B.  Cassel  (kurhesäcü 
m  mit  12.63K  Fror.  Uannorer  192  mit  d5««79  ba.  (1875  197  mit  37.000),  Piwr. 
Schlesw.  Holst,  nur  4  mit  026  (1S75  2  mit  92  ha).  Prov.  Sachsen  151  mit  54.4t"»' 
(1S75  I5:i  mit  55,000  ,  Sclilesicn  W  mit  25. 21*^  ha  .  Posen  7H  mit  27,400  ^1S75 
mit  2^,000),  Pommern  15)   mit  01,412  (1S7,>  154  mit  0^^,000),  Brandenb.  13i>  m'. 
54.57»  (IS75  US  mit  &Ö.OOOV  West-  n.  <  btpreussen  läO  mit  64,460.  Verändernng^a 
fi*-h'  }\  aussicr  dufcll  Vcrkäut'c  an.  Ii  durch  andere  Verpachtungsforni  (in  ParcelK-n   v  r 
r>ii  h.    Iii'f  ErtrH^»^  von  parcell.  Pachtstucken,  Mühlen,  Kischoreieu  ist  4  70  MUL  M 
davuu  J  Ol  aus  d.  Prov.  Hannover,  U.744  aus  R.-B.  Wiüdbadeu.    G  Vur^ctkc  mn 
1445  ha.  hat  die  tiestttbtrerwaltung,  47  mit  20,07t  ha.  zu  Kcmontedopots  die  MlliL- 
verwalt.  in  l'acht.    Die  hosten  der  Bewirthschaft.  u.  Krhebung  fUr  die  l'cldgtler 
(nicl  Paro  Hell   allriii  I  i^m  ii  >\r]\  nicht  genau  fesbtcneii.  da  das  betreff".  VrrwaütUD-^- 
I»oi-sonttl  noch  1.  andere  Zweige  mit  fuugirt.    Die  Brunneu-  u.  BädcrYcrw.iItung  Eiüh. 
1.07  M.  M.)  steht  mit  unter  d.  Uom.Tei'waltüii^,  Godammtanschlag  im  Et.  f.  ]S^'S4 
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« 

ist:  2$'9S  M*  M.  Einn.  (vo?oii  ausser  dea  schon  gon.  Posten  1*816  aus  i^rundherrl. 

Hcbungeu  u.  s.  w..  H'.*?76  aus  I)om.- Aiuortis.- Kenten .  <l.  r  Kest  aus  diversen  and. 
Posten).  Dif  dauernde  Aubgabe  i-»  auf  H  >r.  M.  angesetzt  (davon  f.  Dom.bcamte 
:{:2,000,  W  ohiLgcId  21,000,  Kosteu  L  Erhebung  d.  Dom.-Gefällo  110,000,  Aufü.kosteii 
130,000,  lMeii8taafv.eatschidig-.  123,000«  Zinsen.  Kenten  r.  Pu».knptt,  Abj^iaben  u.  s.  «r. 
1.17^.000,  Unterbaltung  u.  Neubau  v.  (iehäudi  n,  Weiren  etc.  2,.*n7,lH)().  Hetriebskosten 
adminlstr.  (irundstUckc  57S,000,  dssrl.  der  .Miixr.br.  u.  Bader  1.211,000,  das  ricbrijre 
verscUicd.  kkiourc  Postua)'  Kein  ertrag  dieser  ganzuu  Ycrwalt.  22*20  M.  M.  S. 
aach  Meitzen,  Boden  Preussens  I,  522,  preiiss.  Statist.  Jahrb  IV,  1,  S.  156.  — 
!''b,  r  Baiorn,  Vockc  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  stat.  Bur.  1^71  S.  JOl  ü".  Fclikniter* 
liestand  ilur<  h  principieli  von  d.  Kammern  gewUiiscIitc  ^  erkaufe  scbr  vermindert.  — 
Leber  Baden  Kageuauor  S.  'i'd'.K  —  Uebor  Wurtemb.  Uiccke  a.  a.  0.  S.  IS5. 
I^dwirthscli.  benutzte  DomSnen  u.  einzelne  Grundstücke  1888  10,216  ha.,  wovon 
rsterc  nicht  ganz  die  Hälfte;  W  i.  scu  .l.ibei  .-5300  ha.,  Acckcr  5ir»l,  Weinlieriro  4*i. 
i'acbtertrag  der  „Meiereien"  l'M.'iJT  M.,  ilcr  vt'r]»aclit.  Einzel;?utor  1M,8I1  M.  - 
lieber  Mecklaub.  s.  Balck,  liom.vcrf.  in  M.  8cUw.  Ibül.  Beitr.  z.  Statist.  M.s  iV, 
U.  1  u.  2, 1865.  (Ueber  die  gen.  dcati»chen  Linder  einige  Daten  in  vor.  Anll.  S, 

II.  —  §.  224.  Uebersicht  und  Entwicklung  der 
Systeme  der  Verwaltung.  Geschichtlich  kamen  und  noch 
gegenwärtig  kommen  hier  dieselben  Systeme  wie  beim  ländlichen 

Privatgnmdbesitz  vor.  Die  drei  typischen  Formen,  nut  eiuzelnen 
Ab-  und  Nebenarteu,  sind  die  eifrene  B  ew  i  rt  Ii  Schaltung 
durch  Verwalter  auf  Kechnnng  des  Dumänenfiscu.s ,  (mit  der  Abart 
der  yyGewährsverwaltung^'),  die  Verzeitpachtung  und 
die  Vererbpachtung. 

iiau,  10<t,  weist  darauf  hui,  wiu  in  dieser  Iteihenfolge  die  Theilnalime  der 
Keigierung  an  der  Vcnraltnng  immer  schwächer,  diejenige  der  Privaten  immer  stärker 
wird  — :  also  stärkere  Ilorbciziehung  des  Moments  des  ..wirthschaftlichen  Interesses" 

der  Priv:itcn  im  Proihictii)ii>iiitorf'sse. 

(ieschiühtiich  entwickelte  sich  in  Duutscblaiid  irml  den  Maohbariandcru  die 
Benotaingswcise  im  Ganzen  ungefähr  in  der  hier  angegebenen  IteiheDfoIgc.  Pie 
eigene  Verwaltun-  i^t  <iic  älteste  Form  auf  niedriger  Wirthschaftsstufe:  bei  \  i- 
Haltender  AMiHiiL'i^'keit  des  Krfrnjpj  vom  Naturfactor  und  li'  i  cxtcnsivctu  Hi-tricl-  i-t 
bi«  eher  zulässif^:  später  treten  aber  die  spccih^chen  Kachtbeile  des  Staats li«>tritl>s 
bei  ihr  leicht  am  Meisten  liervor.  Dann  gr.ift  man  lieber  zur  Pacht.  Die  anfangs 
kurzen  Zeitpachtpeiiodcn  werden  ans  ökonomischen  Gründen  \c-riän;;ert  Ebttnso 
w  ird  der  anrm?!:?  au  .  in  bestimmtes  W  iithschafts^ystein  gebundene  Pächter  später  in 
dt  f  Wahl  des  W irthschaftssystems  frei-T  jjestellt.  Dif  historisch  öfters  ält'  re)  Erb- 
pa*  ht  leitet  grschichtlich  mohrfach  den  t'ebergang  der  Domänen  in  s  Prirateigcnthum 
<'in,  welclies  letztere  auch  wieder  ans  ökonomischen  und  soctalpoUtischra  Gründen 
linrli  Al'lö^iiii«r  des  ErI>pachtkanons  oder  durch  fr«  i<'ii  Vi-iliauf  im  Iiiti-ics-e  intensiv- icr 
Landwirthschalt  bei  grosserer  Volksdi«  ht''-rkeit  und  weiterem  Absiit/  h<  rr^^stollt  wird. 

Vgl.  üben  ^.  bti  Ii.  —  Em  Theil  der  römischen  agri  pubiici  wurde  von  den 
SkUven  fttr  den  Staat  verwaltet,  unter  Anfsicht  des  Senates,  der  die  Itechnangon 
abhörte.  Bossr,  I.  7(}.  Di«- regelmä-s.  t'orm  der  Nutzbarmachung  der  Staatsliindereien 
war  aber  die  Zeitpacht  gegen  G<  ld.  <  ntspr<  ch'  nd  der  frUh  ausgebildeten  röm.  (leld- 
wirthschaft.  Mommseu,  röm.  Staatsrecht  II,  1,  410.  Ueber  die  censorische  Vcr- 
pncbtung  der  Provinciaidomäne  in  d.  Zeit  der  Itepnblik  s.  Marquardt.  rOm.  Staats- 
icnialtung  II.  241.  Bei  grösseren  Coini'It  Gciienxlpiuiht  mit  Sepuralafterpacht. 
Auch  das  zur  Vielnv<:i«1f'  '»estimmfe  Laud  uu  .ic  Verpächter,  di«  l*:i>  hier  lio^Non  Vi-  h 
liegen  Weidegeid  (scriptura)  zu.  eb.  S.  244.  liiter  den  Kaisern  kam  die  Domän«^ 
unter  die  AdminbtTation  d«!S  kais.  Fisc^s.  Diese  tittter  wurden  noch  jetzt  noch  l  er- 
l'jchtct.  auf  5  Jahre  oder  langer:  sp.iter  ni<hr  ( JolonatiUMhiiltniSS  (Erltpacht).  Auch 
i>«lb!Sti)cwirthschaftQng  von  Kiscalgtttom  kommt  noch  ror.  Mar^iuardt,  S.  250.  251.  — 
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In  Athen  alliii  in.  Erbpacht  odrr  Züitjwcbt  der  hei!.  \r.  nicht  heil,  (iemeiiuie- a.  Staats- 
j^Uter,  i.  Th.  unter  Vo.rmittlun};  von  G«;ut;rali»a<;htcrii.    Zeitpacht  v.  verschied.  Laogv, 

4.  lü«  25,  40  Jftlira  kouiuien  vor.  BacLh,  Staatsh.  Athens,  2.  A.,  I,  415  E  — 
Im  Mittelalter  war  (a^t  allf^ein.  die  Administration  ühlicli.  und  noch  in  der  Mitt'i 
•  \ori'j^ri  Jahrliiindertä  wunle  sie.  z.B.  von  SchrpbfT.  vortrezoiren .  denn 
mau  ärhcutc  die  Vcrpachtuo^  ,  um  dem  Pachter  nicht  einen  (iewiuu  zu  laitöca,  dcr 
dcr  RegrteniDjir  zug^evendet  werden  könnte,  und  «in  die  bessere  Schonung  der  Länderelett 
m  bewirken.  Seckendorf  lelirte  indess  srhon.  dasä  man  nach  den  I  mstäuden 
/.wist'hen  Verj)aclitnn?  und  VerwaltMn<r  wälil  n  solle,  s,  bei  Scckcn dori  im  Anhang 
die  Bu>tallung  de:i  Amtmaonati  u.  Kiistncri  im  17.  Jahrhundcil.  (Kau,  §.104.)  liu 
frtllieren  Mittelalter  Znununenbany^  der  Selbstbewirthschaftong  der  Domänen  mit  der 
natural- winhscbaftl.  Veriorgun-  d  -  Hof>.  Vgl.  Uüllmann,  l"in.g«>cb.  S.  im  tT., 
I».TS..  <i.-i'h.  fi.  Dorn.bt'iiutz.  in  iK-utscM. .  FranU.  a.  O.  ISnT.  Anton,  (io-^' Iii' hl« 
der  deubchi-n  Landwirth-»chal't.  I.  177.  Langet  hat,  üeächichtc  der  deutschen  Loud- 
winliHcliaft  I.  IIS.  Waitz,  Ver1'.g<>ch..  a.a.O.  pa.ssim.  Kau,  §.104  Noten,  vor. 
Aufl.  dicse>  liand.-s  8.  '(S5  o.  ül>cn  b'>v  §.  $7—01.  —  Tnter  Kaiser  Friedrich  IL 
frar  ein  Theil  «l  r  Krongüter  in  Neapel  verpacliret.  v.  I'rinnier.  Tlolieii-taufeu 
VIL  Buch.  6.  Haupi^t.,  Nr.  XI\.  —  In  l>»  iitschland  kamen  <  inz.  lne  Vcrpachtunp»^ 
auf  Zeit  >chon  im  1<».  Jahrh.  vor.  wiv  die  von  Srlircber  mitgetheilten  Contracte  au> 
der  liegierun«r  des  Knrrur>(en  August  \on  Sachsen  ron  1565  Zeige  n.  In  Wlkltemberg 
waren  ^ehon  /u  A?«l'an'.r  des  Iti.  Jalirh.  \icle  Felduilf' r  \erpachtet.  Huffinann  a.  a. 

5.  33.  lläuliucr  wurd«-  die  Verpaclitun?f  ge;:t  n  Ende  d- *  17.  Jahriiuudcrt-,  al-  nian. 
um  die  Wundt  n  de.>  ao.jahr.  Krici;e>  zu  heilen,  b.  Nomi.  .  itrig  aul  Verbe>^eruiisr' u 
bedacht  war.  namentlich  1670  in  Saehs«n,  nm  dieselbe  Zttit  in  Hannover,  16^4 
im  Prell Sieben,  wo  die  wieder  eingeführte  .-Vdmini-fnt;  ,;;  lon  Neuem  in  Vei- 
paebtnui?  aiit  ü  Jahre  vonvandeli  wurde  iUi«d'l  S.  17,  U.  lrich>  .n.  14*.  ^vährtöd 
durch  V  .o.  \on  1642  noch  die  t  ingehend>ten  Bc^limmungen  über  d.  Admini>rratioa  d-T 
Domaottn  im  Hfriog^tli.  Prou.süeu  u.  Uber  Naturallieferuo^cn  der  Dom.  an  den  Hof  «r- 
•:inir<n;  in  <)<>ät(*rr4<ich;  HQllmann,  Gi^scbicbte  der  Dominen^Benmzvns. 
Ü.  74  —  8b.  (Wau. 

Lit  Uber  d.  Heu  irth.<>ch.  d.  Dom.  uuteu.  Auch  bei  Klotke,  Lit.  d.  Fiuaux- 
«CS.  d.  Prens.>.  Staats.  H.  A..  Bi-ri.  1976.  8.  52. 

A.  —  §.  225.  ßewirtbschaftung:  durch  Verwalter. 
(Selbst-  oder  EigeDverwaltnng,  AdministratioD).  Diese 
Form  war  im  älteren  naturalwirthschaftliehen  Zustande  der  Volks* 
wirtliscbaft  ttberbaupt  und  der  Finanzwirthsebaft  speeiell  angebracht 

und  gewöhnlich  durch  die  Verhältnisse  ircbotiMi,  ;tuch  ökoiiömisch- 
tecbnisch  bei  extensivem  Ackerbau  uiclit  i]oili\vendi«;  .schleeiiter 
alö  ein  Pacbtbetriei)  gewesen  wäre,  wenn  derselbe  überhaupt  all^ 
gemeiner  hätte  stattfinden  können.  Nor  die  Mängel  der  Staats- 
Verwaltung  Überhaupt ,  die  Unordnung  und  Unebrlicbkeit  der 
Administratoren  bei  ungenügender  Controle  bewirkten  wohl  siem- 
Heb  allgemein  schwere  Schäden  dieses  Systems  fUr  den  Staat  oder 
den  Fürsten.  Die  specilibch  ü  k  u  a  o  m i  s  c h - 1 e  c  b n  i  s  c  h  e  u  Mangel 
der  Eigenverwaltunp:  traten  dann  aber  nach  der  Hebung  oder 
Vernunderung  jener  uügemeiueu  Missstünde  mehr  und  mehr  hervor 
und  ftihrten  seit  dem  17.  Jahrhundert  zur  £inillhrang  der  Zeitpacht, 
nachdem  für  diese  Form  auch  sonst  die  rechtlichen  und  wirtb- 
scbaftlicben  Bedingungen  sieb  entwickelt  hatten.  In  der  neoeren 
Staatspraxis  ist  es  daher  Üblich  geworden,  die  Eigenverwallong 
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nnr  in  möglichst  seltenen  AnsnabmefäUen  noch  eintreten 
za  lassen. 

Z.  B.  Prcuss,-n  (Kiiunc.  Staatsr.  II,  2,  51*0},  wo  du-  Domancnv« Tau.ssoruuj;s- 
Insfroetion  Tom  25.  Ort  n.  d.  tnstr.  f.  d.  ObGmcbflnUmm.  r.  18.  Dec.  1S*24 
besdiiiin«  II .  dass  bei  den  dem  Staaif  vri-l>I<'il><>n(li  n  Doiiiüaea  die  eig^«  n«-  AdiiiiiiLstr. 
.•iiif  j-  il<*  W<-isi>  vi'rmi«*<l'-M  ii.  nur  in  ,iiH><  r^ti-n  Noflirillcn  «^f^-cri  ^p»  (it  ih  !iiiii>inr>'r 
ilr>  Ktiiügs  erfolgen  sail<-;  bei  iiincniM  idl.  Exmission  des  Päclit<  i-s  auch  nur  »•in>t- 
«eilen  auf  kurze  Zeit  mit  Ocoehmi^uu^  des  FinanzminiHt  Bad.  Hofdoin.  K.  yeroid. 
r.  2.  Mai  lS2(i.  i^.  5:  Die  SeUMthewirtlischatniiiii  kann  nur  au.snalimsu'«iM>  u.  nicht 
olirii»  I..-süm1  I  7^ni  u  hfi;^ nng  >taftfind»Mi.  K^H-n^^o  Würtenibcr^ ,  Hoffinaiin  S.  4M.  — 
Ir  ur  die  cigi-ue  V  ciwaltunj!:  spricht  dift  Schrift:  U»  h'T  Domäni-n  und  d<  reo  Bi  nutzunjj, 
Bresl.  1835,  DcrVirl'.  sucht  zu  zeiL-^rn.  da>s  in  d«?n  H&ndi  n  srhr  «irschicUer  und 
zoverl&iSiKer  Veriralter  die  KammergUter  fortdauernd  mehr  eintra^rii  kOnn(«  n,  als  Ix-i 
-ro'is.cu  Par!)tuns:iMi.  Wäre  es  nur  leicbt,  aoldie  Yorvaltcr  zu  finden  und  auf  den 
Uuteni  zu  .  rhaltenl  O^iiii-) 

Die  Grunde,  welche  heute  gegen  die  Eigen\er\valtunir  der  Domänen  geltend 
«remaeht  werden,  sind  theib  die  gewöhnlichen,  nur  etwas  zu  sehr  verallgemeinerten 
♦irtindo  ffciren  unmittelbaren  Betriel»  wirfhschaftlicher  Thütiirk.-iten  durch  den  Staat 
und  seine  Beamten .  die  dazu  weniir  ?f e«;ignet  Si'ien .  theils  einiiro  besonder«'  ntis  dem 
(iebii't  der  Douiänenix-winbschat'tun^  speciell  entnommene.  Auch  hierbi  i:  wird  irciiich 
melur  auf  die  „Erfahrunyr*'  im  AUgemcinRn.  als  auf  einzelne  Thatsachen  liin- 
L'ewiesen.  I?ati.  §.  lO.i  u.  danach  noch  die  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  IGT,  hebt 
iianientlich  vier  Nri'-litln-ür  Ijrrvor:  zu  ijeringen  Kohertrafr.  weil  (1er  V.  rwalter. 
ak  festliesoldoter  Be.niit«;r,  kein  genügendes  ciguDei>  Interusse  zu  tUclitijc<'rer  Wirlh>c  iiufts- 
fuliniog  ha1>fi,  durch  Instructionen  iL  Gontrolvu  gebunden  8ci,  auch  Ijesonders  geeitmntn 
Personen  noabhln&riirere  Lebensstellungen  erstrebten:  zu  hohe  Kosten,  b«i  (Ir 
^•'wöhnlieh  zu  erwartenden  !rerin'_'fren  Sparsainls«  if .  m.m  seliwer  f^anz  zu  verhuteudru 
Veruntreuungen  abicesehen;  unliebsame  Nothwcndij^keii,  das  ganze  Bewirth- 
schaftung »kapital,  hei  steig«)ndor  Intensidtat  des  Adcerliaueo  also  ein  imm^ 
grOS8<>res,  durch  den  Staat  seihst  zu  .«^teilen;  unbequemer  Wechsel  der  Bein- 
ertrag!'  jähr* -^weiso.  f^ewiss  vielfach  wahmvhmlMire,  aUtr  doch  nicht  immer  durchaus 
jiothwendiue  Naclitit«  ilu. 

Zulässige  Ausnahmen  der  Eigenverwaltung  liegen  zu- 
nächst selbstyerständlicb  bei  landwirthschaftlichen  Ifnster- 
anstalten  u.  dgl.  vor,  wo  andere  als  das  prlvatwirtliscbaftlicbe 
Rentabilitätsmoment  entscheiden  und  Ober  die  Öfter»  wahrzu- 
nehmende geringe  Einträglichkeit  solcher  Wirthschafteu  hiiiwegzu- 
bebeu  erlauben. 

S.  dir  Datrn  iil)cr  die  baier.  betrel!.  fiüter  Sclileisslieim,  Weihenstepban.  Fiirsten- 
ned  u.  Uber  ähnliche  Guter  anderer  deut:scher  Staaten  bei  Kau,  §.  lOG  Note  a,  u. 
wesontlich  darnach  noch  ror.  Aufl.  dieses  Baads  §.  16%  Note  13. 

Allgemeiner  erscheint  die  Selbstverwaltung  zulässig  bei  IJeh- 
landy  besonders  solchem  einer  spccitisch  vorzüglichen  Lage,  und 
zweckmässig  bei  eigenen  abgesonderten  Wiesen* 
fl Hohen.  Bei  diesen  ist  sie  auch  ftblich  und  leicht  ausfttbrbari 
unter  Oberleitung  reisender  Wiesenbaumeister.  Der  Grasschnitt 
aelbst  wird  versteigert 

btüat.-. -Weinberge  u.  A.  in  kleinen  Partien  noch  im  K.  Sachsen,  Baiem  (Üuter- 
franken),  WUrtemh..  Baden.  Mehrfach  in  Eigenrervaltung,  doch  in  Baiem  jetzt  meist 
v<»rp»chtet.  Baier.  Sraats-Hofkellerei  iKM-h  in  Wttrzburg.  — Wiesen  vielfach  in  Selbst- 
\enraltaug.   Instruction  fur  den  bad.  Domanial «Wiesen Uumeister  \,  2.  Mai  1S50.  — 
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In  den  «•iii/eJoen  T«  alfiini:^l)«'/,ii  ki;u  >vrrd(  ii  kiindit;.'  \\'iL-r;iiaüi">L'Ii.  r  anir< -^t»'!!!.  — 
<iro>*><-  ADLig'cii  von  Kies'  luiiMU  aiii'  bi^beriaeui  Dutiianiahvaldbodea  iu  der  Prokiüj: 
Posen  Lettc^j*  Bericht  in  der  Kammer  der  AI)ireordneten  Ton  1S55.  —  Wieseii- 
anla^T''  von  5S0  Mor^D,  wovon  345  läslicr  Dotuanialwald  waren,  auf  lüv>.iKlO  d. 
angeschlagen,  in  Maden.  l>e;?onneii.  (Schattcntald,  in  der  iJemeinde  Eclkait-«* 
Weier»  Amt  Kork.)  (Uaii.) 

Ancb  die  Vorbereitnng  eines  Gate  znm  Verl^anf,  die  dato 

etwa  erforderliche  vorheri<^e  NOniiihme  von  VerbesseruDgeii,  lei  u«  i 
die  Dcterioration  eines  OuLs  durch  einen  unordentlichen  Pächter 
oder  iu  Foige  grosser  Ungmckstalle  (Elementarschäden  u.  a.  ni.), 
köDDen  mitunter  die  Eigeomwaltong  wenigstens  zeitweilig  zweck* 
mäwig  erscheinen  lassen.  Der  Conears  des  Pächters  macht  sie 
natürlich  zeitweilig  nothwendig. 

Es  verw  altete  dir  »»stcrr.  Nationalbank  z.  B,  die  ihr  ttl»erw  ies.  Staaf>!rüter  mitunter 
eine  Zeitlaug  sclb^t,  um  >ie  für  duu  \  ctkaut  vorzubereiten.  S.  d.  ^eo.  Sehr.  Staate 
friitoncnr.  d.  Nationalb.«  8.  42  ti.  9st  FisMizniin.-Instr.  r.  14.  Nor.  1S$S. 

Hei  Ei<renvcrwaltnn)2:  einer  Domäne  wird  dann  ein  Wirth.schaftsan.sclilair  an 
(inuuif  sicleut  und  das  Betrieh->^y<tein  repclmä-^-i^  > org'e'^cliricben  ^'eHen.  Dem 
\  erwalter  in  der  Wahl  do  landwirth^chaftliciicn  .Systems  in  derseli)eii  Weise,  wie 
jetzt  iMUMend  dein  Zeitpncbter.  eine  gcwisstc  Freiheit  zu  lassen,  geht  aii^er  etva  Wi 
Mui^terwlrthschaften  nicht  wohl  an  und  i>t  auch  bei  der  kurzen  Dauer,  während  derm 
Domänen  nur  in  Selbstverwaltung  stehen  sollen,  aus  Ivcntabilität^rUrk richten  nicht 
nothwcndig.  £ino  jegdmassigo  iievision  der  Wirtbttchaft  erfolgt  durch  Beamte  der 
TOTjoresetzten  Domän^'nveni'aHnnirs-Bolirirde.  Die  Anwendu)!^  den  Gevinnaatheil- 
Syatems  (Tantieme»  bei  den  :  i  1  '  li  i  auf  fc>t«'n  tiehalt  gi;>etzten  Verwaltern  i>l 
empf  hlciiMveiih  und  nicht  allzu     liw  (Kau,  §.  107,  108,  darnach  noch  rer. 

Aull.  diese>  Bands      160.  aubfuhriiclicr). 

Etwas  Aehnlichos  ist  die  sogen.  Gewahrs vcrwaltnn  ir.  wo  der  ..Veriraltef**. 
dem  das  Betriebskapital  vom  Staate  irelicfert  winl,  für  oinen  Mi nimalcrtra<j  dos  Gut- 
liaftft  iinl  \  Oll  dem  rerhnnni:sin.i-«'vigen  Mehrertrag  'inpii  Anth<'il  bezieht.  E-«  wirl 
jedoch  ^cl»w  er  Nein ,  jrceiirnete  und  zu  »  incr  solchen  Hattunc:  sreneigte  Personen  ii\ 
linden,  wenigstens  wenn  sich  die  Haftung  auf  einen  dem  liscalischen  IntertN."- 
angemessenen  Gntsertrag  erstrecken  soll.  S.  Ran  §.  lOfI,  ?or.  Anfl.  dieses  Bands 
§.  170  ietwas  ansfiihrlicher).  Schrcber,  AI)Ji.  v.  Kammergütern,  S.  2^1  und  *^  ]?,'. 
wo  das  Formular  eines  solchen  Pachtvertrages  mitgetheilt  wird.  Der  Gewahrs  i  lnuni- 
strator  soll  alle  casus  fortaitos  auf  sich  nehmen ,  ausser  Brandschaden  oder  « t.-un  die 
AmtsuDterthanen  wegen  bewnderor  Unfälle  Nachlass  an  ihren  Pribttatioam  ethaJtea: 
ferner  will  die  Regierung  von  Vichsterben.  Wa.sser-,  Frost-.  Wetterschaden  und  Mäuv.- 
frass  an  FeldfrUchten  die  Hälfte  traercn ,  wenn  solche  Verluste  Uber  die  Keifte  di-^ 
Yiehstandcs  oder  der  Nutzung  ausmachen.  Der  Amtmauo  haAot  für  einen  j^ihrlichca 
Ertrag  r.  20,000  Tblr.  und  erhält  ron  dem,  was  dartber  braogen  wird,  die  Hälfte 
Fiir  diese  Einrichtung  ist  Bergius,  Pol,  u.  Gam,  Mag.  IV,  123  (im  Einzelncji  nach 
Sclirebcr).  Mangelhafte  Eimi  lifung  dieser  Art  in  Kurbrandenburg: .  inr.O  -  Ti». 
Hullmann,  Dom.-Bun.  S.  -Jö.  (iiau.)  Nicht  so  ungünstig  urtheiit  darüber  ivicdeL 
branil.  preuas.  Staatsh.  S.  16:  Die  Massregel  des  Vergebens  in  ^Admodiatioa'^  oder 
des  Verpachtens,  die  zur  KrreicliQng  einer  höheren  NutZDOg  mOglichst  aogenomwa 
wurde,  liatt"'  ihren  guten  Kifolsr.  vonu  die  Dur«  lifVihrnnj!:  auch  jjnr  l-inir^fain  goIaD? 
und  dem  Verpächter  zu  viele  Lasten  blieben,  so  dass  nur  die  Pächter  sich  benücherti^. 
Aber  die  Hauptsache  war.  dass  Ordnung  g<'schnffbn  wurde.  Die  Massrcgel  ist  woU 
Itberhanpt  bloss  als  Uebergang  zur  gewrihnlirlirn  Zeitpacht  betisbt  worden.  Es  lutte 
zufällige  besondere  Uniodc,  dass  später  wieder  Administration  eintrat,  eb.  S.  17. 
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B.  —  i;.  22G.    Verpachtung  oder  Zeitpacht. 

1.  Beurthei  1  u Dg.  Ans  dem  Vorausgebenden  folget  schon, 
dass  bei  uns  in  der  Gegenwart  im  An?:cmciuen,  hcHonder.s  bei 
Domünenhöfeu  nnd  bei  einzelnen  Ac kerstUckeu  die 
Zeitpacht  der  ßigenyerwaltaiig  vorzaziehen  ist. 

In  der  Regel  wird  der  Pächter,  als  selbst  interessirt,  einen 
höheren  Reinertrag  als  der  staatliche  Administrator  erwirthschaften 
und  dann  aach  eine  höhere  Pachtrente  zahlen  können.  Die  weit- 
länfige  Rechnungslegung  und  Controle  t*Ullt  fort,  das  Bewirlhschaf- 
tuDgskapital  kann  eventuell  der  Pächter  .selb.st  stellen.  Die  Er- 
neuerung des  Pachtvertrags  ermöglicht  dem  Staate,  an  der 
mittlerweile  etwa  eingetretenen  Erhübnng  des  Reinertrags  theÜzu- 
nehmen.  Dem  Bedttrfniss  der  Finanzwirthschaft  gemfiss  gehen  die 
Pachtsnmmen,  wenn  sie  nicht  zu  Qbertriebener  Höhe  emporge- 
sehraubt sind  nnd  nicht  besondere  NothstRnde  vorliegen,  sicherer 
nnd  namentlich  auch  gleich  massiger  als  die  Reinerträge  bei  der 
Eigenverwaltnng  ein. 

Diesen  notorischen  Vortheilen  stehen  freilich  auch  hier, 
wie  bei  allem  Zeitpaehtwesen ,  gewisse,  stets  mehr  oder  weniger 
hervortretende  nnd  völlig  niemals  ganz  zu  vermeidende  Nach- 
theile gegenfther*  Vor  Allem  ist  das  Interesse  des  Pächters 
nicht  ebenso  gross  wie  das  des  selbstwirthschaftenden  Eigen- 
thümers  in  Bezug  auf  die  Vermeidung  übermasHiger  Ausnutzung 
des  (luts  —  eine  zu  Ende  der  Pachtperiode  besonders  naheliegende 
Gefahr  —  und  auf  die  Vornahme  von  Verbesserungen,  welche  sich 
nicht  schon  innerhalb  der  Pachtzeit  hinlänglich  bezahlt  machen. 
Dem  ersteren  Uebelstande  lässt  sieh  auch  durch  vorsichtige  Clansein 
im  Paehteontract  nnd  durch  Controlen  des  Verpächters  schwer 
ganz  steuern ;  abgesehen  davon,  dass  solche  Bestimmungen  und 
Controlen  den  Pilchter  in  der  Wirthschaftsfuhrung  lästig  hemmen 
und  sonstige  Xachtheilc  im  Gefolge  haben.  Hinsichtlich  des  anderen 
Punctes  kann  man  im  Pachtverträge  wenigstens  einige  Vor- 
kehrungen trefl'cn,  welche  des  Pächters  und  des  Verpächters 
Interesse  vereinigen,  was  nicht  ganz  leicht,  aber  doch  in  gewissem 
Umfange  möglich  ist 

Die  zweckmässige  Gestaltung  des  Pachtvertrags 
ist  hiernach  die  wichtige  Aufgabe,  von  deren  richtiger  Lösung  es 
abhängt,  dass  das  Zeitpachtsjstem  für  Volkswirthschaft  und  Fi- 
nanzen möglichst  viel  Vortheile  und  möglichst  wenig  Nach- 
tbeile zeigt. 
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S.  Kau      Uü,  Hl  uiul  (iariiach  vorige  Aufltun*  dlis«!}  Baink^      17t  (ans* 

§.  227.  —  2.  Formen  der  Pacht 

:i)  (JtMieral-  luul  Specialpac  ht.  Unter  ersierer  versteht 
man  die  Verpachtung  der  „LSijdereien  in  grüH^eren  Massen 
mit  den  zugehörigen  Gewerksanstalten ^  z.  B.  Brauereien,  Mühlen^ 
Ziegel-  und  Kalköfen,  sowie  mit  den  Vorwerken  nnd  GretlUien  in 
Ganzen''  (R&n),  nnter  Special  packt  die  Verpachtung  jedes 
einzelnen  selbständigen  Objects  (,,0ut8'S  Domänenbofs,  Vor- 
werks, wie  auch  der  einzelneu  „parcellirten"  —  Grundstücke) 
für  sich. 

(ienfiralparhtcn  wurd  ri  früher  wohl  empfohlen  wrf^cn  (L  r  Vei«  irrf  i  Itunir  if  r 
(ie&chaftu  für  tlic  UouuuenvorwaUuog.  wegen  des  grosseren,  dem  BeUiebe  /.u  (tute 
koinmendoo  Kapital rcichthums  dct  Pächter  und  wogen  der  besseren  ^geuseitigea 
ISrfättZDng  der  einzelnen  /.usainnion  verpachteten  ül^jccte  (L&ndereion  und  Geverts- 
anstaltcn  n.  s.  w  i.  Di  '  Erhohunsr  «loi  «"themaligcn  Domnnial - Grundjrcfilllc  erschien 
all'  Ii  wohlfeiler  durch  deneralpächter  und  zugleich  konnten  diese  die  larutshenüche 
Justiz  und  Polizei  als  Pachtain  tleute*"  put  ausühcn.  Mit  dem  \Ve gefall  dieser 
Verhältnisse  ist  die  Lage  aher  andens  geworden.  Die  Concum^nz  unter  den  Pacht- 
buchern  wird  Heiner  sein.  Das  Ke<  lit  /ii  S.'jüUiitaftcrp.icht  wml  »l'-in  f  icrfrali'.i.hf^r 
nicht  ganz  Tersairt  wcrdtni  kennen,  was  iluii  zwar  die  Zahluiii^  cimT  l)"h<;ren  l'arhr- 
fcnto  ermöglicht,  ahcr  mit  grösserer  Gefahr  der  ubermassigen  i>od«tmusnut/utig  uotl 
mit  einem  Zwisehcngewinn>Bezag,  der  WMler  dem  Staate  noch  dem  Äfterpichier  nnd 
damit  auch  nicht  dem  Lande  zu  Gute  kommt  So  ist  gogenwartif  wohl  in  unseren 
Staaten  eine  frrösscre  Gencralpacht  nur  nnsnaliinsweise  un  Platzi-.  Iin  Allgemeinen 
iDuchten  Gcneralpachten  wie  grosse  Specialpa«  htea  ul«erhaupt  mehr  für  Lander  dUUMT 
Bevulkemng,  extcnsiren  Ackerhan's,  Specialpaehten,  namentlich  kleinere«  ftlr  Linder 
dichter  Uevülkerung  und  intensiven  Anbaus  gewisse  Vorzüge  haben,  die  indessen  im 
concr-  rt  '»  Fall  durch  andere  Limstaiide  aufgewogen  werden  kennen.  Vn-l-  Rau,  §.  112. 
1LH,  u.  vor.  Aufl.  diesrs  Bandes  172.  Bei  Kau  u.  darnach  anch  in  d.  vor.  Aal 
war  zwischen  den  hier  jetzt  getrennten  Fragen  a)  u.  h)  nicht  gchdrlr  ontetacAledeB, 
Specialpacht  zu  sehr  mit  Verpachtung  einzelner  Grandstacke  identincirt  iroiden. 

h)  Verpat  litinifi:  von  ^Tüsseren  Domänenhöfen  (daher  regel- 
mässig mit  deu  ert'orderlicben  Wohn-  uud  Wirthschattsgebäudeu) 
nnd  von  einzelnen  Grundstücken,  (,,ParceIlen paoht^^ 
meist  ohne  solche Gebände).  Finanziell  ist  Öfters  da«  ietetere 
System  für  den  Staat  vortheühafter,  die  Pachtpreise  werden  dmth 
die  grössere  Goncnrrenz  der  Pachtsncber  mehr  emporgetrieben,  die 
nianchciici  Schwiiri^kciteii  luul  Kosten,  wclthe  das  Gebändewcs^eQ 
auch  lllr  den  Douiäueufiscns  mit  sich  bringt,  fallen  im  Wcseutliehea 
Ibrt.  Vortheile,  welche  durch  die  etwas  mühsamere  Aultsicht  auch 
wegen  grösserer  Gefahr  der  Aussaagnng  und  Einaiehnng  der 
Pachtrenten  nicht  aufgewogen  werden.  Indessen  kommt  der 
finanzielle  Gesichtspnnct  wieder  nicht  aliein  in  Betraeht,  der  volks- 
wirthschaftliche  mnss  mit  entscheiden.  In  dieser  Hinsiebt  liall 
die  ganze  Frage  aul   die  allgemeinere  von  den  Vorztigeu  und 
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Nachtheilen  der  grössercu  und  kleineren  Güter  und  der  Gross-  und 
Kleincultur  hinans.  Diese  Frage  und  damit  diejenige  von  der 
Wahl  zwischen  Domänenhofs -Pacht  nnd  ParcelleDpacht  gestattet 
wieder  keine  allgemeine,  sondern  nur  eine  relative  Entscheidung, 
oach  Zeit  and  Ort  und  Umständen.  Danach  hat  der  Staat,  selbst 
wenn  er  sich  vonieinlich  nur  von  seinem  fisealischen  Interesse 
leiten  Ulsst,  flberhanpt  keine  so  grosse  Freiheit  der  Wahl  zwischen 
den  beiden  Systemen.  Er  muss  dasjenige  anwenden, 
welches  den  gegebenen  VerhältDissen  der  Gegend 
entspricht. 


iici  stuiguitUciu  IlcUurfiiisi  nach  PadbilaitJ  Seiten»  kleinerer  (iiutl  zum  Xheii 
wich  mittlerer)  LaHdvirthe,  daher  gewOhalich  bei  «teigender  lotenairitSt  der  Land- 
»irthschaft,  bei  (icschlossenhcit  des  sonsH^on  grösseren  Prival^^ruiidbesiUcs,  bei  Ein- 
hurgcmhiT  ;!;cÄis»t;r  Z\rvi^c  Her  Klcinciiltiir  wird  dann  die  Parceilenpacht  volks- 
virirUiaciiaidich  und  bociulpulitiach  und  gewulmlich  in  diesem  Failu  auch  üuaAzicll  den 
VoRQ^  Tcidieiien.  Dann  wird  die  Zerschiagung  der  groisen  Doinftiie&  zu  enrägeu 
:>eiQ.  Wiederum  unbedingt  kann  mau  sirh  aber  auch  IiliTfur  nicht  erklären,  üio 
grosseren  Domänen  bieten  durcli  die  Verbindung  la n  <1  w  i r t hsc ha  ftli  c her  In- 
üustrieen,  be>onders  der  Brennerei,  mit  der  Laudirirthschatt  wieder  ^»pccthsch  privat- 
iVkoMmischptecbtitsche  und  damit  roIksvirthsehafUiche  Vortiidlo,  enunglichen  so  mit- 
UDter  auch  die  Zahlung  grösserer  Pachtrenten,  als  bei  der  Zcr>i  liln^ung,  und  iördein 
«"iidiich  in  manchen  ^ifj-oinlcn  auch  als  Musterbetriebe  »las  allireineiiK-  Interesse 
tier  Laad-  und  YolUwuthschaft.  Vgl.  Kau  §.  112.  und  vor.  AuA.  dieses  Bands 
172.  Oeber  die  Fraire  der  Gross-  u.  Kleinguter,  Grws-  b.  Kleinctiltar  s.  Grnndle^:nng 
i^.  S19.  920,  Bau,  Yolksw  sch. lehre  S.  Anil.  §.  371.  [{oselier  II.  2.  B.,  Kap.  4  nnd 
lie  neueste,  vorft  Müi  h  i!!-»  Momente  zu&ammcustelleiulo  u.  unbefangen  abwiinendi; 
Arbeit  v.  v.  Miüdkow^ki,  ivt brecht  u.  Gruudtugouth.vortheU.  im  D.  lieiche,  i,  3  U. 
(Lpz.  1882). 


Im  proiiss.  Staate  war  ISTÜ  ti. 

Pachtzins  dsgl. 
per  Morg.   per  ha 


Rcr.-Bz.  W  iesbaden 
„    Kassel  .  . 
PiprinzSurliseu 

Hannover  . 
„     Pommern  . 
Weslblen'. 


I8S5 

Mittlere  Grösse  eines 

V'ürworks 


Mif tierer  Reinerl  I  »;,'  des 
sammtl.  Ackerlandes 


Brandenburg 
Schlesien  . 
Schlesv.-Ilui: 


1870 
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1*>70 

1SS3 

IbTO 

Thlr. 

Mark 

Morgoa 

Uoctarea 

Thlr. 
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83 

.H-8 

46-4 

46» 

147 

3-7 

71-4 

1380 

266 

HIS 

54  5 

709 

18« 

20 

29  5 

1574 
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1*18 
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24-0 

1429 

501 

2 

2-2 

M'l 

1407 

395 

1-2 

1-ü 

350 

1462 

254 

i-u;i 

.  1-8 

üO-5 

395 

157 

1-5 

20*9 

1824 

852 

0*86 

ia4 

22*1 

1574 

418 

0*83 

t  tri  f1 
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Ans  den  Angaben  im  Haoshaltungsetat  1870  und  89/84  beieclinet.  DioStener- 

scliätzQngser»>;ebtussc  bei  Meitzcn,  IV,  HG.  Man  sieht,  dass  die  PachtgUter  iu  den 
.'['  •Jen  LaTiilt  -thcileii  kleiner  sind  als  in  den  alten  Provinzen  nn»l  der  Paeht/iiis  a,  d. 
Mvff^'-n  im  üanzeo  da  höher  ist,  wo  aocli  diui  ganze  Ackerland  eiaeu  grusaeren  Uein- 
ertrag  giebt.  Der  Pachtdns  der  Domünen  stoht  aber  dorchgüngig  höher,  als  der 
daicbiscbiliUiicbe  Beinertra<r  d' s  A<  kors,  in  Westfalen  und  Schlesien  ist  er  das  l*2fache, 
in  P<HDiiiern  sogar  das  2  3fache  desselben.  Dies  rfthrt  oflenbar  zom  Thcilc  von  der 
A.  Wagner,  11iM»xwlM<*i»ph»it.  I.  3w  Aufl.  3 j 
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im  Pal<Jltzin^  •  iithaltou«-it  Rente  lior  Gebäude,  zum  Theile  aber  auch  dami  Ikt.  dass  tii 
Pachtgiiter  Wilson  und  mehr  h.  sseres  Ackerland  enthalten,  als  der  Dni<  liJrhnift  all^^r 
Torhandenen  Ackcrclassen  auz.  igt.  Ks  erhellt  aber,  dass  der  g^cgen  kleinere  deutsch-- 
Länder  niedrige  Ertrag  der  prcuss.  Dominen  mit  allgcmeiiicn  rolksvirthschafUicbeti 
Verhältnissen,  als  Kliiun.  Boden,  noch  nicht  »ehr  dichte  BevOlkerong  u.  s.  w.  zusaoi- 
iiicnhäni^f.  Die  Dntoii  f.  die  D»iinänt  ii  in  W  estfalen  u.  Schlesw. -Holst.  >in(l  rnit  tlcn^'n 
der  tibngeii  Provinzen  nur  bedingt  verglei«  Lbar,  weil  dieZahi  der  dortigen  Doinäneogao^ 
klein  ist  (s.  o.  S.  j.'fs).  Bes.  in  Prov.  Sachsen  macht  sich  der  Eiüiluss  der  Kubcn- 
cnUur  ftof  die  Steigeron;  der  Pftrhtrcnte  geltend.  Im  Reg.-Be«.  Mnierdcbuf^  ailein  ist 
die  Pachtrente  sogar  SÜ'l  M.  —  In  Wnrtenib.  ivar  1s7G  f.  die  Maier^en  di« 
üente  40  61,  für  die  Einzelgilter  9104  M.  per  Hectai  (Uiecko,  S.  IhiL  — 

228.  —  3.    Kegeln  für  die  Zeitpachtungen. 

Pi'  -^ei  Abschnitt  ist  schon  in  d.  G,  A.  von  Hau  n.ii  Ii  den  neueren  Ansichten, 
bes.  nach  dem  u.  gen.  F^nche  von  Drechsler  von  mir  grossentheils  umircnHv'i*" 
worden.  S.  ß.  A.  §.  143 — 1411,  Kau,  5.  A.  lU  — 120  (nebst  Anhang  vou  »ic.i 
Pachtanschlägen  der  Kammergttt^  §.  121 — t29a,  der  schon  in  der  B.  A.  fortgebaseii 
worden  ist).  Von  älterer  Literatur  s.  vorziisrl.  Nico! a  i.  I, .2*14.  II,  l  '»»»  20!».  v.  ITon- 
stedt.  Die  Verpachtung  der  Landiiuf'  i  ,  H.mnover  ls'{7  (vorzüglich  von  rechlUcher 
Seite).  Hot'im.uin  in  der  Zeitschrilt  f.  die  gesummte  Staabw.  184S,  VI,  S.  "1^. 
Jetzt  aber  bes.  6.  Drechsler,  d.  landwirthschafd.  Pachtvertrag.  Halle  fSTl,  2  B. 
iD.  2.  B.  enthält  eine  Sammlung  besteh.  Pachtverträge  u.  Pachtbedinfungen  bei  den 
Domänen  vieler  i).  St.Mten).  Ferner  A.  Hlonieyer,  Pa<htrecht  u.  Prirhtrenräsre 
(zugleich  Uaudb.  d.  iir«  uss.  u.  sächs.  i'achtrcchtsj.  Berlin  1ST3.  Drechsler  geht  mehr 
TOin  landwirtfaachafU.,  Blomeyer  mehr  vom  jorist  Staodponcte  ans.  Bd<1er  EnrcilntlMt' 
weichen  mchrfa<  h  ab.  Die  Vei^leichung  dieser  Werke  ist  daher  zweckmässig 
S.  sonst  unter  Andrr<'n  Uber  Preussen  Oelriehs  gen.  S<  hr.  ,  S,  22  IP.,  in  dt-n 
Anlagen  S.  137  Ii.  z.  Th.  die  1)ezügl.  Verordiiuagon  u.  Instructionen.  S.  bes».  d. 
p  reu  89.  Veronln.  v.  11.  Dec.  1802  ob.  d.  allgein.  Beding,  z.  Verpacht  d.  K.  DomMnee- 
Vorwerke  (oxcl.  K.-B.  Stralsund)  u.  a.  bei  Drechsler,  II,  11»2.  Neue  Rcdnct.  'i 
V.  (J.  V.  tSti2  V  !).  Juli  1872  u.  22.  Marz  1SS2.  s  Oelrichs  8.  2S  ff.  V  der  bad 
Uoi-Dom.-Iüimiaer  v.  18.  März  1S36.  Aidture  Literatur  ul>er  dii-  Aniertigaog  vihj 
Ertragsanschlage n  s.  bei  Bau,  Fln.  I  §.  121  Kote  n  und  danach  in  vor.  Asl. 
dieses  Bands  S.  Note  .31.  (■.  A.  v.  Flotow.  Anleitun;.'-  mr  Fertitrung  d.  Krtrags- 
anschläffe,  Leip/.iii  1S20.  22.  II.  B.  fvorziljü.  h  tjut).  l'al.st,  Landw.  Ta\ationslehre 
2.  A.  Wien  1863.  Die  laudwirthseh.  Sehrilten  v.  v.d.  Goltz,  bes.  dcss<'U  landwirtk- 
schaÜtL  Tazatlonslelire.  Beri.  18^2.  Birnbaum,  lajidwirthschaftl.  Tax.lchre  (in  der 
Thier-Bibl). 

Kegeln  dieser  Art  lassen  sich  wiederum  nur  ilir  bestimmte 
Länder^  Zeiten  und  Landwirthscbaftssysteme  aufstellen. 
Mit  der  Verändernng  namentlich  der  letzteren  ändern 

sie  sich  daher  selbst  wieder.  Das  hat  die  Domänenver 
waltuu^  iiiclit  zu  Ubersehen.  Manche  früheren  Regeln,  welche 
auch  in  Deutschland  noch  vor  Kurzem  als  un])edingt  ricbtig 
galten,  sind  gegeuvvartig  deou  auch  veraltet  oder  bedürfen  einer 
wesentlichen  Modification  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Verkehrs 
und  AbsatzverhältniBse,  der  dadarch  bewirkten  Notbwendigkeit 
anderer  landwirthscbaftlieber  Systeme  nnd  namentlich  auch  in 
Folge  der  viel  grösseren  Leichtigkeit^  mit  welcher  sieh  jetzt  eine 
Aenderuug  dieser  Systeme  vollzieht.  Uebrigens  gelten  för  die 
Zeitpacht  der  Domänen  in  allen  wesentlichen  Puucteu  dieselbeu 


Dlgitized  by  Google 


it^fJn  ftir  Zi'ifpAf'btnDgßn. 


547 


Hegeln  wie  fftr  die  Zeitpaehteo  der  Priyatgttter.  £s  genttgt  dalier  • 
hier,  eiHige  der  Banptpnncte  znsammenziiBtellen. 

a)  Die  Erniittlunj;  des  richtigen  Pacht z in ses.  Sie 
eilolgt  eutweder  allein  auf  Grund  eines  sorgfältig  ausgearbeiteten 
Ertragsanschlages  des  Gutes  oder  in  Anknüpfung  an  einen 
solchen  Anschlag  (als  Minimum)  darch  das  I\fcistgebot  bei  der 
Versteigerang  oder  nnabbUnglg  Ton  dem  Ertragaansehlag 
bloss  dnrch  das  Meistgebot 

Der  Anschlag  eines  Landguts  oder  Grnndstflcks  Ist  die 
ausführliche  Vorausbercelinung  des  bei  einer  gewissen  Art 
der  Bewirthschaftuug  mit  Wahrscheinlichkeit  fortdauernd 
zu  erwanendcn  Ergebnisses  des  Ertrags.  Die  Kegeln  dafür  sind 
in  Deutschland;  besonders  in  Preussen,  schon  seit  älterer  Zeit  sehr 
ausgebildet  worden.  Die  Ermittlang  des  richtigen  .Pachtzinses 
mittelst  Veranschlagung,  woneben  dann  die  Versteigerung  nicht 
ausgeschlossen  war,  ist  früher  auch  in  Deutschland  die  allgemeine 
Regel  gewesen.  Die  Anschläge  erfolgen  unter  Benutzung  der 
landwirthschaftlicben  Erl'alinuigeu  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Bedf1nüif>se  der  Finanzverwaltnng ,  nach  Geschäftsanweisungen, 
welche  die  'J'axationen  zuverlässig  und  zugleich  gleichförmig 
machen,  unter  der  Leitung  der  oberen  Domänenbehörden.  Sie 
branehen  nicht  bei  jeder  neuen  Verpachtung  ganx  erneuert,  sondern 
können  mitunter  durch  die  ndthigen  Veränderungen  nur  den  Zeit- 
umständen angepasst  werden. 

Die  ijczuglichcu  (iruiitbiitzc  für  Uic  Aufertiguiig  solcher  Anschläge  sind  bis- 
weilen in  die  systematiflcheD  Wcrlce  der  Flnaiixiri8sens<*baft  anfgenommen  worden,  so 

au<  h  von  Itjiu  §.  122 — I2?)a  in  einem  Anliang  „von  <len  P;ichtanschliigen  derKuamcr- 
g^iifer".  Irh  li;ittc  hon  in  der  fi.  Au/lauc  von  lf;in  di.-sen  Anhang  ruif-olnssfri.  Der 
(rfund  liegt  in  dem  im  Text  Gesagten.  Die  fiedio^^oug  i'ur  einen  cinigcruiassen 
rirhH|?eii  Ansclilair:  Toransborcclinang  bei  einer  gewissen  Art  der  Bewirth- 
schai'tung  ist  tll>erhaii]it  kaum  so  zn  erfüllen,  dass  die  thcorctisrhcM  (inimlsitzc. 
fiir  alle  Fälle  ]>nssen.  Miinlc^tpns  mtisste  die  Darstrllnn?  dann  eine  s(  hr  cinuehendc 
werden.  Die  Krage  ist  aber  anch  eine  wesentlich  landwirthsrhaftliche.  In 
dem  Abschnitt  von  den  Grundsteuern  h>t  sie  ausserdem  in  der  Finanzwissciiächaft 
/a  berUhran. 

Die  neuere  Eriahrung  und  die  Wissenschalt  haben  jedoch  das 
l'uzuverläsöige  der  Anschläge  des  Verpächters  in  vielen  f  allen 
herausgestellt.  Es  ergiebt  sich  auch  hier  wieder  die  Kegel ,  dass 
die  Ermittlung  des  Pachtzinses  dnrch  Anschlag  mehr  den  ein- 
facheren, stabileren  Verhältnissen  der  Land-  und  Volkswirth- 
schalt  entspricht»  dagegen  in  Ländern  hochentwickelter  Cultur  die 
la  eist  bieten  de  Verpachtung  wenigstens  dann  allein  zum 
Ziele  fährt,  wenn  dem  T achter  die  Wahl  des  Wirth seh afts- 

a5* 
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Systems  frei  gegeben  wird,  wie  es  im  Interesse  intensiverer 
und  besserer  Cultar  geboten  ist.   Der  Anschlag  behält  denn  nnr 

die  Bedeutung  eines  Anbaltspunctcs  der  Regierung  znr  Beartheilung 
der  Pachtgebote.  Das  Princip  des  Meist^clnjts  ist  ferner  eine 
Conseqnenz  des  all'^emcinen  Concurrenzprincips  in  <lei  lieiiti^en 
wirthscbaltliclieü  üninung,  eine  Consequeuz,  welche  zwar  auch 
nicht  ohne  BedenlLcn  ist,  aber  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
doch  ebenso  von  der  Gerechtigkeit  als  vom  Finanzinteresse  ge- 
fordert wird. 

Vgl.  namoutlicU  hierüber  Drechsler  a.  a.  U.  I,  71— Der  Verf.  prftft  die 
neuerea  nach  prcuss.  System  crfoljrten  Doiniiueiiverpai'htougvn  in  der  Prov.  Ilaiiiiovor 
und  kommt  in  Bctrell"  der  Aii3chl:'ijr'  tin«l  Versteit'cruujr' n  /n  f-lü:.  Erp  ltni<*.  S.  . 
..Die  Kt;st^t«  lliiii!r  de?  ;uigcmrssiMiL'u  Pa<  htziiiS'*s  dur»"h  H  u r ■•  ■  Ii  ii  u  n  ir  von  Seiten  üe:s 
Vcrpaclitors  i^t  ausführbar  t)  iu  allen  Ländern,  deren  tuitur  uu^^  h  ni«  ht  auf  so  hober 
Stafo  steht,  das«  der  soliablonciimftssigo  Wiitliscliafbbetriob  reriasscu  werden  ktiin; 
wo  also  die  Einrichtung;  des  Wirthschafwsystetns  nirlit  ablianirt  von  uriberechenbareu 
individ.  NpiKiiriireTi  iiiiti  Fiihiirkeiten  der  Pachter,  sotidern  der  Betneb  ein  ?e!rebcner. 
stabiler,  landesüblicher  ist;  2)  in  Liindern  hochentwickelter  Cullur,  dann,  weun 
a)  das  dem  Pachlanschlag  m  Gmitde  liegende  Wirtliscbafkasystem  contra cilick 
eluicelialteD  wcr'len  muss  oder  1>)  das  dem  Paohtanschla^'e  /.u  Grunde  liegende  Wiith- 
srhaftssystein  thats.ic  hl  ir  h  eiitgchalten  winl.  Wo  diese  VoraTisset/un'jrcn  Dicht  vor- 
handen sind,  ist  eine  Berechnung  des  augomcssencn  Paclitzinsed  durch  dcu  Ver- 
pächter nicht  möglich.  Es  bleibt  also  Air  diesen  Fall  ....  nnr  dio  meistbiet«Mie 
Yerpachtun^-  üblich."  In  Hannover  konnte  der  Dom.inenpachtcr  das  Wirthschaffcs- 
system  nur  mit  ücnehmigung  des  Verparliters  andern;  that:»ächlich  bestand  dasre?en 
bei  den  i'achtcru  Abneigung  (Drechsler  II,  iy'A),  Bei  der  Ncarerpachtang  lutu-r 
prcoasischer  Herrschaft  bat  der  Pachter  freie  Hand  iu  der  Wahl  des  Wiithschans- 
SfyistMM.  Ueix  r  d.  verschiedenen  Modus  der  Verpachtun!r  (incl.  Submission)  Bio* 
mcycr,  S.  30  iL  £r  hüt  far  Staatsgüter  aach  die  Verpachtung  durch  Liciution  für 
ilie  beste,  S.  10. 

Möglichst  zu  vermeiden  ist  bei  der  Anwendung  des  Concnrrenz- 
prioeips  eine  zu  hohe  £mp  ors  ehr  anbang  des  PacbtscbilliDgs, 
weil  dabei  die  Gefahr  der  Deterioration  zn  sehr  wächst  und  der 
Pachter  am  Ende  nicht  bestehen  kann,  wodurch  auch  das  fiscaliselie 

Interesse  geschädigt  wird. 

Diese  Gefahr,  die  aach  durch  das  zu  grosse  Seibstverirauen  inteliig:entor,  «ohl- 
habender  Ftehter  noch  vermehrt  «rird.  liat  sich  in  einzelnen  Füllen  in  neuoater  3S«»it 
bei  norddeutschen  DomftnenFeipachtyngen  gezeigt. 

Daher  eropfieblt  es  sicb^  wie  es  auch  in  der  Praxis  tlblieh  i^t, 
Versteigerung  als  Kegel  vorzuschreiben,  aber  doch  hie  und 
da  Aiisniibmen  zuzulasseu.  Insbesondere  wird  man  anch  im 
Finauzioteresse  oftmals  gut  daran  tbiin,  bewährte  bisherige 
Pachter,  in  der  Pacht  bei  Ablauf  des  Contracts  zn  belassen,  auch 
wenn  sie  nicht  das  allerhöchste  Gebot  machen,  wenigstens  bei  d^ 
Verpachtung  vou  ganzen  Domänenhofen.  Ueberhaapt  sind  schon 
bei  der  Versteigerung  zum  Mitbieten  nnr  Personen  znzolassen, 
welche  gewisse  persönliche  und  durch  ihre  Veraiügeusverhaitoisse 
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gewisse  wirthschafdicbe  Garantleen  bieten.   Auch  wird  sieh  der 

»Staat  passend  die  Answahl  nnter  einigen  (z.  B.  3)  Meistbietenden 

vorbehalten.  Die  Zusagun^^  der  Pacht  unter  der  Hand  hat  das 
seil  wer  zu  beseitigende  Bedenken,  ühss  persönliehe  Beertlnstigungen 
leichter  vorkommen  können,  mindestens  —  vermutiiet  werden. 

Diese  Form  früher  in  IlaniiOTcr.  übbelolul«\  S.  44.  Die  Bcseitijrong  dicsiis 
Vcrfalireiis  und  die  Kinfitliruii'r  d»T  pn  uss.  Vorsteiffcrunir  hat  manrh««  PnT.ifinterrsj-en 
verletzt  und  sehr  verscliicdene  üniicile  erfdhrcii.  Nach  obigt  ii  Ausciiianders(  t/.uii;jcii 
im  Text  var  dieses  VAr^hen  aber  doch  richfiir.  Die  Pachtstefgerangcn  l>ei  der  Neu- 
vcrpaclituni:  von  Domänen  in  Hannorcr  sind  allerdin^^s  enorm:  /.Ii.  bei  l.M  Domancu 
für  di<'  Ui  -hr.  Purht/.eit  von  186S— SO  ffeiren  1850—68  /wisohen  ;i7  nnd  121 V^.  in 
7  Fälicu  zwiäciicu  73  und  1Ü8%'  daraus  auf  viel  zu  niedrige  Paobtcn 

der  fraheren  Zeit  (reschlosseii  Seitens  der  Aiiliüngor  des  prctias. Systems,  auf  viel  zu 
hohe  der  Neuzeit  Seitens  der  älteren  hannov.  Landwirthe.  Drec  hslera.  a  0.  hält 
beide  Ansichten  fiir  nnrichti-r  und  die  alten  ParlitprHse  tVir  ni<  ht  zu  ineilrir  ,  die 
neuen  für  nicht  zu  hodi.  £r  erklärt  üie  durch  die  vcriiud.  Pacht bcdin<runtr  und 
Wirtbscbaftspraxis:  im  alten  KAniTieich  Hannover  stabiles  System,  wo  die  Anschlüire 
anch  geniiüten.  in  der  neuen  Provinz  verändertes  System,  wo  bei  Freibeit  der  Be- 
n-cfninir  dl«;  Pachter  mehr  bieten  ]»onntrn.  InPreiissen  i^t  die  "\'er>t  iiriTün'^  (,.Liei- 
taliou**;  in  der  Kegel  geboten:  wer  inilbietcn  will,  muss  sich  tiber  den  cigenthumlichen 
Besitz  eines  bestimmten  disponiblen  Vermögens  (je  nach  d.  Domäne)  und  Ober  seino 
Qualification  als  Landwirth.  sowie  über  seine  Solidität  ausweisen:  ob  dieser  Nacbveis 
genügt,  hat  der  Cuinmissar  alli'in  /n  cntsrhci'Ien  ,  unter  Ausschlnss  des  Kcrlit.swegs. 
Pas  Fiii.min.  entscheidet  aber,  ob  der  Zuschlag  auf  Grund  der  Angebote,  an  W(  l<  he 
der  Bieter  gebunden  bleibt,  überhaupt  erfolgen  soll  u.  behält  sich  die  Auswahl  unter 
den  3  Bestbietenden  vor.  S.  preuss.  Kescr.  v.  3.  Joni  ]8tj{)  u.  IS.  Mai  1875, 'bei 
Oelrichs  S  HS.  In  d  absolutist.  Zeit,  bis  IsöO,  auch  in  Preusscn  Belassnnii;  der 
alten  Pachter,  wenn  sie  den  na<  h  neuem  Pachtanschlag  normirten.  meist  nii  ht  viel 
höheren  Pachtschilling  übernahmen,  ohne  besondere  neue  Versteigerung.  —  Acbnlich 
Qaalif.  ä.  Yennögensnachveis  in  Wartemb.  rerlanirt.  s.  Hoffmann  S.  61.  Erbeb- 
liche (jrOnde  für  die  Versteigerung  auch  bei  LMnzcn  LnndtrUtcm,  Schumaelicr  in 
Kau  und  liaitsscn  Archiv,  N.  F.  II,  125,  und  Sceli  s:.  der  Nöthii^iin;:  eine 
grössere  Pachtrentc  zu  crwirthschaftcn,  liegt  auch  ein  oft  gut  wirkender  Ansporn  zu 
landwirtbscbafUichen  Fortschritten  aller  Art.  Ueber  Mecileobnrg'Sch worin  be- 
merkte Rau  in  eiiuin  h  mdschriftl.  Zusatz  z.  5.  A.:  hier  Werden  die  grossen  Pacht- 
höfe v*»rsteij?ert.  «lie  Paclitiirigen  der  bäuerlichen  Wirthe  isog-on.  Hau swirth ei  bleiben 
in  (ier  ijegel  in  tier  Familie  u.  gehen  in  Ermangelung  von  8<duicn  auf  die  älteste 
Tocbter  Uber.  Der  Pachtzins  wirfl  nach  VcrÜnss  der  12 — 14jährigen  Parhtperiode 
von  Neuem  festgesetzt,  aber  sehr  mässig;  im  D.  von  der  Last  Icii  hten,  mittleren  und 
j^ten  Bodens  30— :<."»,  70— so  und  100—130  Thir..  .lic  Last  ist  ScheH".  Aiissa  .t, 
also,  den  Schell;  zu  60  Quadr.-R  gerechnet.  öTtiU  (^uadr.-B.  ^  4U  pr.  M.,  mithin 
wild  vom  pr.  M.  0*6—2*6  ThIr.  entricbtet.  Kleine  Baaem  haben  etwas  weniger  zn 
befahlen.  Auf  jeden  der  4122  bftucrli«  hcn  Pachter  kommen  10,252  B.,  es  besteht 
aber  eine  Ali-riitunir  von  VoÜl'^nern  y\.  D.  .''l.li'JI)  bis  zu  A<  htidliHfitern  (i.  D.  10,(i!il  H.), 
>.  moclenb.  Beiträge  IV,  38.  Ks  ist  demnach  keine  reine  Zcitpaeht  vorbanden,  sondern  eine 
herkömmliche  bedingte  Erblicbl^it  der  Banomgütcr  mit  einem  veiftndertif ben ,  aber 
schonend  bestimmten  Zins.  Da  inuerhaih  d 'S  Domaniums  fast  Itcin  ländliches  Privat- 
eigenthuin  besteht,  so  mDssori  hier  volkswirtbsrhaftiicbe  Q.  socialpolitiscbe  Hücksicbtcii 
auf  den  Bauernstand  vorwalten. 

b)  8ieherstc)lttng  (Gaution)  wird  fttr  die  £rfttllnng  aller 
Verbindliehkeiten  des  Pachters  verlangt,  entweder  baar,  mit  Zins- 
gewährung an  den  Pachter,  oder  wie  jetzt  gewöhnlich  in  be- 

stinirnten  Öffentliclien  Wcrth])apieren,  deren  Coupons  der  Pachter 
behält  (Preusscu).   Die  Höbe  der  Caution  richtet  sich  wesentlich 
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naeb  der  Grösse  der  Domänen^  bez.  ancb  des  FacbtscbilliDgs.  Sie 
ist  DAtflrlicb  böber  bei  Mit?erpacbtQDg  des  Inreotars.  Von  dem 
Grundsatz  boher  Oantiooen  kommt  man  indessen  mit  Recbt 

^  ab,  da  sonst  das  LkHriebskapital  des  Pat-hters  zum  Xaclitheil  der 
Bewirthschaftunj;  (und  deshalh  vielfacb  auch  des  Eigentiiiinicr>i 
zu  sehr  verringert  wird.  Auch  hei  einzelnen  Grundstücken  ist  die 
Hinterlegung  einer  Summe  zu  verlangen,  wenn  auch  nicht  immer 
darehznsetzen.  Die  Forderang  der  Bttrgsehaftsstellnng  ist  bei  der 
Sebwierlgkeit  fttr  den  Pacbter,  einen  Bürgen  zn  finden ,  gleiebfalls 
oft  nnpractiseb. 

Man  setzt  die  Caatfoti  nach  den  OmstSnden  auf  etwa  '/;,,      oder'/«  des  Pa<*bt* 

7AU9»».  au<  h  bis  :iuf  »leii  Linnzen  cinjülir  Retrag.  Nach  dorpreu:is.  Fiiianzinitiister.-V. 
V.  20.  Nov.  in  d'T  Kcsi  ]  '/;;  des  ra-  Ltziit^cs.  nn>^-*'r  m  o  d- r  Tarh*  r  ati' Ii  h'(T;»l[' 

»  iuzicht.  J«-Ut  iii  der  licgA  V*  d«  s  Pacbl^cldoniiinimuuiä  btrlluug  di-r  Caimo»  in 
inländ.  Pfand-  oder  Kontoiibriefen  oder  in  nach  K.-O.  ?.  S.  Mai  1S21  a.  Nachtn? 
depositalfäh,  Inhal».rpapi.r.  ii  (§  2S  d.  Verordn.  v.  lSß2  «,  f.  \^yi).  Di--  H<\}ii  wird 
j.  i/t  in  d  in  b<'Süiid.  Vertrag  Ih-^tiininf.  -  \V  t:  i  t  <■  m  1>  rg:  P'^facluT  Pachtzins  in.  ' 
einfacher  ADüchlag  des  laveuturiiiius,  Hotfmanu,  W.  Fiiuuizrecht  I,  240.  —  S.  Blo- 
meyor  S.  214  (T.  i 

c)  Die  Dauer  der  P  a  c  h  t  z  c  i  t.  „  L  ;i  ü  g  e  P  a  c  h  i  z  c  i  t  ' 
,4!:iebt  eine  grossere  Ermunterung  zu  bedeutenden  Verhessemngen 
des  Gutes  und  Betriebes"  (Rau)  und  verhütet  wirksam  länger  die 
Neigung  zur  übermässigen  Ausnutzung  des  Bodens  nnd  zu  sonstiger 
Detenoration.  Solebe  längere  Paebtzeit  wird  namentlieb  bei  böberer 
Intensivität  der  landwirtbsebaftlieben  Ooltnr  notbwendig.  Die 
aneb  bei  den  Zeitpaebten  der  Domänen  im  Lanfe  der  letzten 
100  Jahre  und  darüber  eingetretenen  Verlängerungen  der  Pachtzeit 
tiudcu  in  der  Nuthwendigkeit  und  iiiiiimchrigen  Rentabilität  iuton- 
siveren  Betriebs  ihre  Erklärung.  Rücksichten  dieser  Art  lassen 
auch  die  Ausdehnung  der  Paehtzeit  mindestens  auf  das  Leben 
(jüngerer)  Pachter  nnd  den  Uebeigang  der  Pacht  auf  geeignete 
Erben  des  Pacbters  wttnsebenawertb  ersebeinen.  Fttr  sebr 
lange  und  die  ttbliehe  Frist  ttberscbreitende  Paebtperioden  suid 
dann  Erhöhungen  des  Pachtsebillings  von  Tomebereio 
oder  nach  bestimmter  Zeit  vorzusehen  und  gewüiiulich  im  beider- 
seitigen Interesse  durchführbar. 

Ucber  di«- <ii  n  Ic  i:et:<  ij  kurze  l'aclu/eii<'u  s.  die  bi'.i  1)  rcc  h s 1 r  I,  angi'f- 
Schriftstcll»  r.  Es  ^ih  auch  die  Kegel,  dass  die  Pacht  um  üo  liuigcr  daunn  rnoss, 
mehr  das  (iut  im  Ciiltur/ustand  zurUck  ist.  12j.ihr.  Pachtdauer  iüt  bei  Privat-  aii<i  b^i 
DomanialgtUem  jetzt  hr  verbreitet.  IS  Jahr  ist  f,  Slaatsdoiii.ir»<  ii  wohl  am  PasscnJ^t  n. 
HIonic.  yi  r  S.  12).  Kiur  j>r.  hsjährii'^«  Periode  ist  noch  kurz.  In  Kad«  n  sin-i 
'.)  Jahre  bei  Hol"^utcru  Kcud,  ia  llaunovcr  und  Kurh»  sa.  u  12,  in  Wurieiiib- r: 
18  Jahres  in  Preiissen  sonbt  ö,  jetzt  12  und  mt^hr  Jahre,  boi  ip^iseren  Dominea 
m.-.isi  IS  fnlh.  r  bis  20-  M klenburir  bri  umss.  u  llrden  2i>— 21  .K.  bei  lUa<  r-  | 
höf  -n  12  —  14  .1.,  in  ( »es  f  «•  r  r  <■  i  <  h  Max.  1»  .1.,  bei  GüN-rn  über  200  .lorb  U.n  kur  . 
cvent,  no«h  weniger,  in  Fraukr«  i.  h  .{  — U  Jahre.  Mau  hat  die  Paehtzeit  mit  Kücl- 
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bicht  aut  die  ublu  hc  Dauer  der  Frucbtlolg«;  m  bc:>tiuiiucn  vorj^eacbia^^co,  6o  das::  bin 
i.  6.  bei  der  hemcbenden  Dn^ifeMenrirthsrhaft  ein  Vielfaches  70n  9  ist  M»  Koscher 

II,  §.  HS  u.  a.  JH.,  wus  iDdcääf-n  unnöthig  ist.  a.  Drcrhlcr  I,  54,  auch  Blomeyer 
S.  121.  Dil-  Paclit  uiibi'din'pTt  mit  d«  in  Todo  d'>s  Pri' Iit.  rs  ablauf.-n  /.u  lassen  (soc. 
Vitalpacbt)  einptiidilt  sich  niclil.  (i<  u-*:u  d.  \  italiaciit  Blo2n*'y'  r  S.  121),  s.  t\ 
Preusseu  di«»  Besdninu  in  §.  li'i  d.  V.-O.  r.  ]S$2.  Kündis-uiiji^bet'ugniää  der  Erben 
des  retstorbi  iiüii  Pacbt<!rs  i>t  Amüt  iinb-Mliu^  »olch«t  des  Su-uits  iintor  jjrevitkicn,  im 
Allffi-m.  nicht  srlnv.  r  /ti  <Tfmi<'iid«'n  Bcdiiitrini'i'  !i  aDsir«  >'  IiIo-^-'  n. 

Iti  Prcusscii  KriiOliuujt  des  Pachtj^L-ld«  >  b<  i  laiiyoicii  Pacht/,«;it»'ii  >cit  Kricdr. 
Wilh.  II.:  damals  Konnaltnnnin  ti  J.,  doch  ait«-ii  boMähituii  Dom&ncnparhteni  konnten 
ü  luid  12jähr.  Period.Mi  ü:.  irfii  oinoii  Zu^<  lila<r  voii  4«  Ijez.  12 " (Proloiiiration^ii-t^huhr) 
■-.•währt  v.nl  -ii.  S.  Ri.  ,1.1  a.  a.  0.  17«,  für  d.  n.  iK-r.-  Zeit  .1.  V.  l>:i.  Ai-ril 
ln?i  Irinfj-f^ren  Pacht/eitcii  voiti  V^.  -lahre  rvn  jährlich  5  Proc.  vom  IJI- .lahri-  .m  ii>)<;h- 
lualb  ö  i'roc. ,  also  zu:>ammeu  jaiuiich  lU  Proc.  wehr  ali  in  den  ei-atun  12  JaLrcu. 
In  d.  neuen  Y.  r.  18H2  fehlt  dieüe  Bestimmnng,  es  ist  also  Alles  richtiger  den  beson* 
dtsren  Contncten  aberlassen. 

d)  Die  Form  des  Pachtzinses. 

8.  bes.  Drechsler  I,  63^74.   Blomeyer  S.  129  ff. 

Die  Hauptverschiedcnhcit  ist  die  Festsetzung  des  Zinses  in 
Oeld  oder  ganz  oder  theilwclBe  statt  in  TJeld  in  Naturalien 
und  zwar  auch  in  dem  letzteren  Falle  in  einem  für  die  Pacht- 
daner  vDreränderlichen  Jahresbetrage  (im  Gegensatz 
zn  der  früher  voi^ekonimenen  Feststellung  einer  Quote  vom 
Rohertrage).  Der  Pachtzins  braucht  aber  auch  alsdann  nicht 
noth wendig  in  den  Nataralien  selbst,  sondern  kann  alljährlich 
nach  bestimm  teil  i' reisen,  —  entweder  den  jedesmaligen 
IMarktjii eisen  eines  bestimmten  Orts  und  Zeitpuncts  oder  nach 
Durchsebuittspreisen  gewisser  l'erioden  —  Modalitäten,  welehe 
noch  verschiedene  Modificationen  gestatten  —  entrichtet  werden. 
Die  richtige  Wahl  dieser  Formen  des  Pachtzinses  hängt  wieder 
mit  dem  Gange  der  landwirthschaftlichen  Gnltnr  und 
mit  der  Entwicklungsstufe  der  ganzen  Volks  wirthschaft 
zusammen.  Bei  reiner  Geld  wirthschaft  und  regerem  Verkehr 
und  hei  angemessener  Freiheit  des  Pachters  in  der  Aendcrung  des 
Wirthscliaftssystems  vcriiient  der  blosse  Geldzins  den  Vorzug 
•Seitens  beider  Contrahenten.  In  der  Praxis  ist  denn  auch  neuer- 
dings der  Geldzins  der  Domänen  immer  allgemeiner  üblich  ge- 
worden. 

Natunülicferuiiircii  kommen  vomemlkh  nur  ab  kleine  NebenFcrbindlichkeiten  des 
Pachten),  nnd  auch  hier  nicht  passend,  noch  vor.  (Drechsler  I,  74.  Heu,  Stndi, 
DMiigcr.  auch  Butter  (Detmold)  kfirnmt  vor  iirb' n  (i»  tivi(le  f  Die  Befürwortuni^  der 
1- estsctzuiig  des  j^an/cu  Pachtzin>es  oder  eiueä  iheiis  dessulbdu  in  Naturalien  (bc^kia- 
Ueis  in  KArnern)  und  der  Entrichlong  nach  Markt-  oder  Dorchschnittspreisen  in  Geld, 
vodurch  die  Schwa«knng:cn  des  reell'H  P.Lcht/inses  geringer  werden  sollten .  beruht 
:uif  einer  imrii  liti-rm  Tebertragunp  einer  bloss  im  (Tro>"=ien  und  d'nn/.en  c;»  Iterelun  Er- 
lahrun<;sregel  aut  den  einzelnen  Fall.  Die  Preise  verandern  sich  zwar,  wie  Kau  be- 
merkte IIU*.  „iu  uuigekcbrtein  Sinne  wie  die  Ernte- Ergebnisse;  stehen  sie  hoch, 
M>  ist  fewOhnUch  nicht  viel  govachsen  und  umgekehrt,  die  ganze  Einnahme  des 
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Pachters  ist  folglich  öfters  nicht  so  sehr  verschieden  als  die  Preise."  Aber  da»  £nite- 
ergebnlss  auf  dem  einzelnen  Gate  ist  doch  wieder  hMxtfig  genag  Tom  E^bnifis  in 
jranzcn  Lande  TCfhchicden  und  übt  auf  die  local.  n  Preise  einen  um  so  geringerea 
Einfluss  aus.  je  mehr  sich  heut  zutaL*^!  der  Markt  enrcitert  und  die  allg-cmeiMO!)  Ver- 
hältnisse der  Ernten,  der  Zu-  und  Abfuhren  den  Prei&  be>timmcu.  Mindestens  in  def 
Gegenwart  wird  daher  die  Latro  des  Pachters  bei  einer  Festsetiang  des  Zinses  in  Geld 
gcsiclicrt«  r  ^cin.  und  .luch  fQr  den  Verpächter  ist  ein  solcher  Zins  jetzt  rorznzieheD. 
Anders  Kau  §.  110.  U 'liri<r(!n'-  kommen  aoch  in  D»•^t^ellland  noch  bis  in  die  n»>uestc 
Zeit  (einzeln  noch  (;cgen7arti|;;;  andere  aU  Geld2in^stipulatioucn  für  den  Pachtächillinf 
oder  einen  Theil  dossdbeu  vor.  S.  einige  Beispiek  bei  Baa  §.  116  u.  in  tot.  AioL 
dieses  Bands  §.  174,  in  den  Noten. 

§.  229.  —  c)  Die  Remission. 

Drechsler.  I.  85  ff.,  Ubbelohde,  d.  «^cmeinrechtl.  Lehre  v.  d.  Hemission  des 
Pacht  preist'S,  Hannov.  Jonm.  fttr  Laiidwirthschaft  1861,  1867.  Blomeyer,  S.  143  ff., 
\'}]  H.  in  §.  117  vertrat  noch  die  ältere  Ansicht  ron  der  Kothwendigkett  der 
allgem.  Keinissiou. 

Auch  die  Regelung  des  sogen.  Kachlass-  oder  Remissions- 
Wesens  bei  Zeitpachten  ist  nach  den  eoncreten  Verbält- 

nissen  von  Zeit  und  Ort  und  mit  Rücksicht  auf  die  Ent- 
wickln ii  gs  s  t  nie  der  Land-  und  Volkswirthschaft  nnd 
auf  die  Freiheit  der  Bewegung:,  welche  dem  Pachter  contract- 
licb  gelassen  ist,  verschieden  zu  behandeln.  Kleinere  Verloste 
pflegen  allgemein  im  Pacbtanschlage  berücksichtigt  za  werden. 
Sie  finden  ihre  Ansgieiehang  in  den  grösseren  Gewinnsten  anderer 
Jahre.  Bei  „bedeutenden  Beschädigungen'' aber  galt  es 
frnher  allgemein  und  auch  noch  nach  Rau's  Ansicht  fBr  billig 
und  zwcckniiissiir,  einen  Nachlass  (Reniiobion)  an  der  Pachl- 
summe  des  einzelnen  Jahres  zu  bewilligen. 

Vgl.  Borovvski,  1,144.    Nicolai,  II.  Sturm,  l,  221.    Kau  if.  117, 

vor.  .Aull,  dieses  Bands  §.  227.  Die  gcoieinrcclitlichen  Hcätimmungeii  genügten  uichi 
immer.    S  übrigens  Preiiss.  Landrecht,  Th  I.  Tit  21,  §.  478—531. 

Um  Weiterungen  m  verhüten  wurden  Ursachen,  Art,  ümfunfi:  des  Schadens, 
nnrnriiiiil  iJcrcn  Ansprurli  udf  Rciiiissioii  Lintrctcn  solle  und  zugleich  ilic  H5hc  «liesc? 
Erlasses  (Quote  vom  Pachtzins,  nach  Massgabc  dos  Veilusts  im  Vergleich  mil  der 
Aliltelerntc)  gcuau  im  Voraus  fesfgi  sctzt.  Sofortige  Anzeige  des  eingetretenen  Schaden* 
wurde  verlangt,  un  atebald  untersuchen  zn  können.  Reispiol:  Raden:  Bei  fre* 
schlossenen  ötltern  von  bctrarlilHcher  Grflsse  ein  Schaden  vnn  '  \  il<  r  Kriit<  .  sor^t 
jitir  iiber  die  Hülffe.  Th'i  der  Abschätznut?  soll  ausgomittelt  wrni-  ü,  was  der  ij»n<l- 
wiiiii  oluiü  (las  eingetretene  Kreigniss  au  Ertrag  ^mittlerem  oder  des  cinzclueo  Jahres .'') 
m  hoffen  gehabt  und  was  er  nun  zn  crwarton  hat  —  Auch  in  Wartomberg  «iid 
nur  Nachlass  gegeben,  M'ciin  der  wirUiche  Kohertrni:  il  r  iJnidiTcien  nach  seinen« 
Belauf  in  (Geldpreisen  unter  ^\  des  im  Pachtanschlage  angcnouniicnen  (nicht  des  im 
einzelnen  Jahre  bcvorstehcud  gewesenen)  Kohertrages  ausmacht.  Holt  mann,  l-injua* 
recht  I,  243.  (Rau). 

In    neuerer  Zeit   ist   C8    wenigstens   hei  der  Verpachtiinjr 

griisserer  Landgüter  inmier  üblicher  geworden,  den  Pachter 

vertragsmässig  auf  jeden  Naeblass   am  TachtziDse 

für  aussergewöhnliche  Unglücksfälle  verzichten  zu 

lassen.   Eine  solche  ßestimroong  findet  sieb  namentlich  auch  ia 
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den  DoiDäneopachtverträgCD  Dentschlands  and  im  Ganzen  beatzn- 
tage  mit  Becbt 

Nur  hei  geringerer  Entwicklung  der  landwirthschaftlichcn  Cultar  unü  der  Ver- 
kehrsverhältnissc .  ferner  wenn  dem  Pachter  oontractlich  ii»  den  massgebenden  XSiDzel- 
lu'ifiMi  des  Ri'fricbs  die  Hände  zu  sclir  prhundi'n  sind,  ist  liii.-  Keuiission  am  Platz«". 
Die  letztere  erfolgt  hier,  weil  es  nicht  mögiirh  i'^t.  ru\  Voraus  den  Einfluss  auss^T- 
gcwöhnlicher  Unglucksföllc  auf  den  Keincrtrag  abzuuics&cn  und  weil  es  keinen  Schutz 
gegen  solche  Fälle  und  kein  Mittel,  sie  wieder  gut  m  machen,  picbt.  Dies  ändert 
sich  notorisch  auf  höheren  Kntwicklungsstufen  uiul  hat  sich  in  d.  ii  Irt/.ton  Jahr- 
zeh<  ntcri  besondere  auch  in  Deutschland  geändert.  Das  landwirthsciiat'tiichc  Ver- 
sicherungswesen (Brand,  Hagel,  Vieh,  wobei  allerdings  die  techu.  Schwierigkeiten 
letzterer  beiden  Versichcnings2«rcige  gelöst  sein  mOsscn),  bietet  das  Mittel,  sicli  gegen 
viele  Schäden  zu  decken.  Die  Vcrsicherungsprämi«:  liaf  di  r  Pachter  heiui  Pachtzinsc 
»n/iisr]i!n<:i:cn.  drr  sich  um  ihren  Betnir  erniässigen  muss.  Dii'S  ist  aber  eine  bessere 
Form  der  Kcmissiun  als  die  früher  Übliche.  Viele  andere  Schäden  (DUrrc.  Frost, 
Mänseffus,  Insectenschaden .  Pflanzenknnkbeiten)  lassen  sieh  dareb  intcUtgenten 
lktri»!b  wieder  gut  machen.  So  kann  die  Kcmission  in  der  Kegel  fortfallen.  Nur  fllr 
wenige  abnorme  Fälle  von  Brand,  Krieg,  grosser  Ucbeischvcmmung  sind  besondere 
Bestimmnngen  im  Vertrage  erforderlich. 

Das  Gesagte  vescntlich  nach  Drechsler,  L  97:  Ihnl.  Blomeyer,  S.  130, 
151.  Verzicht  auf  Kemission  z.  B.  in  d.  preass.  V,  t.  1837  §.  2S,  V.  v.  1862  u. 
1882  §.  11),  doch  thiiU'eiscr  Kr^at/  bei  v.  Feinde  crzwung.  Lieferangen.  In 
Würtemberg  giebt  uur  Hagcis<  Ulag  und  ,.ieiiidlicUe  Fouragirong"  Anspruch  auf 
Nachlass.  —  In  Oesterreich  nur  NacUass,  wenn  den  Gnindbesitzem  eip  StcDcmachlass 
bewilligt  wttnie.  In  Baden  mehr  Fälle  von  Remission,  Drechsler.  II,  65,  I,  87, 

1)  Das  Inventar. 

Drechsler  J.  26  II.:  lllomeyer  S.  02  ((.  Auf  dem  älteren  Standpuncte  Kau 
^.  —  YjS  wird  übrigens  auch  von  einem  unbeweglichen  Inventar  (iurentarium 
sok»  janctam)  gesprochen  (Blomeyer  S.  S5  ff.):  das  nnter  g  genannte,  Gebände 
mit  Zubehör,  dann  Mühlen,  Brunnen.  Brücken,  Griben,  WasaerleitOAgen,  Drainage, 
Dftmme,  Deiche,  Wege,  Bänme,  Hecken,  FoldbosteÜong,  s.  Blomeyer  a.  a.  0. 

Die  zur  Bewirthschaftung  dienenden  beweglichen  Zabe- 

hörnngen  des  Gutes  (das  Inventariam)  sind  hauptsächlich 
liiciie  (Ich  stehenden  Kapitales^  wie  Geräthe  und  Vieh,  bigwcilen 
auch  Bestandtheilc  des  umlaufenden  Kapitales,  wie  Futtervonäthe. 
Die  Hauptfrage  ist  es  hier,  wer  das  Inventar  iieiern  soll, 
der  Verpächter  oder  der  Pachter.  Eine  absolute  Antwort  ge> 
stattet  auch  diese  Frage  nicht,  denn  ancb  hier  entscheiden  die 
gegebenen  Znstände  der  Land- und  Volkswirthschaft 
Auf  primitiverer  Stufe  liefert  der  Verpächter,  anf  höherer  passender 
dei  l  achter  das  Inventar. 

<T»"hftrt  das  letztere  dem  Verpachlci'  (Staate,  also  ui«-ht  dem  IVulicrcn  l'ai  litcr). 
bü  iuui«  e.s  dem  Pachter  nicht  durch  Verpachiuug,  sondern  durch  Uehergaug  in  sein 
Eigenthnm  Oberlassen  werden.  Beeser  ist  es,  wenn  der  Staat  kein  Inventar  besitzt, 
also  das  hetreffcnde  Kapital  flüssig  macht,  und  es  dem  Pachter  uberlässt,  das  Inventar 
seihst  anznschaHen ,  durch  Ankauf  von  seinem  VorüiHn'jer  oder  sonstwie  Dies  wird 
auch  jetzt  immer  mehr  die  Kegel  and  bewirkt  natürlich,  dass  der  Pachter  ein  grösseres 
eigenes  Kapital  braneht.  Die  eigene  Stellung  des  Inrentars  sefist  daher  bereits  höheren 
and  verbreiteteren  Volkswohlstand  voraus,  wenn  es  nicht  an  concunireiiden  Pacht- 
sncbcm  fehlen  poll.  Sie  ist  al)er  den  Verhältnissen  der  modernen  Land-  und  Volks- 
wirtlischaft,  welche  eine  freiere  Stellung  des  Pachters  eiforderli<*h  macheu,  angemessen 
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und  dM'hciiit  hier  als  „uiierlüääiicht'  Hodingung  lut  die  rauoiiclle  Leiliuig  einer  N^  irth- 
srbalt."  (Drechsler,  I,  2*J.  Aeholich  JUomeyer  S.  GU  ü.).  Ebeo  deshalb  scheu 
wir  sie  schon  läoger  in  EoglaDd  nod  immer  mohr  auch  in  Deatschland  rcibreitet  bei 
Priirat-  und  Domänongütero. 

Hei  dem  iiitcn  n  Systcni  der  Lieferung  des  Inventars  durch  dir,  DomauenTer- 
waltung  an  den  Ntaat  bieict  auch  die  Abrechnung  über  das  Plus  uder  Minus  dea 
luveotan  bei  Ablauf  der  Pachrzeit  nele  Scbirierlg^keiteo.  die  man  durch  lÜDznziebiiBs 
von  Sthied^rirlitern  nicht  1  icht  ganz  beseitigt.    (Rau  \ib). 

l''orrnulare  zu  ^:utachtlii  hrn  Ansclilärren  über  daü  Inventar  bei  1'. orowski.  I. 
Ilib.  Berechnungen  mit  iiUcksicht  auf  die  ven>chiedcuo  Dauer  in  bchöuluutu-  t 
und  Zierl,  Jabrb.  U«  Beil.  I— III.  —  Wenn  die  Jahreszeit  des  Pachtvochsels  es  mit 
sich  l>ringt,  dass  der  abziehende  Pachter  besäetes  Land  zurücklassen  uiuss,  so  mu-c  i 
ihur  die  Bc.'^tellungskosten  von  dem  Naf  hfn!ir<  r  vergütet  werden.  Tu  M  eckle ii )•  ü  :  g 
ist  bei  den  bäuerlichen  Pachtgütern  bisweilen  das  nöthigblc  Inventar  idie  Hofwehrj 
Kigentham  des  Vöpachten,  dbr  Pachter  schaRI  aber  dann  gcwOhoUch  noch  weiter« 
(iegenstände  (Ueberwehr)  auf  seine  Ko^^ten  an.  In  Baden  erhält  der  Pachter 
den  vorräthiüen  Mist  und  eim-n,  den  Winterbedarf  deckenden  ^  orrath  von  Ilea  und 
Stroh  unentgeltlich,  muss  aber  beim  Abzage  ^ileich  viel  zurücklassen.  \.  v.  <i  Aug.  Ibä-i. 
(Kau). 

g)  Die  Wirthschaflsgebäude. 

Virl.  den  inhaltrcichen  Abschnitt  in  Drechsler  I,  lül— 142.  Blomeyer  SS, 
91  m  Kao  §.  llfl  Dicht  mehr  genügend. 

Die  riebtigc,  deo  Interessen  beider  Parteien  entspreehende 
Regelang  der  Banlasten  macht  besondere  Schwierigkeiten  nnd 

liisst  sich  nicht  gut  in  wenigen  Sätzen  zusammenlassen.  Der 
Pachter  muss  an  der  Schonung,  EihaltiiriG:,  an  billiger,  aber 
solider  Keparatur  und  eben  solchem  Neubaa  intcressirt,  aber  er 
darf  nicht  durch  ungewisse  und  ungemessene  Verpflichtnogcn 
Überbürdet  werden.  Nach  neueren  Erfahrungen  und  Yorschll&gen 
erscheint  besonders  auch  für  Domänen  Folgendes  passend. 

a)  Reparaturen:  sie  trSlgt  bei  den  Gebäuden,  ausgenommen 
die  durch  Brand  veranlassten^  der  Pachter,  doch  unbedingt  nur 
bis  zu  einer  gewissen  Jährlichen  Minimal.suiiime,  darüber  hinaus 
bis  zu  einer  Maxinialsutnmc  zur  llUllte  er,  zur  Ilähte  der  Ver 
pachter,  und  Uber  diese  Maxinialsumme  hinaus  nur  letzterer.  Bei 
der  Ungleichheit  des  Aufwandes  in  einzelnen  Jahren  erfolgt  eine 
Ausglelchungsberechnung  am  Ende  der  Pachtzeit,  allenfalls  auch 
von  Zeit  zu  Zeit  nach  mehreren  Jahren. 

/i)  Umbauten:  wenn  der  \'eri)achter  dazu  verpflichtet,  trägt 
er  sie,  wobei  aber  der  Pachter  die  Kuhren  leistet  und  eventuell 
die  Haiisumme  verzinst.  Vom  Pachter  j;;e\vUnsehte  Um-  und  Neu- 
bauten oud  Verändern ngen,  die  aus  wirthschaftliehen  Griiudeii 
erfolgen,  trägt  der  Pachter,  nach  Genehmigung  des  Verpächters, 
und  erzielter  Vereinbarung  Ober  eine  Amortisattonsquote  des  Bau- 
aufwands. 

Wesentlich,  z.  ih.  würtlich  naeh  Drechalor»  bes.  S.  115,  141,  wo  die  ciM" 
$£ohcude  ße^ndan^  nebst  Kritik  d«r  bestehenden  Voncbriftcu,  namentlich  auch  ia 
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den  DomäiiciicoiitractoD.  Die  blshcntic  prcus^^.  Ro^itiiiiuiaa^,  <l.i->^  icr  Domäucii- 
pachter  alle  Hep.'ir.itiircti  tr.n-.'-c.  i>t  im  T^riin-ij)  lii  lifi- .  aluT  unlulli^  und  unzwcc^k- 
mrisaiir.  veil  ihr  eine  (ireu/c  tuhlt.  Ihre  I  oltrc  ist  die  ulKTUub-Mü  durftitrc  Hesrhatt'-n- 
heit  preuäsischer  Doniäneu-^ebäutlc ,  —  freilich  wieder  nach  einer  Seite  ein  \  orzu';. 
Umgrekcbit  f^nssi-  LiberalUiU  und  —  Veischnrendungf  im  chcmil.  K.  Hannover. 
S,  preu<s.  V.  V.  ISS2  §.  12,  l.'J,  1  I.  wovon  jft/t  (MTii-r-i'.  hie  und  da  fiii  ilm  l'.n  hter 
-Ttlnj^titreii  Abweichun;;eii  der  Bestiuiinun'r«Mi  über  Baulasten  von  den  bisher  u:ilti,ien. 
Aulwaiid  IbTü  in  Prcusscu:  üiö.UUÜ  Thlr.  für  tiubUudc,  We^^c,  llrilckca  auf  den 
DomSnen,  ll'^t  Proc.  der  Einiiahtne  von  FachtgOtern  n.  Uowerksvorrichtan^eti. 
1SS:</S4  dieser  Aufwand  TSi'  M.  M.  oder  beinahe  10"  «  v.  Koinertra.-  der  Doni.- 
verwalt.  (iiifl.  Bäder).  \  it  le  interess.  Data  bei  Drochäior.  l/cbcr  Bruud»  Ucber- 
scbweiimi,  ii.  Krii  j  .1).  I.  i'i)8— 21'! 

h)  M  e  l  i  0  r  a  t  i  0  n  d  e  s  G  u  1 8. 

VjI.  atich  Drechsler  I,  143  IK,  170  Ii',  passiui.    Bloineyer  S.  201  II. 

Die  filiber  vorkommende  allgemeine  Vorsclirift  im  1  Pachtvertrag, 
zu  meliorireD;  ist  praetisch  ziemlich  werthios.  Viele  einselne  ältere 
VorschrifteD  beruhten  auf  einer  nDgendgenden  und  ODklaren  Er- 
kenntniss  der  Bedingungen  intcnsirer  Cultor.  Das  Wiehtigste  bleibt 
die  Gewährung  so  langer  Pachtperioden,  dass  der  Pachter 
selbst  genügendes  eigenes  Interesse  am  Melioriren  l);it.  Bei  kost- 
spieligen Verbesserungen,  welche  sehr  im  Interesse  des  Gutes 
liegen  können,  ninss  der  Pachter  entweder  den  Aufwand  nach 
Ablaaf  der  Fachtzeit  angemessen  vergütet  erhalten  oder  ihm  Vor- 
schnss  gegeben  oder  die  Melioration  auf  Staatskosten  anter  Bei- 
tragsleistong  des  Pachters  ausgeführt  werden. 

IGerber  ^ehOrt  besonders  dio  Tn»cken]e>rung  dnrcb  bedcciite  Abzttgre,  d.  i.  das 

Drainiroii.  Hier  macht  die  Unsicherheit  des  Krfolus,  der  Krhöhung  der  Ertrags- 
fiihi'rkeit.  weniger  (wie  Ifau  12'»  meinte)  der  Dauer  der  Anhin'  Sf ■hwitrii'lviif, 
dciiQ  bei  rieht.  Anlage  uiit  gutem  Material  u.  (KFeiihaltun;;-  der  AbzUj2;sgraben  kann 
dio  Dauer  nach  Drecbslor  I,  176  eine  uube^^renzto  sein,  veno  niclit  abnorme  Um» 
stände,  Kiedoi^chla^o  aus  dein  Diainwa>>er,  Eindringen  von  Woweln  die  Anlai/e  ver- 
derben. Es  f>rs'-lii'iiit  das  Zwi^'  kmrj-^^itrst»*.  Draininjii^'fit  auf  Wtinsf  Ii  c]r<  Paehters 
mit  Staatsvorschussen  vom  Tachier.  unter  gewJ^ser  Staatsaufsicht  ausfuhren  zu  la:>»on, 
vobei  eine  bestimmte  Verzinsung  u  Amortisationsquoto  der  Yorschtbsc,  z.  B.  5 — S% 
jährlich  im  (ianzen  verabredet  wird.  Doch  ist  die  Höhe  der  An)ortisations4|uote  nach 
den  '  onrretrn  \'crli.il(riisspn  zu  b<  -fimiiieri,  eine  iiuiz  allgemeine  Ke^el  lässt  sich  nicht 
dafür  angeben.  Beider  Parteien  Interessen  sind  ebeu  passend  zu  combiuireu.  lu 
Prevsseii  hntte  der  Pachter  früher  die  Kosten  neuer  Drainimntren  gans  sollüst  zu 
trafen,  ohne  Ersatzansprach,  was  fUr  den  Staat  wieder  das  Wohlfeilste  war,  aber  die 
I>rairiirui>2'f'n  nntnrlich  selten  nnchte.  zumal  in  der  späteren  Zi  it  d-  -  P;u  htr  ontnrt-. 
In  Hannover  erhielt  der  Tachtcr  die  Auslagen  wieder,  soweit  sie  bei  einer  ant^emess. 
Absorbiruogsscala  noch  nicht  beim  Ablauf  des  Gontracts  cr^tzt  waren.  Ncoordingü 
sind  jedoch  auch  auf  d.  preoss.  Domänen  gewisse  SlaatsunterstAtzunucn  gerade  zu 
ln:ut;Ifijnirszwfrlccn  irrn-rdirt  worden,  iiid>'in  seit  fl'nsrr.  v.  .5.  M;ii  Isii's'i  di«- 

:^cehaudlun«r  die  liersieiiun'jfsküsten  vorschoss,  gciren  „  Zms  u.  3";,,  Auiortis.,  /,u^. 
8"',,  (seit  IS75  zu  b  u.  1"V  ^"s-  '•%)•  ^^'i*  1^^-^  Keser.  v.  s.  April  lbS2)  crfuljreu 
cliesu  Darleben  ans  den  Fonds  der  Dooiänenvervvalt.  zom  gleichen  Satze,  aber  unter 
'iewährunir  einiirer  »-eifcri  r  ^  i»if?i- ile.  S.  ()elri<  hs  S.  .'5"_').  (iosanuiitkii>t'  ii:inschI. 
der  auf  d.  Dom.  \m  h  /.u  bewirkende»  l)tainiruni:en  'tJt  MiU  M..  im  Kti'  1.  !ss3/s< 
sind  600,000  M.  ausgesetzt,  u.  d.  T.  ..Darlehen  an  Dom.i>iic}iJr.r  1.  .Vu^^uluun^  von 
Meliorationen,  bes.  r.  Drainiran^*\  \>i.  8eeli|?,  Das  \'erhjlltnita  zwischen  Uuts- 
1i  rrschaft  und  Pai  ht-  in  In  i  der  Draiiiinniir.  '2.  A.  Kiel  1S5S.  Bes.  Dr«  rhsler  I, 
171 — 178,  aach  aber  Erhaltung  der  alten  Drainirungeii.    Hlomeyer  !S.  210  Ii. 
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i)  Verbtttang  einer  Deterioration  der  GrandstUe ke. 

S.  iiainentl.  wieder  Drechsler  I,  143  IT.,  1>  s  274  2*»!.  Auch  Blonejer 
im  Abscbn.  t.  d.  Dewirthschift.  d.  üots,  passim,  S.  106— 2Ul.  Kau  §.  120. 

In  den  Vertrag  wurden  frtther  besonders  anch  solche  Be- 
dingungen aufgenommen,  welche  den  Staat  gegen  eine  anssangende 

oder  sonst  verderbliche  Bewirtbschaftungsweise  siebern  sollen. 
Viele  der  üblichen  Bestimmnnnrcn  sind  durch  die  neuere  Wissen- 
schaft und  Praxis  veraltet  oder  selbst  als  unrichtig  erwiesen. 

Si.  waren  aus  der  mangelhaften  Kenntniss  der  Pnaiizenemährun;:;slebre  und  der 
Mitwirkiiii-  spcciell  des  Itodcns  zur  Krnälirung  der  Pflanzen  hcrrorErcir  inpren  und  riel- 
fach  Kulgenin^en  der  älteren  Lehre  von  der  Statik  des  Ackerbaus.  Die  ueoexc 
Liebig*0c1ie  Agriculturcbemlo  nnd  dio  PSansonphysioloi^e  liaben  jetit  andere  AnsiclitoB 
verbreitet.  Danach  können  auch  rielo  chcmalj  als  unomgängiich  betrachtete  Be- 
jirhranknn^cn  des  Pacliters  /ranz  wci^fallcn  oder  V»vMletitiMid  vereinf:\cht  werden.  Schon 
i ruber  hah  man  übrigens  ein,  wie  Kau  §.  120  bcuicrktc,  „dass  man  sich  auf  solciie 
nestimmmigen  boscbrinken  mass,  deren  NfeMbofolgiing  lelrltt  wahrznnebmea  sei  md 
(Ii.  1  u  Vi  Ii?  !  nicht  in  nützlichen  landwirthschaftlichcn  rntornehmungcn  hinderten, 
dahin  lior.c  das  A'crbot  des  ^'erka^fs  von  Mist,  Stroh,  II«  u.  Kartoffeln  iiikI  I'  inkel- 
ruben  ohne  besondere  Erlaubriiss.  und  eines  zu  behr  erschöpfenden  i'ruchtMocbsel», 
die  gleiöliiDlbsigc  Uedtingung  tiitd  nearbeitnng  der  Felder  In  YerbiadoDg  mit  der 
l'ührung  von  Dünge-,  Saat-  und  Arbcitsverzeiclilllnen,  das  AV-rbot  von  Lolmfuhrca, 
Ucstiininongcn  Uber  die  Krhallnnp  «b  i  01)>fb  inrne  ti.  s.  w."  Jetzt  halt  man  von  solrh- 
Beschränkungen  das  Verbot  des  \  erkaufs  von  Futter,  Stroh  und  DOnger  noch  auf- 
recht, wenic^tens  da,  wo  es  zveifelbaft  ist,  ob  der  Boden  ohne  Stallmistdüng-ung  in 
seiner  Erinusfihigkeit  criialton  worden  könne.  Statt  cini  s  solchen  \  crlu-t>  k.nin  dir 
rnntMctliche  \'criini'  litiinrr  d<  .s  Pnrhtcrs,  durchschnittlich  jftlirÜch  eine  gewüse  Menge 
l'hosphorsHure  zur  \  crt^enduiiL^  anzukaufen,  eintreten. 

Kaeh  Drechsler  1,  2S4.  Hier  auch  der  Vorschlag,  dem  Pachter  in  Bcir. 
des  Strohrcrkavfi  mit  Ansnaliine  de«  letzten  Jahrs  ^^anz  freie  Hand  zu  lassen,  g^ren 
die  ^"^'^l)flichtullg,  die  aus  dicNctn  Verkauf  i  rlaiii^tf  Geldsumme  zum  Ankauf  kün:>t- 
licher  Düntrcinittel  zu  verwcinlrii.  Vir!,  d.  )»reuss.  Pachtbestimmunjrcn  v.  18**2  H. 
JU.  Hier  u.  A.  \  erkauf  v.  (iras,  Heu,  lnuuimct,  Klee  u.  andren  Futlerkriutern.  l  utter- 
ruben.  Kartotroln,  auch  von  den  zum  Fotter  dienenden  ROcIibCändcn  der  Spiritus-  n. 
Stärkefabriken  oJinr-  (lenehmig.  d.  If -irierung  verboten,  l'crner  eb.  §.  >*:  „zum  Anbau 
V.  ZurVcrrtlbcn  darf  dass<  Ibf  (iiiindst.  ohne  ausdruckt  Geni'biiiijr.  der  Hegier.  nicli» 
öfter  als  2  mal  iu  je  0  Pacbijabren  benutzt  werden.  Auch  dürfen  niemals  2  Bübcn- 
eniten  einander  unmittelbar  folgen.** 

k)  Andere  Vertragsbestimmungen. 

Si«  lietrelfen  z.  1$.  dir  .1  a Ii r «•  szc it ,  in  wclcb-'r  der  Antritt  des  neuen  P.\  Iii  r> 
\oT  Ml  b  irehcn  soll;  am  l'ebhchslen  ist  der  21.  .Inn!  (Johntini),  am  Pas^c^ndsteu  wäre 
bei  uns  wohl  der  1.  Juni.  Wird  dieser  nicht  gewählt,  so  empfiehlt  ai<  b  statt  d«*^ 
24.  Juni  der  1.  Jnli,  um  sich  möglichst  an  die  blifgerl.  Cintheilong  des  Jahrs  aazn- 
^(blicssen,  was  auch  die  Buchführung  erleichtert,  Kur  in  Oesterreich  der  1.  Juli, 
in  Preussen  d.  24.  Juni :  inanchfache  andere  Termine  ifi  «  inzclnen  deutschen  Sta.iteu 
(Näherei  bei  Drechsler  i,  51— IVmer  Verbot  der  Afterparb  t  ohne  besoudere 
Rrlanbniss«  wo  nemlicb  jene  landrechtlicb  erlaubt  ist;  die  llesUmmong,  wer  die  «nf 
dcui  (iuie  rulieudcn  Lasten  zu  trairen  habe:  die  Termine  zur  Entrichtung  de^ 
Pachtzinses,  (in  Preussen  z.  B.  4  Katen  pracnum.  1.  Juni.  I.Sept..  1.  Dec,  J.liin'; 
noch  weitere  Bestimmungen  für  den  Todesfall  des  Pachtcis  u.  dgl. 

Zur  Oontrole  der  Eri'ttllung  dieser  Pachtbedingungen  während 
der  Dauer  des  Gontracts  erfolgen  Visitationen  durch  Beamte 
der  Domänenverwaltung. 
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G.  Erbpacht 

S.  Ii  au  5.  A.  §.  130^186.  Ick  balic  dio  Erbpacht  schon  in  vor.  Alflt.  §.  178  (T. 
noch  entschiedener  befürwortet,  als  in  d.  0.  A.  l>*;ui  s  §.  150—155. 

Dio  Smith's'  hc  Nntionalökonoinie  war  der  Erbpacht  in»  A!l<rcfn»Mnen  nbhold.  weil 
sie  aberall  ihr  Idol  „tieies  Eigcnihum"  zur  ücUung  bringen  wollte.  Siu  »iberaali  aber 
nicht  nur  die  graudsfttzlichen  Bedenken  alles  privaten  Onuideifrcnthams,  denen  frcilirh 
wirhti^^e  Vortheile  iresrenüber  stehen  (s.  Wagner,  (rrundleir-  -•  Ahtli.  K.  4).  sondern 
wich  den  Umstand,  dass  „freies  Gnindeirouthum'*  uüt  seinoii,  im  lit-uii^iüi  I'echfe  g^iit- 
l^cheiascueü  Consetjueiizcn ,  freier  Tlioilbarkeit,  Veiäusserlichkuit,  \  erschuldbatkrit  ^ia 
der  Form  der  Kapitalrerscholdon;^!  s.  Grandlcsr>  §•  meist  nur  fietir  freies, 
thatdächlich  in  Foliro  der  Verschuldun^r,  Verpfundautr  u.  s.  w.  v  i  o  1  ^rebund  eueres 
iiesitzthuni  werden  kann,  aU  dasjcniiie.  welches  dr>r  Etbpächter  hat.  Die  Kod  bertus'- 
scbea  Lehren  (Kentenprincip  s.  dess.  Creditnotli  des  Grundbesitzes,  2.  A.,  1^7G),  die 
neoeren  oft  nngOnsü^n  Erfahranjcen  mit  freiem  kleinem  Grpnddgotttlittm  und  dio 
fTOnstiiren  Er&brun.sen  mit  Erbpachten  auf  den  Mecklenbur/schcn  Domänen  haben 
jene  früheren  cinseitlj^en  Ansichten  bericlifijrt  In  Prcusscn  ist  dio  Fn'jrc.  durch 
Anrciruogeu  ^ou  verscbiedencu  Seiten  neuerdings  wieder  lebhafter  u.  mehrfach  in 
dner  der  Erbpacht  sympathischen  Wt^ise  erörtert  wordou.  S.  bes.  d.  Yerbandltinxcn 
des  prcuss.  Landcsökün.collcginms  1877,  Nasse  in  d.  landwirthsch.  Jahrbüchern  1S7S» 
Ruprecht.  Erbpacht,  Gött.  ib^il.  In  di:r  Fin.wiss,  ist  die  Frage  natürlich  nur  ebon 
2u  l>ertthreu,  sie  gehört  iii  die  A;;rarpüiitik.  Im  Folgenden  ist  die  Darstclluii<r,  die 
ich  ▼esentiich  im  Anscblnss  an  Ran  in  d.  ror.  Aufl.  gab,  hier  jetzt  möglichst  zu- 
itammeogczoj;cn  worden.  U'-bcr  dio  rechtliche  Seite  s.  die  Werlte  über  dentscha 
Kechtsgeschichte  u.  dcnfsclus  Pri^atncht,  z.  B.  dio  ntMicsto  Heari>oatttng  des 
Gegenstands  in  Stobbe,  D.  Piiv.recht  (Kerl.  lbJ)3),  2.  A.  II,  §.  132. 

Dio  Erbpacht  kommt  im  deutschen  Uecht  in  verschiedenen  Modificationen  vor 
und  hat  auch  rechtlich  viele  Achnlichkeit  mit  der  Emphytevso  des  rOmischon 
Hechts.  Sie  lasst  sich  iia(  h  den  roncreteii  nedürfnisäcn  auch  forschieden  gestalten, 
WM  für  die  I'^rage  ihrer  \\  iedereinfUhraD£  zu  beachten  ist. 

§.  230.  —  1.  Wesen.  Der  Pachter  oder  sogen.  Erbpachter 
erhält  nicht  wie  der  Zeitpachter  auf  einen  benannten  Zeitraum 
(Reihe  von  Jahren),  gondern  auf  die  Geechleehtsdaner  ein  erb- 
Hehee  Bemttznngsrecht.   Seine  sonstigea  VerfUgungsbefug- 

nLsbc  sind  mebr  oder  weniger  beschränkt  zu  Gunsten  des  Eigen- 
thümers  oder  an  dessen  Einwilligung  gebunden,  besonders  der 
im  Uebrigen  gestattete  Verkaui  aud  die  Yerptänduug.  Die  üegeu- 
leistuDgen  des  Erbpachten  an  den  Verpächter  bestehen  in  der 
Zahlung  einer  ersten  -Einkaufssamme  (Erbbestand- 
geld) beim  Beginn  nnd  einer  jährlichen  Pachtrente 
(GrrtindzinSy  Kanon).  Das  GrtfssenTerhUltniss  dieser  beiden 
LeistLui^en  kann  beliebig  normirt,  ebenso  die  raclitrente  in  (leid 
(der  Früchten,  welche  letztere  in  natura  oder  nach  Geldpreisen 
zu  entrichten  sind,  stipuiirt  werden.  Bei  ErlUllung  der  Vertrags- 
mässigen  Leistungen  ist  der  Erbpachter  in  seinem  ßesitze  geschützt 
und  unterliegt  keiner  wiüktthrlichen  Kttndigang  des  EigenthUmers. 

2.  Benrtheilang.  Die  Erbpacht  hat  flir  die  DomänenTcr- 
waltnng,  fttr  welche  sie  hier  allein  näher  zu  betrachten  ist,  manche 
Vortheile,  welche  durch  die  etwaige  geringere  finanzielle  Keutabi- 
lität,  verglichen  mit  der  Zeitpacht  und  nüt  der  Rente  des  erlösten 
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Kapitals  beim  Verkauf  nicht  ooth wendig  aafgewogen  werden.  Sie 
mnss  ab^r  Überhaupt  nicht  nur  nach  ihrer  finanziellen  Seite  nnd 
auch  nicht  bloss  nach  ihrer  Wirkung  auf  die  landwirthschafüiehe 
Prodnction,  sondern  anter  Umstünden  zugleich  als  eine  wichtige 

Maassregel  gesunder  Sociiilpolitik  befrachtet  werden. 
Denn  sie  kann  zur  Erkaltung  oder  Gründung  eine»  tüch- 
tigen liauerstands  dienen  und  auch  kleinen  Leuten 
(Arbeitern)  zu  Grundbesitz  verhelfen,  ohne  die  Gefahr,  sie  vom 
OroBsgmndhesitz  und  Kapital  bald  wieder  verdrängt  zu  sehen*  Die 
Vererbpachtung  der  Domänen  Ist  daher  eine  Maassregel, 
welche  ähnlich  wie  der  Verkauf  der  Domänen  in  kleinen  Stücken 
zu  beurtlieiien  ist  (§.  220),  aber  Vorzüge  vor  diesem  bietet.  Dies 
hat  mau  neuerdings  wieder  mehr  erkannt  und  heurtheilt  ü^ie  des- 
wegen wieder  gtinstigery  uU  es  eine  Zeitlang  der  Fall  war. 

Schon  nacli  der  früheren  Atiffusong,  wie  sie  bei  Ran  (§.  131  C)  herfoitittt 

allerdings  abweichend  von  der  vorherrecbcnden  Ansicht,  wurden  erhebliche  Vor- 
theile clor  I'rbpacht  nicht  verkannt:  so  v^Tirliclicn  mit  «Icr  Zeitpacht  die  jrrosse  Vrr- 
«iinfachuug,  daher  die  Verivohlfeileruiig  der  \  crwahung  far  den  Staat;  die  bessere 
BevirtbBcbaftnng  des  Guts  dnrch  den  hierbei  ziemlich  irie  ein  EifenthiiAer  interessiiten 
Erbpachtor,  woraiis  sich  auch  Tur  den  Staat  die  Mr»glicbkcit  einer  höheren  Parhtreiite 
(ans  den  Zinsen  des  KrbbostandgeMs  und  aus  dem  Kanon)  «  ri^'-li.'.  I'.iu  betont  dabfi 
(§.  J>i2),  dass  mUIOso  Vortheiie  dauu  aui  GrOssten  wurden,  wenn  die  Erbpacht  mit 
einer  Zcrschlagong  (Dismembration.  AbbatO  der  gros^^en  DominenliGfe  ia 
kleinere  Güter  in  Vcrbindiinf;^  «resctzt  wird',  wi-  es  l'arh  geschehen  ist.  ab 
Massr^'STf.'l  der  inner«  n  (\)Ioni!<ation  und  (l«  r  Hebung  *lor  I.;imi«  si  ultur  im  \S.  Jahr- 
hundert. Vgl.  Kau  ij.  Note  a  u.  vor.  AuiL  dieses  liands  S.  414  I»otc  77  im? 
verschiedenen  alteren  Daten  u.  literarischen  Kachweisen.  U.  A.  begann  1701  in 
preussischen  Staate,  nm  einen  hfiheren  Ertrag  ans  den  Dom.  zu  erzielen,  eise 
Vererbpachtung  der  Dornänengüter  u.  sonst.  Pertinenzstucke  mit  Parzelliruni; 
der  Vorwerke.  Die  übereilte  Massregel,  die  zudem  viele  politische  (Jegnier  hatte, 
blieb  ohne  die  geholHen  RcsoUate  und  wurde  deswegen  1710,  1711  mit  groäier 
Mühe  wieder  rückgängig  gemacht,  Riedel,  brabd.  preuss.  Staatsbansb.  S.  99. 
(iegcn  "iio  Nützlichkeit  der  Sik  he  im  Allir'^meinen  kann  man  aus  diesem  MissHngen 
keinen  Hewcis  nehmen.  lYictiiich  II.  zertheilte  und  vererbpachtete  über  3<K)  \  or- 
wcrke ,  Friedrich  Wühclui  il.  setzte  dies  bei  drei  Domänen  im  Odeibruche  fort 
nnd  Friedr.  Wilb.  IIL  )ie!:8  eine  grossere  Anzahl,  besonders  in  Oslprenssen ,  ia  Elb- 
I-acht  ge)ien.  In  An=:b.ich  (,1757).  lUireuth  (1703),  Waldeck  (17oö).  Hessen- 
j>armstadt  (1773),  Bühoion  fl77t)^.  der  Rheinpt'aiz,  fing  man  an,  die^e  Bei- 
spiele nachzuahmen.  In  den  dänischen  Staaten  geschah  dies  seit  17t>3  in  grosse: 
Aosdebnung  und  mit  n^lem  Erfolge.  Asch  in  Mecklenburg  gt^cbab  es  hUBg  il 
seit  1^41),  dann  besonders  seit  1>ÜS,  wieder  in  grösserem  Maa.ssc.  (Nach  Ii  au  a.  a.  i 
Mccklenbiira-Schwerin  hatte  1S55  75  grösser^*  Krbparlithf^fe  von  tinirffälir  *^^f>  f  r  M. 
inittlerer  (irösse  u.  1320  bäuerliche  Erbpachtgütcrvon  durchschiüttiich  guadr.-iiiuth. 
mm  153  pr.  M.  Q.  7288  Bttdnerstellen  i.  D.  von  1920  Qaadr.*Rtttb.  i»>  le  pr.  Be- 
träge, IV,  :5s.  Auf  il^'in  Sch w erin  sehen  Domanium  betrug  lie  Zahl  der  Ei?-- 
pachtstellcn  18^2  4H7.  1>47  s:{2.  1S57  12.jO,  IS70  23SH,  1*472  :i(iH3  —  mit  al^ 
jyiassregel  zur  Uenuuuug  der  Auswanderung  dient  diese  ICinrichtung .  die  auf  dc^i 
mccklenb.  Rittergtttem  sehr  zum  Naebtbeft  fehlt.  Vgl.  Ber.  d.  meddenb.  Comaiftw 
üb.  Arbeitenrerhälinisse,  Schwer.  187.S,  d,  Kefer.  v.  S chu hmarher-ZarcKli», 
S.  H'],  Vgl.  anch  II  Ullrnnn  n .  (;<^schicht<-  «icr  DuiiL-ll-  n.  S.  0.';.  —  Kru;;.  NatiooaJ- 
reichtb.  des  preuss.  Staates,  II,  418.  v.  Könne,  Domanenweseu  d.  preuss.  Staates 
8.  Ott.   Uebcr  die  Massregeln  Friedr.  II«  Stadolmanu,  Preusseus  Könige  iu  ibrn 
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Thitigkeit  f.  d.  Landensaltor,  II,  14  Ii'.  (Leipz.  1882,  Piibltc.  tm  d.  preuas.  Staate* 
archifen  ß.  XI) 

Audi  die  manchüriei  i>ractiächon  und  priucipicUen  Kinwendu  ngeit  gegen  die 
Erbpacht^  besonders  im  \  erbleich  mit  der  Zeitpacht,  hat  schon  |{aii(§.  l'i:;, 
134)  mit  Hecht  iii«  lit  als  ausschlaj^gelHml  ;in<  ik;iimt.  Sic  verlieren  ihr  Gewicht  um 
Ml  mehr,  je  mehr  man  eben  in  der  Mlln  'meincren  S  <  rt  rl)|>achtung  eine  M.issrog^rl  di<r 
I^ndescultur-Politik .  nicht  nur  eine  iinanziclle  i'^age  sieht,  (jcgcn  den  tinanzielien 
Nar.htheil,  dass  der  in  («cid  gesetzte  Kanon  bei  sinkendem  Geldwert!»  und  steigenden 
(tetreidepreison  für  den  verpachtenden  Staat  einen  immer  icicinercn  Wertiibetnig  er- 
F'^i«  lit.  kann  sich  der  Staat  duii  li  Siipiilirung  des  K;iin.n  in  Fruchten  (einschliesslich 
an<ier<'r  landwirthsi'hftftli'^her  Productc),  zahlbar  ganz  oder  theilweise  nach  mehr- 
jährigeii  l>urchschnitti>pruiseu  oder  nach  den  Jahrcs-Marktprcisen,  hinlänglich  schützen. 
Dies  Verjähren  steht  mit  dem  Wesen  der  Erbpacht  und  mit  den  von  dieser  zn  errarten- 
den  gtinstigen  l'oljr«  n  ftlr  die  bessere  Bewirthschaftung  das  Bodens  nicht  im  Widerspruch 
htkI  ist  in  der  Praxis  öfters  angewandt  worden  (Üsti»rcussen .  Morklenburg».  z.  B. 
im  021  tpreussi sehen  Kauuncrdepurtcmcnt  StipuliruD;;  dc^  Kaiiuti:>  iialb  Ivoggeu.  hall» 
Gt'rsto:  der  dnrehschuitUiche  Marktpreis  einer  SOjähriiren  Pi*riodc  «ird  während  der 
Folirerid'  II  .'50  Jahr«:  zur  Bozahiuiiy  au-iewi  iidt  t,  doch  darf  di-r  Mitt<  lpri'isder  •  inen  Periode 
nicht  Ub«  r  das  Doppelt«'  vom  Pn  isr  d-  r  vorlu  r.:'  h'^ndi  n  stfi<r<  ii.  Krti-j-,  Nat.-K<-ich- 
tham  II,  42.  Mecklenburi^ ,  dir  iu  G<tr«id<'  an-tt&etzte  Kanon  wird  nach  20j.ihr. 
Darcliselmittsprtdsen  bezahlt  \Rau.>  Je  mehr  di«  Körnerwifthschaflt  hinter  andere 
Productionszn  ine  in  der  Landwinhschaft  zurücktritt,  desto  iiiirrr  riehen  Pacht- 
ziiis<"  in  Getr«-ide  fiir  (l»'n  brabi^irlifijf.  n  Zwf  rk  ans.  Aitimalisi  h.  Prnriucf«',  Handfls- 
xewaciise  stejg«tu  aucii  vielfach  siark<  r  im  Friis«:.  Die  allerdings  u  ■•g<-ii  der  Qualitatä- 
dilTert'nzcn  noch  sdiwicri^ertj  Festsetzung  des  Pachtzinses  od.  Kanons  mit  in  Qtiantitäten 
solcher  andrer  Producte  rnttsst'*  daher  T«rsucht  w<  rd<-ti. 

Ansrcsichts  der  grossen  Steigerung  der  Grundrenten,  welclie  z.  B.  die  Z- it- 
pacbteu  der  Uoiiiiinen  constatiren  (s.  und  bei  dem  Umstände,  dass  diese  Steigerung 

BOtOTfsch  mm  guten  Tbeil  nicht  auf  indiriduelle  Leistungen,  KapitalzafBbmnfc«  n.  s.  w. 
des  Laiulwirths,  sondern  auf  allgemeine  A'org.ingc  in  der  Volkswirthschaft.,  wie 
stciironder  Preis  der  ]iodcriiirodiictc.  sinkender  (ieldwcrtli.  weiterer  Absatz,  grössere 
Volksdichtigkcit  u.  v.  a.  ni.  zurückzufuhren  ist,  muss  eitic  solche  Theilnalune  des  .Staats 
als  Vererbpachter  an  diesen  Vortheilen  gewünscht  werden.  Vgl.  die  Daten  ans  Mecklen« 
borg  in  d.  Ber.  d.  Commiss.  z.  Prüfung  der  Rententheorie  v.  Rodbertus  Bert.  1871. 
Rcfcr.  V  Sc b  I)  Ii  macher-Z  :i  rr  h Ii  n ,  S.  I  ff.,  über  die  „aufsteigende  Beweunntr  drr 
iandwirthsch.  Grundrente".  Bei  im  (nutzen  nur  wenig  verändertem  Arealbestand  stieg 
die  Aufkunft  am  Zeit-  n.  Erbpacht  v.  1750—51  an  von  14l.«4i»  Thlr.  auf  ,^^03,401 
in  1775  —  70,  370,273  in  1800— OJ,  564,;{59  in  1825^  2(5,  935,041  in  1849  —  50, 
t>55,397  in  1*^64.  In  einem  Amte.  (la>  keine  wesentl,  Vcräixlcr.  erfalircJl«  war  die 
Zeit-  und  Erbpacht  1750-55  jalirl.  11,128,  1  s4.>'^:.0  M2  f?77  Thlr. 

Auch  die  Traj^weite  der  Behauptung,  dass  di.;  Erbpaclit  durchaus  wenijiei 
Vortlieile  als  der  Verkauf  von  DomSnetdand  und  mithin  der  UebiTfranj?  des  letzteren 
in  Privat;rrnnd(-iirentbum  biete,  Ii  sc  hrankt  l!an  <§.  135)  bereits  riclitiir,  wenn  <*r  aneh 
d«  n  eutsch'  !<]'  iidcri  (i<'siclitspnnct  b«  im  \  '  ril 'ich  zwischen  Erbpacht  und  Privat- 
«rmudbusitz  nocli  nicht  hervorhebt;  d<-iin  wiehtiger  abi  seine  an  sicli  richtig*.- 
BevefsfalmnjC  m  Gunsten  der  £r1>pacht,  wobei  wieder  nor  das  Prodiictions- 
interesse  b.'rücksichtiut  wird,  ist  noch  dt-r  Umstand,  de«  di«'  G«'<rner  der  Erbpacht 
und  die  Anhän<ri-r  dra  freim  Grrindri'j-' iitliiims  tt'"Tsohfn.  das>  der  Zw.  ck  di ^^  r- 
kaufs  der  Douiäneu  au  Utiin-re  Landwirthe  gar  nicht  sicher  «Mieicht  wird,  weil  die 
gleich  anfängliche  oder  die  später  so  leicht  eintretende  Vcrsehuldnng  df^r  Besitzer  oft 
zu  deren  Enti.'i!j;nnnir  führt.  Die  Laj;«'  d<'s  ErbpUchfers  ist  viel  sicherer.  (S.  Wagm  r. 
(irii  11-11..  §.  322).  Viel  Ii.  brr  Erlfpäclitrt  mir  f  si. m  Besitzn-cht  n.  festem  Kanon,  als 
verschuldeter  Eigentliünx-r  mit  kündbaren  Hypotheken  und  wcchs<'lndem  Zinsfusse! 
Sdbsl  das  Productionsinteresse  bei  der  Erbpacht  ist  ferner  hSnfig'  besser  als  beim 
Veilaiif  gewahrt,  weil  dem  Erbpächter  nach  Entrichtung  des  Erbliestandgelds  m<»hr 
eigene  Mittel  als  In  im  Ankatife  als  Betrieb-kapitnl  bleiben.  Hi-  r  zei>rt  sich  bei  der 
Erbpacht  ein  kluüicher  \  orilieil  wie  bei  der  Zeitpacht,  im  \  ergieich  mit  dem  Ankauf. 
Kinzehie  fltr  die  Entwicldong  der  Inndwirthschaftlichen  Cultar  nachtheilige  oder 
unnöthitre  Beschränkungen  derVerfüi;iinL;s)ierijgni!!Se  des  Erbpachters,  z.B.  hinsichtlich 
der  Verftiiderong  der  Benutzungsart  de»  fiodftis,  gehören  nicht  zum  Wesen  der  £rb- 
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paclit  und  gcätatteu  eine  Modiücatioo.  .Schon  iiau  kam  daher  zu  dein  Ergebuiäs 
(§.  186),  dtti  die  „Krbpaclit  nach  ditiscn  Betrachtungen  fUr  Domanial-HolgQter 
wescntlicliR  Vorzilgc  bar\ 

§.  231.  —  3.  Entscheidnng  der  Erbpachtfrage.   Das  Ver- 

dict  gegen  Erbpacht  ist  in  der  individualistischen  Natiuuali  k«»- 

noniie  eine  einlache  ConKCfpienz  ihrer  G  r undanftchau* 

UQgeD.  Auch  Kau  wagte  davoD  uicht  abzugehen. 

Er  sagt  §.  180:  Di-r  Erbpacht  „steht  der  in  di-r  ln'Utigea  ^"olkswi^th5c)laftspoUtik 
aMiTcnomnicne  Grundsatz  »  ntirt  ecii ,  dass  di<'  Befn-iuiig  d«T  (inindciirenihüm- r  otl  r 
crhlichtMi  Nutzuie&sur  von  allen  \'orbiudUciilvciten  gegen  die  Kealborechtigten  ((iu&- 
herren)  za  hcfftidoni  twi'*.  Daraus  folgert  auch  Uan:  „dass  maii  loia  neues 
danerndeä  liäuerliches  V<;rpflichtangsirerh  ültniss  «  üt^tehen  lass^'n.  oder 
es  Mv»ni*r-;t'  iis  soiricirli  ablA.shar  machen  si-ll.  nud  dass  auch  die  rorhandruen 
Erbpacht«  r  in  den  Stand  gestützt  werd<*u  musaen,  da»  nur  mit  einem  ablc<ä- 
lichen  Grundzinse  beschwerte  Eigenthuiii  zu  erlangreiu  Man  viid  daher 
in  '  i  ]  11  l'^älh'ii.  VC  man  sich  sonst  zur  A  crei  hpachtung,  aJ»er  noch  nicht  zu  dem 
Verkrtul'e  ciit-»ch!o>M  u  haben  wiiril«-,  lici  der  Z'  itpai  ht  .>l<  licti  bleilieu."  Man  k«tnne 
nur  etwa  ««Domänen  so  vorkaufen,  da&s  ein  Theil  des  Preises  alsbaid  baar  entrichtet, 
füf  den  andern  Theil  ein  abldsbarer  Grondzins  ausbedonrcn  werde,  wdcher  aich  nach 
tSetieideprciscn  reirele,  und  dosm  Abl^sdng,  wi-iin  sie  vom  Eiirenthümcr  )>esrehit 
werde,  n-^  h  dem  dun  h  jene  Pn  isc  besliianitcn  (irhilietrafre  do>  hiUten  Zei(raiiro> 
erfolge".  Alientaiis  „kuunte  der  (irundzins  auch  auf  eine  «gewisse  niciit  zu  lange  Zeit 
unablüsljar  gemacht  werden,  odf'r  man  konnte  ansnahmsweiso  einen  höheren  Abhaafir 
betrag.  z.B.  das  22%*  oder  2ofacli<>.  verabredend  Raa  hak  sich  hier  also  ge^ 
seine  eigene  Uel»erzeogiing  der  Yerwerfang  der  £rbi»aclit  accommodiit. 

Riebtiger  ist  es  wohl,  za  bekennen,  dass  eine  solebe  VerwerfoDg 
des  Instituts  zn  weit  geht  und  die  Erbpacht  bei  den  Domänen 

des  Staats  im  finacz-  und  volkswirtlisc liaftlichen  wie  im  soeial- 

politischen  Interesse  mitunter  zugelassen  werden  sollte,  weil  sie 

günstiger  als  die  Zeitpaeht  und  als  der  Uebergang  des  Staats 

gmndbesitzes  an  Private  zu  benrtheilen  ist.   Namentlich  bei  einer 

Zerstttekelung  der  Domänen  aus  Grttnden  der  Landescoltar  and 

der  Soeialpolttik  verdieot  sie  den  Yorzag  vor  dem  Verkaof,  weil 

sie  die  Enteignung  des  Banem  weniger  leicht  macht,  als  diese  in 

der  heutigen  Lage,  insbesondere  bei  dem  bestehenden  Schuldrecht, 

bei  „treiem  Privateio:cnthum"  ist. 

A  gi.  auch  hier  Sombart  a.  a.  0.  £r  kommt  freilich  aoch  nicht  zum  Vorschlag 
der  Wi^ereinftthrong  der  gerade  in  Preaasen  durch  die  Gesetzgebung-  rerboteMa 

Erbpacht.    Aber  sein  A'orschiag,  dass  Vg  des  Tascwerths  baar  anzuzahlen,  Vs 
47o  ^'^"'^        der  Amorti^.- Honte  in  30  Jahren  zu  tilgen  sei,  erkeuot  das  Bedfrnkfp, 
Uaü  dem  Verkauf  gegen  Baar  cntgcgeusteht. 

Die  Einrichtung  der  Erbpacht  wfUdo  nacb  Ran  §.  1S6  etwa  in  folgender 
Weise  zu  treffen  sein:  Bei  der  Zerschlagung  grosser  G&ter  sind,  je  nach  den  Örtlichen 
Umständen,  mittlere  und  kleinere,  mö^lich^it  gut  arrondirte  BauenrUter  und  na.  h 
BedUrfniss  auch  kleine  Ta^clOhnerstellen  zu  bilden.  Fehlt  es  an  Erbpachtlusügeu. 
die  aus  eigenen  Mitteln  Wohnungen,  Ställe,  .Scheunen  zu  erl>auen  vermögen,  so  hat 
dies  auf  Kechnutiiir  de?»  Staats  zu  geschehen.  Der  Grundzins  wild  besser  sogleich  bi 
cl<  r  Relau Mtiiiai  liung  der  ^^T.1Tl-^^enlIl^r•^be(^inLrunlreIl  fesrges»?tzt  und  nur  die  anfänsfiichc 
haare  £in/ahluug  (Erhbe**i  ludu'eld)  dun  h  \  et^teigeruug  oder  lieber  nach  der  Taxe 
bestimmt.  (Som  hart  .S.  41 .)  Ein  rtchtlichoi  Anspruch  auf  Nachlässe  (Kern issioul 
besteht  nicht,  bei  grob:<en  ünglüt^ksfallen  sind  sie  alicr  nicht  immer  zu  veraieid«B. 
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232.  Anhang:.  Land  wirthscbaftlichc  Ge  w  *  rks  -  Vorrichtnn^cn. 
Gebäude  und  Vorrichtuagen  zur  Betreibung  foa  sogen,  landwirthschaftiicliea 
Industrien,  velche  mit  den  Domänen  und  mtisi  spedell  mit  dem  landwirthscbftft* 
Uclieil  Betriebe  In  näherer  Verbindung  stehen,  wie  Bierbranereion,  Branntweinbrenne- 
reien. Ziegeleien,  Mahl-  uml  aixlere  Miihlcn  ti.  dgl.  m.,  bleil)i'n  in  der  Reirel  pas3end 
damit  verbunden  und  \^erilen  dann  mit  der  betreflenden  Domäne  rerzcitpacluet  Bei 
der  Zcrscblac:ung  von  Domüuen  wird  es  meistens  rathsamer  sein,  jeno>  Bestand- 
theile  zu  verkaufen.  Der  Staat  eignet  sich  gewöhnlich  nicht  zur  ei^renen  Verwaltung: 
d'  rsrlben  und  die  aparte  Vcrpachtunjr  macht  zu  £rTos<;e  Schwierigkeiten.  (S.  Raii  158.) 
Zicg•elei-^  .TpachtiinK"  kommt  bei  Domänen  ()i'ter.>  vor.  Bei  Zeitpachten  pÖejrt  >ich  die 
iiestimmang  /.a  fiudeii,  da^s  es  dvm  Pachter  ohne  Genehmigung  des  Veipachters  nicht 
gestattet  Ist,  andere  Gewerbe  (industrielle)  als  die  Landwirtbschaft  anf  dem  Oute  zu 
betieibea. 


3,  Abschnitt 
Bingliehe  Reehte  oder  Beallasten. 

Kau  §.  156—165,  vor.  Ai-tl  »li-'^^'s  Band.s  I.  ij.  1'^,'^— IbK.  Die  Lehre  von 
d.  Gruudgefailen  g:ehürt  nach  ihrer  voiköwirthsch.  Seite  vornehmlich  in  die  Agrar- 
politik, ü.  daher  darQber  anch  f.  Literatur,  Recht  u.s. w.,  Rau,  Volkswirth- 
schafispoiitik  §.  46  ff.,  Roscher  II,  2.  Kap.  9,  Meitzen  I.  B9>t  iW  In  die  Finanz- 
wi«>enschaft  ^rcli-ni  ilrr  Getrenstand  eigentlich  wieder  nur,  soweit  ilir  Umstand  von 
Einfluss  ist,  da>s  der  Staat,  der  Domüncnfiscus,  der  Berechtigte  ist.  Da  die  recht- 
liche Begelung  der  Realiaäteu  durch  die  neuere  Ablü^ ungsiresetzgebun^  bei  uns 
eiledigt  und  die  AbUi>ung  beieits  allgemein  that>achlicli  durchgeführt  ist,  so  hat  der 
ganze  Geircnstand  auch  we-^entlicli  nur  noeli  historlseJics  Intercj^se.  Wegen  der 
dabei  in  Betracht  kommenden  l'rin*  ipienlrngen  ist  er  aber  eleichwohl  noch  von  allge- 
meinerer Bedeutung,  aucli  lur  etwa  wieder  einmal  vorkömmendc  almliclic  Falle  (Frage 
der  Ablesung  ron  Grundsteuern  u.  dgl.).  Die  Darstellung  sellist  hier  jetzt  gegen  die 
vor.  Aufl.  zusammengezogen.  Für  Reclitsfreschichtliches  s.  Kraut,  (irundr.  il.  Privat- 
rechts §.  145  — 15.5,  V,  Maurer.  Gesch.  d.  Fronliöfe  u.  s.  w,,  pass. .  hm  III,  230  Ü., 
280  il".,  \V  aitz,  D.  ^'erfas8ungsgü5>ch.  pasis.,  bes.  V,  K.  4,  S.  185  Ii.  Die  Entstehung 
Q.  Aosbildang  der  GmndgeÜUIe  hingt  auch  mit  der  Unfreiheit  u.  den  Landtiberlassnngen 
geuen  Dienste  u.  Abgaben  zusammen.  S.  (irundleg,  2.  Abtha.,  K.  1.  §.201 — 215,  u. 
die  ilort  ansfiihrl.  anüeg.  Liter.  Ferner  f.  die  Frage  der  Bescitigunjr  der  b-  ti. 
Lasten  eb.  2.  Abth.,  K.  5.  Ueber  die  »peciÜ^ch  juri:)tibche  Seite  der  Reallasten 
ts.  die  Werke  über  deutsche  Bechtsgeschichte  u.  D*  Priv.recht,  u.  A.  Stobbe,  D.  Prir.- 
recht,  t.  A.  II,  §.  100  ff. 

I.      §.  2a3.  Die  älteren  Grnndgefälle.  Die  ihnen  zn 

Grunde  liegenden  dinglichen  Rechte  oder  Keallassten  sind  „Ver- 
pflichtnngen  zu  wiederkehrenden  stetigen  Leistungen  (besonders 
Zinse,  Renten,  Frohnden  u.  s.  vv.,  —  auch  Zehnten, 
Handlöhne,  Gilten),  welche  dem  Besitzer  eines  Grund- 
stücks als  Bolehem  obliegeoi  so  dass  die  Person  des  Verpflich- 
teten lediglich  durch  den  Besitz  des  Grundstttcks  bestimint  wird. 
Die  Verpflichtung  zur  Leistung  kann  entweder  in  regelmässiger  Weise 
ZK  bestimmten  Zeiten  (so  beim  Zehnten)  oder  in  unregelnüissigen 
Intervallen  nur  bei  gewissen  Veranlassungen  (z.  B.  Todesfällen, 
Besitz  Wechsel,  —  Mortuariura,  Laudemium)  eintreten"  (Htobbe). 

Solche  Rechte  sind  von  Alteis  licr  bis  in  unsere  Tage,  wi«  mit  anderen  privaten 
I^dgutem  herrscliaftliciier  Qualit.it  ((jrundherrschaftcn),      uut  dou  Domäni-u  d»^:* 

A.  \Vagn«r,  FiiiMzwiwnM>liafl  t»  3.  Aui, 
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Staats  rerbnnden  (cewesen,  auch  bei  Verausseraug  von  Dominen  woM  zarackbehaltea 

worden.  Nach  «lein  ivchtlichen  Ursprung  sind  diese  Kechte  vorherrschend  prirtt- 
rechtliclier  Natur.  Iiic  und  da  alicr,  im  Einzelneu  nicht  leicht  «nt«;rschcidhar.  mit  aher 
festen  Abg:aljeu  öifent lieh- rechtlichen  Uharakteni  und  steuerrcchtlicher  Natur  Vfi- 
mischt  (v'ogtei-  und  gericblslierrccbaftifclie  Lastend 

Die  bezüglichen  P^inuahmeu  aus  diesen  Gerechtsamen,  die 
Ho^eii.  r n  n  d  j^e f äl  I e,  haben  in  deutschen  und  anderen  Ländern 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  eine  oft  nicht  unerhebliche  finanzielle 
BedeatnDg  gehabt,  bis  die  Abtösangen  aie  yerminderteii  oder  be- 
seitigten, 

Beispiele  Baiern.  Nach  dem  A.  lur  1S,'{2— .'{4  war  die  Einnahme  ans  Grund- 
gcftll»!n  im  D.  5,277.100  fl.  n-in.  Konten  40  Proc,  Laoten  Tyi  Pio.-.  Die  R.  1^53  4 
zeigt  4,471,276  fl.  Reinertrag,  der  A.  iur  isöö— (Jl  eine  Koheinuuhmc  von  5.14S,'!»49  fl-, 
A.  1S70  322,170  fl.  ältere  Gcf;Ule,  4,300,000  11.  neu  angesetzte  Grundzinse  nach  Ges. 
V.  4.  Juni  184S,  lS,ldO  Ü.  Naturalabgabea,  zas.  4,710,000  fl,,  Ausgabe  SS.300  1 
A.  1877  7J88,r.OO  M.  Grundn:erri]le,  mit  201.110  M.  Ausgaben  dafür.  lS*-n  hci 
7*51  II.  0  !S3  Mill.  M  —  in  Beilen  siind  di-' (irundgefAlle  neuerlich  dun-h  den  luit- 
gang  der  Ablösungen  sehr  vermindert  wurden.  Der  Rohertn^  des  Zehnten  war  im 
D.  l$S.^'-36  TOT  der  AbUtamig  1,002,841  II.  Denelbe  Ist  jetzt  abgelöst  und  es  gingtt 
im  D.  1854  und  1855  474.277  fl..  1882  noch  o22,00<»  M.  Zinsen  aus  noch  ans=-tchondni 
Ablösungssummen  ein.  Dio  Geschäfte  jetzt  im  Wesentl.  abgewickelt.  —  W  uriemberg 
hatte  bis  1849  noch  sehr  viele  Naturalgefälle.  Nach  dem  A.  1845  —  1847  war  die 
Eiimalime  aas  Zehnten  1,475,64(1  11.,  am  Lehen-  tind  Kinsgatem  593,712  IL.  die 
Kosten  und  Abgänge  bei  jenen  4:^,621  fl,  bei  diesen  12,455  fl.  Von  dem  KeincrtraiT' 
von  2.013.2S4  11.  mii--<'n  aber  norli  viele  allgemeine  Kostrn  abirercchnct  werden,  indem 
üio  Ausgaben  fUr  iSuturalvorruthe  (34,502  fl.)  grösstentheils  durch  die  Gefälle  ver- 
anlasst ▼niden.  Diese  Einnahme  jetzt  fast  vrdlig  (noch  229  M.!)  Terschwnnden.  Sieekf . 
a.a.O.  S.  182.  —  In  Preiissen  beliefen  '^irh  die  Doinaniak'irdle  1S47  noch  »of 
4,057.513,  1S49  auf  3,974,000.  fH:)*]  auf  . -{1.221 .  1^»;]  auf  ::.r,!>.^.342 ,  1^70  auf 
1,741,172  Thir.  „grandherrl.  Hebungen  u.  ilebimgen  aus  vcräuss.  ilom.-Objecten"* 
(ind.  nene  Prorinzen),  davon  aus  Erb-.  Grund-  v.  Domlnenzins,  Kanon  n.  Geldrentea 
für  Getreide,  die  Tertrsgsmassig  nach  wechselnden  Durch>chnittsprdscn  regulirt  werden. 
1,551,582  Thlr..  '/in<en  v.  banerl.  In\ . utarieii-  (llofw.  hr-)  Geldern  2214,  für  N'.itiind- 
prästationen  (entw.  nach  Kamwerta^LC  oiier  nach  zeit  weisem  Abkommen  in  Geld  bexaüiU 
oder  in  natura  geliefert)  148,487  Thlr.,  f^r  nnbestrmd.  GefUle  38,939  Thlr.  Svnma 
d.  ,,grundherrl.  Hebungen  u.  s.  w."  im  Et.  f.  1875  .•i  02  Mill.  M.  Die  Domänea- 
amortisationsrenten  betrugen  I,f)'»v(>iM  'l'hlr.  in  1^70,  in  l'^7.■»  0-22  Mill.  M  Im 
Et  f.  18S3/S4  stehen  nur  noch  J,81^,0U0  M.  „gniadh.  Hebungen"  u.  s.  w.  u.  t>.37O,O0O  M. 
Dom.amortis. reuten.  —  Auch  mehrere  Schweizercantone  hatten  früher  erhebliche 
Einnahmen  dieser  Art,  z.B.  Bern  im  A.  für  1846  SIS,87S  Fr.  von  Zehnten  und 
Lehng.  fallen .  Nenenburg  105,000  Liv.  (zu  40  Kr.).  Züric  h  1^15-25  im  D. 
198,750  Fl.  oder  faot  ^  «  der  Einnahme.  Aargau  A.  1S4G  62,250  Lr.  (d.  älteren 
Daten  z.  Th.  nach  Rau). 

Die  Sicherheit  des  Bezugs  der  Gnmdgel'älle,  die  Ans- 
.sicht  auf  steigenden  Ertraj:  bei  einzelnen  davon,  besonders 
beim  Zehnten  waren  crsichtHche  Vortheile  dieser  Einnahmen  für 
die  Finanzwirthschaft  des  Staats.  Diesen  Vortheilen  standen  als 
Nachtbeile  volks-  und  privatwirthschaftlieher  nnd  mehrfach  auch 
finanzwirfhscbaftlicherArt  gegenüber  die  veränderliche  GrOsse, 
die  Ittstige  Entriehtnngsart ,  die  Hemmung  des  Fort- 
schreitens im  J.a lidhau.  Für  den  Staat  war  namentlieh  die 
sehr  ungleiche  Grösse  der  Einnahme  von  Jahr  zu  Jahr  be- 
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aonden  BtOrend,  bei  den  Natnralgeflllleii  ist  Überdies  die  Er- 
hebung kostspielig. 

in  iiaici  ii  l.  B.  war  der  Durclischuittsertrag  iniyjiihren  ?0Q  1819—37  5.21 1.020  Ii., 
min.  3,894,228  H  im  J.  1829,  nax.  6,554,775  fl.  im  J.  1831,  also  lesp.  74  und  125 
Proc.  des  DnieiiBcliiiiltes. 

Diese  Nacbtheile,  veibuuden  mit  allgemeinen  Ströuningen  im 
öffeDtlichen  Leben,  ftihrten  in  der  Wissenschaft  zu  der  Forderung: 
der  Umwandlung  der  Grundgefälle  in  einfache  Grundzinse  oder 
selbst  der  gänzlieben  Ablösung  dieser  Gefälle.  Diese  Forde- 
rang  haben  die  meisten  earop'ätschen  Staaten,  auch  die  deutschen 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  Terwirklicht,  so  dass  die  Eiänahmen 
ans  den  alten  GrundgefKllen  sich  immer  mehr  vermindern  oder 
schon  verschwunden  sind. 

Die  rollstämlii^e  Absc Iiai tu iig  der  Grundgcfällc  war  eine  Consequenz  der 
Denercn  nationalOkonomischcn  Anälchten  von  der  Nothweodigkeit  abgabefreien 
läadiichen.  speciell  bituerUchen  Umndeigenthuins  im  privat-  nod  folkswiTthscliaft- 
liehen  Pro  du  ctionsi  ntero  ss  o  und  zugleich  .in.'  Cunsetinonz  der  neueren  poli- 
tiächen  Ansichten  über  jm  rsfinliche  Freiheit  und  Eifrciithum.  Die  Maa8S^H2:^d 
bat  auch  phue  Zweifel  uut  den  Ackerbau  und  die  bäuerlichen  Wirthe  einen  jaulen 
Eiaflaas  geübt,  aeweit  sie  zu  einer  Beseitigung  ron  Qaoteuabgaben  roin  Rob- 
ertrage, also  besonders  1  ^  Z  hnten,  führte.  la  ihrer  Allgemeinheit  jt-doch 
wird  sie  vcn?rhieden  heunluilt  werden,  je  nachdem  entweder  wieder  mehr  der  jirivat- 
virtbachafiliche  Cie^ichlspuiict  für  die  Beurtheilung  inaassgcbend  ist  und  dieser  in  der 
ttblicben  Weise  mit  dem  f  olltswiTtbscbafIlicfaen  identi6cirt  wird«  wie  in  der  Smitltscben 
Schule  dos  •  konomischen  Individualismus,  oder  aber  der  wirklich  volkswirthscliaft- 
liche  und  der  socialpolitisrhc  Gei>icht>*ininct  mit  cntsrheidet 

£s  gilt  dann  wieder  Aehnlicbeii,  wie  vun  der  Erbpacht.  In  Hinsicht  auf  die 
Prodnctivii&t  und  die  sociale  Function  seines  Besitzen  ist  allerdings  schulden- 
freies  bäuerliches  Privatcigentlium  dem  mit  jenen  Lasten  beschwerten  vorzuziehen. 
Aber  jenes  war  keinoswes:^  das  :illc;pincinc  Resultat  der  AbsfhaiTiinsr  'I-t  (inindlabtt^n. 
Vielmehr  hat  »ich  der  mit  nicht  beliebig  vermehrbaren  (irundlasten  bu;>ciiwerte  (irund- 
beritz  öfters  nur  in  solcben  mit  kftndbaren  Kapitalscbnlden  belasteten  vorwandelt: 
keineswegs  durchaus  eine  YerbesHorung.  oftmals,  wohl  sogar  in  der  Regel,  eine  Yer- 
schlechtening.  Ferner  ist  eine  Theilunp  dos  Grundertrags  zwischen  dem  ver- 
pflichteten iUtuer  und  dem  Privatgrundherru  eher  zu  beanstanden.  Aber  wo  der 
umodberr,  wie  bei  den  Domanialgeralen,  der  die  Ousammtheit  vertretende  Staat  ist, 
Uegt  die  Sache  wiederum  anders.  In  zweckmässige  rcKtilirten  Grundgefäilen 
!:inii  der  Staat,  ohne  wesentliche  Benachtheiligung  des  pRHluction>interos?es.  einen 
Theü  der  ihm  gebührenden  natioDaieu  Grundrente  und  des  Zuwachses  derselben  beziehen, 
was  mit  der  gänzlichen  Beseitigung  der  Grandgef&Ue  aufhört.  Damit  ist  auch  das 
betechtigte  finanzielle  Interesse  des  Staats  bdntiftchtigt  worden. 

Man  wird  daher  zwar  der  in  Mittel-  und  Westeuropa  meist 
erfolgten  Abschaffung  der  Grundgefälle  manche  günstige  Wirkung 
nicht  absprechen  kennen.  Aber  richtiger  als  diese  Maassregel 
wSre  eine  Fixirung  aUer  alten  GrundgetUUe  und  eine  Verwand- 
lung derselben  in  eine  auf  dem  Boden  lastende  nicht  ablösbare 
Geldrente  oder  in  bestimmten  Durchschnittspreisen  zu  entrichtende 
Naturairente  gewesen ,  wenigstens  soweit  der  Staat  als  doma- 
niaier  Grundherr  der  Berechtigte  ist 
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Die  tiefere  BegrOndang  dieser  Ansicht  s.  in  der  tinuidicg.  2.  Abüi.  bes.  K.  4 

{f.  Grtuidcigenth.)» 

Ueber  dio  ehemal  Vervaltanir  dor  Grnodgrcfülle  a.  Ran  §.  157.  ?<ir.  Avft 
'I  i'scs  Bands  §.  184.  Genaue  Y  er  sei  c  h  n  i  sse  bildeten  die  Grundlage.  Die  Eintroiboog 

erfolgte  vrnhl  nach  den  Grandsätzen  des  Steuerrerlits.  Es  war  Inöpli''h^t  7.n  verhüten, 
dass  fehlerbaftes  (ictreide  u.  s.  «r.  geliefert  wurde,  docli  blieb  dasselbe,  z,  B.  beim  t  ruclit> 
Zins,  immer  etwas  unter  der  Durchschnittsqualität.  Aus  den  Magazinen  kam  du 
Getreide  znr  Versteigerung,  soweit  es  nicbt  fUr  Staatssweclte  nnmittelbar  (z.  B.  bei« 
Hilit&r)  Verwendung  fand. 

IL  —  §.  234.  Umgestaltungen  der  NatnralgefKile. 
Je  mehr  aaeh  im  Staatshaushalte  die  reine  Geldwirthsehaft  sieb 

einbürgert,  desto  iinbe(iu( mcr  werden  Xaturalgefälle.  Der  Htaat  als 
Grundherr  ist  bei  deren  Einziehung  und  Verwaltung  ohnebin  regel- 
mässig im  Nachtheil  gegenüber  den  privaten  Grundherren.  Auch 
die  Pflichtigen  Bauern  ziehen  mit  der  allgemeineren  Entwickloog 
der  Geldwirthsehaft  in  der  Voikswirthschaft  gewöbnlicb  Geldab^ 
gaben  den  Naturalabgaben  vor.  Im  beiderseitigen  Interesse  greifeo 
daher  bei  der  Beibehaltung  der  Grondgefälle  folgende  Umgestsl- 
tuugen  Platz. 

1.  Man  lässt  statt  der  Naturalien  den  Marktpreis  daflir  in 
Geld  entrichten. 

Da  l>i<'l)ei  die  Kosten  und  Verluste,  welche  mit  der  Aufbewahrunir  von  Getreide. 
Wein  und  andiTcn  Erzeugnissen  dos  Landbniies  veikniii)ff  sind,  erspart  wcrd«  n  können, 
\  oiiathsgcbäufi.i  entbehrlich  werden  und  tüe  VcruaJtuiigsgoschafte  sich  »ehr  rer- 
einfachen,  so  kann  der  berechtigte  Staat  schon  hier  ohuo  Naclitbeil  Ihr  sich  und  mm 
Vortheil  des  Pflichtigen  in  eine  Beduction  der  schnldigen  Leistung  wiUigen. 

2.  Die  veränderlichen  Gefälle  lassen  sich  passend  in 
einen  Grund zins  umwandeln^  wobei  der  vieljÄhrige  Durch- 

Schnittsbetrag  der  Gefjille  zu  Grunde  ^^clc^^t  und  ein  Abzui,' 
fllr  die  Erhebungskcsten  bestimmt  wird.  Der  Grundzins 
wird  entweder  fest  in  Geld  oder  zwar  auch  in  Producteu 
(Gretreide)  angesetzt,  aber  auch  letzteren  Falls  die  Zahlung  nach 
gewissen  Marktpreisen  in  Geld  ansgemaeht.  Am  Schwierigsten 
war  diese  Regnlirang  beim  Zehnte n,  welcher  unter  den  Gmnd- 
gefällen  des  Staates  besonders  wichtig  war. 

VgL  Regenaner,  Ueber  die  Verwaltnng  der  landos^imlicbea  Zehnten,  Kadir. 
1829.  —  In  Wurtemberg  erstreckt-  sidi  das  Zehntrecht  des  Staats  über  1,10T4W 
Morgen  Acker  (44  Proc.  alles  Ackerlamb^s  ,  TH.OOS  Morgen  Wiesen  v''"'^ 
and  5Ü,7üÜ  M.Weinberge  (62  Proc.  des  gau/en  Weinlandes).  In  Baden  waren  die 
1522  Domanialzehnten  zu  Ende  lb5G  schon  sämmtlicli  abgelöst  für  ein  Kapital  n» 
17,S90.000  f.  (Bau.) 

Dio  gewöhnlichen  Arten  auch  des  Domanialzelienfs  waren: 
Zehnten  von  <  ■  e  w  ä  r  h  s  c  n  .  ii  nd  zwar  r o s  -  f  r  o<lc'r  G  e  t  r  c  i  d  c  z  c  h  n  t  e ,  kleiner, 
Sc  Ii  mal-  oder  iiracb/eliiitc  von  audureu  Feldlrücliten.  z.  Ii.  Klee."  Kartoffeln  o.  s.w., 
Obst- und  Weinzehnte,  Henzehnte,  der  jedoch  seltener  rorkani ,  ferner  Bin t- 
zehnte  von  junirem  Vieh,  der  liistigste,  dessen  Ömwan  llnng  oder  Vhlösung  aui  Eisten 
bewirkt  wonlen  ist.  Der  pri vatrechtlirlic  Charakter  war  anrli  l.cim  Domanwlzchnren 
uicist  unverkennbar, jedenfalls  der  allgemein  vorherrschende  (Ii  au  ^.  159,  vor.  Aufl.  §      .  j 
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Die  früheren  Er hebungs formen  warai  die  Entriclittiog  deeZeliDteii  von  den 
Z  (  h  II  1 1»  f  1  ic  h  t iprc n  sei  bbt,  wobei  er  dann  entweder  auf  "R echnii  der  Domän en- 
kaäse  uinii^L-zo'^oü  oder  veiijachtet  wurde;  eventuell  auch  die  ErseUuug  de» 
Zehuten  Uurcli  ciiiu  auabcdungeuo  Abfind u iig!js ummu.   (ßau  §.159.) 

Die  eigene  Einzichnnir  auf  Rechnnnj^  des  Staats  war  das  mObaamere  nnd 
koätdpieligero  Verfahren,  das  eine  Menge  lästige  und  doch  unäichurc  Controleu  und 
(Jantelen  sowohl  gcff-e»  die  Zchntpflirhti;?cn  als  gegen  <lie  den  Zehnten  erhebenden 
Beamten  erforderte  (ii.  A.  Fflicht  der  Au/.eige  an  den  Zehutherrn  vor  dem  Beginn  der 
Emtearbeit,  Tomahme  der  Weinloee  nach  obrigkoitliclier  Erlanboiw). 

Schon  die  Verpachtung  war  datier,  zumal  bei  den  Domanlak  rillen,  eine 
wtinschenswerthe  Vereinfachung  der  Ueschäfte  filr  den  Berechtigten,  bio  wurde  ent- 
weder jäliriich  im  Sommer  zu  einer  Zeit,  wo  sich  der  Awifall  der  Ernte  tlburseheu 
liese,  oder  ancli  gleich  för  nelifeie  Jalire,  regelmlssig  im  Wege  der  Tenteigerung, 
vorgenommen  und  der  Pachtpreis  in  Geld  oder  tbeilweise  in  Fracht  zn  bestimmten 
Durchschnittspreisen  eines  Mvittorts  oiid  Zeitnuna,  aadi.etwa  ein  Theil  in  Natanl- 
lieferung  festgesetzt 

Koch  bequemer  für  die  DomSnenrerwaltnng  und  zoglcich  fiir  die  Zehntpfliehtigen 
adbflt  war  das  Abflndungsrerfahron,  das  zugleich  zur  Vorbereitung  der  Um- 
wandlunET  und  Fi  virunj^  des  Zehnten  dienen  konnte.  Hier  wurde  mit  der  ganzen 
zehntpflichiigcn  Gemeinde  oder  mit  der  üesammtheit  der  ZehntpHichtigen  in  ihr  ein 
Vertrag  dartlber  geschlossen,  dass  der  Zehntherr  statt  des  Zehnten  sdbst  einen  festen 
Betrag  in  Frachten  oder  eine  fixe  Geldsumme  erhielt,  deren  Anfbriu^ung  oder 
VertheUung  unter  du-  t:in/.elncn  Verpflichteten  Sache  der  letzteren  war.  Bei  der  Ent- 
richtung in  Geld  tiel  dann  i'ur  den  Staat  auch  der  Aufwand  für  die  Verwaltung  der 
Naturalien  fort  Verträge  dieser  Art  in  WUrtembcrg  meist  auf  2 T  Jahre.)  (Näheres 
Uber  diese  Erhebangsformen  bei  Ban,  ^.  160—163,  n,  danach  noch  in  vor.  Aufl. 
dieses  Bands,  §.  1S6.) 

Erst  die  Umwandlung  der  Zehnten  nnd  anderer 
ähnlicher  Gr  und  jt^e  fälle  in  feste  (Jrundzinse  oder 
Rentei\  befreit  aber  den  Zehntherrn  oder  den  Domänenfiscus 
wie  auch  die  Zehntpüicbtigeu  von  dem  Lästigen  und  Odiösen,  den 
Unbequemlichkeiten,  Betriebsstörnngen  nnd  Kosten  völlig,  welche 
die  erwähnten  Erhebnngsformen  tbeils  für  beide  Parteien ,  tbeils 
besonders  auch  fifir  (Me  Zehntpflichtigen  stets  mehr  oder  weniger 
mit  sieh  bringen. 

Der  Zehnten  ist  so  besonders  nachthcUig  und  wird  es  bei  intensiverer  Laud- 
wirthschaft  immer  mehr,  weil  er  eine  Qnotenabgabe  rem  Bob  ertrage  ist  In  dieser 
Eigenschaft,  uirht  bloss,  wie  Raa  (|  168)  tt. A.m.  ihn  auffassen,  als  Abgälte  vom 
Kohertrage,  wird  er  leicht  eine  Hcmmunu:  landwirthschaftli' h  r  Fortsrhritte  Denn 
bei  intensiverer  Laudwirthschaft  stdgt  der  Kohertrag  in  oinein  stärkeren  Yerhältniäs 
ab  der  Beinertrag.  Der  Zehnte  nnd  fthnUche  Al)gabcn  vom  Bohertrago  werden  also 
immer  drOckonder  und  nehmen  dem  Landwirth  (Bauern)  einen  grossen  Theil  desjenigen 
Ertrai^s,  der  nor  durch  die  stiikeren  Venrendnogen  ron  Kapital  nnd  Arbeitskraft 
gevonnen  wird. 

Bei  der  Umgestaltung  und  e7entaell  der  Authebung .  des 
Zehnten  nnd  anderer  GruDdgetUlle  macht  nun  ein  Umstand  be- 
sondere Schwierigkeit,  nemlich  die  Rtfcksieht  auf  die  bezttg- 
tiehen  Rechte  andrer  privater  Grnndherren.  Beim 

Staate  ist  gelegentlich  der  u  ii  e  n  1 e  1 1 1  i  c  h  e  Verzicht  auf  das 
Gefällö-,  bez.  das  Zehntrcclit,  luiudestt.ns  das  Begnügen  mit 
einer  unvollständigen  Entschädigung  befürwortet  worden. 
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So  sollten  z.B.  nach  v.  Kottcck  s  Antrag  in  Baden  »lic  Staatszehnte?!  i;  •al- 
gcltlich  aufgehobüu,  Privatzebuthcrren  luit  (icm  10  fachen  des  Heiiicilragu«  und  mi  i:aile 
einen  «nreisliclieB  priratrechtlidien  Tiiels  Bit  dem  UÜMsIieii  abgefanden  weitab  vom 
der  Zehntpflicbtige  das  5  fache,  das  Ucbrige  der  Slaat  zuzuschiesscn  hätte.  Verhandl. 
der  bad.  2.  K.  1831,  Beil.  I,  25.  Vg].  v.  Arctin  u.  v.  Uottcck's  Staatsrecht  der 
conatit.  Monarchie  II,  272,  2'G.  Nach  dem  Antrage  dor  Majorität  der  Zehtttcommission 
in  der  2.  Kammer  sollte  der  Berechtigte»  und  akio  auch  die  Domiaenlasse,  das  15  lacke 
erhalten,  wovon  das  9 fache  dem  PflichtigeD  zur  Last  tiek  ;  il*<r  Staat  schösse  l>ci  den 
Prifatzehnt'  ti  <I.is  nf.irh'^  zti.  Die  Minorität  wollte  rk-in  Zrhntiiäirhtigcn  das  13  fache 
des  reiAcn  Ertrages  auf  legen  und  den  Zu:>chaäa  der  Staats»kasäe  lor  die  Privatberech- 
tigten auf  das  Sfacha  bosdirftnken.  Die  Kammer  selbst  spiack  sich  1831  daülkr  «n, 
dMs  der  Berechtigte  das  1  $&chfl  erhalte  u.  der  Pflichtige  hieroB  Vs         (Bau  g.  161) 

Bestehen  indessen  diese  Gefftlte  einmal  zu  Recht,  so  ist  eine 

solche  Verletzung  des  Finaiiziuteresses  doch  möglichst  zu  verhüten, 
jedenfalls  nur  soweit  zulässig,  als  w  i  chtij^e  Rtl  c  k  si  c  htc  n 
aat  die  Entwicklung  der  Land wirthschatt  und  auf  die 
ökonomische  and  sociale  Lage  der  Pflichtigen,  also 
wieder  allgeineiD-vollLswirthschaftliche  and  soeiai- 
politische  Gesicbtspnncte  es  rechtfertigen.  Um  der  noth- 
wendigen  Gleichheit  Willen  müssen  dann  aber  die  OefHllspflichtigen  , 
von  Privat-Grundlicrren  cbcusu  wie  dicjciii^^en  des  Staats  behainlclL  | 
werden.  Hält  man  eine  Ermassiguntr  der  Last  ftir  geboten  und 
glaubt  man  das  daraus  iierv  orgelicndc  Upier  den  privaten  Grund- 
berren  wegen  der  einmal  anerkannten  Bechtsbestllndigkeit  der 
Gefälle  nicht  znmnthen  zu  können,  so  mnss  der  Staat  also  &it 
beide  Classen  der  Pflichtigen,  diejenigen  des  Domänenflacns  nnd 
der  Privat-Grondberren,  die  gleiche  Unterstätzung  gewähren.  Un- 
bedin^^t  notbwendi«j:  erscheint  ein  solches  Vorgeben  niebt. 

Diu  zur  Mutiviruijg  uiit  augcfuhru;  u  ilu gli  c hu»  S t c  ti cru  a t u i  dc>  Zi.huicü 
i»t  keincswcg^  allgcm>  in ,  in  der  Bogel  gar  nicht  vorhanden .  jedeufall!»  aber  hat  sie 
^ich  im  Verlauf  der  .lahrhtin  lcrtc  verloren,  wo  Bio  etwa  früher  bestand.  Die  tdient- 
barun  LäncK  rcien  w.  i-l  ii  auch  billiiri-r  g'-kauft. 

Das  iaudwirtbschal'tlicbe  Productionsiuteresse  ver- 
langt wohl  eine  Beseitigung  des  Zehnten  als  einer  Quotenabgabe 
vom  Bobertrage,  aber  mit  einer  Umwandlung  desselben  und 
anderer  Katuralgcfälle  in  eine  fixe  Geld-  oder  in  eine  in  be- 
stimmten Marktpreisen  zu  zahlende  Productenrente  ist 
es  vollständig  befriedigt.  Eine  Kiüäässigung  der  demgemäss 
umgestalteten  Leistung  ist  zulässiir  und  gerechtfertigt,  weil  fffr  den 
Grundherrn  viele  und  bedeutende  Lrhebungskosten  fortfallen.  Darüber 
hinaus  ist  eine  Verminderung  der  Leistung  aber  höchstens  in  Aus- 
nabmefällen  geboten. 

So  wenn  di«-  .Summe  der  CirundgefiUIe  einen  besonders  niedrigen  K»  inertrag  f.  d. 
Priichtiv'en  übri-  iR-t  Nach  d.  prousjä.  Gc>.  y.  2.  März  l^'d».  ^.  »ujr-te  bei 
der  Ablösung  mindestens  doä  Keinertragj»  dem  Pflichtigen  bleiben ,  wa^  eint-  mi- 
»pfechcnde  Beduction  der  uiaf^lo  Inrokirt. 
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Besondere  StaatsbeitrUge  selbst  zur  vollständigen  Beseitigung^ 
der  Zehnten  sind  auch  nieht  immer  erfolgt,  so  das»  öich  jedeui'alU 
die  Massregei  ohne  solche  durcht Uhren  liess. 

80  im  Grosshcn.  Hessan,  (iesetz  t.  15.  Ausr.  1816,  in  Nmssau,  Sachsen 
UaBBOrer,  Woimar  (tiesetz  foin  18.  Mai  1848)  «tc,  Frenseeu.  (Rau>. 

Wollte  man  aber  ans  Grflnden  der  Politik,  wegen  Ver- 

hassthcit  der  Grundgefällc  u.  s.  w.  ein  Uebriges  thiin  und  ins- 
besoudere  mit  Keebt  das  VerbUltniss  zwischeu  Privatgrundherren 
und  Gefälls-,  uameutlich  Zehntpliichtigcu  lösen,  so  hätte  die  all 
gemeine  Umwandlang  der  Gefälle  in  eine  feste,  aber  noch  etwas 
weiter  ledaeirte  nnab lösbare  Geld-  oder  Getreide-,  bes.  Pro- 
duetenrente  wiederum  gentigt  Der  Staat  hfttte  dabei  in  das 
Recbtsverfaftltnifis  der  privaten  Gmndherren  eintreten  und  letztere 
angemessen  entschädigen  müssen.  Die  Forterbeb ung  der  Gefälle 
in  der  neuen  Form  hätte  keine  grosseren  Bedenken  gehabt,  als 
die  Erbebung  der  alten  oder  der  etwa  neu  eingeführten  allgemeinen 
Grundsteuer  und  konnte  eiui'acli  mit  der  Steuererhebung  verbunden 
werden. 

Statt  der  blossen  Umwandlung  der  GrandgeHllle  ist  regelmässig 
die  YollstHndige  Ablösung  derselben  erfolgt.    Sie  bat  dem 

Staate  eine  werthvolle  Einnahme  für  die  Zukunft  und  damit  die 
berechtigte  Theilnahme  am  Bezug  der  nationalen  Grundrente  ent- 
zogen, wofür  in  der  lieiitt^  des  Ablflsungskapitals  kein  sicherer  und 
gewöhnlich  i^ein  ausreichender  Ersatz  gelegen  hat.  Die  mehrfach 
erfolgten  weiteren  Beisteuern  des  Staats  zur  Ablösung  baben 
selbst  neue  finanzielle  Opfer  mit  sieb  gebraebt  Das  |,lastenfreie 
volle  Privateigentbum  des  Bauern^'  wird  aber  auf  die  Dauer  doeh 
nicht  erreicht  werden,  weil  die  „Verscbuldungs-,  bez.  VerptUndungs- 
freiheit"  nunmehr  um  so  leichter  zu  kündbaren  Kapitalöcbuldeu  mit 
wechselndem  Zinsfusse  fübrt.  Das  Endurtbeil  über  die  „Grnnd- 
entlastung"  lallt  daher  nicht  so  unbedingt  günstig  aus,  wie 
früher  angenommen  wurde. 

Diese  Aaddit  ist  eine  CoDsequeaz  der  in  der  GrundUg.,  I.  AbÜu  K.  4,  nitKlor- 
gdogteo  AuachaauiiiTi  ii  Uber  Prirateigvilthom  an  Praductiotismittelii.  Ran  stand  liier 
noch  and-rh,  s.  §.  IG't.  1(54  bei  ihm. 

In  liadeu  ist  »chlit-sslich  im  Zchütgcsetze  vom  25.  Nov.  1833  der  Staal-vzuachuss 
anf  '/g  der  AWösun^suiuino  fcstj^csctzt  worden,  der  überdies  bis  zor  beendigteu  Ab- 
lösung' jedes  /A-liiitioolifes  oder  venigstena  bis  znm  1.  Jan.  1844,  vom  1.  Januar  1894 
an,  mit  Zwisrhenziiisen  zu  4  Proc.  verzin>t  wiirdo.  Die  Ausgaltr  an  Stantszuschubs 
lUr  säinmtliühe  Zcbuten.  deren  Ablösung  40,54 «,ÜiiO  fl.  kostete,  war  auf  1*9  Mill,  tl, 
angenommen  worden,  belicf  sich  aber  nur  auf  7,033,000  ii.,  iur  die  Douianialzchnten 
▼arde  ein  Ablöbekapital  von  17^90«00O  fl.  ermittelt,  wovon  aber  3.443.000  fi.  an 
StsatszosGliQi«  abgingen.  Re genauer,  Staatobaosli.  S.  319.  l>ie  Last,  diu  far  die 
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Ttbrigeii  St;mt>lii\r-;rr  aus  j»"ih:m  grossen  Stiatsbeitrarr«'  <>iitstaii'l ,  miiulLTte  sich  unsre- 
lähr  von  auf  12  Troc.  des  KaI)ital^^,  weil  die  Zchiitptliclitigen  s-rlbst  zu  deu  Steuern 
Ueitrugeii  und  ungefähr  Vs  <Jcr  Ausgaben  traj^eu.  —  Die  Verhaudlungeu  der  beid«  u 
Kamiueru  von  1833  bilden  eine  ausführliche  ErUoteruD^  dü6  Zohn^feseUk^ ,  dach 
wurde  der  Zweifel  an  der  Zweckmässi^^keit  jener  uto'^  ■  ii  Staatsausiiraben  am  Wenigitea 
beachtet,  ürbrrblick  de«^  (iccrnstandes  in  dem  Vortr  •  •  von  Kan,  Protok.  der  I.K. 
I,  255.  Aufsätze  ron  Lötz  und  Kegcnauer  in  Kuu,  Arcläv  U,  I  Heft.  Vog»-l- 
manü.  Die  Zehnt^AblOsong  im  Grossh.  ftiden,  Kaikr.  1888.  —  Die  Reirieraofc  ran 
Bern  hat  das  ganze  Zehntablüsuugskapital  an  der  Stelle  der  Zt  lmtpfi  htigen  bestritt» u 
(Kau).  —  In  Oesterreich  wurde  durch  Patent  v.  4  Marz  \bVJ,  §.  IS  (ShnÜ-h 
noch  aud«  re  Patente  für  andere  Kroolandej  für  dit;  deutschen  Krblaode  bcstimiDt«  da^^ 
von  d.  bcrechn.  Entschid.  des  Berechtigten  V,  for  vewdiiedene  Abztkg«  abf^ben, 
vom  Reste  je  Vs  (»^^o  V«  des  irezahlten)  vom  Pdichtigen  und  von  jedem  Kronlaitde 
zn  abrrth  hin.  n  sei.  So  entstand  die  Grundentlastun;rsschnld ,  für  welche  neb^n  d-u 
PÜichtigen  die  einzelnen  Kroulaudc,  uicht  der  Ge^iamiutstaat  als  solcher  haltet.  £. 
1869  fttT  d.  ciflleitban.  Länder  241*15  Mill.  fl.  Käh^iies  bei  Czftrnifr,  Keagestaltanc, 
8.  4S6  £  Anf.  1882  betrug  diese  Schuld  noch  1Ü2-8  M.  fl.  —  Für  Pre  aasen  W- 
AblusungH!r<'sotz  v.  2.  Marz  l'^TiO  u.  Ges.  über  Errichtung  v.  Rentenbanken  v.  dem- 
selben Tage;  s.  Könne,  Staatsrecht,  H,  2,  274  fi'.  Bei  den  festen  Abgaben  toü 
Kömcm  wurde  v,  d.  ennittolten  Marktprt-isen  57o  v«^)ren  scblecbtefer  Bcischaflenheit 
deri  Zinsgetreides  abgezosren ;  hA  Zehnten  in  der  Kegel  nicht  (vgl.  38  mit 
M2  des  ersten  Ges.).  Ablösüii^  il  r  b-  ivcIiik  tru  G'  ldrente  baar  in  IS  Jahren,  was 
mindesteus  10%  Keduction  involvirt,  bei  Annahme  eines  5%igen  Zinsfussea,  erhebüch 
mehr  bei  der  rieht.  Annahme  eines  niedrigeren  Zinsfusscs.  Doch  konnte  der  Berech- 
tigte die  AbHndun^  zum  20fachen  in  4%  Rentenbriefen  verlangen  (§.  (14).  I) er  Staat 
l>"i!-tef<  koiijcti  (lirei  ten  weiteren  Zuschu^s,  wohl  aber  ulx  riialiia  er  die  Errirlitunj:  der 
Kciitoiibauken  (im  Kuit  f.  1ST5  mit  512,üOÜ,  in  dem  Etat  i.  lij^ii/s»!  mit  6 14. DUO  M. 
Kosten)  und  die  Garauti«;  dat'Ur.  Der  Gewinn  an  Zwisclienzij)sen  f.  d.  Staat  uber^>teigt 
jene  Kosten. 

Das  Verfahren  bei  der  Tniwandlung  und  .\bluaung  der  Zehnten 
u.  s.  w.  ist  in  der  Agrarpolitik  niilier  zu  *Tf^rtern.  Die  Hauptpuncte  sind  folgend- 
(Kau,  §.  163  u.  N'olksw.seli.i*olitik  §.  74,  voi.  Aufl.  diesem  Bands  §.  IbS).  Bei  der 
Umwandlong  des  Zehnton  (Zehntfixirang)  wird  der  dnrcbschnittlicbe  Roh-  and 
Beinertrag  aus  den  Domätionrerlmungen  für  längere  Perioden  berechnet  Nur  drr 
Reinertrag,  von  dem  noch  etwa-  ttir  die  nunnielir  zu  n-^par'-ndcn  Scheunen  u.  s.  w. 
abgeht,  ist  vom  Pili«  htigen  zu  vergüten,  wodurch  sieh  die  La.-^t  für  diesen  bis  um  '/g  mul 
mehr  rennindert.  Bei  sofort  oder  binnen  kürzerer  Zeit  ablösbaren  Zelu^nten  weiden 
diese  in  Geld  angesetzt,  in  ander«n  Fallen  ist  die  Ansof/ung  in  Productem  (Ge- 
treide) mit  der  Bedingung  der  Zahlbarkrit  in  gewi->on  Marktpreisen  —  am  Bt^ten  m 
einem  Theil  den  Preisen  des  betreilendeu  Jahrs,  zum  andern  Theii  langjahngeo  Durch- 
Bcliuittspreiiien  —  roROziehen,  um  den  Werth  der  Zehntrente  sicherer  fOr  llDgeie 
Perioden  zu  erhalten. 

Bi  i  der  völligen  Ablii^'Ung  der  Zehnten  u.  s.  w.  fj.  ht  die  rmwnndlun?  in  eiti'" 
Kente  voran.  Diese  lieutc  wird  aisdauu  nach  dem  vom  Gesetze  zu  bestiuimondeo.  ZLa^- 
fnsse  kapitalisirt.  Die  Anfbrinining  dieses  Kapitab  bildet  regelm&isig  dio  besondere 
Schwierigkeit  für  die  Zehntpflichtigen.  Sie  ist  gewöhrdich  in  zweckmäßiger  Wei<«i 
durch  Gründung  von  Rentenhanken  od.-r  dnn  Ii  Vorschasse  des  Staats  und  iiidrer  Foii  l? 
(Gruudentlastungsfonds)  deu  Ptiichtigeo  erleichtert  worden,  wobei  dann  dio  Tilgnng 
mittelfit  einer  Zeitrente  erfolgen  tonnte*  welche  eine  bestimmte  AmottisatiCHisqQocr 
enthielt  und  den  ubiiehi-n  Zinsfuss  doch  nielit  crh«  blich  überstieg 

Kau,  Volk-w.- h.polit.  §.  ^U).  Die  bad.  Zehnt5ehuldentilgung>kasse  lieh  den 
zehntpiliclitigcn  Gemeinden  auf  Verlangen  das  Kapital  gegen  einen  Zins-  und  Tilge- 
betrag.  Dieser  musHte  mindestens  IV4  Pih>c.  betragen,  manche  Gemeinden  niachtea 
sieh  aber  zu  ein<T  jährlichi:n  Abtragung  von  '/^.  */g,  '/lo'  *^3  des  Kapitale 

aüheisehiü,  auch  wunle  oft  uirlir  gezahlt,  als  die  tibernornmenö  Verpflichtung  für  -  ir. 
gewisses  Jahr  betnig.  z.  B.  lsü7  u.  1808  29,000  u.  2ö,000  fl.  mdir.  Die  grös-tc 
Summe  der  iregebcnen  Darleihen  v.  3,a20,000  fl.  im  J.  1S4S.  Zu  Eü^I  ]S68  waren 
noch  404,405  fl.  ausstehend,  seit  1S74  nichts  mehr.  Da;  jihrlich  bezahlte  V/,  Proc. 
für  V'  rvraltunarskostt  n  erxab  bei  der  sparsamen  A'erwaltong  und  weil  keine  Vcrln~tr 
vorkamen,  einen  Ueborschusb  ron  114,000  fl.  Dio  orforUcrlichen  Summen  konnten  ganz 
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US  den  sogen.  Graidstockägeldeni  (S.  583)  ^cnomineii  weiden.  Uebenicht  Uber  den 

ganzen  Zeitranin  ron  18S6— 66  in  Verhandl.  der  Standevei>ainriilnnu',  2.  K..  1867,  I. 
145.  (R;iu.)  —  In  Prcii'^^OM  x  ihlt  der  Verpflichtete  bei  der  Abiösun?^  mittelst 
KcDtuabhefcn  au  die  KeutcDbankuu  4Vs7a  5G  J.  1  Mou.  Utng  oder  ö%  41  3.  1  ^1. 
laug.  Der  DoiD.-FiscQs  erhält  als  Berechtigter  keine  Benlenbriefe,  sondern  entnimmt 
d«!n  an  ihn  in  ders.  Weise  wie  an  die  Kenten bank«'a  zu  zahl.  Kenten  4"',,  Zinsen  u. 
tilgt  mit  den  AmortisalionsijQoteii  unmittelbar  Stant^st  hulden  in  «rleii  lier  Holie.  Meit/.en 
429,  IV,  27ti,  Stau  Jahrb.  Iii.  74.  l\\  1,  154  ^ub.  d.  KrgebQiä;>c  d.  Reuteubauken, 
eb.  S.  152).  IV,  *i,  804.  Der DominenfiacDS  eflilelt  z.B.  ftlrAblAüong  dorch Kapital- 
zHliItiiiL'^.  [1  1^71 — 74  zus,  2*498.  f.  Tilgttiigsqaoten  von  Domlnenanortiii.- Beuten  zus. 
X"ii9  MiiU  Thlr. 

Der  Empfang  des  ÄblOsnngskapitals  fttr  die  Grand- 

gtliillc  (auch  bei  der  Amortisation  in  Form  von  Zeitrenten)  bildet 
eine  Fltissigniachnng  eines  Theils  des  Ka|tital\verths  der  Domänen. 
In  finanzieller  Hinsicht  ist  die  bctretlcDde  Einnahme  daher  eine 
ausserordentliche,  für  deren  richtige  Verwendung  im  Wesent 
liehen  dieselben  Grandsätze  wie  tlUr  die  Benutzung  des  Btaatsoredits 
gelten  mttssen  (§.  65  ff.).  In  staatsrechtlicher  Beziehung  mUssen 
die  Grnnds&tze  zur  Anwendung  kommen,  welche  fUr  die  Veräusse- 
rang  der  Domänen  selbst  und  iUr  die  Verwendung  des  Erlöses 
daran»  gelten. 

Daiier  in  ^ta;lten,  wo  dit:  Domänen  als  Patrimonialgut  der  Dynastie  gelten,  ver- 
wickelte AbreclinangäV'criialtui:>dü,  wie  ^  B.  in  Baden.  Wo  der  £rlü&  für  verkauflu 
DoDlnen  nach  dem  besteh.  Staatsrecht  t.  Schuldentilgung  dienen  nnas,  folgerichtig' 
nach  die  gleiche  A'crwendung  des  AbUisongskapitals  (Preussen). 

Von  anderen  Bercchti  g:n  ngen  sind  noch  die  ebenfalls  zum  üouiänenvcr- 
iiiü^an  gehörenden  Weiderechte  auf  Fmatländereien  uod  die  Fi»chereibereoh- 
tigungen  in  Priratgewlssem  zn^rwfthnen.  Die  eratercn  sind  dorch  Verpachtiing, 
öfters  am  Besten  durch  Verpachtung  an  die  weulepflusbtige  Gemeinde,  auszunutzen, 
müssen  aber  ans  laiid-  und  volkswirlhsch.iftlicfien  Gründen  über!ianpt  in  unserer  Zeit 
und  in  unseren  Ländern  lieber  abgelöst  werden  (Kau,  Volk>>»r.:»cb.polit.  §.  72,  7ö, 
Pin.  §.  165.  vor.  Aofl.  dieses  Bands  189X  Aach  die  Fischereiberechtigungen  weiden 
rerzoitpachtet. 


Zweiter  Hauptabschnitt. 

Waldnngen,  Jagd,  Fischerei. 

Auch  dieser  (iegcnstand  <^<  liüirt  nach  seiner  principielien  Seite,  nemlich  hinsiehf- 
Uüh  der  Frage  der  Beibehaltung  und  Vermehrung  oder  der  Veräussoru ug 
der  Staatsforsten  ond  der  Frage  nach  dem  richtigen  leitenden  Bewirth- 
schaftungsprincip  der  Forsten  zanäcbst  in  die  Volkswirihschaftspolitik.  Er  wird 
aber  ans  fj  'ii  früher  tlargele^tton  Gründen  doch  auch  in  der  Finanzwisdcnschaft  be- 
bandelt, nur  weniger  eiugeheud.  Bei  der  grossen  finanziellen  Bedeutung  der 
Slaatsforsten  gerade  in  Dentschland  ist  diese  Hinoinziehung  des  Gejrcnstsndes  in  die 
Finanzwisse nschaft  bei  uns  auch  aus  practlschen  Gründen  zweckmässig.  Endgiltig  zu 
'»rledigon  ist  das  Thema  aber  hier  nidht,  \v;\s  besonders  von  ih^r  Frage  de^  15  iMvi  i  th- 
schaft ungsprincips  gilt,  um  welche  sich  der  neuere  Streit  in  Theorie  und  Praxis 
Tomemlich  dreht.  Ich  habe  mich  auch  in  dieser  Auflage  im  folgenden  ersten  Ab- 
schnitte im  Wesentlichen  anf  die  Wiedergabe  meiner  eingreifenden  Umarbeirung  der 
Lehre  ron  den  Fönten  n.  s.  w.  in  der  6.  A.  ron  Ran  §.  107'190  beschranken  za 
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Ikönit'jn  geglaubt  und  eher  die  I)an>telluag  zu  kürzen,  als  auszudehuen  gesucht,  am  des 
Krörterungcn  in  der  „Volksw.sch.politik"  nicht  mehr  vorziigrcifeu,  als  es  die  Hiuein- 
ziuhuug  den  Gogcuistaads  in  die  l  iii.wis:».  bedingt.  Mehr  wurdo  im  2.  Abschnitte  ver- 
ftadert.  Auch  Kau.  der  den  Gegen»taDd  ia  d.  Pin.riss.  §.  187 — 152  behandelt,  hat 
in  §•  IH8  II'..  148  schon  die  Beibehaltung  der  Staatarorsten  gegen  die  AngriHe  der 
Smi(h'schcn  Schule  vertheidi;^t,  nur  nicht  mit  dem  durchs« lilageoden  Grunde  nnd 
immer  der  älteren  Schule  gemäss  so.  als  ob  au  sich  das  Pri  vatgruadeigeotbum  stets 
die  Yemathonfr  fbr  sich  habe.  S.  dagegen  Grandleg .  Abth.  2.  bes.  K.  4,  lumi.  §.  966. 
Vgl.  Kau,  Volksv.sch.lehre  i;.  3s3  If'.,  Volksw  sch.polit.  §,  153  ff..  Roscher,  Syst.  II, 
B.  3  K.  3.  Helforic'i  in  Schönbers's  IhuuM  d.  pul.  ( ».<k.  I.  Abth.  Forstwirth- 
scbuft  ^mit  gröikirec  Lit  Ubcia.  S.  711).  Von  den  neueren  forstwissensch.  systemat. 
dgL  Werken  s.  bes.  die  verschiedenen  „Lehrbücher"  Ton  Albert  ^.StaatsforstwMSeB- 
SCbaft,  Wien  Ihl'K  Forstverwalt..  München  1SS3  u.  a  m.  .  -iic  Srhriftcn  von  K.  Qaycr 
Waldbau.  2.  \  .  I  m^tb-nutz.  6.  A..  Berlin  ls*^3,  der  Verf.  nicht  mit  dem  tintea 
gen.  Phii.  Geyer  zu  verwechseln.)  K.  Heyer,  Waldbau,  Leipzij^  i^7b,  3.  A. 
von  ü.  II  eye  r;  letzterer:  Handbuch  der  forstliehen  Statik,  1S71,  ders.  Waldwerth- 
bercchniing,  3.  A.  Leipz.  1883;  die  unten  S.  576  und  am  Hi;gion  des  2.  Ab- 
schnitts genannten  Schriften,  von  PrcssU  r.  Judeich  n.  A.  Vun  älteren  forstvisseu- 
schaftl.  Werken,  z.  Th.  in  u«;ueren  Atifl  ilie  von  (I  L.  Hartif,^,  Pfeil,  Hundes- 
hagen.  —  ti cschich tliches  u.  lS ta tis t ia ches  über  Forsteu:  Berabardt, 
(iesch.  d.  WatdeigenlhviiiB  a.  s.  in  Deutschi.  Bcri.  1874-76.  Roth,  Gesch.  d. 
Forst-  u.  Jagdves.  in  Deutichl.,  Berl.  IS79.  Maren.  Wälder  Dcutschl.  Berl.  1S62. 
V.  Hilgen,  forstl.  \  crhältnisse  Preub- mis  2,  A.  Berl.  1SG7.  Leo,  Forststat.  P'Otschl. 
u.  Oester.  Ung.,  Berl.  Ib74.  -  Vcrwaltungsrecht  vielfach  in  d.  forsttuchu.  und 
Statist  Liter,  berührt.  8.  sonst  f.  Prcnssen  r.  ROnne  Dom.-,  Forst*  n.  Jagdwesen 
Pr.  s.  S.  57*1  m.  pieii^s.  Staatsrecht  na.  h  :j.  A.)  II,  2.  S.  332  11.  üeber  Bniero, 
P.. /I.  A'envr..  .{.  A.  S  52b  H".,  auch  3^»l  H.  Ueber  Würtcmb.  Kiecke  a.  a.  (». 
S,  l!>3  u.  „D.  lorstl.  Vcrh.  WV  l&Sü.  üeber  Baden  Kegonauor  S.  34ü  11. 
Ueber  West- Oesterr.  Blonsiti  I,  165  it.,  175  AT.  Oeber  Frnnkr.  Hock,  S.  223  «. 
Kaufmann.  S.  574  ff. 

§.  2o5.  Eiiileitnn  f:;.  Wälder  in  bedentcndcm  Umfange  sind  in 
europäischen  Ländern  seit  Alters  ein  l^e^taodtheii  des  Domaniams 
und  haben  sich  aU  solcher  mehr  als  FeldgUter  erhalten,  so  dass  der 
Staatsforst  noch  jetxt  einen  in  der  Regel  ziemlich  erheblichen  Theil  der 
ganzen  Waldfläcbe  beträgt.  War  es  früher  vomemlich  das  Interesse 
der  Jaj^d,  so  später  immer  mehr  das  der  Holznotzung,  welchem 
nach  der  t  inauziellcii  wie  nach  der  v  olkswirthschaftlichen 
Heite  für  die  Erhalt uug  dieses  .Staatswaldbesitzes  und  für  dessen 
Hewirthschaftungsart  massgebend  war.  Erst  in  neuerer  Zeit 
hat  man  die  allgemeinen  Gründe  gegen  privatwirthschaftlicbe 
Th&tigkeiten  des  Staats  nnd  gegen  jeden  Domänenbesitz  anch  in 
Betreff  der  Staatswaldungcn  geltend  gemacht  Indessen  liegt  die 
Frage  hinsichtHch  der  letzteren  doch  selbst  vom  Prodnctions- 
standpnnctc  aii.^  luaiu  hlach  anders  als  hinsichtlich  der  Feldglitcr. 
Bergwerke,  Fabriken  n.  s.  w.,  so  dass  bie  eine  genauere  Prliluii^' 
erheischt.  Von  dem  Ergebuiss  dieser  PrUfang  hängt  die  Antwort 
aof  die  Frage  der  richtigen  Bewirthschaftungsart  mit  ab. 
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1.  Abschnitt. 
Heibehaltmig  oder  Yerttusseniiig  der  Stantsforsteii. 

L  —  §.  236.  Das  Vorhandensein  von  Staatsforsten 
in  den  modernen  Staaten  und  seine  Grtfnde.  Es  Ist 

offenbar  keine  blosse  historische  Zufälligkeit,  dass  sich  in  vielen 
europäischen  und  namentlich  in  allen  deutschen  Staaten  ein 
grosser  Betrag  Waldungen  bis  auf  den  beutigen  Tag  im 
Bigentbum  des  Staats  erhalten  bat,  auch  da,  wo  der  Staat 
nur  wenig  Feldgtlter  mehr  besitzt.  Diese  Thatsaohe  ist  vielmebr 
sehr  wohl  zn  erklären  nnd  dient  selbst  wieder  der  ferneren  Bei- 
behaltung der  Staatswaldnngen  zur  Rechtfertigung. 

lu  Deutschland  (Deutsches  Krioli)  ist  ein  DriUcI  des  ganzen  Waldbeslaiids 
i)o«  h  im  Staatscigenthum  .  üVc  r  <lit'  Iliilftc  gehört  dem  Staat«'  «I  mi  (jonieindcu.  Stif- 
tuD|^cn  n.  s.  w.  zus.,  uemlich  nach  Maron's  Fonitstatist.  ?.  50'äl  MiU.  Morg<m  17'3S 
dorn  Stute,  9'08  den  Gemeinden,  0*67  Kirchen  n.  Institnten,  23*37  den  Pri- 

vateu.  Für  1873—74  wird  die  StaatSWaldtlacho  im  D.  Keichc  zu  4,45t>,91S  Hcct, 
oder  8  2 r/.,  d.  L;iialt'sflarhc  angfo-robeM.  Forstl.  Blätter.  1ST5,  S.  .••22.  In  tlcii  ciu- 
/.elnea  Staalcu  und  den  einzelnen  Jb'rovinzcn  der  grösseren  Staaten  ist  der  Mtaat>besitz 
mn  Wald  numehfach  Terschiedcn.  In  Preussen  ist  der  Slaatbfonit  von  der  ganzen 
(iebietblläche  u.  von  der  Waldfläclie  bez.  6  87  u.  3üVü,  Baiern  12"4Ö  u.  36,  Wttrtem- 
berg  9-77  u.  Raden  S'HT  ii.  18,  Suchscn  ll'OS  it.  Ml.  E!  <  ass-Lothriugcn 
•144°/,  der  (jebiet>)läche ,  in  den  kleinen  Staaten  vielfach  12  — IG— 20— 24  Procent 
der  Gebietsfläche  u.  40— 5Ü- 00— St)— 1)0  u.  mehr  von  der  Waldfläche  (z.  Th.  nach 
Leo,  Forstitat.  S.  1—27).  Am  (irösstcn  ist  in  Prensson  der  Antheil  des  Staats  au 
den  Wal.innp  n  im  Ganzen  im  Osten  (K.-B.  Gumbinnen  z.  B.  GS  "'„).  aber  mit  uianclioii 
Ausnahmen  {K'.-l>.  Posen  bloss  14.  Ct^slin  1»,  Licgnitz  4"''„>:  kl-  iü  -r  ist  im  AUs^cmeiuen 
der  Staatswald  iu  den  wcstU  Proviu^n  (Max.  nach  K.-B.  2ö  u.  2ü"/u  iu  Trier  und 
Aachen,  CoVlonz  u.  COln  10,  Arnisberg  6,  MQnstor  2^^;  in  d.  neuen  Pror.  48%  in 
Hannover,  88  in  Srlile-w.-Holst,  57  in  ra.>,sol,  24  in  Wiesbaden.  Der  Et.  f.  18S:j/84 
wei>t  2,646,05!»  ha.  Staatswald  nach  (aus-  r  liJSi»  ha.  .,geraein.sch.  Wälder  '  •.  davon 
2,073.514  ha.  zur  Holzzucht  bestimmt,  272,545  nicht  dazu  bestimmt.  Von  der  üe- 
«amnitfliclie  des  Staatsforrt  sind  112,739  ha.  unnutzbar  als  Wege,  Gcütello,  SOnipfe, 
Uasserstücke,  S.  v.  Haften,  forstliche  Verhältn.  d.  preuss.  Staats,  Berl.  1S67.  S.  6, 
?»8,  Anh.  11.  S.  39.  Meitzen,  Prcussciis  Boden  IV.  .553;  Statist,  .lahrb.  III,  98. 
101,  144,  cb.  IV,  1,  S.200,  Leo,  S.  5.  Baiern  um  1808  «Leo  S.  11)  U3S,200  ha. 
Staal»irald  (incl.  1S,S98  ba.  auf  Gsterr.  Gebiet),  Min.  in  %  der  WaldflScbe  in  Nieder- 
!- tiern  19,  Schwaben  31;  Max,  in  Oberbaiem  45,  Pfalz  517qJ  wn  der  j^an/.m  Fläche 
il.  Staatswalds  z.  Hclz.zucht  b<  ^^timmt  84J!.57l  ha.  —  Sachsen  um  I8ti8  160.655  ha. 
Staatäwald.  —  WOrtomb.  1880  192,236  ha.  Staatswald,  jot^t  32*2 X  der  Waldflächu 
des  Staatsgebiets.  ~  Baden  vm  1870  91Jt]tl  ha.  Staatowald.  —  Hessen  vm  1870 
»17396  ha„  287„  der  WaldHärhe.  —  Meclrlenb.-Sch ver.  115-321  ba  (71«/o)-  — 
Braan><chw.  80.704  ha.  (707o^.  I"  ^en  thürin^.  n.  ,nnd.  Kleinstaaten  (Anhalt. 
Lippe-Dctiaold,  Waldcck  u.  s.  w.)  gehört  von  dem  reichen  Waldbestand  meist  ^A,- 
u.  nebr  dorn  Staate.  —  Oesterreich  1668:  3'94  Mill.  ha.  Staatsirald,  21%  der 
Waldfl&che.  WestAsterfeicU  allein  1S70  716.000  ha..  1880  543,217  ha.  Wahlfläche 
unter  der  I'^r-tv'-rwahung  des  Staits.  —  Frankreich  Sraat^wülder  1869  1  .nsri.-'inö  Im.. 
1872  998.5  lU  ha.  (Abnahme  durch  Ausscheid.  Kls.-Lothr.s).  —  Belgien  1840 
34,810  Hect  —  Europäisches  Rnssland  c.  123  Mill.  Dessjiit.  uu  1  039  Hect.) 
'»der  69"/^  der  Waldflacbc,  nach  Tengoborslci  (ges.  Waldfläcbe.  nach  Büschen 
172  Hill  Dossj.).  —  Grossbritannten  c.  60,000  Acres  (zn  0*405  Hect)  Staatsforst. 


Digitized  by  Google 


572 


3.  ß.  Ord.  £iun.  2.  K.  Fiivatemrerb.  1.  U.  A.  Forsten.  §.  236. 


Der  Waldbau  oder  die  Forstwirtbschaft  stellt  im  Vergleich 
znra  Feldbaa  eine  sehr  extensive  Benntzting  des  Bodens  dar. 
Der  Faetor  Natnr  behanptet  dort  vor  den  Factoreo  Arbeit  mid 
Kapital  einen  naebhaltigeo  Vorrang  verglieKen  mit  der  Landwirüh 

Schaft,  und  zwar  in  ähnlicheni,  wenn  anch  nicht  in  gleichem 
y[A6üQ  noch  auf  hohen  stufen  der  \  ulkävvirtbscballt  wie  aal 
niedrigen. 

V-l.  Ii' au,  Vülkswirthschafbl.,  S.  A.,  J?.  n^^M  fr..  VolUwirthv  hafopol..  l-V?  iL  , 
und  die  du«  angc/.  Liter.  —  Koscher,  Ansicht,  d.  Voikswirlbijch.,  Dat-ökou.  liaopt-  j 
priuc.  d.  Forstwisiseiisch..  bes.  iS.  b'»  Ü".,  ders.  System  II»  §.  Ib3  II".  Im  Alltfemeiucii  ' 
Wagner.  üraDdiep.,  §.        386  a.  Abth.  2,  K.  4. 

Daraus  folgt  zunächst,  dass  die  speoifischen  wirthschafliiclieu 
Gründe,  welche  den  Uebergang  des  Bodens  ans  dem  Gemein- 
cigentbom  In  das  Privateigenthum  im  allgemeinen  Prodactions- 
interesse  ökonomiseb  zweclLniässig  machen,  socialpolitiseh  reebt« 
fertigen  nnd  historisch  erklären,  nemlicb  das  Erforderniss 
intensiverer  Bodenbestellnng,  beim  Waldbau  tbeih 
gar  ii  i  c  h  t  j  t  Ii  e  11  s  nur  in  viel  e  i  i  n  g e r e  ni  Grade  ob- 
walten. Sodann  folgt  daraus  weiter,  dass  die  specifi^eheti  ' 
Nachtbeile  des  Staatsbetriebs  im  Forstwesen  bei  Weitem  nicLi 
in  demselben  Maasse  wie  im  Ackerbaa  und  in  anderen  privat-  ' 
wirtbschaftlicben  Thätigkeiten  hervortreten. 

Der  St&atswaldbesitz  ist  die  wichtigste  Art  des  besteben  ge- 
bliebenen Oemeineigentbnms  an  Wald,  woneben  Gemeinde-  nnd 
Corporationswaldbesitz  noch  in  bedeutendum  Umfange  vorznkomniei: 
pflegt,  der  sich  ähnlich  erklären  und  rechtfertijrcn  lässt  wie  jener. 
Es  liegen  keine  solchen  Gründe  des  Prodnctiün>irjieresses  vor,  da^ 
eigentliche  Privateigentbum  am  Waldboden  ebenso  einzuführen,  wie 
am  Feidboden,  wohl  aber  sprechen  manebe  erhebliche  Gründe 
dieser  Art  dagegen.  Aassei*dem  gelten  die  manchfacben  Grtlnde 
des  volkswirtbschaftlichen  Vertheilungs-  nnd  des  soeial])<)litiscben 
Interesses,  welche  gegen  Privatgrundeigenthum  Überhaupt  anztt- 
fUhren  f?iiid,  noch  mehr  gegen  privates  Waldeigenthum. 

Der  Slaatswaldbesitz  ist  schiohtlirh  z.  Th.  dnrch  dip  sogen.  In fo  resti run--' 
dur  bisher  der  Uemeiuuutzuüg  UDten>teheuden  W  aidur  ciitdtaiiden ;  cä  bildete  ücb  aXao 
ein  Kigcnibum  des  Staate  an  doti  Wildern  der  Markfrenowenschalt  n.  s.  w.«  das  aber 
alü  StaatBaigenthuiii  oben  doch  wieder  tiemeineigentlium  t.'^eiiannt  werden  IDU^^.  Vi:!. 
Koscher  II,  §.  IUI.  \Vagn<T.  Graadlog.  I,  §.  337.  S.  im  Allv'.  Bernhardt, 
(iesch.  d.  Waldoigeutli.  v.  Maurer,  Dorfrerta»:».,  I,  231  ff.  —  Ueber  dio  Priacipiea- 
Iragc  (vniiid%.,  2.  Abtb.,  K.  4,  bes.  §.  840—346,  866. 

Die  dem  Staats-  und  llberiiaupl  dem  öffentlichen  Waldbesit2  guustigt;  Ai- 
aicht  Vili-ilif  bestehen,  auch  wenn  manche  GrUnde,  mit  'l^ia-ii  die  .\nhänL'er  derStaat^ 
forätcn  lur  die  Beibehaltung  der  letzteren  kämpfen,  aut^egeben  oder  in  ihivr  Tr^- 
weite  6ehr  cio{(Cächränkt  werden  mu&sen.  umgekehrt  al^o  inboferue  die  Beweiafkk^  j 
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iiri^  der  Gegner  der  Staatswaldungon  /u  billigen  ist.  Diese  Gegner  halten  ntir  mit 
I'nrecht  darch  Widerlegung  eini*rer  ünstichljaltis^cr  oder  nicht  den  Aiissrhlag  gebender 
Argumente  zu  Gunsten  der  Staatäwälder  die  ganze  Frage  für  abgcthati.  Einem  aprio- 
rischen ArloiD  tu  Liebe  fUIt  dann  das  Verdict  gegen  den  Stestifofitbesitz  aos,  ohne 
Beachtung  des  geschichtlichen  KntiricUnngl^ngs  und  dessen  innerer  Ökonomischer 
Rerechtignno^  und  o1iiii>  ßiu  k>i<  Itt  auf  die  son'iti^'en  dtrrchscblagenden  Gründe,  «reiche 
Cur  die  Beibehaltung  der  Staatswaldungen  auzufuhreu  sind. 

IL  —  §.  237.  Die  GrOnde  fttr  ond  wider  die  Beibe- 
halt ong  oder  VeränsseroDg  der  StaatsforBten  lamu  sich  in 

folgender  Weise  darstellen. 

Vgl.  über  d.  Strcitfr.  die  forstl.  Liter,  im  Al!;^.  bei  Ii  hu,  ^  .»lk^\virtliSLli;iftsl. 
§.  Vollkbwirthacliaftapol.,  §.  153.  —  Eine  ziemlich  vuliütäiid.  Lcücraicht  der  eia- 
schliff.  Literator  gicbt  Leo.  über  d.  Beibehält,  oder  Terinsser.  d.  Staatsvaldunfren, 
Stnttg-.  1^70  (II  Sapplem.  H.  z.  Baur's  Monatsschr.  für  Forst-  u.  Jagdwes.)  S.  19  ff. 
Inter  dan  (j'Mjnern  der  Staatswälder,  zu  denen  begreiflich  vielfach  die  raiiicaleren 
Smithiancr  unter  den  Nationalukonomcu,  wie  A.  Smith  selbst,  gchürcu,  vgl.  besonders 
Trunk«  neoer  Plan  d.  aUgem.  Revelat.  in  d.  bisher.  FerMökonomietrenraltnng,  1S02. 
v.  Hazzi,  acht.  Ans.  d.  Wald.  u.  Forste,  ub.  d.  Gcmeinschädl.  d.  Staatsforste,  ls05.  ' 
Pfeil,  rirnnds.  d.  Forstwirthsch.  in  Bezu^  auf  Nationalf^k.  und  Staafsfinanzvri«.  ]*^'22, 
L.  324,  womit  aber  zu  vergleichen  II,  19,  37.  Lötz,  Haudb.  lü,  134.  Neuerdings 
bes.  Bergins,  im  Archiv  d.  Landeskunde  d.  prenas.  Hon.  1S56  (gegen  ihn  Wieso 
m  Wilda,  landwirthsch.  Centraiblatt,  1S59,  Suppl.  S.  107);  ders.  Finanzwissenschaft, 
1S3  ff.  (unbeding:t  filr  Ver;'iu«!scruug,  z.  Th.  auch  für  Abholzen,  nach  Krair, 
aber  ohne  den  klimat.  Gcsichtspunct  auch  nur  zu  cr^ühneu).  Unter  Forstmännern 
sind  die  Stimmen  ftlr  Veriasscroug^  der  StaatswMder  begreiflich  selten,  doch  nennt 
Leo,  Forststat.  S.  25.  noch  2  neuere  Aufs,,  bes.  in  Boz.  auf  Oest.-üng.  (von  v.  BiTg, 
Mon.s'  hr.  f.  Forst-  u.  Jagdw-  -  ]sT()  u.  ein  Aufs,  in  Heyer's  nllg^  Ft  r  t  ii.  Jagd- 
zeitung, ISTl).  —  Viel  grus:<er  ist  die  Zahl  der  Anhänger  dci  8taatsw-älder  und 
ihre  Grtknde  riel  grewichtiger.  S.  bes.  Hnndeshagcn.  Encykl.  II,  744  ff.  d.  1.  A. 
u,  d,  dort  angef.  Schriften;  dess.  Forstpoliz.  S.  44  ß.  v.  Jacob,  Fin.  I,  §.  22.5, 
239.  Behr,  Wirthsch.  d.  Staats.  S.  61.  Krause,  Nat.-  u.  Staatsökon.,  I,  108. 
Schenk,  Volkswirthschaftspflege  §.  182.  MaUhus,  Fin.  1,  §.  15.  —  Vgl.  aus  der 
neueren  Lit  u.  A.  selbst  weitgehende  Freihfindler.  wie  Rentzsch,  d.  Wald  i.  Ilaush. 
d.  Natur  n.  d.  Yolkswirthsch.,  1802;  ders.  Staat  uml  \  olkswirthsch ,  S.  200  und  die 
.\rtikcl  Staatswaldungen,  Forstwirthsch.  in  desb.  Ilandwörtcrb.  d  Vülli-wirthschaftsl. 
Contzen,  forstl.  Zeitfrng:cn.  2.  A.,  Berl.  1872.  II  eis s,  Wald  u.  Gesetzgebung,  ßorl. 
1ST5.  Die  meisten  ncuirea  Forstschriftstcllcr  sind  energische  Freunde  des 
>itaatswald8,  sie  betonen  vor  Allem  das  klimatologische  Moment.  Bcachtenswcrtbe,  . 
aber  einseitige  Gegnerschaft  geg-cn  diese  Auffassung:  Ph.  Geyer,  d.  Wald  im  nat. 
Wirthsrh.leben.  Leipz.  1879.  A  gl.  ilbcr  d.  klimntol.  Seite  aiis.^ei  «len  fachwissensch. 
Werken  die  mehr  populär  gehaltene  Schritt  v.  v.  Liburnau,  Wald,  Kliman.  Wasser, 
Manchen  1878.  Gräger,  Sonnenschdn  n.  Bogen,  Weim.  1870.  Bes.  Ebormayer, 
physic.  EinwirV.  d.  Waldos  auf  Lieht  u.  Boden  u.  s.  kliin.  u.  hygien  iK'utiitifr. 
Aschatfenb.  1S73.  Helferich  im  Schönberg'sehen  Iluidb.  S.  714  Ii.  —  \  on  den 
neueren  FinanzschriftstelUr n  ist  ümpfcnbach,  ^.  13ti — 143,  für  dermal- 
I  einstige  VeTAasserung  der  Staatswilder,  trenn  der  Priratbetrieb  überlegen  sein  wird, 
erent  für  Belegung  der  Privatwälder  mit  dem  Forstbann;  Pfeiffer,  I,  125  ff".,  ist 
aus  Tiücksicht  auf  d.  Klima,  nicht  tiu<  dem  cameralist.  Gesichtspunct  für  Erhaltung 
der  Walder,  aber  für  den  Ucbergaug  an  Private  unter  weitgehender  Staat^oberaufsicht, 
mit  Verbot  des  Abstockeas  der  Terkaulien  Fliehe,  —  doch  alles  immer  Qnn(Vth.  Zu- 
geständnisse gegen  das  falsche  Dogma  von  der  absoluten  Superioritiit  des  Priratbe* 
triebs  Uber  den  Staatsbetrieb.  Durchaus  richtig  ist  die  Behandlung  Stein 1.  A., 
S.  125,  2.  A.  168,  Dogmengcscbichtliches,  S.  172  it.  Vgl.  auch  noch  v.  Scheel  z. 
Waldachntzfrage,  FoifttL  Blfttter  1876,  S.  381  ff.,  der  in  der  ihm  eigenen  prägnanten 
KOlze  die  Bedeutung  des  Walds  treffend  darlegt.  Er  hebt,  abweichend  von  mir, 
zuerst  hervor,  dass  „der  WaM  die  einzige  beständige  und  mit  mcnsrlillcliem  Willen 
QDverslegbarc  (Quelle  von  Bau-  u.  Brcuamatcrial  «ei."    Die  anderen  Punetc,  dcrent- 
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wegen  der  Wnid  wicbtij^.  üchcint^u  mir  doch  noch  bedeutäuner.  Bernhardt .  z. 
Geschichte  der  SUalBfoistwirthscbafisIehre  im  19.  Jahrhudert,  FoiKL  BUtter  1S7S. 
&  161  ff. 

A.  Falsche  oder  doch  uuzureicbende  Gründe  lür  die 
Beibehaltung  der  Htfiatsforsten, 
ß.  Richtige  GrUnde  dalür^ 
C.  Die  Gegen  gründe. 

A.  Als  ein  falscher  oder  .mindestens  unznreiehender 
Grand  fttr  den  Staatswaldbesitz  mnss  der  ,,eanieraliBtt8c)ie" 

bezeichnet  werden ,  mit  welchem  bis  in  die  neueste  Zeit  in  der 
Regel  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Praxis  der  Staatsverwal- 
tung sowie  von  den  meisten  Forstmännern  fast  allein  zu  Onnsteii 
der  Beibehaltung  der  Htaatsforsten  argumentirt  wurde:  die  Fnrcht 
vor  zu  weit  gehender  Abholznng  der  ins  Privateigen- 
thnm  Übergegangenen  Wälder  und  vor  schleehter,  nicht 
anf  gentlgende  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  sehender 
Forstwirthschaft  der  Privaten. 

Daraus  cnt>(chc  sofort  od-  r  in  RiiMn  <iii  al»solutt'r  llol/mangc  1  im  Linde.  • 
der  sich  fUr  lange  Zeit  oder  uberliaupt  nicht  mehr  gut  machen  la^se,  miiidc:>te{i:»  aber 
ein  relatirer  Holzmangel«  der  sich  in  einer  VertbeDerang  der  Uolzprodvctf 
fUr  die  Industrie  und  für  die  Privatlinu-hnltunixen  empfindlich  fbhlbar  mache  aid 
einen  pro'-sen  Uchnl^tand  der  Volk'iwjrtli>f  haft  dar-telle.  Um  jenen  Holzmans-el  zn 
vermeiden  und  womöglich  auch  durch  eine  geordnete,  die  Zukunft  bedeokcnde  For>t- 
wirthscbaft  das  Holz  billig  im  Preise  zn  erhalten,  sei  der  Staatsvaldbesltz  wenn  loAt 
das  einzige«  so  doch  das  beste  Mittel.  Er  dürfe  um  i>o  weniurcr  rerriogt-rt  o<ler  g^r 
ftuf'ff'rfben  w^rd'-n.  je  «j-orinirei  ii)>erhaupt  der  Wald  best. ind  cints  Lan>i'^  iin<l  j-  mehr 
Wald  bereits  im  Privatbesitz  avi.  Diese  „Furcht  vor  Hoizmangel"  ist  durchaus  das  llaaj«- 
aTgnmcttt  der  ftltcren  Anhän^^er  der  StaalsfoTsten ,  veri,'^!.  anch  Malchos  l.  §.  15: 
auch  für  Kau  in  Volksvirthscbaftspolitik»  §.  153  H.  u.  im.  5.  A.  140,  ^.  143 
Nr.  4  ist  (lieser  (irsiclitvpmict  doch  im  (Jan/en  der  leitende.  M-  <j^eii  diese?»  ArjrumiM 
iüt  die  Polemik  vun  Krug  u.  Hergios  (Fiu.  1S6)  zutreflend,  aber  auch  nur  gi.%tü 
dieses  allein. 

Diese  Aniiicht  ist  einer  ganz  berechtigten  Heaction  zu  Gunsten 
der  Wälder  entsprungen,  welche  nach  langen  Devastirungen  und 
anf  Grand  der  absehreckenden  Beispiele  mancher  Länder  z.  Tit 
schon  seit  dem  16.  und  17.,  namentlieh  aber  seit  dem  vorigen 
Jahrhnndert  eingetreten  ist.   Aber  sie  Uberschicsst  das  Ziel. 

1.  Einmal  verallgemeinert  sie  zu  sehr  und  sucht  zu 
viel  zu  beweisen. 

Notori^fh  bestehen  Überall  neben  den  StA.it>f<<r3t<  n  Priv  itf  i  iteo,  die  anrh  ohnf 
staatliches  \  erbot  nicht  devastirt  oder  ganz  abgeholzt  werden.  Die  Gegner  der  Staat?- 
forsten  haben  darauf  oft  hingewiesen,  Beispiele  angefahrt,  dass  die  Tericanften  Wilder 
des  Staats  nicht  venrttstei,  sondern  nur  zweckmSssiger,  billiger  und  rentabler  beviitikr 
schaftet  wurden  —  wie  z.  B.  Lafitte  in  einer  ron  Hau  §.  138  Note  a  u.  in  ror. 
Aufl.  dieses  Hands  S.  439  citirten  Pari. rede  ausführt  —  und  mit  mehr  oder  weniger 
Grund  die  regelmässigen  tebelstäude  des  Pri?atwirthscliaftsbctriebs  des  Staats  aadi 
im  Forstbetrieb  desselben  nachznireisen  gesucht.  Die  Anhioger  der  StaatsfonCoB  habet 
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>iniials  /.II  wcüig  unterschieden,  den  Wald  um  jodon  Preis  uud  überall  erliaUen  Wullen 
üüd  sich  gerade  dadurch  manche  Vorwurfe  zugezogen,  dass  sie  sich  in  ihren  Au- 
fofderongen  nicht  beaclirftokten  und  das  Bedttrfbi»  eui«s  fortschreiteiideii^ADbans  zo 
VMiig  beruclisii  Iid<>:ten. 

Nei]f»ro  Für>tm."iniKT  miterscheiden  <laher  ganz  ri'  htiu;.  ob  ili«;  \\ald(!r  als  Schutz- 
oder als  £  rw  e  rbswaiUer  beibehalten,  oder  als  Luxuswkldcr  auch  vom  Staate  vcr« 
kmfi  und  dann  event.  abgeholzt  werden  sollen.  S.  z.  B.  Leo  in  s.  PoistL  BlSttern, 
lS7o,  S.  324.  Dabei  ist  fr-  ilich  der  Beprifi'  des  „Schutzwalds",  bes.  narh  der  scliwier. 
IkÜmatol.  Seite  wieder  der  Str'  i(i»unct,  allgemein  und  vollends  im  concreten  Fall  (Streit 
in  Betr.  d.  Wiener  WaMs,  ab  d.  üst.  Kegicrung  davon  .HOOO  ha.  in  Ib'O  veraussern 
wollte). 

2.  Die  obige  Vertlieidigung  der  Staatsforsten  ist  aber  anch 
principiell  falsch.  Wird  wirklich  das  ersehnte  Ziel  erreicht, 
d.  b.  ein  grosser  Holzbestand  und  ein  billiger  Preis  des  Holzes 
erhalten,  so  ist  die  Folge  davon  ein  unrtcbtiges  Verhältniss 
des  Holzpreises  zn  den  Preisen  anderer  Boden- 
pro dnete. 

Vgl.  Bergias  S.  IST.  Hin  zu  niedriger  Uolzprcis  ist  aber  kein  Vor- 
Iheil,  ein  Steifr^n  des  Holzpreises  kein  unbedingter  Nachtheil  für  die  Volb- 
wirthsrhaft.  Dieses  Steigen  bildet  vielmehr  das  sicherste  und  wirthschaftlieh  richtige 
Präservativ^  gegen  Holzinangel  überhaupt  wie  c:cj|;en  Maii!;el  bet;tiuini(er  eiii7<»Iner 
Holzarten.  Denn  es  fuhrt,  besonders  wah  Brennholz  anlaugt,  zu  grösserer  Sparsami;eii 
im  Verbianch  ron  Holz,  za  Holz  ersparenden  oder  ganz  ersetzenden  Erfindungen,  und 
es  giebt,  besondei^  ;nirh  was  Nutzholz  anlangt,  die  Anregung  zum  Anbau  nnd  zu 
geordneter  Waldcultur  und  macht  letztere  erst,  vi  r-rliehen  mit  der  (Juliur  anderer 
Bodenerzeagoisse ,  privatwirthschaftlicb  rentabel.  Erst  bei  einem  gewissen 
Preise  des  Holzes  lohnt  es  anf  den  hOhoTen  Stofen  der  Vollawirtbscbaft  fUr  den 
Privaten,  Waldbau  zu  betreiben.  Die  Behauptung  der  Staatsforstwirthc,  dass  die 
Privatforstwirthschaft  selten  eine  gute  nnd  conservirende  sei.  ist  daher  zwar  fli.itsarh- 
iich  öfters  richtig.  Aber  es  wird  dabei  Ubersebea,  dass  der  durch  das  Siaatsforst- 
veseii  und  dneh  zq  nmfangreiclie  Waldeonserviraog  künstHeb  niedrig  gebaltenejiolz- 
prris  hiervon  mit  die  Ursache,  vielleicht  die  Uauptursache  sein  kann.  Denn  gerade 
deswegen  IrouHitt  Bestreben  leichter  anf,  durch  Massenhieb  und  Abholzung  rasch 
Geld  zu  macheu  und  den  bisherigen  Waldbodeu  mit  grosserem  Vortheil  fur  andere 
Zwecke  zo  Terwendeu.  Es  M  nicht  zn  leugnen,  dass  die  Verwaltung  der  Staatsforsten 
nnd  auch  die  staatliche  Forstpolitik  gegenüber  den  Pnvatwaldungen  vielfach  zu  sehr 
von  dieser  falschen  An;,'?t  vor  iroIzuiani;el  geleitet  worden  ist.  Damit  I  ib>t  sich  weder 
die  möglichste  Erhaltung  der  Wälder  an  sich  noch  die  Beibehaltung  des  btaatseigen- 
thuins  an  einem  grösseren  Theilc  derselben  genügend  begründen.  Fasrt  man  den 
Wald  überhaupt  nur  als  die  Quelle  der  Versorgung  eines  Landes  mit  Hoiz  auf,  so 
;:iebt  es  keinen  Grund,  den  ^\'aldboden  anders  als  sonstis^en  Roden  zn  behandeln. 
Ks  iat  nicht  zu  besor^'en,  dass  es  an  Holz  zo  den  verschiedenen  Verwendungen  fehlen 
werde.  Selbst  auf  genügende  Einfuhr  aus  dem  Auslande  ist  wenigstens  heutezutage 
bei  dem  hochentwickelten  Communicationsweaen  sogar  bei  einem  so  voluminösen 
Artilel  ir-Tingen  specifisdieri  Wertlis  Avic  Holz  zu  rechnen,  wenn  nur  der  Preis  hin- 
länglich hoch  steht,  wie  Eng^land  zeigt.  Diese  La;.^e  der  Din^e  hat  aber  keine  be- 
sonderen Nachtheile,  denn  sie  beweist,  dass  es  sich  mehr  lohne,  im  lulande  andere 
Bodenprodncte  statt  des  Holzes  zu  bauen.  Dieses  Interesse  des  Einzelwinlischafters 
widerstreitet  unter  der  gegebenen  Voraussetzung  nicht  dem^  volkswirthschaftlichen. 

Treffend  cliaracterisirt  das  Falsche  der  unbcd in g^t  eonservativen  Forstpolitik  Hock, 
Finanzvcrw.  Frankreichs  S.  223:  die  französ.  Gesetzgebung  sei  geleitet  vom  Geiste  der 
Berormiindnng  und  da  Staataschntzes.  Sie  „behandelt  das  Holz  nicht  wie  ein  GUed 
in  der  grossen  Keihe  der  Guter,  mit  denen  die  Vorsehung  den  irdischen  W'ohnsitz  des 
Menschen  ausgestattet  hat,  wechselnd  in  seinem  Werth  wie  alle  anderen  und  bestimmt, 
verbraucht,  vertauscht,  umg^taltet  zu  werden,  wie  es  eben  das  BedUrfniss  und  das 
Interesse  fordern,  sondern  sie  behütet  den  regetabil.  Brennstoff  vor  der  YerAigung  des 
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Eigentbuniers  wi«'  vor  tlcn  Eingriffen  der  Fremden,  damit  er  im  Grandstock  unvi'njt'hn 
derZukuuft  und  jenen  berorzugten  Männern  rorbchalten  bleibe,  Ton  denen  der  (ieseti- 
geber  votaDssetzl,  daas  sie  »Ueia  den  rechten  Gebnach  da? on  machen  veideo.**  Adii- 
lieh  warnt  Reuning,  Beitr.  z.  Frage  Uber  d,  Grandprinc.  d.  Waldbaus,  1871.  S.  22, 
vor  Uübertrcibaiigen  in  Bezug  auf  die  Nachlialtigkrit  des  WaMbetriebs.  Vsl.  auch 
Pb.  Geyer,  d.  W&Id,  bes.  d.  Kritik  d.  finanz.  Ergebnisse  der  deutsclien  Staatsforst- 
venraltQDgen  8.  243  IT.  — 

Insofern  scheint  mir  auch  die  Tendeoz  der  Schriften  ron  Pressler's  richtig, 
s.  be?.  dos?,  Waldbau  des  Nationalökonomen.  Drcsd.  1S65  n.  dnrüber  Helferich. 
Alt  Waldrentc  in  d.  Tab.  Ztsckr.  1S67  (AXIU,  1  f!.).  Auch  Pressier.  Hauptkhr. 
d.  Fofttbctriebs  u.  seine  Elnrrchtiing  im  Geiste  der  Reinertragsschule .  3.  A.,  IS'S: 
ders.  in  d.  Foml  BUttom  1S76,  S.  16  fl'.,  mit  einer  bemcrkeuswcrthen  Mittheilong 
ans  Norwegen;  der.s.,  d.  llochwaldsid«  al  1.  HälftL  der  Hauptlebren  d.  ForsthetTicfo 
n.  s.  w.),  S.  A.  Lpz.  Ib72,  Fontünanzruchnung  {2.  Haltte  dess.  Buchäi,  Lpz.  IS71. 
Jndeich,  Fowtelnricht,  Dresd.  1871.    Vgl.  anch  Könning  a.  a.  0. 

Mau  kann  demnach  die  Hc  ibehaltuug  der  S  taats forsten 

als  Mittel  zar  (Jons  er  vir  uug  derWälder  aus  der  Furcht 

vor  HoUmangel  und  vor  Uebcrtbeoerang  des  Uolxes 

nicht  genügend  begründen ,  weil  diese  Conservirangj  voUends 

in  dem  jetzigen  Umfaug,  zn  diesem  Zwecke  nicht  geboten  ist 

Die  Interessen  einzelner  Landesthcile ,  in  denen  sich  zufallig  Staatsforsten  be- 
finden ,  können  noch  weniger  in  der  Frage  zu  Gunsten  der  Beibehaltung  entscheiden. 
Denn  das  Institut  der  Staatsforstcu,  als  Präservativ  gegen  HoIzniMngL'l  und  hohe  Holz- 
preise  betrachtet,  wurde  dann  den  titizclncn  Geq-endr'ii  dos  Staatstjebiots  in  sohr 
ungleichem  Maaäse  zu  Gute  komnicii,  volleuda  bulangc  aU»,  der  \V  irkiiohkett  entsprechend, 
der  Staatsforstbesitx  sehr  renchicden  in  den  einzelnen  Landostfaeilon  ist 

§.238.  —  B.  Als  riebt  ige  und  deo  xVusschlag  j^ebende 
Gründe  ftlr  die  Beibehaltung  der  8taatsforst en  er 
scheinen  dagegen  die  folgenden ,  von  denen  der  erste  der  wich- 
tigste ist: 

S.  bes.  Leo,  a.  a.  0.  S.  63  ff.  Kau,  I,  §.  385,  H,  ^.  157.  Roscher.  H. 
102.  Könning,  S.  '20.  Die  o.  S.  573  genannten  Schrift.Mi  v.  Grüger.  Eber- 
mayor,  Liburnau,  anders  dio  skeptische  Polemik  gegen  Ebermayer  ?.  Ph.  Geyer. 
Wald,  S.  2t  I  ft,  der  ich  gleichirobl  hier  keine  Goncession  machen  zu  mOsaea  glanhte. 
wobei  iclt  mich  freilich  durchaus  auf  die  forstwisscnsch.  Autoritäten  aUein  sttttXM 
muss.  S.  auch  Grn  nert ,  Waldschufifrag-e  u.  deren  Behandl.  auf  dem  Wege  iotoroat 
fiongr.  Forstl.  Blätter  1873,  S.  97  fl'.  Scheel,  a,  a.  0.  S.  382.  Mehrfach,  bes.  i 
d.  allgcm.  volkswirtbsch.  Bedcnt.  d.  Wilder,  s.  auch  Helfe  rieh  in  s.  2  Art.  VaM- 
rente,  TQb.  Ztscbr.  1867  n.  1871,  n.  a.  Abb.  in  SchOnberg's  Handb.«  bea.  S.  744,711 

1.  Die  Conservirung  der  Wälder  ist  jest  in  unseres 
Ländern,  wo  der  Waldbestund  doch  im  Laufe  der  Zeit  ohuehin 
stark  vermindert  ist,  im  Allgemeinen  «geboten,  nicht  ans  den 
im  vorigen  §.  angegebenen  Gründen,  sondern  aus  den  wicbtig^tea 
Rttcksicbten  auf  den  grossen  £inflnss  des  Waldes  anf  da» 
Klima  nnd  dadurch  direct  nnd  indirect,  sowie  auch  abgesehen 
davon  noch  sonst,  auf  die  Volkswirtbscbaft  eines  Landes  im  All- 
gemeinen. 

Namentlich  bewirkt  der  Wald  eine  gleich  massigere  Ycrtbeilong  der 
Feuckitgkett  durch  das  ganze  Jahr,  auch  wenn  es  fraglich  ist,  ob  er  ^ 
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«lisolote  Segeninonfc  im  Jahre  vennehro.  Nacli  Dove  bat  das  planlose  Ansroden  der 

Wälder  einen  nachtheiligren  Einfluss  auf  die  Verth eilnnir  des  Regens  über  das 
Jahr.  Die  rirtlichen  Ni»^'l  rsrhlägo  werden  in  waldlosen  <r.  nrlL'n  mehr  rnif  bestimmte 
'  Zeiten  bcschräni^t,  weil  sie  dann  mehr  nur  vom  peiiodischün  Wccht>el  der  allgem. 
Revegungen  der  Atmosphlre  abMnffen.  Gerade  deshalb  !n  der  einen  Zeit  übermissige 
Trockenheit,  id  der  anderen  Ucberschwemmang,  Sturz-  n,  Giessb&clto  verheeren  leichter. 
Tj'h'  v,]t(\  abgesclnv'-TfHnt.  die  Wi^derbewaidung  erschwert.  Leo,  S.  05  fT.  Auf  Grand 
der  neuesten  Arbeiten,  beis.  Ebermayer's,  legt  Leo,  Forstl.  Bl.itter  l.S7;j,  S.  U». 
die  Jilimalol.  Bedeutung  des  Waldes  folgendermassen  dar:  Der  Wald  stumpft  die  Ex- 
treme des  Klima's  vornemlich  in  den  wärmeren  Monaten  (Mai  bis  Oct )  in  nnseren 
Breiten  ab.  !>in  Waldluft  ist  stets,  bes.  im  Sommer,  feuchter,  daher  durch  ^^'a^l  ein 
fenchteres  .  D-t  W  ald  verlarig:saTnt  den  Wasserabfluss  u.  bewirJit  gleichmässigere 
Verthcilung  «icr  Üodenfeucbtigkeit  auf  die  Jahreszeiten.  Er  Ferhindert  an  Hängen 
Bodenabschvemmnngen  durch  Wasser,  auf  den  Hocbgebirgen  Einstttne  n.  Lawinen, 
in  der  Ebene  Flu^rsand.  --  In  allgemein-volkswirthsch.  Beziolinnj^  Icnrnmon  generelle 
Interessen  der  Landwirthsch..  speciclle  der  an  Wäldern  gelegenen,  z.  H.  (iiinh  sie 
vor  Wind  mehr  geschützten  läudl.  Grundstücke,  bes.  iu  Betracht,  —  ron  der  ntclit  zu 
leagnenden  .«i^Useben"  oder  socialpolitiscben  Bedentooic  der  Wftlder  zu  gaschveigen, 
s  Koscher  n,  §.  18d,  Anm.  4,  Q.  bes.  Biebl,  Land  n.  Leute,  Abscbn.  I  ^Feld 
u.  Waid'\ 

Eine  unpassende  Abholzung  oder  eine  Dcrastirung  der  Wälder,  welche 
der  «nzelne  mcdfzer  in  knrzsicblieem  Egoisoras  vomimmt,  kann  daber  weittragende 
scbllmme  Folgen  haben,  welcbe  ÜiOk  schwer  oder  gar  nicht  wieder  gut  machen  lassen, 
■tuch  wenn  das  lIolzbedQrfiiiss  ans  anderen  Gegenden  oder  mit  Hälfe  ron  Ersatzmitteln 
befriedigt  wird. 

Zum  Zweck  der  CoosemniDg  aller  Bolcber  Wälder^  denen 
jene  ßedentang^  fttr  das  KKma  tmd  die  Volkswirthgcbaft  zuge- 

scbrieben  werden  muss^  ist  das  Staat  seigentbiim  an  den  A\'äkleni 
im  Principe  nicht  nur  nicht  verwerflich,  sondern  vielf«ich  am 
Passendsten.  Wo  Staatsforsten  fehlen,  kann  aus  diesem  Grunde 
selbst  der  Ankauf  von  Wäldern  durcb  den  Staat  ernstlich  in 
Frage  kommen. 

Andemfalb  wird  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende  staatliche  Ober^ 

aufsieht  und  Controle  tlbcr  die  Geinoinde-,  Corporations-  und  hrsonders 
die  eig''-'ntlichpn  Priv  atwaldnngen  namentlich  da  pehoten  SL'in,  wo  schlr^'^hte, 
deva^tirende,  nur  die  Bedürfnisse  der  zeitigen  Eigentbümer  berücksichtigende  Aus- 
nntzung  der  WSlder  üblich  ist  Jede  solche  Einmiscnnng  der  Regierung  in  den  Wirth- 
schaftabetrieb  der  Privaten  hat  aber  wieder  mancherlei  andere  Inconvenienzen,  „Ent- 
weder muss  der  Staat  in  Norwegen  in  ganz  boträr htlich e r  Menge  Wälder  an- 
kaufen, oder  man  muss  Forstgesetze  herbeischatlen ,  die  die  \Virthschaftiichk«>it 
(loTch  Zwang  herronnfen,  bis  daas  die  kleinen  Wnldbesitzer  klOger  werden."  (Forstl. 
Rl-  1S7(5,  S,  le.)  Aber  ob  letzteres  Ziel  erreicht  wird?  Vgl.  auch  das  neu<!  pi<'a>^. 
Waldschutzges.  v.  6.  Juli  1S75.  Helfcricli  im  U.mdbnch  S.  T17  Ii.  Wo  daher 
*'iiimal,  wie  namentlich  in  Deutschland,  der  Staat  Eigeothümer  grosser  Waldmasscu 
ä^eblielMm  ist,  dn  erscheint  mindestens  die  Erhaltung  dieses  Znstands  durchaus  als 
das  Beste.  (Umpfenbach,  Pfeiffer  u.  a.  m.  machen  auf  einem  im  (irunde  gleichen 
Standponcte  daher  nnn5thi)re  Zof^i^stTindnisse  an  die  „horrsrhiMide  Doctrin".  s.  o.  S.  378). 
Diese  Ansicht  findet  durch  die  folgenden  Gründe  ihre  weitere  Unterstützung. 

2.  Maneber  Boden  ist  nnr  fDr  Wald  tauglich  (sogen,  nn- 
bedingter  Waldboden).  Die  Erbaltnng  des  Waldes  auf  ihm, 
aucb  wenn  der  Ertrag  dauerad  gering  ist,  erfolgt  am  Sicbersteu 
and  Leichterten,  weun  dieser  Boden  im  Staatbesitz  ist. 

A.  W«gii<>r,  Fituazwiiwonwbaft.   I.  3.  Aatl.  37 
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«Jst  der  Wald  eiimiftl  zentört,  so  kann  er  w«|^eii  des  Mangels  an  Schutz  gefen 
Hitze,  Kälte,  Wind  und  wegen  des  A1)S<  liw.  nim«  ns  der  jruten  oberen  Erde  oft  ea: 
nicht  wieder  lierp:('st<'llt  wenlen".  wie  seiir  li.ts  Int.  n  s^^.'  -I<  s  nanzen  Landes  es  auol^ 
fordern  ma^.  Einzelne  BlÖäsen  i:>t  aber  imuierluii  der  Staat  noch  am  Ersttn  ii 
der  Lage  wieder  zo  liewalden. 

3.  Die  Fonstwirthschaft  hat  im  Vergleich  mit  der  Lauchvirtb- 
schatt  mehrere  besondere  Eigen thümiichkeiten,  wegen 
dereo  sie  sich  am  Besten  ftlr  den  Grossgrandbesitzer  ttberhanpt 
nnd  zumal  fttr  einen  solchen  Orossgrondbesitzer,  wie  den  ,,ewigen 
Staat''  (Domänenfisens)  eignet. 

Solche  Eiguutiiümliclikeitcn  nind  die  Langsamkeit  des  Hui2  w  uch2>«.->,  ü 
netliwendige  Rücksicht  auf  die  Nachhaliigkeit  des  Ertrags  („Nachha]ts> 
bewirtbsc]iaftiin«r'")i  Jas  lange  Warten  auf  eiii''  Rente  weni?i:sten5 
jungen  Wäldern  bei  fleii  für  ircwis--«;  Holzcnitaren  «'rforderlichen  längereu  UmtricJ".- 
zcitcn  (Hochwald);  die  schwierige,  kostspielige  und  vollends  lange  auf  Ertrau 
warten  lassende  Wiederhewaldnn?  von  Blossen  nnd  Anlegung  neuer 
W&lder,  welche  der  Staat  mit  soineni  schon  forhand- le  n  Forstpersonal  aVr  nori 
am  BillifTSten  ausfuhren  kann;  lii.  (ji-vsse  de-^  stehenden  Hol zr o rrat In. 
welche  den  Privaten  leichter  in  Yer^iuchung  bringt,  durch  üobcrhauea  den  Wald  Hj 
sch&digcn;  der  Umstand,  dass  rentable  Waldwirthschaft  meist  nur  auf  grosses. 
womO,ü:Iich  zusammenhangenden  Flächen  wegen  der  £igenthttmlichkeit  der 
Waldarbt;i(  betrieben  werden  kann;  das  Erfordcrniss  e!!i**r  nur  ir<>ri  n  L'en  M«  nc 
von  Arbeit  auf  einer  Waldf lache  (nach  Iluudeshagen  auf  c.  60U  Jilor;;cii 
1  Arbeiter)  im  Yerirleich  mit  Ackerland  oder  Gärten,  aber  zugleich  di^  Erfordt-r- 
niss  einer  spccifischen  Fachbild  un<r  weniirstens  des  mittleren  und  hOhereN 
Arbeiti'rpersoMals  im  Forstwesen,  wobei  jedo^b  d^rj^estalt  f;n  linirts>ii^  -eliiMrf.  AT?  <it'-: 
wieder  nur  auf  grossen  Flächen  entäprecheud  zu  verwenden  und  auszunutzen  su^ 
SO  dass  die  Staatsforstwirthschaft  insofern  anch  als  die  Ökonomischste  sell^  gegea- 
llb<'r  derjenigen  ande;.  i  grosser  Wablljes>it/.er  erscheint.  Wenn  il^  r  Prirate  seta» 
Wald  -  b' nfaüs  dtirr-h  Fachleute  bewirths-  bafti  t.  so  wird  ihm 'lies  oft  thrn-  rcr  komine:i. 
weil  die  Arbeitskraft  dieser  Personen  niciit  vollständig  aasgeiiut/.t  wird.  Steht  tia» 
Piiratforstpersonal  aber  in  der  Fachbildung  nach,  so  wird  es  auch  die  Üewirtlischailiuig 
der  Priratwälder  meistens  thun. 

4.  Der  schon  erwähnte  Umstand,  dass  in  der  Forst wirth 
schalt  der  Factor  Natur  gegenüber  den  Factoren 
Arbeit  und  Kapital  tiberwiegende  Bedeutung  hat,  be 
wirkt,  dass  die  gewöhnlichen  Vorzttge  des  Privatbetriebs 
nnd  Kachtheile  des  Staatsbetriebs  hier  so  ziemlich  rer- 
schwinden. 

Unter  einigen  l>i«onderen  Schwierigkeiten  d<"r  Waldarbeit  l^&chwere  Contfv)^'. 
leichte  Unterachleife  a.  s.  w.)  leidet  der  Staat  eher  weniger  denn  mehr  als  der  Printe. 
Ae.hnlich  steht  es  für  beide  im  Ganzen  doch  anch  um  die  Sichemn^  des  Waldugm- 
tliams  vor  Diebstahl  n.  s.  w. 

5.  Die  Höhe  der  Waldrente  hängt  vorzugsweise  vod 
allgemeinen  Verhältnissen  der  ganzen  Volkswtrtb- 
schaft  ab. 

Wirthschafts-  und  Culturfortschritte,  vermehrter  Wohlstand,  grössi^re  Volksdichiif.- 
keit,  Goneentration  der  BerOlkemng  in  Städten  und  der  Industrie  in  gewissen  OegeaAMu 
verbesserte  Communicationen,  Absatzwege  u.  s.  w.  erhillien  die  Ifolzpreise  und  daJKT 
neben  der  städtischen  kanm  eine  andern  Grundrente  so  sehr  als  die  Waldrente. 
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In  folgenden  Beispielen  ist  der  HoIzeriSs  fnae  die  Staafakaase«  ohne  Einiechnimg 

des  Antheils  der  Berechtigten  (mit  Einschlass  der  Ja^don),  aber  ohne  die  Hükliandlang 
angegeben.  Baden,  Holzerlös  D.  1831—35  9518,7  1  4  fl..  IS  12-  17/48  l,74ü,316  fl., 
IStiO— 61  2,221.711  fl.,  1S66— Ö8  2.024,060  fl.,  1872—74  4»a58,000  M.  Die  Holl- 
pieise  stiegen  1807/9—1941/45  nm  50—100,  1838—1859  nm  27—80*/«.  In  den 
y.  J.  1^72—74  war  d.  Holzpreis  p.  1  Festmeter  Nutzholz  16-14,  18'74,  18*00.  i.  D. 
17-Sr>  Mark,  Br-nnhoiz  S-SH.  'J  H,  001,  i.  !>  •r.'^o  Mark.  —  Prenssen,  Holzcrlös 
1S30— 3.'i  3,730,600  Thlr.,  l«>4(i— 49  4.M)7,7üU  Xlilr.,  1854—57  5,018,400  Thlr.,  1862 
bis  65  8,508.000  Thlr.  Der  Reinertrag  war  D.  1849—50  2,827,800,  D.  1864—65 
l>,450,200  Thlr.  Solleinii.  f.  Hol/  1875  12*505  MiU.  Thlr.,  WOVon  auf  die  alten  Pm. 
(vor  66cr  Umfang)  &'062  MiU.  Thlr.  Die  muthmassl.  Einn.  wurde  aber  geg«*n  die^^cn 
Sp.'cialctat  höher,  auf  15"25  MiU.  Thlr.  im  Ganzen  vc-rauschiagt.  Stat.  Jahrb.  IV,  1,  2t)2. 
Allerdings  ist  auch  der  Holzertrag  selbst,  nicht  nur  der  Preis  stark  gestiegen  u.  das 
Yerhiltniss  der  werthToIleren  Hülzer  (Nutz-,  Banhols)  im  ganzen  Holzenrage  ist 
L.tiiistiprr  g'eworden.  Der  Culiikfuss  Holz  wurde  im  preuss.  Staate  im  D.  1830 — 33 
\'0y>,  1^02 — fi5  70  1'72  S<jr.  verkauft.  Nacli  uenercr  amtl.  Mittheil,  war  d.  Durch- 
schii.preis  des  Fc^tiuctcrü  Holz  iu  d.  prcuss.  .Staatsforsten  1835  3*64,  1865  6'31, 
1879/80  5-79,  1880/81  5^5,  1881/83  5'81  H.;  der  Rcinertr.  p.  ha.  in  denselben 
Jahren  bez.  3-23— 10  1— 7-73— 9-67— 10-05  M.  Baiorn  Reinertrag,  D.  1S2H— 28 
1-91,  1S.'^2— 31  2-87,  1835—37  3-18,  1852—50  3*79,  1861—67  7-21  MiU.  fl.  Die 
baier.  Siaabwklder  haben  sich  1861—67  gegen  ISIU— 25  i.  D.  am  1027o  iß  der 
fllebe  vermehrt,  dw  Ertrag  an  Ban-  n.  Nntzholz  nm  137,  an  Scheite  n.  Knttpindholz 
um  20,  an  Stoekholz  um  117,  an  Wellen  um  38,  dagegen  die  effect.  Einnahme  von 
333  auf  11  64  Mill.  fl.  oder  um  249  " V,.  Berechnet  nach  d.  Daten  in  der  baier. 
stat  Ztschr.  1871  154.  Der  Reinertrag  p.  baier.  Tagw.  stieg  in  <iiesen  42  J,  von 
$2  Kr.  anf  S  fl.  15  Kr.  In  der  sächsischen  Staatsfontwirthschafl  war  der  ge- 
rammte Holzertrag  von  1  Acker  im  I>.  1817—26  1  Klafter,  1863  1  26  Kl.,  die  Kl. 
D<rbholz  calt  1<<.'.l  ."y.j  Thlr..  Isen  7-()S  Thlr.,  der  Reinertrao'  des  Ackers  kam  in 
diesem  Z<;itrauni  von  3  64  auf  5*96  Thlr.,  die  Auägaben  sanken  von  3 7 '2  auf  26*8  Proc. 
der  Einnahme  herab.  Das  Notzholz  betrug  1817—26  17  Proc.,  1854  41,  1863 
58  Prw!.  des  Stammholzes.  —  In  Frankreich  wurden  bei  der  Versteigemng  dos 
Holzes  vom  He.  tar  -  im  Dnn  hselmitt  von  1816— 2<»:  697  Fr.,  im  D.  von  1824—29: 
1110  Fr.  gelöst.  Zugleich  wurden  im  ersteren  Zeiträume  aul  dem  Uectare  nur  31, 
im  zweiten  aber  69  Bftnme  ikbeigehalten.  Rapport  Tab.  14.  (Aelt.  THiUsa  z.  Th.  ntdi 
Ran). 

Die  Waldrente  ist  Yoniemlieb  Rente  der  La^^e".  Der 
Privat bezug  dieser  Rente,  welche  ein  Einkommeu  bildet,  das 
ineisteDS  nicht  auf  individuelle  Arbeit,  Kapitalverwendung:  oder 
auch  nur  Speculatiou  des  Beziehers  zurückgeführt  werdeu  kann, 
ist  der  misslichste  Punct  bei  der  Rechtfertigung  des  privaten 
Grundetgenthüms.  Bei  den  Staatsforsten  kommt  diese  Rente  der 
Staatskasse,  also  der  Allgemeinheit  zu  Gote,  was  durchans  nur  zvl 
biUigen  Ist 

Allerdings  tragt  die  Staat^ia^se  dann  auch  die  Ausfalle  bei  ungUustigeii  Preis- 
cx^njnnctitren,  was  aber  ebenMs  richtiger  ist,  als  wenn  sie  den  Privaten  tnwsn.  Hole* 
erlOs  der  b ad i sehen  Domänenwaldungen  1848  V4  MiU.  fl.  weniger  ih  1847.  Der 
Holzpreis  hatte  1862—68  in  Baden  1865  das  Max.  err  icht,  1(5-24  fl.,  1*<fi7  u.  1S6S 
war  er  im  D.  13*25  fl.  In  den  thUriug.  Forsten  soUcu  iu  den  letzten  Jahren  die 
Hidsprelse  dnrch  die  Goncnrrens  des  b0hm.  Holzes  gedrflckt  sein  (Ueberhanen  hier!) 
Iu  Würtemb.  (Kiecke  8.  183)  Rcinertr.  d.  Staatsforbten  p.  ha.  1861—78  26'6, 
1874—78  22-.5.  lS7:t  46  <?),  1877  27,  1878  2»<  M..  Anschl.  f.  1881— 8?)  'lyi  M. 

Aach  im  preoss.  staaü.  Forsthaushalt  ist  unter  den  Einwirkungen  der  winh^ch. 
Krise  n.  der  Ooncnrrenz  des  aaswftrtigen  Hölzes  eine  Yermindemng  der  Einnahmen 
u.  Preise  des  Holzes  äeit  der  2.  HiUle  der  70er  Jahre  eingetreten,  nachdem  die 
Jahre  IHtB-^lü  abnorm  hohe  Preise  n.  Ertrüge  gehabt  hatten.   VjI.  die  Motire  z. 
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580  B.  Ord.  EliiD.   2.  K.  Prifatenrerb.  2.  H.  A.  Fontea.  §.  239. 

<iflB.entinirf  Uber  Erhöh,  d.  üthstßM  v  11.  Febr.  18S3  (v.  Beichstag  abirelehot 
woraus  auch  obige  neuere  Daten  <i1»er  Preosseu  i Artonstllcke  S<s3.  1S83,  Nr. 
a.  692).  En  wird  hier  naclizuweittcn  uc^uciit,  ü|iäa  uur  hin  läbö  kUusu  yerhäluujb< 
bestanden  hfttten  ,  *  indem  die  Beinerträge  jälirlich  seit  1835  um  22*9  Pfenn.  p.  ha. 
gestiagen  seien.  Indessen  ist  da:^  ))e^tritteu.  Auch  waren  z.  B.  1830  d.  Rciaertr. 
schon  einmal  4  38  M.  p.  Meter.  S  micli  d.  Verhandl.  im  Keichstasre  1879  a.  IäS3t 
u.  Lehr,  d.  ueueu  deatocheu  HolzzOiie.  Suppl.li.  V  zu  Conrad  »  Jahrb. 

Vgl.  z.  niheren  BegrOnd.  dteses  «^mdalpolft**  OnnidttiNr.  5  hat.  Grnndleg.  K.  4, 2.  Ahdi. 

§.  239.  —  C.  Im  Vergleich  mit  den  angeführten  Gründen 
sind  die  Gegengrttnde  gegen  die  Beibehaltung  der 
Staatsforsteu  und  die  positiven  Gründe  für  die  VeräUBSe- 
rang  unerheblich  oder  selbst  geradezu  unrichtig. 

Vgl.  die  ü<;hersiclit  hi-i  Lro  s.  r.i. 

Ausser  in  Betrefl"  des  in  §.  2'Sl  b-  spiorli.  luni  Arguments  kann  man  den  Gc«ii«ni 
der  Sta&tsforätea  in  keinem  we&cutlichi  u  Puuctc  Kccht  geben.  Sie  fUhrcoi  haupt- 
M&cblieh  die  all  ^eneinen  GrUade  gegen  priTstTirthschaftlicbe  Thktig- 
kaiten  des  Staats  au.  Aber  diese  (irUnde  laasaii  aich  hier  weniger  fast  als  in 
iriererul  w»  loheu)  andren  Falle  durclischlajj^end  bezeichnen.  Audi  wird  dabei  ganz 
Übersehen,  daäs  es  doch  vor  allen  ein  staatswi  rtbsclialtlichcr  ürand  i^t,  wckhei 
für  die  Beibehalton?  der  Staatsforsten  geltend  gemacht  wird. 

Unter  den  .soustio^en  Gegengründen  sind  wohl  die  wichtigsten : 
,,1.  DasB  beim  Staate  die  Forstwirtbschatt  nach  ailgememen 
Grundsätzen  geregelt  und  get'tthrt  werden  mUsse,  daher  nie  den 
zahlreichen  Verschiedenheiten  der  Bedttrfnisae  und 
örtlichen  Verhältnisse  bis  in  das  Einzelnste  ansu- 
passen  sei  nnd  dass  bei  ihr  nie  die  Pflege  and  Benatz nng 
bis  auf  die  klciübleü  Gegcnst äu de  ausgedehnt  werdeu 
küuuteu. " 

Leo  S.  t>2.  Dieses  Bedenken  ist  öfturä  nicht  ganz  unrichtig,  nur  kann  ihm  durcä 
eine  e^te  aod  geschickt  geleitete  Staatsfaistwirthschaft,  die  recht  wobl  möglich  ist, 
abgeholfen  wefdon.  Jedenfalhi  aber  wiid  ea  durch  die  oben  angegebeaeii  Gittide 
weit  uberwogen. 

2.  Die  geringere  Ergiebigkeit  der  Staatsforsten  im 
Vergleich  mit  den  Privat  waldangen,  die  Folge  der  vermeintilicli 
unvermeidlich  ökonomisch  anfühtgeren  und  theareren  WirCiischaft 
des  Staats. 

Allein  „die  behauptete  geringere  Erp:iebifi:keit  der  Staats- 
forsteu  ist  keineswegs  allgemein  erweislich''  (Hau, 
§.  142).  Soweit  sie  vorhanden,  ist  sie  grossentheils  aus  beson- 
deren Ursachen  zu  erklären,  in  anderen  Fällen  durch  recht  wohl 
mögliche  Verwaltungsreformen  zu  heben. 

Naoh  der  Abaebitzting  der  Privatwaldor  in  Bud<  n  ist  di  r  Steoeranachiaff  SS  i. 

auf  den  Moriren,  woraus  sieb  <  in  Reinertraif  von  2  52 — 3  1'»  tl.  vermiith«-n  IS-ü^l 
I>omknenwald  trägt  mehr.  Nach  Leo  (ForstL  BL  1875  S.  323.)  ist  d.  Ertrag  p.  UecL 
in  d.  bad.  Staatawftldeni  4*2,  Gem.-  u.  GorpoiatioDSWftldeni  4*2,  PiiratvUd.  (aarb 
(lutachten  d.  StaatSÜMatbchÖrden)  3'7  Pestmeter.  —  In  Baiern  wurde  der  Holzt^rtng 

der  StaatswaldunR-en  zu  058  Klafter,  der  Gemeinde-  und  Stiftungsw.  zu  0  4B,  d-.-r 
rrivatwalüuiigen  zu  0*47  KI.  aui'  dem  Tagwerk  augegebeu ,  {Die  Forstrcrwaltimr 
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Baicrns,  1861,  S.  418),  1874  p.  Hect.  boz.  zu  4  00,  3-58,  3' 15  Ster.  —  Im  K.  Bern 
Abgat>e>atz  dsgl.  o'fiH,  4'12,  4"29  Ster.  Leo  »>b,  —  In  Helgi.  n  ist  der  allgemein«' 
Steueraiiscfaiag  des  Waldes  19*33  Fts.  rein  rom  Ilectar,  trahrsclieiDÜch  zu  jiicdris-. 
Die  S(aat8vSld«r  titgen  84*42  Fr.,  die  Oemeiadevllder  26*13  Fr.'  Statist  de  1a  Ii 
Agric.  S.  184.  —  Pr <  ;  'ii:  Reinertrag  d*r  Sfaatswaldunjren  (A.  1870»  '".j  Thfr., 
sämmtlichcr  Waldanir-'n  O'^f}  Thir.  a  <h-u.  M..  Mcit^cn  IV,  J18.  —  Auch  in  I  rank- 
cti  ic  h  wird  der  Kcincrtrag  der  Staatswaldi  r  höiier  al»  dt-rj.  der  PrivatwiUder  vt^ranschlagt. 

Zu  den  besonderen  Orsachen  geringeren  Ertrags  der  Staaisforsten  gehdreo  nacli 
Kan  §.  142  . 

n>  die  vi'  lrii  all.  in  oder  vorncmlich  nur  auf  den  Staatswaldunffon  aus  alten 
Zeiten  ruhenden  Lasten,  i,  B.  Abgaben  von  Brenn-  u.  Bauholz  und  Waldstruu 
an  Berechtigte,  WeidedienstlMtrlreilen  (Servituten)  n.  d^^l.  „In  den  meisten  Staaten 
wird  nur  der  wirkliche  Gelderlös  als  Einnahme  berechnet,  der  ohne  Ersatz  abgeg<-beue 
Mehrbetrag  bleibt  aus  der  (j'-MrecliniinL;-  hinweg*'  Kao".  So  geschieht  es  z.  B.  in 
Preussen.  Der  Geldwerth  der  etatmass.  Hoiz-  u.  Torl'abgaben  an  Bercchlijjtc  u. 
Depntanten  wird  1875  auf  2*25  Mill.  M.  berechnet  neben  einer  etatmäss.  Staatneinn. 
V.  42-;^8  (muthmassl.  Sl'OO)  M.  M.  (1883/84  bez.  2-206  M.  M.  neben  46-13  M.  M. 
(ieldeinnahmr  f.  Holz\  Meitzen  ber.ichnct  für  lsf;5  n^.T'iS  Tlih.  Verlust  durch 
iinent;reltlirho  HoUabgahen,  nach  deron  Einrecbiinncr  d.-r  Ivoln  rtra^  des  Morjrens  sich 
auf  40  Sgr.  erhöht.  —  üeber  liaiern  s.  Rau  5.  A.  ij.  142  Nute  6  a,  vor.  Aull.  d.  Bands 
8.  447  (ilteie  Daten).  Nach  Yocke  a.  a.  0.  (baier.  stat.  Ztschr."»  war  d.  Werth  d. 
an  B.rpchti^te  abnrrb.  Gcnilsse  l'HOS  M.  fl.  in  1861  'GT  jälir!.  Nach  dem  A.  1870  ist 
der  V'Tlust  *lurch  Holzalij nhpn  l.r>o;^I.OüO  fl.  -  O  RT  fl.  a.  das  Taffew.  von  productireni 
Waldbödeu,  diö.'t  inbet-rilicn  {ganzer  Reinertrag  J  s7  il.  —  Baden.  Holzabgabo  an 
Berechtigte  i.  D.  r.  1872—74  1846  Featmeter  Holznias.se  im  Worth  w.  10,448  M., 
dsgl.  aus  Vergünstigung  2271  Met.  f.  14,t)Bl  M.  nar  h  d.  Dat.  im  Hudpet  f.  1876  bis 
1877'.  —  Vgl.  rihnl.  ältere  Ariffalicn  aus  and.  deutsch.  Landern  bei  Rau5.  A.  §.  142. 
Aom.  b,  6.  A.  in  meiner  Bearbeitunj?  134.  Anw.  c.  —  Woat-Ocsterrcich, 
ir«ilnsi  wegen  der  Berechtignngen  A.  IBTO  499.206  II.  A.,  aber  in  den  einzelnen 
Kronländem  ungleieh  rertheilt,  z.  H.  in  ()e.  unter  der  Enns  nichts.  In  Kürnthtn  wird  der 
HotrafT  der  von  B'Techtiirteji  b-'zog-enen  Nntznn>ren.  hauptsächlich  der  We.id 'ti  122,756  fl.) 
mehr  als  doppelt  so  hoch  angegeben  ais  die.  Einnahme  des  Staaten  (38,3  it>  A.  gegen 
16^10  1).  —  Aach  in  Frankreich  Aehnliches.  —  t^ebiigens  ist  in  Betreff  der 
Beurtheilung  dieser  Lasten  der  Staatswaldnngcn  nicht  zu  vergessen,  dass  dieselben 
vielfach  eigentlich  Reste  des  alten  wahren  Mitui^-enthums  dar  MarkgenoBsen  an  den 
»päter  inforestirteu  Wäldern  sind.   8.  Koscher  U,  §.  191. 

h)  Don  Staate  frehOren  ridfach  romeDlich  die  entlegeneren  Wftlder  in 
geringer  bev«'>Ikcrtcu  und  verkehrsärmeren  Gegenden,  auf  schlechterem  Boden,  in  den 
Gebirgen,  wo  iler  Rohertrag  bei  schlechterem  Waldbestand  nnd  niedrigeren  Uoizpreiseu 
und  vollends  der  schliessliche  Reinertrag  niedriger  ist. 

S.  ältere  Bel^gdatcn  bei  Ran  §.  142  Note  c  n.  tot.  AnB.  dieses  Bd.  S.  448. 
Die  Vertheilung  «1er  Stiuitswälder  in  Freu  Seen  s.  o.  S.  .'»Tl.  Im  R.-B.  Königsb.  z.  B. 
p.  ha.  des  Waldboden»  2  IS  Kestcubikmeter,  des  zur  llolz/.nrht  lieAtiniriitni  2*J)5  dgl. 
an  Naturaiertr.  controlfäh.  u.  nicht  controlfäh.  Materials,  Gelderlös  dafür  p.  ha.  alles 
Waldbodens  U'S  M.,  des  zur  Uolzzucht  bestimmten  12*2  M.  Im  R.-B.  Magdebni^ 
sind  dieselben  Zahlen  bez.  3*27  n.  3'4U  Kestcubikmeter  p.  ha.  u.  bez.  25*2  n.  26-9  M.  Erlös. 

Die  wiederum  öfter«  ton  Altersher  besonders  in  Staatswäldern  betimllichen 
Blossen  n.  dgl.  müssen  bei  Berechnungen  des  Ertrags  p.  Flächeneinheit  (ha.)  und 
hü  Vergleichen  mit  Privatwäldem  erst  abgesetzt  werden,  was  nicht  immer  geschieht, 
jS.  oben  die  Daten  S.  571.  Sonstige  holdeere  Stellen  im  Gebiet  der  Staatsforsten 
liefern  andere  aber  doch  auch  öfters  ans  allgemeinen  nicht  abzuändernden  (Jriinilcn 
'-•^eringere  Ertrage  (Wiese,  Weide.  Tortsticli  n.  il?l.L  Vielfach  werden  auch  solche 
,Blösften  wieder  vom  Staate  angebaut  und  andere  Ausgaben  zur  Melioration  der  Forsten, 
'fbr  Anlegung  von  Waldwegen  n.  t,  w.  gemacht  Diese  Aufgaben  werden  oft  gleich 
Tom  Roheringe  abgezogen  und  lassen  deshalb  wieder  den  Rdnertrag  za  gering  er- 
scheinen. 

Wenn  es  aber  aach  mitiifiter  richtig  ist,  das«  der  Private  eine 

WaldÜäche  iü  Ackerland  verwandeln  und  daraus  einen  grösseren 
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Reinertnig  erzielen  wtirdc,  »Is  der  Staat  aaa  der  danemden  Be^ 
natznng  des  Bodens  als  Waid  bezieht,  so  mnss  das  Minus  der 
Einnahme  (gewissennassen  locrnm  eessans)  als  eine  verhttilte 
Staat sansgabe  betrachtet  werden,  welche  der  Staat  im  allge- 
meinen Interesse  der  C  o  n  s  e  r  v  i  i  u  u  g  der  Wälder  mikcht. 

Aus  diesen  Gründen  kann  luan  aus  derVergrleichung  des 
Reinertrags,  den  die  Staats-  und  Privatwaldungen  und  die 
Forsten  verschiedener  Staaten  abwerfen,  nicht  ohne  genaue  Be-  | 
riieksichtigang  aller  genannten  Umstände  allgemeine  FdgemDgea 
ableiten. 

Boispiclo  des  Ertrags  v.  Staatsforsten.   Preusscn.  A.  f.  1875  u.  t. 
J883/84  Einn  d.  I'orstverw.  SJ'OS«  u.  52.371  M.  M.,  wovon  f.  Holz  45  75  u.  4113" 
(Jsteinn.  f.  lbbO/81  45'788,  f.  1881/^2  4«.484  M.  M.),  Neben imt/uugen  3  405  u.  \  Tll.  I 
Jagd  0-313  u.  0-339,  Torfirräb.  0.295  u.  0  338.  d.  Rest  auf  vcrachied.  kL  Posten  (eici. 
Celdwerth  d.  Holzabgabe  an  Berecht,  und  DopntaDten);  Summe  d.  dauernden  Xa^s. 
27-851  u.  30-464;  demnach  ütberschuss  in  1875  23  234  M.  M.,  d-i.  p.  1  Hect  iL 
gesammtcn  Foretbodcns  S'D.'j  Mark,  oib  r  ]).  1  Hect.  d.  z.  Holzzucht  u.  z.  aiid.  prodncL 
Zwecken  nuubareu  Boden»  9  35  Mark,    btatiäi.  Jahr.  IV,  1,  2U2  11.  Ueberscho^- 
1888;84  2t'90T  M.  M.«  oach  Abzog  d.  einmal.  Ausg.  (2.050  M.  M.)  19.857  M.X.  - 
Baden.  Wirkl.  Ertrag  i.  D.  1872  —  74  roh  4.3S3  M.  M.  f.  Holz,  vovon  Holzabgabr 
an  Bercrhtif?to  u.  Vergünstigte  25-400  M.    A.  f.  1876  —  77  jfihrl.  aus  Holz  4'4T^ 
l^ebcnnuuungen  0135,  Scbadener^t^  i.  Waldl'revel  9000  M.,  lua.  roh  4'ti22  M.  iL, 
Ausgabe,  ohne  d.  Obervenraltiuig,  c.  1*723  (die  einzelnen  Posten  im  TiM  achr  w- 
>treut,  Lasten  f.  Holzabgaben  hier  nicht  eingerechnet),  demnach  rein  c.  2*900  M.  iL 
oder  r.  1  Hect  33-75  M.    Anschlag  roh  f.  1883  4-0(;0  M.  M.  —  Baiern.  R-iii- 
tsrtrag  L  Durchach.  v.  1819—25  1-899,  1843—49  3399,  1801—07  7  212  MÜl.  i. 
ebne  den  Wertb  d.  Abg.  an  Berechtigte ,  oder  resp.  p.  Tagv.  32  K. ,  1  fi.  S4  fir^ 
3  Ü.  15  Kr.    A.  f.  1877  Rolu  iim.  d.  Forst-,  Jagd-  und  Ti&geMe  30  236,  K*Mi 
13-641,  Keinertr.  16'595  Mill.  Mark,  c.  14-5  Mark  p.  Hect.    An-^chl.  f.  IS«^.^  rr* 
22'156,  reiu  9*98  M.  M.  i^also  starkes  «Sinken  seit  Mitte  d.  70  er  Jahre).  —  Div  huber  i: 
relatlfen  Beinerträge  (p.  ha.)  in  deutschen  Mittel-  ond  Kleinstaaten  gegen ub  r 
Pionssen  sind  wesentlicb  die  Folge  gonstii:  rcr  Lage  der  Wälder.    In  den  sdttkr  :i 
11.  weüt!.  pnMiss.  Provinzen  vfr^iirrn  si»*  aniiiilK-nid  «beMso  hoch.  —  Oesterreich 
(West-).  A.  i.  1^76  üucl.  d.  ki.  liests  d.  Dom.)  Keinertrag  c  1  3  MiH  IL  (Jb  187u 
p.  Joch  c.  O'Sä  fl.  fein,  1882  A.  roh  3755,  rein  0*601  K.  11.  —  Frankreich.  A. 
1876  roh  38-06,  Kosten  12  3,  Keinertr.  25  76  Mill.  Fr.,  1883  roh  35  2,  rem  19  M.  Ft.,i 
al>o  ebenfalls  !*f"-'nnken.  •—  Die  Kosten  lietrairon  nach  Raa  in  den  60er  Jahr.':i  vooii 
KohertraoTi;      Proc.  hanno?.  Har/..  04  hauoov.  Landlbrste,  54  Preassen  (auch  I^T}' 
c.  54),  46  Balem  (1876  weniger,  c.  41),  41  Ü<?stCTreich,  40  Baden  US76  c  3^ , 
35  WUrtemberg,  36  Sachsen,  21  Proc  (1876  c.  Hl)  Frankreich.  In  Franknsich  ertün 
sich  der  geritir^e  Belauf  d<  r  Kost. n  theils  aus  dem  Vnkauf'  auf  d.  m  Stamme,  th'iJi 
aus  dem  schwachen  Pei-sonal.    Jetzt  scheinen  hier  .\enderungen  eingetreten  zu  s-  iu 
Die  Abhängijj^keit  des  Kcinertraps  von  d.  Höhe  der  Holzpreise  u.  den  allgemein  jj 
Cultunrerhältnissen  erjriebt  sich  aas  dem  Vcrffb'ich  obiger  Daten ,  z  R.  Preu&>ens  ». 
Badens,  und  im  bi  noch  aas  (Inn  Verjfleich  d<  i  Keinerträfre  in  den  einzelnen  Prorinz- n 
In  Baiern  variiitjn  dh-^v  z.  R.  von  1  :  2-5  (Max.  ()ber-  ii.  Cnteifrankcn,  Min.  O^H-rpulz 
u.  Oberbaieru).    Ohne  d.  Kosten  d.  Oentiaiveiwak.  ist  d.  Keinertr.  1875  au  i^.-li, 
Gumbinnen  p.  Hect  S'06,  im  K.-B.  Frankiürt  a.  0.  11*21,  im  B.-aMagdeb.  18.(^  M. 
In  d'  ii  letzten  Jahren  >cit  Mitte  tb  r  70 (;r  sind  die  Kosten  relativ,  iia  V.  rb.iltniiii 
zuiii  Kohertrage,  u.   mehriach  selbst  absolut  in  Deotschl.  n.  NachHarsch.  /iemli'  h 
allgemein  bei  den  weichenden  Holzpreisen  gestiegen.    Daher  Ua^  Sinken  des  K*^iL-l 
eitiags,  —  eines  der  Motirc  f.  d.  Forderong  höherer  HolzzöUe  Seitens  der  dentscbruj 
B^i  run^'.  n.    In  den  preoss.  Sfaatsforsten  Reinertrag  in  "/^  des  Kohertrags  1S65 
64-0,  1»75/71)  1879/80  41.07,  ISSO  Sl  wieder  45*81  ,  1881/82  46-46  ^au^  .i. 

Motiven  2.  ües.cntwiirf  über  Erhöh,  d.  Hoizzöile  v.  11.  Febr.  1S83,  Acteiistacke  S.  6Ö3  . 
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§.  240.  —  D.    Ergebniss  dieser  Erörterangeu. 

Vg!.  R  ui  §.  143,  der  /a  äliiU.  Er^^ebnisaen,  mir  mit  z.Th.  and.  Motiviraag  kam. 

Leo  in  den  Foistl.  Rl.  1^(75.  S.  821  fT. 

1.  Die  Staatsforsteo  siud  im  Allgemeinen,  wenigstens  in 
nnseren  Ländern  und  in  anserer  Zeit,  beizubehalten,  aber 
prineipiell  ist  dies  nnr  soweit  unbedingt  geboten ,  als  die  in 
§.  238  angeführten  Gründe  maassgebend  sind«  Die  betreffenden 
Forsten  dienen  dann  als  ),8chntzwälder'^ 

Dieser  Name  fa&at  allgemein  fUr  Waldungen,  welcke  sozusagen  kliinatiscke  u. 
allgemoin-rolkswirtlisob.  Fonctioneii  haben.  Er  ist  altttbtich  fftr  Wälder,  die  als  Sclints 
gegen  Lawinen  v. s.v.  dienen. 

2.  Selbst  eine  Erweiterung  der  Staats  forsten  dnreh 
Ankäufe  von  Waldungen  und  durch  eigene  Neuanlegung 

kann  als  Staatsaiilgabe  erscheinen,  wenn  obige  Rücksichten  tlaliu 
sprechen  und  wenn  es  sich  um  die  Erhaltung  des  Waldbestands 
auf  sogen,  un  bedingtem  Waldboden  handelt,  welche  durch 
^Privatbesitzer  gefährdet  sein  kann.  Die  bezü^^licbc  Aufgabe  ist 
eine  privat-  und  zugleich  eine  staatswirtbscbaftiiche  Kapitalanlage 
(§.  63). 

Die  V«;rmelirun^r  der  Staatswaldllücheu  betrug  dlircltsclin.  jährlich  in  Preussen 
l^fu  'n  Dil),  n.u.  rii  lS44^r.s  0-21,  Wiirtemberg  lSr,l  fJT  0-23.  Baden 
Iböti— 70  (i-2U,  Sachsen  lb43— 74  0-37%.  Leo  a.a.O.,  S.  322.  Eine  weitere  Ver- 
mehnina:  wäre  nothwendijr,  wenn  wirklich  z.  B.  in  l)<'nt.scliland  2<>"/„  der  Landcsfläche 
Wald  aus  allgemeiuen  Gründen  eriordertich  ist.  Leo,  32».  In  d  Etats  kommen  in 
Drur-cLlaiuI  mehrfacli  reirelmässig  Summen  f.  d.  Ankauf  v.  ForstuTundHtück«  n  vor, 
/..  ]\.  in  Preussen  lSSä/84  im  Ord.  1,050.UOU,  daztt  ein  extraord.  Zuüchnss  unter  d. 
r^iiimal.  Au:'L'.  V.  950,000  M.,  zus.  2  M.  M. 

In  einzelnen  Fällen,  wo  jene  alli^^enieinen  Rticksichteu 
weniger  in  Betracht  kommen,  kann  sich  ein  Ankauf  tiuauziell 
empfehlen,  wenn  er  am  besonders  billigen  Preis  geschieht,  wenn 
dadurch  eine  zusammenhängende,  leieht  xu  beaufsichtigende  Wald- 
fläcbe  auch  für  den  bisherigen  Staatsforst  erlangt  wird,  wobei  sieh 
dann  die  gesammten  Bewirtbsehaftungskosten  ermässigen  und 
wenn  Boden  in  Betracht  kommt,  „welcher  zur  Zelt  bei  keiner 
anderen  Henntzung  so  liohe  Erträge  abwirft,  als  bei  der  forst- 
wirthschaftliehen"  (Leo,  sogen,  bedingter  Waldhoden,  mit  „Er- 
werbswaldungen"}. Die  Neuanleguüg  von  Waldungen  auf 
öden  Bergtlächen  ist  ans  klimatischen  Kflcksichten ,  wegen  der 
besseren  Sicherung  des  Wasserablanfs,  wegen  der  Ungeeignetheit 
solchen  Bodens  für  andere  Cultnren  und  weil  dann  später  Wal- 
dungen in  den  Ebenen  entbehrlicher  werden  kOnnen,  besonders 
rathsani. 

In  Ii  allen  sind  hochgch  gene  Bauernhöfe  in  der  Nahe  «U  i  Waldungen  um  einen 
Pieis  angekauft  werden ,  der  die  Umwandlung  in  Wald  Tortheilhaft  macht,  z.B.  1867 
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4  Höf«]  von  320  M.  m  $5.000  11..  d.  M.  zs  174  iL«  2  andere  r.  TO*/«  M.  za  &&70  IL 
d.  U.  za  in  fl.;  1868  5  HOfe  r.  481*6  IL  za  66,000  iL,  d.  H.  2.  153  il.  (Brno.) 

Soll  eine  Erweitenuig  der  StaatswalduDgen  im  grösseren  Um- 
fange ertblgeD;  so  müssen  fHr  die  Wahl  der  anzukaufenden  Wftlder 

in  erster  Linie  jene  k  1  i  m a  tischen  und  allgem  ein- Volks- 
wirt hg  c  haftlichen  Klicksichten  enttscheiden ;  sodann  roa^ 
SU  weit  als  möglich  eine  gieichm  ässigere  Verth  eilung  der 
Staats  Waldungen  ftber  das  Staatsgebiet  ins  Ange  gefasst 
werden,  was  durch  jene  ersten  Zwecke  ohnebin  mit  bedingt  wird. 

3.  Im  Einzelnen  mnss  dagegen  objectir  die  eigene  Ab- 
holznng  von  Staatsforsten  oder  der  Verkauf  zu  diesem  Zwecke 
erwogen  werden,  wenn  der  Waldboden  ohne  schädliche 
F 0 1  e n  für  Klima  und  C u  1 1  u r  besser  zu  anderen 
Zwecken  benutzt  wird.  Hierüber  hat  dann  wesentlich  doi 
Hentabilitätsgesichtspunct  zu  entscheiden:  wenn  die 
voraussichtliche  Rente  aus  der  anderweiten  Benutzung 
des  Bodens  Ii  Ober  als  die  Waldrente  isty  so  muss  die  andere 
Verwendung  eintreten,  denn  hier  liegt  kein  Grund  vor,  absichtlich 
auf  einen  Theil  der  möglichen  Rente  zu  verzichten.  Das  specieUe 
Interesse  der  Ilolzconsumenten  einer  Gegend,  in  welcher  sich 
solche  entbehrliche  .Staatslorstcn  betinden,  darf  von  s(dchcr  Mjiass- 
regel  nicht  ablenken.  Sonst  empfiehlt  sich  völlige  Abhohcung 
oder  Verkauf  auch  bei  kleinen  zerstreuten,  schwer  zu  beaufsieb- 
tigenden,  dem  Holzdiebstahl  besonders  stark  ausgesetzten  Gehölzen. 

AiH  (lieM'i)  Griiudnn  sind  in  liaii  iii  früher  14U.<h)(]  M.  /uni  Verkauf  liesCiBiBt 
word.:ii,  wov.  25.000  M..  auf  0  '.»  Mil!.  ^.M  liritzt ,  für  ]  MiU.  tl  v.  rUuft  «-urdeii. 
Kudhardt  UI,  iH.  Viele  Vcikaufc  u.  AuivUufü  aucb  iu  liadoii  (s.  d.  jähiL  Ikr.  d. 
landst  Aasschu^>^).  (Kau.)  —  fieispide  Tom  paMenden  Verittof  r.  Lozntjwildeoi 
Städten  aus  Sachtteu  bei  Lro  a.a.O.,  S.  324.  Mit  dtsm  hier  erzielten  hobeit 
Pf'  i^*'  la>s.  II  h  (laim  zwuckiiwbüitfe  Erweiterungen  de>  Staatswalds  an  anden  n  Ort'  ii 
tiuau/ieli  gut  durciituiiren.  —  Aiu»  dem  principieUeu  (irunde  der  iuferiorität  de*  Staats- 
besitzes u.  der  staatlicheu  fiewirtJwcbaftuug  u.  weil  tss  an  sich  richtig  u.  nothveiuliz 
sei,  am  h  d.  n  Wald  in  das  Prirataijrenthnm  der  PriratwirtliM' haften  hinüber  zu  fUuvu, 
wif-  dies  bei  Feldgtltcr-DoinSiini  rorL^okoiniiicii,  sind  wohl  Staat>roi>f'  ii  kaum  Feräusstri 
worden,  Wold  aber  aus  tiuanzielieu  (inuideu,  um  HUMserünientiiche  Deckunirsiuitlcl 
Zd  beschatfen  u.  an  Stelle  sonst  «Tforderlicher  AnleiheiL  So  wurde  1831  in  Frank- 
reich der  Verkauf  v.  300,000  lia.  Staatafont  beschlO!«oo.  Leider  hat  auch  Oester- 
rei(  h  mehrfach  diesen  \Ve^^  beschritten,  wenn  auch  noch  zftpernd  bei  d.  Aasführuns. 
liit.'i  d.  V.  1818—51  in  Westösterr.  f.  141?»  u.  in  l^n^am  f.  11  «4  Miil.  Ii.  verkauft.  » 
Staabtiuteru  waren  auch  Forsten,  ebenso  unter  den  iiacl»  Vurtr.  v.  1855  v.  d.  National* 
bank  in  Pfand  abemoramenen  u.  darnach  veräiujterteu.  Ferner  vurden  Veifcinfe.  vi- 
von  Montanw*  rt  n,  Domänen,  Fabrike]i,  .>o  auch  von  Staatsforsten  durch  Ges.  v.  *iO.  JotJi 
I8fi*<  an'jeoidiict  u.  z.  Th.  ausueführt  Docli  waren  davon  Staat.sfors>ten.  die  aus  kliin.^L 
KucksicJiteu  uder  zum  Scbuüs  von  (^uullgebieteu  u.  zur  Erhaltuug  der  ProductiDiii' 
f&higiteit  des  Lands  besser  in  Staaishftnden  blieben«  dann  die  Salinen»  n.  Bervirerl»- 
forste  ausgeschlossen.  ^,Leo,  Forstst.  S.  25.)  Zwischen  IS'O  u.  E.  1878  hat  sich  <Dacl> 
d.  Daten  im  Etat)  unter  d.  Staatsforstverwalt.  der  Wald  des  Staat*;  von  716.000  aaf 
643.000  ha.,  die  Aecker.  Weiden,  Alpen  \r.  58,000  auf  53,000  ha.,  d.  sou&L  K  iL 
anpiod.  Grandes  r.  296,000  auf  268,000  ha.  vennitidett. 
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2.  Abschnitt 
Bewirüiäcliaftuug  und  Vemaltuug  der  8taatsforsteu. 

Udber  das  leitende  BewIithaohaftiuigspTiBeip  vgl.  bes.  Kenn  in n.a.  0.  21, 

Frosslvr'ä  oljL'Q  S.  576  genannte  u.  d<sä.  übrige  in  II  eile  rieh 's  Aafd.  in  d. 
Tab.  Zöitschr.  XXIII,  1,  zut;,  gestellten  Schriften  u.  diesen  Aufsatz  selbst,  in  welchem 
Prestüor'ä  Priiicip,  dass  die  Bewirthschaltimg  des  Waldes  so  einzurichten  sei.  daas  die 
Waldbodenrente  ein  Max.  werde,  piiratirinliscliaf^licli  geprüft  wird.  Helferich  hftit 
diesPrincip  für  privatöiconomisch  richtig,  meint  a'>  r,  (lass  damit  noch  nicht  bewiesen 
sei,  es  sei  tiassellii-  auch  natioiialf^konomisch  richtig.  S.  a.  a.  0.  S.  6,  .Hö,  wo  die  Kebultate 
ZQS.  gestellt  sind.  Offcjibar  ist  es  allerdings  nur  rom  priratwirthschaltl. ,  nicht  aber 
vom  rolkswirthschaftl.  Standpoucte  richtig,  zu  der  Folgerung  zu  kommen,  dass  kein 
Boden  zur  Hokcultar  benutzt  verde,  welcher  als  Ackerland,  Wies<j  oder  Weide  einu 
höhere  Bod-  nrcnte  crwart*'n  lasse,  selbst  wenn  in  '  inem  Lande  dann  der  iran/e  Wald 
verschwindeil  sollte,  —  eitio  Folgeruüic.  welche  iiellerich  mit  Kccht  als  nuthweadigc 
Oonseiiueoz  dcss  reiji  privatwirthschaftl.  l  urstbetriobs  hiust<'llt,  S.  35.  Aber  abzuweisen 
iat  diese  Folgerang  auch  aas  dem  nationalOkonom.  Gesichtspnncte  nur  mit  den  Rück- 
sichten auf  den  klim.itibchen  und  allg^emein-vulk^wirthsoh.  Eitifluss  d  r  Wälder,  nicht 
mit  der  l'urcht  vur  Hulzmani;<'l  und  hohen  Hol/preisen  "i.'l"  l  Ebenso  «Inrf  die 
iCegcl,  das:>  die  Itcutu  des  als  Waldböden  benutzten  Bodens  vom  Furstwirth  auf  das 
Minrilmnm  getrieben  wMde,  nur  in  sofern  Ausnahmen  erleiden,  als  ein  solcher  Betrieb 
allgemein  nach theilijrc  Folgen  der  genannten  Art  befürchten  Hesse,  z.B.  des- 
wegen der  Waldbestan»!  bei  kitr/eren  Umtriebszeiten  in  einer  für  das  Klima  nn':tinstigen 
Weise  beschrankt  werden  mussto.  —  An  diesen  meinen  Sätzen  aus  d.  Ö.  A.  von  Kau, 
litt,  Note  a,  habe  ich  auch  Jetzt  nichts  &ndem  zu  mttssen  gesrlaubt,  obfleieh  die 
wissenschaftl.  u.  iiraktische  Controverse  über  das  richtii^e  leitende  Wirthschaftsprincip 
im  Forstwesen  auch  in  den  letzten  Jahren  s(!hr  lebhalt  discutirt  worden  ist  und  mir 
von  einem  Autor  (üuitz,  Foistregal  u.  Waldreute,  Stuttg.  1S7S)  dabei  die  „Umgehung 
der  durch  die  nenen  Tariifraffcn  cntstandennu  Schwierigkeiten  ?orgoworfen  warde. 
(Deber  Heitz  s.  Li^hr  in  Hildebr.  Jahrb.  .H2,  S.  Hü'D  Beisfimmend  zu  meiner 
Auffassuus:  in  der  <>.  A.  äus>ert  sich  Leo.  For-M  f?l  1*^7:;  S  If.  Weiter-'^  -''hon 
eben  nicht  in  d.  Fiu.wiss.,  »oudcrn  in  die  i''orst|>olitik.  Ueiiouder-<  b«auhteiu>wcrth  sind 
ans  der  jüngsten  Literatar  noch:  Helfe  rieh 's  2.  Art.  Waldrente  in  d.  Tlkb.  Ztschr. 
IS71,  XXVII,  549  tf.  (natiün.-ökon.  Prüfung  der  Pressier  sehen  These),  ders.  ebend. 
XXVin.  '-IbH  H'.,  „zur  Lehr.  v.  der  Waldrente"  (auch  in  den  ., Forst!.  Blätte  rn"  1872, 
8.4  If.).  Ders.,  Abb.  Forytwirthsch.  in  behonberg's  Handb.  l,  bes.  b.  742  ;  zu  dieser 
Abh.  ist  zu  vet^leidhm  d.  Kritik  v.  Lehr,  in  d.  von  ihm  mit  her.gegeb.  „iVlIgem. 
Forst-  u.  Jagdzeituiii:".  Juli  1S83.  Wa -  k; r  (Forstmeister),  die  prilid|K.  Aufgaben 
der  Forstwirthschaft.  tub.  ZtM  lir.  st'J.  XXIX,  381  ff.,  ders.,  Anleitung  zur  Kcp^lunj^ 
des  Forstbetrieb^,  1875.  Baur  in  s.  Mouatsschr.  für  Forst-  u.  Ja;rdwesen  über  „Forst- 
statistik' eine  Keihe  von  Aufsätzen  im  Jahre  1872.  Borp-grcve,  Forstreine rtragslehre 
^hes.  gegen  G.  Heyer),  Bonn  1878  (s.  darulti  r  Schäffle,  Tttb  Ztschr.  ]87i)  8.  1, 
und  Lehr,  Hildebr.  Jahrb.  33,  S.  r»\  all'-  dirs>  Arbeiten  gegen  Prc^^ler.  Für 
denselben  bes.  Judeirh.  Tharander  .I  ii;  H.  1!»,  20,  22,  21,  da^a^^  der^.  in  d. 
Tub.  Ztschr.  1873,  XXIX,  l-lö,  »achlit  ho  LiV^rterungen  belehrender  Art  mit  Helfe- 
rich.  DsgL  spedeU  gegen  Baur:  Lehr  in  der  Allgem.  Forst-  und  Jagdzt:::..  1S78, 
Juninummer  n  fol'z.  S.  auch  G.  Ileyer's  Forstl.  Statik  u.  Lehr  in  d.  Ausführung 
gegen  Heitz  a.  a.  (J.,  Koth  nb.  (irund-  u.  Waldrente,  Forstl.  Iii.  l!>73,  S.  22.5.  2.'>7,  2S!>. 

Wenn  die  privat-  u.  volkswirthsch.  8taudpuncte  richtig  auseinandergehalten  werduu, 
ist  eine  Yereinijruug  der  scheinbar  so  entgegengesetzten  Ansichten  nicht  so  schwierig. 
Die  praktische  Schwierigkeit  Ii- gf  darin,  richtig  zu  bestimmen,  wie  weit  da.^  privaf- 
wirth;<ch.  Princip  der  Bewii  th^chaftun};:  Platz,  iireifen  darf,  ohne  Nachtheil  f.  die  klimat. 
u.  ailgcmeiu-volkdWirtliäch.  Function  des  Waides.  Uebcrtreibung  in  der  Länge  der 
Ömtrit^Hszeit  ist  hier  wohl  2uzngeb«!tt,  bes.  bei  den  deutschen  Staatsforsten.  Die  Gon- 
'[uenz  der  Anerkennung  der  vrenannten  Function  der  Wälder  ist  dann  entweder  eine 
b'  S«  hränkcnde  Waldschutzir<'set/L''';bung-  für  d'ii  Privatwald,  damit  hier 
nicht  einseitig  die  privatwirthsch.  Betriebsweise  vorwalte,  oder  die  De  bernahme  der 
betreffenden  Wälder  von  solcher  allgemeinen  Bedeutung  in  das  Staats- 
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eifronthnm.  Hier  hingt  die  scheinbar  rein  forBttechniiGhe  Fnge  wieder  mit  den 
Franca  volbwirihsch.  Orgenieation  u.  d<  T  Eigenthumsordniug  ZQsammen  (8.WtgBer. 

ünmdleg.,  Abth.  2,  Kap.  4,  bes.  366). 

1.  —  §.  241.  Leitendes  Princip  der  Bewirthscbaf- 
tnng.  Ftir  die  BewirthBobaftniig  der  beibehaltenen  Staatafonten 
rnnsB  das  privatwirtbachaftliche  Princip  des  grösstei 

nachhaltigen  K e i ii c rtrag s  das  leitende  sein,  soweit  jene 
allgemeinen  KU c k s i c h ten  (§.  238)  nicht  w i d c rs p r echeu. 
Nnr  iDsoteru  gehört  die  Einnahme  aus  den  DomaDialvvalduDgen 
demgemäss  unbedingt  zu  den  priratwirtbscbaftlichen  Einnahmen 
des  Staats. 

Diu  hriufig^e  Rücksicht  auf  die    beste,  nachhaltigfite  und  billigste  BefHedifiiBir 

dos  Holzbtidurfniösiis  «l«'r  Burgfi"  ilarf  dajfesfcii  aus  den  in  §.  237  angcsfcboiioii  Gr  ;nd  n 
für  den  Staafsforstbctriob  nicht  inaassgcbend  sein.  (Hau  hat  in  d.  5.  A..  §.  143,  Kr.  4, 
dieses  IMncip  uoch  fcätgi-halti'n  neben  dem  btiviii'ii  nach  dem  grOs&teu  £ciaertzsg. 
Elienso  sehen  Malchns  I,  §.  1 4.)  Jene  Bttcksieht  führt  auch  nur  zu  einer  ungereehten 
Bepuiistiy-iiii'r  der  zalalligen  Anwehner  der  Staat^forsten,  was  bei  der  notorisch  uieistefts 
s*'hr  Tin^lt'ichmässigeu  V-  rth-  ilnnGr  dieser  Forsten  n'^er  ilas  StriatS!r»djiet  nicht  zu  ver- 
meiden nud  dauu  vollends  bedeniilich  ist.  Auch  in  der  liestimmang  der  irerst:biti- 
denen  Holzeultnren  muasderRentabiUtitsgesicbtspanct  eutsehelte,  wobei 
sich  freilich  die  üeriicbichti^^un^  der  speciellen  Uolzbednrfnisse  der  Machhandiaft 
eioes  Staatsforsts  oft  ohnehin  finanziell  am  Meisten  lohnen  wird. 

Die  praetiscbe  Dnrehftlhrong  jenes  Prineips  ist  in  einseitiger 

Vorliebe  für  den  Wald  gerade  in  der  neueren  rationellen  Forst- 
wirthschatt  (auch  Deutschlauds)  zu  sehr  vernachlässigt 
worden. 

Namentlich  ist  man  in  Fehler  gefallen,  die  Auford.  runir«  n  in  Bi  tiif!' d  r 
Nachhälli  t;-ke it  de:?  W'a  I  (J t  ri Iis-  /u  n i  M  r  i 'n-n  ,  nicht  nur  fnr  den  En>atz 
tiiiics  der  weggcQomU)  neu  Hol/.uia.-»:!)'  ^Iricben  (^uanUiutä  durch  Zuwachs  zu  son^c-iu 
aondorn  auch  den  zeitigen  Holzromth  eines  Waldes  ganz  zu  erhallen  und  die  Umtriebs- 
/citt  ii  ii'i'T  di.  jt'tlipe  (jr  nz'-  von  Jahren  auszudehnen,  weUlic  nafurwissenschaftlich 
nai'h  den  W  a«  listhiniisverlialtiii>-<en  der  Wäldt-r  und  privatwirthschat'tiich  mit  KQcltsicht 
auf  die  Preiiki  der  Holz^ioiten  verscbiudeuen  Aiterä  nach  dem  Gesicbtöpuncte  des 
hSchsteii  Reinertrags  die  richtige  fiir  die  renchiedenen  Hobscaltaren  iitt  Anf  diese 
Weise  ist  die  Waldfliiche  öfters  s^rösser  und  stärker  bestockt  srehalten  worden,  als  es 
die  Klicksicht  aüf  den  klimatischen  und  allir^^mein-wirthschaldichen  Einfluss  der  WÄld  r 
j^ebictet.  1'  rncr  ist  in  den  Waldern  ein  unnöthi;;  grosse:}  llolzkapital  auf>ce>auimc]t 
worden,  welches  im  Grunde  brach  Uegt  und  im  Interesse  der  Einzetwirthsdnlken  der 
Waldei^enthumer.  also  auch  des  Staats,  un<I  in  dem  in  diesem  Falle  hiermit  iden- 
tischen Interesse  der  ganzen  Volkswiithschaft  passender  zu  ^emTheil  flossig  gemacht 
werden  sollte. 

Obiges  nach  Beuuing,  bes.  8.  12.  24  ff*.  (Vegetation  in  den  rerscUedeaeQ 

Altersperioden.  Abnahme  des  Zuwachses  vor  den  jetzt  meist  üblichen  rmtri.  ^-^joit  i. 
die  vielfach  von  100  auf  70  Jahre  vrrkürzl  rden  können,  da  die  V- ruiindt-nnig:  i  > 
Zuwachses  nicht  mehr  durch  genügende  Stei^^croug  der  Qualität  und  de»  Werths  auv 
i:«:g]ichen  wird,  vgl.  auch  Premier  und  Helferich  a.  a.  0  )  ;  Seite  21-~24,  woBeoniof 
der  jetzt  nbliclien  Fftraorge  eines  Jahrhunderts  für  ein  nachlösendes  in  der  Erhaltung 
d.  r  llolzsortimente  ent-j-'^irentritt,  während  man  doch  dit  ned  irfnis^e  d  r  Zukunft  nicht 
kenne  (vgl.  o.  S.  .jTö  das  Wort  von  Hocki  u.  S.  24  für  »lie  wirtlischafiiiche  iiaubaitinl 
eines  Waldes  die  Kegel  aufstellt:  sie  tritt  „mit  dem  Jahre  ein,  wo  das  au»  dem  steh«  udt-i 
Hul/c  durch  dessen  Verwerthung  gewonnene  Kapital  einen  höheren  Ertrag  gewährt 
als  die  Werthserhfthnng  destwlben  durch  den  Zuwachs  ist,  wenn  es  beirtehea  faleibr; 
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endlich  S.  S]  ff.,  wo  Berechnnufreii  ttber  die  GrOsee  dM  Hiaag  zo  machenden  rorrutb. 

Ilolzkapitals  aiiirestelU  sinil.  £iiizelD<-s  aus  d.  Kritik  Ph.  Goyer's  in  s.  „Wald** 
Ubt;r  d.  finanz.  Erjj'  bni--«-  (li:r  «loatschen  Sf:i?i*-for8twirthsch.  ist  hier  hem'^rkfMH\\  -  rtfi.  — 
In  dej)  prcuss.  Staateturstcn  (altu  Prov.j  warun  1S(>5  vorhaudcu  an  Uucliwulii  von 
aber  SO  Hhren  alt  l'57HiIl.  H.  oder  23  7„,  41~S0  J.  alt  2*35  Mill.  M.  oder  26*/«i 
1 — 40  J.  alt  2-64  Mill.  M.  oler  39%  des  ganz.  n  Wal.ls,  was  <  in«  r  ümtrit  bszeit  ?oo 
100-110  .T.  cntspriclit,  während  K*»Minirt'jr  nach  HarckliarUt  s  Taf'i'ln  h^>rerlinet.  dass 
bei  Brcnobok  die  Kcute  vom  50  J.  an  fallt,  bei  Nutzholz  im  70.  J.  am  h<}chät<  n  ist; 
a.  a.  S.  28—30  u.  Stat  Jaht!).  t  Prenssen  III,  147.  1975  war  die  prenw.  Staatswald- 
lUche  77o  Eichen,  IG  noch«m,  56  Kiefern,  Lärchen,  12  Fichten,  TaiiaeD,  1  Mittol- 
vald.  S  Niederwald.  Die  Höhe  de»  Beinertnga  b&ugt  uatarlich  attch  mit  diesen 
Cniruren  zusammen. 

IL  —  §.  242.  Bewirthschaftniiggformen.  Die  allge- 
mein ttbliehe  und  auch  rationellste  Fono  ist  die  Selbstbewirth- 
schaftnng  oder  Selbstverwaltang  der  Staatsforsten.  Sie 

wird  grüssentlieils  durch  dieselben  Grunde  empfohlen  und  selbst 
geboten,  welche  für  das  »Staatseigenthum  an  Wäldern  sprechen, 
und  hat  sich  auch  vollkommen  bewährt.  Die  beiden  anderen 
möglichen  Formen,  Erbpacht  und  Zeitpacht,  sind  selbst  von 
sonstigen  Gegnern  des  Staatsbetriebs  beim  Walde  selten  befür- 
wortet, in  der  Praxis  wenig  oder  gar  nicbt  vorgekommen  und  anch 
nieht  Kweekmässig,  weil  dem  Zwecke  des  Staatseigenthnms  an 
Wäldern  zuwider. 

Dies  lioäonders  zu  begründen  ist  j<  tzt  kaum  mehr  nothwcndiif.  Ii  au  weist  in 
g.  144  die  Erbpacht  noch  in  einer  besonderen  kleinen  Erörterung  ab.  S.  dieselbe 
abgcdrackt  auch  in  ror.  Anfl.  di<3ses  Hands  S.  454  Note  5.  Anch  dio  Zeitpacht  ist 
ans  ;ihnlicli''ii  Gi  imlLn  vrh-  die  Erl)pacht  nicht  wohl  in  jirösser«  m  Maasse  unwcniihnr, 
da  rttirh  hier  eine  Gontrole  unenlln'hrlich  und  doch  zu  ^chwieris  für  den  Staat  und 
zu  laNtit^  für  den  Pachter  sein  wünle.  (l'ur  eine  „nach  Grundsätzen  der  l  or-siwirth- 
üchalr*  bediiifrte  Zeitpacht  der  Wälder  anstatt  der  eigenen  Bewirthschafhing  bis  an 
drm  Z<  itpuncte,  wo  Erbpacht  möglich  ist,  Jakob,  §.  274.  S.  anch  Albert,  Foist- 
verwalt.«  ^.  141.) 

IIL  —  §.  243.  Die  Staat sforstverwaltung. 

Das  Nähere  hierttbor  gehiiH  nicht  in  d.  Finanzwisscnsch.  Von  älterer  Kachlit.  d. 
(jegeubtauds  s.  v.  llurgsdorf,  Forsthandluich ,  2.  Band  IS05,  (3.  A.)  —  II  artig;, 
(imndsätze  der  Korstdip'Ction,  1813,  2.  A.  Meyer,  Foratdirectionsl-hn-.  2.  A.,  1S22. 
Lanrop,  Die  Forstdirection ,  1S24.  Pfeil  a.  a.  0.,  Hartiir,  Cirundziitre  zu  .  in -r 
zweckmiiss.  Forstonrauisatiou,  in  dessen  Abhandlunjren  über  int.  ress.  (leirenstand««  b  ;im 
Forst'  Q.Jagdwesen,  Iterllo  1880,  8.  1.  llnndeshagen,  F.  Pol.,  S.  814.  321. 
V.  Wedekind,  Anleit.  zur  Forstverwaltumr  n.  zum  F  rstjreschäftsbetricbc.  Darmstadt 
1<^M1.  Von  neuerer  ladilit  r.:  v.  Rerij,  Die  Staatsforstwirthschaftslehr- .  1S50. 
Albert,  Lchrli.  d.  Staatsforatwisscusch. ,  Wien  1875,  ders.,  Lelirb.  d.  Furstverwalt., 
Münch.  1883.  Leo,  PoTStstat  S.  207  JT.  Liier,  ttber  d.  VerwalUr|atti8.  einzelner  Lftn- 
der  auch  oben  S.  570,  die  gen.  Werke,  v.  K"'Tine  u.  s.  w.  Vifl.  Kau  §.  145  ff,, 
wonarh  im  VV'«'S«'ntl.  vor.  Anfl.  ilies,  s  Bands  §.  l!)8  If.  Jetzt  zus.frezo;ien .  aber  auch 
mehrfach  verändert,  nach  Maassgabc  gegenwartiger  Auffassungen,  z.  Th.  im  An- 
schlnss  an  Albert  (Pontrerwaltnnir,  b<n>.  S.  150  BX 

A.  Die  Organisation   der  Staatsforstvcrwaltuug  oder  die 

Einrichtung  des  betreffenden  lichürdenwesens  mnss  sieb  wesentlich 

nach  denAui'gabeu  richten,  welche  diese  Verwaltung  zu  erfüllen 
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bat.  Hier  machen  sich  dann  nach  dem  Arbeitstheilnngsprineip 
bestimmte  technische  Fordeningen  der  Forstwirthschaft  geltend, 
wodarcb  Abweichungen  von  der  Organisation  anderer  Verwaltangs- 
zweige  bedingt  werden.  Gewisse  Grundzüge  der  Organisation  er- 
geben sieh  ans  diesen  technisehen  Verhältnissen  ^  verilndeni  sieh 
daher  aneh  wenig  nnd  finden  sieh  einigermassen  übereinstimmend 
in  den  versehiedenen  Lttndem.  In  der  prmctisehen  Darcbftlhmng 
der  Organisation  treten  dann  aber  einy.cliie  Verschiedenheiten  unter 
dem  Einflus8  der  sich  verändernden  ökonomisch -technischen  Auf- 
gaben der  Forstwirthschaft)  so  beim  Wechsel  des  Bewirthschaftungs- 
Systems  (Betriebssystems),  ein,  wie  z.  B.  die  Verdrängung  des 
^^Forstmeistersystems"  doreh  das  (prenssisebe)  y^Oberförstersystem^ 
Andere  Einzelheiten  werden  aneh  wohl  durch  die  Einriohtnngen 
der  sonstigen  Staatsverwaltang,  des  Kassen-  nnd  RechnnngswesenSy 
auch  des  Militärwesens  nütuntci  mii  bestimmt 

Die  Aufgaben  der  Forst  Verwaltung  und  im  Anschiuss  daran 
die  Gliederung  des  Forstpersonals  und  des  Behörden- 
wesens sind  wesentlich  folgende  6— 7:  untere  Manipa- 
lationsarbeiten,  Besebtttzang,  Bewirthschaftnng,  Be- 
anfsichtignng,  höhere  locale  Leitung,  oberste  Leitungi 
Kassen  Verwaltung. 

1)  Die  Vornabme  d.  eigentlichen  unteren  Manipulationäarbciten  /.ur  Ordnung 
des  Forste  und  der  Enrerbung  d«r  Fontprodnctc  erfolgt  durch  du  unter  Aiifticbt  «ier 

Vorgesetzten  arlx  it.  ndi«  Handarb<<iterpersoiiaI  (Waldarbeiter  u.  dpi..  „Hand- 
un d  (i«'spannarlM  if";  Albert).  —  2)  Die  Heschut/.nnp:  dos  Waldcis  tr'-eren 
Fre?ol,  Widerrechthehkeiten,  Nachlassiffkeiton  u.  s.  Dritter  geschieht  durch  W  aid- 
httter,  Porstanfsoher,  auch  duch  eigene  militilTiscb  onraniaine  Porsttchuf z- 
wachen  (Würtemb.);  dieser  Waldscbutz  kann  sich  zus^^leich  auf  Bekämpfang  ron 
Naturereignissen,  Wied  rLnitniachnnir  von  Elementarschäden  kleinerer  Art,  Anzeige 
gr<^rer  solcher  Schäden  bei  den  törstern  erstrecken.  —  3)  Die  eigentliche  Ver- 
waltung oder  Beirirthsctaaftung  des  Walds,  welcher  m  diesem  Zweck  in  be- 
stimmte „Revier«:"  getheilt  wild.  lindct  statt  entweder  durch  Förster  oder  Ober- 
ff^rster  mit  im  Wesentlichen  Sf^Ibständirem  Wirkiiniiskreis  unter  Ck>ntrole  der 
höhereu  Behörde  —  sogen.  „0 beriörstersystem"  —  oder  mit  beschränkter  Com- 
petens  unter  Leitung  eines  Vorgesetxten,  des  Porstmeisters  flkr  mehrere  einen 
««Porstamtsbezirk*'  bildende  Kefiore,  (sogen.  „Koretm  istcr-"  oder  ..Rerler- 
fnrster^y ^ '  !ir' .  Das  erstcre  System  ist  schon  jetzt  in  Deutscliiand  das  über- 
wiegende, bebtelit  u.  A.  in  Preusseu,  Baden,  Els.-Lothr.  u.  verschiedenen  Kleinstaaten, 
gilt  nach  den  heutigen  Aufgaben  der  Staatsforstwirthschaft  und  dem  nothwcndigon 
(iradi  all&remeiuer  und  teclinisrher  Bildang  der  Förster  (Oberförster)  als  das  palende 
(Besi  liluss  il.  Versamml.  Deutscher  Forstmänner  in  Eiseiiacli  18"f)  (s.  Alb.  rt  S.  179) 
nud  wird  d-  ni  \  ern^  hnu  n  iiarh  jetzt  auch  in  Bait-rn  znm  Ersatz  de^s  dort  noch 
steliüüdt  a  ,,l  uränneistersydteoib"  geplant  Höhere  Kosten  >oU  die»  nicht  nothwendig 
bedingen,  eher  selbst  Erspamisse  (Albert  S.  ISS).  —  4)  Die  Ansabnng  der  Obei^ 
aufsieht  ul)er  die  eigentliche  BeTvirths^liafhing  der  Forsten  (Kr.  ^)  erfolgt  darch 
di<'  Forstinsp«'Ctlon.  Nach  den  eben  genannten  beiden  Systemen  wird  dies««  Inspection 
in  verschiedener  Weise  eingerichtet  Beim  „Korstmeistersystom"'  hat  der  Forstmekter 
die  InspectioB  der  Förster,  betheüigt  sidi  aber  zQ^leich  an  der  Verwaltnngawbeit«  so 
auob  an  der  Terwertlmng  der  Forstprodnote,  was  jetzt  far  eine  OAZWAckmtarige  Weit- 
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UUifigkeit  gilt  (Albert  S.  185).  Beim  „Überfönteisystom**  werden  grössere  Inspec- 

tionsbi'zirkc  (gebildet,  an  deren  Spitz-'  (;iu  Forstinspector  st<  lit,  welclier  zugleich  Mit- 
sWi'd  der  huhereii  (Provinzial-)  KoiHf'»-  lionlc  oder  der  ..For^tdircction"  ist.  —  5)  Die 
AuäubuDg  einer  liühureu  Lcituu^  uud  Coatrolc  ubor  die  gebauiiutc  lucaic  Fon^t* 
rervaltoar,  geeclildit  dorch  eine  grOesero  Mittf^l-Behörde ,  die  socren.  „Forstdirec^ 
tiou**,  üblicher  Weise  mit  eiuem  Diructor  (Obcrfürstuv  istcr)  an  der  Spitit?,  cinig-eii 
Käthen  fi\T  die  v  iS(  hiedcnen  Si»<  cial/.\vei;;v  des  Foi-^tdieiists  und  bubaltcrupersonai.  — 
6)  Die  Auüubuug  der  obersten  Leituug  des  gcäammteu  Staatsforstwe^DS  erfolgt 
durch  eine  Central  stelle,  welehe  regelmässig  uüd  passend  eine  eigene  Abthei- 
liiQg,  eventuell  auch  eine  mit  der  Domänen veruraltuuu:  verbundene  Abtheilung 
desjenigen  Ministeriums  bildet,  zu  dem  das  FortitwesL-n  ressortirt  (Finanz-  bez.  jetzt  mehr» 
facU  —  Preusscn,  Ocäterrtich  —  das  LaudwirUuK:li.QLiu.). 

Die  Kassengeschäfte  des  Forstweeens  waren  iraher  vielfach  unmittelbar  mit 
dt-n  Geschäften  ikv  Forstbewirthschaftung  verbunden  und  wunleti  dann  von  den  be~ 
trefTenden  Beamten  (F«»r>ti  rn  ii.  s.  w.)  entweder  selbst  oder  unter  deren  Leitung  und 
Verantwortung  von  ihrem  Diensiperüonal  besorgt.  Dadurch  waren  die  prantischen 
Forstbeamten  , anweisende'*  nnd  ,^elderhcbende*\  l>ez.  «^nszahlendc**  Organe  za- 
gleich,  was  die  Controlc  ei-schwert,  Unterschleife  erleichtert,  die  Beamten  ihrer 
HauptanfL'^Hl)e  ontzi-  Iit.  Daher  hat  man  schon  Ifinirer  und  jmss' iid  in  d*  r  Kegel  diu: 
Kasseugi'schaltc  vom  practiächeu  Forstdieuät  getrennt  und  sie  auf(irund  der  Angaben, 
BttChfahning,  zVn Weisungen  n.  8.  W.  der  Ftlrster.  Foratuieister  von  besonderen  Or- 
ganen ausführen  lassen,  liier  finden  sich  danu  wieder  di«-  beiden  Systeme  öm 
Kassenwesens  (§.  127).  das  ältere,  jetzt  i^ftei-s  auch  hiri  b«  >citigte  oder  modificirte 
th'T  aparten  „Verwaltungszweig-Kass»en'',  d.  h.  besonderer  Foi^tkasäen,  unterer  bei  den 
Forstämtern,  mittlerer  bei  den  Foretdirectionen  und  eventuell  auch  noch  einer 
obersten  C'  nt  ral-Forstkasse,  etier  das  neuere  der  „einheitlichen  Staatskassen**« 
wo  dann  die  beziiuliehen  Ka.s>eiii:cschäftc  nach  d'  n  Anweisungen  der  Forstbehörden 
von  den  gewüluUicheu  Local*.  Krcuüiasscn  u.  s.  v,  mit  besoigt  werden.  (Vgl.  Albert 
i>.  188  S.). 

Allgemm  ist  jetzt  das  Jagdwesen  bei  uns  mit  dem  Forstwesen  rerbunden 

und  unter  dessen  Organe  gestellt. 

Kau  imtei'scheidet  bei  d.  Forstver«*alt.  dif  PtTJ^üiien  n.  die  Geschäfte; 
ron  jenen  bcscktitzende,  be wirthschafteude,  oberaufseheude,  Kasseu- 
beamte  (§.  145,  danach  noch  vor.  Aufl.  §.  198).  Diese  Unteischeidnng  tiiflt  das 
Wichtigste ,  reicht  aber  doch  nicht  m<  lir  aus  und  Übersieht  die  Fragen  der  Organi- 
sation über  dem  Personal.  Albert  b.  146  if.  scheidet  ZU  Wenig  die  Organisation 
Tou  den  Geschäften  der  Organe. 

Beispiele  der  Personalrerh&ltnisse  u.  s.  w.  in  einzelnen  Staaten  in  den  Noten 
bei  Bau  u.  in  vur.  Aull.  Darstellung  dt  r  gegenwärt.  Organisation  in  <1 -uiscben  und 
anderen  Ländern  bei  Albert  §.  S5  8.  l'r-V  UHr  foi^tl.  Titulaturen  „Försti-r"  n.  s.  sv. 
zeigen  in  Deutäclil.  eine  bunte  Manuigfaiu^keit ,  «.Förster"  ist  bald  ein  unteres, 
beschttzendes,  bald  chi  mittleres  ferwaltendes  Foistorgan).  InPrenssen 
wurde  das  „OberftJi^tersystem**  1816  eingefiibit  Das  Forst-  n.  Ji^wesen  ist  wie  das 
Domänenwesen  1ST9  vom  Finanzministerium  abgetrennt  u.  an  das  nunmehr  sogen. 
„Min.  f.  Landwirthsch.,  Dom.  u.  Forsten  '  ubertragen,  iiier  bildet  es  seit  1S8()  eine 
eigene  Minist-Abthcil.  unter  dem  „Oberlandforstmeister''  als  Director  (15.000  M.  Geh.). 
Dieser  Abth.  gehören  mit  der  Dom.-Abth.  zusammen  jetzt  12  Tortragende  Käthe  nnd 
1  Forstmeister  an.  Fiir  Verwalt.  u.  Betrieb  der  Staatsforsten  ausserhalb  der  Genti  il- 
verwaltung  fnngin  n  lbS3  30  Oln  rforatmei!^t<  r  (Geh.  i.  D.  5100  M.)  u.  92  For8tm(;i>tcr 
(Geh.  i.  D.  4800  M.),  zusammen  122  oder  1  auf  21,ÜU0  lu.  Forstland,  678  Oberförster 
(Geh.  i.  D.  2550  M.),  1  auf  31108  ha.,  3866  Förster  (Geh.  i.  D.  960  M.),  1  aof  787  ha. 
Auch  :M4  W;ild Wärter,  im  Hauptamt  mit  3 GO—GöO  M.  besoldet.  —  In  NV.  st-Oester- 
reic  Ii  dis  Forst-  u.  Dotn.wfsen  jetzt  ebenfalls  eine  Abth.  des  ..Ackt  i  lianuiiid'^teriuuis'', 
IHSi)  mit  1  Oberlaudeslurbiiueister  (Geh.  5500  fl..  Activ.zul.  iUOU  Ii.),  3  Käthen,  i 
(ngenieaittUf  t  FOfSter,  4  Assistenten;  dann  6  Forstt-  n.  Dom.diFeGdonoD  je  mit  1  Ober» 
Ibrätuiei^ter  (2800  .T.'OÜ  fl.  Geh.  und  verschieden  liub-ii  A(  tiv  /.id.),  2  Forstnieibteru, 
I  —  1  Vi(  efor!;tniei>t.  rn  u.  weiterem  forstterhn,  n.  K  inzleipersonal,  im  Ganzen  22 S  Be- 
amte bei  d.  6  Forstdirectionen.  Bei  d.  Locaiverwaitung  fuugiren  78  OberfOrser  (1  auf 
^246  ha.  StaatswaldQDgen),  72  FOrster,  9  Foistassist,  582  Foistwaito  n.  im  Ganzen 
970  Bedienstete.   Specieileren  aber  die  DlenstrerhiUtnisse  u.  Ober  d.  Gr0s8en?erblU' 
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nissc  d.  Dicnstl>e2irkc  der  Staatsforstbcamtcn  iui  I).  Ivciche  s.  hei  Leo,  Fofatl.  BlätUr, 
1^T:{  S.  79  fl;  u.  ders.  I  nr  t.fatist.  S.  207  ff.  Diu  dnrchschn.  Grr.<:ie  .  ines  Oh-r- 
torstbeamtonbezirks  in  Prcusscu  iat  hier  >>7. 41411.,  Max.  Brandenb.  1 99.^1 1 0  H..  3lin. 
Westfalen  29,673,  «lesgleichen  eines  InspectioDsbezirks  20,329,  Max.  Posen  42^42. 
Min.  Westfalen  S47S.  <lo.>gIeichcn  eines  Reviers  5817,  Max.  Posen  6,855«  Mio. 
Schlesw.  Ilobtein  2i)!K')  1[  Je  aof  1  Oberforstli^^amten ,  1  Tnspectionsbeamten  tincl  1 
Hevierverwalter  kam  an  btaatswaldflriche  in  Baiern  bez.  39,10!.  13,034,  1!>19  ii., 
Sachbcn  ir,.5,006,  12,090,  127S  IL,  Wurtemb.  94,653,  15,145,  2368,  Badea 
70,003«  —  B.  8271  (Refiere).  — 

Aucli  in  Frankreich  st.  lu  n  di.- StaabT  r  ^  n  seit  1S77  unter  dem  Acl<-rtiiD- 
Ministcrinui,  wo  eine  .\l)Ui.  cLiiur  fuji^Mrt  (I  l)ir.  u.  3  Abth. vorstände.  >  Insjtert..  If» 
Uotcrinspcct.).  Im  Lande  32  Fut^tbezirke  mit  39  Dirigenten  (Consenrateurs)  u.  Genend- 
iDspectoren  <8~1 5,000  fr.  Geh.,)  165  Inspect.  (45—6000  tt,i  264  UatetSnspeet  (3- 
3S00  fr.).  219  Oberförstern  u.  3176  POistern  (700—1600  fr.).  S.  Eanfma&n,  Fla. 
Fn^akT  s  S.  570.    A I  b  e  r  t  S.  1 59. 

§.  244:,  —  B.  Die  einzeloen  Geschäfte  der  Staatsforst- 
Verwaltung;  folgen  ans  den  Aufgaben ,  wie  sie  im  vorigen  §.  bei 
der  Organisation  der  Yerwaltong  dargelegt  sind. 

a)  Den  Ausgangspnnct  und  die  Grundlage  der  betreffenden 
weiteren  Geschäfte  bildet  die  Ermittluug  und  die  laufende  ETident- 
haltuug  dc8  orstlichen  Thatbestands d,  h,  der  Lage, 
Grenzen,  Grösse,  Reschaffenhcit,  des  Ilolzbestands,  der  Ho!zailea 
des  ätaatslorst-Bodens,  ThatBacbeu,  welche  dann  für  eine  allge- 
meine volkswirthschaftliche  Forststatistik  zugleich  das  Material 
liefern. 

Vgl.  Alln-rt  §.  los  u.  Uber  Forstatat.  III  Kau  §.  148  u.  vor.  .Vufl.  §.  19». 
wo  die  forsttechn.  Aufgabe  der  Ermittlutig  (le>  Th:ul»rstands  nicht  gehörig  von  der 
alJgcmeiucn  der  Iicr^telluug  einer  ForbtstatiäUk  unterschieden  winL  S.  f.  letztere 
Leo.  Foistsfac.  u.  dcrs.  in  d.  Foistl.  Blauem  1S74  S.  161  ff.  Die  eigentlich  foBt* 
Statist.  Fragen  geboren  nicht  in  die  Fin.wis8. 

b)  Alsdann  gilt  es  ,,die  vorhandene  Holsmasse  jeder  HoU- 
art,  jedes  Alters  und  die  Grösse  des  jährliehen  Zuwachses 

a  b  z  u  s  ('  h  ätzen''  ( 1 1  ;i  ii ) ,  ein  besonders  schwieriges,  nur  allmülig 
von  geübten  Tecliiiikeru  durchznfUbrendes  Geschäft ,  das  nament- 
lich für  die  Bemessung  des  Zuwaciiseä  umfassende,  neuerdings 
immer  sorgfältiger  und  ergebnissreicber  gewordene  Beobachtungen 
yoranssetzt.  Auf  Grund  dieser  Beobachtnngeu  werden  „  Ertrags- 
tafeln ^'  entworfen. 

Vgl.  Iletferich  im  Handb.  d.  polit.  Oekon.  I,  §.  8  ff.  u.  die  daaelbsl  S.  liü. 
720,  7?9  ff.  nach  Burckbardt  Q.  Baur  mitgetfaeilten  Tafeln.  S.  Barckhardt. 

Uilfstafoln  f.  Forst tnxatoren,  liannorcr 

c)  Mit  Hilfe  dieser  vorausgehenden  Arbeiten  ist  der  allgemeine 
Betriebsplan  fttrdie  Forsten  su  entwerfen,  d.  h.  (nach  Bau, 
§.  146)  ,,die  Benutznngsweise  jedes  Waldtheiles,  das  Alter 
der  zu  bauenden  Stämme  (Umtriebszeit),  die  Art  des  Hiebes, 

die  zu  bauende  Hol/iiicii^e  (H  ic  b  s  ni e ng  e)  u.  dgi.  zu  bcstimiuen. 
Wälder,  bei  denen  die  Holzart  und  das  Alter  des  auf  ibreu  ein- 
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zelnen  Abtheil uii^a'u  voiliaudeiicii  Holzbestandes  noch  nicht  den 
erforderlichen  regelniUssigen  (Rieht-  oder  Noinial  )  Zustand 
haben,  mtissen  nach  und  nach  in  denselben  hinUbergelUhrt  werden  j 
Betriebsregnlirnn^  oder  -Einrichtang.  Sind  diese  Plane 
festgestellt  and  die  Waldnngen  denselben  gemäss  eingeriehtet,  so 
wird  dann  ans  jenen  für  jede  Periode  nnd  jedes  Jahr  die  Vor- 
schrift f^r  die  yorznnebinenden  Gesebäfte  abgeleitet  (periodischer 
und  j  alu  licher  Betriebsplan)."  Dieser  letztcic  dient  dahci 
zugleich  als  Grundlage  lür  die  Aufstellung  des  Rohertrags  der 
Staatsforsten  in  dem  bestimmten  Etatsjahr. 

Es  w'aä  dabei  daher  iiisbosoDd<?re  die  Hiebsmcnge  veianschlagt.  Bei  ratio- 
neller« anf  die  genügende  Nachhaltii::keit  sehender  Bcwirthschaftung  Ifisst  sich  di«;36 
lIi.  I»sni('nL'e  tiur  anf  Grund  richtiifer  Ertragstafeln  h-  z.  zurcrlftssifr-  r  15«  Staads-  u.  Zu- 
waciisansebiäge  des  betrcU'eudeo  cin/clueu  Waldes  und  Waidtheiis  sicher  feststellen. 
Nach  Klima,  BodenbeBcbaffenhelt  Holzart  zeigen  sich  hier  naföiliehe  YerschiedeD- 
btfiten,  ans  denen  man  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Leistunt<-oii  der  Forstrervraltung 
und  «-twa  auf  zu  rnnservativf,  den  Holzliestand  verinehreiidi  ,  iioeli  auf  /u  fiscalische, 
ihn  vorminderndi-  Hotriebscinrichtunji-  schliessen  kann.  Dio  erzieiten  Durchschnitts- 
B>'triel)gmengeu  hüngiMt  aasserdem  selbstverständlich  von  dem  einmal  Ubcrkummenen 
Zustande  dos  Waldes,  d' r  sich  erst  albn&Iig  verändern  lasst.  alj.  Bei  Vergleichen  der 
Durchschnitt3crtratc<  d<T  rorst  -n  grosser  ti.  kl- iuor  Staaten,  /.  B.  Preussens  u.  deutscher 
Mittel-  n.  Kleinstaaten  ist  am  h  wieder  nicht  m  tlberseh«'n,  dass  die  Durrhsclin./ahlen 
dort  die  Ergebnisse  vieler  verschiedenartiger  Widder  sind.  Man  mus:>  hier  wieder 
nur  zirischen  den  Forsten  einer  Provinz  oder  eines  Kreises  eines  grosseren  Stsals  nnd 
den  diesen  nach  Klima,  Bodenbeschadenheit,  Zustand,  Absatzverhrdtni<sen  u.  s.w.  einiger- 
masscn  .'ihidichen  for^^tcn  di  s  Mine!-  oder  K!eiii:jtaats  Vt.'rirleictie  anstellen.  Bei  einer 
absichtlichen  Vcrkur/ung  der  ümtriebs/ciL,  z.  B.  bei  dem  üebergaug  von  sehr  lauerer 
zu  mittlerer  Umtiiebszeit  nach  dem  Gesichtspunct  der  Preasler^schen  Schule  vermehrt 
sich  zeitweilig  «lie  Hiebsmenere  stärker.  Aeltere  Beispiele  bei  Rau  §.  146  Note  c. 
u.  vor.  Anfl  S.  4.^8  Note  1.5.  Neur  Beispiele  aus  Preussen  s.  o,  S.  5S1.  S,  auch 
Albert,  Lehrb.  d.  forstl^  Betriebsregulirung,  IJjtil,  Judeich,  Forsteinrichtung,  H.A. 
Dresden  1S79. 

d)  Verwendung  nnd  Verwerthung  des  Holzes.  Der 
Staat  kann  mit  dem  Holz  seiner  Wftlder  entweder  selbst  unmittel- 
bar seinen  Holzbedarf  decken,  das  ältere,  mehr  natnralwirtbschaft- 
liehe  System,  nnd  nnr  den  Ueberschnss  yerSnssem,  oder  wie  in 

neuerer  Zeit  in  der  Regel,  das  Holz  müglichst  vollständig  durch 
Verkauf  verwerthen,  was  jetzt  im  Allgemeinen  den  Vorzug 
verdient. 

.le  mehr  Staatsberg-,  Hüttenwerke  und  Staatsfabriken  beseitigt  tind  oder  jo  mehr 
die  Stein-  und  Braunkohle  als  Brennstoff  das  llolz  verdränirt,  desto  mehr  lallt  ein 
Bcdurfniss  der  eigenen  Verw. ndunu:  fort.  Es  ist  auch  besser,  solch»!  v:ewerblichi' 
Unternehmungen  des  Staats  und  die  den  eigentlichen  Staatszwecken  dienenden  Anstalten 
(BehSrden  n.  s.  w.)  ftir  ihren  Bedarf  an  Hotz  anf  den  Anliaiif  zu  verweisen,  weil  dann 
die  Noihwendigkeit  <ler  Fr^i  anm-  mehr  herv.irtritt.  als  wenn  B.  eine  festgesetzte 
HolzmeiHie  aus  den  Staatswiildern  ab<reli -lert  wird  und  von  diese  n  Anstalten  verbraurht 
werden  darf.  Jedenfalls  sollt«  aber  bei  der  Ablieferuüg  von  Holz  aus  Staatslursteii 
an  Staatsvcrke  n.  s.  w.  die  rechnnngsmiissige  Dnrchfithrnng  beim  Aas- 
und  Eingang  nach  den  ablichf>n  Preisen  erfolgen  (f.  151).  weil  sonst  die  Okono- 
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niisclh  L;i2;.'  d'T  Formten  /u  ungunstig  und  dir  anderen  Sta;>t>\verkc  zu  '^i:n-li2  <  r- 
scheint.  Es  ist  mir  deshalb  doch  fraglich,  ol»  z.  B.  eine  Kinrichtung  vie  die  neuer- 
lichf  in  Baden  ganz  richtig  ist.  Hier  soll  Holz  auf  den  zu  Waldwegen  bennliteD 
llächcn  nicht  mehr  in  den  AbgabcMtz  eingerechnet  werden ,  was  damit  begrüDdet 
uiiil.  tla^s  1)fi  don  gcwohnliclu'n  si^hmilen  Waldweg-  -i'  li  Zuwachs  n.  \'.>nrith  nicht 
im  Verhiiltniss  (i«  r  Gr^s«*^  der  absretri<  li<*ii»  ii  l'lSoh<»  Tnimlern,  ott  gar  nicht,  weil  durch 
vt;rmehrien  Licht^utritt  der  Zuwachs  au  Kandliüumen  gesteigert  wird.  Für  1S76 — T7 
vA  der  ADflchlatr  der  gewennenen  Holzotssa  20,2 IS  Feetmetcr  mit  einem  mntbmissl. 
Ki1h-<  (ohne  A^iznir  dnr  Znrir-hfunirskosten)  v.  225,000  M.  Diese  Summe  wttrd  dum 
iilr  Waldweiif  mit  zur  Verfügung  stehen.  Aber  es  wird  auf  diese  Weise  die  Kinnahni<* 
der  Forsten  und  die  Auagaljc  für  Waldwege  /,.  Th.  verhüIlL  Vgl.  had.  Budg.  über  d, 
ordentl.  AnsKtbe  n.  Einafthne  f.  1876—77,  V.  Abth.,  Ftoanzmin.«  S.  85  vgl  mit  8.  S. 
—  Die  prcnss.  Bestimm,  über  Abgabe  r.  Holl  f.  StMtsbftQteni  8.  bei  ROna«.  Stuls- 
recht  II,  2,  598.  Note  2. 

Zur  besseren  Vervvcrthiirig  des  Holzes  dient  hesondcTs  die 
Verbesseruug  der  Comrounicationsmittei,  namentlich 
auch  der  Waldwege  in  den  Forsten  selbst,  ein  so  wichtiger 
Umstandi  dasar  es  sieh  rechtfertigt,  speciell  dafttr  im  ordentlicheD 
Ansgabeetat  der  Forstverwaltang  erheblichere  Summen  anszasetsen, 
wie  das  in  der  deutschen  Staatsforst-Administratien  auch  Hblieh  ist 
Ferner  diciil  zur  Kizicluug  eines  höheren  Erlöses  mit  Erfolg;  das 
,,8or4.''t"Hltii!:c  A 11 N  8  u  e  Ii  e  n  der  verschiedenen ,  zn  besonderen 
Verwendungen  dienlichen  Holzsorteu  (Sortiment e), 
welche  eunen  höheren  Preis  haben  als  Brennholz,  für  die  aber  oft 
erst  Absatzgelegenheit  anfgefiinden  werden  mass.  Dabin  gehören 
Banholz  oder  Nutzholz  za  mancherlei  Verarbeitang.'' 

D..T  i»ad.  Anlwand  ftir  Flosscinrichtungen  u.  Falirw-  g««  1*^70  215.000  M.,  aaF»er 
dem  vorhin  g«  u.  ErlOsc.  —  Baiern,  A.  für  lb70  ,H3;i,000  fl.  tur  Holzabfuhrwege. — 
Preosscn  1875  z.  Unterhalt,  d.  z,  Kenban  d.  Offentl.  Wege  in  d.  Forsten  1-20 
Mill.  M..  V.  d.  Summe  v.  Mill.  M.  f.  Forstculturen  a.  dgl.  m.  ist  ein  t  rhi^^L 
Theil  f.  Holzabfuhrwesr«'  bestimmt.  Ausserdem  I'rämicn  /.u  Chaus?ecbanten  im  Inier- 
Cä!>e  d.  Forstverw.  uutcr  d.  ausseronl.  Au£g.  915  Mill.  M.  im  Etat  f.  1S^/S4 
4  S  Mill.  VL.  (woTon  0'9d7  bei  d.  Gentralrerwalt)  unter  d.  and.  Anagaben  f.  diterse 
Meliorationszwccke ,  wobei  bes.  Bau  u.  Unterhaltung  der  Holzabfahrw^'ge  u.  Zufohr- 
hnltestellen  im  Iiitrn  ssc  der  Forstvo.rwalt  Ausaerdem  Primien  za  Chaussee-  n.  Eisen- 
bahnj^UterhaltcNt-'ll.  n  O  l  Mill.  M. 

Der  Preis  von  Bau-  u.  Nutzholz  ist  der  2-31ache,  mitunter  d.  4 — öiacb.»  B. 
bei  grossen  SchiffiihOlzern)  deMelben  Qnanlnms  Brennholz.   In  Baiern  betnf  das 

aus  d.  StaatsfoiBten  verkauft«',  Bau-  u.  Nutzholz  früher  10,  in  den  OOer  J.  an  Vi^\ 
der  Hol/menue  In  Bad-  ii  wurden  im  I>.  is.lfi  r>r,  IM*  15  Fror.  Bau-  u.  Nutzholz, 
.>b'27  KlaflcrhoU,  22öb  Keissig  gewonnen.  Die  Forstverw.  Badens  5.  IIS,  Dorch- 
üchnittspreis  des  Nutzholzes  1872—74  17  85,  das  Brennholz  9-30  H.  p.  Festmeler. — 
Oesterreich  187«  22  Proc.  insbesondere  Tirol  2s  Proc.  Salzburg  6  Proc.  Bau- u. 
Nut/holz.  PrfMis^rn  A.  !>70:  21  Fror.  Bau-  u.  Nut/-,  .'ili  Proc.  Klt^Der-.  28  Pro*-. 
Stock-  u.  Keisijjbolz.  Die  starke  Ertragästeigt  rung  der  Siaatslorstcn  beruht  z.  Th.  auf 
der  fcrmehrten  Gewinnnng     Natz-  n.  Baahoiz. 

Die  früher  wohl  empfohlene  nnd  in  der  Praxis  Torgokommene  MBrmoBtenmg 

zur  Errichtung:  holzverzchrendcr  Gewerko",  Im  Interess*^  der  besseren  Yetwerthung  des 
Ifolz' s  d'  r  Staatswülder  wird  jetzt  nur  in  St'Ueni^n  AuanafamefttUen  •  wenn  ttbcrhaiqpt 

rn^thig  erschciiien. 
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Bei  dem  Verkaufe  des  Hohe«  nrnss  die  PorBtvemaltnng 

den  höchsten  möglichen  Erlös  zu  erzielen  suchen,  gemäss 
dem  im  §.  241  aufgestellten  leitenden  Bewirthschaitungspiincip. 

Bt«?wei!en  wird  jedoch  auch  jetzt  noch  die  ontiroffengesetzte  AnfordiTun*;  an  (li<> 
Staatsforätwirthschatt  aus  einer  Termeintlich  ««rolkäwirtlischaiüichen  Erwägung  gerichtet, 
iUbs  Denllch  die  ron  alter  Zeit  her  nbüche  Holzabgabe  lllr  einen  gemin^ 
derten  Preis  an  Einzi-lne  fortgesetzt,  oder  eine  solche  auch  wohl  neu  ein- 
?efü  hrt  werde.  Man  bernfi  sich  hierbei  auf  die  lästige  Stürong,  welche  eine  sclinell«: 
Erhuhang  der  UoJzpreise  auf  dun  Uauahalt  unbegttterter  Familien  äussert,  und  aut  die 
Verpflichtung  des  8taali,  zor  Untersttttznng  der  Dürftigen  oder  auch  einzelner  Gewerbe 
.'in  Opfer  /u  briiijcen.**  (Rftll  §.  ir>0\  Die  Fnige  ist  eine  ähnliche  wi.-  die  in  §  237 
bertlbrtc.  Die  Fordemnt'-  miH-^  ah  j  wirsen  werden,  weil  eine  solche  Massrepel  als 
eine  roreinzelte  im  privatwiithscbatiUchcn  ^System  in  unrichtiger  Weise  com- 
nviilstifch  vnd  damit  ungerecht  wiritt.  me  Frage  hingt  daher  irieder  mit  den 
priiicipiellen  Fragen  der  Organisation  der  Volkswirthachaft  zusammen.  Fan<>irt  einmal 
für  die  B^'-challutig  der  Refrirdi-iungsmittel  t'Qr  solche  materielle  Bediirfniijse  das 
priratwirthschaftliche  System,  so  ist  ej  folgerichtig  und  practisch  notiiwendig.  dass 
das  leitende  Princip  dieses  Systems  bei  der  Preisbestimmung  hier  zur  Geltung  komme. 
Daa  Vorhandensein  ron  Staatswäldern  bedingt  keine  Anflonnine  hiervon.  Vgl.  Wag- 
i  i  r,  firundleu.  1.  Alith.  K.  S.  die  Beweisführung  gegen  das  Postalat  der  Holz- 
atijat)'-  /u  biilii:«rein  Pn-ise  bei  Kau  §.  150  u.  15Ua  u.  »ianacii  noch  in  vor.  Aufl. 
§.  202.  Bei  rechtsbcätaiidlgen  Ansprüchen  Berechtigter  wird  Ablüi>uDg  dieser  Ge- 
rechtsame Platz  greifen  müssen  (§.  245).  Auch  als  Maasregel  der  Armenpolitik 
verlangt  die  unentgeltliche  oder  wohlfeile  Hol/abirabe  (unter  d.  Taxe)  an  Dürftige  und 
eigentliche  Arme  Vorsicht,  ist  aber  mitunter  schon  zur  Verhütung  des  Holzdiebstahls 
räthlich.  Am  zweckujassigten  erscheint  es,  „den  Dürftigen  die  unentgeltliche  Bet- 
ont zu  ng  des  Raff"  nnd  Leseholzes  uid  des  Stockholzes,  wo  das  Aus- 
graben der  Stücke  unschädlich  ist,  zu  überlassen,  weil  diese  IIol/.sort<  n  viel  Arbeit 
«erfordern  und  auf  andere  Weise  oft  rar  nicht  für  die  Volkswirthschaft  natzbar  zu 
machen  sind.**   (Rau  §.  15()a;  s.  auch  Roscher,  Ansichten  S.  103). 

e)  Form  des  Holzverkaafa.  Man  hat  vornemlich  zwischen 
«wei  Arten  xn  wählen:  Versteigerung  oder  Yerkanf  znr 
Taxe,  woneben  noch  ansnahmsweise  der  Verkauf  ge^en  ver- 
einbarte  Preise  an  einzelne  Kanf lustige ,  wie  in  andren  Ffillen 

des  privatwirthschaftlichen  Verkehrs,  vorkuiumeii  kann. 

Auf  Grund  umfassend  r  pjfahruügen  hat  man  in  der  Forstliteratur  für  die  Ver- 
kaafiiarteu  eine  förmliche  iiieorie  ausgebildet  Vgl.  z.  Ii.  Albert,  §.  246 — 250, 
K.  Gay  er,  Forsthemitznng  6.  A.  S.  272  £  Amoh  hier  handelt  es  sich  vm  zahlreich«' 
Deteilpoocte,  welche  sich  in  d.  Fin.wi8S.  nicht  erOrton  Isasen. 

Die  Vers tc igcruD;!:  inid  zwar  im  Unterschied  von  derjenigen 
auf  dem  Stamme,  w<>  der  Käufer  da«  Fällen  und  Aufarbeiten 
des  Holzes  selbst  besorgt ,  die  Versteigerung  des  Holzes  nach  der 
dnreh  die  Organe  der  Forstverwaltung  erfolgten  Zn- 
rechtmachnng,  —  tlbrigens  des  noch  im  Walde  lagernden 
Holzes  —  ist  das  gegenwärtig  in  der  Staatsforstverwaltnng  ange- 
messenste und  anch  das  in  der  Praxis  ttMIchste  Verfahren.  Der 
\  erkauf  von  Holz  nach  Taxen,  welche  alsdann  möglichst  den 
«irtliehen  Marktpreisen  zu  entsprechen  haben,  empfiehlt  sich  indessen 
auch  beute  noch  in  Ausnabmefälleu,  besonders  wenn  dabei  gegeu- 

A.  Wnicnor.  FiaannvinReDMluifl.  I.  3.  Aufl.  3b 
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Uber  den  Verabredungen  der  Haiuller  unter  sich,  gpeciell  bei  den 
Vers(eigerang;en,  das  fiscalische  intereese  mindestens  eben  so  wie 
bei  der  Versteigemng  gewahrt  und  das  Interesse  der  wiriLlichen 
Holzeonsnmenten  ohne  Benaehtheiligung  des  Fiscns  besser  wahr« 

genommen  wird. 

Die  Vorstrig-f^niiig  au  1'  tlcui  St  am  in-,  f..  B  lock  verkauf"  i  früher  auch  iu  Deutisch- 
laud  Yoi;L(okouimeii ,  noch  jet^t  in  deu  btaatslorstcu  Frankreichs  die  Kegel,  hai 
ftberviegende  NachtheU«.  Es  vetdea  Dntencbleife  erleichtert,  itte  SchomiBir  de< 
ill)ri^-(?n  Walilt'b  «  r-rliwerl.  Der  auch  ncuerdinirs  noch  hervorgehohcnc  Vortheil,  da» 
■  lur  Käutrr  mehr  zahlen  kciunc  und  wer«!»-.  wHl  oi  ii.im  (.•i'rcfien  Fällen  und  Auf- 
arbeiten dcä  liolzcä  die  Surtijueate  mehr  nach  dein  Murktbedurl'nisä  zubcreitcA  köuoe. 
soll  doch  practisch  nicht  «Dtscheidend  adn  (Albert  8.  516).  In  PrcnsseB«  Baicrn, 
Sachsen  ist  die  Vcn>teigcrung  auf  d.  Stocke  in  den  Staatsfontten  rcsrcluirt.v>ig^  ausge- 
schlossen, auch  iu  Wurtcmb.  u.  Baden  mir  in  p  wisscii  Ausnahmefallen  zuarelassen  eh. 
S.  519).  lieber  Frankreich  s.  Ordonnance  de  Louis  XIA'.  sur  le  lait  des  eaux  ei 
form,  18.  Ang.  1669.  Tit.  XV.  Code  foroBtior.  Art.  17—46.  OrdoDuaDoe  d'exvcatioR 
\üm  1.  Auurust  All.  73 — iHi.   Die  zum  Hiebe  boitiliimteu  \Valdstre<  ken  werdea 

durcli  verpflichtete  Forstgcometer  ^irpcnfi  iirs)  vermessen  un*l  nach  ihrem  liolzrorrathe 
abgetichatzt,  die  zu  verächoucuden  oder  auch  die  zu  schlageudoa  Bäume  am^ezeichaoL 
<Kfl  Bedingungen  des  Kaufes  (cahier  des  chargcs)  entvoneD.  die  Venleifenuig  viid 
1  l  Ta^^e  vorher  bekannt  gemacht  Der  Zuschlug  erfolgt  bisweilen  iiuch  elteithUinlicher 
\\  ei^<j  durch  ^  ei!i>s(  Ii' ri  -  infs  Lichtes,  duch  ist  ein  Nachgebet  bi-  ziii!-  folgenden 
Mittaii  erlaubt,  wofcine  V'^  mehr  freljoten  wird.  (Nach  der  0.  v.  IbUy.  Tit.  XV. 
Art.  31,  y2  war  eben  so  lange  ein  Nachjroboi  vou  '/»»  ticrccmcnt,  und  dann  noch 
ein  weiteres  um  semi-tierccment  oder  doublement,  eilaobt)  Die  Käufer  sumI 
mancherlei  Beschr.uiIuHi!!;cn  um!  Vri  [lilii  litun^cn  miicrworfen.  J«jder  Ilolzverkauf  ohne 
Versteigerung  ist  l)oi  ."l  ODiMi  1  r  btrale  den  Forriibeamten  untei-sagt.  Beispiel  eino 
cahier  'le  charjiea  in  Anuidca  torcst.  2.  auuce.  Der  Meistbietende  hat  noch 

IVä  Pro^>  weitere  (Jebttlir  zu  entrichten.  (Hau).  Vgl.  Ober  d.  bisher.  VerhältuisM 
in  Deutsch-Lothringen  Bernhardt,  forstlich«'  Vi-rhältn.  v.  D.  L.,  IUtI.  1S71 
S.  t>l deutsche  Methii«!»  sofort  eingeleitet.  S.  \  o<r(«l<:  csa  ii  jr ,  HoD.v  rkauf  u.  llah- 
taxeu.  in  d.  Forsll.  ÜlaUein  IbTG  S.  J2D  II',  ^eingehen«!  über  d.  iVain/us.  Vcrlahreu; 
franzl>s.  Labtenheft  das.  S.  1»»  ffX  Albert     252,  Gay  er  S.  2S1,  2S5. 

Das  andere  V'Tfahren.  Versteigerung  des  Hölzes  in  geliaTKU- in  Zustande  im 
Walde  auch  Detai  1  verkauf  genannt  ist  für  die  Wald»  tillur  b<^s<  r  und  ergiebt  im 
(ianzcn  die  lohnendsten  l'r«  ise  für  den  Wald  besitz»  r.  Das  Priucip  der  Versteigerung 
ist  auch  hiiT  eini'  Consmiuenz  dos  privatvirthscbaftUchen  Concum^nzsystems  ond  zeigt 
in  dl  r  l'raAis  die  Vortheile  und  Nachtheile  de>se!lien.  Da>s  dabei  g<-gcu  das  ti^- 
•  iÜm  Ii  ■  lnteres.>e,  Verabredungen  der  Kauflustigen  bei  iKr  Ven?teigcrunii  vor- 
kommen und  sieii  schwer  verhindern  lassen,  hat  sich  iu  neuerer  Zeit  iuuuex  mehr 
gezeigt  (s.  Albert  S.  50(),  508,  <tayer  8.  395  sogen.  „Gomplo ttbUdong,  ,.Coa- 
Utionen"l  D;i^>  aicht  minder  gelegentliche  AuslioatQPK*  des  PaWioums  iu  Foke 
»nonopolisf!?K  Iii  r  de-tallung  des  llol/handcls  oder  iu  Folge  von  Pn'isverabi*ednngeri  der 
itoizhaudter  vorkommt,  ist  ebensoweuij;;  zu  laugneu.  In  diesen  I  allen  siud  im  fis- 
ralischen  Interesse  besondere  Vorkehrungen  geboten  ^Aufhebung  der  Vävteigening»' 
termino,  schon  ei-st.>  Ausbirjung  über  der  Ta.xe»  in  Preusscn  l»is  zu  20*V».  »ber 
-  dten  :llI^^«•i<  Ii  ;id.  F  r  ilas  Consu  menienintcresse  wird  unter  Lmständen  trotz  d-T 
sonstigen  Bedenken  das  Uolzmagazin  des  Staats  oder  der  (iemciude  einige 
Abhilfe  bieten  können. 

Kau  151  weist  die  Möglichkeit  der  monopotist  Ausbeutung  der  Consanienten 
ünbedin^'t  wrirJ  zu  weit  gehl.  Ks  gilt  hier  immer  <la5  in  ir^nner  (irundlog.  über 
d.  Concurr' u/.  geiagie.  lieber  Kaehtheile  des  Staats  beim  .lucuonssystem  s,  Schier 
in  d.  Foratl.  Bi.  ]bV.\  S.  *2ß6  ff.  Die  Verdränguni;  des  älteren  Systems  der  Abs^^K 
zur  i  meist  SU  niedrigeiO  Taxe  dui  Ii  l  iii::c  der  Versteigerung  in  deutschen  Ländern, 
auch  Preusseu .  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  i-t  wieder  eine  charaoferistisehe  Er- 
Iieinuni,^  der  practischen  V<  rbreitung  des  Concurrenzprincip.^:.  S.  weiter«-  Daten  ül>^r 
die  Form  des  Verkaufs  bei  Kau  ^.  LjI,  bes.  in  d.  Noten  u.  meist  d.%uach  iu  vt^r. 
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Aiii*  §.  203.  Der  Yersteigemns  viid  regelmässig  ein  Taxpreis  «b  erster  Änsrufa- 
preis  zu  Grunde  gflegt  u.  dann  cntweili-r  h  i  n  :ui  f  j^eluten  '^o  nieist  bei  uns)  oder 
hin  ab  geboten  (Frankreich).  Lt^t/.tcre  Fonn  kann  im  Interesse  der  Holzconsuinenten 
gegenüber  chicanöser,  monopolsüchtiger  Concurrenz  der  Uolzhäudler  liegen  (  Albert 
S.  50G).  Von  Wichtigkeit  für  das  Ergebniss  sind  die  weiteren  YersteigeruufS- 
bedingnnc:cn .  insht  siunl^-re  die  Zahltinfj;s  b>  iliiit<:ungen  (Baarzahlung,  Credit  und 
l>auer  d<;r  Fristi-n  dalur,  \  erlangen  dor  vollen  Zahlung  vor  Ueberweisun^  d«'^  Materials, 
wie  in  Preusseu,  Sachsen,  Wurleuib. ,  Albert  S.  501),  die  Grundsäi/e  1.  d.  Fest- 
Stellang  der  Taxen  Atr  die  ersten  Ansntf^preise  n.  die  Bedingongren  fBr  einen  Ver- 
kauf  darunter  b<  i  dem  Hinauf bietunffsvertahrcn .  die  (lildiche)  Mündlichkeit  oder  die 
ScJiriitlichkeitihubmissionssystem,  letzteres  auch  inPrciissen  vorkonimend)derVersteiirerniig. 

Das  altere  System  der  Abgabe  des  Holzes,  regeiinäasig  gehauen  u.  aufgestellt 
in  Walde,  iregen  Taxe  enispnch  den  früheren  mehr  patriarchalischen  Wirthschafis- 
verliältnissen.  Es  war  a1)t;r  auch  hier  für  die  Verwaltung  mühsamer,  liess  leichter 
dif^  Begünstigung  einzelner  Käufer  zu  und  war  fisralisch  oftmals  unvortheilhafk,  ireil 
man  die  Taxen  zu  niedrig  hielt,  —  ein  freilich  abstellbarer  üebelstand. 

Aosser  in  dieser  Weise  kann  der  Detailrerkaof  ron  Heb  auch  von  Holzmaga- 
z  i  II  n  (Holzhöfen,  Holzgärten)  aus  eiiblgen,  wohin  das  Holz  auf  Rechnung 
der  Forstv^erwaltanjr  gebracht  wird  und  wo  es  in  bclicMfrcn  Purtiecn  jedir/eit  zu 
Verkauf  steht.  Diese  Einrichtung  bestand  früher  Fielfach  in  Deutschland,  ist  aber 
neuordings  auch  immer  mehr  heseiti|(t  oder  eingeschrSnkt  voideti.  Das  Missliche  ist 
dalMi  die  Debcrnahme  der  Tran  sportarbeit  dorch  die  Fofstrenraltuoff  und  der 
Hinzutritt  einer  gewissen  Handelsthatigkcit,  nann-ntlii  Ii  wi-nn  f^twa  anch  aus  Privat- 
wüldem  Holz  hinzugokauft  wird.  Die  ehemalige  gt  ringerc  Entwicklung  des  Transport- 
wesens und  des  privatcü  Holzhandels,  die  Verfügung  über  flössbare  Gewäraer  von  den 
Forsten  her,  besonders  ans  Gebirgsfoi-sten,  und  die  Interessen  der  Holzconsumenten  in 
den  von  den  Staat^fo^!♦'>Tl  torn  liegenden  (ietrenden  liess  diese  Einri*  htun^';  fniher 
(ifters  zweckmäsijifT  erscheinen.  Ihre  finanziellen  Ergehnisse  waren  indess<Mi  trewuhiiiich 
hiebt  eben  ^iiusiig.  Gegenwärtig  könnte  nur  die  Wahrnehmung  einer  gauii  unge- 
nOgenden .  zu  monopolistischer  Ausbeutung  der  Holzconsumenten  führenden  Function 
des  Privatholzhandels  eine  all-^emeiiier«:!  KUckkehr  zu  dies<.'m  System  der  staatlichen 
Holzmagazine  erwägenswerth  machen,  das  fiscalische  Interesse  kaum.  Sonst  wird  nur 
ansuahiusweise  ein  solche^^  Magazin  zu  erhalten  sein.  Das  Verflossen  des  Holzes 
darch  die  Foistrerwaltoog  —  wie  Bau  meint  am  Besten  im  Vndinfr  mit  Yerahrednug 
einer  gewissen  Quote  für  Abgang  —  lann  unter  Umständen  )>eibehalt«'n  werden,  WO 
dann  V.^rstei«rerung  am  Ankunftsort  erfol^^t.  Die  Verluste  an  der  Menge  u  z.  Th. 
an  di  r  Guie  des  Holz«23  beim  V  erflössen  haben  aber  jetzt  .schon  öfter»  den  Ucbergan;; 
des  Holzes  auf  die  Eisenbahnen  zweckmfissiger  gemacht.  Dabei  sind  dann  geeignete 
Ladestellen,  eventih  !l  mit  auf  Kosten  der  Forstverwaltung  (P reu ssen ,  s.  o.  S.  51>2) 
zu  schaffen  n,  l)illige  Frachttarite  für  Holz  zu  erwirken.  —  Vgl.  Rau  §.  151, 
?or.  Aull,  dieses  Bands  iS.  47(1,  471,  woselbst  auch  einige  ältere  Statist.  Daten.  Li 
Bnden  sind  die  Ietzt«m  Holzhöfe  schon  1835  aufgehoben.  In  Würtemb.  besteht 
noch  ein  grösserer  zo  Stuttgart,  zugleich  mit  f.  d.  Brennholzbedarf  der  Behörden  tt. 
des  Hofs,  nol.st  H  kleinere!».  Keinertr.  jährl.  (1S70— »>0)  2t»,000  M.  Auch  in  Baiern, 
Sachsen  noch  einige  Holzböfe.  Die  Ertragsverhältnisse  sind  schwer  zu  beurtheÜen, 
da  Hie  wesenäich  mit  ron  dem  Preise  abhängen,  zu  dem  das  Holz  den  Höfen  von  d. 
Forstverwalt.  überlassen  wird.  In  Preussen  im  Et.  f.  ISS'iM  nur  noch  eine  ganz 
klein*^  Brcnnholzniederlage  im  K.-B.  Stettin  (Kinn.  ■JSSO,  Ansg-.  ^7H)  M.>  :ing-ffühTf, 
kleine  llüsaeieien  noch  in  Schle.>ien.  Auch  Sagemühlen  betrieb  auf  tiscalische 
Hechnung  kommt  übrigens  vor.  so  in  d.  Prov.  Hannover  in  zieml.  erhehl.  Maas«; 
( Rohein n.  648,000  M.,  Betriebskosten  d64«000  M.>.  Ueber  Holzmagazine  Albert 
§.  2.'>H,  über  d.  Technische  dabei  dayer  a.  a»  0.  S»  2S9  ob.  S.  298  ff.  Ober 
Uuktransport,  Tiift-Fiösserei. 

§.  245.  —  G.    „Forfitliehe    NebenmitKiin^eii''  im 

engeren  Sinne  nennt  man  die  aiiKsoi  der  eigentlichen  l  lniz^^ewinnunor. 
der  „Hauptn Ii tzung**,  vorkoiiiiiiinilen  Nutzungen  wie  V'ieliniasl, 
Grasschnitt,  Weide,  Streofiammelü,  üarzsciiarreu  im  Walde,  iui 
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weiteren  »SiDoe  geböreD  dahin  aaeb  Torfgräbereien ,  Banmscbul- 
betrieb,  dann  Jagd  auf  eigenem  Boden  oder  auf  Grand  m 
privat recbtlicben  Titeln  auf  fremdem  Grund  nnd  Boden,  mitiiDter 
ancb  Fi 86 bereif  von  wekben  beiden  der  folgende  Absebnitt  noeb 

näher  bandelt.  Die  Nebennutzungen  im  engeren  Sinne  zeiialitn 
rechtlich  in  zwei Kategorieen,  nemlich  in  diejenigen,  welche  Dritten 
als  Gerechtsame  nach  servitutischem  Kechte  gegenüber  dem 
Forste  zustehen  und  in  diejenigen,  über  welche  der  Forstbesitzer 
als  solcher  freie  VeriHgang  bat  Die  ersteren^  zn  denen  mitmiler 
auch  noch  gewisse  B  eb  o  1  z  n  n  gsreebte  oder  Berechtigungen  Dritter 
(der  Adjacenten)  auf  Ban  ^  Kntz-,  Brennbolz  geboren ,  sind  ge> 
schichtlich  oft  aUcu  l'rsprungs  und  vielfach  Reste  des?  cini>tigeD, 
dnrch  die  Inforcstirung  zu  Gunsten  des  Landesherren  verdrängten 
ehemaligen  „Gemciueigenthunis'*  an  den  Wäldern.  In  der  ältereo 
extensiven  Periode  der  Waldwirthscbafb  von  geringerem  Nachtbeile, 
werden  sie  später  scbädiicheri  znmal  bei  schwer  zn  verbotender 
übermässiger  oder  doch  nicht  genügend  schonsamer  Ansontzang. 
Im  Forstinteresse  ist  daher  vor  Allem  eine  richtige  Begrenzung 
der  thatsUcblichen  Ausübung  dieser  Gerechtsame,  weiter  womiiglicb 
eine  Beschränkung  derselben  auf  die  Fälle  wirklich  unschäd- 
licher Nutzung  nnd  schliesslich  eine  Beseitigung  dieser  Rechte 
im  Wege  der  Ablösung  zu  erstreben.  Dabei  entstehen  aber 
Conflicte  zwischen  dem  forstwirthscbaftlicben  Interesse  des  Wsld- 
besitzers  nnd  dem  landwirthschaftlicben  Interesse  der  Berechtigten, 
welches  letztere,  z.  B.  bei  dem  mit  auf  Wmde-  nnd  Strenbe- 
rccliliguugen  im  Walde  begründeten  LandwirthschaltbbcUiebc  doch 
auch  eine  allgemeinere  v ol k.swiithfcichaltiiche  Bedeutung  hat  und 
nicht  ohne  Weitres  dem  volkswirthschaftlichen  Interesse  am  Forste 
nachsteht.  Hier  gilt  es  abzuwägen  und,  bevor  die  Gerechtsame 
abgelöst  worden,  möglichst  eine  solche  Umgestaltung  des  lind- 
wirthschaftliehen  Betriebs,  welche  Stren  n.  s.  w.  entbehrlich  naebt^ 
zn  befördern  oder  sie  abzuwarten.  Die  Ablösung  selbst  kaoa 
entweder  durch  Abtretung  geeigneter,  für  die  llolzi^ucht  des  Staats 
entbehrliche)-  und  zu  anderen  Benutzungen  gut  verwendbarer  Oriiud 
stücke  oder  durch  Geld  erfolgen.  Wo  Gerechtsame  auf  Holz  aus 
den  Staatsforsten  bestehen  nnd  verbleiben,  erstrecken  sie  sich 
Übrigens  regelmässig  auch  nur  auf  den  wirklichen  Holz  bedarf 
des  Berechtigten,  und  zwar  nur  zur  eigenen  Benutzung,  niebt 
zum  Verkauf.  Demgemäss  ist  die  Controle  auszuüben.  Die  freien 
oder  durch  Ablösung  frei  gewordenen  Kebennutzungen  werden  in 
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einem  dem  Walde  nnsebttdlichen  Umfange  flblieher  Weise  am  Besten 
dareh  Verpaehtnng  an f  Zeit  verweithet 

Weiteres,  hm,  Uber  die  Forsescrfitoten  u.  deren  Rcsrelung  gehört  in  die 

Volkswirthsch. Politik  ii,  in  die  Kor>twiss«jns(  h.  Vgl.  Rau,  Vullvsw.sch.polit.  §.  78 — 75, 
!«!  -  16.1.  HoscIlm-.  System  II,  §.  ISU  Ii.,  ders,  in  d.  „Ansichten"  S.  102  (bes. 
über  d.  Abwäguug  d<ir  land-  u.  forstwirth^ch.  Interessen),  llclferich  in  Schöuberg'ü 
Hundboeh  d.  pol.  Ovk,  I,  749  £  Bau  Fin.  II,  §.  148,  152  n.  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
§.  2(»0.  204.  Ueber  d.  Bedcutnn^-  der  Waldstrcu  f.  d.  Forst  s.  Ebormaycr.  L-hrc 
r.  »1.  WaMsfr«»  mit  Rn«*U.  auf  d.  cheui.  Statik  dos  Waldbaus,  Berl.  l>>7t>.  Alb«  rf 
Forstscr?it.ablös.  Wurzb.  1*^Ü»,  ders.  Forslvcrwall.  §.  65,  67,  254,  255.  EiageheuU 
ikber  d.  Technische  der  Nebennutzungen  bes.  K.  Gay  er,  ForsCbeaiitzung,  Th.  II, 
S.  401  ff.  Die  Staatswäldür,  bes.  im  mittleren  u.  sUdL  Deutsehland,  sind  gewöhnlich 
am  Meisti'M  mit  Servituten  belastet  •^«•wt's«*!» ,  die  Ablö.suna:  („Purification  ')  hat 
aber  in  neuerer  Zeit  erlieblicbe  Fortschritte  {^eiuai'ht.  Die  Etat:»  enthalten  dafür  ge- 
«OhnHeh  jShrlich  gewisse  grössere  Summen,  z.B.  inPreussen  fS75,  1*445,  ISSS/b4 
11  M.  M.  im  Exlraord.  d.  Forslyerwalt. ,  in  Bai  ei  n  längere  Z.  it  jährl.  400,000  fl. 
Norf)  jrtzt  entgehen  dem  Staiiti«  dun  h  ilicsc  (r  rechbaine  aber  ni(  Iii*  t;n-"fp Mi  lie 
Ertri^e  (s,  0.  S.  581).  Die  Vennindcriing  des  iiolzeilrags  durch  d.  Streu l>erechügujjgen 
Wurden  in  Baiem's  Staatsforsten  früher  anf  II7.1  reranschlagt.  — 

Die  Verwerthang  der  freien  Nel>cnnut/ungen  hänv^t  auch  mit  von  Rttcksichten 
auf  die  Holzzucht  u.  vom  Stand  der  llolzprcis«'  ab.  .,In  entlegenen  Gebiri^gegenden 
kann  z.  B.  das  llarzscharren  zulässig;:  sein,  während  es  bei  gutem  Absätze  des  Holzes 
wegen  seines  schädlichen  Einllusses  auf  die  Gesundlieit  der  lläume  aufgegeben  werden 
mvBB^*  (Rau).  Yielloicht  mit  daher  Abnahme  der  Harzgewinnung  in  Bai  er  n,  1825—.^! 
S124  fl..  IS61  — 07  r,S91  f!..  27'4'*'„  weniy:cr.  Im  üebrigen  zeigen  auch  die  Xehen- 
nut/unt>'>n  stoiiierub!  Erträge  u.  sind  finnii/i'-I!  nicht  unerheblich  trotz  der  lierechligutigen 
Dritter.  Z.  Ii.  Pfcussen  aus  Nebennutzuxigen  \^ohne  Jagd)  1S75  o.  lS§3/84  bez. 
3*40$  n.  4  221  MilL  H.«  ans  Torfgriberei  0*295  u.  0-SS8,  aus  Wiesenanlagen  O'OOO 
n.  0-1  M.  M.,  aus  Flösserei  1SS.TS4  :;n,000  M.,  aus  grösseren  Haumschuien  22,000  M., 
i.  (i.  1875  c  7-3,  jetzt  c.  9%  vom  Rohertrag  d(!r  Forstverwalt.  In  Baden  187«  Ertr  1. 
ForstucbeauutzuDgen  c.  27»  des  Hohcerlöses.  In  iiaicrn  1825 — 31  i.  D.  lOb.ootj  it., 
I86t~67  455,000  it.,  \).  TagveilE  bez.  4  u.  10  Kreuzer;  incl  Abgaben  an  Berechtigte 
bez.  869,000  u.  876,000  Ü.  Baier.  stat.  Zttchr.  1871  8.  156. 

D.  Von  sonstigen  Massrcgeln  der  Waldpflege  der  Staats- 

forsten  ist  die  Anlegung  neuer  Wahlen Ituren  anf  „wube- 
dingteni"  und  „bedingtem"  Waldboden,  aal"  Hlössen  inncriialb  der 
Staatst'orsten  besonders  wicbtig.  Sie  ist  von  der  StaatsforstverAvaitung 
mit  ihrem  einmal  vorhandenen  FersoDal  gewöhnlich  leichter,  wohl- 
feiler und  zweckmässiger  als  von  Privaten  ansznftlhren  (§.  238, 
S.  578).  Za  diesem  Behnfe  empfiehlt  sieh  unter  Umstiinden  aacli 
der  Anl^aaf  geeigneter  Gmndstttelce,  besonders  solcher ,  welche 
zur  Landwirthscbait  wenig  taugen  und  zugleich  zur  Arroudiruug 
der  Staatswjllder  dienen. 

Aach  für  dic^c  Zwecke  werden  lu  unseren  Staaten  regdmädsig  jahrlitib  im  Etat 
BoniDeii  ausgeworfen,  so  in  Pieussen  in  d.  allgem.  Melierationstitel  20. 

H.  Abschnitt 
Jagd  und  Fisclierel« 

Sau  behandelt  die  Jagd  u.  Fischerei  unter  den  Regalien.  5.  A..  J^.  VM  h\> 

!!»5  u.  .  iwahn?  -lie  Ja^'d  unf<'r  den  forsfl.  Nebennutzungen  in  i?.  152.  Abweichend 
hierrou  bchou  meine  Behandlung  in  d.  6.  A.  v.  Rau,  §.  187 — l^i). 
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500        >i  Ki»»».  2-  K.  PrivHU  rworb.  2.  11.  A.  Jajr.l  u. w.  ^.  240,  247. 

I  ~  Die  Tn  -j:d.  §.  246.  Die  Einnahmen  aus  der  Jagd  sind 
verschiedenartig  nacli  der  Gestaltung  des  Jagdiecbts. 

A.  Drei  Arten  dee  Jagdrechts  sind  hier  za  nntersoheiden : 

1.  Der  Staat  kann  die  Jagd  aU  Grnnd  besitz  er,  also  insbe- 
sondere als  Domänen*  nnd  Forstbesitzer  haben,  wenn  das  Jagdreoht 
entweder  Pertinenz  des  G^rnndeigentbans  oder  eine  grnnd- 
herrliclic  Gerechtsame  anf  fr  cm  dem  Grund  uud  Buden  ist. 

2.  Der  Staat  kann  die  Jagd  auf  Grund  eines  KegaU  (Jagd- 
regal) aiii  Privatländereieu  besitzen. 

d.  Der  Staat  kann^  auch  wo  die  Jagd  Pertinenz  des  Grund- 
eigentfanms  ist,  die  Ansttbnng  des  eigenen  oder  des  erp ach- 
teten Jagdrechts  eines  Privaten  an  eine  Bedingung  knttpfen 
nnd  dafür  Abgaben  erbeben. 

Das  .ia^'dregal  uiitci scheidet  sich  sowohl  von  den  j^uts- 
herrlicheu  Recbteu,  die  privatrechtlicher  Art  «ind.  wesentlich, 
als  auch  von  der  Jagdhoheit  und  dem  Wildbanuc,  d.  b. 
dem  Rechte  der  Leitung  des  Jagdwesens  aus  dem  Standpunkte 
der  Volkswirthschat'tspflege  (Rau).  Es  trägt  die  Merkmale  eines 
Hoheitsreehts  an  sieh,  das  aber  weniger  einen  finanziellen,  als 
vielmehr  den  Zweck  hatte,  dem  Landesberm  eine  ausgedehnte  Jagd 
zu  ermöglichen. 

Auch  war  es  nicht  iininer  und  nicht  uborall  eiji  aiiss(  hlie^!«lk'be^  Kechi  -1  -s 
Staab  oder  Laudt^herru ,  indem  ,,rieic  Urundeigaer,  iusbc^ondre  Besitzer  rou  Kittei- 
gtttern,  sich  von  Alters  her  im  Besitze  des  Jagdrechts  behaoptet  hatten,  veni^ctea» 
in  Anschun^^  der  niederen  Ja^d,  wahr -tid  die  hohe  Ja^^d  in  der  Kegel  der  Regiemog 
zugefallen  ist.  Das  Rc^mI  ristr«;rkt  -icii  d-  uiiiach  auf  diejenigen  .lagdbezirlf  und  Arten  de- 
Wildü,  in  di'neu  nicht  schon  eine  i:^rivatpei*son  oder  Körperschaft  jagdl>crechtitrt  ist." 
(Rau  §.  11)2).  In  der  Entwicklung  des  Jagdrechts  lassen  sich  mit  Rau  .H  Periodf» 
untei-schuiden :  1)  Auch  als  die  Jagd  nicht  mehr  llaoptnahrungsquelle  war,  blieb  sie 
doch  HO  belii-bf .  di.'  fivic  Pur-i  h  lange  fortdauerte.  2)  Allmälip  sichort^m  sich 
die  Grundi!i;^ner  das  Jagtiri  chi  au-.-><  hliesNlich.  3)  Erst  gegen  Ende  des  Mitt<lalter> 
gelaug  es  den  Landesherren,  auch  in  vielen  Pri?at Waldungen  daä  Jairdrecht  Mi  -ikh 
zu.  zi)-hcn.  In  Deotschland  rertheidigten  die  Jnristen  dieses  aasschliessUche  Jagd^-cht 
der  Territorialhcrr»  II  nach  der  fiscal.  Lehn-  von  d.  herrenlosen  Güt>?rn  ,  vrel<  h»  sie 
auf  die  wilden  Tbiere  anwandten,  seit  dem  16.  Jahrhundert.  Hallmauu,  tiuauz- 
gcschichte,  S.  43,  Mittcrmaier,  §.  213 — 215.  Beseler,  D.  Privatrechl,  §.  1%. 
u  Dentselüaod  ««besteht  oder  befand  eine  g^emeinrechtlidi«  Vennnthiuig  fttr  die 
Regalität  der  Jagd  nicht,  sondern  e^  hing;  ?ou  dem  einzelnen  Particnlairechle  ab,  eV 
und  in  weichem  Omfangu  sie  begrOndet  war.'*   Nacli  Beseler,  S.  614. 

„Die  neue  Einflibrung  des  Jagdregals  würde  als  unnöthiger 
Eiugriff  in  das  Gi  luuieigenthurasrecbt  nicht  zu  billitren  sein.  Wo 
es  lange  besteht,  ist  von  rechtlicher  »Seite  nichts  gegeu  den  Fort 
bestand  einzuwenden.^'  (Kau  ^  193).  Der  Wildstand  wird  dabei 
mehr  geschont  werden  als  bei  Freigebnng  der  Jagd.  Aber  gerade 
dieser  Umstand  bringt  Gefahren  iRlr  die  landwirthsehafUiehe  Caltof 
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mit  sich  und  die  im  Jagdregal  liegende  Bescbiäukunij:  der  Hechte 
des  GrandeigenthUmers  wird  später  regelmässig  sehr  lästig  ein- 
pfänden.  Deshalb  hat  man  neuerdings  das  Jagdregal  in  unseren 
Staaten  sammt  allen  Jiigdrechten  auch  pri7atrechilichen  Ursprangs 
auf  fremdem  Boden  meistens  ^^esetzlich  aufgehoben. 

Aufliebuns;  dc^  J,iL;.lr«-!,Mls  in  F ran k r»;i ch .  II.  Xws.  !T^!i.  in  D'-ut-^cli- 
laiid  in.'ist  IMH.  i'rcuss.  (icsrtz  v.  .'Ii.  Oct.  18 IH:  jedes  Jagd  recht  aut  tremdein 
Uruud  uud  ßodcii  ohne  Entschüdiguug  aufurboben.  Jagdpoli/eij^e^.  v.  7.  Miiri  1850. 
Dm  Jagdrecht  in  den  neneren  6o8«'tzen  viedcr  als  Aiisha!^  di  s  Gnitideig^cnthiims  be« 
li&ndelt.  selbst  die  BesteUnng  des  Jagdrechts  auT  fremdem  (inind  und  Hoden  als  Grund- 
gcrechti'^k<Mt  nntersagt  (Hesel er,  S.  Sl.')),  di  -  Ausübuni;  der  Jagd  aber  beschrankt. 
Namentlii.  Ii  i^t  die  eigene  Ausübung  der  Jagd  an  eine  bostitninte  Gröäbc  des  Land- 
guts geknüpft  und  ilie  Oemeindcn  sind  reihnltcn  iroiden,  m  zo  verp«ehten  oder  De- 
anftnjcte  an2Qflte11«n  (vgl.  Ran«  Volicswirtiischafbpol.,  §.  174.  u.  das  gen.  preass. 
tieseUV 

Wo  das  Ja<;dregal  oder  ein  rrivatiagtlrecht  auf  frenidcrii 
Hrund  und  Boden  besteht,  ist  die  Aul  bebuug  solcher  Rechte  uhuo 
Entschädigung  nicht  geboten,  ja  kaum  zu  rechtfertigen.  Die  £nt- 
schädigongy  die  also  dann  auch  dem  Staate  zusteht,  kann  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  AbK^sung  dinglicher  Rechte  u.  s.  w. 
erfolgen,  §.  234.  In  der  Praxis  ist  sie  freilich  bisweilen  unter- 
l)lieben,  wenn  die  sehr  unbeliebten  Jagdrechte  iu  pulitibch  unruhiger 
Zeit  aufgehoben  worden  sind. 

Z.  B.  in  Prenssen  nach  Gesetz  v.  31.  Oct  1848.   Audei-s  in  Sachsen,  wo 

dem  Staate  125*?  von  sänimtl.  '»S.'i.'i  Jaj^drrehti  n  ;rch5rt' ii.  Ablösungssumme  dii»er 
noiiiaiiiHljaj^tlen  1SK.*m.5  1'hlr..  wo<.:cgou  der  Staat  ZU  aUcu  JagdrociitüaBlöeuogvu  oinun 
Zuüchuüa  von  4Sö,üt»4  Thlr.  gab. 

§.  247.  —  B.  Ausnutzung  der  Jagd.  Das  Jagdregal  wie 
die  Jagd  auf  eigeueni  Hoden  uud  als  grundheirliche  Gerechtsame 
kann  der  Staat  ausnutzen;  • 

1.  durch  Selbstverwaltung,  indem  das  von  den  Jägern, 
bez.  den  Forstbedienten  erlegte  Wild  auf  Staatsrechnung  verkauft 
nnd  dem  Jäger  eine  kleine  Vergütung  für  jedes  StUck  bezahlt  wird"; 

2.  dnrch  Ueberlassung  des  Jagdrechts  an  das  Forstpersonal 
alB  Gehaltsqnote,  wobei  indessen  die  Gefahr  zu  starker  Verminde- 
rung des  Wildstands  nnd  zu  grosser  Abziehung  der  Forstleute  von 
ihrem  jetzigen  Hauptberul,  der  Forstverwaltung,  verhütet  werden 
mttsstc ; 

3.  durch  Verpachtung,  die  in  der  Kegel  vortheiihai'ter  ist 
und  den  Nutzen  hat,  dass  die  Forstleute  weniger  Ton  ihrem  eigent- 
lichen Berufe  abgezogen  werden;  den  Ja^dpachtem  wird  die 
Schonung  des  Wildstands,  die  Beschränkung  desselben  zur  Ver- 
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hlitung  von  Feldächädco  und  der  Ersatz  solcher  Beschädigungen 
zur  Pflicht  gemacht; 

4.  „beim  Jagdregal  specieU  durch  Ueberlassuag  der 
AuBtthttog  deaselben  an  grössere  Ornndbeaitxer  aof 
ihrem  Grebietei  doch  mit  Vorbehalt  des  Widerrofa  im  Fall  einer 

Zerstttckelung  der  Besitzungen.    Dies  ist  weniger  einträglich  als 

die  Verpachtung,  aber  sehr  einfach  und  befreit  die  Grnndeigner 
von  allen  Belästijcrunf^cn."  (Kau). 

Die  Ausübung  der  Jagd  in  eigener  Regie  gilt  übrigens  deu 
Forstschhftstellern  auch  gegenwärtig  doch  noch  im  forstUcben 
Interesse  gel^n,  So  Albert,  Foistverwalt  8.  225. 

Ertrag?  ftlr  den  Staat:  Preassen«  A.  for  1S70  (ind.  ueue  Prov.):  Jatrd 
97,964  Thlr.,  wov.  10,740  Bentc  fUr  ab|relöstes  Japdrccht,  4l»,06H  aus  Verpacht.,  HS,15*» 
ans  eig.  Admioistr. ;  Verwaltunirskosten  der  Jagd  IS.'iSO.  1875  Ertrag  ''02.1  M., 
JajfdFerwaltUDjrskoste«  55,650  M.,  lbS3/S4  bez.  aay^OÜ  u.  71,000  M.  —  Baicm  A. 
1870,  Jagd  roh  55,037,  reiu  27,084  fl.,  wirkl.  Ertr.  1808  54,128  fl.,  Reinertrag  34,436. 
Der  BeinertfBf^  ist  meist  an  6(>^/„  des  Rohertrags.  Etwa  ^/^  des  Ertrags  ans  BliMrie, 
Vs  aiis  Verpachtung.  Die  A'cq)a(litung  soll  seit  1850  zur  Regel  werden,  was  wer 
noch  nicht  .  rroirht  ist.  —  l^aden  Koh-rtr.  d.  .latrden  A.  1S76  24,735  M. 

„Je  mehr  mau  zur  \  crhUtung  des  \\  ildbcbudeu»  thut,  desto  mehr  rnuik»  der  U  üd- 
^>tand ,  aläo  der  Ertrag  der  Jagd  ahnchmen.  Zur  Sicherung:  desselben  gehön-u  vor- 
zuglich Masbre^cln  gegen  Wilddiebstahl,  die  ausser  der  Walohiit  aneh  in  der  Aufsicht 
über  den  Handel  der  Privatpersonen  mit  Wild  bestehen.  Dageirea  müssen  die  manch»>rlei 
Lasten,  die  ehemals  den  in  der  Nähe  von  Jagdbezirken  des  Staat.-»  \*-ohncnden  Land- 
leutcu  aufgelegt  waren,  —  keine  Fol^e  dub  liegal.>,  dondern  mei^t  auf  Grund  der  Ciut^- 
oder  Vogtoilierrschaft  eatstandeii,  Beseler,  S.  815  —  B.  JagdfrobndoD,  BekOstignof 
der  Jäger  und  Hunde  u.  dgl.  m.,  vollständig  auljiehoben  werden,  wie  dies  die  n».'aerei» 
Jagdge>et/e  z.  ß.  Preuss.  ües.  t.  2.  März  1850,  §.3,  Nr.  6),  auch  ineiöloaa  getbaa 
habtu.  '  i^ivau  l'J4i. 

C.  Einnahmen  ans  Jagdscheinen.  Jag^dscheine, 

d.  h.  Lcgitiüiations-  bez.  auch  Erlaubui8.s-Pa])it'ic,  an  deren  Hcsiiu 
dab  Recht  der  AusUbimg  der  Jap^d  tttr  jeden  rrivateu,  auch  ttir 
den  Grundeigner )  der  anf  seinem  eigenen  Gebiete  jagt,  in  den 
neueren  Gesetzen  in  der  Regel  gebunden  ist,  (z.  B.  Preuss.  Ges* 
V.  7*  MSrz  1850,  %,  H)  haben  eine  polizeiliche  Bedeatong. 
Eine  dafltr  erhobene  Abgabe  kann  den  Charakter  der  Gebttkr 
annehmen,  insofern  ans  dem  Ertrage  ein  Beitrag  zn  den  Kosten  der 
Jagdpolizeiverwaltuug  gclielert  wird.  Die  Jagdscheinabgaben  lassen 
sich  andererseits,  namentlich  wenn  sie  in  höhe  reu  Sätzen  erhoben 
würden,  auch  als  Genusssteuer n  und  bei  berufsmässigen  Jägern, 
welche  vom  Ertrage  der  Jagd  ein  Einkommen  beziehen  wolieo, 
als  eine  besondere  Form  der  Gewer  best  ener  auffassen. 

In  Preassen  mosa  jedes  Jahr  ein  Jagdächein  ftlr  1  Thlr.  geltet  werden,  der 
Ertrag  koiuuit  in  die  KttMooimnaMllutfBe  des  Wohaoite  des  Jsgdsclieüientaehaeiv; 
ob.  Gea.  §.  U. 
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II.  —  §.  248.  Fischerei.  Auch  sie  kauu  dem  Staate  alK 
Eigenthiimer  der  Domänen  nod  Forsten  wie  andern  Grund- 
eigenthltmern  in  eigeoen  Privatgewässern  oder  aaeh  aaf  Grand 
eines  gn tsh er r liehen  Reohts  in  fremden  Priratgewflssem 
zustehen.  In  öffentlichen  FlQssen  ist  sie  noch  jetzt  mitunter 
Ircigeiasscn  oder  steht  von  Altorsher  einz.clneu  Grundherren  oder 
Ufergemeinden  zu.  Doch  wird  sie  olters  auch  als  Hegal  dem 
Staate  ausscbliessUch  zugeschrieben. 

KIttber,  öfientf.  Bedit,  §.  456  ff.,  Hitternaior,  l,  §.  322a,  Boseler, 
§.  197,  bes.  S.  822. 

„Das  Recht  (das  soff.  Wasserr'>iral)  kann  sich  dann  auf  die  H< Tugiiiss  1»»- 
ziehen ,  nutzbare  Gegenstäudo  v.  rscliiedeuer  Art  aus  den  Gtjwässcrn  zu  gewinnen, 
vobei  die  Fisclu  rci  der  wichtigste  Fall  za  sein  pflegt.  Die  RegaliCit  Ut  oni?efMir 
wie  die  der  Jagd  zu  bourtheilL-n  und  nach  dem  Heispi«!  denäclbcii  entstanden."  Mittcr- 
in:iior  I,  23y,  234.  —  In  liussland  war  früher  die  astrachanische  Fischerei 
auf  U.  casp.  Meere  inil  Aufnahme  der  uralischcui  ein  Kegal,  welches  1763  gegen 
eioe  Abgabe  r<Hi  jedem  Pud  Haneitiiblase  und  Ga?iar  der  Kanfinannscliaft  zn  Astoachau 
überlassen  wurde;  1^02  wurdr  !i  Fischerei  der  allgetDttneu  fienatzoiig  freigegeben. 
Storch,  üassL  unter  Akz.  L,  X,  21— bO.  (Raa.) 

Die  Fischerei  in  Binnengewässern  wird  am  Passendsten 
vom  Staate  ver pachtet ^  apart  oder  mit  anderen  Objecten^  wie 
den  Feldgütem,  unter  Bcdiu^uiigen,  welche  die  Vertilgung  der 
Fische  verhüten. 

Rau,  Volkswiräischaftspol.  §.  17'i.  —  In  Baiern  besteht  eine  Hoffischenii 
deö  Staats  im  Chiemsee,  A.  1S7G  S053  M.  roh,  .i04t>  M.  Ausgabe.  —  Die  Erträge 
ziLi  d.  Fischerei  des  Staat:»  sind  meist  ufibedeateud.  Baden  A.  1S70  24,735  M.  In 
Preassen  wird  die  Sinn,  ans  Flaeheieien  mit  deinen,  ans  Demänen-PaKelleiipaüht 
tt.  HflUfin  im  Etat  in  1  Titel  angesetzt 

Die  Fischerei  auf  dem  Meere,  in  der  Nähe  der  Küsten,  wird  am  B»*ste« 
deu  Staatsangehörigen  frei  gegeben.  ~  Die  Goldwäscherei  aus  dem  iiette  der 
Offendiclien  Flflflse  giebt  in  Deattchland  kaum  einen  Eoinertrag  mehr  nnd  rerdiente, 
frei  gegeben  zn  veirden.  Hdirere  europäische  Flüsse  führen  Gold,  z.  B.  Rhein,  Isar, 
Inn,  Eder,  Reuss,  Aar,  Emme,  Arn<''i:e  fanrigfera),  Po,  Tajo,  doch  in  wenigen  ver- 
lohnt sich  das  Auswaschen  aus  dem  Fius.sbette  mehr.  —  In  Baden  wird  aus  dem 
Ufersaude  Gold  gewaschen,  was  jedem  Grundeigenthümer  freigegeben  ist.  —  Gold- 
wäschen ans  Privatgewäsaem  oder  ans  der  Erde  der  Priratgrandstücke  wurde  früher 
gewöhnlich  anter  das  Beri^regal  gestellt.  (  RaTi )  Die  Pcrlenbache  einiger  Länder 
priegeu  zwar  anch  Regal  zu  sein,  aber  ohne  (iewinn  für  ilie  Staatskasse.  Baiern 
hat  einige  Pciicnb&che  in  Oberfranken,  Oberpfal/  und  Niedorbaicrn,  deren  VerwaltunffS- 
koateo  den  Ertrag  übersteigen.  Es  wSre  TOitheilbafter,  das  Betriebsrecht  auch  unent- 
geltlich einem  Privatmann  zu  ge'ien  Die  Freigebnnjr  an  alle  üfer'Hsitzcr  wurde  die 
ganze  Nutzung  zerstören.  -  -  Säehs.  Perleutischerei  irn  Voigtlande,  Regal  seit  1621.  — 
Bad.  Perlenbach  zu  ^chuuau  im  Odenwald«:.    (Rau  1U5). 

FloanzieU  wichtiger  ist  das  in  Prensaen  bestehende.  Übrigens  dem  Bergregal 
rervandtc  Bernstein regal,  das  finanziell  wohl  auch  am  Besten  im  Wcirc  der  Ver- 
pachtung au  Privatujiteniehmer  nutzbar  gemacht  wird.  Das  Bernstein  regal  an  d. 
p  reu  SS.  Küsten  war  vielen  Defraudationen  ausgesetzt  und  machte  strenge  Strafen 
sowie  Üelssige  Aofticht  nOthig.  Es  ist  früher  allgemein,  jetzt  noch  theilweise  an 
die  einzelnen  Strandgemeimlen  veri)achtet.  Neuerdings  hat  das  3|eneler  Haus 
.Stantien  und  Becker  die  Bemsteinauabeute  in  einem  Theile  des  curischen  Halls 
und  Nachbarschaft  gepachtet  nnd  mit  Hilte  grosser  Baggermaschinen  u.  s.  w. 
den  Eitng  sehr  gesteigert,  ame  Absatzwege  im  Orient      8.  w.  gesocht,  so 
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daäb  bei  der  letzte  Erneueniog  des  Paclitvertrap  zwischen  dioscm  Hause  uud  dem 
Staate  die  Pachtsumnie  erheblicli  g<;steigeTt  werden  konnte.  Eitiigsansclilag  de^ 
Begals  !>510,  1870  22,253.  1871  aber  62,253  Thlr.,  !%75  340,000  M.,  jct/t 

sogar  550,000  M.    Dio  Kegalisirimg  wird  In  dit  ^eui  spcciellpit  1  rvUe  math- 

inasülich  zu  einer  indirecten  Vcrbrauclisbebtenerung  der  BefUBteiacojtöuiuuuteii.  I>it; 
Erhöhung  der  Faclitäumme  trifft  den  Gewinn  der  Pachter  einstweilen. 


Britter  Hauptabschnitt. 

Staatsberg-  und  Hüttenwerke,  StaatssaliiieUy  und  andere 

öewerksanlageu. 

1.  Abc»ciiuitt. 

Bergban. 

Die  Staatßbcrjj^wrrke  W-handelt  Hau  in  «lern  Abschnitt  v.  r^r:;;al.  ö.  A. 
172—183.  Die  Grunde  für  die  vcrandi-rte  Stellung  im  System  der  Einnahmi-D. 
welch«.'  ich  den  Bergwerken  iregeben  liabe,  sind  oben  in  §.  207  ff.  darj^elegt  worden,  h 
meiner  Bearbi'itung  der  0.  A.  v.  Rau  war  dieser  Abschnitt  schon  wesentlich  ron  mir 
neu  bearb<;itet  worden.  Ich  hatte  damals  in  der  Veräusscrungsfrai^e  noch  7n  aa*^- 
Hchliesslich  den  Troductionsstandpunct  betont.  .Vuch  der  des  Vertheüungäintereääe6 
ist  zu  beachten  (Gefahr  monopolist  Ausbeutanf^.  Vgl.  jetzt  Wagner,  Grandlkg.. 
§.  303  fr.  Die  Ge8taltoo.tr  des  Bei^chts  i^t  v  on  lies,  prindp.  Bodootoiig  fttr  die 
Fragen  der  F.iüenthumsordnun«'.    S,  eb.  S.  T7;J  II. 

üeber  den  alteren  Stand  der  Lehre  vergleiche  Bergius.  Neues  K  Uft<i 
Kam.  mai?.  I,  229  W.  und  ron  Kanerin,  Berg-Kameral-  n.  Bergpolizeiwisensdiafi 
17!)!.  lieber  <lic  neu(;ren  Ansichten  vergleiche  Jacob,  1,  §.  277  ff.,  §.  344  6. 
Lüf/..  III.  l.)t;.  l  iiMa.  S.  111.  V.  Malchus  I,  83.  Spec,  LiL  u.  Rechtsgt'schicht- 
liches;  1  reii  sieben,  Staat  u.  Bergbau,  herausg.  v.  Bülau,  2.  A.  1839.  Karsten 
über  d.  Irsprung  d«  Bergregals  in  Üentschland,  1844.  Weisse,  Bergbau  und  Berg- 
ivgal  1845.  Mittermaier,  Priv.recht  §.  241  IP.  Bescler,  Piiratrecht,  §.  203, 
dem  im  Texte  der  ^.  UU — 193  mehrfach  gefolgt  wurde.  Die  Bclcirc  für  die  r'•cht^- 
geächichtl.  Entwicklung  sind  daselbst  zu  finden.  Ebendas.  §.  202  üebersicht  de^ 
Quellen  u.  Literatur  des  ileutschen  Bergrechte.  Achenbach,  d.  gemeine  deutsche 
Bergrecht  u.  s.  w..  1.  B.  Berlin  1871.  mit  bes.  reichen  liter.  u.  Qnellennachweiseo. 
§.  3  ff.:  d.  KntÄirlvluiig  des  Bcr^reihts  21  ff.  Arndt,  z.  (u-seh.  u.  Theorie  der 
Bergregals  ii.  d.  Bcr^rhuifieih.,  Halle,  1^71».  Stobbe.  D.  Priv.recht  2.  A.  IL  §.  141 
— 143  (Berl.  1883).  ivlu^termann,  Abh.  lieigbau  in  Schönberg'.s  Uandb.  d.  {>al. 
Oekon.  L  769.  Koschor,  Syst  HI,  §.  280  ff.  Aach  bei  diesem  Gecenstand  mm 
für  eingehendere  und  allseitige  Behandlong  anf  die  Volkswitthsch.politik  loiwieson 
werden. 

L  —  §.249.  Der  iStaatsbergbau  oiid  die  EnlwickloBg 
des  Bergrechts.  Die  in  unseren  Staaten  sieh  vorfindenden 
Staatsbergwerke  -sind  theils  anf  eigenem  (domanialen  oder  fisca- 

lischen)  Boden  des  Staats,  theils  auf  Privatländereien  angelegt. 
Der  Urspruug  der  Staatsbergwerke  letzterer  Art  liegt  vielfach  im 
Bergregal,  (»fters,  namentlich  in  n  o n  e  r e  r  Zeit,  auch  nnahhäogTir 
davon  in  der  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthums  nach  den  Kegeln 
(168  freierklärten  Bergbaas.  Das  Bergrecht  hat  nemlicb  bi 
Dentsehland  und  zum  Theii  auch  in  anderen  Ländern  sehr  be- 
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merkenswerthe  EDtwieklangsphasen  durcblaofen.  im  Wesent- 
lichen Bind  dies  viefi  nemlich  das  Slteste  Kecht,  wo  der  Grand- 
eigen thilmer  als  Boleher  aneh  anssehliesslieh  Uber  die  in 
seinem  Boden  vorkommenden  Mineralien  verfügt,  dann  das  ältere 
Kecht  der  „Bergbaufreiheit'',  darauf  das  Recht  des  Berg- 
regals, eiidlirh  das  moderne  liecht  der  Be  rgbaufrci he if 
oder  ^yFreierklärung  des  Bergbau s^^  Mau  muäs  diese  Phasen 
kennen,  nm  aneh  die  finanzielle  Seite  des  Bergbaus  richtig  zn 
würdigen. 

Zur  weiteren  Characteristik  dieser  Pliasen: 

1.  Nach  ältestem  deutschen  Rechte,  das  bis  /um  lt.  Jakxhnii  1  rt  in  (ieltung 
war,  omtasäte  das  (j'run(lt'if,'eritlium  neben  anderen  Zii'n-li^Tiin^fn  ancli  die  im  Boden 
unter  der  Erdoberüäche  beiindlicben  Mineralien  etc.  ulm<-  Weiteres  mit  und  stand  da- 
her nur  dem  Gnindeigentitttmer  das  Becht  zu,  diese  bergmänoisch  zn  geiwinneii.  Aach 
landesherrliche  Bergwerke  konnten  somit  nur  aitf  DomAnialland  oder  nacli  Abkomm«>>n 
mit  dem  Eigentham(^r  auf  Privatland  entstehen.  Dieses  älteste  Recht  wimh-  jedoch 
üchou  IriUi  durch  eine  aiulurc  Rcchtsbildung  rerdrüogt,  welche  zu  einer  wesentiichun 
BeBchränkung  des  Gmndeigenthums  fahrte. 

2.  Es  wurde  nemlich  Jedermann  i^estftttet,  auf  fremdem  Boden  nach  Mineralien 
zu  Miellen  (/II  schürfen)  und,  im  Falle  er  /»erst  solche  fand,  hier  ein  Bergwerk 
auf  einem  bestimmten  Cirubentelde  anzulegen,  wolur  aber  die  Erlaubniss  des  Königs 
ZU  eilangen  u.  Abgaben  an  die  Staatsgewalt  zu  entrichten  waren.  In  den  ültesteu 
Bergordunngen  aas  dem  lö.  Jahrhundert  ist  dieses  Princip,  wonach  also  das  Kecht 
des  (»rundeigenthümers  beschränkt  und  das  Eigenthum  an  der  Eidubeiiiiiche  von  dem- 
jenijreii  au  d^-n  im  Boden  enthaltenen  Mineraliet»  getrennt  war,  anerkanntes  Kecht. 
Auch  die  Landesherren  konnten  natürlich  nach  diesem  Kechte  Bergwerkseigenthum 
urwerben. 

H.  Wesentlich  auch  fiscalis ehern  Interesse  aber  bildete  sich  vom  12.  Jahr- 
hundert an  neben  jenem  Kecht  des  freierklärten  Bergbaus  und  dasseJl'c  allj^einacli 
einschränkend,  umbildend  und  ;£um  Theil  verdrängend  ein  andered  Bergrecht  aus:  diu 
deutschen  Kaiser  nahmen  die  Bergwerke  and  Salinen  als  Regal  fOr  sich  in  Ansprach 
(wohl  nicht  unbedingt  zuerst,  aber  als  allgemeinerer  Kechtsanspruch  zuerst  von  l'rie- 
drich  I.).  Die  mancherlei  Couflictc  mit  den  Landesherren,  welche  hierdurch  ent- 
iitanden,  idmteü  sich  wie  gewöhnlich  dadurch,  dass  (ia:>  Kegal  den  Lundesherrcu, 
namentlich  xaerst  in  der  Goldenen  Balle  den  GhnrfUrsten  (Aurea  buUa  c.  IX, 
§.  1.  —  ubriv^ens  mit  der  Einschr&niiang:  prent  poasunt  sou  consuevernnt  talia  (joia) 
possideri)  vom  Kaiser  verliehen  oder  ohne  Widerspruch  vod  den  Landesh-  rren  als 
integrirender  Bestandtheil  ihrer  Rechte  an  sich  gc/ogcn  wurde.  Besonders  war  es 
der  irOher  ja  aach  in  Deutschland  viel  ergiebigere  Bergbau  auf  edle  Metalle,  femer 
auf  Salz  (.Steinsalz),  welcher  auf  (jrund  de>  Re';als  vom  S  i  ite  betrieben  wurde. 

Heber  Athen  ii.  (n  ie  cli  e nl  a  n  <!  s.  Bockh's  Abh.  über  d.  Lanrischen  Silber- 
berg^rerkc  in  d.  Abit.  d.  Berl.  Akad.  1815:  dcrs.  .Staat:>baush.  d.  Athener,  2.  A. 
S.  02,  420 — 125,  Keynier,  Grecs,  S.  HOA.  Bachsensch  ütz,  Besitz  n.  Erwerb  im 
griccli.  Alteilliiim  S.  *.<s  Ii.  In  Athen  war  der  Ei^enthiimer  d.  Berüwcrke  d.  Staat, 
der  ab-  I-  jiio  auf  eiirene  Kecbiiung  Itetrieb,  >ondern  die  Werke,  die  mit  Sclaven  be- 
baut wurden,  in  Erbpacht  gab.  Das  Kecht  /.u  bauen  wurde  f.  einen  bestimmten 
Kaufpreis  verfcaui't,  der  an  den  Staat  direct  /.u  zahlen  war.  Dazu  kam  eine  Abgabe 
V.  '/34  des  Ertrags,  die  in  O^eralpacht  zur  Erhebung:  gegeben  war.  —  In  Rom  worden 
Salzw^erkc  tirspniri^Iich  auf  StaaNT'  clui.  li<  fiiebrn.  Später  bestand  «in  Salzmono- 
]iol,  aber  im  Verk- hr->-,  nicht  im  l  manzinter<'Sso,  wie  «'S  scheint  (nach  Mar (|U  a  rd  t, 
röm.  Staatsverwalt.  II,  iöö.  271).  lieber  d.  Bergwerke  s.  eb.  S.  245,  252  ii.  In 
Italien  war  der  Bergwerksbetrieb  sehen  frOh  gesetzlich  sehr  beschr&nkt.  Die  wich- 
fig^steii  waren  in  den  Provin/ei».  Der  Name  ist  metalla,  wozu  neben  Gold-, 
Silber-,  Eise»-,  Kupfergrub.-n ,  aucb  Steinbrüehc.  Kreidegrnbcn,  Salzwerke  gehören. 
Die  wichtigsten,  wie  die  Goldwerke  v.  Vercellae  in  Gallia  iranspad.,  die  Silbergruben 
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bei  Noucarthago  in  Sptnien,  di*-  doid-  und  SiHterbergwcrke  in  Macedonicn  —  die 
nicbt,  wie  R»ii  gemeint  hat,  definlHr,  sondern  nur  zeltireifle  bei  der  Crobemng  ge- 
schlossen mirden  —  bcsass  der  Staat.  Die  meisten  metalU  gehörten  indessen  Prirtten. 
Aach  worden  Sfaatsw- ike.  t.  V>.  die  Sillierifriiben  in  Spanien,  an  Privat«-  reränssert. 
Unter  den  Kaisern  wiinio  d.  llergworksbesitz  th.  f.  den  Fiscus,  th.  t.  d.  kais.  Prim- 
rennögen  sehr  ansgedelint,  bei.  auf  d.  besten  n.  einfriidfcbsteD  Groben  (aocb  Hamer- 
brttche).  Der  Betlieb  war  th,  Eigenrerwaliung,  th.  VerpaohtuDg.  Tgl.  f.  dies  Allein 
jetzt  Marquardt  a.  a.  0..  wona*  h  \\  :\  \\  A.  ^.  172,  Note  o.  a.  6.  A.  lf»1. 
Note  c.  zu  berichtigten.  8.  sonst  noch  Bor  mann,  Do  ?ectigal.  pop.  Rom.  Kap.  f) 
S.  77.  Uebcr  die  Verhältnisse  im  dcntschcn  Mittelalter  s.  Achenbach  a.a.O. 
S.  68  IT.,  Stebbe  II,  §.  142.  Wal  (/.  D.  Veri'asä.<reseh.  VIII.  269  (f.  (Uber  MelaOe; 
Q.  A.  waren  d.  Ilar/herg-werkc  im  K  i  i-i.  Kig:inth»im;  ober  Sil/  S.  "2T2\ 

(ieraile  ans  finanziellen  (inuulen.  mit  denen  sich  nicht  leicht  za  übors<5headc 
rolksw  irthsohaftliche  verbanden,  wurde  jedoch  durch  die  Regalisirunp  des 
Beijgbans  das  ältere  Recht  der  Ber;^banft«ihelt  fm  Allpremclnen  nicht  beseitigt, 
sondern  nur  ii  m  u  rstaltet.  Dasselbe  setzte  auch  keineswctrs  er-t  die  Regalitit 
als  b<'sfeliend  vorans.  wi»^  !^au  in  der  .*>.  Auflatie  172  annimmt:  die  Frei- 
erklaruiig  gestalte  den  l'nvatbctrieb  unter  gewissen  Bedingunj!:cn ,  welche  gciadt: 
ans  dem  Regal  abzuleiten  seien.  Dies  ist  irrig,  wie  die  illere  BeTgrechlsbildang  und 
wieder  die  n-  neste,  zeigt.  Winn  nur  das  Princip  des  beschrankten  (irundeifenthnms 
feststeht,  so  dass  die  Mineralien  n.  s.  w.  vom  ^'erf(lgung'*;^e^ht  des  (imndeigners  aui- 
geschlossen  sind,  so  bedarf  es  durchaas  nicht  des  Iu;gaiprincips,  um  die  Anlegung 
ron  Berirwerhen  aof  fremdem  Pri? atlande  zn  ermöglichen.  Der  Staat  brancht  nur  ge- 
mäss seiner  allp-m.  lloheltsrechte  das  Schürfen  u.  s.  w.  und  schliesslich  die  Anlegung 
solcher  Bergwerke,  durch  welch»^  di--  dem  Urundeigenthümcr  nicht  'gehörenden  ^fin*»- 
ralien  angeeignet  werden  sollen,  zu  regeln.  Dies  geschah  in  der  Weise,  dass  da» 
Recht  des  SehOrfens  an  die  obriglrelffichc  Eilaabniss  gebenden  worde:  der  Finder 
mnsste  mnthen.  d.  h.  nm  die  Verleihung  des  Rechts  zum  Bergbau  auf  einen  ge- 
wissen Feld'"  naclisuch*'n  nnd  n-rirlr  nl-dinn  <'  ir  rlcm  16.  Jahrhujid'-rt  immer 
mehr  auf  Grund  des  Uej^aU  —  mit  diesem  Ivcchte  belehnt.  Ftlr  die  Staatsgewalt  war 
diese  Einrichtung:  das  Mittel,  dem  fmanziellcn  Zweck  des  Regals  gemäss,  Bergweris- 
ab^aben  verschiedener  Art  ond  in  bedealenderer  fliehe  als  bisher  üblich  für  solche 
PrivatbfTu  werke  einzuführen,  den  Berj^zo  Im  ten.  Q  n  a  te  mh  cT'^  .-Id  r,  K'ecess- 
s^eldcr  n.  s.  w.  Diese  theils  aus  der  Be  ri:  Ii  o  Ii  e  i  t,  wie  man  das  poli/.eihch--  Ober- 
aufsichtiiieclit  des  Staats  über  den  iierubau  aueii  ••eiiaiiut  Itat,  theils  ans  dem  eigent- 
lichen Bersrregal  abzuleitenden  Abgaben  trogen  in  anderer  Hinsieht  die  Merionale 
einer  besonderen  Hcworbesteu er  für  den  Bergbau  an  sirli  und  ;in  1  in  neuerer 
tind  neuester  Zeit  auch  vielfacli  zu  m  ässi;rc  n  Gebühren  oder  zu  rei  n  :i  Meuem 
umgebildet  worden,  S.  über  die  Kntwickluug  der  Bergwerksabgabeu  und  deren  Zu» 
sammenhang  mit  dem  Bergregal  den  lehrreichen  vVoft.  r.  Arnd,  Beetener.  d.  Betg- 
werke,  Conrad's  Jahrb.  B.  31  (ISSn  S.  174,  630  ;  Uber  die  jetzige  llestenerang  meine 
Abh.  directe  Stenern  in  Schönberg's  flandb.  II,  246. 

Der  Vorbehalt  der  ausschliesslichen  Ausubun;;  des  Bergregals  dorcb 
den  Staat  bildet  nnr  die  Ansnahmo.  Er  kommt  in  Deutschland  namentlich  für  Stein- 
salz vor.  In  Ansehung  der  Stoffe,  auf  wrlchc  sich  das  (irundeiirenthumsrecht  nicht 
mit  bezieht  und  für  welche  ander  rs  lts  daN  Hc?ral  gilt,  be-^tand  und  besteht  in  den 
verschiedenen  Ländern  keine  volle  Uebereinstimmung  und  auch  in  den  einzelnen 
deutschen  Territorien  nnd  [läteren  Staaten  herrscht  keine  rOlliire  Glelchmi&sigkeit. 
Im  Alltremeinen  umfasst  das  Bergregal  „alle  auf  ihren  natürlichen  Laurerstätten  vor- 
kommende Mineralien,  auf  welche  d«'r  Berubau  in  seiner  technisclien  Ausbildung  her- 
k<"immlich  betriebrn  zu  werden  pflegt."  (iJe^rler,  S.  S50).  in  der  Gold.  Bull« 
werden  genannt:  auri  et  argeuti  fodinas  atque  miucras  stanni,  capri,  fem,  pliuubi  ei 
alterins  cujuscunque  p^eneris  metallici  etiam  salis.  —  Stein-  n.  Biaankohlen  fillen  nach 
neuerem  Iveelite  meistens  unter  das  Ke^ral  (ul  :  ,  unabhängig  von  letzterem,  unter 
die  vom  Veifnirun^srecht  des  Grundeisrentliiimcr^  ausgeschlossenen  Mineralien;  Torf 
war  selten  rei^^alisirt,  SaUtjuellen  meistens.  In  Gro^^britanni  eii  >ind  nur  Gold  und 
Silber  Regal. 

4.  N'aelidem  dann  in  >ii,itcrcr  Zeit  die  volkswirthschaftliche  Bedeutunp:  des  Bers- 
baU'i  mehr  erkannt  worden  nnd  der  tinanzielle  Gesicht?5punrt  zurückjretreten  war.  der 
Privatbergbau  sich  starker  entwickelt  hatte,  —  u.  A.  auch  weil  die  aus  dem  Kegal 
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abgel -itrien  Ikrjrwerksab^abon  bei  der  verminderten  Ergiebiükeit  älterer  Werke  und 
um  dcu  iiergbau  zu  begUn»tig:en  ermässig^t  und  mehr  ak  eigcntliclie  uebiihren  und 
Steuern  behandelt  wurden.  ~  bereitete  sich  auch  im  Bergrecht  eine  neue  Gestal- 
tung vor,  welche  in  aeuestcr  Zeit  mehrfach  zu  einem  AbsehlQsse  gekommen  ist. 
(V^I.  besonder^  da-  \ ortreülirli.-  neue  preussischc  I'eruiresi't/  voui  21.  Juni  ISö'i 
(z.  Th.  bTnlitiid  ;iut  (irunilsätzm  de•^  französischen  Bergrctlit>) ,  welche^  wietler 
dem  baierx^ichea  iier^ttesetz  vum  20.  Mätz  1S6Ü  und  aiideru  ia  kieiueu  iSt&aten 
(Braimacbwefff,  Weimar,  Gotha,  Watdedt)  som  Vorbild  diente.  S.  Achenbaeh,  §.  16). 
Das  Ber<rre'j;al  als  Finanzrejral  oder  „nutzbares  Ho  h  ei  t  sr<  c  h  t ver- 
schwand. (Beseler,  S.  208,  VI.  Ntobbe  II,  5S5.  Achenbach  .S.  20U  .  Die 
Beächraiikuug  de»  Gr undeigeuthumi»,  die  ja  nicht  erst  durch  das  licgai  ge- 
schaffen, venu  auch  durch  die  Kei^aliDinm^  und  deren  Yeibindnn^  mit  der  Berirbaa- 
freiheit  noch  zu  grösserer  ])raliti^('licr  Bedeutung  slU  durch  die  letztere  allein  ;rebracht 
worden  war,  blieb  dajresrcn  bestehen.  Im  pri'U>sischen  Bcrfr^^esctz  ist  dies 
so  äii-gedruckt:  i.  „Die  nachstehend  vor^ciciincieu  Mineralien  bind  von  dem  Ver- 
fü^-^ungsreclit  des  OnuideigentliOmertt  ansfreeclilossen.'*  Ebenso  blieb  die  Ber^ban- 
t'reiheit  in  Geltun<r  und  wurde  nur  nach  den  neueren  Bedürtnissien  der  Volks- 
wirtbschaft  mit  KUcki<icht  «nf  die  nothwendige  Controlc  des  Staat-  über  den  Bergbau 
und  auf  die  Sicherung  der  iu  chtc  des  GrundoigeuthUmers,  dessen  Boden  zum  Schürfen 
ud  zur  Anla^  eines  Bergtrerks  ron  einem  Dritten  in  Anspruch  genommen  wild, 
freaetzlich  regulirt.  In  Gesetzen,  wie  dem  preuss.,  werden  daher  die  Grund- 
sätze aufi^estellt,  nach  denen  die  Aufsuchunu:  und  (Iewinnnn_-  der  vom  VerfÜgiings- 
recht  des  Grnndeigucrs  au^gesctUossenen  Mineralien  eri'olgen  kann,  ^ameutlich  wurde 
auch  genau  bestimmt,  auf  welche  Mineralstoffe  sich  das  Bergrecht  beziehe , 
z.  B.  Preus.s.  Ges.  §.  1 :  (iold,  Silber,  Quecksilber,  Kisen  mit  Ausnahme  der  Ba.sen  eisen - 
erze,  Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt,  Nickel,  Arsenik,  Mangan.  Antimon  n.  Schwefel, 
gediegen  u.  als  Erze  —  Alaun-  u.  Vitriolerzc  —  Steinkohle,  Braunkohle  u.  Graphit 
Steinsalz  nebst  den  mit  demselben  auf  den  nämlichen  Lagerstätten  vorkommenden 
Salzen  und  die  Salzquellen.  Es  ist  nicht  nothwendig  und  nicht  richtig,  dieses  neueste 
Benrröcht,  ebenso  wenit:  die  Freierklärunn  des  Bergbaus  überhaupt,  auf  da-  Heru- 
reiial  zu  gninden.  N'ieimehr  i>t  die  Gruiuilai^e  dieses  Berjrrechts.  n<  beTi  <!»'m  erwähnten 
Hauptprincip,  der  Beschränkung  des  Grundeigenthums  —  aUo  eiiiem  baue  des  l'rivat- 
reehts  —  in  den  allgemeinen  Staatshoheitsrechten  in  suchen,  die  man  iu 
ihrer  Anwendung:  auf  das  Bergwesen  Berghoheit  nonnrn  kann.  So  auch  Beseler, 
S.  853  u.  Motive  z.  preussisch.  BcrL-^jt^setz  v.  1865  bei  Klo-t ermann,  AUgem.  Berg- 
ges.  fUr  d.  preuas.  Staaten,  nebst  Commeutar,  S.  45  ff.  Stobbe  II,  585:  ,J)er  Staat 
Teileiht  nicht  in  derivathrer  Weise  ein  ihm  bisher  zustehendes  Privatreeht,  sondern 
er  eitheilt  in  Folge  sein  s  Hoheitsrechts  gemäss  den  gesetzlichen  Kegeln  die  Gon- 
ression,  vernaöge  deren  der  Einzelne  in  einem  concreten  Umfange  benrbaubererhtiirt 
wird."  >iähere  Begründung  dieser  Auflassung  bes.  bei  Achenbach,  S.  100  Ii.  20^. 
—  Ueber  d.  Tolksiriftfaschanl.  ZweekmMgkeit  dieses  heutigen  Bergrechts  s,  Wagner, 
Onrndle^r-  ^  I- 

Ftir  den  Betrieb  von  Staatsbergwerken  selbst  galt  nun 
schon  früher  Öfters  das  all  gern  eine  Bergrecht  eines  Landes.  Dem 

neuen  Bergrecht  unterstehen  diese  Werke  gleichfalls,  wie  dies  in 
den  neueren  Berggesetzen  auch  ausdrücklich  ausgesprochen  wird. 

Beseler,  S.  84Ü.  Preuss.  Beiggesetze  2:  „der  Erwerb  und  Betrieb  von 
Bergwerken  itlr  Beehnung  des  Staats  Ist  den  Bestlmmuiigen  dieses  Gesetzes  eben- 
falls luiterworfen."  Achenbach  S.  209:  mDIc  neuere  Ber^L'^esetzgebung  hat  mit  d. 
Auihebuni;  des  BerL-retfals  die  Vcrleihunir  nach  Maassttahe  de>  Clesetzes  aus- 
schliesslich anerkannt'*  Die  Neuanlage  von  Staatsbergwerken  auf  fremden  Privat- 
lündereien  ist  daher  hier  auch  an  dieselben  Rechtzformalitftlen  gebunden,  wie  die  An- 
tafre  ron  Piifatbeigirerkett,  und  setzt  kein  Regal  mehr  voraus. 

Die  Staatsbergwerke  treten  aaf  diese  Weise,  einerlei  ob  sie 
anf  Btaats-Gmadeigenthnm  oder  aaf  Privatlftndereien  angelegt  sind, 
wenigstens  da,  wo  das  neuere  Bergrecht  zur  Geltung  gelaugt  ist, 
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gaDz  in  die  Classe  der  gewöhnlichen  pri vatwirthsehaft- 
liehen  Unternehmnngen^  was  sie  früher  freilich  trotz  des 
Regals  sachlich  meistens  auch  waren,  weil  eine  Erhöhung  des  Er 
trags  in  Folge  der  Regalisirung  nur  ausnahmsweise  möglich 
war. 

Ihre  Beliaudlunn  in  thr  Leine  vom  Privaterwerb  des  Staats  im  System  d  r 
1  liiuuzwi^sciiscliai't  erscheint  liahcr  auch  ab  die  allem  richtige.  Kbenso  sind  die  luu- 
nabmen  des  Staats  ans  Privatber^vericeu  nonmehr  abweichend  von  Ran  {h,  A. 
§.  181 — 1S3)  Hyätcmatisch  richtiger  i&  den  Abschnitten  ron  den  Gebühren  uidl  des 
Stenern  zu  besprcclicn. 

IL  —  §.  250.  Beibehaltung  oder  Veränsserong  der 
Staatsbergwerke.  Der  Besitz  ron  Staatsbergwerken  ist  gegen- 
wärtig in  den  europäischen  Staaten  sehr  verschieden  verbreitet 

rauss«!!  und  Ücstorrcich-Uoji^aru  haben  noch  uiaucUe  Staatsbcricwerko,  deren 
Etitstehuttjr  und  Beibehaltnnr  hier  froher  ausser  doreh  das  Kegal  anch  dnrch  den 
•^rossm  Domänen-  und  Waldbesitz  zu  erklären  war.  Auch  in  anderen  dcatschen 
Staaten,  dann  in  den  jiordiwtJicltrii  und  in  "^üdcuropaischen  Staaten  (Spanien)  linden 
:iich  ätaatebüi>fwcrkc.  wahrend  dieselb.  in  üro&^brilannien  und  Frankreich  fehim.  Die 
Einn.  ans  den  Benr-,  Htttlenirerken  n.  Salinen  hat  Herrn.  Wasrner  in  seinen  finaaz- 
Mtat.  Debersii-htcn  im  (ioth.  Jahrb.  1874  S.  879  auch  nur  lückeiihalt  zusamuiönstclleii 
k  einen.  In  Kussland,  Nonregen.  Türkei,  Griechenland,  Spanien  bufindeo  sich  noch 
bezU^l.  Einnahmen. 

Die  Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  solcher  Werke 
ist  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit  vielfach  erdrtert  und  ähnlich 
wie  bei  den  Domänen  meistens  zu  Gunsten  der  Veräusserung 
beantwortet  worden,  so  namentlich  von  den  Theoretikern  der 

8  Uli  t Ii 'sehen  Sebulc  ,  die  sieb  diibei  öfters  auf  die  schlechte 
U e n ta  1) i  1  i t iiL  der  Staatsbergwerke  berufen  konnten. 

Yul.  bes.  Bert^ius,  Finanzwiss.,  2.  A.,  S.  2ül,  mit  Polemik  gegen  die  preud-«. 
Berj;-  u.  Hüttenvenraltun.?-. 

Indessen  wurde  hier,  wie  gewöbnlicb,  die  Frage  zu  einseitig 
aus  dem  Gesichtspuucte  des  Productionsinteresse.s  beurtheilt 
und  die  privatwirthschaftlicbe  Rentabilität  und  die  volkswirthschaft 
liehe  Productivität  zu  unbedingt  identificirt.  Daneben  ist  jedoch 
auch  hier  das  volkswirtbschaitliche  Verth  ei  lungsinteresse  und 
das  damit  zusammenhängende  soeialpolitisehe  Moment  in  der 
Frage  für  die  Kutöcheidung  mit  zu  beacbten.  ((iiiimllcg.  i?.  364, 
365).  Die  Frage,  ob  der  .Staut  passend  Bergwerke  betreibe,  isr 
dann  voUeuds  nicht  absolut  zu  entscheiden.  Sie  ist  keine 
rein  fiiiänzielle,  sondern  zugleich  eine  volkswirthschaft 
liehe  und  allgemeine  Verwaltungsfrage,  ähnlich  wie  die 
Staatsforst-  und  Staatsbahnfrage.  Selbst  bloss  als  Frage  der  Begdong 
der  Bergbau  production  betrachtet,  kann  die  Entschetdan^  (Hr 
und  wider  HtaatKljergwerke  nur  eine  r cl at i ve  sein.   Die  cuucicleu 
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Varbältnisfle  der  einzelnen  Länder  kommen  dafür  zumeist  in  Be- 
tracht Allgemeine  Regeln  lassen  sich  daher  nnr  in  folgender  be- 
dingter Weise  autstellen. 

A.  Beaii  Lwortnn^  der  Franke  ans  dem  8taiid|)uucte  des 
vollts  w  irths  c  hat  t  iic*  h e n  rroductionsiiite  resbe.  Hier  sind 
unentwickeltere  und  entwickeltere  Verhältnisse  der  Volks- 
wirtbaehaft  zu  nnterscheiden. 

1.  Auf  einer  niedrigeren  Wirthschaftsstnfe  ist  Staatsberg- 
wesen und  in  Verbindung  damit  Staatsbuttenwesen  öfters  reeht 
wohl  am  Platze,  selbst  am  Zweckmässigsten  oder  sogar  allein 
möglich. 

Der  Staat  oder  ^Laodcsherr;  verfugt  hier  noch  am  Eräteu  Uber  die  meistens  zu 
einem  ordeDtliclien  Betrieb  bald  erfoideiiiclieii  grossen  Kapitalien,  ▼eiche  gerade 

im  Rer<rbau  haaptsächlich  in  stehenden  Kapitalanla>:^un  i^ranz  festj^elo^t  werden 
und  für  welrh»  oft  lan^'e  auf  eine  tieuüf'ende  Kente  w-ewartet  werden  ninss. 
Auch  die  techni^cii  gebildeten  ArbeitsJiräl'te,  welche  jeder  etwas  fortge- 
schrittene Bergbau,  neben  vermehrtem  Kapital,  besseren  Ifaschinen  n.  s.  w.,  tnld  m 
iiraucben  pflt^-t,  kann  der  Staat  am  Besten  heranziehen  und  entsprechend  stellen.  Ein 
licispiel  liefert  das  (in]«l.  Di.  Vcrli.iltiiissc,  welche  in  der  californ.  uiul  aiistral. 
Goldu'cwinnung  nach  Uci  en>tcu  leichten,  aber  bald  erschöpften  Goldwibcherei  eing<^- 
trctcn  sind,  können  als  typisch  fur  di<'  Goidprodnction  bezeichnet  werden.  V^l  di«- 
sehr  lehrreiche  and  klare  Dariof^g  von  v.  Kichthofen,  Metallprod.  Gaiiforniens. 
Nr.  14  <lcr  Potcrmann'richiin  Kiiränztin'zshefte  d.  i^oogr.  Mittheil.  8.  H  II".  Der  häuüge 
.rros^e  W  a  1  il  hesit/.  dt^  Staate  sich  ferner  oftmals  am  Vorzüjrlichsiten  und  mit- 
Uütcr  gar  nicht  audcii»  verwerthen,  ab  dadurch,  dass  grosso  Holz  verzehrende 
(ie  werke  im  Walde  oder  in  dedsen  unmittelbarer  Niho  angelegt  werd^,  weil 
hei  diinner  und  arm.  r  RL•v^llllCl■UIl^^  schlechten  Strassen  und  niedri'^on  Holzpr-  isen  das 
Holz  nicht  weit  wc^iietuhrt  w-  uh-n  kann.  Zu  solchem  Zweckf?  erscheinen  aber  Berg- 
werke und  damit  verbunden  namentlich  Huttenwerke,  in  denen  die  Erze  gleich 
ausfresclunolzen  und  die  Metalle  weiter  rerarbeitet  weiden,  ganz  besonders  geeignet 
und  notorisch  sind  aus  diesen  Gründen  manche  solche  StaatswerJve  angelegt  worden. 
l>aö  specülative  oder  kaufmänni sehe  Moment  spielt  weiter  unter  den  irefrebeoen 
\'orausdetzungen  beim  Absatz  der  Bergwerks-  und  Huttenproducte  noch  keine  so 
entseheidende  Rolle,  al^  später,  weil  die  GommimieationsfeilijUtnisse  und  die  aUgO'^ 
meinen  Zustände  der  \'olkswirtlischaft  den  Absatz  einengen,  die  Versorgung  des 
Localhed:\rfs  die  Hauptsache  und  die  Concurreuz  der  Producte  anderer  Gegenden  oder 
Länder  wenigstens  bei  unedlen  Metallen  tuiwichtiger  ist.  Die  specii'ischen  Mängel 
des  Staatsbetriebs  treten  aus  allen  diesen  Grttnden  anch  weniger  berror.  Die 
Staatsberg werke  haben  dalicr  auch  in  früherer  Zeit  oft  als  Mustor  eines  geoi-d- 
neteu  kunstm.i-siircn  Betriebs  und  als  Pllanzschulen  irescbickter  Werkni'  i>ter  &>^]\t  ^nt»; 
Dienste  geleistet.  Sprach  auch  schon  l'rtther  nicht  immer  ein  erhebliches  l'inanzintei- 
csse  £&r  die  ^Vnlegung  neuer  nnd  Beibehaltung  altor  Staatswerfce,  so  am  so  mehr  ein 
volkawifthschaftliches. 

2.  Diese  VerhältnisBe  ändern  sieb  aber  nnn  vielfach  anf  höheren 
Wirthschaftsstafen.    Oftmals  mOchte  im  Berg-  und  Hüttenwesen 

einer  der  Falle  vorliegen,  wu  die  iineist  zu  allgemein  hinfj;c.stcllic; 
Hc^cl  ^ilt,  dass  eine  in  früherer  Zeit  ganz  passende  ])ri\atwirtli- 
.scbattli(  bc  Thätigkeit  des  Staats  besser  durch  diejenige  der  Trivaten 
ersetzt  wird. 

Von  den  »oeben  anueliihrten  Griinden  kann  später,  z.B.  in  unserer  Zeit  in  den 
mittel-  and  westeuropäischen  Staaten,  keiner  mehr  als  durchschlagend  fur 
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Staatsber^bau  creltrn.  Die  elwainfii  Uü^jolstHiide  «les  Priralliergbaus  (Tiinjichtlich 
der  Nachhaltigkeit  tlt^s  Betriebs,  der  Verhutuni;  winnsüchtisren  Ivaubbaus)  lassen  sid' 
tlarch  eine  gewisse  Oberauisicht  dt-s  Staat;»  uit  iütons  vcrlmtt-n.  Die  grossere  Betriebsam- 
keit, Spaisamkeft«  bessere  kanfin&nDiseli«  Ldtmig  sind  spedüfclie  VorzQge  d«r  Pfint> 
werie.  welche  jetzt  sehr  wichtig  w-  nl-  n.  vro  durch  ein  ganz  omgestal tetos  Com- 
munications wo  sen  di-'  (loncu  rren  /  au  i  dem  Wel  tmark  te  für  den  Borgworis-  an  5 
UUttoai>etrie.b  luta  entscheidenden  Factor  wird.  Die  nnvcrmeidliche  Schwer- 
fälligkeit des  Staatsbetriebs,  die  GescbaftsfObroo^r  dnreh  Beamte,  ton 
wdcheu  letzteren  ^^ade  dif  tüchtigsten  bei  dem  jetzt  viel  höheren  Stande  der  tech- 
nischen Bildnnjs:  oft  b.'sond.  re  i::un<r  haben  Werl-  ri  ,  mit  Staatsjreldem  gewagl  za 
uxperimcutiren,  wozu  der  Bergbau  so  viel  verlilhrcrische  Versachung  bietet,  das  starke 
HerTortreten  der  k aufm &nn Ischen  Seite  des  Oeschftfts  n.r.  a.m.  sprecbcn 
dsLer  im  Ganzen  fOi  das  Lossteneni  auf  den  Verkauf  ron  SCaatsverken. 

Der  genaue  Reinertrag  und  die  genaue  Rentabilität 
eines  Bergwerks  sind  bellt  öciiwer  zu  ermitteln,  weil  das  Kapital, 
das  im  Laufe  langer  Zeit  bineinge wandt  i»t,  und  vollends  der 
Betrag,  welcher  von  diesem  Kapital  ans  den  Beinerträgen  noeh 
nicht  amortiBirt  Ist  und  der  Werth,  welchen  dag  Bergwerk  io 
einem  gegebenen  Zeitpuncte  repräsentirt,  kaum  annähernd  genau 
festgestellt  werden  kann.  Die  strengen  Grundsätze  des  Kecbonngs- 
Wesens  mit  einem  bilanzmässigen  Anlagekaj)ital  sind  daher  bei 
Bergwerken  nicht  rocht  anwendbar.  Der  jeweilige  Keinertrag 
enthält  oft  neben  der  Rente  eine  K apitaltilgung.  Die  Grösse 
der  letzteren  ist  aber  wiederum  vollends  von  Jahr  zu  Jahr  nicht 
näher  bestimmbar. 

Dies  sind  Schvierigkeiteu ,  welche  sich  auch  im  Piiratbeiierwerkwesen.  lUdbar 
machen  und  wohl  mit  Recht  Vorzüge  der  alten  Bergbaugenossenschaft  rar  der  Aistien- 

^esellschai't  als  Wirthschaftsform  bL-dinucn.  (Vtrl.  0.  Micha<>Iis.  d.  Beigbaugenossensdi. 
in  Faacher's  Yierteljahrschr.  f.  Volks*,  u.  (Juiturgesch.  Ibü.J,  lY.) 

Für  den  Staatsbergbau  folgt  aus  jenen  Schwiengrkeiten 
aber  vollends  das  Missliche,  dass  die  privatwirthschaftUche 
Rentabilität  noch  weniger  als  bei  anderen  Staats- 
gewerken  sieher  zu  ttbersehen  ist  und  somit  noch  mehr  ein 

Beurtheilungsmassstab  darUbci  fehlt,  wie  die  Werke  in  ükonomisclici 
Hinsiebt  betrieben  werden. 

Im  Alltr'  niein«'n  scheinen  die  meist'-n  Staatsbcr'!  verke  in  un-^eren  Staaten 
nur  i)Chwach  zu  reutiren,  jodeufalls  werfen  sie  gcwolutüch  nur  (absolut)  niedn^L' 
lleinertrtge  ab,  —  immerhin  mit  bemerkensweithen  zeitlichen  und  ditUchen  Ans* 
nahmen.  Die  Bentabilitiit  der  einzelnen  Werke  lässt  sich  natürlich  vollends  nicht 
beurtheilen,  wenn  die  Prodacte,  wi  lche  sie  lier-m.  nicht  nacli  dem  Marktpr«i5e.  >ondern 
nach  willkorlicheu  Sätzen  an  andere  Staatswerke,  bes.  an  Hüttenwerke,  abetiietert 
werden,  alldn  diesem  öebelstande  ist  durch  richtige  BodtfUhnings-  n.  Bechnongs» 
-rundsäuc  abzuhelfen,  —  Aeltere  Daten  nbcr  das  Königr.  Westfalen  bei  Malchns, 
Fin.  1,  9.'»,  u]>er  <1.  n  hannov.  Harz  bei  Lehzen,  I,  139  ff.,  u.  danach,  sowie  «l^r 
Sachsen,  Österreich,  Preussen,  Spanien  bei  Kau,  5.  Aufl.,  §.174  'a).  - 
üeber  Preussen  gab  ich  weiteres  Detail  in  der  6.  A.,  §.  195,  N.  b.  Vgl.  jetzt  über 
die  deutsche  Ber^werksproduction  die  period.  Y<*röir.  dos  Kaiseil.  Slai  Amts  in  den 
Vierteljahrs-  u.  nunmehr  den  ^lonatsheften,  lieber  Preussen  speo.  Stat.  Jahrb. 
lY.  I.  S.  213  rt..  über  die  fisc.  ileru-,  Hutten-  u.  Salzwerkc  eb.  S.  241  ff.  Acheir 
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Daten  im  Stit  Jahrb.  III,  160  fl".,  dann  die  Datfn  im  Etat.    Di.»  Zahl  der  ]«reuss. 
Staatsbergwerke  war  1873  60,  IHli  5il  {i  Kupferwi  rk  u.  1  TUou-  u.  W aschcrdegrube 
war  187S  veifcatift  voiden).  Daron  17  Steinkobleiigniben,  iMaood.  die  foat  ganz  dem 
I^iscuä  gehörenden  an  d.  Saar  (12),  11  Braunkohlengrubcn.  19  Eisensteinirruben,  6  Blei-, 
Silber-  u.  Kupfergruben.  4  andere.    In         (nasser  Harz  «.  Deister)  15  Stf>inkohlen- 
wcrke  (Saarbr.  9),  4  BrauiikobleDWurke,  1  HIeizeche.  J  Kalkst.bruch.  Pho^phoritgewinnuDg 
im  R-B.  Wiesbaden.  An  der  ^ewalti?  aufeteijErenden  günetigrcn  Gonjnnctnr  von  1870/71 
bis  1>>7H  hat  der  Staat  natürlich  theiljrendminon ,  an  d<-r  iinfriinstijren  s<;itdein  nirht 
inindi'T.   Der  Gcsammtwerth  der  Prodoction  d>  r  Staatsweik«^  wai  1871-71  hf.z.  24*26, 
HB'bl,  46'UU,  41*78  Mill.  Tblr.   Die  Betriebskosten  stiegen  nicht,  sanken  dann  aber 
anelt  nicht  in  jrleichem  Maasse  —  trotz  des  erfirenlichen  Steif  ens  der  LAhne  in  der 
günstigen  Zeit  —  so  dass  d<'.r  Reinertrag  bedeuten«!  den  Anschlag  uberscIiTitt .  spiter 
nh^r  wieder  sehr  san'     So  schwankte  Z.B.  derEitr.  d.  prenss.  fiscal.  ?.erg- ti.  Hütten- 
werke 1J>71 — SO  /.wischen  15 — 57 — H  M.  M.    Dies  Schwanken  ist  in  tinanz.  Hinsicht 
für  den  Staat  nicht  ani^enLthm,  immerhin  profitirt  aach  er  einmal  von  dem  „ConjnQctnr- 
}fcwinn'\  WaifiK  r.  Gmndleg.  I,  §.  76  ff.,  §.365.   Im  Anschla«;e  war  1874:  Der 
!Juh(;rtiai:  der  StLuitsl>ertrwerkv  7r)-!>5.  die  Betriehskostnn  53'73,  der  Keinerti-ag  22'22 
Mill.  M.,  naeh  dei/i  Er-el.nis.s  aber  <).')-?>2.  ö'i  iis.  ."{o-'M  Mili.  M.  JJach  dem  Anschl. 
für  1S75  u.  1J>7G  sollte  der  li(>h«;rtrag-  aber  nur  70  99  u.  6S'09,  der  Kostenbetr.  öö-24 
u.  54*S4,  der  Beinertrafc  also  nnr  21*75  n.  13*25  Mfll.  M.  sein.  Im  Ergebn.  f.  1879/80 
war  dii'  Roheinn.  bei  d.  preuss.  fiscal.  Bergwerken  oo''M,  der  Keinertrag:  0-14,  lSSO/81 
bez.  5liil  u.  9-71,  nach  d.  Voranschi.  f.  l<iS2/S:^  Ix-z.  (iu  ii;  w.  H)-35,  nach  demjen. 
f.  1SS3/84  bc/.  62-76  u.  1103  M.  M.   Vgl.  iiber  die  Zweilelhaltigkeit  der  Buchfohrungs- 
gfondsätze  im  prenssiscben  Berg-  n.  Httttenvesen  Bergins,  I.  A.,  S.  115  IT.  Ueber 
d.  fiscal.  Berjrbau  im  preasa.  Harz  s.  Nöggerath,  Ztschr.  f.  Ber«:-,  Hüttenw.  n.  s.  w. 
1SS?I.   Die  ausgezahlt'  AiisheiUc  im  Obcrharzer  Kevier,  wo  seit  d.  17.  Jahrli.  allmälig 
der  ehemalige  gewerkschafti.  Bergbau  in  üscal.  Eigenth.  UbcriUhrt  wurde,  wird  v.  1650 
bis  1849  auf  100«986  Tblr.,  die  Znbnsse  auf  25,625  Thir.,  der  Ueberscbnss  demnach 
auf  75,311  Thir.  im  Jahresdurchschn.  berechnet    Von  18C^  — S1'S2  worden  jährlich 
i.  I).  an  d.  Staatskasse  abgeführt  bei  d.  Bergwerken  Ol.")  t^Tj  M. ,  bei  den  Hütten 
40^,164       zus.  1,023,589  H.  —  fiaiero,  A.  f.  1877:  Bergwerks-,  Hutten-  a.  Salinen- 
gefÜUe  8'68  Mül.  H.  rob,  wovon  4*18  anf  Bergirerire,  Betriebskosten  i.  Q.  7*2S,  also 
I  I')  Mill.  M.  rein.    Detail  bis  1868  bei  Vocke  a.a.O.,  baier.  Stat.  Ztschr.  1871, 
112  ff.    A.  f.  1883  Sal.  u.  Bergw.  roh  5.595,  rein  0-391  M.  M.  —  Sarhsen,  A. 
d.  Beinertr,  d.  Berg-  u.  Huttenwerke  1875  316,000  Thlr.,  1877  956,000  M.,  1883 
855.000  M.  —  West-Oesterroich,  A.  1876,  IContanirerke  Einn.  5*69  V.  II., 
Betriebskosten  4*46,  rein  1.24  Mill.  fl.,  1882  roh  6-00,  rein  0-93  M.  fl.  —  Russ- 
land, Berg-  U.Hüttenwerke  (excl.  Bergregal)  rein  1874  A.  3-58,  Effrebn.  2-90,  1876 
A.  4-54,  1880  Erff.  4*55  Mill.  R.  —  Spanien:  das  reiche  Qaecksilberbergwerk 
Almaden  gab  früher  einen  ansehnl.  Reinertrag,  welcher  neuerdings  (seit  den  50er  Jahren) 
wegen  der  Concarrenz  des  califom.  Quecksilbers  Q.  des  gesunkenen  Preises  abgenommw 
liat.    S.  Willkomm,  Spanir-n ,  in  S  tein-Wappäus  (r^irr.  HI,  2,  S.  73,  14.').  — 
üebriL':r>ris  /ciirt  <  iu  \'i'rL;leich  mit  dem  Privatbergbau  keineswegs  allgemein  «'ine 
bojaerc  Rcütabüität  des  let/teiui»,  z.  B.  wenn  Staatsbergwerke  in  Privathändi-  tlbergegangen 
sind.   Bei  der  entscheidenden  Macht  der  GoqjiuictQr  fttr  die  Gestaltung  der  Preise 
der  Bergwerks-  und  Huttenproducte  und  Im  j  der  specifisrh  ähnlichen  Betriebsweise 
Wenigstens  eines  grossen  Bergwerks  iliinh  d  n  Staat,  eine  rJeseMsehafr  oder  selbst 
einen  einzelnen  Pri?atci£enthümer  kann  dies  kaum  anders  sein.  V  gl.  die  Darleg.  im 
Preoss.  Statist  Jahrb.  I V,  1,  282  ff.  So  war  z.  B.  der  Dorehscbiüttswertb  f.  d.  Centn. 
Roheisen  in  der  preuss.  Hüttenproduction  1873  57  66,  1874  44-91,  rohe  Stahlfabrikate 
160'29  n   ri4  3(i  S<,n.  und  später  trat  noch  ein  weiteres  starkes  Sinken  ein.  Nach 
dem  V«;rwaltui:gsbericht  der  Actiengesellsch.  Dortmunder  Union  kosteten  1000  Kilogr. 
deutsches  Pnddeleisen  im  Max.  187S  180—192  M.,  Mitte  1874  87,  Mitte  1876  72, 
Dccemb.  1876  öS    00  M.    Bessemer  Roheisen  in  diesen  4  Termin-n  jesp.  210, 
102    10s.  90-  lu;.  7.>— 78,  gcwühnl.  Eisenbahnschienen  lesp.  330,  ISti.  102.  132—138, 
UoscisUhlschienen  396,  255,  104—210,  138— 150^ 

Vemiag  der  Staat  indmeii  ein  Werk  vortheilbaft  za  verkaufen, 
80  dasB  der  Erlös  eine  erbeblich  hobere  Rente  trägt  als  bisher  der 

A.  Wsf^aer.  FfmmwiswiMrhaft.  I.  S,  Aal.  39 
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Reinertrag  war,  so  sprcclien  finanzielle  Gründe  dafür, 
Gründe  des  yolkswirthschattlicben  Produetionsinter' 
68868  nur  ausnahmsweise  noeb  gegeo  den  Verkauf. 

In  kleineren  deutschen  Sta«leo  bat  man  mit  Recht  den  Verkauf  von  Beif- 

werken  mehrfach  vorjfniiunimen,  so  auch  noch  ncucrdiiii;^  >]}>■  ganz  onbedcotcnden 
(Ref?enauer,  §.  247)  in  Baden.  Das  bad.  Blei-  u.  Siiberberg^crk  zu  Münstcrthal 
{St  Trudpert,  Amt  Staui'cn)  wurde  iSH'S  an  eine  Uci>clisclial'i  vurkauft;  Schätzangs- 
verth  27,284,  ErlOs  doicfa  Venteigerong  25,700  II.  nebst  11,220  il.  ansYorrttfaeB. 
Vor  dem  Verkauf  war  Zubusse  erfordert  worden,  z.  Th.  wepcu  Hotrnnnjrsbauten,  du 
sich  hinterher  bewährten.  Verhandl.  d.  1.  Kamm.  1S33,  Beil.  III,  219;  lh'A7  BeiL 
Kr.  12i>  (beide  Berichte  v.  Kau).  Auch  in  Preussen  werden  kleinere  unrentable 
Weike  mahrfacb  ToAnneit  In  Oesterreich  VeiUiife  1856  C,  1868  £,  mit  aw 
f  inanzpcd.  QrOnden. 

3.  Aneb  das  Productionslnteresse  gestattet  aber 

die  Beibehiiltuüg  von  8taatsbergwerken,  ohne  sie  uobcdingt 
zu  verlangen,  wohl  in  folgenden  Fällen  heute  noch  bei  uns: 

a)  Bei  Bergwerkeui  deren  Troducte  einfacher  (z.  B.  ans 
geringer  Tiefe)  zu  gewinnen  sind,  keine  oder  keine 
schwierige  weitere  Vorarbeitung  verlangen  und  sofort 
leichten  Absatz  finden.   Daher  sind  namentlieh  Kohlen-, 

'  Salzbergwerke  nnd  Salinen,  welche  oft  anch  gut  rentireni 
eher  bei^obelialten,  als  Lrzgniben. 

Der  prcussische  Staatsbergwcrksbeätand  oDtspncht  wenigstens  oiu£;enaasseii 

dieser  Rej^cl. 

b)  Bergwerke,  deren  Productc  ciii<  r  Verbrauchssteuer, 
welche  zunächst  vom  Producenten  erhoben  wird,  unterliegen,  daher 
wieder  Salzwerke,  sind  aus  diesem  Grunde  geeigneter  itir  den 
Staat.  Wenn  die  Verbrauchssteuer  in  Form  des  Regals  des  Salz- 
handels n.  8.  w.  erhoben  wird,  gilt  dies  noch  mehr. 

c)  Je  mehr  nach  der  Grösse  und  Beschaffenheit  der  Anlage- 
und  Betriebskapitalien  im  Bergbau  und  aaih  der  technischen  Art 
des  Betriebs  der  Staat  nnd  Private,  namentlich  Gewerkhcbaltcn 
und  ActiengesellBcbaften,  die  Verwaltung  der  Werke  ähnlich  ein- 
richten müssen,  um  so  mehr  treten  manche  Gründe  für  den  Ver- 
kauf von  Staaisbergwerken  zurttek. 

d)  Wenn  mit  Staatsbergwerken  Hüttenwerke  verbunden  sind, 
die  sich  nicht  wohl  von  einander  trennen  lassen,  so  wird  der  Ver- 
kauf der  ersteren  vom  gleichzeitigen  Verkauf  der  letzteren  ab- 
hängen müssen. 

4.  Eine  Verschiebung  des  Verkaufs  wird  zu  rechtfertigen 
sein,  wenn  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  der  Reinertrag  eines 
Bergwerks  bald  steigt  oder  ein  mit  Verlust  verbundener  Gruben- 
bau (Zubussgrube)  bald  zum  Ertrag  gebracht  werden  wird. 
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Aaeh  die  Rtfcksicht  auf  die  vom  Bergbau  lebende  Beyölkeniiigi 

deren  Verhältnisse  durch  einen  Yerkanf  von  Staatewerken  oder 

durch  das  Einstellen  des  Betriebs  von  Zubussgruben,  zit  bedenk- 
lich werden  küiinteii,  kann  mitunter  wohl  eine  ViM-.scbiebung  des 
Verkaufs  oder  der  Betriebaemsteliung  nütliig  machen. 

5.  In  riebtiger  Weise  kommt  dagegen  das  volkswirthsehaft- 
liehe  Prodnctions-  nnd  das  Finanzinteresse  znr  Oeltang  in  folgen- 
den Füllen.  Die  dauernde  Beibehaltung  schlecht  rentirender 
oder  vollends  eine  beständige  Zubu.sse  fordernder  Werke  im 
^taatseigenthum  und  im  wirkiicheu  Betriebe  lässt  sich  nemlich 
weder  reohtfertigen 

a)  ans  Rttcksiobt  anf  die  Erzengnisse:  dmeb  dierer- 
meintUehe  Tolkswirtbsobaftliebe  Nützlichkeit  der  CtowinnoDg  von 

Bergwerksproducten,  namentlich  von  edlen  Metallen,  auch  wenn 
der  Reinertrag;  gering  ist  oder  ganz  ver»chwindet  und  Zuschlisse 
nöthig  werden;  noch 

b)  durch  das  Interesse  der  im  Bergbaa  beschäf- 
tigten Arbeiter  und  der  sonstigen  Beydikernng  der 
Bergbangegend«  Denn  dies  ist  eine  Ungerechtigkeit  gegen 
die  übrige  Bevölkerung,  ans  deren  Mitteln  (Stenern)  dann  im 
Gründe  der  Bergbau  unterhalten  bleibt,  und  eine  schlechte 
Form  der  Aruieu Unterstützung.  Wenn  der  Verkauf  nicht  möglich 
ist,  80  muss  vielmehr  allen  Ernstes  das  möglichst  lialdige  VAn- 
stellen  des  Betriebs  in  Aussicht  genommen  werden.  Daher  ist  für 
die  Einbttrgernng  anderer  Beschäftigungen  in  der  Bergbaubevöike- 
rang  und  nÜthigenfaUs  selbst  für  die  Auswanderung  der  letzteren 
zn  Borgen. 

Früher  ist  d«'r  bcstfiiidigc  I^'  trieb  Yon  Znbns'fjrnben  aa<  volkswirthscbaftlichen 
Grauden  in  Schütz  genommen  worUea,  so  mit  aus  uiercantiliiitiachtir  Uebexsch&tzung 
der  Edelmetalle  besonders  bei  diesen,  aber  mit  Unrecht  So  glaubton  z.  B.  t.  Jmti 
und  Delins,  Gold-  und  Sillierbeiipworke  mtlssten  auch  gebaut  werdon,  weiUä  de 
Znschn^js  kosten.  ,,Die  darauf  srcwendeten  KosJeii  Ijlcib.  n  im  Luide  und  ernähren 
eine  Menirc  Menschen.  Das  Land  hingegen  wird  allemal  uut  üu  viel  reicher,  als  Gold 
uuii  Silber  mit  dieseu  vermeintlichen  Verlust  aus  der  Erde  gegraben  werden."  v.  Justi« 
SUMlswirttaflcb.  I,  246.  Eingeht^ndere ,  aber  doch  kaum  mobr  nothwcndige  Beveis- 
f'jhrung  gcg:cn  andanmulrii  r.etricb  v.  Zubossgruben  u.  Hervdi Hebung  eini^i^er  im 
Grun«ie  sclbstventäudiicher  (ii^ichtspiincte  bei  der  Bütriebstinst«'llunf;  l)ci  Kau  §.  175 
u.  170,  Q.  danach  noch  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  4b9.  Vgl.  ciaigc  Bcibpielu  von  b^jater 
vieder  einiriglieb  gewordoDeii  Graben.  Im  conereten  Fall  ist  objecti?  ohne  ninsioiien 
zu  entschriileii.  ob  der  Fortbau  wirklich  nadi  dein  Stande  der  technischen  Kenntnisse 
Aussicht  auf  Erlblir  verspricht.  Das  ürthcil  «ler  in  der  Sache  bcth'  iliglen  Bcrg- 
beamtcn  ist  natürlich  nicht  immer  unparteiisch  genug,  wenn  nicht,  wie  billig,  dafUr 
gesorgt  ist,  daas  diese  ans  einem  Einstellen  des  Betriebs  oder  ans  dem  Verkaitf  Iceinen 
materiellen  Schaden  erleiden.  Mit  Recht  befürwortet  Bergius,  S.  42,  115,  in  solchen 
Fltlen  ««ans  äpanainkeir'  die  Peasionining  der  betheiligten  Beamte  n  mit  vollem  Qebalte, 
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falls  sie  nicht  in  die  neue  Verwaltung  ilher-^ehen.  Im  üebrigen  ist  die  Lap<  !  r  ßor?iNio- 
bevölkemng  in  der  Kmn^e  nur  soweit  masagebeod,  als  rorbin  «mgegebea  wurdt). 

251.  —  B.  Ein  Mitsprechen  des  yolkswirthschaft- 
lieben  Vertheilnngs-  nnd  des  soeialpoHtf sehen  Inter- 
esses bei  der  endgültigen  Entscheidung  über  die  Bei- 
behaltung inid  Veräuss ernng  der  Staatshergwerke  ist 
nun  mit  Rücksicht  auf  folgende  Umstände  geboten. 

Y^l.  Grundle^un«^  I,  §.  365.  Die  nalierc  Motivirunf;  dafür,  dass  solche 
Gesichtspunctc  in  dios«'U  Krauen,  nclicn  den  roin  tiu:ui/.i<  Lli  n  und  d-n  das  l'iodartions- 
intcreüSc  btTuiinndcn,  mitsprechen  dürfen,  gehört  nicht  liieili«i,  sondern  in  die 
G modle  »TU  n^%  auf  deren  1.  Abth.,  Kap.  S«  4,  u.  2.  Ablb.  icli  in  dieser  Hinsicht 
wieder  zu  verweisen  habe.  Üs  zeigt  sieh  iui  Text  nur  an  ••ineui  nenen  Beispiel  dir 
veittrftgoude  l'olge  d<-:s  äocialpolit*  Gusiclit^puncts  in  der  KationaiOkooomie. 

1.  Je  mehr  die  Preise  der  Bergwerksprodnete  unter  dem  £in- 
floBS  der  modernen  Commnnieationsmittel  nnd  des  heutigen 
Handelsverkehrs  von  der  Gonjnnctnr  ahhftngen,  desto  mehr 

wild  der  Bergbau  in  bedenklichem  Maiissc  Gegcustand  der 
wildesten  privatwirthsch ältlichen  Speculation,  ua 
mentlich  bei  der  Zulassung  der  Actienge Seilschaft  zum 
Bergbau.  Hierdurch  entstehen  für  die  ganse  Volkswirthschait  be- 
denkliche Folgen,  grosse,  Ökonomisch  unverdiente  Gevnnne  im 
einen,  grosse,  Ökonomisch  unverschuldete  Verluste  im  anderes 
Falle.  Bei  Staatseigenthnm  nnd  Staatsbetrieb  von  Bergwerkes 
sind  diese  Folgen,  namentlich  in  Verbindung  mit  anderen  tief 
greifenden  volkswirthschattlichcu  Reformen,  wie  der  allgemeinen 
Annahme  des  IStaatseiäenbahnsyfitems,  immer  noch  eher  einzo- 
schränken. 

Die  deutdehi-  Speculationspcriodc  1S71  IF.  hat  wi-  der  Beh;ge  Uber  die  hciUoM 
I  olgen  der  Speculation  in  ..Mojitanwertlien"  genttg  geliefert.  S.  Uber  die  Coiynnctiir 
Grundlcg.  §.  70  U. 

2.  Bei  einzelnen  Producten,  wie  besonders  hei  Kohlen,  droht 
eine  monopolistische  Ausbeutung  der  Consumenten 
dnreh  Preisverabredungen  der  Privatbergwerksbesitzer  und 
Händler.    Bei  der  universalen  Bedeutung  von  Producten,  wie 

Kohle,  Salz,  fiHr  die  Volkswirthschaft  kann  daher  wohl  eine 
l'eibehaltung,  selbst  eine  Erweiterung;  der  betreffenden  Wirke 
Seitens  des  Staats  im  allgemeinen  Interesse  liegen,  um  so  mehr, 
da  auch  das  Productionsinteresse  dies  nicht  verbietet. 

§.  365.)  G.  Cohn,  engl.  Eisenb.poI.  II,  92  £ 

3.  Auch  das  Interesse  der  Arbeiter  kann  ^r  Beibehaltung 

lind  Erweiterung  des  Staatsbergbaus  sprechen,  sobald  nicht  öko 
nomisch-techaische  Gründe  den  letzteren  uuthuuiich  machen  und 
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eine  genügende  Rentabilität  gesichert  ist.  Der  Staat  kann  hier 
dnreh  aeiDe  Leistangen  ftlr  Arbeiter  als  Muster  fHr  Privat -Arbeits- 
herm  and  in  seiner  Eigenschaft  des  grossen  Arbeitgebers 

aneh  ab  ConenrreDt  anf  dem  Arbeitsmarkte  zn  Gunsten  der 
Arbeiter  einen  wünscheiiöwcrthen  Eintiuss  ausüben. 

S»'hr  Jn'irif'rlü'nsv.  rfh  >in(l  z.  B.  du-  hrdt-iitcndün  L^'istnii^cn  ilor  fi.sc.  jutuss. 
Saarkohlcowcrkc  lUi  Ärl»  lU  iv^oliauü^ou,  Vorschttssu  1'.  dcu  Bau,  (ii-wäliruug  v.  Jiau- 
prämicn  n.  9.  v.«  wodurch  ein  bisitzender  Arbciitcrstaud  ^cliafltin  wird.  —  Die  Avf- 
galh  d' s  Staats,  als  Concurn  nt  auf  dem  ArWitsmarkt  zu  (iunst«'n  der  ArlxMtrr  zu 
wirk«'n,  mn\  frcilicli  in  diT  li«'Utj^«  n  Praxis,  .  in*>m  f:\lscli(  n  Kiscalismus  zu  Liehe  und 
iu  Vcrkunaong  der  Wichtigkeit  Itolicr  Löhne  und  guter  Arbeitsbeding^uDgcu  für  Arbeitui\ 
noch  kaom  erkannt,  i^eschweigt;  erfollt  Ebensowenig  ist  sie  der  ältenan  Theorie  sym- 
pathisch. Aber  mit  stoigen<ier  £rkenntaiM  des  Wirthi9ch.-Leben8  wird  mehr fcrstanden 
werden,  (imndleg.  §.  176. 

Nur,  wenn  keine  dieser  ROeksiehten  genommen  werden  soll, 
kann  man  sich  so  unbedingt  gegen  Staatsbergbau  erklären,  wie 
es  früher  in  der  Schule  des  <»ko!iüiiii8chen  Individualismus  meist 
geschah,  Sobald  der  Zusammenhang  aller  solcher  Verhältnisse, 
wie  .jetzt  immer  mehr,  richtig  erkannt  wird^  darf  die  Entscheidung 
nicht  durchaus  abweisend  lauten. 

Der  Verkauf  seihst  wird  b«i  khinoren  Werken  niittfilst  Yersteigernng,  b«'i 
grösdc-reu  mittelst  des  schriftliclien  Subinis^ionsverfahr<'ns  mscliehen  können. 
Doclj  sind  Verkäufe  unter  di-r  Hand  bei  der  Schwii-rigkeif .  geeignete  Käufer  /ii 
finden,  wohl  nicht  inunrr  aus/uschlii'sseu.  Die  Käufer  werden  hei  itrö&Borcn  Wcrk.<ii 
jetzt  meistens  AGtiengescU^chaft(;a  seiu,  doch  wiro  za  erwftgen.  ob  nicht  die.  Bfldan^ 
von  Prü<luctivgfnossenschaff»'n  (h-r  Bergleute  zm  1'.  hnnahini  d.  i  Sfaar^\\  -rke  zu  erniöjj- 
licld  II  wäre.  Kinig«'  Kapitalhi>stani]tli<'ih>  können  uiitunr-  i  fur  andere  Verwendungen 
;;ebraucht  werden  und  danach  liuhere  Preis«;  orziclen.  Auf  die  fciligen  veiiäufUuheu 
Prodncte  braucht  »ich  der  VerUaf  des  Werks  nicht  mit  zn  eistreckcn,  da  diest;  sich 
oft  Iw'stk  r  apart  veräussern  lassen  werd«'n.  Die  Höhe  des  Verkaufspreises  und  oft  die 
MMgliclikeit  d<<s  Vi-rkaufs  selbst  wird  wes,  ntlicli  von  der  allgemeinen  (ieschäfisla^o 
abhängen,  l  iuanzieil  ist  c6  freilich  voitheiihafter,  den  Verkauf  iu  einer  Speculation^- 
zeit«  bd  der  Go^jnnctor  aofbteigender  Pirodnctenprefse  ronmnehnien.  Aber  anch  für 
die  Wahl  des  Zcitpanctcs  des  Verkaufs  dürfen  solclu;  tinanzielh;  Rücksichten  nicht 
allein  massge))(*nd  sein,  wenn  Gefahr  vorhande  n  ist.  durch  solch»  V>  liäur  das 
Specuiatiomificber  noch  mehr  au/urcgcn  und  dadurch  voikswirthschaftUcli  und  social- 
poÜtisch  nachth«Mlige  Wiiicnngen  auf  das  Gemeinwesen  ond  auf  die  Lage  einzelner 
A'olksciasai'n  autizuulien.  Aach  dieser  Satz  folgt  ans  der  socialpolitischen  Auffassung 
volkswirtbschafUicher  Fragen. 

III.  —  §.  252.    Bewirtbschaftnng  und  Verwaltung 

der  Staatsbergwc rk  e.  Das  Prineip  der  Bewirthschaftnng 
muss  das  privatwirthschaftliche  sein:  die  Erzielung  des 
höchst  möglichen  nachhaltigen  Keincrtrags. 

Die  drei  möglichen  Formen  sind  wieder:  Zeitpacht, 
Erbpacht  und  Eigenverwaltung.  Die  erste  ist  kaum  so 
einzurichten,  dass  die  Interessen  des  Eigentbttmers  genflgend  ge- 
wahrt werden  und  mtlsste  wegen  der  nothwendigen  Festlegung 
grosser  Kapitalbeträge  als  stehendes  Kapital  anf  sehr  lange  Dauer  er- 
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füllen,  iiei  der  Schwierigkeit  einer  Wcrthahschätfiing  de>  Her^- 
werks,  der  VerwendtiDgeDy  des  Inventars  iässt  sich  die  Pacht  doch 
nicht  leicht  darchftthren  und  ist  die  eigene  Regie  mit  Recht  ge- 
wOhnlicli  Torgesogen  worden.  Die  £rbpscht  könnte  den  lieber- 
gang  Ins  Prirateigcnthnm,  namentUeh  die  BUdaug  von  Bergbaa- 
genossensebaiten  der  Arbeiter  selbst  anbahnen ,  wobei  jedoch  ein 
Theil  des  Betriebskapitals  noch  vom  Staate  vorgeschossen  werden 
müsste,  wenigstens  zu  Anfang. 

Y  'v-irl'  t  sind  u.  A-  mt-istons  di-^  «panisc  lion  QQ<;cLäilborl)*rirTrrrke  Ton 
Almadcü  <;qw^ü,  S.  Baa  §.  Hb  (die  Facht  uiclit  so  abvdieaü);  dyuch  noch  tm. 
Aufl.  S.  492. 

Die  Organisation  der  Eigenverwaltuog  des  tiscalischen  i 
Beiigbans  bat  einige  Aebnlicbkeit  mit  deijenigen  der  Forstverwal- 
tang.  Bei  dem  engen  technlscben  ond  wirthaebafUicben  Zusammen- 
hang der  Metallbergwerke  nnd  der  anch  regebnissig  und  am 

Besten  in  eigener  Kegie  zu  verwaltenden  Hütten  besteht  xam 
Theil  derselbe  BehcJrdenapparat  ffir  beide  Gebiete,  wie  auch  fdr 
die  Salz  werke  und  Salinen,    Bei  der  einzelnen  Grube  oder  Hiiiic 
findet  sich  dieselbe  Einrichtang  der  antern  Arbeiten  wie  bei 
Privatwerken  (Steiger,  Httttenmeister  als  untere  leitende  Beamte). 
Die  einzelnen  grösseren  Werke  werden  von  teehniscb  gebildeten  I 
Beamten  rerwaltet  (Directoren)  nnter  Beihilfe  Ton  anderen  höheren  ' 
(Inspectoren)  nnd  mittleren  teohnischen  Beamten  für  die  gewerb- 
lichen Geschäfte  (Factoren,  Schichtmeistern  u.  8.  w.).    Die  näher 
zusammenlie^'cnden  und  .sonst  technicb  zusammcnirehörigen  Werke 
bilden  wohl  ein  grosseres  eigenes  Revier  („Bergamt'  )  unter  einer  ! 
Gesammtdirection  (z.  B.  im  preussischen  Saardistrict),  mit  Special-  i 
durectoren  fttr  das  einzehne  Werk.  Diese  Behörden  stehen  entweder 
direct  oder  darcb  provinsiale  Mitteibebörden  nnter  der  obersten 
Bergbanbebörde  des  Staats,  welche  letztere  jetzt  regelmSssi^  eine 
Miiiistcrialabthcilung  (z.  B.  des  Ministeriums  fUr  Gewerbe  und 
für  öffentliche  Arbeiten)  kt. 

Beisj>i'  l  Prousson.  Aufliobone  *h'.T  eigenen  Borgämtrr  ISfil.  ">  nK'v- 
bergamtübe/^iikt-  zu  Breslau«  Ualle,  Dortmund,  Bonn,  Clausthal.  £ig«'ne  Bt-r;gwcriä- 
diieocion  zn  SattbrQcken:  1  Vorsitzender  (9800  M.  Geh.),  7  Mitglied  r  (420(^-^0es  M.  i 
Geh.),  2  Bctr.inspoctorcn  (3000-  . '5000  M.t.  1  Rcndant  (4500  M.  QehX  19  SocfOL  i. 
Buclihalt-  r  i  2100  r^SOO  M.),  7  Assist.  nf.-n  (1^50  in:)0  M.),  Kanzlistcn.  Boton  u.  «*. 
Böi  den  einzelnen  Bergwerken  des  Staats  fuiitfireu  20  Dir.  1.  Cl.  o,  10  Dir.  2.  (X 
(irOYon  bez.  10  o.  2  in  Saarbr.,  Ü,  h.  1.  Cl  »200—6000.  2.  Cl.  8600—4200  M.),  hei 
d.  Hütten  je  5  Dir.  1.  u.  2.  CL,  bei  d.  Salzwork<*n  5  u.  3;  fi'nuT  bei  den  BerfVeifcca 
18  P.  tri-'lisinsp»  ctnren  ('inoO  u.  3000  M.  Geh.),  h<  \  J.  Hutten  5,  bei  .1-  ti  Snlzwerten  3: 
sodann  bei  <i.  n  3  Katcffur.  h,-/..  34 — 17—16  Facio^en  (2550—3000  M.  Geh.).  u. 
bez.  73—12  —  14  Schidituieisui  u.  Sccretärc  (1350  —  1800  M.  GeL),  32— 4— S 
AMtstenten  (1850>-J800  M.  Geh.),  ansseideB  bd  d.  Bergwctkem  S,  bn  d.  Sabv. 
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1  liShercr  Bau-  o,  Ms8Gh.i]i8pcctor,  bei  d.  Hüttea  a.  den  Salzw.  jo  1  Bau  -  u.  Masc}i.- 

in«'ister;  im  Ganzen  b«n  d.  3  Katcir.  236 — 55 — 53,  zus.  344  solcher  höln-riT  u.  mittl. 
BeamtuDStclicD.  An  d.  Spitzo  d.  Öburboii^&mtar  stellt  1  Bergliauptmaou  (t 0,500  M. 
Geh.),  neben  ihm  OberhoigfUhe ,  im  Ganzen  24  (4200-0000  M.  Geh.).  Die  oberste 

Behörde  ist  d.  Min.abtli.  f.  Bcrgwiiscn  im  jut/.  Min.  d.  öff.  Arbeiten,  mit  1  Dir.  u. 
4  Vortrag.  Riitli<^n  rii  hst  1  lies,  ilath.  Di(!sc  B«;]iörde  wie  die  Ob-  rb  ri^ämt'  r  fiin^ircn 
mit  f.  d.  Oberaufiäicht  Uber  d.  Frivatbergbau.  Die  ubcmalö  mitunter  begründete 
BeDBichtQM<i2:en ,  daas  solche  AtifelchtsbehOraen,  wenn  sie  nicht  rom  fiscal  Bergbau 
VftlUflf  getr<;nnt  sind«  dir  riit>  i  rssen  des  Privatber^^wcrks  lit  b.  e  inträchtigen,  Itabon 
gecrcnwiirtig  kaum  mt-lir  Berechtigun;r.  Pr.  ii>'>»  n  ist  l)ei  Weitem  der  erste  Staat  mit 
Staatshergl»au  in  Deutschland  u.  in  Europa,  in  Baiern  stellen  die  Bergwerke  u.  s.  w. 
unter  d.  Gen.bergw.-  u.  SaLadministr.  im  Fin.minist.  in  West- Gest  er r.  die  Berg- 
▼eilte  unter  d.  Ackerbauminist 

Die  I?et^rlri  für  die  vortheilhaftest»;  ciu.  nr  R»  wirthsrhaflung  der  StaafsIi.TiiVv.  rk« 
ery:i«  bt  di.'  Beri^liaukunde,  ein  Tb»*il  d»  r  Privafökoiioinik.  Sie  beziehen  sich  vornehmlich 
auf  die  tochüiache.u  Vcrhäliniasc  dt^s  Bi  rgbaus,  deshalb  gehört  ilirc  nähere  Daj> 
logiang,  die  ohne  ein  Eingehen  auf  viele  Einzelheiten  keinen  Zweck  liat,  nicht  in  die 
Finanzwissonschaft.  Soweit  diese  Kejreln  volkswirtliscliaftlicher  Art  sind,  müssen  sie 
in  <l«  r  Voik-wirthschal'tspolitik  beliandelt  werden.  l\aii  hat  in  d  '>  A,  §.  180  (und 
danach  6.  A.  §.  201)  einige  weitere  Bemerkungen  Uber  die  Einrichuiug  der  Geschäfte 
des  Staatsbergbans,  die  indessen  für  die  technisoho  Seite  des  Beighaos  za  allgemeiB 
gehalten  sind,  um  belehren  zu  kOnneii.  Vgl.  Bau,  Yolkswiithschaltspol  §.  33  ff. 
Roscher,  Syst  III,  §.  178  C 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  gute  Einrichtung  des  Rech- 
niin  ^j^swesen  s.  In  dieser  Hinsicht  ist  zu  verlangen,  dass  auch 
in  den  der  Lanilcsvertretüng  vorgelegten  Ausweisen  die  Betriebs- 
ergebnisse jedes  einzelnen  Werks  richtig  zu  ersehen  sind  und 
nicht  Alles  in  den  snmmarischen  Aasweisen  tiber  alle  Werke  ver* 
wisebt  wird.  Za  diesem  Zweck  ist  es  aber  auch  nOthig,  dass  alles 
daSy  was  ein  Staatswerk  Yon  einem  anderen  an  Prodncten  n.  s.  w. 
empfängt  und  an  ein  solches  abliefert,  nach  den  üblichen  Preisen 
dnrch  die  KeclinuDgen  läuft,  (i?.  151).  Denn  nur  so  erhält  man  ein 
richtigem  Bild  von  der  ökonomischen  Lage  der  einzelnen  Ervverbs- 
anstaiten  des  Staats^ 

namentlich  gilt  das  Gesagte  von  der  Verrechnung  zwischen  den  Bei^j-,  den 
H&ttenwerken  und  den  Staateforsten  und  dann  wieder  von  derjenigen  zwischen  den 
Terschiedenen  HtUt-  nwcrken ,  in  welchen  die  Pioduct.-  diirrh  .  inr  K.  ili-'  von  A'er- 
arbcitnngsstadien  hinduK  Ii  guhen.  Auch  die  Wegegeld  t'reiheit  darf  niclit  einseitig 
den  Staatswerken  gewahrt  wenlen,  weil  sonst  unter  deren  Kosten  ein  Bestandtheil 
fehlt,  der  bei  den  concurrirenden  Privatworken  vorkommt.  Der  Reinertrag  erschiene 
dann  künstlich  zu  hoch.  Klagen  dieser  Art  in  Bai.  ni.  wo  d.  Staatsb.  rgwerko  das  Holz 
um  25  Proc.  wohlfeiler  erhielten  unrt  durch  die  fielreiimg  ron  We^eld  begünstigt 
wuidcu,  Kudhardt  I,  128.  (Kau.) 

Hit  der  modernen  Yerifehfsenhricldang  und  mit  der  B«8eitigimg  eigener  Hütten- 
werke des  Staats,  welche  die  Erze  und  Kohlen  der  StaatsViergwerke  selbst  verbr.niclien. 
wirtl  neben  der  teehnisclKii  die  kaufmännische  Leitung  des  Staatsbergbaus  immer 
wichtiger.  Daraus  gehen  noch  besondere  Schwierigkeiten  gerade  für  eine  Staats- 
renraltuiff  henrw,  die  ancli  mit  dafUr  aproclM»,  Erzgnilien  eher  anfzageben,  Kohlen- 
und  Silsireifce  mit  ihran  einlkcbetea  AbaatZFerhftltniHen  dar  Producta  befmbehalten. 
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.'i.  ß.  unJ.  Eiiiu.   2.  K.  Pnvut<  i-W(  rb.    3.  II.  A.  lluttcji.  253. 


2.  Abschnitt. 
Ettttenwerke. 

Rau  5.  A.  §.  154  spricht  übtr  ilie  Hüffenwerke  bir/  im  A.  v.  *\.  An\nz<iU  z. 
Gctt'ttrkäbetricb.  Die  Vcrbiudimi^  mit  d.  Bergbau  ist  indesücii  auch  f.  d.  System  maä»- 
gebcnd.  So  äcbon  meine  tt.  Ä.  Ton  Raa  §.  203,  208. 

§.  253.  Die  Frage  der  Zweckmässigkeit  von 
iStaatiihü tten werken.  Auch  hier  sind  die  Zeitverhält- 
nisse und  die  Entwicklung  der  Yolkswirthschatl  za  unter- 
scheiden. 

1.  Hüttenwerke  zur  Verarbeitung  der  Erzeugnisse  des  Berg- 
baus sind  gewöhnlich  wegen  des  Zusammenhangs  mit  den 
St aatsherg werken  auf  Staatsrcchnnns:  angelegt  und  betrieben 
Wüidcu ,  in  früherer  Zeit  öfters  auch  mit  Kücksicht  auf  Staats- 
forste,  um  auf  diese  Weise  die  gewonnenen  Mineralien  und 
gleichzeitig  das  sonst  schwer  abzusetzende  Holz  sicher  und  vor- 
theilbaft  in  möglichster  Nähe  der  Gruben  und  der  WlUder  ver- 
werthen  zu  können.  Die  technischen  Kenntnisse,  welche  das 
Hüttenwesen  erfordert,  hängen  mit  der  bergmännischen  Wissen- 
schaft und  Kunst  vielfach  zusammen  und  finden  sich  daher  bei 
den  Fachmännern  beider  Zweipre  oftmals  vereinigt.  Im  Ganzen 
lässt  sieh  deshalb  Anlegung  und  Betrieb  von  Hüttenwerken  iSeiteuti 
des  Staats  und  in  der  erwähnten  Verbindung  mit  btaatsbergwerken 
und  Staatsforsten  im  volkswirthschaftlichen  Prodncttons- 
Interesse  wenigstens  für  die  frtthere  Zeit  billigen  nnd  zwar 
aus  denselben  Gründen,  wie  der  Staatsbergbau  auf  niedrigerer 
Wirtbscbaftsstnfe  passend  erscheint  (§.  250). 

,.Viele  Erfahmiisrtjn  beweisen,  tlaa»  Staabhutteuwerke  unter  der  Leitung  wi^sen- 
bchaltlicii  gebildeter  Verwalter  uud  uutcr  kundiger  Oberaufsicht  uud  guter  Ckuitiole 
der  Stutsluu»«  Notzen  gebracht  haben  mid  fthnUch  wie  die  SUateber^warlie  selbst  ab 
Vorbilder  für  den  Betrieb  fod  Piiratworilceii  dieatcn."  (.Rau  §.  154.)  ücber  dm 
Zuü.hang  zwischen  Bezg%  Hatten-  n.  Fontvesen  noch  heute  im  Harz  &  Ndg^e- 
rath  ,  a.  a.  0. 

2,  In  dieser  Hinsicht  ist  aber  in  neuerer  Zeit  in  nnsereo 
Staaten  eine  Aendernng  eingetreten.  Die  Privatwerke  sind 
in  der  Technik  den  Staatswerken  gleieh  gekommen,  wozu  die 

Verbreitung^  der  technischen  Lehranstalten  die  Mr>glichkeit  bot.  In 
der  ökonomischen  Führung  des  Betriebs  haben  sie  die  öi  aal  »werke 
dagegen  vielfach  zu  übertreflen  gelernt,  weil  sich  im  Hüttenwesen 
die  bekannten  Vorzüge  der  Privathetriebsamkeit  und  die  Nachtheüe 
des  Staatsbetriebs  leichter  geltend  machen  können,  fiel  der  jelzigeD 
Ausdehnung  des  Privatbeigbaus  und  der  schon  eingetretenen  uod 
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weiter  niögliehen  MnschriliikQng  des  Staatsbergbaas ,  bei  den 
besseren  AbsatzverhiUtnissen  und  bVberen  Preisen  des  Holzes  nnd 
bei  der  immer  mebr  erfolgenden  Verdrängung  des  Holzes  durch 

die  Steinkohle  als  Breunstoff  bei  den  .Schmeiz-  uiul  Verhüttnngs- 
processen  ist  daher  die  BeibehaltiTn<r  der  noch  vorhandenen  Staats- 
huttenwerke  in  der  Regel  finanziell  nicht  mehr  räthlich  und  die 
Nenanlage  von  solohen  kann  vollends  nur  noch  in  Ausnahmci allen 
gebilligt  werden;  soweit  rein  Kkonomisehe  Btteksichten  des  Pro- 
dactionsinteresses  entscheiden. 

Für  die  VerSnflsarang  dor  Hattonwcrkc  darf  man  sicli  unbedingter  als  für  die* 
iuQi;j;'u  der  Bergwerke  des  Staats  erUaren ,  \v«  il  das  8p«'.calativ-kaufniäiiulsche 
Klt^mcitt  ))•  im  Absatz  der  Huttcaiproducte  immer  wichtiger  wird  und  dieses  am 
Weuigätcii  Sa<:lto  dos  Staats  ist. 

Die  VrA'^v  der  Routabilit&t  der  Staatshüttciiwcrkc  im  Ycrli.-Ütiiii>;»  zuin  Kapital- 
aufwand und  S(;lbst  des  blossen  Beincrtrajprs  ist  schwierif  isa  boantirorten.  F<!st  zu 
sft'hfii  srheiut  ab«r,  i!ass  neufrdiiigM  mir  ausnahmsweise  «-iiir  i^utc  Reutin  orzi-  lt  wird. 
Wfim.  wir  viellarli  ublirh,  zwischen  den  Stiatsb<ig-  und  Uuttcnwerkeu  und  Forsten 
keim;  ürdeiitli'  li«'..  uiöfiJi«  list  auf  Grund  di  r  M.arkt|>r«;isc  erfolguudc  Verrechnung  drr 
Abli<»fenini^eu  und  Empfönge  stattfindet  (§.  252),  so  ist  natariich  gar  kein  genanes 
Urth»  il  /.II  g«-'winn«'n.  Aeltcr«'  Daten,  b«'3.  ub«'r  di<i  siiddcutseh^'n  Staaten,  Ilai-z  u.a.m. 
b«d  Kau  in  der  5.  A..  §.  154  (r).  —  Nru«ir«'  Boispi'  lc:  Prrussen.  Die  Keuta- 
bilität  der  StaabhutteuwtTkt*.  oud  ilie  Höhe  des  wiikl.  Kein<;rttagü  mclu'fai:h  (icgcu- 
tftmnd  der  CSontroTersi-  L'^'  wesen.  Y^t.  Bergins,  Finanz.,  8.  115 — 119.  Narli  einer 
Privatsehrift  „ubrr  die  Rftriebserm-bnisse  d«n- Staatshutlenwrrk«^  1.  d.  Jahren  1S53 — 6<>*" 
hätte  der  Betrieb  in  dii'>f;u  S  Jahr- ii  'i,'{'r2.14i{  Thir.  Verlust  ergeben.  Naeh  einer 
ümtli'  heu  Oegeus<  hrift  unter  dt-iuüriben  Tit«-4  wäre  in  dics<>r  Zeit  die  Summe  von 
4115,550  Thlr.  als  baan;r  Ut^benrhnss  abgeliefert,  woneben  dvT  Werth  des  Anlage-  ti. 
B•'t^iebekapitai^  dun  h  n- U'  V.  i  w  <:ndun!ien  aus  dem  Erlös  u.  w.  um  1,487,010  Tlilr., 
d.  b.  von  5.5fi7.M*'(>  auf  H,02O.S47  Thlr.  i^-  stii  i;.  n  w-lr»-  -o  dass  de.r  gesammt.*  (it  winn 
1 ,923*460  Tlür.  betrüge.  Dabei  sind  eijiige,  Ausgabeposteu  \,AntlieiI  au  Verwaituugs- 
aiifwand  f.  d.  hftherun  Bergbehdrdeit ,  Unterstütz,  f.  Beamte.  Arbeiter,  Ziu$ehii8Be  za 
dea  KuappsehaftskasvMi)  nieht  einmal  -  in^.  rei  hnet.  Selbst  der  ganze  oftie.  angegebene 
wiiiii  ti.  träiif  jldiiÜLh  nur  240,807  Thlr.  oder  (l  <  muthntassli'^heti  mittleren 

Kapitalbetrags  vou  Ö'244  Hill.  Thlr.,  der  baarc  Ueberseiiuss  aber  uieht  eiiuual  0*0% 
jabrlieh.  In  den  Jahren  1862 — 68  «rar  nach  den  Resultaten  der  Staatshaosbalts- 
1^4'bnan^  das  Bi  triebst  rgebniss  der  Hüttenwerke  durohsehnittl.  0*377  Thlr.,  Max.  <)'50 
in  tSG6.  Min.  ()'14  in  ISü^,  wo  die.  neuen  Provinzen  (IlaniiöV' i)  -  iii^^-  srldoxsen. 
Statist.  Jahrb.  III.  Die  Voraiis>ehläge  gr'wöhjilich  etwas  günstiger  als  die  Erp:«*.bnisse. 
bi.  weiterem  Detail  iu  der  6.  A.,  §.  202,  Note  a.  Au  der  giinstig<-n  Conjunetur  können 
«ich  Hüttenwerke  d<>>  Staats  bei  der  Nothwendigkcit  e.iner  rasehen  Anpassung  der 
Pri)^iu<  tiou  an  d-  ii  ]^  larf  dus  Verkehrs  nieht  so  leieht  betheiligen,  als  einfai  In  B  r^- 
werke  wie  aufkohlen.  A.  f.  d.  preuss.  Staatshutten  1S74:  roh  22'46,  Kosten  21*45. 
ndn  101,  Ergebniss  bez.  22  01,  2;i-42,  Deficit  0  51  Mill.  M.;  A.  f.  1S75:  23  32,  21'30, 
UebencbnsB  1*92;  l  1876:  2'2'65,  20  OS,  l'H7  Mill.  M.  Ergebn.  f.  1879/80,  1880/81 
„.  Auschl.  f.  1882^:5  n.  1SS3/S4  le  i  d  Tldtt.  i,  allein  bez.  roh  17-33— lS-63— 10•17— 
j*J*53  M.  M.  (woroii  über  7s  die  Harzer  Hutten  komuieu),  reiu  O'^^O^  —  0*672  — 
U't>0(3 — 0*520  M,  M.  Ucbcr  d.  Harz,  bes.  d.  Silberhutten,  s.  Jlöggurath  a.  a.  0.  — 
XJebet  Hannover  in  früherer  Zeit  Lehzeu,  I.  155,  Q'ier  Baden  Itegenaner, 
S.  886  ff.,  über  Wurtcmberg  Herdegen,  S.  114,  Hoffmauu.  Kinanzrecht,  I,  S68, 
Kiecke,  b.  185,  über  Baieru  Vocke  in  der  Baicr.  Stat  Ztscbr.  1871.  S.  115. 

3.  In  nenester  Zeit  haben  sich  daher  aneh  in  Deutsch- 
land die  Staaten  bestrebt,  den  Htittenbetrieb  gans  einzn- 

stelleu  und  die»  wuide  oft  noch  laschei  ^eäcüeheD^  wenu  t>icb 
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immer  leicht  geeignete  Käufer  und  Yerkautsgelegeuheiten  zu  einem 
leidlichen  Preise  flLnden. 

Auch  liirr  muss  Übrigens  die  I?< 1  ga  lten,  dass  ein  HüttcoKcrk  iiirht  lainr-r- 
Zeit  Zubussc  verlangen  darf  (S.  und  dass  es  Ixjsser  ist,  sich  mit  einem  niedrig -l 
Preise  za  bcf^iiuircii,  wenn  die  daraus  flicssendc  Kcute  nur  den  andauernden  Kein- 
ertiAg  des  Werks  llibenteigt.  Qetreimt  TOn  dorn  WeAe  selbtt  erfolgt  in  der  Begel  Üt 
Veriiasserun?  rou  angesanundteii  Yocitüieti,  in  denen  «och  oft  ein  bedeutendes  lüfM 
lange  brarh  liegt. 

Beispiele.  So  sind  in  Baden  alle  Hütten  de^  Staats  vcr&ussert.  die  leuk, 
iS68,  wobei  ein  ansehnlicher  Theil  des  anfrenommenen  Kapitalwertbs  rerloren  gegebea 
weiden  musste.  Auch  in  Prenssen  ist  die  allmüHiro  Veräussoruni;  jetzt  alisichtin 
nnd  namcntl.  I87t)  das  grosse  schles.  Werk  Königshilttc  n.  s.  w.  für  l..'{i)»;.OOH  Thlr. 
verkauft  wonlcn.  Ihr  Reinertrag  war  1870  auf  U3,l(i0  Thlr.  im  Etat  veranschlag 
Im  J.  1874  wnrde  die  Eiscngiesserei  in  Berlin  aufgelöst.  1874  bestanden  nocli 
12  Huttenweiie,  näml.  7  Eiaenhiltten  mit  4  Hochöfen.  5  ßloi-  u.  Silberhütten.  Das 
Kiipf  rbf'nr-  u.  HOtt'-iiwfrk  IJirrli.  l-^dorf  (läiig-.'r  ZnKnss'jTiib.  '  i^t  1^13  ventuss-.rt 
woitien.  lb$3  noch  ausserh.  d.  Harzes  iu  Preussen  1  Silber-  u.  Biei-,  1  £i^dl* 
gi<  ss-,  1  Eisenhütte  fiscalisdi.  Weitere  Daten  in  meiner  6.  Ran 's,  §.  203,  Kote  a.  - 
In  Preussen  sind  veranschlagt  als  Erlös  für  Prod.,  Mater.,  Inrent.  anfgclOster Stuti> 
hatten  1870  810,000  (Königshtttte),  1871  100,000  Thlr. 

4.  Einem  solchen  Vorgehen  stehen  auch  die  in  §.  251 
ftnsserten  Bedenken  gegen  den  Verkauf  von  Staatsbei^werken  nicht 

in  gleichem  Grade  entgegen,  zum  Theil  werden  sie  hier  in  höherem 
Maasse  durcli  die  Kücksicht  auf  die  Scliwicrii^kciten  einer  ökono 
misch-tecliiiiscli  genügenden  Leitung  von  StaaUluiUeiiwerkcu  üher- 
wogeu.  Der  biBherige  Besitz  von  littttcnwerken  des  Staats  ist 
theils  niemals  sehr  umfassend  gewesen,  theils  seit  länger  nidit 
mehr  bedeutend^  so  dass  die  Beibehaltung  oder  Veränsseraiig 
wenige  der  in  §.  251  henrorgehobenen  Wirkungen  haben  kann. 

Der  Factor  Natnr  spielt  auch  bei  der  Prodnction  eine  nntsigeordnete  RdOe  ii 

den  Hüttenwerken,  eine  Hauptrollo  in  den  Bergwerken.  Die  principiclle  Bes»*itipJof 
des  Privatd]^pnthums  an  erst^rcn  kann  vollends-  nur  in  Verbindung  mit  eint  r  tjII- 
ätändigen  Umgestaltung  der  Organisation  der  Yolkswirthschaft  in  Frage  kommen 
wurde  ein  Ähnliches  Vorgehen  bei  den  Fabriicen  romssetten,  wovon  hier  abfneiehci 
werden  kann.  Es  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  die  ausschliessliche  Zulassung  Ton  Staats* 
berp; werken  eine  I'^n^c  <br  Ordnung  des  Kifrenthumsvcrhältnisst»s  einer  Boden- 
itategorio  ist  und  an  und  lur  sich  und  praktisch  nicht  undurchführbar  ciscbeiaL 
wenn  auch  ZweckmftssigkeitsgrUnde  sie  vetbieten  mögen.  Die  gldche  Ponferung  Im 
Hutfenworken  geht  viel  weiter  und  ist  viel  schwieriger  zu  verwirklichen,  weil  sie  -ii* 
Kechtsordninif^  des  Kapitals  betrifll.  Wir  >r1ir  verschieden  ab-T  «11-^  rni»c  Jos 
privaten  Grund-  u.  des  prifaten  Kapitalcigonthums  zu  behandeiu  ist.  ist  ia 
meiner  Grund  leg.  2.  Abdi.  bes.  K.  3  u.  4  (namentl  §.  307,  341,  342,  344,  36«^) 
aufgeführt  worden. 

5.  Ebenso  wie  bei  Bergwerken  kann  indessen  bei  Htftteo- 
werken  erwogen  werden,  ob  man  nicht,  statt  die  Werke  an  einzelne 
Private  und  an  Kapitalistengcscllscbaften  (AcHenunteniLljniUD^eu) 
übergehen  zu  lassen,  aus  dem  Htittenarbeiterpersonal  I'rodactiv- 
associationen  bilden  könne,  denen  dureh  die  SUmdiing  des 
Kan4>reise8  und  durch  Darleihen  Ton  Betriebskapital  gegen  lug- 
same  Absahlungen  Credit  gewährt  wllrde. 
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Die  Opfer  dos  Staats  werden  dalici  oft  nicht  ^^ni.sser  zu  sein  brauchen,  als  beim 
bisherigen  Betrieb,  d.h.  auch  nur  in  zeitweise  niudrigcreui  Gewinn  (lucrum  ccssans) 
bestehen.  Der  nicht  zu  leugnende  Vortheil  bei  der  Verwandlung  eines  bcstehend^ju 
Staats-  oder  eigentlichen  Printrerks  in  ein  Actienanternt^hnicn ,  dass  nemlich  die 
Schwierigkeiten  der  Gründung  und  Inbetriebsetzung  fortfallen ,  kommt  bei  der  Ver^ 
Wandlung  in  solche  Associationsunteniehmen  ebenso  in  Betracht. 

So  lange  Hüttenwerke  vom  Staate  Doch  beseSBen  werden,  sind 
sie  in  der  Regel  nur  in  eigener  Regie  zu  betreiben.  Diese 
mnsB  dann  möglichst  anf  k an f männischem  Fosse  eingerichtet 
werden,  eine  Gewinnbetbeiligung  des  dirigirenden  Personals  kann 

dazu  emptehlensvverth  sein.  Hinsichtlich  der  Verrechn ung  der 
Erträge  gilt  das  im  §.  252  bei  den  Bergwerken  Gesagte. 

Die  Belriebsmater.  u.  ütensilien  absorbiren  den  llaupttheil  der  IJoliciun.  bei 
den  Hüttenwerken,  so  in  Preussen  A.  f.  IsTU  (also  noch  incl.  d.  schles.  Konigs- 
htttto)  bei  einer  Totabosgnbe  von  6,116,034  Thlr.  jener  Posten  4,451,617;  ferner  die 
Bauten,  Betrieb^anlagen  n.  deren  Unterhaltung  360,8S3,  die  Betriebslohne  1,064,200  Thlr., 
kleinere  sachliche  Redtlrfnisse  H>,0I4,  Züsch  ^s»  zn  dem  Knappschaftskasscii  27 
Abgab,  u.  GrundentachÄd.  15,294,  Besoldungen  dO!)  Stellen)  'i^.SlS,  andere  persuui. 
Ausgaben  7450  Thlr.  Die  Privaten  werden  vornühuiüoh  nur  an  den  ersten  2  Pesten 
Erspaningen  (TeiiMBBeiiuinm  der  Technik)  zn  machen  Sachen  können,  kaum  an  den 
Besolduni:''"  .  "nd  sonst  eben  nur  durch  Aufüuchen  günstigeren  Absatzes  eine  höhere 
Rente  crmögli-  hen.  auch  hier  niolit  dauernd  mit  i^olg,  wie  die  Lage  der  Metali-, 
bcä.  £iäeniudustrie  nach  1873  zeigte. 

3.  Abschnitt 
Salzwerke. 

Rau  handelt  von  (b-n  Staat>>s,'\I/werkoM  im  Abbclinift  vom  Salzregal,  §.  184  ff. 
l»a  let/.ter(js  als  Bestcuerini  i^sform  /u  hrtrachteu  iat  (§.  211l  inii^s  der  Gopen- 
stand  hier  jetzt  pethcilt  werden,  wie  schon  in  uiciuer  6.  Ausg.  Uau's  ^.  201- -205. 

I.  —  §.  254.  Beibehaltung  oder  Veräusser ung.  Die 
Salzwerkc  des  Staats  haben  sich  in  ähnlicher  Weise  wie  der 
Staatobergban  entwickelt  und  sind  namentlich  ans  dem  Bergregal 
hervorgegangen.  In  dieser  Hinsicht  gilt  ftlr  ihre  BeibehaUnng 
oder  Veriinssernng  nnd  anch  fUr  ihre  Be^irthschaftnng  im  Ganzen 
dasselbe,  wie  für  den  sonstigen  Staatsbergbaii  (§.  250).  Nach  den 
Benieikuii^en  in  §.  250  und  251  erscheint  die  Beibehaltung 
von  JSalzwerken  nnd  Salinen  aber  ükonomisch-technisch 
weniger  bedenklich  nnd  mit  Bücksicht  auf  die  Gefahr  mono- 
polistischer Ausbeutung  der  Consumenten  durch  Producenten  nnd 
Händler  bei  einem  so  nnentbehrlichen  Verzehmngsg^nstaud,  wie 
Salz  unter  Umständen  selbst  zweckmässig. 

YgL  schon  in  Alt- Rom  die  IfoDopolifliraiis  mit  »na  dieaem  Zwecke.  Mar- 
quardt a.  a.  0.,  U,  154,  271  a.  o.  g.  310,  Note  4. 

Die  Btaatssalzwerke  nehmen  femer  yielfach  noch  eine  andere 

Stelluü^  als  die  übrigen  Bergwerke  des  Staats  ein,  weil  das  Salz 
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seit  laDge  eiuer  Verbrauchssteuer  und  zwar  iusbesondert 
einer  in  Form  eines  Regals  erhobenen  in  vielen  Ländern  in 
unterliegen  pflegt.  Um  dieses  Salsregal,  weiebes  nach  der  ge- 
wöhnlichen Einriehtnng  die  Gewinnung  und  Bereitung  des  Koch- 
salzes sowie  den  inländischen  Handel  mit  demselben  im  Grosseti 
begreift,  möglichst  bequem  und  \oIlstiuKlig  als  Bestenernngsmass- 
regel  für  einen  rein  finanziellen  Zweek  auszunutzen,  hat  der  Staat, 
namentlich  in  Deutfichlaiid ,  den  Betrieb  der  Salzwerke  sich  gern 
selbst  vorbehalten.  Auch  bei  nenentdeckten  Salzlagem  und  Sah;- 
queilen^  die  ihm  nach  dem  Bergregal  zor  VerDtgnng  standen,  ist 
daher  selten  eine  Verleihnng  an  Dritte  erfolgt  (z.  B.  Ladwigshall 
hei  Wimpfen,  in  einer  hess.  Exclave,  Ran).  In  der  That 
sprechen  manche  erhebliche  Giiimlc  der  \^ ervvaltungs-  und 
Bc  s  t  c  u  oru  n  g  s  technik  dafür,  d;i  wo  einmal  das  Sali- 
regai  ais  Yerbranchssteuerlorm  besteht,  die  Salz- 
gewinnung in  eigenen  Werken  des  Staats  auf  Rech- 
nnng  des  letzteren  zu  hetreihen. 

Dio  sonst  sehr  lästige  und  schwierige  Gontrole  der  Privalsalzvetlfe  fallt  daba 

fort  und  die  Staatsi»'erke  bchlagcu  beim  Verkauf  gleich  die  Steuer  zum  Preise  hiixn 
oder  erheben  in.  a.W.  diese  Steoer  im  tarifmiisidgeii  Kegalpreise,  also  mt  bilUgei 

ErhebuDgüiiosten. 

Ueber  das  Salsregal  als  solche  VeTbraochsstencrfonii  ist  eist  in  der  spedeUe» 
Steoeriehze  (B.  S  d.  1  in.wiäs.)  zu  handehi,  unserer  fniherenVerwerfong  der  Hegalien  afe 
einer  h»»sondercn  Einnabmeart  gt  inruss  (§.  211).  Hier  nurss  einstweilen  die  BemeriuD:: 
Acougeii,  dass  die  Hegaiisiruug  des  Sai/es  in  uiwcrer  (iegouwart  und  iu  ojMervii 
Staaten  Indessen  jedenfalls  keine  notbvendige  und  niUinter  keine  gnte  Besteoe- 
mngsform  mehr  ist 

An  »Stelle  des  Rep^als  ist  daher  auch  mehrfach  cincgew  uhu 
liehe  Salzverbrauchssteuer  getreten  oder  das  Salz  ist 
gänzlich  von  der  Steuer  befreit  worden.  Im  ersten  Falle  liegt 
kein  so  erhebiicher  Grund  wie  bei  der  Regalisimng  des 
Salzes  vor,  dsss  der  Staat  selbst  Salz  werke  besitze  und 
anf  eigene  Rechnung  betreibe. 

Die  IMvatbetriebsaiukeit  hat  hier  wieder  manche  Vorzuge  und  auch  die  zwcck- 
mtesige  Form  der  Erhebung  der  Salzstener  gleich  beim  Prodocenten  enreist  sich 
recht  wohl  durchführbar.  sind  daher  bei  der  Ersetzung  des  Kc<;als  durch  eine 
gewöhnliche  Steuer  öfters  die  Staatssalzwerke  veräussert  worden ,  besouders  kleinere, 
wenig  ergiebige.  Veräut^erungsabsichtea  seit  dem  das  Salzregai  durch  eine  andere 
Salsverbraucbssteuer  ersetzenden  Ges.  d.  Noidd.  Bandes  ?*  12.  0^  1867  in  Prenssen. 
So  wurde  die  Saline  Orb  in  dem  von  Raiern  abgetretenen  Laadrtrlch«  Siübecl  im 
Hildesheiuischeii  nhge^:eben.  Nach  d.  A.  f.  1871  sollten  die  Salines  ZQ  Königsbors 
(Realit-Werthanscbl.  120,UUU  Thlr.)  und  Kotheuleldc  (dsgl.  33,000  TUr.)  im  O.B.  A. ß. 
Doitmnnd  Terkanft  weiden.  Der  Reinertrag  war  nach  d.  A.  f.  IbTl  20,016  o.  SSIO  nir. 
Anch  zur  Zeit  des  Salzregals  waren  schon  mehrere  Priratsalinen  mhandeo,  lS6ft  in 
den  alten  Provin  en  von  IS  überhaupt  10  (incl.  der  hoss.  i'i  Kr^-uzna'h'  Vou  iet 
16  hannov.  Saiiueu  waren  nur  2  tiscalisch,  die  beiden  gcuauutcn  zu  Sülbeck  u. 
Rothenfelde.  1874  bcsass  Preusson  noch  3  Salzwerke  iL  6  Salinen,  1883  noch  3 
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(bes.  die  beiden  grossen  Anlagen  z.  Schönebeck  u.  Sta^^furth).  —  In  den  anderen 
deutb ch.'n  Staaten  ist  s^  it  der  Aufhebung  des  Sal/regals  noch  wenig  Veränderung 
eingetreten.  Baden  betreibt  noch  seine  beiden  WerliC  zu  Rappenau  u.  Dürrheiin, 
in  Baieru,  Wurtcmberg  gehören  alle  Salzwcrite  dem  Staate;  Sachsen  hatte  schon 
froher  keine. 

Bei  grossen  und  einträglichen  Werken  ist  indessen 
die  Beibebaltnng  im  Staatseigentbum  und  Staatsbetrieb  immerbin 
zulässig.   Von  den  in  §.  250  angeftlbrten  GrQnden  kommen  bier- 

fnr  besonders  die  in  Betracht,  dass  das  Salz  keiner  vveitcieii 
schwierigen  Bearbeitung  unterlicgL,  sondern,  wie  Kohle,  gleich 
verkänflieh  ist  und  dass  die  EihebuDg  der  Steuer  gleich  bei  den 
Staatswerken  beriueni  und  wohlfeil  ist. 

Wo  endlich  die  SaUssteaer  ganz  aufgehoben  wird,  da  ist  die 
Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  von  Staatssalzwerken 
wieder  wesentlich  dieselbe  wie  beim  Staatsbergbau  Überhaupt,  nur 
dass  dann  um  so  mehr  der  Gesichtspunct  des  §.  252  zu  er- 
wägeu  ist 

II.  —  §.  255.  Bewirthschaftung  der  Staatssalz- 
werke. 

1.  Bei  bestehendem  Balzregal.  Die  Verwaltung 
anf  eigene  Bechnung  (Eigenbetrieb)  ist  hier  die  gewöhn- 
liche und  gewiss  anch  die  zweckmässigste  Bewirthsehaftnngsform. 

So  vor  wie  nach  Aufhebung  des  Salzregais  in  Prcussen  (anter  dem  Uandels- 

miniit.j.  Baicni  u.  a.  u).    S.  auch  Kau,      189,  n.  vor.  Aufl.  §.220. 

2.  Ohne  bestehendes  Saizregal.  Der  Eigenbetrieb 
ist  auch  hier  wohl  am  Häthliehsten  und  anch  die  Regel,  zumal 
wenn  eine  beim  Produeenten  erhobene  Salzverbranchsteuer  existirt 
Die  Verpachtung  bat  die  gewöhnlichen  Schwierigkeiten  einer  Ver- 
pachtung von  Bergwerken,  liiitten  u.  s.  w.  Ihr  vorzuziehen  ist 
eventuell  die  Veräusserung. 

Die  wUrteinb.  Sadine  Clemenshall  war  bis  184S  ?erpa'htet.  lUau.)  In  den 
dciitsi  hen  Ländern  war  \or  sv\q  nach  Aufheliun-^  des  Uegals  fast  nur  Eigen- 
vurwaltuitg.  Die  beiden  Verpachiungcn  in  Frankreich  sind  nicht  gut  ausgelaUe». 
S.  Knn,  §.  189  Kote  6*  §.  186  S.  260  (5.  A.).,  ii.  ror.  Aul  dieses  Btnds  S.  501  Note. 

Bei  der  £igenverwaltung  ist  besonders  auf  Kostenver- 
minderung  bei  der  Salzproduetion  und  bei  der  Verpackung  und 
Versendung  von  Salz  binzustreben.  Soviel  als  möglich  empfiehlt 
sieb  der  Salzverkauf  ab  loco  (des  Werks).    Er  sollte  bei  einer 

Beseitigung  des  iicgals  die  Kegel  sein,  was  ein  weiterer  Vortheil 
hiervon  ist.  Wo  das  Regal  besteht,  mlisste  der  Staat  wenigstens 
darauf  hiustrebeu,  um  so  die  Kasten  für  die  Niederlagen  (Gebäude, 
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Beamte  y  Diener)  zn  ersparen.  Im  Uebrigen  ist  die  fiiDrichtong 
des  Bigenbetriebs  ganz  äbnlich  wie  bei  Berg-  und  HütteiiwerkeiL 

Einiges  Weitere  zor  Technik  des  Betriebs  ii.  Qbcr  tecbnisclie  YeTbessemiifen  bd 

Bau,  §.  isi)  NoteD,  iiu<!  mi;ifit  danach  noch  vor.  Aufl.  d.  B.  S.  502.  Indessen  r  i  1 
Süll  hc  Nuti/.en  dm  li  nicht  aus  u.  die  technisrlion  u.  ]<rikatükun.  Fniü-cn  al^  ^..1  k 
gchuiei»  nicht  in  die  Fin.wiss.  S.  bes.  die  Werke  über  Technologie  ^^1^.  Wagner, 
l'hem.  Tcclinol.).  Grosse  Bedeutung  hat  bei  unvollkommener  Gommunication ,  daher 
fraher  mehr  als  jet/.t,  die  Fortleitun^  der  Soole  nach  Orten,  der  Brennstoff 
billiger  und  die  Sal/abfuhr  leirhtcr  (Sakkammcrgut,  sudö$tL  Oberbaiero»  Leitnof 
zwischen  Berchtesgaden,  Keicheuhall,  Trauuätoin,  Bosenheim^ 

Die  Rein  ertragsT  erhält  Di  88  e  der  Staatssalzwerke  lassen 
sieh  natOrlieh  nur  da  riehtig  und  genan  angeben,  wo  kein  Regal 

besteht,  oder  wo  die  Betriebser^ebnissc  scharf  von  den  Ergebnissen 
der  Regalverwaltunp:,  welche  duifh  Aasscbluss  der  Concurrenz  den 
Salzpreis  steigert^  gelreuut  werden,  was  nicht  immer  der  Fall  war 
und  ist* 

Beispiele:  Preussen,  Salzwerkc.  Rechn.  180  »  1  202  Mill.  Thlr.  Roheinn. 
C«J7,Ü0Ü  Tlilr.  Kosten,  504,000  Thlr.  Kciiifrtr..  woiiebeu  d.  Salzmonopol  «'277  MiU. 
Thir.  roh  ertrug,  2  61  Mill.  Thlr  Kosten  machte,  also  G'467  Mill.  Thlr.  rein  eigal. 
A.  £.  1871  (üid.  neoe  Provinzen)  Salzverke  Elnn.  I,492,ü70,  Ausg.  1,0)0,59$  Tbh„ 
Ucberschu.sä  482.3(^3  Thlr.  Erb<-bl  Unterschiede  bei  d.  einz.  Werken,  so  nach  A.  flki 
1S71:  Saline  zu  Schönebeck  Robeiun.  4H4,:!üO,  rcbcrechuss  tüljno,  Salzw.  ra  Sta<s- 
furt  511,baü  u.  1S4,U50,  Sai.  zu  Doircnberg  1Ö4.2T0  iL  73,020,  zu  Artem  55,77u  u. 
11,130,  Salzir.  bei  Erfurt  59,480  u.  8420,  KÖaigsbom  86,165  u.  20,010,  Nensalzvoi 
41,S40  V.  7925,  Rothenfelde  20,510  u.  S310.  Münster  a.  St.  14,US6  u.  42S7;  Soodca 
dagegen  bei  21,000  Thlr.  Einn.  10.525  Tblr.  Zuschuss,  Rodenberg  dsgl.  13.375  s. 
3b35  Thlr.  Ib74  Ergebn.  d.  ganzen  Saiiuenverwaltung  roh  4*92,  rein  0  81  MilL  M. 
A.  l!575  4*89  u.  0  75,  1876  5"  16  u.  0  94  Mill.  M.  1S79/S0,  1880/1  SSI  Ergebn.. 
1S82/83  u.  188  V84  Anschl.  roh  5  011 —  5'713  — 5-462  — 5-985  M.  M.,  rein  1.106- 
I-O'Jj  —  I- 136— 1*632  M.  M.  —  Baden.  Herabsetzung:  »b-s  Ertra^ans.  lilar-  des  Salinen- 
betrielis  ls7fi-  -  77  gegen  die  vorher.  liuiJr.-tper.  v.  961,000  auf  7s  1,ÜUU  M.  roh.  z.  Tb. 
weil  die  Saizpreiäu  in  Tulgc  der  tJoacurrcnz  erheblich  gewichen  seien;  Gesammtet&( 
der  Salineorerwalt  rein  1875  0*3,  1876  0*loS  Mill.  M.  —  Baiern,  SalinenrerwaltaDf 
A.  186S  u.  69  roh  133  Mill.  fl..  rein  40,000  fl.,  Ergebniss  1868  1*43  u.  O'IS"  Mill  f 
A.  1870  u.  71  1-25  Mill.  fl.  n.  l  'JD.OOO  U.  roh  u.  rein,  A  t•^76  u.  77  roh  1*547  MÜL  M. 
S.  Yocke  a.a.O.  i.  die  Zeit  bis  1808,  Ztschr.  1871,  6.  il2. 

4.  Abschnitt 
Ocwerksanlageu. 

^.  Li.) Ii.  Iliciliiii  gehören  besonders  S  taats  1  a  b  ri  k  e  u.  Bei 
solchen  Anstalten  kiinnen  dreierlei  Zwecke  imter.sehiedeu  wer 
den,  welche  aber  iiiituuler  bei  einer  einzelnen  zusammen treffeu. 
Auch  im  Verlauf  der  Zeit  zeigt  sich  ein  geschichtlicher  Wechsel 
dieser  Zwecke. 

1.  Die  Anstalten  ktonen  einen  rein  financieUen  Zweck 
haben  ^  um  dem  Staate  eine  Reineinnahme  fttr  die  eigenttiehen 

»Staatsbedüiiiiisse  zur  Verfügung  zu  stellen. 


Digitized  by  Google 


GoverksMÜAgen.  623 

Nur  io  diesem  Fallo  gehören  sio  zu  den  privatwirthschaftlichcn  Anstalten  im 
strengen  Sinne  (,§.  19b).  Ein  selciier  Zweck  hat  aber  kaum  je,  weder  l'ralier  noch 
jetzt,  bei  den  ?or^omiii«nen  Staatafobiiken  aneseliliesslicb  obgewaltet  Gegenwärtig 
winJ  man  nur  vtjrl:ui{,'eti  müssen,  dass  der  Gcüichtspunct  privatwirthschaftlicher  Kenta- 
bilitru  vor.'in^t«  lie.  Dil  zeigt  sich  indessen,  dnss  der  Staat  hier  im  Eigen  betrieb 
selten  guastige  £rgebui^  erzielt.  Auch  die  Verpachtung  ist  kaum  einträglich 
Qod  schwer  durchfubrbar.  Mit  Hccbt  weiden  daber  die  Gewerksanlagen ,  weil 
der  zweite  Zweck  nicht  mehr  wichtig  zu  sein  pflegt«  luhar  aufgegeben  und  veräussert. 
In  oiiH'm  solchen  Falle  könnten  mitunter  Versuche  mit  Productirassociationen  in 
Erwägung  kommen.  Die  viel  besprochene  Ta  baksmanufactur  in  «Strassburg,  auf 
d.  elsass-lothr.  Budget,  gehört  in  diese  1.  Kate^rie.  Ihr  behauptetes  ««Fiasoo**  bewiese 
tregentlber  dem  Erfoli::  masslosor  tendenzpolitischer  Angrili'e,  denen  auch  keine  Privat- 
fabrÜL  wideisOiide,  nicht  viel.  A.  1882/SS  6-69  MiU.  M.  roh,  0*833  MUL  U.  lein. 

2.  Die  Anstalten  haben  einen  y olkswirthschaftlioben 

Zweck,  und  zwar  für  die  Productio iis interessen,  indem  sie  als 
Masteranstalten  dienen  und  neue  Gewerbzweige  einführen  sollen. 

Diesem  Zweck  verdanken  viele  frühere  nn<l  ninn<  he  noch  hente  bestehende  Staats- 
fabiiken  ihre  Entstehung,  besonders  solche  aus  dem  Oe biete  der  Kunstgewerbe, 
so  Forzell  an Teppich-,  Tapetenüritr.«  Gladitttten,  Glasmalereien,  früher  auch 
\\  cbcreien,  Tuchfabriken  u.  a.  ni.  Kinige  Anstalten,  wie  (ilas-,  Ziegelhutten,  Muhlott, 
I}rauliäu*>"r,  Wi  inkell  reicn,  selbst  Wirthshäuser,  sind  aus  dem  landwirthsch.  Domanium 
mit  hervorgegangen  u.  vollends  zu  veräussern,  232.  Sie  haben  mitunter  ihren 
effi^endichen  Zweck  erreicht,  freilich  vielfach  unter  grosser  Hintansetzung  der  Kenta- 
bilitut.  Insofern  sind  sie  rolkswirthschaftlich  unter  den  Massregeln  und  Ausgaben 
des  Staats,  durch  wr-lchc  mit  linan/.iellcn  Opfern  die  Gewerbe  befördert  werden  sollten, 
/M  beartheilen.  In  der  (iegenwart  l;u>sen  ^ie  sich  in  unseren  Staaten  wohl  meistens 
entbehren.  Sie  werden  daher  am  licsten  aufj^egeben,  da  die  sonst  erlorderliche 
Betreibung  nach  dorn  privatwirthscbaftlichon  Bentabilititsprincip  keinen  frQnstigra 
Erfolg  zu  haben  pflegt.  Als  Gcschmacksbildiings-  u.  Geschmackserhalfungsanstalten 
können  die  vielen  staatl.  Porzellan iabrü^-  n  allerdings  immer  noch  in  Betracht  kommen. 
Dits  W  eitorbilduug  nach  den  Erlordcruisscu  der  Jetztzeit  erfolgt  etwa  su,  dass  Spucial- 
kmustscbnlen  (Maler,  Glasmaler)  damit  verbanden  werden  (Serres.  Nympbenb.),  wo  dann 
die  Aus>:abe  wieder  eine  andere  Hedcutun;^  erhält.  Indessen  wird  durch  angemessene 
Bestellungen  des  StJiats  bei  Privatfabriken  im  knii-tiridustr,  Interesse  jetzt  ziemlirh  das- 
selbe zu  erreichen  sein,  als  durch  eigene  Slaatsiabnkcu ,  ohne  das^s  dabei  so  grosse 
Kosten  wie  bd  diesen  vom  Staate  getragen  werdra*  Di  Prenssen  dentet  die  gegen- 
wärtige SteliuDg  der  K.  Porzellan manufactur  im  Min.  f.  Unterriclit  u.  s.  w.  neben  dem 
technischen  Unterrichtswesen  darauf  hin,  da<s  ähnlich  wie  bei  der  üebertragung  der 
Dom.  o.  Forsten  an  d.  landwirihsch.  Mmiscurium  der  hnanzielie  hinter  dem  volks- 
wirtbsch.  Oesieblspanct  zorttclttreten  soll 

3.  Die  Anstalten  baben  den  Zweck ,  den  eigenen  Bedarf 
des  Staats  an  bestimmten  Sachgttteni  zu  befriedigen.  Aucb  bier 
ist  die  Staatsindastrie  nur  aiiBnahms weise  an  Stelle  derPrivat- 
indoBtrie  noch  heatsntage  bei  uns  in  finanzieller  Hinsiebt  räthlicb. 

FrOber  Umtn  sich  die  Porzelianfobriken  auch  hier  mit  nennen ,  ein  weni|f 
selbst  jetzt  noch,  indem  sie  luxuriöse  Ehrengeschenk^^  i^^mst&nde  fur  i'r(;mile  Monarchen, 
Staatsmänner  lieferten.  Auch  fur  solche  Zwecke  reicht  die  Privatindnstrie  jetzt 
völlig  aus.    S.  sonst  üben  l('>b. 

Bei  der  oft  irrationellen  ßechnungsnihrung  der  Staatsfabriken 
lässt  sieh  übrigens  niebt  immer  der  wirkliche  Kapitalbetrag,  der 
in  der  Fabrik  steckt,  nnd  daher  aach  nicht  der  wahre  verhältniss- 
inässige  Reinertrag  angeben. 
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Sehr  viele  Staatslaltriken  sind  schon  cingeirangcn ,  weil  sie  sii  h  nirht  lohntir: 
Am  Hkuiigätcu  ahid  noch  oder  waren  bis  vor  Kur2em  die  Porz ellao  i a brike  n  u 
Serres,  Berlio,  (Wien),  (Nympheuburg),  Meiasen,  Koponliftgen  o  s.  w.  —  Beispiel 
Preosseii.    Porzcllaninanufac  tur  Rohertrag    1SG5 — 68  D.  1G4/J5U,  Betriel>3ko»te:^ 
144,05.M  Thir..  Heinertrair  2U,1'J7  Thlr..  1S74  A  roh  .'»58,000,  r-in  36.000,  E^febni^. 
575,000  u.  42,500  M.,  Ib76  A.  555.000  u.  27,300  M.    Die  Anstalt  wurde   lb66  i& 
das  GeUUide  der  aufgelan.  Gesondbeitsgeschiirfftbrik  (die  1865  bei  103,684  TMr.  nk 
19,357  Thlr,  rein  erg:ab)  verlegt,  jetzt  nach  Charlottenburg  bei  Berlin,  mit  •■iBeiD 
ausserord.  Kostenaufwand  von  ■{8r(,000  Thlr.  für  1S6S — 71.  —  eine  finanziell  sohwrr 
erklärliche  Maasäregel.  Die  neuesten  Etats  sind:  lbb2/83  45ü,Ü00,  ]Sb8/S4  529,000  }L 
roh,  dagegen  Rosten  542,000  n.  614,000  Km  also  Znscliiiis  notliwendig.  Mit  d.  FMi.- 
maniif.  ist  aber  eine  chem.-techn.  Venacbsanstalt  rerbanden.   4  Debitsbeamten  be- 
kommen kleine  Tantiemen  u.  Krlös  ans  Porz. verkauf  (V^  a.  V,oVu)-    Ausserdem  l>e- 
sass  die  dem  preuss.  Staat  gehörige  Seehandlungssocietät,  in  der  Hauptsach'»  «"iii 
grossartigeä  Bankinstitut  mit  ausgedehntem  Gcschüflskreis,  auch  nach  neuerlicher  \er- 
miDderoDg  ihres  Besitzes  noch  immer  mehrere  Fabriken,  ncml.  1871  2  Flaehsfani' 
niasrhinenspinn.  in  Schlesien,  eine  ausser  Betrieb  befindliche  Baumwollenspinn.^r'^i  n 
Weberei  ebendas..  auf  die  alle  lunj^ere  Zeit  keine  Kaul'anbote  l»ei  ausgeschrieb.  Sul>- 
missionsvcrfahren  erfolgten,  ein  M nhlcnetubliss.  in  Bromberg,  das  gleichfalls,  sobald 
die  Umstände  es  erlauben,  verkauft  weiden  sollte.   Buchwerth  dieser  Anstalten  ind. 
Dienstgeb.  u.  Leihamtsgeb  in  Berlin  E.  isfiO  4*27  Mill.  Thlr..  (Jewinn  auf  d-n  P.e- 
trieb  s.'iuiuitl.  industr.  Etabliss,  ISO«.)  nur  V.).7~r>  Thlr.   Seitdem  ist  die  B.'^uuiwoiltabnl 
u.  1  i  iachügarnspinn.  verkauft  wuiiicu.    Da^  Institut  besitzt  noch  die  Bromb.  MuMeü 
mit  Darchschnittsgew.  in  10  J.  (1864—73)  r.  7-95%,  in  1874  nnr  4'20V,.  1872- 
81/82  i.  D.  2  G.';r)"V  ISSO/Sl  O'IIV«,  Verlust  in  1SS1.'82  •{'05%.  bei  1,116,000  M. 
arbeitendem  Kapital;  die  Schwierigk.  d.  Veräusserung  liegt  mit  in  den  N  erhältnisset; 
der  Wasserregelung ;  dann  1  1  lacbsg-spiDn.  in  Schles.  mit  8*03  7o        ^  1874,  9*31;*  « 
in  1878  r.  bnchmiss.  Kap.,  in  1881/82  arbeitete  ein  Kap.  t.  1,243,000  M.,  Ertnf 
.>-51"/„,  im  A'orjahr  4"2l7o-  —  Baiern  Porz.-Fabr.  zu  Nymphenburg  jährl.  Züsch. 
ISIII  bis  25  V717,  IS.'U-  3(1  14.!»ss,  1^37—43  1  1,7^2,  1845—47  24,842,  lb4<— t:- 
772b  Ü.,  1^50  aufgegeben,  üofbrüuhaus  in  München  A.  1801 — 07  212,602  ä.  rok 
16,388  IL  leln,  wirkl.  Reinertr.  1861/62  10,660.  1864/65  44,677,  1868  39,315  fl.  (a- 
gleich  Mnsterbrauerei  ,  A.  1870  781,000  u.  112,000  M.    In  d.  letzten  Jahren  starke 
Erweiterung  u.  höhere  Keinertriiire.  (A.  d.  Einn.  aus  Bier  1884  1,43.5.000  M.\  (.solbr- 
verwalt.}.   Früher  bestand  auch  noch  ein  Brauhaus  in  Wurzbui^,  wo  jetzt  noch  eia^ 
fisc.  Hofkellerei  in  Verbind  mit  den  fiscal.  Weinberyren  in  Unterfiranken.  Dies  Weis- 
-ut  ertrug  rein  i.  D.  ?.  1870—82  42  540  M.      c.  l'V^,  Rente.  Max.  Is74  100,000  M.. 
Min.  ein  Verlust  v.  10.538  M.  in  1875.   -    Sachsen,  Porzellanfab.  in  Meis^.e:l 
früher  jiihrl.  Zuschuss,  in  den  20er  Jahren  3(1. 000  Thlr.,  s<it  Mitte  der  30er  Jahir^ 
ergab  sich  ein  Reinertrag,  A.  1861  —03  roh  15^,300,  rein  13,000,  1873  A.  75,000  Thlr, 
1883  rein  370,000  M.  Anschl.  (s.  üesch.  dieser  Meiss.  Manufactur  r.  Bflhmert,  ISSl, 
—  Oesterreich,  Teppichfabrik  und  Wolldruekerei  in  Linz  1849  27,731  fl.  Zuschuss, 
1H50 — 51   2'J,50l  II.  rein,  dann  weggegeben.    Porzellanfabr.   in  Wien    1»>49 — 51 
jährlich  0073  Ii.  Zuschuss  (jetzt  aufgegeben).  —  Bäderetablissements,  die  mehrfach 
in  Deutschland,  Frankreidi  auf  Staatskosten  betrieben  irerden,  geben  aoch  Oftras  Sa- 
nalimen  (Verkauf  v.  Mineralwasser,  (Jeljrauch  v.  Bädern,  Badetaxen  der  Curgiste 
u.  s.  w.j.  wel(  he  theils  hierher,  theils  unter  die  Gebühren  v.  Hcilanst.Jten  geret^hn« 
werden  können,  z.  B.  Baiern,  Kissingen,  11.  18G8  Roheinu.  30,030,  rein  11,622  fL, 
A.  1871  29,850  u.  14,830  fl.  —  Prenssen  18S0/81  Min.bider  in  d.  Beririr.abthen. 
Erirebn.  157,730  M.  roh,  19,470  M.  rein,  in  d.  Dom.vcrwalt.  Anschl.  1883/S4  roh 
11)7  M.  M.  i^bes.  d.  nass.  u.  die  Seebäder  Nordernei  u.  Kranzi,  Betriebskostea  I  21. 
rein  0*70  M.  M.    Ein  Thcii  dieser  Einnahmen  päegt  bes.  Badefonds  ZQzadiessen  und 
zu  Verscbönemngen  n.  s.  w.  benotzt  zu  weiden. 

Jene  socialpolitischen  Gesichtspnncte,  weiche  für  die  Beibehaltung  der  Beigweiie 
im  Staatscigenthum  mitspn  rhen,  kommen  bei  den  wenigen  Staatsfabriken  nicht  wohl 
in  Betracht.  Hinsichtlich  der  principiellen  Forderung,  Prirateigentbum  auch  bei 
Pabiiken  durch  Staatselgentham  zu  ersetzen,  gilt  das  in  §.  258  unter  K.  4  Gesagte. 
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5.  AbBcbnitt 

Wohngebäude. 

Vgl.  Kau.  5.  A..  t54a.    Meine  6.  A.  r.  Bau  §.  260.    Rau  vertritt  die  älteie, 

solchfii!  Bvsii/thum  abj^cneif^tc  Ansicht,  wie  sie  in  den  ersten  Sützsri  des  Tevfs  ni-- 
gesproclteit  wird,  erkennt  aber  den  Fall  der  Dienstwohnungen  schon  au,  nicht  die  beiden 
anderea. 

§.  257.  Die  Beibebaltimg  oder  vollends  die  neue  Erwerbung 
von  Gebäuden  bloss  des  M  i  e  t  h  e  r  t  r  a  g  s  wegen  ^  also  aus  rein 
finanziellen  Gründen,  wird  für  den  Staat  gewöbnlich  unzweck- 
mäasig  sein.  Denn  die  vermietheten  Woboaiigen  machen  im  Ver- 
hältniBS  za  ihrem  Ertrage  dem  Staate  leicht  Ttel  Baakosten.  Es 
inllsseii  daher  besondre  Grttnde  hinzukommen,  um  die  Beibe- 
haltung oder  Erwerbung  von  Wobngebänden  zu  empfehlen.  Solche 
(iiliude  können  liegen: 

1.  in  Dieiistinte  rcH^eii  und  in  Staat.sdienerinter- 
essen,  in  welchem  letztern  Falle  die  Frage  zu  derjenigen  der 
Gewährang Ton  Naturalwohnnngfttrdie Beamten  wird,  worüber 
oben  in  %.  162  gehandelt  wurde. 

2.  In  den  speciellen  V^hältnissen  raseh  in  Aufsehwang 
begriffener  Orte,  wo  die  Grund-  und  Hausrente  sehr 
H  t  e  i  g  t. 

Hier  kann  der  Staat  durch  Besiu  ron  eigenen  Gebäuden  an  diesem  Vortheil 
Thdl  nelmiea  und  fUr  die  häufig  in  solchen  Orten  neu  henroitieteBdeo  OffentUehen 
BedQtßusM  eine  passende  Roden-  und  eroDtoell  Kapitalreserve  für  nooe  Staatsgebüude 
erlangen  —  nicht  s<>Iteii  auch  in  seinem  PinaasiataxesBe.  Audi  die  Qomeinde  könnte 

ond  sollte  mehr  an  vorfahren  (iierlin!). 

3.  Auch  die  Zustände  des  privaten  städtischen  Grund-  und 
Hauseigenthums  können  im  soeial politischen  Interesse  einen 
Bolchen  Besitz  wttnsehenswertb  erscheinen  lassen. 

Doch  winde  hier  Staat  vad  Gemeinde  in  ge(;igneter  Weise  uch  in  die  be< 
/iigliche  Aufgabe  iheileu  nUflsen.  Vgl.  Näheres  ia  der  Gnindiegung  §.  352~.\62, 
lte9.  §.  359. 

Vierter  Haaptabscbnitt 

Handels-,  Geld-  und  Baukgeacliäfte  und  werbendes  bewegliciiöis 

.  Vermögen. 

1.  Abschnitt. 

HaudebgescMüte. 

§.  258.  Dem  Handel  eigenthtlmltch      die  gvosse  Bedeilung 

den  Moments  der  »Speeulatiou  und  das  Vorwalten  des  immer 
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wieder  rasch  disponibel  werdenden,  also  stets  nach 
nenem  Plane  anzulegenden  nmlanfenden  (Betriebs-) 
Kapitals.  Wegen  dieser  beiden  Umstände  eignet  sich  der  Handels- 
betrieb vorzugsweise  fUr  die  reine  Priyatnntemehiniing,  schon  etwas 
weniger  für  die  uftene  Handelsgesellschaft,  ert'ahrungsgcmäss  aber 
am  Wenigsten  für  die  Actiengesellschaft  und  vollends  für  den  Staat. 

Dor  Il>"tii->l'  ?riu>'s  hic^r  mit  U'-amt-  ii  t^cfiihrt  werden,  denen  "Ins  eigene  Interesfi  ' 
und  dati  uigüue  ivi^icü  tohit,  weshalb  sie  nicbt  so  voisicbüg  als  der  PriFatmano  zu 
Specaliren  pflegen,  während  anderen>eiu>  die  unvcrweidlichen  Controlen,  der  schvif* 
lalligere  drsi  Imtltsgnng  auch  dem  eifrigen,  gescliickten  und  pilichttreiien  Beamten  di«  , 
Ilünde  lästig  binden.  Di«'  Ui  theiligunti:  «li-r  H.  auiten  .im  (iewinn  ,  welche  sich  audi  I 
nicht  immer  leicht  durchluhreii  nis^t  (Tajitii  iiit'sy^trtii),  ii<.ljt  i  inij^r  dieser  ücbelj^t.indc. 
aber  selten  ausreichend.  Im  (iaüzen  wini  die  (leiahr  von  Verlusten  im  Maatdliandelä- 
fesohift  veiglidu»  mit  dem  Piivatgaachäft  erii5lit,  die  Amsidit  auf  beeondeie  Ge* 
winnvte  geschmälert.  Vgl.  Schäffic«  GapitaUam.  o.  Soc,  Tflb.  1870,  S.  474. 

Ans  diesen  Erwägnngen  ISsst  sich  Folgendes  ableiten: 

1.  Man  hat  sich  bei  uns  im  Allgemeinen  gegen  den  Betrieb 
8 elbstii lidiger  ilaudclsgeschäfte  durch  den  Staat  üu  erklären. 
Ein  solcher  ist  auch  nur  ausnahmsweise  vorgekummcn. 

2.  Oefters  knüpfen  sich  Handelsgeschäfte  an  andere  privat- 
wirthschaftliche  Unternehmungen  des  Staats  an,  z.  B. 
bei  der  £igenverwaltang  von  Domänen  (Weinberge),  Forsten,  Berg- 1 
werken y  Hutten,  Staatsfabriken.  Soweit  dies  nnvermeidlich  ist, 
spricht  gerade  dieser  Umstand  auch  gegen  bolche  LuteriiehnumiroiJ 
des  Staats.  Erweist  «ich  die  Beibehaltung  der  letzteren  gleicbwuiii 
aus  anderen  Gründen  uothvvendig,  so  muss  soweit  als  müglich  dai 
speculative  Handelsgeschäft  von  dem  eigentlichen Productionsgeschäft 
abgetrennt  werden,  wie  dies  z.  B.  im  Staatsforstwesen  beim  Absali 
des  Holzes  auch  mit  Recht  mtrebt  wird  (S.  595).  Dnreh  gHtesefe 
feste  Lieferun gscontracte  der  Staatsrerwaltnngsbebörde  z.-B.  eines 
Dcrg-,  Hüttenwerks  mit  Privaten  lässt  sich  wenigstens  gegenwärtig; 
bei  uns  das  Speculationsmomeut  wesentlich  einschränken,  was 
durchaus  anzuratheo  ist. 

Handel  der  Österreich.  Regierung  im  vorig.  Jahrhundert  mit  idrianer  Queck- 
silber, Yonäthe  davon  aal'  Lager  in  Amsterdam,  (ienoa  ^aach  ab  Fland  l'Or  Ankbeo 

benutzt). 

3.  Bei  einer  Colon ialhaudelspoUtlk^  wie  der  früher  so 
allgemein  in  Europa  herrschenden,  vollends  etwa  bei  einem 
Colonialsystem,  wie  dem  holländischen,  wo  die  Colonialverwaltung 
eine  grosse  feudale  Grundherrn-  Natnralwirthscbaft  darstellt,  ksnn 

die  Betreibung  des  Oolonialhandels ,  besonders  des  Absatzes  der 

Colonialprodncte  auf  eigene  Rechnung  des  Staats  im  Muttcrlandc 
und  Uberhaupt  im  Occidente,  auch  im  finauzielleu  Interesse 
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eher  räthlich  erscheinen.  Aber  auch  hier  empfiehlt  es  sich,  wenigstens 
den  directen  Staatshandelsbetrieb  in  £nropa  lieber 
anf zugeben  nnd  wie  es  Seitens  der  holländischen  Regierung 

geschieht,  diesen  Handel  einer  Ge.sellscb  al  t  zu  übeiti n^en. 

Soweit  »'in  solcher  Hamid  <ies  Staat.s  mit  (JolouialproUiu  tcii  noch  rechtlich 
gegenüber  dem  Inlaode)  oder  auch  bloss  thatäkchlich  (gegeuuber  anderen  Ländern) 
monopoiistisdi  ist  Mt  er  Obrigens  mit  unter  den  Ctorichtafmiict  der  Besten ernng. 
Dies  möchte  vom  holländ.  Kairechamlol  angesichis  des  grossen  Einflnsses  der  Auctionen 
der  Maatschappij.  dif  dm  Preis  tiir  halb  Europa  bestimmen,  selbst  heute  noch  etwas 
gelten.  Durch  die  monopolist  Orgaoiäation  eines  solchen  Handels  k&nn  den  (Jonsu- 
nenten  in  uderen  LSndern  äbniidi  wie  dorclt  die  Erbebong  elnee  AnifohrzoUa  auf 
Artikel  eines  Maturmonopols  (A.  Wsgner,  Art.  Zölle«  Stsatsw.  B.  XI,  860)  eine  Ver- 
branchssteuer  aufgelegt  W(  rden. 

Die  1824  gegrOndetc  Niederläud.  Handelsgeseil schaf t  (Ilamiclä- 
Mastscbappij)  besorgt  n.  A.  den  Tisnsport  n.  Verkauf  der  ihr  von  der  Regierung  in 
Indien  gelief.  Ck)luiiial}<roiIu<  te  in  Holland  auf  Rechnan^  der  Regienng  gegen  Pro- 
vision. Uebcr  die  Verhältuisso  der  Colonialprodiirtion.  ho»,  in  .lava.  s.  Rraurr,  in 
S  tei  n- Wappäus  Geogr.  H,  9,  S.  317.  Nach  d.  holl.-ostind.  Uoloii.-liudg.  für 
1807  war  die  Einn.  123  00  Mill.  fl.,  wo?on  U2-42  M.  fl.  als  muthmassl.  Erlös  aus  d. 
Ooloniaiwaarenverkauf  in  Holland,  wahrscheinl.  Üeberschuss  der  Einnahmen  über  die 
Austrabou,  der  dann  als  Zuschuss  tlt  r  ' '  lon.-Verwalt.  in  dum  Einnahmeetat  Hollands 
steht,  M  S«  Mill.  fl.  Nach  d.  A.  für  ]^7*»  sind  dieselben  Zahlen:  14ü-üü,  50*79 
10  S5  Miil.  Ii.,  nach  d.  Et.  f.  lh!52  be/..  13S1H  (wov.  Verkauf  v.  Kallec  45-71,  v.  Zinn 
4*89,  T.  Chinarinde  0-18  M.  S.)  —  148'50  n.  Deficit  y,  9  69  M.  fl.  Nadi  Banm- 
liauer  war  d.  Ueberschtiss  aus  d.  Geldmitteln  der  Colonien  für  d.  Budget  des  Mutter- 
landr-s  von  1947 — 51»  im  D.  jährlich  2214  Mill.  il.  im  tianzen.  inri.  jährlich 
9*b  Müi.  U.  Zinsen  für  die  auf  die  Golonicn  ubertrageuen  oder  für  sie  aulgenouuueneu 
Schulden.  Dieser  Ueberschnss  schwankt  sehr,  besonders  nach  den  OoBjonetoren  and 
Preisen  der  Colonialwaaren  in  Europa,  namentlich  ?on  Kaifee  und  Zucker.  Er  war 
(incl.  Zinsen)  z.  fi.  IböO  nur  17,  lb61  3219  MiU.  iL  nach  d.  £rgebn.,  1802  nach  A. 
18-57  Mill.  fl. 

4.  Der  vom  Staate  betriebene  Handel  mit  monopolisirten 
Artikeln  (Sali|  Tabak^  Pulver  n.  s.  w.)  im  Inlande  gehOrt  nicht 
zu  den  privatwirthschaftlichen  Thätigkeiten,  sondern  sn  den  Be- 
steaemngsfonnen  nnd  ist  daher  ans  einem  anderen  Gesicbtspuncte 
zu  betrachten  (§.  210  ff.). 

2.  Abschnitt 
(ileld-  und  Bankgesehäi'te. 

In  meiner  0  A.  lian's  §.  20S  ff.  Seitdem  habe  ich  die  Frage  der  Staatsbank 
^gebend  principiell  in  der  2.  Abth.  meines  Systems  der  Zettelbankpolitik  (2.  A. 
Freib.  1^73)  S.  ff.,  OOI» f,n  u  mit  sper.  Ilr/iehung  auf  die  Deutsche  Reichs- 
bank in  meiner  Z'-itelhankrefürm  im  D.  Keifli«'  [Werl.  IS75)  S.  149  (F.  behandelt; 
im  Wesentl.,  so  wie  in  der  (»,  A.  d.  Itau'sehen  l  iaan/w.,  aber  im  Trine  ipe  noch 
etwas  gfinstiger  ffir  d.  reine  Staatsbank.  Die  Krage  hangt  mit  d.  allg.  BaakpoL  za* 
sammen:  ob  neml.  Central isation  od.  Decentralis.  d.  Hankwes.  a.  inbcs.  d.  Banknotcn- 
ansff.  stattfinden  soll.  Die  Antwort  liii  rauf  kann  kaiiin  iinbcJingt  /□  Gunsten  od.  Un- 
gunsten d.  einen  od.  andern  Systems  ausiallen ,  da  die  Vuuuge  u.  Nachtiieiie  sehr 
getheilt  sind.  s.  meine  Zettelbaalitolitik,  S.  S2t  ff.  Bei  der  Gentrallsation  fragt  sich 
dann:  ob  Monopol-,  ob  pririlegirte  Bank,  und  in  beiden  Fällen:  ob  Staats-  oder 
Actienbank.  Genauer  ist  auf  d.  credit«  q.  bankpoUtiscbe  Seite  der  Frage,  bei  deren 
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Zuüammenhung  mit  der  sesauimten  (^rt^anisation  Jis  Credit-  u.  BaDkvesens.  aber 
wieder  nicht  hier  iu  d.  Fiu.wiss.,  sondern  ia  d.  YüiliLsw.sch.polit.  einzugeben.  Vgl 
jetzt  aoch  meine  Abh.  in  Holtzendorffs  RecMeiikoii  3.  A.  Aft  BeiclidMUik  i. 
meine  Abh.  Bankwesen  in  Scbönbeig's  Handb.  d.  pol.  Oek.  I.  bes.  §.  86,  *^S.  Die 
Xnthwendigkeit  einer  ..mehr  «reuit  inwirthschaftlichen'*  Organisation  dea  BanU 
weäuns  mittelst  Staats-,  Proviuzial-«  Kreis-,  Commaualbankeu  u.  dgi.,  auch  um  dem 
PrivatkaiiftiUaBiis  eine  seiner  ihm  zn  anascIilieeBlidi  dienenden  Statzen  zo  entziehen 
.und  die  Fnncüon  des  Banlvwesens  gemeinnüLciger  n.  erfolgreicher  f.  d.  ganze  Volles- 
wirthsch.  zu  gestalten,  ist  mir  seit  d.  Erscheinen  der  vor.  Aufl.  —  älinlich  wie  Wim 
Versicher.wcson  —  immer  klarer  geworden.  Doch  gehOrt  die  nähere  Erörterung,  wie 
freilich  auch  die  analoge  Frage  beim  Eisenb.wesen  nicht  hieher,  sondern  in  d.  Volks- 
wirdischaftspolitik,  weshalb  ich  hier  mich  noch  nicht  genauer  darauf  einlasse,  sondern 
wfs(>ntli<-h  nur  die  Darstellung  der  vor.  Auti.  224  SL  danelbet)  wiedelgebe.  Oeber 
einen  unverständ.  Antirifl"  Stein 's  s.  S.  2»i2. 

L  —  §.259.  Die  Frage  der  Kätbiichkeit  vonätaats- 
banken. 

A.  Fttr  die  Betreibung  von  Geld-  und  Bankgeschäften  dnreli 
den  Staat  kann  man  sehr  beaehtenawerthe  GrBnde  geltend  macheo, 

so  dass  solche  Geschäfte  nicht  kurzweg  wie  sonstige  Handels- 
geschäfte abzulehnen  sind.  Auch  liegen  erfolgreiche  Beispiele  des 
Staatsbankbetriebs  vor. 

Es  darf  hier  vor  allen  aut'die  Prcuss.  Bank,  jetzt  auch  auf  die  De  u  tsc  he  R  eic  hs- 
banlk  hingewiesen  werden.  Allerdings  war  jene  seit  der  Baukorduung  ven  1S46  keine 
reine  Staatsbank  mehr«  irefl  ihr  Stammkapital  groSBenCheils  PriTatpersonen  gehörte. 
Aber  nicht  nur  hatte  der  Staat  nodh  ein  eigenes  Kapiul  ?on  fast  2  Hill.  TUr.  vfast 
10"/o  des  Privatkap.)  in  ihr  stehen:  die  Verwaltung-  der  Bank  .-rfolgte  beinahe 
ganz  durch  Staatsbeamte,  was  der  entscheidende  Punct  fUr  die  im  Text  behandelte 
Frage  ist  S.  A.Wagner,  Zettelbankpolit.  S.  144 — 148.  —  Auch  die  Prenes.  See- 
handlung kann  genannt  werden.  Vergl.  über  diese  Bergius,  Finanzwiss.,  2.  Aofl» 
Berlin  1*>71  ,  S.  H'f]  ff.,  n.  olteii  S.  024.  Der  Heinertrag  der  Seehandl. ,  ürrC^ssten- 
theils  aus  d.  Geld-  u.  Bankgeschäft,  war  jährlich  1860  u.  61  'HOO.ÜOO.  li>62  400,000, 
1868—66  500,000,  1867  600,000,  1868—71  700,000,  1873  u.  74  Ergebn.  133,  l  lö, 
A.  1^75  1*33,  1876  1*15  Mill.  Thlr.  Im  Staatshanshaltsetet  sind  d.  Kosten  gleich  abgesetzt 
Näheres  in  d.  Beilagen  z.  Etat  Ende  I  *>T4  sehlossen  d.  Activcn  u.  Pass.  mit  ^T  ST  Mill.  Thlr. 
al),  unter  d.  l'ass.  \  Mill.  'i  lilr.  Kap. conto  (e.ig;.  Kap.).  Die  Anstalt  l)csorgt  allein  oder 
mit  Consoitien  v.  Bankhäusern  neue  Emissionen  v.  Obligationen  d.  Staats,  der  Ei:»cn- 
bahnen  n.  s.  w.  Das  Minliche  der  Seehandlnng  liegt  in  solchen  Geschifteo,  die  ufer- 
meidllch  ein  {grösseres  Risiro,  ein  stärkeres  speculativcs  Moment  mit  sich  bringen  und 
leicht,  von  «'inem  Staats  institut  hetrielien,  einen  naehtlieiligen  Einfluss  auf  die  Kapital- 
bewegung ausüben.  Das  hat  sich  auch  in  den  J.  1871  tt.  wieder  bei  der  Seehaodloog 
etwas  gezeigt.  Diese  Anstalt  onterliegt  daher  mehr  mlkswiithnchalttichen  und  poB- 
tischen  Bedenken  als  di*  Preuss.  Bank,  aber  sie  hat  gieichwohl  gerade  gegenwartig. 
auch  als  \  ermittlerin  f.  d.  Emission  v.  Staatsanleihen  ihre  gute  Seite.  Im  Et  f.  1^h3i>4 
steht  sie  mit  3  Mill.  M.  „Beitrag  z.  d.  allp  m.  Staataaosgabcn''  (wovon  2'73  Mill.  Ai. 
Beingewinn,  dem  Reinertr.  ?.  1881/82)  n.  0*27  Mill.  M.  KapjMielbrung.  Das 
Kapitalronto  d.  Seehandl.  ist  18S2  34  02  M.  M.  Seit  März  1S80  werden  alle  preuss. 
st^tsanlehen  durch  d.  Seehandl.  begeben,  Us  dahin  dnrch  Consoitieo.  Die  SeohandL 
verwaltet  auch  d.  Berl.  K,  Leihamr. 

Jene  Gründe  sind  die  folgenden: 

1.  Das  Bedflrfniss  der  FinaDzverwaltung  nach  einem 
BankiDBtitQt  zur  Vermittlang  der  Geldgeschäfte  des  Staats, 
einschliesslich  der  Kassen  Operationen  Iftsst  sich  durch  eine 

eigene  Staatsbank  zweckmässig  befriedigen. 
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Der  Staat,  namentlich  der  moderne  Grossstaat,  hat  z.  R.  Iiei  der  Aufnahme  und 

Abzahlung  von  Anleh<  n.  bei  uTosscn  oin  iitlichen  Unternehmungen,  wie  Eisciibalm- 
hauteo ,  bei  den  (ieidopcrationcii  für  die  Kriegsführung  u.  s.  w.  unrermeidlich  grosse 
(icldgeschäfte  auszufiihren,  Is  riier  veranlasst  die  laufende  Cassengebahrung  der  Finanz- 
verwmltnog  cbeDfalls  eine  Mvngo  Geschlfie,  boi  welchen  die  Vermittlung  eines  6ank> 
institiits,  besonders  bi  i  Zahlungen  /wischen  verschiedenen  Orten,  sehr  nützlich  sein 
kann.    S.  Whev  «licst-n  Pimct  o.  §.  122.   Die  Durclifühning  dir'sv^r  <i<*srh;irfi-  mit  Hülfe 
der  ausgebildeten  Technik  und  des  Zahluugsmcchanismuä  des  uiodenicu  iiaitkwesens 
bat  groeee  folkswirthtichafUirhe  und  Ünanssielle  Vortlieile  und  wirft  einen  erheblichen 
Gewinn  für  die  vermitielnde  Bank  ab.    Endlich  Ii.u  ijer  Staat  re^:elniiissig  grössere 
oder  gcrin^tTc  r'ass^»r»bestaride.  wclrli.-  er  im  Aiii;<iil)lii  k  iiidit  liratn  lit    Dicsn  können 
daher  aut  iiurze  IVrinine  ausgeliehen  werden,  was  wiederum  als  regelniüssigcs  (ioschäi't 
nur  durch  eine  Banli  gcscliefaen  kann  und  dann  nicht  tinbedeutenden  (lewinn  gew&hrt. 
Dittaer  Gewinn  lummt  at&tt  uanz  oder  weni^^tens  the.ilweise  Dritten,  dem  Staate  selbst 
wi»?der  zu  (iiiff  ninl  ilfi  Staat  wiiil  /.«ii^leich  zuverl.issiij.  r  und  W(>h!f<  il«  i-      von  Privat- 
baiKiuiers  oder  Acti<Mil)aiiken  bei  seinen  (»rldgeschiiiten  beiii<  iit.  wenn  er  au.s  eigenen 
Mitteln  eine  Bank  als  uigentlichog  Staatsinstitut  zu  diesem  Zweck  errichtet  und  auf 
seine  Rechnung  betreibt.    In  dieser  Weise  ftengirt  die  Wuss.  K«;  ichsb  i  n  k  mit, 
welche  von  iri"0">sen  riiiiLn  ilie  ein/i-re  wahre  Staatsbank  ist,  da  si<  j^an/  im  Eigen- 
thnrne  des  Staats  steht  und  ihre  Verwaltung  von  Staatsbeamten  —  unter  einer  gewissen 
Mitconirolc  von  riivatpersoneu  —  besorgt  wird.  Sie  ist  iusoferne  nur  eine  etwas  sclbst- 
ständig  hingestellte  Abtbcil.  des  rasa.  Finanzministeriums.   Gold  mann,  russ.  Papier^ 
vrcld,  S.  SO.    A.  Wagner,  russ.  P.ipierwähr.,  S.  22.'{.    Ein  solches  Institut  kann  auch 
anderen  Zweifren  der  St:wtsvcrwaitnng.  z  n.  di  r  Post,  namentlich  bei  der  Einrichtung 
von  Postsparcasseu ,  ferner  wenn  der  staut  «las  Lcbensvcrsicheningswcaun  selbst  mit 
in  die  Hand  nimmt  ntttzlicho  Httlfu  leisten,  bei  Ablösungen  u.  dgl.  m.  als  Rentenbank 
dienen,  wo  es  dann  keiner  besonderen,  sonst  dodi  dflers  hierfür  erforderlichen  eigenen 
Anstalten  frir  solcli-  SimmIi  rzweckc  bedarf,  sonrlern  nur  etwa  einer  eigenen  Abthdiuug 
eiuer  allgem-  inon  ilank  uder  Zw»"iiiaiist:ilien  im  Lande. 

2.  Der  Jietrieb  des  gewü  hiil  iclien  H andels  h  a n  k<re - 
scbäfts  und  des  Hodeucreditbankgcscliäfts  durch  den  btaai 
ist  in  banktechnischer  Hinsicht  wohl  zulässig. 

Einige  der  j^ewOhnlichen  Schwächen  des  Staatsbetrirbs  wenl  ii  ZNvar  au.  Ii  im 
H.inkwosen  leicht  etwas  hen'orti'<-ten :  das  Privatirest  lifiCt  wini  vor-irlitii^i  r  und  doch 
zugleich  energischer  betrieben  werden,  weniger  nach  buieankiatiacher  Scljablone,  mehr 
mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  d(*B  Verkehn  und  deren  Wechsel  Aber  schwer  fallen 
diese  Nachtheilu  im  gewöhnlichen  IlandelMbankgeschäft  nicht  ins  Gewicht.  Auch  muss 
die  Staatsbank  voniehmlirh  mit  der  Aclieni;  i  s«'llsr  liaftsba  n  k  verulicheji  Wi  rdcn. 
Einrichtung  und  Betrieb  di<'M  r  iieiduu  Banken  sind  im  Wesentlichen  nothwcndig  gleich- 
artig. Die  kleinen  gegenscitiKeD  VorzOgc  und  Schwachen  werden  sich  ztemfich  atUH 
gleichen.  FUr  die  Staatsbank  passt  nur  noch  weniger  das  Speenlations-  (Gredit- 
Mobilier-  i  <te.-?rh5f't ,  welches  alirr  von  den  jcewöhnlii  hen  Actien -Handelsbanken  und 
Aetieii-BodenciN-ditanstaltcn  clientalls  ausgcx  Idossen  wcixlcn  muss.  (A.  Wagner, 
Zcttelbankpol..  S.  410.1  Die  hau ptsru  h liehen  Act!?*  und  Passirgescli&fte  der  grossen 
modernen  Handelsbank.  ncmii<-h  Wechseldiscontirunü .  Lonibardirung  ^Bebihung 
gcwis-'T  Faustpfiindri-i.  selbst  ein  Ihm  lnüikktes,  vorsiditi-.'S  A<  tivcontO(  orn  nt^eschäft 
'•iner-,  Deposit<'n-  und  Piissiv-tjontocorr»  at-  (in<  1.  illieck-)  und  Noten-  (Banknoten-  oder 
Zettel-}  geschält  au<lererseits  lassen  sich  auf  /.iemlich  Teste,  beinahe  mechanischo 
Regeln  zurttckfükreu.  (Meine  Zettel b-imlit.  8.  270  fP.,  :(06  if.,  :m  ti.,  MH  II.,  '2H^  lt.) 
W'osi  ittli.  Ii  dasselbe  ;:ilt  von  den  (jeschät'ttMi  der  Bod  -  n  cred  itbanken:  d  r  Atis- 
hrihnuiC  auf  Ilypoth^-k  von  iruifllirfi<'ii  und  städliscbfii  (irnndstiirkoii  iirid  Häusern  und 
der  Ausgabe  von  PiHndbneTcn  aut  (trund  der  erworben«  ii  ilypoiltckcn.  Ebendeshalb 
eignen  sich  alle  diese  (kschsfte  für  den  Betrieb  durch  Actiengesellschafteu,  wie  die 
Krfahrun^^  zeigt,  recht  gut,  aber  im  Ganzen  kaum  weniger  far  den  Betrieb  durch  den 
Staat  mit  seinen  Brhördon  und  Beamten. 

3.  Eine  Staatsbank  kann  namentlich  das  Zettel-  oder 
Notengeschäft  ttbernebmeii  und  dadurch  dem  ätaate^  alsQ 
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der  Gesamm thei t  den  vollen  Gewinn  daraas  sa- 
fttbren. 

Diese  Frage  hio^  mit  der  MsammleD  Bank-  nud  nam.  d.  Zettelbanlifinge  eng« 
ZOSÄininen,  worauf  nirht  hier,  sonnern  in  d.  Rankpolitik  weiter  oinzu^j^ilicn  ist  Nihf^r^s 
bei  A.  Wagner,  Beitr.  z.  Lehre  v.  d.  Banken,  Lpz.  1S57,  bes.  Kap.  4 — 10;  ili-rs.,  die 
(ield-  n.  Crcdittheor.  d.  Peel'schcu  Acte,  Wien  lbG2;  Ueis.,  Art  Zcttclbank  im  Staats^- 
vöiterb.  XI:  ^era^  Syst  d.  Zettelbankpoi:  ders.,»  Art  Budnresea  in  8clttob«nrs 
Handb.  I,     60  ff..  So  ff. 

.Teiw  r  Vortheil  fallt  besonders  in  donjeniir  'ii  Stant-  n  ins  Gewicht,  wo  die  Bajtk- 
uotcuausgabe  nicht  freigegeben  ist,  soudern  von  Privat-  oder  Acticnbaukcu  aof  ünmd 
eines  Piifilegs  oder  Monopols  ansgeftbt  winl,  —  in  unseren  l^aaten  die  Re^L 
(ZetteIb.polit.  S.  20  ff.  d.  2.  A'  Hier  muss  dem^miss  ein  eigentlichem  Noten- 
regal  rechtlich  bestehen  oder  ils  hesf-  hend  angenommen  werden.  (Kb.  2.  A.  S.  1  A  £, 
594.  Es  iät  ein  Mangel,  wenn  ein  aussciiliesüL  Recht  der  Banknoienausgabe  ohne 
Weiteres  t  d.  Staat  b^nnspracbt  wird,  ohne  dass  dieser  sieh  auf  ein  diens  Beebt 
b^^rtudendes  Gesetz  der  Notenreiralität  berufen  kann.  Aus  dem  Manzre|ra1  fol^ 
ein  Banknoten  regal  mitnichten.  Eb.  S.  2  A.  d.  2.  A.  Ein  eigentl.  Notenregal  wird 
constituirt  durch  d.  bad.  Ges.  v.  5.  Juni  1S60,  Art.  n.  jetzt  f.  d.  Deutsch'- 
Reich  darrh  d.  Bankges.  r.  H.März  1S75.)  Mit  Recht  soll  ein  Th^'il  des  Gewinns, 
widcben  die  Bank  aus  dem  Notenges<iiäft  zieht,  in  solchen  l'ällcn  dem  Staat<r  zofliesscn, 
aber  statt  diesfs  Theils  wurde  eine  St.iatshajik  den  ganzen  (lewinn  der  Staatskass*'  rrr- 
srhaflen.  rentraüsation  und  D'-rentmlisatioii  rlrr  Notenausgabe  haben  sp-  rifls'^h'^  V^r- 
zu^e  und  Na*  hthrile,  »o  dass  bchwrr  zu  öagi;ii  iät,  welches  System  vorzu/i«'h<  it  i^L 
(Nasse,  Preuss.  B.,  Bonn  1866,  S.  21;  A.  Wagner,  Th.  d.  Peel'schen  Acte  S.257  C 
[verand.  Anffass.  gegen  Britr.  Kap.  10],  Art  Zettelb.  im  Staatswörterbuch  S.  33*. 
System,  2.  A..  S.  13  fT.,  60  ff.,  Schönberg's  Handb.  S.  SO  ff.)  Stellt  man  sich  ab.-r 
einmal,  wie  diu  Gesetzgebung  der  grossen  europäischen  Staaten,  auf  den  Standponrt 
der Centralisation,  wo  eine  grosse  Gentralbanit  allein  —  FranlcreiGh,  Oesterreich, 
Niederlande  u.  and.  kleinere  Staaten,  Baiern.  Wnrtemb.,  Baden,  Hessen  Q.a.m.; 
auch  Kusslaiid  gchöite  hierher,  wenn  die  Ifeirhs-Creditbilleto  eben  nicht  reiFies 
Staatspapiergeld  waren,  truudem  sie  formell  das  Passivuui  der  Koichsbank  bilden  — 
oder  ganz  aberwiegend  —  Orossbritannien,  Prenssen,  jetzt  Deutsches  Reich 
nach  d.  Bankgeset/  t.  1875,  K.  Sachsen  —  diie  Notenausgabe  vornimmt,  so  \a&i>t  sich 
wieder  behaupten,  dass  eine  Staatsbank  eiui  -^mI.Ii..  Function  ebenso  gut  als  einr 
Acticabank  in  banktechnischer  Uüu»icht  ausüben  kann.  Eine  eigene  Staatfipaiüer- 
geldansgabe  ohne  banhmSssi^e  Declrang  nnterblelbt  dann  ancb  eher  ginzllch  —  ein 
weiterer  Yortheil.  (l'cber  die  Bedenken  auch  liegen  das  zwangscurslose,  aomindl 
soj^ar  meistens  cinl5s'tari-.  aber  ni'  ht  baukmiissii^  '^-f'ilerktc  Slaatspapiergeld  s.  A.Wag  ne  r . 
Art.  TapiergeM  im  Siaatswörterb.  V  II.  65?{— 662  u.  System  S.  71,  194.  Ders..  Staate- 
Papiergeld,  Reichskassenscheino  u.  Banknoten,  Berl.  1874.  bes.  S.  14  ff.  Ders.  in 
SchOnbezg's  Handb.  II,  Abth.  Off.  Credit,  §.  34.) 

4.  Eine  Staatsbank  kann  das  stark  hervortretende  Bc- 
ddrlniss  der  Centralisation  int  Geld-  und  J5  uu  kgeschäfi 
l>esonders  gnt  nnterstützen  und  andererseits^  doch  durch 
ein  sehr  entwickeltes  Filialeonetz  die  bankmässige 
Organisation  des  Gredits  Uber  das  ganze  Land  ans- 
dehnen. 

In  dieser  Hinsicht  Übertrifft  sie  leicht  noch  die  Actien*GeiitraIbanV.  Sie  ubcr> 
nimmt  damit  "ine  wichtige  v<>lk  vvirrliichaftlicho  Aufgabe,  an  deren  Erfulluni;  dt?« 
Staate  viel  gelegen  sein  muss.  und  bezieht  doch  dafür  eine  genügende  Honte.  Der 
Gewinn  der  Banken  lesnltirt  daraus,  dass  ein  Mazimalgeschäh  mit  einer  Minimal- 
baarreserre  betrieben  wird .  —  wohin  die  Entwickelang  der  ganaen  GreditwiitiischBft 
t>trpbt,  ü.  was  bei  vermehrter  Centralisation  besser  zu  erreichen  ist  A.  Wagner, 
'i'heor.  <1.  P.  A.,  S.  III  ff.,  l?!.  Am  M.-isten  von  allen  rentraibanben  hat  die 
1' reu  Sa.  B.  in  der  Ausdohuuxig  ihics  Filiaincczcä  geleistet,  was  von  den  Uaiideld" 
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katniocrit  ah^ti  ruhuiond  anerkannt  worden  ist.  Nass  ^  PreuM.  8.  1  A*.  A.  Wagtier, 
i^ttelbaiikpol.,  2.  A..  S.  14.  579  fl'.,  603,  60t>»  Ö34. 

5.  Dureh  ihre  Stellang  als  Baoqnier  der  Finanz  Verwal- 
tung kann  besonders  eine  Staatsbank  in  erspriesslicber  Weise 
den  Geldrnnlanf  zwischen  den  Staatskassen  nnd  dem  Pnblicnro  ver- 

niitteln  nnd  die  Stürniigeii  des  Geldmarkts,  welche  ans  der  Ein- 
wirkung der  Staati^kasseugebaiirimg  auf  den  Geidumlaul  leicht 
hervorgehen  (§.  122)  verhüten. 

In  allen  diesen  Besdehongen  wird  durch  das  Staatshanksystem 
das  Finanzinteresse  nnd  das  volkswirthsehaftliehe  Prö- 
da et  ion  sinteresse  an  einem  gut  geordneten  nnd  geleiteten  grossen 
Oredi^  nnd  Bankwesen  recht  wohl  wahrgenommen.  Dazn  kommen 
aber  auch  hier  noch: 

6.  ErwSgun^en  ans  lieni  Gesichtspinicte  des  volkswirth- 
schaftlichen  Vertheiluugs-  und  des  socialpolitischen 
Interesses. 

Durch  eine  inSclitige  Staatsbank  Ijcscbränkt  der  Staat  iu  od  nähr  enranschter 

Weise  die  Ma^  lit  des  gross-  ri  Priv.itlNripitals  und  übt  nh<'V  das  letztere  jederzeit  eine 
wirksam«-  Controle.  mit  aus.  Hierin  kann  z.  B.  die  reine  btaat^ibank.  Wf  l.üf«  das  Noten- 
luonopol  aQüubt,  auch  nucb  einen  Vorzug  vor  der  Actien-Monopoll»a)ik  liabon,  weil 
letztere  ron  den  gnweii  Kapitalisten  Qnmittdbar  abhängt,  trotz  etwaiger  Mitwirkung 
des  Staats  bei  der  Venraltnng. 

§.  260.  —  B.  Von  den  Ge^^e ugr linden  gegen  Staatsbanken 
haben  einige  zwar  nur  einen  relativen  Werth,  andere  lallen  aller- 
dings erheblich  ins  Gewicht. 

1.  Das  in  gnJsserem  Umfange  durchgefuhi-te  Staats  bank- 
systembringt wieder  nene  grosse  Kreise  der  Bevülkernng 
in  eine  gewisse,  oft  reebt  fflblbare  Abhängigkeit  von 
der  Staatsgewali 

£iu  solches  neues  Clientelvcrhiiltuiss  bat  seine  politischen  Bedenken.  Auch 
kann  die  DnparteiUchkeit  der  GreditgewShrung  in  wirthscbafUicb  nacbtbeUiger  Weise 

i;'  fahrdot  weixicn.  Der  Staat  erlangt  ferner  mittebt  solcher  Banken  Uber  den  ganzen 
(icldmarkt  mh  )  ill)er  ilie  ^'ollswirthschaft  eine  «grosse  Madit,  welclio  wirths'  haftlich 
bedenklich  werden  kann,  weil  die  Politik  dann  leicht  noch  uuiniltclbarer  und  stärker 
auf  die  wiithschafitlichctt  VorbSltnisse  einwirkt  —  Aber  auf  der  anderen  Seite  wOrde 
in  demselben  Maassc  die  bestehende  Ucbennacbt  der  grossen  Privat-  und  Actien* 
baiilvcn  und  damit  der  ,.Privatkapit:ilismub."  par  cvcelleiice  bedcliränkt.  das  Patronage- 
wcseu  derseliicii  beseitigt  werden,  was  seine  grossen  socialpolitischen  Vortheile  hätte. 
In  dieser  Hinsicht  sind  neuerdings  bemerkenswerthe  Wunsche  und  Bestrebungen  heiYor- 
getretcii.  I)i<:  Greditbedorfnisse  der  kleinen  Gesclml'tsleutc  wurden  leicht  besser,  sicherer, 
wohlfeiler  bei  einem  Staatsbanksystem  als  bei  dem  bisherigen  befriedigt  wciiden. 

8.  £ine  Staatsbank  wie  die  bisher  Ablieben,  welebe  als 
Zettel-  nnd  Depositenbank  fungirt,  befriedigt  vorzugsweise  das 

CreditbedürlniöS  einzelner  G-eschäftskreise,  dient  daher 
vornehmlich  einem  Ciasseninteresse. 
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Auch  eiao  iStaatsbauk  —  ja  sie  gerade  doppelt  —  mws&  aemlich  <tie  k:ri»te  Kee?^l 
ftUw  Bankwesens  befolgen:  nur  äbnliclien  Credit  zu  lieben,  wie  %if  selbs: 
nimmt;  also  in  diesem  Falle  kurzfristigen,  (ücbcr  dieses  <  n>t'-  Haijki;r<elz  s. 
A.Wapfner,  Art.  Zcttelb.  im  Staatsvörterburh  XI.  305,  in  Schönberi;'s  H.iiaih.  I,  ^.67.1 
Denn  die  Gelder«  itber  welche  sie  im  Dopositcngesclikft  mit  dem  Staate  und  mit  Prirateo 
und  durch  die  Notenausgabe  vrrl'ügt,  sind  äämmtlich  stets-  oder  kurzfälli^e  Passirx. 
DemgemBss  darf  sie  auch  nnr  Wechsel  discontiren,  die  knize  Zeit  lauf«  tt,  and  DMldicn 
gcg^en  Unt'Tpfnnd  aiirh  nur  auf  Vm/.i-  Zeit  •rewähren  u.  s.  w.  In  Folge  hiervon  giebr 
sie  all<Tdinu>  vornchmlirh  d<n  Ilamlcl  tp  ibrnilen  Class.'n  Crwlit:  ist  insofern",  nnrh 
diesem  ihrem  iiHtiiilicbcn  Wirkungskreis»  benannt,  eine  UahdcUbauk.  Das  bienim 
fegen  Staatsbanken  abf^eleitete  Bedenken  ist  jedoch  auch  nirJit  dnrchscblageDd.  lüdit 
ans  irgend  r-iner  iiartoiiscL-ii  Absicht,  somlern  nach  der  Natur  ihres  ganzen 
Geschäfts  koniuif  dir  ( 'ivditgowährnns-  '"iiicr  solchen  Bank  vorzuirsw.'iso  df»n  Handel- 
treibenden (iute.  Wechsel  aus  anderen  GoschäftakreiscD ,  wenn  sie  nur  den  noth- 
▼endig  im  Ihteresse  der  Sicherheit  der  Bank  zu  Btellenden  Bedingungen  eut>]>recheD. 
werden  ebensogut  disoontirt,  nur  finden  si^'  sirli  thatsÄchlich  sehener.  Das  Lombard« 
gearhäfl  ist  allgemeiner  zugänc^lirh.  Die  BefriedigunE:  des  Credit1»edtirfiusses  def 
Handeltreibenden  nutzt  endlich  indir<t<-t  auch  den  anderen  (blassen,  denn  dadurch  ver- 
mindert dch  die  Goncnnenz  am  Credit  bei  anderen  Kapitalverlelb«ii  und  Binkeit 
BdaUgemdnerergemeinwiEthschaftllchdrOlgaoisation  des  Bankwesens  Hessen  sich  Ubrip  :  ^ 
aoch  f!inrichMiMp:*»n  treffen,  den  Noteneredit  der  Centraibank  mittolb  tr,  nenili  b 
durch  Gewährung  ron  Darlehen  au  andere  üHentliche  Banken  gegen  geeignete  Sicher- 
heit« auch  vetteren  Kreisen  der  BerMlnrung  als  gegenwärtig  zugänglich  m  machen. 
Und  schliesslich  wurden  neben  solchen  Staats-Handclsbanken  Staats-Bodencredil- 
banken  mit  Pfandbriefansgabe  banktechnisch  recht  vohi  znliflsif  sein. 

3.  Ein  Btaatsbanksystenii  besonders  die  Uebertrsgong 
der  Notenansgabe  anf  die  Staatsbank,  fllbrt  leicht  zn  einer 

engen  Verbindung  der  Staatsfinanzen  uüd  des  Geld  und 
Crcditwesens  eines  l.andes. 

Daraus  können  grosse  w<'»  hselseitige  (iofahren  h'Tvorj."  h'-n  namentlich  die.  •^a^> 
die  Bank  aus  ihren  vom  Publicum  entlehnten  Mitteln  (Not'  U  und  Depositea)  deai 
Staate  za  wUlftbrig  Credit  gewihrt,  der  dann  schver  zu  lealisiien  ist,  —  was  nar 
zu  leicht  zur  Zerrüttung  des  Geldwesens  i^hrt:  zur  Wirthsehaft  mit  nneiu lösbarem 
Papiergelde.  Dies  wirkt  dann  wic(!''r  auf  die  Verschl<'rhtenine:  der  Finanz-n 
höh^es  Deficit  u.  s.  w.  hin.  Allerdings  können  nun  diese  Geiahren  diuch  eine  irute 
Gesetzgebung,  strenge,  anch  parlamentarische  Controle  des  Finanz-  und  Staatsbank- 
wesens, vorsichtige  Beschrankung  der  statthatten  (3reditgewährung  der  Bank  an  den 
Staat  (Zettelb  pol  ,  S.  (112  H'..  die  Cautelen.  welche  ich  f  (ir  eine  reine  Staatsbank  ror- 
geschlagen;  —  Vorschlag  f.  d.  D.  Keichsb.  in  meiner  Zettel bankref.,  S.  181  [Art.  3:^|  . 
bewihrte  und  genan  befolgte  I>ecknng87orschriften  far  die  Noten  und  die  steüs-  und 
knrzfälligen  Depositen,  namentlich  grundsätzlichen  Auss' )ilus>  .  in«  r  Forderung  der 
Bank  ati  den  Staat  von  d«T  specicll'-n  De<  kung  dieser  Passiva  ^Zcttclbaukpol. .  S.  269, 
41  ü.,  41b  H.),  erheblich  vermindert  Wiarden,  —  in  Staaten  mit  sehr  gefe^steten  öffent- 
lichen Zuständen  so  sehr,  dass  sie  wenigstens  in  Priedenszeiten  beinahe  Ferschwinden. 
Auch  hat  die  Er&hruDg,  noch  neuerdings  wieder,  gezeigt,  dass  PapieripeUhrirdBcbäft 
ohne  Vcnnittiun^  von  Staatsbanken  und  Rankc-n  überhaupt  gleichfalls  leicht  einreisa^t 
(Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  franz. .  •'»sterr.  Papiergeld wirthsch.  in  der  Kevoluri-.n^- 
zeit,  FUSS,  im  Krimkriege  u.  letzten  Tiirkenkriege) ,  und  dass  grosse  A«  beuce-ntral- 
banken  Tom  Staat  aosgebentet  werden  (England  in  d.  fmnzSsiaehen  Blefolntionsidt 
Oesterreich  ISIS  ff..  1S54,  1S59,  1S66,  Frankreich  1S70,  Italien  1866).  Dennoch 
möchte  kaum  /u  leujrnen  sein,  dass  eine  eigentliche  Stantsbanl  in  politisch -^r 
Bedräng niss,  in  kriegsgeiahr,  in  grosser  acuter  llnanznoih  deti  Staats  die 
Yersnchuni^  noch  erhöht,  mittelst  der  Notenpresse  den  FinanzbedOrfoissen  gencfct 
zu  werden,  und  dazu  eine  noch  bequemere  Handhabe  giebt  als  eine  Actienbaok  sdhm 
mit  'l*-r  willfTihrigsten  und  schwächsten  A'erwaltung  an  der  Spitze.  (Selbst  die  Uesterr, 
Nationalbank  — 62  ist  anzuführen.)  ICbenso  liegt  in  ruhifer,  normaler  Lage,  wv 
jede  Gefahr  fur  die  Solrenz  der  Bank  fem  scheint,  die  Versudwag  niher,  die  Actiia 
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der  Bank  zu  verschlcclUern,  Ufirt  nlisirbare  und  ächwer  r«"aIi>irU;ir»'  Aii.sstaii«lo  zu  eriatige», 
dit'  leicht  reati>irbar  zu  haltcudcu  Fonds  der  Bank  im  Staabiiaubhalte  fest/alegcu  o.  b.  w. 
I  Bemcrkenswerth  ist  z.B.  die  Verwendung  der  grossen  Depositen  der  ehemaligen  russ. 
Banken  fUr  die  i-'inauzzwrerkc  d-b  Staats  itt  j^anz  nurnialcr  Zeit,  (ioldmann.  russ. 
Papiergeld,  S.  60.)  Im  Kriegsfall  kommt  endlich  iniiiierliin  l>ei  rciinlli-li  r  Invasion 
auch  die  Gei'abr  der  Bcschli^pahme  der  Bankfonds  als  Staatseigeuthum  wehr  in 
Betracht 

niss.  Zu  einer  unbedingten  allge- 
meinen Entscheidung  kommt  mau  bei  einer  Abwägung  dieser 
Gründe  für  and  wider  kaum«  In  der  neueren  europäischen  Praxis 
hat  man  sich  meistens  aus  politisehen  und  finanzpolitischen  Gründen 
bestimmen  lassen,  den  eigenen  Betrieb  von  Geld-  und  Bankgc- 
Hcbäften  Seitens  des  Staats  als  eine  doch  besser  zu  vermeidende 
])rivatwirth8chaftliehe  Thätigkeit  anzusehen  und  desbbalb  aui  reine 
Staatsbanken  zu  verzichten. 

So  ist  man  namriitlieh  in  drm  wichtifron  Falle  verfahrr<ti.  wo  die  Entscheidung 
prewfthnücU  praktisch  allein  ?orlaj^:  bei  der  W  ahl  zwischen  einer  privüegirten  oder 
>Iouopol-Noten bank  in  Form  einer  Actienbauk  oder  einer  Staatsbank:  Errichtung 
der  Oesterr.  Nationalbank  181ü  als  Actienbaultf  Beizichan^  Ton  Piirfttkftpitallsten 
Mild  Kinrichtiin--  eiinT  Mitcontrole  tlurch  rrivatpcrsoncn  h  l  ,lrr  Pmis^i.  1^  ISK». 
r>.  V.  England,  von  Frankreich  Privatinstituk'.  l]iiii;ostaitunp  der  Preusf-..  iiauk 
iti  die  Keichsbauk  u.  Wahl  der  Acticageäeiischaftsloriu  tur  dit^e  ISIo.  Dio 
nationalökononüBcheii  Schnlaonchteii  gegen  ^recte  Staats (Ibenuüime  solcher  Wirth- 
sobillag«bieto  spiachAn  dabei  f jeiUeh  mit 

Die  Wissensehaft  wird  am  Riehtigsten  verfahren,  wenn  sie 
zugesteht,  dass  die  allgemeinen  GrUnde  für  und  wider 

nicht  allein  entscheiden  köinieii,  sondern  dass  die  Entscheidung 
stets  mit  nach  der  concreten  |)i»litisch-fin  an  / i  el  1  cn  l^age, 
der  inneren,  wie  der  äusseren,  des  betreilendcn  ^>taats  nnd 
Landes  zu  treffen  ist.  Demnach  werden  die  Gründe  für  nnd  wider 
ein  verschiedenes  Gewicht  erhalten. 

für  die  Wahl  der  Actienbsnk  konint  in  Betracht,  dass  sich  d«r  Staat  bei 

der  Uebertragang  des  Rechts  zur  Ausübuiii?  des  Notenrej^als  hinlänglicJi  finanzielle 
Vnrfheile  und  Controle  uinl  Mitwirkun^^  h>  \  der  Vcrwaltunu"  vor!)ehalt.n 
kann,  nin  ohne  wetteutliche  Bedenken  auf  eine  roinc  Staatsbank  zu  verzichten.  Dieser 
t-mstaiid  miuB  zwar  nicht  darehaus,  darf  abcff  wohl  mitimter,  t.  B.  in  der  Lage  Deutsch- 
lands, d.  ii  Aasschlair  get^en  eigene  Staatsbanken  irebcn.  So  habe  ich  das  Voi^hen 
im  Falle  der  Dr'Otsrli.'n  I^M  •!l^hank  motivii^.  Zcttelbaiikp  l'orin ,  S.  14?»  (T.  NamcntL 
die  äussere  poht.  Lage  ä2)rach  hier  wohl  dafür  mit.  Ich  hiitte  mich  aber  schon 
damals  mit  einer  reinen  Staatsbank  anrh  befreundet.  Vgl.  Zettetbankpolitik  S.  .594— 59(). 
l'cber  d.  besond.  Einrichtnngeu .  W'Iche  eine  reine  Staatsbank  nöthi-j;:  macht.  ^.  cb. 
S.  t»09  fi".  Am  Wichtigsten  s.  d.  Bestimmungen  über  fiochärte  /wischen  der  Bank 
u.  der  Finatlzverwalt. .  eb.  S.  612  IF.  ~  Auf  die  ütstaltuuf»  der  Verwaltung  einer 
I)ri?il.  Actien-Zettelbaidi  ist  hier  nicht  näher  einzugehen.  S.  eb.  S.  596  (f..  614  11. 
u.  d.  Reichsbankges.  v.  1S75.  Die  Uebertrsgnng  der  Leitung  u.  Verwaltung  d.  Bink 
Iii  Staatsbeamte,  wie  ht-i  der  Prcuss.  it.  jetzt  d,  Iv  iclis}»;ink.  ist  empfchlenswerth 
u.  iiiiiiiMt  die  wichtigsten  lledenkeu  uei^eii  den  \'erzicht  auf  eine  reine  StaatsKank  iort, 
zumal  gciiugund  f.  d.  Finanz intcrusse  des  Staats  gesorgt  werden  kann,  s.  ^.  liil. 
Die  GsQtelen  gegen  oiae  Ansbentung  der  Bank  zu  Flnansnrecken  des  Staats  sind  stets 
Ites.  wichtig,  s.  Zettelbankpol.  S.  612.  fn*<.  117,  meinen  articu!.  n.uikjreset/.entwurf  in 
der  2ettelbankcefonn,  s.  Art.  dü,  Preuss.  Bankoidn.  §.  91,  Beicbsbaokges.     35.  Ich 
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biUte  dittsö  Btt&tiiamuiigüU  uocli  etwas  scharfer  gtiwQttSiht,  «twa  so  wie  uu  Oe^U 
aber  den  BeichaliirftlideofoiidB  v.  29.  Mai  187»  (hfm.  12). 

IT.  —  g.  262.  Die  Geschäftsverbindung  des  btaau 
mit  Privatbanken  nnd  die  Gegenleistungen  der  letzteren, 
besonders  der  Zettelbanken,  an  den  Staat 

Hier  wird  jelst  nur  dl«  finansielle  Seite  der  Bankfrage  betrachtet  Alke 
Andere  gob5rt  in  die  Bankpolitik  als  Tlieil  der  YoUavirthflclupolitik. 

Der  Staat  tritt  sehr  zweckmässig  in  regehuilssigc  Geschäfts- 
verbiiuluiifT  mit  einer  Bank,  indem  er  mit  derselben  ein  Contocorrent 
ilihrt|  in  welchem  er  regelmässig  der  Creditor  sein  wird  and  sein 
soll:  sog.  öffentliches  Depositengeschäft 

A.  Wagner.  Zcttclbankpol.  S.  385  'ff.  Gross»'  Kotwieklong  bef  der  EafrL, 

Franz.  (auch  Kuss.)  H.;  noch  nicht  irenngeml  bei  der  Preuss.  u.  Oo>tcrr.  R. 
bedeutender  bei  der  Deutsrhen  Heichsbank.  S.  o.  §.  122.  Eine  soKhc  V-  rl  indunf 
hat  das  Gute,  das»  mUssige  Staatsgelder  fnietiticirt  werden  und  auch  in  der  Zeit  m 
elDeui  grösseren  Einnahme-  </.  H.  Steuer-)  Termin  bis  zu  einem  grOaseren  ZaUmgs- 
termin  (z.  B.  toi  die  Zinseii  der  Schuld)  im  Verkehr  dnd. 

Ans  dieser,  sowie  ans  den  weiteren  Verbindungen  des  Staate 
mit  einer  Bank  and  aas  der  Verleibnng  von  Bank  Privilegien, 

insbesondere  des  Hechts  der  Ausgabe  von  11  a  ii  k  li  o  t  e  n  in 
Gemäßsheit  des  dem  Staate  zustehenden  Regals  der  Noten- 
ausgabe, gehen  dann  Ansprüche  des  Staats  auf  Ver- 
gütungen hervor. 

A.  Berechtigung  einer  Gegenleistung  der  Bank» 

1.  Da  die  Bank  aus  den  Staatsgeldem,  welche  bei  ihr  stehen 
und  Kam  Theil  in  ihrem  Geschäfte  ausgeliehen  werden  können, 
nicht  uuci hebliche  V'ortheiie  zieht,  so  ist  es  zunächst  billig,  dass 
bie  dem  Staate  dafür  eine  Vergütung  gewährt.  Diese  kann ,  wie 
im  Depositengeschäft  mit  Privaten,  in  der  kostenfreien  oder  wohl« 
feil  berechneten  Uebernahme  mancher  Dienste^  Besorgung 
von  Geldgeschäften,  Kassenverwaltung,  Staatsschuldenverwaitniig 
oder  auch  in  der  Gewährung  von  Zinsen  auf  das  Staatseonto- 
corrent  bestehen. 

üebcr  die  Methoden,  wie  eine  Baak  ihren  Deponenten  die  UebcrlasMing  dti 
Depositen  z.  Benntznog  TergQtet,  A.  Wagner,  Beitr.  S.  51 — 56,  Art  Depositen  im 
Handwörterb,  d.  Volkswirtbschaftslehre.  Die  En^l.  u.  Franz.  R.  a.  jetzt  auch  die 
Deutsche  Heichsbank  tjcwährcn  wedpr  auf  die  Privat-  noch  auf  d.  Sta^itsdepos. 
Zinsea.  Bei  der  Festsetzung  der  finanziellen  Gegenleistungen  dieser  Banken  an  dta 
Staat  wird  jedoch  auf  den  Umstand  Radkaicht  genommen,  dass  grosse  Saldi  SIT.  Depo- 
siten fructiticirt  werden  kOnnen.  D,  D.  Beichsb.  noss  na<ii  §.  22  d.  (ios.  r.  1S75 
unentgeltlich  f.  d.  Hcich  ZahlnngOD  annehmen  und  bis  zur  Udhe  des  BeichagnthaÄtess 
leisten.    S.  o.  §.  122. 

2.  Wenn  keine  volle  Zettelhankfreiheit  existirt,  sondern  die  I 
Befugniss,  Banknoten  auszugeben,  einer  Bank  durch  besondere 
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Cooc€88iooeu,  Privileg  oder  Monopolgewähruug  vom  »Staate  über- 
tragen werden  mnss,  so  kann  und  mnss  hiertllr  eine  Gegenleistung 
der  Zettelbank  aasbedangen  werden. 

Jüics  iät  gerechtfertigt«  auch  wcnu  nkh  der  Staat  das  ausschliessliche  Recht 
der  Notenausgabe  nicht  im  finanzienen  Interesse,  dah«r  nicht  als  Finanzregal, 
sondern  im  fdtowirtlist  liafllichen  Interesse  wcgtii  der  besserrn  Si<  herang  des  (icld- 
uud  Crcditwcscns  vorbehalten  hat  Denn  nnr  fiir  letzteren  Zweck  ist  ein  Notcnregal 
zulässig.  (Nor  luissbr&achlich  kann  im  Vorbehalt  des  Notenrechts  eiti  Finanzrugal 
gefunden  werden,  aber  es  macht  sich  diese  Auffassung  rerfthrerisch  leicht  geltend, 
wenn  einmal  der  Staat  das  Hecht  auch  bloss  aas  wirthschaftspolizeilichen  (iründen 
v..il..lii.It.  El..  S.  2  ff.  (d.  1.  A.\  Andere  Auffassung  bei  Stein,  1.  A.,  S.  160). 
l>ie  Äusbedinguiiu  einer  Gegenleistung  ist  sogar  (geboten,  weil  von  einer  solchen 
Bank  ein  ücwinn  gemacht  werden  kann,  der  andern  wegen  des  Ausschlusses  der 
Zettelbankfireibeit  nntersagt  Ist.  Nur  wenn  das  Becht  der  Notenausgabe  auf  Grund 
a1Ijr''mr'iner  Ikdinsrun^fn  von  jeder  Bank  zu  erwerben  ist,  also  keine  Sonderrechte 
<Ttlieili  wenieii .  winl  von  einer  besoiuifTcn  (icgenleistung  abzusch^-n  «ein,  I)!*'sc 
let/.terc  fällt  andernfalls  unter  den  Bcgrili  der  Gebtlhr.  Hieruber  Näheres  bei  A. 
Wagner,  Zettelbankpol.  8.  460—463.  In  d.  Beich8b.-Ge6etzg.  r.  1S75  ist  anch  den 
älteren  Banken  pi  g- nulx  r ,  die  das  Kecht  der  Notenausgabe  liereits  besassen  u.  be- 
hielten, von  «  iiief  rege luiässi cfen  Abj;al>r  fnr  das  Priviloi^ium .  resp.  ftir  drss'-n 
Fortdauer  nach  dem  I.  Jan.  187b,  abgesehen  worden.  Die  sog.  Notensteuor  tniit  mit 
5"/.,  p.  a.  nnr  deiOenigen  Betrag  der  darcb  den  gesetzlichen  Baarromth  nicht  ge- 
deckten Banknoten,  welcher  den  einer  jeden  Bank  im  Gesetze  zugemessenen  Antheiln- 
Hetrag  nt-  <\<'m  sotr.  ungedeckten  Notenuinlanf  übersteigt.  Kine  ..Steuer*',  die  doch 
wohl  hoch  am  Krstea  als  eine  iu  dem  besonderen  Falle  des  ausgeduhutercn  Noten* 
aaklaa&  en  zahlende  Gebühr  zu  qnaUficiren  ist,  als  Gegenleistung  fUr  diese  be- 
sondere Erlau bni SS  des  Staats.  Ertragsanschlag  im  Reiclisbndg.  1876  50,000  M., 
aUiT  thatsr»rhl.  in  diesem  Jahre  kein  Ertrag.  Seitdem  ist  derselbe  mehrfach,  neuer- 
dings auch  durch  bezugl.  Zahlungen  der  Keichsb.  (bo  i.  IbSi  27,179  M.),  aber  durch- 
weg nur  in  kleinen  Summen  vorgekommen  (A.  f.  1984/85  im  ReiehBeL  26,800  H.). 

3.  Oft  gewäbrt  der  Staat  einer  Bank,  welche  er  zur  Noten- 
anegabe  ermächtigt,  besonders  einer  hierzn  in  höherem  Maasse  oder 
ansschliesslieh  priTilegirten,  noch  den  weiteren  Vortiieil,  das»  er 

ihre  Noten  au  sciueii  KasBcu  in  Zahlung  anzunehnien 
verspricht. 

Hierdurch  giebt  er  selbst  der  Bank  für  den  durchschnittlich  in  seinen  Kassen 
h»^fiiidli(  hen  Notenbetrag  einen  beträchtlichen  (^redit.  und  macht  ausserdem  die  Noten 
im  Verkelir  viel  umlaufsfahiger,  weil  dieselben  zu  den  Zahlungen  an  den  Staatskassen 
benutzt  werden  können.  L'llr  die  Bank  stellt  sich  dieser  Noteucredit  als  unverzinslich 
herans,  aoveit  sie  dalttr  nicht  Baardcckung  hält.  Mit  Recht  wird  daher  auch  für  die 
Kinräumung  dieses  werthvollen  Vortheils  eine  Gegenleistung  der  Bank  /u  fordern 
«•ein.  Zcttelb.pol.  S.  4.H- — 46.  450  Uber  d.  Bedeutung  dieses  wichtig^en  ömstandn.  .M>7. 
Die  bei  den  |>reuss.  Bankuetcn  bestehende  Verpflichtung  dor  Staatskas^scu ,  die  Noten 
in  Zahlung  za  nehmen,  Ut  nicht  auf  die  Koten  der  Reichsbank  übergegangen  (Reichs- 
bnnkges.  von  1875,  §.  2),  aber  factisch  ist  der  frühere  Znstand  geuieljen. 

B.  Form  der  GegCDleistiing.  Die  Gegenleistung  für  die 
einer  Bank  im  ZettelgeschUft  gewährten  Privilegien  und  Vortheile 
kann  mit  deijenigen  für  die  Ueberlaasang  der  Benutzung  der  Staats- 
depofiiten  verbunden  werden,  so  bei  d.  Engl  n.  Franz Os.  Bank. 
Sie  ist  in  der  Regel 
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1.  eine  iinanzielle,  und  zwar: 

a)  entweder  ein  direetes  Darlehen  ans  dem  StammkapiUi 
der  Bank,  nnTerzioslieh  oder  niedrig  Terzinslich,  während  der  Dauer 
des  Privilegs  gar  nieht  oder  nur  bedingt  kttndbar. 

Näheres  bei  A.  Wapner,  Zettelbankpol.,  S.  460  (f.  Solche  Darlehen  '»m  i 
Knjfl.,  Französ.,  Uesterr.,  Krankfurter  B.  Eb.  S.  461.  Näh.  über  die 
wickelten  Abrecho.  zw.  der  Engl.  B.  u.  dem  Schatz  Qber  die  Leistungen  u.  Gegen» 
Iciät..  cb.  S.  460,  Anm.  859.  Bei  den  3  ersten  Euken  wsr  m  Finanznoth  oder  Sehen, 
ein  Anleheu  rnif  ofrenem  Markte  auf/jinelini  rt ,  waa  zo  dem  Anlehen  bei  der  Bank 
führte.  Der  fiuan/iello  Worth  eines  solchen  Dadehns  bemisst  sich  in  der  Hauptsache 
nach  dem  Zinägewinn.  Jedes  bolchcb  Darlchou  macht  aber  ciueu  grdääereu  odei 
geringeren  Theil  der  Btoktcti?»  nnrealisirbar  oder  scliver  renlisirbnr,  selbsl 
wenn  für  den  Nothfall  vom  Staate  Thcilsrhuldycrschreibongen  in  börsen'.-^  intricrer  Fonn 
zur  eventuellen  Voranssernng-  hintorlej^t  werden  (so  bei  d.  Frankfurter  u.  Fran/<)^. 
B.).  Dadurch  kaua  die  Lage  der  Bank  in  Krisen  erschwert  werden.  JedenfalL»  wira 
ihre  LeistQogBfUugldt  gende  in  solchen  Zeitpnncteii,  wo  eine  grosse  Gentnlbank  nn 
(lUnstigsten  wirken  kann,  beeintrichtigt  Besser  ist  daher  diese  Form  der  fiDMizlelleB 
ti^nleistong  m  Tenneiden. 

b)  Odei  die  Bank  gewährt  dem  Staate  einen  Antheil  am 
Reingewinn,  die  passende  Form  solcher  Gegenleistung,  wobei 
am  Resten  derjenige  Gewinn,  welcher  eine  billig  zu  benie.ssende 
Rente  des  Stammkapitals  der  Bank  tLbersteigt^  nach  einem  zu  ver- 
abredenden Satze  getbeilt  wird* 

So  bei  der  Preuss.,  Belg.  Nat.-,  Bad.,  Oldenb.,  WUrtemb.  Zettelbauk  u.  a.  m. 
jetzt  bei  der  D.  Ueichsbank. 

Je  grf^ssere  Vortheile  die  Bank  vom  Staate  bezieht,  z.  B.  je  umfassender  ihr. 
Notenprivileg  i&t  oder  je  höher  die  Staat?depositen  durchschnittlich  sind,  de>io  grösser 
kann  der  Ciewinnantheii  dos  Staats  werden.  Diese  Einrichtung  stört  den  Baot^betiieb 
weiter  nicht 

Bei  d.  Preuss.  B.  bezog  der  Staat  die  Hälfte  des  Kein^ewinns,  welcher 
bleibt,  nachdem  er  für  sein  Activkapital  M"..  die  Privaten  ftir  das  ihre  l'/*  Proc.  er- 
halten haben.  Dieser  üewinnantheil  betrug  im  D.  Ib58— öl  y  13,000»  'lSö2— 6^ 
1.356,000,  1806-69  ],601,000,  1870—71  2-19.  1872  2*46,  187S  3*79,  1874  2-3S 
Millionen  Thlr. .  inrl.  Zins  auf  die  Staatskap.  n.  Verzins,  u.  Tilgung  der  Anleihe  r. 
ISöf)  (vornchml.  zur  Ein/.iehvn<r  v.  Sfaatspapiei|feld).  Bei  der  Keichsb.  wird  d.  (ie- 
winn   tiber  4V«7o  :^tamutkapital  von  120  Mill.  M.  hinaus  auch  zur  liälik 

zwischen  Reich  n.  Banlacöonlren  getheilt.  aber  der  Gewinn ,  der  nach  Zahlung  einer 
Dividende  v.  SVo  a«f  Actien  restirt,  fallt  zu  ,  au  d.  Keich,  m  vaL  Actionänc 
Bei  dem  bisher  immer  noch  sehr  mässin^en  (iewiiiu  der  Keichsbank  (Div.  an  die  Be- 
theiÜgten  1870—82  6'/«,  G-29,  «-3.  .'),  6,  Ü^/,,  7  0ö7o)  «^a»"  w>ch  der  Reichsanlheil 
nur  mtei?  (1S78  2*156,  1879  0  610,  1880  1*793,  18bl  5*599,  1882  hoher).  —  Bei 
d.  Belg.  R.       »bjs  Reinircw.:  bei  der  Bad.  Vs  Gewinn,  der  nach  Zahlung 

vön  5"/o  Divid.  I»leibt.  Ein  gewöhnl.  Vorwurf  der  Gegner  der  Zeitelbanken  ist,  das? 
der  Staat  diesen  Bauken  einfach  die  Konto  aus  dem  Ertrag  des  liechts  der  Noten- 
ausgabe, bez.  des  ungedeckten  Theils  derselben  schenke,  also  z.  B.  bei  100  MllL 
M.  Notenrecbt  jAhrlich  4  oder  5  Kill.  M.  Dies  wäre  nur  richtiir,  wenn  eine  Bank 
nicht  ein  eigenes  grosse?«  Stammkapital  lur  die  FUhnini:  dieses  (te^chäfbs  bedurfte 
u.  dasselbe  nicht  in  wenig  lucrativen  Anlagen  ^^Wechsei  u.  s.  w.^  placiren  mas^te. 
Die   iVjV»  u«  ^^">  j^^'  wenigstens  4"/J  z-  B.,  welche  die  Aetionäre  der 

Reichsbank  vorweg  ans  dem  Gewinn  eriialten,  würde  das  Reich  ebenfalls  bei  einer 
reinen  Staatsbank  aufwenden  müssen,  die  mit  dems<dben  Stammkapital  /u  dotiren  wäre. 
S.  Zettelbankpol  S.  .iTß.  Dieser  Punct  wird  in  der  litMitiüen  neuesten  Pi^ejaik  gegea 
die  Keichsbank  als  ,vA.ctieuunternehmen''  gcwöhniicii  {^anz  Übersehen. 
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Die  finanzielle  fipgenlfistung  der  HauL  lässt  sich  auch  als  eine  Art  Pr\'  lit- 
zias  betrachten,  welcher  für  liie  ücberlassuiig  der  Ausmitzunf  der  mussi-^tju  Staats- 
)^elder  und  bei  einer  privilei>irten  oder  Monopolbanii  für  die  (lewähruag  deä  Ket  hts 
der  Notenaas<,^abe  und  des  Privilcüs  der  Annabme  der  Noten  bei  den  StaatsluMseu 
i'iitri'  Titt't  wird.  Statt  der  Selbstverwaltung  der  rijjenen  Staats*relder  und  des  Noten- 
rochts  wird  also  g^ewisscrmasscn  die  Verpacbtnu!;  vorg-ezojjien.  In  den  Beziehung^en 
iiwischcD  d.  Eü^l.  B.  u.  dem  Staate,  die  ja  aiieiii  eine  längere  Geschichte  haben, 
tritt  ein  solches  Qanal|»chtferhältni88  immer  mehr  ber?or.  Es  viid  hier  sehr  genau 
von  bt'iden  Theilen  der  Werth  der  Vortheile  u.  der  Gei^enleistun^en  ausgerechnet. 
Dieselbe  Eiitwi«  klung  wird  wohl  auch  in  den  and.  Staaten  Hntreti-n,  welche  grosse 
MoQopolzettclbanlken  in  der  Form  der  Acticngeselisch.  oder  dgl.  besitxeu. 

2.  An  Stelle  der  finaDsiellen  GegenleiBtang  oder  wenigstens 
eines  Theils  derselben  kann  der  Staat,  besonders  bei  grossen  Mono- 
pol- nnd  Centralzettelbanken,  mitunter  passend  auch  eine 
andere  Form  der  Gegenleistung  treten  lassen ,  welche  dem 
wahren  Wesen  des  vorbebaltenen  Notenrecbts  auch  besser  entspricht. 
Letzteres  soll  kein  Finanzregal  werden,  seine  Begrttndang,  Uber 
die  sieh  streiten  lässt,  findet  sich,  wenn  tiberhanpt,  so  Tomehnilich 
in  den  Interessen  des  Geld-  nnd  Greditwesens»  Uber  welche  der 
Staat  zu  wachen  hat.  Demgemäss  kann  der  Staat  in  Betreff  der 
Höhe  der  M etall  deckung  und  der  Beschaffenheit  der 
11  br  igen  Deckungen  der  Noten,  ferner  hinsichtlich  derGi(i.sse 
des  Stammkapitals  der  Bank  Bedingungen  stellen^  welche  die 
Sieherheit  der  Bank  Solvenz  nnd  daher  der  Banknoten  und 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bank  in  Krisen  erhöhen. 
Diese  Bedingungen  laufen  aber  anf  eine  Verminderung  des 
liciuertrags  der  Bank  hinaus,  so  dass  dann  eine  finanzielle 
P2ntschädigung  des  Staats  fortfallen  oder  dieselbe  verringert  werden 
mtisste.  Der  dem  Staate  hierdurch  entgehende  Gewinn  (iucruni 
rcssans)  bildet  gleichsam  einen  Aasgabeposten  auf  dem  Conto  der 
Yolkswirthschaftspflege,  —  eine  der  TerhttUten  Staatsansgaben, 
welche  bei  rein  privatwirthschaftlieher  Behandlung  des  Verhältnisses 
allerdings  zu  vermeiden  wäre. 

I'fi  -Tössen  Centralbaiiken  ,  ^-elche  wie  die  15.  v.  Eimland  .  Frnnkr  ifh  u.  mrhr 
u.  inelir  auch  di»^  von  Freussen  u.  jetzt  die  Kcichsbank  die  Edelmetalibebuiter 
ihrer  Vulkswirthschaften  zu  sein  pflegen,  ist  die  stete  liereithaltung  eines  j?entlgend 
jrnmen  BMiromths  bes.  wiGhÜfr-  Letzlerer  mnst  hinreichen  bei  einer  starken  Ab» 
«trömimg  des  Metalls  ins  Ausland  (in  England  z.  J{.  nach  Misserutm)  oder  bei  einer 
Bean*5pruchon?r  des  Haarfonds  der  hank  aus  findcren  Ursachen  (vt:l.  darüber  in»-ino 
Zettel  bankpol.,  S.  552  if.^  ohne  daas  der  Geldmarkt  durch  zu  starke  Gredileinschruukuxij^ 
zu  sehr  erschttttert  wird.  Es  liegt  daher  im  Interesse  der  Yolksviithtchaft  n  folglich 
iU^a  Staats,  dass  ein  stark(;r  Baarbestand  irehalten  wird.  Eine  darauf  bezugl.  Vorschrift 
kann  also,  wie  u.  A.  Tookn  vorgeschla-.;(>n  hat  (bist,  of  prires  Tl.  330.  V.  5«»9l  ein«'r 
(Hjntralbank  als  eine  passende  GegeiiieisüUig  iur  ihro  Privilegien  auferlegt  wenlen. 
Achiiliche  Argumente  in  Ragohot,  Lombaidstreet 
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3.  Abschnitt 

Werbende»  bewegliches  VermOgeu  und  specielle  Kapitalfouds. 

Vgl.  Bau.  5.  A.  g.  165,  H.  A.  §.  212.   Stein  Pin.  I,  252.   Er  stft  „vm 

(l<ui  .,1  onds^'  bei  ihm  (Wagner)  nichts''.    Da  ist  von  Stein  §.  2S0  d.  Tor.  (2.)  Aifl.. 
auf  die  er  sich  doch  ausdracUich  bezieht,  übersehen  worden. 

L  —  AUgemeine  Würdigung.  §.  263.  Solches  Vermögen 
anzusammeln,  zufiUlig  vorhandenes  zu  behiJten  und  es  yerzinslicb 
anzulegen,  dafUr  liegt  selten  ein  genügender  fiDanzwirthschafdicfaer 

Grund  vor  und  volkswirthschal'tliche  Gründe  öi<iccbeD  oft  dagegen. 

Drt  nahe  licirende  dcUauke,  etwa  einen  Staatsschatz  auf  diese  Wei»«'  zu  rer- 
wcnden,  um  den  Zinsverlust  zu  ersparen,  ist  weiren  des  Zwci-ks  der  Institution  ein« 
solchen  Schatzes  nicht  ausführbar.  (§.  75K  Hei  der  l^erathung  Uber  den  Oemscheft 
Keichssi  li.ifz  im  1)  Kei(  li^t:t.r  im  Nov.  1S71  i:ab  d-  r  Abi;.  Miqu«'!  zur  KnväL'DDi:. 
oh  nicht  ein  Theil.  ('tv,:\  die  Hlllfte  dos  Schatzt^s  zur  Zin.scrspanin^  in  lr«  iiidcn,  bes. 
uugl.  üUentl.  Fonds  augeicj^t  werden  J^Oußtc.  Zu  cineui  eigeiitl.  Autra^^  iam  ea  nichw 
Mir  scheint  dagegen  zu  sprechen :  1)  die  Möglichkeit  eines  Kriegs  mit  einem  dri 
Staaten,  in  dessen  Fonds  das  Kapital  placirt  ist  (cnul.,  russ.,  nordamerik.  Wcnhc'. 
2i  die  notorische  Thatsache,  dass  in  Zeiten  dos  KrioL'^sausbruchs  alle  Fonds,  auch  die  ' 
^anz  unbethoUigtcr  iStaateu  mehr  ud^r  wuniger  atark  afücirt  werden,  so  dass  ein  erbebl.  | 
Veriust  doch  anvermeidUch  ist.  Es  sankon  t.  Jt.  im  Jvli  1S70  6*/o  Amer.  von  97  auf 
TU,  .57,,  Kuss.  V.  b7  auf  unter  80,  russ.  Prämienanl.  r.  119  auf  90  in  Berlin.  l»ai 
Vfrniöiren  als  eine  Art  bl^'iV'ondfn  Drpositiims  einer  Rank  zur  l^'-nntzung  zv. 
überlassen,  oui|tfiohlt  sich  auch  nicht,  weil  damit  doch  eiu  uunüthiger  Zinsverlust  ver- 
bunden wäre  und  die  Behandlung  solcher  Gelder  etwa  als  sabsidiftrer  StaataBchati 
wiedenun  bedenklich  und  schwer  durchführbar  ist.  Denn  die  Einziehunu-  w&hr>-jul 
einer  politischen  Krisis.  wo  sie  regelmässig-  wunlo  stattfindi  ti  Tmissen,  würde  die  La^r* 
noch reiscldimmern.  Diedauerude  Verwendung  zu  gewöhnUcheA  Darlehea. 
nanentÜdi  auf  Hypotheken«  und  die  Anlage  in  verschiedenartijrcn  Werth- 
papieren (Actien.  bcsondeis  PrioritätaohligatiOBen  von  Eisonbahn^escllschaften,  Schold- 
Vörschreibunjt;:eii  der  Selbstverwaltuneskörper,  auswärtige  Staats]  i.pi  r  -  u  ()irl  in.)  -  i.  Ii' 
allerdings  in  der  Ke^:el  einen  t>enüt!:enden  Zins  und  kann,  wciiu  einmal  ein  soichr^ 
Vennö«rcn  vorhanden  ist  und  dasselbe  keine  zveckmässig^ere  Kcnatzun^  findet,  roitouter 
wohl  am  Platze  sein.  GrijA.^  re  Betrige  Geld  hatten  fnihcr  d.  Schweiz.  Eidgenossen- 
schaft u.  mehrere  einzehic  Kantone  auf  Zinsen  ausgeliehen.  Mathy.  in  Kau'»  A;  h. 
IV,  H4.  Stampfl  i.  Finanzh(l«'hl.  f.  d.  Herner  Volk,  1850,  S.  73.  Verschieden.- 
altere  Daten  darüber  bui  Kau,  ö.  A.,  §.  155  (a).  Kleinere  lioträge  ver^iusL  Geld- 
anlagen  kommen  Tielfach  vor.  Z.  B.  Preussen:  A.  f.  1871.  Ausser  220.204  TUi. 
Zinsen  u,  Divid.  v.  d.  aus  d.  Ertrau  dor  ICiscnbahnrtb'jabc  angekauften  Actien  noch 
andere  *-is*i,()(Hi  Thlr.  Zinsen  von  Sta.itsactivkapitalitii,  m  inl.  v.  7ß2Hfi91  Tblr.  (nom  ) 
dlv.  Obhi,'.  u.  Actien  u.  v.  1,910,400  Thlr.  bypothek.  Forder.  u.  Darlehen  (unter  beiden 
Posten  Terschiad«  Zinssätae  a.  kleine  nnrandnsl.  Summen).  A.  solcher  Zinsen  1873 
1*3  Mill.  M.  Auch  im  Etat  der  Domäncnvcrw.  kommen  Zinsen  aus  Activkapital.  vor 
(A.  I>j70  Tl^m.  ISTl  22,446  Thlr,,  1875  24,730  M.).  Ausserdem  hatte  der  Staats- 
scliatz  i.  J.  IbTO  ausstehen  2,Üü3,S50  Thlr.  uaverziuslich ,  1,174,713  Thlr.  zia^yim^. 
Q.  2,254.795  Thlr.  nicht  zinstragende  Actifkap.  —  Der  ohurhess.  Staatsschatz,  der 
der  Provinz  jetzt  als  Provinzialfonds  überlassi  n  ist,  trug  c.  Mill.  Thlr.  Zinses.  — 
Raierri.  A.  fur  1871  Zinsen  aus  Staatsai  tivL  tpit.  22,380  Ü.,  wozti  e  twa  no<'h  di- 
Entschädiguugsreute  v.  d.  Krone  Oesterreich  mit  102,083  fl.  gerechnet  werden  kaaa. 

Aber  etwa  absichtUch  üeberschtsse  der  EinnahsMn  zu  diesem  Zweck  aamsammefa^ 
ist  wenig-stcns  im  AUgemcincn  nicht  rlthlich.  Das  Geld  bleibt  dann  besser  in  des 
lläntfon  d<'s  Publicums  und  eine  Steuervermindi  runi;  ödes  dii-  Vornahm«.'  wi  'htiirer. 
biisher  vcrschubouer  Reformen,  Ausführung  üüentlicher  Werke  u.  s.  w.  erfolg  «taii 
der  Ansammlung  von  UebmchUssen. 
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Einmal  yorhandenes  bewegliches  VenD($geD  wird  soDSt  am 
Besten  entweder  znr  Sebnldentilgungi  wobei  dann  meistens 
noch  eine  Zinsdifferenz  gewonnen  werden  wird,  oder,  mitunter 
lieber  noch,  znr  Anlegung  Öffentlicher  Werke,  Ban  Ton  Land- 

inul  Wasserstrassen,  Eisenbahnen,  zu  Urbarmachungen,  zu  Unter- 
stützungen bei  Keallastenabh'jsungen  n.  dgl.  m.  verwendet.  Auch 
können  Provinzen,  Bezirke,  Gemeinden  iUr  gemeinnützige  grössere 
Unternehmungen,  Eisen bahngesellschaften  iHr  ihre  Bauten  wohl 
daraus  Zuscbtfsse,  als  Staatsbeitrag  oder  Yorsehussweise,  erhalten, 
oder  der  Staat  sieh  als  Actionär  bei  einer  Privatbahn  mit  solchen 
Fonds  betheiligen. 

Dauerittlu  Anlage  von  Staat:$acti?kapitaiieu  im  Auslände^  etwa  in 
fremdan  Stutspapieren  —  früher  z.  B.  Soitens  des  K.  B«rii,  ein  nemreiB  Beispiel 
bildet  der  Ankauf  ron  fr  an  ic  Oh.  Kente  für  c.  50  Mill.  Fr.  Gold  Seitens  Kusslands 
i.  .7.  1S4T,  (!onrrclle-S»incin!  traiio  des  opcr.  biuKiue,  1*ar.  1857,  3.  cd. 
1».  TIVi ,  —  hat  doch  aberwiej;eudc  politische  und  wirthsfhaftliche  Bedenken,  kann 
iiiUcddcu  in  Ausnahmefällen,  B.  in  Ländern,  welche  stark  an  das  Ausland  verschuldet 
sind,  im  Interesse  der  grösseren  Stabilität  des  Wechselciines,  besondere  in  Papiep* 
wuhrunufsländern,  in  Betracht  kommen.  Yorschla<j-  dieser  Art  fiir  Oesterreich  in 
einer  Denkscbr,  d.  «"»st.  Fiuanzmin.  18(51,  für  Iviisslaiid  mit  näherer  Bei: riünliing  von 
A.  Waguer,  rusa.  Papierwähr.,  S.  2G4  II.  Aehnl.  Vorschlag  als  Maaisrcgel  der 
BankpotitUt«  einen  Theil  des  Baarfonds  in  ffemdan  Wechseln  anzulegen,  bei  dem;}., 
Zettelb.  S.  270  if.,  ein  in  England,  Fiankreicb,  bei  der  fhtnzOs.  Enquete  v.  186G  IT. 
mebrfa«  !t  erörterter  Gedanke. 

II.  —  §.  264.  Besondere  Beachtung  verdienen  folgende 
zwei  Fälle: 

1.  Eine  besondere  Fnnetion  kennen  Fonds  beweglicher  Kapi- 
talien zur  einstweiligen  Anlage  grösserer  disponibler 
GeUlsnmmen  haben,  welche  man  erst  später  bestimmten 
Verwendangen  zafuhren  will  und  an  welchen  daher  Zinsver- 
luste  veirmieden  werden  sollen. 

Hier  wird  es  sich  gewdhnlii  Ii  um  abnorm  r  [»olitis*  he  and  finanzielle  Vcrli.iit- 
niss»'  hnndcln.  'welche  zur  VorlViizuiij:-  iibcr  solche  Summen  führten,  z.  IV  bei  Kric  f  s- 
coiitributioiieu  u.  dgl.  ui.  Denn  dun-h  Anleihen  wird  mau  selten  lur  ian^c  uii 
Vonms  grOaseie  Betrftgfe  disponibel  machen.  In  jenen  FUlen  mOchte  es  aueh  xwecb» 
massiger  sein,  die  Summen  einstweilen  Banken  zu  massigen  Zinsen,  als  sie  eigens 
in  Darlehen,  >\'erthpapieren  u.  dsrl.  m.  anzulegen,  aus  dem  im  Folgenden  (unter  ^t.  2) 
aagegebeneti  Gründe,  der  auch  hier  gilt. 

In  Beotseben  Bdch  bat  man  drei  solche  ^Fonds'*  aus  d.  franz.  Krie^^soontribution 
^regittndet:  Den  Reichsfestungsbaufonds,  d.  Fonds  für  d.  Beicbsta^sgebäudc 
u.  den  f.  Kcirhsciscnbahnen.  Für  ersteren  ü:ilt  d.  Ges.  v.  ^<0  Mai  1S73,  Art.  III; 
er  ittt  zuerst  mit  53  MÜI.  Thlr.  dotirt  worden,  welche  im  We^eatl.  nach  densell>eii 
Grondaätzen,  wie  die  Kapitalien  des  Invalidenfonds ,  zinsbar  an^relegt  werden.  Die 
Zinsen  des  Fonds  fiiessen  zu  den  allueni.  Reichsein  nahmen ,  die  Ansiraben  f.  d. 
Festun-j^hau  selbst  werden  aus  den  flüssig  gcma^  htt^ii  Kapitalbestänfh-n  g;.Mj.  ckt  Di  r 
)iciü'^i.  Betrag  wird  in  den  Jahresrtat  des  Keirhs  gesetzt  Das  Kapital  dcä  Fonds 
bi^tand  £.  1875  aus  124*34  Mill.  M.  deutscher,  4*65  Mill.  Doli,  nordamcrikan., 
«S0,550  Pi'd.  Sterl.  and.  auslind.  Papieren,  £.  1^81  noch  nomineU  51*10  M.  M.  n. 
404,050  Pfd.  St.  DblifT,.  547,851  M.  baar.  S.  meinen  Aufs.  Keichsfhianz.,  Jahrb. 
III,  1 10.  —  Der  Foiiiis  d.  Ueiclistagsgebäudes  beruht  auf  d.  Gee.  v.  8.  Juui  lb73. 
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beträfet  Mill.  Thlr.,  rlic  zinsbar  an/iilegeii  sirnJ.  Die  Zinsen  sollten  'l'-ui  Fonds  bu 
zur  Yur»'eii«iung  des  üapitalti  zuwaclisen,  waä  später  modificirt  wurde  (im  Eu  t 
1884/85  «tehen  0'8  H.  M.  Zinsen  f.  d.  Heich),  (Stand  E.  1875  27*09  MilL  IL.  E. 
1S81  29*60  M.  M.).  —  Der  Reichbeisenbahnfonds  b  ruht  auf  d.  Ges.  v.  18.  Juni  1S73  n. 
bi'lrug  ursprunglicfi  r.  *24  S  Mill.  Thlr.,  die  ebenso  behandelt  wurden,  wie  die  Kr^i  italicL 
des  Feütungsbaufonds.  A.  der  Zinsen  im  Etat  f.  1Ö76  1*45  Miil.  M.,  der  Ka^iialfer- 
wendntig  16*69  Mill.  M.,  seitdem  auf(j:c^e]irt  —  Etwas  AehoUclies  bildet  die  Ealischalt 
des  Uenogs  Karl  r.  Bnanachveig:  an  die  Republilt  Genf,  wdche  dieae  angetreten  hal. 

2.  Solche  Fonds  beweglicher  Kapitalieu  können  auch  den 
Zweck  liabeii,  zur  S ichersteliuug  künftiger  tinaiiz ieller 
Verptlic  htüii  geu  und  zur  Bestreitung  der  daraus  b  e  r- 
vorgehendeu  Zahltt&gen  mittelst  der  Zinsen  (eventuell 
anter  MitverweDdung  von  Amortisationssuinmeii,  wenn  die  allmiläge 
AnfzehruDg  des  Kapitals  in  Aassieht  genommen  wird)  zu  dienen. 
Ein  Beispiel  liefert  der  Inyalidenfonds  des  Dentsehen  Reiehs. 

Kapitalien  fkkr  aolclie  Zwecke  werden  woU  aucli  nnr  in  abnormen  |H>litisclien 

und  finanziellen  Verhältnissen  verfügbar  sein,  wie  in  diesem  Beispiel.  Eine  hchtifc 
Finanzpolitik  wird  ab<T  selbst  in  soIcIk  ii  Lagen  ka»im  zu  d.  rartigen  Einri'  httmg^en 
eines  Wesentlich  priratkapitalistiscJun  Characters  greifen.  Dieselben  bieten  far 
die  Daner.  bei  un^^stiger  Finanzlatre,  doch  keine  Siclierbeft  fftr  Ihren  Zweck,  wohl 
nber  führen  sie  fast  unrermeidlieh  zu  (icschärten«  weldiea  eine  Staabbebörde  schwerg-  - 
waohsen  ist.  Dir  •irntig'LMnlt'n  Caiitelen  politisi  hcr  Art  sollen  n^etrofFen  und  doch  finanziell'' 
V<'rluste  verhütet  werden:  das  .sind  zwei  kaum  vereinbare  Wünsche.  Denn  um  s  J.  tiiten-n 
Willen  muss  die  Behörde  freier  verfugen,  z.  B.  öfter  in  den  Anlagenwechselii  können, 
was  ihr  b«  jenen  Gantelen  unmöglich  ist,  die  doch  wieder  nicht  zn  entbehroa  sind. 

Daher  auch  hier  lieber  eine  Verweudimg  .suichcr  Kapitalien 

zur  Schuldentilgung   oder  zu  grossen  öffentlichen, 

Rente  gebenden  U nteruehmungeUi  wie  »Staatsbahneu, 

Staatsbanken  u.  dgl. 

Kini;elieiid<.-  Be^M'Undiirig  dieses  Urtheils  in  der  Kritik  des  Reichsinvalidrufoiiu- 
iri  III  ei  nein  lünclisliiianzwes..  Jaiirb.  III,  S.  l.-il  Ii'.  S.  J\nch  o.  104.  S.  .HT7. 
(iea.  V.  23.  Mai  Ib'ü  dolirt  den  InvaLideutonds  mit  IST  Alill.  ihir.  viel  für  den 
Zweck),  die  in  vcfschied.  Effecten  angele;rt  sind,  s.  §.  2  des  Gesetzes.  Bis  1.  Juli  187<i 
durfte  interiiiiistiscli  <  im  Anlage  in  w<:itcren  Papieren  erfolgen  3).  Es  hat  sich 
aber  nicht  dorehluhrbar  erwiesen,  diese  Anlag«;  bis  zu  diesem  Zeitpuncte  zu  realisireti 
V,  in  die  gitsetzliche  des  §.  2  zu  verwandeln.  Deshalb  mosste  im  Ges.  v.  23.  Febr.  1  b7U 
die  Frist  f.  jene  interimistische  Anlage  bis  ).  Jali  1860  verlingert  w«rden.  Diese 
Vorgänge  dienen  zur  Bestätigung  des  im  Text  'i'  :.L>ten.  Stand  des  Invalideufond» 
Ende  1S81:  noniinell  hnA.U  Miil.  M.  u.  0.459  Mül  ti.  stiddeatsch  in  nblifr.itioucD 
2,ül  Mill.  M.  i>aar.  Die  unnüthig  grosse  Hohe  des  i  itnds  hat  ermöglicht,  dein  Foihl» 
avch  noch  weitere  Kriegspensionen  ZTOsciiiebwi,. 


Fünfter  Hauptabschnitt 

Communications-  und  Transportwesen  oder  Verkehrswesen 
(im  engeren  Sinne),  besonders  Eisenbahnen. 

Kau  liat  bloss  den  Staatseisenbahnen  einen  besonderen  kurzen  Abschnitt,  das 
^.  Hanptst  Y.  d.  Begalien  gewidmet,  indem  er  (5.  A.)  in  §.  21^c  glaubte,  ein  eigene» 
Kiscnbahnregal  aufstellen  zu  müssen.  Die  einireheiiderc  Darstellung  in  Kaa'^ 
Volkswirthschaftspolit.  II.  25b — 263  t  mit  kurzer  ÜerUhrung  der  Streitiiage.  ob 
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Staats-  oder  PrivatbaliDen ,  berücksichtigt  die  eigendlch  staatswirtlischaftliche  und 
finanzielle  Seite  der  Frage  neben  der  Erörterung  der  volkswirthschaftlichen  Seite  noch 
zu  wenig.  Jene  beiden  Seiten  mttssen  nothwendig:  specieller  behandelt  werden.  Ferner 
ist  das  £i:ieubahüwei>eu  im  Zusammeuliauj^c  luit  dem  geäummten  Verkelirswesea  zu 
iMtracbteB,  tun  dieStdlmif  des  Staats  zu  ihm  vad  seine  finanzielle  Behandlongr  prin« 
cipieller  u.  nach  einem  höheren  u.  allgemeineren  Gesichtspuncte  zu  begründen. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  neben  dorn  Forstwesen  das  Hauptgebiet  des 
modernen  Domäneuwesens.  Seine  finanzielle  Regelung  ist  noch  schwieriger,  weil 
roUtswtrtliseliaftopolltieche  und  priTatvirthschaiUidie  Geeiditspwicte  aicb  noch  manch- 
facher  kreuzen.  Die  Post  behandelt  Rau  auch  unter  den  Regalien,  §.  'i(i5 — 219a, 
desgleichen  die  Tdetrraph ie  §.  219b.  Meine  abweichende  Auflassung-  ist  schon 
oben  §.  199  ü\  begründet  worden.  Die  Landstrassen  stellt  dagegen  auch  Kau  bereits 
unter  die  Gehohrenzireige,  unter  Yenrerfang  eines  Strassenregals,  §.  Li 
Raa 's  Volkswirthsi  haftspolifik  ist  das  Ventehrswesen  —  HersteUanf  det  Stnaaen 
^.  255  Ii'..  Mittel  zur  Beniitzuifj  der  Strassen  2fiS  ff.  — ,  etwas  zu  enjr  und  der  all- 
gemeinen culturlichcn  und  wirthschaftlichen  Bedeutung  desselben,  iiowie  den  heutigen 
Yerbiltnissen  nicht  mehr  recht  entsprechend«  als  «J^IeichterangderWaarenfbrtschairaug** 
bei  der  ..B^fdi'derung  des  TanschTerkehrs"  hesprocben.  Auch  hier  fehlt  noch  zu  tfliir 
eine  prin  -iinelle  Behandlung  der  Fragen,  welch«-  sich  auf  <l\'i  St.  Ilimg  des 
Staats  zum  Verkehrswesen  u.  auf  die  ganze  finanzielle  Regeluuij  beziehen.  Das 
Verkehrswesen  iu  scinor  modernen,  ja  noch  mancbfach  in  Entwicklung  begrili'eneu 
GeMalton^  bildet  f.  d.  Finanzwiss.  ein  besond.  wichtiges  u.  lehrreiches  Gebiet  der 
Stnatsthatijrkeit,  weil  der  geschichtliche  Wechsel  zwischen  den  vier  leitenden  Finanz- 
principien  f§.  201 1  und  die  Nothwendiu'keit .  die  einzelnen,  doch  so  nahe  verwandten 
(iebiete  nach  verschiedenen  PrincipieQ,  die  äich  aber  auf  ein  oberstes  Hauptprincip 
ziiracldflüiren  lassen,  statt  nach  dner  einzigen  Schablonendoctrin,  nt  bebandehi«  be- 
sond<irs  deutlich  hervortritt.  —  Die  Behandlunu^  des  Eisenbahnwesens  in  dieser  Ausführ- 
lichkeit hier  in  der  Finanzwisscnscli.  kanii  vorn  Staudpuiict  strcrür^T  Systematik  aus 
bemängelt  werden,  wie  ich  L.  Stein  ^Fiuau^wias.  3.  A.  S.  2öö)  einräume.  Aber  sie 
«oitspricht  imDerhin  der  Ihnlichea  Behandlung  der  Domtaea-  vnd  Forstlehie  schon  la 
Raa 's  Finanzwissenschaft.  Jedenfalls  habe  ich  sie  auch  in  dieser  Auflage  des  1.  B. 
der  Finanzwissenschaft  noch  nicht  wesentlich  verändern ,  bez.  verkurzen  wollen .  weil 
der  das  Verkohrswesen  behandelnde  Band  des  Lehrbuchs,  wohinein  die  Eisenbahuiehre 
gehM,  noch  aussteht  Spftter  wird  fielleicht  eine  Airäderang  pa^^send  sein.  Sonst 
gilt  Qbrigeiis  über  die  Hereinziehung  solcher  Lehren,  wie  der  Eiseabahnlehie,  in  die 
Fioanzwi^.  das  oben  §.  7  S.  10  <i»-s'*a^te. 

Vgl.  Bau,  Volk6Wirtbschalt:>poi.  II,  §.  255—272.  Hohl,  Polizeiwiss.  3.  A. 
II,  §.  174^180.  Bes.  Sch&ffie,  HatfonaldL  2.  §.  262—269,  mit  besonderar 
Rücksicht  auf  iSsenbahnen,  aber  mit  manchen  treffl.  Erörterungen  über  Verkehrswesen 
im  AllKenieinen.  L.  Stein,  Verwaltungslehre  VII,  50  ff.  und  Handb.  d.  Verwal- 
tungslehre btuttg.  1670,  S.  173 — 224,  2.  A.  8.  384  tf.,  wichtig  und  in  vieler  Hinsicht 
wohJ  massgebend  für  die  systemat.  Behandlang  des  ganzen  Gebiets  des  Veiiehrswesens. 
Im  Einzelnen  ist  Manches  schief,  z.  B.  gerade  die  Behandlung  des  Eisenbahnvesens 
S.  210  (die  Eisenbahnen  den  Af  tienircsellschaften,  als  einer  Form  des  Vereinswesens, 
principieil  zugewiesen,  —  wieder  eine  falsche  Verallgemeinerung  specif.  österr. 
Krf&hruiigen,  wobei  die  neueren  Bestrebungen  in  England,  ^Vmerika  übersehen  worden;. 
Ders.,  Fin.  1.  A.  S.  134  lt.,  2.  A.  8  1S4— 208,  3.  A.  S.  237  ff.,  wo  Post,  Eisen- 
bahnen u.  Telegraphen  als  die  „KeL'^ali  .  n  des  Communicationswesens"  bezeichnet 
werden.  S.  dagegen  oben  201.  Die  Staatseisenbahnen  stellte  auch  Sti^in  früher 
Mk  den  Domänen,  jetzt  {i.  A.  I,  behandelt  er  aie  kurz  bei  dun  Gebahrcn,  geht 

ab«r  in  der  Fiaaazvissenschaft  abticbtlich  nicht  auf  die  Frage  „Staats^  oder  Frirat- 
bahnen'*  näher  ein.  Umpfenbach,  Fin.  §.  34 — 43  (hier  unter  den  (ii  bührenzweigen). 
Berg  ins,  S.  119—148  (2.  Aufl.,  §.  22—25,  unter  Dom.  u.  Kegalien,  in  der  Auf- 
fassung so  einseitig  mauchesterlich  wie  früher).  Wagner,  Grundleg.  l,  §.  3ü7.  — 
VgL  femer  Engei*8  geistroUe  Ertrter.  in  d.  Aoft.  „dieCcensen  des  Erfind ungsgeista 
im  Transportwesen'*,  Preuss.  Stat.  Ztschr.  1S64.  8.  113.  —  A.  Wagner.  Art  SchifT- 
fahrt  in  Rentzsch's  Handwörterb.  —  Mancherlei  werthvolle  Bemerk,  über  Verkehrs- 
we«>ea  im  AUgem.  auch  in  der  SpecialUter.  über  einzelne  Wege  u.  Anstalten,  bes.  Uber 
Eiseobahnweson,  s.  -d.  Liter,  ober  letzteres  unten  ror  dem  zireiteo  Abschnitt.  Geber 
Strassen,  Post  v.  Tdogr.  s.  Fin.  II,  §.  SOS— 313, 

A.  Wagaer,  Piaaiii'.wi(i«ra««>1iftft.  T.  S.  jtnfl.  41 
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|643  Ord.  Einu.  2.  K.  Privatemrerb.  3.  IL  A.  Verkehiswesea.   §.  265. 

In  dem  mininnhr  rorli'^jrt^iHicn  V,  Tlf  vrm  Kosrlier's  System  werden  deir 
Transportwcsaa  drei  Kapitel  gcwidioet,  in  der  1.  Abth.  vom  „Handel'%  alio  aysteouUisdi 
Doch  so  wie  bei  den  Froheren,  was  mir  unrichtig  erscheint  Unter  dem  ReickAi» 
an  einzelnen  Notizen,  der  Frucht  einer  onlniinUcheD  Bdeeenlicit  oud  unlw  der 
schöaen,  wenn  auch  c.iwiis  liHUloiienmäüäigen  Bütrachtuug  auch  dieses  Gegenstands 
iius  (leui  historischeu  (i<  ^i<  litspuacte  tritt  die  priiicipielle  ätaatäwirthschaftliche  Behand- 
luug  nur  etwas  /.u  sehr  zurUck  u.  die  tinanzwirtiiüt-haiüiche  u.  verwaltungsrecbtliclK 
Seite  nocli  mehr.  Im  Einzelnen  lehnt  aicb  Beedier  sehr  an  Saz  an.  Meine  eigeae, 
der  Sa  \  achen  vielfach  verwnnilt«:  ii.  ihr  vorau^j^c^angeno  Behandlung  wird  dabei 
nicht  näher  von  Roscher  berucksichtigt  Üas  walirliaft  vorzcffli»  ,  alh^n  Seiten  de^ 
Gegenstands  gerecht  W(;rdeude,  scharfe  principielle  AullHoaung  und  systeuiatische  Er- 
schöpfung mit  reichem  Detail  niid  Bchöner  Form  der  Dantellong  verbindende  denlaebe 
Werk  ist  i«;ty.t:  K.  Sax,  d.  Vf*rkchrsniitt.  l  in  Volks-  u.  Staatswirtlisrh.  1  B.  Wien, 
187'*.  I,  B.  Allgeoi.  L'-Iin-.  dann  Laad-  u.  Wasserwege,  Post  u.  Telegr.,  2.  Ii. 
Eisen l)ahnca).  Eine  gute  Zus.fassung  dos  (iegenstauds  giebt  8hx  selbst  iii  a,  AbL 
Transp.  u.  Gommunicvesen  in  ScbOubeig  a  Handb.  d.  pofit.  Odion.  L  Audi  ftr  die 
allgemeine  Lehre  rem  Verkehrttwcaen  sind  die  ausgezeichtn-tcn  Ail)eiten  (i.  Cohn 's 
Uber  Eisenbahnwesen  (bes.  üntersuchuiipen  Uber  engl.  Eisen  bahn  pol  i  ti  k .  2  B. 
Leipz.  1S74,  lb7ö,  ucDerdin^r»,  ISS-'^  foilgesetzt  im  Archiv  f.  Eiseub.wes.,  auch  Uoha*:> 
Ans.  Staat  n.  Eisenbahnen,  zugleich  dne  Kritik  y.  Saz,  in  UÜdebr.  Jalirb.  B.  $S, 
1879)  höchst  b(^achteiiswenh ,  bes.  wegen  der  Zorlickführung  der  Eiuzdfra^'^Q  »of 
die  grossen  Priucipienfrageu  der  Volks  n  Staatswirthschaft  u.  wegen  der  Fülle  f^^iner 
kritischer  Bemerkungen.  Aus  d.  fremden  Liter,  k.  u.  A.  A.  de  Foville,  tjan^ 
formation  des  moyeos  de  transpart«  Par.  ISSO. 

1.  Abficiluitt. 

Dm  Verkehrswesen  nnd  Heine  8ta»t1iehe  und  finanadelle 

Behandlung  im  Aligeiu einten. 

Eisenbahnen ,  Canäle  und  SchiflTalirt  soUen  nach  dem  Frtlheren  hier  unter  des 
privatwirthschaftlichcu  Ei  n  n ahm equellen  mit  betrachtet  werden  (§.  20* 
Um  diese  Einrichtungen  überhaupt  und  die  Stellung  des  Staats  zu  ihnen,  sowie  dir 
finanzielle  Behandlang  derselben  Seitens  dos  Staats  richtig  zu  bcurtheilcn ,  mtkaseo  sie 
im  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  Communications-  und  Transportvesea 
oder  Verkehrswesen  (in  diesem,  cn'^i^ert^n  Sinne  des  Woiis)  betrachtet  werdei». 
Es  ist  dahfir  hier  diei^es  gerammte  grosse  volkswirthschaftliche  Gebiet  ins  Aur^  ra 
fassen,  auch  wenn  manche  Thcile  desselben,  soweit  sie  Überhaupt  bei  den  StAai»em- 
nahmen  in  Betracht  kommen,  nach  unserer  froheren  Scheidung  erst  bei  den  Gebnhrea 
zu  besprechen  sind.  Durch  die  narlifolgeiide  Kriirtorunp  findet  die  ücborwei-:irü? 
»'ini's  Thrils  <]<'.r  Einnahmen  aus  dem  ( "onimunications-  und  Transportvresen  ui»ter  dir 
privatwirthschalüiclien  und  eines  andern  Theils  anter  die  Gebühren  zugleich  ihre 
nlhere  BvgrQndung.  Unvermeidlich  ist  es  dabei,  auf  die  allgemein 'voiksvirdiscbalt- 
liehe  und  volkswirthschaftspolitische  Seite  des  Verkehrswesens  neben  der  finanziellen, 
soweit  dies  durch  den  Zusammenhang  beider  Seiten  geboten  ist,  etwas  mit  einzugehen. 
Weiteres  gehört  in  die  Volkswiribsrhaftspolitik. 

I.  -  2(>5.  Allgemeine  Bedeutung  und  Gestaltung 
des  Verkc hr» wet^eus. 

Dan  Verkehrswesen  vermittelt  die  räumliche  Bewegang 
oder  die  Ortsveränderung  der  Personen,  Güter  und  Nachrichten. 
Diese  OrtsveränderaDg  bildet  die  Voraassetsaiig  für  die  Erreicfaiug 
einer  grossen  Menge  der  wichtigsten  Wirthscbafts-  nnd  Coltorsweeke 
der  Menschheit.  Nach  der  Möglichkeit  der  OrtsverUnderuui: 
ttberbaapt  sind  Sicherheit  iiud  Schnelligkeit,  Uegelmässig- 
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keit  und  Billigkeit  die  haaptsächlich  an  das  Verkehrswesen  za 
stellenden  Anfordenuigen.  Maassgebend  sind  hierbei  drei  Momentei 
der  Weg>  das  Fahrseag  und  die  bewegende  Kraft»  sodann 
die  zweekentt«precbende  Cömbination  der  Fahrteuge  nnd  be* 

wegciideii  Kräfte  auf  tl c n  \  ei  keh rswegen  zu  bestimmten  Ver- 
kehrsgestal tungen  oder  Transportieistungen.  Die  Auf- 
gabe des  ^)taats  im  Verkehrswesen  ist  einmal  je  bei  den  Verkehrs- 
wegen und  Verkehrs gestaltangen,  sodann  znm  Theil  auch 
wieder  bei  den  yer&ebiedenen  Arten  beider  Tersebieden« 
Danach  ändert  steh  aneh  die  finanaielle  Behandlnng,  der  folgendes 
allgemeine  Sehema  zn  Grande  zn  legen  ist: 

1.  Verkehrswege:  Strassen  und  I'lätzc  iu  deu  ()rlschal'ten, 
Landstrassen  aller  Art,  vom  einfachen  Feldweg  bis  zur  vollendeten 
Kuuststrasse  (Cbaussee),  Eisenbahnen,  natUrliehe  und  kttnstliche 
Binnenwasserwege,  die  offene  See,  die  Telegraphenleitungen,  Bohr- 
postleitnngen. 

i.  Die  Transportleistnngen  anf  diesen  Wegen.  Sie 
lassen  sieh  in  freie  nnd  organisirte  nnierseheiden. 

a)  Jene  erfolgen  so,  dass  Jedermann  gewisse  Wege  zu  belie- 
biger Benutzung,  obschon  eventuell  unter  Eituilung  bestimmter 
Bedingungen,  z.  B.  der  Zahlung  einer  Ckbühr  (Weggeid)|  offen 
steilen. 

b)  Organisirte  Transportleistnngen  oder  Verkehrsanstalten 
sind  dagegen  regelmässige  nnd  unabhängig  Ton  der  je- 
weiligen wirkliehen  Benutzung  erfolgende  Transportdienste 
flir  Personen,  Guter  und  Naobriehten  oder  för  eines  dieser  Trans- 

poitobjecte  auf  bestimmten  Arten  von  Wegen  zwischen  gewissen 
Orten  zu  bestimmten  Zeiten,  neben  oder  aueb  unter  Ausschluss 
jenes  freien  Verkehrs. 

Dift  wichti^^sten  Verkehisanstaltoii  sind:  innerhalb  der  Orte  seibat  das 
< » in  ij  i  hii  ose  n  ,  die  Pferde-  und  hie  und  da  auch  dio  DnmpfcisenhahTi betriebe, 
rornehmiich  für  den  Personenverkehr.  (Das  Droschkenwesen,  als  die  Einrichtung, 
.  woMdi  b68|»aiinte,  jedendt  sofort  vm  Fahren  bcnvtibare  PenttneBfobnrerk»  auf 
ößentlichen  Strassen  bereit  stehen,  hat  zwar  auch  Merkmale  einer  Yerkehisanstalt, 
^>>^f  stellt  doch  insofern  apart,  als  hier  nicht  bestimmtP  Onrsf«  ünabhSnerig  von  der 
wirklichen  Benutzong  des  TransportUieostes  gefahren  werden.  Letztrcs  Moment  habe 
ich  in  dieser  Anfl.  in  den  BegiifT  der  .«Verkehisanstnlt**  vohl  mit  Becht  etogeschiltet 
n.  dnnftch  hier  das  Droschkcnveaen  rom  Omnibuswesen  getrennt.  S.  vor.  Aufl.  S.  528). 
Hauptsächlich  zwischen  verschiedenen  Orten:  der  reL^elmäs-sig.'  Boten- 
dienst fttr  den  JSachrichtea-  nnd  deu  Verkehr  von  kleinen  Gutermassen;  der  Fahr- 
cntn  auf  Landstnasea  für  den  Penonen-  (Diligence-)  mid  den  Gtttef-(Fncht-)reTkehr; 
die  Post  für  die  Nachikhtan- (Brief-),  Drucksachen-,  Packet-  (Guter  in  kleinen  Massen), 
ßeldübersendung ,  auch  fdr  den  Personentransport ;  der  "Eisenbahn-,  besonders 
Dampfbahnbetrieb  für  den  Personen-,  Güter-  ond  Nachrichtenverkehr;  der  Schiff- 
fahrts-,  insbesondere  der  Dampfschifffahrtscu rs  desgleichen,   auf  Binnen- 
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(^ewassuni  uad  auf  ofiener  See;  der  Telegraphen  betrieb  l'ur  den  MaohrifiitM>- 

verkehr. 

1.  Die  Verkehrswege  stehen  als  natttrliehe  Grandiage  des 
freien  Verkehrs  and  der  Verkehrs  an  stalten  selbst  aneb  den 
letzteren  im  öffentlichen  Interesse  noch  7oran.   Schon  dieser  Ün- 

sUüd  äussert  aui  die  Stellung  des  Staats  /u  den  Verkehrs- 
wegen und  auf  die  finanzielle  Behandlunjj:  der^eliien  besonderen 
Einfluss.  Die  Herstellung  neuer  Wege  berührt  ferner  die 
vom  Staate  wahrzunehmenden  Juteressen  der  Gesammtheit  noeh 
mehr  and  tiefer,  als  diejenige  neaer  Verkehrsanstalten.  Aach  setit 
sie  vielfach  die  Gewährnng  des  Zwangsenteignu  ugsreebts 
Seitens  des  Staats  vorans.  Darans  folgt  zwar  noch  nicht  die  Notb- 
wendigkeit,  dass  der  »Staat  allein  die  neuen  Wege  herstelle,  wohl 
aber,  dass  die  Anlage  und  die  Henntznug  der  Wege,  welche 
mit  Hülfe  dieses  bloss  im  üUentiiehen  Interesse  gewährten  Rechts 
helgestellt  werden ,  unter  der  Aufsicht  des  Staats  erfolge. 
Wo  der  fertige  Weg  mit  einer  Verkehrsanstalt  in  einer  Hand, 
vielleicht  sogar  mit  Aasschlnss  anderer,  verbunden  ist,  wie  in  der 
Kegel  schon  ans  technischen  Gründen  beim  Eisenbahn-  und  Tele- 
graphenweseuj  da  erweist  sich  vollends  eine  eingreifende  dauernde 
Staatscontrole  uiiveniicidiich. 

Die  Herstellung  der  grossen  and  kostspieligen  Kunst- 
Wege  der  Neuzeit,  der  Chausseen,  l^isenbahnen,  Telegraphen, 
Ganäle,  die  Verbesserung  and  Schiff barmaehnng  der  natürliefaen 
Wasserwege  erfolgt  sodann  durch  das  Zusammenwirken 
grosser  Kapitalien  und  besonderer  technisch  buch- 
ausgebildeter Arbeitskräfte,  in  wesentlich  gleicher  Weise, 
ob  der  Staat  oder  Private,  d.  h.  die  practiscben  Hanpttalle  berück- 
sicbtigend  richtiger  gesagt  Erwerbs-,  besonders  Actiengesellschafteo 
bauen.  Die  Verwendung  grosser  Kapitalien  Seitens  des  Staate  oder, 
bei  den  Verkehrswegen  mehr  localer  Bedeutung  Seitens  der  Selbst- 
verwaltungskörpcr,  kann  zwar  ein  finanzielles  Risieo  mit  sieh 
führen.  Aber  iu  einem  uuiraLigiciclion  Netz  \on  Verkehrswegen 
übertragen  sich  auch  wieder  die  Ijetriebscrgcbnisse  guter  und 
schlechter  liouien.  Ferner  hat  der  Staat  oder  ein  öffentlicher  Korper 
die  Wahl  des  leitenden  Finanzprineips  immer  in  seiner 
Hand,  was  in  hohem  Maasse  im  Gesammtinteresse  liegt  Wenn 
dagegen  eine  Privatwirthschatlt,  wie  z.  B*  eine  AetiengeseUaehaft 
solche  Wege  Übernimmt,  so  muss  sie  nicht  nnr  wegen  der  langen 
Kapiialiixirung  und  des  hohen  finanziellen  Risieo's,  sondern  ihrer 
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wiithsehaftliehen  Emerbsoatnr  nach  das  gewerbliche  Finanz- 
princip  in  ihrer  Verwaltung  befolgen.  Dazn  kommt  noch  die  Er- 
wägung, dass  die  zeitliche  Kapitalverwendung  nur  beim  Wege-, 
besonders  beim  Eisen  bahn  hau  des  Staats  und  der  Selbstvervvallungs- 
k?1rper  eine  einigermassen  gleichmässige  sein  kann,  was  tlir 
die  ganze  Volkswirthschaft  ein  Segen  ist  (G.  §.  244a|  ö67  n.  nnten 
S.  650). 

Endlich  geniesst  der  fertige  kostspielige  Weg  (Eisenbahn, 
Canal)  rein  durch  sein  Bestehen  oft,. wenn  anch  kein  recht- 
liches, doch  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  ein  laotisches  Mo- 
nopol, weil  das  Zusammenbringen  eines  grossen  Kapitals  zur 
HersteUung  eines  Concurrenzwegs  schwierig  ist  und  daher  gar 
nicht  oder  erst  nach  längerer  Zeit  erfolgt.  Kommt  aber  trotzdem 
ein  Conenrrenzweg  zn  Stande,  so  flihrt  dies,  je  grdsser  die  darin 
angelegten  Kapitalien  sind  um  so  leichter,  oft  nnr  zn  einer  Ver- 
stiKndigung  der  beiden  Interessenten  Aber  das  Verbleiben  und  die 
Theilung  des  Monopols,  zumal  in  dem  Falle,  dass  Weg  nnd  Ver- 
kehrsanstalt, wie  bei  Eisenbahnen,  in  einer  Hand  sind. 

Alle  diese  Umstände  bedingen  eine  weitgehende  Oberaut- 
sieht  des  Staats  Uber  das  gesammte  Wegewesen  und  rechtfer- 
tigen im  Allgemeinen  eher  als  in  vielen  anderen  wirthschaft- 
lichen  Angelegenheiten  die  Ueb  er  nähme  desselben  anf  den 
Staat  nnd  dteSelbstTcrwaltnngskörper,  daher  namentHeh 
den  Bau  neuer  Wege  aut  deren  liecluiung,  soweit  nicht  be- 
sondere Gründe  dagegen  sprechen.  Nach  den  einzelnen 
Arten  von  Wegen  ist  die  Frage  dann  weiter  zu  entscheiden. 

2.  Die  freie  Transportleistung^  soweit  sie  überhaupt 
Gegenstand  des  Taaschverlcehrs  werden  kann,  femer  wenigstens 
znm  Theil  anch  die  Verkehrsanstalt  selbst  besteht  dagegen  in 
einer  solchen  Gombination  von  Arbeitsleistnngen  and  Kapitahrer- 
weudungen,  in  welcher  der  Staat  nnd  oft  aucli  die  Selbstverwal- 
tungskürper  leichter  2:egen  den  Privaten  und  mitunter  auch  gegen 
die  Erwerbsgesellschaft  zurückstehen.  Auch  schliesst  die  Trans- 
portleistnng  hl&atig  ein  fttr  den  Staat  und  diese  Kodier  weniger 
geeignetes  specnlatives  Moment  ein.  Insoferne  wird  man  im 
Allgemeinen  als  Regel'  die  Uebemahme  von  freien  Transport- 
leistnngen  anf  den  Staat  nnd  diese  KOrper  ansschfiessen  müssen 
und  hinsichtlich  der  Uebernahme  von  \  erkehrsanstalten  wird  eben- 
falls die  Vermnthnng  im  Ganzen  zu  Dächst  eher  gegen  den  Betrieb 
durch  sie  sprechen,  im  Uebrigen  ist  aber  auch  hier  die  Entscheidung 
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nach  der  Art  der  einzelnen  Verkebrsanstalt  und  ihrer  Ver- 
btndnng  mit  einem  Wege  zu  treffen. 

II.  —  g.  266.  Die  einzelnen  Arten  der  Verkehrswege. 

Für  die  richtige  Stella n^^  des  Staats  snm  Wegewesen,  ins- 
besondere t'tlr  lüe  Flage  der  Ue bc r  nah  iu e  v  u  n  Wegen  ;iui  den 
Staat  und  die  Selbstverwaltu ngs  k  ö  rper,  und  siKlaim  in 
dem  Fall  dieser  Uebemabme  für  die  Frage  der  finauzieilen 
Behandlung  des  Wegewesens  mtissen  die  Arten  der  Wege 
nntersehieden  werden.-  Wir  gehen  dabei  Yon  folgender  Ein- 
theilnng  der  Wege  ans: 

1.  Untersebeidnng^  der  Wege  naeb  ihrer  Entsteb- 
nngsart:  Natur-  und  kuustwego  und  nach  iiircr  Ver kebrs- 
fune  tion. 

Im  WttüeQtiicbeii ,  wouo  auch  iiicht  vöUw,  ÜUt  diosu  erat«  UBterscheidimg  zo- 
s&mmea  mit  derjenigon  von  AatttiUelieB  wasseriregen,  d«r  See,  den  StrömeD, 
Flossen,  Landab  oiner-  nod  von  Landwegen  (einschliesslich  Eis6BbahoeD  l 
T elej^raphen,  Cnnälen  ari  l'-r  rseit^.  Sov.ii  die  natürlichen  Wasserwege  durch 
die  Kunst  und  dahet  durch  Kapitalaufwand  crhaUfn  und  rerbessert  werden, 
treten  sie  indessen  in  wirthächaftlicher  und  flnanzieller  liiiisii  ht  in  die  Clas&e  der  > 
KmiBtiref^e  mt  binlÜMor. 

a)  Die  Herstellung  derjenigen  Knngtwege  and  die  Er- 
haltung und  Verbesscrnn g  derjenigen  natürlichen  Wasser- 
wege, welche  vornehmlich  dem  freien  Verkehr  und  den 
einfacbereu  („niederen")  Formen  der  Verkehrs anstalten 
(Fnhrmannswesen,  Schifffabrtalinien)  dienen  nnd  daher  am  Unmtttel' 
barsten  die  Interessen  vieler  einzelner  Staatsangeböiigen  berttbreD» 
ist  am  Besten  ebne  Oftentliebe  Angelegenheit,  wie  seit  Uralten 
thatsächlich  meistens  in  den  Calturstaaten.  Diese  Wege  stehen  dem- 
gemässim  öffentlichen  oder  Gcniein-Eigeuthnm,  welchef?  dnrcL 
dasjenige  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskürper  vertreten  wird. 

(Grundleg.  [,  §.  25,  254  ff'.,  367).  Namentlich  ;;ilt  dies,  bei  uns  in  der 
Kegel  schon  seit  Alters,  7on  den  Orts-  und  Landstrassmi  aller  Art  wobe! 
jedoch  die  Dächbtbetheiligten  Pri?aten,  wie  z.  B.  öfters  bei  den  Urti>6tr4S6i:Q, 
gewisse  ^Hielte  der  Strassen  auf  ibre  Kosten  berzostellen  babei  können.  Di« 
..Ocffentlichkeif  der  Wege  liefert  die  beste  Burgschaft  dafür,  data  mtk 
der  freie  Verkehr  und  die  niederen  Verkehrsanstalten  auf  ihnen  in  der  den  Vnlk*- 
wirthschafts-  und  Culturinteressen  förderlichsten  Weise  gestalt'^n.  Am  Passendstes 
viid  die  Herstellnnf  und  Erbaltnnf  der  Landstrasson  and  aUenfaU» 
aocb  die  Erhaltung  der  natürlichen  Wasserwege  im  Binnenland« 
Tind  an  den  Secktisten  zwischen  detu  Staat,  den  kleineren  ränmlichen  <f«- 
mein wirthschaf ten  oder  SelbstverwaltungskOrpern.  den  ProTinzen, 
Kreisen,  Gemeinden  oder  etwa  besonders  zu  bildenden  öffentlichen  Wege- 
bauvereinen  nach  einem  festgesetzten  Modus  getheilt.  Das  Nähcrc  gehört  in  dk 
TcnraltaQgslehre  oder  in  die  VoUBwiithschaflipoiitik.  ij.  auch  Fin.  II,  §.  80$  £ 

b)  Die  finanzielle  Behandlong  dieser  wie  aller  dem  Staate 
oder  dffenäieben  Körpersebaflen  gebarenden  Wege  kann  an  sich 
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nach  einem  der  vier  im  §.  201  aufgestellten  Finanzprincipieu  er- 
folgen. Mit  Recht  gilt  aber  gegenwärtig  iu  uoseren  Staaten  bei 
den  vorgenannten  Wegen  nnr  noch  das  Gebtthrenprincip 
oder  das  Princip  der  reinen  Staataansgabe  (bez.  des 
y^allgemeinen  Gennssgata^S  Sax)  als  anwendbar,  so  dass 
die  Kosten  ganz  oder  tbeilweise  dnrcb  Gebfibren  gedeckt  werden, 
oder  absicLtlich  vollf»liludig  auf  Einnahmen  vei/ichict  wird. 

S.  y\7.t  (hrülxr  Fin.  II,  ^{04  ff.  u.  bes  Sa\  I.  128  II.,  wo  mit  Keclit  nach 
dem  luteuäivitütägraü  des  Wenceoutzcs  auteracliiedeu  wird.  Sax  (s.  I.  bO,  84)  bestimmt 
die  leitenden  Fin.principien  etm»  nnders  eb  ich  es  thue  (s.  o.  §.  2ül),  indem  er 
zwiseben  das  Gebuhrenprinrip  u.  das  'prifatwirthscbaftliclic  ooch  eine  MitteUmtegorie 
(„Princip  der  r./n  iitl.  l'nteriicliuiuiig:")  einschit  ht.  Seine  l)<*.i(  litcnswcrthen  Einwand  ■ 
gegen  mr'ui,-  HehaiKlIun^  liabcii  uiicli  indessen  dennoch  nicht  za  eiut  r  Aenderuiig 
bestimmt,  iüs  liegt  in  diesen  Ausfuhrungen  von  Sax  ein  Jiischcn  vou  einer  petitio 
principii,  —  za  Onnsteu  der  „regulirten  Prifatnnteraehmang^  n.  „delefriiten  Yei^ 
waltnng".    S.  ui- b  üoscli.  r  III,      *^S  II". 

Abuabeii  lur  di*-  Hcuotzung  solcher  natu  i  lirlicr  W  assL-rvef^e.  welche  keine 
kosten  machen,  fallen  nicht  unter  den  B^riii  der  Gebuhr,  itunderu  der  eigentlichen 
Steuer«  werden  aber  such  als  aolcbe  mitBecbt  beate  ferwor&n  und  b«e(ehea  selten 
mehr.  Das  wich  ti^^ite  Beispiel  solcher  eigentlichen  WasserstrassensteuernlWassor- 
zollc  '  war  der  t  hemal.  daii.  Sundzoll.  Er  wurde,  nocli  immer  massig,  mit  .'^5  Mili. 
dan.  Li.  Ii.  Thlr.  (2t},4bi>,ü0ü  Thii.  preuss.)  im  J.  Iböl  abgelusu  Ein  anderes  Bei- 
spiel: der  ebem.  bnnnor.  Stnder  oder  BmnsbloserxdU.  Ertnf  Tor  s.  Aufhebung 
J80  bis  220,000  Thlr.  Dabei  gar  keine  Gegenleistung,  während  Hamburg  den 
Aufwand  für  Herstellung  des  Fahrwassers  auf  der  Untcrelho  tnif^.  Auch  die  ehem. 
belg.  Scheide-  u.  die  deutschen  Ehein-,  Weser-,  Elbe-  und  and.  D. 
Flunfllle  irnvon  nach  ibrer  Hftbe  mebr  Stauern  als  GebUbren«  nunentUcb  ror  den 
neseren  BmiBrigiuigeD. 

2.  Unterscbeidnng  der  Wege,  je  nachdem  aie  eine 
gleiehzeitige  Benatzang  za  verschiedenen  Transport- 
diensten  neben  einander  gestatten  oder  nicht. 

a)  Einerseits  die  ffir  den  freien  Verkehr,  fUr  Fnssgänger,  Vieh, 
Wagen  dienenden  gewohnliehen  Orts-  und  Landstrassen, 
die  Biuucugewässer  (wenigstens  in  der  Regel,  etwa  von  ge- 
wissen Fahrzeugen  abgesehen,  wobei  sie  unter  b  känsen),  die 
offene  See,  z am  T heil  auch  die  Canäle  (namentlich  diejenigen 
▼QB  genügender  Breite  zum  Aasweichen  in  den  schien sse n- 
freien  StredLen). 

b)  Andererseits:  die  Ganäle  in  den  Scblenssenstreeken^ 
besonders  aber  die  Eisenbahnen,  d.  h.  ,,8tras6en,  anf  welchen 
sich  die  Fuhrwerke  nicht  beliebig  auf  allen  Stellen  ihrer  l>reite, 
sondern  auf  festbestimmten  eisernen  Spuren  bc^vegen"  (v.  Weber); 
die  Telegraphenieitungen,  (auch  die  Kohre  der  Rohr- 
post jetzt). 

Dieser  wichtige  Unterschied  bewirkt,  dass  dort  (bei  a)  keine, 
hier  (bei  b)  eine  gewisse  feste  Begelang  oder  sogar  eine 
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einlieitliobe  Organisation  des  gesammten  Transpon- 
diensts  auf  dem  betieiVeiKler»  We^-e  noiliwendii:  wird,  daiiit 
letzterer  überhaupt  seinem  Zwecke  dienen  könne.  Dadurch  werden 
aber  Icieht  factiscbe  Monopole  gescbafTen^  sowohl  in  dem  ge- 
wOhnlicben  und  natttrlichsten  Falle,  wenn  der  £igenthQiiier  einer 
solehen  Strasse  (EiBenbahn)  selbst  allein  den  Transportdienst 
Ubemimmt,  als  in  dem  anderen  FaHe,  wenn  dieser  Dienst  von 
einem  Dritten,  aber  der  einheitliclien  Organisation  wegen  mit 
Ausschluss  Anderer,  betrieben  wird.  Dieser  l'mstaod  legt 
es  wieder  nahe,  die  Ausführung  solcher  Wege  dem  Staate 
oder  in  gewissen  Fällen  den  SelbstTerwaltungsktfrpern  sn 
übertragen. 

Die  Naohthoile  d«  footiflehcB  Honopols  bei  ei)2:ener  Oebenalinie  des  Thuaport^ 
dlenstee  werden  hier  eher  rermiedeo.  woil  der  g:ewerY>Iiche  Standpiinct  nicht  dfr 

ina»88g^r''tcniii!  soin  miiss.  od^r  weil  di«  aus  eiu^'m  solchen  Monopol  henror- 
gohonden  finanziellen  Vortheile  wcuig;$teus  wieder  der  Gesammtheit 
Keireodet  weideD,  Bei  der  Uebertra^^n^  des  Tnnsportdiensls  aof  8ol(*heii,  den 
Staate  u.  s.  gehörigen  Strassen  an  Dritte  kann  ferner  der  Staat  noch  aa 
Ei-stcn  solche  Hedingungren  stt^Üoii .  durch  welche  ein  factischcs  AT  Mir  j  o'  w>  rn«rsteTi> 
möK^lirhiit  vermieden  wild.  Diese  Erwägungen  verdienen  um  so  iitchr  Beachtung, 
weil  ohnehin  der  Staat  im  Baa  dieser  Strassen  und.  wie  sich  /.ei^cea  wird,  wegea 
der  EigenthUmliehkeit  des  Transportdiensts  anch  im  n<> trieb  der  Eisenhahnen.  Teie> 
graphen  pecren  Private  oder  vir-lrm-hr  g:e!rt-'n  (i  ose  11  seh  .if t c  n,  den  hier  meist  allein 
in  Betracht  kommenden  Privatwirthschaften,  nicht  zurücksteht. 

3.  Unterscheidung  der  Wege  nach  den  Transport- 
objecten)  welche  anf  ihnen  befördert  werden  kOnnea: 
Telegraphenleitnng  bloss  Air  den  Nachricbtenverkehr ,  dgl. 
jetzt  Rohrpostleitungen,  —  alle  anderen  Wege  fftr  sftmmtlichen 
Verkehr. 

Die  UebeTnalini''  der  TflegrapheiiMtungen  auf  den  Staat  wini  durch  iiesc 
beschränkte  Hunuizbarkeit  für  eine  Ycrkchrsiut,  welche  ohnehin  eine  gcwi^jtie  £in> 
heitlichkeit  der  Orgaoisatioii  des  Traosportdieosto  verlaugt,  wieder  unbedeiildiclier. 

4.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Ent- 
stehungszeit: alte,  bereits  l)estehcnde  Wege,  wie  die  Mehrzahl 
der  gewöhnlichen  Htraesen,  —  neue,  erst  herzustellende^  wie 
die  £isenbahnen|  oft  die  Canäle,  die  TelegraphenleitQngeny  bessoe 
Obansseen  n.  s.  w. 

Da  bei  diesen  netEMn  Wegen  der  nothvendige  Gnind  und  Bodeo  sich  gewoMich 

im  Privateigenthum  befindet,  so  mms  eventuell  da^  Kxpropriationsverfahre« 
Pia*/  TTi-if -n  Vucli  hirr^ei  werden  viele  Schwierigkeiten  und  Missst.^nde  nm  Fr^t'-n 
beseitigt,  wenn  der  Staat  selbüt  die  Anlage  der  neuen  Wege  übernimmt.  Die  zaiil- 
und  umfangreichen  EingriiTc  in  das  Privat;;ruudcigenthum.  weiche  namentlirh  dir 
ungehenere  Ansdchnung  des  Eisenbahnwesens  erfordert,  werden  darrh  rolle  Esl- 
schädigung  des  Werths  iiocb  nii  ht  immer  gut  gemacht.  Sie  bind  im  Meisten  ro 
rechtfertigten,  wenn  si--  paii/  und  par  nicht  zu  Gunsten  anderer  Privaten,  sondfm 
blosiä  £ü  üuüäten  des  Staats  (uud  der  kleineren  räumlichen  Zwangsgcmeinwinii' 
schallen)  erfolgen.  Auch  diese  Erwägung  spricht  ftr  Staats  eisen  bahnen  n.s.Wn 
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frrfi'T  der  l'mstaiid .  «Jass  t]\o  Tel-  praphonlcitmi^cn  an  d«'n  Hahn*  ti  und  «(li.  utlirh^ii 
Wegen  entlang  <bu  uöthigcu  Boücn  schon  ünden,  wieder  fUr  Ucbcinahuie  derselben 
aaf  den  Staat 

5.  Unterscheidung  der  Kunstvvege  nach  der  Höhe 
ihrer  Anlagekosten:  sehr  kostspielige  Wege,  wie  vor 
allen  die  Eiseobahnea,  Canäle,  growe  Flnss-  und  Seenfer-Gorreo- 
tionen  —  und  Terhältnissmässig  wohlfeile  Wege^  wie  die 
gewOhniieben  Landstrassen,  aelbst  die  CbaiisBeen  inbegriffen,  die 
Telegriiphciilcitungen. 

a)  Die  Uebernahme  der  Land  Strassen  auf  den  Staat  und 
die  Selbstverwaltungskörper  der  Kreise,  Gemeinden  u.  s.  w.,  der 
T.elegrapben  auf  den  Staat  ist  aus  anderen  Gründen  passend: 
der  Kostensatz  entscheidet  in  dieser  Frage  kanm  etwas. 

Ob  der  Kapitalanfwand  ftkr  diese  Wege  duich  Anleihen  oder  durch  ordentliche 

Staatseinnahinen  (Steoem)  gedeckt,  oh  etwas  liolierr  oder  tv-as  niedrigere  Gebühren 
erhoben  oder  die  Landstrassen  der  unentgeltlichen  Rnintzunsr  nbertassen  werd^^n,  ist 
im  Ganzen  doch  eine  Finanz  frage  von  untergeordneter,  wenn  auch  eine  7oikswirth- 
sehaftUclie  Fnge  von  hoher  Bedeutung.  Denn  der  in  koizen  SSeitr&Tunen  (Finanz- 
jahren) erfolf::endc  Anfwand  und  die  hierin  eingehende  Einnahme  pflegt  wenigstens 
v^rhühnissmässi?  gering  zu  sein  Erfolgt  jedoch  die  Uebernahme  auf  den  Staat,  so 
hat  dies  den  Vortheil,  die  Wahl  der  ttir  die  Vorwaltung  maassgebcu den 
Finanzprinclpion  ziemlich  frei  zn  stellen. 

b)  Anders  steht  es  um  die  kostspieligen  Wege,  vor  allen 
die  Eisenbahnen.  Wenn  der  Staat  die  Anlage  dieser  Wege 
ttbemimmt,  so  kann  er  den  Kapitalaufwand  dafttr  nicht  wohl  ans 
den  ordentlioben  Einnahmen  decken,  sondern  mnss  ansserordent- 
liebe  Mittet  flllssig  macben^  also  meistens  Staatsschuld en  auf- 
nehmen.  So  lange  liiere  den  Etat  mit  Zinsen  und  Tilge(|Uoten 
belasten,  muss  wenigstens  als  Kegel  verlanjsrt  werden,  dass 
diese  Wege  genügende  Einnahmen  zur  Deckung  dieser 
Ansgabebeträge  abwerfen. 

Das  renrendete  Kapital  wird  bei  Eisenbahnen.  Canälcn  u.  s.  w.  ans  umlaufendem 
in  stehendes  verwandelt  und  be^-ten  Falls  für  den  Eigenthumer  —  anders  er.  ntuell 
für  die  ganze  Voilii>wirthächaf  t  —  nur  langsam  iu  den  Kenten  wieder  dit>pombel^ 
Nor  eine  nngewfthnlich  hohe  Bente  bietet  also  die  Mittel  zn  einer  rascheren  Amorti- 
sation des  Anlagekapitals,  worauf  alsdann  eist  statt  des  privatwirthschaftlichen 
das  reine  Gebufaienpiincip  mit  missigen  Sitzen  zor  Deckung  der  Betriebskosten 
anwendbar  wüd. 

Diesen  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Verhältnissen  kann 
man  allerdings  Grttnde  gegen  die  Uebernahme  solcher  kost- 
spieligen Wege  anf  den  Staat  entnehmen. 

Denn  die  Finanzen  des  Staats  werden  dorch  den  Kapitalaufwand  lange  und  oft 
schwer  belastet,  was  gewiss  seine  Bedenken  hat   Die  Möglichkeit,  das  Gebühren- 

princip  bei  Staatsweiren  dieser  Art  anzuwcndm ,  welche  für  die  Staatstlbernahrtie 
spricht,  i:jt  eben  aus  tiriaii/äeMcii  (irüu«!«  n  dü<h  ott  eine  entfernte.  Sie  ist  fernerauch 
rorbaudeu,  wenn  solche  Wege  nach  einer  lur  die  Amortisation  des  AiUagekapitals 
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Migomessenen  Zeitt'rist  aus  dem  Privatbesitz  an  deu  Staat  hciujtalleu.  wie  dicä  aus- 
bedongen  werden  kaon  und  bei  Eisenbahnen  Öfters  aasbedongen  worden  ist  (Plank- 
leioh«  OeatenBiGb). 

Trotzdem  kann  man  aber  noch  mit  besserem  Grunde  gerade 
au»  dem  grossen  Kapitalaufwand  für  solche  Wege  und  ans 
dem  Umstände,  das  das  Kapital  so  lange  Zeit  in  der 
Unternehmong  gebnnden  bleibt^  ableiten,  dass  die  Ueber- 
nabme  dieser  Wege  dorch  den  Staat  den  Vereng  verdient 

Bant  der  Staat  nicbt,  so  mOssen  an  seint^  Stelle  in  der  Re^el  grosse  Erwerbs* 
^eseilsühaften  treten,  ßui  d*'r  Hühe  des  Kapitalaufwands  und  der  laneren 
kapital  fixiruuj;  haben  soIcUl-  (ie>i  Iis*  liaftfii  «'in>  Sichcniriijr  in  R«  trt  If  tle>  Kapitals 
und  der  Rente  nothwcudigr.  Diese  Siciieruiii;  tindcii  sie  nur  in  einer  vom  Staate  und 
seiner  Centrole  der  ünanziellcu  Erfulge  oiui"^ermaaä8en  unabhängiiren  Stellung.  Der 
gewerbliche  Sttndpunci  muss  luifermekilicb  bei  einer  Erwerbsge^ellüchaft  anweadbar 
sein,  und  iiatOrlirh  um  so  mehr,  je  gn»sser  das  Kisico  ist,  damit  die  (lewinnchanct 
die  Ausgicichuni;  l>riiigt.  Das  (iuhulircnprincip  wiiti  daher  i>ei  einer  (iesellschaft  das- 
privatwirthschaftiiche  l'iincip  der  höchst  uiOj^Ucheu  Honte  nicht  verdränj^eu  kODQ(&. 
Gewisse  Vorbehalte  des  Staats  in  Betreir  der  TarifregeluDg^,  ohnehin  prakttach  schwer 
durchziiftlhren .  köninn  einige  Uebel>t.iiulc  vermindern,  aber  sir  durchaus  nirht  be?*i- 
tip:<  D,  Audi  von  der  denkbar  besten  Kimii  htung-  der  ,.rc';ulirlen  Privatuntcmchmung  * 
und  „ddtigirtou  Verwaltung^^  —  Formen,  in  welchen  bar  in  i>chOn<-u  und  auch  prin- 
dpieU  bedeutsamen  Attsfthmngen  das  Privateisenbahnwesen  za  salviren  sociU  — 
möchte  a  priori  und  nach  aller  Erfahrung  Jass- !be  gelU^n.  Durch  einten  Gewinn- 
anfheil  des  Staats  an  einer  höheren  Rente  oilrr  durch  die  Besteuerung  dfr  !.  tztereii 
kann  der  hnanzielie  Erfolg  der  privatwirthschaftlicben  Verwaltung  der  We^t-  dem 
Staste  ond  also  der  (iesaauDtkdt  n  einem  Theile  mit  m  Gvte  kommen.  Jedoch  der 
grosse  volkswirthschafüiche  üebcistand,  die  wichtigsten  Verkehrswege  der  Neuzeit 
c-v-rblich,  veniirstens  w&brend  der  Concessinnsdaiicr,  ans«renntrt  zu  sehen,  bleibt 
luuner.  Die  Concessionszeit  muss  aber  im  Durchsciinitt  nach  der  Wahrscbeuüicbkeii 
zar  Amortisation  des  Baukapitals  ansreichen,  wenn  sich  PiiratkapÜaUen  zor  Debo- 
naihme  der  Wege  bereit  ünden  sollen,  also  i>t<  ns  einige  Menschenalter  danenu  le 
ktlrzer  sie  ist,  desto  mehr  muss  w&hrend  ihn  r  tl.  r  frewerbliche  Gi  sichtspunct  allein 
enttidbieidea  können^  damit  durch  eine  Maximaircntc  wenigstens  die  Amortisation  d^? 
Kapitib  eildchtert  werde.  Oebemlmmt  dar  Stsit  dage^ren  diete  Wege,  so  wird  in  der 
Boffd  das  phvatwirthschaftliche  Princip  wlhimid  der  Amortiaationsieit  des  Bankapitak 
maassgobend  sein;  r  selbst  in  di- scr  Zeit  wird  dei  Mo  s  i-^ewerblichc  Gesi' hti- 
|)unct  selten  allein  hervortreten  und  noch  weniger  allein  iienortrctun  mutzen.  Denn 
jedenfidls  ist  der  Staat  in  der  I^ge,  jeden  Augenblick  den  höheren  Intereseea  des 
Verkehrswesens  zu  Liebe  an  Stelle  des  privatwirthschaftlicben  das  Gebuhreoprindp  ss 
setzen.  Bleibt  aber  die  rein  irf^voTbliche  Verwaltun.;  besteht-n,  so  bietet  si<  «•.'öiIr^l•  i» 
durch  die  üeberschtisse  Leiter  Strecken  die  Mittel,  ein  liahnsystcm  mOgUchst  foö- 
ständig  auszubauen  und  den  Verlust  an  srhleLht''n  Linien  m  decken. 

Endlich  ist  wieder  bei  den  kostspieligen  Wegen  die  zeit- 
lich gleichmäasigere  Vertheilimg  der  Kapitaiverwendang  \m 
böcbsten  Maasse  erwttnsebt,  wenn  eine  nachtbeilige  Verschie- 
bung der  ganzen  nationalen  Prodactionsflttbigkeit  vermieden 
werden  soll 

Bei  der  unvermeidlichen  Abh&ngigkeit  einer  sulcitrn  kapiialvcrwendung  fax 
Vegebanten  Seitens  der  PriTStwiräisehanen  (Actiengeselltchallsa)  wem  Qnag  der 

Speculation  spricht  diese  Rücksicht  stark  mit  für  die  üebertrapnnir  de^  kos^pieliren 
modernen  Wteewcs'  MS  (Ei*<enbahnen)  auf  d»'n  Staat.  Das  halte  ich  auch  Koscher 
(§•  hh)  gegenüber  fest,  der  meint,  „durch  einen  weise  im  V'^oraus  entw(»fenea  Plan, 
weichen  der  Staat  bei  Conceesionining  der  Privatbahnen  im  Auge  behilr,  Himimi  meh 


Digitized  by  Google 


EigeljuiäS  für  Wege. 


651 


dic&c  u.  äboliche  Ucbolstände  buiin  Privatbahnsystem  ItesciH;;)  n.  lu  flauer  tiOrseuzeit 
werden  eben  keine  neuen  Conccasionen  begehrt  o.  die  AosfUbrnng  ertheilter  stockt 

Das  Ergcbniss  der  vorstehenden  Betracbtnng  über  die 
Stellung:  des  Staats  zu  den  einzelnen  Verkehrswegen,  über  die 
Frage  der  iStaati^ü bernahme  und  über  die  finanzielle  Behaudlung 
der  Wege  im  Falle  der  Uebernahme  darch  den  Staat  läaat  Bich 
foigendermaasseD  fttr  unsere  Zeil  und  Länder  soMunmenfassen: 

1.  Die  natHrliohen  Wasserwege  und  die  Land-Knnst- 
wege  fttr  den  gewöhnlichen  Verkehr  sind  yom  Staate 
nnd  üfl  entliehen  Körperschaften  zu  Ubeniehnien  und  nach 
dem  Gebfi h reu pr iucip  zu  verwalten.  Doch  kann  tu  manchen 
Fällen  die  kostenfreie  Benutzung  statthabt  und  selbst  rath- 
aam  sein. 

Die  Wege^  welobe  keine  gleichseitige  Benntznng 
an  verschiedenen  Transportdiensten  gestatten,  also 
namentlich  Eisenbahnen  und  Telegraphen,  fitthren  leicht 

zu  einem  lactischeu  Monopol.  Sie  werden  deshalb  {»aasend  vom 
Staate  fßigenbabnen  mehr  localer  Bedeutung,  Pleidel »ahnen  auch 
von  rrovinzen^  Kreisen  und  Gemeinden)  Übernommen. 
Der  rein  gcwerbliebe  Staudpunct  in  der  Verwaltung  im  Infeer- 
esse  der  Sache  brancht  hier  nicht  ausschliesslich  maass- 
gebend  zn  sein,  aber  er  hat  wenn  er  gleichwohl  obwaltet, 
weniger  Bedenken. 

3.  Die  We^^e,  welche  nur  tür  eine  A  rt  von  Transportobjecten 
geeignet  sind,  die  Telegraphen,  eignen  sich  deshalb  auch  für 
die  üeberuahme  durch  den  Staat 

4.  Die  Wege,  welche  das  Expropriationsverfahren  im 
grossen  Umfange  nothwendig  maeben,  die  nenEcitlichen  Kisen* 
bahnen,  Can&le,  werden  insofern  passend  vom  Staate  Uber- 
nommen,  ids  In  diesem  Falle  die  EiDgriffe  in  das  Privatgrund- 
cigciithum  ganz  und  gar  ausschliesslich  nur  im  öffentüchen  Interesse 
erfolgen. 

5.  Die  Uebernahme  der  wohlfeileren  Kuustwege,  der 
gewöhnlichen  Landstrassen,  Chausseen,  Telegraphen* 
ieitnngen,  anf  den  Staat,  theilweise  anch  auf  die  Selbe  tver* 
waltnngskOrper,  ist  finanziell  unbedenklich,  volkswirthschaA- 
lieh  gut,  weil  sie  die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips 
freistellt.  Die  Uebernahme  der  kostspieligen  Wege,  der 
Eisenbahnen,  ist  finanziell  nicht  immer  ohne  Bedenken.  Doch 
kann  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  durch  die  Annahme  des 
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privatwirtbscüattlicheD  Finanzprincips  für  die  Verwaltung  siebe 
gestellt  werden,  wo  danD  die  Vortheile  des  faciischen  Monopols 
wenigstens  der  Gesammtbeit  zn  Gute  kommen.  Ansserdem  bleibt 
aber  immer  der  grosse  Tolkswirthscbaftliehe  Voribeil,  erwttnBchteii 
Falles  das  rein  gewerbliche  Princip  vermeiden  nnd  be- 
liebig das  G  e b  ü  h r e  11 r  i  iici p  eintülireii  zu  können.  Und 
die  Verwendung  des  Nationalk apital 8  erlulgt  zeitlich 
gleichmässiger  und  dadurch  vortheiihatter  llir  die  ProductioDS- 
interessen  der  ganzen  Volks wirtbscbaft  ond  für  die  ökonomische 
Lage  der  versehiedenen  Bevalkerangselassen,  womit  anch  wichtige 
8  oeial  p  oli  tische  Interessen,  welche  sieh  andieK«q>itaI?erwendn]ig 
im  Wegebau  knüpfen,  gewahrt  werden. 

Im  Ganzen:  die  verschiedensten  Gründe  sprecheu  bei  allen 
vcrsi  liicdencn  Arten  von  Wegen  für  die  Uebernahme  auf 
den  Staat  (oder  bei  einzelnen  Wegen  auf  die  kleineren  räum 
liehen  Zwangs-Gemeinwirthscbaften),  sowie  bei  den  wohlfeil  eren 
Wegen  für  das  Gebithrenprincip  nnd  bei  den  kostspieli- 
geren wenigstens  Tor  der  Amortisation  des  Anlagekapitals  fflr 
das  priTatwirthschaftliebe  Princip,  das  aber  eventnefl 
maassvoll  durchgetülirt  wcrdcu  kann. 

III.  —  §.  267.  Die  einzelnen  Transportlcistnngen, 
insbesondere  die  Verkehrsanstalten.  Die  Stellung 
des  Staats  zu  denselben  und  ihre  finanzielle  Behandlung 
im  Falle  der  Staatstlbernabme  ergeben  sich  znm  Theii  als 
Folgerungen  aus  der  vorhergehenden  Erörterung  Aber  die  staat- 
liche und  finanzielle  Behandlung  der  Verkehrswege.  Zum  Theil 
hängen  sie  von  besonderen,  aus  der  Natur  der  einzelnen  Transport- 
leistungen  und  Verkehrsanstalteu  entnommenen  Ent&cheidungs- 
grUnden  ab. 

A.  Die  Uebernahme  von  Verkehrsanstaiten  durch 
den  Staat,  und  eventuell  durch  die  Selbstverwaltnngskörper. 

1.  Es  liegt  bei  uns  kein  Grund  dazu  vor,  dass  der  Staat  im 
allgemein  volkswirthscbailliehen  oder  in  seinem  besonderen  finan- 
ziellen Interesse  gewöhnliche  Transportleistungen  des 
freien  Verkehrs  tibernehme ,  zu  denen  er  technisch  wenig 
geeignet  ist. 

Dies  gilt  nanenüich  da,  wo  die  Hentellong  des  Weges  in  der  Hauptsache  aadi 

nicht  Staatssachc  ist,  also  in  RetrefT  der  ^•ewöhnlicheIl  freien  (nicht  als  r«>?elmässifer 
('«rs  betriehr>npin)  Schiffifahrt  auf  natürlichen  Gewässern,  besonders  auf  der  See;  femer 
wo  der  Weg;  zu  verschiedenen  gleichzeitigen  Transportdicnstcn  beliebig  benatxbar  i^t, 
also  wiederom  aof  jeneo  Wasser-  und  auf  den  gowOlmlichen  LaDdatiMsen;  andHcli  vs 
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vJk  Tiaaspürtleibtunir  am  Meistt-ii  dcu  Charakter  j;r, wohnlicher  gewerblicher  Thatigkeit 
bat,  mäowcii  al^o  auch  bei  den  „niederen''  Verkehrsanstalten ,  dem  städtischen  Fahr- 
ireseii,  dem  Botencars,  dem  Personenfahr-  und  dem  Gateiürtclitciin  Mf  den  Land- 
Strassen  o.  s.  w.  Thatsächlich  kouimeu  dcnu  «ich  solche  Truspoideistangen  mid 
Yerkehrsanstalten  des  Staats  hti       kaum  vor. 

Etwas  anders  muss  die  Entscheidung  wUhi  in  Betrctl  der  tjcHisttenrahung^;- 
kOiper,  namentlich  grösserer  städtischer  Gemeinden  (Cirossstädte)  lauten. 
Die  grossen  Anhäui'ongeu  von  Meuscheu  rufen  hier  das  ItedOrfiiiss  nach  mögliehst 
vollkommenen  Anbtalt'  M  für  den  P< Tson'  tiveil  r  !;r  innerhall)  verhältnissmässig  geringer 
Eiitfemun;;tt(  hervor.  l)ips«.'m  Bed  irfi)is>  kommt  die  moderne  Technik  cntregren.  Der 
Verkehr  juus>  luulig,  regelmässig,  rasch  und  wohlfeil  sein.  Er  verlangt  eiu  ent- 
wickeltes Omnibus-,  Pferdeeisenbaho-  und  zum  Theil  bereits  Dampfbahn* 
web<  II.  Das  Princip  der  T  e b  crtragu n  g  der  Betrielisercrehnisso  zwischen 
Activ-  und  Passivlinien  und  Cur^^en  koiimit  hier  in  ungewöhnlichem  Maasse 
zur  üöUong.  Die  in  den  städtischen  Strassen  sell)st  angelegten  Eisenbahnen  haijen 
ein  natftrliclies  Monopol,  sobald  man  dem  Eigentlifliner  der  Bahn  das  auäschliess- 
liehe  Recht  des  Betrieb»  auf  ilerselben  pfiebt,  was  üblicli.  mitunttM-  vom  Erwerbs- 
unternehmer aubbedungcu,  wenngleich  bei  Pferdebalinon  nicht  unljedingt  iiothweridig 
iäL  Alle  diese  Umstände  legen  es  nahe,  solche  stadtische  Bahnen  uud  Yeikehi»- 
austalten  den  Stftdtcn  selbst  zn  tt bertragen,  in  dicht  berOlkerten  lindlichffli 
Districten  auch  den  Landgemeinden  und  Kreisen.  Commnnale  Behörden  sind  zor 
Uehernaliiiie  dieser  Anstalten  i»  technischer  und  ökonomischer  Beziehung  so 
gat  beiähigi  als  zur  lebernahme  städtischer  Cias-  uud  Wasserwerke,  und  ebenso  gut, 
ids  es  Actien^esellschaftcn  dnd.  Das  finanxielie  Interesse  ]Matt  sich  dabei  auch 
i  inz  jfut  wahrnehmen.  Eine  I  eichm&ssigore  und  allseitigere  Entwicklong 
dieS'T  Vei'k'  hrsaiistalt'  ii  imd  die  Verhfltnng;'  einr*?  neuen  Monopols  znfiiinstcn 
des  Pri\ .iikapitals  ist  nur  so  inö^^Uch.  Die  (jcmeinden  aber  gewönnen  eine  neue 
passende,  halb  priTatwirthschaftliche ,  halb  gebohreiiartige  Eiidiommcn<j[Uclle.  Diese 
Anffassung  des  modernen  stSdt  oder  localon  Gommunicationswesens  ist  eine  CSon- 
Sequenz  der  in  der  ,.<nundl«i:  iiii  von  mir  mehrfach  näher  darg:e|e?rten  a.  begrün- 
deten Lehren.  Auch  hier  ist  dewicht  zu  Ie;;en  auf  die  moderne  Technik  (Eisen- 
bahnen!), ähnlich  wie  bei  (ias-  uud  Wasserleitung.  Man  kann  wohl  voraussagen,  dass 
einst  die  Pferdebahnen  mit  ihrem  aosscrordentl.  Monopol  von  den  Gemeinden  auf- 
jrekaiift  Wf'i-den  müssen,  elienso  wie  in  Berlin  die  W.i-^eni'crke.  Vgl.  meine  Grtmdl. 

I.  §.  142,  140,  mein  l'efer.  ilb.  Actienire^pllsrh.  nnt  d.  Ei-eri.  '*ori.Tlpo!.  CoriLTe^^-  1873, 
bes.  These  o  n.  b,  u.  meine  Ausfuhr,  in  HiUb  br.  Jahrb.  XXI,  337.  Mit  vollem  Kecht 
!^lt  es  jetzt  schon  immer  allgemeiner  ah  ein  Fehler,  dass  man  in  Berlin,  welches 
sich  für  die  Anlegung  von  Pferdebalnien  >o  vor/.üglich  eignet,  dieses  wichtige  Vehikel 
Jiir  SO  Jahre  lan«r  an  Gesell-^chaften  zur  Ausnutzung  übertragen  hat.  Die  Erfhhrimpen 
mit  den  Mis:>ständen  des  Privateiseuljahnwesens  wiederholen  sich  hier.   S.  auch  Fin. 

II,  §.  307,  S.  86. 

f.  Die  Personenfahrpost  tind  die  Packetpost  ist  jeden- 

ialls  anders  als  die  Brief-  uiul  (»cldpust  des  Staats  zu  beurtheilen 
and  im  Allgemeinen  bei  uns  in  der  heutigen  Verkebrgestaltung 
nicht  melir  als  unbedingt  uolliweudig;  die  ersteren  mitunter  seibat 
nicht  als  gerechtfertigt  anzuerkennen.  Doch  verhält  es  sich  hier- 
mit auf  anderen  WirthBcbaftestiiien  leieht  andera  nnd  selbst  anf 
der  nnsrigen  Itot  sich  Manches  für  die  Beibehaltung  der  Personen- 
nnd  Vieles,  im  Gänsen  wohl  Entscheidendes  für  diejenige  der 
Packetpost  in  Hiludcu  des  .Staats  und  in  der  okonomiseb  uiul 
tecbniiseh  zweckmässigen  Verbindung  mit  den  anderen  Postzweigen 
geltend  machen. 

Solana-e  nemlich  ;nif  niedrijrcrer  Stufe  die  erforderliche  Betriebsamkeit  der 
Privaten  fehlt,  der  genannte  V  erkehr  aber  eine  gro>»se  allgemeine  üedeutung  beanspruchen 
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d&ii,  kaiiii  dich  die  AuadtjüuuBg  der  Poi>t  »uf  dio  geuauotcD  Tnuutportobjectc  aus  diescu 
Orttnden  empfehlen.  Dm  amscliliessliclie  Recht  des  Staats  »nf  poetmlftoge  Penonob 

und Packetbeförderuü^  hat  daüA  den  Vordi«il,  eine  |u;:leichini8äige  AnsdehnuBf 

dieser  Tmn.sporth'i s  t  tin  c«' 11  11  'icr  das  pan zc  S  t  aatsfi^ e^i  •  t  /  m  •» rniöqrl ich en, 
iudcm  der  Lcbcrsctiu^ü  g^uu  r  v^treciien  die  Mittel  liefert,  daä  Deiica  schlechter  8treckeB 
m  docken*  Auch  auf  höherer  Entwfddungsstafe ,  so  jetzt  bei  ans .  kann  der  Mai^ 
an  Conoarren2  antt^r  deu  PrivatbcfOrderem  wohl  die  Beibehaltung^  selbst  der  Per* 
j>j)neni"  -'  noch  für  manche  (Ji  l:i nden  rechffoitiir«  n.  Ausserdem  wird  durch  eiit' 
Hinzu! U^uiig  dieser  Zweii^c.  besonders  der  Pa*  ketpost  zur  Briefpost  auch  später 
noch  und  so  in  unseren  heutigen  Verhältnissen,  zumal  was  die  Packetpost  anlangt, 
noch  eine  bessere  Ansnutzang  des  Bctriebspersonals  und  •Materials,  aijo 
eine  yerhältnissmässiere  yiillig-keif  des  (rcsainmtbetriebs  ermöglicht,  welAe 
die  üebeniHhiiic  dieser  Zweige  auf  die  8t'iat<jio:>t  piiasenJ  erscheinen  lässt, 

Aehiilich  liegen  die  Verhältnisse  mituuter  bei  anderen  Verkehrsaui»ulteQ  des 
Staats  oder  l»ei  TraDSportdiensten,  die  der  Staat  für  seine  eigenen  Zwecke  «ioxiclileL 
So  kann  die  Vorbiiiduns  dos  Telegraphenwesens  mit  der  Post  und  mit 
Kis»  ribalineri  rtkoiioinischi- Vortheile  bieten  und  für  die  Uebemahme  der  tiesamm'- 
iicu  dieser  ditn  Verkelintanstalten  wegen  ihres  nahen  Zusammenhangs  auf  den  Suoi 
sfirechen.  Perwoen"  und  Gütertransport  kann  mit  den  Schiffibhrtscuisen  der  Krieg«- 
sehille  verbunden  werden  u.  dgl  m.  Dies  war  z.B.  der  Fall  mit  den  Ostern  kleinen 
Khegsdampl'ern  auf  den  italien.  Seen:  wenn  ich  nir  ht  irre  unter  Louis  Philipp  aa-!: 
mit  franz.  Krie^ampfern  auf  dem  Mittelmeer.  5.  Uber  die  Post  als  üebuhreii 
gehende  Anstalt  Ffn.  II,  §.  808—312,  ti.  im  Allg.  Saz,  I«  211  IT.,  Roscher  HL 
§.  84,  86,  95. 

3.  Die  Uebenialime  anderer  Vcrkehrsaiistalteii  auf  den 
Staate  namentlich  solcher  der  „hüheren"  Art,  wie  Brief-  und 
Geldpoat,  Telegraphier  Eisenbahnbetrieb,  ist  in  vielen 
Fällen  von  vornherein  nicht  nnr  nicht  unpassend,  sondern  ans  ent- 
scheidenden Gründen  zweckmässi^p- 

Im  einzelnen  Lande  wird  die  Luiächeidung  mit  uatli  deu  cuucrelen  Ver- 
hiltnissen  und  mit  Recht  unter  Berttoknchtigong  der  einmal  rorii^eaden  nsdiicht- 
liehen  Entwicklun-^  stattfinden.  Doch  lassen  sich  folgende  «Ilgeneine  Satie  ab 
Richtsrliriiir  auf&toll«  n  . 

a.i  Die  Ueberuahiue  einer  Verkehrsanstalt  aui  ucii  Staat  ouiphuhlt  bicii  uameatÜdi 
dann,  wenn  die  Gate  der  technischen  Leistung  einer  solchen  Anstalt  tob 
der  mOficIichst  weiten  und  gleichheitlichen  .Vusdchuung  des  regelmä£»igeQ 
Triinspon<lien3ts  über  das  ^:anze  Sfants^rehiet  und  selbst  von  der  i n te rn ati o n alen 
Verbindung  der  V erkehr sanstait  mit  deu  gleichen  Anstalten  in  fremdem 
Staaten  hodingt  ist  Dieser  Fall  liegt  hei  der  Post,  hesonden  bei  der  Brief- 
post, bei  dorn  Telegraphenbetrieh  und  um  Theil  auch  bei  dem  Eisenhaha- 
betri<;b  vor. 

b)  Wenn  der  Transpurtdieust  einer  Verkehrsanätalt  nur  mittelst  eiiicr  fest 
be»timmten.  regelmässig  or^iranisirten  Bcnntsungsweise  eines  W<^s  mof 
Heb  ist,  auf  welchem  nicht  gleichzeitig  neben  einander  rcrschiedcne  Trausportdienste 

stattfiiid-  n  kruin'T),  <ii  ]\pgt  es  nahe,  dass  <]rv  EigonthQiit«r  dfs  Wcl^s  auch  ilfr  rut'^-- 
nehiner  der  Vcrkelii-sanstait  wird:  Fall  der  Eisenbahnen,  Teiegraphen.  i*as 
factischc  Monopol,  welches  hierdurch  auch  für  die  Verkebraanstalt  eatst^ 
verliert  wiederum  am  Ersten  seine  lledenken,  wenn  der  Staat  mit  d«n  Wege  m6k 
diu  \'erkelii>i<instalt  tiberiiiinint. 

c)  Wenn  eine  Verkohrsaustalt  durch  i'rivate  (Eiuzchie  oder  Erwc;rbs;i^eselUchafte]i 
j^eg^rlindct  werden  6oU,  so  muss  ihr  mitunter,  wenigstens  für  eine  Zeitlang,  selbst  ein 
rechtliches  Monopol  vom  Staats  gegeben  werden.  Dies  ist  namentlich  in  dem 
Falle  nicht  immer  zu  vermeiden,  wenn  für  die  Y<■rk.•llr^anstalt,  wie  Iwi  Eisen bahneji. 
erst  der  kostspif  Iis"»*  Woir  hcrccst»  lit  wi-nlen  niusi;.  Die  Ui  bernabini-  der  Verkehra- 
aiistalt  auf  den  Staat  ist  dann  ein  Mittel,  um  die  etwaigen  ^lachthuile  eine»  solc^eu 
Monopols  zu  verhindern,  weil  der  Staat  in  der  Wahl  des  leitenden  Fi]mmi|>riactps  ki 
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der  Verwaltujig  freier  gestellt  ist  und  ibin,  also  der  (icsauiuitheit,  die  etwaigen  finan- 
ziellen VortheiJe  des  Monopols  zuknriirf  ■!( :  wiederum  Fall  der  Bahnen.  T«*l »'graphen , 
auch  wohl  der  Schifffahrts-,  bcäoiidcni  der  Dampfächifllahrtscursc.  Mehr» 
£m1i  ist  froher  bei  Ounpfeitiflien  ein  HoDopol  roigekonmon,  x.B.  bei  der  Osterr. 
DiHiandampfschifnabrtsgeaelbcli.  (in  l^ol^e  der  späteren  Freigebung  der  Douaus(  hiflTahrt 
TOB  d.  Österr.  Regicrang  gegen  EiitschäiUgaii«^'^  in  Form  von  Zinsfrarantie  abgelöst). 

d)  Je  mehr  der  Trauäportdi«^ust  eiiK  i'  Vf rkulnsanstalt  aus  der  rcirelmässig-en 
Wiederholung  einer  grossen  Au/.iihi  gleicher  einzelner  Thätigkeiten 
b<stebt  ODd  neb  auf  ziemlieb  feste  mecbanische  Regeln  zaradtfttlirea  ISast, 
adao  nach  bestimmten  Schaliloncn  gefabrt  Verden  kann  und  muss;  fenw  je 
mehr  in  Gonscqu«^Dz  hiervon  d<  r  SpieliHuui  ilos  siieculativt  ii  Moments  eingeengt 
wird;  endlich  je  mehr  wegen  der  Natur  und  Ausdehnung  und  Grösse  der  Verkehrs- 
Mstnlt  der  Bemeb  mittelst  eines  grossen  Beamtenmeekanismns  dnrchgefttbrt 
werden  tnu^s:  deite  f^l  ei  ob  artiger  betreibt  der  Staat  nnd  betreiben  Private  nnd 
vollends  die  hier  unvcntieidlichen  Ki  w^rrbst; escllschaften  natürlicher  Weise  eine 
Verkelit>>austalt  und  desto  weniger  %>teht  der  Sta;>tsbetricb  wegen  seiner  sonstigen,  ihm 
etwa  anklebenden  Miuig-el  hinter  dem  Privatbetrieb  technisch  und  ökonomisch  zarttck. 
Dagegen  Itominen  der  Staatsveiifobnanstait  die  allgemeiDon  Vorztlge  der  Staatabeamten- 
ächaft  gegenüber  di  r  rrivatbcamtensrhaft,  wel(  lic  aus  der  eigeiithündichen  Organisation 
df^s  Staatsdiensts  lienorj^ehen,  zu 'Jutr-.  Dieser  Fall  liegt  bei  der  Post,  beim  Kisen- 
bahn-  und  Teieg  raphenbctriob,  unter  Umständen,  wenn  auch  selten  und  in 
geringerem  Maasse,  beim  Dampfschifffahrtscorse  vor.  Daber  ist  die  Uebemalime 
dieser  Verkebrsanstaltcn  auf  d<!n  Staat  auch  aus  solchen  GrOnden  wieder  passend. 

e)  Manche  Verl»elii"san stalten  lassen  sich  zweckm Jlssig  miteinander  ver- 
binden, weil  die  in  einem  e  i  k  /  e  1  n  e  n  Dienste  nicht  vollständii?  ausgenutzten 
Arbeitskräfte  und  iiapitalieu  zum  I  tioil  Dienstthätig Leiten  l'ur  mehrere  solche  Anstalten 
abemebmen  Itdonen.  Baians  ergiebt  sieb  eine  grossere  0 Ökonomie  dos  Betriebs* 
Ancb  dieser  Umstand  spricht  für  den  Staatsbetrieb,  da  die  Yereinigtug  mehrerer 
Verkehrsanstalten  in  Privathänden  zu  bdeht  b»?denkliche  factisi'h«'  Monopole  S' haff\. 
Manchfach  bietet  sich  fQr  den  Staat  (ielegenheit,  gewisse  Post-,  Bahn-  und  Telugraphen- 
&Bter  zosammentnlegen,  wodurch  der  iresammten  VoUtswirtbscbafk  Kosten  erBpan  und 
eventuell  niedrigere  Tarife  ermöirlicbt  wonlen.  Je  kleiner  die  Post-  und  Telegraphen- 
ämter, desto  nothwendiirer  natürlich  die  Zusammenlegung,  so  z.B.  iu  d.  Schweiz. 
Neoerdingä  hier  auch  öiters  Verbiudaug  beider  Zweige  mit  Babnämtem  der  Privat- 
b«bnen.  oder  Qebertragung  des  Post-  nnd  Telegraphendiensts  an  Piiratbabnl>camte, 
iras  aber  inuner  grössere  Schwierigkeit  macht,  als  wenn  alle  droi  Veifcohisanstslton 
dem  Staate  gehören.  Auch  in  Doatscbland  jetzt  immer  mehr  ZoBanmenlagang  fon 
Post-  u.  Telegraphenämtern. 

f)  Wenn  Privatverkehnaoatalten  nur  mit  Hülfe  bedeutender  finanzieller  Sub- 
tentionen,  wahneheinlfcb  wiifaam  werdender  Zinsgarantieen  n. s.  w.  zu  Stande 
kommen,  so  wird  oftmals  auch  die  directe  StaatsUbernalime  besser  als  eine  solche 
indirecte  sein,  im  Finan/inferesse  wie  im  volkswirthschaftlichen:  häufiger  Fall  bei 
Hahnen,  auch  wohl  bei  Gan&ien.  Wird  aber  so  rorgegantren,  so  g»?langt  wieder  in 
heilsamer  Weise  das  Princip  der  Uebertragung  der  Ertragsergebnisse  von 
Actir-  nnd  Passivcursen  zu  praktischer  Wirksandteit;  es  Termindert  sich  dann  das 
finanzielle  Risico  für  den  Staat  und  es  steigert  sich  seine  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  in  Bezog  auf  die  Ausdebnong  der  betieÜ'enden  Yorkehrs- 
anstalten. 

g)  Je  grosser  die  allgemeine  Bedeitvng  einer  YerkabraaDstalt  für  das 

j^esammte  CuTtur-  und  Wirthschafbleben  eines  Yolks  ist  tmd  je  gleichmässiger  die 
Vortheile  derselben  den  einzelnen  Bevölkeruni^sclasscn  zu  Güte  kommen,  desto  mehr 
erscbeijit  wiederum  die  Uebemahme  auf  den  Staat  passend,  und  als  das  beste  Mittel, 
dio  Interessen  der  GeseUfchafit  so  vahien;  daher  mehr  nnd  mehr  bei  intensiverer 
Veritehrsgcstaltnng.  Zugloich  bietet  alsdann  die  mögliche  Auswahl  zwischen  den 
TOTSChiedenen  Fi n an zprin cipie n  den  Vortheil,  durcti  die  differrinte  !?or- 
mirnng  der  Benatzungsprcise  (Tarife)  der  einzelnen  Verkehrsanstaiten 
und  der  rerschiedenen  Leistnngen  der  letzteren,  die  etwaige  Yenehiodenlidt 
der  Iiitcre^n  der  einzelnen  Gesellschaftskreise  unter  notbwendiger  wahmehmimg  des 
sla^icbea  {«"iaattsinteresses  richtig  m  berttckiichtigen. 
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Aus  allen  diesen  Gesichtspuncten  emptieliit  sich  die  lieber- 
nähme  der  Post,  besonders  der  Briefpost  (nicht  so  unbedingt 
der  Packetpost,  noch  weniger  der  Personenpost);  femer  diejenige 
der  Telegraphen  and  zvan  Theil  auch  der  Eisenbahnen  nnd 
Canftle  auf  den  Staat,  während  der  Schiff fahrts*  und  aneh  der 
D  a  III  p  f s  c  h i Ifta h  r tsc u  rs  wohl  nur  ausuulimbweise  vom  btaatti 
zu  übernehmen  ist 

Es  wird  hier  Manches  auf  die  ^cog^raph.  Lage  eines  Landes  ankommcü  ond 
ob  ili'-  Privatbetriebsamkeit  ausnäclit.  Kögl  and  wird  freilich  keiner  Staatsdampfer- 
lioien  nach  dem  (jontiuent  budurl'eu,  aber  es  subveatiouirt  immerlüo  die  Linien  nack 
NordametUa  11.8, w.  Sehwedeii,  Norvegou,  Dlnemark  weidea  wenigstem  nack 
einigen  Richtungen  ebenso  gut  Steatsdunpfer-  aLi  StMtabnhnlinien  einiichten. 

§.  268.  —  B.  Die  finanzielle  Beliaiullung  der  Ver- 
kehrs aiistalteu  des  Staats  (und  der  IS  e  1  b s l  v  er  waltu n gs- 
i^ürper)  im  Allgemeinen.  Auf  Staatsstrassen  und  auf  Staats- 
verkebrsanstalten  lassen  sich  alle  vier  Finanzprineipien  (§.  201i 
anwenden  nnd  In  der  Geschichte  wie  in  der  Gegenwart  finden  sich 
Beispiele  der  Anwendung.  Schon  dieser  Umstand  spricht  dafttr, 
dass  sich  auch  hier  nicht  ein  einziges  Princip  als  das  ftberall 
und  allzeit  und  llir  alle  Verkehrsanst  iltt  u  richtige,  als  das  schlecht- 
weg- ,,rati()nelle"  bezeichnen  läsest,  sondern  dass  hier,  wie  so 
oft,  das  Gesetz  der  ^^historischen  Relativität'^  und  demgemäes 
anf  diesem  Specialgebiete  die  mehr  oder  weniger  extensive  nnd 
intensive  Entwieklung  des  Vei*kehrswesens  iHr  die  Wahl  des 
Finanzprincips  mit  zu  beachten  ist.  Nnr  für  eine  gegebene  Zeit 
und  tHr  gegebene  Länder  auf  einer  bestimmten  Stufe  der  Cnltor 
und  Volkswirthschalt  kann  man  eine  bestimmte  Entscheidung  unter 
Erwägung  aller  einschlagenden  Verhiiltnisse  trefi'en.  Dieselbe  wird 
für  unsere  (west-  und  mitteleuropäischen)  Länder  iu 
der  Gegenwart  etwa  folgendennassen  ausfallen: 

1.  Die  Verwaltung  von  Staatsverkehrsanstalten  nach  dem 
reinen  Regalitäts-  oder  Bestenerungsprincip,  wo  dnreh 
Ausschluss  der  freien  Concurreuz  ein  grosserer  Reinertrag  erzieh 
werden  soll,  ist  zu  verwerfen. 

Sie  wiilerspricht  dem  Hauptgründe,  dessentwcircn  der  Staat  Verkehrsanstalteo 
übcriiimint.  iicmlich  dem  allgc.uicineii  Verkehrsinteix-sse.  Sie  hemmt  die  BenntzuQg 
der  V erkcliraaiiätaiteit  ätatt  aic  m  fordern.  Sic  l'ulirt  eadlich  zu  einer  schleckloi, 
uogleiclunMgen  Poim  der  Besteuerung.  Mit  Recht  ist  daher  dieses  Finnnqwindp, 
wo  es  etwa  bestand,  wie  gelegentlich  bei  der  Post,  fast  alli,^emein  aufgegeben  -worden. 
Die  Bemeikang  aber  die  Porti  unten  steht  mit  dem  hier  Uesagteo  nicht  im  Widenprach. 

2.  Die  Verwaltung  nach  dem  Princip  der  reinen  Staats- 
au.sgabe  (als  „allgemeines  Genussgnt'S  Sa3^)  wäre  in 
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^UgemeiDen  eio  nn richtiges  ZngeBtändniss  fttr  dieBeniitzer 
der  betreffenden  Anstalten  gegenüber  der  ganzen  Berölkernng, 
welche  dann  die  Tollen  Kosten  aus  den  allgemeinen  Steuern  zn 
decken  hätte. 

Sie  ist  nicht  t;crechtfertiirt .  weil  die  Vortheilo  sich  niemals  c^n/,  ^Icichmiissig 
verthcileu;  nicht  nuthig,  weil  die  Benutzer  einen  Dienst  geleistet  erhaiicu  und  wcnigsteuB 
zum  Tbeil  sich  loiclit  in  der  BeansprocbDiig  dieser  Dienste  beschränken  können;  und 
finanziell  b<Mlenklich.  weil  nicht  bloss  die  Anla^ekosten .  sondern  auch  nicht  einmal 
die  lanfenden  Botriebsko^t  'ii  -t' -K  rkt  werden,  wiihrond  diese  diir  li  die  unent^oltlicho 
Utinutzuog  noch  steigen,  üur«  ii  eine,  wenn  auch  massige  Gebuhr  wird  die  Benutzung 
wat  das  wahre  Bedttrfniss  eingoschrftnkt,  Oberhaupt  OkonomiMher  Terfibren.  Die 
Finanzlage  einer  Verkehr&>anstalt  lässt  sich  auch  nur  bei  allp^eioeincr  Zahlung-  aller 
B*»nnt3rer  richtig  erkcnnr-n.  Daher  i-^t  mit  Recht  die  Besfitigunir  der  Portofreiheiten, 
der  freien  Eisenbabufahrt  u.  s.  w.  zu  verlangen,  und  neuerdings  auch  meistoos  in  der 
Praxis  durchgerahrt  Unentgeltliche  Dienstleistnog  der  Staats rerkehrsanstalteD 
soll  demnach  nur  die  scltcni*  Ausnahme  bilden.  Sie  stellt  dann  eine  rerhQllte 
Staatsausgabe  dar,  wini  aber  hc^^s.r  j  uiz  vermieden,  im  Nothfull  sogar  gegen 
Lebcmabme  offener  Zahlungen  der  Staubkasse  an  die  Benutzer,  damit  diese  alsdaun 
die  gr^wOhnliehen  Gebtlltr^n  entrichten. 

3.  Die  Verkehrsanstalten  des  Staats  sind  daher 
entweder  nach  dem  Gebtthrenprincip  oder  nach  dem 
privatwirthsehaftlicben  Princip  zn  verwalten.  Welcbes 
von  beiden  gewählt^  wie  weit  bei  der  Anwendung  des  ersteren 
auf  volle  oder  bloss  auf  theilweise  Kostendeckung,  und  bei  der 
Anwendung  des  zweiten  auf  den  hrxhst  möglichen  erreichbaren 
(Gewinn  abcre/ielt  weiden  soll,  das  liiiiigt  ab  a)  von  dem  Grade 
der  Gemeiuuützigkeit  der  einzelnen  Yerkebrsanstalt  und  ihrer  ver- 
schiedenen Transportleistangen,  b)  von  der  Höhe  des  Kostenauf- 
wands flir  die  Anstalt  nnd  fUr  den  etwa  mit  ihr  verbundenen  Weg, 
c)  von  der  Art  nnd  Weise,  wie  der  Staat  diese  Kosten  gedeckt 
bat  (durch  Schuldaufnahme  oder  Verwendung  ordentlicher  Ein- 
nabmen,  besonders  Steuenij  und  d)  von  dem  Umstände,  ob  und 
wieweit  die  Kosten  (Schulden)  bereits  ninortisirt  sind. 

Hiemach  wird  im  Ganzen  gegenwärtig  die  Post,  eventuell 
jedoch  nur  mit  Ausnahme  einzelner  Theile,  wie  des  Personen-  nnd 
unter  Umständen  des  Paekettransports,  die  Telegraphie  nnter 
das  Gebtthrenprincip,  der  neu  erbaute  Oanal,  die  Eisenbahn 
nnd  der  Schifffahrtscnrs  sowie  die  Personen-  nnd  eventuell 
die  Packetpost  unter  das  prtsatwirthschaftliche 
PriDcip  fallen. 

Dein<remriS3  sind  die  Einnalimen  ans  diesen  Verki  lirsanstaltcn  in  diesem  Werke 
auch  in  die  Abschnitte  tbeib  von  den  phvatwirthschafilichen  Einnahmen,  theils  ron 
den  OebQhren  gereiht  worden  (§.  20S),  nur  dass  des  sonstigen  Znsamnenhanp  wegen 
alle  Zweige  der  Post  im  Abschnitt  von  der  Postgebuhr  behandelt  werden.  S.  Fin. 
II,  §.  30S  — 312  Uber  die  Post,  §.  nber  den  Telegraphen.  Das  Nfthere  Uber  die 
einzelnen  Anstalten  s.  in  den  bctrefi'enden  Abschnitten. 

Jk.  Wa^^oAr,  Finaaiwi««eiU)cbaft.   L  3.  Aufi.  42 
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4.  Die  Grundsätze)  welche  bei  uus  in  der  Gegeawart  passend 
,  fflr  die  finanzielle  Behandlung  der  einzelnen  Anstalten  maassgebend 
sein  dürften,  bestimmen  sich  wesentlich  mit  nach  den  Verhältnissea 
der  letzteren,  mUf^sen  aber  doch  ans  einem  gemeinsamen  obersten 

Piincip  iib<;cleUet  werden.  Sie  lassen  sich  kurz  etwa  folgender- 
maassen  für  jede  Anstalt  zusaniiuenfassen : 

a)  Die  Briefpost  und  wohl  nnch  die  etwa  mit  vom  Staate 
betriebene  Gelpost  und  die  Zeitnngs-  (nnd  Drnckschiüten-) 
Post  ist  nach  dem  Gelbtthren  princip,  die  P a c k e t  post  auch  jetzt 
noch  —  in  Abweichang  vom  neuesten  Tarifsystem  —  doch  mehr 
mit  AnnShernng  an  das  pri vatwirthsch aftlichc  riiucip,  die 
Person enpust  wohl  gewöhnlich  wesentlich  nach  letzterem  za 
verwalten. 

Die  Gebtthrcncinnahmc  bei  der  Brief-.  Zeitongs*  und  Qeldpost  soll  die  Kosten 
«n«l  zwar  anbedingt  die  laufend«  n  Rctriebskoston.  im  Äliis^cmeiuen  aber 
aucbi  die  Ziuüeu  des  im  Postwegen  stcckeudcn  Anlage-  und  iictricUskapitali 
decken,  biMicht  aber  nicht  nothireiidi«?  UeberschQsse  oder  nnr  solche«  wddke 
ZOT  Tilgang  des  AnUgckapitals  nnd  znr  Aiisdebnon<r  imil  Verbcsserunir  deiPoflCvem» 
dienen,  zu  geben.  Portoermässfcun^-eri.  welche  mit  erheblichen  nnd  länger  dauemdoo 
Einnahmeausfällen  verbunden  sind,  können  sich  zwar  später  in  Folge  der  Verkehi^ 
Steigerung  wieder  vüllip:  bezahlt  machen.  Immerhin  wird  bei  ihnen  m  beachten  sein, 
ob  und  wie  weit  sie  rornohmlich  einej  Classe  der  BerOQtenuig  warn  Vortheü 
g^cTcichon.  und  7.vr;\r  derjenicfjn,  welche  durch  directe  Steuern  schwer  entspnx'ht  ud 
/u  tiLiltL'ii  ist:  (1(111  Ilaiidela-  und  zum  Theil  dem  Gewerbestande.  In  diesem  tmllc^ 
fehlt  das  Meikmul  der  ^leii  h massigen  Gemeinnützigkeit,  so  dass  mindestens  eint 
sehr  sorgfältige  PrUf^ng  reriangt  werden  moss.  ob  der  EinnahmcansfaU  nicht  d»ck 
nof  der  Staatäasse  wild  sitzen  bleiben.  Dies  mnss  mflglichst  ?ermieden  werden. 

Die  Personen  post  muss  bei  uns  wohl  meistens  nnch  dem  priv.itwirtliscbarf- 
lichen  Priiicip  verwaltet  we  rden,  Ks  i&t  daher  bei  ihr  der  höchst  um tr liehe  Kmd- 
ertrag  zu  erzielen,  wie  er  unter  dcu  bestehenden  Concurrenzcu  erreichbai  ist.  l  üsere 
geltenden  PersonenposttarifeUze  mochten  fielfach  zn  niedrig  sein.  In  der  Praxis 
wird  der  Preis  freilich  nicht  so  hoch  steigen  dürfen,  dass  die  jPost  concumMizunfäbic 
wl\nle,  aber  doch  so  ho^h.  dnss  d^r  sich  bildende  Verkehr  die  Mitausnut/iin?  deä 
Personals  und  Materials  der  übii^t'a  Postzweige,  und  damit  die  ganze  PostäOi^talt 
möglichst  rentabel  madit.  Tarifredactionen  in  der  Pentonenpost  mflssen  daher  wm 
gerechtfertigt  zu  sein  gewöhnlich  einen  finanziellen  Zweck  haben,  solche  in  der  Brief- 
post  können  auch  einem  volkswirthschaftlichen  Zwecke  entsi>riiii^en ,  also  selbst  zn 
einer  dauernden  £inbus^^e  am  bisherigen  ICeioertrag  fuhren.  Abweichangen  hiervoa 
sind  indessen  statthafit  mit  BQcksicht  auf  die  Entwicklang  des  Landstrassen-  und  des 
Eisenbahnwesens  und  anf  die  Ausdehnnng  des  Staalshabnnetzes.  Landestheile,  welche 
in  letzterer  Beziehnng  zurUckf^eblieben  sind,  können  wohl  einstweilen  im  Personen- 
postwescn  des  Staats  einige  Begünstigung  erfahren,  liier  sind  eben  die  Zosanuaefl- 
hänge  des  gesammfen  Verkehrswesens  immer  n  beachten. 

Fttr  die  Packetpost  liegt  die  Sache  ähnlich,  jedoch  nicht  ganz  so,  irie  fiir  Ü» 
Personcnpost.  Bei  ihr  können  wenigstens  zum  Theii  diesdhen  £nrSg<uig<m  vie  Wi 
der  Bfiefpost  in  Betracht  komm'  n. 

Wenn  Personen-  und  Packetpost  dem  Staate  directen  Vertust  brinar^^n,  so  mo^ 
bei  uns  wohl  auf  ihre  Einstellung  hingearbeitet  werden.  Alsdann  sind  die  fieHeick 
ffOher  im  finanziellen  InterMse  eingeführten  etwaigen  ausschliesslichen  Bechte  der 
Post  anf  den  Bctricl>  der  regelmässigen  Personen-  und  Packetbef^rdening  zn  be- 
seitigen, damit  die  Privatindustrie  di  '  erforderlithcn  Verkehrsanstaltf-n  iihiili^n 
kann.   Nach  diesem  üusichtspuncte  hat  man  mit  Kecht  uooerdings  manche  im  Post- 
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recal  enÜuJtene  Toneclite  aufgehoben,  so  aocli  in  der  nenesCea  deutacbcn  Postgesetz- 
gebong. 

b)  Die  Telegraphie  ist  zwar  im  Ganzen  wie  die  Post  nach 

dem  GebtIhrenpriDcip  zu  verwalten ,  aber  doch  scbon  mit  einer 

weiteren  Annäherung  an  das  privatwirthschaftliche  Princip. 

Sie  dient  iu  höherem  Maasse  einem  (jiasscninteressc  der  Haadcl-  und  Gewerbe* 
treibonden,  sogar  vomemlich  dem  Grosahaadel  ond  Grossgewerbe.  Daher  ist  soweit 
als  itinglich  der  Ersatz  der  BcMebsanslagen  and  <1<  r  Zinsen  und  Amortiwtionsqnotea 
des  Anlag  l  n|  itals  zu  verlangen  und  ein  Uebefschut»  darober  iiioaas  weniger  anfecht« 

bar  ais  im  i'oatnresen. 

c)  Oanäle  sind,  so  lange  die  grossen  Anlagekosten,  welche 
meistens  durch  Scholdaufnahme  bestritten  werden,  nicht  amorlisirt 
sind,  mögliehst  nach  dem  priratwirthsehaft liehen  Princip 
za  rerwalten. 

Der  rein  gewerbliche  Standpunct  einer  hOclistmOgUchen  Bento  brancht  dabei 
jedoch  selbst  während  der  Aiiuatisaiioiisziit  niclit  inue^i^ehalten  zu  werden,  wegen  der 
grossen  Geuieinnüt/iiik-  it  und  hohen  volk^wi^ths(  liaftlirhen  Bedeutung"  billigen  Trans- 
ports von  Masscuprod ucten  zur  Coosumtion  \vi>  /ui  Verwendung  in  der  Produetion 
der  Gewcrie  und  der  Laodwirthschaft.  Es  g'nii^t,  wenn  aus  dem  Eeinertrag  das 
Kajiital  verzinst  und  getilgt  werden  kann.  Dies  ist  aber  auch  gewöhnlich  zu  verlangen 
und  ein  (rcwinn  darüber  hinaus,  der  bei  massigen  Tarifen  er/ii  lt  wird,  ist  iiiiincrhin 
auch  statthaft.  Spater.  lun  Ii  .  rfolgter  AIno^ti^atiun  des  iVulai^ekaiutals  wird  bei  den 
Canälen  das  Gebuhreupriitcip  um  so  eher  eiatreteu  dUri'eu,  je  auascUliessiicher  sie  dem 
Massentransport  dienen.  Die  thatsächliche  Schwierigkeit«  für  die  hoben  Kosten  von 
CatiTilen  eine  halbwegs  ausreichende  Verzinsung  zu  erlangen,  bildet  den  kritischen 
Punct  in  der  Frage  des  Neiibaus  ron  Canülen.  An<  h  hier  lasst  s^ich  ein  Zinsvorzicht 
um  so  eher  rechtfertigen,  wenn  diu  grossen  V^erkehrdanstalten ,  namentlich  die  Eisen- 
bahnen  und  Poet,  in  den  Händen  des  Staats  sind  ond  dann  zwischen  den  eintelnen 
Gattungen  dieser  Anstalten  das  Princip  der  Ueboitragnng  zwischen  Actir-  ond  Passiv- 
anstaiten  Platz  greifen  kann.    S.  u.  Abschn.  7. 

d)  Eisenbahnen  sind  zunächst  ebenfalls  nach  dem  pri* 
yatwirthsehaftlichen  Princip  zu  verwalten,  solange  das 
grosse  in  ihnen  steckende  Kapital  zn  verzinsen  nnd 
zu  amortisiren  ist    Sie  dürfen  seihst  zn  einer  höheren 

KciiLc  gebracht  werden,  wenn  diese  nicht  durch  monopolistische  Aus- 
beutung, Ausschluss  berechtigter  Concurrenzliuien  u.  s.  w.,  sondern 
durch  die  freie  Verkehrsgestaltuog  erreicht  wird,  wo  sie  nicht 
Steuer,  sondern  wie  bei  den  Privatbahnen  Gewerbsgewinn  ist. 

Der  Vortheil  beim  S  t  aa  t  sbalinwcsen  besteht  jedoch  eben  darin,  dass  eine  solche 
Verwaltung  nach  dem  rein  gewerblichen  Grundsatz  nicht  unbedingt  nöthig  ist. 
Ist  dieser  Grundsatz  gleichwohl  der  die  Verwaltung  leitende,  so  wird  die  Sachlage 
aber  immer  noch  nicht  schlimmer,  wie  beim  Privatbahnsystem.  Dagegen  eigiebt  sich 
fler  Vorth' il .  dass  die  grösseren  üeberschüssc  der  Staat.>kasse  ziiflicssen  und  dann  zur 
Def'kiing  etwaiger  Defiritc  andere  r  Bahnen  oder  selltst  and<T<  r  (ilicder  des  Verkehrs- 
w<»«;us,  wie  z.  B.  in  dem  soeben  erwähnten  Falle  der  Canäle,  verwendet  werden  können. 
Auf  diese  Weise  Im  sich  am  Leichtesten  ein  gutes  Bahnsystem  im  ganzen  Staats- 
gebiet durchfuhren.  Das  Streben  nach  höherer  Rente  ist  um  so  weniger  bedenklich, 
wenn  es  durch  Tarifreductioncn ,  besonders  im  GtUerverkehr  vnnrlrkücht  w^ird,  —  oft 
das  beste  Mittel  dafür.  Ein  absichtlicher  Verzicht  auf  einen  liiöglicheu  Ueberschuss, 
der  dnieh  liberm&ssigeTaiiüredactionen  bewirkt  wOrde,  ist  dagegen  im  Allgemeinen 
sieht  nothwendig  und  wohl  erst  zweckmtaig  nach  vtittendetam  Aosban  wenigstens  der 

42* 


Dlgitized  by  Google 


660    3-  B.  Oid.  £iBn.   Z.  K,  Phrttenrerb.   5.  H.  A.  Verkehisveseii.  §.  26$. 

Hauptrouten  B;ilinuctzes.  Kin  soh  her  Ver/.icht  sogar  auf  den  Tollen  Ersatz  der 
Zinsen  —  aUa  du  Anwendunj;  des  GebüLxeupriucips  —  Ut  vor  crfol^'i«  r  Amorti- 
sadon  des  Bankapiuln  selbst  ungeKchL  Letzteres  um  so  mehr,  je  mehr  hlo«  der 
Personen-,  besonders  der  V.  rsrnu^nng'STcrliehr  profitirt.  ]<■  wcnig:er  wichtig  eine  l^hii 
lUr  den  Güter-,  besonders  inr  den  Masi^  uproduetenverkchr  ist,  und  je  unirleichmäs^iifer 
die  StaatsbahucQ  2»ich  Uber  das  Siaatsgubict  cnttreekeu.  Denn  hier  Dt-huicu  die  ciu- 
zelnoo  LandestbeOe  UBgleichen  Antfaeil  an  dem  Untzen  der  Babneo.  Es  gilt  daim 
von  billigen  Tarifen  ettraa  Aebnliches  wie  im  Staalsfarstiresen  ron  der  billig  Hob- 
al^be  (iS.  51^3) 

Erst  wenn  das  Baukapital  der  Bahnen  ganz  oder 
gro ssentheils  getilgt  ist,  die  Hahnen  sich  oiüglichst 
gleichmässig  tlber  das  Staatsgebiet  ausdehnen,  ist 
das  Gebtthreoprincip  zulässig,  aber  auch  aUdaon 
seine  Anwendung  niolit  unbedingt  noth wendig,  sondern 
die  Erzielung  von  weiteren  Ueberscbttssen  unter  Um- 
ständen recht  wobl  gestattet  und  selbst  zweckmässig. 

Von  d'  u  .  iüzelnen  Transportleistungen  der  Hahnen  wird  es  besonders  der  Massen- 
gUterrerkehr  und  der  r<.'rsünenrerkchr  in  den  niederen  Wagenclassen  sein,  welcher 
dorch  starke,  selbst  danemde  Kinbosse  bringende  Tarifr^lnctioncn  am  Ersten  zo  be- 
«günstigen  M  i  'I  m  ?on':ti2'  Transport  wären  <la?rog.'n  Taiifrednctionen  nor  M* 
lässig,  soweit  sie  den  l^-ineitra-  d-  r  rnf'Tnehmuiitr  stei>rern. 

Daher  ümpfeuba.  h  ■<  Aiiweit.luuii  des  (lebahrenprincips  auf  die  StaatsltahneQ 
TerfrOht,  Fin.  §.  37—89.  Ganz  in  Ucbereiostimm.  mit  Obigem  Nasse,  Fnge  d. 
TariferhOh.  Jena  1874  (aas  Ilttdebr.  Jahrb.  XXII)  S.  81  ff. 

e)  Schiff  f  all  rts-,  insbesondere  Da  nip  fscb  ifffahrt«?- 
eurse  sind  nach  dem  privatwirthschaftiicbeu  Prineip  zu  verwalten. 
Nur  auf  sehr  wichtigen  Strecken ,  für  gewisse  Transporte  darf 
statt  dessen  das  Gebtthrenprincip  angewendet  werden.  Eine  Sonder- 
stellung kann  solche  SchifRahrt  ausserdem  als  Zweig  des  Post- 
Wesens  einnehmen. 

Die  vorstehenden  Satze  sind  das  Resultat  einer  z  iisa  mm  an- 
fasse n  den  Hetraclitiniir  dos  gesammlen  Verkehrswesens.  Eine 
solche  Betrachtung  luuss  der  Besprechung  der  einzelnen  Wege 
und  Anstalten  vorangehen.  Jene  Sätse  dürfen  als  Regel  tHr 
unsere  Staaten  gelten.  Sie  kOnnen  und  werden  mitunter  Aus> 
nahmen  erleiden,  alsdann  aber  mit  der  nicht  2U  ttbersehenden 
Conseqnenz  ftir  die  Volkswirthscbaftspolitik  und  die  Finansen:  der 
Staat  betrachtet  die  üebeniahme  von  Verkehrsanstalten  als  eine 
so  wesentliche  Aiittrabe,  dn'^s  er  ihre  Koston  wie  diejoniiren 
der  mei&ten  Thätigkeitun  zur  Durchführung  wesentlicher  Staats- 
zwecke ganz  oder  theilweise  ans  allgemeinen  Stenern 
bestreiten  zu  dürfen  glaubt  Ob  diese  Consequenz  richtig  ist,  mass 
im  einzelnen  Falle  entschieden  werden.:  im  Allgemeinen  ist 
es  zu  bezweifeln. 
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2,  Abschnitt 
Elsenbahueu. 

1.  Die  Systemtege:  Staatsbabnen  oder  Mvatbelmeiif 

lo  dor  EutäcbüiJuiig^  dieser  Frar^e  ist  meiu  Standpunct  im  Ganzen  den  Staats- 
ciseuh.ilnicn  principieil  üocli  etwas  ^Unstigcr  als  in  d.  0.  A.  von  Kali,  wo 
Uer  bezügliche  Abscliuiii  bereits  ausb-  lili>  sslich  von  mir  iicrrührte.  Ks  erklärt  sich 
dies  elniDHl  ans  den  neueren  Krfahniiigeu  im  Eisenbahn wesen,  die  auch  in  der 
Kisenbahuliteratiir  der  neuoston  Zeit  eine  groeae  Beve^ang  und  hier  wie  bei  den 
Politikern  eine  bemerkcnswerthc  Wandelung^  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen  hervor- 
genifcn  haben,  so  dnss  niau  wenij^stens  für  Deutsrhland  die  Frage  jetzt  als  zu  Gunsten 
des  Staatsbahuprincips  (u.  zugleich  der  Eigenverwaitung  der  Staatsbahnen)  entschieden 
ansehen  kann;  mehr  noch  erblftrt  es  sich  sodann  ans  der  immer  mehr  ^etronnenen 
Kinsicht  in  di<i  Organisation  der  Volkswirthschaft,  welche  ich  in  der  „Grundlegung** 
darlegte:  der  Einsicht  von  <Iqt  Aufgabe  des  zwangsgemeinwirthschaftli'-hon 
Sy&tems  und  der  volksninhscbaitlich  und  tmcialpolilisch  richtigen  Scheidung 
zwischen  eigentlichem  Privateif  enthum  der  Privatvirthschaften  and  „Offent- 
licbem  Eigentbum"  in  den  Haiiden  des  Staats  und  dor  Seihstverwaltuugs- 
iiörper,  oder,  dies  in  meiner  ökonomischen  Tortiiinoloi,'-ie  in  der  Grundlecr.  nusiredrUckt, 
der  Zwaugfitgemeinwirthschaften.  Endlich  war  »peuiell  in  dieser  i rage  für  mich 
noch  massgebend  die  schlrfere  Erkoontniss  von  der  nolhvendigen  nnd  berechtigten 
Function  der  „Öffentlichen  UntiTncbmung*^  auch  in  der  materieU'Wirthschaftlichen 
Sphäre,  all  eines  h:\npt.s;iclilii  In  n  Mitti:Is  zur  ri«  hfigen  Eine n fj^n n des  Gebiets 
des  privatwirthschattl.  Systems  überhaupt  und  de»  Actiengesellschaftswesens 
bpcciell.  Ich  beziehe  mich  hierfür  auf  mein  Referat  über  Actiengcsellschaften  auf 
dem  £i>enachcr  socialpolft  Gongr.  1S75  (vgl.  die  Yerhandl.  n.  Hildebrand's  Jahrb.  XXI), 
Die  principi<  llcn  Anschauungen  über  die  Fraircn  der  „Orjranisntion  der  Volkswirth- 
bchalf.  wc!'-lie  in  der  llanptsache  srlion  in  meiner  Eisenbahnlclire  in  der  6.  Ausg. 
vun  Kau  u.  iu  jenem  Keferaie,  sowie  in  der  „Grundlegung"  entwickelt  u.  begründet 
worden  sind,  worden  froher  vielfach  angogriffen  n.  auch  von  den  Fachgencisen  vor* 
wandtcr  [{ichtunir  bemängelt.  Ich  kann  mit  Genugthnung  conslatiren,  dass  sich  jene 
An*<chauunircn  seitdem  immer  mehr  Hahn  t?cbrochen  haben,  und,  wie  dies  in  Volks- 
wirt hscbaftl.  Fra«^cji  (d'ters  so  geht^  schon  jetzt  beinahe  als  „i>elbstverständliche"  sogar 
bei  ehemaligen  principieUen  Gegnern  gelten.  Namentlich  ist  die  Schwenkung  in  der 
öH'entl.  Meinung  und  bei  vielen  Siimmführem  dor  „Deutschen  Freihandrls-<hnl.  •*  %ji 
Gunsten  d.  Siaatsbabnsystems  sehr  bcnierkenftWerth.  Unsere  Zeit  lebt  schnell:  was 
iu  den  öUer  u.  00 er  Jahren  kaum  erst  die  Ansicht  einzelner  „Theoretiker*'  {Ii.  v.  Mohl, 
Knies)  war,  ist  hentc  schon  in  der  Eisenbahnfrage  Gemeingut  der  Nation  geworden. 
Vielleicht  geht  es  ältniich  auf  dem  verwandten  Gebirte  des  Versicherungswesens« 
wo  die  \on  mir  mit  zuersf  !e-fiirwnrfete  u.  principiell  begriindete  HinuhTffHinnijr  der 
phvatwirthschal'llichen  Uniernehmungs-  in  die  gemeinwirthMbaftüche  Anstaiblorm  (nicht 
dorcbatis  mittelst  eigentlicher  „Verstaatlichnug")  ge<;enwärtig  noch  ähnlichem  Kopf- 
Schutt  Iti  begegnet,  wie  vor  2»S  Jahtzehnton  die  gleiche  Fordernng  hinsichtlich  den 
Eisenbahnwesens. 

Die  Gesichtspnnete.  welche  im  'l'rxt  iu  der  Kisenbaliiifrn^e  vertreten  werden, 
haben  seit  10  Jahren  immer  allgemeinere  Zusiinimung  gelundcu.  Die  schlimmen 
Er&hmngcn  mit  dem  ««Grttndongswesen^  bei  den  jaogeron  denCschen  Privateisenbahnen, 
die  in  der  uanzen  Welt  gewonnen«;  Einsieht,  dass  die  „Conrnrrenz**  im  Eisenbahn- 
we8«Mi  in  kein-  r  \\'ei-e  die  erwarteten  FrUcbte  truir.  der  Tarif wirnvarr  in  Deutschland, 
die  Erprobung  des  Staatsbahn wcsens  bei  uns  —  und  zwar  Bau  und  Hetrieb  durclk 
den  Staat  —  erklären  diese  Wandolnng  der  Meinungen  zur  Genttge.  Vielleicht  kann 
eine  so  eingehende  Bcweiaführunir,  wie  sie  im  Texte  in  der  Frage  des  Staats-  u.  Privat- 
bahnsy-tem>  <  rtol?rt.  in  iti'  ht  zn  f  rn-T  Zeif  als  «dn  hör»  d'oeuvre  erscheinen.  F.in-t- 
weileü  habe  ich  sie  nur  wenig  kurzen  zu  durleo  geglaubt,  anch  wegen  Sax's  Antikritik. 

Die  literarische  Bewegung  in  den  Eisenbahn  fingen  war  im  letzten  Jahrzehent 
sehr  lebhalt.  Wir  haben  besonder»  wertlivoUc  Untersuchunjien  ,4ndnctiver  Art**  erhalten 
Uber  .«das  Problew  der  ConcQRetiz  vnter  den  besonderen  Umständen  des  Eisenbahn* 
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Weyens",  wo  Colin 's  u.  g-en.  Werk  hauptsächliili  hi?n  ot/ii1(<'1»' r?  i>t.  Die  15cdeulB*|f 
dieser  Arbeit  uud  einzelner  lileinerer  anderer  lie^t  vornehiulicli  darin,  mit  dem  That- 
saebenmaterial  di«  Sitie  za  belegen,  welche  nach  der  deductiven  Methode 
aas  dem  Wesen  der  Eisenbahnunternchmuni^  ond  d^  bei  ihr  bestehenden  Gcstahonc 
der  Concurr«.*nz  abgeleitet  wenl'  ii  können  nnd  wtirdcn.  ..Einige  Lehrbuchparatrmphcn" 
Vflnnen  naturlich  die  Beweisführuug  nicht  all»  itig  Jicteru,  aber  doch  die  princi- 
pielleu  Hauptpnncte  richtig  und  mit  genügender  Schärfe  darlegen.  Dies  Vcrdifn?t 
l^laob^  ich  meiner  Eiscnbabnlehre  in  d.  ().  A  der  Kau 'sehen  Finanzwi^nscbaft  aiich 
den  neueren  ..imliu ii\eii''  For>c  liunirrn  gegenüber  vindiciivn  zu  dürfen  <s-v.\.  G.  Cohn, 
Strcitfrnirr  Ii  d.  F.i>'  iih;ihnpülitik,  Berlin  S.  ä),  so  hoch  ich  »peciell gerade  G.  Coha's 
Verdienste  liier  »teile. 

Eine  ganze  BroschQnmfloth  bat  sieb  in  Deutschland  an  zrei  nenere  Voigliife  in 
der  Eis.Mib;\hnpolitik  angeknüpft,  an  die  preuss.  üntersuchungscommissioa 
über  (las  Kisf;nbahnconcessionswesen  (1874)  und  an  das  Projcct,  die  deut- 
schen Jiahnen  in  Re ichsciscnbahnen  zu  verwaudelu  (IS7t>).  Gro^s  ist  das 
wissenschafUicbe  Erj^cbniss  dieser  StreitschrifUiterator  für  die  Ökonom.  Seite  der  Eisen- 
bahnfrage  nicht.  Spreu  Uberwiegt  den  Weizen  weitaus.  It  h  f'uliro  indessen  Yielea  darana 
unten  hm.  soweit  ich  diese  Literatur  <<  lljst  kenneu  N  rntc,  weil  .sie  immerhin  ein  mite» 
Bild  von  dem  Principicukampf  gicbt.  Der  Bericht  jouor  Uutcn»uchuDfscommiääiofi 
kommt  Uber  Halbheiten  leider  nicht  hinans.  In  der  neuesten  Peilode  der  prcnas. 
Eisenb.verstaatlichangcn  hatten  die  princip.  Gegner  dieaat  Mshsrcgel  den  Kampf 
meistens  schon  aiiftrogclKH.  IVilior  nnch  in  önVritl.  Presse  u.  populärer  Literatur  keine 
ähulicho  Bewegung  wie  bei  dem  lieichseiäeub.projcct,  bei  dorn  diu  politischen 
Homente  ires4'ntHch  mitspielton. 

Wcrthvoller  sind  die  viclta<  hon  Erörterungen  ttbor  Tarifpolitik,  die  i.  Th. 
anch  ihr  rein  wissr-nsrlKiftlirh'  S  Inti  r.  >sr  l'ür  die  Tlu;orie  di  r  Pn  i-'iiMiing  haben. 

Auch  die  immer  reicht  r.  t-  cliiiische  Literatur  über  Eisenbahnwesen  bc^rinnt 
allmälig  mehr  die  national ukuno mische  Seite  der  Bahnen  zu  würdigen,  freilich 
bisher  meist  ohne  genügende  Beherrschung  dieser  Seite  der  Fragen.  Besondeis  herfor- 
ziihclicn  sind  hier  v.  Wcli.  r's  St  lnifton.  namentlich  die  noiiotcii.  Hier  tritt  zwar 
klar  dio  rein  autodidactiS(  in-  nationalökonomische  Bildung  de^  Vcrla-srrs  hf^Trcr. 
In  der  von  ihm  sehr  richtig  beliaiulelten  Frage  der  ilaupt-  und  Secundärbahnen  hat 
Weber  jlB.  noch  keine  Ahnnng  daron,  dass  hier  ein  blosser  bedeotsamer  Spedal* 
fall  des  allgemeinen  Gesetzes  des  extensiven  u.  intensiven  Bodenanbaus  gerade  in  Bezo«; 
auf  das  VV »'gewesen  vorlici^t.  wie  irl»  scljon  in  der  0.  A.  von  I{an  §.  246  näher 
nachgewiesen  habe.  Aber  überall  kommt  W  »  her  doch  als  euiinenler  Techniker  und 
Kenner  des  Eisenbahnwesens  auf  die  richtige  Spur  des  Nationalokonomen. 

Ganz  isolirt  steht  die  sonderbare  Ansicht  von  L.  Stein,  der  ~~  im  Privatbaho* 
we-^cn,  dieser  Rliith"  des  sporulntiven  Kapitilisiiin^ ,  ..«  iiM'  Ki^srh.  inuiig  d-  s  Principe 
der  Selbstverwaltung"  (I)  sehen  will  und  „nicht  versteht,  wie  man  die  letztcri- 
allenthalben  befördern«  aber  in  diesem  wichtigen  Thcile  der  Vcr^^altnng  u-rundsritzlich 
ansscblicssen  will'*  (Handb.  d.  Yentaltun^^slehro,  2.  A.,  Stnttg.  1S76,  S.  4U6).  Bs» 
Princip  dr  T  Selbstverwnltnnir  im  Ei-<  ti'ialmw.  s,  n  kann  nur  zu  l^n]  r  ii  der  Selljöt- 
verwaltungskurper,  der  Provinz<»n.  Kili.m;,  Geniein*h-n,  neben  den  Staatsbahnf  n  f  sogen. 
Local bahnend  aber  doch  wahrlich  nicht  zu  Bahnen  von  ActiengCM-Uschatiiiji  fuhren. 
Stein 's  Ausführung  a.  a.  0.,  S.408,  scheint  mir  zur  nemL  Consequeuz  gelangen  za  Bttesea, 

S.  auch  G.  Cohn  in  llildebr.  Jahr?».  11  S,  10  If.  Srit  dtin  Erscheinen  ilcr 
vori-^cn  Anfl  dieses  Bands  (1S77)  iat  in  der  deutschen  Praxis  besonders  durch  die 
energische  u,  erfolgreiche  Politik  der  Eisenbahn -Verstaatlichung  in  Preassen  dju» 
Staatsbahnpriucip  zum  Siege  gelangt.  Vorgängo  in  anderen  europ.  Staaten  (ftali«n, 
Oesterr. ,  Frankr.)  bewegen  sich  wenigstens  in  der  Richtong  dieses  Princips.  In  -1  r 
Theorie  hnt  indi-sson  das  prrass«'  n.  bodotitsame  Werk  von  Sa.x  noch  einmal  di  > 
Controvci^e  aufgeiioinmeti ,  allerdings  mit  einer  so  grossen  Conccssion,  dass  man  Sax 
gar  nicht  mehr  einen  Vertreter  des  Priratbabnsystems  nennen  kann.  Die  Mhere  nr- 
kehrt<;  Theorio,  welche  das  Eisenbahnwesen  mit  den  gewohnlichen  Gründen  für  das 
privatsvirfhsi  h.  ('oncnrrenzsvHtf^in  vindirirt.  giebt  auch  Sa\  völlig  preis.  Kr^i  ht 
mehr  ebenso  wie  ich  die  Eisenbahnen  als  „Objecte  der  Gemein wirthscbaft" 
an  (Sax  II,  82  ff.  vgl.  mit  I.  80  ff.  in  SchOnberg's  Handb.  [,  ^}79  Ii.,  392,  399  C 
404  ff.).  Jsur  gliTubt  er  nachweisen  zu  können,  dass  damit  die  Eisenbahnen  noch 
nicht  ausschliesslich  als  Staatsbahnon  zu  constituiren  seien,  sondeni  dass  etoe 
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ADdere.  DDter  Umstünden  passendere,  aber  auch  .,guutcinwirthschaftliche"  Form 
diejeiiige  der  „regulirtcn  Fi i vatiiiitcrnclimung**,  bes.  der  ^delcgirten  Yer^ 
waltung"  sei,  wo  Bau  und  Betrieb  der  Bahnen  unter  g^enan  festgcstoliteu 
Bedingungen,  wclclic  die  ullentlichcn  Interessen  \<ahrcu  s»>11<m^  Privaten,  bez.  Actien- 
gcsellächaituu  „ubertiägeii"  werden.  Mit  dieser,  ;m  £iu/.cliieu  äehr  gut  durch- 
irofahrten  Tbeori6  ist  der  Boden  der  Verstlndtgang  mit  den  Anhftiigem  des  reinen 
Staatsbahnsystcms  gi'scliaöen.  So  frern  ich  nun  anerkenne,  dass  in  der  Praxis  öfters 
nichts  ühri^  bleibt,  al-.  nach  diesem  System  der  „dclegirien  Vcrwalluiig"  vorzugehen, 
uud  dubs  mit  demaelbuu  gegenüber  dem  »«Privatbahuprincip"  in  der  älteren  Auffassung 
ein  grosser  Foftscbritt  nocb  in  der  Theorie  erreicht  ist,  so  gern  leb  also  nnob  in 
dieser  Sax'schen  Lehre  das  „Gesetz  der  Rclatiritftt''  in  solchen  praktischen  Fragen 
richtig  hervorgehoben  finde,  so  kann  ich  ihr  in  T'cbcreinstimmung  mit  G.  Cohn  (Hildebr. 
Jahrb.  B.  33  S.  1  ü'.,  10  H.)  doch  zwei  Einwurfe  nicht  ersparen,  von  denen  der  eine 
wmch  Roseber's  Ähnliche  Relatiritätsentscbeidnng  der  Systemfingo  betrifit  (III,  §.  85): 
1)  Wo  ist  es  denn  iriri  iid  tha  tr^äcblich  gelungen,  die  ,.dologirte  Verwaltung*^ 
balbiregs  befriedigend  einzurichten  und  das  m.E.  nnlösbare  Problem  zn  lösen,  ein 
richtiges  ,«Pfiichtcuheft"fur  eine  solche  Verwaltung  zu  construireu  V  ^Auc  h  Koscher's 
Ausfoilinuigen,  §.  85,  sind  in  dieser  Beziebong  mit  den  Tbatsacben  in  völligem  Wider» 
spmcb  und  seine  Auflassung  viel  zu  optimistisch.)  Und  2)  klingt  nicht  in  allen  Bevreis- 
fahrungcn  von  Sax,  so  sachverständig  sie  sind  u.  so  unparti  iis>ch  sie  zu  sein  suchen, 
dennoch  immer  die  Tendenz  durch,  ein  System  wie  das  bestehende  des  Kisenbahn- 
Actiengesellschafltswesens  eben  einmal  auch  principiell  zu  rechtfertigen,  es  theo- 
retisch zu  s&lviren,  weil  es  existirt,  nicht  weil  es  befriedigend  fu »girt? 
Das  scheint  mir  die  „poiilio  prinrii'ii"  in  Sax'  Lehre  von  der  ..dclcgiiten  Yerwaltuni?'' 
zu  sein.  Vgl.  zur  Kritik  von  Sa.v  in  diesen  Puncten  bes  Cohn 's  '^eu.  Aufs,  in 
Uildebr.  Jahrb.,  wo  nur  das  trotzdem  verbleibende  grosso  wissenschaftliche  Verdienst 
des  Snz'seben  T<»rtrefflicben  Werks  nach  andefen  Seiten  nicht  ganz  ausreiebend 
sjieriannt  wird. 

Literatur.  Gcschiclite  n.  z.  Tli.  Statistik  d.  Eiscnbahnw.-s.:  Stürmer, 
Geschichte  d.  Kiseubahuen,  1.  Th.,  Bromb.  iS72,  2.  Th.  IblC*.  Schmeidler,  Geschichte 
d.  deutsch.  Eisenbahnwesens.  Lpz.  1871.  J.  Michaelis,  Dentschl.  Eisenhabnen, 
3.  A.,  Lii/.  18G3.  Behm,  d.  mod.  Verkehrsmittel.  Ergänzungsheft  19  zu  Pctermann's 
jrro-rr,  Mittheil.  Fr.  X.  v.  Ncuman n-Spallarl  (Wien),  Ueber^ichten  tlber  Product., 
W  cithandel  u.  Verkehrsmittel,  frUher  in  Behm's  Gcogr.  Jahrb.,  jetzt  jäbrl.  selbständig. 
Dann  die  meistens  j&briichen  amtlichen  und  halbamtlichen  Statistiken  des  Eisen- 
bidiJiweseus  der  einzelnen  Länder.  Für  Deutschland  bo.  die  deutsche  Eisenbahn- 
Statistik,  herausgcg.  von  der  geschäft>fiihrcndcn  Direction  des  Vereins  D.  Eisenbahn- 
verwalt.  Ftlr  Preusscn,  Statist.  Nachrichten  v.  d.  preuss.  Eisenbahnen,  horausgeg. 
T.  Handelsministerium,  bbher  die  beste  amtl.  Eisenbahnstatist.  Jetzt:  Statist,  d.  in 
Betrieb  befmdl.  Eisenb  Deutschl.s,  bearbeitet  im  Keichseisenb.auit,  zuerst  f.  ISSO/Sl, 
BerL  188'i,  dann  Krf^;inz.h.  12  d.  preuss.  stat.  Ztselir. :  llist.  Kutwickl.  d.  deutsclien 
u.  deutsch- Osterr.  Eisenb  uetzus  I83S  — bl.  BerL  lb^3  (Atlas).  Umfangreiche  Aus- 
züge ans  diesen  neuesten  amtl.  Pnblieationcn  gieht  Kollmann  in  SehmoUor's  Jahrb. 
d.  D.  Keichs  1J»S3,  H.  4.  Für  Oesterreich ,  Nachrichten  v.  d.  österr.-ungar.  Bahnen. 
Kisenbahnjahrb.  v.  0«  sf.-Ung:.  \.  Kuhn,  jalirl.  PUr  d.  Geschichte  des  engl.  Eiscn- 
hahnrechts  u.  bes.  f.  d.  wichtiu:.  Enqueten  d.  1.  B.  d.  u.  gen.  Werks  v.  G.  Cohn 
u.  dessen  neueste  Portsetz.  Der  Bericht  des  parlam.  Ausschusses  v.  1872  auch  bei 
Dorn  a.a.O.  (s.  u.V  Als  eigene  Fachzeitschrift  reichsten  Inhalts  (auch  bezQgL  ausser- 
deutscher  Dinge)  erscheint  seit  mehreren  Jaljr,  II  fia>  ..Archiv  f.  Eisenbahnwesen", 
her.?etr.  im  (^preuss.)  Minist,  d.  öü".  Arbeiten.  Daselbst  anrb  vollständisre  üebersichten 
über  alle  Zweige  der  Eisenb  liter. ,  worauf  zur  Kr^äuzung  des  l  olgendco  hier  hin- 
gewiesen sei. 

V  olks  w  i  rth>chaftl.  und  Volks  wi  rtlisehaftspolitiseli'  fvc  r  waltu  n  gs- 
rech  t!  i ' Ii  Seite.  Knies,  d.  EisenbalmLii  u.  ilire  \Virknnfren  .  Hraunschw.  1S53, 
(poch  imuicr  b«^chtenswerth,  richtige  Bctununt^  d<a  Kelati^ilat  der  Argumente 
hir  u.  wider  in  der  Staats-  u.  Pri?atbahnfnge,  S.  38  ff.).  0.  Hichaclis,  d.  Mouop. 
d.  Eisenbahn'-n.  1*^61,  ders. ,  Haftpflicht  n.  natürl.  Monopol  der  Balm,  volk^wirthsch, 
Vierteljahrsschr.,  18615,  II.  dcrs.,  Diff.  Tarife  d.  Bahnen,  cb.  18ti4.  I,  ders..  Eisen- 
babuactiouäre  u.  Interesseuten,  eb.  Ib64,  II,  jetzt  z. Th.  im  1.  B.  seiner  volkswirth- 
aehaftUchen  Schriften  (Michaelis  damals  in  diesen  wie  in  seinen  and.  Aibdlui  ein 
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typischer  V.  rtrolcr  der  „Deutscheu  IrcihandclsÄchuIe").  —  Scliäffie,  in  pesell- 
ttcbaftl.  System  monschl.  WirtbscbM  2.  A.,  §.262  f./S.  A.,  II,  2S0  IT.  —  Jäger. 
Ldire  r.  d.  Eisctibahnen.  München  1865.  —  Vogt,  schwciz.  Studien  Uber  Bffeolwfan* 
Wesen,  deutsch--  Viertcljahrs>rhr.  1*^59;  d<*rs.  über  die  Fraj^e,  oli  Eisenbahnen  u a.w. 
vom  Staate  oder  v.  d.  Privatindusirio  zu  b&ueo,  in  d.  Auoales  de  i  a5Sk>ciat.  intcm&t 
p.  le  provrres  des  scioaoes  social.  4.  si»s.  (Berae),  "Pn,  ot  Brnx.  1866,  p.  635—650 
(mit  unbedcuf.  I)<  hatte).  —  Per  rot,  d.  deuttchon  EiseDb.,  Itost.  1S70.  ders..  die 
Kcform  d.  Eir,ciihahntarifs  im  Sinne  J.  rcnnyporto,  llr'Tnfn  isoi).  \i.  yick  Anfs.  in 
Zcitschr.,  die  Heweisfilhrunjr  immer  sich  in  gleicher  Weise  wiederholend.  S.  Perroi  - 
KiMenbahnreform,  Kost.  (ISTl),  der».,  Deutsche  Eiscnbahnpolit,,  Berlin  1872,  der>. . 
die  Diii'erentialtarife  der  Eisenbahnen,  Berl.  1874.  —  Mehrfache  Verhandlou^ren  auf 
den  deutschen  volkswirthsch.  Gonjrr.,  so  zu  Stuttgart  ISGl,  zu  Dm/i^  1^7*2.  zu  Wi-u 
187.H,  mit  dem  steten  llemllhcn.  durch  Aufstellunu  irL-^ciid  einer  Formel  (Treuuuug  v. 
Fahr-  u.  Frachtverkehr,  besiiuinite  Tarifprincipien  u  s.  w.)  das  unliebsame  Zugo&tÄüduis^ 
vermeiden  zu  können,  da:»  die  GrundsKtiu  d€S  priratwiithschaftl.  Gonc«tn«ozBy«tea» 
sich  im  Eisen Vialmwesen  unanwendbar  zeigen.  S.  auch  in  dieser  Uichtun-r:  Dorn. 
Aufgaben  d.  Eiscnbahnpolit.,  Berl.  1874  (..nirht  ronrurrcnzlinie,  sondern  Concurrcnz 
auf  der  Linie",  „ Heseitiguug  des  Tariluiouopols  der  Kiseubahuea"  u.  s.  w.).  Vgl. 
darttber  n.  dagegen  G.  Cohn,  Stroitfr.  d.  Eisenbabnpol.,  S.  S  ff.«  wo  alle  diese  Vellci- 
täten  gerade  nach  den  engl.  Erfahrungen,  unter  Bezugnahme  auf  Cohu's  gro>5e> 
Werk,  abg.wi'  sou  werden.  „Freiheit  auf  fl-  r  Schiene  gilt  in  Ensfland  l)-i  »II.  n  TheÜ'  n. 
ciDschlieäsiich  der  Agitatoren  f.  £ii>onbuhniolbim.  als  in  der  WiiKlichkeit  undenkbar. 
Sax  weist  HU*»  dgl  ebenfalls  ab.  S.  aach  die  nach  dem  princip.  Standpuncte  wandel- 
baren V<  rlian'!lnnu:en  Uber  F^isenbahnwesen  auf  d.  deutsch.  Handelstage,  2.  B.  1S7I 
(D.  Handel-^hl.  lS71,Nr  2f>,  21),  mit  den  Arbeiten  v.  Alev.     ay  e r  u.  A. ni.;  >o  auch  >pat''' 

Die  deutscheu  Hauptwerke  über  Eisen bahnpoiitik  ^ind  jetzt  die  mehrfach  genannten 
?.  G.  Cohn  n.  E.  Sax:  de«  ersteren  ünten^nchungon  Ober  engl.  EiseubahiiptÄt, 
].  B.  die  Entwickl.  d.  Eiseobahngr-setzgeb.  in  England,  Lpz.  1874,  mit  d.  Mittheil 
aus  den  cnt!:l.  Eiscnbahncnqueten  (s.  bes.  S.  316  ü\.  .'{21  II"),  2.  B.  zur  Beuitlieil.  d. 
engl.  Eisen bahnpolit.,  I87ä.  Die  Kosuliate  dett  Verf.  stimmen  in  den  Hauptprincipiea 
darebaus  mit  meiner  Eisenbaholebre  libercin.  Ders.  in  der  obengen.  Broi>chare 
(Quintessenz  des  grossen  Werks);  ders.  über  oitto  akadem.  Vorbilduui^  zum  hAheren 
EisenbahnverwaUuii;r^d;enst .  Zürich  1^76;  derS-,  dof  Staat  u.  d,  Ei-^ '  nbiihoen,  in 
•Hildebr.  Jahrb.  B  3.t  (187U).  S.  1  II.  (die  gen.  Kritik  von  Sax):  der>.,  d.  eng!. 
Eisenb.pol.  in  d.  letzten  10  Jahren.  Arch.  f.  Eis.li.wes.  ISSii  (auch  selbständig;;  dann 
Sax,  als  Vorläufer,  Oekonumik  d.  Ei-^etibahuen ,  Wien  1871  (unaiisgefuhrt):  der^, 
fl.  \  erkehrsmittel  in  Staat  u.  VolUwrirthsch.,  hes  Ii.  II.  Wien  187!»;  ders.,  Abb. 
Trate^p.-  u.  Commun.wes.  in  Schönber«/<  IFmdb.  il.  —  Sonst  u.  .A.  de  Frannuo- 
ville.  Eisenb.-Concurrenz  u.  Fu>iünen  in  England,  deutsch  (aus  ..du  regime  dfc> 
iravanz  publ.  en  Angteterre")  v.  Wilko  n.  v.  Nürdüng.  Wien  1875.  —  Handbach 
d.  Eisenbahnwesens  v.  Ilaushofer  (B.  1,  Gruud/U;;c  d.  Eisenhalmw.  <,,  wirthschaftl 
Seite,  umfassendes  systemat.  Werk),  v.  Paulus  (B.  2.  Bau  u.  AiiMu-^t.  d.  Eisenbahn.  . 
u.  Schmidt  ^B.  3,  Vetwalt.  d.  Eisenb.  u.  Buchfulir.  im  Eisenbahnbetrieb),  Stattg. 
1S75.  —  L.  Stein,  Finaiizwis». ,  9.  A..  S.  250.  Handb.  d.  Verwaltungslebre,  2.  A., 
S.  402  IT.  —  I{nsclier,  Syst.  III,  §.  76-96  passim,  bes.  85. 

Ei  !5e  n  b a h  n  r cch  t  u.  Verwandtes  (Expropriation):  U ey  s  ch e  r  ,  d.  Recht  d 
Staats  a.  d.  Bahnen,  Tab.  1852.  Bessel  u.  Kühl  weiter,  preuss.  Eiaeubaburecbi, 
Kohl  1855-  57.  B  e  s  c  h  o  r n  e  r ,  Oentäches  Eisonbabnrecht,  Erl.  1858.  Koch,  D.  s 
Eisenb.,  Marb,  1860.  (j.  Meyer,  Kecht  d.  Eipropr.,  Lpz.  1868.  Fr«  rs  t  e  uianD, 
j)reuss.  Eisenbahnrecht,  B«  rl.  1869.  H.  B^^sler,  soc.  Verwaltungsrecht,  IL  B.,  Erl. 
1873,  ^  419  Ii'.  Michel,  österr.  Eisen  »»ahnrecht,  Wien  1860.  L.  Stein,  Eisea- 
bahurecbtsbildang,  Wien  1872.  Hbpc  i  ,  prcus».  Eiä.b.fiu  ges  geb.,  BerL  1879.  Kosib. 
Orgauiü.  d.  preuss  Staatseisenb.verwalt,  Beii.  1881;  ders.,  d.  Verwalt  d.  prOBSä. 
Staatsbahuen,  Berl.  188i».  Pollanetz  u.  Witt  eck,  Samml.  d.  Gesetze  uHer  ^merr. 
Eis.b.wes.,  Wien.  Hodges,  law  all'ect.  raüwayü,  6.  ed.,  London  1877.  Shelford. 
law  of  lailwaya.  4.  ed.,  2.  vol.,  Lond.  1869.  Browne  a.  Theobald,  law  of  railwaf 
couipanies,  Lond,  1881.  Kedmann,  law  of  railw.  comp..  Lond.  1880.  Pierce.  Ii«" 
ofiailroads,  floston  1881.P:ilaa,  dict.  ]r<i\>\.  ef  rei;Ieni.dcschemin8defer.2.cd., Pan.-  1-T2 

Technisches,  Verwaltung  lui  Aligeui.  z.  Th.  schon  in  obiger  Littritjr 
Uber  d.  Ökonom.  Seite  d.  Bahnen  u.  Uber  Ei&cn  bahn  recht.  Sonst  beöondcn»:  r.  Wobei 
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Schule  d.  EiBenlmhniires.  (Abriss  d.  Gesch.«  Tcchn.«  Ädmiiiist.,  Statistik),  2.  A.,  Lpz. 

1862,  3.  A.  V.  Schmitt,  Lp/..  1878  (sehr  bear!itt'iisw(  rth  auch  für  die  National- 
ökooomcn).  \him  zahlreiche  inri^^t  kleinere  z.T.  itopulürc  Schrift<3ii  v.  v.  \Veb<^r: 
Die  ludividuaiuät  u.  EotHickclbarivcit  d.  Eiscub.,  Lpz.  1ST5  (gelangt  zu  6chr  bodeutu. 
nat-Okon.  Gtisichtspanctttti ,  die  ditt  Techniker  und  die  StMiti»vorvaltan;  meist  bisher 
Ubcrsaben);  Popal,  Erörtorimgeu  von  Eisenb.  Zeitfragren,  4  Hefte,  Wien  u.  s.  w.  1876. 
Nr.  1  ,  Normalspur  u.  Sriiinalspur,  Nr.  2.  Werth  u.  Kauf  Jet  Eiscnli..  Nr.  ■' .  Praxis 
ti.  Sicher,  d.  Eiäcnbahnbetncbs,  Nr.  4,  Priv.-,  Staate-  u.  Kcich.sbabiieu,  alle  wichtig 
f.  d.  NationalOkon.  v.  Finanzmann,  bos.  Nr.  4;  Natlonalit  n.  EUwnbabnpoIiÜk,  Wien 
U.S.  w.  1S7(J.  —  Schwabt',  über  die  cugl.  Eisenbahnen,  Ilcrlin  1871.  —  Hartwig, 
über  das  Eisenbahnwesen  bes.  Londons,  Berl  1^71.  —  WL-hrmann,  Rcisestudien 
über  Anlagen  u.s.  w.  der  engl.  Eisi^nbahn,  Eiberf.  1S77.  —  Perdouuut.  traite 
i'löment  d.  cbenins  de  fcr,  Par.  (z. R.  3. cd.  1865).  Goschlcr,  e.xploit.  d.  cboniina 
de  ier,  4.Tol.,  Par.  l^n:i  — 68.  —  Jacqmin,  exploit  d.  chemins  de  fcr,  Paris  1867, 
J86S.  —  V.  Leber,  Eisonb.wcs.  in  Trankr.,  Wien  ISSO. 

Eisen  baii  H  re  form .  Kragen  der  Staatsaufsicht  über  die  Privat  bahnen. 
Deutsche  Reichsciscnbahn  frage  u,  dgl.  ni.  Bericht  der  Specialcommission  z. 
Untersuch,  d.  Eiscnbahnconcessionsweseiis.  Mit  Anlagen.  Berlin  1874  (Nr.  11,  Papiere 
des  II;iiJ>es  (1- 1-  Ab^feordn.,  12.  Leuislalurperiode,  1.  Sess.  isyy — 74;.  -  Faucher, 
d.  alli;.  KiiigcbOfren  d.  I'iit»  rsticI»ungscomin.  Ub.  d.  Eis  nhahnconcs^-innswe.^.  bcantw., 
Bell.  1873.  —  Entwurf  eines  Ueichsei^eubahu}^e^t^t^es,  aulgostcUt  iuj  Ueicbscisenbahn- 
amt«,  Berl.  1874.  Vorl&nfigcr  Entwarf  eines  Keichseiseubahngesi^tzcs  (2.  amtl.  Eutir.)^ 
Berl.  1875.  —  Dieser  Vorlauf.  Entwurf.  Beurth.  v.  Ver.  d.  Privateis'  iib.  im  D.  Reiche, 
Herl.  1S75.  —  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  d  Ucbertrajrung  der  Eigenth.-  u.  sonst. 
UecLtc  des  Staats  an  Eisenb.  aut  d.  D.  Reich,  BcrL  187tj.  Bemerk,  des  Vereius  d. 
Priratelsenb.  zn  diesem  Entvorfe,  Berl.  1S76.  Viel  u.  reichhaltigstes  Icj^islatires  u. 
Statist  Material  zu  den  neuer-  n  Fr  ii;en  lib.  Ki>«  nb ahnpolit.,  hcä.  auch  ttl>er  d.  Roichs- 
eisenbahnfrage  in  Hirth's  AnnaNn  il.  D  K'ichs,  h-s.  im  Jahrj;:.  1876.  —  E.  Roth- 
schild, Ideen  üb.  UmwandL  d.  Bahnen  zu  Reiehsciseubahneu,  Brauuschw.  1875. — 
V.  B6hDiert  ((ic^ner  d.  fieichsb.),  £nt|u6te  IIb.  die  l{eichseh)eabahnfrai?e,  3  1.iet, 
Lpz.  1S7Ü.  —  TarifcHlfthung  oder  Ivoichseisenbahnen  ?  Von  eiiieni  i  Hcbinann  (f.  R.-E.). 
B- rliti  ISTH.  —  Wfizm.nnn.  die  Deutsche  Reich^bahn,  Berlin  1S76  (filr).  (8.  aHi-li 
ders. ,  die  Eiseub.  als  öticntl.  Strasse,  Borl.  1875,  u.  zur  Eisen l>ahurcform.)  —  Zehu 
Jahre  preass.  deutscher  Eiseabahnpolitlk,  Lpz.  1876  (fdr  Reichsb.)  —  C.  Wa Icker, 
z.  Orlentir.  in  d.  Keichseisen bahnfrage,  1876.  —  Die  Rcichs(iisenbaIinfra<ro,  Beitr.  /. 
Losung  det^elben  von  einem  Faelnnanne,  L  Heft.  Erwrrb  d.  di  ufschen  Baiinen  durch 
d.  L'eicb,  Lpz.  lSTt>.  —  Sehiiffle,  Mater,  z.  Eisen  bahn  Trage,  Tab.  Zeitsohr.  1876, 
S.  *<52  ff.  —  A.  W  ajrtx-'r,  la  quistionc  deUe  stradi-  ferrate  dcil'  Inipero  (Jermanico. 
Kirista  Intcrnazional.  .  Mar/.o  18'(».  --  A.  Held,  d.  Ucbergang  d.  donlscb.  Balincn 
an  das  K^Ach  <U\v).  i.aiidu  ilt]l^(ll.  .lalirb.  IsTf. .  S.  1065  — II  2S.  IJuad.'.  das 
Iv'  irhseiseniiahuproi.,  Brauuschw,  l>7b.  —  Bodeiiheim.  Verkehrswe?;c  De'Uiiciilands, 
lianuov.  1S7G.  —  Unter  den  Gegnern  gegen  die  Ccntralisation  d.  Eisenbahnwesens  n. 
iregOD  die  R^chsbalinen:  Mor.  Mo  hl,  ab.  d.  Entw.  eines  Retchsvlsonbabuges.,  Stutt- 
gart 1S74  u.  1875,  ders.,  die  Fraire  v.  d.  Ri  ielisei.-rnb.  erörtert,  Stuttgart  l^TH  — 
V.  Weber  in  d<r  oben  gen.  Scljr.  über  die  l'i  ivail)aliH'*n  ir.s.  w.  -  v.  Unruh  in 
der  „Gegenwart"  von  Lindau  1876  (altes  Mancheatf  nbuno.  —  v,  Vai  ubUler,  Soll 
d.  Reich  d.  deutsch.  Eisenbahnen  cnrerbim?  S.  nach  die  Verliandl.  ttber  die  Bvicbs- 
eisenbahnfrage  auf  d.  Bienier  volUwirthsch.  C  aiLn-.  1^70  (A  crh.  Ber!.  l^^TO).  mit  dem 
Referat  v.  Böhmert  ge  ge  n  (Standputu  t :  mehr  Privatbahnsystcui),  von  mir  für  (ah 
CM>näc<|Uenz  dos  Staatsbahusystcui^);  in  der  Debatte  bes.  Kasse  gegen  (für  Staaialmlin, 
aber  ^«^egen  Ueichsbabn).  Stephan  gegen  (Furclit  vor  wetteren  Consequcnzen).  — 
2tt  dem  Bcinerkenswerthesten  fiir  Privat-  n.  gegen  Staatsbahii- ii  Iiören  die  viel- 
fachen Stellen  in  Stroussberg's  ,.Dr.  Sirousberg  u.  sein  Wirk,  if,  Berlin  lS7b. 

Eiugeh.  Erdrter,  der  Systemfrage  auch  in  neueren  „Eunueten".  bes.  der  i lallen. 
(187S--8!>,  8.  darftber  Pieck  im  Arch.  f.  Eis.b.  1S82  S.  Hl—134:  auch  d.  nieder- 
länd.  (Arch.  1S83  S.  571  If.) 

Für  Oe>tcrr''irh  vgl.  z.  B  Denkschr.  d.r  I'ra/er  llaiideUkammcr  iSih'  bek) 
Reform  d.  Eisen bahuwes.,  Prag  1874.  Bing.  Eisen bahnprogr.,  1875.  Denkschr.  d. 
Ausscbus)^  d.  niflder*6stcrr.  Handolskanoier,  Wien  1876. 
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666        B.  Ord.  Linn.   2.  K.  Phr^teiwurb.   o.  U.  A.  Eisealiabfien.  §.  269« 

Die  Tariffragen  werden  in  d.  ineisteu  Schrifton  mit  lierulirt  ii.  sind  auch  f.  d. 
priucip.  Frage:  Ob  Staats-,  ob  rrivatbalm?  mit  von  Bedeutuug.    .S.  u.  vor  Abschn.  5. 

§.  269.  Einleitung.  Das  Urtheil  lautet  nach  dem  Ergebuiss 
der  ErörteruDgen  Uber  dos  crcsainnite  Verkehrswesen  im  vorigeo 
Abächoitt  im  Allgememen  zuGuusten  dcrhtaatsbahnen, 
denen  unseres  Erachtens  matbmasslich  die  Zukunft  gehören  wird. 

DieseB  Urtheil  ist  jetast  noch  einer  Prüfung  bloss  naeh  den 
Verhältnissen  des  Eisenbahnwesens  an  und  ffir  sich 
zn  nnterziehen.  Di^se  Prüfung  muss,  wie  in  den  analogen  anderen 
Fällen,  immer  von  dem  doppelten  IStandpimcte  des  volkswirth- 
schaf'tl i chen  Productionsintere.sses  einer-  und  das  all- 
gemein-volkswirthschaftlichen,  des  Vertheilungs-  und  des 
soeialpolitischen  Interesses  anderseits  erfolgen. 

1.  Von  .dem  erstgenannten  Standpnncte  ans  ist  die  Frage 
naeh  dem  Bahnsystem ,  oh  Staats-,  Privat-,  oder  ob  etwa  ans 
Staats-  und  Privatbabnen  gemischtes System  den  Vorzog 
verdiene,  meistens  allein  betrachtet  worden.  Dasjenige  ►System  ist 
hier  vorzuziehen,  welches  das  unmittelbare  BedUrfniss  der  Commu- 
nication  und  des  Transports,  dem  das  Eisenbahnwesen  dient ^  am 
Besten  befriedigt.  Grade  in  dieser  Beziehung  mnss  im  Voraus  die 
Relativität  aller  einzelnen  Argumente  fttr  nnd  wider  Staats- 
nnd  Priratbahnen  anerkannt  werden:  es  lässt  sich  ans  diesen 
Beweisgründen  allein  ein  allgemeingültiges  Gesetz'' 
oder  „Axiom*'  nicht  einmal  für  ein  bcstiinmteb  Land 
in  bestimmter  Zeit  gewinnen. 

Liebt  und  Sciiatteii  sind  im  Einzelnen  manclifacb  \  erscbieden.  im  Ganzen  ziemlich  gleich 
vertheilt.  Sicherlich  ist  es  oin  Irrthum  zu  meinen,  wie  es  foh  einseitigen  ParteigänKero  oft 
gescliieht,  g:uuissc  üubolätiinde  wOrdeo  mit  dem  Wechsel  des  Systons  ohne  WdteiM 

verschwiDdeii.  Di-nii  dic-elbeii  licjron  oftmals  tief'  T  und  hJlnsren  mit  dem  rmstaitdi',  oh 
dioBaliH'  II  «  iiics  Liuuli  s Staate-  oder  rrivatbalnun  »iiul,  uft  wcnigoderffarniclit  /'j-ammeu- 

Die  Kelativität  der  einzelnen  Argumente  hindert  aber  nicht,  < 
selbst  wenn  die  Frage  zunUchst  nar  von  diesem  ersten  Stand- 
pnncte ans  betrachtet  wird,  schon  zn  einem  festen  Ergebniss 
fttr  die  Wissenschaft  nnd  die  Praxis  zn  gelangen.  Dieses 
ErgebnisB  ist  nnr  wieder  kein  absolutes.  Zeit  nnd  Ort 
sprechen  ein  entscheidendes  Wort  mit.  Für  unsere  jetzige  Zeit 
nnd  t'llr  unsere  liUnder,  d.  h.  in  erster  Linie  für  Deutschland, 
dann  für  das  contincntale,  besonders  westliche  und  mittlere 
Enropa,  endlich  im  Wesentlichen  für  die  gesammte  europäisch- 
amerikanische  Staatenwelt  folgt  die  Entscheidung  fflr  Staats- 
bahnen  aus  der  Stellnn-g  der  Bahnen  im  Verkehrswesen 
nnd  wieder  aus  der  Stellung  des  Staats  zu  dem  letzteren. 
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Die  Durchsiebt  der  einzelnen  BoweisgrOude  in  der  Controrcrsc  im  Folgenden 
wird  aber  zeigen,  dass  manche  triftiifc  (Jrüiidc  auch  für  Pri\':it bahnen  anzuführen 
sind  uüd  manche  andoru  gegen  Stuau  bahnen  sprechen.  Die  bisherige  geschicht- 
liche Enturicldang  und  der  gegenwärtige  Zustand  des  Eiscnlwluiwesens,  wo  Staats*  und 
PriFatbahnea  bant  vcchseln,  beu'ciscn  zwar  in  der  principiell^D  Frage  wenig,  weil 
iiottTris'h  nicht  festts  Princ i pi c n ,  sondern  zutällif^o  geschichtliche  Um- 
s  t  ä  Ii  d  e  diese  EutwicUuug  beherrscht  haben.  8ie  zeigen  jedoch  criahrongämäiisig, 
daas  alle  Beweis^r&ndo  nor  einen  relativen  Werth  besitzen.  An  dem  firQher 
gewonnenen  Ergebiiiss  darf  man  rornchmlich  deshalb  festhalten ,  weil  die  mancherlei 
ein-z«lueu  Gründe  für  Privat-  und  gegen  Staats^  i  Ii  neu  niclit  fl-n  Aus- 
schlag geben  und  ihnen  stets  andere  ebenso  gewichtige  gegenüber 
gestellt  werden  können.  Auch  diese  entscheiden  nicht  allein,  obgleich  sie  mit- 
unter sehr  lieachtenswerth  sind,  jedenfalls  belenchten  sie  die  f*rsgo  aber  noch  ron 
manchen  anderen  Seiten  in  erwünschtester  Weise. 

2.  Dea  Aasseblag  fflr  Staatsbahoen  geben  vorDebmlicb 
die  Erwägangen  ana  dem  s weiten  Gesicbtspnnete.  Es  Mast  sich 
nachweisen,  dass  die  Snmme  der  materiellen  Interessen 

und  daher  der  ökonomischen  und  socialen  Macht,  welcbe  das 
Eisenbahnwesen  in  sich  vereinigt,  zu  gross  ist,  als  dass  die 
bürgerliche  Gesellschaft  diese  Institution  den  Privatwirthöchaften 
ttberlassen  kann.  Das  gilt  auch  gegenüber  dem  Sax' sehen  Plan  der 
an  Actiengesellschaften  Übertragenen  (y,delegirten<^)  gemeinwirth- 
schaftlichen  Verwaltang  der  Eisenbahnen* 

Ifan  steht  dalier  von  ?ornelicrcin  tot  dem  Dilemma:  ein  vom  Staate  bcaufsich- 

tigtes  und  gere^>  ltes  P  rivatbahnwcsen ,  dem  im  Gcsanimtititcrcssc  wi  tiii:  S  lb- 
stJlndigkcit.  ein  unfrcmein  wcrthvolles  Eigf<'nth!imsobject,  bei  dem  aber  dem  Kigen- 
tliümcr  wenig  „iicchtc"  mehr  bleiben  dürfen,  oder  —  ein  Staats  bahn  wesen,  bei 
welchem  diese  Conäicte  zwischen  Privat-  und  OSentUchem  Interesse  fortfallen.  Das 
Staatseiseiibahnwesen  bildet  df-n  ^a  i  htiir  t''n  Fall  auf  dem  (iebietc  d<  r  materiellen 
Production.  ^  o  der  Staat  passend  und  erfolgreich  das  (ohnehin  nur  durch  die  Actien- 
gruscllüchaft  vcrtretcoc)  privat wirthächaftliche  System  einenge n  kann.  AIlcYor- 
Uieile  der  grossen  ««öffentlichen^  Onteraehmung  kommen  bei  ihm  zor  Goltong: 
richtiger  G  r  o  s  s  betrieb .  durch  den  Zweck  geboten,  vom  Staate  so  gut  als  von  einem 
anderen  Unternelimer  durchzuführen,  ohne  die  volkswirtlischafrlichcii  und  socialpoH- 
tidcbeo  Bedenken  dci»  privat wirthächaftUchen  Grossbetriebä;  Möglichkeit  einer  zeit- 
lich gleichm&ssigeren  Kapitalrerwendang«  statt  der  nnvermeidUeh  ungleich- 
mSäSigcn,  weil  ganz  vom  (imvsü  der  Speculation  abhruigigen  bei  dem  Privatbahnsy.sti;m ; 
•rcringer«;  Gefahr  des  faeti suchen  Monopols  oder  bei  einem  solchen  wenig- 
btcoü  der  liaauzielle  Nutzen  lur  die  Gesammtheit;  hiulanglicbe  Sicherung  de^ 
finanziellen  Interesses  für  die  Gesammtheit,  aber  dennoch  MSglichkcit.  statt  des 
Teiocn  Kentabilitütsstandpuucts  das  öffentliche  Interesse  bei  Anlage  und  Betrieb 
entsprechend  mit  zu  bcrilcksichiiiren;  Ausüleiehii  niz;  der  „triiten  und  schleehten 
Fälle'*  durch  Verdnigun^r  der  guten  und  sclilechten  Kouteu  in  einer  Uand  uud 
dadurch  grössere  Fähigkeit,  mit  geringerem  Kiiico  das  Bahonetz  ansKodehnen. 
Da  nun  ander>oit>>  das  ürgebniss  der  Untersuchung  von  dem  erstgcnautiten  Stand- 
ponfte  aus  mindestens  nicht  gegen  Staat^bahnen  ausnilll  und  da  siili  zeigen 
iiisst,  iiass  die  Mängel  der  Staatsbahnen  den  Fri vatbahneii  ähnlich  ankleben,  weil 
sich  in  beiden  Pillen  um  riesige,  ähnlich  zu  orgauiaij ciidtd  Einrichtungen  handelt, 
fio  darf  mit  Bocht  das  Urtheil  allgemein  bei  uns  zu  Gunsten  der  Staatsbahn  e  n 
laaten.  Di.  s"  im  Einzelnen  möglichst  objectiv  zu  begründen,  ist  die  Aufgabe  de:« 
KolLTciiden.  Kur  die  Grundaiischauunir  in  Bt-tr.  des  zweiten  Gesichtspuncts  beziehe  ich 
mich  hier  ein  für  allemal  auf  meine  üruudlegung,  bes.  1.  Abth.  Kap.  3  u.  4  u. 
2.  Abth.«  ferner  aof  mein  Befeiat  Uber  Actiengesdlscliafiswesen  auf  d.  Eisen,  social- 
)>o1it.  Congresse  IST.'t  u.  auf  meine  eben  gen.  Abhandl  Aber  VeiBichorungswcsen  in 
d.  Tab.  Ztschr.  1S81  u.  in  Schöjibergs  Uandb.  L 
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L  —  §.  270.  Die  Fragstellnng. 

S.  bes.  Sa.v  II.  130  IT. ,  wo  «lie  Kiaj^^c  wcsentlicli  iu  Form  eiuer  tbails  hö'- 
stimmejidcn ,  th.  ablehnenden  und  berichtigfMtden  kritischen  Kr5rtiTUDg  üb'-r  meiß': 
Bcvcistahruug  in  der  2.  Aud.  244  fl*.  discutirt  vnid.  Ich  kaou  iudcäöen  iSax  veju^ 
ZugestiodDisse  machen.  Koscher  III,  §.  85,  S6. 

In  der  C'ontroverse,  ob  Staats-,  oh  Privatbahnen ,  ist  Allem 
zuvor  die  schiele  Fragstcllung  zu  berichtigen.  Der  HD- 
deutliche  Aasdruck  yfFriTatbahaen"  hat  den  AnhäDgeni  der 
letzteren  den  Anlass  gegeben  ^  mit  den  Üblichen  Grttnden  von 
„natürlichen''  und  j^erfabrnngsmässigen''  Vonsog  des  prlyaten  vor 
dem  staatlichen  „Gewerbe'* -Betrieb  auch  in  dieser  Frage  zu  argih 
mentircMi.  Allein  diese  Grtinde,  welche  ohnehin  oft  schon  zu  sehr 
verallgemeinert  zu  werden  ptiegen,  passen  vollends  hier  TUin 
grös8teD  Theile  gar  nicht,  weil  die  sogen  Trivatbahnen  eben  nicht 
eigentliche  Pri vatnnternehmuDgen  im  gewöhnlichen  Sinne  sind 
und  im  Eigen  th  um  und  in  der  Verwaltung  eines  oder  wenigef 
Privaten  stehen,  sondern  grossen  kapitalistischen  Erwerbs- 
gesellscbaft en ,  insbesondere  Actiengesellschaften,  ge 
hören  und  von  diesen  verwaltet  werden.  Die  FragJstcllung  ist  al>n 
nicht:  ol)  Staats-,  ob  P r i v a t bahnen,  sondern  ob  Staats-, 
ob  Actiengeseilschai'ts bahnen. 

I)nr -h  diese  BorichtiL'-un':'  falle  n  so^l'^ich  viele  ArL'unient*'  ^-p-jeit  Staiits-  v.Zi  i  h' 
die  Süijeu.  i'rivatbahnen  irixu/.  fort.  iSiatt  d. -^x'n  ertrehen  sich  viele  und  äebr  btrdcuteD  J- 
Achnlicli kt  ite n  beider  Arten  von  lialiiicj»,  welche  in  der  WirUichkeit  jcJ  _ 
Aa^enblick  dem  lirobacbtor  aufetosscn  nad  fast  absichtlich  überi^chm  «erden  mi}ü»>eJi. 
als  nothwendij^e  Conse(|Uen/en  unv.-i kennbar  r  A'  hnlichki-iten  ili    \\  iithsehaftsbotr;'  >i 
des  Staufs  und  der  Actiengesellschaftf^n.    AtH  dicicn  Aeljnlirlik'Mtcii  *  rklrirt  es  sich 
zum  Tlieil.  d;u>s  die  tlbUchen  Argumente  in  der  Conirovrrse  über  Maüta-  und  Prifai- 
bahncD  nur  relativ  richtig  sind.  Kameutlich  zeigen  sich  vielfach  bei  beiden  Uatfr- 
iiehrnungt-n  die  dem  Staats-  und  dem  A<tieng:e>e)lscbaftsbetrieb  gcmeihiam  eiret- 
Schwacheil  VL'rL'lichcn  mit  dem  rf^ln  u  Privat'-roschäft.    Kndli' h  trrten  auch  spei  i- 
Jiüche  bchwärhcn  der  PriFatbahnen ,  uebeu  kaum  wesentlichen  Vorzü{fei»,  Iiöitü;. 
-nrell  diese  BahiteD  eben  Ervcrbs-  und  noch  dazu  Actiengosoüschafteh  g^hArck 
Zum  Theil  Iiat  grad<-  die  Eisen  bah  nactiengcscllschaft  ihre  besondenc  SUkng^  r« 
anderen  A<  fii  nir-  sollsehalten ,  w.«nig;er  was  den  Detrieb  der  fertip^n  Bafao,  aLs 
die  (jrUadun;^^  des  l'nternehmcus  anlangt. 

Die  zahlreichen  aprioristischcn  Ars.'ümcntc  ircgen  Staats-  ninl  für  PrivaibakMit. 
welche  somit  hinfiillig  werden,  sollen  d;«nn  zwar  oft  eine  Stutze  in  der  I!rl\ihra:ir 
finden.  Ihhd  wird  al>er  übersehen.  'Ii-s  in  der  Kegel  ein  exacter  Vergleich  d  ; 
Erfahruügsthatsach'.n  auf  diesi-m  Gebie'e  unmödicli  ist  Soweit  jedoch  ein  soNib  : 
allenfalls  xalä:>sig  erscheint,  ergie)»t  sieh,  wie  es  sich  richiiircr  Weise  schon  von  T»^n.- 
herein  V4'.rmuthea  lässt,  dass  die  Erfahrung  elienso  oft  A'orzü^e  des  oineit  vie  de» 
nnd.  rn  Bahnny^fcms  hinsichtli<h  der  Anlüi:  ■  und  der  Verwaltung  dt-r  Bahn,  d-: 
'reclinik  und  Ockonomik  h«  rnnsst -llt .  dass  alter  immerhin  gewisse  sp  cc  i  fische  V<-r- 
zu^o  des  Staatsbalinsystems  eine  Koige  grade  der  nur  iliesem  möglicheu  Uüd  uui  . 
ihm  zulässigen  Nctzesansdehnung  und  Vcrvaltungseinrichtong  sind. 

11.  Ue bersic ht  de r  c i  n  z  e  l  II e  n  15  e w c  i s<rr Ii  n de. 
§.  271.  —  A.    Ausdehnung   des  IJahnnctzes  aud 
Wahl  der  Bahnlinien. 

\ 
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1.  In  beiderlei  Beziehung  pflegen  den  Staatsbahnen 
folgende  Vorwürfe  gemaeht  zn  weiden: 

Vgl.  z.B.  Bergias,  Fio.,  2.  A.,  §.  23,  S.  242  (F.,  dur  mit  gevuhnlicbor  Ein- 
seitigkeit den  Standpunct  der  Priratbahiien  vertritt, 

a)  Das  Bahnnetz  wird  sich  nicht  nacb  den  natür- 
lichen Bedürfnissen  der  Volkswirthschaft,  wie  das- 
jenige der  Privatbahneni  sondern  nach  der  Wiilkllbr  der  Begiernng 
oder  allenfalls  dieser  nnd  der  Volksvertretung  ausdehnen*  Nament- 
lieh  droben^  sagt  man,  zwei  Extreme: 

a)  c  n  t  w  c  ti  c  r  wird  das  B  n  h  ii  ii  c  t  z  <;  a  ii  z  übe  r  massig 
ausgedehnt,  ohne  gehörige  lUick.sicbt  auf  die  verschiedene  Ver- 
kehrsentwickluug  der  einzelnen  Landestheile,  —  eine,  wie  be- 
hauptet wird,  nothwendige  Folge  des  Staatsbahnsystems. 

Denn  der  Staat  wird  aieli  den  an  ihn  von  allen  Scitcm  trestelllea  Anfordeniugen 

uiclit  ewtzielion.  keine  ncvor/ii  -unir  gcwübren.  kfine  V<  machlässigang  wapreu  dürfen. 
Daoa  tritt  die  KcDtabiUtataliage  zaruck«  grosse  btaatsschalduu  liäufea  aich  an  und  die 
Finanzen  weiden  anf  das  Aensserstc  gefilhrdet,  an  Stelle  des  priviitvirthscbaftUcbcn 
tritt  das  Princip  der  reinen  Staatsausgaltc  im  Siaatültahuwescn ,  Jas  hri  lit^t  grossen 
Anlag;,  kosten  der  Balincn  £^aT  nicht  «lun  lifiilu f'ar  i.->t  Mit  dem  Hinweis  :iut"  liclgien, 
deutsche  M ittcLstaaten  wie  Baiern,  welciie  mit  duui  ganz  odi-r  fast  ganz  aus- 
schliesslicbeu  Staats  bah  nsystem  hes^onncn,  aber  dasseUie  doch  nicht  hätten  durchfuhrou 
künnen,  wird  dies  wohl  za  beweisen  gestiebt  Auch  in  d.  deutschen  Reichsbahn- 
tnxue  hOrte  man  wohl  dgl.  F..  fmchtungen .  wi.-  freilich  auch  umgekehrt  die  irradr 
cntL'-eircngesftzten.  AeluiUeb  ging  es  iu  den  Debatten  1l)>er  d.  prenss.  Eisenbahn- 
ver3taat!ichuiii:eii. 

ß)  Oder  das  Bahnnetz  wird  gerade  mit  Rücksicht  aul  diese 
Gefahr  nur  wenig  entwickelt,  ein  bestimmter,  von  vorn- 
herein am  grttnen  Tisch  entworfener  Plan  wird  ausgeführt,  die 
Herstellung  jeder  Concurrenzlinie  wird  gescheut,  —  kurz,  das 
privatwurthschaftliebe  Prinoip  maeht  sich  (als  Fiscalismus)  geltend. 

Dann  siebt  sich  der  Verkehr  in  Betreff  seines  wicbtigstou  modernen  Hilüimittels 
Ijoscbränkt,  die  rolbswirtliiieliafüiclie  Kntwicklanf?  stockt  and  das  Staatsbabnsystem 
Ferfehlt  seinen  Zweck.  (llinw*'is  auf  Vr>rliä]tnissc  in  Baiern.  Wurtemberg, 
Baden,  Hannover,  aiiih  atif  prcussis^cli'  Vorkommnisse,  z.B.  mit  der  8rhwie- 
rigküil  der  Entstehung  von  Goncurrenzliuion  d«?r  Bcri.-Scblcs.  Slaatsbahn<;n.;.  (iuiistigsten 
Falles  werden  dann  doch  Priratbafanen  concessionirt.  aber  kostltare  Zeit  Ist  darüber 
Terlofeti  gegangen  (Hinweis  auf  Belgien,  llaiern  fOatbahnen].  (Oesterreich)  und 
immer  wird  sich  die  Furcht,  die  Rcnt<  der  Staatsbahnen  becinträchtis:t  zn  sehen«  ron 
Dachtheiiiirein  Einflns-s«;  auf  die  Enlwickluiiü  der  i'rivatbalinen  erweisen. 

Im  Gegensatz  hierzu  wird  dann  hervorgehoben,  dass  bei  einer 
ttbermässigen  und  besonders  bei  einer  sehr  raseben  Ausdehnung 
des  Priyatbahnnetzes  höchstens  die  Actionäre  und  Babn- 
glänbiger  etwas  risktrten,  die  Volkswirthschaft  immer 

gewänne  und  der  Staat  ganz  uninteressirt  urtlieilen  könne, 
namentlich  jede  Vermehrung  von  Concurrenziinien  nur  zu  he* 
günstigen  habe. 
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Gewiss  liegt  dieser  aus  dem  Wesen  der  Sache  deducirenden 
Beweisführung  viel  Wahres  tu  Grande:  d.  h.  was  hier  behauptet 
wird,  iBt  theoretisch  recht  wohl  möglich.  Aach  lassen  eich  Be 
lege  aas  der  Wirklichkeit  wohl  für  jedea  einseinen  Satz  anffindeit 
Aber  übersehen  wird,  dass  diese  an  nnd  fUr  sich  mögliche  nnd 
mitunter  thatsäehlich  eintretende  Entwicklung  durchaus  nicht 
uoihwendig  ist. 

Bei  der  A'^'i  -Imuiig  Staat^^t  riliM'-V't  'ins  können  jene  beiden  EYtrcme  rpr- 
miedeü,  der  privat virtliscIiatUiche  Cjeäichb|>uu<  l,  soveit  nOthig,  lieaclitet,  aber  gei^ 
dtmn  auch  Mittel  zam  Aostiaii  weniger  t^iter  Lioien  gevonDen  werden,  wie  man  jem 
schon  in  Prenssen  shiht  Hin  gutes  StaatsbnhnsyBtem  setzt  eben  wiedcmm  )>e3ondeis 
eine  iTUte  FinanTicontrolc  »lor  V  olksvertretung'  voraus.  Beim  PrirafVrahns'istcm  droben 
{gerade  incbr  Luci^cn.  Der  btaat>i*aiinbau  wird  zwar  aus  fioanziclien  KUciäicbten  auch 
nicht  immer  sranz  glelchnisi^ic:  im  Gang  bleiben,  al)er  der  PriTntbnhnbaQ  tfant  du 
wegen  seiner  grosseren  Abhängigkeit  vom  Geldmarkt  und  vom  Gancre  der  Bürses- 
Bpcculatimi  noch  ?i»^l  weni^•er.  Endlich  ist  die  Kaiiitalvcriroiitluiig  bei  ulicrmässi^cr 
('oncurretiz  der  Privatbahnen  auch  ein  volkswirtbiJchaltJicher  Verlost,  der  dem  Staate 
nicht  glcicUgultig  sein  kann,  zumal  das  EndergebniSB  solcher  Concorreoz  oft  Um» 
ein  GonproiBi«  der  Goncnrrenten  gnns  Uber  die  Köpfe  dos  PnblicQms  hinw^  «C 

b)  In  der  Wahl  der  Rahnlinien  und  in  der  Zeitfolge, 
in  der  diese  gebaut  werden^  wird  der  Staat  oft  einseitig  Special- 
Interessen  einer  Gegend,  eines  Orts  berticksichtigen,  die  Regierung 
selbst  politische  Parteizwecke  Tcrfolgeni  so  dass  Ton  allen  anderen 
Bedenken  hiergegen  abgesehen  wieder  die  TolkswirthschafUiehea 
Interessen  nicht  maassgebend  sind.  Auch  diese  Behanptnng  kann 
begründet  sein  und  lässt  sich  durch  vorgekommene  Fälle  belegen. 

V  orwurfe  namentlicli  «regen  kleinere  Staaten,  einseitige  BegüDstigung  der  Ke>i- 
deD2eu  u.  s.  w.,  künstliche  Leitung  des  Verkehrs  von  alten  Beuten  weg  ul>cr  di^e 
PlUie.  Sicher  ist  derprieichen  ToigekoDcnen,  z.B.  in  ßaiern,  Hnnnorer.  Aber  et 
wlre  bior  nnd  ist  anderswo  ebenso  gut  '  '  i  Privatl'ahnen  passirt.  Erst  jetzt  lommt 
durch  nachtraplicbeti  Ausbau  von  lialm n  aui  alten  Hauptrouten  der  Verkehr  witMi" 
in  alte  Gleise,  z.  H.  in  beiden  eben  gen.  Laad«>ru.  Vielfach  wirkten  au  den  Greiucü 
uch  spedeUe  Landesintemsen,  in  Deutschland  paitical.  Interessen  nof  die  Wahl  der 
Bahnlinien,  zumeist  in  den  Mittelstaaten,  besondeis  in  Suddentsehland,  Hanaorer. 
Brannsch  veig. 

Aber  nothwendig  ist  diese  Gestaltnng  der  Dinge  wieder 
niebt^  eine  gute  Volksvertretnog  bietet  in  dieser  wie  in  anderes 

solchen  Fragen  genügende  lUirgschalt  und  als  Regel  lässt  sieb  ein 
falsches  oder  gar  parteiisches  Vorgehen  der  Regierungen  nicht 
nachweisen. 

Meistens  sind  es  dieselben  Bouten ,  welche  zuerst  onJ  welche  überhaupt  gebaat 
wurden,  die  anch  Gcscllsrhaften  hergestellt  hätten:  eben  die  guten  StredKA,  oder 
—  die  noth  weiid  igeu,  von  der  Priratiiidustrie  alter  vermiedenen, 

2.  Hinsichtlich  der  Ansdehnang  des  Bahnnetzes  und  der  Wahl 
der  Bahnlinien  zeigen  sieh  gerade  hei  Privatbahnen  folgende 
MtsBstftnde, 
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a)  ErwerbBgeseUschaften  wählen  regelmäsaig  die  besten, 
auch  wohl  die  am  Leichtesten  zn  hanenden  Konten  zu- 
erst aus,  namentlich  im  Beginn  einer  Bahnbanperiode  in  einem 
Lande.  Dagegen  ist  auch  nichts  einzuwenden,  weil  solche  Routen 
oft  die  volkswirthschaftlicb  wichtigsten  sein  werden.  Allein  die 
Folge  dieses  Vorgehens  ist,  dass  sich  später  für  weniger 
gnte  Konten  keine  Privatunternehmer  finden;  dass 
grosse  Llleken  im  Bahnnetze  bleiben  nnd  dem  letzteren 
Planmässigkeit  und  Einheitlichkeit  fehlt 

Copcrete  Beispiele  ziim  Beleg  des  Gesagten:  Id  Deutschland  {rcIiOren  z.  B. 
folgende  Privalbahnen  zu  den  iltasten  Bahnen  iibcrliaupt,  wobei  dassn  zu  denken  ist, 
dasisman  anf^ln!2:^5  bei  Ei;<f  :!^n!t;i'-n  vornemlich  nur  inf  «leii  Personenverkehr  reclinete. 
daher  Linien  zwischeii  i;  rossen  Städten,  womöglich  nicht  sehr  veit  run  einander 
eiitleruteDt  Qud  mit  bequemen,  einen  wohlfeilen  Ban  gestattenden  Terrainrcrhältnissen 
trofzog.  Nürnberg -l'ürth  (^^egrUnd.  1833,  erölfn.  lS3.j),  Leipzig>Dresden  (1884  35 
gegr..  erste  Strecke  eruiP.  1837),  Ma«debiirir- L<  ipziff  (ge^r.  ISMf),  er.>f.'  Str.  erötrn. 
1839),  Berlin-Potsdam  tirei^.  1S35,  crötfn.  183S;  rotsd.-Mairdcl).  «  rst  1S|3  gegrunil'  t), 
Borlin-Stettin  (gegr.  Ib'öb — 4Ü,  begonu.  1S41),  Berlin-Anhak  (für  d.  Anscblu^s  au 
Leipz.*Dre8d.  soerstgegr.  1836— S<)«  BeiUn-HambOfg  (gegr.  1840 — 43,  begonn.  1844), 
Berlin- Frankf.  a.  0.  (1S40/4I  fregr  ,  1842  erölln  ,  neue  Ges.  fur  d.  Hau  nach  Tiresl. 
en,t  184??  11\  Taunnsb.  (Frankf.-Wiesb.,  1835—40  gegr.).  Rheinische  B.  (Cöln-Aachen- 
Hülg.  Grenze  gegr.  1833—1838,  theilw.  erölln.  1839),  Bonn-Cöln  (1836—41  gegr.), 
COln-Miaden  dageg(^n  eist  1848/44  gegr.  AefanUche  Beisptelo  ans  England  (Man- 
eheste r-Lirerpool),  Frankreich  (Paris-St.  Gcrmain),  Oesterreich  (Wicn-GIoggnitz, 
Wien- Brünn  n.  Wion-Galicien ,  eine  der  ältesten  srrösseren  Bahnanlag:en ,  —  K.  Ferd.- 
Hordb.  —  aber  unter  Kothschilds  Aegide)  beweisen  obige  Itegel  ebenfalls.  £in 
chaTacteritt  Uitiieil  Uber  Eisenbahnen  noch  ans  d.  Jahr  1843  in  d.  russischen  Finanz- 
unlli^t  Kankrin  Tagebüchern  (ßmunsehw^.  1865,  II,  31):  in  Frankfurt  a.  H.  sei 
aiicli  w-  iiig:  (il;iu)ien  an  di<'-  Eiscnbaimcu ;  Baron  Kothsrhild  meine,  die  Frequenz  der 
Pcr^ouun  werde  schon  merJ^Ucb  geringer  mit  dem  VcrschwindiUi  des  Beizes  der  Nen- 
heit  u.  s  w.  I 

Keine  Privatunternehmer  z.  B.  für  die  Preuss.  Ostbahnen.  Stocken  des  Privat'» 

l»Hhnb;iU3,  soÄ'ie  mehr  Kapital  als  nach  dem  Ansdilatr  irelnaiiclit  od*  r  in  Zeiten  unc-flnst. 
Geldmarkts  u.  polit.  l  nrnii<-  (1848  ff  ,  ls73  t\\).  Dali.-r  öfters  notliL'-ednuiirenc  Ueber- 
nahme  der  begonnenen  Privatbahuen  durch  den  Staat,  z.  B.  Sachs.  Bair.  B.  Leipz.- 
Hof  1845—47. 

Lucken  im  Bahnnetz  z.  B.  lange  u.  7.  Tb.  noch  Jetzt  ia  Frankreich  (Mangel 
der  Querl>ahnen  zur  Verlnndung  der  von  Paris  auslaufenden  Kadialtiahnou),  was  sich 
im  Kriege  1870—71  f.  Frankreich  nachtheilig  erwies.  Sax  I,  145  meint,  daran  seien 
die  Gesdlschaflen  nicht  schnid  gewesen,  aber  sie  widentrebten  bei  der  Unsicherheit 
der  Ronte.  In  Deutschland  freilich  bis  1866  auch  viele  Lücken  durch  die  particul. 
Staatspolitik,  z.  B.  in  Sidwestdcutächi.  lange  YomachlAssignng  der  wcstr-OstL  Ver- 
bindungen vor  den  8Ud-n«>rdiic)ien. 

Keine  Planmissigfceit  wenigstens  bis  jdngst  in  Deutschland,  doch  anch  mit 
atis  dem  eben  envihnten  Gnmde,  dann  lange  bes.  in  England. 

Sollen  gleich  anfangs  grosse  Bahneomplexe  von  Gesellsehaften 
ttbernommen  werden,  bevor  man  noeh  die  RentabilitStsverhältniBse 

aus  der  Erfahrunp:  kcnut,  80  entstehen  Schwierigkeiten,  welche  oft 
nur  dnrch  b es o  ii  (lere  Begünstigungen  (Subventionen,  Zins- 
garanticeo) für  den  ganzen  Oomplex  oder  wenigstens  fUr  schlechtere 
Routen,  Nebenlinien,  Seitens  des  StaatSi  also  durch  eine  finanzielle 
Belastung  überwunden  werden  kSnnen. 
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So  bes.  seit  d.  Eisen  bah  n^cä.  v.  14.  Sept.  1S54  in  Oesterreich  bei  den  Deu>  d 
Baboen,  meistens  5%  U'-nte  VsV«  Amortisation  garantirt  für  ein  )»(  stimiDte«)  Maxira. 
Baukapital,  wojifot'en  alhTdiiip),  abg:«'seheii  ?oq  der  vorbehält'  ii  ii  Kurk^ahlarii?  der  ais 
(^egellnä^si^  zu  4%  verzinsl.)  Vorschuss  {^eli  ist^ten  Zinszalilinij^cn  t\n<  d' r  (»aranti»*. 
der  Gruud  u.  Boden  uud  die  Buuwrerke  der  BhIüi  ohne  \\  eUttre>  an  d.  Staat  heiiufaUra. 
meist  nach  ttO  Jahren.  Statt  d.  Garantie  In  Oesterreich  neuerdings  and»  Steuer- 
bufrciunueri  (Ges.  v.  20.  Mai  IStitJ).  Ganz  uhn)ie]io  Restitnmuiigen  und  Garantien 
(meist  iu  ders.  Höhe)  bei  den  meisten  rnss.,  z.  Th.  bei  Italien.  Bahnen. 

Sind  die  rentabelsten  Linien  Ton  Gesellschaften  bereits  gebaut, 
ohne  dflss  den  letzteren  noch  Verpflichtungen  fKr  den  Baa  minder 

guter  LiniLu  (abliegen,  so  bleiben  solche  Linien  uiiirebaut  oder  die 
alten  Gesellsolialten  oder  neue  dafür  besouders  zu  giüudende  Uber- 
nehmen sie  nur  g:egen  eine  finanzielle  Beihülfe  oder  Ziusgarantie 
des  Staats,  oder  der  Staat  muss  selbst  noch  die  Strecken  als 
Staatsbahnen  banen.  Dann  wird  nattfrlich  leicht  das  Finanzioter- 
esse  des  Staats  sehr  verletzt,  während  die  alten  Gesellschaften  ror 
treflnieh  gedeihen. 

Als  B<-iapicl  t'Ur  Er>turo.s  &.  d.  characterist.  Entwicklung  iu  Frankreich,  «a» 
die  filteren,  meistens  durch  Pasion  zu  groast-n  geograph.  Eiaenbahngruppen  rerbnndeaen 
einzelnen  Privat bahng<  s<  ll<»chaften  (6  an  der  Zahl),  welche  meistens  gat  rentirteu.  zu 
ihrem  alten  Netz  in  ihrem  Bezirk  ein  neues  Net/,  von  Nebi  niinieii  a(i>irijh?iu''n  qH  r- 
nahflieii,  gegen  Zinsgaraiuie.  uud  Verlängerung  der  tonceääion  von  4.0  auf 

fl9  Jahr;  so  1859  o.  von  Neuem  I8ß2.  Nach  einer  Convention  von  186^  sollte  eine 
neue  starke  Ausdehnung  (etwa  Vei'l<*]>]ilun>i)  dot  Eisenbahnen  erfuli;<-it.  mit  einem 
ange«elilnpr.  Anfw.ni'l  vuii  10'/^  Milliani--  I  r..  wovon  der  Staat  über  1"T  Millianleti 
SubventiüUiin  zu  uberneluneu  hat.  Von  den  bis  E.  Isti8  fort  u.  concess.  Linien  ee- 
hurtcn  Uber  den  6  grossen  ücsellscliaften.  —  Aebnlich  in  Preussen  z.  B.  Zms* 
ftarantio  an  die  Berlui-Stott  Ges.  fiir  dio  vor*  u.  hintorponm.  (incL  COnlin^Daui^ 
Bahnen  u.  lU'  lnfach. 

Als  litrispjrl  l'ur  notlifedruiiL' 'ücs  !•  intreten  des  Staats:  in  Preussen  Bau  der 
Üstbahn  (.Berlin-Kustiin,  liuhci  Frankfurt  a,  d.  0.  —  Kustrin  —  Danzig  —  Köui^ 
ber^  —  msB.  Grenze;  Enveiternngr  dieses  fiahunetzes  seit  lBr>7 — 68  darcli  MebM- 
lini-  ti  in  Westprcusscn  und  Dstpreussen.  Linie  Schneidemnhl  --  Diis»  liau  —  Tlu  ro  — 
Iiiüterbur?);  licbemahmo  der  Niederschies.-M&rk.  B.  (Berlin  —  Bre&lau)  anf  den 
Staat  1N52. 

Die  EntwicUnng  in  Preussen  grcvahrt  ein  tTpisches  Beispiel  in  BetrelT  der 

Bahnen  itn  nüttleren  Theil  des  Staats  (um  Berlin).  Die  Staatsbahueu  (Ost-,  Niokr- 
firhl  s.-M;iik  ,  Westphäl..  Saarbr .  Herl.  Bahnh.  Vcrbd.hahn  in  d.  alten  Provinz*!n"l  ver- 
zinsen seit  Jahreu  ihr  Kapital  aucii  ausreichend  (von  d.  vorübergehenden  uogtinstig^ 
Zeit  Mitte  der  70er  Jahre  abgesehen)  u.  geben  PebencbUsee.  Abw  nsmeutL  die  O«- 
bahn  hat  Jahre  lang  schlecht  rentlTt.  1S52— 57  z.  B.  1—3"',,.  Die  in  Berlin  mundeS' 
den  Privatliahnen  »rabcn  dafreiren  nnf  di  «  Stamoiaetien  Jalin"  lanj?  sehr  bedeatendc 
Dividendeu,  die  erst  iu  derzeit  v.  1>74  II  bei  eioigou  davon,  besonders  BerL-HagdeliL, 
Bert  Anhalt  wegen  starker  Y^ehruug  des  Actienlnintala,  ErweiterangabuUea  zeit- 
weise sich  redn<^en. 

Mit  Rüeksicbt  auf  die  Finanzen  kann  der  Staat  mit  dem 
v^niig:en  Ausban  des  liaiiiineizes  in  solchem  Falle,  wo  ihm  vor- 
iiehnjlieb  nur  die  «e Iiiechteren  Linien  bleiben,  auch  nur  langsam 
vorgehen  und  muss  vieileiclit  ganz  daraut  verzichten.  Den  Be- 
dürfnissen der  Volkswirthschaft  wird  ein  solches  Privatbahnwesen 
auch  nicht  besonders  entsprechen.  Denn  es  entwickell  sich  nadi 
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zufälligen  Umständen,  oft  nach  den  Tagesinteressen  der  ßürsen- 
speculation,  und  in  den  ärmeren  nnd  schwächer  bevölkerten 
(legeiKien  bleibt  es  vollends  zurück^  so  dass  diese  abermals  zurück- 
kommen. 

Dir  nordiistl.  Provinzen  Preiisscns.  Pommern.  W'o.st-  n.  Ostprensscu ,  Posen 
sind  ein  l?(»i^pitl.  Es  ist  nicht  Dn(fer<vhtf(^rtij*t .  <lass  ^ic  wt«iii«rpr  Halin<-n  und  diese 
später  beicoium«  u  haWcn»  als  J.  entuickeitercu  u.  berf^lkertcrca  Mittel-  u  Westprutrüizen* 
Aber  der  Abstand  liattc  nicht  so  gross  za  sein  branchen.  Die  Ostbakn  ist  erst  seit 
1S51— .'».'(,  hrz.  1S57  1860  fertig.  Ssx  meint  <  m^egnead  (II,  145  Note  I  i  r  habe 
]-A  d.  r  Staat  den  Mau  in  die  Hand  genommen:  l>cti>  ifbahnen  kann  er  fr-  ilii  h  nicht 
lu  ^r*iü.sercu)  Maas:>e  bauen,  wciiu  die  Ucberächu:)SbaiineD  iu  audereu  Lande^theiiea 
ihm  nicht  aarh  gehören. 

llebernimmt  dage^^^cn  der  »Staat  das  o-anze  Uahuwesen,  so 

kann  er  ein  einheitliches  und  pianmässiges  Bah n  s y  stem 

entwerfen,  die  schlechteren  Linien  mit  den  Uebersch  Ussen 

der  besseren  tragen  und  das  Land  yoUständiger  nnd  doch 

aacb  gleicbmässiger  mit  Bahnen  versehen. 

Selbst  wenn  daö  Kiscnbahuwesen  sich  aber  rascher  und  b<!deutcüder  in  einem 
lAtide  mit  dem  Priratbahn-  ,  statt  mit  dem  Staatsbahosystem  «ntviclteln  sollte  nod, 
\vie  z.  lt.  von  Engl.uul .  Nnrtlameiika ,  auch  Deutschland  wohl  behauptet  w  ii\l,  sich 
wirklich  nur  Dank  der  l'rivatliahnen  in  kurzer  Zeit  so  grossartisj  entwickelt  hätte,  so 
wäre  dies  noch  kein  unbedingter  Beweis  für  dio  v  ol  ks  wirthschaftlichc  Vor- 
ztlglichkeit  des  Piratbahnsystems.  Denn  es  vird  dabei  ohne  Weiteres  stets  ange- 
noiniuen,  dass  in  gegebener  Zeit  und  im  geiri-bcnen  Lande  die  Verwendung  eines 
Theils  des  Vationalkapitals  gerade  im  llihnbaii  immer  nothwendi;;^  die  volks- 
w  irthschaftlicb  productivste  sei,  die.  sich  denken  lusst.  l>as  ist  in  dieser  All- 
gemeinheit nicht  zti  behaupten,  um  so  weniger,  da  n  ich t  das  Privatkapital  der  an  der  Bahn 
Interessirten,  sondern  das  Priratkapital  vieler  anderer  Personen  gewöhnlich  nuraus 
S  p  c  c  0 1  at  i  0  n  s  r  U  c  k  s  i  c  h  t  c  n  zum  Hahnbau  herangezogen  wird.  Oftmals  wird  daher.irrade 
bei  dem  Privatbahnsystem  eine  volkswirthsciiuftiicli  uachtheilige  lüchtungder 
VerirendungdesNationalkapitals  erfolgen.  Es  werden  hier  die  alten  einfachen  u. 
richtigen  Sätze  der  engl.  Nationalökon.  Uber  die  un vermeid  1  ie  he  Begrenzung  der 
sammten  nation. Pn.iuctiou  durch  das  in  einem/ 'Kjnincte  vorhan  lLne,  im  Wesentl. hiereine 
feste  Grösse  bUdemie  Natinnalkapitnl  \ ergessen.  8.  Mill,  pol.  üek.  H.  I,  Kap.  5.  §.  1. 
Auch  mus»  wieder  Naiionalkapital  u.  Privatkapital  unterschieden  werden,  s.  üruadleg-. 
I,  §.  28,  287.  Es  ist  eine  unrichtige  flction,  im  piiratwirthach.  System  die  Mch  nar 
jeweilig'-  volksw irthsch.  productivste  Kapitaltrerwendong  grade  als  durch  die 
Ü p  e  r  u  1  a  t  i  0  n  erfolgend  anzunehmen. 

b)  Der  Privatbafanban  hängt  viel  mehr  als  der  Staats 
bahnban  ?on  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts  ab 
nnd  kommt  im  grösseren  Umfange  Tomebmlich  nnr  perio- 
disch in  Speciilatioiiszciteu  in  Gaug,  weil  hier  die  Agio- 
tage mit  den  Actien  lebhafter  anlockt. 

So  bes.  die  englisclK-  railway-mania  47,  bes.  1810,  Tooke,  bist, 

of  prices,  \.  352,  A.  Wagnor,  Beitr.  z.  L.  v.  d.  Banken.  8.  192.  G.  Cohn,  engl. 
Eisenbahnpolit.  I,  2.;i.  259.  Dem  engL  Part,  lagen  im  Jan.  1846  815  neue  Eisen- 
bahnprojecte  vor.  Act.  f.  neue  Lin.,  Erweitcr.  u  s.  w.  wurden  ertheilt  1S44  f. 
805  en^-1.  Miles  mit  20n  M  Pf.  St.  Kap.,  1845  120  für  2700  M.  mit  5«-5  AI.  Pf., 
lv4f}  270  f.  453S  M.  mit  132'5  M.  Pf.,  1S47  190  f.  1.S54  M.  mit  39  5  M.  Pf.  8t. 
Achillich  iu  Frankreich  1S52 — 5ü,  meine  Beitr.  S.  248,  dsgl.  iu  Oesterreich 
1S51 — 56,  nach  d.  Eilaas  des  Ei8enbahnoonces9.«Ges.  v.  1S54  u,  der  Bekanntmachung 

A.  Wftgner,  Ftuntwineiurhaft  I.  S.  Aull.  43 
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lünes  Bahiinctzcs,  das  aiisi  fuhrt  Verden  sollte,  v.  10.  Nov.  18'>1.  s.  Czürnir. 
lieug&ütait.  S.  rtTi),  ohciidai».  wieder  uacb  Ibü*»  v^ier  auch  i^usaifimeDba»g  niii  der 
Papien^eldnQsgabc) ;  in  gcrinireTem  Maasic  in  Dcvtschland  1643—44  ff.,  1954  fT.  Av^li 
iniiss  lücr Toraasgesetzt  wrdrii,  da^is  die  Spcoulation  ni<-Lt  «rerade  andere  Untcmehmuit'reii 
s.lir  bovt>r/iigt,  wir  z.B.  in  I>  f  n  t  s<- hlan  d  in  d.  Spcciilationsj)er.  von  1**Ö4 — ISoO  .'»7 
•lic  IJaiiken  u.  Cr«  dits-M  o  biliers,  Berg-  u.  H  U  tteaur erkc,  1S71  z.  Th.  ebeü- 
falls  Banken  n.  s.  w.,  z.  Th.  div.  industr.  Etabliss.  (Umwandlang  ron  Privatgeschäft 
in  Af-tieoges.),  Bergwerke  ii.  dgL;  in  Oesterreich  1669.  1S71  fil  Banken. 

Daher  entwickelt  sich  das  rrivatbahnDCtz  nur  s  p  r  ii  n  g  w  e  i  s  e , 
bald  stockt  die  Entwicklung  selbst  hinsichtlich  guter  Strecken, 
bald  werden  durch  den  Einfluss  von  Privatinteressenten  unwich- 
tigere Routen  vor  der  Zeit  gebaut,  bald  zeigt  sich  eine 
Übertriebene  Banwntb.  Dies  entspricht  den  Tolkswirthsehall- 
lieben  Interessen  keineswegs,  dieDeplacirnngderKapitalieii, 
die  jeder  grössere  Babnbau  bewirkt,  schon  wegen  der  Umwandlimg 
grosser  Massen  um  lautenden  in  stebcntUs  Kaplial,  wird  nuck 
störender.  Der  Staat  kann  den  Balnjliiin  viel  gleichmässiger 
in  Gang  halten,  was  in  jeder  Beziehung  erwünschter  ist. 

Beginn  des  Bjhh  d<  r  n-  non  Linii  n  d- r  pffii  s-^.  Ostbahu  in  1S67  'H*<.  in  s<  hwif-r 
Zijit.  Sax  II,  114  (auch  Koscher  z.  J  Ii.  ähnlich  III  §.  85,  s.  schon  oben  .S.  Gi« 
giebt  das  Zutreffende  dieser  Bewcisführong  n.  vie  die  Dinge  oft  ^ele«^  hitten,  ohtfu 
aber,  di«se  Mängel  wären  bei  einem  richtii^en  Conocss.system  abzustellen  n.  Niicfat 
das  durch  das  ni.  E.  nur  flr  meine  Ansicht  sprechende  Beispiel  IVinkreichs  zu  be- 
iirtliideD.  Die  Abhängigkeit  dor  OoucessionuQ  vom  Stande  des  (Geldmarkts  n.  dor 
SpecuIaUon  wird  dabei  aber  ttbcisehen.  Diese  ist  so  gro^  u.  die  Schwierigkeit,  za- 
kanftige  Bedürfnisse  im  Voraus  zu  ermitteln,  so  bedeutend,  dass  mir  eben  dies  ProUea 
eines  „veiden  Genoess.verfahrens'*  unlösbar  erscheint* 

c)  Bei  dem  Mangel  eines  emheitliehen  Babnsystems  und  bei 
der  mehr  mekweisen  Entwicklung  des  Babnbans  entsfebt  in 

Privatbahuwescn  re;.^elniässig  leicht  eine  grosse  Anzahl  selbst- 
ständiger 15  ahniinternehmungen.  Dadurch  wird  die 
Verwaltung  des  ganzen  Babnnetzes  weitlaut'iii er,  un. 
gleichmässiger,  kostspieliger,  als  bei  einheitlichem  Staats- 
bahnsystem. Diese  Uebelstände  lassen  sich  zwar  durch  grosse 
Babngesellschaften,  welche  von  yomberein  gebildet  werden 
oder  ans  der  nothgedrungenen  Znsammenlegnng  einzelner  Unte^ 
nehmuugen  (sogen.  Fusion)  hervorgehen,  zuui  Tlicil  beseitigen 
Aber  dann  entstehen  um  so  eher  facti  sehe  Monopole  vmi 
Erwerbsgese Ilse  hal  ten.  Beim  btaatsbahnsystem  lässt  sich 
die  Verwaltung  zweckmässiger  einrichten,  indem  das  ganze  >ieti 
in  passende  geographische  Landesbezirke  eingetheüt  wird  (Pi^omd). 
Beim  Staate  hat  femer  anch  ein  factisches  Monopol  riel 
weniger  Bedenken,  weil  fUr  ihn  der  rein  gewerbliche 
Standpnnot  nicht  geboten  ist  oder  schlimmsten  Falles  der  Mo* 
uopolgcwinu   der  Gesamuitheit  zu   Gute  kommt  und 
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42;criide  wieder  Mittel  zum  weiteren  Ausbau  des  Netzes 
bietet. 

l?oispioIe :  ImVerein  de«tscherEiscnl)aIinverwaUiirigen(inrl.  Oosterr.  Un:::arri*  Ix-famlrn 
5ich  IbTl  'S  selbstäüd.  Verwaltunjreii ,  die  Staabl>ahnvcrwaltuuf>ca  iiibefrriit'  n,  von 
denen  die  pr«as8.  niclit  zu  einer  einzigen  (•entrali>irt  waren.  Davon  kamen  auf 
Deatschland  49  mit  2.>r>r»  Meilen,  nhi)  auf  1  Verv.  52  M.,  auf  0e6t«?rr.  Un^ünin  24 
mit  ino*!  M  .  auf  1  1  M..  auf  Xu^hnd  ö  mit  293  M.  Die  rri\ athahnverwaltuniien 
hatten  durchschiiitHi'  li  noch  kürzere  Strecken  zu  rerwalten,  nemli«  h  HO  Verwaltungen 
lOrjy  Meilen,  aliio  aui  1  35  Meilen.  Im  J.  1S74  gehörten  dem  Verein  101  Ver- 
waltaniren  an«  nemL  IS  Staatabahnvenir.  (woron  8  preass.)  mit  10,702  KU.  Eigen- 
thtitiis-  u.  n.0*»0  Kiloiii.  r5.  (nt'l)sl;inire.  also  auf  1  V'erw.  dtirchschnittl.  r<>i>.  71.*!  u. 
7';5>  Kil.,  4  Staatsv erwalt.  v.  Privat'mhncn  mit  Nez.  2.7tt.">  u.  2,72U  Kil.,  d.  i.  auf 
1  Verw.  Ü7G  u.  tibO  Kil.;  3U  Priratbahnveiwaltungcn  mit  10,849  u.  11,000  Kil.  oder 
aof  1  Vem-.  301  u.  307  Kil.  Ausserdem  38  Osterr.  Verw.  mit  16,186,  bez.  16,20S  Kil., 
•  1.  i.  auf  1  420  u.  427  Kil.,  u.  8  ausländische  mit  3130  u.  3290  KU.  Jetzt  zerfallen 
ili«"  pren^s.  Staatshahnen  in  0  grosse  gcoirraph.  Bezirke  unter  eijenon  Direetionen.  im 
liurchschn.  mit  17üb  Kilometer  (Min.  1149,  Max.  2025)  für  ein  Netz  ?.  \b,\HO  Kil. 

Die  Canscquenzen  des  Fusionirongsprincips  zeigt  Franlcreich,  wo  1  der  6 
iprossen  Compagnieen  schon  1S70  im  D.  last  400  Meilen  verwaltete.  YJn-n  hier  denn 
Miirfi  fai  fisrhe  Monopole  <rlirofI'«itcr  Art  u.  anders,  starke  Staatsabhangisrkeit  in  l'olge 
dessen  nothwendig.  lebcr  d.  engl.  Fusionen  s.  Cohn,  engU  Eisen baliupolit.  I,  K.  5, 
Je  Franqnevltlo  a.  a.  0.,  mit  d.  Karte,  velcbe  zeigt,  wie  die  grossen  Omtlsebafteit 
d;i-  T.and  geographisch  in  ..Kiscnbalinprovinzen*'  unter  sicli  vertheilten,  niilit  -anz  so, 
abor  ähnlich  wie  in  Krankreich.  —  Koscher  III  §.  S5  meint,  die  Keijrung  der  Actifti- 
bahueu  zu  Fusionen  könne  durch  Staatsauf-icht  beliebig  beschränkt  werden;  allerdings, 
dann  bleibt  aber  auch  die  Zersplitterung  der  Verwaltung,  die  man  aus  Ökonomisch - 
techo.  Grflodon  dorcb  Fasionen  beseitigen  will. 

§.  272.  —  B.  Kapitalbeschaffung.  Diese  hat  äusser- 
licli  bei  Staats-  und  Privatbahiien  grosse  Acbnlichkcit.  Denn  bei 
(lern  grossen  Aufwand  ftir  Eisenbahnen  kann  auch  der  Staat  dna 
Kapital  fast  nur  durch  SchuldeDUufnahnic  heschatfen,  wie  die 
Oefiellflcbaft,  welche  meistens  sogen.  Prioritätsobligationen  oeben 
den  Aetien  aosgiebt.  Beide  fordern  das  Privatpabtiknm  zum 
Zeichnen  anf  nnd  wenden  sich  sonst  an  die  Banqmero  nnd  die 
Börse.  Die  Actienemissiou  bewirkt  jedoch ,  dass  die  Kapital- 
beschaffung einer  Privatbahn  manche  bemcrkcnswerthc  und  nicht 
günstige  Unterst  Ii iede  von  derjenigen  der  Staatsbahn  zeigt  nnd 
auch  in  der  bchuldan  inahme  treten  gewisse  Verschiedenheiten 
hervor: 

1.  Wegen  der  Actienansgabe  wird  eine  Privatbahn  viel 
abhängiger  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts 

als    eine   Staatsbahn,   woraus  sich  der  vorerwähnte  Nachtheil 
ergiebt. 

i;ie  Acticuaur«gabc  fUr  ganz  neue  Untornchmungen  gelingt  oft  nur  in  Specu« 
Utiosszeiten ,  ircnn  nicht  eine  tingewühnlich  gute  Linie  in  AiiHsicht  stellt,  was  natAr- 
lieh  mit  dem  w<  itcivu  Ansl.an  des  liahnnetzes  immer  seltener  wird.  Die  neuerlich 
anrh  in  !>•  ot-chland.  z.  B.  bei  <h  n  St  rou  ^-bera 'sehen  Bahnnnternehmungen  (Berlin- 
(iiirlitz,  UaUü-.Sorau-(iuben  u.  u.  m.)  erörterte  Frage  Uber  die  Zulüssigkeit  der  Aus- 
gabe ?on  Aetien  nnter  Pari,  mit  oder  ohne  Yerzinsong  ans  dem  Baufonds  während 
der  Bauzeit,  weist  auf  die  Scbwierigkett  der  Actienemission  fllr  neue  Babnnntev- 
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nelinmu^ron  in  dor  ^jet^enwart  hin.    Jene  rraiie  i>t  zu  (iunston  d.  i  Zul:is>i«j:k»'it  fol 
Üntcr-Paii-Actieu  zu  Ijcnntworttni,  zumal  wenn  k.  ine  \'<  r/iii-tiii;j:  w  iIutuJ  {\<  r  liaa/e:: 
stattfindet,  denn  sonst  wird  diw  Actienkupital  uliutais  nicht  zusamuicu  /.u  bringen  sein. 
Diese  Ansicht  ?eitnt  ich  »ach  IST.*)  iu  ElsenacU  in  der  Klage  des  Acti<>iiwes>*]i$. 
.\u<  Ii  dir,  pr«iuss.  Eisenbalinunt<  i-sucliungs- Cotnmission  ge>tand  die  b«  dinirte  Noth- 
Wündigkeit  der  Ausiiul>u  von  Actit  ii  unter  Pari  zu  u.  nuiclitr  VorscldJi^re  zur  Caat-.i 
dabui,     Nr.  IV,  3  ihrer  \  ornchlägc  u.  Bericht  S.  175.   Zu.<>aiuincjiliau;:  der  l'ra^n 
mit  der  der  Zuliissigkoit  der  G<menilentrt'prfse.  S.  Strotissberg's  WirLen,  Kap.  4. 
Ko-^cher  nennt  (HI,      ^J  Notf  S)  die  Ausgabe  v.  Afti-  n  unti  i  Pari  bei  jrd<  r  t-tnatl, 
Zin>garanlie  ein«»  Prelieni:  da-«  u'.  lit  zu  wr'v.         liinmit  anrh  hier  auf  die  Höhe 
der  (larantie  u.  aut  die  La^c  des  (ieldmarkb  an.  Sviu  Vorlass  auf  ein  ,,guteä  Aciivu- 
•rrs<.tz  '  (cb.  §.  85  Note  1(>)  bricht  angesichts  der  Schwierij^kcit  eines  soK-hen  G^ieue- 
u.  der  nothwendit;       Ahwcichuojren  f.  Eisenb.actien  zusaiuuen.    Die  neue 
Acticnemissioii  tur  alte  Bahnen  hän-it  vom  ('iir-<tand'  (l*  r  bi>hcn-' ;i  Actien  und 
bonst  eb.  nfalls  von  der  Aussi«  ht  oder  dem  Urtheil  Uber  die  neue  Linie  und  von  ein.  - 
spccnlatiren  Tend«'nz  des  (Jehlmarkts  W(  scntlich  mit  ab.  Die  Interessen  der  MsbL-riieu 
Actionärc  sind  »»fteis  einer  V»  rmelirunsr  der  Actien  entgegen,  nemli*  Ii  ^  nn  Jie  neui  n 
Actien  etwa  na.  h  dem  Cur>e  (ü)»rr  Pari)  verkauft  wurden  und  e>  fraglic!i  i^r.  .1.  J  . 
auf  neue  Baut'  ii  verwendete  Krlös  eine  der  bisherigen  Dividende  d'-r  alt-'u  A<iua 
entsprechende  Kenie  abwerfen  wird  ,  mitunter,  wenn  die  neuen  Acti.  a  ai  l'ari  oder 
zu  finem  billigeren  als  dem  Bttrsoncorse  den  alten  Actionären  uberlassen  werden,  bei 
eiin  r  hoeli  stehenden  Aetie  auch  sehr  dafUr.    Im  ersten  I  all  unterbleibt  viellei.  Li 
aiH  »in'  fti  solchen  (irimde  ein  volkswirthsihaftlirh  erwiinscliter  Ausbau  d  -  Bn!intietZf:>, 
wenn  etwa  die  Aub>i^abe  einer  Anleihe  unstatthaft  iüt,  von  der  Ikgicrung  liicht  er- 
laabt  wird  n.  s.  v.  Im  zweiten  Falle  wird  vielloicht  ans  blossen  Specolationafmindea 
eine  linnatze  Linie  srebaut.   In  liciden  t^flllen  entscheiden  aber  nicht  oder  doch  nicht 
allein  volkswirthschaftliclie  Erwä^uniren  über  den  Werth  einer  neuen  B  ihn.  >oiidem 
blosse  »SpcculationsgrUude  und  (icsichtspuncte  «iner  Er werbsgeseli- 
Schaft.  Je  besser  eine  Bahn  rentirt  desto  ^nnstiger  ist  nstfldieh  ftlr  die  Arüonire 
ein  rdativ  kleines  Actienlapital  iregenüber  dem  Oesairimtkapital  (incl.  Prioritätsscbold.' 
und  umgekehrt.    Das  gi!nstii;i'  ^  .'ih.iltiii-s  /.wiselion  A<  tien-  u.  Priuritritskripitil  kann 
fUr  die  Dividende  wichtiger  >eiii.  als  der  hohe  Nettoertriir  der  Bahn  per  M<':ile  und 
der  billige  Kosteupreis  der  Bahn.    Die  Emission  von  ,guuijen'*  Actien.  welche  an  die 
Actionftre  nnter  dem  ('urs  ab-^elassen  werden,  zam  Zweck  des  weitereu  Aosbans  des 
Netzes,  wozu  u.  A.  oft  die  Furcht  vor  Concurrenz  zwini^t,  war  aueh  bei  deutsch,  n 
Bahnen  neuerdings,  ähnlieh  wie  bei  anderen  Arlienffesellseharteii  (Banken  u.  s.  w.) 
ein  beliebtes  Manocuvre.  Dabei  wird  gew.  Massen  ein  Tlieii  des  bisher.  DiviileJid«A-> 
gewinns  kapitalisirt  n.  in  dieser  Form  realisirt,      Operationen,  an  wdche  sich  dann 
wieder  Börscnspertdationen  aller  Art  knüpfen.    Man  inuss  solch-  Massregeln  aber  at» 
noth wendige   I  oli;i-   des  Actienwesens  gelten  lassen.     Die  Emission  neo^r 
Acticu,  al  pari  zu  beziehen  von  den  alten  Actionären,  sichert  die  letztem  vor  sons; 
oft  iinTermeidlichen  Verlusten  dorch  das  spitere  Sinlien  des  Gorses  der  Tcm^neB 
Actien.    Eine  solehe  Sicherung  ist  gerechtfertigt,  zumal  wenn  man  sich  die  Sachlage 
ver'4Cge,nwärfiirt.  dass  doch  keineswcL--*!  «lie  ursprunglichen  Besitzer  oder  Zeichner  n-xL 
immer  die  heutigen  Actiouärc  sind,  sondern  Fiele  Personen  im  Laaf  der  Zeil  Actkit 
zur  Kapitalaidage  zu  einem  viel  höheren  als  dem  Paricnrse  kanfton  und  daher  «ioe 
vi<  1  Kloin<T>-  Verzinsung  ihres  Kapitals  als  die  nominelle  Dividende  Itezogen.   In  6n 
/-'il  III  r^teigender  iTIaosse-)  C  «ai  j  ii  n  rt  n  r  liegt  bei  dem  Eisenbahnwesen  stets 
die  Oeiahr  vor.  dass  rasch  auf  einmal  ein   enormer  Thcil  des  Xational- 
kapitals  in  den  Eisenbahnbau  hineingezoiren  wird,  worauf  dann  spater  die  Vtr- 
mindemn«:  der  Kapitalvcrwendnng  um  so  stärker  ist.    Dies  bewirkt  nothwendif  eue 
ungemeiiu:  Störung  und  \  ()r>ehiebung  aller  wirthschaftlichen  Verhältnisse,  mit  weiterpn 
srhiiininen  socialpolitist  heu  1  olgen,  wie  es  in  der  ,,Grandlegaog''  (§.  244**)  niUier  dar- 
gHilogt  wurde. 

2.  An  das  Eisenbahn a e t i e n wesen  scbliesst  sich  das  Airio- 
tai;  et  reiben  besonders  leicht  an,  da  bis  zur  Vollendung  der 
JUhn,  also  immer  iUr  geraume  Zeit  jede  siebere  Grundlage  iHr 
die  Uentabilitätsbereeboung  fehlt  nnd  später  die  Hente  tob  sa 
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vielen  zuföJligen  Umständen,  mebr  als  die  vieler  anderen  Actien- 
nntemehmangen  und  als  der  Gnrs  der  Staatsrenten,  welehe  ftir 
Staaatsbahnen  ausgesehen  wurden,  abh&ngt. 

Daher  die  Kisenbahnacticn  so  rtelfach  mit  die  beliebtesfcn  Spielpapiert*  der 
BiVrbc,  inrhr  als  die  mit  f.-stor  Keiite  versehenen  Obligationen,  die  ein  solider  Staat 
für  KI^<  iili  ihncu  ausgab.  An  d.  Borlin.  Böi'^c  z.  15.  vor  der  ViTätaatlichungsära  neben 
Ohterr.  Staatsb.  („rranzoscn'': .  Siidb.  Lombarden^.  (laliz.  u.  a.  in.  v.  iitländ.  Pap. 
Jiatnentl.  Berg.  -  Mark.,  Borl.-(iörl..  Cöln-Mind..  überschles,.  Jiheiii,,  Mainz-Ludwip>h. 
Eiscnbahnactien ,  icein  inlimd.  S(aatä}iap.  rc^dm&Säig  za  rrämicnschla^scn  u.  Dill.- 
(icsili.  rerwandt.  Auch  A-  v  dauernde  ll.  sitz  von  Eiscnbahnactien  führt  bei  dem 
w«*cli!i€hidcii  (i<'s<  hirk'  einer  Bahn  bald  /u  ;;ri»-«cn  (Jewinnsten,  bald  zu  ehf^nso  q:roi>seu 
Veriuötcii  an  Zias»  uud  foliicwcisc  an  Kapital,  woraus  gro:>sc,  iu  beiden  lalieü  aber 
nnirerechtfertigte  VeriUidemDgen  der  Privatrermftiren  lierrorgalicii,  —  eine  rollu- 
wirthschaftUch  und  sittlich  bedenkliche  Sache,  di«r  auch  d- ni  Staat  nicht  gleichgttlti^ 
-ein  kann:  „ Con j  u  n  c t  u  r e n'*gewinne  und  Verlust«-.  S.  tjiundlcgunir  I.  !^  7H  ff. — 
IJäS  bedeutendste  Beisp.  dos  Keutabilitätswechscls  einer  Buhn  ist  wohl  die  bekannte 
Cosel-Oderbergcr  (WilhelmsVahn),  deren  Dividende  ron  4Vo  in  1850  atif  12  in 
1S54  u.  Iti^/Jn  1S5.'>  gestiegen,  dann  von  ISöö  an  Jahre  lang  Null  war  u.  erst  in 
<Ien  letzten  Jalin  n  wieder  zum  A'orschein  kam.  Der  Curs,  lS5(i  noch  227,  sank  bis 
üiiUc  JböT  aut  einige  lüV©  und  war  J.  lang  uugel'.  so.  Jener  Umschwung  im  J.  1S5H 
w«r  die  Polspe  der  ErOtthong  der  Osterr.  Concarrenzlinie  Odcrberg*Kralcau  ganz  anf 
Osten*  ir]i  (iMict.  wfthrend  dieser  Verkehr  bislier  Ober  die  Wiihelmsbahn  gegangen 
war;  leriM  r  d -r?  H.iiies  zwoi-r  unrentabler  /«»•igbahiien.  Enormer  riirsw'chsel  auch 
bcit  1*^71  liei  niaiii  hi-ii  ilriitM  ht  ii  Bahnen,  Ber! -Mriird«  Ii.,  Magdeb.-Hall'crst.  u.  a,  in. 

8.  Die  Ausgabe  von  P ri  o ri tä t  so bl  i  a  t  i  o  n e  n  der  Privat- 
bahneu  uod  die  bchuldaufn ahme  des  bUats  2U  Eisenbahn- 
zwecken  sind  ganz  gleichartige  Operationen^  auch  wenn 
die  Staatsbahnen  nicht  ansdrttcklich  als  speeielles  Pfand  der 
Staatseisenbahnschnlden  bestellt  werden.  In  beiden  Fällen  besteht 
eine  geringere  Abhftngigkeit  von  der  Lage  des  Geldmarkts  als  bei 
der  Actienausgabc .  jedoch  bei  der  8taat.s})alni  zu  deren  XOiÜicil 
für  das  ganze  Baukai)ital,  bei  der  Privatbaha  bloss  ilir  den  ol't 
kleineren,  mitunter  ganz  t'ehleodeu  Theil  des  Haukapitals,  welcher 
darch  Prioritatsobiigationen  gedeckt  wird.  Sonst  ist  derjenige 
von  beiden  y  Staat  oder  Privatgesellschaft,  in  Betreff  der  Kapital- 
besehaflfang  günstiger  gestellt,  der  die  Schulden  vorthellhafter,  also 
Damentlich  billiger  anfnehmen  kann.  In  dieser  Hinsieht  gilt  Folgendes : 
a)  Die  Mogliihkeit  oder  Leichtigkeit,  eine  Anleihe  zu  begeben, 
und  die  jeweilige  Höhe  des  Kealzinsfusse.s  der  liahnscbulden  (oder 
den  EmissioDScnrses  bei  einem  bestimmten  Nomiualziust'uss)  hängen 
einmal  von  der  Lage  des  Geldmarkts  ab.  Hier  wird  eine 
Gesellschaft  selten  vor  dem  Staate  im  Vortheii  sein. 

Ist  der  (ji^lduiarLt  dtin  h  wirthschaftlicho  VcrhftttiiiiiSe  gcstürt  (Handels-  und 
«  ri-'ditkri-^i'ti  .  <i:\rk  jn^rjivc  ZühUnij^sbilan?  /  B.  hei  Misseniten  u  d  l.  ni.),  so  wird 
der  Zinatuss  höher  sein,  t'iir  daa  rrivatpapier  aber  eher  mehr  als  tur  div»  Staatspapier 
8tt>igen  (bez.  der  Cuts  sinken).  Aocli  die  Begebung  einer  Eitienbabuanleihu  wird  dem 
Staate  in  solcher  Zeit  iniUHT  nocb  leichter  werden.  Bei  einer  Stftrnng  des  (ieldmarkta 
dtir- Ii  yolitisclir  \".  rli.'Utniss<',  namentlich  wfitn  di^'^^f  di  u  <■  i n  <•  n  Staat  bctretlen 
al&o  besonders  iio  ivhegst'all  —  wird  dem  Staate  die  Begebung  einer  Eiseubahuanlcihe 
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momcutau  vielleicht  schwrerer  werUcu  und  aur  /u  uiigiaidligcreu  B<  illugutigcu  gcliu^'eo 
ab  einer  Gesellschaft.  Aber  die  Erfahning  zeigt,  dass  rieh  Corsstand  nnd  Anküie- 
bodiDgungen  doch  für  die  ()bli;!:ationen  beider  S(  huMn.  r  in  solcher  Zeit  ziemhch 
gleichmässig  verschlechtern,  mitunter  sellist  fnr  «Iii  rrivatpapiere  noch  mehr,  — 
wegen  der  geringeren  Ausdehnung  Uires  Markte.  Der  Fall  i:>t  indessen  wenig  pralti::«  k. 
denn  in  Kriegazeiten  weiden  nicht  leicht  fOr  Eisenbahnen  nene  Anleilien  aafgcleg: 
werden.  Die  besten  deutschen  Eisenbahnprior,  standen  in  der  Zeit  niedriger  i'ursc  iii 
d<  n  letzten  Jahren  vor  dem  franzQs.  KrioL^e.  ferner  wHhrend  desselben  u.  stehen  jetzt 
wieder  bei  dem  hohen  Cursstaude  nach  dem  Kriege  etwas  ungünstiger  als  die  preos». 
n.  mittelsttatL  Staatspap.  gleichen  Zinsfüsses.  Dabei  ist  der  Gun  der  älteren  Prior, 
durch  die  Tilgung  oft  uoeh  etwas  M^öht  Nur  die  erste  Paniqae  im  Jnli  1970  hat 
die  prcussisch.  Staatspapicr^'nrse  etwas  mehr  <Hc  der  Prioritäten  •roworfen ,  wobei 
aber  die  letzteren  Cursc  z.  Th.  nur  nomiaeil  waren  und  eben  später  die  Aasgleidiug 
erfolgte. 

b)  Sonst  kuiiiint  noch  der  regelmässige  Durchschnitts- 
Crctlit  der  »Schuldner  in  Betracht.  Ein  Staat  in  guter 
Finanzlage  erhält  ftlr  Eisenbabnzwecke  zumal  das  Kapital  notorisch 
eher  noch  etwas  billiger  als  selbst  eine  gute  Privatbahn  auf  eine 
frühe  Priorität 

Z.  B.  1877  47o  preuss.  Staatspap.  95—96.  4Vt%  consolid.  Anleihe  101  o. 
darilber,  beste         Prior.  100,  rleliacli  96^98. 

Ein  Staat  mit  schlechten  Finanzen,  etwa  mit  starkeoi 

chronischen  Deficit,  muss  allgemein  zo  viel  höheren  Zinsen  oder 
niedrigeren  Ciubcu  anleihen,  «auch  fttr  Eisenbahn  und  ähnlich  pro 
ductive  Zwecke.  Aber  dies  beeiiifliisst  oft  auch  die  13edinguDgeD, 
den  Zinsfuss  und  Ours,  unter  denen  eine  EisenbahngesellschaA 
seines  Landes  Credit  findet,  so  dass  der  Unterschied  zu  Gunsten 
der  Priratbahn  wenigstens  nicht  immer  gross  ist 

Die  zahlreichen  österr.  Eiäenbabnprior.  stehen  slsimtlich  erheblich  schlechte 
als  liic  (leufsrhcn,  aber  doch  seit  Jahren  die  1)es:^cren  iiiiter  ihnen  (Nerdb.,  franzö«. 
Staatsb.i  hoher  als  die  Staatspapierc.  Dies  Verhäitniss  ist  jedoch  das  Prodnct  der 
Österr.  polit.  u.  Finanzgeschichte  der  letzten  20  Jahre.  In  den  äüer  Jahren  noch,  th» 
zur  Zeit  der  fassen  Eisenbabnira  nach  1854,  waren  die  Curse  der  Staatspapienf  ü. 
der  Priorit.  wi>nig  verschieden,  z.  B.  im  Der.  1S5S  (wo  Silb-r  fast  kein  Atrio  hattn; 
h'yj^f^  Stantspap.  S5— SÖ,  selbst  Sordbahnprior.  5"^  nur  UÜ— yi ,  37,  Slaatsbahfl- 
]»rior.  57"/o  Pap. 

Papiei^eldwiithsehaft,  hoho  Conponsteaom  bedrohen  die  Sicherheit  beider  Aitm 

der  Kapitalanlago,  auch  wenn  die  Papiere  auf  Metallwähning:  lauten  und  ihnen  Steaci- 
freiheit  versprorheii  ist.  liegeltnässii;  können  ferner  nur  gute  Prioritätsobligalionts 
von  Privatbahneu  mit  Staatspapieren  erfolgreich  concarrireu.  Bei  einer  späten  un- 
sicheren Priorität  und  bei  schlechten  Bahnen  venchlochteTn  sieb  die  Anldhobedin^afea 
oder  der  Staat  muss  die  Zinsen  garantin  n.  Wird  diese  Zin^-nniutie  inuthmasslicli 
praktisch,  so  wird  sich  für  da«.  Pahiipapier  auch  kein  besserer  (yurs  als  für  das  Staat^- 
papier  ergeben.  Prioritätsobligatioiuit  aUxik  verschuldeter  oder  schlechter  Bahu«^ 
weiden  aber  noch  ungtknsttger  ab  neae  Eisenbahnschnldcn  eines  bereits  mit  ^cbeu 
sehr  belasteten  Staats  zu  begeben  sein.  Denn  ilas  ganz«  St  iut^bahnwesen  stellt  doci 
ein  •  I' !  naii  zeiii  heit  dar,  die  ü^titcn  wie  die  sehleehtch  AljM  hhisoc  treflcu  dii^  »'Uit 
St  atbkanse,  so  dass  die  letzteren  leichter  /u  tragen  sind.  Bei  den  getrcnuteu  1  mau/eu 
der  Privatbabuen  hängt  AJIee  von  den  spedeUen  Ergebnissen  der  elnseluen  Babn  ab. 
Anssenlem  kommt  dann  noch  die  allgemeine  Garantie  der  Staatskasse  den  SUntsbakBea 
zn  Gate. 

Bei  der  \  orzU'_'^lichkeit  last  aller  deutscher  Bahnprior,  i^t  in  dein  Cur>äUüd< 
*)er  verschied.  Emissionen  einer  Bahn  u.  selbst  der  Priorit  verschied.  Bahnea  kaua 
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ein  Unterscbiud  zu  bumorkcu,  der  aui  v<  rbchic«.!.  Ci'uditw  urdigküit  /uruckzufulircu  wiue. 
I>ann  der  kleine  Öfters  m  findende  Uutcfschied  —  etwas  höherer  Ours  d.  Prior, 
friüberer  Emiss.  und  der  Prior,  alter  Bahnen  —  erklärt  sich  meist  auä  der  bei  diesen 
Hchoii  weiter  gesciirittciieu  Tilgung  ii.  aus  d<T  no^h  nirbt  vollstiuidig  erfolutcu  festea 
Giat^iruug  der  Jüngeren  Papiere.  Aber  \m  fremden  Bahnen  treten  die  Unter- 
Mcbiedc  schon  herror,  &  B.  Oestorr.  Galiz»  Prior.  !•       $4—95,  2.  E.  ^2, 

3.  E.  70— SO,  4.  E.  79—19. 

So  wird  den  Privatbahnen  nnr  selten  ein  Vorzug  vor  den  Staats- 
bahnen  in  Bctreft'  der  Kapitalbeschatfang  cinzui;iuiiien  sein.  >.ur 
bei  ansserordentlicher  ZeiTÜttiiiig  der  Staatstinanzen  kann  ein  solcher 
erheblicher  werden.  Dies  wird  dann  vielleicht  zur  Wahl  des  Trivat- 
bahnwesens  zwingen^  wie  es  aacb  yorgekommen  ist.  « 

Hauptb.'isp, :  Oesterreich  seit  1"^55,  auch  Italien.  Dennoch  in  Ungarn 
StaatsbaluiljMu  wieder  begonnen,  jeUt  auch  in  West-Üeatorr.  u.  AukauT  r.  Privatbahnen 
wieder  in  Italien. 

Darin  zeigt  sich  jedoch  nur  eine  weitere  schlimme  Folge  der 
Bcbleehten  Finanzlage  und  keinerlei  massgebender  und  zur  Nach- 
ahmnng  anlfordemder  Vorgang  fUr  die  principieUe  fintseheidang 
der  Frage. 

Wie  im  Grande  wieder  Stein  die  Sache  anffasst«  Handb.  d.  Verwaltongdehre, 

S.  210:  dem  Princip  nach  solle  der  Staat  sich  selber  s<  ine  Bahnen  bauen  u.  sie  selbst 
V' twiltrn.  Allein  er  könne  nicht,  fhcils  weil  dir»  Balini-n  rin  zu  gros>es  Kapitnl 
lord<rtcn,  theils  weil  sie  den  Uharacter  v.  Untern  eh  munjren  hatten,  die  der  h>tajtt  nie 
•^it  rerwaltc  Wahr  zeitweiüe  in  Oesterreich,  unwahr  in  vielen  anderen  Ländenw 
Mehrfach  abwi-ichrnd  von  meiner  Aulias^ung  Sax  II.  1  iU  ff,  149  (f.  Er  meint  ii.  A. 
..(Ii-  sto«;>.n  eis(!  BescIiairnnEC  der  Kapitalien  zu  Bahnbaiitr-n  sei  kein  ün«;lack  für  die 
U*^aiunitwirthschafi".  Das  ist  sie  vielfach.  Die  ücsainmtwirkung  auf  die  Yolkswirth* 
üchaft  ist  so  nachtheüi^.  Vermeiden  kann  das  der  Staat  durch  Rcj^elung  der  Gon- 
ces.sionen  aber  nicht  genüzend,  weil  die  Krtheiluni:-  der  letzteren  vom  Stand  des  G<  ld- 
iinrkts  ülilian^rt.  Bf  im  Staats) »ahn bau  l  i-^^t  sich  iVh  -^^i  ..sfo<-weise  Beschallung"  v'er- 
meiden,  was  ich  auch  gegen  >ias!>e  (Abb.  Verhtit.  v.  Prod.krisen,  im  Jahrb.  d.  D. 
Kelchs  1H79  S.  167  11;)  festlalte.  S.  Orondl^.  2.  A.  S.  473.  Avcli  in  d.  Bemerk. 
II,  151  über  A^otage  n.  Gniswechsel  kann  ich  Sax  nicht  beistimmen. 

§.273.  —  C.  Besebaffenbeit  des  Babnbans  and  Ban- 
kosten, iiinsicbtlich  dieses  und  des  folgenden  Punctes  wird  von 
den  Gegnern  der  Staatsbahnen  noch  liUnfig  ein  „natürlicher*' 
und  ,^erfahrung8mässiger**  Vorzug  der  Privatbahn  be- 
banptet,  weil  eben  in  solchen  Dingen  „immer'*  die  Privatunter- 
nebmang  besser  wirthsebafte.  Danaeb  sollen  denn  die  Privat- 
bahnen regelmässig  zweekmässiger  und  wohlfeiler  gebaut 
werden  als  die  Staatsbabnen,  weil  Staatsbeamte  weniger  practisehes 
VcrstÜndniss  der  ^'erkeb^8be((il^lllisse,  um  /.weckmässig  und  weniger 
oder  gar  kein  ci^^cnes  IntercsöC  hätten,  um  wohlfeil  zu  bauen. 
Mit  ätaatsgeld|  ^»aui  Regiments  Unkosten'*  werde  notorisch  immer 
verschwenderischer  umgegangen. 

Diese  ßebatiptnogen  sind  jedoch  nicht  nnr  darcb  die  Eriab- 
rang  in  keiner  Weise  zu  begrttnden:  es  lässt  sich  ancb  leicht 
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nachweisen,  dass  hier  gar  kein  innerer  ,,natQrlicher*^  ■ 

Grund  eiuen  Vorzug  der  Actieugcsellschatt  bedingt,  welcher  letzteren  | 

gerade  in  diesen  Puncten  die  Vorzüge  der  Privatunternehmung  reiu  j 
angedichtet  werden. 

Strons^her;^  nimmt  die  Gen. -Kiilrepri-c  ii.  AcbnÜ  '  ^  in  Schutz  bei  l'riral- 
Iciliiioii,  wegen  der  Scbwci  t  ilUgkcit  der  liaulcitnn^  -  iurr  ArtieniresclUclmfT.  \Hc 
Acücnsrescilachaft  steht  aber  uuch  der  Staatsverwaltuuti-  hier  nicht  unbedingt  nach. 
EinEoine  Erfahmn^sthatsachen  lassen  sich  nar  zar  Enlhcheidou^  einer  bolclien 
Fraffc  schwer  venverthen  und  am  Wenigsten  kann  man  aus  ihnen  eine  allgemein 
giihi«rc  R<'gel  ableiten.  Haid  ist  (  iiK-  Privat-,  bald  eine  Staat>baiin  überlegen.  Land 
und  Zeit  entächuidcu  hierbei  wesentlich  mit.  Am  dem  iuucren  Weäua  beider 
Yi*nraltnnfcn  kann  man  aber  inindeatens  eboisoriel,  ja  eigentlich  mehr  Grftnde  für 
den  Vorzug  der  Staatsbahn  Mie  der  Privatbahn  ableiten.  Der  ^ut*;,  zveckmiMge 
und  wohlfeile  Bau  einer  Eisenbahn  hängt  oll'enbar  von  drei  Imstuiden  ab:  vom  Können. 
Wollen  und  Müssen  der  den  Bau  leitenden  und  ausführenden  Pcraoneu.  lu  allen 
drei  Beziebnnfcn  inOclite  ans  inneren  Gründen  eher  noch  i\n  Staatsrervaltonir  vor 
derjenigen  der  Actiengcsellschaft  der  Vorzug  einzuräumen  sein,  wenn  auch  nicht 
immer  iinbcdiiijt  in  praxi  und  wenn  an'  h  bei  il-  r  St  Kitsvorwaltung  mitUDler  viedcr 
eine  specihsche  bureaukratische  ScbwürnUligkcit  vurkomnien  kann. 

Wesentlich  beistimmend  Sax  II,  152  IT.  nur  mit  einif^n  Einwendungen  gegen 
meine  Acusseruniren  in  d.  2.  Aufl.  über  gewisse  Verwaltuiigsmissbräuche.  Hau/,  wider- 
legt bin  i'  h  druliut  Ii  in.  E.  nicht.  In  der  Sache  selbst  i:l;iiibti  icli  aKiT  (l-»cli  die 
eingehendere  Beweisführung  hinsichtlich  der  Momente  „Können,  Wollen,  Müssen" 
(vor.  Anfl.  S.  571—573)  als  kanm  mehr  nothwcndig  hier  jetzt  weglassen  zu  könn4  u. 

Mitunter  wird  in  der  Kostcuirage  selbst  der  Veraucb  gemacht, 
mit  genauen  statistischen  Vergleichen  der  relativen 
Bank  Osten  (p.  Meile)  fQr  oder  gegen  das  eine  oder  andere 
System  etwas  zu  beweisen.  Allein  es  ist  klar^  dass  zwei  ver- 
schiedene Bahnen ,  selbst  in  sehr  ähnlichen  Tenainverbältuisseu, 
niemals  eine  derartige  iri^end  genaue  Vergleichung  gestatten. 
Denn  die  Umstände,  welche  nachweisbar  in  erster  Linie  immer 
die  Kosten  bestimmen ,  Bind  stets  mehr  oder  weniger  verschieden. 
Ob  tlberhaapt  etwas  und  wieviel  von  dem  Kostennnterschiede 
ansserdem  anf  den  Umstand  der  Versehiedenheit  der  Verwaltnngs- 
systeme  zu  setzen  ist,  Iftsst  sich  scbleehterdings  nicht  ermessen. 

Genau  ein  und  dieselbe,  gleich  ausgestattete  Linie  müsste  zu  derselben  Zeit  von 
dner  Gesellscbaft  nnd  rem  Staate  gebaut  und  dieses  Experiment  so  mid  so  oft  wieder- 
holt sein,  um  Beoltaelitungsfehler  und  zufällige  Einflüsse  ZU  eliminireo,  wenn  ein 
solcher  Vcrtirlci*  h  nur  einigcrmassen  -tatthnff  «ein  sollte. 

Jede  eingehendere  Kustcustatistik  von  Eisenbahnen  zeigt,  dass  der  Werth 
des  Grand  und  Bodens,  die  Terrainlieschaflönhelt.  wovon  der  Umfang  der  eigentUdwtt 
Erdarbeiten  (Bewegung  von  Erdmasso)  n.  a.  m.  hauptsächlich  a)»hängt,  das  VorlEOvm**a 
von  srro-s<  n  Einschnitten,  Tunneln,  grossen  Dämmen,  Viaducten,  Brüeken.  die  von  dcf 
lialiitli<  «iu>  iiz  abhängige  Masse  des  tahrmaturiuls,  selb.<>tveratändlich  die  Ein-  otler 
Doppel t;leiMgkeit  der  Bahn  n.  r.  a.  m.  die  ^rO-isten  VcTschledcnheiten  der  Kosti^n  be- 
dingen. Ebenso  i>t  die  Zeit  des  Bahnbaus  auch  in  «ierselben  (jegend  wegen  »1er  Ver- 
nnderung  der  Preise  und  Löhn«*  von  McenllK  li-  m  Kinflusso.  Kndlirb  i-t  do-  h  .lOch 
schon  jetzt  der  „Hang*"  einer  Bahn  im  Trausporlsysten»  —  ob  Haupt-,  ob  Se.  andär- 
bahn  u.  s.  w.  —  von  EiuflttW  auf  die  Biiukosten ,  so  weniir  leider  bisher  gewöhtdich 
bei  Staiit.s-  und  Privatbalinen  diese  vei^rliiedeiie  natmii«  he  li&ngordnung  einer  Bahn 
fUr  Anlage,  Bau,  Aosstattang  genttgenti  berücksichtigt  wurde  (S.  iblg.  AWhniltjL 
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Auoh  aus  stati ätiächcn  I> arcliächiiittüzahleii  lur  ciau  grössere  Anzahl 
«"1er  fiir  .*»llc  Privat-  und  Staätsljahiicn  eines  oder  raelircrcr  Länder  i>t  d»T  ftwRifjc 
Kiuflass  dcb  VerwaltuugMaoineuts  auf  die  kosten  nidit  zu  uriuittelD.  Denn  auch  dicsu 
Zahlen  veiden  ganz  ron  obigoii  FactoTen  bestimmt. 

Eine  Verprleiclinug  von  nngefilhT  irloichzeitig  gebauten  Bahnen  in  Naclibanchaft 
und  in  nngefähr  gleichen  Terrainverhältnissen  zeiirt,  dass  alsdaun  auch  die  KostfU 
sich  nicht  so  versrhiedcn  stolicu.  Aber  ob  es  Staats-  oder  Priratbahuen  sind,  ist 
hierfür  ^ui  irlei«  li2r(»Itiif. 

Die  uiiuiittclltarc  Ji<  obachtung  und  Piulitnjj^  kann  im  coucrctcu  Kalle  gewiss  oft 
theneren,  renchirenderiacben  oder  einfachen,  sparBauion  Baa  nachveisen  lind  /oigeu, 
wie  «lies  hier  mit  dem  Staats-  oder  Privatbahnsystein  zusamuieiilirm^.  Daraus  mag 
mitunt<  r  fur  ein  '»estimmtes  Land  einr  Folpfernn;^  in  der  Streittrage  In-rvorirehen. 
uicht  aber  fUr  die  inincipielle  Entscheiduug  der  l'rage.  Und  sicherlich  wird  sich 
bei  der  nftthigen  zeitUclien  nnd  r&amlichen  Ausdehnang  solcher  directcr  Beobachtungen 
wieder  Licht  und  Schatten  bei  beiden  Systemen  gleichmissig  voitlieilt  finden. 

Hier  einige  Beispiele  aus  d.  preuss.  Eisenbahnstatistik  für  ISOII,  dW  ans  d. 
fruh'^reii  Aufl.  herübtr^enoininen  worden,  da  es  zwcrkniässig  erscheint,  etw.i^  iiltj-ro 
Daten  zu  vergleichen,  statt  der  neueren,  bei  deneu  die  grosse  Uuigestaltuug  der  volks- 
wirfhHchafUichen  Verliftitaisae  ron  Einfluss  war.  Die  Daten  aus  den  letzten  Jahren, 
wo  «Ltrch  die  gössen  Verstaatlichungen  Alles  verschoben  ist,  eignen  bicli  /um  Yw- 
glci'  h  i'ocli  weniircr.  Kur  die  Systemfragc  i>t  atis  Dat-i»,  wie  den  folgenden,  wie 
gesagt  nichts  zu  eutuehmen,  wohl  aber  gebuu  dieselbeu  einen  Einblick  in  die  liau- 
kosten  n.  damit  in  die  finanzidl  besonders  wichtige  Seite  des  Eisenbahnwesens.  Des- 
halb habe  irh  diese  Uebersichten  auoh  in  dieser  Aufl.  beibehalten.  Kosten  p.  Meile 
in  lOOOcn  Thlrn.  u.  in  Proccnten  «ler  (je>ammtkosfcn,  wobei  bit  r  nur  die  llauptposten 
aufgeführt  sind.  Die  amtliche  Statistik  specilicirt  noch  etwas  weiter  (zu  d.  Erdarb, 
worden  die  Ausg.  far  Böschungen,  Einfriedigungen,  We^e Ubergänge,  zu  Bahnhöfen 
n.  WTiil -rh.  die  Signale ,  znm  Aufwand  für  Yerwalt  u.  Zinsen  während  der  Steozeit 
auch  der  fiir  a«->-»Tord  Anlau^en  u.  insiremein  ^T'-reelini-fV  Die  St;ifistik  «l«  s  \'('r»'iiis 
D.  Eisenbahn vcr\\altun>:eu  enthält  ähnliclie  Daten  auch  Uber  die  meisten  anderen  D. 
Bahnen.  Die  Daten  beider  Werke  stimmen  ubrigt^ns  nicht  immer  ganz  genau  übercin. 
Die  iu  dem  2.  Werke  befin<]|iche  Rubrik  „Ausiraben  für  Vorarbeiten*'  fehlt  in  d. 
preuss.  amtl.  Statistik,  z.  Tli  belinden  sieh  auch  darunter  Zinsen  währen-l  d.^r  Bau- 
zeit. Iii  \U'j.n.x  auf  Rerei  hnung  ib-r  letzferm  liest<ht  übrigens  auch  niaiehe  Ver- 
schiedenheit. Üei  den  St;iatsbahnen  pÜegeu  sie  Jiieht  eingerecimet  zu  werden,  so  dass 
die  Zahlen  fUr  diese  insofern  etwas  zu  niedrig  sind. 
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Dio  Kobteü  «icr  »  liicfcii  Kbcueu,  die  bei  d.  Bcri^.-Miuk.  und  Kheiu.  ß,  vorkomiutiu 
Bind  zu  dem  lelztun  Titel  (Ansserord.  u.  s.  w.)  f^erechnet.  —  Terhlltni^mässig  die 

griteste  Gleichlif-it  des  ab^^ol.  und  relat.  Aufwands  bestellt  noch  beim  Oberhaa 
(Schienen,  Schwellen,  Dreh><h«'ibcn  u.  s.  w.),  wo  di»'  prrAssßrc  oder  g«;ringere  Ans- 
dchnuiig  dcd  zweiten  Gleises,  der  l{aliiibof»chi<-aen  u.  s.  w.  die  meiste  Verse iiiedeaheit 
licwlrlien  wird.  Der  stärksto  UuferBcliied  bestobt  in  den  Kosten  des  Betriebs- 
ina terials,  wie  Selbst  ähnlich  situirte  Bahnen  wie  dio  drei  grossen  westlichen  Linii'U 
in  ob.  Uebersicht  (C'.ln-Mind. .  Bei^'.-Märk.  imd  Khein.)  u.  wie  Beri.-Anli.  u.  Herl.- 
Hamb,  einer-,  Berl.-Magdcb.  andercrs.  züi;^eu.  Fux  die  Abhän^ij^kcit  der  Ko>teu  vou 
der  Privat*  oder  Staat^vervalttto;  wikrc  «a  nicht  ohne  Interesse,  zu  sehen,  wie  dit 
80J?.  (ieneralüutreprise  s'u  h  beraasstcllt.  AIh.t  auch  hier  ist  <ler  Elnlluss  der  einzelnen 
obiüi-n  I'artöreu  natüilieh  ma-»iuebeiMl  u.  bi  iiii  \"er2:l'nrii  weiss  man  ni« M .  wi<;  di* 
Arbeit  qualitativ  ausiiefall«-n  ist.  Tilsit- liiNfcrburij  mit  44ti,ÜÜÜ,  Berlin -(iörlilz  mit 
434,000  Thlr.  p.  Meile  iu  Generalcntreprise  trebant  erseheinen  nicht  eben  wohlfeil 
11.  mimche  Klagen  verlauten  über  die  Baubcschaflenheit  «ler  1«  f/Jereu.  Die  Schleswig  - 
sch'ii  Bahn«Mi  kamen  naeh  diesem  ^y^tcm  nnf  326,000  Thlr.,  fast  genau  dieseP"? 
iSumine,  wie  für  Altoua-Kiel  1 320,000  Tlilr.*,  welche  Linie  von  der  Privatverwiiltom. 
allerdings  früher.  ge)>aut  wurde.  (Vgl.  über  Geueralentreprise  Stroussberg  a.».  U., 
nanu,  auch  über  die  Mögliehlc.  seiner  Gewinne  dabei,  wo  sich  allerdins:^  der  Yortkeit 
des  für  sich  handelnden  Privatunternehmers  idirt  S.  209  fl'.).  —  li-  merkensw^nh 
ist,  das^.  die  n«^nen  Hauten  immer  theurer  und  die  l'uirli<rhnitt<ko^t'n  p.  Meile  in 
den  ^rosscQ  llalinnetzeu  immer  hoher  ausfallcu.  Zum  Theil  hangt  dies  wohl  out 
Lohn-  nnd  Preisstei^reranjert«,  auch  des  Bodens,  (so  bes.  in  neuester  Zeit),  mehr  aber 
gewiss  noch  mit  der  starken  Vennehrung  des  Betrielismatcrials  tind  mit  den  gD'Sser»:iJ 
t«chni>chen  Schwierigkeifen  der  neuen  Hahnen  zusammen.  Denn  in  der  Gcareninn 
werden  solche  Schwierigkeiten  gerade  wegen  der  Fortschritte  der  Technik  nicht  incl:r 
sn  gescheut  wie  frQher  u.  deshalb  schwierigere  Linien  unternommen,  anch  in  bergie<'ii- 
Terrain  u.  s.  w.  Das  verwendete  Kapital  p.  Heile  ist  bei  den  preuss.  Bahnen 
ohne  jede  rnterbn  chuni;  j.dirlirli  jrr<Tieir<'n,  aber  noeh  starker  vermehrte  äicb  rclaUf 
der  GiUerwagenpaik,  ferner  auch  die  Locomotivenzahl,  z.  K.  per  "MtMle 


Kapital 

Locomot 

Personenwagen 

(luterwagco. 

Stttcii 

StUclt 

Stock 

1^11 

2'i(;.|!io 

1-2 

«>0 

IIS 

1  >ö.'> 

413.771 

16 

3-2 

24-7 

isiia 

524,433 

20 

30 

42*2 

1867 

549,565 

2%H 

»•5 

53*5 
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Kapital  Locooiot      Föiifoiietiwagcii  ütttemgcu. 

Stuck       •      Stilck  Sttick 
ISüS         540,7'Jä  2*2  3*6  Abi 

1869         552,072  2*4  8*S  51*0 

1S71       630j;o()  .1-2  4-2  nns 


"Die  Zahlen  v.  ISGS  an  incl.  neue  Profinzon:  dalicr  die  Veränderung  dt-r  J^urcbsi  h!ii((^- 
gt'osaeu,  aber  scliOQ  lSti9  die  alte  Uicbtung.  lu  England  sind  dagegen  die  relaiivea 
Baakosten  seit  25  Jabieo  unr  treoii?  goKiiegen.  Es  ist  auch  nur  ein  Zufall,  dass  z.  B. 
in  Preusson  die  Durchs« hnitte  tür  Staats-  und  Privatbahnen  fast  gleich  sind,  wie 
IV««)  p.  M.  für  jene  551/J7(k  fUr  <licse  5.V2.M05  Thlr.  oder  wie  1ST4  S2,S5T  Thlr. 
p.  kil.  f.  d.  Staats-,  7Ü,2b9  Thlr.  f.  d.  Privat bahncu  in  cig.  \'crwalt,  ( 101,1 7()  Tblr. 
f.  d.  Privatb.  in  8taat8?orvaIt.>.  Innerhalb  der  Staatsbabnen  finden  sich  beim  Ver- 
V^leich  der  unter  einer  besond.  Verwaltung  stehenden  Linien  Unterschi<  de  wie  4  :  7 
(Obtb.  u.  Saarbrtlcker);  innerh.  der  Priratb.  wie  1  /u  fast  5  (Rhein-Nalieb.  n,  Neissc- 
iirieger)  (in  1869).  Ve^leiclit  mau  die  eiozelocn  liahnliniea  nach  ditiscn  Kostcu- 
dnrdhichnitten,  so  stehen  in  1869  in  Preassen  die  westlichen  Bahnen  im  Ganzen 
oben,  die  nOidUchen  u.  Ostlichen  unten  in  der  Reihe  der  Ueilenkoetcn .  doch  mit 
bi'merkcDSwertliPn  Ausnahmen,  i.  B.  unter  den  theueren  die  niederschlcs.-märk.  (JV  il  - 
Bres»!.,  von  einer  Privatges.  gebaut)  u.  d.  IJcrl.-Magdeb.  Neben  den  s<  hwierigcrcii 
TerraijiFcrhältnissen .  grösserem  Verkehr,  also  lletriebsmaterial  sind  höhere  Preise  u. 
Lohne  im  Westen  daran  voU  Sebnld.  —  Debri<:ens  sind  alle  Schlosse  aus  den  Mcilen- 
kosten  der  einzelnen  Hahnnnternefinmnp'en  mit  Vorsicht  zo  /i'^hcn.  denn  <1i  r  zufiilliafe 
Umstand,  ob  eine  I5ahn  z.  H.  hier  uufliMrt  oder  ein  pnar  Meilen  weiter  j(cht,  bewirkt 
oft,  daoü  besonders  kostspielige  u.  1».  Tunnels,  Biuckcu  u.  s.  w.)  oder  billige  Strecken 
(z.  B.  in  der  Ebene)  bald  bei  dieser,  bald  bei  jener  Bahn  eingerechnet  vcnten,  wo- 
durch sieh,  vollends  bei  kürzeren  l^ahneii,  -lie  Dnrdisrhnittc  sehr  verändern.  Es  ist 
dies  :iueh  beim  Vergrleich  zwischen  Staats-  und  Priratbahncn  zu  beachten,  imuieiitl. 
zwischen  grossen  Staat&bahnnetzen  u.  kleineren  Privutlinicn.  üio  Durchsciiuittskostcn 
der  enteren  sind  mehr  wirkliche  Mittelwerthe,  weil  der  Einlloss  theuier  und  billiger 
Strecken,  die  meistens  beide  Torkommen,  hier  schon  ausgeglichen  ist.  Dies  zeigt  sich 
z.  B.  in  dem  oben  erwähnten  kleineren  Kostenunterschied  der  einzelnen  prcuüs. 
Staatsbabnca  gegenüber  dem  grösseren  der  einzelaeji  Privatbalmen. 

Nach  der  oben  gen.  amtl.  Eisenb.  Statist  f.  iSSO/Sl  stellen  sich  die  Kosten  f. 
aUc  deutsche  liahncn  auf  24S,S5U  M.  p.  Kil,  der  Staatsbabnen  auf  2(i:!.028,  der 
Priv-bahnen  unter  Staatsverwalt.  auf  2SI.503.  unter  Prir.verwalt.  uif  ini,271>  M„ 
woraus  bOchsteos  daü  Eine  folgt,  dass  die  aUeo  wohlfeilen  gut  fundirtuu  u.  iioch 
r^Urenden  Prir.bahnen  mit  wegen  ihrer  Thenerheit  bis  dahin  uMdi  nicht  erworben 
werden  konnten.  Die  Quoten  der  Hauptkostintbeile  reichen  wenig  bei  den  versehied. 
Kategorieen  ab,  (Staatsb.  —  worunter  freilich  viele  alte  Priv. bahnen  —  ti  Priv.lialincn 
in  eigener  \  erwalt.  bez.  (Irunderwerb  10-55  u.  11  40,  Ilerstell.  d.  Bahnkörpers  <lurcU 
Erdarb.  15'lß  u.  16  00.  WcgeUberg.  u.  Einfriedig.  2*45  u.  'l  lli,  Durchlässe.  Rrttckim 
10-11  u.  7'S7,  Tunnels  2'45  n.  O'UH,  Überbau  2195  u.  24-71,  Signale.  RahnhOfo, 
UaltcsteUen.  Werkst  U'45  u.  14'82,  Betriebemittel  o.  And.  22'8b  a.  22*097o). 

%.  274.  D.  Betrieb,  Betriebskosten. 
1.  Betrieb.    Relativ  ist  auch  bier  Alles. 

U&ufig  wird  den  rrivatbalinen  vor  den  Slaatsbahneu  nacUgcrubuit:  grossere 
Ktlcksicht  auf  Bedikrfniase  nnd  Wünsche  des  Publicom.s.  conlantorer  Botrieb,  mehr 

nach  kaufmännischer  statt  nach  bureaukratischer  Art,  liesonders  im  (iiiterverkehr, 
irrA^scre  Höflichkeit,  (jefälligkeit  des  Personals  n  s.  w.  Mitunter  hnrt  man  aln-r  auch 
deu  Slaatsbahneu  in  Betrell'  solcher  Puncto  den  Vorzug  geben.  En  ist  klar,  dass  sich 
keine  allgemdnen  Urthi^ile  di<»er  Art  ftllen  lassen  nml  «Tass  sich  weder  aus  dem 
We^en  der  Sache,  noch  aus  der  Krfahmn;?  ein  sol'  her  Vorzug  d  r  Staats-  oder 
Privatbahiieu  ergiebt.  Bezeichnend  jr<'nug  wcehsoln  sell»-t  in  kurzer  Zeit  die  ISFeinungcn 
im  Pubhcum  in  üolchcu  Diugen.  Die  Verhältnisse  der  Zeit  und  des  Landes  sind 
eben  entscheidend.  Aber  für  die  priucipielle  Frage  folgt  aus  solchen  Urtheilcn  nichts. 

Eher  lässt  sich  schon  in  Ordnung  utid  PUnctlichkeit,  Sicherheit  nnd  Srhnclligkeit 
des  Betrielis.  Unparteilichkeit  und  Unbestechlichkeit  des  DienstpcrsonaI>  im  Staats- 
ond  Phratbahnsyätem  eine  characteiistiscbe  Vcrttchiudcnheit  nachweisen,  obwohl  auch 
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hier  die  VerliültBiase  in  Tencliiedenen  Lftndem  sicli  oft  wesooüich  unterscbeiden* 
Die  allgeineili  ^engere  Orduun)^  im  Stautädienst  giobt  aber  w  ohl  fon  fombercin  ciuc 
gewisse  Biirir*^chaft  auch  für  die  Staatsbaluicii.  W'enij^teiis  I  m  nrn  wird  Ji.'S<  Er- 
wartung nicht  durch  die  Krfahiuug  Lugea  gostrai't.  Dc!»ahalb  brauchen  gcwi&M: 
Klagren  Uber  einzeln«;  Staatsbabnen  nicht  immer  iinbegrQndet  za  sein.  Aber  daas  z.  R. 
das  Urtheil  über  die  vcrichiedeuen  pmuss,  Staat)»  ilmcn  UDirleicIi  ist,  zeigt,  dastj  r 
kfiii'  n  0  t  h  w  e  n  d  i f  Iufciiitritäf  des  Sta  it-lu  tri' lis  (rejr<'n  den  üesellscliaftsbetriL'l» 
vorliegt.  Am  Kboin  wunle  vicllacii  Klage  ijcluhit  uber  die  StaatsrerwalL  der  Ber^.- 
Märk.  Bahn  vcrglit  heu  mit  der  Priratverwalt.  der  Cöhi- Mindener  u.  namentlich  di  r 
troft'üch  admiDistrirten  l^heinischcn  Bahn.  Aber  der  {^cass.  leidige  „Asse^uri^^mu>", 
die  «  inseitig  pri  v  atr.  .  htliche  Ausbihlnng  der  Staatsbeamten .  lässt  >i<  h  do<  h  au.  h 
ab-telloii,  S.  au«*h  isax  II,  !.'><»  mit  einer  dfMi  Privatbahn»»n  etwas  srunsfi-reren  Auf- 
tasdung.  Seine  IkM'cial  iilirung  hat  mich  ni<  ht  uberzeugt.  Die  btaii^t.  liateu  S.  1^9  ii. 
bcwoisou  Dicht»  Sirhores  ia  d.  Fnge,  weil  za  mtDcherlei  n.  andere  Fa^^toren  da- 
wirkcn.  Der  Auslegung  dieser  Daten  u.  dem  Schiusa  auf  S  lt>4,  dass  „die  Bo- 
li;uiptung<n  über  die  mind<r  belViedigendcn  Leistungen  d«T  Privat-  ir'^.r('r)iih.T  den 
Staatsbalinou  iu  Prcusseu  «lurch  die  Thatsachen  dusavouirt  wurden  '  ,  kann  ich  niclit 
ganz  beistimmen.  Wunii  wirldich  tlie  Kosten  bes.  bei  der  4.  Wagenctasse  im  Pen.- 
verkehr  boi  d.  prciiss.  Bahnen,  zumal  den  Staatsbalinen  grOssor  als  di>-  Kinna]im<-  sein 
sollten  (20  gegen  Ii  i«'.  lM"enn.  p.  Mfile  u.  Pen».:'  ,,  so  lasr»^  darin  nur  wiciler  ein 
Bt  i^piel,  ähnlich  wie  im  ölicntl.  \  eiiiich.wüscn  ^  dasü  mau  bei  ölf.  Anstalteo  &oci»l- 
politisch  )arf)nstige  Uc1iertra«rungen  zwischen  den  venchiedeoen  Kesten  (bez.  Gefahr-^ 
Classen  zum  Vortheil  der  unteren  Bevidkerung  machon  iKann.  lieber  die  manchoxk'i 
Koformen  in  Preussen  seit  d.  Verstaatlichung'  s.  n. 

2.  HinBicbtlich  der  Betriebskosten  hört  man  roitanter  die- 
selben Lobsprttche  wie  hiDsichtlieh  der  Bankosten  den  Privatbahneii 

ertheilen,  aber  ebenso  unrichtig.   Es  sind  hier  einzelne  Bahnen 

und  ganze  Bahn  netze  zu  nnterscheiden. 

a)  Kill  innerer  (Irnnd,  dass  eine  einzelne  Staatshaliii  als 
solche  theurer^  absolut  und  namentlich  relativ,  nemüch  zu  eiueoi 
höheren  Procent  d e r  Betriebskosten  Yon  der  Brnttoein- 
nahme  verwalte)  besteht  nicht. 

ICach  der  Natnr  der  Sache  muss  in  dem  ganzen  Mecbanisrnns  der  Verwaltttos. 

der  Betriebsleitun^r  and  Betricl>sfulirun<_'^  /wischi  n  beiden  Arten  Bahnen  eine  groMt* 
tih  i.  hartigk 'it  '  •  Ii  m  w3>  auch  rh  it-fichlich  der  Fall  ist  Der  Staat  mag  hi  t  und 
da  etwas  schwort  liiigei  ,  bureaukratischcr  verwalten,  ein  paar  Beamte  loehr  haben. 
?kotbirendig  und  regelmSssig  ist  auch  dies  nicht  Auch  dies  ist  nicht  wohl  aus  dem 
A  ergleich  der  Statist.  Durchschnittszahlen,  sondern  nur  durch  unmittelbare  Bcabachttuir 
fi'-.t/ijs(*»llcri.  Der  Bedarf  an  Beamten  und  niederen  Arli  'it?k ruften  h  intrt  mtUrlich 
bcsoudci*!»  von  der  (jit»sse  des  \  erkehrs.  Anzahl  der  Stationen,  deren  Bedcutunir  u.  s.  »  . 
ab,  selbst  in  Betreff*  der  allgemeinen  Centrah erwaltunu.  In  Preusscn  kamen  l^G',» 
bei  den  StaabI».  iH-uiite  und  Httllsarbeiter  bei  d.  allg' m.  Vcrwalt.  auf  lüO.txx)  Thlr, 
Bruttoeinn.  3'5.  bei  den  unter  Staat-verw.  sf-  li.  Priv  itbahncn  ^t"T,  bei  d.  and.  l*ri\at- 
b.-ihnen  auch  il'T.  oder  p.  Meile  2  5,  .'{  G.  2  t»,  aber  in  jeder  tiruppe  erhebl.  Verschied'  » 
heilen  hei  den  einzelnen  Bahnen.  Die  Directioncn  kosteten  bei  d.  Staatsb.  p.  M.  lUi, 
bei  d.  scHist.  Pritratb.  322  Thlr.  Interess.  Statist.  Material  lur  sonst  Vergleiclie  i 
Prelis-.  Eisenbahn-tafi^fik  fiir  IMIH,  S.  1TS;  deutsche  dsgl  S.  I2S.  Der  etwaisr 
Heine  Nachtheil  <!'  i  Siaatsl»ahni  n  gleit  hl  sich  oft  schon  dadurch  au:>.  tln^s  die  Ciehaite 
der  höheren  Beamten  im  Staatsdienst  etv:ü>  niedri^:er  sind  und  c>  bis  zu  uinciu  gcviäiM^ 
(trade  sein  Itönnen.  Die  mancherlei  Itleinen  Verschiedenheiten  in  d.  SieUoBg  der  ein* 
/einen  Beamten  erschweren  genaue  Vergleiche  von  Bahn  /u  Bahn.  Aus  den  Durdi* 
s<  hnittszahlen  ist  wie<ler  zu  veniir  Sichen'>  zu  enftu*hnien.  Bei  d.  ol)ersten  I.uituaj 
üncl.  Yervaltungärath)  wurden  die  Kiunahmeu  der  Beamten  durch  Tauticmcu  öfters 
wesentlich  erhivht  £*  fi.  bei  manchen  Osterr.  PriTatl>ahnen, *au4*h  bei  Beri.>ADb.  o.a.  m. 
Die  liSberen  ^Stellen  iu  d.  Dircctionen  d.  prcit&a,  Staateb.  waren  lun  Jb70  itiebt 
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mit  1 200-^2000  Thlr.  dotiit,  ebenso  bei  d.  preuss.  Privatb.  luter  StaatSFenr. :  bei  den 

sächsä.  Staats)»,  waron  die  Sät/e  1200  —  2500,  der  würtcmb.  GS»»  (Hur.t  —  2286, 
di.T  baier.  915—1714  fohnc  Tieneraldirp -tor^ .  -lor  l>ad.  (Bar.)  —  1371  —  228.'. 
Thlr.  Dagegen  z.B.  Berl.-HamI».  250Ü— OOOO,  B.-Ü..riitz  l^üO— 4000,  Berl.-Magilck 
800— 4200,  B.-Stettin  500—5000,  Magdeb.-Leipz.  1000—4500,  Baier.  Oslb.  3429, 
PfÄl«.  2857  Iiis  4572  Thlr.,  indessen  ThÜrin^.,  Lcipz.-Drcsd.  doch  wiirb  r  in  den 
Maasäcii  der  Sta:itsl)alinen.  In  den  70 Jahnen  ^ind  meist  Erhöhungen  der  Gchalt^^ 
cingetreteQ.  bo  bezo^^^cn  die  Mitglieder  der  obersten  \  urw&lt.  um  1S74  bei  U.  preu&s. 
Staatsbahnen  900— 38(»0  Thlr.,  gewi.hnlich  1400—3100  Thlr.,  bei  d.  sficbs.  Staatsb. 
1000—8.100.  wiirt.  1067  —  3000  Thlr.,  I>ci  Bt^rl.-Haml..  jetzt  2500—7500,  B.-Goriitz 
2100  —  5000,  B.-Ma,i?.l.  SD!)  0000,  B.-Anhalt  2750  —  8000,  B.-Stettin  lOOt)  .--i^on, 
Mag-deb.-Ilalberst.  2000  — sooo,  l»ci  Magd.-Leipz.  Ms  <ir>00  Thlr.:  mu  h  (K  iust  lim 
Staatöbeamtenvcrhältnisseii  also  z.  Th.  übertriebene  Stcigt  run-rcn  bei  den  i'rivatbabm  u. 

ßine  Versehiedenheit  der  BetriebskosteD  wird  sich  daher  aas 
andereo  Ursachen  ertdären  mflssen.  Einen  Vorzog  hat  aber  sogar 
die  Staatsbahn  öfters  vor  der  Privatbahn  voraus.  Ein  Theil  der 
Hetriebskosten,  nemlich  diejenigen  der  :il  1  gern  einen  nndCentral- 
verwaltuni^,  stellt  sieb  l)ei  grfjsserer  J.*im<?e  der  Linien  und  absolut 
höherer  Gesamroteinnahme  relativ  günstiger.  Daraus  folgen  uatdr- 
liehe  Vorzüge  der  grossen  vor  den  kleinen  Bahnen  und  demgeniäss 
Öfters  anch  schon  der  einzehien,  eine  längere  StreciLe  verwaltenden 
Staatsbahn  vor  der  Privatbahn ,  wenn  anch  der  Einflnss  dieses 
Moments  bei  der  allgemein  geringen  relativen  Hohe  der  Au8gal)en 
tUr  die  allgemeine  Verwaltung  gegentiber  den  sonstigen  Betriebs- 
kosten nicht  sehr  ins  Gewicht  fällt 

Die  Kechnuiigen  der  flinzelni  u  Bahnen  sind  bes.  im  Posten  der  „allgemeinen** 
Ausgaben  nicht  immer  G:''nau  vcrjrloichbar,  W'-il  d(M)is.;lI»en  besonden^ '/aliluiij^'on,  z.B. 
für  Bahnpacht  (Hannov.  Ii.)  /iii;ere<hDct  werden,  auch  die  Verbuchung  auf  die  ein- 
zelnen flaaptnibrikrn  vorschieden  i.st.  Bei  kb-inen  selbständig  verwalteten,  vollends  bei 
veni^  frequenicn  solchen  Privatbahncn  stellt  sich  das  Procent  der  aOgem.  Ausg.  r.  d. 
(icsammtausürabe  sehr  ho- Ii,  z.B.  ISfiU  Tils.-Inst«rl>.  20%  fpreuss.  Stat..  ISfJ  D*utschc 
Stat.^  überh.  '»ei  mehri  reii  Frivatb.  Prenssens  über  10,  meist  0—1»%.  l)a'r<^g»  n  l>ei 
einzelnen  grossen  und  tret^u.  Privaibahuen  auch  unter  5%,  z.B.  Uöln-Mind,  4*7, 
ebenso  B.-8tett,  B.^Hainb.  nur  3*7,  bei  d.  ftlteren  prenss.  Staatsbabnon  5— 67o  (wo 
al)er  Inspertiun  lubegrifFen;  deutsche  Stat.  giebt  4  05 — 4*.'!1  an),  nur  Ostl).  7  8  (5*(J5\ 
Bad.  3-28,  Baier.  1'7S,  Sachs.  4-0;i,  VVürt.  2'4!)%.  Im  J.  1  ^74  liel  narh  d.  Vereinsstat. 
auf  d.  aiJg.  Verw.  bei  d.  deutscheu  Staatsbahuen  4  SO"/«  d.  desammtausg.  (Baier.  nur 
P8S),  bei  d.  Priratb.  in  eigen.  Yenralt  5  48  (TiJfl.-In8terh.  17*44,  auch  bei  and«tren 
kleinen  Verwralt.  10— 20**/o'>.  Nach  d.  n«  uen  d<  uts(  hon  Eis.b.staiist.  f.  1880  (mit  einigen 
Aliweichungen  der  V«  rbii.  bmig-  gegen  früher)  sind  die  An^galn-n  f.  allg.  V«T\vaIt.  bei 
d.  Staatsb.  8  29,  bei  d.  eigcnsverwalL  Päv.b.  10'73,  davon  bloss  die  pereöni.  Ausg. 
5*70  Q.  7*427o  der  Gesamnl-Betriebsaius,  oder  p.  KiL  d.  Betilebslänge  11S6  u,  1271, 
p.  1000  Ntttzldl.  188  u.  258  M. 

Hiervon  abgesehen  lüinirt  die  Höhe  des  Procents  der  Be- 
triebskosten von  der  Roheinnahme  wieder  von  ganz  anderen 
Factoren  ab;  vor  Allem  die  Grösse^  Art,  Richtung  des  Verkehrs 
selbst;  das  davon  vornehmlich  bedingte  VerbäUtniss  des  todten  znni 
ntitzlichen  Gewicht ,  die  Niveanverhältnisse  der  Bahn,  selbst  das 
Klima  der  Gegend,  endlich  die  Hohe  der  Arbeitslöhne,  der  Preise 
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des  Hrennstoffs  n.  dgl.  m.  sind  hier  (Mitscbeidend.  An>;  diesem 
KosteDproccut  lässt  sich  also  tUr  die  iStaats-  oder  Phvatbabutrage 
Bichts  eutnebmen. 

Aocb  in  (licscin  Piincte  sind  die  Bcrccliiiungen  nicht  immer  i^eicbaiti^,  di 
amtl.  prouss.  ti  .Ii.-  Stati-t.  *l<'s  D.  Eis.«iiliabnvcr*'iiis  zeig<'n  Abweicliungen  ia  iler. 
l*ro«:entf'n  (Jcr  Hclri'  b>ausg.  vnii  d.  Hi'trii'h-rinn..  so  V»<^i  d.  prcuss.  Staatsh.  l'n'jrüo stierer 
stellt  sich  da>  l'rucent  besonders  bei  wuniger  i"re<[U.,  bei  neuen,  bei  lleincii  ^wegcü 
iUhe  der  «Ufern.  Kesten  n.  geringerer  Ansnalzang  des  Materials),  bei  Slteren  Bahnen, 
denen  neue,  noch  wenig  fte  inentc  Strecken  hinzutreten.  Nach  der  prcuss.  Eisen- 
bahnstat, für  Isr.O  S  l:i  war  da:*  Procent  b<i  d.  Staatsb.  46  7  (Min.  0?tli.  37-^. 
Max.  Bebra -Hanau,  eben  er<»linct,  63'27o)»  0"  d.  bes.  ungtlnst  Jahre  1S74  nach  d. 
Vertiinsstalisi  S.  95  bei  allen  dentach.  Staatsb.  70*17,  Min.  oldenb.  4S*62,  wQiteiili^ 
r)7"(i8,  bad.  5S  -i.'{,  baier,  6ü-2.'),  sächs.  r>2  20,  niederschles.  märk.  mit  Gebirgsb.  ß7  i»5. 
Ostl».  7()".'J2.  I  rankf -Reltr  I  •»:)  Jo";y),  bei  d  unter  Staatsvcrw.  steh.  Privatbahnen  1-'  » 
(Min.  Oberschles.  llauptitahn  ,Hö'4,  in  1874  ii  b'i  nach  d.  Vereinsstat.) ,  Max.  llhoin- 
Nabe  Babn,  schwacher  Verkehr  v.  thearor  Transpondionst,  61*7%)  (1874  100° 
bei  den  sclbstverwalt.  Privatb.  121)  1,1874  50  1.5),  (Min.  Kli.inischo  33*9,  feroer 
zwisi  hon  .-^l  nntl  'M)  bei  Rerl.-Anh.,  B.-Magd.,  Cöln-Mind.,  Magd.-T.<  ipz.,  Mai.  die 
neuen,  schwach  Iroqu,  Liuien  r,  Vorpommern  812»  Hintcrpomm.  TU  4.  Xils.-lDaterb. 
di-r'u).  (1874  Rhein.  4B-11»  B.-Änh.  51'67.  B.-Magd.  5'»  yS.  vorpomm.  B.  72'IS 
nach  d.  Veroii)r<<tat.i  Eine  Abnahme  des  Procent»  dieser  Betricbsau-^gaben  im  P. 
aller  preu^ss.  Bahnen  hat  na  li  u.  nach  statfirefuntlcn :  Is'/J  4f»"r»,  18G1  4l'9,  1 '^^I.'» 
40-3,  1si;s  4'>  l  ,  180'»  H  O,  die  Steigerung  ISGs  erklärt  sich  aus  der  EiDreclui.  der 
Bahnen  der  neuen  Prov.  Dagegen  ist  das  Procent  aller  Ausg.  von  der  Hoheinnahme, 
nach  rordbergeh.  Abnahme,  in  25  Jahren  dasselbe  geblieben:  1844  52,  31in.  1831 
46  (>,  Max.  1858  591,  neues  Min.  1802  u.  1SG5  48  ".).  18(i7  51  I.  1>G9  52  1"  .,.  — 
J\p\  d.  Sachs.  Staatsliilinen  war  ISO!)  d.  Proront  sämmtl.  Ausg.  r.  d.  Braltoeinn. 
12  71,  bad.  5105,  wurt.  6U-]1  (viel  neue  Routcit),  baier.  6308  (incl.  Pachtzahl. V), 
brannschir.  49*13.  In  d.  70er  Jahren,  bes.  1S72 — 74,  ist  eine  enorme  SteigreroDg 
d.  Ausgaben  u.  der  Proccnf'-  dcrs  v.  d.  Einn.  eingetreten.  Die  Quote  d.  Betriebs- 
ausgalte von  d.  llruttoeinn.  war  bei  d.  prcuss.  Bahnen  1871  44  8.  1872  50*4,  1^':; 
54  Ü,  1874  57  7,  d.  Steiger,  v.  1873  auf  1874  bes.  stark  bei  d.  Staatsb.  Später 
wieder  Terbesseningen.  Nach  d.  deutaclien  EisenbeStat.  f.  1880  */o  der  Betriebsiasf. 
V.  d.  Kinna1irn>  b.  i  d.  Staatsb.  51'29,  eigens  verwalt.  PriT.b.  55*00,  r.  Staate  renralL 
Priv.b.  51-14,  i.D.  bei  allen  5y!)37^. 

b)  Bei  einem  Vergleieh  ganzer  Bahnnetze  kommt  dagegen 
ein  Vorzog  des  Staatsbahnwesens  in  Betracht  Die  einheitliche^ 
selbst  centralistisebe  Staatsverwaltung  aller  Bahnen  eines  Landes 

ermöglicht  immerhin  eine  nicht  iiiiwichtig^e  Erspaiuiij::  an  Ccinial- 
vcrwaltuitgökusten,  an  Abrechnnngsarbeit  ii.  dgl.  m.  vcrLHicheu  mit 
der  Zersplitterimg  der  Privatbabnen  in  zahlreiche  kleiue  Verwal- 
tungen. 

Viele  unnütze  Kosten,  z.B.  für  Verwaltungsräthc  in  ganzr^n  iindlialli  ri  Sinecure* 
postcn,  lassen  sich  daltei  ersparen.  Soit  ISO!)  sind  die  früher  ^rr^f  riMtou  sächs 
Staatibahncu  unter  eine  Centralvcrwaltung  gestelli.  Für  Achnlicheö  m  Preussen, 
wo  damals  8  Staataimhnverw.  bestanden,  plSdtrte  Perrot  Da  hier  einige  wicht.  Prirat- 
babneu  (Oberschi,  mit  d.  fiision.  Wilhelmsb. .  Berg.-Miirk.,  Kh.  in-Nahe-B.>  vom  Staat- 
venvaltet  wurden,  wodurch  wenigstens  2  zusammenhängende  Gruppen  liestandeii .  doe 
westl.  (Saarbr.,  Ehcin-Jiaho,  Ivos».,  Main-\V«;s.,  Ilannov.,  VVcstf. ,  lierg.-Märk.j  unJ 
eine  ftstl.  (Ost.  Niederschles.,  Oberschi.),  so  biUten  sich  wohl  zwei  Verwaltnng«D 
bilden  lassen.  Indessen  i?)t  es  ffaglicli ,  ob  hierbei  nicht  eine  zu  grosse  Centrali' 
entstände.  V\'ehcr  n.  A.  nehmen  an,  da.ss  das  h' nf.  bai<»r.  Staatsbahonelz,  incj.  Ost- 
bahuen.  1870  schon  über  ^000,  1881  Ulier  4200  ivil.,  das  Maximum  der  Bahnläoge 
unter  einer  Gentralrervalt.  darstellt.  Das  Richtige  ist  wohl,  in  einen  einbeitliebi,« 


Digitized  by  Google 


Bi^trich  nwl  ßclrictislostcn.  087 

•  t^iatäliahunetz  das  <  «  iitr.tli>t.   u.  (kcetitnJist  Piin  iii   zu  verltiiul  n.  wie  es  jetzt 
lit  flen  0  prf'Tiss.  Sta  it?ri^.  iilf.diirctiiuK'n  geschehen  isL    Den  rio.s.  Aufwand  f.  d. 
i.  iiiechnungspers.,    zur   W.igeucuntrulr    u.  i>.  w.  hei  der  ZerspHtt.  d.  Verwalt. 
i«t»en  Weizmann  u.  d.  Verf  d.  „Tariferhöh.  od.  Rcichscisenb.V"  (S.  IS)  u.  v.  A.  ni. 

3.   Die  Einheitliehkeit  des  Betriebs  bietet  auch 

5  rosse  anderweitc  Vorth  eile  für  Schnelligkeit,  Pünct- 
üchkeit,  Ein  faclilicit  des  Verkehrs.  Eine  ähnliche  Concen- 
ration  der  Bahnen  unter  einer  Privatverwaltung  ruft  dagegen 
wieder  die  grössten  Bedenken  wegen  des  factiscben  Monopols 
biervor. 

Das  „Verl)  uidbWi  -cn'*  der  Privatbahnen,  wie  z.  H.  das  deutsche,  kann  die  l'ebcl 
ilcr  ZcTäpliJleruKL;  dt^r  \  erwaltiinj^en  nicht  genügend  b<'-«eiti<r*^n:  Verwin  iiiijcr,  rngleich- 
möiasigkcit  der  i  anfe,  nachtheil  ige  Concurrenzuachcrci.  ücbertreibungcn  und  unrichtige 
Kegfciluog  des  DiffeTttottalterifsiyBtems  o.s.  v.  Auch  die  KegierUDgscontrolc  derPrf?at- 
}»abnen  wird  solchen  Uebelstüuden  nur  weiilü^  a')li<  !ren  können. 

Der  Ilaoptpunct  d«  r  Klag,  frillirr  in  Deutschland!  Ueb«tr  1500  Tarif"  in  Kraft  u. 
immer  weitere  Vermehr,  und  Verwirr.,  so  dass  im  Güterverkehr  Niemand  mehr  au» 
noch  ein  ▼«iss:  die  oonseqnente  Folg«  des  PrirMbabnsystems ,  wenn  man  nicht  in 
Fusionen das  Ilcil  sucht,  die  in  aiuln'r  Bezieh,  wieder  liedenklirh.  Praktischer 
iikonoro.  tcchnisrh.  r  Tlanpfgrund  für  das  dent>rlu*  Kichscisenbahnjirojert.  S.  hrs.  dj.- 
o.  S.  6(id  gen.  ItroschUn^n,  nam. Tarif« *rhOli.  od.  Keichsbahneo?",  .«Zehn  Jahro  preuss. 
dtscitdr  Eisenbabnpolit.",  Weizmann  n. s. w.,  fraher  Perrot*8  Schriften. 

Mau  hat  das  Heil  in  ein^  Staats-Eisenbahnamt  zur  (  Oberaufsicht  o.a.  w.  suchen 
wollen.  S.  ulior  dio  wenig  crmuthig-  nden  ««n'^lischen  Versuche  Cohn,  engl.  Eisen- 
l»ahiipolit.  I.  K.  4,  auch  II.  K.  1  u.  4  pass.  Im  Deutschen  Kc. ich«;  drängte  d. 
Handelsstand  lange  auf  ein  Keichseisenbuhnamt  hin.  Im  J.  is'tü  erfolgte  die  Er- 
richtung desselben  (a.  ^Zehn  Jahre"  n.s.w.  S.  37  II.,  Gesetz  v.  27.  Jnnl  1873).  Aber 
<len  'hegt' II  Tj  rt  artuus:' n  hat  die  neue  Behörde  in  keiner  Weis<-  t  nt«prorhen ,  weil 
si  -  zu  machtlos  ist,  ihren  Bcachlüs^en  Anerkennung  u.  Befolgung  zu.  verschalien.  Das 
gilt  auch  heute  noch. 

Gerade  hier  sind  mit  der  TeisfaatliGliaiig  Ton  Prir.bahnen  in  Preussen  bcTeiia 
manche  Refoiraen  m&glich  gevoideo.  S.  n.  Saz  vinl  diesem  Panctc  nicht  ganz 
gerecht. 

§.  275.  —  E.  Tarifwesen.  Der  wiciitij^iste  Tuuct  in  volks- 
wirthschaftlicber  Hinsieht  ist  die  Höhe  der  Tarifsätze  (beider 
Vergleiehnng  richtiger  Weise  combinirt  mit  der  Zeitdauer  des 
Transports)  und  die  Einrichtung  des  Tarifwesens.  In  der 
Frage  des  Eisenbahn  Systems  handelt  es  sich  hier  um  die 
grössere  oder  geringere  Neigung  zu  solchen  Tarifermässi- 
gungen,  Tar ifref ormen  und  Einrichtungen  des  gesamm- 
tctt  Tarifwesens  überhaupt,  welche  nicht  schon  durch  das  eigene 
Interesse  der  Eisenbahn  angezeigt  sind.  Hier  kann  man  unmög- 
lich von  einem  natürlichen  Vorzog  der  PriTatbahn^  wohl  aber 
mnss  Yon  einem  solchen  der  Staatsbabn  gesprochen  werden.  Denn 
diese  ist  wenigstens  nicht  durch  ihr  ganzes  Wesen  genöthigt, 
den  rein  gewerblichen  Standpunct  einzunehmen.  na>s  auch  sie 
dies  oft  thatsächlich  thut,  beweist  nicht  für  das  Ucgenlhcil.  Viel- 
mehr 2eigt  dies,  dass  eine  Befürchtung  in  Bezug  auf  iStaatsbahnen, 
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dieselben   würden  nemlich  durch  das  Dräugen  des  rublicums 
nach  Tarifermässignngen  leicht  um  die  nothwendige  privatwirth 
scbaftliche  Rente  gebraehl^  was  die  Finanzen  flbennässig  gefährde, 
mindestens  sehr  Dbertriebeni  wenn  niebt  gans  baltlos  ist. 

Kftsonnement  ron  Baudot,  das  Bergios  2.  A.  S.  244  lieacbtenavcith  nennt 

Auch  (lio  Grgner  d.  d.  Rei«  lisl.ahnm  hal»cn  g'  Icgcntlich  so  grspror.hen.  Indesse^:. 
selbst  (i.  Cohn,  Arcb.  f.  Eis  S,  10,  erwähnt  des  Bedenkens.   K'.  S  ri 

lilter  d.  neuesten  «:!ngl.  Erfahrungen  auf  dem  Gebiote  des  Tarif«rci>€Uä.  S.  ^o^s>t  >ai 
II,  175  — 184  mit  mehrfocht^n  Eitivftndeu  gegen  meine  BeveisfilhroDg.  Er  operiit 
hier  stets  mit  seiner  rcgulirten  Prir,anternehmung,  worin  schon  die  Abweise der 
M<-inunsr  Hegt,  «las*;  die  ItloH«?!'  roiH  ürr-  nz  genüfrond  zur  Absf'  Ilnng  von  üel»eln  sei: 
aber  er  hat  doch  auch  nicht  zeigen  ituuiten,  dass  diese  „Kcgulirung"  praktisch  a^- 
mchead  eingerichtet  werden  kOnne. 

Eine  Privatbalm  wird  freiwillig  immer  nur  solche  Tarif- 
reductioneu  vornehmen,  bei  welchen  sie  in  Foltce  des  verhaltniss- 
raässig  stärker  steigenden  Verkehrs  doch  eine  hühere  Reute  erzielt 
Unter  diesen  Satz  herabzageben ,  kann  sie  nur  durch  den 
Staat,  wie  die  Einen  verlangen  und  die  Anbänger  der  „delegirten 
Verwaltung wie  Sax,  eben  als  selbstverständlleb  beim  System 
der  regnlirten  PrivatnnterDebniiiiig<<  voraussetzen,  oder  d arcb 
die  freie  Concurrcuz^  wie  die  Anderen  erwarten,  ^^czwnng-eii 
werden.  Heides,  auch  das  Eistere,  HUilsmittei  von  sehr  zweifel- 
haftem Werthe. 

1.  Oft  und  mit  Kecht  pile^^t  den  Privatbahnen  ein  Maximal* 
tarif  für  den  Personen-  und  Gttterverkebr  und  die  einzelnen 
I{au[)tclassen  beider  gesetzt  zu  sein.  Dadnreb  wird  eine  Grenze 
fttr  eine  mUglicbe  monopolistisebe  Ansbentang  naeb  Oben  zu  ge- 
zogen, mehr  aber  auch  nicht. 

Dies  hat  ü.  Cohn  in  s.  Werke  öfters  gezeigt,  vgl.  il,  S2  IT.  u.  tii>erh.  Imü.  II, 
Kap.  3  dastdbst  Die  enirlischcti  Maxima  sind  ohnedem  motst  so  Jiodi,  dass  d.  BaliiirB 

im  eigenen  Interess«-  darunter  bleiben.  Die  Vorbehalte  mancher  Eisenbahng  -^eUt?  osd 

Conccisionsurkunden ,  dass  bei  einer  gewissen,  sosrar  rerlit  hoch  gegriffenen  M.\xlm»!- 
rente  eine  Tarif  red  uction  eintreten  solle,  haben  sich  dagegen  fast  immer  als  werthid^ 
(trwiescD.  Z.  n.  preass.  Eiaenbahngos.  r.  8.  Nor.  188S,  §.  83:  wenn  der  Reinertrag 
nach  Abzug  der  AQ8gal>en  n.  des  Beitrags  z.  Keservefonds  10  ^/q  des  in  dem  Untt  r- 
nehiii' II  an!2^'  I'  <jrfen  Kap  Oln  ischreitet,  mtiss.  n  die  Fahrpreise  in  dem  "Ntaass-  herab- 
gesetzt werden,  dass  dies  nicht  geschieht.  Diese  Vorschrift  kann  zur  AuMlehnuoe 
des  Öntemchmens  nöthigen,  was  immerhin  eine  gute  Folge  ist,  aber  erreicht  ihren 
eigentl.  Zweck  schwerlich.  Durch  ein«^  richtige  Vcltheilling  des  Anlagekap.  auf  Actiei. 
und  Prioritäten  lässt  sich  für  die  Actionäre  eine  viel  höhere  l)ivi<leijde 
]0"/„  erlangen,  wie  so  viele  iiren>5;.  I'rivatlahnen  zeig-en.  uliue  dass  eine  Tarif rednciion 
nach  obiger  Bestimmung  nüthig  wird.  —  Auch  im  österr.  Eisenbahnges.  r.  15j4 
behült  sich  die  Staatsrerwaltung  eine  billige  Herabsetzimg  der  Tarife  ror,  ▼eon  dir 
Kcnte  des  Anlagekapitals  15"\,  ulierslci^t.  Praktisch  sind  die  preuss.,  österr.  nnd 
iihnliche  gelegentlich  in  d.  engl.  Eisen lialinacts  vorkommende  itestimmungen  nieniii^ 
geworden.  Vgl.  Cohn  II,  552.  Selbst  solche  Tarifenniissigungeu,  welche  nur  seit- 
weise  die  Rente  schmUem,  scbenen  Priratliahnen.  Sie  experimentircn  ftlMrimnjit 
nicht  gern  in  den  Einrichtungen,  in  der  Tarifpolitik,  sofern  nur  ron  fem  eine  Ter- 
ring(!rang  der  Krträp-e  droht,  liw  ierigkeiten  bei  d.  Einfiihrun«;:  einer  4.  Wajrenclassc 
für  d,  Personenverkehr  in  Prcusseu  bei  uaiicheu  Privatbahncn ,  z.B.  der  BerUit< 
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Anhalter,  die  erst  sehr  spät  dazu  ii'terpinü-;  oltenso  frillicr  lioi  (lor  Kiiifiilirang  von 
Na<^btzli'_'-en.  Der  Einwand,  dass  liii-r  <  ii(ni  die  Selbstkosten  nicht  f^edeckt  würden, 
ist  läclit  durcbächlugend.  {ß.  o.  S.  {jb4.}  Dati^eg^  n  kann  eine  Staatäliahii  durch  die 
Gesetsgebonir  einfach  za  einer  anderen  TarifpoIItSk  veranlasst  werden,  venn  das 
(iemcinirohl  es  fordert  Experimente  und  Reformen  in  den  Tarifen  und  in  deti 
iresammtcn  Fahreinrichtongen  sind  besonders  bei  Staatsbahnen  Forgeliomrnen :  Kin- 
luhrung  der  4.  Wagenclasse  bei  allen  alteren  preuss.  Staatsb.,  bald  nach  der  Annexiou 
ancli  in  Itannorer.  Leider  haben  die  Staatshahnen  der  D,  Kittelstaaten  dies  nicht 
iiarlig-eahrat.  Haden  hat  sogar  die  4.  Cl.  wieder  beseitigt  Die  Kinfilhrung  der  4.  Gl. 
bei  (Ion  PriiatI».  erfolgte  in  Prenssfjn  meist  darch  Anregung  oder  Dränircn  des  Staats. 
Fruiwillig  ist  sie  Itishcr  in  and.  D.  Landen  von  i^einer  Privatb.  vorgenommen  (ausser 
lioi  d.  ehem.  mecklenb.).  In  Oesterreich  sind  es  auch  fast  nor  die  nenen  Bahnen, 
«lie  4.  Cl.  lial.en,  nielit  die  «rrosseD  alten  Gesellsch.  (Nord-,  Süd-,  Staats-,  Westb  — 
Belgische  Tanfi  f  :iu  im  Personenverkehr  der  Staatsb.,  19(»5,  eine  princip.  wicht.. 
wenn  auch  verfihlte  Maassregel,  s.  darüber  unten.  —  Tarifrednrtiunen  im  Massen- 
verkehr. z.B.  zur  Zeit  von  Theucrungen  filr  wicht.  Mahrungamiud  ia  Preussen 
zuerst  l>ei  d.  Staatsb.  (fkbrigena  eine  Maassrcgel  von  zweifelhaftem  Wefth)i  In  der 
mit  dem  Tarifwesen  zusammonhäniu''endeQ  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verk*»hrs  od.T  d-T  Annahme  des  soir«-n.  „nattlrlichen"  (Wag vnrauin  )  Tarifsystems  haben 
sich  Staat:>bahuverwaJtungen  «  ntgegenkommcnder  gezeigt.  Nass.  Staatsb.,  Elsass  - 
Lothr.  Beichsb.  BereitwilUgk.  anderer  Staatsbahnen,  nicht  der  PriTatbahnen,  anf 
einen  bezügl.  in  Hamburg  auf  der  A'ereinsrersamml.  1860  gofasstcn  Bcschluss  ein- 
zucr^heii,  P^rrot,  Eisen '»ahnref.  S.  41.  Vgl.  aoch  die  Verhandl.  d  Commiss.  d. 
D.  Handelstaga  für  Eisen  bahn  wes.,  D.  H.  Bl.  1871,  S.  21«  (Nr.  20).  Sax  {lU  17b) 
v«  A.  wenden  in  solchen  Fftllen  wolü  ein,  jenes  Taiifeystem  habe  sich  znr  allgemeinen 
Anwendong  anbraochbar  gezeigt  u.  im  Wesentl.  wieder  aufgegeben  werden  niiissen. 
Es  sei  daher  ein  sehr  zweifelhafter  Vorztii^  der  Staatsbahnen,  solchen  Tarife\perimenten 
zugüoglicber  zu  seiu:  lu  itni«- htcn ,  denn  vidCach  i>t  eben  nur  im  Wege  des  Experi- 
ments der  richtige  Weg  zu  fmden.  Ueber  die  Frage  selbst  s.  n.  Thats&chlich  sind 
endlich  die  Tarife  d«'r  Staatsbahnen  in  den  Lündern  des  gemischten  Systems  allerdings 
nicht  imm«T  niedriger  a!-;  lie  der  Pris':ui»ahnen.  Ilcnicksichtiirt  man  alier  die  schwächere 
K^'Hte  der  Staats-  gfgenabcr  den  guten  Privatbahnen,  so  erächuincn  die  gleiciihohen 
oder  selbst  e-twas  liuhcren  Tarif-  vieler  der  li-tzteren  im  (Jnmde  wesentlich  höher. 

Die  Frage  ist  nicht  so  einfach  zu  entscheiden,  als  es  scheint  Es  kann  z.B. 
eine  Bahn  niedrig^Te  Personentarife  haben,  aber  sie  nJjfliiL'^t  die  Leute  wegen  ihrer  nur 
I  oder  2  Oiassen  führende  Schnellzüge,  wegen  dt-r  L;eringi  n  Zahl  and  der  unbequemen 
Zcitj  des  langsamen  Falireus  der  PersononzUge,  die  höhere  Clause  eines  theureren  Schucll- 
zages  za  benatzen,  wie  nur  za  sehr  aof  verschied,  deotacben  u.  rollends  fremden  Staats- 
und  Privatbahnen  (bes.  z.  Ii.  in  Baiern)  üblich,  auch  öfters  durcli  die  Eingleisigkoit 
dt-T  Bahn  gcJ»oteii  ist.  (Cohn  theilt  aus  England  Chicanen  d.  Bahnen  in  Betr.  der 
BeforUerang  der  sogen.  Parlameatszüge,  wenigstens  früher,  mit.)  Bei  Ueu  Durch- 
schnittszahlen der  Bechenschaftsberichte  Ikber  die  Ertrige  einer  Peison  nod  eines 
Centners  Guter  p.  Meile,  die  gleichwohl  zum  Vergleich  noch  die  geeignetsten,  ergiebt 
sich  femer  z.B.  für  R-i'iri-T!  mit  ausgedehnten  Difrercntialtariffii .  /ii  denen  Massen- 
guter ubor  die  Bahn  gingen,  ein  niedrigerer  Satz  der  Frachten,  wahrend  der  interne 
Verkehr  h&her  belastet  ist.  Anoh  beim  PeiaonenTeikehr  begann  schon  in  der  letzten 
Zeit  der  Privatverwaltung  da.s  Diflerenti.iltarifiyst  Platz  m  L!r<*ifcn,  z.B.  für  die  ver- 
schied. Tvouten  Berlin-Frankfnrt,  über  Tlmririgen  un«!  übrr  Kreien-^-  ii-Ca^sol,  l'tir  lierlin- 
iJuin  dsgl..  Magdeb.  u.  Lehrter-Hannov.  Koute,  Beriin-Diesden  über  die  Anhalter  und 
die  directe  ßoute.  Dadurch  erscheinen  Ofteni  die  Tarife  kleiner  u.  mitth-rer  Privat- 
bahnen, die  zufällig  innerhalb  einer  Bahngmppe  von  Goncorrenzrouten  liegen,  zu 
günstig  gerade  im  Venrl<  irh  mit  grossen  Staatsbahngruppen.  Eiiu-  Ver>chi.  denheit 
der  Tarifsätze  ist  endlich  auch  dnr'  li  ungleiche  Baukosten  urnl  tui^leiche  lYrquenz 
gerechtfertigt:  hohe  Satze  iiiliiger  Buiiueu  mit  grossem  V'crkeiu  u.  iiulier  Kcute  sind 
dann  aber  besonders  ftbeL  Sie  zeigen  sich  Öftere  bei  Priratbahnen.  Zam  Vergleich 
für  unsere  Frage  muss  man  mügliclist  ähnliche  nachbarliche  Staats-  u.  Privatbahneu 
wühlen,  wie  es  in  -  iner  Zusammenstellung  nach  der  D.  Ei'^enbahnstatist.  für  1*^(50  in 
d.  vor.  Aufl.  S  05^  g(>scheheu  idt,  vou  der  hier  nni*  das  Uesoltat  angefülirt  wird. 
Beim  Fenonenrerkehz  ist  zq  beachten,  dass  in  NoiddeutschL  allgemein  50  Pfd.  Gepick 
fiel  beftideirt  wird,  in  SaddeatscUand,  theoretisch  richtiger,  nicht,  woneben  die  Gepick- 
A»  Wagn«f ,  UnaMwiMtMfhaft.  I.  3.  Aafl.  44 
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taiifc  sehr  hoili  sind.  Gror^so  üntor>  liiedc  in  fl*^n  Tarifrafzen  landen  sich  nirht. 
Boi  gleichzeitiger  Vcr};leichuug  der  Tante,  Haukostei»  und  Renten  fällt  jedoch  da- 
Orthdil  fast  darchwcfj^  zo  Ganstea  der  StaRtsbahn«»  ans:  so  Hei  den  prenss.  Osü.  StaaJs- 
hahneu  verglichen  mit  den  scliles.  ii.  iu  Berlin  mtlndenden  PriFatbahnen ;  bei  de, 
süchs.  Staat^l«.  tr»  irenubi'r  Mard -Leipz.  u.  Leipz.-Dresd.;  ebenso  im  Ganzen  doch  ancl 
in  d.  nordwestd.  u.  in  d.  sUdvestd.  Grappe,  wo  die  Renten  der  Staatsbahaeu  der  Z 
sfldd.  Staaten  dorch  starke  Ansdehnung  der  Netze  genefding>    schmälert  sind. 

2.  Die  AuhUnger  des  Privatbahnsysteais  verlassen  sich  dem 
allen  gegenüber  stets  auf  die  günstigen  Folgen  der  freien 
Concurrenz^S  welche  letztere  im  Staatsbahnsystem ,  wo  der 
Staat  an  der  Erhaltang  einer  gnten  Bente  interessirft  sei,  sieh 
niemals  so  geltend  machen  kOnne.  Die  freie  Concarrens  wirkt 
aber  thatsfteblich  gerade  im  Eisenbahnwesen,  wie  in  so  Tielen 
anderen  Fällen,  uiclii  immer  so,  wie  es  eine  einseitige  Theorie 
annimmt. 

S.  d.  Arb^^iten  von  O.  Michaelis.  Dorn  and  anil.  Miftilieikrn  il.  D.  Frei- 
handelsschuie,  die  Vieles  von  der  TieuDUAi^'  des  Fahr-  und  t'raclitrerkehrs  erwarten, 
ein  wenn  überhaupt,  so  erst  noch  zu  lösendes  Problem.  Scholz,  d.  prenm.  Eisen- 
bahnen in  Rucks,  auf  d.  Tarifwes.  (ISTO,  ohne  Jahres/ahO.  Andereneils  die  Sehiifteo 

von  Pcrrot  n.  Ii«-,.  G.  Cohn,  der  die  Zuver>ii]it  auf  A.  ..fieie  Ton-Tirrcn.'"  n.  ili^ 
Mü^lichkrit  di  r  Trcnnuii^^  v.  Fahr-  u.  Fraehtverkrhr.  „Concurreii/.  auf  der  Linie"  u.s.  w. 
nach  (1.  engl.  Erfahrungen  abweist.  Sax  stimmt  letzterer  Auffa^saung  vOlliir  bivi 
(II,  US  IT.,  121 

a)  Kiseiibaliiieii  ^ciiiessen  einmal  ofr  hm^e  UU  ihie  ^aiize 
Linie  und  selbst  in  einem  sehr  entwickelten  Bahnnetz  beinahe 
stets  fUr  einen  grossen  Theil  ihrer  Linie  ein  fac tisch  es  Mono- 
pol, wodnroh  sie  ganz  oder  tbeilweise  ansserhalb  der  Concnrrenz 
anderer  Bahnen  stehen. 

Es  zeigt  sich  dies  gerade  in  dem  Difforentiallarifsyfttem,  der  fiel  |^ 

riili":f.  'i  .,Fnirlit  der  Co  nrnrrenz",  wo  die  T.idfe  7\var  für  j^rössere  Eiitf.  rminirei. 
im  Durchgangsverkehr  crmassi^t  werden,  aber  lur  kleinere  Entfemuni^ea ,  zumal  im 
Binnenverkehr  der  Bahn,  hoch  bleiben.  (Michaelis  a.  a.  0.,  bes.  Vierteljalii^ehr.  f  ir 
Volkswiithsch.  1864»  B.  1,  Schäffle,  Natlonalök.,  2.  A.  §.  268.  S.  Pcrrot,  Eisea- 
b.iiuuef. ,  S.  56,  w.  unten. Denn  hi^;r  zwin^rt  die  ConcuiT'^n/  ni.  ht  lu  Er- 
uiibsigungen ,  die  sich  ^onst  viell-  icht  nicht  rcntircn.  D,^»^  DifTerenti.iltarif-y-tem  it. 
Seiner  jetiigcn  Gestak  als  blosse  Frucht  der  Goncun'»:n/  uuui  Baluien,  welche  vei- 
scbicdeneu  Eigenthflmern  fehOr^,  hat  aber  so  riel  Misslicbes,  veil  es  sich  —  ^ 
gesehen  von  Concnrrenzen  der  Wasserwege  —  durcliaus  nur  nach  dem  zQflüllifefi 
Unislundc  entwickelt,  ob  mehrere  Bahnen  nicht  allzu  ungleicher  I.nnirc  zwi-chen  zwei 
weiter  von  einander  eatleruten  Orten  existiren  und  unter  verschiedenen  \  erwaimugeu 
steben.  Bei  einem  allgemeinen  einheitlichen  Staatsbabnsystem  wUrde  der  Diffeitestial« 
tarif  auch  nicht  ganz  fehlen  müssen,  aber  er  würde  sich  rationoll  und  gleich misaif 
nach  einem  festen  Gnindsnt/e  entwickeln.  Der  Tarifsatz  wUr^l  '  ni  inlioh  auch  liitT 
bei  gi-Oiiserer  Entfernung  relativ  kleiner  und  unter  üinständen  zwischen  zwei  von  ein- 
ander  entfernteren  Pnncten  selbst  absolut  kleiner  al;)  zwischen  zvci  einander  näbenü 
sein  können,  sobald  die  Selbstkosten  der  Transportleistung  der  Bahn  sieh  im  orstereD 
Fall  riirf|rii;cr  als  itn  zweiten  stellten,  was  oftmal>  \ crkonim'  ii  kann.  Wenn  2.  Jt.  auf 
einer  Fini  ',  die  von  A  über  B  nach  C  fuhrt,  der  Veikelir  von  A  nach  C  ini  i-t->n> 
volle  Wagen  giebt  üud  zugleich  volle  Kückfracht,  wahrend  die  Wagen  nach  L  haU»- 
leer  gehen  maä.>cu  und  keine  Rückfracht  finden,  so  wird  in  der  That  oft  der  Tna»- 
port  zwischen  A  und  (J  relativ  und  mitunter  selbst  absolut  billiger  als  zwischen  A 
und  B  geliefert  werden  kOnneu.   So  ungefähr  ist  das  Verhültuisä  zwischen  Biaata- 
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«T'^p'entl'^n  mit  stark«*!'  fr -tr.  id-.  Bcrgwcrksproducleii-  mal  l-abiikalonaiisfuhr  na^  h  S«'o- 
plaUeii  und  letzteren  mii  u  rosser  KUrkfracht  an  Oolouialwaarcn,  Baumwoilc  u.  aud. 
Rohstoffen  nach  jenen  Gef^cnden.  Dies  ist  das  riehtig^e  Diflerentialtarirsystcm  und 
aTirh  ?cl:h  das  licntiVc  ist  nichts  einzuwenden,  soweit  es  auf  diosom  Principe 
h  ruht.  es  dann  sehr  vohl  aoch  im  Binnenrorkehr  einer  etwas  grosseren  Bahn 
uiiwciiiili.ir  ist. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Staats-  und  Frivatbahnsysteni 
wird  daher  darin  liegen,  dass  dort  leichter  ein  niedriger  allge- 
meiner Tarif  nnd  daneben  ein  noch  mtoigerer,  aber  rationeller 
und  ((konomigch  richtiger  Differentialtarif,  hier  dagegen  ein 
h?)herer  allgemeiner  nnd  daneben  nnr  fQr  einige  Konten  nach  den 
zu  fälligsten  Concurrenzrerbältnissen  ein  crmässigter  Differential- 
tarif bestehen  wird. 

b)  Aach  Letzteres  gilt  aber  nur  dann  uod  so  lange ,  als  es 
den  Conenrrenten  nicht  passender  erscheint,  sich  Uber  gleich- 
mässige  höhere  Tarife  zn  verständigen,  was  oft  das 
Ende  des  Gonenrrenzkampts  ist,  oder  bis  etwa  dieConenrrenz- 
linien  durch  Fusion  in  eine  Hand  kommen.  Hier  wird  dann 
vollends  ein  facti  sc  hes  >[onopol,  mindestens  für  geraume 
Zeit,  geschaffen,  ein  neues  Conciirrenznntemebmen  noch  schwerer 
entstehen,  weil  es  mit  einer  noch  nüu-btigeren  Concurrentin  kämpfen 
mttsste,  und  die  Tarife  werden  möglichst  beim  Alten  bleiben. 

Dto  Torbcrgebenden Sätze  «ind  Tomchmlicli  dednctir  grewonncn«  d.h.  ans  dem 

inneren  Woen  beid-^  llihrifirtt-ii  .ibi;«  !  ifet.  Sie  finden  aber  durch  die  im  Obiiron 
schon  berührten  Ertahniii^-thats;i(  li--n  :uh  Gcsrhirhfe  und  Stntistik  A>'<  "Fisoiibahn- 
wcsens  ihre  volle  Bc»tätißun;;  und  werden  dur«  ii  die  vorgekommenen  balle  einer  zu 
einseitig  i  rivatirirthscbaftlirli  oder  fiacalisch  geleiteten  Staatsbahnvcnraltang  nicht 
widerleg.  Denn  diese  Vcrwalttiiijrs.irt  ist  nicht  nothwcndig  g^cwcrbsmüssig»  wie 
<;i^  es  hei  einer  Privatbaha  i^t.  und  immerhin  kommen  doch  wenigstcnü  ihre  finan* 
zielten  Ergebnisse  dem  Cieiaeinwesen  zu  (iute. 

Eg  ist  das  Hanptrerdienst  des  Cohn 'scheu  Werka,  den  mranstüsalichen  Er* 
fahnin beweis  aus  den  Thatsachcn  des  engl  Eisenbahnwesens  fUr  die  gar  nicht  anf- 
zuhaltendo  Tendenz  il  r  Pi  ivath  dinen  /um  Ah-^ehlti--  vm  rnTnprnTTii^^Tn ,  rfirtel!(»n, 
Betriebsverträgen ,  zu  ui-  hr  oder  weniger  Tolbtandigen  tusionen  g.  licl'ert  m  haben» 
s.  z.  B.  B.  I.  Kap,  .}  über  die  „Vcrschmelznnsien".  Stein,  llandb.  d.  Verw.  I,  2.  A. 
S.  407,  lässt  die  Anhänirer  d.  Privatbahnen  hier  durchaus  Gründe  vorbrinjrcn.  welche 
p-e«ren  die  Krfahmnjr  sind.  Sa  v  uielit  atisilrilcklii  Ii  udr>r  implicitn  für  die  nicht 
grendgcnd  „regulirtc"  Privatbahn  unsere  Einweiidungea  zu,  bestreitet  aber  deren 
Berechtigung  bei  seiner  „rcguliiten  Unternehmung'  ,  wobei  ihm  jedoch  die  Erfahrung 
sieht  allgemein  als  Stütze  dienen  kann. 

§.  270.   —   F.     Politische,    social puliti. sehe  und 

ethische  Seite  der  Frage. 

S.  Sax  II,  18d--191.  Anch  Boscher,  Syst  III,  §.  86. 

Hier  sind  namentlich  folgende  Pancte  erwägenswerth* 

1.  Ein  hänfig  zn  hörender  nnd  nicht  ganz  nnrichtiger  Ein> 

wand  gegen  Staatseisenbahnen  lautet,  dass  durch  solche  Bahnen, 
weiche  nicht  nur  im  Eigenthum,  sondern  in  der  Regel  — 
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uud  mit  Recht  —  auch  in  der  eigenen  VerwaituDir   des  I 
Staats  stehen,  ein  neues  zahl-  und  einfiussreiches  »Staats 
dienercontingent  und  auch  sonst  noch  eine  neue  grosse 
Staatsclientel  geschaffen  werde.    Selbst  die  Gewerbetreibeo- 
den,  welche  für  die  Bahn  arbeiten»  die  Befrachter  sogar  gmethen 
leicht  in  eine  gewisse  AbbUngigkeit,  die  politisch  bedenklieh  sei 
Es  ist  dies  nicht  ganz  zu  leugnen  uud  Spuren  davon  haben  sich 
mitunter  schon  gezeigt.    Aher  auf  der  anderen  Seite  vait  aucli 
das  Privateisenbahnwesen  ähnliche  Bedenken  wach.    Die  grossen 
Eisenbahncowpagnieen  der  Xcnzeit,  die  doch  nnvermeidlicb  sind,  | 
wenn  man  die  endlose  Zersplitterang  der  Verwaltung  vermeiden  ■. 
will,  erlangen  leicht  eine  bedenkliche  Macht,  bilden  förmlicb  . 
Staaten  im  Staate.  | 

Dies  YtiTbältoiss  hat  sich  iu  klciaeo  Staaten  seihst  unuiittelbar  für  den  gaozeii 
Steat  gefthflich  (z.B.  in  Ltixembtirir,  ähnliche  Bedenkon  in  Belfien),  und  sog» 
in  grossen  Staaten,  besonders  bei  Gosellschaftcn  auswärtiger  Kapitalisten  unter  der 
(»horleitung  von  Ausländern  fr.stcrr.  Staats-  ii.  Sudb,,  itali'Mi  Hahn,  d,  Ru*  kkaaf  d. 
nordital.  Bahnen  von  der  österr.  Sudbahngeselischaft  in  Italien  im  J.  Iblti  mit  au:» 
dieser  Bucksicht)  misslich  erwiesen.  Auch  entwickelt  sich  hier  ein  Patronage-  und 
GUentelweson.  oine  A  erwaltungscoterie,  ein  „EisenbahnkOnigthnm**,  lauter  Formen  dr>r 
unerfreulichsten  Geld oliirarr hie  und  alles  zusammen  Dinge,  ■rclrhr  bedenklicher  sind  i 
und  dot'h  so-hwerer  Abhülfe  u»  >fatten,  als  jcn»*  politischen  (i<'tahr<  n  des  Staatseisen* 
bahnwesens  wenigstens  in  dein  constitutionellen  Staate.  Die  gro>sc  Abhani^igkcit  der 
Prirathahnbeamtent  selbst  der  höheren,  tob  der  obersten  Verwaltung  hat  mit  Secfat 
unter  dem  Hinweis  auf  die  ursicliorte  und  ehrenvolle  Stellung^  im  Staate  i:  :;st  schon 
wiederholt  Anlass  zu  Klagen  Ke{^ebe^^  /..V>.  in  Oesterreich.  Au«  h  darf  Gewicht  darauf 
gelegt  wcrdcu,  dass  der  Staat  als  grosser  Arbeitgeber  itir  die  Handarl>eiter  dann 
leichter  in  der  La^  ist,  auf  {lassende  Reformen  im  Arbeitsrocbt  und  auf  Ver* 
besserung  der  Ökonomischen  Lage  der  ni  t  on  Arbeiterclasse  hinzudrlingeo, 
sobald  er  seine  bezügliche  Mission  nur  rirhtitr  HulTa><t.  (G  ITH.  Sax  II,  l>ti 
meint,  wesentlich  nur  bei  den  nicht  genügend  regulirten  engl.  Gesellschaften  geite  dua 
Gesagte  u.  sucht  mich  mit  Hinweis  aof  Frankreich  zu  widerlegen,  wo  der  Staat  eiae 
so  Tiel&cbe  In;>-ereuz  anf  die  Bahnen  übe.  Die  Vor<rnngc  der  letzten  Jahre  in  Fraakr. 
geben  mir  wohl  Kecht,  wenn  man  anrh  auf  die  missliche  Lage  der  franz5>.  Staats- 
verwaltung iu  heut.  Zeit  ivucksicht  nimmt.  S.  r.  d.  Leyen,  Niederlage  d.  Privat* 
bahnen  im  fnmzds.  Abgeordn.hanse,  Arch.  f.  Eisenb.  1882  S.  367  C  Eb.  S.  3S7  die 
Aensserung  ?.  AIlain-Targe:  „Wissen  Sie,  was  diese  Macht  der  grossen  Eisenl^ahaea 
ist?  Sie  ist  die  grösste,  «Iii-  eS  in  di-  sem  Augenblicke  in  Trankreirh  g^iebt  nächst  dem 
Staate  u.  nächst  den  Jesuiten.'*  Roscher  a.a.O.  lässt  —  echt  deutsrh  —  ^hou 
wieder  in  unserem  noch  so  wenig  durch  materielle  Einrichtungen  inni^  vcrbujidencu 
Yateilaade  die  Furcht  vor  Ubermftssiger  UentiaUsation  n.  StaatsomDipotenx  in  seiaea 
ErOrtemogen  dorchblicken. 

2.  In  Kriegen  sind  die  Staatsbahncii  mehr  als  die  Privat- 
bahnen  dem  Feiade  preisgegeben.  Practisch  geht  daraus  vornehm- 
lich nur  in  Betreff  des  Fahrm  atcrials  eine  nicht  zu  leag;nende 
Gefahr  hervor^  da  dasselbe  als  Staatseigenthnm  im  Falle  einer 
feindlichen  £rbeutung  ancb  im  Friedenssohlnss  nicht  wie  doch 
wohl  meistens  daiyenige  der  Priratbahnen  ohne  Weiteres  wieder 
herausgegeben  werden  wird. 
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Im  Osterr.  Kriege  v.  1866  ist  to&  Proossen  keinerlei  Bahnmatorial  znittck- 

behalten,  das  sächs. ,  woruDter  Staatscigenthum,  wohl  aas  besond.  Bücksicbtttl  ZOlttdl- 
jreg:eb€n.  Aur)\  -lic  franzr^s.  Ost  bahn  erhielt  nach  den  Fricdensbestimmwngen  von 
\'en>ailles  u.  irauklurt  Ibli  alles  Material  zurück.  Die  elsass.-iothring. Liniea  dieser 
Balm  sind  atndraeUich  ohne  Betriehsmaterial  an  Dentschland  abgetreten  worden.  Hier 
urttiden  völkerrechtliche  Abniacbuo^^cn  wttnschenswerth  l  ud  loch  Avobl  kaam  uumögüeli 
sein.  Eine  Entschäiiitrünf^  filr  die  Henutzuiig  di-r  Staatbhalincii  durch  den  siegreichen 
Feind  lisüt  sich  freilich  wohl  nicht  erlangen.  Aber  au»  h  <lie)ciiiire  für  die  Benutzung:: 
der  Priratbahnen  wird  doch  oft  nur  durch  den  besiegten  hciuiiächen  Staat  gewährt 
werden. 

3.  Hei  der  unirelieucren  Bedeutung  der  Eisenbahnen 
im  Kriege  selbst  bietet  das  Staatsbahusystem  anch  den  Vorth  eil, 
dass  die  Benntzang  der  Bahoen  für  militärisohe  Zwecke  sich  doch 
noch  rascher  und  einfacher  wird  einrichten  lassen,  als  wenn  erst 
an  Tiele  einzebe  Privatverwaltnngen  Ordre«  ergehen  nnd  mitnnter 
doch  auch  erst  mit  ihnen  Vereinbarungen  getruüea  werden 
müssen. 

Je  nach  (i(;r  geographisch«  ii  L:i.:e  eines  Landes  und  den  politischen  (iefidlien» 
die  üiu  mit  sich  bringt,  kann  dies  ein  wichtiger  Grund  mehr  fUr  Staataibahuen  werden, 
wie  wohl  in  Deutschland.  Dies  ist  ein  Hauptgrund  vieler  Anhänger  des  Reichseisen^ 
ba]uipn|ects,  —  ein  durchschlagender  übrigens  aucli  filr  mich  nicht.  Die  gate  Erfab- 
rung  in  1S70  —  71  ist  freilich  nicht  beweisend  genug  für  das  Au.sreichen  mit  dem 
Uestehenden  Zustande.  Der  Hinweis  der  Gej^ner  des  gen.  Frojects  auf  Art.  47  der 
ll«jichsverf.  ebensowenig.    S.  übrigens  Sa.v  II,  1S9. 

4c.  Man  hat  anch  behauptet,  das  tStaatsbahnsystem  ge* 
fährde  die  politische  Unabhängigkeit  der  Bevöike» 
rang  gegenüber  der  Kegierang,  weil  eine  Gegend  oder  ein  Ort, 
nm  eine  Eisenbahn  za  erlangen,  politisch  gefügig  sein  mflssten 
nnd  würden.  Auch  die  Integrität  der  Staatsbeamten  und  vollends 
der  Volksvertreter  werde  leicht  Versuchungen  Seitens  Derjenigen 
unterliegen,  die  eine  Bahn  wünschten.  Auch  diese  Gefahren  sind 
nicht  ganz  zu  leugnen  und  einzehie  vorgekommene  Fälle  können 
als  Belege  dienen.  £ine  Abhülfe  liegt  in  möglichster  Oeffentlich- 
keit^  In  strenger  parlamentarischer  Controle^  in  genügender  Höhe 
der  Gehalte  n.  s.  w.  Jedenfalls  sind  aber  die  ähnlichen  Ge- 
i'ahren  im  i'rivatbahnsystem  ungleich  grosser  und  bereits 
öfters  schlimm  hervorgetreten. 

Auch  bei  einer  sehr  lilx-ralen  Gestaltung  des  Eiscnliahnn^chti  ist  das  Con- 
r essionssyst'-m  nicht  zu  beseitigen.  Die  Aufstellung  blosser  iSornKitivbediniriingen, 
bei  deren  Eriuliang  das  Recht,  eine  bestimmte  Linie  zu  bauen,  einem  Privaten  oder 
einer  UeseÜacbafI  ebne  Weiteres  gewährt  weiden  mOBste«  ist  unthnnUch  und  niigenda 
in  der  PrnTis  üblich.  Die  Nothwendigkeit  der  E.xpropiiiitionsbefugniss,  die  manch* 
fachen  Interessen  hinsir  htlich  der  Richtung,  Bauai  t,  Tarife  n.  s.  w.  machen  eine 
spcciello  Gcneh m igung  jeder  einzelneu  Bahniinteruehinung  und  B|ahn- 
ronte  nnnm  gang  lieb.  Anch  in  England  bat  man  daron  nicht  absdien  können« 
(Vgl.  das  ganze  Werk  v.  Cohn,  bes.  11.  L  Die  engl.  Eisenbahngiisetzgrbung  entvricitelte 
sich  historis' Ii  an^  d.  Wegegesetzgebung.)  ' '  lüehsarne  Tolgen  hien'on  »ind  nicht  m 
v«irkenueu,  mag  die  Coacession  durch  Kegiuiuug»verordnung  oder  durch  Ue^ctz, 
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durrh  eine  Vcrwaltungbbebörilc  oder,  wie  in  Eng'Und,  darcll  das  Parlam'  Dt 
t  itli'  ilt  W(  nlen  IMe  Bfaintcii  der  cntschcidciideu  Instanzen,  im  zweitea  Falle  f^e!';' 
die  Abgrordnetoü  ii\  dvii  Parkuncutea  woidea  dam  uur  kicht  in.  die  lotcrcss  t 
der  Spei-ulation  hinciiige^oj^eu  und  der  Bestechong  luid  Corruption  ht  Thor  und  Thar 
^eöflnet.  l)i  (jei'ahr  ist  outechieden  ^össer  aU  beim  StAatsciseuh&hnwcäcn  und  der 
damit  veri»iiiiil-  iiL-ii  AuliKihiue  von  StaatsscbuMcn.  Donn  iiamentlicb  iü  Z-jitcn  lebhaft'.: 
Hörseiispeculatioii  lui  k-'n  grosse  (ievvinn»»t*'  Ijci  der  Kriaiigunvr  einer  Conceasioi».  Solchu 
(iewinuäte  weiluu  ((ciiui:  ul»  lüi  „Beatcchuu^oipräinicit"  und  die  um  eine  C^iuccsäiüa 
sich  beverbeiidaii  8peculaiiteii  sind  wahrlich  uicht  immer  die  Leute,  die  vor  aolcbca 
Mitteln  zurückschcuen.  Es  ist  ein  oli'enes  Geheimuiss,  Jass  sich  an  das  l'iicnhah.'i- 
ooncc^sionswesen  hic  und  da  eine  schÜinin»  ('orruption  anireknüpfi  lint.  Auch  ; 
£D|!^laud  scheiut  oa  nicht  au  Bcispiclcu  zu  lebleu.  Cühn  1,  214.  l>ic  prcua^ 
Untenachiini^scoinmisdioo  hat  die  volle  Integritit  des  preu^a.  Beamtenthanis  kUr  heiaib- 
};estellt.  AK' r  es  ist  schon  der  A'erdaclit  übel.  S.  Qbrigons  auch  Stroossbetg*» 
Wirken.  S.  i:>ü  If.,  TIU  fl".    Auch  Sax  II,  187. 

5.  Die  besonderen  Bedenken  gegen  die  Staatsbahnen,  well 
diese  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  (Tarifwesen,  Einriebtnng 
des  Verkehrs  n.  s.  w.)  zu  unabhängig  werden  konnten,  mOgen  I 
nicht  iuiuier  iinbcirrHndet  sein.  Aber  ciumiil  Leihst  es  auch  hier: 
lieber  Abhängi;j;keiL  von  Staatsbahnverwaltungen,  llir  welelie  doch  ' 
wieder  der  Minister  verantwortlich  ist,  und  über  welche  so  immer 
dureh  das  Parlament  eine  gewisse  Controle  gettbt  werden  kann, 
als  Abhängigkeit  von  Priratrerwaltnngen ,  denen  aueh  im  System 
der  „regulirten  Priratuntemehmung"  schwer  beiznkommen  ist; 
sodann  lässt  sich  eine  practische  Verwaltung« controle 
durch   das  ueucrdingH  in   Deutschland  eingclllbrte  System  von 

„ Laude scis  enbahnriitb  en*%  mit  beratbendcrj  bez.  entschei- 
dender Stimme  gerade  bei  Staats  bahnen  einrichten. 

6.  In  sociaipoiitischer  und  allgemein-volkswirthschaitiicher  Be- 
ziehung muss  man  endlich  wieder  den  grossen  VortbeU  anerkennen, 
den  die  gleicbmässigere  Kapitalverwendung  beim  Babn- 
b.iu,  die  bcwusßte  Einengung  des  Gebiets  privat  \v  i  rt  h- 
Kcb  aft  lic  her,  hier  besonders  leicht  extravaganter 
tSpeculation  und  die  Hin  übern  ahme  eines  Grund-  und 
Kapitaleigenthuniobjects,  das  so  leicht  zur  Ausbeutung 
Anderer  gebraucht  und  doch  so  schwer  oder  gar  nicht  einer 
Staatscontrole  unterzogen  werden  kann,  ans  dem  Privat-  in  das 
öffentliche  Eigeuthum  mit  sich  bringt 

Auch  hier  rind  Sax's  GegeabomorkungcD  II,  190  nicht  aosnsichend. 

So  spriclit  auch  diese  Heite  der  Frage  mindestens  nicht  gegen 
StaatübaLucn,  eher  eiiisLliii  den  für  sie. 

Aus  keinem  der  im  Vurhergehendcn  vorgeführten  einzelnen 
Beweisgründe  für  und  wider  titaats-  und  Privatbahnen  lässt  sich 
ein  unbedingtes  Princip  ilUr  das  eine  oder  andere  System,  wie 
früher  schon  zugegeben  wurde,  ableiten.   Aber  irgend  durch' 
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schlagende  Grttnde  gegen  das  Staatsbahnsystem  haben  sich 
nicht  gefunden,  vielmebr  mOehte  eher  noch  das  Gewicht  der  hier 

geprüften  Gründe,  nameDtlich  diese  in  ihrer  Gesammtheit  ge- 
iiouimeü,  zu  Guusten  dieses  Systems  den  Ausschlag  gehen. 
Jedenfalls  lUsst  sich  das  Krgebiiiss  der  frtihcrcn  Erörterungen  Uber 
das  gesamnite  Verkehrswesen  aufrecht  erhalten.  Danach  ge- 
bührt dem  Staatsbahnwesen  für  onsere  J^änder  in 
der  Gegenwart  der  Vorzug. 

Za  diesitm  Ergcbniss.  wan-a  Männer  der  Wissi^uschait  wie  K,  Mo  hl  und  iin 
(ianzdu  auch  Knies  schon  vor  l&ngerun  Jabren  «relaogt.  Solche  Stimmen  kamen  aber, 
u-egeniüter  den  Vertretern  iL  i  aosschlleaslirlu-ii  Privatthfttigkeit  auch  auf  diesem  Ge- 
läute, nicht  mr  (j«  ltung.    Erst  in  neuerer  Zeit  begann  auch  liei  «Ion  Praktikeni,  in 
den  lvegieruiii;>kreiscn,  sogar  (iiossbritanniens,  der  Schweiz,  sel)>st  Nordamerikas,  und 
in  dem  Tbcil.;  dui  ölTentlichett  Presse,  weicher  hich  von  den  Einseitigkeiten  der 
Mancbesteipartei  losgemacht  hAt  u.  nicht  den  blossen  Interessen  der  BOrsenspeculaäon 
dient,  ein  Umschwung  rinzuireten.    Dadurch  kommt  die  Ansicht  der  „Theoretiker" 
wieder  zn  Ehren.    Selbst  die  deutsche  Frcihandeh^^rhule  zoisrt  viele  ..Bekehrte'*,  nur 
dass  mau  hioi  in  der  alten  Liebe  zur  „freien  Goncurrenz"  roriuulig  nuch  bloss  das 
mgenthnm  am  Eisen wegc  dem  Staate  Tindicirt,  nicht  die  Yerraltung,  und  dem 
Phantom  „Concurrenz  auf  der  Linie'*  nachjagt,  die  p:a uze  Eisenbahnfrage  in  d.  Tarif- 
frage aufgehen  las-t  u  ^.w.   L'eber  die  .\n>iehteii  in  England  belehrt  uns  (i.  Cohn 
vortrefflich,  vu;l.  be«».  den  Bericht  u.  die  Stimmen  im  Ausschuss  v.  Ib72,  Cohn  I,  346. 
LI,  Kap.  i,  Ijes.  fiOD.  Wenn  auch  unter  der  Aera  der  schwächlichen  g-egenwärtigeu 
Staatsmänner  Enirlands  wenig  Au.vsicht  zu  baldiger  Vorwirklichnog  des  Staatsbahn- 
systems  ihihellist  b  *sttiht,  so  ist  doch  die  Neigung  für  dasselbe  schon  verbreitet  genun" 
u.  bei  hervorragenden  MSnnern.  —  Zu  einem  durchaus  halben  Resultat  gelangt  der 
Bericht  der  preuss.  ünter^uchungücommissioa  r.  1S74  vS.  155).   Er  nennt  den  aus- 
nchliesslichen  Staalseiaenbahnbaa  in  der  Gegenwart  vnaosfahrbar,  meint  aber  doch, 
dass  „rolkswirthsch.  Rücksichten  und  Grtinde  auf  die  Vereinigong aller  Eisenbahnen 
in  den  Händen  des  Staats  als  letzt- s  Ziel  hinführen."    Nur  zwingende  finan- 
zielle Grunde  hätten  den  Standpunct  verrückt  u.  Hau  u.  Erhaltung  der  Bahnen  dem 
Staate  veggenommen  nnd  der  Speculation  und  der  Industrie  nb<'r<reben.   Es  müsse 
indessen  in  Zukunft  nicht  mehr  die  Frage  zins<rewinncnder  Rentabilität,  sondern 
iinribhäne-i-'  davon  das  Bedürfnis«  des  oH'mtt.  '\'erk"1ir.s  in  den  Vnrilerirrund  treten. 
Der  spcculativen  Frivatunternehmung  solle  nur  das  Trauipurt-  und  Hi  rraebtun2:s\vesen 
bleiben.    Abgesehen  von  diesem  letzten  Puucte,  wo  ein  vielleiclii  unlösbares  Problem 
ohne  Weiteres  für  richtig  erkl&rt  wird,  mass  man  fragen:  wie  denn  die  Finanzlage 
nocb  wenlen  soUe,  wenn  diejenij^c  Preussen-Dentschlands  um  1S78  die  Durchführung 
des  Plans  nicht  erlaubtl    Auch  gegen  das  Reichsbahnprojeet  sind  die  finan- 
ziellen Gegeugründe  ^^bei  f.  Vambülor  U.A.)  die  :>chwächsten.   Vgl.  die  Bremer 
Debatte.  In  den  letzten  Jahren  hat  die  Staatsbahnidee  in  Deutschland  den  entsehie- 
(lenttl  SSeg  errungen  U.  im  Ausland  an  Verbreitun<r  gewonnen.    S  u.  A.  die  Debatte 
im  prcus*;.  .Vbg.hause  atn  1!».  Februar  l*>SrS  n.  daselbst  nieiii,>,  Rede  über  'Ii-- V<;r-taat- 
iichuug  der  Eisenbahnen  in  Preusscn  (aoch  selbständig  erschienen  Berl.  Ibbi)). 

ni.  —  §.  277.    Die  bisherige  thatsächliche  Ent> 

wickln  u^-  des  Eisenbiih  uwesens.  Sie  war  in  den  verschie- 
denen rtiltnr.^taaten  eine  manchfaeli  verschiedene.  Wie  schon 
bemerkt  wurde:  nicht  feste  Principien  der  Verkehrs- 
politilc  im  Allgemeinen,  der  £isenbahnpolitik  im 
Besonderen  haben  sie  beherrscht,  sondern  zufällige  ge- 
schichtliche  Umstände  im   Leben   der  einzelnen 
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Staaten.  Beachtenswertb  ist  aber  immerhin  iHr  unsere  Pra^ 
auch  diese  rein  tbatsäcblicbe  Entwicklang  scbon  vor  der  jUagstea 
Zeit,  in  welcher  man  begonnen  hat,  principiell  auf  Staatsbahne« 
hinznlenfcen,  in  folgenden  Beziehungen. 

1.  Wo  wie  z.  B.  früher  in  Oesterreich  n.  a.  L.  einmal 
dag  StaatsbahDsysteni  allein  oder  neben  Piivatbahiien  Platz 
griffen  hatte,  da  waren  es  meisteu»  wiederum  nur  tremdartige 
Gründe,  namentlich  die  aus  ganz  anderen  Ursachen  als 
etwa  aus  der  Eisenbabnpolitik  entstandene  Finana- 
noth  des  Staats,  welche  zur  Veränsserung  der  bereits 
vorhanden en  Staatsbahnen  und  zum  Uebergang  zu  dem 
Privatbahnsvstcm  iUbileii.  Auch  mit  diesen  Thatsachen  lässt  sich 
alsi)  nicht  erfuli^rroich  gegen  das  Princip  der  Staatsbahnen  argo- 
mentiren.  In  dem  regelmässigen  Vorbehalt  des  Heimfalls  oder 
KUckfalls  der  Bahnen  in  einigen  Ländern  (Oesterreich,  Frankreich) 
an  den  Staat,  in  dem  ähnlichen  Vorbehalt  eines  WiedereinKtonngs- 
rechts  bei  Tcrkauften  Bahnen  (Oesterreich),  findet  sich  das 
Princip  des  Btaatsbahnwesens  mebt  von  Anfang  an  auch  ge- 
wahrt: nur  vorübergehende,  namentlich  finanzielle  Hücksicbten 
zwingen,  dasselbe  eine  Zeitlang  bei  Seite  zu  setzen. 

Die  80f6D.  Ytiräussening  von  Slaatäbalinen  lä-sst  sich  Dich  der  F«säiijif  der 

V«TtrSf;e  auch  rptrelmassig  mehr  als  eine  langjährige  Verpachtung,  denn  als  wirk- 
lichen Verkaui  lietrachten.  Dieser  (lesirhtspunrt  TvOrde  noch  s<  harfer  h- rrrr- 
tretcn,  wenn  nicht  gerade  mehrfach  nur  die  Finanz  muh  Bc^titumujigeji  in  </ie 
Verträge  gebracht  hätte,  die  mehr  in  einen  Kiuf-  als  in  einen  PachlcontiMt  gehfticu. 
z.B.  in  Oesterreich. 

Der  p r  i  n  c  i  p  i  c  1 1  e  0  r  u  n  d ,  wekihcr  auch  in  Staaten  roit 
wohlgeordueteni  Haushalt  in  neuerer  Zeit  so  oft  zur  Veräusserung 
von  Feldgtttem^  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  u.  s.  w.  ge- 
führt liat:  dass  der  Uebergang  dieses  werbenden  Vermögens  aus 
dem  Staats-  in  das  Privateigcothum  und  aus  der  Staatsverwaltung 
in  die  Privatverwaltung  >yUnsehenswerth  oder  selbst  notbwendi^ 
im  Volks-  und  staatswirthschaftlichen  Interesse  sei,  —  dieser 
Grund  hat  nolurisch  bei  den  vorgekommenen  Veräusserungen  vofl 
iStaatsbabnen  nicht  mitgewirkt. 

Kr  wurde  hOcIistctis  von  einseitis  doctrinänrn  Theoretikern  und  etwa  w<m  iiHer 
«»»irten  Kapitalist«  n  und  ihrer  Prosse  aiiffrestellt :  von  dm  ThoorotikeiO  avch  aiclt 

ati'^  sprciclleri  sachlirlieii  finnid'  H.  sond^-m  selh^^t  in  richliir^r  Cunse»juenz  rinc>  cbtD 
durchaus  niclit  ahsolut  walircn  i>ou^nia's  von  d«T  Nothweudijfkeit  möglichster  Ein- 
sdirftnkiui^'  der  Staatsthätigfceiteu  im  Gebiete  der  Volksvirtlischaft  Dies  i.  ß.  du; 
Standpunct  von  Bergius.  In  der  2.  Hälfte  der  öOer  Jahre,  die  Smiüi'flchii 
thcoret.  Anschauiirmeii  in  dem  prenss.  Abgeordnetenhaus«  dio  H»  ri-sohaft  gewonnen, 
war  einmal  eine  Gefahr  einer  aolchvn  Eisen hehopolitik  da.  Man  veixlaakt  diesen  Ein- 
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flüssen  (neben  dem  Mitwirken  finaiiideller  Mümeute)  die  unrichtige  Aufhebung  des 

$.  0  (\.  Cjt's.  V.  30.  Mai  1853  ül)er  die  Verwendonü^  der  Ei>enbalinabiraHe  3^  -40 
H.  Eibeiil»ahiic<'S.  v.  3.  Novomb.  1838)  zum  Ankauf  von  Ebt  ul)ahnactien  bi-hufs  deren 
Amortisatiou  durch  das  (iesotz  v.  21.  Mai  1S59,  —  g«'gen  don  W  uiisch  u.  die  bcisscrc 
Einsicht  der  Begiening.  8.  ,^hn  Jahre*^  S.  1 1. 

2.  Wo  sich,  wie  in  Deutschland)  zufälliger  Weise  ein 

gemischtes  System  von  Staats-  und  l'rivatbahnen  entwickelt 
hat,  da  neigte  auch  die  thatsUchlicho  Entwickhin^  gerade  aus 
principiellen  und  aus  der  criabruiigsuiässigeD  Zweck- 
mässigkeit geschöpften  Gründen  schon  seit  lange  immer  mehr 
dazu  hin:  a)  entweder  die  Privathahnen  Seitens  des 
Staats  zn  erwerhen,  b)  oder  sie  wenigstens  theilweise 
unter  Staatsverwaltung  zu  stcllcu,  welche  sich  iu  solchen 
Fällen  wiederholt  gut  bewährt  hat,  —  sogar  im  Interesse  der 
Eigenthtimer  der  Privatbahn,  cj  oder  die  Privatbahuen  zn 
jcrossen  ßahnunternehmungen  zu  vereinigen,  sei  es 
darch  Vereinigong  des  fiigenthnms  mebrerer  Bahnen  in 
einer  Gesellschaft  (Fasion)  (Frankreich,  England,  anchDentsch- 
land)  oder  durch  Betriebsüherlassnngs vertrage  u.  dgl.  m.,  sei  es 
dnrch  Uebernahme  der  Verwaltung  kleinerer  Bahnen 
Seitens  einer  Hanptgesellschaft ,  sei  es  endlich  wenigstens  dur('h 
Einrichtung  von  grossen  Eisenbahnverbänden  zwischen  den 
getrennten  Verwaltungen,  wie  besonders  in  Deutschland,  (mit 
manchen  günstigen ,  aber  durchaus  nicht  ausreichenden  Erfolgen): 
d.  h.  man  suchte  Eigenthum,  Verwaltung,  Betrieh  mehr  zu  cen- 
tralisircn,  wie  es  die  ökonomisch  -  technisch -adm Iii istrative 
Natur  des  Eisenbahnwesens  fordert,  im  Staatsbahnsvsteni 
aber  von  vorneherein  erreicht  ist,  und  ohne  die  bei  dem  anderen 
System  dann  nicht  zn  vermeidenden  Nachtheile. 

d)  Endlich  aber  neigt  die  thatsäehliche  Entwicklung  der 
Dinge  in  Ländern  des  gemischten  oder  des  vorwaltenden  oder 
ausschliesslichen  Privatbahnsystems,  immer  mehr  dazu,  -  da  die 
Durch  f  üll  Hing  der  Puncte  a,  b  und  c  so  schwierig  ist  und  im 
letzteren  Falle  selbst  durch  die  thatsäcblichen  Monopole  grosser 
fnsionirter  Privatbahugeselischaften  neue  Uebelstände  entstehen,  — 
die  Abhälfe  in  einer  weitgehenden  Staatscontrole 
der  Privatbahnen  zu  suchen.  (Einrichtung  von  Staats- 
Eisenbahnämtern.)  Diese  Controle  ist  aber  nicht  so  erfolgreich 
und  doch  wieder  in  mancher  anderen  Hinsicht  bedenklicher  und 
schwieriger,  als  das  reine  Staatsbahnsystem. 

Sie  fuhrt,  wenn  si««  wirklich  wirksam  w.  r«!- ti  soll,  zu  «•in«!r  roch  tlirb  en  Knt- 
i^ertkang  des  PrivatoisenbabueigeatUums ,  welche  im  ächliuimeu  biune  commu- 
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nistisrli  i>t.  Dagesen  erscheint  die  U.  Ii- rnahme  der  Eisenbahnen  auf  den  Slaat 
gege;a  gcnugcmlf'  Entschädigung,  stlb^t  wenn  air  in  df-r  Kecht-^form  der  Zvangs^- 
entüiguuug  crfolgto,  ah  gerechter  und  social2)olitiäoh  unlx  ^enküclict.  Ist  o&ch  dei 
8ax^8chea  FormnliraDgr  der  Theorie  des  PrivatbahavesoDB«  als  einer  blossen  Aban 
des  Öffentlichen  Eisen  hahnwesens  in  Form  der  reirulirti-n  Privatuuternehmung,  von  tofb- 
herein  ein<^  '•!if-i'rc«  li<  ndo  Inürcr  nz  de-;  Strin!-^  vnrl)chrtlt<  n ,  so  entfällt  zwar  di»^- ; 
letztgenannte  IJedenken.  Aber  die  praivii>cli<  u  Schwierigkeiten  der  Luaujig  de»  Pn>bltm> 
bleiben  de&DOcb  bestellen  nnd  sind  noch  nirge  nds  ubenninden  word<^n. 

3.  Wo  sieb,  wie  in  Grossbritannien  and  Nordamerika, 
das  Privatbahnwesen  am  Reinaten  nnd  AnsschliesBlicbaten  ent- 
wickelt hat,  haben  sieb  allmälig  so  grosse  Schäden  gezeigt  ond 

die  Gesetz^^ehang  nnd  Staatscontrole  zu  deren  AbhüUc  so  iiuzu 
reichend  erwiesen,  duss  xlbst  hier  der  Gedanke  an  die  Ue ber- 
nahme des  gesamiuteu  Eisenbahnwesens  auf  den 
Staat  nicht  nnr  auftaucht,  sondern  schon  mehr  nnd  mehr  Ver- 
breitung gewinnt  nnd  Versuche  so  seiner  Verwirkliehang  be- 
ginnen. 

Eine  unbetanj^^ene  Wiirdij^un^;  dieser  Thatsachen  führt  daher 
eher  zu  einer  Bestätigung,  als  zu  einer  Verweil ung  des  Staats 
bahnsystems.  Soviel  Werth  darf  man  auf  diese  thatsächliche  Ge- 
staltung der  Dinge  legen,  aneh  wenn  zuzugeben  ist,  dass  die  im 
Ganzen  prineiplose  geschichtliche  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnwesens nicht  für  sich  allein  eine  principielie  Entscheidung  der 
Frage  gestattet. 

IV.  —  §.278.  Grundsätze  der  Eisen  1)  n  hu  |)  u  l  i  t  i  k. 
Für  unsere  Staaten,  insbesondere  für  West  und  Mitteleuropa  und 
im  Wesentlichen  überhaupt  fUr  die  europäisch-americanisehe  Welt, 
sind  demnach  gegenwärtig  wohl  folgende  eisenbahnpolitische 
Grundsätze  aufzustellen. 

Fiir  Deutschland  vereinfacht  sich  die  Sache  seit  der  Annaiunc  d&s  Staatäbahn- 
Kyätems;  für  andere  Länder,  z.B.  Oesterreich,  erächeinen  diese  Grundsätze  noch 
unmittelbar  anirandbar. 

1.  Die  vorhandenen  Staatsbahnen  sind  im  Eigeuthum 
(und  in  der  Verwaltung)  des  Staats  zu  behalten. 

Nur  be::ondcre  Yerhaltni->se  einzelner  Linien  können  eine  Aufnahme  von  dic^•:I 
Regel,  aber  auch  dann  lieber  eine  Verpachtung  auf  nicht  zu  lange  Zeit,  keine  >Vr- 
äusserung  bedingen,  z.  B.  bei  kleinen  Gieuz-  u.  Endstreclcen. 

2.  N  (Ml  e  Eis  e  ii  bahnen  sind  in  der  Regel  auf  Kosten 
des  Staats  zu  bauen  (und  zu  verwalten).  Namentlich  gilt 
dies  ?on  solchen  wichtigen  Linien,  welche  eine  Hanptver- 
bindnng  herstellen  und  das  Bahnnetz  systematisch  erweiteni; 
ferner  in  Utndem  des  gemischten  Systems  von  solchen  Linien, 
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welche  die  getrennten  Stücke  der  Staat&bahnen  ver- 
binden. 

Mit  licclit  wäre  dalicr  z.B.  zu  wauscliuu  gcwe^cu,  d-^is  die  liuuu  directc  Linie 
Berliu^Uannorer  (Berlin -Lelirtor  B.  E.  1S7]  eröffnet)  niclit  ron  einer  (jesellsch.,  der 
Magd.-Ualbcrst.,  soaderu  vom  prcuäs.  Staate  gebaut  worden  wfirc,  wodnrch  schon 

»jaiiials  zwisclieii  ileii  westlichen  u.  Östliclicii  prcuss.  S(aat<-  w.  unter  Staatsvcrwaltang 
btcb.  rrivalbahücu  die  kürzeste  Vorbiudung  hergeäteilt  wordcu  wäre. 

Um  die  nachtheiligen  volkswirthBchaftlicLen  und  social- 
politisehen  Wirkungen  einer  sehr  ungleichmässigen  Ver- 
wendung V  0  u  X  a  t  i  0  II  a  1  k  a  p  i t  ;i  1  im  Ei.sciibalmbaii  zu  vcrblitcD, 
m  US8  der  Staat  einen  lun  f  a  s  s  c  n  d  e  d  Bauplan  Iii  r  eine  Reihe 
von  Jahren  entwerfen  und  jährlich  ciuigermassen  gleiche 
Beträge  Kapital  znr  Verwendung  bringen. 

3.  Der  Uebergang  der  vorhandenen  Privatbahnen 
in  das  Staatseigenthum  ist  im  Princip  zu  erstreben* 
Ob  und  wieweit  dies  alsbald  verwirkliebt  werden  kann,  bilngt 
von  den  eoncreten  Verhältnissen,  namentlich  von  der  Finanz- 
lage des  Staats  ab.    Jedenfalls  ist  aber  Folgeudcä  zu  verlangen: 

a)  dass  die  dem  Staate  nach  Gesetz,  Concessionsurkunde  oder 
Vertrag  zustehenden  Rechte  hinsichtlich  des  fieimt'alls 
oder  des  Ankaufs  der  Privat  bahnen  unter  im  Voraus 
bestimmten  Bedingungen  und  die  sonstigen  Vorbe- 
halte zu  Gunsten  des  Staats  sorgsam  erhalten,  eher 
gemehrt  als  gemindert  und  nicht  i'Ur  ablösbar.  Seitens  der 
Bahnen  erklärt  werden. 

Hoimfallsrechte  regrehnlsslg  in  der  Ssterr.  (Ges.  v.  1831),  franzDs.  Ge- 
satzgeb.,  nach  'JO.  bez.  99  (früher  40)  Jaln'  n:  in  der  erstcrou  so,  dass  das  Boal- 

vermögen  an  den  Staat  kommt,  das  ]^Iobil.-\ cnnngen.  Trausportuiater.  u.s.  \v.  der 
Geä.  bleibt.  Aehnlich  aueh  son^t,  aber  keineswegs  uilircmem.  So  kann  nueh  d.  rrivil. 
der  österr.  Ferd,-Nordb.  v.  4.  März  lS3ti,  das  nach  50  J.  ablauft,  die  (jcs.  dann  mit 
Real-  n.  Mobiliarrenn.  frei  schalten,  mit  d.  Staate  od.  Pritraten  in  Unteiiiandl.  treten 
oder  um  Verlängerung  nachsucluii.  Ueber  diese  Bahn  u.  ihr  weiteres  Schicksal  wird 
daher  gci^enwäiiii;'  in  Oesterreich  discutirt.  Heinifaüsrechte  nnch  den  besonderen 
CoDcessioüSurkunden  mitunter  aucli  bei  deutscheu  Bahne»,  so  bei  der  Pialz.  Lud- 
wigsb.  nach  9Si  J.  (ohne  Transportmittel,  Ges.-Gobande,  MobiUanrexm.).  Das  preuss. 
Ges.  T.  IS'iS  Imt  keiu  Heimfallsrecht,  aber  eiu  Ankaufsrecht  (s.  u.);  bei  den 
preuss.  Privatbahnea  besteht  daher  als  K«'gel  bestäinliges  Eigonth.  ler  (i  *- 
»elUch.  (vgl.  preuss.  ücictz  v.  1&3S,  §.  42,  2vr.  4,  Ch.  d,  —  abgcseheu  vom  Ankauf- 
vorbehalt), ebenso  war  es  auch  bei  der  sächs.  Leipz.-Dresd.  Privatb.  Doch  kommen 
Ausnahmen  vor.  So  bestand  ein  cigenthuml.  Yerh&ltniss  des  preuss.  Staats  zur  COln- 
M indener  B.,  wonach  d.  Staat  aus  d  n  Zitiseu  u.  Divid.  des  von  ihm  ubernomm. 
Siebentels  der  Aeti<  n  u.  aus  denjenige  n  der  amortis.  \eti«  ii  Ah-  in  Prirathänden 
befindlichen  Actiou  amoiiiäirte,  iüdem  er  den  betreh.  Betrag  Aetieu  jährlich  ausloste 
IL  nr  Bttckzahlong  al  pari  einlief.  Bei  d.  Erweiterung  jenes  Bahnuntemehmens  (Gdln- 
Giessea)  gewährte  der  Staat  den  Verzicht  auf  dieses  Kecht  für  15  .T.,  vou  ls55  an, 
vertrafrsweisc  u.  später  entsagte  er  diesem  Keehte  gegen  eine  besond.  Entsehädijrunjr 
von  12  Miü.  Thir.  (wovon  5,TU4,4U0  Tbk.  baar,  der  liest  in  Stammactieu)  lUr  immer, 
Vertrag  von  10,  Angust  1865,  wobei  zugleich  Seitens  der  Ges,  auf  die  Alteren  Zios- 
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g>r\ranti«'D  verzichtet  wurde.  Aeluilich  wie  za  C.-M»  ist  da«  YerbAltnus  des  Staats  m 

Uberschi.  B. 

Kuckkaufsrecktc.  Hierhin  «gehören  zun Aclist  die  rorbehalteneo  Rllcl' 
kanfsrechte  bei  reriuss.  Staats^ab  iien  vor  Ablauf  der  Heim  fall  frist.  S* 
Ixhirlt  birh  0'_".stcrreich  viu  solches  l{v>:hi  hr\  du  verkaoften  lombiirtl.  B. 

von  l^S'J  an.  bei  den  1S5S  abjT'tn  tcncn  Sud  bah  um  vuu  ISDö  an  vor,  it  ach  Maß- 
gabe des  Kcinertrags  der  letzten  7  Jahre,  eicl.  die  2  schlechleateu ,  u.  unter  Fcci- 
netzung  eines  Minitralertiigs  oder  efner  HinimalablOsaogsreute  von  "/„  des  Anlage- 
kapitals. A'-bnliches  Recht  hei  d.  Staatsbahuges^  nach  90  Jahren  u.  in  anderra 
Fallen  mehr. 

Fcrocr  k  a u  f  r  <■  c  h  t  e  bei  urspruugUdicu  Priv atbaluiuu.  Auch  bei  d  e  u  t  s  c  h  e  & 
Prifatbahnen  kommen  »olche  Vorbehalte  vor.  Die  hess.  Lndwigsbahn  kann  nach 

Ablauf  r.  25  J.  nach  d.  ConcossioDirang  vom  Staate  geg:<>u  Brstattnni?  der  An- 
lagekost.n,  Harb  \'.':im'  (I.t  ('onccssionsdaiuT  von  119  Jahren  ^egen  Erstattnnj 
des  Tax  Worths  der  Bahn  iin<i  »Ics  Bctricbsmatcrials;  die  baier.  Ostbabu- ii  koimten 
vom  Ablauf  der  35j<ihr.  Zmagurauiiezeit,  d.h.  v.  Ib98  ab,  iü  der  Weiae  vom  Staate 
erworben  werden,  da»  das  Actienkapitat  nach  dem  Frankfurter  Bdrsencurs  der 
letzten  10  Jahre  aVelOst.  im  Minimum  aber  der  Betrag  des  conccss.  Bau-  s. 
Einrichtnngskapitals  >auimt  dtm  Keiricrfrap^  des  AblösungTsjahrs  bezahlt  wird. 

Ganz  ailgemi'iii  bestimmt  eodlich  der  wichtige,  aber  bisher  nicht  bei  den  „Vci- 
staatlichnngen**  rerwerthete  §.  42  des  prenss.  Eisc&bahngeselzes  von  1^8:  dem 
Staate  bleibt  der  Ankaaf  des  Eigcnthnms  der  Bahn  flammt  allem ZnbefaOr  gegen 
volle  Entschällip.  vorbehalten.  Diesr  Erworbnni^  kann  auch  zwansrsv -ia- 
geschehen  nach  Ablauf  von  HO  Jahren  von  «1er  TransjtorterüliouD«;;^  au  (ob  die  erste 
Streckenenjirnung  hier  ftir  die  ganze  Bahnuntcruehmung  entscheidet?  Bei  einir^ca 
Bahnen  ist  diese  Frist  v.  30  J.  abgelaufen  oder  dem  Ablauf  nahe).  Anktindigang  dff 
Frw'orl>sab6icht  des  Staats  mindestens  t  Jahr  vorher.  Entschädigung:  25fH(  h'  >  le- 
jährl.  Di\id.,  die  an  sämmtl.  Actionure  im  Durchsehn.  d.  letzten  5  Jahre  -..zahh 
ist;  ücbergaug  der  Schulden  an  den  Staat,  der  sie  Dach  den  C43Jitractl.  Beding,  zu 
behandeln  liat;  Uebergang  alles  Eigentlioms,  anch  des  Inventa»,  Bescnrefonds,  der 
Activford.  an  (i<  n  Staat  Diese  ^esetzl.  Bestfanmnng  ist  wertlivoll  u.  könnte  doeli  von 
praktischer  liedcutune-  auch  f.  die  Finanzen  w.rden.  Aber  freilich  ist  die  ALI.  vun. 
dauacb  sehr  theuer.  Die  4°/ui<re  Kapitalisirung  der  djähr.  Divid.  enthält  eine 
starite  Bertlcksichtigung  v.  lucrum  cessans  mit  —  Der  premsiscbe  Staat  hat  achon 
vor  der  jüngsten  Aera  «b  r  Eisenbahnpolitik  bei  Betriebsüberlass.-Vertrigoi  mit  Privat- 
bahnen  sich  aueli  d.  a  Erwcrl)  des  Eigerithnin^  in  s])ätcren  Perioden  vorbehalten, 
so  bei  HaHe-Sor:ui-(juben,  bei  Berl.-Dresd.  unter  im  \  oraus  stipal.  Bedingungen. 

Sonstige  Vorbehalte  zu  Gunsten  des  Staats.  Unter  Vor bchalleii  dieser 
Art  werden  hier  nicht  volkswirthschafispolitische  in  Betr.  der  TaTifo  q.s.w.,  aiNMleni 
finanzielle  in  Betr.  der  Ueboniahme  von  Leistungen  für  den  Staat  —  unentgeltlich 
wi«;  oft  hinsichtlich  der  Belorderunir  der  Post  u.  s.  w.  (preoss.  Ges.  §,  36)  odt»r  «r-  fen 
miiss.  Maximaltarif,  wie  auch  mitunter  bei  der  Post,  für  Müit&r  u.s.ii'.  (grosse,  di^ 
Bahnen  erheblich  mit  belastende  Rechte  des  frans.  Staats  in  diesen  Poncten)  — , 
ferner  andor<>  tinansielle  in  Betr.  der  KiieichterQn|>:  der  Erwerbung  der  PiivatbaJues 
durch  'len  Staat  verstanden,  irinhiri  h'''rten  die  \vielitiL:en  B'  ^timmnng'en  d'^r  preuss. 
(ies'-tzgeb.  Uber  Kit^enljahnabgabeu  «.  über  deren  \  erweudunjr.  §.  3">  dt>ä  Gt&. 
V.  IS.'jS  behielt  die  EiuluUrung  eij»cr  bcsond.  Abgabe  v.  d.  Bahnen  vor,  wogegen  di- 
(iesdlsch.  V.  d.  Geworbsteuer  frei  blieben.  Nach  §.  39  sollte  der  Ertrag  dieser  Abgabe 
z.  Entschädiir.  der  Staatskasse  für  die  ihr  durch  d.  Bahnen  entzogenen  Eiiinahmiu 
(wohl  an  Post-  u.  tlhausseegeld  ^-eilacht)  u.  zur  Amortis.  des  in  dem  Unter- 
nehmen angelegten  Kapitals  dienen.  Art  der  Verwendung  blieb  vorbehaiteiu 
Nach  vollendeter  Amortis.  sollte  das  Unternehmen  so  eingerichtet  werden,  dass  der 
Ertrag  des  Bahngelds  die  Kosten  der  Un terhalt.  d.  Bahn  n.  der  ^*erwaIt. 
niclit  übersteige  (§.40':  also  Anw-ndung  des  Gelinlirenprinrips  schon  daual:^ 
iü  Aussicht  genommen.  Die  durch  Gesetz  v.  30.  Mai  lbo3  eingericht  liroarn-^s 
Eisenbahuabgabe  (s.  §.  {)  sollte  dann  zur  Amortis.  der  in  d.  Eisenbahnnnternchmeu 
angel.  Acticnkapitalien  in  der  Art  dienen,  dass  mit  ilirem  Ertrag  n.  unter  Zuvachs 
der  Zinsen  u.  Divid.  der  envorb.  Papiere  Stammactien  irci  antrekatift  wünleu. 
Durdi  diesem  (^^■•^.  tz.  welches  kein  Tv-  eht  'schädigte,  'lie  Iluhe  der  A'i^-abe  ist  kein, 
priucip.  Frage,  —  war  also  der  aiiuiitiige  üeberguujj  der  Privatbahncu  in'» 


Digitized  by  Google 


Grundsätze  der  EiscubaluipolitiL. 


701 


£igentlium  des  Staats  vorbereitet.  Späterhin  hätte  diese  AnUufäwcist;  durch 
Cnrsstei^ii  bd  Termiiid.  Actfenzahl  11.  sUrkerer  Amortis.  tbeacr  ▼erdon  kOnneii. 
Allein  durch  Ges.  ».  21.  Mai  1S59  ist  h  idcr  diese  Amortis.  beseitigt  u.  sogar 
1^.  V.  40  (1.  s  Gesetzes  v.  1S3H  ant  '  'lioben  woixjcn.  Ein«*  Massre^el  ?on  schon 
ilamais  mindcstons  zweiteihaftem  volk^wirtlisciiaftspolit  u.  imixnz.  Werth.  Seitdem  u. 
auch  nach  d.  neacn  Eft(^nlMihii8teuerges.  v.  16.  Hin  1807  fli«8Bi  der  Ertiai^  der  Eisen- 
balmaligabo  in  dio  Staatskasse  zu  AUgemeiucn  Sta«t8eil9gaben.  S.  ^lU  J.  pieUBS, 
I>.  £iseDbahnpolitik'\  S.  12. 

b)  Es  ist  ferner  statthaft,  dass  in  geeigneten  Fällen,  wenn 

eine  Privat^^csellschaft  selbst  die  Al  tretim^^  ihrer  Lmieu  unter 
billigen  Bedingangen  an  den  Staat  wüuöcht,  die  Erwerbung 
erfolge. 

Melirfftcbo  Ffille  in  Prenssen,  Sachiten.   Langjilir.  Wunsch  der  Actionlre  der 

Kheiji -  V:ih<  - Bahn,  d- r  alwir  »  rst  in  der  jnnirstt'n  Zeit  r«  alisirt  ist.  Hei  dt-r  iK^uesten 
\  er-taatlichuiiLTspolitik  in  Bai.  i  n,  Sachsen,  Pn  nsscn  rief  man  seitens  des  Staats  durch 
|fuiisti«jo  Angebote  solche  Bereitwilligkeit  hervor. 

c)  An  Stelle  der  Fusionimng  von  Privatbahnen,  namentlich 
der  Verschmelsnng  von  kleinen  mit  grossen  Unternehmungen,  soll 
ml^gliehst,  wenn  es  die  geographische  Lage  der  Linie,  ihr  bereits 

bestehender  oder  leicht  berznstellender  Znsammenbang  mit  anderen 
Staatsbahnen  irgend  erlaubt,  die  Fusion  irung  solcher  Privat - 
bahnen  mit  Staatsbahneu  treten. 

So  sülltit  iiacli  Hc'sohlus'en  v.  Ili-r^st  Is'l  (ii--  Taiimish.  mit  il.  ]\e'^H.  LadftiVs- 
bahn  fusiouirt  werden.  Die  \ fn-iniguii^f  der  ersteren  —  Wiesbadeu-Frankfiirt  —  mit 
lief  nass.  u.  der  Main-Woer-Staatsb..  die  sie  verliindet,  lag  wahrlich  nälier  n.  «'rtolgti«. 
anch  nach  spit  Vertrage  d.  preuss.  Bej^orun^  mit  d.  hess.  Ludrigsb.  Aehnlich  1876 
<lie  Kinrerleibnn;;  der  HtJle-Gasseler  Piiratbalin  in  die  im  Bau  befindUche  Staatsbahn 
BorUn-Wetzlar. 

d)  Solange  der  Uebergang  in  das  Eigenthom  (bes.  bleibende 
Betriebsftberlassnng  nnd  Uebemahme  anf  Rechnung  des  Staats 

gegen  Gewährung  fester  Rente  an  tiie  Actionäre)  nicht  zu  erzielen 
ist,  sollten  wenigstens  die  wichtigsten  Privatbahnlinien, 
welche  leicht  factische  Monopole  erlangen ,  i'emer  solche  l'hvat- 
nebenbahnen,  welche  in  Staatsbahnen  mUnden,  in  die  Verwal- 
tODg  des  Staats  flbergehen. 

Die  Uebemahme  der  Terwaliang  Ton  Priratbabnen  dnrch  den  Staat  berabte  in 

Preuss en  auf  keinem  SO  bestimmten  Princip,  als  den  beiden  im  Text  genannten, 

obf^l' ich  finanz.  Gesichtspunctc  mit  taassgebend  waren.  IM  <l.  Obersrhl.  B.  hatte 
aich  der  Staat  die  Üebernahme  des  i}etriel>s  für  duu  Fall  vorbeliaiten,  dass  er  aus  der 
ZilURatmntfe  dn  bestimmtes  Mass  won  Zahlungen  leisten  müsse.  Die  Berg.-Hftrk. 
Bahn  ging  in  Zeit  schlechter  rinaii/lai:'>  18.50  auf  10  J.,  1853  auf  bestündii;  in  Staats« 
Verwaltung  über,  di-  Co  sel-Otlerli.  V>.  nach  der  Katastrophe  v.  IS.'iO  i.  J.  1857. 
Die  Bhein-Naho-B.  stand  von  Anl.  an  unter  Staatsvcrwaltunff.  Die  Halle-Sor.-Gnbener 
Bahn  wurde  187(i,  die  Berl.-Dresd.  B.  1877  in  Staatsvt'rwalt.  übernommen,  als  Be- 
dingung zu  gewährender  Finanz  -  Hilfe.  In  Baiem  n.  Baden  die  Selbstvcnraltnngs- 
körpern  u.  kl.  Gesellschaften  gehörenden  Locilbahn.  n  in  Staat^l» -  trieb.  In  »J ester- 
reich Üebernahme  in  StaatsTerwaltun^r  auch  namentUch  aus  finanz.  Gründen,  bei 
hohen  Staatägarantie-ZnschUssQD  (Budolfsbahn). 
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4.  Wird  gleichwohl  die  Concessioii  zu  ucucn  FriFat- 
babDen  noch  ertbeilt,  sei  es  an  alte  Gesellscbaften  zur  Erweite- 
ning  ibres  Netzes  oder  an  neue  Unternebmangen,  so  bat  sich  der 
Staat  möglicbst  weitgehende  nnd  nnzweideatige  Rechte 

hinsichtlich  des  Heimfalls  und  des  Ankaufs  der  liiihn 
vor  der  II  ei  ni  t'a  1  Is  fri  st  vorzube  h.iiten,  etwa  eine  rcfrel- 
massige  und  nicht  zu  langsame  Amortisation  des  Kapitals  (d.  b. 
der  Actien  neben  den  Prioritätssehnlden)  einznricbten ,  and  aocb 
bier,  erforderlichen  Falls  (Nr.  3  ad  c),  die  Verwaltung  selbst  zu 
nbemebmen. 

5.  Bei  der  Erwerbung  wie  hei  der  blossen  Verwaltungs- 
übcruahuie  der  Privathubnen  durch  den  Staat  sind  wohl 
erworbene  Privatrechte  sorgfältig  zu  schonen,  mügen 
sie  auf  dem  allgemeinen  Privatrecht  oder  anf  besonderem  Gesetz 
oder  Privileg  bernben.  £ine  Beseitigung  dieser  Rechte 
zu  Gunsten  des  Staats  ist  aber  gleicbwobl  m^lich  und 
statthaft: 

a)  Einmal  selbstverständlich  auf  dem  ^Yege  freier  Verein- 
barung. 

Letztere  wii'l  im  (lanzcn  am  \\'uii>.  lionsviTtlmsten  und  oft  andi  l>ei  PrivatbahDen 
ir\  schlechter  Finanziaure  unfl  olme  Aus>irlii  auf  eine  bessere  Zukunft  unter  nicht  zu 
iästii^cn  finanziellen  Hcdingungi  ii,  Itci  gut  rentirciiüen  und  zukunftsreichen  Bahnen 
wenigstens  ontcr  Anlegung  cioos  angemessenen  Kanf-  oder  Pachtprotses  —  oder  der 
Gevisslieit  iruter  Staatsremraltong,  falls  nur  diese  an  Stelle  der  FriTitrenraltiuig 
tritt  —  m(Vi:lich  soin. 

ßeispi<'lctlcrErwcrbungschiechtsituinerBahacn.  Die  Niciicrsohlea-, 
Iffftik.  B.  gin<j:  im  Winter  1S51— 52  rertragsireise  i^c^ou  eine  feste  Actienrente  rea 
4%  Zins  M.  reff.lmiiss.  Amonis.  an  «Ion  Staat  Uber.  Curs  der  Actien  1850  meist 
c.  .  Anf.  1S"»1  dsirj.,  En«]«'  1*^.'»!  c.  !).3"  V'  "''^•-ä'  'i'^nehniigung  des  Verfmirs  durch 
dii;  iicgierung  07 — V»S%.  —  Di«;  Sächs.-Baier.  B.  «ring  1S46  an  d.  ^äch?.  Staat  " 
gegen  4''/o  Acti«-nzins«.'n  für  8  Jahre  (1847—54)  u.  jjcgen  AostauiM  Ii  mit  3'\„SiaaL-.- 
papieren  alsdann.  Curs  um  die  Zeit  des  Yertragsahechlusses  76 — 89«  nach  demselben 
(i.  J.  1847)  —  90.  EiniLit  <ler  jUni;>f(  n  Krv«  ilniiisrcn  des  Staats  in  Pn'ussea  (die 
hankeroftf^n .  nocli  Tinvollmil.  Rnliri'  Tt:  B<'rl.  Nord).».,  Pomm,  Ccntralb. .  Tih-  in  -  Nahe-. 
Berl.-Oöii.  B.  u.a.  ui.t,  Sachsen  tkl<Mncre  PriFatbaimen  in  halbbankcrottein  Zustande) 
sind  dem  Staate  billig  srckommen  (1876«  1%77  n.  seitdem  mehrfachX  —  DerVettnc 
zwischen  dem  K.  ltali<^.n  u.  der  osfcrr.  Sudbahn  1^70  ist  angesichts  dtT  i  recAren 
Finanz!;!!^,  tl.  r  ~.  ll^chaft  relativ  frünstic;  für  den  Stnnt  an^'j-cfalh^n.  Seine  Detail- 
puncte  lassen  sich  hier  nicht  in  Kurz«*,  anirebcu  u.  sind  ohne  Eingeheu  auf  die 
wicltelte  Lage  der  Gcsellsch.  nicht  verständlich. 

Beispie  le  der  Errerbung  gut  situirter  Bahnen.  Die  Wien-GIofgnttzer 
Bahn  erwarb  der  österr.  Staat  ls.'».H  in  der  Weise,  dass  d«>r  Gos.  die  B.  Wien- Raab 
verbli«.0>  u.  er  l'tir  j.'de  der  13,219  Actien  /n  nO(V  fl.  Cürt  fl.  C.-M.  in  5%  Staats- 
oblig.  gab.  Cur^  Anf,  1^53  lai— 1G0%»  nach  dem  Vortragsabschluss  170"/^  n.  mehr, 
nach  der  Umgestaltung  noch  Die  baier.  Ostbahnen  gin^^en  dnrch  Yertr.  t. 

1.  Miirz  H'ä  u.  Ges.  v.  1.5.  April  1875  an  den  Bai«'r.  Staat  aber.  Sie  hatten  1S74 
nur  4  7-2%  Divid.  geben  l>önn«  n.  Der  Sfriat  zahlte  filr  eine  Actie  von  ?00  f^.  d. 
1.  Emibs.  420,  der  2.  Emiss.  410  M.«  wovon  jo  400  M.  in  47o  baier.  Staatspapicren, 
den  Rest  baar.  —  Die  Leipz.-Dre8d.  Bahn  ging  zu  dem  relatitr  hohen  Preise  tm 
1000  M.  in  9%\tien  sächs.  Staatsrenten  ftlr  die  Actio  Ton  190  Thlr.  im  J.  1876 
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an  den  Staat  üb.  r.  Zu  diesem  l'roisf  (um  so  hoher,  als  <1er  Staat  die  (.lieii  ciu- 
j^estUrzte  Riesaer  Elbbruckc  erst  witider  auT  scioc  Kost<tu  /.u  bauen  hatte)  iruj;  die 
polif.  Situation  bei  (Consolidirung  des  s&chs.  Staatsbahnnetzes  gegenüber  der  Reichs- 
«dsonbahncoDtroIc  und  don  Reicliseisenbabnprsject).  Ucbcr  die  neoesten  prenss.  £i>- 
werbunjf«n  s.  unten. 

Die  Aussiebt  guter  Verwaltung  wirkte  z.  B.  wohl  für  die  Ueboriassung  der  Bcrg.- 
Märk.  Bahn  an  die  Staatsrerw.  mit. 

Indesseu  gewahrt  der  We^  der  freien  Vereinbarung  keine 
crenUgeDde  Sicherheit,  die  r.alincn  überhaupt  oder  sie  zu  ange- 
messenen Preisen  zu  erwerben.  Es  bedarf  daher  noch  der  Auer- 
kennung  des  Prineips: 

b)  dass  Privatbahnen  auch  zwangsweise  im  Wege  des 
Expropriationsverfahrens  oder  eines  nach  dessen  Analogie 
atisznbildenden  Rechtsverfahrenfl  gegen  volIeEnCschädignng 
der  EigenthUmer  in  das  Eigenthuui  (und  analog  in  die  Verwaltung) 
des  Htaats  übergehen  können. 

Dieses  Princip  wird  den  Kechtcn  der  Privatbalinen  gegenüber  nicht  nnr  wi.«  im 
l'nllc  maurhcr  and'Tcr  Privatrechte,  )ir>oinl'MS  des  GruiiJt'iginthiimnrs.  ?nnrtionirt 
liarch  das  überwiegende  öffentliche  Iriterf^sse,  sondern  bei  den  Bahnen  noch 
speciell  durch  den  Umstand,  dass  sie  selbst  bloss  der  Gewährung  des  £xpro> 
primtionsrechts  ihre  Entstehung  TerdanlLen,  Erörtert  vardo  dieser  Pnnct 
1 SS3  mit  in  Oesterreich  bei  Gelegenheit  von  padani.  Eisenbahndebatten  n.  „Pöage* 
Verträgen". 

Dieses  Veri'ahren  ist  bei  alten  wie  bei  neuen  Bahnen,  mag*  es 
vorbehalten  sein  oder  nicht,  statthaft.  Es  verlangt  nur  folgende 
Beschränkungen  in  seiner  Anwendung,  damit  keine 
Rechte  nnd  selbst  keine  berechtigten  Interessen  der 
Babneigenthttmer  verletzt  werden  nnd  das  Privatkapital,  wenn  es 
einmal  noch  zur  Anlegung  in  Privatbahnen  in  Anspruch  genommen 
werden  soil,  sich  nicht  zurückschrecken  lasse: 

a)  Die  zwangsweise  Eigenthnms-  oder  Verwaltnngsüber- 
nähme  von  Privatbabnen  ist  vor  demjenigen  Zei^nncte  absolut 
unstatthaft,  bis  zu  welchem  sie  etwa  ausdrücklich  im  Gesetz 
oder  in  der  Concessiunstirkundc  (Privileg)  ausgeschlossen  ist. 
Ebenso  rniUssen  etwaige  früher  fest-eset/ac  Bedingungen  für 
die  Anwendung  des  Expropriationsverfahrens  genau  innegehalten 
werden.  In  Zukunft  sind  aber  andererseits  nur  die  noth wen- 
digen Beschränkungen  der  Rechte  des  Staats  vorzunehmen,  damit 
die  Geltendmachung  der  letzteren  zu  geeigneter  Zeit  immer  mUg- 
lieh  sei. 

Die  b  risten,  nach  deren  AHhnf  d<M- Staat  das  Eigenthum  erwerben  kann,  sind 
III  den  bestehenden  Gesetzen  u.  Vertragen  doch  sehr  lange;  25,  30,  35  Jahre  in 
Deutschland  n.  Oesterreich,  oder  gar  50,  90,  99,  nach  Ablanf  der  Goncess.-Zelt. 
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ii )  Das  Z  v\  a  n  g  s  V  e  r  f  a  Ii  r  e  n  gegeu  eine  Privatbahn  ist  e  rs  t 
von  einem  Zeitpuncte  au  zulässig,  in  welchem  die  Betriebs- 
ergebnisse der  Bahn  ein  einigermassen  sicheres  Urtheil 
über  die  finanzielle  Lage  des  Unternehmens  gestattes. 

Namentlich  uiuss  für  un  reu  table  BHhiitin  eiue  Miuimalfriät  bezeichne 
werden«  ror  welcher  eie  nicht  zirangsweise  u  den  Staat  Qbeigehen  dOrfen,  oib  die 

Actionäre  möglichst  vor  Kapitalrerlusten  zu  sichern;  z.B.  eine  Frist  von  20  Jahnen 
hf'l  Bahn*»n.  welche  in  einer  lie&timint'  ii  h*eihe  (z.  B.  5 — 10)  der  letzt  verflossenen  »af- 
einander  ioigcnden  Jahre  ihren  Actionären  ciDo  geirij>se  Mioimalrente  i^z,  B-  4  dfc 
Actifuikapitala  nicht  liefen  konnten.  Bei  rentanlen  Bahnen  kann  diese  Frist  «bw 
(ielahidung  des  Kapitals  der  Actionäre  verkürzt  werden,  z.B.  auf  10 — 15  Jabre«  weaa 
in  (ifMi  l<  t7tv*TflM-'^oncn  7.  II  J.ihren  die  Dividende  der  Actionftre  einen  gewimm 
Satz  (etwa  5 — ü"/»)  überschritten  hat, 

y)  Die  Entschädignng  der  Aetion&re  hat  nach  den 
yoUen  Werthe  des  Eigenthnmsreehts  so  erfolgen,  und 

zwar  nach  dem  'V  a  x  w  c  r  t  b  (  —  so  namentlich  bei  Bahnen, 
welche  iliren  Actionilren  gai'  keine  Dividende  zahlen  kounten  — 
oder,  wenn  dies  für  die  Actionäre  gfinstiger  ist,  auf  der  Basis 
der  Kapital] sirung  der  von  den  Actionären  binnen  einer 
bestimmten  Beibe  («.  B.  5)  der  letztverflossenen  Jahre  be- 
zogenen  Rente  nach  einem  für  die  Aetionäre  günstigen,  also 
vielleicht  etwas  niedrigeren  als  dem  üblichen  Zinsfusse  für  gute 
►Sicherheit;  ferner  eventuell  noch  weiter,  namentlich  bei  der 
Uebernahme  nach  dem  Taxwerthe,  aber  selbst  auch  in  dem 
zweiten  Falle,  unter  Zuschlag  eines  bestimmten  Procents  (z.  B.  10) 
zn  dem  sich  nach  dieser  Rechnung  ergebenden  Kapitalbetrag. 

Eine  Ablösung  nach  dem  zukünftigen  Börsen  cur  s,  wie  z.B.  bei  d.  baier. 
Ostbahn^n  stipnUrt  war,  scheint  mir  nnznUssig.  Denn  hier  wird  dem  BahneigenthoB 

nur  dtir<-li  die  Aussicht  des  Ueb<!rgangs  der  Bahn  an  den  Staat  ein 
ktlnstlif  Ii  liohrr  \V.  rth  gPü::cben.  Ausserdem  würde  es  dann  nicht  '^o  -schwer  sein, 
durch  Speculationcn  den  Ours  in  die  Höhe  zu  treiben.  Dr!;-1.  zeigte  sich  seit  1S7(» 
schon,  als  mehrfiich  Ton  Erwerbsahsichien  der  prenss.  Ke^erung  die  Rede  war. 

Die  Abfindung  der  Actionäre  muss  in  ßaarem  oder  nur 
mit  ihrer  Einwilligung  in  Staatspapieren  erfolgen. 
Die  Schulden  der  Bahn  (Priorittttsobligationen)  werden 
unter  verbleibender  Verpfandung  der  Bahn  zuStaatB- 

ßcliuldeu  und  müssen  gcnati  nach  den  Anleihecon- 
tracten  verzinst  und  getilgt  werden.  Auch  hinsichtlich 
der  Uonversiou,  etwaiger  Ziusreduction  u.  dgl.  m.  tritt  der 
Staat  ganz  in  das  Uechtsverhältniss  der  Geselischait  als  Schuld- 
nerin ein. 

So  schon  die  besteh.  Bestimmung  im  preitss,  Eisenbahnges.  §.42  n.  a.  m.  a. 
Jetzt  r^jehntnig  bei  allen  neueren  PxiT.balU'EnrerbQngen  in  PreniÜMii  n.  andeien 
deotschen  Staaten. 
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5.  Neben  dem  Staate  selbst  können  auch  die  anderen 
^^ränmlieben^'  Zwangagpemeinwirtbachaften^^  oder  die 
SelbatverwaltaDgakOrper^  Prorinaen,  Kreise  und  Ge< 

mcinden  das  Recht  erhalten,  auf  ihre  Reehnung  Eisen- 
l)alinen  zu  bauen,  wobei  jedoch  der  Betrieb  öfters  passend 
von  der  Verwaltung  der  btaatseisenbahnen  und  nach  den  Grund- 
sätzen für  letztere  (auch  in  der  Tarifpolitik)  gefubrt  wird. 

Aaf  diese  Weise  wird  die  Einheitlichiieit  des  EisenbthnvQSens  gewahrt,  wälireud 
llahiitio,  die  rielleiclit  ()  i  Staat  iioi  h  nicht  au  ^l  ihnin  würde,  «loch  b.  r.-its  gebaut 
werd«ii.  Die  Anlage  saii  Lisch  ba  Ii  neu  durch  dio  Seibitverwaltuüj^äkörper  wird  nament- 
lich in  Anknüpfung  an  eine  richtig«;  Unterscheidung  der  Eisenbaliuen  nach 
ihrem  technischen  und  ökonomischen  ,«Ranf  **(a«folff'.  Absch.)*  in  Znkunftimmer 
wi'-htiffer  wi-rdcn.  indem  jene  K('»rper  gewisse  Dahnen  ron  „untergeordneter  Bedeutung". 
Secundär-  und  Locaibahnen,  mit  Normalspur  und  eventuell  mit  Schmalspur, 
Dampf  bahnen  und  daneben  Pferdebahnen  übernehmen.  Auf  die^e  Art  wird  das 
Princlp  der  Selbitfervaltong  nach  bei  diesem  modernsten  Verkehnmittel  richtig 
angewendet.  Je  nach  der  Bedeutung  und  Art  der  betretfenden  Bahnen,  kann  dann 
der  Betrieb  zwischen  dem  Staat  und  diesen  Körpern  gethcilt  werden. 

In  Preuääen  sollen  die  den  Provinzen  zugewies.  ühaossee -Dotationen  auch  mit 
für  den  Bau  ron  Secnndftrbahnen  verwendet  werden  dürfen.  —  Hier  liegt  die  Ein- 
fiihning  einer  rieht.  Selbstrerwalt.  im  Verkehrswesen  ror,  nicht  in  Stein 's  Ideen 
(Handb.  d.  Verw.,  2.  A.,  S.  40G\ 

§.  2T?K  lU'bersirht  über  d'M»  Stfind  des  Kiseiibahawosens  und  die 
Entwicklung  dc>  Staats-  und  Privatbahnsystems. 

Vgl.  bes,  Stttrmer,  Gesch.  d.  Eisenbahnen  (f.  die  Welt  II«  3,  t  Dentschl.  n« 
t;  ir.),  N  u  mann  a.  a.  0.,  Goth.  Jahrh.  (Jahrg.  1SS3  S.  1041).  Ergänz.  H.  XII  d. 
preuss.  Statist,  mit  d.  dazu  gehör.  Atlas  v.  Kuhn  u.  ilberh.  die  oben  S.  663  gen.  bist, 
statistische  Literatur.  Aeltere  Daten,  für  1S71  meist,  in  d.  6.  A.  r.  Kau  §.  239,  Note  k. 
In  den  neueren  Statistiken  sind  gewöhnlich  die  Berechnungen  anf  die  nenen  üaasse. 
AVähruneren  und  MUnzfusse  gestellt.  Die  „Intensität"  des  Eisenbahnnetzes  pflegt  durch 
fir,  V.-rirleichung  der  Lüiii^e  df*r  Li[d<n  mit  d.  Flachen-  n.  Bevölkcruogsgrösse  zur 
Allst  iiauung  gebracht  zu  werden.  Engel  hat  {imch  Murmer  II,  2)  eine  „mittler'- 
Proportionale"  aus  d.  Quadratwurzel  aus  dem  Producte  der  Kilometerzahl,  welchu  aui 
t  fieoßf,  Quadratroeilc  und  anf  10,000  £inw.  kommt,  gebildet,  um  eine  „Eisenbahn- 
atissfattunns/iffer  •  zu  berechnen,  —  doch  sehr  willkürlich,  als  nb  sich  1  Quadratmeile 
und  10  •>')(»  Einw.  entsprächen.  —  Verschied,  graph.  Darstellungen  in  d.  gen.  deutschen 
£iscnb.atias.  Wie  bei  allen  solchen  Vergleichen  erscheineu  aasserdem  auch  hierbei 
kleine  dicht  bevOlk.  Staaten  (z.  B.  Belgien,  Schweiz)  in  bes.  günstigem  Lichte,  wfthrond 
in  manchen  Provinzen  grosser  Staaten  die  Verhältnisse  vielleicht  ebenso  sind.  w;i> 
»her  in  der  Durchschnitt:izahl  für  den  grossen  Staat  verschwindet.  Es  war  Anf.  ibli'i 
(nach  Sturm  er,  ganz  unbedeut.  Abweichungen  im  Goth.  Jahrb.),  u.  Ajif.  18b2  (nach 
Cioth.  J.b). 
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Belgien  .... 

3,517 

657 

670  (SUaUb.)  440 

4,182 

1419 

Gr.-Britann.  .   .  , 

26,870 

469 

786 

29,257 

929 

Niederl  

1,89.') 

294 

478 

223 

1,976 

59  i> 

Deutschland  .    .  . 

27,980 
2,066 

285 

07Ü 

201 

34,727 

642 

Schweix  .... 

275 

774 

272 

2,685 

680 

Frtnkreieli    .    .  . 

2 1,5  ST 

22.'> 

ü9s 

369 

27,419 

519 

Dänemark     .    .  . 

1,260 

181 

»;72 

100 

1,576 

411 

Oesterreich  •  üngaiu 

17,368 

153 

473 

262 

18,90B 

302 

7,704 

14S 

287 

210 

8,713 

294 

Spanien  .... 

5,796 

64 

S56 

296 

6,199 

124 

A.  Wft|rn«r,  FiaantwitMiMrhift.   I.  B.  Avfl.  45 
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Uahnen  Viil 
iiu  (r»DZt  n     g.  i^n.  M. 

ilt  lkrtri<»i*  Bahaeu 
Kil.  OL      ICa  Mm. 

Auf  1  Mill. 

I!i-".i!iii>i 

KU.  Hm. 

P.  KU. 
im  Maik 
um  ]874j7& 

Bafanoo 
i.  Botiicb 

i<ee 

EL 

Europa. 

(1876) 

Portiifral  .  . 

.    .  1,03» 

(il 

m 

172 

i,ri73 

iMi 

.  1,233 

56 

273 

27(1 

1,475 

lU 

Schvoden 

.   .  4,138 

5« 

953 

73 

6,177 

137 

Taikei     .  . 

.    ,       1 .537 

n 

183 

— ' 

1,4.V2 

54 

Kussland  .  . 

18,488 

19 

251 

22.653 

44 

Norwegca 

.    .  555 

9*6 

309 

75 

1.524 

47 

Griechenland 

.    .  12 

1-8 

$ 

12 

l'^ 

Bnli^arien  .  . 

• 

224 

3$ 

Finnlaiid  .  . 

♦*73 

23 

Summa  Eurupa 

.    .  142,U44 

171,990 

176 

A nsaer  Europa:       KU.  m. 

Kil.  m. 

Kfl.  m. 

Kilm. 

1S76 

1SS2 

1876 

18S2 

Verein.  Staaten  .  . 

.    .    .  UM52 

löOJiti   Australien    .  . 

3,079 

7,s:v.^ 

(301)4  p.  1  Mill. 

Menacli.) 

Asien 

•           B           «  ■ 

12,302 

17,20; 

.    .   .    .  6,719 

Afriea 

m        m        m  • 

2372 

4,78* 

(1850      1  MiU. 

Blenscli.^ 

Zus.ait».EuroM  151.305 

üehr.  Auiorii\T 

>   ,   .    .  7,4S1 

ir,.i)2«  Welt 

»          «          •  V 

294,249 

360,294 

Gan2  America 

.    .    .  133.552 

ITs. 

Hei  Nicdorlaiulc  lN76  mit.  18S2  ohiic  Luxentli.  vlolzlic»  liier  360 KU.).  Die  L>aieü  üi  ä 
Gol.  f.  1882  bei  Spanien  f.  1878,  l)ei  Schweiz  f.  1880,  hei  Rttmin.  u.  Nonrep.  f.  ]8$3. 

Die  Kntwirklan^^  des  Kisonba]inn<  t/<  s  der  Erde  nach  Stürmer  in  KU.  m.  ZD  Eed^ 
d.  J.  (f.  1870  abweichend  im  Uotli.  Jahr!».,  sonst  moist  jflcich'^: 


1830 
1840 


1850 
1860 


38,022 
106386 

Europa 
51,544 
103,774 


1870  211,859 
1875  295,783 
Anieiicft 

52,255 
96,398 


1S82  3^0,29^. 


Kahncu 


332 
8591 
Daren 

1860 
1870 

1876  0.  82  8.  0. 

Die  rntcrscheidung  von  Voll  bahnen  ii. 
'leutnni:-"  ist  übrigens  in  di«:sen  Statistikon  nicht  gleichmteaif  jcemacht 
Katc^.  ist  oi't  unvollständig  angcgelten. 

Fttr  den  Umfangt  des  heat  D.  Reichs  ergehen  s.  folgende  Daten  f.  d.  in  BeCri-'^ 
befindl.  Bahm'n  in  Kilom.  immer  Knd«>,  d.  .f. : 

8.272  1875 
11,644  1880 
14,658  1882 
19,638 

und  Pri  V  ,1 1  ba  Ii  n  en  zti 


isuu 
J86o 
1870 

S  taats- 


„un  tersr  e  ordnetet 
Die 


27,934 

33,695 
34,902 


1835  6 
1 S40  581 
1845  2,315 
1 S50  6,054 

^^  ;h  iltuiss  iler  Staats-  und  Pri  v  .i  t  ba  Ii  n  en  zti  inaudi-r  hat  iL 
i'inijr^'n  Staaten  !  "ihi-r  m»^hrlai  Ii  ^  'W'echsrlt ,  indem  StaatsbaliiK  ii  aii  G»»s»'l!*rhafter 
verkauft  ;^bcz.  aul  iaug<-  Jabio  zur  Ausbeutung  oclcr  Nutzniessung  ulK-riaaKen),  od^  r 
Priratbahnen  rem  Staate  angekauft,  mitonter  aber  spiter  seihet  wieder  reritanft  void«a. 
Der  bunteste  Wechsel  zeigt  sich  z.  B.  in  OfSt."  r reich,  Oeftors  ist  auch  zwischei 
den  Vcrhi^lnii';^en  des  Eigen thams  and  der  Verwaltung  der  Hahnen  zu  nnterdcheideii  (s.a.;. 
Zustand  iu  1876. 

1876  (nacli  Stürmer). 
Kil.  III.  Kil.i 
12,515 


Deutsches  Reich.  Auf. 

KiLm. 

Staatsbahnen  .... 
ueml.  preussisicbe  .  .  4335 
siiclisische  .  .  108 1 
oldenburgische  .  271 
Main-Neckar ,  .  87 
badisrh'  .  .  .  1152 
würteuilicrdsche  1270 
elsass-Iotbf.  .  .  863 
baierisclie  .  .  3435 
.Militärb.  ,   .   .  15 


Privatbahnen  unt«>r  Staats^ 

Verwaltung  

neml.  Ber^.-märk.  (preuss.)  llt»4 
Oberschles.        „  1404 
H!.-in-\nb.'  122 
andre  (meist  in 
Sachsen)  ....  203 
Priratbahnen  ooterPrirat* 

renraltnng  

Summa 


Kil.tt 

2>1^ 


12.610 
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IVird  die  Ukage  einiger  lAet  <lo])i)olt  gerechneten  StieelteD,  dk>  grleiclizeitig  von  zwei 
"^'erwaltungen  betrieben  werden ,  a))*:'  zoirt'ii .  so  reducirt  sicli  die  Gesammtläogc  auf 
li8,Ü84  Kil.    Davon  liegen  195  Kil.  nicht  im  Reirlisirrliot .  vr&hrend  91  KU.  andre 
Salinen  im  Keichsgebiet  v.  aasliiud.  Verwaltaniien  betrieben  werden,  so  dass  im  Kciciis- 
^ebiete  liegen:  27,980  Kil.,  aosserdem  857  Kil.  sog.  Indastriebahucn .  wovon  5S2 
£  Locom. betrieb.    Die  preiiss.  Staatsbahnen  standen  friilier  unter  8  VenraU.,  also 
liatte  dnr  dcrsflben  »lurclischiiitfl.  untor  sich  542  KU.,  Max.  Ostb.  14!)')  Kil.  Eine 
Aiisdchnuni?  erfolgte  schon  im  J.  IsTG  ilurrh  den  Ankauf  der  Halie-CasseK  r  Privat- 
t>ai)n.  Bei  den  baicr.  Staatsbahnen  sind  'Mb  Kil.  Pachtbahnen,  ferner  die  im  J.  l;$7ö 
ani^iiflen  baier.  Ostb.  (bisher  Priratb.«  1874  769  KiL)  bereits  inb^ffen.  Die 
-<ächs.  Staatsbahnen  haben  sich  im  J.  1S76  durch  Ankauf  v*.  Privatbahnen  (bes.  die 
l,eipz.-Dres<l.  mit  285  Kil.^  noch  weiter  ausgedehnt,  auf  1667  KU.  Anf.  1877.  Bei 
den  bad.  Staatsbabnen  sind  ebenfalls  103  Kil  Paclitb.  eingerechnet   Die  Privat- 
biüiiien  in  eigener  Venraltong  zerftUen  in  52  selbständige  GeeeUschaften,  durch« 
-cbnittl.  von  einer  Lftnge  ron  bloss  242  Kil.    Die  grössten  war.  n  Anf.  1876:  Cöln- 
Mind.  mit  1054,  Rheinische  mit  1044,  Magd.-Halberst.  mit  935,  Borl.-Stettin  mit  S53, 
Pfälzer  Bahnen  mit  508,  5  and.  (iesellschaftoa  mit  4 — »00,  5  mit  3 — 400,  9  mit 
2—300,  7  mit  100—200,  21  unter  100  Kil.   Einige  dieser  kleinen  Bahnen  werden 
Ton  anderen  Gesellschaften  mit  v>>rwaltet.    Aber  die  unüßmein  grosse  Verwaltnngs« 
/••rsplittpmn^  vermindert  sich  liadurch  doch  nur  wenig.    Trotzdem  hat  sich  meist 
•  turch  Fusion  u.  dgl.  m.  schon  eine  Besserung  eriieben.    Die  46  in  Preussen  von 
1838 — 66  conccssion.  Gesellschaften  hatten  sich  z.B.  bis  1867  schon  auf  23  reducirt 
Zustand  in  der  neuesten  Zeit 

In  den  letzten  Jahren  dnd  nun  dordi  die  grossen  „Privatbalm-yerstintlichungen'* 
in  Prenssen  die  Verhältnisse  im  Deutschen  Beich  vOlli^  zu  Gunsten  der  Stsats- 

hahnen  vcrschobrn  wor  l  'n,  imrlitlem  dir  beiden  Mitt- Istaaten,  welche  neben  ihren 
alten  Staatsbahnen  noch  grossere  Privatbahneu  belassen.  Baiern  u.  K.  Sachsen, 
diese  fast  alle  (in  Baiern  bisher  nur  noch  mit  Ausnahme  der  Priv.b.  in  d.  Pfalz) 
ftir  den  Staat  schon  kurz  vorher  crworbc-n  hatten.  Nach  d.  gen.  £rg.h.  XII  d.  pieuss. 
Statist  ä  180  waren  Ende  1882  in  Betrieb  in  Kilometern: 


Staatsb. 

Priv.lj. 
unter 
Staatsverw. 

DsgL  unter 
si;.  Yerwalt 

Summe 

PreussNi 

14,204 

2336 

3996 

20,687 

Baiern 

4,287 

619 

4,906 

Sachsen 

1,984 

90 

2,074 

Wttrtemberg 

1,431 

17 

i,44S 

Baden 

1,187 

99 

87 

1,322 

He-ssen 

381 

513 

Elsass- Lot  h  ri  ngen 

1,228 

5 

1 1 

1,244 

And.  Staaten 

1,246 

50 

1291 

Reich 

25,898 

2580 

6484 

34,962 

Dazu  ausserh.  Reichs- 

gebiets (u.  ausser- 

preuss.  Strecken^ 

98 

26 

125 

Die  Strecken  der  Kluin^taateu  gehören  meistens  zur  Verwalt  anderer  (preuss.  u.  s.  w.) 
Staatsbahnen  (nur  Oldenb.  hat  eine  eigene  Staatsb.vervalt)  oder  grösserer  preuss. 

Priv.bahnen  (eigene  Priv.verwalt  in  Mecklcnb.,  Braunschw,,  Thüringen). 

üelnT  flio  zeitlich.'  Entwicklung  des  Deutschen  Eisenb.netzes  u.  seiner  Ver- 
waltongen  in  d.  geo.  Heft  f.  jeden  Staat  n.  jede  Eisen b.geselisch.  u.  s.  w.  detaillirtes 
Materials,  zur  Ergänzung  des  folg.  histor.  Abrisses  Sax  II,  465—552  u.  f.  d.  neueste 
Zeit,  bes.  f.  die  im  Folgenden  nur  kurz  behandelten  ansserdeutschen  Länder  d.  Archiv 
f.  Eisenh.wescTi.    leber  die  finanz.  Ergebnisse  speciell  s.  u.  den  Abschnitt  0 

In  Preussen  wurde  durch  d.  Ges.  v.  'A.  Nov.  183s  die  Grundlage  für  di<  Ein- 
drang des  PriTaibahnsystems  geschaffen.  Durch  letzteres  sind  auch  Ende  der 
30er  u.  bis  Ende  der  40er  Jahre  eine  Keihe  der  besten  u.  leicht  za  baueoHlen  Linien 
hergestellt  worden  (s.  o.  S.  f.71\  In  Betrieb  1S44  IM'3,  1847  237*9.  I**oO  .•577-8  Mrilen. 
Im  J.  1847  wiirdi'  dann  zuerat  die  Anlage  der  Osthahn  u.  d.  Saarbr.  Hahn  auf 
Staatskosten  beschlossen,  1848  begonnen ,  1 849  von  den  Kammern  genehmigt. 

45* 
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Ebenso  siad  ?on  rombtireiii  auf  Staatskosten  gcl)atit  di«  neDer«ii  Eiweiteraa^en  dievri 
beiden  Bahnen«  ferner  die  R  er  Huer  Yorbinduu^^sbahn  (alte  und  1S71  erOfbei 

neue.  Dagegen  vniil<  .lie  von  «*intr  (itisrllMliaft  gt'iautf  Niederschles.-Märl 
B.  (Ilcrl.-Bresl.)  Ih.")U  ifi  iStaatsverwaltuiit.'  ubeniouinit  n  u.  l*^52  gekauft  n  die  mit  iki 
verbundene  Schlei,  ücbirgäb.  dann  ^patcr  auch  aut  Staatskosten  gebaut;  ebe&äo 
wurde  die  Westf&l.  B.  von  einer  Gesellschaft  begonnen,  noch  for  ihrer  VoUeB«lvBg 
IS50  V.  Staat«'  Ubernomnion  ,  1854  die  Münster-Han) mor  Bahn  dazu  gekailft  Bid 
sie  auf  Staatskosten  »»rweitiTt.  Di<'  ?ouanntcn  lialinen  bilden  die  älteren  Stasts- 
bakuuu  d.  altea  Troviiuen,  in  ü.  E.  Ibti»  26S-3  Meil.,  147-2  Miü.  Thlr.  verwendete 
Kapital  oder  p.  M.  5I9,0(M)  Thlr.  Auf.  1876  betrug  ihre  Läng«  2758  KU.,  Anf.  1S77 
27U0  Kil.  mit  731 '8  Mill.  M.  rerwendetem  Kapital,  p.  EU.  258,000  M.  In  Folge  der 
lS66er  Annexionen  fiHcn  dem  pr<*nss  Stnate  die  sanimtli'  h  auf  Stitatskosten  gebauten 
bann.  » aussciilicüsiL  Staatäliiihuäystem  in  d.  rh-  rn.  KAn.  HiuinoV'  r.  womit  IS4  1  b<  jjonnen  — 
Linie  liraunschwoig-Hanuover-Mindeu,  dann  Harburg:  LcUrtü-Hildcsbuiui  IböO  lun- 
gefahreu,  Süd-  u.  Westb.),  die  churhes«.  u.  Frankd  Strecken  der  Main- Weser- 
bahn  (Cassel-Frankf.  alb  Stautsttahn  der  3  bctheiligtcn  Staatm  IS45 — 46  Wg^onncn, 
lb52  vollendet),  an  die  sich  dann  dlo  >^eitdeui  gebaute  Bebra-Hauaut-^r  Staatsbabrt 
auäckloi>s>,  ferner  die  nas»  sau 'sehen  btautsbahuen  zu.  Letztere  waren  von  einer  Ge« 
Seilschaft  begonnen,  1$5S  vom  naas.  Staate  Qbemommen  und  weiter  ansgvbaiit  Gt- 
sammtlänir«  dir  Staatsb.  der  neuen  Prov.  istt»  17U-3  M.,  102'7  Mill.  Thlr.  ver- 
wendetes Kap.,  p.  M.  573,000  Tbl.  A.  ISTO  w  ar  die  Länge  dieser  Staatsbahnen  d-r 
neuen  Provinzen  15^2  Kil,  Auf.  1S77  (mit  Linrechn.  der  1S7G  angekatiften  Halle- 
Cass.  Bahn)  1S02  Kil.  mit  479-1  Mill.  M.  verwendetem  KapiUü  od.  p.  Kil.  2t>6,000  M. 
In  Scblesw.-Holst.  bestanden  und  bestehen  noch  jetzt  (1888)  nur  PrivMbnliiiet. 
Eine  Verüusseruni;  von  Staatäl»ahneu  ist  bi^li'  r  it.  Pr  us^m  nirht  vorgekommen;  v'm 
Vertrag?-  d.  r  Kc^Mcnin!;  nlicr  d.  Verkauf  der  writlal.  blaalab.  an  die  "Rerg.-Märk.  Gl-?. 
wurde  v.  LauiUau  uicbi  geuelunigt.  Audi  eine  YerwalL  r.  Staat^b.  durch  Privat- 
fftß.  besteht  nicht  Dass  man  schon  von  Anfkng  an  nicht  dnrchaus  d.  Privttba]ui83r8ten 
fUr  immer  bebalton  woUtc,  zeigen  die  Vorbehalte  des  §.  42  d.  Eiseubahoges.  v.  1S5S. 
Ltid«T  fehlt«;  bis  vor  Kuiveiri  noch  immer  eine  direct«*  Verbindung  des  öst- 
lichen StaatS'Bahüuetzcs  der  alteu  uud  des  westlichen  der  neuen  Proviazi^-iL 
Durch  den  Erwerb  der  Halle-Gasseler  Bahn  n.  durch  die  so^en.  Berltn-Wetzlar  Baha 
wurde  iliese  Lucke  zunächst  orgünzt. 

Dazu  kam  schon  länger  Staatsb-  trieb  von  1' i  iv atbahnen  Pi  -  vom  Staat.- 
verwähl  ten  Privatbah ii en  word- n  auf  Kechnung  der  betrellendcu  Gesellschaft-'.' 
gt-lubrt,  u.  wenigstens  gi;raume  Zeit  mit  aciiv  günstigem  finanziellen  Erfolg.  warci« 
bis  /u  d«-n  neuesten  „Verstaatlichnngen*'  die  (mit  der  Oberschl.  fusionirte)  Wilhelmsb. 
(^"us  l  Oderberg),  die  übers ch  1 '  S.  (Ilaiiptb.  v.  Cosel  nach  Breslau  nebst  Zwciii-'D. 
Uresl.-Pos.-Glotr  u.  Pos.-Startf.  u.  a.  hj.,  im  (i.  Anf.  IST"  mit  d.  HuttenrevirrbabneB 
lü82  Kil.),  woaacii  das  gau.dc  Babnnetz  östlich  von  BerÜJi  (ausser  in  der  Bichtoufr 
nach  Pommern):  nach  Ostpreuss..  Rusd.,  Polen,  Schlesien,  Galiden  u.  Oest-Sehlesleii 
uut«*r  Staatsverwalt.  stand:  ferner  die  allmälig  sehr  erweiterte  (Anf.  IS77  1290  Kil.) 
Ik  f  L^-Märk.  B.,  welche  mit  d.  r  früh  be.ss.  N'ordb.  fusionirt  war  u.  mit  der  Wt-stfal. 
Staatsb.  zusammen  eine  mächtige  Ooncurrentin  der  (jöln.-Miud.  Privatb.  bildete.  Durch 
die  hess.  Nordbahn  war  sie  mit  dem  Staatsbahnsystem  in  d.  Prorinz.  H«seu,  Uannover, 
Sachsen  u  in  Nassau  verbunden.  Endlich  stand  die  IMiei  n -\ a heb.  (122  Kil)  n. 
die  MüHstir-EnscIicder  B  ."(i^  inter  Staatsverwaltung.  Mit  Hi  lf  l-  r  ersterfii  konn*- 
die  Vei  bindüug  mit  «l<  r  Nass.  htaat-^bahn  über  RingiMi-Kudesheim  hergc<tf'llt  werden. 
Die  Nahebalm  schloss  sit.h  an  die  .Saarbr.  u.  «lurcb  diese  an  die  Elsäsa.- Lo  t  b ring. 
Reichsbahnen  (A.  1877  925  KU.)  an.  welche  das  D.  Boich  ftlr  325  MiU.  F>.  ohne 
rahimat.  rial  übernahm  (A.  1877  verwend,  Kap.  schon  341*2  Mill.  M.  od.  p.  KiloBU 
31i7.000  M.)  So  bestan<len  schon  um  die  Mitte  d«-r  70er  .Tahrr-  im  Osten 
0.  Westen  des  preuss.  Staats  grosse  Netze  v.  Stantsb.  oder  unter  Ver- 
walt.  dns  Staats  stehenden  Priratbahn en,  ron  ersteren  A.  1877  4593,  m 
letzten  n  8150  Kil..  zusamm- n  7743  KU. 

In  «Iii  -('[II  Stadium  der  Entwickiting  tam^hre  das  Iv  <  i  r  h  >L'i  s«;  ji  l)ah nproject  »ttf. 
Die  pr<'us>.  Stsiatsreifierung  lieas  si«  h  dun^b  d.  ä.  v.  4.  Juni  1870  ermÄcbtigen.  mit 
dem  Denlscheii  Keicbe  in  Unterhandlung  über  die  IJebeitragung  des  gesammtca  preuss 
Staatseisenbabn  besitze  u.  aller  Bechte  Q.  8.  w.  an  Priratbahnon  auf  daa  Boich  zu 
tivten.   Indessen  kam  dios  Projoct  nicht  zur  Ausführung,  wohl  vomohnllch  wegen 
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politischer  Abnei^unj^  der  HittulsUaten  gegen  ein«'  solche  poHtisch  freilich  m 

».■rwuasrhte  iStarkung  der  ('entralgowalt  u.  unf^eachtet  dor  «  minenteii  volkswiithsoh»  Q. 
vrrkehrspolit.  Gründe,  weldie  dafnr  fjprnf'hf^n.  Na<  li«lfin  d:ts  <  nfst  hiedcn  w.tt  <^ng 
Preusse«,  —  wie  schon  sofort  unter  dem  Kinriuss  jenes  i'rojects  Baieru  (Ostl>ahüen) 
u.  K*  Sachsen  —  mit  grosser  Eneigie  daran,  seinen  Staatsbahnbositz  darch  Er- 
verbnng  Ton  Privatbahncn  zu  arrondiren :  niul  /war  nicht  nur,  wie  schon  mehrfach 
Kishf»r  vnn  Idcinm  imti/- Inen  nalmcri.  dir-  m  Nutli^faiid  waren,  oder  von  -  iii/f'Inon 
Verljinduii^c>btreckfri,  soiuiern  von  y  rossen,  auch  i^ut  fundirtcii.  wenn  ;iii(  h  durch 
die  l^onteiivcrwinderuDgcn  iii  dcu  'Uer  Jahren  wohlfeiler  gewordeneu  Untenicliuiuugeu. 
Zain  Enrcrb  bi>diente  man  sich  der  Cfaiiueln  des  Eisenb.geset2ea  ?.  nicht  a. 
konnte  das  auch  schwer.  Ebenso \v«  ii in  wurde  an  Zwangsent^'iirnungsinassreuehi  gedacht. 
Man  ginir  vielmehr  dun  haus  aiil  d'  in  \\  t'i;f  der  \'<' rt  ra  u  !i  i  <  !i  1  us  »«  vor  u.  erwarb 
üai>ei  freilicii  die  nieistcu  Balinen,  wo  nicht  über  ihrem  wiiiiichen  dauernden  Werth, 
so  ZQ  einem  mit  dem  Oursstando  der  Actien  in  keinem  Verhältnisa  stehenden 
höheren  Pi-eisc.  I)i<*  Actionän.-  haben  so  vielfach  erheblich  jicwonnen.  Denn  selbst 
in  den  Fallen,  wo  die  vom  Staat«-  gewährte  IJente  ili.-  hi^luniLfo  Artienrente  nuIit 
ubertraf«  war  der  Curs  der  Stuatsrente  beträchtlich  hoher  als  de rj.  nitre  der  Acticu 
vor  der  Aussicht  auf  die  Verstaatlichutig  der  Bahn.  Der  Staat  hat  ^1«  ichwohl  Danlt 
seiner  guten  Verwaltung  u.  dem  wieder  erfolgten  Verkehi-saufsrhwung  Icein  schlechtes 
(jeschrift  gemacht  u.  noch  IN  berschüsse  erzielt.  Bei  »ler  Beurtheilung  der  Rentabilität 

•  !"s  preusN.  ^ähnlich  (Urs  l.  sficlis.  u.  baier.)  Staatsbahnuetzes  ist  aber  des  relativ 
tiicucrcu  Preiset  dor  juog&t  verstaatlichten  Bahnen  zu  gedenken. 

Die  wichtigsten  ^Veistaatlichungen*'  betrafen:  da:»  Prif.eisenb.i&teni«hmen  Berl.* 
Stettin  (Vertr.  f.  tS.  Jon!  1879;  ^euen  eine  Actienrente  v.  4V4%;  die  hinterpomm, 
Zwcitrbahn  dieser  (le*;el!-<''h.  war  ^rhi-n  K.  I^TT  auf  (inm-i  der  Zinsirarantievfrträ'je  in 
<1.  Verwalt.  des  Staats  übergegangcm;  Magdob.-Uaiberst.  \^Vcrn-.  v.  5.  Juni  1879; 
gegen  eine  Rente  f.  d.  verschied.  Actienirategorieen  von  6,  .V^  a.  57«) *.  Hannoyer* 
Altenbecken  (Vertr.  v.  S.  Juli  IS'D:  i;-egen  einen  Preiä  v.  lS"/„  f.  il.  Stammactie 
n.  .S67o  f-  St.prior.actie);  Köln -Minden  (Vertr.  v.  2".  Au-  .  Ii).  Üct.  1S75I; 
:;cgen  G**/«  Actienrente).  L'eber  den  Ki-werb  dieser  4  Bahnen  wurd<-  d.  (Jes.  vom 
20.  Dec.  IS'II  erlassen,  dem  die  bezügl.  Vertriige  beigefugt  sind.  Diese  <;rstr-  grosso 
Verstaatlichungsopeiation  nm&sste  dann  noch  den  Erwerb  der  Herl.*  Potsdam  er 
llali!  Vertr.  v.  24.  Dec.  ls7U;  geyfen  4**/,,  Actienn-nte)  u.  der  H heinischeu  Balm 
(X  crt.  V.  H./lS.  Dec.  1S7;):  gegen  b'  ^'/,,.  bei  einer  Katesior.  geg<*M  4%  Actienrente  i, 
feber  d.  Krwerb  dieser  2  Bahnen  ücs.  v.  14.  Tcbr.  l'dbO.  So  war  der  Staat  in  den 
Besitz  der  westlichen  u.  der  mittleren,  Berlin  mit  dem  Westen  rerbindend^n« 
<owie  der  nördlichen  Routen  (nach  Pommern  gelangt.  Erwerb  d.  k  II  niburger 
H.  f.  I  S  Mill.  M.  '^(les.  v.  25.  Febr.  ISsn),  dsgl.  des  grossli  hr^-.  \iuhi'ils  an  d, 
Main-Weser  B.  v^es.  v.  7.  Mäi'z  l^SO,  f.  1774  Mill.  M.).  Kine  zweite  grosse  Ver- 
staatl.operation  fand  J8S2  statt,  nachdem  inzwischen  mehrfache  Erweiterungen  des 
Staats b.nctzes,  u.  A.  nach  Ge.^.  \.  25.  Febr.  IS81  auch  die  Herstellung  einer  Reihe 
von  kleinen  Bahnen  ,.untcrgeordn.  B»  (lentunj?"  erfolgt  waren.  Durch  (j>->.  v.  7.  Dec.  18SJ 
wurden  b  Privatbahnen  erworben:  He rg. -mark.  ß.  nach  \ertr.  v.  7.  Dec.  IS^l, 
gegen  5*/^  Actienrente,  das  Unternehuieu  hatte  schon  bisher  unter  Staatsverwal t.  ge- 
standen; ThQr.  B.«  Vertr.  2V.  Oct.  ISSI  gtgen  'tV/ ;„  Actienrente,  unter  gleich- 
zeitiger Ablösung  drr  fiuanz.  Betheiligung  der  thur.  Staaten  an  dieser  Bahn  durch 
Prcussen;  Berlin-Görlitz«  r  B..  Verir.  v.  11.  Nov.  1S*^1.  ?e£^en  einen  Pnls  v. 
'JOO  M.  47o  consol.  AnL  f.  2400  M.  Stammactien  u.  v.  600  M.  dieser  Anleilien  f.  tiOU  M. 
Stammprior JKtie:  Gottbus-Orossenhain,  Vertr.  r.  14.  Nov.  gegen  3  n.  buz. 
.S^/p  Actienrente;  Mftrk.-Posene r  B..  Vertr.  v.  14.  Not,  ISSl.  gegen  einen  Preis 
in  47„  conscl.  Anleihe  v.  DUO  M.  f.  \:m  M.  Stammactien  n.  von  57üÜ  M.  f.  4^00  M. 
St.prior.actien  ^aebsl  kl.  Zuzahluug);  iihein-Naheb.,  Vertr.  v.  G./lt>.  Jan.  ls**2.  gegen 
einen  Preis  v.  200  M.  47«  consoL  Anleihe  u.  10  M.  baar  f.  1200  M.  Aetien.  Durch 
ein  weitreo  Geo.  r.  13.  Mai  1882  wurde  auch  das  wichtige  Berl.-Anhalt'scho 
Eisenbahnunternehmen  —  die  Hauptverbiudung  mit  Sachsen,  Baiem  u.  Thüringen 

•  rworben.  Vertr.  v.  S.  März  1SS2,  geiren  67o  Actienrente.  Die  Form  der  Erwerbung 
WAV  in  diesen  KiUlen  regelmässig  die  eines  „Verwaltuugs-  u.  Betriebsuber- 
1  assungsvertrags  auf  ewige  Zeiten  an  den  Staat*',  wobei  der  Staat  das  Unter- 
nehmen auf  rigrne  Rechnung:  betreibt  u.  der  Eigenthiimscrwerb  U.  die  Liquidation 
der  Geselischafiien  eventuell       SfNUer  ins  Aoge  geiasbt  wird.   Man  entging  äo  den 
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üonstigon  Schwierigkeiten  einer  Neuregelung  der  Verhältnisse  der  Prior.obligatioD^r 
bei  aÜgetneiner  sofoi-tiger  AnflOsonir  der  Gesellsch&flen.  Die  KechtsFerhältnisse  de: 
Prior.obhgationen  blieben  zimlliiist  dieselben.  Eine  rhcilweise  KiUidiguuL'^  (behofs 
Zinsrednrtion  u.  sonst)  u.  ( 'onvcTsion  v.  Prior.obli^-.  in  consol.  Anleihe  hat  ubrisren^ 
äoiioii  suttgefunden.  Die  Einluäung  der  Actien  uiittclat  auszugebender  consoUd.  (4*;, 
Staatsanleihen  wurde  vorbehalten.  Durch  diese  beiden  pressen  VeiBtaaiUchaugsoperatioiicB 
ist  das  Privat«'isünbabnwesen  in  Proussen  -»ebi  rini^crngt.  Mit  Ansnahme  der  eic?eB5 
venraltfiten  Herl.-Hamb.  Bahn  (427  Kil.)  sind  die  llauplrouten  v.  Berlin  ans  bchon  in 
btaatsbesit^t,  die  directe  Berl.-Dresd.  Bahn  vcoigsteus  in  StaatsTcrwaltung.  Ab  be- 
deutenderen Priv.bahnen  sind  nur  noch  obri^r  iDreblieben:  die  Obenohlesisdie  (löfN)  Sil 
f.  1881,  wovon  137  Kil.  Secundkrbahnen),  in  Staatsverwaltung  stehend ;  die  Eechtc- 
f Ider-Uf ?rb.,  in  eigener  Verwalt.  \S{ö  Kil.i;  die  Brosl.-Freib.-Schweidn.-Gorrlljcb. 
(599  Kil.>:  die  Altona-Kieler  B.  (2«*<  Kil.V.  die  schlesw.  B.  (237  Kil.);  ausaerdcB= 
eiue  Anzahl  meibt  kleinerer,  Jedeiiialls  unbedeutenderer  Piiv. bahnen  in  rerscbicd. 
Provinzen.  Der  Erwerb  der  wichtigsten  dieser  noch  restirenden  Priv.bahnen ,  insbts 
anch  der  Berl -Hamb. ,  Altona-Kieler.  »Iberschle.s. ,  Ki  rlitr-OJer-üt'erb. ,  BrcsL-Frcib.- 
Schweidn  i?-t  im  Sommer  18S3  in  Aubsicht  ^icnonimen  ii.  wunJ^>  eine  dritte  groa^ 
Vcrstaatl.operation  bilden.  (Vorlagen  darüber  an  d.  Landtag  im  Nov.  1SS3>.  Damii 
wtlide  im  Wesentlichen  das  preoss.- norddeutsche  Bahnnetz  Ust  ganz  in  SttuitsbssitK 
gelangt  sein  u.  sich,  inbegriflen  die  neuen  in  Bau  befindlichen  Strecken  auf  c.  19000  Kil. 
belaufen.  Am  1.  April  1SS8  war  der  Staatsb. besitz  ber«!its  15,403  KU.,  der  sich  iE 
J.  lSbd/84  durch  ueu  eröffnete  oder  noch  zu  eröffnende  Strecken  auf  15,1)67  KiL  er- 
weitert: mehr  als  das  Dreifache  des  Besitzes  in  1877. 

Natarlich  hat  sich  die  Schuld  des  prenss.  Staats  durch  diese  Verstaatlichongea 
v.  PrivatbahntMi  ii.  durch  di»^  erfolgten  Neubauten  stark  rerrri  hrf  Die  finan.' 
Kegeluiii^  dieser  Eisenbalinsohuld  ist  durch  Ges.  r.  27.  'hlwi  Ibb'l  betr.  die  V^r 
wendnug  der  Jahresuberscliusse  der  Verwait.  der  Eisen b.auirelegenheiten  erfolgt.  Pnn- 
cipiell  wichtig  ist  hierbei  die  aparte  Behandlang  diesss  erheblichsten  modenca 
„Domanialobjects"  in  der  Finanzwirthscbaft  u.  die  Festsetzuncr  einer  besonder 
Tilgung  der  Eis*mbabnschald.  Letztere  ward  f  d.  1.  Apr.  \^^0  auf  1498,^5S.1ik>  M  h- 
stimmL  Derselben  wachsen  Iii  der  Kegel  zu:  die  auf  ünind  neuer  Credite  f.  Bahnen  Mif- 
genommenen  Schalden.  die  Betiilge  der  im  Staatshansh.et.  ansscrord.  oder  diirck 
bes.  Gesetze  bewilligten  Summen,  die  im  Fall  des  Eigonthumserwerbs  von  rorsta.it- 
lichfen  Bahnen  selbstschuidnerib»  h  /u  Übernehmenden,  auf  die  HauptvenraltTing  d«: 
Staatsschulden  Ubergegangenen  Prior.schulden.  Die  Eisen b.b<*huld  vermindert  sict 
dagegen  um  die  erfolgte  Tilgung.    Durch  die  verschiedenen  Finanzoperationen  säi 

I.  Apr.  1880  ist  die  Schuld  im  Et.  f.  188S/84  auf  2691,644,489  M.  angewachMS. 
Hierbei  sind  nur  die  erfolgten  Convorsionen  von  Arflen  u.  Prioritäten  in  consol 
Anleihe  eingerechnet.  Dies.-  Schuld  ist  nun  nach  dem  cen.  Oeset/,  /.un.i.  list  aas  d. 
Deberschuss  der  Eisen b. Verwaltung  zu  verzinsen  (nach  gen.  (jes.  ü3,^14,324 
welchem  Betr^e  die  Zinsen  nener  Eiseob,sehnlden  n.  4%  Zinsen  f.  andere,  aas 
Staatsmitteln  beschaffte  Summen  hinzutreten;  im  Et  f.  1SS3/84  ist  die  Zin^^u nunc  auf 
109.  IST, f. 79  M.  berechnet);  vom  RestUberschuss  8ind  erforderl.  Falb  2'2  Mill.  M 
eines  .sonst  etwa  durch  Anleihen  zu  deckendeu  Dchcitö  zu  verwenden;  der  weiter 
Rest  ist  an  ober  j&hrlich  mit  '///u  erfolgenden  Tilgung  der  Eisenb^ald  bestimat; 
eine  Tilgong  über  diesen  Betrag  hinaus  hängt  von  neuer  ßestifflffliiBg  des  Staatshau^L- 
etats  ab.  Hiernach  waren  f.  18*?3/'^1  20.1  ^^T.'!"!  M.  zu  tilgen  gewesen.  Die-o  Sumojc 
wurde  nach  den  Voransclil  i^eu  f.  l^s.'>  >1  voll  erreicht  sein,  wenn  nicht  vom  l'ebcr- 
bchuss  der  Eisenb.vcrwalt.  jene  2  2  .Mill.  M.  zur  Deficitdeckung  in  diesem  Jahre  ab- 
gingen. So  steht  znr  Tilgung  nur  18,458.296  M.  zar  Verwendung,  also  ],729«OS$lf. 
weniger  als  die  'V*  Tilgungsquote.  Im  Ergebniss  wird  der  üeberschuss  f.  ISSS'M 
aber  mntbmasslieh  hf>her  sein.  Der  Et.  d.  preuss.  Eisenb.vcrwalt.  ergiebt  f.  ISS,^  >4 
öl7'72  Mill.  M.  Einnahme,  3S4'5S  M.  M.  ord.  Ausgabe  (iaci.  der  Zins-,  IknitA- 
n.  Amortis.b6t^e  ans  den  seit  1879  abgeschlossenen  VentaatUohuogsreftilgeB). 
130*15  M.  M.  Üeberschuss.   Die  hier  in  d<  i  ..Ausgabe'"  eingerechn.  Zins-.  Be^i' 

II.  Amort.betr.1ge  belaufen  sieh  anf  S6  97  M.  M.  f.  noch  nicht  i;»  Tonsols  ronvertirtt 
Actien  u.  Prior.obiig. .  hierunter  allein  10,421,524  M.  M.  Amoraa.au mme  ,  weicher 
Betrag  daher  dem  „Üeberschuss"  eigentlich  zuzurechnen  wäre.  Die  EisenbahnsoboU 
zuzüglich  der  Schald  ans  nicht  convertirtcn  Actien  Q.  Prioritäten  wird  also  ans  d» 
BetriebsttbeRKshussen  trotz  de»  theueren  Preises  der  verotaatUcbten  Priratbahnen  aicftt 
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nur  volLstäodi^  verzinst  {i  (i.  mit  186*04  M.  ^I.  oder  p.  kil.  c.  11,600  M.),  es  steht 
aacli  II"'  Ii  »  in  IvObt  dieses  Ueborschusscs  mit  M.  M.  zu  Tilg^!in;ren  oder  zu  anderen 
Suatj>aus^abcü  zur  Verfüipjng,  so  dass  eine  Eisenbahnrenic  von  c.  4% — 57o  f^r  jetzt 
aageoommen  werden  kann.  Diesclljo  wird  thals&chlich  im  laufenden  Jahic  hOher  seio. 
Sie  uDterliegt  naturlich  g^evisson  Schvankunt^^on.  Aber  auch  trotz  des  theoereii  Erwerbs 
der  verstaatlicliteu  Pnv.JiahnL'n  darf  uiu  h  fiiian/.i<^ll  das  pp  nssisclic  Stantshahnwesen 
als  L- 'Sichert  fuiulirt  u.  aus  sfirs'-rt  Keiiierirägeu  allein  sich  vcrzinseutl  ii.  M-in  Aulag^e- 
kapual  a.Üuiälig  tilgend  augesohcn  werden.  S.  v.  d.  Leycn.  Dorchfilhr.  d.  .Staatsb.- 
systems  in  Preoasen,  in  SchmoUer's  Jahrb.  d.  D.  Reichs  18S3  H.  2,  8.  89. 

Im  K.  Sachsen  varen  seit  lange,  mit  Ausnahme  der  alten  Leipz.-Dresd.  Priv.- 
Bahn  u.  ihrer  neueren  Verzweigungen,  ferner  einijfer  neueren  kleinen,  meist  unter 
Staatsverwalt.  steheudeu  Saeckeo,  alle  Balmen  eigeutL  StaatsUahuen.  Die  8ächs.> 
B6hm.  Bahn  (1842—45  bej^nnen).  die  neueren  OeMrgsb.  q.  and.  m.  sind  auf  Staats* 
kosten  angelegt,  die  Sächs.-Baier.  Ii.  (Leipz.-Hof)  i^ing  1S47,  die  Chemnitz- 
Itiesaer.  r\\v  Sachs. - Schles.  1S51  von  Gesellschnf»  <m  verkaufsweise  an  den  Staat 
liber.  Im  J.  l>7t»  ist  das  sächs.  Staatsbalinnetz  dnrch  den  rasch  bewerkstelligten  An- 
kauf fast  des  ganzen  Riisi\  der  riivatbahiiou ,  lies,  der  Leipz.-Presd.  i285  Kil.)  sehr 
arroodift  und  das  StaaUtbahnsystem  zum  so  ^t  wie  anssclüiesslich  herrschenden  ge> 
»lacht  wotden.  Durch  weitere  Ankäufe  kl.  Priv.bahnstrecken  ist  es  jetzt  dahin  ic- 
ikommen,  dass  es  unter  eijr«'ner  Verwalt.  gar  keine,  unter  Staatsvr  nvn!?  nur  noch  kleine 
Strecken  Prir.bahnon  giebt  Lange  Auf.  1877  166b  Kil..  Kapitalauiwaud  MO  b  ilili.  M., 
p.  Kil.  (exci.  einige  lü.  nene  Strecken)  323,000  M.  Priratb.  in  Staatsrerw.  126  Kil. 
Dat<  II  f  ür  1882  s.  o.  S.  707. 

Die  Mecklenli.  B.  hat  wechselnde  Schicksale  gehabt.  Die  Bahnen  der  ehem. 
Iklecklenb.  Kisenb&hngesellschaft  (1844 — 16  gegr.)  sind  eiuo  Zeit  lang  an  den  Greste- 
hcnso!?  r.  Meddenb.-Sk:hweriu  Übergegangen  gewesen  im  Wege  dee  Kxab,  konnten  also 
(■her  zu  den  Staatsbahnen  gerechnet  werden.  Eine  Strecke  davon  hatte  schon  lst4 
:iuf  Staatskosten  jrcbaut  werden  sollen.  1*^7.3  sind  diese  Bahnen  aber  an  eine  A' tien- 
irescilschafi  ubergetranfren  (A.  1877  321  Kil..  43'1  Mill.  M.  verwendetes  Kap..  ]>.  Kil. 
134,U0ü  M.  —  Län!:e  1S81  381  Kil.).  Diese  Rückrerwandlung  in  eiuo  Frivalbahn 
hangt  mit  den  oigenthüml.  staatsrecbtl.  VerhUtnissen  des  Landes  snsammen. 

Die  üldenb  Staatab.  gehört  th.  dem  Staate  Oldeuburir,  th.  Preus>en  ^^\'ilhelm^- 
hafen-Oldenb.  u.  A.  m.).  wird  v.  Oldenbnr^^.  Staat  verwaltet,  der  den  Betrieb  ant  der 
preuss.  Strecke  gegen  einen  best.  Autheil  an  der  Bruttoeinn.  fulirt,  u.  liegt  mit  auf 
preOBS.  n.  brem.  tiebiete.  Sie  hat  nenerdings  Erweiterongen  erfabren.  Anf.  1^77  294 
Kil  Länge,  1882  ohne  Wilh.h.-Oldenb.  281  Kil. 

Die  Braunschw.  Staatsbahnen,  die  selion  l*^37  aiJs  solche  angelegt  u.  ailmälii; 
zu  einem  kl.  Netz  aus^-cbaut  worden  waren,  sind  durch  Vertr.  v.  8.  März  1870  an  die 
Darmst.  Bank  u.  von  dieser  an  eine  (icsellschaft  Ubergegangen,  hinter  welcher  die 
Be^r.-M&rk.  u.  Berlin-Magdeb.  Gesellschaften  stehen,  die  den  ganzen  Actienbesitz  ans» 
schlicssUcli  in  Il.uiden  haben.  Kaufpreis  11  Mill.  Tlilr  u.  v.  I.  Jan.  1861)  an  64  J. 
lang  eine  .Annuität  von  *<7.5.00O  Tliir.  (bei  }>]oss  K'.-4  Mill.  Thlr.  nrsprUnsrl.  Kosten^, 
wogegen  die  Verwaltung  v.  diesem  Zeitraum  au  scliou  auf  Keclinung  der  tiesellächaft 
geht.  Zum  Yerfcanf  der  treffl.  sitnirten  Bahnen  fUhrten  nicht  prindp.  Grunde,  sond. 
Tomchml.  pol  it.  Kücksicbten  in  Betr.  der  rnsi<-)icrlieit  der  Zukunft  des  Land<:s,  das 
sich  so  einen  rciehen  Provinzialfonds  sicherte.  Unter  bratinscliw.  Verwalt.  stirbt  auch 
eine  kl.  preuss.  (irenzst recke.  Lange  A.  1877  331  Kil.  (nach  Stürmer  A.  1876  344), 
renrend.  Kapital  93-6  MilL  M.,  p.  Kil.  283.00»  M.  L&nge  1882  345  Kil.  Da  die 
Actien  der  Balm  mit  2  GeseUschaften ,  die  sie  besassen,  an  den  Staat  Preusscn 
gekommen  sind,  lie-t  liier  jetzt  ein  hos.  •  i-.  iitliilmliclies  Verh.altni-s  mr.  In  d.  amtl. 
Eisenlnstatiht.  werden  tlie  braunschw,  Bahnen  aber  als  Priv.  I)ahneu  jreiuhrt. 

Von  norddeutscheu  Kleinstaaten  haben  S.-\Veim.,  S.  Mein.,  S.-Cob.- 
Gotha,  Schwarzb.-Sondersh.,  Hamburg  (Hamb.-Bergedorf,  an  d.  Berl.-Hamb. 
Priv.b.ifesellsch.  vi  rpachtet),  Bremen  (Uelzen - Lantrewedel ,  wovon  d.  Betrieb  v.  Anf 
an  d.  Magtleb. -HalbeTst.  Priv.b.^fs,  tiberlassen  war^  kleine  eigene  Staatsb.strecken, 
2.  Th.  verpachtet  (so  die  kl.  thnring.  Bahnen  meist;,  auas^r  Antheileu  an  preuss. 
S(Mlsb.strecken  (Bremen,  Schaamb.-Lippe  bisher).  Ansseihalb  Prenssens  sind  anch 
in  Norddantschland  jetzt  nor  noch  kleine  Priratbahnen  yorhanden,  die  /.  Th.  auch 
noch  pr^n-^s  f}»  hi.  t  berfkhfen.  IMe  wichtigsten  in  Thilringen.  bes.  die  Werrabahn, 
^LriAUge  164  Kil.). 
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i>ic  baier.  Staats babueii  »ind  grösstcotheils  gleich  auf  Staatskosteu  aug«i€f: 
wordea.  Kine  1836  gebildete  Actiengesellsch.  fUr  d.  Bahn  IlUnib.  •  sächs.  Grenze 
gdan^e  nicht  bis  zum  Bej^n  der  Bauten  n.  wurde  1840  wieder  aufgelöst,  wocaif 
der  Staat  die  Linie  l>autr.  Die  Linie  Mllnclien- Augsb.  war  bis  1S40  durch  eio« 
183tV37  gegründete  (ies.  gebaut  wonli  u  ii,  wurde  dieser  abgekauft.   Lanre  Zö: 

bestanden  d&un  im  ösü.  Baieru  ausser  der  kl.  B.  Narnb.*Fünh  nur  Staats bakneu,  \a» 
1856  die  Oes.  d.  Bai  er.  Ostbahneii  gegründet  wurde,  die  ihr  Kefz  allmilig  stad 
aoedehote  (E.  18(>1J  82  5  Meli..  1875  769  KU.).  An  diesem  Abgeben  r.  Staatsbake- 
system scheinen  dairiai<  rlir  n-  (irttnde  zu  (iunsten  der  Privatb.  einen  gewissen  Ant^til 
gehabt  '/u  liaben.  Au:^:ierdcui  sind  v.  Gesellschaften  n.  r.  Gemeinden  eine  .VniaLi 
Zweigbahnen  gebaut,  welche  die  Staatsbahu  !::epachtot  hat.  Nach  längerer  Paus: 
d.  baier.  Staatsbabnsystem  seit  Ende  der  60  er  Jahre  wieder  in  grO«»ereni  Unfaaf 
ausgedehnt  woi'len.  Durch  den  Ankauf  sämmtl.  Linien  der  baier.  Ostbahng:esdIs<b 
im  J.  1S75  hat  Baiern  in  f^einrm  compacten  rechtjjrhein.  Gebiet  '^oin  Staatsbahns^Hm 
ähnlich  wie  Sachsen  das  seine.  ueucnJings  sehr  arrondirt  u.  zum  allein  berrsclieadea 
gemacht  (mit  Ausn.  d.  Ludwigsbahn.  Korob.^F'ttrth,  d.  iltesten  deutschen  Dampfb.  r. 
<i  Kil.).  Anlagekos>ten  der  eii;i  ntl.  Staatsbahnen  (excl.  PachtbahneD)  E.  1S75  TI^-^ 
Mill.  M.  oii.  r  ]).  Kil.  2.'!  1.000  M.  Na'  h  uiiicr  dem  liaier.  Landtage  gemachten  Auf- 
stellung aind  t.  Eiseubahubau  u.  DotatiunsuiiUol  der  baier.  Staatsb.  v.  1842/43  bis  £. 
1S81  verausgabt  237S-65  (V)  M.  M..  dsgl.  f.  Vicinalbahnea  r.  186!»  bis  E.  1881  ic  n 
M.  M.  Nach  der  lieichsverf.  hat  Balero  auch  im  Eitfeubahiiwes.  in  der  HaopCttch« 
eine  exemte  Stellung,  was  für  dir  Fragen  der  de  utschen  Eisenbahnpol.  wichtig  ia. 
Die  Pachtbahnen  jrehören  mehrfach  (icmeinden,  L-ehen  aber  dureh  Amortis.  d.  lUn- 
kapitals  in  Staatsbesitz  Uber.  In  der  Pfalz  wurde  dagegen  das  Priratbahosyät.  all^'ta 
beliebt  u.  bisher  erhallen,  tirttnd.  der  PfiUz.  Ludwigsbahn  1888^1 844  (E.  1869 
38-2  Meil.,  E.  1875  508  Kil.,  1882  625  Kil.). 

Die  würtemb.  Staalsbalinen  sind  alle  von  vonw-herein  auf  Siaiisk  -^teii  irchsm. 
womit  man  1842 — 43  begann,  nachdem  eine  IS.iO  -child  würtemb.  Eiscubahügc».  >ich 
1838  wieder  aufgelöst  hatte.  Das  Netz  i^t  in  den  letzten  Jahren  sehr  erweitert  wordcXL. 
Die  einzige  PriTatbahn  ist  die  kl.  Kirchheimcr.  Kl.  Grenzstrocken  sind  zw.  W.  u.  Baien 
wechselweise  vei-pacht  t  Auf.  1877  war  die  Länge  d.  wQrt  Staatab.  1304  Kit,  rei^ 
wendetes  Kap.  352-7  Mill.  M..  }>.  Kil.  274,000  M. 

Auch  die  bad.  Staatsbahneu  sind  gleich  anfangs  als  solche  angelegt,  womit  achtet 
1838  begouaen  wurde.  Später  traten  einige  kl.  Piivatbahnen,  th.  ron  Privatges.,  du 
T.  Gemeinden  gebaut,  hinzu,  werden  aber  r.  d.  Slaafsbahn  mit  verwaltet  Grusae  Er- 
weiterunjr  der  Staatsbahnbaut<'n  neuerdings.  Au>sfr<lem  i-t  eine  l-aior.  Grenzstretie 
gepachtet.  Länge  der  bad.  Staatsbahnen  incl.  Pachtb.  Auf.  1877  U81  kil.  mit  3^8*ä 
Mill.  M.  verwend.  Kap..  p.  Kil.  203,000  M. 

Die  gressenth.  in  Hessen  lieg.  Main -Neckarb.  Frankf.'Hcidelb.  u.  Maiinheim 
sollte  ursprüngl.  von  einer  Gesellsch.  jrebaut  werden,  dir  aber  nicht  zu  Stand«^  kam. 
worauf  »ie  1842  auf  Kostm  dn- lietheil.  Staaten  hergestellt  wurde.  Sie  gehört  auch 
jetzt  Heesen,  Preussen  (f.  Frankf.)  u.  Baden  gemeinsam  u.  steht  auter  einei  eigenen, 
in  DarmsUult  domiciL  Direction.  (96  Kil.)  Ausserdem  hatte  Hessen  bis  1880  den  A&theÜ 
an  d.  Main-Weserb.  Durch  Ankauf  Ist  1876  die  Hess.  Noi-db.  v.  Staate  i^nrorbeu, 
A.  1877  170  Kil..  1^7  Mill.  M.  verwend.  Kap.,  277,000  M.  p.  Kil.  Länge  1882 
175  Kil.  Das  Privatbahnsysteni  (Hess.-Ludwigsb.)  wurde  lh44  —  47  eingeführt  u.  i^i 
vorherrschend  geblieben  in  Sildhosscn.  ümf.  der  Hess.  Ludwigsb.  A.  1877  500  KU, 
1882  621  Kil. 

Es  haben  sonach  vom  Anfang  an  fast  alle  D.  Mittelstaaten  das  Staats» 
bahnsyst'  in  adopiirt  u.  sind  meistens  sojfar  aussch Ii essli eh  oder  doch 
weit  Uberwiegend  dabei  geblieben.  Polit.  Grunde  mügeu  dabei  mitgewirkt 
haben.  In  neuester  Zeit  haben  die  Mittehitaaten  dies  System  noch  weiter  aus- 
gedehnt und  in  der  Uauptaachc  zum  herrschenden  gemacht  {Baiern .  Sachsen), 
wozu  jetzt  wohl  wesendich  politisi  Ii,  Moment.  fRe^iLhungen  zum  Ueielic  mit- 
gewirkt haben.  Die  baierisch»'n  und  badischen  Vi  ihaltni^s-'  biften  zui;leich  schon  em 
Beispiel  passender  Betheiiiguug  der  Seibstverwaltuiigf>k6rper  in  d.  Anlage  der  Babu, 
mit  Deberlassung  d.  Betriebs  an  den  Staat  Dagegen  hat  Preussen  erst  spiter 
u.  bis  vor  der  neuesten  Pha>e  mehr  nur  in  einzelnen  Fällen,  nicht  systeaa- 
riseli,  das  Staatshahnsystem  ans^cnommen,  halb  und  halb  aber  ^c\\on  fmlier  duirh 
Uebcrnahme  der  Verwaltung  grosser  u.  wichtiger  Privatbahucn  auf  den 
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Staat  das  VewftOiutL- ,  so  mucliti'  man  sagen,  gut  zu  macluMi  ge>ucht,  von  tl-ii  Vor- 
behal?<'ii  d'^s  §.  42  des  Eisi-nhahnuesttzes  v.  \'^Hs  ahgeselu-ii.  Im  Ganzen  liatto 
äcliou  lu  der  Mitte  dur  70cr  Jahre  das  5iaatabahnsy!>tcm  Iq  Deutsch- 
land die  Oberliand  u.  batte  durch  Einrerleibnng  ?on  Priratbabaen  zu- 
peDOfflinen,  während  die  zwei  o i d z i g e u  Beispiele  eines  Uebefgaii^s  r.  Staats- 
bahnen  an  (irs cllschaftfn ,  das  braunschw.  u.  meckleub.,  riicli  aus  deu 
uigentbumi.  poiit.  Vorhältuüiscix  der  Länder  erklären.  Durch  die  erväliutua  £r> 
werbongeQ  von  Privatbahnen  Seitens  der  eimclnen  Steaten  n.  dnrch  d.  rostigen  Aus- 
bau des  Staatäbahunctzes  war  es  dahin  gekommen,  dass  im  Deutsclicn  Keicbe.  ohne 
Baiern,  E.  18715  liie  Länj^e  der  Staatsbahnen  incl.  Pa(  btb.)  schon  10,282  Kil.,  der 
PrivatbahiHM)  in  S  taatsve  rwalt,  31**!),  d.  Privatbahaeu  in  Pri  vatvcrwalt.  nur 
noch  ll,53ü  Kil.  wai-.  Immerhin  waiea  hm  vor  Kurzem  aber  sehr  wichtig: e  Koutcu 
zwischen  der  belg.  Urenzo,  dem  Bbcin  einer-,  der  Oder  and  Ostsee 
andererseits  auf  preuss.  Gebiete  im  Eipontli.  u.  der  Verwalt.  von  Gesoll- 
bchafteu  (namentlich  Rhein,  u.  Cölii-Mind  B.,  Thdrint;.  u.  alle  Bahnen,  welche 
ungeiahi  von  der  Eibe  au,  von  Sachseu,  Meckleub.,  Pommern  nach  Berlin  fuliren) 
^^ebitteben,  während  in  SaddentscbL  nur  noch  zwei  bedeutendere  Bahn- 
gesellschaften cxistirten  (Hessische  und  Pfalzische  Lodwigsbabn).  Erst  die 
jOiigs^e  i'fcuss.  Pülitik  der  Eisenbahnverstaafürli untren  hat  nun  auch  in  Preussett 
u.  damit  in  2h  orddeut  schlau d  das  Staatsbahusystem  zum  }ierr»chendou  gemacht. 
Wenn  die  gegenwärtig  (Ende  1883)  augebahnten  YenitaatUchungen  in  Preussen  durch« 
geführt  sein  werden,  giebt  es  ausser  dem  ;i!:en.  mittelfhein.  ptäiz.,  hess.  u.  dem  mecklenb. 
(iebiet  k<inf!  wichtigeren  Privatbahnen  mehr.  D-- u  ts  chlaiid  hat  das 
f  o  ->  s  e  moderne  \V  i  r  t  h  ?s  c  h  a  f  t  s  p  r  o  b  1  e  in  d  e  s  E  i  s  e  n  b  a  Ii  n  w  e  s  e  n  s  v  u  r  a  1 1  -  •  ü 
Laa  icru  der  Welt  zuerst  voii  im  Sinne  des  S taa ta bah apr in  ci ps  Re- 
iffs t  Bei  einer  Beurtheilong  der  E^istungen  der  deutschen  Privatbabneii  verglichen 
mit  fremden  darf  man  gewiss  nicht  vergessen,  dass  die  Verbreitung  des  8ta<itsbahn- 
systems  u.  die  durch  dieses  geschall".  Coucurrenz  wahrscheinlich  manche  anderswo  zu 
tiudeadca  Uebel  des  Privatbahusystems  nicht  hat  aut  kommen  laäsen;  —  freilich  viel« 
Idcbt  auch  vice  versa. 

Die  Staatssohllid  ist  allerdings  durch  das  Staatsbahnwosen  sehr  vermehrt,  wie 

die  angegeb.  Daten  schon  zeigten,  aMr  sie  verzinst  u.  tilgt  sicli  aus  Einnahmen  der 
Hahnen  docli  im  Ganzen.  Betrag  aller  D.  Eisenbahnscholdeti  l^>7ü,  nadi  Herrn. 
Wagner,  Goth.  Alm,  1872,  S,  314.  57ö  Mill.  Thli'.  neben  514  6  MiU.  TUlr.  sonst. 
Schulden,  nemlich  oistere  in  Preussen  192*7,  Baiern  93*4,  Sachsen  75.  Wttrt 
vo.  Baden  7|-7  Mill.  Thlr.;  f.  E.  1875  wird  dns  verwendete  Anlagekapital  von 
'J.t.f^l  Kil.  Halm.  (excl.  Ilairrn)  auf  5970"4  Mill.  M.  amtlich  anuegubeu,  wovon  f. 
N'.H  l  Kil.  Staa(>b.  24i:i  ;{  Mill.  M..  2«5?».00«  M.  p.  Kil.,  f.  270^  Kü.  Privatb.  in  Staats- 
verwaltung b2U  S  Mill.  M. ,  30r.,00ü  M.  p.  Kil.,  f.  11,49U  Kü.  Privatb.  iu  Privat- 
verwalt.  2727*2  Mill.  M.,  287,000  M.  p.  K.  —  ifHlr  alle  deutschen  Bahnen  ver- 
anschlagt Starmor,  II.  20: 


LHnii:e  Kil. 

vcrweud.  Kap.  Mill.  M. 

p.  Kil.  Mark 

E.  1850 

5,856 

956Ö 

163,000 

E.  1860 

11,089 

2138*8 

103,000 

E.  1870 

18,667 

4100-7 

220,000 

E.  1S75 

28,08.^ 

7048-S 

251,000 

^AmU.  Stat.)  1881 

33,645 

8735  1  1 

;Aeiider.  weg. 

249,000 

£ig4h.wecbsL)  1881 

38,645 

8877*5  J 

Oer  Reichseiseubahnplauist  vorlSufig  zuruckgotrcten.  M. £.  ist  er  die  Couseiiueu^ 
les  Staatsbahnprincips  und  der  deutschen  polit.  Verbültnifife,  nach  welchen  dai 
Heirli  die  dem  Staat»-  gebührenden  Aufgaben  im  Verkehrswesen  in  Deutschland  i:u 
itb  'niehmeu  hat.  S.  die  Debatten  auf  dem  Congr.  in  Bi-emeu,  wo  eine  dieser  Ansicht 
g>  iraerisciie  von  Nasse  verfochten  wurde.  Weitere  Consolidationen  der  EiseDbahu- 
verwaltungs-Ycrhältnisse  in  den  Kloiustaat45n  (Meckleub.,  Oldenb.,  Thüringen,  Hambttijg, 
wohl  auch  Hess-  n^  u.  wenigstens  hier  im  Auschlubs  an  prcuss.  Staatsbahnverwaltungen 
sind  doch  wohl  unausbleiblich,  so  dass  dann  das  gesammte  dcntsehe  Eisenbahnwesen 
weuigstäJis  auf  6  grosse  Comple:k:e  (unter  Voraussetzung  der  schon  eingeleiteten 
weiteren  Verstaatlichung  der  wichtigsten  prouss.  Privatbabuen)  fedudrt  wOide. 
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Ue!>terreich.  Hier  war  die  iüutwickiuitg  unter  d^m  Kiaflua^*  dmcr  wech^iini^ ' 
Politik  v.  spUer  in  Folgte  der  FioanznoCfa,  die  zur  Awspnaaae  des  dqich  die  Stiilr 

bahDen  repi-äseotirt<  ii  Realciedits  n&t)ii?te,  •  iiii;         ander'  als  in  Dentschljuid.  Iz. 

Rorinn  <]■  r  Ki\'^Tibrilin"ira .  1*^H7,  belii-jlt  sifli  il.-r  Staat  das  Recht.  Ei?fL- 
babnen  /•)  b  aaen  u.  zu  be trd ben ,  vor,  oh u«}  davon  ei» atw eilen  bc  b  raa  c ' 
machen  zu  wollen.  Sdion  1836  war  die  K.  terdin^-Nordbalingcs.  (.Wien-schlc^ 
Grenze  n.  Uallc.  mit  Abzwet?.  nach  Brunn)  concess.  werden.  1638  wurde  die  Wie»- 
(ilog^n'n/'  T  (irs.  b.'2Tün<i''t.  anl'.  ztJijIeirli  für  die  Lini'-  W  ieu-Kaab  u.  Pressb.  GleicJ  - 
wohl  v:nii^  der  Staat  1^41 — 42  züiu  M  aat s b a  Ii  n  s  y  s  te m  Uber,  durch  weich«  di' 
Hauptiinien  ausgetuhrt  werden  sollten  (Wicn-Prag-aachs.  Cirenze,  Wicü-Tricst.  ir&^ 
Wien-Baiem,  Yenedig-Mail.'Gbmo).  Dies  geschah  anch  grossentheiiL  Fener  wink 
1^55  die  Wien- Gloggnitzer  ß.  gekauft,  1851  die  Knk. -Oberschi.  {tSH  tob  Mtt 
Krakau  rom-cs^.;.  iSoO  iv  riiirar.  fentralb.  ubf^rnommcn.  so  dass  im  Beginn  Je' 
50er  Jahre  alle  Haupt  ba  Inicu  mit  Ausuahme  der  wicht  Ferd.-Kordk 
(n.  d.  alten  Bndw.-Liuz-Gmuud.  Pferdeb.)  imEigenth.  «.BetriebdesStaats  va  r  es. 

In  der  Ifitte  dar  50er  Jahre  wunien  diese  elmmtL  Bahnen  aber  rasch  aach- 
eiiiander  meistens  an  ^os•^e  zu  dies«_'m  Zw.fke  n- u  -find.  Gesell  ?j  a  ft 
abgetreten,  —  in  der  Form  wühTilich  tur  Mi»  Jahre  zur  Aiisbcnlüiig  uKer:.'\5>' ü. 
nicht  gegen  ein  jährl.  Pachtgeld,  daä  nur  bedingt  beim  Steigen  desi»  Keinerumg»  ubn:! 
eine  gew.  jifai).  Rente  noch  hInzQtritt,  sondern  gegen  eine  in  wenigen  Ratei; 
rasch  nach  einander  fällige  Zahluncr  eines  grösseren  Kapitals.  Dab^i 
wurden  die  meistens  sehr  theuren  (^Südbalin  Wien -Tri«  st I).  aber  noeh  iii<  lii  einmal 
alle  ganz  vollendeten  und  erst  in  den  Beginn  ihrer  Kentabiiitüt»periodc  gelreteiieii 
Bahnen  weit  unter  den  Kosten  weggegeben,  obgleich  anfangs  der  günstige  Staad 
des  Geldmarkts  iM  im  Schloss  ties  Krimkriegs  die  Veräusserung  gerade  um  diat»e  Zeit 
mit  empfohlen  haben  mag.  Nur  der  zufällige  Umstand,  dass  Uesterreich  die  itaüeii. 
Provinzen  bald  darauf  verlor,  lässt  das  Verkanfsgeschäft  für  einen  Tlieil  der  Linira 
nicht  bo  ganz  ungunstig  erscheinen.  Ausserdem  bat  speciell  die  unkluge  u.  rerfniht«.' 
Bankpolitu  Bniek*«,  in  Folge  deren  ohne  irgend  genugende  Vorbereit  die  BaamUan^ 
dem  Wiener  MOnzTortrag  gcmiss  am  1.  Jan.  185!)  aufgenommen  werden  sollte,  m 
einig<-n  dieser  raschen  \  eräusseruugen  der  Bahnen  beiLietragf-n .  ohne  Erfrdg  für  i?!; 
Zweck.  Zuerst  wunicw  1854/55  atf  DO  J.  v.  J&5S  an  gerechnet  die  nOrdl.  (bOhm- 
mähr.)  u.  sudöstl.  (ungar.)  Staat^bahnen  nel^  einem  grösseren  Ikigw.-  iL  Forst- 
complcx  an  die  sog.  Staatseisenbahngesellschaft  (österr.-franzfls.,  rolgo  in 
Börsenjargon  „Franzosen")  filr  200  Mill.  Fr.  in  Edelmetall,  zahlbar  in  30  Monats- 
raten, abgetreten.  Dann  folgten  IS.*)«  die  lonib.-venet  Bahnen  für  92  Jahre  (bj< 
1948)  abgetreten,  wofür  70  MilL  Lire  binnen  5  Jahren  zu  zahlen  waren,  eveotaeli 
SO  MÜl.  mehr«  zn  zahlen  ans  d.  Hilfto  des  7*'/o  IleiiMrtr.  ttbenteig.  Gewinns,  statt 
welcher  Summe  auch  ^ne  Abfindung  des  Staats  mit  20  Mill.  L  eintreten  konnte«  ia 
'1.  7  .T.  zur  HiUfTf  zahlbar.    RUckkaufsrerht  d<s  Staats  von  an.  gi^mas^«-  dcrr 

wirkl.  Ertrag,  unter  Festhaliung  eines  Minimums.  Ebenfalls  Iböb  wurden  hei:ouiictte 
Staatsbahnstrecken  im  mittleren  Ungarn  der  Theissb.  gegen  Kapltalzahluug  über- 
lassen. Die  fert.  n.  im  Ban  begriU'encn  galie.  Bahnen  (Kiakau-Dembica  Zweigk. 
Demb.- ow-Przemysl)  wurden  bi-  /  J.  1952  abgetreten  für  1319  Mill.  fl 

C.-M.,  ab- r  "rst  v.  1803  an  in  In  Jahresraten  zu  zahlen,  also  um  den  Discom 
niedriger  anzurechnen.  Kleine  andere  westgalic.  Strecken  kaufte  185S  die  Ferd.- 
Nordb.  dem  Staate  ab.  Endlich  wurden  1858  noch  d.  th.  fert.,  th.  begonnenen  sfidL 
( Wien-Triest)  u.  Tiroler  Bahnen  an  die  mit  der  lombard.  Ges.  verbundenen  Sud* 
1«:ilHtL'^'  <  ibuetreten,  gegen  100  M.  fl.  ö.W..  wovon  nur  10  Mill.  sofort,  woiter-j  60  MilL 
in  Verschiedenen  Raten  von  1859—00  u.  30  Mill.  Uberhaupt  nur  bedingung-s weise  au^ 
der  Hälfte  des  etwaigen  Keinen  rag&  über  77u  von  1870  an  zu  entrichten  waren;  ran 
dieser  Zahlung  hätte  sich  d.  Ges.  eontractlich  anch  mit  20  MÜL  fl.  AvenionalsanBto. 
V.  1^71  au  in  4  Baten  zahlbar,  bffn'i.'n  kennen;  über  diese  ••ventuelle  Schuld  ist  iL 
dem  V'  I trage  vom  13.  April  1^07  Art.  12  Neue»  verabredet  worden,  neml.  Zahluug 
vuii  \  .„  des  Bruttoertrags  Ul>er  107,000  11.  p.  Meile  —  Östr.  Netz  u.  veucU  Liuiea  — 
n.  V.  dsgl.  aber  110,000  11.,  oder  20  Mill.  fl.  in  4  naten  a  5  Mill  fl.  1  Kor. 
1873  —  70.  Durch  die  Alttretung  v.  Lomb.  Vetiet.  an  Italieü  j,iad  diese  Verhidtnissr 
verwi'  k -If.-r  geworden.  IJouiess.  dauert  bis  19.")1.  \  tirbeliaii  d.  Wiedereinlö^uns  d. 
abgetr.  Bahnen  v  IV>5  an.  Nach  lange  vcrgebl.  Bemühungen  b>t  im  J  187H  c'm< 
Trennung  de»  5:iterr.  Sudbahanetzes  von  den  deraclbcn  Gcsellsch.  gehörii^eu  Linien  ub 
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IC.  Italicu  gelaugeu,  diu  zu  ueueu  Trausacüoncu  zwiücJicü  der  öbtcrr.  Ki^iöruug  u. 
der  geoannton  Gesellschaft  ftthrte.  —  IMe  meisten  Gesellschaften  hatten  Yeipfllehtangen 

zum  Ausbau  bestimmter' Linien  überuehmcn  müssen.  Für  fast  alle  diese  Bahnen  hat 
der  Staat  aber  no«-h  eine  Ziiisparanfic  v.  5"'„  Zins  u.  VsVu  Amorti-  •i:ewährt.  Pie 
Höhe  der  aus  diesen  und  späteren  Zinsgarantico  zu  zahlenden  Vurächussc  ist  sehr 
liedeuteud,  ^.  die  Daten  oben  S.  457.  Sämintl.  abgetret^^ne  Bahnen  hatten  bis  £.  lSo9 
aSH-2ß  Mill.  II.  C.-M  gekostet  n.  vaien  fdr  16$-56  Mill.  II.  G.-M.  (K.Th.  in  Silber) 
verkauft  worden,  also  fast  ^enau  mit  no'^'',,  Verlust  (wenn  man  von  den  spfiter  nur 
oventU'Ü  Hilliiren  Zahlungen  ab>i»'ht\  im  (ininde  noch  mit  einem  gro^SL^rcu.  da  der 
iieirinu  am  Agio  der  in  Metall  gezuhitcn  Kaufgelder  hinter  dem  yerlu>t  an  Dibcoot 
der  spiter  ftUl.  Somnen  zarückbUeb. 

Seitdem  herrscht«^,  in  West- Oesterreich  fast  ausi^rhlicsslich  das  Prirat- 
l»ahn-  u.  Privatvervaltungssystem.  Es  haben  sich  aber  wesentlii  hc  Uebol- 
btaude  desi>elbeu  auch  in  finanz.  Buzichuug  herausgestellt:  Schvierig:kciteu  bei  der 
Regelung  der  Gftrantie?erhiltnisse,  bei  d.  OebemaJ^me  ?od  sogar  vorgekommenen 
Bdtriebsdefioiten  auf  den  Staat,  und  bei  den  ungarantirten  neueren  Privatltuhnen 
noch  grössere  Mängel,  indem  die  Rr\!inen  z.  Th.  nicht  lebensfähig  sind  u.  dem 
Bankerott  verfallen.  Deshalb  ist  in  neue:} ter  Zeit  auch  in  Oesterreich  der  Gedanke, 
diese  Bahnen  Seitens  des  Staats  zu  übernehmen  u.  Staatsbahneu  zu  bauen,  wieder 
ernstlicher  in's  Ange  gefasst  worden,  a.  in  den  letzten  Jahren  in  Aosftihmng  begriffen, 
u.  zwar  irerade  mit  aus  finanz.  Hucksichten.  Einmal  wurden  seit  1S74  verschiedeno 
kleinere  Bahnstrecken  vom  .Staate  fjebaat  oder  von  kleinen  Priv.gcsellschaf^en  Über- 
nommen, wobei  der  Betrieb  zunächst  gewöhnlich  von  den  benachbarten  grösseren  Prir.- 
bahnen  nach  fertngsmiss.  Bedingungen  geführt  wude  (SlantslMihnen  f.  1881  816  KiL, 
ausserdem  die  dalmatinischen).  In  anderen  F&llett  wurde  amgekehrt  —  auf  Grond 
der  Zinsgarantievcrhälinisse  —  die  Verwaltung  von  Privatbahnen  vom  Staate  über- 
nommen ^Kronprinz  Rudolf-ß.  800  KiL,  in  Staatsverwalt.  seit  18S0,  Vorarlbergb.  dsgl. 
seit  18b2,  90  Kil.)*  Junget  ist  dann  anch  eine  eigentliche  Verstaatlichung  einer 
Pilr.b.gesellsch.  erfolgt,  neml.  der  Elis. -Westb..  Ges.  v.  23.  Dee.  ISSl,  v.  Auf.  1882 
nn,  Kil.  geg^en  .59*2  Mill.  .^Vo  Goldrente  f.  d.  Actien.  Diese  Bahn  steht  geogr. 
mit  der  Kronpr.-Kudolf-B  u.  di-mnäclist  mit  der  Vorarlbergb.  durch  die  in  Bau 
begriffene  Staatsb.  Inusbr.  -  Bludeuz  (Arlbergtunnel)  in  Vcrbindnng  u.  wird  wie  diese 
Tom  Staate  verwaltet.  So  ist  bereits  wieder  ein  grösserer  westOsterr.  Staats- 
bahucomplex  für  die  Verbinduni^  Wiens  mit  Baiern  u.  der  Schweiz  ent- 
standen (die  fehlende  Strecke  Wörgl-Innsbruck,  zur  Siidhahn  gehörig,  wird  von  der 
Staatsb. verwait.  mit  benutzt).  Auch  die  steirische  Staatsb.linie  (Pola,  Kovigno-Divacca) 
ist  1883  in  eigene  Verwalt.  des  Staats  Qbernommen.  Gleiches  gilt  ron  den  nieder- 
österr.  Staatsbahnen.  Für  die  ciirens  verwalteten  Staats-  u.  die  vom  Staate  verwalteten 
Privathahneii  besteht  die  Dirci-tion  f.  StanS'  i-rnb. betrieb"  in  Wien.  (S.  ArcL.  f. 
Eisenh.wes.  18»2  S.  21.'i  Ii.)  l^änge  der  Staatsbahnon  A.  iHb'6  c.  ITöü  Kil.  Der  dem- 
nSchstige  Ablauf  des  Privilegs  der  wichtigen  K.-Ferd.*Nofdbahn  könnte  zu  einer 
bedeutsamen  Vergrössemng  des  Staatsbahnnetzos  (Ober -Schlesien  o»  Galisien)  führen 
Doch  ist  das  Ergebniss  zu  fuhr  nd-  r  A'criiandlungcn  noch  nieht  abzusehen.  In  Gali- 
zien  ist  l**s-2  ehenlalls  mit  d.  Hau  \.  Staatsb.  begonnen  wurden.  ^ Abzweigungen 
galiz.  Transversaib. \  d»gl.  in  Böhmen  u.  Mäh  reu  (Transvers.b.ji ,  wobei  die  betreiT. 
Knml&nder  ans  eigenen  Mitteln  contribniren. 

In  Ungarn  hat  man  bald  nach  der  wiedererlan<;-ten  finanz.  S<dbständigkeit  den 
Staati<bahn  bau  selbst  in  ziemlieh  erhebl.  Umfanj^^e  in  Angriff  sfenom mm.  wio  rs 
scheint  zu  sebnell,  ohne  genügende  Berücksichtigung  der  mögiicheu  Kcutabüität,  auch 
ohne  richtige  Beachtung  des  Prlncips,  dass  bei  ddiner  BorOlkerang  znnftcbst  die 
Bahnen  na<  Ii  dem  «'Xtensiveii  System  zu  bauen  sind.  L&nge  der  nnt;ar.  Staats- 
bahn Auf  l*^7^  1064  Kil.  Ausserdem  Privatbahnen  mit  Zinsgarantien.  In  den 
letzten  Jahren  hat  sich  durch  Neubau  u.  Uebernahme  von  Privatbahnen  das  Staatsb.- 
üeu  noch  weiter  ausgedehnt,  so  dass  es  bereits  den  grössten  Thcil  der  ungar.  Bahnen 
nmfasst  Die  Beinerttftge  sind  dürftig,  aber  in  kleiner  Steigerung  Ijegriffes.  (Anch 
über  Uniram  Näheres  ilber  d.  neueren  Verhältnisse  im  Arch.  f.  Eisenb. 

Auf.  1*^71  waren  in  Betrieb  in  Cisleithan.  ^^^.M,  in  Trans),  i  ihaii.  !>'.).  /.us. 
1372  M.  geogr.,  Kostenaufw.  f.  1 046*5  M.  im  Betrieb  yi(>-2  Mill.  il.  ö.  W.  (ob  hier  die 
nrsprttngL  Bankosteu  der  Staatsb.  roll  gerechnet  shid,  oder  nor  die  Kani^reise,  welche 
die  Geselbßhaften  gezahlt  haben?)  Auf.  1876  in  Betrieb  ind.  Local-  n.  Montinbahnen 
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in  der  westlicheu  Koichshiilfte  10,695,  i»  d.  östlichen  ö67;J,  /u».  17,368  Kii-  — 
KapiUlaofv.  Ins  £.  1873  nach  Stürmer  4054'2  Mill.  M.  (wohl  fl.  2Q  2  M.  g^rechset'. 

p.  Kil.  262,000  M.  T.uvjo  der  erflffn.  Bahnen  A.  1S82  in  WeftOstcrr.  Ufi92^  ia 
Ungarn  7211.  zu«.  isjo.H  Kil  ;  ausserdem  21)1  Kil  in  Bosnien. 

Belgien.  Hier  wurde  durch  d.  iics,  v.  1.  Mai         oin  Staati^liahnsysteiu  für 
dio  wichtigsten  Routen  des  Inlaniis  tt.  die  Uanplsicbl.  Yeililndiinfren  mit  dem  AmIsoJ 
eiogefahrt  u.  durch  Gos.  v.  27.  Mai  1^37  «erweitert.  —  <  in  IHr  das  Staatsbahn system 
überhaupt  ro!L'''iir<'i(liPr  und  zur  Nacli^^hmunu-,  z.B.  in        «l.'ut-chen  Mittelstaalen, 
»nfford-  rndi  j  \  oi«ram;.   Bis  Mitt«-  df-i  4i)*  r  .lahre  war  dies  Net/  auf  Staat-kosfen  aD>- 
gcbaut.    Dann  trat  eine  Stockung  etu.    Es  «Trolgten  Conccssionen  an  Privatgc^lL'^rh-, 
diircli  wdclie  das  bolg.  Balinnetz  länfrero  Zeit  fast  allein  weiter  ansjcebnit  wordes  ijl 
Enit  in  neuester  Zeit  bat  der  Staat  den  Bau  selbst  wieder  In  die  Hand  geDommeD. 
anfangs  in  Meinem  rinlanire.  seit  1^70  wieder  ^trnk-  r.   Anch  ist  «?eitdeni  ein«-  grössere 
Anzahl  PriFalbahnen ,  theils  in  da^i  Eigonthum,  theiis  in  die  Verwahunsr  des  Staat» 
abenommen  worden.  Im  Ganzen  stellt  Delgicn  daher  jetzt  ein  Land  des  gc  mischtet 
Systems  dar,  wo  die  Staatsbahnen  aber  die  wichtigsten  Beuten  omfassen.  Die  Staats- 
bahnen fast  jranz  und  ein  khiMi  ni  Theil  der  Privatbahnen  stf^bcn  nnter  Staats- 
verwaltunir.  «Isgl.  viele  kleine  Bergwerks-  n.  d;:!.  m.  Xrlx^nbaluiPn,  di»-  übriizen  Hahn  "^q 
unter  l'rivatvcrw,,  wobei  üftei-s  Pachtverhültnisse  voikumuicn.    Aach  einzelne  kicino 
Staatsbabnstreckeo  sind,  wohl  der  Lage  wegen,  verpachtet.  Anf.  1870  waren  in 
Betriel   :  TV.'i  Meil.  Staatsb.,  woftr  243  7  M.  Fr.,  n.  263-3  Mill.  Privafbahnen,  woC 
bis  A.  IStiS  ölo'll  Mill.  lY.  vorwf»ndet  warten.    Anf.  1S7()  umfasst-  n  Staat<b. 
2024,  dio  Privatbahnen  1475,  zus.  3499  kil.   Nach  Stürmer  (U.  i2)  kosteiea 
E.  1873  d.  Staats-  n.  angckanften  Privatbahnen  307  MUI.  M..  p.  Rfl.  440,000  M. 
A.  1S82  nmfasste  das  belsr.  Netz  4182  KIL,  wovon  in  Staatsb»Urieb  28SS  (daroa 
vom  Staate  -.-baut  II.".*!,  v.  Staate  Privatpo^rll  -Ii.  abirekauft  1401).  zus.  2562  Kil. 
Staatalt.  in  Staatsbetriiib.  tcrncr  Pri?atb.  in  Staatsbetrieb  325  Kil.):  in  l'ri  vat betrieb 
1294  (wovon  Staatsb.  10,  Priv.b.  1284).   Die  Staatsbahucn  hatten  bis  dahin  7i>9'7  M.  Kr, 
nebst  919*8  M.  Pr.  Annuititen  f.  rttckgekanfte  Bahnen  gekostet,  ms.  1109*5  MiU.  Fr. 

Niiid erlandc.  Ein  neinischtcs  System  besteht  anch  hier.  Man  beirann 
Ende  der  30er  Jahre  mit  l'riratb.  (Holländ.  B.  Anisteni.  -  Haa«r  -  Rotterd..  orötlncl 
1830—47,  Rhein.  B..  .Vmst.-Utrecht-preuss.  Grenze,  I84;i — 5öi;  eine  v.  Staat  be^oou. 
Strecke  (Amst.- .\rnhcim^  wurde  1852  der  Rhein.  B.  ttberlassen.  Auch  ftlr  die  Ver- 
bindungsbahnen mit  Belg^iun  wurden  GeseUschaften  concessionirt.  Nach  d.  Ges.  v. 
1^.  Au-r.  I*^rt()  wurde  daueLren  «Mn  grosseis  Staatsbahnnetz,  das  sich  namentlich 
auch  auf  die  nurdusil.  abj^elei:.  Theil«-  er<tre<  kt.  beiiTUndet,  mit  einctn  Kostenanschlag 
von  100  Mill.  11.,  wovon  jährl.  wunigsten»  lu  Mill.  fl.  verwendet  werden  sollten.  Dies 
Netz  ist  jetzt  Vollendet  Dmfang  d.  Staatsb.  Auf.  1870  109*6  H.,  Kosten  107*66  M.  1. 
also  p.  Meile  nicht  viel  mehr  als  im  D.  d.  dentschcn  Bahnen,  E.  1S75  war  1.  Staabb. 
!)9()  Kil.  lanii,  Kapitalauf wan.l  bi--  E.  1S74  15o-2  M.  Mark,  p.  Kil.  nnr  U)s.i)i>0  Marl. 
Den  Betrieb  auf  d.  Staatsb.  besorgt  <lio  „Gesellsch.  fUr  d.  Betrieb  d.  niederl.  Staats- 
bahnen", eine  Actien^:es.  mit  12  Mill.  11.  Kap.,  woron  A.  1871  die  Hllfte  emtttiit 
war  (s.  S.  738).  Die  Privatbabnen  (excl.  Grossherz.  Luxeuibur-)  bildeten  1S76  3  Gesell- 
schaften von  zus.  551  Kil.  Länne.  Daher  L;ini:<;  im  Koniirreioli  1541  Kil.,  z.  Th.  nach 
ßel)^ien  u.  Deutschland  hineinraiicnd,  woi;ei:en  um<;ekelirt  beiir.  n.  dpntschc  Betricbt- 
strccken  in  Holland  liegen.  Anf.  1882  im  Ganzen  2022  Kil..  wovon  1117  bei  d. 
„Ges.  f.  d.  Betrieb  r.  Staatsb.",  der  Kebt  bei  2  grosseren  n.  4  kleineren  Gesellschaften. 

Lu.xcmburjf.  Die  Wilh.  Luxemb.  Bahn  von  170  Kil.  Längo  ist  bis  1912 
dauernd  zum  Betriebe  der  Verwaltung  der  cisäss.-lothr.  Reiclisbalmen  tibcriasscn  (Vertr. 
d.  D.  Reichs  mit  d.  Luxemb.  Regier,  v.  11.  .Tuni  1S72,  Reichsges.  v.  15.  Jali  1872 
u.  IS.  Juni  1873,  s.  mein  Roichsfinanzwes.  in  v.  HoltzcndorflTs  Jahrb.  d.  D.  Reichs 
in.  168).  Der  Betrieb  erforderte  Jahre  lang  Znbnsse  (1^74  37 ^/^  der  Bnittoeinnahnt), 
j<'f/.t  laicht  er  Ueberschüsse.  Ausserdem  e.\i->tirt  in  Lnv.  die  v.  d.  bei.:.  S'ta^>b,  ftt' 
walt.  Prinz-Heinr.-B.  von  jetzt  149  Kil.  Lange,  dann  40  Kil.  kl.  Sec.bahnun. 

Schweiz.  Bisher  fast  ausschliossl.  Privatbahnen,  wohl  unter  d.  Einfluss  i'olii. 
Anschannngen.  Aber  auch  erst  spSte  Entwicklang.  Noch  1853  war  die  kleine  Lisi« 
Ztirieh- Baden  die  einzige  Schw.  B.  Das  Bundcsgw,  V.  1852  ilberlie»  den  Ran  I 
Privatinrln-tri dio  <'onresHionirnn'.r  den  Kantonen,  mit  ircw.  Oberanfs.  d.  Buiulev 
Seitdem  gross.  Ausbau  des  Netzes,  sümmtl.  Privatbabnen,  mit  Aosnahme  der  Henur 
Staatsb.  r.  81  Kil.  (»e^ammtlängo  I.Jan.  1870  1368  Kil.,  woron  57-0  Kil.  anf  fremde 
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Bahuen  (38*8  aui'  bad,.  3*5  auf  ülsibs. ,  15".M  auf  fraiizos.'  kommen.  Kosten  für 
1321  KU.  423*9  MiU.  Fr.  Liiu|,^o  Mitte  1876  2243  Kil.,  ausser  64  KU.  freuidcn 
Babnea  gdiOiifr-  Ltoge  A.  1882  2606  KU.,  exel.  68  KiJ..  die  fremden  Bahnen 
gehören,  ßaukost«  n  der  l>etriel>enen  Strecken  bia  £.  1881  T50-0  Mill.  Kr.,  p.  Kil. 
.H00"94(i  Fr.  Mehrfach  kantonale  Beihilfen  zum  Bau,  so  insl»'^.  tiir  die  (jotthiirtltb. 
Üeätrcbungeu ^  das  Eiseubahuwesen  an  den  Bund  lu  Uberuehuica,  sind  bei  Schweiz. 
Potitikeru  schon  6ftera  hcrvonretrcten.  Die  Gotthardtbahn  wurde  von  einer  Action- 
geSHllscliaft  mit  Hilfe  von  Beiträ<j:en  einiger  Kantone,  dann  Italiens  n.  des  Deutsi-hen 
Reichs  (K'i  icli  auf  Ri-chn.  u.  Beiträvre  v.  dcntsi  hen  Bahnvcrwaltun-ien)  u.  des  Buud«  > 
gebaut.  Die  in  iiateii  zu  zald.  deutsche  Suliv«  ution  ist  20  Mill.  I  r.  (h"^.  v.  2.  Nov. 
1^71.)  Der  Fall  der  (>ottliardtbahn  ist  vun  priucip.  Hedeutuue  f.  d.  Kisenbahn- 
politik:  er  sei^t  die  ungenügende  Kraft  dee  Pri?atbalmwe8en8  (wenigetens  bei  so  aer^ 
splitterten  Linien  wie  in  d.  Schweiz),  solche  s^ewaltige  ünternehmunjjen  <iurchzuführen, 
sowie  die  L'nnihi?rkeit  so  klf^ner  Staatskörpcr,  wie  die  Schweiz,  u.  so  or£janisirter.  wie 
der  dort.  Bundesstaat,  solche  Aufgaben  2U  bewältigen.  S.  ücigy,  Erört.  üb.  d. 
üchweiz.  Eisenbahnwes.  Bas.  1874.  Anch  die  j  andrsten  BestrebiiDgeB  auf  Erwerb. 
T.  Priv  bahnen  durch  Bund  od«>r  Kantone  Hessen  sich  noch  nicht  rerwirklichen. 

Dänemark.  Gemischt  Sv.st.jui.  StaatsI).  in  Jatl.  u.  Kühnen,  A.1S76  slO  Kil  . 
Trivatb.  auf  Seel.,  Laal,,  Falstei       KU.,  zus.  1260,  Ib^l       1576  Kil.,wov.  1241  Staalsb. 

Schwedcn-N orwe>f cn.  Mit  Privatbahnsystem  in  Schweden  1S52  begonnen, 
aber  ohne  genug.  Erfoljer.  Daher  die  Hauptstrecken  vom  Staate  gebaut,  seit  1^55. 
•grösseres  Bahnnetz  ls62  entworfen.  Die  Privatives,  habi-n ,  z.  Th.  mit  Staabbeihülfe, 
meistens  nur  kleine  Zweiirbahncn  L'^ebaut,  neuerdiosrs  sich  aber  stark  aasjiiedebiit.  Im 
Betrieb  A.  187Ü  lOö  o  M.  Staabbahn,  Kosten  91  1  MiU.  R.  D.  i^zu  U  Sgr.  5-4  Pf. 
preass.),  8S*8  M.  Priratb.,  ohne  kl.  Strecken  Pfeidob.  A.  1876  1926  KiL  Staatsb., 
2218  Kil.  Privatb.,  zus.  41M8.  E.  1874  kosteten  die  Staatsb.  A.  14 5  9  M.  Mark,  p.  Kil. 
101,000  M.  A.  \S^n  i.G.  W'm  Kil.,  davon  2232  KU.  Staatsb.  Kosten  der  Ictzferen 
241*9  MiU.  deutsche  Mark,  der  Priv.b.  2611,  an  d.  Priv.bahoeo  gew.äbrte  Staats- 
anterütQtz.  bisE.  1881  48*7  Mill.  M.  In  Norwegen  ebenso  Staatsbahneo,  davon  % 
schmalspurig.  Kosten  E.  1873  37*4  M.  M  ,  p.  Kil.  btcilspur.  98.000,  Schmalspur. 
61,000  M.  1881  in  Betrieb  1117  Kil.  mit  94'5  M.  Mark  Antagekosten •  £.  1882 
Länge  1329  Kil.  (Arch.  f.  Kismb.  iss.";  S  HT.U 

Frankreich.  Mit  ki.  PfeideprivatlLi.  wird  achon  lb2t>  begonncit  (St.  Eticuui- 
Andräzienx).  Eiste  eigentL  Dampf b.  1887  ec6ffiiet.  Paris-StOormain.  Die  Prirat- 
industric  erwies  sich  aber  nicht  ausreichend.  Daher  durch  d.  (Je-?,  vom 
11.  Juni  1842  Einirreifen  de<  Staat*;.  Feststellun«:'  ein<'S  ufrösser»?!  \it/^-s.  an 
desdeo  Ausführung  Staat,  nach  d.  Ursprung!.  Plan  auch  Depart  u.  (iemeindcn .  was 
spiter  fortfiel,  n.  Gesellsehaften  sich  betheiii?ten.  Der  Staat  stellt  den  Unterbau ,  die 
(leseUsch.  den  Oberbau  u.s.w.  her  u.  üb'  n  hmen  den  Betrieb  für  10  .1.,  wonach 
die  Bahnen  an  den  Staat  zurückfallen.  Dieses  Svsf»m  war  erfolfrreicher.  Ria 
I84b  waren  2222  KU.  fertig,  fiir  797  MiU.  Fr.,  wovon  "der  Staat  110  MiU.  indiefert 
hatte.  Aber  die  Entwickl.  war  doch  ^^egen  die  Nachbarländer  zurUckureblieben  u. 
gerieth  1848  H'.  wieder  in*8  Stocken.  Grosser  Aufschwung  des  Priiratbahn« 
Systems  Tin«  h  dem  Staatsstreich.  Verlängerung  der  Conress.  auf  99  J.,  von  der 
Keiri«  rung  be^iunstigto  Fusionirun^  der  kl  (ieseliscliaften  u.  neuer  Lini'-n  mit  alten 
i^rosseu  Gesellschaften,  Uebernahme  mancher  läat.  Bedingungen  hiusichtl.  des  Baus 
von  Nebenlinien  in  der  Zeit  des  ^ünst  Ooldmaikts  1852  II.  —  1856.  Nvae  Stock  nag 
dorch  di«'  Geldkrisen  v.  1856  u.  57  u.  abermal.  Staatsintervention.  Diese  bestand 
in  dem  1859  gesetzl.  und  durch  Vertrau:  mit  den  Gesellschaften  einiieführten  System 
von  Ziosgai-aut.  (4'65"/o'  f'>r  den  Au:»bau  eines  zweiten  Ketz^  von  Zwischenbahnen 
durch  die  6  grossen,  meist  gut  rentir.  Gesellschaften  des  alten,  ersten  Netzes,  woran 
sich  1S63  ein  drittes  Ketz  unter  ähnl.  Beding,  anschloss.  Die  Zinsgarant,  bestanden 
1sri3  fnr  IfVl^  Mill.  Fr.  Durch  ein  v,  12.  Juli  1Sr.5  wur.J.  audi  de:,  Depart. 
u.  Gemeinden  erlaubt.  Eifenb.  v.  loc.  Interesse  zu  bauen  odi  r  zu  >ubventionireti.  Im 
J.  1870  waren  (ind.  Kls.-Lotbi.)  2346  6  Med.  Bahnoa  in  lletrieb,  wov.  231  Local-  u. 
88*7  M.  Industrieb..  .^352  M.  im  Ganai^n,  einschliessl.  d.  fertigen,  conceudonirt,  wovon 
205-2  M  Localh.  (i.  s.  Aufw.  bis  1S67  6173,  bis  1870  7039  Mill.  Fr.  v.  d.  Gesellsch.. 
H79  u.  bez.  !0!5.)  MiU.  Fr.  v  St  ute  i.  G.  7152  u.  b.  z.  S024  Mill.  Im  Sept.  1871 
war  die  Länge  der  erölfn.  Balin<  n,  ohne  Eis.  u.  Lotbr. ,  2228'5  MiU.  Es  ist  sehr 
wahracheinlioU.  dtL^  der  Staat  sich  finanziell  l»ess«!r  gestanden  hätte,  a'cnu  er  von  voro- 
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hereiu  alle  Bahnen  guz  allein  gebaut  oad  betrieben  bitte  für  eiirenc  Rechnnnf. 
«ribrend  jetzt  die  gut  rentiienden  Linien  (l<-u  Privaten  gehören. 

Der  vorb*'liult<*n<;  U<-.imfall  ^imintl.  Italineu  au  den  Staat  sirli-  rt  iuJess^^ 
Frankreich  in  d«*r  Mitte  d»  s  nächsten  Jahrhundert^^  die  uncntjfeltl.  VerfugUDf 
Uber  ein  hüchst  werthvolles  Übject:  ein  l'uuct.  der  auch  f.  d.  deutscht 
EisenbahnpoUtilc  beacbtenswerth  Ist,  veU  Frankreich,  ähnlich  wie  Oestmeicli  und  all« 
Staaten.  <Ue  sich  Ilcimfall  der  Bahn»'n  vorbehielten,  so  später  in  den  Stand  ^r-f^rzi 
werden,  «  ine  Tarifwi  rth^cliaft  ^nnz  nach  d.  Gesichtspuncteii  d  <)l  f<  nt- 
lichen  Intcrcgaes  zu  Jxttreibeu.  —  in  i  olge  des  Kriegs  and  seiner  Nachwirkuiigtt 
ist  der  Eisenbahnbau  dann  ein<^  Zeitlang  nicht  sehr  noch  fOigerQckt  In  Betrie)« 
A.  ]blA  u.  IST»;  b.'Z.  ^O.OO.-)  11  21. 701  Kil.,  davon  Haiq»lbahnen  18,504  n. 
Localb.  J27S  u.  iso.«^.  In.lu-tiieb.  163  u.  ITt,  W'irkl.  u.  noch  zu  machenden  Auf? 
f.  d.  1S78  concej«.  Nftz  (oluie  Localhj  b\lO  b  M.  Mark,  p.  Kil.  .Htiil.üÜÜ  M.  l>aTaL 
Staatssu  hve.ntion  1310  S  M.  M.,  wovon  bis  R  lb73  gezahlt  S05'2  M.  M.  Die 
<i  jcrrossen  (ieäclhichafien  uml'asäteu  v.  d.  Hauptbahnen  £.  1875:  17,685  Kil.,  nemL 
Nordh.  1762,  Siidh.  2nr?l.  Ostb.  2255,  We^rb.  25 19.  Pa^s-0^^■a^^-B.  4180,  Par.  Lyon- 
Miltelmeer-B.  5102  kil.,  also  lots^tere  mehr  als  damals  ikh  Ii  siimmrl.  prenss.  Staatsbahnen. 
Die  übrigen  lb99  Kil.  gehören  24  kleinen  (ictiellschatten  (bturuier  II,  30,  Fi^c  zu 
SO  Pfenn.  R.-W.  gerechnet). 

In  <ler  zweiten  Hälfte  der  70er  Jahre  wurde  jedoch  wieder  mehr  irebaut.  Zu- 
gleich isf  in  der  neuesten  Zeit  auch  in  Frank re ich  dorUeher^-anc  zoiii 
.Staaats eisen  b a  hnbe^itz  u.  Betrieb  eri'olgt:  ein  Punct,  von  besondrer  Bedeutung 
ftlr  die  SystenfraK^e ,  indem  man  dort  die  Erfahrung  machte,  dass  auch  ein  ge- 
theilte^  Priratmonopol  auf  diesem  Gebiete  schwere  Uebelstinde  habe  d.  ilass  da» 
System  der  ..reirulirtcn  Pri vatunteruehmong"  nicht  bewährt,  indem  ..Jie 
AulHichtäbehörden  mit  all  ihren  auf  d  Papier  stehenden  Hechten  der  Miäswirthschaft 
der  Privatbahnen  '.gegenüber  von  Jahr  üu  Jahr  machtloser  wunlen"  (.Irch.  f.  Eiscnb. 
1S81  S.  24).  Vür  den  Sax'schcn  Standpaoct  ist  diese  nene  Kr&hnug  «ngfliHlig. 
U.  wenn  die  mehrfi  It  antr- n  gte  Verstaatliehnnc  der  Priv.bahnen  noch  nicht  pcl'ingen 
ist  u.  zunächst  der  Sturui  K'  ^^l'i  ietzti  re  sich  noch  zu  verlaufen  scheint,  ind.  ni  inau 
abermaU  eine  „Verständigung"  mit  den  grossen  Compagoieen  einging  (]S8ö',  so  be* 
weist  das  auch  nur,  dass  znmai  im  hent  Prankreich  die  Uacbt  dieser  Ge- 
sellschaften und  des  hinter  ihnen  stehenden  Piivatkapitalismiis  tclion 
beinahe  untlberw  <  !ri  <rti.r  «jewordm  ist:  eine  Bestätigung  unserer  fniheren 
Auffjissunir  (§  270)  u.  wie<lerum  eine  dem  Sax'schcn  Slandpunct  ungtinstige  Er- 
fahrung, nacli  der  es  kaum  mehr  Wunder  nehmen  kann,  dass  bei^its  die  „Wiederher- 
stellung d.  KOnitrthums"  als  „kapitalistische  Entreprise'"  ins  Auge  gefasst  worden  ist,  — 
lauter  lielege  Inr  die  15.Techtiguny-  des  socialpoht.  Standpuncts  dieses  Werks.  S.  be» 
d.  Aufsätze  n.  Nuti/eii  im  .Vrch.  f.  Eisenbaiinwesen ,  u.  A.  v.  v  «I,  Ley  -  n. 
Priv.  u.  Staabb.  in  i'r.  (Abdr.  einiger  staat.sb.freuudl.  Artikel  d.  (jaiu beim  sehen  Journai> 
S^pnbl.  fran^.>,  lb92,  Niederlage  d.  Prir.b.  im  Irans.  Abg.han8e.  Dardi  Ges.  f. 
18.  Mai  \b7h  wurde  durch  Erwerbung  einiger  kleinen  6  Gesellsch.  gehörigen  Bahnen, 
die  in  der  Maehtsphäre  der  Ürlean-balm  -  (rcsellsch.  lairen ,  der  Anfan.'  mit  einem 
Staatsbahunutz  gemacht.  Die  Linien  waren  z.  Th.  noch  in  Bau  begrltlen  ^2(>15  KiL. 
woron  bei  Uebemahme  1575  in  Betrieb).  Es  sind  durchweg  kleine  Nebenmdeii  noch 
geringen,  aber  doch  steigenden  Ertrags,  hei  denen  die  schwierige  Staatsverwaltung 
sieh  dennoch  ?nt  bewährt  hat  (s.  Aicli.  f  Eisenb.wes.  1S'^1  S.  157  fl".  u.  d.  p.  n.  An. 
der  Köp.  frane.).  Wtdtergehcude  Plaue,  bes.  betreffend  den  Ankauf  .der  Orieansb.. 
sind  unter  mitwirkendem  EinHuss  der  ungünstigeren  Finanzlage  doch  vornemlich  der 
kapitalistischen  Oppeeition  zum  Opfer  geiiillen.  Man  will  wieder  neue  Vertrig«  mit 
den  iiTossen  CompaL'-nieen  schlies>en ,  um  die  w.  it'  rc  .\nsdrhnnntr  des  ]^ahnnetZ4.'S  zu 
bewirken  u.  sucht  aitermals  sein  Heil  in  Verbessern  nu  li  r  Staatsaut  sieht.  Angelegen- 
heiten, über  welclu;  i.  J.  1SS3  verhandelt  wurde.  Da»  Monopol  der  0  grossen  Com- 
pagnieen  ist  so  im  Wesentlichen  noch  ungebrodien  geblieben.  Immerhin  ist  da* 
Staatsbahnnetz  aber  noch  weiter  ausgedehnt  wonlcn  u.  die  eig^e  Vefvaltun?  des 
Staat-'  hat  .\rierkennung  gefunden.  Namentlich  in  d.  Tarif politik  irinf^en  verschieden-: 
Keiormen  von  den  Staatsbahnen  aus.  lieber  die  Höhe  u.  die  Verwirrtheit  der  Iraazu». 
Priratbahnen  wird  viel  geklagt.  EA1S82  umfasste  das  sog.  „alte  Nett^  10,700  KIL 
wovon  auf  die  0  grossen  Gesellsch.  IÖ,5S4  (Nord  135S  K.  mit  kilomctr.  Einn.  in  tSSJ 
auf  die  durrhschnittL  Betriebaltoire  r.  102,182  fr.,  Ost  744  u.  75453  fr.,  West  9M 
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u.  yö,li7S  fr.,  PÄris-Orleaas  2017  u.  ül,068  fr.,  Paris-Lyon-Mittclmcer  4765  u,  67,676  fr., 
8ad  820  Q.  87,254  f^.)*  Das  „nene  Netz*'  nmftsste  10,603  KU.  (Nord  712,  Ost  2208, 

West  2247,  Par.-Orl.  2342,  Par.-Lyon-Mitt.  lm.  1576.  Siul  151S,  die  kilom.  Einnahme 
in  18S2  bei  diesen  Compagiiicen  zwischen  15.545.  Pai.-Mitt«'lm.,  u.  .14,715  fr.,  Ustb.), 
Beide  Netze  zus.  also  21,3U.'i  Kit.  Die  Staatsbahnen  liabcn  eine  Länge  v.  402b  KiL 
E.  18<2,  mit  bloss  8359  fr.  p.  KU.  Einnabmo:  wieder  ein  Beleg  dafür,  daas  aocb 
bei  dem  System  der  „regulirten  Unternehmung''  in  Frankreich,  n<'beD  firrosseil 
Zuschüssen  für  di«'  Priv. bahnen  (K.  1871»  schuld»  (»  n  ."i  der  ^fressen  Comp,  dem 
Staate  für  Ziüsgarantie/-u:»chilsse  i)b62  M.  fr.,  wovuii  475*9  M.  fr.  Kapital, 
107-4  M.  fr.  Zins  dafür,  nur  die  Nordb.  hat  alles  getilgt  ,  dem  Staate  die  Auf- 
£^ahe,  die  schl'  <  Ilten  Linirn  zu  übernehmen,  bldbt.  Das  ganze  franzOs* 
Nefz,  in- 1  '^^'^  Kil.  Ii . crsen  (ics<  llschaft.-n  gohöreuder  Balmon  u.  132  Kll.  der  RhODc- 
M.  Cenisi..  war  E.  issi  2«^334  Kil.  lang:  (Arch.  f.  Eisenb.wes.  l<iS3  vS  H^2\ 

Italicu.  Kleine  Privat balineu  in  Toscaiia,  St^iatsbahuen  ui  Sardinien  (Festland), 
aber  ttberh.  venige  Babnen,  Eumal  aosserbalb  Oberttalien  (ein  paar  kl.  Strecken  bei 
Neapel),  bestanden  vor  der  Pildung  des  itaL  Staats  ISöO.  im  Ganzen  ausserh.  Venetiens 
19%  Meil.  Seitdem  zieml.  rasrli.  r  Anfsohwung  hIhm  \'oräus8er.  resp.  lan^jähr.  Ver- 
uachtang  fa^i  aller  Staatsbahncu  und  Zinsgarauücsystom,  das  i.  A.  für  lb71  37'085 
MUL  Fr.  Ausgaben  maebt  Im  Betrieb  E.  1868  T5»,  £.  1860  785  g.  M.,  dazQ  rflm. 
Bahnen,  lb69  39  M.  Ven;inigang  1865  zu  5  gxoesen  Gesellscbaften.  In  neuester  Zeit 
js'O)  hat  d.  Suat  aber  beironnen  Privatbahnen  zu  envprb.  n  und  die  veräusserten, 
l>ez.  veq)acbt'-ten  Staatshalmen  /.iirnck  zu  erwerben:  so  sHinrntl.  Linien  der  iis-terr. 
Sudbahugesellsoli.  iu  über-  u.  Mitteiitalieu,  die  rOm.  u.  d.  calabr.  sicil.  Bahnen.  Dazu 
trogen  neben  politiscben  (Emancipation  von  d.  ausländ.  EinÜilssün)  aach  finanz. 
Riicksichten  bei.  Im  Et.  f.  1S70  sind  die  Zahluniren  auf  Zinsgarantieen  auf  47*5  M.  Fr. 
veranschlagt.  Dorh  lieab-i'lirigte  man,  die  Linien  an  (le^Uschaftea  auf  kürzere  Zeit 
zu  verpachten,  Kapitaiaui*.  bis  E.  1874  21W2  Mill.  Fr. 

In  jüngster  Zeit  lebbafte  tbeoret.  u.  pract.  legislatire  Erörterung  der  Eisenbabn- 
frage  in  Italien.  S.  darüber  verschied.  Mittheil,  im  Arch.  f.  £isenb.we$. .  bes.  d. 
zus.fass.  Aufx  V  Piei  k.  nach  d.  ital.  Eisenb.-Euquefc-Commiss.,  Arch.  18^2  S.  91. 
Diese  gross*-  Lntersuchunf^  (1878 — 81)  ist  reich  an  Thatsachcn  u.  Argumenten  Uber 
die  System fra^e.  Die  Gommission  entschied  sich  schliesslich,  obue  dorcbschlagende 
Gründe,  für  die  BeiUrwortuntr  von  Verpachtung  ron  Staats  bahnen  an  grOflsere 
liesellschaften .  bes.  an  2.  die  sich  nach  der  Lj\it^a\'e  KHlieiir?  in  tle^  Tlaimnetz  zu 
titeilen  hätten  (adrial.  u.  Mittelmeemctz.  Mit  nach  holla nd.  Muster  wird  ein  Entwurf 
von  solchen  Pacht-  od.  Bctricbsuberlassuügsverträgen  (aut  (»0  J.)  aufgestellt,  bei  dem 
€9  mir  dnrcbaus  zweifelbaft  bleibt,  ob  man  damit  bowero  Erfahrungen  als  mit  dem  franzAs. 
System  der  „rogulirten"  Privatbabnen  machen  wünle.  S.  Absrh.  4  u.  Die  Be/j^ründuug:  des 
tli.  allircmcinen  th.  f.  Italien  geltcnde?r  vermeint!.  Vorzusrs  des  Privatbetriebs  der 
Bahnen  überzeugt  nicht  u.  die  nicht  duruhaus  günstigen  Erlahrungon  mit  dem  Staats- 
(>etrieb  auf  den  oberital  Babnen  sind  ancb  kein  genü.!,^ender  Beweis  in  der  Frage. 
Vorläufig  ist  aber  auf  den  neu  erworbenen  oberital.  u.  rOm.  Staatsbabnen  der  Staats- 
betrieb ge?^'(/.Iich  nur  als  Provisoritim  iren'^hmigt  <,so  v.  Neuem  durch  t]^--.  v. 
24.  Dec.  ls'>2  bis  Ende  is^.t).  Der  Ankauf  der  Sudbahnen  warf.  1883  vcrtnigsmuss. 
vorbehalten.  Länge  der  Linien  im  Mittel  1882  895H  Kil.,  davon  Staatsb.  5638  (4205 
piOTis.  T.  Staate  selbst  betrieben),  Prir.babnen  4315,  (935  v.  Staat  betrieben). 

Spanien.  Erste  B.  erst  1848,  stärkerer  Bau  in  den  50cr  und  (»Oer  Jahren. 
Privatbahnsystem  u.  Priv:itbetrieb,  zahlreiche  zersplitt.  ünternchrnunüen.  al>.  r  St.iats- 
SQbvcntion  en.  Länge  fertig  A.  1870  733  M.,  im  Bau  27:s  M.  Kapitalauf»,  bis 
1859  746'0  Hill  Escndos  (zu  2  Fr.  70  c).  E.  1875  fertig  5796  KU.,  Vermehr,  seit 
b70  nur  327  Kil.  Kosten  bis  1870  1678'8  M.  M..  wovon  303*1  M.  M.  Staatssubr. 
Länge  d  Bahnen  E.  Issl  TTTiO  Kil.,  an  c.  60  tirseüsch.  concessionirt.  davon  die 
jröstteü  2660— 1^47— 107  1—7M  Kil.  Baukapital  bis  E.  1880  1474  Mill.  M,  Staate- 
subvent  525  MUl.  M. 

Portugal.  Pnvatb..  (französ.  Ges.  v.  1860)  u.  Staatsb.  Neuerdings  Ansdehn. 
d.  Staatsbahn. 'n.  i.  (i.  12l!l  Kil..  wovon  581  Sta;itsb. 

Rumänien.  !*'ivatb.,  mit  StaatMiarantie.  namentl.  die  bekannte  Slroussberg'sche 
Kiscnbahnuntcrnehmung.  die  nach  Aufhebung  d.  früh,  (joucession  in  eine  Actienges. 
rnvandelt,  dann  veistaatlicbt  wuida:  neuerdings  weitere  Ausdehnung  des  Staatab.- 
syBtems,  wonehen  aber  noch  Priv.bahnen. 
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Türkai.  Kldine  Stredron  Oetellscbaftsbftlineii  schon  SUter.  Grosses  "SSm- 
baliDDeCz  der  „GeBcIUch.  d.  turk.  lUlirKn''  mit  Suatsgarantie  in  theilweiaer  Ac 

fiilininir  besrriffon.  wofür  1S70  eine-  Prämienanl.  v.  nom  7fl2  Mill.  Fr.  i  reell  35t;  'i  M 
ausgegi'ben  wurde.    Vertip;  ^n^O  Kil   1S76,    Seitdem  Verkleincninu  <i.'r  Linienlan?- 
■  durch  die  Gcbietsverloste  u.  Sturuut;  der  Entwicklung  darch  die  n<*uen  poliL  Krei^mi'^' 

Rnsiland.  Oroese  n.  bodeot  AnsdchnuDi^  bald  nach  d.  Krimfai«^,  bc«.  ic 
»len  fiOor  Jahren  u.  in  allcmeuestor  Zeit.  Fast  ausäcbliesslich  PriTatbahn- 
systent.  nh.r  mit  Zinsgarant,  um!  starken  Vorschüssen  ans  d.  Staats- 
kassf.  zu  welriH-ni  ZwtM-kc  Anleihen  auf{;cnommt'U  wurden.  Die  wichtigsten  Staatsb.. 
Fctersbonr-MoslraQ  (Nloolaib.^.  ist  ans  Flnanzracksichton  rerkanit  worden.  Df«  ehem. 
Staatsb.  Warschau  -  österr.  Grenz.'  wurde  schon  1857  vorrius.s<  rt.  hez.  auf  75  J.  v^r- 
pnrhtet.    Liiiiu'-   <i.  Bahnen  22•7«^S  Kil.,  wovon  1021  Kil.  Sf*nt^,b:»hn.n.  l>k- 

N  orschUsse  an  Eiaenbahngesellschaften  l>etrni!ren  1S75  2Uöti  M.  Kabel  Papier  ud-: 
Mill.  Bnbel  Silber,  ibbO  bez.  818  3  u.  666*5  Mill.  lt.    Roi  dieser  Sachb^^ 
wo  dio  Kapitalbesch.iffun?  grossenthoils  nur  durch  Yermittlnog  des  Staatscredits 
l'ol's'  i^t .  <]\c  y '  r  *  :i .1  tl i  c  Iii! ng  der  Bahnen  in  Rnssland  noch  näh*^r. 

ais  in  ani1<  ron  Ländern.  S.  Arch.  f.  £isenb.vcs.  ]$S2.  S.  Hb.  Die  fiDnlinci. 
Bahnen  (S4:i  Kil.)  sind  .Staats bahnen. 

Grossbritanoien.  S.  Oobn  a.  a.  0.«  (auch  d.  Forts,  im  Arch.  f.  Eiaeab.. 
Keines  Privatbahn  System.  Erste  Bahn  \HHO  erOflhet,  dann  lanirsiiiio.  lu^^m 
lS3f>  stärkere  Vormehrnng,  darauf  bes.  nach  giinst.  finanz.  Folgen  d«>r  bisher.  H.ibnr  r 
grosse  Ausdehnung  184.)  ff.  Bedeut.  Abnahme  der  iiente,  grosse  Faäiooirungeji 
Periodisch  sehr  4ch vank. ,  aber  im  Ganzen  doch  stetig  fortschrsit.  AmbM,  jedoek 
vielfach  sch!erht'>  Finanzlage  ond  andere  mit  dem  Privat bahnsystem  ansammeahän^ 
Uebelst;iii(lf,  Allinftliir  grAssern  Tontrob*  »i-s  Staate?  anch  uIxt  flas  Finanzwos.  A< 
Bahnen  vt-raueht,  aber  u  -  nitr  in  n,  tr.  d«'r  \  erwaltung,  Tarife,  erreicht.  Neueniing- 
liäuf.  Erörterung  der  irag.-.  die  Bahnen  (wie  bereite  die  Telegr.)  auf  den  Staat 
7.n  nbernehmen,  was  mit  irl.  Bahnen  beginnen  nolL  Hior*  in  Irland,  sind  .nick 
Staatsunter>tiitzun{?en  in  Form  v.  Darlehen  an  Eisenbahnir«  Seilschaften  ^^rfolet 
<('(i)in  1.  *HI5).  Drei  Viertel  der  hrit.  Bahnen  gehören  20  «rrossen  Geseilsch.iften,  di» 
meist  aus  einer  Anzahl  Amalgamationen  cntatandcD  sind,  s.  Oohn,  I.  K.  ö. 
hatten  1875  9  Gesdlscb.  2586,  2495.  22b6  Kil.  Lünge.  5  zwischen  1000—2000.  Qe- 
sammtes  Anlagekapital  E.  1875  630*2  M.  Pf.  St.  p.  Kil.  1874  461.000  M..  —  seil 
2'}  Jahren  im  Durchschnitt  wenisir  p-estiep-eir .  Is50  p.  Kil  142.0)0  M.,  s.  Stürmer 
U,  33.  Cohn  II,  276.  iJinue  E.  ISM  29-257  Kil.  (Engl.  ii.  Wales  20-615.  ScbotU. 
4715.  Irl.  S927),  Anlagokapital  745  52  iMill.  Pf.  St  ,  Nettoeinnahme  9VHS  Pf.  St 
Für  die  UnlOsb^irkeit  des  Problems  eines  nach  «i f t'en tlichem  Interesse  re?ulirtec 
Priv  bahnwesens  liefert  die  Geschichte  in  England  bes.  treffcDde  Belege.  &  a«ck 
Cohn 's  jren.  Aufs,  im  Archiv. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika   Fast  ganx  Privat  bah  usy  st  etu 
aber  mit  oftmal.  erhebt  Unterstützungen  der  Staaten  o.  selbst  der  Bundes- 
regierung in  Land,  Geld  u.  s.  w.    Oft  sehr  unsolide,  rein  betrügl.  Verwaltung 
Länge  A.  1S42  767,  1S51  2361.  1861  6611.  I'-Ti»  10,248  1871  1 1 ,58 1  -eogr.  Meilen. 
E.  1S75  11»..H52  Kil.,  Kosten  2573-5  Mill.  Doli,  bis  1S71,  bis  E.  IS7o  4674  MilL  D.. 
Unge  A.  1^82  16H,740  Kit.   Im  J.  1882  kosteten  152*122  Kit.,  ftlr  die  Berfchi«' 
vorlagen.  25*544  Mill.  Deutache  Mark,  Koheinn.  3083,  Reineinn.  1176  H.  Marl 
*Arch.  1S82,  S    }|0K    Das  amerikan.  Eixn')^'. -on  zeipt  p<'t#«ntivt  die  SchM'^n 
britischen,    tirossi;  Tarifmisswirthsrh.  u.  .Vushmtung,  dio  wieder  liegenagitJttionen  in 
Volke  hervorruft:  nngleiehe  Spurweiten;  Inilich  aber  kühnes,  spcculatives  Vorgehe», 
wie  die  verschiedenen  Padficbahoen  zeigen. 

Brit.  (istindicn.  Länsre  A.  1876  10,153  Kil.,  wovon  fast  V,«  Staatsb 
Län-re  E.  1881  15.092  Kil.  Die  Bahnen  jetzt  in  crhebl,  Maasse  Staats-  ii.  Pftmar.- 
bahnen.   S.  Arch.  f.  Eis.  18*^3.  S.  354. 

Dieser  Deberblick  Uber  die  EntwicUong  des  Eisenbahnweseos  q.  der  SyUem- 
frage  Zfiirt.  dass  «-s  in  der  enrop.-amerk.  Galtlirwelt  zu  einem  völligen  Siege  de» 
Sta.i  ts  Ipah  II  -  u.  S  (  i  ri ts •  t  r  i  f 'i -  i  rini  ips  /war  auch  jetzt  no<  h  nicht  gekommen  ist. 
dass  dieaeä  Prine.ip  aber  immer  mehr  Boden,  wie  in  der  Theorie,  so  in  der  Praxi» 
gewonnen  hat  und  wie  in  Deutschland .  so  wohl  in  Ocsterr.,  Prankr.  n.  Itallei 
in  nicht  femer  Zeit  herrschen  wird. 
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3.  Abschnitt 

Eisenbalineii. 
2.  Anlage  der  Eisenbahneo. 

Dis  Polgendi)  wm  in  der  Ansffthrung  neo  in  der  Tor.  (2.)  Aofl.  dieses  Bind«, 
einige  massgebende  Qcfliditspanete  tdod  jedoch  schon  in  §.  24(>  d.  0.  A.  Kau's  von 
inir  gfig.ben  TorfJftn.  Dr«  ökoDomischc  Seite  dor  Frage  war  mir  damals  schon  klar, 
aber  wesontlich  tV>rdertc  mich  seidem  beä.  v.  Weber  hiusichtl.  der  technischen 
Seite  u.  der  Kolgcruugoii  daraus  f.  d.  ökonomische  Seite.  S.  o.  S.  G05,  bes.  Weber's 
IndiTidnalis.  d.  Eieenbalmen  n.  seine  Secundärbabnen.  Die  Gestaltung  des  Staatsbahn- 
wmns  mnss  nach  den  Gesichtspancten  des  Tcxu  erfolgen.  \<^].  auch  v.  KUbeck, 
Selbstkosten  des  Eisen  bah  nbaus,  IJerl.  Vierteljahrschr.  f.  \  nikswirthsrh.  JST(>. 

Was  hier  fdr  die  Eisenbahnen  specieU  ausgeführt  ist,  gilt  principiell  für  das 
^nnze  Gebiet  des  GommnnicationB-  u.  TnoBpoitiresens.  TgL  die  daflir  leitenden  Shn- 
lichen  Gesichtspuucte  ron  Schäffie,  ges.  Syst  2.  A.  S.  489  ff^  Roseber  Syst.  III 
^.  If]  ff  n.  >ifs  Sn\*R  gen.  Werk,  wo  das  Princip  der  Entricklnng  vom  extensiven 
zum  inteuäiven  \  rk<  hrbwesen  consequent  Uberall  nacbgevriesen  wird,  nam.  I,  44  C 
auch  in  Schönbcig  s  Handb.  I,  869  ff. 

h  —  §.280.  Die  Individualisir ung  des  Eigenbahn» 
banes  oder  eztenBiver  nnd  intensiver  Eisenbahnban. 
Die  Anlage  von  Eisenbahnen  ist  von  Anfang  an,  seitdem  man  die 
Leistungsfähigkeit  dieses  Oommnnicationsmittels  erkannt  hatte,  bei 

Staats-  und  Privatbahiien  ui  einseitig  nach  rein  tecbnisclien 
Klkksichten  erfolgt,  unter  Hintansetzung  der  <>ko  nom  ischen 
Seite,  namentlich  in  üezug  auf  den  eriorderlichen  Kapital- 
aufwand. 

Unter  den  technischen  Momenten  wurden  wieder  einseitig  diejenigen,  welche 

die  Schnelligkeit  des  Transports  crm5glichen.  ins  Auge  gefasst.  DaLei  liat  theils 
eine  üebersch&tzaiig  der  flknnnmischen  Bedeutung  der  Schnelligkeit,  welche 
die  Eisenbahnen  erlaubten,  theiis  kerne  genügende  Unterscheidung  des  BedtUrf- 
nlssea  der  Schnelligkeit,  nach  Kstcgorieen  von  Transportobjecten  —  Personen  nnd 
Gater,  dann  Guterarten  —  und  nach  Zeit-  und  Ortsverh&ltnii^en  stattgefunden. 
Es  wurde  ubersehen,  dass  vielfa(  Ii  der  ökonomisch-tcchnisrhe  llauptnüt/en  der  Eisen- 
bahnen nicht  in  erster  Linie  in  der  Schnelligkeit  des  Transports,  sondern  in  der 
Ermöglicbung  eines  Massentnvusports  mit  einem  relativ  geringen  Kraftaafwsnd, 
insofern  mit  geringen  Kosten  liegt.  Und  es  wurde  ebensowenig  beachtet,  dass 
die  grosse  Schnelligkeit  (die  „normalmassigc",  die  ., eisen  bah  n  m  "issigü") 
im  Allgeni'-inen  nur  für  den  Per-oncn-.  nicht  fUr  den  (J ü t crverkehr,  Bcdiirfniss 
i.^it,  ferner,  dass  schon  bei  erstercm,  vollends  bei  dem  zweiten  Je  niich  Personen-  und 
Giiterkategorieen,  nacJi  Landes-  nnd  ZeitrorbftltDissen  sehr  trerschiedene 
Sehn  eil!  likeitsgrade  l)edurft  werden,  bez.  ausreichen.  Ein  andrer  Vortheil  der 
Eisenbahnen,  die  mo-rürhste  Pü n  ctlic hkeit  des  Transports,  daher  die  sichere 
y orausberechenbarkeit  seiner  Zeitdauer,  verglichen  mit  anderen  Transport- 
arten, besonders  mit  der  SehUBIiliTt,  wnide  eben&Us  nicht  immer  in  seiner  gniesen 
ökonomischen  Bedentnng  gewSidigt  oder,  wenn  er  erkannt  wurde,  zu  leiät  mit 
dem  S  c!i  n  -lligkeitsmoment  in  Verbindung  gebracht.  Er  be??teht  aber  unabhrmgig 
von  letzterem  und  kommt  auch  b^-i  verhältnissmässig  sehr  langsamem  Transport 
ganz  ahnlich  als  Glau^seite  der  Eisenbahnen  in  Betracht. 

Die  ökonomiseh  naohtheilige  Folge  war,  dass  unsere  Eisen- 
balmen  bis  vor  Kurzem  fast  allenthalben  nach  einer  Sehablonei 

A.  vrairn«T,  FiaantwtflMweliaft.  I.  3.  Antt.  4$ 
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mindestens  in  demselben  Laude  fast  ganz  gleichartig  in  tech- 
nischer Beziehung,  namentlioh  was  die  Beschaffenheit  dei 
Bahnbaus  anbetrifit^  angelegt  worden  sind.  Man  legte  einseitig 
Werth  auf  die  ErmögHchung  sehnellsten  Transports,  den 

doch  nicht  einmal  aller  Personenverkehr  hcn?^thigte.  Dieser 
schnellste  Trannport  bedingte  dann  aus  bicherlieitsrUcksichten, 
zumal  bei  dem  bevorzugten  und  irtther  meist  überwiegend  be- 
achteten PersonenverlLehr^  eine  entsprechende  technische  Be- 
schaffenheit des  Bahnkörpers.  Daraus  ergab  sich  zwar  eine 
techniseh  hohe  Vollendung,  aber  folgeweise  nothwendig 
auch  eine  e  u  o  r  m  c  K  o  s  t  s  p  i  c  1  i  g  k  e  i  t  des  gesammten  Eisenbahn- 
wesens, besonders  des  cigeutlichen  Bahnbaus. 

Neben  den  nachtheüigen  Folgen  für  die  Volkswirthschaft ,  die 
einen  so  unermesslichen  Theil  des  Nationalkapitals  dem  Eisen- 
bahnbau zuwenden  und  dadurch  doch  unvermeidlich  anderen  Pro- 
du et ionsz wecken  entziehen  musstc,  ging  daraus  natürlich  auch  eine 
laiigsaniere  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  hervor,  als  sie 
bei  geringerer  Kostspieligkeit  des  Bahnbaus  möglich  gewesen  wäre. 

Die  jetzt  vorliegende  Aufgabe  ist  daher,  mit  Webers 
Worten,  die  „grössere  Individualisirungdes  Eisenhahnbana^', 
wovon  die  Entwicklungsfähigkeit  des  Eisenbahnwesens 
und  die  Grösse  seines  volkswirthschaftlichen  Nutzens  wesentlich 
mit  abhängt.  Diese  „IndividualisiruDg"  des  Eisenbabnhius  ist 
aber  nichts  Anderes  als  die  Anwendung  des  von  v.  Thlinen 
gelehrten  Gesetzes  der  Relativität  des  Werths  der 
Ackerbausysteme  oder  des  Gesetzes  der  nothwendigen 
Bedingtheit  des  Ackerbausystems,  der  Extensivität 
und  Intensi  vitä  t  der  Landwirthschaft  durch  dieallgemeinci: 
v<)llv.swirtli.scliaftliehcn  Verhältnisse  des  Orts  und  der 
Zeit,  auf  den  Wegebau,  hier  spccieii  aui  den  Eisenbahn- 
bau,  —  wie  denn  jenes  Thttnen'Hche  Gesetz  sich  überhaupt  an 
einem  allgemeinen  Gesetze  des  Bodenbaus  erweitem  lässt. 
Es  muBS  demnach  auch  im  Eisenbahnbau  extensiver  und 
intensiver  Bau  und  beide  in  ^  erscbied enen  Graden  statt 
Hnden,  iui  Interesse  der  ganzen  Volksvvirthschai't,  uanienilich  in 
BetreÖ'  der  möglichst  pruductiven  und  mügiichst  sparsamen  Ver- 
wendung des  Nationalkapitals,  wie  im  besonderen  Interesse  des 
Eisenbahnwesens,  seiner  weiteren  Entwicklung  und  semer 
richtigen  Stellung  und  Function  im  Communications'  nnd  Trans- 
portwesen. 
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Die  hohe  volkswirthschaftliche  Bedeuiuug  einer 
richtigen  Individualisirn n g  des  Eisenbahnbans  tritt  durch 
eine  nähere  Betrachtang  des  Einflusses  der  volkswirthscbaftliehen 
Entwieklaog  eines  Landes  auf  die  (Jkonomisehen  Bedingungen 
des  Eisenbahnbaus  und  der  Rtickwirknng  des  letateren  anf  die 
Volkswirthschaft  in  folgender  Weise  hervor. 

Für  «1.  tiM'hn.  Momente  9.  bes.  Weber's  Schale  d.  Eisrnhahiiwosons.  :;.  A.  v. 
Schmitt  und  die  8.  005  gen.  kleinen  Schriften  Webers,  die  »ehr  rcidi  an  wicht. 
nalioiiftlSkoii.  Geflichtoponctea  sind.  Jetst  hwth  Saz,  bea.  I,  35 — 61,  II«  265 — 956, 
dors.  in  Scliöiiborg*»  Handb.  1,  369  ft  Abscho.  1. 

Nach  der  Yolkswirthsehaftlichen  Entwicklnng  eines  Landes 
oder  einer  Zeit  ist  die  II(*>be  der  ZinsfUsse  und  der 
Arbeitslöhne  verschieden,  indem  in  der  höher  eutwickeltcD, 
reichen  Yolkswirthscbaft  der  Zinstuss  niedriger,  der  Lohn  höher 
ist  und  umgekehrt  Zugleich  macht  dort  die  B  e  s  e  h  af  f  n  n  g  e  i  n  e  s 
grossen  Kapitals  weniger  Schwierigkeit.  Dies  äussert  Alles 
seinen  wesentiiehen  und  ^anz  berechtigten  Einflnss  auf  die  Ver- 
th e  i  i  u  u  g  des  stehenden  und  u  in  1  a  u  i  e  n  d  e  u  Kapitals 
bei  einer  Unternehmung  und  fällt  vor  Allem  schwer  ins  Gewicht 
bei  stets  so  ausserordentlich  kostspieligen  Anlagen  wie  Kisenbahnen 
(and  manchfach  analog  tlberhaupt  bei  Wegebaaten  und  Verkehrs- 
anstalten). 

Die  mSgliebst  roUkominene  HenteUong  einer  Bahn,  die  Vermeidungen  starker 

Steif,'ung-en  -  also  mehr  Kinsrlinittc  —  Currcn  -  also  lüng-ore  Hahnlinie  oder  bei 
kUi/eror  Linie  umfänglichere  ErdaihpittMi  oder  Üauten  — ,  d<-r  Bau  von  'J'iirinein,  be- 
soitderb  aucli,  um  theuren  (iiundorwerb,  um  Steigungen  zu  vermeiden,  von  eisernen 
oder  BiiSBifen  statt  Hohbrttcken«  die  Ueber-  oder  Unterfillirani:  der  Bahn  bei  Wege- 
ubergängen,  statt  der  Passage  im  Bahnrnrean,  die  Anlage  des  Bahnkörpers  für  zwei 
und  mehr  Geleise,  die  A'i-f  ibniii?  (fes  Doppeigcleises ,  die  l'.enntzung  schwererer 
Schienen  (breitbasiger  statt  btuiilarJacueu)  oder  von  Stablschienen  statt  Eiseuscbienen, 
fon  imprägnirten  statt  niolit  imprägnirtcn ,  7on  eichenen  statt  buchenen  nnd  kiefemen 
S'hwcUen,  die  Einführung  eisernen  Oberbans,  die  T.egaiig  von  zahlreichen  Geleisen 
auf  den  Bahnhüfcn .  das  I)ieliscli<  ib'  n~  statt  des  Weiehcnsy-tcms ,  die  Einrichtung 
«»Tosäer  Bahuhül'e  und  iirüsaer,  massiv«  r  (ieliäud»'  n.  w.  u.  j».  w.,  —  das  A\\p*i  rc- 
priLsentirt  einen  relativ  grösseren  Aufwand  an  stehendem  Kapital  und 
erfordert  daher  überhaupt  von  Yorneherein  die  Ansetznngr  eines  grdsseren 
Anlagekapitals  verglichen  mit  einer  möglichst  einfach  und  billie:  ,ii<  bauten  Bahn. 
15.  i  letzterer  wird  dann  aber  gerade  wegen  der  geringeren  technischen  QualitJit  der 
Aiiiage  der  regelmässige  Aufwand  für  die  BahnTerwaltung  nnter  den 
Betriebttkostaa  lelatlT  grösser  sein,  d.  h.  das  nmlaxtfende  Kapital  wird 
TOrhältnisamSssig  stirlrer  henrortrcten.  Soll  dann  bei  einer  solchen  Bahn  die 
Sicherheit  einigermassen  gewährleistet  sein,  so  bedarf  es  —  wcni^rste^ns  bei  Voraus- 
setzung schnellen  Fahrens  —  vollends  eines  umso  grOesoreu Aufsichtspersonals 
(Bahnwärtor  n.  s.  w.). 

Im  Grossen  nnd  Ganzen  veitrltt  das  nordamerikanischo  Bahnsystem  die 
Kategorie  des  zweit-  n  ,  des  „extensiven"  mit  verhältnissmässig  weniger  stehendem 
Kaintal.  das  f  uropüisclie ,  besonders  «las  cngliscbc  die.  Kategorie  des  ersten, 
des  intensiven,  mohr  mit  stehendem  Kapital  arbeitenden  Eisenbahnwesens,  —  nur 
dnas  das  nordamer.  Eisottbahnweaen  wegen  des  hohen  Arbeitslohns  and  geringerer 
Ruksicht  anf  Sicherheit  die  letzt  erw&hnte  Foidcrong:  viel  Anfsichtspersonal,  nicht 
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iiauier  genügend  crtallt.    Kinige  ilauptultci  <lcä  aordamcr.  Baimwesemi  rrkUicii  sw.. 
ans  dem  ZnMnunentreflen  scUechten  Bans  (weni^  steh.  Rap.>  nnd  trotzdem  ; eringei 
AnfeichtSpenwnaU  und  geringer  Sorgfalt  der  I  nt  ihaltun^  d^  r  Hahn,  also  gleudlieiti||[ 
za  wenifr  umlauf  Kapital.    Ancli  /wisoh  ii  Kngland  oinrf-,  dem  Gontinent  anderer' 
siits,  <*benso  /.wisclien  W.stturopa  und  Theileii  von  Ost-  un*!  N -  rJcuropa  /eiirt  s.idi 
.■lu  solcher  l'ntfi-schicd  in  einigen  wichtigen  Puncton.    Die  luige  iat  d^^^r  ^ieid 
anfänglich  hAher«"  Kostensatz  der  onglischen  rergUchen  adt  den  madeiea 
Hahnen  nnd  d<  r  änsserst  niedrig«*  d<'r  nordamcrikanischeu  und  «nnijrer  nac} 
deren  Muster  gebaut<-n  europiiischen  Halin-Mi.  7.  H.  in  Schottland,  Sran-finarien  .  Süd- 
ni^land.  —  Vgl.  die  vonrelf  l.  Schilderung  de:*  (Jliaracteni  der  Eisenbahnen  der  llaajH- 
Under  fon  Wdl»er,  Schule  d.  Eiseubahuwea.  2.  Ä..  fr.  S2  n.  ff.„  z.  B.  Fr.  40.  3.  A. 
Kap.  2.  S.  'A'l  ff.    In  England  niedrige  Lage  di  r  Hahn  im  Terrain,  hau  TunurU 
II.  Ein^<  liiiitt.'  als  Rrur-ken  uml  Dämme,  tinvi' 'k' lirt  in  Deut:jcJiland.    lu  Km^lan-i  tritt 
•■l>en  in  d.  ganzen  Anlage  und  aUüaereu  Kt-acheiii.  der  Bahn  das  Vorwalt'.^n  dea  btehen- 
den  Kap.  hervor.   Weber  hat  frflher  das  den  vei^chiedonen  Bahn»y^t<-in>-n  zu  üniüd» 
liegende  nalionalok.  Princip  nicht  eritannt,  d.  h.  er  war  noch  zu  sehr  Techniker,  nkht 
V  ifionalökonom.    In  s.  neU'  r  ti  Sehrifteu  trilR  man  jrrade  auch  die  richtige  voIk>- 
wirthsch.  Aulra.^s^ng.    Es  würd<    sich  ein  nodi  stärken  r  I  nteryrhied  kundgeben  und 
kondgebeu  mU^n,  wenn  man  ant  dem  Cuntiiient.  besouders  iiu  (jnU'U  and  anch  m 
Theflen  von  DeniBcbland,  nicht  aot»)r  Miasachttiog  des  richtigen  TolkswirthachaftlidieB 
Principe  die  Hahnen  zu  allgemein  schon  anfänglich  mit  stiikei^m  Aofmoid  an  steh«»- 
dem  Kapital  angelegt  h&tte. 

Offenbar  kann  man  dem  ^,engUgclien^^  und  dem  .^anaerika- 

nischen''  Princip  keinen  un  bcdinjirtcn  V^urziig  vor  ein- 
ander «reben.  Vielmehr  kann  hiei  nur  von  einer  Kelativitäi 
der  Vorzüge  der  Eisen baliabausy steine  die  liede  sein, 
wie  sonst  bei  den  Ackerbaasy^tenien.  Das  amerikanisehe  System 
stellt  extensiven,  das  englische  intensiven  Eisenbahnban  dar. 
Jedes  ist  fttr  seine  Verbältnisse  bereebtigt 

Bei  hohem  Zinsfusse,  geringer  Fre<iuenz.  also  auch  gering«;r  Abnutznng  «Kt 
Bahn  durch  den  Betrieb,  bei  gering'-rer  Bedeutung  des  Schnclligkeiismomeui»  m 
Transport  empfiehlt  sich  das  extensive .  bei  niedrigem  ZinsflUBe  nnd  hoher  Frsqiie«. 
also  starker  Abnutzung,  und  bei  srrus.^er  Werthloguug  auf  Zeitersiparniss  das  intensiv^ 
System;  das  erster*  nm  «su  ni-lir  <ia.  wo  auch  die  T.rdine  niedri;r  sind,  das  Ictztor« 
da,  wo  sie  hoc-ii  üind  und  wo  die  (  onstruction  der  Balm  fUr  grossen  Verkehr  und 
rasches  Fahren  bei  wonig  Aofinchtspersonal  vollends  solid  sein  mass.  In  den  weniger 
verkehrsreichen  (regenden  Deutschlands  und  zonial  de^  europäiscbea 
Ostens  hätte  man  also  da>i  exf.Misive  Syst-m.  f;iue]i  trotz  relntir  h<'>hercr  Hctrieh*- 
kosten  für  die  iialmverwaitung)  von  vorneherein  bevorzugen  und  erst  nach  und 
nach  bei  veränderten  Zinsfussen«  Lohnsätzen,  grosserer  Fretjueuz,  liöherem  Werth  der 
Zeiterspamiss,  m.  a.  W.  bei  grSsserer  Volksdichtigkeit  und  entwickelterer 
Volkswirthschaft  mehr  äteh'-nd<  s  Kapital  in  die  Bahnanlage  verwenden,  d»  Ii. 
letztere  entsprechend  aus-  und  umbauen  und  intensiv  (i^cstalten  sollen. 

Das  richtige  Princip  gelangt  jetzt  bei  der  Anlage  sog.  See  und  arbahnen  zur 
Oellnng.  Aber  man  haut  oflenbar  noch  immer  zu  viel  Bahnen  ab  Primär^  oder  Hupt- 
babnen  gleich  von  Anfang  an.  Bei  dem  jetzt  auch  bei  uns  erfolgenden  L'ebenr&ng  tn 
schwereren  Schienen .  Stahlschienen .  rn  Doppel-jeleisen .  /n  einzelnen  Veränderuneen 
der  Bahntrace,  z.  B.  der  B^itigung  von  Steigungen,  Uurven,  Umwegen,  Mihietat 
Ebenen,  Kopfstafionen,  bei  der  Ersetzung  von  Holzconscrnction  dnreh  Eisen  n.  dgt  m 
wird  dassel'ie  iichti<;<-  Princip  befolgt  Es  eigiobt  sich  dann  auch  eine  Vermin' 
dening  der  Bahnverwaltungskosten,  aber  ein  höheres  Zinserfonlerniss  de^  Anlaiie- 
kapitals.  Auch  mit  dieser  Veründeninc  hängt  die  wahrnehmbare  Steigerung  der 
Meilenkosten  in  Deutschland  wohl  ctn  as  zusammen,  während  das  relative  Gleichbleibt^ 
dieser  ftMten  in  England  sich  wohl  mit  dam»  eiUArt,  da»  die  Bahnen  von  vorne- 
herein  dort  sehr  intensiv  gebsnt  wnrden.  Bei  nns  hat  im  Staats*  wie  —  alMiags 
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/um  Thfil  in  Fo];^.'  dts  V.^rlangens  des  Staats  —  im  P ri vatbaliiil.aii  Iiis  vor  ni'-lit 
langer  Z'  it  /.ii  ••iiiseitiir  dor  terhnische  Staudpunct  bei  »J.  KahnRnl^u'e  i^u herrscht.  So 
war  z.  Ii.  die  Anlage  von  Do|>pelgeIeiseu ,  die  in  Concessiuü^iurkujideii  mitunter  von 
rornherein  Torfeschriebeae  AolagR  des  Bahndamms,  der  BrQcken  ftir  d.  Doppclspur 
iuch  iü  Deutschland  öfters  verfrüht,  ein  Verstoss  g<)?en  obige  K  g«.!.  Xicht  ans 
Leberlejrtmjj  und  Ökonom.  Vei-ständniss.  sondern  aus  ünfersf Ii;it/iiii<i  <l  r  Vcikehi-s- 
cutwickluug,  aL»o  aus  Zufall  ist  uian  in  Deut^cldand  Q.  a.  L.  «'enigstt^ns  theilweise 
liei  d.  ersten  Ajilago  der  Bahnhufü  richtig  verfahren:  man  hat  sie  anfitngs  zu  kldn 
«riirelc'rt  und  baut  sie  jetzt  tiiu ,  >]>;ii  t(>  dadurch  früher  an  Kapital  n.  kann  jetzt  dem 
Betlürfniss  gem.iss  b.ui  ri  .  k>-\n  «'.kon.  X;iclitheil  in  'l'-r  lv('^^<:l.  wie  mnn  wohl  irr- 
thvimlicli  mitunter  aunahüi.  Der  Fehler  war  nur,  dass  man  die  Bahnhöfu  gleich  zu- 
erst zu  kostspielig  baute  \,massivj. 

Besonders  wichtig  in  ökonomischer  Hinsicht  ist  der  Za- 
sammenbang  zwischen  der  Höhe  der  Bahnverwal tnngs aus- 
graben, des  zweiten  Haupttlieils  der  Betriebsaus^alieii  und  ilcr 
H es cha f f enhei t  der  giiiizeii  Babuanhi<re.  Es  kann  ein 
absolut  höherer  Betrag  an  solchen  Ausgaben  durch  geringere 
Beschaffenheit  der  Bahnanlage  und  daher  durch  grössere  Kepara- 
tnraosgaben  und  Beaufsichtigungskosten  verursacht  werden.  Dies 
Ist  indessen  so  lange  ein  Vortheii,  als  das  Plus  dieser  Ausgaben 
über  den  bei  technisch  vuUkommenerer,  aber  ökonomisch  noch 
nicht  nöthiger  Anlage  /n  verweiideudeu  Betrag  kleiner  ist  als 
der  Zins  des  in  diesem  Falle  errorderliehen  Plus  des  Anlage- 
kapitals. Damit  ist  auch  gleichseitig  die  weitere  Kegel  gegeben^ 
wann  bloss  zum  Behufe  einer  Reduction  der  Bahn- 
verwaltungskosten eine  leichtere  Bahnanlage  in  eine  voll- 
kommenerc  vcr\vai)delt  werdeii  huiöü:  .sobald  die  erwähnte  Zius- 
crspaning  kleiner  wird  als  die  von  der  BahnbcschatVenheit  bewirkte 
»Steigerung  jener  Kosten.  Also  bei  steigendem  Arbeitslohn, 
vollends  wenn  damit  ein  Fallen  des  Zinses  verbunden  ist, 
und  bei  grösserer  Frequenz,  welche  die  Babnverwaltungs- 
kosten  leicht  auf  der  unvollkommeneren  Bahn  mehr  steigert  oder 
aus  technischen  uud  SicherheitsgrüDden  auf  ihr  etwa  gar  uicht 
möglich  ist. 

Analog  ist  in  verwandten  Füllen  zu  entscheiden.  Z.  B.  die  Anlagu  einer  Bahn 
für  starke  Frequenz  koste  p.  Meile  üUÜ.UOü  Thlr.,  voraussichtlicli  ab<  r  liiihe  die  Bahn 
solche  Frequenz  erst  nach  längerer  Zeit,  während  einstweilen  eine  leichtere  Anlage 
f.  400,000  Tlilr.  ausreicht,  deren  Ausbau  später  noch  300,000  Thh-.  erfordert:  dann 
ist  dennoch  die  spitere  Bahn  für  700,000  Tblr.  billiger,  wenn  bis  mm  Zdtpancte  des 
Bedarfs  die  Zinsen  uud  Zinseszinsen  der  aiifatisrs  ersparten  200,000  Thlr.  mehr  als 
100,000  Thlr.  betrafen.  QewUs  «in  oftmaliger  FaU  bei  hohem  Zinsfasse,  z.  B.  in 
vielen  östlichen  Xheilen  Europas. 

Neben  dieser  Individualisirung  der  Elsenbahnen  nach  ganzen 
Ländern  und  Provinzen  ^  nach  Verhältnissen  der  Volksdichtigkeit 
und  nach  Stuten  der  volkswirtbschaftlicben  Entwicklang  muss  aber 
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nnnmebr  noch  eine  conseqnente  weitere  IndiTidnalisirang 

der  Bahnen  nach  Local-  und  Zeit  Verhältnissen  erfolgen. 

IL  —  §.  281.  Die  practische  Durclif  U  h  rung  des  In- 
dividualisirun^^sprincips.  Hier  liegt  nun  die  am  Schlüsse 
des  §.  278  (8.  705)  schon  berührte  wichtige  Aufgabe  des  Staats 
vor,  eine  passende  Combination  der  eigenen  Staats* 
thfttigiceit  und  der  Tbätigkeit  der  Selbstverwal- 
tnngskörper  bei  der  Anlage  und  dem  Bau  der  Bahnen  eintreten 
zn  lassen. 

S.  aoch  hierfür  bes.  d.  veräLln»'d.  Schriften  v.  Welier's,  der  »lur  zn  s^;Lr  vöd 
seiner  Vorliebe  f.  d.  PrirAtbahQen .  inind<^stens  f.  d.  gemischte  System  gdütet  vird. 
Aber  seine  techii.  (iosicbtspuDcto  müssen  auch  fOr  den  Nationalökonomea  die  leitanden 
weiden.  Jetzt  Saz  II,  265  ff.,  bes.  284  ff. 

1.  Die  Hauptbahnen  ftir  den  grossen  durchgehenden 

Massenverkehr  der  Personen  und  Güter  muss  der  Staat 
selbst  übernehmen  und  sie  in  derjenigen  technischen  Voll- 
kommenheit, daher  auch  mit  deiujeuigeu  ökonomischen  Kosten- 
aufwand herstellen  und  ausrüsten,  welche  durch  die  ganze  Toiks- 
wirthschaftliche  Entwicklungsstufe  des  Landes  bedingt  werden. 

Auch  hier  ist  nach  den  TOrentwiclieltru  Grundsätzen  nicht  von  einer  gleich ea 
technischen  Vollkommenheit  der  Herstellung  und  Atis^fattun«^  in  all».ij 
Ländern  Hie  K»'de,  al>o  r.  H.  nirht  der  technisch  au  sich  mögliche  höchste  Grao 
der  Vollendung  des  Jiahubaui.  m.  eratrebon,  wohl  aber  der  icveilig  nach  dun  ob- 
waltenden Verhältnissen  des  Landes  passend  eneheinende  YoUiommenheitagmd. 

Diese  Bahnen  kennen  Primär  bahnen  genannt  werden.  Bei 

ihnen  ist  gleiche  Spurweite  im  ganzen  Lande,  womöglieh  aiuu 
mit  den  Hauptbahnen  aller  angrenzenden  Länder,  Haupt- 
bediugung  auch  ihres  ökonomischen  Nutzens,  damit  das  Fahr- 
material beliebig  verwendbar  sei.  Letzteres  muss  daher  mit 
Rttcksioht  auf  die  Verwendbarkeit,  d.  h.  thunlich  gleichartig, 
beschaffen  sein. 

Auf  d.  Gontinent  gleiclu^  Spurwoite,  mit  Aoänahmo  Basslands  q.  z.  Tb.  Spuiea«. 

In  England  lange  2  Systeme  der  Spurweite  in  Kampf.  Selbst  in  dir^.^m  Puncte  i&t 
Geset/.gebuiiir  S'  lir  äns^stlich  in  Retr.  d.  Vorschrift  zu  nachträglicher  Ae!u1cr>inir  ^• 
Spurweite.  Ci  lm  1.  20U  iL  Die  ehemals  breitere  Spur  d.  bad.  Staatsbabnen  i»t 
umgeändert  worden. 

Die  weitestgehende  Generalisirun g  oder  01eichmftssi$rke!t  aller 

Gebrauchsgegenstände  vieler  Linien,  also  bes.  der  Wagen  (weniger  der 
LocomoHvcn)  ?»>r!an[rt  anrh  v.  Weber  neben  in  t'^  naivster  IndividiKi!  isirun^ 
der  Bahnanlagen,  wobei  vielleicht  dem  Kelativitabprincip  auch  beim  Wa^enpAtl 
etwas  zu  wenig  Rechnung  getragen  wird.  Individ.  d.  Bahnen  S.  43,  82  ff.  —  Di« 
Signalsysteme  siud  ebenfalls  nicht  einseitig  naeh  Sichotheitsracltsichten  gleich* 
massig  u.  technisch  nin-liii6t  vnllkomnien  vorzuschreiben,  sondern  wegen  der  irrot'-y'i 
Kostenverschiedenheit  nach  dorn  Gharacter  der  Bahn  u.  ihres  Verkelus  zu  indiridnah- 
siren.    Weber  ub. 

2.  An  die  Primärbahnen  schiiessen  sich  die  Bahnen  zweiten 
Hangs,  die  Secundärbaiiueu  („Bahnen  untergeordneter  Be- 
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clcntnng")  an.    Sie  zerfallen  nach  ihrer  Bedentanji:  für  den  Verkehr 
wieder  in  manche  verschiedene  ^^Raugclassen^^   Die  wich- 
tigeren unter  ihnen  —  bedeutendere  Seitenbahnen ,  Verbindangs- 
bahnen  zwischen  mehreren  Bahnnetzen  n,  dgl.  m.  ^  wird  in  der 
Regel  wieder  der  Staat  am  Besten  selbst  anlegen:  die  Secondftr^ 
bahnen  erster  Classe.    AIki  er  imisa  sie  bereits  extensiver 
hauen,  nnr  mit  gewisser  Kücksicht  auf  ihre  etwaige  spätere  Um- 
gestaltung zu  Frimärbahneu.  Bei  den  weniger  wichtigen  Secundär- 
bahnen  können  sieh  die  SelbstverwaltangskOrper  neben 
dem  Staate  in  der  Anlage  betheiligen,  und  zwar  je  nach  dem 
Grade  der  Bedeutung  der  Linien  fHr  den  Verkehr  die  Provinien, 
Bezirke  an  den  Secundäi bahnen   i.  oder  3.  Classe ^  die  Kreise 
und  Gemeinden  an  denen  3.,  1.  nnd  weiterer  Classe.   Die  Ex- 
tensivität des  Bahnbaus  kann  im  Allgemeinen ,  von  besonderen 
Abweichungen  I  welche  die  Terrain7erhäitnisse  nöthig  machen, 
abgesehen,  entsprechend  immer  weiter  gehen,  d.  fa.  der 
Kapitalaufwand  fQr  die  Babnanlage  relatir  immer  kleiner 
werden. 

Die  wic1ltig;e  Folge  wird  dann  sein,  Uass  die  Dampf bahueti  scliliesblicli  m 
Pferdebahnen,  eventuell  ilic  Xnrmalspur  in  ^  hinaWpiir  nberg^cht  un-l  der  WaL^tinpark 
entsprechend  leichter  und  wohlfeiler  s^ebaut  wird.  Indessen  lässt  sich  bis*  zu  einer 
gewissen  Grenze  auch  bei  den  S«'cundäibahneu  tlcr  niodenm  Classe  ein  <;twas  grösserer 
Kapitalaufwand  fQr  die  Bahnanlage  rechtfertig«'n ,  wenn  dadarch  der  leistnngsffthiger«^ 
Dampfbetritfb  und  die  Normalspur  erhalten  nnd  so  d  r  l»>.  rgang  des  Waarenparks 
von  «-inor  zur  anderen  Balm  «  rmnelirht  wird.  Der  Dainpl  b«  tri-  b  an  sich  setzt  nicht 
notiiwi^iidig  immer  eine  technisch  viel  vollkoinmcnore,  daher  ku^ts^ncligere  Babnanlage 
Tovms,  sobald  sieh  nur  mit  einem  m  Assigen  Mazimalmaass  dor  Schne11is:kAit 
begiiftgt  wird,  was  volkswii-thschaftlich  oft  i^anz  annoiclit  (Jäter  dieser  Voraus* 
setzUDfr  st»'ig<'rt  si»  Ii  auch  der  Kostenaufwand  der  Normalspur  licgrn  tlio  Srhmaispiir 
nicht  80  erheblidi,  duss  nicht  der  }(rosse  Vortheil  der  Uloiclispur  eine  hiniüngüche 
Gorapensi^u  dagegen  bildete. 

Vgl.  auch  mesa  bes.  Weber,  nam.  in  d.  «.Second&rbahnen^  S.  8  £  Er  weist 
nach,  dass  die  Verth  euerung  der  Rahnm  hauptsächlich  durch  die  II' diiigfungen, 
weicht!  die  Durchführung  der  eisonbahnmäss.  S  r  h  n  nl  1  i.»  kfi  t  :.trilt.  dann 
durch  die  Vorkehrungen,  welche  der  Personenverkehr  an  (Jonstrucrioinn  und 
Sicberlieilsmissregebl  orfoidert,  bewirkt  wird.  Bei  d.  oft  srenUgenden  geringeren 
Schnellifl[eit  ItOnnen  die  Bahnanlacpeti  auch  bei  Normals  pur  >i('l  wohlfeiler  n. 
«loch  gfnil^cnd  si(  h<  r  werden.  Hier  lic<;t  dann  ein  t'  Chn.  Problem  in  d.  Pnn- 
strucHon  v,  Locoinotivcii.  ili».'  ;itii'  >olrlieii  Si  cniMlrirbahnen  i-inc  mässi;i:e  Maxiuial- 
schuelli^^keit  habeit,  z.  i».  12  kil.  p.  .Stuudc.  S.  Weber  a.  a.  0.  S.  11  fl'.  — 
^drondzuge  f.  d.  Oestati  d.  seoand.  Eisenl»abnen'*  (v.  d.  techo.  Gommiss.  d.  Yer.  D. 
Kiseubahnen),  IS70.  Weber  veranschlagt,  eb.  S.  22,  die  Ersparuns^  von  Anlagekoaten 
Lei  Senindärbahuen  mit  Normalspur,  aber  lanusamer  Geschwiiidjfjkeit,  verglichen  mit 
Hauptbahnen  schneller  Geschwindigkeit  auf  25 — 307b  ^  Flachland,  50 — 4U  im  Uugel- 
lande,  50 — 60  im  (iebifge.  —  S.  aucb  Demartoan,  Gedankenkse  ab.  d.  Fairüo'scbe 
lÄCOmotivsystem  u.  Schmalspur.  Schirncnstrassen  in  Ocst.-Üng.»  Wien  (1874).  In  den 
l.tzten  Jahn  ii  ist  die  Frage  der  Sccnndärbahnfn  na<h  allen  in  Refra^ht  kommen- 
d'-n  SL'iteii  auch  literarisch  lebhaft  erörtert  worden.  S.  u.  A.  noch  v.  Weber, 
staatl.  EinÜujs  auf  die  Entwickl.  der  Secundärbahueu ,  Wien,  1878.  Die  preu^. 
Eisenbalmtrerstaaflicbmig  hat  aocli  bier  fftrderlteli  airf  die  EiitwicUang  der  Anlage  n. 
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dea  Betriebs  v.  Söc.bahneD  gewiikt.  Mehi&di  sind  neneidSogs  besondre  Mittel  L  d. 
Bm  sokber  Bfthnea  in  Prenssen  bewilligt  woiden. 

3.  Die  S  c  c  u  n  d  ä  r  bahnen  tieferer  Classe  kann  man 
Tertiär-,  Quartärbahnen  u.  s.w.  nennen.  Sie  dienen  wcsen: 
lieh  rein  localen  Bedürfnissen  ?on  immer  geringer  werdender 
Bedeutang.  Deshalb  sind  sie  yornehmlich  von  den  Gemeinden 
für  deren  externen  Verkehr  in  der  Nachbarsehaft  und  besandei» 
fttr  den  internen  Verkehr  zn  bauen. 

Hier  wir«!  die  Dampf  bahn  oft  durch  (He  PlVnleUihji  zu  ersetzen  s»*iii.  hic 
Noriualäpar  soUit:  iuiie^scu  auch  hier  uur  bei  we^cutiichen  Yortbeiico  iu  dkouomiaclier 
Hinsicht  zn  Gunsten  der  Schmalspar  anfurogt-ben  werden.  Diese  reinen  Loc«lbaliBcb 
würden  dann  das  extensivste  Bahnbausystem  darstjücn.   Auf  ihnen  wird  die  Yer- 

wnltnng  ron  der  Gemeinde  zu  führen  sein,  wilir-nd  die  Secundärbahncii  höbcrei 
Bnngs  vornehuilicli  vuu  der  Yurwaituo;^  der  Stautäbahnen  mit  admiai^itrirt  werden. 

Diese  DnrchfUhrnng  des  Individoalisirangsprincips  im  Biaen- 
bahnwesen  entspricht  den  heutigen  VerkehrsbedUHhissen  nod  der 

richtigen  Ausbildung  des  Systems  öftentlicher  UntcrnehniUDgen 
auch   in  der  materiell- wiithschaftliclien  Sphäre  statt  der  privat- 
wirthschaftUchen ,  speculativen  Unternehmungen.    So  vorzugeben 
ist  ökonomisch- technisch  möglich  und  in  dieser  wie  in  soeiai- 
politischer  Hinsicht  wttnschenswerth.  Die  Ueberweisung  der  Primär- 
bahnen  und  der  wichtigeren  Secundärbahnen  an  das  specolative 
Actienkapittil,  das  meist  allein  für  diese  Bahnen  bereit  steht,  ist 
aus  den  dargelegten  Gründen  zu  vcnneiden.    Die  Secundärbahneu 
niederer  Classe  ^  die  Tertiärbahuen  u.  s.  w.  durch  Erwerbsgesell- 
schallen  oder  Private  herstellen  zu  lassen  ^  hat  einmal  wegen  der 
oft  geringen  Aussieht  auf  Rentabilität  keinen  Erfolg,  oder  führt, 
wie  bei  internen  städtischen  Pferdebahnen,  vollends  zu  einem  fae- 
tischen  Monopol  und  entzieht  in  principicli  nachtheiliger  Weise 
der  localen  Selbstverwaltung  einen  fifir  diese  besonders  pausenden 
Wirkungskreis. 

Weber  ist  hier  der  Privatthätigkeit  zu  eioüeitig  gnnsti^.  Stein  im  Haadbi 
d.  Verwaltiinpsl.  hre  VTtritt  iu  diesen  Puncten  einen  unhaltbaren  Mandpanrt  Aach 
in  England  schon  Stimmen  fUr  die  üebernahme  der  Tramways  Seitens  der  Oommoneo. 
Gobn  II,  621. 

III.  —  g.  282.  Der  Eisenbahnbau  selbst  Mit  der 
Durchführung  eines  richtigen  fiisenbahnsystems  der  geschilderten 
Art  ist  in  folgender  Weise  vorzugehen. 

1.  Es  mnss  zunächst  ein  allgemeiner  Eisenbahnbau* 

plan  („geographischer"  oder  „Linienplan*^)  für  das 
ganze  Staatsgebiet  entworten  werden,  unter  steter  Berück- 
sichtigung der  Anschltisse  an  den  Staatsgrenzen.  Ist  dies,  wie 
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irieiiacb,  früher  vera&aiut  worden  and  demgeniäss  Hchon  ein 
^Queres  Eiseobalmnet»  vorhasdeo,  so  miiss  der  Plan  (f|£r- 
^  änznngsplan*')  dennoeh  naehtrftglieh  entworfen  werden, 

nach  dem  leitenden  Gesichtspunete,  die  Lücken  in  dem  njuthmasB- 
liiili  dann  üoch  wenig  einheitlichen  Eisenbahnwesen  des  Landes 
^lasBcnd  auszuiUÜen.  AbHnderungeo  der  Pläne  sind  natOrlich  tUr 
die  Zukunft  nicht  auagescbloseen. 

Ein  Haaptman^'d  im  deuts«  lien ,  engl.  Eisenbahnwesen.  —  Vorschlajr  eines 
>ol<  "h»  M  EiHf^nbahnplans  Seitens  d.  preüss.  Eisenbahn- ütttersucliung^sromni.  S.  157. 
Kutwuri  u.  iiekauuiiQ.  eines  BabniieUplaus  in  Oesterreich  1654,  (jzörnig,  Neu- 
t;<^talt  &  970.   Schwabe,  Entwurf  eines  EisenbahnplaoB  fUr  Prefnasen.   Berl.  1879. 

2.  Ein  solcher  erster  oder  Ergänzungsbauplan  ist  bei  jedem 
Eisen bahnsystem ,  auch  bei  dem  reinen  Privatbabn-  oder  bei 
dem  gemischten  System,  noth wendig,  ohne  dass  deswegen  von 
vonieberein  genau  für  jede  Linie  bestimmt  wird,  ob  sie  der  Staat 
oder  eine  GeseUeehaft  bauen  soll.  Bei  dem  auBsehlieaalieh  ^,Offent- 
liehen*^  oder  Staatsbahnsystem  werden  die  Hanptltnien 
dem  Staate  vorzubehalten  sein,  andere  können  gleich  den 
Selbatverwaltun^skiirperu  übci'wicscn  werden,  entweder 
definitiv  oder  so,  dass  der  Staat  es  diesen  Körpern  Uberlässt,  eine 
Ijinie  etwa  frflher  zu  bauen,  als  er  dazu  kommen  wttrde,  wobei 
dann  Staatauntersttitzungen  besonders  zulässig  sind,  der  Staat 
8ich  aber  die  spätere  Uebemahme  der  Linie  vorzubebalten  hat. 

3.  Der  Linienplan  ist  nach  dem  dargelegten  Princip  der 
1  n  dividnalisiriing  der  Bahnen  aufzustellen  und  denigemäKS 
aach  die  Betheilignng  des  Staats  und  der  belbstverwaitnogskürper 
nach  diesen  „technischen  Kangclassen"  der  Bahnen  einzurichten. 

4.  Im  Staatsbahnsystem  ist  besonders  darauf  zu  achten,  dass 
die  Verwendung  von  Kapitalien  im  Elsenbabnbau  in  der  mehrfaeh 
erwähnten  Weise  thunlichst  gleichmUssig  erfolgt:  ni.  a.  W. 
rieben  dem  ^^^eograp  bis  eben  oder  Linienplan  ist  ein  Zeit 
plan  für  den  Ausbau  der  Linien  aufzustellen  und  müglicbst  innc 
zn  halten. 

Dies  ist  geradt:  bei  dem  S  taat^hahnbau  ausfülirbar  und,  wir  gezeigt,  ?on  segens- 
reichen Folc:cn  für  die  Volkswirlhschaft  als  Organismus,  Itisht^r  aber 
auch  in  der  Praxis  des  ätaatsbahusystems  seitun  gehörig  zur  Geltang  gekommen,  in 
Üel)ereinstimmung  mit  der  allgeiaeinen  „PUnlo8igkeit'\  welche  auf  diesem  Gebiete 
za  beklagen  war  (Prcussen!).  Aucli  in  finansleller  BeZiebuni?  ist  eine  Deber* 
ötttrzung  des  Suiatsbalinbau.^  in  kurzer  Zeit  zu  vermeiden.  Jede  Palm  pflegt  eine 
j^ewisse  Zeit  zur  Entwicklung  ihrea  Verkehrs,  mithin  ihrer  l?entabilität  zu  liraucheii. 
L)aä  riuan/.ielic  Ki^ico  vcrmiudcrt  sich  aiäo  bei  einem  bu:»uuneueu  Vorgehen  im  Eisen- 
bahabatt.  la  (Ja gar n  zeigea  sich  jetzt  die  Polgen  dieser  Nichtberttcksichtigung  der 
HilCsmittcl  des  Landes.  —  InPreussen  hatte  sich  bis  vor  Kurzem  die  so  eianohe 
£rkerintni--s  der  Abhängigkeit  des  Gangs  eines  irrosscu  TheUi  des  ErweibtdeheaB  vom 
Eiaenbabubau  auch  noch  zu  wenig  Geltung  verschatit. 
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5.  Die  Geldmittel  zum  Kisenbahiiban  haben  Staat  una 
SelbstverwaitUDgskörpcr,  der  Traxis  gemäss,  iu  der  Kegel  durch 
BenntzoDg  ihres  Credits,  durch  Anfnabme  Ton  Anleihen 
za  beschaffen. 

Die  gelegoaUich  vorgeschlagene  sogar  mehr  oder  weniger  aitsschliesslielie 
Yenrendoog  ordentlicher  Eimuhmen  (Stevern)  nm  EtseaiMliiitiMi  selbst  Ist  jeden* 

h\h  nnr  ausnahmsweise  passend.  Die  grossen  Summen,  um  welche  es  sich  hier 
stets  handelt,  sind  in  der  immer  urivermeidlich  etwas  drückenden  Form  von  St»^n«ni 
schirerer  richtig  aui'zubringen,  alä  durch  Anleihen.  Und  während  solche  Steuern  emca 
wigleicbeo  Dnick  animben,  rerthetten  sich  die  Vortheile  des  Eisesbehnveseos  obes- 
falls  ungleich,  nach  Gegenden  und  Voikadaastti,  ohne  dass  diese  beiden  üngleicb- 
h' itcn  sieb  compensiren.  Einen  bezttgl.  Vorsrhiajr  machte  Perrot,  dar  htor  wie  m 
anderen  Eiscnbulinfragen  sehr  zu  einseitiger  Auffass.  neigt. 

Um  in  Zukunft  binsicbtiich  des  leitenden  Fmanzprincips  bei 
der  ßewirtbsehaftang  der  Staatobahnen  freie  Wahl  zu  erlangCD,  ist  iin 
Prittcip  aber  eine  regelmässige  Tilgnng  der  Eisenbahih 
Sebalden  nach  bestimmtem  Plan  zn  befürworten,  —  abweiebead 

von  dem  Grundsätze,  der  für  die  sonstige  allgemeine  Staatsschuld 
aufeüstellen  ist,  deren  regelmässige  Tikimg  nach  geseUiieb 
festgestelltem  Modus  nicht  principiell  geboten  erscheint. 

Wie  diese  TUgiing  voizn&elimen  imd  in    eL  her  Form  die  betreffenden  Eisen- 

bahnanleilien  aufzunehmen  sind,  d.-i-^  •  rst  in  der  späterrn  Lehre  von  den  Staats- 
schulden (Band  H  d.  Fin.wiss.)  za  behaudelu.  Vorläufig  genügt  die  Bemerkong,  da6& 
die  Tilgung  der  Eifenbahnschulden  die  Anfnshme  der  lettteren  in  der  Fomi  eegn, 
K<Mitenschiilden  nicht  nothwendi^  aasschliesst.  Ich  verweise  einstweil  n  auf  meisea 
Art.  Sfa.itss.  IniLi  n  in  ninntsclili  s  S^mt-'^  örterb.  X.  *21  IT.  fur  diese  i  ormfng-en,  and 
S.  lU  fur  die  liigungsfragc.  Auch  mein«;  Abb.  in  Schöuberg's  Handb.  aber  öffeatl 
Credit,  IL  4.'i3  11.,  bvb.  §.  2(i.  Ueber  die  Eiarichtuug  der  Tilgung  der  Eiäcnb.aoliuld 
in  PrenasMi  nacb  Oes.  7.  27.  Mirz  1882  8.  o  S.  7t0. 

Einzelne  weitere  Puncte,  welche  Anl.tge  und  Ban  der  Bahnen  bstreSen,  wodei 
des  Zttsammeniiaogs  halber  im  folgenden  Abschnitte  mit  berulirt. 

4.  Abschnitt 

£isenbaliiieii. 

3.    Die  Verwaltung  der  Staatäbttliaon. 

Durch  die  grossen  Verstaatlichungen  der  Bahnen  in  Preossen.  dann  auch  iü 
Of.sterrei.  h,  Ii.iHen,  Frankreich  ist  die  VerwaltuiigsfraL^e  in  ein  neues  Stadium  gern'.-'' 
Hei  der  mit  iiecht  meist  gewählten  Selbstverwaltung  der  Staatsbahnen  ist  für  eiu  groia** 
Landesbahnnetz  die  Schwierigküit  nicht  » erkennen,  übermässige  Centralisation  dtr 
Verwaltung  zo  reimeiden.  Hier  dOrfte  die  nene  prouss.  EinrichtDOg  wohl  im  Gamea 
d.vs  aligLinein  für  ein  grosses  Land  u.  das  speciell  für  das  lang  gestreckte  pr^os^. 
Staatsbahünetz  Richtige  gcfroflVn  bnben.  Auch  ;iuf  Verpachtungen  vm  Rihnec 
oder  „Bctriebsüberla.ssungsrcrtrügi  '  zwischen  dem  Staat  als  Eigenthtimer  t 
BetriebsgeselUcliaften  ist  dtinrh  dieYorgängc  in  Italien  (o.  S.  719)  mandiee  n«w  : 
Licht  geworfen.  Endlich  bat  sich  gerade  beim  Staatsbahnsystem  die  Vertretung  de: 
Interessen  des  IMiblicums  'Twimsclit .  aber  ,uirh  am  ehesten  möglich  gt-zeip. 
indem  „Eisen bahnräthr"  zu  Vertretungskorpern  gebildet  wurden,  die  zur  Verwsdtaig 
in  gewisse  Beziehung  gesetzt  werden.  Dies  alles  kann  hier  an  diesem  Orte,  dem  Zwecke 
dioecs  Weiis  gemSee^  nur  Inn  berflbrt  werden.  Eine  specieUere  Ansftlhrong  dartb«r 
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g-ehOH  Auch  nicht  eiiimal  in  dit;  „Kisenbahnpolitik"  als  TbeU  der  YolkBwjrtblchftAl- 
Politik,  sond'^ni  in  die  trchnisch-adininibtraliFti  Eisenbahnlelin'. 

Da^  V  er  tu  Dg  s  rechtliche  Material  (Gesetze,  \ciorduQugon  u.  s.  w.)  t^ber 
BÜe  Staaten  im  Aiehir  f.  Eisenbfthniresen.  Für  Preiesen  «.  Koenh,  Orgaaisatioii 
d.  Staatseiseiib.Fenralt. ,  Berl.  1881;  d  c  rs,,  Venralt.  d.  uss.  Staatsbahncn,  Berlin 
l***»!  T\<  i(  lies  M.itL'rial  mit  kritischen  Krnrteruniren  bietet  die  italicn.  Eisenbahn* 
**nqucte.  S.  darüber  den  ATif*?.  V.Pieck  im  Archiv  1SS2,  wo  diese Verwultiinc-sfrapen 
bes.  eingehend  behandelt  sind  (S.  103  über  Ycrpachtung^formen).  —  Im  Allgcmeiacu 
B.  sonst  Sax  II,  199  ff.,  255  ff.,  557  ff.  passim.  Far  Veigleicbspnncte  mit  dem 
Privatbahn  System  ausser  Sax  auch  Gohn's  gen.  Hauptwerk  u.  dessen  neaexe  Forts, 
im  £i8enb.-Arch. 

L  —  §.  288.  Die  Verwaltungssysteme.  Die  Regel  ist 

bisher  bei  deu  Staatsbahnen: 

1 .  Die  eigene  Administration  durch  B  e  h  (i  r  d  e  n  des 
•Staats  selbst.  Nur  diese  V ervvaltungsform  ermöglicht  es  voll- 
ständig, die  allgemeinen  Vortheüe,  welche  das  Staatshabnsystem 
haben  kann  nnd  derentwegen  es  gewählt  werden  soll,  snr  Geltang 
zn  bringen.  Nnr  bei  ihr  kann  jederzeit  diejenige  Modification  des 
BewirthschaftUDggprincips  erfolgen,  welche  im  volkswirthschaft- 
lieben  gef^entiber  dem  finanziellen  Interesse  etwa  geboten  ist.  Die 
eigene  Verwaltung  des  Staats  iässt  sich  auch  technisch  und  öko- 
nomisch mindestens  ebensognt  einrichten  als  diejenige  einer  Ge-. 
sellsohftft.  In  der  Hauptsache  mnss  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
nach  gewissen  gleichartigen  allgemeinen  Grandsäizen  besorgt 
werden,  wer  immer  ihn  llihre.  Auch  crfahrungsmässig  steht  die 
Staatsverwaltung  des  Betriebs  hinter  der  GeselUchaltsN  crwaltung, 
wenigstens  bei  uns^  durchaus  nicht  zurtlck.  So  dar!  die  eigene 
Administration  des  Staats  als  die  grundsätzlich  richtige  be- 
zeiobnet  werden. 

Hieran  indert  das  Ergebniss,  zu  dem  die  Eisenbalmiinteisucha&gs  -  Ck>mmii8ioft 
in  Italien  gekommen  ist.  m.  K.  nichts.   Ihr  Endbeschloss .  .,es  sei  vorzuziehen,  den 

Betrieb  der  italicn.  KistTi^ialinon  d^r  Privatin  dn  ri--  an/nvertranen*'.  ist  nicht 
'"inmal  für  Italicn  überzeugend  beijrundet.  Die  ^anze  BeweiHtuhrutif;  bt-we^rt  sich 
iuiiocr  noch  ic  dem  alten  üeicisc  der  brit.  ökonomischen  Doclrin  („in  der  burgerl. 
Geselkch.  hat  jede  Institatfon  ihi«  eigene  Anfgabo  zn  erfüQen;  dem  Staate  liegt  es 
ob.  zu  n;giercn,  den  Privat,  ii  die  Gewerbe  zu  botreiben.  Deshalb  werde  au(h  das 
Eisenbahn, gewerbe'  (sie!)  den  Privat  ri  anvertraut").  S.  Pieck  im  Archiv  18S2 
S.  117.  Vgl.  aach  d.  kurze  Besprech.  d.  ital.  Knquetc  in  Conrad'«  Jahrb.  lSh2,  N.  F. 
B.  V,  «2  ff. 

2.  Fflr  die  zweite  Ilauptform  der  Staatsbahn- Verwaltung, 
die  Verpachtung  oder  Betriebs  Überlassung  an  Dritte, 
regelmässig  an  nachbarliche  PriTatbahngesellsehaften  odex  an 
eigens  für  den  Betrieb  gebildete  Betrieb s-Actiengesellscbftften'' 
sind  wohl  folgende  drei  Fälle  zn  unterscheiden,  von  denen  nur  der 
dritte  hier  Bedeutung  hat,  weil  es  sich  bei  ihm  absichtlich  um  ein 
der  Eigenverwaltung  entgegengesetztes  Vcrwaitnugss)  stem  handelt : 
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a)  Verpachtungen  von  grossen  Strecken  .^laaUbahnoii  sinu 
mehrfach  als  i ii an z Operationen  einer  in  bedrängter  Finanz- 
lage befindlieben  Regierung  vorgekommen. 

Uefjer  den  loLalt  der  VerirS^e  enti^cin  idcii  in  solchem  Fiilli:  iiiclit  badUiclir 
ICrwägungen  LinsichtUcb  der  im  \  olfcswiithschaftliclu-ii  Interesse  der  Gcsamnuheit  und 
im  finanziellen  des  Staats  li.  grndeu  riinrt'*.  sondern  o'ron  die  coucrete  i: iDaazLgu 
die  Nothweadigk<  it,  unuiittcll»ar  möglichst  grosse  baar<-  ^juldsummcu  zu  erhalten  u.  ^  v. 
Meistens  wiid  liier  der  PachtsebilTiDg  anf  einmal  oder  in  wenigen  i^rossen  Raten  im 
Voran«  entrichtet,  alse  kapilalisirt,  ond  nur  etwa  ftlr  spätere  Zeiten  dem  Staat«;  jkock 
<;in  Antheil  an  demjenigen  Reinertrag,  welcher  eine  gewisse  Hdbe  ttberschreitet,  ror* 
bobalten.    (Oesterreich  s,  o.  S.  714.^ 

b)  Für  den  Inhalt  der  Verträge  bei  der  Verpachtung 
kleiner  Neben-  and  namentlich  Grenzstrecken  znr  Verbindung 
mit  anderen  Bahnen  (etwa  fremder  Länder)  sind  auch  oft  mckt 

rein  ökonomische  Erwägungen  massgebend,  sondern  der  Wunsch 
des  Staats,  durch  günstige  Bedingnugen  den  Anschluss  zu  ermög 
liehen,  oder  seihst  Verpflichtungen,  welche  er  in  dieser  Uinmchi 
eingehen  muss  u.  dgl.  m. 

Iteispiele  von  Pachtverhältnissen  bei  d.  Bahnen  in  §.  27il  S.  712,  z.B.  hei  d«i 
Haier.,  Oldenb.  Ililiii.    I'cImt  dir  Pachtv  -rh.  Im  i  d.  ^aicr.  B.  s.  I).  KiseuHahastiL 
ISIiö  S.  i:<5.  1%6  S.         Kinn,  ftir  die  reni-'^cht.  Strecken  ISHlt  .Hl!»,«^«  tl.,  A.  f. 
353,643  H.,  Ausg.  für  d.  ^^^epadit.  .StnM-keu  I,ü37,7ö7  11.,  A.  Ib71  1,037,640 

Bemerkenswefth  ist  die  VerfMcbtniipc  der  der  Obeiscbles.  B.  geböreuden  Bergwefb' 
bahn  an  Priratontemuhuirr  auf  kurze  Termine,  1S71  wieder  auf  J2  J,  aussresrhrieb+rn. 
Ein  ncueT'"s  Reispit*!  dci  nalmpa-  hf  bi«  t<  t  ,\.  Vrrtra;:  des  D.  mif  der  Wilh.- 

Luxemburftbahn,  s.  fc».  Tili.  —  Uel't«uc  Balinpaciiteu  in  Belgien,  inii  mancherlei  rer- 
schiedeuen  Stipolatlonen ,  z.B.  einem  gewissen  Procent  der  Bniltoeiuu.  als  PachtziM 
oder  einer  festen  Babnmietbe  p.  Kilometer. 

c)  Soll  eine  allgemeine  Verpachtung  aller  oder 
groHScr  Hauptlini.cn  von  Sta ats  b a  Ii  n  en  ,  d.  h.  also  «lif 
Ifeberlassuug  des  Betriebs  der  Bahn  an  einen  Dritten,  daher  wohl 
meistens  wieder  an  eine  Erwerbs-,  speeiell  Aetiengeselisehall, 
keine  wesentlichen  volkswirthschaftllcben  und  finanziellen  Inter- 
essen des  Staats  beeinträchtigen,  so  müssen  wohl  folgende  sehr 
schwer  zu.  erfüllende  Bedingungen  gestellt  werden,  weswegen 
\viederuro  die  beibstverwaitung  vor  der  Verpachtung  den  Vorzag 
verdient: 

a)  Verbleiben  einer  eingebenden  Gontrole  über  den  Be- 
trieb, und  eines  Genehmigungsreebts  des  Staats,  namentlieh 
Itir  das  Tarifwesen  (mit  Feststellung  von  Maximaltarifen  Im 

Vertrage)  und  Iii r  die  T  r  a  n  s  p  o  r  t  e  i  n  r  i  c  h  t  u  u  g. 

[i)  Gute  1  n s  t a n d b a l tu  n  u  des  Babnbaus  und  der  Ge- 
bäude u.  8.  w.  durch  den  Pachter  j  tebernahme  von  Neubaoteu 
(Gebäude)  eventuell  durch  ihn  gegen  Entschädigung  bei  Ablauf 
der  Paehtzeit,   Stellung  des  Fabrroaterials  oder  mindestens  des 


Digrtized  by  Google 


Yerptrlitunfron  von  Balinvn. 


733 


während  der  Paebtzeit  neu  erforderlichen  womöglich  durch  den 
Pachter  nnd  ebenfalls  Ueberlassung  desselben  an  den  Staat  gegen 

Entschädigung  nach  Ablauf  der  Pachtzeit 

y)  Nicht  zu  lange  Pach  tterm  i  ne  und  Mögiichheit  lilr 
den  8taat|  unter  im  Voraus  grundsätzlich  festgestellten 
Bedingnngen  den  Oontract  vor  Ablauf  des  Termins 
zu  lösen,  ein  Pnnct,  an  welchem  freilich  der  Abschluss  von 
Betriebsttberlassungsverträgen  mit  Gesellschaften  leicht  scheitern 
kann,  in  welchem  nacli/u^ebeu  aber  leicht  auf  eine  ebensolche 
Preisgebnng  der  Verkehräinteressen,  wie  beim  voileD  Privatbaha- 
system,  biDausläutt 

d)  Bestimmung  des  Pachtgeldes  theils  in  einem  gewissen  Geld- 
betrag (etwa  einer  Quote  des  Bruttoertrags)  als  Minimum ,  thetls 
in  einem  Antheil  des  Staats  an  dem  Reingewinn ,  welchen  der 
Pachter  über  eiueu  Minimaiproccntsatz  hinaus  {i.  ü.  4-  5—6  %) 
erzielt. 

Das  wichti^'stu  Beiüpici  der  Piuxis  iät  bisher  die  allgcui.  Verpachtiuig*  dcr 
ni«;dcrländ.  Staatsbaliii«-!!  au  ciiu-  .,(jescllach.  f.  d.  Betrieb  der  liiederl.  Staatsb." 
aiü  50  Jaluc.  s.  D.  Eisenbahnstat.  1867,  S.  204,  Hiag,  1869,  S.  260,  Jahr^.  1S73, 
S.  2S0.  Picclv  im  Eis.b.-Arcli.  1SS2  S.  104.  Gca.  v.  3.  Mi  1S63  bestimmt,  dii- 
BfdinLniüir- II .  iiiit«  r  ileüoii  ih  v  Tktricl»  dc-r  .Staatsbahiieü  einem  Dritten  Uberiasseii 
w«:r«i<  ii  ivuuuc;  aile  Tarü'e  und  i  aiiipiaite  s»ind  zuvor  dein  Minist,  d.  Innern  z.  Uenehm. 
voizulogeti;  dien  Einnahmen  ist  dcrBegiemog  Rechnung  zu  legen  (s.  Erl.  r.  5.  Hai 
1865);  keine  Bcsclilu:»äe  sind  eiuseiti;«'  zu  fassen  Uber  Yerliültoisse  der  Betriebs- 
•^iuiialiuieu ;  di  -  (ies.  liat  ;«!!»•  crford.  I*etriehsmittvl ,  Tele«;!  . .  W«  rkzcuje  zu  liefern; 
die  Ges.  bezieiit  einen  Theil  der  Bruttoeiun.  als  Betriebäiiosteu  naeii  einer  Scala.  die 
im  Ycrh.  z.  Einn.  p.  ^Meil*-  steht,  ferner  von  der  verbleib.  Nettoeum.  V^,  %  der  Staat, 
r loDceadoDSQrk.  v.  8.  Juli,  Stat.  v.  7.  Sept.  1S63.  Neue  Vertr.  t.  1875  u.  70.  „Die 
Pa.  htnnp:  uuifasst  die  Tractioii  (Beförder.  d.  Ki  is -nden  u.  Guter)  u.  d.  ordentl.  Unter- 
halt, der  UabiKstrasbe  u.  Güter."  ^Pitck  8,  104.)  Bildung-  eines  Erii''uernn'_'-sfoiK!s  f. 
Geleis»»',  roll.  Material  u.  zugleich  f.  {jewiäse  Schäden,  liollcndes  Material  u.  Ausrusu 
d.  Stationen  trägt  d.  Gesellscb.,  Yeibesser.  n.  Erireiter.  d.  Bahostr.  n.  GebSade  u. 
aiisscrord.  Cnterlialtuiigskosteii  der  Staat  Die  der  Gesellsch.  zufidlenden  SO**;,  v. 
Brottoertrage  (nach  Ahzu^  der  Dotation  d.  Keservefonds)  milsst  n  der  Ges.  uiinH.  sten.s 
(iDci.  der  Beiträge  z.  UesJtbndsj  4900  Ü.  p.  iül.  i.  Jahr  itbrig  lassen,  sonst  wird  der 
Staatsantheil  eBtopreehend  gekl^  Bd  Ge8.dir.  über  4'/^  7»  ^nid  das  nächste  halbe 
Proz  ent  iw.  Staat  u.  Ges.  ZQrHilfte  getheilt,  von  dem  Plus  Uber  5  7«  Ges.divid.  bezieht 
«1er  Staat  */^,  d.  Ges.  *  \,.  Parhtdauer  .")()  Jahre,  vorhehaltlicli  des  stnati.  Kündigungs- 
«  liUi  nach  20  J.  Unter  fa^t  i:leicli -  ii  Beding;,  iiberiialim  dies.  Ges.  die  Linie  Almelo- 
.Sal^bergen  v.  einer  and.  Ge».  Di«-  liuauz.  Ert;«  Inüsse  ungünstig.  Der  Staat  erhielt  im 
imrohschB.  nicht  1%  Zins  f.  s.  Kapital,  die  GeseUsch.  konnte  f.  d.  ihre  seit  1876 
immer  uber  :)"'.,  v<  rtlieilen.  Antlieil  d- s  Staats  im  Et.  f.  1SS2  2-12  M.  M, 
Mit  der  gauz-  n  Einric  htung  ist  man  aber  unzufrieden  u.  giebt  dem  reinen  Stnafs- 
oder  reinen  Phvatl^ahnsystem  den  Vorzug,  wie  dies  eine  franzAs.  ofUc  Untersuchung 
des  niedeiünd.  Systems  constatirte.  —  Mehr  ans  politischen  u  doctrinären  Gründen 
«1er  fthercn  WirthschafllqMl.  beabsichtigt  Italien  sein«-  neu  i  iuorbenen  grossen  Balm- 
T'  /u  vi-rpachten.    S.  o.  S.  Till.     Formul.  Vorschläge  d«'r  ital.  Eisrnh.- 

I  aiumiüaioa  f.  BetricbsUbcrlass.verträge  s.  Pieck,  Arciu,  S.  12b.  Die  Ges.  soll  danach 
Kl ^ßuthumeriu  des  gcsammten  beweglichen  Materials  u.  Inrentars  nach  Taxe 
weraen  u.  daaselbein  gutem  Bestand  erhalten.  Sie  hat  alle  Betriebskosten  (incl.  Bahn- 
unterhaltung  u.  zu  trafen.    Es  werden  durch  Kneklairen  aus  den  Kinnahmen 

Fonds  dotirt:  für  Vermehrung  des  beweglichen  Materials,  lUr  Erneuerung  de^  Oberbaus. 
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für  Gutniachun'j  von  Schädi  ii  ilur«  Ii  }i5h<  ri;  Gewalt,  für  Deckung  von  Betri.  b>deßcit€i 
neuer  Bahnm:  laute  r  vcrtragsmiis.siiT  ausn.  hin>'nd  schwierig  7.i\  regelnde  Puncte.  B. 
der  Yertbeiiung  der  Einnahmen  an  Ges.  u.  Staat  i&t  crsterer  die  V'erzinsnog  a.  Amort;i 
ihm  Kapitals,  l«(zteTem  ^ßüwtAt  als  nOgüch**  diejenig«  sdnes  Baa^  a.  Krafia^tals  a 
gevUliren.  Zu  diesem  Zwecke  Vorsehlag  der  Theilang  der  Bruttoeinnahme  {tad 
Dotation  jfner  Fontls>,  wobei  ah-n*  <J.  r  '^t;\:»t  ein  Miriiinnm  bestimmt  zu  erhalt«*n  hit: 
sodann  iiei  iJeiien»ehreibuiig  einer  gewiä^en  Acticndividcude  auch  Anthuil  des  Staä» 
am  N<  Uoertrage,  also  ähnlich  wlo  in  HoUand.  Dauer  des  Vertrags  60  0)  Jahre.  Ab> 
gesehen  von  der  sicheren  Aussicht  auf  zahlreiche  Reib<>reien  n.  Differeniea  zwncitei 
d.  Ges.  u.  dem  Staate  über  di.- Hetri- bserirelinisse,  Foii(lsdotiriins"cn  u.  s.  w.  laufen  cbei 
i\o<  ]\  ^ul  lir  Vertrriire  darauf  liinaiis.  dt  n  Staat  das  Uauptrisico  tragen  zu  iasacn,  ohiu 
ihn  au  den  finanz.  Vortheilen  pavsen«!  /.u  liutheili<r'  n. 

IL  —  §.  2S4.  0ie  eigeue  Administration  der  ötaatä- 
bahnen. 

Vgl.  darnber  auch  Weber  a.a.O.,  Schule  d.  Eisenbahn wes«,  2.  A. ,  196  ff 
(3.  A.  K.  U\  d.inuh  z.  Th.  Per  rot,  D.  Eisenb.  u.  Eisenhahnn-f.  —  Im  Texte  l-i 
die  Darstellung  von  \V Cüer  neben  d.  amtl.  (Quellen  (Staatshandbuchcrn),  Kechcoskcliaft»- 
bericliten,  d.  deutschen  u.  preuss.  Etsenbahnstattstilc  benutzt  worden;  fbr  Prensset 
auch  d. Staatsbudget.  SaxII.  194  ff.  357ir.(,Jkuägangs-  ii.  Zielpuncted.  Betriebsökonomic  i 
Kur  Preussen  s.  bes.  d.  K.  Verordn.  v.  24.  Nov.  HTO  1«.  tr.  il  Orgaiiisation  d-: 
Staritsd^' iil'aluivcrwaltuniür  'u.  d«»r  f.  Staate  verwalt  h-n  Priv.l»ahn- n),  hosub  n.  a  (•. 
7  H.  l  ui  \V  est-Oesle rr.  ».  .,Grund2Ui^e  f.  d.  Organiaatiun  d.  Staatsbetriel*»  '  u.  s. ». 
V.  24.  Febr.  1882  (Aich,  t  £is.b.wes.  1882,  S.  213  fT.).  Für  F  ran  kr.  Orgnnis.  d. 
Staatsb.vcrwalt.  in  1S7S  s.  Block,  Dictionn.  de  Tadmin.,  Soppt.  I,  1878,  S.  20,  Pieck, 
im  Eis.b.ar.-h.  Iss-J,  S.  tOT. 

Die  Kigcnrerwaliuug  der  Staatshalmen  stimmt  in  vielen  Puncten  mit  derjenigcs 
der  Prirathahnen  «berein,  in  anderen  wdcht  sie  davon  ab  und  ist  auch  hei  den  rn- 
schiedenrn  Staatsbahnen  nicht  v:anz  ^gleichartig  eingerichtet.    Die  YerwalCnn!:  d 
Staatshall  neu  hat  sich  auch      lit  gleich  anfairsrs  nach  einem  festen  Plane  an>frebild  *- 
sondern  '»ei  d*n-  N-  n]i«'if  di^r  ganzen  Einrichtung  ist  manehfarh  fTpcriuicriUi  t  und  er^" 
durch  die  allutaiii^  gc^auiuicltcu  Ertahruugon  die  ;infaugs  /.iemlich  naturalistische  Yc;> 
waltungsorganisation  den  aufgetretenen  Bedilrfnuscn  gemäss  entwickelt  worden,  h 
gewissen  grossen  Grundzligen  bestand  aber  schon  länger  eine  wesentliche  Ueb«- 
einstimmung.  sranz  cntsprechmd  dem  mass|3;^'^hcii<]'-n  Einflüsse  der  gegebenen  TcchLil 
des  Eisenbahnwesens.   Neuerdings  ist  dann  aucii,  wie  jetzt  iu  Prcusseu,  die 
waltungsorganisation  nach  bestimmtem  Plane  ft)r  grosse  Bahnnetze  entworfen  wordea. 
wobei  sich  gezeigt  hat,  dass  eine  den  Verkehräl)edürfnissen  u.  der  Technik  desÜet- 
♦lahnwesens  j^l  Mcbmüssiir  entsprcchendi  Orgaui^ation  der  Verwaltung  i     rhaupt  nur  l-^ 
einem  oiiihritlii  h«  n .  voiii  Staate  sellist  betriebnioii  Stnatsb.ihnnet/.e  möglich  i^;  t;ir 
Puuct  von  Uodcutiuit:  aui  h  für  die  Prinripienfrag'^ :  Staats-  oder  Privatbahnen. 

Eiue  zweckmässige  und  wohlfeile  Verwaltitngs- 
einrlchtiing  der  Bahnen  ist  von  ebenso  grosser  Tolks- 
wirthsobaftlicher  als  finansieller  Bedentong.  Von 
der    zweckmässigen   Einrichtnng   der   Verwaltung   hängt  die 

Leistungsfähigkeit  der  Bahn  für  den  Verkehr,  von  der 
möglichst  8par.sa m eil  Einrichtung  die  niedrige  Höhe  der 
lauteodeu  sogeo.  Betriebsausgaben  —  absolut  und  im  Ve^ 
hältniss  zur  Bmttoeinnahme  bemessen  —  ab.  Die  Höhe  dieser 
Ausgaben  ist  der  eine  Factor,  von  welchem  die  Grösse  dei 
Reinertrags  und  der  Rente  des  Anlagekapitals  bestimmt  wird. 
Der  andere  Factor  ist  die  Höhe  der  Bruttoeinnahme  und  tiir  du 
Rente  tritt  als  dritter  Factor  die  Grösse  des  Anlagekapitals  hiuzi. 
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Die  H(^he  der  Betriebflaiisgabeii  bestimmt  aber  auoh  wieder  mit 
die  Hintmalbdhe  der  Tarifsfttze  und  insoferae  die  L^stangs* 

filhigkeit  der  Bahn  für  den  Verkehr  und  die  GrOsse  der  ßiutto- 
einnabme.  Die  th  im  liebste  Verminderung  jener  Aus- 
gaben und  die  dem  entsprechende  EiDric;htung  der  VervvaltUDg 
ist  daher,  —  selbstverBtändlich  neben  mögliebst  billigem  fiahnban 
und  daher  einem  liletneren  ErfordemiBS  an  Zins  imd  TilgirngsquotO; 
soweit  die  teehnisch  erforderliehe  Besehaffenheit  des  Babnbans 
nach  den  iiu  vorigen  Abschnitt  dargelegten  Gesichtspuncten  einen 
billigen  Jiau  ztilässt  —  die  Voraussetzung  eines  guten 
Keinertrags  und  einer  genügenden  Rente  sogar  bei 
mässigem  Verkehr  and  niedrigen  Tarifen,  also  bei 
geringer  Bruttoeinnahme.  Sie  steigert  Reinertrag 
und  Rente  leieht  erbeblieh  bei  starker  Brnttoeinnabme 
und  sie  bildet  endlich  eine  der  wichtigsten  BedinguDgen 
für  bedeutende  Tai  ilermässigungen  ohne  zu  grosse  oder 
selbst  ganz  ohne  Verminderung  des  Reinertrags.  Mit  Recht  ist 
daher  namentlich  die  mdgUobste  Verminderung  der  Selbst- 
kosten des  Transports  als  eine  boebwiebtige  Yolks- 
wirtbsehaftliehe  nnd  finansielle  Aufgabe  im  Risenbahn- 
wesen  neuerdings  immer  mehr  erkannt  worden.  Hauptpnncte 
dabei  sind:  richtige  A  rbeitsthe ilung  in  Betreff  der  ver- 
schiedeoen  Functionen  der  Verwaltung,  genügende 
Berttcksichtigang  des  Privatinteresses  der  Functio- 
näre»  siehere  und  leicbtere  Gontroie  der  letzteren, 
günstiges  Verbältniss  des  todten  zum  ntttzlieben  Ge* 
wteht  beim  Transport. 

Vgl.  z.B.  Schiffle  R,  a.  0.,  Scholz  S.  14  ff. 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Betriebs  der  btaats- 
babnen  siud  nun  folgende  einzelne  Pnncte  zu  erörtern: 

1.  Die  Organisation  der  Verwaltung  im  Allgemeinen  und 
die  Betriebstfkonomik. 

2.  Das  Tarifwesen. 

3.  Die  Eiiniahmev  erhä Itn  i  s sc, 

4.  Die  Reinerträge  und  die  Rente,  oder  Nr.  3  und  4  zu- 
gammengefasst :  die  finanziellen  Ergebnisse.  Von  den 
letzten  drei  Gegenständen  handeln  die  zwei  folgenden  Abschnitte. 

IIL  —  §.  285.  Die  Organisation  der  Verwaltung  und  die 
Betriebsökonomik.  Es  ist  hier  zu  unterseheiden  die  allge* 
uieine  Organisation  der  Verwaltung  der  Staatsbabnen  für  das 
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gauze  Üahunetz  uebfit  der  obersten  Leitung  uuil  Centrai 
Verwaltung  der  Eigenbahnangelegenheitea  ttberhaopt  von  der 
speeiellen  Betriebsverwaltung.  In  ersterem  Pnnote  M« 
specififlcbe  Eigcnthtlmitebkeiten  des  Staatsbahnsystems  hervor, 

z.  Th.  gerade  ^ukhc,  welche  den  administrativen  Vorzii;;  diese? 
»Systems  vor  dem  IVivatbalinsyntem  liedinjEren.  Die  Orgain^nti.Ui 
der  Betriebsverwaltung  ist  dagegen  bei  »Staat«-  and  Frivatbaboea 
im  Wesentiieben  die  neniiicbe.  Diese  Verwaltnng  zertaüt  hier  ii 
drei  grosse  Zweige,  in  die  allgemeine,  in  die  Bahn- nsd 
die  Transportverwaltun^.  Diese  £intheilang  eniapriebt  der 
ökonomiscb  -  teehnischen  Natnr  des  Eisen  babnbetriebs  nnd  ündei 
sieb  daher  Uberall  eiiiip^erniassen  Uhiilich  wieder. 

A.  Die  allgemeine  Verwaltungsorganisation  and; 
oberste  Ceutralverwaltung. 

Als  Staats-  nnd  volkswirtbsohaftliehe  Anstalten  ersten  Baagi 
sollen  die  Staatsbahnen  anch  znnäehst  naeh  Staats*  nnd  volkawiilfa- 
sohaftlieliefi  Geaichtspnneten ,  nnr  nnter  gleiohzeitiger  genügender 
Waiinielimung  des  tiiiaiiziellen  Interesses  verwaltet  werden.  Dem 
nach  erscheint  es  zweckmassig,  sie,  wie  die  Staatslortsien  und 
nenerdings  mebrt'aeb  selbst  die  Domänen,  unter  eines  der  volks  ! 
wirthsehaft liehen  Ministerien,  niebt  direet  nnter  das  Finam- 
ministerinm  zn  stellen.  Das  geeignetste  Ministerivm  ist  wohl  dsi 
der  Öffentlichen  Arbeiten,  allenfalls  aneb  das  Handels- 
ministerium. Bei  allgemeinem  Staatsbahnsystem  nnd  beim 
Vorhandensein  eines  «rrüsseren  Ijahnnetze.s  möchte  Jedoch,  we 
nigstens  in  einem  grosseren  Staate,  entweder  ein  eigen 
Eisenbabnministerinm  oder  ein  Ministerinm  fUr  die 
Verkebrsanstalten  des  Staats,  Eisenbahnen,  Post,  Tele- 
graphie  xnsammen ,  dem  dann  aber  sneb  das  sonstige  Wegeweses 
und  die  Wasserstrassen  zu  Uberweisen  wären,  das  Zweckmässigste 
sein.  Im  Uebrigen  wird  sich  auch  hier  in  den  einzelnen  Staaten 
wieder  Manches  nach  der  Grüsse  des  Landes,  des  Bahnnetze^  and 
nach  der  sonstigen  Organisation  der  obersten  Staatsbebördes 
(Ministerien)  nebten  mttssen  nnd  aneh  ohne  entsehetdende  Oeges- 
bedenken  riebten  dürfen.  Ressortiren  die  Staatsbahnen  an  einen 
der  noch  mit  anderen  Angelegenheiten  betrauten  Ministerien,  so  \s\ 
alsdann  entweder  eine  eigene  Mi  nister  ialabtheilnng  mit 
einem  Ministcrialdirector  und  der  erlorderlichen  Anzahl  von  Üätbt  : 
und  üfllfearbeitem  (Freussen,  früher  Saohsen)  ttir  die  Staaü- 
bahnen  zn  bilden,  oder  es  wird  nomittelbar  nnter  dem  Minisfterisn 
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eine  G  e  n  e  r  a  l  d  i  r  e  c  t  i  o  ii  der  Staatsbahnen  (so  unter  diesem  Titel 
iu  den  vier  grösseren  deutschen  Mi ttel Staaten ,  ehemals  auch  in 
Hannover,  in  Belgien)  als  besondere  Behörde  eingerichtet,  welche 
sogleich  das  oberste  ansfuhreode  Organ  der  aligemeinen  Betriebs- 
verwattang  der  Staatsbahnen  und  dureh  ihren  Vorstand  oder  eines 
ihrer  Mi^lieder  im  Ministerinin  vertreten  sein  kann. 

I>ic  Ministei'ial.ilithmlunsf  lur  Staatsbahnen  sollte  dann  alter  ni<  lit  dus  etwa 
bt^ätcLenilö  Privat itahtiweseii  unter  sieb  haben,  um  Interessencoliisiouen  zu  venueideii. 
Sie  oder  andendts  das  Ministeriiim  mit  der  Oeoeraldirectioii  hat  die  Entsebeidaiig 
libor  die  Principienfraff eii  zu  fallen.  Die  Ministerialaljtbeilung  und  die  General- 
dirertion  müssen  daher  aus  juristisch  und  technisch  gebildeten  Personen  zu- 
sammengcäctit  sein.  ?on  denuu  nainentUch  die  erütereu  aber  auch  eine  omlaäscudu 
»dntlDistratire«  ttationatökonomiscke  und  commeicielle  Bildong:  haben 
<  II;  Mj.  Fehlt  es  daran  bei  den  bonifsmässigen  St^iatsbcamten,  so  ist  vomOglich  durch 
llerbei/.it.hunc:  tt;.  htiger,  wissenschaftlich  gebildeter  Praktiker  Ersatz  zu  .schafb'ii.  Im 
(laiizeii  f^esciüeht  d^l.  bei  dem  strengten  Abschluss  der  Bureaukratie  im  fliseiiiiahndep, 
u.  in  verwandten  Fälicn  i^Fiiiauzen,  iiaudelaaugolegenheiten  u.  a.  ui.)  iit  Deutschland  m 
selten;  9ften  imd  nicht  snm  Sehaden  in  Oesteiretoh  (Bmclt«  Brentano  n.  a.m.).  Die 
leidige  Klage  über  den  „Assessorismus'',  d.h.  tlber  das  Vorwalten  des  lediglich  privat - 
rechtlich  g^ebildeten  Juristonthumä  in  Prcusscn.  ist  nur  zu  iicgrründet.  Hier  thnt  eine 
Xteform  an  Haupt  u.  Gliedern  noth,  wenn  das  Staats bahnsy^tem  weiter  ausgedehnt  wird. 

Ob  die  MinisterialabtheUnng  oder  die  Generaldirection  nnmittel- 

bar  auch  die  allgemeine  Betriebsverwaltung  der  Staatsbahnen  leiten 
soll,  hängt  vornehmlich  von  der  Länge  des  Bahnnetzes  und  der 
Verkehrsstärke  auf  den  Bahnen  ab.  in  kleineren  Ländern, 
wie  z.  B.  den  deutschen  Mittelstaaten,  kaum  noch  in  Baiern,  ist  es' 
wohl  nieht  nnr  znlUssig,  sondern  betriebsOkonomisch  zweckmässig. 
In  Gross  Staaten  müssen  dagegen  anter  der  wie  immer  organisurten 
Centraistelle  besondere  Directionen  der  einzelnen  Linien 
oder  Liniengruppen  für  die  Betriebsverwaltung  eingerichtet  werden. 
Demgemäss  ist  denn  das  Bahnnetz  passend  in  Directions- 
bezirke  einzntheilen.  Dies  kann  hier  nach  dem  der  Sache  am 
Besten  entspreehenden  Princip  der  Bildung  geographischer 
Elsenbahnprovinzen  von  verschiedener  Grösse,  d.  h. 
▼on  einer  unter  Bertlcksichtigung  der  Verkehrsstärke  be- 
istimmten verschiedenen  Netzlänge  geschehen  (Preussen): 
ein  beim  „gemischten"  oder  beim  Privatbahnsystem  nicht  oder  mir 
um  den  Preis  der  Gewährung  factischer  territorialer  Monopole 
an  die  Eisenbahnen  (Frankreich)  anwendbares  Principe  — 
daher  ein  Fnnot  von  principieller  Bedeutung  für  die  Systemfrage. 
So  erfolgt  bei  einem  umfassenden  Staatsbabnnetz  die  nothwendige 
Vereinigung  der  Oentr ali sati on  und  Decentralisation 
in  der  obersten  und  allgemeinen  Verwaltung:  „die  Eisenbahn- 
Pro  vinzial- Directionen"  vertreten  mit  einem  soweit,  als  es 
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die  Einheitlichkeit  «nlässt,  Belbständigen  Wirknn^- 
kreme  die  riehtige  Decentralisation  der  Verwaltnog,  die  die  Bin- 

beitlicbkeit  des  1*>  e  ( r  i  c  b  s  g  a  i  iui  l  i  r  c  u  d  e  C  e  u  1 1  a  l  s  t  e  1 1  e 
vertritt  die  eriorderlicbe  Centralisation.  Eine  Verwaltungsorgani- 
gatioii;  welche  die  Vortheile  des  Staatsbabnsystems  zu  ciTeieheu 
ermögliclit  und  die  an  und  fttr  8icb  ja  nicht  darchao«  anbegrttn- 
deten  Befttrchtnngen  der  Gegner  dieses  Systems  za  entkräften  ge- 
eignet ist.  Nach  demselben  geographischen  Princip  der  Linien- 
eintheilung  werden  dann  kleinere  „Betriebsamts-Bezirke  * 
unter  den  Directioncn  gebildet. 

FOr  die  Ornranis.frasre  vgl.  aas  d.  fruhcn  n  Lit.  u.  A.  d.  Schriften  v.  Weizmantu 
Das  j'^f/.t  in  ]*ieii'?s''n  brlolgto  Sy^t-  iti  ler  HilduDjr  \.  Provincialdirt-eli  r  :s  sch'i:i 
in  <}.  vu!.  Aul  dieses  Bunds  »«i  tiii woi t.r  (S.  <J2H).  Doch  hatte  ich  dort  vi^-  25?» 
zwischen  dt-i  ;dl;:eui.  (Zentral -\  erw;iitung  u.  der  :«llgemeincn  Verwaltung;  al»  ciaciK 
Zireiire  der  Betritdtsrerwaltnnpr  nicht  gehörig  tinterscMeden. 

Die  Kessoi  tr<Thültnisse  betr..  so  stehen  die  Sta^itälmhncn  in  PreQSSen  jetzt 
nntfT  <!tMri  Min.  »1.  Tiffentl.  Arl»cit<ii  (rrtlii:^  in  dem  ehemals  damit  reroinigka 
llandelsuun.j,  u.  Itüden  hier  die  2.  Minist. -Ablhciliintr  (M  Dircctoren,  20  rortns:. 
R&thc,  50  Snbnltemk'Htntc  [Kvi^-  IienteM .  (Mcdatofen,  Kct^istatoien  n.&w.].  D«b«« 
Mitbenutzun;i^  von  2^  Kanzleisecret.  a.  25  Kanzl<'idiencru,  deren  Gehäh«T  auf  d.  Minist  - 
abth.  d.  Kiscnb.  n,  der  llaureiw.Wt.  repartirt  sindh  lerner  g^  hrat  zu  dit^sor  Abihcil 
ein  tcchn.  Bureau  u.  dii-  Eisen Itahnrommissariate.    (iesammtauüg.  f.  diese  i>ntr.*i- 
verwalt.  d.  Eiseub.wcsens  im  Et.  l^S*]  si  i        M.  M.  —  lu  Baieru  besteht  cißt 
,,Gen.'Dlrcctien  der  knn.  Verkehrsansfaüteir*  unter  dem  Staatamin.  d.  K.  Haiues  «.dr 
Aeusscrn.  Si»-  zerfällt  in  'l  A'itheil.,  2  für  Staatsb;ilincn  (Bau  u.  Betrieb),  i  für  p<b! 
n.  'IVI-^jt.    I'i-  1*»71  »l  iM  nulli  t  '  diese  Dir'  ' ttmi  von  di-m  aufgelösten  Iland'-lämin.  -- 
In  Wiirtcmb.  hat  das  Minist.  Dopurt.  d.  Auswärtige»  oiae  Aitthcil.  f.  d.  Verkehre 
Anstalten :  darin  die  G<'n.diTectien  f.  d.  Staalaliahnen  n.  eine  andere  Gen.dir.  f.  d.  P«: 
II.  Telegr.    Di'  «Mjcnthitml.  Stellunir  unter  d.  Miii.  d.  Acuaaem  iu  diesen  2  Sta^ttei 
.  rkirin  sich  Wohl  aus  dein  Mnng  I  t  in' i-  snnsti;reti  grösseren  Vem'nlt.thätiifkeit  dicM? 
Minist,  u.  aus  d.  viellalt.  i>eztchuuKen  dieser  \  erkebisaiiätalten  mit  den  Nachban>taate:> 
Verwaltungstechnisch  passend  erscheint  diese  Kessortirun;tf  kaum.  —  lu  Baden  sUl^ 
die  „Gen.dir.  d.  Stiiatshahnen'*  frQhor  unter  dem  (aofirelöstcn)  llandeismiB.,  je» 
unter  dem  Finan/uiin.  —  In  Sachsen  ebenso.  —  In  Oldenburg  steht  die  V ei- 
walt.  d.     l  it-li.  unter  ein<T  als"  oImt««  Vcrwalt.behftrde  d<'Ui  Staatsministerium  unmittelb  : 
uuter^eurdneien  „ Eisen li.directum  *.  —  In  West-Oesterreich  is»t  auss<}rb;ilh  d.» 
llandeUminM  »her  unter  dessen  Oheraufsicht  eine  einheitlich  Aincrirende  Centrftlr«r- 
waltu  nffsstclle  in  Wien  fiU  dic  S(;)at>b;ilinverwaltDng eingcriclit'  f  worden (I5./24.  Feht. J 
1SS2).    Diese  Stelle  uinfts^t  f.  d.  Leitung  des  exccutiron  Di^Mistes  «.  zur  Ver- 
tretung nach  aus>eu  die  „ K.  K.  Direetion  i'.  Staatseisenb.  I>etrieb"  iu  Wien  ür.i 
den  dieser  Direetion  bcij,^egei»en.  ii  ,,Sta;itseisen1»ahnrath"  ^Areh.  f.  Eis.lu»i^.: 
1S82  S.  221  H.).    Dem  i^st.  Hand<d8ffiin.  untersteht  anrh  die  Tost  u.  Telefr.  —  h| 
Ungarn  ressortiren  dir  Eisenbahnen  zum  ^lin.  1.  öU.  Arl».  u.  Comniuuicationen.  — 
In  Belgien  wenb  n  d.  Staatsbahnm  unter  d.  Min.  d.  öHmrl.  Arb»'it»«n  von  eini^ni  di-^a 
din  ot  unterstellten  Administrations-t'omitc  verwaltet.  —  In  Frankreich  besieht  oitur  | 
d.  Min.  d.  dff.  Arbeiten  ein  Administrationsrath  r.  9  Mitgliedern  (r.  PrasideMten  i\ 
Republ.  i-rnannti  i\  d.  St;i;itsb;dinen ;  die  adniinisd.  u.  techn.  Oberleitung  hat  tiM 
unmiffi  lbrir  rlj.-s, m  H.ith  unterstellter  tecbiiiHch  ^<*bildeter  Dir»'Ctor.  —  In  l) 3  n  *» m rlf 
bilden  die  Hahnen  mit  Pasten.  Tclegr.  u.  öllcnti.  Ari)eiten  eine  der  beiden  AUifui 
d.  Min.  d.  Innern.   Ehen^^o  in  Schweden  u.  in  Norwegen.  —  la  rtalf  il 
n;$5ortirt  d.  Staatah.betrieb  z.  Min.  d.  ölP.  Arbeiten.  | 

Fi.r  v»  rwa!tiin}rstechniseh  zulässig«"  Ma  \ i m a! u^rüsse  eine^»  einh-  itii.  h  rr--l 
walteten  Eis<iibahnbezirks  hat  man  wohl  Zitleni  aufgestellt,  z.B.  2  —  30i)o  Kil  d<'i': 
kommt  CS  oti'enbar  ausser  auf  die  Lituge  der  Baliu  auch  auf  die  VcrkehrssiärV'^  an   1^  ^ 
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•riebt  schon  grössfre  Priratbahmiiiteriiehintinsren  (so  in  Frankr.  Paris-Orleans,  altes  u. 
iic'Ut'S  Netz  c.  4400,  Par.-Mittelmeer  schon  jetzt  ulier  6300'  u.  die  haier.  Stciatshahnen 
uiüfa&bteii  in  den  letzten  Jahren  schon  4300  Kil.  in  eiiiheiti.  V'ürwaitung.  Beim  System 
«igeti8?eTiralteter  Staatsbahnea  kann  man  aber  nicht  blos  in  ireeij^netster  Weiso  nach 
a^eographiscf em  Gesichtspun<-t  ein  beliebig  u:rosses  Bahnnetz  in  passende  Bezirke 
zerlegen,  sondern  auch  die  fi i'^ssen Verhältnisse  nach  verwaltnngstechnisc h (^m 
Gesicbtspunct  bestuumeo.  Dabei  können  dann  die  einzelnen  Directionsbezirkc,  wie  es 
i&  PreoBsen  jaCzt  gesdiebaii  iat,  mit  Bttckiieht  auf  die  VericehTsstSrke  die  geeignete 
verschiedene  Grösse  (LinienlXnge)  erlialten.  In  Prenssen  bestehen  gegenwärtig 
folgende  <i  Dirertionsb<-zirke  (s.  d.  Karte  ZU  dem  Attft.  r.  r.  d.  Leyen  inSdimoUers 
JjOirb.  d.  D.  ßeichs  l5b3  H.  2). 

Länge  Enrart  Roh- 
B  e  Z 1  r  Ii  •  innahinn  im  Kinn. 

1.  Berlin   Linien  nördl.  u.  nordöütl.  nach  Pommern. 

siidl.  u.  stUdöstl.  nach  Sachs,  u.  Schles.) .... 

2.  Bromberir  (Beri.  nadi  Ostpfeiuflen  [Ostb.j.  Linien 

in  Ost-  u.  Westpreuss.,  Hinterpomm.,  nOrdl.  Pos.) 
Hannover  (Pruv.  Hannover,  ohne  Ostfriesl.  u.  ohne 
BerL-Uannover,  mit  westf^  linien)  

4.  Frankfiirt  a.  M.  (Salinen  in  Nass.,  Hess.,  Linie  BeiL- 

Wetzlar  u.  Abzwei[5;uügi  n)  

5.  lfagdeburg(Berl.-Hannover,  Berl.-Magdeb.  u.  Linien 

in  Prov.  Sachs.,  Anhalt,  östl.  Hannover)  .  .  . 
ti.  Köln  (linksrheiu.)  (linksrhüin.  Staatsbahnen)  .... 
7.  Köln  (rcchtsrhein.)  (stidOstL  iL  nördl.  r.  KOln,  nacli 

Holland,  Westfalen,  Ostfrieal.,  Bremen  n.  KOln- 

Mind.  Netz  [westl.  Th.])  

^.  Elberfeld  (Haapttb.  d.  ehem.  berg.-märk.  Netzes, 

sQdl.  n.  Sstl.  T.  Etberf.,  Md.  t.  KiVln  in  Rhein]. 

u.  West  f.  bis  Kassel)  

!).  Krftirt  (Thüring.  B.,  Bcrl.-Anh  ilt.  B.  mit  Abzveig.) 
{^Die  Jülometer- Einnahme  in  der  leuten  Oolonnc  ist  nach  d.  etvras  kleineren  Längen 
der  Bahnen  der  einzelnen  Dir.bezirite  am  1.  Apr.  18$S  berechnet.) 

Die  Directionsbozirke  zerfallen  dann  wieder  in  Betriebsämter,  deren  Anzahl  bei 
den  einzelnen  Bezirken  verschieden  ist  (i.  G.  57.  b<'i  Beil.  u.  Hrouib.  jf  9,  bei  d.  anderen 
4  —  7).  An  (1.  Spitze  jedes  Bezirks  steht  eine  Direction .  eine  rollegiale  Behörde 
mit  einem  i:'raäid.  (10,500  M.  Geh.,  weniger  aiä  die  meisten  ersten  Directoreu  von 
viel  kleineren  Ftir.bahnen  beziehen)  u.  einer  grOaseren  Anzahl  Mitglieder  (im  Ganzen 
190,  bei  d.  einzelnen  Directionen  zwischen  17  u.  10,  Gclialt  4200—0000,  i.  D.  .'.100  M., 
W'ohn.geldstnie  UI).  J.  dem  Betriebs.mit  steht  ein  Belriebsdireetor  (Geh.  wie  d.  Üir.- 
mitglieder)  Tor.  Von  weiteren  etatmäss.  Beamten katcgorien  sind  za  nennen;  19b  stand. 
HiBbarbeiter  d.  Betiiebs&mter,  121  Eisenbahnban-  n.  BetriebsinspeGtoren,  121  Masch.- 
inspectoren,  11  V'-rkehrsinsp.  (Normalgehalt  dieser  4  gen.  Kategor.  3600—4800,  i.D. 
riOO  M.),  17  Telegr.insp.  (Geh.  i.D.  .'iÜOO  M.),  10  I  lau  ptkassen -Bend  uitn  ^C^h. 
4^i){)  M.),  23  Betriebskass.rend.  «Geh.  i.D.  3600  M.),  10  Kaasirer  (Geh.  i.D.  2bj0  M.), 
1144  Buchhalter  n.  Eisenb.secr.  (GeL  i.D.  2S50  M.i,  3156  Betricbssecr.  (,Geh.  i.D. 
1875  M.)»  157  Betriebs-  n.  YerkehrBcontroIenre  a.a.ir. 

Zur  Vertretun^^  der  Interessen  des  Publicums  an  der  Einrichtung 

des  Eisenbahnverkehrs,  der  Regelung  der  TarifVerbUltnisse,  speeiell 

der  Tarifsätze  soll  die  neue  bchüpfung  von  „Kiseubaliurüttien'^ 

diCDeo. 

Dieselben  bestehen  sns  Delegirten  der  verschiedenen  Interessentengruppen,  kfinnen 

in  grosseren  T-ändern  in  einen  Cc  ntral  nith  (Landes-  oder  Reichs- E  isenbahn- 
ratb)  und  in  Bezirksräthe  /.ertailen  und  theils  ein  berathcndcs.  theils  in  einigen 
Angelt^enbeiten  ein  entscheidendes  Votum  erhalten.  Sie  stellen  ao  den  Anfang  einer 
greoidneten  InteressenTertretang  neben  der  wichtigsten  modernen  Terkebisanstalt  dar. 
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Anf. 

im 

Et.f.  JSSa.M 
MiU.  U. 

p.  Kil. 

MTk. 

24  S.) 

71-35 

20,000 

2925 

47-35 

17.700 

ma 

68-83 

35,600 

1152 

31-55 

27,400 

1505 
1683 

.'»4  28 
63-32 

36,700 
38.800 

1857 

70*55 

42,500 

1229 

1140 

61-70 
30-57 

51,200 

34,400 
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UeliLi-  ihro  Bewährung  läs^t  sich  iiui  h  nicht  siclu-r  nrthcileti.  Wenn  b  h'/.u: 
PrivatbahnsYstem  niclit  un/ulassiit!: .  kann  ein  solcher  Kiseiibalmraih  doch  hier  gegcu 
über  der  Privatrechts-  u.  Frivatintt!rö6!»ou:>phäre  der  l'rivateisen bahnen  nicht  wohl  eiuc 
so  durcbi?rcifende  Wirksamkeit  orbingen.  \bie  et»  wenigsteDs  beim  StiatebabBsyBteB 
möglich  und  gct>-<  nübcr  der  Staatsverwaltung  der  Bahnen  auch  zweckihässig  erscheirt 
Kine  gedeihliche  \Veiter»  nt>rirklnng  dieser  Institution  zu  hofl'«'n.  ist  nicht  zu  sanirinnis'  h. 

In  Eis. -Lothringen,  Preusseu  u.  anderen  dcutächeu  Staaten  sind  sciioc  «ci: 
inehraFen  Jafaren  freie  EiseDliabnconferenzeii  am  Vertieiem  des  Uandelsw  der  IiMlostrie 
u.  Landwirthscb.  für  wichtigere  Eisenbabnangelegenheiten  eingeiicbtet  gew.  s>  n .  'lir- 
\  orläufer  der  gesetzli-  hen  Reirathsorirniip.  S.  f.  Preussen  fies.  v.  J.  Juni  1 
lianach  ist  in  ie<)em  Dircctioiisbezirlc  ein  B«v.irlvS-Eisenbahnn»th.  bei  der  t  entrai- 
verwaltung  cm  Laudeseiaenb.ratli  zu  errichten.  Die  Mitglieder  des  erstereu  btsuhcü 
aus  Yertretern  des  Handelsstands,  der  Indusirit-s  der  Land*  u.  Forstwirtbsch.  u.  weidea 
von  Uandeiskanunern ,  Kaufmann.  Coipurationen ,  landwirth^cli.  Pi-ov. vereinen  u.  ibaL 
Körpern  auf  .*{  Jnhn»  .'('wählt.  I)ip<«'r  Mc/.rath  ist  .,in  allen  die  A  erkehrsintcresson  d*^ 
BeziriiS  ...  b«.Tuhrenden  wichtigen  Fragen  zu  hören'*  (bes.  bei  Kcsblell.  u.  Alüiuder 
d.  Fahn>länö  «.  Tarife).  Er  kann  auch  s«*lb6tiliidiir  Anträge  stellen  a.  Ansknnll  ver- 
langen. Dt>r  Jjandeüelsenb.rath  hat  einen  vom  Kc^niu^  auf  H  Jahre  ernannten  VorsitieBdea 
u.  Sti'llv<'rtreter  d<;s>i.,  dann  je  \  otm  Landw  IrthM«  hat'fs-  u.  vom  HMndpl<itiini>tor.  j«  2 
V.  Finanz-  u.  v.  Miiiistt-r  d.  «Hl.  ArbtMten  liej-ufene  Mitglieder  u.  .n'  iiii  (ios<  tz  auf  di<_ 
Provinzen  u.  w.  vcrHieiltc.  von  d.  bctreli'.  Bezirkseiscnb.ruthen  aus  Lüc^iiuteri-ssjeBi»  a 
irew&hlte  Mitglieder.  Der  Lan<leseisenh.Tath  •l>estellt  einen  ständigen  Avsschiifla  nr 
Vorbereitung  seiner  Arbeiten  aii>  ><  iü*  r  Mitte.  Kr  ist  ZQ  hören  über  die  dem  Eni- 
wiirf  des  Etat^  iziileironde  Tebersicht  der  Nornialtr.insp.gebtlhren  f.  P'^rsi-^nfn  u 
(jiitri,  Uber  die  allgein.  TaritVoi-schriftcB  u.  di«*  (iuterclassilicatiou.  Qber  Zulassung  o.  Ver- 
äugung  V.  Ausnahme-  u.  DiÜerentialtarifen ,  Ulier  allgem.  Aenderuugen  der  Betrieb«- 
Tl.  Balinpoliz<'i-l\ei:lenients,  soweit  sie  nieht  te<-hn.  Bt^immungen  lietreffen.  Der  Rad 
hat  auch  das  Hecht.  Antrii:  '  in  den  gen.  Sachen  zu  ^teilen  u  vom  Min.  d  5fl"  Arb. 
Auskunft  /u  \  erlan-^ei).  Er  niuss  jiihrl.  mindestens  zweimal  ))erut'en  wenleo.  Sei»i.- 
Mitglieder  bezieben  l)iat«  n.  S.  aucli  v.  d.  Lcyen  a.  a. i).  S.  122  11'.  —  S.  f.  Baieiu 
d.  K.  Verordn.  r.  16.  M&rz  l$$l .  d.  Bildung  eiaes- £isenb.rath8  f.  d.  Staafaetaenb.- 
verwalt.  betr..  der  (icn.dircction  d.  Verkehrsanstalten  beigegeben  (25  Mitgl.,  EnionnuiiL 
durch  il.  Kf'iriiir,  Vüi-(  hl.iirsrecht  dafnr  liabm  >\.  Handelikammern  u.  landw-irThs.-Ji. 
Vereine,  auch  nur  boraibondes  A'otuin ,  kein«'  Duiteji,  aber  freie  Ei*enl».tahn  auf  «t 
haicr.  Staatsb.).  —  WQrtemborg.  üeirath  d.  Yerkehrsanstalten,  K.  V.  t.  SO.  M^ra 
1881.  —  Sachsen.  Etsenb.rath,  K.  V.  v.  0.  Juli  18S1.  —  West-Oesterreick 
Staats,  isenb.rath  V.o.  v.  15./24.  Febr.  l*iS2  §.  It  f!".).  Präsident  u.  2«  Mitgl..  vom 
II  tirl  Isiniiiister  auf  .'{  .1.  ernannt,  iia-  li  freiem  Erni'-ss^n .  2  nach  Bezeichn.  d?^ 
1  inanzniin. .  1  nu«  h  derj.  des  Ackerbauministers,  10  aut  Voi-schlag  d.  Mandela-  u. 
(leverhekammorn,  7  auf  denj.  der  landwirthsch.  Faclicerporationcn,  Compctenz  s.  §.  17 
il.  V.o.,  ähnl.  wi'-  in  Preussen.  Iiloss  begutachtend,  auch  u.  A.  betr.  der  (irundsfitz*»  f.  d. 
der  Vcrgel).  v.  T.i<  ter.  u.  Arbeiten.  Ans  d.  Kath  ein  ständ.  Beirath  des  Pribid.  ftm 
Handelsmin.  ernannt. 

Von  Seiten  dt;r  (iei^iier  des  Staatsuiscnb.wesens  wird  die  Wirlsainkeit  >ülchLr 
Eisenhahnräthe  mit  bloss  beratb.  Votum  neben  der  ..omnipotenten''  StaatsverwaHshr 
th.  )»ezweifeU.  th.  die  Einricbtnnu:  als  ein  Beweis  fi«r  die  Bedenken  dieses  Tlahnsysrenr« 
bez^nchnet.  Mau  aber  selbst  die  W  irksamkeit  eine  bescheid*»no  w-  r<leii  .  immer  bewei»i 
die  Institution  <loch,  dass  mau  hier  solche  liiithc  liestellen  kann,  obgleich)  >ie  hi<M 
weniger  nöthig  als  beim  Priratbahnsystem  cnehdaeu .  wo  ihn>  Wirlsamkeit  jotienMb 
noch  riel  geringfügiger  sein  wurde. 

§.  286.  —  B.  Die  speciellc  Betriebsverwaltung  und 
die  Retrie])8Ökononn  k. 

Auf  die  klrinercii  Vi  ri^i  Iii.  d  nlieitt  li  in  d«  r  .\bgr''nzun«r  der  drei  \>rnMhuug>- 
abtheilun^cn  braucht  hier  nicht  eingegangen  zu  werden.  Im  W  esentÜchen  ist  die  Eia 
th^long  durchgreiftMid  u.  Bberrinstimmond.  Doch  bedingen  die  foifcommenden  Ver- 
Mchiedenheit«'!!  auch  kleine  Vcrsr  hieitungen  der  Kosteuprocente .  was  bei  VcT^eick«a 
mitunter  zn  'MMchteii  ist.  Di.-  d.MiLsrhen.  spec.  die  preuss.  \'erhältnisse  werden  ai^h 
im  l'olirendcn  vornehmlich  der  Uai-stellung  xu  Umnde  gelegt 


Digitized  by  Google 


Spociello  Btitrictjsvcrwaltui»)?.  741 

l.  Die  allgemeine  Verwaltnng. 

a)  Ihre  Autgabe  besteht  in  der  oberen  Leitung  des  Betriebs 

und  in  der  ^  Besorgung  der  damit  zusammeobängenden  Geschätte 

der  Controle^  des  oberen  Kassendienstes  und  Kechnuugswesens, 

eventuell  der  allgemeinen  Inspection.   Diese  Aufgabe  liegt  einer 

CentralTerwaltUDgsstelle  ob,  zu  welcher  tbeils  unmittelbar,  thetls 

mittelbar  im  Dependenzverbältniss  das  erforderliche  Verwaltungs- 

persunal  gebort. 

Bciäpiei.  FreuäSüu,  wo  in  d.  Aiilu<»eii  zum  Kiseuli.ctat  «Uo  Yertkeüung  der 
Betricbsaoägaben  auf  die  drei  Verwaltoiigszweige  gemacht  wird.  Die  allgomeuie  Vor- 
valtuocf  wiril  von  der  6ettieb8<linxtioD  u.  ron  den  Betnobsäniteru ,  sptc.  von  deren 
Directoren  geführt.  Die  Kosten  des  leitenden  Pei^onaK  stehen  auf  »Jeni  Oonto  der 
all^r.  Verwalt. ,  diej.  des  Hilfspersonals,  einschiiessl,  der  diäfar.  Auslag-eu  wcr-leu  auf 
die  drei  Vcrvu^wcige  repartirL  Der  obere  Kassen-  u.  Bechn.dicnst  zählt  meiät  zur 
aligain.  Yerv.,  von  nchUchen  AosbgeD  die  Stenern«  GommiiDaUbgftbeii  n.  5K  Lasten, 
die  Enatzleistiuigeii. 

b)  Die  Kosten.  Die  Gesammtaiisgabe  für  die  allgemeine 
Verwaltung  bildet  regelmässig  nur  einen  kleinen  Bruchtbeil  aller 
Ausgaben,  bei  grösseren  Staatsbahnen  2—4 — 5,  neuerdings  2  bi« 
6,  inci.  einige  allgemeine  Posten  (Abgaben,  Ersätze)  6 — 10  Procent. 
Brsparnngen  auf  diesem  Gebiete  fallen  also  finanziell  für 
den  Reinertrag  und  für  die Tarifreduetion  nieht  sehwer 
ins  Gewicht  Sie  sind  auch,  da  hier  wenig  sachliche  Aus- 
gaben vorkommen,  fast  nur  möglich  durch  Verminderung  der 
Beamten  und  Angestellten  (Bureaupersonal),  also 
Vereinfachung  des  Behürdenorganismus  und  Verringe- 
rung der  Arbeitsmenge^  femer  dureh  geringere  Bezah- 
1  n  n  g  dieser  Personen. 

Das  Entere  maj^  aftonter  anafiihrbar  sein,  das  lüaat  sich  nber  nur  nach  den 
concreteu  VariiittniaBen  beartheilen.  Vieles  ist  auf  diese  Weis<;  gewiss  nicht  üu  or- 

rcichen  und  allgemeine  Vorwürfe  k<\iin<Mi  den  Staatsbahnen  schwerlich  mit  Recht  etw;< 
gegenüber  den  Privatbahnen  gemai-hl  werden,  deren  Direclionen  im  Gegcntheil  stärker 
bosetzt  nnd  deren  Directoren  besser  bcz^thlt  zu  sein  pflegen.  (D.  Sehr.  .,D.  Ürganib. 
.1.  preuss.  Staatsb.'*  klaa,1e  Übet  die  Üebei^ahl  v.  Secret.  in  den  Boreau's  d.  Staatsb. 
( Beä'iebsiDspeetioo).)  Im  (lenzen  zrieen  beide  Arten  Bahnen  in  der  Il-'d!-  des  Auf- 
wands ziemliche  (ileichheit.  Hrsiuirungen  dnreh  verminderte  Gehalte  siinl  weninrstens 
iu  Deutschland  sicher  unthunlich,  vielmehr  mussen  diu  OehaUc,  wie  in  anderen 
Zireigen  des  Stantsdiensts«  erbttlit  trsrden ,  was  gerade  in  der  (iogenvart  zu  fordern 
[•^t.  Die  Anwendung  des  Tantieme-  und  Prämien  systems  für  die  höheren 
BcHrnten  der  allgemeinen  V-  rwalttinu  ist  niclit  unstatthaft,  aber  d.i  <\c)\  ein  Manss 
liafiir,  wie  die  Thäti<>Ltiit  des  Eini^ineu  den  tiü.uiziellcn  Erfolj;  der  Unternehmung 
lieeinSoflst,  liaum  hiidet,  so  ist  dieses  System  im  Gebiete  dieses  \  erwaltungszwcigs 
ilocb  ron  zweifelhaftem  Werthe, 

Im  (lanzeu  lässt  sich  daher  in  der  allgemeinen  Verwaltung 
schwerlich  eine  erhebliche  Verminderung  der  Aufgaben  erzielen, 
eine  relative  nur  durch  Vereinigung  bisher  getrennter  Verwal- 
tungen und  VergrOsserung  des  Verkehrs.  Die  etwaigen  Keformen 
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tüchtiger  Directoreu  uud  Techniker  können  dergleichen  aber  um 
80  mehr  in  den  beiden  anderen  Verwaltungssweigen  zu  Weg« 
bringen,  weil  hier  Enpamngen  an  Bacbliehen  Ausgaben  mög- 
lich sind. 

Bei  Dir.bcz.  B«rliii  z.  B.  :t  f>2  MüL  M.  A%.  Verwait  ko^icu  oder  ^  2% 

S.  0.  8.  686.  Die  Gehalte,  Tagegelder  v.  EnolameBte  in  der  allg.  Vervaltiaf 
betrugen  1 SH!)  hei  den  prcQfti.  Staatsbalm.  p.  Meile  14 SS  (Max.  2350  Main  -  \Ve:>er 
B.,  Min.  nai  NissJ  oder  p.  UW.im  Thlr.  Bruttoeinn.  2(MG  (Max.  H529  Bebr.-Hari.. 
ehi'ii  «.»rcidiiet.  Min.  1754  S.iailir.  ,  bei  den  eiprens  yerwalt.  Privatb.  hcz.  1352  u. 
lyiS  Thlr.,  also  kein  grosser  liDtcrschied.  Auch  dics»e  AuJigab-u  s»iüd,  wii;  alle  per- 
sönlichen, Anfang  der  SOer  Jahn  stark  ^tn^tiegen.  Sie  betragen  p.  KiL  (also  p  Mdl^ 
das  7'5 fache)  in  1*>74,  dem  in  Betretl  der  Betriebsausgabe  (un«l  Finanzergebnifise^ 
ungunstigsten  »ler  n»nj<Teii  '/>  it  im  I).  P>ahriw*cspn,  bei  d.  preuss.  Staatsb.  604 .  d^a 
Privatb.  in  Sfaafijverw.  den  Priyatb.  in  eigen.  \crw.  356,  i.  D.  479  Thlr.  IST:; 
nnr  483,  1S72  35S  Thlr.,  also  Zunahme  von  1879  gegen  1872  nm  22  66,  von  1S73 
auf  1874  um  IO'62*'/u.  IS75  dagegen  nur  460  Thlr.  oder  4  0a  7„  weniger  als  1h74. 
Killt'  g-nnz  genaue  Ver'rl<i<>iUHf;  ist  nicht  immer  zulässig,  da  diese  Ausgabfrubrii 
(io(  )i  nicht  immer  di*;  vollii:  !;l>M<  h''n  Posten  uuifas^it.  IbSO  —  61  bei  d.  deutsckeB 
Staatsli.  S'2!<.  eigens  verwalf.  rrivatli.  ID-T-'i^. 

§.  287.  —  2.  Die  Bahn V erw alt u n ^^  hie  umfasst  die- 
jenigen Verwaltnngsthätigkeiten,  durch  welche  llir  die  Erbaltang 
der  Bahn  selbst,  der  Gebände,  der  Bahntelegraphen, 
der  Signale  nnd  anderer  fester  Anlagen  in  dem  fUr  den 

regeln! iissi^cü  urdcntliclicn  und  gesicherten  Betrieb 
erforderliehen  Zustande  ii^esorgt  wird. 

a)  Die  Organisation  dickes  Verwaltuugäzweigs  i»i  aoeb 
in  Deutschland  besonders  in  Betreff  der  Oberleitung  etwas 
yeisehieden. 

Mitonier  steht  an  der  Spitze  der  Obetleitoiig  ein  Techniker  ab  Oberingenienr. 
was  Yordieüe  hlnsi<  htlirli  der  Einheitlichkeit  all'  r  Massregeln  bietet,  oder  et  ftingirat 

Ina-'-iniMiP'  fiir  einzi  Irn-  Hahnalitheiluivjrn  unmittelbar  unter  der  Hnuptr- -niralttinf- 
W  cIh  r,  l'rage  309,  2.  A.  d.  Schul-'  »1.  Kiscubahnwes. ,  H.  A..  S.  il.  bit^;: 
Dit  iiatzweig  wird  bisweilen  au»  Ii  zur  aligt»ineiucn  V  erwaltung  gorechuci  und  best^' 
dann  gleichzeitig  mit  for  die  Obeileitong  der  Transportrenrnitnng.  So  bei  d.  prenss. 
Staats  bahnen. 

Die  weiteren  Thätigkeiten  der  Babnyerwaltnng  zerfallen  in  die 

beiden  Haupt^weige  der  spcci eilen  Beaul  sichügu  ng  der 
Bahn,  welche  dem  sog:.  Strec  k  c  n  personal  übertragen  ist,  mA 
der  Stationsverwaltung,  welche  dem  Stationspersonal | 
anheimüillt  | 

Zur  Stationsrenraltnng  gehOft  aneh  die  Bahntelegraphenvenrsdtong  (deir.  I 

Kosten  in  Preussen  z.  Th.  hei  der  Transp.verwaltung  verrechnet  werden)  und  di  ] 
Verwaltung  der  Bahnunterhaltunirs-  nnd  Botri'  bsmagazine,  doch  stehen  diey  I 
Zweige  mitimter  auch  uoabliäugig  neben  der  btationsverwaltung.  I 
er)  Das  Streckenpcrsonal  besteht  »os  Abtheilnngs-  (Bezirks-^  Ingeoietrs- 1 

(Bahninspectoren^  Baomeistein,  sftmmtllch  Msgebildeton  Technikern,  mit  dem  aoil- 
wvnil\<x>  n  Htilfs-  (Bureau-)  personal .  ferner  riiis  ^.•lllnmei^t'•rll  i  Babii.iufa-'li'^m, 
b.ilinwartcrnV   etwa   1    auf  7  —  S  Kü. .  endlich  aus  den   unter  dt  ii    P  »'»nmei^tr' 
»leheadeu  Balm  Wärtern  (Balm  Wächtern),  0"S~1'2  — 1*6  und  mehr  ^.  KiL  u  1 
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Deiitbi  hland ,  ver!w;lii  •  Jen  n  irh  der  Kr<»»^}ii<!QZ  der  Bahn,  auch  n  u'b  »l^r  Art  ihn-r 
Anlage,  dciu  i>igualäyatcm  u.  s.  w.  Au  diese  Bcainkn  äcliiicsü»cii  ^ich  etvuige  weitere 
HQl£nrirter,  dum  Tag:el5hDer  q.  i.  w,  so. 

ß)  iha  Statioikspersoiutl  begreift  die  Stationsvorsteher  (unter  vcrschio' 
denen  Nanr^n  ,  wi-  Ralmhofinspnrtor.  Tlalinliofvorw Mlt.^r)  deren  meistens  zwei  Classen, 
fiir  g:r<'Sa<Mi-  und  fur  kleinere  Stationon  .  mit*  rschi»'den  werden.  An  sie  reihen  sich 
AssisJtcateu ,  Stationsau iijeher,  Portier».  Na»  hiwächter ,  leiner  die  Weichensteller,  die 
miraoter  racb  mm  Sdrackenpenooal  gcrechnel  Verden;  eventuell  die  Telegnphisten 
und  Material-  und  Magazin rorwaltODgsbeftniten,  Letzterer  Zweijr  wild  auch  bisveUen 
zur  TransportrerwaltuDg  «gestellt. 

Beispiel  der  Urg:uiisation  der  Baiiuverwultuu-j :  l'reuss.  UstbaLii  lj>'ü 
Streckenpersonal  7  Eisenbahn banmeister,  H  Betriebsüecr. ,  1  Oberbrttckenmeister 
(Weichsei-  u.  Nogatbrucke),  bft  Bahnmeister  (vor  Eröflii.  einiger  neuer  Strecken  1871 
79,  I  auf  1*5  Meil..  Is74  120),  5  Kralmmeistt  r,  7TH  P;»hnwurter  (bisiier  715,  auf  1 
Meile  «,  1874  11751  St;«tio?f>persünal  24  Statiiuis\  orsteh'T  1.  CK,  1!>74  2M ,  :Mi 
digl.  2.  Cl.,  1874  4'J,  U  Stationsautseher,  lb74  3<i .  Oi»  Suiioosassist. »  lü  Wageu- 
meister,  1  Teleg:raphoninsp.,  1  Betriebssecr.«  8  Telegraphenau&eher,  62  Telegraphisten ; 
weiter  304  Weichensteller  (ind.  !i  Bi  u  kenwrirter),  1S74  ö'ib.  17  Portiers,  101  Nacht- 
wächter. Ges.aulw.  A.  für  1^71  113,330  Thlr.  —  Die  jetzi-.  Kt;«tauf^'tcllunir  gestattet 
nicht,  alle  einzelnen  Beamtfii  auf  die  verschied.  V  ei-wali. zweige  zu  vertheileu.  Ein 
Beispiel  fttr  Kini<r<  Katrtr.ßeauitcn  ist  aber  fol^ir^ndes  f.  d.  Dir.bez.  Berlin  (1.  Apr. 
1SS3  2467,  1,  Apr.  1884  2485  KU.).  Antheil  der  Bahnverwalt.  »m  Gehalt«-  der 
Din  ct.b.  amten  92,400  M.,  drr  Eiscnb.s. n..  B-  triebssocr.,  Zi  iclincr  n.  s,  w.  197.400  M.. 
1H8  lialinm-ist.T  (1  auf  LTl  Kil.,  »j-  halt  lfi50  M.^  aus.  m:\M2  M.,  \AW  Hahn- 
wärter i^l  aul  175  Kil.,  üeh.  705  M.;,  zus.  Ubb,47.^  .M.,  19  Tclegr.auiöehc.r  (zu 
1650  M.  Geh.);  ferner  diftiar.  Busold.,  Lohne  n.  s.  w.  1,047,596  HL  Unter  den  sachl. 
Ausgaben  ersche  in-  n  fur  die  Bahnanlag.  n  uuf  freier  Stre<i  2,637.900  M.,  £  d. 
Bahnhofsanlaaren  1,906,600  M..  f.  Telcgr.,  Signale  u.  s.  w.  22r),:.(lO  M.,  I".  Krneu.^r. 
d.  Oberbaus  3,560,000  M.  —  Die  Ausgaben  f.  d.  Stationsi>ersonai  wtidon  in 
Preussen  jetzt  unter  d.  Transportrerwalt  rubricirt.  U.  A.  bei  d.  Dir.bez.  Beilin 
33  Vonteher  1.  Gl.  zu  2650  M.  Geh.,  84  2.  Cl.  zu  1950  M.,  686  StatioQ8au^^-  li<  r  n. 
Assist  ZTi  1575  M.,  1033  Portiers,  Billetschatlncr,  ^^^  irhensteller  ZU  930  M. — 
Summa  f.  Bahnverw.  bei  Bez.  Berlin  11 '66  MUi.  M.  oder  26*4  V 

b)  KoBteD.  Die  Ausgaben  der  Bahnverwaltnng ,  natOrUch 
bei  den  einzelnen  liabncn  etwas  verschieden,  je  nachdem  Abtheil- 
ungen der  Oberieituug  zur  allgemeiuen  Verwaltung  oder  untere 
Dienatzweige,  wie  in  Preussen  die  persönlichen  Kosten  der  Stations- 
verwaltQog  zur  TraosportFerwaltciDg  gestellt  werden,  sind  absolut 
and  relativ  viel  bedeutender  als  diejenigen  der  all* 
gemeinen  Verwaltung,  stehen  aber  fast  immer  stark  hinter 
den  Ausgaben  der  Transportverwaltunir  zurlick.  Sie 
betrugen  im  grossen  Durchschnitt  der  preussischen  Baiineu  irüher 
etwa  30  "/o  nnd  darüber,  rund  (einschliesslich  der  Betriebsinspec- 
tion)  ein  Drittel  sftmmtlieher  Betriebsausgaben,  neuer- 
dings in  den  70er  Jahren,  we*,^en  des  relativ  stärkeren  Steigens 
der  Ausgaben  llir  die  Transportverwaltung,  etwas  weniger 
(28—21),  jetzt  wieder  2i>— 30  »/Jj  -'^^^'^  ^"»"hcr  etwa  fünf  bis  sechs- 
mal, jetzt  drei  bis  viermal  soviel  als  die  aiigememen  Verwaltungs- 
kosten nnd  fast  die  Hälfte  der  Aasgaben  der  Transport- 
Verwaltung. 
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B«ji  dcu  uiazüUieii  Bahuou ,  Staab-  wio  Pnvatbahncn,  /;eigeu  äich  aber  wieder 
erhebliche  Abweichnof  ea  dieser  Quoten.  S.  auch  v.  S.  7&6.  Abveichan^eo  an«^  Aach  d. 
BeMchniingsart ,  z.  B.  in  dt-n  amtL  prcutis.  u.  in  d.  deutschen  VereittillalisL 

Von  Einfluiiti  hi-  rlu-i  /iUrechu.  od'T  Abi-  eint,  der  Kosf-  n  des  Staüonspfrsonals. 
lu  der  neaerlichen  Abnahme  vielleicht  schon  Einriusä  der  iutenaiveren  Aula^ 
der  Bahn  sichtbar,  wobei  die  laufenden  Venraltungskosten  sinken  (s.  u.). 

Die  Amgabea  d<-r  nahnvi*rraltiuipr  sind  theiU  persönliche,  Besolduns:  d^rr 
Bahnbeamton  \i.  s.  -vv.  (KI- iriunt»- .  If.dznric:  der  Bahiiwäncrhriuser),  theils  -T  hli-  h-  . 
riiterbaltuiij^  il.js  Bahinlaiiuiis  und  Hberbaii».  der  Schi«'üen,  Schwellen,  Iki;«>.*ii,  Darct  - 
taadc,  Tuuiicl,  anderen  Anlagen,  der  ücbuude,  Telegraj)hen,  Signale,  deb  iuvcutan»  und 
der  Arheitflgerlthe,  Aiugaben  (Ar  Reinigung  von  Schnee,  FeneivenicheniBg,  Steoen, 
Bureau bedurfniäse  a.  s.  w.  Die  sachlichen  Ausgaben  piegen  erheblich  höher 
die  pcrsönlieben  zu  sein.  !  '» Ii  auhsrrt  das  Verwaltongssystem  und  das 
oben  in  §.  2bO  hervorgehobene  Mouient,  der  Ürad  der  Inteusivität  des  gaa^eu  Bahn- 
baos,  namentlich  die  VerlüUtni»  des  stehenden  zun  nmlaniiBBden  Kapital«  nnch  seinei 
Einfluss  auf  die  Relation  beider  Posten.  Unter  den  sachlichen  Aosgabeo  befinden 
sich  vi*^le  \\  t  rkverrichtunpen  »fegen  TaLrlohn 

iiuispii-1:  Pn.'Uss.  Ost  b.  nach  d.  Rcrrchuüiig&ari  in  d.  deut<>elien  Eixsii- 
bahnstatist.  (iesammte  Au^g.  iu  Tausetiden  Thlr.  Ib69  ^ia  d.  Klammer  1S74);  llb^ 
(S14S);  daron  Besoldung  der  Bahnbeainten  incL  DieostUeidnng  n.  s.  w.  (967). 
Jleizung  der  Wärferlocale  S  7  (37'i  (bei  Niedcrschl.-Mirk  Sl,  bi  z.  127,  woraus  hervor- 
ireht.  dass  auch  solche  Posten  nach  den  Resoldungssy^f-  men  abweichen).  Unterhaltung 
d.  Balindammes,  d.  Schienen,  bchwellen  45o  (1132),  d.  Brucken,  Durchlässe  il'S  iß',, 
d.  Geb&nde  82  (259),  Telr^^r.  26  (51),  iibrig.  Anlagen  71  (271),  luTenlarfini,  Clcrithe 
14*8  (48),  Grandsteuer,  Fenerrenich.  u.  s.  w.  33  (7^\  Schneereinig.  19  (59),  Bsresii- 
bedvirfni«*se .  Formulare  u.  s.  w.  1t  11),  Sun^tiv^••6  2*^)  <T!>*<)  Im  Ganz-n  y>-r9ÄBl 
Ausg.  40,  ba<  hl.  HO  %  (1H74:  aU  T  u.  ti'.r3);  dsirl.  bei  d.  niedeRtchles.-mäxk.  bcz,  S$'% 
o.  63*7,  hannov.  37*9  u.  621 .  s&chs.  Staatsb.  42'7  u.  57-3,  baier.  c  28  n.  72,  wält- 
ig 1  u.  bO'9,  bad.  36*7  u.  ()3-3  7^  Auch  bei  Piivatb.  ihnliche  SchwaakongeB ,  2S 
bis  40  "/o  pflögt  die  persönliche  Ausg.  von  dnn  p^-  h.  Bnhiienv.  rwaltungskosten  meistcna 
zu  betragen.  Üie  unter  die  sachl.  Am^alu  ti  gen  chut  ten  Taglöhne  f.  Werkr.  n-icht- 
im  Uebict  d.  Balmverw.  erheben  sich  öfters  zu  bedeutenden  Summen,^  B.  l!>69  Ostb. 
167,  Medenchtes.  206,  HaDnor.  900,  Sichs.  Staatsh.  239,  Wtirt  230  Tkasend  TUr. 
Nach  d.  deutschen  Eisen b.statist.  f.  1S80/S1  betragen  die  persOnL  Kosten  der  Bahn- 
verwalt.  '•41  aller  AusjrabtMi  bei  d.  Stnatsb.,  7*S0  7o  hei  d.  eigensverwalL  Prif - 
bahnen,  d.  sachl.  hosten  (allgemeine,  Unterhalt,  d.  Bahnanlagen,  Eroeaeruiigeo,  inci 
deij.  d.  Betriebsmittel.  Enreiter.  n.  Verbess.)  bez.  22*57  o.  25'98.  was  ein  verii.  fon 
' .  1  :  3  n.  1  :  3*3  wäre,  wobei  aber  d.  Kosten  d.  Ernctter.  der  zur  Tran8p.TttrVB]C.  ge- 
hörigen Betriebsmittel  hier  unter  d.  saehl.  Ko>ren  d.  HahuTerwalt.  steh«  n. 

Die  Höhe  der  sachlichen,  indin  1 1  abrr  aueh  diejenige  der  personli«  hea 
Ausgaben  hän^t  vornehmlich  ron  tolgendeu  Bestimmungen  ab:  ron  Klima,  Boden - 
bescbatrenheit  des  Landes,  doreh  das  die  Bahn  fahrt  iSchneeretnifong  z.  B.  bei  d. 
öst.  Stid-  u.  Tir.  R.  1869  50.314  Thlr.  unter  l'Sl  Mill.  Thlr.  Bahnverwaltongsanslagco, 
1874  ll).S,i)()0  Thlr.  unter  2  63  Mill.  Thlr.  Selbst  solche  Posten  stehen  mit  unter 
dem  Einlluss  dejs  in  §.  280  besproch.  Principe.  Mehr  Tunnelbauten  im  (iebirge. 
Schneeschotzireliren  (sogen.  GaUerien)  rerhttten  die  Venrebnng,  erferdem  a1>er  etnoi 
riel  grösseren  Aufwand  V.  stdi.  Kapital);  —  fou  der  mehr  oder  W' iiiger  Mi^gfidtlgiin 
nnd  technisch  rollkommenen  «Tstt-n  Anln^e  und  x  itlieriL^enErhaltung  der  Bahn  »'tc. :  — 
ron  der  Fre<nienz,  welche  die  Abnutzun<r  durch  den  regeimässigen  Betrieb  bedingt;  — 
endlich  von  der  Sorgfalt  nüt  der  die  UnterhaltaDg  ond  Beanfidchtigung  der  Bahn  in 
eigenen  Intuross«:  der  Verwaltung  oder  nach  Landessitte  oder  in  Folge  \ron  Staatsge- 
setzen se^'  lii'  lit.  In  letzterer  l^cziehunt:'  -Wi  rden  nanu  ntlieh  in  D»'Ut-rhland  und  TL. 
tlberhanpt  auf  dem  ('ontinente  mit  Kecht  uni  der  •  ininunf::  und  Sirlicrheit  d'»s  Betrie  bs 
und  der  dabei  beschäftigten  Personen  Wilh  n  grusfiiere  Anfoiderungeu  gemacht,  ais  lu 
England  nnd  vollends  in  Noidamerika.  Das  bedingt  aber  anch  etwas  giOaoeie  An- 
gaben fur  diesen  Titel  der  Bahnrerwsltttng,  besondets  fttr  ein  grosseres  Aiftiehtt- 
peisonal  (Bahnwärter  u.  s.  w.). 

Die  Üühe  der  BahoTerwaltUDgaaiiflgabeD,  besonders  der  sach- 
lichen, aber  aach  der  persi^nliehen,  steht  nun,  wie  gesagt,  im  Zu* 


Digitized  by  Google 


BfrhnvenriiltQDjr.  745 

samnienhaDg  mit  der  Beschaffenheit  der  ganzen  Bahn- 
anläge.  Im  All;;cracinen  gilt  hier  die  Kegel:  der  intensivere 
Bahnban^  mit  grösseren  Verwendungen  ftir  die  stehenden  Kapital- 
anlagen^  fttr  den  Bahnkörper  selbst  a.  s.  w.  ermöglicht  einen 
geringeren  lanfenden  Betriebsaafwaod  fttr  die  B  ahn  Verwal- 
tung,  and  umgekehrt  macht  der  technisch  unvollkommenere 
wohlfeilere  Bahnbaa,  zumal  bei  einigermassen  gleichen  Anforde- 
rangen  an  die  Leistung  der  Bahn  (Freqncnx,  IjcHonders 
Schnelligkeit  des  Fahren»)  relativ  grössere  Bahnverwal- 
tnngskosten. 

VoizQglich  dem  eigeuthnnilicheii  Uinfttatidts ,  daas  bei  den  Bfthiien  das  Sichor- 
heitsjDomen  t  so  wichtig:  ist  und  oveiitaell  VOD  Seiten  der  QcHBetzgobuiig  weitgehemlo 

WezMß-lich  •  Vorschriften  t'ifttTs  i-rlassfii  worden  sind,  ist  ZQZuschreiben .  dass  nirht 
noch  grössere  Cntetschirdc  in  dt  r  l]esoh;tfr'  nlieit  der  ganzen  BahDanlagc  hei  Bahnen, 
an  welche  etwa  gleiche  Ansprüche  iu  Betrcll  der  Freqaenz ,  Schn<;lligi£eit  n.  s.  w. 
geeteUt  werden,  benrortroteu,  was  national -ökonomisch  sehr  hogrciflicb  wftie.  Als- 
dann wurden  noch  namcnlUch  die  Bahnrerwahnngsno^gii^n  noch  stftikere  Verschieden- 
hoiten  zeigen. 

Es  lässt  sich  n  i  c  h  l  allgemein  sagen,  was  ö  k  o  u  o  m  i  h  c  h 
oder  finanziell  den  Vorang  verdient:  thenrerer  Bahiiliau, 
mitbin  höheres  Anlagekapital  zu  verzinsen,  nnd  geringere 
Bahnverwaltungskosten  oder  das  Umgekehrte.  Die  Wahl 
mnas  naeh  den  in  §.  280  dargelegten  Geeiehtspnneten,  besonders 
mit  Rtteksieht  auf  die  H((he  der  Löhne,  des  Zinsfasse«  n.  s.  w. 
erfolgen.  Im  Ganzen  wohl  A  n  1  a  ii  gs  mehr  e  x  t.e  n  s  i  v  e  r  Bahn- 
han und  höhere  Balun  ei  u  aldin^skosten,  später  Ersparung 
au  letzteren  (Löhne!)  durch  technisch  volikumiuenere  Aus- 
stattung der  Bahn. 

Die  Sterke  Lohnsteifrerung  au  B<;^^inn  der  70er  Jahre  in  Uentschland  hat  anoh 

hier,  verbunden  mit  einer  kleine  Ermässig'ang  des  Zinsfosses  u.  mit  technischen  Port- 
Schritten  (wohlfeiler  Unr-^teliung  von  Stahl),  den  int<'n«»ive rcn  Bahnbau  [/..  B.  bes^^eni 
Schieiicu,  StahbchieU'  ii.  nichr  Eisi-nverwend.  im  (  >b<  rV>au.  Uelier-  u.  ünterhruckungen 
i)ci  Kreuzungen  mit  Stra»i»eu,  statt  der  Krou/ung  im  Niveau,  Sidbstschliejiseu  der 
Banrleren  mit  Schlag^binmen  o.  s.  w.^  ntiiohiheh  finaniiell  swecfanissiger  iHrenncht, 
he>.  bei  gestiegener  Bahnfruciueu^  Die  Kosten  der  Bahurerwaltang  sind  damals  in 
I).  ut-ichlaiid  stark  geaticgeu.  Sie  betrug'  n  1^74  bei  d.  preuss.  Sfa'^Kb.  p.  Kil.  2071I, 
I»re.usiö.  l'rivatbahnen  unter  Staatsverwaltung  2502,  Privatb.  unter  eigener  Verwalt. 
\'i\o,  im  Dnrchflchn.  3011  Tblr..  1%73  dsgl  1U34,  lt$T2  1713  Tblr..  also  mehr  im 
g#!g»'M  1S72  12-90,  1^71  -egcn  1873  •i  9S^7o-  I"»  1^'^  ^«r  Ansg.  massiger: 
im  I)nn:lis(  hii.  1*«50  Tlilr..  od.  gegen  1H71  voj  weniger.  1**SÜ/8J  waren  dir  Kosten 
d.  Bahiiv»  rwalt.  bei  all«'n  deutschen  Bahnen  p.  Kil,  4020  M.,  bei  d.  Sfa.if-^H  allein 
lDt»3  M.  oder  1340  u.  1304  Th!r.,  also  weniger  alä  Mitte  der  70er  Jahre,  wa^  aber 
zum  Tholl  aas  anderer  Yerrpchnnn^  zwiachen  den  drei  Venrnltsw«  igen  sich  erfcliren 
möchte. 

Abgesehen  von  dieseni  vielleicht  ünauzieii  rathsamen  Wechsel 
im  ganzen  BahnbauBy stem  ist  eine  »elbständige  Ver- 
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mindernng  der  Ausgaben  der  Bahn\rerwaltang  ia  erbeb- 
liohereni  Maasse  schwer  mOglieb. 

Die  Verminderung  der  Zahl  der  Beamten  und  Angestellten  würde  W: 
Hauptbahnen  groflser  Frequenz  und  SclmelUgkeU  meist  nur  au I' Kosten  der  Sicliei' 

hfit  p:<;ijr|ichi;n ,  'wras  im  iHirchschnitt  wegen  TilVrer,  Ko-t-  n  fur  T^iitS' hä'lijrnn»  nn<] 
M.iteri.il  her^'orrulendor  Unglucksftlle  nicht  einmal  immer  eine  Krsparniss  wäre.  Mr. 
der  steigenden  Frequenz  wird  s>ugar  die  Zahl  der  Beamtea  wachsen  muÄsen.  Sc 
warde  z.  B.  1869  jed«  Meile  der  Ostb.  11*0,  die  Niederschles.  21*7  Mal  tiigiicb 
durcliBclin.  befahren,  das  Streckonpersonal  der  crsteren  war  p.  Meile  9*3,  der  zweite^ 
!5'.>,  das  8tationsp<?rsonaI  bez.  i  'i  n.  9*6  Mann.  Dio  Gehalto  und  Löhne,  (in  Deutsch- 
land ls71  einige  Zeit  lang  ausserordentlich  gestiegen  —  eine  Uauptursache  der  Ver- 
theuerung  des  Betriebs  — )  gehen  in  längeren  Zeiträumen  eher  einer  Erhöhung  oiH 
gegen.  Durch  Aemtercnmulirung  Inno  nur  eine  unerhebliche  Ersparang  tat- 
stehen,  meist  gegen  das  sachliche  Interesse.  In  den  sachlichen  Aasgaben  fe: 
sich  diin  h  technisch  vollkommener''  Anlaiie  (z.  11.  bei  Schieru'n .  BrticlLcJi» 
sparen.  DatUr  gelten  die  erörterten  Principiea  über  extensiven  und  intuiisi^eu  Bahn- 
bau.  FQi  gewisse  Heinere  Reparatnrarbeiten  und  dabei  Tervendele  Mite- 
rialien  ist  endlich  aus  Ersparnissrucksichten  ein  Prämien-  und  Tantiöioesysteffl 
ErsparuHjfen  an  Material  anwendbar,  einmal  bei  den  leitenden  BahningcDieur»in.  thtil- 
weise  auch  l>ei  dem  unteren  Personal.  Weber,  Schule,  2.  A,  Fr.  370.  —  Detail 
der  Bahuuntcrhaltungskosten  der  preuss.  Bahnen  in  d.  auitl.  Stat 

iij.  288.  —  3.  Die  Trans p ort ver walt ung.  Ihr  Gebiet 
i«t  die  Ueberwachuog  und  Besorgung  des  gesammien 
Transportdienstes  der  Bahn,  welcber  in  den  PersoDen* 
und  Giiterverkebr  zerßUlt 

Kurze  praguaute  Ghaiacicribtik  d.  i  unciionea  d.  einzehien  Organe  der  Traiur^H/it- 
renraltong  bei  Weber«  Fr.  341  (T.,  Schale  2.  A.  (S,  A.  S.  414  If.). 

a)  Die  Organisation  der  Transportverwaltiuic;  ist  wieiieran. 
nicht  ganz  gleichmässig.  Gewisse  GruntlzUge  ergeben  sich  aber 
au^  dem  Wesen  der  Sache  und  kehren  daher  ziemlich  Uherem 
stunmend  wieder.  An  der  Spitze  der  Oberleitung  and  Beanieieb- 
tigung  des  Betriebs  steht  das  Betriebsdireetorium  oder  die 
Betrieb sinspection)  deren  Functionen  mitonter  über  die 
Transpul tvcrwaltung  hinausgehen;  Behörden,  welche  daher  bis- 
weilen, neuerdings  nach  preussiscbem  V  organg  bei  uns  regelmässig: 
auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gestellt  werden,  in  der  Tran»^ 
portverwaltnng  wird  dann  der  executive  Betriebsdienst mid 
die  Masebinen-i  Wagen-  und  Werkstättenrerwaltang, 
daneben  auch  wohl  noch  die  Materialienverwaltnng 
(Magaz in d ic n stj  unterschieden,  welche  mitunter  mit  der  Werk 
stättenverwaltuug  verbunden  ist. 

fi)  Der  executive  Betriebsdienst  zertalJi  in  iIlii  Expeditionidi 
und  den  Fahrdienst.  Der  erstere.  wclcli»:r  an  die  Station  j^eknüptt  i?!,  ist.  w.  IJ:J:^•:ü: 
au  den  grösseren  Stationen,  wieder  in  den  Dienst  für  den  Personen »  er keh: 
(inel.  Gepäck)  ond  iu  die  Gtiterezpedition  getrennt«  Das  znm  EzpediÜODsdictis: 
gehörende  Personal  besteht  aus  Einnehmern  (Billettrcrkäafern,  vStaiiuns«  assenraadantti . 
(iepäckexpedient*  uiituntrr  nocli  b<'*<onderen  (;e)>;ii  kvvii"j;<T'(,  dann  (i  -packträgera.  tit-, 
etwaigem  U  uUspeisonal  (Assistenten)  ftü:  den  Personcntrauöportdieusi.  Zur  tiuterejpdtii- 
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tinn  g  h  rt  ^^^^  Personal  dor  Gutcrcxpedieiitcn.  Boden-,  T^ade-  und  Wiegcmoiätcr  und 
das  uothwtiudige  Httlfspersonal  für  Kasse,  Buchhaltiini,v  Kt  chnung  u.  s.  w.  Violr 
wohnliche  WerkrerhchtUDgon  im  üuterdieiist  (Auf-  und  Abladen.  Wagcurangiren  utc.) 
erfolgen  im  Taglolw.  Das  gesammte  Gttteitnmsportwflften  «iner  Bahn  steht  mitantor 
noch  unter  einem  besonderen  Obcr-Ciiltenreiwalter.  Die  üeherwachunfr  und  0))er- 
leitünr  des  Kxpeditionsdiensb»  füllt  dein  Bahnhof  Vorsteher  zu,  wcliher  durch  Schiir* 
meister  (Wageumeiäter)  die  ZusanimensteUnnii:  der  Züge  besorgen  lää&U 

Das  Pahrdienstpersonal  höherer  Ordnung-  sind  die  LoeomotivfttbTef ,  2og- 
fübrcr  (Oberscbail'ner)  nnd  Packmeister«  dasjenige  niederer  Ordnung  die  Heizer, 
Scliallner,  Zugachirrmeister.  Bremser,  deren  Dienst  mit  dem  der  Schafliier  iiiitünt*T 
vereinitrt  ist.  An  diese:)  Personal  !>chlic8ät  isicli  als  stehendes  Penjonal  auf  «li-n  Sta- 
tionen iur  den  i  ahrdienst  dasjenige  der  Wagcnput/.er,  Schmierer,  Wagunmeister  ^Schirr- 
tneister,  IVai^eBterisoreo)  u.  d^.  m.,  bisweilen  auch  besonderer  MascbiBeiiheizer  an. 
I>i<;ses  Personal  oder  ein  Tlicil  desselben  wird  mitunter  auch  zum  Stationq»er8onal 
<B«hnverwahnnj2:)  oder  zur  Wa^enFcrwaltung  gcrcehnet. 

An  der  bpitxe  des  Werkstatt cndiensts  (fUr  iicparatureu  des  Fabi- 
mateiials  n.  s.  w;}  stehen  Tecbntfcer,  soir.  Maschinen-  nnd  Obennaschinenmeister» 
welche  Zeichner  mc  Seite  haben:  nnter  ihn*  n  WerlNstättenvorsteher,  Weiinneister, 
Wagenmdster ,  ausseniem  das  nothwendige  Buchhaltunsrs-.  Iv(!chnang8-,  Kassen- 
personal  n.  8.  w.  Die  meisten  Werk?erriehtun|fcn  ireschehen  g:cgeu  Tagelohn.  Auf 
grösseren  Stationen  bestehen  besondere  Magazine  verschiedeneu  Umfangs  für  die  erforder- 
lichen Betriebsmatorialien  unter  MaterialioD?enraltern»  unter  denen  Aufeeher  etc.  fan^ren* 

Beispiel  der  Organisat.  n.  der  Zahl  n.  "N'ertheilung  des  Transporfverw-alfungs- 
I»ers»ouals:  Preuss.  Ostb.  Expeditionsdienst  (ls70):  1  Obergüterverwalter. 
1  Fiscnbahnsccr.,  16  Statioubkasseniend.  u.  Einnehmer.  9  Gepäckezpedicntca,  63  (iüter- 
expedienten,  56  Bodenmeister  (an  12  Haltestellen  sind  Weichenstoller  geg.  Kemnner. 
mit  dem  Billetverkauf  hetraut).  I'ahrdienst  155  Locomotivenftlhrer,  4.'{  Zagführer. 
44  Packmeister,  135  Heizer,  112  Schaffner,  2H  Schmierer.  Werkstättenbetrieb 
1  Obermaschineumeister ,  7  Maschinenmeister,  S  Zeichner,  7  Kiseubahusecr.,  32  Be- 
triebesecr.,  5  Wetitst&ttenrorst.,  IS  Werkmeister,  22  Wagenmeister;  —  27  Ifljischinen- 
heiser  (fehtoi  bei  ander,  preuss.  Staatsb.),  8  Portiers,  11)  Nachtwächter;  Material- 
Verwaltung  auf  d,  Strecke,  '.t  Materialverwalter  1.,  7  dssfl.  2.  Classe.  wozu  bei  and. 
jir.  Staatsb.  noch  Aufseher,  Wächter  u.  dg;l.  treten,  —  Dir.be/,.  Herlin  1S*^3''S1: 
StAtiousperbOual  s.  o.  S.  743.  Exp.pcrsonal,  1 4  Stat.ka.->senreudanten  u.  (iuterexpcd.- 
TOistoher  (Geh.  2800  M.),  zns.  $9«200  M.,  102  $tot.einnehmer  nnd  Ottterexpedienten 
(2175  M.  Geh.),  zus.  21S,i»25  M.,  122  l>ade-  u.  Bodenmeister  (1200  M.  Geh.).  zus. 
145,050  M.,  Fahrdicnstpcrs,  5S«i  Locom.fuhrcr  tl5üO  M.  Geh.),  zus.  865,650  M., 
612  Loc.heizer  u.  dgl.  M.),  zus.  miMO  M.«  142  Zugführer  (1200  M.),  zus. 

170,400  M.,  19«  Packmeister  (1020  M.).  zos.  199,155  M..  S9]  Schaffner  (885  M.)« 
zus.  849,350  M.,  330  Bremser  u.  Schmierer  (840  M.).  zus.  266,085  M„  Werkstatt- 
verwalt.  S  Vorsteher  (2400  M.),  /.us,  19.200  M. ,  04  Werkmeister  (2 IT.')  M  ),  zus. 
130,200  M„  Material-  u.  Mairaz.verwalt. ,  »i  Verwalter  1.  Cl.  (2400  M.),  zus. 
H,400  M.,  21  2.  Cl.  (1725  M.),  zus.  36,225  M.,  15  Mag.au fsehcr  (U25)  zus.  16,875 
o.  noch  einzehie  and.  Beamtenarten  (a.  A.  71  Naehtwlchter  zu  600  M.,  143  Itangir- 
n.  Wagenmeister  zu  1 125  H.) 

Die  OrganisatioD  einseloer  Zweige  der  Traneportver- 

waltang  nnd  die  Zahl  des  Personals  in  denselben  hängt 
begreiflicher  Weise  von  der  Freciuenz  der  Bahn,  besonders 
was  den  Fahr-  nnd  Werkst ättcudicnst,  und  von  der  Be- 
deutung der  eins&elnen  Stationen,  was  den  Expeditions- 
dienst  anlangt,  wesentlieh  mit  ab. 

Beispiele.  P.  Mefle  Bahn  kamen  1860  in  d.  Transportrenralcnng  vor  bei 

der  pcuss.  Ostb.  7*0  Beamte  u.  Hülfsarbeiter ,  19'6  Arbeiter,  bei  der  iiieder- 
schles.  221  u.  43-8,  vestfäl.  12  6  u.  210.  Saarbr.  20*2  u.  .HOO,  hannoy.  IIM» 
u.  2d'l,  nass.  S'S  u.  13*2.  Dagegen  war  die  befOrd.  Brottolast  auf  1  Meile  Bahn 
redndrt  bei  dieaen  Bahnen  bez.  a5-9,  51  0,  29  0,  37  7,  32*8  n.  20*8  Mill.  Oentner 
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(soj^r,  I  entnermriloii.  (iew'irhf  .],:r  Pers..  üuter,  Wageu,  Locomot.  u.  Teßder  ^as.)  um 
die  Bruuoeiuu.  p.  64,  IUI,  56,  104,  TO  u.  4^  TMuead  Thlr.  —  Bei  eiiter 

IMgo  f<M  122  H.  der  Ostb.  o.  von  72  M.  der  aiederscUM.  (ioci.  scUet.  Oebiiis^b.i 
(bez.  V.  1399  u.  5ü2  Kil.  in  ]s74)  hatte  die  eiste  u.  zweite  bez.  130  a.  167 
227  u.  227)  Locomotiv fuhrer.  130  u.  194  Heizer  (1^74  l'euerlcutc  1:50  n,  .i(»7i,  35* 
u.  2b  Zugführer  (lb74  104  u.  49)»  ;^4  lu  54  Paclmeister  (lb74  76  u.  105).  lüi  tt. 
223  (1874  241  u,  292)  Schatlner. 

Auf  kl«iii«n  Stotionen  und  bei  schwaclieiii  Verkebr  ktoneii  manihe  Arbeiten  roa 
uiuein  Beamten  besorgt  werden,  die  sonst  uretrennt  irerdea  mOBMA  (s.  B,  Bületreikaaf 
und  (iepäckeziHMÜtioi),  beidee  und  (jutereziMditiott). 

Einige  Verschiedenheiten  in  der  Organieation  nnd  in  der  Zahl 
des  Personals  werden  im  Personeny erkehr  aneh  dnroh  das 

Bill  et-  1111(1  Coiitrolsysteni,  im  Güterverkehr  durch  da,«» 
Vcrladnngfc»8ysteni  bedingt,  in  l)eiden  endlich  durch  die  oIh 
waltende  Rücksicht  auf  Betriebssicherheit  uud  durch  deo 
Znstand  der  Bahn,  wo  wieder  das  im  §.  280  hervorgehobene 
Moment  in  Betracht  kommt. 

Auch  wegen  dieser  Umstände  in  Deutächlaud  mehr  Fahrpersonal  aof  dct 
Zügea ,  wie  mehr  StrecbeDpefSOiitl  auf  der  Babn.  Hier  Tecbnete  maa  nach  Weber 
Tor  einiseu  Jahren  2 — 3  Personenva^'^cn  auf  1  Scliaflber  oder  Bremser,  5 — S  Gmer- 

wäc"^»  »of  I  Begleiter;  in  Kna^Ian»!  uud  Kraukreich  dn^'*g"t  ir  :\af  1  r''r<oii<'nzTi>^  ^It-ra 
mehr  als  1  Obersch.  u.  I — 2  Seh.  oder  Bremser.  LahUcüsitlea  ihuti  hier  auch  viel. 
Dm  deutsche  Publicum  rerlan^rt  jetzt  auch  mehr  Schalfher  u.  w^Urde  das  franzöäscht: 
Billetcontrolsystem  schwerlich  Worsni^eD. 

Teber  das  T?illet-  u.  T on f ro Isystein.  Wenn  die  Controle  und  Abnahme  der 
reraoiifiibilleto  nur  in  den  Wa^eii  ortolirt.  wie  fast  allgemeiu  in  Dentsclilaud,  bedarf 
eb  unvermeidlich  mehr  Schalliier,  die  dann  wemgötens  in  den  Personenzügeu  asdi 
niebt  so  orafueend  als  Bremser  mit  bescb&ftigt  sein  iftiinen,  zumal  sie  oft  im  Palma 
die  Billete  coapirMi  müssen.  Anders  im  Ausland,  bes.  in  Frankreich,  wo  die  Bahn- 
h-'»fo  sfren^  abiresporrt  sind  u.  die  Haupfi  (»ntrcle  der  lUllete  beim  Eintrift  in  n  Aus- 
tritt aus  dem  Bahnliot  erfolgt.  Hei  der  iiiiletexpeditiou  ergeben  i>icb  durch  u«^ 
jetzige  System  der  zahllosen  £iQ2elbillete  für  Hunderte  ron  Stationen.  fUr  rerachiedeuc 
Wagenclassen .  Zuge  u.  s.  w.  grosse  Weitlaufigk-  itcn  .  an  allen  Haupbtat.  zumal,  tur 
Stein pelanir.  V.  rkaut  «I<'i  Billete,  ('ontrole  der  Kiimehmer.  Das  Edmondson'schc  Billet- 
System  (dv  Kartrhou  mit  blosser  An£;ab(»  von  Abu.uii;s-  u.  Bestimmungsort.  PrH^  u. 
Fahruummer  od.  Datum,  die  Käitchen  werden  tlann  vun  den  Schalfuern  oder  Uahnhof- 
pottiei«  gesammelt  u.  zur  Mitoontrole  abgeliefert),  das  auch  ia  Dentschlaad  allinilig 
ganz  das  altere  Zettelsystem  rerdrängt  hat  n.  den  ^'ortheil  rascher  Stempehini;  iiait 
Half«'  bc/ogl.  Maächin<'n  schon  vor  1  ingerer  Zeit  in  I  Stunde  bis  .)000  Stii<  k,  jet/: 
M'ohl  noch  mehrj  bietet,  reicht  jetzt  immer  weniger  aus.  Eine  grosse  Vcreiulachuiu 
des  Billetwesons  gestattete  das  ron  Per  rot  roiyi^chlag.  einfache  Tarifsystrtn ,  dc^seti 
Durchfuhrunii-  nur  problematisch  i^t.  Aber  anch  bei  wesentl.  !  <  ^thaltun^.  wenn  au<  k 
einiger  Vi  reiafa  b'intr  des  heniii^en  Persoii''nt:»nfsystems  sind  Ueforraen  in  dem  BilK-t- 
wesen  möglich,  vgl.  z.B.  den  Vorschlag  von  Scholtz  a  a.  0. ,  Weber,  Schuir. 
3.  A.,  S.  420. 

Ueljer  das  Verlad  uascssystems.  die  Schriften  v.  Michaelis,  Perrot,  Scholtz, 

Dorn,  Cohn  u.a.m.  Die  von  manchen  Seiton  :;owunschte,  doch  unzulässige  TreniiBBf 
des  Fahr-  a.  Frachtverkehr^  wunle  den  (HUereYpefHtionsdienst  der  Bahnen  fnst  tranz 
iu  Wegfall  bringen,  da  hier  die  Befrachter  eintreten  wOrdoit.  £s  ist  wohl  möglich, 
dass  dadurch  auch  an  Arbeitskoaten  im  Gsnzon  einige  Erspamng  entsteht,  wean  anrb 
kein  *  sehr  wesentliche.  Aoch  die  Stellung  ganser  Wagen  zur  Disposition  ron  Be- 
frachtern, mm  belieb.  Vollladcii,  Ii  '  Refördenine  von  Massengütern  in  WaL:onl;»'!uL;;e'!. 
welche  die  Befrachter  selbst  anfUUen,  haben  neben  anderen  Vortheilen  den.  der  tUhn 
Arbeitskraft  zu  ersparen.  Bei  der  Stellung  eigener  Wagen  durch  die  Befrachte: 
wttrden  sich  für  die  Bahn  selbst  im  Werkstittendienst  Crspaningiui  eig^bea.  Fraglich 
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j>leibt  nur.  wie  weit  solche  Kcfonnen  nacli  der  gaiiTen  Technik  des  Bahnbetriebs  über- 
haupt •lurdilt^ltrini    S.  fol^.  Abscbflitt.  Am  Moisten  Last  in  da  Expedition  jnackt 

der  Sltickguterv«  rk«  iir. 

Die  Aufgabe  ist  hier  offenbar,  diejenigen  Systeme  zu  wählen, 
welche  bei  aller  Sichenmg  vor  Untersehleif  und  Verlast  in  volks- 
wirthschaftlicber  Hinsiebt  günstige  flir  das  Publicnm  möglicbst 

l)Cijuein  und  lai  die  Vcrwaltim«^  durch  Veieiniachung  des  Dienst«, 
ErHparung  von  Arljcitski  allen  u.  s.  w.  möglichst  wohlfeil  »lud.  In 
beiden  Beziehungen  bleibt  noch  viel  zu  wünschen  Hbrig. 

b)  Die  Kosten  der  Transportverwaltung  bilden  der  Kegel 
naeh  den  bei  Weitem  stärksten  Posten  der  Betriebs- 
ansgaben, in  Dentsebland  nahezu  zwei  Drittel,  frtther 
etwas  unter,  dann  etwas  über,  jerzt  wieder  annähernd  ()0  mit 
Schwankungen  nach  Bahnverwaltnngen  von  ca.  50  —  75  %.  Eine 
Ersparung  an  ihnen  fällt  daher  für  den  Keinertrag  und 
für  die  Möglichkeit  der  Tarifreductionen  gewöhnlich  am 
Schwersten  ins  Gewicht  Sie  ist  aber  auch  in  grösserem 
Umfsnge  möglich,  als  in  den  beiden  anderen  Verwaltnngszweigen. 

Bei  d.  deatsi'hen  Bahnen  1^0—81  Transp.v  erwait.  r.  (iasamintauäg.  bei  d.  iStaatäl>. 
611*76,  bei  d.  dgeasrerwalt  Priv.b.  56*47.  Prtüss.  Staatsb.  nach  Et.  f.  188A/84  61*1  ... 

Auch  die  Ausiraben  der  Transportverwaltung  sind  tlieiis  j)er- 

sönliche,  Besoldung  u.  s.  w.  der  Beamten,  theils  sachliche, 

bei  letzteren  einschliesslich  grosser  Summen  von  Taglohn  flQr 

niedere  Werkverrichtungen. 

Die  Mcblichen  AQSjraben  (iacl.  TairelOhne  n.  dgl.)  ttberwiügoti  bei  der  Transport- 

Verwaltung:  die  persönlit  hen  nocli  >färk'  r  ab  bei  der  Bahnvc^rwaltung.  Sie  zerfallen  in 
•lie  anmitt'  lbaren  Koste«  d<  r  Zuf?kratt  (K«  uerun'j:  der  l.ocomotiveii.  Schmieren  luid 
Putzen  dii  Masi  iiiiic-u  und  Tender),  der  Zuge  (Schmieren  und  Keiuigen  der  Wagen, 
Beleuchtung  derZ&p,  (itttorfcrladung in  die  Keparatttritosten  der  Fahnenge;  in 
die  zn  duem  Theit  nitnntor  au>  du  laufenden  Betiiebs<-innahDien  erfclj^endc  Er- 
gänzung H -  r  Transpo rtniitr  *-l ,  al-o  N  cuIh  solirtffung  (nicht  nur  Krsat/)  solcher, 
welche  ijideä<>en  viellei«  hl  nchtig<*r  von  ih  n  laufenden  Ausgaben  i:aijz  ausjEres<-hlos8>'n 
u.  besonders  verre<  hnt:t  wird;  ferner  in  die  Ausgab<  ii  für  Heizung  und  Keini^ung 
der  Iletrlebsloralitftten;  tat  Wagcnmiethe  an  fremde  Balinen:  für  Ent- 
sc häd i,irung«-n  im  Personen-  und  (lUtervcrkehr:  fur  l)rucksachf!n  und  Bureau- 
Hedürfnissc  n.  n.  Div^r.sa.  Di.^.»  j-arhlieli-n  Ansirabcn  las-if^n  sich  wieder  mit 
denjenigen  poräonlichen  Ausgaben,  weiclie  sich  an  die  einzelnen  Zweige  knüpfen, 
zfMammenfassen«  vas  ffir  einzelne  Puncto  «in  richtigeres  Bild  gewährt 

Beispiel.    Preuss   Ustb.    Ausp.  f.  jres.  Transportverw.  lSß9  2131  i1S74 
fJöi).')^  Tausend,  wovon  auf  Ilesoldun;!:        4iH>  (1,')(>5),  sa'-hl.  Ausgaben  lt''<"  ('lOtM) 
Tausend,  mit  Ansxohluss  der  Krganz.  d.  U^-trif-bsmittel  14."i5  (432<>)  von  i  u  1931 
(ö*>31),  oder  pers.  A.  2o  '"'  g  u.  sachl.  Ausg.  74*3  "  ^  Ji'^U  nvml  Feuerung  d* 

T^ocomot.  315  (1171),  Schmieren  d  Masch,  n.  Tender  21  Pötzen  dsgl.  58(128), 
S.  bmieren  d.  Wagen  IT  136),  Heini-- ii  10  25),  Beleuchtung  d.  Ziiu-e  17  io6),  Gut.-r- 
verlad.  71  (195),  sonst.  Kty^Wn  102  (24i»),  i.  G.  Kostm  der  Zugkraft  u.  der  Züge  fiOli 
(201&)i  ßoparaturkosten  4b5  00S7),  Loc.  u.  Tender  2S2  iti(^6),  Persouenwag.  62  (15Üu 
Lastw.  188  (Sil),  and.  2  (20);  Heiz.  n.  Keinig.  d.  Betriobdloc.  81  (122),  Wageomiethe 
143  (271),  Entscii&d.  im  Güterr<Tk.  25  (35),  Drucksachen,  Bureaubed.  31  (88),  Sonstiges 
62  (705)  Tausend  Thlr.  Bei  d.  niederschles.  B.  ist  d.  Yorhiltoiss  d.  pers.  zn  den 
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SÄchlichea  Ausg.  (excl.  neue  TraasportmitM )  in  16'5  u.  S3'57o»  bei  der  haanoT. 
23*7  Q.  76'3,  sächs.  Staatsb.  lb'4  u.  S2'0.  baier.  30  b  ü.  Ö^  ö,  wurL  29  9  u.  70  1. 
bad.  84*1  u.  65*9  Gans  glddiiiil».  YerÜieiliuig  der  AoagtbiHi  erfolgt  auch  hks 
iticht.  N'icht  iinwes<>iitlich  ronchiedcii  stellen  sich  unter  dem  Einflatt  der  Freqneoz- 
!rerh&lti)is<''  atich  die  Reparatnrlosten  der  einzelnen  Arten  Fahrzeug'»- ,  z.  B.  !S6y 
(u.  1&74)  bei  d.  niedersohl.  B.  weniger  als  bei  d.  Ostbahn  fUr  Locom.  ii.  Tender 
i206  :  2S2  u.  42b  :  60«) .  etwas  mehr  für  Personenwairen  (66  :  62),  erheblich  mekr 
fiir  Lastwagen  (250  :  1. IS  Tausend;  Kohlenverkelir  u.  s.  v.  auf  der  ersteren;  1874 
beiilfiii  Wagonarten  476  :  461).  ^^eg-  n  Tai:.  lohn  erfolgten  W  *  iL?,  rnclitan^eo  i.  d- 
'I  rari-f 'ti  fvprw.  hei  d.  <)ätbuhu  Isüy  für  472,  niederschl.  lur  ''.'}*->.  I^annov.  .'>35.  sä<*!u. 
2io,  wurt.  2 7ö  Tausend  Thlr.  DirBez-  Berlin  1883/84  saciii.  Ausgaben  d.  TraAap.- 
venr.:  aUgem.  1^26,032  M.  Kosten  der  ZUgu  3,455,000  K.,  Onteifaalt  d.  Betnib- 
uiittcl  4,7(14.000,  Erneuernuif  derselben  8.048.000.  ßciiutzung  fremder  Hahnanlages 
275,670  M..  Mi<!th*'  fremder  Wac^^n  u.  Leihureld  I.öTj.düi»  M.  —  Bei  d.  deutsche:' 
J{.  1880/81  bei  Staatsb,  u.  bei  cigcnsverwalt.  Pri?.  bahnen  bez.  persönL  Ausg.  d. 
Tiiasp.renralt.  84*12  n.  29*53  (nenL  äusserer  BahnlioftHiieiist  11*5S  n.  9*79,  EiqwL- 
dienst  7*13  u.  «-98,  Zutil  egleitdienst  6-82  u.  5*52,  Zagfönl. dienst  8  59  «.  7-2:j*,,  . 
sa(-hl.  Aus«:.,  n.  Uli.  allgem.  Kosten  d.  Tran8i>.V':TU'..  2*!)0  u.  Bahntransport  20-24 
u.  1815.  Kosten  <J.  Konutz.  fremd-  r  Anlagen  u.  Betrieljamittel  rr»*>  ii.  5*10.  zus.  27"j2 
u.  26*26 ^'/q  vun  allen  Betriebsausgaben.  Nach  ilieser  Statist  Berechnang  wären  dif 
sachl.  Aasgaben  bei  der  Tcaiisp.?ervaltniig  nicht  nar  nicht  grosser,  sondern  etwas 
kleiner  als  die  persönlichen.  Diese  .\bwoicliung  von  d.  früheren  Daten  u.  der  damals 
ab^:elcitcten  Be^el  muss  sich  aus  Yeriuderungen  der  Kabriciruug  der  ainzelnen  Posica 
erklären. 

Besonder»  wichtig  sind  die  so  gebildeten  Kosten  des  eigent- 
lichen Fahrdienstes  nnd  unter  diesen  wieder  diejenigen  der 
Zugkraft. 

Ein  Theil  dieser  Kosten,  besonders  iur  die  B-soMiinj  des  l'ahrp<»rsonal3  auf 
den  ZUgen  —  zahlreicheres  Aufsichtspersonal  bei  uiivolliLouim euerem  Bau  und  Fahi- 
material  für  Bepanturkosten  der  Locomotiren,  Tender.  Wagen  —  etwis  kkhteKL 
technisch  anvollkoinuienerer  Bau  der  Fahrzeuge  bei  leichtem  Bahnbau  — .  auch 
tr"l^";"ritli<  h  für  Mieth  •  fremd»  r  Wagreii  —  Ersparung:  an  Kapital  für  Betriebämitti»!. 
alsü  an  s(cli<  lulrm  Kapital,  Seitens  einer  üruieren  und  einfacheren  Bahn,  (sonst  hangt 
die  Benutzung  fremder  Wagen  wesentl.  von  <l.  geogr.  Lage,  Durch fiihnrerltehr  einet 
Bahn.  Grösse  der  letzteren  ab;  daher  meist  verhältninmissig  grössere  Benntxui^ 
fremder  Wagen  bei  drn  Privatbahnen ;  bei  den  Staatsb.  war  sie  frtther  bei  d.  nirder- 
sehles. ,  hannor.,  wcsttal. ,  sächs. .  bad.  utoss,  bei  d.  and,  bedeutend  klein- r.  bes.  d. 
wurt.,  baicr. ,  nass.  Seit  den  grossen  Verstaatlichungen  wird  dieser  Ausgabcpostc^ 
bei  d.  Staatsb.  natttrlich  riel  Ueiner);  —  für  Entschldigungen  bei  Unnllea  hingt 
wieder  mit  den  in  §.  280  besprochenen  Principien  in  BetrefiT  der  Bahnanla;^ 
zusammen:  bei  dem  intensiven  System-  wird  dieser  Ko^tenbet^ag  kleiner  als 
dem  extensiven,  daher  z.B.  in  England  kleiner  als  in  Deutschland  sein.  Krspa- 
rangen  an  diesen  Kesten  hingen  also  nnter  Umständen  von  dem  Oebergnag  n 
vollKommenercui  Bahnbau  und  Fahrmaterial  ab,  wofür  das  oben  Entviciebr 
gilt.  Ein  weiterer  Theil  der  Kosten  ergiebi  sie  Ii  aus  der  Zahl  des  Fahrdienstpen^aak 
wofür  Siehcrheitsrucksichten ,  gesetzliche  Yorschrilten  mit  massgebend  sind,  ans  der 
Höhe  der  Besoldungen,  der  Preise  des  Brennstoffs  u.  s.  worüber  allgemeine  Landcs- 
und  Zeitrerblltnisse  entscheiden,  endlich  ans  dem  mehr  oder  weniger  spamaen  Ter* 
brauch  von  BrninstofT.  Oel,  Sehmier-  und  Piitzmateria!  u.s.  w,.  wo  sich  ein  ratio- 
nelles System  von  Kokes-.  Oelpiriniien  u.  s.  w.  vortheilhaft  erwies-n  liat 

Die  Kosten  der  Zugkraft  (iiesold.  u.  Löhne  d.  Mascbineiuneist,  Locoinotireii- 
Aihrer,  Heizer,  Prtmien,  Beisegelder,  Arbeitslöhne.  Bepantaifcosten  d.  Loc,  Tender. 
Werkstitttenbetrieb .  Tvepar.  d.  Wasserst.,  Brennst..  Schmier-  u.  Putzmat.)  betrugen  is 
Preussen  bei  allen  Hahnen  1S5S  2!l  (),  1869  25'4"'„  sammtl.  Betriebs-,  IT  S  m-: 
4\''^"/„  der  Transportausg. ;  bei  d.  Staatsb.  1869  27"6  von  allen,  458'/^  v.  leutercc 
Ausg.  Auf  Brennstoff  kam  ein  Drittel  der  Ausg.  der  Zugkraft  Dören  die  aener- 
lichcn  Vofsrhiebongen  der  Preise  o.  Löhne  haben  sich  diese  Quoten  verindert,  v«* 
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übergehend  hi*s.  stark  fltir'  Ii  cl;ts  abiioruie  Steiü't^n  rl»"r  Kolilcnprcisc  iui  Auf.  d.  "Oer 
Jahre.  —  Aui  d.  pieus^i.  ^taabb.  war  1^74  d.  Ausg.  1.  TransportverwaU.  im  (ianzen 
p.  KU  5241«  Primb.  in  Stettsrerr.  5387^  Piivatb.  in  eigeoer  Verwalt.  31129,  im 
Durchsrbn.  4522  Tlilr. .  gen  4241  TliJr.  in  1^73,  3704  Thlr.  in  1872,  Zunahme. 
1^71  gegen  1S7U  W  'As,  ls72  gegen  1S71  Is7:{se£ren  ls-2  M-rjO,  1874  gegen 

1873  6'3ii7o«  A»^«^         'lies«  Ausgaben  al.aolut  u.  relativ  getallen.  im  Durch- 

schnitt 3914  Thlr.,  afeo  gegen  1874  i:)*45  Acnigrr.  Mach  d.  deutschen  Statist, 
f.  1S80/S1  bei  allen  Ilatini  n  ]>.  Kit.  s(k>4  .  bei  d.  Staatsb.  all<  iji  87()1  M.  Kosten  d. 
Transp.vcrw. ,  oder  28S.5  n.  2iJ20  'J'liir. .  also  wir  ^M  rhebl.  wenitf-  r  nls  vor  einigten 
Jahren,  trotz  einer  f.  d.  Transportrerwalt.  wohl  im  t ianzen  eher  ungünstigeren  Ver- 
biichuug.  —  Uebcr  die  Vortheile  des  Pr&niiensystcms,  daa  jetzt  weit  verbreitet  iüt  for 
einen  unter  einem  <j:ew.  \fax.  bleibenden  Verbrauch  an  lirennstoH',  Gel  n.  s.  w.  s. 
P'  i  i  ot,  Eisenbahnref. ,  S.  152  H. .  157  H".  Ersparunfr  bei  der  Rhein.  B.  wes.  mit 
.lurch  Schmierpriimieii  in  2  .falir. n  32,000  Thli'.  (Verbrauch  bei  7%  Mill.  Aehs- 
meilen  1S62  21J.O0O,  bei  U'- Miil.  1S69  5723  Thlr.!).  S.  auch  unten.  Weber, 
Schule,  3.  A..  S.  457.  Die  Locometirflllirer  beziehen  in  Deutschhnd  350—900  Thlr. 
ftist,  ebensoviel  u.  mehr  an  Prämien,  die  Feuerlente  250  —  500  u.  bez.  50  —  100 
IViiinieii.  N  -iicriÜtiscs  bat  man  aber  mich  Bedenken  gegen  d.  PrAroiensystem  erlioben 
u.  CS  dem  \  ernehmeu  narii  ino  lilirir,  ü  wolb-n. 

§.  289«  c)  Die  GrewichtsmaBse  des  Transports. 
Todtes  nnd  ntltzliches  Gewicht 

Im  Uebrigen  wird  die  Höhe  der  Fahrdienstkosten 

wesentlich  mit  be.stiiniiiL  durch  die  G  ewichtsmassCj  welche 
aut  den  Eisen)) ahnen  bewegt  wird.  Namentlich  ist  diese 
Oewicbtsmasse  ftir  die  Kosten  der  Zugkraft,  der  Züge,  der 
Reparatnr  und,  innerhalb  gewisser  Grenzen,  auch  für  die  Zahl 
des Fahrdienstpersonals,  also  itir die Besoldnngssnmme ent- 
scbeidend.  Die  Ztige  verlangen  fast  das  gleiche  Dienstpersonal, 
mögen  die  Wagen  roll  oder  leer  sein. 

Die  hierher  gehöii^-eii  Lchit  ii  igelten  iUr  alles  Transportwesen,  verlangen  nur  bei 
tler  Eiaenbalui  aus  technis(  Ikmi  (inimien  wied'-r  besondere  Beachtung. 

Die  zu  bewegende  Gewichtemasse  zerfällt  bei  der  Eisenbahn 
wie  bei  Jeder  Transportleistung  in  das  sog.  todte  nnd  ntltzliehe 
Gewicht.  Letzteres  begreift  die  Gegenstände,  deren  Bewegang 
Zweck  der  ganzen  Transportleistung  ist,  welche  daher  der  Trans^ 
portnntemehmung  den  Ertrag  geben:  bei  den  Eisenbahnen  mithin 
die  Personen  (Pas^^ agiere)  und  die  Otiter.  Das  todte  Ge- 
wicht umlasst  die  Transportmittel,  mittelst  deren  die  Beförderung 
des  natzlichen  Gewichts  bewerkstelligt  wird:  bei  den  Eisenbahnen 
also  das  Eigengewicht  der  Fahrzenge,  wie  LocomotiTcn ,  Tender, 
Wagen,  deren  nothwendigen  Bedarf  an  Brennstoff,  Wasser,  diyerseni 
Gerftthe  nnd  Geschirr  n.  s.  w.,  ferner  das  Zugpersonal. 

Das  zu  erstrebende  Ziel  ist  nun  bei  jeder  Transportaustalt 
eine  möglichst  güiistii;c  Gestaltung  des  Verhältnisses 
des  todten  znm  nützlichen  Gewicht,  oder  wenn  diese 
Forderung  in  ihre  drei  einzelnen  Tbeiie  zerlegt  wird:  erstens  ein 
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möglichst  geringer  absoluter  Betrag  des  t Otiten  (»e-  i 
wichts,  also  namentlich  des  Eigengewichte  der  Wagen  n.  s.  w.: 
zweitens  eine  möglichst  starke  Ladungsfähigkeit  der 
Wagen,  absolut  nnd  im  Verhältniss  zum  todten  Gewicht;  drit- 
tens eine  mOgliebst  grosse  wirkliehe  Belastung  der 
Wagen  dnrch  das  ndtKliehe  Gewicht  oder  eine  dem  entsprechende 
Ausnntzung  der  F^ada  u  gs  fäbigkeit.  Je  günstiger  diese  drei 
Puncte  sich  stellen,  desto  höher  der  Reinertrag,  auch  bei 
gleicher  IW  uttoein nähme,  desto  grösser  ferner  der  Spiel- 
ranm  fttr  Tarifreductionen,  selbst  bei  gleichem  Fracht- 
qQantnm,  nnd  desto  leichter  mOglieh  eine  höhere  Brotto- 
einnähme  ganz  ohne  oder  ohne  entsprechende  Kosten- 
Steigerung. 

Bei  den  EigenbahueH  ibt  das  streben  nach  jeiiein  Ziel  hetcreif- 
lioher  Weise  i!:nnz  besonders  wichtig,  aber  seiner  Erfüllung  stehen 
auch  eigeuthUmlicbe  Schwierigkeiten  in  den  techniscbeu  Bediogaugen 
des  Eisenhahnbetriebs,  namentlich  bei  ,,eisenhahnmttssiger'^SehneUig- 
keit  des  Transports,  entgegen. 

S.  im  Mg,  Weber'»  Schule,  S.  A.,  Kap.  tf  — 11.  u.  d.  f^n.  Scäziftan  Uber 
Iiidividnalis.  d.  Bahnen  a.  Secttiidärbahnen.  Das  (ics.  der  Extensirit&t  ^ilt  in  gewteet 
Fallen  an  -li  b«M  <|pm  Fahrmatcrial .  was  inir  Weber  bei  seinem  Verlangen  Bich 
üeaeralisiruu^;  in  dooiselben  nicht  uun^  gcuiig^cod  zu  beachten  s«-hcinL 

a)  Das  Eigengwioht  der  Wagen,  einschliesslich  der 
Locomotiven  nnd  Tender,  ist  ans  technischen  Gründen  em 
ganz  enormes. 

Notbwendig  vorwaiteade  Verwoaduiig  von  Eisen  iu  grossen  Massen;  Nothveadi|- 
ieit  solidester  OonstmcriOD,  was  vielfiush  wieder  stailce  Eiaenverveodiinf  bedinft: 

Erfordern isi  eiu<;r  frlicblichen  Schwere,  um  vimm  entsprechenden  Drurk  auch  der 
Ic'TPii  ^^  :i::'.'n  auf  dir-  8chi<'iitM»  ansztiilhen  und  eine  Erentlß;t'nde  Tnigfaliii^keit  ttod 
VVidcii>und>täiiig:k''it  In  i  üchnelU  t  ikwegtin^-  beladüOur  V\  .igen  i^u  bieten  Q.  dgl.  m. 

Es  iässt  sich  in  diesem  Eigengewicht  durch  Fortschritte 
der  Technik  eine  Vermindemng  erzielen,  aber  die  Grenzen  dieser 
Fortsehritte  scheinen  eng  gezogen  zn  sein.  Ja,  die  Anfordemngen, 

welche  bei  entwickelterem  Verkehr  in  Betreff  des  FahrmaterislB 
stärker  hervortreten,  nemlicb  grössere  Tragrahie:keit  der  Was^en, 
grössere  Dampt'kraft  der  Locomotiven ,  r  a  s  c  Ii  e  r  e  8  Fahren, 
seltenere  JtU^Muratnren ,  damit  da»  Material  beständiger  im  Dienst 
sein  kann  n.  s.  w.,  lassen  sich  theilweise  gerade  nor  mit  Hülfe 
gleiehzeitiger  Erhöhung  des  Eigengewichts  erftUen, 
theilweise  verhindern  sie  wenigstens,  dass  das  Eigengewieht  ii 
demjeni^'cii  Maasse  Tcrniindert  wird,  wie  es  bei  gleichbleibendeu 
AntorderuugcQ  obiger  Art  möglich  wäre. 
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Hcispiele  aus  <i.  preuss.  Kis.-nbahiiät&tiscik.    Uorchschiiittäi^ewiclit  «nueü  preuss. 
1' ersoiienragens  p.  Achse  d9'G,  progress.  Zuualime,  lS(i9  71*7.  Ib75  ^2*2, 

p.  Pktz  S'5t  .9*9  u.  4'24  GenUier;  Kosten  Heabeachaflbnjr  (also  za  verzins.  Kap.) 
I»  Achse  1S59  962,  1869  lOl.S,  1S75  11  OS  Thlr.,  p.  Platz  56-6,  54-7  ii.  56  8  Thlr. 
(vorilbcrgeh,  VormindeninM' ,  welciic  sirli  aiH  verhältiiis^rnihs.  stfirkerer  Zuuahmo  der 
Wagen  4.  Gl.  eiilärt).  Bei  .Staats-  u.  Privatb.  gluicbcb  Gewicht,  bei  einzelnen  Bahnen 
erhebl.  Unienclliad:  bei  neu  cd  Bahnen  inrOneres  Gewicht  (z.B.  1869  Bebra -Han. 
81*6  C.  p.  Achse,  4'4  p.  Platz,  Ostb.  1S75  bez.  90*1  n.  4*54  Gciitn.\  was  oflenbar 
tnit  soliderer  «-rstcr  Ratiart  n.  urAsaercn  Anforden  an  «Ii'  L'  i^tnni;-  u.  Ausdauer  di-r 
\\  H^cii  zusammenhängt.  —  DuicLschnittssrew.  eines  (iepück wai;cns  j».  Achse  1*559 
59-3,  1S69  72  S,  1S75  79  8  CeutJicr  (Min.  lbÜ9  nach  Bahndurchschn.  55.  Max.  J)5  C, 
1975  bez.  62*1  v.  99*7).  eines  bedeckten  Gttterv.  54*4.  61*6  u.  65*8  {Min.  1669 
.>^^'l,  Max.  70'2,  Entw.  wie  bei  Perionenw.,  1875  bez.  37*5  u.  74"S),  <'iues  offenen 
Güterw.  43-2.  490  u.  b^i  Min.  1809  86-8,  Max.  58-7.  1875  bez.  .15  u.  63-5). 
Uurchschnittskobteii  sammtl.  (iuterw.  p.  Achse  1859  486,  1865  496,  1869  (iuci  neue 
Ptov.)  493,  1S75  500;  in  dieser  Stabilität  des  Preises  bei  grosserem  Eigengcir.  nnd 
I^aduQgsflhigkeit  (s.  unter  zeigt  sieh  der  Elnfluss  den  techn.  Fortschr.  u.  der 
Ooncurr.  d«'r  Wap-  ii)if\iir^nsfalt>>n.  —  Di--  Locoinotiv-^  n  Imtten  1859  im  I).  221.  ISH!» 
300,  1875  275  Pierdckralt,  das  grösste  Eigengewicht  einer  Loc.  mit  Feuer  und  W  asser 
nrar  1S59  650,  1869  900.  1875  856  Centner.  Das  Gewicht  von  Wasser  und  Kohlen 
beträgt  50  — 100  Gontner  u.  darüber;  bei  rascherem  Fahren  n,  selten<;reui  Aufenthalt 
(SchntllzQgc)  mnss  di'  S  rirwieht  natürlich  auch  steiften.  Die  Zalil  der  von  einer 
Lücoiii.  diin  hsi  huitü.  durelilaut.  ti'-n  ^'atzmeilen  war  1859  2395.  l^liö  2^s2.  IST.'? 
20.31  isutzkil.  (2708  Moll.).  Iblb  lb,797  (250U  Mcil.),  eine  Steigerung,  die  wieder 
bosscre  Arbeit  venossetzen  wird.  (Die  nenerl.  Abnahme  wolü  r.  Zutritt  neuer  schwach 
frequent.  Bahnen  zu  erkUren.)  —  Nach  d.  deutschen  Bahnstat.  f.  lS'sü/81  Eigengew. 
V.  Loconi.  u.  Tender  bei  allen  Hahnen  H>'08  Tonn.,  oei  d.  Staatsb.  allein  39.73  T. 
l^orsonenwHLT'jii  p.  Achse  4*21  Tonn.  (842  Centn.)  bei  allen  u.  auch  bei  d.  Staatsb. 
spec,  Gepäckwagen  dsgl.  4*09  n.  4*06,  bededtter  Gftterw.  8*29  u.  8*28,  offener  2*72 
u.  2*68  Tonn.  Durchschn.kosten  f.  1  Locom.  auf  allen  Bahnen  50,623  M.,  f.  I  Per^.- 
w-ag(»n  p.  Stark  7508,  p.  Ach^e  3298,  1  Güterw.  p.  Stück  2967.  p.  Achse  1 1.\5  M. 
Seit  \blb  also  keine  wosentl.  Aendemng.  aber  doch  steigende  Richtung  des  Gewichts. 

ß)  Die  Stärke  der  Ladungsfähigkeit  und  ihr  Verhält- 
niss  zum  Eigengewicht  der  Wagen  lassen  sich  zwar  auch 
verbessern,  aber  jedenfalls  in  nicht  sehr  weiten  Grenzen,  wie  sieh 
ans  dem  Ebengesagten  schon  eigiebt  Auch  hierttber  entscheiden 
technische  Momente^  sowohl  in  Betreff  der  einzelnen  Personen-  und 
GtlterwagcD,  als  der  ganzen  Züge,  das  Locomotiven-  und  Tender- 
gewicht hier  zum  todten  Gewicht  geschlagen. 

Dir  Ladungbfähigkeif  «I-r  Güterwagen  ist  erhtibUch  gestiegen  u.  stärker  als 
die  Tragiäiiigkeit,  —  der  iiauptfortscliritt.  Die  folg.  Zahlen  stehen  etwas  unt.  d. 
EinStUB  der  Einrochn.  der  Bahnen  d.  neuen  Fror.,  die  wiildich  zu  fei^Ieiobenden 
-<iiid  eigontUch  ein  kl.  in  wenig  uniiünstiger.  <>  rjiaclfwaf^cn  allerdi!ig'>  LaduttgS- 
l"ahigkeit  p.  Achse  lsr)!i  45  r.,  1869  53  3  Centn.,  Zunahme  ir.-n'"^,  dsgl.  des  Eigongew. 
22'7%,  1873  Ladungsfahigk.  p.  Achse  56'7,  1875  53't»,  also  Gleichbleiben  d.  Ladongs- 
fahigk  bd  Zunahme  d.  Gewichts;  —  aber  bedeckte  Goterw.  1859  n.  1869  I.adf. 
54-3  n.  79- 1  Centn.  Zun.  45*6 Vo.  dsgl.  des  eig.  Gew.  nnr  13'67o^  18^5  Ladf.  90*2, 
Zutt.  seit  1869  14  ü7o'  während  d.  ei«?.  Gew.  sich  um  6'8"/o  crhöhete;  —  off.  Güterw. 
l.adf.  1859  u.  1%9  64-6  u.  89-6  C,  Zun.  38  7,  dsgl.  d.  cig.  Gew.  14-8"/«;  1875 
Ladt.  97  C,  Zun.  seit  1869  7-6%,  Zun.  d.  Eigengew.  5%.  Wilhrcnd  noch  Ende 
der  50er  Jahre  ein  off.  Gatorwagea  bless  eine  LadungsflUiiglteit  von  c.  150%  seines 
eig.  Gew.  hatte  (l-^.  i.au  1 19%\  hatte  er  1869  fast  die  doppelte  (£;eii.  181  %V.  bei  den 
bedeckten  Güterw.  war  dasselbe  V^erhliltniss  damals  knapp  100%.  l^tl*»  1875 
hatte  d.  olT.  Guterwagen  182%  seines  Gew.  Ladf.,  d.  bedeckte  137%.  Immerhin 
wog  auch  nm  1809  noch  ein  Güterzug  von  20  Achsen  bedeckter, '80  A.  olT.  Gflterw., 
mit  1  Loc  n.  Tender  darctaschn.  t.  8900  CeulDer,  bei  einer  LadnugaAbiglr.  ron  c. 
A.  W»gn«r,  FisaasfriMeBtdMft  I.  8.  Aafl.  48 
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4300  (J..  aiäo  ein  Vt-rU.  von  0*91  :  1  des  toUten  ^um  iiliulicheo  üeiricht  bei  voller: 
Ladung,  die  kaum  Torkommt;  dai^egen  roo  3'21  :  1  bei  der  preaas.  DorclMcliiiitt»- 
bi'lastong  v.  4t*/v  —  ß'-*  i'orsonen wagen  ist  naturlich  das  Verhältnis»  d-^ 
Klaren-  ztun  nittzl.  (iow.  viel  uni;iinstig«;r  ii.  wie  aus  den  Dat«*n  bei  n)  hoirorgrhL 
nouenlin;:s  noch  ungünstiger  t^owordc-u.  Eine  Acltöc  trug  ibh^  Peisooeogewick 
(iVg  €.  a.  d.  Pers.)  25*5.  1869  27*75  (Banmeniwr.  bei  H.  n.  4.  OlasM).  <Lli.  b«^ 
42*8  0.  1I8*7%  ^'^  jrwoil.  EigeDu«- Wichts.  Ein  Personenzusi  von  30  Achs<  n  wieirt 
mit  I.or.  U.S.  w.  c.  *{200  Centner,  die  P.'rsoncii  iti  ihm  dar«hsclni.  s'li»  (1,  also  'odtej> 
zum  ntitzl.  (lew.  wir  Jf^^ö  :  1,  Uei  d.  preuss.  Diirclischnittübesetzunji  von  blo->  Jtr/»*!, 
der  Plätze  aber  gar  wie  14'7  :  1,  d.h.  um  einen  Menschen  /.u  befördern.  uiu:yi  nu^ 
i.D.  fast  das  ISfa^li«  seines  Ge«'ichl^  mitscbleiipen !  Im  J.  18d9  befftnlerten  dir 
preu^s.  Bahnen  'in  nützl.  (icwielit  von  fa^t  U  Milliarden  Centn.  1  Meile  «redt,  a 
welchem  Zweck  aber  .'{0  Milliarden  Centn,  todtes  G.  wi.  ht  mitj!^eschlepi>t  wurden.  — 
Nach  d.  deutjicben  Eiäcnb.statiüt  f.  1880/Si  war  die  Ladeiuhigkeit  (Tra|rtiUiigk.i  eioe« 
(iepftckwai^stis  bei  allen  Bahnen  2*72.  bei  d.  Staatsh.  allein  2*51  Tonnen  oder  o. 
6\'b^f^,  den  Eigengeirichte.  bei  d.  bedeckten  (iuterw.  4*57  u.  4'58 Tonnen  oder  l.^T  u. 
l40"/„  des  Eigengewi -litv  bei  d.  offenen  «lüterAv  4*81  Tonn.,  in  b-  iden  Fällen  aber 
177  u.  178°/o  des  Eigeiigew.  Die  Ladefähigkeit  sciieiut  danach  auch  neuerdings  noch 
grosser,  ab'-r  das  \  crhältniss  swischen  ihr  u.  dem  Eigengewicht  nicht  besser  gewoidca 
2Q  sein. 

/)  Die  Ausnutzung  der  Ladungstäbigkeit  hängt  dagc^ 
Tomebmlieb  von gesellscbaftlicben nod  wirtbscbaftlieheii 
Umständen  ab.  Hier  bieten  sieb  wegen  der  Versebiedenbeit 
der  GeselUcbaftsklassen  der  Reisenden  nnd  der  ver- 

schiedencn  V o  1  u minosität  und  Schwere  und  des  ver- 
schiedenen Werths  der  (rtltcr,  ferner  wegen  der  verschie- 
denen natürlichen  Hiebtungen  des  Güterverkehrs  im  Gänsen 
und  in  seinen  Hauptarten,  wegen  der  versebiedenen  Zeilen 
im  Jabre,  in  denen  sieb  Personen  nnd  Gttter  natargemftse  T0^ 
nebmtieb  anf  den  Bahnen  bewegen  nnd  wegen  des  oft  unvermeid- 
lichen längeren  Leerstehens  der  Wagen  anf  den  Stationeu, 
eigenlhiunliche  Schwierigkeiten,  welche  die  Errei(  luniir  des  IdeaK 
d.  h.  der  vollständigen  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit 
bindern.  In  dieser  Hinsicht  muss  man  sich  vor  lUnsionen  httten. 
Aber  die  Weiterentwickelang  des  Verkehrs  selbst  Itlhit 
doeb  zn  einer  Annäherung  an  das  Ziel.  Femer  kann  die 
Eisenbahnverwaltung  dazu  selbst  mächtig  beitragen  dnreh 
eine  richtige  Tarifpolitik,  durch  welche  sie  einen  gar  uicbi 
existirenden  Verkehr  erst  hervorruft  und  einen  ihr  sonst 
entgebenden  an-  sieb  stiebt  8onst  wird  die  LadungsfAhigkeit 
der  Wagen  nur  zu  einem  geringen  Tbeiie  ausgenntst  bleiben,  wa» 
gegenwärtig  bei  uns  noeb  sehr  zu  beklagen  nnd  wenigstens  doch 
in  Etwas  noeb  zu  vermindern  mOglieb  ist  Das  Verhältniss  zwischen 
lodicm  und  nützlichem  Gewicht  ist  solange  noch  viel  un günstiger, 
als  es  nach  der  Natur  der  Eisenbahnen  ohnehin  bleibend  wird 
sein  mUssen  oder  m.  a.  W.  der  Betrieb  bleibt  zu  tbeuer,  die 
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Kente  zn  klein,  weni^tens  theilweise  deshalbi  weil  dei: 
Tarif  sn  hoeh  ist  Demgemto  sind  vor  allen  an  dfeStaats- 
b  ahnen  wichtige  Anforderangen  flir  die  Tarif  polt  tik  zu  stellen, 
ebeaimehr  im  Tolkswirthschaillichen  als  im  finanziellen  Interesse. 

Einflass  der  ClaBsen  aaf  Ausnotzung  der  Ladefähigkeit   Die  Haupte  lassen 

der  Güter,  die  Rohprodüctr  des  Acker-,  Forst-,  Bergbans,  die  Baumaterialien,  Düng- 
stofte,  die  fremden  Verzehrun;:s-  ii.  (ifW.'rksstofTc  (ColonialR-aaren,  Baumwolle,  Fabrik- 
stoifo  a.s.ir.}t  *^i<^  Fabrikate  u. w.  vcrlaiigcu  verücliiedeue  Bäume,  verschiedenen 
Schutz,  also  fh*  bedeckte,  th.  o6*eiie  n.  sonst  rerschiedeno  Wagen,  fenchiedene 
Schnelligkeit  des  Transports,  was  alles  wieder  die  Ansnutzong  der  Wagen  erschvert 
u.  indirect  das  todte  Gewicht  reigiOssert  —  Aehnlicbes  gilt  vom  Wagenclassen- 
syütem  des  Personenyerkehrt. 

Einfluss  der  Verkehrsrichtaugen.  Für  die  Wagen,  welche  Getreide  aus 
dem  Binnenland  zum  Export  nach  den  Seehäfen,  Kohlen  aus  den  Bergwerksgegenden 
nach  den  Indnstricsitzen  bringen,  fehlt  die  Rückfracht  ganz  oder  tbeilveise,  oder  die 

Colonialwaaren  u.  Fabrikate  u.  s.  \v.,  die  in  der  Gegenrichtung;-  gehen,  verlangten  wieder 
andere  W  acren.  Daher  leere  Fahrt  rückwärts  (..Ballastfahrf).  Aehiiliche  Verhältnisse 
oft  in  Seehäfen,  bes.  mit  Holz-,  Getreide-,  Fiachsexport  u.  mit  schwachem  Import 
(Ostseeihftfen,  ausser  Stettin). 

£inflnss  der  Jahreszelten.  Im  PerMmenreiliehr  die  Wagen  in  einer  Richtung 
stark  besetzt  im  Ausreise-,  u.  umgekehrt  später  im  Ileimreiscverkelir;  in  d.  anderen 

Ivif^litting  gleichzeitig'  wenig  Frequenz.  fRerl.-Anh.  in  d.  Kichtunjr  von  Berlin  im 
Pommer,  nach  Berlin  im  Herbst)  Aohuliclies  im  Gutenerkehr.  Das  oftmalige  Le er- 
stehen der  Wagen  auf  den  Stationen,  das  mitunter  lUmal  so  lange  Zeit  währt,  als 
«las  In-Bewegung-sein,  hängt  mit  diesen  u.  mit  den  vorerwähnten  Dmstftndeo,  mit  der 
/.»jitrauhenden  Be-  und  Entladung;  und  mit  dem  A'orhandensein  zahlreicher  Stationen 
von  sehr  verschiedenen  Transpürtbeduiinissen  zusiammen  um!  bewirkt  naturlich  ein 
Todtlicgen  grostier  Kapitalien.  Daher  die  Wichtigkeit  der  richtigen  Disposition 
aber  den  Wagenpark,  mittelst  telcgraph.  Ordres,  WagenstrafmieAe  fOr  Deber^ 
schreitung  der  Frist,  binnen  deren  Wagen  von  einer  fremden  ^^'^waltung  zunick- 
geliefert sein  müssen  u.  dgl.  m.  Weber,  S  »  -B.,  S.  2s,  berechnet,  dass  die  Güter- 
wagen kaum  107«  der  Zeit  im  Jahre  wirklich  fahren,  in  Preussen  29,  in  Oester- 
Teich  33  Taero.  Mitwixl^nd  in  Denlsehland  die  Zersplitterung  d.  Verwaltung,  was  die 
Frennde  der  Maat^bahnen  u.  des  Reidiseisenbalinplans  mit  betonen.  Jrtzt  Einrichtong 
von  Central-WagenftmCem  bei  d.  Staatsbahnen,  znr  teI^*Di8po8ition  tiber  den  Wagen- 
park (Mag-deburg). 

Illusionen  über  die  zu  erreichende  Ansnutzunc:  der  Ladefähigkeit  ersrfhen  sich 
u.  A.  aus  Peirot's  Yon>chlag  der  Personeutanireduetion;  s.  darüber  auch  Scholtz 
a.a.O.  Aiieb  die  Anb&nger  der  Staats«  u.  Reichsbahnen  haben  mitontcr  die  natür- 
lichen, durch  kein  Verwaltun^:ssystem  zu  beseitigenden  Gründe  einer  stets  uoth- 
vendig  unvollständigen  Ausnutzung  der  LadungsfriLiorkcit  nicht  genuj;  gewürdigt 
Q.  darum  der  2^rsplitterung  der  Verwaltung  zu  viel  Gewicht  beigelegt  Dicä  widerlegt 
Weber  dnrch  einen  Vergleich  mit  dem  centralisiiten  Bahnsystem  Frankreichs, 
Prir.-.  Staats-  0.  Beichsb.  S.  70. 

Wie  die  Tarifpolitik  mit  Erfolg  Verkehr  schallt,  zeigt  z.  H.  die  Einführung  der 
1.  Wagen'  lasse  für  (1.  Personenverkehr,  diis  System  billiger  Ri  torirbillete,  die  Gewäh- 
rung des  Pfennig-  und  Meilentarifs  für  Masscnproducte  u.  s.  w.  Aber  das  Geschehene 
int  noch  nicht  hinreichend.  Wenn  Sa.\  U,  1(>6  rügt  dass  die  4.  Classe  die  Kosten 
roUends  üften  nicht  decke.  Qbersieht  er,  dass  hier  den  nnteren  Glassen  eineWoUthat 
efZtägt  werden  soU  n.  darf  n.  eine  „gemeinwirthschaftliche**  („.communistische")  Kosten- 
ausgleichung  zwischen  den  rerschiedenen  Glassen  (wie  ähnlich  im  öffentl.  YeisicheningS' 
wesen)  erfolgen  kann. 

Beispiele  der  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit  nach  d.  preass. 
Statistik.  Von  den  Ktz-  bez.  Stehplibsen  (4.  Gl.)  der  preass.  Personenwagen  auf 
»Ben  Bahnen  wurden  benutzt:  1859  31 '2,  1S65  29*1,  1869  (ind.  Bahnen  d.  nenen 
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Pror.)  lb75  23*2 "/p.  ali>o  sogar  AOuahmc.    IW.i  btaabb.  27*2  (M.iu.  Jiasi».  21  ü. 

Max.  Ostb.  29*0).  Privatb.  nnt  Staatoverw.  29*5,  and.  Priratb.  20  5  (Min.  Go6el-Od«rti 
14*8«  Max.  Hi-:i  Herl.-Potsd.-Magd  ).  1875  die  8  Katcgor.  boz.  2I'6  Min.  Ostb.  19*1. 
Max.,  \*vstf.  25- 1).  i^-O  n.  •  Die  wirkl.  Reiastun-  -aumtl.  ünterwairei 

Preu'^s.'ns  war  in  l'rorint.'fi  <icr  Maximalbeiastimg  i Ladungsiahigk.)  41  "5.  IV-i 

42  ti,  ixit»  41,  islo  n  i.  ;ii»u  am  h  kein  FortscUriti  (d.  kleine  KQcJigani:  rulirt  \.  d. 
EinrecbD.  d.  neuen  Bahnen  her).  1HH9  8teatsb.  S2*9  (Min.  Bebfa^HaaM  eben  ertffa.. 
Ivl,  sonst  Ostb.  ,^16.  Max,  Saarbr.  .')S"4  —  Kohb  nverk.),  Privatb.  unter  Staats\err. 
4«.  and.  Privntb.  .3i»-8%  (Min.  18*4  Taunusb.  fFrankf.-Wiesb.l.  Max.  Neiss^- 
Brieg).  lS7d  die  'i  Kat  bex.  S  (Min.  Frankf.-Bebra  30'b.  Max.  baarbr.  ^9  j. 
—  50*7  ~  40-9%.  Vach  d.  deotschcn  Eisenbahnstat  fur  1869  n.  1874  waren  di« 
Fersonenvaii^eii  der  baier.  Staatob.  zu  c.  20  7  u.  217.  d.  had.  zn  "II  S  u.  25  4.  A. 
Sachs,  ZU  ii  !  n  T2  \,  d.  würt  zu  27n  ii  Jl  l",,.  <1.  preiiss  Staatsb,  Is74 
P.)"4  —  24'4  (Oätp. -Saarbr  B.)  besotzt:  ähnlich  bei  d.  ausser e uss.  PiiTatb.,  uot 
in  ganz  wenigen  Fällen  Uber  •»(>"  „,  Durchsihn,  all.  D.  Prifatb.  in  Sta;itsverw.  1S74 
2d*25,  in  elfr.  Verw.  2JI*?i(>;  etwas  stärker,  frilher  bis  35— ar»"  ,,.  bei  d  Ostcrr, 
Bahnen,  inoist  -.wrh  mit- r  Durchschn.  1S74  22  fi7,  holl.  Staatsb  21'S2,  NVaMcb.- 

Wien  :t4**/„.  Die  0  u  t  i  \vai:''n  waren  belastet  lSf;U,  bez.  1*^71:  >»ei  d.  bnicr 
Staatsb.  3;$-S  u.  41-31.  bad.  u,  a.^U,  sächs.  30  u.  41  8,  wuri.  4G-1  u.  42  7''^ 
bei  d.  ttbr.  deutschen  u.  «eterr.  Privatb.  zienl.  dieselben  Zahlen  wie  bei  d.  pvenaa. 
Max.  österr.  Stldb.  49-35  bei.  45-«S,  ^Uilöstl.  Staatsb.  40*05,  Awslg-TepliU  .^ti-ß  bt/. 
4S'Ü"/o-  ^*ch  d.  deutsch«Mi  Ki^' nli.statiat.  f.  lv«»i>  st  waren  ausgenutzt  in  dt-:- 
Personenwagen  b«i  allen  deutschen  Bahnen  iin  Durchschn.  die  PliUze  1.  Gaai»«:  la 
10*947«  ivermnthllch  weniger,  well  sehr  riele  Billete  1.  d.  f^r  2  Eliider  in  L  eder 
für  1  Erwachs,  u.  1  Kind  in  II.  Cl.  genommen  wrrden  u.  dir  Statistik  nur  den  Hillet- 
absatz  conslafirt),  II.  (^1  21  i)2.  III.  V\.  26*96,  IV,  Cl.  31*26,  alle  Cl.  25-40V».  K^iiHt 
Yerbesäer.  der  .\usuut(.  iu  neuerer  Zeit. 

§.  290.  —  4.  Gesammte  Betriebsausgabe  und  BfOg- 
liebkeit  ibrer  absolnten  nnd  relativen  Vermindernoi;. 

Die  }rcsamnit«*u  RetrifliNaii'^^aben  waren  nach  der  amfl.  pren«^.  Ki>'  ti'»abni.tntistik 
in  1874  p.  Kil.  bei  den  >uatsb.  7U24,  Privatb.  unter  Maaisvern.  b45i>,  Privaib.  m 
eig.  Verw.  64)6S«  in  Darcbschn.  7012  Thlr.,  nach  Mterer  Berechnungsnietfao<ic  6973. 
gegen  6.'>S4  Thlr.  in  1873,  575S  Thlr.  in  ls72,  daher  Zunahme  1S73  ge^-en  1ST2  tun 
1  1*35.  1874  treten  IS73  um  ö'lM"  In»  .1  1^7."  ist  •!.  Betrieltsaus-j-abe  dagege  n  f'^- 
wicben  auf  0224  Thlr.  (6184).  d.  h.  gegen  1874  11-2"  «  weniger.  Nach  d.  dcotscheb 
Bahnstat.  f.  1880 — %1  war  d.  gesammte  Betriebsausgabe  <mit  Kosten  f.  erbebt.  ErriaL 
II.  f.  Henutz,  fremder  Rahnanlagen)  p.  KU  )>ci  allen  Bahnen  13.968,  bei  d.  ^taatsti. 
allein  14,010.  hd  d.  »üj^msv^rwah.  Priv  b.  1 1,505  M.,  liei  d.  v.  Staatn  v.  rwalt  PrirK. 
IS,923  M.,  was  eine  weitere  erhebl.  Kostenvennindenuig  seit  1875  enjiebt. 

Die  t^uotc  ron  der  Hetriebsausgabe,  welche  bei  allen  preuss.  Bahnen  auf  dir 
3  grossen  Yerwaltungazwei«:e  fUlt,  war  in  Vo^ 

IS5*J|    von  'Irr 
)865>-  (lesammt- 
1S69J  au.^i^abc 
1869^ 

1871  . 
,fi-o    von  der 

Ig^^J  •  aiisfrane 
18751 

Die  ausserord.  Gelialfs-.  Lcdin-  u.  Preissteigerungen  seit  1S71  haben  die  Betricbsaih»- 
gaben  der  Eisen Kahiieu  sehr  erhöht.  Seit  1875  \>\  aber  ein  nllarfineiner  Küi  k-fhUi 
eingetreten,  bes.  wogen  sinkender  Preise  (Eisen  u.  s.  w.).  Das  Verhältniss  der  Yjoi- 
nahmen  zu  den  Ausgaben  hat  sich,  trotz  der  meist  erfolgten  absoluten  und  reladrcu 
Steigerung  auch  dieser,  bei  dem  stärkeren  Steigen  der  Betriebskosten  ungonstiger  git- 
tteUt 
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Hei  allen  pruu»:».  Bahnen  war 


äM.-Betr.- 

)>.  Kiliiui. 

Ii.  Nut/.- 

p.  durchlauf. 
Waganaflfaa- 

An«. 
Hill.  Mtgk 

KiL 

Mark 

Mark 

«»a*r^ 

1S67 

97-4  • 

i:!,sv7 

215 

6-0 

1S6U 

1340 

13,Ü44 

2-03 

5-0 

1S71 

176-7 

14,94ti 
19,752 

2-27 

5*0 

1873 

2*5S 

6'0 

1874 

297-7 

21,036 

2ü2 

6-0 

J87Ö 

•294-8 

18,673 

2*51 

5-8 

Nach  d.  dou Ischen  Bahiistatiftt.  f.  ISSO— war: 

StMübidmen.  ^^Ji^ili!''  ^"^^ 

MUl.  M.    •"/;,  Mill.  M.      %  Hill.  M.  « 

A!l.reni.-Verr.  ,  ,  ,    27*26       S-21»           9.98       10.7.H  45-21  91 5 

lialiii         .,     ...  101-70     30-95           30-52        ;r2-80  151  08  30*56 

Traasport  199*81      00*76           52-54        56*47  297*98  60*29 

Summe           .  .  .  328*83    100             93  04     100  494*28  100 
lu  den  letzten  2  Golonnen  die  Priv. bahnen  unter  Staatsvcrvait  iobegrifien. 

Nach  tl.  prenss.  Etat  f.  1SS3/S4  erüie'  t  >\rh  für  da«  j^anz«?  prcuss.  Staats- 
bahunet/:  ailu.  \  orwah.  27*11  M.  M  ,  Bahnverw.  87*37,  Tnii8p.7erw.  180*34,  zm, 
295-42  M.  M.  oder  9  J— 29*6— 61  1-1007^ 

Die  preoss.  amtl.  o.  jetzt  dieamü.  deotsche  EiaeobahiiBtatiBtik  gestalten  noch 
andere  Gruppirungen  der  gesammten  eigenf).  BetTieb8ausg:aben.  welche  für  die  Fragen 
iui  T'  vte  wichlijr  sind,  so  d.  prcuss.  nach  den  Rubriken:  Besoldung,  —  Diäten. 
Arbeitihillc  etc.,  —  materielle  Yerwaltuugskostcn,  —  Unterhaltung  d.  Bahnanlagen,  — 
Kosten  d.  Balintninspoils,  —  nnbestimmte  Ausgabe.  —  Die  Quote  f&t  Besolming  ist 
uach  voriibcrgehendcm  Fallen  IsT.')  wieder  so  hoch  als  1869:  28*2 %•  l^i«  sachl. 
AiiS'j^aben  können  tlurch  ilaucrhal'tere  Constniction  v.  Balm  u.  Material  u.  durch  d. 
Ai  Tord-  u.  rrärnieiisystein  etwas  erDKissii^t  werden  im  abäol.  Betrage.  Kelativ  ist  die 
Ausg.  f.  Luterh.  d.  Bahnanlagen  gesunken:  1867  16,  1871  13*4.  1875  H  b''/«. 
Die  Änsg.  t  Bahntransp.  ist  zeitveiae  1871 — 74  absolot  u.  leladv  am  Meisten 
-er.tiegren,  jetzt  wieder  bes.  stark  gesunken:  1^69  27,  1871  27*6,  1^7.'5  *.»9*7,  1874 
'26*9%.  Nach  der  deutschen  Statist,  f.  Ibivü/Sl  sind  bei  allen  Mahnen  u.  spec. 
bei  d.  ätaatäbahnen:  die  persöul.  Ausg.  46*17  u.  47  23  (uemi.  allgem.  Verwalt. 
6*10  n.  5^0,  Bahnt.  7*31  Q.  7*41,  Tnii8p.renr.  33*76  n.  34i2),  die  saehL  Ausg. 
53*83  Q.  52*77V«. 

Fasst  man  die  einzelnen  Z\veige  der  Eisen  bahn  Verwaltung  m- 
samnieD,  so  ersieht  sich  hinsicbtlich  einer  Vermin  de  rnng  der 
lanfepdea  Betriebsausgaben  und  der  Herbeifübraog  eines 
günstigeren  Verhältnisses  der  letzteren  znr  Brntto- 
einHAhme  Folgendes: 

a)  Bei  gleichbleibender  Beschaffenheit  der  ganzen 
Balinanlage  (§.  280)  wird  nur  in  Ausnaliniciällcn,  bei  bisheriger 
mangelhafter  Verwaltungsorganisation,  durch  Vermin  de  rnn  der 
Beamten-  und  Arbeiterzabl  und  beider  Gehalte  und 
Löhne  eine  Erspamng  zn  erzielen  sein.  In  der  Hegel  wurd  dieser 
wichtige  Ansgnbeposten  bei  steigendem  Verkehr  nnd  wegen  der 
Nothwendigkeit  der  Lohnsteigerungen  in  der  Gegenwart  absolut 
wachsen  und  wegen  des  letzteren  l  instands  möglicher  Weise 
selbst  relativ,  d.  h.  von  der  grösseren  Brnttoeinnaliiiie  eine 
titärkere  Quote  beanspruchen,  eine  gerade  bei  uns  schon  Ende  der 
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HOer  Jahre  in  Aussicht  stehende  Möglichkeit,  die  Bich  Heitdeui 
wenigstens  zeitweise,  im  Beginn  der  70er  Jahre  in  grossem  Um: 
fftDge  rerwirklicbt  bat. 

b)  Dagegen  wird  eine  absolate  and  relative  Vermin- 
derung der  Betriebsaasgaben  aaf  folgende  Weise  zu  er- 
zielen sein: 

n)  Durch  Vervolikonim uung  der  Bahnanlage  und 
des  Fahrmaterials  in  der  Weise,  dass  in  Folge  kost- 
spieligerer, aber  dauerhafterer  erster  Oonstraction 
das  stehende  Kapital  mehr  rorwaltet  (§.  2^). 

Dun  urerden  die  aachliclien  Rihnuntorlialtiuigs-  nod  die  Bep«iitiufceste& 
Fabrmaterials.  f<^rner  mftnelie  Beanfsichtii^iigskosteii  (aleo  penSDliche  Aasgabea 

sinken.  Diese»  Erspanini^en  ist  zwar  «ler  grössere  Bedarf  an  Zinsen  für 
erhöhte  Aulageka(iital  gcfrenUber  zu  stelleit.  Allein  es  wird  dabei  doch  schiie;«:»- 
Höh  oft  eine  Ersparung  übrig  bleibeo.  Diese  tu  endeten  iit  aoch  der  eine  Hwipt* 
zweck  einer  solchen  Umgestaltung  der  Bahnanlage.  Der  andere  Hattptxwedc  dieser 
Massrcgel,  lie  Hilni  t H  r  den  Verkehr  leistungsf.ihig^er  zu  machi.'n.  führt  aber 
zu  erhöhter  Bnittorin  nähme  und  damit  zugleich  wieder /.u  einem  günstiir«ren 
Verhältuiss  der  Ausgaben  zur  Einnahme.  Aus  Statist.  VergleichuogcD  Ik&yi 
sich  der  EinSass  der  roiUtommeneren  Bahnanlage  auf  die  absolute  n.  lelatire  HOh« 
der  Bahnunterhalt.  u.  Reparaturkosten  nicht  mit  L'^cntigeuder  Sicherheit  erkennen.  Hier 
können  nur  speci<dlt>  Untersnrhnnjren  im  oiiizehn  n  Fall  crgeb»!n,  wie  weit  obige  Sätz«; 
in  Wirklichkeit  zutretien.  Das  Alt<*r  der  Hahn,  die  bisher.  Sorgfalt  u.  s.  w.  ubea  ehen- 
falls  einen  Etnünss  ans,  der  nur  im  Einxelnen  m  ermitteln  ist. 

ß)  Durch  ein  umfasseudes,  rationelles  Accordveriahren  liir 
Arbeitsleistungen  nnd  Prämiensystem  fttr  sparsamen 
Materialverbrauch  können  viele  saehliohe  Ansgaben,  theils 
in  der  Bahn-,  namentlich  aber  in  der  Transportverwattmig, 
annähernd  auf  den  unumgänglichen  Minimalbetrag  herab- 
gemindert werden.  Es  gilt  dies  im  Allgemeinen  von  allen  solchen 
Ausgaben,  bei  denen  durch  Controle  von  Oben  höchstens  die 
innehaltung  eines  gewissen,  nicht  zu  niedrig  gegriffe- 
nen Maximalverbraachs  an  Material  mid  eine  bestimmte 
Durchschnittsqualität  der  Arbeitsleistung  enwungen 
werden  kann. 

Dm  einen  geringeren  Materialrerbrauch  und  eine  hühcre  (^uaiit^t  der  ArbdteieifitBog 
und  die  ans  Beidem  leanltirende  Ersparong  za  erzielen,  empfiehlt  sich  das  Aooord-  und 

Prämiirunirssystem  anch  hier,  weil  es  das  eigene  Interesse  der  Arbeiter  und  Beaaitflii«  bes. 
der  ünterhoamten,  erweckt.  Auch  nach  Al)zue:d»^r  Prämien  bleibt  dann  doch  eine  Erspamnf 
für  die  Verwaltung  übrig.  Immer  neue  (rrluLte  t  rwdsen  sich  diesem  System  zugäng- 
lich- Durch  die  bessere  Qualität  der  Arbeitsleistung  kann  schliesslich  anch  an  Arbeits- 
kraft, daher  an  persönlichen  Ausgaben  ftür  Besoldung  q.8.w.  gespart  verde«, 
üohrifrens  darf  von  dem  System,  wie  es  wohl  vorgokommcu ,  auch  nicht  za  ri'J 
erwartet  werden,  d'-nn  die  Summe  der  auf  diese  Weise  möglichen  Ersparungen  ist 
doch  keine  für  das  (laiize  so  sehr  bedeutende.  S.  Per  rot,  £ibenbahnref.  S.  1»7  &. 
u.  die  dortigen  interess.  Mittheil,  aus  d.  Ber.  d.  Bheia.  B.  (s.  o.  8.  751>.  Hier  war 
d.  Prämiirungssystem  für  spara.  Verbrauch  dngeflkhrt  für  Loeomoti?enführer  u.  Heizer 
in  Betr.  d.  Brennstolii»  bei  Locomotirenheuning;  f^r  erstere  i.  Betr.  det»  Geb  bew 
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bchiuicrcii  iler  Locom.;  für  d.  Hrciuser  lu  IkiU.  «l.  Ods  beim  Sclimicrcu  derWi^en; 
für  dkon.  Aosftthrong  der  Unterhaltnnpiariieiten  des  Oberbaus  f.  W  ärter  u.  Weichcu« 
sieller,  Arbeitsrottenführer  u.  Arbcitor;  endl.  Acrordi»rriin  verf.  beim  15L'tiicl»  auf  d. 
t  'entralgüterstat.  Coin.  für  d.  Wajronrangirg-csdiiift  n  d.  Ladcpeschäft  Mantlic  Schwie- 
rigkeit bei  d.  Einfuhr.,  b<.-s.  in  Vonirtheii«'n  d.  Arbeiter;  mehrt.  '  , — V<  der  g^en 
ome  Ha3dn»lfminnie  erzielten  Erapun.  a»  d.  Beamten  v.  Arbeiter,  die  sieb  daiein 
nach  gew.  Quoten  theileii.  Sehr  fjranüt  Eigebnisse.  Ob  hierin  seit  der  Yerstaat- 
Ucbnng  der  ßhein.  Bahn  Aenderongen  eingetreten  sind,  ist  mir  nicht  bekannt. 

y)  Den  grössten  Vortheil  in  jeder  Hinsicht  mnss  die  gfinsti- 
^ere  Gestaltung  des  Verhältnisses  des  todten  zum  nfltz- 

liclien  Gewicht  im  Transport  iiiul  die  absolute  \  erniinderuiig 
de8  erstereu  bieten,  weil  sie  die  .Seibbtkosten  des  Trausports 
und  die  Quote  der  Ausgaben  von  der  Bruttoeinnahme  vermindern. 
Diese  Frage  ist  wegen  ihres  Zusammenhangs  mit  der  Tarifpolitik 
anch-volkswirthsehaftlich,  niefat  nur  finanziell  und  privatp 
wirtbschaftlich  (für  die  Bahnuntemehmung  oder  die  dabei  be- 
theiligten Beamten)  die  wichtigste.  Einer  befriedigenden  Lösung 
derselben  niuss  daher  doch  die  Aulmcrk^auikeit  in  erster  Linie 
gewidmet  sein. 

5.  Absohnitt 
£  i  8  e  u  b  a  h  11  e  Ii. 

4.  TarilWesen. 

Dieser  horhwi.  htiL^c .  für  TlK^orio  und  Praxis  s«  liwicrij^e  (iegeiiütand  ist  noch 
wenig  ciiigelieuU  voui  volk^wiithacliafti.  Standpunctu  aus»  untersucht  worden  und  kann 
bier  nnr  in  den  aUgemeinsten  UmriBson  Aufimhine  finden,  mnss  dies  aber  nach 
wohl,  gerade  mit  KUckäicht  auf  den  Charakter  dies«^  Werks.  Bei  den  Dooj&nen, 
I  orst<  ?i  und  anderen  priratrirthschaSmchen  Einnahmezweig^  linden  «ich  die  analogen 
Abscbiiuto. 

Ygi  xn  dem  Folgenden  bes.  d.  jtren.  Arbeiten  ron  O.  Michaelis,  Schftffle 
{hca  n.  A.  8j8t.  II,  239  ff.K  Perrot,  Schölts  n.  die  meisten  oben  S.  663  IT.  gen. 
Schritten,  ferner:  <inrrke,  eompar.  Herochnun:»'!!  «I.  Kosten  d.  Pei-s.-  u.  Güter- 
transporte auf  d.  Eisenb..  /  tfenrtheil.  <).  Krasre  Uber  d.  /.uläss.  od.  mögl.  Minimal- 
siU/c  Berlin  1839.  —  S<  liott'ler,  d.  Transportkosten  u.  Tarife  d.  Eisenb,  untcr- 
äarht  auf  Orond  d.  Betrielisresult.,  Wiesb.  1860,  derü..  Statist.  Beitrage  z.  Eisenbabu- 
lariffraire.  Braunschweig  1S78,  —  Westphalen.  Ub.  üUterbeweg.  auf  Eisen!»  .  u. 
dera. .  Erlimfer.  z.  dieser  Brosch-,  Beitra.r  z.  L^s.  d.  Tariffrage.  IS70.  72.  -  Srhnll<>r. 
d.  uaUlrL  Udbe  d.  Eisen bahntarife,  Wien  1872.  —  MulFany.  Deotschl  Eiseobahn- 
tariffinge,  Btlsseldorf  1874.  —  Kasse,  die  Fnge  d.  'rftrlferhSb  anf  d.  prenss.  Eisenb., 
Jena  1874  (aus  Hlldebr.  Jahrb.  XXII).  (Je he.  die  Tarifwirthsch.  auf  I)  Eisenb., 
Berliu  1875  (U.  mehrfirliV  Keitzenstein,  d.  Oiltertar.  d.  Eisen'i..  15»  li. 
liarycbar,  Berechu.  über  d.  Selbstkosten  d.  Betriebs  d.  österr.  £lii»abeth-\Vcstli.,  in 
der  Tttb.  Ztschr.  lf<7J{  (29).  S.  102  H.,  mit  den  Zusätzen  v.  Schaffle;  letzterer  in  s. 
System  a.  a.  n.  —  v.  Bilinski.  d.  Eisenbahnturtfe,  Wien  Ü575.  —  Krün  ig.  d.  Dilfer.- 
Tarife  d.  Ei.^-nb.,  Berl.  1S77.  —  Tli.  Petermann.  Särh^,  Eiscnbahofra^eD.  DifTVi  - 
Tarißsäl/Aj,  Leipz.  ders.,  die  Schattensfiteji  d   neuen  Tarifsyst.  f.  d.  GtUciT<^rk 

Leipz.  1877.  —  Vielfache  Erörterungen  ü.  iHriffmgen  in  den  Handel skammcr- 
bericbten  d.  letzten  Jahre,  bes.  bei  (jele^enbeit  der  Frage  der  TaiiferbOh.  1873, 
1874.  Dann  Verhandlungen  de^>  Deutschen  Handelsta.ir.s.  volksw,  Tongr.. 
Denkschrift  d.  Keichseisenbahnamts  o.  Xarifenqndten  ^187ä).    Ans  allen 


Digitized  by  Google 


760  Ord.  Kiuii.   2.  K.  Privatorworb.   5.  II.  A.  EiM-tibalinca.  §.291. 


cUtfeii  Quullcii  reiche  Mateiialieiibaminl.  in  Uiith's  Amialeu  z.Tfa.  mit  selbaUuJ. 

Vcrarl».,  I)cs.  in  d.  Jaliru.  1^74  — TC.  >o  Tromracr,  krit.  Beitr.  z.  Veretändn.  <-\-r 
Eiscnbalmw.,  beb.  aber  die  Tarite.  Jahrii.  l?>7d,  S.  105T,  Jahrg.  lS7f>,  S.  121.  — 
üQüichten  der  Tarifeuquetccommiss.  v.  Dec.  1875,  Jahrg.  1S76,  S.  463,  5%,  Jahi^ 
1877,  S.  683,  1106.  —  Uober  d.  eng  1.  Y^Utaisse  bes.  GohsU  Werk,  ntm.  B.  II 
Kap.  3  pass. .  S.  31 S,  über  d.  Tarifwos.,  u.  A.  S.  452  über  die  Unaosfuhrbarkeit  der 
ZugrundelegUDg  des  Princips  der  Selbstkosten,  über  die  relatire  Bert^ohti}?.  des  Wcrth- 
taiifpriiic.,  c))eod.  in  Kap.  2  Uber  die  verwandteo  Frage»  der  TrciuiUDg  des  Fahr-  b. 
Fiachtrerkehre,  S.  88,  üljer  \\  agenleihe  S.  1 12,  nbet  Besomr«  An-  n.  Abfuhr  durch 
die  Bahnrervalt  selbst  8.  85.  über  ..runniug  powerä*'  S.  68. 

I'h  hatte  mich  schon  in  d.  vor.  Aufl.  S.  015  II",  z.  Th  <lurrh  Cohu's  Werk  u 
durch  die  (Opposition  bes.  d.  dcutich.  Priv.bahncn  gegen  den  sogen,  „natürl.*'  («'Li  - 
le^r.)  Tarif,  mehr  als  da  ich  die  6.  Ao^be  ron  Raa  bearbeitoie,  davon  übenca?t, 
dass  die  Berit«  ksichtigong  der  Selbetkoaten  als  Grundlage  der  Tarife  Toraehml  nur 
vom  Staatsb.ihii.^ystem  zu  erwarten  ist,  dass  abiT  eine  gewi^•Sl•  Um  i'  kMr  htiir.  d«-3 
Werths  dirW  aan  ii  doch  auch  liirr  statthaft  Mfilit  fites.  Cohn  II,  455).  Mir  schien 
jedoch,  dass  Cohn  dat> Selbstkoslenphncip  zu  tiehr  zurücköctiiebu:  ali  Ziel,  dem  mau 
sich  freilich  nur  annähern  könne,  hielt  ich  es  fest.  Weiteres  Studium  hat  mich 
seitdem  in  dies(M-  Frage  dem  Cohn  sehen  Standpuncte  noch  etwas  näher  gebracht 
Auch  hier  sind  es  Aiialogieen  mit  «lern  Versicherungswos«»n  n.  die  Beachtung 
der  hier  u5glicheu,  m.  £.  priucipiell  zutoigeu  u.  in  der  PraJÜs  ^beim  deutscheu 
Offent).  FeuerrerRch.wesen)  rorkemnumden  Abweichung  der  PfimleiiMtze  reu  den 
Kostensätzen  (Kisicos).  welche  mich  mehr  noch  wie  die  neueren  Arbeiten  —  von  Neu- 
mann  (Tüb.  Ztschr.  IS80.  Preis  unter  d  Einfluss  «i.  Ei„  r!fint/.'s,  u.  A.  S.  2*>*»  f.. 
80S  f!'.,  s.  auch  Neumann 's  Abh  über  d.  Preis  lu  Schünbcrg's  Uaudb.  ij.  Lehr 
(Eiscnbahntarifwesou  u,  s.  w.,  Berl.  1879,  eine  umlasseude  kritische  Prüfung  der  rer- 
schiedenen  Tariiisysteme,  worauf  hier  für  die  Einzelfrapren  speciell  Terwieeen  wiid). 
8ax  II,  404  fr.,  bes.  11.5  fr,  n  jetzt  wieder  v.  G.  Cohn  (Arch.  f.  Eisenb.  \m 
6.  \  \^  n".  über  das  Tarifprincip)  —  davon  über/rug^t  haben,  dass  ein  Tarifsyslem 
mit  Tarifsätzen  für  die  einzelnen  Transportobjecte  möglichst  genau 
proportional  den  Selbstkosten  det«  Transports  der  Objecto  nicht  all- 
u  emein  richtig  noch  erstrebenswerth,  nicht  unbedingt  volks wirthschaft- 
licli  zwpckmässi'^'  n.  '„•■«.'recht  ist,  lA't/lere,  frtlher  von  mir  niit  vr-rtreteue  Auf- 
fassung, ge|!^en  welch«'  sich  auch  Neu  mann  a.  a.  0.  mit  mich  theilweise  ttberzeugeudeii 
Ausführungen  wendet,  ist  eine  Consequenz  der  indiTidualistischen  Betrachtun^- 
W'  isc  lies  Wirthschalkslebens  o.  beroht  streng  genommen  auf  einer  petitio  principü 
Ich  halte  «laher  nur  daran  fest.  das.s  die  Summe  der  Selbstkosten  durch  iii<  Ein- 
nahmen  möglichst  gedeckt  werden  soll  -  obwohl  V-eim  Staatsbahnsystem  auch  hicrfou 
unter  Umständen  Abweichungen  berechtigt  sind;  daas  das  Phvatbahnsystem  zu  einer 
möglichst  hoben  Uebersehreitung  der  Selbstkosten  strebt,  und  dass  eine 
richtige  Tarifpolitik  von  Fall  zu  Fall  untersuchen  muss,  ob  und  wie- 
weit sie  ein  den  relativen  S'  H>''tkostens?ltzen  der  einzelnen  Tr.iiü- 
portobjectc  proportionales  bystem  von  Tarifsätzen  ftlr  diese  Übjectc 
durchfuhren  oder  nach  anderen  Momenten  (Leistungsflhigkeit  oder  ZaUnngi» 
kraft  der  Feisonon ,  socialen  Verhältnissen ;  Werth  der  (iuter)  die  individuellen  Tarife 
bilden  soll  Pic  Freiheit  des  yerfahren>.  w.  I.  hf  in  dieser  Hinsicht  wi»'der  das  Staats- 
bahnsystem  giebt,  ist  ein  woitrror  Vorzug  des  letzteren.  Die  hier  b<  t'ürwortete.  ni<*ht 
bloss  nach  der  Selbstkosten-Proportion  die  Tarifsätze  bildende  Tarifpolitik  mochte  !•  h 
als  die  gomeinwirthschaftliche  bezeichnen.  Dass  hier  mehrfiich  Ibnliche 
Gcsichtspuncte,  wie  in  der  Besteuerung  bei  der  Durchführung  des  (.nicli  ..gcmeia- 
wirthsch.iftli' hnn"^  Princips  der  „Bosteuerunpr  nach  der  Leistu  ntrst  ihi  j^keit- 
(Fin.  n,  §  417.  425  ti  ),  mitspielen,  hebt  Cohn  (Arch.  1883  S.  128)  mit  Hecht  herror 
Auf  die  ron  Naumann  u.  Cohn  angeregten  interessanten  Principienfragen  der  Weifli- 
u.  Preistheorie  u.  auf  das  ethische  Moment  daboi  (vermeintlich  aUeinigo  „Gerechtigk«H 
des  Selbstkost enprinfif>-'M  kann  an  diet<eni  ''hte  nicht  weiter  einj^e?t»Ti!r*?n  werden 

Beachtenswerth  ist,  dass  in  neuerer  Zeit  der  Einfluss  dor  Bahntarife  auf 
die  Zollsätze  immer  mehr  bemerkt  worden  ist,  was  ebenfalls  auf  die  Nothwendij^kdt 
einer  einheitlichen  Regelung  der  Bahntarife  durch  die  Staatsgewalt  hinweist«  oai 
willkürliche  Kreuzungen  d'T  Zoll-  und  Ilandi  lspolitik  zu  rerhttten:  ein  neues  Ar]gQ»(nt 
von  praktischer  Bedeutung  fUr  das  Staatsbahnsyötem. 
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I.  ~™  §.  291.  Die  Grundlage  des  Ta r  i l'w e  se u  s.  Die 
FesiätelluDg  des  Preises  der  Traosportleistungen  ertoigt  bei  den 
EisenbahDen  wie  bei  den  anderen  grossen  öffentlichen  Verkehrs- 
anBtalten  nicht  wie  im  gewöhnlieben  Verkehr  in  jedem  einzelnen 
Falle  nach  upeeiellem  Uebereinkommen  der  Bahn  nnd  der  Fraeht- 
gcber,  sondern  nach  Taxen,  welche  in  den  sog.  Tarifen  zu- 
.sammengestcllt  und  veröflcnt licht  werden.  Die  eigenthümlichc  Natur 
des  Eisenbahutransports,  wo  eine  Menge  Personen  und  Verschiedenen 
gehörende  Güter  für  eine  Transportgelegenheit  (Bahnzug)  za- 
sammengefasst  nnd  die  Reihenfolge  dieser  Transporte  streng 
geregelt  werden,  rechtfertigt  nnd  bedingt  dies  Tarifwesen.  Mit 
Taxe  und  Tarif  steht  die  Eisenbahnunternehmnng  aber  schon 
wieder  anders  da,  als  eiüc  gewöhnliche  wirthschaftlichc  l  nter- 
nehmung  mit  ihrer  Preisbestimmung:  die  Einwirkung  der 
Concurrenz  wird  notbwendig  von  vornherein  eine 
weniger  direote. 

Als  Grnndlage  des  Babntarifwesens  diente  bisher  fast 
antoehliesslich  die  Messung  des  Werths  der  Transport- 
leistungen fHr  den  Beansjirucher  der  letzteren,  wobei 
folgende  Mouieute  als  massgebend  gelten: 

1.  Die  von  dem  Transportobject  mit  dem  Fabrmalerial  zurück- 
gelegte £ntfernnng,  also  die  Weglänge. 

Nur  juisiiakiusweise  fiutlcii  liir^rvoii  Ahweichuugeu  statt;  a)  ihoils  i«i  genng- 
filgigoii  Fällen  mm  Zireck  der  Abrondong  der  Tarifsitzo:  b)  theib  wegen  der  be« 
sondcri-ii  Kostspi«-li;j:kcif  ♦inzflncr  Wegsticckon,  indeui  die  wiikli' h-  W.nr- 
längc  und  dif  ftrifmässige  I/ängo  unterschieden  wird,  so  das^s  z.H.  Hin-  kl.  iiic  koütüpielig«^ 
Wegstrecke  im  Tarif  ab  ciue  läugere  betrachtet  wird;  c)  tbeiU  im  „Di ffercutial- 
tftTlfsysteui'*.  wo  die  Taxe  tVLr  die  Transportleiittnug  io  Penioiien-,  natnejitlich 
aber  im  Gaterreikelir,  besoiidt  rä  für  iäugero  Stiecken,  niedriger  aegesotzt  wird«  als 
•'S  der  Bem-'ssunj;  de?»  \\'erths  dfr  Traii>i»ortleistuiig  nach  der  Weglaiige  unter  Inn«* 
haltuüg  des  allgeiaeiucu  Tarifsatze»  entspricht 

2.  Auf  gleicher  Weglänge  die  Schnelligkeit  der  Beförde- 
rnng,  also  die  beim  Transport  (bei  Gütern  einschliesslich  der 
Einladung  und  Ansladungj  verbrauchte  Zeit.  Dieser  Ma^jistab 
ist  beim  Personen-  und  Güterverkehr  fast  allgemein,  aber  nicht 
immer  ganz  conseqaent  in  Anwendung  (ISchnellzug,  Personen^ag, 
Bilsng,  Frachtasng). 

3.  Bei  gleicher  Wegläuge  nnd  gleichem  Zeitverbrancfa  die 
JSicherheit  des  Transportobjects  vor  BesebSdignng  n.  s.  w. 
(offene,  bedeckte  Güterwagen  etc.),  nnd  die  Bequemlich- 
keit nnd  Annehmlichkeit  des  Reisenden  im  Personenverkehr 
(Classensysteni). 
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4.  Die  Art  udiI  Beschaftenbcit  des  Transportobjects, 
die  damit  verbundene  Expeditions-  und  Muuipu  lati  ons- 
arbeit,  besonders  aber  die  Fähigkeit  des  Transportobjcct»^. 
einen  gewiesen  Tarifsat/  za  ertragen:  Unteracheidniig  zu- 
.  nächst  von  Personen-  nnd  Qttterverkebr,  dann  weitere  üoter- 
scheidnngen  in  jedem  von  beiden. 

a)  Im  crüten  UAssgeboudcr  t  a<  tur:  ilaü  Imii  viiluum.  dajiebeu  BcxucUidb^ 
tignnir  d«s  Alters  (Kinder,  Enrachseiie),  mitontcr,  aber  selten,  des  Berals.  Staad«» 

iinJ  ilt-r  '''konomischen  Lage  u.a.  ui.  (Aubwandcrri.  Schnler.  Milit&r.  WairiMi  ■  I  assei^ . 
wobei  aber  t'reilirh  die  Wahl  der  Classe  dem  Bonut/fr  rrciircstellt  ist.  -  iin  InifT- 
ächied  rom  Waareii-Ciassificatioossystciu).  b)  Im  ü u tt^riurkehr  niassgcbeadei 
Factor:  das  Oewicht.  daneben  aber  Rerftclraichtifuntr  des  Volomens  <Sp«'rrgat^ 
der  Hanipnlationsarbdt.  dauii  namentlich  des  unir et'äbrcti  Werths  des  Giia  und 
4»'r  'In  von  abhängigen  TransportaViilität  oder  d»T  rrihigkeit.  bei  ''inem  g^-- 
wiaaeu  Tarifsystem  mehr  oder  weniger  w»;it  oili  i  eventuell  gar  nirht  versandt  werdrü 
ZU  können  (Waarenclassification  der  Tarife,  insbeaoudere  nach  dem  Wertb  der 
Waaren;  Normalgut,  ermässigte  oder  billigere  Tarife  für  schwere  vad 
Waaren  niederen  Werths  —  d.  h.  „geringeren  specifischen  Werths*^  —  oder  ftr 
sog.  Masse nprodttctti). 

Der  principielle  Mangel  dieser  Grundlage  unserer  hentigeo 
Bahntarife  liegt  darin »  dass  hier  das  eine  Element,  welches  bei 
der  Werthbestimmung  eines  wirthscbaflllehen  Gnts  (daher  «neb 

einer  Transportleistun^)  in  Betracht  kommt,  zu  ausschliesslich 
seine  Rerflcksichtigun-  ircfunden  bat:  dasjenige  Element^  welches 
die  Grenze  des  Tausch  Werths  und  Preises  nach  Oben  bestimmt, 
nemltcb  der  Ge brauch s wert h  fttr  den  Begehrer  und  die 
Zahlnngsffthigkeit  des  letzteren.  Diese  Gestaltung  des 
EtsenbahntarifWesens  ist  sehr  eharacteristisch  nnd  verriUh  wieder 
deutlich  die  Monopol natur  der  Eisenbahnnnternehmung. 

Vgl.  Cohn  II.  :\b7  R",  über  die  Motive  der  TarifbeaUmuiang  in  England,  uarh 
den  £D<iu6teu.  Ei^cnuatz  ab  der  vorherrschende  Factor  anerkannt.  Im  Einzelnem 
die  indactire  Beweisftthrong  für  das  im  Texte  gegebene  Urtheil*   Die  prindpielle 

Formolirung  lässt  die  wesontlichc ri  Momente  doch  schärfer  herrorfrrfen.  Cohn 
will  in  «^eitifr  Reaction  pegen  die  .. Arif^tfllun^  v.  fJnset/en'*  nicht  dazu  G:elabg?*n. 
womit  aber  m.  E,  mit  Unrecht  die  Ziehung  eines  *.wenn  auch  nur  vorläuhgen)  ,,Facit" 
einer  solchen  ,4Bductiven'*  Untenochnng  nnterbloibt.  8.  aoeh  Cohn  im  Archtr  18%3 
S.  174.  —  Wenn  ich  auch  jet/.t  noch  von  einem  ..princip.  Mangel"  der  bestehendoi 
Tarifgrund Ug'e  spreche,  so  sf-ht  das  nicht  im  Widerspnirh  mit  dem  ZugeätändDias. 
da.ss  die,  Selbstkosten  -  Proportion  nicht  ohne  Weiteres  die  richtig:«  Grundlage  fur  die 
Tarifsatze  der  einzelnen  Transportobjecte  sei. 

Das  andere,  den  Taiischwerth  und  aul"  die  Dauer  den 
Preis  nach  Unten  hin  begrenzende  Element  ist  der  vom  Anbieter 
getragene  (Prodaetions-)  Kosten-  oder  Selbstkosten-Satz 
tHr  das  Gnt  Dieser  Sats  wird  zwar  in  den  rier  Momenten,  welehe 
die  Grundlage  unserer  Tarife  bilden,  etwas  mit  berfleksichtigt,  aber 
im  Ganzen  uiigentigcnd  und  im  Einzelnen  oft  zu  willkürlich,  so 
auch  im  bisherigen  Differentialsj'stem  und  in  der  beste hendcu 
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WaareaciassiticatioD  der  Gütertarit  e,  besouderB  iu  der  reuigen  uach 
dem  Warthe.  Dieses  zweite  preisbUdende  Element  ist  wegen  der 
UQSiiretehendeii  Wirksamkeit  des  ConenrreDsprincips  im  Eisenbahn- 
wesen niebt  ordentKiob  tnr  Geltang  gelangt.   Dem  kann  nnd  soll 

gerade  durch  das  8taatsljahu8y8tem  wieder  abgehullcü  werden. 
Nicht  zwar  so,  daHs  nnn  Uberall  unbedingt  die  Tarifsätze  der 
Transportobjecte  genau  nach  Höhe  and  Proportion  der  Selbst- 
koatensätze  dieser  Objeete  gebildet  werden  sollen.  Wohl  aber  so, 
daas  mitteist  des  Tarifsystems  znnitohst  auf  eine  Deeknng  der 
Gesammtselbstkosten  dnreh  die  Einnahmen  hingestrebt  nnd 
sich  eventuell  damit  begnügt,  denigeniäsB  das  Tarifsysteni 
eingerielitet  und  bei  den  einzelnen  Tarif8ätzcu  nach  richtigen 
Erwägungen  entsobieden  wird,  ob  und  wie  weit  ihnen,  den  dabei 
in  Betracht  kommenden  Interessen  nnd  deren  Berechtigang  gemSss, 
die  Beträge  nnd  die  Proportion  der  Selbstkosten  an  Grande 
gelegt  werden  oder  Abweiehnngen  nach  der  Berlicksiebtignng 
anderer  Momente  stattfinden  sollen. 

Im  rolkswirthschaftlit-hcu  loteruss*  kann  diu  th  im  liehst  o  Keduction,  daher 
•  lic  Annäherung"  der 'Jarite  an  die  SeI1i>tko^tynbetriij.':c.  d.h.  an  gewisse  M  i  n  i  mal - 
saUe,  statt  wio.  bisher  ludir  au  Maxiiualäulzc  verlaiigcu  Sk;in.  Der  rciu  gewerb- 
Helle  Standpnnct  in  der  Vorvaltnni^  der  läsenbahnen  spricht  fitr  eioe  solcne  Redac- 
tion  der  Tarife  allerdings  nur  soveit,  als  daraus  eine  mehr  als  proportional r 
\'erlvehr88teigerung  und  deuige?näss  gerade  eine  liöh'-rc  Rente  henorgeht  IM(^cr 
Staadponct  Ut  aber  uur  fUr  eine  Privat  Unternehmung,  nicht  für  den  Staat  amn 
itehHcflsIick  OMSgebeod:  ein  veiter«r  Omnd  gegen  Privat-  und  Air  StaatelnüineD. 
Der  Staat  kann  n<-!uiehr  einr  Tarifpolitik  annehmen,  bei  welcher  das  rolkswirthschaft- 
licht'  Int»r'*^sr  ^rlhst  dauernd  auf  Koston  des  finanziellen  gewinnt.  Ob  und  wieweit 
»lieser  Gesichti>[Hinct  beim  >»aatsbahnsystem  li'it'  ii  soll,  ist  im  eonereten  lall  und 
entschieden  auch  unter  Berti*  käii  lttiguitg  der  k  iuau^iage  —  u.  A.  auch  der  Möglich- 
keit nnd  ZireekmüMiiirkeit,  UebefMhiiwe  der  EiaenlNÜinveniraltong  doith  andere  Kin- 
nahmen oder  umgekehrt  letztere  durch  solrhe  Ueb4*rschUsse  zu  ersetzeu  —  zu  ent- 
scheiden. Auch  wenn  indessen  dir  Tarifsfitze  ans  finanziellen  Kucksirbten  nicht  — 
oder  noch  nicht  gleich  —  so  weit  herabgesetzt  Wehrden,  dass  hiotm  die  Deckung  der 
Gesanuntkoeten  erfolgt^  so  kann  eich  der  Staat  eineni  i$o)<'»hen  Tarffoy^tem  veniptens 
mehr  nähern,  weil  ihm  j^ewisse  VeAehrsvortheile  mit  <  iiiem  etwaigen  vorübcr- 
i^ehcnden  Einnahfn-  -  iiti  !  Reinertragsausfall  nicht  /u  rheurr  erkauft  sind,  was  bei 
einer  Frivatunternehmung  wegen  der  Unsicherheit  dei>  £rgcbois8oe  oft  der  Fall 
sein  wird. 

Die  Selbstkosten  der  einzelnen  Arten  ron  Transportleistongen  sind  iiator* 

gemäss  manchfach  verschieden.  Die  Proportion  der  Selbstkosten  bildet 
mit  Recht  nicht  die  einzige  Grundlage  der  Stufenbildang  im  Tarif'  ,  aher 
doch  öfters  ein  Moment,  das  neben  und  zum  Theil  &tatt  der  auderen,  bisher 
zur  Grundlage  der  Tariibtafen  dienenden  Momente,  besonders  des  Wertks  derTrans- 
poitobjecCe  im  GtUerrerkehr,  mehr  aar  Geltung  gebracht  werden  darf.  Dadurch  nähert 
sich  der  Bahntarif,  hO'sv'  ir  d  is  ;j:cren\v artig-  vor  einer  Amortisation  des  Bahnk.ipimls 
schon  zul.issic  ist,  ber»'itb  mehr  einem  (i''l)Uhrentarif,  in  Wflrhem  die  Höhe  der 
k uäte u pr ov oca tioii  Seitens  des  lienntzers  einer  Verkehrsanstalt,  wie  bei  an«lereu 
GebUkrenzweigen«  tbantichat  fttr  die  Höhe  der  GebObrensUse  mit  bestimmend  ist 
Dieser  Gesichtspunct  .scheint  mir  doch  auch  jetzt  noch  bei  Cohn  in  s.  Werke  u.  im 
Archiv  a.  a.  0.  etwas  zu  sehr  znittckzutreten,  ancb  in  dem  gelegentl.  Hinweisen  auf 
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einAO  st  L  u  0  rsftigftn  Charactcr  der  Tarifsätze  mit  CousuiitUMisabg»beii\  lo  Zskesfk 
iibrigens  nicht  QDmOglicb,  ebenso  wie  ehedem  bei  der  Post 

11.  —  S-  292.  Die  Selbstkosten  des  Transports. 
A.  Die  drei  P^lemente  derselben. 

1.  Ein  Zinsbetrag  tür  das  in  der  Untemehmnng  steckende 
(also  noch  nicht  ainortisirte)  Kapital.  Dieser  mass  mit  Rücksicht 
anf  das  mit  der  Unteniehnittiig  yerbondene  Risioo  den  fiblichen 
ZiDsfüSs  flir  beste  Sicherheit  übersteigen,  aber,  wenigsteDS  bei 
Htaatsbahnen,  nicht  nothwendig  so  hoch  sein,  am  noch  einen  Unter- 
nehraergewiun  zu  enthalten.  Bei  uns  wird  der  Ansatz  von  5  —  6, 
jetzt  wohl  von  4  5"/,,  gentigen.  Unter  Umständen  kann  indessen 
auch  eine  höhere  Rente  als  Ziel  gesteckt  werden. 

Z.  E  2iir  ElKietutig  grosserer  UebenchOase  Mif  gnten  Strecken,  m  damit 
Deficite  schlechter  Linieu  /u  decieu.  Aach  Nass-  a.  a.  0.  befürwortet  5  **/„  u.  mit 
Einrerliii.  f.  EnuMicr.  Es  wird  narilrli'  Ii  mit  auf  die  H<>h'-        '/i:i-?fu<s'  -  lor 

£i5eiibahaächaldeo.  auch  auf  dcrcu  L-orm  t.uoiiundbarc  Rcuten»chuldl  aiiikummeu.  B<i 
don  neuen  deutschen  YerstaatUchnniren  braucht  nnr  mit  4  "f^  Zins  für  diese  Schaldok 
gerechnet  lu  wvnicu,  ein  Satz,  den  der  Staat  bei  der  Vorm  der  Renleneclmhi 
(^..consolidirt'!  Anlinhf"  iiirlit  /u  («rhöhen  )^endthiv''t  w-nkn  kann,  i^uch  wfnn  der 
.Staatä/inbfus^  wieder  >t<  ig.  ii  bolltr  —  Ob  eine  holi.  i  c  K'i  utc  erzielt  w'crion  solL 
hängt  auch  von  der  tiuan/ wi rthäc liaftlicheit  lietrachtuug  mit  ab,  ub  ein  bc- 
troffendef  UoberäcbuDü  der  Bahnen  eine  zweckmissigere  Einnahme  als  eine  anden; 
priTatwirthschaftliche,  gebtihrenartige  n.  auch  stcneraitige  im  concreten  fUle  danlellL 

2.  Eventneli  ein  Amortisationsbet i  lUr  dieses  Kapital. 
So  bei  derjenigen  Privatbahn,  welche  nach  Ablaut"  der  Concession 
ohne  weiteres  an  den  Staat  heinifällt.  Bei  anderen  Privatbabnen 
und  bei  Staatsbahnen  wäre  der  Betrag  nnter  Umständen  entbehrlich, 
hemlieh  a)  wenn  die  Bahn  aus  den  laufenden  Einnahmen 
vollkommen  im  Stande  erhalten  wird,  daraus  nameDtlich 
auch  alle  erforderlichen  Erneue rnngen  bestritten  werden;  b)  weiiti 
eine  für  P.  1  genügende  Ertragstahigkcit  der  Eisenbahnen  für 
immer  sicher  ist;  und  c)  wenn  die  Bahn  immer  so  verwaltet 
wird,  dass  das  l'dr  sie  aufgenommene  Schnldkapital  hin- 
reichend yertinst  wird.  Die  erste  dieser  drei  Bedingungen  lisst 
sich  erftlUen,  die  zweite  hängt  von  der  weiteren  Entwicklang  der 
Teebnik  im  Oommunicationswesen  und  von  der  zukünftigen  Ge- 
staltung der  Vülkswii ths(  liaf't,  die  dritte  von  der  immerwährenden 
A  u  frechthaltung  en  Isprccliender  Tarife  ab.  Um  für  die 
Zukunft  das  in  den  Bahnen  steckende  Kapital  nicht  sa 
riskiren,  auch  um  das  Risico  fUr  die  Finanzen,  eventiiell 
ans  anderen  Mitteln  die  Zinsen  der  Eisenbabnsohnlden  mit  decken 
ZU  müssen,  zn  vermindern  und  endlich  nnd  namentlich  am  freiere 
Hand  fUr  die  Tarifregeiung  zu  gewinnen  (etwaige  Ein* 
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l'UbniDg  des  GebUhrenprincips  tuit  mUssigen  Sätzeo),  ist 
daher  die  Einrechnnng  einer  mässigen  AmortisatioDs- 
qaote  dir  eine  nieht  gar  zn  lange  Tiigeperiode  (30  bis  50  Jahre) 

unter  die  Selbstkosten  auch  lUr  Staatsbabneu  euipfehlenswertU. 

Für  d.  .,Krii'/u  erutm'*  wird  bd  der  preu!«s.  ii.  andern  Privatbahneri  ein  ^og. 
K  rn  on  fTTi  n  irs  füll 'I  s  lintirt.  w.-lrli'T  i-.'i  '!t-'n  Staaisl»ahDoii  »ausser  d.  >;iclis  )  fehlt. 
Dafür  werden  bei  diesfeii  ah«  r  ni<  hl  uucihcbli«  lie  Verwenduu^'cn  filr  Gutuiachung  iler 
Abnutzung  u.  dffl. .  selbst  fiir  NeulK-sohaffuujfcn  von  Fahmiaterial  aua  den  lanfi^ntlfu 
Kinnahmcn  gemacht,  z.  B.  bei  <ler  preuss.  Staatsb.  im  Kt.  f.  lSi»li/84  für  Erneaer. 
•  i.  Oberbaus  27-65(>  M.  ^1  .  fur  dicj.  d.  nctriebsmittol  17*33  M.  M.«  oder  bez. 
irSH  u.  5*S0,  zm   !5'2*J       df>r  (icsauiDitausgabc. 

S.  Uber  dif  gesetzl.  Tilg  uns:  des  Kiienbahu-SchuldiiH|ütai>  iii  rreusbcn  o.  S.  7IU. 
'Eine  noch  stftrkere  TUguni:  als  dir  liier  vorgeschriebene  v.  "  „  schiene  mir  er- 
wünscht. Man  sollte  8irh  in  den  sren^enw  n  tlji^en  .!?ünstig«  n  Zeiten  Dicht  schon  an  die 
rcber^rhtisse  der  Kisenbahnen  alä  an  eiu  Mittei  für  die  Ueckunir  anderer  Anitgaben 
gewöhnen. 

3.  Den  dritten  Bestandtheil  der  Selbstkosten  bildet  die  lan- 

t'ende  Betricbsausi^abe,  einschliesslicb  eines  genügen- 
den Ersatzes  l'lir  die  Abnntzuug  luid  aucb  für  die  Erneiie- 
rang  der  Bahn  und  de»  Fabrraaterials,  wenn  letzterer  Posten  nicht 
schon  unter  N.  2  besonders  eingesetzt  ist.  Dieses  £iement  ist  nun 
offenbar  immer  nnr  fttr  eine  bestimmte  Verkehrsgestaltang 
anf  der  Bahn  (namentlich  n.  A.  ancb  für  ein  bestimmtes 
Verhiiltniss  des  todtcn  zum  nfitz liehen  Gewicht)  z« 
ermitteln  —  eine  an  sieh  schon  rectit  schwierige  nnd  mühsame 
Aufgabe  der  Technik  und  Verwaltung.  Denn  die  Selbstkosten 
ändern  sich  selbst  mit  dieser  Verkehrsgestaltang,  die 
ihrerseits  wieder  von  der  Tarifhohe  abhftngt,  während 
fHr  die  Normining  der  letzteren  gerade  der  Selbstkostensatz  ein 
weöeiirli(  li  entscheidendes  Moment  sein  soll.  Diese  gegenseitige 
Abhängigkeit,  in  welcher  die  Taritliöhe,  der  .Scll)stkostensatz  und 
die  Verkehrsgestaituug  stehen,  erschwert  die  Anigabe  der  Tarif- 
regelang  sehr. 

Vgl.  inbor  dieic  Selbstkobtcn  bes.  die  Schrifti-n  v.  (iarcke,  Scheftier, 
Barychar.  die  sehr  ^pec.  Berechnungen  euthaJtcn.  Aus  d.  amtl.  prenss.  Eiscn- 
babnstatist.  ist  fur  einige  Theile  der  lletriebsausiialM-  der  Selbstkosten bctrai;-  des  Trans- 
ports berechnet.  So  für  »He  Kosten  der  Zujrkraft.  ISttil  1  I  SN  MilKThlr.,  auf 
die  Contucrucilc  Bruttolast  O  lü  Pf..  iboU  noch  0  21  Ft.,  per  Centuerineile  ^ettolaät 
0'38,  bez.  0*70  Pf.  Letzterer  Retrag  wird  bei  einer  sUrkeren  DttiehschnUtsbeladaDg, 
weiche  di^  Auag.  nur  sehr  weui^^.  die  Einnahme  bedeutend  8tei;::ert,  sofort  viel 
günstiger.    Er  war  /..  B.    '-  i  'lor  Ostb.  0  50    Hobr.-Han.  0•<^•i.  diigcü-Mi  bei 

ü  ledcrschles.-uärk.  nur  0'34.  haiiiiuv.  (»  41  Pf.,  wogegen  d.  Betrag  i».  Bruttocehtner- 
lueilc  nur  fariiri  wie  013,  014,  U  12>  014.  Bei  Privatbahnen  mit  ;iünst.  Frequ.  u. 
starker  Verladung  sinkt  der  Satz  p.  Nettooentnermoile  bis  auf  0*23  ^Brntto  0*17«  GAlu- 
Mind.) ,  bteiut  ibor  unter  ungünst.  Fre<|Tienz  bis  anf  r32  (Brutto  u-2S  Pf.  Vori)omüi. 
B.  .  I)ie  Selbstkosten  der  Zujrkraft  variiron  also  hier  last  wie  1  :  «».  In  den  ersten 
Jahren  .uagk  1^.71 ,  bes.  bis  IS'4,  sind  die  kosten  der  Zugkraft  bedeutend  g^r 
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stiegen.  :Sie  betrugen  bei  »amuiiiicheu  prcuss.  Habneu  in  den  neuen  Maaaseu  mm 
Gewichten : 
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69 
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Eisen  1)a 
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f.  1980^81 

Verden  die 

Kosten  der  fa^ 

kraft  in  nnmittelliar  laafende  ü.  mittelbar  laufende  untt^rschieden.  Im  Ganzen  botnim 
sie  allen  Halmen  111-32,  boi  d.  Staatsb.  aliein  7n'3s  MiH.  M  oiler  p  Nut^ii 
53*8  u.  54  0,  !>.  Achskil.  1*355  u.  1*383  Pfennig,  was  auf  ein  Zuruckgeheu  aui  die 
Betrige  r<m  1870  hlnveist,  wenn  anch  die  Bereehnongsinethode  etwa«  aaden  ist 

Man  wird  sich  darauf  beschränken  mtisseD,  zu  erforschen, 
wie  sich  der  unter  bestimmten  Umständen  gefundene 
Selbstkostensatz  unter  hypothetischer  Annahme  so 
and  so  veränderter  Tarifsätze,  Bahnfreqnenzen  der 
einzelnen  Transportobjeote,  todter  GewiehtemengeQ 
und  VerhUltnisse  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht, 
als  von  diesen  Momenten  abhängige  Grösse  verändert 
und  welcher  Reinertrag  und  weiche  Rentabilität  alsdanu 
erzielt  werden.  Nach  den  Ergebnissen  dieser  Untersochong  sind 
dann,  wenn  ein  sieh  mehr  dem  Selbstkosten^Ersatz  ansehlieaaend» 
Tarifsystem  gewählt  werden  soll,  solebe  Tarifsätze  znnäebst 
versuchsweise  zu  wühlen,  bei  denen  eine  gewisse,  hypothetiseb 
angenoiiiiiieiie  Verkcbrseutwicklung  und  demgeuiäss  eine  in  Aus- 
sicht genommene  Rente  wahrscheinlich  eintreten  wird.  Von  der 
Erprobung  des  Versnebs  hängt  es  ab,  ob  man  die  einstweilen 
aogenommenen  Sätze  dauernd  festhalten  nnd  ob  nnd  wieweit 
man  mit  Rtteksieht  aof  das  Finanzinteresse  in  der  dngescUagensi 
Richtung  weitergehen  oder  umkehren  soll. 

Aehniicb  Cohn,  II,  540,  abweisend  geicenUber  den  ausächweifeudeu  Kc^^rffl' 
project  von  Per  rot  u.  ähnlichen  in  England  (Galt,  Brandon),  womit  aber  die 
ilorOckaicbtigiing  des  SelbstkestenbetmffS  nicht  ansgeechloeson  wiid. 

Die  Grösse  der  jedesmaligen  einzelnen  Tarifveräudcruug, 
—  oftmals,  aber  durchaus  nicht  immer  nur,  einer  Tarif e rm iiss i- 
gung  —  kann  auch  bei  den  Staatsbahnen  nicht  aHein  von  volks- 
wirthschalUicben  Erwägungen,  sondern  mnss  zngleieh  von  der  Hohe 
des  dabei  gelaufenen  Risicos  der  Einbnsse  (ttr  die  Finanzen  nad 
daher  von  der  ganzen  Finanzlage  abhängen. 

lu  der  Oppi>Mtiou  der  gewerblichen  Interessenten  in  Beatachland  ge^en 
TariforhOhiuifen  der  Buhnen  1878  ff,  warde  dies  Uhefseheo.  Cs  ist  seUNtrentfndlld 
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unzulässig,  oiueilei  ol»  Staat»-  (hI.  PrivatUaluieu  Uostehen,  bei  einer  allgemeineo  Preis- 
steigerung die  Preise  fewisser  Leistongen  «Uein  «if  dorn  Mhereo  Stande  za  halten, 
wie  z.  R.  die  d.  Bahn.  Hier  stimme  ich  im  Prim-.  Nnsse  a.  a.  0  ,  be;».  S.  B  tt'.. 
!Soheffl«'r  n.  A.  bei.  Auch  beim  Sfaatsb  System  kann  es  sehr  wohl  einmal  nOthig 
werden  .  im  Interesse  der  gebotenen  Kentabilitat  und  selbst  um  fur  andere  Staatsbe- 
üUrfijissc  auf  diese  Weis«-  Ucberschüssc  zu  erzielen  -  wenn  dies  passender  als  die 
ErOSbnng  oder  Beibehaltiinfc  anderer  Einnabinef|iiellen  sein  «oUle  die  Tarife  zo 
erhöhen. 

B.  Das  Verhältniss  des  bestehenden  Tarifsystems 

zu  dem  Selbstkostenpr incip.  Die  Analyse  der  Selbstkosten 
/ei^^t,  dass  diese  letzteren  durchaus  nicht  immer  denjenigen  Mo- 
uj enteil  proportional  sind,  welche  zur  Messung  des  Werths  der 
TransporÜeistang  and  zur  Grundlage  unserer  Tarifsysteme  zo 
dienen  pflegen« 

1.  Der  Weg  länge,  Uber  welehe  ein  Objeet  transportirt 
wird,  ist 

a)  der  unter  die  Selbstkosten  zu  setzende  Zin«-  uud  Amor- 
tisationsbetrag nicht  proportional,  wegen  der  ganz  ungleichen 
Kosten  der  einzelnen  strecken. 

Gerade  hei  dem  jetzic:eu  Strccken-Tarifsystem  —  statt  eines  etwaigen  Zonen- 
systems —  wSre  es  unter  rinstiinden  niög^lich ,  biswcüpn  wohl  auch  richtig,  diese 
Ungleichheit  der  Kosten  bei  der  Hildiing  der  Taritsutze  zu  beruciu»iciitigen. 

b)  Ebensowenig  sind  die  ei  gentliehe  n  Transpo  rtk  osten 
(einschliesslich  der  Bahnnnterhaltnng)  der  zurflckgelegten  Weglänge 
proportional. 

Denn  die  Kosten  der  Expedition  sind  ron  der  L&nge  dieser  Strecke  fult 
g:auz  unabhängig,  die  Eoeten  des  Fahrdiensts,  selbst  die  eigentlichen  Zagltosten.  sodann 

diejcnij^en  'I'T  Bahnferwalttins:  hünj^en  auch  nirht  immer  vorwloi^'^cnd  ?on  der  zurück- 
j^elegten  Wegiäiige,  sondern  eilt  noch  mehr  Ton  den  Steigungsverhälmissen,  der  Mit- 
fMbrong  todten  Gewichts  auf  bestimmten  Strecken  n.  dgl.  m.  ab. 

Die  'J'anfregehiiig  mü^lii  list  nach  den  Selbstkosten  ffthrt  dalier 
folgerichtig  zu  einem  Dittcreutialtarifs^stem,  in  welchem  die 
Sätze  nicht  durchweg  den  Längen  der  zurückgelegten  Strecken 
proportional  sind. 

2.  Von  der  Schnelligkeit  hängt  wenigstens  ein  Theil  der 
Selbstkosten  des  Transports  (Zugkraft,  Sorgsaoikeit  der  Aufsicht, 
Abnutzung  des  Materials,  Zins  desseiben,  verschieden  nach  der 
von  der  Schnelligkeit  mit  bedingten  Construction  u.  a.  m.)  ab. 
Die  Tarifabstufung  danach  ist  demnach  auf  der  Basis  des  Princips 
der  Selbstkosten-Proportion  berechtigt. 

Sie  kannte  wahrscheinlich  flOWohl  den  wirklichen  Proportionen  der  Selbst- 
IkOSten,  als  in  di<.v>cm  Falle  aurh  <]♦•!!!  Gebrauchswerth«-  der  Leistung  jd*^m;i'*s  oftuials 
•strenger  als  jetzt  durchgeführt  werden.  Wahrscheinlich:  nicht  gewisi»,  weil  bei 
einer  grösseren  Preisdillerenz  zwischen  schneller  und  langsamer  Beförderung  die 
Nachfnge  nach  enierer  so  sehr  nbnehnen  konnte,  das«  die  Bahn,  wenn  sie  die 
schoane  Befftrdervog  nicht  ganz  einzustellen  fernag,  was  rein  finan* 
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zicU  oit  daä  Vurtlieilhaliuit:  seiu  kaau,  bicli  bei  einer  (Kermgcreo  DiH'ereMZ  auü  bu 
niedricreran  Tarif  filr  diese  Tntaportart  leicht  besser  stellt. 

3.  Im  Tarifclassensystem  des  Personern cikehrs  und  der  in 
V  erschiede  u  artige  II  Wagen  zu  versendenden  Güter  werden 
die  Selbstkosten  des  Transports  (versebiedene  Kosten  und  Eigen- 
gewichte der  Wagen,  verschiedene  Ansoiitsung  der  LaduogsAhig- 
keit,  verschiedene  Manipnhition  der  Gtttor  n.  s.  w.)  etwas  mh 
berücksichtigt,  aber  nicht  dnrchgreifend  und  nicht  aui'Gnind  genauer 
Berechnungen. 

Die  .Scbwieri^keil  bt  auch  hier  wieder  die  uuter  Nr.  2  angedeutete ;  bei  eiüci 
gcuaa  den  bisherigen  crfahrungsm&ssigen  Selbstkosten  eutsprcrhendeu  Abstufang  tkf 
Tarife  und  bei  dcmgemässen  gcnttgend  hohen  Sfitzen  der  hOheien  Oasen lias 
di<'  rrequen/  in  Irtztoren  leicht  /.n  sehr  abnehmen,  was  dann  du- h  wieder  niedriger 
Sätze  jieradc  dieser  Classen  bedingt.  Im  Personenrerkehr  lässt  sich  durch  Verpir- 
fachuug  der  Ausstattung  der  mittleren  Giasse  (zweite)  nelleicht  ein  richtigen^ 
Frequenz-  nnd  TarifrerfailtniM  der  einzelnen  Classen  zu  einander  mit  herbeifllhm. 
Bin  grosser  Vortlioil  Uge  in  der  Hcseitigung  oder  wenigstens  in  der  Verinindr» 
rung  der  W  ««rourlasscn  im  Per^ion' ii\  f  rk^lir  (übnlich  selbst  im  f^iitc  rverkehr 
Denn  das  ('lassonsystcm  erhöht  iinvcriucidlicb  die  Selbstkosten  des  Traudportä.  vai 
es  die  DurLlischuittMuasäc  dos  todten  (iewichts  steigert,  die  Ausnutzung  der  Ladaug»- 
fthifj^keit  verringert  und  das  \'<  rhältniss  des  todten  zum  ntttzlicben  Gewicht  ungOMtigcT 
;r.»5t)vltet.  Aber  unsere  (iesollschaftszustäude  widerstreiten  dem  (iebrauch  i  iner  einzigen 
\\ agonriasse.  N  icUeicht  könnte  jedocli  n.irh  At-v  zwerkmäs^iiren  Einfahrung-  4er 
4.  Giasse  die  erste  l'ortüaUen.  Im  OuteiTerkehr  kann  man  sicli  wenigstens  auf  2  U«uf-i- 
arten  von  Wagen  (offene  und  bedeckte)  beschrftnken;  daneben  noch  Viehwageo, 

Weber  tadelt  mehrfach  die  zu  gute  Ausstattung:  der  deutschen  2.  Wasrenr lasse, 
weshalb  die  erst*-  so  wenisr  l>i;nut/,t  s -  i  In  der  That  ist  der  üntcrsobivd  zwischet 
beiden  Classen  iu  diesem  Puncte  wühl  zu  ^crinu.  I  m  mehr  spricht  für  eine  Auf- 
hebung der  1.  Gl.  Die  Zalü  der  Keisenden  1.  Gl.  sinkt  bei  einzelnen  deutscbc» 
Bahnen  unter .1  der  Gessmmtzahl,  ist  oft  nur  2  —  3,  im  D.  bei  d.  pmmi.  Bahn» 
1*6.  nach  PcrsoneDmeilen  3'1  Vo  (15:><>'J^.  Iblh  kamen  in  Preussen  ¥.  der  Gesamioi- 
zahl  der  beförderten  Personen  (excl.  Abonnenten)  bei  den  Zügen  mit  erhöht.  Fshr- 
}(cld  aut  die  Gl.  I,  II.  III  bez.  0*4,  I  ii  ii.  l'l  bei  den  Zügen  mit  gevöhD^ 
Fahrgeld  bez.  0*5.  5*5.  19  n.  (IV.  Gl.)  29  3,  mit  ermäss.  Fahrgeld  bez.  0*5.  71». 
31*0  U.  1'3"  ,..  -Militärs  IM)  %.  Von  H760-7  Mill.  Personen-Kilom.'ter  kamen  ik 
(lanzen  nnr  II.'!.'!  Mill.  auf  die  I.  Classe.  Nach  d.  deutschen  Eisenb. Statist,  l 
ISSO/Sl  kommen  von  (ji7*.«'2i)  Mill.  Pcni.kii.  auf  d  1.  Gl.  160*45  iwabrsoheinl  nocS 
weniger  in  Wirklichk.  als  nach  dieser  „  Bületstatist. ?.  o.  S.  756).  2.  Gl.  1251  21 
3.  Gl  3302  75,  4.  Gl.  1383*77.  Müit  321*09  Hill. 

4.  Von  der  Art  und  Beschaffenheit  der  Trans  port- 
objecte  hängen  gewisse  Hieile  der  Selbstkosten  des  Transport? 
ab,  deren  BerUcksichtignng  in  unseren  Tarifsystemen  richtig  ist, 
so  namentlich  die  durchgreifende  Unterscheidung  von  Fersoneo- 
und  GQterverkehr.  Innerhalb  jeder  dieser  beiden  Verkehcsarieii 
liesse  sich  aber  dad  Princip  der  Tarifregelang  nscb  den  Selbst- 
kosten genauer  durchführen,  und  mehrfach  möchte  dies  auch  vor 
einem  Standpuncte  ;ius,  von  welchem  dies  Princip  nicht  als  das 
aliein  oder  auch  nur  immer  als  das  in  erster  Linie  zu  berück- 
sichtigende anerkannt  wird^  empfehlenswerth  sein.  Dies  gilt,  ohne 
dass  die  unter  Kr.  2  und  3  hervorgehobenen  Bedenken  all» 
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störend  eingreifeu ,  iu  Betuefl"  dei  u  ii  t  c  r  n  Chiüseii  des  Persoiicu- 
und  Güterverkehrs,  also  der  vierten,  bedingt  der  dritten  Wa^en- 
classe  bei  ersterem  und  der  Massenprodacte  (vorneiimlich  ge- 
riDgeren  specifischen  Werths)  bei  letzterem.  Demgemäss  sind  hierfür 
niedere  Tarife,  welche  den  Selbstkosten  mSgUchst  genau  ent- 
sprechen, ja  ans  OrQnden  des  socialen  nnd  wirthscbaftllchen  Inter- 
esses mitunter  selbst  Tarife,  welche  absichtlieh  unter  diesen 
Selbstkosten  gehalten  werden,  zu  billigen. 

Durch  solch*»  Tarife  wird  aarh  hier  die  stärkste  Frequenzzuoahme  er/i*'lf  worden 
können,  indem  dadurch  ein  ganz  noner  Verkehr  ins  Leben  genifen  wird.  Dann 
wild  auch  wieder  das  YerbilltDias  des  todten  xnm  nOtiUclien  Gewicht  günstiger,  da- 
ilvrch  der  Betrag  der  Selbstkosten  niedriger  und  erentaeU  ßine  neue  TuifennissigDiig 
ohne  liJMDsieUe  £inbu88e  möglich. 

Bei  den  höheren  Glassen  des  Personen-  nnd  in  gewissen 
Grenzen  auch  des  Güterverkehrs  mffsste  experimentell  erprobt 

werden,  wieweit  die  Erhöhung  der  Tarifsätze  derjenigen  der  Selbst- 
kostensätze, verglichen  mit  den  unteren  Classen,  proportional  sein 
kann  oder  aus  finanziellen  und  sonstigen  GrUudeu  davon  nach 
Oben  oder  nach  Unten  abzuweichen  sei. 

Eine  solche  Abweichung  lässt  sich  principiell 
rechtfertigen:  um  s.  B.  einerseits  die  erforderliche  Deckung 
der  Snmme  aller  Selbstkosten  (einschliesslich  der  Verzinsung  u.  s.  w. 
des  Kapitals)  für  den  ganzen  Betrieb  zu  erzielen,  anderseits  aber 
im  ailgemeiuen  Interesse  die  untersten  Personen- Wagenclasscn  und 
die  Massengüter  des  allgemeinen  Consums  nnd  der  Verarbeitung 
billiger  zu  befördern^  ist  eine  höhere  Tarifimng,  als  die  der 
Steigerung  der  Selbstkosten  proportionale,  fttr  die  oberen  Wagen- 
classen  im  Personenverkehr  und  ftlr  die  werthv olleren  Guter 
statthaft.  Hieraus  folgt  die  Rechtfertie:ung  des  Waarenclassi- 
ticationssystenis  im  Gfitertarif  (besonders  bei  »Stückgütern)  mit 
nach  dem  Werth  der  Güter. 

S.  Colin  II,  453  ff.,  479  ff.»  der  zu  einer  bedingten  FesÜialUing  des  WeiUi- 

principä  koiuint. 

S.  0.  die  Vorbem.  S.  760.  (iarkc,  a.  a.  0.,  S.  9  und  in  den  TabeUen,  S.  87. 
bevecfanet  die  Konten  der  ZOge  nach  Achsmeilen  und  theilt  die  dabei  In  Betracht 

kommenden  Ausgaben  in  3  Classen:  n)  solche,  w<lch.-  von  der  Längf  der  von  den 
Zügen  zuruckzulejrendcn  Touren  (d,  i.  von  der  l  -ibrtlänge)  iinabliän-riL'  ind  and  sich 
direct  nach  ihrer  Gattung  p.  Aclismeile  beätiumieu  lassen  (oder  variabel  nach  den 
ZnggattoDgen  sind),  noml  Befeuerang  der  LocomotiTe«  VerBorfping  derselben  mit 
Wa^iser,  Putzen  n.  Scliniierea  der  Locomotire  v.  Wa^cn  (Arbeit  u.  Material),  Kepara- 
torkosten  der  T.oroniotive  u.  Wahren,  clnschlicssl.  der  Unterhaltun-x  der  erforderlichen 
(lebäude.  Ueleucht.  d.  Zugo;  —  b)  Kosten,  d.  fUr  einen  bestimmt  begrenzten  Betrieb 
V.  d.  Art  u.  Cursläni^o  d.  ZQu:ü  unabhängig  sind .  neml.  Kosten  d.  Alig.  u.  d.  Bahn- 
verwalt.  Venins.  d.  Anlag:ekap.  u.  Besteller,  (im  Haaptbeispiel  V«  ^i^^-  l'hlr.  excJ. 
B<triel)3inat.  j».  Meil<-  ii.  .'»"/',,  ^<r.;chnet);  —  r  Kosten,  welche  von  der  Länge  der  * 
Fahrt  abhangig  sind,  neml.  Abnut/.  d.  Schienen  (rom  Verf.  aus  bes.  Grund  unter  Ii 

A.  Wagner,  FiuauxwiüteDmbAft.   1.  3.  AuÜ.  49 
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j^estellt),  Zinsen  Q.  Erueuerungskosten  d.  Locoiu.  u.  Tender,  dsgl.  der  Acksrii  tu-: 
Wagen,  Kosten  des  Zugpersonals.  Die  (lesammtkosten  -p,  Acbsmeile  (fbr  wixlcL  TTafo- 
achsen.  excl.  \.!i-en  v.  Masch,  u.  Tfud-r),  zu  denen  noch  ein  approxim.  Betras-  1  : 
Koston  des  Statioiibdieusts  geschlagen  wird,  stellen  »'ich  nach  der  (jattunjsr  (Schaeli- 
Pocs.-,  (iUtcrz.).  btarke  Achsenzahl»  des  einzelnen  Zugs  u.  nach  d.  Bahnt  ret^ue!.. 
(di6B  wogen  der  unter  c  genannten  Kosten)  weseatUch  vencMeden.  Die  Kostet 
(oxd.  Stationsdienst)  p.  Achaneile  in  Thlr.  variirea  in  den  angeatelltea  BenA- 
nnogen  zwischen  diesen  Grenzen: 

bei  'A.  Mill.  Thlr.  bei  »'^  Mill.  Thlr 

Anlaset  ap.  p.  Meile   (excl.  Betriebamittd 
n.  5  %  Zins  n.  tigl.  Flreqneoz  tob  2  mJ 
6  Zogen  zu  50  Katzach^ieii. 

Fahrt]än»:e. 

Maxiiu.      Miüiin.        Maxim.  Umm^ 
SclmeUzog  v,  SÜ  Pei8.-Wag.-Acliten  .   .  0*2604      0*3119        0*SS55  O'dSTv 

bei  t&gl  Achsnu   300(1  300  3000  5o 

Dsgl.  V.  18  Personenwagen-A  0'2\m      i).35b2         .o  ;i«74  u 

bei  tägl.  Achsm   IbOü  ISO  l^üu  Iv. 

Personenz.  v.  48  Packwagen-A.     .    .    .    0-2280      0-2753         0  3031  ü-aäa4 

bei  tftgl.  Achsm   3S60         386  3360  3K 

Dsgl.  r.  12  Packwagen-A  0*3020      0*4163         0'3771       0  49!^ 

bei  tägl.  Achs«»   840  84  S40  >4 

Güterzug  v.  120  Uuterwageu-A.     .    .   .    O  l  873      0  2574         0  2624       (i  Z92^ 

bei  tiffL  Achsm   6000         600  6000  6M 

Dsf-l  V.  24  (lUterwagen-A  0*2254      0-3563         0*3005  0^4314 

täjkl  Arhsm   1200  i2Ü  1200  I2V 

Durchsclui.    i  n  ii  a  h  m  t*  preuss.  Personen/. 

p.  Achsm.  18.'»"   0-5733         —  —  — 

DsgL  1665    0*6183         —  —  — 

Dsgl.  1869    0-4433         —  —  — 

Dsgl.  d.  Güterzüge  1857  0'246r.         —  —  — 

DagL  1865    0*2333         —  —  — 

DsgL  1869   «-2283        —  —  - 

Mitten  Gaidces  Berechnungen  den  Werth  ron  Durelischiüttaahleii  fikr  Preossai,  so 
ergftbe  sich,  dass  die  PerBonentarife  damals  auch  bei  sehr  schwacher  Frequenz  na^ 

tnl"  f!i.'nt>r<T  Bahn  einoii  erklecklirhfn  Ueberschuss  ?.  das  Cuii;ekehrte  soll  der  Fill 
sein),  die  (lütertarifc  aber  nur  bei  starker  Fretjuenz  aul  billiger  Bahn  einen  mässifr-a 
Gewinn  gegeben  hiilten.  Stärkere  Tarifreductlouen  im  Güterverkehr  hingen  daW 
schon  damiuB  von  der  Steigenmg  der  Frequenz  vornehmlich  ab.  Die  Yerminderaac 
der  "Kinn,  ISH')  und  l^R!)  liegen  1S57  erklärt  sich  wohl  besonders  aas  J-^r  alk'^- 
üiciri'M-cn  Verbreitun«?  der  4.  Cl.  im  Persnnenvftrk.  u.  der  crm§ss  Tarife  für  Mass«u- 
piüducte  u.  d}cl.  m.  (für  1809  wirkt  auch  di<-  Einrechu.  d.  Bahnen  d.  ueiieit  Pn^. 
ein).  —  Werthvoll  sind  die  Berechnnngen  von  Barychar  a.  a.  0.  und  danach  «Üt- 
Krörterungen  von  S(  liälTIr  im  Syst.  II,  239  II..  5^1  If.  Die  dort  j^ejebenen  Datei 
imi  bei  Rrfolünnn  ib's  Selbstkostcnprincips  im  Tarifsystem  für  ciniire  der  im  Terf 
bebprucheneu  'rarifprübleuj<'  unmittelbar  /.u  benutzen.  Vgl.  z.  B.  die  Abwoirhunr'  u 
zwischen  dem  bestehenden  Tarif  <i<  r  Ost.  Westbahn  und  einem  der  Leistun^i  pi^ponH»- 
naien  Tarif  eh.  S.  589. 

III.  —  §.  293.  Priucipien  der  Tarifregeluug,  iasbe 
sondere  lUr  8 1  a  a  t  s  bahnen. 

Bei  Privat  bahnen  wird  danach  durch  di«  >taaü  Tarifpolitik  hinzustreWn  s«fi' 
.\ber  die  Krw^rbsnatur  derselben  wird  mehr  oder  weniger  umiberwindliche  Schwierm* 
keiten  maclicn.       S.  bes.  L<'hr's  sren.  Werk.  Sun  II.  f04. 

Unter  Combinatiou  der  im  Voiausgebeuden  dargelegten 
Gesicbtspuncte,  daher  nar  unter  bedingter  Berücksichtigimg  de» 
Prineips  der  Tarif  bildttDg  nach  der  Proportion  der  Selbstkosten, 
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gelangt  man  etwa  zn  folgendem  Ergebniss  in  der  Frage  des 
Tarifsystems. 

A.  Personenverkehr. 

1.  Eine  niedrigste  Wagenclaase  (die  bisherige  vierte)  ist  zu 
einem  den  Selbstkosten  bei  einer  gewissen  Verkehrsgcstaltung  mög- 
lichst nahekommenden,  eventuell  8cll)st  etwas  darunter  bleibenden 
Tarifsatze  zu  führen.  Aneh  diese  Classe  sollte  jedoch  den  aus 
humanen  and  sanitären  Rücksichten  nothwendigen  Grad  der 
Annehmlichkeiten  bieten  (so  namentlich  Sitz-  statt  Stehplätze). 
Die  Zahl  der  h?)heren  Classen  ist  dagegen  mögliehst  auf  zwei 
zu  beschränken.  Der  Taritsatz  derselben  sollte  zu  demjenigen  der 
niedersten  Classe  mindesteii??  im  Verhältnis»  der  relativen 
Selbstkosten  höher  sein,  soweit  finanzielle  Rücksichten  dies 
dorchznfllbren  erlaaben.  Auch  eine  Er  hü  hang  über  dieses  Maass 
hinaos  ist  statthallt,  wenn  dies  znr  Erzielang  der  nothwendigen 
Bnrchsehnitts-Rentahilitüt  der  Bahn  nüthig,  unter  Ums^nden  anch, 
wenn  es  zur  Ermöglichung  zweckmässiger  Tariieniiässiguiigen  lür 
die  unterste  Wao^enclasse  oder  im  Güterverkehr  crwüiist  Lt  ist. 

2.  Die  Taritregelung  nach  der  Distanz  (Läugeneiaheit)  bleibt 
zwar  das  leitende  Hauptprincip,  das  jedoch  nnr  mit  wesent- 
liehen  Modifieationen  darchznführen  ist. 

K&mentUch  sind  »)  niedrigere  Sätze  atttÜiaft  und  auch  finuizieU  zrecIcmiiBig 
a)  zwischen  nahen  Puncten  mit  sehr  lebhaftem  Localverkdir  (theilweUe  erfüllt  im 

System  der  R  ctour b ill  e  t  c .  der  A  bonti 'vn  "  ri  tskarteii),  daher  aach  mit  im  Interesse 
iier  l>cceiitraiisatlou  des  U  uhnuiigswc^cu:}  der  Grossatiuite  und  /.um  Znreck  eines 
Bruchs  des  städtischen  Wohnunt^sbodenmonopols;  i'enier  ^)  tVir  grössere  Ent- 
fernungen, «TO  der  fest«'  Distaii/^nsatz  verhältnissrnSseig  etwas,  aber  nicht  zu  stark, 
abnehmen  kann  (luUssigor  Differentialtarif,  Ketourbillete  [bei  denen  Jednch 
<lie  Besrhränkong  uuf  zu  k u r z e  Zeitdauer  (wenige  Taire'i  oder  auf  d.  Personenzuge 
oft  noch  die  Benutzbarkeit  ganz  vereitelt);  Keisebillcte),  jedoch  in  der  Kegel 
nnr«  wenn  und  soweit  als  die  Selbstkosten  gleichfalls  abnehmen.  Um- 
gekehrt b)  sind  höhere  Sätze  auf  ganzen  Linien  und  auf  einzelnen  Stiecken,  welche 
bct-oTid.  rs  theuer  zu  hauen  oder  zu  betrcilxn  sind,  auch  volkswirthsrhnftlich  /ulfirfsig 
und  mitunter  —  freilich  nicht  immer,  wegen  der  (iofahr  weh  noch  verkleinernden 
Yerkehfs!  finanziell  angebracht,  z.  B.  bei  Tnnnels,  Brucken,  wo  auch  öfters 
schon  hubi  iL-  Sätze  in  Kruft  sind. 

nidicaier,  aber  aucli  phantastis(  her  sim]  die  oft  von  ihm  schon  wiederholten 
Vürbchlugt;  Perrot's,  s.  z.  B.  Eisenbahnref.  S.  l'.II.  Nai  h  Analngio  der  Pcnny- 
l>ortorei'orm  wird  hier  ein<;  Bahntarif re form  proponirt,  uiit  Zugiundeleguug  eines  ein- 
fachen Zonensystems  oder  ganz  ohne  Bttcks.  auf  die  Entfernung.  Fttr  den 
Personentarif  schlug  P.  anfangs  2  Kntferniingsstufen.  bis  10  und  über  10  Meilen  ror. 
mit  Sätzen  ftir  die  3  verbleib.  Classen  von  1  u.  2  Thlr.  für  1  Cl.,  "»  trr.  ii.  15  gr. 
tar  2.  CL,  3  u.  10  gr.  für  B.  Ol.;  ueuerdiogs  ging  er  noch  weiter  u.  piudirte  für  3 
GUssenstnfen  hei  d.  preuss.  Staatsbahnen,  ohne  jede  Bdcks,  auf  d.  Entfern.,  neml. 
2  Thlr.,  10  ^M.  u.  :>  irr.,  was  bii  gleicher  Frequenz  wie  ISüy  3,324,000  Thlr.  Ein- 
nahm«*  statt  8,702,000  Thlr.  g^iibe.  In  der  Motivirung  wird  rinhtii:  b-  tunt,  dass  manche 
Selbstkosten  gar  nicht  von  der  zurückgelegten  We^längc  abhangen,  bei  niedrigem 
Tarif  ohne  oder  ohne  entsprech.  Steigerung  der  Selbstkosten  viel  mehr  natzliches 
Gewicht  bolftfdert,  also  eine  bessere  Ansnntznng  der  Ladefähigkeit  erzielt  werden  und 

4^* 
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die  Frequenz  aiisserord.  steigen  würde.  \\'ahn>clieinl.  ist  Letzteres,  aber  P.  ^^iicii. 
die  Wirkung  einer  solcbea  Tarifr<$form  gerade  im  Persouc  q verkehr  2U  ub^^rsdUUci. 
Ein  Mentendes  Deficit  mOehte  bleiben.  Dean  1)  die  Kosten  der  Balmfiüixt  bÜde« 
doch  nur  «'inen  —  u.  selbst  jitzt  schon  sehr  oft  nur  einen  geringen  —  Tbeil  der 
(losamnitküstcii  von  (jeschäfts-  q.  Vcrg-nügungsreisen.  nam- iitli<  Ii  bei  srrösserer  Ent- 
feroang,  weshalb  die  Ermässigung  dies<^s  oiaeu  Elementa  der  Kosten  nicht  uothwendie 
die  Frequenz  sehr  zu  vemehren  braucht :  u.  2)  die  vermehrte  Benutzung  der  Eben- 
bahnen  erheischt  doch  vor  Allem  mehr  freie  Zeit«  die  al)er  filr  Geschäfts-  u&d 
Vergnüg^nncsrcis/'n  '»i^«  hrankl  ist.  Auch  hän^'t  immerhin  ein  wc?'*ntl.  Th>-ildr- 
Selbstkosten   von   der  /urarkgeleg-ten   Wegliing'  weshalb  »-s  nicht  richtig  wiSf.. 

dicf^cs  Momriki.  ahnlich  wie  beim  liiiefportu .  nit  ht  mehr  im  Tarif  zu  berück- 
siehtigen.  Post  und  Eisenbahn  gestttt««  hier  doch  nur  in  einigen  Poncten  einfe 
Vergleich  u.  untei-scheideu  sich  in  anderen  sehr  v«  sentlich,  namentlich  aber  gilt  diä 
vom  Per8onen?crk«^hr.  IMe  Dnrrhfnbrtinir  der  P.'b«'heii  Vor><  hläjre  wurdo  cadlioh  vor- 
uehinlich  dem  veiterreiseuden  wohihaben  deren  Publicum,  I>c60ud.  auch  den  V•^ 
gntkgungsruisenden  zu  Statten  kommen,  ras  von  zweifelhafter  Billigkeit  wire.  — 

Wii-htiLrer  ist  die  bedeutsame  Fei'sonciitarifreform  auf  den  belg.  Staatsbabnea 
vom  J.  isOb,  die  alhTdini:-?!  im  J.  1*>71  'liircli  das  ^ee-ncri^^cli'-  Ministerium  iTItnimon. 
wieder  rückgängig  •remacht  wurde.  6it  wirft  auf  Vor5»clilii|ie  wir.  di«:  t  ben  erwähntem 
auch  einiges  Licht.    Vgl.  den  eingeh.  Ministerialbc rieht  \.  U».  l)«'c.  über  die 

am  1.  Mai  1S66  eing«nlhrte  Tarifreform  in  d.  Sitzongsber.  d.  beig.  Repräsentante  n 
kammer  1SI>9 — 70.  p.  .IH — lüO.  ebenda»,  d  Debatte  einer  te.chn.  (k>mmisäion  darüber. 
Näheres  darüber  und  Uber  die  gau^e  Krage  der  Pei-soiientarifermässigung  (trt  gea 
Perrot's  Projcct)  in  meinen  bezligl.  Aufs,  im  „Dcutä*chen  Ecuuümiil'*,  1872,  Nr.  1 
und  3,  women  dann  Ferro t  polemisiite  in  s.  ««Anveud.  d.  Peunyi>ortosyst.  auf  d. 
EisenhahntaTir'.  Rost  1873.  Mi  liab<:  es  nicht  far  nOttiig  ^^efanden«  an  meiner  Oar- 
steUuQg  in  d.  6.  A.  von  Rhu      l'.'»."»  Not«*  c)  <  twas  /u  ändern. 

Zu  d.  Tarifreform  wurde  d.  belg.  liegieruug  durch  Geä.  v.  1.  JuU  1S65  ci- 
mächtlgt,  sie  erfolgte  durch  V.  v.  20.  März  1S06.  wurde  aber  vorerst  nur  theilvei«- 
durchgeführt.   Die  Prindpien  waren  <liese:  an  Stelle  des  ft:stcn  Diätaoz<>npreises  r. 
S,  6  und  1  '  ent.  p.  Kilom»'ter  für  J.      t'l.  dor  •;cwohnl.  Züge  trat  ein  Diffe- 
rentialtarif mit  abnehm.  Siit/en  für  weiter«  Kntfeni.,  nemÜeh  fdr  d.  Linir  (Z'j 
5  Kil.j  bei  d.  ersten   is  Lieued  30.  20  u.  1.),  bei  d.  zweiten  10  Im  15,  lU  n.  7\>. 
hei  d.  21.— 52.  L.  10,  7V4  u.  5  Gent.  Schnellzüge  mit  20%  (bisher  23%)  Erhtt.. 
aber  jetzt  versehen  mit  allen  .H  CI.    f'ilr  den  iuternat  Verkehr  biicljen  die  alti  n 
Tarife  in  Kraft,  dor  h  war  nicht  zu   verbind«  rn.  dass  d.  Rcis.-nden  vielfach  kein- 
durchgeb.  BlUete  mehr  nahmen,  souderu  an  den  drenzen  d.  billigeren  Billete  de» 
inneren  Veikehrs  kauften.   Beispiele  der  TarifiMitze  nach  d.  3  T.  v.  a)  18SS,  b) 
u.  <•)  ISO«:  BrUiSHd-Mecheln  die  8  GL  a)  150.  100.  HO,  b)  gewöhnl.  Z.  1^0.  130,  S,>. 
c)  dsgl.  ISO.  130,  S5.    Brüssel-Antwerpen  a)  IMiO,  200.  125,  b)  ;rewöhnl.  Z.  350,  270. 
1S5.  c)  dsgl.  H'ia,  225,  155.     Hrilssel-Geni  a.  450.  300.  175,  b)  470,  350.  230,  i 
.'{40,  235,  170.    lirüssel-Ostende  at  «00,  600,  350.  b^  lOOO,  750,  500.  c)  500.  33:>, 
250  Cent   Die  einstweilen  wirklich  geltenden  Tarife  v.  1S0U  waren  indeäsea 
etwas  anders  gercffelt:   für  die  ersten  7  Lieues  blieben  die  alten  Sätze,  f.  dif 
K — 15tc  L.  crfolffte  eine  wachsende  Hedurtion  narh  den  3  CK,  1.  Cl.  v.       — .V»  ": 
2te  V.  8*3~43-3,  ate  v.  U.4  — 3«'7  «  o  *.      d.  16.  L.  au  trat  die  lieduction  aach  V.  s. 
20.  Mliz  1%66  ein,  ncml.  steig.  Satz  bis  zur  52ten  L.,  1.  GL  o.  3.  GL  39— 6.X 
2,  Cl.  45'S  — 65'2  «/o5  '^'inigc  Abweich,  f.  Schnellzüge.    Der  £rfoIg  der  Maassrtgd 
konnte  nieht  unzweifelhaft  fLStfT'-^ti'IIr  werden,  die  liereclinineTen  der  Reeriemng  wor- 
den z.  Th.  alij  unrichtig  oder  dueli  unsicher  bestiitteo.  Au»  dem  Ye^leich  von 
mit  1865  scheint  sich  indessen  zu  onreben,  dass  ein  Einnahmeansfall  t.  min- 
destens (»00.000  Fr.   (Andere  schätzen  ihn  auf  IV,  bis  1*6  Mill),  dagegen  dnr 
Zunahme  der  län!r<  ren  Reisen  (V'^  Mill.  Pers.  u.  keine  merkbar«  Kosfenvcnnehrunr 
V)  ein«?etretcn  in.    Dass  die  Reform  sich  nur  auf  V'.,  der  Reisenden  (ulv  r  10  Lieues i 
II.  in  erhebl.  Ma^sc  nur  auf       derselben  'iiber  21  L.j  ej>>treckte,  ial  dabei  zu 
achten.  Daiin  lag  wohl  der  Hauptmangel.   Die  belg.  Erfahmug  mochte  immeihis 
daH   Obenj^esttgte  bestätigen,  dass  selbst  eine  starke  Ermässigum»-  der  Tarife  für 
längere  Strecken  nach  d.  Differentialprincip  die  Fretiuenz  nie  h  t  entsprechend  .steigi^n 
Durch  Minist. -Verordn.  v.  IS.  Sept.  1S71  wurde  vom  1.  Nov.  1S71  an  das  Di^erdo- 
tialfiystem  wieder  verlassen,  ftlr  alle  Kntfemiingen  10     Ermässigung  an  den  Ihrifm 
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VOtt  1851—54  (die  "bis  ISO<)  b'Sfandtn),  aussfuiem  ein  günstiges  K<;tour-  u.  Abonnc> 
naentskartensystejn  «jt  wiilirt.  Hi»!  Massregel  hinv:  mit  iKt  polit  P:<rt<'i>^tellun^  des 
<-len'  .  Hflg-.  Ministeriums  zusammen.  Als  Motive  werden  geltend  ;;cmacht;  di»;  onge- 
rochtc  liogilustij-ang  des  weiten  vor  dem  nahen  Verkehr,  der  reicheren  vor  den 
kleineD  Lenten  im  bisher.  Diflerentialsystein;  die  /.wecilose  Begünstigung  der  im 
intern.  Vorkehr  das  Land  durchreis.  Fr<^uu]':ii.  ilci  EirinaliiiK^ausfall .  di<'  Aussii'hts- 
losigkeit.  dass  dir  Privatbahnen  den  Staatäbahntahf  aniuihineu,  di«'  Krscliwcraug  des 
—  sehr  allgemein  gewauscbteu  —  KUckkauf^  der  Privatbnbnca  durch  <len  Staat  bei 
«lern  Qiireiitablen  IMffeieDtialflysteiii.  Erlass  n.  Hotire  s.  im  Monitetir  belfre.  20.  Sept 
1871.  ICs  wird  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  die  Maj5sr'V5el  von  18(>ß  in  der  l^  folining 
des  DUlierentialprinf.  /n  weit  ^n<i.  lieber  ähnliche  Projectc  wi»;  die  Perrot'schen  in 
England  (Galt,  Brandon),  mit  einem  ricbtigen  Kern,  aber  phantast.  Conse- 
<|ueiizen.  urtheilt  Cohn  II,  520—541.  bes.  540  wesentlich  ebenso  wiö  ich  hier. 

3.  Der  llDterschied  der  bchuelligkeit  der  lielörderiing  ist 
in  der  Tarifirnng  so  zu  berUcksiebtigen,  dass  nicht  nur  Hcbnell- 
ziige  tbenrer,  sondern  auch  die  Personenbeförderung  in  Güter- 
ztfgen  (Bog.  gemisehte  Zttge)  womdglieh  etwas  wohlfeiler  als 
die  Peraonenzllge  sind,  der  Veischiedenheit  des  Gebranehswerths 
der  Leistung  entsprecbend. 

Aach  hier  besteht  nur  wieder  die  Schwierigkeit,  dtess  durch  billigere  Tariic  der 
PenonenbefÖrderoBg  in  jiremiscliten  ZUg:en  letztere  znm  Nacblheil  des  Diensts  über' 
■^ctzt,  dtc  pM^onenzüge  /n  f'Tir  ntloi  rf  werden  kannten.  Ki»»'  kleine  Proisdilleren/. 
ci'scheint  aber  do<'h  mftgin  ii.  Em.-  Ueichränkuiig  der  Schnellzu^r  auf  die  obersten 
Classeu  ist  thuuUchst  m  vermeiden,  miudeäteus  ist  eine  solche  nicht  bei  all<;n  Schnell* 
zttgen  anzoweaden.  YoUends  aber  darf  ein  indiiecter  Zwang  zur  Beontznng  höherer 
Clausen  nicht  durch  zn  grosse  Seltenheit  und  unbequeme  Fahrzeit  der  PersononzOge 
stattfinden.  Engl.  ii.  franz.  Prine.  lanire  Zeit  nur  1.  Cl.  In  Deutschi,  fast  immer 
auch  2.  Ci..  aiier  längere  Zeit  nur  in  Ausnahmelallen,  bes.  wieder  bei  nordd.  Staatsb., 
aoch  8.  Q.,  in  Belgien  aeit  1866  alle  S  Ct.  Sicherlieh  trfigt  die  Menge  der  Passas^iere 
.'j.  CI.  den  Zeitrednat  in  längs.  Ztlgen  oft  schwerer,  als  es  die  wolilhabendercn  Leute 
in  1.  n.  2.  Cl.  thun.  —  Neuerdintrs  ist  in  Euglan  !  v  d.  yrossen  Bahnen  bei  allen, 
auch  den  Scliiicllzügen ,  d.  ;i.  CI.,  mit  gutem  finanzieiicu  Erlolg:  bei  starker  Zunahme 
des  bezllglichün  Verkehrs,  also  im  eigenen  Interesse  der  Bahnen  eiugefuhrt  worden. 
Cohn  n,  5ü7  IL  Bei  nns  hat  sich  die  prenss.  Staats  bah  nrenrahong  auch  in  diesem 
Poncle  Vexdiensle  erworben,  die  stiddentschen  flioilich  weniger. 

4.  Freigepäek  ist  nur  fttr  die  unterste  Wagenclasse  zu 
gewähren.   Fttr  die  Tarifirnng  des  Gepäcks  der  höheren  Glassen 

sind  vornehmlich  nur  finanzielle  Rücksichten,  nicht  voikswirth- 
scbaltliühc  maasH^ehend,  man  kann  also  unter  Umständen  bis  zum 
Maximum  der  Eilguttariie  oder  selbst  darüber  hinaus  gehen. 

Bekanntlich  in  Norddrutscliland  alliremein  50  Pfd.  l'reigepä'  k  in  Süddeuiscliland 
keiuea.  Gegen  Aulhebung  der  Gepackfroiheit  Scheffler,  Transportkost.,  S.  25.  trotz, 
dee  Nachweises,  dass  bei  den  bratinschw.  Bahnen  die  Qepäckbefbrderun^^  mehr  Kosten 
ahi  Einnahme  bringt.  Bei  Uepückfreiheit  zahlen  eben  die  Kei>enden  ohne  Gep&ck 
(,^'ewOhnlich  di-  auf  kiirzeren  Strecken  it.  oft  di<;  ärmeren)  fUr  di<  luds' itden  mit  Gepäck 
^oft  wohlhabende  Ver'.?nUg.reisende)  mit,  was  doch  eiiiste  Bedenken  liat. 

5.  Das  Billetsystem  ist  itir  den  fixpeditions-  and  Controle- 
dienst  mögUehst  zn  vereinfachen. 

a  0.  Seit»  748  a.  bes.  Schölts,  8.  53  ff. 

■ 

6.  Nach  diesen  Grondsätzen  hat  die  Gesetzgebung  den 
Noruial'Personentarif  der  iStaatsbabnen  festzustellen ^  wobei 
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der  Verwaltung  aber  ein  gewisser  Spielraum  fttr  kleinere  Ab- 
änderungen im  VerordnnngBwege  durch  das  Tarifgesete  ein- 

znräiimen  ist.  Regel  massige  Revisionen  auf  Grund  der 
gern  achten  Krt'alirungen  müssen  in  nicht  zn  langen 
Perioden  stattünden.  Im  Verordnungswege  dürfen  sonst 
nur  provisorische  Veränderungen  getroffen  werden,  die  dann 
durch  die  Gesetzgebung  zu  genehmigen  sind.  Bei  starken  Tarif- 
reduetionen  von  zweifelhaiter  finanziener  Tragweite  empfiehlt  es 
bich,  auch  durch  die  Gesetzgebung  erst  ein  riovisorium  von 
bestimmter  Maximal-Länge  einzatübren. 

Die  Pcrsoneiitarife  erfonleni  im  Gaii/.eu  nicht  die  leirhte  Rcwearlichkeit  wif 
Hic  (iutcrtarife.  Daher  lässt  sich  Uei  jenen  dif  gesetzliche  Reg^elonp,  nnscrtin 
!iOll^tig«*ü  öHcntlichen  Fioauzrecht  •ieiiiäi»» ,  doch  als  das  Kichtigo  bezeicliDeu,  ancb 
wrenu  der  VerwaltuDg  im  Gütertarif  dii?  Normirunj^  der  Sätze  ganz  oder  in  grOsbereiu 
Maaase  ttberUsacn  bleibt 

ÜDS'rr  Personentarifc  sind  ho<  h  und  vor;  P>  -imi  dci-  Ki^enbahDära  an  fa^t 
unverändert  Lcbli(?l)i^n,  ahs'esehen  von  Massr-  Lfrln.  wie  di.  EinfUhrunp  einer  I.  Ctas- 
(ProUi»M3u),  \viihreud  die  Fracbttariie  »tark  ermä-säigt  \^'urdeu.  Eine  Reducticio  d^  r 
«nteren  liegt  mehrfach  im  rolbvirthschafdichcn  Intens  und  wird  durch  dts  fiimii' 
zIkUa  Interesse  nicht  immer  anügeschlossen. 

Auf  ib'ii  prcuss.  Hnluien  —  u.  ähnlicli  war  fa>t  überall  in  D<  Qt^chlAHd  «nd 
anderswo  «iio  Kntwickl.  —  war  d.  Ertrag  p.  Pers,  u.  Meiie  IS44  M-5.  Ihäb  3  5,  1S5?> 
3  1,  1S05  u.  186"  2  9,  1SÜ9  2*7,  lb75  2*7  Sgr.  (od.  1^75  3  6  Mark-Pfono.  p.  KU.  vl}. 
alle  CImboh  zimammen  gerechnet;  eine  tre ringe  Abnahme,  die  noch  dazu  der  Ein» 
führung  u.  stärkeren  Bfnut/.un'.;  dn-  4.  Cl.  liauptsikblii  h  zu  vcnlaukeu  i^t.  P.  Per>.. 
n.  Meile  ei-gab  sich  tür  d.  1.  Cl  l^ö'l  7  1.  IhOy  B  f;  lsT5  5'\)>>.  2.  CI.  4-6.  4  3  u. 
4-4U,  3.  CL  3,  2  6  u.  3  02,  4.  CL  I  b,  1  ti  n.  1'6Ü,  Müiui  l'ü,  14,  123  %r.  Bei  d. 
Angaben  f.  1873  sind  hier  d.  Ertrftge  bei  gew5hnl.  FahrgeM  mitgethailt,  d.  Diucb- 
achnitt  wurde  etwas  höher  <,u:]\rn  (VerUnder.  in  d.  Aufbtell.  d.  amtl.  Statist).  Gau/ 
anders  war  die  Reductioii  der  Frachttarife:  1844  p.  Centn,  u.  Meile  tiir  all» 
(iuter  i.  D.  71.  lHä6  34.  IS59  34.  Ih61  32,  1>65  2'6.  1867  u.  1869  2-3  Pfenu 
Ertrag.  lo  den  Ii»  J.  1S59— 1869:  EUgut  10-8  u.  10-2  Pf.,  l-rachtgut  d.  Notmalcl. 
5  11.  4*5,  d.  eimSsü  Ol.  u.  Kohlen  2  7  u.  2  Pf.  Nenerdings  ist  diese  bmlsBiginc 
d«  r  rflativeii  Erfriiu-  im  (mt.  rkehr  allerdings  nicht  weiter  fortgeschritten,  sondern 
die  umgekehrte  Emwi<  klung^  h;if  auch  hier  zeitweise  Platz  L'f^^ritfVri,  »«ntsprechend 
den  stark  gestiegeneu  Bütricbsausgabeji.  Es  war  in  den  ueuen  Maasscii  a.  Wertbea 
p.  Tonne  u.  Kibmeter  der  Ertrag  in  Maikpfennigen: 

Waßonlad.  in  vollon 

Hl  l^uant.  ge-solilos-«- 

V.  1  Tniiii.  W^tronUd. 

u.  mohr.  t.  je  10  T. 


Normalcl. 

incl. 
üperriinMi. 

(  - 

1'867 

5-50 

186» 

(  — 

4.s:^ 

1871 

21-66 

(  - 

450 

1873 

21-33 

Itio 

8-16 

1874 

22-50 

11-50 

9ü0 

1875 

24*77 

12-79 

9.60 

Vd. 

auch  die  Tariftabellen  tiber  d. 

Norddentschen 

—  )  5*1« 
—          —  )  4-8S 

—  )  483 
466  3-33  4-50 
483  3  16  4-66 
4-96         3-28  4-79 

Norddentschen  Eisenb.-Vei1>aad  in  Scheffler*« 
Statiüt.  Beitr.     38  ff.  (1848 --73). 

§.  294.  —  B.  Güterverkehr. 

I.  Vorschläge  zu  principic  llcn  U  mg  es  tal i  u  n  gen  im 
gaii;6eu  G ttterverkehr»»y »tem.    Mehrfach  äiud  in  Kreisen 
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der  Tbeoietlker  und  der  verfraehteiiden  Gewerbetreibenden  (kaum 
bei  den  tecbDisehen  und  administrativen  Praotikern  des  Eisenbahn- 
wesens selbst)  Pläne  zu  einer  völligen  ümgestaltuu^  des  Eisen- 
baljiiwcsens ,  in  der  Hegel  mit  der  Heschränknni^-       den  Güter- 
verkehr, auigetaueht  und  öfters  eruätlicii  verhandelt  worden.  Es 
sind  dies:  a)  der  Plan  der  Trennung  desFalir-  and  Fracht- 
verkehrs; b)  das  System  der  Wagenleihe  oder  das  Reeht 
der  Einstellung  von  Eisenbahnwagen  Dritter  (Privaten)  in  die  Züge 
der  Bahn;  c)  das  Kecht  ciuci  Eisenbahngesellschal't ,  auch  ^^egen 
den  Willen  eines  anderen  Eisenbahneigentliiimers  dessen  SchieDcn- 
wege  zu  befahren,  das  englische  sog.  System  der  ruuuiug  powers. 
Die  beiden  ersten  Pläne  haben  die  Bedeutung  einer  allgemeinen 
Keformmaassregel,  anch,  nnd  naeh  einzelnen  Stimmen  gerade 
beim  St'aats  bahn  System.  Der  dritte  Plan  bezieht  sieh  anf  die 
Verhältnisse  des  nach  Eigentbumseinheiten  zersplitterten  Privat- 
odi  r  gemischten  Habnsystems.   d)  Eine  weitere  Frage  betrifft  die 
Uebernahnie  der  Au-  und  Abfahr  der  Güter  durch  die 
Bahnverwaltnng  selbst 

Vgl.  i*.  aU«;  diese  Pl&m*,  lies,  den  i:rbt<u,  Krortcrun^^cii  v.  Michael iö, 
Dom,  AI.  Mcyor  ii.  and.  Mits:Iii  dem  d.  Deutechen  }  r  iliandilspartei.  sowie  die 
Vcrliaiullunfien  iler  unter  deui  Eiiiüu>b  dicker  Partei  »tcliciidcii  V  oreiue:  l>catschcr 
HandcLstag,  voUävirthscIi.  Cougress  (Wien  1873i.  Die  Behandlou^  dos  Gegenstands 
mscht  den  Eindruck,  als  ob  eigentiicli  aUe  dietio  iwoblmn.  Experimenle  nnr  erörtert 
werden,  um  das  „rrrio-Coiicurrenz-Princip'"  wenigstens'  noch  ''ini^.rma-s.n  halten  zu 
Vfinnen.  S.  d;ig.'i:.  n  bes.  Cohn  II,  Kap.  3,  auch  z.  Th.  Pcrrot.  dann  iScheffler. 
Statist.  Beitr..  nicht  inind.  r  Sax  II.  ^2— J3S,  hcs.  11)7,  117,  121. 

a)  Die  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  and  Fracht- 
geaehftfta  anf  den  Eisenbahnen,  in  der  Weise,  dass  die  Bahn- 
Verwaltung  nnr  den  Weg,   die  Transportmittel  nnd  die 

i^ocomotion  zu  liefern  hätte,  die  V e r  f r ji c  h t ii  n  ^  aber  der 
Privatindustrie  überlas  Ben  würde,  kann  hinsichtlich  ihrer 
Möglichkeit  und  Zweckmässigl^eit  am  Unbetaugeusteu  von  den 
ii^taatsbahnen  geprttit  werden,  erseheint  aber  nnznlttssig. 

Diese  Trennang  hätti>  daä  Gute,  *'ine  neue  Arheitstheiluug  durcbza^Uuen,  den 
Bahnen  besondt  r«  lästige  (teschäftc  ahzuoehuen  und  vi*  lli  iclit  zu  «*inem  s^Hnstigfrcn 
Vrrh.iltniss  di  ->  todttu»  zum  niltzlirhen  Gl  eicht  zu  fuhr»  u,  v.  li  die  Wagen  Uesser  auh- 
geiiutzt  wurden.  Aber  es  tragt  sich,  ob  der  Verkehr  aul' diese  Weise  hesser  und 
weniger  monopolistisch  bedient  wiiide,  was  iinwnbcscheinHeh  ist;  ferner,  ob 
nicht  gerade  die  Natur  der  Eisenbahnen  di<-  Vereinigung  jciur  (icscli.iftc  iui 
Interesse  der  Oekonomi«^  verlangt.  Einstweilen  wird  man  för  weitere  Vorschläge 
über  das  Tarif  weben  des  dutcrverkehr:»  ?ou  der  Vereinigung  des  Fahr-  u.  Fracbt- 
freschifto  in  der  Hand  der  Enlinen  ausgehen  mOssen.  Cohn  II,  68  fl'.,  kommt  nach 
d.  engl.  Erfahmngen  zu  diesen»  Enrebnis>  u.  widerl<  gt  dann  treftriid  die  in  Deutsch- 
land verbreit.  Ansichten.  K\v-nso  S;i>  If  122.  S<  heft'l.  r.  slati-t  F^-itr.  S.  t7.  - 
Die  preuiss.  EisenbahnunterbUthungscoinmiii.  hat  die  .,  üeberiasaung  tlcä  Transport-  u. 
Befrachtuugäwesena  an  die  PriTatiintcrnchmnng'^  gerade  beim  Staatsbahnsystem  f.  d. 
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Zukauft  auch  iii  Auääicht  genommeu,  Ber.  S.  i55.  £iue  üoicbc  Stdinofnahiuc  «Arl 
bei  der  völUgeu  Unreife  des  Pr^jects  mindestens  rerfrOht,  n.  nur  <lje  Pdfe  der  >«r-1 
liebe  für  gewisae  doctrinAre  Projecte  der  MancliesterparteL  I 

bj  Das  Recht  der  Privaten,  die  Bcnirderung  eigener! 
Eisenbahnwagen  mit  Frachtgütern  durch  die  Hahn,' 
also  die  Kinstellnng  fremder  Wagen  in  die  Züge  deri 
Bahn  zu  verlangen,  mlche  letztere  dann  nur  den  Weg  nnd  ] 
die  Locomotion  (LocomotiTeni  Tender,  Zugkraft  nnd  einen 
Theil  des  Fahrdienstpersonals)  liefern  wflrde,  ist  nur  eine 
besondere  Formulirung  der  Forderung:  der  Trennung   \uu  Fahr- 
und  Frachtverkehr  und  ähnlich  zu  beurtheilen. 

Ei)  hatte  ähnJidio  \'ortheilt'  und  Rf'H»'»k»*n  wie  diesrr  rrslt;  A'o!"srhlat^,  riu>?ervieuv 
aber  den  wcitorcu  Vorüicil,  das  Kapital  der  iLÜüenbahu  lu  verringetü.  iMiu  euuregci 
atebt  jedeoli  das  schtrenriegende  Bedenken,  dass  mit  einer  Pflicht  der  Balm,  fieaidc 
Privatwagen  in  ihre  Zll^e  einzustellen,  die  and«;re,  jetzt  doch  im  Ganzen  eiuigcrmaäbc« 
aoerkaunti  Pflicht,  ihren  Wagenpark  dt:n  Vt^rkt'hrsbedürfnis^^'Ti  Amn- 
passeo,  tfchlochtcrdings  unvereinbar  iät  Denn  eine  solche  Pflicht  iaim  doch 
nnr  bestehen ,  wenn  eine  Babn  dann  aiicb  das  Monopol  der  Wagenvervendiuig-  baL 
iu(  h  droht  die  Gefahr  eines  doppelten  l'actischen  Monopols,  desjenigen  der  Balm  vd 
der  Wagenbesitzer.  So  wär.^  leicht  zu  fürchten,  dass  d<  r  Verkehr  im  Ganzen  un^er  d'  » 
neuen  System  mehr  leiden  wurde,  ails  unter  dem  alten  Vu(  h  Sicherheitsrüolsuh'-  n 
scheinen  ;retr«-ii  letzteres  zu  sprechen.    Aehnlich  ('oiiii  11    tl"i  nach  engL  Erfahr. 

c)  Von  zweifelhafter  Durcblülubaikeit  und,  wenn  diese  nach 
gewiesen  werden  sollte,  von  Ungewisser  Nützlichkeit  ist  auch  da^^ 
dritte  System.  Jedenfalls  bietet  das  iStaatsbahnwesen  d^  Vortheil, 
dass  man  anf  solehe  problematisehe  Experimente  von  vornherein 
versichten  kann.  Fttr  kleine  Verbindongsstrecken  mögen  sie  aas- 
nahmsweise  am  Platze  sein. 

Cohn  U,  68  U.  Kuuning  puwer  bcdcutei  übrigens  nicht  nur  ein  geaetziidk* 
Zvangsrecht  zum  Befabren  einer  neraden  Babn,  sondern  auch  ein  Ix^Kttglicbea  rertrag»- 

mSss.  Abkommen.    Eb.  8.         Sax  II,  118.    Einzelne  solche  Fülle  vertrag:smiA» 
öebereinkommens  neuerdings  in  Frankreich,  Oesterreich  i Wflrgl-Innsbmck,  Strecke  der 
Südb.gebeilsch.  mit  benutzt  von  der  Staatsi)ahn  zur  Verbindung  der  EUsabethb.  u.  der 
Aflbenirb.>. 

d)  Hinsichtlich  der  An-  und  Abfuhr  der  Güter  bei  den 
Stationen  lässt  sich  wohl  keine  allgemeine  Kegel  aufwtellen.  Bei 
grossen  Stationen  und  bei  gewissen  Gütern  scheint  aber  die  Ana- 
ftthrnng  dieser  Leistungen  dnrch  die  Bahnverwaltung^  selbst  ökono- 
misch Kweckm&ssig  nnd  die  fintwicklnng  des  Eisenbahnwesens 
darauf  hinsndrängen. 

Gobn  n,  S5  fi*.  Also  abermals  rrrtnebrte  Goncentration  aller  Gescbiftc,  weicbe 
mit  dem  Eisenbahnwesen  in  Verbindung  steben,  in  einer  Hand.  Daraus  gebt  wiedema 
eine  Verstärkung  des  monopolistischen  Cbaialtters  dieser  Anstalten  bemr,  woiaas 

neue  Grunde  für  Staabbahnen  folgen. 

§.  295.  —  2.  Grundsätze  für  die  Gütertarif  biidu  ng. 

Blei1.t  deinuach  die  V  e re i  n i  tr u  ii  ■_■  vmi  Fahr-  uimI  f  ra  c  h  t  v  erkeh  r  ui 
der  Uauptsadie  bestebeo,  was  da^  Wahrscheinlichste  ist,  so  wuideu  auch  die  wesent- 
licben  Puncto  des  bisberigen  Tarifvosens  rerbleibes.  Nor teaan  dle> 


Digitized  by  Google 


(iruuUsiat^e  für  (jiutcrtariiV.  *  777 

selben  entopiecbetitle  MoUiücaüoueii  gciaihis  den  Priucip,  bei  der  Ktüj^olung  der  Tarif- 
sätze mehr  die  Selbstkostttl  ZU  iMCQduichtigen,  erleiden,  was  nach  dem  Geiiagtco  zwar 
:}it  allgi  meiD  oothwendig  atid  passeod  ist,  aber  dodi  uoter  Umst&ndeD  zvecbntosif 

Heia  mag. 

a)  Die  Unterscheidung;  von  Eilgut  mit  höheren  und  Fr  acht- 
hat (i.  w.  8.)  mit  niedrigeren  Tarifsätzen  für  rasche  und  lang- 
samere Befbrdenmg  ist  ganz  richtig.  Bei  der  Proportion  der  Tarif- 
sätze kann  man  sich  freier  hewegen. 

OellefB  ist  vohl  dasEilgnt  zu  hoch  tarifirt,  aaeh  wenn  man  auf  die  eihebUch 
höheren  Selbatkostea  des  Transpoils  liucksicht  niinnit.  Eine  Ermüssignng  dets 
Eilpittarifs ,  der  eventuell  weit'T  rlassiflcirt  werden  kann.  ;0>pr  nicht  nothweiidij^ 
weiter  classiticirt  zu  werden  braucht,  ist  daher  wohl  mitunter  zu  erwägen. 

Eilj^at  wild  in  Deutschland  i.D.  gut  2 mal  ao  hoch  als  Normal- Frachtgut  jj. 
4  —  5  mal  so  hoch  als  ermäss.  %it,  S  — 10  mal  so  hoch  als  Masscngrüter  wie  KdlleD 
II.  d^I-  tariiirt.  S.  S.  TT}.  Expedition.  Manipulation  sind  l>ei  Eilgut  nitthsamer, 
AiTsnTit/onir  der  Watren  iferini;er.  Bei  einem  niässigfrrii  Satz  wurde  Letzteres  sich 
wohl  vorl)esäern.  raifuntrr  di.;  Einrichtuu|^  bewundere r  Kilguterzuge  rentabel. 

b)  Im  Frachtgutverkehr  sind  folgende  Grundsätze  anzu- 
wenden. 

a)  £inmal  sind  »Sttickgttier  (Frachtgut  i.  e.  8.)  und  Massen- 
güter oder  Wagenladnngsgttter  zu  unterscheiden. 

Dies  feaddcht  in  unseren  Tarifen  auch,  nur  mitunfur  zu  sehr  nach  dem  ein- 
seitigen Ermessen  der  Bahrn  iTwa'fnnir.  Statt  d-'^-^Mi  kann  die  B"stiHtmung,  in  welche 
der  beiden  Ciassen  die  emzelueu  OUter  zu  reihen  ^lud,  im  Allgemeiuen  dem  1  rächt- 
geber  ttberiasB^  werden,  wenn  er  sich  den  Bedingungen  für  die  Befördcrang  der 
Ohsse  ftagt  Als  Massengüter  g  lten  dann  z.B.  die,  wehhe  in  mindestens  einer 
voll' n  Wagenladung  (10  Tonnen)  aoffegeben  oder  fktr  die  der  Tarifsatz  für  eine 
solche  voUe  Ladung  bezahlt  wird. 

ß)  Wetter  sind  die  ätttekgttter  und  Massengüter  im  Tarife  naoh 
der  Gattung  der  Wagen^  die  zu  ihrer  Bef)$rderung  dienen  (also 
namentlich  bedeckte  und  offene  n.  s.  w.)  zu  unterscheiden.  Auch 

hier  aber  üulltc  der  Frachtgeber  iu  der  Regel  wählen  können,  in 
welcherlei  Wagen  er  seine  Güter  befördert  liHf)en  will. 

y)  Sperriges  Gut,  welches  als  Stückgut  aufgegeben  wird, 
dart'  nach  einem  bestimmten  Verhältniss  höher  als  anderes  Stück- 
gnt  tariürt  werden. 

^  Bei  solchen  Gütern,  welche  bei  der  Verladung  n.  s.  w. 
grössere  Manipulationsarbeit  machen,  sind  bestimmte 
Frachtzuschläge  zulässig.  Auch  hier  muss  aber  die  Willktlhr 
der  Bahnverwaltnng  beschränkt  werden,  soweit  nicht  den  Fracbt- 
gebem  die  Verladung  selbst  überlassen  werden  kanni  wenn  sie 
dies  wünschen. 

c)  Eine  weitere  Classification  der  Güter  mit  Rücksicht 
auf  den  Werth  und  eine  Abstufung  der  Tarife  danach  ist 

zwar  in  der  technischen  Natur  der  Dienste  der  Eisenbahnen 
nicht  unbedingt  begründet.  Es  wtlrde  daher  genügen,  alles  Stück- 
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und  Massengut  bloss  uach  dem  Gewicht  zu  tarifiren,  jedoch  auch 
nur  bis  einem  nicht  zu  hohen  Max.imtim  für  eine  Gewichtsein- 
heit im  Fall  des  Verlasts^  der  Beschftdignng  n.  s.  w.  Ver^tttong 
zn  gewähren.  Höherer  Werth  mllsste  doreb  Tarifsnsehllge 
versichert  werden.  Indessen  Ist  nach  dem  Gesagten  eine  Ab- 
weichung von  solchem  gleichmHssig^cn  Gewichtstarif  aus  anderen 
Gründen  z  u  1  assig  und  oftmals,  besmiders  z  n  r  H c  rb  e  i  t'U  h  ru  ng 
einer  volkswirthschattlich  und  socialpolitisch  bes- 
seren Yertheilung  der  Selbstkosten  auf  die  Fracht 

geh  er  zweckmässig,  insofern  mit  Recht  auch  allgemein  ttblieb. 
• 

So  fnmrt  Bich,  ob  hei  der  AnwenduDg  citti'# bloMon  GevichtBUkrife  di«  §t' 
littgendc  Rentabilität  d^  r  Bahn .  0(1«t  die  voUsräiiiliL^e  I)<'ckung  dt^r  die  Ver- 
zinsung: "nd  Amortisation  des  KapifaK  mir  vithaiti-nden  Selbstkosten  überh.mrt 
2u  erzi''len  und  ob  nicht  zu  dio^cui  Zweclve  dinnu  div  Tadfu  aller  (jQtcrclasü»en  su 
viel  zu  crbdheii  wircn,  dass  die  Mftssongater  dabei  la  thener  taniirt  wurdcs 
und  deshalb  ineder  woiifer  den  Bahntransport  benutzen  könnten.  So  iaan  dir 
Sache  öfters  recht  woU  liegen. 

Demnach  werden  bei  den  Massen-  und  besonders  bei  den 

Stftekgdtem  nach  grossen  Gruppen  der  Waaren  von 

ungefaiucr  Wert  hgl  eich  Ii  ei  t   die  erforderlichen  Werth- 

classcn  dem  Massengüter  wie  dem  Stückgtftertarif  eingefügt. 

Dnf^nrdi  ^' in!  di--  Dif  fereni  i  t  u  n 'j-  ^lor  Tarife  in  ciiirr  vnn  dim  (iothwendi^ei< 
Kinanzintercssc  der  liaiiu  )^obotcncn  Umfange  aufrecht  erhalten,  und  /jjgleich  lierech- 
tigten  volbwlrthschaftlichen  und  socialpolitischen  Kodtsichten  Rechnung  ^»tngtii. 
Eine  ge\v'is>e  Vereinfachun u  der  Tarife  negmübiT  dem  Tarifwirm^arr  nud  der 
TarifwiUkulir  im  Privntbnhitsv-^tf'm  ist  aber  hierbi-i  sehr  volil  mOgüch  ond  zveckmlanii 
und  lüs^t  >icb  durch  das  Staatäbuhnsy:)tem  herbeiftüii-cu. 

Vp;].  hiermit  die  1871  von  mir  anfcresteUten  Onindsätze  in  vor.  Anll.  §  270  q.  & 
d.iuilt  mehi-fac]!  iib« -oiinstinunonden  lieschlüsM'  d<*r  Tarifenqaöte-ConDdnission  t.  15.  Dec 
1S75,  Hirtli's  Aunalun  1871»,  S.  4<..S.  596:  Annahme  des  ein  wenig  modifirirtr  u 
sop»'n.  .,riattlrlich«'n"  (..eUa^s- lothr.'M  Tarifs.yst<'ni>.  Dies  war  indessen  praktisch 
nicht  du rchzu fuhren  n.  hatte  doch  auch  mehr  theoret-princip.  Bedenken,  «ie  dit"^ 
bes.  8a X  II,  440  H'.  nacliweist.  Er  bringt  auch  diese  Taiiffrage  mit  derjenigen  des» 
l-  ittMidi  n  Verwalt.princips  in  V- ibiiidimj;- ,  wo  er  aber  seinerseits  ebenfall-^.  wie  früher 
ich  Q.  A.  ni.,  zu  sehr  schabionisirt.  S.  auch  v.  d.  I.eyen  m  äehmoUer'b  Jahrb.  f.  d. 
Deutsche  Reich  D»b3  11,  l'U  tf".  ülicr  Vcreiiifa«  hun-cu  im  deutschen  l'ar ifwe*»  «. 

§.  2U6.  —  3.  DurciifUbruQg  eines  solchen  T&ril- 
systems. 

a)  Als  unterste  Olasse  des  Güterverkehrs  wurd  die  Befördemiig 
von  Massengütern  in  offenen  Wagen  gerechnet.  Der  Tarif- 
satz („unterster  Normaltarif")  dafür  wird  zunächst  möglichst 
dem  bisherigen  8elbstkostensatze  des  Transports  angenähert,  kann 
aber  nach  Güterarten  wieder  in  einige  Stufen  zerlalien. 

Eine  noch  weitere  Fvednction  dies<  -  Tarife  erweist  >ich  öfter»  tbunlieh.  wt-d 
•j;eradc  bei  diesen  Sutern  ein  niedriger  Tarif  die  Frequenz  sehr  steigert,  —  lUiiiai 
Wenn  eine  unbeschrlDltteie  Zulassung  der  Gitter  zu  dieser  Befftiderangsart  stattfindet  — . 
weil  dann  das  VerbUtiiiss  des  todten  zum  nützlichen  tiewicht  sich  sehr  verbesseii,  und 
aoil  wiedemm  aus  socialen  und  Tolkssrirthsohaftlichen  Kudtsicbten,  bleibend  oder  leh- 
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weise,  gewüjsc  onÜuäre  Guler  eiim  b»»>otHli  TarinM  iiUiistiguiti;  vcrdieucn  i^Koblcn, 
Steiod,  Erze,  Dungtstotte,  mitUDter  KartoÜdn,  (ictreido.  Vorbuche  in  dieser  Kichtuug 
sind  daher  Jiame&ttieh  von  den  ^MtsImliiMin  zu  fetlaagcii. 

So  war  bei  den  preuss.  Bahoeo  die  auf  1  Meile  BabiUfingc  beförd.  C<;ntner- 
uiaäse  1859 — ß5— 1SH9  (in  dies<}iD  J.  unter  Eiiirecho.  der  neuen  Pror.)  Terglichon  mit 
der  Bewegung  der  TarlMtze: 

vii^t  Frachtg.  der  Knuäss.  Frachtg. 

Nomuld.  u.  KeU.  Koke« 

Menge     T:inf       Menge      Tarif        Menge  Tarif 
100  lUO  100  100  100  100 

140  97  96  98  242      c.  Sl 

1969         171  94  87  90  M8  74 

bi   riieils  in  der  Proportion  der  stei^^ enden  8elbst- 

kosteu   des  Traasporte,  theils  unter  MitberUcksicbtigung  des 

Werths  der  Güter  werden  höhere  Normaltarife  für  Massen- 

gttter  in  bedeckten  Wagen,  für  Vieh  In  ganzen  Ladungen 

(eventoell  mit  weiterer  Unterscheidung  der  Wagenart),  tKr  Stttck- 

g  ü  t  e  i-  in  offenen  und  in  bedeckten  Wa<^cii  bei  den  Maseen- 

tuad  Stückgütern  mit  einigen  »Stufen,  festgestellt. 

Mitanter  wird  der  Tarif  nocli  otwaa  hoher  al-  in  d-  r  Prnjrortion  dii'  S(db:itkoätcii 
dtcigeu  kuiiiieiu  oftiauU  dahiuur  /.unickUiibcn  müt»ä<:ii.  um  daä  dut  nicht  in  die 
nnteiBte  MonnaltniifGbaee  20  drangen.  Das  niui»  oxperiinentell  ormitteU  werden.  Snl- 
.sprechend  dem  antcr  N.  c  des  vor.  Paragraphen  danfelegt«;ii  Piinctc  wird  eine  klein 
Anzahl  Tarife  1a^^<>ii  nach  dem  Wert  he  der  Waaren  bei  den  StllckgUtam  und 
auch  bei  den  MajiSrnguteru  ^rhildet. 

c)  Der  Tarif  ist  in  der  Hauptsache  ein  Streckentarif. 
Neben  dem  Satz  fltr  die  Strecke  ist  die  Erhebung  einer  Expe- 
ditionsgebtthr  dem  Princip  der  Selbstkosten  angemessen  und 
im  Tarifwesen  statthaft 

Virl.  P.  Vin  d.  Beschlüsse  d.  Tarifcouimis».  r,  1875. 

ii)  Die  Regelung  des  St  recke ntarifs  nacb  der  Distan-/. 
bleibt  xwar  auch  im  (TÜterverkebr  Q,h  allfjonieines  i'nncip  besteben, 
das  aber  ebenialis  zabireicbe  und  einschocidende  Modiücationeii 
erleidet 

a)  Höhere  als  die  NormalslltKe  dürfen  eintreten  bei  abnorm 
hohen  Bau-  und  Betriebskosten  einzelner  Htrecken. 

ji)  Niediigcie  Satze  und  dementsprecbciid  richtige  Diffe- 
rentialtarife sind  stattbaft  in  Füllen  einer  erheblichen  Ver- 
minderung der  Selbstkosten  des  Transports,  daher  be- 
sonders einmal  zwischen  Puneten,  welche  günstige  Bück- 
Trachten  geben;  femer  für  grössere  EntfemungeUi  durch 
welche  die  Wagen  voll  lauten,  wobei  sich  ein  Theil  der  Kosten 
repartirt,  endlich  überhaupt  da,  wo  auf  ein  besseres  Verbält- 
uiss  des  todten  zum  nlttz lieben  Gewicht  zu  rechnen  ist. 

DahtT  z.  B.  auch  auf  Gnindla^re  allgemciuer.  veröffen  tlichtf  r  Bt!ding:un2rcii 
uach  iie^oiidercm  Uebcrcinkomuieii  im  ein^ulnt^tit  Fall  mit  einem  t  iaohtgeber,  der  gleich 
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eine  bestimmte  Anzahl  voller  Wagen  auf  einmal  befördern  Vksni.  oder  im  beaou4«i^ii 
AboonamoDt  mit  einielneD  Frachtgebcro,  welche  in  dieser  Hioncbt  gewimt^ 
dingangen  zu  erfküleu,  namentUch  ein  gevissee  FFBchtquantom  in  regelmiesigeD  Periodtt 
zn  liefern  renprecben. 

y)  Differentialtarife  und  sug.  l'articiilartar ife  ik- 
gllnstigciide  niedrigere  Tarife  für  einzelne  Frachtgeber,  wenn  «re 
die  bestimmte  Bahn  benutzen)  jsiud  auch  als  Mittel  der  Cod- 
currenz  iUr  Staatsbahnen  solange  unvenneidiich ,  als  es  sieb  nm ; 
die  Concnnens  mit  ansländischen  Bahnen,  mit  inläadiacbei 
Priratbahnen,  mit  der  Scbifffahrt  etc.  handelt,  um  gewisse 
Frachtquanta  au  sich  zu  ziehen. 

DiHercnüaitarilV:  dieser  Art,  tlah-  r  dir  meistcji  bis  jetzt  bcätebeudcu,  -  tia» 
Krp^ebniss  zufällij'tr  Entwiekluii^ca  im  Eisen  bah  iiaetz.  —  würden  aber  mit  Keck 
Wenigstens  im  Inlnnde  bei  der  DnrchftUiruug  des  Staatsbahosystems  j^roä:^flieils  rcr- 
schwiudcn  und  nur  etwa  (wie  in  England)  wegen  der  Goncnrrenz  des  SeetlftB«f«t 
hie  und  da  v»-rblciben  intissen.    Cohn  II,  455. 

Viel  weitergehende  Yorsdiiage  macht  auch  hier  Pecrot  a.  a.U.,  vier  ein  Zoücc' 
System  von  8  Zonon,  bis  20,  20^50,  aber  50  Meilen  mit  Tufftitiea  per  Wa|vi 
V.  5,  S  «.  12  Thlr.  bofurwortet.  Auch  dies  i^'t  ht  wohl  zu  weit  ii.  Uber  die  Riditigie^ 
dt  s  g^anzen  PriiiLipb  liis^t  sii  h  breiten.  Immerhin  hätf^  '-iur  solche  R<  forni  lut-hr 
die  im  P«*rsoiienverk.  vorlau  jt-  fo.  S.  771'  oin<*  Aussi' lit  aiil'  giinäti|?eii  Erfols:,  d^jas 
fUr  die  Waare  iät  der  Fracht^Htz  in  der  That  ein  liauptmomcut  der  TranaportfabigLcti 
fUr  den  Menschen  nur  ein  socnndAres. 

e)  Die  Normaltarife  sind  unter  Gewährung  eines  8piel 
ranitis  für  Abweichungen,  wenigstens  für  ii  e  r a h  s  e t  z  u  n  g^* ! 
8eitent>  der  Verwaltung,  durch  die  Gesetzgebung  festzuhteiieo, 
die  Differentialtarife  durch  die  Kegiernng  ira  Verord- 
nnngswege.  Alle  das  Tarifwesen  betreffende  VerbSltnisse  suhI 
amtlich  zn  verdff entliehen  nnd  darehans  keine  geheimen 
ßegUnstiguDgen  einzelner  Frachtgeber  zu  gewähreu.  Kiue  Reviüiyii 
der  Tarife  nach  den  gemachten  Rrfahrunc^en  hat  in  kurzen 
Perioden  (2 — 3  Jahre),  in  Fällen  bedeutender  Tarifredoc* 
tionen  eventuell  zunächst  provisorisch  auf  eine  beatimmie 
knne  Zeit  zu  erfolgen. 

Ueber  da»  Yerh&Itniss  der  gesetzgebenden  und  anders,  der  Verordnung)- 
u  ewalt  zum  Tarifwesen  aberhrapt  o.  s|)€cieU  nach  zo  den  (Htteitaiifen  der  St«efr* 

bahnen  bezüglich  der  Einrichtaujr,  Rtgleinents,  ('lassification.  Höhe  d- ' 
Sitze  u.  s.  TT.  i«it  auch  in  Deutschland  melirl'ach  neuerdings  dismtirt  worden.  3*11 
Prcuäaeu  gelegentlich  der  Beratiiung  über  duu  Eisenbahnrath  (o.  S.  13^!.  Bei  du 
eingreifenden  Bedentang  dieser  Dinge  ist  die  Gompetenz  der  gesetzgebenden  iievtk 
doch  an  üich  /.u  veilnngen.  aber  das  praktische  BcdttrfniHS  erheischt  wieder  eine 
gewisse  frcifre  jtewepcang  der  Verwaltung:. 

Die  Keichsvcrfassuiip  hat  in  Art,  U — 47  eini«?e  Bestimmungen  ubt;r  ifc 
Eisenbahnwesen  getroffen,  darunter  auch  tlber  daj>  Tarifwesen  (Art,  45  u-  461 
wonach  dem  Reiche  eine  „Controle  Aber  dns  Tarifwesen**  zusteht  8.  speeicti 
mif  dl-'  Italdi'j^te  Einführung  iibereinstimmender  Betri-  bsreglemcrits  -50*1' 
aui  iiiög,li'hstc  Ctl  ••ichmässigkeit  n.  Herabs-'t^unu'  der  Tarife  liini^cwirl:  n  .rdr 
-»oü  (iiam.  „bej  gi-d&^eren  Enti'eruungen  ein  dem  BedUrfoiN>  der  Laitdwirthschaft  « 
Industrie  mögUchiit  entsprechender  ermissigter  a.  zwar  zonlchst  tbwinchst  d« 
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Jsli  11  Pfennig -Taril'*^  ^  t  Uentnor  u.  Meile  —  t'ttr  Kolibn,  Kokes.  Holz,  Elze,  Steine. 

JSalz,  Roheisen,  Dttuguu^mittel  u.  ähnliclio  (jei3:eii8tänUr"\  In  Art.  4ß  wenloa  die 
Hahiirü  ,.bei  N otJiständon ,  l>es.  bd  ungowohuUcher  Theucnintr  d<  r  Lobeusmitfel, 
verpflichtet,  fUi-  Getreide,  Mciil,  HulseilfrUchtc,  Kartoifelu  zeitweise  einen  ii<uj 
BedOrfnim  entsprechenden,  vom  Kiüser  nnf  VorecUan^:  belreffenden  BnndeBinibs* 
Ausschuäses  fflstzostellcnd'-ii  niedrigen  Sp«'cialtarif  •iii/ufuhrcn*'  (jedoch  nicht 
unter  dem  niedrigst*'n  für  Koliprodn'  t«*  auf  d.  brtrefl'.  Bahn  ueltenden  Suti).  'jcm 
jgouieinte.  im  „pnvatwirthschattl.  Verkehrssy.stem"  aber  ihren  Zweck  leicht  verfehieuUe 
fiestinunuDg,  weil  die  Henbsetznng  der  Tarife  leicht  durch  die  daraui'  hin  erlbl- 
•^cnde  specnlative  Preissteigenitii,^  der  Prodacto  un  Versendangsorte  wettgemncht  wird. 
Diese  u.  andere  B<'Stiniinuniren  der  Kcichsverfassung  sind  dem  damriliq-nn  Z'Tsplift  -i 
Zustande  de-^  dcutsrhi  ii  Kiscubahnwcsciif?  atig,epasst  u.  vornchuilicli  mit  llii  dir  I'rnai- 
babueu  iiorcchiK-t.  Das  als  t'cutralbeliördc  dienende  Kcichs<  iä'-ubahnanit  ijat  den 
linhoen  gegenober  keine  gentigendc  Macht  entwickeln  k<Minen.  1)ei  einer  so  grossen 
Ve^wnlt^lngszc^splittcI•ung,  wie  vollends  der  frtilicr  bestchemlrti,  konnte  die  Vorschr.  in 
Art.  4'i  dt  r  Heiclisv' rfa;5s.,  die  Hsiliii'-n  wie  ein  ,.cinheitliche^  Netz**  zu  verwalten, 
aiicii  niciit  ätiict  ausgei'ührt  werden.  Dan  ibt  auch  nicht  vom  Staatsbahasysteni, 
r^ondem  nur  rom  Ueichsbahnsystem  zn  ciwarten. 

Die  Errichtung  der  Eisen bahnrftthe'*  hat  nun  (iele<renheit  gegelien,  die 
r  n  tt'r«'Ss»entenkreise  über  das  Tarifw'>scn.  sjicr.  itbcr  die  TarifsUtzr  gntarhtlich 
zu  hüren  (s.  o.  S. 'uü,  preusb.  iif^.  v.  I.Juni  ls>2  ^.  14.   Di'^  .,  N  u  rui  a  I  trans - 

ijortgebuhreu''  »iud  in  Prcuäbeu  dem  Entwurf  des  Staatähauähalb-Etatd  beizulegen. 
!n  d.  gen.  prenss.  Ges.  Hher  d.  £isenb.rath  ist  aber  noch  in  §.  20  die  Beetinunnng 
:i<  trofluii .  da-^s  „Erhöhungen  der  für  die  einzelnen  ('lassen  des  Gütertarifschemas 
zur  Zeit  der  l'ublic.  dieses  Gesetzes  bestehenden  Nonual-  (Majcimal-)  Transportgebtlhren, 
soweit  sie  nicht  zum  Zwecke  der  Herstellung  der  Glcichmilssigkeit  d.  Tarife  oder  in 
Folge  r.  Aendenmgfn  des  Tnrifschemas  vorgenommen  werden,  nnr  dnrch  Oesetz 
crfdgen  können. 

Erhebliche  Vcrbes>serungcii  iui  deubchen  u.  >pec.  unter  dem  Kinfluss  der  Staats.- 
bahnverwaltong  im  preoss.  Eisen b.wescn  im  Gebiete  des  Tt»rifwi»eiu>  haben  die  letzten 
Jahre  gebracht  Sos1877  das  übereinstimmende  GUtertarifschema  f.  alle  deutsche 
Bahnen,  au  welcliem  wie  an  d.  Classification  der  Spec  i  altari  f«  Aeuderungen 
jetzt  nur  diirrli  irtnn einsamen  lleschluss  sämmtl.  nahiien  statthaft  sind.  „Besondere, 
period,  zus..  tret.  Urganc,  die  Tarifconimidsi  <m.  u.  die  Generalconferenz  der 
deutäcbeii  Bahnen,  prüfen  u.  betailien  unter  Zuzicii.  v.  Sachverständigen  aas  d.  Ver- 
kehnkreisen  alle  v.  Public,  oder  v.  d.  Eisenbahnen  gewünschten  Aendernngcn'*  <v.  d. 
Leyen,  a.a.O.  S.  l.'H,'.  Siehe  Deutscher  Eisenb.j^utertarif,  Tli.  I,  allgem.  Bestimm, 
f.  d.  Giltertarif.  A.  B«;triebsreglem.  neiist  allgem.  Zusatzbestimm.,  B.  allgem  Taiifror- 
Schriften  nebtit  Güterclabsiiic.'%  Beil.  ibbU  (mäss.  Heft). 

Aaf  d.  prenss.  Staatsbahnen  (n.  v.  Staate  verwalteten  Prir.bahnen)  ist  ein 
gemeinsamer  Normal-Strecken  tarif  in  (ioltuni: .  nrben  dem  mäss.  Expedi- 
ri  ons«?ebührf'n  erhoben  werdfii.  Die  Einheitssätze  f.  d.  Tonne  (lü  metr.  Centn.)  ii. 
d.  Kilometer  sind  in  diesem  Tarife:  Stückgut  11  Pfennig,  Wa«:enlad.cla.sse  J>'7, 
B  U,  A-  5,  Spec.tar.  [  4-5,  II  35,  HI  2"6  bis  100  Kilometer),  2*2  bei  grösseren 
Entfennin^en,  also  f.  d.  Centner  0*11,  f.  d.  Meile  U'S25  Pf.,  noch  etwas  unter  d. 
verfa-ss.mäss.  \ormals^ltz) ;  Eil.stürk-iit  22  Pf.,  Eil-Wagenladujigsgut  d^r  doppelte  Satz 
•1.  allerem.  \Va<ienlad.eh»ss<'.  Vgl.  v.  <1.  L-  y-Ti  a.  a  n  S.  1/52.  auch  t.  weitere  Details 
der  Kelbrmen  u.  Ub«T  die  Bewährung  des  Staatsbaiiusystems  in  Frenssen  nach  d. 
renchiedenen  Selten* 

Im  Einzelnen  sind  die  Erfolge  des  Systems  in  Preussen  durch  die  That- 
sachen  nachirewiescn ,  welche  in  d.  dem  Landtag  vorgelegten  minister  Berichteii 
zus-gesteiit  sind.  S.  Her.  f.  ISSl  ^2  r.  11.  Dec.  1S82  (N.  47  d.  Voriaf?en  im  Ab«.- 
havse,  I.Sess.  d.  15. 1.egi&lat.per.)  u.  Nachtrag  dazu  v.  21.  Juni  1S^3  (N.  63).  Dar 
Uber  meine  Bede  ira  Landtage  r.  19.  Febr.  1SS2.  Neben  den  günstigen  —  n.  seit- 
dem noch  «ftlnstiger  t:<^wordenen  finanz.  Ergebnissen,  denen  man  n.  A.  auch  die 
leichtere  Entwicklufig  des  Bahnnetzes  u.  dfs  Bau^  von  Secundfirbahnf^ti 
verdankt,  ist  bes.  die  einheitl.  Verwaltung  u.  Betriebsleitung  im  ganzen 
Befsich  der  Staatnbabnen  zn  rühmen.  Dabei  n.A.  die  Gonstrnction  der  Fahr- 
pläne nach  den  allgemeinen  Verkehrsinteressen,  nicht  nach  denen  der  einzelnen 
Unto;  die  Gleicbmässigkeit,  Uebersichtlichkeit«  unbedingte  Pubiicttit 
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des  Tuifit  (kein*;  H^factien!);  die  Tariferm ässi^^uugeu.  bes.  anch  für  dh» 
I.ocalvorkehr  u.  die  Beseitigiinir  willkttr!.  Frachtdiflerenzininjrcii :  die  einheitliche 
W agcndispositioti  a.  erhöhte  Äusnutzang  des  WageDpark;>;  die  einheit- 
lich« Yerkehrsleitiiof  QBter  Besoitif.  QnwirfbiMliifU.  Omwegknwsporte;  die  eis« 
heitlii  1t<  tricbseinrichtaagen  «tf  den  DebcrgangstCationen.  Der 
Local  verkehr  ist  durch  Einlei^ana:  v.  T.ocalzügen,  YermehraDfr  drr  Halt<^sr^ll  t 
befördert  worden.  Nicht  aiicrheblich  siüd  auch  bereits  di«?  eingetr^^teaea  Verbcsse  - 
rungen in  der  ukun.  Lage  der  Beamten,  bes.  d.  mittleren  u.  untereu,  d.  der  Arbeiter, 
worin  sich  der  speciell  sociftlpoli tische  Vortheil  des  Staatsbahnsysttms  zeigt,  währe »4 
I'rivatbahnen  auch  hier  übernifissijr  b.  ^öldet«;  höchste  Beamte  u.  schlecht  besoldexe 
mittlere  ti.  nied<'n^  haben  ts.  Uber  Holland,  Arch.  ISS.H  S,  5**S.  Ersrebn.  d.  Eoqn^te*. 
Aber  hier  bleibt  durch  £rmä:>sigang  der  Dienstdtuudcn  und  liehalt»* 
erböhung  auch  f.  d*  Staatsb.  Preniseiis  noch  viel  zn  thm  Qbrig. 

6.  Abschnitt 
5.  Fiuauzielle  £rgebiiisse  der  Staatsbaliuen. 

I.  —  §.  297.  ErtrÄge.  Die  Erträge  der  Eisenbahnen  zer- 
fallen in  die  drei  ^roHseii  Gruppen  der  Eiuuahmeu  auä  dem  Per- 
sonenverkehr (eiuHcliliesslich  Gepiicktracht,  meist  auch  Equipageu^ 
Pferde ,  Hunde) ,  aus  dem  Güterverkehr  (eioschliessiicb  Vieh, 
Eisenbahnfahneuge  u.  dgl.  m.)  and  der  sonstigen  Einnahmen, 
worunter  namentlich  Wagenmieihe  (besonders  für  Güterwagen), 
andere  Pacht-  und  Mietheinnahmen,  besondere  Transporte,  Lager- 
geld, Provisionen,  Telegraphie  u.  s.  w. 

Nach  deutschen  Erfahrungen  —  und  wohl  im  Allgemeinen 
in  Ländern,  wo  die  ^chiffifahrt  dem  Güterverkehr  der  Eisenbahnen 
keine  sehr  grosse  Coneurrenz  macht,  und  die  Yoiksdichtigkeit  und 
die  Wohlstandsverhültnisse  ähnliche  wie  in  Deutschland  sind  — 
pflegt  in  ganzen  Bahnsystemen  nnd  auch  bei  den  meisten  einseineo 
Bahnen  anfangs  die  Einnahme  aus  dem  Personenverkehr 
zu  Uberwiegen,  .später  tritt  sie  in  der  Regel  mehr  und  mehr 
trotz  ihrer  eigenen  Vermehrung  absolut  und  relativ  hinter  die 
Einnahme  aus  dem  Güterverkehr,  und  oft  setir  beträchtlich, 
znrttek,  während  auch  die  diversen  Einnahmen  selbst  relatir 
steigen.  Der  Gfit  er  verkehr  ist  daher  in  späterer  Zeit,  wie  B. 
in  der  Gegenwart,  gewöhnlich  auch  der  finanziell  wichtigste 
Theil  des  Eisenbahnirauisports, 

iJir  Ti-^-rv  hfii  dieser  Kntwickluljg  sind  wohl  vniiiehudich :  die  Verknüpfung  voU- 
i'i  lehiT  Ort»'  iJiid*<ieL;<  iid.  ii  iui  Heu,inn  d»'r  Kist-nbahnzeit  (S.  »'»71'^;  die  Ausdrhnan- 
der  LioirQ  in  weniger  bevOliiertr,  in  Ackerbau-  und  ßergbaugegeuden  er^  spoicr;  di« 
Nothwendigkeit  des  Vorhandenseins  eines  giesseien  Bdianetzes  fltr  die  Ansbüdisg 
mancher  Güterverkehrszweige  [so  er^:iebt  sich  aus  d.  preusN.  Eisenliahnstat..  vie  di^ 
Einn.  aus  d  dir- 1  ten  Gutenerk.  mit  and.  Bahnen  stärker  als  diej.  ans  dem  local'^R 
Uuterverkehi  zunimmt  ^z.  B.  lSi>y— Ö5— tili— 75  jene  v.  10  aul'  24— 4U'3— 7y2.  diey 
T.  10  auf  16—2G  5— 45*4  MUI.  TUr.  gestiegen)  — ;  die  aar  aUnfitige  VeiladwBi« 
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der  Pi-oductious -  und  AbäatzvorliälUib:^«;  der  Guter;  die  nach  und  nacli  durch  die 
EisenUabnen  bewirkte  grösaere  locale  Conceniration  der  Bevölkerung  (Grossst&dte) 
vCvrandleg.  §.  236 — 23S',  weiche  wieder  grössere  und  weitere  Zufuhren  fou  Consuinp- 
tibilieu  und  Kohstotf'en  bedarf;  die  naturgeinä::>.<>  beschränktere  TmnsporltTihigkeit  der 
Mt-^uächen  als  der  (iüter;  die  stärkere  Taiitenn&ssigiing  im  Guten  erkeJu  .  die  immer 
uichr  Güter  niedrigen  specifisrheii  >\  erths  transpüHtähig  macht  \i.  dd.  ni.  Bei  Staats- 
und PrivHtbahneu  ist  dic^r  Entwicklung  begrt*ii'Iicher  Weise  im  Ganzen  die  nändiche. 
Daä  relative  ZurUckbbiheii  (uler  .Stillstehen  der  Einnahmen  aus  dem  Personenverkehr 
und  die  günstige  Einwirkunu  der  lYarhttarifemiäs?iiinnigen  auf  die  Steigerung  der 
Kinnahmeu  aus  dem  Güterverkehr  weisen  nur  wieder  darauf  hin,  d&i>s  die  Opportunität 
von  Tarifreductiontn  im  Personen-  und  Fun  weiteren  Ermässigungen  im  Gütt'rverkehr 
auch  iin  finanziellen  Interess»-  ebenso  ernstlich  zu  prtlfen  ist,  als  im  volkswirth- 
=>chaftlicheu. 

Man  kann  die  deubchen  Erfahrungen  nicht  unbedingt  fUr  tyjdseh  halten ,  wie 
ich  es  in  der  tL  A.  r.  Rnu  ^.  2^  gethan.  In  England  zeigt  sich  forti lauernd  eine 
relativ  grossere  Bedeutung  des  Personenverkehrs  für  die  Koheinn.  der  Bahn  als  in 
Deutschland.  Die  Concurrenz  der  SchiHfahrt  auf  Canälen  u.  be>.  auf  der  See  trägt  zu 
der  relativ  geringeren  fiiianz,  liedtiutun<r  des  Güterverkehrs  der  Hahnen  wohl  bei.  Noch 
jetzt  kommt  bei  d.  Hauptbahnen  30 — 4u — 50"/«»  iin  DurcUschu.  neuerdings  (1870 — 72) 
AA^'u  d.  Einn.  auf  den  Persionenverkehr;  aber  abgenommen  hat  die  Quote  doch  auch 
hier  siaA:  von  1842  —  72  von  fib  auf  44 7„.  S.  Cohn  II.  13L  ML  Aehnlich  in 
llollaud  (z.B.  18S1  Einn,  aus  Pers.verk  20f')9 .  aus  d.  Güterverk.  1655  M.  M.); 
auch  in  Italien. 

Unsere  amtlichen  Eisenbahnstatistiken  t;nthalten  reiches  Material  zum  Beleg  obiger 
Sätze,  so  z.B.  die  preuss.  Statistik.  Es  war  bei  sämmtl.  preuss.  Bahnen  die  Brntto- 
♦•innahme: 
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IiD  J.  1851  Uberstieg  zuerst  die  Einn.  aus  dem  Gütenerk.  diejen.  ans  dem  Personen- 
verkehr. 1869  hier  wieder  incl.  Bahnen  d.  nout^n  Prov.  Nur  durch  die  Einrechnung 
dieser  Hahnen  verändert  sich  die  Richtung  der  Bewe-junjf  einen  Moment.  Bei  den 
einzelnen  Bahnen  ist  das  Yerhältniss  verschieden,  aber  die  Entwicklungstendenz  dieselbe 
II.  nur  in  den  seltensten  Fällen,  z.B.  bei  kleinen  Privatb.  zwischen  gi-ossen  Städten, 
«lie  Einn.  aus  d.  Personenverkehr  jetzt  noch  grösser  (z.B.  Taunusb.,  Uomb.  ILi  1869 
u.  bez.  1874  war  bei  d.  preuss.  Ostb.  <1.  Einn.  aus  d.  Person enverk.  zu  derj. 
aus  d.  Güterverkehr  wie  c.  2  :  3^  bez.  wie  e.  1  :  2ll ,  bei  d.  niedcrschl.  wie  1  :  1^ 
bez.  wie  c.  1  :  Ü'b.  westfidisch.  1  :  fast  Ij  bez.  1  :  3:L  Saarbr.  1  :  6,  bez.  1  :  Ail^ 
Iiannov.  1  :  2^  bez.  1  :  2:£L  nass.  2  :  til)er  3.  bez.  1  :  etwas  über  L  Bebra-Hanau  (neu) 
1  :  wenig  Uber  L,  bez.  1  :  1^2^  Main-Wcs.  2  :  bez.  1  :  etwas  über  2^  sächsische 
Staatsbahn  J869  1  :  :{.  baier.  1  :  über  3^  würt.  2  :  über  bad.  A  :  \  olksdichtig- 
keit,  Durchreiseverkehr.  Massenproductenlransport  (Kohlen  u.  s.  w.)  zeigen  hier  ihre 
rharakt.  Einflüsse. 

Nach  d.  deut»elien  Bahnstatist  f.  1880/!»]  kamen 
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7ii4  3.  B.  UrU.  Kiuu.    2.  h.  rrivaierwerb.    5.  H.  A.  Eisenbahueu.  §.  2w7,  2«S, 

1.  Die  F^iau abtue  aus  dem  l*e  rso  neu  ve  rk  e  Ii  r  rübit  b 
Deutochlaud  bei  Staats-  aod  Fhvatbahneu  mit  sehr  seltenen  Ana- 
nahmen  nnr  zu  einem  gmnz  kleinen  Theil  (6^8%)  vom  Verkehr 
in  der  ereten,  sn  etwa  einem  Drittel  von  dengenigen  in  der  xweitett, 
snr  vollen  HSlfte  bis  zn  Dreiflinfteln  von  dem  Verkehr  in  der 
dritten  oder  in  dieser  und  der  vierten  Wagenclasse  Lei. 

Die  ciii/rltieti  Linien.  au<  h  der  Stnatsbahnm ,  zeigen  in(1f>s«^«ii  tuanche  Wr- 
9(-hi*^d*;Dbciteii.  Die  Quoteu  di  r  Eiträg«.  der  «  inzcln«'!!  Ciasäeo  bJuibeu  sich  aber,  vvii 
Neueinftihroog  pftnzer  CUaaen  wie  der  vierten  altgeeelien,  im  DareliflcIiBitt  lUor  BiJUwa 
und  bei  den  einzelnen  Linien  \on  Jahr  zu  Jahr  zioiniich  gleich. 

\  iel  ytatist.  Material  bit,rUh«>r  in  »1.  amtl.  Statistiken.  Die  Durchschnitte  der 
I. — 4.  Gl-  und  dob  Milit&rs  bei  allen  preiiss.  Bahuen  ergeben  Einn&hmeqaoteii 
tf*e~36*d— 42*3—  tO*5^4*S«  bei  Quoten  der  stpecif.  PeisoneDfreriaenz  (PersoneiuMlkm) 
ohn.  Militär:  81 —26-4— 4S0— 22*5;  18«9  <,inoI.  neue  Provinzen  Einnahmcqnolea: 
7-1— ."{:{  !» Fre^iuenzquot.^n :  .'M  22!>  11 7  2!>-.H°;,.  ErhebHcb 
aber  d.  Durch:»chn.  ist  di*-  Einu.  aus  1.  Gl.  bei  d.  preusn.  biaatsb.  nur  bei  nass.  R 
(11-5,  aber  keine  4.  GL),  u  Ostb.  8*9;  bei  den  PriFatb.  bei  der  Khein.  (2«-6),  homl.. 
Tannnsbahn.  Im  J.  1S74  kam  auf  die  4.  €1.  o.  Militlr  eine  Quote  d.  Einn.  m 
7-2~:52'S— lo  o  -IS-.')  t  r,"  „.  Die  preuss.  Statist.  speciaU«,  diese  Daten  aoch  Back 
dun  Zui^'^arten,  gegen  erhühtM  gewöhnL,  ermääs.  Fahr^'eld.i 

2.  Von  der  Einnahme  ans  dem  Gttterverkehr  rührt  nor 
eine  sehr  kleine  ^  bei  den  hohen  Tarifen  mitunter  noch  etwas  ah> 
nehmende  Qnote  ans  Post-  nnd  Eilgut  (3— S^o  meistens),  der 

HaupUheil  (90"  ^»  und  mehr)  aus  Frachtgut  her. 

Die  Einnalini«  .|U'it<-n  der  anderen  TaritVlajjsen  iuidern  sich  von  Halm  £U  Bahn 
und  von  Jahr  zu  .lalir  «Tlieblich  nach  den  wesentlich  wieder  von  der  absoluten  nod 
relatiren  Tarif  h^he  jeder  Glaase  ond  dem  Tariftystem  abhln^gen  FroqaeBM  od 
nach  der  Natur  deä  Verkebrsgebiets  der  einzelnen  Hahn.  Aus  ersterea  Grande  tteitt 
/un«  hmende  Quoten  der  ermässigten  Tarifclaasen  fklr  Gflfer  gwingea 
speciiiächeu  U'ertlib. 

Im  Dorcbschn.  aUer  preosa.  Bahnen  war  in  Procenten  der  reaammten  CNltei- 

einnahmen  185!),  1865  u.  l$6'.l  (ind.  neue  Pror.)  die  Einn.  ans  Po^it•  u.  Eilgut  bec 
4*1— '{  (•>— 1-2,  aus  Fi-a<  bt|rut  der  Normalcl.  'li  T— 21*()— 17  " .  Kohlen  ii.  Frarhtgtit 
der  eruiiu»->.  Gl.  zus.  56*4 — 6^>*5— 71  7.  aus  Viehtransport  2*9 — 8*4 — S  S.  aus  anderetj 
Transp.  u  Nebenertr.  1'9— 2'5— .*1*17«-  In  1874,  bei  etwa;»  anderer  Gl&s^iücatiüii, 
kam  von  der  ganzen  Einn.  im  Gtiterreifcebr  0*57«  Pest-,  4'0  auf  Ell-,  0^  aif 
StOckgut  der  Nonnalclasse,  incl.  d.  sperr.  Guts,  IG'S  aufStiirk^ut  der  .  rml-^^.  Ol..  34-t 
auf  Frachtgut  in  Waprcnlad.  in  Quantit.  v    1M0  Centn,  u.  mehr,  auf  dsg-!,  in 

i^4^chlo:)SencD  Wagenladungen  r.  200  Gentu.,  'S  ö  auf  Vieh,  4'b  auf  JEläcnbahniahrzeagtL 
Dienst-  n.  Bangut  n.  Nebencrtrlire.  Also  mnd  Vs  ms  dem  Massengut,  Vs  aos  mf 
Ubrigen  Gütertransporten  (hier  incl.  Vieh).  Die  einzelnen  Bldwen  zeigen  natQrlich  hier 
grofse  Unterschi«'de,  z.H.  in  1S60  Einn.  aus  Kohlentransp.  pronss.  Ostb.  1-4,  nieder- 
schl&s.  ;j5-3,  westfiU.  28*1,  Saarbr.  61-9,  hannov.  16*2,  nass.  9-7,  iiobra-Hann.  0-2. 
Main-Wce.  S'iVo«  Aber  wenn  nur  Stück-  u.  Frachtgut  unterscbifden  wird,  so  sind 
die  Vei-schiedcnheiten  doch  uiSssitrer,  z.B.  in  1S74  bei  den  Staatsbahn.  bez.  21*2  q. 
6b-S"'„,  Max.  der  letzteren  bei  der  S  iarbr.  B.  (Kohlen)  90  n  Min.  Fmnkf.-B  bn 
:,(VC,o  '_,.  —  Narh  d.  deutschen  Bahnstat.  f.  1880/81  kam.  n  'M)"„  d.  r  Emu.  der 
gtii>Hmmten  Gulerverk.  von  Frachtgut,  3*40  v.  Vieh,  2'74  v.  Eil-  u.  Kxpre&s^ut,  0 
V.  Postgut,  der  Rest  r.  and.  Objttcten  u.  NebenertrAgen. 

II.  ij.  h'einertrag,  Rente  und  deren  Verwen  dnn^. 
Der  erstere  genügte  bei  denjenigen  Staatsbahnen,  welche  eiue 
Zeitlang  im  Betriebe  stehen,  bisher  wenn  anoh  nicht  in  jedem  ein- 
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seinen  Betriebsjabr,  so  dooh  im  Dnrcbsclinitt  der  Jabre  bei  nns  in 

iJeutsclilaiid  fast  ijiiüicr,  um  das  autgenonnucne  Schuldkapital 
zn  verzinsen  und  eventuell  zu  tilgen. 

♦J'-nnii»'  y.  lul  i'  Iie  ftlr  Irme.-n-  Zeiträume  sind  nur  fur  <!i>  r^in7f]iii<n  LiniVii. 
Iii«  ht  lur  die  guii/i-.ii  Staatsbahrisysteme  zulässig^,  weil  in  l^'t/loren  sich  oft  neue  Lioien 
mit  noch  uncutwicki  ltcm  Verkehre  bclindrn,  die  den  Durchschnittsertrag  hcrahd rücken. 
Das  beiiondeK  bei  derVeri^ichttog  mit  ftiteren,  stabilen  oiler  nnr  weDiiir  sich  ans- 
(lehnenden  einzetoen  Pii?atbabniinteniehmiingen  zu  beachton. 

Hei  einer  raschen  Ausdehniiu^^  des  Staatsbabimctzcs  aut 
weniger  freqnente  Routen,  wie  sie  auch  in  l>eütschland  (Preussen, 
süddeutsche  Staaten)  in  neuerer  Zeit  vorgekoninien ,  und  in  einer 
Periode  stark  steigender  Betriebsansgaben  (1871—74)  kann  freiiieh 
ancb  ein  gritoseres  Staatseisenbabnnetz  wohl  einmal  zur  Deekung 
der  nnf  ibm  lastenden  Zinsen  nnd  Tilgecjucten  der  noeb  niebt 
auiortisirten  nnd  vollends  der  ursprUngiichen  Baukapitalicn  einen 
Znschuss  aus  der  Staatscasse  bedürfen.  Dies  muss  thunliehst  ver- 
oindert  werden  (§.  268).  £s  ist  aber  aneb  mit  hinläugÜcber  Sicher- 
heit zn  Terbttten,  wenn  nnr  niebt  die  besseren  Linien  des 
Landes  der  Privatindnstrie  verbleiben  oder  gar  zn  tbener  er- 
worben werden,  wenn  femer  das  Staatsgebiet  entsprechend 
gross  p:enng  ist,  um  eine  Ausgleichung  schlechter  und  guter  Linien 
leichter  herbeizufuhren,  und  woini  endlieh  eine  richtige  Tarif- 
politik befolgt  wird.  Bei  dauernder  Steigerung  der  Betriebs- 
kosten  ist  natttrlich  bei  Staatsbahnen  so  wenig  als  bei  Privatbahnen 
ohne  Tariferhöhung  eine  genfigende  Rente  sicher  zn  stellen. 

Ans  dem  Reinertrage  werden,  wenn  ancb  nicht  immer  formell, 
so  doch  reell  zunarhst  die  Zinsen  der  zur  Anlage  der  liahnen 
aufgenommenen  Anleihen  und  die  ffir  diese  Auiiilien  etwa  stipu- 
lirten  Tilgeqnoten  bestritten.  Der  K  e  s  t ,  welcher  bei  fortschreitender 
Tilgung  also  immer  grosser  wird|  bildet  einen  freien  Ueber- 
schnss  nnd  eine  eigentliche  priTatwirthsehaftliehe  Einnahme. 
Dieselbe  kann  ganz  oder  tbeilweise  znr  weiteren  Tilgung  der 
E i sen b ahnseh  u Iden  oder  als  IlUlfsmittel  zur  weiteren 
Ausdehnung  des  Bahnnetzes  uud  zur  Deckung  etwaiger 
Deficite  ungünstiger  Lioien  oder  endlich  unter  Umständen 
recht  wohl  aneb  als  Staatseinnahme  znr  Deckung  eigent> 
lieber  Staatsansgaben  dienen.  Die  erste  Verwendung  ermög- 
licht eine  frühere  Annäherung  an  das  Gebührenpri ncip 
in  der  linanziellcn  Behandlung  der  Staatsbahnen;  die  zweite  einen 
immer  umfassenderen  Ausbau  des  Bahnnetzes  (ein- 
schliesslich See nndär bahnen),  worauf  es  bei  dem  Staatsbahu- 
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H  y  stein  gerade  abgesehen  ist;  die  dritte  maeht  StetiereiDnahiiiei 

überflüssig  oder  gestattet  ohne  neue  oder  vennehrte  Steuere 
die  Voniabme  ))assender  neuer  Staatstbäti^keiten  und  führt,  wie 
die  Forsteinnabmcn ^  auch  den  finanzieilcn  Nutzen  groastr 
allgemeiner  Fortschritte  der  Volkswirtbscbaft  dem  Ge- 
meinwesen nnmittelbar  zn,  statt,  wie  beim  PriTatiMihowefienf 
In  die  Taseben  einzelner  Privaten:  der  Staat,  also  die  Gemein- 
schaft, nimmt  an  derKapital-  undGrnndrente  nnd  don 
IJnternelniier-Einkoiiinien  der  Nation  in  erwünschter 
Weise  Theil,  —  auch  eine  günstige  Wirkung  für  die  Ver- 
theilnng  des  Volkseinkommens,  also  zugleich  in  social  poli- 
tischer Hinsicht  Weiche  Verwendung  des  Erlöses  statthaben 
soll,  ist  mit  nach  den  concreten  VerhSitnissen  des  einzelnen  Staats 
zu  entscheiden.  Die  erste  und  zweite  Verwendungsart  verdien«! 
aber  wohl  prineipiell  den  Vorzup:,  bis  die  Schulden  getilgt  und 
wenigäteuä  die  wichtigeren  Linien  ausgebaut  sind. 

Der  VortbeU  der  ScItoMcnÜlfrong:  zeigte  sieb  schon  früber  dentlteh  jl  B.  bei  4. 

preuss.  Kahn' II,  wo  l>is  Knd«-  1870  von  der  nrsprttogl.  Sdiald  Ton  226*15  M.  TUr. 
schon  Xi'^^'  M.  J  lilr.  (neml.  Schulden  der  alten  r.andcsth.  u.  nene  Schalden  seit  \<Ctt't 
f.  l.'»U"3H  auf  14-*1T,  luinnnr.  v.  'IH'"!*^  anf  l.*>i;r.,  cluTrhe«5>.  r.  Hi"T3  anf  1'».  na^s  v 
l<i'69  auf  ltV37,  1  rankl.  \.  .'>  09  auf  3.Ö0  M.  Ibir.  hera Wiregangen)  petiiijt  waren. 

Die  fioftDzielle  Seile  der  SUatebahnfrag^  ^  ii>  DentsehlaDd  angesiebls  der 
sinkenden  Hcnte  der  Bahnkapitalicn  in  der  Ilütte  der  70 er  Jahre.  )>es.  nach  den 
günstigen  Krg'  ltniss««»  des  .1.  1874,  Hwas  irngstlich  von  don  Anhäojrcm .  ^tv-^^ 
triomphireod  von  den  Gegnern  der  Staats-  und  specieil  der  Jieicbsbabntsn  bebandri: 
worden':  wobl  beldeReits  mit  Dnrecbt  Scbon  das  Eigebnias  des  J.  1875  fiel  wUAff 
erheblicli  liesser  aus.  namentUcb  in  Folge  der  «rieder  gesnnkeiieD  BetriebskosCon  iPtcisei, 
was  jriJt'iifalls  bt'wi.s,  dass  man  es  nirhf  im'  <'iii.*r  nothwondijr  dan-^rnd'^n  Ent- 
werthung  des  Ki-^eiil'ahiil)osit/es  zu  tliun  Ii  i-,  wie  sich  seitdern  auch  gezeigt  hat.  Di- 
eigenthumliche  Ansicht,  al»  ob  die  liahntunl«.'  nicht  steige»  durftai»  wenn  alles  Aoden* 
sich  feftbenert«  jdqss  freilich  aufgegeben  werden.  Die  zeitweise  schlechtere  Beats- 
biiität  der  bad.,  wUrtemb. ,  baier.  liahncn  beweist  nur,  dass  man  dort  etwas  zu  rtcl- 
*»irlits!n<  ra-^ch  in  linanz.  Hf/iehiing  vfvmnfr  und  dass  diese  LJlndoT  —  im  hf^ntigea 
Verk'.'hi-bWL'iien  nur  von  d^r  Kedeutnog  mittlerer  Provinzen  —  noch  zu  klein  »ind,  rjü 
die  genügende  Ansgleicbnng  der  Chancen  der  gOnst.  nnd  nngOnstigen  FÜle  z8  ver- 
borgen. In  Prenssen  aber  muss  man  nicht  nbefBohen,  dass  unt«  r  den  Staatsbabnca 
vor  1^7^  t  iniiiv  irros?.'  Tjiiicn  mittlerer  Frequcn/  und  grosser  Kostspieligkeit  un-l  um- 
g«*kehrt  unu  r  iicu  i'rivail>.ihnen  noch  ziemlich  die  llaiiiiflini»'n  orosser  Fre<in<  lu  u.  z. 
Tb.  auch  billiuren  Baus  sich  bcfauden.  Dabei  erfolgte  noch  nicht  die  dem  alleinigeB 
oder  dem  sehr  ausgedehnten  Staatsbabnsystcm  eigenthltinliche  GewinnaosgleiciiiiBg  der 
fstscMedenen  Linien.  Anch  bei  dem  UeichseisenlmbDproject  wäre  in  finanz.  His- 
sieht  zu  bedenken  gewesen,  dass  das  Reirh  )m  d^n  fruten  Privatbahnen  eine  6*,„ig'* 
Actienrcnte  mit  oiner  4Vi — i'/iVoigen  Keichsrcnte  kaufen  konnte,  wie  es  Preosst« 
dann  für  sich  j^etban  hat.  (Ein  ihnllch  wichtiger  Factor  wie  in  England  bei  rmtm 
etwaigen'  Erwerb  der  Privatbahnen,  s.  Cohn  II,  t»i7).  Soweit  aber  allgemein'^ 
Gonjuncturen  kur/.r^^  oder  Iringere  Zeit  die  llahnrenti-  drücken,  ist  es  rolkswirth- 
schattlirh  u.  socialpolitisch  wieder  hesser,  dass-  dir-  staatliche  (lemeinschaft.  nichf  iV." 
zufälligen  EigenthUnier  oder  Actionäre  (öfters  zum  erhebUchen  Theilc  Personen,  deitt  b 
die  ,^riebeneren**  (leschaflsleate  die  Actien  vor  dem  Sinken  der  Dividende  n.  Cmf 
in  die  Hände  spielten)  ancb  diese  Verloste  tragen. 
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i>iu  wahre  Höhe  licä  Ii ciu ertrag:«  und  der  Kcutabilität  ist  bei  den 
StutübaluieD  nicht  immer  leiclit  genta  za  beicchnen.   Denn  es  kommen  anter  den 

laiif(M)(leii  Ausgabcu  Verweiidaagen  1  d.  Vennehroog  u.  Verbcsscr.  der  Botriebunittel« 
i*.  d.  Melioration  der  Bahnanlagu  ror,  die  oicht  immer  nur  Ersatz  der  A hn (ititun^'^, 
tKtuderii  z.  Tii.  auch  Neubcschafiuug,  also  ueue  Kapitalanlage  sind,  also  vom 
Reinerträge  nickt  abgehen.  Aadi  BinaaeEnbiangen  an  andre  Vervaltongen  n.  dgl. 
werden  hie  und  da  abgerechnet  Es  bleibt  iudeasen  nicbts  Andres  übrig,  als  sieb  an 
die  amti.  Ikrechnunj^cn  zu  halten.  —  Die  Stei^reriini:  der  r.ctricbskosten  Iiat 
in  der  I.  Ilalfii-  der  70  er  .lahre  auch  bei  den  Staut^llallnt'^  stattgefunden,  sie  war 
uicht  nur  eine  ab&uluio,  äondern  auch  eine  relative:  d.  h.  die  lietriobäkoäten  bc* 
ansprachten  eine  grossere  Qaoto  der  Brattoeinn.,  so  dass  sieb  der  Keineruag  ror- 
iniuderto.  Seitdem  ist  aber  eia  Sinken  jener  Kosten  u.  aucli  damit  (.neben  der  Vor- 
iobrsatci.srerun;?  der  neuesten  Zeit)  eine  bessere  lientc  wieder  oin^retreten. 

Prcusscn.  Nach  der  prousü.  Eisenbahnstatiüt.  »ar  diu  (^uotu  der  Betriebs- 
kiwtan  bei  allen  prenss.  Bahnen  1865  40'S,  mi  44,  1869  44«  1S71  45*4,  1873  54  », 
1874  57*7,  1^«75  5.M  o%,  oder  omgekehrt,  der  üeberschuss  sank  von  1871 — 74  von 
54-6  auf  42'3"/o.  IM  den  preiiss.  Staatsb.  war  er  1873—75  br/.  45.2,  38  3  und 
42*4"'„.  In  dem  unj^uustigen  Jahre  1J>74  war  er  noch  am  Höchsten  bei  d.  Nieder- 
schL-xnärk.  (incL  schles.  Gebirgsb.)  mit  44*8"^„  der  Bruttoeian.  (1875  43*1)).  am 
Niedrigstou  bei  d.  FVankf.- Bebraer  u.  d.  BerL-Verbindongsb.  mit  28*0%  (1S75  be/^ 
3'J'4  u.  2U'i).  Oasi  verwendete  Anlagekapital  verzinste  sich  aus  dem  Ui  ber- 
ächuss  (bei  d.  Friratbahuen  ohne  Einrechn.  der  Za»cbas6e  aus  d.  Titel  d,  Ziuügaiautie) 
mit  7o 


1867 

1869 

1871 

1872 

1878 

1874 

1875 

Staatsb.                       5  83 

.>  /  < 

6-61 

5-98 

41)5 

3*58 

4-78 

l^rivatb.  in  Staatsvcrw.  5-05 

5-3 1 

5-MI 

5-01 

4-1^ 

107 

l'il 

Pnvaib.  in  eig.  Verw.  5'7Ü 

5"7Ü 

Ö04 

5.48 

463 

4'33 

4-41 

.Ule  Bahnen  5*54 

5-67 

6-07 

5-54 

4-64 

406 

4-51 

Der  an  die  Staatscasse  (incl. 

f.  d.  Main 

-Weser 

Bahn  an 

Hessen)  abjrefuhrte 

üeber- 

.schusö  d.  preuss.  Staatsljahneu  war  fttr  ISTl  1I1>8.  f.  1S75  17  03  Mill.  Thlr.  Die 
Keilte  schwankte  bei  den  s  einzelnen  preus«.  Staat;«bahn<'fi  1871  /wischen  0*2f» 
(nassauische  1875  1*83)  und  7  707o»  (Kiederschl.-märli.,  1^75  7  4G;.  i>ie  Ostb.  gab 
1874  n.  75  bez.  d'28  und  4'41.  die  hannofenche  4*11  und  6*52,  die  vestflU.  1*87  und 
■i'im,  die  saarbrücker  2*92  und  4-91,  dir  Main -\\\  slt  3-61  und  4*90.  Frankf.-Bi  hr. 
0*4n  und  1'35.  Das  verwend.  Anlatrokapitai  der  ])r m-^.  StaatHbahnen  w  ir  18T4  334'3 
Miil.  Thlr.,  p.  Kilometer  82,857  Thlr.  1875  bez.  aoo  J  und  !57,1U3.  Max.  1874  Berl. 
Vcrbindungsb.  138,306  Thlr.  p.  KU.,  Saarbr.  133,520,  Min.  Ostb.  66,697  Thlr.  Bei 
der  starken  Scholdentilgang.  die  in  Preusscn  seit  dem  franz.  Krieu^e  mittelst  der  Con- 
tributionsgeldcr  u  s.  w.  erlolift  ist.  reichte  ^olllSt  der  geringe  üebci'schii^s  ti  rSt  ir— 
liahnen  im  J.  1874  last  ganz  Idn.  dir  süuimtUchen  Zinsen  aller  Staatsschulden  zu 
decken,  die  z.  B.  im  J.  1876  38'8  MiB.  M.  betnigeu. 

Die  Daten  der  letzteu  Jahr*'  u.  der  Gegenwart  sind  mit  denjenigen  der  frtlhercn 
Zeit  \or  der  ö;rosseii  Verstaatlich ungsära  (S.  TD'.)')  nicht  genau  zu  vergleichen  u.  bei 
dem  ia>chen  horts-  hritt  der  Verstaatlichun;;eü  sind  au*  h  die  F'.rue'misse  u.  \  üranarlil.ii;t; 
der  einzelnen  letzten  Jahr«;  nicht  dircct  vergleichbar.  Jedenfalls  sind  die  1  inaiiz- 
Uc:ialtate  aber  gtlnstig  u.  trotz  des  vielfach  so  theoien  Enrerbspreises  der 
ätaatUchten  Priv.bahnen  sind  die  Oebc rsch iisse  (nach  Abzug  auch  der  Zinsen  fttr 
flie  iM'Ucn  Eisenb.schulden,  der  gewährten  Actienreuten,  der  Zinsen  und  TiIge<|U0ten  . 
der  Prior.  Ublig.)  grosser  geworden  u.  Jhaben  sie  regelmätisig  die  freilich  vorsichtig 
autgestellten  VoraDScldäi^e  ubertroften.  8.  sehen  oben  S.  710,  So  konnte  die  Babuschiild 
dorch  Abschreibangen  Termind(;rt  oder  der  Staatskasse  ein  üeberschuss  zar  Verfuirun^ 
gestellt  werden.  Dass  dab  ■!  der  Verkehrsaufschwiinir  mit  g-eholfen,  ist  tr-  wiss.  Auf  die 
fetten  Jahre  knnncn  um!  werden  aueh  einmal  wieder  ma;:;:ere  kuninK-n.  Aber  die  ücber- 
scbusae  äind  jetzt  au  erhobln  Ii,  dass  aic  cuix^^e  Garantie  geg'cu  Kuckscidoge  bieten.  Die 
reine Bente  der prenss.  Staatabahnen  (Incl.  d.  Amorti8.bettag8  d.  Prior.oblig.  rentaatUchter 
Bahnen)  erreichte  1882  u.  18^3  wohl  an  5,  l^S4,sö  an  r)  i,V''„.  Xach  d.  Kechuungs* 
abschluss  f.  1882  "^'J  war  die  Hoheinn  133*  17  M.  M.  (Etatsanschi.  39ü  l.")),  d.  Ansg:abo 
(lud.  gcv.  Potitou  an  Kenten ,  Zinsen  u.  .Vmortis.  v.  verbtaatl.  Bahnen)  295  06  M. 
(AuMhl.  281-94),  der  Debexachuss  13811  M.  M.  (AnscbL  108*21),  also  daa  Beealtat 
am  29*9  Mill.  \L  bener  als  der  Anachlag.   Von  dem  Uebenchass  die  Zln«cn  der 
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EiaeDb^lmld  mit  9^*76  M.  M.  ab^ezo^,  bleUit  ein  reiner  Uebeiacho»  tob  42*3A  II.  M. 

Dt3r  Voranschlag  f.  lSS;is4  ?iel)t  bei  51472  M.  M.  Einn.  ii.  'dbi-äb  M.  M.  Arne. 
fiineB  l  »»H'-rschuss  v.  130-1.'  ^].  M.  (muihmasslicli  10 — 20  M.  M.  mebr).  nach  Abzn; 
der  Zinsen  der  liabiischulden  iiO'J-4U  M.  M.;  2ü  t)6  AL  M.  tevent.  lü— 2ü  M.  M.  mchrf 
Nach  d.  Nor.  dem  Undtufre  vorgcie:rten  Et.  f.  1884/85  ist  die  Einn.  auf  a$2^S. 
die  Aubg.  auf  it^H  l!),  d  r  IColiUl«er:>ch.  auf  164  (i<sT  Eelnftbencboss  (nach  Abmi; 
V.  12V*!''  M.  "M.  T'i-,.:iil».-(  huld/inseu)  auf  ^ir.-2!)  M.  M.  veransrhlaL'^t.  Die--  Ti.  >;iinni* 
ergebnis.»c  <i'  r  ()ivus>.  h.i-jenb.  Yrrwalt.  umtW>cn  Ubriirens  die  Euut.  ,.:iu?  d  Ueüiem*. 
d.  Staats  au  l'riv.babuen*  mit  (A.  li>S3/b4  4'ö2,  1?JS»4/S5  i  'dH  M.  M.,.  Die  Eiun 
u.  8.  w.  der  1883/84  neu  zn  TorstaatUchenden  Bahnen  aind  hierbei  noch  nicht  inbegiifl«». 

Dir  Daten  im  rolir.  nden  z.  Tb.  aus  dem  "Material  im  Arch,  f.  Eis  tiKjres. 

Sachsen.  Die  Staatsbabneu  hrihi>n  andauernd  bis  Mitte  der  70 <r  Jahre  eim 
reich!.  Verzinsung  gegeben,  gegen  die  Kosten  der  betr.  btaatsücbulden  1 — 2';//©  oieh;. 
Filr  die  20  J.  ]85tt— 75  wird  die  Dnrchschnittarente  auf  6*48^/«  benxshnet,  far  eta 
Kapital,  das  von  1)0-4  Mill.  M.  in  1S56  auf  H3&b  MiU.  M.  /.u  Ende  1S7:>  geätiesea 
ist.  Ntir  3  mal  sank  die  Kentc  in  dies*  n  20  .1.  unter  5**  o.  l'^'>'^  i  31,  l'ib'.t  4  41. 
I?>rt6  4*5«).  Max.  iSCö  7'2.1  u.  wieder  Ibll  7  07,  1872-75  bez.  öTö.  554,  5-ST. 
ü"02%.  Später  wuid«n  die  Kryrcbnixs«  schlechter,  mit  in  Folge  des  Em'erbes  un- 
rentabler Prir.bahncn.  So  war  die  Kentc  1875  nach  neuester  amtl.  Berechn.  5'T7 
(also  geringer  als  nach  ob.  Angabe).  1*57S  367,  1S<*0  t  11,  ISSl  4-25%  d»  s  Raii- 
kapita!> ,  <*der  in  di<  sem  J.  If^Sl  4'571.  d'  S  A  nlagekapitaiä ;  dies  betrog  £. 
tiiü  5  M.  M.,  der  BctriebsUberbchusü  20*52  M.  M. 

Baiern.  Hier  eine  von  der  allgemeinen  Staatsschuld  ;;etrenntc  Eisenbahnacbidd. 
Anf.  1876  nomin.  72S'4  Mill.  M.,  meist  zu  4  u.  4*  //o,  mit  einem  Zins-  nnd  Tile- - 
erforth.riiiss  v.  2^>  Mill.  M.  I)  r  hers.  hus^  der  Eisenbahnen  war  veranschJayrt  atil 
29  8  Mill.  M.  Im  J.  1*574  ^nocli  ohne  Osibahnen)  beredinet  sich  nach  d.  Vcreiuisitat. 
(deren  Bcri  din.  bui  Preossen  ndhrfiwh  von  denen  der  prenss.  Eisenb&hnstatistik  ab* 
weichen"!  eine  Rrnte  v.  4*24  V»  ans  dem  Kcinertrag»-  i.  d.  Anlau'  kap.  (e.\«  L  11*43  3fliIL 
Thlr.  f.  d.  -eiM'lit.  inländ.  Bahnen)  von  153  Mill.  Thlr.  Der  üeberschuss  von 
Mill.  Thlr.  liat  uljr  r  di<  Zin-en  fl'T  B.ihnschulden  f1-755  Mill.  Thlr.»  u.  der  THirun^' 
derselben  (0  Ü31  Mill.  Ililr.j  immerhin  in  diesem  ujigühatigen  Jahre  noch  77:j»0tHi 
TUr.  betragen.  Seitdem  sind  auch  hier  die  Ergebnisse  mehrfach  nnjerlinstiger  ^wordm. 
1881  war  d.  Baukostonaufwand  f.  d.  Staatsb.  8S5'05  M.  M. .  die  Kolu'inn.  VJ-S>i. 
Ausg.  44  06,  üebersoh.  :'>V*rl  od.-r  ;j.b2"  „  des  Kap.  ilhhO  33.51  M.  M.^.  der  Zuschus^ 
zur  Verzins,  der  Bahnschuiden  demnach  «loch  uncrhebl.  (Anschl.  der  UebertKh.  Ib^l 
n.  SB  je  33'8  M.  M.,  bei  Kosten,  Zina,  Awort.  n.  s.  w.  der  Eisenb.srbnld  37*21  M.  M.. 
abo  3*4  M.  M.  Zaschuss). 

Wurtembcrg.  Die  in  d.  allgem.  Sraatsschuld  enthaltene  Ki^cll))  iliu^- huld  b'- 
tru'j  lS7(i  c.  271  Mill.  M.  Nach  d.  Etat  f.  l?^75 — 70  wurde  auf  eine  Nctiueiunahm- 
der  Staatsbahnen  von  12  52  Mill.  M.  gerechnet,  womit  die  Zinsen  jener  Schuld  wolu 
gedeckt  sind.  Im  J.  1S74  verzinste  sich  nach  der  Yereiiiastatistik  das  rerweiidete  An* 
lagekapital  von  10 10  Mill.  Thlr.  duidi  den  r<  bers<  huss  ron  3.357  Mill.  Thlr.  nu: 
mit  U-'M)**',^.  Seitdem  nurh  luei  nocli  unirünstigere  Entwirkl.  Neuerliche  V»  r/injiuiL' 
d<.*s  Baliiikap.s  nur  2Vi — 3'Vo,  woran  aber  l'eiUorhafte  Bahnbauten  mit  schuld.  Anlage- 
kapital d.  Staatsb.  1881/82  455'31  M.  M.  (bez.  anders  berechnet  446'86X  Koheian. 
1880/81  26-54,  lbSl/S2  27*8^  M.  M.,  Keinertr.  11  20  u.  12  S5  U.  M..  oder  mit  einigw. 
weiter  abzure<  hn.  SuTnnieii  12  Ü0  M.  M.  od<  r  2"S0%  des  ges.  Anl.k,ip.<  (1<^*<-0^!>1 
2*54  7o)<     ^Vä  werden  v.  heut.  Betrage  der  Zinsen  der  £isoab.schuiii  dauadk 

sonst  zu  decken  sein. 

Baden.  Hier  besteht  ne)>en  dv-r  allgem.  Staatsschuld  eine  besondere  Eisenliahn- 
schiild.  Anf.  1^71)  von  275*2  Mill.  M.  oder  nach  Abzug  der  Activa  der  Eis. u'-ahn- 
schuldentilgungsk;ts^c  mit  Vi  Mill.  M.  <diie  reine  Schuld  \riii  270  S  Mill  M.  J»"r 
Anschlag  der  £is<;nl»ahnbctriebsverwalt.  achli«isst  f.  1S76  um  i2*l>4  Mill.  M.  U»  luerir. 
ab,  woKU  noch  der  Aniheil  am  Iteinertrag  d.  Main^Nedtarb.  mit  0*51  Hill.  M.  kommt 
Kach  d.  Vereinsstatistik  erü:ab  sich  IS74  auf  ein  verwend.  Anlagekap.  v.  103*4  MiD. 
Thlr  in  I  ebcrschu>s  v.  4104  Mill.  Thlr.  oder  .  ine  Verzins,  v.  4*03"'„.  Au«h  v 
Baden  sind  die  neueren  Ergebnisse  ungünstiger  dank  einer  f.  d.  Kräfte  des  kl.  Landj 
nicht  immer  nitionellen  Aiisdehn.  d.  Bahnnetzes  (Gebirgsbahnen).  AniJtap.  d.  Staafah, 
f.  1^81  Hy.>-64,  f.  d.  Brntenberechn.  3070II  M.  M.  Koheinn.  IsSl  .H0*84  AL  IL 
Ueberschuss  13*30  (1*»80  13'4ti)  M.  M.  oder  3-35  (1880  3'44/>/o  d.  AnlJkap», 
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Diese  Vf^rhaltiii>><  üi  den  saddcutscben  Staaten  zeigen,  da^  letztere  für  das 
Staatiib.systcm  noch  iii<'ht  ?ross  tiiid  I'-istnm^sfTtliii^  gonng:  ein  fiuanzvirthichaft' 
lieb  trunstiircr  Punct  für  «las  Koichs-'iö.'nb.projort. 

Kctcli!»  bah  u>;ü  in  Klauäs-Loth  ringen.  Dic^c  aui' Kechnung  dur  franzOs. 
GoDtribotiOD  ftiT  325  MiU.  Fr.  j<Mlenfalls  zu  tlieiior  (nacli  neuerer  dnrclisch.  Beiecbn. 
t)l'4  M.  M  Uber  d.  Hcrstell.kostoii)  übernommenen  chcmal.  Lini.  n  d- r  französischen 
Ost  bahn  jrosellschaft  «ind  mit  bedeutenden  Kapitalverwendunffcn  erweitert  rordon.  Nach 
üt  r  Veroinsstatistik  er^ab  sich  1*>74  väü  Bi  tnebisubenichuss  von  2  0b(i  MiU.  Tblr.  oder 
anf  d.  bis  dabin  ?enreodet«  Anlagekap.  (in<  1.  j«>ne  Samme  von  323  MAL  Pr.)  von 
ID'.i  I  l^Iill.  Tblr  (\K  Kil.  12S.;ss7  Tblr.)  eine  Rente  Ton  nur  1-91  •/•«  Dieser  kliiii«' 
Ui-l"  ^^^lln•^^  wind-  dur'  h  di-  M<  hrau5;trnb  •  i'iir  d«*n  Betrieb  dor  flbcriiominenen  Wilh.- 
Liixemb.  Bahn  noch  um  6!54.UOO  ThJr.  vcruiindcrt.  Nacli  d.  Keit  hsetat  f.  iblii  wunh- 
auf  einu  lieineinn.  d.  Krdchsb,  v.  9*47  MiU.  M.  gerechnet.  Anl.kap.  f.  1SS1/S2:  f. 
Rdcbe  renrend.  incl.  5*64  M.  M.  f.  Wilh.  Lnx.  450.06.  cfl'ect.  incl.  dgl.  49*5  M.  M.« 
402  49  M.  M.  TVbcrschnss  f.  rh.  lothr.  B.  aUein  .  rh^  bl.  i^cstieiren ,  so  lsSl  'S2 
15  4  M.  M.,  womit  freiUch  die  Zinsen  des  verwend.  Kap.s  noch  nicht  pnnz  ü.  deckt, 
auch  Wilb.  Lux.,  die  Irilhcr  bis  l  ü  M.  M.  Deficit  ergeben,  im  letzten  Jahre  üeber- 
ttchnss     0*72  M.  M.  8.  Arcb.  f.  Eisenb.veaen  1883  S.  492. 

Die  hess. - prcuss. - bad.  Staatsb.  Main-Neckar  rentirt  gu.t  (Aoscbl.  1883/84 
7*10,  lhS4/8")  n-75«/o.). 

Die  Oidenb.  Staatsb.  ergaben  nach  den  Anüchl.  f.  einen  Keiuertrag  v. 
1-298  M.  M. 

B  e  1  i  I-  u.  S.  d.  Tab.  in  M  u l  v  a n  y ,  Dcutscblandg  EuenliahntarifEnge.  Nacb 
d,  Budg".  f.  Is*.')  ü.  ISTO  wurde  auf  einen  l  - Ix  rsrhnss  d.  T^i^cM^;dl^Vl•^v'a!tung  von 
22'4.  bez.  27"  1  Mill.  I'r.  gerechnet.  Das  Resultat  f.  I*i74  war  ein  L  ob-  ischuss  von 
:*3  4  Mill  l  t.,  noch  iuimcr  eine  Verziusung  von  fast  Im  J.  1SS2  war  der  Ivoh- 

ertra^  der  belg.  Staatsb.  IIS'4  M.  Fr.,  der  Kdnertr.  48*3  M.  Fr.  oder  5*4S7.  des 
Anlagekap.s  (dickes  ebne  den  Wertb  der  den  Oesellsebaften  gesobnld.  KQolikaxifli  -Aunui- 
täten  yrererhiit't.i 

Niederlande.  Die  verpachteten  Staatsb.  repruseutirtca  nach  d.  deutschen 
Vereinastatistik  1ST4  ein  rerwttid«  Anlagekap.  von  51*77  Mftl.  Tblr.,  wogegen  der 
)^•triebslIberöchu^s  l  oS5  Mill.  Tblr.  war,  was  eine  Rente  \    "       „  erfrälje.  Kacb 

Hinteilrt;iiij;r  in  d.  Erneueningsfonds  ri.  w.  Itlicben  1*52  Mill.  Thlr.  übriL'-,  wovon 
der  v<t^t^agbuliis^igr  Aiitheil  des  niederländ.  Staats  944,1 3H  Thlr.  war.  Letzterer  muss 
ilahei  erhebUch  zuschiesdeu.  Im  Etat  fUr  lb76  stehen  die  Staats  bah  neu  mit  l'S7^  Mill.  A. 
Einu.,  aber  mit  6*6  MIII.  fl.  Ausg.  (Zinsen).  Ancb  stHtdem  sind  alle  Eigebnlsse  f.  d. 
Staat  sehr  ungilnstijjr ,  s.  Arch.  f.  Eisenb.wcs.  1SS8  S.  5S3.  Im  besten  Jalire  IS7o 
verzinste  sich  das  Anlagekapital  d.  Staats  durch  das  vertragsinäss.  Pachtgeld  nur  mit 
1*15*  0,  seitdem  immer  unter  1%,  wogegen  die  GescUscb.  seit  1876  stets  Uber  57« 
bezor  8.  0.  8.  710,  733. 

Ungarn.  Die  Ertrage  der  Staatsbahnen  bisher  sehr  ^rriiiü:.  Nach  der  deut^rli-  ii 
Vereinsstatistik  war  di-r  Ueberechuss  f.  d.  nOrdl.  StaatsbahnHnien  1ST1  T21.0f)i)  Thlr. 
oder  1*64  "/o  d.  verweod.  Kap.  v.  43*9  MiU.  Tblr.  Bei  den  sUdl.  Sta;)täbahnlinien 
(Kap.  22-6  MiU.  TIdr.)  ergab  si.  h  so-rar  ls74  ein  Betriebsdcficit  v.  Ss.:]S3  Thlr., 
bei  d-  n  s-hmalspur.  Staatsb.  (v.  rwend.  Kap.  f»96,000  Tblr.)  dsgl.  v.  l?),.'tsl  Thlr. 
Ktwas  haben  sich  die  Verhältnisse  «rebcsscrt,  aber  eine  Deckung  der  Zinsen  der  Bahn- 
schuMen  wird  bei  Weitem  nicht  erreicht,  obwohl  die  Staats '>;<hnf'ri  fmauz.  besser  ;ds 
die  Privatbahnen  bcwirthschaftet  werden.  Schätzung  des  Reinertr.  im  Et.  f.  1SS2  mit 
TIS  M.  «. 

In  West-Ocstcrr.  ti.  in  Frankreich  sind  bei  der  bisber.  Zerstückelung  und 
Kleinheit  der  Staatsbnhnlinien.  die  meist  blohseii  Nebenverkehr  hab'-n ,  dir  tinan/..  Er- 
geboistio  gering,  aber  wie  bvs.  idr  Frankreich  nachgewiesen  wird,  günstiger  als  auf 
Linien  anter«  gloicben  Verblltnissen  bei  den  Privatbahnen.  Die  kleineren  öst.  Staatsb.- 
strecken  (vor  d.  Erwerb  d.  Elisb.l».)  z.  Th.  mit  Betri'  [»(ielicitrn. 

Tn  Italien  hat  der  vielfacii  Iiem.inj,'rlte  Staatsbetrieb  der  oberif.  Bahnen  doch 
M-hon  in  der  eraten  Zeit  rechnungsmiissig  günstige  Ertr«'bnissc  gehabt  ',2  '^'-rii.  1S7S 
Betriebsüberschuss  22  42,  15*79  39-99.  ISSO  4010  M.  Fr.}.  Doch  nach  den  Emiuctc- 
bericbt  „nur  unter  AQSsemchtlassuBsr  derdringcndsten  Verkebn-nadBetriebsbedttifnisse'*. 

Die  Staatsb.  in  Norwegen  kosteten  bis  Ih^l  96S5  Mill.  Mark  u.  gaben  in 
diesem  J.  einen  Reinert,  v.  1*416  M.  M.,  also  c.  IV/Zv    ^  Schweden  war 
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der  Reiuerir.  der  Staatsb.  JbSO  7  32  M.  M.  oder  3  42%  des  Aübgdbip.  (I$7) 

Die  Mautäb.  i  luiilauda  kuütcten  i^ibi  ti4'22       M.  u.  £^a>)cu  rem  2  X9  M., 

In  Liiiidcrn.  wie  di^ii  el)cu  •ri;iiaiiuU:u  u.  wie  in  dc^orteii,  weniger  berOlkctteit, 
}?ebirgij^cii  rici-  LiiIi  ii  ( icbterrcicbs,  -Italiens,  Frankrri«  hs»  üngarus  u.  w.  kann  mal 
•Jie  ujJuciiu^N  luicn  'irinnz.  Krgebüissf  nicht  tleiu  StaatsbahusysU-m  u.  Staatshetrifb  zu- 
schieben, äUiitlcrit  nur  Ucii  ge;;ebeiieii  wiiihacbafll.  Vcrliältüis>aiu.  iu  nolchcü  L^deia 
refitiren  Privatbabnen  ebensowcuig  u.  alod  meist  nur  dnrdi  theacrc  Ziasgaraatien  reelt 
ins  Lebcu  zu  rui  ii.  Der  Staat  muss  hier  das  fiigeobalmwcöen  wohl  oder  flV>l  ab 
•  ine  Z II schusi- Anstalt  ansehen.  Hat  er  aber  w«*iiip5t<'ns  alle  Bahnen  in  der 
dann  kann  er  doch  hotl'eu,  einige  aciive  nrbeu  den  passiven  Linien  m  erhalten,  h 
Fxaolueich  u.  üettterruich  ittt  es  dan  Uebd,  ilass  die  stark  actireo  tiuieii  dea 
:M;haftcu  gehören  u.  den  Staate  nur  die  passiven  bleiben. 


7.  Abschnitt 
Htaatseanäie  und  Sehiltfalirtsdieiiste. 

§.  2V\K  Hinsicbtlich  etwaiger  Anlage  und  Verwaltung  von 
8taatscanälen  und  Öchift't'ahrtslinien,  insbesondere  Dampl- 
tschilflahrtscarsen,  rnuBs  es  im  Wesentlichen  hier  genttgen,  auf 
die  früheren  all^^cmeinen  Bemerkungen  zu  verweisen  (§.  267,  268i 
Die  Anlage  eines  nenen  Canalsystems  wird  in  der  Gegenwart,  wo 
die  Concurrenz  mit  den  Eisenbahnen  so  schwer  selbst  fitr  eigen!- 
liciic  Canalartikel,  wie  Massenproducte,  ins  Gewieht  fällt,  kaum 
anders  als  durch  den  Staat|  in  einzelnen  Fällen  durch  Provinzen, 
Kreise  und  Gemeinden,  oder  nur  mit  erheblichen  Subven- 
tionen,  Zinsgarantieen  u.  s.  w.  seitens  des  Staats  und  der 
genannten  Selbstverwaltun^'fjkörper  durch  PrivatunternehmuDgcn 
erfolgen  küimen.  Die  grcüseu  Anlagckosten  maehen  dies  gleich- 
falls nothweudig.  Wenn  ferner  die  Verwaltung  von  CaniUen 
und  Scbifffahrtslinien  vor  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals 
möglichst  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip  geschehen 
mttsste  (§.  268),  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  diese  For- 
derung in  der  Praxis  oft  nicht  durchzuführen  sein  wird. 
Denn  häutig  wird  bei  den  entsprechend  normiiten  Tarifen  der 
Verkehr  zu  klein,  bei  niedrigen  Tarifen  (gemäss  dem  Gebührea- 
princip)  aber  die  Rente  doch  noch  zu  niedrig  bleiben.  Das  mun 
wieder  zur  Vorsicht  im  finanziellen  Interesse  mahnen.  Eine  eigent- 
liehe  privatwirthschaftliche  Einnahmequelle  werden  Canäle  und  Schiff- 
fahrt  daher  bei  uo.s -  c^enwiirtig  nieht  leicht  werden.  Ob  trotzdem  der 
Staat  im  allgem  ei  nen  Interesse  des  Verkehrs  Cauiile  neu 
bauen  oder  Gesellschailen,  Provinzen  u.  s.  w.  dabei  fiuanüeil 
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linterstutzen  soll,  lässt  sieb  gleichwohl  principiell  ans  dem 
0  csicbtspuncte  der  ganzen  Verkehrspolitik  be  jahen, 
muss  aber  practiseh  ganz  nach  Lage  der  concreten  Ver- 
hältnis 86  entschieden  werden.  Die  Concentration  der 
grossen  anderen  Verkebrsanstalten  (Post,  Telegrapbie, 
Eisenbahnen)  im  StaatsbesitK  bat  auch  hier  wieder  den 
Vortheil;  selbst  die  Uebernahme  passiver Canftle  fand  nnter  Um- 
f?tilndeii  .solcher  Schiffiahrtslinien)  dem  Stnatc  zu  enniiglichen,  in- 
dem sich  hierbei  das  Priiicip  der  IjehcrtragTing  der  Be- 
triebsergebnisse auch  zwischen  diesen  verschiedenen 
Anlagen  nnd  Anstalten  selbst,  wie  sonst  zwiseben  den 
Tbeilen  einer  jeden  für  aich  anwenden  lässt  Dabei  ergänzen  sieb 
namentlieh  Eisenbahnen  nnd  Oanäle  nnd  befmebten  dann  auch 
gegenseitig  ihren  Verkehr.  Auch  für  Dentschland  lässt  sich  so  woLI 
noch  Jetzt  im  „Eiseiibabnzeitalter"  die  Anlac:e  eines  grossen  kost- 
spieligen,  niuthmasslich  sein  Baukapital  i;ar  nicht  oder  nur  zu 
einem  kleinen  Theile  verzinsendes  Ganalnetzes  rechtfertigen:  eine 
practisehe  Fracht  des  Staatseisenbahnsystems. 

Vgl.  deu  Aufsau  von  Meitzen  über  Canalban  in  Deutschland.  Prenss.  sUtis(. 
Zeitschrift  1870,  S.  03  mit  Kostenberecltnanfran.  Das  hier  niUicr  imteTsnctite  Netz 
V.  354*5  Meli.  GanSle  wird  schon  damals  auf  8ir425  Mill.  Tlilr.  Kosten,  2.'.2.00(l  Thlt. 
p.  Meile  anir<'schla<i:en.  —  S.  fr'rner  M*'  P^'tition  des  Deut  ^  h  r''i-^s-;<  liiirfahrtsv<-iviiis 
an  iUn  ii<'ichskanzler,  vom  24.  Mkr/.  ibll  ,  Deutsches  llaiidulsblatt  Nr.  LH.  wo  zwar 
tlie  Cauäle  wesentlich  der  Privatindustrie  zug«'W  icscn  werden,  dennoch  aber  di»»  Unter- 
stntznop  mit  ZaschOssen,  Prämien  oder  Zinstrarantien  ftlr  eine  Ileihe  von  Jahr<  n 
unumlänglich  bezeichnet  winl,  objfl- i(  Ii  liier  meist  strenge  (iti^ncr  soIcIkt  Staatshülff 
sprechen.  —  Dor  Donau  -  Main  -  Canal  in  Baieni  ist  jetzt  fmnz  passiv,  d.h.  di«- 
EInnahratn  decken  d.  Vcrwalt.kosten  bei  Weitem  Hiebt  (A.  ISSiJ  mit  Frankcnth.  Canal 
ras.  Elnn.  S15J42  tf.,  Ausj^.  S21«426  M.)  —  Pline  zn  Staats-CAnalbanCen  jungst 
in  Prenssen.  8.  .bes.  d.  Vorlage  z.  13.  Dec.  1882  nbcr  den  Paii  <  iiu'>  S.  bitllahrts- 
ranals  x.  Dortmund  (ber?  -rnnrl.  Koblcnr  ri-  r)  nn  d.  unten-  Ems  t-lti  Mill.  M.  Credit- 
fordcnmg)  Das  Gesetz  wurde  im  Abg.hause  angenommen,  üel  im  Uerrenhause,  nicht 
aas  princip.  (iriinden.  Kostenanschl.  f.  Ganftle  in  dii^er  Genend  n.  Kiclitanjr  in  einer 
amÜ.  Denkschr.  v.  1S82  auf  191.000—2515,000  M.  p.  Kil.  Die  Finj^e  ist  nur,  ob  man 
ohne  Aussicht  auf  irecnd  erbeblirhc  zur  V<  izinsuri;:-  des  llankapitab  beitragende 
l'rint^rträjro  jotzt  mit  Canaltjauten  lieginiicn  will.  wa<  doch  dann  fast  unvermeidlicli 
n-jüngt,  weiter  zu  gelicn  u  bedeutend»;  Kapitalien,  fur  Preussen  einige  100  Mill.  M. 
so  anzuleiten,  d.  b.  z.  B.  bei  500  Hill.  M.  u.  selbst  1  Vo  Reinertr.  jSbrlicb  das  Bodgct 
mit  15  Mill.  M.  zn  belasten,  ün t er  V erwen  d u  n g  der  U«;bersch  liss  e  der 
anderen  AVrkclir^ari-talten ,  bes.  der  Staatsbalinen .  Hesse  es  sich  wobl  anch  i'inan- 
ziell  recht  ff  rti{jeu. 

Die  drei  süddeutschen  Staaten  nnterlialten  eine  Dampf^sbiffTahrt  anf  dem  Boden" 
scr.  die  jf'tzt  in  en*rer  Verbindung  mit  den  dortigen  Staatsbahnen  stt  lit.  luihertnig 
für  Rai.  rU  ISf'.«*  2:)n.2in,  nin  .'2.2n<»  11..  A.  fllr  1871  in  Kinn.  200,.'{!L'»,  Reinertr. 
lü.2:]4  fl.,  A.  IsTH  roh  a(i2,0U0,  rein  33.400  M,.  IS^.T  b.z.  538,000  u.  107,000  M. 
Wurtemb.  1876,  A.  roh  327,000  M.,  rein  9500  M..  18**2  rein  28-000  M.  Badf^n 
JSIT6  r«h  497,000  M.,  Deficit  c.  70,000 M.,  18^3  dagegen  272.000  .M.  roh  u.  48.000  M. 
rein.  Bai  ern  hatte  friiher  auch  wenig  rentaM- Staatsdampfs- liiffTalirt  auf  ib»r  Donau, 
ileren  Material  später  der  nstf;rr.  Donandanqils.'hiflfahrtgges.  verk.iulr  wurde,  --  Aul 
der  UstsiMi  früher  mehrfach  preuss.,  russ.,  schw^ed.  StaatsdainpfscbiMT.  zwischen  Haupt- 
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häfen«  Doch  in  neuester  Zeit  zwischen  Straktuiid  und  Malu«".  luit  erheblichem  Dcti<;t, 
weshalb  jetzt  Abgabe  au  rrirat«^,  mit  bedeutender  Postsuttytntloo  Seitens  d.  bethetl 
Staaten. 


§,  300.  —  Das  SchluBs-Ei'gebniäS  der  vorausgebeuden 
UDtersaohungen  Uber  die  HtaatseiDDahmen,  welebe  heutzutage  bei 
ans  noch  als  priTatwirtbschaitliche  sn  betoaehten  sind  (§.  203),  ist 
folgendes.  Im  Allgemeinen  sind  von  den  besproehenen  fünf  Haspt- 

arteii  privatwirthscbaftliehcr  IJntci lichuauigcu  nur  die  WaldungeH 
uiid  die  Eisenbahnen  in  das  Eigen th um  und  zn<;leich  in  die 
Selbstverwaltung  des  Staats  zu  ttberuchmeu,  bez.  darin  in 
bebalten.  Auch  dafitlr  sprechen  aber  nicht  in  erster  Linie 
finanzielle,  sondern  volks-  und  staatswirthschaftliche 
nnd  soeialpolitisehe  GrHnde,  jedoch  spielt  das  finansielle 
Interesse  erheblich  dabei  mit.  V(>n  den  aiideieii  privat- 
wirthschattliehen  liiitcmehninncen  sind  nur  einzelne  ansnabniftwei>e 
vom  modeinen  Staat  zu  behalten  oder  zu  erwerben  (Feldgüter, 
gewisse  Bergwerke,  Banken).  Die  Domanialeinnahme  ist  demnaeb 
nicht  schlechtweg  fUr  die  Gegenwart  tu  verwerfen,  wie  mit- 
nnter  in  der  Theorie  geschehen  ist,  sondern  sie  ist  nnr  passend 
umzugestalten.  Forsten  und  E  i  s  e  n  b  ;i  Ii  n  e  n  sind  das  rich- 
tig e  1 1  a  u  p  t - D  o  m  a  n  i  u  ni  des  h  e  u  t  i  g  e  u  »Staats,  wie  FeldgUter. 
Forsten,  Berg-  nnd  Hüttenwerke,  z.  Tb.  auch  Fabriken  und  Banken 
dasjenige  des  früheren  Staats  waren.  Die  £ianabnien  ans  jeDem 
Eigenthnm  bilden  daher  auch  jetzt  noch einpassendesStaats- 
einkommen  neben  den  Gebühren  nnd  Stenern,  welches 
mit  der  Weiterentwi(  khin<r  der  Vrdkswirthsclialt  nnd  mit  fortschrei 
tender  Annutisation  der  Eisenbahnscbulden  auch  von  immer  grös- 
serer iioauzieller  Wichtigkeit  werden  wird  und  dadurch  erwünseii- 
termassen  die  sonst  erforderliche  Ansdehnnng  der  Bestenernng  etwu 
zn  beschrünken  erlaubt 


ii».üu<  kt  bfi  K.  Pulz  in  Ln\MLig, 
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